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          MICHAEL HÜTHER · JENS SÜDEKUM · ACHIM TRUGER
 
          HERAUSFORDERUNGEN FÜR DIE STABILISIERUNGSPOLITIK 2023
 
          Hohe Inflation und Energiekrise stellen die deutsche Wirtschaftspolitik vor große Herausforderungen. Die Autoren blicken aus unterschiedlichen Perspektiven auf die gesamtwirtschaftliche Entwicklung und machen Vorschläge, wie auf die Krise reagiert werden soll.
 
        
 
         
          MECHTHILD SCHROOTEN
 
          DER PREIS IST HOCH. INFLATION, PREISDECKEL UND PREISBREMSEN
 
          Was ist Inflation? Wie lässt sich die aktuelle Inflationsentwicklung erklären? Warum gibt es im Euroraum unterschiedliche Inflationsraten? Welche Rolle spielen Geldpolitik und staatliche Eingriffe? Und wie wirken Preisdeckel und -bremsen?
 
        
 
         
          SILKE TOBER
 
          WEN TRIFFT DIE INFLATION BESONDERS? HAUSHALTSSPEZIFISCHE INFLATIONSRATEN IN DEUTSCHLAND NACH DEN PREISSCHOCKS
 
          Die haushaltsspezifischen Inflationsraten in Deutschland zeigen eine überproportionale Belastung der Haushalte mit geringeren Einkommen durch die Preisschocks bei Energie und Nahrungsmitteln. Entlastung muss daher zielgerichtet erfolgen.
 
        
 
         
          GUNTHER SCHNABL
 
          GLOBALER INFLATIONSDRUCK. URSACHEN UND LÄNDERSPEZIFISCHE UNTERSCHIEDE
 
          Der globale Inflationsdruck war bereits vor den aktuellen Treibern Coronapandemie und Ukrainekrieg hoch. Wie stellt sich die Inflation in unterschiedlichen Ländern dar? Was sind die Folgen, und wie kann die Inflation bekämpft werden?
 
        
 
         
          LUKAS HAFFERT
 
          DIE HYPERINFLATION 1923 IM KOLLEKTIVEN GEDÄCHTNIS
 
          Viele Deutsche wissen nicht, dass Hyperinflation und Weltwirtschaftskrise zwei unterschiedliche Krisen waren. In ihrer Vorstellung vermischen sich beide zu einer einzigen Wirtschaftskrise. Das, woran man sich 2023 erinnert, ist viel mehr als das, was 1923 tatsächlich geschah.
 
        
 
         
          SEBASTIAN TEUPE
 
          EINE GLOBALGESCHICHTE DER INFLATION
 
          Eine Globalgeschichte der Inflation zu erzählen, bedeutet mehr, als nur die nationalen Inflationen der vergangenen 200 Jahre zu beschreiben. Denn Inflation war nicht nur eine international geteilte, sondern eine wechselseitig bedingte Erfahrung.
 
        
 
         
          ULRIKE MALMENDIER · KARIN LI
 
          AUS ERFAHRUNG KLUG? ZUR ENTSTEHUNG UND WIRKUNG VON INFLATIONSERWARTUNGEN
 
          Alltägliche Erfahrungen mit Preissteigerungen beeinflussen unsere Inflationserwartungen stark. Diese Erwartungen wiederum haben Folgen für ökonomische Entscheidungen von Haushalten und Firmen und spielen auch bei Prognosen von Experten eine Rolle.
 
        
 
      

       
        EDITORIAL
 
        Die Inflationsraten in Deutschland und der Eurozone sind nach wie vor immens. In der Hoffnung, die Preissteigerungen einzudämmen, erhöhte die Europäische Zentralbank zum Jahresende 2022 den Leitzins um 0,5 Prozentpunkte auf nunmehr 2,5 Prozent. Für 2023 kündigte sie weitere Zinsanhebungen an. Die Idee dahinter: Die Kreditaufnahme wird teurer, Investitionen und Konsum werden gedrosselt, und mit der sinkenden Nachfrage fallen die Preise. Die Erfolgsaussichten dieser Strategie sind in der jetzigen Lage jedoch ungewiss, da die aktuelle Inflation maßgeblich von hohen Energie- und Lebensmittelpreisen bestimmt ist.
 
        Im Kontext der Eurokrise ab 2009 war häufig von einer spezifisch deutschen „Stabilitätskultur“ die Rede, nicht nur im Ausland. So gilt in dieser Erzählung die Furcht vor der Inflation als „typisch deutsch“. Zur Erklärung dieser vermeintlichen Eigenart wird oft die Weimarer Hyperinflation von 1923 bemüht, die tiefe Spuren im kollektiven Gedächtnis hinterlassen habe und auch 100 Jahre später noch nachwirke. Für Generationen in der Bundesrepublik blieb das Phänomen Inflation dennoch abstrakt. Heute ist es spätestens an der Supermarktkasse für alle Haushalte konkret geworden.
 
        Wie soll der Staat reagieren? Die hohen Preise sind eine komplexe politische und soziale Herausforderung, einfache Antworten nach Lehrbuch gibt es nicht. Hinter den unterschiedlichen ökonomischen Instrumenten im Kampf gegen die Inflation stecken normative Konzepte und Vorstellungen von der Rolle des Staates. Zwar werden wir, wie der Bundeswirtschaftsminister Robert Habeck angekündigt hat, durch die Preisschocks alle ärmer. Wer aber genau wie arm wird, lässt sich politisch steuern.
 
        Lorenz Abu Ayyash
 
      

       
        GELDPOLITIK UND FINANZPOLITIK IM DILEMMA
 
        Michael Hüther
 
        Bei der Prognose der Wirtschaftsentwicklung für das Jahr 2023 landet man nicht nur in der gewohnten Nebelwand schlechter Sichtverhältnisse aufgrund unzureichend weit weisender Frühindikatoren und theoretischer Modelle. Diesmal wird die Sache dadurch besonders erschwert, dass die vorhandenen Informationen in höchstem Maße widersprüchlich sind. So hat das Statistische Bundesamt für das 3. Quartal 2022 einen Anstieg des Bruttoinlandsprodukts von 0,4 Prozent gegenüber dem Vorquartal ermittelt und zur Erklärung auf den privaten Verbrauch verwiesen, der mit einem Anstieg von 0,8 Prozent zu Buche schlägt. Allerdings lassen sich weder die Hinweise auf vermehrte Autokäufe noch auf die mit 5,9 Prozent angestiegenen Ausgaben für Beherbergung und Gaststätten mit den dafür vorhandenen Indikatoren schlüssig zusammenbringen.
 
        Betrachtet man die 2022 von Consensus Economics veröffentlichten „Consensus Forecasts“, scheint eine Rezession im kommenden Jahr unvermeidbar, fraglich bleibt nur das Ausmaß. Doch die im Jahresverlauf zunehmend sorgenvollen Meldungen aus vielen Branchen, die über die Belastung durch hohe Energiepreise klagen, passen beispielsweise nicht so recht zum Mittelstandspanel 2022 der Kreditanstalt für Wiederaufbau, das für September einen Anteil von 53 Prozent der Unternehmen ermittelte, die die Mehrbelastung für tragbar halten, nach 51 Prozent im Mai.01 Das Geschäftsklima hat sich seit September 2022 offenkundig stabilisiert und ist im November erstmals seit Mai 2022 wieder angestiegen, und zwar „merklich“ sowohl im verarbeitenden Gewerbe als auch bei den Dienstleistern.02 Auch laut dem Indikator der wirtschaftlichen Einschätzung zeigt sich in der Europäischen Union eine Stimmungsaufhellung zum Jahresende.03
 
        Das Besondere an dieser Entwicklung von 2022 nach 2023 liegt darin, dass die Rezession nicht – wie gewöhnlich in der deutschen Wirtschaftsgeschichte – durch einen Einbruch der gesamtwirtschaftlichen Nachfrage ihren Ausgang nimmt, sondern durch die angebotsseitigen Schwierigkeiten der energieintensiven Industrien mit deren Durchwirkung in der Wertschöpfungskette. So ist die Energieversorgung, vor allem die für den Standort bedeutsame Aussicht auf wettbewerbsfähige Preise, weiterhin die zentrale Herausforderung für die Unternehmen. Die Lage auf dem Arbeitsmarkt ist hingegen weitgehend stabil, und sollte es tatsächlich zu einer Rezession kommen, wäre dies eine weitere Besonderheit der anstehenden Konjunkturphase.
 
        Während das Bild für die Realwirtschaft changiert, sind die Erwartungen für die Inflation – gemessen am Konsumentenpreisindex – eindeutig: Nach den historischen Höchstständen werden sich im Jahr 2023 die Inflationsraten zurückbilden, aber immer noch rund drei Mal so hoch sein wie das Ziel der Europäischen Zentralbank, das bei 2 Prozent liegt. Die Herausforderung für die Notenbank besteht darin, die gebotene Rückführung der Inflation auf das Niveau, das mit Preisniveaustabilität über den Konjunkturzyklus vereinbar ist, jedenfalls so weit zu erreichen, dass die Inflationserwartungen in den Märkten bei diesem Inflationsziel verankert bleiben. Bei einem Teuerungsimport – wie derzeit durch die Energiepreise – ist die Notenbank grundsätzlich vor ein Dilemma gestellt. Denn diese Entwicklung hat sie nicht verursacht und kann sie auch nicht kontrollieren.
 
        Der Versuch, diese Teuerung zu bekämpfen und das mittelfristige Inflationsziel von 2 Prozent jederzeit durchzusetzen, kann nur um den Preis einer Stabilisierungsrezession erfolgreich sein. Die Notenbank steht nun vor der schwierigen Aufgabe, eine Überwälzung der Teuerung in eine binnenwirtschaftlich getragene Inflation zu verhindern. Das Risiko besteht – abgesehen von einem Wertverlust des Euro an den Devisenmärkten und Preisanpassungen als direkte Reaktion auf die verteuerten Importe – in einer Preis-Lohn-Preis-Spirale. Dazu wird es absehbar nicht kommen, wenn man sich beispielsweise die Tarifabschlüsse in Deutschland (chemische Industrie, Metall- und Elektroindustrie) näher anschaut; der klassische Konflikt zwischen Geldpolitik und Lohnpolitik kehrt nicht zurück.04 Gleichwohl hat die US-Notenbank Fed mit ihrem früher gestarteten und prononcierter betriebenen Zinserhöhungskurs die EZB zusätzlich unter Druck gesetzt, weil damit eine Abwertung des Euro einherging.
 
        Für die EZB hat sich der künftige Kurs dadurch erschwert, dass sie mit dem Einstieg in den Zinserhöhungspfad zugleich ein neues Anleihekaufprogramm für Staatsanleihen in Aussicht gestellt hat (Transmission Protection Instrument). Dieses Instrument dient der Eindämmung ansteigender Zinsspreads (oder Zinsdifferenzen) zwischen Anleihen hochverschuldeter Länder gegenüber Bundesanleihen. Die EZB ist hier Gefangene ihrer seit der Staatsschuldenkrise erweiterten Verantwortung. Mit dem vom damaligen EZB-Präsidenten Mario Draghi 2012 gegebenen Versprechen, die EZB werde tun „whatever it takes“, veränderte sich die Wahrnehmung der EZB – an den Kapitalmärkten entstand das Bild einer robusten, jederzeit ernst zu nehmenden und unkonventionell agierenden Notenbank.
 
        Das Risiko der Fragmentierung der Renditen von Staatsanleihen muss zweifellos ernst genommen werden, es ist jedoch abzuwägen mit den Effekten solcher Programme auf die fiskalische Solidität. Derzeit gibt es keinen Grund für Anleihekaufprogramme, denn seit der Staatsschuldenkrise 2015 haben sich die Bedingungen auch für hochverschuldete Länder verändert. So gilt einerseits: Die EZB ist mit der Zinspolitik spät, aber nicht zu spät unterwegs. Andererseits ist die EZB vor den Risiken zu warnen, die bei einer monetären Staatsfinanzierung durch die Aufkaufprogramme drohen. Die Preissignale von Zinsspreads haben eine wichtige Anreizwirkung für nationale Politiken.
 
        Alles in allem: Nach einer Dekade expansiver Geldpolitik und konsolidierender Finanzpolitik haben die Folgen der russischen Aggression den makroökonomischen Policy Mix vollends gedreht. Nun ist die Geldpolitik angesichts historisch hoher Inflation grundsätzlich einem restriktiven Kurs verpflichtet, während die Finanzpolitik mit Blick auf die Abfederung der Kaufkraftverluste bei den privaten Haushalten und der Kosteneffekte bei den Unternehmen auf Expansionskurs einschwenkte. Dabei steckt auch die Finanzpolitik in einem Dilemma: Die nationalen Anstrengungen müssen sich in die Fiskalregeln einfügen, um die budgetpolitischen Folgen in ihrer Gesamtheit für die Eurozone so einzuhegen, dass weder die Geldpolitik einen zusätzlichen Druck erfährt noch die finanzpolitische Reputation an den internationalen Kapitalmärkten Schaden nimmt.
 
        Derzeit sieht es für dieses Mindestmaß an Koordinierung in der Eurozone nicht gut aus. Gerade Deutschland hat durch isoliertes und nicht angemessen kommuniziertes Handeln mit dem „Doppel-Wumms“ Schaden angerichtet. Die Schuldenbremse mag all dies bei freier Deutung zulassen, die europäischen Fiskalregeln nicht. So fehlt jede Bereitschaft der europäischen Partner zur gebotenen europäischen Koordinierung; Deutschland hat es vorgemacht. Damit gilt für beide Politikbereiche, die Geldpolitik und die Finanzpolitik, dass es für die Bewältigung der jeweils großen und durchaus ungewöhnlichen Herausforderungen im Jahr 2022 und erst recht im Jahr 2023 bei aller grundsätzlichen Bestimmtheit über die Antworten große Unsicherheit in der Umsetzung gibt.
 
        Zunächst ist die Finanzpolitik aufgerufen, Klarheit zu schaffen. Sie muss 2023, aber sicher auch darüber hinaus, zielgenau die größten Effekte der Energiekrise abfedern und die für die Transformation zur Klimaneutralität notwendigen Infrastrukturinvestitionen finanzieren. Beides wird erhebliche Finanzmittel binden, die der gegenwärtigen Generation schon aus Fairnessgründen nicht über Steuerzahlung aufzubürden sind. Es bedarf einer nachhaltigen Kreditfinanzierung. Die aber muss europäisch in den Kontext der gemeinsamen Geldpolitik eingeordnet werden, durch indirekte Koordinierung über die Fiskalkriterien und direkt über ein gemeinsames Handlungsverständnis in der Eurozone. Damit gewinnen die Kapitalmärkte eine Orientierung über die weitere Entwicklung der Staatsfinanzen in der EU.
 
        Der Inflationstrend dürfte zum Jahreswechsel kippen und in eine Phase der Moderation eintreten. Dafür sprechen neben den erfolgten Zinsschritten die schwächeren Energiepreise, die gesunkenen Logistikkosten, der Rückgang der Reallöhne und die konjunkturelle Schwäche. Der Wechselkurs dürfte vorerst nicht mehr gegen das Stabilisierungsziel der europäischen Geldpolitik arbeiten. Die EZB wird die nächsten Zinserhöhungen deshalb geringer dimensionieren können, wie es die US-Zentralbank Fed bereits angekündigt hat. Das aber setzt voraus, dass die Finanzpolitik ihren expansiven Handlungsauftrag nicht beliebig, sondern koordiniert in der Eurozone wahrnimmt. Andernfalls droht eine Überdehnung der Funktionsbedingungen der Währungsunion.
 
         
          MICHAEL HÜTHER 
ist Direktor des Instituts der deutschen Wirtschaft Köln und Honorarprofessor an der EBS Business School, Oestrich-Winkel. huether@iwkoeln.de
 
        
 
        ANMERKUNGEN
 
        01 Vgl. Kreditanstalt für Wiederaufbau, KfW-Mittelstandspanel 2022, Frankfurt/M. 2022, S. 3.
 
        02 Vgl. Ifo Institut, Ifo Geschäftsklimaindex November 2022, München 2022.
 
        03 Vgl. Europäische Kommission, Business and Consumer Survey Results for November 2022, Brüssel 2022.
 
        04 Vgl. Michael Hüther, Überlegungen zur makroökonomischen Koordination im Lichte der deutschen Erfahrungen: Geldpolitik und Lohnpolitik im Konflikt?, in: List Forum 3/2018, S. 283–310.
 
      

       
        UNTERSCHIEDLICHE INFLATIONSKRANKHEITEN
 
        Jens Südekum
 
        Im November 2022 betrug die Inflationsrate in Deutschland 10 Prozent gegenüber dem Vorjahresmonat. In der Eurozone lag der Wert auf demselben Niveau. Seit Beginn der Währungsunion ist das ein trauriger Rekord. Die gestiegenen Preise sind überall im Alltag spürbar und machen Menschen mit geringen Einkommen und Ersparnissen existenziell zu schaffen. Woher kommen diese Preissteigerungen? Und wie lassen sie sich eindämmen?
 
        Für die Beantwortung dieser Fragen lohnt zunächst ein Blick in die Vereinigten Staaten, wo die globale Teuerung ihren Ausgang nahm. Denn die USA haben fast in Reinform die Geschichte einer nachfragegetriebenen Demand Pull Inflation erlebt. In Reaktion auf die Coronapandemie setzten zuerst Donald Trump und später auch Joe Biden auf größtmöglichen fiskalischen Stimulus. Anders als hierzulande fungierte der Staat in den USA nicht bloß als Versicherung bestehender Beschäftigungsverhältnisse. Zuerst wurde auf rasche Marktbereinigung gesetzt. Viele kleine Firmen verschwanden mit der Coronapandemie vom Markt, und die Arbeitslosenquote schnellte 2020 von unter 4 Prozent auf über 13 Prozent in die Höhe. Dafür wurden in der Folgezeit ultra-voluminöse staatliche Konjunkturprogramme in einem Gesamtumfang von über 5 Billionen Dollar (rund 20 Prozent des Bruttoinlandsprodukts) auf den Weg gebracht. Sie haben den entstandenen Nachfrageausfall nicht bloß geschlossen, sondern um mehr als das Doppelte überkompensiert.01 Prominente Ökonomen aus dem so titulierten Team Permanent, wie Olivier Blanchard oder Larry Summers, warnten frühzeitig davor, dass dies zu konjunktureller Überhitzung und verfestigter Inflation in den USA führen würde.02 Und tatsächlich übertrafen die privaten amerikanischen Konsum- und Investitionsausgaben bereits Anfang 2021 schon wieder das Vorkrisenniveau.03 Diese stark gestiegene Nachfrage traf jedoch auf ein begrenztes Angebot, denn globale Lieferketten waren weiterhin empfindlich gestört, nicht zuletzt wegen der chinesischen Null-Covid-Politik. Der staatlich angefachte Schub entlud sich somit in einem leer gefegten Arbeitsmarkt und löste einen rapiden Inflationsdruck aus, auf den die US-Zentralbank Fed erst relativ spät reagierte. Das Team Permanent lag also richtig, wie prominente Gegenspieler des Team Transitory – etwa Paul Krugman, der zunächst mit einem raschen Verschwinden der Inflation gerechnet hatte – später freimütig zugaben.04
 
        Beim europäischen Inflationspatienten liegt indes ein anderes Krankheitsbild vor. Zwar sind einige Symptome vergleichbar: Auch wir erleben eine Normalisierung der Nachfrage nach der Pandemie. Die Menschen fahren wieder in den Urlaub, strömen in die Restaurants und nehmen saftige Preise in Kauf. Bei vielen Gütern gibt es lange Lieferzeiten, denn die Staus der Containerschiffe vor den chinesischen Häfen treffen natürlich auch uns. Doch bei den Ursachen der Krankheit überwiegen die Unterschiede.
 
        Die europäische Inflation ist zuallererst die Folge des russischen Angriffskriegs auf die Ukraine. Von der 10-prozentigen Teuerung in der Eurozone ist rund die Hälfte (also 5 Prozentpunkte) direkt dem Einfluss gestiegener Energie- und Lebensmittelpreise geschuldet. Die restlichen 5 Prozent stehen für die Kerninflation. Doch auch die dortigen Preisanstiege sind oft indirekte Folgen der Energiepreisschocks, etwa weil Unternehmen ihre gestiegenen Kosten an die Kunden weiterreichen müssen.05
 
        Dagegen ist die heimische (private oder staatliche) Nachfrage kein prominenter Inflationstreiber.06 Die europäischen Hilfsprogramme während der Pandemie lagen im Rahmen oder unterhalb der Produktionslücke, die privaten Konsumausgaben haben das Vorkrisenniveau weiterhin nicht erreicht. Zudem sehen wir in der Eurozone keine Zweitrundeneffekte der Energiepreisschocks. Zwar wurde eindringlich vor einer Lohn-Preis-Spirale gewarnt. Doch selbst in stark gewerkschaftlich organisierten Branchen wie der süddeutschen Metall- und Elektroindustrie konnten die Tarifabschlüsse nicht mit der Inflation mithalten, sodass Reallohnverluste von rund 4 Prozent die Folge waren. Nachfragedruck kommt allenfalls aus dem Ausland im Geleitzug des US-amerikanischen Konsumbooms. Denn die straffen Zinserhöhungen der Fed führten zu einer Abwertung des Euro und damit zu beflügelter Importnachfrage aus den USA.
 
        Kurzum: Die Anatomie der europäischen Inflation ist anders als in den Vereinigten Staaten. Wir erleben Cost Push, nicht Demand Pull. Eine Überstimulierung der Nachfrage hat in Europa nicht stattgefunden, worauf auch die Wortführer des Team Permanent wiederholt hinwiesen.07 Dafür sind wir viel stärker von den Angebotsschocks getroffen, die in fast alle Wirtschaftsbereiche ausstrahlen – letztlich eine Folge unserer Abhängigkeit von russischer Energie, die es so in den USA nie gab.
 
        Wenn sich Krankheitsbilder unterscheiden, sollten auch andere Therapien zum Einsatz kommen: In den USA ist restriktive Geldpolitik folgerichtig, denn bei konjunktureller Überhitzung sind hohe Zinsen zur Abkühlung der Nachfrage unvermeidlich. Dieselbe Medizin kann in Europa, zumal bei zu hoher Dosierung, aber zu höchst unerwünschten Nebenwirkungen führen. Alle Institute erwarten für 2023 eine konsumgetriebene Rezession.08 Die mit hohen Energiekosten konfrontierten Haushalte werden ihre sonstigen Ausgaben einschränken, denn die Corona-Ersparnisse sind allmählich aufgebraucht. Viele Unternehmen werden auf diesen Mix aus hoher Kostenbelastung bei bröckelnder Nachfrage mit Einschränkungen des Geschäftsbetriebs reagieren. In einer solchen Gemengelage können zusätzliche geldpolitisch induzierte Nachfragedrosselungen der Europäischen Zentralbank (EZB) toxisch sein. Zinspolitik wirkt immer zeitverzögert. Somit dürften sich die bereits beschlossenen Erhöhungen des Hauptrefinanzierungssatzes auf aktuell 2,5 Prozent inmitten der Rezession auswirken und diese länger und tiefer machen als nötig.
 
        Die EZB steht vor einem Dilemma. Sie hat ein eindeutiges Mandat mit Preisniveaustabilität als Primärziel. Insofern musste sie auf die hohe Teuerung reagieren. Die restriktive Geldpolitik dürfte auch dazu beigetragen haben, dass die langfristigen Inflationserwartungen relativ stabil sind und eine Lohn-Preis-Spirale, die es ansonsten vielleicht gegeben hätte, erst gar nicht entstand. Diese Erfolge kann die EZB für sich reklamieren. Aber jetzt darf sie nicht übers Ziel hinausschießen.
 
        Oftmals sind Zentralbanken in Schwellenländern gezwungen, die Zinsschritte der Fed ohne Rücksicht auf die eigene Konjunktur mitzugehen. Dies geschieht, um eine Abwertung der Landeswährung gegenüber dem Dollar zu verhindern, die mit importierter Inflation und erschwerter Bedienung von Auslandsschulden einherginge.
 
        In einem gewissen Sinne sieht sich die EZB gerade mit einem ähnlichen Problem konfrontiert.09 Aber natürlich kann Europa viel besser mit einem starken Dollar umgehen als einzelne kleine Volkswirtschaften, deshalb sollte der Wechselkurs nicht zu sehr im Fokus stehen. Europa braucht im Angesicht einer Rezession keine weitere Abkühlung der Nachfrage. Das gilt umso mehr, weil sich die Angebotsschocks – also die eigentlichen Inflationstreiber – allmählich von selbst zurückzubilden scheinen.10 Die EZB sollte das angekündigte Tempo der weiteren Zinserhöhungen deshalb zurückfahren und alsbald einen Kurswechsel einleiten.
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        NOTWENDIGE ZIELGENAUIGKEIT
 
        Achim Truger
 
        Der Angriffskrieg Russlands auf die Ukraine und dessen Auswirkungen stellen die deutsche Wirtschaftspolitik vor große Herausforderungen. Die Einschränkung russischer Erdgaslieferungen hat die Energiekrise verschärft und die bereits im Jahr 2021 erhöhte Inflation weiter angeheizt. Dies belastet Haushalte und Unternehmen massiv und trübt den konjunkturellen Ausblick. Die massiv gestiegenen Energiepreise führen zu erheblichen Kaufkraftverlusten und dämpfen die privaten Konsumausgaben. Gleichzeitig belasten sie die Produktion insbesondere in den energieintensiven Industriezweigen. Hohe wirtschaftliche Unsicherheit und ein schwaches außenwirtschaftliches Umfeld lassen kaum Wachstumsimpulse durch Investitionen und Exporte erwarten. Der Sachverständigenrat prognostiziert für das Jahr 2022 ein Wachstum des realen BIP um 1,7 Prozent und für 2023 einen leichten Rückgang um 0,2 Prozent. Auch wenn dieser nur relativ gering ausfällt, sollte er nicht darüber hinwegtäuschen, dass die deutsche Wirtschaft sich zuvor noch nicht vollständig von der Coronakrise erholt hatte und die Abwärtsrevision der Prognosen dramatisch ist: So hatte der Sachverständigenrat noch vor einem Jahr mit einem Wachstum von 4,6 Prozent für 2022 gerechnet und im Frühjahr 2022 für das Jahr 2023 noch mit einem Wachstum von 3,6 Prozent. Zudem bestehen erhebliche Abwärtsrisiken für den konjunkturellen Ausblick. Im – mittlerweile unwahrscheinlicher gewordenen – Extremfall könnte es zu einer Gasmangellage kommen, die mit weitreichenden Produktionsausfällen einhergehen dürfte.
 
        Die Verbraucherpreisinflation erreichte im Oktober 2022 in Deutschland mit einer Rate von 10,4 Prozent im Vorjahresvergleich den höchsten Stand seit Anfang der 1950er Jahre. Sie ist von hohen Raten bei allen drei Hauptaggregaten, Energie, Nahrungsmitteln und Kerninflation, getrieben. Auch wenn die Inflation im Laufe des Jahres 2023 rückläufig sein dürfte, ist noch bis ins Jahr 2024 hinein mit überhöhten Inflationsraten zu rechnen. Laut Prognosen des Sachverständigenrates liegt die Inflationsrate 2022 bei 8,0 Prozent und 2023 bei 7,4 Prozent.
 
        Energiekrise und hohe Inflation erfordern schnelles und entschlossenes Handeln durch die Geldpolitik, die Energiepolitik und die Finanzpolitik.
 
        Neben dem verknappten Energieangebot haben vor allem eine hohe globale Nachfrage sowie Angebotsstörungen die Inflation angetrieben. Die negativen angebotsseitigen Schocks belasten die Realwirtschaft. Eine restriktive Geldpolitik dämpft die Nachfrage und belastet die Realwirtschaft zusätzlich. Dennoch war der entschlossene geldpolitische Straffungskurs der Europäischen Zentralbank (EZB) grundsätzlich richtig, um eine Entankerung der Inflationserwartungen zu verhindern, die Glaubwürdigkeit der EZB zu erhalten und die Inflation mittelfristig auf den Zielwert von 2 Prozent zurückzuführen. Die Kunst besteht allerdings darin, die Zinsen mit Augenmaß zu erhöhen, um die Inflation zu dämpfen, ohne dass die Konjunktur übermäßig einbricht und der Euroraum in eine tiefe Krise stürzt. Daher sollte die EZB angesichts der zuletzt leicht entspannten Inflationslage zunächst zu maßvolleren Zinserhöhungen übergehen und dann eine abwartende Haltung einnehmen.
 
        Im Zusammenhang mit dem russischen Angriffskrieg stieg der Erdgaspreis seit Herbst 2021 massiv an und erreichte im Großhandel im Jahr 2022 Höchststände. Da dies auch die Stromerzeugungskosten der Gaskraftwerke stark erhöht hat, stiegen auch die Preise auf dem Strommarkt stark an. Die hohen Preise wurden zum Teil bereits auf private Haushalte und Unternehmen überwälzt und dürften im kommenden Jahr vor allem für Haushalte weiter ansteigen. Um den Energiepreisanstieg kurzfristig zu begrenzen, sollten die umfangreichen Aktivitäten zur Beschaffung von LNG noch verstärkt werden. Darüber hinaus können eine befristete Rückkehr von Kohlekraftwerken aus der Reserve oder die geplante Verschiebung der Stilllegung der Kernkraftwerke zur Entspannung der Energiemärkte beitragen. Dabei handelt es sich allerdings lediglich um Überbrückungsmaßnahmen in der akuten Krise. Die Schlüsselrolle kommt dem möglichst ambitionierten Ausbau der erneuerbaren Energien zu, da ohne sie die Erreichung der Klimaziele verfehlt zu werden droht.
 
        Um die Energiekrise zu bewältigen und ihre kurzfristigen Folgen abzufedern, wurden umfangreiche Entlastungsmaßnahmen beschlossen. Dies ist angesichts der enorm gestiegenen Preise grundsätzlich gerechtfertigt. Nach Analysen des Sachverständigenrates dürfte die rekordhohe Inflation – ohne Kompensationsmaßnahmen und Ausweichreaktionen – die Nettorealeinkommen der privaten Haushalte um durchschnittlich mehr als 5 Prozent mindern. Während die einkommensstärksten 10 Prozent der Haushalte mit 3,7 Prozent belastet werden, sind Haushalte in der unteren Hälfte der Einkommensverteilung überproportional betroffen, weil der Anteil der besonders stark verteuerten Aufwendungen für Energie an den Gesamtausgaben bei ihnen besonders hoch ist.01 Die Realeinkommen der unteren Hälfte werden durchweg um mehr als 6 Prozent gemindert, bei den einkommensschwächsten 10 Prozent der Haushalte sind es sogar 8,3 Prozent. Hinzu kommt, dass die einkommensschwächeren Haushalte zumeist über keine Reserven verfügen, sodass die Preiserhöhungen kaum zu verkraften sind. Zudem wären viele energieintensive Unternehmen ohne Unterstützungsmaßnahmen massiv in ihrer Existenz bedroht.
 
        Die mittelfristige Schuldentragfähigkeit ist durch die angestrebte zusätzliche öffentliche Kreditaufnahme bislang nicht gefährdet: Die Schuldenstandsquote dürfte unterhalb von 70 Prozent des BIP bleiben und in der Tendenz rückläufig sein; die Zinslastquote dürfte verkraftbar bleiben. Die schwere Energiekrise würde eine erneute Inanspruchnahme der Ausnahmeregel der Schuldenbremse im Jahr 2023 rechtfertigen. Die stattdessen gewählte Finanzierung durch die Befüllung des Wirtschaftsstabilisierungsfonds (WSF) als Sondervermögen im Jahr 2022 ist einerseits intransparent. Andererseits mag der WSF die mit Schulden zu finanzierenden Ausgaben stärker auf Energiepreisentlastungen begrenzen als eine neuerliche Ausnahme von der Schuldenbremse im Jahr 2023.
 
        Die Entlastungsmaßnahmen sollten möglichst zielgenau ausgestaltet sein. Bei den privaten Haushalten sollten sie die Energiesparanreize erhalten sowie auf untere und mittlere Einkommen fokussiert sein, die die Belastungen durch die Energiekrise nicht tragen können. Bei den Unternehmen sollten die Unterstützungsmaßnahmen nicht darauf ausgerichtet sein, ausnahmslos alle Unternehmen zu erhalten, sondern nur diejenigen, die bei erwartbar dauerhaft höheren Energiepreisen über ein tragfähiges Geschäftsmodell verfügen. Die Einhaltung der Zielgenauigkeit ist energie- und verteilungspolitisch wichtig. Sie verhindert aber auch, dass die öffentlichen Haushalte mittelfristig unnötig strapaziert werden und dass die Finanzpolitik den Inflationsdruck nachfrageseitig verschärft.
 
        Idealerweise würden direkte Transfers zielgerichtet jene Haushalte entlasten, die von der hohen Inflation besonders stark betroffen sind und gleichzeitig kaum über finanzielle Spielräume verfügen, die Belastungen zu tragen. Möglichst schnell sollte dazu ein unbürokratisches Instrument für einkommensabhängige direkte Transfers entwickelt werden. Die bisherigen Maßnahmen waren jedoch wenig zielgenau. Der Tankrabatt und die Umsatzsteuersenkung auf Erdgas sind weder energie- noch verteilungspolitisch zielgenau. Die Energiepreispauschale sowie die geplanten Gas- und Strompreisbremsen sind energiepolitisch grundsätzlich sinnvoll, weil sie die hohen Marktpreise jenseits des Basisbedarfs in vollem Umfang erhalten und auch beim entlasteten Basisbedarf nicht die Vorkrisenpreise, sondern die mittelfristig erwarteten erhöhten Energiepreise ansetzen. Verteilungspolitisch sind die Maßnahmen jedoch nicht zielgenau, denn sie entlasten auch in hohem Maße Haushalte mit hohen Einkommen, die die Belastungen eigentlich selbst schultern könnten. Selbst wenn die erhaltene Unterstützung der Einkommensteuer unterworfen wird, bleibt ihnen mehr als die Hälfte der Entlastung. Dadurch wird letztlich zu viel Geld ausgegeben, die öffentlichen Haushalte werden unnötig belastet und die Inflation unnötig angeheizt.
 
        Daher plädiert der Sachverständigenrat dafür, befristet diejenigen an der Krisenfinanzierung zu beteiligen, die die hohen Preise schultern können. Der Ausgleich der kalten Progression ist steuersystematisch zwar grundsätzlich gerechtfertigt. In der aktuellen Situation, in der kurzfristig vor allem eine zielgenaue Entlastung unterer Einkommensgruppen geboten erscheint und die Lage der öffentlichen Finanzen angespannt bleibt, wäre eine Verschiebung auf einen späteren Zeitpunkt sinnvoll. Außerdem könnten Haushalte mit hohen Einkommen, die ungerechtfertigt von den Entlastungsmaßnahmen profitieren durch einen streng befristeten Energie-Solidaritätszuschlag oder eine Erhöhung des Spitzensteuersatzes zur teilweisen Gegenfinanzierung herangezogen werden. Das würde das Gesamtpaket zielgenauer machen, die fiskalische Belastung reduzieren und den Inflationsdruck begrenzen.
 
         
          Dieser Beitrag basiert auf dem Jahresgutachten 2022/2023 des Sachverständigenrates zur Begutachtung der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung.
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        DER PREIS IST HOCH
 
        Inflation, Preisdeckel und Preisbremsen
 
        Mechthild Schrooten
 
        Die Inflation ist hoch – nicht nur in Deutschland. Neoklassisch-monetaristische Inflationstheorien können das aktuelle Geschehen kaum erklären. In den Wirtschaftswissenschaften ist man sich weitgehend einig, dass diese Inflation vor allem auf Preis- und Angebotsschocks zurückgeht. Fossile Energie hat sich auf den internationalen Märkten kräftig verteuert. Dazu kommen Knappheiten bei Grundstoffen und unterbrochene Lieferketten. Deutschland ist von Energie- und Rohstoffimporten abhängig. Die Inflation ist in einem großen Maße „importiert“.
 
        Lehrbuchmäßig wird zur Inflationsbekämpfung eine straffe Geldpolitik mit Zinssteigerungen vorgeschlagen. Dies scheint im aktuellen Fall nur begrenzt erfolgversprechend. Offenbar kommt dem Staat eine herausragende Bedeutung bei der aktuellen Inflationsbekämpfung zu. Viele Länder nehmen auf die Preisentwicklung mit Transfers, Subventionen und Regulierung Einfluss. Damit befinden wir uns in einer besonderen wirtschaftspolitischen Ära.
 
        Mittelfristig und langfristig werden die Transformation des Energiemixes, aber auch die Effekte aus einer Neukonzeption der Globalisierung die Inflation beeinflussen. Langfristig ist davon auszugehen, dass von der Transformation der Energiewirtschaft, von dem Übergang auf erneuerbare Energien und dem Aufbau fairer Globalisierungsbedingungen beruhigende Effekte auf die Preisentwicklung ausgehen werden.
 
        INFLATION, HYPERINFLATION, DEFLATION
 
        Inflation ist dem Kaufkraftverlust von Geld gleichzusetzen. Sie ist ein Phänomen, das die Geldgeschichte prägt. Heute gilt für die Europäische Zentralbank (EZB) eine mittelfristige Inflation von 2 Prozent im Jahr als Zielgröße; diese Inflationsrate gilt als „normal“. Ist diese Größe erreicht, so gilt die Eurozone definitorisch als preisstabil. Das ist aktuell nicht der Fall, vielmehr liegen die Inflationsraten der Eurozone, aber auch Deutschlands kräftig über der angestrebten Zielmarke von 2 Prozent. In Deutschland lag die Inflation im Oktober 2022 bei 10,4 Prozent gegenüber dem Vorjahr. Für Deutschland ist dies ein sehr hoher Wert. Der Vergleichswert für die USA liegt bei 7,7 Prozent, für Japan bei 3,7 Prozent.
 
        Eine sich selbst beschleunigende Inflation mit einer Rate von 50 Prozent und mehr im Monat wird auch „Hyperinflation“ genannt. Von einer Hyperinflation sind die Entwicklungen in Deutschland, der Eurozone, aber auch in den USA weit entfernt. Hyperinflation geht in der Regel mit einer völligen Destabilisierung der Geldwirtschaft einher. Der Übergang in eine Naturalwirtschaft, also einer Wirtschaft, in der nur Waren gegen Waren getauscht werden, ist wahrscheinlich. Dies hat weitreichende Konsequenzen für den gesellschaftlichen Zusammenhalt. In der Regel geht Hyperinflation mit einer Staatskrise einher.
 
        Das Gegenteil von Inflation ist Deflation. In einer solchen Situation sinken die Preise. Deflation ist in der Regel mit großen ökonomischen Verwerfungen verbunden, da alle Akteur:innen begreifen, dass eine Investition, die in die Zukunft geschoben wird, kostengünstiger wird. Dies gilt auch für den Konsum. Befindet sich eine Volkswirtschaft in der Deflation, ist es rational, die Anschaffung langlebiger Konsumgüter zeitlich nach hinten zu schieben. Damit ist eine längerfristige Nachfrageflaute zu erwarten, und eine Rezession ist wahrscheinlich. Eine Deflation ist nur schwer zu bekämpfen. Japan gilt als ein prominentes Beispiel. Hier wurde lange Zeit versucht, mit einer Kombination aus extrem hoher staatlicher Nachfrage (expansive Fiskalpolitik) und Niedrigzinspolitik (expansive Geldpolitik) die Deflation und damit die gesamtwirtschaftliche Stagnation und Rezessionsgefahren zu durchbrechen.
 
        Weder die Deflation noch hohe Inflationsraten sind erstrebenswerte gesamtwirtschaftliche Zustände. Beide Phänomene haben weitreichende Konsequenzen für die Erwartungen und damit für die Entscheidungen von Akteur:innen. In der aktuellen Situation hoher Inflationsraten wird händeringend nach einer Möglichkeit gesucht, auf den Weg der Preisstabilität zurückzufinden. Als verantwortliche Instanz für die Geldwertstabilität wird in der Regel die Zentralbank eines Landes beziehungsweise Währungsraumes gesehen. Aktuell stehen die Zentralbanken und ihre geldpolitischen Instrumente in vielen Ländern auf dem Prüfstand.
 
        KLASSISCHE INFLATIONSTHEORIEN UND „IMPORTIERTE INFLATION“
 
        Geldpolitik wird oft in Modellen gedacht. Der Monetarismus hat die wohl bekannteste Inflationstheorie geliefert. Demnach gibt es einen direkten Zusammenhang zwischen dem Geldmengenwachstum und der Preisentwicklung. Dabei wird immer ceteris paribus argumentiert – also unter sonst gleichen Bedingungen. Der Monetarismus konnte auf die sogenannte Quantitätsgleichung von Irving Fisher (1867–1947) zurückgreifen. In der Quantitätsgleichung01 werden die Gütersphäre und die Geldsphäre einander gegenübergestellt, gewissermaßen als wenn sie entkoppelt wären. Vereinfachend kann auf dieser Grundlage angenommen werden, dass bei steigender Geldmenge und gleichbleibender Produktion und Umlaufgeschwindigkeit das Preisniveau reagieren muss. Daraus kann abgeleitet werden, dass bei deutlich steigender Geldmenge – unter sonst gleichen Bedingungen – Inflation die Folge ist.
 
        Der auf den Arbeiten von Milton Friedman basierende Monetarismus erklärt die Geldmenge zur zentralen Einflussgröße der Preisstabilität und der wirtschaftlichen Entwicklung. Diese Theorie bietet auch die Grundlage für den Anspruch, dass Zentralbanken ihre Politik auf die Sicherung der Preisstabilität ausrichten sollen. Eine zentrale Leistung des Monetarismus ist es, dass sich diese Theorie relativ leicht mit empirischen Daten verbinden lässt.
 
        Doch in den vergangenen 15 Jahren hat dieses relativ mechanistische Weltbild an Erklärungskraft verloren. Gerade in der Eurozone, aber auch in den USA wurde auf eine extrem expansive Geldpolitik zur Unterstützung der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung gesetzt. Die Geldmenge stieg kräftig. Die vielfach erwartete Inflationsentwicklung blieb jedoch aus. Sie setzte erst ein, als in der zweiten Hälfte des Jahres 2021 die Preise für fossile Energie auf den Weltmärkten anzogen. Das hatte nichts mit der vorangegangenen Geldmengenexpansion zu tun. Offenbar haben sich Geldmengenentwicklung und Inflation im Gefüge des sogenannten Finanzmarktkapitalismus weitgehend entkoppelt. Vor diesem Hintergrund spricht vieles dafür, dass diese populäre Theorie kaum weiterhilft, wenn es um die Erklärung der aktuellen Preisentwicklung geht.
 
        Ähnlich sieht es mit den Erklärungsansätzen des traditionellen Keynesianismus aus. Dieser erklärt Inflation vorrangig durch eine „Übernachfrage“ – etwa in Zeiten eines Booms. Die typische Antwort auf die überbordende Nachfrage ist es, die staatlichen Ausgabenprogramme zu straffen. Fährt der Staat seine Nachfrage zurück, wirkt dies dämpfend auf die Gesamtwirtschaft. In dieser Argumentation wird also nicht die Geldmengenentwicklung für die Preisentwicklung verantwortlich gemacht, sondern das „Überhitzen“ der Realwirtschaft.
 
        Ein solcher gesamtwirtschaftlicher Nachfrageüberhang ist aktuell in Deutschland kaum zu diagnostizieren. Das Wirtschaftswachstum ist eher gering; es lag im 3. Quartal 2022 gerade einmal bei 0,4 Prozent gegenüber dem Vorjahr in Deutschland. Vielfach wird von einer Rezessionsgefahr ausgegangen. Von einer Boomphase ist die deutsche Wirtschaft 2022 weit entfernt.
 
        Das aktuelle Inflationsgeschehen ist komplex. Einen wichtigen Erklärungsansatz liefert in diesem Zusammenhang die Idee von der „importierten Inflation“. Diese setzt sich aus zwei Komponenten zusammen: einerseits der Preisentwicklung auf den internationalen Märkten, andererseits der Wechselkursentwicklung des Euro gegenüber dem US-Dollar. Kurzum: Insbesondere die hohen Weltmarktpreise für fossile Energie schlagen auf die nationalen Inflationsraten durch. Dazu kommt, dass auch die Weltmarktpreise für andere Rohstoffe, Grundstoffe und Lebensmittel teilweise erheblich angezogen haben. Verschärfend schlagen Lieferengpässe, weltwirtschaftliche Entwicklung, aber auch der russische Angriffskrieg auf die Ukraine zu Buche.
 
        Angebotsoligopole prägen die internationalen Märkte für fossile Energie schon lange. Auch andere Märkte für andere Rohstoffe sind teilweise von Oligopolen und Fast-Monopolen geprägt. Die Anbieter:innen haben gegenüber der Nachfrage Marktmacht. Denn Marktmacht bedeutet Preissetzungsmacht und führt letztendlich zum Marktversagen. Die „unsichtbare Hand“ wirkt in einer solchen Situation hilflos. Dazu kommt die Abwertung des Euro gegenüber dem US-Dollar. Bei einer Abwertung des Euro sinkt seine Kaufkraft gegenüber dem US-Dollar. Verträge auf den internationalen Märkten sind oftmals in US-Dollar formuliert. Wenn der Euro an Wert verliert, bedeutet dies, dass immer höhere Preise gemessen in Euro zu zahlen sind. Das gilt selbst dann, wenn der Preis in US-Dollar auf den internationalen Märkten stagniert. Auch das ist importierte Inflation.
 
        Es handelt sich daher um ein strukturelles Problem, das kaum kurzfristig gelöst werden kann. Diese Preisentwicklung ist nicht durch Geldpolitik beeinflussbar. Sie ist auch nicht durch traditionelle Fiskalpolitik kurzfristig zu bändigen. Vielmehr hat die Energiepreisentwicklung das Potenzial, auf allen Stufen des Wirtschaftens zu wirken – und somit die Inflation zu verfestigen. Verfestigte Inflation bedeutet aber, dass die Inflationserfahrung von heute die Inflationserwartung von morgen mitbestimmt. Unter diesen Umständen kann es leicht zu sogenannten Zweitrundeneffekten und etwa Gewinn-Preis-Spiralen oder Lohn-Preis-Spiralen kommen. Ein Zweitrundeneffekt entsteht dann, wenn die Preissteigerungen auf den Gütermärkten auf andere Märkte, also etwa die Kapitalmärkte oder Arbeitsmärkte, ausstrahlen und dort weitergegeben werden. Genau diese Zweitrundeneffekte werden besonders befürchtet, denn dann lässt sich die Inflation immer schlechter steuern.
 
        GELDPOLITIK UND INFLATIONSRATEN IM EURORAUM
 
        Wäre die Geldpolitik für die aktuelle Inflation verantwortlich zu machen, müssten alle Mitgliedsstaaten der Eurozone eine ähnliche Inflationsdynamik aufweisen. Denn sie unterliegen allesamt der Geldpolitik der EZB. In allen Ländern der Eurozone liegt die Preisentwicklung deutlich über der Zielinflationsrate der EZB von 2 Prozent. Jedoch ist die Eurozone auch in Bezug auf die Inflationsentwicklung ein sehr heterogener „Club“. Die Inflationsraten unterscheiden sich zwischen den einzelnen Mitgliedsländern der Eurozone, aber auch der EU erheblich.
 
        Um die Verbraucherpreisentwicklungen zwischen den einzelnen Mitgliedsländern der Eurozone, aber auch innerhalb der EU vergleichbar zu machen, wird der sogenannte Harmonisierte Verbraucherpreisindex (HVPI) herangezogen. Die höchsten Inflationsraten erreichten im Oktober 2022 Estland (22,5 Prozent), Litauen (22,1 Prozent) und Lettland (21,7 Prozent). Die baltischen Staaten führen seit Längerem die Inflationsstatistik an. Für Deutschland wies der HVPI im Oktober 2022 eine Preissteigerung gegenüber dem Vorjahr von 11,6 Prozent auf. Deutschland lag damit über dem Durchschnittswert der Eurozone von 10,6 Prozent. Innerhalb der Eurozone wird die geringste Inflationsrate seit Monaten in Frankreich realisiert (Abbildung).
 
         
          Abbildung: Harmonisierter Verbraucherpreisindex im Oktober 2022 – Veränderung gegenüber dem Vorjahr in Prozent
 
          [image: Das Säulendiagramm zeigt den deutlichen Anstieg der Inflationsraten im Euroraum und der gesamten EU. Frankreich hat mit sieben Prozent die geringste Inflationsrate, Estland mit über 22 Prozent die höchste. Deutschland liegt mit 11,6 Prozent über dem EU-Durchschnitt von 10,6.] 
          Quelle: Eurostat, Euroindikatoren 130/2022
 
        
 
        Die Europäische Zentralbank hat sich dazu entschlossen, die Leitzinsen schrittweise zu erhöhen. Weitere Zinsschritte in der Zukunft sind denkbar. Die bisherigen Erfahrungen mit der Zinserhöhung lassen erkennen, dass eine kurzfristige, deutliche Dämpfung der hohen Inflationsraten nicht erfolgt ist. Diese Erfahrung wurde zunächst auch in den USA gemacht. Allerdings wurde dort für den Oktober 2022 mit 7,7 Prozent erstmalig seit langer Zeit eine geringere Inflationsrate als im Vormonat gemeldet.
 
        Auch wenn die Zinsschritte der EZB zunächst keine sichtbare Inflationsdämpfung nach sich ziehen konnten, dürften sie jedoch indirekt gewirkt haben. Dies gilt zumindest für die Wechselkursentwicklung des Euro gegenüber dem US-Dollar. Hier konnte die dynamische Abwertungstendenz des Euro gemildert werden. In einem solchen Gefüge steigen die in Euro umgerechneten Weltmarktpreise weniger schnell als bei einer dynamischen Abwertung.
 
        Interessant sind aus der Sicht der EZB jedoch auch die großen Inflationsunterschiede zwischen den einzelnen Mitgliedsländern der Eurozone. Alle Länder der Währungsunion operieren unter den gleichen geldpolitischen Rahmenbedingungen. Daher kann es nicht die Geldpolitik sein, die die Inflation auf der nationalen Ebene bestimmt, sondern andere Faktoren. Die Geldpolitik der EZB scheint ihrer satzungsmäßigen Bestimmung – Inflationsbekämpfung – in der aktuellen Situation nur bedingt Rechnung tragen zu können. Dies hat auch mit den Inflationsursachen zu tun, die abseits der geldpolitischen Verantwortung liegen.02 Vor diesem Hintergrund wäre es überlegenswert, die Geldpolitik und ihre Instrumente zukünftig stärker zur präferentiellen Finanzierung der notwendigen ökologischen Transformation in der Eurozone einzusetzen.03
 
        Was steckt indes hinter den Inflationsdifferenzen in der Eurozone? Offenbar sind es vor allem strukturelle Faktoren, die die Unterschiede erklären können. Genannt seien beispielhaft hier der Energiemix, die Einbindung in den Weltmarkt oder die Abhängigkeit von internationalen Lieferketten. Darüber hinaus spielen jedoch auch staatliche Eingriffe, wie Preisdeckel und Regulierung, eine erhebliche Rolle. So dürfte die relativ geringe Inflation in Frankreich auch auf die Tatsache zurückzuführen sein, dass hier bereits seit längerem Preisbremsen für Gas und Strom installiert sind. Es zeigt sich: Regulierung ist für die Inflationsentwicklung ein scharfes Schwert.
 
        INFLATION UND INFLATIONSERWARTUNGEN IN DEUTSCHLAND
 
        Vom Statistischen Bundesamt wird die Inflation in Deutschland auf der Grundlage der Entwicklung des Verbraucherpreisindexes (VPI) gemessen. Der so konstruierte Verbraucherpreisindex weicht gerade bei der Bewertung von selbstgenutztem Wohneigentum vom europäischen HVPI ab. Bei der Berechnung solcher Indices wird jeweils ein spezifischer Warenkorb zugrunde legt. In den Warenkorb gehen sowohl Güter als auch Dienstleistungen mit speziellen Gewichten ein. Dieser Warenkorb ist ein statistisches Konstrukt. Kaum ein Haushalt wird tatsächlich solche Konsumgewohnheiten zeigen, die exakt mit der Zusammensetzung des Warenkorbs übereinstimmen. Die „persönliche Inflationsrate“ kann daher deutlich von der offiziellen Inflationsrate abweichen. Dies ist insbesondere dann der Fall, wenn es erhebliche Unterschiede zwischen den persönlichen Konsumgewohnheiten und der Zusammensetzung des Warenkorbs gibt.04
 
        Inflation bedeutet immer Kaufkraftverlust des Geldes. Dabei trifft der Preisanstieg nicht alle Produkte gleichmäßig, vielmehr schlägt vor allem die Energiepreisentwicklung zu Buche. Bezogen auf Deutschland lagen im Oktober 2022 die Energiepreise über alle Energieträger gerechnet um 43 Prozent über dem Niveau von Oktober 2021. Bei dieser Berechnung sind die Entlastungen, die durch die unterschiedlichen Politikmaßnahmen getätigt wurden, bereits einbezogen.05 Die hohen Kosten für fossile Energie stellen den aktuellen Energiemix nicht nur aus ökologischer Sicht, sondern auch aus ökonomischer Sicht nachhaltig infrage.
 
        Nahrungsmittel sind eine weitere Gütergruppe, bei der die Lebenshaltungskosten kräftig gestiegen sind. Nahrungsmittel verteuerten sich im Durchschnitt um 20,3 Prozent gegenüber dem Vorjahr (Stand: Oktober 2022).06 Bei der Lebensmittelproduktion fallen erhebliche Energiekosten an, die vielfach von den Unternehmen über steigende Nahrungsmittelpreise an die Verbraucher:innen weitergegeben werden. Zudem spielen die steigenden Weltmarktpreise für Rohstoffe und Getreide eine große Rolle.
 
        Da Energiepreise und Nahrungsmittelpreise auch in sogenannten ruhigeren Zeiten hochgradig schwanken, liefert das Statistische Bundesamt neben der allgemeinen Inflationsrate Daten zur sogenannten Kerninflation. Diese spiegelt die Preisentwicklung ohne die Preisveränderungen für Energie und Nahrungsmittel wider. Tatsächlich lag die so gemessene Kerninflation im Oktober bei 5 Prozent und somit deutlich unter der allgemeinen Inflationsentwicklung.07 Aber auch dieser Wert gibt keinen Grund zur Entwarnung. Er liegt weit über der Zielinflationsrate der EZB.
 
        Aktuell ergibt sich für Deutschland ein zweigeteiltes Bild: Auf der einen Seite stehen die rasch und stark anziehenden Waren- und Rohstoffpreise.08 Hier spielt die Entwicklung auf Weltmärkten eine große Rolle. Auf der anderen Seite stehen die Dienstleistungen, deren Preise sich vergleichsweise moderat entwickeln. Dienstleistungen haben traditionell einen geringen Importanteil.
 
        Tatsächlich sind die Preise für Dienstleistungen wesentlich langsamer gestiegen als die Preise für Güter. Die Kosten für Dienstleistungen lagen im Durchschnitt um 4 Prozent über dem Vorjahresniveau (Stand: Oktober 2022). Hierbei spielt es eine Rolle, dass beispielsweise die Nettokaltmieten mit 1,8 Prozent im Jahresvergleich nur relativ mäßig zugelegt haben. Die Kosten für Telekommunikation waren sogar geringfügig rückläufig. Während die Nettokaltmieten in Deutschland über Jahre als Preistreiber galten, geht jetzt von ihnen sogar ein eher stabilisierender Effekt aus. Es zeigt sich, dass vor allem Produkte teurer werden, die auf den internationalen Märkten beschafft werden. Dieser Trend wird durch die Abwertung des Euro verschärft. Auch dieses Phänomen spricht dafür, dass ein großer Teil der Inflation importiert ist.
 
        Die Inflationserwartungen der privaten Haushalte werden stetig von der Deutschen Bundesbank untersucht.09 Auf die Frage: „Was glauben Sie, wie wird sich die Inflationsrate in den nächsten zwölf Monaten entwickeln?“ antworteten etwa 50 Prozent der Befragten im Oktober 2022 mit „deutlich steigen“. Die Antwortoption „deutlich sinken“ wird von 0 Prozent der Befragten gewählt. Wenn es um das erwartete Inflationsniveau für die nächsten zwölf Monate geht, geben die Befragten einen Wert von 8 bis 9 Prozent an.10 Auch für die Zukunft werden kräftige Inflationsraten erwartet – für die nächsten fünf Jahre wird im Durchschnitt von einer Inflation von 6 Prozent ausgegangen. Das ist deutlich über der Zielinflationsmarke der EZB von mittelfristig 2 Prozent. Nicht nur die Befragungen der privaten Haushalte, sondern auch Unternehmensbefragungen der Deutschen Bundesbank lassen erkennen, dass durchaus von einer sich verfestigenden Inflation ausgegangen wird.11
 
        Wenn sich Inflationserwartungen verfestigen, werden sich alle – Verbraucher:innen, Beschäftigte, Unternehmen und auch der Staat – bei ihren wirtschaftlichen Entscheidungen anpassen. Alle Akteur:innen werden die jeweils zur Verfügung stehenden, spezifischen Möglichkeiten der Inflationsüberwälzung nutzen. Diese sind beim Staat und bei den Unternehmen wesentlich ausgeprägter als bei den Beschäftigten und Verbraucher:innen. Transferempfänger:innen haben beispielsweise gar keine Macht, die Preiseffekte weiterzugeben. Ihnen bleibt nur Verzicht und letzten Endes Armut.12
 
        Von hohen Inflationserwartungen geht folglich nicht nur ein Risiko für die gesamtwirtschaftliche Stabilität aus, sondern auch für den gesellschaftlichen Zusammenhalt. „Wir werden ärmer werden“ gilt für einzelne Akteur:innen in höchst unterschiedlichem Ausmaß. Wie können also die Inflationserwartungen gebrochen werden, bevor sie sich verfestigen? Dies wird eine immer drängendere Frage.
 
        LÖHNE UND UNTERNEHMENSGEWINNE IN DER INFLATION
 
        Gefürchtet sind bei inflationären Prozessen sogenannte Zweitrundeneffekte. Die Inflationserwartungen und die Inflationserfahrungen spielen gerade bei den Tarifverhandlungen eine große Rolle. Aus der Sicht von Unternehmen sind Löhne Kosten. Steigende Löhne sind daher weiter steigende Kosten. Aus der Sicht von Beschäftigten stellen höhere Löhne dagegen eine Möglichkeit dar, die gestiegenen Lebenshaltungskosten – im Nachhinein – teilweise zu kompensieren. Steigen die Nominallöhne der Beschäftigten weniger schnell als die Inflation, wird von Reallohnsenkungen gesprochen. Die Einkommen der Beschäftigten verlieren an Kaufkraft.
 
        Die ersten Ergebnisse der aktuellen Tarifverhandlungsrunde in Deutschland liegen vor.13 Dabei zeigt sich, dass kaum Inflationsausgleichslösungen erreicht werden. Vielfach bleiben die Lohnerhöhungen hinter der aktuellen Inflationsrate von über 10 Prozent zurück; Reallohnverluste sind wahrscheinlich. Zweitrundeneffekte über eine Lohn-Preis-Spirale sind daher aktuell eher nicht zu befürchten.
 
        Doch es tritt ein anderes Phänomen auf, das die zukünftige Inflationsentwicklung maßgeblich bestimmen könnte. Denn Unternehmen wollen ihre Gewinne beziehungsweise die Renditen maximieren – auch in einem inflationären Umfeld. Dies ist dem kapitalistischen Wirtschaftssystem inhärent. Doch anders als in den volkswirtschaftlichen Lehrwerken idealtypisch angenommen, herrscht in diesem System keineswegs eine vollständige Konkurrenz zwischen Unternehmen.
 
        Es zeigt sich, dass Inflation auch immer die traditionellen Verteilungsfragen zwischen Kapital und Arbeit aufwirft. Inflationszeiten sind Krisenzeiten, und Krisen sind in diesem Wirtschaftssystem immer auch Zeiten von Verteilungskämpfen. Es gibt Gewinner:innen und Verlierer:innen. Kurzum: Hat ein Unternehmen die entsprechende Marktmacht, um aktuell hohe Preisaufschläge durchzusetzen, dann wird es das tun. Um diesem „Mark-up-Pricing“ entgegenzutreten, wird in Deutschland eine sogenannte Übergewinnsteuer diskutiert. Andere Länder der Eurozone – etwa Österreich – haben dieses Instrument bereits eingeführt.
 
        PREISDECKEL UND PREISBREMSEN AUF ENERGIEMÄRKTEN
 
        Die Inflationsdifferenzen in der Eurozone gehen auf strukturelle, regulatorische und fiskalpolitische Unterschiede zurück. Die strukturellen Unterschiede zeigen sich vor allem im Energiemix der einzelnen Mitgliedsländer. Aber auch regulatorisch wurde angesichts der Krise einiges auf die Schiene gebracht. So hat Frankreich beispielsweise seit Längerem Preisdeckel und Preisbremsen installiert. Dort ist der Gaspreis auf dem Niveau von 2021 eingefroren und damit gedeckelt. Dazu kommt die Strompreisbremse, die dazu führt, dass die Preise nur um 4 Prozent pro Jahr steigen können. Diese staatlichen Eingriffe in den Preismechanismus dämpfen die Inflation in Frankreich.
 
        Bei einer genaueren Betrachtung zeigt sich, dass es sich bei einem erheblichen Teil der bisherigen „Entlastungspakete“ der Bundesregierung um Preisdeckel oder Preisbremsen handelt. Diese schlagen bei der Inflationsberechnung zu Buche. Als beispielsweise das „9-Euro Ticket“ oder der „Tankrabatt“ eingeführt wurden, schlug sich das in geringeren Konsumausgaben – also gebremsten Preisen – für Mobilität nieder. Umgekehrt gilt auch: Entfällt eine solche Entlastungsmaßnahme, gibt es einen Inflationssprung. Folglich zeigen die monatlichen Inflationsraten eine gewisse Volatilität auf, die auch auf finanzpolitische Entscheidungen zurückgeht. Technisch gesprochen: Es kommt zu einer Gegenbuchung. Da die Inflation auf der Grundlage der Verbraucherpreise für bestimmte Konsumgüter berechnet wird, „zappelt“ sie mit der Stärke der staatlichen Eingriffe.
 
        Grundsätzlich könnte sich die Bundesregierung bei ihren Paketen zu Gas- und Strompreisen an den Erfahrungen der Nachbarländer orientieren. Aber Deutschland will mehr. Die Eingriffe in die Preise sollen einerseits mit geringeren Verbräuchen und energetischen Effizienzgewinnen verbunden werden, andererseits sollen auch soziale Ziele erreicht werden.14 Es geht also bei den Gas- und Strompreisbremsen und -deckeln in Deutschland nicht allein um die Preisgestaltung, sondern auch darum, diese anreizkompatibel und sozial verträglich auszugestalten. Dies kommt einer Optimierung unter Nebenbedingungen nahe. Und genau darin besteht die Komplexität.
 
        Dabei wäre auch zu hinterfragen, warum die Preise so stark nach oben schnellen. Im Bereich der Strompreise gehört das sogenannte Merit-Order-Prinzip auf den Prüfstand. Denn es garantiert den in das Netz einspeisenden Stromanbieter:innen den Markträumungspreis, egal zu welchen Kosten sie gerade produzieren. Dies zieht interessante Effekte nach sich. Aktuell wird der Markträumungspreis durch die Kraftwerke bestimmt, die Strom auf der Grundlage von Gas produzieren. Dieser Strom ist angesichts der hohen Gaspreise sehr teuer. Auf der Grundlage des Merit-Order-Prinzips erhalten jedoch nicht nur die Anbieter:innen von aus Gas produziertem Strom diesen Preis, sondern eben alle, die theoretisch Strom unterhalb von diesem Preis anbieten können. Vor allem für die Anbieter:innen von Strom aus erneuerbaren Energien ist derzeit das Marktumfeld günstig. Sie können bei garantierten hohen Abnahmepreisen erhebliche Profite generieren. Erneuerbare Energien haben aktuell einen massiven Wettbewerbsvorteil. In diesem Gefüge wird sichtbar, dass sich der ökologische Umbau lohnt. Solche Profite gehen nicht nur bei den Anbieter:innen von erneuerbaren Energien auf Effizienzgewinne oder Produktivitätssteigerungen zurück. Sie resultieren vielmehr aus den institutionellen Rahmenbedingungen der vermachteten Energiemärkte. Umso intelligenter müssen eventuelle Preisbremsen ausgestaltet sein.
 
        Die Preisbremsen sind indes teuer. Die Entlastungspakete der Bundesregierung haben ein erhebliches Finanzvolumen. Dabei sind die Maßnahmen nicht allein auf Verbraucher:innen gerichtet, vielmehr profitiert auch der Unternehmenssektor davon. Gerade grenzüberschreitend agierende Unternehmen sind in der Lage, buchungstechnisch und operativ die Vorteile unterschiedlicher Preisregime in der EU auszunutzen. In dieser Hinsicht unterscheiden sie sich massiv von den Verbraucher:innen.
 
        FAZIT
 
        Inflation ist ein weltumspannendes Problem. In der Eurozone ist formal die Europäische Zentralbank für die Inflationsbekämpfung zuständig. Ihre Instrumente helfen jedoch in der aktuellen Situation nur begrenzt und zeitlich verzögert. Daher haben sich viele Staaten der Eurozone zu anderen Maßnahmen entschlossen. Es geht beispielsweise um Eingriffe in den Preismechanismus, Transferzahlungen, Steuersenkungen und Unternehmenssubventionen. Über den jeweiligen Policy-Mix wird in den Mitgliedsländern der Währungsunion auf der nationalen Ebene entschieden. Kurzfristig können diese Maßnahmen durchaus eine erhebliche Wirkmacht entfalten. Aber was passiert, wenn sie auslaufen? Das Exit-Problem ist bislang nicht entsprechend beleuchtet.
 
        Dies gilt auch für Deutschland, wo mehrere Entlastungspakete auf dem Weg gebracht wurden. Nicht alle Maßnahmen zielen auf eine Entlastung der Verbraucher:innen, etliche Instrumente sind direkt zur Unterstützung von Unternehmen konzipiert. Dabei konnten viele Unternehmen gerade 2022 erhebliche Dividenden an die Aktionär:innen ausschütten. Einiges deutet darauf hin, dass die Maßnahmen der Bundesregierung wenig zielgenau sind. Dabei ist das Finanzvolumen des letzten Entlastungspaketes mit 200 Mrd. Euro auch im internationalen Vergleich erheblich.
 
        Immerhin sollen in Deutschland mit dem Entlastungsprogramm nicht nur einfach die Inflation und die Inflationsfolgen abgemildert werden. Vielmehr geht es auch darum, den sozial-ökologischen Umbau der Wirtschaft und der Gesellschaft voranzubringen. Die Kombination der Ziele ist herausfordernd. Selten war in den vergangenen 30 Jahren gesellschaftlicher Umbruch so fundamental zu spüren wie aktuell. Die hohe Inflation lässt die erheblichen Versäumnisse beim sozial-ökologischen Umbau in herausragender Weise offen zutage treten. Mutige Krisengestaltung ist gefragt. 2023 wird ein sehr herausforderndes Jahr.
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        01 Gütervolumen (Y)×Preis (P) = Geldmenge (M)×Umlaufgeschwindigkeit des Geldes (v). Mit Y gleich Güter- und Dienstleistungen= Bruttoinlandsprodukt, P gleich Preisniveau, M gleich Geldmenge, v gleich Volatilität oder Umlaufgeschwindigkeit des Geldes.
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        04 Vielfach wird darauf hingewiesen, dass gerade arme Haushalte besonders von der Inflation getroffen sind. Vgl. etwa Silke Tober, IMK Inflationsmonitor – Haushaltsspezifische Teuerungsraten: Wie stark unterscheidet sich die Belastung durch Inflation?, Institut für Makroökonomie und Konjunkturforschung, IMK Policy Brief 114/2022.
 
        05 So trat am 1. Oktober 2022 beispielsweise die Mehrwertsteuersenkung bei Gas und Strom von 19 Prozent auf 7 Prozent in Kraft. Ohne diese Steuersenkung wären die Energiekosten noch stärker gestiegen.
 
        06 Vgl. Destatis, Inflationsrate im Oktober 2022 bei +10,4 %, Pressemitteilung, 11.11.2022, www.destatis.de/DE/Presse/Pressemitteilungen/2022/11/PD22_472_611.html.
 
        07 Vgl. ebd.
 
        08 Siehe etwa Destatis, Erzeugerpreise Oktober 2022: +34,5 % gegenüber Oktober 2021, Pressemitteilung, 21.11.2022, www.destatis.de/DE/Presse/Pressemitteilungen/2022/11/PD22_488_61241.html.
 
        09 Vgl. Deutsche Bundesbank, Inflationserwartungen, 11.11.2022, www.bundesbank.de/de/bundesbank/forschung/erwartungsstudie/inflationserwartungen-849084#tar-1.
 
        10 Median: 9 Prozent; Mittelwert: etwa 8,2 Prozent. Vgl. ebd.
 
        11 Vgl. Deutsche Bundesbank, Erwartungen von Unternehmen in Deutschland zur Höhe der Inflationsrate in den nächsten zwölf Monaten, 22.8.2022, www.bundesbank.de/de/bundesbank/forschung/unternehmensstudie/inflationserwartungen-von-unternehmen-804782.
 
        12 Vgl. Mechthild Schrooten, Inflation und Inflationsangst, in: APuZ 18–19/2022, S. 25–31.
 
        13 Am Beispiel des Abschlusses der IG Metall 2022 lässt sich erkennen, dass die Gewerkschaften keineswegs übermäßige Lohnforderungen formulieren und durchsetzen. Das Verhandlungsergebnis sieht eine zweistufige Lösung vor: Im ersten Schritt werden die Löhne im Juni 2023 um 5,2 Prozent steigen, in einer zweiten Runde dann im Mai 2024 um 3,3 Prozent. Dazu kommt die Inflationsausgleichsprämie von insgesamt 3000 Euro (siehe www.igmetall.de/tarif/tarifrunden/metall-und-elektro/abschluss-ergebnis-erklaert-metall-tarifrunde-2022). Die tabellenwirksamen Schritte bei der Lohnerhöhung bleiben hinter der aktuellen Inflationserfahrung kräftig zurück.
 
        14 Vgl. Bundeskanzler Olaf Scholz, Wir werden niemanden alleine lassen, 7.11.2022, www.bundesregierung.de/breg-de/suche/kanzler-generaldebatte-2123606.
 
      

       
        WEN TRIFFT DIE INFLATION BESONDERS?
 
        Haushaltsspezifische Inflationsraten in Deutschland nach den Preisschocks
 
        Silke Tober
 
        Massive Preisschocks seit Mitte 2021 haben die Inflationsrate im Jahr 2022 auf immer neue Höhen getrieben. Da sich bisher keine nennenswerten Zweitrundeneffekte in Form überhöhter Lohnanstiege abzeichnen, ist eine Inflationsbekämpfung durch die Europäische Zentralbank (EZB) anders als im Fall der USA bisher nicht erforderlich. Damit ist primär die Bundesregierung in der wirtschaftspolitischen Verantwortung. Im Folgenden werde ich zunächst die Ursachen der aktuellen Inflation beleuchten. Anschließend zeige ich anhand haushaltsspezifischer Inflationsraten, dass einkommensschwache Haushalte durch die Preissteigerungen bei Haushaltsenergie und Nahrungsmitteln deutlich stärker belastet sind als einkommensstärkere Haushalte. Entlastungen sollten die verteilungspolitische Dimension im Auge behalten – nicht nur, um soziale Härten zu verhindern, sondern auch, um die öffentlichen Haushalte nicht unnötig zu belasten und die Fiskalpolitik nicht übermäßig expansiv zu gestalten.
 
        ENERGIEPREISSCHOCKS TREIBEN INFLATION
 
        Seit Anfang 2021 ist die Inflation von zahlreichen und massiven Preisschocks gekennzeichnet, die zunächst in Zusammenhang mit der Coronapandemie standen. Ab Mitte 2021 kam die restriktive Förderpolitik der OPEC+-Staaten hinzu sowie der schwelende Ukrainekonflikt. Ab Februar 2022 verstärkten sich die Preisschocks primär als Folge des Angriffs Russlands auf die Ukraine, aber auch wegen der strikten Null-Covid-Politik Chinas. Zu Beginn standen damit Lieferketten- und Transportprobleme durch pandemiebedingte Produktionsausfälle sowie Veränderungen der Nachfragestruktur im Vordergrund, dann folgten Preisschübe bei Rohöl und Erdgas, die das Vorpandemieniveau nicht nur wiederherstellten, sondern merklich darüber hinausgingen und die Transport- und Produktionskosten weiter in die Höhe trieben. Seit dem Frühjahr 2022 werden die Schocks zunehmend von den kriegsbedingten Preissteigerungen bei Erdgas, Diesel beziehungsweise Heizöl und Nahrungsmitteln verursacht.
 
        Der Anstieg der Energiepreise nach dem pandemiebedingten Preisverfall im Frühjahr 2020 wurde zunächst durch eine Aufwertung des Euro abgeschwächt. Nachdem diese aber das Vorkrisenniveau Mitte 2021 erreicht hatten, wurde ihre weitere Steigerung durch die Abwertung des Euro verstärkt. So erreichte der Preis der Rohölsorte Brent im Juni 2022 zwar sowohl auf Dollarbasis (123 US-Dollar/Barrel) als auch auf Eurobasis (116 Euro/Barrel) seinen Höhepunkt, lag damit aber in Euro gerechnet um 91 Prozent höher als ein Jahr zuvor, verglichen mit 68 Prozent auf Dollarbasis. Der Europreis von Rohöl lag zuletzt um 32 Prozent über dem Vorjahresniveau und um 65 Prozent über dem Niveau von 2019 (Abbildung 1). Der Höhenflug des Rohölpreises verblasst allerdings gegenüber dem Erdgaspreisschock: Der Preis für Erdgas (NCGI) lag im Oktober 2022 um 67 Prozent über dem Vorjahresniveau und überschritt damit das Niveau von 2019 um 926 Prozent.
 
         
          Abbildung 1: Internationale Energie- und Agrarrohstoffpreise, Januar 2014 bis Oktober 2022 (Index, 2019=100)
 
          [image: Das Kurvendiagramm zeigt den Preisanstieg von Erdgas, Rohöl und Nahrungsmittel. Besonders der Preis für Erdgas ist ab 2021, aber vor allem seit dem Angriffskrieg Russlands explodiert und erreichte im August 2022 seinen Höhepunkt.] 
          Quelle: Europäische Zentralbank; Food and Agriculture Organization; Macrobond; U.S. Energy Information Administration; eigene Berechnungen
 
        
 
        Diese Energiepreisschocks waren für die EZB weder vorhersehbar noch zu verhindern. Die mangelnde Vorhersehbarkeit lässt sich anhand der Preise für Erdgas an den Zukunftsmärkten illustrieren. So herrschte Anfang Dezember 2021 die Meinung vor, dass die Erdgaspreise bereits im Frühjahr 2022 deutlich fallen würden. Nachdem Russland in die Ukraine einmarschiert war und sich der Erdgaspreis binnen zwei Wochen mehr als verdoppelt hatte, wurde zwar mit einem weiteren Anstieg gerechnet, aber auch mit einer baldigen Verhandlungslösung und einem langsamen Rückgang des Erdgaspreises ab April 2022. Die Eskalation des Krieges und verstärkte Bemühungen der europäischen Länder, ihre Gasspeicher zu füllen, bewirkten ein Emporschnellen des Erdgaspreises und der Future-Preise für Erdgas im August 2022: Am 26. August 2022 lag der Preis für Erdgas für Lieferungen im Jahr 2023 bei durchschnittlich 312 Euro/MWh und damit knapp 14 Mal so hoch wie ein Jahr zuvor und mehr als fünf Mal so hoch wie im Dezember 2021 (Abbildung 2).
 
         
          Abbildung 2: Erdgas-Future-Preise zu verschiedenen Zeitpunkten in Euro pro Megawattstunde
 
          [image: Das Kurvendiagramm zeigt Erdgas-Future-Preise und macht den großen Einfluss deutlich, den der Angriffskrieg Russlands auf die Preise hatte. So lag etwa im August 2022 der Preis für Erdgas für Lieferungen im Jahr 2023 bei durchschnittlich 312 Euro/MWh und damit knapp 14 Mal so hoch wie ein Jahr zuvor und mehr als fünf Mal so hoch wie im Dezember 2021.] 
          Die Future-Preise zeigen die Preise für Erdgas, die an einem bestimmten Tag für die Lieferung von Erdgas in der Zukunft – hier bis Ende 2023 – gezahlt werden mussten. Beispielsweise kostete Erdgas mit Lieferung im Dezember 2023 am 1.12.2021 32 €/MWh und am 26.8.2022 293 €/MWh.
 
          Quelle: Macrobond. Es handelt sich um die Preise von ICE Dutch TTF Natural Gas Futures.
 
        
 
        Selbst wenn die Preisschocks vorhersehbar gewesen wären, hätten sie für sich genommen keine geldpolitische Reaktion erfordert, und zwar unabhängig davon, ob es sich um temporäre oder permanente Schocks handelt. Während temporäre Schocks zeitnah einen entgegengerichteten Schock auslösen, macht sich ein permanenter Schock bereits nach zwölf Monaten nicht mehr in der Inflationsrate bemerkbar. In beiden Fällen würde eine geldpolitische Reaktion die binnenwirtschaftlich determinierte Inflationsdynamik – die zugrundeliegende Inflation – verringern, mit der Folge, dass diese nach Auslaufen des Schocks gemessen am Inflationsziel zu niedrig wäre.01 Eben weil Zinsreaktionen auf exogene Preisschocks die Volatilität der Inflation erhöhen und zugleich die wirtschaftliche Aktivität beeinträchtigen, hat die EZB im Juli 2021 eine Strategie des „Inflation Targeting“ verabschiedet, die mittelfristig orientiert ist und sich auf Inflationsprognosen stützt, statt sich an der aktuellen Inflation zu orientieren.02
 
        Schritte in Richtung einer geldpolitischen Normalisierung waren in diesem Jahr zwar angebracht, weil sich die Wirtschaft auf einem vielversprechenden Pfad der wirtschaftlichen Erholung von der Pandemie befand und die Risiken für die Preisstabilität infolge der Preisschocks nicht nach unten, sondern nunmehr nach oben gerichtet sind. Die aktuelle Lage erfordert aber – anders als zunehmend von der EZB behauptet –03 keine Politik der Inflationsbekämpfung. Die Inflationsbekämpfungsrhetorik der EZB läuft nicht nur ihrer geldpolitischen Strategie zuwider, sondern ist darüber hinaus auch in sich widersprüchlich. Die Präsidentin der EZB, Christine Lagarde, erklärte etwa jüngst, dass die EZB die Preisschocks bei Energie und Nahrungsmitteln geldpolitisch nicht verhindern kann,04 und präsentierte, wie auch Fabio Panetta, Mitglied des Direktoriums der EZB, und Luis de Guindos, Vizepräsident der EZB,05 Belege dafür, dass sich derzeit keine nennenswerten Zweitrundeneffekte im Euroraum abzeichnen und die Inflationserwartungen nahe des Zwei-Prozent-Ziels verankert sind.
 
        Die EZB ist mit einer grundlegend anderen Situation konfrontiert als die US-amerikanische Zentralbank. In den USA gibt es tatsächlich überhöhte Lohnsteigerungen, und die Wirtschaft dort ist kaum durch den Ukrainekrieg beeinträchtigt. Die Gaspreise sind deutlich weniger stark gestiegen als im Euroraum – im Verbraucherpreisindex um 20,0 Prozent im Oktober 2022 verglichen mit 77,6 Prozent im Euroraum –,06 der US-Dollar hat aufgewertet, der Euro insbesondere als Folge des Ukrainekriegs massiv abgewertet, und die Unsicherheit unternehmerischer Tätigkeit ist in Europa deutlich gestiegen. Entsprechend hat die US-amerikanische Zentralbank Fed bereits im März 2022 und damit vier Monate vor der EZB begonnen, die Zinsen zu erhöhen. Zinserhöhungen wirken mit erheblichen Zeitverzögerungen, sodass der Rückgang der US-Inflation von 9 Prozent im Juni 2022 auf 7,7 Prozent im Oktober 2022 kaum darauf zurückgeführt werden kann, zumal die Kernrate ohne Energie im selben Zeitraum von 6,6 Prozent auf 7,0 Prozent gestiegen ist. Der Rückgang der Inflation in den USA hängt primär mit der Verringerung der Rohölpreise zusammen, deren Wirkung im Euroraum durch den massiven Anstieg der europäischen Gaspreise überkompensiert wurde. So nahmen die Energiepreise in den USA im Oktober 2022 um nur 17,6 Prozent zu, nach 41,4 Prozent im Juni 2022,07 während der Anstieg im Euroraum nahezu unverändert hoch blieb (42 Prozent im Juni bzw. 41,5 Prozent Oktober 2022).
 
        Abbildung 3 zeigt für Deutschland die Inflationsrate und die üblicherweise informative Kerninflationsrate ohne Energie. Bei anhaltenden und starken Energiepreisschocks verliert diese Kernrate an Aussagekraft, weil die Produktions- und Transportkosten nahezu aller Güter und Dienstleistungen als Folge der steigenden Energiekosten zunehmen. Für energieintensive Güterarten gilt dies in besonderem Maße. Im deutschen Verbraucherpreisindex stiegen als Bestandteil der Kernrate beispielsweise die Preise für Pauschalreisen um 12,3 Prozent, für Auslandsflüge um 17,7 Prozent, für Inlandsflüge um 11,6 Prozent, für Produkte der Papierindustrie wie Druckerpapier um 32,4 Prozent und die Preise für Aluminiumfolie um 38,5 Prozent, da die Produktion jeweils besonders energieintensiv ist. Das gilt auch für Nahrungsmittel, die darüber hinaus durch massive Preissteigerung einzelner vom Ukrainekrieg betroffener Güter wie Weizen (37,8 Prozent) sowie Sonnenblumenöl und Ähnliches (80,8 Prozent) gekennzeichnet sind.
 
         
          Abbildung 3: Inflation und Kerninflation in Deutschland, Januar 1999 bis Oktober 2022, Veränderung gegenüber Vorjahresmonat in Prozent
 
          [image: Das Kurvendiagramm zeigt den deutlichen Anstieg der Inflation ab 2021. Die Inflation in Deutschland lag zuletzt bei rund zehn Prozent – zählt man Nahrungsmittel und Energie nicht dazu, lag die Preissteigerung bei der Hälfte, also fünf Prozent.] 
          Quelle: Eurostat; Statistisches Bundesamt
 
        
 
        Die EZB sollte daher bei der Normalisierung der Geldpolitik graduell vorgehen, statt die ohnehin geschwächte Wirtschaft zinspolitisch weiter zu schwächen. Es obliegt dann den Regierungen, Unternehmen und private Haushalte gezielt zu entlasten, um die makroökonomischen Wirkungen der Schocks zu begrenzen und soziale Schieflagen zu verhindern.
 
        PREISSCHOCKS BELASTEN EINKOMMENSSCHWACHE HAUSHALTE STÄRKER
 
        Zur Einschätzung der Zielgenauigkeit einzelner Entlastungsmaßnahmen ist es hilfreich, eine Vorstellung davon zu haben, wie stark die rund 40 Millionen Haushalte in Deutschland in Abhängigkeit von der Personenzahl, Familienkonstellation und Einkommenshöhe durch die aktuelle Inflation belastet werden. Aus diesem Grund berechnet und analysiert das Institut für Makroökonomie und Konjunkturforschung (IMK) seit Anfang des Jahres haushaltsspezifische Inflationsraten auf Grundlage der in der Einkommens- und Verbrauchsstichprobe 2018 erhobenen Konsumstruktur und der Verbraucherpreisstatistik des Statistischen Bundesamts.08
 
        Die Inflationsbelastung einkommensschwacher Haushalte wäre dabei selbst dann höher, wenn die Güter in ihrem Warenkorb dieselben Gewichte hätten wie bei einkommensstarken Haushalten. Das liegt zum einen daran, dass Haushalte in den unteren Dezilen der Einkommensverteilung eine geringere Sparquote haben und damit höhere Preise nicht dadurch abfedern können, dass sie ihre monatliche Sparquote verringern. So haben Haushalte in den oberen beiden Dezilen eine durchschnittliche Sparquote von 17,6 Prozent beziehungsweise 33 Prozent. Demgegenüber haben Haushalte in den unteren drei Dezilen eine durchschnittliche Sparquote von Null, wobei der Anteil der Haushalte mit einer Sparquote von kleiner gleich Null im ersten Dezil mit 67 Prozent besonders hoch ist. Zum anderen verfügen Haushalte mit geringem Einkommen in der Regel kaum über Vermögen und damit über geringe oder gar keine Reserven, um ihren Konsum trotz steigender Preise aufrechterhalten zu können.09
 
        In der aktuellen Situation sind einkommensschwache Haushalte darüber hinaus besonders stark betroffen, weil mit Haushaltsenergie und Nahrungsmitteln zwei Güterarten zweistellige Preissteigerungen aufweisen, die zum Grundbedarf zählen und bei einkommensschwachen Haushalten einen deutlich höheren Anteil am Konsum haben als bei Haushalten mit mittleren oder hohen Einkommen. Während zu Jahresbeginn noch die Kraftstoffe die Preissteigerungen anführten und die Spanne zwischen den haushaltsspezifischen Inflationsraten mit 0,8 Prozentpunkten relativ niedrig war, betrug sie im Oktober 2022 unter dem Eindruck der zunehmenden Preissteigerungen bei Haushaltsenergie und Nahrungsmitteln 3,4 Prozentpunkte.10 Anfang des Jahres waren es noch die Paarhaushalte mit mittlerem Einkommen, die die höchste Teuerungsrate aufwiesen, seit März 2022 sind es stets die einkommensschwachen Paare mit zwei Kindern. Einkommensstarke Alleinlebende verzeichneten durchweg die geringste Teuerung. Den höchsten kombinierten Inflationsbeitrag von Haushaltsenergie und Nahrungsmitteln haben einkommensschwache Alleinlebende. Dieser stieg in den ersten zehn Monaten des Jahres von 2,6 Prozentpunkten auf 8,5 Prozentpunkte und würde lediglich 0,6 Prozentpunkten betragen, wenn die Preise dieser beiden Gütergruppen um 2 Prozent stiegen.
 
        Die haushaltsspezifischen Teuerungsraten werden im IMK Inflationsmonitor wie die Inflationsrate des Statistischen Bundesamts als prozentuale Veränderung der Preise des Warenkorbs gegenüber dem Vorjahresmonat berechnet. Dabei werden die Ausgabenpositionen der Einkommens- und Verbrauchsstichprobe (EVS) zu 30 Positionen zusammengefasst, sodass sie den jeweiligen Kategorien im Verbraucherpreisindex entsprechen. Für die Darstellung werden diese 30 Ausgabenpositionen dann zu zwölf Gruppen zusammengefasst, die allerdings von den zwölf Abteilungen des Verbraucherpreisindex etwas abweichen, um die besonders einflussreichen Gütergruppen Haushaltsenergie, Kraftstoffe und Nahrungsmittel gezielt ausweisen zu können. Entsprechend werden Haushaltsenergie aus der Abteilung 4 (Wohnen) und Kraft- und Schmierstoffe aus der Abteilung 7 (Verkehr) herausgelöst und als eigenständige Positionen ausgewiesen. Um die Übersichtlichkeit zu wahren, werden die Abteilungen 1 und 2 in die Untergruppe Nahrungsmittel, Getränke und Tabakwaren zusammengefasst und das Bildungswesen (Abteilung 10) mit einem Gewicht von durchschnittlich 0,9 Prozent am Warenkorb und einer aktuell unauffälligen Preisentwicklung der Abteilung 12 (andere Waren und Dienstleistungen) zugeschlagen.11
 
        Von den neun im IMK Inflationsmonitor betrachteten repräsentativen Haushalten hatten im Oktober 2022 die beiden Haushalte, die sich im ersten Dezil der Einkommensverteilung befinden, die höchsten Inflationsraten: Die Teuerungsrate für einkommensschwache Paare mit zwei Kindern betrug 11,8 Prozent, die für einkommensschwache Alleinlebende 11,4 Prozent (Abbildung 4). Die niedrigsten Teuerungsraten hatten einkommensstarke Alleinlebende und einkommensstarke Familien, die dem 10. beziehungsweise 9. Dezil angehören. Einkommensstarke Alleinlebende in der Nettoeinkommensklasse der EVS 2018 von über 5000 Euro hatten im Durchschnitt eine Inflationsrate in Höhe von 8,4 Prozent, Paarhaushalte mit zwei Kindern in derselben Einkommensklasse hatten eine durchschnittliche Inflationsrate von 9,7 Prozent. Die Haushalte in der für ihren Haushaltstyp mittleren Einkommensklasse haben mit Ausnahme der Alleinerziehenden mit einem Kind eine Inflationsrate nahe der Verbraucherpreisinflation in Höhe von 10,4 Prozent. Der Grund für die höhere Inflationsrate der Alleinerziehenden ist vor allem auf den relativ hohen Anteil der Ausgaben für Nahrungsmittel zurückzuführen, was auch damit zusammenhängen dürfte, dass dieser Haushaltstyp überwiegend in der unteren Hälfte der Einkommensverteilung zu verorten ist und das mittlere Einkommen des Haushaltstyps daher in der Betrachtung basierend auf Nettoäquivalenzeinkommen zwischen dem dritten und vierten Dezil der Einkommensverteilung liegt.
 
         
          Abbildung 4: Haushaltsspezifische Inflationsraten und Inflationsbeiträge, Oktober 2022, in Prozentpunkten
 
          [image: Das Säulendiagramm zeigt den Einfluss der Inflation auf unterschiedliche Haushaltstypen. Mit steigendem Einkommen sinkt der Anteil von Haushaltsenergie und Nahrungsmittel an den Konsumausgaben. Deshalb sind die Inflationsraten von einkommensstarken Haushalten niedriger als die von einkommensschwachen.] 
          Mehrere Angaben der „Paare mit 2 Kindern (2000–2600 €)“ sind laut Statistischem Bundesamt wegen einer geringen Zahl von Haushalten, die Angaben gemacht haben, unsicher. 
 
          *Einkommensklasse des Medianhaushalts des Haushaltstyps
 
          Quelle: Lukas Endres/Silke Tober, IMK Inflationsmonitor – Inflationsspanne zwischen Arm und Reich verharrt im Oktober 2022 auf hohem Niveau, IMK Policy Brief 138/2022; Statistisches Bundesamt.
 
        
 
        Abbildung 4 zeigt für den Oktober 2022, dass der Preisanstieg bei Haushaltsenergie mit 55 Prozent und bei Nahrungsmitteln (einschließlich alkoholfreier Getränke)12 mit 19,2 Prozent die größten Beiträge zur Inflation lieferten und die Unterschiede zwischen den haushaltsspezifischen Inflationsraten entscheidend prägen. Der Inflationsbeitrag dieser beiden Positionen zur Verbraucherpreisinflation betrug 5,8 Prozentpunkte; bei einem Anstieg der Preise von Haushaltsenergie und Nahrungsmitteln13 um 2 Prozent läge der Inflationsbeitrag insgesamt nur bei 0,4 Prozentpunkten. Die Tatsache, dass der Anteil von Haushaltsenergie und Nahrungsmitteln an den Konsumausgaben mit steigendem Einkommen abnimmt, ist der entscheidende Grund für die deutlich niedrigeren Inflationsraten der einkommensstarken Haushalte.
 
        Die Güterarten, die ein höheres Gewicht bei einkommensstarken Haushalten haben, sind zwar ebenfalls im Preis gestiegen, aber nicht so deutlich. Bei einkommensstarken Alleinlebenden wirkt sich beispielsweise die Verteuerung der Instandhaltung und Reparatur der Wohnung (16,3 Prozent) merklich stärker aus als bei einkommensschwachen Alleinlebenden. Dadurch werden aktuell allerdings nur die geringer gewichteten Mietpreiserhöhungen (1,8 Prozent) kompensiert, sodass der Inflationsbeitrag der Ausgabenposition Wohnen ohne Haushaltsenergie mit 0,7 beziehungsweise knapp 0,8 Prozentpunkten sehr ähnlich ausfällt. Die um 8,8 Prozent gestiegenen Preise im Gastgewerbe fallen bei den einkommensstarken Alleinlebenden fast doppelt so stark ins Gewicht wie bei einkommensschwachen Alleinlebenden (mehr als 0,7 Prozentpunkte verglichen mit knapp 0,4 Prozentpunkten), die um 9 Prozent gestiegenen Fahrzeugpreise fallen bei einkommensschwachen Haushalten so gut wie gar nicht ins Gewicht ebenso wie die um 12,3 Prozent im Preis gestiegenen Pauschalreisen in der Position Freizeit. Letztere wirken sich besonders stark bei dem hier aufgeführten Paarhaushalt ohne Kinder aus. Dieser Haushalt ist für die Paarhaushalte repräsentativ, weil er in der Einkommensklasse des Medianhaushalts dieses Haushaltstyps ist. Da sich Paarhaushalte ohne Kinder aber überwiegend in der oberen Hälfte der Einkommensverteilung befinden, ist dieser durchschnittliche Paarhaushalt mit einem Nettoeinkommen zwischen 3600 und 5000 Euro gemäß der EVS 2018 bei der Betrachtung basierend auf Nettoäquivalenzeinkommen im achten Dezil der Einkommensverteilung.
 
        EINMALZAHLUNGEN, GASPREISBREMSE UND AUCH ENERGIESPAREN ENTLASTEN
 
        Die haushaltsspezifischen Inflationsraten zeigen eine überproportionale Belastung der Haushalte mit geringeren Einkommen durch den Preisanstieg bei Haushaltsenergie und Nahrungsmitteln. Die Bundesregierung hatte bereits mit den ersten beiden Entlastungspaketen verschiedene Maßnahmen ergriffen, um den Belastungen sozial ausgewogen entgegenzuwirken.14 Besonders sinnvoll war dabei die Energiepreispauschale in Höhe von 300 Euro, die Erwerbstätige im September 2022 erhielten und die an Menschen im Ruhestand und andere zuvor ausgelassene Gruppen im Dezember 2022 ausgezahlt wird,15 da diese versteuert werden muss und damit vor allem Haushalten mit niedrigerem Einkommen zugutekommen. Ähnliches gilt für den Kinderbonus und den Kinder-Sofortzuschlag, die für Kinder gezahlt wurden beziehungsweise noch werden.16
 
        Der in Abbildung 1 abgebildete massive Preisschock bei Erdgas wirkt wegen längerfristiger Verträge und verzögerter Anpassungen der Abschlagszahlungen in zentralbeheizten Mietshäusern mit erheblicher Verzögerung auf die Verbraucherpreise durch. In der Entwicklung der Marktpreise ist trotz der Beruhigung, die am rechten Rand der Abbildung 1 zu sehen ist, eine weitere Verdopplung der Erdgaspreiskomponente der Inflation angelegt. Entsprechend sinnvoll ist die geplante Gaspreisbremse, die den Erdgaspreis für ein Grundkontingent von 80 Prozent des Vorjahresverbrauchs auf 12 Cent/Kilowattstunde (kWh) deckelt.17 Da der dem Verbraucherpreisindex zugrundeliegende Preis bereits bei rund 13 Cent/kWh liegt und der Preis für Neukunden bei 22 Cent/kWh beträgt,18 ist auch der ermäßigte Mehrwertsteuersatz ab Oktober 2022 sowie die Übernahme der Abschlagszahlung im Dezember 2022 durch den Bund als Überbrückungsmaßnahme sinnvoll.
 
        Zwei Merkmale der Gaspreisbremse, die besonders positiv zu bewerten sind, sind der hohe Anreiz zum Energiesparen und die Unabhängigkeit von der weiteren Entwicklung des Erdgaspreises in Europa. Der Sparanreiz ist hoch, weil nur ein Grundkontingent subventioniert wird und den Haushalten für Einsparungen beim Grundkontingent die Differenz zwischen dem Marktpreis und dem subventionierten Preis gutgeschrieben wird. Die Unabhängigkeit vom Verlauf des Börsenpreises von Erdgas hat im günstigsten Fall die Folge, dass die Gaspreisbremse für die Bundesregierung deutlich preiswerter wird als bisher angenommen. Allerdings ist die aktuell geplante Ausgestaltung verteilungspolitisch problematisch, da einkommensstarke Haushalte mit einem hohen Verbrauch mit deutlich höheren Eurobeträgen entlastet werden als einkommensschwache Haushalte mit vergleichsweise geringem Verbrauch. Damit ist sie zugleich auch finanz- und fiskalpolitisch problematisch. Eine Obergrenze des subventionierten Verbrauchs wäre daher sinnvoll.
 
        Energiesparen stellt ein weiteres nicht zu unterschätzendes Entlastungspotenzial dar. Bei allen im IMK Inflationsmonitor betrachteten Haushaltsgruppen verringert eine zehnprozentige Reduktion des Energieverbrauchs bezogen auf das Jahr 2022 die Belastung durch den überhöhten Preisanstieg bei Nahrungsmitteln und Energie um rund 30 Prozent; bei Studierenden beträgt der Entlastungseffekt sogar knapp 38 Prozent (Tabelle).
 
         
          Tabelle: Mehrbelastung bei einer zehnprozentigen Verringerung des Energieverbrauchs (Haushaltsenergie und Kraftstoffe) und bisherige Mehrbelastung (Euro)1
 
                     
                	 
                  HAUS­HALTSTYP UND NETTO­EINKOMMEN (EVS)
  
                	 
                  DURCH­SCHNITTLICHES BRUTTO­EINKOMMEN 20222
  
                	 
                  ENT­LASTUNG DURCH VER­RINGERTEN ENERGIE­VERBRAUCH3
  
                	 
                  ENT­LASTUNG IN % DER MEHR­BELASTUNG3
  
                	 
                  VER­BLEIBENDE MEHR­BELASTUNG3
  
                	 
                  MEHR­BELASTUNG JAN–OKT 20224
  
  
                	 
                  Allein­lebende, < 900 €
  
                	 
                  11215
  
                	 
                  160
  
                	 
                  28,1 %
  
                	 
                  409
  
                	 
                  487
  
  
                	 
                  Allein­lebende, <900 €, Ruhestand
  
                	 
                  11880
  
                	 
                  177
  
                	 
                  28,3 %
  
                	 
                  448
  
                	 
                  537
  
  
                	 
                  Studierende, 1040 €
  
                	 
                  14767
  
                	 
                  252
  
                	 
                  37,7 %
  
                	 
                  415
  
                	 
                  596
  
  
                	 
                  Allein­lebende, 1500–2000 €
  
                	 
                  29654
  
                	 
                  263
  
                	 
                  30,8 %
  
                	 
                  591
  
                	 
                  730
  
  
                	 
                  Allein­lebende, ≥ 5000 €
  
                	 
                  135005
  
                	 
                  415
  
                	 
                  33,4 %
  
                	 
                  826
  
                	 
                  1063
  
  
                	 
                  Allein­erziehende, 1 Kind, 2000–2600 €
  
                	 
                  38607
  
                	 
                  373
  
                	 
                  30,5 %
  
                	 
                  851
  
                	 
                  1041
  
  
                	 
                  Paare, 3600–5000 €
  
                	 
                  74620
  
                	 
                  503
  
                	 
                  30,7 %
  
                	 
                  1137
  
                	 
                  1392
  
  
                	 
                  Paare mit 2 Kindern, 2000–2600 € 5
  
                	 
                  37636
  
                	 
                  468
  
                	 
                  28,7 %
  
                	 
                  1163
  
                	 
                  1377
  
  
                	 
                  Paare mit 2 Kindern, 3600–5000 €
  
                	 
                  75751
  
                	 
                  561
  
                	 
                  29,2 %
  
                	 
                  1362
  
                	 
                  1616
  
  
                	 
                  Paare mit 2 Kindern, ≥ 5000 €
  
                	 
                  136881
  
                	 
                  611
  
                	 
                  28,9 %
  
                	 
                  1504
  
                	 
                  1774
  
  
          
 
          1 Preissteigerungen, die über das Inflationsziel der EZB (2 %) hinausgehen.
 
          2 Einkommen fortgeschrieben mit der Bruttolohn- und gehaltssumme je ArbeitnehmerIn
 
          3 Inflationsprognose unter Berücksichtigung der verminderten Mehrwertsteuer auf Gas und Fernwärme sowie der Abschlagsübernahme im Dezember 2022. Inflation 2022: 7,9 %. Preissteigerungen: Nahrungsmittel- und alkoholfreie Getränke 12,4 %, Haushaltsenergie 34,6 %, Kraft- und Schmierstoffe 29,0 %
 
          4 Ohne Einsparungen oder andere Änderungen des Konsumverhaltens
 
          5 Mehrere Angaben dieser Haushaltsgruppe sind laut Statistischem Bundesamt wegen einer geringen Zahl von Haushalten, die Angaben gemacht haben, sehr unsicher.
 
          Quellen: Einkommens- und Verbrauchsstichprobe 2018, Verbraucherpreisstatistik, Statistisches Bundesamt; Endres und Tober 2022, eigene Berechnungen
 
        
 
        Dabei ist das Sparpotenzial bei einkommensstarken Haushalten aus mehreren Gründen höher als bei einkommensarmen Haushalten: Erstens verbrauchen sie mehr Energie, zweitens verfügen sie über größere finanzielle Mittel, um auf erneuerbare Energien umzusteigen, und drittens leben sie deutlich häufiger in Eigenheimen und haben damit die Entscheidungsmacht über den Umstieg auf Erneuerbare wie Photovoltaik, Solarthermie und Wärmepumpen. So leben Haushalte im obersten Dezil der Einkommensverteilung zu 75,7 Prozent in selbstgenutztem Wohneigentum, haben eine durchschnittliche Sparquote von 33 Prozent und verbrauchen jährlich 3,462 kWh Strom sowie 17,993 kWh Gas, sofern sie zu den 54,4 Prozent gehören, die in diesem Dezil mit Gas heizen. Haushalte im ersten Dezil der Einkommensverteilung leben nur zu 5,9 Prozent in selbstgenutztem Wohneigentum, haben eine negative Sparquote und verbrauchen im Jahr durchschnittlich 1,719 kWh Strom und im Falle einer Gasheizung 10,246 kWh Erdgas.19
 
        FAZIT
 
        Da die Begrenzung der Erderwärmung auf 1,5 Grad Celsius nur noch mit massiven Anstrengungen zu erreichen ist, ist unabhängig von der aktuellen Energiekrise ein verringerter Energieverbrauch dringend erforderlich, da bisher lediglich 41,1 Prozent der Stromerzeugung, 16,5 Prozent des Wärmebedarfs und 6,8 Prozent des Energieverbrauchs im Verkehr auf erneuerbaren Energien basieren.20 Einsparungen fossiler Energieträger durch einen sparsameren Umgang mit Energie, Dämmung, Heizungsaustausch und verstärkte Photovoltaik auf Gebäuden sind erforderlich, um die Treibhausgasemissionen zu verringern, und mindern zugleich die inflationsinduzierte Belastung der Haushalte. Die Spielräume hierfür sind bei einkommensstärkeren Haushalten deutlich höher.
 
        Die aktuellen Preisschocks sind trotz ihrer Vielzahl und Dauer bisher nicht mit einem persistenten Inflationsprozess gleichzusetzen. Sofern sich keine nennenswerten Zweitrundeneffekte in Form überhöhter Lohnsteigerungen abzeichnen, ist eine Inflationsbekämpfung der EZB nicht erforderlich, wohl aber eine graduelle Normalisierung der Geldpolitik, da eine stark expansive Geldpolitik die ohnehin aufwärtsgerichteten Risiken für die Preisstabilität erhöhen würde. Insofern waren der Ausstieg aus der Nullzinspolitik im Juli 2022 und auch die zweite Zinserhöhung im September 2022 auf 1,25 Prozent folgerichtige Reaktionen auf die veränderten Rahmenbedingungen. Die erneuten Zinserhöhungen Anfang November und Mitte Dezember 2022 um insgesamt weitere 1,25 Prozentpunkte und die Ankündigung weiterer Zinsschritte für das Jahr 2023 sind allerdings nicht mehr mit einem graduellen Vorgehen vereinbar, zumal eine wirtschaftliche Abschwächung erwartet wird. Indikatoren für die Lohnentwicklung im Euroraum und auch die Einschätzungen der EZB deuten nicht auf stabilitätswidrige Lohnsteigerungen hin. In Deutschland, das die niedrigste Arbeitslosenquote im Euroraum aufweist, stehen die Lohnabschlüsse in Einklang mit der allgemein als stabilitätsgerecht erachteten jährlichen Steigerung um drei Prozent.21 Das liegt unter anderem an den Einmalzahlungen, die die Bundesregierung durch die Steuer- und Abgabenbefreiung von maximal 3000 Euro Sonderzahlung begünstigt.
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        12 Alkohol und Tabak, die in der Abbildung mit Nahrungsmitteln und alkoholfreien Getränken zusammengefasst werden, waren im Oktober 2022 6 Prozent teurer als ein Jahr zuvor.
 
        13 Einschließlich Getränke und Tabak.
 
        14 Vgl. Sebastian Dullien/Katja Rietzler/Silke Tober, Die Entlastungspakete der Bundesregierung – Ein Update, IMK Policy Brief 126/2022.
 
        15 Studierende erhalten 200 Euro, die allerdings nicht versteuert werden müssen.
 
        16 Der Kinder-Sofortzuschlag in Höhe von 20 Euro wird seit Juli 2022 monatlich zusätzlich an von Armut betroffene Familien mit Kindern, Jugendlichen und jungen Erwachsenen ausgezahlt.
 
        17 Dies gilt analog auch für die Strompreisbremse mit einem maximalen Preis von maximal 40 Cent/kWh.
 
        18 Siehe www.verivox.de/gas/gaspreise.
 
        19 Vgl. Endres/Tober (Anm. 10).
 
        20 Vgl. Umweltbundesamt, Erneuerbare Energien in Deutschland 2021. Daten zur Entwicklung im Jahr 2021, März 2022, www.umweltbundesamt.de/sites/default/files/medien/5750/publikationen/2021_hgp_erneuerbareenergien_deutsch_bf.pdf.
 
        21 Vgl. Sebastian Dullien et al., Energiepreisschocks treiben Deutschland in die Rezession. Prognose der wirtschaftlichen Entwicklung 2022/2023, IMK Report 177/2022.
 
      

       
        GLOBALER INFLATIONSDRUCK
 
        Ursachen und länderspezifische Unterschiede
 
        Gunther Schnabl
 
        Im Zuge der Coronakrise und des Ukrainekrieges sind die Inflationsraten weltweit angestiegen. Deutschland hat für Oktober 2022 eine Inflationsrate von 11,6 Prozent (Harmonisierter Verbraucherpreisindex) vermeldet, die USA 7,7 Prozent. Und auch in den meisten anderen Industrieländern werden Höchststände erreicht, die zuletzt in der Hochinflationsphase der 1970er Jahre beobachtet wurden. In Schweden liegt die Inflation bei 9,3 Prozent, in Norwegen bei 7,5 Prozent. In manchen Ländern ist die Lage noch dramatischer. In der Türkei wurden zuletzt 86 Prozent Inflation gemessen, in Argentinien 85 Prozent, und das schon lange von extremer Inflation geplagte Venezuela hat 142 Prozent vermeldet. Nur in wenigen Ländern wie China (2,1 Prozent), der Schweiz (2,9 Prozent) und Japan (3,6 Prozent) ist die Lage noch entspannt.
 
        Die Zentralbanken, die vorausschauend Inflation erkennen und bekämpfen sollen, sind in vielen Ländern unter Druck, die Zinsen zu erhöhen. Die US-amerikanische Zentralbank Fed ist seit März 2022 vorausgeeilt. Die Europäische Zentralbank (EZB) folgt zögerlich. Die Bank von Japan hält hingegen die Zinsen weiter bei null. Da Zinserhöhungen nur mit deutlicher Verzögerung die Inflation dämpfen, sehen sich die Regierungen in vielen Industrieländern zu Subventionen für Energie und Treibstoffe sowie Direktzahlungen an die Bürgerinnen und Bürger gezwungen. Doch diese könnten die Inflation auf Dauer hochhalten. Die Lage ist angespannt.
 
        Wie ist der globale Inflationsdruck entstanden? Was sagen die Unterschiede bei den Inflationsraten in unterschiedlichen Ländern aus? Was sind die Folgen der Inflation, und wie kann sie bekämpft werden? Diesen Fragen gehe ich im Folgenden nach.
 
        ENTSTEHUNG DES GLOBALEN INFLATIONSDRUCKS
 
        Der aktuelle Inflationsdruck hat sich über einen Zeitraum von mehr als 30 Jahren aufgebaut. Seit Ende der 1980er Jahre hat die Fed in Krisen die Zinsen stark abgesenkt, um die Finanzmärkte und die gesamte Volkswirtschaft schnell zu stabilisieren. In den Erholungsphasen nach den Krisen hob sie die Zinsen aber nur zögerlich wieder an.01 Das führte dazu, dass die kurzfristigen und langfristigen Zinsen über den Zeitverlauf hinweg immer weiter sanken. Nachdem infolge der US-amerikanischen Hypothekenkrise (2007/08) der Leitzins auf (nahe) Null gesenkt worden war, folgte die sogenannte Quantitative Lockerung: Die Fed kaufte in großem Umfang Staatsanleihen und andere Vermögenswerte, um die Finanz- und Gütermärkte zu stabilisieren. Das Volumen der Zentralbankbilanz und damit die Geldmenge02 stieg über den Zeitverlauf immer weiter an.
 
        Viele andere Länder folgten aus zwei Gründen. Zum einen ist der Dollar außerhalb von Europa die Leitwährung.03 Die meisten Zentralbanken außerhalb Europas stabilisieren ihren Wechselkurs gegenüber dem Dollar. Senkt die US-amerikanische Fed den Zins, dann fließt Kapital von den USA beispielsweise nach China. Es werden Dollar in chinesische Yuan getauscht, sodass der Yuan unter Aufwertungsdruck kommt. Da eine Aufwertung der Währung die Exporte Chinas im Ausland teurer macht und deshalb das Wachstum bremst, stabilisiert die Peoples Bank of China den Wechselkurs: Sie kauft Dollar und verkauft Yuan, sodass Chinas Dollarreserven und die Geldmenge steigen sowie die Zinsen sinken.
 
        Selbst Länder, die keine direkten Wechselkursbindungen gegenüber dem Dollar verfolgen – wie beispielsweise Japan – tendierten bei Aufwertungsdruck auf ihre Währung dazu, ebenfalls die Zinsen zu senken, um einen negativen Einfluss der Aufwertung auf ihre Wirtschaft zu vermeiden. Das hat dazu geführt, dass seit den 1980er Jahren weltweit das Zinsniveau im Trend abgesunken ist. Abbildung 1 zeigt den durchschnittlichen kurzfristigen Zins, den die Fed, die Bank von Japan und die EZB (vor 1999 die Deutsche Bundesbank) gesetzt haben. Der in Wellen verlaufende Abwärtstrend ist klar ersichtlich.
 
         
          Abbildung 1: Durchschnittliches kurzfristiges Zinsniveau von USA, Euroraum und Japan in Prozent
 
          [image: Das Kurvendiagramm zeigt, dass das Zinsniveau weltweit seit den 1980er Jahren abgesunken ist. Ein in Wellen verlaufender Abwärtstrend ist klar ersichtlich.] 
          Quelle: Internationaler Währungsfonds. Vor 1999 statt des Euroraums Deutschland
 
        
 
        Nachdem die Nullzinsgrenze erreicht war, haben immer mehr Zentralbanken Staatsanleihen und andere Vermögenswerte angekauft, um das Wachstum zu fördern, sodass weltweit die Geldmenge stark angestiegen ist. Die EZB hat in großem Umfang Unternehmens- und insbesondere Staatsanleihen gekauft.04 Zudem hat sie in Krisen zu günstigen Zinsen Hilfskredite an Banken vergeben. Das Volumen der Bilanz der EZB ist deshalb beispielsweise von etwa 700 Milliarden Euro im Jahr 1999 auf zuletzt etwa 9000 Milliarden Euro drastisch angestiegen. Die Entwicklung ist in den meisten Industrieländern ähnlich. In Japan fällt der Anstieg deutlich stärker als im Euroraum aus, in den USA geringer.
 
        Da damit weltweit die meisten Zentralbanken die Zinsen immer weiter gesenkt und ihre Bilanzen immer mehr ausgeweitet haben, kann argumentiert werden, dass der globale Inflationsdruck spätestens seit den 1990er Jahren angestiegen ist. Dass sich dies zunächst nicht in steigender Konsumentenpreisinflation geäußert hat, ist mit der Art der Inflationsmessung verbunden. Früher wurde Inflation als die Ausweitung der Geldmenge gesehen, für deren Steuerung die Zentralbanken verantwortlich sind.
 
        Nach dem Wirtschaftswissenschaftler Ludwig von Mises ist Inflation ein Anstieg der Geldmenge, der nicht durch einen entsprechenden Anstieg der Geldnachfrage ausgeglichen wird.05 Der Ökonom Milton Friedman argumentierte entsprechend, dass Inflation immer und überall ein monetäres Phänomen sei, das heißt auf eine zu starke Geldmengenausweitung der Zentralbanken zurückgehe.06 Spätestens der Jahrtausendwende ist in vielen Ländern die Geldmenge deutlich schneller gestiegen als die Menge aller produzierten Güter und Dienstleistungen.
 
        Die europäische Statistikbehörde Eurostat definiert Inflation hingegen (ähnlich wie die meisten anderen Zentralbanken) als einen allgemeinen Preisanstieg, der auf der Grundlage eines Konsumentenpreisindex07 gemessen wird. Die weltweit wachsende Geldmenge hat jedoch zunächst zu stark steigenden Aktien- und Immobilienpreisen geführt, die von einer auf den Konsum ausgerichteten Inflationsmessung (weitgehend) ausgeschlossen sind. Seit den 1990er Jahren wurde zudem ausgehend von den USA bei der Inflationsmessung die Qualitätsanpassung forciert, die einen dämpfenden Effekt auf die offiziell gemessene Inflation gehabt haben dürfte.08 Schließlich senkten die Zentralbanken die Finanzierungskosten der Unternehmen, und das von den großen Zentralbanken in den Industrieländern geschaffene Geld trug zum Aufbau großer Produktionskapazitäten in China bei. Der Import billiger Güter aus China drückte auf das Preisniveau in den Industrieländern.
 
        Die offiziell gemessenen Inflationsraten stiegen schließlich seit Mitte 2021 (Abbildung 2) in vielen Industrieländern aus drei Gründen stark an. Erstens haben im Verlauf der Coronakrise die umfangreichen, weitgehend von den Zentralbanken durch Staatsanleihekäufe finanzierten staatlichen Hilfsmaßnahmen noch einmal sehr viel mehr Geld in Umlauf gebracht. Im Euroraum wurden beispielsweise die neu emittierten Staatsanleihen fast vollständig von der EZB aufgekauft.09 Die Zentralbanken haben so zusammen mit den Regierungen durch niedrige Zinsen und umfangreiche staatliche Ausgabenprogramme die gesamtwirtschaftliche Nachfrage – insbesondere Konsum und Staatsausgaben – angeheizt. Weil damit eine zusätzliche Nachfrage nach Energie- und Rohstoffen verbunden ist, zogen – zweitens – die Energie- und Rohstoffpreise bereits seit Mitte 2021 stark an.
 
         
          Abbildung 2: Inflationsraten in großen Volkswirtschaften in Prozent
 
          [image: Das Kurvendiagramm zeigt, dass die Inflationsraten der großen Volkswirtschaften der Welt ab 2021 stark angestiegen sind. Die Kurven verlaufen in Wellen, wobei die Finanzkrise 2008 als deutlicher Einbruch der Preise sichtbar ist.] 
          Quelle: nationale Statistikbüros
 
        
 
        Drittens hat sich im Zuge der Coronakrise die Verhandlungsmacht der Arbeitnehmer deutlich verstärkt, weil die sehr umfangreichen (von der Zentralbank finanzierten) Hilfsmaßnahmen einen deutlichen Anstieg der Arbeitslosigkeit verhindert haben. Zudem konnte die Beschäftigung im öffentlichen Sektor dank der zentralbankfinanzierten Staatsausgaben maßgeblich wachsen. Eine immer noch sehr gute soziale Sicherung trägt in vielen Industrieländern dazu bei, dass viele potenzielle Arbeitnehmer nur zögerlich in den Arbeitsmarkt eintreten, lange Ausbildungszeiten haben beziehungsweise früher in Rente gehen.10 Das hat die Verhandlungsmacht der Gewerkschaften gestärkt, die auf die gestiegenen Preise mit höheren Lohnforderungen reagieren können. Da mit höheren Löhnen die Kosten der Unternehmen steigen, heben diese die Preise an. Das löst neue Lohnforderungen der Gewerkschaften aus, sodass sich die Inflation auf hohem Niveau verfestigten dürfte.11
 
        UNTERSCHIEDLICHE GLOBALE INFLATIONSENTWICKLUNGEN
 
        Abbildung 3 zeigt die Inflationsentwicklung seit 1984 in Ländern mit hohem, mittlerem und niedrigem Einkommensniveau. Die Inflation ist in den Industrieländern deutlich niedriger als in Ländern mit mittleren und niedrigen Einkommen, weil die Zentralbanken in der Regel von der Regierung unabhängig sind und dem Ziel der Preisstabilität folgen. Im Falle der EZB ist die Preisstabilität als primäres Mandat sogar in den Verträgen zur Europäischen Union verankert. Staatsausgaben müssen über Steuern finanziert werden, da der Staatsverschuldung Grenzen gesetzt sind.12
 
         
          Abbildung 3: Inflationsentwicklung in Ländergruppen nach Einkommensniveau in Prozent
 
          [image: Das Kurvendiagramm zeigt, dass zwischen 1984 und 2022 die Inflationsraten in Industrieländern deutlich niedriger waren als in Ländern mit niedrigen und mittleren Einkommen.] 
          Quelle: Weltbank
 
        
 
        Hingegen sind in vielen Entwicklungsländern und aufstrebenden Volkswirtschaften die Zentralbanken den Finanzministerien unterstellt und tragen zur Finanzierung der Staatsausgaben bei. Die durchschnittlichen Inflationsraten liegen im Ergebnis im Durchschnitt in den Ländern mit niedrigen und mittleren Pro-Kopf-Einkommen höher als in den Ländern mit hohen Pro-Kopf-Einkommen. Abbildung 3 macht zudem deutlich, dass die Inflationsraten in allen drei Ländergruppen korreliert sind, da die Geldpolitiken der Leitwährungsländer USA und Euroraum über die internationalen Kapitalflüsse und Wechselkursbindungen auf die anderen Länder übertragen werden.
 
        Doch es gibt auch große Unterschiede bei den Inflationsraten innerhalb der Ländergruppen (Abbildung 4). Am oberen Ende des Spektrums stehen derzeit Hochinflationsländer wie Sri Lanka, Türkei, Argentinien und Venezuela. Die hohen Inflationsraten liegen darin begründet, dass die Ausgaben der Regierungen seit Längerem außer Kontrolle sind. Die Zentralbanken tragen im großen Ausmaß zur Finanzierung der Staatsausgaben bei, indem sie Staatsanleihen kaufen und/oder Kredite an die Staaten vergeben.
 
         
          Abbildung 4: Inflationsraten in ausgewählten Ländern, Oktober 2022, in Prozent
 
          [image: Das Balkendiagramm zeigt die Unterschiede der Inflationsraten innerhalb der Ländergruppen. So wurden etwa in der Türkei zuletzt 86 Prozent Inflation gemessen, in Argentinien 85 Prozent und in Venezuela 142 Prozent.] 
          Quelle: aktuelle Presseberichte
 
        
 
        Dadurch wächst die im Umlauf befindliche Geldmenge schnell, während die Menge aller produzierten Güter und Dienstleistungen im Vergleich dazu stagniert und die Preise schnell steigen. Da die Menschen wegen der hohen Inflation ihre Ersparnisse oft in Fremdwährungen wie Dollar und Euro tauschen, verlieren die Währungen von Hochinflationsländern stark gegenüber Dollar und Euro an Wert. Dadurch steigen die Preise von importierten Gütern gerechnet in Inlandswährung, was das Preisniveau weiter nach oben treibt.
 
        In den meisten Industrieländern wie den USA, den Mitgliedsländern des Euroraums, Schweden und Norwegen liegt die Inflation deutlich niedriger als in den Hochinflationsländern. Sie hat aber ein Niveau von sieben bis zehn Prozent erreicht, das deutlich über den Zielwerten von um die zwei Prozent liegt. Zwar hat der Ukrainekrieg über steigende Energiepreise den Anstieg der Inflationsraten verstärkt. Doch hat der Inflationsdruck schon früher eingesetzt, da in den meisten Ländern wachsende Ausgabenverpflichtungen nicht mehr durch die Steuereinnahmen gedeckt sind. Das dürfte auch ein wichtiger Grund sein, warum die EZB so viele Staatsanleihen angekauft hat.
 
        In Japan ist die Inflation im internationalen Vergleich niedrig, obwohl die Bank von Japan seit den frühen 1990er Jahren im großem Umfang Staatsausgaben mit Staatsanleihekäufen finanziert hat. Die Staatsverschuldung konnte so auf über 260 Prozent des Bruttoinlandsprodukts steigen. Dennoch ist die Inflation unter anderem deshalb nicht angestiegen, weil der japanische Staat zunehmend Güter und Dienstleistungen subventioniert hat.13 Nach Schätzungen der Washington International Trade Association kommen über 40 Prozent der Einkommen der japanischen Bauern vom Staat. Großzügige Hilfen für Reisbauern haben dazu beigetragen, dass der Reispreis in den vergangenen Jahren deutlich gefallen ist. Ebenso werden Weizen, Sojabohnen, Buchweizen und Raps bezuschusst.
 
        Weitere Subventionen finden sich beim Bahnverkehr, der im dicht besiedelten Japan eine wichtige Rolle spielt. Staatliche Hilfen haben seit 2009 die Schul- und Hochschulgebühren gedrückt. Die Nachfrage für Autos wurde immer wieder durch Subventionen – zuletzt für Elektrofahrzeuge – angekurbelt, sodass deren Preise seit 1990 weitgehend konstant geblieben sind. Schnell wachsende staatliche Zuzahlungen im Gesundheitssystem haben den Preisanstieg bei der Gesundheitsversorgung gedämpft. Auch die staatlich kontrollierten Preise für Wasser und Strom sind nur moderat gestiegen. In Reaktion auf den Ukrainekrieg wurden Benzin und importierter Weizen bezuschusst.
 
        In China dürfte der Inflationsdruck deshalb geringer sein, da die Geldpolitik bisher deutlich zurückhaltender war als in den Industrieländern, insbesondere in der Coronakrise. Die Regierung hält eine niedrige Inflation für eine wichtige Voraussetzung für die soziale Stabilität des Landes. Dass der zuletzt deutliche Anstieg der Produzentenpreise im Gegensatz zu den USA und Deutschland keine spürbare Auswirkung auf die Konsumentenpreise hatte, dürfte daran liegen, dass Chinas Zentralbank – die People’s Bank of China – über den staatlich kontrollierten Bankensektor und die Lokalregierungen viel billige Liquidität in den Unternehmenssektor gepumpt hat.
 
        Die Preise von öffentlichen Dienstleistungen – die die im Preisindex vertretenen Dienstleistungen dominieren – und die Preise von Industriegütern – die oft von staatlichen Unternehmen produziert werden – scheinen mit Blick auf die niedrigen Inflationsziele der Zentralregierung gesetzt zu werden. Die vergleichsweise zurückhaltende Finanzpolitik Chinas sowie die strengen Corona-Lockdowns dürften die Inflation zusätzlich gedämpft haben.
 
        Auch in der Schweiz, die im globalen Inflationsumfeld als sicherer Hafen für Kapitalzuflüsse gilt, ist die Inflation niedrig geblieben.14 Weil die Inflation im Euroraum hoch ist, legen viele Anleger ihre Ersparnisse in der Schweiz an. Würden die großen Kapitalzuflüsse in der Schweiz verbleiben, würde dies die Aktien- und Immobilienpreise stark nach oben treiben, weil die Kreditvergabe der Banken stark wachsen würde. Auch die Konsumentenpreisinflation dürfte dann steigen. Indem die Schweizer Nationalbank das Zinsniveau deutlich unter dem Zinsniveau der USA hält, begünstigt sie jedoch in großem Umfang Kapitalabflüsse. Die Schweiz exportiert damit mehr Kapital, als sie Kapital importiert, was den Inflationsdruck sowohl bei Vermögens- als auch bei Konsumentenpreisen dämpft.
 
        Wenn die Schweizer Nationalbank wie zuletzt eine schrittweise Aufwertung des Schweizer Franken gegenüber dem Euro zulässt, dann sinken die Preise importierter Güter. Der Druck auf die inländischen Unternehmen und den inländischen Handel wächst, die Preise niedrig zu halten. Schließlich ist die Staatsverschuldung in der Schweiz, gerechnet als Anteil am Bruttoinlandsprodukt, deutlich niedriger als in den meisten Mitgliedsländern des Euroraums. Deshalb dürfte auch der politische Druck auf die Schweizer Nationalbank geringer sein, Staatsanleihen zu kaufen.
 
        FOLGEN VON INFLATION
 
        Vor allem die Staaten mit besonders hohen Inflationsraten machen die Folgen deutlich. Hohe Inflation dämpft das Wachstum. Das liegt daran, dass Preise unter normalen Umständen Knappheiten anzeigen.15 Nimmt die Nachfrage nach einem Gut zu, dann steigt der Preis. Die Gewinne der Unternehmen, die dieses Gut produzieren, erhöhen sich. Das ist ein Signal, mehr von diesem Gut zu produzieren. Sinken die Preise eines Guts, werden die Unternehmen hingegen weniger produzieren, da die Gewinne sinken. Die Produktionsstruktur passt sich damit bei freien Preisen den sich kontinuierlich verändernden Präferenzen der Konsumenten an. Der Ressourceneinsatz ist besonders effizient, weil nicht in die Produktion von Gütern investiert wird, die die Konsumenten nicht nachfragen.
 
        Bei Inflation steigen hingegen die Preise auf breiter Front, weil zu viel Geld im Umlauf ist, sodass die Informationsfunktion der Preise verloren geht. Steigende Preise spiegeln nicht mehr zwingend Knappheiten wider; es kann daher zu Fehlinvestitionen kommen, die zu einem späteren Zeitpunkt wieder abgebrochen werden müssen. Beispielsweise sind in Spanien zwischen 2003 und 2007 aufgrund zu niedriger Zinsen nicht nur die Immobilienpreise stark angestiegen, es sind auch viele Bauten entstanden, die nach Ende des Immobilienbooms leer standen. In China wurden wegen zu niedriger Zinsen ganze Geisterstädte gebaut, die heute teils wieder gesprengt werden.
 
        Bei hoher Konsumentenpreisinflation halten sich die Unternehmen aufgrund wachsender Unsicherheit mit den Investitionen zurück, weil die zukünftigen Kosten und Einnahmen schwer vorhersehbar sind. Da bei Inflation die Kaufkraft fällt, schränken die Menschen den Konsum ein. Steigen die Produzentenpreise stark an (wie derzeit in Deutschland), dann verschlechtern sich die Chancen der Exportunternehmen. Das Wachstum geht zurück und kann preisbereinigt auch negativ sein. Da das deutsche Wirtschaftssystem lange Zeit auf eine stabile Währung ausgerichtet war, war die Wirtschaft entsprechend produktiv, das Lohnniveau hoch und die Preise niedrig.16 Nun steigt die Unsicherheit, was negativ auf das Wachstum wirkt.
 
        Der Wohlstand verfällt, das Leben wird schwerer, wie das Beispiel Venezuela besonders drastisch zeigt. Die ungezügelte Ausgabenpolitik der sozialistischen Regierung hat nicht nur dazu geführt, dass regelmäßig bei den Geldscheinen Nullen abgestrichen werden müssen, auch die Wirtschaftsleistung des Landes ist dramatisch gefallen. Die Bevölkerung ist größtenteils verarmt, viele leiden Hunger. Auch in der Türkei müssen die Menschen den Gürtel immer enger schnallen. Da eine hohe Inflation dazu führt, dass die Menschen die inländische Währung gegen Dollar oder Euro tauschen, wertet die türkische Lira immer weiter ab, was die Importe verteuert. Während Präsident Recep Tayyip Erdoğan Spekulanten für die Abwertung der Lira verantwortlich macht, zweifeln Beobachter die offiziell ausgewiesenen Inflationsraten als zu niedrig an.
 
        Hinzu kommen einschneidende Verteilungseffekte. Der Ökonom John Maynard Keynes hat einst Lenin zitiert, dass die Regierung durch Inflation Vermögen willkürlich konfiszieren könne. Darunter litten große Teile der Bevölkerung, während Einzelne aber auch profitierten.17 Inflation schwächt die Kaufkraft breiter Bevölkerungsschichten, da die Preise meist schneller steigen als die Löhne, was nun auch in den meisten Industrieländern der Fall ist. Da viele Verträge neu verhandelt werden müssen, entstehen Reibungsverluste wie etwa durch Streiks.
 
        Seit mehr als zwei Dekaden wirken die Verteilungseffekte der zunehmend lockeren Geldpolitiken auch über die Finanzmärkte. Während Ersparnisse in Form von Bankeinlagen, die insbesondere von der Mittelschicht gehalten werden, nicht mehr verzinst wurden, stiegen die Preise von Aktien und Immobilien, die überproportional von vermögenden Menschen gehalten werden, stark an. Insbesondere für junge Menschen sind die Bildung von Vermögen und damit der soziale Aufstieg sehr schwer geworden.
 
        Weitere Verteilungseffekte entstehen auf der Ausgabenseite der Staaten. Kaufen Zentralbanken im großem Umfang Staatsanleihen, dann erhöhen sie dadurch die Ausgabenspielräume der Regierungen, die diese nutzen können, um ihre Wiederwahl zu sichern. Lobby-Gruppen können Einfluss auf die Verteilung von Subventionen nehmen.18 Das kann dazu führen, dass die gut organisierten Großunternehmen sehr viel mehr von den Ausgaben des Staates profitieren als kleinere und mittlere Unternehmen. Die Konzentration in der Wirtschaft nimmt zu, die Preiserhöhungsspielräume für die großen Unternehmen wachsen.
 
        Hält diese Entwicklung an, dann wächst die Anzahl der Menschen, die sich als Verlierer sehen. Und damit steigt die Wahrscheinlichkeit, dass sich mehr Menschen politischen Parteien an den Rändern des politischen Spektrums zuwenden.19 In Deutschland hat die Hyperinflation der frühen 1920er Jahre die Mittelschicht weithin ausgelöscht, was das Land politisch destabilisiert hat.20 Die Instabilität von Währung, Wirtschaft und Gesellschaft sind eng miteinander verbunden. Lenin hatte Keynes zufolge argumentiert, dass die Zerstörung der Währung der beste Weg sei, ein kapitalistisches System und eine bürgerliche Gesellschaft zu zerrütten.21
 
        WEGE AUS DER INFLATION
 
        Das führt zu der Frage, wie die Inflation bekämpft werden kann. Derzeit scheint sich vor allem in Europa bei der Politik das japanische Modell durchzusetzen. Subventionen sollen die Inflation mildern. Deutschland hat die Energiesteuer auf Kraftstoffe für drei Monate abgesenkt und die EEG-Umlage ausgesetzt. Eine Gas- und eine Strompreisbremse sollen folgen. Frankreich hat schon früh den Preisanstieg bei Storm und Gas begrenzt und subventioniert Benzin. Ungarn hat die Strom- und Gaspreise reduziert sowie die Preise für Weizenmehl, Zucker, Milch und Eier gedeckelt. In Italien sind Netzentgelte entfallen, und es wurden Teile des Kraftstoffpreises erstattet.
 
        Während die Dimension der Subventionen in vielen Ländern über den Zeitverlauf zu wachsen scheint, bleibt die Finanzierung der wuchernden Staatsausgaben offen. Da langfristig und anhaltend hohe Inflation meist mit überbordenden Ausgabenverpflichtungen des Staates verbunden ist,22 sind ausgeglichene Staatshaushalte und das Einhalten von Schuldengrenzen wichtige Voraussetzungen für eine nachhaltige Bekämpfung der Inflation. Da die Kassen weithin leer und Kürzungen bei den Staatsausgaben unpopulär sind, scheinen die meisten Regierungen hingegen noch auf höhere Ausgabenverpflichtungen zu bauen.
 
        Das passt nicht zu den angekündigten Zinserhöhungen der Zentralbanken, die in vielen Ländern nur dann fortgesetzt werden können, wenn die Regierungen die Ausgaben reduzieren. Andernfalls könnten die Finanzmärkte das Vertrauen verlieren, dass die hoch verschuldeten Staaten ihre Schulden bedienen können. Eine globale Finanz- und Schuldenkrise könnte die Folge sein. Die neue britische Regierung denkt bereits über Ausgabenkürzungen und Steuererhöhungen nach, während die Bank von Japan weiterhin Zinserhöhungen ablehnt. Das dürfte daran liegen, dass die Staatsverschuldung in Höhe von über 260 Prozent des Bruttoinlandsprodukts wenig Spielraum für Zinserhöhungen lässt.
 
        Auch die EZB ist mit den Zinserhöhungen bereits deutlich hinter der Fed zurückgeblieben. Die hohe Staatsverschuldung in südlichen Eurostaaten wie Griechenland, Italien, Spanien und Frankreich könnte dort zu einem möglichen Staatsbankrott führen und damit eine neue Eurokrise – und ein mögliches Auseinanderbrechen des Euroraums – nach sich ziehen. Die EZB könnte deshalb dazu tendieren, die Inflation über einen längeren Zeitraum hinweg hoch zu lassen, um die Staatsverschuldung im Euroraum durch Inflation abzuschmelzen. Inwiefern dies die Kapitalflucht und die politische Polarisierung im Euroraum begünstigen wird und inwiefern dies im Einklang mit dem in den Europäischen Verträgen verankerten Mandat der EZB für Preisstabilität steht, sollte diskutiert werden.
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        DIE HYPERINFLATION 1923 IM KOLLEKTIVEN GEDÄCHTNIS
 
        Lukas Haffert
 
        „Nicht alle Deutschen glauben an Gott, aber alle glauben an die Bundesbank“, lautet ein bekanntes Bonmot von Jacques Delors, dem früheren Präsidenten der Europäischen Kommission. Delors beschrieb damit die Anhänglichkeit der Deutschen an die D-Mark. Die Deutschen, so ein auch in der Eurokrise oft zitiertes Argument, hätten eine spezifische „Stabilitätskultur“, also eine besondere Affinität zu ausgeglichenen Staatshaushalten und niedriger Inflation.01 Diese projizierten sie zudem gerne auf bestimme Symbole – früher eben die D-Mark, in den 2010er Jahren dann die „schwarze Null“. Besonders prominent zeige sich diese besondere deutsche Kultur aber in der Angst vor der Inflation. So äußerten die Deutschen in Umfragen bereits seit Jahren, und lange vor dem aktuellen Inflationsschub, immer wieder ihre Sorge um die Stabilität des Geldwerts. Woher kommt dieses besondere deutsche Stabilitätsbedürfnis, und warum macht es sich so stark an der Sorge vor der Inflation fest? Ein populärer Ansatz erklärt dies mit bestimmten Lehren aus der deutschen Geschichte. Im Zentrum dabei: die Erinnerung an die Weimarer Hyperinflation.02 Laut dem Historiker Gerald D. Feldman, dem Autor eines der Standardwerke über die Hyperinflation, hinterließ diese „ein Trauma, das sich ins kollektive Gedächtnis eingebrannt hat“.03
 
        Tatsächlich ist eine solche Langfristwirkung eines historischen Ereignisses nicht so abwegig, wie es auf den ersten Blick vielleicht scheinen mag. Es ist mittlerweile gut belegt, dass biografische Schocks in einer früheren Lebensphase die politischen Einstellungen und Problemwahrnehmungen ein Leben lang prägen können. Das gilt für die Erfahrung von Autokratie, von Krieg oder von Massenarbeitslosigkeit, es gilt aber auch für den Effekt von Inflation. So zeigt sich in ländervergleichenden Studien, dass Menschen, die in ihrem Leben eine Hyperinflation erlebt haben, noch Jahrzehnte später besonders großen Wert auf die Geldstabilität legen.04 Auch lässt sich nachweisen, dass das politische Verhalten der Großeltern einen systematischen Einfluss auf das ihrer Enkel hat.05 Wenn also diejenigen, die das Jahr 1923 erlebten, davon für den Rest ihres Lebens geprägt wurden, und wenn sie ihre Erfahrungen an ihre Nachkommen weitergaben, ob am familiären Abendbrottisch, in der Schule, oder vermittelt über Institutionen wie die Bundesbank06 – dann ist es zumindest nicht abwegig, dass diese Erfahrungen auch heute noch die deutsche Politik prägen.
 
        WARUM DIE HYPERINFLATION?
 
        Auch wenn man es für plausibel hält, dass ein Ereignis, das ein Jahrhundert zurückliegt, noch immer die politischen Einstellungen prägen kann, stellt sich die Frage, warum es gerade dieses Ereignis ist. Immerhin erlebte die Weimarer Republik nur wenige Jahre nach der Hyperinflation mit der Weltwirtschaftskrise eine zweite, nicht weniger einschneidende Krise. Nach dem Abzug US-amerikanischen Kapitals und dem Zusammenbruch mehrerer Banken stürzte die deutsche Wirtschaft in eine dramatische Krise, 1932 waren über sechs Millionen Menschen arbeitslos. Diese Krise war allerdings keine Inflationskrise, ganz im Gegenteil: Der Kreislauf von steigender Arbeitslosigkeit, sinkender Kaufkraft und staatlicher Sparpolitik führte dazu, dass die Preise immer weiter fielen, also zu einer Deflation. Im Jahr 1932 sanken die Preise im Durchschnitt um neun Prozent. Trotzdem hat sich offenbar nicht die Weltwirtschaftskrise, sondern die Hyperinflation dem kollektiven Gedächtnis eingeprägt. Wie lässt sich das erklären?
 
        Ein naheliegender Grund für die anhaltende Wirkmächtigkeit der Hyperinflation ist, dass diese zu einer Chiffre geworden ist, die weit über den Bereich der Geldpolitik und sogar der Wirtschaft hinausweist. Demnach löste die Inflation eine Verkürzung der Zeithorizonte, einen immer dringenderen Fokus auf das Hier und Jetzt aus, den der Kulturjournalist Harald Jähner auf die Formel „Nur das Heute zählt“ bringt, und für den er Belege in fast allen Bereichen des Lebens und der Kultur findet.07 So verlangte die Inflation einen Bruch mit überkommenen Vorstellungen von Solidität, Konventionen und langfristigen Bindungen. Waren nicht genau das auch die Merkmale des Weimarer Kulturlebens und der Alltagskultur der „Wilden Zwanziger“, denen noch heute immer wieder Denkmäler errichtet werden, wie zuletzt in der TV-Serie „Babylon Berlin“? Dagegen löste die Weltwirtschaftskrise, von wenigen Ausnahmen wie Hans Falladas 1932 veröffentlichtem Roman „Kleiner Mann, was nun“ abgesehen, kaum eine bleibende kulturelle Erinnerung aus.
 
        Selbst wenn man die bleibende kulturelle Wirkung der Hyperinflation in Rechnung stellt, ist die dauerhafte Verankerung des Jahres 1923 im kollektiven Gedächtnis aber kaum ohne das Jahr 1933 zu erklären. Hätte sich die Weimarer Republik auf Dauer stabilisiert, dann würde die Hyperinflation heute wohl eher als wilde Kuriosität gelten und nicht als ein wirtschaftsgeschichtliches Schlüsselereignis des 20. Jahrhunderts. Ohne Hitler kein Inflationstrauma. Allerdings kann ausgerechnet dieser Ansatz kaum erklären, warum die Hyperinflation, und nicht die Weltwirtschaftskrise, im Zentrum des deutschen Krisen-Gedächtnisses steht. Denn die Weltwirtschaftskrise ist ja erst recht und viel unmittelbarer mit dem Aufstieg der NSDAP verbunden. Ohnehin ist die Frage, inwiefern die Hyperinflation tatsächlich zum Erfolg der Nationalsozialisten beitrug, nicht leicht zu beantworten. Ein direkter Effekt lässt sich kaum finden, schließlich begann der Aufstieg der NSDAP erst bei der Reichstagswahl 1930, nicht bereits nach 1923. Auch lässt sich keine Korrelation feststellen, wonach die NSDAP in den Regionen besonders erfolgreich gewesen wäre, wo die Hyperinflation besonders schlimm gewütet hatte.08
 
        Allerdings sind mehrere indirekte Effekte plausibel.09 So könnten die Inflationsverlierer auch in den 1930er Jahren noch besonders anfällig für die Mobilisierung der NSDAP gewesen sein. Ein wichtiger Teil der Mittelschicht, die eine entscheidende Stütze der Demokratie hätte sein können, hatte in der Inflation sein Vermögen und damit auch das Vertrauen in die Republik verloren. Auch könnte der Versuch, die Verluste der Inflation in den Folgejahren aufzuholen, dazu beigetragen haben, dass die deutsche Wirtschaft bereits in einer fragilen Lage war, als sie von der Weltwirtschaftskrise getroffen wurde. Noch wichtiger war vermutlich aber, dass die wirtschaftspolitische Reaktion auf die Weltwirtschaftskrise auch von der Angst vor einer neuerlichen Inflation geprägt wurde. Die Sorge vor einer Rückkehr der Inflation hemmte demnach alle Ansätze, der Weltwirtschaftskrise mit einer aktiveren staatlichen Wirtschaftspolitik zu begegnen. Stattdessen verfolgte der von 1930 bis 1932 amtierende Reichskanzler Heinrich Brüning eine verhängnisvolle Deflationspolitik.
 
        In jedem Fall können solche Versuche, eine kausale Verbindung zwischen 1923 und 1933 zu ziehen, nicht wirklich erklären, warum die Hyperinflation in der öffentlichen Erinnerung so stark vor der Weltwirtschaftskrise steht. Denn selbst wenn es möglich sein sollte, die Hyperinflation direkt mit dem Untergang der Weimarer Republik zu verbinden – für die Weltwirtschaftskrise steht eine solche Verbindung völlig außer Zweifel.
 
        HYPERINFLATION UND WELTWIRTSCHAFTSKRISE IM ÖFFENTLICHEN DISKURS
 
        Für das Nachleben der Hyperinflation im deutschen kollektiven Gedächtnis ist aber auch nicht entscheidend, ob sich historisch tatsächlich eine kausale Linie von der Inflation zum Aufstieg Hitlers ziehen lässt. Wichtiger ist die Frage, ob eine solche Linie in der heutigen Vorstellung existiert. Um sich dieser Frage zu nähern, lohnt zunächst ein Blick in den öffentlichen Diskurs. Dort lassen sich eine ganze Reihe von Beispielen finden, die eine solche Verbindung insinuieren. So gelang dem Journalisten Gabor Steingart im September 2021 das Kunststück, assoziativ genau das Gegenteil dessen zu vermitteln, was der Wortsinn der Aussage war: „Natürlich kann man die Furcht vor der Inflation kritisieren. Erst recht, wenn sie historische Analogien zur großen Geldentwertung in der Vor-Hitler-Zeit sucht.“10 Inhaltlich wollte Steingart sagen, man solle es mit der Furcht vor der Inflation nicht übertreiben. Sprachlich allerdings zog er eine Verbindung zwischen der Hyperinflation und Hitler. Bemerkenswert ist an diesem Zitat aber vor allem, wie unpräzise es die Hyperinflation zeitlich markiert. Kaum ein Leser dürfte bei der „Vor-Hitler-Zeit“ schon an das Jahr 1923 denken.
 
        Steingarts direkte sprachliche Verknüpfung der Inflation mit dem Untergang der Weimarer Republik ist kein Einzelfall. So hatte der damalige Wirtschaftsminister Rainer Brüderle 2011 im Bundestag erklärt: „Eine Lehre der Geschichte ist: Wenn das Geld schlecht wird, wird alles schlecht. Auch das haben wir in der deutschen Geschichte gehabt: von Hyperinflation über Massenarmut bis hin zum Krieg und den fatalen Fehlentwicklungen in Deutschland.“11 Auch Brüderle verschiebt den Zeitpunkt der Hyperinflation ins Ungefähre: Irgendwann in der deutschen Geschichte, aber auf jeden Fall im Zusammenhang mit Massenarmut und der „fatalen Fehlentwicklung“ des Nationalsozialismus. Liest man Brüderles Zitat genau, fällt auf, dass er der Inflation nicht einfach den Vorrang vor der Weltwirtschaftskrise gibt. Vielmehr vermengt er die beiden zu einer Krisenmelange aus „Hyperinflation“ und „Massenarmut“ – aber diese Melange wird unter die Überschrift „Wenn das Geld schlecht wird“ gestellt, also eindeutig auf die Inflation bezogen. Was hier geschieht, ist also keine Verdrängung der Weltwirtschaftskrise, die irgendwie als zweite, weniger wichtige Krise im Schatten der Hyperinflation steht. Vielmehr handelt es sich um eine Vermischung: Hyperinflation und Weltwirtschaftskrise verschmelzen hier zu einer einzigen „Weimarer Wirtschaftskrise“.
 
        Wie repräsentativ ist diese Vermischung, wie sie im Zitat von Rainer Brüderle zum Ausdruck kommt? Wenn es sich um mehr als einen kuriosen Ausrutscher handelt, würde das eine These nahelegen: Demnach ergibt sich die besondere Rolle der Hyperinflation im deutschen kollektiven Gedächtnis nicht daraus, dass sie die Weltwirtschaftskrise verdrängt hat, sondern daraus, dass sie sich die Weltwirtschaftskrise einverleibt hat. „Hyperinflation“ ist eine Formel geworden, mit der jede Weimarer Wirtschaftskrisenerfahrung aufgerufen werden kann, die Inflation ebenso wie die Massenarbeitslosigkeit. Statt an zwei Krisen erinnern sich viele Deutsche nur an eine, die aber die prägenden Merkmale beider vereint – und diese eine Krise firmiert für sie unter dem Label „Hyperinflation“.
 
        WISSEN ÜBER DIE WEIMARER WIRTSCHAFTSGESCHICHTE
 
        Um diese These genauer zu untersuchen, habe ich gemeinsam mit meinen Kollegen Nils Redeker und Tobias Rommel in einer Umfrage über 2000 Deutsche auf verschiedenen Wegen nach ihrem Bild von der Weimarer Wirtschaftsgeschichte befragt.12 Einen Teil davon fragten wir explizit nach ihren Vorstellungen von der Hyperinflation. Einen anderen Teil fragten wir nach ihren Vorstellungen von der Weltwirtschaftskrise. Das Faszinierende: Diese Vorstellungen waren bemerkenswert ähnlich. Egal ob wir nach dem Jahr 1923 (Hyperinflation) oder nach dem Jahr 1932 (Weltwirtschaftskrise) fragten, die Mehrheit der Befragten assoziierte beide Jahre mit hohen oder sehr hohen Inflationsraten. Gefragt, welche spezifischen Probleme die Weltwirtschaftskrise kennzeichneten, nannte der größte Teil der Befragten vollkommen korrekt das Problem der hohen Arbeitslosigkeit. Auf Platz zwei folgte jedoch das vermeintliche Problem der hohen Inflation. Insbesondere wusste nur eine verschwindend geringe Minderheit derjenigen, die wir nach der Weltwirtschaftskrise fragten, dass die frühen 1930er Jahre eine Zeit der Deflation und nicht etwa sehr hoher Inflation waren. Als wir die Befragten baten, die Inflationsrate im Jahr 1932 zu schätzen (eine, zugegeben, recht komplizierte Aufgabe), nannten weniger als ein Prozent eine negative Zahl. Dagegen nannte mehr als die Hälfte der Befragten einen Wert von über 10 Prozent und 15 Prozent der Befragten sogar einen Wert von über 100 Prozent. Diese Schätzungen unterschieden sich kaum von denen der Gruppe, die wir gebeten hatten, die Inflationsrate im Jahr 1923 zu schätzen – und das, obwohl wir letztere Gruppe explizit darauf hingewiesen hatten, dass 1923 der Höhepunkt der Hyperinflation war.
 
        Bringt man diese Befunde auf einen Nenner, lautet dieser also: Viele Deutsche wissen nicht, dass Hyperinflation und Weltwirtschaftskrise zwei unterschiedliche wirtschaftliche Krisen waren. In ihrer Vorstellung vermischen sich beide zu einer einzigen Weimarer Wirtschaftskrise. Und die vermeintliche „Erinnerung“ an diese imaginierte Krise lässt sich aktivieren, indem man nach der Hyperinflation fragt.
 
        Wie kommt es zu dieser Vermischung? An diese Frage sind empirisch nur Annäherungen möglich, klar beantworten lässt sie sich nicht. Immerhin lassen sich aber einige Indizien ausmachen: So neigen Menschen mit höherer formaler Bildung häufiger dazu, die Hyperinflation und die Weltwirtschaftskrise zu vermischen. Das dürfte Ausdruck davon sein, dass man zunächst eine ungefähre Vorstellung von den beiden Krisen haben muss, ehe man sie ineinander werfen kann. Befragte mit geringerer formaler Bildung neigten eher dazu, gar keine Aussage über die Weimarer Wirtschaftsgeschichte zu treffen. Keine Unterschiede konnten wir dagegen zwischen Ost- und Westdeutschen ausmachen. Die Annahme, ihre langjährige Liebesgeschichte mit Bundesbank und D-Mark habe bei den Westdeutschen eine besonders starke Angst vor der Inflation und eine entsprechend lebendige Erinnerung an die Weimarer Hyperinflation ausgelöst, bestätigt sich in unseren Daten also nicht. Einen geringeren Einfluss als erwartet scheint auch die Familie zu haben. Nur knapp 15 Prozent der Befragten gaben an, sich ihr Bild von der Hyperinflation vor allem in der Familie gemacht zu haben. Die beliebte Vorstellung, die Großeltern hätten noch Millionen- oder Milliardenscheine aus der Hyperinflation auf dem Dachboden, mit denen sie den Enkeln am sonntäglichen Kaffeetisch die Gefahren der Inflation demonstrieren, wird von unseren Zahlen nicht gestützt. Das passt zum Befund des Historikers Sebastian Teupe: „Das vermeintliche Trauma aller Deutschen reproduzierte sich über die Generationen hinweg also keineswegs von selbst, sondern bedurfte einer aktiven Erinnerungsarbeit.“13
 
        Dagegen verweisen einige Indizien auf die besondere Bedeutung der Schule. So antwortete über die Hälfte der Teilnehmer auf unsere Frage, wann sie sich zuletzt mit der Hyperinflation beschäftigt hatten, dies sei in der Schule der Fall gewesen. Dagegen konnten sich weniger als 10 Prozent an eine Auseinandersetzung über die Hyperinflation in politischen Debatten erinnern. Knapp 20 Prozent der Befragten hatten keine Erinnerung daran, sich schon einmal mit der Hyperinflation beschäftigt zu haben. Nun ist klar, dass den Schülerinnen und Schülern im Geschichtsunterricht keine Vermischung von Hyperinflation und Weltwirtschaftskrise beigebracht wird. Möglicherweise wird aber nicht genug Wert darauf gelegt, den Unterschied zwischen den beiden Krisen zu betonen. Es ist vorstellbar, dass Schülerinnen und Schüler bereits nach wenigen Jahren nur noch eine schwammige Erinnerung an die Behandlung der Weimarer Republik in ihrem Unterricht haben – die dann dazu einlädt, die beiden Krisen gedanklich zu einer zu vermischen.
 
        Wie leicht die Vermittlung der Wirtschaftsgeschichte zu so einer Vermischung beitragen kann, zeigte ausgerechnet das Beispiel der Ausstellung „Sparen – Geschichte einer deutschen Tugend“ im Deutschen Historischen Museum in Berlin 2018. Die Hyperinflation wurde den Besucherinnen und Besuchern dort sehr anschaulich mit einer „inklusiven Kommunikations-Station“ vor Augen geführt:14 Auf einer Balkenwaage konnte man unterschiedliche Güter gegen einen bestimmten Geldwert aufwiegen und sich so vor Augen führen, wie schnell der Währungsverfall vonstattenging. Dagegen wurde die Weltwirtschaftskrise vor allem mit Bezug auf die Bankenkrise thematisiert. Die damit einhergehende Deflation, unter der nicht die Gläubiger, sondern die Schuldner litten, spielte in der Ausstellung praktisch keine Rolle. Stattdessen war die Kernbotschaft: In Weimar traf es immer die Sparer.
 
        WAS IST AN DER DEUTSCHEN INFLATIONSERINNERUNG BESONDERS?
 
        Doch ist all das überhaupt spezifisch für die deutsche Erinnerung an die Hyperinflation? Immerhin wäre eine einfache Erklärung für unsere Befunde, dass Menschen ganz allgemein dazu neigen, verschiedene wirtschaftliche Krisenphänomene miteinander zu assoziieren. Dass Inflation und Arbeitslosigkeit sich eher entgegengesetzt entwickeln, ist alles andere als intuitiv. Zu erklären, warum Massenarbeitslosigkeit eine der effektivsten Inflationsbremsen ist, setzt einiges an ökonomischem Wissen voraus.
 
        Diesen Einwand haben wir empirisch geprüft, indem wir in gleicher Weise auch Niederländerinnen und Niederländer befragt haben. Die Niederlande gelten als Land, das ebenfalls über eine ausgeprägte Stabilitätskultur verfügt; sie stehen in den wirtschaftspolitischen Debatten in Europa üblicherweise fest im Lager der „Falken“. Mit Wim Duisenberg wurde nicht ohne ein Grund ein Niederländer der erste Präsident der Europäischen Zentralbank, um gerade den Deutschen zu signalisieren, die neue Währung werde so stabil wie die D-Mark. Außerdem wurden auch die Niederlande Anfang der 1930er Jahre hart von der Weltwirtschaftskrise getroffen. Im Unterschied zu Deutschland erlebten sie jedoch keine Hyperinflation in den 1920er Jahren.
 
        Fragt man die Niederländer nach ihrem Bild von der Weltwirtschaftskrise, dann zeigen sich bemerkenswerte Unterschiede zu Deutschland. Zwar weiß auch in den Niederlanden fast niemand, dass die Weltwirtschaftskrise eine Zeit der Deflation war. Aber die Niederländer verbinden die Weltwirtschaftskrise auch nicht mit enorm hohen Inflationsraten – wofür sie ja auch keinerlei Anlass haben. An die Weltwirtschaftskrise erinnert man sich also in erster Linie als Zeit hoher Arbeitslosigkeit. Die Vorstellung, sie sei auch eine Zeit extrem hoher Inflation gewesen, ist also tatsächlich spezifisch deutsch.
 
        TRAUMA ODER KEIN TRAUMA?
 
        Die anhaltende Bedeutung der Hyperinflation verdankt sich der besonderen historischen Konstellation, dass auf die eine Krise bald eine zweite, anders geartete Krise folgte, die im kollektiven Gedächtnis mit der ersten Krise verschmolzen und gewissermaßen in die diese integriert werden konnte. Dieser Befund lässt prinzipiell zwei verschiedene Deutungen zu. Einerseits ließe sich argumentieren, dass das Trauma noch größer ist, als ursprünglich angenommen, weil es sich in Wahrheit nicht auf eine, sondern gleich auf zwei Krisen bezieht. Andererseits ließe sich einwenden, dass es mit dem Inflationstrauma gar nicht so weit her ist, wenn dieses Trauma sich eben gleichzeitig auch auf die Massenarbeitslosigkeit bezieht. Die vermeintliche Erinnerung an die „Hyperinflation“ lässt dann nämlich offen, wie man sich in Helmut Schmidts berühmtem Zielkonflikt – lieber fünf Prozent Inflation oder fünf Prozent Arbeitslosigkeit – entscheiden sollte.15
 
        Unsere Ergebnisse sprechen eher für die zweite Deutung. Denn wenn man die Menschen nach genau dieser Abwägung fragt, ob ihnen die Bekämpfung der Inflation oder der Arbeitslosigkeit wichtiger ist, dann verändert es die Ergebnisse kaum, ob sie vorher Fragen über die Weimarer Republik beantworten müssen oder nicht. Nur bei Menschen, die sich politisch eher rechts der Mitte verorten, zeigen sich gewisse Effekte. Bei ihnen löst die gedankliche Beschäftigung mit der Weimarer Republik eine noch stärkere Ablehnung der Inflation aus, und zwar unabhängig davon, ob sie Fragen zur Hyperinflation oder zur Weltwirtschaftskrise beantworten mussten – was bei einer Vermischung der beiden Krisen ja nur logisch ist. Bei Menschen links der Mitte verändert eine Beschäftigung mit Weimar die Abwägung zwischen Inflation und Arbeitslosigkeit hingegen nicht.
 
        Die beschriebenen Verweise auf die Hyperinflation in öffentlichen Debatten scheinen insofern weniger eine Ursache, sondern eher eine Folge bestimmter politischer Einstellungen zu sein. Mit ihnen gelingt es kaum, bisherige Zweifler von der Notwendigkeit einer schärferen Inflationsbekämpfung zu überzeugen. Aber diejenigen, die bereits überzeugt sind, werden von der Erinnerung an die Hyperinflation noch einmal in der Richtigkeit ihrer Überzeugung bestärkt.
 
        Verweise auf die Hyperinflation dienen also vor allem einer rhetorischen Rechtfertigung bestimmter wirtschaftspolitischer Entscheidungen. Deshalb sollte man sie aber nicht für den eigentlichen Grund dieser Entscheidungen halten. In gewisser Weise handelt es sich bei der Vorstellung eines deutschen Inflationstraumas also um eine nützliche Autosuggestion, die es den Deutschen erlaubt, sich vor vermeintlichen wirtschaftspolitischen Zumutungen zu schützen: Wir haben ein Trauma, deshalb haben wir Anspruch auf eine besondere Form der geldpolitischen Achtsamkeit.
 
        Die Verbindung der Hyperinflation des Jahres 1923 mit der heutigen deutschen Wirtschaftspolitik ist somit eher ein verschlungener Pfad als eine direkte Linie, wie sie die Idee eines nationalen Traumas suggeriert. Es ist eben nicht einfach die Erfahrung der Inflation selbst, die sich den Deutschen für immer eingeprägt hat. Vielmehr ist diese vermeintliche Erfahrung im Laufe der Jahrzehnte um andere Erfahrungen und bestimmte politische Deutungen angereichert worden. Das, woran man sich 2023 als „Hyperinflation“ erinnert, ist deshalb viel mehr als das, was 1923 tatsächlich geschah.
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        EINE GLOBALGESCHICHTE DER INFLATION
 
        Sebastian Teupe
 
        „Inflation“ bezeichnet heute allgemein den Kaufkraftverlust des Geldes, der meist mit einer Vermehrung der Geldmenge einhergeht. Gemessen wird die Inflationsrate anhand von nationalen Preisstatistiken. Sie bezieht sich auf eine Währung, die räumlich begrenzt ist und meist irgendeiner Form geldpolitischer Steuerung unterliegt. Die Geschichte der Inflation wird daher fast immer als eine nationale Geschichte erzählt. Was kann vor diesem Hintergrund mit einer „Globalgeschichte der Inflation“ gemeint sein? Inflation ist insofern ein globales Phänomen, als es kein Land auf der Erde in den vergangenen 200 Jahren gegeben hat, das von Preissteigerungen verschont geblieben wäre. Eine Inflationsrate von über 20 Prozent war fast überall auf der Welt ein regelmäßig wiederkehrendes Ereignis.01 Zugleich war Inflation nicht nur eine international geteilte, sondern eine wechselseitig bedingte Erfahrung. Mit „Globalgeschichte der Inflation“ ist in diesem Beitrag daher mehr gemeint als die Untersuchung einer Vielzahl nationaler Inflationen.
 
        Ökonom*innen weisen bereits länger darauf hin, dass eine Inflation nicht allein durch inländische Wirtschaftsfaktoren bedingt ist.02 In einer durch Handel eng verflochtenen Welt üben Schocks wie Kriege oder Ölpreiskrisen Einfluss auf die Inflationsrate aus, sodass diese durch den geldpolitischen Einfluss einzelner Länder nur unzureichend erklärt werden kann. Diese internationale „Synchronisierung“ der Inflation wird oft als ein neueres Globalisierungsphänomen seit den 1980er Jahren interpretiert.03 Die wirtschaftliche Verflechtung der Welt reicht historisch jedoch viel weiter zurück. Das bedeutet nicht, dass die Inflation schon immer synchronisiert oder unabhängig von nationalen Faktoren war. Die Globalgeschichte der Inflation war in den vergangenen 200 Jahren vielmehr durch unterschiedliche Phasen der weltwirtschaftlichen Verflechtung und durch unterschiedliche Währungskontexte geprägt. Der Beitrag identifiziert in einer langfristigen Perspektive diejenigen Zäsuren, die den historischen Verlauf und die Ursachen von Inflationen über nationale Grenzen hinweg verändert haben.
 
        Ein grundlegender Unterschied lässt sich zwischen dem (langen) 19. und dem 20. Jahrhundert feststellen. Hohe und international synchronisierte Inflationsraten gab es auch vor dem 20. Jahrhundert. Hyperinflationen gab es dagegen kaum, und die regionalen Unterschiede hielten sich insgesamt in Grenzen. Gold- und Silberwährungen sowie imperiale Machtbeziehungen prägten die Geschichte der Inflation in dieser Zeit. Mit Beginn des Ersten Weltkrieges 1914 setzte die Ära des ungedeckten Papiergelds ein, in der die Zentralbanken an geldpolitischem Einfluss gewannen. Dass es auch für diesen Zeitraum internationale Trends gegeben hat, lässt sich anhand der globalen Inflationsrate in Abbildung 1 verdeutlichen. Demnach erlebte die Welt besonders hohe Inflationsraten infolge der beiden Weltkriege in der ersten Hälfte des 20. Jahrhunderts sowie in den 1970er und 1980er Jahren aufgrund von Angebotsschocks in einer zunehmend dekolonisierten Welt.
 
         
          Abbildung 1: Globale Inflationsrate in Prozent
 
          [image: Das Kurvendiagramm verdeutlicht die internationalen Trends der weltweiten Inflationsrate ab 1900. Die Welt erlebte besonders hohe Inflationsraten infolge der beiden Weltkriege sowie in den 1970er und 1980er Jahren aufgrund von Angebotsschocks in einer zunehmend dekolonisierten Welt.] 
          Quelle: Jongrim Ha/M. Ayhan Kose/Franziska Ohnsorge, Inflation in Emerging and Developing Economies. Evolution, Drivers and Policies, Washington, D.C. 2019, S. 93–141.
 
        
 
        INFLATIONEN IN EINER WELT AUS (MEIST) SILBER UND GOLD (1800–1914)
 
        Die enge Verbindung zwischen Geld und Edelmetallen war keine historische Notwendigkeit. Bereits in der Antike und im Mittelalter gab es Papiergeld, das allein auf Vertrauen basierte. Gleichwohl prägte der Bezug zu den Edelmetallen das Verständnis der Menschen vom Geld bis weit ins 20. Jahrhundert. Die Globalisierung, die durch Dampfschiffe und Eisenbahnen in neue Dimensionen katapultiert wurde, spielte sich geldtechnisch in einer noch traditionellen Welt ab. Die meisten Länder der Welt banden ihre Währungen an Silber, Gold oder an beide Edelmetalle zugleich (sogenannter Bimetallismus). Münzen, die einen materiellen Wert hatten, spielten im Zahlungsverkehr eine wichtige Rolle. Und wer Papiergeld akzeptierte, tat dies in dem Wissen, die Banknoten jederzeit in Gold oder Silber umtauschen zu können.
 
        Ungedecktes, also nicht in Gold oder Silber einlösbares Papiergeld, war in der Gesamtbetrachtung des 19. Jahrhunderts eine fast immer kriegsbedingte Ausnahme. Großbritannien hob das Einlöseversprechen Anfang des 19. Jahrhunderts im Zuge der Napoleonischen Kriege auf. Das durch den zweiten Opium-Krieg ins Chaos gestürzte China entwertete seine Silberwährung in den 1850er Jahren durch die Ausgabe ungedeckten Papiergelds.04 Die USA gaben Anfang der 1860er Jahre während des Bürgerkrieges die berühmten und ungedeckten Greenbacks aus. Die Auswirkungen auf die Preise waren überall gleich: Sie stiegen, wie anhand von Abbildung 2 für den Fall der USA zu erkennen ist. Allerdings beschränkten sich hohe Inflationsraten im 19. Jahrhundert nicht allein auf Perioden ungedeckten Papiergelds. Auch durch Edelmetall gedeckte Währungen führten keineswegs grundsätzlich zu Preisstabilität.
 
         
          Abbildung 2: Index der Verbraucherpreisentwicklung in den USA, 1820–1920 (1860 = 100)
 
          [image: Das Kurvendiagramm zeigt, dass die ersten Jahrzehnte des 19. Jahrhunderts durch sinkende Preise geprägt waren, deren Abwärtsbewegung erst in den 1840er Jahren gestoppt wurde. In den 1870er Jahren fielen die Preise wieder, um anschließend seit Mitte der 1890er Jahre erneut anzusteigen. Eine Erklärung für diesen Trend liegt in der Entwicklung der Goldproduktion. Mit ansteigender Goldproduktion stiegen auch die Verbraucherpreise.] 
          Quelle: Christopher Hanes, Prices, in: Susan B. Carter (Hrsg.), Historical Statistics of the United States, Bd. 3, Cambridge 2006, S. 158. Der historisch rekonstruierte Preisindex (David-Solar-Index) bildet die Preisentwicklung unterschiedlicher, nach ihrer Bedeutung gewichteter Konsumgüter ab.
 
        
 
        METALLENE INFLATIONEN DES 19. JAHRHUNDERTS
 
        Dass die Preise trotz Gold- oder Silberwährung alles andere als stabil waren, hatte unterschiedliche Gründe. Kurzfristige Schwankungen von Jahr zu Jahr waren vor allem durch Missernten, Kriege oder Finanzkrisen bedingt. In Abbildung 2 lässt sich bei genauerer Betrachtung aber auch ein langfristiger Trend erkennen. Die ersten Jahrzehnte des 19. Jahrhunderts waren durch sinkende Preise geprägt, deren Abwärtsbewegung erst in den 1840er Jahren gestoppt wurde. In den 1870er Jahren fielen die Preise wieder, um anschließend seit Mitte der 1890er Jahre erneut anzusteigen. Allein zwischen 1900 und 1907 stiegen die Preise um rund 13 Prozent. Eine Erklärung für diesen Trend, der nicht nur für die USA Gültigkeit hat, sondern auch für andere Länder, liegt in der Entwicklung der Goldproduktion. In der ersten Hälfte des 19. Jahrhunderts stagnierte die weltweite Goldproduktion auf einem niedrigen Niveau. Infolge des Gold Rush in Kalifornien in den 1840er Jahren stieg sie sprunghaft an, fiel danach jedoch schnell wieder ab. Erst in den 1890er Jahren zog die Produktion wieder an, diesmal vor allem bedingt durch neue Fördermethoden und Goldfunde in Südafrika.05
 
        Der Zusammenhang zwischen Preisentwicklung und Goldproduktion war vor allem in den industrialisierten Ländern der westlichen Welt seit den 1870er Jahren ausgeprägt. Der Grund lag darin, dass in dieser Zeit mehr und mehr Länder, zunächst vor allem in Westeuropa, ihren Silber- oder bimetallischen Standard durch einen Goldstandard ersetzten. Die Folge war eine große Goldknappheit. Diese ist im Zusammenhang mit technologischem Fortschritt und Globalisierung als eigentliche Erklärung der fallenden Preise zwischen 1873 und 1896 zu sehen. Erst der Anstieg der Goldfördermenge in den späten 1890er Jahren ermöglichte sowohl ein Ende der Deflation als auch eine Ausbreitung des Goldstandards nach Asien sowie Latein- und Südamerika. Japan führte 1897 den Goldstandard ein, Peru 1901 und Mexiko 1905.06
 
        Die Produktion des Silbers war im Unterschied zum Gold bereits seit den 1820er Jahren kontinuierlich angestiegen. In Ländern mit einem Silberstandard sah die Inflationsentwicklung im 19. Jahrhundert daher tendenziell anders aus. Allerdings spielte für die Inflationserfahrungen der Länder neben der Produktionsentwicklung auch die weltweite Verteilung der Edelmetalle eine Rolle. Diese Verteilung war seit der Frühen Neuzeit vor allem eine Folge der internationalen Handelsströme zwischen Amerika und Asien gewesen. Damit sich die globale Produktion in den Preisen der einzelnen Länder widerspiegeln konnte, waren freie Handelsströme notwendig, sowohl was die Einfuhr von Waren als auch die Ausfuhr der Edelmetalle betraf. Wenn keine Edelmetalle ins Land strömten, konnten sie auch keine Auswirkungen auf die Preise haben.
 
        Der Zusammenhang lässt sich am Beispiel Chinas verdeutlichen. In den 1830er Jahren versiegte der von amerikanischen Kaufleuten getragene Silberfluss nach China, obwohl die Fördermenge in den Amerikas weiter zunahm. Bis Mitte des 19. Jahrhunderts herrschte in China die „Daoguang Depression“, die durch fallende Preise gekennzeichnet war.07 Die anschließende Papiergeldinflation in den späten 1850er und frühen 1860er Jahren, die zu Preissteigerungen von mehreren hundert Prozent führte, war ebenfalls entkoppelt von der globalen Silberproduktion. Erst nach Beendigung der Krise spielte das nach China kommende Silber wieder eine Rolle für die Preisentwicklung. Die weltwirtschaftliche Verflechtung nahm erneut Fahrt auf. In Mexiko investierten britische Unternehmer in Silberminen und sorgten für einen weiteren Anstieg der Produktion.08 Dies führte zu einer Zunahme der Geldmenge und tendenziell steigenden Preisen in Mexiko, China, Indien und anderen „Silber-Ländern“ in den 1870er Jahren. Die globale Produktionsentwicklung der Edelmetalle gab im Kontext einer eng verflochtenen Welt also so etwas wie den allgemeinen Rhythmus der Geldwertentwicklung vor. Die Zentralbanken und Regierungen übten durch ihre Geldpolitik eine gewisse Kontrolle aus. Den allgemeinen Trend konnten sie bei gleichzeitigem Festhalten am Gold- oder Silberstandard aber nicht beeinflussen.
 
        INFLATIONEN UND KOLONIALISMUS
 
        Der imperialistische Kontext des 19. Jahrhunderts verkompliziert das Bild einer globalen, durch den Handelsfluss von Gold und Silber geprägten Inflationsrate. Erstens setzt die Idee einer allgemeinen Preisbewegung eine Währung voraus, in der diese Bewegung gemessen werden kann, wie etwa den US-Dollar in Abbildung 2. Diese Voraussetzung existierte längst nicht überall. Tauschhandel war noch im 19. Jahrhundert verbreitet. Vor allem aber gab es in vielen Regionen mehr als eine Währung, und der Wechselkurs dieser Währungen schwankte untereinander. Welche Währung sollte hier für die Inflationsrate ausschlaggebend sein?
 
        Zweitens standen die Kolonialmächte vor dem Problem, dass die kolonisierten Gesellschaften Geldsysteme praktizierten, die sich von ihren eigenen Währungen unterschieden. Die Kolonialherren nahmen daher Geldreformen vor, die mit Blick auf ihre eigenen Interessen gewählt waren. In Niederländisch-Indien (Vorläufer der Republik Indonesien) führte die Kolonialmacht bereits 1877 einen Gold-Devisenstandard ein.09 Dieser garantierte für den Außenhandel einen festen Wechselkurs zwischen der Kolonialwährung und dem Gold. In Indien wurden per Gesetz aus dem Jahr 1893 die Münzstätten geschlossen, die nun nicht länger Silber in Rupie verwandelten, das gesetzliche Zahlungsmittel Indiens. Das führte auch in Indien zur Einführung eines Gold-Devisenstandards, der die Kolonie an das Empire band. Die unmittelbare Folge der Maßnahme von 1893 war eine dem westlichen Trend folgende Deflation. Erst mit der Goldförderung seit 1896 stiegen die Preise in Indien wieder an.10
 
        In Afrika gab es auch unter kolonialer Herrschaft noch lange Zeit eine ganze Fülle unterschiedlicher Währungen. Als Wertspeicher dienten etwa Merikani, aus Amerika importierte Stoffe.11 Als Tauschmittel zirkulierten dagegen die unterschiedlichsten Münzen aus aller Welt: lateinamerikanische Silberdollar, französische Franc und spanische Golddublonen. Diese wurden in den britischen Kolonien seit den 1820er Jahren durch britische Gold-, Silber- und Kupfermünzen ergänzt.12 Hinzu kamen Währungen wie die zwischen Asien und Westafrika über transregionale Handelsnetzwerke verbreiteten Kaurischnecken oder die in Westafrika verbreiteten Manillen.13 Die lokal akzeptierten Währungen waren aufgrund ihres geringen Nennwerts für alltägliche Transaktionen besser geeignet.
 
        Eine einheitliche und zentralisierte Geldpolitik musste schon an der Währungsvielfalt scheitern. Eine Inflationsgefahr bestand dagegen kaum. Eine Ausnahme davon war die „Kaurischneckeninflation“ in den 1850er und 1860er Jahren. In dieser Zeit transportierten Hamburger Kaufleute, die ein gutes Geschäft witterten, große Mengen der Schneckengehäuse von Ost- nach Westafrika. Dies sorgte für eine künstliche Erhöhung der Geldmenge, was zu allgemeiner Teuerung und sozialem Protest führte.14 Mit der Zeit zogen die Kolonialmächte die nicht durch sie kontrollierten Währungen soweit wie möglich aus dem Verkehr. Manillen und Kaurischnecken durften zwar weiterhin als Tauschmedien zirkulieren, aber nicht mehr importiert werden.15 Maßnahmen dieser Art entwerteten teilweise die lokalen Währungen, die sich nun immer schlechter für Transaktionen nutzen ließen. Viele Menschen wurden finanziell ruiniert.16
 
        Insgesamt betrachtet, führte die währungstechnische Einbindung der Kolonien zu allgemeinen Preistrends wie im Rest der Welt. Die meisten Kolonien im 19. und frühen 20. Jahrhundert litten meist nicht unter höheren Inflationsraten, sondern unter Armut, einem Mangel an Gold- und Silbermünzen sowie Schwankungen der lokal genutzten Währungen untereinander. Im Fall der zwischenzeitlich entwerteten Kaurischnecken in Westafrika kehrte sich die Entwicklung allerdings um. In Nigeria waren sie nach wie vor ein beliebtes Tauschmittel. Da sie nicht länger importiert werden durften, blieb ihr Tauschwert relativ stabil. Zu Beginn des 20. Jahrhunderts aber werteten die Kaurischnecken gegenüber der englischen Währung sogar auf. Entsprechend fingen etwa die Igbo an, die einst als Tauschmittel genutzte Währung als Wertspeicher zu horten.17 Auch der Wechselkurs zwischen britischen Shilling und nigerianischen Manillas halbierte sich zu Gunsten der lokalen Währung.18 Der Grund für diese Veränderungen war der Erste Weltkrieg, der die Währungen der Kolonialmächte entwertete.
 
        ÄRA DER HYPERINFLATIONEN (1914–1950)
 
        Der Erste Weltkrieg beendete handstreichartig den über Jahrzehnte etablierten Goldstandard. Zugleich finanzierten die Nationen einen wichtigen Teil ihrer Kriegskosten über kurzfristige Kredite. Die Geldmenge stieg drastisch an. Bei Kriegsende hatte sich der Papiergeldumlauf pro Kopf in den kriegführenden Nationen mehr als verzehnfacht.19 Dem standen, und das war entscheidend, keine gestiegenen Konsumchancen gegenüber. Im Gegenteil: Der Krieg hatte mit seinen Zerstörungen eine Welt der materiellen Knappheit geschaffen, in der eine Unmenge an neu geschaffenem Bargeld zirkulierte. In den Kriegsjahren ließ sich dieser Umstand nur bedingt an den regulierten Preisen ablesen. Mit der schrittweisen Liberalisierung nach Ende des Krieges gab es kein Halten mehr. Die Nachkriegsinflation zwischen 1918 und 1920 war ein globales Phänomen, dessen Ausmaß die aktuell hohen Inflationsraten deutlich in den Schatten stellt.20 Frankreich etwa, ein vergleichsweise moderater Fall, sah zwischenzeitlich eine jährliche Inflationsrate von fast 50 Prozent.
 
        Das Jahr 1920 markierte eine Zäsur in der globalen Inflationsentwicklung. Länder wie die USA, Großbritannien und Japan bewirkten einen Rückgang der Preise. In Frankreich und Italien blieben die Preise auf einem hohen Niveau. Die Länder Südosteuropas hatten hohe Inflationsraten, ohne dass es zu einer Hyperinflation kam. In Deutschland, Polen, Österreich, Ungarn und Sowjetrussland konnten die Preissteigerungen zunächst gar nicht gestoppt werden. Die teils gerade erst gegründeten Nationen erlebten Anfang der 1920er Jahre eine destabilisierende Hyperinflation. In Deutschland war die Hyperinflation von 1923 besonders ausgeprägt und brachte die junge Republik an den Rand ihrer Belastungsgrenze.21
 
        Den Abgang vom Gold betrachteten die Länder trotz der neuen Situation nach Kriegsende als ein zeitlich begrenztes Intermezzo. Die 1920er Jahre waren geprägt von dem Versuch, die Voraussetzungen eines neuen internationalen Goldstandards zu schaffen. Aber kaum hatte sich die Welt geldpolitisch wieder „goldene Fesseln“ angelegt, stürzte sie in die bisher größte Wirtschaftskrise ihrer Geschichte. Während der „Großen Depression“ zwischen 1929 und 1933 fielen die Preise in manchen Ländern um teilweise mehr als 20 Prozent. Die Arbeitslosigkeit stieg steil an. Erst der erneute Abgang vom Gold in den 1930er Jahren, den die einzelnen Länder eher ad hoc und auf unterschiedliche Weise vollzogen, beendete die Krise.22
 
        Der Zweite Weltkrieg zwischen 1939 und 1945 hatte insgesamt ähnliche monetäre Folgen wie der Erste Weltkrieg. Vor allem demokratische Länder wie Großbritannien und die USA deckten diesmal jedoch einen deutlich größeren Teil ihrer Kriegsausgaben über Steuereinnahmen, sodass die Inflationsgefahr geringer blieb. Für Deutschland und Japan galt das nicht. In Deutschland blieben die Preiskontrollen nach dem Zweiten Weltkrieg bestehen, während die Preise auf dem Schwarzmarkt explodierten. In Japan erhöhten sich die offiziellen Preise nach Kriegsende innerhalb kurzer Zeit um mehr als 500 Prozent. Doch die Hyperinflation des Zweiten Weltkrieges blieb nicht auf die beiden Kriegstreiber beschränkt. Insbesondere die besetzten Länder wurden in den Strudel der Geldentwertung hineingezogen. Das betraf etwa Malaysia, Singapur, Indonesien, die Philippinen und Südkorea in Asien sowie zahlreiche Länder Ost- und Südosteuropas.
 
        Griechenland wurde 1941 nicht nur Opfer deutscher Besatzung, sondern auch einer Hyperinflation. Eine Währungsreform im November 1944 sah den Tausch von 50 Milliarden Drachmen gegen eine neue Drachme vor. Auch der Weltrekord der höchsten jemals gemessenen Inflationsrate stammt aus dieser Zeit. Im Juli 1946 hatte das kriegszerstörte und geplünderte Ungarn eine Inflationsrate von monatlich 4,19 × 1016 Prozent. Anders als im Fall Griechenlands blieben westliche Finanz- und Lebensmittelhilfen aber zunächst weitgehend aus. Diese Isolierung war der ausschlaggebende Faktor für die besonders drastische Entwicklung. China erlebte Ende der 1940er Jahre eine Hyperinflation, die vor allem eine Folge des Krieges der Nationalisten gegen die Kommunisten war. Die nationalistische Regierung finanzierte sich weitgehend über die Druckerpresse und war, da sie keine Einigung mit ausländischen Kreditgebern erzielen konnte, international isoliert. Gleich zwei Währungsreformen scheiterten angesichts der drohenden Niederlage. Erst Anfang der 1950er Jahre gelang es der kommunistischen Regierung, die Inflation zu beenden. Insgesamt durchlebten rund 662 Millionen Menschen in den 1940er Jahren eine Hyperinflation, deutlich mehr als in den 1920er Jahren. Dazu kamen zahlreiche Länder, die keine Hyperinflation, aber eine sehr hohe Inflation erlebten. Italien etwa kämpfte gegen Ende des Krieges mit einer jährlichen Inflationsrate von über 300 Prozent.23
 
        „GREAT INFLATION“ UND DIVERGENZ GLOBALER INFLATIONSERFAHRUNGEN (1970–1995)
 
        Mit dem Ende der kriegsbedingten Hyperinflationen setzte eine kurze Periode ein, die durch eine fast völlige Abwesenheit hoher Inflation geprägt war. International gab es mit dem System von Bretton Woods so etwas wie einen gemanagten Goldstandard. Noch einmal versuchte die Welt, ihre Währungen über den goldgedeckten US-Dollar an das Edelmetall zu binden. Bereits Ende der 1960er Jahre deutete sich jedoch ein Preistrend an, der den Ursprung der „Great Inflation“ der 1970er und 1980er Jahre bildete.24 In den USA trieb der Krieg in Vietnam die Preise. 1971 hob Präsident Richard Nixon das Einlöseversprechen des Dollars in Gold auf und stellte die Weichen für das Ende von Bretton Woods. Dazu kam 1973 die erste Ölpreiskrise. In der Folge verfestigte sich eine Spirale aus hohen Inflationserwartungen, Preisanpassungen und Lohnforderungen. Die Zentralbanken liefen dieser Entwicklung hinterher. Die zweite Ölpreiskrise von 1979 löste einen weiteren Preisschock aus.
 
        Die Bezeichnung „Great Inflation“ klingt historisch betrachtet vielleicht etwas übertrieben. Die jährlichen Inflationsraten der westlichen Länder lagen außerhalb Großbritanniens nie über 20 Prozent. Doch zum einen markierte das Jahr 1974 mit über 16 Prozent den Höhepunkt der global gemessenen Inflationsentwicklung in der zweiten Hälfte des 20. Jahrhunderts (Abbildung 1). Zum anderen war die „Great Inflation“ für das monetäre Selbstverständnis der westlichen Länder ein Schock. In Großbritannien hatte die Inflationsrate die gesamten 1960er Jahre hindurch unter fünf Prozent gelegen. Seit 1970 schwankte sie dagegen meist irgendwo zwischen 10 und 20 Prozent. In der Bundesrepublik Deutschland erreichte die Inflationsrate dagegen 1973 mit 7,1 Prozent ihren Höhepunkt und fiel danach ab. 1981 stieg sie noch einmal auf 6,3 Prozent. Eine Inflationsrate von über sechs Prozent hat es seitdem in Deutschland nicht mehr gegeben – bis heute. In allen westlichen Ländern herrschte gleichzeitig eine vergleichsweise hohe Arbeitslosigkeit und geringes Wirtschaftswachstum, die sogenannte Stagflation. In der Folge der „Great Inflation“ änderten sich Geldtheorie und Zentralbankpolitik grundlegend. Diese Inflation markierte auch das endgültige Ende der Bindung des Geldes ans Gold. In den USA bewirkten die drastischen Maßnahmen der Inflationsbekämpfung, der sogenannte Volcker-Schock, eine tiefe Wirtschaftskrise mit deutlich höherer Arbeitslosigkeit als in der Zeit der Stagflation.
 
        In den Entwicklungsländern und den einkommensschwachen Ländern des Globalen Südens lagen die Inflationsraten in den 1950er und 1960er Jahren zwar höher als in den westlichen Ländern.25 Gemessen an der späteren Entwicklung waren sie allerdings auch hier niedrig. In Afrika übernahmen die neuen Regierungen der unabhängigen Staaten zunächst die Strategie, den Tauschwert ihrer mittlerweile vereinheitlichten Währungen an ausländische Ankerwährungen wie Franc, US-Dollar oder Pfund Sterling zu koppeln.26 In einem solchen System war die Inflationsgefahr kaum größer als im Land der jeweiligen Ankerwährung. Insbesondere die ehemaligen französischen Kolonien blieben im Rahmen der Communauté Francaise Africaine dem Franc eng verbunden. Das sicherte jahrzehntelang die Wertstabilität des Franc CFA, allerdings unter Preisgabe der geldpolitischen Autonomie.27 Die ehemaligen britischen Kolonien Ghana und Nigeria lösten sich dagegen bis Mitte der 1960er Jahre vom Pfund Sterling. In Ghana führten entwicklungspolitische Maßnahmen bereits in den frühen 1960er Jahren zu einem Haushaltsdefizit. Die Geldmenge wuchs schneller als die Wirtschaft.28 Spätestens in den 1970er Jahren nahm die Inflation in Ghana aufgrund von Militärdiktatur und politischer Instabilität bedrohliche Ausmaße an. Zwischen 1970 und 1974 lag die jährliche Inflationsrate im Durchschnitt bei rund 13 Prozent, im Jahr danach bei fast 30 Prozent.29 In Nigeria stieg die Inflation in diesem Zeitraum ebenfalls stark.
 
        Andere Länder des Globalen Südens litten in den 1970er und 1980er Jahren gar an einer „chronischen Inflation“, einer Inflationsrate von mindestens 20 Prozent über einen längeren Zeitraum. Das betraf vor allem die Länder Latein- und Südamerikas wie Argentinien, Brasilien, Chile, Mexiko, Peru und Uruguay. Diese Länder hatten sich seit den 1950er Jahren stark im Ausland verschuldet. Nun mussten sie wie die afrikanischen Länder insbesondere seit der Ölpreiskrise für ihre Importe höhere Preise zahlen, als sie für ihre Exporte erhielten, sodass sie die Inflation importierten. Es gab Ausnahmen wie Indien, wo die Inflationsrate in den 1950er Jahren im Durchschnitt unter zwei Prozent blieb und in den 1970er Jahren und 1980er Jahren lediglich dem allgemeinen Trend folgte.30 Ansonsten aber waren in der zweiten Hälfte des 20. Jahrhunderts weltweit nicht nur der Wohlstand, sondern auch die Inflationserfahrungen sehr ungleich verteilt. Die Ursachen waren je nach Zeit und Ort unterschiedlich. Politische Instabilität, hohe Staatsdefizite und globale Angebotsschocks waren wohl die zuverlässigsten Treiber hoher Inflationsraten.
 
        Während die westliche Welt die Inflation Anfang der 1980er Jahre in den Griff bekam, litten zahlreiche Entwicklungs- und Niedrigeinkommensländer weiterhin an hohen bis sehr hohen Inflationsraten. In Latein- und Südamerika stiegen die Inflationsraten just in dem Moment an, in dem sie in den USA fielen. Die fallenden Wechselkurse gegenüber dem US-Dollar erschwerten es den Ländern, ihre Schulden im Ausland zu bezahlen, und heizten die Inflation an. In manchen Ländern Afrikas erreichte die Inflationsrate ihren historischen Höhepunkt erst in den 1990er Jahren, wenn auch unterschiedlich stark ausgeprägt.31 Das war teilweise eine Folge von militärischen Konflikten, teilweise von Marktliberalisierungen, bei denen sich Wechselkursschwankungen besonders drastisch auswirkten. In dieser Zeit litten auch Länder des zerfallenden Ostblocks unter einer Hyperinflation. Der divergierende Trend zwischen den wohlhabenden Ländern und dem Rest der Welt wurde erst in den späten 1990er Jahren durchbrochen.32 Damit begann aus globalhistorischer Sicht eine neue Phase. Es gab weiterhin hohe Inflationen und sogar Hyperinflationen. Aber diese blieben isolierte und räumlich beschränkte Phänomene.
 
        EXTREMFÄLLE UND DIE ANGST VOR EINEM GLOBALEN COMEBACK
 
        Im Kontext der global betrachtet niedrigen Inflationsraten im neuen Jahrtausend stachen die wenigen Ausnahmefälle besonders heraus. Die Fälle Argentiniens, Venezuelas, Zimbabwes oder auch der Türkei waren nationale Phänomene, die vermeidbar schienen. Die Globalisierung schien den Trend allgemein fallender Preise zu tragen, gestützt durch eine weitsichtige und an den Inflationserwartungen orientierte Zentralbankpolitik.33 Das war aus heutiger Sicht keine ganz falsche, aber eine übermäßig optimistische Einschätzung zeitgenössischer Beobachter. Die vergangenen Monate haben gezeigt, dass die Gefahr einer Inflation auch von weltwirtschaftlichen und -politischen Entwicklungen ausgeht, die sich der Kontrolle einzelner Länder entziehen. Die Globalisierung war eben nie eine Einbahnstraße, sondern ein voraussetzungsreiches und fragiles Gebilde.
 
        Statistisch ist es bis heute nicht gelungen, einen zeitlosen Zusammenhang zwischen der Inflationsrate und anderen Variablen wie der Geldmenge, der Zentralbankunabhängigkeit oder dem Haushaltsdefizit nachzuweisen.34 Das ist angesichts der vielfältigen strukturellen Brüche der vergangenen 200 Jahre wenig verwunderlich. Inflationen entstanden stets in einem komplexen, sich wandelnden Kontext politisch-institutioneller Bedingungen und weltwirtschaftlicher Verflechtungen. Im 20. Jahrhundert spielten meist globale Angebotsschocks oder Kriege eine ausschlaggebende Rolle. In der Globalgeschichte der Inflation erscheint der geldpolitische Handlungsspielraum vieler Länder deshalb geringer, als man geldtheoretisch vielleicht annehmen könnte. Gemessen an den historischen Inflationserfahrungen fast aller Länder sind die aktuellen Prognosen in der westlichen Welt von rund zehn Prozent kaum außergewöhnlich. Beunruhigend sind sie trotzdem.
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        AUS ERFAHRUNG KLUG?
 
        Zur Entstehung und Wirkung von Inflationserwartungen
 
        Ulrike Malmendier · Karin Li
 
        Die Themen „Inflation“ und „Inflationserwartungen“ haben seit 2021 wieder Konjunktur. Ab 1995 war die Inflation in Deutschland auf einem niedrigen Niveau. Dementsprechend war „Inflation“ für viele Deutsche der Post-1995er-Generationen eine eher theoretische Idee. Wirtschaftsstudenten wurde das Thema zwar weiterhin ausführlich in ihren Makroökonomie-Vorlesungen vorgestellt und in Formeln verdeutlicht – ein echtes Gefühl dafür, was Inflation ist, konnten sie hingegen nicht entwickeln. Seit Anfang 2021 jedoch stieg die Inflation stetig an, bis sie im Oktober 2022 mit 10,4 Prozent schließlich die Schallmauer der Zweistelligkeit durchbrach – und damit so hoch lag wie seit 70 Jahren nicht. Auf einmal konnten selbst Schüler, die noch nie eine Makroökonomie-Vorlesung besucht hatten, das Konzept „Inflation“ gut verstehen, genauso wie die Implikationen, die mit einer aus dem Ruder laufenden Inflationslage einhergehen können. Die Inflationserwartungen in der „jungen Generation“ begannen sich drastisch zu ändern – angetrieben von den Erfahrungen, die sie mit der Inflation machten und machen.
 
        In der neueren Inflationsforschung wird dieses Phänomen intensiv untersucht. Es gibt inzwischen überzeugende wissenschaftliche Belege dafür, wie wichtig persönliche Inflationserfahrungen für Inflationserwartungen sowie für die damit verbundenen finanziellen Entscheidungen sind. Die Inflationserfahrungen, die man persönlich durch vergangene Inflationsperioden oder durch Phasen hoher Stabilität gesammelt hat, haben eine nachhaltige und starke Wirkung auf Inflationserwartungen. Unsere persönlichen Erfahrungen scheinen uns ständig zu begleiten: Wir neigen dazu, Ereignissen, die wir zu unseren Lebzeiten erlebt haben, mehr Gewicht beizumessen als (anderen) historischen Daten.01 Das führt auch dazu, dass unterschiedliche Generationen auf das gleiche Ereignis unterschiedlich reagieren. Mit 20 Jahren hat man lediglich das bewusst erlebt, was in wenigen Jahren zuvor passiert ist. In einem Alter von 60 Jahren jedoch gibt es Erinnerungen an die 1980er Jahre und an die Umstände, die damit einhergingen.02
 
        WESHALB INFLATIONSERWARTUNGEN?
 
        Um die Berücksichtigung von Inflationserwartungen kommt man in den Wirtschaftswissenschaften nicht herum, will man etwa das Haushalts-Konsumverhalten, das Lohnverhandlungsverhalten oder das Investitionsverhalten verstehen. Ein prominentes Beispiel ist die sogenannte neukeynesianische Phillips-Kurve, ein theoretisches Modell, das den Zusammenhang zwischen Preisniveauänderungen (Inflation) und Realvariablen beschreibt. Darin ist die Inflationserwartung eine Komponente, die entscheidend für die tatsächliche Inflation ist:
 
        Inflationjetzt = ß ∙ Erwartungjetzt(Inflationzukünftig) − κ ∙ Produktionslückejetzt + Schockjetzt
 
        Die realisierte Inflation hängt also direkt von der erwarteten Inflation ab.03 Der Grund dafür ist, dass Erwartungen zukünftiger Preissteigerungen Menschen bereits in der unmittelbaren Gegenwart dazu bringen, ihr Verhalten zu ändern, die Preise ihrer Produkte zu erhöhen oder höhere Löhne zu verlangen. Um Erklärungen für die Inflation zu finden, ist es unabdingbar, Inflationserwartungen zu studieren und zu verstehen.
 
        Dementsprechend versuchen Zentralbanken aus aller Welt, Inflationserwartungen aktiv zu managen. In Zeiten, in denen es keine Beschränkungen für die Geldpolitik gibt, nehmen viele Zentralbanken an, dass Inflationserwartungen fest verankert sind und dass Veränderungen im Nominalzins sich eins zu eins auf den wahrgenommenen Realzins übertragen. In Zeiten, in denen die Geldpolitik dadurch beschränkt ist, dass wir uns nahe der Null-Prozent-Grenze bewegen und ein effektiver unterer Grenzwert den Nominalzins in Schranken hält, ist das Management von Inflationserwartungen von besonderer Bedeutung. Diese sind dann das einzige Werkzeug, das den Zentralbanken bleibt, um wirksame Geldpolitik zu betreiben. Und obwohl Inflationserwartungen von zentraler Bedeutung sind, gibt es noch immer Lücken im Verständnis von deren Entstehungsprozess.04
 
        Wie anfangs ausgeführt, können sich persönliche Erfahrungen, die man im Laufe seines Lebens sammelt, signifikant auf das Verhalten auswirken. Aber welche Erfahrungen spielen wie genau in den Entwicklungsprozess von Inflationserwartungen hinein? Im Folgenden präsentieren wir einige Aspekte, die sich in der Forschung herauskristallisiert haben.
 
        EINFLUSS ALLTÄGLICHER PREISSIGNALE
 
        Eine wichtige Erkenntnis ist, dass nicht unbedingt die „großen Preisänderungen“, sondern vor allem die täglich erlebten Erfahrungen von Preisänderungen Konsumenten in ihren Inflationserwartungen beeinflussen.05 Die eigenen Einkaufstouren spielen zum Beispiel stark in Inflationserwartungen hinein.06 Um zu genaueren Erkenntnissen auf dieser Ebene zu kommen, untersuchen Forscher sogenannte Mikrodaten, also Daten, die detaillierte Informationen auf Individualebene bieten. Im Falle des US-amerikanischen Datensatzes Kilts-Nielsen Consumer Panel sind, neben einer großen Anzahl an demografischen Variablen, zwei Arten von Informationen vorhanden: erstens detaillierte Informationen zum Erwerb von 1,5 Millionen unterschiedlichen Produkten (unter anderem Lebensmittel, Medikamente, Haushaltsgeräte und Elektrogeräte) von ungefähr 60000 Haushalten im Zeitraum von 2004 bis 2018 und zweitens detaillierte Informationen zu Inflationswahrnehmung und -erwartungen genau dieser Haushalte.07
 
        Im Allgemeinen wird die Inflation anhand eines repräsentativen Warenkorbs gemessen. Das heißt, es gibt eine Sammlung von Produkten, deren Preisentwicklungen regelmäßig erhoben und anhand derer der sogenannte Verbraucherpreisindex erstellt wird; die jährliche prozentuale Veränderung dieses Indexes ist die Inflationsrate. In einer Studie von 2021 ersetzten Francesco D’Acunto, Ulrike Malmendier und Michael Weber auf Grundlage der Daten aus dem Kilts-Nielsen Consumer Panel den repräsentativen Warenkorb durch einen „individuellen Warenkorb“ an Konsumgütern mit dem Ziel, herauszufinden, wie stark dessen Preisindex die Inflationserwartungen der einzelnen Individuen vorhersagt. Dabei stellte sich heraus, dass genau dieser haushaltsspezifische Preisindex die Inflationserwartungen der darauffolgenden zwölf Monate signifikant erklären konnte – also die persönlichen Erfahrungen. Noch besser funktioniert der „individuelle Warenkorb“, wenn man seine Bestandteile nicht nach Preisen (also Ausgaben) gewichtet, sondern einfach nach Häufigkeit des Kaufs. In anderen Worten, die Preissteigerungen bei Milch, die fünfmal im Monat gekauft wurde, beeinflussten den Konsumenten mehr als die Preissteigerung bei einer Flasche Wein, die nur einmal gekauft wurde – auch wenn die eine Weinflasche doppelt so teuer war als alle fünf Milcheinkäufe zusammen.
 
        LANGZEITEFFEKTE VON INFLATIONSERFAHRUNGEN
 
        Tagtägliche Erfahrungen können also von signifikanter Bedeutung für die unmittelbar folgende Bildung von Inflationserwartungen sein. Weitere Studien zeigen, dass dieser Effekt sehr lange anhalten kann. Für eine solche Untersuchung benötigt man Daten zu Inflationserwartungen und erlebter Inflation über einen langen Zeitraum. Das Michigan Survey of Consumers beispielsweise bietet hierfür eine gute Grundlage: In diesem erhebt die University of Michigan seit 1953 die Inflationserwartungen einer repräsentativen Stichprobe von US-amerikanischen Haushalten. Damit steht eine Zeitreihe von über 60 Jahren zur Verfügung. Um die Hypothese zu testen, ob die erlebte Inflation die Inflationserwartungen der befragten Personen langfristig beeinflusst, haben Ulrike Malmendier und Stefan Nagel 2016 das Michigan Survey of Consumers mit historischen Inflationsdaten kombiniert.08 Dabei kalkulierten sie aus den Inflationsdaten mithilfe eines modifizierten Adaptive-learning-Algorithmus die erlebte Inflationsrate für jedes Individuum in der Stichprobe. Die Schlüsselkomponente bei dieser Methodik ist, dass bei der Berechnung die während der Lebenszeit erlebten Inflationsrealisierungen einen stärkeren Einfluss haben als andere historische Daten. Auch hier stellt sich heraus, dass Inflationserfahrungen einen wirtschaftlich wichtigen Einfluss auf die Inflationserwartungen haben. Personen unterschiedlichen Alters unterscheiden sich erheblich in ihren Erwartungen an die zukünftige Inflation, und diese Unterschiede verändern sich zudem über die Zeit.
 
        Beide Effekte lassen sich gut durch experience effects erklären, also die Rolle individueller Inflationserfahrungen über die Lebenszeit. Dementsprechend reagieren jüngere Personen stärker in ihren Inflationserwartungen auf plötzliche Änderungen in der Inflationsrate, einfach basierend darauf, dass sie bislang weniger Informationen über ihre Lebenszeit gesammelt haben als ihre älteren Mitbürger. Daraus ergibt sich auch, dass sich verschiedene Generationen über die Inflationsaussichten uneins sind. Des Weiteren stellte sich heraus, dass es einen sogenannten recency effect gibt: Jüngere Inflationserfahrungen spielen für Inflationserwartungen eine größere Rolle als Erfahrungen, die weit in der Vergangenheit liegen.09
 
        INFLATIONSERWARTUNGEN VON HAUSHALTEN
 
        Wir haben gezeigt, wie sich Inflationserwartungen unter anderem durch Inflationserfahrungen herausbilden. Nun stellt sich die Frage, wie die Unterschiede in Inflationserwartungen relevante ökonomische Entscheidungen von Haushalten beeinflussen.
 
        Moderne Modelle zu Konsum- und Sparentscheidungen schreiben Inflationserwartungen eine bedeutende Rolle zu. Die grundlegende Frage bei intertemporalen Konsumentscheidungen ist die Abwägung zwischen Konsum- und Sparverhalten zu unterschiedlichen Zeitpunkten. Inflationserwartungen beeinflussen diese Abwägung über mehrere Kanäle. Höhere Inflationserwartungen mindern die wahrgenommene (Real-)Zinsrate und damit den Anreiz zum Sparen. Dies wiederum erhöht den gegenwärtigen Konsum. Andererseits ist eine höhere Inflation eine implizite Steuer auf das Nominalvermögen, sodass negative Einkommens- und Vermögenseffekte dem positiven Einfluss der Inflationserwartungen auf den laufenden Konsum entgegenwirken. In jüngster Zeit haben sich Wissenschaftler mit der Frage auseinandergesetzt, ob die Beziehung zwischen Inflationserwartungen und gegenwärtigem Konsum kausaler Natur ist. Dabei haben sich beispielsweise Francesco D’Acunto, Daniel Hoang und Michael Weber ein natürliches Experiment in Deutschland zunutze gemacht: Im November 2005 kündigte eine neu gewählte Bundesregierung eine Erhöhung der Mehrwertsteuer an, die 2007 in Kraft treten sollte. Die Ankündigung erhöhte die Inflationserwartungen der deutschen Verbraucher. Die Autoren dokumentierten einen Anstieg der Kaufbereitschaft in Bezug auf Gebrauchsgüter (beispielsweise Automobile) unmittelbar nach der Ankündigung verglichen mit deren Kaufbereitschaft vor der Ankündigung.10
 
        Beim Kauf einer bestimmten Art von Gebrauchsgütern spielen Inflationserwartungen eine besonders wichtige Rolle: Immobilien. Die Entscheidung, eine Immobilie zu erwerben, ist für viele Menschen eine der wichtigsten wirtschaftlichen Entscheidungen ihres Lebens. Die unterschiedlichsten Gründe spielen eine Rolle dabei, ob man sich für oder gegen einen Kauf entscheidet. Bei einer direkten Befragung von 700 Eigentümern aus europäischen Ländern mit hoher und niedriger Wohneigentumsquote (Deutschland, Irland, Italien, Österreich, Portugal und Spanien) von Ulrike Malmendier und Alex Steiny Wellsjo 2020 sagten 72 Prozent der Befragten, dass „Sorgen bezüglich künftiger Preissteigerungen“ ein legitimer Faktor sind.11 Zudem gab ein Drittel der Personen an, dass sich Bedenken hinsichtlich der Inflation auf ihre eigene Entscheidung für Wohneigentum ausgewirkt haben. Interessanterweise war diese Antwort vor allem unter Individuen vertreten, die Erfahrungen mit hoher Inflation gemacht haben. Anders ausgedrückt: Das Motiv der Inflationsabsicherung erweist sich für Hauseigentum als wichtiger Faktor, auch im Vergleich zu anderen bekannten Einflussfaktoren, wie zum Beispiel Steuervorteilen, einer besseren Auswahl an Eigenheimen zum Kaufen als zum Mieten oder niedriger Hypothekenzinsen.
 
        In einer strukturell empirischen Analyse betrachten Malmendier und Steiny das Immobilienerwerbsverhalten von US-amerikanischen und europäischen Bürgern und Immigranten.12 Anhand des American Community Surveys lässt sich identifizieren, welche amerikanischen Haushalte Wohneigentum erworben haben. Gleichzeitig sind dort auch das Herkunftsland und das Jahr der Einwanderung (bei Immigranten) dokumentiert. Kombiniert mit historischen Inflationsdaten der in der Stichprobe vertretenen Herkunftsländer, bietet dieser Rahmen die einzigartige Möglichkeit, das Immobilien-Kaufverhalten von Haushalten mit unterschiedlichen Inflationserfahrungen (in ihren jeweiligen Heimatländern) innerhalb desselben Immobilienmarktes (in den USA) zu beobachten. Ergebnis ist, dass persönliche Inflationserfahrungen, unter anderem getrieben durch den Einfluss auf Inflationserwartungen, signifikant die Wohneigentumsentscheidung beeinflussen.13 Dasselbe Muster zwischen Inflationserfahrungen und Wohneigentumsentscheidungen zeigt sich auch in europäischen Ländern. Der Prozentsatz an Wohneigentümern variiert zwischen europäischen Ländern stark: Während in Deutschland und Österreich die Wohneigentumsquote weniger als 50 Prozent beträgt, haben die Slowakei, Ungarn und Spanien eine Wohneigentumsquote von mehr als 80 Prozent. Die Household Finance and Consumption Surveys der Europäischen Zentralbank bestätigen, dass auch hier die Inflationserfahrung von Individuen einen maßgeblichen Einfluss auf deren Entscheidung hinsichtlich Eigentumserwerb ausübt.
 
        Wenn sich Haushalte dazu entschieden haben, ein Eigenheim zu erwerben, stehen sie direkt vor einer neuen Reihe an relevanten Entscheidungen. Unter anderem müssen sie sich damit auseinandersetzen, wie sie die Immobilie finanzieren wollen. Die zwei gängigsten Formen der Finanzierung sind die Hypothek mit festem Zins und die Hypothek mit variablem Zinssatz. Bei Festzinshypotheken wird ein fester Zinssatz erhoben, der sich während der Laufzeit des Darlehens nicht ändert. Dagegen wird bei einer Hypothek mit variablem Zinssatz der Zinssatz stetig an die Entwicklung des Marktzinssatzes angepasst. Inflationserwartungen beeinflussen, für welche Finanzierung sich Haushalte entscheiden. Höhere Inflationserwartungen führen eher zu einer Entscheidung für eine Festzinshypothek, weil die Konsumenten damit auch höhere Nominalzinsen erwarten und die Summe fester Zahlungsverpflichtungen stärker diskontieren, was wiederum den Barwert dieser vermindert. Auch erwarten Kreditnehmer mit hohen Inflations- und Zinserwartungen unter einer Hypothek mit variablem Zins steigende nominale Zinszahlungen. Infolgedessen nehmen sie Hypotheken mit variablen Zinsen insgesamt als teurer wahr als Festzinshypotheken. Diese Logik und erste Resultate sind in der bereits erwähnten Studie von Malmendier und Nagel angelegt.
 
        Eine weitere Studie von Malmendier und Matthew J. Botsch von 2022 analysiert dieses Thema explizit. Es zeigt sich, dass Individuen, die hohe Inflationsraten und hohe Zinssätze persönlich erlebt haben, künftige Nominalzinsen überbewerten und daher Festzinshypotheken gegenüber Hypotheken mit variablem Zinssatz vorziehen, auch in Zeiten, in denen ein variabler Zinssatz objektiv betrachtet besser als ein fester Zinssatz ist.14 In Zeiten der „Great Inflation“ in den USA (1965–1982) waren diese Einflüsse besonders stark: Angesichts der relativen Kosten von festverzinslichen gegenüber variabel verzinslichen Hypotheken hätte die Generation der Babyboomer Ende der 1980er Jahre eine Million (und in den späten 1990er Jahren eine halbe Million) Hypotheken besser variabel- als festverzinslich abschließen sollen. Für ihre überstarke Reaktion auf die persönliche Erfahrung der „Great Inflation“ haben sie dann teuer bezahlt – etwa 14 Milliarden Dollar an überhöhten Zahlungen in den späten 1980er Jahren und fast 9 Milliarden Dollar in den späten 1990er Jahren. Insgesamt scheinen die langen Schatten der „Great Inflation“ die Wahl der Hypothekenfinanzierung und damit die Hypothekenmarktstruktur stark zu beeinflussen.15
 
        INFLATIONSERWARTUNGEN VON EXPERTEN
 
        Dass Erfahrungen mit hohen Inflationsraten tiefe Narben hinterlassen können, kann man auch an einem prominenten Beispiel sehen: Heinrich Wallich, der 1914 in Berlin in eine Bankiersfamilie geboren wurde, erlebte 1923 die deutsche Hyperinflation noch persönlich. Seine Familie wanderte in den 1930er Jahren in die USA aus, und Wallich machte später Karriere bei der US-Zentralbank, der Federal Reserve (Fed). Er begann seine Laufbahn bei der New York Fed, promovierte an der Harvard University und war von Mitte der 1970er bis in die 1980er Jahre Gouverneur der Fed, berühmt für seine unnachgiebige Haltung gegenüber den kleinsten Anzeichen von Inflation. Unseres Wissens nach hält er nach wie vor den „Dissent“-Rekord in der Geschichte der Federal Reserve, also den Rekord darin, den Vorschlag des Fed-Vorsitzenden zu Leitzinsänderungen abzulehnen, zugunsten von stärkeren Zinserhöhungen. Auch hat er immer wieder eindringlich davor gewarnt, dass sich die Menschen der Gefahren der Inflation nicht hinreichend bewusst seien. Diese Anekdote ist deswegen so interessant, weil sie klarstellt, dass nicht nur Konsumenten und Kleinanleger persönliche Erfahrungen übergewichten: Heinrich Wallich – später bekannt als „Henry Wallich“ – war offensichtlich eine hoch gebildete Person, die mit allen Inflationsdaten und -modellen ausgestattet war. Er war sich zweifellos dessen bewusst, dass er in den 1970er und 1980er Jahren in den USA in einem anderen Land und in einer anderen Zeit als der Weimarer Hyperinflation lebte. Dennoch konnte er seine Erfahrungen nicht abschütteln.
 
        Genau dieses Phänomen, nämlich dass selbst hochqualifizierte und gut informierte Fachleute in ihren Inflationserwartungen von ihren persönlichen Erfahrungen beeinflusst werden, lässt sich strukturell wissenschaftlich nachweisen. In einem 2021 publizierten Artikel analysieren Malmendier, Nagel und Zhen Yan die Inflationsvorhersagen (und damit ungefähren Inflationserwartungen) und geldpolitischen Entscheidungen der Mitglieder des Federal Open Market Committee (FOMC) (auf Deutsch etwa „Offenmarktausschuss“) im Hinblick auf deren persönliche Inflationserfahrungen.16 Sie verwenden dabei die Inflationsprognosen einzelner Mitglieder, die sie wiederum den Monetary Policy Reports entnehmen, die das FOMC dem US-Kongress jeden Februar und jeden Juli vorlegt.17 Eine interessante Beobachtung dabei ist, dass die Mitarbeiterprognosen, die in den Greenbooks der Federal Reserve Board of Govenors festgehalten sind, tendenziell eine höhere Prognosegenauigkeit aufweisen als die individuellen Prognosen der FOMC-Mitglieder.18 Mit anderen Worten, persönliche Erfahrungen aus der Vergangenheit veranlassen selbst FOMC-Mitglieder, ungenauere Prognosen abzugeben, als wenn sie einfach den Vorschlägen ihres Stabs folgen würden. Des Weiteren beeinflussen diese Erfahrungseffekte auch geldpolitische Entscheidungen. In den Abstimmungsentscheidungen der FOMC-Mitglieder aus den Sitzungen von März 1951 bis Januar 2014 identifizieren die Autoren wieder einen erheblichen Einfluss von persönlichen Inflationserfahrungen.19
 
        INFLATIONSERWARTUNGEN VON FIRMEN
 
        Nicht nur die Inflationserwartungen von Haushalten und Experten haben wichtige Implikationen für geld- und fiskalpolitische Zielsetzungen; auch die Inflationserwartungen von Firmen sind ein wichtiges Forschungsgebiet. Und auch hier scheinen persönliche Preiserfahrungen – in diesem Fall durchaus geschäftlicher Natur – einen signifikanten Einfluss auf Inflationserwartungen zu haben. So befragten etwa Saten Kumar und Kollegen 2015 Manager neuseeländischer Firmen, wie sie ihre Inflationserwartungen typischerweise entwickeln.20 Zu den Top-4-Antworten gehören sowohl die Einkaufspreise als auch die Preise von Wettbewerbern und Anbietern. Mit anderen Worten, die Preise, die Manager in der jüngsten Vergangenheit gesehen haben, haben einen unverhältnismäßig großen Einfluss auf ihre Prognose der zukünftigen Inflation. Einen weiteren wichtigen Einfluss auf Inflationserwartungen haben Informationen, die sie von anderen Personen erhalten. Diese anderen Personen sind nicht etwa Finanzberater oder Geldpolitikexperten. Vielmehr handelt es sich um Informationen von Menschen „wie sie“, wie Kollegen und Familienmitglieder. Es scheint so zu sein, dass Informationen, die von Menschen kommen, mit denen wir uns identifizieren, also Informationen, die Resonanz finden, eine Wirkung haben. Dies ist etwas, worüber man in Diskussionen zu Geldpolitik und Verhalten von Zentralbanken nachdenken sollte.
 
        AUSBLICK
 
        In diesem Beitrag haben wir „Inflationserfahrungen“ als Antwortmöglichkeit in den Mittelpunkt der Frage „Wie entstehen Inflationserwartungen?“ gestellt. Natürlich gibt es noch andere Aspekte, die in die Inflationserwartungsbildung hineinspielen, wie etwa allgemein demografische Faktoren oder Finanzkenntnisse. Jedoch ist der Einfluss persönlicher Erfahrungen auf die Bildung von Inflationserwartungen von zentraler Bedeutung. Oft wird spekuliert, dass die Inflationsangst der Deutschen mit den Erfahrungen während der Hyperinflation 1923 in der Weimarer Republik im Zusammenhang steht, wie auch das Beispiel Heinrich Wallich zeigt.21
 
        Zusammenfassend lässt sich sagen, dass Inflationserfahrungen, denen man häufig ausgesetzt ist, wie beispielsweise durch die eigenen tagtäglichen Einkäufe, und Erfahrungen, die man über einen längeren Zeitraum erfährt, die Inflationserwartungen stark beeinflussen. Dies wiederum hat messbare Auswirkungen auf ökonomische Entscheidungen wie Konsumentscheidungen, Immobilienbesitz oder die Zinsstruktur von Hypotheken. Des Weiteren bleiben auch Experten nicht vom Einfluss persönlicher Erfahrungen auf ihre Inflationserwartungen und ihr wirtschaftliches Handeln „verschont“. Auch Firmen scheinen davon beeinflusst zu sein.
 
        Daraus ergeben sich Implikationen für die (Geld-)Politik: Erstens ist es wichtig, einen Einblick in die gelebte Realität der Verbraucher zu haben. Der Einfluss von Lebensmittel- und Gaspreisen wird nicht verschwinden, selbst wenn man argumentiert, dass Konsumenten diesen Preisen nicht so viel Aufmerksamkeit schenken „sollten“, da es sich um hochvolatile Posten handelt, und dass sie sich stattdessen auf die Kerninflation konzentrieren sollten. Zweitens müssen politische Entscheidungsträger die anhaltenden Auswirkungen inflationärer Perioden berücksichtigen. Das heißt, auch wenn eine Wirtschaft wieder in die „Vorher“-Situation zurückgekehrt ist, etwa nach den Inflationserfahrungen Anfang der 2020er Jahre zurück auf das Niveau von 2014/15, werden die Menschen immer noch andere Erwartungen bilden und andere Entscheidungen treffen, als sie es ohne die Erfahrungen mit der höheren Inflation getan hätten. Das ist auch für die Geldpolitik wichtig. Eine Verankerung von Inflationserwartungen beim Zwei-Prozent-Ziel ist nur dann langfristig realisierbar, wenn die tatsächliche Inflation auch in einem Zahlenkorridor rund um die zwei Prozent liegt.
 
        Individuelle Erwartungen spiegeln das wider, was Individuen bisher in ihrem Leben erlebt haben. Das heißt nicht, dass Erfahrungen erhöhter Inflation die Glaubwürdigkeit der Zentralbanken gänzlich untergraben. Ein klares Verständnis davon, was Entscheidungen ausgelöst hat, und die konsequente Durchführung von angekündigten Maßnahmen sind sicherlich hilfreich. Die Erkenntnisse zu erfahrungsbedingten Inflationserwartungen unterstreichen jedoch die Auswirkungen gelebter Erfahrungen auf die Erwartungen. Die Erwartungen wiederum zeigen uns, ob die Zentralbank die Inflationsrealität erfolgreich bekämpft. Infolgedessen sind einige Strategien, wie etwa die Forward Guidance, also die Kommunikation künftiger geldpolitischer Entscheidungen, möglicherweise nicht so effektiv, wie wir gedacht haben.
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        ANMERKUNGEN
 
        01 Erfahrungsbasiertes Lernen ist eng verwandt mit den adaptiven Lernmodellen der Makroökonomie. Der entscheidende Unterschied besteht darin, dass erfahrungsbasiertes Lernen die individuelle Lebenszeit berücksichtigt. Nicht nur gewichten Menschen die jüngste Vergangenheit zu stark, etwa das vergangene Jahr, die vergangenen fünf Jahre oder einen anderen Zeitraum; zudem unterscheidet sich die Gewichtung je nach derzeitigem Alter und damit derzeitiger Lebenserfahrung.
 
        02 Wissenschaftliche Nachweise erfahrungsbasierten Lernens (sogenannten experience effects) gibt es nicht nur für Inflationserfahrungen, sondern auch für Erfahrungen im Aktienmarkt und anderen Finanzmärkten. Auch Arbeitslosigkeitserfahrungen verfolgen uns: Wir bleiben jahrelang vorsichtiger bei Ausgaben. Vgl. Ulrike Malmendier, Experience Effects in Finance: Foundations, Applications, and Future Directions, in: Review of Finance 5/2021, S. 1339–1363; dies., Exposure, Experience, and Expertise: Why Personal Histories Matter in Economics, FBBVA Lecture 2020, in: Journal of the European Economic Association 6/2021, S. 2857–2894.
 
        03 Im Original: πt = βEtπt+1 − κ(ut − utn) + vt. In dieser Formel steht πt für die Inflation in einer gewissen Zeitperiode t (heute), die als eine Funktion von drei verschiedenen Summanden beschrieben ist: vt ist lediglich ein Shock. κ(ut − utn) beschreibt die Produktionslücke. βEtπt+1 ist die Inflation in der „nächsten Zeitperiode (t+1)“ (morgen) aus heutiger Erwartungssicht (multipliziert mit einem Faktor β), oder, mit anderen Worten: die Inflationserwartung. Vgl. Jonathon Hazell et al., The Slope of the Phillips Curve: Evidence from US States, in: The Quarterly Journal of Economics 3/2022, S. 1299–1344.
 
        04 Vgl. Francesco D’Acunto/Ulrike Malmendier/Michael Weber, What Do the Data Tell Us About Inflation Expectations?, in: Rudi Bachmann/Giorgio Topa/Wilbert van der Klaauw (Hrsg.), Handbook of Economic Expectations, Amsterdam 2022 (i.E.).
 
        05 Vgl. Francesco D’Acunto et al., Exposure to Grocery Prices and Inflation Expectations, Journal of Political Economy 5/2021, S. 1615–1639.
 
        06 Bei direkter Befragung, woran die Konsumenten bei Befragungen zu Inflation denken, antworteten überproportional viele mit „eigene Einkaufstouren“.
 
        07 Hierbei wurden sowohl eine Punktschätzung als auch die volle Verteilung der Inflationswahrnehmung über die vorangegangenen zwölf Monate und der Inflationserwartungen über die zukünftigen zwölf Monate erhoben. Die Erhebung erfolgte im Juni 2015 und Juni 2016.
 
        08 Vgl. Ulrike Malmendier/Stefan Nagel, Learning from Inflation Experiences, in: The Quarterly Journal of Economics 1/2016, S. 53–87.
 
        09 Dies bedeutet allerdings nicht, dass ältere Erfahrungen keinen Einfluss mehr haben, sondern lediglich, dass deren Effekt über die Zeit langsam abnimmt und dass Personen ihre jüngsten Erfahrungen am stärksten gewichten. Gerade bei einschneidenden älteren Erfahrungen, wie etwa Hyperinflation, bleiben diese robust im Gedächtnis verankert.
 
        10 Vgl. Francesco D’Acunto/Daniel Hoang/Michael Weber, Managing Households’ Expectations with Unconventional Policies, in: The Review of Financial Studies 4/2022, S. 1597–1642.
 
        11 Vgl. Ulrike Malmendier/A. Steiny Wellsjo, Rent or Buy? Inflation Experiences and Homeownership Within and Across Countries, Technical Report, National Bureau of Economic Research, 2020.
 
        12 Ebd.
 
        13 Die Inflationserfahrung kann das Kaufverhalten von Immobilien noch durch weitere Kanäle als die Inflationserwartungen beeinflussen. Malmendier und Steiny erwähnen in ihrem Papier beispielsweise die Möglichkeit, dass sich Präferenzen für Inflationsschutz verschieben können. Vgl. ebd.
 
        14 Die dabei verwendeten Daten stammen aus den Residential Finance Surveys (RFS) des U.S. Census Bureaus. Die RFS sind einzigartig in dem Sinne, dass sie sowohl die Haushalte als auch die Hypothekendienstleister befragen und somit sowohl demografische und geografische Informationen über die Haushalte als auch Informationen zu Hypothekenvertragsbedingungen bereitstellen.
 
        15 Vgl. Matthew J. Botsch/Ulrike Malmendier, The Long Shadows of the Great Inflation: Evidence from Residential Mortgages, Social Science Research Network, SSRN Papers 3888762/2021.
 
        16 Das FOMC besteht aus zwölf Mitgliedern: dem Präsidenten der New York Fed, den sieben Mitgliedern des Board of Govenors und vier Mitgliedern, die im jährlichen Wechsel aus den zwölf Vorsitzenden der regionalen Feds ausgewählt werden. Es gilt als das wichtigste Gremium der Fed und betreibt die Geld- und Währungspolitik der Vereinigten Staaten.
 
        17 Die Daten zur Berechnung der persönlichen Inflationserfahrung jedes FOMC-Mitglieds basiert auf Rohdaten von Robert J. Shiller, Irrational Exuberance, Princeton 20052, und auf dem Berechnungsalgorithmus aus Malmendier/Nagel (Anm. 8).
 
        18 Vgl. Christina D. Romer/David H. Romer, The FOMC Versus the Staff: Where Can Monetary Policymakers Add Value?, in: American Economic Review 2/2008, S. 230–235.
 
        19 Vgl. Ulrike Malmendier/Stefan Nagel/Zhen Yan, The Making of Hawks and Doves, in: Journal of Monetary Economics Bd. 117/2021, S. 19–42.
 
        20 Vgl. Saten Kumar et al., Inflation Targeting Does Not Anchor Inflation Expectations: Evidence from Firms in New Zealand, National Bureau of Economic Research, NBER Working Paper w21814/2015.
 
        21 Siehe dazu auch den Beitrag von Lukas Haffert in dieser Ausgabe (Anm. d. Red.).
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          THOMAS WEBER
 
          DIE KRISE DER WELT – 1933 UND 2023
 
          Was lehrt uns das Jahr 1933? Versteht man den Nationalsozialismus als Form der illiberalen Demokratie, ist zu erkennen, dass deren heutige Varianten leicht in etwas Schlimmeres abgleiten könnten. Damals wie heute spielen übertriebene Krisenwahrnehmungen eine wichtige Rolle.
 
        
 
         
          VOLKER ULLRICH
 
          1923 ALS SCHLÜSSELJAHR FÜR 1933?
 
          Das Jahr 1923 war in Deutschland von einer galoppierenden Inflation, der Ruhrbesetzung, politischer Polarisierung sowie Umsturzplänen von links und rechts gekennzeichnet. Dennoch führt kein gerader Weg zur Machtübertragung an die Nationalsozialisten zehn Jahre später.
 
        
 
         
          NADINE ROSSOL · BENJAMIN ZIEMANN
 
          AUSNAHMERECHT, GEWALT UND SELBSTGLEICHSCHALTUNG. DIE „MACHTERGREIFUNG“ DER NSDAP 1933
 
          Sobald die Nationalsozialisten staatliche Schaltstellen innehatten, nutzten sie diese zur Machtsicherung und zum Umbau des Staates. Massive Gewaltanwendung unterstützte dieses Ziel ebenso wie die weitgehende gesellschaftliche Selbstgleichschaltung.
 
        
 
         
          MARK ROSEMAN
 
          „ALLES ERSTIRBT IN ANGST“. DEUTSCHE JUDEN IM ERSTEN JAHR DER NS-HERRSCHAFT
 
          Zeitgenössische Zeugnisse zeigen, wie tief und dauerhaft die jüdische Gemeinschaft von den Erschütterungen des Jahres 1933 getroffen wurde. Wer diejenigen, die das Land nicht verließen, in der Rückschau für blind oder naiv erklärt, macht es sich dennoch viel zu einfach.
 
        
 
         
          SVEN REICHARDT
 
          1933 IN GLOBALGESCHICHTLICHER PERSPEKTIVE 
 
          Der Machtantritt der Nationalsozialisten wurde im Ausland mit Abscheu und Bewunderung registriert. Schon bald knüpften die neuen Machthaber enge Bande mit Faschisten anderer Länder. Wesentliche verbindende Merkmale waren dabei Antikommunismus und Rassismus.
 
        
 
         
          HEIKE KNORTZ
 
          DER AUFSCHWUNG DER ANDEREN. WEIMARS ÖKONOMISCHE KRISENHERDE UND DER AUFSTIEG DES NATIONALSOZIALISMUS
 
          Die Wirtschaft der Weimarer Zeit litt infolge von Inflation, Reparationen und Staatsschulden unter erheblichen Strukturproblemen, die sich während der Weltwirtschaftskrise mit voller Wucht entfalteten. Entgegen der Legende war ihre Bewältigung kein Erfolg des NS-Regimes.
 
        
 
         
          NIKLAS VENEMA
 
          MEDIEN UND PROPAGANDA 1933
 
          Zunächst aggressiv gegen den Weimarer Staat gerichtet, betrieben die Nationalsozialisten nach 1933 eine „Integrationspropaganda“ für die „Volksgemeinschaft“. Ihre medial verbreiteten Botschaften verfingen vor allem, weil sie an bereits bestehende Werthaltungen anknüpften.
 
        
 
      

       
        EDITORIAL
 
        Vor 90 Jahren endete die erste deutsche Demokratie: Am 30. Januar 1933 wurde Adolf Hitler zum Reichskanzler ernannt. Die Erwartung, er und die NSDAP würden sich als Teil einer nationalkonservativen Koalitionsregierung „einrahmen“ und kontrollieren lassen, erwies sich als fatale Illusion: Binnen weniger Monate wurden die Koalitionspartner entmachtet, alle Grundpfeiler einer demokratischen Verfassungsordnung geschleift und die Errichtung einer völkischen Führerdiktatur eingeleitet. Politische Gegner wurden von Beginn an gewaltsam bekämpft und wie Angehörige von Gruppen, die nicht der „Volksgemeinschaft“ zugerechnet wurden, gnadenlos ausgeschlossen, verfolgt und ermordet.
 
        Mit welcher Geschwindigkeit Bürgerrechte und demokratische Prinzipien ausgehebelt werden konnten, erstaunt und erschreckt bis heute. Die Nationalsozialisten hatten sich nicht an die Macht putschen müssen, sondern sie friedlich übergeben bekommen. Zudem konnten sie sich der Unterstützung breiter Bevölkerungsteile gewiss sein: Aus beiden Reichstagswahlen 1932 war die NSDAP als stärkste Partei hervorgegangen. Nachdem Hitlers Putschversuch 1923 frühzeitig gescheitert war, erwies sich die „Legalitätsstrategie“ der Nationalsozialisten als erfolgreich. Das verhasste „System“ hatten sie von innen heraus zerstören können.
 
        Einige Zeitgenossen erkannten früh die Gefahr, die von Hitler und seinen Getreuen ausging – dies spiegelt sich auch in den Karikaturen aus dem Frühjahr 1933, die diese Ausgabe durchziehen. Viele aber blendeten sie aus oder nahmen sie angesichts der existenziellen Krisen, die die rechtsextremen Verfassungsfeinde zu lösen versprachen, billigend in Kauf. Eines, so der Historiker Ian Kershaw, stand jedoch schon bald fest: „Nach dem 30. Januar 1933 sollte Deutschland nie mehr so sein wie vorher.“
 
        Johannes Piepenbrink
 
      

       
        ESSAY
 
        DIE KRISE DER WELT – 1933 UND 2023
 
        Thomas Weber
 
        In Zeiten, in denen sich mehrere Großkrisen zu einer als existenziell wahrgenommenen Polykrise zusammenbrauen, verbreiten sich Ängste vor den politischen Konsequenzen dieser Wahrnehmung. Der spektakulärste Fall des Zusammenbruchs einer Demokratie – der Kollaps der Weimarer Republik im Januar 1933 – wird daher immer wieder in der Hoffnung durchkämmt, Lehren für die Gegenwart zu entdecken.
 
        Ein Paradebeispiel hierfür ist seit einigen Jahren das Geschehen in den Vereinigten Staaten: Seit der „New York Times“-Kolumnist Roger Cohen im Dezember 2015 seine Leser mit „Welcome to Weimar America“ begrüßte,01 hat sich „Weimerica“02 zu einem regelrechten Genre von Meinungsbeiträgen und Büchern entwickelt. Auch der Sohn eines österreichischen SA-Mannes nutzte nach dem Angriff auf das Kapitol in Washington im Januar 2021 seine Bekanntheit als Hollywood-Schauspieler und ehemaliger Gouverneur des US-Bundesstaates Kalifornien, um eine Videobotschaft an die Welt aufzunehmen: Arnold Schwarzenegger sprach darin über seinen Vater und zog direkte Vergleiche zwischen der Reichspogromnacht, dem antijüdischen Pogrom der Nationalsozialisten vom 9. November 1938, und der Situation in den USA Anfang 2021.03
 
        Es verwundert daher nicht, dass Adolf Hitler im öffentlichen Diskurs heute dominanter ist als noch vor einer Generation. Zwischen 1995 und 2018 stieg die Häufigkeit, mit der Hitler in englischsprachigen Büchern erwähnt wurde, um erstaunliche 55 Prozent. In spanischsprachigen Büchern stieg die Frequenz im gleichen Zeitraum sogar um mehr als 210 Prozent.04 Dieser Anstieg ist sowohl ein Resultat einer sich breit machenden Krisenwahrnehmung als auch eines anderen Phänomens: ein Bewusstsein, wie sehr die Welt, in der wir heute leben, direkt und indirekt auf die Schrecken des „Dritten Reiches“ und des Zweiten Weltkrieges zurückgehen.
 
        Doch nicht überall beruft man sich auf die 1933 entstandene Welt, um die heutige Situation zu verstehen und zu deuten. Seltsamerweise hat ein Land im Herzen Europas eine andere Richtung eingeschlagen: Deutschland selbst. Hier nämlich sank die Häufigkeit, mit der Hitler in Büchern genannt wurde, zwischen 1995 und 2018 um mehr als zwei Drittel. Der gleiche Trend gilt für andere Begriffe, die auf das dunkelste Kapitel der deutschen Vergangenheit verweisen, etwa „Nationalsozialismus“ und „Auschwitz“.05 Ein nachlassendes Interesse am Nationalsozialismus sollte jedoch nicht zur falschen Annahme führen, das heutige Deutschland sei weniger stark vom Erbe des „Dritten Reiches“ und dem Schrecken, den die Deutschen in ganz Europa verbreiteten, geprägt. Das Erbe des Nationalsozialismus bestimmt, wer die Deutschen sind, und dies seit dem Tag, an dem Hitler im Januar 1933 zum Reichskanzler ernannt wurde.
 
        NEUER „SONDERWEG“
 
        In Deutschland wurde wohl auch deshalb nicht mehr so viel explizit über den Nationalsozialismus publiziert, weil man meinte, das Land habe aus der Vergangenheit gelernt und ein vorbildliches politisches System mit einer entsprechenden Gesellschaft aufgebaut, die die Lehren aus dem Nationalsozialismus verinnerlicht habe. Das vorherrschende Narrativ der frühen Berliner Republik lautete, Deutschland habe im 19. und frühen 20. Jahrhundert einen „Sonderweg“ in Richtung Diktatur und Völkermord eingeschlagen. Mit der Wiedervereinigung 1990 habe das Land diesen jedoch endgültig verlassen und sei vollständig im Westen angekommen.06 Nach dieser Lesart war die Berliner Republik eine neue Akteurin in der internationalen Politik, die Seite an Seite mit ihren Partnern in Europa und der Welt den Frieden und die Stabilität im In- und Ausland sicherte.
 
        Die unterschiedliche Häufigkeit, mit der in Deutschland und im Ausland in Büchern auf Hitler, Auschwitz und den Nationalsozialismus verwiesen wird, zeigt jedoch, dass Deutschland 1990 den Sonderweg nicht verlassen, sondern vielmehr neu eingeschlagen hat. Deutschlands eigentlicher Sonderweg ist der seiner zweiten (Nachkriegs-)Republik, die 1990 gegründet wurde und, wenn man der Argumentation des Journalisten und Historikers Nils Minkmar folgt, im Zuge von Putins Angriffskrieg gegen die Ukraine zusammengebrochen ist. Deutschlands zweite Republik, schreibt Minkmar, „nahm sich Ferien von der Geschichte, konnte endlich wie Faust den Augenblick genießen und schloss dazu, auch wie Faust, einen Pakt – mit Putin und mit bösen Folgen“.07 Doch mit dem russischen Einmarsch in die Ukraine am 24. Februar 2022 fanden Deutschlands Ferien von der Geschichte ein jähes Ende. In den Worten des Bundeskanzlers Olaf Scholz: „Der 24. Februar 2022 markiert eine Zeitenwende in der Geschichte unseres Kontinents.“08 Scholz hat Recht, wenn er von einer Zeitenwende spricht, doch sie betrifft in erster Linie nicht „unseren Kontinent“, sondern zuvorderst sein eigenes Land. Der russische Einmarsch in die Ukraine machte vielen Deutschen die Realitäten der internationalen Politik schlagartig bewusst, die Deutschlands Nachbarn schon seit längerer Zeit gegenwärtig waren.
 
        Der faustische Pakt war nicht aus Böswilligkeit geboren – Deutschlands zweite Republik war mit den besten Absichten gegründet und regiert worden. Es hatte vielmehr eine gewisse Kurzsichtigkeit geherrscht, die viele Deutsche daran hinderte, das zu sehen, was viele ihrer internationalen Partner nach den früheren Invasionen Russlands oder dem Abschuss von MH17 – dem Malaysia-Airlines-Flugzeug, das im Juli 2014 auf dem Weg von Amsterdam nach Kuala Lumpur von einer russischen Rakete im ukrainischen Luftraum abgeschossen wurde – längst erkannt hatten. Und diese Kurzsichtigkeit ist eng mit den normativen Schlüssen verbunden, die die Protagonisten der zweiten deutschen Republik aus der Erfahrung des Landes mit dem Nationalsozialismus gezogen hatten und die sich recht drastisch von denen, die andere Länder daraus gezogen hatten, unterschieden.
 
        Infolgedessen setzten viele Deutsche auf soft power und hatten wenig für hard power übrig – ohne sich klarzumachen, dass Ersteres nur heiße Luft ist, wenn es mit Letzterem nicht einhergeht. Zugleich wurde vielfach nicht erkannt, dass Putins aggressives Vorgehen seit dem Tag seiner Amtsübernahme in der Tradition früherer Phasen der russischen Geschichte steht. Dies spiegelt sich auch in einem steilen Rückgang der Verweise in deutschsprachigen Publikationen auf Begriffe wider, die mit den dunklen Seiten der russischen Vergangenheit in Verbindung gebracht werden, wie „Gulag“, „Stalin“, „Prager Frühling“ oder „Volksaufstand“.09 In englischsprachigen Büchern blieb die Zahl der Nennungen der Begriffe „Stalin“ und „Prague Spring“ zwischen 1995 und 2018 relativ konstant, die Erwähnung des „Gulag“ nahm sogar stark zu.10
 
        Die Illusionen, die man sich in Deutschland machte, standen letztlich sowohl einer noch erfolgreicheren europäischen Integration als auch der Schaffung einer noch haltbareren Sicherheits- und Friedensarchitektur im Weg. Minkmar meint daher, dass aus den Ruinen der zweiten eine dritte Republik entstehen müsse: eine, die weniger kurzsichtig auf die Welt um sie herum blickt und die „Naivität“ des Denkens über die Welt hinter sich lässt.11 Daher gilt es, Lehren aus dem „Dritten Reich“ für die dritte Republik herauszuarbeiten.
 
        HISTORISCHE MISSVERSTÄNDNISSE
 
        Der kurzsichtige Blick auf die Vergangenheit beschränkt sich jedoch nicht auf Deutschland. Tatsächlich beruhen viele Lehren, die weltweit aus dem Jahr 1933 für die Krisenbewältigung der 2020er Jahre gezogen werden, auf historischen Missverständnissen. So gibt es zwar unzählige Bücher über das „Dritte Reich“ und seine Schrecken, vielfach aber, und ohne es zu merken, reproduzieren sie Klischees, die auf NS-Propagandaminister Joseph Goebbels zurückgehen, oder sie stellen Hitler und die Nationalsozialisten nur als von Hass, Rassismus und Antisemitismus getriebene Wahnsinnige dar. Solche Ansätze werden jedoch nie erfassen, warum sich so viele Anhänger des Nationalsozialismus als Idealisten verstanden. Und sie werden nicht erklären können, warum laut Hitler Vernunft, nicht Emotion, das Handeln des Nationalsozialismus bestimmen sollte.12
 
        Ein reduktionistischer Ansatz in der Frage, was Hitler und andere Nationalsozialisten ausmachte, ist gefährlich. Er verleitet uns nämlich, in der heutigen Welt nach falschen Warnzeichen Ausschau zu halten und an den falschen Orten nach Hitler-Wiedergängern und Nationalsozialisten zu suchen. So sei die Lektüre von Thomas Manns Essay „Bruder Hitler“ aus dem Jahr 1938 empfohlen, in dem er den Diktator als ein Produkt derselben Traditionen darstellt, in denen er selbst aufgewachsen war. Er öffnet damit die Augen für die Erkenntnis, dass es nicht die wütenden Schreihälse, sondern vor allem Menschen „wie wir“ sind, die sich in Krisenzeiten für eine Demontage der Demokratie offen zeigen. Tatsächlich wird, sobald wir die Ideenwelt der Nationalsozialisten ernst nehmen, in verstörender Weise deutlich, dass viele Menschen diese Politik in der Zeit von den 1920ern bis in die 1940er Jahre aus nahezu denselben Gründen unterstützten, aus denen wir heute den Nationalsozialismus so vehement ablehnen – nicht zuletzt aus der Überzeugung heraus, dass politische Legitimität vom Volk ausgehen soll und dass Gleichheit ein Ideal ist, für das es sich zu kämpfen lohnt.
 
        Es gilt daher, verschiedene Missverständnisse in Bezug auf den Tod der Demokratie im Jahr 1933 auszuräumen, wie sie noch heute an deutschen Schulen gelehrt werden, darunter die Vorstellung, dass die Saat der Selbstzerstörung Weimars bereits 1919 gelegt wurde, dass die „instabile Weimarer Verfassung (…) letztlich zur Selbstauflösung der ersten deutschen Demokratie“ führte, dass „regierungsfähige Koalitionen unmöglich [wurden], da es zu viele Splitterparteien gab“,13 dass der Aufstieg Hitlers aus der Stärke der deutschen Konservativen resultierte, dass die Weltwirtschaftskrise die entscheidende Rolle beim Tod der deutschen Demokratie spielte, dass die Deutschen die Nationalsozialisten unterstützten, weil sie sich nach der Rückkehr des Obrigkeitsstaates der Vergangenheit sehnten und Demokratie in jeglicher Form ablehnten, oder dass das Handeln der Nationalsozialisten nur wenig dazu beitrug, Hitler an die Macht zu bringen – was etwa in der Tendenz deutlich wird, in Bezug auf die Ereignisse von 1933 nur von einer „Machtübertragung“ zu sprechen und nicht von einem Prozess, der gleichermaßen „Machtübertragung“ und „Machtergreifung“ war.14
 
        Die Überzeugungen der Nationalsozialisten und die Anziehungskraft ihrer Ideen können nicht verstanden werden, wenn wir die zentralen scheinbaren Widersprüche im Kern des Nationalsozialismus nicht ernst nehmen, nämlich dass die Nationalsozialisten die Demokratie und den Sozialismus im Namen der Überwindung einer allumfassenden, existenziellen Megakrise und der Schaffung einer angeblich besseren und wahreren Demokratie und eines wahreren Sozialismus zerstörten. Die Nationalsozialisten predigten, dass alle Macht vom Volk ausgehen müsse, nicht aus unaufrichtigem und opportunistischem Machiavellismus, sondern weil sie daran glaubten. Das Versprechen einer nationalsozialistischen illiberalen „Volksgemeinschaftsdemokratie“ als kollektivistische und ausgrenzende Auffassung von Selbstbestimmung fand breiten Anklang und versprach, die angeblich seit Jahrhunderten größte Krise zu überwinden. Dies hat 1933 ermöglicht und schließlich die Welt vor die Tore der Hölle gebracht.
 
        Versteht man den Nationalsozialismus also als eine Erscheinungsform der illiberalen Demokratie, sehen wir, dass die heutigen Varianten der illiberalen Demokratie in Krisenzeiten sehr leicht in etwas noch viel Schlimmeres abgleiten könnten, als wir es gegenwärtig an vielen Orten der Welt erleben. Wenn wir auf eine reduktionistische Darstellung des Nationalsozialismus verzichten, werden wir erkennen, dass die Parallelen zwischen Gegenwart und Vergangenheit in erster Linie in den Gefahren liegen, die von der illiberalen Demokratie und der allgemeinen Krisenwahrnehmung ausgehen.
 
        Wenn wir außerdem den Nationalsozialismus als politische Religion verstehen, können wir verstehen, warum die Deutschen seinem Sirenengesang massenhaft folgten. Hitlers politische Religion verlangte von Konvertiten eine doppelte Verpflichtung: zum einen zur nationalsozialistischen Orthodoxie – dem Festhalten an „korrekten“ Überzeugungen und der Ausübung von Ritualen – und zum anderen zur nationalsozialistischen Orthopraxie – dem von der Orthodoxie vorgeschriebenen „ethischen“ Verhalten. Auf diese Weise wurde Gewalttaten und Kriegshandlungen gegen innere und äußere „Volksfeinde“ eine moralische und sogar heroische Bedeutung verliehen – weil sie vermeintlich einem „höheren“ Zweck, dem Wohl der eigenen „Volksgemeinschaft“, dienten. Die Glaubenssysteme des Nationalsozialismus sind daher untrennbar mit der Gewalt und den Schrecken des „Dritten Reiches“ verbunden. Anders ausgedrückt: Während es durchaus zutreffen mag, dass die liberale Demokratie eine „Friedensdividende“ mit sich bringt, kann die illiberale Demokratie – jedenfalls in ihren totalitären, messianischen Inkarnationen – leicht eine „Genozid- und Kriegsdividende“ generieren, wenn die Menschen meinen, eine existenzielle Krise auf diese Weise überwinden zu können.
 
        So, wie die nationalsozialistische Gedankenwelt als ein Haupttreiber für gewalttätiges und extremes Verhalten ernst zu nehmen ist, sollten auch die Nationalsozialisten selbst als politische Akteure mit einem klaren Plan für die Zukunft verstanden werden. Zwar sah es oftmals so aus, als würden sie lediglich auf andere reagieren, doch genau dieser reaktive Charakter des nationalsozialistischen Handelns war eine Taktik – und zwar eine sehr erfolgreiche, die nicht nur die Entwicklungen 1933, sondern auch die Dynamik der zwölfjährigen NS-Herrschaft erklärt. Der Weg von der Machtübernahme zur Siedlungspolitik im Osten, zum totalen Krieg und zu einer Kriegspolitik der Ausrottung und des Völkermords war keineswegs lang und verschlungen – in der Selbstwahrnehmung seiner Akteure war er der Weg zur Überwindung einer existenziellen Polykrise.
 
        WAS LEHRT UNS 1933?
 
        Die Art und Weise, wie es den Nationalsozialisten gelang, die Macht zu ergreifen, zu festigen und schließlich eine radikale Politik zu verfolgen, hat mehr mit der Gewieftheit von Frank Underwood, dem fiktiven US-Präsidenten aus der Netflix-Serie „House of Cards“, gemein als mit vielen der Darstellungen, die infrage stellen, dass ihr Aufstieg ein kühl kalkulierter war. Der Politikstil und das Illusionsspiel der Nationalsozialisten, die Aushöhlung und Zerstörung von Normen und Institutionen sowie das Verfolgen einer versteckten Agenda werden immer mehr zu Merkmalen von Politik auch in unserer Zeit. Das Jahr 1933 zu verstehen, sollte daher helfen, auch heutige Herausforderungen besser zu verstehen.
 
        Wir brauchen daher eine wehrhafte Demokratie mit starken Leitplanken, um der Wahrnehmung einer existenziellen Polykrise begegnen zu können. Dazu gehören starke parteipolitische Organisationen, die – anders als in Tagträumen von der Umwandlung von Parteien in „Bewegungen“ – die interne Übernahme durch Radikale verhindern. Entscheidend ist, dass starke Parteistrukturen auch ein Instrumentarium bieten, um mit polarisierten Gesellschaften umzugehen, indem sie Spaltungen sowohl repräsentieren als auch eindämmen. Hierbei ist vor allem das Verhalten konservativer Parteien von Bedeutung. Der deutsche Konservatismus spielte beim Sturz der Weimarer Demokratie eine zentrale Rolle, allerdings auf kontraintuitive Weise, nämlich nicht durch seine Stärke, sondern durch seine Schwäche und die Zersplitterung seiner Organisationen.
 
        Leitplanken bieten jedoch wenig oder gar keinen Schutz, wenn sie schlecht positioniert sind. So offenbart ein Blick über den deutschen Tellerrand, dass wir beim Versuch, unsere eigene Demokratie wetterfest und krisenresistent zu machen, möglicherweise mehr von Fällen, in denen 1933 die Demokratie überlebte, lernen können als vom Tod der Demokratie in Deutschland. Die Niederlande beispielsweise hatten eine widerstandsfähige politische Struktur beziehungsweise eine wehrhafte Demokratie avant la lettre etabliert, die fähig war, mit einem breiten Spektrum von Schocks für ihr System umzugehen und flexibel auf Krisen zu reagieren. Infolgedessen mussten die Niederländer die spezifischen Bedrohungen von 1933 nicht vorhersehen, da ihre Krisenpräventions- und -reaktionskapazitäten groß genug waren, um die Etablierung einer einheimischen Diktatur zu vermeiden. Der Vergleich zeigt auch, dass manche vermeintliche Leitplanken der heutigen Demokratie in Deutschland – wie die Fünfprozenthürde bei Wahlen – weitgehend nutzlos sind und nur scheinbar Sicherheit bieten.
 
        Das Problem der Betrachtung spezifischer Fälle des Zusammenbruchs der Demokratie, inklusive des deutschen Falles 1933, birgt eine Gefahr: dass die wichtigsten Variablen nur unzureichend erkannt werden und zu enge Schlussfolgerungen gezogen werden. Der genaue historische Kontext des Zusammenbruchs einer politischen Ordnung wird immer unterschiedlich sein, ebenso wie die Wahrnehmung einer existenziellen Polykrise und ihrer politischen Folgen. Deshalb ist es sinnvoll, Staaten und Gesellschaften aus der Vergangenheit zu identifizieren, die gegenüber einer möglichst großen Bandbreite von Schocks resilient waren. Oder wie es der Historiker Niall Ferguson ausdrückt: „Alles, was wir aus der Geschichte lernen können, ist, wie man soziale und politische Strukturen aufbaut, die zumindest widerstandsfähig und bestenfalls antifragil sind (…), und wie man den Sirenenstimmen widersteht, die eine totalitäre Herrschaft oder eine Weltregierung als notwendig für den Schutz unserer unglücklichen Spezies und unserer verletzlichen Welt vorschlagen.“15
 
        Dennoch ist der Fall der Weimarer Republik 1933 eine Warnung, wohin nicht eingedämmte Krisenwahrnehmungen führen können. Schließlich waren es das Polykrisenbewusstsein Hitlers und die damit einhergehende individuelle und kollektive Existenzangst, die den Kern der Entstehung von Hitlers politischem und genozidalem Antisemitismus ausmachten. Hinzu kamen die Identifizierung der Juden mit dieser Krise sowie die Umsetzung dieser Identifizierung in ein Programm totaler Lösungen, um sich dauerhaft zu „schützen“.16
 
        Die vielleicht wichtigste Warnung, die das vergangene Jahrhundert für uns bereithält, ist somit, dass die größten und schrecklichsten Krisen der Welt überhaupt erst entstehen, wenn wir kopflos und ohne Maß und Mitte versuchen, tatsächliche oder vermeintliche Krisen einzudämmen.17
 
         
          Dieser Beitrag ist ein überarbeiteter Auszug aus Thomas Weber (Hrsg.), Als die Demokratie starb. Die Machtergreifung der Nationalsozialisten – Geschichte und Gegenwart, Freiburg/Br. 2022.
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        1923 ALS SCHLÜSSELJAHR FÜR 1933?
 
        Volker Ullrich
 
        Er glaube, Geschichte gründlich zu kennen, schrieb der Schriftsteller Stefan Zweig in seiner im Exil verfassten Autobiografie „Die Welt von gestern“, doch seines Wissens habe sie „nie eine ähnliche Tollhauszeit von solchen riesigen Proportionen produziert“.01 Die Rede war von 1923 – einem Jahr, in dem die Geldentwertung in Deutschland schwindelerregende Ausmaße annahm, das politische System dem Kollaps nahe war, rechte und linke Extremisten zum Sturm auf die Republik ansetzten und separatistische Bestrebungen im Rheinland den Bestand des Reiches bedrohten. Im Herbst 1923 stand das Land buchstäblich am Abgrund. Schon Zeitgenossen erschien es fast wie ein Wunder, dass die erste deutsche Demokratie diese existenzielle Gefährdung überlebte.02
 
        RUHRBESETZUNG
 
        Das Jahr hatte bereits mit einem Paukenschlag begonnen. Am 11. Januar waren französische und belgische Truppen ins Ruhrgebiet einmarschiert. Zur Begründung wurde angeführt, dass die deutsche Regierung ihren im Friedensvertrag von Versailles übernommenen Verpflichtungen zur Lieferung von Schnittholz, Telegrafenstangen und Kohle nicht nachgekommen sei. Doch das war ein Vorwand. In Wirklichkeit ging es Frankreich darum, Deutschland in seiner Wirtschaftskraft nachhaltig zu schwächen, indem es das wichtigste deutsche Industrierevier unter seine Kontrolle brachte. Auf diesem Wege hofften die maßgeblichen französischen Politiker und Militärs, allen voran Ministerpräsident Raymond Poincaré, doch noch erreichen zu können, was ihnen in Versailles wegen des Widerstands der Amerikaner und Briten verwehrt geblieben war: die Abtrennung der linksrheinischen Gebiete vom Deutschen Reich und damit Sicherheit vor dem potenziell gefährlichen Nachbarn im Osten auf erdenkliche Zeit.03
 
        Die Ruhrbesetzung löste in Deutschland einen Aufschrei der Empörung und eine Welle nationaler Solidarität aus. „Im Augenblick ist jeder Klassenhass der Arbeitnehmer gegen die Arbeitgeber durch die patriotische Welle hinweggeschwemmt worden. Das ganze Land scheint in einer Einheit verschmolzen“, beobachtete der britische Botschafter in Berlin, Edgar Vincent D’Abernon.04 Die deutsche Regierung unter Reichskanzler Wilhelm Cuno, vormals Generaldirektor der Hamburger Großreederei Hapag, unterbrach alle Reparationsleistungen an Frankreich und Belgien und rief die Bevölkerung zum „passiven Widerstand“ auf. Die Besatzungsmächte antworteten mit rigorosen Gegenmaßnahmen. Beamte, die ihren Befehlen nicht Folge leisteten, wurden ausgewiesen, Betriebe stillgelegt, Lieferungen von Kohle aus dem besetzten Gebiet in das Reich untersagt, Kundgebungen und Streiks verboten, Zeitungen unter Vorzensur gestellt. Auf Verstöße gegen ihre Anordnungen reagierten die Besatzungstruppen mit großer Härte. Bei gewaltsamen Zusammenstößen gab es immer wieder Tote.
 
        Dadurch sahen sich jene Kräfte in Deutschland ermutigt, die nur darauf warteten, vom passiven in den aktiven Widerstand überzugehen. Im März und April verübten Sabotagekommandos zahlreiche Sprengstoffanschläge auf Eisenbahnanlagen im besetzten Gebiet. Einer der Terroristen, der ehemalige Freikorpskämpfer Albert Leo Schlageter, wurde im Mai von einem französischen Kriegsgericht zum Tode verurteilt und erschossen. Die gesamte politische Rechte, von den Deutschnationalen bis zu den Nationalsozialisten, feierte Schlageter als nationalen Märtyrer. Der Dramatiker Hanns Johst, der spätere Präsident der NS-Reichsschrifttumskammer, widmete ihm ein Schauspiel, das ihn als „Ersten Soldaten des Dritten Reiches“ verklärte. Die Uraufführung sollte am 20. April 1933, Hitlers erstem Geburtstag als Reichskanzler, im Staatlichen Schauspielhaus Berlin stattfinden.05
 
        Im Laufe des Frühjahrs und Frühsommers 1923 wurde deutlich, dass der passive Widerstand auf Dauer nicht durchzuhalten war. Denn er verursachte ungeheure Kosten. Die ausgewiesenen Beamten mussten unterstützt, die Löhne der Arbeiter in den stillgelegten Betrieben fortgezahlt werden. Gleichzeitig brachen die Steuereinnahmen aus dem besetzten Gebiet weg. Den steigenden Finanzbedarf deckte die Regierung durch eine hemmungslose Betätigung der Notenpresse. Die Verschuldung des Reiches stieg sprunghaft an, und mit ihr beschleunigte sich der Verfall der deutschen Währung.
 
        INFLATION
 
        Die Inflation hatte bereits im Weltkrieg eingesetzt. Das Deutsche Reich hatte den Krieg nicht durch eine Erhöhung der Steuern, sondern überwiegend durch inländische Anleihen finanziert – in der irrigen Annahme, dass man dem besiegten Gegner die Rückzahlung aufbürden könne. Und die demokratischen Nachkriegsregierungen hatten keine Anstrengungen unternommen, um den Haushalt wieder ins Gleichgewicht zu bringen. Die Inflationspolitik bot einen doppelten Vorteil: Einerseits konnten dadurch soziale Leistungen finanziert und radikale Tendenzen in der Arbeiterschaft aufgefangen werden; andererseits war sie ein probates Mittel, um den Alliierten die Unerfüllbarkeit ihrer Reparationsforderungen vor Augen zu führen.06
 
        Die Entwertung der Währung verlief zunächst schleichend und dann in immer schnellerem Tempo. „Wie die Fieberkurve eines Schwerkranken zeigt der Dollarstand täglich den Fortschritt unseres Verfalls“, bemerkte der Diplomat und Kunstmäzen Harry Graf Kessler Anfang November 1922, als für einen Dollar bereits 9000 Mark gezahlt werden mussten.07 Zwischen Februar und April 1923 gelang es der Reichsbank noch einmal, den Außenwert der deutschen Währung bei rund 21000 Mark für einen Dollar zu stabilisieren. Danach aber setzte sich der Sturz ins Bodenlose fort. Ende Juli notierte der Dollar bereits mit über einer Million Mark.08
 
        Parallel dazu stiegen die Preise nicht nur täglich, sondern stündlich. Anfang August hielt der an der Technischen Hochschule in Dresden lehrende Romanist Victor Klemperer eine bezeichnende Episode fest: Auf der Rückfahrt von ihrem Urlaub an der Ostsee bestellte seine Frau Eva in einem Wartesaal eine Tasse Kaffee: „Die Preistafel zeigte 6000 M. Das verschwand, während sie trank. Beim Kassieren verlangte der Kellner 12000. Sie sagte, es hätte doch vorhin dort 6000 gestanden. Ach, Sie waren schon während des alten Preises hier? Dann zahlen Sie 6000!“09
 
        Die Hyperinflation traf die verschiedenen gesellschaftlichen Gruppen unterschiedlich hart. Zu den Verlierern gehörten vor allem Sparer und jene Bürger, die Kriegsanleihen gezeichnet hatten und nun mitansehen mussten, wie sich ihre Vermögen buchstäblich in Nichts auflösten. Schwer zu leiden hatten auch die Rentner und Empfänger öffentlicher Unterstützungen, weil die Zahlungen immer erst verzögert und unzureichend der galoppierenden Geldentwertung angepasst wurden. Das galt auch für Beamte, Angestellte und Arbeiter, die feste Monatsgehälter bezogen. Eindeutig privilegiert waren hingegen die Sachwertbesitzer, deren Vermögen an Grund- und Hausbesitz unangetastet blieb, sowie alle, die Schulden gemacht hatten und diese nun mit wertlosem Geld abtragen konnten. Zu den Inflationsgewinnern zählten vor allem die industriellen Großunternehmen. Ihr Anlagevermögen blieb stabil, und sie erhielten billige Kredite, die es ihnen erlaubten, für einen Spottpreis Fabrikanlagen, Immobilien und ganze Firmen zu erwerben. Besonders skrupellos ging der Ruhrindustrielle Hugo Stinnes vor. Er kaufte zusammen, was nur zu kaufen war: Betriebe, Landgüter, Schiffe, Hotels, Zeitungen. So entstand ein riesiges Wirtschaftsimperium, wie man es in Deutschland noch nicht gekannt hatte. Es gebe im ganzen Land keinen zweiten, schrieb die Zeitschrift „Die Weltbühne“ im März 1922, der „soviel Macht in seiner Hand zusammengeballt hat wie Hugo Stinnes“.10
 
        Nicht nur das Geld verlor weitgehend seinen Wert. Auch bisher gültige Normen und Werte erfuhren eine fundamentale Entwertung. Tugenden wie Sparsamkeit, Rechtschaffenheit und Gemeinsinn verloren ihre Verbindlichkeit; Egoismus, Skrupellosigkeit und Zynismus waren Trumpf. Der Verlust des Vertrauens in die Währung zog den Verlust des Vertrauens in die bestehende politische und gesellschaftliche Ordnung nach sich. Worauf war denn noch Verlass, wenn das möglich war? Diese Frage stellte sich wie viele Angehörige seiner Generation auch der damals 17-jährige Klaus Mann, der älteste Sohn Thomas Manns. „Unser bewusstes Leben begann in einer Zeit beklemmender Ungewissheit“, schrieb er in seiner Autobiografie „Der Wendepunkt“. „Da um uns herum alles barst und schwankte, woran hätten wir uns halten, nach welchen Gesetzen orientieren sollen?“11
 
        Da die Zukunft ungewiss war, lebten viele Menschen für den Genuss des Augenblicks. „Nach uns die Sintflut“ lautete die Devise. Die Vergnügungsindustrie boomte wie nie zuvor. Clubs, Bars, Nachtlokale schossen wie Pilze aus dem Boden. Eine wahre „Tanzwut“ griff um sich. Nacktheit wurde mit einer nie zuvor gekannten Freizügigkeit zur Schau gestellt. In Berlin machte die Nackttänzerin Anita Berber Furore. Grell geschminkt, dem Kokain zugeneigt, verkörperte die knabenhaft schlanke, dunkle Schönheit wie keine zweite die fiebrige Atmosphäre der Inflationszeit.12
 
        Luxus und Vergnügungsgier der Neureichen kontrastierten scharf mit dem Elend der breiten Masse der Bevölkerung. Das Geld, über das man verfügte, möglichst rasch auszugeben, bevor es weiter an Wert verlor, wurde zu einer Überlebensfrage. In Phasen besonders schneller Teuerung kam es zu regelrechten „Kaufpaniken“. Vielerorts griffen die notleidenden Menschen zur Selbsthilfe und plünderten Gemüseläden und Bäckereien. Wie die überkommenen Moralvorstellungen lösten sich auch die traditionellen bürgerlichen Eigentumsbegriffe auf. Kriminalitätsdelikte nahmen im selben Tempo zu, wie der Wert der Mark verfiel. Eine „Art Alltagsanarchismus“, ein Kampf aller gegen aller, war die Folge.13
 
        POLITISCHE ZERREIẞPROBEN
 
        Bis Sommer 1923 hatte die fortschreitende Verelendung eine explosive Stimmung aus Erbitterung und Verzweiflung erzeugt. Sie entlud sich in einer Serie von Streiks. Am 13. August trat Reichskanzler Cuno, der mit seiner Politik auf ganzer Linie gescheitert war, zurück. Reichspräsident Friedrich Ebert beauftragte den Vorsitzenden der rechtsliberalen Deutschen Volkspartei (DVP), Gustav Stresemann, mit der Nachfolge. Der rhetorisch brillante Parlamentarier, der sich nach 1918 von einem Herzensmonarchisten zum Vernunftrepublikaner gewandelt hatte, bildete eine Große Koalition aus DVP, linksliberaler Deutscher Demokratischer Partei (DDP), katholischem Zentrum und SPD. „Noch niemals zuvor hat eine Regierung ihr Amt in einem schwierigeren Augenblick übernommen als dem gegenwärtigen“, berichtete der österreichische Gesandte Richard Riedl aus Berlin.14 Die Probleme, vor die sich Stresemann und sein Kabinett gestellt sahen, waren in der Tat erdrückend. Der passive Widerstand an der Ruhr stand faktisch vor dem Zusammenbruch. Die Hyperinflation ging von Tag zu Tag ungebremst weiter. Als Stresemann sein Amt antrat, stand der Dollarkurs bei 3,7 Millionen Mark, bis Ende September stieg er auf 160 Millionen.15
 
        Ohne eine Sanierung der Währung war an eine wirtschaftliche Erholung nicht zu denken. Das aber setzte voraus, dass mit der finanziell untragbaren Subventionierung des Ruhrkampfes Schluss gemacht wurde. Am 26. September verkündete Stresemann den Abbruch des passiven Widerstands. Die nationalistische Rechte entfesselte daraufhin eine wüste Kampagne gegen ihn. Noch am gleichen Tag verhängte die bayerische Staatsregierung den Ausnahmezustand und ernannte den Regierungspräsidenten von Oberbayern, Gustav Ritter von Kahr, zum „Generalstaatskommissar“ mit weitreichenden Vollmachten. Das kam einem Akt der Auflehnung gegen die Regierung in Berlin gleich. Diese verhängte am 27. September den Ausnahmezustand über das Reich und betraute Reichswehrminister Otto Geßler mit der vollziehenden Gewalt. Doch vor einer offenen Kraftprobe mit dem abtrünnigen Bayern scheute Stresemann nicht zuletzt deshalb zurück, weil er sich für diesen Fall der Loyalität der Reichswehr nicht sicher sein konnte.16
 
        Nicht nur der schwelende Konflikt mit Bayern belastete die Arbeit der Großen Koalition. Im Herbst 1923 hielt man in Moskau die Situation reif für einen bewaffneten Aufstand, einen „deutschen Oktober“, der die proletarische Revolution nach Mittel- und Westeuropa tragen und die Sowjetunion aus ihrer Isolierung befreien sollte. Als Sprungbrett sollte der Eintritt der Kommunisten in die sozialdemokratisch geführten Landesregierungen von Sachsen und Thüringen dienen. Doch auf einer Konferenz der Betriebsräte in Chemnitz am 21. Oktober zeigte sich, dass das Exekutivkomitee der Kommunistischen Internationale und die KPD-Führung die Kampfbereitschaft der Arbeiterschaft überschätzt hatten. Mit großer Mehrheit wurde der Antrag abgelehnt, in einen Generalstreik einzutreten, der das Signal zum Aufstand geben sollte. Der „deutsche Oktober“ fand nicht statt. Ein isoliert bleibender Aufstand in Hamburg wurde rasch niedergeschlagen.17
 
        Übte die Reichsregierung gegenüber den Provokationen aus München ein erstaunliches Maß an Nachsicht, so ging sie mit umso größerer Härte gegen die Einheitsfrontregierungen in Sachsen und Thüringen vor. Am 22. Oktober rollten Eisenbahnzüge, vollbesetzt mit Reichswehrtruppen aus allen Teilen Deutschlands, über die sächsische Grenze. „Sachsen ist mit Reichswehr überschwemmt; in zahllosen Trupps von 6–8 Mann patrouilliert scharfbewaffnetes, von Württemberg und Mecklenburg eingerücktes Militär durch die Straßen“, beobachtete die Autorin Thea Sternheim in Dresden.18 Nachdem sich der sächsische Ministerpräsident, der SPD-Politiker Erich Zeigner, geweigert hatte, mitsamt seinem Kabinett zurückzutreten, begann am 29. Oktober die formelle Reichsexekution. Ein Reichskommissar wurde eingesetzt, der umgehend die Regierung Zeigner ihres Amtes enthob. Aus Protest gegen die ungleiche Behandlung Sachsens und Bayerns traten in Berlin die SPD-Minister am 2. November aus der Regierung der Großen Koalition aus. Stresemann führte fortan eine bürgerliche Minderheitsregierung. Vier Tage nach dem Bruch der Großen Koalition rückten Reichswehrtruppen in Thüringen ein und erzwangen auch hier das Ende der SPD/KPD-Regierung.19
 
        Der Ruf nach einem „starken Mann“, der mit eiserner Hand Ordnung ins Chaos bringen und Deutschland von den Fesseln des Versailler Vertrages befreien sollte, erscholl nun in den Kreisen der radikalen Rechten immer lauter. Die Hoffnungen richteten sich dabei vor allem auf den Chef der Heeresleitung, Hans von Seeckt. Seit Mitte September wurde der General von maßgebenden Vertretern des Reichslandbundes, der mächtigen Lobbyorganisation der ostelbischen Großagrarier, der rechtskonservativen Deutschnationalen Volkspartei und des rechtsextremen Alldeutschen Verbandes bestürmt, sich als ein „Militärkanzler“ für eine autoritäre Lösung der Krise zur Verfügung zu stellen. Seeckt zeigte sich nicht abgeneigt. Ihm schwebte, für den Fall, dass Stresemanns Regierung ihren parlamentarischen Rückhalt verlieren sollte, die Einsetzung eines Drei-Männer-Direktoriums vor, in dem er selbst eine führende Rolle einnehmen wollte.20 Auch der Großindustrielle Stinnes sprach sich im September gegenüber dem US-Botschafter in Berlin, Alanson Houghton, für die Einsetzung eines Diktators aus, der unter anderem dafür sorgen sollte, den Achtstundentag, die größte sozialpolitische Errungenschaft der Novemberrevolution von 1918/19, zu beseitigen.21
 
        HITLER-PUTSCH
 
        Am weitesten gediehen waren die Pläne zur Errichtung einer „nationalen Diktatur“ in Bayern. Hier war es vor allem der Vorsitzende der Nationalsozialistischen Deutschen Arbeiterpartei (NSDAP), Adolf Hitler, auf den sich die Erlösungssehnsüchte und Erweckungsphantasien der deklassierten oder von der Deklassierung bedrohten Schichten der Bevölkerung richteten. Mit seinen Hasstiraden gegen die „Novemberverbrecher“, den „Schandfrieden“ von Versailles und die „jüdisch-kapitalistischen Schieber und Wucherer“ füllte er Woche für Woche die größten Versammlungssäle Münchens. Seit Januar 1923 verzeichnete die NSDAP einen starken Zulauf; die Zahl ihrer Mitglieder erhöhte sich bis November auf über 55000.22
 
        Gerüchte über einen bevorstehenden Putsch machten die Runde. Anfang September kam es auf einem „Deutschen Tag“ in Nürnberg zum Schulterschluss zwischen Hitler und General Erich Ludendorff, dem heimlichen Diktator Deutschlands in den letzten beiden Weltkriegsjahren. Mit ihm im Bunde konnte der „Führer“ der NSDAP hoffen, die Reichswehr für einen geplanten Coup zu gewinnen. Mit- und Gegenspieler Hitlers in Bayern war das sogenannte „Triumvirat“: Generalstaatskommissar von Kahr, Generalleutnant Otto Lossow, der Chef der Reichswehr in Bayern, der im Oktober wegen Befehlsverweigerung von Geßler entlassen worden war, den Kahr aber unmittelbar danach mit der Weiterführung seines Kommandos betraut hatte, und schließlich Oberst Hans von Seißer, der Chef der bayerischen Landespolizei. Auch diese drei Männer strebten eine „nationale Diktatur“ an, die Initiative dazu sollte aber von der Reichswehrführung in Berlin ausgehen. Sie wussten von den Direktoriumsplänen Seeckts und wollten sich dessen Bestrebungen anschließen. Hitler aber wollte die Diktatur in München ausrufen und von hier aus nach dem Vorbild von Benito Mussolinis „Marsch auf Rom“ im Oktober 1922 den „Marsch auf Berlin“ antreten.
 
        Am Abend des 8. November nutzte er eine Versammlung im Bürgerbräukeller, um die „nationale Revolution“ zu proklamieren. Buchstäblich mit vorgehaltener Pistole presste er Kahr, Lossow und Seißer die Zusage ab, sich seinem Putsch anzuschließen. Doch kaum war es dem Triumvirat gelungen, sich aus dem Bürgerbräukeller zu entfernen, holte es auch schon zum Gegenschlag aus. Reichswehr und bayerische Landespolizei standen somit gegen die Putschisten, und damit war das Unternehmen zum Scheitern verurteilt. Der Versuch Hitlers und Ludendorffs, durch einen Demonstrationszug durch die Innenstadt am Mittag des 9. November das Blatt noch einmal zu wenden, endete im Kugelhagel vor der Feldherrnhalle.23
 
        So dilettantisch der Putsch ins Werk gesetzt worden war und so burleske Züge die Inszenierung im Bürgerbräukeller trug, so ernst zu nehmen war doch das, was sich in der Nacht zum 9. November in München zutrug. Für einige Stunden glaubten sich Hitlers Sturmtruppen im Besitz der Macht, und sofort begannen sie, Angehörige der politischen Linken und jüdische Bürger zu terrorisieren und zu verhaften. Der rasche Zusammenbruch des Putsches verhinderte Schlimmeres. Doch warfen die Vorgänge bereits ein Schlaglicht auf das, was sich zehn Jahre später, nach der Ernennung Hitlers zum Reichskanzler, in ganz Deutschland ereignen sollte.24
 
        Ein schlimmes Vorzeichen für Kommendes war auch ein Ereignis, das sich am 5. November, drei Tage vor Hitlers Putsch, im Berliner „Scheunenviertel“, einem beliebten Wohnquartier für viele aus dem Osten eingewanderter Juden, zugetragen hatte. Eine durch antisemitische Agitatoren aufgehetzte Menge plünderte jüdische Geschäfte und Wohnungen und misshandelte Juden auf offener Straße. „Berlin hat sein Judenpogrom gehabt. Berlin ist geschändet worden. Eine Schmach für ein Volk, das sich zu den zivilisierten zählt“, schrieb der sozialdemokratische „Vorwärts“.25
 
        Mit dem gescheiterten Putsch im Bürgerbräukeller waren die Diktaturpläne der Rechten fürs Erste diskreditiert. „Das Schlagwort der nationalen Diktatur ist in seiner Hohlheit entlarvt“, kommentierte der Journalist Ernst Feder im liberalen „Berliner Tageblatt“.26 Ungewollt hatten Hitler und Ludendorff dazu beigetragen, die verhasste Republik von Weimar zu festigen.
 
        Auf die Nachricht vom Putsch hatte Reichspräsident Ebert noch in der Nacht zum 9. November die vollziehende Gewalt auf General Seeckt übertragen, die seit dem 26. September Reichswehrminister Geßler innegehabt hatte. Angesichts der zwielichtigen Rolle, die der Chef der Heeresleitung in den Wochen zuvor gespielt hatte, schien das für manche Beobachter ein riskanter Schritt zu sein. Tatsächlich aber hatte Ebert einen klugen Schachzug getan, der die auf den General gesetzten Hoffnungen der Republikgegner durchkreuzte. Denn indem er Seeckt direkt seiner Weisungsbefugnis unterstellte, band er ihn zugleich an sich und verpflichtete ihn auf die Verteidigung der bestehenden Verfassungsordnung. Die Direktoriumspläne waren damit vom Tisch.27
 
        TRÜGERISCHE ERHOLUNG
 
        Mitte November erreichte die Hyperinflation ihren bizarren Höhepunkt. Am 14. November überstieg der Dollarkurs erstmals die Billionengrenze, am 15. stand er bei 2,52 Billionen.28 An diesem Tag wurde eine neue Währung, die Rentenmark, ausgegeben, auf die sich noch die Große Koalition Mitte Oktober mit der Schaffung der Rentenbank verständigt hatte. Am 20. November konnte der Kurs des Dollars bei 4,2 Billionen stabilisiert werden. Die Reichsbank setzte ein Umtauschverhältnis von einer Billion Papiermark gleich einer Rentenmark fest. Das bedeutete faktisch eine Rückkehr zum Vorkriegs-Dollarkurs von 4,20 Mark.29 Das „Wunder der Rentenmark“ trat nicht über Nacht ein. Es dauerte einige Zeit, bis das Publikum Zutrauen zum neuen Zahlungsmittel fasste. Doch Anfang Dezember waren die Zeichen der Besserung bereits zu erkennen. „Man sieht in den Lebensmittelgeschäften wieder vergnügte Käuferinnen. Ein erster Hoffnungsstrahl dringt durch das Dunkel“, beobachtete Harry Graf Kessler in Berlin.30
 
        Mitten in die Phase der Erholung wurde Stresemann gestürzt. Er hatte, einem Misstrauensantrag der SPD zuvorkommend, am 23. November im Reichstag die Vertrauensfrage gestellt. „Was Euch veranlasst, den Kanzler zu stürzen, ist in sechs Wochen vergessen, aber die Folgen Eurer Dummheit werdet Ihr noch zehn Jahre lang spüren“, schrieb Ebert seinen Parteifreunden ins Stammbuch.31 Nachfolger Stresemanns wurde der Partei- und Fraktionsvorsitzende des Zentrums, Wilhelm Marx. Er bildete am 30. November eine bürgerliche Minderheitsregierung aus Zentrum, DVP, DDP und Bayerischer Volkspartei. Mithilfe eines Ermächtigungsgesetzes, das am 6. Dezember den Reichstag passierte, setzte das Kabinett die begonnene Politik der Stabilisierung entschlossen fort. Durch einen Personalabbau im öffentlichen Dienst und eine Kürzung der Beamtengehälter wurden die Ausgaben rigoros beschränkt, und auf der anderer Seite durch eine Reihe von Steuernotverordnungen die Einnahmen deutlich erhöht, sodass die Regierung nach langer Zeit wieder einen ausgeglichenen Haushalt vorlegen konnte.32 „Nun geht das Krisenjahr zu Ende“, notierte der britische Botschafter D’Abernon am 31. Dezember 1923. Wenn man zurückblicke, dann erkenne man erst, „wie nah dieses Land am Abgrund stand“.33
 
        „Nichts hat das deutsche Volk – dies muss immer wieder ins Gedächtnis gerufen werden – so erbittert, so hasswütig, so hitlerreif gemacht wie die Inflation“, schrieb Stefan Zweig in „Die Welt von gestern“.34 Und auch der Publizist Sebastian Haffner kam in seiner 1939 im englischen Exil verfassten „Geschichte eines Deutschen“ zu dem Ergebnis, das Jahr 1923 habe „Deutschland fertig“ gemacht – „nicht speziell zum Nazismus, aber zu jedem phantastischen Abenteuer“.35 Tatsächlich hatte sich die Krisenerfahrung von 1923 tief in die kollektive Mentalität der Deutschen eingebrannt. Dass alles wankte, es keine Sicherheiten mehr gab und auf nichts Verlass war – das wirkte als Trauma nach. Für viele Hunderttausende hatte die Inflation Vermögen und gesellschaftlichen Status zunichte gemacht. Besonders das Bildungsbürgertum litt unter dem Verlust materieller Sicherheit und der privilegierten Stellung, die es im Kaiserreich besessen hatte. In der verklärenden Rückschau erschienen die Jahrzehnte vor 1914 als „die gute alte Zeit“, als Hort von Stabilität und bürgerlicher Sekurität.36
 
        Nur sechs Jahre nach der Inflationsperiode erlebte die Weimarer Republik „ihre Höllenfahrt in den Abgrund einer beispiellosen Depression“.37 Noch stärker als 1923 griff eine allgemeine Katastrophen- und Endzeitstimmung um sich, erhielten die ohnehin virulenten Ressentiments gegen das „System“ von Weimar noch einmal kräftigen Auftrieb. Hitler, der dank der Protektion durch die bayerische Justiz nach einer nur kurzen Haft in der Festung Landsberg 1924 in eine zweite politische Karriere hatte starten können, verstand es wie kein zweiter Politiker, sich als nationaler Messias zu inszenieren und die Heilserwartungen des Publikums auf sich zu lenken.38 Dennoch führt kein gerader Weg zur Machtübertragung an die Nationalsozialisten. Die Weimarer Republik hatte 1923 eine erstaunliche Überlebensfähigkeit bewiesen, und sie hätte vielleicht auch die noch schwereren Jahre von 1930 bis 1933 überstehen können, wenn an der Spitze des Staates ein Mann wie Ebert gestanden hätte, der entschlossen war, die parlamentarische Demokratie mit allen Mitteln zu verteidigen. In ihrer zweiten Existenzkrise aber fehlte der Republik der zuverlässige Rückhalt beim Reichspräsidenten.
 
        Hinter dem ehemaligen kaiserlichen Generalfeldmarschall Paul von Hindenburg, seit 1925 im Amt, sammelten sich die Kräfte, die nachholen wollten, was ihnen 1923 noch nicht gelungen war: die verhasste Republik zu Fall zu bringen und eine autoritäre Ordnung aufzurichten. Ende Januar 1933 wähnten sie sich am Ziel. Im „Kabinett der nationalen Konzentration“ besaßen Hitlers konservative Bündnispartner ein deutliches Übergewicht. Doch die Vorstellung, man könne den Demagogen für die eigenen sozialreaktionären Interessen einspannen und die Dynamik seiner Bewegung unter Kontrolle halten, sollte sich als grandiose Illusion erweisen. Hitler brauchte nur wenige Monate, um alle Gegenkräfte auszuschalten und eine nationale Diktatur zu etablieren, die in ihrer Radikalität und Menschenverachtung allerdings weit über das hinausging, was sich die Republikgegner in Wirtschaft, Reichswehr und Politik 1923 erträumt hatten.
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        AUSNAHMERECHT, GEWALT UND SELBSTGLEICHSCHALTUNG
 
        Die „Machtergreifung“ der NSDAP 1933
 
        Nadine Rossol · Benjamin Ziemann
 
        Am 30. Januar 1933 marschierten 15000 SA-Männer durch das Brandenburger Tor und bejubelten Adolf Hitler, der gegen Mittag zum Reichskanzler ernannt worden war. Gleichzeitig protestierten Kommunisten, Sozialdemokraten und Republikaner.01 In der Rückschau wird dieser Moment oft als Beginn des „Dritten Reiches“ interpretiert. Zeitgenossen hatten einen anderen Eindruck. Wie lange die Nationalsozialisten an der Macht bleiben würden, war Anfang 1933 noch völlig offen. Intrigen und Taschenspielertricks eines kleinen Kreises rechtskonservativer Männer, die den eigenen Einfluss über- und die NS-Bewegung unterschätzten, hatten Hitler in den Sattel gehoben.02
 
        Sobald die Nationalsozialisten staatliche Schaltstellen innehatten, nutzten sie diese zur Machtsicherung und zum Umbau des Staates. Gewalt staatlicher und nicht-staatlicher Akteure unterstützte dieses Ziel. Bis zum Jahresende 1933 nahmen die Nationalsozialisten wohl mehr als 80000 Personen in Haft. 500 Menschen, vielleicht doppelt so viele, wurden umgebracht oder starben an ihren Misshandlungen.03 Der Jurist Ernst Fraenkel bezeichnete das für das „Dritte Reich“ typische Nebeneinander von Normenstaat (Gesetze) und Maßnahmenstaat (Willkür, Gewalt) später als „Doppelstaat“.04 Außerdem konnten die Deutschen an der propagierten nationalsozialistischen „Volkgemeinschaft“ teilhaben. Formen der Selbstermächtigung verankerten das NS-Regime in der Gesellschaft. Die Nationalsozialisten folgten dabei keiner Blaupause. Mit einer Mischung aus Normenverachtung, Geschwindigkeit und Radikalität nutzten sie Möglichkeiten, die sich ihnen boten oder die sie selbst schufen.
 
        RECHTLICHER UMBAU DES STAATES
 
        Am 30. Januar 1933 notierten Willy Cohn, jüdischer Lehrer und Sozialdemokrat aus Breslau, und Matthias Joseph Mehs, katholischer Gastwirt aus der Eifel, die gleiche Befürchtung: Sie erwarteten einen Bürgerkrieg, danach eine kommunistische Revolution.05 Damit lagen beide falsch. Der deutsche Staat veränderte sich tatsächlich, aber es waren die Nationalsozialisten, die dafür sorgten.
 
        Am 1. Februar löste Reichspräsident Paul von Hindenburg den Reichstag auf und setzte für den 5. März Neuwahlen an, die Hitler gefordert hatte. Dieser erwartete eine durch das Volk legitimierte Mehrheit für die NSDAP. Bisher handelten alle Beteiligten formal noch im Rahmen der durch die Praxis des Notverordnungsrechts seit 1930 bereits stark ausgehöhlten Verfassung. Das änderte sich, als der Reichstag am 27. Februar in Flammen stand. Die Regierung nutzte die Gunst der Stunde: Sie beschuldigte die Kommunisten und verhängte mit der „Verordnung zum Schutz von Volk und Staat“, der sogenannten Reichstagsbrandverordnung, den Ausnahmezustand.06 Damit waren wesentliche Grundrechte, darunter die Freiheit der Person, die Unverletzlichkeit der Wohnung, das Post- und Telefongeheimnis, die Meinungs- und Versammlungsfreiheit, das Vereinigungsrecht und die Gewährleistung des Eigentums, außer Kraft gesetzt. Dies war kein zeitlich begrenzter Ausnahmezustand, wie er zuvor zum Schutz der Republik verhängt worden war. Die Nationalsozialisten wollten keine Rückkehr zur Verfassung; sie wollten den Rechtsstaat abbauen. Die Reichstagsbrandverordnung, so Fraenkel, war „die Verfassungsurkunde des Dritten Reichs“.07 Sie räumte der Reichsregierung weitreichende Befugnisse ein, unter anderem durch den Eingriff in Länderkompetenzen.08 Die der Reichstagsbrandverordnung folgende Gewaltwelle steigerte die Angriffe, denen sich die Opposition seit Anfang Februar 1933 ausgesetzt sah, erheblich.
 
        Trotz allem war in Deutschland Wahlkampf. Bei den Reichstagswahlen am 5. März wählten 41,8 Prozent der Deutschen die SPD, das Zentrum und die KPD. Die von Hitler sicher geglaubte Mehrheit erreichte die NSDAP (43,9 Prozent) nur mithilfe der Deutschnationalen Volkspartei (DNVP). Hitler hielt sich nicht lange mit dem Wahlergebnis auf. Er erklärte seinem Kabinett, es sei nun ein Ermächtigungsgesetz nötig.09 Direkt nach den Reichstagswahlen begann eine weitere brutale Verfolgungswelle. Die Gewaltaktionen hatten direkte politische Konsequenzen, sie erzwangen die Gleichschaltung der Länder und Kommunen. Hier verband sich Druck von oben mit Gewalt von unten: Reichsinnenminister Wilhelm Frick, ein Nationalsozialist erster Stunde, schikanierte sozialdemokratische und bürgerliche Landesregierungen. Währenddessen besetzten lokale SA- und SS-Truppen Rathäuser, nahmen Justizbeamte fest und zwangen Bürgermeister zum Rücktritt.10 Der Historiker Hans-Ulrich Wehler beschrieb dies als „eine Entmachtungsstrategie mit zahlreichen situationsbedingten Improvisationen“.11
 
        Am 23. März verabschiedete der Reichstag mit 444 von 538 Stimmen das Ermächtigungsgesetz („Gesetz zur Behebung der Not von Volk und Reich“). Die SPD lehnte geschlossen mit 94 Stimmen ab. Die KPD-Abgeordneten waren zu diesem Zeitpunkt verhaftet oder untergetaucht und fehlten bei der Abstimmung. Die katholischen Parteien Zentrum und Bayerische Volkspartei stimmten aus Angst und geködert von Hitlers Versprechungen für das Gesetz, ebenso die rechtsliberale Deutsche Volkspartei (DVP) und die Deutsche Staatspartei. Die NSDAP und die Deutschnationalen votierten vorbehaltlos für die gesetzliche Vorlage. Mit der Verabschiedung des Gesetzes war die Gewaltenteilung aufgehoben, die Reichsregierung konnte jetzt ohne Zustimmung des Reichstages regieren. Das Parlament hatte sich selbst ausgeschaltet. Die mutige Ablehnung durch die SPD war eine Tat für die Geschichtsbücher. Die Sozialdemokraten wussten, dass sie das Gesetz nicht verhindern konnten, doch „[d]as Nein zum Ermächtigungsgesetz rettete die Ehre nicht nur der Sozialdemokratie, sondern der deutschen Demokratie überhaupt“.12
 
        Zwei Wochen später, am 7. April 1933, erließ die Reichsregierung das erste antisemitische Gesetz – bis 1945 sollten 1400 weitere antijüdische Vorschriften folgen. Das „Gesetz zur Wiederherstellung des Berufsbeamtentums“ verlangte die Entlassung sogenannter „Nicht-Arier“ aus dem öffentlichen Dienst und erlaubte die Zwangspensionierung „politisch unzuverlässiger Beamter“. Ein am gleichen Tag erlassenes Rechtsanwaltsgesetz ermöglichte es zudem, jüdischen Rechtsanwälten die Zulassung zu entziehen.13
 
        Im Sommer 1933 endete der Parteienpluralismus in Deutschland. Kommunisten, die der NS-Verfolgung hatten entkommen können, waren im Untergrund oder im Ausland, ebenso einige Sozialdemokraten. Am 22. Juni untersagte Reichsinnenminister Wilhelm Frick der SPD die weitere politische Betätigung. Alle anderen Parteien lösten sich zwischen dem 27. Juni und 5. Juli auf. Symbolträchtig verboten die Nationalsozialisten am 14. Juli, dem Jahrestag des Sturms auf die Bastille, die Neugründung politischer Parteien und erlaubten nur die NSDAP als einzige Partei im Führerstaat.14 Die „nationalsozialistische Revolution“ war damit abgeschlossen.
 
        GEWALT „VON OBEN“ UND „VON UNTEN“
 
        Gewalt ermöglichte den Nationalsozialisten die Machtsicherung. Damit schalteten sie die Opposition aus, schüchterten die Bevölkerung ein und forcierten den administrativen Druck hin zu radikalen Lösungen.15 Nach der Machtübernahme Ende Januar 1933 erweiterten die Nationalsozialisten den Kreis der Gewaltakteure, deren Befugnisse sowie die Orte, an denen Gewalt ausgeübt wurde. Am 17. Februar wies der preußische Innenminister Hermann Göring die preußische Polizei an, gegen „staatsfeindliche Organisationen“ vorzugehen und „wenn nötig, rücksichtlos von der Schusswaffe Gebrauch zu machen“.16 Dieser Schießbefehl richtete sich gegen die linke Opposition und verpflichtete die staatliche Exekutive zur einseitigen Bekämpfung einer politischen Gruppe. Fünf Tage später wurden 50000 Mitglieder der SA, SS und des rechtsradikalen Stahlhelms als preußische Hilfspolizisten eingesetzt. Gleiches geschah in Bayern, Sachsen und anderen Ländern. Gewaltbereite SA-Männer marschierten zusammen mit der Polizei oder allein, staatlich legitimiert und bewaffnet, durch die Straßen und rächten sich an Kommunisten, Sozialdemokraten, Reichsbannerleuten und Juden.17
 
        Besonders hemmungslos gingen die SA-Schläger gegen Kommunisten vor. Rudolf Diels, der Chef der politischen Polizei in Berlin, bekannte Anfang März, dass die Polizei keinen Zugriff mehr auf die Orte hatte, wo die SA politische Gegner festhielt und folterte.18 Kellergeschosse, SA-Stammlokale, Kasernen, Privatgefängnisse, „wilde Lager“ und Hinterhöfe wurden zu Haft- und Folterstätten. Die Nutzung einzelner Unterkünfte erfolgte oft nur kurzfristig, aber meist außerhalb staatlicher Aufsicht. Die SA vertuschte ihre Taten keineswegs. SA-Terror wurde „zu einem unübersehbaren und manchmal auch unüberhörbaren Element der NS-Herrschaft.“19
 
        Im März 1933 entstanden die ersten offiziellen Konzentrationslager, unter anderem in Dachau, um überfüllte Gefängnisse zu entlasten. Diese KZs gab es im ganzen Land, sie standen unter Führung der SS, SA oder der entsprechenden Landesregierung. Hier wurden nicht nur Kommunisten, sondern auch andere NS-Gegner interniert und misshandelt. Anders als die späteren Vernichtungslager befanden sich die frühen KZs direkt vor den Haustüren der Deutschen. Die Presse berichtete zur Abschreckung darüber und wollte dabei auch zeigen, wie effektiv gegen vermeintliche Feinde vorgegangen wurde. Inhaftierung, kurzfristige Entlassung und erneute Inhaftierung gehörten zu den willkürlichen Methoden, mit denen die NSDAP ihre Gegner und deren Umfeld zermürbte.20
 
        Die Arbeiterbewegung zahlte in der Frühphase des NS-Regimes den höchsten Preis. Verhaftungen, Razzien und das brutale Vorgehen der SA zerschlugen kommunistische Netzwerke in kurzer Zeit. Von Ende Februar bis April 1933 wurden in Berlin 1500 Kommunisten eingesperrt, in Leipzig kamen 476 Personen in „Schutzhaft“, im Rheinland und im Ruhrgebiet verhafteten Polizei und SA 8000 kommunistische Parteifunktionäre, in Bayern 3000, im Bezirk Halle 1400 und in Baden 900.21 Die Nationalsozialisten waren sich der demoralisierenden Wirkung ihrer Verfolgungspolitik bewusst. Dass sogar die auf Illegalität vorbereitete KPD ihre Mitglieder nicht mehr schützen konnte, löste in der Arbeiterbewegung Entsetzen aus. Symbolpolitisch bedeutsame Aktionen wie die NS-Besetzung der KPD-Parteizentrale in Berlin am 23. Februar 1933 taten ihr Übriges.
 
        Auch die sozialdemokratischen Freien Gewerkschaften blieben von der Gewalt der SA nicht verschont. Überfälle auf Gewerkschaftsführer häuften sich. Selbst die Versuche des Allgemeinen Deutschen Gewerkschaftsbundes, sich von der SPD abzugrenzen, um näher an das NS-Regime zu rücken, blieben erfolglos. Die Nationalsozialisten führten die Gewerkschaften gnadenlos vor. Zuerst wurde der 1. Mai aufwendig als gemeinsamer „Tag der nationalen Arbeit“ gefeiert. Dieses gekonnt inszenierte Schauspiel, das die alte Forderung der Arbeiterbewegung nach dem 1. Mai als einem Feiertag erfüllte, sollte demonstrieren, dass die Arbeiterschaft in das NS-Regime integriert war. Am 2. Mai zerschlugen SA und SS die Gewerkschaften, verhafteten und misshandelten ihre Funktionäre und besetzten Gewerkschaftshäuser und Redaktionen von Gewerkschaftszeitungen. Am 6. Mai kündigten die Nationalsozialisten die Gründung der Deutschen Arbeitsfront an, einer korporativen Zwangsorganisation von Arbeitgebern und Arbeitnehmern.22
 
        Ein Beispiel für eine lokale Gewalteskalation, die für die NS-Führung problematisch wurde, ist die „Köpenicker Blutwoche“ Ende Juni 1933 in Berlin. Der Sozialdemokrat Anton Schmaus erschoss in Notwehr drei SA-Männer, worauf SA-Truppen aus Köpenick und Charlottenburg mit einem Rachefeldzug antworteten. Bis zu 500 Personen wurden verschleppt, durch Wohngebiete gejagt, misshandelt und gefoltert. Mindestens 23 Menschen starben. Die Obduktionsberichte zeugen von Gewaltexzessen. Opfer und Täter kannten sich in vielen Fällen. Die „Blutwoche“ versetzte die Bevölkerung in Angst und Schrecken, schädigte das Image von SA und NSDAP und steigerte den Druck auf die Parteiführung, das Problem der unkontrollierten Gewalt zu lösen.23
 
        Die Gewalt hatte, abhängig von ihrem Ziel, unterschiedliche Funktionen. Antisemitische Gewalt war zur nationalsozialistischen Machtsicherung nicht notwendig, sondern sollte Juden demütigen, verletzen und verunglimpfen, und das in aller Öffentlichkeit.24 Die kontinuierlichen Gewaltaktionen gegen Juden auf lokaler Ebene bestätigten dies. Im hessischen Gersfeld rief der lokale NSDAP-Führer dazu auf, die jüdischen Einwohner aus ihren Häusern zu holen. In Königsberg wurde ein Brandanschlag auf die Alte Synagoge verübt.25 Schutz vonseiten der Polizei gab es für Juden ebenso wenig wie für andere Opfer des NS-Terrors.
 
        Schon im März begannen im Ruhrgebiet Boykottaktionen gegen jüdische Geschäfte, die sich rasch ausbreiteten. Um den Druck von unten in eine nationale Aktion zu kanalisieren, entschied sich die NS-Führung zu einem Boykottaufruf am 1. April gegen jüdische Geschäfte und Warenhäuser. Überall in Deutschland standen SA-Männer vor Geschäften mit jüdischen Inhabern, pöbelten Kunden an, beschmierten Schaufenster mit antisemitischen Parolen und scheuten auch vor physischer Gewalt nicht zurück. Manche Geschäfte blieben vorsorglich geschlossen, bei anderen postierten sich deren Besitzer demonstrativ vor der Ladentür. Obwohl viele Deutsche und die internationale Presse die Boykottaktion missbilligten, war sie letztlich ein „Erfolg“: Die Unterteilung der deutschen Bevölkerung in jüdische und nicht-jüdische Menschen war damit öffentlich vollzogen.26
 
        Die Gewalteskalation in der Frühphase des nationalsozialistischen Regimes war ein zweischneidiges Schwert. Die NS-Führung hatte damit einerseits die Opposition zerschlagen, die Gleichschaltung der Länder betrieben und die eigene Basis motiviert. Lokale Gewalt diente außerdem der Selbstermächtigung von Akteuren und Zuschauern. Andererseits erzeugte die exzessive Gewalt in der internationalen Presse ein negatives Echo und führte zur Verunsicherung bürgerlicher Kreise, wie die „Köpenicker Blutwoche“ gezeigt hatte. Die NS-Führung konnte Gewalt nicht einfach an- und ausschalten,27 auch wenn sie genau dies ab Sommer 1933 versuchte. Anfang Juli 1933 verkündete Hitler das Ende der nationalsozialistischen Revolution und rief zur Mäßigung auf. Viele SA-Männer wollten aber das genaue Gegenteil.28
 
        SELBSTGLEICHSCHALTUNG
 
        Die NSDAP baute die staatliche Ordnung um und mobilisierte Gewalt gegen politische Gegner sowie die als „rassisch minderwertig“ stigmatisierten Juden. So gesehen lässt sich trotz der pseudo-legalen Machtübergabe an die Nationalsozialisten durchaus von einer nationalsozialistischen „Machtergreifung“ sprechen.29 Aber die Durchsetzung des totalitären Einparteienstaates wäre ohne die symbolische Unterstützung und aktive Mitwirkung von wichtigen Gruppen und Institutionen der deutschen Gesellschaft weder so schnell noch so reibungslos verlaufen. Millionen von Deutschen stimmten der Ernennung Hitlers zum Reichskanzler von Beginn an mit Begeisterung zu oder fanden sich bald zur Mitarbeit am NS-Regime bereit. Dies gilt auch für viele, die die Nationalsozialisten im Januar 1933 noch nicht unterstützten. Neben die Gleichschaltung von oben – also die Ausschaltung der meisten nicht mit der NSDAP verbundenen Organisationen oder ihre Fusion mit NS-Verbänden – trat die Selbstgleichschaltung der deutschen Gesellschaft.
 
        Diese vollzog sich in einer Reihe von Ritualen und Medien der öffentlichen Zustimmung. Rituale markierten etwa die Ernennung Hitlers zum Reichskanzler als einen Moment der nationalen Einheit. Ein Beispiel dafür waren die öffentlichen Fackelzüge der NS-Verbände, die nicht nur direkt am 30. Januar in Berlin, sondern in den folgenden Tagen auch in anderen Städten stattfanden. Am Abend des 6. Februar gab es einen Fackelzug der uniformierten Mitglieder von NSDAP und Stahlhelm in Hamburg, an dem etwa „20000 Braunhemden“ teilnahmen. Die gelernte Lehrerin und Hausfrau Luise Solmitz notierte in ihrem Tagebuch den Eindruck, dass dies ein „wunderbar erhebendes Erlebnis“ sei. Solmitz hatte 1930 die NSDAP gewählt, aber in den Wahlen 1932 wieder zur DNVP zurückgefunden, die sie zuvor unterstützt hatte. Sie freute sich besonders darüber, dass sich nach dem Vorbeimarsch der SS-Männer, die am Schluss des Zuges standen, eine „harmlos vergnügte Menschenmenge“ anschloss und mit „Fackelresten“ ihren „eigenen Fackelzug“ veranstaltete, „froh des Augenblicks.“ Ein anderes Medium der kollektiven Eingliederung in den NS-Staat war das Radio. Am 10. Februar hörten Solmitz und ihr Ehegatte Friedrich bei einem befreundeten Ehepaar die Übertragung von Hitlers Rede im Berliner Sportpalast. „Es standen uns vier Menschen die Tränen in den Augen.“ Am Tag darauf lauschte man in derselben Runde einer Kundgebung der „Kampffront Schwarz-Weiß-Rot“, der früheren DNVP. Am Ende der Sendung folgte ein weiteres Ritual, mit dem sich nicht nur das Ehepaar Solmitz in die nationalsozialistische „Volksgemeinschaft“ einreihte: „Beim Deutschlandlied standen wir alle auf u. sangen tief ergriffen mit.“30
 
        Ein weiteres Ritual der Selbstgleichschaltung war die Beflaggung von Häusern. Das Ehepaar Solmitz hängte am 31. Januar die schwarz-weiß-rote Fahne des Kaiserreiches heraus. Am Tag der Reichstagswahlen, dem 5. März, fragte sich Luise Solmitz verwundert, „was für Leute“ wohl in einer Straße wohnten, die „in ihrer ganzen Länge“ noch gar nicht beflaggt war. Für Luise Solmitz war es eine „unendliche Wohltat“, nicht mehr das Schwarz-Rot-Gold der verhassten Republik oder die „3 Pfeile“ der sozialdemokratischen Eisernen Front sehen zu müssen. Bereits am 8. April konnte sie zufrieden notieren: „Ich persönlich fühle mich unter der Diktatur außerordentlich wohl.“31
 
        Tempo und Form der Selbstgleichschaltung hingen neben institutionellen Faktoren von den politischen Mentalitäten in verschiedenen Sozialmilieus ab. Am schnellsten und umfassendsten erfolgte sie im Milieu der kirchennahen Protestanten. Nicht nur für die 1932 gegründete Glaubensbewegung Deutsche Christen (DC) – eine Gruppe völkischer Pfarrer, die die NSDAP unterstützten – war die Machtergreifung ein „protestantisches Erlebnis“.32 Die große Mehrzahl der evangelischen Pfarrer und organisierten Laien interpretierte „1933“ als eine Zeitenwende im Sinne des nationalprotestantischen Deutungsmusters, das von einem Heilsplan Gottes für die deutsche Nation ausging. Mit dem Übergang der Macht an die Nationalsozialisten verbanden sie die Hoffnung auf eine Rechristianisierung der Gesellschaft, auf die Unterdrückung der gottlosen sozialistischen Freidenker und auf einen Aufschwung der Nation im Zeichen der Volksgemeinschaft. Solche Deutungsmuster waren auch in jenen kirchlichen Kreisen verbreitet, die den DC nicht angehörten und sich im Herbst 1933 zur innerkirchlichen Opposition formierten, aus der 1934 die Bekennende Kirche entstand. Der Dahlemer Pfarrer und Mitbegründer der Bekennenden Kirche Martin Niemöller etwa gab im Frühjahr 1933 von der Kanzel seiner Dahlemer Gemeinde der Hoffnung auf eine „nationale Wiedergeburt“ Ausdruck. Am 5. März hatte er erstmals der NSDAP seine Stimme gegeben. Seine Mutter Paula, Pfarrfrau in Elberfeld, hatte ihm bereits am 3. Februar von ihrer Erwartung geschrieben, dass es mit Hitler als Kanzler „endlich wieder aufwärts geht in unserem Vaterland“.33 Mit den Kirchenwahlen am 23. Juli, die in fast allen der 28 evangelischen Landeskirchen eine überwältigende Mehrheit für die DC brachten, war die Selbstgleichschaltung der deutschen Protestanten abgeschlossen.
 
        Von Ambivalenzen geprägt war die Haltung der bürgerlichen Frauenbewegung zur NS-Machtergreifung. Auf der einen Seite standen Frauen wie Gertrud Bäumer, die ihre politische Heimat in der linksliberalen Deutschen Demokratischen Partei hatte. Als langjähriges Mitglied – und von 1910 bis 1919 als Vorsitzende – prägte sie die Politik des Bundes deutscher Frauenvereine (BDF), der Dachorganisation der Frauenbewegung. Bäumer hatte vor 1933 die NSDAP öffentlich kritisiert. Zugleich definierte sie die Aufgabe der Frauenbewegung im Sinne einer „Verantwortung für das Volkstum“. Vor diesem Hintergrund war es nicht überraschend, dass sie nach dem 30. Januar 1933 die Form des politischen Systems als nachrangig ansah. Es sei „vollkommen gleichgültig, wie der Staat beschaffen ist, in dem heute die Frage der Einordnung der Frauen besteht: ob es ein parlamentarischer, ein demokratischer, ein faschistischer Staat ist“.34 Der BDF löste sich am 15. Mai 1933 selbst auf. Auf der anderen Seite standen Vertreterinnen des national-konservativen Flügels der Frauenbewegung. Viele von ihnen reihten sich 1933 nahtlos in das „Dritte Reich“ ein. Die Journalistin Else Frobenius etwa war neben dem BDF in der nationalliberalen DVP aktiv gewesen. Am 1. Mai trat sie in die NSDAP ein. In einem im Sommer 1933 veröffentlichten Buch feierte sie, dass „Männer und Frauen mit gleicher Inbrunst am großen Erleben“ des Aufbruchs in das „Dritte Reich“ beteiligt seien.35
 
        Die Universitäten waren von der „Normalität der Anpassung“ an die neuen Machthaber geprägt, standen doch sowohl Professoren wie Studenten bereits vor 1933 in ihrer großen Mehrheit der Republik ablehnend gegenüber. Dabei gilt es zu differenzieren. Ein Teil der Professoren vor allem in den Geistes- und Sozialwissenschaften vollzog eine „illusionäre Selbstgleichschaltung“, die sich aus falschen Erwartungen über die tatsächlichen Absichten der Nationalsozialisten speiste. Daneben gab es eine „identifizierende Selbstgleichschaltung“ vor allem durch Naturwissenschaftler, die dem neuen Regime durch fachspezifische Programme wie die „Rassenhygiene“ zuarbeiten wollten. Eine kleinere Gruppe von Professoren schließlich zielte auf eine „Selbstbehauptung“ der Universität durch „Distanz zur Politik“.36
 
        Insgesamt ging die Selbstgleichschaltung vor allem von den bürgerlich-protestantischen Mittelschichten aus. Hinzu kam, dass auch bürgerliche Liberale, die die NSDAP eigentlich ablehnten, der nationalsozialistischen Machtergreifung keinen Widerstand entgegensetzten. Ein Beispiel dafür ist der Reichstagsabgeordnete und spätere Bundespräsident Theodor Heuss, der – nach kontroversen Debatten in der Fraktion der Deutschen Staatspartei – im Parlament für das Ermächtigungsgesetz stimmte. In seinen Briefen aus dem Frühjahr 1933 wird deutlich, dass Heuss die antisemitischen Maßnahmen des neuen Regimes ablehnte, aber antisemitische Vorbehalte gegenüber einer „Handvoll entwurzelter Literaten“ durchaus teilte. Und nicht nur in Bezug auf die Gleichschaltung der Länder war Heuss bereit, in den Maßnahmen des neuen Regimes auch „das Positive zu sehen“.37
 
        FAZIT
 
        Als Hitler am 30. Januar 1933 zum Reichskanzler ernannt wurde, glaubten seine konservativen Steigbügelhalter, ihn in einem Kabinett bürgerlich-nationaler Fachleute eingerahmt zu haben. Franz von Papen, der Hitlers Ernennung eingefädelt hatte, fungierte als Vizekanzler. Neben Hitler gab es nur zwei weitere Nationalsozialisten als Reichsminister im Kabinett: Wilhelm Frick und Hermann Göring. Doch spätestens mit der Zustimmung des Reichstages zum Ermächtigungsgesetz und der parallel erfolgenden Gleichschaltung der Länder erwies sich die Hoffnung auf eine Zähmung Hitlers als eine Illusion. Entscheidend dafür war nicht nur die Rücksichtslosigkeit, mit der die Nationalsozialisten den Umbau des Staates vorantrieben und Gewalt anwandten. Wichtig war auch, dass die bürgerliche Öffentlichkeit und die bürgerliche Presse die SA-Gewalt weithin akzeptierten, da sie sich aus ihrer Sicht gegen den „richtigen“ Gegner wandte, die sozialistische und kommunistische Arbeiterbewegung.38 Viele bürgerliche Beobachter unterschätzten die NSDAP oder konnten dem Führerstaat Positives abgewinnen. Die Selbstgleichschaltung protestantischer Sozialmilieus und wichtiger Institutionen gab der Machtergreifung der NSDAP zusätzlichen gesellschaftlichen Rückhalt.
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        „ALLES ERSTIRBT IN ANGST“
 
        Deutsche Juden im ersten Jahr der NS-Herrschaft
 
        Mark Roseman
 
        „Nirgends ist mehr Recht in Deutschland! Nirgends“, klagte der Breslauer Lehrer Willy Cohn, nur drei Wochen nachdem Hitler Kanzler geworden war.01
 
        „Ich möchte zur Hitlerjugend oder ‚Luise‘ werden“, verkündete die junge Gisela Solmitz. „Keinem Verein gehöre ich an, ich möchte doch auch so gern! Alle sind drin.“ Gisela konnte den Umstand, dass die Nazis sie als Jüdin betrachteten, nicht akzeptieren. Bis vor Kurzem wusste sie nicht, dass ihr Vater vom Judentum konvertiert war. Ihre Mutter musste wiederholt sagen: „Es geht nicht, es geht wirklich nicht.“02
 
        „Wenn wir von den Andersgläubigen boykottiert werden, dann müssen wir Juden doch zusammenhalten und uns gegenseitig unterstützen“, insistierte die Stenotypistin Enni Hilzenrad. „Der Rabbinerverband bittet die deutschen Juden dem deutschen Vaterland Treue zu bewahren. Sieht er denn nicht, was vorgeht. Sollen wir ins Ghetto zurück? Unsagbares Elend winkt uns.“03
 
        „Was und wieviel bindet Dich hier?“, fragte sich der 25-jährige Jude Rudolf Otto Heinsheimer in einem Brief an seine Frau, nachdem er eine Rede von Hitler gehört hatte, die er für inspirierend hielt. „Was und wieviel erwartet Dich hier? Gibt es für einen Juden (…) wirklich keine Möglichkeit, da, an dieser Sache mitzuarbeiten?“04
 
        VIELFALT UND ZERRISSENHEIT
 
        Bereits diese wenigen Selbstzeugnisse deutscher Jüdinnen und Juden zeigen: Selbst in Anbetracht von Hitlers antisemitischer Hetze sollte man nicht erwarten, dass 1933 alle deutschen Juden die gleiche Sichtweise vertraten.
 
        Die Nationalsozialisten stellten „den Juden“ als einheitliche Sache dar, durchweg böse und auf verschwörerische Weise mit seinesgleichen verbunden. Tatsächlich aber war die jüdische Gemeinschaft in Deutschland sehr divers: Es gab akkulturierte Juden, orthodoxe Juden, Zionisten, Juden in Mischehen, konvertierte Juden und viele andere mehr. Ein Fünftel waren neue Einwanderer aus Osteuropa, die sogenannten Ostjuden. 60 bis 70000 Jüdinnen und Juden waren im Centralverein deutscher Staatsbürger jüdischen Glaubens (CV) organisiert, einem 1893 gegründeten Interessenverband, der gegen Antisemitismus ankämpfte, aber stark patriotisch eingestellt war. Die ein Jahr später gegründete Zionistische Vereinigung für Deutschland (ZVfD), die etwa 20000 Mitglieder hatte, strebte wiederum danach, eine jüdische Heimat in Palästina zu erschaffen, allerdings nicht mit dem Ziel, jüdisches Leben in Deutschland ganz und gar aufzugeben. Die jüdische Veteranenorganisation Reichsbund jüdischer Frontkämpfer (RjF) hatte die größte Breitenwirkung auf der rechten Seite des jüdischen Spektrums. Die Vielfalt wurde von manchen indes als Makel empfunden: „Die deutschen Juden sind politisch unorganisiert, atomisiert und im wahrsten Sinne führerlos“, beklagte ein Leitartikler in der „Jüdischen Rundschau“ wenige Tage nach Hitlers Machtantritt.05
 
        Während viele Juden zutiefst besorgt waren über das, was geschah, hofften manche, dass sie die Nazis von ihrer patriotischen Gesinnung überzeugen könnten. Nicht wenige junge Menschen fühlten sich von der Energie der Bewegung angezogen und wollten als stolze Deutsche Teil davon sein. Rudolf Otto Heinsheimers oben zitierte Überlegungen sind hierfür ein typisches Beispiel. Andere, die nicht glaubten, dass sich der Antisemitismus der Nazis überwinden ließe, erkannten dennoch den Reiz der Bewegung und waren verblüfft, dass die Partei eine derartig unnötig erscheinende Haltung gegenüber den Juden eingenommen hatte.
 
        Die Hoffnung auf eine mögliche Integration währte vor allem bei einem kleinen Rand mit konservativeren und nationalistischeren Einstellungen länger, etwa in den Reihen des Verbandes nationaldeutscher Juden oder im Verein Der Deutsche Vortrupp. Gefolgschaft deutscher Juden, der im Februar 1933 gegründet worden war. Indem sie ihren eigenen militanten Nationalismus zur Schau stellten, hofften sie, das Regime davon überzeugen zu können, dass sie Geistesverwandte waren. Eine Zeitlang war dies auch das Bestreben des RjF, insbesondere nachdem dieser im April 1933 erfolgreich auf den Präsidenten Paul von Hindenburg eingewirkt hatte, die Folgen der Entlassungen im Verwaltungs-, Justiz- und Gesundheitswesen einzudämmen. Der RjF versuchte, sich selbst an die Spitze eines geplanten autoritäreren „Führerrats“ jüdischer Organisationen zu setzen. Eine energische Intervention des einflussreichen Rabbiners Ignaz Maybaum, seinerseits Mitglied des RjF, stoppte die Initiative jedoch.
 
        Rudolf Otto Heinsheimers Geschichte bietet indes auch ein Beispiel dafür, wie rasch sich Wahrnehmungen und in der Folge Lebenswege ändern konnten. Bereits wenige Wochen nachdem er die zitierten Gedanken niedergeschrieben hatte, war er im Begriff, nach Palästina aufzubrechen. Seine Kommentare sind zudem dahingehend aufschlussreich, wie sich die zeitgenössische Erfahrung von späteren Darstellungen unterscheidet. Nach der Gründung des Staates Israel 1948 wurde Heinsheimer unter dem Namen Uri Yadin zu einer wichtigen Figur im israelischen Justizwesen. Seine Tochter Shulamit Volkov, eine renommierte Historikerin, sah ihn lange als die Personifizierung der „perfekten zionistischen Geschichte“: ein junger Mann, der den Antisemitismus Europas hinter sich lassen wollte zugunsten der erlösenden Aussicht einer neuen jüdischen Gesellschaft. Heinsheimers Gewissenskampf im Mai 1933 und sein junges deutsch-jüdisches Selbst waren ihr unbekannt gewesen. Erst nach dem Tod ihres Vaters 1985 entdeckte Volkov diese verborgene frühe Stimme.06
 
        Mit unserem Wissen darüber, wie die Dinge in Nazi-Deutschland endeten, ist es schwer, diese Ungewissheit nachzuempfinden: die wöchentlichen oder gar täglichen Schwankungen dieser frühen Wochen und Monate unter der nationalsozialistischen Herrschaft. Deshalb sind zeitgeschichtliche Dokumente wie die Briefe Heinsheimers so wertvoll; sie sind Zeugnisse von Spekulationen, die bald völlig irrelevant erschienen. Die Entscheidung, zu gehen, war fundamental. Sobald man Nazi-Deutschland verlassen hatte, war der gesellschaftliche Hintergrund, vor dem man handelte, der eine Projektionsfläche bot und über den man sich definierte, ein anderer. Dies schuf eine Distanz zum früheren Selbst und verlieh der schlichten Tatsache, dass man gegangen war – und andere wiederum nicht – eine psychologische Klarheit und moralische Bedeutung, die der zuvorigen Zerrissenheit zwischen „Gehen“ oder „Bleiben“ nicht entsprach. Unter den neuen Bedingungen führte dies zur Anpassung von Selbstnarrativen, etwa zu einem makellosen zionistischen Lebenslauf, der ein kurzes Liebäugeln mit Hitler überdeckte.
 
        VORSICHT UND UNGEWISSHEIT
 
        Die Entdeckung des Centralverein-Archivs in den 1990er Jahren hat offengelegt, wie hart der CV vor 1933 daran gearbeitet hatte, die Nationalsozialisten zu bekämpfen und vor der Bedrohung, die sie darstellten, zu warnen. Nach 1933 übermittelte der CV Informationen ins Ausland, nicht zuletzt durch sein Mitglied Alfred Wiener, der nun das Jewish Central Information Office in Amsterdam leitete. Doch obwohl sie gut informiert waren über die Gefahr der Nazis, konnten weder der CV noch andere jüdische Beobachter vorhersagen, was Hitlers Ernennung zum Reichskanzler bedeuten würde. Würde die neue Koalition beständiger sein als ihre Vorgängerinnen? „Auch sie werden mit der Wirtschaftskrisis [sic!] nicht fertig werden“, prophezeite Willy Cohn, ein stolzer Veteran, Sozialdemokrat und Zionist, am 31. Januar, „und dann kommt der große Umschlag nach links!“07 Aber wenn es Hitler gelingen sollte, Kanzler zu bleiben, wäre seine vorherige Rhetorik dann ein guter Indikator für sein Verhalten im Amt? Würde er von seinen konservativen Partnern gebändigt werden? Die Signale der Nationalsozialisten selbst waren widersprüchlich. Auf den Straßen kam es in den ersten Februartagen zu zahlreichen beunruhigenden Zwischenfällen, aber lag dies vielleicht daran, dass es Hitler noch nicht gelungen war, die radikalere Basis zu zügeln?
 
        Die öffentliche Kommunikation von führenden jüdischen Repräsentanten im Februar 1933 sollte vor diesem Hintergrund betrachtet werden. Am 2. Februar 1933 verkündete der CV, man erwarte, „dass die verfassungsmäßigen Rechte der deutschen Juden nicht angetastet werden“ und die deutschen Juden nicht die „Ruhe“ verlieren würden, „die ihnen das Bewusstsein untrennbarer Verbundenheit mit allem wirklichen Deutschen gibt“.08 Die orthodoxe jüdische Wochenzeitung „Der Israelit“ bestätigte, die Ernennung Hitlers zum Kanzler „bedeutet eine schwere stimmungsmäßige Belastung der ganzen deutschen Judenheit“, glaubte aber nicht, „daß Herr Hitler und seine Freunde, einmal in den Besitz der lange erstrebten Macht gelangt, nun etwa nach dem Rezept des ‚Angriff‘ oder des ‚Völkischen Beobachters‘ vorgehen und kurzer Hand die deutschen Juden ihrer verfassungsmäßigen Rechte entkleiden“ würden, und führte weiter aus, dass der Druck, sich „mitten im Konzert der Kulturvölker“ wie eine zivilisierte Macht zu verhalten, dies verhindern würde.09 In diesen Artikeln wurde versucht, eine empfindliche Balance zu halten: Sie sollten einerseits die Gefahren anerkennen und Signale an das Regime senden, andererseits die Wogen glätten und Mitglieder und Leser vor unnötigen Ängsten bewahren.
 
        Manche dürften solche Töne beruhigt haben. Andere waren von ihnen frustriert. Als Reaktion auf spätere, ähnlich besänftigende Stellungnahmen verurteilte das CV-Mitglied Käthe Hammerstein die „widerwärtige“ und „ekelhafte“ Anbiederung.10 Der Philologe Victor Klemperer, ein protestantischer Konvertit, der sich dessen bewusst war, dass die Nationalsozialisten und Antisemiten ihn als Juden betrachteten, war ebenfalls verärgert über die Vorsicht der jüdischen Anführer in der Presse. Doch Klemperer gab zu, dass er selbst genauso unsicher darüber war, in welche Richtung die Entwicklung ging. „Am meisten berührt, wie man den Ereignissen so ganz blind gegenübersteht.“11
 
        Für den CV gab es zweierlei Unsicherheit: Zum einen war nicht abzusehen, wie weit die Nationalsozialisten mit Gewalt, wirtschaftlichen Maßnahmen und Einschränkungen der Bürgerrechte noch gehen würden; zum anderen stellte sich die fundamentale Frage der Identität – würde es in Zukunft Platz geben für jene „untrennbare Verbundenheit“ zwischen Juden und Deutschen, die der CV so schätzte? Im Gegensatz dazu fühlten sich viele deutsche Zionisten in ihrer Kritik an der Assimilation bestätigt. Nur sie, behaupteten sie, hätten die „naturgegebene Distanz zwischen Juden und Nichtjuden“ richtig eingeschätzt. Es sei „lächerlich“, sich gegen die Rhetorik der Nazis „durch Berufung auf jüdische Leistungen verteidigen zu wollen“. Die Zionisten sahen sich nun selbst in einer Führungsrolle: Die deutschen Juden könnten stark sein, wenn sie den Schaden abschütteln würden, den die Assimilation mit sich gebracht hatte, wenn sie sich befreien würden von ihrer „Atomisierung und Selbstverlorenheit“ und sich versammeln würden „um dieses jüdische Banner“.12 Allerdings sahen sich die Zionisten bei ihren öffentlichen Verlautbarungen genau wie der CV oftmals zu einem vorsichtigen Balanceakt gezwungen.13
 
        GEWALT UND BOYKOTT
 
        Was aus unserer heutigen Perspektive, wo die Demokratie fragiler wirkt, als man es vor einem Jahrzehnt für möglich gehalten hätte, im Hinblick auf die Wochen nach dem 30. Januar 1933 besonders auffällt, ist das Ausmaß an Gewalt und die Geschwindigkeit, mit der grundlegende Rechtsgüter außer Kraft gesetzt wurden. Weniger als eine Woche nach der „Machtergreifung“ hielt Willy Cohn die „furchtbare Nachricht“ fest, dass ein ehemaliger Student nach einem Reichsbanner-Aufmarsch von der SA ermordet worden war.14 Wenige Wochen später, nachdem einer der Mörder aus der Haft entlassen wurde, formulierte Cohn die eingangs zitierte Stellungnahme über die herrschende Rechtlosigkeit. In dieser frühen Phase war die Gewalt der Nationalsozialisten zwar öfter gegen die Linke gerichtet als gegen Juden per se, aber jüdische Personen vom linken Flügel waren von allen am meisten gefährdet und sahen sich sowohl durch polizeiliche Aktionen als auch durch das verbrecherische Vorgehen der SA bedroht. Viele jüdische Politiker flohen außer Landes. Das Ausmaß der Gewalt unterschied sich nicht nur nach politischer Zugehörigkeit, sondern auch nach Regionen. In manchen Gebieten, etwa in Pommern, hatte der CV bereits vor 1933 einen Notstand für Juden erkannt. Fast ein Fünftel der deutschen Juden lebte in kleinen Ortschaften, wo sie exponierter waren als diejenigen in den großen Städten.
 
        Nach den Wahlen am 5. März gab es für die jüdischen Beobachter noch mehr Anlass zur Sorge. „Was ich bis zum Wahlsonntag (…) Terror nannte“, schrieb Klemperer am 10. März, „war mildes Prélude“.15 Die Berichte von Straßengewalt, Überfällen, Morden und die Abwesenheit rechtlicher Konsequenzen waren schockierend. Chronisten beriefen sich oft auf das Mittelalter oder, wie der schrullige Breslauer Buddhist und „Rassejude“ Walter Tausk, auf den Dreißigjährigen Krieg, womit sie das tiefe Gefühl vermittelten, dass sich die moderne Welt, in der sie zu leben glaubten, aufgelöst hatte. „Ich habe mich wahrhaftig immer als Deutscher gefühlt“, hielt Klemperer fest, „Und ich habe mir immer eingebildet: 20. Jahrhundert und Mitteleuropa sei etwas anders als 14. Jahrhundert und Rumänien. Irrtum.“16
 
        Sogar jene, die relative Sicherheit genossen, waren zutiefst verunsichert von den Vorfällen anderswo. Erleichtert darüber, dass Hamburg das Schlimmste erspart blieb, registrierte der Hamburger Anwalt Kurt Rosenberg trotzdem die Gewalt im fränkischen Rothenburg, wo alle jüdischen Männer brutal zusammengeschlagen worden waren, wie auch in Coburg, wo im Laufe der Monate März und April 150 Menschen, darunter 39 Juden, wochenlang in Kellern gefangen gehalten und brutal misshandelt wurden, sowie die bösen Attacken in Gelsenkirchen und weitere mehr.17 Die Bedrohung bestand nicht nur in Form von Straßengewalt, sondern ging auch von der Polizei und Denunziationen aus. Bereits im März notierte Klemperer, es sei „furchtbar leichtsinnig, dies alles in mein Tagebuch zu schreiben,“18 und fügte im April hinzu, dass die Nutzung des Telefons nun auch ein Risiko sei.
 
        Infolge der Machtergreifung organisierten Nazi-Gruppen lokale Boykotte jüdischer Geschäfte. In der zweiten Märzhälfte vergrößerte sich der Druck für eine Aktion auf nationaler Ebene. Zunehmende Proteste im Ausland gegen die Behandlung der Juden in Deutschland lieferten den Nationalsozialisten eine Ausrede, sich über die „Gräuelpropaganda“ zu beschweren und mit Vergeltungsmaßnahmen gegen jüdische Geschäfte zu drohen, sollten solche Kampagnen kein Ende nehmen. Wieder einmal steckten die jüdischen Organisationen in der Klemme. Sie konnten es nur begrüßen, wenn internationaler Protest die Aufmerksamkeit auf das Verhalten der Nazis lenkte. Gelänge es ihnen aber, die Beschwerden einzudämmen, würden sie den Mythos nähren, dass sie die internationalen Reaktionen erst angefacht hätten. Zudem war ihnen bewusst, dass das Thema „ausländische Propaganda“ bereits seit dem Ersten Weltkrieg, als die Darstellung der Deutschen als barbarische „Hunnen“ allseits verurteilt worden war, breite Resonanz in der deutschen Öffentlichkeit fand. Sie wollten dem Regime keinerlei Gelegenheit bieten, Juden als anti-deutsch darzustellen. Der CV und die Zionisten kommunizierten daher äußerst vorsichtig; neben der öffentlichen Ablehnung der „Übertreibungen“ im Ausland und Telegrammen an amerikanisch-jüdische Organisationen, in denen um Zurückhaltung gebeten wurde, gab es verdeckte Korrespondenz mit denselben Organisationen, in denen man der eigenen öffentlichen Kommunikation weitestgehend widersprach, sowie maßvolle öffentliche Kritik an den antisemitischen Aktionen. Diese Schritte mögen logisch und strategisch gewesen sein – sie verhinderten jedoch weder den Boykott, noch legten sie gewöhnlichen Mitgliedern offen, was ihre führenden Repräsentanten wirklich dachten.
 
        Auch wenn er nur einen Tag andauerte, war der nationale Boykott am 1. April 1933 ein Schock für die deutschen Juden. Er ließ sich nicht mehr einfach abtun als lokale Aktion skrupelloser Hitzköpfe, die von einer verantwortungsvollen Parteiführung noch nicht auf Linie gebracht worden waren. Doch die Erfahrung war ambivalent. Wie Marta Appel, die Ehefrau des Dortmunder Rabbiners, notierte, nachdem sie am 1. April durch das Stadtzentrum gegangen war, fiel die Reaktion der Masse oft verhalten oder negativ aus.19 Viele Berufstätige, wie Henriette Nefheles-Magnus aus Hamburg-Wandsbek, waren überrascht und gerührt von den Bekundungen geduldiger Loyalität.20 Doch in den folgenden Monaten bemerkten die Juden, wie sich diejenigen, die im April ihre Solidarität bekundet hatten, nach und nach zurückzogen. Nachdem sie zu einem Kaffeekränzchen eingeladen worden war, das sie früher oft besucht hatte, sagte Appel trotz Bedenken und einer schlaflosen Nacht zu – und fand niemanden vor, als sie dort ankam. Aber sie konnte den Druck nachvollziehen, der auf ihren nicht-jüdischen Bekannten lastete.21 „Schwerlich werden diejenigen, die unsere Tage nur noch als Geschichte erleben, erkennen können, wie tief der Zwang auf das Einzelleben wirkt“, hielt Kurt Rosenberg im Mai fest. „Das Briefgeheimnis ist aufgehoben. In jedem Briefe wägt man seine Worte. Das gesprochene Wort ist eine Gefahr, hinter der das Gefängnis steht. Überall herrscht der Zwang, Bewegungen anzugehören, die nicht der eigenen Überzeugung entsprechen.“22 „Aber alles, buchstäblich alles“, schrieb Klemperer, „erstirbt in Angst“.23
 
        Unterdessen kamen wirtschaftliche Sorgen zu denen um die persönliche Sicherheit hinzu. Das am 7. April erlassene „Gesetz zur Wiederherstellung des Berufsbeamtentums“ sowie nachfolgende Maßnahmen in juristischen und medizinischen Bereichen sorgten in Verbindung mit lokalen Boykottaktionen und den Entlassungen jüdischer Arbeitnehmer für echte wirtschaftliche Not. Die Hälfte aller jüdischen Richter und Staatsanwälte verlor ihre Arbeit. Viele jüdische Ärzte verloren ihre Kassenzulassung. Bereits im Frühjahr 1933 war ein Drittel der jüdischen Angestellten arbeitslos, in Berlin die Hälfte der jüdischen Arbeiter.
 
        FLUCHTVERSUCHE
 
        „Man hört von jüd. Selbstmorden (…) und man fühlt das Schwert im eigenen Nacken“, hielt Rosenberg Anfang April fest.24 Er selbst überlegte, mit seiner Familie ins Ausland zu fliehen. Doch neben all den Sorgen, die mit dem Verlassen der vertrauten Welt verbunden waren, gab es enorme Hürden, die zu überwinden waren, ehe dies überhaupt möglich war. Alle Vermögenden hatten eine „Reichsfluchtsteuer“ in Höhe von 25 Prozent zu begleichen, die Devisenkontrollen waren äußerst streng, und die offiziellen Wechselkurse der Reichsmark waren stark unterbewertet. Zudem stellte sich die Frage der Pässe. Die Pässe der Breslauer Juden beispielsweise wurden im März eingezogen. Doch selbst, wenn all dies geklärt war: Wohin konnte man dann gehen? Nur wenige Staaten hießen Neuankömmlinge mit offenen Armen willkommen. Abgesehen von Frankreich, wo die Einreise in der ersten Jahreshälfte 1933 ohne Visum möglich war, gab es in den meisten Ländern strenge Grenzkontrollen und einen noch strenger geregelten Zugang zum Arbeitsmarkt.
 
        In Anbetracht dieser Bedingungen ist es bemerkenswert, dass rund sieben Prozent der deutschen Juden, etwa 37000 Menschen, Deutschland im ersten Jahr der NS-Herrschaft verließen. Deutlich mehr, womöglich doppelt so viele, ersuchten bei jüdischen Agenturen Rat zu einer möglichen Emigration. Von denen, die aufbrachen, flohen drei Viertel in kontinentaleuropäische Länder und das Vereinigte Königreich, über die Hälfte allein nach Frankreich. Diese Zahlen sind Schätzungen, da viele die Grenzen Deutschlands illegal überquerten.25 Die übrigen jüdischen Emigranten gingen 1933 größtenteils nach Palästina.
 
        Das Leben in Palästina war zweifellos hart, aber zumindest hatten diejenigen, die dort aufgenommen wurden, das Recht zu bleiben und zu arbeiten. Andernorts fanden sich viele Geflohene in solch einer wirtschaftlichen Misere wieder, dass Tausende bald zurückkehrten. Die deutschen Juden erfuhren rasch von der ernsten Notlage derer, die ins Ausland gegangen waren. Die deutsch-jüdischen Wohlfahrtsverbände, darunter sogar zionistische, baten potenzielle Auswanderer dringend darum, erst aufzubrechen, sobald sie ihren Lebensunterhalt gesichert hatten. Die Zahl der Menschen, die in europäische Länder auswanderte, sank in den folgenden Jahren rapide.
 
        GEBLENDET UND GETÄUSCHT?
 
        Jahrzehnte nach dem Krieg war es eine verbreitete Ansicht unter deutsch-jüdischen Emigranten, dass die in Deutschland Zurückgebliebenen von der Tragödie erfasst worden waren, weil sie die Gefahr nicht ernst genug genommen hatten; weil sie es nicht für möglich gehalten hatten, dass ihnen etwas passieren könne; weil sie zu stark an ihr Vaterland gebunden waren, an ihr Geld und Mobiliar; weil sie zu geblendet und getäuscht waren, um die Zeichen der Zeit zu erkennen. Der Historikerin Deborah Lipstadt zufolge sei in den USA unter Juden, die nach dem Holocaust geboren sind, häufig eine Variation des folgenden Satzes zu hören: „Wie konnten sie nicht begreifen, was die Nazis mit ihnen vorhatten?“ Aus der sicheren Position der Nachgeborenen „verweisen Post-Holocaust-Juden auf das, was sie für die Gleichgültigkeit und den Selbstbetrug der Juden in Nazi-Deutschland halten, um zu erklären, warum sie – eines Besseren belehrt – die Stimme beim geringsten Anzeichen von Antisemitismus erheben, sei er real oder eingebildet“.26
 
        Schon die kurze Darstellung jüdischer Reaktionen zu Beginn dieses Artikels legt nahe, dass das verbreitete Urteil über die deutschen Juden in Nazi-Deutschland viel zu vereinfacht ist. In ihm werden die Konsternation und die Schwankungen der jüdischen Wahrnehmungen und Erfahrungen nicht erfasst. Es missversteht zudem die patriotischen Äußerungen jüdischer Organisationen, hinter denen weitaus komplexere und realistischere Kalkulationen standen, als es zunächst erscheint. Es missversteht auch den Umstand, dass die Emigration das Niveau von 1933 erst wieder 1938 erreichte und überholte – was in Wirklichkeit ein Zeichen dafür ist, dass die massive Auswanderung des Jahres 1933 vielen, die aufgebrochen waren, keine Erleichterung brachte. Außerdem ist es letztlich ein Pauschalurteil über zahlreiche Einzelpersonen, deren Wahrnehmungen und Kalkulationen sich fortwährend veränderten. Niemand hätte 1933 Auschwitz vorhersagen können, nicht einmal 1939.
 
        Sicher, jüdische Organisationen und Individuen versuchten sich an die neuen Umstände anzupassen und einen Weg zu finden, ihr Leben weiterzuführen. Um den Bedürfnissen des jüdischen Gemeinwohls gerecht zu werden, schufen jüdische Körperschaften im April 1933 den Zentralausschuss für Hilfe und Aufbau (ZAHA). Im September einigten sich die wichtigsten jüdischen Organisationen dann darauf, ein neues gemeinsames Führungsinstrument zu schaffen, die Reichsvertretung der deutschen Juden, obwohl CV, RjF und ZVfD weiterhin eine wichtige Rolle spielten. Der CV hoffte seinerseits noch eine Zeitlang, dass in Deutschland irgendeine Form von jüdischem Leben möglich sein würde, und drängte seine Mitglieder dazu, ihre Posten nicht aufzugeben, ehe sie dazu gezwungen wären. Aber schon 1935 verkündete der ZAHA, dass die allermeisten jungen Juden ihr Glück im Ausland suchen müssten; bis 1939 sank die Zahl der Jüdinnen und Juden unter 40 Jahren in Deutschland im Vergleich zu 1933 um 80 Prozent.
 
        Auch hier wird deutlich, wie irreführend eine Rückschau sein kann. Die Entscheidung, aufzubrechen, veränderte nicht nur das Verständnis von einem selbst, sondern auch die eigene Wahrnehmung jener, die zurückgelassen wurden. Selbstverständlich hatten viele deutsche Juden an die Kultur geglaubt, die einen großen Teil ihrer Identität ausmachte, und sich gegen die Erkenntnis gesträubt, dass wirklich alles verloren war. All dies war keine Erfindung der Nachkriegserinnerung. Aber die zeitgenössischen Dokumente und Zeugnisse zeigen uns, wie tief und dauerhaft die jüdische Gemeinschaft wieder und wieder von den fortlaufenden Erschütterungen des Jahres 1933 getroffen wurde.
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        1933 IN GLOBALGESCHICHTLICHER PERSPEKTIVE
 
        Sven Reichardt
 
        Bereits am 31. Januar 1933 stellten die „Altonaer Nachrichten“ unter der Überschrift „Was sagt das Ausland zum neuen Reichskabinett?“ Reaktionen aus Frankreich, England, den USA, Italien, Österreich und Polen zum Regierungsantritt Hitlers zusammen. Wenig überraschend kamen die enthusiastischsten Berichte aus dem faschistischen Italien. Aus italienischer Sicht handelte es sich um die längst überfällige nationale Einigung. Den „Triumph des neuen Deutschland“ lobte das „Giornale d’Italia“ als „Zusammenschluss aller gesunden Kräfte“. „Il Lavoro Fascista“ erkannte gleich auch noch den „Beginn einer neuen historischen Phase“.
 
        Aus Frankreich kamen deutlich kritischere Stimmen. Das „Journal“ nannte das neue Kabinett eine „Diktaturregierung“, und das radikalsozialistisch-pazifistische Blatt „L’Œuvre“ fragte, ob Hitler wirklich aufrichtig Wasser in seinen Wein gegossen habe und seine Anhänger bereit sein würden, „sich mit diesem Getränk zu begnügen“. Selbst das konservativ-nationalistische „L’Écho de Paris“ attestierte den Deutschen eine Tendenz zu Autorität und Machtpolitik. Die Pariser Börse reagierte kurzfristig mit einem Rückgang der Young-Anleihen um 18 Punkte. Lediglich das Blatt des französischen Faschisten und Nationalsozialisten Gustave Hervé beneidete Deutschland, welches an das Ende seines Leidesweges gekommen sei. Deutschland werde durch Hitler gerettet, wie Italien durch Mussolini gerettet worden sei. Dagegen sei Frankreich einfach nur noch zu beklagen.
 
        Nüchterner waren die Stimmen aus England, wo sowohl die „Financial Times“ als auch die „Financial News“ durch das Verbleiben der konservativen Minister in der deutschen Regierung ein gewisses Maß an Kontinuität in der Außenpolitik erwarteten. Weniger freundlich, wenngleich auch nicht feindselig, urteilten „Times“, „Daily Herald“ und „Daily Telegraph“.01 Ähnlich diplomatisch lesen sich auch die Stimmen aus der Schweiz, die, wie die freisinnig-demokratische Zeitung „Der Bund“, „den Ausgang des Experiments“ abwarten wollten, zumal Hitler angesichts der Einrahmung durch nationalkonservative Kräfte nicht schalten und walten könne, „wie es ihm beliebt“.02 Auch die Nachrichtenblätter der USA brachten die Ernennung Hitlers in großer Aufmachung. Noch unter dem Eindruck der verheerenden Folgen der Weltwirtschaftskrise hofften die „New York Herald Tribune“ und die „New York Times“ einhellig auf die konservativen Kräfte im neuen Kabinett, die die Wirtschafts- und Außenpolitik beruhigen und stabilisieren würden. Von der polnischen Presse wurden hingegen im Zuge der Regierungsbildung innenpolitische Auseinandersetzungen zwischen rechten und linken Kräften erwartet.03
 
        Liest man zum Vergleich in den Berichten ausländischer Konsuln und Gesandter aus Europa, den USA, Lateinamerika oder Japan, so waren von dieser Gruppe zunächst kritischere Töne zu vernehmen. Der US-Generalkonsul George Messersmith erkannte in den neuen Machthabern reine „Psychopathen“, die, so ergänzte der niederländische Gesandte Johan Graf van Limburg Stirum, von einem „kleinen Usurpator mit Talent für Demagogie“ angeführt wurden. Manche, wie der dänische Gesandte Herluf Zahle, meinten, ein völlig neuartiges Regime vor sich zu haben, während die britischen und schweizerischen Diplomaten das Regime als radikalisierte Fortsetzung des Deutschen Kaiserreichs interpretierten.04 Viele britische Politiker sahen im NS-Regime den Rückfall in die „Urform“ eines antidemokratischen Militarismus – aus ihrer Sicht waren die Deutschen ohnehin nur halb zivilisiert.05
 
        ABSCHEU UND BEWUNDERUNG, GEWALT UND PARTIZIPATION
 
        In den ersten Regimejahren stand der Abscheu vor den radikal antijüdischen Maßnahmen vor allem die Anerkennung der außenpolitischen Erfolge Deutschlands gegenüber. Beeindruckt zeigten sich die Diplomaten auch von den öffentlichen Inszenierungen und der raschen wirtschaftlichen Erholung. Aufrufe an die jeweils eigenen Regierungen, ihre nationalen Grenzen jüdischen Flüchtlingen zu öffnen, sucht man in den Berichten der Diplomaten hingegen vergebens. Der japanische Generalkonsul in Wien riet sogar, die Einreise jüdischer Flüchtlinge nach Japan gänzlich zu verbieten.06
 
        Zuweilen wurde auch der neuartige Charakter einer populistischen Diktatur erkannt. In der widersprüchlichen Mischung aus Repression von oben und Vertrauen von unten, so kabelte etwa die französische Botschaft schon im Juni 1933 nach Paris, habe sich ein „autoritäres Regime“ etabliert, das „mit dem Segen und der Zustimmung der Bevölkerung“ ausgestattet sei.07 Der spanische Deutschlandkorrespondent Manuel Chavez Nogales berichtete im Mai 1933 aus Kaiserslautern: „Selbstverständlich sind die Leute im Gasthof alle, ausnahmslos alle, für Hitler. (…) Es agieren hier keine hinterhältigen und bezahlten Schergen (…), es handelt sich um ein ganzes Volk, dessen Hass durch die Predigten nationalsozialistischer Führer geschürt wird, bis hin zu schweren Verbrechen, zu denen sie die Massen ermutigen; der Kommunist oder Jude braucht sich weniger vor knüppelnden Polizisten zu fürchten, vielmehr von den eigenen Nachbarn, Kollegen, Passanten, der ganzen Volksmasse, die plötzlich in den Marxisten und Juden den Grund für ihr Elend ausgemacht hat und sich nun auf sie stürzt, um sie in Stücke zu reißen.“08
 
        Die geschichtswissenschaftliche Diskussion um die Bedeutung der „Volksgemeinschaft“ im Nationalsozialismus hat verdeutlicht, dass die Partizipation im Regime sich nicht nur in der propagandistischen Inszenierung eines kollektivistischen Massenappeals erschöpfte. Gewalt und Beteiligung hingen vielmehr zusammen, und die Massenorganisationen eröffneten ebenso neue Teilhabechancen, wie sie die Gewaltbereitschaft förderten. Das nationalsozialistische Regime verschränkte plebiszitären Populismus mit gewaltsamer Unnachgiebigkeit gegenüber den „Gemeinschaftsfremden“. So, wie sich innenpolitische Mobilisierung mit Repression verband, so bot selbst auch noch der rassistische Vernichtungskrieg Verheißungen eines völkischen Neuaufbaus. Diese durch Destruktion hergestellte Ordnung erkannten manche Beobachter bereits 1933.09
 
        Die „Diktatur der Massen“, so der US-Generalkonsul Messersmith, erntete im Ausland ganz konkrete Aufmerksamkeit, als US-Präsident Franklin D. Roosevelt, der Mussolini „bewundernswert“ fand, sich erkundigte, wie das NS-Regime die grassierende Massenarbeitslosigkeit bekämpft habe. Der US-amerikanische „New Deal“ der 1930er Jahre knüpfte mit seiner starken Exekutive, der Ideologie von Nation, Volk und Boden sowie dem wirtschaftlichen Dirigismus an einige Elemente der nationalsozialistischen Sozialpolitik wie etwa dem Reichsarbeitsdienst an.10 Nicht zuletzt führten die neuen Arbeitsbeschaffungsprogramme, die staatlichen Kontrollen der Industrieproduktion und die Subventionen für die Landwirtschaft den liberalen amerikanischen Journalisten Mauritz Hallgren 1933 zu einer gewagten Prognose: „Zwar haben wir bis jetzt noch keine Armee von Schwarzhemden und keinen Diktator, dennoch führt der Weg zwangsläufig in den Faschismus (…) Dieser wird, um die demokratischen Gefühle des amerikanischen Volkes nicht zu verletzen, im Gewand der Demokratie auftreten. Aber wenn er einmal da ist, wird er sich von den Regimes in Italien und Deutschland nicht grundsätzlich unterscheiden.“11 Freilich wurden die USA weder zu einem Einparteienstaat, noch zu einer mit Konzentrationslagern durchsetzten Diktatur.
 
        Die japanische Armee hatte bereits 1931/32 die chinesische Mandschurei in imperialer Absicht erobert und zum Marionettenstaat gemacht. Militärische Eroberung, Industrialisierung und Massenmigration in Mandschukuo mobilisierten und radikalisierten auch die Gesellschaft der japanischen Heimat – nicht wenige Beamte, die in Mandschukuo tätig waren, kehrten später wieder nach Japan zurück und brachten dort ihre Erfahrungen ein. Japan hatte eine Mischung aus Reformbürokraten, Armeeoffizieren und vormals sozialistischen Intellektuellen in die Mandschurei entsandt, die dort ein technokratisch ausgerichtetes Entwicklungsmodell entwarfen, welches sich sowohl am faschistischen Korporatismus, aber auch an nationalsozialistischen Gemeinwirtschaftsvorstellungen und später an den Planungen der „Deutschen Arbeitsfront“ anlehnte. Die technokratischen Sozialingenieure verfolgten die Idee der Schaffung eines „Neuen Menschen“.12 1933 jedoch hatten die japanischen Zeitungen noch mit Zurückhaltung vor allem auf die Gewaltpolitik der Nationalsozialisten reagiert, während der Antikommunismus bereits von Anfang an mit großer Sympathie bedacht wurde.13
 
        Zahlreich waren in den Jahren bis etwa 1937/38 die Bewunderer des wirtschaftlichen und technologischen Aufschwungs und der volkstümlichen Inszenierungen Nazi-Deutschlands – die Palette ist breit und reicht vom Dramatiker George Bernard Shaw über den britischen Politiker David Lloyd George bis zum Transatlantik-Piloten Charles Lindbergh. Wirklich fasziniert von ihren Vorbildern Mussolini und Hitler waren aber vor allem die faschistischen Bewegungen Europas. Der „Duce“ interpretierte den Sieg Hitlers gleich zum Sieg seines Faschismus um, während Hitler in den ersten Jahren nach 1933 seine unterwürfige Haltung gegenüber Mussolini kaum änderte. Bereits am 31. Januar 1933 ließ er Mussolini seine Grüße „mit dem Ausdruck der größten Bewunderung“ übermitteln.14
 
        Gewalt und Diktatur, charismatische Führerschaft, Radikalnationalismus und gesellschaftliche Mobilisierung, Hierarchie und die Anbetung von Willenskraft und Jugendkult führten zu vielen Formen der Anverwandlung zwischen den faschistischen Regimen. Nicht zuletzt der kriegerische Expansionismus, Antikommunismus, Antisemitismus und Rassismus galt den europäischen Faschismen als vielversprechender, neuer politischer Weg aus der Krise. Zahlreiche Anhänger und Bewunderer Hitlers wie auch Mussolinis prägten die Eiserne Garde Rumäniens ebenso wie die ungarischen Pfeilkreuzler, die Ustascha in Kroatien oder einige Fraktionen der autoritären und faschistischen Gruppierungen Spaniens.15
 
        „ACHSE BERLIN-ROM“
 
        Das NS-Regime hatte sich schon vor seiner Expansion im Zweiten Weltkrieg international mehrfach verflochten. Hitler strebte bereits seit Beginn seiner Regierungstätigkeit eine enge Verbindung mit dem faschistischen Italien an. Das geschah einerseits aus ideologischen Motiven, andererseits, um die außenpolitische Isolation Deutschlands nach der Wiederbewaffnung und der Militarisierung des Rheinlands zu überwinden und einen Verbündeten für seine aggressive Außenpolitik zu finden. Hitlers Machtübernahme und deren Konsolidierung folgten in wesentlichen Zügen einem Muster, das in Italien durch Mussolinis Faschismus vorgegeben worden war. Hitler bezeichnete Mussolini schon vor 1933 durchgängig mit Bewunderung als „überragendes Genie“, als „tatkräftigen Diktator“ oder Idol, „dessen glühender Freund ich bleibe“. In dem „großen Italiener“ entdeckte er einen „überragenden Staatsmann“. Nach dem durchschlagenden Wahlerfolg vom September 1930 verdichteten sich dann die Beziehungen der NSDAP-Führungsclique zu den faschistischen Machthabern in Italien nachhaltig.16
 
        Italien wiederum griff im Mai 1935 den Völkerbundstaat Abessinien, das heutige Äthiopien, an und eroberte es innerhalb weniger Monate in einem blutigen Vernichtungskrieg. Wie Deutschland war nun auch Italien international isoliert, wollte aber weiterhin seine imperialistische Außenpolitik fortführen, für die es auf deutsche Unterstützung hoffte. Als man 1935/36 einen gemeinsamen Nenner in der Österreich-Frage fand, stand der deutsch-italienischen Allianz nichts mehr im Wege. Am 1. November 1936 sprach Mussolini auf dem Domplatz in Mailand zum ersten Mal von der „Achse Berlin-Rom“, um die sich die europäische Politik künftig drehen solle.17
 
        Eine Reihe von Bündnissen flankierte die Allianz, wobei die faschistischen Regime über diverse diplomatische Seitenkanäle zwischen 1935 und 1939 unterschiedlichste Politikfelder koordinierten. Im April 1935 wurde ein Abkommen über deutsche Rohstofflieferungen nach Italien getroffen; ein Jahr später schlossen der SS-Reichsführer Heinrich Himmler und der italienische Polizeichef Arturo Bocchini einen Pakt für gegenseitige Hilfe bei der Unterdrückung ihrer Gegner. Die Jugendführer Baldur von Schirach und Renato Ricci initiierten den wechselseitigen Austausch ihrer Mitglieder und entwickelten Pläne einer europäisch gedachten faschistischen Jugenderziehung. Auch die Justizapparate näherten sich durch den Austausch zwischen den Justizministern Hans Frank und Arrigo Solmi an.
 
        Das Jahr 1937 markierte den ersten Höhepunkt des „Achsen-Paktes“. Ständig reisten Parteigrößen und Minister zwischen Deutschland und Italien hin und her. Im Januar und April fuhr Göring nach Italien, im April waren Reichsarbeitsführer Ley, im Mai Außenminister von Neurath und im Juni der Reichswehrminister Werner von Blomberg auf der Halbinsel. Umgekehrt kamen der faschistische Arbeitsführer und spätere Korporationsminister Tullio Cianetti, der Propagandaminister Dino Alfieri und im September 1937 schließlich der „Duce“ selbst nach Berlin. Der Polittourismus wollte gar nicht mehr abreißen, Besuche von Schülern, Jugendorganisationen, Pressevertretern, Sportverbänden, Gauleitern und Oberbürgermeistern füllten das „Achsen-Bündnis“ mit Leben. Der deutsche Botschafter Ulrich von Hassell schrieb am 19. November 1936 an den deutschen Reichsaußenminister mit einer missglückten Metapher, dass die „angenehme Temperatur“ der deutsch-italienischen Beziehungen dazu geführt habe, dass sich die Besuche „wie eine Lawine über uns ergossen“.18
 
        Beide Länder koordinierten ihre Außenpolitik, trafen Kulturabkommen, verständigten sich über ihre Repressionspolitik und über die Lenkung der Bevölkerung. NS-Propagandaminister Joseph Goebbels wurde das schon fast zu viel. Am 21. Oktober 1937 hielt er in seinem Tagebuch fest: „[Minister Rudolf] Heß geht mit einer Abordnung auf Romreise. Himmler ist gerade in Rom. Das hängt einem bald zum Halse raus.“19 Aber auch Goebbels stand bereits seit Mai 1933 mit seinem italienischen Gegenüber in regem Austausch. Ab Sommer 1939 intensivierte sich der Kontakt sogar nochmals, da der neue Außenminister Joachim von Ribbentrop versuchte, die Zuständigkeit in der Auslandspropaganda von Goebbels zu übernehmen. Diesen Machtkampf entschied Goebbels dadurch, dass er entschieden der „Achse entgegen“ arbeitete.20 Umgekehrt wirkte Goebbels’ Vorbild auf den Ausbau des italienischen Propagandaministeriums ein. Von den 193 wechselseitigen Besuchen allein zwischen den höchsten nationalsozialistischen und faschistischen Kadern und Staatsbeamten zwischen 1933 und 1943 entfielen auf die Jahre 1936 bis 1939 nicht nur die jährlich meisten, sondern auch die wichtigsten Besuche.21
 
        FASCIST WARFARE UND ANTIKOMMUNISMUS
 
        Im Zentrum der von diplomatischen Seitenkanälen geprägten Verknüpfungen stand zweifellos die Idee, Expansion unter dem Vorzeichen einer gemeinsamen Kriegführung zu entwickeln. Hierzu bedurfte es wirtschaftlicher Kooperationen, militärischer Absprachen und propagandistischer Mobilisierungen. Die militärische Zusammenarbeit im Spanischen Bürgerkrieg, in dem die Achse mit Blut und Eisen zusammengeschmiedet worden war, markierte einen wichtigen Schritt in diese Richtung. Zudem entsandten das deutsche Heer und die Luftwaffe zwischen 1935 und 1937 Beobachter nach Abessinien und China, um die entgrenzte Kriegführung ihrer Partnerländer Italien und Japan zu studieren. Aus der totalen Kriegführung, die die systematische Bekämpfung von Zivilisten ebenso einschloss, wie sie sich durch eine entgrenzte Partisanenbekämpfung und brutale Behandlung der Kriegsgefangen (sofern überhaupt welche gemacht wurden) auszeichnete, lernte das deutsche Militär für die eigenen Kriegspläne.
 
        Es entstand in diesen Austauschverhältnissen eine Radikalisierung vormals kolonialer Kriegführungstechniken, die zugleich Elemente des totalen Krieges aus dem Ersten Weltkrieg weiterentwickelte.22 Der spanische Historiker Javier Rodrigo und sein südafrikanisch-irischer Kollege Alan Kramer haben daraus den Begriff „fascist warfare“ modelliert, der ultranationalistische Kriege mit eliminatorischer und genozidaler Tendenz bezeichnet, die sich durch eine schnelle und besonders brutale Form der Kriegführung auszeichneten. Sie richteten sich in umfassender Form auch gegen die Zivilbevölkerung und stilisierten den Luftkrieg als eine Form von notwendiger und „sauberer“ Kriegführung. Im Zuge dessen kam es durch die Konvergenz von Waffengang und ideologischer Überhöhung zu einer radikalisierten Faschisierung der Regime.23
 
        Auch die Globalisierung des faschistischen Antikommunismus, der für den Spanischen Bürgerkrieg zentral war, gehört in diesen Zusammenhang. Schließlich sollte die spanische Nation durch die „physische Vernichtung alles als unspanisch wahrgenommenen Lebens“ gereinigt und mit nahezu rassistischen Vorstellungen gesäubert werden. Francos Presseattaché gab zu Protokoll, für das Ziel, das „Krebsgeschwür“ des Marxismus in einer blutigen Operation aus dem spanischen „Volkskörper“ zu entfernen, dürfe ein Drittel der männlichen Bevölkerung Spaniens eliminiert werden.24
 
        Der Beitritt Italiens zum Antikominternpakt wurde 1937 durch den rührigen von Ribbentrop am Auswärtigen Amt vorbei betrieben. Dieses ursprünglich am 25. November 1936 zwischen Japan und dem Deutschen Reich geschlossene Abkommen sollte der Kommunistischen Internationale (Komintern) und der Sowjetunion entgegenwirken. Darin wurde unter anderem vereinbart, gemeinsam über die Abwehr der Aktivitäten der Komintern zu beraten und keine Verträge abzuschließen, die dem Pakt entgegenwirken könnten. In einem geheimen Zusatzprotokoll sicherte man sich gegenseitig Neutralität zu, sollte es zu einem „provozierten Angriff“ oder zu einer „nichtprovozierten Angriffsdrohung“ kommen. Die Nationalsozialisten wollten damit zugleich einen einheitlichen, großen Wirtschaftsblock formen, der die vier europäischen Antikomintern-Partner Deutschland, Italien, Ungarn und Spanien verband, zu denen dann auch noch Rumänien, die Türkei und Iran zählen sollten. Der Block der antidemokratischen und antikommunistischen Staaten Europas trat mit dem Angriff auf die Sowjetunion im Juni 1941 nahezu als Gemeinschaftsunternehmen auf. Japan hingegen hatte kurz zuvor, im April 1941, ein Neutralitätsabkommen mit Moskau abgeschlossen, denn Japan erhielt durch den europäischen Angriff die ersehnte Rückendeckung für das eigene imperiale Ausgreifen im Pazifikraum.
 
        Eine deutsch-japanische Annäherung gab es gleichwohl. Diese begann schon 1935, als der japanische Militärattaché Hiroshi Oshima den Kontakt zum späteren Reichsaußenminister von Ribbentrop aufnahm. Es ging darum, Sondierungen für eine gemeinsame Politik gegen die Sowjetunion aufzunehmen. In Japan war vor allem die Armee an diesen Kontakten interessiert, da mit dem autoritären Kurs seit dem Februar 1936 die japanischen Bewunderer des NS-Regimes die Oberhand bekommen hatten.25 Mit dem Antikominternpakt und dem Beginn des Zweiten Japanisch-Chinesischen Krieges 1937 wurde nun gegen den maoistischen Kommunismus gekämpft. Zudem versuchte man über Deutschlands in China stationierte Militärberater Einfluss auf die nationalchinesische Kuomintang unter Chiang Kai-shek zu bekommen. Als sich dieser Nationalist aber mit dem Kommunisten Mao gegen die Japaner verbündete, zogen sich die deutschen Militärberater aus China zurück. Deutschland stellte seine Rüstungslieferungen nach China ein und erkannte den Marionettenstaat Mandschukuo an.
 
        Der deutsch-sowjetische Nichtangriffspakt vom 23. August 1939 leitete dann eine zwischenzeitliche Flaute in der deutsch-japanischen Zusammenarbeit ein, die allerdings nur bis zum September 1940 andauerte. Unter dem zweiten Kabinett des rechtsautoritären Fürsten Konoe kam es zum Abschluss des Dreimächtepaktes zwischen Berlin, Rom und Tokio, der eine Verteidigungsallianz gegen die USA und die Anerkennung ganz Asiens als japanische Einflusssphäre umfasste.26
 
        RASSISTISCHE INTERNATIONALE
 
        Mit dem „Stahlpakt“ vom 22. Mai 1939 schlossen auch Deutschland und Italien einen Vertrag, der zunächst „Blutpakt“ („patto di sangue“) heißen sollte. In der Präambel des Paktes wurde die „innere Verwandtschaft“ der Weltanschauungen betont, zugleich verpflichteten sich die Partner, „in Zukunft Seite an Seite mit vereinten Kräften für die Sicherung ihres Lebensraumes (…) einzutreten“. Das Bekenntnis zu einer imperialistischen Wertegemeinschaft war vor allem Mussolini wichtig. Im „Stahlpakt“ wurde der Mythos der unverbrüchlichen Treue beschworen; den materiellen Kern des Abkommens bildeten eine gegenseitige Beistandsverpflichtung sowie die Vereinbarung der engen militärischen Zusammenarbeit und gegenseitigen Unterstützung.27
 
        Der ursprünglich vorgesehene Name für das Bündnis deutet aber etwas anderes an. International vernetzt waren nicht nur die faschistische Kriegführungstechnik und der Antikommunismus, sondern auch der Rassismus. Das rassistische Überlegenheitsdenken der italienischen Faschisten manifestierte sich sowohl im kolonialen Rassismus als auch gegenüber Slawen, Sinti und Roma sowie Juden. Juden galten auch in Italien als innerer Feind. Sie wurden von Mussolini als gefährlich angesehen, weil sie angeblich die Sicherheit des Regimes zu unterminieren drohten, was vorab den Afrikanern unterstellt worden war. Beeinflusst von ihrer rassistischen Siedlungspolitik in Libyen und Abessinien begann 1938 eine antisemitische Kampagne, die in das „manifesto della razza“ einfloss, mit dem die Zugehörigkeit der Juden zur „italienischen Rasse“ bestritten wurde. Juden galten als Inkarnation des Antifaschismus und wurden massiv entrechtet, enteignet und vertrieben. Jüdischen Kindern wurde der Schulbesuch und der Verkehr mit „Ariern“ untersagt. „Mischehen“ wurden verboten. Konvertierten Juden, die in der katholischen Kirche geheiratet hatten, wurde der Ehestatus abgesprochen. Juden wurden aus der Faschistischen Partei, aus der Bürokratie, der Armee, den Berufsverbänden und kulturellen Einrichtungen ausgeschlossen. Sie durften keine „arischen“ Bediensteten haben, kein größeres Unternehmen führen oder größeren Landbesitz haben. Zwangsarbeit gehörte ab 1942 zum Alltag der italienischen Juden, und die 1943 gegründete Republik von Salò (Repubblica Sociale Italiana) übernahm schließlich nationalsozialistische Standards. Es kam zu Verhaftungsaktionen, Deportationen und regelrechten Massakern.28
 
        In der „Internationale der Rassisten“29 hatten sich Eugeniker und Rassehygieniker bereits seit dem Beginn des 20. Jahrhunderts ausgetauscht. Entsprechende Gesetzgebungen gab es in Kalifornien ebenso wie in Brasilien, Frankreich, China oder Italien. Letztlich aber übertraf die nationalsozialistische Eugenik alle anderen Varianten und war durch die konsequente Umsetzung einer radikalvölkischen Variante der „negativen Eugenik“ des Tötens gekennzeichnet.
 
        Der US-amerikanische Journalist Leland Stowe veröffentlichte, nachdem er im Sommer 1933 Deutschland besucht hatte, noch im gleichen Jahr ein Buch mit den bezeichnenden Titel „Nazi Germany Means War“.30 Früh beschrieben manche hellsichtige Zeitgenossen die Mischung aus Massenmobilisierung und Repression, aus imperialistischem Vernichtungskrieg und völkischem Antisemitismus, aus Antikommunismus und Rassismus als die Zentralelemente des Nationalsozialismus. Allerdings war diese Ansicht 1933 noch keineswegs mehrheitsfähig. Stowes Reportage wurde in den USA für alarmistisch gehalten – nicht einmal seine Hauszeitung, die „New York Herald Tribune“, druckte sie ab.
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        DER AUFSCHWUNG DER ANDEREN
 
        Weimars ökonomische Krisenherde und der Aufstieg des Nationalsozialismus
 
        Heike Knortz
 
        Im Zusammenhang mit der nationalsozialistischen Machtübernahme fokussiert die Geschichtswissenschaft stets auch das Jahr 1923, in dem alle krisenhaften politischen und wirtschaftlichen Entwicklungen in einer fundamentalen Krise kumulierten und der jungen Weimarer Republik ein frühes Ende zu bereiten drohten.01 „Als französische Truppen ins Ruhrgebiet einmarschierten, um Reparationsleistungen der Deutschen zu erzwingen, die deutsche Regierung hinhaltenden Widerstand dagegen organisierte und die Inflation ins Aberwitzige stieg, bereitete die Rechte einen erneuten Staatsstreich vor“,02 mit Adolf Hitler an der Spitze. Tatsächlich sollten sich die ökonomischen Krisenherde, die mit der anschließenden Währungsreform als gelöst und durch den Dawes-Plan zumindest als mittelfristig befriedet angesehen werden konnten, während der Weltwirtschaftskrise katastrophal auswirken.
 
        Daneben boten die Reparationen nach wie vor Angriffspunkte zur Politisierung der innenpolitischen Debatten, und mit der Inflation war in wichtigen Teilen der bürgerlichen Gesellschaft das Grundvertrauen in den republikanischen Staat und seine liberale Wirtschaftsordnung erschüttert worden. So wendete sich bereits bei der Reichstagswahl 1924 ein Großteil des inflationsgeschädigten Mittelstandes von der parlamentarischen Demokratie ab.03 Seit Mitte 1922 hatte diese ehemals liberale Mitte zudem mit einer Vielzahl an Interessenvereinigungen eine Aufwertung der durch die Inflation völlig entwerteten oder mit entwertetem Geld zurückgezahlten Privatschulden, Industrieobligationen und öffentlichen Anleihen angestrebt. Die aus der Vereinigung zahlreicher solcher Aufwertungsorganisationen hervorgegangene Reichspartei für Volksrecht und Aufwertung (Volksrechtspartei) blieb zwar ohne dauerhaften parlamentarischen Einfluss, in ihr kann aber der Transmissionsriemen zwischen unzufriedener deutscher Mittelschicht und der NSDAP gesehen werden.04
 
        Im Folgenden sollen noch weitere Strukturprobleme der wirtschaftlichen Entwicklung der Weimarer Zeit im Fokus stehen, die in die bis dato schwerste Krise der Weltwirtschaft mündeten und die ökonomische Schwäche der Republik schonungslos offenlegten. Entgegen „nachhaltiger Legendenbildung“05 war die anschließende wirtschaftliche Gesundung und auch die Beseitigung spezifischer Krisenherde in keinem Fall eine Folge nationalsozialistischer Wirtschaftspolitik.
 
        WELTWIRTSCHAFTSKRISE IN DEUTSCHLAND
 
        Verschiedene, der Weltwirtschaftskrise vorgelagerte strukturelle Problemlagen hatten das Deutsche Reich für globale krisenhafte Entwicklungen besonders anfällig gemacht: die chronische, seit 1927/28 akute Agrarkrise, die anhaltende Staatsschuldenkrise, durch die dem Reich seit Ende 1928 regelmäßig die Zahlungsunfähigkeit drohte, sowie das instabile deutsche Banken- und Kreditsystem, dem – wie erstmals 1927 – bei kurzfristigen Kapitalabzügen die Finanzkrise drohte. Der Ende 1929 einsetzende konjunkturelle Abschwung setzte der Wirtschaft weiter zu, die infolge schwacher privater Investitionstätigkeit, durchgehend hoher Arbeitslosigkeit und hoher Staatsausgaben bereits als „krank“06 beschrieben wurde.
 
        Trotz des New Yorker Börsenkrachs und des damit einsetzenden globalen Wettlaufs um Liquidität war es bis Frühjahr 1931 zu keiner akuten Kreditkrise im Reich gekommen. Erst die Zahlungsunfähigkeit der größten österreichischen Geschäftsbank ließ Anleger aus Furcht vor einer ähnlichen Entwicklung ihr Kapital verstärkt aus Deutschland zurückrufen. Dieser Abfluss der Gelder bedrohte nicht nur das Bankensystem, er ließ auch die Geldmenge schrumpfen. Die sich hieraus entwickelnde Deflation mit ihrem sinkenden Preisniveau trieb Produktionsunternehmen in die Zahlungsunfähigkeit, was Banken erneut in Bedrängnis brachte. Schließlich aber war es das Hoover-Moratorium, das durch eine Aussetzung der Reparationszahlungen das internationale Finanzsystems stabilisieren sollte, welches das Misstrauen der inländischen Sparer schürte, diese panikartig die Banken stürmen ließ und damit den Zusammenbruch auch des internationalen Finanzsystems einläutete. Die sich anschließenden Bankenfeiertage und das Aussetzen der Börse dienten – neben der Beruhigung des Publikums – mit der Vorbereitung einer Reform des deutschen Finanzsektors auch der Eliminierung eines chronischen Gefahrenherdes. Mit ausländischen Gläubigern vereinbarte Stillhalteabkommen führten schließlich, neben dem Übergang zur Devisenbewirtschaftung im Deutschen Reich, zum Zerbrechen des nach 1918 ohnehin fragilen internationalen Goldstandards als Weltwährungssystem.07
 
        Konjunkturell wurde die Talsohle der Depression Mitte 1932 erreicht. Die Produktion von Industriegütern war nun auf 58 Prozent des Jahres 1928 zurückgegangen, das deutsche Volkseinkommen betrug nur noch knapp 60 Prozent desjenigen von 1928, dem Jahr, in dem in etwa wieder das Niveau von 1913 erreicht worden war. (Zum Vergleich: 2009 ging das bundesdeutsche Volkseinkommen im Zuge der globalen Finanzkrise gegenüber dem Vorjahr um 3,9 Prozent zurück, um anschließend wieder zuzunehmen.)08 Unter Berücksichtigung der Abschreibungen schrumpfte der Anlagenbestand der deutschen Wirtschaft 1932 bei einem Investitionsvolumen von knapp 4,3 Milliarden Reichsmark (RM) um schätzungsweise 1,7 Milliarden RM09 – ein in der Wirtschaftsgeschichte eines hochentwickelten Industriestaates in Friedenszeiten einzigartiger Vorgang. In der Folge wurden 30,8 Prozent der Erwerbsfähigen als arbeitslos registriert. Zu diesen sechs Millionen kamen schätzungsweise noch zwei Millionen nicht registrierte Arbeitslose sowie etwas mehr als eine Viertelmillion Kurzarbeiter. Nach britischer Statistik hätten wohl mehr als 40 Prozent der deutschen Erwerbstätigen als arbeitslos gegolten.10
 
        INFLATION, REPARATIONEN UND WELTWIRTSCHAFTSKRISE
 
        Angesichts der engen internationalen Wirtschaftsbeziehungen und der durch feste Wechselkurse im Goldstandard synchronisierten monetären Beziehungen ist das weltweite Übergreifen der Depression, die in den USA ihren Ausgang nahm, nicht überraschend.11 Mit der Vielzahl globaler struktureller Krisenherde gingen aber spezifisch deutsche Strukturprobleme einher, die sich 1931/32 mit voller Wucht entfalten konnten, wie der hohe Devisenbedarf des Reiches zur Bedienung der Reparationen, die mit Blick auf das Reich als schwachen Schuldner leichtfertige Kreditvergabe, die hohe kurzfristige Auslandsverschuldung deutscher Banken und Unternehmen sowie die Strukturschwäche des deutschen Bankensystems infolge der Inflation.
 
        Die Banken zählten zu den großen Verlierern der Inflation von 1914 bis 1923, da neben den Kundeneinlagen durch die Geldentwertung auch ihre eigenen Rücklagen vernichtet wurden. Um die Wirtschaft weiterhin mit Krediten versorgen zu können, glichen sie diesen Substanzverlust nach der Währungsstabilisierung durch die Hereinnahme kurzfristiger Auslandsgelder aus. Hatte das Eigenkapital der systemrelevanten Großbanken 1913 immerhin 52 Prozent ihrer kurzfristigen Verbindlichkeiten betragen, sank diese Quote 1925 auf 29 Prozent und betrug 1930 nur noch 15 Prozent.12 Gleichzeitig änderte sich mit der Einführung der Reichsmark 1924 auch die Fälligkeitsgliederung der Einlagen. Diese wurde in der folgenden Zeit durch die Hereinnahme der kurzfristigen Auslandsgelder immer ungünstiger und „bildete damit eine der Ursachen für die schweren Erschütterungen des deutschen Bankwesens in der Weltwirtschaftskrise“.13
 
        Zu einer weiteren Ursache entwickelten sich die zunächst im Dawes-Plan von 1924 festgelegten Reparationsregelungen. Unterstützt durch eine restriktive, auf das Preisniveau dämpfend wirkende Fiskalpolitik hätten die deutschen Unternehmen demnach im Export Überschüsse erzielen, damit Reparationszahlungen und -transfer ermöglichen sollen. Für den Devisenzufluss aus dem Ausland sorgte dann allerdings die restriktive Geldpolitik, durch die die deutschen Zinssätze für kurzfristige Kredite über jenen für langfristige Kredite im Ausland lagen. Besonders US-amerikanische Investoren griffen auf eine kurzfristige, wenngleich zunächst immer wieder verlängerte Anlage ihrer Gelder im Reich zurück.14 Ursächlich wirkten anschließend auch die Bedingungen des Young-Plans, mit dem die Reparationszahlungen ab 1929 geregelt wurden. Diese zu erfüllen, „bedeutete, dass Deutschland einen Haushalts- und Handelsüberschuss inmitten einer Rezession und fallender Preise erreichen musste. Der Haushaltsüberschuss wurde gebraucht, um die Reparationen zu bezahlen; der Handelsüberschuss sorgte für die Devisenreserven, die für die Rückzahlungen an die Gläubigerländer nötig waren.“15
 
        KRISENVERSCHÄRFENDE WIRTSCHAFTS- UND FINANZPOLITIK
 
        Obwohl der ausgeglichene Staatshaushalt als Kennzeichen solider Finanzwirtschaft galt, steckte das Deutsche Reich in der „Schuldenfalle, die zum Teil vom Reparationssystem herrührte“.16 Haushalts- und Kassendefizite ließen deshalb bereits die von Hermann Müller (SPD) geführte Große Koalition zu Sparmaßnahmen übergehen. Dementsprechend war die Sanierung des Reichshaushalts auch das erklärte Ziel des ab 30. März 1930 mithilfe von Notverordnungen regierenden Reichskanzlers Heinrich Brüning (Zentrum). Die massiven Ausgabenkürzungen, mit denen sein Kabinett den Reichshaushalt zu entlasten beabsichtigte, führten in der Folge aber zum ebenso massiven Ausfall öffentlicher Nachfrage. Hinzu kamen eine durch Steuer- und Abgabenerhöhungen sowie gekürzte Sozialleistungen geschwächte private Nachfrage, und auch die Nachfrage aus dem Ausland ging zurück. Da die gesamtwirtschaftliche Nachfrage jedoch Voraussetzung für die Produktion von Waren und Dienstleistungen und damit für Wachstum und Beschäftigung ist, musste Brünings parallel zu den schrumpfenden Marktprozessen angelegte Finanzpolitik krisenverschärfend wirken.
 
        Auch andere Staaten verfolgten eine solche prozyklische Politik. Was Brünings Wirtschafts- und Finanzpolitik von der anderer Staaten unterschied, war sein brutaler Sparwille, mit dem er die Unmöglichkeit der Zahlung von Reparationen zu demonstrieren beabsichtigte.17 Zur Erlangung der Devisen für den Reparationsdienst sollte die deutsche Exportindustrie wettbewerbsfähiger werden. Dem dienten die staatlichen Maßnahmen zur Senkung des Lohn- und Preisniveaus, was über den Nachfrageausfall in der Konsumgüterindustrie jedoch zu weiteren Produktionseinschränkungen mit Entlassungen führte. Über die Einschränkung der Investitionen schlug diese Entwicklung anschließend auch auf die Investitionsgüterindustrie durch. Gleichzeitig wurde ein – freilich an Konditionen geknüpftes – französisches Kreditangebot von Brüning zurückgewiesen und der beispiellose wirtschaftliche Niedergang von manch widersprüchlicher politischer Maßnahme wie der Subventionierung der wirtschaftlich ineffizienten Gutsbetriebe im Osten des Reiches begleitet. Schließlich wurden per Notverordnungen die Zahl der unterstützten Erwerbslosen ständig verringert und die Leistungen vielfach gekürzt, sodass diese kaum noch das Existenzminimum sicherten, während die Reichsanstalt für Arbeitslosenversicherung auf dem Höhepunkt der Krise sogar steigende Beitragsüberschüsse verzeichnete.18
 
        Tatsächlich brachte die Konferenz von Lausanne im Sommer 1932, ein paar Wochen nach Brünings Sturz, den alliierten Verzicht auf Reparationszahlungen. Angesichts eines nach wie vor defizitären Reichshaushalts, Zahlungsschwierigkeiten auf Länder- und Gemeindeebene sowie Massenarbeitslosigkeit mit weit verbreitetem sozialem Elend erscheint die Beseitigung dieses Krisenherdes allerdings als sehr teuer erkauft. Das hatten offenbar auch einige Zeitgenossen zuvor schon erkannt, sodass die Vorschläge für eine Abkehr von der kontraktiven Parallelpolitik hin zu einer expansiveren, antizyklisch ausgerichteten Konjunkturpolitik ab Mitte 1931 zahlreicher wurden.19 Ein Teil der unter anderem von Wirtschaftswissenschaftlern stammenden „Flut“20 von Plänen regte im Sinne von John Maynard Keynes die kreditfinanzierte Vergabe staatlicher Aufträge zur Überwindung des Nachfrageausfalls an. Mit der Vorstellung, fehlende private durch öffentliche Investitionen über den Weg der Kreditschöpfung zu ersetzen, war im Deutschen Reich jedoch ein wunder Punkt getroffen. Immerhin lag die Erfahrung der – im Wesentlichen durch Staatsfinanzierung getriebenen – Inflation noch nicht allzu lange zurück, sodass eine weitverbreitete Inflationsangst den Politikwechsel durchaus gebremst haben könnte.21
 
        Wilhelm Lautenbach beispielsweise, ein führender deutscher Konjunkturtheoretiker und Ministerialrat im Reichswirtschaftsministerium, schlug staatliche Aufträge im Umfang von ungefähr drei Milliarden RM durch Wechselfinanzierung vor.22 Hans Schäffer, Staatssekretär im Reichsfinanzministerium, empfahl in einer Denkschrift 1931 Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen und diskutierte Möglichkeiten ihrer Finanzierung.23 Mit dem Anfang 1932 vorgelegten sogenannten WTB-Plan – benannt nach den Spitzenfunktionären des Allgemeinen Deutschen Gewerkschaftsbundes Wladimir Woytinski, Fritz Tarnow und Fritz Baade – wurden staatliche Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen schließlich ins Zentrum der Diskussion getragen. Aufträge unter anderem der Reichsbahn, der Reichspost und der Kommunalverbände in Höhe von zwei Milliarden RM hätten Beschäftigung für eine Million Arbeitslose schaffen sollen. Die Finanzierung sollte ebenfalls über Wechsel erfolgen, einem verbrieften künftigen Zahlungsversprechen, in diesem Fall der Reichsbank. Die Verfasser widerlegten dabei ausdrücklich, dass eine Geldschöpfung dieser Größenordnung die Stabilität der Währung gefährde.24
 
        ÜBERGANG ZUR POLITIK DER ARBEITSBESCHAFFUNG
 
        In der Folge ließ Brüning ein maßgeblich von Reichsarbeitsminister Adam Stegerwald (Zentrum) vorangetriebenes Arbeitsbeschaffungsprogramm im Umfang von 135 Millionen RM für Straßen-, Wasserstraßenbau und landwirtschaftliche Bodenverbesserungen im Kabinett verabschieden. Dieses Arbeitsbeschaffungsprogramm wurde erst unter dem ab Juni 1932 amtierenden Kanzler Franz von Papen (parteilos, ehemals Zentrum) in Gang gesetzt, vor allem aber hielt es Brüning nicht von seinem restriktiven wirtschaftspolitischen Kurs ab. Und auch Papen hielt an der harten, durch Sozialabbau getriebenen Sparpolitik seines Vorgängers fest. Erst unter dem auf Papens Sturz im Dezember 1932 folgenden Kurt von Schleicher erfolgte eine Abkehr vom rigiden Sozialabbau.
 
        Zunächst aber versuchte Papen noch, die private Investitionstätigkeit durch Steuersenkungen und Subventionen zu stimulieren. Angesichts hoher unausgelasteter Kapazitäten und fehlender, durch Kaufkraft abgestützter Nachfrage konnte von Investitionen jedoch keine wirtschaftliche Belebung ausgehen. Allerdings stellte Papen auch einen Kredit für öffentliche Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen bereit. Das „Papen-Programm“ über insgesamt rund 300 Millionen RM für öffentliche Arbeiten kam damit einer konjunkturpolitischen Revolution gleich. Revolutionär war es jedoch nicht wegen der Summe – der Wirtschaftshistoriker Knut Borchardt hat die Nachfragelücke auf mehr als 30 Milliarden RM beziffert25 –, sondern weil es sich dabei tatsächlich um eine Geldschöpfung zur Erhöhung der Kaufkraft, also um eine Abkehr von der zuvor beabsichtigten Steuerfinanzierung handelte.
 
        Für die Schaffung zusätzlichen Geldes wurde die Wechselfinanzierung durch Kreditinstitute wie die Deutsche Gesellschaft für öffentliche Arbeiten AG (Öffa) entwickelt. Unternehmen, die für die Öffa staatliche Aufträge ausführten, erhielten von dieser Wechsel. Waren die Unternehmen noch vor dem Fälligkeitsdatum des Wechsels auf Liquidität angewiesen, konnten sie diesen bei einer Bank diskontieren, sich also unter Abzug von Zinsen den fälligen Betrag sofort auszahlen lassen. Die Geschäftsbank konnte den Wechsel anschließend an die Reichsbank weiterverkaufen. Diese erklärte sich auch tatsächlich zur Rediskontierung bereit, weil die Öffa-Wechsel mit der Bürgschaft des Reiches versehen waren.26 Eine solche Finanzierung ermöglichte die Ausweitung der Geldmenge unter Umgehung des Reichsbankgesetzes, was der spätere Reichsbankpräsident Hjalmar Schacht mit den Wechseln der Metallurgischen Forschungsanstalt freilich auch zur Finanzierung der Rüstungsprogramme Hitlers nutzte.27 Jenseits dieser finanztechnischen Lösung aber war erst das Sofortprogramm des Anfang Dezember 1932 angetretenen Reichskanzlers Schleicher zur konjunkturellen Initialzündung geeignet. Mit einem Volumen von 500 Millionen RM rückte dieses die staatliche Vergabe von Instandhaltungsarbeiten hauptsächlich an mittlere und kleinere Unternehmen in den Mittelpunkt und trat bereits am 28. Januar 1933 in Kraft, kurz vor der Ernennung Hitlers zum Reichskanzler.28
 
        Der Nationalsozialismus sollte anschließend nicht nur von den bereits eingeleiteten Maßnahmen profitieren, ihm wurden vielmehr auch die Instrumente einsatzbereit zur Verfügung gestellt, die Weimarer Wissenschaftler und Politiker entwickelt hatten.29 Mit dem bald von Hitler eingesetzten Reichsbankpräsidenten Schacht kann demnach festgehalten werden, dass es eine nationalsozialistische Wirtschaftspolitik „ebensowenig wie eine nationalsozialistische Blinddarmoperation“ gegeben hat.30 Zum Zeitpunkt der Machtübergabe war schließlich auch der wirtschaftliche Tiefpunkt durchschritten, im Herbst 1932 hatte sich die konjunkturelle Lage zu wenden begonnen. Verschiedenste Konjunkturindikatoren verwiesen auf einen Aufwärtstrend, der sich allerdings noch nicht in den Arbeitslosenzahlen niederschlug.31 Mit durchschnittlich 5,57 Millionen lag die Zahl der Arbeitslosen 1932 in jedem Monat zum Teil erheblich über den Zahlen des jeweiligen Vorjahresmonats; im Januar und Februar 1933 näherte sie sich mit etwas mehr als 6 Millionen fast noch einmal den Spitzenwerten des entsprechenden Vorjahreszeitraumes.32 Die Krankenkassenstatistik zeigte aber ab Dezember 1932 neben einer Beschäftigungszunahme um 1,32 Millionen einen Rückgang der Zahl der Arbeitslosen um 916000, noch „ehe überhaupt die Arbeitsbeschaffungsprogramme der Hitler-Regierung im Juni 1933 anliefen“.33
 
        SELBSTTRAGENDER KONJUNKTURAUFSCHWUNG
 
        Während der konjunkturellen Erholung bemühte sich das nationalsozialistische Regime um weitere, Konjunktur und Beschäftigung forcierende Maßnahmen. Die Steuerbefreiung von Kraftfahrzeugen sollte die Pkw-Produktion ankurbeln, die Vergabe von Ehestandsdarlehen die Produktion von Konsumgütern (und frisch vermählte Frauen aus Beschäftigungsverhältnissen drängen). Neben dem Bau strategisch wichtiger Reichsautobahnen wurde der Weg direkter Arbeitsbeschaffung mittels Gebäudeinstandsetzungen, Flussregulierungen, Elektrifizierung und anderem mehr beschritten. Allerdings trat das entsprechende, nach dem Staatssekretär im Reichsfinanzministerium Fritz Reinhardt benannte Programm erst mit dem Gesetz zur Verminderung der Arbeitslosigkeit vom 1. Juni 1933 in Kraft; das Zweite Gesetz zur Verminderung der Arbeitslosigkeit, mit dem Wohnungsbau und Instandsetzungsarbeiten durch Steuerbefreiungen gefördert werden sollten, folgte mehr als ein weiteres Vierteljahr später.34
 
        Die Nationalsozialisten begannen also vergleichsweise spät mit direkter Arbeitsbeschaffung.35 So wurden für den Bau der Reichsautobahnen bis Ende 1933 nicht einmal 4000 Arbeiter beschäftigt, während die Arbeitsbeschaffungsprogramme der letzten Weimarer Regierungen 1933 zu einer durchschnittlichen Beschäftigung von monatlich 173327 Arbeitskräften, im Spitzenmonat November 1933 zu 400847 zusätzlichen Beschäftigten führten.36 „Man kommt demnach nicht umhin festzustellen, dass die Arbeitsbeschaffungspolitik der Regierung Hitler bis gegen Ende 1933 eigentlich kaum ein Verdienst an dem Aufschwung hatte.“37 Auch indirekte Maßnahmen wie die auf die Anschaffung langlebiger Konsumgüter zielenden Ehestandsdarlehen konnten bis Ende 1933 kaum eine spürbare konjunkturelle Wirkung entfalten.38 Insgesamt fiel das deficit spending, das private Konsumausgaben über staatliche Kreditfinanzierung erhöhen soll, zur Initiierung eines selbsttragenden Konjunkturaufschwungs zu gering aus.39 Die Pkw-Produktion verstärkte sich zwar kurzzeitig, aber weniger aufgrund der Steuerbefreiung als infolge des gesamtwirtschaftlichen Trends. Die wirtschaftliche Erholung war schließlich nicht nur eine unabwendbare konjunkturelle Folge, wie auch der Trend internationaler Wiederbelebung zeigt, sondern ebenso Folge der Beseitigung verschiedener ökonomischer Krisenherde. Immerhin boten das reformierte Finanzsystem, die faktische Beseitigung der Reparationen, die bereits eingeleiteten konjunkturpolitischen Maßnahmen, „die Erholung des Kreditwesens und sinkende Zinssätze (…) gute Voraussetzungen für Investitionen und die Entlastung des Reichshaushalts. Hierauf baute das nachfolgende NS-Regime auf, das die Früchte dieser Politik ihrer Vorgänger erntete und sich dafür von der Bevölkerung feiern ließ.“40
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        MEDIEN UND PROPAGANDA 1933
 
        Niklas Venema
 
        Abbildungen von Hitler-Plakaten in Schulbüchern, Schlagzeilen des „Völkischen Beobachters“ auf Museumstafeln oder Ausschnitte aus nationalsozialistischen Filmen in Fernsehdokumentationen – die NS-Propaganda steht heute häufig sinnbildlich für das Regime selbst und dient implizit oder explizit der Erklärung des Aufstiegs der faschistischen Herrschaft in Deutschland. Ein Erfolg der Nationalsozialisten war es, dass ihrer Propaganda teils bis heute die Wirkmächtigkeit zugeschrieben wird, die Funktionäre wie der Reichsminister für Volksaufklärung und Propaganda, Joseph Goebbels, angestrebt und behauptet hatten. Insbesondere die damals neueren Medien Hörfunk und Film wurden zu wichtigen Stützen der Macht erklärt und mit erfolgreicher Propaganda assoziiert. Dahinter stehen Annahmen direkter und starker Medienwirkungen, die Zeitdiagnosen politischer Öffentlichkeiten lange prägten und die durch populäre Darstellungen etwa zur politischen Radikalisierung in „Filterblasen“ oder „Echokammern“ noch immer einflussreich sind. Thesen starker Medienwirkungen können im Zusammenhang mit der NS-Propaganda einem entlastenden Narrativ der „Überwältigung“ und „Verführung“ der Bevölkerung dienen. Die historische Forschung zeichnet allerdings ein differenzierteres Bild von der potenziellen Wirkung der NS-Propaganda und stützt sich dazu auch auf Erkenntnisse der kommunikationswissenschaftlichen Medienwirkungsforschung.01
 
        Aus kommunikationshistorischer Perspektive vollzog sich der Aufstieg der NSDAP ab den 1920er Jahren im Kontext einer politischen Öffentlichkeit, die sich bereits seit dem Kaiserreich maßgeblich durch medial vermittelte Kommunikation konstituierte. Die vor wie nach 1933 wichtigen Versammlungsöffentlichkeiten, etwa Demonstrationen, Kundgebungen oder Aufmärsche, erhielten auch durch ihre mediale Inszenierung und Darstellung Gewicht. Die Öffentlichkeit der Weimarer Republik war durch eine stark ausdifferenzierte Presse und die beginnende Ausbreitung von Film und Hörfunk charakterisiert. Neben Partei- und Parteirichtungszeitungen waren jüngere Zeitungstypen wie die Boulevardpresse oder Illustrierte unterschiedlicher politischer Couleur entstanden. Kinofilme transportierten zwar kaum Informationen und Meinungen zur Tagespolitik, vermittelten aber Werthaltungen und Weltbilder. Der Hörfunk gewann ab 1930 an Bedeutung als Medium der politischen Auseinandersetzung und damit auch als Wahlkampfinstrument der Nazis. Vor diesem Hintergrund stellt sich die Frage, welche Rolle etablierten und neueren Medien beim Aufstieg des Nationalsozialismus in der Weimarer Republik bis zur Festigung der diktatorischen Macht 1933 zukam.
 
        Der Nationalsozialismus war nicht zuletzt eine Propagandabewegung, wie es charakteristisch für den Faschismus ist. Kernelemente waren die Inszenierung durch massenhafte Aufmärsche, die Verwendung visueller Symbole wie das Hakenkreuz sowie der Führerkult. Bei dieser „Ästhetisierung der Politik“02 bediente sich die NSDAP der Mittel strategischer politischer Kommunikation, etwa über Versammlungen, Reden und Plakate, konnte in der Weimarer Republik aber auch über ihre eigene Parteipresse hinaus starke Aufmerksamkeit durch Medienberichterstattung erzielen. So setzte Hitler etwa im Wahlkampf 1932 zwar insbesondere auf Kundgebungen, seine Flugzeugreisen zu diesen Veranstaltungen zielten aber auch auf mediale Inszenierung.03
 
        PRESSE IN DER WEIMARER REPUBLIK
 
        Leitmedium der politischen Öffentlichkeit war nach wie vor die Presse. Sie setzte Themen der öffentlichen Debatte und lieferte Deutungsangebote. Diese Wirkungen konnten stark sein, da JournalistInnen und vor allem PolitikerInnen an den Einfluss der Zeitungen und Zeitschriften glaubten. Sie beobachteten die Presseberichterstattung, nahmen sie einerseits als Ausdruck der öffentlichen Meinung wahr und unterstellten andererseits eine Wirkung auf die Bevölkerung. Entsprechend richteten sie ihr Handeln auch nach Medienberichten aus.
 
        Der Zeitungs- und Zeitschriftenmarkt in der Weimarer Republik war durch die Verschränkung politischer und ökonomischer Zielsetzungen charakterisiert. Durch Parteinahme oder direkte -verbundenheit war die Presselandschaft stark fragmentiert und polarisiert. Gleichzeitig verfolgten die Zeitungs- und Zeitschriftentitel ökonomische Ziele und versuchten ihren Leserkreis durch Publikumsorientierung zu erweitern. Allerdings lassen sich aus der Fragmentierung der Presse keine direkten Schlüsse auf die parteipolitische Entwicklung ziehen. Wahlergebnisse politischer Parteien sind nicht mit dem Parallelismus von Auflagen- und Verbreitungszahlen von Zeitungen und Zeitschriften mit entsprechender Parteibindung zu erklären. Vom Erfolg der nationalistisch-konservativen Presse des Unternehmers und Politikers Alfred Hugenberg profitierte nicht dessen Deutschnationale Volkspartei (DNVP), stattdessen stieg die NSDAP zur stärksten Kraft der Rechten auf. Die weite Verbreitung liberaler Titel mit Verbindungen zur Deutschen Demokratischen Partei (DDP) verhinderte nicht deren Niedergang zur Splitterpartei.04
 
        Häufig verweisen ForscherInnen darauf, dass die Ablehnung oder zumindest Skepsis gegenüber der Weimarer Republik aus den unterschiedlichen Überzeugungen heraus in der Presse nahezu des gesamten politischen Spektrums zu finden war und somit zu einem republikfeindlichen Klima beitrug. In der rechten bis faschistischen Presse wurde darüber hinaus gar offen zum Mord jüdischer, republikanischer oder linker Politiker aufgerufen. Mehr oder weniger explizit stützen sich Forschungsarbeiten zum republikfeindlichen Klima der Presse allerdings häufig auf totalitarismustheoretische Annahmen und sehen insbesondere die kommunistische Presse wie die NS-Presse in der Verantwortung für den Niedergang der Weimarer Republik. Plausibler als solche Urteile, die den politischen Gegnern und Opfern der Nationalsozialisten eine Mitschuld an der Katastrophe 1933 geben und eine politische Nähe als Opposition zur Weimarer Republik unterstellen, sind die Thesen, dass zum einen die Logik neuerer Boulevardtitel und zum anderen ein rechtes Presseklima den Aufstieg der NSDAP begünstigten.
 
        Neuartige Boulevardtitel verbanden inhaltliche Mittel wie Sensationalismus und Skandalisierung sowie gestalterische Elemente wie Bebilderung mit einer politischen Agenda. Die Nazis selbst bedienten sich mit Titeln wie „Der Angriff“, „Der Stürmer“ oder „Illustrierter Beobachter“ der Mittel der Boulevardpresse. Zudem boten sie einer zunehmend auf Skandale und Sensationen gerichteten Presse unterschiedlicher politischer Tendenz Stoff und erhielten insbesondere nach ihrem Erfolg bei den Reichstagswahlen 1930, bei denen sie mit einem sprunghaften Anstieg auf 18,3 Prozent zur zweitstärksten Kraft wurden, eine hohe mediale Aufmerksamkeit. Der ständige politische Konflikt und nicht zuletzt die direkte Straßengewalt kamen der medialen Logik insbesondere der Boulevardpresse entgegen. Dabei verband sich die reißerische Berichterstattung mit politischen Zielsetzungen. Sowohl konservative Titel als auch die NS-Presse beschuldigten Kommunisten, Sozialdemokraten und Mitglieder der Republikschutzorganisation Reichsbanner Schwarz-Rot-Gold der Gewalt. Eine sensationalistische und parteiliche Berichterstattung über politisch motivierte Auseinandersetzungen suggerierte die Gefahr eines Bürgerkrieges und ermöglichte es den Nazis, sich als Bollwerk gegen eine vorgebliche kommunistische Bedrohung zu inszenieren.
 
        Die politische Fragmentierung der Gesellschaft zeigte sich in der Mediennutzung abseits der Kernmilieus – etwa der Organisationen des politischen Katholizismus und der Arbeiterbewegung – weniger in abgeschlossenen parteilichen Teilöffentlichkeiten als in einer Polarisierung zwischen im weitesten Sinn rechts und links. So lasen beispielsweise Sozialdemokraten oder Kommunisten häufig die hochauflagigen linksliberalen Titel mit attraktiver Berichterstattung auch abseits politischer Themen. Sie konsumierten aber kaum ihnen gegenüber offen feindliche nationalistisch-konservative Zeitungen und Zeitschriften.
 
        Insbesondere außerhalb Groß-Berlins bestimmte die nationalistisch-konservative Presse die öffentliche Kommunikation. Denn Hugenberg, ab 1928 Vorsitzender der DNVP, vertrat die Interessen von Schwerindustrie und rechten Parteien oder Verbänden nicht nur mit der Hauptstadtpresse des Scherl-Verlags wie „Berliner Lokal-Anzeiger“, „Der Tag“ oder „Berliner Illustrierte“, die er 1916 erworben hatte. Über Anzeigenvermittlung, Kredite und Unternehmensbeteiligungen brachte er weite Teile der Provinzpresse in die finanzielle Abhängigkeit seiner Gesellschaften. Darüber hinaus nahm er durch die Nachrichtenagentur Telegraphen-Union und andere Dienste unmittelbar Einfluss auf den Inhalt der Provinzzeitungen.05 Die rechte Hugenberg-Presse setzte durch ihre Nachrichtenauswahl – etwa über angeblichen kommunistischen Terror – Themen des öffentlichen Diskurses. LeserInnen folgten aber nicht unbedingt den Wahlaufrufen für die DNVP, sondern konnten die Berichterstattung auch so interpretieren, dass die NSDAP für sie die bessere Wahl sei.06
 
        Untersuchungen zur Hamburger und Leipziger Presse zeigen exemplarisch, wie die bürgerliche Presse auch abseits von Hugenbergs Einfluss den Aufstieg der NSDAP begünstigte. Aus Sympathie zur nationalistischen und gegen die Arbeiterbewegung gerichteten Programmatik betrachtete sie die Partei wohlwollend und warb dafür, Hitler und die NSDAP in Regierungen einzubinden. So unterstützten Titel wie die „Hamburger Nachrichten“, das „Hamburger Fremdenblatt“ oder die „Leipziger Neuesten Nachrichten“ zwar nicht direkt die NSDAP, trugen aber zur Normalisierung der faschistischen Bewegung und zur Akzeptanz im bürgerlichen Lager bei. Neben politischer Überzeugung waren dazu auch schlicht ökonomische Erwägungen der Verlage ausschlaggebend. Als privatwirtschaftliche Unternehmen nahmen liberale oder konservative Zeitungshäuser Rücksicht auf nationalsozialistische WählerInnen als (potenzielle) LeserInnen.07 Der Politikwissenschaftler Jürgen Falter hat für die späte Weimarer Republik einen Zusammenhang zwischen der Verbreitung einer rechten Presse und Wählerstimmen für die NSDAP aufgezeigt.08 Insgesamt kam den nationalistisch-konservativen Zeitungen und Zeitschriften in den Großstädten und in der Provinz eine wichtigere Rolle für den Aufstieg der Nationalsozialisten zu als der eigenen Parteipresse.09
 
        GRENZEN DER MEDIENWIRKUNG
 
        Trotz dieser Befunde zur Fragmentierung und Polarisierung der (Boulevard-)Presse sowie zum rechten Tenor der Berichterstattung sind keine direkten Schlüsse auf die Bedeutung von Mediennutzung als Ursache des Aufstiegs des Nationalsozialismus zu ziehen. Urteile zur Fragmentierung als Folge von Mediennutzung waren bereits in der Weimarer Republik weit verbreitet. Noch heute schlagen sie sich in populären Zeitdiagnosen von „Filterblasen“ oder „Echokammern“ der politischen Radikalisierung durch selektive Mediennutzung online nieder. Sie vernachlässigen jedoch zum einen den sozialen Kontext der Mediennutzung, zum anderen die aktive Rolle der NutzerInnen. Der Aufstieg der NSDAP ist weniger im Sinne von Echokammer-Hypothesen mit Radikalisierungsprozessen durch den alleinigen Konsum der NS-Presse zu erklären. Der Einfluss von Medien kann stattdessen beschrieben werden als, erstens, die aktive Verarbeitung und Interpretation einer – beispielsweise antirepublikanischen, antikommunistischen und nationalistischen – Berichterstattung durch, zweitens, Personen, deren Einstellungen und Überzeugungen solchen Mustern nicht grundlegend entgegenstanden.10 So war in Gemeinden mit einem hohen Anteil an KatholikInnen und ArbeiterInnen an der Bevölkerung auch trotz einer rechten Presse die Zustimmung zur NSDAP bei Wahlen geringer.11
 
        Auch im Bereich des Films war die weite Verbreitung von nationalistischen und militaristischen Inhalten, an die die faschistische Ideologie der NSDAP anknüpfen konnte, bedeutsamer für den Aufstieg der Nazis als ihre direkte Propaganda.12 Hugenbergs Firmengeflecht war nicht nur auf die Presse beschränkt. Der deutschnationale Politiker war ebenso in der Produktion und im Verleih von Filmen tätig, insbesondere über das größte deutsche Filmunternehmen Ufa, an dem er ab 1927 beteiligt war.13
 
        Ab Beginn der 1930er Jahre konnten sich die Nationalsozialisten zudem auf das neuere Medium Hörfunk stützen. Der unmittelbare Einfluss des Rundfunks auf den Erfolg der NSDAP lässt sich allerdings nur schwer belegen. Zwar ging die NSDAP aus den Wahlen im Juli 1932 als stärkste Partei hervor, nachdem sie erstmals im Radio um Stimmen hatte werben können. Bei den Wahlen im November 1932 verlor sie aber trotz Möglichkeiten der Rundfunkwerbung wieder an Stimmen. Gleichzeitig gelangen der KPD, obwohl sie als einzige Partei von der Rundfunkwerbung ausgeschlossen worden war, zumindest leichte Zugewinne.14
 
        PRESSE 1933
 
        Die Politik der NSDAP nach der Machtübertragung auf Hitler bestand einerseits aus Repression und Verfolgung von Minderheiten und politischen Gegnern, andererseits warben die Nationalsozialisten um weitere Zustimmung in der Bevölkerung. Die Kontrolle über die öffentliche Kommunikation hatte daher hohe Priorität für das Regime, um die errungene Macht zu festigen und letztlich den Krieg und die Verfolgung und Vernichtung der europäischen Juden propagandistisch vorzubereiten. Dies zeigt zunächst vor allem, dass auch Hitler und seine Parteigänger von der starken Wirkung von Medien überzeugt waren. Nachdem sich die Nazis unter den Bedingungen einer pluralistischen Öffentlichkeit aggressiv gegen den Weimarer Staat gerichtet hatten, betrieben sie nun eine „Integrationspropaganda“ für die sogenannte Volksgemeinschaft und den Führerstaat.15 Die Ästhetisierung der Politik durch die symbolische Inszenierung in Versammlungsöffentlichkeiten konnten die Nationalsozialisten ab 1933 noch umfassender betreiben und sie auch noch in verstärktem Maß über Presse, Hörfunk und Film unter ihrer Kontrolle verbreiten.16 Die NS-Propaganda bestand aus der emotionalisierten Inszenierung der Politik um einen Führerkult, Rassismus, „Volksgemeinschaft“ und das Bild der „jüdisch-bolschewistischen Weltverschwörung“.17
 
        Die Notverordnung des Reichspräsidenten „zum Schutze des Deutschen Volkes“ schränkte nur wenige Tage nach der Ernennung Hitlers zum Reichskanzler die Pressefreiheit drastisch ein. In der Folge erlassene Verbote trafen insbesondere die kommunistische und sozialdemokratische, aber auch Teile der liberalen Presse. Infolge der sogenannten Reichstagsbrandverordnung Ende Februar 1933 verbot das Regime die Publikationen ihrer linken Gegner vollständig. Die Verbote der als marxistisch bezeichneten Titel waren ein tiefer Einschnitt in die Pressefreiheit, doch standen sie auch in Kontinuität der zeitweisen Zeitungsverbote in der Weimarer Republik, die sich zuvorderst gegen die kommunistische Presse gerichtet hatten. Für eine Zäsur sorgte die NS-Medienpolitik vor allem in personeller Hinsicht: Insbesondere jüdische und linke JournalistInnen verloren ihre Betätigungsmöglichkeiten und wurden verfolgt, jüdische Verlage wurden enteignet. Im März wurde das Reichsministerium für Volksaufklärung und Propaganda als zentrale Einrichtung zur Lenkung der öffentlichen Kommunikation eingerichtet. Die personelle Kontrolle sicherte das Regime mit einem berufsständischen Kammersystem durch Zwangsmitgliedschaft in der Reichskulturkammer und schließlich dem antisemitischen und gegen ihre politischen Gegner gerichteten Schriftleitergesetz, das am 1. Januar 1934 in Kraft trat.
 
        Allerdings konnte das Regime nicht der gesamten Presse mit Terror und Gewalt begegnen. Mit dem Großteil der Verleger und JournalistInnen der ehemals konservativen und liberalen Blätter musste es zusammenarbeiten. Auf sie waren die Nationalsozialisten sowohl aus Mangel an eigenem Personal als auch zur Integration des Bürgertums in die faschistische Diktatur und zur Außendarstellung im Ausland angewiesen. Obwohl oder gerade weil sie weniger aggressive, offen antisemitische Propaganda betrieben, übernahmen damit auch Titel wie die „Frankfurter Zeitung“ oder das „Berliner Tageblatt“ eine Funktion für die Festigung der Macht Hitlers.18 Der Umgang mit den älteren, zunächst in Privatbesitz belassenen Pressetiteln war noch stärker von der negativen Medienpolitik der Verfolgung und Repression als von einer eigenen Gestaltung wie beim Film und Hörfunk geprägt. Auch deshalb scheint die Betonung der neueren Medien für die NS-Propaganda in Teilen der Forschung und im populären Diskurs plausibel. Doch trotz der weiteren Verbreitung der neueren Medien in den 1930er Jahren blieb die Presse auch in der NS-Diktatur das wichtigste Medium. Zum einen blieb die Nutzung von Film und Radio schon allein aus ökonomischen Gründen beschränkt. Zum anderen erfüllten Tageszeitungen auch weiterhin die Bedürfnisse nach (lokaler) Information und Unterhaltung.19
 
        FILM UND HÖRFUNK 1933
 
        Wie im gesamten Medienbereich war im Film die Zäsur durch Berufsverbote und Verfolgung für jüdische MitarbeiterInnen drastisch. Inhaltlich gab es hingegen Kontinuitäten zur Weimarer Republik. Charakteristisch waren kurz nach der Machtübertragung weniger die eindeutigen Propagandafilme wie „Hitlerjunge Quex“ (1933), sondern eine Orientierung an den Unterhaltungsbedürfnissen der ZuschauerInnen. NS-Unterhaltungsfilme waren jedoch nicht unpolitisch und dienten der Integration in die „Volksgemeinschaft“ – und damit auch dem Ausschluss jüdischer BürgerInnen. Obgleich weiterhin Unterschiede nach Klasse, Schicht oder Milieu bestanden, wirkte diese Filmpolitik durchaus im Sinne einer völkischen Integration des Publikums.20 Die Philosophen Max Horkheimer und Theodor W. Adorno als Vertreter der Kritischen Theorie haben die Kontinuitäten um 1933 herausgearbeitet und dabei weniger auf den direkten protofaschistischen Charakter von Medieninhalten als vielmehr auf das grundlegende faschistische Potenzial der Unterhaltung und Reklame der modernen Kulturindustrie in bürgerlichen Massengesellschaften hingewiesen.21
 
        Die intensive Verwendung des noch jungen Mediums Hörfunk zur Reichstagswahl im März 1933 durch die NSDAP nach den ersten Radiowahlkämpfen 1930 und 1932 gab Anlass zu Mutmaßungen, der Gebrauch neuerer Medien könnte zur Festigung der Macht der Nazis beigetragen haben. Mit Hitlers Amtsübernahme erhielten die Nationalsozialisten vollständigen Zugriff auf den Rundfunk. Während das Kabinett aus Mitgliedern von NSDAP, DNVP und Stahlhelm Parteienwerbung im Rundfunk verbot, gestand es sich selbst Reden und Berichte zu. Da die NSDAP allerdings selbst trotz offenen Terrors gegen ihre politischen Gegner und Einschränkungen der Wahlen „nur“ 43,9 Prozent der Stimmen erreichte, kann auch der Wahlkampfkommunikation lediglich eingeschränkt Erfolg zugeschrieben werden.
 
        Bereits die Präsidialregierung unter Franz von Papen hatte den Hörfunk 1932 vollständig verstaatlicht und eine Aufsicht über die Programme eingeführt. Angesichts der zentralisierten und staatlichen Organisation konnten die Nationalsozialisten das Medium einfach unter ihre Kontrolle bringen und dem Propagandaministerium unterstellen.22 Mit der weiten Verbreitung günstiger Empfangsgeräte („Volksempfänger“) schufen sie zumindest die Voraussetzung für eine gesellschaftliche Wirkung des neueren Mediums Hörfunk. 1933 war die Reichweite jedoch noch gering.23 Inhaltlich war der Rundfunk von der Machtübertragung bis zum Ende des Jahres 1933 von direkter politischer Propaganda geprägt, erst danach rückte die Unterhaltung immer stärker ins Programm. Bemerkenswert ist, dass das Regime nicht nur die Produktion und Inhalte des Radioprogramms kontrollierte, sondern durch die Förderung des Gemeinschaftsempfangs auch die Rezeption lenken wollte, um Hoheit über die Deutung der gesendeten Inhalte zu erlangen.24
 
        MÖGLICHKEITEN DER MEDIENWIRKUNG
 
        Insgesamt konnte die NS-Propaganda nur wirksam sein, wenn sie sich auf Erfolge und populäre Politik beziehen konnte. Der Terror gegen die politische Linke bei der Etablierung der diktatorischen Macht 1933 war eine durchaus populäre Maßnahme, die das Regime als Erfolg darstellen konnte.
 
        Vor dem Hintergrund der beschriebenen Öffentlichkeit in der Weimarer Republik konnte die NSDAP propagandistisch erstens eine Polarisierung zwischen einer marxistischen Linken und einer nationalistischen Rechten behaupten und sich als die Kraft zur Abwehr des Kommunismus inszenieren. Dabei knüpfte sie an gesellschaftlich weit verbreitete Haltungen an: Die rechte Presse der Weimarer Republik und die NS-Propaganda hatten ihre Feindbilder etwa bei der Verbreitung der antisemitischen „Dolchstoßlegende“ zum Ersten Weltkrieg nicht neu etablieren müssen. Die Ablehnung der Arbeiterbewegung und die Begründung ihrer Bekämpfung waren seit dem Kaiserreich die zentralen Elemente der bürgerlichen Weltanschauung, zu deren Verbreitung und Verfestigung Zeitungen, Zeitschriften, Bücher und Flugschriften seit dem 19. Jahrhundert beigetragen hatten. Zweitens konnte sich die NSDAP angesichts tatsächlicher und medial betonter Spaltungen als Kraft zur Überwindung der Fragmentierungen präsentieren, insbesondere durch die Propagierung der Idee der „Volksgemeinschaft“ und der Inszenierung Hitlers als starken Führer. Drittens gelang es dem Regime, aufbauend auf abstrakteren antisemitischen Vorurteilen, die Deutung zu etablieren, es gäbe tatsächlich eine konkrete „Judenfrage“, die gar durch Vernichtung zu lösen wäre.25
 
        Mit dieser Anknüpfung an vorhandene Werthaltungen und die Ausnutzung von Indifferenz und Vorurteilen konnte die Integrationspropaganda ohnehin virulente und akzeptierte Themen aufwerten und instrumentalisieren. Durch die Verbreitung von Deutungsangeboten nahmen die Nazis Einfluss, beispielsweise auf die interpersonale Anschlusskommunikation im privaten Bereich.26 Selbst wenn unter den Bedingungen der Diktatur nicht von einem passiven Publikum ausgegangen werden kann, sollte die aktive Mediennutzung im Sinne eines Lesens zwischen den Zeilen – genau wie ein oppositionelles Schreiben zwischen den Zeilen – jedoch nicht überbewertet werden, da dafür immer auch eine Decodierungsleistung notwendig war.27
 
        Zusammenfassend kann festgehalten werden, dass den älteren wie den neueren Medien beim Aufstieg der NSDAP und bei der Etablierung ihrer diktatorischen Macht eine zentrale Rolle zukam. Allerdings bestand diese nicht darin, dass sie passive RezipientInnen mit Propaganda überwältigte oder verführte, sondern dass die Nazis Themen der politischen Öffentlichkeit in ihrem Sinne setzen und vorhandene Einstellungen mobilisieren und verstärken konnten. Potenziale und Grenzen der Medienwirkungen bewegten sich dabei in Abhängigkeit von individuellen und gesellschaftlichen Kontextfaktoren – wie Überzeugungen und Milieus in der Weimarer Republik oder als Erfolge darstellbare Maßnahmen des Regimes nach 1933.
 
        Das ältere Medium Presse blieb auch in der Diktatur zentral für die Vermittlung politischer Informationen und Meinungen. Die faschistische Bewegung erlangte mit ihrer symbolischen Inszenierung und ihrer Brutalität in der Weimarer Öffentlichkeit eine hohe Aufmerksamkeit, insbesondere bei neueren Zeitungs- und Zeitschriftentypen, die auf Skandalisierung und Sensationalisierung setzten. Darüber hinaus konnten sich die Nazis bei ihrem Weg an die Macht auf die weite Verbreitung konservativ-nationalistischer Inhalte in Presse, Film und Hörfunk stützen. Dabei wurde nur teilweise unmittelbar für Hitler geworben, sie boten den RezipientInnen aber Deutungsmöglichkeiten im Sinne der NSDAP und der Partei selbst Anknüpfungsmöglichkeiten für ihre Propaganda.
 
        Schließlich konnte Hitler die „Volksgemeinschaft“ und den Führerstaat als Lösung zur Überwindung der fragmentierten und polarisierten Weimarer Gesellschaft und Öffentlichkeit inszenieren. Das bildete die Grundlage für die Medienpolitik nach der Machtübertragung, mit der die Nazis jegliche Opposition unterbanden, gleichzeitig aber mit einer Integrationspropaganda um Zustimmung warben.
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          ANGELIKA NIESCIER
 
          „WIR HABEN DIE TENDENZ ZUR NABELSCHAU IM ELFENBEINTURM“
 
          Ein Gespräch über die Aufgabe von Jazz, über Kulturpolitik und die Zukunft der Szene. Es werden Potenziale, Probleme und Grenzen des Jazz als „politische Kunst“ ausgelotet und Leerstellen aufgezeichnet, die innerhalb der Szene zu wenig thematisiert wurden und werden.
 
        
 
         
          WOLF KAMPMANN
 
          „WE INSIST!“. EINE SOZIALGESCHICHTE DES JAZZ IN DEN USA
 
          In seiner stilistischen Ausdifferenzierung – von seinen Anfängen in New Orleans über die Migration nach Chicago bis hin zu Stilentwicklungen wie Swing, Bebop oder Free Jazz – steht Jazz wie kein anderer Musikstil im Spiegel der US-Sozialgeschichte des 20. Jahrhunderts.
 
        
 
         
          STEPHAN BRAESE
 
          „SCHÖN, ABER NICHT BERUHIGEND“. JAZZ IM SPANNUNGSFELD DEUTSCHER GESELLSCHAFT UND POLITIK 1919–2022
 
          Bereits in der Weimarer Republik akzeptiert und beliebt, kann der Jazz in Deutschland mittlerweile auf eine knapp 100-jährige Geschichte zurückblicken. Er überdauerte den Nationalsozialismus und fand in der Bundesrepublik wie in der DDR jeweils seinen eigenen Anklang.
 
        
 
         
          MARIO DUNKEL
 
          JAZZ UND IDENTITÄT
 
          Identität ist ein zentrales Thema im Jazzdiskurs. Neben der individuellen oder kollektiven Verortung einzelner Protagonisten und der Musik im Ganzen sind die Kategorien race, Gender und Nationalität prägend für jazzinterne Identitätskämpfe.
 
        
 
         
          LINDA ANN DAVIS · URS JOHNEN
 
          (GESCHLECHTER-)GERECHTIGKEIT IM JAZZ. SOUNDTRACK DER SZENE ODER ZUKUNFTSMUSIK?
 
          Wie sichtbar und gleichgestellt sind Frauen in der Arbeits- und Schaffenswelt des Jazz und gibt es Perspektiven für eine barriere- und diskriminierungsfreiere Jazzszene? Die Ergebnisse der jüngsten Jazzstudie 2022 geben diesem Themenfeld eine empirische Grundlage.
 
        
 
         
          FRANZISKA BUHRE
 
          „LET MY CHILDREN HEAR MUSIC“. SPRACHLOSIGKEIT, ABWERTUNG UND POLITISIERUNG IN DEUTSCHER JAZZPUBLIZISTIK AM BEISPIEL VON CHARLES MINGUS
 
          Ein Close Reading der Schriften von Joachim-Ernst Berendt zeigt beispielhaft, welche außermusikalischen Grundannahmen den Blick auf das Schaffen des afroamerikanischen Musikers, Bandleaders und Komponisten Charles Mingus bestimmten.
 
        
 
      

       
        EDITORIAL
 
        Wie jeder Musikstil transportiert auch der Jazz über seinen musikalischen Gehalt hinaus Normen und Werte und damit Identität und Zugehörigkeit. Wie kaum eine andere populäre Musik(-kultur) kann er jedoch auf eine über einhundertjährige Kontinuität zurückblicken. In seiner Entstehung und Weiterentwicklung, seiner musikalischen Praxis und Rezeption ist er dabei eng in die US-amerikanische Kultur- und Sozialgeschichte des 20. Jahrhunderts eingebunden, insbesondere in afroamerikanische Emanzipationsdiskurse, die bis in die Gegenwart reichen.
 
        In Deutschland zeigte sich bereits in den 1920er Jahren eine Begeisterung für den damals immer beliebter werdenden Jazz. Bemerkenswert ist, wie mit der Musik im Auf und Ab der unterschiedlichen politischen Systeme umgegangen wurde: Galt der Jazz im Nationalsozialismus als „zersetzendes Element“, wurde er unter amerikanischer Besatzung zum Freiheitssymbol für die Überwindung der Diktatur. Während er sich in der Bundesrepublik immer mehr von seinen amerikanischen Vorbildern löste, formierte sich auch in der DDR eine einzigartige (Free-)Jazz-Szene.
 
        Sind Jazzpraxis und -rezeption unter diesen historischen Gesichtspunkten also primär als politisch, ja rebellisch aufzufassen? Das ginge vielleicht zu weit, handelt es sich beim Jazz doch in erster Linie um Kunst. Gleichwohl gibt es politische Auseinandersetzungen im und um den Jazz, die über den Ursprung der Musik hinausgehen: etwa hinsichtlich der Rolle von Frauen im Jazz, der Zukunft der Szene oder der öffentlichen Anerkennung für eine Kunst, die häufig im Schatten der klassischen Musik steht. In all diesen Debatten ist Offenheit gefragt, der Mut für Neues und eine freie Auseinandersetzung mit Ideen – gewissermaßen Kernkompetenzen im Jazz.
 
        Jacob Hirsch
 
      

       
        INTERVIEW
 
        „WIR HABEN GRUNDSÄTZLICH DIE TENDENZ ZUR NABELSCHAU IM ELFENBEINTURM“
 
        Ein Gespräch über die Vision und die gesellschaftliche Aufgabe von Jazz, was Kulturpolitik leisten muss und welche Strukturen die Freie Szene braucht
 
        mit Angelika Niescier
 
        Frau Niescier, was ist Ihre Motivation, heute Jazzmusikerin zu sein?
 
        Angelika Niscier – Die hat sich seit dem Beginn nicht verändert: Jazz ist die einzige Musik, die so eine große Diversität zulässt – in Bezug auf Stile, aber auch auf den Umgang mit dem Material. Wir sind da extrem frei. Und diese Freiheit, die die Musik uns Ausübenden erlaubt, war meine eigentliche Motivation. Das war es damals, als ich mit der Musik angefangen habe, und ist heute immer noch Teil meiner Vision von Jazz.
 
        Freiheit ist ein Label, das der Jazz sich gerne selbst verleiht. Aber stimmt das überhaupt? Wo ist man im Jazz wirklich frei und spürt überhaupt keine Grenzen?
 
        – Es ist natürlich so, dass sich die musikalische Szene in Mikrokosmen unterteilt, die manchmal überhaupt nicht durchlässig sind. Ohne Frage bleiben einige Leute grundsätzlich auf einer Schiene und drücken sich nur dort aus. Das stimmt schon. Die Durchlässigkeit der Grenzen ist manchmal nicht vorhanden.
 
        Was sind, neben dem Freiheitsklischee, Stereotype, mit denen man Jazz verbindet? Und welche davon treffen heute noch zu?
 
        – Es gibt dieses alte Klischee, dass Jazz eigentlich nur „alte weiße Männer“ machen. Das stimmt zwar überhaupt nicht mehr, aber es hält sich hartnäckig. Man müsste viel mehr nach außen transportieren, dass das schon lange nicht mehr so ist. Natürlich ist Jazz auch eine Musik, die elitäre Tendenzen hat, und das finde ich extrem problematisch. Es gibt Leute, die diese Musik lieben und mit ihr in den 1950er und 1960er Jahren großgeworden sind. Die sind mit den Musiker*innen, die damals angefangen haben, alt geworden. Daran ist auch nichts auszusetzen, aber es ist problematisch, wenn ausschließlich diese Leute jene Musik hören und sie lebendig halten. So kann das ja nicht funktionieren. Wir brauchen selbstverständlich auch neues, junges Publikum.
 
        Wie wird dieses junge Publikum denn erreicht?
 
        – Wie genau das gelingen kann, sind wir uns alle noch nicht ganz einig, wobei dafür seit ein paar Jahren innerhalb der Szene schon mehr Bewusstsein erwacht ist. Auf der ästhetischen Ebene der Werbung hat sich in den vergangenen Jahren viel getan. Was den Inhalt angeht, weigere ich mich zu sagen: „je tanzbarer, desto besser für ein junges Publikum“. Das propagieren zwar manche, aber ich glaube das nicht. In Köln veranstalte ich seit 2012 das Festival „Winterjazz“. Da sehe ich, dass es funktioniert, wenn man den Leuten sagt: „Da ist eine große Jazz-Party, du kannst kommen, aber auch wieder gehen, wenn du magst.“ Dann entwickeln die jungen Leute einen Forschungsdrang und hören sich alles Mögliche an.
 
        In welchem Moment springt dann der Funke über zwischen Musiker*innen und Publikum?
 
        – Das hat immer damit zu tun, wie die Musiker*innen auf der Bühne wirken. Wie authentisch ist das, was sie auf der Bühne meinen? Wenn zum Beispiel [der Pianist] Joachim Kühn spielt, dann ist es dem Publikum egal, dass das totaler Free Jazz ist. Natürlich überfordert das einige. Aber da ist so eine Intensität und Ehrlichkeit dabei, deswegen kommen die Leute und sind davon total umgehauen. Es geht nicht darum, dass man nach dem Konzert sagt: „Super, ich konnte heute Abend ein bisschen tanzen.“ Sondern, dass irgendetwas an der Musik so begeistert – ohne dass man das unbedingt verbalisieren muss –, dass man nach genau diesem Gefühl weitersucht.
 
        Das, was der Jazz eigentlich vermitteln möchte, dieses Lebensgefühl, gelingt ihm nicht?
 
        – Genau so ist es. Diese unbedingte Lebendigkeit, die wird nicht gut genug weitergetragen. Jazz hat immer noch einen Hauch von Komplexität. Es ist aber total egal, ob die Musik kompliziert ist oder nicht. Das hat nichts mit ihrer Vitalität zu tun.
 
        Da wären wir wieder bei der eben schon erwähnten elitären Rezeptionskultur. Wie äußert sich die?
 
        – Es gibt dieses schräge verstaubte Motto von: „je weniger Publikum, desto besser“. Das ist totaler Quatsch. Auch beim „Winterjazz“ haben viele geschimpft, dass es ihnen zu voll war. Genau das ist elitäre Exklusivität. Denn, wenn wenige Leute mit mir gemeinsam Musik hören, erhöht das ja meinen eigenen Weitblick. Dann habe ich ganz viel Ahnung und die anderen eben nicht. An solchen Haltungen müssen wir noch arbeiten. Sonst wird das Klischee immer weiter unterstützt. Dann glauben die Leute zum Beispiel, dass, um Jazz hören zu können, eine bestimmte Art von Vorbildung nötig ist. Und das ist einfach totaler Bullshit.
 
        Wie wird Jazz vonseiten der Politik rezipiert?
 
        – Es gibt ein Bewusstsein für Jazz, aber das ist immer noch mehr eine Feder, mit der man sich gerne schmückt. Die Unterstützung für diese Musik geht mir manchmal nicht weit genug, weil sie nicht ehrlich ist. Bundespräsident Steinmeier veranstaltet zum Beispiel Jazz-Konzerte im Schloss Bellevue, aber da wird eben auch nur wieder eine bestimmte Art von Musik eingeladen. Es wird immer selektiert. Jazz wird nicht als die unglaublich komplexe Kunst rezipiert und gefördert, die sie ist. Von der Politik wahrgenommen zu werden, ist unfassbar wichtig für die Lobbyarbeit. Dass man als Kunstsparte gesehen wird, die wichtig ist und die einen Raum braucht. Und genau da wird eben nicht die komplette Palette des Jazz wahrgenommen. Bei der Förderung spielt Jazz schon eine Rolle, allerdings eine kleine. Im Gegensatz zu den USA, wo Jazz viel mehr Platz in der Politik und auch in der öffentlichen Wahrnehmung einnimmt. Das ist dort aufgrund der Historie mehr gewachsen. Innerhalb Deutschlands müsste man sich jetzt mit anderen Künsten – etwa der klassischen Musik – vergleichen, aber das finde ich nicht gut, denn da wird dann schnell ein Verteilungskampf entfacht.
 
        Ist es nicht ein Problem, dass der Jazz seit jeher nicht institutionalisiert ist?
 
        – Das ist immer ein Problem gewesen und das wird auch immer ein Problem bleiben. Letztendlich hat es dann doch mit Verteilungskämpfen zu tun. Man muss sich natürlich fragen, warum so viele Opern und Orchester mit Millionen gefördert werden. Wo bleibt da die Freie Szene? Aber das gilt für jede Kunstsparte.
 
        Und was ist mit der anderen Seite der Medaille – Jazz als politische Kunst?
 
        – Das ist ganz schwierig (lacht). Ich glaube, dass sich da die Bedeutung in den vergangenen Jahren verändert hat. Natürlich hängt es immer von den einzelnen Künstler*innen ab, inwieweit sie politisch denken und Musik per se als politische Kunst wahrnehmen. Aber die große Black-Lives-Matter-Bewegung 2020 hat dazu geführt, dass sich unsere Protagonist*innen mehr Gedanken darüber gemacht haben. Das ist schon mal gut. Aber wir sind da immer noch am Anfang der eigentlichen Erleuchtung: Sind wir nun eine „politische Kunst“ oder nicht? Definitiv ist es so, dass wir mittlerweile in dem Elfenbeinturm, in dem wir uns befinden, schon mal die Fenster aufgemacht haben, vielleicht auch die eine oder andere Tür, und einige sind auch schon mal rausgegangen. Man kann es uns auch nicht verdenken, dass wir uns bisher einfach darum gekümmert haben, dass wir die Kunst selbst weiterbringen. Aber der definitive Kontext, das Sich-Verhalten zur Gesellschaft, dieser Spiegel – das alles wurde nicht wirklich behandelt. Diese Diskurse gab es im Jazz einfach nicht. Es gab einzelne Musiker*innen, die sich mit bestimmten politischen Themen auseinandergesetzt haben, aber das waren meistens eher ältere, so jemand wie der Vibrafonist Kurt Weil zum Beispiel. Das hat sich definitiv gewandelt. Jetzt machen Leute Projekte, die viel mehr politische Strahlkraft haben. Ob das jetzt gesellschaftspolitisch ist oder politisch per se, das hängt dann vom jeweiligen Projekt ab. Aber so was hat zugenommen. Sowohl das Bewusstsein dafür als auch der Wille, das auch nach außen zu präsentieren. Das kann ja viele Formen annehmen: Es kann ein Projekt sein, ein Stücktitel oder nur eine Ansage.
 
        Um genau dieses Thema – Jazz als politische Kunst – kreisen in Deutschland viele Vorträge und Bücher. Können Sie erläutern, woher diese Fragestellung rührt?
 
        – Der Jazz wurde ja von Schwarzen entwickelt, die sich gegen sozioökonomische, rassistische und sonstige Problematiken gewehrt haben – auch mit der Musik. Und die Menschen in den 1950er und 1960er Jahren waren hochpolitisch, so zum Beispiel Thelonious Monk oder Charles Mingus. Für die gab es einfach keine Trennung zwischen dem politischen Bewusstsein und der Musik, das ging Hand in Hand. Das kam aus einer bestimmten Zeit und einem bestimmten Kontext heraus. Fast würde ich sagen, es musste so sein. Auch da gab es selbstverständlich Leute, die sich dem verweigert haben. Trotzdem ist das unser Ursprung – eigentlich hochpolitische Musik, die natürlich gegen Rassismus und Klassismus, vielleicht nicht in dieser Wortwahl, und gegen Vorteilnahme und Appropriation gekämpft hat. Als Jazz aber nach Europa beziehungsweise nach Deutschland kam, gab es hier das ganz klare Bestreben, diesen Strang abzuschneiden und sich „zu emanzipieren“. Totaler Unsinn! Ich meine, das ist Musik von genialen Menschen, und ich bin in der glücklichen Lage, damit meinen Lebensunterhalt zu verdienen. Natürlich werde ich mich nicht emanzipieren von meinen Wurzeln! Das war ganz klar rassistisch. Man wollte sich so eine kleine bubble in Europa kreieren. Ich glaube, das ist eine „weiße“ Art von: „Wir sind mal wieder ganz dufte, die anderen nicht.“
 
        Wie kann eine Anerkennung dieser Wurzeln zeitgemäß gelingen?
 
        – Wenn ich ein Monk-Konzert mache, dann muss ich über sein Leben erzählen. Aber nicht nur mit dem Blick auf die Vergangenheit, nach dem Motto: „In den USA sind früher alle verrückt gewesen, da gab es Sklaven, und Rassismus war ganz schlimm.“ Sondern man muss einen Kontext zur heutigen Zeit und hierher nach Deutschland herstellen. Wenn man das in diesem alten Bezugsrahmen lässt – „so waren eben die 50er Jahre“ – dann sind wir nämlich wieder auch bei dem Publikumsproblem. Welche Menschen fühlen sich von so einem Abend denn angesprochen? Natürlich kann mich das vielleicht interessieren, aber dann muss ich auch schon etwas über die damalige Zeit Bescheid wissen. So etwas müssen wir uminterpretieren. Auch da hat sich erst in der jüngeren Zeit etwas verändert, ungefähr innerhalb der vergangenen zehn Jahre und vermehrt in den letzten fünf beziehungsweise zwei Jahren. Alles davor – auch politische Reden – bezogen sich eher punktuell auf diese Thematiken. Jetzt ist auch der Diskurs innerhalb der Gesellschaft viel breiter geworden. Es wird zum Beispiel über toxische Männlichkeit diskutiert – und das eben nun auch im Jazz. Die gesellschaftlichen Debatten haben die Leute darin bestärkt, auch auf der Bühne diesen Diskursen Aufmerksamkeit zu schenken.
 
        War es auch umgekehrt? Haben Jazzmusiker*innen durch ihre Kunst gesellschaftspolitische Debatten mit angestoßen?
 
        – Ich würde lügen, wenn ich sagen würde, das Jazz-Volk war ganz vorn dabei, den Diskurs anzuschieben. Das hätte ich gerne, haben wir aber nicht. Sich zum Beispiel die eigenen Wurzeln klarzumachen – das ist immer noch nicht selbstverständlich. Oder die 1950er und 1960er Jahre mit dem heutigen Zeitraum und Europa zu verbinden – so viel Weitsicht gibt es noch nicht häufig. Wir haben grundsätzlich die Tendenz zur Nabelschau im Elfenbeinturm. Das ist definitiv problematisch, aber es ändert sich.
 
        Ist gerade die Vermittlung dieser wichtigen Historie nicht eigentlich auch Bestandteil des Hochschulstudiums, das in Deutschland die allermeisten Jazzmusiker*innen abgeschlossen haben?
 
        – Ja, aber es hängt immer davon ab, welcher Filter darauf liegt. Das eine ist: „Das sind unsere Wurzeln. Punkt.“ Und das andere: „Was mache ich denn jetzt mit dieser Information?“ Und ich glaube, das Letztere steht noch nicht genug im Vordergrund. Aber auch das ändert sich gerade. Auch, weil die Studierenden das möchten.
 
        Wünschen Sie sich von der Jazzszene mehr politische Haltung und Verankerung?
 
        – Naja, wer bin ich, mir irgendetwas von den Leuten zu wünschen? Ich freue mich, wenn ich Projekte sehe oder bei Projekten mitmache, wo ich merke, dass Musiker*innen einen gesellschaftspolitischen oder politischen Duktus haben oder bestimmte Projekte dieser Überschrift unterordnen. Ich glaube, dass wir als Jazz-Völkchen mehr Bewusstsein dafür haben müssen. Und ich glaube auch, dass das dann automatisch in die Musik und deren Inhalte überblendet. Man improvisiert und komponiert ja immer auch aus der Sozialisation, aus einem bestimmten Diskurs oder einer Komplexität der Gedanken heraus. Wenn ich den Diskurs mitgestalte und mich dort auch tatsächlich engagiere, wirkt sich das automatisch auch auf mein musikalisches Schaffen aus. Da gibt es überhaupt keine Grenze, ob ich jetzt ein Stück nur mit einem bestimmten Stichwort benenne, oder ob ich da noch viel tiefer reingehe. Das muss jeder und jedem überlassen sein. Ich will halt, dass die Leute auch die Freiheit haben, mal ein Projekt zu machen, das überhaupt nichts damit zu tun hat oder alles damit zu tun hat. Und alles dazwischen natürlich auch. Ich habe das Gefühl, diese Bandbreite ist noch nicht ganz im Jazzmusiker*innen-Alltag präsent. Vielleicht haben alle zu viel zu tun und hetzen nur die ganze Zeit von A nach B, aber das darf eigentlich keine Ausrede sein.
 
        In welchen Themenfeldern braucht es da Ihrer Meinung nach mehr Auseinandersetzung?
 
        – Im Prinzip in allen Themenfeldern der politischen Bildung (lacht). Misogynie und Sexismus sind immer noch ein großes Thema, sowohl der Umgang miteinander, aber auch die strukturellen Probleme. Auch über Klassismus wird im Prinzip fast gar nicht gesprochen, das ist aber ein ganz großes, so unfassbar großes Thema! Ich lehre ja auch, und da ist es schon so, dass vor allem die Kinder die Möglichkeit haben, Musik zu studieren, deren Eltern sich das leisten können. Wenn nicht, dann müssen sie was anderes machen. Es wird viel zu wenig der Fokus darauf gelegt, wie man Menschen unterstützen kann, die möglicherweise nicht die Ressourcen haben, aber trotzdem denken: „Wow, das ist die Musik, die mich interessiert! Und ich werde jetzt alles daransetzen, das beruflich machen zu können.“ Und ich finde auch, dass die eigenen Schwarzen Wurzeln zu wenig Anerkennung finden und ihnen zu wenig credit gegeben wird: „Monk – ja klar, das weiß doch eh jeder. Und außerdem sind wir hier in Deutschland, und hier gibt es ja keinen Rassismus.“ Es wird auch kein wirkliches Augenmerk darauf gelegt, diese Problematiken zu verbinden. Mal ganz konkret: Wie viele türkische Jazzmusiker*innen gibt es denn eigentlich hier (streckt ihre leeren Handflächen aus, zuckt leicht mit den Schultern)? Dabei gibt es hier eine riesengroße Community! Es kann doch nicht sein, dass sich darin niemand für Jazz interessiert. Das glaube ich einfach nicht. Das sind die größten Felder, die wir bearbeiten müssen. Und das gilt im Prinzip genauso für den Inhalt: Wie nah sind wir eigentlich tatsächlich an der Gesellschaft dran und spiegeln sie? Das sind natürlich sehr allgemeine Fragen, aber meiner Meinung nach muss Kunst letztendlich die Vorgänge innerhalb einer Gesellschaft reflektieren. Muss das nicht auch der Jazz? Müssen wir hier nicht eigentlich Vorreiter sein?
 
        Man kann behaupten, dass eine Kunst das, was aktuell in einer Gesellschaft oder Zeit passiert, wiedergibt oder spiegelt. Natürlich kann man auch der Zeit voraus sein oder noch auf einem Diskurs herumreiten, den der Rest der Gesellschaft schon wieder fallengelassen hat. In erster Linie geht es doch aber um ein Zurückspielen, oder?
 
        – Ja, das denke ich auch. Und natürlich auch um Inspiration. Das ist jetzt ein bisschen verkürzt, aber wenn Jazz-Musik wahrgenommen wird und in ihren unterschiedlichen Aspekten auch rezipiert wird, dann öffnen wir damit das Mindset der Menschen. Es wäre zu hoch gegriffen, zu sagen, dass wir sie so auf etwas Unbekanntes vorbereiten, aber zumindest macht das Neue oder das Unerwartete keine Angst mehr. Denn wenn du diese Musik machst oder rezipierst, dann bist du gewohnt, dass alles immer anders ist. Einen Popsong willst du immer genau so nochmal hören. Die Bassline, die Harmonien, die Lyrics – du kennst das alles und wenn es dann genau so wiederkommt, ist das total geil. Das ist bei uns Jazzmusiker*innen einfach völlig anders. Da hast du alle Wege vor dir, und du kannst alle Wege wählen – und dann macht eigentlich kein Weg mehr Angst. Weil alles möglich ist und alles auf seine Art auch richtig ist, im Sinne von: „Wenn es nicht funktioniert, dann funktioniert was anderes“. Ich bilde mir immer noch ein, dass die Jazz-Musik vor dieser Sorge vor Veränderung oder dem Verlassen des eigentlichen Weges hilft und es schafft, da Ängste abzubauen.
 
        Das ist jetzt aber hoch gegriffen.
 
        – Ja, auf jeden Fall, aber ich glaube das immer noch. Ich glaube es, bis man mich mit den Füßen hier hinausträgt. Meine Hoffnung ist, dass, wenn Leute sich auf diese Musik einlassen können, diese Wirkung zukünftig oder vielleicht in bestimmten Situationen in deren Leben herunterrieselt.
 
        Natürlich ist da auch die Frage, ob das Aufgabe der Kunst ist. Und hat Kunst überhaupt eine Aufgabe? Ich finde, in der Pandemie haben wir uns auf diese Diskussion der Relevanz eingelassen, und das war nicht richtig. Natürlich, wir waren alle erschrocken, und es war eben ein Präzedenzfall. Aber überhaupt diese Diskussion, warum wir wichtig sind, die war nicht richtig. Ich habe da auch mitgemacht, und ich verzeihe mir das. Aber wir hätten besser sagen sollen: „Entschuldigung, das ist gar keine Frage, ob wir relevant sind! Wir sind Kunst!“ Und uns wurde ja auch wirklich geholfen. Wir sind nicht diejenigen, die jetzt meckern können. Andere hatten es sehr viel schwerer, und manchen wurde nicht geholfen. Nichtsdestotrotz war diese Frage, auf die wir dann so ein bisschen panisch versucht haben, zu antworten, fehl am Platz. Nochmal: Da geht es um Kunst. Und die Menschheit braucht Kunst!
 
        Sie machen auch viel kulturpolitische Arbeit – reicht es nicht, einfach Musikerin zu sein und Kunst zu machen?
 
        – Das wäre schön. Da ist wieder die Frage der Relevanz. Wichtig scheint mir, dass wir das Bewusstsein über die Musik und ihre Vision in der Politik weiter verankern. Es ist immer noch nicht selbstverständlich, dass diese Musik immer mitgedacht wird. Das Gleiche gilt auch für die Freie Szene, und damit meine ich tatsächlich mehr als nur den Jazz. Es ist immer noch wichtig, dass wir Präsenz zeigen und uns als Künstler*innen zusammenschließen und einreihen. Ich glaube, wenn wir circa 15 Jahre weiter wären, dann würde es möglicherweise reichen, nur Musik zu spielen. Das ist jetzt aber einfach noch nicht so. Leider hängt die Kunst grundsätzlich noch etwas am Gürtel der Politik. Es sei denn, sie trägt sich von allein. Es gibt sicher ein Missverhältnis zwischen der institutionalisierten Kunst und der Freien Szene. Die eine wird vielleicht im Ernstfall ein bisschen gekürzt, aber die andere wird immer infrage gestellt, und das darf eigentlich nicht sein.
 
        Innerhalb der Szene wird gerade viel über neue Strukturen nachgedacht. Was meinen Sie, welche Strukturen braucht der Jazz der Zukunft?
 
        – Natürlich brauchen wir solche Häuser wie den Stadtgarten in Köln als Europäisches Zentrum für Jazz und aktuelle Musik oder das House of Jazz, das gerade in Berlin entsteht. Die sind feste Größen und haben auch einfach Kapazitäten, bestimmte Arten von Musik zu fördern, unabhängig davon, ob sich das finanziell trägt oder nicht. Abgesehen davon bin ich für ein Grundgehalt für alle. Bis wir das aber schaffen, ist es natürlich so, dass wir Räume brauchen – wir müssen ja spielen. Natürlich sind individuelle Förderung und Projektförderung total super, und das soll es auch weiterhin geben, keine Frage – aber wir brauchen eigentlich auch die Verstetigung der Clubs und Festivals. Die meisten Jazzclubs werden ehrenamtlich betrieben – im ganzen Land! Deshalb haben die ja auch oft Nachwuchsprobleme. Wir brauchen eine langfristige, strukturelle Förderung der Orte, an denen wir spielen. Denn das, was wir Jazzmusiker*innen wollen, ist spielen. Diese Musik ist eine, die letztendlich auf der Bühne erforscht und ausgeforscht wird. Natürlich schreibe ich Stücke, stelle die Band zusammen und probe. Aber eigentlich passiert die Magie erst auf der Bühne. Jazz ist eine Live-Musik, und wir brauchen Live-Orte, an denen wir diese Musik spielen können, damit die Forschung weitergeht, damit wir Grenzen aufweichen und weiter nach vorne preschen können. Wie gesagt, man kann mit Jazz alles machen.
 
         
          Das Interview führte die Musikjournalistin Sophie Emilie Beha am 7. November 2022.
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        „WE INSIST!“
 
        Eine Sozialgeschichte des Jazz in den USA
 
        Wolf Kampmann
 
        Warum wirkt der Jazz früherer Zeiten so anders auf uns als der Jazz der Gegenwart? Wieso werden Jazz-Protagonisten vergangener Epochen wie Louis Armstrong, Benny Goodman oder Billie Holiday auch von Nicht-Jazzkennern als allgemeines Kulturgut wahrgenommen, während selbst die renommiertesten Stars unserer Tage nur Insidern bekannt sind? Nach einer Antwort muss man nicht lange suchen. Lange Zeit war Jazz eine Massenbewegung, die nicht nur soziale Bedürfnisse und ökonomische Zwänge großer Teile der Bevölkerung reflektierte, sondern nach dem – sicher nicht bewusst gewählten – Motto educating by entertaining auch Trost und Ablenkung spendete. Aus dem sozialen Untergrund kommend, waren Jazz und Popmusik von den frühen 1920er Jahren bis nach dem Zweiten Weltkrieg nahezu identisch. Bis etwa 1975 war Jazz immerhin noch eine gewichtige Stimme der Gegenkultur. Über Jahrzehnte seiner Existenz diente er als Ersatzreligion und war mehr als alles andere eine soziale Bewegung. Doch wie erlangte der Jazz diese Kompetenz, und wie ging sie ihm wieder verloren?
 
        IM URSCHLAMM VON NEW ORLEANS
 
        Eine belastbare Aussage zur Herkunft des Jazz zu treffen, ist unmöglich, da sie als Kultur unterprivilegierter Schichten der USA weitgehend undokumentiert ist. Wir können uns bestenfalls auf Vermutungen, Annäherungen und Schlussfolgerungen aus kulturellen und sozialen Parallelerscheinungen stützen. Im Jazz-Kanon hat man sich darauf geeinigt, dass die Wiege des Jazz in New Orleans steht, doch jüngere Forschungen legen nahe, dass er sich als lokales Phänomen an mehreren, teilweise sehr weit auseinanderliegenden Brennpunkten wie New Orleans, Chicago, New York oder Detroit gleichzeitig herausbildete. All diese und sicher noch einige andere Städte hatten bereits auf dem Scheitel vom 19. zum 20. Jahrhundert ein reges, aus den jeweiligen sozialen Biotopen heraus entstandenes Musikleben, das man retrospektiv als Jazz bezeichnen kann, auch wenn sich der Begriff Jazz, je nach Schreibweise auch Jass oder Yass, erst um 1913 zu etablieren begann.
 
        New Orleans sollte aber mehr als andere Standorte stilbildend für den Jazz späterer Jahrzehnte sein. Die Strahlkraft des Jazz in der Metropole am Mississippi ruht auf mehreren historischen Säulen. Schon im 18. Jahrhundert galt der Congo Square als einziger Ort in Nordamerika, an dem Schwarze öffentlich musizieren konnten. Kulturell offene Touristen aus dem ganzen Subkontinent strömten nach New Orleans, um diesem allsonntäglichen Schauspiel beizuwohnen. Hier vermischten sich ab 1840 die musikalischen Traditionen einzelner afrikanischer Stämme, vornehmlich der Minahs, Mandigos, Congos und Gangas, zu einer ersten Escheinungsform afroamerikanischer Musik.
 
        „Im frühen 20. Jahrhundert war New Orleans ein Ort der miteinander kollidierenden Identitäten“, schreibt der US-amerikanische Musikwissenschaftler Thomas Brothers.01 Der Pianist Ben Sidran beschreibt New Orleans als städtischen Testfall für die Entfaltung einer einzigartigen schwarzen Kultur: „Der ökonomischen Unsicherheit des ländlichen Lebens stand hier eine Sicherheit gegenüber, die der hohe Bevölkerungsanteil Schwarzer, der relative Wohlstand und die Entwicklung eines einzigartigen schwarzen Soziallebens mit sich brachten.“02 Dies war dem Umstand geschuldet, dass in der einstigen französischen Kolonie Louisiana die Nachkommen der zumeist männlichen französischen Kolonisten und ihrer schwarzen Sklavinnen, anders als in den englischen Kolonien, frei waren und die gleichen Rechte genossen wie die Weißen.
 
        Diese gens de couleur libres oder Kreolen genannte Bevölkerungsschicht übte eine vollkommen autarke Kultur aus und lehnte in der segregierten Gesellschaft jeden sozialen Kontakt zu den Nachfahren der schwarzen Plantagensklaven ab. Gegen Ende des 19. Jahrhunderts wurden die Kreolen jedoch komplett ihrer sozialen Rechte beraubt und den Schwarzen in diesem Sinne gleichgestellt. Um 1900 erfolgte von beiden Seiten eine soziale und kulturelle Annäherung. Was die Kreolen als Niedergang ihrer eigenen Identität empfanden, stellte sich für die Nachfahren der Sklaven als sozialer Aufstieg dar. Für die amerikanische Musik war diese Entwicklung ein Glücksfall, denn sie war definitiv ein entscheidender Impuls für jene Musik, die später als Jazz bekannt werden sollte.
 
        Eine erste Manifestation dieser neuen Musik war die Marching Band. Marschkapellen gab es überall in den USA, aber nirgends in einer derartigen Konzentration wie in New Orleans. Um 1900 marschierten in der Mississippi-Metropole Sonntag für Sonntag nicht weniger als 30 dieser Kapellen durch die Straßen. Bei 40 Grad Celsius und einer Luftfeuchtigkeit von 95 Prozent mit schweren Instrumenten und Uniformen stundenlang durch den Matsch der Straßen zu marschieren, war nichts für Schwächlinge. Nicht selten brachen Musiker erschöpft zusammen oder starben sogar. Hier zeichnete sich der enge Zusammenhang von Musik und Arbeit ab, der bis zum heutigen Tag im intellektuellen und physischen Leistungsprinzip des Jazz weiterlebt. Auch in der Musik selbst drückte sich das Prinzip Arbeit aus, denn keiner der Musiker konnte Noten lesen. Sie arbeiteten ausnahmslos die ganze Woche über in Fabriken, im Hafen, im Transport- oder Dienstleistungsgewerbe und hatten keinerlei Zeit, die Stücke zu proben. Was man nicht auswendig wiedergeben konnte, wurde schlichtweg aus der Fantasie ergänzt. Auch die Synkopierung der Rhythmen erfolgte eher unfreiwillig. Aus dieser dem sozialen Status der Akteure geschuldeten Heterofonie entstand in den folgenden Jahrzehnten zunächst die Kollektivimprovisation und später das freie Solospiel.
 
        Die Marching Band erfüllte gewissermaßen die Funktion eines öffentlichen Gottesdienstes auf der Straße. Für die schwarzen und kreolischen Mitglieder der Kapellen war es zudem die einzige Möglichkeit, in die weißen Stadtviertel zu gelangen, die ihnen ansonsten verwehrt waren. Einige dieser Marching Bands agierten parallel auch als Tanzkapellen.03 Diese Erscheinungen vor 1917 lassen sich durchaus als Proto-Jazz verstehen, hatte sich zu diesem Zeitpunkt der Begriff Jazz zumindest in der Presse schon etabliert, während er von vielen Musikern noch abgelehnt wurde, die lieber von syncopated music sprachen.
 
        DER ERSTE „JAZZ“
 
        Der besagte Proto-Jazz wurde nicht nur von schwarzen und kreolischen Musikern praktiziert, sondern von allen unterprivilegierten Einwanderergruppen, allen voran Iren, Juden und Italiener. Folglich entstand er „in der Begegnung zwischen ‚schwarz‘ und ‚weiß‘“.04 Vor allem zwischen Süditalienern und Afroamerikanern gab es enge soziale und kulturelle Kontakte, da sich Erstere in den Marschkapellen Letzterer an die Prozessionszüge ihrer Heimat erinnert fühlten. Anders als in den ersten zweieinhalb Jahrzehnten des 20. Jahrhunderts waren ethnisch gemischte Bands in New Orleans durchaus kein Einzelfall. Der berühmte schwarze Komponist W.C. Handy war bekannt dafür, mexikanische, deutsche und englische Musiker einzustellen, der irische Bandleader Papa Jack Laine heuerte hingegen Afroamerikaner an, die er mit Sombreros als Mexikaner verkleidete.
 
        Wie Jelly Roll Mortons 1938 aufgenommener, auf einem Original von 1908 beruhender Song „The Dirty Dozen“ demonstriert, unterschied sich auch das Vokabular des frühen Jazz kaum von dem des Gangsta-Rap der 1980er Jahre. Viele Gruppen wie die Bands von Buddy Bolden oder John Robichaux hatten um 1900 ein Standbein im Halbweltmilieu. Sie verdienten ihren Unterhalt nur teilweise mit Musik und waren sonst in alle Arten von Schmuggel, organisiertem Taschendiebstahl, Schutzgelderpressung, Schwarzbrennerei oder Zuhälterei verwickelt. Ihre Territorien wurden klar getrennt. Verirrte sich der Musiker einer Band aus Versehen ins Revier einer anderen, konnte es für ihn böse ausgehen.
 
        New Orleans war, wie gesagt, nicht die einzige Metropole, in der sich der Jazz entwickelte, und die Akteure in den einzelnen Städten hatten keinerlei Kenntnis von den Parallelerscheinungen an den jeweils anderen Standorten. Reisende Musiker wie Jelly Roll Morton, der sich schon vor 1917 den Strapazen von Tourneen unterzog, waren die Ausnahme. Die Historikerin Kathy J. Ogren schätzt, dass es 1902 allein in New Orleans 85 Jazzclubs, 200 Bordelle und 800 Saloons gab, in denen der Proto-Jazz, die synkopierte Musik oder der Jazz – wie immer man diese Musik nennen will – ausgeübt wurde.05 In dem ab 1907 von der Stadt selbst unterhaltenen Rotlichtviertel Storyville wurde der Jazz entkriminalisiert und stabilisiert.
 
        Doch New Orleans war auch ein wichtiger Hafen der Kriegsmarine. Als die USA in den Ersten Weltkrieg eintraten, wurde Storyville gegen den vergeblichen Protest seitens der Stadtverwaltung kurzerhand von der Bundesregierung geschlossen, und Tausende von Jazzmusikern waren in ihrer Existenz bedroht. Die verbliebenen Clubs fielen ein Jahr später der Spanischen Grippe zum Opfer. Es darf allerdings bezweifelt werden, dass die Schließung von Storyville der Hauptgrund für den großen Exodus von Jazzmusikern war, der von 1917 bis Ende der 1920er Jahre erfolgte. Bereits 1915 hatte eine große Auswanderungswelle schwarzer Arbeiter aus den Südstaaten in den industrialisierten Norden begonnen. Durch den Krieg, in den fast ausschließlich Weiße einberufen wurden, ergab sich ein zusätzlicher Bedarf an Arbeitern in den Metropolen des Nordens. Die Musiker zogen mit ihrem Publikum nordwärts und machten Chicago, das ohnehin schon eine vibrierende Musikszene hatte, spätestens 1923 zur Hauptstadt des Jazz. Viel entscheidender für seine soziale Relevanz war aber, dass der Jazz sich von einer bis dahin weit versprengten lokalen Erscheinung zu einem nordamerikanischen Idiom von Toronto bis San Diego mit Ablegern in Europa wandelte.
 
        DIE GROẞE MIGRATION
 
        Ähnlich wie in New Orleans um 1900 kam es im Chicago der 1920er Jahre abermals zu sozialen Spannungen im Umfeld des Jazz, nur diesmal nicht zwischen Kreolen und Schwarzen, sondern zwischen den urbanen Musikern der elektrifizierten Weltstadt Chicago und den Neuankömmlingen aus dem vergleichsweise ländlichen New Orleans mit ihren Sitten, die von den eingesessenen Chicagoern als antiquiert belächelt wurden. Der Unterschied drückte sich vor allem im Tempo der Interpretationen der oft gleichen Stücke aus. Entsprach die Gangart der Musiker aus Chicago der Hektik einer dynamischen Großstadt, wirkten Zuwanderer wie King Oliver oder Kid Ory vergleichsweise phlegmatisch.
 
        Chicago hatte schon vor 1917 eine funktionierende Infrastruktur mit Besonderheiten, die sich in wesentlichen Punkten von New Orleans unterschieden. Das schwarze Unterhaltungsgewerbe wurde zu diesem Zeitpunkt ausschließlich von Afroamerikanern organisiert und kontrolliert, es gab sogar eine Gewerkschaft schwarzer Jazzmusiker. In sogenannten black and tan clubs war es legal, dass Schwarze und Weiße gemeinsam tanzten, und in den großen Kinopalästen gab es auch jenseits der Bordelle reichlich Arbeit und Anerkennung, sodass Chicago von Afroamerikanern als „Place of Opportunity“ angesehen wurde.06 Entgegen der landläufigen Auffassung, die Original Dixieland Jass Band habe 1917 mit dem „Livery Stable Blues“ die erste Jazzschallplatte eingespielt, erfolgten in Chicago – wie auch in New York – schon lange vorher Schallplattenaufnahmen von Jazzmusikern, allen voran des Klarinettisten Wilbur Sweatman, dessen originäre Leistung von der Jazz-Historiografie weitgehend überhört wurde.
 
        Ein weiterer Grund, warum sich Chicago als neues Zentrum des Jazz etablierte, war die 1919 erlassene Prohibition. Chicago wurde zum Zentrum der organisierten Kriminalität, die unter ihrem Hauptprotagonisten Al Capone eine fatale Liaison mit dem Jazz einging. Sinnbildlich für diese Verbindung stand Capones Club The Green Mill. Oben ein Mekka der Jazzmusiker, befand sich in den Katakomben darunter Capones Waffenlager. Diese Allianz sollte sich auch in New York fortsetzen, ein Grund dafür, dass sich Anhänger der sogenannten Harlem Renaissance, einer künstlerisch-intellektuellen Bewegung von Afroamerikanern in den 1920er und 1930er Jahren, mit ihrem Zugriff auf die Hochkultur vom Jazz distanzierte.
 
        In Chicago machte sich auch noch eine weitere Transformation bemerkbar, deren Einfluss auf die Jazzgeschichte gar nicht überschätzt werden kann, sich damals aber keiner einhelligen Zustimmung in der Jazzgemeinde erfreute. Aus New Orleans waren nicht nur schwarze Musiker nach Chicago gezogen, sondern auch viele ihrer weißen Kollegen. Zu deren prominentesten Vertretern gehörten die New Orleans Rhythm Kings. Auch sie standen im Sold der Mafia. Die Band fand eine treue Anhängerschaft in einer Handvoll Jugendlicher einer High School aus dem Chicagoer Vorort Austin. Die damaligen Teenager, unter ihnen der Saxofonist Bud Freeman, der Posaunist Frank Teschemacher und der Kornettist Jimmy McPartland, hörten die Musik ihrer Vorbilder in Eisdielen und spielten das Gehörte auf den eigenen Instrumenten nach. Unter dem Namen Austin High School Gang erlangten sie selbst schnell große Popularität. Sie verkörperten einen völlig neuen Typus von Jazzmusiker. Weiße Jugendliche aus der Mittelklasse kamen erstmals nicht aufgrund ihrer sozialen Situation zum Jazz, sondern als Jazz-Enthusiasten. Sie waren auch die ersten, die sich den Jazz nicht durch das Live-Erlebnis, sondern von Schallplatten erschlossen. Der Jazz-Fan war geboren. Musiker wie Benny Goodman oder Gene Krupa standen der Austin High School Gang nahe und trugen deren Haltung nach New York.
 
        Der sogenannte Chicago Jazz war weniger ein Subgenre des Jazz als ein Scharnier, das unter speziellen soziokulturellen Bedingungen die Wandlung des dominierenden New Orleans Jazz als einer zwar populären, aber doch immer noch weitgehenden Underground-Kultur zu jenem gigantischen Entertainment-Betrieb des Swing ermöglichte.
 
        DIE TANZWUT DES SWING
 
        In der Swing-Ära setzte eine Jazz-Euphorie ein, die es weder davor gegeben hatte noch jemals wieder geben sollte. Mit der Kommerzialisierung des Jazz ging paradoxerweise eine Politisierung ihrer wichtigsten Protagonisten einher, die sich jedoch in der Musik selbst kaum niederschlug.
 
        Der Entwicklung des Swing zur amerikanischen Massenkultur ging ein Ereignis voraus, das die Situation für alle Musiker im Mutterland des Jazz ebenso nachhaltig veränderte wie die wirtschaftlichen Folgen des Ersten Weltkriegs. Am 24. Oktober 1929 brach an der Wall Street die Börse zusammen, die Wirtschaftsleistung der USA sackte auf ein Minimum, und die Arbeitslosigkeit stieg auf ein nie gekanntes Ausmaß. Von den Folgen waren nicht nur die schwarzen US-Bürger betroffen, sondern binnen Wochen auch der weiße Mittelstand. Der Jazz, der vom ökonomischen Boom der 1920er Jahre profitiert hatte, wurde davon in seinem Grundbestand erschüttert. Unzählige Combos im ganzen Land waren in ihrer Existenz bedroht. Wie dramatisch die Lage war, verdeutlicht die Tatsache, dass Ende 1933 von 15000 New Yorker Mitgliedern der American Federation of Musicians 12000 arbeitslos waren. Erschwerend kam hinzu, dass der Siegeszug des Tonfilms viele Musiker um die letzte Einnahmequelle brachte. Um dieser Situation entgegenzuwirken, schlossen sich viele kleine Ensembles zu größeren Orchestern zusammen. Aus einer sozialen Notlage heraus kündigte sich die Geburt der Big Band an.
 
        Mut zum Experiment bestand in den frühen 1930er Jahren kaum. Die neu gegründeten Jazz-Orchester spielten in erster Linie zum Tanz. Selbst Innovatoren der 1920er Jahre wie Fletcher Henderson oder Claude Hopkins schwammen auf dieser „weichen“ Welle mit. Dennoch waren viele dieser Bands ein Ausdruck gelebter Demokratie, denn sie waren kollektiv organisiert und wählten im regelmäßigen Turnus den Leiter der Band aus ihrer Mitte. Das sollte sich in der Hochblüte der Swing-Ära zwar ändern, ihren demokratischen Charakter behielt die Bewegung trotzdem bei und erreichte nicht zuletzt aus diesem Grund jene Massenbasis, die dem Jazz danach nie wieder zuteilwerden sollte.
 
        Der Swing war für viele Jazzmusiker ein Glücksfall. Für all jene Instrumentalisten des Oldtime Jazz jedoch, die sich zwar durch ihren individuellen Sound auszeichneten, aber keine Noten lesen konnten, war mit ihm der soziale Abstieg verbunden. King Oliver, einer der prominentesten Vertreter des New Orleans Jazz, starb in bitterer Armut.
 
        In der Swing-Big-Band erfolgte eine neue Arbeitsteilung des Jazz. Ein Radiostar wie Benny Goodman, der unter dem Songtitel „Let’s Dance“ eine wöchentliche Radiosendung mit selbem Namen bespielte, musste unentwegt liefern. Er beschäftigte eine Vielzahl von Arrangeuren und Komponisten und teilte auch die Funktionen innerhalb der Band präzise auf. Der Aufstieg des „King of Swing“ erfolgte nicht zufällig 1935. Die zwei Jahre zuvor von US-Präsident Franklin D. Roosevelt eingeleitete Politik des New Deal zeigte Wirkung. Zudem stoppte das Ende der Prohibition die Talfahrt der Staatskassen. Nach Jahren der Depression war wieder eine Lust am Entertainment zu verspüren.
 
        Dass ausgerechnet Goodman das Gesicht der neuen Bewegung war, hatte mehrere Gründe. Er war ein linker Intellektueller, der als Jude zwar selbst Diskriminierungen hatte erfahren müssen, aber als Weißer dennoch für wesentlich breitere gesellschaftliche Schichten anschlussfähig war als seine schwarzen Kollegen. Dennoch bekannte er sich zum schwarzen Hot Jazz, denn „[a]us der Perspektive von 1934–35 war Swing genau genommen eine Revolte gegen die kommerziellen Sweet Dance Bands, die das Radio und die Top-Spielstätten dominierten“.07 Aber Goodman ging noch weiter. Er war zwar nicht der erste weiße Bandleader, der schwarze Musiker anheuerte – das hatten vor ihm schon der Gitarrist Eddie Lang und der Vibrafonist Red Norvo getan –, doch niemand von seiner Popularität hatte das bisher gewagt. Goodman konnte es sich zudem leisten, auf Tourneen durch die Südstaaten zu verzichten, da man dort von ihm forderte, seine schwarzen Bandmitglieder durch Weiße zu ersetzen. Den daraus resultierenden Skandal nahm er in Kauf.
 
        Goodmans Haltung färbte nicht nur auf andere Bandleader ab, sondern verfehlte auch nicht ihre Wirkung auf das Swing-Publikum. Der Mann, der in dieser Hinsicht hinter Goodman stand, war der Produzent und Impresario John Hammond, eine der einflussreichsten Persönlichkeiten der Swing-Ära. Hammond stand in enger Tuchfühlung mit der Kommunistischen Partei der USA und übte auch Einfluss auf Musikerinnen und Musiker wie Count Basie, Fletcher Henderson, Duke Ellington und Billie Holiday aus. Goodman und Basie unterstützten offen den kommunistischen Harlemer Abgeordneten Ben Davis. Auch das für den Jazz jener Jahre so wichtige Café Society im New Yorker Stadtteil Greenwich Village stand der Kommunistischen Partei nahe. Dass John Hammond, nachdem er sich Ende der 1940er Jahre vom Jazz abgewandt hatte, ein leidenschaftlicher Förderer von Pete Seeger, Bob Dylan und Bruce Springsteen werden sollte, sei hier nur am Rande erwähnt.
 
        Das Echo, das die Swing-Welle unter ihren Anhängern hervorrief, gleicht einer politischen Manifestation. Am 24. August 1938 lockte ein Swing Jamboree – damals der gängige Begriff für ein Festival – auf dem Chicagoer Soldier Field ungefähr 100000 meist jugendliche Besucher. Die Daily News verglich dieses Ereignis mit den Kinderkreuzzügen des Mittelalters. Nach einem Auftritt des Jimmie Lunceford Orchestras in Los Angeles wurde gar von „musikalischem Hitlerismus“ gesprochen.08 Allgemein konnte man vom Swing aber als gesamtamerikanisches Phänomen sprechen, das über alle sozialen und ethnischen Grenzen hinwegtanzte. Dafür sprach auch, dass während der Swing-Ära Magazine wie DownBeat oder Metronome begannen, Leserumfragen durchzuführen, demokratische Abstimmungen über den Beliebtheitsgrad von Musikern, die nicht selten in poll winners bands gipfelten.
 
        Während Goodman sich zwar als Person politisch positionierte, vermied er weitgehend politische Themen in seinen Songs. Ganz anders als Duke Ellington, der in dem Stück „Take the ‚A‘ Train“ oder der Suite „Black, Brown and Beige“ offen politische und soziale Themen aufgriff und somit zu einem künstlerischen Vorreiter der Bürgerrechtsbewegung wurde. Noch deutlicher bezog Billie Holiday in „Strange Fruit“ Stellung, dem ersten explizit politischen Song der Jazzgeschichte.
 
        SALT PEANUTS
 
        „Bebop ist die Musik der Revolte“, so schreibt es der US-amerikanische Musikwissenschaftler Scott DeVaux in seinem Buch „The Birth of Bebop“.09 Damit hat er zweifellos recht, denn Musiker wie Charlie Parker, Dizzy Gillespie oder Bud Powell revolutionierten den Jazz grundlegend. Der Bebop war ein Aufstand gegen musikalischen Kommerz und überholte Strukturen in der Musik selbst. Doch anders als der Swing war er kein Ausdruck einer sozialen oder politischen Revolte, denn bei allem Aufbegehren gegen bestehende Zustände war der Bebop doch eher eine elitäre Erscheinung. Der Jazz revoltierte gegen sich selbst. Dem Bebop und seinen Protagonisten war die Empathie gegenüber den Rezipienten verloren gegangen und führte zu einer bewusst in Kauf genommenen Gefahr einer „expressiven Kodifizierung“.10 Kein Titel bringt diese Egal-Haltung der Musiker gegenüber dem Alltag ihres Publikums besser zum Ausdruck als Dizzy Gillespies „Salt Peanuts“.
 
        Der Bebop vermittelte derart radikal neue musikalische Inhalte, dass er der konkreten politischen oder sozialen Botschaften nicht mehr bedurfte. Diese Message wurde auch so verstanden. Im Bebop ging es anders als im Swing oder den auf Kollektivimprovisation beruhenden Spielarten des Oldtime Jazz um das sich frei und unabhängig im Solo entfaltende Individuum. Die Anlage dazu finden wir allerdings schon gegen Ende der Swing-Ära in Starsolisten wie Ben Webster, Coleman Hawkins oder Lester Young, die nicht mehr fester Teil eines Orchesters waren, sondern sich als Freelancer von Engagement zu Engagement hangelten.
 
        So gravierend der vom Bebop eingeleitete musikalische Paradigmenwechsel für den Jazz gewesen sein mochte, waren es doch einmal mehr gesellschaftliche Umstände, die ihm vorausgingen. Bereits ab 1939 trafen sich Musiker um den Pianisten Teddy Hill, den Gitarristen Charlie Christian, den Trompeter Dizzy Gillespie und den Saxofonisten Don Byas zu sogenannten after hour sessions im Minton’s Playhouse in Harlem, um – von den Hotel-Gigs der Big Bands gelangweilt – eine neue, wilde, asymmetrische Musik auszuprobieren.
 
        Zunächst wurde diesem Unterfangen von der Öffentlichkeit keinerlei Interesse entgegengebracht. Das sollte es auch nicht, denn das Minton’s war nur Musikern und im Musikbusiness Beschäftigten zugänglich. Aber während die Beteiligung der USA am Zweiten Weltkrieg hunderttausenden Amerikanern in den folgenden Jahren den Tod bringen sollte, wirkte sie sich begünstigend auf die Verbreitung dieser neuen Musik aus, die bald unter dem Schlagwort Bebop die Welt erobern sollte. Im Zuge der Beteiligung der USA am Zweiten Weltkrieg wurde 1944 eine Vergnügungssteuer, die sogenannte Cabaret Tax, von 30 Prozent auf alle Tanzveranstaltungen erhoben. Sie wurde zwar bald auf 20 Prozent gesenkt, aber für Clubbesitzer lohnte es sich trotzdem nicht mehr, Swing Bands zu engagieren, die Tanzmusik spielten. Die Bebopper, die den neuen, untanzbaren Sound bereits seit zwei Jahren ausprobiert hatten, waren genau im rechten Augenblick zur Stelle. „Die Gemeinde war vollgestopft mit Musik“, erinnert sich der Schlagzeuger Max Roach. „Man konnte die Straße runterlaufen und Menschen singen und spielen hören.“11
 
        Bebop war viel mehr als der Swing eine Musik, die von den Codes der Black Community geprägt war, obwohl er auch von Weißen wie den Pianisten Al Haig und George Wallington oder dem Trompeter Red Rodney praktiziert wurde. Zudem setzte sich im Bebop noch einmal die Arbeitsmentalität des frühen Jazz durch: „Indem sie Weiße in ihren inneren Kreis ließen, bekräftigten Parker und Gillespie, dass Musik ein Leistungsprinzip und kein rassisches Privileg ist.“12
 
        Im August 1943 kam es in Harlem zu einem Aufstand, bei dem 1500 Läden geplündert, 800 Menschen verletzt, sechs Menschen getötet und über 700 Afroamerikaner verhaftet wurden. Die Unsicherheit, die durch die sogenannten Harlem Riots herrschte, führte den Bebop aus dem Minton’s und dem nahe gelegenen Monroe’s heraus in die heute berühmte Jazzmeile auf der 52nd Street und verwandelte ihn von einer Insidermusik in das hippste Idiom seiner Zeit. Allerdings traf das vorerst nur auf New York zu, denn man konnte den Bebop nur live erleben und nicht auf Schallplatte hören. Weil das Verteidigungsministerium Schellack zum kriegswichtigen Rohstoff erklärt hatte, rief die Musikergewerkschaft am 1. August 1942 einen Streik aus, der sich bis November 1944 hinziehen sollte. In dieser Zeit wurden mit Ausnahme des zum Verteidigungsministerium gehörenden Labels V-Disc keine Platten produziert. Nach Ende dieses recording bans hatte sich der Bebop vollständig entwickelt, sodass die ersten Plattenaufnahmen des Stils auf dem neuen Material Vinyl klanglich und spielerisch wie ein Bruch von einem Tag auf den anderen wirkten.
 
        Nicht zu unterschätzen ist auch die Neuausrichtung der Jazz-Rezeption durch den Bebop. Unzählige seiner Vertreter waren schwer durch ihren Drogenkonsum geschädigt. Viele starben jung. Die Lebensgeschichten von Charlie Parker, Bud Powell und vielen anderen waren Leidensgeschichten. Sie wurden nicht nur ihrer Musik wegen gehört, sondern auch wegen ihres Lebens. Jazz wurde zu einer Ersatzreligion, in der ihre Protagonisten Märtyrern gleich die Leiden der Welt auf sich zu nehmen und ihrer Hörerschaft (bis heute) Erlösung zu spenden schienen. Womöglich ist auch dies einer der Gründe dafür, dass Jazzmusiker der Gegenwart, die meist Universitäten absolviert haben und ein vergleichsweise bürgerliches Leben führen, nicht mehr den Kultstatus der „Jazz-Heiligen“ des Bebop und vorheriger Epochen erlangen können.
 
        DIE BOTSCHAFT DER FREIHEIT
 
        Das Interregnum des Bebop währte nur kurz, „Musik, die so stark auf Überraschung beruhte, konnte sich nicht weiter selbst wiederholen“.13 Spätestens 1950 hatte der Bebop als Antithese zum Swing seine Funktion verloren. Er war von einer Bewegung zur Pose erstarrt. Der neue Stichwortgeber für den Jazz wurde der Rhythm and Blues. Aus der Synthese der Männlichkeitsrituale des Bebop, bei denen es darum ging, sich musikalisch zu beweisen,14 und des Gemeinschaftsgefühls von Gospel, Blues und karibischer Musik ging ein neuer Musikstil hervor, der in der Presse Hardbop genannt wurde. Das spätestens ab 1954 erstarkende Civil Rights Movement brauchte neue Hymnen, Musiker wie Sonny Rollins, Horace Silver und Art Blakey lieferten sie. Im Zuge der Bürgerrechtsbewegung hielt auch ein neuer Begriff Einzug in den Jazz: Freedom.
 
        Der Weg dorthin war nicht ohne Hindernisse. Die Plattenfirmen wehrten sich dagegen, den Jazz zu politisieren. Sonny Rollins’ stilprägendes Trio-Album „The Freedom Suite“ mit Max Roach und Oscar Pettiford war dem Kampf der Afroamerikaner um Gleichberechtigung gewidmet. Dieser Albumtitel stellte 1958 einen derartigen Affront dar, dass die Jazzpresse dagegen Sturm lief, das Label Riverside die Veröffentlichung zurückzog und kurz darauf unter dem unverfänglichen Titel „Shadow Waltz“ noch einmal herausbrachte. Doch es war zu spät, die Botschaft war bereits gehört worden.
 
        Ein Jahr später nahm Max Roach mit seiner Frau Abbey Lincoln das wesentlich eindringlichere Album „We Insist! Freedom Now Suite“ auf, das nicht nur musikalisch und inhaltlich radikaler war, sondern sich durch das provokante Cover, das einen Sit-in zeigt, unmissverständlich in die Nähe der Bürgerrechtsbewegung rückte. Ornette Coleman folgte mit dem Album „Free Jazz“, das dem ganzen Genre den Namen geben sollte, und Art Blakey mit „The Freedom Rider“ und „Free For All“. Der Kontrabassist Charles Mingus wusste in seiner Musik seinen ganzen Zorn auf die bestehende Gesellschaft zu kanalisieren. Er griff offen Orval Faubus, den Gouverneur von Arkansas, an, thematisierte in „Oh Lord Don’t Let Them Drop That Atomic Bomb On Me“ seine Angst vor einem Atomkrieg oder verlieh in seinem Song „Freedom“ der Idee von Freiheit einen pessimistischen Ausblick. In den späten 1950er Jahren war Freiheit zur zentralen Botschaft des Jazz geworden. Der Hardbop ersetzte die Idee der individuellen Freiheit im Bebop durch die Vorstellung einer gesamtgesellschaftlichen Freiheit.
 
        Im sogenannten Free Jazz – Ornette Coleman hatte mit seinem Albumtitel keineswegs ein neues Genre konstituieren wollen – erfolgte gleichzeitig eine Öffnung wie auch eine Verengung der Perspektive. Free Jazz war radikalästhetischer Protest, der viele Hörer vor den Kopf stieß. Gleichzeitig öffnete John Coltrane mit seinem Album „A Love Supreme“ die Tür in Richtung der Pophörerschaft, die, angeregt durch die Beatles, die Rolling Stones und die gesamte „British Invasion“, nach neuen, experimentelleren Feldern suchte. Für den Jazz barg das gleichermaßen Chancen und Gefahren. Als Bob Dylan 1965 in dem Song „Desolation Row“ nicht nur Coltranes Format übernahm (der Song ist über elf Minuten lang), sondern auch dessen Mantrahaftigkeit, und obendrein zuließ, dass von vorn bis hinten improvisiert wurde, gingen bestimmte Kernkompetenzen des Jazz auf Rock und Pop über. Die Formel „Jazz = Kunst/Pop = Kommerz“ ließ sich nicht mehr aufrechterhalten. Im Rock wurde immer eifriger improvisiert, und als John Coltrane 1967 starb, war es der Rock-Gitarrist Jimi Hendrix, der dessen Haltung und Intensität am überzeugendsten auf seiner Gitarre weiterführen konnte.
 
        Von Ausnahmen wie Archie Shepp abgesehen, führte der Free Jazz nicht zuletzt zu einer Konzentration des Jazz auf ästhetische und einer Abwendung von inhaltlichen Fragen. Der Terraingewinn des Hardbop aufgrund seiner sozialen Teilhabe wurde ohne Bedenken aufgegeben, der politische Diskurs wurde der Rock-Szene überlassen und damit auch ein großer Teil des bisherigen Jazz-Publikums, das bei Bands und Künstlern wie The Grateful Dead, The Doors, Jimi Hendrix, Frank Zappa oder Parliament eine neue Heimat fand.
 
        Das traf insbesondere auf den Protest gegen den Vietnamkrieg zu. Das Civil Rights Movement hatte es anfangs versäumt, sich auf die Seite der Kriegsgegner zu schlagen, weil es erstens nicht seinen Patriotismus infrage stellen lassen wollte und zweitens Angst hatte, das Thema Vietnamkrieg könne von seinen eigenen Anliegen ablenken. Martin Luther King machte aber in seinen Reden deutlich, dass Militarismus und Rassismus untrennbar miteinander verbunden sind. Von Mitte der 1960er Jahre an wurde der Protest gegen den Vietnamkrieg somit auch ein zentrales Thema der Bürgerrechtsbewegung. Doch anders als im Rock thematisierten nur wenige Jazzmusiker wie Archie Shepp, Leon Thomas oder Rahsaan Roland Kirk den Vietnamkrieg. Mit dem Aufkommen des Electric Jazz waren es Miles Davis, der auf „In A Silent Way“ leise gegen den Krieg protestierte, oder Weather Report mit der Klangdystopie „Unknown Soldier“ auf dem Album „I Sing the Body Electric“.
 
        VOM JAZZ ZUR GREAT BLACK MUSIC UND ZURÜCK
 
        Allerdings sollte das Jazz-Biotop USA noch einmal die Kraft zur sozialen Neuaufstellung erhalten. Ein direkter Zusammenhang zwischen der Gründung der Black Panther Party 1966 und der Association for the Advancement of Creative Musicians (AACM) in Chicago 1965 lässt sich nicht herstellen, doch beide folgten dem Bedürfnis der afroamerikanischen Community, sich zu organisieren. Chicago hatte zu dieser Zeit die am schnellsten wachsende afroamerikanische Bevölkerung in den USA. Die AACM hatte sich zum Ziel gesetzt, die sozialen Aspekte der Musik in die Gemeinde zurückzutragen. Sie löste den Begriff Jazz durch Great Black Music ab, um Vorurteilen und Ausgrenzungen entgegenzuwirken. Bis heute ist die AACM, aus der Künstler und Gruppen wie das Art Ensemble of Chicago, das Ethnic Heritage Ensemble, Anthony Braxton, Jack DeJohnette, George Lewis oder in jüngerer Zeit Nicole Mitchell und Makaya McCraven hervorgingen, die erfolgreichste soziale Selbsthilfegruppe des amerikanischen Jazz.
 
        Ähnliche Unterfangen waren die wegen ihrer Nähe zur Black Panther Party vom FBI überwachte Union of God’s Musicians and Artists Anscension in Los Angeles unter Führung von Horace Tapscott, die Black Artists Group in St. Louis oder das von Lee Morgan und Rahsaan Roland Kirk ins Leben gerufene Jazz & People’s Movement, dem unter anderem Pharoah Sanders, Max Roach, Archie Shepp, Freddie Hubbard und Elvin Jones angehörten. Die Gruppe machte durch spektakuläre politische Aktionen auf sich aufmerksam, beispielsweise stürmten Mitglieder in Guerilla-Manier landesweit ausgestrahlte TV-Sendungen wie die Ed Sullivan Show, die Tonight Show oder die Dick Cavett Show und skandierten unter anderem Charles Mingus’ „Haitian Fight Song“.15 Bill Dixons Free Conservatory of the University of the Streets in New York gehört ebenfalls in die Gruppe jener Non-Profit-Organisationen, von denen letztlich nur der AACM dauerhafter Bestand vergönnt war.
 
        Auf seinem Album „Crisis“ hatte Ornette Coleman bereits 1969 den erstarrten Zustand des Jazz speziell in New York charakterisiert. In den frühen 1970er Jahren bildete sich daher im Big Apple, angeregt von Coleman und dem Saxofonisten Sam Rivers, die sogenannte Loft-Szene heraus, die – nicht zuletzt unter Mitwirkung von Musikern der erwähnten Organisationen – musikalisch nach neuen Scharnieren zwischen Tradition und Avantgarde suchte und sich organisatorisch vom etablierten Jazz-Betrieb der Clubs und Labels absetzte. In damals verwahrlosten Teilen Manhattans wie der Lower East Side, Soho oder Harlem standen zahlreiche Lofts leer, in denen die Musiker wohnten und gleichzeitig wirkten. „Sowie du einen dieser typischen Räume, die immer im Umbau waren, betratest (…), hattest du den Schotter der Pennergegend draußen abgeschüttelt, zahltest den geringsten Eintritt und wurdest sofort in die Wärme eines echten Gemeindezentrums gezogen“, erinnert sich der Journalist Howard Mandel an Sam Rivers’ legendäres Loft, das Studio Rivbea.16 Doch diese Rückbesinnung auf die Straße und die Alltagsbedürfnisse seiner potenziellen Hörerschaft kam mindestens ein halbes Jahrzehnt zu spät, um sich gegen den urbanen Disco-Boom durchzusetzen. Die Entfernung des Jazz von seiner einstigen Massenbasis war spätestens Mitte der 1970er Jahre irreversibel.
 
        Erschwerend kam wie so oft ein außermusikalischer Faktor hinzu, der die Popmusik inhaltlich genauso betraf wie den Jazz, aber im Hinblick auf die gesellschaftliche Akzeptanz ganz andere Auswirkungen hatte. Mit dem Rücktritt von Präsident Richard Nixon am 9. August 1974 und dem kurz zuvor erfolgten Ende des amerikanischen Engagements im Vietnamkrieg war der künstlerischen Protestbewegung Amerikas der Hauptadressat verloren gegangen. Politische und soziale Inhalte verschwanden komplett aus dem Jazz. Der Begriff Jazz an sich erschien auf dem amerikanischen Markt obsolet. Die Musikindustrie etablierte erfolgreich das Etikett Fusion, das sich auch bei jazzfernen Konsumentenkreisen besser vermarkten ließ. Statt sich weiterhin auf politische und soziale Themen zu konzentrieren, richtete man seine Aufmerksamkeit eher auf die klangtechnische Hörbarmachung virtuoser Finessen. Der Siegeszug des Neotraditionalismus der „Young Lions“ in den späten 1980er Jahren zementierte zudem den Status des Jazz als Soundtrack für den gehobenen Mittelstand.17
 
        Selbst ein so einschneidendes, den Lauf der kompletten Weltpolitik und der sozialen Situation der USA veränderndes Fanal wie der 11. September 2001 blieb im Jazz völlig ohne Wirkung. Erst nachdem sich Jazz und HipHop operativ annäherten und der Jazz sich dem sozialen Diskurs der Hip-Hop-Community anschließen konnte, fanden Teile der amerikanischen Jazz-Community wieder zu sozialen Inhalten zurück. Musikerinnen und Musiker wie Steve Coleman, Robert Glasper, Terri Lyne Carrington, Moor Mother oder Makaya McCraven sind in diesem Prozess federführend. Ob der Jazz daraus aber die Kraft generieren wird, wieder zu einem politischen und sozialen Faktor des US-amerikanischen Kulturlebens aufzusteigen, bleibt vorsichtig abzuwarten.
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        „SCHÖN, ABER NICHT BERUHIGEND“
 
        Jazz im Spannungsfeld deutscher Gesellschaft und Politik 1919–2022
 
        Stephan Braese
 
        Spätestens seit der Landung der US-amerikanischen Hellfighters samt ihrer von dem Afroamerikaner James Reese Europe geleiteten Marschkapelle in Frankreich 1918 hatte jene Musik, die bald darauf unter dem Namen „Jazz“ Furore machte, unwiderruflich den europäischen Kontinent erreicht. Ihr Sänger, Geiger und Schlagzeuger Noble Sissle berichtete später, wie während eines Konzerts am 2. Februar 1918 in Nantes beim Vortrag von Melodien wie dem „Memphis Blues“ das gesamte Publikum unwillkürlich mitzuschwingen begann und alles in Bewegung geriet: „Selbst die deutschen Gefangenen vergaßen, dass sie Gefangene waren, ließen ihre Arbeit fallen, hörten zu und wippten mit den Füßen im Takt zu den mitreißenden amerikanischen Stücken.“01
 
        Die Entstehung des Jazz war über seine stilistischen Vorläufer, etwa den Field Holler, den Work Song, aber auch die Spirituals und schließlich den Blues, auf das Engste an die Erfahrung der afroamerikanischen Bevölkerung geknüpft. Als eine Verbindung aus musikalischen Einflüssen aus Afrika mit zahlreichen, vor allem volksmusikalischen Traditionen aus Europa, wie sie besonders im New Orleans der Jahrhundertwende aufeinandergetroffen waren, blieb der Jazz zutiefst geprägt von der Erfahrung der Sklaverei, der Demütigungen und Entrechtungen, aber auch der Kämpfe um Selbstbehauptung der afroamerikanischen Minderheit in einer konstitutiv rassistischen Gesellschaft. Aus dieser Herkunft ist dem Jazz ein Moment der Widerständigkeit, der Dissidenz, zugewachsen, das ihn fortan – bis in viele seiner aktuellsten Erscheinungsformen – begleitet hat. Wenn der Musikjournalist Olaf Maikopf 2020 eine Aufnahme von Shabaka and the Ancestors mit den Worten „schön, aber nicht beruhigend“ charakterisiert,02 so hat er eine Kurzformel gefunden, die geradezu kongenial eine zentrale Beschaffenheit des Jazz zum Ausdruck bringt: Er vermittelt durch seine Ästhetik durchaus einen Genuss („schön“), ohne jedoch seinem Publikum die Flucht in die Betäubung zu erlauben. Auch Maikopfs folgende Charakterisierung ist durchaus auf den Jazz insgesamt übertragbar: Er ist „eine Hommage an und eine Elegie für das Leben, ein Erfahrungsbericht aus den zerbröckelnden Tempeln der Gesellschaft“.03 Eine moderne künstlerische Ausdrucksform, die aus dem Aufbegehren gegen unerträgliche gesellschaftliche Verhältnisse entstanden war, war zu Beginn des 20. Jahrhunderts für die Universalisierung und damit für die Verbreitung in viele Länder der Welt wie geschaffen. Jazz war eine Antwort auf gesellschaftliche und politische Verhältnisse – eine für viele Hörer*innen deutlichere Antwort als etwa jene Kunstformen vor allem europäischer Tradition, die über ihre Autonomie gerade oftmals ein vermeintliches Nicht-Verhältnis zu ihren Entstehungs- und Rezeptionsbedingungen behaupteten. Doch in dem Maß, in dem Jazz eine kritische Antwort zu artikulieren versuchte, war er auch Bemühungen ausgesetzt, eingehegt, unterlaufen oder vereinnahmt zu werden.
 
        IM „JAZZ-DELIRIUM“: WEIMARER REPUBLIK
 
        Zu Beginn der 1920er Jahre existierte noch keine konzise Bestimmung des Jazz. Meist wurde er als Tanzmusik verstanden, zuweilen galten auch der Einsatz einer großen Trommel oder die Mitgliedschaft zumindest eines Afroamerikaners in der Band als Kennzeichen. Den meisten Schilderungen war jedoch eine exotistisch motivierte Faszination gemeinsam. Wenn einer der prominentesten Journalisten seiner Zeit (und spätere Romancier) Joseph Roth beim Hören einer Jazzband an „Urwald und Fabrik“ denkt,04 sind zwei signifikante Momente berührt: zum einen das einer vermeintlichen „Ursprünglichkeit“, die – im rassistischen Dispositiv der Zeit – Afroamerikaner in eine jeder Zivilisation bare Wildnis zurückversetzt, zum anderen eine andrängende Moderne, deren Technikbesessenheit als potenziell menschenfeindlich und als Ausgangspunkt einer Massengesellschaft empfunden wird, in der das Individuum nichts mehr zählt. Klaus Mann hat in einem Rückblick Jahrzehnte später ein „Jazz-Delirium“ in Deutschland ausgemacht: „Die Börse hüpft, die Minister wackeln, der Reichstag vollführt Kapriolen. (…) Man tanzt Hunger und Hysterie, Angst und Gier, Panik und Entsetzen. (…) Ein geschlagenes, verarmtes, demoralisiertes Volk sucht Vergessen im Tanz.“05 Die neue Musik wird hier erkennbar als ein Ventil in einer Zeit dramatischer politischer, ökonomischer und sozialer Verwerfungen. Orchester mit oft erstklassig ausgebildeten Musikern, wie etwa Weintraubs Syncopators und die Ensembles von Marek Weber, Dajos Bela, Efim Schachmeister, Paul Godwin oder Martin Roman, wetteiferten in einer kaum überschaubaren Zahl von Revuetheatern, Ballhäusern, Clubs und Bars in Berlin und vielen anderen deutschen Großstädten um ihr Publikum. Auch die bald international populären Comedian Harmonists waren den Einflüssen des zeitgenössischen Jazz unüberhörbar verpflichtet.
 
        Wie nachhaltig – und auch einsinnig diffamierend – der Jazz als Krisenerscheinung noch während der „goldenen Zwanziger Jahre“ wahrgenommen wurde, legt der 1927 ersterschienene „Steppenwolf“ Hermann Hesses offen, dessen Protagonist erzählt: „Aus einem Tanzlokal, an dem ich vorüberkam, scholl mir, heiß und roh wie der Dampf von rohem Fleisch, eine heftige Jazzmusik entgegen. Ich blieb einen Augenblick stehen; immer hatte diese Art von Musik, sosehr ich sie verabscheute, einen heimlichen Reiz für mich. Jazz war mir zuwider, aber sie war mir zehnmal lieber als alle akademische Musik von heute, sie traf mit ihrer frohen rohen Wildheit auch bei mir tief in die Triebwelt und atmete eine naive redliche Sinnlichkeit. (…) ‚Untergangsmusik‘ war es, im Rom der letzten Kaiser mußte es ähnliche Musik gegeben haben. Natürlich war sie, mit Bach und Mozart und wirklicher Musik verglichen, eine Schweinerei – aber das war all unsre Kunst, all unser Denken, all unsre Scheinkultur, sobald man sie mit wirklicher Kultur verglich. Und diese Musik hatte den Vorzug einer großen Aufrichtigkeit, einer liebenswerten unverlogenen Negerhaftigkeit und einer frohen, kindlichen Laune.“06 Sosehr die Passage geradezu imprägniert ist von rassistischen Stereotypen, sexuellen Projektionen und eurozentrischer Perspektive, so deutlich steht sie für die unter Künstlern zeittypische Hoffnung, unter dem Eindruck außereuropäischer Kunstwerke und Traditionen eine Erneuerung europäischer Künste herbeiführen zu können.
 
        Tatsächlich hatte gleichzeitig eine ernsthafte, keineswegs auf Betäubung und Vergessen zielende Auseinandersetzung mit der neuen Musik eingesetzt. Dazu hatten erste Tourneen afroamerikanischer Künstler in Deutschland beigetragen, die es ermöglichten, Jazz erstmals live zu erleben. Dazu zählte etwa Sam Wooding, der mit seinen Chocolate Kiddies, darunter der Trompeter Doc Cheatham, auch Titel Duke Ellingtons vorstellte07 und dessen Konzert 1925 im Berliner Admiralspalast eminente Folgen für die Geschichte des Jazz haben sollte: Der 17-jährige Alfred Lion war von dieser Musik so fasziniert, dass er 14 Jahre später, zusammen mit einem Freund aus Berliner Tagen, Frank Wolff, im US-amerikanischen Exil eines der wichtigsten Label des Jazz überhaupt gründen sollte – Blue Note Records.08 Doch auch die Revue Nègre konfrontierte das deutsche Publikum mit nachhaltig wirksamen Eindrücken – nicht nur durch die spektakulären Auftritte der Sängerin und Tänzerin Josephine Baker, sondern auch des Klarinettisten Sidney Bechet in der Begleitband. Komponisten wie Paul Hindemith, Ernst Krenek und Kurt Weill nahmen Einflüsse des Jazz in ihre eigenen Arbeiten auf; die Musik, die Weill für Brechts „Aufstieg und Fall der Stadt Mahagonny“, aber auch für die „Dreigroschenoper“ komponierte, ist deutlich von Jazzelementen geprägt.
 
        Die gesellschaftlich-kulturelle Akzeptanz, die sich der Jazz Ende der 1920er, Anfang der 1930er Jahre in Deutschland jenseits gestopft voller Vergnügungsetablissements wie der „Femina“ oder dem „Moka-Efti“ erarbeitet hatte, wird nicht nur deutlich in ersten seriösen Publikationen wie etwa Alfred Baresels „Jazz-Buch. Anleitung zum Spielen, Improvisieren und Komponieren moderner Tanzstücke“ (1925), sondern auch in der Einrichtung des ersten Jazzlehrgangs im Frankfurter Hoch’schen Konservatorium 1928. Allerdings geschah dies nicht ohne Widerstände. Schon im Jahr davor protestierten mit Hans Pfitzner und Siegmund von Hausegger renommierte Komponisten dagegen, „wobei sie sich heftig über ‚Niggerblut‘ und die ‚Rhythmik bauchtanzender Neger‘ ausließen“.09 Nur wenige Jahre später erhielt diese Argumentation Eingang in die regierungsamtliche Kulturpolitik.
 
        „SCHLUẞ“ MIT DEN „ZERSETZENDEN ELEMENTEN“: DIE NS-ZEIT
 
        Die völkisch und antisemitisch geprägte Ideologie des Nationalsozialismus suchte frühzeitig gegen den Jazz zu mobilisieren, erst mit einiger Verzögerung jedoch – im Oktober 1935 – erfolgte ein landesweites Sendeverbot für Jazz im Rundfunk. In der Verlautbarung des zuständigen Kulturfunktionärs hieß es, dass „mit den noch in unserer Unterhaltungs- und Tanzmusik verbliebenen zersetzenden Elementen (…) des Nigger-Jazz“ „Schluss“ gemacht werden solle.10 Tatsächlich hatten einer lückenlosen Verfolgung des Jazz in NS-Deutschland mehrere Argumente entgegengestanden. Dies waren neben der enormen Beliebtheit jazzaffiner Tanzmusik in der Bevölkerung internationale Vereinbarungen, die den Vertrieb ausländischer Plattenproduktionen im Inland regelten, flankiert vom Interesse am Vertrieb deutscher Produktionen im Ausland.11 Als es 1936 während der Olympischen Spiele gar darum ging, Deutschland als modernes, weltläufiges Land darzustellen, gehörte der Sound des Jazz gleichsam zwingend dazu. Wenig später jedoch ließ das Regime an der Missliebigkeit des Jazz keinerlei Zweifel mehr. Das Plakat zur Düsseldorfer Ausstellung „Entartete Kunst“ von 1938 zeigt nicht nur einen affenähnlich gezeichneten Schwarzen mit Saxofon, sondern der Davidstern auf seinem Revers demonstriert zugleich die Bemühung der NS-Rassenideologie, Rassismus gegen Afrikaner und Afroamerikaner mit Antisemitismus zu verschmelzen.
 
        Getragen von der massiven Nachfrage in der Bevölkerung und zeitweilig geschützt durch kleine Tricks wie die Umbenennung US-amerikanischer Standards in deutsche Titel, konnten sich Orchester wie die von Heinz Wehner, Ernst Höllerhagen oder Benny de Weille eine Zeit lang auch in den NS-Jahren behaupten. Die große Zahl jüdischer Jazzmusiker hatte diese Chance nicht: Wer von ihnen nicht ins Exil ging, lief Gefahr, deportiert und ermordet zu werden.12
 
        Einer Tarnung deutlich abgeneigt hingegen waren Angehörige der sogenannten Swing-Jugend, die nicht nur durch ihre Tanzabende zu aktueller afroamerikanischer Musik, sondern auch durch ihr äußeres Erscheinungsbild den systemkonformen Uniformitätsvorstellungen, wie sie durch Hitlerjugend (HJ) und Bund Deutscher Mädel vorgeführt wurden, demonstrativ widersprachen. Kurz nach Kriegsende erinnerte sich eines ihrer Mitglieder, Olaf Hudtwalcker, an „die Stunden, in denen man sich nächtlich-trunken, vor den Dämonen auf Augenblicke geborgen, vor irgend einem Gramophon fand, um in der Stimme Bessie Smiths, der Klarinette Rappollo’s, der Jericho-Trompete Armstrongs usw. das Schimmern des ewigen Lichtes wahrzunehmen“.13 Hudtwalcker erinnerte sich aber auch an durchaus robuste Widerstandsaktionen: „Der gefürchtete Bismarck-Club, welcher handfeste Pistolenangriffe gegen HJ führte, der verschiedene HJ-Führer nachts in die Fleete von Barmbek und Eimsbüttel warf oder mit Guitarrensaiten gefesselt im Stadtpark an Laternenpfähle knüpfte. (…) [D]ie unzähligen, die für eine Schallplatte ins KZ gingen, die Langhaarigen, Schirmschwingenden, Kreppbesohlten, die ein Heer von Gestapo-Beamten und Spitzeln in Bewegung hielten, die ‚Wehrkraftzersetzer‘ und ‚Undeutschdenkenden‘, die da im Kriege sangen: ‚Wir sind nicht Juden, sind nicht Kommunisten, doch unsere Hymne ist der Tiger Rag‘“.14 Hudtwalckers Ausführungen stehen durchaus in Einklang mit der Beobachtung des Musikwissenschaftlers Wolfram Knauer, dass das „Verbrechen der sogenannten ‚Swingheinis‘ in Hamburg, wo die Gestapo schärfer durchgriff als anderswo und die Jugendlichen zur ‚Umerziehung‘ in Konzentrationslagern landeten“, weniger darin bestanden habe, „dass sie sich für Swing begeisterten, als vielmehr [in der] Tatsache, dass sie sich der faschistischen Ästhetik widersetzten, deren Ideal natürlich begeisterte Hitlerjungen verkörperten.“15 Die Drohung für die Nazis bestand darin, dass diese Musik „die Jugendlichen, auf deren Konformität sie für die Aufrechterhaltung des Systems angewiesen waren, für ihre Zwecke verderben würde“.16
 
        Doch Jazz – und Jazzmusiker – ließen sich auch in die Dienste des Nationalsozialismus stellen. Mit der Band Charlie and his Orchestra initiierte Goebbels’ Propagandaministerium die Gründung eines Ensembles, das mit der tatkräftigen Unterstützung „einige[r] der besten deutschen Instrumentalisten“ Jazztitel einspielte,17 deren Originaltexte durch englischsprachige Propagandatexte ausgetauscht wurden, um über die Ausstrahlung dieser Aufnahmen im Rundfunk vor allem Einfluss auf das britische Publikum zu nehmen. Da wurde Irving Berlins Song „Slumming on Park Avenue“ in „Let’s Go Bombing“ umbenannt, oder der Standard „Makin’ Whoopee“ beginnt mit den Zeilen „Another War, Another Profit, Another Jewish Business Trick!“18 Was heute grotesk erscheinen mag, darf in seiner Wirkung wohl nicht unterschätzt werden; Wolfram Knauer stellte fest: „[E]s verstört vielleicht am meisten, dass man noch heute beim Anhören zu verstehen meint, wie direkt und unmittelbar Musik Stimmung machen kann.“19 Dass einer der beteiligten Jazzmusiker, Fritz Brocksieper, später äußerte, „er habe die Propagandatexte gar nicht so wahrgenommen“20 und dagegen die Qualität der Musik pries, reiht sich ein in das Formelrepertoire von Millionen von Deutschen nach 1945. In der neuen Zeit, die mit dem Mai 1945 angebrochen war, verschwand für viele Deutsche die jüngste deutsche Vergangenheit in einem Nebel des Vergessens – unter ihnen waren auch Jazzmusiker.
 
        „AMERICAN PATROL“: NACHKRIEG
 
        Als die Alliierten 1945 in Deutschland einzogen, war Jazz nicht nur deswegen die Musik der Sieger, weil der infektiöse Swing des Orchesters von Glenn Miller mit Hits wie „In the Mood“, „Tuxedo Junction“ oder „American Patrol“, ausgestrahlt über den Rundfunk der Allied Expeditionary Forces,21 gleichsam den Soundtrack zu diesem Einzug in das Land des Feindes gebildet hatte. Er war auch deswegen die Musik der Sieger, weil seine prominente Stellung, die er im Bild vieler Deutscher von ihren ‚Besatzern‘ einnahm, so diametral dem Feindbild entgegenstand, das die NS-Kulturpolitik von ihm gezeichnet und zu propagieren versucht hatte. Und darüber hinaus erlebten viele Deutsche – insbesondere in den amerikanisch besetzten Territorien, zu denen zunächst auch Teile der späteren Sowjetischen Besatzungszone gehörten – Afroamerikaner als Botschafter und besondere Fans dieser Musik, Menschen also, die bis vor Kurzem explizit staatlicher, rassistischer Verachtung und Verfolgung ausgesetzt gewesen waren. Der Schriftsteller Dieter Wellershoff, damals 20 Jahre alt, erinnerte sich später an „eine Zeit täglicher Entdeckungen (…), vor allem, als eine vitale Stimulierung, die uns eine neue Art äußerer und innerer Bewegung lehrte, der Jazz. Es war eine neue Zivilisation mit neuen Umgangsformen und Lebensreizen. Jitterbug und Boogie-Woogie trieben uns den Marschtritt aus dem Leib, und es war einleuchtend nicht nur im Bewußtsein, sondern eben auch im Körper, im vitalen Selbstgefühl, daß der politische Rahmen dieses neuen Lebens nur die Demokratie sein konnte.“22
 
        Rasch bildeten sich aus Liebhaberkreisen, die, meist im Teenager-Alter, bis zum Ende des Krieges in vielen deutschen Städten oft konspirative Hot Clubs gebildet hatten, Initiativen, die mit Vereinsgründungen, Zeitschriften und einer Fülle an Amateur-Bands dieser neuen Musik ein möglichst großes Publikum zu erschließen versuchten. Eine zentrale Rolle spielten dabei Clubs der US-Army, in denen regelmäßig amerikanische Bands, aber bald auch erste deutsche Ensembles, zur Unterhaltung Jazz – meist im populären Swing-Stil – spielten. Als auch deutsche Musiker, die noch die reiche deutsche Jazz-Tradition der 1930er Jahre aus persönlicher Erfahrung kannten, im von den Alliierten nach dem Vorbild der BBC neu aufgestellten Rundfunk Tanz- und Konzertmusik mit mal mehr, mal weniger deutlichen Jazz-Einschlägen vorstellten, bildete sich allerdings Widerstand. Furore machte dabei eine von der noch jungen Zeitschrift „Hör Zu!“ 1947/48 orchestrierte Kampagne. Das Blatt druckte nach der Ausstrahlung eines „Abend[s] mit dem Radiotanzorchester“ des Nordwestdeutschen Rundfunks (NWDR) unter Leitung von Kurt Wege Hörerstimmen ab, die nach Aussagen der Redaktion angeblich zu Tausenden, bald als „Hagel“, dann als „Lawine“ eingegangen seien.23 Darin hieß es: „Dieses Kind aus Übersee ist nichts für unsere Ohren!“; „Ist es nicht beschämend für uns, daß wir ausländische Sender einschalten müssen, wenn wir liebe, altvertraute deutsche Weisen vernehmen wollen?“; „Das Geschreie und Getöse ist einfach furchtbar. Es gibt doch so gute deutsche Tanzweisen.“24 Das hier betonte nationale Attribut war sprechend. Es bestätigte den Hörer*innen gleichsam beiläufig, dass man – ungeachtet der von Deutschen begangenen Massenverbrechen – auf eine nationale Eigenart auch in einem positiven Sinn durchaus Anspruch erheben dürfe – und dass man keineswegs bereit war, sein Deutschsein inklusive seiner Hörgewohnheiten von den kulturellen Gepflogenheiten oder gar programmatischen Reeducation-Absichten einer ausländischen Siegermacht ‚überfremden‘ zu lassen. Die in Kürze noch virulenter werdende Vorstellung eines mutmaßlich unaufhebbaren Gegenübers zu allem, was mit „Übersee“, „Amerika“, „Urwald“ („Geschreie, Getöse“) zu tun hatte, meldete sich hier bereits an. Einer der auf diese Weise gemaßregelten Künstler – der Arrangeur Friedrich Meyer – zahlte in ähnlicher Münze heim; an die Verfasser der Leserbriefe gewandt, schrieb er: „Ihr könnt euch nicht beklagen: die deutschen Rundfunkstationen nudeln tagaus, tagein Eure Ständchen und Serenaden, ‚Großmütterchen‘ und ‚Rote Laterne von St. Pauli‘. (…) [B]leibt mit Eurer Kritik zu Hause, wenn Sie von keiner Sachkenntnis getrübt ist. Blamiert euch in Eurer Werkstatt, in Euren Büros und zu Hause.“25 Doch zuletzt sah sich der Leiter der NWDR-Musikabteilung, Harry Hermann Spitz, der als Jude selbst nur im Exil hatte überleben können, gezwungen, einzulenken: Die Zusammenarbeit mit Meyer wurde beendet, Kurt Wege in einen „zweimonatigen ‚Erholungsurlaub‘“26 geschickt, wie der „Spiegel“ berichtete, und eine deutliche Änderung des Musikprogramms angekündigt. ‚Volkes Stimme‘, hier auf verschobene Weise Ausdruck einer völlig unbearbeiteten sozialen und moralischen Katastrophe, hatte unüberhörbar einen Sieg errungen.
 
        „MUSIK GEGEN JEDEN TOTALITARISMUS“: BUNDESREPUBLIK BIS 1990
 
        Zunächst noch unter dem unmittelbaren Eindruck musizierender US-Soldaten, bald auch erster Tourneen amerikanischer Stars, ermutigt von Rundfunk-Redakteuren wie Joachim-Ernst Berendt im Südwestrundfunk, die, entgegen aller Kritik, einschlägige Sendereihen einrichteten, aber auch motiviert durch ein Publikum, das das Neue und Frische dieser Musik zu schätzen wusste, war es die Generation der Max Greger, Paul Kuhn, Emil und Albert Mangelsdorff, Hans (James) Last, Jutta Hipp, Inge Brandenburg, Hubert Strasser und vieler anderer, die die eigentliche Wiedergeburt des Jazz in Deutschland einläuteten. Meist ohne eigene Erfahrung des Jazz der Vorkriegszeit, rezipierten sie die afroamerikanische Musik als Ausdruck einer neuen Zeit und waren begierig nach den neuesten Entwicklungen dieser Musik, die sich für sie vor allem, wenn nicht ausschließlich, in den USA abzeichneten.
 
        Die zunehmende gesellschaftliche Akzeptanz des Jazz wurde – wenn auch auf etwas eigentümliche Weise – dokumentiert in der Auseinandersetzung zwischen Theodor W. Adorno und Joachim-Ernst Berendt in der Zeitschrift „Merkur“ im Sommer 1953. Adorno zufolge hatte sich im Jazz alles Oppositionell-Widerständige abgeschliffen und war zu Produkten einer Kulturindustrie geworden, der Kritik am System konstitutiv fremd ist; Berendt hingegen beging den fatalen Fehler, „sich auf Adornos Vorgabe einzulassen, den Jazz mit der europäischen Kunstmusik in einen gemeinsamen Bezugsrahmen zu setzen. (…) Der Punkt ist aber nicht, dass Jazz auch Kunst wäre, sondern dass er aus anderen Prinzipien zu verstehen ist als die europäische Kunstmusik.“27 Obendrein glaubte Berendt betonen zu müssen, „wie absolut sicher diese Musik gegen jeden Totalitarismus ‚impft‘ (…). Hat man schon einmal einen Funktionär oder Militaristen gesehen, der gleichzeitig Jazz-Fan gewesen wäre? Woher kommt denn die tiefe, eingewurzelte Abneigung aller Militärs gegen den Jazz?“28 Das stand in eklatantem Widerspruch nicht nur zu Charlie and his Orchestra, sondern ebenso zur – freilich erst 1958 erfolgenden – Initiative des Verteidigungsministers Franz Josef Strauß, Jazz in das Repertoire der zahlreichen Kapellen der noch jungen deutschen Bundeswehr aufzunehmen.29 Mochte Berendt auf der argumentativen Ebene auch das Nachsehen gegenüber dem Sozialphilosophen haben – Jazz war zum Gegenstand des ‚hochkulturellen‘ Diskurses geworden, ohne dass Adornos Position einen nachweisbaren Einfluss auf die Entwicklung des Jazz in Westdeutschland hinterlassen hätte.
 
        Im Gegenteil: In den 1950er und 1960er Jahren nahm nicht nur die Vielfalt der Stile, die Aufmerksamkeit von Konzertagenturen und die Zahl der einschlägigen Rundfunk-Sendungen zu – unter letzteren etwa der 1958 eingeführte NDR-Jazzworkshop, in dem sich bald Top-Stars aus den USA die Klinke in die Hand gaben –, sondern auch ein neues Selbstbewusstsein der deutschen Jazzmusiker. Waren für Jahrzehnte stets die US-amerikanischen Musiker die Vorbilder gewesen, formulierte Albert Mangelsdorff 1963 die folgenreiche Einsicht, dass „ein Jazzmusiker in Europa (…) nicht von sich verlangen [solle], so zu spielen wie ein farbiger Musiker in New York oder Chicago, er sollte es nicht versuchen und man sollte es nicht von ihm erwarten, weil seine Probleme andere sind und sein Lebenskreis anderen Bedingungen unterworfen ist.“30 Was ganz selbstverständlich klingt, stand jedoch für eine neue Erdung des dem Jazz eigenen Protestpotenzials: Sollte Jazz gerade mit seiner Widerständigkeit authentisch sein, taugte ein Sich-Hineinversetzen in die Situation eines Afroamerikaners in New York oder Chicago nur bedingt, bestand doch an „Problemen“ auch für einen Bewohner Europas, erst recht Deutschlands angesichts der Katastrophe von Krieg und Holocaust, ebenfalls kein Mangel. Einen ersten Höhepunkt dieser eingeforderten Besinnung auf die eigene Lage bildete die um Mangelsdorff, Joki Freund und andere entstandene sogenannte „Frankfurter Schule“, die, noch deutlich vom Cool Jazz geprägt, gleichwohl mit einem eigenen Sound auffiel. Die von dem polnischen Komponisten Kristof Komeda geprägte Bezeichnung schließt – mit ihrer Anspielung auf die Frankfurter Schule von Adorno, Horkheimer, Löwenthal und anderen – den kritischen Impuls charakteristisch mit ein. Von hier aus konnte jene vieldiskutierte „Emanzipation“31 des deutschen Jazz von den US-amerikanischen Vorbildern ihren Ausgang nehmen, die teils parallel, teils in regem Austausch mit der Entwicklung anderer europäischer Jazz-Szenen stattfand und bis heute anhält.
 
        DDR: „BESTANDTEIL SOZIALISTISCHER MUSIKKULTUR“
 
        Anders als in der jungen Bundesrepublik war Kultur in der DDR mit dem Auftrag versehen, einen Beitrag zum Aufbau einer neuen sozialistischen Gesellschaft zu leisten. Jazz, in sowjetisch-parteikommunistischer Perspektive „Ausdruck des amerikanischen nationalen Ideals (…) des geistigen Chaos und des Durcheinanders, (…) geistiger Abstumpfung und des Zerfalls des lebendigen Denkens“,32 galt dafür als denkbar ungeeignet. Fritz Rudolf Fries, der einen bis heute äußerst lesenswerten Roman über die Leipziger Jazz-Fan-Szene Ende der 1950er Jahre verfasste, charakterisiert die Situation in seinen Erinnerungen wie folgt: „In der DDR galt Jazz für viele Jahre als dekadenter Ausdruck einer Unkultur des Imperialismus. Man ließ Ausnahmen zu. Der Blues als Ausdruck schwarzen Proletariats auf dem Weg aus den Südstaaten in die Slums der großen Städte im Norden durfte passieren. Der Rest war anarchistisch und trotzkistisch – im Sinne einer permanenten Revolution. Den Vorurteilen begegneten wir in der eigenen Familie in Gestalt von Onkeln und Tanten, die in ihrem ästhetischen Haushalt mit Marsch-, Volks- und Schlagermusik auskamen. Mit Hilfe der amerikanischen Sender fochten wir für eine Entnazifizierung in der Kultur, für eine Entrümpelung der Köpfe und Sinne.“33
 
        Allerdings waren die ‚regulierenden‘ und kontrollierenden Maßnahmen der DDR-Behörden zum einen Kursschwankungen in der offiziellen Kulturpolitik ausgesetzt, die sich mal mehr, mal weniger offen gab, zum andern den Entscheidungen regional zeitweilig durchaus unterschiedlicher Praktiken. Trotz der Instabilität dieser Bedingungen konnten sich etliche namhafte Jazz-Ensembles behaupten, wie etwa die von Karl Walter, Günter Hörig oder Fips Fleischer. Wie schwierig die Arbeitsbedingungen jedoch blieben, legt auch eine Situation am Rande der Tournee Louis Armstrongs in der DDR 1965 offen. Die Jazzlegende, dessen Konzerte zu den – im Vergleich zum Westen – raren Möglichkeiten für Jazzmusiker*innen und Fans in der DDR zählten, afroamerikanische Künstler live zu erleben, wurde während einer internationalen Pressekonferenz nach seiner Ankunft in Ost-Berlin von einem West-Berliner Journalisten gefragt, „ob sich der Musiker die ‚Mauer‘ ansehen werde. – Armstrongs Antwort: ‚Ich habe die Mauer bereits gesehen. Aber sie interessiert mich nicht. Mich interessiert nur mein Publikum, deshalb bin ich hier.‘ – Daraufhin flüsterte der Generaldirektor der Künstleragentur nervös mit dem Dolmetscher, während Louis Armstrong einen bemerkenswerten Satz nachschob: ‚Ich kann zwar nicht sagen, was ich sagen möchte. Aber wenn Sie einverstanden sind, würde ich sagen: Vergesst all den Scheiß!‘“34 Die Äußerung verrät Armstrongs Widerwillen gegen die wiederholten und zuweilen hartnäckigen Versuche, ihn und seine Musik für politische Zwecke zu instrumentalisieren – ohne sich jedoch, wie er wohl wissen mochte, nachhaltig dagegen wehren zu können.
 
        Der Mauerbau 1961 schien eine „[n]eue Freiheit“35 auch für den Jazz in der DDR zu ermöglichen. Wenn auch unter wiederholter, aber nicht kontinuierlicher Beobachtung der Stasi, meldete sich eine neue Generation zu Wort, darunter Joachim Kühn, Friedhelm Schönfeld, Ernst Ludwig Petrowsky, Uschi Brüning, Ulrich Gumpert und Günter Sommer. Etliche von ihnen wandten sich dem Free Jazz zu, der – etwa im Rahmen der Jazzwerkstatt Peitz, später auch als „Woodstock am Karpfenteich“ bezeichnet – besonders viele Koproduktionen mit Jazzmusiker*innen aus der Bundesrepublik, aber auch aus Polen erlaubte. Nicht zuletzt die internationale Aufmerksamkeit und Anerkennung einer Musik, die außerhalb des Staates vereinfachend als „DDR-Jazz“ bezeichnet wurde, mag mit dazu beigetragen haben, dass es in den 1986 erschienenen offiziösen „Hinweisen zur Pflege des Jazz im Kulturbund der DDR“ heißen konnte: „Der Jazz ist Bestandteil der sozialistischen Musikkultur in der DDR.“36 Für viele Musiker*innen und noch mehr Hörer*innen und Fans schien ein wichtiges Ziel erreicht. Doch nur vier Jahre später besiegelte der Einigungsvertrag das Ende der DDR.
 
        BERLINER REPUBLIK
 
        Die Vereinigung der beiden deutschen Staaten, aber auch Aspekte der Globalisierung wie verbesserte Ausbildungsmöglichkeiten für junge Jazzmusiker*innen haben zu einer bis dato ungekannten Diversifizierung von Spielarten des Jazz in Deutschland geführt. Wolfram Knauer zeichnet in seiner herausragenden Gesamtdarstellung ein detailliertes Portrait der Entwicklungen gerade der zurückliegenden 30 Jahre. Wie aber lässt sich der Jazz in Deutschland heute in Hinblick auf seine Bezüge zu Gesellschaft und Politik charakterisieren?
 
        Gemessen sowohl an seiner Herkunft als auch noch an seinem gesellschaftlichen Status in den 1920er und 1930er Jahren ist der Jazz heute in Deutschland von vielen Kennzeichen einer sogenannten E-Musik geprägt. Dazu zählen nicht nur die enormen Anforderungen technischer Expertise an seine ausübenden Künstler*innen – das galt auch schon in früheren Zeiten –, sondern die – wenn auch mit großer Verzögerung erfolgte – Einrichtung akademischer Ausbildungsstätten, die Öffnung der repräsentativen Konzerthallen des Landes, verschiedenste Formen staatlicher Förderung und ein zahlenmäßig im Vergleich zu vielen anderen Musikstilen äußerst eingeschränktes Publikum, das seinerseits von Überalterung bedroht ist. All diese Kennzeichen, die der Jazz heute mit der europäischen Klassik teilt – mit Ausnahme der eklatanten Unterschiede im Umfang der öffentlichen Förderung –, deuten im historischen Längsriss auf zweierlei: Zum einen war es das ausdrückliche Ziel seiner frühen Förderer in der jungen Bundesrepublik, auf modifizierte Weise auch in der DDR, dem Jazz genau jene gesellschaftliche Akzeptanz zu verschaffen, die die europäische Klassik zweifelsfrei genoss. Joachim-Ernst Berendt hatte dies zeitweilig zu Parallelisierungen zwischen Jazz und Klassik verführt, die nicht nur Adorno mit einiger Berechtigung zurückgewiesen hatte. Zum andern jedoch musste unweigerlich ein bestimmter Modus der Akzeptanz, eine Aufnahme des Jazz gar in kanonisierte Formen von Darbietung und Rezeption, zu einer Reduzierung seines Dissidenz-Charakters, seiner Widerständigkeit führen.
 
        Um diesen Sachverhalt genauer ermessen zu können, hilft ein Blick auf die aktuelle US-amerikanische Szene. In den USA, in denen unverändert wichtige Entwicklungen des Jazz stattfinden, waren diese Entwicklungen stets entscheidend geknüpft an Geschichte und Gegenwart der afroamerikanischen Minorität. Der Rang ihrer Erfahrungen für die eigene kreative Arbeit wird auch heute – vielleicht zusätzlich motiviert durch Ereignisse wie diejenigen, die die Black-Lives-Matter-Bewegung ausgelöst haben – immer wieder hervorgehoben, von Künstlern wie Theo Croker, Jeremy Pelt, Jon Batiste und vielen anderen. Aber auch der Blick auf einen der bedeutendsten Innovationsschübe im europäischen Jazz der vergangenen Jahre – die Entwicklung in der britischen Szene um Shabaka Hutchings, Theon Cross, Nubya Garcia und weiteren – legt offen, dass auch hier eine soziale und kulturelle Differenzerfahrung, nämlich die der Herkunft aus dem karibischen Raum in Abgrenzung zur weißen englischen Mehrheitsgesellschaft, maßgeblich auf die musikalische Ästhetik eingewirkt hat.
 
        Keine Frage: Es bedarf nicht der hier angedeuteten Differenzerfahrungen, um auch als deutsche*r Jazzmusiker*in die eigene Kunst als radikal zeitgemäßen Ausdruck zu gestalten, der als solcher – meist unhintergehbar – von jenen „Problemen“ zeugt, von denen Mangelsdorff sprach. Ihr unerlässlicher Partner ist ein Publikum, das die Zeitgemäßheit des Gehörten fortwährend kritisch überprüft. Dass dieses Selbstverständnis keineswegs der Vergangenheit angehört, wurde während eines Auftritts von Kurt Elling und der WDR Big Band auf dem Jazzfest 2014 vor dem – für seine Unmutsbekundungen freilich berühmt-berüchtigten – Berliner Publikum deutlich. Der anwesende Musikjournalist Rolf Thomas vermeinte, der Vertonung einer „Broschüre der Bundeszentrale für politische Bildung“ beizuwohnen – und „spätestens, als Ronald Reagan als Freiheitskämpfer gefeiert werden sollte, erwartete man, dass David Hasselhoff um die Ecke biegen und ‚I’ve Been Looking For Freedom‘ anstimmen würde; es war aber der bemitleidenswerte Kurt Elling, der diesen missratenen und von vielen Buhrufen begleiteten Auftritt gestalten musste.“37
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        JAZZ UND IDENTITÄT
 
        Mario Dunkel
 
        „In jazz, identity is everything“, schrieb der US-amerikanische Jazzkritiker Barry Ulanov 1979 in der musikwissenschaftlichen Fachzeitschrift „The Musical Quarterly“. „As in almost no other art, individual identity shapes the structure of jazz. It obsesses the player or singer and haunts his or her audience.“01
 
        Tatsächlich ist die Frage nach Identität im Jazzdiskurs – danach, wie Menschen sich verorten und verortet werden, wie sie sich einen Sinn zuschreiben und sich gegenseitig Bedeutung geben – omnipräsent. Dieser Aufsatz soll eine Einführung in Identitätskonstruktionen im Jazz geben. Dabei wird danach gefragt, welche Identitätszuschreibungen im Feld Jazz häufig vorzufinden sind, welche Besonderheiten sie aufweisen und inwiefern sie in Identitätsdiskurse eingebettet sind, die über jazzspezifische Kontexte hinausreichen.
 
        In diesem Beitrag wird argumentiert, dass Darstellungen von Jazz und Jazzgeschichte daran beteiligt waren und sind, weitverbreitete identitätsbezogene Mythen und Narrative zu bekräftigen, zu adaptieren und infrage zu stellen. Drei dieser Mythen lassen sich gleich zu Beginn entkräften: Jazz ist nicht universell, und er ist per se weder demokratisch noch liberal. Auch Jazz ist ein Feld, in dem sämtliche Arten von Diskriminierung vorkommen, wo Menschen ausgegrenzt, erniedrigt und verletzt werden. Gleichzeitig ist Jazz jedoch auch eine musikalische Praxis, die sowohl in populären Kulturen als auch in pluralisierten Gesellschaften verwurzelt ist und deren Entstehung und Entwicklung ohne afrodiasporische Musiken nicht denkbar wäre. Im Laufe seiner Geschichte war Jazz immer wieder Ressource für und Produkt von sozialen Gleichheitsbestrebungen – insbesondere im Rahmen der afroamerikanischen Bürgerrechtsbewegung, aber beispielsweise auch im Kampf gegen das Apartheid-Regime in Südafrika. Im Folgenden sollen daher Fragen nach Jazz und Identität aufgeworfen werden, ohne dabei Mythen und Narrative zu bekräftigen, die Jazz essenzialisieren.
 
        INDIVIDUELLE UND KOLLEKTIVE IDENTITÄTEN
 
        Was ist Jazz? Die populäre Kultur hat in den vergangenen Jahren immer wieder filmische Antworten darauf angedeutet: Von „Whiplash“ über „La La Land“ bis zu Disney’s „Soul“: Die Figur des (meist männlichen) Jazzmusikers ist auch in der vergangenen Dekade Bestandteil des popkulturellen Mainstreams gewesen. Barry Ulanov gehörte in den 1940er Jahren zu den ersten Autoren, die sich für eine Lesart des Jazz stark machten, nach der Jazz sich dadurch auszeichnet, dass er von einzelnen, außergewöhnlichen Individuen gestaltet wird. Diese Lesart ist nach wie vor weit verbreitet, etwa in „Whiplash“ oder „Soul“, drückt sich aber auch im Genie-Diskurs aus, der beispielsweise den britischen Multiinstrumentalisten Jacob Collier umgibt. Jazz ist demnach eine oft als heroisch gerahmte künstlerische Praxis, die es individuell außergewöhnlich begabten (meist männlichen) Musikern ermöglicht, ihr herausragendes Talent zu entwickeln und zu entfalten.02 Diese Vorstellung wird oft mit Ideen des Libertarismus verbunden. Jazzmusiker (auch in diesem Fall meist Männer) sind nach dieser Auffassung weitgehend autonom. Sie sind für ihre Kunst in erster Linie selbst verantwortlich, ihre Musik ist primär Ausdruck ihrer Individualität. Antriebsmotor der Geschichte des Jazz – in der Regel erzählt als Fortschrittsgeschichte – ist demzufolge die musikalisch-schöpferische Genialität einzelner, bemerkenswerter Individuen. Die Namen dieser Musiker variieren, kanonisiert sind aber seit den 1970er Jahren Personen wie Louis Armstrong, Duke Ellington, Charlie Parker, John Coltrane und Miles Davis. Frauen kommen fast ausschließlich als Sängerinnen vor. Hier können Billie Holiday und Ella Fitzgerald als kanonisiert gelten.03
 
        Die Lesart des Jazz als primär durch autonome Individuen geprägte Musik läuft Auffassungen zuwider, die kollektive Identitäten betonen. Zurückzuführen sind solche Perspektiven zunächst insbesondere auf die Blueshistoriografie der 1920er Jahre, etwa bei W.C. Handy und Edward Abbe Niles, deren Ansätze sich in der Jazzrezeption der US-amerikanischen Linken während der 1930er und 1940er Jahre, etwa bei Charles Edward Smith, John Hammond oder Rudi Blesh, und in den Schriften fortsetzten, die aus den antirassistischen Protestbewegungen der 1940er, 50er und 60er Jahre hervorgingen, zum Beispiel in jenen von Sterling Brown oder LeRoi Jones aka Amiri Baraka.04 Der marxistische Jazzkritiker Charles Edward Smith trennte in den 1930er Jahren zwischen vermeintlich dekadenten und proletarischen Jazztypen. Der „echte“ Jazz war demnach der Hot Jazz; seine Echtheit authentisierte sich durch seine Verwurzelung in der US-amerikanischen Arbeiterklasse.05 Dem setzten Jazzkritiker wie John Hammond und Marshall Stearns ab Mitte der 1930er Jahre einen race-bezogenen Ansatz entgegen. Laut Stearns privilegierte Smiths klassenbezogener Ansatz weiße Musiker als Hauptvertreter des Jazz. Die wahren Pioniere seien aber schwarze Musiker gewesen. Stearns identifizierte daher schon in den 1930er Jahren zwei Schulen der Jazzkritik, eine „White-influence“-Schule, in der weiße Musiker die primären Innovatoren der Musik waren, und eine „Colored-influence“-Schule. Letztere verstand Jazz als eine primär afroamerikanische Musik, die von weißen Musikern imitiert wurde.06 Auch in diesen das Kollektiv betonenden Ansätzen spielten individuelle Musiker eine wichtige Rolle. Sie waren aber weder autonom noch vollständig losgelöst von kollektiven Identitätskonstruktionen, sondern vielmehr integraler Bestandteil größerer sozialer Prozesse.
 
        JAZZ UND RACE
 
        Race ist seit der Entstehung des Diskurses um Jazz Mitte der 1910er Jahre eine zentrale Differenzebene. In dieser Hinsicht lässt sich eine Verbindung ziehen zwischen Jazz und dem, was der US-amerikanische Soziologe W.E.B. Du Bois – und im Rückgriff auf ihn der Soziologe Paul Gilroy – mit doppeltem Bewusstsein (double consciousness) bezeichnete.07 Bereits 1903 beschrieb Du Bois die soziale Position von Afroamerikaner*innen als eine, die Selbstrepräsentation verunmögliche und kollektive Fremdrepräsentation zu einer existenziellen Erfahrung werden lasse. Afroamerikaner*innen seien daher kontinuierlich mit einer weißen Perspektive auf sich selbst konfrontiert. Dadurch könnten sie einerseits kein „wahres Selbstbewusstsein“ erlangen. Andererseits sei dieses „doppelte Bewusstsein“ aber auch eine Gabe: Es beinhalte das Potenzial, die entmenschlichende Wirkung von Herrschaftssystemen zu erkennen und zu hinterfragen.08
 
        Ausgehend von Du Bois’ Konzept des doppelten Bewusstseins können auch Jazz, Jazzgeschichte und deren Vermittlung als Orte von Aushandlungsprozessen dieser Differenzebene betrachtet werden. Bis in die 1940er Jahre hinein wurde Jazzgeschichte noch primär als eine Musikgeschichte gedacht, deren Hauptvertreter weiße männliche Musiker waren. Erst nach dem Zweiten Weltkrieg konnten sich Narrative durchsetzen, die (ebenfalls meist männliche) schwarze Musiker als Hauptvertreter und Innovatoren ins Zentrum der Entwicklung des Jazz stellten.09 Aber seit dieser Zeit ist die racial identity des Jazz auch umstritten: Ist er in erster Linie eine am Blues orientierte, afroamerikanische Musiktradition, wie Amiri Baraka in „Blues People“ argumentiert – eine Art moderne afroamerikanische Volksmusik, die sich aus sich selbst heraus erneuert?10 Oder ist er eine Musik, die zwar eine historische Verbindung zu afroamerikanischer Volksmusik hat, sich aber immer wieder mit der populären Musik im Mainstream verband und sich auch dadurch weiterentwickelte, dass sie sich mit diversen Musikstilen kreativ auseinandersetzte und vermischte, wie unter anderem Herbie Hancock wiederholt behauptete?11
 
        Die Tatsache, dass Jazzgeschichte heute meist als lineare Geschichte einer primär afroamerikanischen Musiktradition erzählt wird, löst historisch gewachsene und sozial bedingte rassifizierte Ungleichheiten in dem Feld nicht auf. Jazzkritik und Jazzgeschichte werden nach wie vor von Autor*innen verfasst, die in sehr großen Teilen weiß und männlich sind – auch wenn die Jazzforschung inzwischen diverser ist als noch vor 20 Jahren.12 Die Szenen und Fangemeinschaften des Jazz sind in gleicher Weise vorwiegend weiß und männlich – von den Plattensammlerkreisen seit den 1930er Jahren (auch Plattensammeln ist ein ökonomisches Privileg) bis zum Stammpublikum der Konzertorte.13 In gewisser Weise besteht damit auch weiterhin ein Ungleichgewicht, das sich nicht loskoppeln lässt von der durch Du Bois beschriebenen Problematik der Perspektivierung: Wer stellt wen durch welche Brille dar? Es ist unter anderem deshalb ein Bestreben aktueller Jazzmusiker*innen wie Robert Glasper, Esperanza Spalding, Shabaka Hutchings, Terri Lyne Carrington und anderen, den Jazz zu öffnen und zugänglicher zu machen, auch, indem man Barrieren zwischen Jazz und aktuell populären afrodiasporischen Genres wie zum Beispiel Hip-Hop aufweicht. Da Jazz seit den 1960er Jahren häufig in einem Kunstmusikdiskurs praktiziert und rezipiert wird, besteht für Musiker*innen, die sich anderen Genres öffnen möchten, nicht selten das Dilemma, dass sie durch das Aufgreifen kommerziell erfolgreicher Musik Distinktionsmerkmale der Kunstmusik aufgeben müssen und dadurch Gefahr laufen, sich als Jazzmusiker*innen zu delegitimieren.14
 
        JAZZ, GENDER UND SEXUALITÄT
 
        Verschränkt mit der Kategorie race prägt die Ebene Gender den Jazzdiskurs ebenfalls seit seinen Anfängen. Jazz wurde im Laufe seiner Geschichte unter anderem verglichen mit Cinderella (eine im Ursprung rohe Musik des Proletariats, die von weißen Arrangeuren scheinbar veredelt wurde), der Lorelei (Jazz als Verführung der Massen), Casanova im Bett (Jazz als hypermaskuline Potenz), Napoleon im Krieg und Hannibals Armee im Kampf (Jazz als männlich konnotierte Gewalt). Als wirkmächtige Differenzebene wurde Gender im Jazzdiskurs aber erst spät hinterfragt – mit dem Aufkommen der feministischen Bewegungen der 1970er und 80er Jahre. Das Feld Jazz ist zum einen durch patriarchale Strukturen und Dynamiken geprägt, die auch andere kulturelle Felder charakterisieren, beispielsweise extreme genderbedingte ökonomische und soziale Ungleichheit, sexualisierte Gewalt, Stereotypisierungen sowie patriarchale Narrative und Mythen, um nur einige zu nennen. Zum anderen existieren aber auch jazzspezifische geschlechtsbezogene Ungleichheitsdynamiken, die in anderen Feldern weniger prägend sind.
 
        Bereits die Anfänge der Jazzrezeption zeugen davon, dass Jazz – insbesondere dem damit verbundenen Rhythmus – männliche Eigenschaften zugeschrieben werden. In Frankreich wird er unter anderem von Jean Cocteau als Erneuerer einer durch den Debussyismus geprägten und als effeminiert-dekadent wahrgenommenen französischen Musikkultur gedeutet.15 Im deutschsprachigen Raum sieht der Autor Paul Bernhard einen Zusammenhang zwischen Jazzmusik, -tanz und dem, was er als „Vermännlichung der Frau“ bezeichnet.16 In den USA wird Jazz dagegen insbesondere im sinfonischen Jazz der 1920er Jahre noch stark feminisiert und mitunter als „Lady“ bezeichnet – eine Strategie von Musiker*innen und Kritiker*innen, um weit verbreiteten Ängsten vor Überfremdung und kulturellem Verfall zu begegnen, die auf die Musik projiziert wurden.17 Ab den 1930er Jahren setzt sich jedoch auch hier ein Diskurs durch, der Jazz maskulinisiert. Insbesondere die Strategie, zwischen gutem („real“ oder „hot“) und schlechtem („sweet“ oder „corny“) Jazz zu unterscheiden, um Jazz als kulturell wertvoll zu legitimieren, trägt ab den 1930er Jahren dazu bei, dass männliche Eigenschaften zu einem Distinktionsmerkmal von vermeintlich gehaltvollem Jazz werden. Authentischer Jazz ist demnach männlich codiert, während der scheinbar unechte Jazz feminine Eigenschaften aufweist. Letztere Zuschreibung steht in engem Zusammenhang mit einer generellen Feminisierung von „Massenkultur“ und „Massengeschmack“ in dieser Zeit.18
 
        Genderstereotype begleiten den Jazz ebenfalls seit seinen Anfängen. Der frühe Jazzkomponist und -pianist Jelly Roll Morton, dessen Klavierspiel maßgeblich von der Pianistin und Komponistin Mamie Desdunes geprägt wurde, rechtfertigte sich wiederholt dafür, dass er Pianist war, da das Klavier (nicht nur) in seiner Heimatstadt New Orleans Anfang des 20. Jahrhunderts als ein feminines Instrument galt. Morton trug auch durch seine sexistischen Äußerungen und Liedtexte zu einer Umdeutung des Klaviers im Jazz als Symbol heterosexueller Männlichkeit bei.19 Um einige der gängigen Genderstereotype im Jazz zu identifizieren, hilft ein Blick in die US-amerikanische Jazzpresse der 1930er und 40er Jahre. Zu den dort genannten Gründen für eine scheinbare Unterlegenheit von Frauen im Jazz zählen hier unter anderem angeblich mangelnde physische Voraussetzungen angesichts einer als physisch besonders herausfordernd empfundenen Musik und ihrer Instrumente, insbesondere des Schlagzeugs und der Blasinstrumente; häufig genannt werden außerdem ästhetische Präferenzen von Frauen für leichte, angeblich feminine Musik.20
 
        Zusätzlich zu diesen offen artikulierten Zuschreibungen wurden Frauen, die in der populären Musik berufstätig waren, in der Presse tendenziell sexualisiert und auf visuelle Aspekte, gegebenenfalls auf ihre Stimme, reduziert. Diese Darstellungen kennzeichneten auch noch Mitte des 20. Jahrhunderts einen Jazzdiskurs, der bezüglich der Differenzebene race gleichzeitig bereits sehr stark durch das Narrativ der kollektiven Befreiung von Knechtschaft geprägt war. Erst mit dem Aufkommen feministischer Perspektiven auf Jazz, unter anderem von Sally Placksin, Linda Dahl, Sherrie Tucker oder Ursel Schlicht, entsteht eine Sensibilität für genderbezogene Ungleichheit und ihre intersektionalen Verschränkungen mit Fragen von race, Klasse, Nation und weiteren Differenzebenen. Aufmerksamkeit für Genderfluidität und die Differenzebene Sexualität gerät dabei erst relativ spät, in den 1990er Jahren, in den Blick, als feministische Perspektiven durch queer-feministische Stimmen ergänzt werden, die auch danach fragen, inwiefern hegemoniale, heteronormative Ästhetiken dazu beigetragen haben und weiterhin beitragen, dass homosexuelle Musiker*innen ausgeschlossen, diskriminiert und misrepräsentiert werden, und auf welche Weise dominante Musizier- und Hörpraktiken heteronormativ geprägt sind und irritiert, aufgebrochen, ergänzt und transformiert werden können.21
 
        JAZZ UND NATIONALITÄT
 
        Neben den bereits genannten Kategorien wird auch die Differenzebene Nationalität im Feld Jazz an verschiedenen Stellen wirkmächtig. Seit seinen Anfängen wurde Jazz als ein Phänomen wahrgenommen, das eng verbunden ist mit dem mutmaßlichen „Wesen“ der USA. Ignoriert wurde dabei, dass Jazz bereits zu Beginn des 20. Jahrhunderts als eine transnationale Musik verstanden werden muss. Zum Beispiel waren die Musikkulturen in New Orleans eng verknüpft mit denen der Karibik sowie Zentral- und Südamerikas.22 Der genaue Zeitpunkt und Ort, an dem mit dem Jazz eine Musik entstand, die sich als vollkommen neue Traditionslinie fassen lässt, lassen sich auf musikalischer Ebene kaum nachvollziehen. Damit soll nicht gesagt werden, dass im Jazz keine revolutionären Entwicklungen und Brüche deutlich werden. Aber es ist wichtig, zu betonen, dass es den einen Bruch, an dem aus vorherigen Musiken wie Ragtime die neue Musiktradition „Jazz“ entstand, nicht gibt, sondern dass sich Musik in den 1910er Jahren in einem sozial, kulturell, aber auch medial bedingten Transformationsprozess befand, der dazu beitrug, dass populäre und improvisierte Musiken insbesondere in ökonomisch privilegierten Ländern vermehrt Aufmerksamkeit erhielten. Darüber hinaus war die US-amerikanische Musikkritik schon seit Mitte des 19. Jahrhunderts auf der Suche nach einer idiomatischen, US-amerikanischen Nationalmusik, die den als „national“ ausgelegten „Schulen“ der europäischen Kunstmusik des 19. Jahrhunderts als ebenbürtig gelten konnte. Der als neu und ungewöhnlich empfundene Jazz bot sich an, diese Leerstelle zu füllen – was zunächst am Diskurs zum sinfonischen Jazz der 1920er Jahre um Paul Whiteman, Ferde Grofé, George Gershwin, Vincent Lopez und anderen deutlich wurde.23
 
        Die Bedeutung von Nationalität für den Jazzdiskurs gipfelte während des Kalten Krieges, als Jazz unter anderem im Rahmen der US-amerikanischen Kulturpolitik eingesetzt wurde. Von den Pionieren der „Jazzdiplomatie“ wird Jazz in dieser Zeit als „gute Propaganda“24 beschrieben, auch, weil er im Gegensatz zu anderen Musikstilen eine demokratische musikalische Praxis sei, in der etwas zutiefst US-Amerikanisches zum Ausdruck komme: das gleichzeitige Streben nach demokratischer Gleichheit und individueller Selbstverwirklichung. In diesem Zusammenhang wurde Jazz auch gezielt eingesetzt, um Bilder rassistischer Gewalt in den USA, die im Zuge der Bürgerrechtsbewegung ins Bewusstsein traten, zu kontrastieren. Jazz wurde in der Folge nicht nur zum Sinnbild der US-amerikanischen Demokratie und ihrer ethischen Überlegenheit gegenüber der Sowjetunion erklärt, sondern er galt auch als sonic weapon im Kampf gegen den Kommunismus.25 Auch wenn die Rhetorik des Kalten Krieges sich seit den 1990er Jahren diesbezüglich abgeschwächt hat, so ist die Rahmung von Jazz als primär US-amerikanische oder westliche Musik nach wie vor weit verbreitet und trägt auch heute noch dazu bei, dass Jazzgeschichte als primär US-amerikanische beziehungsweise westliche Musikgeschichte erzählt wird und Jazz aus nicht-westlichen Ländern tendenziell weniger Aufmerksamkeit erhält.
 
        Es darf allerdings nicht außer Acht geraten, dass Darstellungen des Jazz auf unterschiedlichen Ebenen unterschiedlich wirken konnten. Während sie etwa auf der Ebene race insbesondere in der zweiten Hälfte des 20. Jahrhunderts dazu beitrugen, dass afroamerikanische Musik und Musiker*innen im öffentlichen Diskurs vermehrt Wertschätzung erhielten und sichtbarer wurden, war es gleichzeitig möglich, dass dabei Leistungen von FLINTA*-Personen26 heruntergespielt und Jazz als nationale Errungenschaft der mächtigsten Nation der Welt angeeignet wurde. Aufgrund solch komplexer Verflechtungen empfiehlt sich eine intersektionale Perspektive auf Ungleichheit im Jazz, die das machtvolle Zusammenwirken unterschiedlicher Diversitätsebenen in spezifischen Kontexten in den Blick nimmt.
 
        IDENTITÄTSPOLITIKEN UND POSITIONALITÄT
 
        Die Auseinandersetzung mit Identitätsfragen im Jazz ist auch im Hinblick auf aktuelle Debatten über Identitätspolitik aufschlussreich. Im Jazz findet bereits in den 1920er Jahren ein intensiver identitätspolitischer Diskurs darüber statt, wie sich Jazzgeschichte beschreiben lässt. Exemplarisch ist hier eine Korrespondenz zwischen dem weißen Blueskritiker und Anwalt Edward Abbe Niles und dem afroamerikanischen Blueskomponisten und Verleger W.C. Handy. 1926 unterstützte Niles Handy dabei, die erste Blues-Anthologie herauszugeben, die später unter dem Titel „Blues. An Anthology“ erscheinen sollte und für die Niles das Vorwort verfasste. Im Vorfeld der Veröffentlichung kommentierte Handy Niles’ Entwürfe. In seinen Briefen bat er Niles unter anderem darum, unbewusst verwendete rassistische Begriffe zu streichen und das Wort „Negro“ – das in dieser Zeit als positiv konnotierte Kollektivbezeichnung, unter anderem von Intellektuellen der Harlem-Renaissance-Bewegung, verwendet wurde – groß zu schreiben.27 In dem Briefwechsel wird deutlich, wie der Jazzdiskurs bereits vor einem Jahrhundert Fragen verhandelte, die heute in ähnlicher Weise, wenn auch wesentlich breiter, diskutiert werden. Er zeigt, dass Debatten zu Sprachpolitik im öffentlichen Diskurs, beispielsweise über „politische Korrektheit“ oder „Cancel Culture“, keineswegs neu sind, sondern als historisch und sozial verankerter Bestandteil von Aushandlungen bezüglich sozialer Ungleichheit, kulturellem Wert und kulturellem Eigentum in einer pluralisierten Gesellschaft verstanden werden müssen.
 
        Neben diesen Unterscheidungen von individuellen und kollektiven Identitäten im Feld Jazz müssen schließlich auch die Identitäten derjenigen in den Blick genommen werden, die den Jazz heute repräsentieren. Dazu zählen insbesondere auch Jazzforschende und die Jazzkritik. Im deutschsprachigen Raum werden Jazz und Jazzgeschichte nach wie vor von mehrheitlich weißen männlichen Autoren beschrieben und dargestellt. Neben dem aktiven Einsatz für Diversität ist es daher wichtig, dass die Jazzforschung und -kritik ihre eigene machtvolle Position – und ihre dadurch bedingten Perspektiven – reflektieren. Dies kann etwa dadurch geschehen, dass versucht wird, Zusammenhänge zwischen der eigenen Soziobiografie,28 ihrer Einbettung in Wissensordnungen, den eigenen musikalischen Vorlieben und der damit verbundenen Perspektive auf Jazz und Jazzgeschichte zu verstehen. Eine mögliche Umgangsweise mit der Begrenztheit der eigenen Position wäre zudem das Bestreben, multiperspektivisch zu schreiben und nicht-dominante Sichtweisen einzubinden.
 
        Der US-amerikanische Philosoph Olúf
            [image: 3634.jpg]mi O. Táíwò hat ein Konzept geprägt, das in diesem Zusammenhang hilfreich sein kann. In seinem Buch „Elite Capture“ arbeitet er mit einem Raumbegriff, der sich auf den Jazz übertragen lässt: Stellt man sich Jazzgeschichte als einen mehr oder weniger geschlossenen Raum vor, wie konstituiert sich dann ein solcher Raum – auch in Abgrenzung zu anderen Räumen? Wer ist aus welchen Gründen in der Position, diesen Raum zu betreten? Und welche Funktionen haben diejenigen, die Teil dieses Raumes sind? Dabei weist Táíwò darauf hin, dass die Bewohner*innen eines Raumes oftmals nicht repräsentativ für kollektive Identitäten sein können oder möchten. So repräsentiert etwa ein afroamerikanischer Musiker im Raum „Jazz“ beispielsweise nicht „Afroamerikaner im Jazz“, sondern es gibt bestimmte Verflechtungen und Mechanismen, die dazu beigetragen haben, dass dieser Musiker – und nicht etwa andere als afroamerikanisch gelesene Musiker*innen – Teil des Raumes wurde. Laut Táíwò gibt es eine Tendenz, Personen in einem Raum größere, kollektive Identitäten aufgrund einzelner Differenzmerkmale zuzuschreiben. Dabei kann außer Acht geraten, dass Identitäten mehrdimensional sind, und dass die Gründe, weshalb ein Mensch Zutritt zu einem Raum erlangt – und warum ihm bestimmte Funktionen in diesem Raum zuteilwerden –, oft das Resultat komplexer Prozesse sind, die sich im Einzelnen nur mit der entsprechenden Aufmerksamkeit für Nuancen nachvollziehen lassen.29 Eine solche Differenziertheit ist auch für gegenwärtige Identitätsdiskurse im Jazz erstrebenswert.
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        (GESCHLECHTER-)GERECHTIGKEIT IM JAZZ
 
        Soundtrack der Szene oder Zukunftsmusik?
 
        Linda Ann Davis · Urs Johnen
 
        Geschlechtergerechtigkeit ist ein viel diskutiertes Thema. Schlagworte wie Gender, Diversity und die bedeutsame Rolle von Geschlecht als Identitätskategorie stehen unübersehbar im Rampenlicht und sind längst unüberhörbar im gesellschaftlichen Diskurs angekommen. Auch im Jazz ist etwas in Bewegung geraten: Gemächlich, aber unaufhaltsam dringen die Themen Geschlechtergerechtigkeit und Chancengleichheit in das Bewusstsein der Szene – teils mit breiter Unterstützung, teils Widerständen zum Trotz.
 
        Wie kaum eine andere Musik oder Kunstform gilt Jazz gemeinhin als von „Offenheit, Toleranz und Integration geprägt“.01 Nicht nur in seiner Frühform wurde und wird er häufig auch als kreative Reaktion auf strukturelle Unterdrückung und als künstlerisch-politische Auflehnung betrachtet. Jazz geht dabei über die Definition eines Musikgenres hinaus; er inkludiert ebenso eine spezifische Lebensweise und Musizierpraxis. Offenheit für Reflektions- und Integrationsprozesse gilt hier gleichermaßen als Gelingensvoraussetzung wie Eigenwilligkeit und Mut zur Veränderung.02
 
        Diese dem Jazz und der Jazzimprovisation zugeschriebenen Charakteristika scheinen ideale Voraussetzungen zu sein für eine diverse, offene und gleichberechtigte Szene. Doch wie steht es heute tatsächlich um Geschlechtergerechtigkeit im Jazz? Welche Zugänge und Karrierechancen haben Mädchen und Frauen zum und im Jazz, und worin liegen geschlechtsspezifische Ungleichbehandlungen begründet?
 
        Ein Blick in die Vorlesungsverzeichnisse einschlägiger Studiengänge, die Leitungsfunktionen der Jazzfestivals in Deutschland oder auf die Besetzungen der Big Bands des öffentlich-rechtlichen Rundfunks zeigt: die Geschlechterverhältnisse sind alles andere als ausgeglichen, und Frauen sind dort eine eher seltene Erscheinung. Man erinnere sich: Im Jahr 2018 wurde erstmals eine Frau als Instrumentalprofessorin an eine deutsche Musikhochschule berufen, seitdem sind erst zwei weitere dazugekommen. In den vier Big Bands des öffentlich-rechtlichen Rundfunks sind derzeit nur zwei von insgesamt 66 Musiker*innen Frauen.03 Noch immer fehlt es also an angemessener Repräsentation und Sichtbarkeit von Frauen im Jazz.
 
        Hier wird die Jazzszene trotz aller ihr (zu Recht oder zu Unrecht) zugeschriebenen Alleinstellungsmerkale zum Spiegel gesamtgesellschaftlicher Verhältnisse. Denn die Frage, wer eigentlich sichtbar sein darf und in diesem Zusammenhang auch Gehör findet, spielt nicht nur im Bereich der Kultur, sondern auch in politischen Diskursen eine große Rolle.
 
        Bestimmte Personengruppen sind einer deutlich höheren Wahrscheinlichkeit ausgesetzt, nicht gesehen zu werden, beispielweise aufgrund ihres Geschlechtes. Sichtbarkeit ist dabei kein neutraler oder unbeabsichtigter Prozess, sondern wird erst in einem Zusammenhang aus Macht und Wissen produziert und ist somit zutiefst politisch.04 Bestimmte Personen, Gruppen, aber auch Handlungspraktiken können aufgrund von bestehenden Normen, Vorstellungen, Stereotypen und Machtverhältnissen strukturell daran gehindert werden, sichtbar zu sein. Diese Dynamik zeigt sich auch in der Jazzszene: Die mangelnde Sichtbarkeit von Frauen ist kein Zufall oder gar von Frauen so gewollt, sondern ein Resultat gesamtgesellschaftlicher Strukturen und Machtverhältnisse.
 
        Die grundsätzliche Frage, die sich in diesem Zusammenhang stellt, lautet: Können herrschende Machtverhältnisse und Normen innerhalb eines gesellschaftlichen Teilbereichs wie der Jazzszene angefochten und partiell verändert werden, obwohl die beschriebenen Mechanismen auf übergeordneter Ebene weiterhin wirken? Und wenn ja, wie? Der Wille zur Veränderung scheint zumindest bei vielen Akteur*innen vorhanden zu sein. Wie aber sieht es aus, wenn es ernst wird? Ist der Wille stark genug, sich für die Gleichstellung aller Geschlechter einzusetzen, dafür konkrete Maßnahmen umzusetzen und eigene Beiträge zu leisten?
 
        Die Jazzstudie 2022 der Deutschen Jazzunion, die unter anderem Diversität in der Jazzszene untersucht und nach möglichen Diskriminierungen und Privilegierungen fragt, kann hier einige Antworten geben. Die empirischen Ergebnisse zeichnen ein Bild der aktuellen Situation und bilden das momentane Geschlechterverhältnis ab. Außerdem sucht die Studie nach Gründen für ungleiche Verteilungen und Ungleichbehandlungen, und sie bezieht das Erleben sowohl von Frauen als auch von Männern innerhalb der Jazzszene mit ein.05
 
        ZAHLEN UND FAKTEN
 
        Vor sechs Jahren erschien mit der Jazzstudie 2016 die erste umfassende empirische Untersuchung der Arbeits- und Lebenssituation von Jazzmusiker*innen in Deutschland. Auf Basis einer großflächig angelegten Onlinebefragung mit circa 2000 teilnehmenden Jazzmusiker*innen wurden die zentralen sozioökonomischen und berufspraktischen Rahmenbedingungen für Jazz als Berufsfeld untersucht.06 Die sechs Jahre später erschienene Jazzstudie 2022, in der die Ergebnisse der vorangegangenen Studie aktualisiert, erweitert und ergänzt wurden, richtet den Fokus verstärkt auf geschlechtsspezifische Unterschiede.
 
        Beide Studien belegen ein starkes Ungleichgewicht im Geschlechterverhältnis – es scheint jedoch ein Veränderungsprozess eingesetzt zu haben: Im Jahr 2016 lag der Anteil der Frauen unter den Befragten bei 20 Prozent, sechs Jahre später bereits bei 27 Prozent.07 In der Studie „Frauen in Kultur und Medien“ ermittelte auch der Deutsche Kulturrat 2016 Daten zum Geschlechterverhältnis anhand der Auswertung von Angaben der Künstlersozialkasse (KSK) und kam dabei nur auf einen Frauenanteil von etwa 10 Prozent für die Gruppe „Jazz- und Rockmusiker*innen“ und für die gesamte Sparte Musik von etwa 40 Prozent.08 Auch 2021 lag der Frauenanteil der KSK-Versicherten im Bereich Musik bei ungefähr 38 Prozent.09
 
        Stichproben zeigen, dass an Musikschulen insgesamt mehr Mädchen als Jungen Unterricht nehmen10 und Musikunterricht eher „ein feminines Image“ hat.11 Gleichzeitig sinkt jedoch mit jedem steigenden Grad der Professionalisierung der Anteil der Frauen.12 Dies spiegelt eine für viele weitere Bereiche der Gesellschaft erkennbare Tendenz wider, sei es in der Politik, der Kultur oder der Wirtschaft – je höher der Grad der Professionalisierung, desto geringer der Frauenanteil. Dies gilt insbesondere für Führungspositionen.13
 
        Dieses Missverhältnis und die ungebrochene strukturelle Unterdrückung von Frauen sind ohne Zweifel tief in den patriarchalen, hegemonialen Strukturen unserer Gesellschaft verankert.14 Dass es dennoch sinnvoll ist, diese Tendenzen innerhalb der Jazzszene näher zu untersuchen und Verbesserungsansätze abseits gesamtgesellschaftlicher Problematiken zu formulieren, zeigen erste Erfolge diverser Projekte, Publikationen und Initiativen, die spezifische Faktoren der Ungleichverteilung im Jazz fokussieren.
 
        Einen wichtigen Beitrag zur Verbesserung der Datenlage stellt die geschlechtsspezifische Sekundärauswertung der Daten der Jazzstudie 2016 im Rahmen der Publikation „Gender. Macht. Musik“ dar.15 Die Ergebnisse belegen neben der Männerdominanz in der Jazzszene einen signifikanten Unterschied in der Instrumentenverteilung: 51 Prozent der Frauen gaben 2016 Gesang als Hauptinstrument an und 49 Prozent ein anderes Instrument, wohingegen bei den Männern nur knapp 2 Prozent Gesang angaben. Auf Basis der jüngsten Datenerhebung im Rahmen der Jazzstudie 2022 zeichnet sich jedoch eine Entwicklung ab: Hier sind es nur noch 32 Prozent der Frauen, die Gesang als alleiniges Hauptinstrument angeben, während 54 Prozent ein anderes Instrument nennen. Zudem geben 14 Prozent der befragten Jazzmusikerinnen sowohl Gesang als auch ein anderes Instrument als Hauptinstrument an – eine Option, die 2016 nicht erhoben wurde.
 
        Dass Frauen, die sich als professionelle Jazzmusikerinnen etablieren, nach wie vor sehr häufig Sängerinnen oder Pianistinnen sind, ist kein Zufall. Die historischen Hintergründe untersuchte die Musikwissenschaftlerin Freia Hoffmann bereits 1991. Mit ihrer Forschung lieferte sie eine wesentliche Grundlage für ein besseres Verständnis der unterschiedlichen Instrumentenwahl von Frauen und Männern. Laut Hoffmann galten bereits im 18. und 19. Jahrhundert nur solche Musikinstrumente als angemessen für Frauen, die eine adäquate Präsentation des „schönen Körpers“ ermöglichten, während expressive Körperbewegungen als unschicklich angesehen wurden. Frauen wurde hauptsächlich erlaubt, zu singen und Klavier zu spielen.16
 
        Die Jazzstudie 2022 lässt vermuten, dass sich daran nicht viel geändert hat: Musikinstrumente wie Bassgitarre oder Schlagzeug, die mit expressiveren Körperbewegungen assoziiert werden, werden deutlich seltener von Frauen als von Männern gespielt.17 Die ungleiche Instrumentenverteilung im Jazz legt eine starke Stereotypisierung von bestimmten Instrumenten nahe. Stereotype sind immer Teil der bestehenden Machtverhältnisse und dienen dazu, diese aufrechtzuerhalten. Sie stabilisieren bestehende Normen und sind daher schwer zu durchbrechen.18
 
        Anteilig sind mehr Frauen als Bandleader*innen aktiv als Männer. Eine mögliche Erklärung dafür ist, dass Frauen sehr häufig Sängerinnen sind. Möglicherweise führt die Tätigkeit als Bandleaderin zwar zu einem etwas höheren Gagenniveau, das die Jazzstudie 2022 für Frauen ausweist.19 Vor allem aber verursacht diese Tätigkeit mehr unsichtbare, also vorbereitende und administrative Arbeit, die in den seltensten Fällen vergütet wird. Darüber hinaus zeigen die Daten der aktuellen Studie insgesamt einen deutlichen Unterschied: Das durchschnittliche Jahreseinkommen der hauptberuflichen Jazzmusikerinnen liegt etwa 25 Prozent unter dem der männlichen Kollegen.20 Auch das ermittelte Durchschnittseinkommen der KSK-Versicherten zeigt ein ähnliches Bild: 2021 verdienten Frauen im Bereich Musik fast 26 Prozent weniger als Männer.21 Zum Vergleich: Beide Erhebungen zeigen eine deutliche Überschreitung des durchschnittlichen gesamtdeutschen Gender-Pay-Gaps von 2021, nach dem Frauen pro Stunde 18 Prozent weniger verdienten als Männer.22
 
        Eine Unwucht gibt es unter professionellen Jazzmusiker*innen auch in puncto Kindererziehung: Während zwar etwas weniger Frauen als Männer für die Erziehung von Kindern zuständig sind, geben Frauen im Kunst- und Kulturbetrieb allgemein an, große Schwierigkeiten damit zu haben, Familie und Beruf zu vereinen.23 In der Folge machen sich auch die Auswirkungen der pandemiebedingten Kita- und Schulschließungen bei Frauen besonders deutlich bemerkbar, in Form von zusätzlicher zeitlicher und mentaler Belastung.
 
        Grundlegende Verbesserungen der Familienfreundlichkeit innerhalb der Jazzszene sind überdies längst überfällig. Konzerte finden meist abends statt, privater Musikunterricht in der Regel nachmittags oder abends. Auf Tour zu gehen ist mit Kindern oft gar nicht möglich, was den Beruf der Jazzmusiker*in zu einem eher familienunfreundlichen Beruf macht. Dass in unserer Gesellschaft die Kindererziehung immer noch in erster Linie Frauen zugeschrieben wird, führt dazu, dass viele Frauen mit Kindern oder Kinderwunsch sich gegen diesen Berufsweg entscheiden. Doch es gibt auch positive Entwicklungen: Seit 2022 besteht bei den Förderprogrammen der „Initiative Musik“ erstmals die Möglichkeit, Kosten für Kinderbetreuung bei der Beantragung von Projektmitteln anzugeben.24
 
        STIMMEN AUS DER SZENE
 
        Die Zahlen der hier zitierten Jazzstudien sprechen eine deutliche Sprache und zeigen, dass es bei der Gleichstellung der Geschlechter in Deutschlands Jazzszene noch erheblichen Verbesserungsbedarf gibt. Doch wie nehmen die Akteur*innen der Szene ihre Situation selbst wahr? Welche Erfahrungen haben sie mit Diskriminierungen gemacht, und sehen sie überhaupt Handlungsbedarf?
 
        Auch hierzu können die aktuellen Studien Auskunft geben. In einer Mitgliederbefragung auf Initiative der Arbeitsgruppe „Geschlechtergerechtigkeit im Jazz“ nahm die Deutsche Jazzunion im Jahr 2018 die Situation der Frauen in den Blick.25 In Kombination mit Angaben zu Diskriminierungserfahrungen, die in der Jazzstudie 2022 unter Berücksichtigung der Empfehlungen der Antidiskriminierungsstelle des Bundes entlang der Kategorien des Allgemeinen Gleichbehandlungsgesetzes abgefragt wurden, werden strukturelle Probleme deutlich: Während Frauen deutlich häufiger als Männer angeben, Diskriminierungserfahrungen aufgrund ihres Geschlechts gemacht zu haben, zeigt sich ein erheblich geringeres Problembewusstsein bei den männlichen Befragten.
 
        Dies überrascht grundsätzlich nicht: Männer sind in den meisten musikalischen Bereichen derzeit in der Mehrheit und erleben selten geschlechtsspezifische Diskriminierung.26 Unter den befragten Männern herrscht oftmals eine Abwehrhaltung gegenüber einer Auseinandersetzung mit diesem Thema, teils lässt sich sogar ein Abstreiten von existierender Geschlechterungleichheit erkennen. Dies gipfelt bisweilen in der Aussage, dass Frauen aufgrund „optischer Reize“ eher bevorzugt würden, und offenbart deutliche sexistische Denkmuster.27
 
        Frauen hingegen berichten von unterschiedlichen Formen der Benachteiligung und benennen ein breites Spektrum von Ungleichbehandlungen. Viele geben an, häufiger unterschätzt und kritischer beäugt zu werden. Sie berichten von sexistischen Witzen und Kommentaren bis hin zu sexuellen Übergriffen im beruflichen Kontext. Auch wenn diese Diskriminierungen häufig als eher subtil und indirekt beschrieben werden, haben viele Frauen eindeutig das Gefühl, dass die Jazzszene zum großen Teil eine Männerwelt ist, der sie sich häufig nicht zugehörig fühlen und zu der sie nur erschwerten oder gar keinen Zugang haben.28
 
        Anhand dieser Diskrepanz in der Wahrnehmung von Diskriminierung und Ungleichheiten zeigt sich deutlich, dass eine gezielte Aufklärungsarbeit, ein Sichtbarmachen von Diskriminierung sowie ein Austausch über Erfahrungen unbedingt notwendig ist, damit Gleichstellungsmaßnahmen überhaupt greifen können.29
 
        Wie aber lassen sich in einer Szene, die überwiegend männlich geprägt ist, politische Forderungen und Maßnahmen für mehr Geschlechtergerechtigkeit umsetzen? Was kann getan werden, um trotz der beschriebenen Abwehrreaktionen schrittweise mehr Geschlechtergerechtigkeit innerhalb der Jazzszene zu erreichen?
 
        MÖGLICHE MAẞNAHMEN
 
        Wie in den meisten anderen Bereichen in unserer Gesellschaft ist es auch im Jazz noch ein weiter Weg zu einer geschlechtergerechten Verteilung von Sichtbarkeit, Verantwortung, Anerkennung und Teilhabe. Da sich insbesondere die jüngere Generation der Jazzmusiker*innen zunehmend für notwendige und zum Teil bereits eingeleitete Veränderungsprozesse öffnet, lässt dies einen hoffnungsvollen Blick in die Zukunft zu.
 
        Die Deutsche Jazzunion ist in jüngerer Vergangenheit mit einer Reihe von Maßnahmen und Initiativen in Erscheinung getreten, die auch von benachbarten Kulturverbänden als politische Signale aufmerksam beobachtet und anerkannt wurden.30 Dazu zählt eine „Gemeinsame Erklärung zur Gleichstellung von Frauen im Jazz“, die die Deutsche Jazzunion im Oktober 2018 zusammen mit vielen weiteren Akteur*innen veröffentlichte, und die im spartenübergreifenden berufs- und kulturpolitischen Diskurs für Aufsehen sorgte.31 Sie beinhaltet konkrete Forderungen und Maßnahmen, die zu einem ausgeglichenen Verhältnis aller Geschlechter im Jazz beitragen und dabei unterstützen sollen, die Repräsentation und Sichtbarkeit von Frauen vor allem auch in Führungsposition zu erhöhen und strukturelle Barrieren sowie Diskriminierung abzubauen.32
 
        Als wichtige Grundlage für Veränderung benennen die Autor*innen der Erklärung eine Sensibilisierung dafür, dass Ungleichheiten zwischen den Geschlechtern überhaupt bestehen und dass strukturelle Diskriminierung in der Jazzszene Realität ist. Eine gesellschaftliche und politische Begleitung dieser Prozesse sowie ein Ausbau von Forschungs- und Weiterbildungsmaßnahmen werden dabei als grundlegende Voraussetzungen für Verbesserungen genannt. Notwendig hierfür wäre, bereits vorhandene Forschung auszubauen und in genreübergreifende, spartenvergleichende und internationale Betrachtungen zu überführen.
 
        Durch eine Pädagogik der Vielfalt soll eine geschlechterneutrale Instrumentenwahl gefördert und Geschlechterstereotypen aktiv entgegengewirkt werden. Denkbar sind hier konkrete Angebote für Mädchen, verschiedene Instrumente auszuprobieren, und vor allem auch die Stärkung von weiblichen Vorbildern im Instrumentalbereich.33 Instrumentallehrerinnen fungieren für Mädchen als Vorbilder und spielen eine essenzielle Rolle bei der Entscheidung, eine professionelle Karriere im Jazz anzustreben.34 Musikschulen, die zu wenige weibliche Lehrkräfte haben, könnten eine Vorbildwirkung übergangsweise im Rahmen von Projekttagen mit externen Musikerinnen erreichen, müssten aber gleichzeitig stärker auf eine Geschlechterparität beim Lehrpersonal hinwirken. Beispielhafte Projekte sind „Jazz Girls Days“ und „Jazz Girls Camps“, die unter anderem in Deutschland, Dänemark und den USA bereits erfolgreich umgesetzt worden sind.35
 
        Die Implementierung von geschlechtergerechter Sprache soll dafür sorgen, dass sich alle Geschlechter gleichermaßen angesprochen fühlen, und dadurch mehr Sichtbarkeit und mehr Identifikation für nicht-männliche Personen schaffen. Außerdem fördert sie „die gedankliche Überwindung von stereotypen Rollenbildern und kann dadurch einen Beitrag zur Veränderung bestehender Geschlechterverhältnisse leisten.“36
 
        Wegen der generellen gesellschaftlichen Ungleichbehandlung sowie der häufig fehlenden Vorbilder sind gezielte und kontinuierlich finanzierte Förderprogramme für Frauen besonders wichtig. Coaching- und Mentoring-Programme, wie sie beispielsweise vom Deutschen Kulturrat erfolgreich durchgeführt werden, können auch im Jazzbereich dazu beitragen, mehr weibliche Vorbilder und Verantwortungsträgerinnen herauszubilden. Wie auch in anderen Branchen werden im Jazzbereich viele berufliche Kontakte über informelle Netzwerke etabliert, die auf diese Weise entstehen und ausgebaut werden können.
 
        Zusätzlich müssen bestehende Förderinstrumente auf Geschlechterdiskriminierung hin untersucht und diese gegebenenfalls adressiert werden. Für mehr Sichtbarkeit von Frauen in der Jazzszene müssen entscheidungsrelevante Gremien wie Kommissionen oder Jurys gleichmäßig mit Frauen und Männern besetzt werden. In paritätisch besetzten Gremien werden Entscheidungen unabhängiger vom Geschlecht getroffen und es können mehr unterschiedliche Perspektiven eingebracht werden. Zudem müssen Frauen bei der Besetzung entscheidungsrelevanter Positionen und Führungspositionen, aber auch bei der Besetzung von Professuren, Lehraufträgen, Ensembles, der Vergabe von Preisen sowie der Auswahl von Kurator*innen für Festivals und Veranstaltungen mehr Berücksichtigung finden.37
 
        Nur wenn alle Geschlechter entscheidend mitgestalten und politische Macht gerechter verteilt ist, kann Chancengleichheit im Jazz erreicht werden. Ein wirkungsvolles Instrument für eine gerechte Verteilung von politischer Macht und Entscheidungsgewalt könnte in manchen Fällen auch eine Quotenregelung sein.
 
        Um mehr Sichtbarkeit von Frauen sowie eine stärkere Sichtbarmachung von weiblichen Vorbildern im Jazz zu erreichen, ist schließlich auch eine „qualitativ ausgewogene, unvoreingenommene und stereotypfreie mediale Darstellung von Frauen und Männern im Jazz“ wichtig.38 Dies gilt neben sozialen Medien, Reportagen oder Zeitungs- und Zeitschriftenartikeln vor allem auch für den öffentlich-rechtlichen Rundfunk, der diesem Anspruch noch besser gerecht werden sollte.
 
        INTERSEKTIONALER AUSBLICK
 
        Es gibt viele Forderungen, Empfehlungen und konkrete Handlungsansätze, deren Umsetzung teils bereits begonnen hat. Manche der Veränderungen sind schon im Gange, erste Verbesserungen hin zu mehr Geschlechtergerechtigkeit im Jazz erkennbar. Doch für einen umfassenden Wandel hin zu Chancengleichheit und Teilhabe jenseits von Privilegien, Zugangsbarrieren und Diskriminierungen in der Jazzszene ist es nicht ausreichend, lediglich die Kategorie Geschlecht zu betrachten. Geschlechtergerechtigkeit ist nur ein Baustein von vielen, um diesen Wandel zu vollziehen. Eine intersektionale Perspektive, die Überschneidungen und Wechselwirkungen verschiedener Diskriminierungsformen fokussiert, ist deshalb unverzichtbar und notwendig. Denn in der Realität sind viele soziale Kategorien wie zum Beispiel gender, race oder class miteinander verwoben, beeinflussen sich gegenseitig und können nicht getrennt voneinander betrachtet werden.39
 
        Eine solche intersektionale Perspektive ermöglicht es, die Wechselbeziehungen von sozialen Ungleichheiten und Machtverhältnissen besser in den Blick zu nehmen und zu analysieren. Sie kann dabei helfen, Diskriminierungen differenzierter zu betrachten und sie somit auch effektiver zu bekämpfen. Jazzmusiker*innen kommen oft aus einem gehobenen sozioökonomischen Umfeld mit hohem Bildungsniveau und haben zum Großteil an Hochschulen studiert.40 Das Thema Klassismus muss somit in weiteren Untersuchungen unbedingt mitgedacht werden, um ein umfassenderes Bild von Geschlechtergerechtigkeit im Jazz zu erhalten. Frauen dürfen in ihrer Unterschiedlichkeit nicht als eine homogene Gruppe gesehen werden, denn sie machen ganz unterschiedliche Erfahrungen mit Blick auf (strukturelle) Diskriminierung. Fragen und Erfahrungen zu Rassismus, Ableismus, Queer- und Transfeindlichkeit müssen für eine zeitgemäß und zukunftsfähig aufgestellte Jazzszene ebenfalls Platz in der Diskussion finden und werden aktuell noch zu wenig thematisiert.
 
        Beim Thema Geschlechtergerechtigkeit sollte zudem auch die Perspektive erweitert und der Fokus nicht allein auf Frauen, sondern auf alle FLINTA*-Personen41 als marginalisierte Gruppen gerichtet werden. Beispielsweise erfahren nicht-binäre Personen oder auch trans Männer ebenso häufig Diskriminierung aufgrund ihrer Geschlechtsidentität.
 
        Die aktuellen Aktivitäten der Deutschen Jazzunion und anderer Akteur*innen in der Jazzszene zeigen, dass auch in dieser Hinsicht bereits ein Umdenken stattfindet: In Projekten wie der Digitalen Akademie „Insight Out“ oder im Rahmen der Konferenz „Jazz Now! 2022“ wird nicht nur über Frauen im Jazz diskutiert, sondern auch über Klassismus, Rassismus oder Behinderung im Jazz.42
 
        Eine (geschlechter-)gerechte Jazzszene in Deutschland ist nur im Schulterschluss aller Akteur*innen zu verwirklichen. Mit der „Gemeinsamen Erklärung zur Gleichstellung von Frauen im Jazz“ wurde bereits ein wichtiger Schritt getan, um Kräfte und Ressourcen zu bündeln und das Problem sichtbar zu machen. Darüber hinaus wurden in den vergangenen Jahren eine Reihe neuer, auch intersektionaler Initiativen von und für FLINTA*-Personen im Jazz gegründet. Mit Music Women* Germany entstand 2017 beispielsweise ein bundesweiter Dachverband für alle weiblichen und nicht-binären Musiker*innen sowie deren Netzwerke.43
 
        Ein weiteres richtungweisendes Beispiel ist das Peng Festival, das zum Ziel hat, einen Rahmen zu schaffen, der frei von Diskriminierung und Unterdrückung ist, und sich insbesondere die Förderung von Frauen zur Aufgabe gemacht hat.44 Auch das Online-Musikjournal „Melodiva“ spielt eine wichtige Rolle bei der Gestaltung und Sichtbarmachung von Veränderung. Es wird vom Frauen Musik Büro Frankfurt herausgegeben und bietet eine Plattform für Musikerinnen im Popularmusikbereich, um diese zu unterstützen, zu fördern und einer Unterrepräsentanz, besonders von Instrumentalistinnen und Komponistinnen, entgegenzuwirken.45
 
        All diese Akteur*innen und Projekte sind vielversprechende Hinweise darauf, dass die Veränderungsprozesse in der Jazz- und Musikszene in Deutschland Fahrt aufgenommen haben – und hoffentlich nicht mehr zu stoppen sind. Klar ist aber auch, dass nach wie vor großer Handlungsbedarf besteht und es weiterhin Forderungen, Maßnahmen, Forschung, Weiterdenken und Vernetzen braucht, um die Utopie einer Jazzszene zu realisieren, der sich alle Menschen gleichermaßen zugehörig fühlen können.
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        „LET MY CHILDREN HEAR MUSIC“
 
        Sprachlosigkeit, Abwertung und Politisierung in deutscher Jazzpublizistik am Beispiel von Charles Mingus
 
        Franziska Buhre
 
        „[A]lthough he wrote a handful of vocal pieces like ‚Don’t Let It Happen Here‘, ‚Fables of Faubus‘, and ‚Oh Lord Don’t Let Them Drop That Atomic Bomb on Me‘, his music itself was not at the service of political beliefs. He was too much of an artist for that. I never saw him compromise a note in his career.“01
 
        Sue Graham Mingus (1930–2022) war die letzte Ehefrau des Bassisten, Komponisten und Bandleaders Charles Mingus (1922–1979). Sie lernte ihn 1964 kennen und begleitete ihn bis zu seinem Tod. Ihr ist es zu verdanken, dass Mingus’ Nachlass, mehr als 300 Kompositionen, gesichert und durch zahlreiche Ensembles aufgeführt werden konnte. In ihrem Buch „Tonight at Noon“ schreibt sie über Mingus und ihre Zeit mit ihm. Er habe in den 1960er und frühen 1970er Jahren sämtliche kreativen und politischen Akteure der Lower East Side in New York gekannt, darunter Menschen der Black Panther Party, den Vordenker der Hippie-Bewegung Timothy Leary, den Dichter Allen Ginsberg sowie Friedensaktivist_innen und Publizist_innen von Untergrund-Zeitungen. Aber: Mingus habe sich niemandem angeschlossen, denn seine Musik habe nicht im Dienst seiner politischen Überzeugungen gestanden, er habe nie auch nur eine Note aufs Spiel gesetzt.
 
        Im Gegensatz dazu zieht die Jazzpublizistik in Deutschland seit sieben Jahrzehnten andere Schlüsse über die politischen Überzeugungen, das Selbstbild, die Außenwirkung und die Bedeutung der Werke von Charles Mingus – Anlass für ein Close Reading, auf welchen Grundannahmen die Einordnungen der Jazzkritiker basierten und in welchem Umfang diese eigentlich der Musik gewidmet sind. Die historischen Zitate aus deutschen Quellen werden im Folgenden ins Verhältnis gesetzt zu zeitgenössischen, englischsprachigen Beiträgen und zu Aussagen von Charles Mingus selbst.
 
        Besonders prägend für deutsche Radiohörer_innen, Leser_innen, geneigte Konzertbesucher_innen, Plattensammler und die Jazzkritik waren die Ausführungen des Redakteurs, Produzenten und Kurators Joachim-Ernst Berendt (1922–2000). Sein „Jazzbuch“ erscheint seit 1953, die letzte überarbeitete und aktualisierte Ausgabe erschien 2007. Noch immer verweisen Autoren auf das Buch, zum Beispiel Wolf Kampmann in seinem Buch „Jazz. Eine Geschichte von 1900 bis übermorgen“ oder Günther Huesmann in einem Gespräch von 2022,02 er war seit 1981 an Überarbeitungen des Jazzbuchs beteiligt und seit Berendts Tod verantwortlich.
 
        SPRACHLOSIGKEIT
 
        In der ersten Auflage des Jazzbuchs von 1953 schreibt Berendt: „Unter den Bassisten des Cool- Jazz sind zwei Musiker wichtig: ein schwarzer und ein weißer. Der schwarze ist Charlie Mingus. (…) Mingus spielt den Bass mit einer Vitalität, dass tatsächlich eine ganze rhythm section – Schlagzeug, Klavier, Gitarre und Bass – durch ihn allein ersetzt werden kann. (…) Der weiße Cool-Jazz-Bassist ist Arnold Fishkin.“03 In seinem „Neuen Jazzbuch“ von 1959 schreibt Berendt im Kapitel „Der Bass“: „Charlie Mingus schließlich ist ‚bop-inspiriert‘. Er hat Anfang der vierziger Jahre bei Louis Armstrong und Kid Ory traditionellen Jazz gemacht, ging dann zu Lionel Hampton und hat dem besten Orchester, das Hampton besessen hat – 1947 – durch seine Arrangements und seine Persönlichkeit Kontur gegeben. Als Solist wurde er 1950/51 durch sein Spiel im Red Norvo Trio bekannt. Seitdem hat er sich immer mehr der Jazz-Komposition zugewandt. Wahrscheinlich ist er der profilierteste Experimentator in dem neuen, noch unerschlossenen Feld ‚atonaler‘ Jazzmusik – experimentierend aus einem tiefen Verpflichtungsgefühl gegenüber Charlie Parker.“04
 
        Mingus 1953 dem Cool Jazz zuzuordnen, ist mindestens gewagt. In zeitgenössischen englischsprachigen Konzert- und Albumrezensionen findet sich diese Verbindung nicht. Der Autor Alex Barris schreibt 1951 über einen Auftritt des Red Norvo Trios in der Spielstätte The Colonial in Toronto: „Red himself is the first to shy away from any attempt to categorize his music. It certainly isn’t bop, he dislikes the word ‚progressive‘ and it isn’t just swing. Aside from the fact that Red, his guitarist Tal Farlow, and his bassist Charles Mingus are extraordinary musicians, the thing that probably puts this trio so far ahead of its competitors is the closeness of these three men – their ability to think and play with a unity of purpose that few other musicians can approach.“05 Der Autor bemerkt, dass sich die Musiker willentlich und musikalisch einer Kategorisierung entziehen. Herkömmliche Bezeichnungen wie bop, progressive und swing greifen dafür nicht mehr. Die Musiker können „vereint spielen und denken“, das heißt improvisieren und die Musik dabei strukturierend vorausdenken, im Sinne des Zusammenspiels. Und so heben sie sich gegenüber anderen Gruppen ab, sie scheinen am Beginn einer neuen Entwicklung zu musizieren.
 
        Der Schlagzeuger Max Roach, der Altsaxofonist Charlie Parker, der Pianist Bud Powell, der Trompeter Dizzy Gillespie und Charles Mingus spielten im Mai 1953 ein Konzert in der Massey Hall in Toronto. Der Musikkritiker A.B. Spellman bezeichnet dies 2001 als „reifen Bebop“.06 Er konstatiert, diese Musiker hätten ihren Sound zehn, fünfzehn Jahre früher erschaffen. Doch war Bebop 1953 keine verbreitete Musikpraxis mehr, und so beförderten ihn die Musiker mit dem Konzert in einer Art halsbrecherischem Schwanengesang bewusst ins Jenseits. Die Aufnahme erschien 1956 auf dem von Mingus und Roach gegründeten Label Debut Records. Den Abgesang auf Bebop hätte Berendt erkennen können, und so mutet seine Formulierung 1959, Mingus sei „bop-inspiriert“, aus der Zeit gefallen an. Auch seine Bezeichnungen „experimentierend“ und „atonal“ beschreiben keine musikalische Praxis, keinen Moment, der eine Ahnung davon vermittelte, wie Mingus eigentlich spielte und klang. Stattdessen wirken die Adjektive seltsam leer, das „Experiment“ ist letztlich ein Ausdruck von Sprachlosigkeit.
 
        „WEIẞ“ UND „SCHWARZ“
 
        Umso eindeutiger schreibt Berendt, wenn es um die Hautfarbe von Mingus geht. Im gesamten ersten Jazzbuch werden Musiker in „weiß“ und „schwarz“ eingeteilt, Grafiken zu Instrumentalisten mit durchgehend schwarzen Linien stehen für die „Hauptlinie der Entwicklung“, schraffierte und gepunktet schwarze Linien für „schwarz“ und „weiß“ – mit Namen von Musikern gekennzeichnet, sollen sie den Texten wohl Anschaulichkeit und einen Anstrich von Wissenschaftlichkeit verleihen. Jedoch: Bis auf ein Namens- und Sachregister und eine Diskografie hatte das Jazzbuch nie ein Quellenverzeichnis, was auch seinerzeit schon unüblich für vergleichbare Werke über Musik anderer Genres war.
 
        Eine Passage, in der Berendt seine Auffassung über die Fähigkeiten „weißer“ und „schwarzer“ Musiker zum Ausdruck bringt, ist von der Ausgabe des „Neuen Jazzbuchs“ von 1959 bis zur jüngsten von 2007 weitgehend unverändert geblieben:07 „Bereits in den fünfziger Jahren, also vor der heutigen Avantgarde, war der schwarze Charles Mingus Exponent eines experimentellen Avantgardismus, dessen abstrahierende Bewusstheit man gefühlsmäßig – wenn all diese Verallgemeinerungen, die in die Rassenproblematik hereingetragen werden, einen Sinn hätten – eher einem weißen als einem schwarzen Musiker zutrauen würde.“08
 
        „Abstrahierende Bewusstheit“ ist für Berendt demnach eine aktive Fähigkeit weißer Musiker, schwarze Musiker könnten dieser Logik zufolge höchstens passiv in unmittelbarem Unbewusstsein agieren. Diese Kategorisierung ist essenzialisierend: Sie reduziert schwarze Musiker auf die Hautfarbe und ordnet ihre Fähigkeiten weißen Musikern unter, denn „abstrahierende Bewusstheit“ bewertet Berendt eindeutig als höhere Form musikalischen Könnens. Fatal wird diese essenzialisierende, ja rassistische Grundannahme durch die Verknüpfung mit dem „Gefühl“ des Autors, das als Instanz zur Einordnung herangezogen wird. Berendt insinuiert, es gäbe „eine Rassenproblematik“, in die Verallgemeinerungen von außen hereingetragen würden. Sein Gefühl sei damit durch einen allgemeinen Diskurs legitimiert. Er benennt nicht, was die „Rassenproblematik“ in diesem Zusammenhang sein soll, er nennt auch keine Akteure des angeblichen Diskurses. So verschleiert er, dass die Kategorisierung der Musiker allein auf seiner Grundannahme beruht und erhebt das „Zutrauen“ in den Rang eines geeigneten Werkzeugs zur Kategorisierung.
 
        GEFÜHL ALS INSTANZ
 
        Im Verlauf des Jazzbuchs überwiegt Berendts Kategorisierung von Mingus „nach Gefühl“ gegenüber den tatsächlichen Aussagen über dessen musikalische Praxis: „Er [Mingus] war ein köstlich unangenehmer Bassist – selbst da, wo er ‚nur‘ begleitete, ein Genie der querulantischen Einmischung und des zornigen musikalischen Zwischenrufes –, er spielte temperamentvoll, aggressiv und rhythmisch gesehen mit einem unglaublichen Druck nach vorn. Die freien kollektiven Improvisationen und die elastischen, offenen Formverläufe des Neuen Jazz wurden – stärker als von irgendeinem anderen Musiker – von ihm angebahnt. Bei Charles Mingus wurde der Kontrabass zu einem Unruheherd permanent sich verändernder Gefühle; mal konnte er Zorn, Protest und Wut ausdrücken, dann wieder Zartheit, Poesie und Lyrik.“09
 
        Berendt als Rezipient verleibt sich den unangenehmen, querulantischen und zornigen Musiker ein und findet darin Genuss. Mingus’ Temperament sei der Ausgangspunkt seines Spiels, nicht etwa seine Ausbildung, seine Berufspraxis, seine eigens entwickelten Techniken, seine Entscheidungen als komponierender Musiker und Bandleader, für sich selbst und die Mitglieder seiner Ensembles. Berendt betont den Zorn und verdoppelt das Wort mit Wut, wohingegen „Lyrik und Poesie“ mehrere Facetten suggerieren sollen aber ebenfalls eine Dopplung darstellen – als solche ein weiteres Kennzeichen für Sprachlosigkeit in der musikalischen Beschreibung. Die Betonung des Temperaments stellt eine fatale Tradition in der Jazzkritik dar, nach der mit dem sensationalistischen Blick, etwa auf Drogenexzesse, Klinikaufenthalte oder Fehlverhalten von Jazzmusiker_innen Aufmerksamkeit generiert werden soll, meist in Verbindung mit ihrer gesellschaftlichen Abwertung.
 
        KONTRABASS OHNE BOGENSPIEL
 
        Ähnlich wie bei der Zuschreibung bestimmter Fähigkeiten zu schwarzer und weißer Hautfarbe verfährt Berendt bei der Betrachtung von Cello und Kontrabass. „Die ersten Jazzcellisten – Pettiford, Harry Babasin, Charles Mingus – waren ursprünglich Kontrabassisten; und weil der Bass im modernen Jazz nun mal gezupft wird, improvisierten sie auf dem Cello, wie sie es von ihrem Hauptinstrument gewohnt waren: in der pizzicato-Spielweise.“10 Dass der Bass „nun mal gezupft“ würde, ist historisch in zweifacher Hinsicht falsch. Erstens spielte Mingus in vielen seiner Stücke und Konzerte mit dem Bogen, und zweitens lassen sich Aufnahmen mit Bassisten, die den Bogen nutzen, seit 1926 nachweisen.11 In den ersten beiden Ausgaben des Jazzbuchs schreibt Berendt noch über den Bassisten Slam Stewart, der bereits in Aufnahmen der späten 1930er Jahre mit dem Bogen spielte.12 Im Verlauf der weiteren Ausgaben hat Berendt Stewart entfernt, 1953 erschien ihm Stewarts Kombination von Spiel und Stimmeinsatz „kabarettistisch“.13 Mingus selbst lernte zuerst Cello, dann wechselte er auf Anraten des Saxofonisten Buddy Collette zum Kontrabass, um in dessen Swing-Band einzusteigen. Er nahm Unterricht bei dem Jazzbassisten Red Callender und bei Herman Reinshagen, dem ehemaligen ersten Bassisten der New Yorker Philharmoniker.
 
        Einer der Gründe für den Instrumentenwechsel mag die Tatsache gewesen sein, dass afroamerikanischen Musiker_innen, die Instrumente des klassischen Symphonieorchesters lernten, in den Vereinigten Staaten die berufliche Zukunft in der „klassischen“ Musikwelt verwehrt wurde. Nina Simone und Ramsey Lewis zum Beispiel hatten zuerst klassische Pianist_innen werden wollen, Eric Dolphy Klarinettist in einem Orchester – die Aufzählung ließe sich fortsetzen. Berendts ahistorische und holzschnittartige Betrachtung lässt den Schluss zu, er habe den Bogen mit „weißen“ Musikern assoziiert und seinen Gebrauch im Jazz daher völlig außer Acht gelassen.
 
        „URSPRÜNGLICHKEIT“
 
        Am deutlichsten wird seine Abwertung „schwarzer“ Jazzmusiker_innen gegenüber „weißen“ Musikschaffenden in seinen Ausführungen zur Komposition, und am Beispiel Charles Mingus besonders eklatant: Im Kapitel „Das Arrangement“ schreibt er 1959, und diese Passage blieb bis 2007 unverändert: „Der Jazz-Komponist gestaltet seine Musik im Sinne der großen europäischen Tradition und lässt trotzdem Raum in ihr für die Jazz-Improvisation, und vor allem: er schreibt das, was er im Sinne der europäischen Tradition gestaltet, jazzmäßig. Es ist ja kein Zweifel [2007: „Es steht schließlich außer Zweifel“], dass der Jazz in Bezug auf formale Gestaltung der europäischen Musik unterlegen ist und dass also nur ein Gewinn darin liegen kann, wenn solche Gestaltung und Meisterschaft der Form auch im Jazz möglich wird, unter der Voraussetzung, dass darüber nicht jene Elemente verloren gehen, in denen die Einzigartigkeit des Jazz liegt: Vitalität, Ursprünglichkeit, Unmittelbarkeit der Aussage – kurz: das Jazzmäßige.“14 Folglich sind Komponist_innen des Jazz jenen der europäischen Musik in formaler Hinsicht unterlegen, als ebenbürtig seien sie nur zu betrachten, wenn sie die Kernelemente „Vitalität, Ursprünglichkeit, Unmittelbarkeit der Aussage“ einbeziehen. Die Begriffe „Vitalität“ und „Ursprünglichkeit“ nutzt Berendt seit seinem ersten Jazzbuch und auch in anderen Schriften der folgenden Jahrzehnte. Er wendet sie auf „schwarze“ Musiker an – ein Stereotyp mit jahrhundertelanger, rassistischer und gewaltvoller Tradition.
 
        „SCHWARZE KLASSIK“
 
        Im Kapitel „Free Big Bands“ schreibt Berendt: „Das vielleicht meistgelobte große Orchester seiner Karriere war die Band, mit der Mingus 1971 die Platte ‚Let My Children Hear Music‘ aufnahm. Mingus dazu: ‚Diese Musik ist schwarze Klassik. Und um Gottes willen – lasst meine Kinder Musik hören, wir haben genug Lärm gehört.‘“15 Nur: Mingus schrieb gar nicht, seine Musik sei „schwarze Klassik“ – diesen Satz legt Berendt ihm in den Mund. Auch wenn er hier die Quelle nicht nennt, ist eindeutig nachvollziehbar, dass er sich auf Mingus’ essayistischen Text in den Liner Notes des Albums von 1971 bezieht.16 Der Text ist ein Schlüsseltext von Mingus, in dem er vor dem Hintergrund seines eigenen Werdegangs fragt, was einen Jazzkomponisten ausmacht und was sein Schaffen für Vergangenheit und Zukunft der Musik bedeuten kann.
 
        Berendt fährt mit seinem Mingus-„Zitat“ fort: „Ich liebe Musiker, die nicht einfach nur swingen, sondern rhythmische Strukturen und neue melodische Konzepte entwickelt haben. Solche Leute sind Art Tatum, Bud Powell, Max Roach, Sonny Rollins, Lester Young, Dizzy Gillespie und Charlie Parker, der für mich der größte Genius von allen ist, weil er unsere ganze Zeit verändert hat. Trotzdem sollte man Komponisten nicht miteinander vergleichen. Wenn Du Beethoven, Bach oder Brahms magst, ist das o.k.: Das waren Federhalter-Komponisten. Ich wollte immer ein spontaner Komponist sein.“17 In dieser Namensliste tauchen Musiker auf, die Berendt zu den „ganz großen Improvisatoren“ zählt und sie – wie an anderer Stelle erwähnt – den Komponisten für überlegen hält.18 Das von Berendt benutzte Zitat steht im zweiten Drittel des Textes. Er hat nicht nur einen Satz dazu erfunden, er verändert auch die Struktur des Originaltextes. Im Original folgen die Sätze bereits auf Mingus’ einleitende Beobachtungen zum Schaffen von Jazzmusikern als Komponisten im Moment der Aufführung und zum Verhältnis zwischen ihnen und dem Publikum. Die Referenzen dienen lediglich als Rückblick und Errungenschaften, die er im Jazz bereits für erreicht hält. „(T)here is no need to compare composers. If you like Beethoven, Bach or Brahms, that’s okay. They were all pencil composers. I always wanted to be a spontaneous composer. I thought I was, although no one’s mentioned that. I mean critics or musicians. Now, what I’m getting at is that I know I’m a composer.“19
 
        Mingus schreibt, es wäre nicht nötig, Komponisten miteinander zu vergleichen – Berendt wählt nicht die korrekte Übersetzung, sondern macht daraus, siehe oben, einen Imperativ. Niemand habe thematisiert, so Mingus, dass er Komponist sei, Kritiker nicht und Musiker auch nicht. Er aber war und ist sich dessen bewusst, macht es nun explizit und benennt im weiteren Verlauf, warum Menschen wie er nicht als Komponisten wahrgenommen wurden und ihnen der Zugang zu den entsprechenden Institutionen und ihrem Ansehen versperrt war – kurz, er benennt strukturellen Rassismus. Daran knüpft er seine Vorstellung von einer Zukunft, in der nachfolgende Generationen ihren Beruf ausüben können.
 
        LET MY CHILDREN HEAR MUSIC
 
        Schauen wir also auf die Stelle, an der Mingus’ Aussage über den Lärm tatsächlich steht. Er schreibt: „[L]et my children hear music – for God’s sake – they have had enough noise. But mainly I am saying: Do you really know Mingus, you critics? Here is a piece I wrote in 1939 and I wrote it like this because I thought in 1939 I would probably get it recorded some day. But when you have to wait thirty years to get one piece played – what do you think happens to a composer who is sincere and loves to write and has to wait thirty years to have someone play a piece of his music? That was when I was energetic and wrote all the time. Music was my life. Had I been born in a different country or had I been born white, I am sure I would have expressed my ideas long ago. Maybe they wouldn’t have been as good because when people are born free – I can’t imagine it, but I’ve got a feeling that if it’s so easy for you, the struggle and the initiative are not as strong as they are for a person who has to struggle and therefore has more to say.“20
 
        Mingus wendet sich an die (Musik-)Kritiker. Er habe seit Beginn seiner Laufbahn komponiert, aber 30 Jahre lang auf die Aufführung warten müssen. In einem anderen Land oder als Weißer wäre ihm das nicht passiert, er hätte Chancen gehabt, seine Ideen auszudrücken. Seine Ausdruckskraft, seine Überzeugung von seinem Schaffen sei deshalb so entschieden, weil er stets um alles kämpfen musste. Es folgt ein Absatz über seine frühen Kompositionsstudien und Plattenläden für Weiße mit klassischer Musik. Und er beschreibt die Gehörbildung anhand einer Aufnahme klassischer Musik mit seinem Lehrer Lloyd Reese. Dann fährt er fort: „So I’m saying briefly that people don’t know what a black man (it’s nice to say black man) – people don’t know what it took to make a jazz musician. In my young days, we were raised more on classical music than on any other kind. It was the only music we were exposed to, other than the church choir. I wasn’t raised in a night club. I wasn’t raised in a whore house (there wasn’t any music in them, anyway – in the bars).“21
 
        Mingus räumt hier entschieden mit dem Klischee auf, Jazzmusiker wären bereits als Kinder in Nachtclubs, Bars oder Bordellen mit Jazz in Berührung gekommen. Die Selbstbezeichnung als „Black Man“ ist im zeithistorischen Kontext zu betrachten. Er selbst und ebenso andere Autor_innen aus den 1950er und 60er Jahren, darunter die Jazzkritiker Nat Hentoff und Martin Williams, nennen seine Hautfarbe nicht, sie ist kein Ausgangspunkt für die Überlegungen zur Jazzgeschichte, zu Mingus’ Entwicklung, zu seinen Gedanken über Komposition oder seinen Anmerkungen zu den einzelnen Stücken. Auch in Konzert- und Albumrezensionen in US-amerikanischen und britischen Tageszeitungen jener Zeit wird Mingus’ Hautfarbe nicht thematisiert. Nat Hentoff schreibt 1966 über die jüngeren Musiker wie Cecil Taylor, Archie Shepp oder Pharoah Sanders von einer neuen „Black Consciousness“, über Mingus berichtet er rückblickend: Mitte der 1950er Jahre habe ein „most black musician“ im New Yorker Club Five Spot Mingus verspottet und gesagt, er könne den Blues nicht spielen, weil er nicht schwarz genug sei. Im Ringen um Identität habe sich Mingus mehr ins Zeug gelegt, um zu beweisen, dass er den Blues spielen könne.22 Die Anekdote verweist auf einen der perfidesten Auswüchse des US-amerikanischen Rassismus: Mingus’ Vater vermittelte ihm als Kind mit afroamerikanischen, chinesisch-britischen und indigenen amerikanischen Vorfahren, er sei anderen aufgrund seiner helleren Hautfarbe überlegen. In der Nachbarschaft in Watts, einem Vorort von Los Angeles, bezeichneten sich Mexikaner als Spanier, Chinesen als Weiße, und Afroamerikaner standen am unteren Ende. Der Kampf, den Mingus anspricht, ist auch jener gegen den strukturellen Rassismus, der bewirkt, dass Menschen of Color unter dem Primat „weiß“ einander hierarchisieren.
 
        Mingus stand den jüngeren Musikern des „Black Consciousness“ kritisch gegenüber. Er war überzeugt, er könne nur aus sich selbst heraus schöpferisch sein, und sein Anliegen war, der Gesellschaft ihre eigene Folk Music zurückzugeben und sie in Nachfolge der Wegbereiter lebendig fortzuführen. In diesem Sinne begreift er Komposition als Selbstermächtigung. Im Text zu „Let My Children Hear Music“ schreibt er: „[E]ach jazz musician is supposed to be a composer. Whether he is or not, I don’t know.“ Und in einem der letzten Absätze heißt es: „I think it is time our children were raised to think they can play bassoon, oboe, English horn, French horn, full percussion, violin, cello. The results would be – well the Philharmonic would not be the only answer for us then. If we so-called jazz musicians who are the composers, the spontaneous composers, started including these instruments in our music, it would open everything up, it would get rid of prejudice because the musicianship would be so high in caliber that the symphony couldn’t refuse us.“ Wenn Kinder also die Möglichkeit hätten, alle Instrumente des symphonischen Orchesters zu lernen, und sogenannte Jazzmusiker und -komponisten solche Instrumente in ihre Musik einbezögen, könnten Vorurteile abgelegt werden, speziell jene, die aufgrund des strukturellen Rassismus im Jazz festgeschrieben wurden. Ihre Werke könnten dann auch nicht mehr von der klassischen Musikwelt abgelehnt oder ignoriert werden, und nachfolgende Generationen hätten auch genau dort eine Zukunft. Komposition ist in Mingus’ Sinne emanzipatorisch, und sie trägt Verantwortung für die musikalische und damit auch die gesellschaftliche Entwicklung.
 
        HEUTE WIE DAMALS
 
        Ich wurde gebeten, meinen Text der Frage zu widmen „Wie politisch kann Jazz sein?“. Jazz ist genau dort politisch, wo seine Geschichte geschrieben und Abwertung, Essenzialisierung und die Politisierung von afroamerikanischen Musikschaffenden reproduziert wird.
 
        Ein solches Beispiel ist auch der Text Roland Spiegels anlässlich des 100. Geburtstags von Charles Mingus im April 2022.23 Aufhänger des Artikels ist nicht Mingus’ Musik, sondern seine Persönlichkeit. Begriffe wie „ungebärdiger“ oder „ungehobelter Riese“, „kreativer Koloss“, „XXL-Mann“, „Zerrissener“, „Besessener“, „Schrankenloser“, „Zorniger“ oder „Drastischer“ bestimmen den gesamten Text. Beschreibungen von Mingus’ Musik, seinem Spiel und Klang, seiner Kompositionsweise und seinem musikalischen Denken nehmen nur sehr wenig Raum ein. Vielmehr überwiegt die Sensationsgier. Zwar erwähnt Spiegel allerlei Anekdoten aus Sue Graham Mingus’ Buch, er unterschlägt aber den historischen Kontext: Wenn Afroamerikaner_innen seinerzeit überhaupt ein Restaurant oder eine Bar betreten durften, wurde nicht angenommen, sie verfügten über die entsprechenden finanziellen Mittel, sie wurden als störend für weiße Gäst_innen angesehen und drangsaliert. Gegen diesen Rassismus wehrte sich Mingus, wenn er vier Hauptgerichte oder 25 Drinks bestellte, um sein Recht auf Präsenz an ebendiesem Ort einzufordern und die Bevormundung zu entblößen. Lediglich zu schreiben, Mingus habe unter seiner hellen Hautfarbe gelitten und sein Leben sei „geprägt gewesen von Identitätskrisen“, verkennt ebenjenen strukturellen Rassismus, pathologisiert Mingus’ Persönlichkeit und stellt ihn in verkürzender Weise passiv dar. Passivität unterstellt auch die Aussage, Mingus habe seine Musik „in den Dienst der amerikanischen Bürgerrechtsbewegung gestellt“, sie habe „auf Gewalt gegen Afroamerikaner“ reagiert. Mingus’ Bezugnahme auf konkrete politische Ereignisse mit „einer Handvoll lautstarker Stücke“, wie Sue Graham Mingus schreibt, ist jedoch kein Beleg für das Mingus unterstellte Anliegen, er habe auf Unrecht und tödliche Gewalt gegen Afroamerikaner aufmerksam machen wollen.
 
        Unter dieser Perspektive wird seinem Schaffen eine außermusikalische Matrix aufgesetzt, die einen unvoreingenommenen Blick in seine – im Wortsinn – Werkstatt verhindert. 1953 begründete Mingus in New York den „Jazz Workshop“, eine Werkstatt für Bands mit profilierten Musikern und wechselnden Solisten. Hier förderte er musikalischen Nachwuchs, entwickelte seine kompositorischen Verfahren und die Lehre vom emanzipatorischen Potenzial und der Verantwortlichkeit von Komposition für das Erbe und die Zukunft der Musik. Dieses Schaffen reicht weit über Protest gegen konkrete historische Ereignisse hinaus. Überdies reduziert auch Spiegels Behauptung, Mingus habe „Schwarze Musik“ machen wollen, sein Werk als Komponist, Musiker, Bandleader, Vordenker und Förderer allein auf die Hautfarbe.
 
        Es wäre an der Zeit, dass sich die Jazzkritik ihrer tradierten rassistischen Grundannahmen und Perspektiven bewusst wird, diese hinterfragt und ablegt. Bis dahin gilt, was Theodor W. Adorno bereits 1953 feststellte: „Eher möchte ich nach meinen schwachen Kräften die [Afroamerikaner24] gegen die Entwürdigung verteidigen, die ihnen widerfährt, wo man ihre Ausdrucksfähigkeit für die Leistung von Exzentrikclowns missbraucht. Daß es unter den fans ehrlich protestierende, nach Freiheit begierige Menschen gibt, weiß ich (…). Gern rechne ich Berendt zu denen, die eben darauf ansprechen. Aber ich glaube, daß ihre Sehnsucht, vielleicht infolge des abscheulichen musikalischen Bildungsprivilegs, das in der Welt herrscht, auf eine falsche Urtümlichkeit abgelenkt und autoritär gesteuert wird. (…) Ist es nicht eine Beleidigung der Afroamerikaner, die Vergangenheit ihres Sklavendaseins seelisch in ihnen zu mobilisieren, um sie zu solchen Diensten tauglich zu machen?“25
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          CLAUDIA C. GATZKA
 
          1848/49 UND DER ORT DES REVOLUTIONÄREN IN DER DEUTSCHEN GESCHICHTE
 
          Zum 175. Jahrestag der Revolution von 1848/49 stellt sich die Gretchenfrage der deutschen Demokratiegeschichte: Inwiefern kann und soll das Revolutionäre an 1848/49 überhaupt noch erinnert werden? Vermag sich die liberale Demokratie in die revolutionäre Tradition zu stellen?
 
        
 
         
          MIKE RAPPORT
 
          1848/49. URSACHEN, ENTWICKLUNG UND ERBE EINER EUROPÄISCHEN REVOLUTION
 
          1848 fand in den Staaten Europas eine Reihe miteinander verbundener Revolutionen statt, die mit Blick auf ihre Auslöser und Verläufe ganz ähnlichen Mustern folgten. Diese Kaskade von Revolutionen bildet ein Vermächtnis, das für Europa auch heute noch Lehren bereithält.
 
        
 
         
          THEO JUNG
 
          FRAGEN AN 1848/49. EIN FORSCHUNGSÜBERBLICK
 
          Die historische Forschung hat die Revolutionen von 1848/49 aus sich wandelnden Perspektiven betrachtet. Ein Überblick über die Entwicklungen der vergangenen 175 Jahre eröffnet eine neue Sicht auf die aktuellen Debatten – oder auch: auf deren Verstummen.
 
        
 
         
          KERSTIN WOLFF
 
          FRAUEN UND DIE REVOLUTION. 1848 ALS FRAUENAUFBRUCH
 
          Bis heute wird die Geschichte der Demokratie und damit auch der Revolution von 1848 häufig auf mutige Männer und ihre Taten verkürzt. Wo und wie waren Frauen 1848 an der Revolution beteiligt und an welchen konkreten Orten war weibliches Engagement zu finden?
 
        
 
         
          HEIKE BUNGERT
 
          DEUTSCHE „FORTY-EIGHTERS“ IN DEN USA
 
          Die deutschen Achtundvierziger, die nach der Revolution in die USA auswanderten, waren eine verhältnismäßig kleine Gruppe. Aufgrund ihres vielfältigen Engagements übten sie jedoch einen beträchtlichen Einfluss auf die USA und die deutschamerikanische Community aus.
 
        
 
         
          MICHAEL PARAK
 
          DEMOKRATIESTÄRKUNG DURCH DEMOKRATIEGESCHICHTE? BEISPIEL 1848/49
 
          Die Beschäftigung mit Demokratiegeschichte als Teil der historisch-politischen Bildung kann einen Beitrag dazu leisten, Handlungsspielräume zu erkennen und damit die Demokratie zu stärken. Dies zeigen auch Beispiele aus dem Kontext der Revolution von 1848/49.
 
        
 
      

       
        EDITORIAL
 
        Ausgehend von Paris rollte 1848 eine revolutionäre Welle über Europa. Quer über den Kontinent forderten die Protagonisten des „Völkerfrühlings“ nationale Einheit, eine neue Herrschaftsordnung und bürgerliche Freiheiten. Die regierenden absoluten Monarchen lenkten zunächst ein, gewährten Liberalisierungen und ließen verfassungsgebende Versammlungen zu – im Deutschen Bund tagte die erste frei gewählte gesamtdeutsche Volksvertretung in der Frankfurter Paulskirche. Doch Uneinigkeit über die Dimensionen des politischen und sozialen Wandels sowie gegenläufige nationale Interessen bremsten die Veränderungsdynamik aus. Bis Herbst 1849 hatten die Fürsten, die die Kontrolle über das Militär behalten hatten, wieder die Oberhand gewonnen, und es folgte eine erneute Restauration.
 
        Als „gescheiterte“ Revolution steht „1848/49“ im kollektiven Gedächtnis in vielen Ländern im Schatten anderer historischer Wegmarken. Dabei entfalteten die Ereignisse eine katalysierende Wirkung für die Demokratisierung der europäischen Gesellschaften, insbesondere auf die Entstehung der Arbeiter- und Frauenbewegung, der politischen Parteien und einer breiten politischen Öffentlichkeit. Der Grundrechtekatalog und die Verfassung, die das Paulskirchenparlament für ein geeintes Deutschland erarbeitet hatte, waren wegweisend für die republikanische Architektur von Weimar und Bonn.
 
        Es ist diese demokratiehistorische Perspektive, die an der Schwelle zum 175. Jubiläum der Revolution von 1848 im öffentlichen Gedenken in Deutschland in den Mittelpunkt gerückt wird – in einer Zeit, in der die Demokratie vielerorts unter dem Druck populistischer Wahlerfolge und autokratischer Tendenzen steht und einmal mehr deutlich wird, dass auch etablierte Rechte und Freiheiten verteidigt und gegebenenfalls aufs Neue erkämpft werden müssen. Auch dafür steht die Revolution von 1848. Das Erbe von „1848/49“ reicht indes weit über diese Aspekte hinaus.
 
        Anne-Sophie Friedel
 
      

       
        1848/49 UND DER ORT DES REVOLUTIONÄREN IN DER DEUTSCHEN GESCHICHTE
 
        Claudia C. Gatzka
 
        Seit 2017 schwelt in der Bundesrepublik eine Debatte über Sinn und Wert der Frankfurter Paulskirche als ein symbolträchtiger Ort der deutschen Geschichte. Mit dem Plädoyer des Bundespräsidenten, die demokratischen Errungenschaften in dieser Geschichte stärker zu betonen und so eine positive Erzählung der Nation zu entwerfen, avanciert das Bauwerk aus dem frühen 19. Jahrhundert, das 1848/49 als Tagungsort des ersten frei gewählten nationalen Parlaments diente, zu einem geschichtspolitisch herausragenden „Gedenkort der Demokratie“.01 Die liberale Reichsverfassung und der Grundrechtekatalog, die die Abgeordneten hier erarbeiteten, blieben zwar Makulatur, weil die fürstlichen Regierungen der großen deutschen Einzelstaaten ihnen und alsbald auch ihren Schöpfern die Anerkennung verweigerten. Die Nationalversammlung blieb ohne Autorität, begann sich innerlich aufzulösen, floh schließlich aus Frankfurt und wurde 1849 in Stuttgart vom württembergischen Militär auseinandergejagt. Dennoch dienten ihre liberalen Grundsätze als Orientierung bei der allmählichen Demokratisierung der deutschen Gesellschaft – Bismarcks allgemeines Wahlrecht von 1867 etwa setzte um, was im Bundeswahlgesetz von 1848 angelegt worden war. Die liberale Verfassungsordnung der Bundesrepublik steht in der Tradition der Achtundvierziger, von denen viele später auf kommunalpolitischer Ebene, im Reichstag oder im Ausland fortfuhren, ihre liberalen und demokratischen Ideen zu verwirklichen.
 
        Die Herausforderung, den Erfolg und das Vermächtnis, aber auch das Scheitern und die Enttäuschung der Achtundvierziger angemessen abzubilden, steht im Zentrum der hitzig geführten Debatte um die künftige Ausgestaltung der Frankfurter Paulskirche. Die Beteiligten streiten nicht nur darüber, wie der Bau nach der Sanierung aussehen soll, sondern auch über die symbolische Ausstattung der liberalen Demokratie in Zeiten der nationalistischen Aneignung solcher Erinnerungsorte durch die AfD.02 Die vom „Zeit“-Mitherausgeber Benedikt Erenz ausgelöste Diskussion um die Rekonstruktion der Paulskirche im „authentischen“ Zustand von 1848 hat die Aufmerksamkeit des offiziellen Gedenkens noch mehr als ohnehin schon auf die Nationalversammlung gelenkt – als „Urzelle (…) der deutschen Demokratie“, wie Erenz meint.03 Doch diese Zentrierung auf die Paulskirche im öffentlichen Gedenken an 1848 und ihre emphatische Gleichsetzung mit Demokratie verzerrt in nicht unerheblicher Hinsicht die historische Realität. Die Demokraten waren in Frankfurt nämlich eine Minderheit und bildeten die linke Opposition – die Mehrheit der Nationalversammlung, also die gemäßigten Liberalen und die konservativen Rechten, beriefen sich gar nicht auf die Volkssouveränität.04
 
        Das eigentlich Revolutionäre an 1848/49, nämlich die Märzereignisse, denen die Epoche des Vormärz ihren Namen verdankt, rückt so in den Hintergrund. Für viele Zeitgenossinnen und Zeitgenossen stand der März 1848, im Positiven oder im Negativen, nicht oder nicht nur für parlamentarische Politik, sondern für Volksversammlungen, für Umsturzversuche, für den Geschmack der Revolution. Das Paulskirchenparlament hingegen stand für die Einhegung der Revolution durch den Weg der Reform, und das hieß damals auch nachdrücklich: keine Republik, sondern eine konstitutionelle Monarchie – so wollte es die Mehrheit der Abgeordneten.
 
        In der historischen Forschung ist deshalb die Frage gestellt worden, ob für Deutschland 1848 überhaupt von einer Revolution gesprochen werden kann.05 Diese Frage zum Leitthema des öffentlichen Gedenkens zu machen, hätte einiges für sich. Man könnte sie abwandeln zu der Frage, inwiefern das Revolutionäre an 1848/49 im Jahr 2023 überhaupt noch erinnert werden kann und soll, oder konkreter: ob und wie sich die liberale Demokratie in die revolutionäre Tradition zu stellen vermag. Das ist die Gretchenfrage der deutschen Demokratiegeschichte.
 
        PROBLEME MIT DER REVOLUTION
 
        Deutschland und die Revolution – das war, so eine vertraute Erzählung, noch nie eine besonders innige Beziehung. Die politische Ordnung mit Gewalt umzustürzen, Barrikaden zu bauen, Herrschaftssitze zu stürmen, Monarchen abzusetzen oder gar zu töten – diese Praktiken gemahnten an Frankreich, das seit der Revolution von 1789, der Ausrufung der Ersten Republik 1792 und schließlich der Besetzung deutscher Territorien unter Napoleon Bonaparte zum Feindbild und zum Gegenbild deutscher „Ruhe und Ordnung“ stilisiert werden konnte.06 Das Revolutionäre – und damit verbunden auch die Republik – assoziierten Liberale und Konservative in aller Regel mit jakobinischer Diktatur, mit Terror, mit Unordnung, mit Anarchie, mit Bürgerkrieg und letztlich mit dem Prinzip der Usurpation, also der illegitimen Anmaßung von Macht durch wenig respektable Personen. Revolution und Republik, so das Schreckbild, überließen den Staat den minderbemittelten Schichten, den politisch schwankenden Massen und ihren mediokren, demagogischen Führungsfiguren – vom „tollen Jahr“ sprachen die konservativen Eliten deshalb rückblickend über 1848, als wären damals kurzzeitig die Irren aus den Anstalten ausgebrochen.07
 
        Zugrunde lag, nicht nur in Deutschland, ein Konzept von Politik, das diese mit Staatskunst gleichsetzte und als maßvolles, sachliches, vernunftgeleitetes Handeln ästhetisierte. Die Massen standen darin für das Andere, das Emotionale, das Unzurechnungsfähige, das „Unpolitische“. Konservative, aber auch liberale Politikkonzepte beruhten letztlich auf der Annahme, dass erst Besitz und Bildung in ihrer Verschränkung, und damit die emphatisch begriffene „Selbstständigkeit“, einen Bürger dazu befähigten, Staatsgeschäfte zu leiten und in politischen Sachfragen mitreden zu können. Die Debatten der Paulskirche brachten diese Politikkonzepte immer wieder zum Ausdruck. Sie negierten damit die politische Mündigkeit der Vielen, deren Petitionen und Barrikadenkämpfe erst die Bildung von Nationalversammlungen erzwungen hatten.08 Hunderte von ihnen waren während der Märzunruhen für fundamentale Grundrechte wie die Presse- und Versammlungsfreiheit gestorben. Dass der „Mob“ sich vom preußischen Militär zusammenschießen ließ, schien, um es einmal zuzuspitzen, gewissermaßen der Ausweis seiner Unbesonnenheit.
 
        Die Geschichtsschreibung hat ihren Teil dazu beigetragen, das Revolutionäre in der deutschen Geschichte vor allem als Bedrohung oder als Vabanquespiel zu begreifen. Wo der revolutionäre Wille 1848/49 zumindest rhetorisch gegeben war, nämlich in den Fraktionen links von den (gemäßigten) Liberalen, beobachtet die Geschichtsschreibung immer wieder auffällige Defizite. Zu „radikale“ Ziele, zu „kühne“ Konzeptionen von Volkssouveränität, eine zu unklare Haltung zur Gewalt und ein zu geringes Maß und Verantwortungsgefühl – das sind nur einige Negativurteile, die in der historischen Forschung stets aufs Neue wiederholt werden.09 Man muss keine Revolutionsromantikerin sein, um den Eindruck zu gewinnen, dass eine ganz eigene Normativität wirksam wird, wenn es darum geht, Revolutionen und Revolutionsversuche in die deutsche Geschichte einzuordnen. Nicht wenige Historikerinnen und Historiker reproduzieren in ihren Großerzählungen und Überblicksdarstellungen schlichtweg die zeitgenössischen Einschätzungen konservativer und liberaler Revolutionsgegner.10
 
        Für eine Belebung des öffentlichen Gedenkens an 1848/49 wäre es lohnenswert, auf der Basis hervorragender Spezialstudien, die zu diesem Thema vorgelegt worden sind,11 das Revolutionäre in der deutschen Geschichte und seine zyklisch auftretenden Manifestationen zu beschreiben, zu erklären und zu ergründen. Dazu ist es notwendig, sich von der engen Fixierung auf die Gewaltsamkeit von Revolutionen zu lösen – nicht, um diese zu bestreiten, sondern um zu erforschen, was das Revolutionäre darüber hinaus ausmachte und warum es bei allem Bedrohlichen, das von ihm ausging, Teil der deutschen Geschichte war. Auf diese Weise erst lassen sich die Ereignisse von 1848/49 in ihrer ganzen Komplexität verständlich machen. Und nur so lassen sich Beteiligte außerhalb der Frankfurter Paulskirche erfassen, die im Fokus auf die Nationalversammlung und ihr wichtiges Verfassungswerk außen vor bleiben.
 
        ORTE UND PRAKTIKEN DES REVOLUTIONÄREN 1848/49
 
        Die symbolische Kraft der Paulskirche verleitet manche Beobachtenden dazu, die Metropole am Main zur „Gründungsstätte der Demokratie“ zu erklären, wobei auch nicht der Vergleich mit Philadelphia gescheut wird.12 Sicherlich verfügte Frankfurt als Freie Stadt im Deutschen Bund, neben Lübeck, Hamburg und Bremen, über republikanische Traditionen und ein starkes liberales Bürgertum. Doch was Frankfurt als Standort der Nationalversammlung empfahl, war auch der schlichte Umstand, dass es seit 1815 Tagungsort des Deutschen Bundes war, genauer der Bundesversammlung der deutschen Fürsten und Stadtstaaten. Insofern war das Finanzzentrum am Main, das schon damals die wichtigsten deutschen Bankhäuser beheimatete, nicht nur eine Hochburg der Liberalen, sondern auch Treffpunkt konservativer Regierungseliten, der deutschen Fürsten und Monarchen und ihrer höheren Beamten, die nicht zuletzt mit den Frankfurter Bankiers Kredite für ihre Staats- und Hoffinanzen aushandeln mussten.
 
        Frankfurt war mithin nicht das Zentrum der Revolution, sondern zunächst einmal der Ort, wo seit der Gründung des Deutschen Bundes 1815 Bundespolitik gemacht wurde und wo deshalb auch eine Nationalversammlung gut aufgehoben schien. Die Deutsche Nationalversammlung aber war das Produkt revolutionärer Ereignisse, die im Frühjahr 1848 an vielen verschiedenen Orten des Deutschen Bundes und ganz Europas stattgefunden hatten und auch nach dem Zusammentreten der Nationalversammlung latent blieben. Sie äußerten sich in unzähligen Volksversammlungen, die nicht gewaltförmig abliefen, sowie in gewalttätigen Konfrontationen zwischen „Volk“ und Militär. Charakteristisch für diese revolutionäre Atmosphäre war ihre Dezentralität. Die Revolution auf deutschem Boden hatte diverse Zeiten und diverse Räume, die nur in Lokalgeschichten einzufangen sind. Tatsächlich wird man dieser Dezentralität der Geschehnisse in Deutschland am ehesten gerecht, wenn man 1848/49 als ein Zeitfenster begreift, in dem die Revolution im Sinne eines Umbruchs der politischen Herrschaftsordnung, für manche Beteiligten verbunden mit Hoffnungen auf eine soziale Revolution, ein mögliches Szenario war, das die Handlungsweisen vor Ort konditionierte.
 
         
          [image: Die kolorierte Lithografie zeigt eine Menschenansammlung auf einem Friedhof, der mit schwarz-rot-goldenen Fahnen geschmückt ist. In der Mitte ist auf einem Podium ein Redner zu erkennen. Im Hintergrund sind eine Windmühle und etliche Häuser auszumachen.] 
          Gedächtnisfeier für die Märzgefallenen in Berlin Friedrichshain am 4. Juni 1848, zeitgenössische Lithografie
 
          Quelle: picture alliance / akg-images
 
        
 
        Genau genommen begann das Ereignis 1848 schon 1847, und zwar in der badischen Stadt Offenburg. Männer der Stadt hatten sich am 12. September in einem Festsaal zusammengefunden und 13 Forderungen formuliert, die sie im Namen „des Volkes in Baden“ an die Staatsregierung in Karlsruhe richteten. Darin beklagten sie die Verletzung der Landesverfassung durch die Staatsregierung und verlangten Pressefreiheit, Gewissensfreiheit und die Vereidigung des badischen Militärs auf die Verfassung. Zudem verurteilten sie die Bevormundung der Bürger durch die Polizei und die Störung des Vereinsrechts, der Versammlungsfreiheit und der Freiheit des Verkehrs durch dieselbe. Schließlich forderten sie „Vertretung des Volks beim deutschen Bunde“ und eine „volksthümliche Wehrverfassung“, also eine allgemeine Wehrpflicht, um die hohe finanzielle Last der stehenden Heere nicht länger tragen zu müssen. Auch verlangten sie eine „volksthümliche Staatsverwaltung“. Beides lief auf eine Demokratisierung in sozialer Hinsicht hinaus, denn Militär und Staatsverwaltung lagen vorwiegend in der Hand der Aristokratie. Entsprechend forderten sie die „Abschaffung aller Vorrechte“ und die „Selbstregierung des Volkes“ anstelle der „Vielregierung der Beamten“.13 Im Februar 1848 sollte eine Mannheimer Volksversammlung, die sich auf die Nachrichten über revolutionäre Unruhen in Paris hin zusammenfand, eine Petition ähnlichen Inhalts verabschieden und damit die eigentliche Märzrevolution in Deutschland auslösen.
 
        Die Märzrevolution hatte ihr Zentrum in Berlin.14 Hier konstituierte sich nicht nur eine eigene „Nationalversammlung“, die Preußische, analog zur Österreichischen in Wien. Vor allem war die preußische Hauptstadt ein zentraler Schauplatz der Konfrontationen zwischen „Volk“ und Militär. Die männlichen und weiblichen Todesopfer auch unter den Zuschauenden führten unmittelbar nach den Berliner Barrikadenkämpfen vom 18. März 1848 zu einem lokal einmütigen Gedenken – die Stadt als Miniatur der Nation schien sich an den Gräbern der zivilen wie der militärischen Gefallenen zu vereinen. Beinahe wären die Toten beider Seiten gemeinsam bestattet worden, doch die Offiziere rückten „ihre“ Gefallenen nicht heraus. Der Friedhof der Märzgefallenen im Volkspark Friedrichshain stellt bis heute einen Gedenkort dar, der an die soziale und auch geschlechtliche Diversität der revolutionären Akteure von 1848 erinnert. Wer sich seit März 1848 auf den Straßen als „Volk“ präsentierte, waren häufig Handwerker und kleine Selbstständige, vor allem auch junge Menschen, Gesellen und Lehrlinge, aber auch Anwälte oder Lehrer, auf dem Land abhängige Bauern, für die es auch um persönliche Freiheit und Emanzipation von ihren Herren ging. Frauen unterstützten die revolutionären Akteure auf diverse Weisen und nahmen auch selbst an so manchem „Kampf“ teil. Die Straßen und die lokale Öffentlichkeit gestanden ihnen aktivere Rollen zu als das Paulskirchenparlament, wo sie nur auf den Rängen Platz nehmen durften.15
 
        POLITISIERUNG DES ALLTAGSLEBENS
 
        Das Revolutionäre zeigte sich in der Politik der Straße als Komplement zur Politik des Parlaments.16 Sie stand in einem dialektischen Verhältnis zu den Landtagen und Nationalversammlungen, das heißt, sie forderte parlamentarische Vertretung ein und kommentierte diese kritisch. Sie war ein Hebel direkter Demokratie dergestalt, dass sich konkrete Forderungen und Unzufriedenheit mit den Regierungen oder den Entscheidungen der Parlamente in organisierten Volksversammlungen – als Manifestationen des „Volkswillens“ oder in Petitionen17 – artikulierten oder aber sich in spontanen Volksaufständen entluden, wie im Falle der Septemberunruhen 1848 in Frankfurt anlässlich der Billigung des Waffenstillstands im preußisch-dänischen Krieg durch die Mehrheit der Abgeordneten. Hier entfesselte sich der Volkszorn, den Konservative und Liberale fürchteten, durch tödliche Angriffe auf adlige Abgeordnete der rechtsliberalen Fraktion der Nationalversammlung – und dahinter stand nicht nur Nationalismus, sondern auch Unmut darüber, dass ein Ende der Kampfhandlungen im auswärtigen Krieg die Kräfte des preußischen Militärs freisetzen würde, um fortan wieder gegen Aufständische im Inland einsetzbar zu sein.
 
        Solche Gewaltphänomene machten jedoch nicht den Kern des Revolutionären aus. Die historische Forschung hat die europäischen Revolutionen von 1848/49 vielmehr als Kommunikationsereignisse und Politisierungsmomente gefasst, die auf die Partizipation breiter Bevölkerungsschichten verweisen.18 Demnach war das revolutionäre Zeitfenster durch eine kurzweilige Blüte der politischen Öffentlichkeit gekennzeichnet, sichtbar in der Gründung von Zeitungen und Zeitschriften, der Gründung politischer Clubs, Vereine, Berufsverbände und mithin lokaler Organisationsformen, die als Vorformen moderner politischer Parteien, Gewerkschaften und Verbände zu begreifen sind. „Die Revolution machte Demokratie das erste Mal erfahrbar“, hat der Historiker Rüdiger Hachtmann mit Blick auf den blühenden politischen Meinungsmarkt Berlins im revolutionären Moment zwischen März und November 1848 festgehalten.19 Entscheidend war die Vielfalt und Konkurrenz der Meinungen. Denn in der Latenzphase der Revolution ergriff die Politisierung auch ihre Gegner, die wiederum in unterschiedlichen Schattierungen auftraten. Im Rheinland gründete die monarchische Partei im Juni 1849 eine Zeitung, die konservative Stimmen in der regionalen Öffentlichkeit vertreten sollte. Der zugrundeliegende Aufruf an die Bevölkerung in Elberfeld (heute Wuppertal) und Barmen illustriert die Argumentation der Revolutions- und Republikgegner, die zugleich aber die Verfassung begrüßten: Der überwiegende Teil der Bewohner, die dem König treu ergeben seien und „die konstitutionelle Monarchie mit Freiheit, Ordnung und Gesetz ebenso entschieden wollen, als sie der Republik mit Gewaltherrschaft, Unordnung und Anarchie abhold sind“, hätten noch kein Organ, das ihre Interessen vertrete, weil die Zeitungspresse in der preußischen Rheinprovinz nur die revolutionären oder die ultramontanen, also die Interessen der katholischen Kirche, bediene.20 So gesehen war die Revolution auch ein Hebel für die Organisation und Artikulation gegenrevolutionärer Haltungen. Insofern steht 1848 nicht nur im Parlament, sondern auch im Alltagsleben für die erste mitreißende Erfahrung eines politischen Pluralismus, wie er in der deutschen Geschichte immer wieder vermisst wird.
 
        Akzentuiert man diese fundamentalen Aspekte revolutionärer Ereignisse – die zivile Mobilisierung, der öffentliche Austausch von Meinungen, die Straßenpolitik, die Massenpartizipation und die Kommunikation mit den Autoritäten –, dann erscheint das Revolutionäre nicht als Marginalie oder gar als beschämende, weil gewaltförmige Facette der deutschen Demokratiegeschichte, sondern als ihr Herzstück: Sie stellen Ausnahmezustände dar, die sich durch eine starke Politisierung des Alltagslebens und die intensive Kommunikation mit den politischen Autoritäten in den Parlamenten wie in den Regierungen auszeichnen.21 Revolutionäre Phasen dezentrierten damit die Politik und erlauben es der historischen Forschung, das Politische jenseits des Staates zu verorten. Sie verweisen darauf, dass die Idee der Volkssouveränität von außen, oder wenn man will: „von unten“, an politische Institutionen herangetragen wurde und sich in enger Kommunikation mit ihnen ihren Weg in die Verfassungen moderner Demokratien bahnte.
 
        Als solche verweisen revolutionäre Phasen auf eine geteilte europäische Geschichte. Die historische Forschung hat insbesondere 1848/49 als wahrhaft europäisches Medien- und Kommunikationsereignis markiert, ja als einen europäischen Dominoeffekt, der auf der intensiven Beobachtung der Straßenpolitik über staatliche Grenzen beruhte. Das Frühjahr 1848 markiert so den Beginn einer Geschichte grenzüberschreitender politischer Öffentlichkeit in Europa, die im Moment der Revolution zu einer transnationalen Öffentlichkeit zusammenzuschmelzen schien.22 Insofern könnte 1848/49 eigentlich zum europäischen Erinnerungsort erster Güte werden, zumal im Rahmen der EU-Grenzen von 2023. Denn während nicht nur Frankreich oder Italien, sondern auch das geteilte Polen, Ungarn und andere Teile Osteuropas Schauplätze der revolutionären Bewegung wurden, begnügte sich die Öffentlichkeit in der parlamentarischen Monarchie Großbritanniens 1848/49 darauf, die Geschehnisse auf dem europäischen Kontinent aus der Ferne zu beobachten.
 
        Intensive europäische Kommunikation und Nationalismus schlossen sich nicht aus. Gerade die graswurzelartig wachsende Demokratiebewegung von 1848/49 und die sie vertretende parlamentarische Linke sind als unnachgiebige Verfechter des Nationalstaats gekennzeichnet worden, die so auch die Nationalitätenkonflikte heraufbeschworen, die das künftige Europa prägen sollten. Man darf allerdings nicht vergessen, dass die Vorstellung der Nation für die Demokraten von 1848/49 ein Hebel war, um sich gegenüber Fürsten und Obrigkeiten Legitimität und politische Handlungsmacht zuzuweisen und möglichst viele Mitstreitende „im Volk“ zu mobilisieren. Nachdem ihre revolutionären Ambitionen gescheitert waren, mussten viele von ihnen der Nation den Rücken kehren, um der politischen Verfolgung durch den Staat zu entkommen. Sie emigrierten zahlreich in die USA, wo sie ihr Engagement für Demokratie und Grundrechte häufig fortsetzten – etwa auch im Kampf gegen die Sklaverei. Eine Gedenkkultur, die auch solche Migrationsgeschichten berücksichtigt, könnte das Demokratische in der deutschen Geschichte auch dort würdigen und feiern, wo es früher erfolgreich war als in Deutschland selbst: nämlich außerhalb der nationalen Grenzen.
 
        SCHLUSS
 
        Die erste Deutsche Nationalversammlung in der Frankfurter Paulskirche wird 175 Jahre nach ihrem Zusammentreten das nationale Gedenken an 1848/49 bestimmen. Ihr Symbolwert für den ersehnten Nationalstaat, für die Fragilität der Freiheit, für liberale Grund- und Menschenrechte sowie für den Parlamentarismus ist unbestritten. Als Gedenkort der Demokratie bildet sie jedoch nur einen Teil der Nation ab: respektable Männer, die damals bekannt genug waren, um gewählt zu werden. Auch einige Juden waren unter ihnen. Das Gros der Menschen jedoch, die in den vielen kleinen Märzrevolutionen in Deutschland und Europa den deutschen Fürsten die Presse- und Versammlungsfreiheit abgerungen hatten und die sich auch nach den Wahlen zur Nationalversammlung weiterhin öffentlich versammelten und organisierten, um ihre politischen Forderungen zu artikulieren und die Bestimmungen der Reichsverfassung vor Ort Wirklichkeit werden zu lassen, sind in der Paulskirche nur unzulänglich repräsentiert. Erst eine Barrikade würde das gesamte Deutschland am Gedenkort der Demokratie sichtbar machen – und die Toten beider Seiten, deren Namen vergessen sind.
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        1848/49
 
        Ursachen, Entwicklung und Erbe einer europäischen Revolution
 
        Mike Rapport
 
        1848 und 1849 erschütterten Revolutionen und Proteste ganz Europa, von Paris bis Krakau, von Kopenhagen bis Palermo.01 So gut wie alle Länder waren betroffen: Selbst in Staaten, in denen keine Revolution ausbrach, wie etwa in Großbritannien, Schweden und Norwegen, wurde bei Demonstrationen und Protesten auf politische Veränderungen gedrängt. Die Revolutionäre waren meist Liberale, die eine repräsentative Regierung forderten und für Bürgerrechte, nationale Unabhängigkeit und Einheit eintraten. Ende 1849 waren die Revolutionen überall niedergeschlagen, in den meisten Ländern hatten die ursprünglichen Herrscher ihre vorübergehend verlorene Macht wiedererlangt. Doch in der Folgezeit erhielten viele europäische Gesellschaften eine liberalere, sogar demokratische Ordnung, nationale Einheit und Unabhängigkeit sowie bessere Lebensbedingungen für Arbeiter und Bauern.
 
        Dass in einem so kurzen Zeitraum so viele Länder in fast jedem Winkel des Kontinents betroffen waren, wirft die Frage auf, inwieweit man 1848/49 weniger als Häufung nationaler Revolutionen betrachten sollte, sondern vielmehr als eine europäische Revolution. Dies führt wiederum zu der noch größeren Frage, ob die europäische Vergangenheit eine gemeinsame, geteilte Erfahrung ist oder ob jedes Land seine eigene Geschichte hat, eine nationale Vergangenheit mit einzigartigen Erfahrungen. Unabhängig davon, wie man die Ereignisse betrachtet, bleibt die Tatsache, dass 1848 eine Reihe miteinander verbundener Revolutionen stattfand, die – wie sich anhand ihrer Entstehung und ihres Verlaufs zeigt – ganz ähnlichen Mustern folgten. Damit bildet diese Kaskade von Revolutionen ein Vermächtnis, das für Europa auch heute noch Lehren bereithält.
 
        URSACHEN
 
        Unabhängig von ihren jeweils eigenen Merkmalen lassen sich bei den Revolutionen von 1848 in ganz Europa die gleichen lang- und kurzfristigen Ursachen erkennen. Zu ersteren gehörten die Einschränkungen, die die konservative Ordnung in Europa mit sich brachte, das wachsende Selbstbewusstsein der Zivilgesellschaft, das Erstarken der politischen Opposition sowie soziale und wirtschaftliche Veränderungen.
 
        Nach dem Sieg über Napoleon 1815 hatten sich die konservativen Kräfte in Europa bemüht, den allgemeinen Frieden zu wahren und gleichzeitig den revolutionären Herausforderungen des Liberalismus und Nationalismus entgegenzutreten. Monarchien waren wiederhergestellt worden, so auch in Frankreich; Polen war zwischen Russland, Österreich und Preußen aufgeteilt worden; das immer noch geteilte Italien war unter habsburgische Herrschaft gekommen; die 39 deutschen Einzelstaaten hatten sich im Deutschen Bund unter der Hegemonie Preußens und Österreichs neu geordnet; Belgien war Teil der Vereinigten Niederlande geworden und Norwegen an Schweden gegangen, dessen König fortan beide Länder in Personalunion regierte. Diese neue europäische Ordnung umfasste sowohl absolutistische als auch konstitutionelle Monarchien: Die konservativen Kräfte, die von den Erfahrungen mit der Französischen Revolution und Napoleon traumatisiert waren, legten vor allem Wert darauf, radikale und revolutionäre Veränderungen zu verhindern, weil sie befürchteten, dass die daraus resultierende Instabilität ganz Europa erfassen könnte. Tatsächlich besaß diese konservative Ordnung sogar eine gewisse Flexibilität: Sie überstand eine erste Revolutionswelle in den frühen 1830er Jahren, bei der in Frankreich eine Monarchie durch eine andere ersetzt wurde, Belgien seine Unabhängigkeit errang und Griechenland sich nach fast zehn Jahren Krieg aus dem Osmanischen Reich lösen konnte. Gleichzeitig wurden Revolutionen in Italien und Polen niedergeschlagen. Die konservative Ordnung hatte jedoch auch ihre Grenzen, wie ihre repressive Natur zeigt: In ganz Europa bestanden strenge Zensurvorschriften und Einschränkungen für politische Aktivitäten. Das liberale Streben nach einer Verfassung, nach größeren politischen Freiheiten und nach nationaler Unabhängigkeit und Einheit wurde unterdrückt.
 
        Eine weitere langfristige und weitgehend europäische Ursache der Revolutionen von 1848 war das Wachstum der Zivilgesellschaft, angetrieben von den Forderungen einer immer größer werdenden Öffentlichkeit, die sich aus der gebildeten Mittelschicht zusammensetzte, aber auch aus Handwerkern und Arbeitern mit Zugang zu Kultur in Form von Zeitungen, Büchern, Theater, Oper, Kultur- und Sportvereinen sowie wissenschaftlichen Gesellschaften. Diese kritische Öffentlichkeit war zunehmend frustriert über die strenge Zensur, den Mangel an politischer Freiheit und die fehlende Möglichkeit, ihrem überbordenden Patriotismus Ausdruck zu verleihen. Aus diesen Missständen nährte sich die Opposition. Den meisten Liberalen wäre es vermutlich lieber gewesen, ihre konstitutionellen Ziele mittels friedlicher Reformen zu erreichen, andere waren jedoch auch zu radikaleren Aktionen bereit, vor allem, wenn legale, friedliche Maßnahmen durch die Regierung beschnitten wurden. So sah etwa Giuseppe Mazzini in Italien, wo abweichende Meinungen unterdrückt wurden, keine andere Möglichkeit als den Aufstand, weshalb er 1831 die Organisation La Giovine Italia (Junges Italien) gründete, die sich der Revolution und dem Kampf für eine freie italienische Republik verschrieb.
 
        Die sozialen und wirtschaftlichen Umbrüche, die sich hauptsächlich in Form von Armut auf dem Land und in den Städten manifestierten, waren ein weiterer langfristiger Auslöser der Revolution. Das Elend war in erster Linie darauf zurückzuführen, dass die Bevölkerung in Ost- und Mitteleuropa seit Mitte des 18. Jahrhunderts stark angestiegen war, es aber kein nachhaltiges Wirtschaftswachstum gab, das ihnen Arbeit ermöglicht hätte, um sich zu ernähren. Das verarbeitende Gewerbe profitierte von der Nutzung der Kohle und Dampfmaschinen und neuen, kostengünstigen Produktionsformen. Doch vor 1850 überstieg die Produktion von Industriegütern die Kaufkraft der europäischen Verbraucher, sodass die Wirtschaft starke Auf- und Abschwünge durchlief. Diese Rezessionen zogen Mitte bis Ende der 1840er Jahre eine katastrophal hohe Arbeitslosigkeit nach sich. Eine weitere Folge war der Ruin vieler traditioneller, in kleinem Maßstab produzierender Betriebe und Handwerker. Die verarbeitende Industrie bot zwar höhere Einkommen als die Landwirtschaft, doch in den Städten mangelte es an Wohnraum und Infrastruktur, um die wachsende städtische Bevölkerung zu versorgen. In den 1840er Jahren schien die Kapazität der Landwirtschaft, die wachsende Bevölkerung zu ernähren, in vielen Teilen Europas an ihre Grenzen zu stoßen. Ein Großteil der arbeitenden Bevölkerung lebte in Elend und bitterer Armut. Entsprechend begannen einige radikale Denker, nicht nur über neue Verfassungen, sondern auch über weitreichende soziale Veränderungen durch Reformen oder Revolutionen nachzudenken. Ihre Ideen für mehr wirtschaftliche Gleichheit wurden als „sozialistisch“ bezeichnet, weil sie der Lösung der „sozialen Frage“ und der Bekämpfung der Armut Vorrang vor dem Streben nach politischen Rechten, Verfassungen und Demokratie einräumten.
 
        Zu den kurzfristigen Ursachen der Revolutionen von 1848 zählt vor allem die soziale Krise Mitte der 1840er Jahre. Nicht umsonst gingen diese Jahre als „Hungerjahre“ oder im Englischen als hungry forties in die Geschichte ein: Die Hungersnot war die Folge der gravierendsten Wirtschaftskrise des 19. Jahrhunderts. Eine Pilzerkrankung vernichtete die Kartoffelernten in Europa, indem sie die Kartoffeln, ein Grundnahrungsmittel der arbeitenden Bevölkerung, ungenießbar machte. In Irland kam es zu einer furchtbaren Hungersnot, doch die Auswirkungen der Kartoffelfäule waren auch in anderen Ländern zu spüren und wurden 1846 noch zusätzlich durch den Ausfall der Weizen- und Roggenernten verschärft. Die Todeszahlen stiegen, und es kam zu Unruhen. Vor allem im Deutschen Bund protestierten die Armen bei sogenannten Hungermärschen. Mit den steigenden Lebensmittelpreisen brach das verarbeitende Gewerbe in Europa zusammen, da sich die Menschen den Kauf von Industriegütern nicht mehr leisten konnten. Unternehmen mussten schließen, Arbeiter und Handwerker wurden entlassen und die Arbeitslosigkeit stieg sprunghaft an. Die massive Krise offenbarte, dass die konservativen Kräfte kaum in der Lage und auch nicht sonderlich bereit waren, etwas gegen die Probleme zu unternehmen. Zudem waren die Regierungen in politischer wie militärischer Hinsicht geschwächt, weil aufgrund der Wirtschaftskrise die Steuereinnahmen wegbrachen. Die liberale Opposition nutzte ihre Chance und drängte energisch auf politische Reformen, wobei viele immer noch hofften, einen gewaltsamen Zusammenstoß mit der Obrigkeit zu vermeiden. Doch die Regierungen waren nur selten zu Zugeständnissen bereit, weil sie fürchteten, dass politische Veränderungen im Chaos enden würden.
 
        VERLAUF
 
        Trotz der individuellen Entwicklung in den einzelnen Ländern kamen die Revolutionen von 1848/49 unter ähnlichen Umständen zustande und bildeten aufgrund ihrer Verbindungen untereinander eine revolutionäre Kaskade. Sie erfolgten in einem relativ kurzen Zeitraum und nahmen einen weitgehend ähnlichen Verlauf: Auf die Entwicklung revolutionärer Situationen folgten Liberalisierung, dann Polarisierung, dann Reaktion und nach einem radikalen Wiederaufleben schließlich die endgültige Niederlage.
 
        Revolutionäre Situation
 
        Jede Revolution in Europa entstand zunächst aus einer revolutionären Situation heraus. Damit meine ich das Zusammentreffen von Faktoren, die eine potenziell transformative Konfrontation zwischen Obrigkeit und Opposition wahrscheinlich machten. 1848 waren diese Faktoren die soziale Krise, die Unfähigkeit der konservativen Regime, ihr zu begegnen, der Zusammenbruch des Vertrauens in die alte Ordnung, die Mobilisierung der liberalen Gegner und die Weigerung der Regierungen, rechtzeitig Zugeständnisse zu machen. Die soziale und wirtschaftliche Notlage sorgte dafür, dass Angehörige der Arbeiterklasse auf die Straße gingen, um den Forderungen nach einer verantwortungsvolleren Regierung und nach einer Verfassungsänderung Nachdruck zu verleihen. Darüber hinaus konnten sich Nachrichten über eine Revolution mithilfe der Eisenbahn und des wachsenden europäischen Schienennetzes, der Dampfschifffahrt auf Flüssen und entlang der Küsten und der zunehmenden Zahl von Zeitungen schnell verbreiten und den Menschen auch in anderen Ländern vor Augen führen, dass ein Wandel möglich war.
 
        Die ersten Revolutionen fanden im Januar und Februar 1848 in Süd- und Mittelitalien statt. Von besonderer Wirkung waren jedoch der Sturz der französischen Monarchie und die Ausrufung der Zweiten Republik in Paris am 24. Februar sowie die Absetzung Metternichs als Staatskanzler in Wien am 13. März, da sie weitere Proteste in anderen Ländern nach sich zogen. Paris war allein schon aufgrund der inspirierenden Erinnerungen an die Revolution von 1789 wichtig. Wien war entscheidend, weil Metternich als maßgeblicher Architekt der konservativen politischen Ordnung galt. Wenn in Wien, der Hauptstadt eines multinationalen Reiches mitten in Europa, ein politischer Wandel in Gang kam, dann musste er auch in anderen Ländern möglich sein. Durch die Revolution in Wien schien auch wieder ein neues, geeintes deutsches Reich möglich. Während revolutionäre Situationen in den deutschen Mittelstaaten häufig durch Ereignisse in Paris ausgelöst wurden, war es in Preußen die Nachricht vom Umsturz in Wien, die den politischen Druck in Berlin erhöhte, bis er sich schließlich am 18. März in einer Revolution entlud.
 
        Der endgültige Auslöser in einer revolutionären Situation war in der Regel ein konkreter Vorfall, etwa in Paris eine von nervösen Soldaten abgefeuerte Salve, ebenfalls in Paris, aber auch in Berlin, ein von einem Kavalleriepferd niedergerittener Demonstrant, in Neapel und Venedig die Verhaftung oder tatsächlich auch die Freilassung populärer Oppositionsführer oder in Wien ein Befehl an bedrängte Truppen, gegen Protestierende vorzugehen. Liberale aus der Mittelschicht sahen sich dann oft von einer Flut des Volkszorns mitgerissen, wenn ausgehungerte Arbeiter zu den Waffen griffen, Barrikaden errichteten und sich den Regierungstruppen widersetzten.
 
        Liberalisierung
 
        Darauf folgte eine hoffnungsvolle Phase, der sogenannte Völkerfrühling, in dem die überrumpelten Monarchen liberale Minister ernannten, Verfassungen, politische Rechte und Freiheiten versprachen und die nationale Freiheit und Einheit in Aussicht stellten. Die Leibeigenschaft wurde, wo sie noch existierte, abgeschafft – so in Teilen des Habsburgerreiches, etwa in Ungarn und Galizien in der heutigen Westukraine. Dieser „Völkerfrühling“ war jedoch nur von kurzer Dauer und verlief nicht ohne Konflikte. Unter den Revolutionären kam es zu tiefgreifenden Meinungsverschiedenheiten über die politische Ordnung, die sie schaffen wollten, und über die Bewältigung der sozialen Krise.
 
        Polarisierung
 
        Das dritte Merkmal der Revolutionen von 1848 ist daher die Zerstrittenheit der Revolutionäre, die sich über das Ausmaß des demokratischen Wandels und der sozialen Reformen uneinig waren und auch in der Frage der nationalen Bestrebungen unterschiedliche Haltungen vertraten. Diese Polarisierung wurde von den Monarchen und Konservativen rücksichtslos ausgenutzt, um die ersten Errungenschaften der Revolutionen wieder rückgängig zu machen. Die meisten Liberalen waren Anhänger der konstitutionellen Monarchie und neigten dazu, nur denjenigen, die über Eigentum, einen Beruf oder eine Ausbildung verfügten, das Wahlrecht zu geben. Frauen erhielten nirgendwo das Wahlrecht. Radikalere Revolutionäre wollten eine demokratischere Verfassung und in Italien und Deutschland eine geeinte Republik anstelle einer Föderation von Monarchien. In Italien misstrauten die Republikaner den Monarchisten, die bereit waren, den Sieg gegen Österreich mit der militärischen Hilfe der Könige von Sardinien-Piemont und von Neapel zu sichern. In Baden stellten die Republikaner im April eine Armee auf, wurden jedoch von Bundestruppen geschlagen.
 
        Auch hinsichtlich der sozialen Frage gab es große Meinungsverschiedenheiten unter den Revolutionären. Liberale Regierungen sorgten zwar für staatliche Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen, etwa die Pariser Nationalwerkstätten (ateliers nationaux) in Frankreich, um die unmittelbaren Auswirkungen der Arbeitslosigkeit zu lindern, glaubten aber letztendlich, dass der Wohlstand auch ohne umfassende staatliche Eingriffe zurückkehren werde. Für die Sozialisten hingegen konnte die Armut nur durch weitreichende soziale Reformen beseitigt werden: Entsprechend forderten die linksgerichteten Revolutionäre in Frankreich eine „demokratische und soziale Republik“. In ganz Europa schlossen sich Handwerker und Arbeiter, darunter gelegentlich auch Frauen, in politischen Clubs zusammen und gründeten Gewerkschaften. Die Mobilisierung der Arbeiterschaft beunruhigte die Besitzenden, die eine soziale Revolution befürchteten. So kam es 1848 auch zu einer starken sozialen und politischen Polarisierung, weshalb der wohlhabende Teil der Bevölkerung wieder vermehrt Monarchie und Armee als Garanten für Ruhe und Ordnung betrachtete. Als die Nationalversammlung in Frankreich die Nationalwerkstätten als Horte der sozialistischen Agitation wieder schließen ließ und Tausende von Arbeitern und ihre Familien von Verarmung bedroht waren, führte das zu besonders gewalttätigen Ausschreitungen. Das tragische Ergebnis war der Juniaufstand, bei dem revoltierende Arbeiter in Paris auf die Barrikaden gingen. Der Aufstand wurde von Regierungstruppen brutal niedergeschlagen, mindestens 2400 Menschen verloren dabei ihr Leben. Auch in Berlin und Wien gab es Tote bei Unruhen.
 
        So schockierend diese Ereignisse auch waren, die größte Gewalt ging von nationalen Konflikten aus. Die Liberalen vertraten zwar die Idee der Selbstbestimmung, doch ihre territorialen Ansprüche kollidierten fast überall in Europa mit den Ansprüchen anderer Nationalitäten. So unterstützten etwa liberale Regierungen in den deutschen Staaten territoriale Konflikte mit den Dänen über Schleswig-Holstein sowie mit den Polen im Großherzogtum Posen und gerieten mit ihren tschechischen Mitstreitern aufgrund der Einbeziehung Böhmens in ihre Vorstellung eines geeinten „deutschen“ Staates aneinander. Ungarische Liberale kämpften gegen Slowaken, Rumänen, Kroaten und Serben, die versuchten, ihre Position innerhalb des Königreiches Ungarn zu stärken. Diese Konflikte waren besonders heftig, wenn ethnische und soziale Trennlinien aufeinandertrafen – wenn zum Beispiel die Bauern einer Nationalität angehörten und die Grundbesitzer einer anderen, wie in Siebenbürgen, wo die Bauern rumänisch-, die Grundbesitzer aber ungarisch- oder deutschsprachig waren. Die nationalen Konflikte ermöglichten es den Konservativen, sich gegenseitig zu unterstützen und so die Revolutionen zu schwächen: Der kaiserliche Hof in Wien unterstützte rumänische, serbische und slowakische Aufstände gegen die ungarischen Liberalen und förderte im September 1848 eine großangelegte kroatische Invasion in Ungarn. Nationale Feindseligkeiten spalteten die Revolutionen von 1848.
 
        Konservative Reaktion
 
        Doch auch die konservative Reaktion war von sich aus stark. Abgesehen von Frankreich, wo der König abgesetzt wurde, markierten die Revolutionen nur eine vorübergehende Niederlage der europäischen Monarchien. Die Königshöfe konnten immer noch auf eine bedeutende Unterstützung in der Bevölkerung zählen. So hatten sich etwa die europäischen Bauern zunächst auf die Seite der Revolutionäre gestellt, aber da ihnen diese Unterstützung kaum Vorteile gebracht hatte, kehrten sie zu ihren alten Loyalitäten zurück und sahen in ihrem Monarchen wieder ihren Schutzherrn, der sich gegenüber ihren Grundherren für ihre Rechte einsetzte. In den Teilen des Habsburgerreiches, in denen die Leibeigenschaft abgeschafft wurde, erfolgte die Proklamation geschickt im Namen des Kaisers. In den Ländern, in denen die Bauern das Wahlrecht erhielten, also in Österreich, Preußen und Frankreich, unterstützten sie in der Regel konservative Kandidaten gegen die Liberalen. In Frankreich verhalfen sie Louis-Napoléon Bonaparte bei den Präsidentschaftswahlen im Dezember 1848 zu einem Erdrutschsieg, auf dessen Grundlage er Ende 1851 die Republik stürzen und als Napoleon III. das Zweite Kaiserreich errichten konnte. Und wie die Liberalen nutzten auch die Konservativen die Organe der Zivilgesellschaft, gründeten eigene Vereinigungen und verbreiteten ihre Ideen in Zeitungen, Pamphleten und Bildern. Die Kirchen drängten ihre Mitglieder in der Regel dazu, sich gegen die Liberalen zu stellen. In Deutschland entstand ein Netzwerk aus konservativen Kirchen- und Vaterlandsvereinen. Preußische Adlige gaben eine eigene Zeitung heraus, die „Kreuzzeitung“, die weite Verbreitung fand, während in Österreich Vereine von sogenannten Verfassungsfreunden gegründet wurden, um die revolutionäre Propaganda zu widerlegen. In Frankreich war Louis-Napoléon ein Meister der Selbstdarstellung, gleichzeitig war die breite Öffentlichkeit der Revolution überdrüssig und hatte Angst vor weiteren Unruhen. Die Monarchen behielten im Allgemeinen auch die Kontrolle über das Militär und hatten weiterhin die Möglichkeit, Minister zu ernennen. Eine wichtige Ausnahme bildete Ungarn, wo die Liberalen über eine starke Armee verfügten und die kroatische Invasion abwehren konnten. In den anderen Teilen des Habsburgerreiches sowie in Deutschland und Italien schlug das Militär die Revolutionen jedoch im Namen der alten Ordnung nieder.
 
        Radikales Wiederaufleben und Ende
 
        Obwohl die meisten liberalen Regime Ende 1848 besiegt waren, kam es zu einer zweiten Welle des revolutionären Widerstands, die von Radikalen angeführt wurde. Mit Radikalen sind die linksgerichteten Republikaner in Frankreich und Italien gemeint, wo eine Römische Republik ausgerufen wurde, außerdem in Deutschland, vor allem in Baden, das kurzzeitig zur Republik wurde, sowie in Ungarn, das für seine Unabhängigkeit kämpfte. Allerdings wurde das entschlossene radikale Aufbegehren noch im Oktober 1849 niedergeschlagen, und 1850 befand sich Europa wieder unter der Kontrolle der konservativen Kräfte – mit einer postrevolutionären Ordnung, die in vielerlei Hinsicht autoritärer war als jene zuvor.
 
        VERMÄCHTNIS
 
        Das Vermächtnis der europäischen Revolution von 1848/49 zeigt sich in globaler, nationaler und europäischer Hinsicht. Global, weil in einigen europäischen Kolonien in Übersee, vor allem in den französischen Kolonien, die Sklaverei abgeschafft wurde – eine Inspiration für den Abolitionismus in den Vereinigten Staaten unmittelbar vor dem Bürgerkrieg. Politische Flüchtlinge aus Europa brachten zudem radikale Ideen mit ins US-amerikanische Exil, die Einfluss auf die dortige Politik hatten. Darüber hinaus standen die europäischen Revolutionen Pate für die gescheiterte Praieira-Revolte in Brasilien, einen Aufstand gegen die Macht der Eliten in den Jahren 1848/49. Insgesamt betrachtet, helfen uns die Revolutionen von 1848/49, die Dynamik späterer revolutionärer Kaskaden in der ganzen Welt zu verstehen, etwa der Revolutionen 1989 in Europa, der „Farbrevolutionen“ ab den frühen 2000er Jahren oder des „Arabischen Frühlings“ 2011.
 
        Auf nationaler Ebene liefern die Ereignisse von 1848/49 späteren politischen Bewegungen einen großen Fundus an historischen Erinnerungen, Märtyrern und Symbolen. Nach dem Zweiten Weltkrieg sahen die kommunistischen Regierungen in Mittel- und Osteuropa in den Revolutionen von 1848/49 ein revolutionäres Erbe, aus dem sie ihre Legitimation zu ziehen versuchten. Doch 1848/49 beinhaltet auch Erinnerungen an Liberalismus und Demokratie, die für die modernen Demokratien in der Auseinandersetzung mit dem Erbe des Totalitarismus des 20. Jahrhunderts sowohl nach 1945 als auch nach der Revolution von 1989 ein nützliches Vorläufermodell boten, auf das man sich beziehen konnte. Der soziale Konflikt von 1848 hatte zudem ein lange bestehendes Problem zum Ausdruck gebracht, mit dem alle modernen Demokratien umgehen müssen: Wie wahrt man das Gleichgewicht zwischen kollektiver sozialer Gerechtigkeit einerseits und individueller persönlicher Freiheit andererseits?
 
        Es gab jedoch auch ein europäisches Vermächtnis, das an Giuseppe Mazzinis Vision von Europa als einer friedlichen Bruderschaft freier Völker erinnerte. Die revolutionäre Kaskade von 1848/49 schien zu zeigen, dass alle europäischen Liberalen die gleichen Ziele verfolgten. Revolutionäre im einen Land sprachen Revolutionären in anderen Ländern ihre Unterstützung aus oder baten einander um Hilfe. Doch in der Praxis brachten die Revolutionen auch eine andere, negative Eigenschaft ans Licht: Zwischen den Liberalen verschiedener Länder kam es immer wieder zu Konflikten wegen umstrittener Gebiete. In einigen Ländern brachen im Kampf um die Rechte nationaler Minderheiten Bürgerkriege aus. Daher ist das wahre europäische Vermächtnis der Revolutionen von 1848/49 vielleicht weniger in der „Bruderschaft der Völker“ zu suchen, sondern gleich in dreifacher Hinsicht als Warnung der Geschichte zu verstehen. Erstens zeigt sich darin, wie selbst die lobenswertesten liberalen Ziele scheitern können, wenn sie mit einem kompromisslosen Nationalismus verbunden sind, der den Bestrebungen anderer Völker wenig Raum lässt. Zweitens kann man daraus schließen, dass in Demokratien, die mit akuten Krisen konfrontiert sind, Menschen aus Angst vor sozialen Umwälzungen dazu verleitet werden können, Zuflucht in autoritären Lösungen zu suchen. Und drittens erinnert 1848/49 an die Herausforderung, eine europäische Ordnung zu schaffen, die zum einen den Ambitionen und Hoffnungen der verschiedenen Völker gerecht wird und zum anderen in der Lage ist, Streitigkeiten zwischen ihnen friedlich beizulegen – und dabei Demokratie und Rechtsstaatlichkeit zu wahren. Die Geschichte Europas der vergangenen 175 Jahre liefert also gute Gründe, sich eingehender mit dem Erbe der Europäischen Revolution von 1848/49 zu befassen.
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        FRAGEN AN 1848/49
 
        Ein Forschungsüberblick
 
        Theo Jung
 
        Um die Revolutionen von 1848/49 ist es ruhig geworden. Eine französische Überblicksdarstellung sprach 2009 von einer „vergessenen Revolution“.01 Im deutschsprachigen Raum lässt sich Ähnliches feststellen: Nach einem enormen Boom des öffentlichen Gedenkens und der historischen Forschung rund um das 150-jährige Jubiläum 1998/99 ist das Thema vom Radar der Öffentlichkeit weitgehend verschwunden. Auch das bevorstehende 175-jährige Jubiläum hat bisher keine großen Begeisterungswellen hervorgerufen. Das „Jubiläumsnetzwerk 175 Jahre Revolution 1848/49“ bündelt die üblichen Verdächtigen der Gedächtnispolitik zum Thema. Deren Neuvernetzung hat einmal mehr die Vielfalt an Perspektiven des Revolutionsgedenkens im deutschen Raum unter Beweis gestellt und vor allem auch die digitale Präsenz des Themas gestärkt.02 Von großen neuen Deutungsentwürfen oder Kontroversen fehlt bisher jedoch jede Spur.
 
        Auf dem historischen Buchmarkt zeigt sich ein ähnliches „Weiter so“. Von einigen einschlägigen Forschungsmonografien und -handbüchern erscheinen überarbeitete Neuausgaben,03 für die breitere Öffentlichkeit liegen neue Überblicksdarstellungen vor.04 Doch aus historischen Fachkreisen ist bislang eher wenig Neues zu verzeichnen. Von den angekündigten Monografien werden nur wenige mit Spannung erwartet, wie etwa Frank Engehausens Buch über die Frankfurter Nationalversammlung oder die von Christopher Clark angekündigte europäische Gesamtdarstellung.05 Ob diese oder andere Beiträge die Revolutionsforschung in den kommenden Jahren tatsächlich aus ihrem Halbschlummer aufrütteln werden, wird sich zeigen.
 
        Im Folgenden soll der aktuelle Stand der deutschsprachigen Forschung vor dem Hintergrund ihrer langfristigen Entwicklung erörtert werden. Weniger als um bibliografische Vollständigkeit geht es darum, die sich wandelnden Fragen hervorzuheben, die in den vergangenen 175 Jahren an die Revolutionen von 1848/49 gestellt wurden.06 Daraus ergibt sich auch eine neue Sicht auf die aktuellen Forschungsdebatten – oder auch: auf deren Verstummen.
 
        POSTREVOLUTIONÄRE DEUTUNGSKÄMPFE
 
        Die publizistischen Auseinandersetzungen, die das Revolutionsgeschehen 1848/49 begleitet hatten, gingen unmittelbar in die geschichtspolitischen Debatten der postrevolutionären Ära über. Den deutschen Obrigkeiten galt 1848/49 als „tolles Jahr“, dessen Entgleisungen schnellstmöglich rückgängig gemacht werden mussten. Ihnen standen allerdings die Achtundvierziger selbst gegenüber, die durch die Publikation von Memoiren oder historischen Retrospektiven um ihren Ruf kämpften.07
 
        Neben der Legitimität der revolutionären Ziele und Taten stand in diesen Debatten die Frage nach den Ursachen des Scheiterns im Vordergrund. Auf linker Seite des politischen Spektrums orientierte man sich langfristig an der von Karl Marx und Friedrich Engels vertretenen Sicht, dass die revolutionäre Energie der Massen in der Zaghaftigkeit des Bürgertums versandet sei. Vor allem die Frankfurter Nationalversammlung erschien ihnen als „bloßer Debattierklub (…) bestehend aus einer Ansammlung leichtgläubiger Tröpfe, die sich von den Regierungen als parlamentarische Marionetten mißbrauchen ließen“.08 Weiter rechts wurde das Scheitern vor allem mit dem unpraktischen Idealismus der Revolutionäre erklärt. Viele schlossen sich August Ludwig von Rochau an, der aus seinen Erfahrungen im Frankfurter Vorparlament den Schluss zog, dass Reformen nur auf der Basis einer konsequenten „Realpolitik“ erfolgreich umgesetzt werden konnten.09
 
        Links wie rechts ging man also gleichermaßen davon aus, dass die Revolution in einer Politik der bloßen Worte erstickt sei, der nun endlich eine Politik der Taten folgen müsse. Als Johannes Scherr, der 1848 selbst als Abgeordneter im Württembergischen Landtag aktiv gewesen war und es inzwischen zum Geschichtsprofessor in Zürich gebracht hatte, 1868 seine Revolutionsdarstellung im Untertitel als „Komödie der Weltgeschichte“ bezeichnete, traf er den Ton vieler Zeitgenossen.10
 
        Abgesehen von den unterschiedlichen politischen Perspektiven wurden die frühen Debatten um die Bedeutung von 1848 maßgeblich vom repressiven Klima in den postrevolutionären Staaten bedingt, deren Zensur die Verbreitung von vielfach im Exil verfassten revolutionsfreundlichen Deutungen zwar nicht grundsätzlich verhindern, aber doch erheblich erschweren konnte. Das galt zumal für die akademische Geschichtswissenschaft. Die ehemaligen Paulskirchenabgeordneten Wilhelm Zimmermann und Karl Hagen wurden wegen ihrer allzu „differenzierten“ Revolutionsgeschichten aus dem Dienst der Universitäten Stuttgart respektive Heidelberg entlassen.11 Spätestens nachdem ein weiterer ehemaliger Kollege, Georg Gottfried Gervinus, 1853 für seine liberalen Äußerungen vom Mannheimer Hofgericht wegen Hochverrats verurteilt worden war, ließen prominente Fachkollegen mit einem ähnlichen Hintergrund wie Friedrich Christoph Dahlmann und Johann Gustav Droysen das Thema lieber auf sich beruhen.12
 
        DAS KAISERREICH ALS GEGENMODELL
 
        Nach der Reichsgründung wirkten diese Tendenzen weiter. Vereinzelte Alt-Achtundvierziger, wie der ehemalige Präsident der Frankfurter Nationalversammlung Eduard von Simson, sahen ihre früheren Ziele im Bismarck’schen Reich verwirklicht. Mehrheitlich wurde das Kaiserreich jedoch als endgültige Beseitigung der revolutionären Verirrungen und Illusionen betrachtet. Nach den erfolgreichen Einigungskriegen und der Reichsgründung von oben erschien Bismarcks zynischer Kommentar zum „Fehler von 1848 und 1849“, dass die großen Fragen der Zeit nun einmal „nicht durch Reden und Majoritätsbeschlüsse“, sondern durch „Eisen und Blut“ entschieden würden, plausibel.13
 
        Die Folge war, wenn nicht gar eine Verdrängung, so doch ein eher herablassender Umgang mit der revolutionären Vergangenheit. Als der Leiter der Preußischen Staatsarchive, Heinrich von Sybel, der Revolution einen etwa 200-seitigen Abschnitt seiner siebenbändigen Geschichte der Reichsgründung widmete, betonte er ihre Irrtümer und Widersprüche, die in ihrem „jämmerlichen“ Scheitern gegipfelt seien. Allerdings gestand er der Frankfurter Nationalversammlung zu, den ersten „Samen einer großen Zukunft“ ausgeworfen zu haben, der im Nationalstaat seine Erfüllung gefunden habe.14 So wurde 1848 in das borussisch-nationale Narrativ integriert, das die Historiografie dieser Jahre dominierte. Als eigenständiges Thema fand die Revolution nur in sozialdemokratischen Kreisen, als Vorgeschichte der Arbeiterbewegung, eine gewisse Anerkennung.15
 
        „Die deutsche Revolution hat ihren Historiker noch nicht gefunden“, stellte der Leipziger Ordinarius Erich Marcks im Jubiläumsjahr 1898 fest. Er beobachtete, dass die Revolutionsjahre auf jüngere Zeitgenossen inzwischen den „Eindruck von etwas entschieden Fremdem“ machten. Allerdings begrüßte der Neo-Rankeaner diese Distanz als Chance. Er forderte, die Revolution endlich „nicht mehr als einen Teil der Gegenwart zu behandeln, dessen Tugenden oder Fehler wir eben heraussuchen um sie für uns selber noch nutzbar oder um sie unschädlich zu machen; sondern als Vergangenheit“.16 Doch blieb Marcks Aufforderung ohne nennenswerten Widerhall. Die Revolutionszeit erschien vielen Zeitgenossen als eine blasse Vorvergangenheit, die von der Gegenwart überholt worden war. In Heinrich Manns „Der Untertan“ aus dem Jahr 1918 wird die zeittypische Verkörperung des Wilhelminismus, Diederich Heßling, im Kontrast zum „alten Buck“ skizziert, der als Achtundvierziger als Überrest einer vergangenen Epoche dargestellt wird. Folgerichtig schließt das Buch mit dem Tod des alten Liberalen, der so endgültig dem Typus der neuen Zeit Platz macht.
 
        HISTORIOGRAFISCHE KONTROVERSEN SEIT DER WEIMARER REPUBLIK
 
        Eine genuin historische Auseinandersetzung mit den Revolutionen, die über die unmittelbaren zeitgenössischen Deutungskämpfe hinausging, setzte erst in der Weimarer Republik ein. Auch hier blieb die aktuelle politische Konstellation entscheidend für die unterschiedlichen Sichtweisen auf die Revolution. Im Kontext von 1918/19 waren Rückbezüge auf die Ereignisse von 1848/49 kurzfristig wieder brisant geworden. Während sich daraus für Teile der Weimarer Linken ein durchaus positives Revolutionsgedächtnis ergab, bildete die Verkopplung von 1918/19 und 1848/49 auf rechter Seite eher einen weiteren Anlass, die beiden Revolutionen gleichermaßen abzulehnen. Nicht zuletzt auch in der konservativ geprägten Geschichtswissenschaft blieb eine klassische Sicht dominant, die auf nationalstaatliche und außenpolitische Themen fokussiert war und der idealistischen Professorenpolitik der Paulskirche die machtstaatliche Realpolitik der Fürsten gegenüberstellte.
 
        Neue Impulse kamen von Außenseitern wie dem Frankfurter Archivar Ludwig Bergsträsser und dem Marcks-Schüler Veit Valentin, dessen Lehrbefugnis an der Universität Freiburg wegen eines Konflikts mit dem Alldeutschen Verband aberkannt worden war. Besonders Valentins „Geschichte der Deutschen Revolution von 1848–49“ gilt bis heute als entscheidendes Grundlagenwerk.17 Neben der stark erweiterten Quellenbasis zeichnet sich die Arbeit durch die Synthese von ereignisgeschichtlicher Erzählung und sozialhistorischer Strukturanalyse aus, sodass erstmals alle beteiligten Akteursgruppen, inklusive der bäuerlichen und unterbürgerlichen Schichten, berücksichtigt wurden. Über die empirische Grundlagenforschung hinaus stand der neue Blick auf die Revolution für Bergsträsser wie Valentin auch im Zeichen eines politischen Projekts. Als engagierte Demokraten betrachteten sie 1848/49 als Zwischenstation einer freiheitlichen Tradition auf deutschem Boden, an die die Weimarer Republik anknüpfen konnte. Nach der Machtübernahme der Nationalsozialisten wurden Bergsträsser und Valentin entlassen. Letzterer ging ins Exil.
 
        Nach dem Zweiten Weltkrieg ordnete sich die Forschung im Rahmen des Jubiläumsjahres 1948 zunächst wieder in altbekannte Bahnen ein. Namhafte Historiker wie Friedrich Meinecke legten den Akzent auf den Kampf um die liberalen Grundrechte, die sie in der Nachkriegsordnung endlich verwirklicht sahen.18 Dem stand die skeptische Perspektive eines Rudolf Stadelmann gegenüber, der die Frage aufwarf, ob die Ereignisse von 1848/49, die „aus den Bahnen der Loyalität nie herausgefunden, den Weg der Gewalt weder äußerlich noch innerlich gewagt“ hatten,19 überhaupt verdienten, eine Revolution genannt zu werden.
 
        Schon in der unmittelbaren Nachkriegszeit zeichneten sich damit zwei Debatten ab, die in der Folge verstärkt in den Fokus rücken würden. Einerseits erschien vor dem Hintergrund der jüngeren Vergangenheit die schon von Heinrich Mann popularisierte Vorstellung, dass die gescheiterte Revolution dem liberalen Bürgertum im deutschen Raum das Genick gebrochen und einem servilen Untertanengeist den Weg freigeräumt habe, als entscheidender Moment in der Vorgeschichte des deutschen Untergangs. Britische Historiker wie Lewis Namier und A.J.P. Taylor betrachteten 1848 als Moment, in dem die deutsche Geschichte „reached its turning-point and failed to turn“: „it recapitulated Germany’s past and anticipated Germany’s future. Echoes of the Holy Roman Empire merged into a prelude of the Nazi ‚New Order‘.“20 Für die deutsche Geschichtswissenschaft bedeuteten solche Thesen eine Herausforderung, die langfristig Sprengstoff für Kontroversen bereitstellte.
 
        Andererseits lag ein neuer Schwerpunkt auf den inneren Widersprüchen der Revolution. Schon zuvor waren die Gegensätze zwischen Bürgertum und Arbeiterschaft sowie zwischen Barrikadenkampf und Parlamentarismus als zentral für die Revolutionsdynamik betrachtet worden. Im beginnenden Kalten Krieg erhielten solche Gegensätze aber eine neue, geopolitische Dimension. Wie es Hans Rothfels ausdrückte: „the antithesis of Frankfort-Berlin has (…) taken on a world-wide meaning“.21
 
        Als die Geschichtswissenschaften in DDR und Bundesrepublik weitgehend eigene Wege gingen, schlug sich die Systemkonkurrenz zeitweilig in einer Art historiografischer Arbeitsteilung nieder. Während in der DDR das Herz der Revolution auf der Straße, in den Barrikadenkämpfen in Berlin im März 1848, im Heckerzug in Baden und in den gewaltsamen Auseinandersetzungen in Leipzig und Dresden im Jahr 1849 verortet wurde, lag der Fokus der bundesrepublikanischen Geschichtswissenschaft auf der Frankfurter Nationalversammlung und den verfassungsrechtlichen Traditionslinien, die von der Reichsverfassung vom 28. März 1849 zum Grundgesetz der Bundesrepublik von 1949 führten.
 
        Diese Situation wandelte sich jedoch mit dem Aufstieg der Historischen Sozialwissenschaft ab den 1970er Jahren. Unter dem Schlagwort der „Gesellschaftsgeschichte“ wurden die strukturgeschichtlichen Impulse der Weimarer Zeit wieder aufgegriffen. Daraus ergab sich eine verstärkte Berücksichtigung der sozialen und wirtschaftlichen Hintergründe der Revolution, während statistische Untersuchungen eine präzisere Sicht auf das Spektrum revolutionärer Akteure ermöglichten. Organisations- und mediengeschichtliche Ansätze nahmen die Eigendynamik von Öffentlichkeit und Zivilgesellschaft in den Blick.22 Schließlich erlaubte es die Einbettung der Revolution von 1848/49 in die längere Geschichte von Protest und Revolution, teilweise auch wieder Brücken zur zeitgenössischen DDR-Forschung zu schlagen.23 Gewissermaßen als Kulmination dieser Forschung behandelte Hans-Ulrich Wehler die Revolution in seiner „Deutschen Gesellschaftsgeschichte“ auf der Basis des Kontrasts zwischen der erfolgreichen industriellen und der gescheiterten politischen Revolution.24
 
        Über die theoretischen und methodischen Innovationen hinaus hatte die Revolution von 1848/49 für die Historische Sozialwissenschaft auch thematisch eine Schlüsselstellung, insofern sie es sich zur Aufgabe ihrer „kritischen“ Geschichtsschreibung machte, die strukturellen Ursachen der deutschen Katastrophe ausfindig zu machen. Die Frage nach dem deutschen „Sonderweg“ griff dabei auf ältere Deutungen zurück, stand als neues Schlagwort in den 1980er und 1990er Jahren aber an der Basis einer intensivierten Auseinandersetzung mit den langfristigen Kontinuitäten der deutschen Geschichte.25
 
        Die Impulse der sozialhistorischen Revolutionsgeschichte wurden in den folgenden Jahrzehnten weiter vertieft, aber auch kritisch erweitert. Im Rahmen der kulturgeschichtlichen Wende wurde eine stärkere Berücksichtigung des Sprachgebrauchs, der Ikonografie und der symbolischen Praktiken der Revolution eingefordert.26 Obwohl die neuen Ansätze der politischen Kulturgeschichte meist zunächst auf die Französische Revolution von 1789 gemünzt wurden, profitierte auch die Forschung zu 1848/49 davon. Eine andere Erweiterung des Blickfeldes bestand darin, dass nun verstärkt auch „die andere Hälfte“ der an der Revolution Beteiligten in den Blick geriet. Frauen- und geschlechtergeschichtliche Fragestellungen erwiesen sich nicht nur als Ergänzung zur bisherigen Forschung als ertragreich, sondern bildeten mittelfristig auch ein Sprungbrett für weitere Neuperspektivierungen, die die Revolutionsgeschichte etwa mit Blick auf Subjektivierungsformen oder um performanz-, körper- oder emotionsgeschichtliche Dimensionen bereicherten.27
 
        1998/99 UND DANACH
 
        Zumindest quantitativ erreichte die Aufmerksamkeit für 1848 in den Jahren 1998/99 einen Höhepunkt. Die Revolutionsforschung wurde zum Schlachtfeld, auf dem die Grabenkämpfe zwischen der klassischen Verfassungsgeschichte, der Historischen Sozialwissenschaft und der neueren Kulturgeschichte ausgefochten wurden. Neben dem runden Jubiläum trug zur öffentlichen Aufmerksamkeit für das Thema auch die geschichtspolitische Lage Deutschlands nach der Wiedervereinigung bei, in der eine Rückbesinnung auf die langfristige Demokratiegeschichte im deutschen Raum mit der Suche nach gemeinsamen, in Ost wie West gleichermaßen anknüpfungsfähigen Gedächtnisorten verbunden wurde.28
 
        Die Masse an neuen Publikationen stellte die Vielfalt unterschiedlicher Ansätze unter Beweis. Ein besonderer Schwerpunkt lag auf den Räumen der Revolution und ihren Verbindungen untereinander. Einerseits wurden die Eigenlogiken unterschiedlicher revolutionärer Arenen – vom Wahllokal zur Barrikade und vom Plenarsaal zum Wirtshaus – vertiefend berücksichtigt. Andererseits wurde nach Verbindungen zwischen den lokalen, regionalen, nationalen und übernationalen Perspektiven gesucht. Erstmals gelang es, lokalhistorische Initiativen stärker mit der eher national orientierten Perspektive der akademischen Geschichtswissenschaft zu verknüpfen. Gleichzeitig wurde die nationalgeschichtliche Engführung der Revolutionsgeschichte problematisiert und die Frage aufgeworfen, ob von einer Vielzahl von Revolutionen im europäischen Raum oder vielmehr von einer übergreifenden europäischen Revolutionsdynamik gesprochen werden müsse. In Ermangelung genauerer Erkenntnisse über die Verflechtungen zwischen den verschiedenen europäischen Revolutionsschauplätzen blieb diese Debatte zu diesem Zeitpunkt jedoch relativ abstrakt.29
 
        Wie die Hochkonjunktur der Jahre 1998/99 hatte auch das nachlassende Interesse an den Revolutionen von 1848/49 danach teilweise innerwissenschaftliche Gründe. Der gigantische Forschungsboom der Jahrtausendwende erwies sich jetzt in mancher Hinsicht als Hürde. Viele Themen galten als „ausgeforscht“, die Ergebnisse in monumentalen Werken „kanonisiert“30 und die maßgeblichen Positionen als von prominenten HistorikerInnen „besetzt“, sodass es für jüngere ForscherInnen karrieretechnisch eher wenig vielversprechend erschien, sich in dieses Feld hineinzuwagen.
 
        Natürlich kam die Forschung nicht vollends zum Erliegen. Auch in den vergangenen Jahrzehnten erschien eine Vielzahl neuer Publikationen, die die Forschung punktuell weiterentwickelten, auch wenn ihnen nicht immer die gebührende Aufmerksamkeit zuteilwurde. Besonders in Dissertationen wurden dabei durchaus eklatante Forschungslücken beseitigt.31 Viel häufiger aber setzten neuere Arbeiten weniger eigene Themen, als dass sie Forderungen, die um die Jahrtausendwende programmatisch formuliert worden waren, erstmals empirisch einlösten.
 
        Dies galt etwa für die biografischen Arbeiten, die über die bekannten Schlüsselfiguren hinaus inzwischen auch Persönlichkeiten der zweiten und dritten Reihe in den Blick nehmen und so zu einem differenzierteren Verständnis revolutionärer Erfahrungs- und Handlungsräume beitragen.32 Auch die Zahl regionalgeschichtlicher Studien zu städtischen und ländlichen Räumen wächst beständig an.33 Die politische Kultur der Revolution erfreut sich großer Aufmerksamkeit, wobei neuere Arbeiten etwa das Liedgut, die Bildsprache und das literarische Umfeld der Revolution hervorheben.34 Schließlich ist an dieser Stelle auch die intensive Auseinandersetzung mit der postrevolutionären Gedächtniskultur zu nennen.35
 
        UND HEUTE?
 
        Zum Zeitpunkt der Niederschrift dieser Zeilen, vor Anfang des Jubiläums, lassen sich die von ihm ausgehenden Impulse schwer vorhersagen. Doch zeichnen sich aktuell zumindest zwei Tendenzen ab, die mit ziemlicher Sicherheit größere Aufmerksamkeit generieren werden.36 Die Schwerpunktverschiebung von der nationalgeschichtlichen zur transnationalen Revolutionsgeschichte wurde schon um 1998/99 vielfach eingefordert, schlug sich aber erst in den vergangenen Jahren vermehrt in empirischen Arbeiten nieder. Dabei werden unterschiedliche Verflechtungen hervorgehoben – von infrastrukturellen Verbindungen über die grenzüberschreitende Nachrichtenzirkulation bis hin zu Migration, Exil und der Bildung transnationaler Netzwerke. Zuweilen geht der Blick sogar über Europa hinaus, sodass die Wahrnehmungen und Adaptationen der europäischen Revolutionen in den USA, Lateinamerika, Australien, Guadeloupe oder Martinique hervortreten.37
 
        Die räumliche Blickerweiterung geht dabei auch mit neuen Periodisierungen einher. Neuere Arbeiten verorten die Revolutionen von 1848/49 stärker als zuvor im Revolutionszeitalter ab 1789 oder sogar 1776 – wodurch Verbindungen zu einem international hochdynamischen Forschungsfeld entstehen.38 Gleichzeitig erscheint die postrevolutionäre Phase nicht länger als bloße Restauration. Vielmehr werden die vielseitigen Nachwirkungen hervorgehoben, die von der Revolution von 1848 trotz ihres „Scheiterns“ ausgingen. Die ins Exil getriebenen Revolutionäre erwiesen sich als Motor transnationaler Vernetzungen sowie als eigenständige politische Kraft in ihren Zielgesellschaften.39 Auch die Weiterentwicklungen der postrevolutionären Staaten sind mit dem Schlagwort der „Restauration“ nur unzureichend charakterisiert. In vielen Fällen entfaltete sich hier durchaus eine „revolutionäre“ Dynamik, indem Obrigkeiten und Eliten Elemente der Revolution für ihre eigenen, antirevolutionären Ziele adaptierten. Die von Christopher Clark festgestellte „Regierungsrevolution“ der europäischen Staaten in den 1850er Jahren, als Obrigkeiten auf der Basis von neuen Koalitionen zwischen konservativen und moderat-liberalen Kräften eine auf Infrastruktur- und Wirtschaftsentwicklung fokussierte technokratische Fortschrittspolitik verfolgten, wurde von Zeitgenossen als unpolitische Alternative zu den Revolutionswirren dargestellt. De facto griffen sie von den Organisations-, Kommunikations- und Aktionsformen der Revolution und sogar von ihren Zielen weit mehr auf, als sie selbst wahrhaben wollten.40
 
        Der zweite erwartbare Schwerpunkt ist nicht eigentlich neu, sondern bildet eine Weiterführung der Debatten, die in der Bundesrepublik spätestens in den 1970er Jahren einsetzten, als Bundespräsident Gustav Heinemann mit der Einrichtung einer Gedenkstätte für die Freiheitsbewegungen in der deutschen Geschichte in Rastatt deutlich machen wollte, „daß unsere heutige Verfassung durchaus eigenständige Wurzeln hat und nicht nur eine Auflage der Sieger von 1945 ist“.41 Die Einbettung von 1848/49 in die langfristige Geschichte der Demokratie auf deutschem Boden, die nach der Wiedervereinigung einmal mehr Fahrt aufnahm, hat als Narrativ jüngst wieder für Schlagzeilen gesorgt, als es von Hedwig Richter provokant als „deutsche Affäre“ erzählt wurde.42 Dass diese Perspektive auch heute staatstragende Qualität haben kann, zeigt der 2021 von Bundespräsident Frank-Walter Steinmeier höchstpersönlich herausgegebene Sammelband zu den „Wegbereitern der deutschen Demokratie 1789–1918“, in dem nicht weniger als acht von insgesamt dreißig „mutigen Frauen und Männer[n]“ aus dem Kontext der Revolution von 1848/49 vertreten sind.
 
        Auch wenn solche Erzählungen keineswegs unkritisch oder gar naiv daherkommen, liegt ihr Schwerpunkt doch in der Würdigung der Errungenschaften, die von der Revolution trotz ihres Scheiterns geblieben sind. Dieselbe Qualität, die sie für ein breites Publikum leicht verdaulich und für eine staatliche Gedächtnispolitik anschlussfähig macht, fordert aber auch immer wieder skeptische Gegenstimmen heraus. So hat etwa Manfred Hettling nach dem großen Jubiläumsjahr 1998/99 darauf hingewiesen, dass die Suche nach demokratischen Traditionen nicht ohne thematische Engführungen auskommt. Nicht nur, weil dabei aus dem komplexen Zusammenhang der Revolution nur ausgewählte, aktuell schmackhafte Elemente hervorgehoben werden, sondern auch, weil so die Zeit zwischen Vorgeschichte und Gegenwart auf bloße Zwischenstationen reduziert wird.43 Hinzuzufügen wäre noch, dass die Rede von den Errungenschaften zuweilen eine Selbstzufriedenheit mit dem gegenwärtigen Zustand impliziert, die für eine gesellschaftskritische Geschichtsschreibung nur schwer verdaulich ist. Dass die demokratischen Vorläufer der Revolution von 1848/49 im Jubiläumsjahr gebührende Würdigung erfahren werden und sollen, steht außer Zweifel. Inwiefern aus einer erneuten Auseinandersetzung mit der Revolution aber auch neue kritische Perspektiven erwachsen werden, werden wir sehen.
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        FRAUEN UND DIE REVOLUTION
 
        1848 als Frauenaufbruch
 
        Kerstin Wolff
 
        „Aber als Schmach empfand ich es doch, daß Frauen nach wie vor von politischen Versammlungen ausgeschlossen waren“, schrieb die Schriftstellerin und Lyrikerin Louise Otto 1848 über die Damengalerie in der Paulskirche, von der aus Frauen die Parlamentssitzungen verfolgen durften.01 Die Enttäuschung saß tief: Sie konnte weder einen Abgeordneten für die Paulskirche wählen noch konnte sie selbst als Abgeordnete einziehen.
 
        Bis heute wird die Geschichte der Demokratie, die zu Recht auch mit der Revolution von 1848 verknüpft wird, häufig auf mutige Männer und ihre Taten verkürzt. Es sind vorzugsweise Revolutionäre, Parlamentarier und angehende Politiker, an die erinnert wird, wenn es um die Demokratiegeschichte im 19. Jahrhundert geht. Die „Männerzentriertheit“ von Revolutions- und Demokratieerzählungen beschränkt sich allerdings nicht auf die Ereignisse um 1848. Die Historikerin Hedwig Richter hat darauf hingewiesen, dass auch und gerade demokratische Staaten dazu neigen, alle Revolutionen als ihr Erbe zu zelebrieren. „Der zentrale Topos eines globalen Demokratienarrativs lautet: Demokratiegeschichte ist ein revolutionärer Kampf von unten gegen oben, und es liegt auf der Hand, dass diese Geschichte in aller Regel eine Männergeschichte ist.“02
 
        Diese Überlegungen dienen als Ausgangspunkt für die Frage, ob das nachträgliche Revolutionsnarrativ den Blick auf die Erfolge und den partiellen Aufbruch von Frauen rund um die Revolution von 1848 verstellt hat. Hat die starke Konzentration der Forschung auf den parlamentarischen Arm der Revolution dazu geführt, dass Frauen viel stärker als ausgeschlossen gedacht werden, als sie es waren? Um nicht falsch verstanden zu werden: Die Behinderungen und Diskriminierungen von Frauen als politische Bürgerinnen waren enorm. Diese fußten auf einem polar gedachten Geschlechterverhältnis, das Frauen in den unpolitisch-privaten Bereich verwies. So wurde auch der Ausschluss aus der Paulskirche begründet. Allerdings zeigt die Tatsache, dass die Verhandlungen vor den Augen und Ohren anwesender Frauen abgehalten wurden, dass Frauen als Mitglieder der Nation wichtig waren.03
 
        In diesem Artikel möchte ich aufzeigen, wo und wie Frauen an der Revolution beteiligt waren und an welchen konkreten Orten weibliches Engagement zu finden war.04
 
        ORTE DER GEWALT: BARRIKADENKÄMPFE UND EIN ATTENTAT
 
        Der Barrikadenkampf scheint ein typisch männlicher Revolutionsort zu sein. Schließlich wird hier mit Waffengewalt verteidigt, und Waffen gelten als ein männliches Werkzeug. Bei genauerer Betrachtung zeigt sich aber, dass auch Frauen auf den Barrikaden waren. So kämpften Frauen auf den Barrikaden in Dresden und Berlin, und auch die Festung in Rastatt wurde gemeinsam von Männern und Frauen verteidigt.05 Von den Berlinerinnen etwa ist bekannt, dass sie Steine als Wurfgeschosse beschafften und auf Hausdächer und Kirchen hochtrugen – auf der Liste der Märzgefallenen sind elf Frauen mit Namen bekannt.06 Auch in Trier, Elberfeld und Frankfurt am Main beteiligten sich Frauen aktiv am Barrikadenbau, ebenso in Wien. Dabei handelte es sich sowohl um Bürgerliche als auch um Frauen aus der Unterschicht.07 Dass das gemeinsame Wachen an den Barrikaden Vorstellungen von Geschlechterrollen erheblich störte, zeigt die Tatsache, dass es in Wien zu massiven Abwertungen in der Presse kam. Die in den Berichten formulierten Ängste beziehungsweise sexuellen Fantasien spiegeln dabei nicht nur die Irritation der bestehenden gesellschaftlichen Ordnung wider, sondern vor allem die ansonsten strenge Trennung der Geschlechter in der Öffentlichkeit und außerhalb von Familien.08
 
         
          [image: Bei der Abbildung handelt es sich um einen Stich, der eine Gruppe bewaffneter Männer und Frauen zeigt, die an einem Brückenkopf in Mannheim mit Möbelstücken, Brettern und einer Matratze eine Barrikade errichten. Auf der Barrikade ist eine Frauensilhouette zu erkennen, die eine Fahne schwingt, mutmaßlich in den Farben in Schwarz, Rot und Gold. Links im Bild steht ein Haus, aus dessen Dachfenster zwei Männer mit Gewehren Schüsse in Richtung Brücke abfeuern. Im Hintergrund erkennt man Rauchschwaden.] 
          Barrikade an der Mannheimer Rheinbrücke am 26. April 1848
 
          Quelle: MARCHIVUM, Bildsammlung, KF023310
 
        
 
        Besonders „aufregend“ und grenzensprengend waren Frauen, die sich entschlossen, mitzukämpfen oder Kampfhandlungen zu unterstützen. So beteiligte sich in Baden etwa Amalie Struve am sogenannten Heckerzug und erlebte auch das Gefecht auf der Scheideck bei Kandern. Sie versuchte zusammen mit ihrem Mann Gustav, beim sogenannten Struve-Putsch eine Republik auszurufen, was misslang, wurde verhaftet und musste im Freiburger Turm einsitzen. Das hielt sie allerdings nicht davon ab, sich 1849 der badischen Revolutionsarmee anzuschließen, die vom preußischen Militär aufgerieben und in der Festung Rastatt eingeschlossen wurde, wo sie schließlich am 23. Juli 1849 kapitulieren musste.09 Es waren nicht viele Frauen, die sich Kampfhandlungen zutrauten, und auf ihre Sonderposition innerhalb der Revolution ist immer wieder hingewiesen worden.10 Doch was bedeutet es auf lange Sicht betrachtet, dass es die reitenden, schießenden und kämpfenden Revolutionärinnen gab – und diese auch ihren Zeitgenoss:innen sehr gut bekannt waren?11
 
        Obwohl diese Frauen Ausnahmen waren, sollte ihre Bedeutung für die revolutionären Ereignisse auf einer symbolischen Ebene nicht unterschätzt werden. Ihre Handlungen dienten auf der einen Seite der Reaktion als warnendes Beispiel dafür, dass eine Frau durch die Beschäftigung mit Politik für ihren angestammten Beruf, nämlich Ehefrau und Mutter zu sein, nicht mehr infrage komme. Auf der anderen Seite befeuerten solche Aktivitäten aber auch die Hoffnungen bei denen, die sich nicht nur eine Veränderung der Staatsform wünschten, sondern auch andere Geschlechterrollen. Dazu gehörten durchaus auch manche Männer. 1848 kam es „vorübergehend – zu einer (begrenzten) Aufspaltung des Konzepts der Geschlechtseigentümlichkeiten ‚des Mannes‘. Demokraten und Liberale vertraten andere Vorstellungen von Männlichkeit als die Militärpartei und zivile Konservative.“12
 
        Dass männliche Vorurteile gegen „politisierende Frauen“ in und vor allem nach der Revolution einen breiten Raum einnahmen, zeigt sich auch an dem Fall der Henriette Zobel, die als „schirmschwingende ‚Megäre‘, ‚Furie‘ und mutmaßliche Fürstenmörderin in die Frankfurter Geschichte“ einging.13 Dieses Bild zeichnete Christian Reinhold Köstlin, der 1853 als Gerichtsgutachter über die Ermordung der beiden Abgeordneten Hans Adolf Auerswald, preußischer Generalmajor, und Fürst Felix von Lichnowsky 1848 in Frankfurt am Main einen Bericht vorlegte.14 Mit ihrem Regenschirm soll die Ehefrau des Lithografen Karl Zobel auf die beiden Abgeordneten eingeprügelt und so ihren Tod mit verursacht haben. Die Tat trug sich am 18. September 1848 zu, bereits am nächsten Tag wurde sie verhaftet und 1853, nach Jahren in Untersuchungshaft, wegen Teilnahme an einem Komplott zu 16 Jahren Zuchthaus verurteilt. Es ist im Nachhinein nicht zu rekonstruieren, ob und wie Henriette Zobel in die Ermordung der beiden Abgeordneten verwickelt war – aber darum ging es damals auch nicht. Vielmehr sollte ein Exempel statuiert werden, denn Zobels politisches Engagement wurde im Gerichtsgutachten dezidiert geschildert und ihr zulasten ausgelegt. So führte der Gutachter aus: „Um Politik will sich die Angeschuldigte gar nicht bekümmert haben. Allein der Vertheidiger führte (…) sehr treffend aus, daß dieser ihrer Behauptung ganz und gar nicht zu glauben sei, vielmehr zusammentreffende Gründe für das gerade Gegentheil sprechen, und zwar namentlich: das (…) über sie im Umlauf gewesene Gerücht, daß sie täglich die Paulskirche besucht habe, ihr Zugeständniß am Sonntag (17. Sept.) auf der Pfingstwaide bei den Reden von Zitz und Genossen anwesend gewesen zu sein.“15 Die Beschäftigung von Frauen mit Politik im Kontext der Revolution von 1848 konnte also strafverschärfend wirken.
 
        ORTE DES HANDELNS: VEREINE UND FESTE
 
        Vereine, gesellschaftliche Zusammenschlüsse und Parteien waren sowohl im Vorfeld als auch während und nach der Revolution wichtige politische Orte. Deshalb ist es nicht weiter erstaunlich, dass auch Frauen während der Revolution Vereine gründeten. Einer der wichtigsten und bekanntesten dürfte der von Kathinka Zitz gegründete Mainzer Frauenverein Humania gewesen sein. Der Verein wollte politisch Verfolgte unterstützen, Verwundete pflegen und Geld sammeln, um weitere Waffen zu kaufen. Trotz und vielleicht auch gerade wegen dieses klar politischen Programms war die Beteiligung an der Gründungsversammlung am 17. Mai 1848 enorm. Viele Frauen fühlten sich angesprochen, vermutlich auch deshalb, weil Zitz es verstand, ihnen eine Möglichkeit aufzuzeigen, die Revolution zu unterstützen, ohne ihren angestammten Platz in der Gesellschaft völlig aufgeben zu müssen, da die Ziele des Vereins mit der bürgerlichen Frauenrolle in Einklang zu bringen waren. Trotzdem sprach Zitz Frauen als Staatsbürgerinnen an und machte ihnen ihre politische Rolle in diesen Zeiten klar. Ihr ging es „vorrangig um einen weiblichen Zusammenschluss, der den Bürgerinnen bei der Erfüllung ihrer gesellschaftlichen Pflichten helfen, ihnen aber auch ein Engagement in der Revolution ermöglichen sollte. Auf diese Weise wollte sie die Frauen befähigen, nicht nur ihre Pflichten als Hausfrau, Mutter und Ehefrau zu erkennen und zu erfüllen, sondern auch diejenigen als ‚Bürgerin‘ und ‚Vaterlandsfreundin‘.“16 Der Gründung in Mainz folgten weitere Frauenvereinsgründungen, so in Kastel, Alzey, Bonn, Darmstadt, Frankfurt am Main und Worms.17
 
        Durch diese Vereinsgründungen eroberten Frauen den öffentlichen Raum. Sie überschritten damit die ihnen zugesprochene Sphäre und begannen, als Staatsbürgerinnen zu handeln. Es ist nicht unwahrscheinlich, dass diese Erfahrung bei einigen der Frauen dazu führte, dass sie sich auch in den zahlreichen Frauenvereinen engagierten, die ab den 1860er Jahren entstanden.
 
        Eine weitere Möglichkeit, sich für die Revolution zu engagieren und das bestehende Geschlechterverhältnis zu akzeptieren, boten die ausgesprochen beliebten Fahnenweihen. Dabei stickten die meist bürgerlichen Frauen für die überall entstehenden Bürgerwehren Fahnen, die diesen dann in feierlichen Prozessionen überreicht wurden. Die Organisation lag dabei vollständig in den Händen von Frauen, wobei sich ihnen „für ein paar Stunden Türen zu Räumen [öffneten], die lange der bürgerlich-männlichen Öffentlichkeit vorbehalten gewesen waren“, etwa Rathäuser oder Bürgergesellschaften.18 Auch hierbei lernten Frauen das Agieren in der Öffentlichkeit kennen und schätzen. Zusätzlich konnten sie sich mit Schwestern im Geiste vernetzen und damit die Grundvoraussetzung für weitere politische Frauenarbeit schaffen. Bei den feierlichen Fahnenübergaben, die meistens nach dem Morgengottesdienst stattfanden, holten die Bürgerwehren die Frauen von einem zentralen Gebäude ab, beispielsweise vom Rathaus, und gemeinsam marschierte die Gruppe zum Festplatz. Dabei waren die Frauen mit schwarz-rot-goldenen Bändern geschmückt und nahmen auf dem Festplatz besondere Ehrenplätze ein. Der Höhepunkt war dann die feierliche Übergabe der Fahne und der Treueschwur auf diese, der vor den Augen der anwesenden Frauen abgelegt wurde. Darin verpflichteten sich die Männer der Bürgerwehr, das Vaterland, die Nation und die Freiheit zu verteidigen und die Frauen zu beschützen. Hierbei wurde das Geschlechterverhältnis „von weiblicher Ehre und männlichem Schutz“ festgeschrieben.19 Viele Frauen identifizierten sich bei diesen Feiern mit den nationalen Zielen der Revolution. Sie versuchten, sich – gemäß ihrer festgeschriebenen Rolle – politisch selbstständig einzubringen und unterstützten so den Willen zur Veränderung. Allerdings stabilisierten sie durch dieses Engagement auch das Geschlechterverhältnis, das Frauen aus dem öffentlich-politischen Raum ausschloss.
 
        ORTE DES SCHREIBENS: ZEITUNGEN, BRIEFE, ERLEBNISBERICHTE
 
        Die revolutionären Erhebungen der 1830er und vor allem der 1840er Jahre sind ohne die Entwicklung einer freieren Presselandschaft nicht denkbar. Und so steht neben der Forderung nach einer Verfassung, nach Vereins- und Versammlungsfreiheit vor allem die Idee der Pressefreiheit. Der Historiker Günter Wollstein geht von rund 1700 Zeitungen aus, die die revolutionären Umbrüche begleiteten, kommentierten und befeuerten. Dabei waren diese Blätter sehr unterschiedlich, von sehr großen auflagenstarken Organen bis hin zu „improvisierten Blättern mit wenigen Erscheinungsnummern“.20 Bei der Einschätzung darüber, wie einflussreich sie waren, muss bedacht werden, dass das Lesen vor allem in der Öffentlichkeit stattfand. Die Blätter zirkulierten in Lesegesellschaften, Lesehallen und auch in Kneipen; Maueranschläge wurden teilweise laut vorgelesen, sodass auch Analphabet:innen, die in der damaligen Bevölkerung geschätzt etwa 20 Prozent ausmachten, mit den neuen Inhalten vertraut waren.
 
        In dieser Medienrevolution kam es sowohl zum Aufbruch von Frauen als Herausgeberinnen eigener Zeitungen als auch zu Debatten um die Frauenfrage in der allgemeinen Presse. Das bekannteste Beispiel einer solchen Debatte ist in den „Sächsischen Vaterlandsblättern“ nachzulesen.21 1843 reagierte die damals bereits bekannte Louise Otto auf einen dort erschienenen Artikel des Demokraten und Publizisten Robert Blum, der in seinem Beitrag „Über die Theilnahme der weiblichen Welt am Staatsleben“ nach der politischen Partizipation von Frauen fragte und sich von seinen Lesern und Leserinnen wünschte, darüber in der Zeitschrift zu debattieren. Neben Louise Otto, die sich für eine selbstverständliche Teilnahme von Frauen am Staatsleben aussprach und damit auch das Frauenwahlrecht meinte, antworteten noch andere Frauen und ein Mann, meist anonym, die sich ebenfalls für ein politisches Engagement von Frauen aussprachen. Daraus ist zu folgern, „daß Frauen die politische Aufbruchstimmung im Vormärz nutzten und sich in den öffentlichen Kommunikationsprozeß einmischten“.22
 
         
          [image: Bei der Abbildung handelt es sich um ein lithografisches Porträt der jungen Louise Otto, die, an einen Mauerabsatz gelehnt, ein Buch in der Hand hält und seitlich an den Betrachtenden vorbei in die Ferne blickt.] 
          Louise Otto, ca. 1848, Lithografie nach einer Zeichnung von Hermann Schröter
 
          Quelle: Stadt Leipzig – Leipziger Städtische Bibliotheken
 
        
 
        Noch deutlicher wird diese weibliche Einmischung, wenn man die vier eigenständigen Frauenzeitschriften dieser Zeit bedenkt.23 Diese waren die „Frauen-Zeitung“ von Mathilde Franziska Anneke, die im September 1848 das erste Mal erschien und nur zwei Nummern umfasste; ferner „Der Freischärler“, herausgegen von Louise Aston, der es 1848 immerhin auf sechs Nummern brachte; die „Soziale Reform“ von Louise Dittmar, die zwischen Januar und April 1849 erschien; und schließlich die „Frauen-Zeitung“ von Louise Otto, die zwischen 1849 und 1852 erscheinen konnte. In Letzterer publizierten übrigens auch Männer. Louise Otto begründete dies damit, dass es nicht darum gehen könne, ein Blatt nur für Schriftstellerinnen aufzubauen. Vielmehr gelte es, Frauenrechte zu verteidigen, und dies könne tun, „wer es will und kann“.24 Diese Briefpassage, die Otto vermutlich zu Beginn des Jahres 1848 an den Schriftsteller Julius Schanz schrieb, verdeutlicht sehr gut, dass für sie politische und gesellschaftliche Frauenrechte ein selbstverständlicher Teil der liberalen Forderungen der Vormärzzeit und der Revolution waren. Sie setzte zuversichtlich auf die Unterstützung von liberalen und fortschrittlichen Männern – eine Unterstützung, die jedoch nicht immer gewährt wurde.
 
        Die Frauenzeitungen der 1840er und beginnenden 1850er Jahre wurden alle verboten. Bis auf die „Frauen-Zeitung“ von Louise Otto konnten sie nur wenige Nummern lang erscheinen, bevor sie eingestellt werden mussten oder die Herausgeberinnen durch Ausweisung oder Flucht an der weiteren Veröffentlichung gehindert wurden. Trotzdem sind diese Publikationen wichtige Zeugnisse eines erwachenden weiblichen politischen Bewusstseins. Durch ihre Mitarbeit an diesen frühen Zeitschriften hatten Frauen „einen der wichtigsten Schritte auf dem Weg zu ihrer Selbstbestimmung“ getan. „Sie schufen sich nicht nur durch die Forcierung ihrer Bildung und die damit verbundene Vereinsbewegung neue Handlungsräume, sondern ihre Freiheit begann bereits mit der aktiven Beteiligung an der ‚Frauen-Zeitung‘.“25
 
        Eine besonders spannende Quelle sind die nachträglichen Berichte der Zeitgenoss:innen, die damit begannen, das Bild der Revolution zu prägen. Unter ihnen waren auch Frauen. Vor allem Emma Herwegh, Amalie Struve und Mathilde Franziska Anneke sind hier zu nennen. Wie viele der liberalen Männer auch, versuchten Frauen in diesen Werken ihr Engagement zu rechtfertigen. So geht es Emma Herwegh in ihrer Schrift vorzugsweise darum, die Entscheidungen ihres Mannes Georg, der Vorsitzender der Deutschen Demokratischen Legion war und mit einer kleinen bewaffneten Gruppe im April 1848 den Heckerzug unterstützen wollte, zu erklären und den von konterrevolutionärer Seite „verfälschenden“ Darstellungen entgegenzutreten: „daß es mir im Interesse der Wahrheit nicht unwichtig scheint, die Sache in ihrem rechten Lichte hinzustellen, so wies eben nur der vermag, der wie ich vom Anfang bis zum Schluß dem ganzen Unternehmen Schritt für Schritt mit Sympathie und thätiger Theilnahme gefolgt ist“.26 Sie agiert hier „typisch“ weiblich, stützt und stärkt ihren Mann, nimmt sich selbst zurück und stellt ihr eigenes Dabeisein beim bewaffneten Feldzug nicht in den Vordergrund. Die weibliche Charaktereigenschaft der Unterstützung des geliebten Mannes wurde auch in ihren Nachrufen präsentiert, etwa im „Neues Wiener Journal“, in dem 1904 anlässlich ihres Todes eine Passage aus den Erinnerungen des Otto von Corvin zitiert wurde, der zusammen mit den Herweghs das Gefecht bei Dossenbach erlebt hatte. „Für sich fürchtete, für sich sorgte sie nie, nur für ihren Mann, den sie mit außerordentlicher Zärtlichkeit liebte und auf dessen Talent und Ruf sie mit Recht stolz war.“27
 
         
          [image: Bei der Radierung handelt es sich um ein Porträt der jungen Emma Herwegh mit Hut und Schleier, die den Betrachtenden von der Seite in die Augen schaut.] 
          Emma Herwegh, ca. 1840, Radierung von Friederike Emilie Auguste O‘Connell, geb. Miethe
 
          Quelle: Marcel Herwegh (Hrsg.), Georg Herweghs Briefwechsel mit seiner Braut, Stuttgart 1906, S. 114a; Archiv der deutschen Frauenbewegung.
 
        
 
        Die Liebe zu einem Revolutionär war das zeitgenössische Argument, sich das politische Handeln von Frauen zu erklären. Es ist spannend zu sehen, dass dies sogar von der unerschrockenen Revolutionärin Emma Herwegh in ihren Erinnerungen selbst vorgebracht wurde. Mit dieser Diskursfigur „unterschätzte oder verkannte sie (…) die Bedeutung einer spezifisch weiblichen Interessenvertretung (…). [Sie] vertrat damit im Grunde eine Position, mit der sie zwar ihrem partnerschaftlichen Ideal von den Geschlechterbeziehungen verhaftet blieb (…), aber eine Verrechtlichung der weiblichen Gleichstellung offenbar nicht, jedenfalls nicht zu diesem Zeitpunkt, in Erwägung zog.“28
 
        Mit dieser Literatur eng verbunden sind die teilweise publizierten Briefe, die die Achtundvierziger in einem ausgefeilten Netzwerk miteinander verband. Briefe waren „das geeignetste Kommunikationsmittel zwischen den versprengten Achtundvierzigern, zumal sie häufig nicht weiter an ihren Heimat- oder ursprünglichen politischen Wirkungsorten leben konnten, sondern inhaftiert waren, sich versteckten, innerhalb des Deutschen Bundes in liberalere Staaten ausgewichen waren oder in die Nachbarländer Schweiz, Frankreich oder Belgien emigriert und von dort meist weiter nach Großbritannien und in die USA vertrieben worden waren“.29 Wenn man sich den hinterlassenen Briefen von Frauen zuwendet, die noch weit weniger erforscht sind als die der Männer, ist es interessant zu sehen, dass darin nicht zwischen „öffentlich“ und „privat“, zwischen Geschäftsbrief oder Privatbrief und auch nicht zwischen „öffentlicher Person“ und „privater Person“ unterschieden wird. Allerdings werden hier auch keine reinen Freundschaftsbriefe ausgetauscht. Vielmehr werden alle Bereiche miteinander verbunden und dezidiert politische Positionen verhandelt.
 
        Exemplarisch kann dies an den Briefen der Frankfurterin Clotilde Koch-Gontard gezeigt werden, die 1969 herausgegeben wurden.30 In diesen Briefen beschrieb die Unternehmergattin und politische Saloniere ihr leidenschaftliches Engagement für die Paulskirche. Sie hatte den „Deidesheimer Kreis“ kennen gelernt, in dem führende Vertreter des rheinisch-südwestdeutschen Liberalismus und der deutschen Einheitsbewegung zusammengeschlossen waren. Neben sehr dezidierten politischen Stellungnahmen, die sie als Besucherin der Paulskirche abgab, schilderte sie in diesen Briefen auch den Haushalt, den Gesundheitszustand von Familienangehörigen oder andere scheinbar „private“ Angelegenheiten. Dass diese Passagen lange nicht als das erkannt wurden, was sie sind, nämlich der gesellschaftliche „Klebstoff“, der die Beziehungen der Protagonist:innen zusammenhielt, zeigt die Tatsache, dass sie nicht wortgetreu in die Briefsammlung aufgenommen wurden, sondern zusammengefasst: „Familienverhältnisse Gagerns; Ausflug nach Eppstein; Besuch in Hornau; dankt für Pfirsiche und Trauben“.31 Diese Auslassungen verkennen aber auch lebenspraktische Bezüge, die für jede Art von (politischer) Handlung zwingend notwendig sind, etwa die Frage nach Unterbringung und Verpflegung. Im Hause Koch-Gontard wohnte fast der gesamte Deidesheimer Kreis und wurde hier auch verpflegt. Damit wurde praktische Politik in Frankfurt für diese Männer möglich – durch eine Frau, die sich und ihre Familienressourcen in den Dienst der Revolution stellte. Dies tat sie aus Überzeugung als Demokratin, obwohl sie selbst immer wieder darüber reflektierte, dass es ihr eigentlich nicht zustehe, sich politisch zu engagieren. So schreibt sie am 22. März 1848 an Karl Mittermaier: „Jetzt weniger als jemals noch mag ich meine Stellung in dieser Beziehung begreifen, und es macht mir recht viel Mühe, die Küche als den Hauptschauplatz meiner Tatkraft anzusehen.“ Oder am 20. Juni 1848 an Josefine Buhl: „Ich habe es in den letzten Zeiten recht schmerzlich empfunden, nur eine Frau sein zu müssen, die das Zusehen hat, und doch mit Gefühl und Tatkraft im Leben begabt ist.“32
 
        VORBEREITUNG DER ORGANISIERTEN FRAUENBEWEGUNG
 
        Nicht viele Frauen standen 1848 auf den Barrikaden, nahmen ein Gewehr in die Hand oder schwangen den Regenschirm. Nicht viele gaben Zeitungen heraus, schrieben Erinnerungen oder beteiligten sich am Briefnetzwerk der Achtundvierziger. Und auch nicht alle gründeten Vereine, sammelten Geld für die Hinterbliebenen oder stickten Fahnen für den Freiheitszug. Aber es gab sie, sie waren öffentlich wahrnehmbar, über sie wurde – bewundernd oder ablehnend – gesprochen, und sie zeigten deutlich auf, dass es viele Wege gab, sich politisch zu engagieren. Die Erfahrungen, die diese Frauen in der Revolution von 1848 machten, trugen reichlich Früchte. Denn in den 1860er Jahren gründete die ehemalige Revolutionärin Louise Otto-Peters in Leipzig den Allgemeinen Deutschen Frauenverein und stieß damit die organisatorische Phase der bürgerlich-liberalen Frauenbewegung an. Überspitzt gesagt: Das vielfältige weibliche Engagement in den 1840er Jahren hatte die Gründung der Frauenbewegung vorbereitet – der Kampf um die weibliche Seite der Demokratie ging in eine neue Runde.
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        DEUTSCHE „FORTY-EIGHTERS“ IN DEN USA
 
        Heike Bungert
 
        Die deutschen Achtundvierziger*innen, die nach dem Scheitern der Revolution von 1848 in die USA auswanderten, die sogenannten Forty-Eighters, wurden lange insbesondere unter Deutschamerikaner*innen glorifiziert, also unter in die USA eingewanderten Deutschen und deren Nachkommen bis etwa zur dritten Generation. Seit den 1990er Jahren beschäftigen sich Historiker*innen wieder verstärkt mit dem Thema. Biografien über Persönlichkeiten wie Friedrich Hecker, Gustav Struve, Mathilde Franziska Anneke, Carl Schurz oder Franz Sigel sind erschienen.01 In jüngster Zeit wendet sich das Interesse verstärkt vergleichenden und/oder transnationalen Perspektiven zu.02 Alle Forscher*innen kommen zu dem Schluss, dass die „Forty-Eighters“ eine weit über ihre geringe numerische Anzahl hinausgehende Rolle sowohl in der US-amerikanischen Politik und Gesellschaft als auch bei der Bildung einer deutschamerikanischen Ethnizität gespielt haben, urteilen dabei aber differenzierter als ihre Vorgänger*innen.
 
        DEUTSCHE MIGRATION IN DIE USA 1848–1860
 
        Vier- bis zehntausend der weit über eine Million Deutschen, die zwischen 1848 und 1860 in die USA migrierten, waren Forty-Eighters im engen Sinne, also politische Flüchtlinge.03 Eine Reihe weiterer Deutscher wanderte aus einer Mischung aus politischen und wirtschaftlichen Gründen wie der Einschränkung der Berufswahl aus, die man ebenfalls zu den Forty-Eighters zählen kann.04 1848 war zudem ein indirekter Auslöser für viele weitere Menschen, aufgrund der Unsicherheit nach der erfolglosen Revolution länger gehegte Auswanderungspläne in die Tat umzusetzen. Waren 1847 noch 80000 Menschen aus den deutschen Staaten in die USA ausgewandert und 1848/49 etwas über 60000, stieg ihre Zahl 1850 auf 83000, 1852 auf 176000 und 1854 auf einen Höhepunkt von 239000.05 Die Migrant*innen waren Teil der zweiten Auswanderungswelle von Deutschland in die USA, die zwischen 1815 und 1865 vor allem selbstständige Bauern und Handwerker aus dem (Süd-)Westen des Deutschen Bundes, wo das geltende Realerbteilungsrecht die Höfe in nicht mehr wirtschaftliche Kleinstflächen aufteilte, in die USA brachte.
 
        Während Deutschland unter Überbevölkerung insbesondere auf dem Lande litt und die beginnende Industrialisierung die wirtschaftliche Existenz selbstständiger Handwerker erschwerte, wurden in den USA dringend Arbeitskräfte gesucht, und Land war – nach der Vertreibung indigener Nationen – relativ kostengünstig zu erwerben. Nicht nur für politische Flüchtlinge waren die demokratische Regierungsform der USA und die mythisierte „Freiheit“ attraktiv. Zudem gab es keine Einwanderungsbeschränkungen. Über diese Bedingungen waren Auswanderungswillige gut informiert – durch die Auswanderungswerbung junger US-Bundesstaaten sowie durch Auswanderungsratgeber und Briefe bereits Ausgewanderter. Ab 1835 gingen daher 80 bis 90 Prozent aller deutschen Emigrant*innen in die Vereinigten Staaten.
 
        Deutsche, die zwischen 1848 und 1860 auswanderten, siedelten vor allem in New York, New Jersey oder Pennsylvania und im Mittleren Westen, um meist in der Landwirtschaft, als Bäcker, Metzger, Brauer, Zigarrenmacher oder Schneider tätig zu sein.06 Handwerker fanden sich auch unter den häufig jungen, männlichen Forty-Eighters. Vor allem aber kamen viele Akademiker – Journalisten, Lehrer und Anwälte – sowie Künstler. Viele hatten im Lauf ihres Lebens in den USA verschiedene Berufe inne. Einige versuchten sich in der Landwirtschaft, wo sie aufgrund ihrer Bildung latin farmers genannt wurden.
 
        Eine Reihe Forty-Eighters war zuerst ins Exil nach England, Frankreich oder in die Schweiz geflohen, in der Hoffnung, von Nachbarländern aus die politischen Verhältnisse im Deutschen Bund ändern beziehungsweise nach Deutschland zurückkehren zu können. Frustriert oder ausgewiesen, kamen sie in den frühen 1850er Jahren in die USA. Einige waren aus Gefängnissen im Deutschen Bund unter der Voraussetzung entlassen worden, dass sie in die USA auswanderten. Einige ebenfalls unter dem Sammelbegriff „Forty-Eighters“ gezählte Männer hatten bereits in den USA gelebt und waren für die Revolution kurzzeitig in den Deutschen Bund zurückgekehrt. Die meisten Forty-Eighters in den Vereinigten Staaten waren auch über das deutschamerikanische Umfeld hinaus in den USA tätig.
 
        POLITISCHES UND MILITÄRISCHES ENGAGEMENT
 
        Im Gegensatz zur Mehrheit der deutschamerikanischen Migrant*innen engagierten sich viele Forty-Eighters in der US-Politik. Während ein Großteil der Deutschamerikaner die Demokratische Partei wählte, weil die Republikanische Partei tendenziell gegen Einwanderung, gegen jeglichen Alkoholkonsum und für eine strikte Sonntagsruhe stand und viele deutschamerikanische Wähler mit einem Republikanischen Präsidenten Bürgerkrieg und Wettbewerb auf dem Arbeitsmarkt durch freigelassene Sklav*innen befürchteten, engagierten sich die meisten Forty-Eighters für die Republikanische Partei, die sich 1854 gründete. In der Fortführung ihres Kampfes für Freiheit wollten sie gegen eine Ausbreitung der Sklaverei arbeiten, auch um allen die Chance zu geben, durch „freie Arbeit“ sozial aufzusteigen. Dem Einfluss der Forty-Eighters verdankte es die Republikanische Partei, dass langsam mehr Deutschamerikaner sie wählten, weil diese einerseits unter deutschen Migrant*innen für die Republikaner warben und andererseits innerhalb der Partei für ein weniger ausländerfeindliches Programm kämpften. Dies war insbesondere in Gebieten wichtig, in denen Deutschamerikaner*innen konzentriert waren. Versuche einiger Forty-Eighters, eine eigene Partei auf der Basis von deutschem Radikalismus und US-amerikanischer Unabhängigkeitserklärung zu gründen, kamen nie über Gedankenexperimente hinaus. Während des Bürgerkrieges schlossen sich viele Forty-Eighters der radikalen Fraktion der Republikaner mit ihrem Präsidentschaftskandidaten John Frémont an, weil sie sich ein entschiedeneres Engagement für die Abschaffung der Sklaverei wünschten.
 
        Viele Forty-Eighters kämpften im amerikanischen Bürgerkrieg von 1861 bis 1865 für den Norden und damit für den Erhalt der nationalen Einheit des Landes, das sie aufgenommen hatte. Teils konnten sie ihre militärische Erfahrung aus dem Deutschen Bund oder spezifisch aus der Revolution von 1848 nutzen. 50 bis 60 Prozent der meist bereits an Waffen ausgebildeten Anhänger der Turner-Bewegung meldeten sich zum Dienst in der Unionsarmee, teils in separaten Regimenten, wie dem 5. Wisconsin Freiwilligen Regiment der Turner-Schützen aus Milwaukee oder dem 20. New Yorker Freiwilligen Regiment, dem „Turner-Regiment“.07 Drei von sechs im Ausland geborenen Generalmajoren der Unionsarmee – der höchste Rang unter dem Generalleutnant Ulysses Grant – waren deutsche Achtundvierziger.
 
        Franz Sigel war Leutnant in der badischen Armee gewesen und hatte aufgrund seiner liberalen Ansichten 1847 seinen Abschied genommen. Er hatte sich 1848/49 in der Revolution in Baden engagiert und war über die Schweiz und England 1851 in die USA geflohen, wo er in New York und St. Louis als Mathematiklehrer arbeitete. Er war der beliebteste deutschamerikanische Kommandeur im Bürgerkrieg, und deutschamerikanische Soldaten meldeten stolz: „I fights mit Sigel.“08 Obwohl er nicht sonderlich erfolgreich war – aus Unfähigkeit, Pech, wegen seiner schwierigen Persönlichkeit oder aufgrund von Vorurteilen –, erreichte er 1862 den Rang eines Generalmajors, auch weil Deutschamerikaner Druck ausübten. Nach dem Krieg erhielt er kleinere politische Ämter.
 
        Carl Schurz, der ebenfalls in der badischen Revolution gekämpft hatte und in den USA als Anwalt und Politiker tätig war, bat von einem diplomatischen Posten in Spanien aus, den er aufgrund seiner Bemühungen für die Republikanische Partei und seiner Beziehungen zu Abraham Lincoln erhalten hatte, um einen militärischen Einsatz. Obwohl er nie Berufssoldat gewesen war, wurde er aus politischen Gründen 1862 Brigadegeneral und 1863 Generalmajor.
 
        Peter Joseph Osterhaus hatte eine Militärakademie in Berlin besucht, in einem Infanterieregiment gedient und arbeitete nach seiner Flucht aufgrund seiner Teilnahme an der badischen Revolution in St. Louis als Buchhalter. Er trat der Armee als Gemeiner bei und wurde aufgrund seiner Erfolge 1862 Brigadegeneral und 1864 Generalmajor. Nach dem Krieg war er jahrelang Konsul in Lyon und Mannheim.
 
        Brigadegeneräle wurden Alexander Schimmelfennig und Ludwig Blenker, beide im Deutschen Bund professionelle Soldaten, sowie Friedrich Salomon. Blenker hatte ein eigenes Regiment aufgestellt, dessen Oberst er wurde, Salomon diente im Regiment seines Bruders Carl als Hauptmann und organisierte auf Bitten seines Bruders Edward, der Gouverneur von Wisconsin war, ein eigenes Regiment. Friedrich Hecker wurden nacheinander zwei Regimente deutscher Soldaten angeboten, er wurde Oberst.
 
        Wie manche dieser Beispiele illustrieren, machten einige Forty-Eighters erfolgreich Karriere in der US-Politik. Neben Gouverneur Edward Salomon oder den diplomatischen Posten für Schurz und Osterhaus galt dies auch für Lorenz Brentano, der sowohl im Badener als auch im Frankfurter Parlament gesessen und nach seiner Emigration in die USA als latin farmer sowie anschließend erfolgreich als Journalist gearbeitet hatte. Er wurde 1862 ins Parlament von Illinois gewählt und war von 1877 bis 1879 Kongressabgeordneter. Friedrich Hedde hatte einer Gruppe deutscher Landwirte, die aus der Forty-Eighters-Hochburg Davenport in Iowa migriert waren, beim Aufbau der Stadt Grand Island in Nebraska geholfen, indem er seine Kenntnisse des Englischen und des US-amerikanischen Rechts einbrachte, und wurde als Republikaner ins Parlament von Nebraska gewählt.
 
        Das Paradebeispiel für erfolgreiche Forty-Eighters in den USA ist Carl Schurz. Nach seiner diplomatischen und militärischen Karriere war er von 1869 bis 1875 Senator für Missouri und von 1877 bis 1881 US-Innenminister. Er engagierte sich für eine Reform des öffentlichen Dienstes, um Einstellungen und Beförderungen nach Fähigkeiten statt aufgrund von Patronage vorzunehmen, sowie für Naturschutz und eine etwas weniger gewaltsame Politik gegenüber den indigenen Nationen.
 
        Radikalere Forty-Eighters engagierten sich in der Arbeiterbewegung. So beeinflussten Friedrich A. Sorge und Wilhelm Weitling die frühe sozialistische Bewegung mit Ideen von Arbeiterkooperativen und einer Gewerbetauschbank. Joseph Weydemeyer vereinte in seinem Arbeiterbund Gewerkvereine, Turner und Sozialreformer, die freies Siedlungsland im Westen verlangten, und forderte den Zehn-Stunden-Tag und das Verbot von Kinderarbeit. Deutsche Migrant*innen in New York stellten bis zur Hälfte aller Gewerkschaftsmitglieder. Insbesondere als der US-amerikanische Westen 1854 mit dem Kansas-Nebraska-Gesetz nicht länger als sklavereifreies Gebiet und Option für eine mögliche Migration zur Verfügung zu stehen schien, arbeiteten radikalere Forty-Eighters mit der Republikanischen Partei zusammen, bis diese ab den 1870er Jahren ihr Interesse an „freier Arbeit“ und preiswertem Land im Westen verlor.09
 
        Mathilde Franziska Anneke, die in der Revolution von 1848 aktiv gewesen war, trat für direkte Demokratie und Sozialismus ein. Sie wirkte 1876 bei der Gründung der ersten sozialistischen Organisation deutschamerikanischer Frauen in Milwaukee mit. Zudem engagierte sie sich für Frauenrechte und beteiligte sich 1869 an der Etablierung der Wisconsin Woman Suffrage Association.
 
        Aus dem Kreis der Forty-Eighters gingen auch weitere erfolgreiche Einzelpersönlichkeiten hervor, weniger in der Wirtschaft als in den (Natur-)Wissenschaften. Von den 310 Namen aus Adolf Zuckers kleiner Biografie der Forty-Eighters sind 18 in der „American National Biography“ zu finden,10 darunter fünf Wissenschaftler und Ingenieure: John Maisch war Apotheker und Pharmazieprofessor, Christian Peters Astronomieprofessor, Charles Anthony Schott Landvermesser und Geophysiker. Rudolf Eickemeyer erfand und baute Maschinen, Albert Fink konstruierte Eisenbahnbrücken und setzte sich für die Fusionierung von Eisenbahngesellschaften ein.11
 
        Nicht alle Forty-Eighters hatten in den USA Erfolg. Einige kehrten nach Deutschland zurück – manche, weil sie in ihrem Beruf in den USA nicht Fuß fassen konnten, andere, weil sie ihre Karriere in Deutschland fortsetzen wollten, besonders nach der Gründung des Deutschen Reiches 1871. Von zwölf Forty-Eighters aus Ostwestfalen kehrte beispielsweise die Hälfte in die Heimat zurück, insgesamt scheinen etwa zehn Prozent zurückgekehrt zu sein.12
 
        ENGAGEMENT IM DEUTSCHAMERIKANISCHEN UMFELD
 
        Forty-Eighters hatten überproportional großen Einfluss unter Deutschamerikaner*innen: durch ihre bildungspolitischen Reformideen, aber auch durch ihre Tätigkeit im Zeitungswesen. Ferner dominierten Forty-Eighters das deutschamerikanische Vereins- und Kulturleben und förderten so die Bildung einer deutschamerikanischen Identität.
 
        Bildungswesen
 
        Im Bildungsbereich reichte der Einfluss der Forty-Eighters über das deutschamerikanische Umfeld hinaus. So engagierten sich einzelne Forty-Eighters in der frühkindlichen Bildung, wo sie die Reformideen und Publikationen insbesondere von Friedrich Fröbel in die USA transferieren wollten. Das Interesse – auch von Frauen – an Kindergärten war mit der Revolution 1848 stärker geworden. Gerade nach dem Verbot von Kindergärten in Preußen in den 1850er Jahren plädierten Forty-Eighters in den USA für frühkindliche Förderung durch Spielen statt durch Disziplin und Gehorsam.13 So gründete Margarethe Schurz, die Frau von Carl Schurz, 1856 den ersten privaten Kindergarten der USA in Watertown, Wisconsin. Der erste öffentliche Kindergarten entstand auf Initiative des Forty-Eighters Adolf Douai 1859 in Boston, der 1871 auch ein englischsprachiges Lehrbuch für frühkindliche Bildung publizierte. Dennoch weisen einige Forscher*innen darauf hin, dass von einem Ideenaustausch auszugehen sei statt von einem entscheidenden Einfluss von Deutschamerikaner*innen auf die Gründung von Kindergärten in den USA.14
 
        Einen starken Einfluss übten Forty-Eighters auf das deutschamerikanische Schulwesen aus. Viele von ihnen waren Lehrer*innen, die – aufgrund fehlender Englischkenntnisse – in deutschsprachigen Schulen tätig wurden. Auch im Schulwesen wünschten sich Forty-Eighters, dass der Unterricht mehr auf die Kinder eingehen sollte. Sie plädierten für Diskussionen statt für Auswendiglernen, für die (Aus-)Bildung freier Bürger*innen und für Musik-, Zeichen- und Turnunterricht über das Lernen von Schreiben, Lesen und Rechnen hinaus. Zudem sollte neben Englisch auch Deutsch Unterrichtssprache sein. Gleichzeitig sollten Schulen frei von kirchlichem Einfluss sein. Daher gründete das Ehepaar Struve in New York mit dem freireligiösen, freidenkerischen Forty-Eighter Anton Füster 1849 die Freie Deutsche Schule. In New York etablierte zudem der Forty-Eighter Rudolf Dulon 1853 eine deutsche Reformschule, an der auch sein Schwiegersohn Franz Sigel unterrichtete. Adolf Douai war bei Schulreformprojekten in Texas und New York aktiv. Der Forty-Eighter Karl Heinzen schrieb Statuten für den Deutsch-Englischen Schulverein in Boston, in denen er unter anderem für die Aufnahme von Kindern aller Nationalitäten und für das gemeinsame Unterrichten von Jungen und Mädchen eintrat.
 
        In Milwaukee gründete sich 1851 die Deutsch-Englische Akademie nach dem Vorbild einer deutschen Realschule, ihr Leiter wurde der Forty-Eighter Peter Engelmann. Die Schule wuchs bis in die 1860er Jahre, und fünf weitere deutsch-englische Schulen wurden etabliert. Dennoch besuchten 1865 in Milwaukee rund 9000 Kinder öffentliche US-amerikanische Schulen, 3000 kirchliche Schulen und nur etwa 1100 eine deutsch-englische Schule.15 Mathilde Franziska Anneke gründete 1865 das Milwaukee Töchter-Institut, das eine gleichberechtigte Erziehung für Mädchen auch in Physik und anderen Naturwissenschaften bot. Zudem glaubte Anneke, in Anlehnung an Fröbel, an Lernen durch selbstständiges Denken. Die Schule genoss einen exzellenten Ruf, war aber wirtschaftlich nicht sehr erfolgreich.
 
         
          [image: Auf der Zeichnung ist die junge Mathilde Franziska Anneke zu sehen, die mit geflochtenem Haar und leicht geneigtem Kopf die Betrachtenden anblickt.] 
          Mathilde Franziska Anneke, circa 1840
 
          Quelle: Archiv der deutschen Frauenbewegung
 
        
 
        In noch jungen Staaten wie Wisconsin fehlten neben Schulen und Lehrmaterial auch Lehrer*innen. Da es nicht genügend gut ausgebildete Lehrer*innen gab, die auf Deutsch und auf Englisch unterrichten konnten, wirkten Forty-Eighters bei der Gründung eines Deutsch-Amerikanischen Lehrervereins mit. Dieser gründete nach zehn Jahren Vorbereitung 1878 in Milwaukee das Nationale Deutsch-Amerikanische Lehrerseminar, das eine zweisprachige „naturgemäße“ Ausbildung freier Bürger*innen vertrat,16 allerdings in den ersten zehn Jahren nur 36 Lehrer*innen ausbildete.17 Das Seminar, das bald zu einer Schule wurde, veröffentlichte von den 1870er bis zu den 1890er Jahren die „Amerikanische Schulzeitung“, durch die Reformideen im US-amerikanischen Schulwesen bekannt gemacht werden sollten. Auch in anderen Städten mit großer deutscher Bevölkerung bildeten sich Lehrerseminare und -vereine. Reformpädagogik dominierte in deutschamerikanischen Schulen, solange Forty-Eighters dort aktiv waren. Allerdings waren deutsche Reformideen auch schon vor der Ankunft der deutschen Achtundvierziger bekannt gewesen, und deutschamerikanische und andere Pädagogen arbeiteten gemeinsam an einer Verbesserung des amerikanischen Schulsystems.18
 
        Zeitungswesen
 
        Die meisten bekannteren Forty-Eighters waren im Journalismus tätig.19 Einerseits gründeten manche von ihnen einflussreiche deutschamerikanische Zeitungen, so Carl Schnauffer den „Wecker“ in Baltimore und Heinrich Börnstein den „Anzeiger des Westens“ in St. Louis. Andererseits machten Forty-Eigthers existierende Zeitungen durch ihre Herausgeberschaft auflagenstärker, wozu allerdings auch die einwanderungsbedingt wachsende Leserschaft beitrug. Zu nennen wären hier Lorenz Brentano und Georg Schneider für die „Illinois Staats-Zeitung“, Friedrich Lexow für die „New Yorker Criminal-Zeitung“, der er den Zusatz „und Belletristisches Journal“ hinzufügte, sowie Oswald Ottendorfer für die „New Yorker Staats-Zeitung“ – eine der wenigen Zeitungen, die der Demokratischen Partei nahe stand. Adolf Douai war an der Herausgeberschaft mehrerer größerer sozialistischer Zeitungen beteiligt, so der „New Yorker Volkszeitung“.
 
        Bemerkenswert sind die Aktivitäten von zwei Frauen im publizistischen Bereich: Mathilde Franziska Anneke und Amalie Struve. Beide waren an der Revolution von 1848 beteiligt gewesen und mit ihren Ehemännern in die USA ausgewandert. Beide veröffentlichten sowohl Artikel in Zeitungen als auch selbstständige Schriften und setzten sich für die Gleichberechtigung von Mann und Frau ein.
 
        Vereinswesen
 
        Im deutschamerikanischen gesellschaftlichen Leben engagierten sich Forty-Eighters vor allem bei der Gründung von Turnvereinen, Männerchören und in der Organisation der ersten größeren deutschamerikanischen Feste. Einerseits trugen sie aufgrund ihrer teils „radikaleren“ Gesinnung zur Fragmentierung der Deutschamerikaner*innen bei. Andererseits begannen sie aber, „die“ deutschen Einwander*innen zu vereinen, die sich in regionaler und staatlicher Herkunft, sozialer Schicht, Religion, Geschlecht oder Generation unterschieden.
 
        Die ersten deutschamerikanischen Turnvereine wurden zwischen 1848 und 1852 gegründet, häufig auf Initiative von Forty-Eighters. Friedrich Hecker und Wilhelm Rothacker waren einflussreich bei der Gründung des Turnvereins in Cincinnati; August Willich, Hans Balatka, Peter Engelmann, Christian Esselen und Heinrich Loose in Milwaukee; Franz Sigel, Gustav Struve, Germain Metternich und Sigismund Kaufmann in New York. Forty-Eighters – Akademiker und Handwerker – dominierten auch den 1850 gegründeten Dachverband der Turner, den Nordamerikanischen Turnerbund, 1851 bis 1865 unter dem Namen „Socialistischer Turnerbund“. Dieser versuchte anfangs, eine politische Vereinigung Deutschlands finanziell zu unterstützen, wandte sich jedoch ab 1852 verstärkt US-amerikanischen Themen zu, insbesondere dem Kampf gegen die Sklaverei. Zudem befürworteten Turnvereine die Direktwahl von Präsident und Senat, Arbeitsschutzgesetze, frei zugängliche Bildung, günstiges Land für Siedler*innen und eine Reform des öffentlichen Dienstes. Wie im Deutschen Bund wollten die Turner starke, gesunde, freie und kampfbereite nun US-amerikanische Bürger ausbilden, zugleich jedoch deutsche Traditionen erhalten und Deutschamerikaner*innen vereinigen. Der Turnerbund veranstaltete regelmäßig nationale Feste, an denen prominente Forty-Eighters teilnahmen, beispielsweise Gustav Struve und Gottfried Kinkel in Philadelphia 1851 oder abermals Gustav Struve, August Willich, Wilhelm Rothacker, Friedrich Hecker, Fritz Anneke und Wilhelm Weitling in Cincinnati 1852. Diese erinnerten in ihren Reden an die Revolution von 1848 als Vorbild für das Streben nach Freiheit in Deutschland und den USA sowie für die Einung von Turnern und allen Deutschamerikaner*innen. In rund 60 Städten wurde Turnunterricht nach deutschem Vorbild in den öffentlichen Schulen eingeführt. Nach dem Bürgerkrieg sank die Bedeutung der Forty-Eighters in den Turnvereinen.
 
        Die Ankunft der deutschen Achtundvierziger und die Masseneinwanderung in die USA in den 1850er Jahren führten ebenfalls zum Wachstum deutschamerikanischer Männerchöre, die seit den späten 1830er Jahren entstanden waren. Aufgrund der Gründung vieler neuer Chöre und durch die Initiative von Forty-Eighters wurden ab 1849 regionale Sängerbünde organisiert, so im Mittleren Westen, Nordosten oder an der Pazifikküste. Diese feierten regelmäßige große Feste, auf denen wiederum Forty-Eighters Reden hielten, etwa Metternich, der Freidenker Friedrich Schünemann-Pott, der Journalist August Thieme, der Rechtsanwalt und Politiker Friedrich Kapp oder der Arzt Christian Fessel. Die Redner betonten ihre drei ethnischen Identitäten: deutsch, deutschamerikanisch und US-amerikanisch. Einerseits drückten sie ihre Hoffnung für einen fortdauernden Kampf um Freiheit in Deutschland aus. Andererseits lobten sie die USA als Ort der Freiheit, an dem Deutschamerikaner*innen als Vermittler*innen zwischen den beiden Ländern die Freiheit voranbringen würden, nicht zuletzt durch einen stärkeren Zusammenhalt unter Deutschamerikaner*innen. Deutschamerikanische Männerchöre machten das US-amerikanische Publikum in ihren Konzerten und Festen mit europäischer und speziell deutscher Choral- und Symphonieliteratur bekannt. Forty-Eighters waren auch bei der Gründung von Orchestern beziehungsweise Operngesellschaften aktiv, wie Hans Balatka in Milwaukee oder Carl Bergmann, Carl Anschütz und Carl Zerrahn in New York.
 
        Fest- und Erinnerungskultur
 
        Forty-Eighters organisierten in Städten mit größerer deutschamerikanischer Bevölkerung auch Feierlichkeiten zur Ehrung von deutschen und deutschamerikanischen Personen, die als Vorbilder für die Einung der Deutschamerikaner*innen gelten und für eine Anerkennung der deutschamerikanischen Migrant*innen in den USA sorgen sollten. So waren Hans Balatka, Christian Fessel oder Carl Schurz bei den Feiern anlässlich Friedrich von Schillers 100. Geburtstag 1859 und Alexander von Humboldts Tod 1859 beziehungsweise seines 100. Geburtstags 1869 aktiv. Schiller und Humboldt galten wegen ihres Eintretens für Freiheit, aber auch wegen ihres Einsatzes für die deutsche Sprache, als ideale Symbole für die Vereinigung Deutschlands und des „deutschen Amerikas“. Die Feiern hatten auch längerfristige Folgen, so in Form eines Festspiels von Germain Metternich über Schillers Geburt, einer Schiller-Statue im New Yorker Central Park oder der Gründung der deutsch-englischen Schule in San Antonio, die vom Forty-Eighter Julius Berends geleitet wurde. Versuche von Forty-Eighters wie Carl Schurz, Anton Füster oder Oswald Ottendorfer, mit General Friedrich von Steuben einen Deutschamerikaner zu ehren, verliefen weniger erfolgreich.
 
        1848 und die Forty-Eighters blieben innerhalb der deutschamerikanischen Gemeinschaft lange wichtig. Zu größeren Jahrestagen erinnerte man feierlich an die Revolution von 1848. Zugleich verschob sich das Augenmerk vom Kampf um Freiheit und Einheit in Deutschland allmählich auf den Kampf der Forty-Eighters gegen die Sklaverei in den USA. Insbesondere die Turner gedachten ihres Engagements im Bürgerkrieg. Bei der Errichtung von Denkmälern für bekannte Forty-Eighters wie Friedrich Hecker in Cincinnati und St. Louis oder für Franz Sigel in St. Louis und New York vermischten sich Erinnerungen an die Leistungen der Forty-Eighters für die Freiheit in Deutschland und den USA zu einem deutsch-amerikanischen kulturellen Gedächtnis. In den Feiern zu den Denkmalsenthüllungen kamen deutschamerikanische Vereine zusammen. Gleichzeitig erhielten die Forty-Eighters und die Deutschamerikaner*innen Anerkennung für ihre Leistungen durch die Anwesenheit von Angloamerikaner*innen bei den Feiern und Reden bekannter US-amerikanischer Politiker. Dies galt insbesondere für Carl Schurz, den bekanntesten Forty-Eighter, der sowohl zu Lebzeiten, so zu seinem 70. Geburtstag, als auch nach seinem Tod geehrt wurde. Zu einer Gedenkveranstaltung 1906 kamen der deutsche Botschafter und ein ehemaliger US-Präsident, zur Einweihung eines Denkmals in New York 1913 der deutsche und ein ehemaliger US-amerikanischer Botschafter in Deutschland, ebenso wie der deutschamerikanische Kongressabgeordnete Richard Bartholdt, um Schurz als Bürger zweier Welten und als Vorbild zu ehren.20
 
         
          [image: Das Schwarz-weiß-Foto zeigt vor New-Yorker Kulisse eine Menschenmenge von hinten auf Stuhlreihen vor dem Carl-Schurz-Denkmal, das mit Blumenkränzen geschmückt ist. Die Menge besteht überwiegend aus Männern, teils in Uniform, teils im schwarzen Anzug mit Hut. Die wenigen Frauen tragen Kleider und Hüte.] 
          Feierliche Einweihung des Denkmals für Carl Schurz im New Yorker Stadtteil Manhattan am 24. Juni 1913
 
          Quelle: Scherl/Süddeutsche Zeitung Photo
 
        
 
        FAZIT
 
        Die Forty-Eighters waren eine verhältnismäßig kleine Gruppe von deutschen Migrant*innen in der Zeit der beginnenden Massenmigration in die USA. Sie übten jedoch aufgrund ihres vielfältigen Engagements einen über ihre numerische Zahl hinausgehenden Einfluss auf Deutschamerikaner*innen, auf die USA insgesamt und indirekt auch auf die deutsch-amerikanischen Beziehungen aus. Sie wurden selbst Teil des deutschamerikanischen Gedächtnisses.
 
        Die in die Vereinigten Staaten geflüchteten Forty-Eighters halfen beim Aufbau einer deutschamerikanischen Wählerbasis für die Republikanische Partei und trugen zur Formierung von Gewerkschaften und sozialistischen Parteien bei. Zudem kämpften sie im Amerikanischen Bürgerkrieg für die Union und gegen die Sklaverei. In ihrem deutschamerikanischen Umfeld waren Forty-Eighters an der Gründung und Weiterentwicklung von Schulen, Zeitungen, Männerchören und Turnvereinen beteiligt, engagierten sich bei Sänger- und Turnfesten und stießen Feiern zu Ehren deutscher und deutschamerikanischer „Kulturhelden“ an. Dadurch trugen sie maßgeblich zur Schaffung einer deutschamerikanischen Ethnizität bei und beeinflussten auch das kulturelle und gesellschaftliche Leben in den USA, das sie, wie viele andere deutsche Migrant*innen (und Deutsche) durch den Import deutscher „Kultur“ „kultivieren“ wollten. Schließlich wurden die revolutionär-freiheitlichen Traditionen der Forty-Eighters nach ihrem Tod als „erfundene Traditionen“ benutzt, um Deutschamerikaner*innen als gute Bürger der Vereinigten Staaten darzustellen und eine angemessene Position für sie in der angloamerikanischen Gesellschaft zu fordern.
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        DEMOKRATIESTÄRKUNG DURCH DEMOKRATIEGESCHICHTE?
 
        Beispiel 1848/49
 
        Michael Parak
 
        Der Deutsche Bundestag hat am 9. Juni 2021 ein Gesetz zur Errichtung einer „Stiftung Orte der deutschen Demokratiegeschichte“ beschlossen. Der Hauptauftrag ist natürlich die Beschäftigung mit Demokratiegeschichte. Diese hat einen Eigenwert: Ereignisse, Orte und Personen, die für die Entwicklung der Demokratie wichtig waren, gehören in den „Erinnerungsspeicher“ der Bundesrepublik. Das gilt etwa für das Revolutionsgeschehen von 1848/49, das sich 2023 zum 175. Mal jährt. Darüber hinaus ist es auch ein Stück gesellschaftlicher Teilhabe, über bestimmte Aspekte der Geschichte Bescheid zu wissen. Nur wer hier über ein gewisses Grundwissen verfügt, wird gesellschaftliche Debatten verstehen und sich in sie einbringen können.
 
        Im Rahmenkonzept der Beauftragten der Bundesregierung für Kultur und Medien für die Stiftung wird noch ein weiterer Gegenwartsbezug deutlich: die Stärkung der Demokratie durch die Auseinandersetzung mit Demokratiegeschichte. „[Es] stärkt (…) die Kräfte der Zivilgesellschaft und damit auch die Wehrhaftigkeit unserer Demokratie, wenn wir die Chance nutzen, nicht nur am Ringen mit der Vergangenheit zu reifen, sondern auch im Bewusstsein der eigenen Freiheitstraditionen zu wachsen und dies verstärkt öffentlich darzustellen. Die Erinnerung an demokratische Sternstunden und Hoffnungsträger, an Momente, in denen demokratische Werte den Sieg davontrugen, und an Menschen, deren Mut, Zuversicht und Weitsicht diesen Siegen den Weg ebneten, erlaubt uns, Handlungsspielräume zu erkennen und Gefühle der Ohnmacht zu überwinden.“01
 
        Im Folgenden soll vor dem Hintergrund des Jahrestages der Revolution von 1848/49 skizziert werden, an welchen Stellen historisch-politische Bildung mit dem Lerngegenstand Demokratiegeschichte das Geschichtsbewusstsein festigen und damit auch zur Stärkung der Demokratie in Deutschland beitragen kann.02 Denn Jubiläen sind ein guter Anlass, ein scheinbar bekanntes Thema neu zu befragen
 
        Vorneweg sei bemerkt: Die oftmals in politischen Reden geäußerte Hoffnung, dass ein direkter Weg von geschichtlichem Wissen zu aktivem Handeln in der und für die Demokratie führen würde, kann in dieser Absolutheit nicht geteilt werden. Wohl aber erfüllt historisch-politische Bildung eine wichtige Funktion, die die Kultusministerkonferenz zusammenfasst: „Indem der Geschichtsunterricht vergangene Ereignisse und Strukturen aufzeigt und sie auf die Bedingungen ihres Werdens und Wirkens zurückführt, macht er modellhaft Möglichkeiten und Grenzen menschlichen Handelns deutlich und verweist auch auf in der Vergangenheit nicht realisierte Handlungsalternativen. (…) Das Fach vermittelt so als anthropologisches Erfahrungsfeld Einsicht in die Bedingtheit menschlicher Existenz und fördert die Selbsterkenntnis der Schülerinnen und Schüler. Es stärkt die Fähigkeit zur Empathie, bietet die Möglichkeit zur Identifikation mit vorbildhaften Personen, vermittelt ebenso aber auch die Fähigkeit zur kritischen Distanz.“03
 
        DEMOKRATIEVORSTELLUNGEN IM WANDEL
 
        Der Historiker Paul Nolte beschreibt Demokratie als Rahmen für die Regelung der Herrschaft des Volkes und arbeitet dabei einen „Kernbestand“ heraus, macht zugleich aber auch deutlich, dass sich die Vorstellungen von Demokratie in unterschiedlichen Zeiten und Kontexten jeweils gewandelt haben:04 „Die Ideen und Grundprinzipien gleicher Freiheit, freier Regierung und freier Lebensführung haben sich als erstaunlich dauerhaft erwiesen, über allen gesellschaftlichen Wandel hinweg, und in sehr unterschiedlichen kulturellen Traditionen. Trotzdem muss man sich hüten, darin so etwas wie anthropologische Universalien, also Grundbedingungen der menschlichen Existenz überhaupt, zu sehen.“05
 
        Der diachrone Blick in die Demokratiegeschichte sowie der synchrone Vergleich unterschiedlicher aktueller Demokratievorstellungen in verschiedenen Ländern zeigen, dass es „die Demokratie“ nicht gibt, sondern ein breites Spektrum legitimer Lesarten von Demokratie.
 
        Es kann durchaus produktiv sein, sich die Veränderbarkeit von Demokratievorstellungen stärker ins Bewusstsein zu rufen. Ging es 1848/49 um das erste deutsche Parlament auf nationaler Ebene, hat sich heute das Verständnis hin zu einer „vielfältigen Demokratie“ weiterentwickelt. Dazu werden nicht nur Entscheidungen im politischen System, sondern auch unterschiedliche demokratische Beteiligungs- und Gestaltungsmöglichkeiten in allen Lebensbereichen gezählt: Formen der repräsentativen Demokratie und ihrer Institutionen; direktdemokratische Formen; dialogorientierte, deliberative Beteiligungsformen; Proteste, Bürgerinitiativen, soziale Bewegungen; bürgerschaftliches Engagement.06 Aktuell werden darüber hinaus Fragen von Repräsentativität diskutiert, insbesondere die Forderung, „marginalisierte Gruppen durch Proporz oder Quoten an gesellschaftlichen und politischen Machtpositionen zu beteiligen und in die demokratische Interessensartikulation und Entscheidungsfindung einzubeziehen“.07
 
        Demokratiegeschichte hilft zu verstehen, dass sich Vorstellungen von Demokratie in den jeweiligen zeitlichen Kontexten immer wieder verändert haben. Das Wissen um das Vorhandensein eines Grundstocks an freiheitlich-demokratischen Gemeinsamkeiten kann eine klare Abgrenzung zu jenen erleichtern, die dagegen ankämpfen, dass Menschen- und Bürgerrechte für alle gelten. So gibt es Rechtspopulisten und -extremisten, die die „Herrschaft des Volkes“ in ihrem Denken und Handeln an einen ethnisch definierten Volksbegriff binden.
 
        Zugleich kann das Bewusstsein, dass es in der Vergangenheit unterschiedliche, zeitgebundene Verständnisse von Demokratie gab, dabei helfen, mit unterschiedlichen Auffassungen von Demokratie in der Gegenwart umzugehen. Der Verfassungsrahmen der Bundesrepublik ermöglicht, dass die unterschiedlichsten Ideen um gesellschaftliche Akzeptanz werben können, sofern sie Minimalbedingungen des demokratischen Verfassungsstaats akzeptieren. Hierzu gehören etwa Gewaltenteilung und Individualität, Menschenrechte und Rechtsstaatlichkeit, Pluralismus und Volkssouveränität.
 
        Die Auseinandersetzung mit Demokratiegeschichte setzt Fragezeichen hinter Absolutheitsansprüche einzelner Demokratievorstellungen. Sie macht deutlich, dass Demokratie immer in Entwicklung begriffen ist. Zwar können Kernelemente in einer Verfassung, die Ergebnis eines demokratischen Prozesses ist, fixiert werden. Die Auslegung und Weiterentwicklung in der Praxis sind aber veränderbar. Demokratie zu leben, bedeutet stets, dass um politische Vorstellungen und Konzepte gerungen wird. Dieses Ringen können diejenigen konstruktiver angehen, die ihr demokratisches Selbstverständnis und dessen historische Wurzeln reflektiert haben – auch in der Auseinandersetzung mit anderen politischen Auffassungen.
 
        KONTEXTBEWUSSTSEIN
 
        Bei den vielen gegenwärtigen gesellschaftlichen und politischen Herausforderungen rückt schnell in den Hintergrund, dass das Eintreten für demokratische Werte weltweit unter anderen Rahmenbedingungen erfolgt. Es ist ein fundamentaler Unterschied, ob Demokratinnen und Demokraten sich in einem System für ihre Werte engagieren, das Grundrechte und politische Partizipation garantiert, oder in einer Gesellschaftsordnung, die auf diejenigen, die für demokratische Werte eintreten, mit Zwangsmaßnahmen antwortet. Demokratiegeschichte besteht zu großen Teilen aus dem Kampf von Demokratinnen und Demokraten gegen äußere Widerstände. Zugleich erzählt sie aber auch davon, wie Demokratie etabliert, in einem Rechtsstaat gelebt und weiterentwickelt werden kann. Die Auseinandersetzung mit Demokratiegeschichte kann entsprechend dabei helfen, sich unterschiedlicher Phasen der Demokratieentwicklung bewusst zu werden.08
 
        Demokratie erkämpfen
 
        Demokratie ist nicht einfach da. Sie muss(te) erkämpft und etabliert werden. Die Idee der Volksherrschaft motiviert Menschen, sich für gleiche politische Rechte einzusetzen. Der Kampf für Demokratie in einer Autokratie oder Diktatur birgt viele Gefahren, weil er ein Kampf gegen Systeme ist, die nicht nur Freiheiten nicht garantieren, sondern auch diejenigen als Feinde markieren, die für Freiheiten eintreten. Der historische Prozess des Erkämpfens unserer Demokratie ist keineswegs eine lineare Erfolgsgeschichte. Vielmehr gibt es viele historische Momente, die von Rückschlägen und Scheitern geprägt sind – die aber ebenso Teil unserer Demokratiegeschichte sind.
 
        Demokratie etablieren
 
        Nach dem Überwinden eines autoritären Systems oder einer Diktatur geht es darum, eine Demokratie aufzubauen. Der Kampf gegen Unrechtsstaaten ist das Eine – der Aufbau von etwas Neuem, der Demokratie, das Andere. Eine demokratische Verfassung oder freie Wahlen schaffen die institutionellen Rahmenbedingungen, innerhalb derer im Kleinen die unterschiedlichsten Dinge neu geregelt werden müssen. Eine Demokratie aufzubauen, ist nichts Einfaches, zumal Menschen den Übergang gestalten müssen, denen die praktische Erfahrung fehlt: Sie sind teils selbst in Autokratien oder Diktaturen aufgewachsen – oder sie kommen aus dem Exil oder einem anderen Land.
 
        Demokratie gestalten, leben und weiterentwickeln
 
        Die Rahmenbedingungen in einer Demokratie unterscheiden sich fundamental von denen in einem autoritären Regime oder in einer Diktatur. In einer freiheitlich-demokratischen Grundordnung gibt es elementare Prinzipien und Mechanismen, die das Zusammenleben regeln. Die Verfassungsnorm bedeutet aber nicht, dass all diese Prinzipien in Reinform verwirklicht werden. „Demokratie weiterentwickeln“ bedeutet deshalb, sich nicht auf dem Ist-Zustand auszuruhen, sondern das freiheitlich-demokratische System an veränderte Rahmenbedingungen, Herausforderungen und Ansprüche anzupassen.
 
        Demokratie verteidigen (und verlieren)
 
        Dass die Staatsform Demokratie auf ewig Bestand hat und fortgeführt wird, ist kein Naturgesetz. Demokratie kann auch verloren gehen. Der demokratiegeschichtliche Blick auf Abwehrkampf und Verlust hält unterschiedliche Szenarien bereit: Der Kampf kann gelingen – Demokratien können aber auch untergehen.
 
        Legt man diese verschiedenen Phasen der Demokratieentwicklung zugrunde, wird klar, dass eine einfache Übertragung des früheren Kampfes gegen Autokratien oder Diktaturen auf die heutigen Verhältnisse wohl kaum als direkter Beitrag zur Demokratiestärkung taugt. Umgangssprachlich reden wir auch heute oft vom „Kampf für die Demokratie“. Doch dieses – wenn auch anstrengende – Engagement findet in Deutschland und anderen freiheitlichen Ländern in einem demokratischen Rechts- und Verfassungsstaat statt, also unter fundamental anderen Rahmenbedingungen und mit weniger dramatischen persönlichen Konsequenzen als in einer Diktatur.
 
        Überspitzt gesagt, lernen wir aus der Auseinandersetzung mit 1848/49 nicht, wie wir uns in der heutigen Demokratie verhalten können und sollen, denn dafür sind die Zeitkontexte zu unterschiedlich. In der Bundesrepublik erfolgt demokratisches Engagement in all seiner Unterschiedlichkeit im Rahmen eines Staates, der Grundrechte garantiert und schützt.
 
        Die deutsche Revolution von 1848/49 ist hingegen in der Phase „Demokratie erkämpfen“ der Demokratieentwicklung zu verorten. Die Beschäftigung mit dieser Zeit kann das Bewusstsein fördern, dass eine demokratische Verfassung und demokratische Teilhabe erst erkämpft werden müssen und dass dabei die Gefahr von Rückschlägen und Scheitern besteht. Denn der „Völkerfrühling“ von 1848/49 erreichte seine demokratischen Ziele nicht in Gänze. So steht diese Revolution auch für die Phase „Demokratie etablieren“ – in ihrem Scheitern.
 
        Auch aus der jüngeren Zeit gibt es hierfür Beispiele. So gelang es beim „Arabischen Frühling“ 2011 letztlich nur in den wenigsten Fällen, Demokratien zu etablieren. In anderen Ländern verschlechterte sich die Lage für die Bürgerinnen und Bürger hingegen sogar weiter, bis hin zu einem Bürgerkrieg in Syrien mit bislang Hunderttausenden Toten. Deutlich wird dadurch nicht nur, wie schwer es ist, eine Revolution durchzuführen, sondern auch, wie schwierig es ist, eine Demokratie aufzubauen. Auch hier hilft Demokratiegeschichte beim Verständnis internationaler Entwicklungen in der Gegenwart.
 
        Ferner kann die Beschäftigung mit der Geschichte von 1848/49 einen Beitrag zum Zusammenleben in der heutigen Migrationsgesellschaft leisten: Über die Erinnerung an Menschen, die für Demokratie eingetreten sind, ergeben sich Anknüpfungspunkte an Länder, die in der Vergangenheit oder Gegenwart nicht demokratisch verfasst waren, beziehungsweise es auch heute nicht sind, und damit auch an die Migrationsgeschichten von Menschen, die aus diesen Ländern kommen. Die Erinnerung an 1848/49 kann den Respekt vor dem Verhalten anderer Menschen in schwierigen Kontexten fördern. Sie sorgt möglicherweise für mehr Offenheit gegenüber den Lebensgeschichten von Menschen, die oder deren Familien aus autoritären Regimen oder Diktaturen nach Deutschland gelangt sind. Und vielleicht führt sie auch zu einer gewissen Zufriedenheit und/oder Demut angesichts der politischen Rahmenbedingungen, die heute in Deutschland im Vergleich zur Vergangenheit oder zu anderen Ländern vorherrschen.
 
        AUSWEITUNG POLITISCHER TEILHABE
 
        Demokratie bedeutet „Herrschaft des Volkes“, die wesentlich in Form regelmäßig stattfindender Wahlen ausgeübt wird. Der Blick auf die Geschichte und Entwicklung von Demokratie zeigt, dass sich die Vorstellung darüber wandelt, wer eigentlich unter dem Begriff des „Volkes“ subsumiert wird. Demokratiegeschichte ist auch die Geschichte von Versuchen und Kämpfen, das Wahlrecht für breitere Bevölkerungsgruppen zu erlangen.
 
        Die Nationalversammlung in der Frankfurter Paulskirche 1848/49 war für die damalige Zeit etwas Außergewöhnliches, beruhte sie doch auf dem freien und gleichen Wahlrecht (fast) aller Männer. Sie ist damit ein früher Meilenstein der deutschen Demokratiegeschichte.09 Zugleich blieb auch in der Folgezeit der Anteil der Wahlberechtigten an der Gesamtbevölkerung in Deutschland gering. Erst die Etablierung der Weimarer Republik brachte einen entscheidenden Durchbruch: Die Einführung des Frauenwahlrechts 1919 machte das Wahlrecht „allgemein“. Nunmehr konnten sich 58,5 Prozent der deutschen Bevölkerung an den Reichstagswahlen beteiligen, statt 21,5 Prozent (1912).10 Zwar sind heute immer mehr Menschen im Besitz des Wahlrechts: Bei den Bundestagswahlen 2021 konnten 61,2 Millionen Wählerinnen und Wähler ihre Stimme abgeben. Trotzdem dürfen nicht alle in Deutschland lebenden Menschen auf nationaler Ebene wählen. Wahlberechtigt sind in der Bundesrepublik aktuell Menschen, die das 18. Lebensjahr vollendet haben und die deutsche Staatsangehörigkeit besitzen, das entspricht aktuell 73,4 Prozent der Gesamtbevölkerung. Doch die Zusammensetzung der Bevölkerung ändert sich, und immer mehr Menschen sind vom Wahlrecht ausgeschlossen, da sie keine deutsche Staatsangehörigkeit besitzen: 1925 waren nur 1,5 Prozent der in Deutschland lebenden Menschen davon betroffen, 1998 jedoch 8,6 und 2021 13,1 Prozent.11
 
        Die Auseinandersetzung mit Demokratiegeschichte akzentuiert die Perspektive der Wahlrechtsausweitung, die erkämpft und weiterentwickelt wurde. Zugleich zeigt sie auch die Langwierigkeit von Veränderungsprozessen: Vom Wahlrecht 1848/49 hin zu den heutigen Regelungen war es ein weiter Weg. Sich wichtiger Etappen bewusst zu werden, heißt, nicht zu verdrängen, dass noch nicht alle Menschen zum jeweiligen Zeitpunkt wahlberechtigt waren, aber anzuerkennen, dass es sich um bedeutende (Zwischen-)Schritte handelte.
 
        Demokratiegeschichte macht greifbar, dass die Ausgestaltung des „allgemeinen Wahlrechts“ kein Naturgesetz ist, sondern Gegenstand von Aushandlungsprozessen, durch die es gelingen kann, mehr Menschen politische Rechte zu ermöglichen als in der Vergangenheit. Sie vermittelt ein Bewusstsein dafür, dass Regelungen in demokratischen Prozessen verändert werden können und gesellschaftliche Veränderungen dabei neue Anforderungen an das politische System stellen und Weiterentwicklungen erforderlich machen.
 
        HANDLUNGSOPTIONEN UND VERÄNDERUNGSMÖGLICHKEITEN
 
        Die Auseinandersetzung mit Geschichte zeigt: Veränderung ist möglich, sowohl im Guten wie im Schlechten. Hierbei kann das konkrete Handeln von Individuen den entscheidenden Unterschied machen. Demokratiegeschichte veranschaulicht einen großen Fundus von Handlungen für die Demokratie, die in der Vergangenheit zum Einsatz kamen.
 
        Lohnenswert ist, sich stärker der Frage zu widmen, welche Verhaltensweisen in einer Demokratie überhaupt als wünschenswert oder gar als vorbildlich angesehen werden. Dies geschieht oftmals nicht, weil es eine gewisse Scheu gibt, dass dies zu einer normativen Verengung und Reglementierung führen könnte.12 Gleichzeitig wird historisch-politische Bildung nicht an dieser Frage vorbeikommen. Natürlich kann aus der Demokratiegeschichte kein abschließender Kriterienkatalog für wünschenswertes Verhalten in einer und für die Demokratie abgeleitet werden. Wohl aber kann sie anregen, darüber nachzudenken, welche unterschiedlichen und vielfältigen Verhaltensweisen in der Demokratie als Herrschafts-, Gesellschafts- und Lebensform förderlich sein können.
 
        Ein entsprechender Versuch wird in der Publikation „Vorbilder der Demokratiegeschichte“ unternommen.13 Hier werden für die Phase „Demokratie erkämpfen“ unter anderem zwei beispielhafte Handlungen des Demokraten und Publizisten Robert Blum (1807–1848) während der Revolution von 1848/49 vorgestellt.
 
        Zum einen wird der 18. September 1848 beschrieben, als es in Frankfurt am Main nach der Billigung des Waffenstillstands im preußisch-dänischen Krieg durch die Mehrheit der Paulskirchenabgeordneten zu einem Aufstand gegen das Parlament kam und beide Seiten bereit waren, der Gewalt freien Lauf zu lassen. Robert Blum blieb in dieser Situation dem Parlamentarismus und der friedlichen Debatte treu und warf sein politisches Gewicht als Abgeordneter in die Waagschale, um aufgebrachte Bürger zu beruhigen und davon zu überzeugen, dass Gewalt nicht der richtige Weg sei. Hier stand Blum wie auch bei anderen Gelegenheiten im Laufe seiner politischen Karriere für die Suche nach einem Kompromiss. Sein damaliges Verhalten kann auch eine Orientierung für die Gegenwart geben: „Einen Ausgleich zwischen verschiedenen politischen Meinungen zu finden, ist in einer Demokratie die Regel, da sich in den seltensten Fällen eine absolute Mehrheit hinter einer ganz bestimmten Meinung versammelt. Derartige Kompromisse zu finden, ist aber häufig langwierig und kräftezehrend (…) Sich im Gespräch die Argumente der Gegenseite anzuhören und mit Worten für die eigene Meinung zu werben, ist anstrengend.“14
 
        Zum anderen wird dargestellt, wie Robert Blum Ende Oktober 1848 in den Straßen Wiens selbst militärisch Widerstand gegen Angriffe habsburgischer Soldaten leistete. Er hatte realisieren müssen, dass die Gegner der Revolution nicht daran interessiert waren, sich mit den Revolutionären und ihren Forderungen auseinanderzusetzen. Die Gegenrevolution setzte auf die umfassende Niederschlagung der Bewegung durch das Militär. Auch hierzu gibt es Gegenwartsbezüge. Es ist schwierig bis unmöglich, mit jemandem zu verhandeln und nach einer Lösung zu suchen, der nicht bereit ist, auch nur die kleinste Menge an Macht abzugeben: „Überzeugte Feinde der Demokratie aber werden die ihnen entgegengestreckte Hand immer und immer wieder wegschlagen. Für sie gilt einzig und allein das Prinzip ‚Alles oder nichts‘.“15
 
        Schon anhand dieser beiden Beispiele wird deutlich, dass die Handlungsoptionen vielfältig sind – und durchaus auch gegensätzlich. So gibt es auf der einen Seite Beispiele von Kompromissbereitschaft, auf der anderen Seite aber auch Fälle, in denen die eigene Überzeugung mit Rigidität gegen äußere Widerstände durchgesetzt wurde. Besonderes Verhalten in einer und für die Demokratie ist eben immer auch situations-, zeit- und kontextabhängig. Es gibt nicht „die“ Verhaltensweise als Patentrezept, das immer und in allen Fällen greifen kann. Vielmehr gibt es ein sehr vielfältiges, breites und teils widersprüchliches Spektrum an Aktionsmöglichkeiten, die in unterschiedlichen Kontexten zu unterschiedlichen Ergebnissen führen können.
 
        Auf die Frage, welche Herangehensweise die Demokratie heute am besten stärken würde, kann Demokratiegeschichte leider keine Antwort geben. Denn die Eins-zu-eins-Übernahme von Vorangegangenem scheint kaum geeignet, eine Lösung für Gegenwärtiges zu bieten. Demokratiegeschichte kann aber beim Abwägen und Bedenken helfen.
 
        Demokratie ist anstrengend. Auf die Frage, woher wir Kraft und Ansporn dafür erhalten, uns zu engagieren, kann eine Antwort lauten: aus dem Wissen, dass Einzelne etwas bewegen können. Viele Beispiele aus der Demokratiegeschichte zeigen das breite Spektrum von Handlungsoptionen und Veränderungsmöglichkeiten in einer Demokratie auf. Und natürlich können und müssen auch weitere, neue Aktionsformen hinzukommen, die es in der Vergangenheit noch nicht gab.
 
        Die Beschäftigung mit Demokratiegeschichte als Teil der historisch-politischen Bildung kann einen Beitrag dazu leisten, Handlungsspielräume zu erkennen und Gefühle der Ohnmacht zu überwinden.16 Sie kann dabei helfen, dass Bürgerinnen und Bürger sich für eine Stärkung der Demokratie in Deutschland einbringen – im Bewusstsein, dass demokratische Werte in der Vergangenheit erkämpft werden mussten und auch heute keine Selbstverständlichkeit sind; mit der Zuversicht, dass demokratische Entwicklung gelingen kann; und als Ansporn, Demokratie zu leben, weiterzuentwickeln und, wenn notwendig, auch zu verteidigen.
 
        In diesem Sinne agiert auch die Arbeitsgemeinschaft „Orte der Demokratiegeschichte“, in der sich mittlerweile mehr als 94 Orte und Einrichtungen, die sich um das Thema Demokratiegeschichte bemühen, mit dem Ziel zusammengeschlossen haben, „Demokratie zu stärken durch die Auseinandersetzung mit der Demokratie- und Freiheitsgeschichte. Dies soll lokal, regional, auf Ebene der Länder, wie auch bundesweit, europäisch und international geschehen. Die Erinnerungsarbeit zu den vielfältigen demokratischen Traditionen ermöglicht jeder und jedem, unabhängig von der Herkunft, eine bessere Orientierung in unserer Gesellschaft.“17
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          GWENDOLYN SASSE · VOLODYMYR YERMOLENKO · TANJA PENTER
 
          24. FEBRUAR 2022: EIN JAHR DANACH
 
          Das Kriegsjahr 2022 in der Ukraine war geprägt von großem Leid. Zugleich brachte es neue und mitunter überraschende Erkenntnisse. Drei unterschiedliche Perspektiven auf einen Krieg, den vor einem Jahr nur die wenigsten für möglich gehalten hatten.
 
        
 
         
          NICOLE DEITELHOFF
 
          WIE LÄSST SICH DER KRIEG IN DER UKRAINE BEENDEN?
 
          Ein baldiges Ende des Krieges in der Ukraine wird zunehmend unwahrscheinlicher. Statt einer Verhandlungslösung zeichnet sich ein langer Abnutzungskrieg ab, in dem die Ukraine auf Jahre hinaus wirtschaftlich, finanziell und militärisch unterstützt werden muss.
 
        
 
         
          MICHAEL MÜLLER · PETER BRANDT · REINER BRAUN
 
          FRIEDEN SCHAFFEN. EUROPAS VERANTWORTUNG FÜR EINE GEMEINSAME SICHERHEIT
 
          Der russische Angriffskrieg gegen die Ukraine ist nicht zu rechtfertigen, aber er hat eine komplexe und komplizierte Vorgeschichte sowie weitreichende Folgen für die zusammengewachsene Welt. Gerade Deutschland muss mehr tun für eine gesamteuropäische Friedensarchitektur.
 
        
 
         
          FRANZISKA DAVIES
 
          ENDE DER OSTPOLITIK? ZUR HISTORISCHEN DIMENSION DER „ZEITENWENDE“
 
          Die Ostpolitik der 1970er und 1980er Jahre hat nicht nur die deutsche Sozialdemokratie, sondern auch die gesamte Außenpolitik über viele Jahre nachhaltig geprägt. Die mit ihr verbundene Russlandfixierung hat sowohl der Ukraine als auch uns selbst geschadet.
 
        
 
         
          JULIA GRAUVOGEL · CHRISTIAN VON SOEST
 
          ERFOLG UND GRENZEN DER SANKTIONSPOLITIK GEGEN RUSSLAND
 
          Westliche Staaten haben bemerkenswert schnell mit harten Sanktionen auf die Invasion Russlands in die Ukraine reagiert. Nach einem Jahr zeigen sich erste Wirkungen der Zwangsmaßnahmen, die Erwartungen an dieses Instrument sollten aber realistisch bleiben.
 
        
 
         
          ANDRÉ HÄRTEL
 
          WIEDERAUFBAU DER UKRAINE. DIMENSIONEN, STATUS QUO UND INNERUKRAINISCHE VORAUSSETZUNGEN
 
          Anders als in der Ukraine selbst hat die Wiederaufbaudebatte international an Schwung verloren. Dabei wären wegen der Komplexität des Unterfangens frühzeitige Planungen notwendig, um die Wiederaufbaukampagne mit den 2014 begonnenen Reformen zu verknüpfen.
 
        
 
         
          MARTIN WENGELER
 
          REDEN ÜBER DEN KRIEG. EINIGE ANMERKUNGEN ZU KONTINUITÄTEN IM SPRECHEN ÜBER KRISEN, KRIEGE UND AUFRÜSTUNG
 
          Die „Zeitenwende“-Reden aus dem Februar 2022 reihen sich trotz mancher Unterschiede in die Tradition deutscher Kriegs- und Aufrüstungsreden ein. Die politischen Herausforderungen mögen neue sein, auf sprachlich-rhetorischer Ebene ist vieles schon einmal dagewesen.
 
        
 
      

       
        EDITORIAL
 
        Seit mehr als einem Jahr herrscht Krieg in der gesamten Ukraine. Nach Schätzungen der Vereinten Nationen und von westlichen Geheimdiensten sind dem russischen Angriffskrieg bislang Zehntausende Frauen, Männer und Kinder in der ukrainischen Zivilgesellschaft und noch einmal deutlich mehr Soldaten auf beiden Kriegsseiten zum Opfer gefallen. Fast acht Millionen Menschen haben die Ukraine mittlerweile verlassen, weitere sechs Millionen wurden zu Binnenflüchtlingen. Der Alptraum, der für viele Menschen in der Ukraine bereits 2014 begann, hält unvermindert an. Sein Ende ist nicht abzusehen.
 
        Selten war in der jüngeren europäischen Geschichte die Illegitimität eines kriegerischen Angriffs so eindeutig wie in diesem Fall, waren Aggressor und Opfer so klar identifizierbar. Die moralische Pflicht, den Angegriffenen zur Seite zu stehen, kann daher nicht infrage stehen. Dass aber über Ausmaß, Form und Ziel der Hilfe diskutiert, mitunter auch heftig polemisiert wird, gehört in einer offenen Gesellschaft zur Auseinandersetzung dazu. Auch die Frage, wie es zu diesem Krieg gekommen ist und welche Lehren daraus für die Zukunft gezogen werden können, ist legitimer Gegenstand konstruktiven Streits in einer liberalen Demokratie. Die jeweils andere Seite wahlweise als „Kriegstreiber“ oder „Russlandversteher“ zu diskreditieren, trägt gleichwohl kaum zur Verständigung bei.
 
        Auch nach einem Jahr „Zeitenwende“ tasten sich Politik, Wissenschaft und Gesellschaft mehr oder weniger langsam und vorsichtig an die neuen Realitäten heran. Dabei ist es eigentlich keine Schwäche der Demokratie, sondern ihre Stärke, dass sie sich für solch fundamentale Entscheidungen, wie sie heute von ihr verlangt werden, Zeit nimmt und Argumente abwägt. Dass die Menschen in der Ukraine für solche Abwägungsprozesse faktisch keine Zeit haben, gehört allerdings ebenfalls zur Wahrheit – und zeigt das ganze Dilemma demokratischer Politik in Zeiten des Krieges.
 
        Sascha Kneip
 
      

       
        VON ERWARTBAREN UND ÜBERRASCHENDEN ENTWICKLUNGEN
 
        Gwendolyn Sasse
 
        Der Beginn des Angriffskriegs Russlands auf die gesamte Ukraine am 24. Februar 2022 markiert eine Zäsur. Ein langes Jahr später sind die Dimensionen dieses Krieges und seine Folgen greifbarer geworden, übersteigen in ihrer Gesamtheit jedoch noch immer die individuelle Vorstellungskraft. Ein Gefühl von Unsicherheit prägt die Politik und die Gesellschaften in Europa und anderen Teilen der Welt, und die Schwächen internationaler Institutionen wie der UNO sind allzu offensichtlich. Noch dazu zeichnet sich kein Ende dieses Krieges ab. Das zum jetzigen Zeitpunkt wahrscheinlichste Szenario ist ein noch Monate, vielleicht Jahre andauernder Krieg. Die kürzlich beschlossene Lieferung von Kampfpanzern westlicher Bauart aus Europa und den USA reicht in ihren Umsetzungsplänen ebenfalls schon bis ins Jahr 2024.
 
        Der vor allem in der deutschen Debatte immer wieder präsente Ruf nach Verhandlungen über einen Waffenstillstand oder gar ein Kriegsende ist vom Grundverständnis her nachvollziehbar, verkennt aber die derzeitige Situation. Die Führung Russlands zeigt keinen politischen Willen für Verhandlungen und Kompromisse – und die ukrainische Regierung sieht nach den von der russischen Armee verübten Kriegsverbrechen in Irpin, Butscha, Mariupol und vielen anderen Orten ohne die weitere Rückeroberung von Gebieten keine Basis für Verhandlungen. So sieht es ukrainischen Meinungsumfragen zufolge auch die große Mehrheit der Ukrainer*innen. Die in der westlichen öffentlichen Debatte unnötig zugespitzte Dichotomie von „Krieg versus Verhandlungen“ ist irreführend: Westliche militärische und finanzielle Unterstützung der Ukraine zielt darauf ab, sie in eine Position zu bringen, von der aus sie verhandeln kann. Verhandlungen über Teilaspekte des Krieges finden darüber hinaus statt, so zum Beispiel über Gefangenenaustausch oder den Export von Getreide. Westliche Regierungschefs strecken in Abständen ihre Fühler gen Moskau aus, um den Moment für sinnvolle Verhandlungen beziehungsweise Veränderungen im politischen System Russlands nicht zu verpassen. Länder wie China, Indien und die Türkei pflegen weiterhin enge wirtschaftliche Beziehungen mit Russland, und ihre Beteiligung an Vermittlungsversuchen ist ebenfalls nicht ausgeschlossen. Die Türkei etwa hatte in den ersten Wochen nach der Invasion vom Februar 2022 bereits eine aktive Vermittlerrolle eingenommen.
 
        FEHLPERZEPTIONEN
 
        Trotz grundlegender Veränderungen im Selbstverständnis westlicher Regierungen und Gesellschaften im Laufe des vergangenen Jahres haben sich einige falsche Vorstellungen über die Ukraine erstaunlich beharrlich gehalten. Die Terminologie, mit der dieser Krieg beschrieben wird, bleibt weiterhin problematisch. Die Begriffe „Ukraine-Krieg“ oder „Ukraine-Konflikt“ sind nach wie vor omnipräsent in den Medien und öffentlichen Debatten. Begrifflichkeiten prägen den Vorstellungshorizont und damit auch die Schlussfolgerungen, die gezogen werden. Der Begriff „Ukraine-Krieg“ vermittelt den Eindruck, dass es sich um eine interne Auseinandersetzung in der Ukraine handele. Nichts wäre weiter entfernt von der täglichen Realität in der Ukraine – vor und seit dem 24. Februar 2022. Das Bild eines in sich gespaltenen Landes bemüht auch die russische Regierung seit Jahrzehnten und hat es mit dem Begriff des „Bürgerkriegs“ zugespitzt. Stattdessen handelt es sich um Russlands Krieg gegen die Ukraine. Es geht der Führung Russlands um die Zerstörung des ukrainischen Staates und der ukrainischen Nation, der ganz offen ihr Existenzrecht abgesprochen wird. Die begriffliche Verengung auf „Putins Krieg“ greift dabei ebenfalls zu kurz. Dem Präsidenten und Oberbefehlshaber kommt selbstverständlich eine Schlüsselrolle zu, doch das durch ihn und seine Eliten ausgebaute autoritäre System sowie die autoritäre Gesellschaft, die von diesem System geprägt wurde und die die Entscheidungen der Staatsspitze ermöglicht und mitträgt, sind Teil dieses Krieges.
 
        Ebenso notwendig ist es, den Krieg genau zu datieren. Russlands Krieg gegen die Ukraine hat nicht im Februar 2022 begonnen, auch wenn dieser Satz immer wieder fällt. Der Krieg begann im Februar und März 2014 mit der Besetzung und Annexion der Krim durch Russland, setzte sich im von Russland von Anfang an militärisch und finanziell kontrollierten Krieg in Teilen des Donbass von 2014 bis 2022 fort und kulminierte in der groß angelegten Invasion ab dem 24. Februar 2022. Diese sukzessive Ausweitung des Krieges durch Russland brachte sowohl auf russischer als auch auf westlicher Seite Zeit und Raum für Anpassungen mit sich. Russland hat diese Spielräume ausgetestet und ausgenutzt, während der Westen seine Fähigkeiten, die Situation zu stabilisieren oder die Beziehungen zu Russland kontrollierbar zu halten, überschätzt hat. Deutschlands Nord-Stream-2-Politik ist das eklatanteste Beispiel dieser Fehlkalkulation.
 
        Trotz der Warnungen westlicher Geheimdienste blieb Russlands Entschluss zur militärischen Eskalation in der Form eines Großangriffs auf die Ukraine bis zuletzt für viele kaum vorstellbar. Noch überraschender war – auch für westliche Geheimdienste – das Ausmaß des militärischen und zivilen Widerstands der Ukrainer*innen. In ukrainischen Meinungsumfragen war in den Monaten vor dem 24. Februar 2022 der Anteil derer, die sich für zivilen oder militärischen Widerstand im Falle eines weiteren Angriffs Russlands auf die Ukraine aussprachen, deutlich angestiegen, aber ob eine gesellschaftliche Stimmung politisch aktiviert wird, zeigt sich erst im Testfall selbst.
 
        WIDERSTANDSKRAFT
 
        Die Resilienz der Ukrainer*innen ist nicht bloß eine plötzliche Reaktion auf das Kriegsgeschehen. Ihr liegt ein Selbstverständnis der Menschen als ukrainische Staatsbürger*innen zugrunde, das insbesondere durch Zyklen von Massenprotesten – die Orangene Revolution 2004 und den Euromaidan 2013/14 – gestärkt wurde. Massenmobilisierung ist ein seltenes Phänomen. Wenn es noch dazu wiederholt auftritt, verändert sich die Gesellschaft – auch über die direkt Beteiligten hinaus. Direkte und indirekte Erfahrungen, Hoffnungen, Erwartungen, Ideen und eine kollektive Erinnerung an diese Schlüsselmomente wirken lange nach, nicht zuletzt in sozialen und institutionellen Netzwerken, die zu einem späteren Zeitpunkt reaktiviert oder neu aufgestellt werden können. Die Erfahrungen aus den Massenprotesten stehen auch in direkter Verbindung zur wachsenden Bedeutung des nicht institutionalisierten sozialen Engagements (Volunteering). Die Akteure hinter dieser Art des Engagements gehörten in den vergangenen Jahren ukrainischen Umfragen zufolge regelmäßig zu den vertrauenswürdigsten „Institutionen“ – nach Armee, NGOs und, je nach Zeitpunkt der Umfrage, den Kirchen oder dem Präsidenten. Dieses Engagement und seine gesellschaftliche Anerkennung bildeten eine wichtige Grundlage, auf der verschiedene Formen des Widerstands aufbauen konnten.
 
        Im Zuge dieser Entwicklungen war eine auf den Staat fokussierte Identität längst zur wichtigen Bezugskategorie geworden. Die ukrainische Staatsnation entstand somit nicht erst im Februar 2022, auch wenn dies häufig behauptet wird. Von außen wurde die Ukraine zu häufig als ein ethnisch, sprachlich und regional gespaltenes Land wahrgenommen. Dieser Blick hat viel mit einem kolonialen Blick auf Osteuropa zu tun, der ethnische und sprachliche Diversität problematisiert und als zwangsläufig konfliktbehaftet wahrnimmt. Die Überlappung und Kompatibilität unterschiedlicher Identitäten in der Ukraine ist weithin unterschätzt worden, obwohl sozialwissenschaftliche Forschung diesen Trend seit vielen Jahren empirisch dokumentiert. Dieses Wissen in den Mainstream der Wissenschaft, aber auch in die Politik und Öffentlichkeit zu transferieren, war strukturell bedingt schwierig. Seit Februar 2022 wurde für Einordnungen auf der Grundlage dieser Forschung im öffentlichen Diskurs mehr Raum geschaffen. Die direkte Begegnung von Menschen mit „der Ukraine“ in Form von geflüchteten Ukrainer*innen im privaten und professionellen Umfeld vermittelt nicht nur direkte Kontakte, sondern weckt auch Interesse und schließt Wissenslücken.
 
        Das eigentlich Überraschende im ersten Kriegsjahr war die Tatsache, dass Wladimir Putin und die ihn umgebenden Eliten die Ukraine so gründlich missverstanden haben. Allen Anzeichen zufolge hat man an Schlüsselstellen im System wirklich geglaubt, dass der Durchmarsch nach Kyjiw mit Panzerkolonnen innerhalb weniger Tage gelingen würde und die russischen Truppen dort zumindest von Teilen der Gesellschaft und der Eliten willkommen geheißen würden. Daraus spricht rückblickend einmal mehr die koloniale Arroganz dem vermeintlich „kleinen Bruder“ gegenüber. Damit verbunden sind die selbst für westliche Geheimdienste und Verteidigungsministerien überraschenden offensichtlichen Schwächen in der russischen Kriegsführung, insbesondere in der Logistik, der inflexiblen Befehlsstruktur, der fehlenden Vorbereitung der Soldaten und im Rekrutierungsprozess insgesamt, aber auch im Ausmaß der Gewaltbereitschaft der Truppen. Was als schneller Sieg konzipiert war, ist nun zum Test für das politische System unter Putin geworden.
 
        FAKTOR ZEIT
 
        Seit Februar 2022 sind zwischen einem Viertel und einem Drittel der Bevölkerung der Ukraine in Bewegung, darunter geschätzt 7 bis 8 Millionen Binnenflüchtlinge und etwa 5 Millionen Geflüchtete im westlichen Ausland. Sie sind ein wichtiger Teil der veränderten sozialen Struktur der Ukraine – dadurch, dass vor allem Frauen und Kinder geflüchtet sind, aber auch durch die Rekonfiguration von persönlichen und sozialen Netzwerken. Diese Netzwerke sind translokal und multidirektional. So greifen Unterstützung bei Flucht und Angriffen sowie Crowdfunding für die militärische Ausrüstung der Armee oder für Generatoren ineinander. Diese translokale ukrainische Gesellschaft zeichnet heute ein hoher Mobilisierungs- und Vernetzungsgrad aus. Auf nationaler Ebene hat hingegen eine Zentralisierung politischer Entscheidungsprozesse stattgefunden.
 
        Die Ukraine hat sich auf tragische Weise in die mentale Landkarte Europas eingeschrieben. Solidarität und Engagement für die Geflüchteten haben der Ukraine in der Mitte der europäischen Gesellschaften eine dauerhafte Präsenz verschafft. Eine „Zeitenwende“ in der öffentlichen Wahrnehmung erfolgte schnell, auch im Hinblick auf die militärische Unterstützung für die Ukraine. Die Ankündigung der politischen Zeitenwende durch Bundeskanzler Olaf Scholz am 27. Februar 2022 im Deutschen Bundestag erfolgte, gemessen an der deutschen Nachkriegsgeschichte, ebenfalls schnell. Doch für die Ukraine und ihre mittel- und nordeuropäischen Nachbarn kam die darauf aufbauende militärische Unterstützung dennoch zu langsam. Dies ist ein Teil des Dilemmas der Gleichzeitigkeit in diesem Krieg, in dem Zeit bereits seit seinem Beginn 2014 ein entscheidender Faktor ist.
 
         
          GWENDOLYN SASSE 
ist Wissenschaftliche Direktorin des Zentrums für Osteuropa- und internationale Studien (ZOiS) und Einstein-Professorin für Vergleichende Demokratie- und Autoritarismusforschung an der Humboldt-Universität zu Berlin. Bei C.H.Beck erschien im Herbst 2022 ihr Buch „Der Krieg gegen die Ukraine“. gwendolyn.sasse@zois-berlin.de
 
        
 
      

       
         
          FÜNF LEHREN AUS DER RUSSISCHEN INVASION
 
          Volodymyr Yermolenko
 
          Ein Jahr ist vergangen, seit Russland einen großen Krieg begonnen hat, einen Krieg des 21. Jahrhunderts. Dieser Krieg hat gezeigt, dass wir nicht aus den Fehlern der Vergangenheit lernen. Aber das sollten wir. Wir sollten lernen, aus diesen Fehlern zu lernen. Ich möchte versuchen, einige Schlussfolgerungen zu ziehen – in der Hoffnung, dass irgendjemand einen Nutzen davon hat.
 
          ERSTENS: DEMOKRATIEN KÖNNEN STÄRKER SEIN ALS AUTOKRATIEN
 
          Im Gegensatz zu den wachsenden Selbstzweifeln und der zunehmenden Skepsis, die in den vergangenen 20 Jahren in den Demokratien weltweit zu beobachten waren, zeigt der Krieg, dass sich Demokratien wehren und stärker als Autokratien sein können. Autokratien stützen sich auf Angst, Strafe, Gewalt und Ordnung; Demokratien auf die Ermächtigung ihrer Bürgerinnen und Bürger und die individuelle Initiative. Der ukrainische Widerstand gegen die russische Invasion zeigt, dass die Ermächtigung der Menschen die größte Stärke einer Demokratie ist und sie in die Lage versetzt, auch großen aggressiven Mächten die Stirn zu bieten. Wenn eine Gesellschaft so gestaltet ist, dass die einzelnen Bürgerinnen und Bürger daran gewöhnt sind, die Initiative zu ergreifen, wenn sie ihre eigene Macht kennen und wissen, dass sie selbst Veränderungen bewirken können, dann kann das einen großen Unterschied ausmachen im Kampf gegen Regime, in denen die Bürger ihre Verantwortung abgegeben haben und nur aus Angst vor Strafe und/oder der Bereitschaft kooperieren, die Augen vor der brutalen Realität ihres Lebens zu verschließen. Demokratien sind stärker, als viele Menschen glauben; das zeigt das Beispiel der Ukraine und die weltweite Solidarität mit ihrem Kampf.
 
          ZWEITENS: DER NIEDERGANG DER VERNUNFT ÖFFNET DER GEWALT TÜR UND TOR
 
          Fast jeder „Beginn eines neuen Jahrhunderts“ hat, wie wir aus der jüngeren Geschichte wissen, eine Gegenbewegung zur Vernunft und Rationalität hervorgebracht. Wir kennen diesen Backlash aus dem frühen 20. Jahrhundert mit dem Aufleben irrationaler Philosophien und der Kritik an der Aufklärung – eine Haltung, die am Ende den Faschismus, Nationalsozialismus und Stalinismus an die Macht brachte. Eine ähnliche Gegenreaktion können wir zu Beginn des 19. Jahrhunderts mit dem Aufkommen der Romantik und der Restauration erkennen, in deren Folge wieder antidemokratische monarchische Autokratien mit ihren ausgeklügelten Unterdrückungssystemen das Sagen in Europa hatten. Heute erleben wir eine ähnliche Gegenbewegung der Irrationalität. Rationalität wird kritisiert, und man entdeckt das Animalische im Menschen wieder. Irrationale Impulse – Instinkte, Emotionen, die Intuition und anderes mehr – sind rehabilitiert; der Unterschied zwischen dem Menschen und anderen Tieren wird reduziert. Dieser „biophilosophische“ Backlash hat in vielen Ländern ein Klima geschaffen, in dem Sektierertum, Unnachgiebigkeit und Voluntarismus über die Ideale der rationalen Diskussion gesiegt haben und der „Kampf“ im Mittelpunkt steht. In Russland hat diese Gegenbewegung ein revanchistisches Regime hervorgebracht, das die Welt als großen Kampf ums Überleben interpretiert und den Kult um eine „starke Hand“ und einen „männlichen Führer“ propagiert (an anderer Stelle habe ich einmal von „Zoopolitics“ gesprochen).01
 
          Doch all diese Epochen haben auch gezeigt, dass der Niedergang der Vernunft grausame Konsequenzen hat. Die „Biologisierung“ des Menschen, die Reduzierung der Gesetze unseres Zusammenlebens auf die Gesetze der Biologie, der Kampf um „Lebensraum“ und ums Überleben bilden die Grundlage für eine überaus grausame Ideologie, in der das Töten des Gegners mit der Zeit zur Norm und Krieg (real oder symbolisch) als Sinn des Lebens betrachtet wird. Wir müssen zu den Idealen der Aufklärung mit ihrem Fokus auf Pluralismus und Rationalität zurückkehren, der Gültigkeit von Ideen und Argumenten und dem grundlegenden Unterschied zwischen unserer menschlichen Welt und der Tierwelt. Doch dafür müssen wir die Herausforderung annehmen und gegen die neue Grausamkeit der russischen „Zoopolitics“ angehen.
 
          DRITTENS: DER KAMPF GEGEN DIE TYRANNEI IST TEIL DER UKRAINISCHEN POLITISCHEN KULTUR
 
          Der ukrainische Widerstand lässt sich weder mit kurzfristigen Ursachen noch mit der Rolle einzelner Personen erklären. Es gibt etwas in unserer Nation, das Millionen Menschen durchdringt und sie dazu gebracht hat, sich sofort nach dem Überfall freiwillig zu melden und ihr komfortables Leben – und in vielen Fällen auch ihre Gesundheit und ihr Leben – für ihr Land aufs Spiel zu setzen oder gar zu opfern. Dieses „Etwas“ ist eine tiefsitzende Abscheu vor der tyrannischen Politik, die der russische Imperialismus seit Jahrhunderten verkörpert. Diese Haltung ist seit Generationen in der ukrainischen Gesellschaft lebendig, auch wenn immer wieder versucht wurde, sie auszurotten. Sie hat sich regeneriert und entfaltet heute eine neue, tiefgreifende Kraft. Die politische Kultur der Ukraine basiert im Gegensatz zur russischen auf der Idee, dass Tyrannei illegitim ist, dass Freiheit das höchste Gut ist, zivile Gewalt nicht tolerierbar ist, die Gesellschaft pluralistisch sein und jeder Mensch in seiner Würde geschützt werden sollte. Diese Werte – die ich als „republikanisch“ bezeichne, abgeleitet von res publica, dem „Gemeinwesen“, das wiederum auf die griechische politeia zurückgeht, die politische Gemeinschaft, die all ihren Mitgliedern die Mitwirkung ermöglicht – existierten in Osteuropa schon viele Jahrhunderte, bevor das russische Reich im 18. Jahrhundert expandierte und die Staaten der Polen, Ukrainer und Krimtataren zerstörte. Heute besteht die Chance, diese republikanische Kultur wieder aufleben zu lassen.
 
          VIERTENS: DIE RUSSISCHE GESELLSCHAFT IST DURCHDRUNGEN VOM KULT DER GEWALT
 
          Es ist falsch, diesen Krieg als „Putins Krieg“ zu bezeichnen. Putin ist nur ein Symptom der russischen Gesellschaft, in der sich in den vergangenen Jahrzehnten eine Kultur des Revanchismus mit dem Ziel entwickelt hat, die Niederlage Russlands im Kalten Krieg auszumerzen. In diesem Weltbild gilt das Recht des Stärkeren, regieren Macht und Gewalt. Die erstaunliche Unterstützung für den Krieg in der russischen Gesellschaft, das Ausbleiben massiver Proteste nicht nur innerhalb Russlands, sondern auch bei den russischen Bürgern, die Russland seit Beginn des Krieges verlassen haben, zeigt, wie tief diese Haltung bereits geht. Die Ursachen dafür sind in der allgegenwärtigen Gewalt zu suchen – Gewalt in der Familie, beim Militär, bei der Arbeit, im Verhältnis zwischen dem Staat, der Polizei und den ganz normalen Menschen –, die die gesamte Gesellschaft durchdringt. Dieser Masochismus der Zivilgesellschaft wird zum Sadismus, wenn Bürger als Opfer wiederholter Gewalt und Erniedrigung instinktiv versuchen, die Gewalt, die er oder sie erlebt hat, auf andere zu übertragen, oder, um sich als Teil eines größeren Ganzen zu fühlen, Gewalt gegen andere ausüben. Masochismus, der zu Sadismus wird, ist ein Symptom dieser Entwicklung. Ein weiteres Symptom ist der angesprochene Hass auf den Rationalismus, der auch in Kernelementen der russischen Literatur und Kultur (angefangen bei Wladimir Solowjew und Fjodor Dostojewski) zum Ausdruck kommt und oft so weit geht, dass der westliche „Rationalismus“ zugunsten der „russischen Seele“ abgelehnt wird. Das dritte Element ist die Vernachlässigung des Individualismus, wie man ihn in der russischen intellektuellen Tradition und der Vorstellung einer größeren „panideologischen Gemeinschaft“ findet.
 
          Politischer und gesellschaftlicher Sadomasochismus, Hass auf die Vernunft und die Vernachlässigung des Individualismus sind Symptome einer Krankheit, die die russische kulturelle und politische Tradition befallen hat, und die mitverantwortlich für den aktuellen Krieg ist.
 
          FÜNFTENS: EINE GESUNDE GESELLSCHAFT WAHRT DIE BALANCE ZWISCHEN AGORA UND AGON
 
          Die republikanische politische Kultur hat zwei Säulen: die Agora und den Agon. Auf der Agora, dem Marktplatz, trifft man sich und tauscht sich aus – Waren, Worte, Ideen, Gefühle, Erfahrungen und Geschichten. Auf dem Agon, dem Schlachtfeld, kämpft man. Auf der Agora gewinnen beide Seiten, auf dem Agon nur eine. Weisheit in einer Gesellschaft bedeutet, zu wissen, wo der Agon seinen Platz hat und wo die Agora.
 
          Wenn der Agon das einzige Prinzip einer Gesellschaft ist, wird eine Unterhaltung unmöglich. Dann ist der Kampf die einzige Form der Interaktion. Daraus entstehen in der Regel faschistische Ideologien, die Verehrung eines Kriegers als Anführer und ein Kult der Gewalt. Wenn die Agora das einzige Prinzip ist, besteht das Risiko, dass man auch Kompromisse mit dem Bösen eingeht, man sich also auf einen Pakt mit dem Teufel einlässt. Das Beispiel der Ukraine zeigt, dass sich Agora und Agon kombinieren lassen. Diese Synthese ist schwierig, aber möglich. Nach innen schätzt man die Agora, die Pluralität innerhalb der Gesellschaft, ist aber gleichzeitig auch in der Lage, die eigenen Grenzen nach außen zu verteidigen, sich dem Kampf, dem Agon, zuzuwenden, wenn es nötig ist.
 
          Das sind die fünf Lehren, die ich aus dem vergangenen Jahr gezogen habe. Es gibt jedoch noch eine sechste, und sie ist vielleicht sogar die wichtigste: Es gibt keinen höheren Wert als das menschliche Leben. Es gibt keine größere Tragödie als den Verlust des Lebens. Es gibt keine größere Ungerechtigkeit als die, dass eine Mutter ihr Kind verliert. Wir brauchen diesen Krieg nicht, um all das zu lernen.
 
          Und die letzte Schlussfolgerung: Das Gute wird siegen. Die Ukraine wird siegen. Die Freiheit wird siegen. Doch für diesen Sieg braucht die Ukraine Unterstützung. Es gibt Zeiten, in denen die Agora sich selbst verteidigen muss, in denen sie kämpfen muss. Sonst wird sie verschwinden.
 
           
            Übersetzung aus dem Englischen: Heike Schlatterer, Pforzheim.
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          ANMERKUNGEN
 
          01 Vgl. Volodymyr Yermolenko, Russia, Zoopolitics, and Information Bombs, 26.5.2015, https://euromaidanpress.com/2015/05/26/russia.
 
        
 
      

       
        AUS KRISEN LERNEN
 
        Tanja Penter
 
        Das schlimme erste Jahr des Krieges in der Ukraine war auch ein Jahr voller Überraschungen. Zu diesen Überraschungen zählen die Brutalität des russischen Angriffs und die zahlreichen Kriegsverbrechen ebenso wie der starke Widerstandswille der Ukrainer:innen und ihre schnelle Selbstbehauptung im internationalen Kommunikations- und Informationsraum. Ebenso unerwartet waren die entschlossene Reaktion der Nato und ihrer Mitgliedstaaten, die rasche Einigung der europäischen Regierungen auf Sanktionen und Waffenlieferungen an die Ukraine, die Bereitschaft der europäischen Zivilgesellschaften, Millionen von ukrainischen Geflüchteten aufzunehmen, aber auch die offenkundigen Schwächen des russischen Militärs, das bei seinen Planungen offenbar deutlichen Fehleinschätzungen über die Ukraine aufgesessen ist. Der Schrecken über den Grad der „Zombisierung“01 der russischen Gesellschaft ging zugleich mit der Erkenntnis einher, dass auch unter der mit nackter Gewalt regierenden Putinschen Diktatur ziviler Protest niemals vollständig ausradiert werden kann.02
 
        Die Geschichte, deren Ende 1989 von Francis Fukuyama voreilig vorausgesagt worden war,03 ist 2022 mit solcher Wucht zurückgekehrt, dass selbst Historiker:innen überrascht waren. Das Ausmaß und die extreme Geschwindigkeit, mit der die „Zeitenwende“ voranschritt und neue Tatsachen von voraussichtlich langanhaltender Wirkung schuf, kam auch für viele Osteuropaexpert:innen unerwartet. Der entscheidende Treiber für die gewalttätige Rückkehr der Geschichte war ein russischer Präsident, der seinen völkerrechtswidrigen Angriffskrieg in bizarren Geschichtsaufsätzen und Reden mit historischen Bezügen zu legitimieren versuchte und seine Politik unter anderem in die Tradition der Expansionspolitik des Russischen Imperiums seit Peter I. stellte.04 Geschichte war von Wladimir Putin bereits vor seinem Angriff auf die Ukraine instrumentalisiert worden, um von wachsenden innergesellschaftlichen Problemen und der gescheiterten Modernisierung des Landes abzulenken.05 Während ideologisch aufgeladene Geschichtsbilder und -klitterungen in Putins Russland zunehmend als Legitimationsquelle für staatliche Politik instrumentalisiert wurden, wuchs auch das Berufsrisiko strafrechtlicher Verfolgung für kritische Historiker:innen.06
 
        BESCHLEUNIGTE VERFLECHTUNG UND ENTFLECHTUNG
 
        Der russische Angriffskrieg setzte auf vielen gesellschaftlichen Ebenen eine ukrainisch-deutsche Verflechtung in Gang oder beschleunigte sie, die in der Wissenschaft erst nach 2014 langsam begonnen hatte. Viele deutsche Universitäten nahmen geflüchtete ukrainische Wissenschaftler:innen und Studierende auf; deutsche Stiftungen starteten bemerkenswert schnell und unbürokratisch entsprechende Hilfsprogramme.07 Ein Nebeneffekt dieser Entwicklung ist, dass die Internationalisierung und Vernetzung der ukrainischen Geschichtswissenschaft, die Stärkung der Ukraineexpertise an deutschen Universitäten und der Aufbau zukünftiger neuer Kooperationen beschleunigt und befördert wurde.
 
        Mit ebenso großer Geschwindigkeit vollzog sich zugleich, vorangetrieben durch Putins Politik der Isolation, eine Entflechtung der russisch-deutschen Beziehungen, von der auch die Wissenschaft betroffen ist. So ist es etwa schwieriger geworden, Visa und Fördermittel für russische Kolleg:innen zu bekommen. Gleichwohl ist es wichtig, die letzten Brücken nicht abzubrechen, sondern die Kontakte zu kritischen russischen Wissenschaftler:innen aufrechtzuerhalten. Nicht wenige von ihnen sind inzwischen in Staaten des Kaukasus und Zentralasiens migriert, die sich zu neuen Zentren des russischen Massenexodus entwickeln. Die georgische Hauptstadt Tiflis, die bereits einige internationale Organisationen beherbergt, könnte zukünftig noch stärker in den Fokus der internationalen Wissenschaftskooperation rücken und zu einer Art Begegnungsort für Forscher:innen aus dem postsowjetischen Raum werden.08
 
        Wir lernen aus den Erfahrungen des vergangenen Jahres, dass Prozesse der Verflechtung und Entflechtung, wenn sie auf einem breiten politischen und gesellschaftlichen Konsens beruhen, mit großer Geschwindigkeit erfolgen können. In der Krise ist schnelles Handeln möglich, wie nicht zuletzt die erfolgreiche Abwendung der Energienotlage und die Verringerung der deutschen Abhängigkeit von russischen Gaslieferungen verdeutlichen. Dies lässt hoffen, dass mit diesen Erfahrungen und Lerneffekten auch andere internationale Großkrisen zukünftig gemeistert werden können.
 
        LERNPROZESSE
 
        Ich möchte den Blick auf diese Lernprozesse richten, weil sie, trotz aller berechtigten düsteren mittelfristigen Zukunftsprognosen, auch etwas Hoffnung machen. Zu Beginn des Krieges waren es vor allem die Lehren und Erfahrungen aus der Corona-Pandemie, die uns halfen, die neuen Herausforderungen anzugehen. Die digitale Kommunikation in Form von Video-Konferenzen, Webinaren oder der Nutzung von Messenger-Diensten war in der Pandemie für uns selbstverständlich geworden, und daran konnte nach dem 24. Februar 2022 angeknüpft werden: Vom ersten Kriegstag an hielten wir Historiker:innen und Osteuropa-Expert:innen enge Kontakte zu unseren ukrainischen Kolleg:innen, die auf zahlreichen Videokonferenzen das Publikum unmittelbar an ihren Kriegserfahrungen teilhaben ließen und diese zugleich wissenschaftlich einzuordnen versuchten. Allen russischen Angriffen zum Trotz konnten ukrainische Kolleg:innen weiterhin am internationalen wissenschaftlichen Austausch teilhaben und hier wichtige Impulse setzen.09 Bemerkenswert ist auch, wie es ukrainischen Autor:innen, die kraftvoll gegen den Krieg anschreiben, in kurzer Zeit gelungen ist, den deutschen Buchmarkt zu erobern.10
 
        In der deutschen Osteuropawissenschaft hat der Ukrainekrieg nicht nur eine kritische Selbstreflexion im Hinblick auf die bisherige starke Russland-Fokussierung und Diskussionen über eine notwendige Dekolonisierung der Osteuropäischen Geschichte angestoßen,11 sondern auch das Bewusstsein für die Notwendigkeit des Wissenstransfers in eine breite Öffentlichkeit geschärft. Angesichts der Vielzahl neuer Aufgaben, die der Krieg mit sich brachte – angefangen bei der Wissensvermittlung in die Öffentlichkeit über die Präsenz in (digitalen) Medien bis hin zur konkreten Unterstützung geflüchteter Kolleg:innen und Studierender –, erwies es sich als hilfreich, die Ressourcen und Kompetenzen in gemeinsamen (digitalen) Veranstaltungsformaten zu bündeln. Zudem reifte die Erkenntnis, dass wir als Fach enger zusammenstehen müssen, um medienwirksamen „Expert:innen“ auch öffentlich stärker zu widersprechen.12 Dahinter steht auch die Feststellung eines Vermittlungsproblems und die Einsicht, dass die Osteuropawissenschaft nicht erst seit 2014 mit ihren Forschungserkenntnissen Politik und Öffentlichkeit nicht ausreichend erreicht hat. Im Ergebnis könnte der Krieg in der Ukraine also positive Impulse sowohl für den Zusammenhalt im Fach als auch für den Wissenstransfer in die Öffentlichkeit setzen.
 
        AUSBLICK
 
        Nur eine Randnotiz war in diesem schlimmen vergangenen Jahr der Tod von Michail Gorbatschow am 30. August, der im Schatten der Zeitenwende des 24. Februars ebenfalls das Ende einer Epoche besiegelte. Die Erinnerung an Gorbatschow, der, wie der russische Friedensnobelpreisträger Dmitrij Muratov in einem Nachruf festhielt, den Krieg verachtete und seinem Land und der Welt das unglaubliche Geschenk des Friedens bereitet hatte,13 lässt hoffen, dass in Russland irgendwann in der Zukunft auch wieder friedliche Entwicklungen möglich sein werden. Vielleicht kann dann nachgeholt werden, was 1991 nach dem Ende der Sowjetunion nicht gelungen ist und sich heute als hochexplosives Erbe der Sowjetepoche erweist: die gemeinsame Aufarbeitung der geteilten Gewaltgeschichte des 20. Jahrhunderts durch Historiker:innen aus den Nachfolgestaaten der Sowjetunion – mit dem Ziel, Verständigung und Aussöhnung zu befördern und zu einer geteilten Erinnerungskultur zu finden. Angesichts des andauernden Krieges, der den Menschen in der Ukraine größte Opfer abverlangt, ist dies derzeit aber nur eine ferne Wunschvorstellung.
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        ANMERKUNGEN
 
        01 Der Begriff der Zombisierung steht für die Manipulation der russischen Gesellschaft durch die Staatspropaganda.
 
        02 Einige mutige Beispiele finden sich bei Michael Thumann, Revanche. Wie Putin das bedrohlichste Regime der Welt geschaffen hat, München 2023, Kapitel 12.
 
        03 Vgl. Francis Fukuyama, The End of History and the Last Man, New York 1992.
 
        04 Vgl. Andreas Kappeler, Revisionismus und Drohungen. Vladimir Putins Text zur Einheit von Russen und Ukrainern, in: Osteuropa 7/2021, S. 67–76; siehe auch Putins Reden vom 21. sowie vom 24. Februar 2022 in: Osteuropa 1–3/2022, S. 119–135, S. 141–148.
 
        05 Vgl. Klaus Gestwa, Putin, der Cliotherapeut. Überdosis an Geschichte und politisierte Erinnerungskonflikte in Osteuropa, in: Neue Politische Literatur 67/2022, S. 15–53; Guido Hausmann/Tanja Penter, Der Gebrauch der Geschichte. Ukraine 2014: Ideologie vs. Historiographie, in: Osteuropa 9–10/2014, S. 35–50.
 
        06 Davon zeugen zum Beispiel die regelmäßigen Länder- und Jahresberichte des Network of Concerned Historians, www.concernedhistorians.org.
 
        07 Dazu zählen große Stiftungen wie etwa die VW-Stiftung, die schon 2016 ein Programm zur Förderung ukrainisch-russisch-deutscher Forschungskooperationen aufgelegt hatten, oder die Philipp-Schwartz-Initiative der Humboldt-Stiftung für verfolgte Wissenschaftler:innen, aber auch die kleinere Vector-Stiftung, die bis dahin hauptsächlich Forschung und Bildung im MINT-Bereich förderte.
 
        08 In Tiflis plant nun auch die Max Weber Stiftung, ein neues Büro zu eröffnen. Ein dringendes Desiderat bleibt die Einrichtung eines Standortes der Stiftung in Kyjiv.
 
        09 Siehe zum Beispiel die Online-Seminarreihe der Deutsch-Ukrainischen Historischen Kommission „Historians and the War: Rethinking the Future“, www.duhk.org/historians-and-war.
 
        10 Siehe zum Beispiel die Teilnehmer:innen des deutsch-ukrainischen Schriftsteller:innentreffens in Weimar: www.klassik-stiftung.de/ihr-besuch/veranstaltung/eine-bruecke-aus-papier. Auch in der russischsprachigen Literatur erfährt Antikriegslyrik eine expressive Blüte. Siehe z.B. den Sammelband „Poesie der Endzeit“: Jurij Leving, Poezija poslednego vremeni. Chronika, St. Petersburg 2022.
 
        11 Siehe unter anderem die Diskussionsbeiträge zur Lage des Faches in Ab Imperio 1/2022, der Historischen Zeitschrift 2/2022 sowie im demnächst erscheinenden Band der Jahrbücher für Geschichte Osteuropas (JGO) 1/2023.
 
        12 Siehe zum Beispiel die Wortmeldungen von Fachvertreter:innen zu den Vorträgen von Gabriele Krone-Schmalz: Franziska Davies, Desinformationsexpertin. Russland, die Ukraine und Frau Krone-Schmalz, in: Osteuropa 9–10/2022, S. 245–265; Heidelberger Podiumsdiskussion „Desinformation, Social Media und die Rolle von Expert:innen“, www.youtube.com/watch?v=Lw72t0ohfyQ.
 
        13 Vgl. Dmitrij Muratov, Gorbatschow, 31.8.2022, https://novayagazeta.ru/articles/2022/08/31/gorbachev.
 
      

       
         
          
 
          [image: Karte: Ukraine politisch] 
        
 
      

       
        WIE LÄSST SICH DER KRIEG IN DER UKRAINE BEENDEN?
 
        Nicole Deitelhoff
 
        Der berühmte Militärtheoretiker Carl von Clausewitz formulierte einmal, der Krieg beginne erst mit der Verteidigung.01 Dieses Bonmot muss dem frisch gewählten brasilianischen Präsidenten Lula da Silva im Ohr geklungen haben, als er Ende Januar 2023 den deutschen Bundeskanzler bei einer gemeinsamen Pressekonferenz zur Frage der Unterstützung der Ukraine im Krieg gegen Russland wissen ließ, dass sich zwei nicht streiten könnten, wenn einer nicht wolle.02 Die Logik ist bestechend, und man hört sie bisweilen auch im deutschen Mediendiskurs. Würde die Ukraine die Kampfhandlungen einstellen, hätte sie sie gar nicht erst aufgenommen oder würde der Westen seine Unterstützung der Ukraine einstellen, so die Argumentation, gäbe es diesen Krieg nicht, würde er die Welt nicht so in Mitleidenschaft ziehen oder wäre er doch längst mit weit weniger Opfern beendet worden. In ihrer Konsequenz und nach allem, was sich in der Ukraine seit Ausbruch dieses Krieges beobachten lässt und vom Angreifer, Russland, zu hören ist, wäre es wohl darauf hinausgelaufen, dass es die Ukraine als unabhängigen Staat heute nicht mehr gäbe. Nicht der Streit wäre verschwunden, sondern der Streitgegner. Und auch hinsichtlich der Frage, wie viele Opfer dieser Krieg kostet, gibt es mit Blick auf die russische Militär- und vor allem Besatzungspraxis in der Ukraine keine eindeutige Antwort.
 
        Das alles weist darauf hin, dass die Frage, wie sich dieser Krieg beenden lässt, nicht losgelöst von der Frage erörtert werden kann, welches Ende man dafür in Kauf zu nehmen bereit ist. Enden gibt es viele, aber nicht alle sind gleichermaßen wünschenswert. Aus der Perspektive einer auf Status quo, Kooperation und Menschenrechtsschutz setzenden europäischen Friedens- und Sicherheitsordnung ist das oben skizzierte Ende nicht akzeptabel, würde es doch die grundlegenden Prinzipien der europäischen und der internationalen Friedensordnung mit Füßen treten: das Prinzip, dass Grenzen nicht mit Gewalt verändert werden dürfen, das damit einhergehende Recht auf territoriale Integrität, das allen Staaten gleichermaßen zukommt, und nicht zuletzt das Bekenntnis zu Menschenrechten. Es würde mithin die Sicherheit aller europäischen Staaten gefährden.
 
        Wie steht es aus dieser Perspektive um die Frage, wie dieser Konflikt beendet werden kann? Der Blick auf die Entwicklungen in der Ukraine und ein knapper Durchgang durch die Forschung zu Kriegsbeendigungen legen nahe, dass ein baldiges Ende des Konflikts zu Beginn des Jahres 2023 unwahrscheinlicher wird. Stattdessen zeichnet sich ein langer Abnutzungskrieg ab, in dem die westlichen Staaten die Ukraine auf Jahre hinaus massiv wirtschaftlich, finanziell und vor allem militärisch unterstützen müssen.
 
        WIE KRIEGE ENDEN
 
        Die Wege, auf denen Kriege enden können, sind zahlreich: Sie reichen von der militärischen Entscheidung, im Sinne einer Entscheidungsschlacht oder schlicht einer erdrückenden militärischen Überlegenheit, über Waffenstillstände und Demobilisierungsmaßnahmen zu Friedensabkommen mit und ohne Vermittlung Dritter bis hin zur Erschöpfung beziehungsweise dem Einfrieren von Konflikten ohne eindeutiges Ergebnis. Diese unterschiedlichen Enden – oder besser: Ausgänge – sind nicht vollständig unabhängig voneinander, sondern stehen in vielfältigen Beziehungen zueinander. Während in Verhandlungen um ein Friedensabkommen gerungen wird, gehen oftmals die Kämpfe weiter, weil die Parteien hoffen, einen entscheidenden militärischen Vorteil auf dem Schlachtfeld erringen zu können, der ihre Verhandlungsposition stärkt.03 Waffenstillstände leiten oftmals keinen Frieden ein, sondern eher eine Ruhephase in einem Abnutzungskrieg, die dann endet, wenn eine oder beide Parteien wieder über hinreichend Ressourcen verfügen, um die Kämpfe fortzuführen. Viele Kriege haben kein eindeutiges Ergebnis, sondern gehen eher durch eine Reihe von Kriegsepisoden, die unterschiedliche Formen der (Zwischen-)Beendigungen aufweisen, bevor es zu einem dauerhaften Frieden kommt. Beispiele dafür sind etwa die Konflikte zwischen Israel und seinen Nachbarn, die teilweise bis heute keinen formalen Friedensschluss kennen oder erst jüngst in einen Friedensprozess überführt wurden.
 
        Obwohl eine breite, datengestützte Forschung zu Gewaltkonflikten existiert, gilt das nicht in gleichem Maße für die spezifische Analyse von Kriegsbeendigungen. Allerdings gibt es Datensätze und -analysen, die sich mit der Frage der Beendigung von Gewaltkonflikten befassen. Dazu zählen beispielsweise das Conflict Termination Dataset des Uppsala Conflict Data Project (UCDP)04 oder auch die Daten der Arbeitsgemeinschaft Kriegsursachenforschung (AKUF) der Universität Hamburg.05 Die Datensätze weisen zwar einige Unterschiede hinsichtlich der Zählung (Kodierung) gewaltsamer Konflikte und Konfliktbeendigungen auf, dennoch lassen sich grobe Muster der Kriegsbeendigung aus ihnen ablesen.
 
        Um das mit Blick auf den aktuellen Konflikt in der Ukraine zu tun, muss aber beachtet werden, dass die Datensätze differenziert nach Konflikttypen ausgewertet werden müssen. Das ist wichtig, weil dort weitaus mehr innerstaatliche Konflikte als zwischenstaatliche kodiert sind. Schon seit Ende des Zweiten Weltkrieges hat sich das Kriegsgeschehen immer mehr zu innerstaatlichen Konflikten hin verlagert, während zwischenstaatliche Kriege, wie jener zwischen Russland und der Ukraine, kontinuierlich in ihrem Anteil am Kriegsgeschehen abgenommen haben.06 Da zu vermuten ist, dass die beiden Kriegsformen unterschiedliche Dynamiken in ihren Ursachen, Verläufen und eben auch Enden aufweisen, ist es wichtig, zwischen ihnen zu differenzieren, um eine Verzerrung in den Ergebnissen zu vermeiden. Tut man das, gibt es aber gleichwohl einige Erkenntnisse, die auch für die aktuelle Debatte um den Russischen Angriffskrieg in der Ukraine von Relevanz sind.
 
        Anders als vielfach argumentiert, wird dann deutlich, dass fast die Hälfte der vom UCDP kodierten Ausgänge zwischenstaatlicher Konflikte auf eine Form von Verhandlung verweisen. Die Kriegsbeendigungen durch Verhandlung steigen dabei nach Ende des Kalten Krieges in den 1990er Jahren deutlich an, pendeln sich aber in den 2000er Jahren wieder auf dem Niveau des Kalten Krieges ein. Zu den Kriegsbeendigungen, die mit Verhandlungen zusammenhängen, zählt der Conflict-Termination-Datensatz sowohl begonnene und beendete Friedensverhandlungen beziehungsweise Abkommen (16 Prozent) als auch Waffenstillstandsabkommen (30 Prozent).07
 
        Nur 20 Prozent der zwischenstaatlichen Konflikte enden dagegen mit einem militärischen Sieg beziehungsweise einer Niederlage.08 Das steht in deutlicher Diskrepanz zu innerstaatlichen Konflikten, bei denen militärische Entscheidungen immerhin mehr als 30 Prozent der Fälle ausmachen.09 Für beide gilt aber, dass ein erheblicher Anteil der Konflikte ohne klares Ergebnis endet: Bei zwischenstaatlichen Konflikten sind es über 30 Prozent, bei innerstaatlichen Konflikten 40 Prozent. Hierbei handelt es sich um Konflikte, bei denen die Kriegshandlungen eher aus Erschöpfung erlahmen, aber bei entsprechendem Ressourcenzufluss auch schnell wieder aufflammen können. Es sind mithin eingefrorene Konflikte, wie wir sie in Russlands Nachbarschaft, etwa im Kaukasus, vielfach beobachten.
 
        Allerdings sagen diese Zahlen nur wenig über die Nachhaltigkeit von Kriegsbeendigungen aus. Dazu zeichnen die jeweiligen Datensätze kein allzu optimistisches Bild: Wenn wir als Grundlage für einen dauerhaften Frieden annehmen, dass fünf Jahre keine Kriegshandlungen mehr stattfinden, so zeigt sich, dass in innerstaatlichen Konflikten militärische Siege beziehungsweise Niederlagen die höchste Wahrscheinlichkeit für einen nachhaltigen Frieden nach sich ziehen.10 In zwischenstaatlichen Konflikten, in denen militärische Siege noch einmal seltener auftreten und Verhandlungslösungen stärker vertreten sind, führen immer noch 37 Prozent aller Verhandlungslösungen zu einem Rückfall in die Gewalt.11
 
        Insgesamt weisen innerstaatliche Kriege durchschnittlich eine höhere Dauer auf als zwischenstaatliche Kriege.12 Dabei zeigt sich, dass Kriege, die mit einer militärischen Entscheidung (Sieg oder Niederlage) enden, statistisch gesehen von kürzerer Dauer sind, während solche, die in Verhandlungen enden, länger andauern. Das lässt sich umdrehen: Kommt es binnen der ersten Wochen und Monate nicht zu einer klaren militärischen Entscheidung zugunsten einer Seite, ist die Wahrscheinlichkeit hoch, dass der jeweilige Konflikt von langer Dauer sein wird. Das gilt auch für asymmetrische Kriege, bei denen eine Großmacht gegen einen konventionell stark unterlegenen Gegner antritt. Kommt es in solchen Konflikten nicht zu einer schnellen militärischen Entscheidung, ziehen sie sich lange hin, weil Großmächte, mit asymmetrischer Kriegsführung konfrontiert, lange brauchen, um eine Niederlage zu akzeptieren beziehungsweise die Unmöglichkeit des Gewinnens einzusehen und einen Rückzug einzuleiten.13
 
        Kommt es nicht zu einem raschen Sieg einer Seite in einem Konflikt, steigt die Wahrscheinlichkeit einer Verhandlungslösung, wenn für beide Konfliktparteien die Kosten der Kriegsführung jene der Verhandlungen systematisch übersteigen. Das ist der sogenannte Reifungsmoment in einem Konflikt,14 der allerdings theoretisch sehr viel klarer erscheint, als er empirisch zu beobachten, geschweige denn zu prognostizieren ist. Der klassische Fall für einen solchen Reifungsmoment ist der sogenannte mutually hurting stalemate, der dann entsteht, wenn die Konfliktparteien in einem Patt gefangen sind, in dem keine Seite mehr nennenswerte militärische Erfolge erzielt, aber beide erhebliche Verluste erleiden.
 
        Ebenfalls möglich sind Situationen, in denen sich Präferenzen der Kriegsparteien deutlich verändern. Das kann zum Beispiel geschehen, wenn es auf einer Seite zum Regierungswechsel kommt oder die innenpolitische Unterstützung für den Kriegskurs zusammenbricht – oder auch durch das Verhalten dritter Akteure, die Druck ausüben können, indem sie Sanktionen verhängen oder militärisch unterstützen, und damit Anreize für Verhandlungen setzen. Dazu kann auch die Androhung der Beendigung externer Unterstützung zählen. Mit Blick auf die AKUF-Daten zeigt sich etwa, dass es bei externem Druck gerade der Wegfall dieses Drucks ist, der eine Kriegsbeendigung beschleunigt.15
 
        DIE LAGE AM ENDE DES ERSTEN KRIEGSJAHRES
 
        Was bedeuten nun diese Trends und Muster für eine Beendigung des Krieges in der Ukraine? Sie sind zuallererst das: Trends und Muster, die keine konkrete Vorhersage für einen speziellen Konflikt zulassen. Was sie aber erlauben, sind Aussagen über eher wahrscheinliche und eher unwahrscheinliche Szenarien für einen konkreten Konflikt, und um die soll es im Folgenden gehen.
 
        Russlands Krieg gegen die Ukraine dauert mittlerweile seit mehr als einem Jahr an, obwohl diese „militärische Spezialoperation“ nach den Vorstellungen des Kremls in wenigen Wochen hätte erfolgreich beendet sein sollen. Für diese Entwicklung, die mit Blick auf die Kräfteverhältnisse zwischen den Gegnern – eine militärische Großmacht gegen eine „Nicht-mal“-Mittelmacht – für viele überraschend ist, sind mindestens zwei Faktoren mitverantwortlich: zum einen der Widerstandswille der ukrainischen Bevölkerung und seines Militärs, der vor allem den Kreml, aber auch viele Beobachter:innen im Westen verblüfft hat, zum anderen, und nicht unbedingt minder verblüffend, die schnelle und bis heute anhaltende politische, ökonomische, finanzielle und militärische Unterstützung der Ukraine durch westliche Staaten.
 
        Der Krieg war in den vergangenen Monaten von großer Dynamik geprägt. Nach anfänglichen Erfolgen der russischen Seite in der Eroberung großer Teile des Donbass kam es im Frühherbst 2022, nach der Regruppierung ihrer Kräfte im Osten, zu einer erfolgreichen Gegenoffensive der ukrainischen Streitkräfte. Seit Spätherbst/Winter ist diese Offensive ins Stocken geraten, was einerseits an den winterlichen Bedingungen, andererseits an der systematischen Bombardierung der ukrainischen zivilen Infrastruktur durch die russische Seite und dem Nachschub an russischen Soldaten infolge der Teilmobilisierung im Herbst liegt. Mittlerweile hat die Kriegsdynamik stark nachgelassen. Obgleich es gerade im Osten des Landes in der Gegend um Bachmut mit dem Jahreswechsel zu schweren Kämpfen mit erheblichen Verlusten für beide Seiten gekommen ist, verändern sich die Frontlinien nur mehr wenig. Es hat eine Abnutzungsdynamik eingesetzt, die gegenwärtig vor allem die russische Seite begünstigt, weil sie weit mehr Soldaten mobilisieren kann als die ukrainische und weil sie bereit ist, auch massive Verluste hinzunehmen.
 
        SZENARIEN FÜR EIN ENDE DES KRIEGES
 
        Diese knappe Lagebeschreibung verdeutlicht, dass aus Sicht der Kriegsbeendigungsforschung ein schneller Sieg für eine der beiden Seiten eher unwahrscheinlich ist. Eine eindeutige militärische Überlegenheit gab es schon in den ersten Monaten der Auseinandersetzung nicht, stattdessen ist auch über die Unterstützung der Ukraine durch den Westen eine Situation entstanden, in der keine Seite einen eindeutigen Vorteil hat. Das spricht für einen langwierigen Konflikt.
 
        Sieg oder Niederlage
 
        Die Unterstützung der Ukraine seitens des Westens ist in der Summe und in ihrer Konstanz zwar enorm, sie reicht aber gegenwärtig nicht aus, um das Kräfteverhältnis entscheidend zu verändern. Auch die Entscheidung im Januar 2023, Kampfpanzer in die Ukraine zu schicken, ändert daran vermutlich wenig. Die Kampfpanzer, die mit einiger Verzögerung vor Ort sein können, werden die Verteidigungsfähigkeit der Ukraine sicherstellen – das heißt: verhindern helfen, dass sie den militärischen Konflikt verliert –, ihr aber nicht zum Sieg verhelfen.
 
        Eine massive Steigerung gerade der militärischen Unterstützung der Ukraine ist derzeit unwahrscheinlich und wäre auch durchaus problematisch. Eine rasche und deutliche Steigerung der militärischen Unterstützung, etwa durch die Lieferung von Kampfflugzeugen, U-Booten oder Langstreckenwaffen, würde die Ukraine in eine deutlich bessere Position bringen. Dabei werden aber häufig zwei Aspekte vergessen: Zum einen die schwierige Materiallage vieler Bündnispartner, Deutschland eingeschlossen, was verfügbares Material betrifft sowie die Fähigkeit, schnellen Ersatz für die eigenen Streitkräfte zu beschaffen. Es herrscht schlicht ein Mangel an Munition und Ersatzteilen. Zum anderen besteht das Risiko einer ungewollten Entgrenzung des Konflikts auf Nato-Gebiet. Seit Beginn des Krieges hat Wladimir Putin auf jede Entscheidung westlicher Staaten, ein neues Waffensystem an die Ukraine zu liefern, mit der Drohung reagiert, man betrachte einen solchen Schritt als Kriegseintritt der Nato. Auf keine dieser Drohungen sind bislang Taten gefolgt. Das heißt jedoch nicht, dass das so bleiben wird. Eine massive Unterstützung durch zahlreiche Waffensysteme, die das Potenzial haben, tief in das russische Territorium vorzudringen, könnte einen Kipppunkt auslösen – oder auch nicht. Wir wissen es einfach nicht. Gerade in einer solchen Lage ist ein schrittweises Vorgehen ratsam, bei dem immer wieder geprüft wird, welche Konsequenzen Entscheidungen haben und ob sich die Lage dadurch verändert. Das führt nicht in die Selbstabschreckung, bremst aber die Dynamik der Waffenlieferung, wie sich an den Positionen wichtiger Unterstützerländer ablesen lässt, etwa, wenn US-Präsident Joe Biden deutlich macht, dass er keine Waffen liefern will, die die Ukraine nutzen könnte, um tief in russisches Territorium vorzudringen.16 Ähnlich äußerten sich auch der französische Präsident Emmanuel Macron17 und Bundeskanzler Olaf Scholz.18 Die Nato wird nicht direkt in diesen Krieg eingreifen, solange es nicht zu einem Angriff auf Nato-Territorium kommt, und die Nato-Staaten werden, mit guten Gründen, alles tun, um genau dies zu verhindern. Zu groß ist das Risiko einer nuklearen Auseinandersetzung. Trotz aller Unterstützung für die Ukraine gilt, dass die Nato-Staaten zuallererst eine Verantwortung für ihre Bevölkerungen tragen, die sie nicht suspendieren können oder sollten.
 
        Auch für die russische Seite ist ein militärischer Sieg derzeit nicht sehr wahrscheinlich. Russland hat mit massiven Nachschubproblemen im Bereich Material, sowohl bei der Bereitstellung von Ersatz als auch von Ersatzteilen, zu kämpfen. Ebenso schwierig dürfte es hinsichtlich der Munitionslage aussehen. Daher ist auch von russischer Seite eine erfolgreiche Offensive in der nächsten Zeit eher nicht zu erwarten. Entsprechend lässt sich seit Längerem beobachten, dass Russland seine Verteidigungsstellungen ausbaut. Es stellt sich also weniger auf eine Offensive, sondern eher auf eine Langzeitverteidigung ein.
 
        Ebenso unwahrscheinlich ist der kurzfristige Entzug der westlichen Unterstützung für die Ukraine, der ebenfalls, wie die Kriegsforschung zeigt, einen Einfluss auf eine schnelle Beendigung des Krieges haben könnte. In einem solchen Szenario, in dem der Westen Waffenlieferungen und finanzielle Unterstützung kappt, würde sich die Ukraine vermutlich nicht mehr lange behaupten können und auf eine militärische Niederlage zusteuern. Angesichts der bisherigen Kriegstaktiken der russischen Streitkräfte sowie der Äußerungen des Kremls zu den Kriegszielen ist in einem solchen Fall nicht davon auszugehen, dass die russische Seite sich mit den erreichten Gebietsgewinnen zufriedengeben würde. Wahrscheinlicher wäre eine Einnahme Kyjiws, der Sturz der Regierung und die Einsetzung einer russlandfreundlichen beziehungsweise von Russland gelenkten Regierung, die im nächsten Schritt dann – analog zu den kürzlich widerrechtlich annektierten Regionen im Donbass – einen Antrag auf Aufnahme in die Russische Föderation stellen würde. Dieses Ergebnis ist aus Sicht westlicher Staaten, die an einer regelbasierten europäischen und internationalen Ordnung festhalten, inakzeptabel. Daher ist auch dieses Szenario eher unwahrscheinlich.
 
        Verhandlungslösung
 
        Aber was bleibt dann noch? Ein Reifungspunkt, der Verhandlungen hervorbringen könnte, ist im Konflikt zwischen Russland und der Ukraine gegenwärtig nicht zu erkennen. Zwar erlahmt die Dynamik des Konflikts seit dem Jahreswechsel deutlich, und die Verluste an Material und Personal nehmen auf beiden Seiten enorm zu, sodass wir es durchaus in Grundzügen mit einem Abnutzungskrieg zu tun haben. Aber beide Seiten setzen (noch) darauf, im Frühjahr die Dynamik wieder zu ihren Gunsten verändern zu können: Russland, indem es immer mehr Soldaten an die Front bringt und diese rücksichtslos als Kanonenfutter verschleißt, um die ukrainischen Streitkräfte durch schiere Masse zu erschöpfen; und die Ukraine, indem sie darauf hofft, so lange gegenhalten zu können, bis weitere Waffenlieferungen aus dem Westen eintreffen. Darüber hinaus haben sich beide Seiten auch öffentlich so stark hinsichtlich ihrer Kriegsziele gebunden, dass sie kaum noch Zugeständnisse machen können. Das gilt für Putin, der mit der Anerkennung der vier „Volksrepubliken“ in der Ostukraine als russisches Territorium und seine fortwährende Propaganda Hardliner gezüchtet und gefördert hat, die ihm ein Zurückweichen kaum mehr gestatten würden, selbst wenn er es denn wollte. Das gilt aber ebenso für den ukrainischen Präsidenten Wolodymyr Selenskyj, der per Dekret festgelegt hat, dass mit Putin nicht verhandelt werden darf. Auch hier steht zu vermuten, dass seine Regierung Zugeständnisse in dieser Frage politisch nicht überleben würde.
 
        Ohne eine deutliche Einflussnahme von außen – die entweder aus guten Gründen nicht gewünscht ist, wenn sie mit einer Verringerung der Unterstützung der Ukraine einherginge, oder nicht absehbar ist, weil etwa der „Friedensclub“, wie er Lula da Silva vorschwebt, aufgrund des mangelnden Interesses wesentlicher Akteure wie China nicht zu erkennen ist – sind die Chancen für Verhandlungen gegenwärtig gering. Dennoch bleibt es wichtig, Gesprächskanäle mit der russischen Führung offenzuhalten, um zum einen deutlich zu machen, dass es für Russland immer noch einen gangbaren Weg aus diesem Konflikt gibt, wenn es Grundbedingungen erfüllt (den Rückzug seiner Truppen aus ukrainischem Staatsgebiet), und zum anderen Kommunikationsroutinen aufrechtzuerhalten, um zu verhindern, dass Missverständnisse über Schritte der anderen Seite in Eskalationsspiralen führen.19 Denn diese Gefahr steigt, je länger der Krieg andauert.
 
        Kein Ende
 
        Angesichts dieser Ausgangslage ist gegenwärtig eine Nichtbeendigung des Konfliktes, der zwischen eingefrorenen und heißen Phasen wechselt, ein wahrscheinliches Szenario. In diesem wird der derzeitige Frontverlauf – von punktuellen Durchbrüchen abgesehen – relativ stabil bleiben, und beide Seiten werden vor allem in die Verteidigung gehen. Ein formales Ende des Konflikts würde das nicht bedeuten, sondern ein bewusstes Offenhalten, was für beide Seiten auf lange Zeit mit hohen Verlusten einhergehen wird.
 
        Für die westlichen Verbündeten, insbesondere die EU-Mitgliedstaaten, heißt das in der Konsequenz, dass sie die Ukraine einerseits noch sehr lange mit erheblichen ökonomischen, finanziellen und militärischen Mitteln unterstützen müssen, damit sich diese gegen Russland behaupten kann und perspektivisch EU-, eventuell auch Nato-fähig wird. Andererseits wird es darum gehen, Russland weiterhin militärisch effektiv abzuschrecken, zugleich politisch zu isolieren und ökonomisch maximal zu schwächen, damit sich dessen Wirtschaft und insbesondere seine Rüstungswirtschaft nicht wieder erholen kann. Das wird den Unterstützerstaaten erhebliche Mittel abverlangen, die für andere Ziele und Herausforderungen nicht zur Verfügung stehen. Politisch wird wichtig sein, gerade auch die Länder des Globalen Südens für sich zu gewinnen. Wie sich Ende Januar bei der Reise des Bundeskanzlers nach Lateinamerika deutlich zeigte, vermeiden viele noch eine klare Parteinahme gegen Moskau. Daher gilt es, sie zumindest davon zu überzeugen, dass eine Anlehnung an Russland nicht in ihrem Interesse sein kann, weil damit die regelbasierte internationale Ordnung selbst zur Disposition steht. Dafür braucht es aber glaubwürdige Angebote an diese Länder, die deutlich machen, dass sie Russland (und China) für ihr Wohlergehen nicht benötigen. Der Westen müsste insbesondere deutlich mehr in den (Wieder-)Aufbau und die Pflege der Beziehungen zu Ländern des Globalen Südens auf allen Kontinenten investieren und endlich auf Augenhöhe mit ihnen über vertiefte Kooperationen verhandeln.
 
        FAZIT
 
        Die Lage in der Ukraine ist für einen Friedensschluss gegenwärtig nicht günstig, eine Beendigung des Krieges unter akzeptablen Bedingungen für eine stabile europäische Friedensordnung eher unwahrscheinlich. Das kann sich ändern. Gewaltkonflikte stellen hochdynamische Konstellationen dar, deren Verlauf und Ergebnis sich selten genau prognostizieren lassen. Dennoch oder gerade deswegen ist es von Bedeutung, in Szenarien zu denken und die Implikationen dieser Szenarien zu durchdenken und vorauszuplanen. Derzeitig wird öffentlich kaum über die Implikationen einer Langzeitkonfrontation diskutiert, obwohl sie ein wahrscheinliches Szenario darstellt. Das ist verständlich, weil man die Unterstützung der Öffentlichkeit für die Ukraine nicht gefährden will. Zugleich aber wäre die öffentliche Diskussion einer Langzeitstrategie wichtig, um für Verständnis für zukünftige Belastungen zu werben und zugleich der russischen Seite zu signalisieren, dass man auch langfristig nicht nachgeben wird.
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        FRIEDEN SCHAFFEN
 
        Europas Verantwortung für eine gemeinsame Sicherheit
 
        Michael Müller · Peter Brandt · Reiner Braun
 
        In seinem Werk „Das Jahrhundert der Extreme“, einer Weltgeschichte des 20. Jahrhunderts, zeigte sich der britische Universalhistoriker Eric J. Hobsbawm besorgt darüber, dass die historische Erinnerung immer weniger lebendig ist. Die Auflösung der alten Sozialstrukturen gehöre zu den gravierendsten Veränderungen unserer Zeit: „Die Zerstörung der Vergangenheit oder vielmehr des sozialen Mechanismus, der die Gegenwartserfahrung mit denen früherer Generationen verknüpft, ist eines der charakteristischsten und unheimlichsten Phänomene.“ Die meisten Menschen wachsen, so Hobsbawm, „in einer Art permanenter Gegenwart auf, der jegliche Verbindung zur Vergangenheit fehlt“.01
 
        Wesentliche Ursachen dafür liegen in der fortschreitenden Individualisierung und der einzigartigen Geschwindigkeit des technischen Fortschritts im Kommunikations- und Transportwesen. Ein neues Zeitregime ist entstanden, das alles radikal auf die Gegenwart programmiert. Diese „Diktatur der kurzen Frist“ rüttelt an den anthropologischen Konstanten unseres Lebens. Wenn aber Instabilität zur Norm wird, torpediert das die Verbindung von Vergangenheit, Gegenwart und Zukunft, die für Aufklärung und Vernunft unabdingbar ist.02
 
        Gerade am Beginn einer Zeit, die aus gewichtigen Gründen bereits nach zwei Jahren als „Jahrzehnt der Extreme“ bewertet werden kann, müssen wir begreifen, wie es zu den Gefahren und Bedrohungen kommen konnte, die auf uns einstürzen. Das Jahrzehnt der Extreme begann 2020 mit dem Ausbruch der Corona-Pandemie, die den Unterschied zwischen Arm und Reich massiv verschärft hat. Es setzte sich 2022 fort mit dem russischen Angriffskrieg auf die Ukraine, der nicht nur gewaltiges menschliches Leid verursacht, sondern erstmals seit der Kuba-Krise von 1962 auch die Gefahr eines Atomschlags eröffnet. Zudem nimmt die Konfrontation zwischen den USA und China besorgniserregend zu.
 
        Die größte globale Gefahr jedoch, die mit großer Wucht auf uns zukommt, ist die globale Klimakrise. Spätestens 2024 wird in der Troposphäre die anthropogene Kohlendioxid-Konzentration den Wert von 420 ppm erreicht haben. In der Folge wird es zu einer globalen Erwärmung um 1,5 Grad Celsius kommen. Dann rücken die gefürchteten Kipppunkte im Erdsystem schnell näher, die den Prozess beschleunigen, Wetterextreme verstärken und menschliches Leben vernichten.03
 
        Es drohen erbitterte Verteilungskämpfe – zwischen Arm und Reich, zwischen Ökonomie und Ökologie, zwischen Nord und Süd. Die Welt braucht Zusammenarbeit, um die Konflikte, die sich aus den globalen Herausforderungen ergeben, bewältigen zu können.
 
        Vor dem Ende der in Ost und West geteilten Welt hatten in den 1980er Jahren drei unabhängige UN-Kommissionen wichtige Grundlagen für eine derartige „Weltinnenpolitik“ geschaffen:04 Willy Brandt 1980 mit dem Report „Gemeinsames Überleben“ für eine faire Zusammenarbeit mit dem Globalen Süden;05 Olof Palme 1982 mit „Gemeinsame Sicherheit“ für eine friedliche Zukunft der Weltgemeinschaft;06 und Gro Harlem Brundtland 1987 mit dem Bericht „Unsere gemeinsame Zukunft“, der von der Leitidee der Nachhaltigkeit ausgeht.07 Diese Berichte stehen in einem gemeinsamen Zusammenhang, gerieten nach 1990 aber in den Hintergrund oder wurden umgedeutet, wie die Idee der Nachhaltigkeit, von der zwar viel die Rede ist, die aber zu einem beliebigen Plastikwort geworden ist. Doch die Berichte sind wichtiger denn je.
 
        ERSTE EBENE: DER RUSSISCHE ANGRIFFSKRIEG
 
        Die erste Ebene der Betrachtung des Krieges in der Ukraine ist vergleichsweise einfach:08 Russland hat am 24. Februar 2022 einen Angriffskrieg auf die Ukraine gestartet, auf ein souveränes Land, das das Recht zur Selbstverteidigung hat. Der Krieg begann mit einer gezielten Täuschung der Öffentlichkeit. Noch Tage vor dem Kriegsbeginn sprach Moskau lediglich von einer „militärischen Übung“ im Westen Russlands. Der russische Botschafter in Berlin, Sergej Netschajew, wies jede Kritik zurück. Es gehe allein um eine Übung, zu der über 100000 Soldaten aus allen Teilen Russlands zusammengezogen worden waren.09
 
        Dann aber erklärte Wladimir Putin, dass Russland auf diplomatischem Wege keine Möglichkeit mehr sehe, sich Respekt für seine „roten Linien“ zu verschaffen. Damit waren vor allem die Osterweiterung der Nato und der „Bruderkrieg“ im Donbass gemeint. Die beiden „Volksrepubliken“ Donezk und Luhansk wurden von Russland anerkannt. Danach begann der Angriff auf die Ukraine, der mit jedem Tag mehr Leid, Elend, Zerstörung und Tod bringt. Und mit jedem Tag wächst das Risiko, dass sich der Krieg ausweitet.
 
        Nicht nur in unserem Land ist zu beobachten, wie der Ukraine-Krieg „eine Militanz erzeugt und zu einer Polarisierung von Positionen führt, die ein gemeinsames Nachdenken durchkreuzt“, wie der Historiker Joachim Radkau jüngst feststellte.10 In der öffentlichen Debatte geht es fast ausschließlich um den Aggressor und nicht um die Entwicklungsprozesse, die zu dem bewaffneten Konflikt geführt haben. Doch auch sie müssen gesehen werden, um den Konflikt zu verstehen. Hätten nicht auch andere Präsidenten Russlands die zunehmende Ausweitung der Nato nach Osten als ein schwerwiegendes Sicherheitsrisiko für ihr Land angesehen? So sahen es jedenfalls auch Michail Gorbatschow und Boris Jelzin.
 
        Wut über den Krieg darf nicht zu Hass werden, für seine Beendigung und die Zeit danach muss die Politik friedensfähig bleiben. Der Krieg zerreißt einen. Das Verhältnis vieler Deutscher zu Russland lässt sich vermutlich am besten mit „Hassliebe“ beschreiben, hin- und hergerissen zwischen der großen Kultur, den historischen Verbindungen und der Rolle der UdSSR bei der Befreiung vom Faschismus einerseits und dem Stalinismus und der Unterdrückung von Demokratie und Freiheit andererseits. Und nun dieser unvorstellbare Krieg zwischen den zwei ungleichen Brüdern, deren gemeinsamer Ursprung in der Region um Kiew lag.
 
        Während die Sprache des Militärs dominiert, belegen Meinungsumfragen gleichzeitig, dass die Mehrheit der Bevölkerung der Auffassung ist, dass die Diplomatie viel zu kurz kommt. Gerade in Europa heißt die historische Erfahrung doch: Krieg ist nie die Lösung. Auch der Krieg in der Ukraine wird letztlich keinen Sieger finden. Moskau glaubte an einen schnellen Sieg durch die „Enthauptung“ der Staatsspitze in Kiew, ohne die Wirkungen zu reflektieren. Aber daraus ist ein Zermürbungskrieg geworden. Das Schlachtfeld mitten in Europa hinterlässt unzählige Tote. Am 300. Tag des Überfalls wurden von ukrainischer Seite rund 100000 getötete russische Soldaten gezählt. Allein beim Kampf um die ostukrainische Stadt Bachmut sterben täglich bis zu 100 russische Soldaten. Auch US-Generalstabschef Mark Milley schätzt die Zahl der toten oder schwer verwundeten russischen Soldaten auf „deutlich mehr als 100000“. Und fügt hinzu: Das Gleiche gilt für die ukrainische Seite.
 
        Angesichts starker Befestigungsanlagen und Abwehrsysteme steht das blutige Ringen derzeit nahezu still, verläuft ohne deutliche Gewinne für Russen oder Ukrainer. Die russische Armee ist verstärkt zu Drohnenangriffen auf die Infrastruktur übergegangen, um in der Ukraine die Strom-, Wärme- und Wasserversorgung zu zerstören. Von den Folgen ist in erster Linie die Zivilbevölkerung betroffen. In einigen Regionen droht eine humanitäre Katastrophe. Menschen leben in Kellern und verbrennen ihre Möbel, um sich ein wenig zu wärmen.
 
        Ist es angesichts dessen wirklich vertretbar, wenn von der überwiegenden Mehrheit der deutschen Medien, aber auch von namhaften Politikern, die Lieferung schwerer Waffen, vor allem von Kampfpanzern, unterstützt wird, während von diplomatischen Initiativen kaum etwas zu vernehmen ist? Müsste es nicht Aufgabe der Politik sein, schnellstmöglich Frieden zu schaffen, statt den Krieg zu verlängern?
 
        Die Konsequenz aus dem Krieg darf auch nicht eine Spirale der Erhöhung der Militärausgaben und eine milliardenschwere Aufrüstung der Bundeswehr sein. Der Ukraine-Krieg hat der Aufrüstung zweifellos einen starken Schub gegeben, doch die Folgen der Militarisierung der internationalen Politik blockieren die Diplomatie, verschwenden wertvolle Finanzmittel und verhindern notwendige globale Kooperationen. Dabei entfallen nach Angaben des Stockholmer Friedensforschungsinstituts Sipri bereits 75 Prozent der weltweiten Rüstungsausgaben auf nur zehn Länder, an der Spitze stehen die USA, China und Indien.11 Deutschland steht derzeit auf Platz 7 und kann mit der beschlossenen Erhöhung der Rüstungsmittel auf Platz 4 vorrücken.
 
        Willy Brandt forderte bei der Verleihung des Friedensnobelpreises im Dezember 1971: „Der Krieg darf kein Mittel der Politik sein. Es geht darum, Kriege abzuschaffen, nicht nur, sie zu begrenzen.“12 Vom Krieg kann man nur eines lernen: Frieden schaffen.
 
        ZWEITE EBENE: DIE VORGESCHICHTE
 
        Der osteuropäisch-slawische Bereich Europas war lange Zeit unter Russland, Österreich-Ungarn und dem Osmanischen Reich aufgeteilt. Die Nationsbildung vollzog sich hier erheblich komplizierter als anderswo, besonders in der Ukraine. Für Russland war die Ukraine immer etwas Besonderes: Russland, Belarus und die Ukraine haben einen gemeinsamen Ursprung; die Geschichte dieser drei Brüder begann in der gemeinsamen Wiege der mittelalterlichen Kiewer Rus. Von dort breitete sich das ostslawische orthodoxe Christentum und die damit verbundene Kultur aus.
 
        Der größte Teil der Ukraine war jahrhundertelang ein Teil Russlands. Einen selbstständigen Staat gab es vor 1991 zweimal für eine kurze Zeit: 1648 mit dem Hetmanat von Chmelnyzkyi und 1917 nach der Februarrevolution. Im Jahr 1920 setzten sich die Bolschewiki durch, und die Ukraine wurde Teil der UdSSR. Auch die Westukraine, die zum österreichischen Teil der Donaumonarchie gehörte, fiel nach dem russisch-polnischen Krieg 1920 an Polen und kam 1939 zur Sowjetunion, als Hitler und Stalin die Grenzen neu zogen.
 
        Dieser kursorische Rückblick zeigt, dass die Ukraine bis 1991 keine einheitliche Identität hatte, aber eng mit der Geschichte Russlands verbunden war. Die staatliche Unabhängigkeit der Ukraine vom 28. August 1991 war die Folge des Zerfalls der Sowjetunion. Der Prozess der Identitätsbildung verlief schleppend, die Macht der Oligarchen wurde etabliert und konsolidierte sich. Korruption und Vetternwirtschaft waren weit verbreitet und sind es noch immer. Im „Korruptionswahrnehmungsindex“ von Transparency International lag die Ukraine im Jahr 2021 zusammen mit dem südafrikanischen Königreich Eswatini auf Platz 122.13
 
        Auch nach 1991 blieb das Land politisch und kulturell gespalten. Bei der Stichwahl zur Präsidentschaft im November 2004 erreichte der „prowestliche“ Kandidat Wiktor Juschtschenko im Westen und Zentrum des Landes bis zu 91 Prozent der Stimmen, der „prorussische“ Wiktor Janukowytsch kam im Osten und Süden auf bis zu 96 Prozent. Vor diesem Hintergrund musste ein geplanter wirtschaftlicher Zusammenschluss mit Russland ebenso zurückgezogen werden wie eine Assoziierung mit der EU. Die Spaltung deckte sich weitgehend mit der konfessionellen Trennungslinie im Land.
 
        Für die Konfrontation mit Russland sind vor allem sechs Ereignisse zu nennen:
 
         
          	Der Nato-Gipfel 2008 in Bukarest setzte auf Druck des US-Präsidenten George W. Bush gegen die Warnung Russlands und trotz der Bedenken Frankreichs und Deutschlands den Beschluss durch, der Ukraine, Moldau und Georgien eine Beitrittsperspektive zu eröffnen. Heraus kam ein explosiver Kompromiss. Die Nato war 1949 in der Absicht gegründet worden, die Elbe zur westlichen Grenze des sowjetischen Machtbereichs zu machen, heute steht sie auf der Türschwelle Russlands.
 
          	Die Maidan-Bewegung begann mit dem 21. November 2013. Vor allem Studenten und Studentinnen demonstrierten, weil Präsident Janukowytsch unter russischem Druck seine Unterschrift unter das EU-Assoziierungsabkommen verweigert hatte. Im Januar 2014 flammten die Proteste auf dem Platz der Unabhängigkeit erneut auf und schlugen in Gewalt um, als Spezialeinheiten der Polizei und bewaffnete Rechtsradikale auf Demonstranten schossen. Rund 100 Ukrainer wurden getötet, nahezu 1000 verletzt. Bis heute überwiegt die Einschätzung, dass der Euro-Maidan von weiten Teilen der Bevölkerung nicht getragen wurde, Ablehnung und Kritik kamen vor allem aus dem Osten und Süden des Landes.
 
          	Russland reagierte auf die Konflikte mit der Annexion der Krim. Am 27. April 2014 umstellten bewaffnete Männer das Regionalparlament, eine international nicht anerkannte „Volksabstimmung“ fiel zugunsten Russlands aus.
 
          	Bereits am 12. April 2014 begann der Krieg an der Ostgrenze der Ukraine. Russland stationierte rund 40000 Soldaten vor dem Donbass, dem „Ruhrgebiet der Ukraine“, zu dem die beiden überwiegend russisch ausgerichteten Regionen Donezk und Luhansk gehören. Die Konflikte eskalierten, nach kurzer Zeit waren 1000 Ukrainer getötet und fast eine Million vertrieben worden.
 
          	Nach einem Waffenstillstand und Gefangenenaustausch nahmen 2021 die Spannungen wieder zu. Dazu trugen neben gewaltsamen Auseinandersetzungen auch die Ausgabe von russischen Pässen in der Ostukraine einerseits und das Verbot von prorussischen Sendern andererseits bei.
 
          	Auf der Basis von Verhandlungen zwischen Putin, dem damaligen Präsidenten der Ukraine, Petro Poroschenko, und der OSZE wurde am 5. September 2014 das Minsker Abkommen unterzeichnet, das am 17. Februar 2015 vom UN-Sicherheitsrat als völkerrechtlich verbindlicher Vertrag anerkannt wurde. Dennoch flammten am 28. September 2015 die Kämpfe wieder auf. Unter der Moderation von Angela Merkel und François Hollande kam es zu „Minsk II“, um die Konflikte zu deeskalieren. In großen Teilen der Ukraine wurden die Minsker Abkommen abgelehnt, weil sie vermeintlich zulasten der Ukraine gingen. National und international wurde wenig getan, um die Abkommen umzusetzen.
 
        
 
        US-Präsident Barack Obama begann 2014 mit Waffenlieferungen an die Ukraine, anfangs handelte es sich vor allem um Panzerabwehrraketen und Drohnen. Die Grundlage der Zusammenarbeit zwischen Washington und Kiew sind nicht nur direkte Hilfen, sondern auch der „Lend and Lease Act 2022“. Demnach werden Kriegsgerät und Ausrüstung verliehen oder verpachtet und müssen nach dem Krieg zurückgeführt werden. Ähnliche Vereinbarungen gab es schon früher. Die USA haben ein Interesse daran, dass diese Leasing-Verträge pünktlich erfüllt werden – weshalb US-Regierungsvertreter ihren Unmut über schleppende EU-Zahlungen an Kiew geäußert haben.14
 
        Schon seit 2008 wurden in der Ukraine Nato-Übungen abgehalten. Der Graben zu den nach Russland orientierten Teilen der Ukraine wurde tiefer, die Fronten verhärteten sich. In osteuropäische Nato-Staaten wurden Einsatztruppen verlegt. Vor allem die USA, aber auch andere westliche Länder sehen offenkundig in der Ukraine einen militärischen und politischen „Puffer“ gegen Russland. Ideen wie die des ehemaligen EU-Erweiterungskommissars Günter Verheugen, die Ukraine als Bindeglied zwischen Ost und West zu betrachten, fanden keine Unterstützung.
 
        Nach der Wahl Wolodymyr Selenskyjs zum Präsidenten der Ukraine 2019 kam es zu neuen Verhandlungen mit Russland, um den Krieg in der Ostukraine beizulegen. Im Herbst 2020 stockte dieser Prozess, 2021 verschärften sich die Spannungen. Kiew sah die anvisierten Abkommen als zu einseitig zugunsten Russlands an, auch Selenskyjs Amtsführung wurde zunehmend kritisch bewertet.15 Sein Versprechen, eine Befriedung des Landes mit Russland aktiv zu betreiben, konnte er nicht erfüllen.
 
        In Russland und in Teilen Europas wiederum waren die Hoffnungen mit dem Amtsantritt Putins im Jahr 2000 groß gewesen. So hielt der neu gewählte Präsident der Russischen Föderation am 25. September 2001 eine Rede vor dem Deutschen Bundestag,16 auf die die Abgeordneten aller Fraktionen mit Standing Ovations reagierten. „Ohne eine moderne, dauerhafte und standfeste internationale Sicherheitsarchitektur schaffen wir auf diesem Kontinent nie ein Vertrauensklima, und ohne dieses Vertrauensklima ist kein einheitliches Gesamteuropa möglich“, so Putin damals. Doch die Chancen und Angebote für eine neue gesamteuropäische Ordnung wurden nicht genutzt, vor allem von den USA vielleicht auch nie gewollt.
 
        Im zurückliegenden Jahrzehnt sind dann die Hoffnungen auf eine gesamteuropäische Friedensordnung verflogen. In Russland kam es zu einem gravierenden Autokratisierungsschub; von Glasnost und Perestroika war nichts mehr zu sehen, Oppositionelle wurden zunehmend unterdrückt, Reformen abgelehnt. Putin wandelte sich zu einem Autokraten. Zugleich gewann ein Konglomerat aus antiwestlichen, nationalistischen und militaristischen Ideologien großen Einfluss, auch auf die russische Führung. Seine Grundlage ist die Sehnsucht nach früherer Größe und Bedeutung des Großrussischen Reiches, was so auch in Artikel 67 der russischen Verfassung verankert wurde. Die heutige Ukraine wird dagegen als eine Art „Anti-Russland“ angesehen.
 
        DRITTE EBENE: INTERNATIONALE EINORDNUNG
 
        Nach den großen Hoffnungen auf ein friedliches Europa ist es in den vergangenen drei Jahrzehnten versäumt worden, auf eine gesamteuropäische Sicherheitsarchitektur hinzuarbeiten. Im „Zwei-plus-vier-Vertrag“ vom 12. September 1990, der von den beiden damaligen deutschen Staaten sowie Frankreich, dem Vereinigten Königreich, der Sowjetunion und den USA unterzeichnet wurde, verständigten sich die beteiligten Staaten darauf, die „Sicherheit zu stärken, insbesondere durch Rüstungskontrolle, Abrüstung und Vertrauensbildung, und sich gegenseitig nicht als Gegner zu betrachten“.17 Als Reaktion auf Michail Gorbatschows „Politik der ausgestreckten Hand“ versprachen Bundeskanzler Helmut Kohl, Bundesaußenminister Hans-Dietrich Genscher und US-Außenminister James Baker, dass es keine Osterweiterung der Nato gegen den Willen Moskaus geben würde. Einen Vertrag gab es dafür freilich nicht.
 
        Der Geist der Zusammenarbeit wurde auch zur Grundlage der „Charta von Paris für ein neues Europa“, die 1990 von 34 Regierungschefs auf einer Sonderkonferenz der OSZE in Paris unterzeichnet wurde.18 Allerdings war es die große Sorge der USA, dass es durch eine gesamteuropäische Sicherheitsordnung zu einer Schwächung der Nato kommen könnte. Washington sah die Nato nicht nur als Gegenmacht zum „Ostblock“, sondern auch als Instrument amerikanischer Hegemonie. Die Charta hingegen zielte auf eine Stärkung Europas. Zu einem echten Dialog und einer partnerschaftlichen Zusammenarbeit mit Russland kam es jedoch nicht. Gorbatschow war bis zuletzt verbittert darüber, wie hochmütig der Westen mit Russland umging.19
 
        Gorbatschow wurde 1991 gestürzt, Boris Jelzin der neue starke Mann im Kreml. Am 26. Dezember 1991 endete die Existenz der UdSSR. Der Westen nutzte in der Folgezeit die Schwäche Russlands, um seinen politischen, wirtschaftlichen und militärischen Einfluss nach Osten zu erweitern. Russland und die Ukraine, beide damals in guter Beziehung zueinander, schlossen am 7. März 1994 ein Partnerschafts- und Kooperationsabkommen mit der EU ab. Wladimir Putin justierte nach seinem Amtsantritt 2000 die russische Außen- und Sicherheitspolitik neu und suchte anfangs enge Beziehungen zur EU und den USA. In Moskau gab es sogar Überlegungen, Mitglied der EU zu werden. Putins Ziel war es, mit pragmatischer Politik wieder zu einem vollwertigen Mitspieler in der Weltpolitik zu werden. Besonders deutlich wurde dies 2001 in seiner Rede vor dem Bundestag: „Europa [wird] seinen Ruf als mächtiger und selbständiger Mittelpunkt der Weltpolitik nur festigen (…), wenn es seine eigenen Möglichkeiten mit den russischen menschlichen, territorialen und Naturressourcen sowie mit den Wirtschafts-, Kultur- und Verteidigungspotenzialen Russlands vereinigen wird.“20 Der russische Präsident setzte seine Hoffnung damals auf ein „gesamteuropäisches Haus“ und besonders auf ein Deutschland, das in der EU eine Führungsrolle einnimmt. Die „Europäisierung“ der Politik widersprach vor allem den Interessen der USA, aber auch die deutsche Politik war kein Motor für die Weiterentwicklung der europäischen Friedens- und Entspannungspolitik. Im Gegenteil: Aus „Wandel durch Annäherung“ wurde „Wandel durch Handel“, was eine grobe und falsche Vereinfachung ist.
 
        Mit dem Krieg in der Ukraine hat sich in den westlichen Ländern ein Bellizismus ausgebreitet, vor dem nicht nur die „New York Times“ nachdrücklich warnt.21 Russland wird mit harten Sanktionen belegt, Waffenlieferungen in die Ukraine werden massiv ausgeweitet. Die Forderung nach einer Friedens- und Entspannungspolitik und nach einer kooperativen Weltinnenpolitik klingt seitdem wie die Melodie aus einer anderen Welt. Dieser Kurs der Nato-Staaten wird vor allem in den bevölkerungsreichen Schwellenländern – insbesondere in den BRICS-Staaten (Brasilien, Russland, Indien, China und Südafrika), in denen deutlich mehr als 40 Prozent der Weltbevölkerung leben, aber auch in der Shanghai-Gruppe (China, Indien, Iran, Kasachstan, Kirgistan, Pakistan, Russland, Tadschikistan und Usbekistan) – überaus kritisch gesehen. Sanktionen gegen Russland lehnen diese Länder ab. Aus dem Krieg in Europa droht ein Weltordnungskrieg zu werden.
 
        Damit stellt sich die grundsätzliche Frage, wie in einer Welt, die wegen der globalen Herausforderungen auf Zusammenarbeit angewiesen ist, eine „Weltinnenpolitik“ möglich werden kann. Denn auch die Klimakrise kann nur durch internationale Zusammenarbeit abgewendet werden:22 Die absehbaren Verteilungskämpfe um Rohstoffe brauchen eine weltweit solidarische Verteilung ihrer begrenzten Vorräte, zumal die Welt zeitlich, regional und sozial höchst unterschiedlich von den Folgen der Klimakrise und der Rohstoffverknappung betroffen sein wird. Es wächst die Gefahr, dass sich grüne Oasen des Wohlstands von einer zunehmend unwirtlichen Welt abzuschotten versuchen.23
 
        Die doppelte Gefahr eines Selbstmordes der Menschheit ist durchaus real: einerseits durch die atomare Rüstung, andererseits durch die globale Erderwärmung. Die Zeit, Katastrophen zu verhindern, wird knapp – und sie wird nicht gegen Russland, dem größten und ressourcenreichsten Land der Erde, zu verhindern sein, sondern nur mit ihm. Das Schlüsselwort unserer Zeit heißt „Zusammenarbeit“.
 
        PLAN FÜR DEN FRIEDEN
 
        Überlegungen für eine gemeinsame Sicherheit sind unverändert aktuell. Ihre Grundlagen und Strukturmerkmale haben Egon Bahr und Dieter S. Lutz ausführlich beschrieben.24 Eine Weiterentwicklung dieser Leitidee hat es zuletzt mit dem Konzept „Gemeinsame Sicherheit 2022“ gegeben.25 Doch der aktuelle Krieg beschleunigt die Aufrüstung. Nicht zuletzt die Nato treibt sie mit der Vorgabe voran, zwei Prozent des Bruttoinlandsprodukts für das Militär bereitzustellen. Mit dem Konzept „Nato 2030“, das im Juli 2022 in Madrid beschlossen wurde,26 sind die Weichen für eine globale Nato gestellt.27
 
        Nach der kurzen Phase der Entspannung ist es mit dem Ukraine-Krieg zu einer neuen Phase der Konfrontation gekommen. Die Welt steht am „Rande des Friedens“, wie Siegfried Lenz bereits 1988 feststellte. Daran ändert auch das unbedarfte Argument nichts, wir lebten in einer neuen Zeit, die neue Antworten erfordere. Diese neuen Antworten dürfen nicht der Rückfall in das alte Freund-Feind-Denken sein, sondern sie erfordern eine Weiterentwicklung der UN-Konzepte der 1980er Jahre, vor allem der Ideen der gemeinsamen Sicherheit, der Verständigung und der Nachhaltigkeit. Die damaligen Ideen waren nicht rückblickend gemeint, sondern auf die Herausforderungen einer globalen Welt ausgerichtet, ihrer Zeit also voraus.
 
        Die Frage ist, wer heute diese neuen Brücken bauen soll, solange die Kriegsparteien dazu nicht fähig erscheinen. Aus den ersten Versuchen, zu einem Frieden zu kommen, wurde bekanntlich nichts. Der mit den Minsker Abkommen angestoßene Prozess scheiterte, war aber auch unzureichend. Gleichwohl mangelt es nicht an Vorschlägen: Bei Verhandlungen in Istanbul zum Beispiel legte die ukrainische Delegation am 29. März 2022 einen 10-Punkte-Plan für neue Sicherheitsgarantien vor, der eine Einigung mit Russland möglich zu machen schien. Doch die Verhandlungen wurden abgebrochen, begründet durch den unsicheren Kriegsverlauf, verstärkte westliche Waffenlieferungen und laut ukrainischen Medienberichten auch durch Interventionen verschiedener Regierungschefs. Im Mai 2022 legte UN-Generalsekretär António Guterres einen Friedensplan vor, der in enger Abstimmung mit EU und OSZE ein vierstufiges Konzept für die Verhandlungen mit Russland und der Ukraine vorsah: Waffenstillstand, kein Nato-Beitritt der Ukraine, Selbstbestimmung in territorialen Fragen und eine internationale Sicherheitsgarantie unter der Aufsicht der OSZE. Im Kern ging es darum, die Ukraine zu einem Brückenstaat zwischen West- und Osteuropa zu machen statt zu einem Prellbock gegen Russland. Und auf Initiative des Vatikans erarbeitete im Juni 2022 eine internationale Expertengruppe unter der Leitung des US-amerikanischen Ökonomen Jeffrey Sachs einen Acht-Punkte-Vorschlag für einen dauerhaften und gerechten Frieden in der Ukraine. Dazu gehörten neben einer militärischen Neutralität der Ukraine und internationalen Sicherheitsgarantien ein schrittweises Ende der Sanktionen, ein multilateraler Wiederaufbaufonds und ein internationaler Überwachungsmodus unter dem Dach der Vereinten Nationen. Zuletzt hat Brasiliens Präsident Lula da Silva angeboten, zusammen mit den G-20-Staaten China, Indien und Indonesien eine Vermittlerrolle zu übernehmen.
 
        Es ist kein Merkmal einer liberalen Demokratie, dass diejenigen, die eine solche Friedenslogik fordern, heftiger öffentlicher Kritik ausgesetzt sind. Die Lage ist zu ernst, um sie den Bellizisten zu überlassen. Die Frage ist: Wie kann mithilfe der Vermittler aus den G-20-Staaten ein Waffenstillstand möglich werden – und welchen Friedensplan haben die Regierungen „Kerneuropas“, der eine nachhaltige Sicherheitsarchitektur Europas aufzeigt?
 
        Im Ukraine-Krieg geht es nicht zuletzt um die Selbstbehauptung Europas. Wenn die EU nicht dazu in der Lage ist, müssen europäische Regierungen zeigen, dass sie eine gewichtige friedenspolitische Rolle einnehmen wollen. Die EU-Mitglieder bekennen sich in der Präambel des EU-Vertrags ausdrücklich dazu, den „Prozess der Schaffung einer immer engeren Union der Völker Europas (…) weiterzuführen“. Diese Idee der gemeinsamen Sicherheit ist eine europäische Idee, die sich neu bewähren muss. Deutschland kann hier – wie bei der Friedens- und Entspannungspolitik der 1970er Jahre – eine Schlüsselrolle einnehmen. Das verlangt ein historisches Bewusstsein für eine historische Verantwortung.
 
         
          MICHAEL MÜLLER 
ist Bundesvorsitzender der Naturfreunde Deutschlands. Er war von 1983 bis 2009 Mitglied des Deutschen Bundestags, stellvertretender Vorsitzender der SPD-Bundestagsfraktion und Parlamentarischer Staatssekretär im Bundesumweltministerium. mueller@naturfreunde.de
 
          PETER BRANDT 
ist Publizist, Historiker und Professor im Ruhestand für Neuere und Neuste Geschichte an der Fernuniversität Hagen. Er gehört der Initiative „Entspannungspolitik jetzt!“ an und ist Mitautor von „Gemeinsame Sicherheit 2022“. peter.brandt@fernuni-hagen.de
 
          REINER BRAUN 
war Geschäftsführer verschiedener nationaler und internationaler Friedensorganisationen. Zuletzt war er Executive Director des Internationalen Friedensbüros (IPB), stellvertretender Vorsitzender der NaturwissenschaftlerInnen-Initiative sowie Mitglied der „Kooperation für den Frieden“. hr.braun@gmx.net
 
        
 
        ANMERKUNGEN
 
        01 Eric Hobsbawm, Das Jahrhundert der Extreme, München 1995, S. 17.
 
        02 Vgl. Klaus Dörre, Das Regime der flexiblen Zeit, in: Widerspruch 36/1998, S. 169–172.
 
        03 Vgl. Jörg Sommer/Michael Müller, Unter 2 Grad? Was der Weltklimavertrag wirklich bringt, Stuttgart 2016.
 
        04 Vgl. Ulrich Bartosch/Klaudius Gansczyk (Hrsg.), Weltinnenpolitik für das 21. Jahrhundert, Berlin 2007.
 
        05 Vgl. Vereinte Nationen, Nord-Süd-Bericht, New York 1980.
 
        06 Vgl. Dies., Our Common Security, New York 1982.
 
        07 Vgl. Volker Hauff (Hrsg.), Unsere Gemeinsame Zukunft, Greven 1987.
 
        08 Siehe hierzu und zum Folgenden Michael Müller/Peter Brandt/Reiner Braun, Selbstvernichtung oder Gemeinsame Sicherheit, Frankfurt/M. 2022.
 
        09 Zitiert nach ZDF-Info, 10.2.2022.
 
        10 Joachim Radkau, Hin und her gerissen im Anblick des Friedens – als Historiker und Mensch, unveröff. Manuskript, Bielefeld 2022, S. 5.
 
        11 Siehe die Daten unter www.sipri.org/databases.
 
        12 Willy Brandt, Friedenspolitik in unserer Zeit, Oslo 1971, S. 1.
 
        13 Der Index wird seit 1995 jährlich von Transparency International erstellt.
 
        14 Vgl. Michael Maier, USA fordern EU auf, der Ukraine endlich Geld zu überweisen, 28.9.2022, www.berliner-zeitung.de/wirtschaft-verantwortung/ukraine-braucht-dringend-geld-li.271538.
 
        15 Vgl. z.B. Florian Hassel, Korrupt wie eh und je, 25.2.2021, www.sueddeutsche.de/1.5217924.
 
        16 Vgl. Wortprotokoll der Rede Wladimir Putins im Deutschen Bundestag am 25.9.2001, www.bundestag.de/parlament/geschichte/gastredner/putin/putin_wort-244966.
 
        17 Vgl. Vertrag über die abschließende Regelung in Bezug auf Deutschland, unterzeichnet am 12. September 1990 in Moskau.
 
        18 Vgl. OSZE, Charta von Paris für ein neues Europa, Paris, 21.11.1990.
 
        19 Vgl. Peter Brandt, Die Ukraine-Krise – Innere und äußere Ursachen, 28.2.2022, www.globkult.de/politik/europa/2172.
 
        20 Vgl. Wortprotokoll Putin (Anm. 16).
 
        21 Vgl. The War in Ukraine Is Getting Complicated, and America Isn’t Ready, 19.5.2022, www.nytimes.com/2022/05/19/opinion/america-ukraine-war-support.html.
 
        22 Vgl. Wissenschaftlicher Beirat der Bundesregierung Globale Umweltveränderungen, Sicherheitsrisiko Klimawandel, Berlin 2007.
 
        23 Vgl. Mike Davies, Wer baut die Arche?, in: Paul J. Crutzen et al. (Hrsg.), Das Raumschiff Erde hat keinen Notausgang, Berlin 2011, S. 60–92.
 
        24 Vgl. Egon Bahr/Dieter S. Lutz, Gemeinsame Sicherheit. Idee und Konzept. 3 Bd., Hamburg 1986.
 
        25 Vgl. Internationaler Gewerkschaftsbund/Olof Palme Institut/Internationales Friedensbüro, Gemeinsame Sicherheit 2022, Stockholm 2022.
 
        26 Vgl. Bundesministerium für Verteidigung, Neues strategisches Konzept der Nato: Die Allianz in 2030, www.bmvg.de/de/aktuelles/neues-strategisches-konzept-der-nato-5265958.
 
        27 Vgl. C. J. Polychroniou, Noam Chomsky: The „Historic“ NATO Summit in Madrid Shored Up US Militarism, 6.7.2022, https://truthout.org/articles/noam-chomsky-the-historic-nato-summit-in-madrid-shored-up-us-militarism.
 
      

       
        ENDE DER OSTPOLITIK?
 
        Zur historischen Dimension der „Zeitenwende“
 
        Franziska Davies
 
        Am 27. Februar 2022 hielt der deutsche Bundeskanzler Olaf Scholz seine vielbeachtete Rede im Deutschen Bundestag, in der er eine nun schon fast sprichwörtlich gewordene „Zeitenwende“ für Deutschland und Europa verkündete. „Der 24. Februar 2022“, so Scholz damals, „markiert eine Zeitenwende in der Geschichte unseres Kontinents. Mit dem Überfall auf die Ukraine hat der russische Präsident Putin kaltblütig einen Angriffskrieg vom Zaun gebrochen – aus einem einzigen Grund: Die Freiheit der Ukrainerinnen und Ukrainer stellt sein eigenes Unterdrückungsregime infrage. Das ist menschenverachtend. Das ist völkerrechtswidrig. Das ist durch nichts und niemanden zu rechtfertigen.“01
 
        Die Totalinvasion der Ukraine durch Truppen der Russländischen Föderation kann in der Tat als „Zeitenwende“ verstanden werden, stellt sie doch den Versuch dar, einen souveränen europäischen Staat im 21. Jahrhundert von der Landkarte zu tilgen. Zugleich zeigt die Rede von Scholz aber auch, dass die Zeithorizonte in Deutschland und in der Ukraine unterschiedliche sind. Zweifelsohne hat dieser Krieg das Leben von Millionen Menschen in der Ukraine auf grausame Art und Weise verwüstet. Millionen sind auf der Flucht, Abertausende sind ermordet worden. Städte wie die Industriemetropole Mariupol am Schwarzen Meer sind von den russischen Truppen zu Geisterstädten gemacht worden. Zugleich aber war dies die Eskalation eines Krieges, der nicht erst 2022, sondern schon 2014 begann. In der deutschen Öffentlichkeit war die russische Besetzung von Teilen des ukrainischen Donbas und der Krim aber in den Hintergrund geraten. Die Totalinvasion hat den Krieg ins Bewusstsein zurückgeholt.
 
        Es ist bemerkenswert, dass Scholz in seiner Rede nicht davon sprach, dass Russland die Ukraine faktisch bereits im Februar 2014 angegriffen hat. Auch dieser Angriff war eindeutig völkerrechtswidrig und menschenverachtend. Auf der Halbinsel Krim waren es besonders die Krimtatar:innen, die unter der russischen Besatzung litten, insgesamt aber waren all diejenigen, die die gewaltsame Einverleibung ihrer Heimat durch Russland abgelehnt hatten, der gezielten Verfolgung ausgesetzt, oder sie entschlossen sich in Anbetracht dessen zur Flucht.02 Der Regisseur Oleg Senzow, der von Russland verschleppt und zu mehreren Jahren Lagerhaft verurteilt wurde, ist dafür lediglich das bekannteste Beispiel.03
 
        DIE MYSTIFIZIERUNG DER OSTPOLITIK UND DIE RADIKALISIERUNG DES PUTIN-REGIMES
 
        Etwa sechs Jahre nach dem Angriff Russlands auf die Ukraine und zwei Jahre vor der Totalinvasion im Februar 2022 veröffentlichte Matthias Platzeck, ehemaliger DDR-Bürgerrechtler und zwischen 2002 und 2013 Ministerpräsident Brandenburgs, ein Buch mit dem Titel „Wir brauchen eine neue Ostpolitik. Russland als Partner“. Ausführlich legte Platzeck dar, warum aus seiner Sicht die Notwendigkeit bestehe, an einer deutsch-russischen Partnerschaft festzuhalten.04 Bemerkenswert an diesem Buch war, dass Platzeck die zahlreichen innen- und außenpolitischen Aggressionen Russlands seit dem Machtantritt Wladimir Putins 1999/2000 praktisch aussparte: die Kriegsverbrechen in Tschetschenien, den Einmarsch in Georgien 2008, die Zerschlagung der russischen Opposition, die systematischen Bombardierungen der syrischen Zivilbevölkerung, um das menschenverachtende Regime Baschar al-Assads zu retten – all das kam in Platzecks Buch kaum vor.
 
        Das Festhalten am „Dialog“ und der Glaube, dass enge wirtschaftliche Beziehungen – etwa durch die Lieferung fossiler Energie von Russland nach Deutschland durch die Nord-Stream-Pipelines – wichtig und im deutschen Interesse seien, waren dabei keine eigentümliche Phantasie eines Ex-Politikers, sondern wurden von weiten Teilen der politischen Eliten in den demokratischen Parteien mitgetragen. Unter solchen Vorzeichen stand schon die Russlandpolitik der Bundesregierung unter Gerhard Schröder, der nur wenige Monate vor Putins Ernennung zum russischen Ministerpräsidenten deutscher Bundeskanzler geworden war. Zwar begannen die Planungen für Nord Stream 1 und Nord Stream 2 schon vor dem Regierungsantritt der rot-grünen Regierung, sie wurden unter Schröder und Putin aber formalisiert. Mit der Schaffung des „Petersburger Dialogs“ 2001, einem Forum, das die zivilgesellschaftliche Verständigung zwischen Deutschland und Russland fördern sollte, suchte Schröder ebenfalls die Kontinuität mit der Ostpolitik der SPD während der Zeit des Kalten Krieges.05
 
        Die Regierungszeit von Angela Merkel setzte kaum neue Akzente in der deutschen Russlandpolitik, und sie bedeutete sicher keinen grundsätzlichen Bruch mit der Linie ihrer Vorgänger. Zwar offenbarte sich bei Merkel ein deutlich kritischerer Blick auf Putins Russland als bei Schröder, aber zu einer grundsätzlichen Kursänderung führte das nicht. In ihrer Regierungserklärung am 26. März 2009 im Deutschen Bundestag anlässlich des Nato-Gipfels in Kehl und Straßburg erklärte die Bundeskanzlerin, die Zusammenarbeit mit Russland im wenige Monate zuvor ausgesetzten Nato-Russland-Rat wieder aufnehmen zu wollen, und fügte hinzu: „Wir setzen als atlantische Partner darauf, dass sich Russland kooperativ verhält. Die Nato-Partner und Russland stehen zum großen Teil vor den gleichen sicherheitspolitischen Bedrohungen.“06
 
        Noch expliziter stellte sich Frank-Walter Steinmeier, Bundesaußenminister im ersten und dritten Kabinett Merkel, in die Tradition der sozialdemokratischen Ostpolitik. So initiierte er 2008 die „Modernisierungspartnerschaft“ mit Russland und hielt selbst nach dem Angriff Russlands auf die Ukraine 2014 an den Ideen der 1970er und 1980er Jahre fest. In einem Interview mit dem „Spiegel“ im Dezember 2014 machte er deutlich, dass er sich auch persönlich der Ostpolitik in „höchstem Maße verbunden“ fühle und weiterhin auf „Dialog“ setze. Schlüsselbegriff für die Beschreibung der Krise deutsch-russischer Beziehungen war für Steinmeier jener der „Sicherheit“: Diese sei „in Europa (…) ohne Russland nicht möglich, Sicherheit für Russland nicht ohne Europa. Deshalb müssen wir die beschädigte europäische Sicherheitsarchitektur wieder in Ordnung bringen.“07
 
        Der Begriff der „Sicherheitsarchitektur“ tauchte Anfang April 2022 wieder auf, als er seine eigene außenpolitische Bilanz angesichts der russischen Totalinvasion der Ukraine nochmals reflektierte: „Wir sind gescheitert mit dem Ansatz, Russland in eine gemeinsame Sicherheitsarchitektur einzubinden.“08 Dieser Satz, der zeigt, dass Steinmeier seine Zeit als Außenpolitiker durchaus selbstkritisch in den Blick nimmt, offenbart zugleich, dass der ehemalige Außenminister und derzeitige Bundespräsident den Abschied von den Deutungsmustern der Ostpolitik auch nach dem 24. Februar 2022 nicht vollständig vollzogen hat. Immer noch macht er implizit den kollektiven Westen beziehungsweise Deutschland und Europa („wir“) für die Eskalation der russischen Gewalt in der Ukraine mindestens mitverantwortlich, immer noch denkt er in den Kategorien einer „Sicherheitsarchitektur“, in die Putins Russland möglicherweise doch hätte eingebunden werden können. Dabei hätte spätestens seit dem Angriff auf die Ukraine 2014 klar sein müssen, dass es dem Putin-Regime gerade um die gezielte Zerstörung jener Sicherheitsarchitektur ging – und um neoimperiale Ambitionen. Steinmeiers politischer Umgang mit Russland und seine Analysen des deutsch-russischen Verhältnisses zeigen eindrücklich, dass das Festhalten an Deutungsmustern und politischen Ansätzen der deutschen Ostpolitik der 1970er und 1980er Jahre mitursächlich für das Festhalten Deutschlands an einer politischen Strategie gegenüber Russland war, die zunehmend von der Realität überholt worden war.
 
        BLINDE FLECKEN: DIE GRENZEN DER OSTPOLITIK IM KALTEN KRIEG
 
        Die eindeutig positive Konnotation sozialdemokratischer Ostpolitik ist für die SPD eng verbunden mit der Person Willy Brandt. Der erste sozialdemokratische Bundeskanzler ist bis heute eine Konsens- und Integrationsfigur für die Partei, und bekanntermaßen war er es, der schon früh für eine Neugestaltung der Beziehungen zu den Staaten des Ostblocks eintrat. Die zweite Person, mit der in öffentlichen Debatten bis heute die Schlagworte „Wandel durch Annäherung“ und „Entspannungspolitik“ verbunden sind, ist Egon Bahr, der unter anderem außenpolitischer Berater Brandts war und der die Formel erstmals 1963 in einer Rede vor der Akademie in Tutzing formulierte.09
 
        Konkret schlugen sich die Ideen Brandts und Bahrs 1972 zunächst in den sogenannten Ostverträgen mit der Sowjetunion und Polen nieder, die vor allem darauf abzielten, den Status quo erst einmal anzuerkennen. Nur so bestehe die Chance, ihn langfristig zu überwinden, und nur durch eine Entspannung zwischen den Blöcken, einem Ende der direkten Systemkonfrontation, könne die Spaltung des Kontinents überwunden werden. Tatsächlich setzte damit ein allmählicher Wandel ein, nicht nur in den deutsch-sowjetischen und deutsch-polnischen Beziehungen, sondern auch zwischen den beiden deutschen Staaten.10 Verbunden ist die Ostpolitik bis heute mit einer berühmten Geste Brandts, als er bei seinem Besuch in Warszawa 1971 vor dem Denkmal der Kämpfer des jüdischen Ghettos auf die Knie sank. Inzwischen ist diese Geste – auch wenn Brandt vor den Opfern des Holocausts kniete – zu einem Symbol der deutsch-polnischen Versöhnung geworden. Auch auf dieser symbolischen Ebene ist die Ostpolitik mithin mit Werten verbunden, die bis heute als Teil des sozialdemokratischen Selbstverständnisses gelten: die Überwindung der nationalsozialistischen Vergangenheit Deutschlands und der Erhalt des europäischen Friedens.
 
        Zugleich beansprucht die SPD bis heute für sich, mit der Ostpolitik wesentlich zur Überwindung der Spaltung der Welt in „Ost“ und „West“ beigetragen zu haben – eine Überzeugung, die auch Steinmeier im Dezember 2014 äußerte: „Ohne [die Ostpolitik] hätte die Mauer keine Risse bekommen.“11 Freilich ist der Einfluss der sozialdemokratischen Ostpolitik auf den Fall der Mauer schwer zu bemessen. Wesentlich war sie wohl nicht, denn die Sowjetunion brach vor allem an ihren inneren Widersprüchen zusammen.12 In einem Essay über das Jahr 1989 verwies der polnische Intellektuelle Adam Michnik darauf, dass man im heutigen Europa ganz unterschiedliche Antworten auf die Frage hören könne, durch wen der Kommunismus zu Fall gebracht wurde: Die Deutschen würden auf ihre „vernünftige ‚Ostpolitik‘“ verweisen, die Polen auf die Solidarność, der Vatikan auf die katholische Kirche.13 Bei der bis heute überwiegend in Deutschland und insbesondere in der Nachkriegsgeneration positiv erinnerten Ostpolitik gerät allzu schnell in den Hintergrund, dass diese bereits in den 1980er Jahren in Selbstwidersprüche geriet, als 1980 in Gdańsk mit der Solidarność die erste freie Gewerkschaft in einem staatssozialistischen Land entstand. Hatte Bahr in seiner Rede in Tutzing noch den Gedanken formuliert, dass gerade die Akzeptanz des Status quo langfristig zu dessen Überwindung führen könne, tat er sich 1981 schwer mit der Solidarność. Kurz nach der Verhängung des Kriegsrechts im Dezember 1981 nahm Bahr General Wojciech Jaruzelski mit den Worten in Schutz, dass es sich keineswegs um den „Putsch“ einer „Junta“ handele, sondern die Verhängung des Kriegsrechts „das äußerste Mittel im Rahmen seiner Allianz-Souveränität“ sei.14 Auf einer rhetorischen Ebene solidarisierte sich Bahr zwar mit der polnischen Freiheitsbewegung und sprach davon, dass „unsere Wünsche bei den Arbeitern“ seien. Diese hätten sich einen „historischen Platz in der Geschichte der Arbeiterbewegung“ erkämpft. Seine politische Präferenz aber war eindeutig: Die „Erhaltung des Weltfriedens durch Beherrschung der interkontinentalen Raketen“ sei „noch wichtiger als Polen“, und Politik müsse „mit und nicht gegen die Führungsmächte“ gemacht werden.15
 
        OSTPOLITIK HEUTE
 
        In Variationen war diese Formel in Bezug auf Russland auch noch zu hören, als die Radikalisierung der Innen- und Außenpolitik des Putin-Regimes kaum mehr zu übersehen war. Auch Angela Merkel, immerhin bekannt für ihre Aussage im Zuge der Annexion der Krim, dass Putin „in einer anderen Welt“ lebe und offenbar keinen „Kontakt zur Realität“ mehr habe, stellte sie letztlich nicht infrage.16 Ende 2014 wurde sie mit den Worten zitiert, dass das „Ziel“ eine „europäische Sicherheitsstruktur mit Russland und nicht gegen Russland“ sei. Zugleich betonte Merkel, dass der Erhalt der Souveränität der Ukraine ebenfalls Ziel ihrer Politik sei. Damit war die Sackgasse dieser Form der Ostpolitik offenkundig. Institutionalisiert wurde sie in den Vereinbarungen von Minsk, in denen die russische Lüge akzeptiert wurde, in der Ukraine keine Kriegspartei zu sein, sondern lediglich als Vermittler zwischen den „Separatisten“ und der Regierung in Kyjiw zu fungieren. Dass Minsk II umgesetzt werden müsse, war die hilflose Antwort der deutschen Politik darauf, dass Russland sich im Donbas mit den selbsternannten „Volksrepubliken“ Donezk und Luhansk ein Einfallstor in die Ukraine geschaffen hatte, durch welches Putin den Konflikt bei Bedarf eskalieren konnte. Genau das tat er dann auch, als er sie am 21. Februar 2022 als souveräne Staaten anerkannte, wenige Tage später die gesamte Ukraine angriff und versuchte, Kyjiw einzunehmen.
 
        Der Angriff von 2022 war mithin die Fortsetzung des Krieges von 2014, und bereits zu diesem Zeitpunkt war die deutsche Strategie im Umgang mit Russland gescheitert. Der Historiker Jan C. Behrends brachte es im September 2014 auf den Punkt: „Der russische Einmarsch in die Ukraine hat die Ära der Ostpolitik beendet.“ Behrends verwies auf die bequeme Illusion, der sich Deutschland in der Mythenpflege der Ostpolitik hingegeben hatte: Der Öffentlichkeit bot sie „die Illusion von Sicherheit, Frieden und Stabilität. (…) Das Label ‚Friedenspolitik‘ überhöhte sie moralisch.“ Faktisch aber konnte diese Ostpolitik weder Einfluss auf die systematische Zerstörung demokratischer und zivilgesellschaftlicher Strukturen in Russland seit Putins Machtantritt nehmen noch seine außenpolitische Aggression gegen Georgien oder die Ukraine verhindern.17
 
        Sehr wohl aber richtete die deutsche Russlandpolitik mit ihren Schlagworten des „Dialogs“ und der „Partnerschaft“ immensen Schaden im Verhältnis zu den ostmitteleuropäischen Partnern innerhalb der Europäischen Union und zur Ukraine an. Besonders in den baltischen Staaten und in Polen war die Irritation über die Beschwichtigungen aus Berlin gegenüber Moskau groß. Zum Symbol dafür wurde die Pipeline Nord Stream 2, an der trotz kontinuierlicher Warnungen aus der EU und der Ukraine bis zur russischen Totalinvasion festgehalten wurde. Dabei wurde unter anderem im russischen Staatsfernsehen offen darüber gesprochen, dass das Ziel von Nord Stream 2 eine Schwächung der Ukraine sei. Dass deutsche Spitzenpolitiker die eindeutige Radikalisierung Russlands nach innen und nach außen lange nicht zur Kenntnis nehmen wollten, löst noch heute Irritation aus.18
 
        Dabei steht außer Frage, dass die deutsche Russlandpolitik der vergangenen Jahrzehnte von großen Teilen der Gesellschaft mitgetragen wurde. Selbst als der damalige Wirtschaftsminister Sigmar Gabriel im Oktober 2015 dem russischen Diktator dafür dankte, dass er sich „trotz des Konflikts in Syrien“ Zeit für ihn nehme, gab es keinen großen Aufschrei.19 Freilich lässt sich die Frage nicht beantworten, ob Teile der Öffentlichkeit auch schon vor Februar 2022 für ein entschiedeneres Vorgehen gegen Russland zu gewinnen gewesen wären, wenn die verantwortlichen Politiker:innen die Bedrohung, die von Russland für Europa ausgeht, präzise formuliert hätten. Schließlich war es bis zur Totalinvasion Russlands in die Ukraine auch politischer Konsens, dass Deutschland keine Waffen an die Ukraine liefert. Als sich der damalige Parteivorsitzende der Grünen, Robert Habeck, im Mai 2021 für eine militärische Unterstützung der Ukraine mit „Defensivwaffen“ aussprach, zog er Kritik aus allen politischen Lagern auf sich, nicht zuletzt aus seiner eigenen Partei.20
 
        Ob eine frühzeitige und entschiedenere Aufrüstung der Ukraine durch die Europäische Union und die Vereinigten Staaten Putin von seinem Totalangriff auf die Ukraine hätten abhalten können, lässt sich schwer beantworten. Fest steht aber, dass die Russlandpolitik Deutschlands auf Fehlwahrnehmungen und Falschannahmen beruhte – und dass an ihnen selbst nach dem eklatanten Völkerrechtsbruch Russlands auf europäischem Boden 2014 festgehalten wurde. Die Abhängigkeit von russischen fossilen Energieträgern wuchs in den Jahren danach sogar noch und wurde nicht geringer. Und selbst als Putin russische Truppen an den Grenzen der Ukraine konzentrierte, er dem Land offen sein Existenzrecht absprach, seine Staatlichkeit als „historischen Fehler“ bezeichnete und die amerikanischen und britischen Geheimdienste vor einem unmittelbar bevorstehenden Einmarsch warnten, nahm kaum jemand die Bedrohung ernst.21 Dies schloss den amtierenden Bundeskanzler ein: Noch im Dezember 2021 weigerte er sich, vom „rein privatwirtschaftlichen Projekt“ Nord Stream 2 abzurücken.
 
        HISTORISCHE BLINDSTELLEN
 
        Die Russlandfixiertheit der deutschen Außenpolitik hatte auch zur Folge, dass die Ukraine als eigenständiges Subjekt lange Zeit kaum ernst genommen wurde. Vom deutschen Außenministerium wurde sie eher als Störfaktor der deutsch-russischen Beziehungen wahrgenommen: Im erwähnten Interview im Dezember 2014 beispielsweise sprach der damalige Außenminister Steinmeier nicht nur von der Notwendigkeit, an den Traditionen der Ostpolitik festzuhalten, sondern auch von seinem unbedingten Wunsch, zu guten Beziehungen zwischen Russland und Deutschland zurückzukehren. Die Ukraine taucht hier lediglich als Ort der „Ukraine-Krise“ auf – und letztlich auch als Auslöser von Russlands Krieg, den Steinmeier aber nicht beim Namen nannte. Bei den Protesten auf dem Maidan sei es zur „Eskalation“ gekommen, nun gehe es darum, die „Spirale der Gewalt“ zu stoppen. Dabei nannte er den russischen Angriff keinen Angriff und den Krieg keinen Krieg, und zudem suggerierte er eine beidseitige Verantwortung für die „Ukraine-Krise“, die mit der Realität wenig zu tun hatte. Trotzdem nahm er für sich in Anspruch, eine „ehrliche Analyse der Realität“ zu leisten.22 Dass in den Folgejahren die deutsche Abhängigkeit von russischem Gas noch weiter erhöht, 2015 der Verkauf deutscher Gasspeicher an das russische Staatsunternehmen Gazprom abgesegnet und parallel für eine Aufhebung der Sanktionen gegen Russland geworben wurde, vervollständigt dieses Bild.23
 
        Es ist gut möglich, dass auch eine andere deutsche Russlandpolitik, die sich stärker an Realitäten und nicht an Wunschbildern orientiert hätte, den Einmarsch Russlands in die gesamte Ukraine nicht hätte verhindern können. Die deutsche Blindheit hat aber höchstwahrscheinlich dazu beigetragen, Putins Bild vom schwachen Westen zu bestärken – und dürfte ihm die Entscheidung zur Totalinvasion zumindest leichter gemacht haben. Aber es geht eben nicht nur um Russland. Es geht um die Menschen in Polen, in den baltischen Staaten und vor allem in der Ukraine. Die Ukraine ist zum zweiten Mal Schauplatz eines genozidalen Krieges, das letzte Mal war das nationalsozialistische Deutschland der Angreifer. Die Moskau-Fixierung deutscher Politik und das Ignorieren der Warnungen aus Ostmitteleuropa in den vergangenen Jahren haben die Menschen dort – gerade in Anbetracht der Gewaltgeschichte Deutschlands in Osteuropa und der starken Erinnerung an einen gemeinsamen deutsch-russischen Imperialismus – enttäuscht und große Zweifel an der Zuverlässigkeit Deutschlands gesät. Die zögerliche Politik der Bundesregierung im Hinblick auf schnelle Waffenlieferungen an die Ukraine und die unklare Kommunikation von Deutschlands Position gegenüber Russland haben auch nach der „Zeitenwende“ dazu beigetragen, den Ruf Deutschlands in Ostmitteleuropa zu schädigen. Vor allem aber wurden der Ukraine so Waffen vorenthalten, die sie zur Selbstverteidigung dringend benötigte. Es hätte Alternativen zu dieser Entwicklung gegeben.
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        ERFOLG UND GRENZEN DER SANKTIONSPOLITIK GEGEN RUSSLAND
 
        Julia Grauvogel · Christian von Soest
 
        Sanktionen sind ein zentraler Baustein der westlichen Reaktion auf Russlands eklatante Verstöße gegen das Völkerrecht. Schon 2014 haben die Europäische Union und die USA im Zuge der Krim-Annexion Sanktionen gegen das Putin-Regime beschlossen. Seit Russlands Anerkennung der Separatistengebiete Donezk und Luhansk als unabhängige Staaten am 21. Februar 2022 und dem darauffolgenden Einmarsch in die Ukraine sind zahlreiche neue Sanktionen hinzugekommen. Diese heben sich deutlich von den Krim-Sanktionen ab: Bemerkenswert ist zum einen das Tempo, mit dem sich die EU-Mitgliedstaaten auf die Maßnahmen geeinigt haben. Innerhalb von nur fünf Tagen – zwischen dem 23. und dem 28. Februar 2022 – hat die EU die ersten drei ihrer bisher neun Sanktionspakete verabschiedet. Zum anderen sind die Maßnahmen deutlich umfassender als die eher symbolischen Vorgängersanktionen. Die massiven Beschränkungen in den Bereichen Finanzen, Transport, Handel und Energie sind zwar keine Zeitenwende in der Sanktionspolitik, beschleunigen aber das Revival umfassender Sanktionen, von denen sich die Weltgemeinschaft nach den gravierenden humanitären Folgen des Irak-Embargos der 1990er bis Anfang der 2000er Jahre zunächst verabschiedet hatte. Zudem werden die europäischen und amerikanischen Sanktionen von einer breiten internationalen Allianz unterstützt. Die traditionell bei EU-Sanktionen neutrale Schweiz hat sich dem Großteil der Maßnahmen ebenso angeschlossen wie beispielsweise Singapur, das als wichtiges Finanzzentrum die Sanktionen gegen russische Banken mitträgt.01
 
        Doch trotz der schnellen, umfassenden und von einer breiten Koalition getragenen Sanktionen haben diese auch ein Jahr nach dem Beginn des russischen Angriffskriegs – wenig überraschend – kein Einlenken Wladimir Putins bewirkt. Die EU verknüpft die Sanktionen mit der Forderung, dass „Russland seine militärischen Handlungen unverzüglich einstellt“ und „alle Streitkräfte und Militärausrüstung bedingungslos aus dem gesamten Hoheitsgebiet der Ukraine abzieht.“02 Die Aussichten, mit Sanktionen einen sofortigen Rückzug der russischen Armee herbeizuführen, waren jedoch von Anfang an minimal. Allerdings zielen sie darauf ab, die russische Fähigkeit zur (technischen) Kriegsführung und zur Finanzierung der Invasion massiv zu schwächen.03 Außerdem signalisieren die Sanktionen, dass der Völkerrechtsbruch durch Russland nicht folgenlos bleibt und mit erheblichen Kosten einhergeht.
 
        Die dem Instrument der Sanktionen mit Verweis auf ein Ausbleiben einer russischen Verhaltensänderung mitunter attestierte Wirkungslosigkeit ist aber noch aus einem anderen Grund falsch. Russland ist als weltweit elftgrößte Volkswirtschaft, als wichtiger Exporteur von Öl und Gas und als ständiges Mitglied im UN-Sicherheitsrat keineswegs repräsentativ für das Gros der in der Vergangenheit sanktionierten Staaten: Mehr als die Hälfte aller EU- und UN-Sanktionen seit dem Ende des Kalten Krieges richteten sich gegen kleinere Länder auf dem afrikanischen Kontinent und im Nahen Osten, die deutlich anfälliger sind für externen Druck.04 Insgesamt sind auferlegte Sanktionen immerhin in etwa einem Drittel der Fälle erfolgreich.
 
        REVIVAL UMFANGREICHER ZWANGSMAẞNAHMEN
 
        Die EU hat bereits neun Sanktionspakete in Kraft gesetzt, das bisher letzte im Dezember 2022 (Abbildung 1). Ein zehntes ist in Vorbereitung. Die von Europa verhängten Maßnahmen umfassen dabei ein breites Spektrum von Individualsanktionen bis hin zu sektoralen Wirtschaftsbeschränkungen. Darüber hinaus spielen Maßnahmen zur „Aufrechterhaltung und Anpassung“ (so der Name des sechsten Sanktionspakets) zunehmend eine größere Rolle. Damit will die EU mögliche Versuche unterbinden, die Sanktionen zu umgehen. So wurden beispielsweise im April 2022 Geldflüsse in Kryptowährungen verboten, um Schlupflöcher bei den Finanzsanktionen zu schließen.
 
         
          Abbildung 1: Sanktionspakete der EU
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          Quelle: Eigene Darstellung
 
        
 
        Die Russland-Sanktionen spiegeln den internationalen Trend zu „kostspieligeren“ Sanktionsmaßnahmen wider, die nicht nur die (politischen) Eliten eines Landes, sondern – trotz humanitärer Ausnahmen wie im Falle Irans oder Syriens – auch breite Teile der Bevölkerung treffen. Drei weitere Aspekte der Russland-Sanktionen stehen ebenfalls exemplarisch für die neuesten Entwicklungen dieses Instruments: Erstens verhängt der Westen zunehmend Finanzsanktionen. Mit dem Ausschluss von Banken aus dem Kommunikations- und Zahlungssystem SWIFT macht der Westen, mit den USA an der Spitze, globale finanzielle Verflechtungen zu einer „Waffe“, indem Geldinstitute der sanktionierten Staaten vom zentralen internationalen Bankentransfersystem abgeschnitten werden.05 Bereits vor zehn Jahren wurde der Iran zum ersten Mal aus dem SWIFT-System ausgeschlossen, was aus Sicht vieler entscheidend dazu beitrug, dass Teheran drei Jahre später das Atomabkommen mit den USA, Frankreich, dem Vereinigten Königreich, Deutschland, Russland und China unterzeichnete. Der aktuelle Fall Russland zeigt aber auch, dass sanktionierte Staaten nicht wehrlos sind: So gab es bereits vor dem Krieg gegen die Ukraine erste Versuche des Kremls, sich zugunsten der chinesischen Währung Yuan von einem Teil der staatseigenen Devisenreserven in US-Dollar zu trennen, um sie möglichen Finanzsanktionen zu entziehen.06
 
        Zweitens setzen die Europäer und die USA zunehmend auf themenspezifische Sanktionen – sogenannte horizontale Sanktionsregime –, um eine noch schnellere Reaktion auf unerwünschtes Verhalten zu ermöglichen. Mit der „globalen Sanktionsregelung im Bereich der Menschenrechte“ hat die EU, angelehnt an den US-amerikanischen Global Magnitsky Act, im Jahr 2020 einen rechtlichen Rahmen für restriktive Maßnahmen in diesem Politikfeld geschaffen. Gleiches gilt für das Cybersanktionsregime aus dem Jahr 201907 und die restriktiven Maßnahmen beim Einsatz von Chemiewaffen von 2018.
 
        Drittens ist die Popularität von gezielten Sanktionen gegen Individuen und Organisationen in Form von Reisebeschränkungen und Kontensperrungen ungebrochen. Die EU, das Vereinigte Königreich und die USA haben bisher jeweils mehr als tausend russische Staatsangehörige auf ihre Sanktionslisten gesetzt. Die Maßnahmen richten sich unter anderem gegen Abgeordnete der Duma, Angehörige des nationalen Sicherheitsrates, aber auch gegen zahlreiche Oligarchen und tragen so zur Individualisierung der Verantwortung bei der Verletzung zentraler völker- oder menschenrechtlicher Normen bei.08 Zum Teil stockte die EU im Rahmen eines Sanktionspakets sogar mehrfach die Anzahl der gelisteten Personen auf (Abbildung 2).
 
         
          Abbildung 2: Gezielte EU-Sanktionen gegen Personen und Organisationen in Russland 2022
 
          [image: Das Liniendiagramm zeigt die Anzahl der von EU-Sanktionen betroffenen Personen und Organisationen in Russland zwischen März 2022 und Januar 2023. Die Anzahl der betroffenen Organisationen nimmt in diesem Zeitraum leicht von 50 auf 150 zu. Bei den betroffenen Personen ist ein steiler Anstieg zwischen März und April 2022 von ca. 500 auf über 1000 zu beobachten und dann ein stetiger Anstieg auf ca. 1400 bis Januar 2023.] 
          Quelle: Eigene Darstellung
 
        
 
        Inhaltlich und zeitlich haben sich EU und USA bei ihren Russland-Sanktionen eng abgestimmt. Dies trug in einigen Bereichen, wie den Finanz- und Energiesanktionen, Früchte. Trotz unterschiedlicher Prozesse für die jeweiligen Sanktionsbeschlüsse ist die Liste der betroffenen russischen Banken weitgehend deckungsgleich. Auch bei der Preisobergrenze für Rohöl und Erdöl auf 60 US-Dollar pro Barrel demonstrierten Europäer und Amerikaner transatlantische Einigkeit. Eine einheitliche Sanktionspolitik gerät in vielen Bereichen aber auch an Grenzen. Wen die Individualsanktionen Europas, des Vereinigten Königreichs und der USA treffen, unterscheidet sich erheblich. Von den 20 reichsten Russen war am 30. März 2022 lediglich eine Person auf allen drei Sanktionslisten, weitere sieben waren auf immerhin zwei von drei „schwarzen Listen“ verzeichnet.09
 
        UNTERSCHIEDLICHE ZIELE
 
        In ihrer Begründung der Sanktionen setzt die EU angesichts des unverändert rücksichtslos geführten Angriffskrieges auf kontinuierlichen Druck und reagiert gleichzeitig auf besonders verwerfliche Ereignisse.10 Das fünfte Sanktionspaket wurde unmittelbar nach dem Bekanntwerden der Massaker in Butscha Anfang April 2022 verabschiedet. Das achte Sanktionspaket wiederum wurde unter Verweis auf die rechtswidrige Annexion der ukrainischen Regionen Donezk, Luhansk, Saporischschja und Cherson durch Russland beschlossen.
 
        Auch wenn eine solche Begründung nahelegt, dass mit den Sanktionen eine Verhaltensänderung des Putin-Regimes erzwungen werden soll (Englisch: coerce), war dies keine realistische Erwartung an die Maßnahmen. Vielmehr verfolgt die internationale Gemeinschaft mit ihren Sanktionen zwei weitere in der Forschung als zentral identifizierte Ziele:11 Erstens sollen die Maßnahmen Russlands Fähigkeit einschränken (constrain), den Krieg zu finanzieren und auf dem technisch neuesten Stand zu führen. Zweitens signalisieren (signal) die Sanktionen, dass die eklatante Verletzung zentraler Normen durch Russland geahndet wird. Die Bereitschaft der europäischen Länder, dabei gravierende eigene wirtschaftliche Nachteile bei der Energieversorgung in Kauf zu nehmen, macht dieses Signal glaubwürdig.
 
        Sanktionen dienen also als Strafe für einen Völkerrechtsbruch, die auch potenzielle NachahmerInnen abschrecken soll. Gleichzeitig sind insbesondere die für Russland ökonomisch besonders schmerzhaften Maßnahmen auch Verhandlungsmasse in Gesprächen zwischen zentralen politischen Akteuren des Krieges. Dafür müssen Sanktionierende jedoch eine mögliche schrittweise Aufhebung der Maßnahmen an konkrete Verhaltensänderungen Russlands knüpfen. Einer solchen Funktion des Instruments stehen Aussagen wie jene von US-Präsident Joe Biden während seiner Warschau-Reise Ende März 2022 entgegen, mit den Sanktionen Russland und Putin direkt schwächen zu wollen.12
 
        WIRKUNG DER RUSSLAND-SANKTIONEN
 
        Für eine Bewertung der Sanktionen gegen Russland muss zwischen wirtschaftlichen und politischen Wirkungen unterschieden und daran erinnert werden, dass Sanktionen nur einen Teil der westlichen Reaktionen auf den russischen Angriffskrieg in der Ukraine ausmachen. Nach über einem Jahr beschränken die Zwangsmaßnahmen den Handlungsspielraum des Putin-Regimes erheblich, wirken also vor allem über die Constraining-Logik. Sowohl die Regierung als auch russische Firmen oder Banken wie die Sberbank, das größte russische Geldinstitut, finden kaum noch Zugang zum internationalen Finanzmarkt. Sie können keine Anleihen mehr platzieren und sind neben der Abkopplung von SWIFT oft auch direkt sanktioniert – Personen und Unternehmen im Westen dürfen nicht einmal einen Bleistift an sie liefern. In einem beispiellosen Akt setzten westliche Staaten zudem gleich nach Beginn des Angriffskrieges Russlands Auslandsreserven im Wert von ungefähr 300 Milliarden US-Dollar fest. Die russische Zentralbank verhängte sofort strikte Kapitalmarktkontrollen und verhinderte damit den von einigen AnalystInnen vorhergesagten Zusammenbruch des Finanzsystems in Russland. Außerdem zahlten die europäischen Abnehmer seit Beginn des Angriffs weitere Milliarden für Öl- und Gaslieferungen – Geld, das auch den russischen Angriffskrieg finanzierte. Diese Quelle trocknet jedoch langsam aus: Im Juni 2022 hatte die EU beschlossen, schrittweise die Einfuhr von russischem Erdöl mit Tankschiffen und später auch durch Pipelines zu verbieten. Da das meiste Öl auf dem Seeweg in die EU gelangt, stoppten die europäischen Staaten damit bis Ende des Jahres 2022 bereits 90 Prozent ihrer Erdöleinfuhren aus Russland. Weder andere Abnehmer wie Indien und China noch der Schmuggel von Öl und Gas können in der nächsten Zeit diese Verluste vollständig ausgleichen. Zudem scheint der über die Versicherung von Tankladungen und Beschränkungen von Reedereien erzwungene internationale Preisdeckel für russisches Öl zunehmend zu wirken.
 
        Darüber hinaus treffen Exportverbote für Hochtechnologie (Computerchips, Halbleiter und Software), Dual-Use-Güter, die sowohl für zivile als auch militärische Zwecke genutzt werden können, sowie für Ersatzteile für Flugzeuge die international eingebundene russische Wirtschaft unmittelbar. Die Bänder des Lada-Herstellers Avtovaz standen monatelang still, heute produzieren dessen Werke Autos ohne Airbags, Antiblockiersysteme und weitere Teile, die auf westliche Zulieferungen angewiesen sind. Der Chipmangel behindert offensichtlich auch die Produktion von Präzisionsmunition und den Bau moderner Panzer. Russland kann diese High-Tech-Bauteile nicht einfach selbst herstellen und Importe damit substituieren. Zwar sorgte der anfangs ungebremste Öl- und Gasexport in den Westen dafür, dass der Kreml das Schrumpfen der heimischen Wirtschaft im Jahr 2022 auf ungefähr drei Prozent abbremsen konnte – durch die Drosselung der durch Pipelines gelieferten Gasmenge schlug Russland zunächst sogar selbst zurück. Mittlerweile sind seine ökonomischen Zukunftsaussichten jedoch angesichts der zunehmend greifenden Technologie- und Energiesanktionen äußerst düster. Schon jetzt sind die Kosten der Sanktionen für Russland weit höher als für Deutschland und Europa, obwohl diese mit Energieknappheit und hoher Inflation umgehen müssen.
 
        Nach der grundlegenden Sanktionslogik soll der durch Sanktionen ausgelöste wirtschaftliche Schmerz zu einem politischen Kurswechsel im Zielland führen. Dies ist in Russland bislang nicht der Fall. Präsident Putin und seine Regierung haben sich als kostenunempfindlich gezeigt und wiederholt die Leidensfähigkeit Russlands betont. Zudem haben die Sanktionen bislang offensichtlich keinen Keil zwischen Putin und den Elitezirkel um ihn herum getrieben. Die öffentliche Kritik der Oligarchen Oleg Tinkow und Oleg Deripaska am Krieg blieb die große Ausnahme; es kam auch nicht zu Ministerrücktritten, die auf eine Spaltung der Elite hindeuten. Aufgrund der staatlichen Repression blieben Massenproteste zudem aus. Die Zwangsmaßnahmen der Regierung haben jedoch auch keinen Popularitätsschub für die russische Führung gebracht. Ein solcher Wagenburg-Effekt (rally ’round the flag effect) tritt ein, wenn die sanktionierte Regierung den äußeren Druck als einen Angriff auf das ganze Land darstellen und erfolgreich an die Solidarität der eigenen Bevölkerung appellieren kann.13 Bereits die Forschung zu den nach der Krim-Besetzung 2014 auferlegten Sanktionen zeigt aber, dass Präsident Putins Zustimmungswerte damals wegen der Annexion selbst und nicht aufgrund der folgenden Zwangsmaßnahmen des Westens in die Höhe schossen.14
 
        FEHLENDE ERFOLGSVORAUSSETZUNGEN
 
        Allerdings sind wichtige von der Wissenschaft identifizierte Erfolgsbedingungen für Sanktionen im Falle Russlands nicht gegeben. Diese betreffen vor allem die mit den Sanktionen verbundenen Forderungen, die politische und wirtschaftliche Verfasstheit des sanktionierten Landes sowie seine Beziehung zu den Sanktionierenden.
 
        Grundsätzlich gilt schon die Androhung von Sanktionen als besonders erfolgversprechend, weil sich das Gegenüber in diesem Stadium noch weitgehend ohne Gesichtsverlust zurückziehen kann. Über diese Sanktionsdrohungen hat sich Putin mit dem Angriff am 24. Februar 2022 im Handstreich hinweggesetzt. Zudem beeinflusst Druck von außen Demokratien in der Regel leichter als Diktaturen, da BürgerInnen demokratisch gewählte Regierungen bei Wahlen abstrafen können, wenn Sanktionen zu einem wirtschaftlichen Abschwung führen. Freie und faire Wahlen, die zu einer solchen Reaktion führen könnten, gibt es in Russland aber schon lange nicht mehr. Begrenzte Forderungen – wie beispielsweise die nach einer unabhängigen Untersuchung eines Massakers – machen es einer sanktionierten Regierung darüber hinaus leichter, nachzugeben. Die Forderung nach umfassender Demokratisierung gefährdet hingegen unmittelbar den Machterhalt eines autoritären Regimes. Durch das vorgebliche Ziel einer „Entnazifizierung“ hat die russische Führung die Invasion in die Ukraine zusätzlich ideologisch enorm aufgeladen. Schließlich wissen wir empirisch, dass Sanktionen gegen befreundete Staaten, mit denen ein enger wirtschaftlicher Austausch und starke politische Einigkeit besteht, größere Aussichten auf Erfolg haben. Das Gleiche gilt, wenn der Druck von einer möglichst großen Staatenkoalition oder sogar von einer internationalen Organisation wie den Vereinten Nationen ausgeht. Die Legitimität dieser Maßnahmen ist dann grundsätzlich höher, während die Schlupflöcher kleiner sind. Zudem geben wirtschaftlich „schwache“ Zielstaaten eher nach.
 
        Viele dieser Faktoren sind im Falle Russlands strukturell nicht gegeben: Nicht nur nimmt der größte Flächenstaat der Erde als ständiges Mitglied des UN-Sicherheitsrats und Atommacht eine enorme Machtposition ein, sondern er verfügt auch über eine hinreichend große Wirtschaftsleistung, die ihn vor kurzfristigem Sanktionsdruck schützt. Lediglich die derzeit breite Sanktionsallianz von mehr als 30 Staaten erhöht tatsächlich die Erfolgswahrscheinlichkeit der Sanktionen, zumal sich darüber hinaus eine vergleichsweise große Anzahl von Staaten gegen Russlands Angriff gestellt hat und auch Großmächte wie Indien und China Präsident Putin bislang nicht offen unterstützen.
 
        Bei der Bewertung sollte allerdings nicht übersehen werden, dass die Wirkung der Sanktionen weit über die eigentlich verhängten Maßnahmen hinausgeht. Über tausend internationale Unternehmen haben sich mittlerweile vom russischen Markt zurückgezogen, verbliebene stehen in westlichen Staaten, vor allem den USA, am Pranger der Öffentlichkeit.15 Für die russische Mittelschicht sind der Rückzug von populären westlichen Unternehmen wie McDonalds oder Ikea und die Schwierigkeiten beim Bezahlen mit Kreditkarten direkt spürbar. In der Regel erzwingen die verhängten Sanktionen nicht direkt den Rückzug internationaler Unternehmen, sie verschlechtern aber die Geschäftsaussichten in Russland deutlich und beeinflussen damit Investitionsentscheidungen. Die umfassenden und langandauernden Sanktionen gegen Iran, Syrien, Afghanistan und Venezuela zeigen zudem, dass autoritäre Regierungen – trotz der Zwangsmaßnahmen – häufig fest im Sattel sitzen, während die Bevölkerung trotz weitverbreiteter humanitärer Ausnahmen bei den Sanktionen unter den wirtschaftlichen Beschränkungen zu leiden hat. Auch wenn es angesichts des fortgesetzten brutalen Vorgehens der russischen Armee in der Ukraine verfrüht erscheint, wird sich irgendwann auch im Falle Russlands die Frage nach den humanitären Schäden der äußerst umfassenden Sanktionspolitik stellen.
 
        SANKTIONEN ALS VERHANDLUNGSMITTEL
 
        Die Russland-Sanktionen machen die Möglichkeiten und Grenzen dieses Mittels der Außenpolitik deutlich, das irgendwo zwischen einfachen Worten des Beistands und der direkten Beteiligung an einem Krieg angesiedelt ist. Grundsätzlich sind Sanktionen allein ungeeignet, Kriege sofort zu stoppen – zumal, wenn sie gegen eine Großmacht mit erheblichen politischen, wirtschaftlichen und militärischen Machtressourcen verhängt werden. Sanktionen wirken aber ohnehin nicht isoliert, sondern im Verbund mit weiteren wirtschaftlichen, humanitären und militärischen Hilfen für die Ukraine. In Russland hingegen drohen der durch die Sanktionen erzeugte wirtschaftliche Druck und die ausbleibenden militärischen Erfolge Präsident Putin die Legitimationsgrundlage zu entziehen.16 Langfristig ist durchaus denkbar, dass Sanktionen damit zur Erosion seiner personalistischen Herrschaft beitragen. Die direkten politischen Auswirkungen von Zwangsmaßnahmen auf ein autoritäres Regime wie Russland sollten aber nicht überschätzt werden.
 
        In der zugespitzten öffentlichen Debatte in Deutschland geht gelegentlich unter, dass die Verhängung von Sanktionen keineswegs bedeuten muss, dass Kriegsparteien und westliche Staaten nicht mehr miteinander verhandeln. Im Gegenteil: Wirtschaftliche Beschränkungen und Verhandlungen laufen in der Regel parallel.17 Durch ihre wirtschaftlichen Kosten steigern Sanktionen unter Umständen sogar die Verhandlungsbereitschaft des Sanktionsadressaten und können damit als eine Voraussetzung für Verhandlungen gesehen werden.
 
        Seit Beginn des russischen Angriffskriegs hat die EU ihr mittlerweile neuntes Sanktionspaket gegen Russland beschlossen. Weitere Zwangsmaßnahmen sind möglich, entscheidend wird aber sein, die Umsetzung und Kontrolle der auferlegten Beschränkungen zu verbessern. Hier gibt es noch viel zu tun. Mit ihrem zweiten „Sanktionsdurchsetzungsgesetz“18 und der Ernennung eines Sanktionsbeauftragten19 zeigen die Bundesregierung und die EU-Kommission, dass sie Schlupflöcher schließen und den Maßnahmen noch mehr Biss geben wollen.
 
         
          JULIA GRAUVOGEL 
ist Senior Research Fellow am German Institute for Global and Area Studies (GIGA) und Sprecherin des Forschungsteams „Interventionen und Sicherheit“. julia.grauvogel@giga-hamburg.de
 
          CHRISTIAN VON SOEST 
ist Leiter des Forschungsschwerpunkts „Frieden und Sicherheit“ am German Institute for Global and Area Studies (GIGA) in Hamburg. christian.vonsoest@giga-hamburg.de
 
        
 
        ANMERKUNGEN
 
        01 Vgl. Ministry of Foreign Affairs Singapore, Sanctions and Restrictions Against Russia in Response to its Invasion of Ukraine, 5.3.2022, www.mfa.gov.sg/Newsroom/Press-Statements-Transcripts-and-Photos/2022/03/20220305-sanctions.
 
        02 Rat der EU, EU verabschiedet neues Maßnahmenpaket als Reaktion auf die militärische Aggression Russlands gegen die Ukraine, 28.2.2022, www.consilium.europa.eu/de/press/press-releases/2022/02/28/eu-adopts-new-set-of-measures-to-respond-to-russia-s-military-aggression-against-ukraine.
 
        03 Vgl. Bundesregierung, Im Überblick: Sanktionen gegen Russland, 7.10.2022, www.bundesregierung.de/breg-de/-2007964.
 
        04 Vgl. Bonn International Center for Conflict Studies (BICC) et al. (Hrsg.), Friedensfähig in Kriegszeiten. Friedensgutachten 2022, Bielefeld 2022.
 
        05 Vgl. Henry Farrell/Abraham L. Newman, Weaponized Interdependence: How Global Economic Networks Shape State Coercion, in: International Security 1/2019, S. 42–79.
 
        06 Vgl. Russland verzichtet teilweise auf Reserven in Dollar, 4.6.2021, www.faz.net/-17372732.html.
 
        07 Vgl. Julia Grauvogel/Christian von Soest, Cybersanktionen: Zunehmende Anwendung eines neuen Instruments, GIGA Focus Global 3/2021, www.giga-hamburg.de/de/publikationen/giga-focus/cybersanktionen-zunehmende-anwendung-eines-neuen-instruments.
 
        08 Vgl. Christian von Soest, Individual Sanctions: Toward a New Research Agenda, in: CESifo Forum 4/2019, S. 28–31.
 
        09 Vgl. Stephanie Baker et al., Half of Russia’s 20 Richest Billionaires Are Not Sanctioned, 30.3.2022, www.bloomberg.com/graphics/2022-russian-billionaires-sanctioned-ukraine-war.
 
        10 Vgl. Christian von Soest/Michael Wahman, Not All Dictators Are Equal: Coups, Fraudulent Elections, and the Selective Targeting of Democratic Sanctions, in: Journal of Peace Research 1/2015, S. 17–31.
 
        11 Vgl. Francesco Giumelli, Coercing, Constraining and Signalling: Explaining and Understanding International Sanctions After the End of the Cold War, Colchester 2011.
 
        12 Wörtlich erklärte Biden: „This man [Putin] cannot remain in power.“ Vgl. ABC News, Full Transcript of President Biden’s Speech in Warsaw on Russia’s Invasion of Ukraine, 26.4.2022, https://abcnews.go.com/Politics/full-transcript-president-bidens-speech-warsaw-russias-invasion/story?id=83690301.
 
        13 Vgl. Julia Grauvogel/Christian von Soest, Claims to Legitimacy Count. Why Sanctions Fail to Instigate Democratisation in Authoritarian Regimes, in: European Journal of Political Research 4/2014, S. 635–653.
 
        14 Vgl. Mikhail A. Alexseev/Henry E. Hale, Crimea Come What May. Do Economic Sanctions Backfire Politically?, in: Journal of Peace Research 2/2020, S. 344–359; Timothy Frye, Economic Sanctions and Public Opinion. Survey Experiments From Russia, in: Comparative Political Studies 7/2019, S. 967–994.
 
        15 Vgl. Jeffrey Sonnenfeld, Over 1,000 Companies Have Curtailed Operations in Russia – But Some Remain, Yale School of Management, 14.12.2022, https://som.yale.edu/story/2022/over-1000-companies-have-curtailed-operations-russia-some-remain.
 
        16 Vgl. Christian von Soest/Julia Grauvogel, Comparing Legitimation Strategies in Post-Soviet Countries, in: Martin Brusis/Joachim Ahrens/Martin Schulze Wessel (Hrsg), Politics and Legitimacy in Post-Soviet Eurasia, Basingstoke–New York 2015, S. 18–46.
 
        17 Vgl. H.E. Goemans, War and Punishment. The Causes of War Termination and the First World War, Princeton 2000; Thomas J. Biersteker/Zuzana Hudáková, UN Sanctions and Peace Negotiations. Possibilities for Complementarity, Oslo Forum Papers 4/2015.
 
        18 Vgl. Bundesministerium der Finanzen, Zweites Gesetz zur effektiveren Durchsetzung von Sanktionen (Sanktionsdurchsetzungsgesetz II), 27.12.2022, www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Gesetzestexte/Gesetze_Gesetzesvorhaben/Abteilungen/Abteilung_IV/20_Legislaturperiode/2022-12-27-SanktionsdurchsetzungsG-II/0-Gesetz.html.
 
        19 Vgl. Sam Fleming, EU to Name Sanctions Envoy to Enforce Curbs on Russia, 12.12.2022, www.ft.com/content/5c423057-61ee-4e64-ae7c-45e4daacfdc1.
 
      

       
        WIEDERAUFBAU DER UKRAINE
 
        Dimensionen, Status quo und innerukrainische Voraussetzungen
 
        André Härtel
 
        Die Debatte um den Wiederaufbau der Ukraine begann schon wenige Wochen nach dem russischen Angriff vom 24. Februar 2022. Bereits im Juli bekannte sich die Europäische Union zum Wiederaufbau des Landes in enger Zusammenarbeit mit dem ukrainischen Staat und der Zivilgesellschaft. Seitdem hat die Wiederaufbaudebatte – anders als in der Ukraine selbst – international an Dynamik verloren. Der anhaltende Krieg und die Frage der Waffenlieferungen überlagern die Thematik, zudem fehlt es gerade innerhalb der EU an politischer Führung und entsprechenden Ressourcen. Dabei wären aufgrund der Erfahrungen mit früheren Wiederaufbaukontexten und der Multidimensionalität derartiger Kampagnen ein früher Start und umfangreiche Investitionen in eine strategische Planung nötig. Schon jetzt müsste in die erforderlichen Kapazitäten investiert werden, die einen Beginn des Wiederaufbaus erst ermöglichen. Auch werden in der Ukraine schon heute die politischen und rechtlichen Grundlagen für den Wiederaufbau und damit folgenreiche Tatsachen geschaffen. Die internationalen Partner sollten ihre Anstrengungen daher umgehend intensivieren und auf eine enge Verknüpfung der Kampagne mit dem seit 2014 in der Ukraine begonnenen Reformprojekt sowie einem eventuellen EU-Beitrittsprozess achten.
 
        DIMENSIONEN DER WIEDERAUFBAUDEBATTE
 
        Die neben dem laufenden Krieg vielleicht größte Herausforderung sind die vielen Dimensionen, die sich hinter dem Konzept Wiederaufbau verbergen. Hierzu zählen unter anderem die Themen Sicherheit, Modernisierung, Zeithorizont, innerukrainische und internationale Voraussetzungen sowie die (immateriellen) Kriegsfolgen.
 
        Erstens sind sich im Grunde alle Beobachter einig, dass Wiederaufbau und Sicherheit zwei Seiten derselben Medaille sind. Ersterer wird nur gelingen, wenn die Ukraine ein akzeptables Minimum an sicherheitspolitischer Stabilität aufweist und somit langfristige Investitionen in das Land sinnvoll sind. Dabei geht es sowohl um die kurzfristige Ertüchtigung der ukrainischen Luftabwehr zur Beruhigung der Gebiete jenseits der Front als auch um langfristige Sicherheitsarrangements. Diese sind – wie auch das unlängst von der „Working Group On International Security Guarantees for Ukraine“ veröffentlichte Dokument zu „Sicherheitsgarantien“01 oder ein zukünftiger Nato-Beitritt – momentan noch kaum Gegenstand internationaler Debatten.
 
        Zweitens wurde bereits bei der ersten Wiederaufbaukonferenz in Lugano, bei der im Juli 2022 mehr als 40 Staaten zusammen mit internationalen Organisationen über Hilfe beim Wiederaufbau berieten, festgehalten, dass es sich im Fall der Ukraine nicht um einen klassischen Wiederaufbau handeln kann. Denn dies würde bedeuten, ein oft dysfunktionales und stark von postsowjetischen Hinterlassenschaften geprägtes Gemeinwesen wiederherzustellen. Vielmehr müsse der historische Moment genutzt werden, um eine „neue Ukraine“ entstehen zu lassen.02 Diese solle sich an der Entwicklung der konsolidierten Demokratien und Marktwirtschaften des Westens orientieren und die neue Frontlage des Landes berücksichtigen. Eine sehr ambitionierte Position ist hier diejenige, dass die Ukraine als „Green Ukraine“ beziehungsweise umwelt- und energiepolitisches Vorzeigeprojekt wiederaufgebaut werden soll.
 
        Eine der umstrittenen Fragen ist drittens, wann mit dem Wiederaufbau der Ukraine begonnen werden sollte. In der Ukraine sind sich staatliche und nicht-staatliche Akteure darüber einig, dass dies unmittelbar und bereits während des laufenden Krieges passieren sollte und auch kann. Viele Projekte jenseits der Front belegen das. Die Befürchtung ist hier groß, dass ein Verschieben von entsprechenden Maßnahmen auf die Zeit nach dem Krieg den Menschen die Hoffnung nehmen und Geflüchtete von einer Rückkehr abhalten könnte. Die internationalen Partner sind skeptischer und wollen sich zunächst auf die militärische Unterstützung sowie auf Sofortmaßnahmen konzentrieren, die die Ukraine durch den zweiten Kriegswinter bringen.
 
        Bezüglich der innerukrainischen Voraussetzungen gilt viertens, dass die Ukraine bereits heute nicht mehr das Land ist, das sie bis zum 24. Februar 2022 war. Neben den Zerstörungen der Infrastruktur haben der Krieg und das herrschende Kriegsrecht die politischen, gesellschaftlichen und ökonomischen Gegebenheiten deutlich verändert. Im politischen System ist ein starker Trend zur weiteren Stärkung der Exekutive und damit auch zur Marginalisierung anderer Verfassungsinstitutionen offensichtlich. Weite Teile der zentralstaatlichen und lokalen Administration sind durch Flucht ausgedünnt und durch die Bewältigung des Kriegsalltags überlastet. Die Zivilgesellschaft ist vor allem damit beschäftigt, den Abwehrkampf zu unterstützen. Die Wirtschaftsleistung ist um mindestens ein Drittel zurückgegangen, das Land von externer Budgethilfe abhängig.
 
        Fünftens hat sich die internationale Gemeinschaft einerseits klar zum Wiederaufbau der Ukraine bekannt, andererseits ist unklar, ob sie die enormen Mittel und den anhaltenden politischen Willen für dieses außerordentlich große Projekt aufbringen kann. Anders als in der jüngeren Vergangenheit sind Wille und Möglichkeiten, hohe Milliardenbeträge für jahrzehntelange Wiederaufbaukampagnen aufzubringen, begrenzt. Zu hoch sind die Kosten der Hilfsprogramme, die westliche Staaten schon angesichts der energiepolitischen Folgen des russischen Angriffskrieges schultern müssen. Entsprechend mangelt es an Führungsbereitschaft gerade innerhalb Europas und an externen strategischen Impulsen für den Wiederaufbau.
 
        Zu einem umfassenden Verständnis von Wiederaufbau nach einem Krieg gehört sechstens auch die Überwindung der immateriellen Kriegsfolgen. Hierzu zählen die Therapie der Traumatisierungen von Kämpfern und übriger Gesellschaft, die Aufarbeitung von Kriegsverbrechen (transitional justice) und die Demilitarisierung der politischen Kultur. Langfristig sind es diese „weichen“ Faktoren, die den infrastrukturellen Wiederaufbau erst nachhaltig machen. Momentan spielt diese Dimension, abgesehen von den Rufen nach einem Sondertribunal für russische Kriegsverbrecher, eine stark untergeordnete Rolle.
 
        POST-LUGANO-VAKUUM: WO STEHEN DIE WIEDERAUFBAUBEMÜHUNGEN?
 
        Die ukrainische Präsidialadministration hat im Frühjahr 2022 ein Dokument vorgelegt, das den ukrainischen Wiederaufbauplan skizziert.03 Demzufolge sollen Wiederaufbau und Modernisierung in drei Phasen, beginnend unmittelbar mit einer als „Kriegsökonomie“ bezeichneten Phase, innerhalb von zehn Jahren umgesetzt werden. Von der Modernisierung des Verteidigungssektors bis hin zu einer effektiven Sozialpolitik wurden hier bereits konkrete Projektvorhaben eingebracht. Für die Umsetzung des Plans soll ein dem Präsidenten unterstehender Nationaler Wiederaufbaurat verantwortlich sein. Die Ukraine gab in Lugano an, für den gesamten Wiederaufbau bis zu 750 Milliarden Euro zu benötigen. Auch die ukrainische Zivilgesellschaft, repräsentiert durch über einhundert ukrainische NGOs, hat mit dem „Lugano Manifesto“04 eine langfristige Vision für den Wiederaufbau entworfen und damit gleichzeitig ein wichtiges Signal an die eigene Regierung gesendet. Demnach soll die Ukraine als „europäischer Staat“, „repräsentative Demokratie“ und „offene Marktwirtschaft“ gestärkt und weiterentwickelt, „monopolistische“ Tendenzen in Politik und Wirtschaft aber entschieden bekämpft werden. Die zivilgesellschaftlichen Akteure wollen eine aktive Rolle bei der Umsetzung des Wiederaufbaus spielen und nicht nur als „Watchdog“ dienen.
 
        Die EU wollte laut Kommissionspräsidentin Ursula von der Leyen „Nukleus“ der Wiederaufbaubemühungen sein. Nach der Konferenz in Lugano und der dortigen Ankündigung, eine Plattform aus politischen Vertretern, hohen Beamten und Experten schaffen zu wollen, war aus Brüssel aber nur wenig Substanzielles zu vernehmen. Keiner der Mitgliedstaaten hat bisher Führungsinitiative erkennen lassen, und offenbar fehlt es auch an Geld. Das im August 2022 erschienene „Rapid Damage and Needs Assessment“05 von Weltbank und EU-Kommission bezifferte die notwendigen Mittel auf rund 350 Milliarden Euro, davon 100 Milliarden Euro kurzfristig. Ende 2022 schätzte die Weltbank die Kosten aber schon auf über 500 Milliarden Euro.06 Angesichts der russischen Angriffe auf die ukrainische Energieinfrastruktur verdrängten bei Konferenzen in Berlin, London und Paris Sofortmaßnahmen die langfristige Wiederaufbauplanung.07 Lediglich in der Debatte über die strukturelle Umsetzung der Zusammenarbeit mit der Ukraine zeichnete sich im Dezember 2022 Bewegung ab. So scheinen – entgegen der frühen EU-Ambitionen – die G7-Staaten mit einer „Multi-Agency Donor Coordination Platform“ die koordinative Führung übernehmen zu wollen.08
 
        Die Bundesregierung hatte mit einer Expertenkonferenz im Oktober 2022 den Faden von Lugano aufgenommen. Die Konferenz sollte eine belastbare Strategie der EU für diese „Kraftanstrengung für Generationen“ entwerfen und eine Geberkonferenz vorbereiten.09 Die konkreten Vorarbeiten für eine deutsche Rolle beim Wiederaufbau sind dabei auch in den betreffenden Ministerien angelaufen. Im federführenden Bundesministerium für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung wurde unlängst eine Projektgruppe Ukraine gegründet, auch im Bundeswirtschaftsministerium, im Bundesbauministerium und bei der Staatsministerin für Kultur und Medien diskutiert man mögliche Beiträge. Ähnlich wie in der EU-Kommission stehen für die Bundesregierung derzeit aber noch der laufende Krieg und die unmittelbare Nothilfe für Geflüchtete im Vordergrund. Strategisch müsse sich der Wiederaufbau aus Sicht der Bundesregierung auf die zukünftige Sicherheit der Ukraine und deren Europäisierung konzentrieren, den Schwerpunkt bei der Finanzierung sieht sie auch bei privatwirtschaftlichem Investment. Erste gedankliche Vorarbeiten leistete auch die deutsche Wirtschaft, die sich einen „grünen, innovativen und EU-orientierten“ Wiederaufbau wünscht.10
 
        Die ukrainische Regierung und die Zivilgesellschaft haben eine klare, wenn auch nicht deckungsgleiche Vorstellung vom Wiederaufbau. Bemerkenswert ist, mit welcher Dynamik und intellektuellen Tiefe Ukrainer in- und außerhalb des Landes trotz des Kriegsalltags an diesen Themen arbeiten. Gleiches kann von der internationalen Gemeinschaft nicht gesagt werden. Insbesondere auf Ebene der EU-Institutionen und der Mitgliedstaaten mangelt es nach Lugano an Dynamik. Es fehlen eine Konkretisierung des weiteren Vorgehens, verbindliche finanzielle Zusagen und Personalentscheidungen.
 
        ZENTRALISIERUNG UND ERSCHÖPFUNG: POLITIK UND GESELLSCHAFT DER UKRAINE IM KRIEG
 
        In den westlichen Wiederaufbaudebatten dominieren die Fragen danach, wie die enormen Mittel für eine solche Kampagne aufzubringen sind, wie diese verwaltet werden sollen und wer die politische Führung übernimmt. Eine marginale Rolle spielen bisher die innerukrainischen Voraussetzungen des Wiederaufbaus. Nach den bemerkenswerten militärischen Erfolgen des ersten Kriegsjahres herrscht ein stark gestiegenes Vertrauen in die ukrainische Führung, in die einst für ihre Schwäche belächelten Institutionen und vor allem in die Zivilgesellschaft, der eine besondere Rolle beim Wiederaufbau zukommen soll. Allerdings hat der Krieg diese Akteure und ihr Zusammenspiel stark beeinflusst, weshalb hier im Hinblick auf einen erfolgreichen Wiederaufbau eine tiefere Analyse angebracht ist.
 
        Auf institutioneller Ebene hat der Krieg eine Tendenz zur Stärkung der Exekutive gegenüber den anderen Verfassungsinstitutionen begünstigt, die bereits vor der Invasion zu beobachten war. Präsident Wolodymyr Selenskyj hatte sich so schon bis Ende 2021 die Kritik progressiv-liberaler Kräfte zugezogen, er würde einer Art „populistischem Autoritarismus“ anhängen.11 Dafür sprach seine Nutzung der bereits großen Machtfülle des Präsidentenamtes und der absoluten Parlamentsmehrheit seiner Partei Sluga Narodu zum Ausbau von Präsidialamt und Sicherheitsrat zu faktisch der Gewaltenteilung entzogenen Machtzentren. Hinzu kam der Ausbau der Medienmacht des Präsidenten, zuletzt durch das „Anti-Oligarchengesetz“.12 Während diese Schritte vor dem Krieg eher zur Konfrontation mit den anderen Gewalten und zu niedrigen Umfragewerten für Selenskyj führten, halfen ihm der Kriegskontext und das Kriegsrecht bei der Umsetzung dieser Ziele. Selenskyj ist heute ein unumstrittener Oberbefehlshaber mit sehr hoher Popularität, er dominiert nach der Zusammenschaltung der großen TV-Sender kurz nach Kriegsbeginn im „Telemarathon“ den öffentlichen Raum und muss sich derzeit weder bedeutsamer politischer Opposition noch unbequemer institutioneller Einschränkungen erwehren.
 
        Für den Wiederaufbau ist diese Machtstellung des Präsidenten, die auch nach einem möglichen Friedensschluss lange Schatten werfen wird, nicht unproblematisch. Es ist bereits ersichtlich, dass die Präsidialadministration ihre eigene Version eines Wiederaufbaus entworfen hat, der es an Inklusivität und an Rückbezug auf das 2014 vereinbarte Reformprogramm mangelt. So wurde der hastig entworfene Nationale Wiederaufbauplan im Grunde unter nur symbolischer Mitarbeit der Zivilgesellschaft verfasst und weist daher vor allem eine starke Neigung zu politisch nützlichen Großprojekten auf.13 Das Parlament, das sich vor Februar 2022 trotz der Mehrheitsverhältnisse eine gewisse Unabhängigkeit bewahrt hatte, wird seit Kriegsbeginn immer mehr vom Präsidialamt dominiert. Die meisten Gesetze – auch im Bereich der von der EU geforderten Reformen – werden ohne politische Debatte im Rekordtempo verabschiedet.14 Als Kontrollinstrument, das gerade für einen gerechten und effektiven Wiederaufbau dringend notwendig wäre, droht die Verchovna Rada auszufallen. In eine ähnliche Richtung gehen die administrativen Reformen, die der Präsident trotz des Krieges im Bereich des Regierungsapparates anstrengt. Beobachter kritisieren das populistische Beharren des Staatsoberhauptes auf einer massiven Verschlankung des Apparats, die bereits im vergangenen Jahr zu einer funktional kaum nachvollziehbaren Fusion mehrerer Ministerien führte.15 Hier stellt sich die Frage, mit welchen Ressourcen sich die staatlichen Institutionen an der verwaltungstechnischen Großaufgabe des Wiederaufbaus beteiligen sollen.
 
        Die Beziehung zwischen Zentrum und Regionen spielt im politischen System der Ukraine eine zentrale Rolle und hat sich in den Jahrzehnten seit der Unabhängigkeit immer mehr zur Sollbruchstelle eines funktionierenden Staatsaufbaus entwickelt. Daher ist sie auch für den Wiederaufbau von zentraler Bedeutung. Seit 2014 hat das Land eine Dezentralisierungsreform eingeleitet, die Subsidiarität und finanzielle Autonomie auf Gemeindeebene entscheidend gestärkt hat. Der Erfolg der Dezentralisierung gilt als eine der Grundlagen des erfolgreichen Abwehrkampfes der Ukrainer gegen die russische Invasion und für die anhaltende Stabilität des Landes.16 Die neue Machtbalance wurde allerdings von einem Großteil der politischen Eliten des Zentralstaates noch nicht verinnerlicht. Gerade Präsident Selenskyj und seinen engsten Vertrauten wird ein konfrontatives Verhalten gegenüber lokalen Eliten wie den mächtigen Bürgermeistern der Großstädte nachgesagt. Diese werfen dem Zentrum vor, die Beziehungen zu den Regionen und Kommunen stark zu politisieren und den Dezentralisierungsprozess auszubremsen. Der Konflikt hat sich während des Krieges durch zunehmende Ressourcenknappheit und den Durchgriff des Präsidenten über Militärverwaltungen auf die lokale Ebene noch verstärkt.17 Für ein Gelingen des Wiederaufbaus braucht es sowohl starke lokale Eigenverantwortung als auch ein funktionierendes Zusammenspiel zentraler und regionaler wie lokaler Körperschaften und Eliten.
 
        Die westliche Vorstellung eines inklusiven Wiederaufbaus hebt stets auf die zentrale Rolle der ukrainischen Zivilgesellschaft ab. In der Tat hat sich die Zivilgesellschaft des Landes insbesondere nach der „Revolution der Würde“ von 2014 eine Stellung innerhalb des politischen Systems erarbeitet, die im postsowjetischen Raum und darüber hinaus einzigartig ist. Nach 2014 wurden spezialisierte NGOs teilweise in den politischen Institutionenlauf eingebunden. Der Krieg hat die Zivilgesellschaft allerdings stark beeinträchtigt. Einerseits gab es eine Verschiebung weg von professionalisierten NGOs hin zu Freiwilligen,18 andererseits ist die überwiegende Mehrzahl der zivilgesellschaftlich Aktiven heute in den Kriegsalltag, die Unterstützung der Armee und die Bewältigung der humanitären Kriegsfolgen eingebunden. Überlastung und organisatorische Defizite sprechen derzeit eher gegen die der Zivilgesellschaft pauschal zugedachte Rolle beim Wiederaufbau. In jedem Fall müsste bereits jetzt erheblicher Aufwand betrieben werden, um die notwendigen Aufnahmekapazitäten für die enormen Mittel zu schaffen, die für den Wiederaufbau notwendig werden. Freiwillige müssten darin geschult werden, Organisationen zu gründen, Anträge zu stellen und größere Projekte zu implementieren. Letztlich ist von entscheidender Bedeutung, die Zusammenarbeit zwischen zentralstaatlichen, regionalen sowie lokalen Behörden und der Zivilgesellschaft zu verbessern. Bei aller berechtigten Kritik an den defizitären staatlichen Institutionen ist es eine Illusion, dass ein nachhaltiger Wiederaufbau durch eine einseitige Konzentration auf nicht-staatliche Akteure gelingen kann. Die internationale Gemeinschaft sollte deshalb auf ein schnelles Vorantreiben der ukrainischen Verwaltungsreform drängen, die Rekrutierung und Ausbildung professioneller Bürokraten durch spezifische Projekte fördern und Kapazitäten für inklusive Trialoge schaffen.
 
        ZUKUNFTSSTRATEGIE: DAS DREIECK WIEDERAUFBAU, REFORMEN, EU-BEITRITTSPROZESS
 
        Aus Sicht des neutralen Beobachters war die Vergabe des EU-Kandidatenstatus an die Ukraine am 23. Juni 2022 eine erstaunliche Entwicklung – vor allem, weil die Umsetzung des Assoziierungsabkommens von 2014 bis zum Kriegsbeginn 2022 ins Stocken geraten war. So ging es Präsident Selenskyj, ähnlich wie seinem Vorgänger Petro Poroschenko, vor allem um den mittelfristigen Machterhalt. Die entscheidende Reform des Justizwesens beispielsweise wurde nur bis zu dem Punkt von der Regierung unterstützt und vorangetrieben, ab dem die Interessen der Abgeordneten der präsidentiellen Mehrheitsfraktion beziehungsweise der Angehörigen des Präsidialamtes bedroht waren.19 Mit der Generalstaatsanwaltschaft und dem mächtigen Inlandsgeheimdienst steuerte der Präsident der Autonomie der von der internationalen Gemeinschaft stark unterstützten neuen Antikorruptionsinstitutionen geschickt entgegen. Der Krieg verstärkte diesen Trend und führte zu einer schleichenden, größtenteils jedoch unbeabsichtigten Entfernung von den 2014 für sämtliche Politikfelder vereinbarten Reformen.
 
        Die EU stand dieser Entwicklung vor dem Krieg mehr oder weniger machtlos gegenüber. Da eine Mitgliedschaft nicht zur Debatte stand und sich in der Ukraine der Eindruck verfestigte, dass mehr als ein Assoziierungsabkommen mittelfristig nicht realistisch sei, war die Konditionalitätspolitik der Union ausgehöhlt. Diese Entwicklung ist durch den Krieg noch verstärkt worden, da der erfolgreiche Abwehrkampf das Selbstbewusstsein der Ukrainer gegenüber der Außenwelt noch verstärkt hat und man Brüssel in der moralischen Bringschuld sieht. Der voraussichtlich Hunderte Milliarden Euro teure Wiederaufbau der Ukraine muss in diesem Spannungsfeld zwischen der limitierten Reformbereitschaft ukrainischer Eliten und fehlender Konditionalität externer Akteure analysiert werden. Im Zweifel tragen die enormen Mitteltransfers dazu bei, eine von den derzeitigen Kreisen um Präsident Selenskyj entworfene exklusive Version der Entwicklung der Ukraine zu verwirklichen und über lange Zeit festzuschreiben.
 
        Für die EU ist ein baldiger Beginn des Beitrittsprozesses aus diesen Gründen fast schon alternativlos. Er ist wohl die einzige Möglichkeit, die Verwendung der jetzt schon investierten Ressourcen in Form von Waffen und Budgethilfen in einem festgesetzten rechtlichen Rahmen zu kontrollieren. Dies trifft umso mehr auf die Wiederaufbaumittel zu – hier hatten Vertreter der ukrainischen Zivilgesellschaft schon vor der Entscheidung über den Kandidatenstatus betont, dass nur ein Beitrittsverfahren dafür sorgen könne, dass die Mittel in der Ukraine nicht zweckentfremdet werden.20 Die Risiken bleiben erheblich. Auch ein Beitrittsverfahren bliebe wohl stark von geopolitischen und moralischen Fragen und damit hohem öffentlichen Druck überschattet, der entsprechende negative Spielraum ukrainischer Regierungen hoch. Um sich aus dieser Zwangslage zu befreien, bleibt der EU im Grunde nur die Option einer Neugestaltung des Beitrittsverfahrens. So ließe sich darüber nachdenken, den Weg zur formalen Mitgliedschaft abzukürzen, für viele der zu erwartenden Beitrittsvorteile – wie etwa den Zugriff auf Strukturfonds – aber längere Übergangsfristen einzuführen. Ein alternativer Ansatz wäre, zweigleisig zu fahren und der Ukraine jenseits des üblichen EU-Beitrittsverfahrens langfristige Unterstützung im sicherheitspolitischen Bereich zuzusichern (über sogenannte Security Compacts21 bis hin zu Sicherheitsgarantien von EU-Mitgliedern). So könnte die Union den Beitrittsprozess wie in der Vergangenheit glaubhaft als Anpassungsprozess gestalten – ohne sich der Kritik auszusetzen, man erkenne die historische Tragweite der Unterstützung Kyjiws nicht. Die EU gewönne somit auch mehr strategischen Zugriff auf den Wiederaufbau und könnte die ukrainische Regierung wieder stärker auf das Reformprogramm von 2014 verpflichten.
 
        SCHLUSS
 
        Nach mehr als einem Jahr Krieg stellen sich die Kriegsparteien und ihre Verbündeten zunehmend auf eine langfristige, mehrjährige Konfrontation ein. Auch aus diesem Grund genießt das Thema Wiederaufbau der Ukraine derzeit keine Priorität. Die westlichen Partner der Ukraine, darunter auch die EU-Institutionen und die Mitgliedstaaten, denken derzeit stärker in Sofortmaßnahmen, um das unmittelbare Überleben des ukrainischen Staates zu sichern. Der Wiederaufbau des Landes, als „Jahrhundert-Projekt“ beschworen, sollte trotzdem auf der Agenda der internationalen Gemeinschaft bleiben. Die Ukrainer brauchen die Vision einer besseren Zukunft, um den Kampf gegen die russische Invasion durchstehen zu können. Die westlichen Partner des Landes sollten daran interessiert sein, dass die Nachkriegsukraine nicht durch dauerhafte Instabilität oder autoritäre Tendenzen zum politischen Bumerang für das europäische Projekt wird. Deshalb sollten vor allem die europäischen Partner der Ukraine schon jetzt in Strategie und Kapazitäten einer Wiederaufbaukampagne investieren und diese eng mit dem 2014 begonnenen Reformprojekt und einem zügig zu beginnenden EU-Beitrittsverfahren verknüpfen.
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        REDEN ÜBER DEN KRIEG
 
        Einige Anmerkungen zu Kontinuitäten im Sprechen über Krisen, Kriege und Aufrüstung
 
        Martin Wengeler
 
        Viel ist seit dem Überfall Russlands auf sein Nachbarland Ukraine von der Militarisierung oder Verrohung der Sprache gesprochen worden.01 Ich habe Zweifel, ob es diese im seriösen öffentlich-politischen Sprachgebrauch gibt,02 und denke, dass zumindest klarer benannt werden sollte, was damit genau gemeint ist03 – und dass es seriöser Forschung bedürfte, um eine solche entweder nachzuweisen oder begründet zurückzuweisen.
 
        Ich konzentriere mich daher hier auf drei Aspekte von Kontinuitäten einer aktuellen „Sprache des Krieges“: auf den Topos der Zeitenwende, auf neue alte Schlagwörter und auf mobilisierende Kriegsbotschaften. Damit möchte ich die öffentlich empfundene und konstruierte Einzigartigkeit und Neuheit der aktuellen Kriegs-Rhetorik ein wenig relativieren.
 
        DER TOPOS DER ZEITENWENDE
 
        Der Linguist David Römer hat in einer diskurslinguistischen Studie zu Wirtschaftskrisendiskursen ein Argumentationsmuster der Zeitenwende identifiziert und wie folgt definiert:
 
        Der Topos der Zeitenwende behauptet, eine Ära sei zu Ende gegangen und man befinde sich an der Schwelle zu einer neuen Zeit. Er geht von der Annahme aus, dass nichts mehr so ist, wie es vorher war. Die allgemein-abstrakte Folgerung aus dem Topos der Zeitenwende lautet, es könne nicht mehr so weitergehen wie bisher, Prozesse des Umdenkens seien notwendig, es müsse umgestaltet werden.04
 
        Es ist frappierend, wie genau Römer mit dieser Definition einer in fast 50 Jahre alten Texten zu Wirtschaftskrisen gefundenen Argumentation das trifft, was Bundeskanzler Olaf Scholz mit der Verwendung seines „Wortes des Jahres“05 am 27. Februar 2022 im Bundestag ausdrücken wollte:
 
        Der 24. Februar 2022 markiert eine Zeitenwende in der Geschichte unseres Kontinents. (…) Wir erleben eine Zeitenwende. Und das bedeutet: Die Welt danach ist nicht mehr dieselbe wie die Welt davor.06
 
        „Zeitenwende“ steht seither wie kein anderes Wort für die Idee, dass mit dem russischen Angriffskrieg auf die Ukraine in Europa und in Deutschland nichts mehr so sei wie zuvor, dass alles bisher Gültige in der Außen- und Sicherheitspolitik im Verhältnis zu Russland sich als falsch, als nicht mehr haltbar erwiesen habe und dass sich nun bezüglich politischer und vor allem militärischer Handlungen alles ändern müsse, was insbesondere Sanktionen gegen und den Abbruch der Handelsbeziehungen zu Russland sowie eine beispiellose Erhöhung von Militärausgaben bedeutet.
 
        Das Zitat Römers zeigt, dass es in Diskursen, die noch nicht lange her sind, diesen Eindruck schon des Öfteren gegeben hat: Ab einem oft überraschend eingetretenen Ereignis, jedenfalls ab einem von vielen nicht vorhergesehenen Zeitpunkt habe sich innerhalb kürzester Zeit etwas so grundlegend geändert, dass danach „nichts mehr [ist], wie es war“.07 Entsprechend müsse sich alles oder vieles im politischen Handeln und im gesellschaftlichen Denken nun ändern. Römer hat der wirtschafts- und sozialpolitische Diskurs des Herbstes 1973 zur Definition dieses Topos bewogen, in dem die „Ölkrise“ von vielen politisch Handelnden als eine solche Zeitenwende betrachtet wurde, aufgrund derer sich nun alles ändern müsse. Aber auch in den von ihm untersuchten Wirtschaftskrisendiskursen von 1982, zu dem auch die Proklamation einer notwendigen und zu praktizierenden „geistig-moralischen Wende“ seitens der neuen Regierung Helmut Kohls gehörte, und von 2003, in dem eine Zeitenwende als Bruch mit den bis dahin praktizierten sozialstaatlichen Sicherungen für notwendig und nun einzuleiten deklariert wurde,08 findet sich der Argumentationstopos in ähnlicher Weise. Wie die Terroranschläge vom 11. September 2001 brachte auch die Covid-19-Pandemie solche Stellungnahmen hervor.09 Untersuchenswert wäre auch, ob und wie die „Wende“ von 1989/90 von welchen Zeitgenoss:innen ähnlich wahrgenommen und kommentiert wurde und welche weiteren (diskursiven) Ereignisse es gibt, die mit solcher Zeitenwende-Rhetorik einhergingen.10
 
        NEUE ALTE SCHLAGWÖRTER: „POLITIK DER STÄRKE“
 
        Der Westen muss nach den Annexionen Putins auf eine Politik der Stärke setzen und die Ukraine mit schweren Waffen unterstützen.11
 
        Für die Politik der Stärke12
 
        Die Abschreckung muss funktionieren, und da müssen wir jetzt mehr tun bei der Bundeswehr.13
 
        Der General [Ingo Gerhartz, Inspekteur der Luftwaffe] mahnte die Nato-Staaten, im Ernstfall auch Atomwaffen einzusetzen: „Für eine glaubhafte Abschreckung brauchen wir sowohl die Mittel als auch den politischen Willen, die nukleare Abschreckung nötigenfalls umzusetzen.“14
 
        Der Kalte Krieg war nie vorüber15
 
        Droht ein neuer Kalter Krieg? Befinden wir uns bereits darin? Oder könnte es gar infolge des Ukraine-Kriegs wieder zu einem großen Krieg kommen (…)?16
 
        Diese ausgewählten Zitate aus Online- und Printmedien sollen auf ein weiteres sprachliches Phänomen aufmerksam machen. In den aktuellen öffentlichen Debatten über den Krieg in der Ukraine werden Schlagwörter wie „Politik der Stärke“, „Abschreckung“ oder „Kalter Krieg“ wiederverwendet, die in der Regel mit der Ost-West-Konfrontation zwischen 1949 und 1989 in Verbindung gebracht werden. Sie sind in der Epoche, die im Rückblick mit einem dieser Schlagwörter als „Kalter Krieg“ bezeichnet wird, tatsächlich wichtig gewesen. Sie können aktuell als Indikatoren einer neuen, mit jener bis 1989/90 herrschenden Konfrontation vergleichbaren außen- und sicherheitspolitischen Konstellation gelten. Sie sind aber – im Sinne des Begriffshistorikers Reinhart Koselleck – auch als „Faktoren“ der aktuellen geschichtlichen Entwicklung zu sehen:17 Mit diesen Bezeichnungen wird – wie mit allen sprachlichen Zeichen – eine bestimmte Perspektive auf das, was der Fall ist, oder auf das, was zu tun ist, geschaffen. Und politische Forderungen werden mit mehr oder weniger deutlicher Reminiszenz an eine vergangen geglaubte Zeit „auf den Begriff“ gebracht. Im Einzelnen sind die angeführten, jetzt wieder aktuellen „Schlagwörter“18 aber differenzierter und vielfältiger benutzt worden, als sie zumeist erinnert werden. Und die in diesen Zitaten dokumentierte aktuelle Verwendung als deontisch positive Fahnenwörter19 („Abschreckung“ und „Politik der Stärke“ sollte der Westen/die Nato praktizieren, um sich vor dem neuen alten Feind zu schützen) oder als Stigmawort („Kalter Krieg“ ist etwas, das besser nicht sein sollte, mit dem Gefahren und Ängste verbunden sind) ist nicht so selbstverständlich, wie es in den Belegen scheint. Sie steht aber jeweils in einer von mehreren konkurrierenden Verwendungstraditionen. Aus Platzgründen gehe ich hier nur auf eines dieser Schlagwörter ein.
 
        Während in der historischen Rückschau „Politik der Stärke“ in der Regel als relativ wertungsfreie historische Vokabel für die Politik Konrad Adenauers gegenüber der Sowjetunion beziehungsweise dem Ostblock verwendet wird (und eher seltener auch für die Nato-Rüstungspolitik der 1980er Jahre), wird es in seiner Entstehungszeit von verschiedenen Akteur:innen mit unterschiedlicher Wertung verwendet.
 
        „Politik der Stärke“: nun ja, man wirft sie uns vor. Das ist ein Schlagwort, das in manchen Zirkeln nicht schlecht wirkt. Aber es ist doch einfach die Wahrheit! Haben wir nicht in den letzten Jahren gelernt, daß es einzig die Stärke ist, die den Sowjetrussen imponiert und die sie dazu bringt, Zugeständnisse zu machen?!20
 
        Dieses Zitat des CDU-Politikers Kurt Georg Kiesinger aus dem Jahr 1954 zeigt prototypisch die – den beiden aktuellen Zitaten entsprechende – positive Verwendungsweise der Wortverbindung aufseiten der Regierungsparteien der 1950er Jahre. Schon zu dieser Zeit wird sie – anders als man erwarten könnte, da „Entspannungspolitik“ als historische Vokabel heute zumeist auf Willy Brandts Ostpolitik referiert – als Antonym, also als Gegensatz zur „Politik der Entspannung“ genutzt. Auch wenn es Nuancen bezüglich dessen gibt, worauf genau referiert wird, ist bei dieser Verwendung doch bemerkenswert, wie offensiv die Wortverbindung, die von dieser Seite zum Teil auch als Vorwurfsvokabel an die Adresse der „Sowjetrussen“ gerichtet wird, als Fahnenwort Verwendung findet, da sie gleichzeitig beim politischen Gegner eine (siehe das Kiesinger-Zitat) eindeutig abwertende Funktion hatte.21 Dieser Vorwurfscharakter, den die Wortverbindung im innenpolitischen Diskurs vor allem auch im Gebrauch der SPD-Opposition gegen die Regierungspolitik hat, ist zumindest so stark, dass Unionspolitiker und die konservative Presse mit Sprachthematisierungen versuchen, dem Ausdruck „harmlosere“ Bedeutungsgehalte zu geben. Denn in der Verwendung als Vorwurf bedeutet „Politik der Stärke“ „Überlegenheit anstreben durch militärische Aufrüstung, um die Sowjetunion unter Druck setzen zu können, auf westliche Forderungen einzugehen“. Dem wird entgegengehalten:
 
        Politik der Stärke wurde zum Schlagwort, stiftete Verwirrung und wurde mißbraucht. (…) Der Westen meinte mit Politik der Stärke auch keine aggressive Gewaltanwendung, sondern nur die Bereitschaft zu einer Gewaltabwehr, falls der Osten angreifen oder seine Expansionspolitik weitertreiben sollte.22
 
        Der Vorwurf des „Missbrauchs“ geht einerseits gegen den außenpolitischen Gegenspieler, die Sowjetunion und ihre Statthalter in der DDR, die die westliche Politik mit dem Stigmawort „Politik der Stärke“ bekämpften, andererseits aber auch gegen die SPD-Opposition. Denn die setzte mit dem Wort zum einen stillschweigend voraus, dass die so bezeichnete Politik Wiedervereinigung, Abrüstung und Entspannung verhindere. Zum anderen behauptete sie dies auch ausdrücklich, so etwa der SPD-Vorsitzende Erich Ollenhauer 1956 im Bundestag: „Die Politik der Stärke als Politik der Wiedervereinigung ist gescheitert.“23 Wie schon gegenüber den Wiederbewaffnungsplänen seit 1954 nutzt die SPD das Stigmawort auch, um gegen die Bewaffnung der Bundeswehr mit Atomwaffen in den Jahren 1957/58 zu argumentieren.
 
        Für die frühe Bundesrepublik ist diese heterogene Verwendung von „Politik der Stärke“ mentalitätsgeschichtlich aufschlussreich: Man kann über den Wortgebrauch und den Streit um ihn etwas darüber lernen, wie zu dieser Zeit hinsichtlich des Verhältnisses zum Ostblock und zur Sowjetunion gedacht und gefühlt wurde. Auch „Kalter Krieg“, „Koexistenz“, „Abrüstung“, „Wettrüsten“, „Abschreckung“ und „Gleichgewicht“ sind diesbezüglich relevant.24 Nicht nur deshalb ist es interessant zu sehen, welche dieser 1950er-Jahre-Schlagwörter nun wieder im Kriegs- und Aufrüstungs-Diskurs reanimiert werden. „Politik der Stärke“ und „Abschreckung“ sind – ausweislich der Zitate – offenbar momentan wieder Fahnenwörter, um Aufrüstungs- und Verteidigungsbereitschaft zu mobilisieren. Es handelt sich um eine Verwendung dieser Schlagwörter, wie es sie in den 1950er Jahren schon einmal gab und die insofern auch ein Indiz dafür ist, dass diese Hoch-Zeit des Kalten Krieges zwischen dem Westen und (Sowjet-)Russland wiederauflebt.
 
        MOBILISIERENDE KRIEGSBOTSCHAFTEN
 
        Die Geschichte der politischen Rede ist voll von Kriegsreden und arm an Friedensreden. [In der Tradition der mobilisierenden Kriegsrede seit Thukydides wird] die militärische Auseinandersetzung (…) als unausweichlich u./o. aufgezwungen gekennzeichnet. Der Gegner habe eine Situation herbeigeführt, angesichts derer – sofern man höchste Werte u./o. Interessen nicht verraten wolle – nichts anderes übrig bleibe, als militärisch vorzugehen mit dem Ziel, siegreich zu sein. Dazu bedürfe es außergewöhnlicher Anstrengungen und Opfer, die zu vollbringen man (…) die eigene Gruppe (Nation, Religionsgemeinschaft, Verbündete o.ä.) auffordert.25
 
        Liest man die Übersetzung der Ansprache Wladimir Putins zum Überfall auf die Ukraine,26 so lassen sich diese traditionellen Versatzstücke von Kriegsreden (bis auf das letzte) unschwer finden, es kommen auch noch neue Elemente hinzu – bis hin zur Drohung mit einem Atomkrieg. Interessanter aber als diese erwartbare Wiederbelebung althergebrachter Bestandteile von Kriegsreden in der Rede des Aggressors erscheinen mir für den deutschen Kriegsdiskurs die mobilisierenden Reden im Deutschen Bundestag am 27. Februar 2022, kurz nach dem russischen Einmarsch in die Ukraine. Denn sie lassen sich einreihen in die spezifisch deutsche Tradition von Kriegs- und Aufrüstungsreden im 20. Jahrhundert.27 In zehn Reden von Kaiser Wilhelm im Jahr 1900 zur Niederschlagung des sogenannten Boxeraufstandes in China bis hin zu Bundeskanzler Gerhard Schröders Rechtfertigung der Beteiligung der Bundeswehr am Afghanistan-Einsatz nach den Anschlägen vom 11. September 2001 habe ich unter anderem mit dem Begriff des „Argumentationstopos“ acht für solche Reden typischen Elemente herausgearbeitet. Damit soll nicht, wie die Historikerin Anne Morelli dies mit ihren zehn „Prinzipien der Kriegspropaganda“28 gemacht hat, behauptet werden, dass, gleichgültig, um welchen Krieg es geht und wer ihn aus welchen Gründen genau rechtfertigt, es immer um die gleiche „Kriegspropaganda“ gehe. Sondern es sollen strukturelle und inhaltliche Kontinuitäten der Textsorte justification speech beziehungsweise „Kriegsbotschaft“ festgestellt, aber auch inhaltliche Unterschiede herausgearbeitet werden. Für Kriegsbotschaften amerikanischer Präsidenten liegen ähnliche Untersuchungen vor.29 In den deutschen Kriegs- und Aufrüstungsreden gibt es die folgenden Grundelemente:
 
         
          	erstens die Narratio, in der der Redner erzählt, wie es zu der aktuellen Situation gekommen ist, in der „leider“ ein militärischer Einsatz, ein Krieg oder eine Aufrüstungsmaßnahme erforderlich sind;
 
          	zweitens die Selbstdarstellung beziehungsweise Selbstinszenierung des Redners als verantwortungsvoller und friedliebender Mensch, der alles versucht hat, um die militärische Maßnahme zu vermeiden, der aber nun gezwungen ist, diese anzuordnen, um seiner Aufgabe gerecht zu werden;
 
          	drittens die Rechtfertigung und Legitimation der begonnenen oder zu beginnenden Maßnahme durch die Darstellung der Handlungen des Gegners (Notwendigkeits-Topos) und der Gefahren, die drohen, wenn nun nicht militärisch reagiert wird (Dringlichkeits-Topos). Zu beiden gehört die Ausmalung eines Feindbildes; 
 
          	viertens die Darstellung der Ziele, die nur durch einen Krieg/einen militärischen Einsatz oder eine Aufrüstungsmaßnahme zu erreichen sind. Gerade in der jüngeren Vergangenheit kann dies bis zu Varianten des „Heile Welt“-Topos (Stichwort „neue Weltordnung“, „dauerhafter Frieden“) gehen;
 
          	fünftens die Berufung auf die Geschichte, die lehrt, dass die unpopuläre Maßnahme nötig sei und/oder dass man Erfolg haben wird (Geschichts-Topos), sowie die Anrufung eines höheren Wesens als Berufung auf die Religion;
 
          	sechstens die Berufung auf Instanzen wie grundlegende (zu verteidigende) Werte, kodifizierte Normen (Prinzipien-Topos) und/oder Verpflichtungen gegenüber Partnern, Verträgen und anderem mehr (Autoritäts-Topos);
 
          	siebtens der Ausdruck der Siegesgewissheit, in der Regel eingebaut in einen Schlussappell und verbunden mit der Erklärung der Solidarität des Kriegsherrn/des Redners mit seinen Soldaten/seinem Volk, zum Teil auch verbunden mit Drohungen an den Gegner;
 
          	achtens schließlich der Solidaritätsappell nach innen, bei Diktatoren wie Adolf Hitler etwa verbunden mit Drohungen an die, die sich verweigern, ansonsten oft verknüpft mit der Darstellung der Ernsthaftigkeit der Lage und der zu erwartenden Opfer.30
 
        
 
        Im Deutschen Bundestag wurde am 27. Februar 2022 die schon gefallene Entscheidung verkündet und gerechtfertigt, künftig nicht nur das sogenannte Zwei-Prozent-Ziel der Nato erreichen zu wollen, sondern kurzfristig durch ein Sondervermögen 100 Milliarden Euro für die Bundeswehr zur Verfügung zu stellen, die Ukraine mit Waffen zu unterstützen und Sanktionen gegen Russland zu verhängen. Anhand der Reden von Bundeskanzler Olaf Scholz und Außenministerin Annalena Baerbock zeige ich exemplarisch, wie einige der genannten Elemente auch bei der Rechtfertigung der aktuellen Maßnahmen wiederauftauchen.
 
        Das, was vor dem Bundestag gerechtfertigt werden muss, unterscheidet sich selbstverständlich von den (Angriffs-)Kriegsreden der ersten Hälfte des 20. Jahrhunderts, von den Aufrüstungs- und Kriegsbeteiligungsreden der zweiten Hälfte des 20. Jahrhunderts aber weniger. Es geht wie 1958 und 1983 um Aufrüstung, es geht wie 1991 bei der finanziellen Unterstützung des Golfkriegs, 1999 bei der Beteiligung am Kosovokrieg der Nato und 2001 am Afghanistan-Einsatz um die Rechtfertigung von (in diesem Fall indirekten) Kriegsbeteiligungen.
 
        Es mag der Kürze der Reden geschuldet sein, dass die Narratio, wie es zur aktuellen Situation gekommen ist (Punkt 1 der oben genannten Grundelemente), in den Reden vom 27. Februar 2022 ausfällt. Denn es hätte durchaus einiges zu erzählen gegeben, wie man sich bemüht habe, Russland von einer Invasion abzuhalten. Der zweite Punkt wird kurz, aber deutlich realisiert:
 
        Wir haben es bis zur letzten Minute mit Diplomatie versucht. Der Kreml hat uns hingehalten, belogen und sich all dem verweigert, wofür wir bisher als Europäerinnen und Europäer eingestanden haben. Putin wollte diesen Krieg – „whatever it takes“. (Baerbock)31
 
        Wir nehmen die Herausforderung an, vor die die Zeit uns gestellt hat – nüchtern und entschlossen. (Scholz)32
 
        Im Mittelpunkt der beiden Kriegsbotschaften im Bundestag stehen dagegen der Notwendigkeits- und der Dringlichkeits-Topos (Punkt 3). Wie beim Golfkrieg 1991, beim Kosovokrieg 1999 und beim Afghanistan-Einsatz 2001 werden die Kriegshandlungen des Gegners drastisch benannt und die Dringlichkeit der Unterstützung der Angegriffenen deutlich gemacht, um noch Schlimmeres zu verhindern:
 
        Die Bilder aus der Ukraine sind kaum zu ertragen. Tausende fliehen. Wahrscheinlich hat jeder hier im Saal eine Nachricht bekommen von Freunden, Bekannten, von Kolleginnen und Kollegen, mit denen man – so wie ich letzte Woche – noch gemeinsam in Kiew Mittag gegessen hat und die jetzt sagen: Bitte, rettet uns! – Eltern mit kleinen Kindern verbringen in U-Bahn-Schächten ihre Nächte, um Schutz vor Bomben und Raketen zu suchen. Das könnten wir in diesen U-Bahn-Schächten sein, das könnten unsere Kinder sein. (Baerbock)33
 
        Die Darstellung des Feindbildes Putin/Russland beschränkt sich bei Annalena Baerbock auf die mehrmalige Benennung des „Systems Putin“ und der von diesem System ausgehenden „rücksichtslosen Aggression“. Auch bei Olaf Scholz klingt es eher diplomatisch-moderat:
 
        Putin will ein russisches Imperium errichten. Er will die Verhältnisse in Europa nach seinen Vorstellungen grundlegend neu ordnen, und dabei schreckt er nicht zurück vor militärischer Gewalt.34
 
        Breiten Raum in Baerbocks Rede nehmen die Berufungen auf Prinzipien und Autoritäten ein (Punkt 6). Wie in allen bisher untersuchten US-amerikanischen und deutschen Kriegsbotschaften geht es auch Baerbock um höchste Prinzipien: „Frieden in Europa“, „unsere Freiheit“, „das internationale Völkerrecht“, „die Werte einer regelbasierten internationalen Ordnung“ und das „menschliche friedliche Miteinander“, „unsere Grundrechte“. Sie beruft sich für die angekündigte Unterstützung der angegriffenen Ukraine und die Aufrüstung der Bundeswehr aber vor allem implizit auf diese Prinzipien, insofern sie den russischen Angriff als Angriff auf diese charakterisiert. Später sagt sie nur sehr allgemein, es gehe um diese Prinzipien. Daneben wird von ihr der Autoritäts-Topos vor allem in Form der Berufung auf das Völkerrecht beziehungsweise die „Charta der Vereinten Nationen“ genutzt. Die Berufung auf Bündnissolidarität in der Nato, aufgrund derer gehandelt werden müsse, stand gerade in Gerhard Schröders Unterstützung des von den USA angeführten Krieges in Afghanistan 2001 im Mittelpunkt. Bei Baerbock ist sie eher randständig, in Scholz’ Rede spielt sie an mehreren Stellen eine größere Rolle:
 
        Ohne Wenn und Aber stehen wir zu unserer Beistandspflicht in der Nato. (…) gemeinsam mit unseren Alliierten jeden Quadratmeter des Bündnisgebietes zu verteidigen. (…) Dabei stehen wir nicht allein, sondern zusammen mit unseren Freunden und Partnern in Europa und weltweit. Unsere größte Stärke sind unsere Bündnisse und Allianzen.35
 
        Und während Berufungen auf die Geschichte, wie zum Beispiel auf die gescheiterte Appeasement-Politik der 1930er Jahre, und auf Gott (Punkt 5) in den kurzen Bundestagsreden nicht vorkommen, werden die Kriegsziele (Punkt 4) sehr deutlich bestimmt, von Scholz klarer als von Baerbock. Die Ziele „Frieden in Europa“ und „Sicherung der nationalen Selbstbestimmung“ werden von ihr nur en passant gestreift und sind eher zu erschließen. Scholz verpackt das zuvor schon genannte Ziel „Frieden in Europa“ („Wir werden nicht ruhen, bis der Frieden in Europa gesichert ist“) im Schlussappell noch einmal in seinen Dank an „alle, die in diesen Zeiten mit uns einstehen für ein freies und offenes, gerechtes und friedliches Europa. Wir werden es verteidigen.“36
 
        Die beiden letzten der genannten Elemente von Kriegsbotschaften, der Ausdruck von Siegesgewissheit und der Solidaritätsappell nach innen (Punkte 7 und 8), kommen in den Reden ebenfalls vor, wenn auch eher am Rande. Anders als in früheren Kriegsbotschaften werden sie nicht in einem flammenden Schlussappell untergebracht. Baerbock drückt die Siegesgewissheit lediglich indirekt in einer an Putin gerichteten Prophezeiung aus: „Mittel- und langfristig wird dieser Krieg Ihr Land ruinieren.“37 Ganz ähnlich Scholz: „Aber der Krieg wird sich auch als Katastrophe für Russland erweisen.“ Und: „Freiheit, Toleranz und Menschenrechte werden sich auch in Russland durchsetzen.“38
 
        Der Solidaritätsappell nach innen meint in Kriegsbotschaften die Notwendigkeit, „die Reihen im Inneren [zu] schließen, an das Mitmachen, Zustimmen oder die Solidarität der eigenen Bevölkerung [zu] appellieren sowie diese auf den Ernst der Lage und die zu erwartenden Opfer ein[zu]stimmen“.39 Das geschieht am 27. Februar 2022 nur sehr moderat mit der Auflistung der „Herausforderungen“, die nun mit Sanktionen gegen Russland, mit Unterstützungsleistungen der und für die Bundeswehr sowie mit Maßnahmen zur sicheren Energieversorgung zu bewältigen seien. Statt – wie in früheren Kriegsreden – die Bevölkerung explizit auf zu erbringende „Opfer“ einzustimmen, werden diese mit der Erwähnung steigender Energiepreise und in dem Versprechen, „die Bürgerinnen und Bürger und die Unternehmen in dieser Lage nicht allein“ zu lassen,40 als selbstverständlich vorausgesetzt. Nur mit dem Verweis darauf, dass das, was nun anstehe, viel Geld koste, werden sie expliziter angesprochen:
 
        Wir müssen deutlich mehr in die Sicherheit unseres Landes investieren, um auf diese Weise unsere Freiheit und unsere Demokratie zu schützen. (…) Das ist eine große nationale Kraftanstrengung. (…) Aber machen wir uns nichts vor: Bessere Ausrüstung, modernes Einsatzgerät, mehr Personal – das kostet viel Geld. (Scholz)41
 
        SCHLUSS
 
        Der eher technisch-bürokratische Charakter gerade von Scholz’ Rede, in der er viele Einzelmaßnahmen auflistet oder seinen Dank an Kabinettskolleg:innen ausdrückt, stellt in der Reihe der Kriegsbotschaften des 20. und des frühen 21. Jahrhunderts eine Besonderheit dar. Nichtsdestotrotz reihen sich die Zeitenwende-Reden von Scholz und Baerbock in die Tradition deutscher Kriegsbotschaften beziehungsweise Kriegs- und Aufrüstungsreden ein, indem sie einige von deren topisch-argumentativen Elementen nutzen. Das kann im Sinne der Rhetorik, die eben für verschiedene Redeanlässe eine jeweilige Auswahl struktureller und inhaltlicher Mittel bereithält, auch nicht anders sein. Es lohnt sich dennoch, daran zu erinnern, dass es sich auch bei diesen im Zeichen der Zeitenwende als gänzlich neu und besonders erscheinenden Mitteln um bewährte Muster handelt, die bei solchen Gelegenheiten abgerufen werden.
 
        In diesem Sinne sollten mit den drei aufgegriffenen Gesichtspunkten einer „Sprache des Krieges“ – den Traditionen der Zeitenwende-Rhetorik, der Verwendung neuer alter Schlagwörter und den Grundelementen der Rhetorik von Kriegsbotschaften – nicht die Besonderheit und die neuen Herausforderungen, die sich mit dem russischen Angriffskrieg auf die Ukraine für die westlichen Gesellschaften ergeben, infrage gestellt werden. Es sollte aber doch bewusst gemacht werden, dass vieles zumindest auf der sprachlich-rhetorischen Ebene in gleicher und ähnlicher Form schon dagewesen ist. Insofern kann das Aufzeigen (sprach)geschichtlicher Traditionslinien das aktuelle zeitgenössische Bewusstsein, es mit gänzlich einzigartigen und neuen „Dingen“ zu tun zu haben, ein wenig relativieren.
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          A.L. KENNEDY
 
          DER KAMPF DER NOSTALGIEN
 
          Der Brexit-Slogan „Take Back Control“ war eine treffende Pointe auf Kosten einer Bevölkerung, die sich nun aller Kontrollmöglichkeiten beraubt in den Händen gewalttätiger Scharlatane sieht. Es ging nur um das Beschwören eines unsagbaren Etwas, das wir irgendwie verloren hatten.
 
        
 
         
          NICOLAI VON ONDARZA
 
          VOM BREXIT ZUM BREGRET? BRITISCHE WIRTSCHAFT UND POLITIK DREI JAHRE NACH DEM EU-AUSTRITT
 
          Trotz Überlagerung mit Pandemie- und Kriegsfolgen sind einige Auswirkungen des Brexits klar erkennbar. Während das Vereinigte Königreich in der Außen- und Sicherheitspolitik weiterhin gut dasteht, haben Wirtschaft, politisches System und Zusammenhalt Schaden genommen.
 
        
 
         
          JÜRGEN OSTERHAMMEL
 
          DAS COMMONWEALTH. GESCHICHTE UND GEGENWART EINES POSTIMPERIALEN GEBILDES
 
          Nach dem Brexit ruhte viel Hoffnung auf dem Commonwealth, es ließe sich unter dem Motto „Global Britain“ neoimperial revitalisieren. Tatsächlich aber sind die meisten Mitgliedsländer wirtschaftlich nicht auf den Staatenbund angewiesen. Dennoch ist er nicht bedeutungslos.
 
        
 
         
          ROLAND STURM
 
          SCHOTTLANDS UMSTRITTENE ZUKUNFT
 
          Was wird aus Schottland? Ist Unabhängigkeit eine Option der Vergangenheit, nachdem eine Mehrheit der Schotten diese beim Referendum 2014 ablehnte? Oder hat das Brexit-Referendum die Weichen neu pro Unabhängigkeit gestellt? Schottlands Zukunft bleibt in der Schwebe.
 
        
 
         
          KEVIN KENNY
 
          DIE ERSTE BRITISCHE KOLONIE. IRLAND UND DAS VEREINIGTE KÖNIGREICH
 
          Irland war eine britische Kolonie besonderer Art: Einerseits waren Iren koloniale Untertanen, andererseits beteiligten sie sich an imperialen Eroberungen. Dem Britischen Empire diente die Nachbarinsel als Labor kolonialer Praktiken, die ihre Schatten bis in die Gegenwart werfen.
 
        
 
         
          ALMUTH EBKE
 
          LONG LIVE THE KING? VERGANGENHEIT UND ZUKUNFT DER BRITISCHEN MONARCHIE
 
          Nach dem Tod der Queen wurde ihre Regentschaft gelobt, aber ihr Umgang mit der kolonialen Vergangenheit kritisiert. Diese Kritik ist Anzeichen eines sich verändernden gesellschaftlichen Konsenses, durch den König Charles III. navigieren muss.
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          KARTE BREXIT-REFERENDUM 2016
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        EDITORIAL
 
        Vor nunmehr zehn Jahren, im Januar 2013, versuchte der britische Premierminister David Cameron einen politischen Befreiungsschlag gegen seine euroskeptischen Kritiker und versprach den Britinnen und Briten ein Referendum über die EU-Mitgliedschaft des Vereinigten Königreiches. Der „Brexit“ wurde daraufhin zum geflügelten Wort – und im Januar 2020 Realität, nachdem die Volksabstimmung im Juni 2016 knapp für den Austritt ausgegangen war und mehrjährige Verhandlungen mit der EU ein vorläufiges Ende gefunden hatten. Das politisch vielfach instrumentalisierte Thema hat die britische Gesellschaft nicht nur polarisiert wie kein anderes, sondern zugleich den Zusammenhalt des Königreiches auf eine harte Probe gestellt.
 
        In Schottland, wo mehrheitlich gegen den Brexit gestimmt worden war, erhielt die Unabhängigkeitsfrage neue Aktualität, sah man sich doch gegen den eigenen Willen aus der EU gedrängt. In Nordirland drohte bis vor Kurzem gar der 1998 mühsam errungene Frieden zwischen unionstreuen Protestanten und republikanischen Katholiken brüchig zu werden. Erst das Ende Februar 2023 mit der EU ausgehandelte „Windsor Framework“ hat die Perspektive eröffnet, dass der 25. Jahrestag des Karfreitagsabkommens auch zum Jubiläum wird. Die Fliehkräfte im Vereinigten Königreich werden zusätzlich verstärkt von den wirtschaftlichen Folgen des EU-Austritts, die inzwischen deutlich spürbar sind.
 
        Eine Konstante in all den Brexit-Wirren – und in den sieben Jahrzehnten zuvor – war Queen Elizabeth II. Mit ihrem Tod im September 2022 verloren das Königreich und das Commonwealth ihre wichtigste Integrationsfigur, deren Strahlkraft auch weit darüber hinaus reichte. Ihr Vermächtnis, die Bewahrung des Zusammenhalts von England, Schottland, Nordirland und Wales sowie den 55 weiteren Commonwealth-Nationen, liegt nun in den Händen ihres Sohnes und Nachfolgers Charles III.
 
        Johannes Piepenbrink
 
      

       
        ESSAY
 
        DER KAMPF DER NOSTALGIEN
 
        A.L. Kennedy
 
        Nostalgie kann etwas Herrliches sein. Wir sitzen vielleicht am Fenster und betrachten den Sonnenuntergang, erinnern uns dabei an perfekte Sommertage vor langer Zeit, oder an die Zeit, als wir körperlich noch fitter waren, oder an uns nahestehende Menschen, die wir immer noch brauchen, die aber unerreichbar sind. Oder vielleicht denken wir an Essen, das von einem verantwortungsvollen Erwachsenen für uns gekauft und zubereitet wurde, während wir nichts weiter taten, als zu existieren und dafür geliebt zu werden, denn wir waren Kinder und hatten das Glück, in einem Haushalt und einem Land zu leben, die sich um ihre Jüngsten und ihre achtsame Erziehung sorgten.
 
        Ich kann sogar auf meine eigene Nostalgie liebevoll zurückblicken. Ich war ein sehr nostalgisches kleines Mädchen und irgendwie der festen Überzeugung, kein Jahr würde jemals besser werden als mein viertes auf dieser Welt. Bis zum Alter von ungefähr zehn Jahren ertappte ich mich ständig bei dem Satz: „Als ich vier war …“ Und dann beschrieb ich einen wundervollen Aspekt dieser, wie es mir schien, Zeit geradezu mythischer Ruhe, Sicherheit und Fülle. Ich glaubte nicht richtig daran, aber ich wollte so gern. Ich sagte die Worte wie einen Zauberspruch, der mir so etwas zurückbringen könnte wie Wohlbehagen oder Frieden, bloß noch unerreichbarer, unsagbarer. Ich muss annehmen, dass mein ständiger Blick zurück mit der Erkenntnis zusammenhing, wie unglücklich die Ehe meiner Eltern war. Mit vier hatte ich die Traurigkeit meiner Mutter und die Entfremdung meines Vaters noch nicht bemerkt. Aber dann erkannte ich sie. Einige Fakten konnte ich nun nicht mehr übersehen, die mir nicht gefielen und die zu ändern nicht in meiner Macht stand. Mein Paradies war verloren, egal, wie viel ich darüber sprach, denn die Zeit schreitet immer nur voran, niemals zurück.
 
        Da Großbritannien nun ins vierte desaströse Jahr nach dem Brexit taumelt, hat sich unser Land in verschiedenen Kulturkämpfen verkeilt. Die Brexit-Anhänger*innen konnten nie glaubhaft begründen, wieso wir in unser eigenes Land einmarschieren und es besetzen, uns dann selbst mit Sanktionen belegen, Infrastruktur und Institutionen zerstören sollten. Man kann auch kaum attraktive Argumente für einen derart grotesken Wahnsinn finden – nicht mal in einem Land mit einer so langen Geschichte von proletarischem und bürgerlichem Masochismus. Daher musste eine äußerst abstoßende Koalition von Katastrophenkapitalisten, entfesselten Unternehmen, Medienmoguln, aufmerksamkeitsgeilen Narzissten, Spionen und Gangstern verhüllen, dass sie faktisch eine fragile Demokratie zerstören und dann plündern wollten. Verschiedene mitreißende Wörter wurden zu Dreiergruppen zusammengepappt und als Slogans verkündet – vage, hochtrabend, sinnlos, aber auch tröstlich, aufmunternd und zugleich empörend. Auf diese Weise wurde etwa ein Drittel der Wahlberechtigten zur Stimmabgabe für ein so nebulöses Konzept gedrängt, in das sich jede Hoffnung, jede Angst, jeder Traum hineinprojizieren ließ. Und auf einmal wurde eine unverbindliche Abstimmung ohne vorher festgelegte qualifizierte Mehrheit zur Heiligen Schrift erklärt, zu einem lodernden Imperativ, der uns zum sofortigen Handeln trieb, uns fröhlich über eine Klippe in eine strahlende Zukunft prügelte. Deutlich mehr von uns stimmten lieber gar nicht ab, als für diesen Massenselbstmord zu votieren, der immer weniger metaphorisch wirkt. Es war der Wille des Volkes.
 
        Aber tatsächlich war es Nostalgie. All diese Drei-Wort-Slogans bedeuteten letztendlich nichts anderes als bloß „Alles ist anders“ – „Ihr habt Angst“ – „Ihr seid alt“ – „Früher war’s besser“. Ja, wir sitzen im brodelnden Kessel eines Kulturkampfs. Schreckliche Ideen sprudeln um uns herum – hier ein kleiner Schubser Richtung Völkermord, dort ein wenig Hass und Abscheu, eine Prise Frauenfeindlichkeit, eugenische Gedankenspiele in Leitartikeln … die üblichen Idiotien eines Landes am Rande des Ruins. Wir sind eine Art Testgelände für Thesen und Themen, die womöglich populistische Phantasien entfachen könnten. Früher bekamen wir unsere strategischen Vorgaben aus den USA, jetzt hat sich die düstere Strömung umgekehrt. Doch unter all den Oberflächenstrudeln bringen wir Nostalgie gegen Nostalgie in Stellung.
 
        Wir haben einer ganzen Politik- und Medienkaste erlaubt, ernsthaft für eine Zeitreise als Lösung all unserer Probleme zu plädieren. Der erfolgreichste Brexit-Slogan – „Take Back Control“ – war eine treffende Pointe auf Kosten einer Bevölkerung, die sich nun aller Kontrollmöglichkeiten beraubt in den Händen gewalttätiger Scharlatane sieht. Es ging nur um die Vergangenheit, um das Beschwören eines unsagbaren Etwas, das wir in der Einsamkeit und Anstrengung des Erwachsenwerdens irgendwie verloren hatten, wie wir wussten.
 
        IN DIE HERZEN UND HIRNE
 
        Natürlich war das Ziel des Projekts Brexit nicht die Rückkehr in eine glückliche Kindheit – weder unsere eigene noch die eines fiktiven glücklichen Haushalts. Wir sollten nie für unsere bloße Existenz geliebt, sondern vielmehr als Humankapital neu definiert und endlos auf Fehler getestet werden, die uns verzichtbar machten. Ziel des Brexits ist eine lodernde libertäre Zukunft, eine anbrandende autoritäre Hölle, ein Königreich der Konzernpiraten, das mit Hehlerware handelt und als Concierge für die schlimmsten Schurken der Welt fungiert. Es war eine Beschwörung der gemeinsamen Vergangenheit unserer herrschenden Klasse – die Plündereien des Empire, die Anspruchshaltung der Weißen, die Arroganz der Aristokratie, die selige, kindische Freiheit von Verantwortung, Recht und Gesetz, Konsequenzen oder der Notwendigkeit, jemals irgendwelche Fähigkeiten zu erwerben. Es ging also sehr deutlich und hauptsächlich um die Vergangenheit. Doch das Projekt konnte nur erfolgreich sein, wenn es Herzen und Hirne einer ausreichend großen Masse eroberte. Glücklicherweise hatte die gnadenlose Sparpolitik mehrerer immer weiter nach rechtsaußen rückender Regierungen schon dafür gesorgt, dass die Gegenwart für die meisten Menschen nichts als Leiden bedeutete.
 
        Durch die Berufung auf die Vergangenheit, den Appell an die Nostalgie, konnten die Unzufriedenen mobilisiert werden. Und ist für ältere Menschen die Vorstellung nicht verlockend und erhebend, dass junge Menschen tapferer waren und härter arbeiteten, als sie selbst junge Menschen waren? Und es musste doch mal eine Zeit gegeben haben, als nur nette weiße Menschen in Großbritannien lebten und die einzige Sprache, die man im Bus hörte, Englisch war, oder nicht? Da würden wir uns doch viel mehr zu Hause und willkommen fühlen. Und ganz bestimmt konnte doch niemand die soliden Fundamente unseres Stolzes, unserer Würde infrage stellen: eine ständig entehrte Flagge, eine größtenteils gestörte Adelsschicht, eine richtige Art, Dinge zu sagen und zu tun, gepflegte Rasenflächen, Sandwiches zum Tee, Kirchenglocken, die zum Abend klingen, geläutet von respektablen Landmännern, die zufrieden waren, arm zu leben und zu sterben, ohne nennenswerte medizinische Versorgung oder Bildung. So könnten wir tatsächlich „die Kontrolle zurückgewinnen“ – indem wir einfach nur alles lieben, was uns wehtut, es immer noch mehr lieben. Hingen die Menschen nicht an schlichten, patriotischen Werten und versammelten sich hinter rot, weiß und blau? Wenn ja, dann mochte die Rückkehr zu solch schwachsinnigem Kinderglauben auch für ein einfacheres Leben sorgen: Stolz, befriedigende Arbeit, Stressfreiheit. Und schließlich hatten wir einen noblen Krieg gewonnen, indem wir heldenhaft handelten und gemeinsam sangen und Spitfires im Himmelsblau kreiseln sahen – sicher, viele andere Länder halfen mit, und wir gewannen, weil wir das Gegenteil von Nazis waren, aber vielleicht könnten wir diesmal noch schneller gewinnen, wenn wir selbst zu Faschisten werden, weil die Demokratie ja offenbar ein Witz ist …?
 
        Und könnte es nicht stimmen, dass es noch vor wenigen Jahrzehnten gar keine Homosexuellen gab, keine Transmenschen, keine Menschen mit Allergien oder solche, die herabwürdigende Sprache beleidigend fanden? Konnten wir es uns nicht einfach in unserem Selbsthass gemütlich machen, indem wir andere noch mehr hassten? Und seit wann waren Frauen nicht mehr zufrieden mit ihrer Küche und ihren Kindern und dem sonntäglichen Polieren glänzender Kirchenkelche? Könnten wir die nicht auch hassen – diejenigen, die den Mund aufmachen, die Wahlmöglichkeiten und Arbeitsplätze und Handlungsmacht und Zärtlichkeit wollen? Und gab es nicht eine Zeit, in der sich alle gegenseitig das ganze Jahr Frohe Weihnachten wünschten, weil wir alle so gern christlich waren, weil es im Grunde keine anderen Glaubensrichtungen gab, und das hieß, wir waren die besten, nicht nur auf Erden, nein, auch im Himmel, Hand in Hand mit einem blonden, weißen Jesus, denn lasset die Kindlein zu mir kommen und wehret ihnen nicht?
 
        Und so weiter.
 
        WIR SIND DAS PERSONAL
 
        Das ist das Schreckliche an der Nostalgie – sie ist immer so nah am Wunschdenken, kann so leicht zum Wahn werden. In Großbritannien ist daraus eine Nationalreligion geworden, die aus alten Filmen und vermissten Freuden besteht, aus pädagogischen Schlagzeilen und all den Einflüsterungen und warnenden Stimmen, die uns jeden Tag umerziehen wollen. Der Brexit, halb Tagtraum und halb Reinheitsphantasie, konnte die Aufmerksamkeit von ausreichend Brit*innen an sich reißen, dass das ganze Land in eine permanente Auseinandersetzung mit der Realität verfiel. Wir sind das beste Volk mit den größten Fähigkeiten – aber wir können nicht mal mehr einen Brief verschicken und sicher sein, dass er auch ankommt. Ohne Einwanderer – die gefürchteten Fremden, die wir ohne Ende verleumden – fehlen uns all die zahllosen Fertigkeiten und Fähigkeiten, die unsere Insel funktionsfähig gehalten haben. Unsere libertären Eliten meinten, wir könnten jede handwerkliche Ausbildung abschaffen und das Können einfach importieren – wir waren schließlich zu Herren geboren, nicht zu Dienern. Doch da wir nun auf einer geschlossenen Insel leben, einer für alle Auswärtigen feindlichen Umgebung, gehen wir zugrunde. Wir Briten wollen gar so gern „Downton Abbey“ nachspielen, doch wir müssen feststellen, dass ohne die Dienerschaft nichts funktioniert – und für die meisten für uns gilt: Das sind jetzt wir. Keine gepflegten Dinner mit Maggie Smith für uns – wir sind das Personal.
 
        Britische Kunst war angeblich – wie alles andere auch – die beste der Welt. Aber wir verließen uns darauf, dass die EU den gesamten Kulturbereich finanzierte, genau wie Landwirtschaft, Fischerei, Hochwasserschutz, Innenstädte, Cornwall, Wales – all die langweiligen Sektoren des Landes, die Absolvent*innen teurer Privatschulen und ihre Netzwerke kein Stück interessieren. Wir sind darauf gedrillt, uns für die intelligenteste und innovativste Nation der Welt zu halten – doch unsere Universitäten gehen unter, unsere Forscher*innen sind entweder geflohen oder von jeder normalen internationalen Zusammenarbeit sowie der Finanzierung qualitativer Arbeit abgeschnitten. Ausländische Studierende wollen nicht mehr hierher kommen – und wir kriegen keine Unterstützung mehr, um zum Studieren dorthin zu gehen. Es wollen ohnehin nur noch sehr wenige Menschen hierher kommen, abgesehen von den Geflüchteten, denen wir überall den Zugang verweigern und sie so zwingen, ihr Leben in kleinen Booten zu riskieren – für die meisten von uns ein Sinnbild des Kummers und Schreckens, doch für einige wenige sehr laute Stimmen ein Sinnbild der Bedrohung und des „Großen Austauschs“.
 
        Den nützlichen Massen, die verführt wurden, den Brexit zu fordern, wurde eine Welt versprochen, die es so nie gab, ein völkischer Staat, den es so nie gab, eine Zeitmaschine, die nie existierte.
 
        Wir haben natürlich immer noch Geld. Wir haben zugesehen, wie Milliarden unseres Landesvermögens in Covid-Betrügereien versackt sind, als Zuschüsse und Nachlässe an unsere Eliten gezahlt wurden oder in komplexe Unterschlagungen und seltsame Deals flossen. Die Londoner City floriert als Finanzplatz, unsere altmodische Presse giert nach stattlicher Förderung, genau wie zahlreiche Unternehmen, die uns unverschämte Summen für Lebensgrundlagen abknöpfen dürfen und zugleich Subventionen fordern. Wir zahlen und zahlen und zahlen, und als Gegenleistung erhalten wir Null-Stunden-Verträge, hochgefährliche Wohngebäude, Verfall, Elend, Gräber.
 
        Sie wissen mindestens ebenso gut wie ich, was nach dem Brexit mit uns passiert ist. Sie wissen mehr als die meisten Brit*innen, denn Sie haben noch Zugang zu anderen Druckmedien als wir, müssen sich nicht auf die schändlich heruntergewirtschaftete und kompromittierte BBC verlassen. Doch Sie haben andere Sorgen, interessieren sich für andere Länder. Der Brexit ist Schnee von gestern, es sei denn, Sie sind nahe genug am Geschehen, um die täglich auftretenden frischen Verletzungen zu sehen: Hier ein bedrohtes Nationaldenkmal, dort ein einstürzendes Kulturzentrum, noch ein paar Geschäftsschließungen oder nicht erhältliche Waren, neue Küstenabschnitte, die in Wogen von Exkrementen ersticken. Aber wir sind nicht bloß Schnee von gestern, wir sind auch eine Schande.
 
        Viele Brit*innen beobachten den Überlebenskampf der Ukraine, die Kühnheit, den Widerstand, den möglichen Wendepunkt für die Demokratie, und wir wissen dabei, dass unser jahrelang von russischem Kapital profitierendes Regime sich schlicht und einfach an die Macht gelogen und manipuliert hat. Ohne Panzer, ohne Söldner, ohne nukleare Drohgebärden. Bloß mit genug Geld und einem genügend unmoralischen Umfeld, um den Fuß in die Tür zu kriegen und dann das ganze Land zu übernehmen. Putin wird Stalins Traum eines russischen Großreiches vielleicht nie verwirklichen, aber Josef lacht sicher im bolschewistischen Jenseits – er wollte England immer zerstören, und jetzt frisst eine hypernationalistische englische Führungsschicht sich selbst bis auf die Knochen, und der Rest Großbritanniens versucht sich abzusetzen.
 
        WUT UND ERSCHÖPFUNG
 
        Viele Länder rund um den Globus kämpfen mit neu erstarkten Rechtsextremen, mit Online-Radikalisierung von Terrorismus, staatlich finanzierten Cyberattacken, Manipulationen von Währungen, Psychologie, Aktienkursen – zu geopolitischem wie wirtschaftlichem Nutzen. Verschiedene Regime mit ausreichenden Ressourcen und ausreichender Bösartigkeit drosseln den Zufluss fossiler Brennstoffe nach Europa und fördern den Zuzug von Geflüchteten, wann immer das politische Kampfmittel rassistischer Panik zu erlahmen droht. Und die Antwort von Brexit-Großbritannien? Beim Brexit ging es ohnehin immer darum, Türöffner des internationalen Verbrechens zu werden: Zu gefährlich, anderswo Handel zu treiben? Zu viel ungeklärte Geldmittel? Zu viele Menschenrechtsverstöße, ein kleines bisschen Völkermord? Wir waschen Ihr Geld, wir sehen über jeden Fehltritt hinweg, wir verkaufen Ihnen Villen, vielleicht auch ein oder zwei Moore inklusive Moorhühner. Bald schon werden wir ein steuer- und regelfreies Höllenloch sein, wo Sie Ihre Luxusanwesen und unsere verzweifelten Arbeitskräfte genießen können, die für ein paar Krümel vom Tisch und Medienklatsch zur Ablenkung alles tun. Zuerst die Behinderten, dann die Elenden, die Geflüchteten, die Ausländer, die Roma und Sinti … eine erschreckend vertraute Liste von Bevölkerungsgruppen, denen das Leben immer schwerer gemacht wird. Covid war eine willkommene Gelegenheit, „nutzlose Esser“ mithilfe einer tödlichen Infektion auszumerzen – die mit beiden Händen ergriffen wurde.
 
        Sicher, wir demonstrierten und protestierten, wir taten unser Möglichstes, wir stemmen uns immer noch gegen den Strom, aber wir sind eindeutig nicht mehr die Nation, die den Faschismus besiegen und eine Luftbrücke nach Berlin einrichten half. Und wir sind nicht das unabhängige, intelligente, witzige, kultivierte, menschliche Volk, für das uns freundliche Fremde gelegentlich gehalten haben. Unsere eigene Regierung radikalisiert, verbreitet Propaganda, Internetgerüchte, übt Terror aus. Die Straßenschläger, die in „ausländische“ Gesichter schlagen, die Brandstifter, die Flüchtlingsunterkünfte anzustecken versuchen – die sind wenig subtil. Worte sind Zaubersprüche – wir sagen Zaubersprüche auf, die Menschen verschwinden lassen sollen. Unsere Eliten steigern den tödlichen Druck behutsam, vernichten die Schwächsten, die Marginalisierten zuerst. Doch in Zeiten des absichtlich herbeigeführten Chaos ist niemand sicher, nicht einmal Parlamentsabgeordnete – zwei sind in den letzten fünf Jahren ermordet worden: eine von einem Rechtsextremen, einer von einem IS-Unterstützer.
 
        Und jetzt ertrinken wir in neuen Nostalgien. Ungefähr ein Drittel der Wahlberechtigten stimmte für den Brexit. Immer mehr von ihnen bedauern ihre Entscheidung inzwischen, doch die Rechtgläubigen müssen immer wütender werden, um ihren Glauben zu bewahren, was bedeutet, dass sie immer isolierter sind. Wir anderen pendeln zwischen Depression, Wut, Reue und Erschöpfung. Um uns herum bricht das Land immer schneller zusammen, und tatsächlich, wahrhaftig: Die Vergangenheit war besser, war ein freundlicheres, sanfteres Land. Unsere Jugend – im Allgemeinen positiver der EU gegenüber eingestellt – sieht einer Zukunft der Klimakatastrophe und des nationalen Niedergangs ins Auge. Meine Generation sieht all ihre selbstverständlichen Annahmen in Flammen aufgehen: dass wir eine Demokratie bleiben würden, Geld zurücklegen, über die nächste Woche hinaus planen, uns entspannen könnten. Die Alten sterben oder sind schon tot. Wir alle werden immer stärker von einer immer heftigeren Nostalgie gepackt – der besonderen Sehnsucht von Menschen, deren Heimat verfällt. Schon die letzte Woche, selbst der gestrige Tag können uns magisch und zärtlich weich vorkommen. Damals hatten wir noch Glück.
 
         
          Aus dem Englischen von Ingo Herzke, Hamburg. Originalversion auf www.bpb.de/apuz.
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          [image: Karte: Vereinigtes Königreich physisch, Grenzen und Verkehr] 
        
 
      

       
        VOM BREXIT ZUM BREGRET?
 
        Britische Wirtschaft und Politik drei Jahre nach dem EU-Austritt
 
        Nicolai von Ondarza
 
        Der Austritt aus der Europäischen Union bedeutet für das Vereinigte Königreich Großbritannien und Nordirland einen der gravierendsten strategischen Pfadwechsel seit dem Zweiten Weltkrieg, mit weitreichenden Auswirkungen auf seine Wirtschaft und Politik sowie seinen Zusammenhalt und seine internationale Stellung. Angesichts des knappen Votums mit 52 zu 48 Prozent für den Brexit ist die genaue Ausgestaltung der Beziehungen zur EU in Großbritannien zu einer scharfen innenpolitischen Konfliktlinie geworden.
 
        Dabei ist der Brexit kein einzelnes Ereignis, sondern ein langjähriger Prozess, der sich vom Referendum im Juni 2016 bis zum formellen Austritt im Januar 2020 lange noch innerhalb der EU vollzog und weiterhin anhält. So wird in einzelnen Bereichen bis heute über das neue Verhältnis zur EU verhandelt – bis vor Kurzem etwa auch noch in Bezug auf Nordirland, dessen Grenze zur Republik Irland durch den Brexit zu einer EU-Außengrenze geworden ist. Auch knapp sieben Jahre nach dem Austrittsvotum lässt sich daher nur ein Zwischenfazit ziehen, wie sich der Brexit auf das Vereinigte Königreich, seine Politik und seine Wirtschaft ausgewirkt hat. Eine Herausforderung ist dabei, dass der eigentliche Vollzug des Brexits – mit Austritt aus Binnenmarkt, Zollunion und allen anderen EU-Politiken – nach einer Übergangsphase zum Jahreswechsel 2020/21 stattfand, also inmitten der Covid-19-Pandemie. Viele Effekte des Austritts wurden dadurch überdeckt und ihre Zuordnung erschwert. Folglich sind die eigentlichen Auswirkungen des Brexits weiterhin hoch umstritten.
 
        ENTSCHEIDUNG FÜR DEN HARTEN BREXIT
 
        Vor einer Analyse der Austrittskonsequenzen ist zu betonen, dass viele der Folgen vor allem mit der Art des Austritts zusammenhängen. Im Wahlkampf vor dem Referendum hatten sich die Brexit-Befürworter („Vote Leave“-Kampagne) bewusst auf keine Variante der zukünftigen Beziehungen zur EU festgelegt, sondern der britischen Bevölkerung unter anderem einen weitgehend unveränderten Zugang zum EU-Binnenmarkt versprochen. Auch die Regierung unter Premierminister David Cameron – der das Referendum zwar erst ermöglicht hatte, sich aber gegen den Brexit aussprach – hatte keine Vorbereitungen für den Austrittsfall getroffen, obgleich sie stets mit hohen wirtschaftlichen Kosten argumentierte.
 
        In der Folge musste im Königreich erst ausgehandelt werden, wie es den Austritt und die zukünftigen Beziehungen zur EU ausgestalten wollte. Die Möglichkeiten reichten dabei von einer engen Anbindung nach dem Modell Norwegens, mit Mitgliedschaft im Europäischen Wirtschaftsraum und fast vollständigem Zugang zum Binnenmarkt, über den Abschluss bilateraler Verträge nach Schweizer Vorbild, Gründung einer Zollunion, wie sie zwischen der Türkei und der EU besteht, bis hin zur Aushandlung eines vertieften Freihandelsabkommens, wie es Kanada mit der EU unterhält. Hinzu kam schließlich die Option des No-Deal-Brexits, also ein Austritt ohne Abkommen, bei dem das Vereinigte Königreich ohne jegliche Regelung der künftigen Beziehungen aus der EU gefallen wäre. Innerhalb dieses Spektrums setzte sich Camerons Nachfolgerin Theresa May zunächst für einen Austritt aus Binnenmarkt und Zollunion ein. Allerdings handelte sie einen Austrittsvertrag aus, der über eine Klausel zur Grenze zur Republik Irland (Nordirland-Protokoll) eine Anbindung an das EU-Zollgebiet und EU-Regularien vorsah, weshalb er mehrfach im britischen Parlament am Widerstand ihrer eigenen Partei scheiterte.
 
        Nach dem Sturz von May im Juli 2019 setzten sich die Befürworter eines harten Brexits unter der Führung von Boris Johnson erst in der Konservativen Partei und nach den Neuwahlen im Dezember 2019 auch im Parlament durch. Die dort gewonnene absolute Mehrheit gab Johnson den politischen Rückhalt, einen harten Brexit mit der EU auszuhandeln – zwar mit einem Freihandelsvertrag ohne Zölle oder Mengenbeschränkungen, aber mit einer klaren Trennung von aller EU-Regulierung und dafür der Wiedereinführung weitreichender nichttarifärer Handelshemmnisse.01 Das Handels- und Kooperationsabkommen zwischen der EU und dem Vereinigten Königreich trat am 1. Januar 2021 vorläufig, am 1. Mai 2021 endgültig in Kraft. Vom Zugang zum EU-Binnenmarkt und weiterer gemeinsamer politischer Zusammenarbeit ist Großbritannien damit weiter entfernt als Norwegen, die Schweiz, die Türkei oder etwa auch die Ukraine.
 
        WIRTSCHAFTLICHE KONSEQUENZEN
 
        In der Wirtschaftswissenschaft besteht weitgehende Einigkeit darüber, dass der Brexit negative ökonomische Konsequenzen für das Vereinigte Königreich hat. In der Politik aber sind das Ausmaß und die Schwere dieser Folgen umstritten. Die immensen Kosten waren schon vor dem Austrittsreferendum das Hauptargument der Befürworter eines Verbleibs. Insbesondere im Warenbereich ist die EU der mit Abstand wichtigste Handelspartner des Vereinigten Königreichs. Hinzu kommt die über Jahrzehnte aufgebaute Verflechtung und gegenseitige Abhängigkeit der britischen Wirtschaft mit den EU-Ländern. Der britische Finanzminister George Osborne warnte daher 2016 vor einem langfristigen Wohlstandsverlust von bis zu sechs Prozent des Bruttoinlandsprodukts für die britische Volkswirtschaft im Falle eines Austritts.02 Diese Berechnungen wurden von Brexit-Befürwortern als Angstmacherei („project fear“) abgetan. Sie argumentierten, das Königreich werde durch eine Loslösung von EU-Regulierung und die Umwidmung bisheriger Einzahlungen in den EU-Haushalt – etwa für Investitionen in den chronisch unterfinanzierten National Health Service – gestärkt aus dem Brexit hervorgehen.
 
        Mittlerweile haben sich eher die negativen Szenarien bewahrheitet. Unmittelbar nach dem Referendum war ein katastrophaler Schaden noch ausgeblieben: Zwar verlor das Pfund deutlich an Wert, aber es gab zunächst weder eine Rezession noch einen extremen Anstieg der Arbeitslosigkeit. Tatsächlich verlassen hat Großbritannien die Zollunion und den Binnenmarkt erst zum Ende der Übergangsphase im Januar 2021, als sich ganz Europa bereits mitten in der Corona-Pandemie befand und die Wirtschaft ohnehin stark beeinträchtigt war. Mit dem russischen Angriffskrieg gegen die Ukraine ab Februar 2022 und den damit verbundenen Verwerfungen auf dem europäischen Energiemarkt sowie stark steigender Inflation kamen Herausforderungen hinzu, die alle europäischen Länder wirtschaftlich bis heute belasten. Trotzdem lassen sich im langfristigen Vergleich einige Folgen des Brexits jetzt schon ausmachen: Anfang 2023 ist das Vereinigte Königreich die einzige G7-Wirtschaft, die noch nicht wieder das wirtschaftliche Niveau von 2019, also vor Pandemie und Brexit, erreicht hat. Die Organisation für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung prognostiziert zudem, dass die britische Wirtschaft in den kommenden zwei Jahren weniger wachsen wird als jede andere fortgeschrittene Volkswirtschaft, abgesehen vom stark sanktionierten Russland.
 
        Die Bank of England nennt den Brexit, insbesondere die damit verbundene dauerhafte Abwertung des Pfundes und den Rückgang an Investitionen, als eine der Ursachen für die aktuellen wirtschaftlichen Schwierigkeiten des Landes. Das ebenfalls unabhängige Office for Budgetary Responsibility geht von einer Brexit-bedingten Schwächung der britischen Wirtschaft um vier Prozent aus.03 Laut einer Studie des britischen Centre for European Reform hat der Brexit bis Mitte 2022 im Vereinigten Königreich sogar zu einem Wohlstandsverlust von 5,5 Prozent geführt.04 Dies entspricht in etwa den Kosten, die das britische Finanzministerium 2016 prognostiziert hatte. Die heutige britische Regierung weist diese Berechnungen jedoch von sich und nennt die Pandemie sowie den Krieg in der Ukraine als Hauptursachen der aktuellen wirtschaftlichen Schwierigkeiten. Dies erklärt allerdings nicht die Unterschiede zu anderen europäischen Ländern, die ebenfalls unter Pandemie, Kriegsfolgen und Inflation leiden.
 
        Die Auswirkungen in Großbritannien unterscheiden sich dabei naturgemäß je nach Sektor und dem Grad vorheriger Integration in den EU-Binnenmarkt. Besonders sticht die britische Automobilindustrie hervor, die tief in transeuropäische Liefer- und Produktionsketten eingebunden ist: 2022 fiel das Niveau der Neuwagenproduktion auf den Stand von 1956, seit 2016 ist sie von 1,3 Millionen auf 775000 Autos gesunken.05 Erhebliche Auswirkungen gibt es auch mit Blick auf den Fachkräftemangel. So ist die Arbeitsmigration aus der EU deutlich schwieriger geworden, was unter dem Motto „Take back control“ ein Hauptziel der Brexit-Befürworter war. Während die Zuwanderungszahlen aus dem Rest der Welt hoch geblieben sind, hat sich die Einwanderung aus der EU spürbar verringert; zugleich sind viele EU-Bürger – trotz Beibehaltung ihrer Arbeitsrechte durch den Austrittsvertrag – abgewandert. Netto fehlen dem Vereinigten Königreich dadurch rund 330000 Arbeitskräfte.06
 
        Ein Bereich, in dem sich die Brexit-Befürworter bestätigt sehen, sind die Handelsabkommen des Vereinigten Königreichs. Mit dem Austritt aus dem Binnenmarkt und der Zollunion ist das Land auch aus allen Handelsverträgen der EU ausgetreten. Dabei ist es in der Übergangsphase gelungen, diese weitgehend in eigene Abkommen zu überführen, zum Teil mit aus Sicht der britischen Regierung besseren Konditionen.07 Zudem sind weitere Abkommen ausgehandelt worden (Australien) beziehungsweise ist man bei den Verhandlungen weiter fortgeschritten als die EU (Indien). All dies konnte den Verlust der Beteiligung am EU-Binnenmarkt bisher aber bei Weitem nicht kompensieren. Beim Partner mit dem größten wirtschaftlichen Potenzial, den Vereinigten Staaten, ist ein Handelsabkommen weiterhin nicht absehbar. Mehr Aussicht auf Erfolg haben dagegen die britischen Bemühungen um einen Beitritt zum Transpazifischen Freihandelsabkommen (CPTPP).
 
        POLITISCHE VERWERFUNGEN
 
        Mindestens ebenso stark wie die wirtschaftlichen Folgen des Brexits sind seine Auswirkungen auf die britische Politik und den Zusammenhalt im Vereinigten Königreich. Seit dem Austritt aus der EU hat es keine vollständige Legislaturperiode gegeben, stattdessen gab es zwei vorgezogene Neuwahlen (2017 und 2019) sowie Rücktritte von vier Premierministern (David Cameron, Theresa May, Boris Johnson, Liz Truss) und eine Serie von beispiellosen Niederlagen der Regierung trotz Mehrheiten im Parlament.
 
        Die erste Phase nach dem Brexit-Referendum war zunächst von heftigen Machtkämpfen in der Konservativen Partei (Tories) gekennzeichnet. Ursprünglich hatte der damalige Premierminister und Parteichef Cameron ein EU-Referendum versprochen, um die innerparteilichen Kämpfe über die EU-Mitgliedschaft zu beenden. Diese Spaltung zeigte sich auch bei der Volksabstimmung selbst: Gut zwei Drittel der Tory-Abgeordneten engagierten sich gegen, aber etwa ein Drittel für den Brexit; die prominentesten Vertreter beider Kampagnen waren mit David Cameron und George Osborne im Remain-Lager sowie Boris Johnson und Michael Gove auf der Vote-Leave-Seite jeweils Tories. Anstatt aber durch das Referendum befriedet zu werden, intensivierte sich der parteiinterne Machtkampf massiv. Im Ringen um die Nachfolge von Cameron setzte sich mit May eine Politikerin durch, die sich vor dem Referendum gegen den Brexit ausgesprochen hatte. Sie erkannte das Ergebnis allerdings voll an, sprach sich für den Austritt auch aus Binnenmarkt und Zollunion aus, und suchte eine Balance zwischen Remain- und Leave-Befürwortern in ihrem Kabinett, einschließlich Boris Johnson als Außenminister. Diese Balance ist ihr indes nie gelungen, und im Verlauf der Verhandlungen mit der EU wuchs der parteiinterne Widerstand gegen mögliche Kompromisse.
 
        So wurde das von May ausgehandelte Austrittsabkommen dreimal im Unterhaus abgelehnt, was sie schließlich zum Rücktritt zwang und ihrem Nachfolger Johnson ermöglichte, ein Kabinett aus Brexiteers zusammenzustellen, die sich im Zweifelsfall auch zur Option eines No-Deal-Brexits bereit erklären mussten. Bei den Neuwahlen im Dezember 2019 gewann Johnson mit dem Slogan „Get Brexit done“ und dem Versprechen, durch den Brexit mehr gegen Einwanderung und die Härten der Globalisierung unternehmen zu können, eine klare Mehrheit. Damit änderte sich auch endgültig die politische Ausrichtung der Konservativen Partei: Alle neuen Abgeordneten waren klare Befürworter eines harten Brexits. Über diese Metamorphose sind die Tories zur Brexit-Partei geworden, aber auch insgesamt im politischen Spektrum nach rechts gerückt.
 
        Eng verbunden mit dem Machtkampf bei den Tories war ein konstitutioneller Konflikt zwischen Regierung und Parlament. Das politische System des Vereinigten Königreichs ist eine konstitutionelle Monarchie, die auf dem Prinzip der Parlamentssouveränität beruht. Aufgrund des Wahlsystems, das in der Regel absolute Mehrheiten hervorbringt, wird die Arbeitsweise des Parlaments jedoch weitgehend von der Regierung kontrolliert, etwa in Bezug auf Agenda und Abstimmungsvorlagen. Vor den Neuwahlen im Dezember 2019 hatte aber auch Johnson, wie zuvor schon May, keine eigene Mehrheit für seine Brexit-Politik. Eine Zusammenarbeit mit der Opposition gab es nur selten. In einer bedeutenden Ausnahme verabschiedete eine parteiübergreifende Unterhaus-Mehrheit Anfang September 2019 ein Gesetz, das die Regierung zwang, anstelle eines No-Deal-Brexits bei der EU eine erneute Verlängerung der Verhandlungsfrist zu beantragen. Eine Mehrheit für eine der Alternativen, eine neue Regierung oder Neuwahlen, fand sich allerdings nicht. Kurz darauf schickte der Premierminister das Parlament in eine Zwangspause, um weitere Interventionen gegen seinen Brexit-Kurs zu unterbinden. Erst nach einem Urteil des Obersten Gerichtshofs konnte das Parlament wieder zusammentreten und die Gesetzgebung zur Verhinderung eines ungeregelten Brexits endgültig verabschieden. Erst danach fand Johnson eine Parlamentsmehrheit für Neuwahlen und konnte mit seinem Wahlsieg die gewohnten Verhältnisse zwischen Parlament und Regierung wieder herstellen. In folgenden Beschlüssen, etwa den Verfahren zur Aushandlung von neuen Handelsabkommen, setzte die Regierung eine Begrenzung der Parlamentsrechte durch, während in vielen Aspekten der Nach-Brexit-Regelung umfangreiche Durchführungsbefugnisse an Minister ohne Parlamentsbeteiligung übertragen wurden. In der Summe hat der Brexit daher – trotz der Betonung der Parlamentssouveränität durch die Brexit-Befürworter – zu einer Schwächung des Parlaments im britischen System beigetragen.
 
        Der Brexit-Prozess hat nicht zuletzt die britische Bevölkerung insgesamt gespalten. Trotz des knappen Referendumsergebnis sind die Brexiteers im Laufe des Verhandlungsprozesses immer stärker auf die extremste Form des Brexits eingeschwungen, statt nach einer Kompromisslösung zu suchen. Auch die Polarisierung der öffentlichen Debatte hat stark zugenommen. So wurden etwa Verfassungsrichter, die Klagen gegen die Regierung wegen der mangelnden Parlamentsbeteiligung stattgaben, auf Titelseiten als „Feinde des Volkes“ diffamiert. Gleichzeitig ist im Vereinigten Königreich die Einstellung zum Brexit – dafür oder dagegen – zu einem entscheidenden Anteil der politischen Identität geworden, mit großer Konstanz und zum Teil sogar größerer Aussagekraft als die Unterstützung einer politischen Partei. In Umfragen wird seit 2016 regelmäßig die Haltung zur Referendumsentscheidung abgefragt, und die Ergebnisse zeigen eine hohe Korrelation mit Antworten zu Fragen der Einwanderung, Identität und Chancengleichheit.08 Zu einer nachträglichen Akzeptanz des Brexits oder einer Überwindung der Spaltung ist es bis heute nicht gekommen.
 
        RISSE IM KÖNIGREICH
 
        Noch schwerer und potenziell gravierender sind die politischen Folgen des Brexits für den Zusammenhalt des Vereinigten Königreichs. Dieser war bereits zuvor belastet: zum einen durch das schottische Unabhängigkeitsreferendum 2014, das nur knapp zugunsten des Verbleibs im Königreich ausging, zum anderen durch den ins Stocken geratenen Friedensprozess in Nordirland. Der Brexit-Prozess hat die Risse weiter vertieft, zumal beim Brexit-Referendum in Nordirland (55,8 Prozent) und in Schottland (62,0 Prozent) mehrheitlich gegen den EU-Austritt gestimmt wurde (Karte S. 13).
 
        In Schottland sprach sich die regierende Schottische Nationalpartei (SNP) zunächst für einen weichen Brexit und später für eine Rückkehr in die EU aus. Aus ihrer Sicht wurde Schottland gegen den eigenen Willen aus der EU genommen und ein harter Brexit aufgezwungen. Hierbei stimmte das schottische Parlament – wie auch die regionalen Parlamente von Wales und Nordirland – sowohl gegen das Brexit-Austrittsabkommen in der von Johnson ausgehandelten Form als auch gegen das Handels- und Kooperationsabkommen mit der EU. Entgegen der üblichen Konvention überging das britische Parlament jedoch diese Voten und verabschiedete beide Verträge trotzdem. Aus Sicht der SNP rechtfertigt der Brexit zudem ein neues Unabhängigkeitsreferendum. Ein solches kann aber, wie 2022 noch einmal vom Obersten Gerichtshof bestätigt wurde, nur mit Zustimmung des britischen Parlaments angesetzt werden. Dies haben sämtliche konservative Regierungen in den vergangenen Jahren mit Verweis auf das Referendum von 2014 abgelehnt. Umfragen in Schottland zeigen seit dem Brexit zwar Zuwächse, aber keine klare Mehrheit für die Unabhängigkeit, vielmehr pendeln die Ergebnisse um die 50-Prozent-Marke.09
 
        In Nordirland ist die Lage komplexer. Zwar hatte sich auch dort eine Mehrheit der Bevölkerung gegen den Brexit ausgesprochen, die Unionisten – also diejenigen, die Teil des Vereinigten Königreichs bleiben wollen – jedoch mehrheitlich für den Brexit gestimmt. Zudem war Nordirland in den Brexit-Verhandlungen von Beginn an ein Sonderfall, weil sowohl die britische Regierung als auch die EU das Ziel verfolgten, die für den Friedensprozess bedeutsame Landgrenze zwischen Nordirland und der Republik Irland offen zu halten. In den Verhandlungen mit der EU stimmte Theresa May daher einer Sonderlösung zu, in der – zumindest bis zur Aushandlung einer besseren Lösung – die EU-Zollunion und weite Teile der EU-Regulierung für das gesamte Vereinigte Königreich gelten sollten. Dies lehnten aber die Vertreter eines harten Brexits ab. Um diesen vollziehen zu können, verhandelte ihr Nachfolger Johnson zwar eine neue Fassung des Nordirland-Protokolls, aber im Endeffekt ist Nordirland als Teil einer Sonderlösung weiter an die Zollunion und bestimmte Bereiche des Binnenmarkts der EU angebunden. Notwendigerweise mussten daher Warenkontrollen zwischen Nordirland und Großbritannien eingeführt werden, während die Grenze zwischen der Republik Irland und Nordirland offen bleiben konnte.
 
        Das Nordirland-Protokoll ist seitdem eine nachhaltige Belastung für den nordirischen Friedensprozess und die britischen Beziehungen zur EU. Für die Unionisten symbolisiert es eine schrittweise Abkehr vom Vereinigten Königreich; die Democratic Unionist Party (DUP) hat seine Umsetzung daher zunächst verweigert und lehnt seit April 2022 ohne Revision des Protokolls die Rückkehr in die nordirische Regierung ab.10 Seitdem sind Regierung und Parlament in Nordirland komplett blockiert. Den Befürwortern eines harten Brexits in Großbritannien ist das Nordirland-Protokoll ebenso ein Dorn im Auge, weil damit ein Teil des Königreichs weiterhin an EU-Recht und Urteile des Europäischen Gerichtshofs gebunden ist. Die britische Regierung hat das Protokoll daher nur zum Teil umgesetzt und 2022 eine Gesetzgebung auf den Weg gebracht, die es komplett aushebeln und damit den Austrittsvertrag mit der EU brechen würde (Northern Ireland Protocol Bill).
 
        Ende Februar 2023 gelang dem im Oktober 2022 angetretenen Premierminister Rishi Sunak jedoch eine Einigung mit der EU („Windsor Framework“), bei der diese deutliche Zugeständnisse zur Vereinfachung des Warenverkehrs zwischen Nordirland und Großbritannien machte, dafür aber London die Grundlagen des Protokolls akzeptierte – einschließlich der Gültigkeit von EU-Regeln in Nordirland unter Kontrolle des Europäischen Gerichtshofs. Hierbei verständigten sich EU und britische Regierung auch auf eine Veto-Option für neue EU-Regeln, falls diese in Nordirland abgelehnt werden. Zudem hat die britische Regierung angekündigt, die Northern Ireland Protocol Bill zurückzuziehen. Bei diesem Gesamtpaket und angesichts der ohnehin schwierigen politischen Lage der Konservativen fiel der Protest innerhalb der Tories gering aus. Die DUP hält sich indes noch offen, ob sie das Ergebnis akzeptiert und in die nordirische Regierung zurückkehrt.
 
        Während der Konflikt zwischen EU und Großbritannien damit vorerst entschärft ist, bleibt die Lage in Nordirland angespannt. Dass hierdurch jedoch eine Wiedervereinigung mit der Republik Irland näher rücken könnte, ist angesichts der fortgesetzten Spaltung der nordirischen Bevölkerung unwahrscheinlich – eine Mehrheit dafür ist aktuell nicht in Sicht.
 
        „GLOBAL BRITAIN“
 
        Weniger gravierend waren bislang die Auswirkungen des Brexits auf die internationale Stellung des Vereinigten Königreichs. Auch hier hat sich London unter der Regierung Johnson – anders als es May angestrebt hatte11 – für den harten Brexit und eine deutliche Abgrenzung von der EU entschieden. Das Königreich hat jegliche Form der strukturierten Zusammenarbeit mit der EU in der Außen- und Sicherheitspolitik abgelehnt und sich aus allen militärischen und zivilen EU-Operationen zurückgezogen, obgleich diese prinzipiell auch nicht EU-Staaten offenstehen. Stattdessen möchte man sich unter dem Leitmotiv „Global Britain“ als eigenständige internationale Macht behaupten, die sich stärker global orientiert, dabei aber in der europäischen Sicherheitsarchitektur fest verankert bleibt.12 Hierfür spricht, dass es in der Außen- und Sicherheitspolitik ohnehin eine Sonderrolle spielt. Als ständiges Mitglied im UN-Sicherheitsrat, Atommacht mit den (bis dato) höchsten Verteidigungsausgaben unter den europäischen Nato-Staaten und Mitglied der G7 verfügt es neben Deutschland und Frankreich über das größte diplomatische Netzwerk. Zwar hat London durch den Brexit den ständigen Austausch zu Themen der Außen- und Sicherheitspolitik im Rahmen der EU-Institutionen verlassen, konnte dafür aber seine bilateralen Beziehungen weiter ausbauen.
 
        Zwei Entwicklungen haben dabei besondere Aufmerksamkeit erregt: Zum einen schloss das Vereinigte Königreich gemeinsam mit den USA und Australien im September 2021 ein Militärbündnis (AUKUS). London und Washington sagten Canberra dabei Unterstützung bei der Entwicklung und dem Einsatz von Atom-U-Booten zu, wodurch Frankreich, das zuvor einen Vertrag mit Australien hatte, verdrängt wurde. Zudem wurde ein Austausch zu weiteren Themen wie Cybersicherheit vereinbart. Großbritannien wollte damit vor allem signalisieren, dass es im geostrategischen Wettbewerb auch im Indopazifik der engste europäische Partner der USA ist. Zum anderen hat London mit einer Reihe von europäischen Staaten bilaterale Erklärungen zur engeren Zusammenarbeit in der Außen- und Sicherheitspolitik ausgehandelt, unter anderem mit Deutschland, Polen, den Ländern des Baltikums und den nordischen EU-Staaten.13
 
        Nicht zuletzt hat der russische Angriffskrieg gegen die Ukraine und die – gerade auch im Vergleich zu Deutschland und Frankreich – entschlossene Unterstützung der Ukraine seitens des Vereinigten Königreichs dazu beigetragen, seine Bedeutung für die europäische Sicherheitsarchitektur zu unterstreichen. So hat Großbritannien schon vor Beginn des Krieges ukrainische Soldatinnen und Soldaten ausgebildet und Waffen geliefert. Heute ist es mit Blick auf Waffenlieferungen nach den USA der größte Unterstützer der Ukraine. Darüber hinaus hat London Schweden und Finnland für den Übergang zur Nato-Mitgliedschaft eine Verteidigungsgarantie ausgesprochen.
 
        In der Außen- und Sicherheitspolitik hat das Vereinigte Königreich seit dem Brexit also nicht spürbar an Einfluss verloren, es ist und bleibt ein attraktiver Sicherheitspartner. Gleichwohl hat keiner dieser Erfolge unmittelbar mit dem Brexit zu tun oder wurde durch ihn erst ermöglicht, denn die Außen- und Sicherheitspolitik der EU ist weiterhin ein primär intergouvernementaler Politikbereich, in dem alle Mitgliedstaaten ihr Vetorecht behalten und in ihrem Handeln in anderen Institutionen frei sind. So wären sowohl AUKUS als auch die bilaterale Zusammenarbeit in Europa sowie die Unterstützung für die Ukraine genauso auch innerhalb der EU denkbar gewesen.
 
        FAZIT
 
        In der Gesamtschau fällt die Zwischenbilanz des Brexits trotz allem deutlich aus: Knapp 60 Prozent der britischen Bevölkerung halten den EU-Austritt mittlerweile für einen Fehler. Detaillierte Umfragen zeigen, dass der „Bregret“ (Bereuen des Brexits) inzwischen so ausgeprägt ist, dass die Bevölkerung nur noch in zwei Landkreisen den EU-Austritt mehrheitlich für richtig hält.14 Demografisch ist zudem bemerkenswert, dass die Ablehnung des Brexits bei jüngeren Britinnen und Briten am stärksten ausgeprägt ist. Je länger der Brexit her ist, desto größer ist der Anteil derjenigen geworden, die den Austritt als Fehler einstufen.
 
        Dies hat mit drei Faktoren zu tun: Erstens haben sich die Warnungen bestätigt, dass eine bewusste Abkopplung vom größten Handelspartner und die Wiedereinführung von Handelshemmnissen mit Einbußen bei Investitionen und beim Wirtschaftswachstum einhergehen. Zwar ist ein großer, abrupter Absturz der britischen Wirtschaft ausgeblieben, allerdings verliert das Land im Vergleich zu seinen europäischen Nachbarn schrittweise an Wettbewerbsfähigkeit, und auch die Wirtschaft wächst langsamer beziehungsweise droht zu schrumpfen. Zweitens hat der Brexit eine der politisch turbulentesten Phasen in der modernen Geschichte des Vereinigten Königreichs eingeleitet, in der auch der Gewinn der deutlichen absoluten Mehrheit durch Boris Johnson nur kurzfristig zur Beruhigung beigetragen hat. Drittens haben die Befürworter des Brexits ihre großen Versprechen – eine deutliche Reduzierung der Einwanderung, eine Stärkung des britischen Gesundheitssystems und eine eigenständige, wettbewerbsfähigere Politik – bisher nicht einlösen können. Nur außen- und sicherheitspolitisch hat der Brexit dem gut positionierten Land nicht geschadet, aber auch keine erkennbaren Vorteile gebracht.
 
        Politisch haben sich die Brexiteers dagegen mittelfristig durchgesetzt. Bei den Tories bestimmen sie auch nach mehreren Wechseln an der Parteispitze die Politik, während frühere konservative Stimmen für eine engere Anbindung an die EU aus Regierung und Parteiführung verdrängt wurden. Die nächsten Neuwahlen stehen regulär spätestens Anfang 2025 an. Doch auch die oppositionelle Labour Party hat den Brexit akzeptiert und öffentlich eine Rückkehr in Binnenmarkt, Zollunion oder gar EU ausgeschlossen. Sie will stattdessen auf Basis des Handels- und Kooperationsabkommens mit der EU bessere Handelsbedingungen ermöglichen. Mittelfristig bleibt das Land daher auf dem Kurs des von Johnson definierten harten Brexits. Es bleibt jedoch abzuwarten, ob die nächsten Wahlen und die steigende Ablehnung des Brexits, vor allem in der jüngeren Bevölkerung, in der langfristigen Perspektive eine Wiederannäherung an die EU ermöglichen.
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        DAS COMMONWEALTH
 
        Geschichte und Gegenwart eines postimperialen Gebildes
 
        Jürgen Osterhammel
 
        Niemand weiß so recht, worum es sich beim Commonwealth eigentlich handelt. Seit Jahrzehnten ist die Suche nach einer Identität oder einem Daseinszweck (purpose) eine Lieblingsbeschäftigung in Commonwealth-Politik und Politikwissenschaft. Die paradoxe Feststellung, die der Politologe Hedley Bull 1959 in einem Aufsatz traf, gilt bis heute: Die Mitgliedschaft im Commonwealth werde von den Beteiligten selbst dann als vorteilhaft empfunden, wenn ein purpose nicht erkennbar sei.01
 
        Schon der Name hat sich mehrfach geändert.02 Zu Beginn des 20. Jahrhunderts übertrugen der südafrikanische Staatsmann und General Jan Smuts und der Oxforder Historiker Alfred Zimmern die frühneuzeitliche Verfassungskategorie „Commonwealth“ auf die Gemeinschaft der „weißen“, das heißt von europäischen Siedlereliten beherrschten, Teile des British Empire.03 Diesen Proto-Staaten (seit 1907 auch „Dominions“ genannt) – vor allem Kanada, Australien, Neuseeland und Südafrika – wurde die Fähigkeit zugeschrieben, eigene Nationen zu sein und sich in demokratischen Formen selbst zu regieren. Ab dem Ersten Weltkrieg waren diese Länder (Südafrika ging seinen eigenen Weg) weitgehend souveräne Staaten mit geringen Resten kolonialer Abhängigkeit von London, vor allem in ihrer Außenpolitik. In der Balfour Declaration von 1926 wurde die Bezeichnung „British Commonwealth of Nations“ eingeführt: Die Dominions ebenso wie das Vereinigte Königreich selbst seien freiwillige („freely associated“) Mitglieder dieses Bundes der Demokratien unter dem imperialen Dach.04
 
        Der entscheidende Gedanke bestand darin, dass Großbritannien nicht das Ganze sei, also der britische imperiale Staat, sondern selbst nur ein Teil eines zusammengesetzten und größeren Ganzen. Nachdem Indien, Pakistan und Ceylon (seit 1972: Sri Lanka) als erste „nicht-weiße“ Ex-Kolonien dem Commonwealth beigetreten waren, verschwand 1948 das Adjektiv „British“. Der Zusatz „of nations“ kam später allmählich außer Gebrauch. Der Vorschlag des Labour-Ministers Patrick Gordon Walker aus dem Jahre 1962, vom „Euro-Afro-Asian Commonwealth“ zu sprechen, hätte den Sachverhalt schon damals gut getroffen, allerdings die umständliche Ergänzung „-Caribbean-Pacific“ verlangt.05 Die offizielle Bezeichnung ist heute schlicht „The Commonwealth“.
 
        WAS DAS COMMONWEALTH NICHT IST
 
        Man kommt den Eigenarten des Commonwealth näher, wenn man sich vor Augen hält, was es nicht ist.
 
        Erstens ist das Commonwealth kein Instrument britischer Außenpolitik. Es ist ein Spielfeld mit zahlreichen unterschiedlichen Akteuren, dessen Regeln nicht in der Downing Street bestimmt werden. Großbritannien kann als primus inter pares nicht politisch dominieren, sondern tritt nur symbolisch als erstes Land unter Gleichen auf, weil sein Monarch per Konsens in der Rolle des Head of the Commonwealth anerkannt wird.
 
        Zweitens ist das Commonwealth, obwohl eine seiner Wurzeln in der Hilfe der Dominions für das Vereinigte Königreich in den beiden Weltkriegen liegt, kein Militärbündnis, wie etwa die Nato, und keine Einrichtung der kollektiven Sicherheit. Anders als das frühere British Empire, wird es nicht durch die Stationierung von Streitkräften der Zentrale zusammengehalten. Es gibt keine gemeinsamen militärischen Strukturen. Großbritannien setzt seine militärische Stärke nicht auf dem Weg über das Commonwealth um, wie umgekehrt kaum ein Mitgliedsland dem Vereinigten Königreich seine Sicherheit anvertraut. Staaten wie Kanada oder Australien verlassen sich seit Jahrzehnten lieber auf die USA. Deshalb ist das Commonwealth kein Machtfaktor in der Weltpolitik und auf der internationalen Bühne ein Leichtgewicht. Statt militärischer hard power besitzt es allein die soft power gewaltfreier Werbung für Ziele, die per Übereinkunft festgelegt werden.
 
        Drittens ist das Commonwealth kein supranationaler Staatenverbund wie die Europäische Union. Es gibt keine Commonwealth-Exekutive, die, ähnlich wie die EU-Kommission, verbindliche Festlegungen treffen kann, kein Commonwealth-Parlament und keine Commonwealth-Gerichtsbarkeit. Die Mitgliedstaaten übertragen dem Commonwealth keinerlei Souveränitätsrechte. Sofern eine gemeinsame Rechtskultur – „Commonwealth law“ – die teilnehmenden Länder verbindet, handelt es sich um historisch gewachsene Ähnlichkeiten, jedoch nicht um ein eigenes, höherrangiges Gemeinschaftsrecht.
 
        Viertens ist das Commonwealth kein nach außen geschützter und im Inneren homogener Wirtschaftsraum, keine „Alternative zum Weltmarkt“.06 Es bildet keine eigene Zollunion und Freihandelszone, auch wenn aus praktischen Gründen manche Geschäfte zwischen den Mitgliedstaaten leichter und preisgünstiger abzuwickeln sind als wirtschaftliche Kontakte zu Drittländern. Die Praxis intraimperialer Zollvergünstigungen (imperial preference) konnte ab den 1950er Jahren nicht ins Zeitalter des liberalisierten Welthandels hinübergerettet werden. Reste einer „Sterling Area“, einer auf dem Britischen Pfund beruhenden Währungssphäre, verschwanden im Laufe der 1970er Jahre. Spätestens Mitte der 1960er Jahre war offensichtlich: Das Commonwealth eignete sich nicht als Angelpunkt für eine globale britische Wirtschaftsstrategie.07
 
        Fünftens ist das Commonwealth keine einfache Verlängerung des British Empire in eine postimperiale Epoche hinein, kein Ersatz-Empire, obwohl es von der britischen Politik zunächst als ein solches interpretiert wurde. Neben dem Fehlen eines imperialen Zwangsapparats besteht der wichtigste Unterschied zu einem Imperium darin, dass die Mitgliedschaft freiwillig ist und ausschließlich auf dem Beitritt aus freien Stücken beruht. Anders als in einem Imperium gibt es keine hierarchische Trennung zwischen Zentrum und Peripherien und deshalb auch keinen Machtanspruch des Zentrums, der auf militärischer Eroberung beruht. Aus einem Imperium kann man nur durch Sezession ausscheiden, die in der Geschichte oft die Form von Unabhängigkeitskriegen angenommen hat. Aus dem Commonwealth hingegen verabschiedet sich ein Land, das nicht länger Mitglied sein will, durch eine bloße Austrittserklärung. Während in einem imperialen Verhältnis Kolonien Objekte von Ausbeutung sind, nutzt das Commonwealth den kleineren unter seinen Mitgliedern mindestens ebenso wie den großen. Länder mit geringer Bevölkerung und schwacher Wirtschaft können organisatorische Ressourcen nutzen, zu denen sie sonst schwer Zugang hätten, und Kontakte knüpfen und pflegen, die über bilaterale Diplomatie und auf der großen Bühne der Vereinten Nationen schwieriger zu gestalten sind.08
 
        Weil das Commonwealth in seiner heutigen Gestalt all das nicht ist, was man von einem gewichtigen Akteur in den internationalen Beziehungen erwartet – kein Imperium, kein Bundesstaat, kein Staatenbund, keine supranationale Struktur, kein Militärbündnis und keine Wirtschaftsgemeinschaft – empfiehlt es sich, den vagen Begriff des „Gebildes“ zu bemühen. Das Commonwealth ist eine überregionale internationale Organisation, aber eine solche sui generis und ohne erfolgreiche Nachahmer.
 
        DREI ASPEKTE DES COMMONWEALTH
 
        Die allgemeinste Definition des Commonwealth hat die Organisation selbst 1971 in ihrer Singapore Declaration gegeben09 und 2013 in der ersten Charta ihrer Geschichte bestätigt: „ein freiwilliger Zusammenschluss unabhängiger und gleichberechtigter souveräner Staaten, von denen jeder für seine eigene Souveränität verantwortlich ist und die im gemeinsamen Interesse unserer Völker und zur Förderung der internationalen Verständigung und des Weltfriedens zusammenarbeiten (…)“.10 Diese Selbstdefinition betont den nur minimal bindenden Charakter der Überstimmung, die zwischen den Mitgliedstaaten erwartet wird. Das Bild, das dabei immer wieder beschworen wird, ist das einer Familie, deren Oberhaupt freilich so schwach ist, dass es keine erzieherischen oder gar disziplinierenden Aufgaben übernehmen kann und will.11 Trotz seiner Schwäche und organisatorischen „Flachheit“ ist das Commonwealth ein komplexes Gebilde. Diese Komplexität erfassen die Politikwissenschaftler Francis Baert und Timothy M. Shaw, indem sie drei unterschiedliche Commonwealths unterscheiden, also drei Aspekte derselben Sache: das Commonwealth als zwischenstaatliche Organisation, als Bürokratie und als zivilgesellschaftliche Arena.12
 
        Commonwealth Nummer 1, das offizielle Commonwealth, ist heute eine Vereinigung von 56 Ländern; ungefähr ein Viertel der UN-Mitgliedstaaten zählt dazu (Karte S. 24–25).13 Es umfasst etwa ein Drittel der Weltbevölkerung, verteilt sich über sämtliche Kontinente und schließt alle großen Religionsgemeinschaften ein, darunter auf viele Länder verteilt etwa 40 Prozent der Muslime der Welt. Die Dimension der Mitgliedstaaten variiert zwischen dem gigantischen Indien mit seinen 1,4 Milliarden Einwohnern und dem pazifischen Inselstaat Nauru, der nur rund 12500 Einwohner hat. Unter den Mitgliedern finden sich einige der reichsten (Australien, Kanada, Neuseeland, Singapur, Brunei) und einige der ärmsten (Malawi, Mosambik, Sierra Leone, Ruanda) Staaten der Erde. Sie alle sind bei Entscheidungsprozessen im Commonwealth formal gleichberechtigt.
 
        Fast alle Mitgliedstaaten waren früher britische Kolonien. Mit Mosambik (1995) und Ruanda (2009) traten allerdings Staaten bei, die niemals zum British Empire gehörten.14 Kamerun (1995) und Togo (2022), früher deutsche Kolonien, waren nach dem Ersten Weltkrieg überwiegend französische Mandatsgebiete. Die Mitgliederliste weist erhebliche Fluktuationen auf. Südafrika zog sich 1961 unter Druck zurück und wurde 1994 unmittelbar nach Aufhebung der Apartheid wieder zugelassen. Gambia trat 2013 aus und 2018 wieder ein; Pakistan ging 1972 und kehrte 1989 zurück. Einige Länder wurden wegen Menschenrechtsverletzungen suspendiert, so etwa Nigeria (1995–1999), Sierra Leone (1997/98) oder Fidschi (2000/01, erneut 2009–2014). 2018 stellte das geächtete Simbabwe nach dem Sturz des Diktators Robert Mugabe einen heute noch laufenden Antrag auf Wiederaufnahme.
 
        Von den 56 Mitgliedsländern sind 36 Republiken. Königin Elizabeth II. war Staatsoberhaupt von 15 Commonwealth-Staaten; fünf weitere haben andere Monarchen. Sämtliche Mitglieder betrachteten Elizabeth II. als Head of the Commonwealth. 2018 wurde Prinz Charles in dieser nichterblichen Funktion als Nachfolger anerkannt, sodass der Übergang für König Charles III. vorbereitet war. Als „Grundkleber“ („ultimate glue“)15 zum Zusammenhalt des Commonwealth wesentlich beigetragen zu haben, gehört zu den großen politischen Leistungen der Monarchin. Elizabeth II. erarbeitete und verdiente sich ihre Position durch diplomatisches Geschick und vorbildliche Pflichterfüllung.16 Die wichtigste formale Klammer der Organisation sind die Commonwealth Heads of Government Meetings (CHOGM), die seit 1971 alle zwei Jahre stattfinden, zuletzt im Juni 2022 in Kigali, der Hauptstadt von Ruanda.
 
        Commonwealth Nummer 2, das bürokratische Commonwealth, gruppiert sich um das in London ansässige Commonwealth Secretariat, an dessen Spitze die Generalsekretärin steht, aktuell die von der Karibikinsel Dominica stammende Juristin Baroness Patricia Scotland. Verglichen mit den Bürokratien der großen internationalen und supranationalen Organisationen, ist die Commonwealth-Verwaltung winzig. Sie besteht aus etwa 300 Personen. Mit 22,8 Millionen Pfund (etwa 26 Millionen Euro) im Haushaltsjahr 2021/22 ist das Jahresbudget vergleichsweise niedrig und liegt bei weniger als einem Prozent des UN-Etats. Der Löwenanteil fließt in technische Kooperation und Jugendprogramme. Die Kosten des Sekretariats werden überwiegend vom Vereinigten Königreich, Kanada und Australien getragen.
 
        Commonwealth Nummer 3, das zivilgesellschaftliche Commonwealth („the people’s Commonwealth“),17 ist ein diffuser Bereich, in dem an die hundert zivilgesellschaftliche Organisationen tätig sind, die mit dem Commonwealth-Sekretariat in Verbindung stehen. Dazu gehören Assoziationen von Universitäten, Juristen oder Presseorganen. Vor allem fällt in diesen Bereich die Organisation der Commonwealth Games, die alle vier Jahre als Sommerspiele alternierend zu den Olympischen Spielen stattfinden: eine der sichtbarsten und beliebtesten Aktivitäten unter dem Dach des Commonwealth.
 
        Diese informellen und vorpolitischen Vernetzungen sind letzten Endes das, was das Gebilde insgesamt integriert. Sie sind kulturell in den weiteren Zusammenhang der „Anglosphäre“ eingebettet.18 Deshalb hat das Commonwealth kein Problem mit kultureller Globalisierung. Weil es zur „Anglophonie“ gehört, muss es weniger als beispielsweise deutsche, französische oder chinesische auswärtige Kulturpolitik aktive Sprachverbreitung betreiben. Es bleibt durch seinen historischen Hintergrund im British Empire in letzter Instanz eher englisch als amerikanisch geprägt. Das Commonwealth spricht mit einem „British accent“ – auch nach der Aufnahme französisch- und portugiesischsprachiger Mitglieder.
 
        PHANTOM-EMPIRE UND ANTIRASSISMUS-FORUM
 
        Das „moderne“ Commonwealth entstand in den Jahren 1947 bis 1949, als die Dominions um die ersten asiatischen Mitglieder ergänzt wurden. Mit dem Beitritt Ghanas 1957 und Jamaikas 1962 wurde es zum Normalfall, dass unabhängig gewordene Ex-Kolonien sich dem Commonwealth anschlossen. Nur Burma (seit 1989: Myanmar) und Aden (Südjemen) verweigerten diesen Schritt. Je mehr das British Empire schrumpfte, desto größer wurde die Zahl der Mitglieder des Commonwealth. Die Konservative Partei, die zwischen 1951 und 1964 im Vereinigten Königreich regierte, sah das Commonwealth als Polster für eine sanfte Landung nach dem Zerfall des Weltreichs. Die neuen Nationen, so hoffte man bei den Tories, würden aus Dankbarkeit die Stimme Großbritanniens in der Welt verstärken und die wirtschaftlichen Beziehungen aus der Empire-Zeit freiwillig fortsetzen wollen. Diese Illusion scheiterte einerseits an der ökonomischen Schwäche des britischen „Mutterlandes“, andererseits am Selbstbewusstsein der einstigen Peripherie, die sich keineswegs als Londons außenpolitische Hilfstruppe instrumentalisieren ließ. Dies wurde spätestens 1956 klar, als Indien der Regierung Anthony Edens in der Suezkrise die Gefolgschaft verweigerte.19 Die asiatischen Ex-Kolonien solidarisierten sich mit den später einsetzenden Unabhängigkeitsbestrebungen in Afrika. Gleichzeitig scheiterten diejenigen, die Großbritanniens Zukunft eher in Europa als in Übersee sahen, 1963 am Widerstand des französischen Präsidenten Charles de Gaulle gegen einen britischen Beitritt zur Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft (EWG), der Vorläuferin der EU. Die oppositionelle Labour Party misstraute dem kapitalistischen Europa ohnehin und stellte ihm den patriotischen Traum von einem „multi-racial Commonwealth“ entgegen.20
 
        Um die Mitte der 1960er Jahre waren die Hoffnungen der verschiedenen politischen Kräfte zerstoben, Großbritannien könne aus den Trümmern des Empire irgendeine Art von „British world-system“ retten, einen Sonderstatus als „dritte Weltmacht“, unterhalb der Ebene der nuklearen Supermächte, doch mit großem Vorsprung vor allen anderen Konkurrenten.21 Das Commonwealth hielt nicht, was es Einigen als „Empire light“ zu versprechen schien. Auch in großen Teilen der Tory-Partei erkaltete die Begeisterung für eine Organisation, in der Musterdemokratien vom Westminster-Typ seltener wurden.22 Im Kalten Krieg ließ sich das Commonwealth nicht ohne Weiteres dem Westen zuschlagen. Indien, sein nach der Bevölkerungszahl dominierendes Mitglied, tendierte zunehmend in Richtung Sowjetunion; das in Afrika gewichtige Tansania schlug seinen eigenen sozialistischen Pfad ein. Die USA hatten zunächst erwartet, das Commonwealth könne Südasien stabilisieren und im westlichen Lager verankern. Ab 1954 setzten die Amerikaner jedoch auf ihr eigenes bilaterales Bündnissystem mit Pakistan als wichtigstem Klienten in der Region. Damit endete schon früh Londons außenpolitischer Einfluss in einer Weltgegend, die noch kurz zuvor ein Herzland des Empire gewesen war.23 US-amerikanisches Misstrauen begleitete die weitere Entwicklung des Commonwealth, das quer zur Ost-West-Bipolarität der Nachkriegszeit stand und auch Staaten von blockfreier Orientierung einbezog.
 
        Um die Mitte der 1960er Jahren war das Commonwealth aus britischer Sicht je nach politischer Präferenz zu einem unsicheren Kantonisten oder einer Arena partnerschaftlicher Begegnung mit der aufstrebenden „Dritten Welt“ geworden. Zugleich entwickelte es ein stärkeres Eigenleben. Durch die Einrichtung des Sekretariats 1965 wurde aus einem locker gestrickten Club eine internationale Organisation.24 Am Ende der größten Dekolonisationswelle des Jahrhunderts um etwa zwanzig neue Mitglieder gewachsen, verwandelte es sich ungeplant in eine Art von Mini-UN. Niemand konnte es mehr ernsthaft für ein Schatten-Empire halten.
 
        Ebenfalls in den 1960er Jahren fand das Commonwealth das größte Thema, das es je hatte. Nun begannen die heroischen Jahrzehnte des Zusammenschlusses. Obwohl die Londoner Regierung Südafrika im Commonwealth halten wollte, erzwangen die neuen afrikanischen Mitglieder 1961 den Austritt des Apartheid-Staates. Auch in seiner Abwesenheit blieb dieses weltweit drastischste Beispiel für institutionalisierten Rassismus der Konzentrationspunkt der Commonwealth-Politik. Der Historiker Saul Dubow spricht von Südafrikas „abwesender Anwesenheit“ („South Africa’s absent-presence“).25 Südafrika war das reichste und mächtigste Land im subsaharischen Afrika und ein schwieriger Nachbar für die neuen afrikanischen Staaten. Es wirkte stilbildend für „white supremacy“ in Siedlergesellschaften. 1965 erklärte sich eine weiße Siedlerregierung in Südrhodesien für unabhängig von der britischen Krone. Die Weltmeinung war inzwischen eindeutig antirassistisch geworden. Anders als die früher unabhängig gewordenen Staaten unter afrikanischer Mehrheitsherrschaft wurde das südrhodesische Minderheitsregime international nicht anerkannt und von den UN mit Sanktionen belegt; aus Londoner Sicht handelte es sich um eine illegale Rebellion gegen das imperiale Zentrum.
 
        Zwar war das Commonwealth nur ein Player unter mehreren im Kampf gegen die rassistischen Systeme in Südrhodesien und Südafrika. Aber es spielte eine große Rolle in den komplizierten Prozessen, die in Südrhodesien (das nun Simbabwe hieß) 1980 und in Südafrika 1994 zu Wahlen und demokratisch legitimierten Regierungen führten und damit in beiden Fällen zum Ende der rassistischen Herrschaftsordnungen. Verschiedentlich brachte eine Mehrheit im Commonwealth ihr Gewicht gegenüber Londoner Regierungen zur Geltung, die eher zu einem vorsichtigen Umgang mit den weißen Herrschern Südafrikas neigten. In der jahrzehntelangen Auseinandersetzung mit der weißen Rassenherrschaft wurde das Commonwealth zu einer sich bewusst als „multi-racial“ verstehenden Organisation mit eindeutigen ethischen Prinzipien. Seine 1991 in Harare proklamierte und bis heute gültige Menschenrechtsorientierung hat hier ihren Ursprung.
 
        DAS COMMONWEALTH IM 21. JAHRHUNDERT
 
        Mit seinen beschränkten finanziellen Ressourcen und mehr noch mit seinem Prestige tritt das Commonwealth heute als – wie es in der Charta von 2013 heißt – „eine unwiderstehliche Kraft des Guten“ („a compelling force for good“) für eine progressiv-reformistische Entwicklung der Weltgemeinschaft ein.26 Das 22-seitige Kommuniqué der Gipfelkonferenz von Kigali 2022 behandelt Themen wie Rechtsstaatlichkeit, Menschenrechte, Demokratie, Geschlechtergerechtigkeit, Umweltschutz, Nachhaltigkeit, Klimaschutz, Gesundheit, Erziehung, Kampf gegen Jugendarbeitslosigkeit, resiliente Urbanisierung und andere mehr.27 Das alles ist ebenso wichtig wie unoriginell, und das Commonwealth ringt wieder einmal um ein eigenes Profil, um sein purpose. Am ehesten ist es noch ein Markenzeichen, dass zahlreiche kleine Inselstaaten (Small Island Developing States, SIDS), die vom Anstieg des Meeresspiegels besonders bedroht sind, hier ein Forum finden, um ihre Interessen und Sorgen zum Ausdruck zu bringen.
 
        Da Commonwealth-Erklärungen im Konsens zustande kommen, hat die britische Regierung 2022 die lange Liste des „Guten“ mitgetragen. Dass sie im Rückgriff auf Tory-Phantasien der 1950er Jahre das Commonwealth unter dem Motto „Global Britain“ neoimperial reaktivieren könnte, hat sich als Illusion erwiesen. Das Commonwealth machte 2021, also bereits unter Brexit-Bedingungen, 9 Prozent des Außenhandels des Vereinigten Königreichs aus, verglichen mit 43 Prozent für die EU. 73 Prozent des britischen Commonwealth-Handels entfielen auf nur fünf wirtschaftlich starke Partner: Indien, Kanada, Australien, Singapur und Südafrika. In all diesen Fällen werden die Handelsbeziehungen bilateral geregelt und nur geringfügig durch die Commonwealth-Mitgliedschaft geprägt.28 Keines dieser fünf Länder zählt zu den zehn wichtigsten britischen Handelspartnern.
 
        An diesen Verhältnissen dürfte sich in Zukunft wenig ändern. Die großen Ökonomien im Commonwealth haben kein Interesse daran, sich als Ersatz-EU vor den Brexit-Karren spannen zu lassen; viele von ihnen sehen in China den wichtigsten Handelspartner der Zukunft. Zum Gipfeltreffen im Juni 2022 in Kigali erschien der indische Premier Narendra Modi nicht persönlich, sondern schickte seinen Außenminister. Zudem krankt die neoimperiale Vision der Brexiteers an einem Grundwiderspruch: Ausgerechnet das, was Commonwealth-Staaten am ehesten als Gegenleistung für Handelsvergünstigungen fordern könnten, ist unter Brexit-Prämissen nur schwer möglich: die Erleichterung von Einreise und Zuzug auf die Britischen Inseln.
 
        Während race heute auf internationaler Ebene und in vielen nationalen Öffentlichkeiten, nicht zuletzt in Großbritannien, ein viel diskutiertes Thema ist, hat das Commonwealth diese Diskussion im Grunde schon hinter sich. Diskriminierungsvorwürfe werden intern selten erhoben. Dringender ist die eher akademische Aufgabe, die imperiale Tiefendimension der eigenen Geschichte besser aufzuarbeiten, als dies bisher geschehen ist. Sie ist deshalb wichtig, weil gerade konservative Commonwealth-Lobredner die historischen Wurzeln in einer gemeinsamen Empire-Erfahrung bagatellisieren und die Organisation als einen geschichtslosen Verein von Marktwirtschaftlern darstellen.29 Diese Aufarbeitung dürfte allerdings kaum ein völlig neues Geschichtsbild zutage fördern. Das Commonwealth war selbstverständlich in seinen postimperialen Anfängen rassistisch hierarchisiert, aber es ist, anders als das Empire, wegen seiner pluralistischen Verfasstheit kein Akteur, dem direkt koloniale Verbrechen zugeschrieben werden können. Die aktuelle Kritik am Commonwealth zielt eher darauf, dass Menschenrechtsverstöße in einzelnen Mitgliedstaaten und Gesetze gegen Homosexualität nicht nachdrücklich genug angeprangert werden. Doch das hat mit race wenig zu tun.
 
        Das Commonwealth hat bereits 1989, früher als manch andere internationale Organisation, auf die Gefahren des Klimawandels hingewiesen und später auf das Pariser Klimaschutzabkommen hingearbeitet.30 Aber hat es in den jüngsten Nord-Süd-Konflikten, etwa bei der Impfstoffverteilung während der Covid-19-Pandemie oder der globalen Nahrungsmittelversorgung nach dem Beginn des Kriegs in der Ukraine 2022, seine Möglichkeiten ausgeschöpft? Der Mythos von Harmonie und geteilten Werten ist ins Wanken geraten. Dass sich zwei Mitglieder – Indien und Pakistan – seit Jahrzehnten gegenseitig mit Atomkrieg bedrohen, hat die Überzeugungskraft des Mythos seit Langem eingeschränkt. Im März 2022 wurde zudem ein tiefer Riss sichtbar, als sich neun Commonwealth-Mitglieder bei der Abstimmung über die UN-Resolution ES 11/1, die den russischen Angriffskrieg gegen die Ukraine verurteilt, der Stimme enthielten.31 Angesichts solcher Uneinigkeit und des Fehlens großer Themen, die kaum jemand besser als das Commonwealth bearbeiten könnte, empfiehlt das einflussreiche Wochenmagazin „The Economist“ Bescheidenheit: „Das Beste, was der Club heutzutage zu bieten hat, ist die Möglichkeit, das eigene Netzwerk zu erweitern.“32 Was der „Club“ vielleicht sonst noch anbieten kann, ist symbolischer Zuspruch – aber auch nicht mehr – in einer Lage, die der Journalist Philip Stephens mit zwei Worten beschrieben hat: „Britain alone“.33
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        SCHOTTLANDS UMSTRITTENE ZUKUNFT
 
        Roland Sturm
 
        Am 3. Oktober 2022 starb Ian Hamilton, Anwalt und Aktivist des schottischen Nationalismus, im Alter von 97 Jahren.01 Hamilton war berühmt geworden, weil er an Weihnachten 1950 mit drei Kommilitonen den Stone of Scone, einen von den frühmittelalterlichen Pikten als magisch verehrten Sandsteinblock, aus der Londoner Westminster Abbey gestohlen und diesen zurück nach Schottland gebracht hatte. Der über 150 Kilogramm schwere „Schicksalsstein“ der Schotten war vom englischen König Edward I. 1296 aus der schottischen Scone Abbey entwendet worden. Seither war er unter der Sitzfläche des hölzernen Königsthrons angebracht, was der Legende nach garantieren sollte, dass Schottland nie frei sein werde, solange der Stein in London verbliebe. Im 14. Jahrhundert hatte Edward III. zwar versprochen, ihn zurückzugeben, dies aber nie getan. Nach Hamiltons Coup fand die Polizei den Stein schließlich im April 1951 in Schottland und brachte ihn nach Westminster zurück. 1996 kam er nach Edinburgh Castle – auf Leihbasis. Die Geschichte des Stone of Scone steht symbolisch für das Schicksal der Schotten, die seit 1998 ein eigenes Parlament haben – verfassungsrechtlich „auf Leihbasis“, denn das Westminster-Parlament in London könnte das schottische Parlament durch Änderung der Dezentralisierungsgesetzgebung (Devolution), trotz anderslautender Garantien im Umfeld des schottischen Unabhängigkeitsreferendums von 2014, jederzeit abschaffen (was allerdings unwahrscheinlich ist).
 
        Was wird aus Schottland? Hat die Devolutionspolitik der britischen Regierung unter Tony Blair Ende der 1990er Jahre, wie die Gegner der Devolution behaupteten, Schottlands Politik auf eine abschüssige Straße gestellt, auf der das Land ungebremst auf die Loslösung aus dem Vereinigten Königreich zurast? Oder ist die Unabhängigkeit nur noch eine Option der Vergangenheit, nachdem eine Mehrheit der Schotten bei der Volksabstimmung 2014 diese ablehnte? Hat das Brexit-Referendum 2016 die Weichen neu pro Unabhängigkeit gestellt? Welche weiteren Optionen haben die Unabhängigkeitsbefürworter, wenn es zu keinem zweiten Referendum kommt?
 
        POLITISCHE ENTFREMDUNG
 
        Das Verhältnis Schottlands zum Vereinigten Königreich und daran anknüpfende staatsrechtliche Fragen entscheiden sich letztendlich auf der Grundlage des Selbstverständnisses der schottischen Bevölkerung. Dass Schottland eine Nation ist, also mehr als eine britische Region, ist unumstritten. Auch die britische Regierung akzeptiert inzwischen, dass Schottland sich in einer freiwilligen Union mit England befindet. Die Mehrheit der schottischen Bevölkerung fühlt sich in erster Linie als „schottisch“, was durch den eigenen schottischen Kommunikationsraum, ein eigenes Gesundheits-, Bildungs- und Rechtssystem, eine eigene Nationalkirche und viele weitere schottische Besonderheiten auch im Alltag beständig Bestätigung findet.02
 
        Für das schottische Selbstverständnis erwies sich die britische Devolutionspolitik als besonders förderlich. Die Regierung Blair (1997–2007) wollte mit dem Gewähren einer eigenständigen schottischen Repräsentation mit begrenzten Rechten – einer Art Kommunalregierung, gewählt nach einem neuen Wahlsystem, das der Labour Party in ihrer schottischen Hochburg die (Mit-)Regierung in Edinburgh garantierte – ihre Position in Schottland festigen und Schottlands Entfremdung vom Vereinigten Königreich vermeiden. Blair dazu in seinen Memoiren: „Wir wollten auf keinen Fall, dass die Schotten den Eindruck hatten, sie könnten nur zwischen Status quo und Separation wählen.“03
 
        Tatsächlich verringerte die Devolutionspolitik aber nicht den Einfluss des Separatismus. Sie bot der für die schottische Unabhängigkeit eintretenden Schottischen Nationalpartei (SNP) ganz unerwartet eine Plattform für ihre Ablehnung des Londoner Unionismus. Die Ablehnung der Konservativen Partei (im Englischen: Conservative and Unionist Party) in Schottland hatte schon Tradition und verstärkte sich in den Regierungsjahren Margaret Thatchers, deren Politik vielfach als Angriff auf schottische Traditionen und das sozialdemokratische Selbstverständnis des Landes interpretiert wurde. Die schottischen Parlamentswahlen gaben Gelegenheit, dem Unwillen gegen den Unionismus Ausdruck zu geben. 2007 gewann die SNP die nationalen Wahlen in Schottland, und mit Wahlsiegen 2011, 2016 und 2021 ist sie mittlerweile mehr als 15 Jahre lang an der Regierung. In Schottland hatte die Konservative Partei nie eine politische Mehrheit. Das schottische Parteiensystem und der dortige politische Willensbildungsprozess haben sich vom gesamtbritischen abgekoppelt.
 
        Britische Premierminister wie Boris Johnson (2019–2022) oder Liz Truss (2022) haben den Graben zwischen England und Schottland weiter vertieft.04 Im Umfeld der Wahl 2019 bewertete fast die Hälfte der schottischen Wählerschaft in Umfragen Johnsons Politik mit dem niedrigst möglichen Wert. Die Wahlforschung kommentierte seine Wahl zum Premierminister mit dem Hinweis, die schottische Unabhängigkeit werde in London am Leben gehalten, solange die britische Politik Personen hervorbringe, die in Schottland verhasst („toxic“) sind.05
 
        Auf der Ebene des Vereinigten Königreichs wirkt die Dauerherrschaft der Konservativen seit 2010, mit fünf Premierministern seit dem vorerst letzten Labour-Premier Gordon Brown (2007–2010), für die schottische Wählerschaft als dauerhafte Abschreckung von der britischen Politik. Die Konservativen reagieren auf die Devolution, nicht nur in Schottland, mit zaghaften Gesprächsangeboten, die sie – insbesondere im Zuge der Rückverlagerung von Kompetenzen aus Brüssel – jedoch nicht einhalten. Unter Johnson und Truss herrschten Ignoranz und Gesprächsverweigerung vor. Vom aktuellen Premierminister Rishi Sunak wurde wiederholt berichtet, dass er ein schottisches Unabhängigkeitsreferendum für eine dumme Idee hält („quite frankly barmy idea“).06
 
        Bereits die Westminster-Parlamentswahl 2015 markierte das endgültige Ende gesamtbritischer Wahlentscheidungen. Die Wahl zerfiel in ihrem Ergebnis in die Resultate der Referenznationen England, Schottland, Wales und Nordirland, die ihre jeweils eigenständige politische Ausrichtung bestätigt sahen. Die stärkste Partei in England wurden die Konservativen, in Schottland gewann die SNP, in Wales die Labour Party und in Nordirland die Democratic Unionist Party (DUP). Die Labour Party verlor damit ihre schottische Hochburg – sie hatte sich 2014 durch ihr unionistisches Bündnis mit den Konservativen in der Debatte um die schottische Unabhängigkeit als „Stimme Schottlands“ diskreditiert.
 
        ZWEI REFERENDEN, NOCH WENIGER KLARHEIT
 
        Die SNP hat sich zu der Partei Schottlands entwickelt (Tabelle 1). Bei ihrer zentralen Forderung nach schottischer Unabhängigkeit und EU-Mitgliedschaft wird sie von den schottischen Grünen und der wenig erfolgreichen Parteiabspaltung Alba unterstützt. Alba wurde vom früheren Parteivorsitzenden Alex Salmond gegründet, der 2014 nach dem gescheiterten Unabhängigkeitsreferendum den Parteivorsitz aufgab. Salmond verließ die SNP, weil sich diese nach seiner Meinung nicht ausreichend für ihn einsetzte, als er wegen Vorwürfen sexueller Übergriffe angeklagt wurde. Seine Nachfolgerin, auch im Amt des First Minister, wurde Nicola Sturgeon. Die Wahlergebnisse der Kommunalwahlen von 2022, bei denen die SNP erneut stärkste Partei wurde, bestätigten zum wiederholten Male die tiefe Verankerung der SNP in der schottischen Politik.
 
         
          Tabelle 1: Sitzverteilung in Schottland bei Wahlen zum britischen Parlament
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          Quelle: Nuffield Wahlstudien, zuletzt Robert Ford et al. (Hrsg.), The British General Election of 2019, Cham 2021.
 
        
 
        Der Wahlkampf für die Unabhängigkeit 2014 blieb zwar vergeblich,07 doch wurde durch ihn viel Unterstützung für die SNP mobilisiert. Mit einer Rekordwahlbeteiligung von 84,6 Prozent erreichte die Frage „Who is Scotland’s voice?“ die Mitte der Gesellschaft. Bezeichnenderweise war der Spruch: „No more Tory governments – ever“ der beliebteste Wahlslogan der Unabhängigkeitsbewegung. Schon jetzt zeigte sich, dass die Labour Party ihre traditionelle Vorherrschaft in Schottland einbüßen würde: 83 Prozent derjenigen, die für die schottische Unabhängigkeit gestimmt hatten, gaben nun an, SNP wählen zu wollen; bei der Wahl zum britischen Parlament 2015 waren es sogar 90 Prozent aus dieser Gruppe, die die SNP unterstützten.08 Das Referendum hatte das Potenzial, traditionelle Parteibindungen auf der Links-Rechts-Skala durch eine Identitätsskala – also Nationalismus versus Unionismus – neu zu verorten. Unterstützer der Unabhängigkeit wurden in ihrem Wahlverhalten „schottischer“, Gegner der Unabhängigkeit dagegen „britischer“.
 
        Ein wichtiges Argument der Unabhängigkeitsgegner im Referendumswahlkampf lautete, dass Schottland auch seine EU-Mitgliedschaft verliere, wenn es das Vereinigte Königreich verlasse – und dies schwerwiegende ökonomische und politische Folgen hätte. Länder wie Spanien würden ein Veto gegen die (Wieder-)Aufnahme von Separatisten in die EU einlegen. Am 23. Juni 2016 fand dann das Brexit-Referendum statt. In Schottland stimmten 62 Prozent für einen Verbleib des Landes in der EU – das war jedoch nicht genug, um den Austritt des Vereinigten Königreichs aus der EU zu verhindern. Somit wurde Schottland gegen den Willen der schottischen Bevölkerung und im Widerspruch zu den Versprechungen im Umfeld des Unabhängigkeitsreferendums aufgrund des gesamtbritischen Brexit-Votums aus der EU gezwungen.
 
        Dies schuf aus Sicht der schottischen SNP-Regierung eine neue Situation. Die grundsätzliche Überlegung der Unabhängigkeitsabstimmung von 2014, dass dies ein Votum für die nächste Generation sei, gelte nun nicht mehr. Schottlands Regierungschefin Sturgeon verkündete umgehend, dass die Brexit-Entscheidung ein zweites Unabhängigkeitsreferendum sehr wahrscheinlich mache („highly likely“) und sagte, dass es nach demokratischen Prinzipien inakzeptabel sei („democratically unacceptable“), Schottland gegen seinen Willen die EU-Mitgliedschaft zu verwehren.09 Aus schottischer Sicht klangen die Bekundungen der britischen Premierminister Theresa May (2016–2019) und Boris Johnson absurd, dass das Vereinigte Königreich dem Wählerwillen zu folgen habe und deshalb dem 2016 mehrheitlich geäußerten Austrittswunsch aus der EU nachkommen müsse.
 
        Die Annahme, dass der Zwangsaustritt Schottlands aus der EU dem Wunsch nach Unabhängigkeit des Landes vom Vereinigten Königreich einen zusätzlichen Schub verleihen würde, klingt zwar überzeugend. Das schottische Wahlverhalten bei der Parlamentswahl 2017 weist aber auf komplexere Zusammenhänge hin. Das EU-Referendum erzeugte Konfliktlinien, die quer zur Skala Nationalismus–Unionismus lagen. Auf der Skala pro–contra Brexit etwa bildeten die Konservativen einen wichtigen Pol der EU-Mitgliedschaftsgegner. Sie konnten deshalb zahlreiche Wählerinnen und Wähler aus dem SNP-Lager zu sich herüberziehen, die für den Brexit waren. So wie Labour in Schottland 2015 wegen ihrer Ablehnung der Unabhängigkeit Stimmen verloren hatte, verlor die SNP 2017 Stimmen wegen ihrer eindeutig proeuropäischen Haltung. Wähler, die sich für die Unabhängigkeit und für die EU-Mitgliedschaft ausgesprochen hatten, blieben der SNP erhalten.10 Auch bei den folgenden Wahlen zum Westminster-Parlament 2019 spalteten die beiden Referenden beziehungsweise die Unabhängigkeitsfrage und die Haltung zum Brexit die schottische Wählerschaft, woraus sich vier Wahlorientierungen ableiten lassen (Tabelle 2).
 
         
          Tabelle 2: Schottlands vier Wahlorientierungen 2019
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          Angaben in Spaltenprozent. In Klammern die Veränderung im Vergleich zu 2017 in Prozentpunkten. Lesehilfe: Befürworter von Unabhängigkeit und EU waren 2019 zu 88 Prozent geneigt, SNP zu wählen.
 
          Quelle: Ailsa Henderson/Roger Awan-Scully/Jonathan Tonge, The Devolved Nations [auf Grundlage der Scottish Election Studies 2017 und 2019], in: Robert Ford et al. (Hrsg.), The British General Election of 2019, Cham 2021, S. 421–459, hier S. 435.
 
        
 
        Die Neuorientierung der Wählerschaft hin zur SNP von 2015 scheint indes dauerhafter als der Einfluss des Brexit. Der EU-Austritt ist inzwischen außerhalb Schottlands Konsens der britischen Politik und fällt deshalb als innerschottischer Streitpunkt weitgehend aus. Aber die Unabhängigkeitsfrage gepaart mit der Londoner Tory-Herrschaft und neuerdings auch wieder mit Perspektiven der Energieunabhängigkeit, die schon einmal in den 1970er Jahren der SNP politische Erfolge brachten, bleibt dem Land erhalten.
 
        Bei den Wahlen 2019 verloren die Konservativen über die Hälfte ihrer schottischen Sitze, und der Vorsprung der SNP „normalisierte“ sich. Die Unabhängigkeitsbefürworter machten in Umfragen regelmäßig um oder über die Hälfte der Befragten aus. Die SNP profitierte dabei lange von der Beliebtheit ihrer Parteivorsitzenden und Regierungschefin Sturgeon, die das Land auch während der Covid-19-Pandemie erfolgreich managte, im Februar 2023 jedoch überraschend ihren Rückzug ankündigte.
 
        OPTIONEN FÜR SCHOTTLANDS ZUKUNFT
 
        Die SNP-Regierung in Schottland hat bei jeder Wahl betont, dass ihr Ziel die Unabhängigkeit Schottlands und – nach 2016 – ein EU-Beitritt des Landes sei. Sie interpretiert ihre Wahlerfolge als Bestätigung ihres Kurses. Der Status quo ist also keine Option, zumal die Regierung in London diesen schrittweise zuungunsten Edinburghs wieder verschlechterte. Weder kam die regelmäßige interministerielle Koordination von Edinburgh und London in ausreichendem Maße in Gang, noch wurde die schottische Autonomie stärker beachtet und ausgebaut, was den Schotten bei einer Ablehnung der Unabhängigkeit 2014 versprochen worden war. Mit der Monarchie, also einem Staatsoberhaupt Charles III., hätte die schottische Regierung keine Probleme, wie der Staatsakt im Parlament in Edinburgh zu Ehren des Todes von Königin Elizabeth II. demonstrierte. Problematisch ist aus schottischer Sicht, dass nach dem Brexit die Rückholung von Kompetenzen aus Brüssel ohne zufriedenstellende Beteiligung der schottischen Regierung und des schottischen Parlaments geschieht, insbesondere wenn es sich um Kompetenzbereiche handelt, die nach den Devolutionsregeln in die Kompetenz Schottlands fallen.
 
        Eine gewaltsame Trennung Schottlands vom Vereinigten Königreich steht nicht auf der Tagesordnung. Die Republik Irland errang ihre Unabhängigkeit dadurch, dass 1918 vier Fünftel der irischen Abgeordneten, nämlich die Mitglieder der Unabhängigkeitspartei Sinn Féin, das britische Parlament verließen und sich in Dublin versammelten, um den First Dáil, das erste irische Parlament seit 1801, zu gründen. Die britische Regierung erklärte den Dáil unverzüglich für illegal und intervenierte militärisch. Der folgende irische Unabhängigkeitskrieg führte 1921 zur Anerkennung des irischen Freistaats im Süden der Insel.11 Diesem Modell wird Schottland nicht folgen, weil es bereits eine parlamentarische Vertretung besitzt, die britische Regierung nie mit Gewalt gedroht hat und die SNP eine Partei des Gradualismus ist, also mit friedlichen Mitteln und durch Beharrlichkeit das Ziel der Unabhängigkeit erreichen möchte.
 
        Die von der SNP bevorzugte Lösung ist eine Wiederholung des Unabhängigkeitsreferendums von 2014, ein „Indyref 2“. Der Volksabstimmung von 2014 ging eine Vereinbarung von Edinburgh und London über ein Referendum zur Frage der Unabhängigkeit Schottlands voraus. Um dieses zu ermöglichen, war eine Änderung des Scotland Act im Westminster-Parlament erforderlich. Die Veränderung von 2014 war nur auf das damalige Referendum bezogen und keine Generalklausel zum Abhalten auch zukünftiger Volksabstimmungen. Ein neues Referendum bedarf deshalb einer erneuten Londoner Gesetzgebung, de facto also der Zustimmung der über die parlamentarische Mehrheit gebietenden Regierung. Das ist das Kernproblem der Indyref-2-Forderung. Alle britischen Regierungen nach 2016 lehnten bisher ein zweites Referendum mit den Argumenten ab, dass die Schotten ihre Chance 2014 bereits gehabt hätten und die bisherige Dezentralisierungspolitik sie gegenüber den englischen Regionen auch finanziell privilegiere. Während Theresa May in den ersten Wochen als Premierministerin noch nach Schottland gereist war, um dessen Bindung an das Vereinigte Königreich zu bekräftigen, scheuten sich ihre Nachfolger, das Thema offensiv anzugehen. Johnson nannte die Devolutionspolitik ein „Desaster“, und extreme Stimmen in der Konservativen Partei fordern einen wehrhaften Zentralismus („muscular unionism“).12
 
        Die Covid-19-Pandemie kam den Dezentralisierungsgegnern politisch jedoch entgegen, da durch sie andere Prioritäten gesetzt wurden und die Kooperation des schottischen Gesundheitsdienstes (NHS) mit dem englischen NHS in den Vordergrund rückte. Im Juni 2022 veröffentlichte die schottische Regierung eine erste Studie zu den Rahmenbedingungen der politischen Unabhängigkeit Schottlands: „Independence in the Modern World. Wealthier, Happier, Fairer. Why not Scotland?“ In ihr wird anhand einer Reihe von Wirtschafts- und Sozialindikatoren die Leistung des Vereinigten Königreichs mit zehn anderen europäischen Ländern verglichen, was zu dem Schluss führt, dass die wirtschaftliche Erholung Schottlands länger dauern wird, wenn Schottland Teil des schlecht aufgestellten Vereinigten Königreichs bleibt.13 Nicola Sturgeon berief sich unter anderem auf diese Studie, als sie am 26. Juni 2022 in einer Rede im schottischen Parlament den 19. Oktober 2023 als Termin für ein neues Unabhängigkeitsreferendum verkündete.14
 
        ANFANG UND ENDE DER REFERENDUMSPLÄNE
 
        Zwei Tage nach der Ankündigung wurde ein Entwurf für ein Referendumsgesetz in das schottische Parlament eingebracht. Sturgeon rechtfertigte diesen Schritt mit dem Mandat, das ihrer Partei und Regierung durch die Wahlerfolge immer wieder gegeben wurde, sowie mit dem Recht auf Selbstbestimmung. Wörtlich: „Last May, the people of Scotland said Yes to an independence referendum by electing a clear majority of MSPs committed to that outcome.“15 Sturgeon betonte aber, dass sie einen rechtlich einwandfreien Weg zum Unabhängigkeitsreferendum gehen wolle. Wie beim ersten Unabhängigkeitsreferendum trat sie dafür ein, dass London dem schottischen Parlament zugesteht, eine Kompetenz wahrzunehmen, die eigentlich das Londoner Parlament hat. Diese Möglichkeit besteht im Prinzip seit dem Scotland Act des britischen Parlaments von 1999 („section 30 order“) und wurde für eine Reihe von Politikfeldern bereits angewandt. Es würde sich um ein konsultatives Referendum handeln, dessen Ergebnis noch durch die Gesetzgebung des Westminster-Parlaments und des schottischen Parlaments bestätigt werden müsste.
 
        Unmittelbar nach dem Einbringen des Gesetzes in das schottische Parlament wurde es von der unabhängigen leitenden juristischen Instanz in Schottland (Lord Advocate of Scotland) dem britischen Supreme Court vorgelegt, um prüfen zu lassen, ob die Gesetzgebung in die Kompetenz des schottischen Parlaments falle. Die britische Regierung argumentierte, diese Vorlage sei voreilig, solange das schottische Parlament das Gesetz nicht verabschiedet habe. Sie bat den Supreme Court lediglich zu der Frage Stellung zu nehmen, ob er überhaupt zuständig sei. Der Gerichtshof wies die Bitte der Londoner Regierung zurück und kündigte eine Anhörung zu beiden Aspekten der Zulässigkeit an. Ende November 2022 anerkannte der Supreme Court, dass das Thema „Unabhängigkeit“ eine Angelegenheit in seiner Zuständigkeit sei. Er entschied aber, dass das schottische Parlament nicht das Recht habe, über ein Gesetz für ein schottisches Unabhängigkeitsreferendum abzustimmen.16
 
        In ihrer Parlamentsrede im Juni 2022 hatte Sturgeon angekündigt, dass sie – falls der Supreme Court feststelle, dass das schottische Parlament kein Referendum initiieren könne, und sofern die britische Regierung sich weigere, ein Referendum mit einer „section 30 order“ zu ermöglichen – die nächste Parlamentswahl zum britischen Parlament allein mit dem Thema „Unabhängigkeit“ bestreiten und sie zu einer Abstimmung über die Frage „Should Scotland be an independent country?“ machen werde. Damit würde die nächste Parlamentswahl, die regulär spätestens Anfang 2025 stattfinden wird, zu einem De-facto-Referendum. Es sei schon erstaunlich, so Sturgeon, dass die britische Politik behaupte, Schottland sei in einer freiwilligen Union mit dem Rest des Vereinigten Königreichs, aber nicht erlaube, dass Schottland sein Recht auf nationale Selbstbestimmung wahrnehme.
 
        Im Dezember 2022 legte der frühere Labour-Premierminister Gordon Brown einen Bericht zur Verfassungsreform vor, der bei einem Wahlsieg Labours als Leitlinie dienen soll.17 Er empfiehlt, die Autonomie Schottlands weiter zu stärken und das Oberhaus zu einer Kammer der Regionen und Nationen umzubauen. Eine aus deutscher Sicht naheliegende föderale Lösung der Schottlandfrage scheiterte bisher jedoch vor allem an drei Aspekten der britischen Tradition: Erstens sprechen die Größenverhältnisse dagegen. England ist nach der Bevölkerungszahl weit größer als Schottland, Wales und Nordirland zusammen. Die Rede von einer Augenhöhe der vier Nationen findet nach dem Brexit noch weniger Anklang in England als zuvor. Eine Dezentralisierung Englands könnte Abhilfe schaffen, erzeugt aber, trotz symbolischer Gesten und der ökonomischen Notwendigkeit regionaler Entwicklung, wenig Begeisterung. Zweitens ist der Begriff „föderal“ aus britischer Sicht mit gescheiterten Visionen wie den Vereinigten Staaten von Europa verbunden. Am wichtigsten aber ist, drittens, dass die Balance von Autonomie und Konsens im Föderalismus in einer geschriebenen Verfassung festgehalten werden müsste – eine Lösung, die die britische politische Elite scheut. Eine geschriebene Verfassung wäre mit weit mehr verbunden als einer „Lösung“ in der Dezentralisierungspolitik.
 
        WIE GEHT ES WEITER?
 
        Nach dem Urteil des Supreme Court fühlt sich die britische Regierung in ihrer Haltung, dass die Angelegenheit „Unabhängigkeit Schottlands“ erledigt sei, bestätigt. Das von Sturgeon für Oktober 2023 angekündigte Referendum wird nicht stattfinden – erst recht nicht nach ihrem überraschenden Rückzug, der ein herber Rückschlag für die schottischen Unabhängigkeitsbestrebungen ist. Ob die nächste Parlamentswahl tatsächlich zum Forum einer neuen Unabhängigkeitsabstimmung wird, ist auch von der Nachfolge Sturgeons abhängig. Sie lässt eine Partei im Selbstzweifel zurück, hat sie doch weder eine Nachfolgerin oder einen Nachfolger aufgebaut, noch eine glaubhafte Strategie für die Trennung vom Vereinigten Königreich verankert. Eines jedoch ist klar: Schottlands Bevölkerung bleibt in der Unabhängigkeitsfrage in der Mitte gespalten.18
 
        Das alles erinnert an den Konflikt in Katalonien. Während die katalanische Regierung einen Rechtsbruch zur Durchsetzung eines Referendums in Kauf nahm und auf die Unterstützung der EU hoffte, ist eine solche Strategie in Schottland nicht zu erwarten. Ein Sieg der Labour Party bei den nächsten Parlamentswahlen könnte indes Bewegung in die Dezentralisierungspolitik bringen. In der Symbolsprache des Stone of Scone ausgedrückt: Die britische Regierung fordert das schottische Parlament (den Stein) nicht zurück, aber die Freiheit, eigene Wege zu gehen, wie sie die SNP versteht, hat Grenzen, wenn es um Fragen der (geliehenen) Souveränität geht.
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        DIE ERSTE BRITISCHE KOLONIE
 
        Irland und das Vereinigte Königreich
 
        Kevin Kenny
 
        Die Geschichte Irlands ist maßgeblich von einem geografischen Zufall geprägt: Zu seinem Unglück, manchmal aber auch zu seinem Vorteil, liegt das Land neben ebenjener Insel, die das umfassendste Imperium hervorbrachte, das die Welt je gesehen hat. Ursprünglich war die Eroberung Irlands weder ökonomisch oder religiös, sondern strategisch begründet: Englands imperialen Hauptrivalen Spanien und Frankreich durfte keine Hintertür für eine Invasion gelassen werden. Wie der Historiker Tom Barlett es formuliert: „Selbst wenn Irland ein bloßer Felsen gewesen wäre, hätte es durch seine Nähe zu Kontinentaleuropa und England in den Augen der Engländer einen allzu komfortablen Stützpunkt für ausländische Feinde und einen wahrscheinlichen Zufluchtsort für einheimische Rebellen und Querulanten dargestellt.“01 Die Unterwerfung Irlands gewährleistete wiederum die Sicherheit, die es dem britischen Staat ermöglichte, im Einklang mit unternehmerischen Interessen zur imperialen Eroberung jenseits des Atlantiks aufzubrechen.
 
        Wenn die Nähe zu England das historische Schicksal Irlands besiegelte, erklärt sie zum Teil auch, weshalb sich Irlands kolonialer Status so oft als kontrovers und schwer erklärbar erwies. In dem Maße, in dem der Begriff „Kolonie“ Bilder von weit entfernten ausländischen Besitztümern, rassistischer Unterdrückung oder Sklaverei hervorruft, passt Irland nicht ohne Weiteres in dieses Raster. Im Gegenteil, das Land befand sich im Herzen des Britischen Empire; trotz allem war es ein imperialer Besitz. Das britische Weltreich bestand aus vielen verschiedenen Arten von Kolonien, nicht nur einer: Kronkolonien, Siedlerkolonien, Protektorate, Mandate, Handelshäfen, Marinebasen, Dominions und Dependenzen. Irland war eine Kolonie besonderer Art.
 
        Irlands verfassungsrechtlicher Status trug ebenfalls zur Ambiguität bei. Ab 1541 hatte das Land nominell den Status eines Königreiches, jedoch ohne einen eigenen Monarchen. Über viele Jahrhunderte hatte Irland ein eigenes Parlament, doch dieses tagte nur gelegentlich und verfügte über wenig legislative Autonomie, abgesehen von einer kurzen Zeit in den 1780er und 1790er Jahren. Zwischen dem Act of Union von 1800, durch den die Königreiche Großbritannien und Irland vereint wurden, und dem Anglo-Irischen Vertrag von 1921 hatte Irland kein eigenes Parlament; doch mit 100 Vertretern im britischen Unterhaus war es ein – scheinbar – ebenbürtiger Partner im Vereinigten Königreich Großbritannien und Irland. 1920 wurde Irland in zwei Staaten geteilt, wobei 26 der 32 Countys innerhalb des Britischen Empire einen gewissen Grad an Autonomie erhielten, was den republikanischen Forderungen einer vollständigen Unabhängigkeit jedoch nicht gerecht wurde und einen Bürgerkrieg auslöste. Die anderen sechs Countys in Nordirland verblieben im Vereinigten Königreich. 1937 wurde Irland de facto eine Republik, allerdings noch nicht namentlich; 1948 erklärte sich das Land offiziell zur Republik und verließ das Commonwealth. Nordirland ist auch heute noch Teil der 1800 geschaffenen Union und somit Großbritanniens letzte bedeutende Kolonie – bis zu dem Zeitpunkt, an dem sich ein Großteil seiner Bevölkerung möglicherweise dagegen entscheidet.
 
        URSPRÜNGE
 
        Wenn Irland die erste britische Kolonie war – wann begann dann die Kolonisierung? Gemäß dem Mythos von „800 Jahren britischer Tyrannei“, lässt sich die koloniale Unterwerfung bis zur normannischen Eroberung im 12. Jahrhundert zurückverfolgen. Doch viele der normannischen Kolonisten wurden gälisierte „Altengländer“ und widersetzten sich der britischen Expansion nach Irland im 16. und 17. Jahrhundert. Auch war Großbritannien im Mittelalter noch nicht der zentralisierte Staat, zu dem er in der Frühen Neuzeit werden sollte. Vor dem 17. Jahrhundert gab es noch kein Britisches Empire – weder als Konzept noch als Prozess. Der Begriff „britisch“ verbreitete sich erst mit der Vereinigung der Kronen von Schottland und England im Jahr 1603, als König James VI. von Schottland zu James I., König von England, Schottland und Irland wurde; die Bezeichnung „British Empire“ entwickelte sich erst im Laufe des darauffolgenden Jahrhunderts. Wie der Historiker David Armitage anmerkt, wurden „vor 1603 keine dauerhaften Kolonien gegründet (tatsächlich ließ sich bis in die späten 1620er Jahre keine als permanent bezeichnen), Freibeuterei war lediglich ein Euphemismus für Piraterie, und der Horizont der meisten Elisabethaner lag fest auf den drei Königreichen und deren Problemen, statt auf der weiten Welt“.02
 
        Das Britische Empire entstand somit eher aus einem Kampf um die Vorherrschaft auf den Britischen Inseln als durch die unmittelbare Aneignung ferner Überseegebiete. Dieser Kampf begann mit dynastischen Konflikten in England und der Eroberung der keltischen Peripherie. Die Kolonisierung Irlands war daher nicht bloß Nebenschauplatz auf dem Weg zum Empire: Sie war zentraler Bestandteil und wesentliche Voraussetzung für die imperiale Expansion des frühneuzeitlichen Großbritanniens. Die kolonialen britischen Siedlungen waren auf beiden Seiten des Atlantiks von den gleichen Arten von Unternehmen und Handelsgesellschaften geprägt – und oftmals auch von den gleichen imperialen Abenteurern, allen voran Sir Humphrey Gilbert und Sir Walter Raleigh.03
 
        Die Plantation of Ulster, die großflächige Landenteignung der einheimischen Bevölkerung und koloniale Besiedlung der nordirischen Provinz Ulster im Laufe des 17. Jahrhunderts, markiert den Beginn dauerhafter britischer Herrschaft über Irland – zusammen mit der Eroberung durch Oliver Cromwell in den 1650er Jahren, die der 1641 begonnenen Irischen Rebellion ein endgültiges Ende bereitete. Die Kolonisierung nahm eine große Bandbreite überlappender Formen an – militärisch, ökonomisch, politisch, administrativ, rechtlich, religiös und kulturell –, getragen von einer Ideologie, die auf einer Distinktion zwischen vermeintlicher Barbarei und Zivilisiertheit beruhte und intensiviert wurde durch die reformationsbedingte strikte Trennung von Katholiken und Protestanten. Entscheidend war die Einführung des englischen Rechts, denn es erlaubte die Beschlagnahmung und Umverteilung von Land, die Verdrängung der irisch-katholischen Bevölkerung sowie die Ansiedlung von Protestanten aus England und Schottland. Die alte gälische Ordnung wurde zerstört und durch eine dreiteilige religiös-politische Struktur ersetzt, in der eine neue anglikanische Klasse englischen Ursprungs über die einheimische katholische Bevölkerung herrschte (Protestant Ascendancy, protestantische Vorherrschaft), unterstützt von Presbyterianern schottischen Ursprungs, besonders in Ulster.
 
        Als Abweichler von der etablierten anglikanischen Kirche sahen sich die Presbyterianer jedoch selbst religiösen Benachteiligungen ausgesetzt und zettelten 1798, inspiriert von Grundsätzen der Amerikanischen und Französischen Revolutionen, Irlands bis dahin größten Aufstand an. Als Reaktion wurde das Dubliner Parlament abgeschafft und Irland durch den Act of Union von 1800 formal in die britische Verfassungsstruktur eingegliedert. Unterstützer dieser Regelung argumentierten, dass nicht nur Großbritannien und das Empire von einer konstitutionellen Einheit mit einer einzigen imperialen Rechtsprechung profitieren würden, sondern auch Irland. Der Umstand, dass Irland in das Vereinigte Königreich integriert war, inklusive irischer Abgeordneter im Londoner Parlament, ließe sich auf den ersten Blick für eine Art Gleichberechtigung halten. Doch die Eingliederung in die Metropole ohne jegliche Beteiligung der entmachteten katholischen Bevölkerungsmehrheit verweist auf ein erhebliches Maß kolonialer Kontrolle und Abhängigkeit, auch wenn Irland im Dublin Castle über eine eigene Exekutive mit einem Chief Secretary und einem Lord Lieutenant verfügte. Dieses Arrangement wurde zum Modell für die britische Herrschaft in Indien. Mit Blick auf Regierungsverwaltung, Polizei, Bildung und Landreform wurde Irland somit zu einem Labor des Empire, einem Experimentierfeld für Strategien und Maßnahmen, die auch in den imperialen Überseegebieten Anwendung finden sollten.
 
        HUNGERSNOT
 
        Die große Hungersnot der 1840er und 1850er Jahre warf die Frage über Irlands Platz in der Union und im Empire neu auf. Von der irischen Bevölkerung, die 1845 einen historischen Höchststand von 8,5 Millionen erreicht hatte, starben mehr als eine Million Menschen an Unterernährung sowie Krankheit, weitere zwei Millionen emigrierten. Die Einwohnerzahl ging innerhalb eines Jahrzehnts um über ein Drittel zurück – ein demografisches Ereignis ohne Parallele in der modernen europäischen Geschichte und mit massiven Langzeitfolgen. Bis 1901 sank die Einwohnerzahl auf 4,5 Millionen; heute steht sie bei etwas über 7 Millionen.
 
        Aus seinem Exil in den Vereinigten Staaten schrieb der irische Revolutionär John Mitchel 1860, eine Million irische „Männer, Frauen und Kinder wurden sorgfältig, wohlüberlegt und friedvoll von der englischen Regierung ermordet. Sie starben an Hunger inmitten von Überfluss, den ihre eigenen Hände geschaffen hatten.“ Die Hungersnot, insistierte Mitchel, sei nicht das Resultat göttlicher Vorsehung, wie das britische Establishment unterstellte, sondern nachweislich Vorsatz: „Die britische Darstellung der Angelegenheit ist erstens Schwindel – zweitens Blasphemie. Der Allmächtige schickte in der Tat die Kartoffelfäule, aber die Engländer schufen die Hungersnot.“ Trotz der Katastrophe, so sagte er voraus, würde Irlands Wunsch nach Unabhängigkeit bestehen bleiben, „solange unsere Insel sich weigert, wie Schottland eine zufriedene Provinz ihrer Feinde zu sein“. Für Mitchel würde Irlands „leidenschaftliches Streben nach Nationalstaatlichkeit“ das „Britische Empire überdauern“.04
 
        Wenige Historikerinnen und Historiker heute würden Mitchels Behauptung eines Völkermords, im Sinne vorsätzlicher systematischer Auslöschung, zustimmen. Doch viele Regierungsvertreter und andere Mitglieder der britischen Eliten sahen die Krise als Geschenk des Himmels, um „die irische Frage“ – das heißt das dortige Bevölkerungswachstum, die verbreitete Armut, Gewalt und vermeintliche Faulheit – zu lösen. Die Regierung experimentierte in den ersten beiden Jahren der Hungerkrise mit verschiedenen Hilfsmaßnahmen, vom Verkauf von Mais zum Marktpreis bis zur Verteilung von kostenlosem Essen in Suppenküchen. Doch 1847 übertrug Westminister die Last der Hilfsmaßnahmen vollständig auf die lokale Armenfürsorge, die sogenannten poor law unions, die aus Steuern von Bauern und Grundeigentümern finanziert wurden. „Es gibt nur einen Weg, wie die Unterstützung der Bedürftigen jemals mit dem Allgemeinwohl in Einklang gebracht wurde oder werden wird, und zwar indem man sie zu einer lokalen Verantwortung macht“, schrieb Charles Trevelyan, der britische Beamte, der für die Hungerhilfe zuständig war. „Wir sind der bescheidenen, aber aufrichtigen Überzeugung, dass Irlands Stunde der Erneuerung gekommen ist. Die tiefe und hartnäckige Wurzel des sozialen Übels (…) wurde durch den Schlag einer allwissenden und barmherzigen Vorsehung entblößt, als ob dieser Teil des Falles jenseits der alleinigen Kraft des Menschen läge.“05
 
        Die britischen Regierungsvertreter hatten zwar nicht die Absicht, die Iren auszurotten, aber sie ließen die Geschichte ihren vermeintlich göttlich bestimmten Lauf nehmen. Um die Geschichte in dieser Spur zu halten, verlangte der Poor Law Extension Act von 1847 von Pächtern, dass sie bis auf ein Viertel Acre (etwa 1000 Quadratmeter) all ihren Landbesitz abtreten mussten, um öffentliche Hilfe in Anspruch nehmen zu können – eine Regelung, die die Armen am Leben hielt, indem sie dafür sorgte, dass diese nicht als Bauern überleben konnten und von ihrem Land vertrieben wurden. Die meisten Überlebenden emigrierten. Grundeigentümer, die das Hilfssystem finanzieren mussten, aber nicht in der Lage waren, die Mietschulden der hungernden Pächter einzutreiben, griffen massenhaft zu Zwangsvertreibungen, um dem eigenen Bankrott zu entgehen.
 
        Kurzum: Irland für seine eigene Hungerhilfe zahlen zu lassen, war eine katastrophale Entscheidung. Mitchels Anschuldigungen fanden Anklang bei vielen irischen Emigranten, insbesondere in den Vereinigten Staaten, dem bevorzugten Auswanderungsziel. Historiker sollten seine Worte daher ernst nehmen, auch wenn sie analytisch nicht mit ihm einverstanden sind. Die Vorstellung, dass die Briten die Hungersnot herbeigeführt hatten, wurde für irischstämmige Gemeinschaften im Ausland sinnstiftend und trug im ethnischen und diasporischen irischen Nationalismus zu einem starken antiimperialistischen Bewusstsein bei.06
 
        Moderate Nationalstaatsverfechter interpretierten die Ereignisse der 1840er Jahre zudem als Krise der Union und des Empire. Isaac Butt, Mitbegründer der Home-Rule-Bewegung, die die Wiederherstellung der legislativen Autonomie Irlands forderte, argumentierte, dass die britische Reaktion auf die Hungersnot das koloniale Wesen der Union offengelegt habe: „Wenn die Union kein Scherz ist“, schrieb er, „dann gibt es so etwas wie eine englische Staatskasse nicht. Der Schatzmeister ist der Schatzmeister des Vereinigten Königreichs.“ Mit anderen Worten: Das Vereinigte Königreich war für die Linderung der Hungersnot in seinem gesamten Hoheitsgebiet verantwortlich; Irland konnte mit der Bewältigung der Krise nicht alleingelassen werden. „Wäre Cornwall von Szenen heimgesucht worden, wie sie Cork verwüstet haben“, fragte Butt, „wären dann ähnliche Argumente herangezogen worden?“ Für ihn war die irische Hungersnot kein lokales Problem: „All unsere Maßnahmen beruhen auf dem Prinzip, dass diese Katastrophe als eine imperiale zu betrachten ist und vom Empire als Ganzes getragen werden muss.“ Die Iren hätten keine andere Wahl, „als das Gefühl zu haben, dass das vereinigte Parlament seine Regierungsfunktion für Irland aufgegeben hat, und für ihr Land eine separate legislative Existenz einzufordern.“07 Wie ein unabhängiges Dubliner Parlament auf die Hungersnot reagiert hätte, ist reine Spekulation, aber die Ereignisse der 1840er Jahre unterminierten jede Behauptung, Irland sei ein integriertes und gleichberechtigtes Mitglied des Vereinigten Königreichs und des Britischen Empire.
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          Dublin, 22. Juli 1948: Die 1908 vor dem Leinster House – seit 1922 Sitz des irischen Parlaments – aufgestellte Statue von Queen Victoria wird entfernt. Im Jahr darauf, am 18. April 1949, wird Irland offiziell Republik und verlässt das Commonwealth.
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        IMPERIALE MÖGLICHKEITEN
 
        Während die Iren einerseits zu einer Kolonie im Herzen des Britischen Empire gehörten, waren sie andererseits an imperialen Eroberungen beteiligt – sie waren sowohl Untertanen als auch Agenten des Empire. In den Worten des Historikers Alvin Jackson: „Iren, die zuhause möglicherweise eingeschränkt gewesen wären, hatten freien Zugang zum Empire und den sozialen und ökonomischen Möglichkeiten, die es bot. Deshalb war das Empire für Irland Fessel und Schlüssel zugleich: Es war der Ursprung von Einschränkung und Befreiung.“08 Irische Männer, in geringerem Maße auch Frauen, traf man überall im Empire an – als Immigranten und Siedler, die indigene Bevölkerungen in Nordamerika, Australien und Neuseeland vertrieben, als Soldaten, Ärzte und Kolonialoffiziere in Indien und den Dominions sowie als Missionare in Asien und vor allem in Afrika.
 
        Manche Historikerinnen und Historiker erkannten in der imperialen Partizipation der Iren einen Widerspruch oder sogar ein Paradox. Wenn die Iren andere kolonisierten, wie konnte Irland selbst eine Kolonie sein? Doch im Laufe der Geschichte haben Kolonisierte immer wieder an der Regierung ihrer Heimatländer mitgewirkt, und viele von ihnen haben sich an der Eroberung und kolonialen Verwaltung anderer Territorien innerhalb desselben Reiches beteiligt. Inder halfen Briten dabei, Indien zu regieren, und sie haben in großer Zahl in der britischen Armee gedient, sowohl in ihrer Heimat als auch andernorts im Empire. Der irische Fall ist also eine spezifische Variation eines geläufigen Motivs der Imperialgeschichte.
 
        Die meisten Iren im Empire gingen als Auswanderer in die Siedlerkolonien. Auswanderung ist in der Tat das dominierende Moment der modernen irischen Geschichte. Mehr als zehn Millionen Männer, Frauen und Kinder haben Irland seit 1700 für Ziele in Übersee verlassen. Über sechs Millionen gingen in die Vereinigten Staaten, vielleicht 2,5 Millionen nach Großbritannien und der Rest nach Kanada, Australien, Neuseeland und Südafrika. Nahezu alle irischen Auswanderer haben sich in anglophonen Kolonien, ehemaligen Kolonien, britischen Dominions oder in Großbritannien selbst niedergelassen. Aber in welchem Maß können die Ursprünge der irischen Emigration durch Kolonialismus erklärt werden? Im Allgemeinen lässt sich plausibel argumentieren, dass die irische Auswanderung mit Armut und Unterentwicklung verbunden war, die wiederum ihren Ursprung in der Eroberung und Kolonisierung und der anhaltenden imperialen Missregierung hatten. Irland war arm, weil es kolonisiert wurde, und die Emigranten des 19. Jahrhunderts stammten vorwiegend von der enteigneten katholischen Bevölkerung der frühneuzeitlichen Ära ab. Doch es wäre eine starke Vereinfachung, die Auswanderung allein der britisch-imperialen Missregierung zuzuschreiben oder ab 1920 einzig dem postimperialen Erbe.
 
        Die wichtigsten Ursachen der Auswanderung waren ökonomischer Natur, insbesondere die Verdrängung kleinbäuerlicher Subsistenzwirtschaften durch die anhaltende Kommerzialisierung der irischen Landwirtschaft bei gleichzeitigem Fehlen urbaner oder industrieller Arbeitsplätze. Die sozialen Verhältnisse, die viele zum Aufbruch veranlassten, führten zu einer Art ländlichem Klassenkonflikt, in dem oftmals Iren gegen Iren ausgespielt wurden. Diejenigen, die zurückblieben, profitierten von höheren Löhnen, von der Abnahme sozialer Spannungen sowie von massiven Rücküberweisungen aus dem Ausland. Viele der moderaten Nationalstaatsverfechter, die eine irische Selbstverwaltung forderten und die Emigration nach der Hungersnot ausschließlich britischer Missregierung zuschrieben, enteigneten ihrerseits ärmere Pächter, umzäunten Land für kommerzielle Nutzung und sahen in der Auswanderung ein Exil für den guten Zweck.09
 
        NATIONALISMUS
 
        Die irische Nationalstaatsbewegung zeigte sich in zwei Hauptformen, zwischen denen sich manche prominente Figuren strategisch hin und her bewegten. Die minoritäre, extreme Position – hervorgegangen aus dem internationalen Republikanismus der 1790er Jahre und den Unabhängigkeitsbewegungen der sogenannten Fenians in der Mitte des 19. Jahrhunderts – verlangte einen vollständigen Bruch mit dem Vereinigten Königreich und dem Empire, unter Verwendung aller zur Verfügung stehenden Mittel, inklusive Gewalt. Die vorherrschende, moderate Position – deutlich erkennbar in Daniel O’Connells Kampagne zur Auflösung der Union in den 1840er Jahren und Charles Stewart Parnells Home-Rule-Bewegung in den 1880er Jahren – rief nach legislativer Autonomie innerhalb des Vereinigten Königreichs. Obwohl keiner der entsprechenden Gesetzentwürfe eine Loslösung aus der Union oder dem Empire vorsah, kam eine irische Selbstverwaltung zunächst nicht infrage: Die erste Home Rule Bill scheiterte 1886 im Unterhaus, die zweite von 1893 am Veto des Oberhauses. 1911 verloren die Lords jedoch ihr Vetorecht über die Commons.
 
        Die dritte Home Rule Bill, vorgelegt im April 1912, führte Irland an den Rand eines Bürgerkrieges zwischen zwei paramilitärischen Kräften, der Ulster Volunteer Force im Norden und den Irish Volunteers im Süden. Mit der Abschwächung des Oberhaus-Vetos in ein dreijähriges Moratorium wurde die Home Rule Bill im September 1914 schließlich verabschiedet. Doch einen Monat zuvor war in Europa Krieg ausgebrochen, und so wurde die Umsetzung des Gesetzes ausgesetzt. Als der Anführer der moderaten Nationalisten, John Redmond, der auf der Vereinbarkeit von Home Rule mit imperialer Loyalität und Einheit beharrte, den Iren nahelegte, sich der britischen Armee anzuschließen und zu kämpfen, lösten sich die Irish Volunteers auf. Die Mehrheit, etwa 150000 Menschen, schlugen sich auf Redmonds Seite. Nur um die 7500 sagten sich los, diese aber spielten eine zentrale Rolle bei der Planung des Osteraufstands 1916, der von separatistischen Nationalisten angeführt wurde, die eine weitere irische Beteiligung an der Politik von Westminster ablehnten und Irland zur unabhängigen Republik erklärten.
 
        Der Osteraufstand fand inmitten des Ersten Weltkriegs statt – in dessen Lauf sich rund 200000 Iren der britischen Armee anschlossen – und zu einer Zeit wachsender Krisen innerhalb des Empire, mit rebellierenden Buren in Südafrika und umfassenden Unruhen in Nigeria, Ägypten und Indien. Der duale Kontext von Kriegsnot und imperialen Unruhen hilft, die Härte der britischen Reaktion auf den Aufstand zu erklären, inklusive der Hinrichtung von 14 Anführern. Angesichts des bewaffneten Kampfes für die Anerkennung der Irischen Republik, der auf die Unterhauswahl 1918 folgte, äußerten britische Offizielle häufig die Befürchtung, dass der Verlust Irlands das imperiale Gebäude im Mark erschüttern und Nationalstaatsbewegungen rund um die Welt ein Vorbild liefern werde.
 
        Als im Juli 1921 im Unabhängigkeitskrieg ein Waffenstillstand ausgerufen wurde, drehte sich die Hauptfrage jedoch nicht um Unabhängigkeit oder nationale Einheit, sondern darum, ob ein unabhängiges Irland im Empire und dem König gegenüber loyal bleiben würde. Der Government of Ireland Act von 1920 hatte die Insel bereits in zwei getrennte Staaten aufgeteilt. Wie später in Indien, Palästina und Zypern lag auch in Irland die imperiale Lösung für ethnische und religiöse Spannungen darin, Linien auf einer Karte zu ziehen. Nachdem es der britischen Regierung gelungen war, die Kontrolle über Nordirland zu behalten, bot sie den anderen 26 irischen Countys den Status eines Dominions an – in Form einer fortgesetzten Mitgliedschaft im Empire, einem Treueeid auf die Krone und einem Verteidigungsabkommen. Der Anführer der irischen Republikaner, Éamon de Valera, pochte jedoch auf Irlands Recht, sein eigenes republikanisches Schicksal zu verwirklichen, wie es 1916 deklariert worden war. Doch er und die anderen Gegner des Anglo-Irischen Vertrages von 1921 verloren in den Jahren 1922/23 den kurzen wie brutalen Bürgerkrieg um die Frage der Unabhängigkeit, und der Irische Freistaat konsolidierte seine Kontrolle über die 26 Countys. „Durch den Wink mit einem konstitutionellen Zauberstab“, wie es die Historikerin Deirdre McMahon formuliert, „bekam Irland den gleichen Verfassungsstatus wie Kanada. Die kanadische Analogie basierte jedoch auf einem grundlegenden Missverständnis. Anders als Kanada wurde Irland zu einem Dominion durch Revolution, nicht durch Evolution. (…) Die Iren hatten nie danach gefragt; es kam zu spät; es war aufgezwungen; und es ging einher mit Spaltung und Bürgerkrieg. Überraschend ist, dass es so lange Bestand gehabt hat.“ Im Jahr 1948 kappte die neu ausgerufene Republik Irland ihre letzte bestehende Verbindung zu Großbritannien und seinem Empire.10
 
        Der Nordirlandkonflikt, auch The Troubles genannt, brachte von den 1960er Jahren bis in die 1990er Jahre einen lokalen Bürgerkrieg über den Teil Irlands, der im 17. Jahrhundert am intensivsten kolonisiert worden war, und führte zum längsten Militäreinsatz in der britischen Geschichte. Nationalistische Hardliner, bekannt als Republikaner, betrachteten den Konflikt als einen Kampf zur Befreiung der ersten und letzten britischen Kolonie, wohingegen Unionisten ihr koloniales Siedlererbe rühmten und dafür kämpften, ihre britische Identität zu bewahren. Die Menschen in der Irischen Republik standen der republikanischen Bewegung im Norden und dem Ziel der nationalen Wiedervereinigung durch Gewalt größtenteils skeptisch gegenüber.
 
        Durch die Verortung „zwischen Berlin und Boston“, wie ein beliebtes Sprichwort heißt, unterhält die Irische Republik heute enge ökonomische und politische Verbindungen zu den Vereinigten Staaten, während sie enorm von ihrer Mitgliedschaft und Teilhabe in der Europäischen Union profitiert. Die meisten ihrer Bürgerinnen und Bürger stehen enthusiastisch hinter ihrer europäischen Identität, während ihre britischen Nachbarn damit ringen, sich mit den Realitäten des Brexits zu arrangieren. Eher unerwartet ist eine irische Vereinigung heute wieder zu einer realen Möglichkeit geworden. Eine gemeinsame europäische Identität über die gesamte Insel hinweg, als Ersatz für eine ältere Politik, die auf einer britischen versus einer antibritischen Identität beruht, könnte der Schlüssel sein, um die Spaltungen der kolonialen Vergangenheit zu überwinden.
 
         
          Aus dem Englischen von Maximilian Murmann, München.
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        LONG LIVE THE KING?
 
        Vergangenheit und Zukunft der britischen Monarchie
 
        Almuth Ebke
 
        Das britische Königshaus war im vergangenen Jahr in aller Munde: Auf das opulent begangene 70-jährige Thronjubiläum von Königin Elizabeth II. im Mai folgte am 8. September 2022 der Tod der 96-jährigen Monarchin. Medien berichteten über die kilometerlange Schlange aus Trauernden, die der aufgebahrten Queen die letzte Ehre erweisen wollten; Fernsehkameras sendeten Bilder weinender Menschen in Haushalte auf der ganzen Welt. Die tagelang andauernde Bilderflut täuscht jedoch nicht darüber hinweg, dass die zurückliegenden Jahre für das britische Königshaus keine einfachen waren; angefangen von den Verwicklungen eines Sohnes der Königin, Prinz Andrew, in den Missbrauchsskandal um Jeffrey Epstein bis hin zur öffentlichen Entfremdung eines Enkels der Queen, Prinz Harry, vom royalen Tagesgeschäft. Anders als es in dieser Berichterstattung erscheinen mag, ist die Monarchie allerdings nicht nur ein nennenswerter Faktor für die Boulevard- und Klatschpresse mit touristischer Anziehungskraft, sondern sie erfüllt auch zentrale, wenn auch oft unterschätze Funktionen in der britischen Politik und Gesellschaft. In diesem Beitrag soll eine Bestandsaufnahme der britischen Monarchie versucht werden, die das britische Königshaus in seiner politischen und gesellschaftlichen Rolle ernst nimmt.
 
        POLITISCHE ROLLE
 
        Das Regierungssystem des Vereinigten Königreichs ist das einer konstitutionellen Monarchie, das heißt einer Monarchie, in der die Macht des Königs oder der Königin in seiner oder ihrer persönlichen und verfassungsrechtlichen Stellung als Staatsoberhaupt durch Gesetze und Vorschriften reglementiert ist.01 Die „Krone“, wie die Monarchie verfassungsrechtlich bezeichnet wird, ist ein fester Teil des Systems der Westminster-Demokratie: Im System der Crown-in-Parliament ist sie zumindest nominell Bestandteil der Legislative, Exekutive und Judikative.02 Der Monarch ist Oberbefehlshaber der Streitkräfte, Supreme Governor der anglikanischen Church of England und Vorsitzender des Commonwealth. Die Idee des Crown-in-Parliament ist damit das Schlüsselkonzept des Westminster-Regierungssystems, das in England entwickelt wurde und in vielen Ländern des Commonwealth Anwendung findet. Im Vereinigten Königreich ist für dieses rechtliche Konstrukt zentral, dass seine Verfassung nicht schriftlich kodifiziert ist: Es gibt kein einzelnes Verfassungsdokument, sondern die Verfassung besteht aus der Summe von Gesetzen, Verordnungen, Präzedenzfällen und Konventionen. Das System des Crown-in-Parliament und der Stellenwert der Monarchie darin haben sich historisch herausgebildet und werden laufend weiterentwickelt.
 
        Das verfassungsrechtliche Mittel, mit dem die Krone ihren Einfluss geltend macht, sind die sogenannten Prärogativrechte (Vorrechte). Das royal prerogative besteht aus einer Reihe von gewohnheitsrechtlichen Befugnissen, Privilegien und Immunitäten, die dem britischen Monarchen zustehen und im Vereinigten Königreich anerkannt sind. Das königliche Vorrecht gilt heute für die Regierungsgeschäfte des Vereinigten Königreichs, einschließlich der Außenpolitik, der Verteidigung und der nationalen Sicherheit. Die Krone kann im Rahmen der Prärogativbefugnisse ohne Zustimmung des Parlaments einen Krieg erklären oder Verträge ratifizieren – auch wenn dies in der heutigen politischen Praxis mehr als unwahrscheinlich ist. Zudem kann sie öffentliche und richterliche Ämter ernennen, Pässe ausstellen sowie Begnadigungen und Ehrentitel gewähren. Da im historisch gewachsenen Verfassungssystem des Vereinigten Königreichs die Autorität der Krone an gewählte und/oder ernannte Beamte und Politiker delegiert wird, kommt die große Mehrheit dieser Prärogative nicht mehr aus eigener Initiative des Monarchen zur Geltung. Seit dem 19. Jahrhundert ist der Rat des Premierministers oder des Kabinetts Voraussetzung für die Ausübung der Prärogative. Sie üben die tatsächliche Kontrolle über diese Rechte aus und sind wiederum selbst dem Parlament gegenüber rechenschaftspflichtig. Dieser ministerielle advice darf jedoch nicht als Empfehlung missverstanden werden, sondern ist letztlich eine bindende Anweisung. Darüber hinaus wird vom regierenden Monarchen und seiner Familie weitestgehende politische Neutralität erwartet. Einen Teil dieser Prärogative übt der Monarch jedoch in persönlicher Kapazität aus, seine sogenannten reserve powers beziehungsweise personal prerogatives. Die wichtigsten dieser Befugnisse sind die Ernennung und Entlassung von Ministern, einschließlich des Premierministers, die Einberufung und Vertagung des Parlaments sowie die Erteilung des royal assent zu vom Parlament verabschiedeten Gesetzen. Letzteres hat heute nur mehr den Status einer Formalie: Die königliche Zustimmung zu Gesetzesvorlagen wird „automatisch“ erteilt, sobald ein Gesetz von beiden Kammern des Parlaments verabschiedet wurde.03
 
        Der Monarch hat damit ein erhebliches verfassungsrechtliches Gewicht, aber nur eine sehr begrenzte tatsächliche Handlungsfreiheit. Im Gegenzug steht ihm das Recht zu, von der Regierung konsultiert zu werden, ihr mit Rat zur Seite zu stehen und vor Fehlentscheidungen zu warnen – ein Recht, von dem in wöchentlichen Gesprächen mit dem Premierminister Gebrauch gemacht wird.04 Damit besteht in einer konstitutionellen Monarchie ein grundlegender Unterschied zwischen den Handlungen des Monarchen in persönlicher Eigenschaft und seinen Handlungen, die er auf „Anraten“ seiner Minister vornimmt.05 Der genaue Umfang der persönlichen reserve powers ist allerdings umstritten.06 Theoretisch ist der Monarch verfassungsrechtlich weiterhin befugt, die königlichen Prärogative gegen den Rat des Premierministers oder des Kabinetts auszuüben, würde dies in der Praxis jedoch nur in Notfällen oder in Fällen tun, in denen die bestehenden Präzedenzfälle nicht angemessen auf die fraglichen Umstände anwendbar sind.07 Als oberster Hüter der Verfassung ist der Monarch beispielsweise befugt, einen Premierminister zu entlassen, der sich weigert, zurückzutreten, nachdem er das Vertrauen des Unterhauses verloren hat. So haben die königlichen Prärogativrechte einerseits den Anschein eines verfassungsrechtlichen Anachronismus, stehen gleichzeitig jedoch im Zentrum der ungeschriebenen britischen Verfassung. Der Jurist Thomas Poole geht sogar so weit, die Prärogativrechte als deren Kernelement zu bezeichnen.08
 
        SYMBOLISCHE ROLLE
 
        Für die Ausgestaltung der Rolle der Monarchie im modernen politischen System war die Regentschaft Königin Victorias (1837–1901) maßgeblich. In dieser Zeit gab die Monarchie ihre aktive Rolle in der britischen Politik auf und entwickelte sich zu einer, die vor allem symbolisch funktionierte.09 Nachdem der politische Handlungsspielraum des Monarchen bereits ab dem späten 18. Jahrhundert eingeschränkt worden war, hatte insbesondere die Reform des Wahlrechts 1832 weitreichende Folgen. Die Neuordnung der Wahlkreise und Ausweitung der Wählerschaft insbesondere in den Großstädten auf rund ein Fünftel der männlichen Bevölkerung führte dazu, dass die Abgeordneten des Unterhauses stärker an das Mandat der Wähler gebunden waren. Bald war es für den Monarchen nicht mehr möglich, wie bisher zwischen unterschiedlichen, nach Partikularinteressen ausgerichteten Gruppierungen zu lavieren, da die Legitimation durch das Volk die Etablierung von stabilen Parteien begünstigte. Diese disziplinierten die parlamentarische Arbeit und schränkten damit die Möglichkeiten des Monarchen ein, durch die Ernennung einer neuen Regierung in den politischen Prozess einzugreifen.10 In diesem Kontext war es Albert, Gemahl von Königin Victoria, der das Ideal des über Partei- und Tagespolitik erhabenen Monarchen etablierte. Kanonisiert wurde diese Auffassung der politischen Rolle der britischen Monarchie in dem 1867 erstmals im Buchformat veröffentlichten „The English Constitution“ des Journalisten Walter Bagehot. Der Verfassungsexperte Vernon Bogdanor brachte diese Entwicklung auf die zunächst paradoxe Formel, dass der Monarch an Macht verlor und an Einfluss gewann.11
 
        Die britische Monarchie nimmt seit dieser Zeit nicht nur eine politische, sondern vor allem auch eine symbolische Rolle ein. Bagehot sah die Bedeutung der Monarchie darin, dass sie eine verständliche Form der Regierung repräsentierte. „Der Nutzen der Königin in einer würdigen Funktion ist unermesslich“, so eröffnete er in „The English Constitution“ das Kapitel über die Monarchie. Sie diene als „Verkleidung“ und stärke die Regierung durch ihre Kombination aus Mystik und Prunk. Dabei liege ihre Funktion vor allem in ihrer Verbindung zur Bevölkerung, da sie komplexe Regierungsgeschäfte auf die Person des Monarchen oder der Monarchin herunterbreche.12 Man braucht Bagehots elitäre Sichtweise auf die Masse der britischen Bevölkerung nicht zu teilen, um den symbolischen Aspekt der Monarchie zu erkennen. Ab den 1870er Jahren traten die zeremoniellen Aspekte der britischen Monarchie stärker hervor. Diese wurden im Laufe der Jahre immer wieder bekräftigt beziehungsweise neu erfunden – nicht zuletzt, damit die jeweilige Regierung mit einem nationalistischen Spektakel unliebsame politische Gegner einhegen konnte. Die Investitur des Prince of Wales etwa ist eine solche Tradition: Nachdem sie 1911 für den späteren König Edward VIII. wiederbelebt worden war, wurde auch der heutige König Charles III. im Juli 1969 in einer farbenprächtigen Zeremonie auf Caernarfon Castle im walisischen Bezirk Gwynedd als Prince of Wales eingesetzt, während eine starke Polizeipräsenz ein walisisch-nationalistisches Attentat verhindern sollte.13
 
        Der symbolische Wert der Monarchie weckte zunehmend Erwartungen an die Person und den Lebenswandel des regierenden Monarchen. Vor allem Victoria und Albert prägten das Bild einer königlichen Familie, die stark von bürgerlichen Werten wie Anstand, Schicklichkeit und Familiensinn geprägt war.14 Diese Konformität zu Mittelklassewerten war die Voraussetzung dafür, die Monarchie zu emotionalisieren und sie zu einem zentralen Bestandteil des britischen Identitätsnarrativs werden zu lassen.15 Spätestens seit George V. verkörperten der König und seine Familie die Idee einer public service monarchy, das heißt einer Monarchie, die sich zum Wohl der Bevölkerung einsetzt.16
 
        Damit wurde ab Mitte des 19. Jahrhunderts eine Blaupause geschaffen, die hohe Erwartungen an die einzelnen Mitglieder des Königshauses stellte: Privilegien mussten erarbeitet werden. Diese Erwartungen waren aus den sozialen Vorstellungen der Zeit geboren, rangierten aber auf dem konservativen Spektrum und fossilisierten das Bild der Kernfamilie. Zentraler Bestandteil in diesem Prozess war die Entwicklung der Massenmedien, neben der Presse vor allem die Verbreitung der Fotografie und des Films. Diese erwiesen sich als zweischneidiges Schwert; war es doch nur eine Frage der Zeit, bis Mitglieder der königlichen Familie diesen Idealen nicht mehr genügten.17 Die royal family bewegte sich damit insgesamt in einem Grunddilemma zwischen ihrer inhärent konservativen gesellschaftlichen Leitfunktion sowie der Notwendigkeit, sich an wandelnde kulturelle Werte anzupassen, ohne jedoch den Bogen zu überspannen.
 
        BILANZ DER REGENTSCHAFT ELIZABETHS II.
 
        Will man nun von der Regentschaft Elizabeths II. (1952–2022) eine Bilanz ziehen, so sollte man diese politischen und symbolischen Parameter, in denen sich die Monarchin bewegt hat, berücksichtigen.
 
        In der Ausübung ihrer politischen Rolle spricht viel dafür, dass Elizabeth die Lehren Bagehots über die politische und gesellschaftliche Stellung der britischen Monarchie nicht nur als Schülerin studiert, sondern auch umgesetzt hat.18 Die Geschichte Elizabeths II. ist damit die Geschichte einer Monarchin, die an sie gerichtete Erwartungen als Teil des politischen Apparats und in ihrer gesellschaftlichen Leitfunktion in ihrer über 70-jährigen Regentschaft bis auf wenige Ausnahmen erfüllt hat. Ein großer Teil der politischen Arbeit der Königin vollzog sich hinter verschlossenen Türen – eine Tatsache, die in den vergangenen Jahren als Lobbyarbeit in eigener Sache kritisiert wurde.19 Politische Fehltritte in der Ausübung ihrer Prärogativrechte gab es nur wenige, so wenige, dass sie sich trotz der langen Regentschaft einzeln aufzählen lassen. Genannt wurde beispielsweise die Wahl Alec Douglas-Homes als Nachfolger von Premierminister Harold Macmillan 1963. Auf dem Sterbebett liegend hatte Letzterer die Königin davon überzeugt, Douglas-Home und nicht seinen innerparteilichen Konkurrenten Rab Butler zum Premierminister zu ernennen. Der darauf folgende politische Streit führte dazu, dass innerhalb der Conservative Party das System der Ernennung eines Parteivorsitzenden reformiert wurde, der in solchen Fällen nun auch die Nachfolge im Amt des Premierminister antritt.
 
        Als jüngeres Beispiel könnte noch die Prorogationskrise 2019 hinzufügt werden, in der der damalige Premierminister Boris Johnson im Kontext der Brexit-Verhandlungen die Queen dazu veranlasste, eine fünfwöchige Sitzungspause des Parlaments zu unterzeichnen. Die Anweisung war politisch heftig umstritten und wurde zunächst vom High Court of Justice in London für nicht justiziabel, im Anschluss aber vom höchsten schottischen Zivilgericht, dem Court of Session, für unrechtmäßig erklärt; ein Urteil, das vom Supreme Court des Vereinigten Königreichs wenig später bestätigt wurde.
 
        Dem Ideal der gesellschaftlichen Vorbildfunktion der königlichen Familie entsprach Elizabeths II. Regentschaft jedoch nur bedingt. Vor allem ihre Familienmitglieder erfüllten den gesellschaftlichen Erwartungsdruck an traditionelle Familienbilder nicht und beschädigten damit das Ansehen der Monarchie. Elizabeth selbst bezeichnete das Jahr 1992 als ihr persönliches „annus horribilis“, in dem nicht nur das Scheitern der Ehen ihrer Kinder Charles, Andrew und Anne Schlagzeilen machte, sondern auch große Teile des Schlosses Windsor durch Feuer zerstört wurden. Die Finanzierung des Wiederaufbaus war umstritten; zu den (anstehenden) Scheidungen reihte sich nun die Frage der Besteuerung des Privateinkommens der königlichen Familie. Die Skandale blieben jedoch nicht auf die 1990er Jahre beschränkt. Auch wenn sich die jüngere Berichterstattung auf den Duke und die Duchess of Sussex fokussiert, Elizabeths Enkel Harry und seine Frau Meghan, war es doch der Skandal um die Verbindungen Prinz Andrews zu dem Sexualstraftäter Jeffrey Epstein, der dem Königshaus großen moralischen Schaden zufügte und dazu führte, dass ein senior royal de facto gefeuert wurde. Selten wurden Elizabeth II. in diesem Zusammenhang persönlich Vorwürfe gemacht, wobei der als verspätet und kaltherzig kritisierte Umgang mit dem Unfalltod der ehemaligen Kronprinzessin Diana 1997 eine Ausnahme bildete.
 
        Der größte gesellschaftliche Erfolg der Regentschaft Elizabeths II. liegt vermutlich in ihrer Funktion als Symbol für Stabilität und Kontinuität. Davon zeugt nicht zuletzt die Berichterstattung anlässlich ihres Todes, in der vor allem die persönlichen Eigenschaften der Monarchin im Zentrum standen: Ganz oben rangierten ihr Pflichtgefühl, ihr Familiensinn, ihre Disziplin sowie ihre Integrität. Sie wurde somit nicht nur qua Länge der Regentschaft, sondern auch durch ihren Charakter zu einem Symbol einer vergangenen Ära.20 Während sie manche als Anker der Verlässlichkeit in Zeiten des willkommenen Wandels würdigten,21 beschrieben andere sie als Angelpunkt einer längst vergangenen Welt, eines imperialen Großbritanniens, das nicht nur Sieger im Kampf gegen NS-Deutschland gewesen war, sondern auch Metropole eines weltumspannenden Kolonialreichs.22 Die Monarchin fungierte in dieser Lesart als Klammer, die ein zunehmend national und sozial zersplittertes Königreich zusammengehalten hatte.23
 
        Die Dauer ihrer Regentschaft hat dabei vor allem symbolischen Wert: Bei ihrer Krönung 1953 befanden sich die fragmentierten und teils miteinander im Konflikt stehenden Konzeptionen nationaler und sozialer Zugehörigkeit in einer seltenen Phase der Stabilität.24 Bereits in den späten 1960er Jahren gab es jedoch erste Risse im Bild einer „britischen Nation“, als die Nationalbewegungen in Schottland und Wales erstarkten, die Dekolonisierung das Weltreich dezimierte, ein blutiger Bürgerkrieg die nordirische Provinz durchzog und die multiethnische Realität vieler englischer Städte die Idee eines „weißen“ Großbritanniens infrage stellte.25 Elizabeth II. stand somit als Sinnbild für eine vergangene Zeit, gleichzeitig aber auch für die Bewältigung steten Wandels, der von manchen begrüßt, von manchen als Zeit des Abstiegs gedeutet wurde.26 Dabei wurde gerade ihre angenommene Gleichgültigkeit auf die viel zitierte britische stiff upper lip zurückgeführt – ein älteres Narrativ, wonach auch widrigste Umstände gleichmütig ertragen werden. Diese Form von royalem Nationalismus wurde vom schottischen Politologen Tom Nairn als „nicht-nationaler Nationalismus eines multinationalen (und lange Zeit imperialen) Gebildes“ auf den Punkt gebracht.27
 
        Hier zeigt sich die symbolische Funktion der Monarchie in Reinform: Die Person Elizabeths II. lieferte die Fläche, auf die jeweils unterschiedliche Deutungen britischer Geschichte und Gegenwart projiziert werden konnten – positiv wie negativ. Zugleich wurde die Krone im besten Sinne Bagehots humanisiert. Dies ging jedoch nur, da sehr wenig über Elizabeths tatsächlichen Charakter und ihre persönlichen Vorlieben bekannt ist – und das, was nach außen drang, sich sowohl in bestehende nostalgische Erzählungen eines Middle-of-the-road-Konservativismus als auch in ein Narrativ britischer Werte einpassen ließ, die die Basis britischer Identität in einer multiethnischen Gesellschaft bilden sollen. Pflichtgefühl, Familiensinn, Disziplin und Integrität sind kompatibel mit einem Großbritannien, das von Toleranz, Freiheitsliebe, Fair Play und Anstand geprägt sein möchte.28 Eben jener Fokus auf die ihr zugeschrieben Charaktereigenschaften erlaubt die Emotionalisierung ihrer Regentschaft – über die Queen trauern heißt dann immer auch, ihren Tod auf das eigene Leben zu beziehen: Ihre Regentschaft wurde damit zur politischen und emotionalen Konstante.29
 
        Der Erfolg der Monarchin zeigt sich an den Umfragewerten des Meinungsforschungsinstituts YouGov. Im Dezember 2022 sprachen sich 60 Prozent der Briten dafür aus, die Monarchie beizubehalten, wobei sich die Befürworter vor allem in den älteren, konservativ wählenden Bevölkerungsgruppen finden.30 Es bleibt abzuwarten, ob sich mit der Regentschaft König Charles III. ein nennenswerter Aufschwung des politischen Republikanismus finden wird.
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        KOLONIALE VERGANGENHEIT
 
        Eines ist bereits heute klar: Die britische Monarchie steht vor der Herausforderung, ihre historisch gewachsene politische und gesellschaftliche Rolle an veränderte gesellschaftliche Erwartungen anzupassen. Dies zeigt nicht zuletzt die Debatte um koloniales Unrecht und die damit verknüpfte persönliche Verantwortung der Königin, die nach ihrem Tod aufkam. Elizabeth II. wurde hierbei nicht nur in ihrer Funktion als Oberhaupt des Empire in den Blick genommen, sondern auch als Symbol für dessen rassistische Ordnung. Kritiker monierten die Passivität der Queen angesichts kolonialer Massaker wie die Niederschlagung des Mau-Mau-Aufstands zwischen 1952 und 1960 in Kenia zu Beginn ihrer Regentschaft und forderten eine aktive Auseinandersetzung mit der Rolle der königlichen Familie bei imperialen Verbrechen.31 Konnte hier argumentiert werden, dass die Königin durch ihr Schweigen die ihr zugedachte politische Rolle erfüllte, ließen sich Vorwürfe, dass der persönliche Reichtum der Windsors auf kolonialer Ausbeutung beruhe, deutlich schwerer ablenken32 – gerade weil nur wenige Jahre vor Elizabeths Tod Journalisten aufgedeckt hatten, dass das Königshaus einen Teil seines Vermögens in Offshore-Steueroasen parkte.33 Besondere Schärfe erhielt diese Kritik durch die Rassismus-Vorwürfe des Duke und der Duchess of Sussex gegenüber ungenannten Mitgliedern des britischen Königshauses, was wenige Monate vor dem Tod der Queen für erheblichen medialen Aufruhr sorgte.
 
        Die Kritik verdeutlicht, dass das Erbe des Empire, 60 Jahre nachdem der Großteil der ehemaligen britischen Kolonien unabhängig geworden ist, immer noch ein umkämpftes Thema ist: und zwar innerhalb der britischen Gesellschaft, aber gerade auch im Verhältnis zu den ehemals britisch regierten Bevölkerungsgruppen. Mit dem Antritt von König Charles III. stellt sich nun zudem die Frage, wie viele von den noch verbliebenen 14 Ländern, von denen er neben dem Vereinigten Königreich Staatsoberhaupt ist, den Weg von Barbados gehen werden, das sich im November 2021 zur Republik erklärt hat.
 
        Das britische Königshaus ist seit Mitte des 19. Jahrhunderts durch den Spagat gekennzeichnet, in einer sich verändernden Gesellschaft ein überparteilicher Ruhepol zu bleiben, ohne als obsolet oder (zu) konservativ zu gelten. Die Debatte um die persönliche Verantwortung Elizabeths für die Verbrechen des britischen Kolonialreichs spiegelt eine Verschiebung im gesellschaftlichen Konsens wider: Die Aufarbeitung imperialer Verwicklungen und Verbrechen wird dabei nicht als tagespolitischer Akt und damit als eine übergebührliche Einmischung des überparteilichen Staatsoberhaupts, sondern als moralische Notwendigkeit betrachtet. Um dem gerecht zu werden, erwarten Kritiker im In- und Ausland vom Königshaus nichts weniger als ein Eingeständnis der imperialen Schuld und damit zusammenhängender Versäumnisse. Dem kann (und sollte) Charles für die persönliche Rolle seiner Familie nachkommen. Geht es jedoch um die allgemeine britische Kolonialpolitik seit viktorianischer Zeit, kann das Königshaus in der Praxis nur dem ihm von der jeweiligen Regierung vorgegebenen Rahmen folgen – auch hier besteht durchaus Nachholbedarf. Noch ist nicht absehbar, wie Charles III. durch diese und weitere Veränderungen im gesellschaftlichen Konsens navigieren wird.
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          ASHA HEDAYATI
 
          „WIR LEBEN IN EINEM SYSTEM, DAS GEWALT BEGÜNSTIGT“
 
          Wie können Betroffene von Partnerschaftsgewalt besser geschützt werden? Ein Gespräch über physische und psychische Gewalt, den Umgang deutscher Familiengerichte mit Betroffenen und darüber, warum es der Gesellschaft oft schwerfällt, über diese Probleme zu sprechen.
 
        
 
         
          SABINE P. MAIER · PAULINA LUTZ · NORA LABARTA GREVEN · FLORIAN REBMANN
 
          WIE TÖDLICH IST DAS GESCHLECHTERVERHÄLTNIS?
 
          Der Begriff „Femizid“ verweist auf unterschiedliche Formen von Sexismus im Kontext tödlicher Gewalt gegen Frauen und Mädchen. Woher kommt der Begriff? Wie wird er verwendet? Und welche Ausprägungen von Femiziden sind für den deutschen Kontext relevant?
 
        
 
         
          BIRGIT SAUER
 
          NAME IT, COUNT IT, END IT. FEMIZIDE ERKENNEN, ERFASSEN UND BEENDEN
 
          Ob eine Verschärfung des Strafrechts die Tötung von Frauen aufgrund ihres Geschlechts verhindern kann, ist umstritten. Unbestritten ist jedoch, dass einheitliche Maßnahmen zur Sichtbarmachung und Sensibilisierung für die Prävention von Femiziden wichtig sind.
 
        
 
         
          JULIA HABERMANN
 
          WISSENSVERMITTLUNG STATT GESETZESÄNDERUNG. BEZIEHUNGSFEMIZIDE IN DER JURISTISCHEN PRAXIS 
 
          Beziehungsfemizide sind die bedeutendste Form des Femizids in Deutschland und werden entsprechend häufig vor Gericht verhandelt. Im Rahmen der gerichtlichen Beurteilung werden kritische Entscheidungen getroffen, die nicht selten problematisch sind.
 
        
 
         
          CHRISTINE E. MELTZER
 
          GEWALT GEGEN FRAUEN IN DEN NACHRICHTEN
 
          Gewaltverbrechen und insbesondere Tötungsdelikte werden von den Medien häufig aufgegriffen. Dies gilt auch für Meldungen über Gewalt gegen Frauen. Auf welche Art und Weise wird berichtet? Gibt es Besonderheiten in der deutschen Berichterstattung?
 
        
 
         
          ALYSSA BEDROSIAN
 
          NI UNA MENOS. PORTRAIT EINER FEMINISTISCHEN BEWEGUNG
 
          Am 3. Juni 2015 versammelten sich über 250000 Menschen in Buenos Aires zur ersten Demonstration von Ni Una Menos. Aus den Protesten hat sich eine transnationale feministische Bewegung entwickelt, die sich gegen geschlechtsspezifische Gewalt wendet.
 
        
 
         
          CLAUDIA OPITZ-BELAKHAL
 
          HEXENVERFOLGUNG. EIN HISTORISCHER FEMIZID?
 
          In der Frühen Neuzeit in Europa machten Frauen bei schweren Delikten wie Raub oder Mord kaum zwei Prozent der Angeklagten aus. Bei Hexenprozessen hingegen wurden Frauen wesentlich häufiger angeklagt als Männer. Warum richtete sich die Hexenverfolgung vor allem gegen sie?
 
        
 
      

       
        EDITORIAL
 
        Gewalt gegen Frauen gehört weltweit zu den häufigsten Menschenrechtsverletzungen. Auch in Deutschland ist ihr Ausmaß erschreckend – in sämtlichen sozialen Schichten und vor allem in Paarbeziehungen. 2021 gab es laut Polizeilicher Kriminalstatistik in Deutschland über 140000 Opfer von psychischer und physischer Partnerschaftsgewalt. 80 Prozent der Opfer waren Frauen – 79 Prozent der Täter waren Männer. Im selben Jahr wurden 121 Personen Opfer von Partnerschaftsgewalt mit tödlichem Ausgang, davon 109 Frauen. Somit wird in Deutschland an jedem dritten Tag eine Frau Opfer von Mord oder Totschlag durch ihren Partner oder Ex-Partner. Wenn diese Frauen aufgrund ihres Geschlechts getötet werden, spricht man von „Femizid“.
 
        Der Begriff wurde in den 1970er Jahren von Feministinnen geprägt, um zu verdeutlichen, dass ein Großteil der Tötungsdelikte an Frauen auf Machtdynamiken zwischen den Geschlechtern zurückzuführen ist: Es ist kein Zufall, dass die Mehrheit der Opfer in Paarbeziehungen oder in gemeinsamen Haushalten Frauen sind. Femizide haben somit eine strukturelle und gesamtgesellschaftliche Tragweite und resultieren aus dem Besitz- und Machtstreben von gewalttätigen Männern gegenüber Frauen und Mädchen. Zu den Tätern gehören Expartner, Lebensgefährten, Väter, Brüder, aber auch Fremde.
 
        Wie kann die Gewalt gegen Frauen effektiv bekämpft werden? In Deutschland wird mitunter über die Verschärfung des Strafrechts diskutiert. So plant die Bundesregierung, geschlechtsspezifische Tatmotive explizit in die Liste der menschenverachtenden Beweggründe aufzunehmen, was letztlich strafverschärfend wirken könnte. Ob dies zur Verhinderung von Femiziden beiträgt, ist umstritten. Sicher ist aber, dass das Bewusstsein für das Ausmaß geschlechtsspezifischer Gewalt geschärft werden sollte. Wenn die Taten nur als tragische Einzelschicksale dargestellt werden, bleiben die zugrunde liegenden gesellschaftlichen Muster verborgen.
 
        Lorenz Abu Ayyash
 
      

       
        INTERVIEW
 
        „WIR LEBEN IN EINEM SYSTEM, DAS GEWALT BEGÜNSTIGT“
 
        Ein Gespräch über Partnerschaftsgewalt, den Umgang deutscher Familiengerichte mit Betroffenen und darüber, warum sich die Gesellschaft schwertut, über diese Probleme zu sprechen.
 
        Mit Asha Hedayati
 
        Frau Hedayati, als Anwältin für Familienrecht vertreten Sie vor allem Frauen, die von häuslicher Gewalt betroffen sind. Gibt es einen Fall, der Sie gerade besonders beschäftigt?
 
        Asha Hedayati – Mich beschäftigen in besonderem Maße Fälle, die einen Bezug zu Kindern haben. Ich habe eine Mandantin, die mit ihren drei Kindern vor ihrem gewalttätigen Expartner in ein Frauenhaus geflüchtet ist. In der familiengerichtlichen Anhörung haben die Kinder der Richterin von der Gewalt gegen die Mutter und gegen sich selbst berichtet. Aber weder die Mutter noch die Kinder wurden ernst genommen. Der Vater hat die Mutter dann mit Verfahren überzogen, sie mit Lügen überkippt. Und weder das Jugendamt noch das Familiengericht haben ihm Grenzen gesetzt, weil seine Seite ja auch immer angehört werden muss. Und diese Frau, die jahrelang von ihrem Mann psychisch und körperlich misshandelt wurde, ist nach der Trennung Opfer dieser Nachtrennungsgewalt geworden – mithilfe staatlicher Institutionen. Irgendwann ist sie im Verfahren zusammengebrochen und als Betreuungs- und Bezugsperson ausgefallen. Seitdem leben die Kinder beim Vater. Und da frage ich mich schon, was das mit Kindern macht, wenn sie sehen, dass der Staat diese männliche Gewalt nicht ernst nimmt.
 
        Ist das ein besonderer Fall oder haben Sie das schon öfter erlebt?
 
        – Das ist kein Einzelfall. Es gibt von Gewalt betroffene Frauen, die sich durch gerichtliche Verfahren durchbeißen. Aber es kann eigentlich nicht an der Widerstandskraft des Opfers liegen, ob man Recht bekommt oder nicht. In diesen familiengerichtlichen Verfahren hängt immer so ein Damoklesschwert über den Frauen. Wenn sie häusliche Gewalt ansprechen, dann besteht die Gefahr, dass ihnen vorgeworfen wird, die Kinder gegen den Vater zu instrumentalisieren. Oder es kommen misogyne Mythen dazu, etwa dass die Frauen die Bindung der Kinder zum Vater unterbinden wollen. Dabei geht es ihnen in erster Linie darum, sich selbst und die Kinder zu schützen.
 
        Wie viele Frauen in Deutschland sind von häuslicher Gewalt betroffen?
 
        – Laut einer Studie aus dem Jahr 2004 hat jede vierte Frau in Deutschland mindestens einmal in ihrem Leben Partnerschaftsgewalt erlebt. Und jede dritte Frau ist, unabhängig von einer Partnerschaft, einmal im Leben von Gewalt betroffen.
 
        Ist das ein Problem, dass auch LGBTQA*-Personen betrifft?
 
        – Dazu kenne ich keine Studien, aber man kann sicher davon ausgehen, dass LGBTQA*-Personen genauso betroffen sind. Sie haben oft das Problem, dass sie beispielsweise bei der Polizei diskriminierende Erfahrungen machen und den staatlichen Institutionen dadurch weniger vertrauen. Sie suchen entsprechend weniger nach Hilfe, können schlechter geschützt werden. Die Dunkelziffer dürfte bei dieser Personengruppe besonders hoch sein.
 
        Wenn man sich die Zahlen anschaut, kann man davon ausgehen, dass jede:r von uns entweder eine Betroffene häuslicher Gewalt oder einen Täter persönlich kennt. Dennoch ist Partnerschaftsgewalt fast ein Tabuthema in Deutschland. Haben Sie eine Erklärung, warum das so ist?
 
        – Tabus haben immer mit Scham zu tun. Frauen, die von Gewalt betroffen sind, schämen sich für ihre Opferrolle. Und das tun sie auch, weil ihnen die Gesellschaft und die staatlichen Institutionen durch Täter-Opfer-Umkehr, durch Sexismus, durch misogyne Mythen immer wieder die Verantwortung für das gewalttätige Verhalten ihrer Partner übertragen. Scham ist also bei den Betroffenen ein Thema. Bei den Tätern, bei den Cis-Männern, die ja in den allermeisten Fällen die Täter sind, ist es vielleicht so, dass sie kein besonders großes Interesse daran haben, darüber zu reden, weil sie sich dann mit sich selbst, mit ihren Privilegien und ihrer Gewalttätigkeit auseinandersetzen müssten. Und die Politik hat kein besonders großes Interesse am Thema Partnerschaftsgewalt, weil es für dieses Problem keine einfachen und schnellen Lösungen gibt. Echte Präventionsmaßnahmen zahlen sich erst Jahrzehnte später aus. Und weil die Ergebnisse nicht sofort geliefert werden können, führt das nicht unbedingt zu mehr Wählerstimmen. Das sind einige der Gründe, die meiner Meinung dazu führen, dass das Thema nicht die Aufmerksamkeit bekommt, die es verdient.
 
        Sie haben gerade die Cis-Männer angesprochen. Wer sind die Täter häuslicher Gewalt?
 
        – Häusliche Gewalt zieht sich durch alle sozialen Schichten und Milieus. Es ist ein Trugschluss zu glauben, dass die Täter vor allem sozial benachteiligte People of Color wären. Ich habe kürzlich ein Buch über die Frauenhausbewegung der 1970er Jahre gelesen. Da wurde eine Historikerin gefragt, ob sie sich erinnern könne, wer die erste Bewohnerin des ersten Frauenhauses in Berlin war. Sie antwortete, dass sei die Frau eines hochrangigen Richters gewesen. Häufig, wenn wir an häusliche Gewalt denken, denken wir nicht an Personen, die uns ähnlich sind oder aus unserer Blase kommen. Das will man lieber verdrängen.
 
        Oft wird Gewalt gegen Frauen nur dann als gesellschaftliches Problem angesprochen, wenn die Täter People of Color sind. Warum?
 
        – Ich glaube, dass das eine Funktion erfüllt. Es ist leichter für die Gesellschaft, diese Probleme auszuhalten, wenn sie an den Rand gedrängt werden können, wenn Menschen sagen können, „Ich bin nicht Täter. Das ist die sozial benachteiligte Person of Color in Neukölln“, wenn die Täter fremde Vornamen haben – wenn es eben nicht um meinen Arbeitskollegen Thomas oder meinen Bruder Markus oder meinen Freund Jonas geht. Das macht den Blick in den Spiegel leichter zu ertragen, weil sonst müsste man sich damit auseinandersetzen, dass man sicher irgendwelche Freunde hat, die Täter sind, oder dass man vielleicht sogar selbst mal Täter war.
 
        Gibt es Frauen, die besonders gefährdet sind, Betroffene zu werden?
 
        – Mehrfach marginalisierte Personen sind sicherlich besonders betroffen. Rassifizierte, arme Frauen mit prekären Arbeitsverhältnissen etwa oder Frauen mit unsicherem Aufenthaltsstatus. Diese Personengruppen rutschen viel schneller und leichter in Abhängigkeitsverhältnisse. Trans Frauen sind besonders gefährdet, weil sie weniger Zugang zu Schutzräumen haben und weniger Unterstützung bekommen. Aber auch Akademikerinnen können betroffen sein. Ich habe oft erlebt, wie die Gewalt vor allem dann zunimmt, wenn die Frauen sich emanzipieren und selbstständiger werden, wenn sie plötzlich mehr Geld verdienen als ihre Ehemänner. Akademikerinnen sind oft Opfer psychischer Gewalt, weil Männer aus Akademikerkreisen sehr gut wissen, wie sie diese Form der Gewalt einsetzen können, ohne dass es das Umfeld mitbekommt.
 
        Was meinen Sie mit psychischer Gewalt?
 
        – Das ist eine viel subtilere Form von Gewalt, die sicherlich ähnlich schwere Folgen für die Betroffenen hat wie körperliche. Der Täter schafft es, nach und nach seine Frau zu isolieren, sodass sie keine Freund:innen mehr trifft, keinen Hobbys mehr nachgeht, keine Selbstwertquellen mehr pflegt. Dann kommen die Beleidigungen, die Herabwürdigungen und die Bedrohungen dazu. Und irgendwann verliert die Frau ihr Selbstwertgefühl, ihr komplettes Ich. Die Gefahr ist, dass psychische Gewalt schleichend ist. Sie wird von den Betroffenen erst relativ spät erkannt, manchmal erst, wenn körperliche Gewalt dazukommt. Die Journalistin Antje Joel veranschaulicht dies in ihrem Buch „Prügel“ mit dem Bild eines Frosches: Wirft man ihn in heißes Wasser, springt er sofort heraus. Wirft man einen Frosch aber in kaltes Wasser und lässt es langsam aufkochen, dann springt er nicht mehr heraus, er stirbt am Ende trotzdem, weil es zu heiß ist. So schleichend ist psychische Gewalt. Deswegen ist es auch schwierig, wenn wir als Gesellschaft den Frauen immer wieder die Frage stellen: „Aber wie konntest du das so lange mit dir machen lassen?“
 
        Betroffenen häuslicher Gewalt fällt es oft nicht leicht, nach Hilfe zu suchen, auch aufgrund der Reaktionen, die sie manchmal erleben. Welche anderen Gründe gibt es?
 
        – Scham spielt sicherlich eine Rolle. Aber es gibt auch strukturelle Probleme. Frauen sitzen in dieser völlig ausgelieferten Situation zu Hause und fragen sich: „Was kann ich tun, wie komme ich aus dieser Situation heraus?“ Gleichzeitig wissen sie, sie werden etwa mit ihren zwei Kindern in Berlin keinen bezahlbaren Wohnraum mehr finden. Das ist eine ganz konkrete Hürde. Nicht alle können in ein Frauenhaus ziehen – und das ist auch nicht für jede eine Lösung. Das ist mit extrem hohen Verlusten verbunden: Verlust des sozialen Netzwerks oder der Kitaplätze, Verlust des Arbeitsplatzes. Da müsste man strukturell was tun, man müsste den Frauen sofort Wohnraum zur Verfügung stellen und ihnen versichern, dass sie auch nach der Trennung finanziell auskommen werden, denn – und auch das ist ein strukturelles Problem – als Alleinerziehende in Deutschland ist man massiv von Armut betroffen. Es kann nicht sein, dass Frauen bei einer Trennung zwischen Gewalt und Armut wählen müssen.
 
        Gibt es auch Betroffene, die sich davor scheuen, Hilfe zu suchen, weil sie Angst haben, sie könnten durch die Trennung ihre Kinder verlieren?
 
        – Ja. Das ist auch eine Gewaltmethode, die Männer oft einsetzen, wenn es Kinder in der Familie gibt. Sie drohen dann der Frau mit der Wegnahme oder der Entführung der Kinder. Sie sagen Dinge wie: „Ich werde dafür sorgen, dass du sie nie wieder siehst“, oder „ich werde allen sagen, dass du psychisch krank bist und die Kinder nicht erziehen kannst.“ Und damit kommen sie oft durch. Ganz häufig muss ich bei der Beratung den Frauen immer wieder gut zusprechen und sagen: „Hör auf, ihm zu glauben“.
 
        Die Kinder und das Sorgerecht spielen oft auch bei den Gerichtsverfahren ihrer Mandantinnen eine wichtige Rolle. Welche Probleme erleben Sie im Gerichtssaal am häufigsten?
 
        – Ich erlebe dort häufig viel Unkenntnis zum Thema Partnerschaftsgewalt. Dynamiken von Partnerschaftsgewalt oder überhaupt der Gewaltbegriff an sich werden meiner Meinung nach zu wenig ernst genommen. Wenn es um Gewalt geht, dann rein um die physische – und selbst da wird dem Täter oft genauso viel Platz eingeräumt wie der Betroffenen. Aber wie kann man bei so einem Machtgefälle von zwei Seiten sprechen, wenn die eine Seite so offensichtlich der Aggressor ist? Das führt zu einer ganz großen Verunsicherung bei den Betroffenen, die dann häufig die Schuld bei sich suchen, sich fragen, was sie hätten besser machen können – wie sie hätten verhindern können, dass man ihnen keine Gewalt antut. Ein ganz großes Problem bei Familiengerichten ist, dass der Schwerpunkt der Betrachtung auf dem Verhalten der Mütter liegt. Es ist gnadenlos, wie unsere Gesellschaft Mütter beurteilt und bewertet, während die Gewalt des Vaters häufig weggewischt wird. Bei Kindschaftsverfahren höre ich dann oft Sätze wie: „Die Gewalt des Vaters gegen die Mutter betrifft nicht die Beziehung des Vaters zum Kind“, oder „ein schlechter Partner ist ja kein schlechter Vater.“ Es gibt Situationen, da wünschte ich mir wirklich, das Verfahren wäre öffentlich. Was sich da in diesen verschlossenen Sälen abspielt, in Deutschland, ist für Betroffene häuslicher Gewalt oft ein Albtraum.
 
        Haben Sie ein konkretes Beispiel für eine solche Situation?
 
        – Ich habe häufig Schwierigkeiten mit Verfahrensbeiständen bei Kindschaftsverfahren. Das sind von Gerichten beauftragte Interessenvertreter:innen des Kindes. Sie sollen eine Empfehlung aussprechen, wie der Umgang mit den Elternteilen gestaltet werden könnte oder bei wem das Kind leben soll. Bis vor einem Jahr konnte jede:r, egal mit welchem Background, nach einer mehrwöchigen Ausbildung Verfahrensbeistand werden. Ich habe schon ehemalige Versicherungsmakler:innen erlebt, oder Tanztherapeut:innen, die Empfehlungen aussprechen. Und manchmal lassen Verfahrensbeistände Sätze fallen, bei denen mir der Kopf platzt. Ich hatte etwa eine Mandantin, die mehrfach das Frauenhaus wechseln musste, weil der Vater der gemeinsamen Kinder sie immer wieder aufgespürt hat. Er hat den Kindern manipulative Fragen gestellt, um die Adresse des Frauenhauses herauszufinden. Da hat die Verfahrensbeiständin dann in der Verhandlung vor der Mutter und dem Vater gesagt, die Mutter würde „mit ihrem Frauenhaus-Hopping den Kindern schaden“. Und die Richterin hat diesen Satz kommentarlos hingenommen, ohne Bewertung, ohne Einordnung, ohne Reaktion. Und die Betroffene musste damit umgehen. Das ist Nachtrennungsgewalt, eine sekundäre Gewalt durch den Staat und die Richter:innen.
 
        Welche Lösungsansätze sehen Sie an dieser Stelle?
 
        – Ich glaube, dass wir eine Pflichtfortbildung zum Thema Partnerschaftsgewalt für Richter:innen veranlassen müssten. Schon bei der Ausbildung von Jurist:innen müsste man mehr Familien- und Gewaltschutzrecht anbieten. Ich finde, dass man generell Menschen im Jurastudium mehr zu kritischem Denken verleiten müsste, sodass sie nicht „so sind aber nun mal die Gesetze“ sagen, sondern sich auch fragen, ob das, was sie entscheiden, auch wirklich gerecht ist. Ich erlebe noch viel zu wenig Richter:innen, die sich dessen bewusst sind, dass Frauen immer noch benachteiligt sind. Oder dass es People of Color in Deutschland gibt, die benachteiligt sind. Oder dass wir eben rassistische, diskriminierende Strukturen haben, die bestimmte Personengruppen benachteiligen. Und die vermeintliche Neutralität von Richter:innen führt auch dazu, dass wir ein benachteiligendes System stabilisieren.
 
        Schützen deutsche Gesetze Betroffene häuslicher Gewalt genügend?
 
        – Ich würde das so drehen: Vor fünf Jahren ist in Deutschland die Istanbul-Konvention in Kraft getreten, ein völkerrechtlicher Vertrag zur Bekämpfung von Gewalt gegen Frauen. Da stehen Forderungen drin und konkrete Maßnahmen. Wenn Deutschland das umsetzen würde, was in der Istanbul-Konvention steht, dann wären wir einen ganz großen Schritt weiter.
 
        Ich würde zum Schluss noch auf die extremste Form von Partnerschaftsgewalt zu sprechen kommen: Femizide, Morde an Frauen, weil sie Frauen sind. Wie oft passieren sie in Deutschland?
 
        – Alle drei Tage wird in Deutschland eine Frau durch die Gewalt ihres Ex- oder Noch-Partners getötet. Der größte Teil ereignet sich kurz nach der Trennung. Ich habe schon die Gefahr der Emanzipation angesprochen. Der Partner erträgt den Emanzipationsprozess der Frau nicht, ihr Mächtigwerden. Und er bekommt dann das Gefühlt, das würde seine Gewalt legitimieren, er müsse diese Macht nun zerstören, er müsse die Frau zerstören.
 
        Sie arbeiten ja oft mit Mandantinnen, die sich trennen wollen. Machen Sie die Frauen auch auf diese konkrete Gefahr aufmerksam?
 
        – Ich habe das Gefühl, dass die Mandantinnen ziemlich gut wissen, wie bedrohlich die Situation ist. Und das ist auch einer der Gründe, warum Sie die Trennung teilweise verzögern. Weil sie Angst davor haben, nicht genügend geschützt zu werden vor der Rache des Partners. Bei eskalierenden Fällen versuche ich allerdings schon mehr darauf einzuwirken, dass meine Mandantinnen in ein Frauenhaus gehen. Obwohl sie wissen, in welcher Gefahr sie sich befinden, wollen manche Frauen ihre Kinder nicht aus deren sozialem Umfeld reißen. Sie sagen: „Wenn ich da hinziehe, dann nehme ich meinen Kindern auch ihre Freunde weg, und die Trennung ist ja schon schwer genug für sie.“ Aber dann ist es mir wichtig, ihnen zu erklären: „Wenn du als Mutter nicht mehr existierst, dann ist das für die Kinder noch schlimmer.“
 
        Warum ist es so schwer, Femizide zu verhindern?
 
        – Vorrangig, weil es unbequem ist, sie zu verhindern. Weil wir dann unser System infrage stellen müssten. Femizide zu bekämpfen, würde bedeuten, dass manche Menschen ihre Privilegien und Macht abgeben müssten. Wir müssten nach Lösungen suchen, um etwa Abhängigkeitsverhältnisse zu verringern. Und das würde wiederum bedeuten, dass wir uns die ökonomische Gleichstellung genauer anschauen müssten, etwa den Gender Pay Gap oder die unbezahlte Care-Arbeit der Frauen. Wir haben Gesetze, die Abhängigkeitsverhältnisse begünstigen, wie etwa das Ehegattensplitting, das Anreize dafür schafft, dass eine Person sehr viel Geld verdient und die andere besser gar nicht arbeiten geht. Wir leben in einem System, das nicht nur Gewalt nicht verhindert, sondern sie tatsächlich begünstigt.
 
        Was müsste ihrer Meinung nach passieren, damit wir es schaffen, dass es überhaupt nicht mehr zu Partnerschaftsgewalt oder zu Femiziden kommt?
 
        – Es ist sehr wichtig, an den Geschlechterrollen zu arbeiten. Man sollte schon mit Kindern im Kita- und Schulalter über Gleichstellung, über Feminismus, über falsch verstandene Männlichkeit sprechen. Überhaupt müsste man Kindern helfen, eine Sprache für männliche Gewalt zu finden. Und ich denke, wir müssen davon wegkommen, zu denken, dass eine Veränderung nur durch Frauen erwirkt werden kann. Wir brauchen die Cis-Männer für eine echte Veränderung. Wir werden ohne sie da nicht weiterkommen. Auch sie müssen Verantwortung dafür übernehmen. Und auch sie müssen verstehen, dass eine Gesellschaft nur frei und lebenswert ist, wenn alle in ihr ein freies, lebenswertes Leben führen können.
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        WIE TÖDLICH IST DAS GESCHLECHTERVERHÄLTNIS?
 
        Sabine P. Maier · Paulina Lutz · Nora Labarta Greven · Florian Rebmann
 
        „Jeden dritten Tag wird in Deutschland eine Frau von ihrem (Ex-)Partner getötet, jeden Tag versucht es einer.“ Auf diese Tatsache wird aktuell häufig verwiesen, um auf Femizide aufmerksam zu machen.01 Während in Deutschland und Europa ein genereller Rückgang der Tötungsdelikte zu beobachten ist, fällt dieser bei weiblichen Opfern geringer aus. Es gibt somit nicht mehr Frauentötungen, ihr relativer Anteil an allen Tötungsdelikten wird jedoch größer.02 Das weist darauf hin, dass Tötungsdelikte an Männern und Frauen in unterschiedlichen Kontexten stattfinden und anderen Einflussfaktoren unterliegen. Während Männer überwiegend gewaltsamen Auseinandersetzungen mit anderen Männern im öffentlichen Raum zum Opfer fallen, werden Frauen deutlich häufiger von Männern aus ihrem nahen Umfeld getötet. Um diese Unterschiede genauer zu beleuchten, ist eine Analyse aus Geschlechterperspektive notwendig. Hierfür kann das Konzept Femizid hilfreich sein.
 
        KLEINE BEGRIFFSGESCHICHTE
 
        Heutige Verwendungen des Begriffs „Femizid“ (englisch: femicide) beziehen sich meist auf die feministische Soziologin Diana E. H. Russell, die ihn beim Internationalen Tribunal gegen Gewalt an Frauen 1976 einführte.03 Sie wollte herausstellen, dass ein Großteil der Frauentötungen im Kontext der Machtdynamiken von Sexismus und Misogynie patriarchal strukturierter Gesellschaften stattfindet. Eine Definition erarbeitete sie erst später und passte diese im Laufe der Zeit an.04 Zuletzt beschrieb sie femicide als „die Tötung von weiblichen Personen durch männliche Personen, weil sie weiblich sind“.05 Russell meint damit Tötungen von Frauen und Mädchen, die auf misogyne Einstellungen oder sexistische Erwartungen der Täter zurückgehen – Tötungen also, bei denen das Geschlecht der Opfer nicht zufällig weiblich ist.
 
        Umfassende gesellschaftspolitische Bedeutung erlangte der Ausdruck insbesondere in Lateinamerika, wo er ab den 1990er Jahren von feministischen Wissenschaftler*innen und Aktivist*innen aufgegriffen, als femicidio oder feminicidio ins Spanische übersetzt und konzeptionell weiterentwickelt wurde.06
 
        In den 1990er Jahren gab es etwa in Costa Rica und Brasilien basierend auf Russells Konzept erste Forschungen zu Femiziden.07 Als Katalysator für feministische Wissensproduktion und Aktivismus wirkten die brutalen Tötungen von meist jungen Frauen of Color, die seit den frühen 1990er Jahren im mexikanischen Ciudad Juárez vermehrt auftraten. Die Frauen wurden entführt und ihre Leichen mit Spuren von Vergewaltigung und sexualisierter Folter im öffentlichen Raum deponiert. Strafverfolgung fand kaum statt, während Medien und Behörden den Opfern mittels sexistischer und klassistischer Stereotype die Verantwortung für die erfahrene Gewalt zuschrieben.08 Die tödliche Gewalt gegen Frauen wurde zunächst als „innerfamiliäre Gewalt“ und später als „Kollateralschaden des Drogenkriegs“ verharmlost und normalisiert.09
 
        Die mexikanische Anthropologin und Kongressabgeordnete Marcela Lagarde erweiterte vor diesem Hintergrund Russells Definition und hob hervor, dass feminicidio nur die „Spitze des Eisberges“ und die Folge struktureller und institutioneller Gewalt gegen Frauen und Mädchen darstelle, was die Straflosigkeit der Täter einschließe.10 Mit diesem breiten Begriffsverständnis werden nicht nur Tötungsdelikte, sondern auch Todesfälle von Mädchen und Frauen beispielsweise infolge illegalisierter Schwangerschaftsabbrüche oder fehlenden Zugangs zu Gesundheitsversorgung einbezogen.11 Die Begriffsversion „Feminizid“ statt „Femizid“ wird daher oft verwendet, um die Aspekte der Straflosigkeit und staatlichen Verantwortung hervorzuheben. In den 2000er Jahren wurden teils heftige Diskussionen über die Begriffsvarianten und konzeptionellen Unterschiede geführt, die in jüngerer Zeit jedoch an Bedeutung verloren haben.
 
        Familienangehörige der Opfer in Ciudad Juárez brachten ihren Protest bis vor den Interamerikanischen Gerichtshof für Menschenrechte. Dieser stellte 2009 im Fall „Campo Algodonero“ fest, dass der mexikanische Staat die Menschenrechte der getöteten Frauen verletzt habe. Das vorherrschende Klima der Straflosigkeit normalisiere Gewalt gegen Frauen und trage dazu bei, dass diese weiterhin ausgeübt werde.12 Es ist das erste Urteil, das Feminizid als den „[Homizid] von Frauen aufgrund des Geschlechts“ definiert.13 Die Aufmerksamkeit, die die spektakulären Fälle in Ciudad Juárez generierten, wurde aufgegriffen, um tödliche Gewalt gegen Frauen auch in anderen Kontexten anzuprangern, wodurch die Gewalt in Paarbeziehungen und Familien stärker in den Blick geriet.
 
        Die meisten lateinamerikanischen Autor*innen analysieren tödliche Gewalt gegen Frauen in einem engen Zusammenhang mit neoliberal-kapitalistischen, kolonial-rassistischen und heteronormativen Strukturen.14 Die extreme Gewalt, insbesondere gegen vulnerable Frauen, halte den Status quo des Geschlechterverhältnisses aufrecht, da traditionelle Geschlechterrollen und Arbeitsteilung für das Funktionieren der neoliberalen Gesellschaftsordnung wesentlich seien.15
 
        Inspiriert von Lateinamerika begannen Feminist*innen unter anderem in Spanien, Italien und Frankreich von Femiziden beziehungsweise Feminiziden zu sprechen. Stark in Europa wahrgenommen wurde die Bewegung Ni Una Menos, die ab 2015 massive Proteste in Argentinien mobilisierte.16 In Deutschland nutzten zunächst migrantische Frauen den Begriff, zum Beispiel aus der kurdischen Frauenbewegung. Schließlich wurde er in den 2010er Jahren von internationalen Organisationen wie der Weltgesundheitsorganisation und den Vereinten Nationen aufgegriffen.17 Während aktivistische Verwendungen des Begriffs meist ein breites Verständnis von Femiziden umfassen, strukturelle Zusammenhänge und staatliche Verantwortung betonen, findet sich bei staatlichen Akteur*innen und in der Forschung eine Tendenz, sich auf bestimmte Formen von Tötungsdelikten zu konzentrieren.
 
        GESCHLECHTSBEZOGENE GEWALT GEGEN FRAUEN
 
        Die unterschiedlichen Definitionen haben gemeinsam, dass sie Femizid als extreme Form von geschlechtsbezogener Gewalt gegen Frauen verstehen. Femizide stehen demnach in einem „Kontinuum“ mit anderen, auch strukturellen Gewaltformen, die teils fließend ineinander übergehen, denselben Ursprung und ähnliche Funktionen haben.18 Geschlechtsbezogene Gewalt gegen Frauen wird in internationalen Konventionen definiert als „Gewalt, die gegen eine Frau gerichtet ist, weil sie eine Frau ist; oder die Frauen unverhältnismäßig stark betrifft“ – die also mit Diskriminierung zusammenhängt.19
 
        Um geschlechtsbezogene Gewalt zu erfassen, muss Geschlecht als soziokulturelles Konstrukt (Gender) in einer binären Ordnung verstanden werden, die nur zwei Geschlechter kennt, die sich heterosexuell aufeinander beziehen sollen. Frauen beziehungsweise als weiblich definierte Personen sowie weiblich definierte Eigenschaften werden abgewertet und „dem Männlichen“ untergeordnet. Dieses historisch gewachsene strukturelle Machtungleichgewicht zwischen Männern und Frauen wird als patriarchal bezeichnet. Geschlechtsbezogene Gewalt hält dieses Geschlechterverhältnis aufrecht, indem Abweichungen von Geschlechternormen sanktioniert werden. Insbesondere Frauen und Personen, die nicht ins binär-heteronormative System passen, sind von dieser Art von Gewalt betroffen.20
 
        Die Anthropologin Rita Segato nennt in diesem Zusammenhang die „zwei Gesetze des Patriarchats“: das Gesetz der Kontrolle und des Besitzes des weiblichen Körpers und das Gesetz der männlichen Überlegenheit.21 Der Besitz des weiblichen Körpers bezieht sich vor allem auf den Anspruch sexueller Verfügbarkeit – der beispielsweise bei „Sexualverbrechen“ gewaltsam durchgesetzt wird. Aber auch das Bestreben einer Frau, ihr Leben frei zu gestalten, kann Grund für ihre Tötung sein. Femizide können demnach eine Antwort auf eine gefühlte oder tatsächliche Bedrohung der männlichen Dominanz sein, etwa wenn sich Geschlechterverhältnisse durch zunehmende Gleichberechtigung ändern. Daher hat Gewalt gegen Frauen auch expressive beziehungsweise kommunikative Funktionen: Gewaltopfer werden auf ihren „Platz“ verwiesen, während Täter eine Überlegenheitsposition beanspruchen, ihre Macht demonstrieren und die Gewalt als legitim ansehen.22
 
        In Anlehnung an das Verständnis geschlechtsbezogener Gewalt als Diskriminierung lässt sich argumentieren, dass mit dem Femizidbegriff auf Sexismus beziehungsweise Misogynie im Kontext tödlicher Gewalt gegen Frauen aufmerksam gemacht wird. Dieser Sexismus kann sich in unterschiedlichen Dimensionen manifestieren.
 
        Auf individueller Ebene können sich explizit frauenverachtende oder sexistische Motive zeigen.23 Nicht immer lassen sich jedoch entsprechende Motive feststellen, weshalb der Tatkontext analysiert werden muss, um auch die strukturellen Hintergründe und die Ursachen der Tat zu erfassen.24 So kann ein besonders brutales Vorgehen (zum Beispiel in Form sogenannter overkills) oder die Anwendung sexualisierter Gewalt Misogynie ausdrücken. In einer Betrachtung auf Makroebene weist die überproportionale Gewaltbetroffenheit von Frauen in heterosexuellen Paarbeziehungen darauf hin, dass diese besonders stark von ungleichen Geschlechterverhältnissen geprägt sind. Der Femizidbegriff hebt also das komplexe Zusammenspiel individueller Motivationen und Gewalthandlungen in verschiedenen sozialen Kontexten hervor, die von strukturellen Machtungleichheiten aufgrund von Geschlecht und anderen Faktoren und Machtverhältnissen geprägt sind. Daneben wird er verwendet, um den medialen, politischen und rechtlichen Umgang mit tödlicher Gewalt an Frauen zu kritisieren. Die Verwendung des Femizidbegriffs kann daher je nach Kontext oder Bezugspunkt eine etwas andere Bedeutung haben. So gelten für eine Definition für empirische Forschung andere Ansprüche als für eine juristische Betrachtung oder politisch-aktivistische Verwendungen.25 Vor diesem Hintergrund ist es schlüssig, dass Femizid im politischen Diskurs vielfach mit der Tötung weiblicher (Ex-)Partnerinnen gleichgesetzt wird.
 
        Für eine kriminologisch-empirische Betrachtung reicht eine solch enge Definition allerdings nicht aus. Gleichzeitig können nicht alle Tötungen von Frauen Femizide sein, sondern nur jene, in denen Sexismus oder eine Abwertung von Weiblichkeit gefunden werden können. Ausgehend von einer Definition von Femiziden als geschlechtsbezogene Tötungsdelikte an weiblich definierten Personen stellen wir im Folgenden jene Ausprägungen dar, die für den deutschen Kontext relevant sind.
 
        AUSPRÄGUNGEN VON FEMIZIDEN
 
        Auf Motivebene sind Tötungen am offensichtlichsten als Femizide einzuordnen, bei denen die Täter*innen ihren Frauenhass deutlich vermitteln. Diese Femizide sind als Hassverbrechen zu verstehen, bei denen die Opfer allein aufgrund ihrer Zugehörigkeit zum Kollektiv „Frauen“ ausgewählt werden.26 Beispielsweise tötete 1989 der 25-jährige Marc Lépine in Kanada ausschließlich und gezielt 14 Frauen und gab als Grund Hass auf Feministinnen an.27 Auch der Attentäter Elliot Rodger ermordete 2014 in den USA unter Angabe antifeministischer Motive sechs Menschen. Er gilt für die sogenannte Incel-Szene, die auch in Deutschland zu finden ist, als Vorbild.28 „Incel“ steht für unfreiwilliger Zölibat (englisch: involuntary celibate). Es handelt sich um (junge) Männer, die frustriert über ihre fehlende sexuelle Aktivität sind und die Schuld dafür bei Frauen sehen, die ihnen ihr angebliches Recht auf Sex verweigern. Massenmorde an Frauen werden als ultimatives Mittel gesehen, sich gegen diese „Verschmähung“ aufzulehnen. Auch wenn in Deutschland bisher kein derartiges Attentat bekannt ist, finden sich bei rechtsradikalen Attentätern Bezüge zu dieser Ideologie, wie etwa beim Anschlag auf eine Synagoge in Halle 2019, bei dem der Täter neben antisemitischen auch antifeministische Beweggründe für seine Tat angab.29
 
        Eine weitere Form geschlechtsbezogener Hassverbrechen sind Tötungen aufgrund der Geschlechtsidentität oder sexuellen Orientierung. Gewalt gegen LSBTIQ*-Personen kann als Bestrafung für die Abweichung von der Heteronorm erfolgen und gleichzeitig als doing masculinity, also zur Bestärkung von Männlichkeit dienen.30 Während es speziell zur Tötung von lesbischen Frauen keine konkreten Zahlen gibt, registriert das Netzwerk Transgender Europe von 2008 bis 2016 in Europa 113 Tötungen an trans oder gender-diversen Personen.31 Aktuelle Daten zeigen, dass 95 Prozent der weltweit im Trans Murder Monitoring (TMM) registrierten Tötungen trans Frauen oder feminin-identifizierte Personen betrafen, überwiegend migrantische und Personen of Color sowie Sexarbeiter*innen.32 Dies weist darauf hin, dass neben der Abweichung von der Heteronorm eine Identifizierung mit „Weiblichkeit“ die Vulnerabilität für tödliche Gewalt erhöht.33
 
        Wird die Tatausführung betrachtet, drückt sich Misogynie insbesondere in sexualisierter Gewalt aus. Dabei ist zu unterscheiden zwischen sexuell beziehungsweise sadistisch motivierten „Sexualmorden“ und sexualisierter Gewalt im Zusammenhang mit Taten, denen primär andere Motive zugrunde liegen, wie etwa Raub. Für Deutschland zeigt die Juristin Dagmar Oberlies, dass circa 20 Prozent der von ihr untersuchten Tötungsdelikte von Männern an Frauen im Zusammenhang mit sexualisierter Gewalt standen.34 Die Linguistin Deborah Cameron und die Politikwissenschaftlerin Elizabeth Frazer verweisen darauf, dass durch die Bedrohungskulisse des „Sexualmörders“ Frauen dazu gebracht werden, ihre Bewegungsfreiheit einzuschränken und sich dem männlichen Geschlecht unterzuordnen.35
 
        Ein weiterer Kontext, in dem sexistische Bezüge naheliegen, sind Tötungen im Zusammenhang mit Sexarbeit. Wenn Frauen als konsumierbare Sexualobjekte oder Sexarbeiterinnen als moralisch „schlechte Frauen“ betrachtet werden, scheint Gewalt gegen sie legitim. Einer Studie in Deutschland zufolge sind sie von allen erfassten Gewaltformen deutlich häufiger betroffen als andere Frauen.36 Untersuchungen in den USA stellen zudem fest, dass Frauen, die sexuelle Dienstleistungen anbieten, häufiger als andere Frauen Opfer von Tötungsdelikten werden.37
 
        Femizide können sich auch hinter sogenannten Ehrenmorden verbergen. Damit sind Tötungen gemeint, die zur Wiederherstellung einer vermeintlichen „Familienehre“ begangen werden. Diese wird durch die Verletzung von Verhaltensnormen, die an Frauen und Mädchen gerichtet sind, als gefährdet angesehen. Diese Normen beziehen sich im Wesentlichen auf sexuelle Zurückhaltung, sodass vor- und außereheliche sexuelle Beziehungen, Interaktionen mit männlichen Personen außerhalb der Familie oder Autonomiebestrebungen als Affront gegen die Familie aufgefasst werden können. Es wird als Aufgabe der männlichen Familienmitglieder angesehen, die Frau beziehungsweise das Mädchen dafür zu bestrafen.38
 
        Auf den ersten Blick scheint westlich geprägten Gesellschaften die Vorstellung, dass nonkonformes weibliches Verhalten zu einem Ehrverlust anderer Personen führt, fremd zu sein. Die Juristin Nancy V. Baker und ihre Kolleg*innen zeigen jedoch auf, dass auch bei Tötungen von Partnerinnen Ehrkonzepte eine wesentliche Rolle spielen und sich lediglich der Bezugspunkt von Ehre verändert habe. Während sich Ehre in als traditionell bezeichneten Kontexten auf die Familie beziehe, betreffe sie in individualisierten Gesellschaften den einzelnen Mann. Der dahinterstehende Mechanismus sei jedoch im Wesentlichen derselbe. In beiden Fällen führe die Verletzung bestimmter Regeln durch eine weibliche Person zur „Schande“ ihres Partners beziehungsweise ihrer männlichen Familienmitglieder, welche durch die Bestrafung – im Extremfall Tötung – der Frau beseitigt werden könne. Der Unterschied liege lediglich in der Beteiligung der Gemeinschaft an der Kontrolle und Sanktionierung der Frau.39
 
        Während „Ehrenmorde“ im engeren Sinne in Deutschland sehr selten sind (schätzungsweise maximal drei Fälle pro Jahr), sind Frauentötungen im Kontext heterosexueller Paarbeziehungen die wohl häufigste Form von Femiziden.40 Bei mehr als jeder dritten (37 Prozent) versuchten oder vollendeten Tötung einer Frau erfasst die Polizeiliche Kriminalstatistik einen (Ex-)Partner als tatverdächtig – 2021 waren das 301 Fälle. Nur vier Prozent aller Tötungsdelikte an Männern erfolgen dagegen durch ihre (Ex-)Partnerin.41 Bei Partnerschaftsgewalt scheint der Bezug zu Frauenverachtung weniger naheliegend – schließlich geben viele Männer an, ihre Partnerin geliebt zu haben. Allerdings können sich in Tatkonstellationen und -motiven sexistische Aspekte zeigen, etwa wenn es um (vermeintliche) Verstöße gegen Rollenerwartungen in der Beziehung geht. Klassische Beispiele sind ein Trennungswunsch der Frau oder eine andere Art der Emanzipation, zum Beispiel eine vom Partner unerwünschte Berufstätigkeit. Zudem gibt es bei 60 bis 80 Prozent der Femizide an Intimpartnerinnen vorausgehende Gewalt durch den Mann. Die Juristin Luise Greuel beschreibt dies als Manifestation von Besitzansprüchen, die auf patriarchalen Rollenvorstellungen basieren.42
 
        „Ehrenmorde“ und „Beziehungstaten“ erfolgen am häufigsten, wenn die Frau beziehungsweise das Mädchen die Trennung vom Partner beabsichtigt und eine autonome Entscheidung über ihr Leben trifft. Eine überbetonte Unterscheidung zwischen diesen Femizidformen ist daher wenig zielführend: Die zugrundeliegende Motivation hat den gleichen Ursprung. Dennoch wird in der deutschen Medienberichterstattung anhand von Narrativen, die Gewalt gegen Frauen kulturalisieren, eine vermeintlich klare Grenze zwischen der „muslimischen Einwanderungsgesellschaft“ und der „deutschen Mehrheitsgesellschaft“ gezogen: „Ehrenmorde“ wurzeln angeblich in den rückständigen und patriarchalen Traditionen von Migrant*innen, wohingegen deutsche Täter vermeintlich nicht vor dem Hintergrund einer sozialen und kulturellen Geschlechterungleichheit handeln, sondern im Kontext individueller „Beziehungsdramen“.43 Die Verwendung des Begriffs „Femizid“ dient in diesem Kontext dazu, verharmlosende oder kulturalisierende Darstellungen von Gewalt gegen Frauen zu vermeiden und den strukturellen Sexismus hervorzuheben, der diese Gewalt ermöglicht.
 
        FEMIZIDE IM DEUTSCHEN STRAFRECHT
 
        In jüngerer Zeit wird vermehrt die Frage aufgeworfen, ob bei der strafrechtlichen Aufarbeitung von Femiziden der Geschlechtsbezug der Taten beziehungsweise deren sexistische Hintergründe ausreichend berücksichtigt werden. In Lateinamerika hat insbesondere die unzureichende Strafverfolgung zur Schaffung von Straftatbeständen geführt, die Femizide als spezifisches Delikt erfassen.44 Hierzulande ist aufgrund der hohen Aufklärungsquote bei Tötungsdelikten indes nicht davon auszugehen, dass Femizide weithin ungesühnt bleiben. Dennoch stellen sie die Rechtsprechung vor erhebliche Herausforderungen.
 
        Häufig hängt das mit der Abgrenzung von Mord (§211 Strafgesetzbuch) und Totschlag (§212 Strafgesetzbuch) im deutschen Strafrecht zusammen. Für einen Totschlag ist erforderlich, dass ein anderer Mensch vorsätzlich getötet wird. Die Strafe liegt zwischen fünf und 15 Jahren Freiheitsstrafe. Für die Einstufung als Mord hingegen muss zusätzlich eines der in §211 Absatz 2 Strafgesetzbuch aufgezählten Mordmerkmale erfüllt sein. Wer zum Beispiel „heimtückisch“ oder „aus niedrigen Beweggründen“ tötet, wird wegen Mordes und dann grundsätzlich zu lebenslanger Freiheitsstrafe verurteilt.
 
        Eine Schräglage erkennt Dagmar Oberlies beispielsweise in der Auslegung des Mordmerkmals „Heimtücke“, da diese „das Recht des Stärkeren“ privilegiere.45 So liegt Heimtücke nach ständiger Rechtsprechung regelmäßig vor, wenn eine Frau ihren Mann im Schlaf tötet, der sie über Jahre misshandelt hat. Die häufig körperlich überlegenen Männer werden ihr Opfer eher offen konfrontieren. Tötet ein Mann seine Partnerin im Zuge einer direkten Konfrontation, kann das dazu führen, dass das Opfer nicht mehr als arglos gilt, da es mit einem Angriff rechnen musste. Heimtücke scheidet dann aus.
 
        Im Zentrum der aktuellen Debatte steht allerdings die Bewertung der Beweggründe als „niedrig“ im Sinne des §211 Absatz 2 Variante 4 Strafgesetzbuch. Ein Beweggrund ist niedrig, wenn er „nach sittlicher Würdigung auf tiefster Stufe steht und deshalb besonders verachtenswert ist“ – ein freilich sehr unbestimmter Rechtsbegriff.46
 
        Hass auf das weibliche Geschlecht im oben beschriebenen Sinne ist ein solcher niedriger Beweggrund.47 Die Realität ist aber zuweilen vielschichtiger – insbesondere in Partnerschaften. Bereits der zweifelsfreie Nachweis des Motivs ist mit Schwierigkeiten verbunden. Hüllt sich der Täter in Schweigen, können meist nur die Tatumstände Auskunft darüber geben. Die Ermittlung der Beweggründe und deren Bewertung gehen zum Teil ineinander über. Es ist zum Beispiel umstritten, ob es für oder gegen die Niedrigkeit der Beweggründe des Täters spricht, wenn sich das Opfer vor der Tat vom Täter getrennt hat. Manche sehen hierin mit Verweis auf das moderne Scheidungsrecht einen Ausdruck patriarchaler Besitzansprüche beziehungsweise eine Form der Hasskriminalität.48 Nach einem Beschluss des Bundesgerichtshof aus dem Jahr 2004 kann die Trennung durch das Opfer hingegen Zweifel an der Niedrigkeit der Beweggründe wecken, da dann auch Gefühle wie Verzweiflung und innere Ausweglosigkeiten entscheidend sein könnten.49 Besitzansprüche des Täters bleiben unter Umständen hinter diesen vordergründigen Emotionen verborgen. Das kann laut dem Juristen Benno Zabel dazu führen, dass die Vulnerabilität des Opfers in eine vermeintliche Vulnerabilität des Täters umgedeutet wird.50 Ein niedriger Beweggrund liegt auch dann nicht vor, wenn die Motivation des Täters „menschlich verständlich“ ist.51 In der Folge kann es dazu kommen, dass dem Opfer die Schuld an der Tat zugeschoben wird.52
 
        Problematische Tendenzen beschreiben auch die Rechtswissenschaftlerinnen Lena Foljanty und Ulrike Lembke bei der justiziellen Verarbeitung in einem Vergleich von Partnerschaftstötungen mit Fällen, die als „Ehrenmorde“ gelabelt wurden. Während sich Landgerichte bei „Ehrenmorden“ ausführlich mit dem kulturellen Werdegang, jedoch kaum mit der individuellen Motivation des Täters auseinandersetzen, stehen bei Partnerschaftstötungen wie gezeigt die individuellen Befindlichkeiten des Täters im Mittelpunkt.53
 
        Um diese Probleme anzugehen, liegt aktuell ein Referentenentwurf aus dem Bundesjustizministerium vor, der §46 Absatz 2 Seite 2 Strafgesetzbuch reformieren soll. In §46 Strafgesetzbuch sind die allgemeinen Regeln zur Strafzumessung enthalten. Geplant ist, sogenannte geschlechtsspezifische Beweggründe explizit unter die menschenverachtenden Beweggründe zu fassen. Allerdings soll die Änderung auch auf die Auslegung des Mordmerkmals der niedrigen Beweggründe einwirken. Geschlechtsspezifische Beweggründe sind demnach mehr als Frauenhass im engeren Sinne: Diese sollen auch vorliegen, wenn die ausgeübte Gewalt „Ausdruck eines patriarchalischen Herrschafts- und Besitzanspruches“ gegenüber dem Opfer ist.54
 
        FAZIT
 
        Der Begriff „Femizid“ verweist auf unterschiedliche Formen und Ausprägungen von Sexismus im Kontext tödlicher Gewalt gegen Frauen. Dabei wird er verschiedentlich definiert und verwendet, weshalb ein Hinweis auf den jeweiligen Kontext unumgänglich ist, um Missverständnissen vorzubeugen. Während bei einer aktivistischen Verwendung strukturelle Aspekte im Vordergrund stehen, kommt es bei der strafrechtlichen Verarbeitung immer auf individuelles Verhalten an und wie sich darin frauenfeindliche Motive wiederfinden lassen. Die strafrechtliche Logik tut sich dabei schwer, strukturelle Hintergründe und Machtverhältnisse zu berücksichtigen. Das Strafrecht bietet sich deshalb nicht als bestes Mittel an, um geschlechtsbezogene Gewalt und damit Femizide zu verhindern. Da Femizide nur die „Spitze des Eisberges“ darstellen, muss viel früher angesetzt werden: Neben einem konsequenten Gewaltschutz braucht es grundlegende Transformationen im Geschlechterverhältnis, die allen Personen unabhängig von ihrem Geschlecht ein freies Leben als gleichwertige Personen ermöglichen.
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        NAME IT, COUNT IT, END IT
 
        Femizide erkennen, erfassen und beenden
 
        Birgit Sauer
 
        Das Thema „Femizid“ ist seit den 1990er Jahren in der öffentlichen und medialen Aufmerksamkeit sowie auf der Agenda internationaler Organisationen wie der Weltgesundheitsorganisation (WHO), dem Büro der Vereinten Nationen für Drogen- und Verbrechensbekämpfung (UNODC) und dem Europarat angekommen – nicht zuletzt, weil Anti-Gewalt-Bewegungen die Ermordung von Frauen aufgrund des Geschlechts anprangerten und politisierten. Frauenbewegungen im Globalen Süden, insbesondere in Lateinamerika, nutzen den Internationalen Frauentag am 8. März zu Frauenstreiks, um auf die hohe Zahl von Femiziden hinzuweisen. „Ni una menos“ (deutsch: nicht eine weniger) ist der Slogan dieser Bewegungen.01 In dieser Region gelang es feministischen Bewegungen in den 1990er Jahren, die Tötung von Frauen in nationalen Gesetzgebungen als Straftatbestand zu verankern, so in Costa Rica, Chile und Argentinien.
 
        Bislang gibt es in keinem EU-Mitgliedstaat eine rechtliche Definition oder Verankerung von Femizid, wohl aber wird die Tötung von Frauen auf unterschiedliche Weise klassifiziert – als Mord, meist aber als Totschlag.02 Entsprechend unterschiedlich ist das Strafmaß, sodass auch in Deutschland eine Diskussion darüber entbrannt ist, Femizid als Straftatbestand in das Strafgesetzbuch aufzunehmen.03 Ob eine explizite Strafverfolgung die Tötung von Frauen aufgrund ihres Geschlechts verhindern kann, bleibt in der kriminologischen wie auch sozialwissenschaftlichen Literatur umstritten. Unbestritten ist allerdings, dass es einheitlicher nationaler und internationaler Maßnahmen bedarf, um Femizide öffentlich zu machen, ins gesellschaftliche Bewusstsein zu rücken und letztlich auch zu verhindern.
 
        Denn trotz globaler Proteste und internationaler Aufmerksamkeit für den Tatbestand werden jährlich noch immer zahllose Frauen getötet, so 2018 in den 14 EU-Staaten, für die es Daten gibt, über 600 Frauen, meist durch einen (Ex-)Partner oder ein Familienmitglied: Die höchsten Femizidraten hatten Malta, Finnland und Schweden (Mord durch einen (Ex-)Partner) sowie Lettland, Malta und Österreich (Mord durch ein Familienmitglied oder einen Verwandten).04 2020 wurden laut Eurostat in den 17 EU-Staaten, für die es Daten gibt, 788 Frauen Opfer einer Tötung durch einen (Ex-)Partner oder ein Familienmitglied.05 2022 wurden in Deutschland 105 Frauen durch (Ex-)Partner oder Familienangehörige umgebracht, 2021 waren es 113 und 2020 139.06 Laut Polizeilicher Kriminalstatistik waren 2018 in Österreich 41 Frauen Opfer eines Mordes, meist ihres (Ex-)Partners. Dies war der Höchststand in den vergangenen zehn Jahren, doch 2021 wurden noch immer 29 Frauen umgebracht.07
 
        Global sieht es kaum anders aus. Weltweit waren 2021 zwar nur 19 Prozent aller Opfer von Tötungsdelikten weiblich, doch 56 Prozent aller getöteten Frauen wurden durch eine*n (Ex-)Partner*in oder durch ein Familienmitglied umgebracht. Asien nimmt in 2021 den traurigen Spitzenplatz mit 17800 getöteten Frauen ein, in Afrika wurden 17200 Frauen Opfer eines Femizids und in den Amerikas 7500.08
 
        Offensichtlich sind lokale, nationale und internationale Mobilisierungen und Maßnahmen bislang nicht in der Lage, Frauenmorde wirksam zu verhindern. Zwar existieren inzwischen nationale Maßnahmen gegen Gewalt im familiären Nahraum, die durchaus zur Verhinderung von Femiziden durch (Ex-)Partner beitragen, doch andere Formen von Frauenmorden aufgrund des Geschlechts bleiben unentdeckt. Die Fokussierung der Statistiken auf Femizide durch (Ex-)Partner deutet auf eine hohe Dunkelziffer hin, denn nicht alle Frauenmorde werden im familiären und verwandtschaftlichen Umfeld verübt.09
 
        Außerdem sind statistische Angaben über Femizide oftmals nicht gesichert. Sie werden in einigen Ländern von NGOs aus Medienberichten oder aus teilweise unvollständigen Polizeistatistiken sowie Daten des Justiz- oder Gesundheitssystems zusammengestellt. Auch die deutschen Datensammlungen sind unzureichend, weil sie zu stark auf Partnerfemizide fokussieren. Dies liegt vor allem daran, dass es keine einheitliche, operationalisierbare Definition von Femizid gibt und zu wenige Indikatoren zur Identifizierung von Femizid berücksichtigt werden.10 Dadurch bleibt in der EU die Datenerhebung national fragmentiert, was Ländervergleiche und Aussagen über zeitliche Entwicklungen unmöglich macht.11 Darauf weist das EU-finanzierte COST-Projekt „Femicide Across Europe“ seit Langem hin.
 
        Das Europäische Institut für Geschlechtergleichheit (EIGE) hat daher 2021 damit begonnen, Vorschläge für ein Klassifikations- und Indikatorensystem von Tötungsdelikten an Frauen zu entwickeln, auf dessen Grundlage vergleichbare Daten zu Femiziden in den EU-Ländern erhoben werden können: „Name it, count it, end it“ lautet der Dreischritt. Dazu gehören eine möglichst anerkannte, umfassende und operationalisierbare Definition von Femizid, eine standardisierte Datenerhebung und darauf fußende Maßnahmen zur Verhinderung von Femiziden. Zu diesem Zweck erstellte die Organisation 2021 mehrere Berichte über den Stand der wissenschaftlichen Diskussion zu Femiziden, einen Überblick über existierende Datenbanken sowie ein Klassifikations- und Indikatorensystem zur Erfassung von Femiziden.12
 
        NAME IT
 
        Der Begriff „Femizid“ kursiert seit geraumer Zeit in der wissenschaftlichen, politischen und medialen Debatte. In seiner heutigen Bedeutung wurde er 1976 von der Soziologin Diana E.H. Russell eingeführt als „die Ermordung von Frauen durch Männer, die durch Hass, Verachtung, Vergnügen oder ein Gefühl des Eigentums an Frauen motiviert“ ist, und als „die Tötung von Frauen durch Männer, weil sie Frauen sind“.13 Während Russell und ihre Kollegin Jill Radford in ihren frühen Begriffsdefinitionen die geschlechtsspezifische Motivation für die Einstufung der Tötung einer Frau als Femizid hervorhoben,14 verweisen andere Autor*innen darüber hinaus auf patriarchale und gewalttätige Strukturen.15
 
        Bis heute werden nicht alle Tötungsdelikte an Frauen, die als Femizide eingestuft werden könnten, auch als solche klassifiziert – eben weil eine gemeinsame Definition fehlt, auf deren Grundlage Faktoren entwickelt werden können, die die Tötung von Frauen als Femizid identifizieren. Daher fokussieren Kriminalstatistiken bis heute auf die Tötung einer Frau im Rahmen einer existierenden oder aufgelösten Partnerschaft und, damit verknüpft, auf vorsätzliche Femizide.16 Diese Schwerpunktlegung auf einen intendierten Mord durch einen (Ex-)Partner führt dazu, dass weitere Formen der systematischen Tötung von Frauen ohne eine direkte Intention der Tötung, wie Tod durch illegalisierte, unsichere Abtreibungspraxen oder die Abtreibung weiblicher Föten, nicht als Femizide in den Blick geraten.
 
        2021 schlug EIGE eine weite Definition vor und begreift seither Femizid als „the killing of women and girls because of their gender“. Schlüsselkomponenten der EIGE-Definition sind die Ungleichheit zwischen den Geschlechtern und die geschlechtsspezifische Motivation einer Tötung. Allerdings bedarf diese Definition einer präzisen Bestimmung, was eine Tötung „aufgrund des Geschlechts“ genau meint. Daraus schließen Expert*innen einen deutlichen Bedarf an Wissen über die Motivation des Täters und das Verhältnis von Opfer und Täter, also Wissen um die subjektiv-individuelle Seite eines Mordes sowie über den Tathergang.17 Wichtig sind aber auch der soziale, ökonomische und kulturelle Kontext der Tötung und der strukturelle gesellschaftliche Gewalthintergrund,18 wie zum Beispiel Armut, prekäre Arbeit, weibliche Abhängigkeit und unregulierte Arbeitsverhältnisse in feminisierten, oftmals unsicheren Arbeitsbereichen, oder kriminelle Milieus wie Drogen- und Waffenhandel.
 
        Feministische Herangehensweisen betonen außerdem den Zusammenhang der individuellen Tat mit ungleichen geschlechtsspezifischen sozialen und ökonomischen Normen, Geschlechterrollen und Bildern von Weiblichkeit und Männlichkeit, die ein „System der Gewalt“ gegen Frauen bilden können.19 Die strukturellen Gewalthintergründe können Gewalthandeln und die Tötung einer Frau legitimieren beziehungsweise als Handlungsmöglichkeit normal erscheinen lassen.20 Werden diese strukturellen Kontexte berücksichtigt, können auch unbeabsichtigte Tötungen von Frauen als Femizide qualifiziert werden. Aus diesen Debatten ist eine Typologie entstanden, die Femizide jenseits von Beziehungsfemiziden in den Blick nimmt.21
 
        Unterschiedliche Typen
 
        Auf der Basis der Beschreibung des Tötungskontextes und der gesellschaftlichen Gewaltstruktur lässt sich eine Typologie unterschiedlicher Femizide erstellen,22 die sowohl direkte, intendierte als auch indirekte, nicht-intendierte Tötungen von Frauen als Femizide reflektiert. Die Tötung von Frauen aufgrund ihres Frauseins kann erstens individuell motiviert und vorsätzlich sein. Dies umfasst den bislang als paradigmatisch angenommenen Fall der Tötung im familiären Nahraum durch einen (Ex-)Partner oder Verwandten, aber auch Femizide an älteren, auf Pflege angewiesenen Frauen sowie sexuell motivierte Tötungen. Femizide können zweitens eine nicht-intendierte Folge von Gewalt in einer Partnerschaft oder der Familie sein. Drittens werden Frauen in sexualisierten Situationen getötet, als unbeabsichtigte Folge sexueller Gewalt innerhalb und außerhalb ehelicher oder partnerschaftlicher Beziehungen. Viertens können Femizide in einem kriminellen Kontext stattfinden, beispielsweise im Rahmen von Frauenhandel oder von Bandengewalt. Davon müssen fünftens politisch induzierte Femizide unterschieden werden, also Tötungen beispielsweise infolge unsicherer Abtreibungspraktiken aufgrund eines Abtreibungsverbots oder infolge unregulierter Arbeitsbedingungen in spezifischen Frauenerwerbsbereichen wie Sexarbeit. Sechstens schließlich werden Frauen im Kontext kultureller Praktiken getötet, darunter werden sogenannte Ehrenmorde, Genitalbeschneidungen, die Abtreibung weiblicher Föten, Mitgiftmorde (Ermordung der Ehefrau wegen unzureichender Aussteuer) oder die Tötung aufgrund einer unklaren Gender-Identität gefasst.23
 
        Diese erweiterte Typologie von Femiziden macht es möglich, weit mehr Morde von Frauen und Mädchen als Femizid zu klassifizieren. Dazu bedarf es aber auch eines Indikatorensystems, das die jeweiligen Kontexte, Hintergründe und Motive ausleuchten hilft. Auch in dieser Richtung haben die EU und internationale Organisationen in den vergangenen Jahren weitere Arbeit geleistet. Zahlreiche nationale und internationale Datenbanken haben dazu beigetragen, ein solches Indikatorensystem zu verfeinern. Diese Datenbanken zur statistischen Erfassung von Femiziden werden im Folgenden vorgestellt, um deutlich zu machen, dass es zwar Fortschritte gibt, dass die Vergleichbarkeit der Daten aber noch nicht gewährleistet ist.
 
        Datenbanken
 
        In den vergangenen zehn Jahren haben mehrere Länder, internationale Organisationen und Erklärungen wie die Convention on the Elimination of All Forms of Discrimination Against Women (CEDAW) Definitionen von Femizid, verschiedene Klassifizierungen und Indikatoren für die Datenerfassung vorgeschlagen. Seit 2015 wird die Internationale Klassifikation der Kriminalität für statistische Zwecke (ICCS) der Statistischen Kommission der Vereinten Nationen und der Kommission für Verbrechensverhütung und Strafrechtspflege (CCPCJ) als internationaler statistischer Standard für die Datenerhebung anerkannt. Hier werden Tötungsdelikte nach Geschlecht aufgeschlüsselt, eine Definition von Femiziden fehlt jedoch, auch wenn das ICCS über einen eigenen Code das „intentional killing of a woman for misogynous or gender-based reasons“ statistisch erfasst werden kann.24 Sowohl das UNODC als auch die WHO haben Datenbanken angelegt, in denen Femizide dokumentiert werden.25 WHO, ICCS und UNODC geben das Geschlecht des Opfers als mögliches Motiv für die Tötung an, gehen aber tendenziell nur von einer vorsätzlichen Tötung aus. Eurostat verfügt über eine EU-weite Datenbank zu Tötungsdelikten an Frauen, die sich allerdings ausschließlich auf Tötungen in der Partnerschaft, Familie und Verwandtschaft sowie auf sexuelle Gewalt, insbesondere Vergewaltigung und sexuelle Nötigung, konzentriert.
 
        Neben diesen internationalen Organisationen erfassen einige nationale und regionale Monitoring-Systeme Femizide und schlagen Indikatoren für die Datenerfassung vor. Das Monitoring wird entweder von Regierungen und statistischen Ämtern, von Wissenschaftler*innen oder von Anti-Gewalt-NGOs durchgeführt.
 
        International existieren der Minnesota Femicide Report (heute: Intimate Partner Homicide Report: Relationship Abuse in Minnesota) der NGO Minnesota Coalition for Battered Women (heute: Violence Free Minnesota, VFM), die 2017 ins Leben gerufene Datenbasis des Canadian Femicide Observatory for Justice and Accountability und das Australische National Homicide Monitoring Program, das seit 1989 Daten erhebt. Der Schwerpunkt dieser Datenbanken liegt auf häuslicher Gewalt und Femizid im sozialen Nahbereich. Die Lateinamerikanische Initiative für offene Daten startete 2017 eine „Sondierungsstudie“ über Daten zu Femiziden in Lateinamerika.26 Schließlich arbeiten das Lateinamerikanische Femizid-Observatorium und das Observatorium für die Gleichstellung der Geschlechter in Lateinamerika und der Karibik an der Erstellung eines Femizid-Registers für die Region.27 Das Latin-American Model Protocol for the Investigation of Gender-Related Killings of Women ist ein fortgeschrittenes Modellprotokoll mit differenzierten Indikatoren, um einen Femizid zu identifizieren.
 
        Erwähnenswert für Europa sind der European Homicide Monitor, die im Februar 2015 ins Leben gerufene UK Femicide Census Database sowie das European Observatory on Femicide. Mit Ausnahme von Finnland gibt es in keinem europäischen Land ein Register für Tötungsdelikte, in dem Femizide explizit erfasst werden. Der European Homicide Monitor begann 2007 als Pilotprojekt in Finnland, den Niederlanden und Schweden, um die Tötungs-Datenbanken dieser Länder zusammenzuführen, und enthält mittlerweile auch Daten aus der Schweiz.28 Dem European Observatory on Femicide gehören inzwischen vier Länder an, in denen Femizid-Monitoring-Initiativen gestartet wurden (Georgien, Griechenland, Israel und Malta), sowie 23 Länder mit Forschungsschwerpunkten zum Thema Femizid, unter anderem auch Deutschland.29 Die Femizid- und Homizidmonitore in Europa beziehungsweise der EU verwenden hauptsächlich administrative Datenquellen der Polizei, der Justiz und des Gesundheitswesens oder öffentlich zugängliche Medieninformationen.
 
        Für Europa bildet die Istanbul-Konvention eine solide Grundlage, um einheitliche statistische Daten über Femizide zu erheben. Die Group of Experts on Action Against Violence against Women and Domestic Violence of the Council of Europe, die zur Umsetzung der Istanbul-Konvention eingerichtet wurde, etablierte eine Datenbank zur statistischen Erfassung von Femiziden. Darin werden die bereits existierenden Indikatoren wie Geschlecht von Opfer und Täter sowie ihr Verhältnis um administrative und rechtliche Daten über Frauenmorde wie beispielsweise die dem Mord vorhergegangene Gewalt, die Anzahl der wegen der Tötung von Frauen verurteilten Täter insgesamt in einem Land sowie die Arten von Sanktionen und Maßnahmen gegen diese Täter erweitert.30
 
        EIGE erhob 2021 die Lage in der EU: Verwaltungsdaten über Femizide werden in 26 der 27 EU-Mitgliedstaaten (außer Luxemburg) sowie im Vereinigten Königreich in der Regel von Gleichstellungsabteilungen der Ministerien für Geschlechtergleichstellung oder Gesundheit erhoben. Sieben EU-Länder erfassen Daten zu geschlechtsspezifischen Tötungen, meist anhand des Geschlechts des Opfers und der Opfer-Täter-Beziehung. Die in den nationalen Datenerhebungssystemen am häufigsten ermittelten Femizide sind Partnerfemizide. 18 Mitgliedstaaten haben auf die EIGE-Anfrage keine Klassifizierung gemeldet.
 
        Nur etwa die Hälfte der EU-Staaten benutzt die von der UNO vorgeschlagene Definition von Femizid und das Indikatorensystem bei der Protokollierung von Tötungsmethoden und Tatort. Nur in manchen EU-Staaten werden sexuelle Motivation, frühere Gewalt in der Partnerschaft und vorausgegangene Anzeigen oder einstweilige Verfügungen gegen den Täter registriert.
 
        Die nationalen Datenerhebungen unterscheiden sich insgesamt stark voneinander. NGOs und öffentliche Einrichtungen verfügen in einigen EU-Ländern über genaue und umfassende Datenerfassungssysteme, während andere weniger aussagekräftig sind. Dies beeinträchtigt die Qualität der Daten und insbesondere ihre Vergleichbarkeit. Aus diesen Gründen fordert EIGE für die EU, einen Katalog von Indikatoren zur Identifikation von Femiziden zu vereinbaren.
 
        COUNT IT
 
        Um alle Typen von Femiziden erfassen zu können, schlagen Expert*innen vor, drei Schritte der Datengewinnung und -verwaltung in allen EU-Staaten zu implementieren: Erstens sollte eine Auswertung von Verwaltungsdaten – von Polizei, Staatsanwaltschaften, Gerichten oder Medien – vorgenommen werden.31 Dann sollte zweitens die Datenerhebung bei Frauenmorden verbessert werden. Die Erfassungsprozesse von Frauenmorden sollten drittens durch die Dokumentation in einem nationalen Register optimiert werden, das regelmäßig veröffentlicht und zugänglich gemacht wird. Dies sollte eine gute Datenverwaltung gewährleisten, das heißt die öffentliche Zugänglichkeit und Koordination der Datenerstellung (Verarbeitung von Rohdaten und der Verknüpfung von Daten aus verschiedenen Quellen) sowie auch Datenzugänglichkeit innerhalb und zwischen Ländern sichern.32 Auch über die quantitative Entwicklung von Femiziden sowie über die staatlichen Reaktionen auf Gewalt sollte in diesen Dokumentationen regelmäßig Rechenschaft abgelegt werden.33
 
        EIGE schlägt in einem ersten Schritt vor, dass sich alle EU-Mitgliedstaaten auf eine gemeinsame Definition von Femizid einigen als jede Tötung einer Frau in einer geschlechtsspezifischen Situation und/oder in einer geschlechtsspezifischen Struktur von Ungleichheit und Herrschaft. Darauf aufbauend sollten vergleichbare und disaggregierte Daten in administrativen Datenerfassungssystemen gesammelt werden.
 
        EIGE empfiehlt, dass für die administrative Datenerhebung bei Tötungsdelikten an Frauen und Mädchen zumindest folgende Fragen beantwortet werden sollten:34
 
         
          	Wer waren Täter und Opfer? Zu den Daten zählen Geschlecht, Alter, Geburtsort, Nationalität, Bildungsgrad, Beruf, Wohnort, Migrationshintergrund, ethnische Zugehörigkeit, beim Opfer außerdem noch Schwangerschaft, Kinder, Behinderung, sexuelle Orientierung. Informationen über den Täter sollten psychische Krankheiten, Alkoholmissbrauch oder Wohnungsprobleme und die Verfügbarkeit von Waffen, aber auch frühere Vorfälle von (häuslicher) Gewalt oder Vorstrafen umfassen.35 
 
          	In welcher Beziehung standen Opfer und Täter zueinander? Waren sie beispielsweise Partner oder Ex-Partner? Fand die Tötung nach einer Trennung statt? Handelte es sich beim Täter um den Sohn oder ein sonstiges männliches Familienmitglied oder um einen Fremden? Lagen geschlechtsspezifische Ungleichheiten und Abhängigkeiten zwischen Opfer und Täter vor? 
 
          	Wie zeigte sich die Frauenfeindlichkeit des Täters sowie das Machtgefälle zwischen Opfer und Täter? 
 
          	In welchem Kontext ereignete sich die Tötung? An welchem Ort fand sie statt? Handelte es sich um einen Mord im Rahmen einer anderen Straftat wie zum Beispiel Raub?
 
          	Wie war der Modus Operandi? Hierzu zählen Mittel und Mechanismen der Tötung wie Übertötung, Kinder als Zeugen, getötete Kinder. 
 
          	Gab es einen sexuellen oder sexualisierten Gewaltkontext wie Sexarbeit oder Kontexte weiblicher Genitalbeschneidung?36
 
        
 
        Als zusätzliche Indikatoren schlägt EIGE vor, den intersektionalen Hintergrund von Opfer und Täter zu protokollieren wie Alter, Ethnizität, Nationalität, staatsbürgerlicher Status, Klasse, Religion, sexuelle Orientierung und Geschlechteridentität. Um Morde an lesbischen und bisexuellen oder Transgender-Personen zu beleuchten,37 müssen die Geschlechterbeziehungen, Geschlechterrollen sowie Normen und Bilder von Weiblichkeit und Männlichkeit ausfindig gemacht werden. Um westlich-zentrierte oder rassistische Perspektiven auf Femizide zu vermeiden, muss die Datenerhebung zu Femiziden kontextsensitiv sein und auch soziale, wirtschaftliche und kulturelle Faktoren berücksichtigen, die geschlechtsspezifische Tötungen begünstigen können. Schließlich sollte in einer Datenbank auch die polizeiliche Vorgeschichte erfasst werden.38 Diese Prozessverbesserung muss auch eine geschlechtersensible Schulung der Datenerhebenden umfassen.
 
        END IT
 
        Wie können eine einheitliche Definition und eine verbesserte Datenerfassung und -verwaltung zur Verhinderung von Femiziden beitragen? Sollten diese Maßnahmen zu einer Kodifizierung der expliziten Strafbarkeit von Femiziden in den Strafgesetzbüchern führen? In Europa gibt es in keinem Land einen ausdrücklichen Straftatbestand des Femizids.39 Braucht es eine bessere strafrechtliche Verfolgung als besonders niedrige Beweggründe für die Tötung, weil es sich um eine frauenfeindliche Tat handelt?40 Bedarf es dieser Form der Abschreckung, oder kann die quantitative Bestimmung andere Präventionsmaßnahmen ermöglichen? Ob es eines solchen Paragrafen bedarf, ist in der kriminologischen Debatte durchaus umstritten.41 Mehr Wissen über Femizide, so ein vorläufiges Resümee, kann die politische Öffentlichkeit, frauenbewegte zivilgesellschaftliche und staatliche Akteure ermutigen, gezieltere Präventionsmaßnahmen zum Schutz von Frauen einzufordern und politisch umzusetzen. Die bessere Datenerfassung zur Tötung von Frauen aufgrund ihres Geschlechts kann und wird die gesellschaftliche Gewaltstruktur deutlich machen. Die Transformation dieser Struktur scheint eine notwendige Bedingung zur Verhinderung von Femiziden zu sein. Dies ist meines Erachtens ein besserer Weg als die Schaffung eines neuen Straftatbestands, dessen abschreckende Wirkung höchst ungewiss ist.
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        WISSENSVERMITTLUNG STATT GESETZESÄNDERUNG
 
        Beziehungsfemizide in der juristischen Praxis
 
        Julia Habermann
 
        Der Begriff „Femizid“ bezeichnet Tötungsdelikte an Frauen, die getötet werden, weil sie Frauen sind. Entscheidend ist, dass das weibliche Geschlecht bei der Tötung eine Rolle spielt.01 Diese geschlechtsbezogene Motivation der Tat liegt zum Beispiel vor, wenn ein Mann seine Partnerin tötet, weil sie sich von ihm getrennt hat, er dadurch seine Macht- und Besitzansprüche verliert und diese durch die Tötung der ehemaligen Partnerin wiederherstellen will. Eine geschlechtsbezogene Motivation kann man hingegen verneinen, wenn bei einem Anschlag eine Frau zufällig getötet wird, zum Beispiel durch einen Querschläger. Hinzu kommt eine Vielzahl unterschiedlicher Tötungsdelikte – innerhalb der Familie, während Einbrüchen oder Raubüberfällen –, bei denen die geschlechtsbezogene Motivation herauszuarbeiten ist und sich die Frage stellt, inwieweit diese ausschlaggebend gewesen sein muss, um die Tat als Femizid zu klassifizieren.02
 
        Da bei Tötungen durch den (ehemaligen) Partner immer von einer geschlechtsbezogenen Motivation ausgegangen wird, steht diese Art der Tötungsdelikte bei der Betrachtung von Femiziden im Mittelpunkt. Hinzu kommt, dass es die in Deutschland, aber auch weltweit häufigste Form des Femizids ist.03 Im Folgenden werden diese Tötungsdelikte als „Beziehungsfemizide“ bezeichnet, und es wird sich auf diese Form des Femizids beschränkt.
 
        Auch innerhalb der Beziehungsfemizide unterscheiden sich die von den Tätern genannten beziehungsweise die von den Gerichten angenommenen Motive: Die Tötung aus Macht- und Besitzstreben, was jedoch teilweise auch als Eifersucht und Ausweglosigkeit ausgelegt wird, wurde bereits erwähnt. Andere Täter begehen die Tat, weil sie den Gesundheitszustand des Opfers als so schlecht einschätzen, dass sie dessen Leben beenden wollen. Wieder andere Taten geschehen als Reaktion auf die jahrelange Demütigung des Täters durch das Opfer.
 
        Über die Sanktionierung von Beziehungsfemiziden durch deutsche Gerichte ist wenig bekannt, da die Strafverfolgungsstatistik, die über die Entscheidungspraxis der Strafgerichte informiert, weder nach Geschlecht des Opfers noch nach Täter-Opfer-Beziehung unterteilt werden kann.04 Ganz allgemein schätzen einige Autor*innen die Sanktionierung von Trennungsfemiziden – also Femiziden vor dem Hintergrund einer angekündigten oder vollzogenen Trennung der Frau vom Partner – als zu milde ein.05 In mehreren Ländern gab es bereits Anpassungen des Strafrechts, die eine angemessenere Bestrafung von Tötungsdelikten in oder nach der Paarbeziehung ermöglichen sollen. Prominente Beispiele sind verschiedene lateinamerikanische Staaten, die spezielle Straftatbestände für Femizide erlassen haben. Die Hoffnung auf eine angemessenere Sanktionierung der Taten scheint sich jedoch nicht zu erfüllen.06
 
        Welche strafrechtlichen Bewertungen können bei der Sanktionierung von Beziehungsfemiziden eine Rolle spielen und inwiefern besteht hier Verbesserungsbedarf? Bevor dieser Frage nachgegangen werden kann, ist es notwendig, den Forschungsstand zu Beziehungsfemiziden zu betrachten, um häufig auftretende Merkmale zu beschreiben, die auch für die Sanktionierung relevant sind.
 
        FORSCHUNGSSTAND
 
        Bei aller Unterschiedlichkeit, die Beziehungsfemizide aufweisen können und auf die die Rechtspraxis in jedem Einzelfall angemessen reagieren muss, zeigen sich in vielen Fällen Gemeinsamkeiten und wiederkehrende Merkmale.07 Diese können durch mehrere internationale, aber auch deutsche Forschungsarbeiten08 beschrieben werden: Die Mehrzahl der Beziehungsfemizide ereignet sich im Kontext einer angekündigten oder bereits vollzogenen Trennung, die von der Frau ausgeht.09 Regelmäßig erleben die Frauen in der Beziehung Gewalt.10 Gewalt gegen den Hals, wie zum Beispiel Würgen, ist ein wichtiges Warnsignal für ein mögliches Tötungsdelikt.11 Sehr häufig reglementieren die Täter im Vorfeld der Taten die Alltagshandlungen der Frauen und schränken ihre Selbstbestimmung ein:12 Sie kontrollieren, wann und wie lange sich die Frau mit wem trifft, versuchen sie von Familie und Freunden zu isolieren, kontrollieren Chatverläufe oder finanzielle Ausgaben. Begleitet wird dies durch Formen der psychischen Gewalt, die sich unter anderem in Herabwürdigungen, Beleidigungen und Demütigungen äußern.13
 
        Die Beziehung besteht zum Teil seit mehreren Jahren oder gar Jahrzehnten.14 Der Täter übt durch sein gewalttätiges Handeln Macht, Kontrolle und Besitz über die Frau aus. Mit ihrer Entscheidung, die Beziehung zu beenden, fordert sie diesen Macht- und Besitzanspruch heraus. Er versucht nun, die Frau „zurückzugewinnen“, zum Beispiel durch Weinen und Bitten oder auch durch eine Intensivierung der Gewalt. Scheitert er mit diesem Versuch und erkennt, dass die Partnerin nicht zu ihm zurückkehren wird, so entschließt er sich zur Tötung.15 Damit wird die Frau daran gehindert, selbstbestimmt ihr Leben nach ihren Wünschen und Vorstellungen zu gestalten.
 
        Viele der Beziehungsfemizide ereignen sich nach einer gewissen Trennungsdauer – also entgegen der verbreiteten Vorstellung, dass diese häufig direkt im Anschluss an das Aussprechen der Trennungsabsicht auftreten.16 Ebenso geht vielen Taten eine Vorbereitung und Planung der Tat voraus: Häufig wurde der später getöteten Frau oder Dritten die Tötung angedroht oder eine geeignete Tatsituation geschaffen, indem der Frau auf ihrem regelmäßigen Weg, zum Beispiel zur Arbeit, aufgelauert wurde.17 Die Taten geschehen also keineswegs „aus heiterem Himmel“.
 
        Das Spektrum soziodemografischer Merkmale von Tätern und getöteten Frauen ist breit. Die Taten ereignen sich nicht in bestimmten Altersgruppen oder Milieus. Bei den Tätern lassen sich zwar Persönlichkeitsauffälligkeiten – wie narzisstische, depressive und dependente Persönlichkeiten – feststellen, es ist aber nicht immer klar, inwieweit diese als pathologisch zu bewerten sind.18 Im Vergleich zu Tätern, die einen anderen Mann töten, werden Täter eines Beziehungsfemizids häufiger als unauffällig beschrieben: Ein Teil der Täter hatte weder eine als schwer zu bewertende Kindheit und Jugend noch sind sie alkohol- oder drogenabhängig oder vorbestraft.19 Diese angeführten Aspekte, wie vorausgegangene Gewalt, Planung oder Vorstrafenbelastung, können in unterschiedlichen Stufen der Strafverfolgung und der gerichtlichen Sanktionierung der Taten eine Rolle spielen und letztlich Einfluss auf die Höhe der Strafe nehmen.
 
        SANKTIONIERUNG VON TÖTUNGSDELIKTEN
 
        Um für eine Tat eine Strafe festzusetzen, sind mehrere Entscheidungen notwendig. Ich werde mich im Folgenden auf drei wesentliche Punkte im Prozess der gerichtlichen Sanktionierung konzentrieren: die Bestimmung des Tatbestands, die Bewertung der Schuldfähigkeit und die Berücksichtigung strafmildernder und strafverschärfender Strafzumessungsfaktoren.
 
        Tatbestand
 
        Bei vorsätzlichen20 Tötungsdelikten wird bei der Bestimmung des Tatbestands festgestellt, ob es sich um einen Mord (§211 Strafgesetzbuch) oder einen Totschlag (§212 Strafgesetzbuch) handelt. Ein Mord liegt vor, wenn mindestens eines der im Gesetz definierten Mordmerkmale erfüllt wird. Ist keines dieser Mordmerkmale erfüllt, liegt ein Totschlag vor. Im Bereich Beziehungsfemizide sind insbesondere die Mordmerkmale der sonstigen niedrigen Beweggründe und der Heimtücke relevant.21 Sonstige niedrige Beweggründe werden wie folgt definiert: „Nach ständiger Rechtsprechung des Bundesgerichtshofs ist ein Tötungsbeweggrund niedrig, wenn er nach allgemeiner sittlicher Würdigung auf tiefster Stufe steht und deshalb besonders verachtenswert ist. Ob dies der Fall ist, beurteilt sich auf Grund einer Gesamtwürdigung, welche die Umstände der Tat, die Lebensverhältnisse des Täters und seine Persönlichkeit einschließt.“22 Wird die Tötung aus Gefühlen wie Wut oder Ärger begangen, so kommt es darauf an, inwieweit diese aus einer niedrigen Gesinnung herrühren.23
 
        Ein Beziehungsfemizid kann als Mord aus sonstigen niedrigen Beweggründen verurteilt werden, wenn die Tat als Ausdruck eines Macht- und Besitzanspruchs verstanden wird, in dem sich der viel zitierte Satz „Wenn ich sie nicht haben kann, soll sie niemand haben“ ausdrückt. Sonstige niedrige Beweggründe können aber auch verneint werden, wenn Verzweiflung und Ausweglosigkeit als bestimmende Motive angenommen werden. Sie können auch verneint werden, wenn das Gericht nicht feststellen kann, welches Motiv ausschlaggebend war und eines davon nicht als niedrig anzusehen ist oder das Motiv überhaupt nicht festgestellt werden kann.24
 
        Das Mordmerkmal der sonstigen niedrigen Beweggründe ist ausfüllungsbedürftig:25 Bei der Entscheidung über das Mordmerkmal muss das Motiv beziehungsweise müssen die Motive des Täters ergründet werden. Da die Motivwelt des Täters von außen nicht ungefiltert betrachtet werden kann, beginnt bereits hier die Herausforderung. Hinzu kommt die Frage, was einzelne Richter*innen unter „allgemeiner sittlicher Würdigung“ verstehen. Dies eröffnet den Richter*innen einen Interpretationsspielraum, der dazu führen kann, dass das Mordmerkmal nicht einheitlich und vergleichbar angewendet wird. Die Anwendungsprobleme und explizite Kritik sind mittlerweile von unterschiedlichen Jurist*innen herausgearbeitet worden.26
 
        Eine heimtückische Tötung setzt voraus, dass das Opfer arg- und wehrlos ist und der Täter dies in feindseliger Absicht ausnutzt. Gängiges Beispiel ist ein überraschender Angriff aus dem Hinterhalt. Bei Beziehungsfemiziden stellt sich die Frage, ob die Arglosigkeit bei vorangegangener Gewalt und/oder Todesdrohung entfällt. Dies ist nicht zwingend der Fall, sondern hängt vom Einzelfall ab. Das Mordmerkmal der Heimtücke kann in seiner Anwendung kritisiert werden. In einer BGH-Entscheidung vertritt dieser die Ansicht, das Opfer sei nicht wehrlos gewesen, da es noch die Möglichkeit gehabt hätte, den Täter anzuflehen, von der Tötung abzusehen.27 Diese Auslegung hat Kritik erfahren, wobei einschränkend anzumerken ist, dass es sich um eine Einzelfallentscheidung handeln kann.
 
        Wird ein Tötungsdelikt als Mord gewertet, so führt dies zu einer lebenslangen Freiheitsstrafe. Totschlag zieht eine Freiheitsstrafe zwischen fünf und 15 Jahren nach sich. Der Strafrahmen kann sich verschieben, wenn beim Totschlag ein minder schwerer oder ein besonders schwerer Fall vorliegt oder besondere gesetzliche Milderungsgründe wie zum Beispiel verminderte Schuldfähigkeit angenommen werden.
 
        Schuldfähigkeit
 
        Die verminderte Schuldfähigkeit ist, beispielsweise neben einem Tatversuch, ein besonderer gesetzlicher Milderungsgrund. Sie liegt vor, wenn die Einsichts- und Steuerungsfähigkeit während der Tat eingeschränkt war, etwa wenn die Tat im Rausch begangen wurde. Bei Beziehungsfemiziden ist vor allem die tiefgreifende Bewusstseinsstörung in Form von hochgradigen Affekten von Interesse. Dabei handelt es sich um einen heftigen Erregungszustand in einer Ausnahmesituation.28
 
        Zur Bestimmung, inwiefern eine solche hochgradige Affekttat vorliegt, werden Positiv- und Negativmerkmale gegeneinander abgewogen. Für das Vorliegen einer Affekttat spricht beispielsweise, wenn die Tat für den Täter persönlichkeitsfremd ist. Dagegen spricht die Ankündigung der Tat.29 Vom Gericht werden regelmäßig Gutachter*innen bestellt, die die Schuldfähigkeit des Täters zum Tatzeitpunkt bewerten.30 Geht das Gericht davon aus, dass die Schuldfähigkeit zum Tatzeitpunkt gemindert war, so kann es die Strafe reduzieren.
 
        Strafzumessung
 
        Bei der Strafzumessung werden straferhöhende und strafmildernde Umstände benannt und gegeneinander abgewogen, um die Dauer der Freiheitsstrafe festzulegen. Die Aspekte, die dabei berücksichtigt werden können, sind sehr vielfältig: Die Entstehung des Konflikts, Vorstrafen des Täters, Spontaneität oder Planung der Tat sowie abgeurteilte oder nicht abgeurteilte frühere Gewalttaten sind nur einige Beispiele.31
 
        Bei typischen Beziehungsfemiziden können bestimmte Strafzumessungsfaktoren bedeutender sein als andere. So kann zum Beispiel die Rolle vorangegangener kontrollierender Verhaltensweisen straferhöhend in die Strafzumessung einfließen. Inwiefern diese aber tatsächlich berücksichtigt werden, obliegt den jeweiligen Richter*innen. Der Vorgang der Strafzumessung ist recht offen. Auf der einen Seite soll eine dem Einzelfall angemessene und gerechte Entscheidung ermöglicht werden. Auf der anderen Seite kann gleichmäßiges Strafen beeinträchtigt werden.
 
        BEDEUTUNG RICHTERLICHER WERTUNGEN
 
        Sei es bei der Feststellung des Tatbestandes, der Entscheidung, ob ein Affekt in Form einer tiefgreifenden Bewusstseinsstörung vorliegt, oder der Abwägung strafmildernder und straferhöhender Faktoren: Die Entscheidungen sind trotz der Berücksichtigung unterschiedlicher Fallgruppen wertungsoffen und müssen mit Interpretationen gefüllt werden. Sozialpsychologische Entscheidungsmodelle wie die Focal Concerns Theory zeigen, wie Stereotype den Prozess der Urteilsfindung beeinflussen können:32 Die Informationen zu einem Fall, zu dem ein Urteil gesprochen werden soll, können unvollständig und/oder widersprüchlich sein. Diese Lücken können durch stereotype Annahmen gefüllt werden, was sich verstärkt, wenn unter Zeitdruck gehandelt wird.33 Gleichzeitig kann der oft unbewusste Einfluss von Stereotypen durch bewusste Reflexion minimiert werden.34
 
        Übertragen auf Beziehungsfemizide bedeutet dies, dass aufgrund der bestehenden stereotypen Annahme, es handele sich in der Regel um spontane Taten, Hinweise auf vorbereitete Taten weniger beachtet und verfolgt werden könnten. Dies kann bereits bei den polizeilichen Ermittlungen beginnen und sich bis zum Urteil auswirken. Selbst wenn anerkannt wird, dass vor der Tat Todesdrohungen ausgesprochen wurden, können diese als „dahergesagt“ aufgefasst und nicht ernst genommen werden.
 
        Ebenso wichtig ist die Frage, inwieweit vorangegangene Gewalt in die Bewertung der Tat einfließt, das heißt tatsächlich als straferhöhender Faktor bei der Strafzumessung berücksichtigt wird. Da die meisten Formen von kontrollierendem Verhalten und psychischer Gewalt nicht strafrechtlich normiert sind, können sie weniger im Fokus stehen als körperliche und sexualisierte Gewalt. Gerade das Kontrollverhalten macht aber deutlich, dass es sich bei der Tötung nicht um ein klar abgrenzbares singuläres Ereignis handelt, sondern um die Steigerung eines bis dahin wiederholten instrumentellen Verhaltens. Wird der Fall aus einer solchen Perspektive betrachtet, kann daraus begründet eine andere Wertung der Tat entstehen.
 
        Selbst die Anwendung körperlicher Gewalt kann unterschiedlich interpretiert werden: So gibt es in meiner Auswertung mindestens ein Urteil, in dem Gewalt gegen den Hals, die so heftig war, dass die Frau das Bewusstsein verlor und sich unkontrolliert einnässte, nicht als Tötungsversuch gewertet wurde.35 Die Bedeutung der vorangegangenen Gewalt für den Fall kann unterschätzt werden. Solche Wertungen können dazu führen, dass das Strafurteil die Schwere der Tat und die verwirklichte Schuld des Täters nicht widerspiegelt.
 
        Es zeigt sich, dass bestimmte Aspekte der Taten unterschiedlich bewertet werden können. Um diese einordnen zu können, erscheint es notwendig, dass Justizpraktiker*innen über ein erweitertes Wissen verfügen, das sich nicht nur aus der juristischen Lehre speist, sondern auch aus der sozialwissenschaftlichen Forschung und den Erfahrungen von Praktiker*innen, die gewaltbetroffene Frauen unterstützen, wie zum Beispiel Frauenhausmitarbeiter*innen. Mit dem Wissen, beispielsweise um die Rolle von kontrollierendem Verhalten, können Justizpraktiker*innen das Vorliegen eines solchen Verhaltens im Einzelfall prüfen. Dabei bietet sich eine erweiterte Prüfung auch hinsichtlich der Frage an, ob die Tatmotivation eher in der Ausübung von Macht- und Besitzanspruch oder in Ausweglosigkeit und Verzweiflung gesehen werden kann, was die Annahme oder Ablehnung sonstiger niedriger Beweggründe naheliegender erscheinen lässt.
 
        SCHLUSS
 
        Gesetzesänderungen allein können die bestehenden Probleme bei der Sanktionierung von Beziehungsfemiziden – zum Teil uneinheitliche Auslegung von Macht- und Besitzanspruch, zum Teil mangelnde Berücksichtigung vorangegangener Gewalt – nicht lösen. In einigen Gesetzen lateinamerikanischer Länder ist auf Tatbestandsebene vorgesehen, dass eine geschlechtsbezogene Motivation zur Verurteilung der Tat als Femizid führt. Die Erfahrung zeigt bereits, dass an den Gesetzen vorbei gehandelt wird.36 Wenn die Richter*innen in den Taten nicht die Merkmale eines Femizids erkennen, so wird der entsprechende Femizid-Straftatbestand nicht angewandt.37 Ein Beispiel für eine Änderung auf der Ebene der Strafzumessung ist der aktuelle Gesetzesentwurf der Bundesregierung: Durch eine klarstellende Ergänzung der ausformulierten Beispiele für menschenverachtende Beweggründe soll durch die explizite Benennung „geschlechtsspezifischer“ Motive die Möglichkeit der strafverschärfenden Berücksichtigung hervorgehoben werden.38
 
        Diese Änderung kann jedoch aus meiner Sicht nur dann Wirkung entfalten, wenn der Begriff des „geschlechtsspezifischen Beweggrundes“ ausgefüllt wird. Dazu gehört für mich eine begleitende Diskussion darüber, warum die geschlechtsbasierte Motivation stärker berücksichtigt werden soll und wann diese als gegeben angesehen werden kann. Justizpraktiker*innen werden entsprechende Kategorien insbesondere dann verstärkt anwenden, wenn sie ihnen selbst eine große Bedeutung für die Beurteilung des Falles beimessen. Hierfür kann ein verstärkter Austausch auf mehreren Ebenen beitragen: im Studium, in der Fort- und Weiterbildung, über die juristische Kommentarliteratur und über Entscheidungen des Bundesgerichtshofs.
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        GEWALT GEGEN FRAUEN IN DEN NACHRICHTEN
 
        Christine E. Meltzer
 
        Gewalt gegen Frauen ist eine der größten Bedrohungen für die Gesundheit, das Wohlergehen, die gesellschaftliche Inklusion und die Gleichberechtigung von Frauen und Mädchen auf der Welt. Sie kann als drastischer Ausdruck der Ungleichheit zwischen den Geschlechtern verstanden werden. Etwa jede dritte Frau in der Europäischen Union hat in ihrem Leben schon einmal körperliche und/oder sexuelle Gewalt erfahren. Das gilt auch für Frauen in Deutschland.01 Häufig üben nahestehende männliche Personen Gewalt aus. Jede vierte Frau wird im Laufe ihres Lebens Opfer von Gewalt in der Partnerschaft.02 Jede zweite in Deutschland ermordete Frau wird von einem Intim- oder Expartner getötet. Gleichzeitig ist die gesellschaftliche Akzeptanz von Gewalt in der Partnerschaft in Deutschland außergewöhnlich hoch. Fast 20 Prozent der Deutschen halten es unter bestimmten Umständen für gerechtfertigt, wenn ein Ehemann seine Frau schlägt.03 Das ist mehr als in jedem anderen EU-Land. Hinzu kommt eine starke Tabuisierung des Themas: Nur ein Bruchteil der Fälle von sexualisierter Gewalt und Gewalt in der Partnerschaft wird zur Anzeige gebracht.04
 
        MEDIALE BERICHTERSTATTUNG
 
        Die Art und Weise, wie Nachrichtenmedien Gewalt gegen Frauen darstellen, kann zum Verständnis des Problems in der Gesellschaft beitragen. Themen, die in den Medien sichtbar sind, werden auch von der Öffentlichkeit und von politischen Akteuren als wichtiger empfunden als solche, die es nicht sind.05 Die Berichterstattung beeinflusst, wie dringlich Gewalt gegen Frauen als gesellschaftliches Problem wahrgenommen wird, und kann dabei helfen, dass das Thema enttabuisiert und nicht mehr als Privatsache verstanden wird. So kann sich die Berichterstattung indirekt auch auf das Anzeigeverhalten auswirken. Dabei spielt ebenfalls eine Rolle, über welche Gewaltformen konkret berichtet wird. Dass das Ausmaß von Gewalt durch intime Partner unterschätzt wird, liegt vermutlich auch an der unterproportionalen Sichtbarkeit von Gewalt in Paarbeziehungen im Vergleich zu von fremden Personen ausgeübte Gewalt. Mediale Berichterstattung vermittelt der Öffentlichkeit zudem bestimmte Vorstellungen von Gewalt sowie typischen Gewalthandlungen und -verläufen. Stereotype oder voreingenommene Darstellungen von Gewalt können letztlich verhindern, dass Betroffene und Angehörige Gewalt rechtzeitig als solche wahrnehmen. Vorfälle, die der gesetzlichen Definition eines sexuellen Übergriffs entsprechen, werden oft nicht zur Anzeige gebracht, weil viele Taten nicht den gängigen Stereotypen einer Vergewaltigung entsprechen, etwa weil kein Fremder involviert war.06
 
        Von Bedeutung ist in diesem Kontext auch die Nennung der Herkunft von Tatverdächtigen, die in Deutschland insbesondere seit den Ereignissen der Kölner Silvesternacht 2015/16 eine Rolle spielt. Eine stereotype Berichterstattung über nichtdeutsche Täter und deren Hervorhebung im Kontext von Gewalt gegen Frauen kann dazu führen, dass Gewalt gegen Frauen als ein Problem wahrgenommen wird, das „die Anderen“ verursachen – statistisch gesehen ist der gefährlichste Kontakt für eine deutsche Frau jedoch immer noch ein deutscher Mann. Schließlich ist auch die Art und Weise der Berichterstattung von Bedeutung dafür, welche Ursachen und Folgen die Öffentlichkeit in Bezug auf ein Ereignis ableitet – wer für eine Problemlösung verantwortlich ist. Entscheidend ist, ob die Medien Gewalt gegen Frauen thematisch aufbereiten und als gesellschaftliches Problem einordnen oder ob es bei einer reinen Einzelfalldarstellung bleibt.
 
        In den vergangenen Jahren lässt sich eine wachsende Zahl von Studien zur Medienberichterstattung über Gewalt gegen Frauen verzeichnen. In ihrer Gesamtheit zeigen diese Studien dominante Muster, die im Zeitverlauf sehr stabil sind und in der Berichterstattung verschiedener Länder sehr ähnlich erscheinen.
 
        Am Anfang jeder Nachrichtenberichterstattung steht die Auswahl dessen, was berichtet werden soll. Nach der Theorie der Nachrichtenfaktoren wählen Journalistinnen und Journalisten Ereignisse aus, die sich durch bestimmte Merkmale auszeichnen, die die Ereignisse berichtenswert machen, beispielsweise ein großer Schaden, Negativität, lokale Nähe oder Unerwartetheit.07 Im Gegenzug schaffen es alltägliche Ereignisse seltener in die Medien. Gewaltverbrechen und insbesondere Tötungsdelikte werden von den Medien überproportional häufig aufgegriffen. Dies gilt auch für die Berichterstattung über Gewalt gegen Frauen. Während Medien alltäglichen Formen von Gewalt, wie Körperverletzung oder Nötigung, wenig Beachtung schenken, überbetonen sie extreme und außergewöhnlich gewalttätige Fälle.08
 
        Darüber hinaus halten Medienschaffende häufig solche Ereignisse für berichtenswert, die seltener sind. In diesem Zusammenhang ist die Beziehung zwischen der gewaltbetroffenen Frau und dem Täter in den Medien von Bedeutung: Wie bereits erwähnt, ist die Gewalt durch Intimpartner alltäglich. Im Gegensatz dazu werden Gewaltverbrechen gegen Frauen seltener von Personen begangen, die den Frauen fremd sind. Dies könnte ein Grund dafür sein, dass sie in der medialen Berichterstattung überproportional oft vorkommen.09
 
        Dies gilt auch für die Berichterstattung in Deutschland. Vergleicht man die polizeilich gemeldeten Delikte in Abhängigkeit der Beziehung zwischen Opfer und Tatverdächtigem, so zeigt sich, dass in den Medien vor allem Tötungsdelikte stark überrepräsentiert sind. Über alltäglichere Formen von Gewalt gegen Frauen, wie Körperverletzung oder Nötigung, wird dagegen deutlich unterproportional zu ihrem realen Vorkommen berichtet. Während Tötungsdelikte in der Polizeilichen Kriminalstatistik weniger als ein Prozent der Straftaten gegen Frauen ausmachen, sind sie Bestandteil rund jeden zweiten Berichts über Gewalt gegen Frauen in den Medien. Ein Blick auf das Täter-Opfer-Verhältnis zeigt, dass durch Täter aus dem sozialen Nahraum ausgeübte Gewalt in den Medien unterrepräsentiert ist. Dies gilt insbesondere für die Gewalt in (Ex-)Partnerschaften. Intime Partnergewalt macht in der amtlichen Statistik des Bundeskriminalamts etwa ein Drittel der Gewalt gegen Frauen aus. In der medialen Berichterstattung ist es etwa ein Fünftel. Gleichzeitig sind es besonders diese Fälle, die von großer Brutalität sein müssen, um die Schwelle der medialen Berichterstattung zu überschreiten (Abbildung).10
 
         
          Abbildung: Straftaten in den Medien und in der amtlichen Kriminalstatistik nach Art der Beziehung zwischen Täter und Opfer in Prozent
 
          [image: Das Balkendiagramm zeigt, dass Gewalt gegen Frauen durch Täter aus dem sozialen Nahraum in den Medien unterrepräsentiert ist. Es zeigt auch, dass Tötungsdelikte gegen Frauen stark überrepräsentiert sind, während alltäglichere Formen von Gewalt gegen Frauen wie Körperverletzung oder Nötigung unterrepräsentiert sind.] 
          Basis: n = 2314 Artikel. Es wurden nur Artikel berücksichtigt, in denen Gewalt durch Partner oder Gewalt durch Fremde/Täter in unbekannter Beziehung zum Opfer ausgeübt wurde. Die reale Verteilung der Straftatbestände gegen weibliche Opfer wurde der Polizeilichen Kriminalstatistik 2015–2019 entnommen und gemittelt. 
 
          Quelle: Christine E. Meltzer, Tragische Einzelfälle? Wie Medien über Gewalt gegen Frauen berichten, Frankfurt/M. 2021. 
 
        
 
        MEDIALE EINORDNUNG
 
        Die Forschung zu Gewalt gegen Frauen zeigt, dass die Gründe für Gewalt und insbesondere Gewalt in Paarbeziehungen in einem Zusammenspiel von individuellen und sozioökonomischen Faktoren liegen. Systemische Ungleichheit zwischen den Geschlechtern sowie individuelle und gesellschaftliche Überzeugungen und Einstellungen spielen eine Rolle. Die Forschung zur Medienberichterstattung zeigt jedoch, dass Gewalt gegen Frauen vor allem als individuelles Problem dargestellt wird, wobei der Fokus auf (individueller) Devianz liegt. Die Medien charakterisieren die Quelle der Gewalt als individuelle Abweichung von der Norm und nicht als strukturelles gesellschaftliches Problem.11 Eine solche individualistische Perspektive – auch episodisches Framing genannt – isoliert einzelne Vorfälle voneinander, indem sie sich nur auf die Darstellung eines einzelnen Falls konzentriert und diesen nicht in einen größeren, strukturellen Kontext einordnet. Eine Folge davon ist, dass die Gewalttaten auch von der Öffentlichkeit als singuläre, voneinander losgelöste Ereignisse wahrgenommen werden und nicht als Teil größerer Muster und Strukturen.12 Dementsprechend wird auch die Verantwortung für die Lösung des Problems eher bei den einzelnen Beteiligten – beim Täter, im schlimmsten Fall bei der gewaltbetroffenen Frau – gesucht und nicht darüber hinaus in gesellschaftlichen Strukturen oder bei politischen Akteuren.
 
        Im Gegensatz zum episodischen steht das thematische Framing: Diese Art der Berichterstattung stellt das Thema in einen breiten gesellschaftlichen Kontext und thematisiert beispielsweise das Ausmaß von Gewalt gegen Frauen über den Einzelfall hinaus, die gesellschaftliche Akzeptanz von Gewalt gegen Frauen oder geschlechtsspezifische Machtverhältnisse. Mit anderen Worten: Das episodische Framing konzentriert sich eher auf das „Was“, das thematische Framing auf das „Warum“. Studien aus verschiedenen Regionen und kulturellen Kontexten zeigen, dass die Medienberichterstattung über Gewalt gegen Frauen übergreifende soziale und gesellschaftliche Kontexte weitgehend ignoriert und Gewalt gegen Frauen in den meisten Fällen als isolierte Einzelfälle darstellt.13
 
        Das zeigt sich auch in der deutschen Berichterstattung. Nur ein sehr kleiner Teil der Artikel über Gewalt gegen Frauen berichtet auf rein thematischer Ebene. Im November erscheinen regelmäßig thematische Artikel – ein Viertel aller thematischen Artikel insgesamt entfällt auf diesen Monat. Der 25. November ist der Internationale Tag zur Beendigung von Gewalt an Frauen, gleichzeitig wird um diesen Tag herum die jährliche Polizeiliche Kriminalstatistik über Gewalt in Paarbeziehungen veröffentlicht. Abgesehen davon bleibt es in der überwiegenden Zahl der Artikel bei der reinen Darstellung von Einzelfällen. Dies gilt insbesondere für Gewalt durch (Ex-)Partner. In vier von fünf Artikeln über Gewalt in Paarbeziehungen wird episodisch berichtet. Bei Gewalt gegen Frauen durch Fremde wird häufiger thematisch berichtet – wobei auch hier die episodische Darstellung überwiegt: In etwa drei von fünf Artikeln über Gewalt durch Fremde wird in reiner Einzelfalldarstellung berichtet.14
 
        Betrachtet man die von den Medien verwendete Sprache, zeigt sich, dass der Begriff „Femizid“ bis 2019 keine große Rolle in den Medien gespielt hat. Er wird nur in rund einem Prozent der untersuchten Artikel verwendet. Verharmlosende Begriffe wie „Familientragödie“ oder „Eifersuchtsdrama“ kommen ebenfalls eher selten vor, nämlich in rund drei Prozent der Artikel. Vor allem gegen Ende des Untersuchungszeitraums wurde immer weniger auf solche Formulierungen zurückgegriffen. Trotzdem werden sie nach wie vor verwendet. Insgesamt zeichnet die deutsche Medienberichterstattung über Gewalt gegen Frauen und im Kontext von Tötungsdelikten also nach wie vor ein Bild, das auf die Einzeltat und weniger auf den gesellschaftlichen und strukturellen Kontext fokussiert ist. Darüber hinaus zeigt sich, dass im Kontext der Berichterstattung über Gewalt gegen Frauen nur äußerst selten auf Hilfsangebote und -einrichtungen hingewiesen wird. Lediglich in zwei Prozent aller Artikel werden solche Angebote erwähnt.15
 
        NICHTDEUTSCHE TÄTER UND NICHTDEUTSCHE BETROFFENE
 
        Migrantinnen und Migranten sind in den Nachrichtenmedien im Verhältnis zu ihrem Anteil in der Bevölkerung in der Regel unterrepräsentiert. Wenn sie jedoch vorkommen, dann meist in einem negativen Kontext.16 Dies wird häufig mit dem Ansatz des ethnic blame erklärt, bei dem etwa Schwarze17 für die Probleme von Weißen verantwortlich gemacht werden, beziehungsweise Eingewanderte für die Probleme von Angehörigen des Aufnahmelandes. So zeigt sich zum Beispiel in den USA, dass insbesondere Gewalttaten gegen Weiße Opfer, die von nicht-Weißen Personen verübt werden, die Schwelle zur Berichterstattung überschreiten.18 Umgekehrt zeigt sich, dass Gewaltbetroffene mit Migrationshintergrund oder Angehörige ethnischer Minderheiten deutlich weniger Medienaufmerksamkeit erhalten als Weiße Betroffene von Gewalt.19 Dieses Muster zeigt sich auch in der Berichterstattung über Gewalt gegen Frauen. Eine Studie über die Mediendarstellung von Gewalt in Paarbeziehungen aus den USA zeigt, dass Weiße Täter eher entschuldigt werden als Schwarze.20 Es zeigt sich auch, dass Medienschaffende dazu neigen, sich auf kulturelle oder religiöse Erklärungen zu konzentrieren, wenn es um von Muslimen verübte Gewalt geht, während bei Gewalt durch nicht-muslimische Männer individualisierte Erklärungen verwendet werden, also episodisches Framing.21
 
        Die Ereignisse rund um die Silvesternacht 2015/16 haben in Deutschland ein großes Medienecho hervorgerufen. In Köln und anderen deutschen Städten kam es zu zahlreichen sexuellen Übergriffen auf Frauen sowie Körperverletzungen und Raubüberfällen durch Gruppen junger Männer, die vornehmlich aus dem nordafrikanischen und arabischen Raum stammten. In der gesellschaftlichen Debatte wurde nicht nur die Vorgehensweise der Polizei kritisiert, sondern auch die späte und zunächst zurückhaltende Berichterstattung durch die Medien. Journalistinnen und Journalisten standen zu diesem Zeitpunkt vor der Herausforderung, abzuwägen, in welchem Kontext eine Herkunftsnennung von Tätern angemessen ist. Der vom Deutschen Presserat vorgelegte Pressekodex sah im Jahr 2016 vor, die Zugehörigkeit zu einer ethnischen oder anderen Minderheit nur dann zu erwähnen, wenn sie in direktem Zusammenhang mit der Straftat stand. Nach der Silvesternacht in Köln wurden jedoch vermehrt Forderungen nach einer Herkunftsnennung laut. Wurde die Herkunft von Täterinnen und Tätern nicht genannt, sahen sich Medienschaffende mit dem Vorwurf konfrontiert, Nichtdeutsche (und insbesondere Geflüchtete) zu schützen. In der Folge erwähnten Medienschaffende zunehmend explizit die Nationalität von Täterinnen und Tätern oder wiesen implizit auf eine nichtdeutsche Herkunft hin. Unterstützt wurde diese Praxis 2018 durch eine Änderung des Pressekodex, wonach Angaben zur Herkunft zulässig sind, wenn ein begründetes öffentliches Interesse besteht.
 
        Nach der Silvesternacht 2015/16 und der Neuformulierung des Pressekodex wurde eine nichtdeutsche Herkunft von Tätern in der Medienberichterstattung deutlich häufiger genannt.22 Obwohl auch mehr Täter explizit als deutsch beschrieben wurden, nahmen insbesondere die nichtdeutschen Nennungen beziehungsweise impliziten Andeutungen einer nichtdeutschen Herkunft stark zu. Ein direkter Vergleich mit der Polizeilichen Kriminalstatistik ist an dieser Stelle nicht möglich, da weibliche Opfer im Zusammenhang mit Delikten, nicht aber im Zusammenhang mit Tatverdächtigen erfasst werden. Ein ungefährer Vergleich ist bei den Deliktarten möglich, bei denen Frauen überproportional betroffen sind: Gewalt durch Intim- oder Expartner und sexualisierte Gewalt. Bei beiden Deliktarten entspricht der Anteil nichtdeutscher Tatverdächtiger in den Medien in etwa dem Anteil nichtdeutscher Täter in der Polizeilichen Kriminalstatistik, nämlich rund 35 Prozent nichtdeutsche Tatverdächtige in Partnerschaftsgewalt und 38 Prozent nichtdeutsche Tatverdächtige bei sexualisierter Gewalt. Dagegen spielen nichtdeutsche Opfer von Straftaten in der Nachrichtenberichterstattung so gut wie keine Rolle: In der überwiegenden Mehrheit der Artikel wird keine Nationalität der gewaltbetroffenen Frau genannt (92 Prozent).
 
        Eine Überrepräsentation nichtdeutscher Tatverdächtiger in den Medien ist bei Gewalt gegen Frauen nicht festzustellen. Allerdings unterscheidet sich die mediale Einordnung: Während die Einzelfalldarstellung nach wie vor überwiegt, sind es vor allem Straftaten nichtdeutscher Tatverdächtiger, die häufiger thematisch berichtet werden: Bei deutschen Tatverdächtigen erfolgt ein episodisches Framing in 76 Prozent der Fälle, beziehungsweise ihre Herkunft wird nicht genannt; bei nichtdeutschen Tatverdächtigen in 64 Prozent der Fälle. Wenn verharmlosende Bezeichnungen wie „Drama“ oder „Tragödie“ verwendet werden, dann ganz überwiegend im Zusammenhang mit deutschen Tatverdächtigen.23
 
        FAZIT
 
        Insgesamt zeigt sich sowohl in der internationalen als auch in der deutschen Berichterstattung über Gewalt gegen Frauen ein recht einheitliches Bild. Gewalt gegen Frauen muss besonders brutal sein, um die Schwelle der medialen Berichterstattung zu überschreiten. Dies gilt insbesondere für Gewalt in Paarbeziehungen. Dass in den Medien vor allem über Tötungsdelikte an Frauen berichtet wird, kann auf den ersten Blick als Sensibilisierung für Femizide verstanden werden. Tatsächlich wird eine solche Sensibilisierung durch die Berichterstattung aber nur dann erreicht, wenn Femizide auch als solche eingeordnet werden. Eine entsprechende Einordnung findet jedoch in den meisten Fällen nicht statt: Die mediale Berichterstattung erfolgt überwiegend in Form von Einzelfallberichten, ohne Bezugnahme auf das Ausmaß von Gewalt gegen Frauen oder eine Einordnung durch Expertinnen und Experten. Geschlechtsspezifische Gewalt gegen Frauen als strukturelles Problem wird vor allem dann thematisiert, wenn es einen aktuellen Anlass gibt, wie zum Beispiel die jährliche Veröffentlichung der Polizeilichen Kriminalstatistik zu Gewalt in Paarbeziehungen.
 
        Obwohl die überproportionale Fokussierung auf Tötungsdelikte der allgemeinen Medienlogik entspricht, erscheint sie im Kontext von Gewalt gegen Frauen besonders problematisch. Studien zu Gewalt in Paarbeziehungen zeigen, dass eine Tötungshandlung häufig nicht spontan erfolgt, sondern der letzte Schritt in einer langen Geschichte von Zwangskontrolle und Gewalt ist. Diese Eskalation verläuft häufig nach ähnlichen Mustern.24 Mediale Berichterstattung, die sich nur auf diesen letzten, irreversiblen Akt konzentriert, verdeckt, dass Tötungsdelikten in Paarbeziehungen in der Regel viele alltäglichere und weniger drastische Formen von Gewalt vorausgehen. Dies kann dazu führen, dass betroffene Frauen (und ihre Freunde und Angehörigen) erste Anzeichen von Gewalt falsch deuten und zu spät reagieren. Problematisch erscheint in diesem Zusammenhang auch, dass in der Berichterstattung kaum auf Hilfseinrichtungen verwiesen wird, da vielen Betroffenen (und deren Freunden und Angehörigen) unklar ist, wie sie Zugang zu Hilfseinrichtungen erhalten können.25 Insgesamt besteht die Gefahr, dass die aktuelle Berichterstattung dazu beiträgt, dass Gewalt gegen Frauen und insbesondere Gewalt in intimen Paarbeziehungen als privates Problem verstanden wird. Dies kann Freunde, Angehörige und Umstehende davon abhalten, bei Gewalttaten frühzeitig einzugreifen und letztlich auch staatliche Maßnahmen und Interventionen langfristig verhindern.
 
        Eine thematische Einordnung von Gewalt findet zudem häufiger dann statt, wenn die Gewalt von nichtdeutschen Tätern ausgeübt wird. Dies kann bestehende Stereotype verstärken und suggerieren, dass vor allem im Kontext von nichtdeutschen Tätern politischer Handlungsbedarf besteht. Zwar werden nichtdeutsche Täter in den Medien im Vergleich zu ihrem Anteil in der Bevölkerung nicht überproportional häufig benannt, die in den vergangenen Jahren stetig gestiegene Nennung einer nichtdeutschen Herkunft kann der Öffentlichkeit jedoch suggerieren, dass Gewalt gegen Frauen durch ausländische Täter zugenommen hat. Die Nennung eines Migrationshintergrundes im Zusammenhang mit bestimmten Straftaten kann in der Öffentlichkeit Vorurteile schüren.26 Dies kann dazu führen, dass Gewalttaten ausländischer Täter als Herausforderung für die Integration diskutiert werden, während die Täter ohne Migrationshintergrund weniger beachtet werden – und damit auch ihre Opfer.
 
        Es gibt Anzeichen dafür, dass das Thema Gewalt gegen Frauen langsam bei Medienschaffenden ankommt. Im November 2019 kündigte die Deutsche Presseagentur an, bei der Berichterstattung über Gewalt in Familien und partnerschaftlichen Beziehungen künftig auf verharmlosende Begriffe wie „Familientragödie“ oder „Beziehungsdrama“ zu verzichten. In der medialen Selbstregulierung spielt das Thema jedoch (noch) keine Rolle. Das Übereinkommen des Europarats zur Verhütung und Bekämpfung von Gewalt gegen Frauen und häuslicher Gewalt (die sogenannte Istanbul-Konvention) fordert die Medien in Artikel 17 explizit auf, Richtlinien und Normen der Selbstregulierung festzulegen, um Gewalt gegen Frauen zu verhüten. Es gibt Beispiele für gemeinsame Initiativen von Medienschaffenden und NGOs, die konkrete Empfehlungen für die Berichterstattung über Gewalt gegen Frauen ausgearbeitet haben.27 Doch bis dato sind in den Selbstregulierungsrichtlinien der Medien, des deutschen Presserates sowie der Rundfunkstaatsverträge keine Ausführungen hinsichtlich geschlechtsspezifischer Gewalt gegen Frauen zu finden.28 Entsprechend fehlen auch für die Öffentlichkeit konkrete Grundlagen, auf deren Basis Beschwerden formuliert und Rügen gegen mediale Berichterstattung ausgesprochen werden können.
 
        Insgesamt zeigt sich in der deutschen Berichterstattung, dass Gewalt gegen Frauen und insbesondere von (Ex-)Partnern ausgeübte Gewalt von Journalistinnen und Journalisten weitgehend (noch) nicht als politisches Thema wahrgenommen und als solches eingeordnet wird. Hinweise auf Hilfseinrichtungen unter entsprechenden Artikeln, wie beispielsweise üblich bei der Berichterstattung über Suizide, sind ein wichtiger Schritt zur Eindämmung von Gewalt. Das Aufzeigen des Ausmaßes von Gewalt gegen Frauen in Deutschland und von Gewalt in Paarbeziehungen kann größere Sensibilität für das Problem in der Gesellschaft schaffen. Vor allem aber kann die mediale Einordnung von Gewalt gegen Frauen als strukturelles Problem und das Aufzeigen von Mustern hinter den (scheinbaren) Einzelereignissen entscheidend dazu beitragen, dass das Thema nicht als privates, sondern als gesamtgesellschaftliches Problem erkannt und dessen Lösung in Angriff genommen wird.
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        NI UNA MENOS
 
        Portrait einer feministischen Bewegung
 
        Alyssa Bedrosian
 
        Am 3. Juni 2015 versammelten sich über 250000 Argentinier:innen auf der Plaza del Congreso in Buenos Aires zur ersten Demonstration von Ni Una Menos („Nicht eine weniger“). Die Aktion war als Reaktion auf eine Reihe aufsehenerregender Frauenmorde im Land organisiert worden und wurde in mehr als 100 Städten in ganz Argentinien aufgegriffen. Schon bald entwickelte sich Ni Una Menos zu einer transnationalen feministischen Bewegung. Ziel dieser ersten Demonstration war es, auf den Femizid im Land aufmerksam zu machen und darauf hinzuweisen, dass es sich dabei nicht um ein privates, sondern ein öffentliches und gesellschaftliches Problem handelt. Mittlerweile ist Ni Una Menos deutlich gewachsen und kann als Kollektiv, Slogan und als soziale Bewegung verstanden werden.01
 
        Während sich die Demonstration von 2015 auf den Femizid konzentrierte, beschäftigt sich die Bewegung heute mit der Frage, wie verschiedene Formen von Gewalt ineinandergreifen – etwa physische Gewalt, ökonomische Gewalt, wozu Handlungen gehören, die darauf abzielen, andere Menschen finanziell abhängig zu machen, sowie Gewalt, die die reproduktive Gesundheit und reproduktiven Rechte verletzt.
 
        GEWALT GEGEN FRAUEN UND FEMIZID
 
        Gewalt gegen Frauen ist nach wie vor eins der drängendsten Probleme im Bereich der Menschenrechte und der öffentlichen Gesundheit. Die Weltgesundheitsorganisation (WHO) schätzt, dass weltweit jede dritte Frau im Laufe ihres Lebens Opfer körperlicher und/oder sexueller Gewalt wird.02 Femizid – also die vorsätzliche Tötung von Frauen allein aufgrund der Tatsache, dass sie Frauen sind –03 ist die extremste Form der Gewalt gegen Frauen. Auch wenn der Begriff „Femizid“ in einigen Regionen häufiger verwendet wird als in anderen – so ist er in Lateinamerika weitverbreitet, während er in den Vereinigten Staaten praktisch nicht vorkommt –, ändert das nichts an der Tatsache, dass Femizid weltweit ein akutes Problem ist und Gesellschaften aller Länder betrifft.
 
        Laut der Anthropologin Rita Segato ist Gewalt gegen Frauen das Ergebnis des im Patriarchat bestehenden „Mandats der Männlichkeit“.04 Einfach ausgedrückt, vermittelt das Patriarchat die Vorstellung, dass Männer stark und mächtig sein müssen, um männlich zu wirken. Da es den meisten Männern im öffentlichen Raum an Macht mangelt, versuchen sie dies im privaten Bereich auszugleichen und greifen dabei oft auf Gewalt zurück. Diese Gewalt strahlt jedoch über den privaten Bereich hinaus. Die Philosophin und Aktivistin Silvia Federici schreibt dazu: „Die institutionelle Duldung häuslicher Gewalt schafft eine Kultur der Straflosigkeit, die zur Normalisierung der öffentlichen Gewalt gegen Frauen beiträgt.“05 Gewalt gegen Frauen findet zwar häufig im häuslichen Umfeld statt, ist aber nicht auf private Räume beschränkt. Gerade im Zusammenhang mit dem Aufstieg des globalen Kapitalismus verweisen einige Studien auf die Verflechtung von Kapitalismus und Patriarchat als Wurzel der Gewalt gegen Frauen.06
 
        Bei der ersten Demonstration von Ni Una Menos 2015 erklärten die Organisatorinnen, dass im Vorjahr alle 30 Stunden eine Frau in Argentinien getötet worden sei.07 Daran hat sich bis heute nichts geändert, wie die Daten der gemeinnützigen Organisation La casa del encruento zeigen. Aus ihren Berichten geht hervor, dass alle 29 Stunden eine Frau oder eine Trans-Person aufgrund ihres Geschlechts getötet wird.08 Laut María Pia López, eine Organisatorin der Demonstration von 2015, seien Femizide nur die Spitze des Eisbergs der Gewalt gegen Frauen in Argentinien.09 Mit anderen Worten: Femizid sei zwar die sichtbarste und extremste Form der Gewalt gegen Frauen im Land, er basiere jedoch auf zahlreichen Formen der Gewalt, die in der argentinischen Gesellschaft akzeptiert und zur Norm geworden seien.
 
        FEMINISTISCHER AKTIVISMUS IN ARGENTINIEN
 
        Trotz der Gewalt zeichnet sich Argentinien auch durch seine Geschichte des feministischen Aktivismus und weiblichen Widerstands aus. Während der argentinischen Militärjunta zwischen 1976 und 1983 initiierten die Madres de Plaza de Mayo, eine Gruppe von Müttern, deren Kinder als politische Gegner zu den „Verschwundenen“ gehörten, Proteste gegen das Regime und die von ihm ausgeübte Gewalt. Diese Gruppe, die auch heute noch aktiv ist, konnte erfolgreich die internationale Öffentlichkeit auf ihr Anliegen aufmerksam machen und Druck auf die Militärjunta ausüben.10 Mitte der 1980er Jahre, nach der Rückkehr zur Demokratie, begannen feministische Gruppen mit der Organisation einer nationalen jährlichen Frauenversammlung.11 Sie findet seitdem regelmäßig statt, die einzige Ausnahme war eine zweijährige Pause aufgrund der Covid-19-Pandemie. Die Veranstaltung ist im Laufe der Jahre deutlich gewachsen – 2022 nahmen über 100000 Personen teil – und hat sich auch in Hinblick auf die Organisation und Schwerpunkte weiterentwickelt.12 Aus der starken Tradition des feministischen Aktivismus in Argentinien ist auch Ni Una Menos hervorgegangen.
 
        Die Entstehung von Ni Una Menos geht auf eine Marathonlesung vom März 2015 in Buenos Aires zurück, bei der Autor:innen, Akademiker:innen und Aktivist:innen Texte vortrugen, die sich gegen jüngste Femizide richteten.13 Die Gewalt hielt an, und die Journalistin Marcela Ojeda schrieb zwei Monate später auf Twitter: „Werden wir nicht unsere Stimme erheben? Sie bringen uns um.“14 Danach wurde am 3. Juni die erste Demonstration von Ni Una Menos organisiert. Das Organisationskomitee bestand aus gut ausgebildeten und vernetzten Journalist:innen, Akademiker:innen und Aktivist:innen. Trotz ihres ähnlichen beruflichen Hintergrunds war die Gruppe in Bezug auf ihre politische Ideologie und Zugehörigkeit sehr divers. Dank gut vernetzter, kommunikationserfahrener und politisch vielfältig orientierter Frauen konnte Ni Una Menos ein breites Spektrum der Bevölkerung ansprechen, was letztlich entscheidend für den Erfolg der Bewegung war.
 
        Die Demonstration vom 3. Juni 2015 fand auf der Plaza del Congreso statt. Über 250000 Menschen nahmen daran teil. Obwohl die Hauptstadt des Landes das Zentrum der Bewegung war und weiterhin ist, fand die Demonstration in mehr als 100 Städten in ganz Argentinien Nachahmer. Das Manifest, das damals verlesen und später allgemein verbreitet wurde, verwies auf die zahlreichen Fälle von Femiziden in Argentinien und bezeichnete sie als gesellschaftliches und nicht als privates, häusliches Problem.15 Es wurde argumentiert, dass Femizid ein Nebenprodukt der argentinischen Mentalität des Machismo sei und mit anderen Formen der Gewalt zusammenhänge, denen viele Frauen ausgesetzt seien, wie etwa Beleidigungen und sexuelle Belästigungen. Femizid sei eine Menschenrechtsverletzung – angesichts der Geschichte der argentinischen Diktatur eine wichtige Botschaft. Darüber hinaus wurde in dem Text hervorgehoben, auf welch gefährliche Weise die Massenmedien Frauen durch ihre herablassende Darstellung erneut zum Opfer machen und wie diskursive Gewalt den Boden für physische Gewalt bereitet. Der letzte Abschnitt des Dokuments enthielt eine Liste von Forderungen, darunter die nach einer angemessenen Anwendung der bestehenden Gesetze und nach einem offiziellen Register zur Erfassung der Opfer.
 
        TRANSNATIONALE FEMINISTISCHE BEWEGUNG
 
        Die Bewegung verbreitete sich schnell auch in anderen Ländern, und „Ni una menos“ wurde zu einem Slogan, der von Feminist:innen in ganz Lateinamerika und darüber hinaus verwendet wurde. So erklärt die Soziologin Lidia Salvatori: „Der Aufruf ‚Nicht eine weniger‘ fand großen Anklang in Italien, wo Feminist:innen im November 2016 mit einer Großdemonstration und einer nationalen Versammlung in Rom eine neue Bewegung gründeten.“16 Die digitalen Medien trugen entscheidend zum Entstehen der transnationalen Bewegung bei. Dank ihnen konnten Aktivist:innen in anderen Ländern das Geschehen in Argentinien in Echtzeit verfolgen und die Strategien und Ideen an ihre Verhältnisse anpassen und übernehmen.
 
        Ni Una Menos sieht sich als Teil einer größeren internationalen Bewegung. So wird etwa in einem Manifest aus dem Jahr 2017 die „kollektive und internationale Geschichte“ betont, aus der Ni Una Menos hervorging.17 Das Manifest zeichnet die Entstehungsgeschichte des feministischen und weiblichen Aktivismus nach, die unter anderem die Mütter und Großmütter der Plaza de Mayo, schwarze Feministinnen der US-amerikanischen Bürgerrechtsbewegung sowie französische und englische Suffragetten umfasst. Und zu guter Letzt wird die Notwendigkeit einer „internationalen feministischen Bewegung, die unseren Platz in der Welt revolutioniert“, hervorgehoben. Bereits zwei Jahre nach der ersten Demonstration hatte das Kollektiv Ni Una Menos eine Bewegung vor Augen, die weit über den Kampf gegen die Femizide in Argentinien hinausreicht.
 
        NEUER POLITISCHER KURS
 
        2015 war Ni Una Menos zwar politisch, aber unparteiisch. Die Bewegung strebte nach politischen Veränderungen, unterstützte jedoch – da es in Argentinien ein Wahljahr war – keine bestimmte politische Partei und griff auch keine gezielt an. Stattdessen konzentrierte man sich auf den Femizid und äußerte sich nicht speziell zum Thema Abtreibung. Auch ökonomische Gewalt kam im Diskurs nicht vor. Femizid wurde mit der Machismo-Kultur und anderen Formen körperlicher und sexueller Gewalt in Verbindung gebracht, doch es gab keine Diskussionen darüber, wie körperliche, ökonomische und reproduktive Gewalt zusammenhängen. Insgesamt sollten die Botschaften von Ni Una Menos die breite Masse und nicht nur feministische Aktivistinnen ansprechen und so eine möglichst große Resonanz erzielen.18
 
        Doch seit der Gründung 2015 hat sich die Bewegung weiterentwickelt. Zum aktuellen Kollektiv gehören nur noch wenige ursprüngliche Gründungsmitglieder. Entsprechend haben sich auch der politische Kurs und die Praktiken der Bewegung verändert. Ökonomische Gewalt wurde 2016 während des ersten nationalen Frauenstreiks in Argentinien am 19. Oktober zu einem wichtigen Thema für die Bewegung. Der erste internationale Frauenstreik fand einige Monate später statt, am 8. März 2017. Ni Una Menos spielte bei der Organisation beider Streiks eine Schlüsselrolle und steht auch weiterhin im Mittelpunkt des jährlichen Internationalen Feministischen Streiks am 8. März. Verónica Gago, aktuelles Mitglied des Kollektivs, betrachtet den Frauenstreik als einen fortlaufenden Prozess und nicht als ein einmaliges Ereignis. Sie erklärt, der Streik habe zu „einem neuen Verständnis von Gewalt“ geführt, das „häusliche Gewalt“ mit „ökonomischer Gewalt, Gewalt am Arbeitsplatz, institutioneller Gewalt, Polizeigewalt, rassistischer Gewalt und kolonialer Gewalt“ verbinde.19
 
        Auch das Thema Abtreibung wurde zu einem zentralen Anliegen der Bewegung. Ni Una Menos war zwar 2015 noch nicht an der Nationalen Kampagne für das Recht auf legalen, sicheren und kostenlosen Schwangerschaftsabbruch beteiligt, engagierte sich jedoch bald für das Recht auf Schwangerschaftsabbruch im ganzen Land. Für Ni Una Menos ist der fehlende Zugang zu einer legalen, sicheren und kostenlosen Abtreibung eine Bedrohung für die Gesundheit, das Wohlbefinden und die Menschenrechte von Frauen. Im Manifest vom September 2017 heißt es dazu: „Legale Abtreibung ist Leben. Ohne legalen Schwangerschaftsabbruch gibt es kein ‚Nicht eine weniger‘.“20 Argentinien hat Schwangerschaftsabbrüche im Dezember 2020 legalisiert, was zum großen Teil Ni Una Menos zu verdanken ist.
 
        Zu Beginn der Covid-19-Pandemie rückten Femizide erneut in den Mittelpunkt, da viele Frauen in Argentinien und auch in anderen Ländern während des Lockdowns mit gewalttätigen Partnern oder anderen Familienmitgliedern auf engem Raum zusammenlebten. Im März 2020 wurden in Argentinien 27 Frauen von ihren Partnern oder Ex-Partnern getötet.21 Darüber hinaus stiegen die Anrufe bei der nationalen Hotline für geschlechtsspezifische Gewalt in dieser ersten Phase des Lockdowns um 39 Prozent.22 Als Reaktion darauf organisierte Ni Una Menos am 30. März einen ruidazo (deutsch: Lärm, „Radau“), bei dem Frauen auf ihre Balkone gingen und auf Töpfe und Pfannen schlugen, um „kontaktlos“ – aus sicherer Entfernung und mit Abstand – gegen die zunehmende Gewalt gegen Frauen zu protestierten.
 
        KULTURWANDEL
 
        Von Anfang an strebte die Bewegung einen politischen wie kulturellen Wandel an, weil klar war, dass ein kulturelles Umdenken politische Veränderungen erleichtern würde. Im Laufe der Jahre konnte Ni Una Menos Erfolge auf beiden Gebieten verbuchen. Wie Cecilia Palmeiro, derzeitiges Mitglied des Kollektivs, mir 2019 sagte, markiere die Demonstration 2015 eine Zäsur zwischen dem „Davor und Danach in der argentinischen Kultur und Geschichte“. Drei einfache Wörter – Ni Una Menos – haben als Parole einen enormen Bekanntheitsgrad erreicht. Mir wurde erzählt, dass der Slogan „Ni Una Menos“ von argentinischen Schulmädchen als Reaktion auf sexistische Witze oder Schikanen von Jungen verwendet werde. Die Bewegung hat ein weitverbreitetes Bewusstsein für Geschlechterungleichheit und Gewalt gegen Frauen geschaffen, das es vor 2015 nicht gab. Dieses Bewusstsein ist zumindest ein erster wichtiger Schritt.
 
        Die Schaffung des neuen argentinischen Ministeriums für Frauen, Geschlecht und Vielfalt im Jahr 2019 wird vom Kollektiv Ni Una Menos als eine wichtige politische Errungenschaft betrachtet. Allerdings fordert das Kollektiv weiterhin, dass notwendige Mittel bereitgestellt werden, um entsprechende Maßnahmen und Programme zu unterstützen.23 Die wohl wichtigste politische Errungenschaft war die Legalisierung der Abtreibung im Dezember 2020. Die 2005 gegründete nationale Kampagne für das Recht auf legalen, sicheren und kostenlosen Schwangerschaftsabbruch gilt als wichtigste Kraft im Kampf für Abtreibungsrechte in Argentinien, und ihr Markenzeichen, ein grünes Halstuch, wurde zu einem internationalen Symbol. Ni Una Menos entstand als Reaktion auf den Femizid, machte jedoch auch bald das Recht auf Abtreibung zu einem ihrer zentralen Anliegen. Der Kampf von Ni Una Menos gegen Femizid und der Kampf für das Recht auf Abtreibung sind nicht voneinander zu trennen – vielmehr sind beide Teil einer größeren feministischen Bewegung in Argentinien und darüber hinaus.
 
        WELTWEITE STRAHLKRAFT
 
        Was können diejenigen, die sich nicht in Lateinamerika befinden, von Ni Una Menos lernen? Auf der grundlegenden Ebene liefert die Bewegung ein Beispiel dafür, wie man Femizid als öffentliches, gesellschaftliches Problem statt als privates, häusliches Problem darstellen kann. Ich schreibe diesen Artikel in den USA, wo die Formulierung „häusliche Gewalt“ weiterhin den Diskurs in den Medien dominiert. In einem Artikel des „Ms. Magazine“ schreibt Brigittine French über Gewalt gegen Frauen in den USA und darüber, wie wichtig es ist, diese Morde als „Femizide“ zu bezeichnen: „Das Schweigen zum Thema Femizid in den Vereinigten Staaten führt dazu, dass die geschlechtsspezifische Natur der andauernden Morde an Frauen und die damit verbundenen größeren sozialen Muster ausgeblendet werden. Solange dieses Problem in unserem Land nicht angegangen wird, bleiben Frauen auf eine besondere und chronische Art und Weise von tödlicher geschlechtsspezifischer Gewalt betroffen.“24
 
        Darüber hinaus können Aktivist:innen weltweit von den Kommunikationsstrategien der Bewegung und ihrem kreativen Aktivismus sowohl im digitalen als auch im realen Raum lernen. Das Kollektiv von 2015 nutzte persönliche und berufliche Beziehungen, um für Ni Una Menos zu werben. Persönlichkeiten des öffentlichen Lebens und Prominente teilten die Botschaft von Ni Una Menos über Social Media, und auch die traditionellen Medien berichteten ausführlich über die Bewegung.
 
        Ni Una Menos bleibt auch auf der Straße aktiv. Abgesehen von den Unterbrechungen aufgrund der Covid-19-Pandemie bleibt der 3. Juni ein fester Termin für eine große Demonstration mit zahlreichen Teilnehmer:innen, und auch der Frauenstreik am 8. März ist mittlerweile zu einem Eckpfeiler der Bewegung geworden. Außerdem beteiligt sich Ni Una Menos an Versammlungen mit anderen Aktivist:innen, um Solidarität aufzubauen. Diese Aktionen werden von einer kreativen, aktiven Social-Media-Präsenz begleitet, insbesondere auf Instagram. Angesichts des zunehmenden Rechtsextremismus, der wachsenden Gewalt in vielen Teilen der Welt und der anhaltenden Bedrohung der sexuellen und reproduktiven Rechte können Aktivist:innen in den Vereinigten Staaten, Europa und darüber hinaus viel von der Arbeit von Ni Una Menos lernen.
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        HEXENVERFOLGUNG
 
        Ein historischer Femizid?
 
        Claudia Opitz-Belakhal
 
        Es ist eine unübersehbare Tatsache, dass unter der europäischen Hexenverfolgung zwischen dem Ende des 15. und dem 18. Jahrhundert Frauen besonders zu leiden hatten. Wenn auch in der jüngeren Forschung zu Recht immer wieder darauf hingewiesen wird, dass auch eine große Zahl von Männern der Hexenverfolgung in Europa zum Opfer fielen, so ist es unbestreitbar, dass der Frauenanteil bei den Opfern – bis auf sehr wenige regionale Ausnahmen – grundsätzlich weit über 50 Prozent lag und bisweilen sogar über 90 Prozent der Anklagen sich gegen Frauen richteten. Bei anderen schweren Delikten wie Raub oder Mord machten Frauen kaum zwei Prozent der Angeklagten aus. Auch der im Deutschen und im Italienischen weibliche Begriff der „Hexe“ beziehungsweise der „strega“ zeigt diesen engen konzeptionellen Zusammenhang von Weiblichkeit und Teufelskult deutlich auf.
 
        Schon länger wurde der hohe Anteil weiblicher Hexenverfolgungsopfer auf die Frauenfeindlichkeit der Hexenjäger beziehungsweise der katholischen Kirche zurückgeführt. Der Mentalitätshistoriker Jean Delumeau trug in seinem epochalen Werk „Angst im Abendland“ eine Fülle von Belegen zusammen für die Frauenfeindlichkeit der frühneuzeitlichen Kirchenvertreter, für ihre Sexualangst sowie ihren „Gebärneid“ und bot gleichzeitig einen ausgezeichneten Überblick über die Entwicklung und das Ausmaß der Hexenverfolgung in Europa, die sich vor allem gegen Frauen als Verbündete des Teufels gerichtet habe.01
 
        Aus seiner umfangreichen Dokumentation wird allerdings deutlich, dass die Misogynie der Hexenjäger und Kirchenvertreter schon weit älter ist als die Hexenverfolgung selbst und es insofern nicht selbstverständlich war, dass am Ende des 15. Jahrhunderts den misogynen Vorstellungen und Vorurteilen frauenfeindliche (Gewalt-)Taten folgten. Die Frauenfeindlichkeit der kirchlichen Autoren allein verursachte offenbar noch keine Hexenverfolgung. Allenfalls kann sie erklären, warum der Frauenanteil unter den Opfern so enorm hoch war.
 
        Umgekehrt sind aber auch Erklärungsansätze feministischer Forscherinnen über die gezielte Ausrottung von Frauen durch die Hexenverfolgung, wie sie seit Mitte der 1970er Jahre unter anderem durch die Autorinnen Barbara Ehrenreich und Deirdre English vorgebracht wurden, nicht tragfähig.02 Weder machten die Hexenverfolger ausschließlich und gezielt Jagd auf „weise Frauen“ oder Hebammen, um deren „geheimes“ Verhütungswissen auszumerzen, noch lässt sich die Hexenverfolgung direkt oder indirekt mit dem Holocaust verglichen, wie manch andere Autorinnen das getan haben.
 
        Solche Erklärungsansätze sind mit gutem Grund und vielen empirischen Belegen von der jüngeren historischen Forschung in Zweifel gezogen worden, die hier eher von einer Verkettung verschiedener Faktoren ausgeht. Sie weist darauf hin, dass es neben Vertretern der katholischen Kirche auch genügend protestantische Hexenjäger gab und neben Vertretern der Inquisition und kirchlicher Gerichte auch immer mehr weltliche Richter Hexen und Zauberer aburteilten. Zudem können Hexerei und Hexenwesen im Lichte dieser neueren Forschungen auch nicht als genuin weibliche Praktiken bezüglich Geburtenkontrolle, Fruchtbarkeit und Heilwesen verstanden werden, die von „dem Patriarchat“ beziehungsweise „der Kirche“ bekämpft wurden. Allenfalls gab es eine genuin weibliche Praxis zur Ausübung von Liebeszaubern, aber eben auch eine Vielzahl von anderen magischen Praktiken, die Männer wie Frauen ausübten. Ebenso wenig ist daher die These der beiden Bevölkerungswissenschaftler Gunnar Heinsohn und Otto Steiger von der „Vernichtung der weisen Frauen“ zutreffend, da sie unter anderem auf unzuverlässige Statistiken und insgesamt auf ein ahistorisches Konzept von politischer Kontrolle und staatlicher Einflussnahme auf Hexenverfolgung und Verhütungspraktiken gestützt wird.03
 
        Die Frage lautet heute also nicht mehr, ob die Hexenverfolgung eine (gezielte) Frauenverfolgung war, sondern vielmehr: Warum wurde die Hexenverfolgung vor allem zu einer Verfolgung von Frauen? Es lassen sich grob drei Ebenen unterscheiden, die gemeinsam die besonders große Zahl von weiblichen Opfern des Hexenwahns erklären helfen: erstens die Benachteiligung der Frauen im frühneuzeitlichen Gerichtswesen und insbesondere im Hexenprozess, zweitens die geschlechtsspezifischen Implikationen von Alltagsmagie und Alltagskonflikten, die für Hexereibeschuldigungen und -anklagen eine große Rolle spielten, und drittens die Frauenfeindlichkeit in den gelehrten Diskursen insbesondere der Dämonologie, die gleichsam als programmatische Klammer (theologische) Theorie und (Verfolgungs-)Praxis umspannte – und in der die Frauen im doppelten Wortsinn mit dem Teufel zusammenkamen. Ich beginne mit dem letzten Aspekt und komme danach auf das Gerichtswesen und die Alltagspraktiken zu sprechen, bevor ich abschließend die Frage beantworte, ob die frühneuzeitliche Hexenverfolgung als Femizid – also als Tötung von Frauen wegen ihrer Zugehörigkeit zum weiblichen Geschlecht und der damit einhergehenden Rollenvorstellungen und Stereotypen – bezeichnet werden kann.
 
        FRAUENFEINDLICHKEIT DER DÄMONOLOGEN UND HEXENJÄGER
 
        Als Mittel gegen den drohenden Verlust kirchlicher Autorität in weltlichen wie in geistlichen Dingen entfaltete sich seit dem späten Mittelalter eine theologische Schriftgattung, die den Teufel und seine Wirkungen in den Mittelpunkt der Reflexion stellte und die an misogyner Haltung kaum mehr zu übertreffen war: die Dämonologie. Dämonologische Schriften waren verbreitet und wurden viel gelesen.04 Sie zogen ihre Bedeutung und ihre Wirksamkeit als Ratgeber zunächst für Inquisitoren und Theologen, später für alle Richter und Hexenjäger, vor allem aus der Tatsache, dass sie einen starken Bezug zum Alltagsleben aufwiesen und diesen auch bewusst herstellten. Dementsprechend waren neben kirchlichen Autoren bald auch weltliche Hexenjäger sehr aktiv dabei, den Teufel und seine Anhänger genau zu studieren und Erkenntnisse schriftlich festzuhalten.
 
        Schon in den spätmittelalterlichen Inquisitionshandbüchern für die Ketzerjagd war der Teufel als Feind der Kirche und des wahren Glaubens stark präsent; auch schwarze Messen und nächtliche Orgien wurden darin bereits erwähnt. Nun aber, in den Dämonologien wie in der Alltagskultur der Frühen Neuzeit, gewann der Teufel an Beachtung und Macht.05 Vor allem konzentrierte sich das Interesse der Dämonologen nun auf das weibliche Geschlecht und seine besondere Beziehung zum Teufel, während es eine solche Zuspitzung auf ein Geschlecht in der spätmittelalterlichen Ketzerliteratur noch nicht gab und auch die spätmittelalterlichen Rechtstexte von „Männern und Frauen, die sich dem Teufel hingaben“, oder kurz von „bösen Leuten“ sprachen.
 
        Schon länger hat die Forschung dieses besondere Interesse für weibliche Teufelsanhänger sowie für sexuelle Bedrohung von Männern durch Frauen als besonderes Charakteristikum des „Hexenhammers“, der wichtigsten dämonologischen Schrift des späten Mittelalters und der beginnenden Neuzeit, identifiziert. Bereits im Buchtitel wird die geschlechtsspezifische Zuspitzung des neuen Hexenbildes auf Frauen sichtbar – der „Malleus maleficarum“ fixiert das Hexereidelikt klar auf die weibliche Form und damit auf das weibliche Geschlecht. Der Teufel sei machthungrig, besitzergreifend, und als Widersacher Gottes benutze er die Frauen, die ebenso machthungrig, sexbesessen und rachsüchtig seien wie er, als Werkzeug zur Bekämpfung des göttlichen Schöpfungsplans, „weil die drei Laster Unglaube, Ehrgeiz und Wolllust besonders bei schlechten Frauen herrschen, sie deshalb vor den übrigen auf Schadenszauber bedacht sind, weil sie vor ihnen den Lastern ergeben sind. Weil unter diesen drei [Lastern] das letzte am meisten vorherrscht – nämlich die Wolllust – sind auch jene unter den Ehrgeizigen mehr angesteckt [vom Laster der Hexerei], die zur Erfüllung ihrer verderbten Begierden mehr entbrennen, nämlich die Ehebrecherinnen, die Huren und die Konkubinen der Großen.“06
 
        Der „Hexenhammer“ ist ein beeindruckendes Dokument männlicher Sexualängste ebenso wie eine Anleitung zur (Wieder-)Herstellung männlicher Vormacht im Himmel und auf Erden mithilfe von Hexenverfolgung und -verurteilung. Er ist indes weniger Ausdruck der kranken Fantasie eines zölibatären Mönchs, wie dies in der älteren Forschung oft behauptet wurde. Vielmehr werden hier kollektive männliche Ängste vor Machtverlust und Anarchie, vor einer ebenso unsichtbaren wie unheimlichen (magischen) Macht der Frauen über Leben, Sexualität, Fruchtbarkeit und Tod beschworen – aber vor allem auch Ängste vor einer Bindung dieser vermeintlichen oder tatsächlichen Fähigkeiten an übernatürliche, aber böse beziehungsweise dämonische Kräfte.07 Mit dieser Dämonisierung des Geschlechterkampfs wird nicht nur das weibliche Geschlecht insgesamt stark belastet, sondern es werden damit gleichzeitig kirchliche wie weltliche Mittel zur Bekämpfung von Krisenerscheinungen gefordert und gefördert: Mit der Teufelsmacht der Hexen wächst gleichzeitig die Bedeutung des Hexenjägers, der sie bekämpfen und vernichten kann. Angst vor männlichem Machtverlust und ein übersteigertes Selbstbewusstsein der Hexenjäger sind insofern die zwei Seiten derselben Medaille – und sie haben viel dazu beigetragen, Frauen auch im Alltag der Hexerei zu verdächtigen und unerbittlich zu verfolgen.
 
        In der verfolgungskritischen Literatur, gleichsam der Anti-Dämonologie der Frühen Neuzeit, finden sich ähnlich misogyne Stereotypisierungen. So etwa das Bild von den (geistes)kranken alten Weibern, denen der Teufel vorspiegele, auf den Blocksberg fliegen und ihren Mitmenschen schaden zu können, das der niederrheinische Arzt Johann Weyer in seiner Schrift „Von den Blendwerken des Teufels“ 1560 propagierte. Übrigens tat er das vor allem, um diese „armen alten Weiber“ aus den Klauen der Hexenverfolger zu retten. Auch dem Juristen und Aufklärer Christian Thomasius ging es in seiner Schrift gegen die Hexenprozesse, die er im Jahr 1701 erstmals publizierte, darum, den „Hexenwahn“ zu beenden – mithilfe des damals offenbar wirksamen Arguments (das auch an Weyers Schrift erinnert), dass die vermeintlichen Hexengeständnisse nur die Fantasmen verblendeter und dummer alter Frauen seien. Wenig später wurde dann das Diktum vom „Ammenmärchen“ salonfähig, durch das besonders unglaubwürdige oder gar „abergläubische“ Geschichten bezeichnet werden konnten. Auch dabei wirkte die altüberkommene Frauenfeindlichkeit des dämonologischen Diskurses noch lange nach, die es im Übrigen Frauen während der gesamten Phase der europäischen Hexenverfolgungen unmöglich machte, zu diesem Thema das Wort zu ergreifen. Allerdings waren sie als Belastungszeuginnen in Hexenprozessen durchaus geschätzt und wurden auch von den „Gerichtsherren“ gerne als solche angehört und ernst genommen. Gerhild Scholz-Williams spricht in diesem Zusammenhang gar von einer „negativen Emanzipation“, die allerdings die generelle Schwäche und Minderstellung von Frauen im frühneuzeitlichen Gerichtswesen kaum ausgleichen konnte und letztlich vor allem dazu beitrug, noch mehr Frauen in die Maschinerie der Hexenprozesse hineinzuziehen.08
 
        MÄNNER, MÄNNLICHKEIT UND DER TEUFEL
 
        Wie erwähnt blieben auch Männer nicht vollständig vom Vorwurf der Hexerei verschont und, wie die Forschung erst in den vergangenen Jahren deutlicher herausgearbeitet hat, waren auch die dämonologischen Traktate nicht unbeteiligt daran, männliche Hexerei zu definieren. Auch Männer, so lässt sich die Forschung knapp zusammenfassen, kamen in Kontakt mit dem Teufel und stellten sich aus Sicht der frühneuzeitlichen Dämonologen in seinen Dienst.09 Allerdings zeichnen sich die dämonologischen Schriften nicht dadurch aus, dass sie über das männliche Geschlecht per se ein Urteil fällen und seine Untugenden und Lasterhaftigkeit hervorheben. Vielmehr findet sich eine Bezugnahme auf das männliche Geschlecht in der Regel als positive Rahmung der Aussagen über Hexen beziehungsweise werden die Hexer umgekehrt durch ihre Lasterhaftigkeit gleichsam verweiblicht und damit zu Ausnahmeerscheinungen des per se tugendhafteren männlichen Geschlechts erklärt.
 
        Ganz generell lässt sich daher die These aufstellen, dass frühneuzeitliche Dämonologen zwar durchaus auch manche ihrer Geschlechtsgenossen der Hexerei für fähig hielten. Das männliche Geschlecht als solches jedoch war aus ihrer Sicht durch seine größere Vernunft und Gottähnlichkeit vor teuflischen Anfechtungen weit besser geschützt als das weibliche. Und wenn es bereits für Männer gefährlich war, sich gegen die Hexenverfolgung zu stellen und dadurch selbst das Risiko einer Anklage wegen Hexerei einzugehen, so gab es hier für Frauen überhaupt keinen Handlungsspielraum mehr. Die sehr misogyne dämonologische Debatte entmündigte insbesondere und vor allem Angehörige des weiblichen Geschlechts. Sie war und blieb eine Debatte zwischen Männern – und diese äußerten sich nicht zuletzt deshalb weit häufiger und eindeutiger über Frauen und deren Beziehung zum Teufel als über ihre männlichen Artgenossen und deren vermeintlich hexisches Treiben.
 
        SCHWÄCHE DER FRAUEN VOR GERICHT
 
        Mindestens ebenso wichtig wie die Misogynie der dämonologischen Schriften war die Benachteiligung von Frauen im Gerichtswesen der Frühen Neuzeit, wo das Prinzip der Gleichheit vor dem Gesetz noch nicht existierte. Generell waren Frauen dort nur als Angeklagte und bisweilen als zweitrangige Zeuginnen präsent, niemals aber als Richterinnen, Schöffinnen oder als Geschworene und schon gar nicht als Scharfrichterinnen. Als Rechtspersonen waren sie benachteiligt und konnten daher beispielsweise auch nicht als Bürginnen auftreten; in Zivilgerichten mussten sie von (ihren) Männern vertreten werden. Diese Minderstellung kommt etwa auch dadurch zum Ausdruck, dass selbst in Hexenprozessen Frauen in geringerer Zahl als Zeuginnen auftraten als Männer – nämlich etwa ein Drittel gegenüber zwei Dritteln männlicher Zeugen in Prozessen gegen Frauen und nur circa ein Viertel gegenüber drei Viertel männlicher Zeugen in Hexenprozessen gegen Männer.10
 
        Im Strafrecht galten Frauen zwar wie Männer als voll strafmündig, aber es gab deutliche Unterschiede in der Zumessung von Strafen. Bisweilen wurden Frauen für dieselben Delikte sogar weit schwerer bestraft als Männer – dies war namentlich bei Verstößen gegen die Sittlichkeit der Fall. Auch das Hexenstereotyp mit seiner ausgeprägten Sexualisierung der Beziehung der Hexe zum Teufel – der Teufelspakt wurde ja im Allgemeinen als „Teufelsbuhlschaft“, also als Sexualakt verstanden – konnte als ein solcher „Verstoß gegen die Sittlichkeit“ verstanden werden. Die Idee von der sexuellen Besessenheit der Hexen erschien den Menschen – und offenbar auch den Richtern – in der Frühen Neuzeit durchaus plausibel, zumal bis weit ins 18. Jahrhundert hinein Frauen per se als das sexuell bedürftigere Geschlecht galten. Dies kann erklären, warum das Hexenbild schon von Beginn an so stark auf Frauen gemünzt war.
 
        Als Angehörige der Bildungselite waren die meisten Hexenrichter und Juristen im Laufe ihres Studiums mit dem gelehrten Hexenbild der Dämonologen in Kontakt gekommen; manche wurden erst während ihrer Tätigkeit als Richter damit konfrontiert und griffen dann Rat suchend zu den dämonologischen Handbüchern, wo ihnen das verweiblichte und sexualisierte Bild der Hexe als ebenso plausibel wie gefährlich entgegentrat. Ein besonders folgenreiches Argument der Dämonologen war dabei der Hinweis, der in keiner der dämonologischen Schriften fehlte, wie viele weibliche Hexen ihre Untaten bereits gestanden hätten, wodurch der Verdacht gegen weitere Frauen geschürt und weiter plausibilisiert wurde. Mit der wachsenden Hexenangst in den Krisenzeiten des frühen 17. Jahrhunderts verschärfte sich das Vorgehen gegen die „bösen Leute“ zusehends. Aus dem Verdacht wurde nun der „Verdachtsbeweis“, und fortan konnte im Prinzip jede Frau allein aufgrund ihrer Geschlechtszugehörigkeit in die Maschinerie der Hexenverfolgung geraten.
 
        Zu diesem Zeitpunkt wurden allerdings zunehmend auch männliche Verdächtigte in die Massenverfolgungen involviert, und überhaupt liefen die bis dahin üblichen Gepflogenheiten der Prozessführung, jedenfalls in Mitteleuropa, immer mehr aus dem Ruder, sodass es teilweise – etwa in den fränkischen Territorien Bamberg und Würzburg – zu Hunderten von Verurteilungen innerhalb weniger Jahre kam, mit Verurteilten aus allen Altersgruppen, sozialen Schichten sowie beiderlei Geschlechts. Die männlichen Angeklagten wurden dabei häufig als „weibisch“, im Verhältnis zum Teufel als abhängig und furchtsam und insgesamt als feminisiert präsentiert.11
 
        MISOGYNIE IM ALLTAG UND GESCHLECHTSSPEZIFISCHE MAGIEPRAKTIKEN
 
        Schlussendlich jedoch waren und blieben die Hauptverdächtigen insbesondere ältere, randständige Frauen, die wegen ihrer elenden Lage vielen Zeitgenossen als besonders anfällig für teuflische Verführung galten.12 Sie waren es doch, die am meisten übernatürliche Hilfe nötig hatten, um über die Runden zu kommen oder, wie manche meinten, ihre Rachegelüste gegenüber einer zunehmend unbarmherzigen Gesellschaft zu befriedigen, wie sie sich in Mitteleuropa während und nach dem Dreißigjährigen Krieg darstellte. Noch in der grimmschen Märchenhexe klingen solche Vorstellungen von den bösen alten Weibern nach, die am Rande der Zivilisation im dunklen Wald ihr einsames Dasein fristen und von ihren Mitmenschen misstrauisch beäugt oder gar für Hexen gehalten wurden.
 
        Gerade auch in der populären Kultur, insbesondere der ländlichen der Frühen Neuzeit, finden sich genügend Hinweise darauf, dass Zauberei generell viele frauenspezifische Anteile hatte. Im Unterschied zu anderen traditionalen Gesellschaften standen im spätmittelalterlichen und frühneuzeitlichen Europa schon seit langer Zeit Frauen stärker als Männer im Verdacht, schwarze Magie auszuüben oder mit übernatürlichen, dämonischen Kräften in Verbindung zu stehen. Man unterstellte insbesondere Frauen, sich mithilfe von Salben in Vögel, Eulen, Katzen oder Esel verwandeln zu können, auf Holzstöcken, Besen oder Ofengaben oder gar dämonischen Tieren durch die Lüfte zu reiten, um – etwa auf Geheiß der Göttin Diana – als „wilde Jagd“ Menschen und deren Hab und Gut anzugreifen.13 Außerdem erschien es viel plausibler, dass Frauen Zauber- und Gifttränke herzustellen sowie Liebesmagie auszuüben imstande waren, schließlich waren auch sie es, die im Alltag in großen Kesseln Nahrung zubereiteten und für Garten, Küche und Keller zuständig waren.
 
        Solche alltagsmagischen Praktiken mussten zwar nicht notwendigerweise negativ für die entsprechend „begabten“ Frauen ausgehen, konnten sie doch als Magie- oder Heilkundige in der dörflichen Welt durchaus Ansehen und Respekt gewinnen. In Zeiten sich verschärfender Versorgungskrisen jedoch konnten entsprechende Fähigkeiten und Praktiken rasch zu Verdächtigungen führen, insbesondere dann, wenn sich die erwünschten Wirkungen nicht eingestellt hatten oder Dritte zu Schaden gekommen waren. Doch es brauchte meist nicht einmal einen „magischen“ Anlass für Hexereibezichtigungen. Oft genügten nichtige Anlässe für Nachbarschaftsstreitigkeiten unter Frauen, um Hexereibeschuldigungen offen auszusprechen und dadurch regelrechte dörfliche Hexenjagden auszulösen, die dann nicht selten an das herrschaftliche Blutgericht, die jeweils oberste Rechtsinstanz, weitergeleitet wurden. Während Männer sich im Streit gegenseitig als „Dieb und Schelm“ titulierten, wurden Frauen aller Altersgruppen meist als „Hexe und Hure“ beschimpft, wie wir aus zahlreichen Prozessen wissen, die schon damals wegen solcher Beleidigungen geführt wurden. Umgekehrt stand Frauen kaum je direkte körperliche Verteidigung im Schadens- oder Konfliktfall zur Verfügung. Faustkampf und die Anwendung von Waffengewalt waren wiederum eindeutig männlich konnotiert in dieser traditionalen Gesellschaft, sodass Frauen häufig nur blieb, sich verbal zu verteidigen und Drohungen, Beschimpfungen und Verwünschungen gegenüber ihren Feinden und Feindinnen auszustoßen, was sie wiederum in den Augen aller in die Nähe des Teufels und seiner finsteren Mächte brachte. Der geschlechtstypische Verdacht der Schadenszauberei, der in der ländlichen Gesellschaft besonders Mitteleuropas eindeutig frauenspezifisch konnotiert war, konnte dann innerhalb der fatalen Mechanismen der frühneuzeitlichen Hexenverfolgung dazu führen, dass ganze Gemeinden einzelne ihrer weiblichen Mitglieder vor Gericht zerrten, Beweise für ihre Schuld gleich mitlieferten und ihrer Verurteilung und Hinrichtung voller Schadenfreude zusahen.
 
        INSTRUMENT ZUR UNTERWERFUNG
 
        Oberflächlich betrachtet lässt sich die Hexenverfolgung als eine bedauerliche Überreaktion einer christlich überformten oder gar fanatisierten vormodernen Gesellschaft erklären, die mit der Säkularisierung ihr Ende fand. Die hier verankerte Dämonisierung von Frauen und ihrer sexuellen Bedürfnisse wie ihrer gesellschaftlichen und institutionellen Schwäche wird infolgedessen häufig entweder als überzeitlich-universelle Misogynie oder aber als marginales „Oberflächenphänomen“ betrachtet.14
 
        Die schon länger formulierte These allerdings, dass die Hexenverfolgung alltäglichen beziehungsweise altüberkommenen frauenfeindlichen Vorstellungen und Vorurteilen in der Gesellschaft Vorschub leistete, ein institutionelles Forum (bei Gericht) und sogar Gewaltmittel zur Bekämpfung entsprechend unliebsamer Frauen bereitstellte – und dies in einem Moment umfassender Umstrukturierungen der Gesellschaft und der Geschlechterbeziehungen – ist auch im Lichte jüngerer Forschungen nicht von der Hand zu weisen. So hat vor einigen Jahren die Germanistin Gerhild Scholz Williams gezeigt, wie in den Hexereidiskursen der Frühen Neuzeit insbesondere eine verstärkte Kontrolle der Frau gefordert und formuliert wurde, die als Gefahr für sich selbst, ihre unsterbliche Seele, aber auch für die Gemeinschaft, in der sie lebte, beschrieben wurde – und dies in einer Zeit, wo alle Gemeinwesen um (politische) Ordnung, um (staatliche) Hierarchie und Machtansprüche rangen.15
 
        Interessanterweise fanden Hexenprozesse im frühneuzeitlichen Europa insbesondere dort statt, wo territorialstaatliche Strukturen zerfielen oder noch nicht in hinreichender Weise aufgebaut waren, um die Kontrolle über das Gerichtswesen und also auch die Hexenprozesse fest in der Hand zu behalten, wie in vielen Regionen und Teilstaaten des Deutschen Reiches. Dort, wo – wie in Frankreich – nach einer Phase innerer Konflikte und Bürgerkriege das Königtum wieder fest die zentralstaatlichen Machtmittel in die Hand nehmen konnte, wurde in der Regel die Zahl der Prozesse drastisch reduziert und die Vorgehensweise der Richter scharf kontrolliert.16 Andererseits sind gerade diese politisch stabilen Gemeinwesen – und insbesondere Frankreich – bekannt dafür, dass sie Frauen in besonderem Maß der familiären und obrigkeitlichen Kontrolle unterstellten und insbesondere ihre sexuelle Freiheit durch moralpolitische (Straf-)Maßnahmen einschränkten.17
 
        So können Hexenprozesse und die aus ihnen hervorgegangenen Hinrichtungen durchaus als ein Instrument zur Unterwerfung von Frauen als vermeintlich subversive Kräfte innerhalb der frühmodernen Gemeinwesen – und damit durchaus auch als Femizide – verstanden werden. Die deutliche Ausrichtung des Hexereistereotyps auf Frauen, die misogyne Argumentation der Dämonologen, die alle Frauen als „Evastöchter“ betrachteten und die Hexen wahlweise als Sexsklavinnen des Teufels oder als rachsüchtige und machthungrige „böse Weiber“ verunglimpften, führten zusammen mit den Vorurteilen und Vorstellungen der breiten Bevölkerung über weibliche Zauberkünste zu einer enormen Überzahl weiblicher Opfer in den Hexenprozessen. Als „Hexer“ verurteilte Männer galten dagegen eher als Geisterbeschwörer oder Magier, die ihre Neugier oder Habgier und nicht ihre Sündhaftigkeit in die Arme des Bösen getrieben hatte. Wenn Hexenprozesse auch weder das einzige noch das meistgewählte Instrument dafür waren, so sorgten sie doch als Drohkulisse dafür, Frauen über fast drei Jahrhunderte hinweg auf besonders eindrückliche, ja gewaltsame Weise zur Ordnung zu rufen und ihnen ihre geschlechtlich definierten Grenzen aufzuzeigen.
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          MICHAEL HOCHGESCHWENDER
 
          EINE REDE UND IHRE FOLGEN. 60 JAHRE „I HAVE A DREAM“
 
          Martin Luther Kings berühmte Rede vom 28. August 1963, in der er seine Visionen für eine integrative Zukunft der USA formulierte, ist bis heute Projektionsfläche unterschiedlichster Lesarten. Diese werden der Komplexität der Rede häufig nicht gerecht.
 
        
 
         
          EVA MARLENE HAUSTEINER
 
          POLITIK DER TRÄUME. HERRSCHAFTSEINGEBUNGEN UND GEMEINSCHAFTSVISIONEN SEIT DER ANTIKE
 
          Die politische Ideengeschichte ist auch eine Geschichte wirkmächtiger Traumbeschreibungen. Wann und wozu aber werden Traumnarrative politisch eingesetzt? Der Beitrag untersucht politische Horizonterweiterungen zwischen Traum, Vision und Utopie seit der Antike.
 
        
 
         
          DÜZEN TEKKAL
 
          „ICH GLAUBE AN EINEN GERMAN DREAM DER VIELEN“
 
          Der Traum von einem besseren Leben in einer besseren Gesellschaft ist einer, der kollektiv und individuell geträumt werden muss. Im Interview spricht die Autorin und Menschenrechtsaktivistin Düzen Tekkal über die Wege zu einem gemeinsamen „German Dream“.
 
        
 
         
          SARA WEBER
 
          SCHÖNE NEUE ARBEITSWELT
 
          So, wie wir heute arbeiten, macht uns die Arbeit krank. Wie wäre es denn, wenn wir weniger arbeiteten, Arbeit wirklich gleichberechtigt verteilt wäre und wir uns nicht mal für unseren Traumjob aufreiben müssten? Geht nicht? Geht doch! Wir müssen es nur tun.
 
        
 
         
          JENNY STÜMER
 
          VOM ENDE DER WELT. APOKALYPSE ALS KULTURPOLITISCHE METHODE
 
          Vorstellungen von der Apokalypse verändern den Horizont unserer Gegenwartsorientierung und den Umgang mit den Folgen politischen und sozialen Handelns. Wer sich des Endes der Welt bewusst ist, kann es zum Ausgangspunkt aktiven Denkens und Handelns machen.
 
        
 
         
          BERNWARD GESANG
 
          KLIMASCHUTZ NEU GETRÄUMT. WAS DER STAAT UND DER EINZELNE TUN KÖNNEN, UM EFFIZIENT ZU SEIN
 
          Wenn Deutschland klimaneutral ist, die Welt aber nicht, nutzt das wenig. Stattdessen sollten wir uns zu Paten des Regenwaldes machen und weniger auf individuelle Verhaltensänderungen achten als auf die Verbesserung der Welt durch gezieltes Spenden.
 
        
 
         
          WEERT CANZLER · THERESA PFAFF
 
          DER TRAUM VON DER FREIEN STRAẞE – NOCH NIE SO WERTVOLL WIE HEUTE
 
          Straßen haben vielfältige Funktionen. Sie sind nicht nur Verkehrswege, sondern auch Wirtschaftsräume und Orte der Begegnung und der Bewegung. Wollen wir mehr Lebensqualität für alle, müssen wir weg von der „autogerechten“ und hin zur „befreiten“ Straße.
 
        
 
      

       
        EDITORIAL
 
        Martin Luther Kings „I Have a Dream“-Rede, die er am 28. August 1963 beim „Marsch auf Washington“ am Lincoln Memorial hielt, zählt zu den ikonischen Reden des 20. Jahrhunderts. Vielleicht handelt es sich bei ihr sogar um die prägende Rede jener Zeit, brachte sie doch wie keine andere vor oder nach ihr so eindringlich den Anspruch der liberalen Demokratie zum Ausdruck, rassistische Diskriminierungen zu bekämpfen und alle Bürgerinnen und Bürger rechtlich und faktisch gleich zu behandeln.
 
        Doch die Rede, die seinerzeit nicht nur in den Vereinigten Staaten, sondern auch nach Europa übertragen wurde, war nicht nur eine Proklamation der Emanzipation und der Selbstermächtigung einer unterdrückten gesellschaftlichen Gruppe. Sie legte zugleich den Finger in die Wunde der US-amerikanischen, aber auch der europäischen Gesellschaften. Denn von der Verwirklichung des Anspruchs auf Gleichberechtigung und Gerechtigkeit waren die demokratischen Gesellschaften dies- und jenseits des Atlantiks noch weit entfernt – und sind es teilweise noch heute. Deshalb ist es kein Zufall, dass die Rede Kings bis heute Referenzpunkt geblieben ist für die Kritik an illiberalen, diskriminierenden und undemokratischen Zuständen – und eine stete Aufforderung, etwas dagegen zu tun.
 
        Der Traum von einer anderen, einer besseren Gesellschaft umfasst aber nicht nur die Hoffnung auf ein diskriminierungsfreies Zusammenleben, sondern auch den Wunsch nach inklusiver Bildung, geschlechtergerechten Gesellschaftsstrukturen, einer wertschätzenden Arbeitswelt, legitimen Verteilungsmechanismen oder einem wirksamen Umwelt- und Klimaschutz. Gemeinsam ist all diesen Träumen, dass sie sich nicht von alleine verwirklichen. Erfüllen werden sie sich nur dann, wenn wir für unsere Überzeugungen einstehen, selbst nach ihnen handeln – und auch andere von unseren Träumen, Utopien und Visionen überzeugen. „Let freedom ring“, lautete das zentrale Motiv von Martin Luther Kings Rede vor 60 Jahren. Eine Aufforderung auch an die liberalen Demokratien von heute und morgen.
 
        Sascha Kneip
 
      

       
        EINE REDE UND IHRE FOLGEN
 
        60 Jahre „I Have a Dream“
 
        Michael Hochgeschwender
 
        Der 28. August 1963 war ein sonniger, heißer Tag. Seit den frühen Morgenstunden versammelte sich auf der National Mall vor dem Denkmal Abraham Lincolns, dem symbolischen Zentrum Washingtons, eine gewaltige, nahezu unüberschaubare Menschenmenge. Am Ende, so offiziöse Schätzungen, waren es wohl zwischen 200000 und 400000 Personen; die größte Demonstration, die es in der Hauptstadt der USA bis dahin gegeben hatte. Obwohl eine bemerkenswert friedliche Stimmung herrschte, lag eine allenfalls oberflächliche Ruhe über der Szenerie.01 Mit Spannung beobachteten über 1900 reguläre Polizisten das Geschehen, im Hintergrund agierten Agenten der Bundespolizei FBI. In den benachbarten Bundesstaaten Maryland und Virginia waren 4000 Infanteristen und 15000 Fallschirmjäger in Alarmbereitschaft versetzt worden. Die Veranstalter hatten ihrerseits 2000 beurlaubte oder bereits im Ruhestand befindliche Polizisten aus New York City zusammengezogen, die allesamt schwarz waren, ganz so, wie 75 Prozent der anwesenden Demonstranten.
 
        Schon im Vorfeld hatte der „National March for Jobs and Freedom“, besser bekannt als „Marsch auf Washington“, für erhebliche Unruhe auf allen Seiten gesorgt. Zum ersten Mal war es gelungen, sämtliche moderate und sogar einige radikalere schwarze Bürgerrechtsorganisationen an einen Tisch zu bringen und in die Vorbereitung einer Massenveranstaltung einzubinden. Neben dem National Council of Churches, der Katholischen Kirche und dem American Jewish Committee hatten sich die traditionsreiche, sehr moderate National Urban League (NUL), die nicht minder bekannte, seit Jahrzehnten aktive National Association for the Advancement of Coloured People (NAACP) sowie jüngere und aktivistischere Bürgerrechtsbewegungen – so etwa der eher im Norden aktive Congress on Racial Equality (CORE), das jüngst erst gegründete Student Non-Violent Coordinating Committee (SNCC) und die Southern Christian Leadership Conference (SCLC) – zusammengetan, um der schwarzen Bürgerrechtsbewegung neue Impulse zu geben. Über alle weltanschaulichen und taktischen Unterschiede und Friktionen hinweg hatte man sich auf diese Großdemonstration geeinigt, um, für alle sichtbar, weitere Schritte auf dem langen Weg zur völligen Gleichberechtigung der schwarzen Minderheit in den USA zu tun.
 
        DISKRIMINIERUNG UND SEGREGATION
 
        Und dies war zweifellos notwendig. 1963 lebten 12 Millionen von 19 Millionen Schwarzen noch immer in der rassistischen Kastengesellschaft des Südens mit seinen strengen Gesetzen zur Rassentrennung, den segregationistischen „Jim Crow Laws“, die faktisch ein Apartheidsystem darstellten, das einzig der weißen Bevölkerung demokratische Teilhabe ermöglichte. Nur 0,5 Prozent der schwarzen Schulkinder besuchten zu diesem Zeitpunkt öffentliche Schulen, an denen sich auch weiße Kinder befanden, obwohl der Oberste Gerichtshof der USA die Rassentrennung im öffentlichen Schulsystem bereits 1954 in seinem bahnbrechenden Urteil Brown v. Board of Education of Topeka aufgehoben hatte. In den hochkonservativen Staaten South Carolina, Alabama und Mississippi, in denen die weißen Südstaatendemokraten, die lily whites, faktisch ein Einparteiensystem etabliert hatten, lag die Quote bei sage und schreibe 0 Prozent. Im Schnitt durften gerade einmal 8,3 Prozent der Schwarzen im Süden wählen, in vielen ländlichen Regionen lag dieser Anteil gleichfalls bei null. Obendrein war es Schwarzen weiterhin verboten, als Jurymitglieder an Gerichtsverfahren teilzunehmen, eine Maßnahme, die das Oberste Bundesgericht eigentlich schon im Jahre 1879 im Urteil Strauber v. West Virginia untersagt hatte, worum sich aber im tiefen Süden niemand scherte.02 Dort wurde das Segregationssystem ohnehin nicht allein mit legalen Instrumenten aufrechterhalten. Ganz im Gegenteil herrschte ein Klima der permanenten, hemmungslosen Gewalt. Zwischen 1882 und 1963 waren 3444 Schwarze, nahezu ausschließlich Männer, auf bestialisch grausame Art und Weise durch rituelle Lynchmorde zu Tode gekommen, für die in der Regel niemand juristisch oder politisch zur Verantwortung gezogen wurde.03
 
        Angesichts dieser weißen Gewaltkultur im Süden, die aber auch im Norden und Westen durchaus Anklang fand, war die gespannte Atmosphäre entlang des Lincoln Memorial Reflecting Pools kein Wunder. Man musste jederzeit mit gezielten Terroranschlägen durch den Ku-Klux-Klan und andere gewaltbereite rassistische Organisationen rechnen. Die liberale Kennedy-Administration sorgte sich zu Recht um das Image der USA im Ausland, zumal die Bilder dieses Tages live nach Westeuropa übertragen wurden. Vor dem Hintergrund des Kalten Krieges wäre ein Anschlag auf die Demonstranten eine außenpolitische Katastrophe für den Hegemon der „freien Welt“ gewesen. Umgekehrt lag den Veranstaltern das Bild eines friedlichen und geordneten Ablaufs am Herzen. Sie wussten um die vielen weißen Amerikaner, die sich vor einer Revolution der Schwarzen fürchteten, zumal allein seit dem Frühjahr 1963 landesweit in 186 Städten über 700 Demonstrationen radikaler schwarzer Gruppen stattgefunden hatten, die zu annähernd 15000 Verhaftungen geführt hatten. Laut Zahlen des Meinungsforschungsinstituts Gallup standen 63 Prozent der amerikanischen Bürger dem Marsch auf Washington zumindest skeptisch gegenüber. Schließlich hielt der Direktor des FBI, J. Edgar Hoover, immerhin einer der mächtigsten Männer des Landes, die schwarze Bürgerrechtsbewegung für eine kommunistische Tarnorganisation.04 Aus all diesen Gründen hatte sich eine enge Kooperation der Veranstalter mit der Kennedy-Regierung als unabdingbar erwiesen, um eine sichere Durchführung zu gewährleisten. Für sämtliche Beteiligte stand viel auf dem Spiel.
 
        WEGE UND ZIELE
 
        Vor diesem spannungsgeladenen Hintergrund verfolgte der Marsch auf Washington gleich eine ganze Reihe von Zielen. Als erstes ging es darum, über die politische und gesellschaftliche Teilhabe der Schwarzen deren Gleichberechtigung am Arbeitsmarkt nicht aus den Augen zu verlieren. Trotz Wirtschaftswachstums und Vollbeschäftigung verdienten Afroamerikaner deutlich weniger für dieselbe Arbeit als weiße Amerikaner; ihr Aufstieg in die Mittelschicht wurde etwa durch informelle Netzwerke von Vermietern und Maklern verhindert, die sich weigerten, schwarze Mieter in qualitativ gehobene, vornehmlich weiße Nachbarschaften ziehen zu lassen. Schwarze waren deutlich stärker von Arbeitslosigkeit und einem Abrutschen in die Armut betroffen als Weiße, und dies galt nicht nur für den Süden. Zum zweiten galt es, Druck auf John F. Kennedy und seine Demokraten auszuüben. Nachdem die schwarze Führung im Wahlkampf 1960 große Hoffnungen auf den dynamischen, jungen Kandidaten aus der irischen Oberschicht Bostons gesetzt hatte, verzögerte Kennedy den anstehenden Civil Rights Act aus der berechtigten Furcht heraus, weiße Stimmen im Süden für seine Wiederwahl einzubüßen. Das dritte Ziel lag tiefer in der Struktur der schwarzen Bürgerrechtsbewegung begründet. Sowohl die legalistische Taktik von NUL und NAACP, die seit den 1920er Jahren vor US-Gerichten erhebliche Erfolge gezeitigt hatte,05 als auch der medienorientierte Aktivismus der SCLC in den 1950er Jahren hatten ihre Grenzen erreicht, da sie vornehmlich unmittelbar sichtbare Erfolge in der konkreten Auseinandersetzung mit der legalen Segregation anstrebten. Insbesondere die SCLC hatte in Athens, Georgia eine schwere Schlappe hinnehmen müssen, nachdem der dortige Sheriff als Ergebnis seiner Lektüre der Werke Gandhis im Gegensatz zu seinen Kollegen in Montgomery und Birmingham darauf verzichtete, die Aktivisten ins Gefängnis zu sperren oder Demonstrationen gewaltsam zu zerschlagen. Ohne Bilder von Gewalt im TV und in den Zeitungen aber erwies sich die Taktik der provokanten Gewaltlosigkeit als ein Schlag ins Wasser. Die SCLC und ihre Führung zogen unverrichteter Dinge wieder ab, ohne das System der Segregation außer Kraft gesetzt zu haben.
 
        Immerhin hatte es im März 1963 in Birmingham, einer der gewalttätigsten Metropolen des Südens („Bombington“), Erfolge gegeben, da der dortige Sheriff, Eugene „Bull“ O’Connor, genau so reagierte, wie man es von ihm erwartete, indem er Hunde auf schwarze Schulkinder und Frauen hetzte.06 Die Fernsehbilder erzürnten Präsident Kennedy derart, dass er in einer Ansprache an die Nation dieses Vorgehen mit klaren Worten verurteilte.07 Dennoch war ein Neuanfang sichtlich notwendig. Gerade im Norden fehlte es am mächtigen Rückhalt der schwarzen, evangelikalen Kirchen und ihrer Prediger, die im Süden eine führende Rolle einnahmen. Auch waren dort die sozialen Probleme komplexer und subtiler, weshalb gerade bei CORE und SNCC junge Aktivisten, darunter Stokely Carmichael und Staughton Lynd, auf mehr Radikalität und revolutionäre Rhetorik setzten und auch revolutionäre Gewalt nicht mehr vollkommen ausschlossen.08
 
        In dieser verzwickten Lage hatte A. Philipp Randolph, ein Veteran der Bewegung, die Initiative ergriffen.09 Seit 1925 leitete er die International Brotherhood of Sleeping Car Porters, die mächtigste schwarze Gewerkschaft. Er war bestens vernetzt und ein erfahrener Organisator. Als Stabschef rekrutierte er Bayard Rustin, der gleichfalls schon lange als Aktivist tätig war. Rustins Wahl kam etwas überraschend, weil NUL und NAACP ihm skeptisch gegenüberstanden, da er bekennender Sozialist, Homosexueller, Quäker und Israelfreund war, was in den Augen der moderaten Führer alles keine Empfehlungen waren.10 Dessen ungeachtet konnte Randolph sich durchsetzen und Rustin leistete, trotz widriger Umstände, eine großartige Arbeit. Ihm gelang es sogar, den SNCC-Führer John Lewis zu bewegen, seine Ansprache im Ton zu mäßigen, um auf diese Weise das Erscheinen des katholischen Erzbischofs von Washington, Patrick O’Doyle, zu sichern, der dann auch am 28. August das Eröffnungsgebet sprach. Dank des Einsatzes von Harry Belafonte und Sidney Poitier erschienen zudem mit Marlon Brando, James Garner, Charles Bronson und Burt Lancaster einige der bekanntesten Schauspieler Hollywoods, was für sich bereits mediale Aufmerksamkeit sicherte. Unter anderem sorgten überdies Camilla Williams, Joan Baez und Mahalia Jackson für die künstlerische Untermalung, während neben Erzbischof O’Doyle ein jüdischer Rabbi und ein baptistischer Prediger weitere Gebete sprachen und den Segen spendeten. Ab 9 Uhr morgens wurden fünf große Ansprachen von Gewerkschaftern und führenden Aktivisten, allesamt Männer, gehalten.11 Der Höhepunkt der sorgfältig orchestrierten Veranstaltung aber kam zum Schluss. Ganz bewusst hatte man Martin Luther King, Jr. als finalen Redner eingesetzt. Er war ein echter Charismatiker, dessen mitreißenden Reden und unbestreitbare mediale Präsenz ihm einen prominenten Platz in der Regie sicherten.
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          Martin Luther King, Jr. während seiner „I Have a Dream“-Rede am Lincoln Memorial in Washington, D.C., 28. August 1963.
 
          Quelle: picture alliance / ASSOCIATED PRESS
 
        
 
        DIE ROLLE MARTIN LUTHER KINGS
 
        King hatte eine im Grunde privilegierte Kindheit durchlebt. Als Sohn eines baptistischen Predigers zählte er zur schwarzen Mittelklasse und hatte an überwiegend weißen Colleges und Universitäten im Norden eine solide, zeitgemäße theologische Grundausbildung erhalten. Nicht zuletzt über seine Dissertation hatte er erhebliches soziales Kapital akkumuliert. Allerdings war auch sein Leben von der strukturellen Gewalt des Segregationsregimes nicht unberührt geblieben, zumal sein Vater in seiner Jugend ein Lynching hatte miterleben müssen. Mitte der 1950er Jahre, mit dem von Rosa Parks ausgelösten „Montgomery Bus Boycott“, war King zum unbestrittenen Chef des SCLC aufgestiegen und hatte sich zu einem der bedeutendsten Köpfe der schwarzen Bürgerrechtsbewegung entwickelt, nicht zuletzt wegen seiner geschickt inszenierten medialen Präsenz. Dabei war er nicht unumstritten: Andere Geistliche, wie Fred Shuttlesworth oder Ralph Abernathy, sahen sich in den Hintergrund gedrängt, manche schwarze Frauen litten unter seinem Machismus, und viele junge Leute hatten in wachsendem Maße Probleme mit seinem rigiden Festhalten am Prinzip der Gewaltlosigkeit und seinen Vorstellungen von christlicher Nächstenliebe auch gegenüber den weißen Unterdrückern. Dennoch kam man um ihn als Hauptredner nicht herum, schon wegen seiner mitreißenden rhetorischen Fähigkeiten.12
 
        Und King lieferte.13 Inhaltlich knüpfte er teilweise an Kennedys Ansprache nach den brutalen Polizeiattacken in Birmingham und an Mahalia Jacksons Gospelsong an, zusätzlich berief er sich auf die Emanzipationserklärung Abraham Lincolns aus dem Jahr 1863 und stellte sich selbst in dessen Tradition als neuer Moses der Schwarzen. Darüber hinaus baute er Standardelemente seiner Reden seit 1956 ein, die in seinem Manuskript gar nicht erst auftauchten, weil er sie frei beherrschte. Dazu zählten ausgerechnet die beiden bekanntesten Teile seiner Rede, die berühmte Traumsequenz, die der Rede ihren Titel gab, sowie die anschließende Let Freedom Ring-Passage, in denen er seinen Visionen für eine integrative Zukunft der USA Ausdruck verlieh.14 Nicht zufällig beschränkte sich die unmittelbare Reaktion vieler Zuhörer aus der Führungsriege der Bürgerrechtsbewegung darauf, festzustellen, es habe sich um eine typische Martin-Luther-King-Predigt gehandelt, wenn auch mit besonderem rhetorischem Schliff. Und in der Tat, King bot an diesem Tag nichts wirklich Neues, sondern eher eine Summe seiner bis dahin etablierten Ideenwelt.
 
        Insofern markierte die „I Have a Dream“-Rede zugleich den Höhepunkt und den Anfang vom Ende der spezifischen Form der Bürgerrechtsbewegung der 1950er und frühen 1960er Jahre, die in der präsidentiellen Rhetorik John F. Kennedys ihr gleichfalls liberales, universalistisches und optimistisches Gegenstück fand. Die Ermordung beider Protagonisten, Kings und Kennedys, sollte ein unmittelbares Anknüpfen an diese Rhetorik für Jahrzehnte unmöglich machen. Bei allen inhaltlichen Ähnlichkeiten und Überschneidungen unterschieden sich King und Kennedy gleichwohl erheblich voneinander. Den Reden des Präsidenten merkte man bis in den Tonfall und die Akzentuierung des Englischen an, wie sehr ihn und seine Redenschreiber das geistige Klima der Eliteuniversitäten von Harvard, Yale und Princeton geprägt hatte, aber auch den Erfahrungshintergrund der irisch-katholischen Oberklasse Bostons. King verleugnete demgegenüber niemals seine Herkunft aus dem evangelikalen Pfarrhaus und sein geistliches Amt in einer Historically Black Church (HBC), ganz im Gegenteil. Seine Ansprachen, aber selbst seine Schriften, bezeugten immer den Pfarrer. Der effektgeladene, repetitive, stets die Gemeinde unmittelbar ansprechende und zur Antwort auffordernde Redestil waren typische Produkte dieser schwarzen Kirchlichkeit. King beherrschte ihn wie kaum ein anderer.
 
        Dies schlug sich selbstredend immer wieder inhaltlich nieder. King war ein profunder, durchaus systematischer, wenn auch mitunter etwas eklektischer Synthetiker, dem es gelang, die liberale, neo-orthodoxe Theologie seiner akademischen Lehrer an der Boston University mit Elementen zeitgenössischer existentialistischer und personalistischer Philosophie zu verbinden. In einzelnen Äußerungen zog er sogar die Naturrechtslehre des mittelalterlichen Philosophen Thomas von Aquin für seine Argumente gegen die Rassensegregation als in sich ungerechtes positives Recht heran. Dies verknüpfte er mit einem genuin liberalen Weltbild, insbesondere dem tiefen Glauben an die Universalität der allgemeinen Menschenrechte und der historischen, bislang allerdings uneingelösten Menschheitsmission der USA im Namen von Freiheit und Gleichheit. Hier war die Schnittmenge mit Kennedy zweifellos am Größten. Für King stand indes die Idee im Vordergrund, dass die Unabhängigkeitserklärung des Sklavenhalters Thomas Jefferson und die Verfassung der USA primär bislang uneingelöste Verheißungen einer besseren Zukunft beinhalteten. Bis zu diesem Punkt stand seine politische Theologie unverkennbar in der Traditionslinie des weißen Mittelklasseprotestantismus. King jedoch verband diese Variante der Neo-Orthodoxie sowohl mit der Tradition des Sozialprotestantismus, des social gospel, als auch mit Elementen aus den Traditionen der HBCs.15
 
        UNIVERSALISMUS OHNE „FARBENBLINDHEIT“
 
        Insbesondere zwei Punkte aus dem schwarzen Evangelikalismus standen dabei im Vordergrund: Zum einen die Vision vom mosaischen Exodus, zum anderen die Notwendigkeit eines prophetischen Wächteramts der christlichen Kirche, wie man sie gleichfalls in der Theologie Karl Barths finden konnte. King sah sich selbst als Propheten einer neuen, besseren, friedlichen Welt der Gleichberechtigung und der sozialen Reform und berief sich bevorzugt auf die sozialkritischen alttestamentarischen Propheten Amos und Jesaia, während er die negative Tradition der puritanischen Jeremiade ablehnte. Überdies stilisierte er sich als neuer Moses, der das verheißene Land Kanaan oder Israel zwar erblicken, nicht aber mehr erleben würde. Gelegentlich referierte er auf Josua, der das auserwählte Volk einst ins Heilige Land geführt hatte. Seiner prophetischen Vision wiederum legte er universalistische Visionen des Neuen Testaments, allen voran des paulinischen Schrifttums, zugrunde. Nicht zufällig spielt der Rekurs auf Gal. 328, 1. Kor. 1213, Röm. 1012 und Kol. 311 bei King eine zentrale Rolle. Dort geht es um die Aufhebung aller Unterschiede zwischen Freien und Sklaven, Heiden und Juden, Männern und Frauen in Christus. Diesen christlichen Universalismus verband King dann mit der spezifischen Erlöserfunktion der amerikanischen Schwarzen, eine geschickte Art, Mythen des weißen Mittelklasseamerikas gewissermaßen umzudrehen und als verkürzende, selbstbezügliche Fehldeutungen zu entlarven.
 
        Normalerweise sahen sich die Amerikaner gerade vor dem Hintergrund des Kalten Krieges als redeemer nation, als Nation, die andere, in Unfreiheit lebende Nationen befreit und erlöst. Während King den antikommunistischen Kontext dieser Vorstellung nicht aktiv infrage stellte, hielt er den Amerikanern gleichzeitig prophetisch die eigene Erlösungs- und Gnadenbedürftigkeit wie einen Spiegel vor das Gesicht. Damit aber gab er den Leiden der Schwarzen gerade angesichts der Brutalität im Süden einen vertieften, christlichen Sinn. Die Schwarzen brachten in ihrem gewaltlosen Widerstand das Versöhnungsopfer dar, das Gott mit seinem neuen auserwählten Volk in Beziehung setzen sollte. Aus diesem Opfer ergab sich die zukünftige Verheißung eines gleichberechtigten und von Nächstenliebe geprägten Miteinanders der „Rassen“ beziehungsweise ethnischen Gruppen. Erst dieses Opfer schuf die Grundlagen für die prophetische Verheißung eines neuen Israel, indem es Schwarze und Weiße in einem neuen amerikanischen Traum, einem Traum aller Amerikaner gleich welcher Hautfarbe, Klasse, sektionaler Herkunft oder Religion, verknüpfte und mithin sämtliche uneingelösten Wechsel der zivilreligiösen Heiligen Schriften (Unabhängigkeitserklärung und Verfassung) in die Realität eines ganz neuen Landes unter Gottes Herrschaft, das Königreich Gottes nämlich, überführte.16 Mit dem religionsübergreifenden Ansatz knüpfte King dann neuerlich an die liberale Theoriebildung der 1950er Jahre an, freilich mit einer eschatologischen Wendung. Mit der Trennung von Staat und Kirche in der US-Verfassung war dies problemlos zu vereinbaren, da das Gottesreich nach protestantischem Verständnis einerseits inwendig begann und andererseits nicht auf eine bestimmte kirchliche Institution beschränkt war, wie ja bereits die Unterscheidung zwischen civitas dei und civitas terrena im „Gottesstaat“ des Hl. Augustinus nahelegte.
 
        Kings komplexes Gedankengut war auf Synthese, Ausgleich und Vermittlung angelegt, aber es griffe interpretatorisch erheblich zu kurz, darin lediglich einen Ausfluss des „weißen“ Liberalismus und Universalismus zu sehen.17 King war sich seiner Rolle als schwarzer Prediger vollkommen bewusst. Sein zweifellos vorhandener Universalismus, seine Bereitschaft zum Ausgleich und zur Vergebung, seine ganz prophetische Vision von Freiheit und Gleichheit beruhte gerade nicht auf einer postethnischen Farbenblindheit. Wie beim Hl. Paulus blieben Männer und Frauen, Griechen und Heiden, Freie und Sklaven auch in Christus das, was sie waren. Für King lösten sich die unterschiedlichen Erfahrungshintergründe von Schwarzen und Weißen, von Protestanten, Juden und Katholiken, von Südstaatlern und anderen Amerikanern nicht einfach wie durch ein Wunder auf, sondern sollten visionär, in versöhnter Verschiedenheit, zusammengeführt werden. Genauer: Jeder Mensch war Ebenbild Gottes, aber funktional und historisch auf eine je spezifische Weise. Insofern war für King der von modernen Interpreten gerne aufgetane Widerspruch von „weißer“ und „schwarzer“ Theologie wenig bedeutungsvoll. Beide gründeten auf der Lektüre der einen Bibel. Das protestantische Formalprinzip sola scriptura wirkte sich hier unmittelbar aus. Aber für Schwarze standen in dieser einen Bibel notwendig andere Dinge im Vordergrund als für Weiße, und daran würde sich auch zukünftig nichts ändern. Gleichzeitig hinderte dies Schwarze aber nicht daran, von Weißen zu lernen – und umgekehrt.
 
        Zentrale soziale Referenzgruppe, das eigentliche „Wir“ seiner Reden, blieb für King indes „the American Negro“, ein Begriff, der in der Traumrede mehr als ein Dutzend Mal prominent vorkommt. Weder rekurrierte er auf eine farbenblinde Gesellschaft, die so tut, als existierten keinerlei Differenzen,18 noch auf den „African American“ der radikalen Bürgerrechtler, denen es wichtiger war, Differenz zu markieren, als die Gemeinsamkeiten der Kinder Gottes zu betonen. Die Schöpfungsordnungen von Volk und Ethnie blieben weiterhin gültig und wurden vom Reich Gottes bloß überformt, nicht aber aufgehoben – eine deutlich kulturpluralistische Wendung in Kings liberalem und theologischem Universalismus. Universal waren primär die Rechte auf Freiheit, Gleichheit und Partizipation. Weder ein reiner Assimilationismus im Sinne einer Totalanpassung an die weiße Mehrheitsgesellschaft, noch ein schwarzer, nationalistischer Segregationismus standen demnach für King auf der Tagesordnung, sondern eine religiös-philosophisch legitimierte Integration auf der Basis prozeduraler und personaler Gleichheit der Kinder Gottes im Königreich Gottes, im Wissen um das jeweils eigene Erbe – was für den stolzen „Negro“ King letztlich die erlösende Akzeptanz des historischen Opfergangs der schwarzen Amerikaner im Allgemeinen, aber auch die christozentrische Hinnahme des eigenen, stellvertretenden Todes im Interesse der Gesamtheit bedeutete. King war also niemals ein devoter „Uncle Tom“, sondern propagierte ein sehr besonderes, in seiner religiösen Dimension kaum zu überbietendes Selbstbewusstsein, das jedoch außerhalb einer religiösen Rezeptionssphäre kaum reproduzierbar war.
 
        REZEPTION UND WIRKUNG
 
        Diese Synthese aus neo-orthodoxer und evangelikaler Theologie sowie moderner Philosophie, aus akademischer Intellektualität und persönlicher Erfahrung vor dem konkreten Zeithintergrund der Jahre um 1960 ließ sich dementsprechend nicht dauerhaft durchhalten. King selbst rückte im Zuge des eskalierenden Vietnamkriegs und der offenkundig rassistischen Behandlung schwarzer Soldaten in Südostasien allmählich davon ab. Er wurde radikaler und näherte sich in Rhetorik und Forderungen an den schwarzen Nationalismus an. Insbesondere seine Kampagnen in Chicago scheiterten, weil die Strukturbedingungen schwarzen bürgerrechtlichen Aktivismus in den Industriemetropolen des Nordens und Mittelwestens ganz anders waren als im Süden. Der Martin Luther King von 1968, dem Jahr, in dem er ermordet wurde, war ein anderer als der von 1963, obwohl er an zentralen Topoi seines Denkens und Handelns, allen voran dem gandhistischen Prinzip der Gewaltlosigkeit, unbeirrt festhielt.19 Sowohl dieser Wandel als auch die Komplexität von Kings ursprünglicher Synthese trugen dann dazu bei, die Rezeption der Traumrede erheblich zu erschweren. Insbesondere ging in nahezu sämtlichen Rezeptionsstufen die theologische Tiefendimension von Kings Ansatz verloren.
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          Mitglieder der Southern Christian Leadership Conference gesellen sich am 27. August 1983 zu anderen Demonstranten am Reflecting Pool des Lincoln Memorial in Washington, D.C. – zwanzig Jahre, nachdem Martin Luther King, Jr. an derselben Stelle gesprochen hatte.
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        Erst einmal aber fand die Rede über den Tag hinaus kaum weitergehende Beachtung.20 Sie war eben lediglich eine von vielen. Erst nach der Ermordung Kings im Jahr 1968 und dem nachfolgenden Prozess staatlichen und medialen Gedenkens rückte sie in den Vordergrund, um schließlich zu der Rede Kings schlechthin zu mutieren.21 Vor allem mit der Ritualisierung der Erinnerung durch den Martin Luther King Day als nationalem Feiertag bekam die Ansprache, insbesondere die Traumsequenz und die Let Freedom Ring-Sequenz, durch die permanente mediale Erinnerungsschleife ikonischen Charakter.22 Bald lernten amerikanische Schulkinder sie als Musterfall nationaler Rhetorik kennen. In einem weiteren Schritt wurde King zur dominierenden Figur, stellenweise zum einzigen Gesicht der schwarzen Bürgerrechtsbewegung.23 Im Verlauf der 1970er bis 1990er Jahre wurde er schließlich in der Erinnerung weißer Liberaler und auch vieler Konservativer zu einer im Grunde harmlosen Gestalt, einem menschenfreundlichen, liberalen Universalisten,24 der jegliche Gewalt strikt verwarf, und damit zum beliebten Gegenbild zu den radikalen, antiliberalen schwarzen Nationalisten und Segregationisten. Weder der späte, deutlich radikalere King, noch die Tiefe seiner theologisch-philosophischen Spekulationen wurden einbezogen. Der Baptistenprediger stieg zum Leitbild eines im Grunde harmlosen, sozial stabilisierenden, postethnisch-farbenblinden Reformliberalismus auf.25
 
        Selbst jene schwarzen Politiker und Prediger, die unmittelbar aus seiner Bewegung hervorgingen, vermochten die Komplexität seiner Synthese nicht aufrechtzuerhalten. Wenn sich beispielsweise Jesse Jackson, der Anführer der demokratischen Regenbogenkoalition, in antisemitischen Äußerungen über Juden als „Hymies“ erging, mochte er rhetorisch formal noch so sehr an King anschließen, inhaltlich verfehlte er ihn. Noch schlimmer erging es King postum in den Kreisen der verschiedenen radikalen schwarzen Bewegungen,26 von der Nation of Islam über die Black-Power-Bewegung, die Black Panther Party27 bis hin zu den Antirassisten der Critical Race Theory und den Aktivisten von Black Lives Matter.28 Sie alle verstanden ihn im Kern exakt so, wie ihn die reduktionistische Erinnerungskultur des weißen, liberalen Amerika medial verkaufte, nämlich als universalistischen Liberalen. Zusätzlich interpretierten sie die heiligen Texte der amerikanischen Zivilreligion nicht mehr als uneingelöstes Versprechen oder als Hoffnung auf eine bessere Zukunft, sondern als von Beginn an durch die Erbschuld eines inhärenten, strukturellen Rassismus verdorbenes Ideologiekonstrukt weißer Suprematie. Interessanterweise adaptierten sie auf diese Weise einen ahistorischen Essentialismus, der auf dem Mythos des Uranfangs beruht und keine weitere historische Dynamik mehr zulässt, womit sich gerade postmoderne Antirassisten in Widerspruch zu ihrem neohistoristischen, antiessentialistischen Relativismus setzen. Ein Verständnis für Kings synthetisches Denken war und ist auf dieser Basis nicht zu gewinnen. Kings Ansatz wurde in einen schablonenhaften, manichäischen Dualismus von „schwarz“ und „weiß“ in einem sich wechselseitig ausschließenden Verständnis gepresst, er selbst als Chamäleon oder als angepasster „Onkel Tom“ denunziert, ja sogar selbst als Rassist kritisiert.29
 
        Wer immer sich fortan an King orientieren wollte, musste damit leben, zwischen der Skylla einer defizitären liberalen Erinnerungskultur und der Charybdis schwarzen, nationalistischen Unverständnisses zu navigieren. Am ehesten gelang dies Barack Obama,30 der allerdings die religiöse Dimension von Kings Denken gleichfalls weithin ausblendete, obwohl er über Jeremiah Wright, den Pastor der Trinity United Church of Christ, nach agnostischen, säkular humanistischen Anfängen durchaus in einer – freilich radikalen – Lesart der Theologie der HBC religiös sozialisiert worden war. Daher ersetzte er die Opfertheologie und das prophetische Selbstverständnis Kings durch den impliziten und expliziten Verweis auf die vermittelnde Funktion seines eigenen „mixed-race“-Körpers.31 Von Kings Rhetorik übernahm er zuvörderst die liberal-fortschrittsoptimistischen Konzepte von hope und change sowie den Verweis auf den dynamischen Charakter der US-Verfassung als Versprechen einer großartigen Zukunft. Obamas Denken war dabei stark von postethnischen Konzepten einer integrationistischen, farbenblinden Gesellschaft geprägt, stand also dem Liberalismus näher als sein Vorbild. Dies wurde intensiviert durch Obamas Rückbezug auf Abraham Lincoln, Franklin D. Roosevelt, John F. Kennedy, Lyndon B. Johnson und sogar auf den notorisch optimistischen konservativen Visionär Ronald Reagan. Obama suchte dementsprechend Anschluss an die integrative, synthetische Kraft von Martin Luther King, aber auf Kosten von dessen genuin religiöser Motivik, die den eigentlichen Kern seiner Vorstellungswelt ausmachte.32
 
        Da Obama über ein eigenes, herausragendes rhetorisches Talent verfügt, konnte er dieses Defizit, das den gewandelten Zeitumständen geschuldet war, problemlos überspielen. Gerade der amerikanische Liberalismus hatte seit den 1960er Jahren eine intensive Säkularisierung durchlebt, die Kings Denken ähnlich verständnislos gegenüberstand wie der Antirassismus und der schwarze Nationalismus. Insofern beschränkt sich dessen zeitgenössische Rezeption derzeit eher auf rhetorische Annäherungen, wie man sie etwa auch bei der Vizepräsidentin Kamala Harris zu erkennen vermag. Martin Luther King, Jr. wird mit seiner synthetischen Kraft auf absehbare Zeit wohl ein Solitär bleiben.
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        POLITIK DER TRÄUME
 
        Herrschaftseingebungen und Gemeinschaftsvisionen seit der Antike
 
        Eva Marlene Hausteiner
 
        Obwohl Politik vielen in erster Linie als das gilt, „was möglich ist“,01 ist die Geschichte des politischen Denkens zugleich eine Geschichte bedeutungsschwerer Träume, oder vielmehr: der Schilderung solcher Träume. Bereits alttestamentarische Traumbeschreibungen haben eine eminent politische Qualität – so etwa die Fähigkeit Josefs, mysteriöse Träume des ägyptischen Pharaos einer sinnvollen Deutung zuzuführen und damit als „Politikberater“ zu fungieren. In der Frühen Neuzeit entfalteten die prophetisch-warnenden Träume der Lucrecia de León gewaltige politische Sprengkraft. Für moderne emanzipatorische Traumrhetorik wiederum ist Martin Luther Kings Rede vom „March on Washington“ 1963 emblematisch. Sie konturiert die Vision eines egalitären Zusammenlebens – und bekennt sich zum ambitionierten, wenn nicht utopischen Charakter dieser Vision: Sie ist immerhin fürs Erste nur ein Traum.
 
        Trotz dieses roten Fadens der Traumschilderung, der sich durch die politische Ideengeschichte zieht, sind die Charakteristika und Funktionen dieser Sprech- und Schreibform aber kaum auf einen Nenner zu bringen. Eine universelle, überzeitliche Wirkungsweise des Träumens in der Politik oder gar des Sprechens über Träume im politischen Kontext existiert nicht. Umso aufschlussreicher ist es, zu analysieren, wie das Träumen unter verschiedenen politischen Bedingungen funktioniert – und in welchem Verhältnis es zu anderen Techniken imaginativer Horizonterweiterung im Politischen steht, etwa zu politischen Visionen und Utopien. Weshalb und wem also erzählen politische Akteure von ihren Träumen?
 
        TRÄUME VON HERRSCHERN, TRÄUME VON HERRSCHAFT
 
        Über einen langen Zeitraum sind politische Träume – zumindest im Kontext der kanonischen Ideengeschichte von biblischer beziehungsweise griechisch-römischer Antike über das Mittelalter bis in die Renaissance – die Traumbeschreibungen mächtiger Individuen. Beim eingangs erwähnten, von Josef gedeuteten Pharaonentraum handelt es sich nur um ein besonders prominentes Beispiel unter vielen. Die Schilderung wichtiger handlungsleitender Träume gerade von Führungspersonen lässt sich darauf zurückführen, dass „ihre Träume als besonders authentisch angesehen wurden. Ihre Träume waren also von Interesse, weil ihre Chancen größer waren, entsprechender Träume teilhaftig zu werden.“02
 
        Der prophetisch-aktivierende Charakter politisch relevanter nächtlicher Eingebungen zieht sich als roter Faden bereits durch antike Traumschilderungen. Im 2. Gesang der Homerischen „Ilias“ schickt Zeus dem König Agamemnon einen trügerischen Traum, der ihm einen schnellen und sicheren Sieg über Troja verheißt und ihn so zum Angriff motiviert.03 Im alttestamentarischen Buch des Propheten Daniel deutet der exilierte Seher einen allegorischen Traum des babylonischen Königs Nebukadnezar II. als Prophetie der Dynastien und Weltreiche – eine Grundlage für bis heute anhaltende Ideen der translatio imperii, also einer prädestinierten Abfolge von Weltreichen.04 Nicht minder folgenschwer ist die Schilderung eines Traumes des römischen Kaisers Konstantin aus dem Jahr 312 n. Chr., überliefert von dem frühchristlichen Autor und kaiserlichen Berater Laktanz; der Traum habe Konstantin motiviert, unter dem Zeichen Gottes in die Schlacht an der Milvischen Brücke05 zu ziehen und so nicht nur siegreich aus ihr hervorzugehen, sondern die Einführung des Christentums als römische Staatsreligion einzuläuten.06
 
        Diese besonders kanonischen, aus heterogenen Kontexten stammenden Beispiele verdeutlichen bereits drei Merkmale des politischen Traumes in der Antike:
 
         
          	Träume sind häufig als göttliche Kommunikation an Sterbliche konzipiert. 
 
          	Berichtet werden in erster Linie Träume politischer Führungspersonen, also von Monarchen oder Feldherren. 
 
          	Diese Herrscherträume drücken nicht etwa die Pläne oder Wünsche der träumenden Person aus, sondern stellen eine anleitende „Eingebung“ dar. Sie haben somit prognostischen, prophetischen und daran orientierten handlungsanleitenden Charakter. 
 
        
 
        Besonders aufschlussreich sind die in einem engeren Sinne politischen Schriften der römischen Antike. Immer wieder nutzen Autoren politischer Schriften das Erzählvehikel des Traumes: Innerhalb der rahmenden Handlung eröffnet die Traumschilderung eine weitere narrative Dimension. Sie greift weit in die Zukunft vor oder in ein imaginiertes Jenseits und sprengt damit den Horizont des Erwartbaren und Möglichen in räumlicher wie zeitlicher Hinsicht. In der „Aeneis“ des Vergil spielen Träume eine zentrale Rolle – so zum Beispiel die Traumerscheinung Kassandras im 5. Gesang, die den Untergang Trojas prophezeit und die Verbrennung der griechischen Flotte fordert, aber insbesondere auch der Traum von Aeneas selbst im zweiten Buch. Am Vorabend der Zerstörung Trojas erscheint der getötete Hektor dem Protagonisten und rät ihm, die Hausgötter aus der alten Stadt fortzuschaffen – in eine neue, von ihm zu errichtende. Die Gründung Roms, über das Vergil in dessen augusteisch-imperialer Blütezeit schreibt, ist also direkt auf die handlungsanweisende Weissagung aus dem Jenseits an einen künftigen Herrscher zurückzuführen.07 Nicht aus imperial-kaiserzeitlicher, sondern aus republikanischer Perspektive spricht Cicero in seinem Hauptwerk „De re publica“ (54–51 v. Chr.) – und lässt die Abhandlung in einem Traumbericht gipfeln. Im einzig erhaltenen Teil des sechsten Buches schildert der Feldherr Scipio Aemilianus während des Dritten Punischen Krieges, ihm sei im Traum sein toter Großvater Scipio Africanus erschienen. Dieser habe ihm geweissagt, nur Männer, die staatspolitische Verantwortung übernähmen, würden einer kosmischen Vision der Himmelssphären teilhaftig. Irdischer Ruhm sei begrenzt, ein tugendhaftes Leben in republikanischer Pflicht aber werde mit Seligkeit belohnt.08
 
        Auffällig ist, dass in der Rezeption sowohl epischer Texte als auch politischer Abhandlungen gerade der römischen Antike den in epische Großnarrative eingepflegten Binnenträumen besondere Aufmerksamkeit zuteil wird; Traumszenen gelten mit großer Regelmäßigkeit als Schlüsselszenen. Der somnium scipionis wurde in seinen staatstheoretischen, narratologischen wie kosmologischen Implikationen von Petrarca über Johannes Kepler bis zu neueren Debatten um die Entstehung von Science Fiction in der Antike diskutiert, und beim von Vergil geschilderten Traum des Aeneas handelt es sich um nichts weniger als eine der zentralen Quellen römisch-imperialer Herrschaftslegitimation.09 Wie der Althistoriker Gregor Weber gezeigt hat, ist die Rolle politischer Träume in der Antike damit eine fundamental andere als in der Moderne: Sie sind kein Ausdruck des individuellen Inneren oder gar, wie die psychoanalytische Traumdeutung nahelegt, des Unterbewussten, sondern sie enthalten Voraussagen und kluge Ratschläge, die den Träumenden durch den Traum zugänglich werden.10 Anders als in modernen Traumdeutungen, die nicht zuletzt dank ihrer psychoanalytischen Prägung Träume meist als Ausdruck individuell-innerer, unterbewusster Vorgänge verstehen, beanspruchen die berühmten Elitenträume der Antike Faktualität: Sie werden geschildert als tatsächliche Traumerfahrungen mächtiger Personen, die überdies den epistemischen Status von solidem Wissen über Zukünftiges einnehmen – auch wenn dieses Wissen, wie im Fall des alttestamentarischen Pharaos und der Traumdeutung durch Josef, noch entschlüsselt werden muss.
 
        Königliche Träume von großer politischer Relevanz durchziehen auch die mittelalterliche europäische Literatur – vom Rolandslied, das vier Träume Karls des Großen rekapituliert,11 bis zum Nibelungenlied, in dem Krimhilds Traum von Siegfrieds Tod eine zentrale Stellung einnimmt.12 Sukzessive aber werden auch „Normalsterbliche“ zu Vehikeln der Traumeingebung – so etwa Lucrecia de León, die im Spanien des 16. Jahrhunderts auf Grundlage nächtlicher Träume Invasionen und den Niedergang des Hauses Habsburg vorhersagte.13 Auch hier ist der Traum keineswegs Ausdruck individueller Psychologie, sondern die Träumenden sind Medien höherer Mächte – typischerweise göttlicher Entitäten, die auf die diesseitigen politischen Ereignisse einzuwirken versuchen. Kennzeichnend für vormoderne politische Träume scheint also gerade die Relativierung des Politischen zu sein: Es ist zentral genug, damit sich göttliche Mächte einmischen, steht aber gleichzeitig unter dem Vorbehalt ebendieser Einmischung. Heroen, Könige und Gründer sind keine innerweltlich frei entscheidenden und abwägenden Akteure, sondern sie sind teilweise durch Dritte zur Handlung ge- und verleitet. Dies jedenfalls ist die Botschaft der Traumüberlieferung in der – im weiteren Sinne – politischen Ideengeschichte von der Ilias bis zum Nibelungenlied.
 
        VISIONEN ALS TRÄUME IN DER MODERNEN POLITIK
 
        Auch wenn eine holzschnittartige Epochentrennung häufig in die Irre führt: Im politischen Denken der Moderne spielen Träume, insbesondere im Vergleich zur Vormoderne, eine stark gewandelte Rolle. Zurückzuführen ist das nicht nur auf die Entwicklung der säkularen, am Individuum orientierten psychologischen Wissenschaft, sondern auch auf die Transformation von Politik: In der Moderne bildet sich zunehmend ein Politikbegriff heraus, der auf menschliche Gestaltbarkeit ebenso abhebt wie auf die Bedeutung langfristiger politischer Planung.14 Dieser gewandelte, kollektive Handlungsmöglichkeiten in den Vordergrund stellende Politikbegriff hat zur Folge, dass die Schilderung nächtlicher Traumeingebungen an Bedeutung verliert – nicht aber die Rede vom Träumen: Martin Luther Kings „I Have a Dream“-Rede kann als stellvertretend für eine Tendenz zur Traumerkundung gelten, hinter der kein nächtlicher Traum steht, sondern eine politische Zukunftsvorstellung, also: eine politische Vision.15
 
        Die politische Moderne ist durchzogen von Visionen gesellschaftlicher Verbesserung und Fortschritt, die zu Mobilisierungszwecken gegenüber einem größeren Adressatenkreis kommuniziert werden. Sie produzieren „ein alternatives, potenziell hegemonial wirksames Gesellschaftsbild – eine Vorstellung von einem normativ wünschenswerten und technisch-organisatorisch funktionalen gesellschaftlichen Zusammenwirken der Individuen“.16 Im Falle Martin Luther Kings ist dies der Vorschlag einer von Gleichheit und Gerechtigkeit geprägten US-amerikanischen Gesellschaft, die den auch seit dem Ende der Sklaverei unüberwindbar scheinenden Rassismus sogar in Bundesstaaten wie Mississippi und Alabama ganz hinter sich lässt und damit die Versprechen von Vordenkern wie Abraham Lincoln einlöst; ganze acht Mal wiederholt King in seiner kurzen Rede die Formel „I have a dream“, und eingeleitet wird seine Rede vom Zuruf der Mitdemonstrantin und Gospelsängerin Mahalia Jackson: „Tell them about the dream, Martin!“17
 
        Völlig andere politische Visionen wurden und werden ebenfalls emphatisch als „Träume“ kommuniziert: Wladimir Iljitsch Lenin, charismatischer Orator und Agitator, berichtet in seiner zentralen Frühschrift „Čto delat’?“ („Was tun?“) aus dem Jahr 1902 – also lange vor den sozialistischen Revolutionen und der Gründung der ersten Staatsduma 1905 – von seinem Traum (mečta) einer politischen Bewegung, die sich über ganz Russland erstrecke und damit endlich wie ein „gewaltiger Blasebalg“ revolutionäre Kraft entfachen könne.18 Den nihilistischen Philosophen Dmitri Iwanowitsch Pissarew zitierend, lobt Lenin die Rolle mutiger Visionen in der Politik: „Wäre der Mensch aller Fähigkeit bar, in dieser Weise zu träumen, könnte er nicht dann und wann vorauseilen, um in seiner Phantasie als einheitliches und vollendetes Bild das Werk zu erblicken, das eben erst unter seinen Händen zu entstehen beginnt, dann kann ich mir absolut nicht vorstellen, welcher Beweggrund den Menschen zwingen würde, große und anstrengende Arbeiten auf dem Gebiet der Kunst, der Wissenschaft und des praktischen Lebens in Angriff zu nehmen und zu Ende zu führen. (…) Der Zwiespalt zwischen Traum und Wirklichkeit ist nicht schädlich, wenn nur der Träumende ernstlich an seinen Traum glaubt“, so Pissarew in „Fehlgriffe eines unausgereiften Denkens“.19„Träume solcher Art“, fährt Lenin fort, „gibt es leider in unserer Bewegung allzuwenig. Und schuld daran sind hauptsächlich diejenigen, die sich damit brüsten, wie nüchtern sie seien und wie ‚nahe‘ sie dem ‚Konkreten‘ stünden (…).“20 Lenin kontrastiert also explizit einen falsch verstandenen politischen Realismus, der sich auf das vermeintlich Mögliche beschränkt und damit unkreativ wird, mit einer von mutigen Träumereien geleiteten und erst dadurch zur Revolution fähigen politischen Avantgarde.
 
        Mit der Rahmung der eigenen Zukunftsvorstellung als Traum – also genau genommen: mit der Metaphorik des Träumens21 – bekennen sich politische Redner*innen einerseits zu der ambitionierten, unrealistischen, geradezu phantastischen Qualität ihrer Vision. Andererseits reaktivieren sie aber auch die Semantik der höheren Botschaft: Ihre „Träume“ sind gerade nicht nächtliche Verarbeitungen individueller unterbewusster Wünsche und Ängste; vielmehr rufen sie die oben erläuterte vormoderne Semantik des Traums als prophetische Wissenseingebung ab, auch wenn diese eigentlich als psychologisch überholt gilt.
 
        Darauf weist etwa auch die nicht allein spirituelle, sondern ganz konkret christliche Aufladung von Kings Rede hin. Der Baptistenpastor entwirft seine Rede im Stil einer Predigt und durchwebt sie mit Bibelzitaten und -anspielungen – so etwa in der Schlusspassage („all of God’s children, Black men and white men, Jews and Gentiles, Protestants and Catholics“),22 die direkt an den Brief des Paulus an die Galater angelehnt ist („Hier ist kein Jude noch Grieche, hier ist kein Knecht noch Freier, hier ist kein Mann noch Weib; denn ihr seid allzumal einer in Christo Jesu.“).23 Es ist eine politische Vision im Gewand der Prophezeiung, die King offeriert.
 
        Wenn das Traum-hafte in der modernen Politik also vor allem zum rhetorischen Überzeugungs- und Überhöhungsvehikel wird, so bleibt die Frage nach der inhaltlichen Substanz der vermittelten Visionen offen: Was genau wird von modernen Rhetoriker*innen als Trauminhalt transportiert? Bei den politischen Visionen der Moderne handelt es sich um ambitionierte, fortschrittsorientierte Zukunftspläne, die bewusst über das direkt Machbare und Mögliche hinausgehen.24 Sie sind aufs Engste verwandt mit einem dritten Typus politischer Imagination: der Utopie. Utopien sind politische und gesellschaftliche „Phantasiebilder“, die die eigene Gegenwart mittels einer positiven Kontrastfolie kritisieren und Lösungsvorschläge anbieten.25 Klassischerweise handelt es sich bei dem resultierenden utopischen Entwurf um einen konsistenten Gesamtplan, der sowohl politisch-institutionelle als auch soziale und ökonomische Aspekte berücksichtigt. Weniger im Vordergrund steht dagegen der Weg hin zur Utopie: Denkbarkeit und Machbarkeit haben Priorität, nicht aber die direkte Umsetzbarkeit.26 Ideengeschichtlich finden sich politische Utopien lange in sogenannten „utopischen Staatsromanen“, deren erstes wichtiges Beispiel, Thomas Morus’ „Utopia“, 1516 veröffentlicht wurde – in Romanen also, in denen ein Protagonist das ideale Staatsgebilde in all seinen Facetten erkundet und der Leser*innenschaft vorstellt. Utopien sind also politische Visionen besonders konsequenter Art: Von einer festen normativen oder ideologischen Perspektive aus skizzieren sie eine bessere politische, gesellschaftliche und ökonomische Ordnung27 – und erzählen von ihr als zeitlich oder räumlich entrückt,28 aber nicht als unerreichbar. Utopien erscheinen nicht einzelnen Individuen im Traum, sondern sind intersubjektiv nachvollziehbar, rational und planvoll.
 
        TRAUM, VISION UND UTOPIE
 
        Wie eng Traum, Vision und Utopie miteinander verwoben sind, illustriert ein gut 130 Jahre alter US-amerikanischer Text. Edward Bellamys Roman „Looking Backward: 2000–1887“ erzählt die Geschichte des Bostoners Julian West, der versehentlich aus dem Jahr 1887 in die Zukunft reist und sich dort mit einer sozialistischen Utopie vertraut macht. Im Boston des Jahres 2000 herrscht gesellschaftliche Gleichheit innerhalb einer globalen Föderation; die Menschheit hat eine Industriegesellschaft ohne Armut hervorgebracht, die effizient, aber ohne Ausbeutung von Mensch oder Umwelt funktioniert. Das zentrale Motiv des Romans ist jenes des Traumes: Der Protagonist „verschläft“ 113 Jahre unter Hypnose und wähnt sich nach seinem Erwachen im neuen Boston erst in einem Traum; in der neuen Realität glücklich eingewöhnt, befürchtet er, aus dieser wiederum zu erwachen und sich ins Jahr 1887 zurückgeworfen zu finden: „I had but dreamed of that enlightened and care-free race of men and their ingeniously simple institutions, of the glorious new Boston with its domes and pinnacles, its gardens and fountains, and its universal reign of comfort.“29 Dies aber stellt sich wiederum als Traum heraus; am Ende bleibt die Bostoner Sozialutopie durchaus erreichbare Wirklichkeit, auch wenn sie aus jeder vernünftigen Perspektive als zu schön, um wahr zu sein, erscheint. Mit dieser als Traum missverstehbaren utopischen Vision erreichte Bellamy in Folge der Veröffentlichung des Romans eine atemberaubende politische Wirkmächtigkeit. Neben einer Flut an Repliken, Parodien und Bekräftigungen des vorgeschlagenen Gesellschaftsmodells gründeten sich mindestens 165 „Nationalist Clubs“ (auch „Bellamy Clubs“ genannt), die es sich zum Ziel setzten, den Romaninhalt in gelebte Wirklichkeit zu überführen; Bellamy selbst wurde zur Führungsfigur des „Nationalist Movement“, das sich gegen Ende des 19. Jahrhunderts allerdings langsam und auch in Konkurrenz zur „Populist Party“ auflöste.
 
        Bellamys Roman wird häufig als frühes Beispiel des Genres Science Fiction bezeichnet, aber auch als Exempel einer politischen Utopie: Er liefert eine dichte und stimmige Beschreibung eines (in diesem Fall: zeitlich) weit entfernten gesamtgesellschaftlichen, politischen wie ökonomischen Idealzustandes – in Form einer persönlichen „Begehung“ nach dem Vorbild Morus‘. Bezeichnend ist die kunstvolle Verwobenheit von Traum, Vision und Utopie in Bellamys Text: Die an sich große argumentative Stringenz des utopischen Plans wird traumartig eingefasst, wodurch die normative Botschaft weniger streng und imperativ wirkt.
 
        Die Rahmenhandlung einer höchst unwahrscheinlichen Zeitreise führt den Erzähler zur Entdeckung, Annahme und schließlich zur emphatischen Bekräftigung einer politischen Vision, die aus Sicht der 1880er Jahre gleichzeitig in weiter Ferne, anderseits aber auch in vorstellbarer zeitlicher Nähe erscheint.
 
        „Looking Backward“ verkörpert so die klassisch moderne Gemengelage aus Traum, Vision und Utopie: Im Vordergrund steht das politische Leitbild, das normativ beziehungsweise ideologisch fundiert ist – im Falle Bellamys also ein stimmiges sozialistisches Gesellschaftskonzept; es dominiert die Sicht auf Politik als Raum aktiver und planvoller politischer Gestaltung. Gleichzeitig ist die Zeitreise- beziehungsweise Traumrahmung ein narratives Vehikel, um den auf den ersten Blick illusorischen Charakter der Utopie einzuräumen und die schwierige Frage nach dem Weg zur Realisierung zu suspendieren.
 
        Träume und Traumschilderungen sind in der modernen Politik also durchaus weiterhin präsent und wirkmächtig. Sie sind aber nicht mehr von einem transzendenten oder prophetischen Anspruch begleitet; moderne politische Träume sind keine Eingebungen. Vielmehr schildern politische Akteure ambitionierte politische Visionen utopischer Reichweite – und „verpacken“ diese Schilderungen als Träume, um ihre Phantastik und scheinbare Unmöglichkeit anzuerkennen und sie sogleich zu transgredieren: Gute Politik, so die Botschaft bekennender Träumer*innen von Bellamy über Martin Luther King bis hin zu Jeremy Rifkin,30 bedarf horizontsprengender, ambitionierter Pläne.
 
        Helmut Schmidts Bonmot aus den 1980er Jahren, wonach Visionen ärztlicher Behandlung bedürfen, ist damit in der politischen Gegenwart keineswegs unangefochten. Diese Vorsicht gegenüber überambitionierten Veränderungen der politischen, gesellschaftlichen und ökonomischen Realität speist sich aus dem Erfahrungshintergrund der ideologischen Katastrophen des 20. Jahrhunderts, die von vielen Beobachter*innen mit dem Utopiegehalt der Totalitarismen in Verbindung gebracht wurden. Doch die Evokation des politischen Traumes – gerade, wenn kollektive Visionen für eine bessere, gemeinschaftlichere Zukunft gemeint sind – beharrt dagegen auf der Möglichkeit und dem kritischen Wert des Phantastischen.
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        INTERVIEW
 
        „ICH GLAUBE AN EINEN GERMAN DREAM DER VIELEN“
 
        Ein Gespräch über „Integration“, deutsche Debatten – und deutsche Träume
 
        mit Düzen Tekkal
 
        Wovon träumen Sie, wenn Sie von einem besseren Deutschland träumen? Was ist Ihr „German Dream“?
 
        – Eigentlich ist mein persönlicher „German Dream“ das Leben, das ich leben darf. Weil ich weiß, dass das nie selbstverständlich war. Aber weil ich den German Dream kollektiv definiere, geht es eben nicht nur um den singulären, individuellen German Dream, sondern ich träume von einem Deutschland, in dem dieser Traum für alle möglich ist – egal, welchem Geschlecht der- oder diejenige angehört, welcher Religion oder welcher Nationalität. Dass wir da noch einen langen Weg vor uns haben, ist klar, aber trotzdem möchte ich an diesem kollektiven gemeinsamen Traum festhalten. Ich glaube an einen „German Dream der Vielen“ in einer diversifizierten Gesellschaft, in der jede/r Vierte mittlerweile „Zuwanderungsgeschichte“ hat. Es geht also um einen gemeinsamen, kollektiven Traum – und das ist ja tatsächlich nichts typisch Deutsches.
 
        Warum, glauben Sie, ist das so?
 
        – Der Künstler Heinz Mack sagte mal in einem Interview: „Dunkel muss es sein in Deutschland. Ich wollte aber ins Helle.“ Wir tun uns gesamtgesellschaftlich in Deutschland leider immer noch schwer damit, ins Helle zu gehen. Ich glaube, dass zum Gelingen einer Gesellschaft neben der Problemperzeption und -beschreibung auch eine gehörige Portion Optimismus, Übermut und auch Träume gehören – ohne die Probleme dadurch kleinzureden. Daran muss ich heute, einen Tag nach der Oscarverleihung, oft denken – und daran, was der Oscarpreisträger Ke Huy Quan, der für seine Rolle in „Everything Everywhere All at Once“ ausgezeichnet wurde, in seiner berührenden Dankesrede gesagt hat: „Träume sind etwas, an das man glauben muss. Ich habe meinen fast aufgegeben. An alle da draußen: Bitte haltet an euren Träumen fest.“
 
        Warum erzähle ich das? Weil es so ein Moment war, in dem ich mich daran zurückerinnerte, warum ich die Bildungsinitiative German Dream damals ins Leben gerufen habe. Damals habe ich mir die Frage gestellt: Warum reden wir eigentlich so wenig über unseren German Dream? Über das, was klappt, über das, was gelingt in dieser Gesellschaft. Ich fand es bedrückend, dass stattdessen der Begriff der „German Angst“ es in den weltweiten Sprachgebrauch geschafft hat, der ein vermeintliches Deutschland der Grenzen und Mauern beschreibt – und in dem ich mich überhaupt nicht wiederfand. Durch die Oscarverleihung bin ich wieder daran erinnert worden. Ke Huy Quan wurde als Sohn chinesischer Eltern in Vietnam geboren, ist 1978 mit seiner Familie vor dem Vietnamkrieg geflohen, als er gerade einmal acht Jahre alt war, und ist dann mit seinem Vater und fünf weiteren Geschwistern in einem Flüchtlingslager in Hongkong gelandet. Nachdem seine Familie 1979 in die USA immigrieren durfte, hat er irgendwann seinen Weg gemacht. Aber das war kein gradliniger Weg, es war schwierig für ihn, er ist immer wieder an Grenzen gestoßen. Er bekam unter anderem wegen seiner Herkunft und seines Akzents oft keine Engagements – und nun ist er genau dafür mit dem Oscar ausgezeichnet worden. Er selbst sagte in seiner Dankesrede, dass es solche Geschichten eigentlich nur im Film gibt. Wir müssen uns aber auch um diejenigen kümmern, die keinen Oscar gewinnen. Meine Freundin Azadê Peşmen sagt immer: Mein „German Dream“ ist „German Mittelmäßigkeit“. Es geht gar nicht darum, immer Höchstleistungen zu erbringen, sondern darum, so akzeptiert zu werden, wie man ist – so „viel“, so kulturell bereichernd oder auch so „anders“, wie man ist.
 
        Warum gibt es diesen sprichwörtlichen „amerikanischen Traum“, während wir uns mit dem deutschen so schwertun?
 
        – Das hat sicher auch mit unserer spezifisch deutschen Geschichte zu tun. Wenn man ein solches Menschheitsverbrechen wie den Holocaust begangen hat, dann ist das etwas, an das wir uns immer erinnern müssen. Aber es geht natürlich auch um die Lehren aus dem „Nie wieder“. Und dazu gehört für mich neben der Erinnerungs- und Gedächtniskultur auch, eine Gesellschaft zu bauen und zu schaffen, die gegen solche Entmenschlichungen immunisiert ist. Dafür brauchen wir Narrative darüber, was es heutzutage bedeutet, deutsch zu sein. Und diese Narrative müssen wir selbst entwickeln. Wenn wir das nicht tun, hinterlassen wir Leerstellen, die von religiösen Extremisten, Rassisten, Faschisten und Antisemiten gefüllt werden, die definieren wollen, was Deutschland ist. Solche Leerstellen sind gefährlich. Wir müssen sie selbst besetzen und uns zutrauen, sie zu füllen. Ich glaube, dass wir uns noch immer nicht genügend zutrauen, zu sagen: Ja, es gab in unserer Geschichte Entmenschlichung, es gibt Dinge, an die wir ein Leben lang erinnern müssen – und trotzdem müssen wir auf diesen Trümmern leben und eine Gesellschaft bauen. Auch ich als Bürgerin dieser Gesellschaft, die keine autochthon deutschen Vorfahren hat, fühle mich mitverantwortlich für das, was hier passiert ist – und auch dafür, diese Form der Entmenschlichung in Zukunft zu verhindern.
 
        Viele sagen ja, der „American Dream“ sei mittlerweile eine Legende, weil er seine Aufstiegsversprechen nicht mehr einlöst. Der „German Dream“, wie wir ihn verstehen, geht weit über diese sozioökonomische Frage hinaus. Der größte „Resilienzmuskel“ nutzt nichts, wenn man permanente und strukturelle gesellschaftliche Ausgrenzung erfährt. An diesen Strukturen müssen wir rütteln, zum Beispiel durch die Weiterbildung von Bildungs- und Lehrkräften. Dort müssen wir ansetzen in einer Gesellschaft, die sich diversifiziert und verändert und die mit einer Parallelität von Krisen konfrontiert ist, die neue Probleme hervorbringt. Die Zusammensetzung der Schülerschaft etwa verändert sich, und darauf müssen auch Lehrkräfte und Schulen reagieren. Wir haben in deutschen Schulklassen mittlerweile viele Kinder aus der Ukraine, russischstämmige Kinder, Kinder aus Syrien, dem Irak und aus vielen anderen Ländern. Das sorgt für ganz neue und andere Dynamiken. Was wir mit unserer Initiative „German Dream“ versuchen, ist, dort beherzt hineinzugehen und mit Wertedialogen, Gesprächen mit Zeitzeugen und den ganz konkreten Werten der freiheitlich demokratischen Grundordnung deutlich zu machen, dass es keine Selbstverständlichkeit, sondern ein Privileg ist, in Frieden, Selbstbestimmung und Sicherheit zu leben.
 
        Das versuchen wir zu vermitteln, indem wir ganz konkret am Lebensalltag der Schülerinnen und Schüler teilnehmen. Jeden Tag findet an einer deutschen Schule ein solcher Wertedialog statt. Dabei machen wir die Erfahrung, dass wir die Attraktivität von „Bildung als Recht“ viel stärker hervorheben müssen. Wenn ich beispielsweise an Afghanistan denke, wo es Geschlechterapartheid gibt und wo das Menschenrecht auf Bildung Frauen und Mädchen verwehrt wird, nur weil sie Mädchen und Frauen sind, dann zeigt das, dass dieses Thema nach ganz oben auf die Agenda gehört. Dieses Recht auf Bildung müssen wir verteidigen – hier und anderswo.
 
        Welche Rechte, welche Werte und Normen gehören für Sie noch zu einem solchen Narrativ einer lebenswerten Gesellschaft? Was macht diese für Sie aus?
 
        – Wir brauchen als Gesellschaft einen gemeinsamen Nenner, der über das Grundgesetz hinausgeht. Ein Commitment, ein Bekenntnis, das tagtäglich vorgelebt wird. Dazu gehört für mich, dass wir fest auf dem Boden des Grundgesetzes stehen und jedweden “-ismus“ verurteilen. Das betrifft neben dem Rassismus und dem Antisemitismus auch den religiösen Extremismus und den Islamismus, bei denen wir uns lange Zeit gescheut haben, ihn klar und deutlich anzusprechen, weil wir nicht in eine falsche Ecke gestellt werden wollten. Wir müssen aber gerade an die schmerzhaften Themen herangehen: an den sekundären Antisemitismus, den autochthon deutschen, den israelbezogenen. Es ist wichtig, sich dieser Probleme anzunehmen. Das dürfen wir nicht den „bösen Zwillingen“ überlassen, den religiösen Extremisten und den Rassisten. Das haben wir als Gesellschaft auch gar nicht nötig. Wenn wir Themen und Probleme nicht ansprechen, sie schönreden oder relativieren, werden sie nur noch größer. Wir müssen hier die Diskussion und auch die Konfrontation suchen.
 
        Schulen sind ja kein „lebensleerer Raum“, sondern sie sind gekoppelt an Lebensrealitäten. Damit sich diese Lebensrealitäten nicht entkoppeln, müssen wir gerade die jungen Menschen in ihrer Lebenswirklichkeit abholen. Und die hat viel mit „Identitätsthemen“ zu tun. Wenn wir es schaffen, aus der Tatsache der Zugehörigkeit zu einer Gesellschaft einen identitätsstiftenden Faktor zu machen – nicht den alleinigen, aber einen unter vielen –, dann wäre allein das schon sehr wertvoll. Wir hören oft in unseren Wertedialogen: „Aber wenn ich afrikanische Wurzeln habe oder türkische oder kurdische oder arabische – dann kann ich ja nicht deutsch sein.“ Diese Gleichzeitigkeit zuzulassen, ohne ein schlechtes Gewissen oder das Gefühl zu haben, man „versündige“ sich an der Herkunftskultur – da brauchen wir eine Kultur des Wandels. Denn machen wir uns nichts vor: Natürlich ist es so, dass Menschen mit sichtbarer Migrationsgeschichte andere Diskriminierungserfahrungen machen als Menschen ohne Migrationsgeschichte. Wenn ich mich gar nicht gewollt fühle, dann geht es mir eben nicht so leicht über die Lippen, zu sagen: Ich gehöre zu dieser Gesellschaft. Wir können diese diskriminierenden Strukturen nur überwinden, wenn ein „Gewolltsein“ auch vorgelebt wird.
 
        Wie genau lassen sich diese Diskriminierungsstrukturen aufbrechen? Welche Akteure sind hier besonders gefragt? „Die Politik“? Die Schule? Das Elternhaus?
 
        – Wir alle! Es ist wichtig, dass wir nicht mit dem Finger auf andere zeigen, sondern uns ganz persönlich die Frage stellen, welchen Teil wir selbst dazu beitragen können, der Entstehung von Feindbildern etwas entgegenzusetzen. Wir alle haben Vorurteile, da bin ich mir ganz sicher. Letztlich geht es um eine rassismuskritische Gesellschaft, die nicht im Schwarz-Weiß-Denken steckenbleibt, sondern auf die Grautöne achtet; die nicht in Stereotypen denkt, sondern sich der Lebenswirklichkeit der Menschen zuwendet. Gerade junge Menschen, die Rassismuserfahrungen machen, müssen die Möglichkeit haben, darüber zu sprechen und sich darüber auszutauschen. Bei unseren Bildungsprogrammen haben wir schon den Eindruck, dass sich in einem sicheren Gesprächsumfeld oft Resonanzräume öffnen, in denen Menschen sich trauen, über ihre Marginalisierungserfahrungen zu sprechen. Ich selbst hatte viele Jahre Probleme damit, über solche nicht so schönen Erfahrungen zu reden, weil ich mich und andere damit verschonen wollte, aber auch das Gefühl hatte, ich kann das der Gesellschaft nicht zumuten. Das ist häufig das Problem von Rassismus: Er beschämt denjenigen, der zum Opfer von Rassismus wird. Dabei müsste der Täter beschämt sein für das, was er tut.
 
        Diese Form von Unrecht müssen wir durchbrechen, indem wir eine Kultur implementieren und vorleben, in der es in Ordnung ist, über diese Dinge zu sprechen. Das kann man aber nicht von oben oktroyieren, es muss von unten kommen. Es muss aus der Gesellschaft, aus der Zivilgesellschaft heraus entstehen. Ich fände es schwierig, wenn man versuchen würde, diese Kultur politisch „von oben“ zu erzwingen. „German Dream“ ist ein Lebensgefühl, eine Bewegung – das kann man nicht verordnen. Es ist gewissermaßen das Gegenteil von „Leitkultur“. Bei der geht es immer nur darum, wer wem was sagt. Die Zeiten, in denen die Mehrheitsgesellschaft der Minderheitsgesellschaft erklärt, wie diese Gesellschaft funktioniert, sind aber zum Glück vorbei. Das gilt auch für das Thema „Integration“. Die Frage ist ja: Wen will man wohinein integrieren? Das ist im Übrigen nicht nur eine Frage von Migration, sondern gilt zum Beispiel auch für jene Menschen in Ostdeutschland, die nach 1990 vielleicht auch an der ein oder anderen Stelle „Integrationsschwierigkeiten“ hatten, weil sie sich abgehängt fühlten oder auch heute noch fühlen. Dieses Gefühl, nicht dazuzugehören, lässt sich nicht auf Herkunft oder Nationalität reduzieren. Das sind soziale Herausforderungen, und die sind oft sehr, sehr ähnlich.
 
        Ist denn „Integration“ überhaupt der richtige Begriff, wenn wir über die Probleme sprechen, die Sie gerade umrissen haben? Seit den „Silvesterkrawallen“ ist wieder viel davon die Rede – was halten Sie von dieser „Integrationsdebatte“?
 
        – Ich finde die Debatte einerseits wahnsinnig überholt und gleichzeitig erschreckend, dass sie immer noch so gut funktioniert. Wenn der Migrationshintergrund nur dann zum Vordergrund wird, wenn es Probleme gibt, dann habe wiederum ich ein Problem damit. Das heißt nicht, dass man irgendwen aus der Verantwortung entlassen soll – wer Mist baut, muss auch dafür belangt werden, völlig egal, wo die Person herkommt. Aber da verlaufen die Trennlinien doch nicht entlang der Herkunft! Es sind doch besonders die Ladeninhaber mit Migrationswurzeln, die unter den Krawallen gelitten haben. Dieser Vorstellung muss man mit aller Vehemenz entgegenwirken. Es ist doch nicht der Name, der darüber entscheidet, wie jemand drauf ist! Wenn wir das glauben, finden wir uns ganz schnell erneut in einer Gesellschaft der Feindbilder und Entmenschlichungsszenarien wieder.
 
        Das bedeutet nicht, irgendetwas schönzureden oder über Probleme zu schweigen. Aber diese konkreten Probleme sind bei den Sozialarbeitern vor Ort doch viel besser aufgehoben, die Tausendmal besser wissen, was man konkret tun kann. Die Zeiten, in denen man über den „Clash of Cultures“ auf Stimmenfang gehen kann, sollten eigentlich vorbei sein. Auf jeden Fall müssen wir solchen Versuchen etwas entgegensetzen. Ich glaube, dass Parteien, die sich nicht darum bemühen, Personen gleich welcher Couleur einzubinden, mittelfristig im Wettbewerbsnachteil sein werden. Das gleiche gilt für die Wirtschaft: Es ist erwiesen, dass Unternehmen mit größerer Diversität innovativer und erfolgreicher sind. Wir brauchen diese Menschen. Wir können gerne im Ausland nach Fachkräften Ausschau halten, wir sollten uns parallel dazu aber auch um unsere eigenen Fachkräfte kümmern und sollten nicht vergessen, die Potenziale auszuschöpfen, die gewissermaßen auf der Straße liegen. Es gilt, das Beste aus unseren Möglichkeiten herauszuholen und nicht das Schlechteste.
 
        Was müssten, was könnten Zuwanderer und Zuwanderungsgesellschaft besser machen?
 
        – Ich glaube, die eigene Kraftanstrengung kann einem niemand abnehmen. Man muss schon auch selbst dazu bereit sein, sich auf den Weg zu machen und sich für seine Rechte einzusetzen. Aber diese Selbstverständlichkeit wird konterkariert, wenn der Name darüber entscheidet, ob jemand dazugehört oder nicht. Es geht darum, sich aufeinander zuzubewegen. Nur so gelingt „Integration“, wenn man dieses Wort denn weiter verwenden möchte. Es geht darum, Geschichten sicht- und hörbar zu machen. Und das sollten nicht immer nur die Geschichten sein, die negativ besetzt sind. Wir müssen mehr darüber sprechen, was gelingt. Denn tatsächlich gelingt vieles deutlich besser als oft behauptet wird. Wenn es aber „Integrationsunwillen“ gibt, wenn ich diesen Rechtsstaat mit Füßen trete oder wenn ich seine Werte verachte, dann muss ich mich auch selbst hinterfragen, ob dieses Land für mich wirklich infrage kommt und das richtige für mich ist. Die Feinde der Demokratie bedrohen alle Personen unserer offenen Gesellschaft, sie bedrohen auch die angekommenen Migranten, das sollten wir nicht vergessen. Unsere Werte heißen Freiheit, Selbstbestimmung und Gleichberechtigung – wenn jemand diese Werte nicht teilt, dann greift er damit uns alle an, nicht nur die autochthon deutsche Gesellschaft.
 
        Man hat zunehmend das Gefühl, dass diese Gesellschaft nach den vielen Krisen und Herausforderungen der vergangenen Jahre – Finanzkrise, Fluchtdebatte 2015, Corona, jetzt der Krieg in der Ukraine – zerstrittener, uneiniger und gespaltener ist denn je. Teilen Sie diesen Eindruck – und was könnte man dagegen tun?
 
        – Ja, aber das ist eigentlich kein schlechtes Zeichen. Sondern es ist positiv, dass über diese Fragen gestritten wird, gerade dann, wenn alle „an einem Tisch sitzen“, wie der Soziologe Aladin El-Mafaalani immer sagt. Der gemeinsame Kuchen wird dadurch nicht kleiner, sondern größer. Und trotzdem habe ich vollstes Verständnis für die Krisenmüdigkeit vieler. Die Parallelität der Krisen kann überfordern. Letztlich geht es hier aber vor allem um das Menschenbild, das wir von uns selbst und von anderen haben: Dass wir in der Lage sind, zu unterscheiden, wer Opfer und wer Täter ist. Dass wir uns darüber klar werden, wer wir sein und wie wir uns verhalten wollen. Dass wir unseren „Menschlichkeitsmuskel“ trainieren. Dass wir genauso empathisch sind mit den Menschen in der Ukraine wie mit den Menschen in Syrien, dem Irak oder Afghanistan. Das schließt sich ja nicht gegenseitig aus. Eine „Opferkonkurrenz“ darf es hier nicht geben. Die gibt es immer dann, wenn willkürlich Unterschiede zwischen Menschen gemacht werden und strukturell benachteiligt wird. Das zu verhindern, ist die Aufgabe von Staat und Gesellschaft gleichermaßen.
 
        Streit und Konflikt können also durchaus auch positive Effekte für die Demokratie haben. Gibt es Grenzen des produktiven Streits? Wo hören Toleranz und Pluralismus auf?
 
        – Da bin ich ganz beim Philosophen Karl Popper: Keine Toleranz der Intoleranz! Wir müssen die Dinge nicht über uns ergehen lassen. Wenn rote Linien übertreten werden, wenn jemand, der Entmenschlichung erfahren hat, selbst entmenschlicht, dann sind diese Grenzen erreicht beziehungsweise überschritten. Ich versuche schon, immer wieder Diskursräume zu öffnen, so viel und so weit wie möglich. Aber mit Verfassungsfeinden zu diskutieren, ergibt für mich keinen Sinn. Wir haben nur begrenzte Ressourcen zur Verfügung, und da müssen wir uns schon genau überlegen, welche Kämpfe sich zu kämpfen lohnen und welche nicht. Choose your battles! Es ist Teil meiner Lebenserfahrung als Menschenrechtsaktivistin, dass es sich nicht lohnt, nach den „toxischen Geschenken“ zu greifen, bei denen nichts zu gewinnen ist. Man muss in solche Debatten gehen, in denen noch nicht alles festgefügt ist, wo noch etwas zu verändern ist. Dort hineinzugehen lohnt sich.
 
        Ein Kern der Bildungsarbeit von „German Dream“ sind die vorhin schon angesprochenen Wertedialoge. Wie muss man sich die vorstellen?
 
        – Mittlerweile hat sich das so ein bisschen zu „Rent a Wertedialog“ entwickelt, was mich sehr freut. Schulen, Schulleiter, Schüler und Eltern melden sich bei uns und sagen: Wir hätten gerne einen Wertedialog zu einem bestimmten Thema, etwa zum Krieg in der Ukraine, zum Thema Antisemitismus, zum Thema Gleichberechtigung und Frauenrechte, zu Afghanistan. Wir haben mittlerweile Hunderte sogenannte Wertebotschafter in ganz Deutschland, die für solche Dialoge in die Schulen gehen. Das sind zum Teil Menschen, die sehr bekannt sind und die man aus der Öffentlichkeit kennt – Schauspieler, Künstler, Musiker, Politiker, Sportler –, aber auch die unbesungenen Alltagshelden, die mir besonders lieb sind. Diese Wertebotschafter gehen in die Schulen, stellen sich dort vor und erzählen von ihrem individuellen, aber auch von ihrem kollektiven „German Dream“. Und darüber, wo sie selbst Grenzen erfahren haben.
 
        Dieser Austausch hat nach unserer Erfahrung einen hohen Impact, weil er nicht nur auf diese eine Begegnung angelegt ist, sondern langfristiger. Zum Beispiel machen wir auch ganze Projektwochen zu einem bestimmten Thema. Vor allem geht es bei diesen Dialogen aber darum, welche Sorgen die Schüler bewegen. Was haben sie zu erzählen? Was wollen sie teilen, was wollen sie mal loswerden? So entsteht über diesen Dialog hinaus ein Mehrwert für alle Beteiligten. Was interessant ist: Jeder Wertedialog ist anders. Man kann ihn im Vorfeld nicht wirklich planen, sondern er entwickelt sich im Gespräch. Natürlich gibt es bestimmte Themen, mit denen die Schulen auf uns zukommen und sagen: Wir haben dieses und jenes Problem, was könnt Ihr uns hier raten? Dann überlegen wir, welcher Wertebotschafter zu diesem Thema gut passen würde. Wir haben zum Beispiel Leon Goretzka als Wertebotschafter gewinnen können, der ja ein ganz neuer Typus von Fußballer ist: mit politischer Haltung und einem Verständnis für die Relevanz von Menschenrechten. Früher hätte man gesagt, dass Politik im Sport nichts verloren hat. Das hat sich wahnsinnig gewandelt. Und wenn dann jemand wie Leon Goretzka sagt, „Bildung ist mir wichtig und ich habe alles gegeben, um dieses Abitur zu machen, auch wenn es vielleicht nicht das beste von allen war“, dann macht das einen wahnsinnigen Eindruck auf die Schüler. Da können wir uns den Mund fusselig reden, das hat nicht denselben Wert, wie wenn jemand wie Leon Goretzka das anhand seines persönlichen Lebenswegs sagt. Die authentische Vita dieser Wertebotschafter animiert und motiviert die Schüler extrem. Was wir daraus gelernt haben: Wir brauchen mehr „Role Models“, die nah an den Biografien der Schülerschaft sind, die vielleicht auch mal ähnlich aussehen oder einen ähnlichen sozialen Hintergrund haben.
 
        Gibt es Themen, die in diesen Wertedialogen immer wieder aufkommen, die für die Schülerinnen und Schüler besonders drängend sind?
 
        – Ja, das sind tatsächlich Themen wie gesellschaftlicher Zusammenhalt und Identität. Und dann, interessanterweise auch bei autochthon deutschen Kindern und auch bei Lehrern, die Fragen: Was darf ich sagen? Darf ich was sagen? Darf ich mich am Diskurs beteiligen? Bei uns dürfen ja auch Deutsche Wertebotschafter werden (lacht). Das klingt jetzt etwas provokant, aber ich will damit sagen: Für uns war von Anfang an klar, dass unsere Initiative für alle zugänglich sein muss. Denn natürlich gibt es den „German Dream“ auch für autochthon deutsche Kinder, die aus schwierigen sozialen Verhältnissen kommen, vielleicht Klassismus erlebt haben, die sozial abgehängt waren – und dann aber vielleicht als erste in der Familie einen akademischen Bildungsabschluss machen. Auch das ist ein „German Dream“, und der hat eben nicht nur etwas mit Herkunft zu tun.
 
        Weitere häufig aufkommende Themen sind Feindbilder, Entmenschlichung, Ab- und Ausgrenzung (auch innerhalb der Migrantenmilieus), Rassismus in allen möglichen Abstufungen und Antisemitismus. Dazu Fragen wie: Wie konfrontiere ich Dinge, die mich stören? Und das Thema Gleichberechtigung spielt immer eine große Rolle, auch, was sexuelle Identitäten und gleichgeschlechtliche Liebe betrifft. Das „normale Leben“ findet eben auch in Schulräumen statt, und es ist immer wieder erstaunlich, wie weit die Kids da sind.
 
        Ist es in einem solchen Dialog schwierig, solch abstrakte Prinzipien wie Freiheit, Gleichheit oder Gleichberechtigung auf die Lebenswirklichkeiten der Schülerinnen und Schüler runterzubrechen?
 
        – Nein. Das passiert gewissermaßen automatisch, weil in diesen Dialogen ja Menschen zusammenkommen, die ihre Geschichte erzählen. Als ich selbst in einem meiner Wertedialoge von meinen Erfahrungen im Irak berichtete, sagte eine Schülerin zu mir: „Wenn ich das in den Medien lese, dann glaube ich das nicht. Aber wenn Du mir das jetzt erzählst, dann verstehe ich das, dann kann ich nachvollziehen, was dort passiert.“ Eine andere sagte: „Ich wusste das alles gar nicht. Ich hatte auch keine Ahnung, wer die Jesiden sind.“ Und als wir sie fragten, was das Gespräch bei ihr verändert hat, antwortete sie: „Das hat mich in meinem Menschenbild erweitert.“ Das fand ich wahnsinnig stark. Wenn man diese Empathie, diesen „Menschlichkeitsmuskel“ in diesen Dialogen ein bisschen trainieren kann, dann ist schon viel gewonnen.
 
        Wir leben in einer Zeit, in der es sehr viele Fragen, aber wenige Antworten und Sicherheiten gibt. Das macht etwas mit der Seele, das macht was mit den Menschen. Wir sind in gewissem Sinne sehr verwöhnt in Europa, weil wir uns unserer individuellen Rechte immer sehr sicher waren. Doch plötzlich sind wir konfrontiert mit Kriegen, die immer näher zu rücken scheinen. Kriegsangst ist übrigens auch gerade ein großes Thema in den Wertedialogen und die Frage, wie ich mit diesen Kriegsängsten umgehen kann. Zugleich zeigen gerade die Schüler ein hohes Maß an Aktivismus, indem sie etwa demonstrieren gehen und ihre Interessen artikulieren. Auch bei Fridays For Future geht es letztlich ja um Menschenrechte. Und darum, sich gegenseitig zu bereichern und zu inspirieren.
 
        Welches Land wird die Bundesrepublik in zehn Jahren sein? Werden wir ein Land sein, das Ihrem „German Dream“ nähergekommen ist?
 
        – Mit Sicherheit. Wenn ich sehe, was sich in den vergangenen Jahren schon alles zum Besseren verändert hat und dass plötzlich Dinge möglich werden, die man früher nicht für möglich gehalten hätte, dann bin ich optimistisch. Aber es geht vor allem um die nächste Generation. Meine Mutter hat mich erzogen mit dem Satz: „Wenn alle 100 Prozent geben, dann müsst ihr 200 Prozent geben.“ Ich will in einer Gesellschaft leben, wo wir alle gleich viel oder gleich wenig geben müssen. Und ich will stolz sein auf ein Land, das sich für menschenwürdige Verhältnisse weltweit einsetzt, das Menschen aufnimmt, die in Not sind, und das für Menschenrechte hier und anderswo eintritt. Da müssen wir uns im internationalen Vergleich schon heute nicht verstecken – und wo wir diesem Anspruch nicht gerecht werden, werden wir das auch in Zukunft kritisieren.
 
         
          Das Interview führte Sascha Kneip am 13. März 2023.
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        ESSAY
 
        SCHÖNE NEUE ARBEITSWELT
 
        Sara Weber
 
        Wie wir heute arbeiten, macht uns krank. Wir sehen, dass sich Arbeit wandelt: Sie wird immer mehr, immer invasiver, immer anstrengender. Wenn wir nicht aufpassen, dann bekommen wir nur noch mehr von dem, was uns nicht guttut. Deshalb müssen wir für gute Veränderung sorgen: Arbeit und Wirtschaft müssen aus ihrem aktuellen Kontext gerissen und wieder neu aufgestellt werden. Gemeinsam haben wir die Chance, eine neue Arbeitswelt zu bauen, die besser funktioniert – für uns alle. Wir müssen es nur tun.
 
        WAS WÄRE, WENN WIR ALLE WENIGER ARBEITETEN?
 
        Löst die Viertagewoche all unsere Probleme? Das ist eine Frage, die sich Menschen in immer mehr Ländern stellen. Die Viertagewoche, das wäre doch was! Großflächig angestoßen wurde diese Diskussion von der Fondsgesellschaft Perpetual Guardian in Neuseeland, die sechs Wochen lang getestet hat, wie das eigentlich funktionieren würde. Die Beschäftigten arbeiteten nur noch an vier Tagen in der Woche, bei gleicher Bezahlung. 32 Stunden pro Woche statt 40. Das Ergebnis: Die Angestellten waren produktiver und weniger gestresst. Der Umsatz blieb stabil, die Kosten wurden reduziert, weil weniger Energie verbraucht wurde. Win-Win-Win. Der Test war so erfolgreich, dass die Arbeitszeit permanent reduziert wurde.
 
        Andrew Barnes, Gründer von Perpetual Guardian, verschrieb sich damals dem Ziel, noch mehr Menschen von der Viertagewoche zu überzeugen. Er gründete die Organisation 4 Day Week Global mit, die weltweit Tests zur verkürzten Wochenarbeitszeit organisiert. Zum Beispiel in Großbritannien: Dort haben von Juni bis November 2022 mehr als 3000 Beschäftigte aus über 70 Unternehmen und 30 Branchen das Modell getestet. Dieses bislang weltgrößte Experiment zur Viertagewoche wird von Wissenschaftler*innen begleitet, um belastbare Ergebnisse zu erhalten. Die ersten Reaktionen sind positiv: Lisa Gilbert, Mutter eines Sohnes und pflegende Angehörige ihrer Eltern, nennt den zusätzlichen freien Tag „phänomenal“: Endlich könne sie ihr Wochenende genießen. Sie könne freitags alle anstehenden Aufgaben erledigen und habe dann mehr Zeit für ihre Familie.01 Auch in anderen Ländern wird mit der Arbeitszeit experimentiert: Spanien, Kanada und Südafrika testen ebenfalls, ob die Viertagewoche für sie funktionieren kann. In Litauen dürfen Eltern von Kindern unter drei Jahren ihre Arbeitszeit bei voller Bezahlung von 40 auf 32 Stunden reduzieren. In Japan empfiehlt die Regierung, dass Unternehmen ihren Angestellten erlauben sollten, nur noch vier Tage pro Woche zu arbeiten. Firmen wie Microsoft und Yahoo tun das bereits.
 
        Als leuchtendes Beispiel für kürzere Arbeitszeiten wird immer wieder Island genannt. Island hat mehrere Jahre lang mit 2500 Menschen in über 100 Arbeitsstätten getestet, wie sich eine reduzierte Arbeitszeit auf Menschen und Wirtschaft auswirkt. Guðmundur D. Haraldsson ist Vorstandsmitglied bei Alda, der Association for Sustainable Democracy, die gemeinsam mit dem Thinktank Autonomy die Ergebnisse des Tests veröffentlicht hat.02 Haraldsson beschäftigt sich seit der Finanzkrise mit Arbeitszeiten. Damals wurde in Island diskutiert, ob nicht alle mehr arbeiten oder später in Rente gehen sollten. Also ungefähr das, was gerade auch in Deutschland diskutiert wird. Haraldsson fand diese Diskussionen seltsam: „Warum sollten wir mehr arbeiten, wenn wir mehr und bessere Technologie haben? Das macht doch keinen Sinn.“
 
        Dass kürzere Arbeitszeiten viele positive Effekte haben, war auch das Ergebnis des Tests in Island – der eigentlich aus zwei Tests bestand. 2015 startete die Stadtverwaltung in der Hauptstadt Reykjavík den ersten Test: In einem Servicezentrum und in einem Jugendamt wurde die Arbeitszeit bei einem Teil der Belegschaft von 40 Stunden auf 35 oder 36 Stunden gekürzt. Das Gehalt blieb gleich. In den nächsten fünf Jahren wurden mehr und mehr Beschäftigte in den Test einbezogen, zum Beispiel Mitarbeiter*innen in Kindergärten oder Heimen für Menschen mit Behinderung. Das zeigte, dass verkürzte Arbeitszeiten nicht nur in Büros und Verwaltungen funktionieren, sondern auch in anderen Bereichen. Parallel – ab 2017 – startete ein zweiter Test bei der isländischen Regierung. Am Ende waren ungefähr 1,3 Prozent der isländischen Beschäftigten an den Tests beteiligt.
 
        Die Ergebnisse waren eindeutig: Die Menschen waren weniger gestresst, hatten mehr Energie und konnten mehr Zeit mit Familie, Freund*innen, Sport und Hobbys verbringen. Auch zu Hause war es weniger stressig, es blieb mehr Zeit für den Haushalt, und Männer in heterosexuellen Beziehungen übernahmen mehr Sorgearbeit. Gleichzeitig blieben die Produktivität sowie das Serviceangebot in der Arbeit gleich hoch oder nahmen sogar zu. Wie genau das ausgestaltet wurde, unterschied sich je nach Arbeitsplatz: In Kitas beispielsweise gingen Angestellte nach einem rotierenden System früher in den Feierabend. Dies war möglich, weil die Kinder nach und nach abgeholt wurden, später am Tag also weniger Betreuungskräfte vor Ort gebraucht wurden. In einigen anderen Fällen mussten zusätzliche Fachkräfte eingestellt werden, etwa um Schichten im Gesundheitswesen weiterhin füllen zu können. Hierfür fielen zwar Kosten an, diese waren aber mit umgerechnet knapp 30 Millionen Euro pro Jahr überschaubar.03
 
        Der Test in Island war so erfolgreich, dass mittlerweile fast alle Menschen in Island kürzere Arbeitszeiten haben oder ihnen diese vertraglich zustehen. Dass die Arbeitszeit langfristig reduziert wurde und dass die Tests überhaupt stattgefunden haben, haben die Isländer*innen ihren starken Gewerkschaften zu verdanken. Fast alle Beschäftigten in Island – zwischen 85 und 90 Prozent – sind Mitglieder in Gewerkschaften, die sich hier klar auch als politische Akteure verstehen. Sie haben in den 1970er Jahren die 40-Stunden-Woche durchgesetzt und die gesetzlich verankerte Elternzeit eingefordert. Sie verhandeln über Gehalt und Arbeitsbedingungen, und sie unterstützen ihre Mitglieder, wenn diese krank werden, ausgebrannt sind oder finanzielle Probleme haben.
 
        Auch wenn gegenwärtig die meisten Menschen in Island 35 oder 36 Stunden pro Woche arbeiten, ist das vermutlich noch nicht das Ende des Arbeitskampfes. Mittelfristig glaubt Haraldsson, dass die 32-Stunden-Woche das Ziel sein sollte.
 
        WAS WÄRE, WENN ARBEIT WIRKLICH GLEICHBERECHTIGT WÄRE?
 
        Wie wenig gleichberechtigt die Arbeitswelt ist, sehen wir besonders schnell, wenn wir auf die Daten über Frauen schauen. Natürlich zeigen sie nicht die ganze Wahrheit: Geschlecht ist nicht binär, sondern hat mehr Facetten. Andere Faktoren von Diversität werden komplett ausgeblendet. Aber dafür lässt sich mit dem Vergleich Frau–Mann einfach rechnen. Beide Gruppen stellen mehr oder weniger die Hälfte der Bevölkerung und die Hälfte der Erwerbstätigen.
 
        In Deutschland machen Frauen weniger als 30 Prozent der Führungskräfte aus. Schaut man in die obersten Führungsetagen der großen Konzerne – also dahin, wo am meisten Geld und Macht konzentriert ist –, sieht es noch viel krasser aus. In den Vorständen der 160 börsennotierten Unternehmen in Deutschland lag der Frauenanteil im September 2021 bei unter 15 Prozent. Ungefähr die Hälfte dieser Großkonzerne hat gar keine Frau im Vorstand. Man spricht hier vom „Thomas-Kreislauf“: Thomas stellt Thomas stellt Thomas ein – es ist der häufigste Name in deutschen Börsenvorständen. Es gibt mehr Thomasse und Michaels in den Vorständen als Frauen.04
 
        In den Aufsichtsräten der 160 börsennotierten Unternehmen liegt der Frauenanteil mittlerweile bei rund einem Drittel – der Quote sei Dank.05 Zur Frauenquote für Aufsichtsräte kam 2021 eine Quote für Vorstände hinzu. Hat ein Vorstand mehr als drei Mitglieder, muss mindestens ein Posten an das unterrepräsentierte Geschlecht vergeben werden. Die Quotenregelungen gelten allerdings nur für ungefähr 100 Konzerne. 3500 weitere Unternehmen müssen sich Zielgrößen setzen, um den Frauenanteil in Aufsichtsräten, Vorständen und den obersten Managementebenen zu erhöhen. Es gibt aber keine Sanktionen, wenn sie dagegen verstoßen. Außerdem ist die Zielgröße Null – also keine einzige Frau – erlaubt.06 Es ist also vollkommen okay, wenn ein Unternehmen sagt, dass es lieber eine reine Männerrunde an der Firmenspitze möchte.
 
        Auch wenn diese Zahlen ziemlich ernüchternd sind: Dass wir eine Frauenquote haben, ist eine positive Entwicklung. Denn dass sich freiwillig nichts verändert, haben wir lange genug gesehen.07 Idealerweise ist die Quote eine Übergangslösung, bis sich die Verhältnisse ausgeglichen haben. Unternehmen kennen in der Regel das Geschlecht und die Nationalität ihrer Mitarbeiter*innen. Der Frauenanteil etwa lässt sich so relativ leicht ausrechnen. Für die meisten anderen Diversitätsaspekte fehlen diese Daten allerdings. Wie viele People of Color es in Vorständen gibt? Wie viele queere Menschen? Dafür gibt es keine offiziellen Zahlen. In anderen Ländern ist das anders. In den USA veröffentlichen viele große Unternehmen Diversitätsdaten für ihre Belegschaft und die höchsten Führungspositionen. Die Daten sind dabei immer Eigenangaben der Beschäftigten. Niemand wird von außen einer bestimmten Kategorie zugewiesen, sondern alle können selbst entscheiden, welche Beschreibung für sie die richtige ist.
 
        Dass diese Daten in Deutschland fehlen, ist ein Problem. Wie will man so feststellen, wo und wie viel noch nachgebessert werden muss, damit unsere Arbeitswelt diverser wird? Denn ohne Diversität wird es auch mit Gleichstellung und Inklusion schwer. Das ist übrigens nicht nur wichtig für die Menschen, für die die Arbeitswelt so endlich besser funktioniert. Es ist auch ein Wettbewerbsvorteil für Arbeitgeber*innen: Vier von zehn Fach- und Führungskräften in Deutschland achten bei der Suche nach einem neuen Job bewusst auf die Diversität des Unternehmens. 70 Prozent glauben, dass sie bessere Karrierechancen in einem Unternehmen haben, das sich glaubwürdig um Vielfalt und Chancengleichheit bemüht.08 Unzählige Studien belegen, dass gemischte Teams besser arbeiten und mehr Umsatz bringen. Gleichzeitig stellen Studien fest, dass sich Diversität und Inklusion in deutschen Unternehmen nur langsam verbessern.09 Wenn das Argument also sein muss, dass die deutsche Arbeitswelt diverser, gerechter und inklusiver werden muss, um künftig wirtschaftlich mithalten zu können, ist das für mich auch in Ordnung.
 
        Natürlich geht es in der Arbeitswelt nicht nur um Großkonzerne und Führungsetagen – auch wenn die zur Illustration des Problems hilfreich sind. Die meisten Menschen werden nicht Finanzvorständin oder CEO, sondern haben normale Jobs, um Geld zu verdienen und sich ein gutes Leben aufzubauen. Aber auch das ist einfacher für alle, die weiß, männlich und nicht behindert sind – und aus „gutem Hause“. Wir haben in Deutschland noch immer ein Problem mit dem sozialen Aufstieg durch Bildung: Wer nicht aus einem Haushalt kommt, in dem die Eltern bereits gut gebildet waren, hat auch selbst weniger Chancen, einen höheren Bildungsgrad zu erreichen. 79 von 100 Kindern von Akademiker*innen beginnen ein Studium, bei den Kindern von Arbeiter*innen sind es nur 27.10 6,2 Millionen erwachsene Menschen in Deutschland sind funktionale Analphabet*innen, mehr als die Hälfte von ihnen sind erwerbstätig.11 Knapp die Hälfte der gering literalisierten Erwachsenen haben einen niedrigen Schulabschluss und/oder eine nicht deutsche Herkunftssprache. Wer nicht richtig lesen und schreiben kann, hat es im Arbeitsleben schwerer.
 
        Migrant*innen arbeiten häufig in multipler Prekarität. Das bedeutet, dass nicht nur ihre Arbeitsverhältnisse oft unsicher sind, sondern auch ihre Lebensverhältnisse. Sie arbeiten eher in Niedriglohnbranchen, etwa als Reinigungs- oder Pflegekräfte, in der Fleischindustrie, der Landwirtschaft oder im Versandhandel. Sie werden schlechter bezahlt, haben eher befristete Verträge oder sind nicht sozialversicherungspflichtig beschäftigt. Auch die Einbindung in einen Kreis aus Kolleg*innen fehlt häufig.12 Inter*, trans* und nichtbinäre Menschen sind häufiger von Langzeitarbeitslosigkeit betroffen sowie eher prekär oder irregulär im Niedriglohnsektor tätig.13 Menschen mit Behinderung arbeiten weiterhin häufiger in Teilzeit, sind eher Hilfsarbeitskräfte oder arbeiten nicht in ihrem erlernten Beruf – wenn sie es überhaupt in den allgemeinen Arbeitsmarkt schaffen.14
 
        Damit unsere Arbeitswelt wirklich divers und inklusiv wird, gilt erst einmal das Gleiche wie in anderen Bereichen auch: Es braucht eine Strategie, es braucht jemanden, der dafür verantwortlich ist, diese Strategie umzusetzen, und es braucht Unterstützung von ganz oben. Das gilt für die Politik und für die Unternehmen. Diversität und Inklusion müssen mehr sein als nur Schlagwörter. Und nein, es ist nicht okay, marginalisierte Mitarbeiter*innen unbezahlt die Arbeit im Bereich Diversity, Equity und Inclusion (DEI) zusätzlich zu ihrem eigentlichen Job machen zu lassen. DEI ist ein Unternehmensbereich wie jeder andere auch. Es braucht konkrete Maßnahmen, echte Investitionen (ja, auch Geld) und eine klare Erfolgsmessung.
 
        WAS WÄRE, WENN WIR DIE IDEEN ENDLICH UMSETZTEN?
 
        Wie das konkret aussehen kann? In Unternehmen bedeutet es, die Prozesse zu verändern – und im Zweifelsfall komplett neu zu denken. Ein wichtiger Hebel ist zum Beispiel die Art, wie Unternehmen Stellen ausschreiben und besetzen. Werden in Stellenbeschreibungen „Rockstars“ und „Ninjas“ gesucht, die in erster Linie leistungsfähig sein müssen? Dann braucht sich niemand zu wundern, wenn sich nur Start-up-Dudes bewerben. Wer familienfreundlich sein will, sollte lieber kommunizieren, dass Jobsharing oder Remote Work möglich sind. „Wir sind barrierefrei“ klingt zwar super, darf aber nicht nur „wir haben keine Treppen im Büro“ bedeuten. Wie ist es um die Barrierefreiheit für hör- oder sehbehinderte Menschen, Autist*innen oder Menschen mit Lernschwierigkeiten bestellt? Inwiefern ist das Unternehmen bereit, Arbeitsaufgaben anzupassen oder Rollenbeschreibungen abzuändern?
 
        Auch Bewerbungsprozesse müssen neu gedacht werden. Nicht in allen Ländern sind Fotos im Lebenslauf üblich, in einigen – wie den USA oder Großbritannien – sind sie sogar verboten. Wenn es wirklich um die Qualifikation geht (und nicht um Geschlecht, Namen oder Herkunft), dann werden künftig auch nicht mehr nur weiße Männer in den Führungsetagen sitzen. Quoten helfen dabei, die Zeit bis dahin zu überbrücken. Aber, wie schon erwähnt, damit Quotenregelungen funktionieren, braucht es Datenerfassung, um zu sehen, wo wir überhaupt gerade stehen. Gibt es eine Quote, um einen möglichst diversen Pool an Kandidat*innen für neue Stellen zu haben – und so die Chance zu erhöhen, dass Stellen divers besetzt werden? Gibt es den Anspruch, jedes einzelne Team so divers wie möglich zu besetzen? Werden Führungskräfte daran gemessen, ob sie Diversitätsziele erreichen? Wenn nicht, muss das geändert werden. Frauen, People of Color, queere Menschen, Menschen mit Behinderung und andere marginalisierte Gruppen sollten konkret gefördert, auf Führungspositionen vorbereitet und dann auch wirklich befördert werden – und genauso gut bezahlt werden wie alle anderen auch. Recruiting-Teams sollten möglichst divers besetzt sein und regelmäßig hinsichtlich Diversität und Inklusion geschult werden. Sorry, aber ein halbstündiges Video im Jahr reicht da definitiv nicht!
 
        Benefits, also Vorteile für die Mitarbeiter*innen, sollten inklusiv gestaltet werden: Wenn es Unterstützung für die Familiengründung gibt, sollte diese auch queeren Mitarbeiter*innen und Singles zustehen. Nicht nur für die Kinderbetreuung sollte es finanzielle Unterstützung geben, sondern auch für das Pflegeheim der Eltern. Wie wäre es mit einer Betriebskita, die vom Unternehmen subventioniert wird? Werden Sprachkurse für zugewanderte Menschen angeboten? Auch Angebote zur mentalen Gesundheit, die explizit für queere oder migrantische Menschen konzipiert sind, helfen dabei, das Arbeitsleben angenehmer zu gestalten.
 
        Am Ende ist es wichtig, echte Veränderung anzustoßen und nicht nur einen Diversity-Sticker aufs Unternehmen zu kleben. Das fliegt schnell auf, und damit ist niemandem geholfen. „Repräsentation ist kein gemeinnütziger Akt“, schreibt die Schwarze Unternehmerin Minda Harts in ihrem Buch „The Memo“.15 „Es ist eine bewusste Maßnahme, die die Kraft hat, unsere Denkweisen und sogar die Haltung von Generationen zu verändern.“ Sie könne aus persönlicher Erfahrung erzählen, dass es hart sei, sich weiter reinzuhängen, wenn People of Color nie befördert werden – oder wenn Vorgesetzte zwar sagen, wie wichtig ihnen Diversität und Inklusion sind, aber sich nichts ändert. „Wie sollen wir unsere beste Arbeit machen und positiv bleiben, wenn wir ständig diesen Mangel an Sensibilität von unseren Vorgesetzten erfahren?“, fragt sie.
 
        WAS WÄRE, WENN WIR UNS NICHT MAL FÜR DEN TRAUMJOB KAPUTTARBEITEN?
 
        Die Suche nach einem größeren Sinn, der Menschen antreibt, die sich für mehr Klimaschutz in ihren Unternehmen engagieren oder sogar wegen der Klimakrise kündigen – sie treibt eine ganze Generation um. „Purpose“ ist zum neuen Schlagwort der Unternehmenskommunikation geworden. Es geht nicht nur darum, was ein Unternehmen produziert oder welche Aufgaben Teil des Jobs sind. Es geht um etwas Größeres: um Werte, um Sinnhaftigkeit, um das Gefühl, etwas beizutragen. Was treibt mich an, was will ich verändern – und kann dieser Job mir dabei helfen? Oder anders gesagt: Warum mache ich das alles eigentlich?
 
        Die Fridays-for-Future-Generation weiß, dass wir schon mitten in der Klimakatastrophe stecken und jetzt etwas ändern müssen – auch in der Arbeitswelt. Sie glaubt an Diversität und Inklusion und fordert sie von den Unternehmen ein. Sie will nicht mehr nur um der Arbeit willen arbeiten, sondern mit ihrer Arbeit etwas erreichen, das über sie selbst hinausgeht. Fast zwei von fünf jungen Menschen der „Gen Z“ und der „Millennials“ haben schon mal einen Job oder ein Projekt aus persönlichen ethischen Gründen nicht angenommen. Sie wünschen sich von ihren Unternehmen mehr gesellschaftlichen Einfluss, ein diverseres und inklusiveres Umfeld und mehr Einsatz für Nachhaltigkeit.16 Wer künftig nicht ernsthaft auf diese Dinge achtet, wird es schwer haben, gute Leute zu finden. Und ohne gute Leute ist bald auch nicht mehr viel vom Unternehmen übrig.
 
        Neben dem Trend nach mehr „Purpose“ sehen wir ein zweites P, das vor allem junge Menschen bei der Berufswahl umtreibt: „Passion“. Folge deinem Traum! Wenn du deinen Job wirklich liebst, wirst du keinen Tag deines Lebens arbeiten! Du musst tun, was dich glücklich macht!
 
        Aber stimmt all dieses Gerede von Leidenschaft und Liebe im Kontext von Arbeit? Werden wir wirklich unglücklich, wenn wir ohne Leidenschaft arbeiten? Dass wir überhaupt über Leidenschaft im Kontext von Arbeit sprechen, ist noch relativ neu, wie die Soziologin Erin Cech in ihrem Buch „The Trouble with Passion“ schreibt.17 Noch im späten 19. Jahrhundert und nach dem Zweiten Weltkrieg waren Stabilität und wirtschaftliche Sicherheit die bedeutendsten Faktoren für die Berufswahl. Idealerweise behielt man seinen Job lange, verdiente gut und bekam danach eine gute Rente. Erst in den 1970er Jahren änderte sich dieser Anspruch langsam – und scheint sich heute zumindest für gewisse privilegierte Gruppen vollkommen geändert zu haben.
 
        Für Millennials und Gen Z ist Leidenschaft im Beruf ein riesiges Thema. Und Leidenschaft hängt ganz eng mit Sinn zusammen.18 Unsere Leidenschaften, so Cech, seien Teil unseres Selbstverständnisses, das nicht einfach zufällig entsteht, sondern von unseren sozialen Positionen, Erfahrungen und unserem Umfeld geprägt ist. Wer Leidenschaft für die eigene Arbeit empfindet, findet sie intellektuell interessant oder faszinierend, empfindet Begeisterung, Freude oder Glück und spürt eine persönliche Verbindung – findet also, dass der Job gut zur eigenen Persönlichkeit passt.
 
        Für ihr Buch hat Cech Interviews mit Berufseinsteiger*innen mit und ohne Hochschulabschluss geführt. Für knapp die Hälfte der befragten Hochschulabsolvent*innen waren Leidenschaft und Interesse an der Arbeit die wichtigsten Faktoren, wenn sie sich für einen neuen Job entscheiden müssten. Nur 20 Prozent nannten das Gehalt als entscheidenden Faktor. Bei denjenigen, die keinen Hochschulabschluss haben, trumpft finanzielle Sicherheit hingegen Leidenschaft. Sie können es sich weniger leisten, sich auf ihrer Leidenschaft auszuruhen. Auch wer marginalisiert ist oder drei Jobs hat, um überhaupt über die Runden zu kommen, muss Leidenschaft oft hintanstellen.
 
        Im Prinzip steht beides – Leidenschaft und Sinn – für dasselbe Problem, wenn sie im Kontext von Arbeit auftauchen. Denn wer sich beruflich aufopfert, entweder für den guten Zweck oder aus Liebe zum Job, nimmt eher schlechte Arbeitsbedingungen, niedrige Bezahlung oder überlange Arbeit hin. „Purpose“ und „Passion“ sind dann nichts anderes als eine Falle, die uns in den Burnout locken – und uns dabei einreden, dass wir glücklich und dankbar dafür sein sollen. Sie sind individuelle Aspekte, die vorgeschoben werden, um mehr Arbeit von Angestellten einzufordern. Wer „Purpose“ und „Passion“ vorschiebt, muss keine strukturellen Probleme lösen.
 
        Natürlich ist es schön, wenn der eigene Job Spaß macht. Klar wollen wir Sinn in der Arbeit sehen, die wir machen. Künftig werden Unternehmen die Nase vorne haben, die ihren Angestellten echte Werte bieten können. Das bedeutet, dass es ein Leitbild gibt, an dem sich das eigene Handeln orientiert – und dass dabei Werte wie Nachhaltigkeit, Diversität, Inklusion und gesellschaftliches Engagement im Mittelpunkt stehen. Immer nur mehr produzieren für mehr Profite der Unternehmensspitze wird kaum als sinnvoll angesehen werden. Wer keine Antwort darauf hat, warum das Unternehmen tut, was es tut, wird es schwer haben. Außerdem werden sich Mitarbeitende zunehmend zusammentun, um bessere Arbeitsbedingungen und mehr Klimaschutz von Unternehmen einzufordern. Diese Art von „Purpose“ aber ist ein anderer als das, wofür Arbeitgeber*innen werben, die nur wollen, dass man sich kaputtarbeitet – zu schlechten Bedingungen und für zu wenig Geld. Wer wirklich sinnhaft arbeiten will, muss auch gut arbeiten.
 
        Wir wurden darauf getrimmt, die Arbeit so stark in den Mittelpunkt unseres Lebens zu rücken, dass wir alleine deshalb das Gefühl haben, mit Leidenschaft und Sinn dabei sein zu müssen. Denn wenn das nicht der Fall ist, was machen wir überhaupt mit unserer Zeit? Warum arbeiten wir überhaupt? Dabei muss keineswegs der gesamte Sinn des Lebens aus der Erwerbsarbeit gezogen werden. Das Ehrenamt, mit dem ich meine Freizeit verbringe? Zeit mit meiner Familie und meinen Freund*innen? Ein Umweltprojekt? Die kreative Idee, die ich zur Realität mache? All diese Dinge (und noch viele mehr) können Sinn stiften – auch wenn sie nichts mit Arbeit zu tun haben. Und nein, man muss auch nicht jedes Hobby monetarisieren, um sich ständig produktiv zu fühlen.
 
        Sarah Jaffe schreibt im Abschlusskapitel ihres Buches „Work Won’t Love You Back“: „Arbeit hat uns weder Befreiung noch Freiheit oder gar Freude gebracht.“19 Ich stimme ihr zu: Wenn Arbeit für uns nicht mehr funktioniert, können Leidenschaft und Sinn das wirklich lösen? Sollten wir uns für das kaputtmachen, was uns wichtig ist – während Unternehmen von unserer Sinnsuche profitieren? Oder sollten wir uns nicht lieber dafür einsetzen, für alle gute Arbeit einzufordern, die uns nicht kaputtmacht? Die gut bezahlt ist, gute Arbeitsbedingungen bietet und vor allem ein gutes Leben möglich macht, das sich nicht immer nur um den Job dreht? Sich für den Traumjob aufzureiben, ist am Ende nämlich genauso schlimm, wie sich für jeden anderen Job kaputtzuarbeiten. Wenn wir sinnvoller arbeiten wollen, können wir unseren Sinn stattdessen genau daraus schöpfen: Indem wir gemeinsam eine bessere Arbeitswelt schaffen, von der wir alle profitieren.
 
         
          Dieser Text ist ein von der Autorin gekürzter Auszug aus ihrem Buch „Die Welt geht unter, und ich muss trotzdem arbeiten?“ © 2023 Verlag Kiepenheuer & Witsch, Köln.
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        VOM ENDE DER WELT
 
        Apokalypse als kulturpolitische Methode
 
        Jenny Stümer
 
        In seinen „Notizen von einer Rückkehr in die Heimat“ schreibt der afrokaribische Schriftsteller Aimé Césaire sinngemäß, dass das Ende der Welt die einzige Sache sei, die es Wert ist, begonnen zu werden.01 Das Ende als Anfang für einen weiten Blick auf gesellschaftliche Zukunftsvisionen und -ängste ist nicht unbedingt ein weiterer nihilistischer Versuch, die gegenwärtigen Herausforderungen in semireligiösen Untergangsmetaphern zu ertränken. Es ist vielmehr eine Erwägung der Apokalypse als politisches Narrativ, welches eine überwältigende Allgegenwärtigkeit destruktiver Machtstrukturen und katastrophaler Lebensumstände formsicher pointiert und dennoch als Zeichen radikaler Veränderung, Reform und Wiederbelebung verstanden werden kann. Apokalypse nicht als Kapitulation und Angstrhetorik, sondern als kreative Denkfigur, empirische Erfahrung und kulturpolitische Vorstellungskraft, die einen selbstzerstörerischen Weltbegriff infrage stellt und dabei andere Welten vorstellbar macht.
 
        Als Gedankenexperiment stellt eine solch apokalyptische Neigung der regressiven Utopie fixierter Handlungskonzepte den Pessimismus als Methodik der Gegenwart beziehungsweise als politische Strategie entgegen, die es überhaupt erst ermöglicht, angesichts wachsender Bedrohungen und weitreichender Desaster ein fortwährendes Beginnen immer wieder zu ermutigen. Begreift man die Apokalypse also mit dem Philosophen Jacques Derrida „als ein Thema, ein Anliegen, eine Faszination, eine explizite Referenz und den Horizont (…) einer Arbeit oder Aufgabe“,02 so sollte man eine sich ausbreitende allgemeine Weltuntergangsstimmung nicht einfach als mutlose gesellschaftliche Niedergeschlagenheit abtun, sondern kann den apokalyptischen Ton unserer Zeit vielmehr als philosophisches Sehen und Verstehen ergründen, wobei sich das Ende der Welt als eine Art gesellschaftskritische Spiegelung aktueller Umbrüche offenbart.
 
        Was also bedeutet es, vom Ende der Welt zu sprechen oder ein solches Ende zu durchleben? Apokalypsen umschreiben mehrschichtige Mediationen, die sowohl populärkulturelle Imaginationen oder dystopische Gesellschaftsentwürfe umfassen, als auch auf deren hyperrealen Vorlagen basieren. Von der Klimakatastrophe zur Pandemie, andauernden Kriegszuständen, Ausbeutung und kolonialen Gewaltroutinen: Das apokalyptische Erfahrungsmuster ist auch in konkreten Lebenswelten allgegenwärtig. In diesem Sinne identifizierte der slowenische Philosoph Slavoj Žižek bereits im Jahr 2010 eine Art „apokalyptischen Nullpunkt“, auf den das kapitalistische System beharrlich zusteuere, und konnotierte die ökologische Krise, biogenetische Technologien, ökonomische Ungleichheit und soziale Spaltung als die sprichwörtlichen Reiter einer kontemporären Apokalypse.03 Seither hat sich der Zustand der Welt nicht unbedingt verbessert: Ressourcen werden knapper, viele Arten sind bedroht oder dem großen Massenaussterben bereits erlegen, Wälder brennen nieder, die Ozeane sind vergiftet, wir alle haben Plastik im Blut, und die Angst vor einer nuklearen Katastrophe ist größer denn je. Die Apokalypse ist zum regulären Bestandteil gesellschaftspolitischer Diskurse avanciert und beschreibt eine Vielfalt fataler Szenarien, die eine sprichwörtliche existentielle Bedrohung intensiv in das Zentrum diverser Lebenswirklichkeiten rücken lassen. Dreh- und Angelpunkt dieser Debatten ist die Erkenntnis, dass welt-endende Katastrophen keine weit entfernte Zukunftsaussicht etikettieren, die um jeden Preis verhindert werden muss, sondern vielmehr eine anhaltende, fortlebende Realität beschreiben, deren Ursachen in den tiefliegenden Gewaltstrukturen eines unbegrenzten Wachstumswahns verwurzelt sind.
 
        Zweifellos gibt es Stimmen, die der Aussicht eines in sich zusammenbrechenden Systems alles andere als abgeneigt gegenüberstehen, wurde ein solcher Kollaps historisch doch durchaus als vielumschriebene Berichtigung eines modernen Fortschrittsfatalismus verstanden. Walter Benjamin etwa warnte bereits in den späten 1930er Jahren, „dass es ‚so weiter‘ geht, ist die Katastrophe“.04 Ähnlich argumentierte Ernst Bloch, der sich gut 20 Jahre zuvor für einen radikalen gesellschaftlichen Umbruch aussprach und erklärte: „Die Apokalypse ist das Apriori aller Politik und Kultur, die sich lohnt, so zu heißen. Nur dieser denkende Wunschtraum schafft Wirkliches, tief in sich hineinhörend, bis der Blick gelungen ist.“05 Aus diesem Winkel betrachtet, erträumen Apokalypsen und ihre Folgen (konkret und fiktiv) emanzipatorische Potenziale, die sich aus der Möglichkeit pluraler Welten, non-linearer Temporalitäten oder aber, im Sinne Blochs, „absoluter Selbstbegegnung“06 ergeben. Entsprechend mobilisieren politische Bewegungen der Gegenwart wie Black Lives Matter, Ni Una Menos, Feminist Green New Deal oder indigene Souveränitätsbewegungen zusehends Mechanismen des Welt-Endens und Wiederaufbaus in ihrem Kampf für Umbruch, Visibilität und Gerechtigkeit. Viele andere Menschen, darunter Wissenschaftler*innen, Künstler*innen, Aktivist*innen und Politiker*innen, streben ebenso danach, dem gemeinschaftlichen Ohnmachtsgefühl der spätkapitalistischen Hegemonie zu entkommen, um neue, bessere Welten zu erarbeiten. Um diese Ambitionen jedoch nicht auf das revolutionäre Aufflimmern einer krisenbewussten Momentaufnahme zu reduzieren, braucht es intellektuelle Wurzeln, langfristige Bewegungen und die mühselige Arbeit des Verstehens. Man könnte auch sagen, es braucht ein radikales, kollektives, eschatologisches Umdenken.
 
        Apokalypse als Konzept, Praxis und auch Stimmung hat allgemein geltende Verständnisse vielfältig auf den Kopf gestellt und somit auch diverse kulturpolitische Dilemmata, von der individuellen bis zur planetaren Katastrophe, immer wieder in neuem Licht erscheinen lassen. In einer Zeit, in der das Zerbrechen der Welt eine vielfache und oft auch alltägliche Konfrontation darstellt, erweist sich das apokalyptische Denken nicht länger als Spezialinteresse oder moralisches Narrativ, sondern produziert neue intellektuelle Verbindungspunkte, Trends und Fragestellungen. Das Ende der Welt öffnet und gestaltet vielseitige Auslegungen und weitreichende Erkenntnisse über die enormen Herausforderungen und Möglichkeiten einer sich stetig verändernden Welt – und die zahlreichen Welten, die darin enthalten sind. Aus dieser Perspektive betrachtet, emanzipiert sich die Apokalypse als Schlüsselmotiv sozialer Praktiken und deren weitreichendem Repertoire an gesellschaftlichen Auffassungen von ihren strikt theologischen Ursprüngen. Apokalypsen sind vielmehr wesentliche Baustellen gegenwärtiger Bedeutungsprojektionen, die erst durch ein komplexes Geflecht aus Diskursen, Historien, Erzählungen, Datensätzen, Bildern und anderen Repräsentationen in Erscheinung treten. Das Ende der Welt ist somit kontextabhängig und inhaltlich dehnbar. In all diesen Betrachtungen erscheint die Apokalypse als Prisma radikaler ontologischer und epistemologischer Veränderung. Sie ist der Moment des finalen Bruchs; der absolute Grenzpunkt.
 
        POSITIONEN UND MACHT
 
        Wir befinden uns im Auge des Sturms: Angesichts einer schier endlosen Fülle an möglichen Katastrophen, Desastern und Umbrüchen lässt sich die kataklystische, zerstörende Ausprägung von Vergangenheit, Gegenwart und manchmal sogar Zukunft vielerorts trotzdem beständig ignorieren. Dabei verharren wir auf dem Sockel eines breiten Netzwerks apokalyptischer Alltäglichkeiten, die allesamt eine routinisierte Eskalation destruktiver Lebensweisen in Aussicht stellen und belegen. Das Denken an und mit dem Ende der Welt gewährt in diesem Sinne Einblicke in das zerstörerische Ausmaß beschleunigter Globalisierungsprozesse und althergebrachter Kolonisierungspolitik. Es ermöglicht die Analyse jener hegemonischen Machtgefüge, die dominante Interessen in Politik, Ökonomie, Technologie, Kultur und Ökologie von jeher im Namen eines westlichen „Weltprojekts“ auf planetarer Ebene zu homogenisieren versuchen. In diesem Zusammenhang produzieren sowohl reale als auch fiktive Apokalypsen als kulturpolitische Methode in erster Linie eine konzeptionelle Infragestellung des ontologischen Status dessen, was wir routinisiert als „Welt“ bezeichnen. Das „Ende der Welt“ problematisiert dann primär jene Machtprozesse, die eine vielschichtige und facettenreiche Erde in die eine imperiale Welt umstrukturieren.
 
        Diese Gliederung einer totalisierten Welt als Symptom der westlichen Moderne balanciert zweifellos auf dem gepeinigten Rücken ausgegrenzter Individuen und Gemeinschaften, nicht zuletzt, weil ein solches System zwangsläufig aus diversen Palimpsesten kollektiver Gewalt schöpft und fortwährend Rangordnungen differenzialer Menschlichkeit reproduziert. Schwarze und indigene Gemeinschaften, migrantische, geflüchtete, transsexuelle und queere Personen sowie ein Großteil anderer marginalisierter Gruppen leben vielfach mit den verschiedenen Enden ihrer Welten. Ausgeschlossen hinter Mauern oder eingeschlossen in Gefängnissen, verbannt in die Vergangenheit oder zur Zukunftslosigkeit verdammt, werden diese Menschen immer wieder an den Rand eines obsessiv hierarchisierten Systems gedrängt, das ein heteronormatives Weißsein von jeher fetischisiert. Das Ende der Welt ist daher inhärent mit Fragen der Position und Macht verbunden: mit identitärer Zugehörigkeit, Ethnizität, Gender, Klasse, Befähigung und anderem mehr. Die Philosophin Déborah Danowski und der Anthropologe Eduardo Viveiros de Castro bringen diese Problematik auf den Punkt, wenn sie erklären, dass das Ende der Welt vor allem die Frage stellt, „für wen die Welt, die endet, eine Welt ist“, und „wer dieses weltliche oder ‚verweltlichte‘ Wesen ist, das das Ende definiert“.07 Das Verstehen um die vielschichtige Intersektionalität der kontemporären Apokalypse ist daher ein wesentlicher Bestandteil, um einen produktiven Umgang mit den aktuellen Krisen und Herausforderungen zu finden, ohne dabei alte und neue Unterdrückungsparadigmen zu verdichten. Schließlich bilden das Ende, sein Nachwirken und die verschiedenen Formatierungen von Welt und Weltlosigkeit, die es mit sich bringt, auch seit langem eine Katalyse für politische Ohnmacht und Unbeweglichkeit, vornehmlich als desaströser Erfahrungshorizont marginalisierter Gemeinschaften, doch letztlich ebenso als destruktives Vorgehen für den gesamten Planeten und all seiner Bewohner.
 
        Das Ende der Welt, wie wir sie kennen, kann man somit auch als politisches Projekt begreifen, bei dem es darum geht, die aktuellen Zuspitzungen planetarer Krisen in ihren verschiedenen Verkettungen mit materialisierter Macht, größenwahnsinnigem Profit und strukturierter Kontrolle erst aufzuschlüsseln und letztlich zu zersetzen. In diesem Sinne muss ein zeitgemäßer Apokalypse-Begriff weit über die Idee eines auf die Zukunft projizierten Desasters, das im Idealfall keinerlei (systemische) Änderung von uns verlangt, hinausgedacht werden. N.K. Jemisin, eine der großen Science-Fiction-Autor*innen unserer Zeit, beschreibt dies folgendermaßen: „Das Ende der Welt passiert jetzt in diesem Moment. Die Frage ist, ob es sich um die Art Welt handelt, die gehen muss.“08 Jemisins provokative Anregung erinnert an das, was der Philosoph John Drabinski in Anlehnung an Aimé Césaire „das apokalyptische Wort“ nennt, um einmal mehr darauf hinzuweisen, dass „aus dem Ende der Welt ein Neuanfang entstehen kann“09 und dass das „Ende der Geschichte“ – berühmt-berüchtigt von Francis Fukuyama im sagenumwobenen Sommer 1989 heraufbeschworen10 – eigentlich nie passiert ist. Stattdessen etabliert das unermüdliche Zusammentreffen verschiedener Apokalypsen eine eigenartige (und produktive) Konvergenz empirischer Erfahrungen, örtlicher Manifestierungen und kultureller Zeitachsen: Als wäre jedes Ende von einem anderen umgeistert – verfolgt von der quälenden Frage, was es bedeutete, bedeutet und bedeuten wird, in der Endzeit zu leben.
 
        Folgt man der Kulturphilosophin und Physikerin Karen Barad, wird klar, dass diese verschiedenen Apokalypsen nicht unbedingt nebeneinander existieren, sondern vielmehr ineinandergreifen.11 Apokalypse in diesem Sinne bewirkt ein politisch relevantes Entwurzeln der Vergangenheit, um sie weit in die Zukunft zu werfen und dabei ein Entgleisen der Gegenwart zu dokumentieren. Anders gesagt, es gibt viele Enden und viele Welten, doch mit Rückgriff auf eine pluralistische Apokalypse kann es durchaus gelingen, diese (W)Endungen in ihrer Verbundenheit und Intersektionalität zu betrachten. Nagasaki und Hiroshima, die koloniale Enteignung der Amerikas, Afrikas und Ozeaniens, zwei Weltkriege, Sklavenschiffe, Hungersnöte, Genozide, Invasionen, Vertreibung, Stürme, Fluten, Erdbeben, Krankheiten und das große Bienensterben: Diese welt- und erderschütternden Ereignisse können und sollen natürlich nicht gleichgestellt werden, und doch sind sie vermengt und verflochten. Die Apokalypse als Denkfigur nähert sich diesen Verzweigungen an und ermöglicht somit beziehungsfindende Einsichten, die sehr wohl Verantwortungen und Solidaritäten in einen neuen Blick rücken können. Auch in diesem Zusammenhang erinnert uns die Apokalypse als intellektuelles Projekt und kulturpolitische Handlungsebene daran, dass Trauma, Tod und Katastrophe sich letztlich nicht ohne Rückwirkung an den Rand des Geschehens drängen lassen – jener Ausgrenzungsbereich, den der Philosoph Malcolm Ferdinand als „Raum außerhalb der Welt, weit entfernt von europäischen Zentren“12 identifiziert –, und dass die Desaster der Vergangenheit, Gegenwart und Zukunft weder neutrale noch natürliche Begebenheiten darstellen, sondern vielmehr politische und kulturelle Konsequenzen verkörpern, die wir, ganz bewusst und gewissenhaft, mit aller Schärfe sondieren können und müssen.
 
        ERKENNTNIS UND WANDEL
 
        Um das Ende als sinnstiftend zu begreifen, ist es hilfreich, sich die prinzipielle Bedeutung der Apokalypse erneut vor Augen zu führen. Etymologisch verweist die Apokalypse vorranging auf Offenbarung, Enthüllung oder gar Einsicht. Das Ende der Welt ist daher auch der Punkt, an dem das Verborgene zum Vorschein kommt oder eine weniger offensichtliche Wahrheit ihren erschütternden Auftritt wagt. Dennoch tendieren die meisten Menschen dazu, die Apokalypse allenfalls als eine allumfassende Katastrophe zu begreifen. Das Weltende ist demnach etwas Schockierendes und Zerrüttendes – so kraftvoll und mächtig, dass die Welt buchstäblich aus den Fugen gerät und der Status quo abschließend in sich zusammenbricht. Diese letzte Auslegung übersieht dabei allzu leicht, dass die Apokalypse als Denkfigur beide Nuancen methodisch vereint: Auf der einen Seite präsentiert und beleuchtet sie originelle und aussagekräftige Zugänge zu gesellschaftlichen Krisen und individuellen Umstürzen, auf der anderen Seite kann sie als Perspektive bestenfalls ein tiefgreifendes Vernichten oder eine bedeutungsvolle Auflösung etablierter Welten und festgefahrener Denk- und Lebensweisen bewirken. Diese Art der apokalyptischen Aufdeckung, die in der christlichen Mythologie unmittelbar das Ende der Welt erfasst und gleichzeitig eine Welt dotiert, deren Sinnhaftigkeit sich eben erst in der Zerstörung offenbart, steht durchaus mit empirischen Desastern im Einklang, die zuweilen Momente der Erkenntnis befähigen und akzentuieren. Apokalypsen sind daher nicht gänzlich als Katastrophen sinnloser Verwüstung zu begreifen, sondern betonen vielmehr das Ende eines bestimmten Weltentwurfs oder Verständnisses. Indem die Apokalypse Möglichkeiten tiefgreifender Einsicht, einschlägigen Wandels und visionärer Energie mit dem Beleuchten kataklystischer Desaster, Katastrophen und Krisen verschränkt, kann sie als ein Instrument kultureller, politischer and philosophischer Analyse fungieren. Das Ende der Welt als kaleidoskopische Erkenntnislinse differenziert die Prämisse eines selbstverständlichen Weltbegriffs als Objekt diverser Endszenarien und inszeniert stattdessen die vielschichtigen Konvergenzen zwischen Zerstörung und Aufbau, um Eventualitäten, Beschaffenheit und Einschränkungen neuer Welten zu erörtern.
 
        Eine kulturelle Politik der Apokalypse veranschaulicht eine Vielzahl von Erfahrungen und Reaktionen mit Bezug zu katastrophalen Umbrüchen als Teil weitreichender öffentlicher Debatten. Was bedeutet es also, auf apokalyptischem Denken zu beharren und das Ende der Welt auszuhalten? „Staying with the trouble“ oder zu Deutsch „Unruhig bleiben“, wie die Historikerin Donna Haraway es ausdrückt, erfordert einen spezifischen Blick auf die Gegenwart und ein historisch verankertes Verantwortlich-Werden oder buchstäbliches Antwortfähig-Werden.13 „Es ist unsere Aufgabe, Unruhe zu stiften,“ schreibt Haraway, „zu wirkungsvollen Reaktionen auf zerstörerische Ereignisse aufzurütteln, aber auch die aufgewühlten Gewässer zu beruhigen, ruhige Orte wieder aufzubauen“.14 Während sich diese Position ausdrücklich gegen jede Form des fatalistischen Zynismus wehrt, harmoniert sie eben auch mit jener Art des apokalyptischen Denkens, das das Ende der Welt als Erfahrung und Narrativ anwendet, um historische Begebenheiten und aktuelle Diskurse neu zu beleuchten.
 
        Wird die Welt als kohärentes sozialpolitisches Phänomen oder unbegrenzter Horizont menschlichen und nicht-menschlichen Handelns infrage gestellt, werden auch Perspektiven auf Vergangenheit, Gegenwart und Zukunft in ein neues Bedeutungsfeld gerückt. Koloniale Erfahrungen etwa lassen sich als apokalyptische Brüche oder katastrophische Verluste eigenständiger Kosmologien und Zukunftsentwürfe behandeln. Gleichzeitig findet man in den dekolonialen Arbeiten Frantz Fanons, James Baldwins oder W.E.B. Du Bois’ eine Art Sehnsucht nach der Apokalypse, einen Traum vom Ende der Welt als wegweisend für Dekolonisierung und Gerechtigkeit.15 Ganz ähnlich argumentiert die Medienphilosophin Joanna Zylinska in ihrem Plädoyer für eine „feministische Gegen-Apokalypse“.16 Während Fanon, Baldwin und Du Bois das Ende ontologischen Rassismus und menschlicher Unterdrückung ersehnen, entwirft Zylinska einen kollektiven Zustand der Prekarität in der postindustriellen (oder postapokalyptischen) Welt. In beiden Fällen offenbart die Apokalypse eine ungleiche Verteilung von Leid, Trauma oder Vernichtung und präsentiert sich so als imaginärer Katalysator einer neuen Politik des Miteinanders.
 
        Das Ende als Anfang zersetzt die lineare Temporalität einer fatalen Spätmoderne und suggeriert stattdessen ein Umdenken in der Gegenwart als Versuch, festgefahrene Zukunftsvisionen zu revidieren und neu zu erfinden. In diesem Sinne besteht die politische Aufladung der Apokalypse genau darin, „dass sie die Zukunft zerstört“.17 Die Idee der verlorenen Zukunft ist im Zuge der Klimakatastrophe zu einer Kernsorge gegenwärtiger Endzeitstimmungen avanciert. Betrachtet man die derzeitige Misere jedoch durch das Prisma apokalyptischer Wirklichkeiten, bleibt das vielbeschriebene „Anthropozän“ dennoch eine inadäquate Analysekategorie der Gegenwart. Im Grunde profiliert eine solche Sichtweise, wie die Geografin Kathryn Yusoff kritisch elaboriert, „eine plötzliche Sorge“ darum, dass nun auch westliche Wohlstandsgemeinschaften signifikanten Umweltschäden ausgesetzt sind, und verschleiert die Tatsache, dass Apokalypsen schon immer ein fundamentaler Bestandteil der Erschaffung eben jener Welt waren, deren Untergang nun vielerorts bereut und betrauert wird. Es scheint, dass diese Welt, wie Yusoff weiter schreibt, „erst jetzt damit beginnt, eben jene Vernichtung wahrzunehmen, die sie andernfalls im Prozess der Entstehung von Modernität und Freiheit beständig zu übersehen vorzog“.18 In diesem Sinne ist das Anthropozän als Bedeutungspfeiler einer krisenbeladenen Gegenwart selbst ein postapokalyptisches Szenario, das von uns verlangt, etablierte Narrative, Imaginationen und Mythologien zu problematisieren und neu zu erfinden.
 
        NACHHALTIGE WELTENTWÜRFE
 
        Nicht nur die Art und Weise, sondern auch die Mittel, mit denen wir uns der Zerstörung unserer Welt(en) nähern, sind von Bedeutung, denn die Apokalypse ist eben auch „eine Ästhetik, die genauso viel tut, wie sie repräsentiert“.19 Es ist daher nicht verwunderlich, dass das Ende der Welt zunehmend in Filmen, Fernsehserien, Musik, Kunst, Videospielen, Comics, Literatur, Theater und Fotografie thematisiert wird. Kernfrage ist in diesem Zusammenhang, ob diese apokalyptischen Darstellungen es vermögen, dominante Strukturen und Sichtweisen effektiv und spielerisch zu zersetzen, und ob eine solche Ästhetisierung die Kulturpolitik der Vergangenheit und Gegenwart als Grundlage befreiender Zukunftsvisionen zu nutzen versteht. Wie der Kulturgeograf Franklin Ginn weiter ausführt, fungieren apokalyptische Fantasien „sowohl als Produkt als auch als Produzent des Anthropozäns“.20 Dementsprechend können Populärkultur, Literatur und Kunst als konservative Spektakel des zukünftigen Untergangs wirken und die ungleichen Verteilungen ökologischer Schäden und menschlichen Leids ausblenden, sie können aber auch „eine Form des sozialen Träumens“21 beflügeln und das Ende der Welt als transgressives Werkzeug der Vorstellungskraft nutzen.
 
        Natürlich heißt das nicht, dass Apokalypsen grundsätzlich progressiv wirken oder jedes Weltende einen zwangsläufig gerechteren Weltanfang erträumt. Im Gegenteil: Allzu oft spiegeln Debatten über Folgen und Lösungen einer bevorstehenden planetaren Katastrophe beispielsweise einen unerschütterlichen, beinahe religiösen Glauben an die neoliberale Tech-Revolution größenwahnsinniger Macho-Milliardäre wider oder verfallen der moralisierenden Wut rechtsextremistischer Bewegungen, deren nihilistische Proliferation zumeist auf Formen sozialer Ausgrenzung und privilegierter Einzäunung beruht. Im Zweifelsfall beginnen die neuen Tech-Patriarchen schon mal damit, den Weltraum zu kolonisieren.22 Der Punkt ist aber, dass es sich bei diesen Ambitionen eigentlich um eine zutiefst anti-apokalyptische Vorgehensweise handelt – ein kläglicher Versuch, den Status quo entgegen aller Vernunft und mit allen Mitteln aufrechtzuerhalten. Wenn nicht hier, dann eben auf dem Mars. In diesen Szenarien werden scheinbar apokalyptische Transformationen selbst zum Kernpunkt der Produktion vertrauter Zerstörungs- und Gewaltmuster. Sie verfeinern dabei eine Art der Weltenverwaltung, die auf wenig mehr als der ultimativen Ablehnung gemeinsamer Lebenswelten beruht, und dienen gleichzeitig der Aufrechterhaltung eines schwindenden Gefühls hegemonialer Souveränität. Diese Erhaltung „der Welt“ beschwört das unsägliche Aufbäumen eines autoritären Tech-Imperialismus, der die Logik früherer Weltzerstörungen neu erprobt und aufbereitet, und macht dabei im Grunde abermals die Notwendigkeit tiefgreifender Veränderungen deutlich.
 
        Entgegen dieser nihilistischen Weltrettung haben Aktivist*innen aus aller Welt die Herausforderungen einer kontemporären Apokalypse auf inspirierende Weise angenommen. Black Lives Matter, Indigenous Lives Matter, der Protest der Sioux im Standing Rock Reservat, die Zapatistas, aber auch Fridays for Future an der Seite von Greta Thunberg und Extinction Rebellion haben die Koordinaten dessen verändert, was das Ende bedeuten könnte (und sollte). Diese und andere Bewegungen, die sich für ein breites Spektrum gerechtigkeitsbasierter Weltgestaltungspraktiken einsetzen, haben seit langem verstanden, dass eine Welt, die von Rassismus, Heteropatriarchat, Imperialismus, Armut, Ungleichheit, kolonialer Gewalt und Umweltzerstörung durchdrungen ist, einen durchgreifenden Aufstand der Basis erfordert. Wie Angela Davis es ausdrückt: „Um echte, dauerhafte Veränderungen herbeizuführen, müssen wir die Arbeit leisten, Bewegungen aufzubauen.“23 Entscheidend ist dabei, dass die Apokalypse als kulturpolitische Methode einen Dialog darüber einfordert, wie verschiedene Ungerechtigkeiten ineinander übergehen, nicht zuletzt, um die erneute Reproduktion etablierter Machtdynamiken weitestgehend zu vermeiden. Wie Davis anknüpfend erklärt, „können wir Weißsein und Männlichkeit nicht als Maß für eine befreiende Zukunft beibehalten, selbst wenn das Vorhandensein solcher Maße tief verborgen unter den verführerischen Universalismen der Freiheit, Gleichheit und Brüderlichkeit weiterlebt“.24 Stattdessen erfordert apokalyptischer Aktivismus einen ganzheitlichen Ansatz, der dringend benötigte Allianzen zwischen antirassistischen und antisexistischen Protesten hervorbringt und gleichzeitig anerkennt, dass der koloniale Zustand einer umstürzenden Welt nicht von Klimakatastrophe, Atomkraft, Petrokapitalismus und technologischer Militarisierung getrennt werden kann. Die apokalyptische Offenbarung dieser Verbindungen stellt das Ende der Welt als ein gemeinsames Projekt neu vor: als einen Schauplatz für progressiven Widerstand und intersektionale Gerechtigkeit.
 
        DAS ENDE ALS ANFANG
 
        Césaires Ende der Welt ist in diesem Sinne tatsächlich die Prämisse allen Beginnens: der apokalyptische Versuch, ein transformatives Bewusstsein zu schmieden, welches in der Lage ist, eine gemeinsame vielschichtige Lebenswelt zurückzufordern. Césaire nennt eine solche offen widerständige Imagination, die sich auf die Erschaffung neuer Welten richtet, „die andere Seite des Desasters“,25 – ein „Ende“, das jedoch nur erreicht werden kann, indem man die Katastrophe wiederholt durchlebt und sie letztlich gegen ihre Initiatoren rüstet. Entsprechend dieser Richtungsweisung lässt sich die Apokalypse sowohl als ein Akt des Endens als auch des Beginnens der Welt orientieren. Eine kulturelle Politik des Weltuntergangs verhandelt daher umstrittene und oft auch widersprüchliche Praktiken der Sinn- und Realitätsstiftung, die den apokalyptischen Ton unserer Zeit prägen. Sie findet ihren Ausdruck in kreativen Auseinandersetzungen, populären Narrativen und sozialen Bewegungen, die ein kompliziertes Zusammenspiel der Vergangenheit, Gegenwart und Zukunft als unvollendete Katastrophe dramatisieren. In dieser Hinsicht produziert das apokalyptische Denken in der Tradition Césaires eine spezifische intellektuelle Haltung, Einfühlsamkeit oder Methode, die sich mit Rückgriff auf die Kulturtheoretikerin Lauren Berlant vielleicht am ehesten als eine Art des „im Leben sein, ohne die Welt zu wollen“26 beschreiben lässt.
 
        Entscheidend für den Traum von einer besseren Welt bleibt die Befähigung einer kontemporären Apokalypse, politische Fragen und Konvergenzen struktureller, kolonialer und umweltbedingter Gewalt unerbittlich aufzuwerfen und neu zu thematisieren. „Wo passiert es, und wem, durch wen?“, fragt Jessica Hurley. Welche Bewegungen, politischen Ideen, Geografien, Geschichten, Bilder oder intellektuellen Projekte könnten als (post)apokalyptisch gelten und neue Debatten über das Ende der/einer Welt hervorrufen und strukturieren? Wie prägen Krise und Katastrophe menschliche und nichtmenschliche Akteure und ihre Verflechtungen? Was leistet die Apokalypse als Denkfigur im Kontext eskalierender globaler und lokaler Herausforderungen? Und wie verhandelt die Apokalypse eine gerechtere Politik der Gegenwart, nicht unbedingt mit Blick auf eine verklärte, unsichere oder aufgeträumte Zukunft, sondern achtsam gegenüber einer desaströsen, einschlägigen und weiterhin pulsierenden Vergangenheit?
 
        Letztlich wird das Ende der Welt nur dann politisch aktiviert, wenn die Apokalypse erst gar nicht als zukünftige Katastrophe verstanden wird – und damit Vergangenheit und Gegenwart als ungebrochen, stabil und erstrebenswert attestiert. „Es wird nicht schlimmer, es ist schon schlimmer“, erklärt die Philosophin Oxana Timofeeva und pointiert damit, dass das Ende der Welt heute eine „permanente Realität“ darstellt. Entgegen Fukuyamas trügerischen Wunschtraums „hat Geschichte kein Ende“.27 Vielmehr kann „ein Ende des Endes der Geschichte“28 den Weg in einen neuen Weltumgang weisen. Das Ende der Welt als Ausgangspunkt eines aktiven Denkens und Handelns im Geflecht andauernder Krisen offenbart somit „die anderen Möglichkeiten, die in der Gegenwart liegen“ und konstruiert dabei „komplett neue Zeitlinien und Welten“.29 In diesem Sinne verändert das Leben und Denken mit Apokalypsen den Horizont unserer Gegenwartsorientierung und den Umgang mit den ökologischen und menschlichen Folgen einer globalen Desaster-Politik. Die Apokalypse ist also kein destruktives Objekt per se. Nutzen wir das Ende als eine Form des politischen Beginnens, wie es Césaire bereits betonte: das Ende der Welt als sinnstiftende Methode. Was beginnen? Das Einzige auf der Welt, das es wert ist, begonnen zu werden!
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        ESSAY
 
        KLIMASCHUTZ NEU GETRÄUMT
 
        Was der Staat und der Einzelne tun können, um effizient zu sein
 
        Bernward Gesang
 
        Die Ampelkoalition hat sich zum Ziel gesetzt, den Klimaschutz vor allem durch Maßnahmen im Inland zu verbessern. Dabei könnte sie im Ausland wesentlich mehr als jene zwei Prozent der weltweiten Emissionen beeinflussen, die eingespart werden, wenn Deutschland eines Tages klimaneutral wird. Nicht nur die richtige Bilanz im eigenen Land ist wichtig, sondern auch der absolute Beitrag zur Minderung der Emissionen weltweit.
 
        Maßnahmen wie der Ausbau flächendeckender Elektromobilität beispielsweise sind teuer. Für dasselbe Geld ließe sich möglicherweise international deutlich mehr CO2 sparen, etwa, indem wir vorrangig im Globalen Süden Kapital investieren, um den Regenwald oder die Moore zu schützen. Der damalige Präsident Ecuadors, Rafael Correa, hatte 2007 angeboten, den Regenwald intakt zu lassen, wenn der Westen dafür bezahlt. Das wäre für die globale CO2-Bilanz deutlich sinnvoller gewesen als viele teure Maßnahmen im Inland, die seitdem versucht wurden. Deutschland hat die Pflicht, die globale Menge an Klimagasen effektiv zu verringern, damit der Klimawandel wirklich gebremst wird. Doch das Ziel der nationalen Klimaneutralität ist falsch gewählt. Vielmehr gilt es, deutlich mehr als die angestrebte Senkung der Emissionen um zwei Prozent des globalen Aufkommens zu erreichen. Die deutsche Energiewende ist ein primär symbolisches Projekt; wollen wir etwas über das Symbolische hinaus bewirken, müssen wir Klimaschutz global und außenpolitisch denken.
 
        KLIMAAUẞENPOLITIK
 
        Der Staat hat andere Pflichten als das Individuum, denn er steht auf der internationalen Bühne und muss dort Allianzen schmieden, was ihn zwingt, auch selbst klimaneutral zu werden. Er muss im konventionellen Sinne glaubwürdig sein, kann also nicht nur „Wasser predigen und Wein trinken“, auch wenn es traurig ist, dass unsere Psyche so simpel gestrickt ist. Nur so findet er internationale Unterstützung für einen „Klimaklub“ und letztlich einen globalen Klimavertrag, der allein die Herausforderungen des Klimawandels bewältigen kann. Zugleich muss er glaubhaft machen, dass Klimaschutz und Wohlstand Hand in Hand gehen können, um die Armen dieser Welt nicht zu entmutigen. Er muss im Rahmen der Energiewende Techniken „gegen den Markt“ etablieren, wie er es einst bei den erneuerbaren Energien gemacht hat, um diese effizienter und für die Entwicklungs- und Schwellenländer verfügbar zu machen. So muss zum Beispiel eine saubere Stahlproduktion entwickelt und die Technik an die Länder des Globalen Südens abgegeben werden – was durchaus kein „Win-Win-Geschäft“ ist, denn „Abgeben“ heißt hier gerade nicht „Verkaufen“. Damit könnten wir – in diesem Fall sogar mithilfe der nationalen Klimawende – die Emissionen der großen globalen Emittenten über die Zwei-Prozent-Grenze hinaus wirksam senken, da diese sich nicht mehr mithilfe schmutziger Kohle entwickeln müssen. Kurzum: Maßnahmen im Inland sollten immer auf ihre Effizienz und ihre internationalen CO2-Vermeidungspotenziale geprüft werden. Es geht um den richtigen Mix aus Klimaaußenpolitik und Energiewende im Inneren.
 
        Die derzeitige Bundesregierung bemüht sich mit einem klimapolitisch aufgestellten Außenministerium durchaus darum. Aber: Nach dem jüngsten Regierungswechsel in Brasilien lediglich 200 Millionen Euro für den Schutz des Regenwaldes freizugeben, zeugt von falschen Prioritäten. Einige Milliarden Euro wären eher eine angemessene Dimension gewesen. Die nationale Energiewende verschlingt letztlich zu viele Ressourcen, während internationales Engagement zu kurz kommt. Eine Alternative wäre, die gesamten Mittel für den Klimaschutz deutlich zu erhöhen, um die nationale Energiewende und das internationale Engagement vollumfänglich zu bewerkstelligen. Derzeit aber kümmert sich die Politik zu sehr um Symbole statt um tatsächlichen Klimaschutz.
 
        GEBURTENKONTROLLE
 
        Eine Politik der Geburtenkontrolle könnte ein effizientes weltweites Mittel zum Klimaschutz sein, wird derzeit aber kaum diskutiert. Politisch bietet sich Geburtenkontrolle als Stellschraube für den Klimaschutz besonders deshalb an, weil sie die Staaten kaum etwas kostet, ja sogar Geld sparen hilft. Sie durchzuführen bedeutet in der Regel keinen globalen Wettbewerbsnachteil, auch erfordert sie keine technologischen Wunder und daran gekoppelte Risiken. Gegen eine staatlich gelenkte und von den Industrieländern geförderte Geburtenkontrolle spricht allerdings, dass die freie Entscheidung über die Anzahl der Nachkommen ein Grundrecht ist, das 1994 auf der Weltbevölkerungskonferenz der Vereinten Nationen in Kairo unter dem Stichwort „Sexuelle und reproduktive Gesundheit und Rechte“ erstmals festgeschrieben wurde. Eine daran anknüpfende Kritik an jedweder Bevölkerungspolitik lautet daher, dass mit ihr zu sehr in die Grundrechte und die Privatsphäre der Menschen eingegriffen werde. Der Gedanke einer „mit Zwang“ vertretenen Bevölkerungspolitik wird daher auch von den Kirchen und vielen NGOs abgelehnt.
 
        Tatsächlich muss man sich zunächst fragen, ob eine weltweite Verringerung der Kinderzahl wirklich einen nennenswerten Beitrag zum Klimaschutz leisten könnte. Das scheint der Fall zu sein: Nach Schätzungen der US-Akademie der Wissenschaften könnte dieser Beitrag immerhin zu einem Fünftel der Reduktion der Klimagase beitragen, die wir für unsere Klimaziele benötigen.01 Wie aber ließe sich eine solche lohnende Politik menschenrechtskonform umsetzen?
 
        Einerseits könnte man Angebote zur Aufklärung starten, Informationen über den Zusammenhang von Bevölkerungswachstum und Klimawandel zur Verfügung stellen und es ansonsten dabei bewenden lassen. Die Industrieländer könnten solche Angebote mitfinanzieren und auch für sich selbst bereitstellen, zumal der größte ökologische Fußabdruck derzeit noch bei uns im Globalen Norden verursacht wird. Allerdings wird hier irgendwann ein Rollentausch stattfinden, da viele Länder nachholendes Wachstum brauchen werden, um die Armut zu bekämpfen.02 Andererseits könnte man staatliche Anreize zur Geburtenkontrolle schaffen beziehungsweise solche Anreize für Drittstaaten finanzieren. Ein Verbot, Kinder zu bekommen, möglicherweise gar mit hohen Freiheitsstrafen sanktioniert, wäre menschenrechtswidrig, eine Negierung des Rechts auf freie Fortpflanzung und indiskutabel. Was aber, wenn die Ausübung dieses Rechts nur erschwert beziehungsweise durch Anreize weniger attraktiv wird?
 
        Staaten setzen fortwährend Anreize und Sanktionen, die bestimmte Rechtsausübungen erschweren oder erleichtern. Das hebt diese Rechte nicht auf. Im Falle der Bevölkerungspolitik leben wir in unseren westlichen Gesellschaften derzeit in einem System, das grundsätzlich starke Anreize für das Kinderkriegen setzt, etwa durch kinderbezogene Sozialleistungen. Niemand wird behaupten, dass derlei Anreize es verunmöglichen, sich gegen Kinder zu entscheiden, also die freie Wahl aufheben. Freiheit und Manipulation durch Anreize gehen zusammen, Freiheit und Zwang nicht. Eine Bevölkerungspolitik durch Anreize und Sanktionen ist prinzipiell verantwortbar, solange niemand zu einer bestimmten Entscheidung gezwungen wird. Ein Fonds für solche Anreize etwa seitens der Europäischen Union, aus dem sich Länder des Globalen Südens bedienen können, wäre daher nicht undenkbar.
 
        FÜHRERSCHEIN FÜR POLITIKERINNEN
 
        Ein weiteres politisches Instrument, um der Klimakrise wirksamer zu begegnen, ist ein „Führerschein für PolitikerInnen“. Eine Grundausbildung für Personen, die sich zur Wahl stellen, ist in unseren vernetzten Zeiten dringend geboten. Wer Systeme und ihr Funktionieren schlecht einschätzen kann, sollte nicht an ihnen herumpfuschen. Mithilfe von Computersimulationen lässt sich vernetztes Denken lernen, und genau das sollte jemand getan haben, bevor er oder sie sich zur Wahl stellt. Schon heute fordern wir von jedem und jeder PilotIn einen umfassenden Persönlichkeitstest, da diese Personen große Verantwortung für Andere tragen. Wieso fordern wir nicht Ähnliches für Personen, die in politischen Spitzenämtern noch viel mehr Verantwortung tragen? Jedenfalls wäre die Welt eine sicherere, ließe sich die Kandidatur persönlich ungeeigneter Personen – als Beispiel sei nur der ehemalige US-Präsident Donald Trump genannt – bereits im Vorfeld verhindern.
 
        Wie ließe sich das umsetzen? Drei Wege sind zu unterscheiden. Erstens der interne Weg: Politische Parteien sollten nur solche Personen zur Wahl nominieren, die intern vorgenommene Schulungen und Tests bestanden haben. Eine Verfassungsänderung wäre hierfür nicht nötig, und die Parteien könnten mit der Qualifikation ihrer KandidatInnen und deren Zukunftsfähigkeit sogar werben. Zweitens der sanfte Weg der Öffentlichkeit: Hier ist es die Aufgabe der WählerInnen, darauf zu achten, nur „zertifizierte“ Personen in Ämter zu wählen. Der Test selbst wäre freiwillig, die Testergebnisse würden öffentlich gemacht – und der Rest wäre BürgerInnensache. Dass hier Personen ohne „Führerschein“ ins Amt gelangen, bleibt gleichwohl eine Gefahr. Drittens der harte Weg: PolitikerInnen werden staatlicherseits nur zur Wahl zugelassen, wenn sie den Persönlichkeitstest bestanden haben – wofür allerdings eine Verfassungsänderung nötig wäre. Der interne Weg wäre daher zweifellos der eleganteste und dennoch wirksam. Begönne eine Partei damit, würde sich auch Druck auf die konkurrierenden Parteien entwickeln.
 
        Würden wir so aber nicht in eine „Expertokratie“ abdriften? Dem möchte ich entgegenhalten: Unsere Welt und die in ihr wirkenden Zusammenhänge haben sich derartig verkompliziert, dass ein gutes Herz für gute Politik nicht mehr ausreicht. Politik braucht Expertise – was nicht heißt, dass PolitikerInnen nicht auch gegenüber Laien lern- und kommunikationsfähig sein und große Empathie sowie eine gehörige Portion Moral mit ins Amt bringen sollten.
 
        Würde hierüber aber nicht das passive Wahlrecht unzulässig eingeschränkt? Ist es nicht gerade eine Stärke der Demokratie, dass die Repräsentierenden idealtypisch ein Abbild der Bevölkerung sind – und damit auch Menschen repräsentieren, die den oben geschilderten Anforderungen nicht entsprechen? Dem lässt sich entgegnen, dass politische Ämter nach wie vor jedem offen stünden und dass prinzipiell jeder und jede die Eignung für solche Ämter über einen der genannten Wege erwerben könnte. Auch ein Eignungstest für angehende MedizinstudentInnen beispielsweise schränkt die Wahlfreiheit des Studienplatzes ein, gerechtfertigt finden wir dies meist trotzdem. Gerade Angehörige bildungsferner Schichten können dann darauf hoffen, dass ihre Interessen wirksam und effektiv vertreten werden.
 
        WAS KANN DAS INDIVIDUUM TUN?
 
        Fahrrad zu fahren, nicht zu fliegen oder die Kulturpraxis des Grillens einzustellen – dies und anderes wird dem Einzelnen als wirkungsvoller Beitrag gegen den Klimawandel empfohlen. Ist das aber wirklich effizient? Jeder CO2-Rechner zeigt uns etwas anderes: Als VerbraucherIn ein Jahr auf Fleisch zu verzichten, spart beispielsweise 450 kg CO2-Emissionen ein.03 Monetär spart man durch den Verzicht etwa 651 Euro.04 Würde man diesen Betrag zur Förderung von Klimaschutzprojekten in Ländern des Globalen Südens spenden und damit den eigenen Fleischkonsum „kompensieren“, brächte dies eine CO2-Ersparnis von 28300 kg.05 Auch wenn solche Ergebnisse natürlich immer von konkreten Projekten abhängen: Kompensieren kann um ein Vielfaches größere Effekte haben als eine Verhaltensumstellung – auch wenn sein Image alles andere als sexy ist. Die allseits empfohlene „Standardstrategie“ für den Klimaschutz, das eigene Emissionsverhalten umzustellen, ist also keineswegs am effizientesten. Warum „Kompensation“ trotzdem nicht der richtige Begriff für die hier vorgeschlagene Strategie ist, will ich gleich begründen.
 
        Manche meinen, das Individuum sei nicht die richtige Adresse, um über Pflichten beim Klimaschutz zu sprechen. Aufgaben wie den Klimaschutz könne keiner alleine stemmen, sondern es gehe hierbei um Probleme kollektiven Handelns, für die der Staat die Koordination schaffen müsse. Kann er dafür sorgen, dass genügend Leute mitmachen, ist mein Beitrag nicht vergebens. Was aber, wenn der Staat bei dieser Koordinationsaufgabe versagt? Die Aufgabe ist zu wichtig, um unerledigt zu bleiben. Was also kann der oder die Einzelne tun?
 
        Individuen sollten versuchen, die Welt so weit besser zu machen, wie es im Rahmen ihrer Möglichkeiten liegt. Dabei geht es darum, Doppel- oder Mehrfachwirkungen systematisch auszunutzen. Beispielsweise können wir ärmeren Menschen in Regenwaldgebieten dabei helfen, genügend Einkommen zu erwirtschaften, damit diese einer Nutzung des Waldes durch Palmölkonzerne die Zustimmung verweigern, sofern sie die Nutzungsrechte am Wald haben. Das zöge günstige Mehrfachwirkungen nach sich: Die Verringerung von Armut ginge Hand in Hand mit Klima-, Tier-, Arten-, Grundwasser-, Luft- und Pandemieschutz. Voraussetzung ist natürlich, dass das Geld auch wirklich vor Ort ankommt, etwa bei unabhängig zertifizierten Hilfsorganisationen.
 
        In einer idealen Welt ohne Ressourcenknappheit sollten wir der oben erwähnten Standardstrategie der individuellen Verhaltensänderung folgen und spenden. Doch die Motivation zu helfen ist in der realen Welt ein knappes Gut. Beim Spenden überfordern wir uns nicht so schnell wie bei der Aufgabe, unser Verhalten zu ändern. Geld zu geben fällt uns leichter, als unser Emissionsverhalten radikal umzustellen. Die Ökosteuer etwa hat zwar unser Rentensystem stabilisiert, die Anzahl der SUVs in den Garagen der Republik aber nicht verringert. Zumal allen klar sein sollte, wohin eine radikale persönliche Umstellung des Emissionsverhaltens führen müsste: in eine Welt, in der man wieder angelt und jagt, um sich selbst zu versorgen, in der wieder Kutschen auf den Straßen fahren und in der Stromfresser wie Rolltreppe und Aufzug verschwunden sind. Nur so ließe sich, wie es der „Postwachstumspapst“ Niko Paech einmal skizziert hat, der Klimawandel nennenswert verzögern; unser kompletter Lebensstil stünde zur Disposition.
 
        Solange wir über freiwilliges Handeln sprechen, bei dem die Individuen als Lückenbüßer für den Staat uns etwas Aufschub im Klimawandel verschaffen müssen, sollte man nichts tun, was ineffizient ist und motivationshemmend wirkt. Die Frage der Effizienz spricht auch dagegen, ein neues Spendenverhalten und individuelle Verhaltensänderungen zugleich und gleichberechtigt zu fordern. Angenommen, ich habe nur zwei Euro zur Verfügung, und eine Strategie ist um ein Vielfaches effizienter als die andere: Sollte ich da je einen Euro für beide Strategien ausgeben – oder nicht doch lieber beide Euros auf die effizientere Strategie setzen?
 
        Andererseits fühlen sich viele Menschen beim Spenden als „Heuchler“, solange sie nicht auch selbst CO2 einsparen. Eine Kombination der beiden Strategien könnte daher vielleicht den politisch einzufordernden Mentalitätswandel in den Köpfen und in vielen Regalen am ehesten auf den Weg bringen. Trotzdem müsste ich gut begründen, weshalb ich ein vielleicht fünfzigmal ineffizienteres Mittel wähle statt des effizienteren.
 
        WARUM SPENDEN UNS ZEIT VERSCHAFFT UND KEIN ABLASSHANDEL IST
 
        Die hier vorgeschlagene Strategie nenne ich „spende und ersetze“. Sie gilt nur so lange, wie die CO2-Vermeidungskosten im Globalen Süden erheblich geringer sind als bei uns und wir den Staaten privat aushelfen müssen. Sie soll der Kooperation bei der Umstellung der Emissionen einen Rahmen geben, der es wahrscheinlicher macht, dass diese Umstellung gelingt. Zweifel am Gelingen einer unkoordinierten Verhaltensänderung gehören zu den berechtigten Vorbehalten gegen die beschriebene Standardstrategie: Was bewirkt meine kleine CO2-Einsparung, wenn sich doch nur maximal zehn Prozent der reichsten und gebildetsten Bevölkerungsgruppe weltweit überhaupt um Vergleichbares bemüht? „Spende und ersetze“ sorgt hingegen dafür, dass konkreten Menschen in Armut geholfen wird, auch wenn sonst niemand kooperiert. Mein „Opfer“ ist nie vergeblich: Wenn die Spende ankommt, trägt dies zur konkreten Bekämpfung von Armut bei. Mehr Klimaschutz wiederum kann aufgrund falsch gewählter Projekte scheitern, ebenso wie Erfolg wegen fehlender Kooperation ausbleiben kann. Werden die richtigen Projekte gewählt, spart dies jedoch mehr CO2 ein als meine persönliche Verhaltensänderung. In der durch effizientes Umstellen des privaten Verhaltens gewonnenen Zeit können wir darauf hoffen, dass sich die Technik so weit weiterentwickelt, dass wir zum Beispiel auf individuelle Mobilität vielleicht nicht verzichten müssen.
 
        „Spende und ersetze“ ist dabei kein Ablasshandel, wenn es mit der moralischen Verpflichtung gekoppelt ist, regelmäßig und mehr als üblich zu spenden. Mit dieser Strategie stellen wir unser Verhalten ebenfalls um – aber nicht, um weniger zu emittieren, sondern, um mehr zu spenden. So tragen wir mehr Last für das moralisch Richtige. Bei einem Ablasshandel ginge es nur darum, uns selbst Erleichterung zu verschaffen – und eben nicht darum, das Richtige voranzubringen. Es geht nicht um eine persönliche „Entschuldung“, sondern um weniger Armut und weniger CO2 weltweit. Tatsächlich teilt die Umstellung des persönlichen Emissionsverhaltens mehr mit dem klassischen Ablasshandel als die hier vorgeschlagene Strategie, geht es doch dort primär um einen selbst.
 
        Mein Auto weiterzufahren, wäre innerhalb dieses Rahmens erlaubt, wenn ich regelmäßig und ausreichend spende. Auch das erinnert ein wenig an Ablasshandel, aber das ist durchaus gewollt, denn diese Strategie soll uns ja leichter fallen als die Standardstrategie der grundlegenden Verhaltensänderung, weshalb sie hoffentlich auch mehr Menschen umsetzen werden. Zugleich verschiebt sie die Verantwortung auf das Spenden und auf einen Politikwechsel vor Ort. Beides hängt zusammen, denn auch vom Spenden geht das politische Signal aus, dass die Menschen eine Klimawende wünschen, was Veränderungsdruck auf die Politik erzeugt. Mit dem US-amerikanischen Philosophen Walter Sinnott-Armstrong gesprochen: „Genieße Deine Spaßfahrt im SUV, und tue gleichzeitig alles dafür, damit die Politik allen Akteuren, also auch Dir, solche Spaßfahrten verbietet.“06 Wir sollten uns dort politisch engagieren, wo es effizient ist. „Fridays for Future“ etwa macht uns dies bewundernswert vor. Und um nicht als Lobbyist für die Autoindustrie missverstanden zu werden, will ich dem obigen Zitat von Sinott-Armstrong voranstellen: Nur wer die Motivation zu helfen verliert, wenn er seinen gewohnten Lebenswandel völlig umstellen muss, sollte diesen Lebensstil bewahren – wenn er denn zugleich entsprechend spendet. Nur dann sollte er die Spaßfahrt genießen dürfen, wenn er sich politisch für ein Verbot einsetzt.
 
        Hier wird nun auch deutlich, weshalb „Kompensieren“ der falsche Begriff ist. Tatsächlich geht es ums Überkompensieren. Unter „Kompensieren“ versteht man gemeinhin, etwas Schädliches zu tun und im Anschluss „genauso viel“ zu geben, um den Schaden wiedergutzumachen. Das aber ist lediglich ein Nullsummenspiel. Tatsächlich geht es nicht darum, die CO2-Emissionen meines Autos zu kompensieren. Sondern es geht darum, eine Spendenquote zu erreichen, die wirksam ist und erheblich mehr Klimagase reduziert als wir es heute tun. Mein persönliches Verhalten dabei in den Mittelpunkt zu stellen, ist zu kurz gedacht. Beim Versuch einer Kompensation werden vielleicht ein paar Bäume gepflanzt, die sonst nicht gepflanzt würden, meine Nettobilanz reduziert sich rechnerisch auf „Null“. Aber bei dieser Kopplung an das persönliche Emissionsverhalten geht es primär darum, mich selbst „grün zu machen“, mich zu entschulden. Die Welt insgesamt macht das nicht viel besser.
 
        Wir sind einem Denken verhaftet, das uns selbst und unser Verhalten als den Nabel der Welt begreift. Wenn ich bei mir selbst anfange, dann wird schon alles gut. Doch das ist falsch. Denn es geht ja gar nicht um mich, sondern um den Klimaschutz. Darüber hinaus glauben wir, dass Moral wehtun müsse. Nur wenn ich richtig leide, gehöre ich zu den Guten. Das kommt zwar von Immanuel Kant, ist aber trotzdem Nonsens. Denn es verkennt, dass die Motivation zu helfen ein knappes Gut ist, das man schnell verlieren kann. Die wenigsten Menschen sind Helden mit unbegrenztem Budget für Altruismus.
 
        NOCH EINMAL GEBURTENKONTROLLE
 
        Nun könnte man einwenden, dass wir bislang das effizienteste Mittel der Standardstrategie ausgespart haben: den Verzicht auf Kinder. Dieser scheint die radikalste und effizienteste Maßnahme zu sein, die der Einzelne zum Klimaschutz beisteuern kann.07 Der Verzicht aufs Auto spart demnach 1 bis 5,3 Tonnen CO2-Äquivalent pro Jahr, der Verzicht auf ein Kind hingegen 23,7 bis 117,7 Tonnen CO2-Äquivalent. Das hat unter anderem damit zu tun, dass nicht nur die Emissionen eines Kindes, sondern auch die seiner Kinder und Enkelkinder eingespart werden. Mittlerweile hat sich sogar eine eigene Bewegung namens „birthstrike“ gebildet. Was aber ist davon zu halten?
 
        Wer auf freiwilliger Basis Klimagase reduzieren will, sollte das dort tun, wo es am effizientesten ist. Wenn weniger Kinder zu bekommen tatsächlich das effizienteste Mittel gegen den Klimawandel ist, dann können Spenden auch hier besser helfen als persönliche Verhaltensänderungen. Durch die Bereitstellung von Verhütungsmitteln können viel mehr ungewollte Schwangerschaften verhindert werden, als man je durch privates Zeugungsverhalten beeinflussen könnte. Nun könnte man provokativ fragen: Wer sind wir, dass wir bevölkerungspolitisch Einfluss auf den Globalen Süden nehmen wollen, nur um unseren (Klima-)Wohlstand nicht zu gefährden? Erstens aber würden wir mit Verhütungsmitteln und entsprechender Beratung nur ein Angebot zur Verfügung stellen, um ungewollte Schwangerschaften zu vermeiden – und damit gleichzeitig auch für Frauenrechte und Bildung und gegen Armut eintreten. Und zweitens geht es im Kern nicht um unseren Wohlstand, sondern darum, so viele Emissionen zu vermeiden wie möglich. Strategien wie „spende und ersetze“ werden häufig als Verzögerungs- und Ausweichstrategien gesehen. Das ist völlig falsch. Es geht nicht darum, weniger zu tun, sondern darum, mehr zu tun – aber eben da, wo es wirklich hilft.
 
        SPENDENBEREITSCHAFT UND DAS „GRÜNE PARADOX“
 
        Offen ist nun aber noch, wie groß der Beitrag des Individuums zur Klimawende denn sein muss. Wie viel soll gespendet werden? Was verlangt die Moral von uns? Sind wir dazu verpflichtet, das Glück in der Welt zu maximieren?
 
        Wenn wir das Problem pragmatisch angehen, stellen wir schnell fest: Westliche DurchschnittsverdienerInnen gehören zum reichsten Prozent der Weltbevölkerung. Wenn wir auf dieser Insel des Reichtums leben, während vor unseren Küsten Menschen ertrinken, dann können wir uns nur dann zu guten Menschen erklären, wenn wir uns mindestens im unteren Prozentbereich unserer zeitlichen und finanziellen Möglichkeiten engagieren. In jedem anderen Fall müssen wir uns eingestehen, dass uns die Not der Anderen schlicht egal ist und wir nicht zu den guten Menschen gehören können. Ein solches Engagement stellt keine Überforderung dar: Wenn jeder Durchschnittsverdiener – wir sprechen hier nicht davon, BezieherInnen von Sozialleistungen in die Pflicht zu nehmen – sich bemühen würde, zum Beispiel vier Prozent seines Einkommens und ein Prozent seiner Zeit (etwa für politisches Engagement) beizusteuern, dann könnten viele globale Probleme gelöst werden. Die dabei anfallenden Geldsummen würden sich mindestens auf einen dreistelligen Milliardenbetrag belaufen.
 
        Stattdessen einfach das private Nachfrageverhalten zu verändern, scheint hingegen oft sinn- und wirkungslos. Um es an einem Beispiel festzumachen: Ölpreis und Ölförderung sind nahezu vollständig voneinander entkoppelt.08 Während die globale Ölproduktion im Laufe der vergangenen 30 Jahre nur moderat gestiegen ist, sind die Ausschläge im Ölpreis im gleichen Zeitraum beachtlich, ohne dass dies durch individuelles Verhalten beeinflusst wäre. Meine kleine Spriteinsparung kann in diesem Markt die Fördermenge nicht senken, Preissignale werden ignoriert. Meine kleine Spende aber nutzt in jedem Fall konkreten Menschen – und hoffentlich auch dem Klima. In der Frage des Klimas müssen zwar auch (vergleichsweise wenige) andere Leute mitziehen; aber ich bin nicht zwangsläufig auf Marktmechanismen angewiesen, und mein kleiner Beitrag bewirkt in jedem Fall etwas Gutes.
 
        Die beschriebene Strategie, sich auf das Spenden zu konzentrieren, hat einen weiteren Vorteil: Sie mündet nicht im „grünen Paradox“. Ein solches würde unweigerlich entstehen, wenn es uns doch gelänge, über ein geändertes Nachfrageverhalten Weltmarktpreise zu beeinflussen. Denn sparen wir fossile Energien, sinkt in der Folge der Weltmarktpreis für diese Energien, und andere Länder, die sich am dringlichsten Wachstum wünschen, kaufen diese billiger ein. Gespart wird durch unsere verringerte Nachfrage de facto nichts, sondern wir subventionieren die Preise für die Schwellenländer.09 Das mag man zwar positiv als „Entwicklungspolitik mit anderen Mitteln“ betrachten, ist aber hinsichtlich des Klimaschutzes mehr als problematisch. Möglicherweise würden auf diese Weise sogar noch mehr fossile Energieträger gefördert. Denn diese bringen jetzt noch Geld, drohen aber in Zukunft unverkäuflich zu werden.
 
        Für all diejenigen, die bei meinem Denkmanöver noch immer Magenschmerzen haben: Da unser Wissen über die Zukunft nicht perfekt ist und wir normalerweise Wesen sind, die nicht alles an Effizienz festmachen, sollten wir erwägen, mehrere Strategien gleichzeitig zu verfolgen. So kann man die Spendenziele „diversifizieren“ und sich genauer über sie informieren: Solar-Öfen in Indien zum Beispiel fördern Gesundheit und Klimaschutz sehr solide, während ein Regenwald theoretisch auch abbrennen kann – besonders dann, wenn man seine Besitzer nicht auf seine Seite bringt. Also gehören sowohl die riskante als auch die solide Strategie in unser „Portfolio“, wobei wir Risiken nicht werden vermeiden können, wenn uns das Wasser – wortwörtlich – bis zum Hals steht. Wichtig ist: In einem Portfolio der Strategien sollte „spende und ersetze“ in jedem Fall seinen Platz haben, aber natürlich kann man auch an der eigenen Verhaltensänderung arbeiten – zumal dann, wenn sie nicht zu viel kostet. Wie hoch welche Kosten in Form eines Verlusts von Wohlergehen für ein Individuum ausfallen, bestimmt seine eigene Wahrnehmung. Wem es nichts ausmacht, kein Fleisch zu essen, für den ist diese Maßnahme auch kein Motivationshindernis. Meine Argumentation zielt vor allem auf diejenigen, denen nur ein begrenztes Budget zum Helfen zur Verfügung steht. Oft können jedoch auch sie ohne Kosten kooperieren: So kostet es zum Beispiel de facto nichts, zu wählen (zur Not per Briefwahl) oder die „grüne Suchmaschine“ Ecosia statt Google auf dem Rechner zu installieren. Also sollte man das auch tun. So wird das „entweder oder“ doch noch zu einem bedingten „sowohl als auch“.
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        DER TRAUM VON DER FREIEN STRAẞE – NOCH NIE SO WERTVOLL WIE HEUTE
 
        Weert Canzler · Theresa Pfaff
 
        „25 Prozent weniger Parkplätze? Nicht mit uns!“, ließ die CDU im Berliner Landtagswahlkampf im Frühjahr 2023 plakatieren. Trotzig wird das Gewohnheitsrecht verteidigt, das private Auto im öffentlichen Raum abzustellen – schließlich war das doch schon immer so. Es schwingt die rhetorisch gemeinte Frage mit, wozu man denn eigentlich Kfz-Steuern und vielerorts auch noch Parkgebühren zahle. Und überhaupt: „Irgendwo muss der Verkehr doch hin!“ Schon 1986 wurde in der Broschüre „Stadtverkehr im Wandel“ des Bundesministeriums für Raumordnung, Bauwesen und Städtebau dieser Einwand als eine von 13 „Killerphrasen“ enttarnt, mit denen jeglicher verkehrspolitischer Ehrgeiz ausgebremst wird.01 In der Einleitung der Broschüre schreibt der damalige Raumordnungsminister Oscar Schneider (CSU): „Ich sage ein klares ‚Ja‘ zum Auto. Aber das Auto und der Verkehr haben dienende Funktion. Sie dürfen nicht die Herrschaft übernehmen. Wir müssen den Autoverkehr auf ein vernünftiges Maß beschränken.“02 Dies forderte er damals mit Blick auf 28 Millionen Autos auf bundesrepublikanischen Straßen. Auf 1000 Bürger*innen kamen ungefähr 460 Autos.
 
        Mittlerweile sind 37 Jahre Autowachstum ins Land gegangen. Heute sind in Deutschland fast 49 Millionen Pkw zugelassen, was eine Motorisierungsrate von annähernd 600 Fahrzeugen je 1000 Einwohner*innen bedeutet. Es werden jedes Jahr nicht nur mehr Autos, sie werden auch ständig größer, schwerer und breiter. Die allermeisten davon stehen im öffentlichen Raum, fast immer am Straßenrand. Die Fläche der geparkten Autos allein auf dem Berliner Innenstadtgebiet entspricht ungefähr der Fläche des Tempelhofer Feldes. Derzeit wird in den Normungsgremien der Verkehrsplaner*innen ernsthaft darüber diskutiert, die Standardmaße für Stellflächen zu vergrößern, damit man in nebeneinander geparkten SUVs auch noch ein- und aussteigen kann. Im Übrigen ist die Flotte geparkter Vehikel ziemlich träge, denn im Durchschnitt werden die einzelnen Fahrzeuge nicht mehr als 50 Minuten am Tag bewegt. Es sind also mehr Steh- als Fahrzeuge.03
 
        Dieses Stellplatzprivileg wollen mehr und mehr Städter*innen nicht mehr akzeptieren. In Berlin sammelte beispielsweise die „Initiative Volksentscheid Berlin autofrei“ in kurzer Zeit mehr als 50000 Unterschriften für die Forderung, den Autoverkehr fast vollständig aus dem Bereich des Berliner S-Bahn-Rings zu verbannen. In Hannover wurde 2019 ein grüner Oberbürgermeister gewählt, der mit einer Kampagne für eine autoarme Innenstadt Wahlkampf gemacht hatte. Auch weil die Konkurrenz um begrenzte Verkehrsflächen zunimmt, wird immer weniger akzeptiert, dass der öffentliche Raum zum Lagerplatz für Fahrzeuge geworden ist. Zugleich gibt es immer wieder Proteste und Widerstand, sobald Parkplätze abgebaut oder Fahrradstreifen zulasten von Autospuren eingerichtet werden. Es ist eine scharfe Polarisierung zu beobachten. Die Einwände und kritischen Fragen zu jeglichen Versuchen, die Vorherrschaft des Autos auf den Straßen zurückzudrängen, werden oft von denjenigen vorgetragen, die sich bedrängt und bevormundet fühlen, weil eine scheinbare Selbstverständlichkeit zunehmend infrage gestellt wird.
 
        GESELLSCHAFTLICHE BEDEUTUNG DER STRAẞE
 
        Dass die Diskussion um die Stellplätze für das Auto so an Fahrt gewonnen hat, ist jedoch längst überfällig. Mit ihr wird etwas politisiert, was politisch ist – und nicht nur das Ergebnis individueller Entscheidungen bei der Wahl des Verkehrsmittels. Öffentliche Straßen und Plätze sind zentral für die Stadt, sie sind eine wichtige Voraussetzung dafür, dass Urbanität entstehen kann. Jede*r muss sich hier aufhalten können – ganz gleich, welcher Meinung, Herkunft oder welchen Alters eine Person ist und ob sie reich oder arm ist. Das Szenario der „freien Straße“ beschreibt einen Raum, in dem sich alle begegnen können. Er ist der Ort außerhalb der eigenen (privaten) Behausung, der dem Austausch unter Nachbar*innen dient. Diese Vorstellung ist übrigens so neu nicht: Die Straße war über Jahrhunderte ein öffentlicher Raum, der erst seit Mitte des 20. Jahrhunderts einen enormen Bedeutungsverlust erfahren hat. Die Massenmotorisierung und die moderne Trennung der unterschiedlichen Lebensbereiche haben den städtischen öffentlichen Raum komplett verändert. Es geht vorwiegend nur noch darum, ihn zu durchqueren und schnell von A nach B zu kommen.
 
        Die gesellschaftliche Bedeutung der Straße ist umso größer, je digitaler die soziale Interaktion und je zerklüfteter die Öffentlichkeit ist. Der gesellschaftliche Zusammenhalt leidet darunter, wenn wir uns in abgeschotteten (Teil-)Öffentlichkeiten bewegen und andere Lebensweisen kaum mehr erleben. Ambivalenztoleranz, also die Fähigkeit, ganz andere Lebensformen und Identitäten nicht nur zu erleben, sondern auch als gleichberechtigt anzuerkennen, ist nicht selbstverständlich. Sie muss erlernt werden. Die Chance dazu hängt auch mit der Gestaltung der Straße zusammen. Es braucht Raum für alltägliche Begegnungen.
 
        Die von Autos befreite Straße fördert das nachbarschaftliche Zusammenleben. Einen Eindruck davon, was das heißt, konnten wir während der Corona-Pandemie erfahren. Weil Büros, Geschäfte und Freizeiteinrichtungen geschlossen und weite Wege plötzlich sinnlos waren, haben wir unsere nähere Umgebung aufgesucht. Auf Spaziergängen durchs eigene Viertel oder auf Spritztouren mit dem Rad haben viele ihre Nachbarschaft besser kennengelernt. Das zeigt sich auch jenseits von Corona: In den Wohngebieten Barcelonas etwa, wo Durchfahrtssperren, die sogenannten Superblocks, das Autofahren sehr unattraktiv machen und zugleich das Parken verhindern, blüht das Leben auf den Straßen auf. Alte Menschen trauen sich wieder heraus aus ihren Wohnungen, und Kinder dürfen auf der Straße Ball spielen.
 
        GENESE DER AUTOGERECHTEN STRAẞE
 
        Der Siegeszug des Autos war kein historischer Zufall, sondern es gab gute Gründe dafür. Das eigene Auto war jahrzehntelang ein Ausdruck für wirtschaftlichen Erfolg und ein Versprechen auf individuellen Aufstieg. Tatsächlich hat (Auto-)Mobilität individuelle Handlungsräume erweitert, sie wurde in modernen Gesellschaften zum Kern des individuellen Lebenskonzepts.04 Das Auto gehörte – und gehört vielfach bis heute – einfach dazu.
 
        Aus techniksoziologischer Perspektive fällt die habituelle Dimension der Massenmotorisierung ins Auge: Autofahren ist kein Zwang, aber andererseits auch nicht immer die Folge absichtsvoller Entscheidungen. Oft handelt es sich um ein unreflektiertes Benutzen, wie in Interviews mit Autofahrer*innen immer wieder zu erkennen ist.05 Der wichtigste Mechanismus für das Alltagshandeln sind Routinen. Mit ihnen handeln wir, ohne in jedem Einzelfall unsere Handlungen abzuwägen. Routinen entlasten von Unsicherheit und Entscheidungsdruck, sie laufen als eine Art Hintergrundprogramm ab. Auch das Autofahren als Alltagspraxis hat starke individuelle Entlastungswirkungen: Die regelhafte und routinierte Nutzung des Automobils mindert Unsicherheiten und eröffnet zugleich neue Handlungsspielräume.
 
        Neben den Handlungsroutinen und dem über viele Jahre plausiblen Narrativ vom privaten Auto als Voraussetzung und Ausdruck eines gelungenen Lebens gibt es aus Konsumentensicht weitere Gründe, die für die Nutzung eines Kraftwagens sprechen. Dazu gehört nicht zuletzt eine strukturell verzerrte Wahrnehmung seiner Kosten: Autofahrer*innen nehmen in aller Regel nur die sogenannten Out-of-Pocket-Kosten wahr, also die Ausgaben für das Tanken und Parken, nicht jedoch den Wertverlust oder die nur in großen Abständen anfallenden Kosten für Versicherungen, Kfz-Steuern oder Reparaturen.
 
        Schließlich bestimmt eine Raum- und Siedlungsstruktur das Verkehrsverhalten, deren Grundzüge und Prinzipien von Anfang des vergangenen Jahrhunderts stammen. Das 1933 auf dem Internationalen Kongress für neues Bauen in der „Charta von Athen“ umrissene stadtplanerische Reformprojekt der Trennung der Funktionen Wohnen, Arbeiten und Erholung konnte nur durch die Hinzunahme beziehungsweise Aufwertung des Verkehrs realisiert werden. Allerdings unterlagen die Planungen zum Verkehrsraum dabei einem folgenreichen Kurzschluss: Die Gestaltung des Verkehrs wurde rein funktionalistisch betrachtet. Gemäß ihrer technischen Charakteristika und ihrer unterschiedlichen Geschwindigkeiten sollten die einzelnen Verkehrsmittel eigene Trassen erhalten. Ziel war es, eine maximale Fließgeschwindigkeit und möglichst wenig Störungen des Verkehrs zu erreichen. Verkehrsinfarkte infolge der Überlastung von Straßen, die bereits in den 1920er Jahren ein wichtiges Thema in der Presse waren, galten als ein wesentliches Hindernis für die Realisierung der funktional gegliederten modernen Stadt. Störendes und Unvorhergesehenes durfte es in diesem Transitraum nicht geben, und räumliche Widerstände mussten beseitigt werden, während zugleich der ruhende Verkehr genügend Platz bekommen sollte.06
 
        Noch bis in die 1950er Jahre hinein dominierte im Fernverkehr die Eisenbahn und bei den kurzen Wegen das Fahrrad. Der motorisierte Privatverkehr bestand vor allem aus Zweirädern und Kleinfahrzeugen. Dennoch wurden die Städte gemäß der Leitidee der „autogerechten Stadt“ umgebaut. Man ging verkehrs- und infrastrukturpolitisch gleichsam in Vorleistung. Gleichzeitig entwickelte sich auch das Recht zu einer automobilgerechten Regulierung. Das Verkehrsrecht und nicht zuletzt die Straßenverkehrsordnung sind seither geprägt durch das Prinzip des „Gemeingebrauchs der Straße“, und alle Verkehrspolitik unterliegt dem Primat der „Leichtigkeit des Verkehrs“.
 
        Die Straße ist nur ein – wenn auch sehr wichtiges – Element des Verkehrs. Die Transformation hin zur vielfach geforderten Verkehrswende ist eine gewaltige Aufgabe, die bewältigt werden muss. Technische Lösungen werden hierfür nicht genügen, auch nicht die Elektrifizierung des gesamten Straßenverkehrs.07 Der Rechtsrahmen, die Siedlungsformen und nicht zuletzt die eingefahrenen Nutzungsroutinen und gesellschaftlichen Normvorstellungen werden sich ändern müssen. Wissenschaftlich gibt es hierzu bereits eine Fülle von Erkenntnissen, allerdings scheinen sie schwer vermittelbar. Das gilt schon für die Tatsache, dass Städte und Mobilität, wie wir sie heute kennen, nichts Naturgegebenes sind. Ihre Entstehungsgeschichte und damit auch die Variabilität des Gegenwärtigen sieht man ihnen nicht an. Umgekehrt ist es beinahe unmöglich zu erkennen, dass es auch anders sein könnte. Das erklärt die starken Beharrungstendenzen bei der Art, wie wir uns fortbewegen, und welches Stadtbild wir akzeptieren.
 
        Dabei hat das Auto längst seinen Nimbus verloren. Es wird gerade von den Jüngeren oft als ein Gebrauchsgut unter vielen betrachtet, das man nutzt, aber nicht unbedingt besitzen muss. Gerade für junge Städter*innen ist das eigene Auto nicht selten eine Belastung.08 Zugleich bleibt die oft gehörte Rede von der Transformation der „autogerechten“ hin zur „menschengerechten“ Stadt abstrakt, viele verkehrspolitische Forderungen der Verkehrswende bleiben blutarm. Nur wenn es gelingt, die komplexen Zusammenhänge im Verkehr und ihre Genese nicht nur abstrakt abzuleiten, sondern auch anschaulich zu machen, können wir einen Schritt vorankommen. Die Anstiftung zum Handeln und zur Veränderung braucht Inspiration. Dazu gehören nicht zuletzt der Mut und die Fähigkeit, gemeinsam zu träumen. Auch am Anfang des automobilen Zeitalters stand übrigens ein kollektiver Traum: jener von der grenzenlosen Freiheit.
 
         
          [image: APuZ2560_Fig1.tif] 
          „Um Straßen zu befreien, braucht es Pioniere. Wir alle können diesen Kulturwandel mitgestalten.“
 
          Quelle: Manifest der freien Straße / paper planes e.V.
 
        
 
        EIN NARRATIV ALS AUSWEG
 
        Es spricht viel dafür, dass gemeinsames Träumen die Vorstellungskraft für die Möglichkeit von Veränderung weckt – eher jedenfalls als nüchterne Faktensammlungen. Ideengeschichtlich und ideologiekritisch lässt sich das gemeinsame Träumen in die Nähe von Utopien rücken. Der utopische Charakter und damit unrealistische Teil einer Idee löst sich laut Herbert Marcuse auf, „wenn die materiellen und intellektuellen Kräfte für die Umwälzung technisch vorhanden sind“.09 Bezogen auf Mobilität und Verkehr ist das durchaus so: Hier lässt sich konkret zeigen, wie eine Steigerung der Lebensqualität zu erreichen ist und an welchen infrastrukturellen und regulativen Stellschrauben dafür gedreht werden müsste.10 An Vorschlägen, wie eine sozial gerechte und nachhaltige Mobilität gestaltet werden kann, mangelt es ebenso wenig wie an Beispielen einer erfolgreichen Umgestaltung von Straßen. Offen ist allerdings, ob diese Ziele auf einen breiten Konsens treffen oder ob es Widerspruch und Gegenwind gibt.
 
        Derzeit entzünden sich viele verkehrspolitische Kontroversen an Missverständnissen, die oft wenig mit den eigentlichen Anlässen zu tun haben. Vorschläge zur Verkehrswende sind nicht selten emotional aufgeladen. So werden schnell Vorwürfe erhoben, freie Entscheidungen würden eingeengt und Verbote ausgesprochen. In solchen Auseinandersetzungen geraten verkehrspolitische Akteure rasch in einen Verteidigungsmodus, anstatt an einem Veränderungsprozess mitzuarbeiten. Das ist umso problematischer, da der Veränderungsdruck immens ist.
 
         
          [image: APuZ2560_Fig2.tif] 
          „Befreite Straßen schützen unser Leben und das der kommenden Generationen. Mit ihnen lassen sich Extremwetterlagen besser bewältigen.“
 
          Quelle: Manifest der freien Straße / paper planes e.V.
 
        
 
        Wie dringlich Veränderungen im Verkehrssektor sind, wurde nicht zuletzt durch das Urteil des Bundesverfassungsgerichts im Frühjahr 2021 deutlich. In seinem Urteil zum Klimaschutzgesetz pocht das höchste deutsche Gericht darauf, die Klimaschutzziele in jedem Emissionssektor in nachvollziehbaren Schritten festzuschreiben und nicht unspezifisch auf später zu verschieben. Spätere Generationen, so das Gericht, sollen nicht die Zeche zahlen müssen für eine zu unambitionierte Klimaschutzpolitik heute. Dies betrifft, mehr noch als andere gesellschaftliche Sektoren, den Verkehr. Im Verkehrssektor gibt es mit Blick auf klimaschädliche Emissionen seit Jahrzehnten kaum Fortschritte. Einschränkungen und Belastungen werden daher unvermeidlich sein – die Frage ist nur, wie gerecht diese verteilt sein werden.11
 
        Einen möglichen Ausweg aus den polarisierenden Debatten um tatsächliche oder vermeintliche Einschränkungen könnte ein plausibles Narrativ bieten. Narrative bündeln unterschiedliche Lösungswege und komplexe Zusammenhänge und machen Veränderungen mit einem Ausblick auf eine Zukunftsvision „erzählbar“. Sie können auch ein Gegenmittel gegen Vereinseitigungen wie beispielsweise die Behauptung sein, dass mit der Verkehrswende das Auto komplett abgeschafft würde.12 Ein Narrativ ist hilfreich, wenn es aus den Diskurssilos herausführt und für verschiedene Akteure greifbar wird.
 
        Genau diesen Anspruch hat das „Manifest der freien Straße“.13 Das Manifest ist das Ergebnis einer Zusammenarbeit zwischen dem gemeinnützigen Verein Paper Planes, einer Denkfabrik, die sich mit kreativen Arbeitsweisen für die Entwicklung der Stadt von Morgen auseinandersetzt, der Forschungsgruppe Digitale Mobilität des Wissenschaftszentrums Berlin für Sozialforschung, die auf sozialwissenschaftliche Mobilitätsforschung spezialisiert ist, und des Fachgebiets Arbeitslehre, Technik und Partizipation der Technischen Universität Berlin, die einen besonderen Schwerpunkt auf Beteiligungsforschung legt. Das Konsortium ist so vielfältig wie das Material an sich: Im Manifest werden Fakten, Studien und Argumente für die „Befreiung der Straße“ ergänzt durch Glossare, um allen Interessierten die zentralen Begriffe der Debatte näherzubringen. „Vordenker*innen“ für die eigene Wissensvertiefung werden ebenso vorgestellt wie konkrete Lösungsvorschläge und Maßnahmen, wie Straßen umgestaltet werden können; hinzu kommen Visualisierungen in unterschiedlichen Formen und Formaten. Partizipationsmöglichkeiten werden im Manifest nicht nur beschrieben, sondern waren bei seiner Ausarbeitung selbst Teil des Prozesses. Über eine sogenannte Planungszelle wurden Bürger*innen an der Gestaltung des Materials beteiligt, gleichzeitig wurden weitere vertiefende Erkenntnisse mit aufgenommen, die in Expert*innenrunden gewonnen wurden.
 
        Aus dem „Manifest der freien Straße“ ist so ein inklusives und mehrdimensionales Narrativ geworden. Die Mobilitätswende und die Transformation der Straße werden in Bezug auf die Themen Nachbarschaft, Mobilität, Wirtschaft, Gesundheit, Klima, Politik und Beteiligung in themenspezifischen Kapiteln ausbuchstabiert, visualisiert und mit Thesen verknüpft. So lautet beispielsweise die „Wirtschaftsthese“: „Befreite Straßen sind Lebensadern des Fortschritts. Sie versorgen uns zuverlässig und schaffen neue Räume für Kreativität und Innovation.“ Im Bereich „Politik“ lautet die These: „Um Straßen zu befreien, braucht es politischen Willen. Konflikte müssen ausgehalten, Neues muss gewagt und manches auch wieder verworfen werden.“ Der narrative rote Faden über alle Thesen hinweg lautet „Lebensqualität für alle“: Computergenerierte Renderings zeigen als fotorealistische Darstellungen Straßenzüge so, wie sie sein könnten. Wo üblicherweise Parkplätze sind, stehen nun Marktstände. Eine Straße zwischen Plattenbauten wird zum Schwimmbecken inmitten einer üppigen Begrünung. Die Bilder sollen nicht nur illustrieren, sondern vor allem auch den Kontrast zur jetzigen Straße deutlich machen. Auf diese Weise werden die bestehenden Straßen dekonstruiert und ihre Variabilität und damit Wandelbarkeit verdeutlicht. So gelingt es, eine bisher oft blind akzeptierte Selbstverständlichkeit abzuerkennen.
 
        Neben den Renderings greift das Manifest auch auf Infografiken zurück. Comics bilden den Abschluss jedes Themenbereichs und fassen gewissermaßen das auserzählte Narrativ zusammen: Sie vergleichen das Leben von unterschiedlichen Personen in der jetzigen Straßengestaltung mit einem möglichen Alltag in einer imaginierten Welt mit „befreiten Straßen“ und hoher Lebensqualität. Spielerisch und niedrigschwellig werden auf diese Weise mögliche Transformationen vorstellbar, in denen sich die Betrachter*innen wiederfinden können. Im Idealfall leben sie in diesen befreiten Straßen gesünder, sind mit freieren Wahlentscheidungen bezüglich ihrer Mobilität ausgestattet und finden sich in Nachbarschaften wieder, die inklusiver und interaktionsfreudiger sind als ihre heutigen.
 
        BRÜCKEN BAUEN
 
        Kann nun das Narrativ der Lebensqualität ein verbindendes Element zwischen Personen mit unterschiedlichen Erwartungen sein? Kann es die inklusive Kraft entfalten, einen Ausweg aus den nicht selten verkeilten Diskussionen zur Zukunft des Verkehrs und der Stadt zu eröffnen? Als sogenanntes Grenzobjekt zwischen verschiedenen Akteuren mit unterschiedlichen Interessen muss es dafür mehrere Voraussetzungen erfüllen:14 Es muss einerseits ein Mindestmaß an interpretativer Flexibilität besitzen und andererseits so konkret sein, dass es nicht komplett umgedeutet werden kann. Es muss zudem modular aufgebaut sein, sodass seine Einzelteile verschiedenen Zwecken dienen können. Und es muss für unterschiedliche Gruppen eine Handlungsorientierung bieten können. Das Narrativ der „Lebensqualität für alle“, wie es im Manifest ausgearbeitet ist, kann entlang dieser Dimensionen wirken. Seine Stärke liegt in der Kombination von informativen Texten und inspirierenden Visualisierungen, die es für unterschiedliche gesellschaftliche Akteure zugänglich macht: Schüler*innen etwa können mit ihm lernen, Zusammenhänge zu verstehen, Politiker*innen Entscheidungsprozesse in ihrer Kommune begründen und interessierte Bürger*innen Handlungsideen für ihre Nachbarschaft ableiten. Auch Personen, die in ihrem täglichen Leben auf das Auto angewiesen sind, können so auf die komplexen Zusammenhänge des massenhaften motorisierten Individualverkehrs aufmerksam werden und sich zum Beispiel bei Parkraumproblemen mit mittelfristigen Lösungen wie Quartiersgaragen auseinandersetzen.
 
        Das Manifest möchte vornehmlich Kommunen, öffentliche Verwaltungen und Bürger*innen ansprechen, deren Handeln auf unterschiedlichen Ebenen angestoßen werden soll. Die Kommunen sind der zentrale Ort, an dem die Freiräume geschaffen werden müssen. Allerdings braucht es hierfür den Mut zur Veränderung. Rechtliche Instrumente wie die temporäre Anordnung oder die Experimentierklausel in der Straßenverkehrsordnung können einen Spielraum für ein Ausprobieren von Alternativen eröffnen. Das Manifest zielt aber zugleich auf die Aktivierung jedes und jeder Einzelnen. Die Menschen müssen durch formelle Verfahren lokal beteiligt werden, damit die „Befreiung der Straße“ gelingen kann. Top-Down- und Bottom-Up-Prozesse werden im Manifest als synergetischer Kern einer Transformation verstanden, für die das Manifest eine Brücke sein kann.
 
        STOFF FÜR GEMEINSAME TRÄUME
 
        Straßen sind mehr als nur Verkehrswege. Sie haben vielfältige Funktionen. Als Ort der Begegnung, als Wirtschaftsraum und Raum für Bewegung und Sport sind sie ebenso fundamental wie für den Zweck, sich sicher, schnell und zu erschwinglichen Kosten von A nach B zu bewegen. Die Bewertung dieser unterschiedlichen Dimensionen unterscheidet sich historisch erheblich, künftig wird die Klimafrage auch für das Thema Straße wichtiger denn je sein. Hitzeinseln und Starkregen lassen sich in der Stadt nur bewältigen, wenn es mehr Grün gibt und Wasser versickern beziehungsweise zurückgehalten werden kann. Das wiederum geht nur mit deutlich weniger versiegelten Straßen- und Stellplatzflächen. In der Corona-Pandemie haben wir gelernt, wie bedeutsam der Nahraum um unsere Wohnungen herum ist. Lange kaum wahrgenommene Straßen und Plätze vor unserer Tür und in unserer Nachbarschaft haben wir oftmals neu entdeckt, als uns Lockdowns und vermeintlich unsichere öffentliche Verkehrsmittel veranlasst haben, die gewohnten langen Wege zu vermeiden.
 
        Befreite Straßen aber fallen nicht vom Himmel, sondern sie erfordern einen aktiven Umbau und eine offene Neugestaltung. Dafür gibt es keinen Masterplan. Jeder Umbau und jede Neugestaltung sind mit Auseinandersetzungen verbunden. Das lässt sich nicht vermeiden. Elementar sind dabei jedoch Narrative wie das der „Lebensqualität für alle“, in dem sich Schnittmengen zwischen den verschiedenen Bedürfnissen finden. Für den Umbau braucht es engagierte Verwaltungen und Bürger*innen, es braucht aber ebenso den offenen Streit der Interessen und die Bereitschaft zu „Trial and Error“. Vor allem aber braucht es für die Vermittlung Visualisierungen, Bilder und Geschichten eines gelungenen Umbaus, denn es ist schwierig, sich eine Welt jenseits des Gewohnten überhaupt vorzustellen. Diese Bilder müssen inspirieren und zugleich so viel Realität enthalten, dass sie nicht als reine Phantastereien erscheinen.
 
        Die Schlagworte der Verkehrswende und der damit verbundenen verkehrspolitischen Ziele kennen wir: mehr Flächengerechtigkeit, angemessenes Tempo, Erreichbarkeit für alle, soziale Teilhabe, Aufenthaltsqualität, Sicherheit für Kinder und Alte, bezahlbare Mobilität und nicht zuletzt Klimaresilienz. Das „Manifest der freien Straße“ steuert zu dieser Diskussion Fakten bei und gibt Hinweise darauf, wie diese Ziele erreicht werden können – und wo dies bereits gelungen ist. Die „befreite Straße“ ist nicht nur ein Thema für den Bereich Verkehr, sondern könnte der Ursprung einer Diskussion über „Lebensqualität für alle“ sein. Das Manifest selbst will inkludieren, nicht polarisieren. So entsteht Stoff zum Träumen für alle. Denn ohne gemeinsame Träume wird es keine Veränderung geben.
 
         
          WEERT CANZLER 
ist habilitierter Politikwissenschaftler und Leiter der Forschungsgruppe „Digitale Mobilität und gesellschaftliche Differenzierung“ am Wissenschaftszentrum Berlin für Sozialforschung (WZB). weert.canzler@wzb.eu
 
          THERESA PFAFF 
ist wissenschaftliche Mitarbeiterin der Forschungsgruppe „Digitale Mobilität und gesellschaftliche Differenzierung“ am Wissenschaftszentrum Berlin für Sozialforschung (WZB). theresa.pfaff@wzb.eu
 
        
 
        ANMERKUNGEN
 
        01 Vgl. Bundesministerium für Raumordnung, Bauwesen und Städtebau, Stadtverkehr im Wandel, Bonn 1986. Online unter www.verkehrsplanung.de/material_buero/StadtverkehrImWandel/siw.pdf.
 
        02 Ebd., S. 3.
 
        03 Vgl. zu den Fakten im Bereich (Auto-)Verkehr Katja Diehl, Autokorrektur. Mobilität für eine lebenswerte Welt, Frankfurt/M. 2022.
 
        04 Vgl. Dietmar Klenke, „Freier Stau für freie Bürger.“ Die Geschichte der bundesdeutschen Verkehrspolitik 1949–1994, Darmstadt 1995; Ueli Haefeli, Mobilität im Alltag in der Schweiz seit dem 19. Jahrhundert. Unterwegs sein können, wollen und müssen, Zürich 2022.
 
        05 Vgl. Weert Canzler, Automobil und moderne Gesellschaft, Münster 2016, S. 108ff.; Malene Freudendal-Pedersen, Mobility in Daily Life: Between Freedom and Unfreedom, London 2009.
 
        06 Vgl. Jos Nino Notz, Die Privatisierung öffentlichen Raums durch parkende Kfz. Von der Tragödie einer Allmende – über Ursache, Wirkung und Legitimation einer gemeinwohlschädigenden Regulierungspraxis, TU Berlin, IVP-Discussion Paper 1/2017.
 
        07 Vgl. Alexander Wentland, Warum elektrische Utopien festgefahren sind. Das Imaginary Automobilität als Grenze der Verkehrswende am Beispiel der Elektromobilität in Deutschland, in: Behemoth 1/2020, S. 70–82; Katharina Manderscheid, Antriebs-, Verkehrs- oder Mobilitätswende? Zur Elektrifizierung des Automobilitätsdispositivs, in: Achim Brunnengräber/Tobias Haas (Hrsg.), Baustelle Elektromobilität, Bielefeld 2020, S. 37–68.
 
        08 Vgl. Weert Canzler et al., Erloschene Liebe? Das Auto in der Verkehrswende. Soziologische Deutungen, Bielefeld 2018.
 
        09 Herbert Marcuse, Der eindimensionale Mensch. Studien zur Ideologie der fortgeschrittenen Industriegesellschaft, München 19982.
 
        10 Schon vor einigen Jahren beispielsweise nachzulesen in: Umweltbundesamt, Die Stadt für Morgen. Umweltschonend mobil – lärmarm – grün – kompakt – durchmischt, Dessau 2017.
 
        11 Vgl. Bundesverfassungsgericht, Beschluss des Ersten Senats vom 24.3.2021, 1 BvR 2656/18 u.a.
 
        12 Vgl. Theresa Pfaff, „Autofrei“ hilft auch den Autofahrer:innen, 16.2.2022, https://digitalemobilitaet.blog.wzb.eu/2022/02/16/autofrei.
 
        13 Allianz der freien Straße (Hrsg.), Manifest der freien Straße, Berlin 2023. Gefördert wurde das interdisziplinäre Vorhaben von der Stiftung Mercator. Siehe auch www.strassen-befreien.de.
 
        14 Vgl. Susan Leigh Star, This Is Not a Boundary Object. Reflections on the Origin of a Concept, in: Science, Technology, & Human Values 5/2010, S. 601–617.
 
      

       
        
 
        Herausgegeben von der
 
        Bundeszentrale für politische Bildung
 
        Adenauerallee 86, 53113 Bonn
 
        Redaktionsschluss dieser Ausgabe: 31. März 2023
 
        REDAKTION
 
        Lorenz Abu Ayyash
 
        Anne-Sophie Friedel
 
        Jacob Hirsch (Volontär)
 
        Sascha Kneip (verantwortlich für diese Ausgabe)
 
        Johannes Piepenbrink
 
        apuz@bpb.de
 
        www.bpb.de/apuz
 
        www.bpb.de/apuz-podcast
 
        twitter.com/APuZ_bpb
 
        Newsletter abonnieren: www.bpb.de/apuz-aktuell
 
        Einzelausgaben bestellen: www.bpb.de/shop/apuz
 
        GRAFISCHES KONZEPT
 
        Charlotte Cassel/Meiré und Meiré, Köln
 
        SATZ
 
        le-tex publishing services GmbH, Leipzig
 
        DRUCK
 
        Frankfurter Societäts-Druckerei GmbH & Co. KG, Mörfelden-Walldorf
 
        ABONNEMENT
 
        Aus Politik und Zeitgeschichte wird mit der Wochenzeitung Das Parlament ausgeliefert.
 
        Jahresabonnement 25,80 Euro; ermäßigt 13,80 Euro. Im Ausland zzgl. Versandkosten.
 
        Fazit Communication GmbH
 
        c/o Cover Service GmbH & Co. KG
 
        fazit-com@cover.services.de
 
        Die Veröffentlichungen in „Aus Politik und Zeitgeschichte“ sind keine Meinungsäußerungen der Bundeszentrale für politische Bildung (bpb). Für die inhaltlichen Aussagen tragen die Autorinnen und Autoren die Verantwortung. Beachten Sie bitte auch das weitere Print-, Online- und Veranstaltungsangebot der bpb, das weiterführende, ergänzende und kontroverse Standpunkte zum Thema bereithält.
 
        ISSN 0479-611 X
 
        
          [image: CC-Lizenz]
        
 
        Die Texte dieser Ausgabe stehen, mit Ausnahme des vierten Textes, unter einer Creative Commons Lizenz vom Typ Namensnennung-Nicht Kommerziell-Keine Bearbeitung 4.0 International.
 
      

       
        
 
        [image: APuZ 17] 
      

       
        APuZ 17/2023 kurz gefasst
 
         
          ALYONA GETMANCHUK ∙ JAROSŁAW KUISZ ∙ ERIC-ANDRÉ MARTIN ∙ PETER SPARDING
 
          PARTNER DEUTSCHLAND
 
          Seitdem Olaf Scholz angesichts des russischen Angriffs auf die gesamte Ukraine von einer „Zeitenwende“ sprach, blicken Deutschlands internationale Partner erwartungsvoll nach Berlin. Wie steht es um das Bild Deutschlands in der Ukraine, Polen, Frankreich und den USA?
 
        
 
         
          ANGELA MEHRER · JANA PUGLIERIN
 
          DEUTSCHLAND IN EUROPA
 
          Russlands Krieg gegen die Ukraine hat die Europäer enger zusammenrücken lassen und Erwartungen an Deutschland als Führungsmacht geweckt. Berlin konnte diese bisher oft nicht erfüllen und hat sich stattdessen von einigen seiner engsten europäischen Partner entfremdet.
 
        
 
         
          CLAUDIA MAJOR · CHRISTIAN MÖLLING
 
          ÜBER DIE ZEITENWENDE HINAUS. FÜR EINE NEUE DEUTSCHE SICHERHEITSPOLITIK
 
          Deutschland muss seine Sicherheitspolitik auch abseits des russischen Krieges gegen die Ukraine zukunftsfest aufstellen. Die äußere Zeitenwende erfordert eine innere Zeitenwende, und eine erfolgreiche deutsche Zeitenwende ist Voraussetzung für eine europäische Zeitenwende.
 
        
 
         
          THORSTEN BENNER
 
          VON „UMFASSENDER STRATEGISCHER PARTNERSCHAFT“ ZU SYSTEMRIVALITÄT. FÜR EINE CHINAPOLITIK OHNE ILLUSIONEN
 
          Bei der Neuausrichtung der deutschen Chinapolitik gilt es, die Lehren aus dem Scheitern der deutschen Russlandpolitik zu berücksichtigen. Denn die Abhängigkeiten Deutschlands gegenüber China sind weitreichender und komplexer, als es jene gegenüber Russland je waren.
 
        
 
         
          MARIEKE FRÖHLICH · ANNA HAUSCHILD
 
          FEMINISTISCHE AUẞENPOLITIK. HINTERGRÜNDE UND PRAXIS
 
          Nachdem Schweden 2014 vorgelegt hat, verfolgt seit 2021 auch die Bundesregierung laut Koalitionsvertrag eine „Feminist Foreign Policy“. Was genau ist feministische Außenpolitik, wie hat sich dieses Konzept entwickelt und wie schlägt es sich in der politischen Praxis?
 
        
 
         
          SARAH BROCKMEIER
 
          „REVIEW 2024“? FÜR EINE ZEITENWENDE IM AUSWÄRTIGEN AMT
 
          Die öffentliche Debatte rund um die „Zeitenwende“ konzentriert sich auf notwendige Reformen bei der Bundeswehr. Aber wie müsste sich eigentlich das Außenministerium verändern, um dem Anspruch einer Zeitenwende in der deutschen Außen- und Sicherheitspolitik gerecht zu werden?
 
        
 
      

       
        EDITORIAL
 
        Lange konnte die Bundesrepublik in der auf multilateraler Zusammenarbeit basierenden internationalen Ordnung zu einem wirtschaftlichen Schwergewicht gedeihen, ohne sich für deren Beschaffenheit oder Bewahrung besonders engagieren zu müssen. Berlin vertraute auf die stabilisierende Kraft regelbasierter Kooperation und wechselseitiger Abhängigkeiten in einer globalisierten Staatengemeinschaft sowie auf den strategischen Schutz durch die USA und gerierte sich auf der Weltbühne als Zivilmacht, die vor allem auf Soft Power setzt – auch angesichts zunehmender Mahnungen aus dem In- und Ausland, es sei an der Zeit, mehr Verantwortung zu übernehmen.
 
        Der russische Angriff auf die gesamte Ukraine am 24. Februar 2022 markierte das Ende dieser bequemen Lage. Als Bundeskanzler Olaf Scholz wenige Tage später von einer „Zeitenwende“ sprach und unter anderem ankündigte, Deutschland werde Waffen an die Ukraine liefern, von nun an das Zweiprozentziel der Nato einhalten, ein 100 Milliarden Euro schweres Sondervermögen für die Bundeswehr auflegen und seine Abhängigkeit von Russland bei der Energieversorgung verringern, schienen sich die Erwartungen an die Bundesrepublik als zentrale Macht in Europa zu erfüllen.
 
        Seither hat sich unter Deutschlands Partnern zum Teil erhebliche Ernüchterung eingestellt. Das Agieren der Bundesregierung wird bisweilen als zögerlich und von nationalen Interessen geleitet wahrgenommen, und auch in Deutschland selbst erweist sich die Umsetzung der ausgerufenen Ziele als ausgesprochen zäh. Dabei ist die Dringlichkeit nach wie vor hoch, dass sich Deutschland außen- und sicherheitspolitisch so aufstellt, dass es auch in einer internationalen Ordnung bestehen kann, die veränderten Prämissen folgt. Die erste Nationale Sicherheitsstrategie und die erste deutsche China-Strategie, die in den kommenden Monaten vorgelegt werden sollen, sind dafür zentrale Bausteine.
 
        Anne-Sophie Friedel
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        Das Deutschlandbild in der Ukraine
 
        Alyona Getmanchuk
 
        Vermutlich gibt es kein Land, das die Menschen in der Ukraine so fasziniert, aber auch so enttäuscht wie Deutschland. Die Faszination ist in der Regel subtil; doch wenn sich die Enttäuschung Bahn bricht, reist sie in wenigen Tagen von den Ufern des Dnepr bis an die Spree. Die Bundesrepublik fasziniert aufgrund ihres hohen Lebensstandards und ihrer Rechtsstaatlichkeit. Wenn es ein einzelnes Land gibt, das in der ukrainischen Vorstellung für die EU steht, dann ist das vermutlich Deutschland. Es überrascht daher nicht, dass Deutschland bereits vor dem russischen Überfall das beliebteste Ziel für auswandernde Ukrainerinnen und Ukrainer war und seither nach Polen die meisten ukrainischen Flüchtlinge aufgenommen hat.
 
        VERKÖRPERUNG DER POLITIK, PUTIN NICHT ZU PROVOZIEREN
 
        Alles Deutsche trägt in der Ukraine eine Art „Gütesiegel“. Das erklärt vielleicht, warum die Ukraine von Deutschland mehr als von jedem anderen EU-Land erwartet und auch in Zukunft erwarten wird – und warum sie mehr an die Fähigkeiten der Bundesrepublik glaubt als sie selbst. Bis zum russischen Überfall auf die gesamte Ukraine schien militärische Unterstützung die einzige Frage, in der die Ukraine von Deutschland keine Führungsrolle erwartete, während in allen anderen Bereichen – Reformpolitik, Energie, Finanzhilfen, Sanktionen gegen Russland sowie mit Blick auf eine EU- oder Nato-Mitgliedschaft der Ukraine – letztendlich alles davon abhing, wie Berlin dazu stand. Seit Februar 2022 hat sich gezeigt, dass auch bei der Militärhilfe eine deutsche Führung unverzichtbar ist. Allerdings ließ die erhoffte Zustimmung auf sich warten, und es folgte eine Enttäuschung auf die andere.
 
        Seit wann sich diese Entwicklung ankündigte, ist schwer zu sagen. Der Wendepunkt kam für die meisten Ukrainer 2008 beim Nato-Gipfel in Bukarest, als Bundeskanzlerin Angela Merkel ihr Veto gegen einen Aktionsplan für eine Mitgliedschaft der Ukraine einlegte. Darauf folgte die Genehmigung Berlins für die Gaspipeline Nord Stream 2, die viele in der Ukraine nicht nachvollziehen konnten: Wogen die realen wirtschaftlichen Vorteile wirklich so viel schwerer als die Risiken? Die Ukrainer waren enttäuscht und blieben es auch, als Angela Merkel nach der russischen Annexion der Krim 2014 sowohl in Deutschland als auch in der EU für die Unterstützung der Sanktionen gegen Russland warb – und trotz ihrer überraschend herzlichen Beziehungen zum ukrainischen Präsidenten Petro Poroschenko. Allerdings ahnten sie nicht, wie tief diese Enttäuschung noch reichen würde. Das erkannten sie erst am 24. Februar 2022, als Russland mit seinem Angriff auf die gesamte Ukraine begann.
 
        Erst dann wurde klar: Nichts provoziert Putin mehr als der politische Vorsatz, Putin nicht zu provozieren. Die Ablehnung eines Aktionsplans für eine Nato-Mitgliedschaft der Ukraine in Bukarest, verbunden mit dem vagen Versprechen einer künftigen Mitgliedschaft, hatte die Ukraine noch anfälliger für Angriffe gemacht. Dass Berlin trotz der russischen Annexion der Krim 2014 und des anhaltenden Krieges in der Ostukraine ostentativ an Nord Stream 2 festhielt, hatte im Kreml die Überzeugung gefestigt, dass Geld und billiges Gas mehr zählten als die von der EU vertretenen Werte und das Völkerrecht. Das sogenannte Minsker Abkommen und das Normandie-Format zur Beilegung des Konflikts im Donbas, die von Angela Merkel orchestriert wurden, die Verhandlungen über ein Ende des Krieges in der Ostukraine, hatten Putin eher zu einem Krieg gegen die gesamte Ukraine ermutigt, als ihn davon abgehalten.
 
        Wie sich herausstellte, gab es eigentlich gar keine deutsche Ukraine-Politik an sich – eher die allgemeine Haltung, Putin nicht zu provozieren, an der alle strategischen Entscheidungen zur Ukraine ausgerichtet wurden. Die Entscheidungen, die zu dieser Politik passten, etwa Finanzhilfen oder Besuche deutscher Abgeordneter oder Minister in der Ukraine, wurden umgesetzt; die, die nicht dazu passten, etwa eine Zustimmung zur Nato-Mitgliedschaft der Ukraine oder Militärhilfen, wurden auf höchster Ebene sabotiert.
 
        Damit verkörperte Deutschland für viele Ukrainer wie kein anderes Land die vom Westen verfolgte Linie gegenüber Moskau. Die ukrainische Überzeugung, dass nicht etwa das trügerische Versprechen einer Nato-Mitgliedschaft, sondern diese Haltung, Putin nicht provozieren zu wollen, zum Krieg geführt hat, erklärt, warum Berlin seit Russlands Überfall auf die Ukraine mit Bitten aus Kyjiw und nur selten mit Dank überhäuft wird. Und sie erklärt auch, warum alle deutschen Absichtsbekundungen und Versprechungen von der Ukraine kühl, ja ungläubig aufgenommen werden.
 
        Vielleicht würde man sich in der Ukraine die Haltung, Putin nicht provozieren zu wollen, nicht so zu Herzen nehmen, wenn sie dort nicht selbst vertreten worden wäre: Jahrelang traf auch Kyjiw Entscheidungen mit Rücksicht auf den Kreml, etwa beim Verzicht darauf, die angestrebte Aufnahme in die Nato gesetzlich zu verankern, bei Zugeständnissen in Energiefragen, bei der Duldung russischer Agenten in der Regierung, im Parlament und in den Medien oder sogar bei der Abkehr von einem Assoziierungsabkommen zwischen der Ukraine und der EU, die 2013 in die Revolution der Würde („Euromaidan“) mündeten.
 
        Diese Politik hat von der Ukraine einen hohen Tribut gefordert. Russland annektierte die Krim und Teile der östlichen Grenzgebiete, als die Ukraine offiziell ein bündnisfreier Staat war und keinerlei Ambitionen verfolgte, der Nato beizutreten – um Putin nicht zu „provozieren“, versteht sich. Als Russland dann genügend Streitkräfte zusammengezogen hatte, wurde die Ukraine entgegen aller Erwartungen brutal angegriffen, mit einem groß angelegten Krieg, der für jemanden mit gesundem Menschenverstand im Europa des 21. Jahrhunderts unverständlich ist. Wenn es also um die Folgen der Politik geht, Putin nicht provozieren zu wollen, ist die Ukraine ein eindrucksvoll abschreckendes Beispiel, vom dem die restliche Welt viel lernen kann.
 
        WENN SCHON KEINE FÜHRUNG, DANN ENTSCHLOSSENHEIT
 
        Trotz aller Enttäuschungen und mitunter auch Frustration glauben die Menschen in der Ukraine immer noch an die Entschlossenheit und Verantwortung Deutschlands. Das gilt nicht nur mit Blick auf den Wiederaufbau nach dem Krieg, auf den Berlin oft verweist, sondern auch mit Blick auf die Frage, wie der Krieg mit einem ukrainischen Sieg beendet werden kann. Eine mögliche Antwort bestünde darin, auf dem Schlachtfeld deutliche Überlegenheit zu demonstrieren – unter anderem mit in Deutschland hergestellten Leopard-Panzern.
 
        Der Wiederaufbau ist sicher ein viel einfacheres Thema als die Militärhilfe oder als Sanktionen gegen Russland, und für dieses Engagement gebührt Deutschland Dank. Allerdings sollte man sich stets vor Augen halten, dass der Wiederaufbau erst nach einem Friedensschluss erfolgen kann, der ohne einen ukrainischen Sieg nicht möglich ist. Und ein solcher ist wiederum nicht möglich ohne schnelle und umfangreiche westliche Waffenlieferungen. Daher ist es für die Ukraine wichtig, dass die deutsche Rüstungsindustrie, die bereit ist, der Ukraine hochentwickelte Waffen zu liefern, in Einklang mit der Bundesregierung handeln kann.
 
        Die Menschen in der Ukraine erwarten von Deutschland auch ein entschlosseneres Auftreten mit Blick auf eine zukünftige ukrainische EU-Mitgliedschaft. Als ich im Herbst 2022 drei Länder auf dem westlichen Balkan besuchte, um von ihren Erfahrungen bei der Aufnahme in die EU zu lernen, hörte ich mehr als einmal von der positiven Rolle Deutschlands – im Gegensatz zu jener Frankreichs oder der Niederlande, die als Haupthindernisse angesehen wurden – für die Annäherung ihrer Länder an die EU. In der Ukraine gilt Deutschland jedoch immer noch als „europaskeptisches“ Land. Das ist nicht überraschend: Bundeskanzler Olaf Scholz war der vorletzte Staats- und Regierungschef der EU, der 2022 grünes Licht für den Beitrittsstatus der Ukraine gab.
 
        Die Situation wird sich hoffentlich ändern: Die zukünftige EU-Mitgliedschaft der Ukraine ist von großer geopolitischer und sicherheitspolitischer Bedeutung. Als EU-Mitglied kann die Ukraine nicht gleichzeitig Teil eines wiederbelebten russischen Imperiums oder welcher Entität auch immer sein, die Putin militärisch zu etablieren versucht. Je stärker die Ukraine also in die EU integriert wird, desto geringer ist für Putin die Motivation für einen Krieg.
 
        Die größte Bedeutung einer Aufnahme in die EU besteht jedoch in ihrer katalysierenden Wirkung für Wandel. Es gibt keine vergleichbare Kraft für Veränderungen in der Ukraine. Daher muss jeder, der sich für eine Nachkriegs-Ukraine mit belastbaren demokratischen Institutionen, mit weniger Korruption, mit Rechtsstaatlichkeit, mit transparenten Geschäftspraktiken einsetzt, ernsthaft daran interessiert sein, dass die Ukraine bald vollwertiges EU-Mitglied wird. Man kann nicht einerseits den Wiederaufbau fördern und andererseits den EU-Beitritt verhindern. Ich bin daher überzeugt, dass Deutschland in Bezug auf die EU-Integration in der Ukraine bald ähnlich gesehen werden wird wie in den Ländern auf dem westlichen Balkan – als Verbündeter und nicht als Saboteur.
 
        Nach den von Angela Merkel initiierten Minsker Vereinbarungen und dem Normandie-Format, mit denen der Ukraine so viel zugemutet wurde, erwartet Kyjiw, dass Deutschland nun bei Verhandlungen mit Russland auf seiner Seite steht. Wenn derzeit ein diplomatischer Weg aus dem Krieg möglich wäre, wäre die Ukraine die erste am Verhandlungstisch. Ihr Engagement dafür hat sie bereits mehrfach bewiesen. Schon im März 2022 unterbreitete sie Putin ein diplomatisches Angebot mit dem politisch heiklen Zugeständnis, auf eine künftige Mitgliedschaft in der Nato zu verzichten – doch Putin reagierte mit weiteren Gräueltaten und Kriegsverbrechen. Im November schlug Wolodymyr Selenskyj die sogenannte Friedensformel vor, in der in zehn Punkten die Vorstellungen der Ukraine zur Erreichung eines dauerhaften Friedens skizziert wurden, darunter der Abzug der russischen Truppen, die Wiederherstellung der territorialen Integrität der Ukraine, die Einrichtung eines Sondertribunals zur Verfolgung russischer Kriegsverbrechen und die Freilassung ukrainischer Kriegsgefangener und Kinder, die nach Russland verschleppt wurden.
 
        Es gab und gibt jedoch keine Anzeichen, dass Putin zu Verhandlungen bereit wäre. Ganz im Gegenteil: Er ist offenbar entschlossen, seine Kriegsanstrengungen zu verstärken, indem er weiteres ukrainisches Territorium annektiert, die Rüstungsproduktion erhöht, eine unbefristete Mobilisierung erklärt und weiterhin öffentlich die Maximalziele seiner militärischen „Spezialoperation“ zur „Entnazifizierung“ der Ukraine verkündet. Das erste Kriegsjahr hat gezeigt, dass es eine Möglichkeit gibt, Putins Pläne zu durchkreuzen: eine angemessene militärische Antwort, wie bei der Befreiung der Regionen Kyjiw und Charkiw sowie der Stadt Cherson. Waffen befreien nicht nur Gebiete, sondern auch Menschen, die Folter und Zwang ausgesetzt sind.
 
        Darüber hinaus hofft man in der Ukraine, dass sich auch die deutsche Haltung gegenüber einer Nato-Mitgliedschaft des Landes ändern wird. Es ist gut, dass Bundeskanzler Scholz verstanden hat, dass die Nato-Bestrebungen der Ukraine nicht der Grund für den Krieg waren. Es wäre aber noch besser, wenn er erkennen würde, dass Russland – ob mit Putin an der Spitze oder einem Nachfolger – ständig versucht wäre, die Ukraine anzugreifen, solange es keine Sicherheitsgarantien für die Ukraine gibt, die Artikel 5 des Nordatlantikvertrags entsprechen. Berlin sollte damit beginnen, seine Entscheidung auf dem Nato-Gipfel 2008 in Bukarest zu überdenken, als der Ukraine ein Aktionsplan für die Mitgliedschaft verweigert wurde.
 
        Die Ukraine erwartet auch die Unterstützung Deutschlands, wenn es darum geht, Russland zur Rechenschaft zu ziehen – sowohl durch die Einrichtung eines Sondertribunals als auch durch die Beschlagnahmung von Vermögenswerten russischer Oligarchen und der russischen Zentralbank, die dem Wiederaufbau der Ukraine zugutekommen sollen. Wir in der Ukraine sind überzeugt, dass es ziemlich ungerecht wäre, wenn die Partner der Ukraine für den Wiederaufbau zahlen müssten und nicht der Aggressor. Russland soll die Rechnung bezahlen, und den Wiederaufbau sollen vor allem Unternehmen aus den Ländern übernehmen, die zum Sieg der Ukraine beigetragen haben. Hier sollten deutsche Unternehmen im Vorteil sein. Es wäre für alle von Nutzen, wenn Zehntausende Evakuierte, die in die Ukraine zurückkehren, auch Zehntausende deutsche Unternehmen mitbringen würden.
 
        Deutschland kommt also eine bedeutende Rolle zu – sowohl wenn es darum geht, der Ukraine zu helfen, den Krieg zu gewinnen, als auch wenn es darum geht, die Ukraine im Frieden weiterzuentwickeln. Für den Krieg brauchen wir deutsche Waffen. Für den Frieden brauchen wir die deutsche Unterstützung bei einer Aufnahme in die EU und bei Investitionen für den Wiederaufbau.
 
         
          Aus dem Englischen von Heike Schlatterer, Pforzheim.
 
          ALYONA GETMANCHUK 
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        ESSAY
 
        IM ZEICHEN HISTORISCHER TRAUMATA
 
        Das Deutschlandbild in Polen
 
        Jarosław Kuisz
 
        Das Bild Deutschlands in Polen ist auch 2023 mit der traumatischen Vergangenheit der Beziehungen zwischen den beiden Ländern verbunden. Die wichtigste Zäsur ist hierbei der Zeitraum von 1939 bis 1945. Es gibt im öffentlichen und privaten Raum in Polen nichts, was nicht vom Krieg berührt worden wäre, der mit dem Angriff Deutschlands am 1. September 1939 begann. Diese sechs Jahre waren ein einziges großes, kollektives Trauma, und das Wissen darüber wurde von einer Generation an die nächste weitergegeben.
 
        Wenn man nach dem gegenwärtigen Bild Deutschlands in Polen fragt, kann man es natürlich nicht bei dieser Feststellung bewenden lassen. Die Beschreibung und die Interpretation des Zweiten Weltkrieges fand nicht nur im privaten Raum sowie auf rechtlicher oder wissenschaftlicher Ebene statt. Der Sieg über das „Dritte Reich“ war auch eine der wichtigsten propagandistischen und legitimatorischen Strategien der UdSSR und der kommunistischen Staaten, zu denen die 1944 gegründete Volksrepublik Polen zählte, die geopolitisch gesehen Moskau unterstellt war. Das ist hier hervorzuheben, da es in Zeiten politischer Umbrüche zu den intellektuellen Strategien gehört, auf Wissensbestände aus der Vergangenheit zurückzugreifen. Es scheint, als würden die traumatischen Verletzungen, die Deutschland Polen zugefügt hat, seit einigen Jahren gewissermaßen „aus der Tiefkühltruhe geholt“. Manche Entscheidungen Berlins seit Beginn des Krieges in der Ukraine werden im östlichen Europa durch die Brille der Vergangenheit interpretiert. Dies führt zu vielen Missverständnissen.
 
        GESTIEGENE SYMPATHIE
 
        In Polen erklärten noch Mitte der 1970er Jahre nur acht Prozent der Befragten, Sympathie gegenüber den Deutschen zu empfinden. 1984 äußerten das bereits zwölf Prozent und vier Jahre darauf rund 16 Prozent.01 Doch erst der Zerfall des kommunistischen Blocks und die Wiedererlangung der Unabhängigkeit Polens bedeutete für die Beziehungen zwischen Polen und Deutschland einen wirklichen Umbruch: Endlich wurde die Frage der Staatsgrenzen abschließend geregelt, außerdem begann eine intensive Zusammenarbeit der Regierungen sowie der Zivilgesellschaften. Die polnischen Eliten trieben ab Anfang der 1990er Jahre den Versöhnungsprozess voran, nachdem insbesondere die erste nicht-kommunistische Regierung von Tadeusz Mazowiecki 1989/90 den Ton vorgegeben hatte.
 
        Nach 1989 spielten auch geopolitische Interessen eine Rolle für die deutsch-polnischen Beziehungen: Polen wollte der russischen Einflusszone entkommen und der Nato sowie der EU beitreten, denen das vereinigte Deutschland bereits angehörte. Aber auch bilaterale wirtschaftliche Interessen waren von Bedeutung, und das Handelsvolumen zwischen Deutschland und Polen wuchs rasch. Die gesellschaftliche und kulturelle Zusammenarbeit wurde ausgebaut, auch wenn sie nie wirklich in die große Breite wirkte.
 
        Gleichzeitig wuchs auch die Sympathie der Polinnen und Polen zu den Deutschen. 2020 äußerten 36 Prozent Sympathie, 29 Prozent Gleichgültigkeit und 29 Prozent Abneigung gegenüber den Deutschen.02 Das scheint im Vergleich zu anderen Nationen nicht besonders viel zu sein – so erklären zum Beispiel 53 Prozent der Befragten in Polen ihre Sympathie zu den benachbarten Tschechen. Doch an der Weichsel hat man einen weiten Weg zurückgelegt.
 
        ZONE DER ANGST
 
        Der russische Angriff auf die gesamte Ukraine hat gezeigt, wie zerbrechlich die steigende Sympathie ist – und zwar vor dem Hintergrund der traumatischen Vergangenheit. Auch schon vor Februar 2022 gab es deutliche Signale des Misstrauens aus Polen gegenüber der deutschen Außenpolitik, und das nicht nur aus dem Umfeld der seit 2015 regierenden nationalen Rechten. Von allen politischen Entscheidungen Deutschlands seit 1989 war zweifellos die Übereinkunft mit Russland zum Bau der Gaspipeline Nord Stream 2 diejenige, die in den Staaten Ostmittel- und Osteuropas am stärksten zur kritischen Reflexion der deutschen Politik bewegte. Die Art und Weise, wie diese Entscheidung getroffen wurde, empfand man als Verständigung über die kleineren Staaten hinweg. Der damalige Verteidigungsminister Radosław Sikorski verglich den Bau der Pipeline mit den Ereignissen vor 1939: „Polen ist besonders sensibel bei der Frage von Korridoren und Absprachen über unsere Köpfe hinweg“, sagte er und ergänzte, dies sei „die Tradition von Locarno, die Tradition des Hitler-Stalin-Pakts.“03
 
        Diese Aussage führt uns heran an das geopolitische „Geheimnis“ nicht nur Polens, sondern aller Staaten Ostmittel- und Osteuropas: die posttraumatische Souveränität.04 Situationen in der internationalen Politik, die ein erhöhtes Risiko für die Unabhängigkeit eines Staates bedeuten, aktivieren vor dem Hintergrund historischer Erfahrungen des Untergangs ein Bündel regionaler kultureller Codes. So eint auch die politische Landschaft in Polen eine Überempfindlichkeit für potenzielle Bedrohungen der staatlichen Unabhängigkeit.
 
        Die Politiker betrachten die Welt sogar dann aus der Perspektive des drohenden staatlichen Untergangs, wenn sie Deutschland zu mehr Aktivität auffordern. So mahnte Sikorski als Außenminister 2011 mit Blick auf das Schicksal des polnisch-litauischen Doppelstaates, der 1795 von der Landkarte radiert wurde, dass der EU ein ähnliches Schicksal drohe, wenn sie sich zu spät reformiere. Der russische Angriff auf die gesamte Ukraine hat diese „existenzielle“ Perspektive auf die internationale Lage in Polen weiter verstärkt und das Bild von der deutschen Politik mit beeinflusst.
 
        2015 kam mit Recht und Gerechtigkeit (Prawo i Sprawiedliwość, PiS) in Polen eine Partei mit dem Ziel an die Macht, die Souveränität des Staates maximal zu vergrößern. Angesichts der internationalen Lage musste dies zu Spannungen führen. Dass die antideutschen Stereotype in Polen statistisch gesehen zurückgegangen, aber nicht verschwunden sind, verleitet einen Politiker wie den PiS-Vorsitzenden Jarosław Kaczyński dazu, sie politisch zu nutzen. Bei Wahlkampfveranstaltungen, aber auch bei anderen Gelegenheiten, setzen Politikerinnen und Politiker der Partei nicht selten mit einer alles andere als diplomatischen Sprache auf nationale Emotionen.
 
        Wenn der Bau von Nord Stream 2 in Ostmitteleuropa rote Lampen hatte aufleuchten lassen, so bedeutete Russlands Überfall auf die Ukraine für die polnische Regierung das Ende jeder Nachsicht in den Beziehungen zu den Staaten Westeuropas. Angesichts der realen Bedrohung der staatlichen Existenz erfreut sich die Kritik an der deutschen, aber auch der französischen Außenpolitik breiter Unterstützung. Die gesamte westliche Russlandpolitik wird als falsch ausgelegt. Sie habe mittelbar zu einer neoimperialen Politik Moskaus geführt. Damit wird unter anderem Berlin moralisch für den Ausbruch des Krieges verantwortlich gemacht.
 
        Im Zeichen der posttraumatischen Souveränität löste der Kriegsbeginn hinter den eigenen Staatsgrenzen in der gesamten Region das Gefühl geopolitischer Bedrohung aus. Die Überempfindlichkeit gegenüber Berlin zeigte sich im Streit um die eventuelle Überlassung deutscher Panzer an Polen, aber auch an den Differenzen rund um die Stationierung des Flugabwehrsystems „Patriot“ in Polen.
 
        Für das Gefühl einer Bedrohung der Souveränität spielt die Parteizugehörigkeit in Polen keine große Rolle. Auch Oppositionspolitiker kommentieren Deutschlands Russlandpolitik kritisch. Das hat für Jarosław Kaczyński allerdings keine Bedeutung. Er möchte keine nationale Einheit in Zeiten des Krieges herbeiführen, sondern Wahlen gewinnen. Deshalb wird die Kritik an der Außenpolitik Berlins oder Paris auf Politiker der liberalen Opposition ausgeweitet.
 
        Um die Souveränität des Landes zu stärken, sollte eigentlich sein Außenbild gestärkt werden. Stattdessen hat Kaczyński die Frage der Reparationen für die Schäden im Zweiten Weltkrieg hervorgeholt. Warschau hat eine astronomische Summe von 1,3 Billionen Euro von Berlin verlangt. Offensichtlich ist der PiS-Vorsitzende der Meinung, dass in den deutsch-polnischen Beziehungen der stete Tropfen den Stein höhlt. Innenpolitisch betrachtet, scheinen antideutsche Töne ein erfolgreicher Weg zu sein, um Wähler zu mobilisieren.
 
        ERWARTUNGEN
 
        Die Gesten der deutschen Seite dringen nur schwach ins Bewusstsein der Polinnen und Polen vor. In den vergangenen Monaten hat der Bundestag zum Beispiel eine Initiative unternommen, um Mittel für einen Erinnerungsort für die Kriegsopfer Polens in Berlin zur Verfügung zu stellen. Gleichzeitig wurde eine erhebliche Summe für Polnischunterricht in Deutschland bereitgestellt, außerdem Mittel für diverse Gedenkstätten in Polen.
 
        Im Vorfeld der Parlamentswahlen im Herbst 2023 hat die Regierung in Warschau kein Interesse daran, die deutsch-polnische Aussöhnung voranzubringen und der Wählerschaft die Nuancen der deutschen Politik zu erklären. Russlands Überfall auf die Ukraine hat dazu geführt, dass sich unabhängig von der polnischen Regierungspolitik das geopolitische Zentrum Europas faktisch nach Osten verschoben hat. Jarosław Kaczyński wird diese internationale Konjunktur dafür nutzen, zu betonen, dass seine Agenda einer maximalen Souveränität von Anfang an nicht nur moralisch, sondern auch politisch richtig war. Und nach heutigem Stand ist ein Sieg der PiS bei den Parlamentswahlen nicht auszuschließen.
 
        Die Erwartungen aus Polen an Berlin sollte man deshalb in Erwartungen der Regierung und objektive Erwartungen unterteilen. Die Regierung zielt darauf, die EU-Staaten dazu zu bewegen, die Perspektive Ostmitteleuropas zu übernehmen. Von Berlin erwartet sie eine geringere internationale Rolle, wohl aber ein stärkeres materielles Engagement für die Ukraine und auch in Polen. Objektiv gesehen ist kaum zu erwarten, dass Berlin diese Forderungen passiv erfüllt. Daher sollte der nächste Schritt der Versöhnung zwischen den beiden Nationen, der zu Recht von den Eliten angestoßen worden ist, auf die Ebene der Bürgerinnen und Bürger führen. Die internationale Lage begünstigt zudem eher multilaterale als bilaterale Aktivitäten in der Region der Staaten mit posttraumatischer Souveränität. Denn die anderen Staaten der Region warten nicht darauf, dass Polen nunmehr eigenständig eine wichtigere Rolle in Ostmitteleuropa ausfüllt. Vielmehr erwarten die kleineren Staaten eine umfassende Kooperation – und dies umso mehr, als der Kriegsbeginn auch die Vielschichtigkeit zwischenmenschlicher Solidarität aufgezeigt hat. Dafür ist die Zusammenarbeit zwischen Warschau, Kyjiw und den baltischen Staaten das beste Beispiel.
 
        Zum gegenwärtigen Zeitpunkt erfordern die deutsch-polnischen Beziehungen zivilgesellschaftliche und bildungsbezogene Initiativen. Eine tatsächliche Herausforderung ist es, das allgemeine Wissen übereinander zu verbessern und von negativen Stereotypen wegzukommen. Das ist eine schwierige und langfristige Aufgabe, denn die künstlich fabrizierten Klischees reichen bis ins 18. Jahrhundert zurück, als der preußische Hof seine territoriale Expansion auf Kosten Polen-Litauens zu legitimieren versuchte. Aber es gibt hier keine Abkürzung. Denn in der politischen Bilanz Deutschlands lässt sich das Misstrauen der Nachbarn nicht auf die Haben-Seite buchen.05
 
        Wenn man nur das Feld der Politik betrachtet, ist kaum zu glauben, dass die wirtschaftliche Zusammenarbeit beider Staaten alle Rekorde schlägt. Polen ist derzeit der fünftwichtigste Handelspartner Deutschlands. Die Summen sind immens: Der Handelsaustausch hat 2022 die Rekordhöhe von 167,7 Milliarden Euro erreicht.06 Und so drängt sich abschließend folgende Bemerkung auf: Nach 1989 haben beide Staaten wirtschaftlich von ihrer Zusammenarbeit in der EU profitiert. Nun ist die Zeit für eine geistige Bereicherung gekommen.
 
         
          Aus dem Polnischen von Peter Oliver Loew, Darmstadt.
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        ESSAY
 
        DAS ENDE DES WOHLWOLLENDEN HEGEMONS?
 
        Die Achse Paris-Berlin in Europa
 
        Eric-André Martin
 
        „Frankreich und Deutschland tragen gemeinsam die Verantwortung dafür, das Projekt eines geeinten und souveränen Europas zu bekräftigen.“ Mit diesen Worten fasste Frankreichs Präsident Emmanuel Macron anlässlich der Feierlichkeiten zum 60. Jahrestag der Unterzeichnung des Elysée-Vertrags zusammen, was seit seinem Amtsantritt 2017 im Mittelpunkt seines Handelns in Europa und in Bezug auf Deutschland steht: die Entwicklung einer gemeinsamen Agenda, die zugleich Impulse für die bilaterale Zusammenarbeit setzt, die Position Europas auf der Weltbühne stärkt und es diesem Europa ermöglicht, den Herausforderungen von morgen zu begegnen – eine ehrgeizige europäische Agenda also, zu deren Prioritäten die Stärkung der europäischen Souveränität zählt. Ihr zugrunde liegt die Auffassung, dass die wichtigsten Herausforderungen, denen sich Europa in den vergangenen Jahren gegenübersah, von globaler Dimension sind. Dieses Postulat wiederum erfordert ein Überdenken des Projekts Europa vor dem Hintergrund seiner Beziehungen zur übrigen Welt. Es gilt, eine Agenda zu entwerfen, dank derer Europa seine Souveränität durch Initiativen in sechs Handlungsräumen stärken kann, die Macron als wesentliche Elemente zeitgenössischer Macht identifiziert: Sicherheit und Verteidigung, Migration und Grenzen, ökologischer Wandel, digitale Transformation, Ernährungssouveränität, wirtschaftliche und industrielle Macht.01 Letztlich laufe dieses Bestreben auf eine Neugründung Europas hinaus, bei der der ursprüngliche Fehler des europäischen Projekts behoben würde: der Verzicht auf Macht, der eine notwendige Voraussetzung für die europäische Einigung war. Die Umsetzung von Macrons Projekt hängt von einem deutsch-französischen Kern und dessen Fähigkeit ab, eine treibende Kraft für Europa zu entfalten.
 
        Gleichwohl kann aber auch die Beständigkeit, mit der Macron dieses Ziel vertritt, nicht über die geringen Fortschritte hinwegtäuschen. Zwar hat die deutsch-französische Zusammenarbeit einige Durchbrüche auf europäischer Ebene ermöglicht, wie zum Beispiel das europäische Aufbauinstrument „Next Generation EU“ für die Zeit nach Covid-19. Doch die verhaltene Reaktion Berlins auf die inhaltlichen Vorschläge Macrons für Europa hat auf französischer Seite zu einer gewissen Frustration geführt, die mitunter in Überdruss und sogar Ressentiments umschlug. Auf deutscher Seite sorgten zum einen die Alleingänge des französischen Präsidenten in Angelegenheiten der Außen- und Sicherheitspolitik für Verärgerung, zum anderen, dass man vom Partner vor vollendete Tatsachen gestellt wurde.02 Während Deutschland einen institutionellen Ansatz vorzog, um die Rolle der EU und der Nato in Sicherheitsfragen zu stärken, verfolgte Frankreich mit Blick auf Libyen und die Türkei eine sehr auf die eigenen nationalen Interessen fokussierte Politik. Den Höhepunkt dieser Differenzen markierte zweifellos die Aussage des französischen Präsidenten zum „Hirntod“ der Nato.
 
        Paradoxerweise führen die wiederholten Krisen der vergangenen Jahre und vor allem der russische Angriffskrieg gegen die Ukraine aber klar vor Augen, dass die EU die einzig richtige Ebene ist, um den Herausforderungen entgegenzutreten, denen Frankreich und Deutschland gegenüberstehen. Dieser Konflikt wird tiefgreifende Konsequenzen für die EU nach sich ziehen, und vor dem Hintergrund der Polykrise und Ressourcenknappheit kommt die Versuchung wieder auf, „rette sich, wer kann“ zu denken und eine Jeder-für-sich-Haltung einzunehmen. Daher stellt sich die Frage, wie Frankreich und Deutschland die Zukunft für sich selbst, aber auch für die EU und die internationale Ordnung sehen. Welchen Platz nehmen die Partner in der Vorstellung ein, die der andere sich von seiner eigenen Zukunft macht?
 
        DER KRIEG ALS ASYMMETRISCHER SCHOCK
 
        Seit Beginn des Krieges in der Ukraine dreht sich die öffentliche Diskussion in Deutschland um die „Zeitenwende“. Berlin ist gezwungen, das Land aus der Abhängigkeit von fossilen Energieträgern, vor allem vom russischen Gas, zu befreien und die Dekarbonisierung der deutschen Wirtschaft voranzutreiben, um die Wettbewerbsfähigkeit des Produktionsstandorts Deutschland zu sichern. Die aktuelle Krise wirft in Deutschland existenzielle Fragen auf. Berlin muss unter Zeitdruck sein Wirtschaftsmodell überdenken und so gestalten, dass es Wohlstand und Sicherheit zugleich gewährleisten kann – und das, während die Wettbewerbsfähigkeit der deutschen Industrie gefährdet ist.03 Bundeskanzler Olaf Scholz muss sowohl der Bevölkerung als auch den Wirtschaftskreisen ein Gefühl der Sicherheit vermitteln und gleichzeitig die bisweilen abweichenden Ansichten seiner Koalitionspartner ausbalancieren.
 
        In Frankreich gestaltet sich die politische Debatte um den Krieg in der Ukraine einvernehmlicher. Geschützt durch den verfassungsrechtlichen Status der Außen- und Verteidigungspolitik als „domaine réservé“ des Staatspräsidenten, also als ein ihm vorbehaltener Bereich, bewahrt sich Macron einen breiten Handlungsspielraum und bleibt weitgehend von Kritik verschont. Aus französischer Sicht bestätigt der Krieg in der Ukraine die Dringlichkeit einer Stärkung der europäischen Souveränität. Auch hat Frankreich im Rahmen der Krisenbewältigung nicht die Hemmschwellen zu überwinden, denen sich Berlin gegenübersieht. Das gilt insbesondere für Waffenexporte oder Versuche, Gespräche mit dem russischen Präsidenten zu führen. Für Paris wirft der Konflikt Deutschland auf grundlegende Fragen zurück, die zu lange auf die lange Bank geschoben wurden: Berlin muss den offenkundig gewordenen Widerspruch überwinden, eine technologisch und wirtschaftlich erfolgreiche Großmacht sein zu wollen, auf geopolitscher Ebene aber unbedeutend zu sein. Es gilt, die Fähigkeiten und die Ausrüstung des deutschen Militärs weiterzuentwickeln und zu verbessern. Berlin muss nicht nur in die Sicherheit des Landes investieren, sondern auch die Abhängigkeit von bestimmten ausländischen Märkten verringern. Zudem drängt die gegenwärtige Krise zu einem Überdenken der staatlichen Eingriffsmöglichkeiten im wirtschaftlichen und finanziellen Bereich, um die Entstehung einer wahrhaft europäischen Industriepolitik zu ermöglichen. Die Verabschiedung des Inflation Reduction Act in den USA unterstreicht das Risiko, dass europäische Unternehmen ihren Standort verlagern und die europäischen Wirtschaftssysteme aufgrund der steigenden Energiekosten an Wettbewerbsfähigkeit verlieren. Nur mit einer Antwort auf europäischer Ebene wird es möglich sein, die für den digitalen Wandel und die Energiewende notwendigen Technologien souverän und nachhaltig zu entwickeln.
 
        Im Hinblick auf die Beziehung zu Berlin ist die französische Sichtweise ambivalent. Einerseits sieht Paris darin eine Gelegenheit, Deutschland für seine europäische Agenda zu gewinnen, in deren Mittelpunkt das erklärte Ziel einer größeren strategischen Autonomie steht, insbesondere gegenüber den USA und China. Angesichts einer deutschen Haltung, die als zögerlich oder unentschlossen wahrgenommen wird, ist Frankreich versucht, den eigenen Vorteil zu suchen und Berlin dazu zu bewegen, Entscheidungen zu treffen, die den französischen Vorstellungen entsprechen.04
 
        Andererseits ist sich Frankreich der Tatsache bewusst, dass die Erschütterung durch den Krieg Berlin mit der Zeit dazu bewegen könnte, seine Stellung in Europa neu auszurichten und sich von Paris zu distanzieren. Das rührt an alte französische Ängste und die Sorge, dass Berlin seine Rolle als wohlwollender Hegemon aufgeben könnte, um eine auf die eigenen nationalen Interessen ausgerichtete Agenda zu verfolgen und eine härtere Gangart bei Themen einzulegen, die für Paris zentral sind. Hierzu zählen die Bereitstellung von Mitteln auf europäischer Ebene, die zur Überwindung der Energiekrise und der Kriegsfolgen notwendig sind,05 die Reform der europäischen Institutionen, die Erweiterung der EU sowie die transatlantischen Beziehungen. Vor diesem Hintergrund wurden bestimmte Beschlüsse der Bundesregierung in Frankreich als eine Tendenz Berlins interpretiert, im Alleingang zu handeln, etwa die China-Reise von Bundeskanzler Scholz nach der Wiederwahl von Xi Jinping zum Staats- und Parteichef – zu einem Zeitpunkt, als die europäischen Partner sich mit der Frage beschäftigen, wie auf den autoritären Kurs des chinesischen Regimes zu reagieren sei. Hinzu kamen die unkooperative Haltung in der EU-Haushaltsdebatte und Deutschlands Widerstand gegen den europäischen Gaspreisdeckel.
 
        Gleichzeitig stehen die deutsch-französischen Unstimmigkeiten bei Energiethemen, militärischen Angelegenheiten und Handelsfragen konkreten Fortschritten in der bilateralen Zusammenarbeit im Weg. Das zeigen zum Beispiel die Schwierigkeiten im Zusammenhang mit dem Rüstungsprojekt Future Combat Air System oder der geplanten Gaspipeline aus Spanien durch Frankreich.
 
        MOMENT DER WAHRHEIT FÜR GEMEINSAME AMBITIONEN
 
        Im Umgang mit dem Krieg in der Ukraine und seinen Folgen für Europa ist es Deutschland und Frankreich nicht gelungen, als treibende Kraft zu wirken und die anderen EU-Mitgliedstaaten und die Kommission für eine gemeinsame Agenda zu gewinnen. Dabei ist jetzt nicht die Zeit für Selbstreflexion, Konkurrenzdenken oder gar Schuldzuweisungen, sondern es sind Taten gefragt. Wie die beiden Länder die Folgen des Krieges bewältigen, wird von entscheidender Bedeutung für den Zusammenhalt der EU sein.
 
        Das gilt umso mehr, als die deutsch-französische Autorität in den Augen einiger EU-Mitglieder angeschlagen ist, weil Paris und Berlin die Gefahr eines Krieges mit Moskau unterschätzt und die Warnungen Polens oder der baltischen Staaten vor Russland ignoriert haben. Dieser Autoritätsverlust wird sich in verschiedenen Bereichen bemerkbar machen: zunächst in der Veränderung des militärischen Gleichgewichts in Europa – Polen verfolgt das Ziel, die stärkste Landstreitkraft Europas zu werden, das Vereinigte Königreich hat durch die frühzeitige und bedingungslose Unterstützung der Ukraine an Einfluss gewonnen, und die Türkei behauptet ihre Militärmacht; des Weiteren in der Kritik am übermäßigen Einfluss Frankreichs und Deutschlands auf die europäische Politik, die bei den geplanten Reformen der europäischen Institutionen Vorsicht erforderlich macht, vor allem mit Blick auf das Einstimmigkeitsprinzip.06 Letztlich könnten die politischen Ereignisse des Jahres 2024 die Karten in Europa neu mischen, wenn das Europäische Parlament gewählt und die Europäische Kommission abgelöst wird, aber auch die Präsidentschaftswahlen in den USA stattfinden.
 
        Auf globaler Ebene werden Frankreich und Deutschland auf den Status mittelgroßer Mächte zurückgeworfen.07 Ihre Fähigkeit steht infrage, die Folgen der zunehmenden amerikanisch-chinesischen Spannungen durch den Aufbau einer soliden, auf effizientem Multilateralismus basierenden Verteidigung abzufangen. Das unterstreicht die Herausforderung, vor der die EU als Ganzes steht: Sie muss sich als unabhängiger und widerstandsfähiger Akteur in einer zunehmend multipolaren und von Machtrivalitäten geprägten Welt behaupten. Für Bundeskanzler Scholz hat Deutschland daher keine andere Wahl, als sich mit seinen Partnern in Bereichen solidarisch zu zeigen, in denen eine innere Spaltung Europas Einmischungen aus dem Ausland Tür und Tor öffnen würde. In dieser Hinsicht ist es „von entscheidender Bedeutung, eine noch engere Zusammenarbeit mit Frankreich zu pflegen, das dieselbe Vorstellung einer starken und souveränen EU hat“.08 Die aktuelle Situation erfordert ein neues Projekt für Europa, das nicht mehr auf Frieden und Versöhnung, wirtschaftliche Expansion und Integration ausgerichtet ist, sondern auf die Verteidigung der Sicherheit, des wirtschaftlichen Wohlstands, der Entscheidungsfähigkeit und des Gesellschaftsmodells. Für Paris und Berlin bedeutet das, dass sie sich wieder gemeinsam mit den großen Fragen des aktuellen Zeitgeschehens auseinandersetzen müssen. Getrennte Wege zu gehen, würde heißen, sich von der ursprünglichen Idee eines Europas im Sinne seiner Gründerväter zu verabschieden und damit faktisch die Vorstellung eines starken, handlungsfähigen Europas aufzugeben.
 
         
          Aus dem Französischen von Sandra Uhlig, Bonn.
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        BESTER FREUND ODER FREERIDER?
 
        Deutschlands Image in den USA
 
        Peter Sparding
 
        Deutschland, das sei Amerikas bester Partner und Freund in der Welt, so befand US-Außenminister Antony Blinken bei seinem Antrittsbesuch in Berlin im Sommer 2021.01 Auch wenn diese Aussage in London oder Ottawa vermutlich für Verwunderung sorgte, für die Regierung in Berlin waren die warmen Worte aus Washington eine wohltuende Erfahrung nach Jahren der teils hitzigen Auseinandersetzung mit der Trump-Regierung. Ähnlich war es Berlin schon einmal ergangen, als der Hoffnungsträger Barack Obama 2009 die Amtsgeschäfte von George W. Bush übernahm, in dessen Amtszeit die bis dato tiefste Krise zwischen Berlin und Washington seit Ende des Kalten Krieges gefallen war. Dieses dramatische Hin und Her in den deutsch-amerikanischen Beziehungen der vergangenen Jahrzehnte hat eine Art diplomatisches Schleudertrauma ausgelöst. In einer sich rapide verändernden globalen Lage, die trotz des aktuellen US-Engagements in der Ukraine insgesamt von einer Re-Fokussierung der Vereinigten Staaten auf den indo-pazifischen Raum geprägt ist, stellen sich Fragen zum Image und Standing der Bundesrepublik in Washington. Wie blicken die USA auf Deutschland? Welche Erwartungen gibt es in Washington gegenüber Berlin, insbesondere mit Blick auf die Ukraine und die Sicherheitslage in Europa? Und wie stabil und verlässlich ist die amerikanische Position vis-à-vis Deutschland?
 
        DIPLOMATISCHES SCHLEUDERTRAUMA
 
        Der aktuelle US-Präsident, Joe Biden, und ein Großteil seines außenpolitischen Teams entstammen dem außenpolitischen Establishment der Demokratischen Partei, für das die Allianz mit Europa historisch und inhaltlich eine Herzensangelegenheit ist. Die meisten – wie etwa auch der schon genannte Außenminister Blinken – waren bereits in der Regierung von Barack Obama in gehobenen außenpolitischen Positionen vertreten. Und es war in der Amtszeit Obamas, als insbesondere Deutschland unter den engsten Verbündeten in Washington zunehmend an Bedeutung gewann. Dies hatte zunächst nicht direkt mit den deutsch-amerikanischen Beziehungen im engeren Sinne zu tun, sondern eher mit den sich häufenden Krisen in Europa. Eigentlich hatte Washington gehofft, sich nach dem Ende des Kalten Krieges und der Kriege im ehemaligen Jugoslawien weniger mit Problemen in Europa befassen zu müssen und sich zunehmend auf den indopazifischen Raum als zentralen geopolitischen Ort der Zukunft konzentrieren zu können. Europa galt als „gelöst“. Doch dann kam es infolge der weltweiten Finanzkrise zur Krise im Euroraum, angefangen mit den dramatischen Entwicklungen in Griechenland 2010. Dass diese sich über viele Jahre hinzog und insbesondere im Wahljahr 2012 drohte, auch weltwirtschaftlich negative Konsequenzen nach sich zu ziehen, entsetzte viele US-Ökonomen02 und beunruhigte die amerikanische Regierung. Denn aus US-Sicht hätte die Krise durch ein entschiedeneres Eingreifen viel schneller gelöst werden können. Deutschland rückte dabei aufgrund seiner wirtschaftlichen Größe und seiner der amerikanischen Sichtweise oftmals diametral entgegenstehenden wirtschaftspolitischen Ansichten in den Fokus. Für Washington schien die Eurokrise endlich die berühmte Frage Henry Kissingers zu beantworten, wen man anrufen solle, um Europa zu sprechen: Es war nicht Brüssel. Es war Berlin. Und so kam es in dieser Zeit zu ungewohnten Begebenheiten in der sonst so stark in Richtung Washington gewichteten deutsch-amerikanischen Beziehung, wie dem Besuch des US-Finanzministers Timothy Geithner auf der Ferieninsel Sylt 2012, wo er den deutschen Finanzminister Wolfgang Schäuble sogar im Urlaub aufsuchte.03
 
        In den nächsten Jahren, in denen sich die Krisen in Europa häuften, schien sich Washingtons Orientierung auf Berlin weiter zu bestätigen. Bundeskanzlerin Angela Merkel übernahm nach Russlands Annexion der Krim 2014 mit der Unterstützung des US-Präsidenten eine Führungsrolle im sogenannten Minsk-Prozess, und auch in der Migrationskrise 2015 stand Deutschland im Fokus. Großbritannien, ohnehin kein Mitglied der Eurozone, war in diesen Jahren zunehmend mit sich selbst und der eigenen Beziehung zu Europa beschäftigt, und in Frankreich war mit François Hollande ein eher unauffällig agierender Präsident im Amt, der auch in den USA kaum wahrgenommen wurde. Aus Washingtoner Sicht weniger erfreulich, aber ebenfalls ein Zeichen des besonderen Status der Beziehung in dieser Zeit, war der diplomatische Streit infolge der Enthüllungen von Edward Snowden 2013 und auch die vor allem in Deutschland heftige und teils anti-amerikanisch gefärbte Opposition gegen das geplante transatlantische Handelsabkommen TTIP. Dennoch war es nicht verwunderlich, dass Barack Obama gegen Ende seiner Präsidentschaft Angela Merkel als seine „engste internationale Verbündete“ bezeichnete und sein letztes internationales Telefonat als Präsident mit der deutschen Kanzlerin führte.04
 
        Diese besondere Würdigung Merkels hatte allerdings auch innenpolitische Gründe. Denn nach der Wahl Donald Trumps im Herbst 2016 galt Merkel vielen Demokraten und liberalen Amerikanern als eine der wenigen verbliebenen Hoffnungsträgerinnen. Der Blick des progressiven Amerikas auf Merkel war dabei eine Kombination aus echter Bewunderung, insbesondere für ihr Agieren in der Migrationskrise, und Projektionen, die eher mit ihrer vermeintlichen Rolle als Gegenspielerin von Donald Trump zu tun hatten.05 Trump selbst hatte diese Sichtweise befeuert, als er die Kanzlerin bereits im Wahlkampf mehrfach persönlich anging und ihr vorwarf, Deutschland durch ihre Flüchtlingspolitik zu ruinieren. Auch als Präsident behielt Trump seinen negativen Fokus auf Deutschland bei. Seine erratische, undiplomatische und teilweise widersprüchliche Art des Umgangs erhielt dabei den Großteil der Aufmerksamkeit. Allerdings schoss sich Trump kaum auf neue Themengebiete in den deutsch-amerikanischen Beziehungen ein. Im Gegenteil, die drei Hauptkritikpunkte aus Washington in Richtung Berlin waren unter Trump dieselben wie unter Obama und teilweise bereits unter George W. Bush: Deutschlands niedrige Verteidigungsausgaben, die permanent die Nato-Vorgabe von zwei Prozent des BIP verfehlten, die aus US-Sicht unausgewogene deutsche Handelsbilanz und die geplante Gaspipeline Nord Stream 2.
 
        DER DRUCK STEIGT
 
        Auch nach Joe Bidens Amtsantritt bildeten diese Themenfelder die größten Streitpunkte, auch wenn die Herangehensweise Bidens wie schon die Obamas gewiss nicht mit der rabiaten und kontraproduktiven Art Donald Trumps zu vergleichen ist. Als Olaf Scholz wenige Monate nach dem eigenen Amtsantritt und unter dem immensen Schock des russischen Angriffs auf die Ukraine am 27. Februar 2022 in seiner viel beachteten Rede vor dem Bundestag ankündigte, Deutschland werde sich von russischen Gasimporten unabhängig machen und von nun an mindestens zwei Prozent seines BIP für die eigene Verteidigung ausgeben, konnte man dies als ein Eingeständnis der Richtigkeit der amerikanischen Kritik der Vorjahre verstehen. Scholz’ „Zeitenwende-Rede“ wurde in Washington entsprechend positiv aufgenommen. Durch ihre Vehemenz und die Konkretisierung der Ankündigungen gelang es dem Kanzler zumindest kurzzeitig, das Narrativ von Deutschland als sicherheitspolitischem „Freerider“ und einem zuallererst auf die eigenen wirtschaftlichen Interessen bedachten Land zu durchbrechen.
 
        Seither hat sich jedoch auch in Washington insbesondere mit Blick auf die Verteidigungsausgaben wieder eine gewisse Ernüchterung eingestellt. Zwar schaffte es Deutschland schneller und problemloser, sich vom russischen Gas unabhängig zu machen, als viele erwarteten, doch nach anfänglichen großen Schritten – etwa dem angekündigten Kauf von amerikanischen F-35-Kampfjets – scheint es bei den gesteigerten Verteidigungsausgaben wieder einmal zu Verzögerungen zu kommen, die auch in Washington bemerkt werden. Das über einen langen Zeitraum entstandene Narrativ, dass Deutschland zwar oft ankündigt, auch sicherheitspolitisch mehr Verantwortung übernehmen zu wollen, dann aber in der Umsetzung – und insbesondere, wenn es um tatsächliche Ausgaben geht – hinter den Erwartungen zurückbleibt, sorgt nun dafür, dass einzelne Erklärungen für etwaige Verzögerungen aus Berlin oftmals nur als eine weitere Ausrede gewertet werden. Während die Biden-Regierung sich mit öffentlicher Kritik zurückhält, haben einige republikanische Amtsträger und Experten angefangen, sich (wieder) auf Deutschland einzuschießen. So bezeichnete der neugewählte Senator aus Ohio, J.D. Vance, Anfang März Deutschlands Verhalten im Ukraine-Krieg als „schändlich“ und bemängelte, dass zu viele Republikaner weiterhin bereit seien, Deutschlands Versprechen Glauben zu schenken.06 Den Republikanern nahestehende Außenpolitik-Experten wie Elbridge Colby, der unter Trump als Deputy Assistant Secretary im Pentagon arbeitete, verschärfen ihre Kritik an Deutschland zunehmend und bemängeln das aus ihrer Sicht zu nachgiebige Verhalten der Biden-Regierung gegenüber Berlin.07 Für diese Seite der republikanischen Partei müsste Deutschland viel schneller die Fehler der Vergangenheit ausbügeln und maßgeblich für die eigene und die Verteidigung Europas verantwortlich sein, da die USA sich schneller als erwartet Richtung Asien orientieren werden.
 
        In der öffentlichen Debatte spielt diese Diskussion – wie die Außenpolitik insgesamt – eine geringe Rolle. Allerdings lehrt die Erfahrung, dass nahezu alle Themen an Relevanz gewinnen können, wenn sie in den Sog des inneramerikanischen Kulturkampfes geraten. Hier besteht auch eine Gefahr für Deutschland und sein Standing. Dass ausgerechnet einige der republikanischen Amtsträger, denen Ambitionen auf höhere Ämter nachgesagt werden – etwa Senator Josh Hawley aus Missouri – sich in jüngerer Zeit mit Blick auf die Unterstützung der Ukraine und die transatlantischen Beziehungen skeptisch geäußert haben, deutet darauf hin, dass hier politisches Potenzial gesehen wird. Dass darüber hinaus Teile der konservativen Medien verstärkt isolationistische Positionen vertreten, die die USA oft als von ihren Partnern ausgenutztes Land darstellen, deutet auf die Sprengkraft der „Freerider“-Narrative hin, wie sie Trump und andere über Deutschland pflegen. Für ein Land, das die Partnerschaft mit den Vereinigten Staaten seit seiner Gründung als einen außen- und sicherheitspolitischer Grundpfeiler ansieht und durch die russische Invasion der Ukraine soeben wirkungsvoll an die Aktualität der amerikanischen Sicherheitsgarantie erinnert wurde, bedeutet die Entwicklung der US-Parteipolitik somit eine ernstzunehmende Gefahr.
 
        Berlin scheint sich der Erwartungen aus Washington durchaus bewusst zu sein. So kündigte Olaf Scholz Ende 2022 im Fachjournal „Foreign Affairs“ an, dass Deutschland danach strebe, „Garant der europäischen Sicherheit zu werden, so wie es unsere Verbündeten von uns erwarten“.08 Dies wäre die Erfüllung einer langgehegten amerikanischen Hoffnung, die bereits Präsident George Bush sr. 1989 zum Ausdruck brachte, als er – noch vor der Wiedervereinigung – Deutschland anbot beziehungsweise es aufforderte, Amerikas „Partner in Leadership“ zu werden.09 Joe Biden und seine Regierung folgen (noch) einer ähnlichen Sichtweise auf Deutschland. Aller Voraussicht nach werden in den kommenden Jahren jedoch Präsident*innen ins Amt kommen, für die die transatlantischen Beziehungen keine solche Herzensangelegenheit sind. Der Blick auf Europa wird sich in jedem Fall ändern und die Erwartungen an die größte europäische Macht werden steigen. Die Frage stellt sich daher, ob Deutschland den notwendigen politischen Willen aufrechterhalten kann, um, wie vom Bundeskanzler angekündigt, ein Garant für die europäische Sicherheit zu werden und somit auch seine Bedeutung als Verbündeter Amerikas zu unterstreichen. Dabei muss die Antwort auf diese Frage unter erhöhtem Zeitdruck gefunden werden, denn die prekäre Entwicklung der US-Politik birgt auch Gefahren für die Bundesrepublik.
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        DEUTSCHLAND IN EUROPA
 
        Angela Mehrer · Jana Puglierin
 
        In einer Umfrage des European Council on Foreign Relations, die zwischen Ende Mai und Anfang Juni 2021 in zwölf EU-Ländern durchgeführt wurde, zeigte sich, dass die Bürgerinnen und Bürger der EU Deutschland als vertrauenswürdige, pro-europäische Macht wahrnahmen.01 Die Bundesregierung schien am Ende der Ära Merkel eine integrierende Kraft und Berlin der Anker der EU in schwierigen Zeiten zu sein. Nicht ganz zwei Jahre später würde eine solche Umfrage wohl weniger positiv ausfallen. Im Zuge des russischen Angriffskrieges gegen die Ukraine hat Berlin in den Ländern Mittel- und Osteuropas viel Vertrauen eingebüßt. Gleichzeitig läuft der deutsch-französische Motor alles andere als rund. Im Oktober 2022 warnte Frankreichs Präsident Emmanuel Macron sogar öffentlich, es sei „nicht gut für Europa“, wenn Deutschland „sich isoliere“.02
 
        In den 16 Jahren unter Bundeskanzlerin Angela Merkel hatte Deutschland sich zunehmend als Krisenmanager geriert, der die EU durch die globale Finanzkrise, die Krise in der Eurozone, die Migrationskrise, den Brexit, die Trump-Jahre und die Covid-19-Pandemie lotste. Das deutsche Mantra in Bezug auf die eigene Rolle in der EU lautete stets: „die Union zusammenhalten“. An dieses Rollenverständnis wollte auch die neue Bundesregierung anknüpfen. Im Koalitionsvertrag vom Dezember 2021 nahm sich die Ampel-Koalition aus SPD, Bündnis 90/Die Grünen und FDP vor, Deutschlands „besondere Verantwortung“ in einem „dienenden Verständnis für die EU als Ganzes“ wahrzunehmen.03
 
        Nach Beginn des russischen Angriffskrieges gegen die Ukraine am 24. Februar 2022 standen die Deutschen allerdings über Nacht vor den Trümmern ihrer Russlandpolitik. Anders als nach der Annexion der Krim im März 2014, als es Berlin gelungen war, die übrigen Europäer hinter gemeinsamen Sanktionen zu versammeln und die europäische Antwort auf die russische Aggression maßgeblich zu prägen, konnte die Bundesregierung dieses Mal nicht als einigende Kraft wirken. Stattdessen zwang Russlands Angriffskrieg die Deutschen dazu, sich von bis dato handlungsleitenden Prinzipien in der deutschen Außen- und Sicherheitspolitik zu verabschieden und ihre Rolle in Europa neu zu definieren. Die neue sicherheitspolitische Bedrohungslage weckte Erwartungen an Deutschland als „europäische Führungsmacht“, die die von Bundeskanzler Olaf Scholz geführte Regierung bislang oft nicht erfüllen konnte – oder wollte. In Brüssel ist der Eindruck entstanden, dass Berlin allzu oft seine eigenen Interessen vor die Interessen Europas stellt.
 
        EUROPAPOLITIK IN DER ÄRA MERKEL
 
        Als Zentralmacht Europas wollte Deutschland in den Jahren der Ära Merkel als eine Kraft der Mäßigung und des Ausgleichs gesehen werden, nicht als Hegemon. Angesichts des Erstarkens von nationalistischen und EU-skeptischen Kräften in ganz Europa war es Merkels oberste Priorität, das im europäischen Integrationsprozess Erreichte zu konsolidieren und zu bewahren. Ehrgeizige Reformvorschläge waren nicht ihre Sache. Stattdessen plädierte sie in der Europapolitik stets für ein Fahren auf Sicht, wobei sie sich oft mit dem kleinsten gemeinsamen Nenner zufriedengab. Es wurde Markenzeichen ihrer Politik, in der EU immer nur so viel Veränderung zu unterstützen, dass der Status quo grundsätzlich erhalten blieb.
 
        Nicht immer stießen ihre Ansätze auf einhellige Zustimmung. Zweifellos hat Merkels Politik die EU ebenso oft gespalten wie geeint. Während ihrer Amtszeit traf Merkel einige einseitige Entscheidungen gegen die ausdrücklichen Einwände enger europäischer Partner. Die deutsche Euro-Rettungspolitik, die insbesondere in Südeuropa stark kritisiert wurde, oder Merkels Handeln während der Migrationskrise, die in Mittel- und Osteuropa auf große Widerstände stieß, sind dafür Beispiele, ferner die deutsche Russlandpolitik.
 
        Die strategische Partnerschaft zwischen Berlin und Moskau wurde von den verschiedenen Merkel-Regierungen oft stärker gewichtet als das Verhältnis zu den europäischen Partnern in Mittel- und Osteuropa, die häufig das Gefühl hatten, Berlin mache eine Politik über ihre Köpfe hinweg.04 In Berlin herrschte quer durch alle Parteien die Ansicht, es werde in Europa keine Sicherheit ohne oder gar gegen Russland geben.05 Trotz einer nach innen immer autokratischer und nach außen immer aggressiver auftretenden Führung im Kreml sah Deutschland sich stets als „Vermittler zwischen Russland und Europa“.06 Berlin handelte nach dem Prinzip „Annäherung durch Verflechtung“ und trieb Deutschlands Energieabhängigkeit von Russland weiter voran. Obwohl die völkerrechtswidrige Annexion der Krim 2014 das Verhältnis zu Moskau schwer belastete, beschloss die Große Koalition aus Union und SPD nur ein Jahr später gegen den großen Widerstand der Mittel- und Osteuropäer den Bau der Gaspipeline Nord Stream 2. Im Rückblick scheint es, als habe Berlin die militärische Bedrohung durch Russland systematisch unterschätzt, um das gute Einvernehmen und die lukrativen wirtschaftlichen Beziehungen nicht zu gefährden.
 
        Angela Merkels Politikstil war allerdings das perfekte Symbol für den deutschen Zeitgeist. Berlin versuchte die unterschiedlichen Interessen der europäischen Partner – und auch Russlands – miteinander zu verbinden, zusammenzuhalten und zu verflechten. Merkel setzte auf die Einbindung aller Akteure in ein postmodernes, globalisiertes, verrechtlichtes und multilaterales internationales System, in dem Geopolitik und militärische Stärke als anachronistische Überbleibsel galten. „Harte Sicherheit“ war nie Merkels Sache. Eine gut ausgerüstete und wehrfähige Bundeswehr gehörte nicht zu ihren Prioritäten, im Gegenteil. Diplomatisches Geschick, soft power und eine starke Wirtschaftsleistung garantierten ihr stattdessen lange Zeit strategischen Einfluss.
 
        VOM MERKELISMUS ZUR ZEITENWENDE
 
        Russlands immer aggressiverer Revisionismus, Chinas Entwicklung zum systemischen Rivalen und die transaktionale Außenpolitik Donald Trumps, der pragmatische Ad-hoc-Allianzen institutionalisierter Kooperation vorzog, stellten dieses Modell bereits gegen Ende der Merkel-Ära infrage. Merkel selbst räumte 2017 ein, die Zeiten, in denen sich Europa auf andere völlig verlassen konnte, seien „ein Stück vorbei“. Deshalb müssten die Europäer mehr tun, um für ihre eigene Sicherheit zu sorgen und ihre Interessen in der Welt zu verteidigen.07
 
        Als die Ampelkoalition unter Führung von Bundeskanzler Scholz im Dezember 2021 ins Amt kam, legte sie einen europapolitisch ambitionierten Koalitionsvertrag vor. Berlins Wille, sich für eine stärkere EU zu engagieren, zog sich wie ein roter Faden durch das gesamte Papier. Die neue Regierung wollte ihre Außen-, Sicherheits-, Entwicklungs- und Handelspolitik auf der Basis gemeinsamer europäischer Interessen ausrichten und die europäische Souveränität fördern. Langfristig sollte ein föderaler europäischer Bundesstaat entstehen; die gemeinsame Außen- und Sicherheitspolitik sollte reformiert und durch Mehrheitsentscheidungen effektiver werden. Im Streit um Rechtsstaatlichkeit wollte die neue Bundesregierung eine harte Linie verfolgen. Der Koalitionsvertrag las sich, als habe die Ampel verstanden, dass eine moderierende Haltung, die auf die Einheit und den Status quo der EU zielt, nicht länger dem Zeitgeist entsprach. Stattdessen schien sie eine proaktivere, stärker gestaltende Rolle einnehmen zu wollen, die eine handlungsfähigere EU zum Ziel hatte.
 
        Gleichzeitig war bereits im Wahlkampf absehbar, dass Olaf Scholz in der Außenpolitik bestrebt sein würde, insbesondere mit Blick auf das Verhältnis zu Russland und China Kontinuität zu wahren. Noch im Dezember 2021 bezeichnete er die Pipeline Nord Stream 2 als „privatwirtschaftliches Vorhaben“, das er losgelöst von den damaligen Bemühungen sah, eine Zuspitzung des Konflikts zwischen Russland und der Ukraine zu verhindern.08 In Mittel- und Osteuropa bestätigte dies viele in ihrer Annahme, Deutschland habe schon immer seine „wirtschaftliche Interessen über die Sicherheitsinteressen Mitteleuropas“ gestellt.09
 
        Der Beginn der russischen Invasion in der gesamten Ukraine am 24. Februar 2022 traf Berlin weitgehend unvorbereitet. Die wenigsten politischen Entscheidungsträger in Berlin hatten mit einem Krieg gerechnet – entsprechend groß war der Schock. Nur drei Tage später machte der Bundeskanzler in seiner inzwischen berühmt gewordenen Regierungserklärung zur „Zeitenwende“ weitreichende Ankündigungen, die einer kleinen Revolution der deutschen Außen-, Verteidigungs- und Energiepolitik gleichkamen: Waffenlieferungen in die Ukraine, umfassende Sanktionen gegen Russland, mehr deutsches Engagement zum Schutz der Alliierten in Osteuropa, ein im Grundgesetz abgesichertes „Sondervermögen Bundeswehr“ von 100 Milliarden Euro, das Bekenntnis zum Zweiprozentziel der Nato sowie eine sofortige Reduzierung der Energieabhängigkeit von Russland. Gegen Ende der Rede verwies Scholz zudem explizit auf die europäische Dimension der Zeitenwende: „Für Deutschland und für alle anderen Mitgliedsländer der EU heißt das, nicht bloß zu fragen, was man für das eigene Land in Brüssel herausholen kann, sondern zu fragen: Was ist die beste Entscheidung für die Union? Europa ist unser Handlungsrahmen.“10
 
        Die Rede wurde in den europäischen Hauptstädten und in Washington frenetisch begrüßt. Das entschiedene und mutige Vorgehen des Kanzlers galt vielen europäischen Partnern als Inspiration. Endlich schien eine deutsche Bundesregierung bereit, voranzugehen und eine wirkliche Führungsrolle in Europa einzunehmen, um europäische Interessen zu befördern. Eine diesbezügliche Erwartungshaltung an Berlin hatte es schon lange gegeben.
 
        Bereits wenige Monate später kamen bei einigen EU-Partnern, insbesondere in Mittel- und Osteuropa, Zweifel an der Ernsthaftigkeit des angekündigten Kurswechsels auf. Die Umsetzung der Ankündigungen blieb hinter dem zurück, was sie sich erhofft hatten. Bei der Lieferung von Rüstungsgütern an die Ukraine war Deutschland kaum jemals Vorreiter, sondern wartete ab, bis andere die Initiative ergriffen. Hinzu kam die Frustration darüber, dass Berlin bei den Debatten über einen möglichen Importstopp für russisches Gas beziehungsweise einen Gaspreisdeckel zunächst auf der Bremse stand. Mit großem Unverständnis nahmen die Entscheidungsträger in Warschau, Riga, Tallin und Vilnius zudem wahr, dass bei den Beschaffungsvorhaben für die Bundeswehr jede Menge Zeit ins Land ging, bevor Beschlüsse gefasst und Aufträge an die Industrie vergeben wurden.
 
        Zwar hat Deutschland mittlerweile mehr Waffen, Munition und andere militärische Güter als jedes andere Land in Kontinentaleuropa an die Ukraine geliefert.11 Die humanitäre, wirtschaftliche und militärische Hilfe beläuft sich inzwischen auf mehr als 14 Milliarden Euro. Doch es ist der Bundesregierung nicht gelungen, diese Leistung erfolgreich zu kommunizieren und die Deutungshoheit über das eigene Handeln zu erlangen. Besonders Olaf Scholz und das Kanzleramt standen in Brüssel häufig isoliert da.
 
        EUROPÄISIERUNG DER ZEITENWENDE
 
        In seiner Regierungserklärung zur Zeitenwende hatte der Bundeskanzler offengelassen, was diese für die gemeinsame europäische Politik in Brüssel und die deutschen europapolitischen Prioritäten konkret bedeuten sollte. Am 29. August 2022 holte er dies nach, indem er in Prag eine europapolitische Grundsatzrede mit dem Titel „Europa ist unsere Zukunft“ hielt, in der er die Zeitenwende auf die europäische Ebene übertragen wollte. Die Wahl des Ortes war kein Zufall. Gerade angesichts der Zweifel an der Verlässlichkeit Deutschlands in vielen Hauptstädten in Mittel- und Osteuropa ging es Scholz um ein starkes Zeichen der Verbundenheit mit der Region. In seiner Rede wurde deutlich, wie sehr er durch den Krieg in der Ukraine seine eigenen europapolitischen Prioritäten neu sortiert hatte. Während das Thema EU-Erweiterung in seiner Humboldt-Rede vom November 2018 keine Erwähnung gefunden hatte, war es in Prag ein zentrales Element seiner Überlegungen: „Europas Mitte bewegt sich ostwärts“, so Scholz.12 Emmanuel Macrons Idee einer Europäischen Politischen Gemeinschaft ist für ihn keine Alternative zur Erweiterung. Der Kanzler hatte zuvor lange gezögert, sich für die rasche Gewährung des EU-Kandidatenstatus für die Ukraine und Moldau auszusprechen und dies erst beim gemeinsamen Besuch in Kyjiw mit Präsident Macron, Italiens Regierungschef Mario Draghi und dem rumänischen Präsidenten Klaus Iohannis im Juni 2022 getan. Nun vertrat er diese Position umso entschiedener.
 
        Um die EU erweiterungsbereit zu machen, plädierte er für weitreichende institutionelle Reformen und die schrittweise Ausweitung von Mehrheitsentscheidungen, auch in der Außenpolitik. Gleichzeitig wurde klar, dass Scholz, wie vor ihm Merkel, der Idee eines Europas der verschiedenen Integrationstiefen und Geschwindigkeiten nicht viel abgewinnen kann. Wie Merkel will auch Scholz „keine EU der exklusiven Clubs und Direktorien“, sondern eine EU „der gleichberechtigten Mitglieder“.
 
        Scholz’ Ziel ist ein „geopolitisches Europa“. Die EU sieht er als Bollwerk der Europäer gegen Herausforderungen von außen. Er möchte sie in die Lage versetzen, ihre Sicherheit, Unabhängigkeit und Stabilität in einer multipolaren Welt zu bewahren, in der einzelne europäische Nationalstaaten sich nicht allein behaupten können. Dazu gehört auch, die EU resilient zu machen gegen einseitige Abhängigkeiten von Drittstaaten in kritischen Bereichen und sie zu einem globalen technologischen Vorreiter aufzubauen. Ebenso plädierte Scholz für eine besser koordinierte und ambitioniertere europäische Verteidigungspolitik. Hier machte er eine Reihe konkreter Vorschläge: eine engere Kooperation europäischer Rüstungsunternehmen, einen eigenständigen Rat der Verteidigungsministerinnen und -minister, die mittelfristige Schaffung eines echten EU-Hauptquartiers, eine Überprüfung der Rüstungsexportbestimmungen und ein gemeinsames Luftverteidigungssystem für Europa.
 
        Einen weiteren Schwerpunkt der Rede legte er auf das Thema Rechtsstaatlichkeit. Er brachte seine Unterstützung für ein konsequentes Vorgehen der EU-Kommission bei der Verletzung rechtsstaatlicher Standards zum Ausdruck und forderte, Zahlungen von EU-Mitteln von der Einhaltung rechtsstaatlicher Prinzipien abhängig zu machen. Bereits im Koalitionsvertrag hatten sich die Parteien der Ampel-Regierung für eine EU ausgesprochen, „die ihre Werte und ihre Rechtsstaatlichkeit nach innen wie außen schützt“, und damit zu erkennen gegeben, dass sie bei diesem Thema klare Kante zeigen wollte.
 
        Weil sich die Ampel-Koalition nach ihrem Amtsantritt bis dato kaum europapolitisch positioniert hatte und in Brüssel seltsam blass geblieben war, galt die Europa-Rede als Wegweiser für die europapolitischen Prioritäten der Bundesregierung. Viele der Vorschläge, die Scholz in Prag ausführte, waren allerdings nicht neu und eher technokratischer Natur. Wie sie nun gegen die bisherigen Widerstände umgesetzt werden sollen, erklärte er nicht. Ähnlich wie Merkel neigt auch Scholz nicht zu großen europapolitischen Visionen. Und noch eine weitere Parallele ist offenkundig: In seiner Rede machte Scholz deutlich, dass er Deutschlands Rolle weniger darin sieht, sich an die Spitze der EU zu setzen und voranzugehen, sondern vielmehr darin, als „Land in der Mitte des Kontinents“ alles dafür zu tun, „Ost und West, Nord und Süd in Europa zusammenzuführen“. Das klang deutlich mehr nach „ehrlichem Makler“ als nach „Führungsnation“. Bereits im Juli 2022 hatte er in einem Gastbeitrag für die „Frankfurter Allgemeine Zeitung“ geschrieben: „Führen, das kann nur heißen: zusammenführen, und zwar im doppelten Wortsinn.“13 Scholz versteht darunter, gemeinsam mit anderen Lösungen zu erarbeiten, auf Alleingänge zu verzichten und als einigende Kraft in Europa zu wirken.
 
        WAHRNEHMUNG AUF EUROPÄISCHER EBENE
 
        Von der Absicht, „deutsche Interessen im Lichte europäischer Interessen“ zu definieren, wie es sich die Ampel-Parteien im Koalitionsvertrag vorgenommen haben, spüren Deutschlands Partner bislang allerdings häufig zu wenig. Stattdessen haben sie den Eindruck, dass Berlin allzu oft keinen Gedanken an die Reaktionen in anderen europäischen Hauptstädten verschwendet. Das liegt maßgeblich an einem Mangel an Kommunikation. Der im September von Bundeskanzler Scholz angekündigte 200 Milliarden Euro schwere „Doppel-Wumms“, mit dem die Ampel-Regierung die Folgen der gestiegenen Energiepreise für deutsche Bürgerinnen und Bürger sowie für Unternehmen abfedern will, wurde im Vorfeld nicht mit den europäischen Partnern abgestimmt. Italien, Spanien, Frankreich und die EU-Kommission reagierten entsprechend verärgert und beklagten eine unfaire Wettbewerbsverzerrung. Deutschland verhalte sich nicht solidarisch, da weniger finanzkräftige Staaten ein solches Hilfspaket nicht auf die Beine stellen könnten. Die EU-Kommissare Thierry Breton und Paolo Gentiloni warnten in einem Meinungsartikel vor einem „europaweiten Subventionswettlauf“,14 der die Solidarität und Einheit in Europa untergraben könne. Die Bundesregierung konterte mit dem Argument, auch andere EU-Staaten schützten ihre Unternehmen vor den Folgen der Energiekrise und griffen ihren Bürgern unter die Arme. Das stimmte zwar, doch hatte sich der Eindruck eines deutschen nationalen Alleingangs da bereits festgesetzt. Es bleibt ein Rätsel, wieso Olaf Scholz als Architekt des europäischen Aufbauplans „Next Generation EU“ in dieser Frage nicht über mehr Fingerspitzengefühl verfügte.
 
        Irritationen gab es in Brüssel auch mit Blick auf die deutsche Chinapolitik. Nachdem sich die Parteien der Ampel im Koalitionsvertrag darauf verständigt hatten, ihre Beziehungen zu China stärker europäisch auszugestalten, hatte man in Brüssel die Hoffnung, dass Berlin zukünftig weniger eine Sonderbeziehung zu Beijing suchen würde, als dies noch unter Merkel der Fall gewesen war. Deshalb traf die Entscheidung von Olaf Scholz, im November 2022 mit einer großen Delegation von Wirtschaftsvertretern nach Beijing zu reisen und Staats- und Parteichef Xi Jinping seine Aufwartung zu machen, in Europa auf Kritik – zumal Frankreichs Präsident Macron Scholz zuvor vorgeschlagen hatte, diese Reise gemeinsam anzutreten, um ein Signal der Einigkeit der EU zu senden und den chinesischen Versuchen, ein europäisches Land gegen ein anderes auszuspielen, entgegenzuwirken. Im April 2023 reiste Macron nun gemeinsam mit Kommissionspräsidentin Ursula von der Leyen nach Beijing.
 
        Schon dass Olaf Scholz in seiner Prager Rede die deutsch-französischen Beziehungen mit keinem Wort erwähnt hatte, war in Paris sehr negativ aufgefallen. Ende Oktober 2022 wurden die deutsch-französischen Regierungskonsultationen kurzfristig abgesagt. Seitdem gilt das Verhältnis als belastet. Insbesondere mit Blick auf die Verteidigungspolitik gibt es große Differenzen. Frankreich strebt nach wie vor eine größere Autonomie Europas an, insbesondere im Bereich der Rüstung. Eine starke, wettbewerbsfähige europäische Verteidigungsindustrie hat für Frankreich einen hohen Stellenwert. Für Deutschland hat hingegen kurzfristig das schnelle Schließen von Fähigkeitslücken Priorität. Europäische Lösungen werden dabei oft als zu zeitaufwendig und komplex angesehen. Stattdessen hat die Bundesregierung beschlossen, vor allem amerikanische Waffensysteme „von der Stange“ zu kaufen, darunter Kampfflugzeuge vom Typ F-35 zur Aufrechterhaltung der nuklearen Teilhabe. Diese Entscheidung sieht man in Paris mit großer Skepsis, weil befürchtet wird, das geplante deutsch-französisch-spanische Future Combat Air System könnte dadurch untergraben werden.
 
        Ähnlich skeptisch sehen die Franzosen die von Deutschland initiierte European Sky Shield Initiative – das in der Prager Rede angekündigte gemeinsame Luftverteidigungssystem für Europa. Der Initiative haben sich bislang 15 Staaten angeschlossen, allerdings sind weder Frankreich noch Polen dabei. Sie soll auf dem deutschen Iris-T SML und dem amerikanischen Patriot System aufbauen, erwogen wird zudem der Kauf des israelischen Systems Arrow 3. Frankreich sowie auch Italien kritisierten, dass europäische Alternativen gar nicht erst berücksichtigt wurden.
 
        Hinter den deutsch-französischen Dissonanzen steht die viel grundsätzlichere Frage, wie groß die Rolle der USA bei der europäischen Verteidigung sein soll. Im Zuge des russischen Krieges gegen die Ukraine offenbarte sich, dass der wichtigste Verbündete Berlins nicht in Europa, sondern in Washington sitzt. Der französische Verteidigungsexperte Camille Grand bringt die französischen Bedenken auf den Punkt: „Aus Pariser Sicht deutet das Bestreben Berlins, (…) stets nur gemeinsam mit den USA zu handeln (wie beim Marder, den Patriots und den Leopard-Panzern) auf eine Ausrichtung, die für deutsch-französisch-europäische Initiativen wenig Raum lässt.“15
 
        Richtet man den Blick auf die Partner Deutschlands in Mittel- und Osteuropa, so wird nach wie vor deutlich, dass die Bundesregierung verlorenes Vertrauen zurückgewinnen muss. In Berlin wird allerdings manchmal so getan, als sei dies in erster Linie das Ergebnis der Propaganda der polnischen Regierungspartei „Recht und Gerechtigkeit“, die das systematische Schlechtreden Deutschlands seit Jahren kultiviert und momentan offensiv benutzt, um ihre Chancen im laufenden Wahlkampf zu erhöhen. Aber die Enttäuschung über Deutschland ist auch innerhalb der polnischen Opposition weit verbreitet. Piotr Buras, Leiter des Warschauer Büros des European Council on Foreign Relations, resümiert: „Die polnische Wahrnehmung Berlins ist so negativ wie selten zuvor – weit über die Kreise der üblichen Deutschlandskeptiker hinaus.“16
 
        PROAKTIVERE ROLLE FÜR BERLIN
 
        Die Ära Merkel war geprägt von der Notwendigkeit, die EU unter wachsendem internen und externen Druck zusammenzuhalten. Als Zentralmacht in Europa hat Deutschland seine Aufgabe darin gesehen, den Status quo zu bewahren, aber ohne klare Vorstellungen davon zu entwickeln, wie es weitergehen soll. Berlin hat eine Politik der Anpassung an die äußeren Bedingungen verfolgt, anstatt sie aktiv zu gestalten. Angesichts der Zeitenwende in Europa ist dies nicht mehr ausreichend. Von Deutschland als mächtigstem und reichstem Land der EU wird mehr proaktive Führung erwartet, um die europäische Handlungsfähigkeit nach innen und außen zu stärken. Um diese Rolle ausfüllen zu können, muss die Ampel-Koalition entschiedener als bislang europäische Interessen zur Basis ihrer Entscheidungen machen. Sie sollte wieder stärker die Zusammenarbeit mit Paris suchen und verlorenes Vertrauen insbesondere in Mittel- und Osteuropa zurückgewinnen. Sie sollte ihren Partnern zeigen, dass sie aus den Fehlern der Vergangenheit gelernt hat und nicht wieder in alte Reflexe zurückfällt. Eine ehrliche Aufarbeitung der deutschen Russlandpolitik der vergangenen 25 Jahre wäre ein guter Anfang. Alleingänge wie das Nord-Stream-2-Projekt dürfen sich nicht wiederholen. Stattdessen muss Berlin seine Russland- und seine Chinapolitik europäisch einbetten. Vor allem muss die Bundesregierung ihre Politik besser kommunizieren. Es geht darum, die europäischen Partner einzubeziehen, statt sie nur ex post zu informieren. Eine Grundvoraussetzung dafür wäre allerdings, dass sie sich in der Europapolitik auf eine gemeinsame Linie einigt – und Brüssel nicht wie bei der Debatte um den Verbrennungsmotor zur Bühne koalitionsinterner Auseinandersetzungen macht.
 
        Auf vielfache Weise hat der russische Angriffskrieg Europa enger zusammenrücken lassen. Dies trifft jedoch nicht auf Deutschland zu – es hat sich von einigen seiner engsten Partner entfremdet. Berlin aber bleibt das wirtschaftliche und politische Kraftzentrum der EU. Ohne oder gegen Deutschland lässt sich in Europa nur schwer etwas erreichen. Dieser Verantwortung muss die Bundesregierung besser gerecht werden – und die Europapolitik stärker am Geist des Koalitionsvertrags ausrichten.
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        ÜBER DIE ZEITENWENDE HINAUS
 
        Für eine neue deutsche Sicherheitspolitik
 
        Claudia Major · Christian Mölling
 
        Europa befindet sich in der wohl entscheidendsten Phase der vergangenen 75 Jahre. Der Krieg Russlands gegen die Ukraine ist ein Grund dafür, aber nicht der einzige. Bereits die langfristigen Entwicklungen sogenannter Megatrends wie etwa der Klimawandel bedeuteten eine Veränderung der globalen sicherheitspolitischen Ordnung. Der Krieg hat neben seinem direkten Effekt – der Zerstörung der Ukraine und der sicherheitspolitischen Ordnung in Europa – den Wandlungsprozess der globalen Ordnung beschleunigt. Auf diese Beschleunigung und die damit verbundene Unsicherheit darüber, welche Folgen der Wandel mit sich bringen wird, gilt es nun zu reagieren. Davon hängt ab, wie weit Europa sein Schicksal selbst gestalten kann, oder ob es eher von anderen gestaltet wird.
 
        Dies definiert zugleich die Phase schwerster Prüfungen für die deutsche Sicherheitspolitik seit Bestehen der Bundesrepublik. Denn Deutschland kommt aufgrund seines wirtschaftlichen und politischen Gewichts bei der Gestaltung der Zukunftsfähigkeit Europas eine zentrale Rolle zu. Deutschland wird unweigerlich zur Handlungsfähigkeit Europas beitragen: entweder positiv durch seinen aktiven Beitrag oder negativ durch die Abwesenheit dieses Beitrags. Für einen aktiven Beitrag müsste Deutschland zwei Herausforderungen als zentral erkennen, in denen eine Zeitenwende eine 180-Grad-Wende einer Politik bedeutet, deren Kurs jahrzehntelang nicht hinterfragt wurde.
 
        Der eine Bereich ist die Verteidigungspolitik. Auch wenn der Schock des russischen Angriffs die Rolle des Militärs kurz unterstrichen haben mag: Einen belastbaren Plan, was Verteidigungsfähigkeit für Deutschland bedeutet und wie sie herzustellen wäre, gibt es bislang nicht. Der andere Bereich ist die Sicherheitspolitik. Diese war bisher vor allem eine Außenpolitik mit zivilen Mitteln, denn sie war von Fragen der wirtschaftlichen Sicherheit, der öffentlichen Sicherheit und der Verteidigung des deutschen Rechtsstaates abgekoppelt. Dieses Ordnungsprinzip spiegelt sich zugleich in der klaren Trennung der Zuständigkeiten zwischen Bund, Ländern und privaten Akteuren wie den Betreibern von Kraftwerken oder IT-Infrastruktur wider. Integrierte Ansätze sind die Ausnahme. Dieses innere deutsche Ordnungsprinzip der politischen Insellösungen bietet weder Antworten auf den Wandel der globalen Ordnung noch auf die Fragen, die Europa in Zukunft umtreiben und die Sicherheit Deutschlands bestimmen werden. Es gilt also, die deutsche Sicherheitspolitik neu zu denken und über den russischen Krieg gegen die Ukraine hinaus für zukünftige Herausforderungen aufzustellen. Die äußere Zeitenwende erfordert also auch eine innere Zeitenwende, und nur eine erfolgreiche deutsche Zeitenwende ermöglicht eine erfolgreiche europäische Zeitenwende.
 
        NEUE SICHERHEITS-(UN)ORDNUNG
 
        Die aktuelle Situation der sicherheits-, wirtschafts- und gesellschaftspolitischen Unordnung ist entscheidend für Europa. Das liegt an drei fundamentalen Folgen des russischen Krieges gegen die Ukraine: Erstens verändert der Krieg unmittelbar die Sicherheitslage und die Bedingungen, unter denen die europäischen Staaten und ihre Verbündeten Sicherheit auf dem Kontinent ermöglichen müssen. Zweitens ist er zugleich ein Beschleuniger für den schon länger laufenden Wandel globaler Ordnungen in den Bereichen Sicherheit, Technologie, Wirtschaft und Demokratie sowie für den Kampf gegen den Klimawandel. Drittens wirkt der Krieg wie eine zukunftsverändernde Explosion, die die Verlaufsbahnen der großen Trends in Politik, Wirtschaft und Technologie verschiebt.01 Allerdings ist unklar, in welche Richtung und mit welchen Folgen genau. Es verändern sich also die Gewichte, mit denen diese Trends auf uns wirken, und es verändern sich ebenso die Konstellationen der Trendbahnen untereinander, also wie sich die Trends gegenseitig beeinflussen. Damit entstehen neue Räume der Ungewissheit – Risiken, aber auch Chancen. So hat etwa die Reduzierung der Energieabhängigkeit von Russland die deutsche Energiewende beschleunigt.
 
        Alle drei Wirkungen haben gemeinsam: Sie sind tiefgreifend und haben langfristige strukturelle Auswirkungen. Dennoch steckt die Diskussion, wie Deutschland und Europa reagieren sollten, bislang mehrheitlich im Hier und Jetzt fest. Der deutsche Diskurs wird derzeit mehr vom Blick zurück bestimmt als vom Blick nach vorn. Die Zeitenwende ist eine Reaktion auf eine Veränderung in der Vergangenheit. Dabei verändert der Krieg in der Ukraine die wesentlichen Bedingungen für Risiken und Chancen in der Zukunft und setzt einen fundamental neuen Rahmen für die deutsche Sicherheitspolitik. Es geht nicht nur darum, angemessen auf ihn zu reagieren, sondern auch darum, die deutsche Sicherheitspolitik über den Krieg hinaus für den Umgang mit und die Gestaltung von zukünftigen Schocks aufzustellen.
 
        Dies erfordert eine grundlegende Überarbeitung bisheriger Grundannahmen, Strukturen und Prozesse in Deutschland und Europa. Deutschlands künftiger Handlungsspielraum bei der Wahrung seiner Sicherheit und seines Wohlstands sowie bei der Verteidigung seiner Interessen hängt davon ab, wie die zukünftige Ordnung aussehen wird. Die Bundesregierung muss also einen Plan entwickeln, wie sie die Ordnungselemente, die durch den Krieg durcheinendergewirbelt wurden, wieder sinnvoll zusammensetzen kann, sei es die Rolle militärischer Gewalt oder der Einfluss technologischer Entwicklungen.
 
        Noch existiert kein Bauplan für die neue Ordnung. Einzelne Bausteine aus den Bereichen Sicherheit und Verteidigung, Wirtschaft und Finanzen, Klima, Energie, Technologie und Demokratie sind zwar bekannt, denn viele Probleme sind nicht neu. So ist weitgehend bekannt, wie Regierungen auf den Klimawandel reagieren sollten. Doch welche Rolle welche Bausteine zukünftig spielen sollten, bleibt zu bestimmen. Neu und erschwerend ist, dass die Herausforderungen zeitgleich auftreten. Daher werden die kommenden Jahre der Neugestaltung für Europa eine Phase großer Unsicherheit und geringer Stabilität sein.
 
        Bei der Konstruktion einer belastbaren Ordnung sollten Deutschland und Europa sich an drei zentralen Fragen orientieren: Wie sieht eine gute europäische Ordnung aus, die europäische öffentliche Güter wie Sicherheit, Wohlfahrt und demokratische Entscheidungsfindung bereitstellt und schützt? Wie kann sie gebaut werden, auf welche Widerstände wird sie treffen? Wie kann sie aufrechterhalten werden?
 
        RAHMENBEDINGUNGEN EINER NEUEN DEUTSCHEN SICHERHEITSPOLITIK
 
        Ein Jahr Zeitenwende ist auch ein Jahr der Neuvermessung all dessen, was sich verändert hat und sich weiter verändern wird. Vor allem sind vorhandene und zukünftige Abhängigkeiten ins Bewusstsein gerückt, die Sicherheit, Wohlstand und politische Teilhabe begrenzen können. Bei der Neugestaltung ist Zeit ein zentraler Faktor: Zum einen hat die Neuordnung schon begonnen, zum anderen bestehen etwa durch Wahlen Unsicherheiten über die Kontinuität politischer Geschlossenheit in Europa. All dies kann aber nicht über die Schlüsselrolle Deutschlands für das Gelingen einer neuen europäischen Sicherheitspolitik hinwegtäuschen, die zuallererst eine erfolgreiche Neuaufstellung der Bundesrepublik erfordert.
 
        Vier Abhängigkeiten zeigen die Grenzen von Deutschlands Handlungsfähigkeit auf.02 In den Bereichen fossile Energieträger und Rohstoffe war Deutschland lange abhängig von Russland, wo es beides günstig einkaufen konnte, um seinen wirtschaftlichen Wohlstand zu sichern und gesellschaftliche Wohlfahrt zu ermöglichen. Den Preis für diese Abhängigkeit und die Loslösung davon zahlt Deutschland jetzt, ökonomisch und politisch.
 
        Eine weitere Abhängigkeit besteht von China als Markt für deutsche Unternehmen und wesentlicher Teil deutscher Lieferketten, aber auch zunehmend mit Blick auf gesellschaftliche Infrastruktur in Deutschland, sei es über IT-Elemente in der öffentlichen Kommunikation, chinesische Beteiligungen an deutschen Unternehmen oder Kooperationen bei der Transportinfrastruktur. Neben dieser ökonomischen Abhängigkeit steht China auch als Beispiel für die Dreiecksverbindungen, die Deutschland beeinflussen, etwa bei dem Ziel, Russland und Putin eigene Stärke entgegenzusetzen: China unterstützt Russland in diesem Krieg und hat damit kein Interesse an einer deutschen Stärke, die einen Nachteil für Putin bedeuten könnte.
 
        Traditionell ist Deutschland wie ganz Europa bei militärischer Sicherheit von den USA abhängig. Das gilt bis heute: Die USA unterstützen die Ukraine in ihrem Abwehrkampf nicht nur quantitativ und mit Blick auf die Bandbreite der Waffen in einem Maß, das kein anderer Staat leisten kann.03 Sie ermöglichen mit ihren einzigartigen Fähigkeiten bei der Aufklärung und Zielsuche auch die Effizienz der ukrainischen Armee.04 Die USA eröffnen damit Handlungsoptionen für die europäische Sicherheit, die Deutschland nicht bieten könnte. Ohne die amerikanische Unterstützung wäre Europa in einem klassischen militärischen Szenario nicht in der Lage, sich selbst zu verteidigen. Weil aber die Abhängigkeiten von Russland und vor allem von China zunehmend problematisch sind, steigt die Bedeutung der USA auch mit Blick auf gemeinsame Märkte und Technologien. Sie bieten eine Alternative zur russischen und chinesischen Option. Gleichzeitig zeichnet sich immer deutlicher ab, dass auch der Krieg in der Ukraine die langfristige Ausrichtung der USA auf den Indopazifik und China nicht beeinflussen wird, Deutschland und Europa also künftig mehr Ressourcen für die eigene Sicherheit aufbringen müssen.
 
        Und schließlich hängt Deutschland von der EU als politischer, ökonomischer und rechtlicher Gemeinschaft ab. Nicht nur profitiert Deutschland vom Binnenmarkt und der europäischen Handelsmacht, sondern ist die EU auch die Antwort auf die Frage, wo Deutschland geopolitisch steht. Für kein anderes Land in Europa ist diese Verortung so wichtig, weil unsere Partner und Alliierten bis heute die Frage stellen, ob sich die historische Erfahrung mit den Vorgängern der Bundesrepublik wiederholen könnte, die mit ihrer Größe und der Lage im Herzen Europas ein Risiko für die Sicherheit auf dem Kontinent waren. Diese „deutsche Frage“ stellt sich heute in besonderem Maße, weil Deutschland seinen Partnern im Rahmen der EU und der Nato sogar ein Schutzversprechen gegeben hat – und sich zugleich nicht ohne seine Partner schützen kann.
 
        Doch neben den Gefahren von außen für die EU und damit auch für Deutschland sind es vor allem innere Spannungen, die die Fähigkeit der EU bedrohen, ihre Aufgabe als Konsensmaschine in Europa wahrzunehmen. Die Mitgliedstaaten haben wesentliche Fragen der EU-Weiterentwicklung in den vergangenen Jahren vertagt, weil ihre Erwartungen an die Union zu verschieden und ihre Bereitschaft, sich für sie zu engagieren, zu gering waren. Dies gilt für nahezu alle Politikfelder. Als jüngste Herausforderung kommt die Aufnahme der Ukraine, Moldovas und der sechs Balkanstaaten hinzu. Während sich alle einig sind, dass die EU dies in ihrer derzeitigen Konstitution nicht stemmen kann, zeichnet sich keine Reform der EU ab. Zwar werden die neuen Beitrittskandidaten über die neue Europäische Politische Gemeinschaft enger an die EU gebunden. Doch welcher Union sie irgendwann beitreten können, bleibt unklar. Damit stehen nicht nur die alten außenpolitischen Sicherheitskonzepte, Integration und Stabilitätsexport in die Nachbarschaft, infrage – es gibt auch noch keine Alternativen.
 
        Von den Abhängigkeiten von Russland und China muss Deutschland sich lösen beziehungsweise sie verringern, um sich weniger erpressbar zu machen. Die Abhängigkeit von den USA gilt es, hin zu einer ausgewogeneren Lastenteilung im Verteidigungsbereich weiterzuentwickeln und anzuerkennen, dass die eigenen Interessen mit denen der USA nicht deckungsgleich sind. Die Abhängigkeit von der EU gilt es, in einen handlungsfähigeren Rahmen zu überführen.
 
        Die kommenden fünf Jahre werden entscheidend sein für diese Weichenstellungen. Wie viel Handlungsspielraum die europäischen Staaten und auch Deutschland dabei haben werden, hängt auch vom politischen und gesellschaftlichen Zusammenhalt in den europäischen Staaten ab. 2024 wird in Großbritannien, Finnland, der Slowakei, Rumänien, Litauen sowie auf europäischer Ebene das EU-Parlament gewählt. Veränderte Mehrheiten könnten den Zusammenhalt in Europa und seine Handlungsfähigkeit weiter schwächen. Hinzu kommen die Wahlen in den USA 2024, die sich auch auf Europa auswirken werden. Ohne politische Führung aus Washington wird es schwer, die Geschlossenheit in Europa aufrecht zu erhalten, und alte Trennlinien drohen wieder aufzubrechen, etwa mit Blick auf den Umgang mit Russland, den Wiederaufbau der Ukraine und die Weiterentwicklung der Nato.
 
        SCHLÜSSELROLLE FÜR EUROPA
 
        Während alle Regierungen in Europa Antworten für die europäische und internationale sicherheitspolitische Neuordnung finden müssen, kommt der Bundesregierung eine Schlüsselrolle zu. Deutschlands Wirtschaftskraft ist in Europa und weltweit von Bedeutung, aber der Krieg in der Ukraine hat ihre Schwachstellen aufgezeigt: Die Bundesrepublik muss sich mit den deutschen Abhängigkeiten auseinandersetzen und neue Energiequellen auftun, die Lieferketten diversifizieren und neue Märkte erschließen. Politisch ist Berlin noch dabei, sich an seine neue Rolle zu gewöhnen: Der Krieg in der Ukraine hat Deutschland gezwungen, eine aktivere Rolle in der europäischen Sicherheit und Verteidigung zu spielen. Deutschland ist sowohl wirtschaftlich als auch sicherheitspolitisch ein wichtiger Partner, aber es bleibt verwundbar und zögert, entscheidende Maßnahmen zu ergreifen, etwa bei der militärischen Unterstützung der Ukraine.
 
        2023 und 2024 werden auch national entscheidende Jahre sein: Gelingt es Deutschland, die Finanzierung seiner Verteidigung langfristig in der Finanzplanung zu verankern? Bislang basiert die Erhöhung der Verteidigungsausgaben weitgehend auf dem einmaligen 100-Milliarden-Euro-Sondervermögen für die Bundeswehr. Analysiert und definiert die Nationale Sicherheitsstrategie überzeugend Deutschlands Sichtweise und Ambitionen? Gelingt Deutschland die Fortsetzung seiner Energiewende und die Verringerung seiner Abhängigkeiten von China?
 
        Noch reagiert Deutschland vor allem und versucht, die Konsequenzen des Krieges und globaler Trends im Hier und Jetzt zu beeinflussen. Das ist in einer Zeit, in der sich die Dinge schnell weiterentwickeln, unzureichend: Es braucht eine langfristig belastbare Neuaufstellung. Hinzu kommt der Eindruck, dass die anfängliche Dringlichkeit, die unmittelbar nach dem russischen Überfall auf die Ukraine bahnbrechende Entscheidungen ermöglichte, immer mehr schwindet – und mit ihr die Bereitschaft, tiefgreifende und schmerzhafte Entscheidungen zu treffen. Die Umsetzung der Zeitenwende vor allem in der Verteidigungspolitik geht nur schleppend und anscheinend ohne systematischen Plan voran.
 
        Dies liegt auch daran, dass Deutschland für seine außenpolitische Neuaufstellung auch eine innenpolitische und gesellschaftspolitische Zeitenwende braucht. Dazu gehören eine Aufarbeitung und Neuausrichtung der Russlandpolitik; die Erarbeitung einer neuen Ostpolitik, die die Länder der Region als solche und nicht nur durch die russische Brille wahrnimmt; eine Neudefinition der Rolle des Militärs als Instrument der Sicherheitspolitik; eine praktische Reform des Verteidigungssektors; sowie ein neues Verständnis über eine aktive deutsche Rolle in EU und Nato.
 
        BLICK NACH VORN
 
        Ohne eine deutsche Neuaufstellung in den Bereichen Verteidigungs- und Sicherheitspolitik droht die Rückkehr alter Rezepte. Die Widerstände sind jedoch jeweils anders gelagert: Der Bereich Verteidigung leidet unter einem Staats- und Systemversagen. Probleme sind so miteinander verbunden, dass einfache und isolierte Lösungsansätze schnell auf Probleme in anderen Bereichen treffen. In der Sicherheitspolitik wehren sich Entscheidungsträger in Bund und Ländern mit Händen und Füßen gegen die Umsetzung all jener seit Langem gepredigten Konzepte, die eine umfassendere Sicherheitspolitik ermöglichen sollen, sei es die Vernetzung von innerer und äußerer Sicherheit, die Einbettung neuer Ansätze wie Klimaschutzkonzepte oder die Förderung der Rechte, Repräsentanz und Ressourcenausstattung von Frauen und marginalisierten Gruppen. Eine Veränderung würde erhebliche konzeptionelle und institutionelle Anpassungen voraussetzen – vor allem aber den unbedingten Willen, im bereits laufenden Systemkonflikt bestehen zu wollen, unabhängig vom einen oder anderen Lieblingsprojekt, sowie die Bereitschaft, Macht abzugeben.
 
        „Deutschlandgeschwindigkeit“ bei der Verteidigung
 
        Die Hürden für eine erfolgreiche Verteidigungspolitik und der Graben zwischen Anspruch und Wirklichkeit sind groß. Während Deutschland sich seit dem Ende des Kalten Krieges nicht wesentlich bewegte, tat es der Rest der Welt: Die sicherheitspolitische Lage wandelte sich von einzelnen Brandherden erst zu einer Krisensichel, die ganz Europa umgab, und dann zu einem Flächenbrand, der immer näher an die Grenzen Europas heranrückte. Eine leistungsfähige militärische Feuerwehr, also eine einsatzfähige Bundeswehr – zum Brandschutz oder zum Löschen – war nicht mehrheitsfähig.05
 
        Mit der Zeitenwende will die Bundesregierung schlagartig umsteuern. Das scheitert bislang nicht nur daran, dass der Motor im Maschinenraum unterdimensioniert und nicht funktionstüchtig ist, sondern auch daran, dass kaum jemand den Maschinenraum bedienen kann, also militärische Macht und ihren Einsatz mitdenkt, und lange Zeit politische Führung fehlte. Zudem bleibt unklar, welcher Zustand nach der Zeitenwende erreicht werden soll.
 
        Für die dringende Generalüberholung hat Deutschland seit Olaf Scholz’ Zeitenwende-Rede im Bundestag ein entscheidendes Jahr verloren. Zugleich bleibt nur noch wenig Zeit: Die Bundesregierung ist noch etwas mehr als zwei Jahre im Amt, um Erfolge zu erzielen, die eine Fortsetzung der Reform rechtfertigen. Dieser Zeithorizont steht im Spannungsverhältnis zu der Zeit, die es braucht, um die grundlegenden Missstände zu bewältigen: 12 bis 15 Jahre für den Wandel bei Kultur, Prozessen und Material. Es geht um nicht weniger als den Verteidigungssektor insgesamt, also um das Zusammenspiel von Politik, Verwaltung, Streitkräften und industrieller Basis, das aus einem Zustand des System- und Staatsversagens heraus in ein leistungsfähiges System umgebaut werden muss.
 
        Obwohl militärische Sicherheitsvorsorge und in der Folge auch Rüstung Verfassungsrang haben, blickt Deutschland auf 30 Jahre politisches Desinteresse und bürokratische Regulierungswut zurück. Im Ergebnis machen alle Dienst nach Vorschrift, doch am Ende steht keine nennenswerte Verteidigungsfähigkeit auf der Habenseite. Die Verkettung von Einzelproblemen bedeutet auch, dass es keine schnelle präsentable Insellösung gibt, die man sich nun als Einzelprojekt vornehmen kann. Rasche Erfolge kann es aber bei der Unterstützung der Ukraine und der Wiederaufnahme europäischer Kooperationsprojekte geben.
 
        Deutschland hat es nach dem russischen Überfall in beeindruckender Geschwindigkeit geschafft, sich aus der Abhängigkeit von russischen Energielieferungen zu lösen. Diese Erfolgsgeschichte läuft unter dem Motto „Deutschlandgeschwindigkeit“. Es bräuchte diese Deutschlandgeschwindigkeit auch im Verteidigungsbereich.
 
        Lineare Sicherheitspolitik überwinden
 
        Deutschlands neue Sicherheit muss in einem Kontext systemischer Konflikte gewährleistet werden. Dies erfordert schnelles und umfassendes Handeln sowie die Fähigkeit, die Auswirkungen von Megatrends proaktiv zu beeinflussen. Das ist nichts, was Deutschland bis heute vorweisen kann, weder in seiner institutionellen Aufstellung noch in seiner politischen Ausrichtung.06 Deutschland wird daher sein gesamtes Politikmodell neu gestalten müssen – ein Unterfangen, das über die klassische Außen- oder Sicherheitspolitik hinausgeht. Wie herausfordernd das ist, zeigen bereits die Energiekrise und die Klimapolitik.
 
        Die Herausforderung besteht darin, die lineare Fortsetzung deutscher Politik entlang bestehender Strukturen und Grenzen zu beenden. Es gilt anzuerkennen, dass Deutschlands Umwelt einem exponentiellen, disruptiven Wandel unterworfen ist. Eine angemessene Reaktion muss Deutschland daher in die Lage versetzen, Störungen zu bewältigen oder zu verhindern. Das bedeutet einerseits, das bislang vorherrschende Politikmodell zu überwinden, das in erster Linie auf externe Schocks reagiert, und andererseits ein Konzept zu entwickeln und umzusetzen, das Handlungsfähigkeit unter den Bedingungen des disruptiven Wandels gewährleistet.
 
        Eine erfolgreiche Neuaufstellung ist dann abgeschlossen, wenn Deutschland seine Handlungsfähigkeit im Kontext systemischer Konflikte in vier Bereichen signifikant verbessert hat: Beurteilungsfähigkeit; Kooperationsfähigkeit über Europa hinaus; Konfliktfähigkeit und Präventionsfähigkeit.07 Eine Nationale Sicherheitsstrategie kann eine erste Antwort geben. Letztlich sind es jedoch nicht Regierungsdokumente, die Deutschlands Sicherheitspolitik verändern, sondern die langfristige und dauerhafte Umsetzung, also zielgerichtetes Handeln, um Deutschland und seine Partner vor existenzbedrohenden Risiken zu schützen.
 
        Sicherheitspolitisches Erwachsenwerden
 
        Bundeskanzler Olaf Scholz hat in seiner Zeitenwende-Rede sehr klar die wesentliche Herausforderung für die deutsche Sicherheitspolitik umrissen: „Wir erleben eine Zeitenwende. Und das bedeutet: Die Welt danach ist nicht mehr dieselbe wie die Welt davor. Im Kern geht es um die Frage, ob Macht das Recht brechen darf, ob wir es Putin gestatten, die Uhren zurückzudrehen in die Zeit der Großmächte des 19. Jahrhunderts, oder ob wir die Kraft aufbringen, Kriegstreibern wie Putin Grenzen zu setzen. Das setzt eigene Stärke voraus.“08
 
        Aufgrund ihrer Geschichte war die Bundesrepublik lange überzeugt, den Krieg und das Militärische überwunden zu haben. Es geht heute allerdings nicht darum, den Krieg gutzuheißen, sondern damit umgehen zu können, wenn andere Länder oder Akteure Deutschland mit militärischer Gewalt konfrontieren oder versuchen, ihre Interessen damit durchzusetzen. Es geht darum, die Unbeholfenheit der deutschen Gesellschaft zu überwinden, mit Krieg als sozialer Realität umzugehen, mit der Überraschung und dem Entsetzen darüber, dass der Krieg wieder nach Europa zurückkehrt und die Errungenschaften und das Erfolgsmodell Deutschlands und der EU infrage stellt: Frieden durch Recht. Die Unbeholfenheit rührt auch daher, dass durch den Krieg ein fundamentaler Wandel der deutschen Politik notwendig und der Einsatz eigener Stärke erforderlich wird, um zum Frieden durch Recht zurückzukehren. Der Bundeskanzler verweist damit auf die Verbindung von Vergangenheit, Gegenwart und Zukunft.
 
        Stark vereinfacht, geht es bei der Zeitenwende also um das sicherheitspolitische Erwachsenwerden Deutschlands. Das ist ein langfristiger Prozess, der jetzt auf die richtige Bahn gesetzt werden muss. Deutschlands Partner können diesen Prozess unterstützen, indem sie signalisieren, dass ein stärkeres Engagement etwa im Verteidigungsbereich erwünscht und nicht bedrohlich ist, und indem sie diese Neuaufstellung aktiv unterstützen. Denn die erfolgreiche deutsche Zeitenwende ist eine Voraussetzung für die erfolgreiche europäische Zeitenwende, die Deutschland mit seinen Partnern voranbringen muss.
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        VON „UMFASSENDER STRATEGISCHER PARTNERSCHAFT“ ZU SYSTEMRIVALITÄT
 
        Für eine Chinapolitik ohne Illusionen
 
        Thorsten Benner
 
        „Wir müssen unsere China-Politik an dem China ausrichten, das wir real vorfinden“, sagte Olaf Scholz in seiner Regierungserklärung nach seiner Wahl zum Bundeskanzler im Dezember 2021.01 Ein knappes Jahr später, kurz vor seiner Reise nach Beijing im November 2022, erklärte er: „Wenn sich China ändert, muss sich auch der Umgang mit China verändern.“02 Diese beiden Sätze mögen banal und selbstverständlich klingen. Doch sie sind es nicht. Insbesondere seit der Machtübernahme Xi Jinpings als Chinas Staats- und Parteichef 2013 hat Deutschland unter Bundeskanzlerin Angela Merkel seine Chinapolitik an Blütenträumen einer „umfassenden strategischen Partnerschaft“ mit einem Wunsch-China ausgerichtet, obwohl sich das Land immer stärker zu einem Systemrivalen und Gegner entwickelt, der Deutschland und Europa mit seinem globalen Machtanspruch sowie seinem autoritären Staatskapitalismus mit riesigem Heimatmarkt (sicherheits)politisch, wirtschaftlich und gesellschaftlich herausfordert.
 
        Olaf Scholz hat mit seinen beiden zitierten Maximen die Grundlagen für eine realistische Chinapolitik gelegt. Jetzt geht es darum, den chinapolitischen Kurswechsel, den viele Stimmen bereits gegen Ende der Merkel-Ära anmahnten,03 mit Nachdruck umzusetzen. Grundlage dafür muss eine mentale Neujustierung auf Basis des real existierenden kommunistischen Parteistaats sein sowie der Abschied von weit verbreiteten Illusionen. Dabei gilt es, die richtigen Lehren aus dem katastrophalen Scheitern der deutschen Politik gegenüber der anderen autoritär regierten Großmacht zu berücksichtigen: Russland. Das böse Erwachen aus der bisherigen Russlandpolitik und den energiepolitischen Abhängigkeiten kam für viele in Deutschland erst am Tag des russischen Überfalls auf die gesamte Ukraine. Mit Blick auf China sollte das Erwachen früher kommen. Xi hat gegenüber Taiwan einen sehr ähnlichen historisch begründeten Unterwerfungsanspruch formuliert wie Putin gegenüber der Ukraine. Er könnte einen Krieg mit den USA riskieren, um seinen Traum zu erfüllen, Taiwan unter chinesische Kontrolle zu bringen. Ein solches Szenario hätte auch für Deutschland weit größere Konsequenzen als der Krieg Russlands gegen die Ukraine. Das betrifft nicht nur die militärische Dimension eines Krieges zwischen den Großmächten. Die weltweiten Verwerfungen durch den kompletten Bruch der Wirtschaftsbeziehungen zwischen den USA, ihren Verbündeten und China wären dramatisch. Deutschlands Abhängigkeiten gegenüber China sind weitreichender und komplexer als jene gegenüber Russland. Sie betreffen zahlreiche Rohstoffe, industrielle Vorprodukte und weitere wichtige Teile von Lieferketten, nicht zuletzt bei den Kerntechnologien der Energiewende. Schon jetzt benutzt Beijing wirtschaftliche Abhängigkeiten als Waffe. Deutschland muss diese Abhängigkeiten mit Nachdruck reduzieren.
 
        MERKELS ILLUSIONEN
 
        Im Juli 2017 brachte Angela Merkel in einer gemeinsamen Pressekonferenz mit Chinas Staats- und Parteichef Xi Jinping im Bundeskanzleramt ihre chinapolitischen Illusionen prägnant auf den Punkt: „Wir haben inzwischen nicht nur eine strategische Partnerschaft, sondern eine umfassende strategische Partnerschaft, wie wir das nennen. Das bedeutet im Grunde, dass alle Bereiche der Gesellschaft in diese Zusammenarbeit mit einbezogen sind.“04
 
        Die Bundeskanzlerin machte unmissverständlich deutlich, dass sie die Partnerschaft zwischen Deutschland und China auch unter Xi Jinping auszuweiten gedachte, und hielt bis zum Ende ihrer Kanzlerschaft an dieser Linie fest. Eines ihrer letzten Prestigeprojekte war es, Ende 2020 in der EU ein Investitionsabkommen mit China durchzusetzen, das Comprehensive Agreement on Investment. Dies war Merkels chinapolitischer Willkommensgruß an den frisch gewählten US-Präsidenten Joe Biden. Dabei ging es ihr darum, mit Beijing zusammenzuarbeiten, um „eigene Handlungsspielräume auch gegenüber den USA zu erweitern“.05 Merkel versuchte mithilfe der strategischen Partnerschaft mit Beijing, Gegenmacht gegenüber den USA aufzubauen.
 
        Mit diesem Ansatz war Merkel keinesfalls allein auf weiter Flur. Der Schock über das Verhalten des US-Präsidenten Donald Trump, der jegliches gemeinsame Vorgehen der USA und Europas gegenüber China ablehnte und Deutschland und Europa regelmäßig handelspolitisch drohte, saß tief. Führende China-Experten in Deutschland forderten, mit Beijing zusammenzuarbeiten, um die Rolle des US-Dollars als internationale Leit- und Reservewährung zu begrenzen.06 Das Anti Coercion Instrument, das die EU derzeit als Schutz gegen wirtschaftliche Zwangsmaßnahmen ausarbeitet und inzwischen vor allem auf China gemünzt ist, war ursprünglich als Reaktion auf US-Sekundärsanktionen gegenüber Iran gedacht, die europäische Firmen ins Visier nahmen.
 
        XIS KAMPF
 
        In Merkels letzter Amtszeit von 2018 bis 2021 war die Ausrichtung am Leitbild einer „umfassenden strategischen Partnerschaft“ mit dem China Xis zunehmend umstritten. Ein chinapolitisches Umdenken setzte in Deutschland wie auch auf europäischer Ebene ein.07 Wichtigster Katalysator dafür waren Worte und Taten Xis. Schon früh nach seinem Amtsantritt als Staats- und Parteichef 2013 war klar geworden, dass Xi keinen Kurs der politischen Öffnung verfolgen würde.
 
        In dem 2013 verfassten „Dokument 9“ forderte die Führung der Kommunistischen Partei eine starke Reideologisierung im Kampf gegen als feindlich wahrgenommene „westliche Ideen“.08 Im ersten Jahrzehnt seiner Führung hat Xi den absoluten Herrschaftsanspruch der Kommunistischen Partei in allen Bereichen zementiert, auch in der Wissenschaft. Dazu gehören verschärfte Repressionen gegen all diejenigen, die der Parteistaat als „nicht auf Linie“ klassifiziert. Im Namen des „Kampfes gegen den Terror“ verletzt Xis Parteistaat systematisch die Rechte der Minderheit der Uiguren.09 Entgegen des in einem internationalen Abkommen verbrieften Versprechens „ein Land, zwei Systeme“ hat Xi mit großer Entschlossenheit die politische Autonomie Hong Kongs ausgehebelt und Demonstrationen dagegen brutal niederschlagen lassen. Xi geht zudem unter Inkaufnahme wirtschaftlicher Kosten gegen Teile der chinesischen Wirtschaft etwa im Digitalbereich vor, um den Macht- und Kontrollanspruch der Partei durchzusetzen. Den eigenen Machtanspruch perpetuierte Xi, indem er Amtszeitbegrenzungen und das Prinzip kollektiver Führung abschaffte, die die Kommunistische Partei nach den Erfahrungen mit Mao eingeführt hatte. Den Kampf gegen internationale Widersacher, insbesondere gegen die USA und den von ihnen angeführten Westen, führt Xi genauso entschlossen wie den Kampf im Inneren. Die chinesische Führung sieht das als Teil einer historischen Mission, das Land wieder zu alter Größe zu führen, als zentrales Element des von Xi propagierten „chinesischen Traums“. Bis spätestens 2049, dem 100-jährigen Jubiläum des Parteistaats, soll die „nationale Wiedergeburt“ erfolgreich vollzogen sein.
 
        Dabei traf Xi zu Beginn seiner Amtszeit international auf wenig Widerstand. Im südchinesischen Meer schüttete Beijing völkerrechtswidrig Inseln auf und militarisierte diese anschließend.10 Dies geschah während Barack Obamas US-Präsidentschaft, der mit Blick auf Herausforderungen wie Afghanistan oder Nordkorea auf Kooperation mit Beijing setzte und die Konfrontation scheute. Die chinesische Antwort auf Obamas Kooperationsangebot war, dies als Schwäche auszunutzen und die eigenen militärischen Interessen durchzusetzen. Die USA vertraten unter Donald Trump und vertreten nun auch unter Joe Biden eine deutlich konfrontativere Position gegenüber Beijing – nicht zuletzt auch technologisch, etwa durch Sanktionen auf Hochtechnologieexporte wie im Halbleiterbereich, wo China auf von den USA und ihren Verbündeten kontrollierte Technologie angewiesen ist. Xi sieht sich in einem langen Kampf mit den USA. Im März 2023 brachte er dies auf den Punkt: „Westliche Länder, angeführt von den Vereinigten Staaten, haben China in allumfassender Weise eingedämmt und unterdrückt, was für die Entwicklung unseres Landes beispiellose Herausforderungen gebracht hat.“11
 
        Die zentrale Herausforderung ist aus Xis Sicht, sich für diesen Kampf nach innen wie nach außen zu härten und widerstandsfähig zu sein.12 Dafür soll das chinesische Militär in Xis Worten zu einer „Großen Mauer aus Stahl“ ausgebaut werden.13 In einer Rede im April 2020 sagte er sehr klar, dass man in allen sicherheitsrelevanten Bereichen der Produktion vom Ausland unabhängig werden wolle. Gleichzeitig müsse man die „Abhängigkeit internationaler Produktionsketten von China erhöhen und dadurch eine starke Fähigkeit zu Gegenmaßnahmen und Abschreckung gegenüber Ausländern ausbilden, die Lieferungen an China künstlich einschränken könnten“.14 Die drei Jahre dauernde Geiselnahme des kanadischen Forschers Michael Kovrig und des kanadischen Geschäftsmanns Michael Spavor ab Dezember 2018, die als Reaktion auf die Festnahme der Tochter des Huawei-Gründers in Kanada erfolgte, zeigte, dass Beijing heute auch nicht mehr davor zurückschreckt, ausländische Staatsbürger als Faustpfand für die Durchsetzung seiner Interessen zu instrumentalisieren. Dasselbe gilt für frontale Angriffe auf die Wissenschaftsfreiheit in Europa, wie die im März 2021 von China verhängten Sanktionen gegen kritische China-Forscher in Europa belegen, darunter das gesamte Berliner Mercator Institute for China Studies, die als Vergeltung für EU-Sanktionen gegen einige an Menschenrechtsverletzungen beteiligte chinesische Beamte auferlegt wurden.
 
        Generell ist Beijings Außenpolitik klar zwei Zielen untergeordnet: die innere Legitimität der Kommunistischen Partei zu erhöhen und gleichzeitig die Position des Parteistaats zu stärken, vor allem gegenüber den USA. Aus dieser Zielsetzung erklären sich auch zwei der außenpolitischen Positionierungen Chinas, die Deutsche und Europäer in den vergangenen Jahren am meisten verstört haben dürften: die Pandemieaußenpolitik sowie die „grenzenlose Freundschaft“ mit Putins Russland. In den ersten Wochen der Corona-Pandemie leisteten europäische Länder China Unterstützung in Form von Hilfslieferungen, ohne daraus Kapital zu schlagen. Beijing hingegen schlachtete jede Lieferung von medizinischen Gütern nach Europa später öffentlich aus, stellte den eigenen Weg der Pandemiebekämpfung propagandistisch als Zeichen der Überlegenheit des Parteistaats dar, unterband offene Untersuchungen zum Ursprung des Virus in China und verbreitete gleichzeitig Verschwörungstheorien zum angeblichen Ursprung des Virus in den USA. Diese Verweigerung einer offenen Zusammenarbeit angesichts eines globalen Gesundheitsnotstands, weil Machtinteressen der Kommunistischen Partei dem entgegenstanden, warf grundlegende Fragen zur Kooperationsfähigkeit Beijings auf.
 
        Ebenso irritierend finden viele Europäer, dass Beijing seit Beginn der Invasion Russlands in der gesamten Ukraine fest an der Seite des Kreml steht und an der zwischen Xi und Putin im Februar 2022 kurz zuvor vereinbarten „Freundschaft ohne Grenzen“ und „ohne verbotene Bereiche“ festhält.15 Beijings Unterstützung für Moskau, die sich in politischer Flankierung, vertieften Handelsbeziehungen sowie Kooperation des Militärs niederschlägt, ist vor allem der Tatsache geschuldet, dass China Russland in der Auseinandersetzung mit den USA langfristig an seiner Seite haben möchte. Beijings Sorge ist nicht eine langfristige Destabilisierung der europäischen Friedensordnung, sondern eine Niederlage Moskaus, die eine Ablösung Putins durch einen weniger chinafreundlichen Kreml-Herrscher nach sich ziehen könnte.
 
        Auch Beijings Politik gegenüber Deutschland folgt den Zielen der Stärkung der eigenen Herrschaftsbasis und der eigenen Position im Systemkonflikt mit den USA. China schätzt Deutschland als Absatzmarkt und in den Bereichen, in denen Deutschland wie etwa in der Industrie und in der Wissenschaft etwas anzubieten hat, auch als Bereitsteller von Technologie. Gleichzeitig möchte Beijing so weit wie möglich verhindern, dass Deutschland und Europa sich mit den USA gegen China zusammenschließen.
 
        CHINAPOLITISCHES UMDENKEN
 
        Diese Betrachtung macht deutlich: Wer im chinesischen Parteistaat einen „umfassenden strategischen Partner“ sieht, ist blind für die Realitäten der Machtpolitik Xis. In der deutschen Wirtschaft und Politik gibt es noch einige, die dies nicht einsehen – ob aus kurzsichtigem wirtschaftlichen Eigeninteresse oder aus sonstigen Motiven. Aufseiten der Wirtschaft ist der langjährige Volkswagen-Chef Herbert Diess dafür ein Beispiel. Im Sommer 2022 sagte er über den Kongress der Kommunistischen Partei, der im Oktober anstand, dieser „dürfte eine weitere Öffnung bringen. China wird sich auch im Wertesystem weiter positiv entwickeln. Wir können einen Beitrag zum Wandel leisten, indem wir vor Ort vertreten sind.“16 Sein Nachfolger Oliver Blume verteidigte Anfang September 2022 das VW-Werk in Xinjiang mit einer formvollendeten „Wandel durch Handel“-Argumentation: „Es geht darum, unsere Werte in die Welt zu tragen. Auch nach China, auch in die Uiguren-Region.“17 Aufseiten der Politik ist Bundestagsvizepräsident Hans-Peter Friedrich (CSU) ein Vertreter dieser Haltung. 2021 sagte er: „Nein, China ist keine Diktatur, China ist ein Staat, in dem im Wesentlichen eine Partei, nämlich die Kommunistische Partei herrscht. Wir haben das einfach so zur Kenntnis zu nehmen.“18 Derartige Äußerungen sind allerdings mittlerweile in der politischen Mitte seltener geworden.
 
        Dazu hat auch die Betonung der Systemrivalität mit China durch Teile der Wirtschaft beigetragen, die durch die „Made in China 2025“-Strategie aufgeschreckt wurden. Mit ihr verkündete Beijing die Absicht, Deutschland in zentralen Industriebereichen wie dem Maschinen- und Anlagenbau den Rang abzulaufen. Lange Zeit hatte sich die deutsche Industrie darauf verlassen, dass man sich am Markt durch Innovationsvorsprung global durchsetzen werde und China als Wettbewerber nicht gefährlich werden könne. Doch nun wurde vielen klar, dass dies ein Trugschluss war. Die chinesische Konkurrenz konnte sich sehr wohl und viel öfter als gedacht durchsetzen. Dies war aus Sicht der Industrie nicht nur dem Fleiß der chinesischen Ingenieure geschuldet, sondern auch unfairen Methoden des autoritären Staatskapitalismus chinesischer Prägung. Viele deutsche Unternehmen können über Beispiele des Diebstahls geistigen Eigentums in Joint Ventures oder Benachteiligungen auf dem chinesischen Markt bei der Auftragsvergabe gegenüber chinesischen Konkurrenten berichten. Doch die Problematik geht tiefer.19 Chinesische Unternehmen haben den Vorteil eines riesigen geschützten Heimatmarkts, in dem sie Wettbewerbsvorteile aus Skaleneffekten und staatlichen Krediten zu Vorzugskonditionen ziehen können. Im Januar 2019 fasste der Bundesverband der Deutschen Industrie (BDI) seine Bedenken in einem wegweisenden Grundsatzpapier zusammen, das China als „systemischen Wettbewerber“ identifizierte.20 Dass Beijing 2021 aus Ärger über die Taiwanpolitik Litauens auch dort produzierende deutsche Unternehmen mit Wirtschaftssanktionen belegte, ließ die Alarmglocken des BDI noch einmal lauter läuten. Der BDI verurteilte diesen fundamentalen Angriff auf die Kernprinzipien des EU-Binnenmarkts als „verheerendes Eigentor“.21 Zwei Monate nach der Publikation des BDI-Berichts Anfang 2019 verkündete dann die EU in einem Strategiepapier, dass China zugleich Partner, Wettbewerber und Systemrivale sei.22 Der Dreiklang fand auch Einzug in den Koalitionsvertrag der Ampelkoalition.
 
        Eine wachsende Zahl von Stimmen erkennt mittlerweile an, dass die Systemrivalität überwiegt. In einem Positionspapier formulierte die SPD-Bundestagsfraktion 2020: „Die Systemkonkurrenz bestimmt letztendlich das Ausmaß, wie die Partnerschaft mit China konkret ausgestaltet werden kann, und beeinflusst auch die Art und Weise des wirtschaftlichen Wettbewerbs mit China.“23 Der SPD-Kovorsitzende Lars Klingbeil hat mehrfach betont, dass Deutschland dringend kritische Abhängigkeiten von China reduzieren muss. Aufseiten der Union gehört Norbert Röttgen zu den Politikern, die bereits unter Angela Merkel ein sehr deutliches Umdenken mit Blick auf China anmahnten. Ein Kristallisationspunkt war die Debatte um die von Merkel vorangetriebene Beteiligung des chinesischen Konzerns Huawei an der kritischen Mobilfunkinfrastruktur 5G. Röttgen opponierte erfolgreich gegen Merkels Kurs und sorgte gemeinsam mit Abgeordneten des damaligen Koalitionspartners SPD und mit Unterstützung der Opposition aus Grünen und FDP dafür, dass der Bundestag ein Gesetz verabschiedete, das Instrumente zum Ausschluss Huaweis enthielt. Eine bemerkenswert kritische Positionierung gegenüber Beijing hat in den vergangenen Jahren die FDP entwickelt. Der stellvertretende FDP-Bundesvorsitzende Johannes Vogel etwa hat sehr deutlich einen Stresstest für die deutschen Abhängigkeiten von China gefordert und argumentiert, dass China die „größere systemische Herausforderung“ sei als Russland.24 Die vielleicht härteste Positionierung gegenüber Beijing findet sich bei den Grünen, vorangetrieben unter anderem durch den EU-Abgeordneten Reinhard Bütikofer. Entsprechend sind Außenministerin Annalena Baerbock und Wirtschaftsminister Robert Habeck Antreiber einer realistischeren Chinapolitik in der Ampelkoalition.
 
        WIDERSTANDSFÄHIGE CHINA-STRATEGIE
 
        So erfreulich dieses Umdenken ist, so wenig ausreichend sind bislang die Resultate. Xis China hat sich weit schneller auf bedrohliche Art und Weise verändert als unser Umgang damit. Handelsbilanzdefizit und Abhängigkeiten wachsen weiter.25 Und zu viele gefährliche Illusionen haben weiter einen prominenten Platz in der Debatte: Zu viele flüchten sich in das Narrativ „China ist nicht Russland“, als ob wir sicher sein könnten, dass Xi nicht ähnlich wie Putin ideologisch und machtpolitisch getriebene, aus unserer Sicht irrationale Entscheidungen trifft – etwa für eine Invasion Taiwans. Zu viele, auch der Kanzler, nutzen das Scheinargument „Keine Entkopplung“ als Nebelkerze in der Diskussion, als ob jemand von Belang eine komplette Entkopplung von China fordern würde. Zu viele gehen davon aus, dass man klimapolitisch mit Beijing problemlos zusammenarbeiten könne oder gar Zugeständnisse in anderen Bereichen machen müsse, damit China uns klimapolitisch entgegenkommt. Zu viele hoffen, mit einem System ohne unabhängigen Rechtsstaat ließe sich verlässlich Reziprozität beim Marktzugang vereinbaren. Die Liste ließe sich fortsetzen.
 
        Es ist wichtig, dass die erste Nationale Sicherheitsstrategie und die erste China-Strategie, die die Bundesregierung im Laufe des Jahres 2023 vorlegen wird, gegen diese Illusionen angehen und eine ambitionierte China-Politik formulieren, die die Widerstandsfähigkeit gegenüber der aggressiven Politik Xis umfassend erhöht. Dazu ist ein chinapolitischer Europäisierungsschub sowie enge Koordinierung mit gleichgesinnten Partnern nötig. Orientierung dabei kann die jüngste messerscharfe chinapolitische Grundsatzrede von EU-Kommissionspräsidentin Ursula von der Leyen vermitteln, die bislang beste Antwort auf Xis China vonseiten einer führenden europäischen Politikerin.26
 
        Entsprechend sollte sich die Bundesregierung im Bereich „wirtschaftliche Sicherheit“ verpflichten, in einem ersten Schritt die Abhängigkeiten auf Unternehmensebene sowie gesamtwirtschaftlich klar zu erfassen und einem Stresstest zu unterziehen, um festzustellen, ob Unternehmen, Branchen und Lieferketten den Schock einer Abkopplung von China im Kriegsfall absorbieren könnten.
 
        In einem zweiten Schritt sollten konkrete Maßnahmen zur Verringerung der Abhängigkeiten vorangetrieben werden. Politisch sollte die Bundesregierung das Risiko für China-Investitionen klar an die Unternehmen zurückgeben, statt immer höhere Abhängigkeiten vonseiten deutscher Großunternehmen politisch zu flankieren. Bei Rohstoffen und industriellen Vor- und Zwischenprodukten muss die Regierung durch klare Vorgaben und Anreize sicherstellen, dass Unternehmen Abhängigkeiten von China reduzieren und alternative Bezugsquellen erschließen, auch wenn dies mit höheren Kosten verbunden ist. Gerade bei kritischer Infrastruktur ist es zentral, keine weiteren Abhängigkeiten einzugehen – anders als durch die Entscheidung von Bundeskanzler Scholz im Herbst 2022, dem chinesischen Staatsunternehmen Cosco den Einstieg in den Hamburger Hafen zu ermöglichen, statt in eine einheitliche europäische Position gegenüber Cosco zu investieren. Richtigerweise verwenden Scholz und sein Kabinett viel Zeit darauf, Beziehungen zu Ländern zu vertiefen, die alternative Märkte, Bezugsquellen für Rohstoffe und kritische Produkte für die Industrie oder ein politisches Gegengewicht zu China darstellen.
 
        In einem dritten Schritt sollte die Regierung sicherstellen, dass deutsche Unternehmen und Wissenschaftler keinen Beitrag zum Aufbau chinesischer Kapazitäten im Militär- oder Repressionsapparat leisten. Hier wird der Druck vonseiten der USA auf der Basis der von der Biden-Regierung verkündeten drastischen Verschärfung der Exportkontrollen gegenüber China bei kritischen Technologien, die auch militärischen Nutzen haben, noch einmal enorm zunehmen.27 Gleichzeitig müssen Deutschland und Europa massiv in die eigene Innovationsfähigkeit investieren.
 
        Gesellschaftlich sollten wir uns besser gegen Versuche chinesischer Einflussnahme schützen, etwa durch Transparenzerfordernisse für Lobbyisten oder für jegliche Vereinbarungen mit wissenschaftlichen Einrichtungen und Medien, und gleichzeitig unsere Chinakompetenz deutlich ausbauen, wie auch unsere gesamte Asien- und Indopazifikkompetenz.
 
        Sicherheitspolitisch muss Deutschland verhindern, dass aus der Systemrivalität mit Beijing ein heißer Krieg wird. Friedenspolitisch muss Deutschland deshalb mit Partnern in eine glaubwürdige Abschreckung Beijings investieren, den friedlichen Status quo zu Taiwan gewaltsam zu verändern.28 Gleichzeitig sollten wir uns einen neugierigen Blick auf die Diversität der chinesischen Gesellschaft bewahren, politische Kanäle offenhalten sowie Beijing Kooperationsangebote unterbreiten, wo deutsche und europäische Interessen dies nahelegen. Chinapolitisch steht ein turbulentes Jahrzehnt bevor. Deutschland sollte sich mit großer Entschlossenheit sturmfester machen.
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        FEMINISTISCHE AUẞENPOLITIK
 
        Hintergründe und Praxis
 
        Marieke Fröhlich · Anna Hauschild
 
        SPD, Bündnis 90/Die Grünen und FDP einigten sich in ihrem Koalitionsvertrag 2021 darauf, eine „Feminist Foreign Policy“ zu verfolgen, und beriefen mit Annalena Baerbock erstmals eine Frau an die Spitze des Auswärtigen Amtes. 2014 hatte Schwedens Außenministerin Margot Wallström die erste offizielle feministische Außenpolitik eines Staates verkündet. Seitdem haben sich mindestens zehn Staaten zu feministischer Außenpolitik, feministischer internationaler Zusammenarbeit oder feministischer Diplomatie bekannt beziehungsweise die Absicht hierzu erklärt. Was genau bedeutet feministische Außenpolitik, wie hat sich dieses Konzept entwickelt und wie schlägt es sich in der politischen Praxis?
 
        Keine der bisher staatlich formulierten feministischen Außenpolitiken erwähnen, wie genau sie das „feministische“ an ihrer Politik definieren. Es gibt für das Konzept auch keine allgemeingültige Definition, die auf unterschiedliche politische und historisch gewachsene Kontexte angewandt werden kann, weil Feminismus unterschiedliche Bedeutungen für unterschiedliche Akteur*innen und Kontexte hat.01 Grundsätzlich ist feministische Außenpolitik eine menschenrechtsbasierte Friedenspolitik, die Geschlechtergerechtigkeit und die Überwindung internationaler Herrschafts- und Gewaltverhältnisse als eine Voraussetzung für Frieden versteht. Somit verfolgt sie das Ziel eines feministischen Friedens, also eines positiven Friedens, der nicht nur der Beendigung direkter physischer Gewalt und Kriegshandlungen bedarf, sondern auch einer Überwindung von struktureller Gewalt insbesondere mit Blick auf Diskriminierung.02 Feministische Außenpolitik kommt also der gesamten Gesellschaft zugute. Diesem Beitrag liegt ein Verständnis von feministischer Außenpolitik als normativem, friedenspolitisch orientiertem Politikansatz zugrunde, der machtkritisch eine Transformation internationaler Herrschaftsverhältnisse anstrebt, insbesondere militarisierter, patriarchaler, rassifizierter und neokolonialer Gewaltstrukturen.
 
        Feministische Außenpolitik richtet den Fokus auf die am meisten marginalisierten Menschen mit dem spezifischen Ziel, intersektionale menschliche Sicherheit und Gerechtigkeit herbeizuführen. Ein intersektionales Verständnis berücksichtigt das Zusammenwirken verschiedener Unterdrückungs- und Diskriminierungsmechanismen, etwa aufgrund von Herkunft, Geschlecht, sexueller Orientierung oder Rassifizierung.03 Menschliche Sicherheit bezieht sich auf die Erweiterung des Sicherheitsverständnisses, weg von einem Fokus auf das Sichern von Grenzen. Stattdessen steht die Sicherheit von Menschen als Individuen und in Gemeinschaften im Mittelpunkt. Intersektionale menschliche Sicherheit bedeutet eine Erweiterung des Verständnisses der sieben Dimensionen menschlicher Sicherheit – gesellschaftliche, wirtschaftliche, politische, gesundheitliche, persönliche sowie Ernährungs- und Umweltsicherheit –, um unsichtbare normalisierte Gewaltstrukturen und Diskriminierungen zu überwinden, die für marginalisierte Menschen in Unsicherheit münden.04
 
        Grundsätzlich verfolgt eine feministische Außenpolitik also nicht nur die Gleichstellung der Geschlechter oder gar nur die Beteiligung von Frauen im Sinne eines Reformansatzes, sondern eine Transformation von existierenden gewaltvollen Strukturen und ungerechten Machtverhältnissen im internationalen System – und damit eine Disruption.05
 
        GESCHICHTLICHE EINORDNUNG
 
        Die Geburtsstunde feministischer Außenpolitik wird oft mit der Erklärung Schwedens 2014 datiert, dabei reicht die Geschichte der aktivistischen Entwicklung entsprechender Ansätze viel weiter zurück. Feministische Friedensaktivistinnen, antikoloniale und antiimperiale Bewegungen befassen sich schon seit mehreren Hundert Jahren mit den Inhalten feministischer Außen- und Friedenspolitik.
 
        Die erste spezifische Formulierung ihrer Grundsätze erfolgte im Rahmen des Internationalen Frauenfriedenskongresses 1915 in Den Haag. Der Kongress, auf dem sich über tausend Frauen aus zwölf Ländern trafen, um über einen Ausweg aus dem Ersten Weltkrieg hin zu einer nachhaltigen Friedensordnung zu beraten, mündete neben zwanzig Forderungen an politische Entscheidungsträger auch in die Gründung der heute ältesten Frauenfriedensorganisation: die Women’s International League for Peace and Freedom (WILPF, deutsch: Internationale Frauenliga für Frieden und Freiheit). Die Forderungen der Aktivistinnen umfassten die sofortige Beendigung des Krieges, eine universelle Abrüstung, das Selbstbestimmungsrecht der Völker, eine Demokratisierung von Außenpolitik, ein Plädoyer für Friedens- statt Kriegspolitik, Multilateralismus sowie eine gleichberechtigte Beteiligung von Frauen in allen Bereichen der Gesellschaft.06 Die Friedensaktivistinnen waren ihrer Zeit weit voraus: Wurden ihre Forderungen 1915 noch kaum beachtet, fand ein Großteil von ihnen mehr als drei Jahrzehnte später Eingang in die Gründungscharta der Vereinten Nationen.07 Die Zivilgesellschaft spielte auch in der weiteren Entwicklung von feministischer Außenpolitik eine zentrale Rolle.
 
        Feministische Außenpolitik baut heute neben dem Frauenfriedenskongress von 1915 auf eine Reihe von Meilensteinen auf internationaler Ebene auf, darunter die UN-Konvention zur Beseitigung jeder Form von Diskriminierung der Frau von 1979, die Erklärung von Beijing der Vierten UN-Weltfrauenkonferenz von 1995 sowie die Millennium- beziehungsweise Sustainable Development Goals aus dem Jahr 2000 und 2015. Zentrales Fundament für die Praxis feministischer Außenpolitik ist die Resolution 1325 des UN-Sicherheitsrates aus dem Jahr 2000 mit der Agenda „Frauen, Frieden und Sicherheit“. Die Agenda erwähnt erstmals die geschlechtsspezifischen Dynamiken und Folgen von Kriegen und Konflikten und verpflichtet die Staatengemeinschaft zur Prävention von Konflikten und deren geschlechtsspezifischen Folgen, insbesondere sexualisierter Kriegsgewalt, zum Schutz von Frauen und Mädchen in Konflikten sowie zur gleichberechtigten Partizipation von Frauen und Mädchen bei der Beilegung von Konflikten. Die einstimmig angenommene Resolution legte einen neuen normativen Grundstein, auf dem feministische Außenpolitik aufbaut und an dessen Implementierung sie sich mindestens orientieren muss.
 
        Die Weiterentwicklung dieser existierenden Werkzeuge ist das Alleinstellungsmerkmal von feministischer Außenpolitik: Durch eine Ausweitung feministischer Perspektiven auf weitere sich gegenseitig beeinflussende Themenbereiche wie Handelspolitik, Migrationspolitik, Klimapolitik oder Rassismuskritik erfordert feministische Außenpolitik eine übergreifende und kohärente feministische Politikpraxis.
 
        FEMINISTISCHE IB-THEORIEN
 
        Zeitgleich zu den internationalen politischen Entwicklungen für mehr Gleichberechtigung entwickelten sich auch im Forschungsfeld Internationale Beziehungen (IB) feministische Ansätze. Diese stehen im Gegensatz zu Perspektiven der realistischen Schule, die in der Disziplin den Mainstream ausmachen: Wo feministische Ansätze insbesondere eine Transformation von Herrschaftsverhältnissen hin zu egalitärer und emanzipatorischer Politik adressieren, befasst sich der Realismus-Ansatz mit der Erhaltung des Status quo, etwa durch internationalen Machtausgleich.08 Anstatt einer Konfrontationslogik ist in feministischer Außenpolitik eine Friedenslogik verankert.
 
        Feministische, antikoloniale und andere kritische Forscher*innen hinterfragen und denken seit Jahrzehnten die Grundannahmen der IB neu. Dabei stellen sie heraus, wie Theorie und Praxis internationaler Beziehungen von einem patriarchalen und (post)kolonialen Projekt herrühren, dessen Auswirkungen und Ausläufer auch heute internationale Machtdynamiken strukturieren.09 Beispielsweise bauen die Vereinten Nationen als Institution grundlegend auf Machtungleichheiten und dem Erbe eines kolonialen Machtgefälles auf, wie etwa die Mitgliederkonstellation des Sicherheitsrates illustriert. Angesichts dieser rassifizierten und (post)kolonialen Herrschaftsverhältnisse darf eine solche antikoloniale Perspektive in der feministischen Außenpolitik nicht fehlen.10
 
        Kritische feministische IB-Theorien fragen also nicht nur nach der Sichtbarkeit von Frauen, sondern auch, von wem, wo, wie und in welcher Form Macht ausgeübt wird.11 Werden diese Fragen im Diskurs, im Verständnis und in der Praxis internationaler Politik ignoriert, besteht das „Risiko, diese Beziehungen von Dominanz und Unterdrückung zu perpetuieren“.12 Dabei reicht es nicht, einfach mehr Frauen in existierende Institutionen zu bringen. Denn ohne strukturelle Veränderungen in Institutionen internationaler Politik besteht die Gefahr, dass weibliche Diplomat*innen hier für Symbolpolitik herhalten müssen. Die bestehenden Macht- und Herrschaftsverhältnisse sind von Grundannahmen wie jenen der (neo)realistischen IB-Theorien geprägt, also männlich und „weiß“-europäisch. Feministische Außenpolitik stellt diese strukturellen Machtdynamiken infrage und setzt sich für ihre Dekonstruktion und Überwindung ein.13
 
        Als noch relativ junges, sich rapide entwickelndes, aber dennoch marginalisiertes Forschungsgebiet fließt feministische Forschung mit diversen Schulen in feministische außenpolitische Ansätze ein, je nachdem, welche Schwerpunkte gesetzt werden. Grundsätzlich muss eine Außenpolitik, die feministisch gestaltet werden soll, aber an den Perspektiven, Bedarfen und Lebensrealitäten der am meisten marginalisierten Menschen orientiert sein.14 Dafür sind kritische Reflexivität, also ein kontinuierliches Hinterfragen und Reflektieren des eigenen Handelns, sowie ein „ethischer Kosmopolitismus“ notwendig.15 Feministische Außenpolitik orientiert sich demnach an einem inklusiven Multilateralismus, der intersektionale menschliche Sicherheit in den Mittelpunkt stellt und in einer Friedenslogik denkt. Damit diese friedenspolitische Orientierung Früchte trägt, müssen Staaten eine gemeinwohlorientierte Politik verfolgen.16 Menschliche Sicherheit steht hier über dem Sichern von Staatsgrenzen. Zugleich muss das Verständnis menschlicher Sicherheit im feministischen Sinne erweitert werden, um geschlechtsspezifische und intersektionale Aspekte von Sicherheit zu berücksichtigen. Das bedeutet, dass strukturelle Gewaltverhältnisse wie Frauenfeindlichkeit und Rassismus aus sicherheitspolitischer Sicht überwunden werden müssen.
 
        Geschlechtergerechtigkeit und eine Transformation internationaler politischer Strukturen und Praktiken in Richtung feministischer Ansätze werden nicht nur aus normativen Gründen angestrebt, sondern auch, weil sich die Belege mehren, dass dadurch andere Ziele demokratischer internationaler Beziehungen unterstützt werden. So gibt es etwa Erkenntnisse darüber, dass Staaten weniger in bewaffnete Konflikte involviert sind, wenn die Geschlechtergerechtigkeit dort hoch ist.17 Der Umkehrschluss scheint auch wahr zu sein: Je mehr Geschlechterungerechtigkeit in einem Staat herrscht, desto eher werden internationale Konflikte mit Waffen ausgetragen. Aus einer feministischen Forschungsperspektive ist das keine Überraschung, denn Systeme patriarchaler, rassistischer oder wirtschaftlicher Unterdrückung und Militarismus bedingen sich gegenseitig und führen zu Gewalt – ob in struktureller oder physischer Form.18
 
        Als Korrektiv zu akademischer Theorie und staatlicher Praxis wirkt die Zivilgesellschaft. Sofern sie in die Politikgestaltung eingebunden ist, kann sie zu Reflexivität beitragen. Zivilgesellschaft zu stärken und einzubeziehen, insbesondere kritisch-emanzipatorische, Graswurzel- und feministische Akteure, ist daher ein Grundpfeiler feministischer Außenpolitik. Denn das Vernetzen und Engagieren in der Zivilgesellschaft macht es marginalisierten Menschen möglich, ihren Stimmen breiteres Gehör zu verschaffen. Außerdem verfügen zivilgesellschaftliche Akteure über das notwendige Wissen, die Erfahrungswerte und das Netzwerk, um die Bedürfnisse und Stimmen von marginalisierten Menschen hörbar zu machen.
 
        PRAXISBEISPIEL SCHWEDEN
 
        Feministische Außenpolitik als Staatspolitik nahm 2014 in Schweden den Anfang. Tatsächlich rief Schweden 2014 auch eine feministische Regierung aus, also auch eine innenpolitisch orientierte feministische Politik. Ende 2022 verkündete der neue Außenminister Tobias Billström, dass Schweden nun das feministische Label ablegen, die Politik inhaltlich jedoch weiterverfolgen werde. Inwiefern dies tatsächlich der Fall ist, muss abgewartet werden. Inzwischen haben unter anderem auch Kanada (2017), Frankreich (2019), Mexiko (2020), Libyen (2021), Spanien (2021), Luxemburg (2021) und Chile (2022) wenigstens die Absicht erklärt, eine feministische Außenpolitik zu verfolgen. Interessant ist zu hinterfragen, welche Funktion eine offizielle Verkündung feministischer Außenpolitik für diese Staaten erfüllt, insbesondere im Kontext internationaler Machthierarchien. Denn diverse Staaten praktizieren feministische Prinzipien, betiteln ihre Politik jedoch nicht als solche. Diskursive Wirkmacht und internationale Machtpositionierungen spielen hier eine wichtige Rolle.19
 
        Schwedens feministische Außenpolitik verfolgte den „3R-Ansatz“: die Rechte und gleichberechtigte Repräsentanz von Frauen und Mädchen sollten sichergestellt und zudem die nötigen Ressourcen dafür zur Verfügung gestellt werden. Ein viertes „R“ für Realität folgte mit der Begründung, dass die feministische Außenpolitik in der Lebenswirklichkeit von Frauen verankert sein müsse. Dieser Ansatz hat sich als eine Art Standard durchgesetzt, wird von feministischen Forscher*innen und Teilen der Zivilgesellschaft jedoch als reformistisch und nicht transformativ kritisiert.20
 
        Schwedens Bilanz aus acht Jahren feministischer Außenpolitik ist gemischt. Einerseits war der whole of government approach ein wichtiges Zeichen für die notwendige Kohärenz zwischen innen- und außenpolitischer Umsetzung feministischer Politik. Die schwedische Regierung hat starke Erfolge bei der gleichberechtigten Repräsentanz von Frauen in gesellschaftlichen Strukturen und Politik erzielt. Das Mainstreaming von Gleichberechtigung im politischen System hat gut funktioniert und wurde auch in multilateralen Kontexten erfolgreich vertreten.21 Es gibt jedoch auch schwerwiegende Kritikpunkte: Konzeptionell griff die Strategie Schwedens für feministische Außenpolitik zu kurz, da sie an einem binären Geschlechterverständnis orientiert war und LGBTQI-Perspektiven nicht spezifisch verfolgt wurden. Auch Bereiche wie die strikte Asylpolitik sind als besonders gewaltvoll für Frauen und Mädchen einzustufen. Außerdem werden die kontinuierliche und sogar gestiegene Waffenproduktion sowie die Waffenexporte Schwedens kritisiert, insbesondere nach Saudi-Arabien.22 Das bezieht sich nicht nur auf die problematische politische Praxis Saudi-Arabiens, insbesondere mit Blick auf Frauenrechte, sondern vielmehr darauf, dass Schweden als Produktionsstätte und Lieferant von Kriegsmaterialien stark von der politischen Ökonomie von Krieg und Militarisierung profitiert.
 
        PRAXISBEISPIEL DEUTSCHLAND
 
        Die feministische Außenpolitik der Bundesregierung orientiert sich ebenfalls am 3R-Ansatz. Im Koalitionsvertrag 2021 formulierte die neue Bundesregierung den Anspruch: „Gemeinsam mit unseren Partnern wollen wir im Sinne einer Feminist Foreign Policy Rechte, Ressourcen und Repräsentanz von Frauen und Mädchen weltweit stärken und gesellschaftliche Diversität fördern.“23 Die Konkretisierung der deutschen feministischen Außenpolitik erfolgte insbesondere durch die kontinuierliche öffentlichkeitswirksame Thematisierung durch Außenministerin Annalena Baerbock sowie die Veröffentlichung der Leitlinien für feministische Außenpolitik im März 2023 durch das Auswärtige Amt.24
 
        Die Leitlinien dienen als Richtschnur zur Zielsetzung und Umsetzung der feministischen Außenpolitik des Auswärtigen Amtes. Sie sind aufgeteilt in eine Erläuterung des 3R-Ansatzes und in Ausführungen zu sechs außenpolitischen Bereichen: Friedens- und Sicherheitspolitik, humanitäre Hilfe und Krisenmanagement, Menschenrechtspolitik, Klima- und Energieaußenpolitik, Außenwirtschaftspolitik sowie Auswärtige Kultur- und Bildungspolitik. Außerdem beinhalten die Leitlinien eine interne Dimension, die sich auf Arbeitsweisen und Strukturen innerhalb des Ministeriums sowie im diplomatischen Dienst bezieht und wie diese diverser und inklusiver gestaltet werden können. Feministische Außenpolitik soll in all diesen Themenbereichen und Arbeitsabläufen mitgedacht und ein „feministischer Reflex“ ausgebildet werden.
 
        Im Einklang mit dem Anspruch von Reflexivität verstehen sich die Leitlinien als work in progress. Inwieweit feministisches Wissen und Erfahrungswerte aus Zivilgesellschaft und Wissenschaft als Korrektiv auch in der Umsetzung einbezogen werden, wird über die Glaubwürdigkeit des selbst auferlegten Anspruchs der Selbstreflexion entscheiden.
 
        Die Leitlinien zeigen bereits eine Weiterentwicklung des Verständnisses feministischer Außenpolitik. Im Koalitionsvertrag wurden nur Frauen und Mädchen als Adressat*innen feministischer Außenpolitik benannt und somit ein binäres Geschlechterverständnis aufrechterhalten. Die Leitlinien aber benennen auch weitere marginalisierte Gruppen und verweisen damit auf Intersektionalität. Allerdings finden patriarchale und (post)koloniale Machtstrukturen, die Außenpolitik weiterhin prägen, weniger explizit Erwähnung. Daher spiegeln die Leitlinien eher ein liberal-feministisches als ein umfassendes intersektional-transformatives feministisches Verständnis von feministischer Außenpolitik.
 
        Der Prozess der Erarbeitung der Strategie für feministische Außenpolitik umfasste einzelne Dialogformate und Konsultationen mit (feministischen) Akteuren aus der Zivilgesellschaft und Wissenschaft. Dies ist zu begrüßen, denn ein feministischer Anspruch in außenpolitischen Prozessen braucht auch eine feministische Ausgestaltung genau dieser Prozesse. Das heißt, sie sollten so dialogisch, hierarchiearm und transparent wie möglich gestaltet werden: Das Einbeziehen von feministischer Expertise, Erfahrung und Wissen in der Formulierung, Umsetzung und Evaluation einer feministischen Außenpolitik ist dabei entscheidend. Jedoch können auch in diesen Dialog- und Konsultationsprozessen exkludierende patriarchale, rassistische und klassistische Hierarchien und Machtdynamiken wirken, die es durch kritische Selbstreflexion zu überwinden gilt.25
 
        SPANNUNGSFELDER IN DER PRAKTISCHEN UMSETZUNG
 
        Bei der Umsetzung feministischer Außenpolitik müssen Ambivalenzen und die Notwendigkeit von Komplexität anerkannt werden. Das Unterfangen, feministisches Denken und Handeln in außenpolitischen Prozessen zu etablieren, findet zwangsläufig innerhalb derselben Strukturen statt, die überwunden werden sollen. Gleichzeitig ist der Vorwurf, feministische Außenpolitik wäre ein utopisches, theoretisches oder abstraktes Konzept, das in der sogenannten Realpolitik keine Anwendung finden kann, nicht haltbar. Denn feministische Außenpolitik verfolgt den Anspruch, marginalisierte Perspektiven in den Mittelpunkt zu stellen und als Ausgangspunkt politischer Entscheidungen zu sehen, also ist sie auch immer realitätsnah, praxisorientiert und kontextuell. Nichtsdestotrotz ist die Umsetzung von feministischer Außenpolitik von Spannungsfeldern geprägt, die es zu navigieren gilt.
 
        Es zeigt sich beispielsweise ein Spannungsfeld zwischen Anspruch und Praxis feministischer und sozialer Bewegungen einerseits und der Möglichkeit der Umsetzung feministischer Außenpolitik als Staatspolitik andererseits.26 Staaten sind selbst durch patriarchale Hierarchien gekennzeichnet und existieren wiederum in einem patriarchalen, (post)kolonialen internationalen System. In diesem System zeigt sich weiterhin eine Tendenz zu steigenden Rüstungsausgaben oder ein Festhalten an Logiken wie jener der nuklearen Abschreckung. Ein feministischer und friedenspolitischer Anspruch richtet sich jedoch gegen Aufrüstung und für eine gendersensitive restriktive Rüstungskontrolle sowie Demilitarisierung. Vor diesem Hintergrund stellen auch Entwicklungen im deutschen Kontext wie das Sondervermögen von 100 Milliarden Euro für die Bundeswehr einen Widerspruch dar, insbesondere angesichts der deutlich geringeren Investitionen in sozialpolitische, geschlechtergerechte oder klimapolitische Maßnahmen.
 
        Daraus ergibt sich ein weiteres Spannungsfeld: Hat feministische Außenpolitik per se einen pazifistischen Anspruch? Feministische Außenpolitik unterscheidet zwischen der Notwendigkeit kurzfristiger feministischer Intervention zugunsten Betroffener direkter Gewaltausübung sowie langfristiger feministischer und friedenspolitischer Transformation. Daher ist es durchaus möglich, ambivalente Realitäten anzunehmen, die sich daraus ergeben, bewaffneten Widerstand und das Recht auf Selbstverteidigung anzuerkennen und sich gleichzeitig langfristig für Abrüstung auszusprechen.
 
        Durch feministische Außenpolitik werden Leerstellen in internationalen Sicherheitsfragen sichtbar gemacht, denen umfassend mit der Implementierung und Weiterentwicklung schon bestehender Instrumente und Mechanismen wie der UN-Agenda „Frauen, Frieden und Sicherheit“ begegnet werden kann. Dabei handelt es sich beispielsweise um das Herausstellen der Bedeutung reproduktiver Rechte und des Zugangs zu medikamentösen Schwangerschaftsabbrüchen als Folge konfliktbezogener sexualisierter Gewalt oder der Notwendigkeit geschlechtersensibler humanitärer Hilfe. Dabei ist die Förderung feministischer zivilgesellschaftlicher Organisationen und Netzwerke entscheidend, da diese besonders niedrigschwellige und unmittelbare Aufgaben humanitärer Hilfe, Versorgung und Care-Arbeit übernehmen. Sie überlegen auch bereits während Kriegen und Konflikten, wie ein geschlechtergerechter Wiederaufbau ihrer Gesellschaften gestaltet werden kann. Eine zusätzliche Herausforderung in der Umsetzung ist deshalb verbunden mit der Frage nach der Kontinuität feministischer Außenpolitik. Um sie auch über die derzeitige Legislaturperiode hinaus zu gewährleisten, gilt es, sich insbesondere auf die Stärkung und kohärente Umsetzung existierender multilateraler Instrumente zu fokussieren sowie feministische und emanzipatorische Zivilgesellschaft zu fördern, damit sie im Falle eines Regierungswechsels und der Zunahme von antifeministischen Tendenzen als Korrektiv wirken kann. Außerdem ist es notwendig, dass ein feministischer Politikstil in allen Ressorts und Politikbereichen Anwendung findet, denn ungerechte Machtstrukturen wirken und bedingen sich auf lokaler, nationaler und internationaler Ebene und in allen miteinander verwobenen Politikfeldern.
 
        Ein weiteres Spannungsfeld wird sichtbar in der Frage, inwieweit das Framing als „feministisch“ selbst Machtstrukturen zementiert. Hierbei ist wichtig, dass in der Umsetzung einer feministischen Außenpolitik kritisch mit eurozentrischem, weißem und westlichem Feminismus umgegangen wird. Die Existenz und das Wirken verschiedener Feminismen, insbesondere in unterschiedlichen lokalen Kontexten, müssen anerkannt werden und Verständnisse und Widerstände feministischer zivilgesellschaftlicher Akteure aus den jeweiligen Kontexten im Zentrum feministischen außenpolitischen Handelns stehen.
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        „REVIEW 2024“?
 
        Für eine Zeitenwende im Auswärtigen Amt
 
        Sarah Brockmeier
 
        Krieg in Europa, Debatten über Waffenlieferungen, „Zeitenwende“ – Außen- und Sicherheitspolitik ist knapp ein Jahr nach Beginn des russischen Angriffskrieges auf die gesamte Ukraine wohl präsenter in öffentlichen Debatten in Deutschland als je zuvor in den vergangenen Jahrzehnten. Schon vor dem Krieg war klar: Wenn Deutschland dazu beitragen möchte, dass Europa weniger abhängig ist von den USA, wenn Berlin langfristig zu europäischer Souveränität beitragen möchte, muss es stärker führen, müssen mehr Ideen, Initiativen und Strategien aus Deutschland kommen. Dabei ist es mit mehr Geld, einem höheren Verteidigungshaushalt oder auch notwendigen Mehrausgaben für Diplomatie, Entwicklungszusammenarbeit oder humanitäre Hilfe nicht getan – hier sind sich die meisten Expert*innen einig. Auch die Mentalität in allen relevanten Ministerien, die Strukturen der Außen- und Sicherheitspolitik brauchen ein Update.01 Während sich die öffentlichen Debatten hierbei auf notwendige Reformen bei der Bundeswehr konzentrieren, fehlt in den Diskussionen im Bundestag, in der Fachcommunity und in den Medien fast gänzlich die Frage, wie sich eigentlich das Außenministerium verändern müsste, um dem Anspruch einer Zeitenwende in der deutschen Außen- und Sicherheitspolitik gerecht zu werden. Dabei geht es um das Selbstverständnis des Ministeriums in Zeiten, in denen alle Fachministerien und das Bundeskanzleramt internationale Politik betreiben, sowie um die Fragen, welche Aufgabe das Außenministerium in der Koordinierung der Außenpolitik noch innehat – und wie es sich vor allem verändern muss, um die wichtigste Ressource besser einzusetzen, die es im 21. Jahrhundert zu bieten hat: die eigenen Diplomat*innen.
 
        MEHRWERT DES AUSWÄRTIGEN AMTES
 
        Es ist kein Zufall, dass die interne Aufstellung des Auswärtigen Amtes selbst in der Fachöffentlichkeit kaum eine Rolle spielt. Immer mehr außenpolitische Themen werden in Fachministerien bearbeitet, und auch in Deutschland trifft der oder die Regierungschef*in die wichtigsten außen- und sicherheitspolitischen Entscheidungen.02 2020 verfügten die Fachministerien in der Bundesregierung zusammengenommen über fast dreimal so viele Referate, die sich mit internationalen Fragen befassten, als es Referate im Auswärtigen Amt gab.03 Die Relevanz des Außenministeriums ist vor diesem Hintergrund in den Augen vieler stark gesunken. Auch die Globalisierung, moderne Kommunikationstechnologie und soziale Medien sowie die Vielzahl nicht-staatlicher Akteure, die sich immer stärker in Außenpolitik einmischen,04 stellen mindestens seit den 1990er Jahren ein Modell von Diplomatie und Außenpolitik infrage, in dem die Außenministerien für ihren Mehrwert auf ihr Hoheitswissen verweisen konnten.
 
        Doch gerade wegen der gestiegenen Komplexität von Außenpolitik werden Außenministerien heute gebraucht. Neben ihren zentralen logistischen Aufgaben – Unterstützung für die eigenen Bürger*innen im Ausland, Konsularwesen – ist ihre politische Kernaufgabe die Vernetzung: das Zusammenführen von Wissen aus den Botschaften aus aller Welt sowie aus dem Austausch mit nationalen und internationalen staatlichen und nicht-staatlichen Akteuren und anderen Ministerien. Zu diesem Schluss kommen seit über zwei Jahrzehnten nicht nur Wissenschaftler*innen,05 sondern das ist auch das Ergebnis von Reformdebatten zu Außenministerien in anderen Ländern.
 
        Für das Auswärtige Amt fasste der damalige Planungsstabsleiter Thomas Bagger diese Aufgabe 2013 als „Netzwerkaußenpolitik“ zusammen und empfahl dem eigenen Ministerium, die Aufgabe der „Systemintegration“ zu übernehmen.06 Zusammen mit seinem Stellvertreter Wolfram von Heynitz wies Bagger damals auch darauf hin, dass die Lösung globaler Probleme es erfordere, in Paketlösungen zu denken, für die allein es aber eine Institution brauche, die den Überblick behält: „Zugeständnisse in der Emissionsminderung können so bspw. ‚eingetauscht‘ werden gegen Zugeständnisse in ganz anderen Politikfeldern und Verhandlungsforen. Wo aber sollen die unterschiedlichen Interessenlagen analysiert werden und wo können Linkages entwickelt und getestet werden, wenn nicht dort, wo die Informationen aus den Hauptstädten dieser Welt zusammenlaufen?“07 In der Tat gibt es dafür keinen anderen Ort in der Bundesregierung, und das würde sich für einen ganz wesentlichen Teil der Außenpolitik auch nicht ändern, würde das Kanzleramt eine stärkere Koordinierungsrolle als bisher übernehmen. Den Mehrwert, den ein Außenministerium wie das Auswärtige Amt heute bieten kann, ist, die Informationen von über 220 Auslandsvertretungen und der Fachministerien zusammenzuführen und daraus mehr zu machen als die Summe aus vielen einzelnen Politiken von 14 anderen Ressorts.
 
        KOORDINIERUNGSBLOCKADE
 
        Statt diesen Mehrwert voll auszuschöpfen und die eigene Kohärenz-Kompetenz gegenüber den anderen Ressorts in der Praxis spürbar zu machen, sieht sich das Auswärtige Amt seit mindestens zwanzig Jahren in erster Linie in Konkurrenz zu den Fachministerien und dem Kanzleramt. Spitze und Mitarbeiter*innen des Hauses werden nicht müde, auf das „Gesetz über den Auswärtigen Dienst“ von 1990 zu verweisen, das für das Außenministerium unter anderem die Aufgabe vorsieht, „die außenpolitische Beziehungen betreffenden Tätigkeiten von staatlichen und anderen öffentlichen Einrichtungen der Bundesrepublik Deutschland im Ausland im Rahmen der Politik der Bundesregierung zu koordinieren“. In der Realität verfügt das Ministerium aber schon lange nicht mehr über die Autorität, um diese Koordinierung effektiv auszuführen.08 Andere Ressorts schauen auf das Kanzleramt, um die Koordinierung in wichtigen außen- und sicherheitspolitischen Fragen sicherzustellen. Dort wiederum wird diese Rolle selten übernommen. Alle Versuche, über die Einführung eines „Nationalen Sicherheitsrates“ oder eines andersgenannten Gremiums die Koordinierungsfrage zu klären, scheiterten vor allem daran, dass immer derjenige Koalitionspartner, der gerade das Auswärtige Amt besetzte, solche Reformen aus Sorge vor einem Machtverlust des Amtes blockierte. So drohten auch im März 2023 die Verhandlungen um die Einführung neuer Koordinierungsstrukturen im Rahmen der Entwicklung der ersten Nationalen Sicherheitsstrategie Deutschlands zu scheitern.
 
        Ein Weg aus der Koordinierungsblockade könnte es sein, in zukünftigen Koalitionen das Auswärtige Amt immer der gleichen Partei wie das Kanzleramt zuzuteilen und eine Amtsspitze zu ernennen, die sich eher auf das Implementieren als auf die politische Profilierung konzentriert. Abgesehen davon, dass dies politisch eher unrealistisch ist – das Außenamt bleibt durch die Medienberichterstattung über die vielen Reisen der Hausspitze attraktiv für politische Profilierung –, könnte dies auch für eine aktivere Außenpolitik Deutschlands problematisch sein. Denn der oder die Außenminister*in ist das einzige Mitglied der Bundesregierung, bei dem alle internationalen Themen zusammenlaufen – wenn Außenpolitik im politischen Gefüge der Bundesregierung und in den politischen Debatten in Deutschland nicht untergehen soll, macht es also einen Unterschied, ob das Amt von einer ehrgeizigen Spitzenpolitikerin geführt wird oder nicht.
 
        Im Sinne einer aktiven und strategischeren Außenpolitik könnte es im nächsten Koalitionsvertrag ein Kompromiss sein, dem Kanzleramt eine größere Koordinierungsrolle zuzusprechen, dabei aber gleichzeitig eine starke Rolle des Auswärtigen Amtes zu berücksichtigen. In der genauen Umsetzung dieser neuen Architektur böten sich konkrete Möglichkeiten, der Angst vor einem Machtverlust im Auswärtigen Amt entgegenzutreten: So könnte die Leitung eines Kabinettsausschusses mit den relevanten Minister*innen gemeinsam von Kanzler*in und Außenminister*in ernannt werden. Auch könnte ein überproportionaler Teil des zusätzlich benötigten Personals für das im Kanzleramt angesiedelte Sekretariat für diesen Ausschuss aus dem Auswärtigen Amt entsendet werden.09
 
        Einen Machtverlust für das Außenministerium könnte eine solche Architektur bedeuten, wenn der oder die Außenminister*in nur noch als eine von vielen statt als „die“ Stimme der deutschen Außenpolitik wahrgenommen würde. Die Bilder von Auslandsreisen, die den Außenminister*innen zu Beliebtheit in der Bevölkerung und damit auch zu politischer Macht verhelfen, blieben aber bestehen. Und für das Außenministerium selbst sowie vor allem für die deutsche Außen- und Sicherheitspolitik wäre einiges gewonnen, wenn die Architektur der Bundesregierung zumindest Anreize dazu setzen würde, Konflikte zwischen den Koalitionspartnern schneller anzugehen. Wenn öfter und schneller verbindliche Entscheidungen zu außen- und sicherheitspolitischen Fragen getroffen würden, würde gerade das Auswärtige Amt profitieren, das für deren Umsetzung zuständig ist. Es würde dem Ministerium und seinen über 220 Auslandsvertretungen die Möglichkeit bieten, deutsche Außenpolitik effektiver zu erklären. Und neben der wichtigen und heute fehlenden Koordinierung auf höchster politischer Ebene zur Aushandlung von Kompromissen, Prioritäten und Entscheidungen bliebe dem Auswärtigen Amt, den eigenen Mehrwert für die alltägliche Netzwerkarbeit, die Außenpolitik erfordert, stärker zum Tragen zu bringen.
 
        REFORMBEDARF INNERHALB DES AUSWÄRTIGEN AMTES
 
        Wenn der wichtigste Mehrwert des Außenministeriums die Vernetzung und das Wissen der eigenen Diplomat*innen im In- und Ausland ist sowie das Entwickeln und Nachhalten von Strategien und neuen Initiativen, dann braucht das Ministerium eine Kultur, die Anreize setzt für neue Ideen, ein adäquates Wissensmanagement und ein Personalmanagement, das die eigenen Mitarbeiter*innen optimal unterstützt und die besten Leute anzieht. Hier gibt es noch dringenden Reformbedarf.
 
        Von Konformismus zu Teamarbeit und Befähigung
 
        Der wichtigste und vielleicht schwierigste Schritt wäre ein tiefgreifender Kulturwandel im Ministerium mit Blick auf die Art und Weise, wie die eigenen Diplomat*innen zusammenarbeiten.10 Bereits im September 2000 forderte der damalige Außenminister Joschka Fischer ein „neues Selbstverständnis“ des Amtes, flachere Hierarchien und mehr „konzeptionell-strategische[s] Denken“.11 Doch mehr als zwei Jahrzehnte später sind die Strukturen und Hierarchien im Ministerium weiterhin eher auf das Verwalten und Umsetzen von Ideen anderer ausgelegt statt auf Kreativität, der Förderung neuer Ideen oder Widerspruch.
 
        Das ließe sich durch eine Vielzahl von Maßnahmen ändern. So könnte die Hausleitung das Vorlagesystem so umstellen, dass ihr von den eigenen Mitarbeiter*innen mehrere gleichwertige Optionen zur politischen Entscheidung unterbreitet werden, statt wie derzeit eine „Hausmeinung“, die zwischen etlichen Referaten und Abteilungen abgestimmt wurde.12 Denn im Moment, so formuliert es ein Diplomat, „schreibst du immer für den Konsens“.
 
        Um Räume für strategisches Denken zu öffnen, wären „Redteam“-Übungen, bei denen eine Gruppe von Diplomat*innen die explizite Aufgabe hat, die Ideen einer anderen Gruppe herauszufordern, oder Planspiele hilfreich, bei denen immer wieder die Diplomat*innen mit dem relevanten Wissen zusammengezogen werden, um Handlungsoptionen für verschiedene Szenarien zu durchdenken. Auch hier steht vor allem die Kultur im Weg: Oft wird schon allein deswegen nicht diskutiert, in Szenarien gedacht oder dies gar verschriftlicht, weil im Ministerium eine große Angst herrscht, dass Informationen nach außen gelangen könnten. Der vermehrte Einsatz von Planspielen und das gezielte Leaken ihrer Ergebnisse, wie es etwa in den USA üblich ist, könnten jedoch dazu beitragen, diese Art von Beschäftigung mit verschiedenen Szenarien zu normalisieren.13 Auch Dissens-Kanäle wie im US-Außenministerium wären eine Möglichkeit, Warnungen und unbequeme Positionen zur Not schnell und unbürokratisch an die Leitungsebene zu kommunizieren. Insgesamt müsste aber auch das Beurteilungssystem des Ministeriums darauf ausgelegt sein, neue Ideen, Kreativität, Teamarbeit, Widerspruch und das Teilen von Informationen zu belohnen.
 
        Ferner müssten die Auslandsvertretungen insgesamt gestärkt und den Diplomat*innen in den Vertretungen mehr Vertrauen auch seitens der Leitungsebene des Hauses entgegengebracht werden. Zwar stellte das Auswärtige Amt in den vergangenen Jahren immer mehr Personal ein. Dieses wird aber überproportional in Berlin eingesetzt. Auch nutzt das Ministerium die Ressourcen und das Urteilsvermögen der eigenen Leute vor Ort nicht systematisch. Eine im „Spiegel“ berichtete Anekdote, nach der die zuständige Staatssekretärin einem Bericht der Botschaft in Afghanistan über einen Bombenanschlag in Kabul erst glaubte, als der Anschlag als Tickermeldung in den Medien war, ist vielleicht besonders extrem, aber symptomatisch.14
 
        Wissen teilen und fördern
 
        Auch das Wissensmanagement müsste ausgebaut werden. Nach langen Verzögerungen gibt es inzwischen eine – wenn auch noch nicht von allen genutzte – elektronische Aktenführung und ein neues Intranet. Laut dem Digitalisierungsbeauftragten des Ministeriums steht auch eine Modernisierung der Übergabe bei Postenwechseln an.15 Das ist überfällig, denn welches Wissen und welche Kontakte genau bei Wechseln übergeben werden, hängt immer noch zu sehr von den einzelnen Personen ab – und dies, obwohl jedes Jahr etwa 1500 Mitarbeiter*innen rotieren. Gleichzeitig führt die Fokussierung darauf, wer im Amt welchen Posten innehat, dazu, dass jemand, der vier Jahre in Afghanistan gearbeitet hat, einige Tage nach seinem Postenwechsel in der Regel schon nicht mehr für einen inhaltlichen Austausch zu Afghanistan herangezogen wird. Auch die IT, Geheimschutzvorgaben und fehlende abhörsichere Systeme stehen teilweise dem Teilen von Wissen im Wege. So kann es passieren, dass ein Länderreferat nicht die Akten der Botschaft für genau dieses Land einsehen kann. Um Informationen mit anderen Ressorts zu teilen, müssen teilweise Ausdrucke von Ministerium zu Ministerium gefahren werden.
 
        Eine weitere Herausforderung ist die Frage, wie das Wissen der Diplomat*innen über ihre gesamte Laufbahn hinweg systematisch aufgebaut und immer wieder sinnvoll eingesetzt werden kann. Wie viel Spezialisierung ist sinnvoll – zum Beispiel auf bestimmte Regionen, Sprachen und technische Kenntnisse?16 Mit der Einführung einer „nicht-technischen Verwaltungslaufbahn“ außerhalb des Rotationssystems des Auswärtigen Dienstes vollzog das Ministerium im Januar 2023 möglicherweise eine kleine Revolution. Mit zunächst 40 bis 60 Stellen wird eine Laufbahn geschaffen, die es Spezialist*innen für bestimmte Themen erlaubt, längerfristig für das Auswärtige Amt zu arbeiten, ohne alle paar Jahre ins Ausland zu wechseln. Das lässt nicht nur eine inhaltliche Spezialisierung zum Beispiel im Bereich der Klimapolitik oder der Rüstungskontrolle zu, sondern könnte auch im Bereich der Kommunikation und der Personalverwaltung eine stärkere Professionalisierung erlauben.
 
        Gerade in der Personalabteilung könnte mehr Konstanz dazu beitragen, die Karriereentwicklung aller Diplomat*innen stärker zu fördern und planvoller zu gestalten. Gerade mit der Einführung der Beamt*innenlaufbahn ohne Rotation ist es wichtig, die Laufbahn von rotierenden Diplomat*innen attraktiv zu halten, indem eine individuelle Begleitung von Karrieren gewährleistet wird und die Möglichkeit besteht, sich trotz Rotation und Generalistenprinzip auf bestimmte Themen und Regionen zu spezialisieren.
 
        Diverse Belegschaft und Attraktivität als Arbeitgeber
 
        Nicht zuletzt stellt sich die Frage, wie es dem Ministerium gelingen kann, eine diverse Gruppe an möglichst guten Mitarbeiter*innen anzuziehen.17 Bei der Geschlechtergerechtigkeit hat das Amt in den vergangenen Jahren spürbare Fortschritte gemacht, sowohl in den Ausbildungsjahrgängen als auch bei der Beförderung in Führungspositionen. Im Vergleich zu anderen Bundesbehörden lag das Ministerium laut Gleichstellungsindex des Statistischen Bundesamtes 2022 mit 29,8 Prozent Frauenanteil in Leitungspositionen aber weiterhin auf dem letzten Rang unter den Ressorts. Die im März 2023 veröffentlichten Leitlinien „Feministische Außenpolitik gestalten“ kündigen hier Verbesserungen an – auch für die Diversität des Auswärtigen Dienstes in anderer Hinsicht: Nur 14,7 Prozent der Mitarbeiter*innen des Auswärtigen Amts haben aktuell einen Migrationshintergrund, bei 27 Prozent in der deutschen Gesellschaft.18
 
        Sowohl für die Gleichstellung als auch für die Attraktivität des Auswärtigen Dienstes insgesamt müsste das Ministerium die Vereinbarkeit von Familie und Beruf noch stärker fördern – in der Zentrale wie in den Auslandsvertretungen. So zeigt etwa der Gleichstellungsindex, dass 2022 nur 4,8 Prozent der Beschäftigten im Auswärtigen Amt in Teilzeit arbeiteten – 82 Prozent davon Frauen und nur 0,3 Prozent der Beschäftigten in Führungspositionen. Während die Leitlinien für feministische Außenpolitik auf zwei Botschaften verweisen, die im Job-Sharing von einem Ehepaar geleitet werden, vermissen viele Diplomat*innen eine stärkere Unterstützung der Berufstätigkeit der Partner*innen bei Einsätzen im Ausland.
 
        „REVIEW 2024“?
 
        Dass es dieser Änderungen und noch vieler mehr bedarf, ist bereits seit über zwei Jahrzehnten klar. Gerade in den vergangenen Jahren bewegt sich auf verschiedenen Ebenen auch einiges, wie die Anstrengungen zur Gleichstellung, die Einführung E-Akte oder die neue Spezialist*innenlaufbahn zeigen. Sowohl bei den sogenannten Pleuger-Reformen unter Joschka Fischer als auch bei dem vom damaligen Außenminister Frank-Walter Steinmeier 2014 angestoßenen „Review-Prozess“ scheiterten aber gerade die Maßnahmen, die es wirklich bräuchte, um Kulturwandel, Netzwerkpolitik und Strategieentwicklung umzusetzen.
 
        Das mag an Beharrungskräften auf allen Ebenen des Ministeriums gelegen haben, aber vor allem an Widerständen auf der Führungsebene direkt unter den jeweiligen Außenminister*innen sowie dem fehlenden Anreiz für den oder die Minister*in und die Führungsebene, wirklich etwas zu verändern. Für umfassende Reformen müsste ein*e Außenminister*in den politischen Willen haben, das Haus umzukrempeln, aber auch ganz praktisch eine*n Staatssekretär*in ernennen, der oder die sich dieser Aufgabe annimmt.19 In der Praxis sind Erfolg des oder der Minister*in – gemessen an der Wahrnehmung in den Medien und der Beliebtheit in der Bevölkerung – und Erfolg und Effektivität des Ministeriums als solches zu sehr entkoppelt. Die Führungsebene des Amtes, die im bestehenden System aufgestiegen ist, fokussiert sich vor allem darauf, wie der oder die Minister*in wahrgenommen wird.
 
        Ohne Druck von außen sind wesentliche Veränderungen deswegen unwahrscheinlich. Sowohl im Parlament als auch in der Fachöffentlichkeit ist das Thema in Deutschland aber unterrepräsentiert. Das zeigt ein Vergleich mit Entwicklungen in den USA. Im Januar 2023 verabschiedete der Kongress ein Gesetz, das nicht nur für Ausbildung, Diversity und Personalmanagement konkrete Reformen des State Department forderte, sondern auch eine 16-köpfige Kommission für Reform und Modernisierung des State Department einberief, die aus Mitgliedern aus beiden Parteien besteht.20
 
        In den Debatten der vergangenen Jahre zum Haushalt des Auswärtigen Amtes – die einzigen Gelegenheiten, bei denen im Bundestag ausführlicher über das Ministerium gesprochen wird – brachte dagegen kaum jemand mögliche Reformen zur Sprache. Auch hier fehlen Anreize: Abgeordnete der Regierungskoalition müssten die eigene Regierung kritisieren. Oppositionspolitiker*innen versprechen sich – wahrscheinlich zu Recht – mehr davon, die Substanz der Außenpolitik zu beklagen als die bürokratischen Prozesse dahinter.
 
        Dass das Thema im Bundestag kaum eine Rolle spielt, kann aber auch daran liegen, dass es weder aus der Fachcommunity noch aus der organisierten Zivilgesellschaft Nachfragen oder entsprechenden Druck gibt. In den USA veröffentlichten vor oder zu den Präsidentschaftswahlen 2020 renommierte Institutionen wie der Council on Foreign Relations, die Kennedy School an der Harvard University, das Truman Center und der Atlantic Council 50- bis 70-seitige Berichte mit Forderungen notwendiger Reformen im State Department. In Deutschland wird alle vier Jahre zum Regierungswechsel die Zusammenlegung des Auswärtigen Amtes und des Entwicklungsministeriums in den Raum gestellt, aber es gibt keine einzige veröffentlichte schriftliche Analyse eines Think Tanks oder Forschungsinstituts zu den Vor- und Nachteilen oder zur Umsetzung einer solchen Megareform. Auch detaillierte Auseinandersetzungen mit der Sicherheitsarchitektur oder der internen Aufstellung des Auswärtigen Amtes existieren kaum.
 
        Eine Möglichkeit, mehr Reformdruck aufzubauen, wäre die Einrichtung einer parteiübergreifenden Kommission aus dem Bundestag oder einer durchmischten Gruppe aus Abgeordneten, Expert*innen aus dem In- und Ausland und Vertreter*innen des Auswärtigen Amtes, die sich mit möglichen Reformen beschäftigen und Empfehlungen ausarbeiten könnte. Zehn Jahre nach dem „Review 2014“ könnte sich eine solche Kommission etwa im Rahmen eines „Review 2024“ dezidiert mit der internen Aufstellung des Amtes beschäftigen. Dabei wären zusätzlich zu den erwähnten Themen noch viele weitere Fragen drängend: Wie gelänge eine bessere Prioritätensetzung im Amt, von der auch viele strukturelle und personelle Entscheidungen abhängen? Sind die Abteilungsstrukturen des Amtes noch angemessen und wenn nein, wie könnten diese anders aufgestellt werden? Braucht es eine Novellierung des Gesetzes für den Auswärtigen Dienst und wie könnte diese aussehen? Wie sollte vor dem Hintergrund von Desinformation und eines globalen Wettbewerbs der Narrative die Kommunikation des Ministeriums in die heimische Öffentlichkeit und ins Ausland verbessert werden? Wie könnte das Amt Klischees und potenziell rassistische Einstellungen in der eigenen Arbeit stärker aufarbeiten, wie etwa zuletzt in den Niederlanden geschehen? Welche weiteren Investitionen braucht das IT-System kurz- und mittelfristig? Wie könnte der Personalaustausch mit anderen Ministerien und die Durchlässigkeit zwischen Ministerium, Wissenschaft oder Wirtschaft verstärkt und ermöglicht werden? Und wie könnte das Amt mit dem Europäischen Auswärtigen Dienst oder einzelnen Partnerländern eine bessere Arbeitsteilung finden? Wie sollte das Training in der Postenvorbereitung verändert, wie ein lebenslanges Lernen systematisch gefördert werden? Die Beantwortung vieler dieser Fragen wäre auch die Grundlage für eine Antwort auf die Frage, ob das Ministerium eigentlich mehr Personal braucht, um die Zeit für strategisches Denken und Initiative einzuräumen, und wenn ja, an welchen Stellen.
 
        Richtig aufgesetzt, könnte eine solche Kommission den politischen Druck für Veränderungen erhöhen, indem sie die Lücke aufzeigt zwischen der Realität des Auswärtigen Amtes einerseits und der Möglichkeiten des Ministeriums und der deutschen Außenpolitik als Ganzes andererseits, würde man den Diplomat*innenstab effektiver nutzen. Denn den viel beschworenen Mentalitätswandel und die strukturellen Reformen, die es braucht, damit die Zeitenwende in der deutschen Außen- und Sicherheitspolitik Realität wird, braucht es auch im Auswärtigen Amt. Mit einem Krieg vor der Haustür, mit gestiegener öffentlicher Aufmerksamkeit und dem damit verbundenen politischen Druck gäbe es den Rückenwind dafür, dass sich das Auswärtige Amt und dessen Führung, der Bundestag und die Fachcommunity in Deutschland ernsthaft mit Reformen im Außenministerium auseinandersetzen.
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          NATAN SZNAIDER
 
          WILLKOMMEN IM NAHEN OSTEN. ISRAEL IM FRÜHJAHR 2023
 
          Israel lebt seit seiner Gründung mit scheinbar unauflösbaren religiösen, politischen und ethnischen Spannungen. Die rechts-religiöse Regierung, die Ende 2022 ins Amt kam, will diese nun zu ihren Gunsten auflösen und gefährdet so die liberale Demokratie im Land.
 
        
 
         
          MICHAEL BRENNER
 
          DER WEG ZUM STAAT. VORGESCHICHTE UND GRÜNDUNG ISRAELS
 
          Als Antwort auf den Antisemitismus Ende des 19. Jahrhunderts entstand mit dem Zionismus eine jüdische Nationalbewegung. Doch waren Zuwanderung und Aufbau einer „jüdischen Heimstätte“ in Palästina mit vielen Hürden verbunden – von britischer wie arabischer Seite.
 
        
 
         
          SUZIE NAVOT
 
          DEMOKRATIE UND RECHTSSTAATLICHKEIT IN ISRAEL. EIN BLICK IN ISRAELS VERFASSUNGSGESCHICHTE
 
          Der Oberste Gerichtshof gilt als die wichtigste Kontrollinstanz der Knesset. Die Ende 2022 angetretene Regierung plant mit einer „Justizreform“ unter anderem, die Macht des Obersten Gerichtshofes zu begrenzen, und bedroht damit die Demokratie in Israel.
 
        
 
         
          DAHLIA SCHEINDLIN
 
          KÖRPER OHNE HERZ. WARUM VERSUCHE, EINE ISRAELISCHE VERFASSUNG ZU SCHREIBEN, IMMER SCHEITERN
 
          Anstelle einer Verfassung hat Israel mehrere Grundgesetze, die nach und nach verabschiedet werden. Die Idee einer Verfassung und die rechtliche Verankerung des Gleichheitsgrundsatzes wurden immer wieder angestrebt – und bisher stets verhindert.
 
        
 
        
        
 
         
          JENNY HESTERMANN
 
          IM SCHATTEN DER SHOAH. DEUTSCH-ISRAELISCHE BEZIEHUNGEN GESTERN UND HEUTE 
 
          Die „besonderen Beziehungen“ zwischen Israel und Deutschland waren nach der Shoah nicht selbstverständlich. Während sich die Bundesrepublik, anders als die DDR, aus moralischer Verantwortung Israel annäherte, spielten auch realpolitische Erwägungen eine Rolle.
 
        
 
         
          THOMAS HAURY · KLAUS HOLZ
 
          ISRAELBEZOGENER ANTISEMITISMUS
 
          Israelbezogener Antisemitismus entspringt dem modernen Antisemitismus und existierte schon Ende des 19. Jahrhunderts. Mit der Gründung des Staates Israel entstand ein realer Konflikt, der seither in verschiedenen Selbst- und Weltbildern antisemitisch gedeutet wird.
 
        
 
         
          MURIEL ASSEBURG
 
          75 JAHRE NACH DER NAKBA. DIE KATASTROPHE DAUERT AN
 
          Während die Gründung Israels 1948 für Jüdinnen und Juden einen sicheren Zufluchtsort schaffte, steht sie für die Palästinenserinnen und Palästinenser für die „Katastrophe“ von Flucht, Vertreibung, Enteignung und den Verlust von Heimat.
 
        
 
      

       
        EDITORIAL
 
        Vor nunmehr 75 Jahren wurde der Staat Israel gegründet – ein Symbol für die jüdische Wiedergeburt nach der Katastrophe wie für den langen Weg von der Diaspora in die Souveränität. Ein Staat, in dem das jüdische Volk, nach Jahrtausenden der Verfolgung und Wehrlosigkeit, in der Lage ist, sich selbst zu verteidigen. Dies war nicht erst seit dem Folgetag seiner Gründung am 14. Mai 1948 unerlässlich, als Israel von einer Allianz arabischer Staaten angegriffen wurde. Krieg und Terror bedrohen den Staat immer wieder – eine angespannte Sicherheitslage ist israelischer Alltag.
 
        Für einen Großteil der ansässigen palästinensischen Bevölkerung bedeutete die Staatsgründung jedoch Flucht und Vertreibung. Diese Kehrseite prägt eine polarisierende Dissonanz aus dem historisch hergeleiteten Territorialanspruch des jüdischen Volkes und der Notwendigkeit eines eigenen Staatsgebietes einerseits und der palästinensischen Tragödie, die damit verknüpft ist, andererseits. Eine Beilegung des Konflikts ist nicht absehbar; mit dem Antritt der rechts-religiösen Regierung unter Benjamin Netanjahu im Dezember 2022 scheint sie in noch weitere Ferne gerückt.
 
        Überschattet wird das 75. Staatsjubiläum von einer geplanten Justizreform, die unter anderem vorsieht, dass eine einfache Mehrheit des Parlamentes, der Knesset, sich über Entscheidungen des Obersten Gerichtshofes hinwegsetzen kann. Gegen diese Einschränkung der Gewaltenteilung gehen Israelis seit Anfang des Jahres massenhaft auf die Straße. Die Tatsache, dass die amtierende Regierung demokratisch gewählt wurde und nach wie vor viele Israelis hinter sich weiß, zeigt, wie gespalten das Land derzeit ist. Sollte die Regierung ihre Pläne realisieren können, sehen viele die Demokratie und Rechtsstaatlichkeit in Israel gefährdet.
 
        Jacob Hirsch
 
      

       
        ESSAY
 
        WILLKOMMEN IM NAHEN OSTEN
 
        Israel im Frühjahr 2023
 
        Natan Sznaider
 
        „Es war die beste und die schlimmste Zeit, ein Jahrhundert der Weisheit und des Unsinns, eine Epoche des Glaubens und des Unglaubens, eine Periode des Lichts und der Finsternis: es war der Frühling der Hoffnung und der Winter der Verzweiflung; wir hatten alles, wir hatten nichts vor uns; wir steuerten alle unmittelbar dem Himmel zu und auch alle unmittelbar in die entgegengesetzte Richtung – mit einem Wort, die Zeit war der unsrigen so ähnlich, daß ihre geräuschvollsten Vertreter im guten wie im bösen nur den Superlativ auf sie angewendet wissen wollten.“01
 
        So begann Charles Dickens Mitte des 19. Jahrhunderts seinen zeitlosen Roman „Eine Geschichte aus zwei Städten“ über Paris und London. Dieser handelte von der wohl wichtigsten Revolution in der Weltgeschichte – der Französischen. Auch deshalb ist dieser Roman zeitlos, weil Dickens die Ungleichzeitigkeit des Gleichzeitigen beschreibt, die uns überall – auch in Israel – erfasst. Die Zeit in Israel war nie gleichzeitig. 75 Jahre nach der Staatsgründung, also dem Beginn der Ausübung jüdischer politischer Souveränität in Israel, ist diese Staatsgründung noch immer nicht vollzogen. Denn dem Staat fehlen entscheidende Merkmale, andere sind uneindeutig: So gibt es etwa noch keine endgültigen Grenzen. Das Land kämpft noch immer um seine Unabhängigkeit, und es ist Besatzungsmacht. Israel ist formal demokratisch und doch keine liberale Demokratie. Seine Hauptstadt Jerusalem ist de facto geteilt und ständig wird ob der Heiligkeit dieser Stadt gekämpft.
 
        Seine Lage zwischen den Kontinenten ist nicht nur geografisch bedingt. Israel liegt auch politisch und kulturell sowohl inner- wie außerhalb Europas, Asiens und Afrikas. Als jüdischer Staat wurde Israel auf dem Grundsatz gegründet, dass Staat, Nation und Religion untrennbar miteinander verbunden sind. Israel ist vieles zugleich: eine postindustrielle Hightech-Dienstleistungsgesellschaft, eine orthodoxe Lern- und Lehrgemeinschaft, zutiefst religiös und abgrundtief säkular, weltoffen und weltverschlossen, homoerotisch und homophob, liberal und autoritär, zivilgesellschaftlich und militaristisch, tanzend und marschierend, gleich und ungleich, anerkennend und diskriminierend, mitleidig und grausam – all das ist israelischer Alltag. Und jenseits der „Grünen Linie“, in den seit 1967 besetzten Gebieten oder in „Judäa und Samaria“, wie Nationalreligiöse das Westjordanland nennen, herrschen andere Gesetze als im Kernland.
 
        DEMOKRATIE, DIVERSITÄT, DIFFERENZEN
 
        Ende Dezember 2022 wurde die 37. Regierung im israelischen Parlament, der Knesset, vereidigt. Es ist eine Koalition aus vier Parteien, der rechtspopulistischen Likud Partei, den beiden orthodoxen Parteien Schas und Vereinigtes Thora-Judentum und dem Parteienbündnis Religiöser Zionismus, das rechtsradikal, messianisch, homophob und rassistisch ausgerichtet ist. Gemeinsam haben sie 64 der 120 Sitze im Parlament, also eine Mehrheit von 53 Prozent. Sie sind eine demokratisch gewählte Mehrheit und haben die Wahlen gewonnen, daran besteht kein Zweifel. Für die Verlierer der Wahl geht aber nicht nur ihre Welt unter, sie fühlen sich verraten. Für diese 47 Prozent ging mit der Wahl auch ihr Bild verloren, das sie von Israel hatten, ein Selbstbild, das sie von sich selbst als Israelis hatten: liberale weltoffene Menschen, die am östlichen Ufer des Mittelmeers eigentlich zu Europa gehören. Nichts symbolisiert dieses Milieu mehr als die Geschichte der Stadt Tel Aviv, deren Wahlergebnis konträr zu dem gesamtisraelischen war. Dabei symbolisiert die Geschichte einer zweiten Stadt, Jerusalem, genau das Gegenteil. Sicher gab es seit 1977, als die Dominanz der linksgerichteten Parteien beendet schien, rechte Regierungen, aber hier und jetzt liegt eine neue noch nicht bekannte Radikalität in der Luft. Diese wird von den Wahlgewinnern tagtäglich bestätigt. Sie machen den Verlierern ihre Niederlage klar und bekräftigen, dass sie keinen Regierungs-, sondern einen Regimewechsel planen und auch ausführen werden. Die Gewinner machen keinen Hehl aus ihrer Absicht. Sie wollen die Gewaltenteilung abschaffen, die Medien unter ihre Kontrolle bringen, Kultur und Wissenschaft ihren Ansichten unterwerfen, und auch die seit 1967 besetzten Gebiete annektieren. Sie planen eine Mischung aus Populismus und Gottesstaat. All das wird mit dem Gewinn der Wahlen legitimiert. Die Mehrheit hat recht.
 
        Das ist auch der Grund, weshalb seit Januar 2023 jeden Samstagabend zehn- bis hunderttausende Menschen auf die Straße gehen (mich eingeschlossen), die meisten natürlich in Tel Aviv, um ihre Stadt, ihr Land und ihr Leben gegen die dunklen Kräfte zu verteidigen. Angst erfüllt sie beim tagtäglichen Lesen der Nachrichten, bei Gesprächen mit Freunden und Kollegen. Sie fürchten ob ihres Lebensstils, ihres Selbstverständnisses als liberale Israelis, sie fürchten, dass sie einer Illusion erlegen und nun im Nahen Osten angekommen sind, mehr als ihnen lieb ist. Sie kommen mit israelischen Flaggen, um sich und der Welt zu beweisen, dass sie, die hier für Freiheit und Demokratie demonstrieren, die wahren israelischen Patrioten sind, dass sie die „eigentlichen“ Israelis sind. Es ist das Bürgertum aus Tel Aviv, die Hightecher, die Banker, die Anwälte, die Medienleute, die Akademiker, die Kreativen, genau die, die sowohl das kulturelle als auch das finanzielle Kapital Israels erzeugen und erarbeiten. An diesen Samstagabenden sehen sich die Demonstranten als das fortschrittliche, aufgeklärte, säkulare, demokratische, liberale und städtische Israel, das auch in der Lage sein würde, in aufgeklärten, partnerschaftlichen Prozessen mit den Palästinensern zu einer einvernehmlichen Lösung des Konflikts zu kommen. Es ist eine Bewegung, die nicht nur um die Demokratie in Israel kämpft. Es ist eine Bewegung, die sich der israelischen Diversität stellt und sich nicht aus der Welt zurückziehen will. Auch einige unzufriedene Rechte sind unter den Demonstranten. Innere Emigration ist keine Option für sie. Sie demonstrieren für ein Leben, das sie keinen abstrakten Ideen unterwerfen wollen.
 
        Alle wissen, dass es auch das andere Lager gibt. Doch in ihren Augen sind das die Ewiggestrigen, die Klerikalen, die Nationalisten. Sie glauben, dass die andere Seite ihre formale Parlamentsmehrheit dazu nutzen wird, Israel in eine autoritäre Theokratie zu verwandeln. Und sie haben wohl recht damit. Bei den Demonstrationen geht es nicht nur um verschiedene politische Ansichten, um Meinungsverschiedenheiten, wie sie im politischen Diskurs üblich sind, sondern um den gegenseitigen Versuch, die andere Seite außerhalb der Legitimation und des Konsenses zu stellen. Es geht um die Frage, wer das „wahre“ Israel vertritt. Es geht um konträre Weltanschauungen, wo es so gut wie unmöglich ist, Kompromisse zu erreichen. Diese Unmöglichkeit des Kompromisses ist dann auch die Grundkonstellation eines möglichen Bürgerkrieges oder, wie man es mit der direkten Übersetzung des hebräischen Wortes treffender sagen kann, eines Bruderkrieges. So weit ist es glücklicherweise noch nicht, und doch schwebt der Geist der Gewalt über allem. Das ist Israel im Frühjahr 2023.
 
        Aber das allein reicht noch nicht, die gegenwärtige Komplexität Israels zu verstehen. Denn diese Prozesse kennt man auch aus Budapest, Warschau, Rom, und auch aus Ankara oder Moskau. Es gibt in Israel aber noch Tiefenstrukturen, die nicht durch die Entsagung des Liberalismus erklärt werden können. Denn hier gibt es auch eine spezifisch theologische Dimension. Also vielleicht doch eher Kabul oder Teheran als Referenz?
 
        JÜDISCHER UND DEMOKRATISCHER STAAT
 
        Die meisten jüdischen Israelis sind sich darüber einig, dass Israel ein jüdischer Staat ist. Aber über die Bedeutung des „Jüdischen“ gibt es politische und kulturelle Kämpfe. Gleichzeitig sind die Kriterien der politischen, gesellschaftlichen und kulturellen Zugehörigkeiten nicht trennscharf, ihre Übergänge sind fließend. Auch das macht die Diversität der israelischen Gesellschaften aus. Holocaustüberlebende, die in einem Strandcafé eine hebräische Zeitung lesen; die aus Nordafrika stammende Bankangestellte, die einem aus Odessa eingewanderten Juden einen Kredit ausstellt – auf Hebräisch; ein arabischer Professor, der in einem hebräisch geschriebenen Zeitungsartikel gleiche Bürgerrechte einfordert; ein orthodoxer Rabbiner, der in einer Polittalkshow auf Hebräisch mehr Heiligkeit für den Schabbat einklagt und seinen Zionismus bekräftigt, indem er ihn ablehnt; Homosexuelle, die ihre Ehen anerkannt haben wollen; junge Studenten und Studentinnen, die nach den neuesten Nachtklubs suchen und sich auch die Vorlesungspläne der Freien Universität Berlin anschauen. Alle müssen sich den gleichen Raum teilen, obwohl ihre Lebenswelten so verschieden sind.
 
        Das israelische Rückkehrgesetz erlaubt es Juden in der Diaspora, sofort Staatsbürger zu werden, während Nichtjuden, die im Land leben oder sogar in Israel geboren sind, zwar staatsbürgerliche Rechte haben können, aber das Prinzip des jüdischen Staates diese Rechte für Nichtjuden eingrenzt. Israel versteht sich als demokratisch und gleichzeitig jüdisch. Das Jüdische in dieser Formel ist der partikularistische Wunsch, einen Staat ausschließlich für Juden zu haben, während das demokratische in dieser Formel den universalen Wunsch ausdrückt, Teil der aufgeklärten demokratischen Welt zu sein. Das Land bewegt sich ständig zwischen diesen Polen. Es ist die Spannung zwischen dem Zionismus als säkulare Nationalbewegung, die die Selbstbestimmung für das jüdische Volk erstrebt, und dem Judentum als religiöse Tradition und Volksreligion. Diese Spannung konnte nie aufgelöst werden, und das war Israels Stärke. Das neue Regime will nicht mehr mit dieser Spannung leben und versucht, politisch zu erzwingen, was sich gesellschaftlich nicht erzwingen lässt.
 
        Die arabische Bevölkerung Israels, die über ein Fünftel des israelischen Demos ausmacht, aber nicht zum Ethnos gehört, manifestiert diese Spannung. Dazu kommt, dass Israel ein hochmilitarisierter Staat ist, der stets kriegsbereit sein muss, denn Israel ist in der Tat von Feinden umzingelt, nicht von Feindbildern. Auch lebt es im ständigen Kampf zwischen einer staatlichen Normalität und religiösen Gesetzen der Erlösung, die immer wieder in die Tagespolitik eindringen. Es ist, als ob eine ständige Last der religiösen und messianischen Erwartungen das anscheinend kulturelle und säkulare Projekt überfrachtet. Die Demokratie in Israel, auch wenn sie immer noch als die einzige Demokratie im Nahen Osten bezeichnet wird, ist eine ethnische Demokratie. Sie entspricht nicht dem moralischen Ideal der universellen Demokratie. Der fast schon permanent existierende Ausnahmezustand und die nicht vorhandene Trennung zwischen Staat, Nation und Religion, ergeben sich als tagtägliche Herausforderungen aus dem ethnischen Charakter dieses Staates. In diesem Kampf zählen Worte oft nicht mehr. Dialog und intellektuelle Bewegungsfreiheit existieren kaum noch. Äußerungen von der einen Seite werden von der anderen Seite weder wahrgenommen, geglaubt noch irgendwie erwogen. Ganz im Gegenteil: Die Gewinner triumphieren über die Verlierer und weiden sich an deren Agonie. Das ist der Preis, der für die radikale Diversität zu bezahlen ist.
 
        Die orthodoxen Gemeinschaften haben nach anfänglicher Feindschaft und Ablehnung den Staat nicht nur akzeptiert, um ihre Interessen durchzusetzen, für eine Zeit glaubten sie auch, diesen für ihre Zwecke instrumentalisieren zu können. Nun ist die Zeit der Revolution gekommen, und der Staat soll übernommen werden. Sie werden in diesem Projekt von dem Parteienbündnis Religiöser Zionismus unterstützt, das erst durch die 55 Jahre andauernde Besatzung infolge des „Sechstagekrieges“ so stark werden konnte. Ein Bündnis, das jenseits der Grünen Linie seine Basis hat, in einem beinahe schon rechtlosen Raum, der auf Gewalt, Diskriminierung und Abscheu gegenüber den offiziellen Institutionen des Staates beruht. Diese antistaatlichen politischen Kräfte bringen nun die Prinzipien der Besatzung in das Kernland Israels. Auch dagegen gehen die Menschen samstags auf die Straße. Die im Religiösen Zionismus verbundenen Parteien sind nicht nur orthodox-jüdisch, sondern orthodox-jüdisch-israelisch. Sogar die Orthodoxie hat sich in Israel nationalisiert.
 
        Das ist aus der israelischen Situation selbst entstanden: Für viele Zionisten war das rabbinische Denken aus der Zeit der Diaspora, jener Zeit der Macht- und Wehrlosigkeit, der Zeit ohne Politik und Souveränität, nicht relevant für den souveränen Staat Israel. Die Bibel dagegen zählte sowohl als – auch archäologisch untermauerbarer – Beweis für die Anwesenheit von Juden in diesem Land als auch als theologische Herausforderung. Das Judentum als raumlose Religion wurde durch die Staatsgründung mit dem Raum in Einklang gebracht.
 
        Jüdisches Denken in der Diaspora musste sich nie über Fragen der eigenen militärischen Gewaltausübung Gedanken machen, was bis in die Gegenwart den großen Unterschied zwischen Juden in Israel und in der Diaspora ausmacht. Dies geschieht gleichzeitig mit der immer enger werdenden hegemonialen Staatsideologie des religiösen Ethnonationalismus, die sich nun offen im Land ausbreitet. Das ist nicht widersprüchlich, ganz im Gegenteil. Der Staat als Institution verengt sich, gerade weil die Gesellschaften in Israel sich weiter öffnen.
 
        RELIGION UND LIBERALISMUS
 
        Wie kann man also die neue Situation in Israel beschreiben und verstehen? Das Fehlen eines Einheitsgefühls in den israelischen Kulturen und Identitäten; die sozialen und psychologischen Aspekte des Lebens in den Siedlungen des Westjordanlandes, die zurück auf das Kernland schlagen; die nichtjüdische Bevölkerung, die das zionistische Projekt ständig herausfordert; die sich ständig verschiebenden Erinnerungen an den Holocaust und seine noch immer spürbaren Auswirkungen auf die Menschen in Israel; die Beziehungen zwischen der jüdischen Diaspora und Israel und die Auswirkungen der Souveränität auf diese Beziehungen – all dies ist mit dem Regimewechsel in Israel neu zu definieren. Natürlich könnte man das, was gegenwärtig in Israel vorgeht, nicht nur für Israel selbst als bedeutsam beschreiben, sondern für ein dynamisches Modernitätsverständnis und für das Denken von Staaten und Gesellschaften im Allgemeinen. In Israel ist der Widerspruch zwischen dem Partikularen und dem Universalen verschärft durch die Präsenz der sich in Lebensweisen und Staatsverständnis extrem unterscheidenden Gruppen. Das heißt auch, dass die Geschichten zweier Städte trotz alledem die Geschichte eines Landes ist, ob gewollt oder nicht. Zu einfach und offensichtlich wird der Gegensatz zwischen Tel Aviv und Jerusalem gezogen. Denn der sich der Welt verschließende Blick des orthodox-religiösen Zionismus war schon immer die etwas unsichtbare Hintertreppe des zionistischen Projekts, die nun offen zum Vorschein kommt, aber eigentlich schon immer Bestandteil war. Ohne diese Hintertreppe gäbe es den Staat Israel nicht.
 
        Der Erfolg Israels erklärt sich auch dadurch, dass man bei vielen orthodoxen Juden die feindselige Einstellung gegenüber dem Zionismus besänftigen konnte, indem man die traditionelle rabbinische jüdische Religion mit dem staatlichen Zionismus in Einklang brachte, und man gleichzeitig die feindselige Einstellung mancher säkularen Zionisten gegenüber dem Diasporajudentum, ja gegenüber dem Judentum selbst, dadurch besänftigte, dass der Zionismus jüdischer wurde. Beiden war die Einstellung gemeinsam, dass das jüdische Volk das Recht habe, aktiv in die Geschichte einzugreifen und nicht auf die Erlösung durch den Messias zu warten. Und dazu gehört auch die Anwendung von Gewalt. Das sind die Spannungen, die sich seit 1992 auch in israelischen Grundgesetzen widerspiegeln, in denen Israel als „jüdischer und demokratischer“ Staat definiert wird. Das neue israelische Regime aber ist durchaus bereit, das „Demokratische“ dem „Jüdischen“ im wahrsten Sinne des Wortes zu opfern.
 
        Diese religiös-zionistischen Strömungen sind nicht neu, wie auch die Gewalt, die das Land immer wieder erleben muss, nicht neu ist. Das Sakrale ist schwer verhandelbar, denn das Land ist ein jüdisches Land und kein neutrales, das Juden bewohnen dürfen, um vor einer weiteren Katastrophe bewahrt zu bleiben, wie es vielleicht einige säkulare Zionisten sehen. Doch geht es hier nicht um einen Kulturkampf zwischen Religiösem und Säkularem. Denn schon die Tatsache, dass der Staat von Anfang an der jüdischen Orthodoxie die Macht über die wichtigsten Schlüsselereignisse des Lebens wie Heirat, Scheidung, Beerdigung und so weiter überließ oder dass die jüdischen Feiertage die offiziellen Feiertage des Landes sind, hat weniger mit einem tagespolitischen Druck religiöser Parteien als mit der Legitimation Israels als jüdischer Staat zu tun. Die Trennung von Staat und Synagoge ergibt keinen Sinn für Israel und bleibt eine Illusion für die am Samstagabend demonstrierenden Menschen. Israel lebt im ständigen Kampf zwischen nationalstaatlicher Normalität und den Gesetzen der Erlösung.
 
        Für diejenigen, die nun in Israel triumphieren, ergibt die formale Demokratie wenig Sinn. Es geht ihnen eher um politische Spiritualität, die nach den tieferen Gründen in der Politik sucht und immer dazu bereit ist, den Rahmen der Normalität zu brechen. Es geht ihnen um den permanenten Ausnahmezustand, und deshalb ist die Aussetzung des Rechtsstaates ein offen erklärtes Ziel. Diese Aussetzung des Rechts, die jenseits der Grünen Linie in den 1967 eroberten Gebieten schon zum Normalzustand geworden ist, legt die prekäre Lage nicht nur der Besatzung offen, sondern ist auch typisch für den Zionismus als staatstragende Ideologie. Dem kann ein liberales Milieu wenig entgegensetzen. Um etwas zu erreichen, müssten auch die liberalen Israelis den Ausnahmezustand erklären und das Land lahmlegen. Als Liberale sind sie auf die Dauer dazu nicht imstande. Kriege, militärische Operationen, Terroranschläge, Vergeltungsaktionen sind nicht die Ausnahme in einer sonst friedlichen Zivilgesellschaft, so wird es von einem bestimmten Milieu in Israel gesehen, aber die „friedliche“ Zivilgesellschaft existiert inmitten dieser Gewaltanwendungen. So glauben die Demonstrierenden – ja müssen es glauben –, dass trotz aller Wahrnehmung und Warnungen, Reflexion und Einsicht, es sich lohne, an dem Glauben an ein besseres Israel festzuhalten, und sich einreden, es werde doch nicht so schlimm werden und man werde schon für sich irgendeinen Weg finden (etwas, wovon auch ich mich nicht freispreche). Dazu gehört auch, dass man die Verrohung des politischen Diskurses ausblendet.
 
        All diese Widersprüche des zionistischen Projekts finden sich in der Rolle der arabischen Bevölkerung wieder. Von Anfang an lebten in Israel auch Araber – als ethnische und religiöse Minderheit und als Staatsbürger. Heute leben auf israelischem Gebiet etwa knapp zwei Millionen Araber und stellen 21 Prozent der israelischen Bevölkerung. Bedeutet Staatsbürgerschaft nicht eigentlich formale Gleichheit? Ethnisch und national gehört die arabische Bevölkerung Israels zu den Palästinensern, zugleich sind sie israelische Staatsbürger. Sie sind die wahren Außenseiter im zionistischen Projekt, da sie keinen symbolischen Bezug zum jüdischen Nationalstaat herstellen können. Das war schon bei der Staatsgründung 1948 so. Für die Juden Israels bedeutet die Anwesenheit der arabischen Bevölkerung eine ständige Erinnerung daran, dass die jüdische Souveränität nicht selbstverständlich ist und dass der „jüdische Staat“ mit Nichtjuden in seiner Mitte umgehen muss. Für viele jüdische Israelis bedeutet das auch die Angst vor dem Verlust der nationalen Identität, die dazu beitrug, dass nun explizit arabisch-feindliche Parteien die Regierungskoalition bilden.
 
        Aber Israel als Staat war nie neutral und radikal universal. Universale Prinzipien sind Prinzipien der Gleichheit und Gleichberechtigung. Ethno-nationale Prinzipien sind Prinzipien der Ungleichheit. Dieser Balanceakt konnte lange funktionieren und ist nun in der Tat in Gefahr, in noch unbekannte Regionen aufzubrechen. Je mehr die arabische Bevölkerung symbolisch und praktisch, etwa ökonomisch, vom Gemeinwohl des jüdischen Staates ausgeschlossen wird, desto selbstbewusster tritt sie als Minderheit auf. Die wachsende soziale und kulturelle Anpassung der Lebensverhältnisse von Arabern an die jüdische Bevölkerung wiederum ruft bei denjenigen, die auf ethnische Homogenität pochen, Verwirrung hervor. Die Folge sind Rufe nach stärkerer Diskriminierung von jüdischer Seite aus, so wie sie dann auch von den offiziellen Vertretern des jetzigen Regimes offen eingefordert wird. Und trotzdem befinden sich unter den Demonstrierenden wenige Araber. Es ist, als ob sie den Konflikt als einen innerjüdischen sehen. Sie mögen recht haben.
 
        Damit werden am Ende viele Fragen aufgeworfen, vor allem, ob „normale“ Politik für Juden überhaupt möglich ist, ob die Souveränität das jüdische Problem der Spannung zwischen Diaspora und Raum gelöst hat, und damit auch die Frage, ob es gelingen kann, die politischen Kapazitäten des Staates von den mächtigen religiösen und historischen Kräften der jüdischen Volkszugehörigkeit zu unterscheiden. Lässt sich innerhalb der jüdischen Tradition ein Verständnis für das Politische als eigenes Terrain ausmachen?
 
        VON KÖNIGEN UND PROPHETEN
 
        Das Ironische an dieser Frage ist, dass es gerade das „Politische“ ist, welches nun die religiösen und messianischen Kräfte freisetzt, die am Ende das „Politische“ vernichten werden. Es scheint im Moment keine weltliche und instrumentelle Politik zu geben, mit denen der jüdische Staat umgehen kann. Gerade für die Juden und den Staat Israel, die ja im Fokus dieser Debatten stehen, ist das ein zentraler Punkt. Kann diese Politik „normal“ werden, also Souveränität und Gewaltausübung in Einklang bringen? Das ist die historische Herausforderung und erinnert an den politischen Denker Niccolò Machiavelli, der darauf bestand, dass die „Normalität“ politischen Handelns auch Machtausübung enthält. Dabei geht es auch um politische Virtuosität. Das neue israelische Regime wendet sich vollkommen von dieser politischen Virtuosität ab, die immer schon Teil der pragmatischen zionistischen Politik war. Die Pläne der revolutionären Rechten sind zum Beispiel, Teile der besetzten Gebiete zu annektieren, ohne der palästinensischen Bevölkerung Bürgerrechte zu gewähren. Um das ungestört, also jenseits der Mehrheitsverhältnisse, umsetzen zu können, bedarf es der massiven Schwächung des Obersten Gerichts, das das verhindern könnte. Statt des Virtuosen herrscht vielmehr das Brachiale.
 
        Aber sie wenden sich auch von den jüdischen Traditionen ab, die schon immer die Selbstbegrenzung der staatlichen Souveränität einforderten, wie wir es aus der Heiligen Schrift kennen. Deshalb sieht man auch immer mehr religiöse Menschen unter den Demonstranten. Das Judentum kennt auch den Konflikt zwischen Königen und Propheten, eben dass die sorglose Souveränität ihre Grenzen haben muss. Die jüdischen Propheten erinnern also an die jüdische Tradition jenseits der Souveränität. Sie erinnern an die universale Tatsache, dass Machtausübung einen Preis hat, konkret: dass es in Israel Rassismus und Grausamkeit gibt, dass der Staat mit seiner ständigen Kampfbereitschaft und deren Folgen auf vielen Ebenen teuer für die Freiheit zahlt, dass insgesamt die Ausübung politischer Souveränität auch um den Preis des Verlusts der Unschuld erfolgt. Und sie erinnern an die liberale Grundhaltung, der zufolge bei politischem Handeln immer auch das Individuum zu seinem Recht kommen muss, nicht allein die Gruppe oder das Kollektiv. Diese Einstellungen wurden in Israel vom Obersten Gericht vertreten und gegen den Souverän durchgesetzt. Mit der politischen Kontrolle der Gerichte versuchen die neuen Herren des Landes auch die alten prophetischen Stimmen zum Schweigen zu bringen. Indem sie eine neue Form des lokalen Judentums entwickeln, dass keine Einschränkungen der Souveränität anerkennen will, leisten sie einen Götzendienst mit dem Staat und entfernen sich von den eigenen jüdischen Traditionen. So vernichten sie die aktuelle Verwirklichung dessen, was sich im Traum der Zionisten verbarg: dass Israel ein normaler Staat werden könnte – ein Staat, der seinen Bürgerinnen und Bürgern egal welcher Religion und Herkunft Sicherheit bietet, ein Staat in Frieden, ein Staat, der nicht umstritten ist, und ein Staat, der von der Welt akzeptiert wird. Dies umfasst auch die Wandlung im Selbstverständnis seiner Staatsbürger von den Angehörigen einer Religion zu denjenigen einer Nation. Von dieser Hoffnung entfernt sich das jetzige israelische Regime mit seinem revolutionären Elan. Das ist der tieferliegende Grund der Samstagsdemonstrationen, die eigentlich konservativ sind, da sie die Gegenwart als Ende der Vergangenheit betrachten.
 
        AUSBLICK
 
        Diejenigen, die aus einer Situation der Verfolgung und der Heimatlosigkeit heraus einen jüdischen Staat herbeisehnten und -sehnen, hatten vielfach eine eigene, eben durch ihr Judentum und ihre desolate Situation geprägte Vorstellung von diesem Staat. Der reale Staat Israel muss sich mit diesen Vorstellungen nicht decken, vielmehr sind es nur die israelischen Staatsbürger, die diesen Staat gestalten und für seine Machtausübung verantwortlich sind. Sicher kann Israel nicht aufhören, ein Staat der Juden zu sein. Das Rückkehrrecht erlaubt jedem Juden auf der Welt, zu wählen, ob er oder sie zu dem israelischen politischen Kollektiv gehören will. Das heißt dann auch, dass der souveräne Staat Israel seinen ethnischen Charakter nicht aufgeben kann und sollte, der doch die Grundlage des Landes ist und die seiner tiefen Geschichte. Israel ist seit jeher als jüdischer Staat konzipiert worden, auch von Juden, die sich für säkular halten. Dieser Traum, diese Spannung, diese Hoffnung wird nun vor den Augen eines Großteils der Bevölkerung zerstört von denjenigen, die in der eigentlich nicht-jüdischen Eindeutigkeit leben wollen. Auch dafür gehen die Menschen samstags auf die Straße. Jeder Kampf um Demokratie in Israel muss daher mehr und nicht weniger religiöse Elemente des Judentums einbeziehen.
 
        Daraus folgt auch, dass „säkulare“ und „aufgeklärte“ Juden in Israel eine Variante der Aufklärungstradition entwickeln müssen, die auf jüdische partikulare Bedingungen eingeht. Im „anderen“ Lager könnten gläubige Juden in den jüdischen Gesetzen und der darauf beruhenden religiösen Kultur die kreative Flexibilität wiederentdecken, die Teil der jahrhundertealten Diasporakultur war. Und gemeinsam müssen sie auf die arabische Bevölkerung eingehen und sie als gleichberechtigte Staatsbürger behandeln. Die Alternative wäre die apokalyptische Weltlosigkeit. Dies sind die entscheidenden Aufgaben für Israels Zukunft. Franz Kafka soll einst geschrieben haben: „Es gibt unendlich viel Hoffnung, nur nicht für uns.“ Willkommen im Nahen Osten.
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        DER WEG ZUM STAAT
 
        Vorgeschichte und Gründung Israels
 
        Michael Brenner
 
        War es der Holocaust, der zur Gründung des Staates Israel führte? Oder die Verfolgung der Juden im Russischen Reich? Der Dreyfus-Prozess in Frankreich oder die Wahl des Antisemiten Karl Lueger zum Wiener Bürgermeister? War es der Idealismus russisch-jüdischer Sozialisten, eine egalitäre Gesellschaft in Palästina zu errichten oder doch eher die religiöse Überzeugung einiger Orthodoxer, nach zweitausend Jahren Staatenlosigkeit das messianische Zeitalter einzuleiten? Ein bisschen wohl von allem und gewiss noch mehr.01
 
        Die Anfänge des Zionismus als Idee lassen sich nicht klar datieren. Bereits vor der Zerstörung des Zweiten Jerusalemer Tempels im Jahr 70 n.d.Z. lebten Juden in der Diaspora, die sich damals von Ägypten bis Kleinasien erstreckte. Mit dem Verlust ihres religiösen und nationalen Heiligtums und dem Ende ihrer politischen Souveränität wurden sie zu einem Diasporavolk par excellence. Doch sie gaben die enge Bindung an ihre historische Heimat nicht auf. Sie beteten drei Mal täglich für ihre Rückkehr nach Jerusalem, das durch den Berg Zion symbolisiert wurde, von dem sich später der Begriff „Zionismus“ herleitete. Sie stellten sich diese Rückkehr in poetischer Form vor. Und manchmal verließen sie tatsächlich ihre Wohnorte in Europa, Afrika und Kleinasien, um in das biblische Land zu ziehen. Wenn nicht zum Leben, dann zumindest zum Sterben.
 
        Der Zionismus als politische Bewegung dagegen hat sowohl eine Geburtsstunde als auch einen Geburtsort. Sein Anfang lässt sich auf den ersten Zionistenkongress in Basel im August 1897 datieren. Sein Vater ist Theodor Herzl, der ein Jahr zuvor mit seiner kleinen Schrift „Der Judenstaat“ die theoretische Grundlage für diese moderne politische Bewegung schuf.
 
        POLITISCHER ZIONISMUS
 
        Als Journalist und Bühnenautor war der 1860 in Budapest geborene Herzl in seiner Wahlheimat Wien keineswegs ein Unbekannter. Der Feuilletonredakteur der „Neuen Freien Presse“ gehörte zu den wichtigsten literarischen Stimmen der Stadt. Herzl wollte vor allem dazugehören und anerkannt werden: als Österreicher, als Schriftsteller, als Journalist. Sein Judentum war ihm lange Zeit relativ gleichgültig. Er ließ seinen Sohn nicht beschneiden, ging selten in den „Tempel“, wie die Wiener Juden ihre große Synagoge in der Seitenstettengasse nannten, und stellte sich einen Weihnachtsbaum ins Wohnzimmer. Doch als er erkannte, dass er von seiner Umwelt nicht so sehr als Österreicher oder als deutscher Schriftsteller, sondern in erster Linie als Jude wahrgenommen wurde, zog er daraus eine radikale Erkenntnis: Wenn die europäischen Völker die Juden nicht als gleichwertige Mitglieder in ihrer Mitte anerkennen, dann müssen die Juden eben ihren eigenen Staat, ihre eigene Gesellschaft gründen. Noch wusste er nicht genau wo und in welcher Form. Er dachte zunächst an Argentinien, wo man die Einwanderung von Europäern förderte. Später nahm er auch den Uganda-Plan der britischen Regierung durchaus ernst, die ein Gebiet im heutigen Kenia vorschlug. Doch verstand er durchaus, dass es eigentlich nur einen Ort gab, an dem die Juden ein historisches Recht auf Ansiedlung hatten und an den sie emotional gebunden waren. Dies war das Land Israel, in dem ihre Geschichte vor drei Jahrtausenden begonnen hatte.
 
        Die antisemitischen Begleiterscheinungen während des Prozesses gegen den zu Unrecht verurteilten französisch jüdischen Offizier Alfred Dreyfus in Paris 1894 und die Wahl des Antisemiten Karl Lueger zum Wiener Bürgermeister 1897 waren Schlüsselerlebnisse auf Herzls Weg zum Zionismus. So standen in gewissem Sinne die Antisemiten Pate für den späteren jüdischen Staat. Aber die moderne zionistische Bewegung speiste sich auch aus anderen Quellen. Die meisten Anhänger Herzls kamen nicht aus Österreich, Deutschland oder Frankreich, wo die Juden sich trotz antisemitischer Stimmungen zu Hause fühlten. Sie stammten aus Osteuropa, wo um die Wende zum 19. Jahrhundert der weitaus größte Teil der jüdischen Bevölkerung lebte. Die jüdischen Gemeinden im Osten unterschieden sich grundlegend von denjenigen im Westen. Sie verstanden sich durchaus nicht nur als Religionsgemeinschaft, sondern auch als Teil eines jüdischen Volkes. Die meisten von ihnen sprachen Jiddisch – eine Sprache, die sie nach ihrer Vertreibung aus vielen deutschen Gebieten am Ende des Mittelalters vor allem nach Polen mitgenommen hatten – und unterschieden sich auch durch Kleidung, Berufe und Wohnlage von der nichtjüdischen Bevölkerung.
 
        KULTURELLER ZIONISMUS
 
        Ein kleiner Teil, vor allem aus der gebildeten Mittelschicht, war nicht mehr religiös und drückte sein Judentum vor allem kulturell aus. Hierzu gehörte auch die Neubelebung der hebräischen Sprache nicht nur für Gebet und Studium, sondern als zeitgenössische geschriebene und gesprochene Sprache. Aus diesen Kreisen hebräischer Aufklärer stammten jene Zionisten, die nicht wie Herzl ihren „Rückkehrwunsch“ nach Palästina mit dem Antisemitismus begründeten, sondern mit dem tiefen Bedürfnis, dass das Land ihrer Ursprünge ein geistiges Zentrum für die Entstehung einer modernen hebräischsprachigen Kultur und ein Damm gegen die fortschreitende Assimilation werden sollte. Der Hauptvertreter dieser Gruppe war Ascher Ginsberg, besser bekannt unter seinem Pseudonym Achad Ha’am – „Einer aus dem Volke“. Er warf Herzl vor, ein idealisiertes Europa in den Nahen Osten übertragen zu wollen und damit die Assimilation der Juden auf nationaler Ebene anzustreben. Herzl, der selbst kein Hebräisch konnte, mokierte sich wiederum über Achad Ha’am und dessen Idee einer hebräischen Kultur. Weder Herzl noch Achad Ha’am übersahen jedoch, dass es in Palästina bereits eine arabische Bevölkerung gab. Doch während Herzl der Überzeugung war, dass diese die Einwanderer, die die europäische Zivilisation mit sich brachten, mit offenen Armen begrüßen würden, warnte Achad Ha’am vor Konflikten mit den palästinensischen Arabern.
 
        RELIGIÖSER ZIONISMUS
 
        Eine dritte Richtung neben dem politischen Zionismus Herzls und dem kulturellen Zionismus Achad Ha’ams war der religiös motivierte Zionismus. Ihm gehörte allerdings anfangs nur eine kleine Minderheit der gläubigen Juden an, denn für die meisten von ihnen galt: Nur der Messias allein kann die Juden zurück ins Heilige Land führen. Aber weder in Herzl noch in Achad Ha’am, die beide säkulare Juden waren, sahen sie den Messias. Der deutsche Rabbinerverband verhinderte, zusammen mit der örtlichen jüdischen Gemeinde, dass der erste Zionistenkongress, wie von Herzl ursprünglich geplant, in München stattfand. Die deutschen Staatsbürger jüdischen Glaubens hätten keinerlei Interesse, in den Nahen Osten zu ziehen, und zudem verstoße ein solch aktiver Rückkehrversuch gegen die religiösen Auffassungen des Judentums. So tagte der erste Zionistenkongress eben nicht an der Isar, sondern am Rhein in Basel.
 
        Die orthodoxen osteuropäischen Juden waren gespalten. Für viele war der politische Zionismus aus den genannten Gründen ein Tabu. Aber es gab auch Rabbiner, die einen Grund erkannten, warum sie sich dem Zionismus anschließen sollten. In der jüdischen Religion ist kein Gebot wichtiger als das Retten von Menschenleben. Dafür soll man selbst die Schabbatruhe und die Speisegesetze brechen. Und dafür kann man auch das Warten auf den Messias verkürzen, wenn man im Zionismus eine Bewegung erkannte, die die von Pogromen bedrohten Juden Osteuropas aus akuter Lebensgefahr rettete.
 
        Als Herzl 1904 im Alter von nur 44 Jahren starb, ohne diplomatisch viel erreicht zu haben, existierten somit drei Hauptströmungen im Zionismus. Im politischen Zionismus versuchte man durch Ansiedlung von jüdischen Einwanderern und Verhandlungen mit den Weltmächten eine jüdische Heimstätte in Palästina für die vom Antisemitismus bedrohten Juden zu schaffen. Im kulturellen Zionismus wollte man ein geistiges Zentrum im Lande Israel einrichten, von dem aus sich der Kampf gegen die drohende Assimilation in der Diaspora vor allem durch die neubelebte hebräische Kultur führen ließ. Und die religiösen Zionisten verbanden die in ihren Gebeten täglich geäußerte Zionssehnsucht mit dem Versuch, Menschenleben zu retten.
 
        SOZIALISTISCHER UND NATIONALISTISCHER ZIONISMUS
 
        Im ersten Drittel des zwanzigsten Jahrhunderts traten zwei neue Spielarten auf: der sozialistische und der nationalistische Zionismus. Ein großer Teil der osteuropäischen Zionisten identifizierte sich mit sozialistischen Idealen wie der Abschaffung des Kapitalismus und dem Ideal kollektiver landwirtschaftlicher Siedlungen, die später in Form des Kibbuz konkrete Gestalt annahmen. Somit wurde Palästina auch zur Spielwiese für sozialistische Experimente. Sozialrevolutionäre Ideen aus dem russischen Kontext vermengten sich mit zionistischen Idealen. Nach dem Ersten Weltkrieg wuchs der aus Polen stammende Politiker David Ben-Gurion zur führenden Figur dieses politischen Lagers heran.
 
        Der nationalistische oder auch revisionistische Zionismus vertrat dagegen die bürgerlichen und antisozialistischen Elemente innerhalb der Bewegung. Dominierende Figur des Revisionismus war bis zu seinem Tod Vladimir (Ze’ev) Jabotinsky, eine der schillerndsten Figuren jüdischer Politik in der ersten Hälfte des 20. Jahrhunderts. Als Journalist, Schriftsteller und Übersetzer hatte er sich in der literarischen Welt Russlands einen Namen gemacht, und als brillanter Massenredner gelang es ihm bald, sich eine große Anhängerschaft zu sichern, deren Hauptbasis die breite Mittelklasse des polnischen Judentums der Zwischenkriegszeit bildete.
 
        „EINE NATIONALE HEIMSTÄTTE IN PALÄSTINA“
 
        Schließlich formierte sich auch eine am ehesten als liberal zu charakterisierende politische Strömung, die sich als „Allgemeine Zionisten“ zu verstehen gab und über den Parteienkämpfen stehen wollte. Der Chemiker Chaim Weizmann stieg im Laufe des Ersten Weltkriegs zur entscheidenden Figur dieser gemäßigten Richtung auf. Vor allem seinen Verbindungen zu britischen Politikern, die er als Entdecker eines kriegswichtigen chemischen Mittels zu knüpfen vermochte, war es zu verdanken, dass der Zionismus im November 1917 erstmals die lang ersehnte politische Anerkennung erfuhr.
 
        In der Balfour-Deklaration, benannt nach dem damaligen britischen Außenminister Arthur Balfour, versprachen die Briten, die gemeinsam mit Frankreich den Nahen Osten für die Zeit nach dem Ersten Weltkrieg beziehungsweise nach der osmanischen Herrschaft bereits in Einflusszonen aufgeteilt hatten (Sykes-Picot-Abkommen 1916), den Juden „eine nationale Heimstätte in Palästina“. So vage diese Formulierung anmutete, so war sie doch die erste offizielle Anerkennung der zionistischen Ziele vonseiten einer relevanten Großmacht. Die darauffolgenden Jahrzehnte sollten die Zionisten um die Einlösung dieses Versprechens kämpfen – und dabei feststellen müssen, dass die Definition von Balfours Formulierung äußerst dehnbar war. Eine „nationale Heimstätte in Palästina“ konnte sehr viel sein – oder sehr wenig. Was bedeutete Heimstätte – Unabhängigkeit oder Teilsouveränität? Was genau verstand man unter Palästina? Anfangs gehörte noch das heutige Jordanien als „Transjordanien“ dazu, später wurde es abgetrennt. Worauf zielte die Formulierung „in Palästina“? Auf einen kleinen Küstenstreifen oder auf das ganze Land?
 
        BRITISCHE MANDATSZEIT UND JÜDISCHE GESELLSCHAFT IN PALÄSTINA
 
        Im Dezember 1917 nahm die britische Armee unter General Edmund Allenby Jerusalem ein, wenig später war ganz Palästina unter ihrer Kontrolle. Die Briten und Franzosen teilten das Erbe des türkischen Sultans im Nahen Osten nun endgültig unter sich auf. Gemäß dem Sykes-Picot-Abkommen sollte Frankreich den Süden Anatoliens bis nach Mossul, Akko und Damaskus kontrollieren, während die Engländer das sich südlich anschließende Gebiet von Amman bis Bagdad erhalten sollten. Für die heiligen Stätten in Palästina war ursprünglich eine internationale Aufsicht vorgesehen.
 
        Die Briten, die letztlich die Kontrolle über Palästina erhielten, hatten nicht nur den Juden, sondern auch den Arabern Versprechungen gemacht: So hatte der High Commissioner in Ägypten, Henry MacMahon, dem Scherif von Mekka, Hussein, ein großarabisches Reich in Aussicht gestellt. Die Korrespondenz war jedoch genauso vage wie die Formulierung Balfours bezüglich einer jüdischen Heimstätte: Ob Palästina in diesem arabischen Staat enthalten sein sollte oder nicht, wird mit keinem Wort erwähnt.
 
        Während der unmittelbaren Nachkriegsjahre setzten sich zunächst einmal die diplomatischen Erfolge des Zionismus fort. Auf der Konferenz von San Remo 1920 wurde beschlossen, Großbritannien das Völkerbundsmandat für Palästina zu übertragen - wobei die in der Balfour-Deklaration in Aussicht gestellten Regelungen eine wichtige Grundlage bildeten. Damit war das vom britischen Außenminister gegebene Versprechen, eine nationale Heimstätte für die Juden zu schaffen, auf eine internationale völkerrechtliche Grundlage gestellt. Nach einer Übergangsphase zwischen 1917 und 1920, während der Palästina von der sogenannten Occupied Enemy Territory Administration verwaltet wurde, entsandte Großbritannien als ersten Hochkommissar den jüdischen Kabinettsminister Herbert Samuel. Dass ein Jude, der zudem noch dem Zionismus positiv gegenüberstand, das Schicksal Palästinas lenkte, verstanden viele Zionisten als Anbruch eines neuen Zeitalters. Aber bald wurden auch andere Tendenzen in der britischen Politik deutlich. Winston Churchill, damals Kolonialminister, machte in einem Weißbuch von 1922 klar, dass er im Gegensatz zu Weizmann nicht beabsichtige, Palästina „so jüdisch werden zu lassen wie England englisch“ ist.02 Die Einwanderung von Juden sei zwar erlaubt, aber nicht über das für die Wirtschaft des Landes verträgliche Maß hinaus.
 
        Der Zionismus als Bewegung gewann in jenen Jahren zahlreiche Anhänger. 1929 wurde die Jewish Agency als eine Art „vorstaatlicher Staat“ gegründet, deren Jerusalemer Exekutive sich um die Einwanderung nach Palästina, den Landkauf sowie den kulturellen Aufbau kümmern sollte. Der Enthusiasmus über die Gründung der Jewish Agency verflog jedoch bald. Der Börsenkrach an der Wall Street blieb nicht ohne Auswirkungen auf den Ausbau Palästinas, und in Palästina selbst brachen im August 1929 die schwersten Unruhen seit Beginn der Mandatszeit aus. Anlass hierfür waren Statusfragen bezüglich der Klagemauer, dem Rest der westlichen Mauer des zerstörten Zweiten Tempels und heiligste Stätte des Judentums. Bereits in den Jahren zuvor hatte die muslimische Tempelberg-Behörde Waqf das Aufstellen von Stühlen für ältere Leute und einer Trennwand für Frauen und Männer als Verletzung des Status quo angesehen. Als dann arabische Bauarbeiten um die Klagemauer für Empörung unter der jüdischen Bevölkerung sorgten, kam es zu Protestmärschen mehrerer Hundert junger jüdischer Demonstranten, die von Protesten der arabischen Bevölkerung erwidert wurden und schließlich in gewalttätigen Zusammenstößen mündeten. Am 23. August griffen die Unruhen auf andere Städte über. Innerhalb einer Woche wurden insgesamt 133 Juden ermordet, davon allein 60 in Hebron, und Hunderte verletzt; auf arabischer Seite waren 87 Tote und etwa hundert Verletzte zu verzeichnen.
 
        Die Ereignisse vom August 1929 markierten eine Wende in den Beziehungen zwischen Juden und Arabern in Palästina. Zwar war es auch vorher immer wieder zu einzelnen Gewaltausbrüchen gekommen, doch die vom Mufti von Jerusalem gebilligte Gewalt sollte den Auftakt einer Welle von Ereignissen bilden, die alle politischen Vorstöße in Palästina während der 1930er Jahre überschattete. Auch die britische Mandatsmacht war nicht in der Lage, diesen Konflikt von vornherein abzuwenden.
 
        In diese turbulente Zeit fiel auch der bisherige Höhepunkt der Einwanderung nach Palästina. Grund dafür waren nicht die verbesserten Lebensbedingungen in der neuen Heimat, sondern die unmittelbare Gefahr in der alten. Infolge der Machtübernahme der Nationalsozialisten in Deutschland und angesichts der damit verbundenen Bedrohung der Nachbarländer kamen 1933 etwa 37000 jüdische Einwanderer ins Land, 1934 waren es 45000 und 1935 schließlich 66000. In nur drei Jahren verdoppelte sich damit die jüdische Bevölkerung Palästinas nahezu, und vor allem der Ausbau der drei Städte Tel Aviv, Jerusalem und Haifa schritt in dieser Zeit rasant voran. Aufgrund der britischen Restriktionen ging die Einwandererzahl jedoch ab Mitte der 1930er Jahre, in denen der Bedarf eines sicheren Zufluchtshafens besonders groß gewesen wäre, wieder zurück: Von 1936 bis 1939 kamen weniger als 70000 Einwanderer hinzu. Mit der restriktiven Einwanderungspolitik reagierte die britische Regierung auf eine 1936 unter der arabischen Bevölkerung ausgebrochene Revolte, die in einem Generalstreik sowie in Ausschreitungen gegen Juden ihren Ausdruck fand. Nach Ansicht des Muftis von Jerusalem sollte das ganze zionistische Experiment als gescheitert erklärt und abgebrochen werden.
 
        TEILUNGSPLÄNE
 
        Die Briten befanden sich in einer politischen Zwickmühle. Einerseits hatten sie sich in der Balfour-Deklaration von 1917 für die Errichtung einer jüdischen Heimstätte in Palästina ausgesprochen und erkannten angesichts des sich rasch verbreitenden staatlichen Antisemitismus in Europa durchaus die wachsende Notwendigkeit eines solchen Schritts. Andererseits mussten sie in dem sich auf globaler Ebene zuspitzenden Konflikt mit den faschistischen Mächten um den Verlust ihres Einflusses in der arabischen Welt fürchten. Es war den Briten durchaus bewusst, dass die Juden im Falle eines Krieges gar keine Alternative hatten, als aufseiten der Briten und gegen die Deutschen zu kämpfen, während die arabische Seite kein gesicherter Verbündeter war. Diese Überlegung sollte während der 1930er und frühen 1940er Jahre die britische Nahostpolitik dominieren. De facto sollte dies eine Rücknahme der in der Balfour-Deklaration zugesagten Versprechen bedeuten.
 
        Unter dem Vorsitz des früheren britischen Indienministers, William Peel, wurde nach dem arabischen Aufstand von 1936 eine sechsköpfige Untersuchungskommission ins Leben gerufen, die im November des Jahres nach Palästina kam. In fünfmonatiger sorgfältiger Arbeit, nach der Befragung jüdischer, arabischer und britischer Zeugen und der Durchsicht wichtiger Dokumente, veröffentlichte die Kommission im Juli 1937 ihren über 400-seitigen Bericht. Das Ergebnis bedeutete ein Eingeständnis, dass die britischen Versprechen an Araber und Juden nicht im Rahmen eines Staates miteinander zu verbinden seien. Die Peel-Kommission empfahl erstmals die Aufteilung Palästinas in einen arabischen und einen jüdischen Staat mit zwei Mandatsenklaven – ein Streifen von Jerusalem bis zur Küste südlich von Jaffa sowie das Gebiet um Nazareth. Damit lag eine Zwei-Staaten-Lösung für Palästina auf dem Tisch, die während der gesamten zweiten Hälfte des 20. Jahrhunderts in den unterschiedlichsten Varianten immer wieder neu belebt – und verworfen – werden sollte.
 
        Zunächst jedoch handelte es sich um eine Totgeburt. Nach anfänglicher Zurückhaltung über den geplanten Kleinstaat empfahl der Zionistische Kongress in seiner Mehrheit zwar, diese Möglichkeit eigener Staatlichkeit weiterzuverfolgen. Die arabische Seite dagegen machte aus ihrer prinzipiellen Ablehnung keinen Hehl. Sie forderte eine sofortige Einstellung der Einwanderung und die Gründung eines palästinensischen Staates, solange noch eine arabische Mehrheit bestand.
 
        Am Ende rückten die Briten selbst von ihrem Plan ab. Sie entsandten eine neue Untersuchungskommission, die allerdings von arabischer Seite boykottiert wurde und der Gewalt kein Ende setzen konnte. Am 9. November 1938 lag ihr Bericht dem britischen Parlament vor, in dem der Peel-Plan als unrealistisch zurückgewiesen wurde. Dieser sogenannte Woodhead-Bericht sah zwar noch einmal einen Staatenbund vor, in dem der jüdische Teil nun auf ein Zwanzigstel des 1922 bereits um Transjordanien reduzierten Mandatsgebiets und auf ein Hundertstel des von den Revisionisten beanspruchten Gebiets zu beiden Seiten des Jordans zusammengeschrumpft war. Bereits zwei Tage später jedoch lehnte das Kabinett jede Teilung Palästinas ab.
 
        IM SCHATTEN VON KRIEG UND VERFOLGUNG
 
        Am Tag, an dem das britische Parlament diese Pläne diskutierte, brannten in Deutschland die Synagogen, und Zehntausende deutscher Juden wurden in Konzentrationslagern eingesperrt. Noch konnten sie freikommen, vorausgesetzt, es lag ihnen eine Einreiseerlaubnis in ein anderes Land vor. Ausgerechnet in dieser Situation schlossen sich die Tore Palästinas immer fester.
 
        Der bisher größte und folgenschwerste Rückschlag nicht nur für die Zionisten, sondern für die europäischen Juden insgesamt, war die im Februar 1939 eröffnete Round Table Conference im Londoner St. James’s Palace. Das Ergebnis der Besprechungen wurde im Mai 1939 in Form eines neuerlichen Weißbuchs veröffentlicht, das für die Kriegsjahre die britische Palästinapolitik bestimmen sollte. Nachdem in der Einführung klargestellt wurde, dass die Balfour-Deklaration niemals die Gründung eines jüdischen Staates gegen den Willen der arabischen Bevölkerung vorgesehen hatte, war es nun die Absicht der britischen Regierung, Palästina innerhalb von zehn Jahren in die Unabhängigkeit zu entlassen. Um auch dann noch eine arabische Mehrheit sicherzustellen, wurde eine Quote von 75000 jüdischen Einwanderern für die nächsten fünf Jahre festgelegt, 10000 pro Jahr sowie zusätzlich 25000 Geflüchtete. Anschließend sollten keine jüdischen Einwanderer mehr ohne arabische Zustimmung ins Land gelassen werden. Zudem wurde der Verkauf von Land an Juden ab sofort verboten.
 
        Dieses Ergebnis bedeutete eine niederschmetternde Enttäuschung für Weizmann persönlich und den Zionismus insgesamt. Es zeigte letztlich auch die Machtlosigkeit jüdischer Interessen gegenüber der britischen Regierung und bedeutete ein Ende der Hoffnungen von Millionen durch den Nationalsozialismus bedrohter europäischer Juden. Es entbehrte nicht einer bitteren Ironie, dass das Ende der jüdischen Emigration auf das Jahr 1944 festgelegt wurde, als von den großen jüdischen Gemeinden Europas so gut wie nichts mehr übriggeblieben war. David Ben-Gurion formulierte damals die neue Situation folgendermaßen: „Jahrhundertelang fragten sich die Juden in ihren Gebeten: ‚Wann wird es für unser Volk wieder einen Staat geben?‘ Aber niemand hätte jemals daran gedacht, die furchtbare Frage zu stellen: ‚Wird es unser Volk noch geben, wenn dieser Staat entstehen wird?‘“03
 
        Die Zionisten standen dennoch an der Seite der britischen Mandatsmacht im Krieg gegen das antisemitische Deutschland – eine andere Wahl hatten sie nicht. Die Briten konnten dagegen in den arabischen Staaten aktiv Verbündete suchen, hatten jene doch zum Teil erkennen lassen, dass es für sie durchaus andere Optionen gab. So war der Großmufti von Jerusalem am 30. November 1941 mit viel Pomp von Hitler empfangen worden und rief wiederholt über deutsche Radiostationen zur arabischen Unterstützung der Nationalsozialisten auf. Mit dem Vormarsch deutscher Truppen unter der Führung Erwin Rommels in Nordafrika bereitete sich auch die jüdische Bevölkerung Palästinas auf das Schlimmste vor und legte mit dem „Carmel-Plan“ ein Konzept vor, das die bewaffnete Verteidigung innerhalb eines Landstreifens im Norden Palästinas vorsah.
 
        Kurz bevor Rommels Armee bei El Alamein geschlagen wurde und damit die Gefahr für die Juden Palästinas gebannt war, versammelten sich im Mai 1942 etwa 600 zumeist US-amerikanische zionistische Delegierte zu einer Notkonferenz im New Yorker Biltmore Hotel. Das von Ben-Gurion mitgetragene „Biltmore-Programm“ schlug einen deutlich aggressiveren Ton an als vorige zionistische Verlautbarungen. Unter Berufung auf die Balfour-Deklaration und mit ausdrücklichem Wunsch nach Kooperation mit den arabischen Nationen wurde das britische Weißbuch von 1939 scharf abgelehnt und das Recht der Juden auf einen eigenen Staat in deutlichster Form bekräftigt.
 
        Gleichzeitig war es aber auch ein Dokument der Ohnmacht in den schwersten Zeiten der jüdischen Geschichte. Solange der Krieg gegen das nationalsozialistische Deutschland andauerte, waren den Zionisten die Hände gegen die Briten gebunden. Mit Ende des Krieges allerdings waren letztere nicht mehr Verbündete, sondern Besatzer, gegen die nun auch ein Untergrundkampf geführt wurde.
 
        ZIONISTISCHER WIDERSTAND
 
        Zunächst bestand der zionistische Widerstand in der Organisation der illegalen Einwanderung jüdischer Flüchtlinge in das von den Briten weiterhin gesperrte Palästina. Anfang 1946 erreichte die Zahl der „Illegalen“ über tausend pro Monat. Danach jedoch intensivierten die Briten ihre Blockade und setzten insgesamt 26000 jüdische Flüchtlinge in Internierungslagern auf Zypern fest. Am meisten Aufsehen erregte die Rückführung des mit 4500 jüdischen Displaced Persons überfüllten Flüchtlingsschiffs „Exodus 1947“ ausgerechnet auf deutschen Boden. Dass Holocaust-Überlebende nach ihrer Befreiung aus den Konzentrationslagern nun gegen ihren Willen in deutschen und zypriotischen Internierungslagern festgehalten und an der Immigration nach Palästina gehindert wurden, hatte bei der politischen Entscheidung um die Errichtung eines jüdischen Staates gewiss eine nicht zu unterschätzende moralische Bedeutung.
 
        Neben der illegalen Immigration leisteten die Zionisten aber auch aktiven Widerstand gegen die britische Palästinapolitik. Die Gewalt kulminierte im Sommer 1946. Am 29. Juni 1946, dem sogenannten Schwarzen Schabbat, antworteten die Briten mit umfassenden Maßnahmen auf die zionistischen Untergrundaktivitäten. Daraufhin verübte die rechtsgerichtete paramilitärische Untergrundorganisation Irgun unter Menachem Begin, dem Nachfolger Jabotinskys, am 22. Juli 1946 einen Bombenanschlag auf das von der britischen Verwaltung benutzte King David Hotel in Jerusalem, der 91 Todesopfer forderte.
 
        Zwei Jahre nach Kriegsende begriffen die Briten, dass sie auch mit verstärkter militärischer Präsenz gegen den erbitterten jüdischen wie auch arabischen Widerstand ihr Mandat in Palästina nicht mehr erfüllen konnten. Die Frage um die Zukunft Palästinas wurde wieder an die Vereinten Nationen zurückgegeben, in deren Händen nun das Schicksal der beiden dort vereinten, doch nicht einigen Völker lag.
 
        UN-TEILUNGSPLAN UND GRÜNDUNG ISRAELS
 
        Am 29. November 1947 sprachen sich die Vereinten Nationen für die Teilung Palästinas in einen jüdischen und einen arabischen Staat aus. Die Verwirklichung des Beschlusses gelang freilich nur mit Blick auf den jüdischen Staat. Der damals vorgesehene Palästinenserstaat kam nicht zustande, da die Teilung von arabischer Seite abgelehnt wurde.
 
        Als David Ben-Gurion am 14. Mai 1948 den Staat Israel ausrief, erklärten fünf arabische Staaten Israel den Krieg. Die Zukunft des ersten jüdischen Staates nach zwei Jahrtausenden hing in der Luft. „Im Lande herrscht Feierstimmung und tiefe Freude. Und wieder fühle ich mich wie ein Trauernder unter den Feiernden (...), wie bereits am 29. November“, notierte David Ben-Gurion, der erster Ministerpräsident des neuen Landes werden sollte, am selben Tag in sein Tagebuch. Dann schloss er den Band und begann einen neuen mit folgendem Eintrag: „Um vier Uhr nachmittags wurde der Staat gegründet. Sein Schicksal liegt in der Hand der Armee.“04
 
        Der fast ein Jahr dauernde Unabhängigkeitskrieg brachte Israel neben anderen Gebietsgewinnen auch den Westteil Jerusalems ein, während der Ostteil mit der Altstadt und ihren religiösen Stätten an Jordanien fiel. Bis zur Eroberung der Altstadt durch die israelischen Truppen im sogenannten Sechstagekrieg 1967 blieb Juden der Zugang zu ihren heiligsten Stätten verwehrt. Die Palästinenser mussten infolge des Krieges von 1948/49 dagegen massenhaft fliehen, was durch gezielte Aktionen von jüdischer Seite noch verschärft wurde. Die Auswirkungen kennzeichnen die palästinensische Tragödie bis heute. Etwa 600000 bis 760000 Palästinenser verloren zwischen Dezember 1947 und September 1949 ihre Heimat und flüchteten außer in den Gazastreifen und das Westjordanland vor allem nach Jordanien und in den Libanon, wo viele ihrer Nachkommen noch nach Jahrzehnten in Flüchtlingslagern leben. Auch die große palästinensische Diaspora in der westlichen Welt und den Golfstaaten geht vor allem auf die beginnende Heimatlosigkeit jener Jahre zurück. So bedeuten die Geschehnisse von 1948/49 für die eine Seite die Nakba05 (arabisch: Katastrophe), für die andere die lang ersehnte Rückkehr der Staatlichkeit nach zweitausend Jahren in der Zerstreuung.
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          David Ben-Gurion bei der Verkündung der Unabhängigkeit Israels 1948
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        DEMOKRATIE UND RECHTSSTAATLICHKEIT IN ISRAEL
 
        Ein Blick in Israels Verfassungsgeschichte
 
        Suzie Navot
 
        In Israel gibt es keine offizielle, schriftlich niedergelegte Verfassung, sondern eine Reihe einzelner Grundgesetze (basic laws), denen der Oberste Gerichtshof einen verfassungsrechtlichen Status zuerkannt hat.01 Bei der Staatsgründung 1948 wurde in der Unabhängigkeitserklärung festgelegt, „die Einrichtung der gewählten, regulären staatlichen Organe“ solle in Übereinstimmung mit der Verfassung erfolgen, „die von der Verfassungsgebenden Versammlung verabschiedet wird“. Die Verfassungsgebende Versammlung wurde im Januar 1949 als konstituierende und legislative Körperschaft gewählt, was bedeutet, dass sie sowohl die Verfassung ausarbeiten als auch Gesetze verabschieden konnte. Unmittelbar nach ihrer Einsetzung erließ die Versammlung das Übergangsgesetz von 1949, das Folgendes vorsah: „Die Legislative des Staates Israel wird die Knesset sein. Die Verfassungsgebende Versammlung wird als Erste Knesset bezeichnet.“
 
        Auf den ersten Blick könnte man also meinen, die Verfassungsgebende Versammlung hätte sich einfach nur einen anderen Namen gegeben, doch diese Umbenennung war politisch motiviert. Damit sollte das Thema einer verfassungsgebenden Körperschaft endgültig begraben werden, womöglich wollte man sogar das Konzept einer schriftlich niedergelegten Verfassung an sich aufgeben, das der damalige Ministerpräsident David Ben-Gurion ablehnte.02 Die „Erste Knesset“ führte zwar ausführliche Debatten über die künftige Verfassung, doch da man sich über die Notwendigkeit einer Verfassung, ihren Inhalt und ihre Form nicht einig war, gerieten die Beratungen schon bald in eine Sackgasse. Vor ihrer Auflösung billigte die Erste Knesset einen „Kompromiss“, demzufolge Israel eine Verfassung „in Etappen“ einführen würde: Die Verfassung sollte aus „Kapiteln“ bestehen, die nach und nach erlassen wurden und jeweils ein einzelnes „Grundgesetz“ umfassten.
 
        PRINZIP DER SOUVERÄNITÄT DES PARLAMENTS UND GRUNDRECHTSKATALOG
 
        Das Fehlen einer Verfassung und die Tatsache, dass das israelische Rechtssystem auf dem britischen System basiert, führten zum Grundsatz der „Oberhoheit der Knesset“. Bemühungen, der Unabhängigkeitserklärung – die eine Reihe von Grundrechten wie die Freiheit der Religionsausübung und die gesellschaftliche und politische Gleichstellung aller Bürgerinnen und Bürger festschrieb – einen verfassungsrechtlichen Status zu verleihen, scheiterten. In den Jahren nach der Staatsgründung beschloss die Knesset eine Reihe von Grundgesetzen, die sich mit den Grundrechten der Bevölkerung befassten. So wurde beispielsweise im Gesetz über die Gleichberechtigung der Frau von 1951 festgelegt, dass „für Männer und Frauen die gleichen Gesetze und Rechtshandlungen gelten“. Später wurden das Gesetz gegen Diffamierung, das Gesetz zum Schutz der Privatsphäre und 1988 das Gesetz für Chancengleichheit am Arbeitsplatz erlassen, das die Diskriminierung von Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern aufgrund ihres Geschlechts, ihrer sexuellen Orientierung, ihres Familienstands, ihrer Herkunft, Religion, Nationalität und so weiter verbietet.
 
        Allerdings hat Israel trotz zahlreicher politischer Vorstöße im Laufe der Jahre nie einen Grundrechtskatalog verabschiedet. Auch heute noch scheint die Fertigstellung in weiter Ferne zu liegen. Da die Grundrechte in keiner Verfassung verankert sind, besteht die Möglichkeit, dass sich die Knesset ohne gesetzliche Einschränkungen darüber hinwegsetzt. Die Geschichte hat jedoch gezeigt, dass die Knesset die Grundrechte von Anfang an respektiert und ihre eigenen Befugnisse in Bezug auf diese Rechte eingeschränkt hat. Bisher wurden nur sehr wenige Gesetze verabschiedet, die ausdrücklich gegen die Grundrechte verstoßen, und die Knesset hat ihre souveräne Macht selten missbraucht – die Betonung liegt auf bisher. Gesetze, die von den Grundrechten abweichen, sind erst in den vergangenen Jahren auf der Tagesordnung der Knesset aufgetaucht.
 
        Der erhebliche Beitrag des Obersten Gerichtshofs zum Schutz der liberalen Demokratie und der Grundrechte ist ein herausragendes und in gewisser Weise einzigartiges Merkmal des israelischen Verfassungsrechts. Das Oberste Gericht hat sich den Schutz der Grundrechte zur Aufgabe gemacht und eine Art „Bill of Judicial Rights“ geschaffen: eine Reihe von Grundrechten, die durch die Urteile des Obersten Gerichts anerkannt und geschützt wurden – Gewohnheitsrechte, die nur in der Rechtsprechung des Obersten Gerichtshofs vorkommen und nur aufgrund des Prinzips der „ständigen Rechtsprechung“ (stare decisis) zu verbindlichen Rechtsnormen wurden. Die Grundrechte wurden vom Gerichtshof geschützt, obwohl es keine normative, verfassungsrechtliche oder gesetzliche Grundlage dafür gab. Der Schutz dieser Rechte ging aus den Entscheidungen des Obersten Gerichts hervor, das sollte man stets im Hinterkopf behalten.
 
        So entschied der Oberste Gerichtshof etwa in den Anfangszeiten des neuen Staates, dass die Exekutive die Grundrechte nicht beschneiden darf, es sei denn, sie kann sich dabei auf ein Gesetz stützen, dass ihr dies ausdrücklich erlaubt. Mit dieser scheinbar einfachen Auslegung – „kein individuelles Recht darf ohne die ausdrückliche Zustimmung des obersten Gesetzgebers beeinträchtigt werden“ – schränkte der Oberste Gerichtshof in seinen Urteilen die Befugnisse der Regierung und der öffentlichen Verwaltung ein und legte fest, dass Grundrechte nur mit ausdrücklicher Zustimmung des Gesetzgebers in Form eines Gesetzes missachtet werden dürfen.
 
        Seit seinen Anfängen hat sich der Oberste Gerichtshof mit fast allen grundlegenden Rechten befasst, unter anderem auch mit politischen Rechten wie dem aktiven und passiven Wahlrecht. Wenn die Knesset jedoch beschloss, die politischen Rechte ausdrücklich einzuschränken, konnten die von ihr erlassenen Gesetze aufgrund des Souveränitätsprinzips des Parlaments nicht außer Kraft gesetzt werden. Dennoch wurde der Oberste Gerichtshof aktiv und schränkte das Ausmaß des rechtlichen Schadens ein, indem er die Änderung des Grundgesetzes „Knesset“ minimalistisch auslegte. Mit seiner Interpretation wurde etwa der Ausschluss politischer Parteien auf Grundlage ihrer Ansichten und Programme erlaubt.
 
        Die gerichtliche Ausarbeitung der Grundrechte leistete einen wesentlichen Beitrag zur Weiterentwicklung des israelischen Verfassungsrechts. Trotz der zahlreichen Schwierigkeiten, mit denen der junge Staat konfrontiert war – darunter Kriege, Terroranschläge und andere Gefahren für die öffentliche Sicherheit, die Aufnahme immer neuer Einwanderer, wirtschaftliche Umwälzungen und soziale Spannungen –, war eine Infrastruktur für einen soliden Schutz der Grundrechte geschaffen worden. In Ermangelung eines in einer Verfassung festgelegten Grundrechtskatalogs blieb es dem Obersten Gerichtshof überlassen, die Grundrechte anzuerkennen, die fester Bestandteil jeder modernen Demokratie weltweit sind. Diese Anerkennung hatte allerdings auch Grenzen. So stellte der Oberste Gerichtshof etwa in der Rechtssache Rogozinsky03 fest: „Das staatliche Gesetz, das alle Eheangelegenheiten der jüdischen Bürger und Einwohner Israels den Rabbinatsgerichten zuweist und vorschreibt, dass Eheschließungen und Scheidungen gemäß der Thora durchgeführt werden müssen, hat Vorrang vor der Glaubens- und Gewissensfreiheit.“ Doch in Ermangelung klarer, unmissverständlicher und ausdrücklicher Gesetze waren es die Auslegungen des Gerichts, die für eine angemessene Regelung im Sinne der Grundrechte sorgten.
 
        Der rechtliche Status der Grundrechte änderte sich 1992 dramatisch mit der Einführung von zwei Grundgesetzen, die sich mit den Grundrechten befassen und die Möglichkeiten der Knesset begrenzen, diese einzuschränken.
 
        VERFASSUNGSRECHTLICHE REVOLUTION IN DEN 1990ER JAHREN
 
        In der Zeit von der Staatsgründung bis in die frühen 1990er Jahre verabschiedete die Knesset fast alle Grundgesetze, die sich mit staatlichen Institutionen wie dem Parlament, der Regierung, der Justiz, dem Präsidenten, der Armee und dem Staatskontrolleur (Ombudsmann) befassen. Was jedoch noch fehlte, war das Grundgesetz zur Gesetzgebung, das Gesetzgebungsverfahren für reguläre Gesetze und Grundgesetze regeln und die Befugnis des Obersten Gerichtshofs zur gerichtlichen Überprüfung von Gesetzen definieren sollte. Auch das Kapitel über die Grundrechte fehlte, da der Vorschlag, ein Grundgesetz über die Grundrechte zu verabschieden, in der Knesset höchst umstritten war. Also suchte man einen weiteren politischen Kompromiss und teilte das Kapitel über die Grundrechte, das ursprünglich als einzelnes, umfassendes Grundgesetz zu den Grundrechten geplant war, in eine Reihe separater Grundgesetze auf. Auf diese Weise konnte sich die Knesset auf die verfassungsmäßige Verankerung bestimmter, einvernehmlich vereinbarter Grundrechte einigen und diese unterstützen, während die Diskussion über die Rechte, die als „problematisch“ betrachtet wurden, etwa Gleichheit, Religions-, Rede- und Gewissensfreiheit, aufgeschoben wurde. Nach diesem erneuten „Kompromiss“ wurden 1992 zwei Grundgesetze zu den Grundrechten erlassen: Das Grundgesetz „Menschenwürde und Freiheit“ und das Grundgesetz „Freiheit der Berufsausübung“. Beide enthalten eine „Einschränkungsklausel“, ähnlich der Klausel in der kanadischen Charter of Rights and Freedoms. Danach ist ein Gesetz, das gegen ein in einem Grundgesetz verankertes Grundrecht verstößt, nur dann gültig, wenn es sämtliche Bedingungen der Einschränkungsklausel erfüllt, darunter auch den Grundsatz der Verhältnismäßigkeit: „In die Rechte aus diesem Grundgesetz darf nur durch ein Gesetz eingegriffen werden, das den Werten des Staates Israel entspricht, das zu einem angemessenen Zweck erlassen wird und dessen Umfang nicht größer ist als erforderlich.“04
 
        Die 1992 verabschiedeten Grundgesetze zu den Grundrechten veränderten die konstitutionelle Struktur Israels. Auf sie folgte 1995 ein wegweisender Beschluss: das Urteil im Fall Mizrahi Bank.05 Darin erklärte der Oberste Gerichtshof, der in Zivilverfahren als letzte Instanz für Berufungen zuständig ist, dass den Grundgesetzen in Israel ein verfassungsrechtlicher Status zukomme und dass das Gericht befugt sei, Einschränkungen, die sich aus der rechtlichen Überprüfung der Gesetzgebung der Knesset ergeben, geltend zu machen, selbst wenn diese Befugnis nicht explizit in einem Grundgesetz genannt wird. Diese Entscheidung des Obersten Gerichtshofs wurde zusammen mit den Grundgesetzen zu den Grundrechten später als „Verfassungsrevolution“ bekannt. Vor der Verabschiedung dieser Grundgesetze und dem Mizrahi-Bank-Urteil herrschte die Ansicht vor, Israel habe keine schriftlich niedergelegte, sondern nur eine „materielle“ Verfassung – eine Sammlung verbindlicher Grundsätze und Regelungen, die die geltenden Gesetze und die gesellschaftliche Realität widerspiegelten. Die Grundlage für den Übergang von einem Modell der parlamentarischen Souveränität mit einer materiellen Verfassung zu einer formalen Verfassung bildeten die Einschränkungsklauseln in den beiden Grundgesetzen zu den Grundrechten. Das Mizrahi-Bank-Urteil legte fest, dass die Einschränkungsklausel die Gesetzgebungsbefugnis der Knesset begrenzt und dass Israel trotz der fehlenden formellen Verankerung im Grundgesetz „Menschenwürde und Freiheit“06 eine „offizielle“ Verfassung hat.
 
        Die „Verfassungsrevolution“ veränderte das Kräftegleichgewicht zwischen den staatlichen Gewalten; eine Entwicklung mit deutlichen politischen Folgen. Anstatt auf eine inhaltliche Änderung der Grundgesetze zu drängen, stellten Kritiker der Verfassungsrevolution die Auslegung dieser Grundgesetze durch den Obersten Gerichtshof infrage. Ein wiederholt vorgebrachter Kritikpunkt von konservativen Politikern, Aktivisten und Akademikern lautete, dass die Grundgesetze von 1992 den Gerichtshof nicht ermächtigten, Gesetze zu kippen – dies sei nicht die Absicht des Gesetzgebers gewesen, zudem reichten die knappen Mehrheiten, mit denen die Grundgesetze verabschiedet worden waren, nicht aus, um ihnen einen verfassungsrechtlichen Status zu verleihen, der über den eines normalen Gesetzes hinausging.
 
        Eine zweite Stoßrichtung der Kritik bezog sich auf den großen Ermessensspielraum, den die Richter des Obersten Gerichtshofs bei der Bestimmung neuer „nicht aufgezählter“ Rechte und der Anwendung der Einschränkungsklauseln haben, insbesondere in Hinblick auf die Werte des Staates Israel und den Anteil der Gesetze, die Rechte beschneiden würden. Da es sich bei diesen Entscheidungen um Werturteile handle, sollten sie von demokratisch gewählten Vertretern und nicht von Richtern getroffen werden, die niemandem Rechenschaft ablegen müssten, so die Kritiker. Alternativ argumentierten sie, da der Oberste Gerichtshof faktisch zu einem Verfassungsgericht geworden sei, sollten demokratisch gewählte Vertreter mehr Möglichkeiten haben, Einfluss auf die Zusammensetzung der Richterbank zu nehmen und die ideologischen Positionen von Richterkandidaten vor ihrer Ernennung zu überprüfen.
 
        Seit der Verfassungsrevolution ist die gerichtliche Überprüfung von Gesetzen jedoch mit Umsicht und Zurückhaltung erfolgt. Der Oberste Gerichtshof hat in den zurückliegenden Jahrzehnten 22 Gesetze – vor allem bestimmte Abschnitte – gekippt, die alle auf Gerichtsurteile zurückgingen, in denen festgestellt wurde, dass diese Gesetze die Grundrechte unverhältnismäßig stark beeinträchtigten. Die Verfassungsrevolution hat eine neue Ära im israelischen Verfassungsrecht eingeläutet, und zwar eine textbasierte, in der es nach Meinung des Obersten Gerichtshofs einen Verfassungstext gibt und er damit die Befugnis hat, Gesetze entsprechend zu überprüfen. Wie der Oberste Gerichtshof erklärt hat, bilden die Grundgesetze die israelische Verfassung. Doch diese Verfassung ist nicht vollständig, sondern lückenhaft und limitiert. Tatsächlich ähnelt sie eher einer Auswahl institutioneller Verfahrensregeln, also einer sehr „schlanken“ Verfassung, die nicht unbedingt als Grundlage für das Zusammenleben in einem Staat oder als nationales Credo verstanden werden kann.07
 
        AUFSTIEG DES POPULISMUS UND EROSION DER DEMOKRATIE
 
        Parallel zum wachsenden Populismus in den vergangenen Jahren ist weltweit auch eine Erosion der Demokratie zu beobachten. Wann genau der Populismus in Israel Fuß fasste, ist schwer zu sagen, doch es besteht kein Zweifel daran, dass er mittlerweile bei uns angelangt ist, und das schon seit einigen Jahren. Israel erlebt derzeit einen ständigen Angriff auf die Gerichte, eine Schwächung der Wächter der Demokratie, eine starke Ablehnung gegenüber jedem Versuch, die Macht der Regierung einzuschränken, und die Bekämpfung unabhängiger Einrichtungen wie Medien, Menschenrechtsorganisationen und NGOs. Populistische Gesetze und die Delegitimierung von Meinungen und Personen kennzeichnen die Entwicklung Israels in den vergangenen Jahren. Die Toleranz gegenüber Kritik hat stark abgenommen und Menschenrechtsorganisationen – zumindest einige von ihnen – werden als „Feinde des Volkes“ betrachtet.
 
        In diesem Zusammenhang sollte man sich bewusst machen, dass Israel aufgrund seiner Regierungsstruktur den Gefahren des Populismus stärker ausgesetzt ist als andere demokratische Länder. In vielen Staaten gibt es Mechanismen zur Dezentralisierung der politischen Macht, etwa die Aufteilung der Legislative in zwei Kammern, das Vetorecht des Präsidenten bei der Gesetzgebung, eine föderale Struktur, ein regionales Wahlsystem oder mitunter sogar die Einbeziehung internationaler Organisationen und Gerichte. All diese Instrumente sind Teil der checks and balances, doch keines davon existiert in Israel.
 
        Israel ist einzigartig. Es hat einen starken demokratischen „Geist“, aber eine fragile demokratische Struktur. Israel ist das einzige Land – unter den „freien“ Ländern –, das über kein Instrument zur Dezentralisierung politischer Macht verfügt. Die Knesset ist die einzige Institution, die Gesetze erlassen kann, doch die Regierung kontrolliert die Knesset über die Koalitionsdisziplin. Israel verfügt über keine stabile Verfassungsstruktur. Mit einer einfachen Mehrheit kann die Knesset fast jedes Grundgesetz in einem normalen Gesetzgebungsverfahren in drei Lesungen und sogar innerhalb eines Tages verabschieden oder ändern. Durch die Dominanz der Exekutive beim Gesetzgebungsprozess in Verbindung mit der Schwäche der Knesset ist die Regierung in der Lage, kurzfristigen politischen Interessen nachzugeben und ohne ein System gegenseitiger Kontrolle nahezu uneingeschränkt zu agieren.
 
        Die Möglichkeit des Missbrauchs bei der Verabschiedung oder Änderung von Grundgesetzen ist daher größer als in anderen Demokratien, und die einzige Institution, die dem entgegenwirken kann, ist der Oberste Gerichtshof. Die politischen Akteure in Israel können die konstitutionellen Spielregeln jederzeit ändern – auch um diejenigen zu begünstigen, die gerade an der Macht sind. Die israelische Knesset hat 120 Abgeordnete, eine einfache Mehrheit von 61 Abgeordneten reicht aus, um die Grundgesetze Israels zu ändern – bereits 61 Abgeordnete bedeuten absolute Macht. Der Oberste Gerichtshof ist tatsächlich die einzige Instanz, die diese einschränken kann.
 
        ISRAEL 2023: „JUSTIZREFORM“
 
        Nach den Wahlen vom November 2022 und der Bildung einer neuen Regierung unter Führung von Ministerpräsident Benjamin Netanjahu hat diese mehrere Gesetzesentwürfe vorgelegt, die drastische Reformen im Justizwesen vorsehen. Diese Gesetzesentwürfe sind Teil der „Justizreform“, die darauf abzielt, die Autorität des Obersten Gerichtshofs erheblich zu schwächen. Sie umfasst:
 
         
          	Eine „Außerkraftsetzungsklausel“, die es einer einfachen Mehrheit in der Knesset ermöglichen würde, Gesetze zu verabschieden, die vom Gericht für verfassungswidrig erklärt wurden. 
 
          	Der Oberste Gerichtshof soll sich nicht mit Änderungen der Grundgesetze befassen dürfen. 
 
          	Der Oberste Gerichtshof wäre nicht mehr in der Lage, Regierungsentscheidungen auf ihre „Verhältnismäßigkeit“ zu überprüfen. 
 
          	Die Rechtsberater der Ministerien würden von den Ministern ernannt. 
 
          	Die Zusammensetzung des Richterernennungsausschusses soll verändert werden, künftig sollen die Richter nur noch von Politikern ernannt werden.
 
        
 
        Diese Vorschläge weisen mehrere Gemeinsamkeiten auf: Erstens erinnern sie an die Vorgehensweise der populistischen Regierungen in Polen und Ungarn und deren „demokratischer Übernahme“ der Justiz. Zweitens lässt sich daraus ableiten, dass die neue israelische Regierung uneingeschränkte Macht will. Eine Außerkraftsetzungsklausel im Verbund mit einer Bestimmung, die es dem Obersten Gerichtshof untersagt, sich mit Grundgesetzänderungen zu befassen, würde letztendlich alle Einschränkungen für die Legislative beseitigen. Drittens würde fast jede Institution, die bisher professionell, neutral, objektiv und unabhängig im staatlichen Bereich tätig war, politisiert werden.
 
        Interessant ist in diesem Zusammenhang, dass die israelische Generalstaatsanwältin Gali Baharav-Miara eine lange und ausführliche Stellungnahme zu diesen Vorschlägen veröffentlicht hat, in der sie die Regierung an ein grundlegendes Prinzip erinnert:08 Demokratie bedeutet nicht, dass das Mehrheitsprinzip über allem steht. Bei der Demokratie geht es auch um den Schutz der Grundrechte, um Rechtsstaatlichkeit, Gewaltenteilung und eine unabhängige Justiz, die die anderen Gewalten im Staat wirksam kontrollieren kann. Die „Reform“ nennt keinen dieser Grundsätze. Stattdessen heißt es in der dem Gesetzentwurf beigefügten Erklärung: „Das System zur Ernennung von Richtern in Israel weicht sehr stark von der Praxis in der westlichen Welt ab.“ Die Generalstaatsanwältin zeigt jedoch mit faktengespickten Tabellen, dass „eine umfassende Prüfung ergibt, dass gerade die vorgeschlagene Methode – aus vergleichender Perspektive – eine Ausnahme darstellt“. Und in Bezug auf die Befugnis des Gerichtshofs zur Aufhebung von Gesetzen schreibt die Generalstaatsanwältin, dass die „Details der [vorgeschlagenen] Regelung (…) die Verteidigung der Grundrechte dramatisch schwächen würden“. Sie führt aus, wie einige der vorgeschlagenen Änderungen den Bürgerinnen und Bürgern schaden und ihre Rechte gefährden würden – etwa wenn Regierungsentscheidungen nicht mehr auf ihre Verhältnismäßigkeit überprüft werden dürften: „Die Bürger hätten keine Möglichkeit mehr, sich selbst und ihre Rechte vor einer extrem unvernünftigen Entscheidung zu schützen.“ Sollte der Vorschlag umgesetzt werden, würde die Exekutive über uneingeschränkte Macht verfügen, so die Staatsanwältin, und es wäre nicht mehr möglich, den Bürgerinnen und Bürgern im Falle eines Missbrauchs der Regierungsgewalt zu Hilfe zu kommen.
 
        Ich schließe mich dieser Analyse voll und ganz an. Die Vorschläge würden das Ende Israels als konstitutionelle liberale Demokratie bedeuten, in der die Grundrechte vor einer Einschränkung durch andere Gesetze wirksam geschützt sind und die Befugnisse der Knesset wirklich kontrolliert werden. In Hinblick auf die Menschenrechte gibt es in Israel so einige Probleme, die politische Kultur steht den Grundrechten und dem Pluralismus zunehmend feindlich gegenüber, und hochrangige Politiker sind massiv in Korruptionsaffären verstrickt. Angesichts dieser Tatsachen könnte es katastrophale Folgen für die israelische Demokratie haben, den Gerichtshof daran zu hindern, seine Funktion als rechtsstaatliche Kontrollinstanz der Regierungsgewalt und als – wenn auch unvollkommener – Mechanismus zur Verteidigung der Menschen- und Minderheitenrechte auszuüben.09
 
        EPILOG – EINE KONSTITUTIONELLE ERGÄNZUNG?
 
        Die Haltung der Generalstaatsanwältin zur „Reform“ der Justiz ist von großer Bedeutung, denn wenn die Vorschläge die Knesset passieren, werden im Zusammenhang mit einer Ergänzung der Grundsetze vermutlich sofort wieder Petitionen eingereicht. Die Generalstaatsanwältin ist der Ansicht, dass die Verabschiedung des Gesetzes ein System schaffen würde, in dem die Exekutive und die Legislative unbegrenzte Macht hätten, was dazu führen könnte, dass „die Grundprinzipien des Staates als jüdischer und demokratischer Staat beschädigt werden“. Diese Aussage hat besonderes Gewicht. Nach dem Urteil des Obersten Gerichtshofs gibt es für die Knesset Grenzen, wenn sie ein Grundgesetz erlässt oder abändert. Eine davon ist die Unveränderlichkeit des Prinzips, dass Israel ein jüdischer und demokratischer Staat ist. Sollte die Knesset dagegen verstoßen, hat der Oberste Gerichtshof die Befugnis, einzugreifen und sogar ein Grundgesetz aufzuheben.
 
        Der Oberste Gerichtshof hat in verschiedenen Rechtsansichten festgestellt, dass es grundlegende Verfassungsprinzipien gibt, die sogar die verfassungsgebende Gewalt der Knesset einschränken können. Der Grundstein wurde bereits 1965 in der Rechtssache Yardor gelegt, als der Oberste Gerichtshof zum ersten Mal – in Anlehnung an die deutsche Rechtsprechung nach dem Ersten Weltkrieg – anerkannte, dass bestimmte grundlegende Prinzipien über dem Gesetz und positiven Recht stehen.10 In der Rechtssache La’or sprach Richter Aharon Barak von der theoretischen Möglichkeit, dass ein Gericht in einer Demokratie ein Gesetz für ungültig erklärt, das gegen grundlegende Prinzipien des Rechtssystems verstößt, auch wenn diese nicht in einer starren Verfassung verankert sind.11
 
        Während die Frage, ob die Knesset über eine ursprüngliche oder abgeleitete verfassungsgebende Gewalt verfügt, ungemein kompliziert ist,12 erscheint mir das Argument, dass die Knesset keine uneingeschränkte verfassungsgebende Gewalt besitzt, sehr überzeugend. Das Volk ist der Souverän, nicht die Knesset, und das Volk hat die Mitglieder der Knesset nicht dazu autorisiert zu beschließen, dass Israel nicht mehr länger ein demokratischer oder jüdischer Staat sein soll.13 Die Vorstellung, dass die Knesset über die uneingeschränkte Macht verfügt, Grundgesetze zu verabschieden oder zu ändern, ohne dass die Möglichkeit einer gerichtlichen Überprüfung besteht, ist sehr problematisch. Darüber hinaus steht sie im Widerspruch zur weltweiten Entwicklung, die Befugnis zur Verabschiedung und Änderung von Verfassungsnormen explizit und implizit einzuschränken, um grundlegende Verfassungswerte zu schützen.
 
        Bis vor kurzem gab es keinen Präzedenzfall in Hinblick auf eine mögliche Beschränkung der verfassungsgebenden Gewalt der Knesset. Doch im jüngsten dramatischen Urteil zu einem Grundgesetz wurde die Frage auf interessante Weise behandelt. Das Grundgesetz „Israel als Nationalstaat des jüdischen Volkes“ (Nationalstaatsgesetz), das 2018 in Kraft trat, war als ein weiteres „Kapitel“ der israelischen Verfassung gedacht, das sich mit der Identität der Nation befasst. Es legt fest, dass Israel die „nationale Heimat des jüdischen Volkes“ ist, und befasst sich mit staatlichen Symbolen wie der Flagge und der Nationalhymne, der Amtssprache, den nationalen Feiertagen, dem Schabbat, Jerusalem als Hauptstadt und so weiter.14
 
        Nach der Verabschiedung durch die Knesset wurden 15 Petitionen beim Obersten Gerichtshof eingereicht, in denen gefordert wurde, dieses Grundgesetz für nichtig zu erklären, mit dem Argument, dass darin weder der demokratische Charakter des Staates noch der Gleichheitsgrundsatz genannt werden. Die nichtjüdische Minderheit im Land werde vor den Kopf gestoßen, und das Gleichgewicht bei der Definition Israels als „jüdischer und demokratischer Staat“ werde zugunsten der ersten Bezeichnung verschoben. Indem die „Verfassungsmäßigkeit“ des Grundgesetzes infrage gestellt wurde, rückte auch die Frage in den Vordergrund, ob der Oberste Gerichtshof befugt ist, Grundgesetze mit Verfassungsstatus zu überprüfen.
 
        Am 8. Juli 2021 lehnte ein Gremium aus elf Richtern die Petitionen ab.15 Sie veröffentlichten eine monumentale 201-seitige Urteilsbegründung. Auch Richter George Karra legt darin seine Minderheitsmeinung dar. Als einziger arabischer Richter am Gericht war er auch als einziger der Meinung, dass mehrere Bestimmungen des Grundgesetzes für ungültig erklärt werden sollten.
 
        Das Gericht entschied, über die Frage seiner eigenen Befugnis, ein Grundgesetz streichen zu können, „nicht zu entscheiden“, allerdings kommt in der Urteilsbegründung klar zum Ausdruck, dass die Knesset bei der Verabschiedung oder Änderung von Grundgesetzen nicht „allmächtig“ ist. Das Gericht erklärte, dass die verfassungsgebende Gewalt der Knesset in dem Sinne begrenzt ist, dass „die Knesset in einem Grundgesetz nicht die Existenz Israels als jüdischer und demokratischer Staat leugnen kann“.16 Mit dieser Entscheidung ist die Idee einer Begrenzung der verfassungsgebenden Gewalt, die im Laufe der Jahre in mehreren Entscheidungen erwähnt wurde, nun verankert. Die Knesset ist nur an eine minimale Einschränkung gebunden, die es ihr verbietet, Israels grundlegenden Charakter als „jüdischer und demokratischer Staat“ zu verändern.17
 
        Und wie lauten nun die grundlegenden Prinzipien einer Demokratie, die ein Grundgesetz nicht beschädigen oder untergraben darf? Laut Entscheidung des Obersten Gerichts sind es „freie und gleiche Wahlen; die Anerkennung fundamentaler Menschenrechte; Gewaltenteilung; Rechtsstaatlichkeit und eine unabhängige Justiz“. Die „Reform“ würde fast all diesen Grundsätzen den Todesstoß versetzen. Sollte sie in ihrer jetzigen Form verabschiedet werden, hat der Oberste Gerichtshof gute Gründe, sie für ungültig zu erklären.
 
        Zusammenfassend lässt sich sagen, dass strukturelle Veränderungen des Systems mit Bedacht und in geordneter Form umgesetzt werden sollten, auf Grundlage von Fakten und einem breiten Konsens. Um die Beziehungen und das Gleichgewicht zwischen den Gewalten grundlegend zu regeln, darf man sich nicht auf einen einzigen, eng gefassten Aspekt konzentrieren und sich nur auf die Judikative beziehen, sondern muss auch gleichzeitig Grenzen für die Exekutive und Legislative setzen. Die vorgeschlagene Reform könnte den Grundsatz der Gewaltenteilung und der Verteilung der Regierungsmacht als zentrale Prinzipien eines demokratischen Systems ernsthaft gefährden. Angesichts der Bedeutung, die der Begrenzung der Regierungsgewalt als ein zentrales Instrument zum Schutz der Grundrechte und der „Spielregeln“ in einer Demokratie zukommt, besteht zudem die große Sorge, dass die „Reform“ den Schutz dieser Rechte und Grundsätze ernsthaft beeinträchtigen könnte: eine „klare und aktuelle“ Gefahr für Israels liberale Demokratie.
 
         
          Aus dem Englischen von Heike Schlatterer, Pforzheim.
 
          SUZIE NAVOT 
ist Professorin für Verfassungsrecht und Vizepräsidentin im Bereich Forschung am Israel Democracy Institute in Jerusalem. suzie@idi.org.il
 
        
 
        ANMERKUNGEN
 
        01 Das Oberste Gericht ist das höchste Gericht in Israel und hat zwei wesentliche Funktionen: Es ist die letzte Instanz für Berufungen gegen Urteile der Bezirksgerichte und entscheidet somit über Zivil-, Verwaltungs- und Strafsachen. Außerdem befasst es sich mit Petitionen gegen staatliche Maßnahmen und Einrichtungen.
 
        02 Vgl. Nir Kedar, Ben-Gurion and the Constitution: On Constitutionalism, Democracy and Law in David Ben-Gurion’s Policy, Ramat Gan 2014 [Hebräisch].
 
        03 Vgl. C.A. (Civil Appeal) 450/70 Rogozinsky v. The State of Israel, PD 26 (1), 129 (1970).
 
        04 Abschnitt 8 des Grundgesetzes „Menschenwürde und Freiheit“. Eine ähnliche Bestimmung ist im Grundgesetz „Freiheit der Berufswahl“ enthalten.
 
        05 Vgl. Urteil des Obersten Gerichtshofs vom 9. November 1995 – C.A. 6821/93 United Mizrahi Bank Ltd. v. Migdal Cooperative Village, PD 49 (4), 221 (1995).
 
        06 Im ersten Entwurf des Gesetzes war eine entsprechende Verankerung enthalten, sie wurde jedoch bei der dritten Lesung im Plenum gestrichen.
 
        07 Für mehr Informationen über die Verfassungsgeschichte Israels siehe Gideon Sapir/Daphne Barak-Erez/Aharon Barak (Hrsg.), Israeli Constitutional Law in the Making, London 2013; Suzie Navot, The Constitution of Israel: A Contextual Analysis, London 2014.
 
        08 Gali Baharav-Miara, Stellungnahme der Generalstaatsanwältin zu den vorgeschlagenen Änderungen der Grundgesetze, Jerusalem 2023 [Hebräisch].
 
        09 Vgl. Amichai Cohen/Yuval Shany, Reversing the „Constitutional Revolution“. The Israeli Government’s Plan to Undermine the Supreme Court’s Judicial Review of Legislation, in: Lawfare Blog, 15.2.2023.
 
        10 Vgl. EA (election’s appeal) 1/65 Yardor v. Chairman of the Central Elections Committee for the Sixth Knesset, PD 19 (3) 365, 378, 390 (1965).
 
        11 Vgl. HCJ 142/89 La’or Movement v. Speaker of the Knesset, PD 44 (3) 529, 553–554 (1990).
 
        12 Für die Diskussion siehe z.B. Claude Klein, The Constituent Power in Israel, in: Mishpatim 2/1970 [Hebräisch]; ders., Is There a Need for an Amending Power Theory?, in: Israel Law Review 2/1978, S. 203–214; ders., After the Mizrahi Bank Case – The Constituent Power as Seen by the Supreme Court, in: Mishpatim 28/1997, S. 241–258 [Hebräisch].
 
        13 Zur Vorstellung, dass das Parlament nur über eine begrenzte verfassungsgebende Autorität verfügt, siehe Yaniv Roznai, Towards a Theory of Constitutional Unamendability. On the Nature and Scope of the Constitutional Amendment Powers, in: Jus Politicum – Revue de Droit Politique 5/2017, http://juspoliticum.com/article/Towards-A-Theory-of-Constitutional-Unamendability-On-the-Nature-and-Scope-of-the-Constitutional-Amendment-Powers-1183.html.
 
        14 Eine englische Übersetzung des kompletten Textes des Grundgesetzes findet sich unter: https://m.knesset.gov.il/EN/activity/documents/BasicLawsPDF/BasicLawNationState.pdf.
 
        15 Vgl. HCJ 5555/18 Hasson v. The Knesset (8.7.2021).
 
        16 Ebd., Paragraph 16 der Meinung Esther Hayuts, der derzeitigen Präsidentin des Obersten Gerichts. Hayut: „Selbst wenn ich für die Zwecke dieses Falles davon ausgehe, dass das Gericht befugt ist, den Inhalt von Grundgesetzen gerichtlich zu überprüfen, negiert das Grundgesetz ‚Der Nationalstaat‘ die jüdischen und demokratischen Merkmale des Staates nicht in einer Weise, die Eingriffe in seinen Inhalt rechtfertigen würde. Das Gericht hat die ‚problematischen‘ Bestimmungen des Grundgesetzes als vereinbar mit den Grundsätzen der Demokratie und der Gleichheit ausgelegt.“
 
        17 Siehe dazu auch: Rehan Abeyratne/Yaniv Roznai, Basic Structure Interpretation, in: Kate O’Regan/Carlos Bernal/Sujit Choudhry (Hrsg.), Research Handbook on Constitutional Interpretation (i.E.).
 
      

       
        ESSAY
 
        KÖRPER OHNE HERZ
 
        Warum Versuche, eine israelische Verfassung zu schreiben, immer scheitern
 
        Dahlia Scheindlin
 
        „Wir hören nicht auf, bis eine Verfassung verabschiedet wurde!“ Diese Parole, die in den vergangenen Wochen auf den Protestkundgebungen gegen den Justizputsch der Regierung laut gerufen wurde, war zu Beginn der Demonstrationen im Januar 2023 zunächst nicht zu vernehmen. Tatsächlich spielte die Forderung nach einer Verfassung seit Jahren überhaupt keine Rolle im öffentlichen Diskurs in Israel. Plötzlich jedoch wurde die Idee wiederbelebt.
 
        Kurz nachdem Premierminister Benjamin Netanjahu eine „Pause“ des Gesetzgebungsprozesses um die Justizreform angekündigt hatte, äußerte Jair Lapid, der Anführer der Opposition in der Knesset, dass sämtliche Verhandlungen über einen Kompromiss mit der regierenden Koalition Diskussionen über einen Verfassungsentwurf einbeziehen müssen. Dieses Anliegen wiederholte er am selben Tag bei einer Demonstration außerhalb der Knesset.
 
        Drei Wochen zuvor hatte Shikma Bressler, eine der Anführerinnen der Protestbewegung, ebenfalls eine Verfassung gefordert,01 als sie auf der Bühne in der Kaplan Street stand – dem Ort in Tel Aviv, an dem die wöchentlichen Proteste gegen die Reform stattfinden. Mehr als 100000 Menschen antworteten ihr mit einem Echo: „Verfassung! Verfassung!“ Zahlreiche Prominente, darunter der ehemalige Generalstaatsanwalt Michael Ben Yair, haben Policy Papers und Artikel veröffentlicht, die den Bedarf einer Verfassung unterstützen.02 Eine der Bedingungen, die Präsident Jitzchak Herzog für einen mittlerweile zurückgewiesenen Kompromiss vorgeschlagen hatte, war es, ein eigenes Gleichheits-Grundgesetz zu schaffen.
 
        Israelis haben damit begonnen, das Hashtag #Constitution_Now in den sozialen Medien zu verwenden; ein besorgter Bürger hat die öffentliche Stimmungslage folgendermaßen zusammengefasst: „Ohne eine Verfassung wird Israel untergehen.“03 Yaniv Rozani, einer der Anführer eines Forums von Rechtswissenschaftlern, die sich gegen den Angriff auf die Justiz wenden, schrieb, dass die gegenwärtige Krise eine „Gelegenheit für die Verfassungsbewegung“ sei.04 Das Movement for Quality Government in Israel, einer der größten öffentliche Interessensverbände des Landes, hat ein neues Projekt unter dem Namen „A Constitution for the Homeland“ gestartet.
 
        Sogar das Kohelet Policy Forum – ein rechter Think-Tank, der als eine der treibenden Kräfte hinter den Justizplänen der Regierung gilt – hat einen eigenen Kompromissvorschlag zur Lösung der (teils selbst verantworteten) Krise vorgebracht: „Unsere Hoffnung ist, dass die Reform die Annahme einer vereinbarten Verfassung für den Staat Israel ermöglichen wird, die auch Grundrechte enthalten würde.“05
 
        Zusammengefasst markieren diese Entwicklungen eine wichtige Veränderung für die Protestbewegung. Die Justizkrise hat hunderttausende Menschen auf die Straße gebracht und sie gezwungen, in den Abgrund zu blicken; jetzt fangen sie möglicherweise an zu begreifen, dass nur eine Verfassung sie davor bewahren kann, hinabzufallen. Israelis erkennen nun endlich, dass eine Verfassung fundamental für eine Demokratie ist und dass ein Staat ohne diese ständig am Rand des Untergangs stehen wird.
 
        Auch ich glaube an die Notwendigkeit einer Verfassung. Und doch müssen wir im Kopf behalten, dass diese wiederholte Forderung nicht die erste ihrer Art ist. Im Verlauf der israelischen Geschichte, sogar vor der Unabhängigkeit, gab es mehrere energische Versuche, eine Verfassung auszuarbeiten, und jede einzelne war zum Scheitern verurteilt. Es mag viele Gründe dafür geben, aber einer ragt besonders hervor: der Widerstand gegen die Verankerung des Gleichheitsgrundsatzes in einem Grundgesetz des israelischen Staates.
 
        BÜRGER ODER UNTERTAN?
 
        Das Fehlen von Gleichheit liegt jedem Verfassungsproblem in Israel zugrunde. Bis in die Gegenwart gibt es weder ein formales Recht auf Gleichheit für individuelle Bürger, noch gibt es kollektive Gleichheit. Eine Folge daraus ist, dass beispielsweise die Charedim, also die ultraorthodoxen Juden, das Privileg haben, von gesellschaftlichen Pflichten wie dem Militärdienst ausgenommen zu sein, während palästinensische Bürger von Israels Gesellschaftsvertrag und weiten Teilen des politischen und wirtschaftlichen Lebens ausgeschlossen sind. Das Fehlen von Gleichheit beeinflusst auch die Gewaltenteilung, da der gewählte Teil, die Knesset, immer stärker ist als die anderen Kräfte. Der Mythos, dass der Oberste Gerichtshof unkontrolliert regieren würde, hält einem Realitätstest nicht stand.
 
        Israels Ablehnung gegenüber einer Verankerung von Gleichheit im Gesetz ist eng mit dem Scheitern eines Verfassungsentwurfes verbunden, vor allem in den frühen Tagen des Staates. Zwischen 1948 und 1949 vertrat Premierminister David Ben-Gurion beispielsweise die Ansicht, dass eine Verfassung noch nicht verabschiedet werden solle, damit die Generationen von Diaspora-Juden, die künftig nach Israel einwandern würden, nicht von der Gestaltung des Landes ausgeschlossen würden.06
 
        Auf diese Weise gewährte Ben-Gurion den Bürgern, von denen einige noch nicht einmal geboren waren, einen höheren Status auf Kosten jener Bürger, die bereits in Israel lebten. Der Premierminister lehnte eine Verfassung auch aus dem Grund ab, dass diese den Handlungsrahmen von Abgeordneten und der Regierung einschränken würde. Seiner Ansicht nach mussten alle Gesetze des Staates gleichwertig sein,07 und kein Gesetz sollte Vorrang vor einem anderen haben – wie es mit einer Verfassung per Definition der Fall wäre.
 
        Tatsächlich hatte Ben-Gurion kein Interesse an Gleichheit, sondern versuchte vielmehr, die überlegene Macht des Parlaments zu erhalten. In diesem Zusammenhang spielte er einer unerwarteten Gruppe in die Hände: den Charedim. Von ihrem ersten Erscheinen an lehnten die ultraorthodoxen politischen Parteien, die damals wie heute eine Minderheit in der Knesset sind, eine Verfassung ab, sei es aus dem Wunsch, die unproportionale Macht in Israels Koalitionssystem zu erhalten, oder der Bevölkerung ihre bevorzugte Auslegung von Familienrecht, jüdischen Speisegesetzen (Kashrut) oder der Einhaltung des Schabbat vorzuschreiben – neben anderen Dingen, die nunmehr als Status quo gelten.08 Auch das verletzte den Wert der Gleichheit.
 
        Dennoch wurde ein ausgearbeiteter Verfassungsentwurf, der als Grundlage für politischen Diskurs dienen sollte, an den Provisorischen Volksrat übersendet, der proto-legislativen Körperschaft, die eine Schlüsselrolle bei der Staatsgründung gespielt hat. Das Dokument wurde in Vorbereitung von Israels Unabhängigkeitserklärung erstellt, denn der UN-Teilungsplan von 1947, der eine Teilung Palästinas in einen jüdischen und einen arabischen Staat vorsah, verpflichtete beide Konfliktparteien zur Annahme einer umfassenden demokratischen Verfassung als Voraussetzung für Staatlichkeit.
 
        Der Verfassungsentwurf wurde von Yehudah (Leo) Pinchas Cohen aufgesetzt, und er enthielt jedes Recht, das ein israelischer Bürger wollen könnte. Doch zum Zeitpunkt der Ersten Knesset musste Israel noch definieren, wer überhaupt ein Bürger ist und was eine Bürgerschaft ausmacht. Dies geschah schließlich 1952 – vier Jahre nach dem Unabhängigkeitskrieg.
 
        Ohne formale Bürgerschaft und ohne eine Verfassung, welche die Bürgerrechte ausbuchstabiert, war es deutlich einfacher für die Regierung, die Palästinenser zu kontrollieren, die unter Entzug von Bürger- und Menschenrechten innerhalb ihrer Grenzen unter brutalem Kriegsrecht verblieben.09 Und so – mit Ausnahme des Wahlrechts, das entscheidend war, um Israel international als Demokratie auszuweisen – genießen palästinensische Araber in Israel keine nennenswerten demokratischen Rechte, wurde ihr Status doch bis zum Ende der israelischen Militärherrschaft 1966 lediglich als „Untertan“ eingestuft.
 
        NUR EIN TEILERFOLG
 
        Nach der sogenannten Harari Resolution 1950, in der die Knesset den Anspruch, eine vollständige Verfassung auszuarbeiten, zugunsten einer partiellen Verabschiedung von quasi-konstitutionellen „Grundgesetzen“ (basic laws) aufgegeben hatte, versuchten einige Politiker, Gleichheit in den Gesetzgebungsprozess einzubringen.
 
        In seinem exzellenten Buch „The Birth of the Revolution“ erklärt Uriel Lynn, Likud-Anhänger und ehemaliges Mitglied der Knesset (MK), wie Yitzhak Hans Klinghoffer, damals MK in der jetzt nicht mehr existierenden Liberalen Partei, in den 1960er Jahren eine vollständige Grundrechtecharta forderte und die Regierung, damals unter Ben-Gurions Mapai-Partei, diese bereits im frühen Gesetzgebungsprozesses blockierte.10 In den 1970er Jahren versuchte der im Ruhestand befindliche Richter Benjamin Halevi, damals MK für den Likud-Vorgänger Gahal, eine reduzierte Grundrechtecharta voranzubringen, scheiterte aber erneut am Widerstand der religiösen Parteien.
 
        Nach gewissen Fortschritten bei den Versuchen, Grundrechte in den späten 1980er Jahren festzuschreiben, waren die politischen Vorzeichen mit den anbrechenden 1990er Jahren reif für die Verabschiedung der zwei bekanntesten Israelischen Grundgesetze – „Menschenwürde und Freiheit“ und „Freiheit der Berufswahl“.
 
        Diese in den Gesetzgebungsprozess einzubringen, war nicht einfach. Angesichts einer hartnäckigen Opposition waren die Gesetzgeber gezwungen, ein breites, auf Menschenrechte zielendes Grundgesetz auf vier Gesetze aufzuteilen, von denen zwei nie umgesetzt wurden. Lynn, damals Vorsitzender des Komitees für Verfassung, Gesetz und Justiz der Knesset, und Amnon Rubinstein, damals MK der Mitte-Partei Schinui, waren für die Ausarbeitung jener Gesetze zuständig und haben dabei an die Bemühungen des damaligen Justizministers Dan Meridor angeschlossen.
 
        In einem Artikel von 2012 beschrieb Rubinstein die sture Zurückweisung des Gleichheitsprinzips durch die religiösen Parteien.11 Ihr Ansatz verfolge die Strategie von „nur über meine Leiche“. Rubinsteins Ansicht nach wurzelt deren Ablehnung in mehreren Vorbehalten: erstens, dass das Rückkehrrecht, dass es jedem Juden auf der Welt ermöglicht, nach Israel zu immigrieren und sich einbürgern zu lassen, aufgehoben würde; zweitens, dass die Ausnahmen beim Militärdienst für Charedim widerrufen würden; drittens, dass, allem voran, Gleichheit auch nicht-orthodoxen Glaubensausrichtungen zugesprochen werden würde. Nebenbei bemerkt scheint es wahrscheinlich, dass die faire Anerkennung und Gleichstellung anderer jüdischer Konfessionen in Israel einige Ressentiments, die viele säkulare Juden gegenüber der Religion empfinden, aufgelöst oder sogar verhindert hätten – was zum Teil auf die Auferlegung der orthodoxen Tradition auf das gesamte jüdische Leben in Israel zurückzuführen ist.
 
        Die MKs, die diese Gesetze einbrachten, erkannten, dass sie einen Teilsieg erringen würden, aber nur, wenn sie den Grundsatz der Gleichheit aufgeben würden. Dieser schmerzhafte Kompromiss, unter vielen anderen, führte dazu, dass nur zwei der vier quasi-konstitutionellen Verankerungen angenommen werden konnten. Das Ergebnis war, dass das Grundgesetz zur Menschenwürde unvollständig geblieben ist und der wichtigste Grundsatz fehlt: Gleichheit unter allen Bürgern.
 
        KÖRPER OHNE HERZ
 
        Dieser überblicksartige Abriss der Geschichte umfasst natürlich nicht das gesamte Bild. Trotz des eklatanten Fehlens von Gleichheit in seinen Grundgesetzen hat Israel dennoch den Wert der Gleichheit in einer anderen Form gefördert: Punkt für Punkt und Artikel für Artikel. Zum Beispiel hat die Knesset 1951 ein Gesetz angenommen, das die Geschlechtergleichheit regelt; ein weiteres Gesetz, das von 1964 an galt, bis es 1996 ersetzt wurde, fordert dieselbe Bezahlung von Männern und Frauen; und schließlich wurde 2000 ein Antidiskriminierungsgesetz verabschiedet – eines der Gesetze, das die gegenwärtige Regierung infrage stellen will.
 
        Die Frage der Gleichheit fand auch Eingang in das Gesetz über die Menschenwürde und die Freiheit, indem 1994 eine Ergänzung vorgenommen wurde, die festschreibt, dass das Gesetz den „Geist der Grundsätze der Unabhängigkeitserklärung“ tragen solle. Verschiedene Urteile des Obersten Gerichtshofs – wie der Fall Ka’adan aus dem Jahr 2000, in dem entschieden wurde, dass die Politik der ausschließlichen Verpachtung von Land an Juden zumindest auf individueller Basis eine Form der verbotenen Diskriminierung darstellt – bekräftigten den Wert der Gleichheit.
 
        Dieser Fortschritt wurde jedoch im vergangenen Jahrzehnt durch die Regierung Netanjahus und seiner rechtspopulistischen Koalitionen zum Erliegen gebracht. Den Höhepunkt seiner Bemühungen war das Inkrafttreten des „Nationalstaats(grund)gesetzes“ im Juli 2018, eines der diskriminierendsten Gesetze in der Geschichte des Staates. Ironischerweise regte die Verabschiedung des Gesetzes eine Diskussion über den Stellenwert von Gleichheit an: Eine Umfrage des Peace Index, einer Kooperation der Universität von Tel Aviv und des Israel Democracy Institute, hat ergeben, dass 64 Prozent der Israelis der Meinung waren, dass das Nationalstaatsgesetz eine Verpflichtung zur vollständigen Gleichstellung aller Bürger hätte enthalten sollen.12
 
        Nun, angesichts des plötzlichen Wiederaufkommens der Debatte um eine Verfassung und angesichts der Protestierenden, die nach Gleichheit rufen, darf dieser Grundsatz nicht länger zur Disposition stehen oder als Druckmittel in politischen Verhandlungen verwendet werden. Jede ernsthafte Auseinandersetzung mit Verfassungsfragen muss nun ein für alle Mal festlegen, dass eine Verfassung ohne Gleichheit wie ein Körper ohne Herz ist – oder ein Herz von einer Kugel durchbohrt. Lassen wir die Metaphern beiseite: Eine Verfassung, die nicht über anderen Gesetzen steht, ist kaum eine Verfassung, und eine Demokratie ohne Gleichheit als Grundwert ist keine Demokratie.
 
         
          Aus dem Englischen von Jacob Hirsch, Bonn.
 
          Dieser Artikel erschien zuerst auf Local Call (Hebräisch) und im +972 Magazine (Englisch).
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        IM SCHATTEN DER SHOAH
 
        Deutsch-israelische Beziehungen gestern und heute
 
        Jenny Hestermann
 
        Deutsch-israelische Beziehungen sind berühmt dafür, kompliziert oder heikel zu sein. Die „besonderen Beziehungen“, wie sie immer wieder genannt werden, entstanden im Nachkriegsdeutschland im Schatten der Shoah.
 
        Bis heute sind die Beziehungen der beiden Länder sowohl etabliert als auch missverstanden und auf fragilem Boden gebaut. Aus pragmatischer Sicht gab es nach dem Zweiten Weltkrieg auf beiden Seiten gute Gründe, realpolitisch zueinander zu finden. Die Begleitmusik der Rhetorik von Moral, Freundschaft und Versöhnung lag dabei allein auf deutscher Seite. Israelis hingegen neigten mit der Entstehung der Bundesrepublik als Rechtsnachfolger des nationalsozialistischen Regimes zum Boykott.
 
        Seit ihrer Gründung 1949 strebte die Bundesrepublik Deutschland die Rückkehr in die internationale Gemeinschaft an – und Israel bemühte sich um die eigene Aufnahme. Kontakte zwischen Deutschland und Israel ließen sich daher auf Dauer nicht vermeiden. Da die Wirtschaft im jungen jüdischen Staat marode beziehungsweise nicht existent war, bei gleichzeitig sehr hohen Einwandererzahlen, war Israel dringend auf Hilfe von außen angewiesen. Die Bundesrepublik schien hier ein geeigneter „Partner“; von der DDR war hingegen keine Hilfeleistung zu erwarten, da sich der ostdeutsche Teilstaat als antifaschistisch begriff und damit auch als historisch unbelastet von der Verantwortung für den Völkermord. Im Rahmen des Ost-West-Konfliktes war die DDR schließlich dem von der Sowjetunion dominierten Block zuzuordnen und stellte die Beziehungen zu den Israel feindlich gesonnenen arabischen Staaten in den Vordergrund.
 
        Erste Verhandlungen über Entschädigungszahlungen an Israel wurden von den amerikanisch-jüdischen Organisationen wie der Jewish Claims Conference und dem World Jewish Congress geführt. Nachdem es in Israel in den späten 1940er und frühen 1950er Jahren zu mehreren Boykottaufrufen gegen Deutschland gekommen war,01 erfolgte eine Vereinbarung im sogenannten Luxemburger Abkommen von 1952. Hierin sagte die Bundesrepublik unter Bundeskanzler Konrad Adenauer (CDU), nach langen kontroversen Diskussionen im Bundestag, rund 3,5 Milliarden D-Mark Entschädigungszahlungen zu. In Israel formierten sich allerdings heftige Proteste dagegen, Geld vom Rechtsnachfolger der nationalsozialistischen Diktatur anzunehmen und damit den deutschen Anspruch auf „Wiedergutmachung“ zu akzeptieren – der spätere Ministerpräsident Menachem Begin sprach gar von „Blutgeld“. Es wurde in breiten Teil der Bevölkerung als eine Absolution von Deutschland und den Deutschen gelesen, als Akzeptanz des deutschen Versöhnungsanspruchs, der für Israelis so wenige Jahre nach der Shoah unerträglich schien. Ministerpräsident David Ben-Gurion und die internationalen jüdischen Organisationen argumentierten hingegen, dass die Annahme der Shilumim – so das hebräische Wort für schlichte Zahlungen, ohne einen Reparationsgedanken – vielmehr die Wiedererstattung der geraubten individuellen jüdischen Vermögenswerte an das nunmehr formierte jüdische Kollektiv, also Israel, bedeuteten.02
 
        Nach langen Debatten in beiden Ländern wurde das Luxemburger Abkommen am 10. September 1952 verabschiedet. Es regelte Güterlieferungen und Zahlungen von Westdeutschland an Israel im Wert von über drei Milliarden D-Mark über einen Zeitraum von 14 Jahren. Mit diesem Schritt gewann die Bundesrepublik moralisches Kapital für die Wiederaufnahme in die internationale (westliche) Gemeinschaft – Adenauers erklärtermaßen wichtigstes Ziel während seiner Kanzlerschaft. Zudem entstand, als positiver Nebeneffekt für Deutschland, in Israel ein Absatzmarkt für deutsche Produkte und Ersatzteile, der sich auch langfristig für Deutschland als lukrativ erwies.
 
        So sehr der Bundesregierung unter Adenauer an diesem „Wiedergutmachungsabkommen“ lag, so wenig war der Bundeskanzler im Laufe der 1950er Jahre bereit, tatsächlich diplomatische Beziehungen zu Israel aufzunehmen. Als sich die Stimmung in Israel etwas zu Gunsten Deutschlands änderte, nachdem im Suezkrieg 1956 entgegen aller Befürchtungen die Zahlungen an Israel nicht eingestellt worden waren, ersuchte Ben-Gurion immer wieder um eine offizielle Formalisierung der Beziehungen bei seinem deutschen Gegenpart.03 Im sich zunehmend verschärfenden Kalten Krieg hatte die Bundesrepublik jedoch die Sorge, dass die arabische Welt die DDR als Staat anerkennen würde, sollte sie selbst diesen Schritt mit Israel gehen. Dies zu verhindern, war das Anliegen der sogenannten Hallstein-Doktrin von 1955.04 Sie formulierte den Alleinvertretungsanspruch der Bundesrepublik – eine internationale Anerkennung der DDR sollte verhindert werden, um die deutsche Wiedervereinigung in der Zukunft nicht zu gefährden.
 
        Anstatt auf die offiziellen Gesuche Ben-Gurions einzugehen, wurden unter strenger Geheimhaltung durch Verteidigungsminister Franz Josef Strauß und dem Generaldirektor des israelischen Verteidigungsministeriums Shimon Peres Waffenlieferungen vereinbart. Erst sieben Jahre später, 1964, deckte die deutsche Presse diesen Vorgang auf.05 Der befürchteten Entrüstung aus der arabischen Welt begegnete Bundeskanzler Ludwig Erhard (CDU) einerseits mit einer umgehenden Einstellung der Waffenlieferungen und andererseits mit einem Angebot an Israel zum Botschafteraustausch. Der ehemalige deutsche Botschafter Niels Hansen bezeichnete dies als „die Zerschlagung des Gordischen Knotens“.06 Eine skandalöse Personalie im August 1965, knapp drei Monate nach Aufnahme der offiziellen diplomatischen Beziehungen, zeigte jedoch, was die deutsch-israelischen Beziehungen noch über Jahrzehnte hinaus prägen sollte: Der deutsche Botschafter Rolf Pauls war ein ehemaliger Wehrmachtsoffizier, der durch das Fehlen seines linken Arms sichtlich kriegsversehrt war und damit in auffälliger Weise die Erinnerung an die „Vergangenheit die nicht vergehen wollte“, verkörperte.07
 
        Während die Bundesrepublik in den 1960er Jahren ihr „Wirtschaftswunder“ erfuhr, war Israel immer noch ein in der Region isoliertes und relativ armes Land. Die massiven Einwanderungswellen in den 1950er Jahren durch Juden und Jüdinnen aus dem Nahen Osten und Nordafrika sorgten zum einen für zahlreiche soziale Spannungen und zum anderen für eine weitere Schwächung des Bruttoinlandsprodukts pro Kopf.08 Der einzige Exportschlager zu jener Zeit waren Zitronen und Orangen aus Jaffa, die auch in Europa ein begehrtes Handelsgut waren. Israel suchte nach günstigen Zollbedingungen und Absatzmärkten, und somit waren die offiziellen Beziehungen zu Deutschland auch ein wichtiges Tor zur 1957 gegründeten Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft (EWG). Über Deutschland sollte der Weg in die EWG gefunden werden – was mit Anträgen von israelischer Seite auch intensiv versucht wurde und 1975 im ersten Freihandelsabkommen der EWG mit einem nicht-europäischen Staat mündete.09
 
        Doch herrschte in diesem Jahrzehnt noch immer ein starkes Spannungsverhältnis zwischen der sehr pragmatischen israelischen Regierungspolitik – die nach Ben-Gurions Rücktritt als Premierminister 1963 auch weiterhin in den Händen der Arbeiterpartei lag – und den Gefühlen und Ansichten der Mehrheit der israelischen Bevölkerung, die nach wie vor alles Deutsche ablehnte. Das zeigte sich auch darin, dass die zivilgesellschaftlichen Kontakte maßgeblich von deutscher Seite aus vorangetrieben wurden. Bereits ab den späten 1950er Jahren, und verstärkt nach Aufnahme diplomatischer Beziehungen, wuchsen die Netzwerke auf zivilgesellschaftlicher Ebene – im gewerkschaftlichen,10 kirchlichen11 und sportlichen Bereich.12
 
        Die Wissenschaftsbeziehungen standen dabei zwischen dem staatlichen und zivilgesellschaftlichen Bereich: Ab 1959 bereits förderte die Bundesregierung das heute sehr renommierte Weizmann-Institut mit drei Millionen D-Mark,13 während die Zusammenarbeit im Bereich der Kernphysik stark von gegenseitigen nuklearen Interessen und geopolitischer Unterstützung geprägt war.14
 
        Acht Jahre nach Aufnahme diplomatischer Beziehungen, im Juni 1973, reiste Willy Brandt (SPD) als erster deutscher Bundeskanzler zum offiziellen Staatsbesuch nach Israel. Zum ersten Mal in der israelischen Geschichte wurden zum Empfang am Flughafen die deutsche Flagge gehisst und die deutsche Nationalhymne gespielt. Obwohl sich Brandt, knapp drei Jahre nach seinem international beachteten Kniefall in Warschau, historisch sensibel zeigte und auch als Geste der Trauer und Anerkennung der Schuld einen Kranz in Yad Vashem niederlegte, prägte er gleichzeitig die „Normalisierung“ der deutsch-israelischen Beziehungen.15 Seine Formel der „normalen Beziehungen mit besonderem Charakter“ drückte aus, dass sich das Deutsche Auswärtige Amt in der geopolitischen Situation der frühen 1970er Jahre wieder mehr an den arabischen Staaten orientieren wollte, unter anderem um die wirtschaftlichen Folgen der Ölpreiskrise von 1973 zu minimieren. Für viele Israelis klang diese Formel hingegen nach einer Abkehr der von historischer Schuld geprägten deutsch-israelischen Beziehungen hin zu einem deutschen Selbstbewusstsein auf europäischer und internationaler Bühne, das mit Sorge und Unbehagen betrachtet wurde.16
 
        Als der Holocaustüberlebende Menachem Begin bei den israelischen Parlamentswahlen 1977 mit seiner Likud-Partei und den Stimmen der Misrachim, also den Israelis mit Wurzeln in Asien oder Afrika, die knapp 30 Jahre währende links-aschkenasische17 Regierung ablöste, kühlten sich die deutsch-israelischen Beziehungen für eine Weile deutlich ab. Bundeskanzler Helmut Schmidt (SPD) sprach sich mehrfach sehr kritisch gegenüber der Besatzung aus, die Israel seit 1967 über eroberte Gebiete hielt, und stimmte gleichzeitig Waffenlieferungen nach Saudi-Arabien als mit Israel verfeindetem Land zu. Begin griff ihn daher mehrfach verbal scharf an, nicht zuletzt wegen dessen Forderung, die Gründung eines palästinensischen Staates zu erlauben.18
 
        Die schlussendliche Abkehr von der historischen Schuld als Band zwischen den beiden Ländern schien dann Bundeskanzler Helmut Kohls (CDU) Besuch im Januar 1984 zu bedeuten, als er auf sich selbst bezogen von der „Gnade der späten Geburt“ sprach und damit in den Augen zeitgenössischer Beobachter die seit 1949 akzeptierte „Kollektivverantwortung“ aufgab.19
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          Die beiden Staatsflaggen nebeneinander gehisst während Bundeskanzler Willy Brandts Besuch in Israel vom 7. bis 11. Juni 1973
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        DIE DDR UND ISRAEL
 
        In den Jahren zwischen 1948 und 1956 pflegten osteuropäische Länder fruchtbare kulturelle und politische Beziehungen zu Israel.20 Die kurze Periode der „positiven Neutralität“ auch der DDR gegenüber Israel schlug 1956 in offene Feindseligkeit und größtmögliche Distanz um, die bis in die Mitte der 1980er Jahre anhielt. In den 1950er Jahren versuchte Israel noch, mit der DDR direkte Verhandlungen aufzunehmen und forderte unter anderem 412 Millionen US-Dollar Entschädigung für die von den Nationalsozialisten verübten Verbrechen. Dieses Gesuch wurde am 9. Juli 1956 von der Sozialistischen Einheitspartei Deutschlands (SED) abschließend abgelehnt – woraufhin eine lange Eiszeit zwischen der DDR und Israel begann. Der DDR-Außenminister Lothar Bolz erklärte am 22. Dezember 1956, man erwarte Reparationen von Israel für die Suezkrise, da schließlich die Bundesrepublik mit ihren Entschädigungen Israel überhaupt erst mit Waffen ausgestattet hatte. Diese Gleichsetzung des Holocaust mit der Suezkrise über die Frage, wer wofür Entschädigungen verdient, schien symptomatisch für den Fortgang des feindseligen Verhältnisses der DDR zu Israel in den folgenden Jahrzehnten.21
 
        Denn ganz im Gegensatz zu der Entwicklung in Westdeutschland hatte die DDR kaum bis gar keine Kontakte zu Israel, zumindest keine offiziellen. Die Gründe dafür waren zweierlei: Zum einen sah sich die DDR als „antifaschistischer“ Staat, der keine Rechtsnachfolge und damit auch keine Kollektivverantwortung für den Holocaust und die zwölf Jahre NS-Diktatur übernahm. Zum anderen war die DDR im Kalten Krieg klar in den sowjetischen Block integriert und gehörte damit zu jenem Staatenbund, der Israel als Feindstaat ansah. In den frühen 1950er Jahren hatte Israel, das damals noch stark auf seiner Identität als sozialistischer Kibbuz-Staat aufbaute, Beziehungen zu beiden deutschen Staaten sondiert. Schnell wurde allerdings klar, dass die DDR im Gegensatz zur Bundesregierung zu keinen Reparationsverhandlungen bereit war. Seit dem Suezkrieg von 1956, der die militärischen Auseinandersetzungen des Kalten Krieges auch auf den Nahen Osten ausweitete, wandte sich die politische Führung der DDR endgültig von Israel ab. In den folgenden Jahrzehnten bestanden die Bezüge vor allem in Polemiken gegen den jüdischen Staat, der als „unterdrückerischer Zionismus“ mit Imperialismus und Kapitalismus gleichgesetzt wurde. Der gemeinsame Kampf gegen „Imperialismus, Kolonialismus, Neokolonialismus und Zionismus“ schuf für die DDR Bündnispartner sowohl in der arabischen Welt als auch im Globalen Süden.22 Ein dezidiert antizionistisches Weltbild prägte fortan die DDR, die sich stattdessen um Kontakte zu den blockfreien arabischen Staaten bemühte. Die offene Ablehnung Israels kam den Beziehungen zur Arabischen Liga zugute. Schließlich diente die antiisraelische Polemik der DDR-Führung auch innenpolitischen Zwecken: Sie war Teil der Kampagnen gegen ideologische Dissidenten und Juden und Jüdinnen im eigenen Staat. Die jüdische Gemeinde in der DDR durfte sich, wie alle anderen Bürger und Bürgerinnen auch, nicht an internationale jüdische Organisationen wie das American Jewish Committee oder den World Jewish Congress wenden, die als „zionistische Organisationen“ der Spionage für „amerikanischen Imperialismus“ verdächtigt wurden.23 Zudem kooperierte die DDR nicht nur mit den offen mit Israel verfeindeten arabischen Staaten, sondern auch mit der Palästinensischen Befreiungsorganisation (PLO), die ab 1964 einen bewaffneten Kampf gegen Israel führte – weswegen Israel sich 1973 wiederum gegen eine Aufnahme der DDR in die Vereinten Nationen aussprach.24
 
        Während all dieser Jahrzehnte bemühte sich die jüdische Gemeinde in der DDR zumindest um kulturelle Kontakte und arbeitete weiter auf eine Lösung auch der Entschädigungszahlungen hin. Erst als sich in der Gorbatschow-Ära ab Mitte der 1980er Jahre eine Öffnung des Ostblocks andeutete und Israel als militärischer und politischer Akteur im Nahen Osten unvermeidbar schien, wurden politische Kontakte zu Israel für die DDR-Führung attraktiv. Nach dem Mauerfall 1989 und der deutschen Vereinigung 1990 wurde schließlich die demonstrative Feindschaft aufgegeben, und die Volkskammer erklärte am 12. April 1990: „Wir bitten die Juden in aller Welt um Verzeihung. Wir bitten das Volk in Israel um Verzeihung für Heuchelei und Feindseligkeit der offiziellen DDR-Politik gegenüber dem Staat Israel und für die Verfolgung und Entwürdigung jüdischer Mitbürger auch nach 1945 in unserem Lande.“25 Mit dem Siegeszug des kapitalistischen Westens war auch die Epoche der Nicht-Beziehungen zwischen der DDR und Israel beendet. Der Versuch seitens der DDR, in den letzten Jahren ihres Bestehens und noch im Jahr 1990 eine diplomatische Annäherung herbeizuführen, war ein strategischer Zug einer gewünschten Eingliederung in die westliche Gemeinschaft, nachdem sich die Zeichen der Zeit geändert hatten und die Sowjetunion bereits kurz vor ihrem Zerfall stand.
 
        NACH DER WIEDERVEREINIGUNG
 
        Mit der Vereinigung der beiden deutschen Staaten war ein zentrales Ziel der bundesdeutschen Politik nach dem Zweiten Weltkrieg erreicht. Indem das über 40 Jahre lang getrennte Land auch durch die Anerkennung der historischen Schuld wieder zusammenwuchs, untermauerte es in den Augen seiner Nachbarn die eigene wirtschaftliche Vormachtstellung in Europa. Nicht nur in den Nachbarländern, sondern auch in Israel, vor allem in den israelischen Medien und von Überlebendenverbänden, wurden der Mauerfall und die Vereinigung vornehmlich skeptisch beobachtet.26 Tatsächlich schien der neugeborene beziehungsweise wiedererstarkte Nationalismus – mit teilweise tödlichen Konsequenzen wie in Rostock-Lichtenhagen – die Sorgen zunächst zu bestätigen.
 
        Ein weiteres kritisches Ereignis für das deutsch-israelische Verhältnis war der Zweite Golfkrieg 1992: Ab dem 18. Januar 1991 flogen irakische Kurzstreckenraketen auf Tel Aviv. Sechs Wochen lang zitterte die Bevölkerung vor einem befürchteten Giftgasangriff. Da Deutschland zuvor Chemikalien an den Irak geliefert hatte, die zur Produktion chemischer Waffen genutzt werden konnten, wurden in Israel Holocaust-Assoziationen geweckt. Um zu bekräftigen, dass Deutschland auch als vereinigter Staat für das Existenzrecht Israels eintrete, verpflichtete sich die Bundesregierung zu einer Schenkung von drei U-Booten. Dieses Versprechen wurde mit der Auslieferung der ersten beiden Boote 1999 und 2000 eingelöst.27
 
        In Fortführung der Grassroots-Aktivitäten aus den 1980er Jahren, in denen jüdische Gemeinden und Überlebende, unterstützt durch eine neue kritische Post-68er-Generation, Gedenken und Aufarbeitung gefordert hatten, etablierte sich in Deutschland in den 1990er Jahren auch auf staatlicher Ebene eine neue Erinnerungskultur. Erstmals wurde ernsthaft über die Schaffung eines zentralen Holocaust-Denkmals diskutiert,28 die Wehrmachtsausstellung 1995 zog große Aufmerksamkeit auf und kontroverse Diskussionen nach sich,29 an der Schnittstelle von Wissenschaft und politischer Bildung erhielten jüdische Studien und Holocaustforschung einen neuen Stellenwert.30 Diskussionen um die antizionistische Haltung der Neuen Linken und die antisemitischen Tradierungen in der Nachkriegsgesellschaft bis in die 1990er Jahre brachen auf und wurden erstmals öffentlich geführt.31
 
        In diesem Klima der gesellschaftlichen Weiteraufarbeitung der Vergangenheit wurde politisch ebenfalls auf den Ausbau der deutsch-israelischen „Freundschaft“ gesetzt. Diese bezeichnete sowohl die sicherheitspolitische und militärische Unterstützung Israels als auch den weiteren konsequenten Ausbau der zivilgesellschaftlichen Beziehungen. Nicht nur die jeweiligen Staatspräsidenten reisten nun regelmäßiger in das andere Land,32 es wurden auch Städtepartnerschaften etabliert, und vielzählige Institutionen richteten Programme zu Bildungs- und Jugendreisen aus oder bauten diese weiter aus.33
 
        In den Folgejahren verfestigten sich die deutsch-israelischen Beziehungen weiter, etwa im wissenschaftlichen34 und militärischen35 Bereich, und überstanden auch Zäsuren wie den Mord am Ministerpräsidenten Jitzchak Rabin am 4. November 1995 oder das langsame Scheitern des mit den Palästinensern mühsam ausgehandelten Osloer Friedensprozesses.
 
        DEBATTEN IM 21. JAHRHUNDERT
 
        Der deutlichste Ausdruck für die gewachsenen deutsch-israelischen Beziehungen war die vielbeachtete Rede der Bundeskanzlerin Angela Merkel (CDU) vor der Knesset 2008, in der sie betonte, dass Israels Sicherheit „niemals verhandelbar“, sondern „Teil der Staatsräson“ der Bundesrepublik sei.36 Obwohl jener Begriff seit nun 15 Jahren juristisch und politisch leidenschaftlich debattiert wird, da große Unklarheit über die eigentlichen Konsequenzen dieser Aussage herrscht, gilt er seitdem zumindest atmosphärisch als ein Meilenstein. In Israel erzeugte die Rede ein sehr positives Echo. Seither finden regelmäßige Regierungskonsultationen der beiden Staaten statt, und es werden weiterhin enge wirtschaftliche, wissenschaftliche und militärische Beziehungen gepflegt. Auch an die Europäische Union ist Israel seit dem gemeinsamen Assoziierungsabkommen von 2000 näher herangerückt.
 
        Mit dem verstärkten Zuzug junger Israelis nach Berlin seit den frühen 2000er Jahren – insbesondere nach breiten Sozialprotesten in Israel 2011/12 – scheint sich ein „normalisierter“ Austausch zwischen beiden Gesellschaften zu verstetigen.37 Die wachsende Gemeinde von Israelis in Berlin ist ein Phänomen, das zwar teilweise für Kritik in Israel sorgte, aber in Deutschland als Teil einer weitergehenden und gewünschten „Normalisierung“ gelesen wird.38
 
        Während in den vergangenen Jahren antisemitische Einstellungen in Deutschland und Europa wieder auf dem Vormarsch sind,39 nimmt auch die „Israelkritik“ zu. Angesichts der jüngsten besorgniserregenden Entwicklung in Israel – mit einer rechtsgerichteten Regierung, die sich anschickt, das Justizsystem grundlegend zu ihren Gunsten zu verändern – wachsen in Deutschland auch die Stimmen derjenigen, die sich dadurch in ihrer grundsätzlich ablehnenden Haltung Israel gegenüber bestätigt fühlen. Seit jeher hat jedoch eine gesellschaftliche und politische Vielfalt der israelischen Gesellschaft existiert, die in all ihren Schattierungen in den verkürzten deutschen Debatten über Israel und das deutsch-israelische Verhältnis kaum wahrgenommen wird.40 Im Großen und Ganzen wird der Graben zwischen der um Dialog und Unterstützung Israels werbenden Bundesregierung einerseits und einem weitgehenden Unverständnis beziehungsweise offener Ablehnung des jüdischen Staates in der deutschen Bevölkerung andererseits größer.
 
        Im fortschreitenden 21. Jahrhundert zeigt sich so im deutsch-israelischen Verhältnis eine zunehmende Diskrepanz: Während in der bundesdeutschen Bevölkerung in den 1960/70er Jahren eine große Begeisterung für den jüdischen Staat herrschte, stehen die Deutschen nach aktuellen Umfragen Israel eher kritisch gegenüber.41 Kontakte zu Juden, Jüdinnen oder Israelis gibt es außerhalb der Knotenpunkte Berlin, Frankfurt am Main und wenigen anderen Städten kaum. Antisemitische Grundhaltungen sind indes immer noch tief verankert.42 Gleichzeitig wurden seit Angela Merkels Rede von 2008 die Regierungsbeziehungen und viele Politik- und Wirtschaftsbereiche immer enger verknüpft.
 
        Insbesondere die jüngeren Generationen kennen und begegnen sich aber immer weniger. Während in den vergangenen zehn Jahren die Jugend in Deutschland eher nach links gerückt ist und sich für internationale Debatten im Rahmen der postkolonialen Bewegungen interessiert, ist in Israel, gerade auch unter Jugendlichen, eine Hinwendung nach rechts zu beobachten. Dieser Rechtsruck manifestierte sich in dramatischer Weise in den Wahlen von November 2022 und der Bildung einer neuen Regierung im Dezember, die so weit rechts steht und so religiös und antiliberal beeinflusst ist wie keine andere vor ihr. Während das deutsch-israelische Verhältnis auf vielen Ebenen historisch gewachsen ist, zeigt sich hier eine neue Herausforderung für die bilateralen Beziehungen. Bisher standen diese unter der Prämisse Israels als liberal-demokratischer Staat mit einer lebendigen Zivilgesellschaft, dem rechtlich verankerten Schutz von Minderheiten und den zumindest in Teilen früherer Regierungen immer noch angestrebten Versuchen einer Zweistaatenlösung. Unter den Vorzeichen einer Aufkündigung dieser Prämisse im Jahr 2023 könnte sich auch die Positionierung Deutschlands als starker Partner Israels in Europa neu justieren. Die deutsch-israelischen Beziehungen balancierten bereits im 20. Jahrhundert auf einem schmalen Grat, bevor sie sich etablierten und schließlich normalisierten. Dieser Umstand wird sich so nicht wiederholen, doch handelt es sich um eine neue, unter Umständen gefährliche Situation.
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        ISRAELBEZOGENER ANTISEMITISMUS
 
        Thomas Haury · Klaus Holz
 
        Von israelbezogenem Antisemitismus kann gesprochen werden, wenn Israel negativ dargestellt wird und diese Darstellung auf antisemitischen Einstellungen, Vorurteilen, Ressentiments und Weltanschauungen beruht. Entscheidendes Kriterium ist nicht die Radikalität der Abwertung, sondern die Antwort auf die Frage, ob Israel abgelehnt wird, weil es als jüdischer Staat antisemitisch verstanden wird. Hiervon zu unterscheiden sind begründete, aber auch falsche Kritiken an Israel, sofern sie sich von Antisemitismus fernhalten.
 
        Das Erkennen von israelbezogenem Antisemitismus setzt daher zwingend einen allgemeinen Begriff von Antisemitismus voraus: Israelbezogener Antisemitismus ist die „Anwendung“ der allgemeinen Muster des Antisemitismus auf das spezifische Thema „jüdischer Staat“. Eine Bestimmung des israelbezogenen Antisemitismus muss deshalb sowohl diese allgemeinen Muster als auch deren spezifische Verwendung beim Thema Israel darlegen.01 Dies kann nur unter zwei Voraussetzungen gelingen: Erstens müssen die übergreifenden Sinnzusammenhänge, innerhalb derer Israel thematisiert wird, herausgearbeitet werden. Nicht einzelne Aussagen oder die Radikalität eines Urteils als solche, sondern der Gesamtzusammenhang, in dem diese stehen, bergen die antisemitische Sicht der Dinge. In diesen Sinnzusammenhängen findet man zweitens immer Selbstbilder vor, ohne deren Rekonstruktion Antisemitismus nicht verstanden werden kann. Der Sinn des negativen Judenbildes ist die Konstruktion eines positiven Selbstbildes.
 
        Israelbezogener Antisemitismus wird gegenwärtig fast ausschließlich zeitgeschichtlich erörtert und steht häufig im Mittelpunkt mitunter heftiger öffentlicher Auseinandersetzungen, die eher politisch als wissenschaftlich geprägt sind – etwa die Debatten um den Historiker und Theoretiker des Postkolonialismus Achille Mbembe, um die BDS-Kampagne (Boycott, Divestment and Sanctions) oder die Documenta Fifteen 2022. Dementsprechend fehlt es häufig an historischer Tiefenschärfe und wissenschaftlicher Bedächtigkeit, ohne die die Sinnzusammenhänge von Selbst- und Judenbildern im israelbezogenen Antisemitismus nicht aufgehellt werden können. Im Folgenden werden wir dies in drei Hinsichten unternehmen und israelbezogenen Antisemitismus erstens vor der Staatsgründung Israels, zweitens im postnazistischen Kontext und drittens in linken und antirassistischen Sinnzusammenhängen betrachten.
 
        (ANTI-)ZIONISMUS UND ANTISEMITISMUS VOR DER STAATSGRÜNDUNG
 
        Der israelbezogene Antisemitismus ist so alt wie der Zionismus selbst, er entstand bereits im späten 19. Jahrhundert. Unter Zionismus versteht man jüdischen Nationalismus, der einerseits dem europäischen Nationalismus des 19. Jahrhunderts gleicht, von dem er wesentlich inspiriert wurde; andererseits unterscheidet er sich von diesem, da er sich in Reaktion auf den andauernden Antisemitismus in Europa entwickelte.02 Im späten 19. Jahrhundert wurde es zunehmend offensichtlich, dass für die Antisemit*innen die „Judenfrage“ durch Emanzipation und Assimilation nicht beendet war, im Gegenteil. Hierauf gab der jüdische Journalist und Autor Theodor Herzl in seiner Schrift „Der Judenstaat“ eine neue Antwort: Die Judenfrage „ist eine nationale Frage (…). Wir sind ein Volk, ein Volk.“03 Ein jüdischer Nationalstaat gemäß der nationalistischen Doktrin „ein Volk, ein Staat, eine Nation“ sollte die Jüdinnen und Juden vom jahrhundertelangen Leid der Judenfeindschaft befreien. Der Doppelcharakter des Zionismus liegt also darin, zugleich ein Nationalismus und ein Befreiungsnationalismus einer diskriminierten Minderheit zu sein,04 der angesichts der weiteren Historie – dem wachsenden Konflikt in Palästina und der millionenfachen Ermordung von Jüdinnen und Juden im Holocaust – auch als „Überlebens- und Verdrängungsnationalismus“05 beschrieben werden kann.
 
        Von Beginn an war der Zionismus innerjüdisch sehr umstritten. Orthodoxe religiöse Strömungen wiesen unter anderem den säkularen und nationalen Charakter des Zionismus zurück. Die überwiegend assimilierten und bürgerlichen Jüdinnen und Juden in Westeuropa sahen im Zionismus eine Gefahr, da durch ihn auch von jüdischer Seite deren Inklusion in die Mehrheitsgesellschaft infrage gestellt wurde. Von jüdisch-sozialistischer Seite wurde dem Zionismus vorgeworfen, er habe einen partikularistischen und „erzreaktionären Charakter“,06 da er das jüdische Proletariat vom Klassenkampf und Internationalismus abbringe. Nicht anders urteilte Karl Kautsky, der selbst zwar nicht jüdisch, aber seinerzeit der führende Theoretiker der Sozialdemokratie war: Er fand den Zionismus als Reaktion insbesondere der Ostjudenheit auf die dortige Armut, Diskriminierung und antisemitische Gewalt nachvollziehbar, wies ihn aber dennoch in einer umfassenden Erörterung zurück und empfahl den Sozialismus (auch) als Lösung der „Judenfrage“.07
 
        Von Beginn an stellten sich jüdische „Antizionisten“, von denen der österreichische Autor Karl Kraus bereits 1898 schrieb, gegen den jüdischen Nationalismus.08 Die dafür angeführten Argumente sind bis heute, vor allem in der innerjüdischen Diskussion, bedeutsam. Dieser Antizionismus darf nicht mit Antisemitismus verwechselt oder gleichgesetzt werden. Doch zeitgleich mit Zionismus und Antizionismus entwickelte sich auch ein israelbezogener Antisemitismus. Genauer: Der Antisemitismus des späten 19. Jahrhunderts reagierte auf den Zionismus und gab ihm eine antisemitische Deutung. Diese wies in dieser frühen Phase zwei allgemeine Muster auf:
 
        Zum einen wurde postuliert, dass die zionistische Seite nunmehr das zugebe, was der Antisemitismus schon immer behauptet hatte: Jüdinnen und Juden seien ein Fremdkörper, ein „Volk im Volke“, das nicht assimiliert werden könne. Insoweit konnte der Zionismus begrüßt werden, da man die Vorstellung von einem eigenartigen jüdischen Volk teilen und dessen Auswanderung aus „unserem Volk“ befürworten konnte. Denn die Antisemit*innen hatten schon lange vor der Entstehung des Zionismus aus ihrem Selbst- und Judenbild die Schlussfolgerung gezogen, dass die Vertreibung der Juden notwendig sei. So forderte etwa der preußische Justizbeamte Karl Wilhelm Friedrich Grattenauer 1791 in seiner gegen die Emanzipation der Juden gerichteten Schrift „Ueber die physische und moralische Verfassung der heutigen Juden“: „Fort mit diesen Bastarden der Menschheit.“09 Sollten sich die Juden nicht bessern lassen, was für die Antisemit*innen ohnehin feststand, wäre es „am besten (…) sie alle wider nach Kanaan zu transportiren“.10 Das erste allgemeine Muster also ist: Jüdinnen und Juden erscheinen Antisemit*innen als ein ethnisch und in ihrem Wesen gänzlich „fremdes Volk“, das schädlich und nicht assimilierbar ist, weshalb sie es loswerden wollen – wie auch immer.
 
        Zum anderen ist diese partielle Übereinstimmung zwischen Antisemitismus und Zionismus allerdings brüchig und letztlich oberflächlich, da der Antisemitismus bestreitet, dass das jüdische ein „normales Volk“ sei. Jüdinnen und Juden wird gerade das abgesprochen, was im zeitgenössischen nationalistischen Selbstbild ein „Volk“ dazu befähige, einen Nationalstaat aufzubauen. In den Worten des nationalsozialistischen Ideologen Alfred Rosenberg: „Ein Versuch, eine wirklich organische Gemeinschaft jüdischer Bauern, Arbeiter, Handwerker, Techniker, Philosophen, Krieger und Staatsmänner zu bilden, widerspricht allen Instinkten der Gegenrasse und ist von vornherein zum Zusammenbruch verurteilt“.11 Jüdinnen und Juden seien keine andere, „normale Rasse“, sondern die „Gegenrasse“, die zu produktiver, gemeinschaftlicher Arbeit nicht fähig sei und stattdessen durch Wucher und Zins andere Völker ausbeuten müsse. Deshalb sei ein jüdischer Nationalstaat ein Ding der Unmöglichkeit. Damit aber stellte sich für Antisemit*innen die Frage, welche Motive tatsächlich hinter dem Zionismus steckten. „Zionismus ist (…) ein Mittel für ehrgeizige Spekulanten, sich ein neues Aufmarschgebiet für Weltbewucherung zu schaffen.“12 Das zweite allgemeine Muster des Antisemitismus also ist: Jüdinnen und Juden werden als ein Volk verstanden, das ontologisch, ethnisch, ökonomisch und moralisch nicht wie andere Völker aus sich selbst heraus in einem eigenen Staat leben kann. Das „parasitäre jüdische Volk“ sei vielmehr auf die Leistungen der anderen Völker angewiesen, sei nicht national, sondern international, genuin völkerfeindlich und zersetze die nationale Ordnung der Welt. Kurzum, Jüdinnen und Juden werden antisemitisch als ein Anti-Volk verstanden, dem die nationalen Qualitäten eines Volkes fehlen.
 
        Diese in der Geschichte des Antisemitismus längst etablierten Muster prägten die Antwort auf die zionistische Forderung nach einem eigenen jüdischen Staat. Der Antisemitismus gegen Israel entstand als Deutung der zionistischen Bewegung im Geist des längst formierten Antisemitismus.
 
        Der Rückblick auf Antisemitismus und (Anti-)Zionismus im 19. Jahrhundert begründet vier Schlussfolgerungen, die auch für die allzu gegenwartsfixierten und politischen Debatten Orientierung bieten: Erstens ergibt sich israelbezogener Antisemitismus systematisch aus den Grundmustern des modernen Antisemitismus. Zweitens können Israel und der Nahostkonflikt zwar Anlässe für Antisemitismus geben, erklären diesen aber nicht. Der israelbezogene Antisemitismus etablierte sich historisch deutlich vor der israelischen Staatsgründung. Mit der zionistischen Besiedlung und der Staatsgründung Israels entstand jedoch ein realer Konflikt, der sich zwar antisemitisch deuten, aber nicht auf Antisemitismus reduzieren lässt. Drittens gibt es von Beginn an partielle Übereinstimmungen und Kooperationen zwischen Zionist*innen und Antisemit*innen. Prozionistische und proisraelische Positionen sind keine Garantie, dass kein Antisemitismus vorliegt.13 Viertens gibt es Antizionismus, der sich auf nicht-nationale jüdische und/oder auf universalistische Selbstverständnisse stützt. Antizionismus kann mit Antisemitismus nicht gleichgesetzt werden, doch erscheint Antisemitismus gegen Israel letztlich wie Antizionismus, da er einen jüdischen Staat ablehnt. Die dritte und vierte These bedeuten, dass das Verhältnis von Antizionismus, proisraelischen Positionen und Antisemitismus nicht eindeutig ist. Diese Uneindeutigkeiten sind eine wesentliche Quelle der derzeitigen Auseinandersetzungen, deren (identitäts-)politische Aufladung jedoch dazu verleitet, auch da auf Eindeutigkeit zu drängen, wo differenzierende Analysen und Ambivalenzen der Wahrheit näherkommen.
 
        POSTNAZISTISCHER ANTISEMITISMUS
 
        Nach 1945 ändert sich die Konstellation, in der der Antisemitismus situiert ist: Jeder Antisemitismus steht nunmehr vor dem Problem, sich angesichts der nationalsozialistischen Judenvernichtung legitimieren zu müssen. Wie kann man nach der Ermordung von sechs Millionen Jüdinnen und Juden erneut behaupten, die Juden würden sich an „uns“ vergehen?
 
        Damit rückt der Holocaust ins Zentrum des postnazistischen Antisemitismus. Um die Juden erneut zu beschuldigen, muss der Mord an den Jüdinnen und Juden derealisiert, bagatellisiert, wegerklärt oder schlichtweg geleugnet werden, und gleichzeitig müssen sich Antisemit*innen als „Opfer von Juden“ präsentieren. Die Täter-Opfer-Umkehr ist das zentrale Muster, das allem Antisemitismus nach Auschwitz international gemeinsam ist, denn durch sie kann die Fortsetzung des Antisemitismus trotz des Holocaust legitimiert werden.
 
        Die Täter-Opfer-Umkehr soll den Holocaust relativieren, kann dies aber nur, indem sie ihn – wie falsch auch immer – thematisiert. Jedes Bemühen, die Tatsache des Holocaust zu relativieren, kleinzureden oder gänzlich abzustreiten, bestätigt dessen zentrale Bedeutung. Das hat in weiten Teilen des postnazistischen Antisemitismus dazu geführt, weniger die historischen Tatsachen zu bestreiten als deren Relevanz für „unsere“ Gegenwart: Man erkennt mehr oder minder und möglichst abstrakt die damalige Tat an, sieht sich aber in keiner Weise (mit)verantwortlich dafür, sondern vielmehr als Opfer andauernder ungerechtfertigter Vorwürfe. Doch wem nützen diese? „Den Juden und ihren Gesellen“, lautet die Antwort. Sie ließen die Vergangenheit nicht vergehen, weil ihnen der Holocaust den perfekten Deckmantel für „ihre Taten“ zum Beispiel gegen die Palästinenser*innen liefere. Aber auch viele andere „jüdische Taten“ können im Rückgriff auf klassische Motive des antisemitischen Repertoires ausgearbeitet werden – bis hin zu Behauptungen, eine „Corona-Diktatur“ oder der Plan eines „großen Austauschs“ seien jüdisch gelenkt.
 
        Derlei Umkehrung des Täter-Opfer-Verhältnisses gelingt am besten, wenn sie Distanz zur nationalsozialistischen Sprache hält. Vor diesem Hintergrund ist unmittelbar evident, dass sich der postnazistische Antisemitismus besonders gut als Antisemitismus gegen Israel formulieren lässt. Statt von „Juden“ oder „der jüdischen Rasse“ wird dann von „Zionisten“ und „Israel“ gesprochen.
 
        Perfekt ist die Täter-Opfer-Umkehr, wenn sie die oberflächliche Anerkennung des Holocaust und die Distanzierung vom Nationalsozialismus dadurch bekräftigt, dass sich nun die Juden wie Nazis verhielten. Die Täter von heute seien wie die Nazis von damals, weshalb „wir uns“ heute, gegen die „jüdischen Nazis“ wehren müssten. Ganz so offen wird dies in der Regel nicht formuliert, aber wenn man „Jude“ durch „Israel“ ersetzt, scheint es zu gelingen. So titelte die rechtsextreme „National-Zeitung“ anlässlich des Junikriegs 1967: „Israels Auschwitz in der Wüste“, „Der Massenmord an den Arabern“, „Dayan auf Hitlers Spuren“.14 So wird aus die „Juden sind unser Unglück“ die Parole „Israel ist unser Unglück!“15
 
        Dieses Muster ist als antisemitische Deutung des realen Konfliktes zwischen Israel und den Palästinenser*innen gerade auch für Letztere attraktiv. Denn es bestreitet die Legitimation des Zionismus als Befreiungsnationalismus und Israels als Staat der Überlebenden. So behauptet etwa die Hamas, die Juden hätten den Zweiten Weltkrieg verursacht, mit dem sie sich nicht nur bereichert, sondern auch „die Etablierung ihres Staates vorbereitet“ hätten.16 Solche Täter-Opfer-Umkehr ist als Delegitimierung Israels im arabischen respektive islamisierten Antisemitismus weit verbreitet. Überdies ist der Antisemitismus im arabischen Raum geeignet, um Kolonialismus und Modernisierung als Zersetzung der vermeintlich guten arabischen und islamischen Welt abzuwehren. Deshalb wurde der Rückgriff auf den europäischen Antisemitismus im 20. Jahrhundert so attraktiv und sowohl säkular als auch religiös an die arabische beziehungsweise islamische Kultur und den Konflikt mit Israel angepasst. Damit wird in den Antikolonialismus wie in den Konflikt mit Israel die Dimension des Antisemitismus eingezogen.
 
        Der reale Konflikt um Staatlichkeit, um Land und Wasser beschneidet die Lebenschancen der Palästinenser*innen massiv, was allerdings keineswegs allein Israel, sondern auch den Nachbarstaaten und palästinensischen Organisationen geschuldet ist. Er begründet gerechtfertigte und parteiische, harte und überbordende, aber nicht durch Antisemitismus motivierte Kritik an Israel. Aber wie jeder harte Konflikt tendiert auch dieser zur Verteufelung des Gegners, was im Falle Israels antisemitische Muster anschlussfähig macht. Zugleich bietet der reale Konflikt Argumente gegen Israel, die der postnazistische Antisemitismus zu scheinbar rationalen Belegen eines „jüdischen Täters“ verdrehen kann. Diese Sachlage bildet die Basis der umstrittenen Frage, wo genau denn der Grat zwischen legitimer Kritik an israelischer Politik und Antisemitismus verläuft.
 
        Die zentrale Bedeutung jedoch, die der Antisemitismus gegen Israel seit wenigen Jahrzehnten in der westlichen Welt einnimmt, liegt in dem elementaren Legitimationsproblem des postnazistischen Antisemitismus begründet. Israel anstelle von „den Juden“ in den Mittelpunkt zu rücken, ist besonders geeignet, Antisemitismus nach Auschwitz fortzusetzen und diesen dabei nicht-nazistisch oder gar oberflächlich antinazistisch zu formulieren. Dies ist besonders für Selbstbilder geeignet, die den Holocaust nicht leugnen und die sich vom Nationalsozialismus fernhalten wollen, denen dies aber nur gelingt, indem sie die gegenwärtige Präsenz der postnazistischen Erinnerung den Juden beziehungsweise Israel zur Last legen. Deshalb ist der Antisemitismus gegen Israel gerade auch ein Antisemitismus der Mitte, ein Antisemitismus für Menschen, die sich frei von Antisemitismus glauben.
 
        LINKE UND ANTIRASSISTISCHE ZUSAMMENHÄNGE
 
        Viele Antisemitismus-Debatten der zurückliegenden 20 Jahre drehten sich um die Frage des israelbezogenen Antisemitismus von linker, antirassistischer oder antikolonialer Seite. In diesem Streit dominieren meist verhärtete Positionen, die jeweils eine Seite des Doppelcharakters des Zionismus verabsolutieren: Während die einen den Antisemitismusvorwurf manchmal vorschnell und pauschal handhaben und menschenrechtlich-antirassistische Argumentationen als bloße Tarnung eines weltweit anwachsenden Antisemitismus gegen den Staat der Holocaustüberlebenden sehen, wehren die derart Kritisierten dies so reflexhaft wie pauschal als Vorwürfe prozionistischer und rassistischer Kräfte ab, die jegliche Kritik an Israel unterdrücken wollten.
 
        Die Vehemenz, mit der die Debatte geführt wird, liegt darin begründet, dass zahlreiche „große Themen“ angeschlagen werden – der Holocaust und die jahrhundertelange Geschichte des Judenhasses in Europa, Kolonialismus und Antikolonialismus, menschenrechtlicher Universalismus, unterschiedliche Nationalismen und Religionen wie auch die Kritiken daran. Diese Themen sind für politische, religiöse sowie auch nationale Selbstbilder fundamental. In den derzeitigen Debatten werden von der einen Seite vehement linke antirassistische Selbstbilder verteidigt, auf der anderen wird behauptet, der als Antirassismus daherkommende Antisemitismus von links sei der gefährlichste.
 
        Auch hier mag ein Blick in die Geschichte helfen, die Analyse zu schärfen. Ein postnazistischer Antisemitismus von links zeigte sich bereits kurz nach dem Ende des Zweiten Weltkriegs. Zur Absicherung ihres gerade bedeutend erweiterten Machtbereichs im anbrechenden Kalten Krieg behauptete die sowjetische Propaganda eine internationale Verschwörung der „Finanzkapitalisten“ gegen die „friedliebenden Völker“ mit der Sowjetunion an der Spitze. Der „Weltimperialismus“ bedrohe das „Friedenslager“ von außen durch Krieg und Atombomben, im Innern jener „Volksdemokratien“ versuchten getarnte Agenten, den Sozialismus zu sabotieren und die „Nation“ und ihre „Kultur“ durch „kosmopolitische“ Ideen zu „zersetzen“. Als diese gefährlichen inneren Feinde wurden zunehmend „Zionisten“ ausgemacht und verfolgt. Höhepunkte waren Ende 1952 der offen antisemitische Slánský-Schauprozess in Prag und die Erfindung einer antisowjetischen Verschwörung jüdischer Ärzte im Kreml. Das gerade erst gegründete Israel wurde als Bestandteil des „US-imperialistisch-zionistischen Komplotts“ in das Weltbild integriert.17
 
        Dieser spätstalinistische „Antizionismus“ war der erste exemplarisch ausformulierte postnazistische Antisemitismus in einem linken, marxistisch-leninistischen Gewand. So war camouflierend meist nicht von „Juden“ oder „Judentum“, sondern von „Zionisten“ oder „Zionismus“ die Rede, um sich vom Vokabular des nationalsozialistischen Antisemitismus abzusetzen. Die angeklagten „Zionisten“ wurden beschuldigt, zuerst Kollaborateure von Hitler-Deutschland und danach des „faschistischen US-Imperialismus“ gewesen zu sein: Jüdinnen und Juden wurden mit Faschismus verbunden – auch die für den postnazistischen Antisemitismus zentrale Täter-Opfer-Umkehr wurde hier bereits exemplarisch vorgenommen und so die Verfolgung von Jüdinnen und Juden durch Antifaschismus legitimiert.
 
        Die antisemitische Verschwörungspropaganda und Repression endeten mit Stalins Tod 1953. Doch im Nahostkonflikt stellte sich Moskau angesichts der Westorientierung Israels aus machtpolitischem Kalkül auf die arabische Seite und konnte dies als „Antiimperialismus“ ideologisch begründen. Spätestens ab dem Junikrieg 1967 bediente sich diese gegen Israel gerichtete „antizionistische“ Propaganda in den „Volksdemokratien“ regelmäßig antisemitischer Muster.
 
        Aber auch die ideologisch disparaten, meist eher moskaufernen Gruppen der westlichen Neuen Linken ab Ende der 1960er Jahre nahmen nahezu alle eine „antizionistische“ Haltung ein.18 Grundlage für diese internationale wie fraktionsübergreifende Israelfeindschaft bildete das seinerzeit bei Linken dominierende, auf Lenin zurückgehende und vom Dekolonisierungsprozess befeuerte antiimperialistische Muster der Weltdeutung. Nach dieser so dichotomen wie nationalistischen Weltsicht kämpften in der „Dritten Welt“ überall „Völker“ geschlossen gegen „den Imperialismus“ und für die sozialistische Revolution. Wurde nach diesem Muster der Konflikt im Nahen Osten gedeutet, standen auf der einen Seite die arabischen Völker, insbesondere das „kämpfende palästinensische Volk“ als Identifikationsfolien für sich radikalisierende Linke parat; als deren Gegenpart fungierten die mit dem Imperialismus verbündeten „Zionisten“ oder „die zionistische Bourgeoisie“. Denn ein „Volk“ war im antiimperialistischen Weltbild per definitionem „gut“, der Feind musste als Klasse und reaktionäre Ideologie imaginiert werden. Damit wurde zum einen der palästinensische Widerstand legitimiert bis hin zu Bündnissen mit der terroristisch operierenden Guerilla. Zum anderen konnte Israel damit nicht als jüdischer Nationalstaat und als Staat der Verfolgten und Überlebenden verstanden werden. Je weniger Antisemitismus und Holocaust als zentrale Momente der Konstituierung des jüdischen Staates thematisiert oder akzeptiert wurden, desto attraktiver war für den Antizionismus westlicher wie östlicher Provenienz die postnazistische Täter-Opfer-Umkehr: Israel erschien als Wiedergänger des Nationalsozialismus. Die krude Dichotomie des Antiimperialismus und die Identifikation mit „kämpfenden Völkern“ öffnete linke Weltsichten für den Antisemitismus.
 
        Ein anschauliches aktuelles Beispiel dafür ist das Wimmelbild der linken indonesischen Aktivisten- und Künstlergruppe Taring Padi auf der Documenta Fifteen in Kassel 2022. Es ist eine Anklage der Suharto-Diktatur und deren mit westlicher Unterstützung ausgeübten Ausbeutung, Repression und Massenmorde. Insoweit ist die Gut-Böse-Dichotomie, die das gesamte Bild inklusive idealisierter Zeichnung eines „guten kämpfenden Volkes“ strukturiert, nachvollziehbar. Auf der Seite des Bösen ist jedoch auch eine eindeutig antisemitische Darstellung eingefügt: ein „jüdischer Kapitalist“ mit Schläfenlocken und Zigarre, auf dessen Hut in typisch postnazistischer Täter-Opfer-Umkehr das SS-Zeichen abgebildet ist.
 
        In den vergangenen 30 Jahren hat solcher Antiimperialismus in der Linken zwar gegenüber Antirassismus und Antikolonialismus stark an Bedeutung verloren, doch auch bei diesen stoßen Israel und Zionismus als „weißer Siedlungskolonialismus“ und rassistisches „Apartheidsregime“ auf vehemente Ablehnung, während die Israelboykottbewegung BDS breite Unterstützung findet.
 
        BDS aber ist zu relevanten Teilen von Antisemitismus durchzogen.19 So gehören die Hamas, der Islamische Dschihad sowie die Volksfront zur Befreiung Palästinas – alle drei militant, antisemitisch und verantwortlich für Raketenangriffe und Suizidanschläge auf die israelische Zivilbevölkerung – zu den Gründungsmitgliedern der 2005 ins Leben gerufenen Bewegung. Unter selektiver Berufung auf Menschenrechte, Völkerrecht und UN-Beschlüsse20 fordert BDS in bewusst diffuser Formulierung das Ende der „Besetzung und Kolonisation allen arabischen Landes“. Eine zweite Kernforderung ist ein „Rückkehrrecht“ für alle palästinensischen Flüchtlinge und deren Nachkommen.21 Omar Barghouti, einer der führenden Köpfe von BDS, nennt als Ziel dieser Forderung: „A return for refugees would end Israel’s existence as a Jewish state.“22 Auch eine Zweistaatenlösung lehnt Barghouti ab: „Most definitely we oppose a Jewish state in any part of Palestine.“23 Ein binationaler Staat sei ebenfalls keine Option, denn: „Binationalism makes two problematic assumptions: that Jews are a nation and such a nation has a right to exist in Palastine.“24 Juden wird also abgestritten, eine Nation zu sein; Zionismus bedeute nichts als (Siedler-)Kolonialismus, Landraub und Besatzung, ethnische Säuberung und rassistische Apartheidsherrschaft über das autochthone palästinensische Volk; auch findet sich immer wieder eine Gleichsetzung Israels mit dem Nationalsozialismus.
 
        Wie ist es zu erklären, dass die kompromisslos palästinensisch-nationalistische und zu relevanten Teilen antisemitische BDS-Bewegung seitens Antirassismus und Postkolonialismus im universitären und kulturellen Bereich Sympathie und Unterstützung findet, darunter nicht wenige sich als links definierende jüdische Menschen? Warum wird weithin ignoriert, dass viele beteiligte Organisationen und Personen islamistische, autoritäre, antifeministische, homophobe und antiuniversalistische Positionen und einen ethnischen Nationalismus vertreten? Liegt das dominant an einem genuin „linken Antisemitismus“ oder spielen auch andere Voraussetzungen und Dynamiken eine Rolle?
 
        Im Zentrum von theoretischer Analyse wie politischer Intervention von postkolonialer und antirassistischer Seite stehen die seit der europäischen Expansion in der Frühen Neuzeit durchgesetzten und bis heute fortbestehenden Dominanzverhältnisse gegenüber den eroberten Ländern und deren Menschen. Damit konstitutiv verknüpft ist die Kritik der rassistischen Konstruktion des „Anderen“ als notwendiges Gegenbild für das europäische respektive westliche Selbstbild als aufgeklärt und überlegen. Die millionenfache Versklavung und die kolonialen Gewalttaten und Genozide werden als zentrale Verbrechen angeklagt und zunehmend in das Bewusstsein westlicher Gesellschaften gerückt, in deren Erinnerungskultur diese Verbrechen lange Zeit kaum eine Rolle spielten.
 
        Doch so politisch berechtigt wie wissenschaftlich innovativ Postkolonialismus und Antirassismus auch sind: Der Antisemitismus ist mit den Mitteln der Rassismusanalyse nicht adäquat zu fassen. Antisemitismus wird meist als Unterform unter einen allgemeinen Begriff des Rassismus subsumiert. Zentrale Momente – die Konstruktion einer verschwörungstheoretischen Welterklärung mit den Juden als personalisierte Moderne, die Juden als Anti-Volk, die postnazistische Täter-Opfer-Umkehr – können infolge der Konzentration auf Kolonialismus, Ausbeutung und strukturellen Rassismus nur ungenügend erfasst werden. Stattdessen wird Antisemitismus eher als ein historisches Phänomen begriffen, das gegenüber dem gegenwärtigen, alltäglich praktizierten Rassismus als sekundär oder vernachlässigbar erscheint. Die lange diskriminierte jüdische Minderheit unterliege nach dem Zweiten Weltkrieg kaum noch rassistischer Diskriminierung, sei vielmehr „weiß“ und Teil der Dominanzgesellschaft geworden. Nicht selten ist damit der Vorwurf verknüpft, der Holocaust sei in der westlichen Erinnerungskultur als Verbrechen von „Weißen an Weißen“ überrepräsentiert und verdecke die europäischen Verbrechen an Schwarzen beziehungsweise Nicht-Weißen. Diese einseitige Betonung des Holocaust zeige sich nicht zuletzt darin, dass der Kolonialismus und Rassismus Israels nicht kritisiert werden dürfe. Der junge, 1948 zu Beginn der Hochphase des weltweiten Dekolonisierungsprozesses gegründete jüdische Staat erscheint allein als Projekt des europäischen Kolonialismus.25 Je stärker das Bedürfnis nach einem antirassistischen „Wir“, das sich frei von Ambivalenzen zur eindeutigen Positionierung berechtigt sieht, desto mehr wird Israel zum Inbegriff von Rassismus und kolonialer Herrschaft, der palästinensische Nationalismus dagegen zum unterstützenswerten fortschrittlichen Projekt. In dieser Dichotomie wird Antirassismus blind für Antisemitismus, ignoriert und bagatellisiert ihn oder integriert diesen gar in die eigene Weltsicht.
 
        ES BLEIBT KOMPLIZIERT
 
        So strikt die Urteile in Antisemitismusdebatten mitunter formuliert werden, so wenig adäquat sind sie in der gegenwärtigen höchst widersprüchlichen und ambivalenten Lage. Es gibt zweifelsohne Antisemitismus von links und Antirassismus, der zu antisemitischen Deutungsmustern verleitet, es finden aber auch Instrumentalisierungen des Antisemitismusvorwurfs statt – sei es von proisraelischer Seite oder etwa durch die AfD, die damit die Linke wie die muslimisch-migrantische Bevölkerung denunzieren und ihren Rassismus durch vermeintlichen Anti-Antisemitismus verschleiern will. Aber auch ein politisch instrumentalisierter Antisemitismusvorwurf wiederum kann gleichwohl inhaltlich berechtigt sein.
 
        Antisemitismus wie Antisemitismus gegen Israel werden ein dauerhaftes wie gefährliches Problem bleiben, während die Perspektiven für eine friedliche Bearbeitung des Palästinakonflikts immer eingeschränkter scheinen. Umso mehr bräuchte es eine wissenschaftliche wie politische Diskussion über israelbezogenen Antisemitismus, die sich dichotomer Vereindeutigung und identifikatorischer Parteinahme verweigert. Was häufig fehlt, sind Selbstreflexion und das Benennen und Aushalten von Unsicherheiten, Ambivalenzen und Widersprüchen, die sich im israelisch-palästinensischen Konflikt wie zwischen Antisemitismus- und Rassismuskritik auftun.
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        75 JAHRE NACH DER NAKBA
 
        Die Katastrophe dauert an
 
        Muriel Asseburg
 
        Dieses Jahr feiert Israel sein 75-jähriges Bestehen und damit auch die Etablierung eines sicheren Zufluchtsortes für Jüdinnen und Juden aus aller Welt. Zugleich jährt sich zum 75. Mal die Nakba (arabisch: „Katastrophe“), also die Flucht und Vertreibung der meisten ansässigen Palästinenser*innen aus dem heutigen Staatsgebiet Israels. Für Palästinenser*innen ist die Nakba nicht nur ein Ereignis, das in der Vergangenheit liegt. Vielmehr beschreiben sie mit dem Begriff auch ihre aktuelle Lebensrealität. Denn bis heute ist das palästinensische Streben nach nationaler Selbstbestimmung nicht erfüllt, leben die Flüchtlinge und ihre Nachkommen, oft staatenlos, im Exil, werden palästinensische Staatsbürger*innen Israels diskriminiert und Palästinenser*innen in den besetzten Gebieten verdrängt. Nach wie vor dauert auch der – asymmetrische – Konflikt um das ehemalige britische Mandatsgebiet Palästina an. Eine friedliche Regelung des Territorialkonflikts und der Flüchtlingsfrage ist heute weniger absehbar denn je. Dies zwingt auch die deutsche Politik, zu überdenken, wie die historische Verantwortung mit einem zielführenden Beitrag zur friedlichen Konfliktbearbeitung in Nahost in Einklang gebracht werden kann.01
 
        DIE KATASTROPHE VON 1948
 
        Die Nakba markiert eines der zentralen Daten, wenn nicht das zentrale Datum in der Geschichte der Palästinenser*innen. Denn die Ereignisse rund um die israelische Unabhängigkeit bedeuteten für die ansässige palästinensische Gesellschaft eine traumatische Wende, die bis heute fortwirkt und die palästinensische Identität prägt. Die Nakba bezeichnet dabei die Flucht und Vertreibung eines Großteils der palästinensischen Einwohner*innen aus dem heutigen Staatsgebiet Israels: Zwischen 1947 und 1949 sahen sich zwischen 700000 und 750000 Palästinenser*innen gezwungen, das Gebiet zu verlassen. Zugleich bedeutete die Etablierung Israels im größten Teil des ehemaligen britischen Mandatsgebiets Palästina (auf rund 77 Prozent) den dauerhaften Verlust großer Teile des Territoriums, auf dem ein palästinensischer Staat hätte entstehen können.02
 
        Die dominante israelische Geschichtsschreibung stützte über lange Zeit das offizielle Narrativ des Staates: Die ansässigen Palästinenser*innen seien vor allem infolge der Propaganda der arabischen Staaten geflohen. Nach Öffnung der Archive ab Mitte der 1980er Jahre deckten die sogenannten neuen Historiker*innen jedoch auf, dass es auch gezielte Vertreibungen, systematische Zerstörungen palästinensischer Dörfer und Städte sowie Massaker und Plünderungen gegeben hatte.03 Denn Israel sollte ein Staat mit jüdischer Bevölkerungsmehrheit und ein sicherer Zufluchtsort für Jüdinnen und Juden aus aller Welt sein. In diesem Zusammenhang wurde unter anderem die Bevölkerung von über 400 arabischen Dörfern vertrieben oder flüchtete, die meisten dieser Dörfer wurden zerstört und unbewohnbar gemacht. Verantwortlich dafür waren in der Regel nicht nur Kriegsschäden, sondern auch gezielte Aktionen der israelischen Armee beziehungsweise ihrer Vorläufer und zionistischer Siedler.04 Zu Flucht und Vertreibung kam es in beiden Phasen des israelischen Unabhängigkeitskrieges, also sowohl vor der Ausrufung des Staates Israel als auch während des ersten israelisch-arabischen Krieges, also nach dem Angriff einer Koalition arabischer Staaten auf Israel.05
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          Arabische Bevölkerung flieht während des Israelischen Unabhängigkeitskriegs 1948 aus Galiläa in Richtung Libanon.
 
          Quelle: picture-alliance / dpa | Eldan_David
 
        
 
        Die UN-Generalversammlung postulierte in ihrer Resolution 194 vom Dezember 1948 das Recht der palästinensischen Flüchtlinge, in ihre Häuser zurückzukehren, wenn sie bereit wären, in Frieden mit ihren Nachbar*innen zu leben. Zudem sollten sie Entschädigung für verloren gegangenes Eigentum erhalten. Die israelische Regierung lehnte jedoch im Juni 1948 die Rückkehr palästinensischer Flüchtlinge kategorisch ab, und das israelische Militär verhinderte gewaltsam Rückkehrversuche einzelner Flüchtlinge. 1952 nahm die Knesset ein Staatsbürgerschaftsgesetz an, das Jüdinnen und Juden aus aller Welt ein „Rückkehrrecht“ auf der Grundlage des Rückkehrgesetzes von 1950 einräumte, geflüchtete Palästinenser*innen aber von der israelischen Staatsbürgerschaft und der Rückkehr ausschloss. 1954 beschloss die Knesset ein Gesetz zur Verhinderung von Infiltration, das vorsah, die Rückkehr auch mit Waffengewalt zu verhindern.
 
        „FREMDE IM EIGENEN LAND“
 
        In Israel verblieben rund 150000 Palästinenser*innen, die zunächst unter Kriegsrecht gestellt wurden. Rund ein Drittel von ihnen wurde zu Binnenflüchtlingen, die in der Regel nicht in ihre Heimatdörfer und -städte zurückkehren durften. Damit traf sie zumindest teilweise das gleiche Schicksal wie die Flüchtlinge: Ihr Besitz wurde enteignet und dem Custodian for Absentee Property (Treuhänder für den Besitz Abwesender) und damit dem israelischen Staat übergeben. Insgesamt wurden so etwa 70 Prozent des Landes, das in arabischem Besitz war, enteignet und für den Bau jüdischer Siedlungen zur Verfügung gestellt.06 Auch wurden die Palästinenser*innen nicht als gleichberechtigte Staatsbürger*innen wahrgenommen, sondern in erster Linie als potenzielle fünfte Kolonne der feindlich gesinnten arabischen Nachbarstaaten und damit als Sicherheitsrisiko. Das Militärrecht galt für palästinensische Israelis bis 1966. Ihre Grundrechte, etwa die Bewegungs- und Vereinigungsfreiheit, waren stark eingeschränkt; auch durften sie zunächst keine eigenen Parteien bilden. So führten sie ein Leben als „Fremde im eigenen Heimatland“, wie es der palästinensische Nationaldichter Mahmud Darwisch ausdrückte.07
 
        ENTWURZELTE NATION
 
        Die Nakba erschütterte die palästinensische Gesellschaft massiv. Die meisten Palästinenser*innen flohen ins Westjordanland (rund 280000), in den Gazastreifen (rund 190000) sowie in die benachbarten arabischen Länder Libanon (100000), Syrien (75000) und Jordanien (70000). Auch wenn sich die konkreten Bedingungen in den Aufnahmestaaten unterschieden: Das Flüchtlingsdasein, oft als Staatenlose, wurde zur prägenden Lebensrealität für das Gros der Palästinenser*innen.08 In den meisten Ländern wurden sie nicht mit offenen Armen empfangen, sondern waren gezwungen, ihr Dasein in trostlosen Flüchtlingslagern zu fristen, die sich im Laufe der Jahre von Zeltstädten zu eng bebauten Stadtvierteln entwickelten und meist besonderen Zugangs- und Sicherheitsbeschränkungen unterlagen. Hunderttausende wurden dauerhaft von internationaler Hilfe abhängig, da sie ihre Existenzgrundlage verloren hatten und sich in den Aufnahmeländern mit unterschiedlich strikten Beschränkungen von Arbeitsmöglichkeiten, Eigentumserwerb sowie Reise- und Niederlassungsfreiheit konfrontiert sahen. Auch das soziale Gefüge geriet durcheinander: Familien und Dorfgemeinschaften wurden durch die Flucht auseinandergerissen; ehemals einflussreiche palästinensische Familien büßten in der Diaspora an Bedeutung ein. Die traumatischen Ereignisse von 1948 prägten die gesamte Gesellschaft.
 
        Zudem war und ist der Status der palästinensischen Flüchtlinge in den Aufnahmeländern prekär. Die Positionierung der Palästinensischen Befreiungsorganisation (PLO) in regionalen Konflikten sowie die bewaffneten Aktivitäten militanter palästinensischer Gruppen vergifteten immer wieder das Verhältnis zu den lokalen Gesellschaften und den herrschenden Eliten. Sie provozierten nicht nur Gewalt gegen Guerillakämpfer*innen, sondern auch gegen die Flüchtlingsbevölkerung und führten wiederholt zur Ausweisung von palästinensischen Flüchtlingen und Arbeitsmigrant*innen. Beispielhaft für diese Dynamiken stehen der Jordanische Bürgerkrieg 1970, auch als Schwarzer September bekannt, das Massaker in den Flüchtlingslagern Sabra und Schatila im Libanon 1981 und die Ausweisung von rund 400000 Palästinenser*innen aus Kuwait im Zusammenhang mit dem Irak-Kuwait-Krieg 1990/91. In Syrien litten die palästinensischen Flüchtlinge ab 2012 in besonderem Maße unter dem internationalisierten Bürgerkrieg: Das größte Flüchtlingslager Jarmuk in Damaskus war jahrelang umkämpft und eingekesselt, die Versorgungslage katastrophal. Im Zuge der Kämpfe wurde das Lager nahezu vollständig in Schutt und Asche gelegt. Mehr als zwei Drittel der in Syrien ansässigen palästinensischen Flüchtlinge wurden zu Binnenvertriebenen. Die Nachbarstaaten Libanon und Jordanien verwehrten ihnen in der Regel die Einreise.09
 
        STABILISIERENDE ROLLE DER UNRWA
 
        Da eine rasche politische Lösung des Flüchtlingsproblems nicht absehbar war, rief die UN-Generalversammlung im Dezember 1949 das UN-Hilfswerk für Palästina-Flüchtlinge im Nahen Osten (UNRWA) ins Leben. Anspruch auf Registrierung bei der Organisation, und damit auf ihre Leistungen, hatten ausschließlich diejenigen Personen, die ihren Hauptwohnsitz im Zeitraum zwischen dem 1. Juni 1946 und dem 15. Mai 1948 im britischen Mandatsgebiet Palästina hatten, ihr Haus oder ihre Existenzgrundlage infolge des israelisch-arabischen Krieges von 1948 verloren hatten und die in das von der UNRWA betreute Gebiet (Westjordanland, Ost-Jerusalem, Gazastreifen, Libanon, Syrien, Jordanien) geflohen waren. Anspruchsberechtigt sind auch die Ehefrauen sowie Nachkommen von registrierten Flüchtlingen. Nicht als Flüchtlinge im Sinne der UNRWA-Definition gelten hingegen diejenigen Palästinenser*innen, die während des Krieges von 1967 geflohen sind, sowie diejenigen, die 1948 in anderen arabischen Ländern, etwa in Ägypten, Zuflucht gefunden haben.10
 
        Die UNRWA bietet nun schon seit über 70 Jahren eine Grundversorgung für palästinensische Flüchtlinge an, insbesondere in den Bereichen Bildung und Gesundheit, und leistet humanitäre Hilfe. Eine Besonderheit ist, dass die Organisation durch die Beschäftigung von Palästinenser*innen auch eine wichtige Arbeitgeberin ist. Nicht zuletzt dadurch kommt der Organisation eine bedeutende Rolle beim Erhalt regionaler Stabilität zu. Die UNRWA, ursprünglich als vorübergehende Einrichtung geschaffen, bis eine gerechte und dauerhafte Lösung für die Palästina-Flüchtlinge gefunden ist, hat jedoch kein Mandat zur Lösung des Flüchtlingsproblems.11
 
        Gleichwohl wird der UNRWA immer wieder vorgeworfen, dass sie dazu beitrage, dass die Flüchtlinge ihren Status beibehielten und auf ihrem Rückkehrrecht beharrten, statt sich in den derzeitigen Aufnahmestaaten zu integrieren.12 Diese Argumentation übersieht freilich, dass das Rückkehrrecht von Flüchtlingen, allgemein und speziell von palästinensischen, völkerrechtlich verbrieft ist – und damit unabhängig von der UNRWA. Sie übersieht auch, dass die arabischen Nachbarstaaten zwar bereit waren, Flüchtlinge aufzunehmen, mit der Ausnahme Jordaniens aber nicht dazu, diese zu Staatsbürger*innen zu machen. Nicht nur betonen die arabischen Staaten – zu Recht – die internationale Mitverantwortung für die Palästina-Flüchtlinge. Ein gewichtiger Grund ist auch, dass die Einbürgerung, etwa im Libanon, zu Verschiebungen in der Bevölkerungszusammensetzung geführt und, so die Sorge, das friedliche Zusammenleben der ethnischen und konfessionellen Gruppen gefährdet hätte.
 
        Immer wieder wird auch – kontrafaktisch – behauptet, die Vererbung des Flüchtlingsstatus an nachfolgende Generationen sei ein Spezifikum der UNRWA. Denn nach internationalem Recht gelten die Nachkommen ebenfalls als Flüchtlinge, bis eine dauerhafte Lösung gefunden ist. Damit soll auch die Einheit der Familie in langandauernden Fluchtsituationen geschützt werden. Entsprechend hat auch der Hochkommissar der Vereinten Nationen für Flüchtlinge Nachkommen etwa afghanischer Flüchtlinge als Flüchtlinge anerkannt.13
 
        Darüber hinaus wird selbst das Einfordern des Rückkehrrechts von Palästinenser*innen zunehmend als antisemitisch stigmatisiert, da dessen Umsetzung die Identität Israels als jüdischen Staat gefährde.14 Dabei lässt sich nicht stichhaltig argumentieren, dass das Beharren von Flüchtlingen auf ihrem Recht auf Rückkehr und Entschädigung antisemitisch motiviert sei. Bei einer Regelung wird allerdings zu unterscheiden sein zwischen dem individuellen Rechtsanspruch der Flüchtlinge auf Rückkehr und Entschädigung einerseits und einer politischen Regelung der Flüchtlingsfrage, die eine Abwägung zwischen dem individuellen Recht und den Interessen heutiger und künftiger Aufnahmestaaten vornimmt, andererseits.15
 
        ANDAUERNDE NAKBA
 
        Für Palästinenser*innen ist die Nakba kein abgeschlossenes Ereignis der Vergangenheit; sie dauert vielmehr an. Denn Flucht und Vertreibung von 1948 bestimmen den Lebensalltag vieler Palästinenser*innen bis heute. Ende 2022 waren mit 5,9 Millionen rund 40 Prozent der Palästinenser*innen weltweit bei der UNRWA als Flüchtlinge registriert. Besonders hoch ist der Anteil der registrierten Flüchtlinge an der Gesamtbevölkerung im Gazastreifen mit rund 75 Prozent, im Westjordanland mit rund 30 Prozent und in Jordanien mit knapp 25 Prozent. Im Libanon liegt er bei rund 7 Prozent.16 Tatsächlich ist die Zahl der Palästinenser*innen, die geflüchtet sind, sowie deren Nachkommen aber noch deutlich höher.17
 
        Auch sehen Palästinenser*innen Verdrängung und Enteignung im Westjordanland als Fortsetzung der Nakba. Dabei wird die palästinensische Bevölkerung vor allem aus Gebieten verdrängt, die für Israel von strategischer oder ideologischer Bedeutung sind, sei es in Ost-Jerusalem, im Jordangraben, der Altstadt von Hebron oder in der sogenannten Seam Zone, dem Gebiet zwischen den israelischen Sperranlagen und der Grünen Linie, also der Waffenstillstandslinie von 1949.18
 
        Die Situation dürfte sich in nächster Zeit weiter zuspitzen. Denn die im Dezember 2022 in Israel gebildete Regierungskoalition, der neben dem Likud auch rechtsextreme und ultraorthodoxe Parteien angehören, verfolgt zwar mit Rücksicht auf die internationalen Partner Israels keine formelle Annexion des Westjordanlandes. Sie zielt aber auf dessen dauerhafte Kontrolle und eine jüdische Vorherrschaft im gesamten Gebiet zwischen Mittelmeer und Jordan ab. Sicherheitsargumente, die früher zur Rechtfertigung der Präsenz in den besetzten Gebieten herangezogen wurden, sind heute in den Hintergrund getreten. Der erste Satz der Regierungsleitlinien lautet: „Das jüdische Volk hat ein exklusives und unveräußerliches Recht auf alle Teile des Landes Israel. Die Regierung wird die Besiedlung aller Teile des Landes Israel – Galiläa, den Negev, den Golan sowie Judäa und Samaria [die biblischen Begriffe für das Westjordanland, Anm. d. Autorin] – fördern.“19
 
        Noch ist nicht klar, ob die Regierungskoalition Bestand haben wird und ihr Programm umsetzen kann. Aber ihre Zielsetzung ist eindeutig: Mit der beabsichtigten Ausweitung des Zivilrechts für die Siedlerbevölkerung und die Siedlungen, etwa im Bereich der Raumplanung, sowie den Umstrukturierungen in den Ministerien werden entscheidende Schritte von einer temporären, militärischen Besatzung, die unter gewissen Bedingungen völkerrechtskonform sein kann, zu einer dauerhaften, zivilen und damit grundsätzlich völkerrechtswidrigen Besatzung unternommen.20 Hinzu kommt die Absicht, die Siedlungspolitik zu forcieren. Im Mittelpunkt stehen dabei die sogenannten C-Gebiete, also die knapp 60 Prozent des Westjordanlandes, die nach wie vor unter direkter israelischer Verwaltung stehen. Durch massive Investitionen in den Ausbau von Infrastruktur und Siedlungen sowie durch die Legalisierung der bislang selbst nach israelischem Recht illegalen Siedlungsaußenposten, die häufig auf privatem palästinensischem Land errichtet wurden, sollen Fakten geschaffen werden.21
 
        Nicht zuletzt sehen sich Palästinenser*innen in Israel nach wie vor als Bürger*innen zweiter Klasse. Zwar gelten für sie heute nicht mehr die Einschränkungen der Grundrechte wie in den Anfangsjahren 1948 bis 1966, und vielen ist in den vergangenen Jahrzehnten ein beachtlicher sozialer Aufstieg gelungen. Dennoch leiden sie weiterhin unter Benachteiligung und Diskriminierung. Dazu gehört etwa die Schlechterstellung beim Landbesitz, der zum großen Teil durch jüdische Organisationen geregelt wird.22 Vor allem aber versteht sich Israel eben nicht als „Staat aller seiner Bürger*innen“, sondern als „Nationalstaat des jüdischen Volkes“, wie es ein 2018 verabschiedetes Grundgesetz festhält. Es schreibt die Unterscheidung zwischen Staatsangehörigkeit und Nationalität und die damit verbundene Ungleichbehandlung fest und sieht vor, dass das „Recht auf nationale Selbstbestimmung“ ausschließlich für Jüdinnen und Juden gilt.23
 
        Während in der letzten Regierung unter Naftali Bennett und Yair Lapid, die von Juni 2021 bis Dezember 2022 bestand, zum ersten Mal in der Geschichte Israels eine unabhängige palästinensische Partei – Ra’am, die Vereinigte Arabische Liste unter Mansur Abbas – Teil der Koalition war, stehen die Zeichen für das jüdisch-arabische Verhältnis in Israel nun auf Sturm. Einzelne Likud-Politiker drohen bereits mit einer neuen Nakba.24 Rechtsextreme Persönlichkeiten wie Bezalel Smotrich, Finanzminister und Minister im Verteidigungsministerium mit Zuständigkeit für die Zivilverwaltung in den palästinensischen Gebieten, befürworten einen „Transfer“ (sprich: die Exilierung) von Palästinenser*innen.25 Itamar Ben-Gvir, Minister für nationale Sicherheit, mehrfach verurteilt wegen Volksverhetzung und Aufrufen zu Gewalt, hat unter anderem die bewaffneten Auseinandersetzungen in den gemischten Städten Israels im Mai 2021 mit angefacht.26
 
        DEUTSCHE MITVERANTWORTUNG
 
        Deutschland hat eine historische Verantwortung, die sich in erster Linie aus den deutschen Menschheitsverbrechen des Holocaust und den deutschen Angriffskriegen des 20. Jahrhunderts ergibt. Aufgrund der historischen Verkettung der beiden Katastrophen – der Shoah und der Nakba – und ihrer Wurzeln im modernen Antisemitismus und europäischen Imperialismus gibt es auch eine deutsche (und europäische) Mitverantwortung für die Vertreibung und Enteignung der Palästinenser*innen.
 
        Mit dem Scheitern des 1993 in Oslo vereinbarten Ansatzes, eine Konfliktregelung auf Basis der Grenzen von 1967 und eine einvernehmliche Lösung der Flüchtlingsfrage auszuhandeln, ist auch der israelisch-palästinensische Gegensatz wieder in einen existenziellen Konflikt zurückgefallen. Diese Zuspitzung zwingt auch deutsche Politiker*innen zu überdenken, wie die historische Verantwortung Deutschlands mit einem zielführenden Beitrag zur friedlichen Konfliktbearbeitung in Nahost in Einklang gebracht werden kann, statt lediglich mantraartig das Ziel einer Zweistaatenregelung zu wiederholen.
 
        Ein friedlicher Ausgleich kann nur gelingen, wenn die nationalen Ambitionen von jüdischen Israelis und Palästinenser*innen einbezogen, die geschichtlichen Erfahrungen und kollektiven Traumata beider Seiten anerkannt und vergangenes und gegenwärtiges Unrecht benannt werden.27 Das bedeutet ausdrücklich nicht, die beiden Katastrophen Shoah und Nakba gleichzusetzen oder das Leid einer Seite durch das der anderen zu relativieren. Es bedeutet aber, den Erfahrungen, Sichtweisen und Interessen beider Seiten Raum zu geben.
 
        In Deutschland muss es dabei auch darum gehen, Diskursräume offenzuhalten, die – unter Einbeziehung der jüdisch-israelischen und palästinensischen Diaspora – einen konstruktiven Dialog ermöglichen. Ohne eine Verständigung über die Vergangenheit dürfte es kaum gelingen, Zukunftsvisionen zu entwickeln, die letztlich allen Bewohner*innen zwischen Mittelmeer und Jordan individuelle und kollektive Rechte und Sicherheit gewähren und den palästinensischen Flüchtlingen Würde und Zukunftsperspektiven bieten.
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          ZWISCHEN VERHÄRTUNG UND ENTSPANNUNG. DER KALTE KRIEG IM JAHR 1953
 
          Der 17. Juni 1953 wird meist nur im europäischen Kontext betrachtet, doch es braucht eine Erweiterung des Blickwinkels. Das internationale System des Kalten Krieges war zwar verhärtet, aber es gab Hoffnungen auf Entspannung. Diese endeten mit dem Aufstand in der DDR.
 
        
 
         
          DANIELA MÜNKEL
 
          DER 17. JUNI 1953. TRAUMA, ERINNERUNG, AUFARBEITUNG
 
          Der 17. Juni 1953 war für die Herrschenden wie für die Beherrschten in der DDR eine traumatische Erfahrung. Nach dem Kampf um die Deutungshoheit während des Kalten Krieges geht es heute vorwiegend um Forschungsfragen: Bis heute gibt es Aspekte, die unterbelichtet sind.
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          ENTSICHERT, ORGANISIERT UND ERZOGEN. DIE DDR-GESELLSCHAFT DER FRÜHEN 1950ER JAHRE
 
          Nach der Etablierung der SED als herrschende Partei waren die Bürger der jungen DDR mit einer unberechenbaren Obrigkeit konfrontiert. Mit enormem propagandistischen Aufwand und ohne rechtsstaatliche Bindung verfolgte die SED den „Aufbau des Sozialismus“.
 
        
 
         
          SONJA LEVSEN
 
          ZWISCHEN KONFORMITÄT UND KONFLIKT. DIE WESTDEUTSCHE GESELLSCHAFT 1953
 
          Die westdeutsche Gesellschaft war 1953 zu vielen Fragen polarisiert und zerrissen. Dies zeigte sich in der Berichterstattung über die Verfolgung von NS-Verbrechern, in der Debatte um die Westintegration, aber auch in parlamentarischen Kämpfen um die Gleichstellung von Frauen.
 
        
 
         
          KATAJUN AMIRPUR
 
          EIN IRANISCHES SCHICKSALSJAHR
 
          Im August 1953 wurde der gewählte iranische Ministerpräsident Mohammad Mossadegh mit westlicher Beteiligung aus dem Amt geputscht. Es folgte die Schah-Diktatur, die 1979 von der Islamischen Revolution abgelöst wurde. Das Trauma von 1953 wirkt bis heute nach.
 
        
 
         
          MARTIN WAGNER
 
          STALINS TOD UND DAS ENDE DER ALLMACHT. ZUR TRANSFORMATION TOTALITÄRER HERRSCHAFT
 
          Die Entstalinisierung in der Sowjetunion ist ein Beispiel dafür, dass sich totalitäre Ordnungen selbst mäßigen und von innen transformieren können. Doch der Wandel durch kollektive Führung hatte Grenzen, wie sich etwa 1953 in der DDR und 1956 in Ungarn zeigte.
 
        
 
         
          HERMAN F. ACHMINOW
 
          DIE OBERSCHICHT IN DER SOWJETUNION
 
          Im November 1953 erschien die erste Ausgabe von „Aus Politik und Zeitgeschichte“ als Beilage zum „Parlament“. Darin analysierte der Publizist Achminow die gesellschaftliche Lage in der Sowjetunion nach Stalins Tod. Der erste APuZ-Text überhaupt erscheint hier als Reprint.
 
        
 
      

       
        EDITORIAL
 
        In den Tagen um den 17. Juni 1953 protestieren über eine Million Menschen in der DDR. In zahlreichen Betrieben in Hunderten Städten legen sie die Arbeit nieder, um gegen die wirtschaftlichen, sozialen und politischen Missstände zu demonstrieren. Unmittelbarer Auslöser ist die wenige Wochen zuvor von der SED-Führung beschlossene Erhöhung der Arbeitsnormen um über zehn Prozent – doch auch grundsätzlicher Unmut über die Staats- und Parteiführung bricht sich rasch Bahn, der Protest wird zum Volksaufstand. Viele fordern den Rücktritt der Regierung und freie Wahlen, einige die deutsche Einheit. Mithilfe sowjetischer Panzer wird der Aufstand blutig niedergeschlagen; mindestens 55 Menschen kommen zu Tode, Tausende werden verhaftet. Für Herrschende wie Beherrschte wird der 17. Juni zu einem bis 1989 nachwirkenden Trauma.
 
        Der Volksaufstand in der DDR steht im Kontext des sich verschärfenden Kalten Krieges: Nicht nur im geteilten Deutschland zeigt sich die an den Großmächten USA und UdSSR orientierte Zweiteilung der Welt immer deutlicher. Die Hoffnungen auf eine Annäherung nach Stalins Tod am 5. März 1953 währen nur kurz. In Korea wird nach drei Jahren Krieg im Juli zwar ein Waffenstillstand geschlossen, aber die Teilung des Landes langfristig zementiert. Auch in Iran, wo der gewählte Ministerpräsident Mossadegh im August mit US-amerikanischer und britischer Beteiligung aus dem Amt geputscht wird, spielt die globale Systemauseinandersetzung eine Rolle – mit Auswirkungen bis in die Gegenwart.
 
        Dass am 25. November 1953 die Wochenzeitung „Das Parlament“ erstmals mit der Beilage „Aus Politik und Zeitgeschichte“ erscheint, ist vor diesem Hintergrund freilich nur eine Randnotiz. Zum 70. Geburtstag hoffen wir, Ihnen als Leserinnen und Lesern ein Geschenk machen zu können: Die Digitalisierung und Online-Bereitstellung des gesamten APuZ-Archivs soll im Laufe des Jahres abgeschlossen sein. Einen kleinen Vorgeschmack liefert das Reprint von 1953 am Ende dieser Ausgabe.
 
        Johannes Piepenbrink
 
      

       
        ZWISCHEN VERHÄRTUNG UND ENTSPANNUNG
 
        Der Kalte Krieg im Jahr 1953
 
        Christian F. Ostermann
 
        Der Kalte Krieg war ein Konflikt zwischen Kapitalismus und Sozialismus – zwei europäischen Visionen der Moderne, die beide absolute Gültigkeit und universelle Anwendbarkeit für sich beanspruchten. Er bestimmte als entscheidender außenpolitischer Bezugsrahmen der führenden Weltmächte von 1947 bis 1989 das internationale politische System.01 Bis 1953 hatte sich die zunächst auf Europa konzentrierte bipolare Ordnung zusehends verfestigt. In Westeuropa hatten die Vereinigten Staaten, die als global führende Wirtschaftsmacht aus dem Zweiten Weltkrieg hervorgegangen waren, den demokratischen Kapitalismus gerettet. Die Schwerpunktlegung auf Wiederaufbau, Sicherheit und die feste Einbindung Westeuropas (und Japans) als Teil einer Strategie zur Eindämmung der Sowjetunion hatte allerdings einen Preis: die Spaltung Deutschlands und Europas.
 
        Durch wirtschaftliche, politische, militärische und kulturelle Beziehungen mit Westeuropa hatten die Amerikaner dafür gesorgt, dass die Idee „des Westens“ Gestalt annahm. Der Wiederaufbau, die Rehabilitation und die Integration Westdeutschlands waren ein zentrales Element dieser Strategie. Im Frühjahr 1953 standen diese Bemühungen kurz vor dem krönenden Abschluss: Durch eine Reihe von Verträgen sollte die Bundesrepublik ein großes Maß an Souveränität erlangen und zugleich fest in westeuropäische Strukturen verankert werden.
 
        Der Großteil Mittelosteuropas war in der Folge der sowjetischen Befreiung und Besetzung am Ende des Zweiten Weltkriegs durch die marxistisch-leninistischen Ideen, stalinistische Vorgehensweisen und die sowjetische Militärmacht zu einer Pufferzone aus kommunistisch dominierten und Moskau untergeordneten Satellitenstaaten verschmolzen worden. Bei Kriegsende war die Anziehungskraft des Kommunismus auf dem gesamten Kontinent noch groß gewesen, doch mittlerweile hatte die Sowjetisierung Mittelosteuropas zu Ernüchterung geführt, und das Schreckgespenst eines wachsenden sowjetischen Einflusses trieb seinerseits die Integration des Westens voran. Da er das besiegte Deutschland nicht vollständig unter seine Kontrolle hatte bringen können, genehmigte der sowjetische Staats- und Parteichef Josef Stalin die Schaffung eines sozialistischen Staates im sowjetisch besetzten Ostteil des Landes, der in den folgenden Jahren zunehmend nach sowjetischem Vorbild umgestaltet wurde. Anfang der 1950er Jahre hatten die Bestrebungen zur Verstaatlichung und zum Ausbau der Schwerindustrie, zur Enteignung der Landbesitzer und zur Kollektivierung der Landwirtschaft sowie zur Unterdrückung der politischen Opposition die Macht Moskaus als Epizentrum des kommunistischen Lagers gefestigt – und zugleich die Situation für die Bevölkerung in Osteuropa dramatisch verschlechtert.
 
        AUSBREITUNG EINER FATALEN LOGIK
 
        Der Wettbewerb zwischen den beiden grundlegend unterschiedlichen Weltsichten wurde verschärft durch das nukleare Wettrüsten zwischen den USA und der UdSSR, das praktisch mit dem Abwurf der Atombomben über Hiroshima und Nagasaki am 6. und 9. August 1945 begonnen hatte. Die Bemühungen von Robert Oppenheimer, dem leitenden Kopf des Manhattan-Projekts, die Atomenergie unter internationale Kontrolle zu bringen, blieben erfolglos. Weder US-Präsident Harry S. Truman noch Stalin sahen in der Bombe eine allgemeine Bedrohung, der man durch gemeinsames Handeln begegnen müsse. Dem ehemaligen sowjetischen Außenminister Andrei Gromyko zufolge „wäre Stalin niemals von der Entwicklung seiner eigenen Atombombe abgerückt. Ihm war klar, dass Truman nicht auf Atomwaffen verzichten würde.“02
 
        Der erste sowjetische Atombombentest fand im August 1949 statt. Die USA reagierten mit der Entwicklung der Wasserstoffbombe; im August 1953 zog die Sowjetunion nach. Atomwaffen wurden zentral für das strategische Denken beider Seiten im Kalten Krieg. Ihre schiere Zerstörungskraft löste Angst und Entsetzen aus, was die Entscheidungsträger im Westen wie im Osten vor einem Einsatz zurückschrecken ließ. Jeder Konflikt zwischen Supermächten trug das Risiko in sich, einen nuklearen Flächenbrand zu entfachen. Bereits lange vor dem Test der US-Bombe „Bravo“ auf dem Bikini-Atoll im Pazifischen Ozean am 1. März 1954, der tiefen Eindruck bei den Staats- und Regierungschefs und der Weltöffentlichkeit hinterließ – ihre Sprengkraft überstieg mit 15 Megatonnen TNT-Äquivalent das Tausendfache der Hiroshima-Bombe –, schränkte das nukleare Wettrüsten die Mittel ein, mit denen der Kalte Krieg – vor allem in Europa – ausgetragen wurde. Die daraus erwachsenden Risiken machten ihn immer gefährlicher.
 
        Die Geschichte des Volksaufstandes am 17. Juni 1953 in der DDR wird meist nur im europäischen Kontext betrachtet, doch für ein tieferes Verständnis ist eine Erweiterung des Blickwinkels notwendig. Beide ideologischen Visionen beanspruchten universelle Anwendbarkeit, und obwohl sich das internationale System des Kalten Krieges zunächst in Mittelosteuropa und Deutschland herauskristallisiert hatte, prägte es 1953 schon die ganze Welt. Für die politischen Entscheidungsträger in Washington und Moskau standen die Ereignisse in Berlin im Juni 1953 in einem weiteren Kontext. Und nicht nur das: Das Geschehen in anderen Teilen der Welt war aus ihrer Sicht untrennbar mit den Ereignissen in Europa verbunden.
 
        Am stärksten wurde das internationale System wohl durch den Zusammenbruch der europäischen Kolonialreiche als Folge des Zweiten Weltkrieges beeinflusst. Für viele der antikolonialen Bewegungen in Asien erschien die sozialistische Planwirtschaft zunächst als attraktives Modell zur Bewältigung der durch den Kolonialismus verursachten Ungerechtigkeiten und Verheerungen. Der Sieg der Kommunisten im Chinesischen Bürgerkrieg 1949 verstärkte das Gefühl, dass die Menschen in Asien in der Lage wären, gegen Fremdherrschaft „aufzustehen“, und dass der asiatische Kommunismus einen erfolgreichen revolutionären Weg einschlagen könnte. Nicht minder entscheidend war, dass die britischen, französischen und niederländischen Regierungen die Unterstützung der USA suchten, um ihre zerfallenden Kolonialreiche nicht aus der Hand geben zu müssen. Gemeinsam gelang es ihnen, die Amerikaner für die Wiederherstellung ihrer Kolonialregime zu gewinnen, indem sie die antikolonialen Kämpfe als Konflikte des Kalten Krieges darstellten.
 
        In ihrem Kampf gegen die kommunistischen Viet Minh, angeführt vom charismatischen Revolutionär Ho Chi Minh, spielten französische Politiker etwa mit der amerikanischen Angst vor innerer Instabilität in Frankreich, um die USA zur Hilfe in Indochina zu bewegen. Zugleich nutzten sie aus, dass die Amerikaner ein starkes Interesse an der Sicherung der französischen Unterstützung für die westdeutsche Wiederbewaffnung hatten. 1953 unterstützten die USA die Franzosen in Vietnam bereits in ähnlichem wirtschaftlichen Umfang wie zuvor im Rahmen des Marshall-Plans.03 Schon bald wurde der Kalte Krieg zur vorherrschenden Brille, durch die die Vereinigten Staaten die revolutionären Kämpfe im Globalen Süden betrachteten, von Asien bis zum Nahen Osten und Lateinamerika.
 
        Aber es war in erster Linie der Koreakrieg ab Juni 1950, mit dem sich die Logik des Kalten Krieges auch auf Asien ausdehnte. Der von der UdSSR gebilligte nordkoreanische Angriff auf den Süden verschärfte die Spannungen des Kalten Krieges, schürte Kriegsängste, militarisierte das strategische Denken, fachte das Wettrüsten an und beschleunigte die Entwicklung immer leistungsstärkerer Atomwaffen. Der Krieg hatte auch tiefe Auswirkungen auf die gespaltene europäische Politik. Die Wiederbewaffnung Westdeutschlands bekam für die USA neue Dringlichkeit, und für Stalin ging es im Gegenzug darum, diese zu verhindern. Bis 1953 hatte sich im Koreakrieg eine ungute Pattsituation entwickelt. Da beide Seiten nicht in der Lage oder willens waren, sich auf einen Waffenstillstand zu einigen, wurde der Konflikt zur Chiffre für die verhärteten Fronten des Kalten Krieges.
 
        BEWEGUNGEN IM OSTEN
 
        Trotz alledem war 1953 ein Jahr, in dem es auch Brüche im Verhärtungsprozess des Kalten Krieges gab – und zwar in einem solchem Ausmaß, dass führende Politiker und Menschen in Ost und West es zeitweise wagten, vielleicht nicht ein Ende, aber doch eine Entspannung der Systemauseinandersetzung für möglich zu halten. Ein Ende des Kalten Krieges war – rückblickend betrachtet – 1953 höchst unwahrscheinlich. Seine Logik, angetrieben von einem Nullsummendenken, war zu mächtig und der ideologische und geopolitische Einsatz zu hoch, um sie zu überwinden. Dennoch ließ sich bisweilen ein Blick auf eine Welt jenseits des seit 1945 entstandenen Konflikts erhaschen. Der Volksaufstand in Ostdeutschland im Juni 1953 und die internationalen Reaktionen darauf spiegelten sowohl das Gefühl wider, eine Veränderung des Kalten Krieges herbeiführen zu können – als auch einen neuen Grad der Verhärtung infolge der gewaltsamen Niederschlagung.
 
        Der wichtigste Einschnitt des Jahres war der Tod Stalins. Der Schock traf viele Sowjetbürger tief: Die meisten hatten zu Lebzeiten keinen anderen sowjetischen Führer gekannt, und obwohl Stalin weithin gefürchtet war, hielt man ihm das Überleben und den Sieg der Sowjetunion im Zweiten Weltkrieg ebenso wie den Wiederaufbau nach dem Krieg und den Aufstieg zur Supermacht zugute. Stalin starb am 5. März 1953 und hinterließ keinen offensichtlichen Nachfolger.04 Offiziell trat eine kollektive Führung an seine Stelle, bestehend vor allem aus dem Vorsitzenden des Ministerrats Georgi Malenkow, Innenminister und Sicherheitschef Lawrenti Beria, Außenminister Wjatscheslaw Molotow und dem Ersten Sekretär der KPdSU Nikita Chruschtschow. Doch hinter dem Euphemismus „kollektive Führung“ verbarg sich ein erbitterter Machtkampf, der mehrere Jahre andauern sollte. Mitte 1953 wurde Beria, der mächtige Chef des Geheimdienstes, verhaftet und Ende des Jahres hingerichtet; es dauerte aber noch bis 1956/57, bis Chruschtschow sich endgültig als neuer Kremlchef durchsetzte. So gerissen und mächtig Beria auch gewesen sein mag – weder er noch einer seiner Rivalen besaß das Charisma oder die Macht, um in gleicher Weise wie der frühere Diktator das Sowjetimperium zusammenzuhalten.
 
        Stalins Nachfolger fürchteten den Zusammenbruch der sowjetischen Herrschaft im eigenen Land und in den Satellitenstaaten nicht weniger als sich gegenseitig und waren sich deshalb immerhin darüber einig, dass die Spannungen innerhalb des sowjetischen Machtbereiches und dem Westen gegenüber abgebaut werden mussten. Unmittelbar nach Stalins Tod wurde eine neue Runde von Säuberungen abgebrochen, die der Diktator noch eingeleitet hatte. Mit einer partiellen Amnestie begannen die neuen Kreml-Machthaber, nach und nach einen Teil der Gulag-Häftlinge freizulassen. Um dem sinkenden Lebensstandard in der UdSSR entgegenzuwirken, reduzierten sie die Produktionsziele der Schwerindustrie sowie der Rüstungsindustrie und verstärkten stattdessen die Produktion von Lebensmitteln und Konsumgütern. In ähnlicher Weise sollte der sogenannte Neue Kurs die mittelosteuropäischen Satellitenländer vor dem Abgrund einer allgemeinen politischen und wirtschaftlichen Krise bewahren.
 
        Die neue Führung bemühte sich außerdem um eine Deeskalation im Verhältnis zum Westen: In einer Rede am 15. März 1953 kündigte Malenkow eine „Friedensoffensive“ an und beschwor die Erinnerung an die Allianz im Zweiten Weltkrieg. Moskaus Initiative zur Entspannung umfasste auch neue Flexibilität bei der Aushandlung eines Waffenstillstands in Korea, der Ende Juli 1953 schließlich unterzeichnet wurde. Unter anderem aufgrund von Berias Berichten über die sich verschlechternde Lage in Ostdeutschland und die hohe Zahl an Flüchtlingen, die über die offene Grenze in Berlin die DDR verließen, erörterte das Führungskollektiv die Möglichkeit, seine Deutschlandpolitik zu ändern. Bis heute ist es Historikern jedoch nicht gelungen, mit Sicherheit festzustellen, was die Beweggründe für die sowjetische Friedenskampagne waren und inwieweit die Führung damals tatsächlich bereit war, ihr außenpolitisches Konzept, insbesondere in der Deutschlandfrage, zu überdenken. Handelte es sich um eine grundsätzliche Abkehr vom militanten Kurs unter Stalin, die auch eine innere Stabilisierung ermöglicht hätte – einen ersten systematischen Versuch der Entstalinisierung –, oder ging es lediglich um neue Wege und Mittel für die alten Bemühungen, die drohende Wiederbewaffnung Deutschlands zu verhindern und die Einmütigkeit zwischen den westlichen Alliierten zu untergraben? Wie dem auch sei: Diskussionen über eine deutschlandpolitische Neuausrichtung Moskaus fanden im Juni mit dem Aufstand in der DDR und der Verhaftung Berias ein jähes Ende.05
 
        Der Führungswechsel in Moskau und die plötzlichen politischen Veränderungen verschärften auch die Schwierigkeiten in den Satellitenstaaten. Im Frühjahr 1953 kam es zu immer deutlicherer Kritik und gelegentlichen Ausschreitungen gegen die sich dramatisch verschlechternden Lebens- und Arbeitsbedingungen in Mittelosteuropa. Immer mehr Menschen begannen, sich den Behörden zu widersetzen, und zwar insbesondere die Arbeiter – also genau die Gruppe, die die Kommunisten zu vertreten vorgaben. Anfangs gelang es den osteuropäischen Führern, die Chruschtschow spöttisch „kleine Stalins“ nannte, die Unzufriedenheit der Arbeiter und ihre aufgestauten Forderungen im Zaum zu halten. Doch gefangen zwischen dem Reformdruck der neuen Moskauer Führung einerseits und ihren eigenen stalinistischen Vorlieben für eine stete Steigerung der Industrieproduktion und ein hartes Durchgreifen andererseits, erschienen die von den kommunistischen Behörden in der gesamten Region ziemlich abrupt verordneten Veränderungen widersprüchlich und planlos.
 
        Inmitten zunehmender Anzeichen von Unruhen in verschiedenen Regionen gingen die Arbeiter in der tschechoslowakischen Stadt Pilsen am 1. Juni 1953 auf die Straße, um gegen eine Währungsreform zu protestieren, die ihre wenigen Ersparnisse gefährdete. Die Proteste in Pilsen bereiteten den Boden für den noch folgenreicheren Aufstand in Ostdeutschland am 17. Juni. Die Demonstrationen und Streiks der Arbeiter in Berlin und Umgebung gegen die Erhöhung der Arbeitsnormen eskalierten zu landesweiten Protesten, wobei sich zu den Forderungen nach wirtschaftlichen Verbesserungen rasch auch die Rufe nach Freiheit und deutscher Einheit gesellten. Die Unruhen erfassten mehr als 700 Städte, Ortschaften und alle Bereiche der Gesellschaft. Erst ein massives Einschreiten der sowjetischen Militärmacht, in dessen Folge mindestens 55 Menschen starben und Tausende durch DDR-Sicherheitsorgane verhaftet wurden, brachte die Situation wieder unter Kontrolle des Regimes. Die Forderungen und Aktionen der Demonstranten zeigten aber, dass die Vision von einer alternativen Zukunft in Freiheit und nationaler Einheit zu dieser Zeit noch keineswegs verschüttet war. Solche Träume stellten das internationale System des Kalten Krieges ansatzweise infrage.
 
        ÜBERLEGUNGEN IM WESTEN
 
        So wie Stalins Tod und die Entspannungsinitiative seiner Nachfolger eine Bruchstelle im sich verhärtenden internationalen System bedeuteten, gilt dasselbe in anderer Weise auch für den Amtsantritt von Dwight D. Eisenhower als US-Präsident. Der erste Republikaner, der nach zwei Jahrzehnten demokratischer Herrschaft ins Weiße Haus gewählt wurde, war ein Held des Zweiten Weltkrieges, der nun als Kalter Krieger die Überzeugung vertrat, dass die Vereinigten Staaten die Sowjetunion und den Kommunismus weltweit bekämpfen müssten. Die Einstellung und Rhetorik, mit der er sich um die Präsidentschaft bewarb, spiegelten die allgegenwärtige, zuweilen hysterische antikommunistische Stimmung in den USA wider. Seine Wahl zeugte in erster Linie von einem Votum für innenpolitische Stabilität, nationale Einheit, Haushaltsdisziplin und eine starke Verteidigung.
 
        Als außenpolitische Internationalisten hatten Eisenhower und sein wichtigster außenpolitischer Berater John Foster Dulles der antikommunistischen Stimmung im Wahlkampf Rechnung getragen, indem sie unter anderem mit der recht aktivistischen Idee einer „Zurückdrängung“ (rollback) des Kommunismus in Mittelosteuropa und der „Befreiung“ (liberation) der gefangenen Menschen hinter dem Eisernen Vorhang für sich warben. Doch ungeachtet ihrer Kritik am angeblich defensiven und unbeweglichen Charakter von Trumans außenpolitischem Ansatz setzte Eisenhower nach seinem Amtsantritt Trumans allgemeine Eindämmungsstrategie durchaus fort. Zweifellos waren Eisenhower und Dulles, der nun Außenminister war, von der Notwendigkeit überzeugt, den Kommunismus notfalls auch mit Gewalt zu bekämpfen, aber in Moskaus „Vorgarten“ sollte die Befreiung mit friedlichen Mitteln erreicht werden. Der Präsident war sich des Potenzials und der Risiken des Nuklearzeitalters vollkommen bewusst und versuchte, die atomaren Kapazitäten der USA zu erhöhen, in Bereitschaft zu halten und so zu einer Politik der „massiven (nuklearen) Vergeltung“ (massive retaliation) überzugehen, um eine kommunistische Aggression abzuschrecken. Zu seinem im Vergleich zu früher energischeren Ansatz in internationalen Angelegenheiten gehörte auch der Ausbau der verdeckten Tätigkeiten der CIA zur Unterwanderung und zum Sturz von Regimen, die den Interessen der USA zuwiderliefen. Mit C.D. Jackson holte er zudem einen Veteran der psychologischen Kriegsführung des Zweiten Weltkriegs in die Regierung, um die Strategie des Kalten Krieges besser zu koordinieren.06
 
        Stalins Tod überrumpelte auch die neue US-Regierung. Eisenhower misstraute den Nachfolgern des sowjetischen Diktators. Von Dulles und dessen Bruder, dem CIA-Direktor Allen Dulles, in der Annahme bestärkt, dass die sowjetische Einladung zur Normalisierung der Beziehungen lediglich eine Charmeoffensive sei, die die Einheit, Verbundenheit und Verteidigung des Westens schwächen sollte, hielt sich Eisenhower mit einem förmlichen Dialog auf Regierungsebene zurück. Stattdessen setzte er auf verstärkte psychologische Kriegsführung, in der Hoffnung, den Führungswechsel in Moskau zu erschweren.
 
        In den politischen Zentren des Westens herrschte über diese Frage jedoch Uneinigkeit. Im Gegensatz zur eher zurückhaltenden Reaktion der USA war der britische Premierminister Winston Churchill der Ansicht, dass Stalins Ableben der Welt die Chance für eine Wende in den Ost-West-Beziehungen bot. Unbeeindruckt von der ablehnenden Haltung Washingtons drängte Churchill am 11. Mai 1953 in einer Rede vor dem Unterhaus auf einen trinationalen Ost-West-Gipfel zur Beilegung der drängendsten Probleme – es wäre der erste seit der Potsdamer Konferenz im Juli 1945 gewesen. Dabei erwähnte er die Deutsche Frage nur am Rande, aber es war klar, dass er sich eine Wiedervereinigung des Landes unter der Bedingung deutscher Neutralität vorstellen konnte – eine Idee, die sowohl in Washington als auch bei Bundeskanzler Konrad Adenauer tiefste Besorgnis erregte.
 
        Auch die französische Regierung hatte mit der Idee eines Gipfeltreffens zur Erkundung der sowjetischen Absichten geliebäugelt, schlug aber, ausmanövriert durch Churchills Initiative, am 20. Mai ein westliches Gipfeltreffen auf den Bermudas vor, das die Teilnahme Frankreichs an solchen Ost-West-Treffen sicherstellen würde und möglicherweise Gelegenheit bot, auf die Bedingungen für eine Wiederbewaffnung Westdeutschlands zum Vorteil Frankreichs Einfluss zu nehmen. Churchills Vision ging jedoch weit über solche taktischen Manöver hinaus. Der Mann, der in seiner Rede zum „Eisernen Vorhang“ im März 1946 eines der stärksten Bilder des Kalten Krieges geschaffen hatte, hatte sich nichts Geringeres als die Beendigung des Kalten Krieges zum Ziel gesetzt. Seine Beweggründe waren vermutlich komplex: Zweifellos wollte er sich wieder als internationaler Staatsmann in Szene setzen, nachdem seine Teilnahme an der Potsdamer Konferenz durch die überraschende Wahlniederlage im Juli 1945 ein jähes Ende gefunden hatte. Da er im Krieg mit Stalin Verhandlungen geführt hatte, setzte er bei seinen Plänen wohl auch auf seine persönlichen diplomatischen Fähigkeiten. Mit der Chance, das System des Kalten Krieges zu überwinden, verband sich aber auch die Hoffnung, Großbritannien wieder zu Macht und Ansehen zu verhelfen, das im Konflikt der zwei Supermächte nur die zweite Geige spielen konnte. Die sowjetischen Absichten mussten also auf die Probe gestellt werden.07 In dem Bestreben, Churchill zuvorzukommen, stimmte Eisenhower dem Bermuda-Treffen widerwillig zu.
 
        17. JUNI: AUFBRUCH UND STILLSTAND
 
        Der Aufstand in der DDR durchkreuzte Churchills Gipfelpläne. Angesichts der gewaltsamen Niederschlagung durch die sowjetischen Streitkräfte schloss Eisenhower bei einem Treffen mit seinem Nationalen Sicherheitsrat am 18. Juni jede Möglichkeit einer Konferenz mit der sowjetischen Führung aus. Der Knackpunkt war die Frage, inwiefern Washington bereit war, die deutschen Unruhen auszunutzen, „wenn die Sache wirklich Fahrt aufnimmt“ („if this thing really gets cracking“), wie es C.D. Jackson in der Sitzung des Sicherheitsrates ausdrückte. Für ihn waren die Ereignisse in Ost-Berlin der Moment, um für den lang ersehnten rollback der sowjetischen Macht zu plädieren: „Es wird vielleicht gerade der Zerfall des Sowjetimperiums eingeläutet. Sehen wir tatenlos zu, oder kommen wir dem Zerfall zu Hilfe?“ Jackson betrachtete die ostdeutschen Unruhen sowohl aus einer regionalen als auch aus einer internationalen Perspektive. So sprach er sich für ein Eingreifen der USA aus, um ein Blutbad durch die sowjetischen Streitkräfte zu verhindern, und glaubte, dass einige der Satellitenstaaten bereit wären, dem jugoslawischen Beispiel von 1948 zu folgen und mit Moskau zu brechen. Er argumentierte zudem, dass die Ereignisse in Ostdeutschland mit einer überraschenden Wende in Korea in Zusammenhang standen, wo der südkoreanische Präsident Rhee Syng-man gerade rund 25000 Kriegsgefangene, die sich weigerten, nach Nordkorea zurückzukehren, freigelassen hatte, um die Waffenstillstandsverhandlungen mit Pjöngjang zu torpedieren. Seiner Ansicht nach stellten Rhees Aktionen die kommunistische Entschlossenheit ebenso auf die Probe wie die Proteste in Ostdeutschland.08
 
        Für Eisenhower hing jede Entscheidung über ein militärisches Eingreifen in Deutschland davon ab, wie weit sich die Aufstände ausbreiteten – ob sie tatsächlich den Beginn des Zerfalls der kommunistischen Welt bedeuteten. „Greifen die Unruhen auf China oder sogar auf die UdSSR selbst über?“, fragte der Präsident. „Sollte dies geschehen, hätten wir wahrscheinlich nie eine bessere Gelegenheit einzugreifen und wären gut beraten, beispielsweise Waffen zu liefern.“ Die Ausbreitung der Unruhen auf China waren für ihn der entscheidende Punkt, „denn für die UdSSR wäre es keine große Schwierigkeit, Aufstände in Europa niederzuschlagen, es wäre aber schwer für sie, mit Unruhen in Europa und im Fernen Osten gleichzeitig fertig zu werden“. In den Überlegungen des Präsidenten zeigte sich der Druck, den das System des Kalten Krieges erzeugte. Die Gefahr, dass westliche Waffenlieferungen angesichts der überwältigenden sowjetischen Streitkräfte zu einem weiteren Blutbad führen könnten, gepaart mit der Befürchtung, dass ein direkter Konflikt zwischen den beiden Supermächten den Dritten Weltkrieg lostreten könnte, legte für Eisenhower die Messlatte für die Bedingungen, unter denen die USA innerhalb des sowjetischen Machtbereichs intervenieren würden, enorm hoch. Für ein Eingreifen der USA hätten die Unruhen erst noch China und die Sowjetunion erfassen müssen. Da es keine nachrichtendienstlichen Erkenntnisse gab, die darauf hindeuteten, hielt sich Eisenhower diesbezüglich zurück. Es sei „noch nicht an der Zeit“, so schloss er, „sie endgültig rauszuwerfen“ („to roll them up for keeps“).09
 
        Nach dem Aufstand in der DDR verstärkte die Eisenhower-Regierung ihre Bemühungen, die kommunistischen Behörden durch Propaganda und andere Maßnahmen der psychologischen Kriegsführung unter Druck zu setzen, und zwar nicht nur in Ostdeutschland, sondern in der gesamten Region. Durch ein Lebensmittelhilfsprogramm für die DDR, das humanitäre mit propagandistischen Zwecken verband, demonstrierte der Westen seine Fähigkeit, die DDR-Behörden nach dem 17. Juni weiter in Atem zu halten. Westliche Propaganda und subversive Bemühungen ermutigten zum Widerstand und zielten darauf, die mittelosteuropäischen Regierungen zu destabilisieren. Sehr zur Enttäuschung vieler Ostdeutscher und Osteuropäer konnten die amerikanischen Rollback-Bemühungen jedoch nicht verhindern, dass die kommunistischen Führer in den Satellitenstaaten die Kontrolle wiedererlangten und das Befreiungsversprechen solange hinauszögerten, bis ab Mitte der 1980er Jahre die Umwälzungen in der UdSSR und in Mittelosteuropa das internationale System des Kalten Krieges von innen heraus auflösten.
 
         
          Aus dem Englischen von Birthe Mühlhoff, Dinslaken.
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        DER 17. JUNI 1953
 
        Trauma, Erinnerung, Aufarbeitung
 
        Daniela Münkel
 
        Es ist der 31. August 1989 in der Zentrale des Ministeriums für Staatssicherheit (MfS) in Berlin-Lichtenberg: Hochrangige Offiziere erstatten Minister Erich Mielke Bericht über die schwierige Lage im Lande. Plötzlich und völlig unvermittelt fragt Mielke: „Ist es so, daß morgen der 17. Juni ausbricht?“01 Die Angst vor einer Wiederholung der Ereignisse vom 17. Juni 1953, als sich das Volk und vor allem die Arbeiterschaft gegen die SED-Regierung erhob, hat die Parteiführung nie verlassen. Dies gilt insbesondere für diejenigen, die 1953 schon Verantwortung trugen. Bei Mielke hatten sich die damaligen Ereignisse und deren Folgen tief eingebrannt, hatte er doch hautnah miterleben müssen, wie der erste Staatssicherheitschef, Wilhelm Zaisser, darüber gestürzt wurde. So verwundert es wenig, dass vor allem in den 1950er Jahren, immer wenn der Jahrestag des Aufstands näher rückte, das MfS und die anderen Sicherheitsorgane des SED-Staates die Lage im Land besonders intensiv beobachteten und bereits im Vorfeld versuchten, alles zu unterbinden, was ein erneutes Aufflammen eines Protestes in irgendeiner Weise ermöglicht hätte. Erst als sich die Herrschaft der SED in den folgenden Jahrzehnten stabilisierte, verlagerte sich der Fokus des MfS in Richtung Westen.02
 
        Nach dem Amtsantritt der sozialliberalen Koalition unter Bundeskanzler Willy Brandt 1969 und der Einleitung ihrer neuen Deutschland- und Ostpolitik gerieten vor allem die Aktivitäten der von der DDR als revanchistisch eingestuften Gruppierungen wie Vertriebenenverbände, die Junge Union oder die Internationale Gesellschaft für Menschenrechte ins Visier der Stasi. Zwar schwächte sich das Trauma des 17. Juni im Laufe der Jahrzehnte ab, aber die Sensibilität der Sicherheitsorgane im Hinblick auf die Jahrestage der Ereignisse verschwanden nie ganz.03
 
        Nicht nur bei den Herrschenden hatte der Aufstand vom 17. Juni ein Trauma hinterlassen, sondern auch bei der Bevölkerung. Denn seine gewaltsame Niederschlagung hatte verdeutlicht, dass ein Sturz der kommunistischen Machthaber hoffnungslos war, solange die Sowjets ihren Herrschaftsbereich im Osten verteidigten. Die Niederschlagung des Aufstands in Ungarn 1956 und des Prager Frühlings 1968 bestätigten diese Hoffnungslosigkeit. Auch deshalb konnte der 17. Juni der in den späten 1970er Jahren erstarkenden Oppositions- und Bürgerrechtsbewegung kaum als Anknüpfungspunkt dienen. Zielte der antikommunistische Aufstand von 1953 auf eine aussichtslose Überwindung von DDR und Sozialismus, fügte sich die neue Oppositionsbewegung in die realpolitischen Gegebenheiten und rang mit den Herrschenden um eine Reform, nicht um eine Abschaffung des bestehenden Systems.
 
        GEGENSÄTZLICHE DEUTUNGEN
 
        Mit dem 17. Juni 1953 verbinden sich auch widerstreitende Interpretationen und Erinnerungspolitiken in Ost- und Westdeutschland. Die DDR-Regierung deutete den Volksaufstand umgehend als vom Westen gesteuerten, faschistischen Putsch. Bereits unter dem Eindruck der ersten öffentlichen Proteste am 16. Juni in Ost-Berlin – und damit noch vor Ausbruch des landesweiten Aufstandes – präsentierte das „Neue Deutschland“ seinen Lesern und Leserinnen am Morgen des 17. Juni die staatlich vorgegebene Interpretation der kommenden Ereignisse: „Am Dienstag verursachten Gruppen von aus Westberlin eingeschleusten Provokateuren Zwischenfälle im demokratischen Sektor von Berlin. (…) Die Agenten bedienten sich dabei eines Teiles der Bauarbeiter, die sie zu einer Demonstration veranlaßten. Sie nutzten die Tatsache aus, daß unter den Bauarbeitern eine starke Erregung über die unzulässige administrative Art der Normfestsetzung herrscht. (…) Am Abend des Dienstag drangen große Gruppen faschistischer Jugendlicher aus Westberlin in den demokratischen Sektor ein und versuchten vor allem in der Stalinallee Zerstörungen anzurichten.“04
 
        Auch wenn es grundsätzlich alles andere als abwegig war, angesichts der US-amerikanischen „Liberation Policy“ in der Hochphase des Kalten Krieges dem Westen die Absicht einer Destabilisierung der SED-Herrschaft vorzuwerfen,05 musste diese eindimensionale Lesart der Ereignisse eine Wahnvorstellung bleiben. Die Anzettelung eines Aufstands überstieg die Möglichkeiten westlicher Geheimdienste. Die offiziell propagierte Lesart der Ereignisse war vor allem nach innen nötig, um von der fehlenden Legitimation der SED und der von ihr begangenen Fehler abzulenken. Das nützte besonders Parteichef Walter Ulbricht, der den harten Stalinisierungskurs der zurückliegenden Jahre verkörperte und dessen politische Zukunft bei Erlass des „Neuen Kurses“ deshalb keineswegs als gesichert galt. Nach der Niederschlagung bekam er in einem ausführlichen Abschlussbericht vom Zentralkomitee (ZK) der SED die gewünschte Deutung des Aufstands geliefert: „Zur Verhinderung der Durchführung des neuen Kurses von Partei und Regierung und um der weiteren Entspannung der internationalen Lage entgegenzuwirken und Berlin und die Deutsche Demokratische Republik zum Ausgangspunkt des Krieges in Europa zu machen, organisierten die feindlichen Kräfte unter direkter Beteiligung und Führung amerikanischer Stellen und der Volksfeinde in Bonn in der Zeit vom 16. bis 22. 6. 53 den Versuch eines faschistischen Umsturzes in der DDR. Neben der langjährigen Vorbereitung ihrer Agentenzentralen und Verbindungen in der DDR und ihrer täglichen Hetze durch Rundfunk, Flugblätter Presse usw. verstärkten sie ihre feindliche Wühlarbeit nach dem Tod des Genossen Stalin, wobei sie besonders versuchten das Vertrauen zur Sowjetunion und zur Richtigkeit ihrer Politik zu erschüttern und antisowjetische Auffassungen in der Bevölkerung verstärkt wieder aufleben zu lassen.“06
 
        Die zentrale Rolle, die der Rundfunk im amerikanischen Sektor (RIAS) bei der Verbreitung der Nachrichten über das Aufstandsgeschehen und damit auch bei der Ausweitung der Proteste gespielt hatte,07 unterstützte aus Sicht der Machthaber in Ost-Berlin die These einer westlichen Einflussnahme. Entsprechend versuchte man auch in den Prozessen gegen wirkliche und vermeintliche Rädelsführer, den Angeklagten eine faschistische Gesinnung und Vergangenheit sowie eine Tätigkeit für westliche Geheimdienste nachzuweisen, ohne dass freilich der Beweis eines geplanten Aufstands gelingen konnte. Das staatlich verordnete Narrativ wurde nie aufgegeben und hielt sich bis zum Untergang der DDR.08 In der Öffentlichkeit wurde das Ereignis möglichst totgeschwiegen, in der Hoffnung, dass es in Vergessenheit gerät.
 
        In der Bundesrepublik lassen sich hingegen mehrere Phasen der Erinnerung im Hinblick auf den 17. Juni 1953 ausmachen. Die von Konrad Adenauer geführte Regierung interpretierte den Aufstand als Bankrotterklärung des kommunistischen Systems und konnte ihn innen- und außenpolitisch propagandistisch ausschlachten. Bereits am 3. Juli 1953 beschloss der Deutsche Bundestag, den 17. Juni als „Tag der deutschen Einheit“ und „Symbol der deutschen Einheit in Freiheit“ zum ersten Staatsfeiertag der jungen Bundesrepublik zu machen.09 Politisch half der 17. Juni der Bundesregierung, die Notwendigkeit einer Abgrenzung gegenüber dem Osten als Abwehr einer kommunistischen Bedrohung zu bekräftigen und damit den eingeschlagenen Kurs der Westbindung entgegen aller kritischen Stimmen voranzutreiben. Geschichtspolitisch kam der Volksaufstand gelegen, um auch die vom Nationalsozialismus durchtränkte westdeutsche Nachkriegsgesellschaft ein Stück weit zu rehabilitieren. In der auch vom Westen ideologisch aufgeladenen Systemauseinandersetzung ließen sich so die Schrecken des NS-Staates mit dem Nachkriegsunrecht in Ostdeutschland gleichsetzen. Dass sich die DDR-Bevölkerung gegen dieses neue, aber grundlegend andersartige Unrechtsregime zur Wehr setzte, diente als Beleg, dass die Deutschen eben doch zu demokratischen Revolutionen fähig seien. Daraus wurde abgeleitet, dass die „nationale Würde“ Deutschlands, die durch die NS-Zeit beschädigt war, zumindest teilweise wieder hergestellt sei.10 In der „Zeit“ argumentierte die Journalistin Marion Gräfin Dönhoff bereits am 25. Juni in diese Richtung: „Der 17. Juni 1953 wird einst und vielleicht nicht nur in die deutsche Geschichte eingehen als ein großer, ein symbolischer Tag. (…) Denn an diesem 17. Juni hat sich etwas vollzogen, was wir alle für unmöglich hielten. (…) Hatten wir nicht längst resigniert vor der Macht des totalitären Apparates, gegen den jegliche Auflehnung zwecklos sei? (…) Als Demonstration begann’s und ist eine Revolution geworden! Die erste wirkliche deutsche Revolution, ausgetragen von Arbeitern, die sich gegen das kommunistische Arbeiterparadies empörten, die unbewaffnet, mit bloßen Händen, der Volkspolizei und der Roten Armee gegenüberstanden“.11
 
        In den folgenden Jahrzehnten unterlag das Gedenken an den 17. Juni in der Bundesrepublik vor dem Hintergrund sich wandelnder internationaler Rahmenbedingungen sowie eines generationellen, gesellschaftlichen und politischen Wertewandels mannigfachen Veränderungen.12 Nach dem Mauerbau 1961, als die deutsche Teilung buchstäblich zementiert war, verkam die Forderung nach einer Wiedervereinigung zur reinen Rhetorik. Die Mehrheit der bundesdeutschen Bevölkerung hatte sich mit der deutschen Teilung mehr oder weniger abgefunden, sodass das Interesse an einem „Tag der Deutschen Einheit“ zurückging. Die erste Große Koalition schaffte kurz vor ihrer Abwahl 1969 die öffentliche Gedenkfeier ab, nur ein Jahr zuvor hatte es sogar Pläne gegeben, den Feiertag ganz zu streichen. Durch die neue Deutschland- und Ostpolitik der Ende 1969 angetretenen sozialliberalen Koalition und den Abschluss des Grundlagenvertrages zwischen der Bundesrepublik und der DDR 1972 stand die deutsche Zweistaatlichkeit nicht mehr infrage. Der Feiertag wurde nun folgerichtig als Tag der Mahnung zur nationalen Verantwortung beider deutscher Staaten interpretiert. Trotz einiger Versuche der Regierung unter Helmut Kohl in den 1980er Jahren, den „Tag der Deutschen Einheit“ wieder stärker im öffentlichen Bewusstsein zu verankern, wurde der Feiertag zunehmend sinnentleert und blieb kaum mehr als ein arbeitsfreier Sommertag. Mit der Wiedervereinigung 1990 wurde der 17. Juni schließlich geräuschlos durch den 3. Oktober als Nationalfeiertag „ersetzt“.
 
        HISTORIOGRAFISCHE KONJUNKTUREN
 
        Die Auseinandersetzung mit dem Aufstand – mit seinem Ausmaß, seinen Trägergruppen und seiner Verortung in der deutschen Geschichte – schritt dennoch fort. Es begann eine Phase der Erinnerung zwischen Historisierung und Politisierung, die bis heute nicht abgeschlossen ist. Dabei geht es nicht nur um neue historische Erkenntnisse. Vor allem entbrannte nun ein Kampf um Deutungshoheiten, um den Volksaufstand 1953 in eine Tradition „deutscher Revolutionen“ zu stellen. Mit Blick auf die DDR-Geschichte meinte dies, die inzwischen zur „Friedlichen Revolution“ deklarierten Proteste des Jahres 1989 als Vollendung des gescheiterten Aufstandes von 1953 zu interpretieren.13
 
        Zwar war die Forschung zum 17. Juni in der „alten Bundesrepublik“ relativ umfänglich und in ihrer Analyse nicht grundsätzlich falsch, dennoch brachte die Öffnung der Archive neue Erkenntnisse, sodass ein genaueres Bild der Ereignisse gezeichnet werden konnte. Das betraf besonders die Vorgeschichte des Aufstands, sein Ausmaß, die Protagonisten, die Niederschlagung und die anschließende Repressionsphase.14 Gedenktage wurden von Historikerinnen und Historikern sowie von Akteurinnen und Akteuren der ehemaligen DDR-Opposition genutzt, um den 17. Juni als Erinnerungsort in der deutschen Geschichte zu etablieren. Dazu gehörte auch die Forderung nach Wiedereinführung des Feiertags, wie sie etwa vom letzten Bundesbeauftragten für die Stasiunterlagen, Roland Jahn, regelmäßig geäußert wurde: „Der 17. Juni ist als Gedenktag wichtiger als der 3. Oktober.“15
 
        2003 schwappte anlässlich des 50. Jahrestags des Juni-Aufstands eine regelrechte mediale Welle über die Republik: Dokumentationen, Diskussionsrunden, Spielfilme und Zeitungsartikel wurden flankiert von Gedenkfeiern, wissenschaftlichen Tagungen und Publikationen.16 Der Anlass wurde auch genutzt, um noch möglichst viele Zeitzeuginnen und Zeitzeugen zu befragen und deren Erinnerungen für die Nachwelt festzuhalten. Besonders von Historikerinnen und Historikern, die in der DDR-Opposition aktiv gewesen waren, war es ein zentrales Anliegen, das damals dominierende Narrativ vom Arbeiteraufstand durch das eines Volksaufstands zu ersetzen.17 Dies war aber lediglich eine Umetikettierung, denn dass der von der Arbeiterschaft getragene Aufstand auch andere soziale Gruppen ergriffen hatte, war nie strittig. Entscheidender ist vielmehr, dass nach dem 50. Jahrestag das Thema in fast all seinen Facetten differenziert betrachtet wurde. Mittlerweile liegen zahlreiche Regional- und Lokalstudien zum Volksaufstand vor, die die Situation jenseits der Zentren genauer untersuchen und damit zu einer weiteren Differenzierung bei der Betrachtung des Geschehens beitragen.18
 
        Nach dem Höhepunkt der Aufmerksamkeit 2003 war anlässlich des 60. Jahrestages 2013 wenig Neues zu erwarten.19 Erstmalig wurde die Stasi-Berichterstattung des Jahres in Gänze als Edition veröffentlicht.20 Umgekehrt ermöglichte die Öffnung des BND-Archivs erstmals eine Untersuchung der Wahrnehmung des Aufstandes durch den frühen Bundesnachrichtendienst.21 Zudem wurde versucht, den 17. Juni nicht mehr nur als zentrales Ereignis der deutschen Geschichte und Erinnerungskultur zu interpretieren, sondern in einen gesamteuropäischen Zusammenhang zu stellen.22 Letztlich wurde der 17. Juni auch 2013 zu einem massenmedialen und gedenkpolitischen Ereignis, wenn auch nicht im gleichen Ausmaß wie noch zehn Jahre zuvor.
 
        ERKENNTNISSE UND BLINDE FLECKEN
 
        Und 2023, zum 70. Jahrestag? Ist der 17. Juni endgültig „ausgeforscht“? Wird sich der Jahrestag auf offizielle Gedenkfeiern und Sonntagsreden beschränken? Die Ereignisse sind bekannt und weitgehend unstrittig: Das betrifft vor allem die Vorgeschichte des Aufstands und dessen Deutung als Reaktion auf den repressiven Kurs der SED im Zuge des „planmäßigen Aufbaus des Sozialismus“ seit 1952, insbesondere gegen besitzende Schichten und die Kirche. Als wichtige Faktoren gelten auch die daraus resultierenden Fluchtbewegungen sowie die massive Versorgungskrise. Ebenso wird der von den Sowjets erzwungenen Verkündung des „Neuen Kurses“ im „Neuen Deutschland“ vom 11. Juni 1953 eine wichtige Rolle zugeschrieben, denn dieser sah weitreichende Konzessionen gegenüber den bislang verfolgten Milieus vor und wurde deshalb von der Bevölkerung als Bankrotterklärung der bisherigen Politik sowie als Eingeständnis der Schwäche gewertet.23
 
        Auch über die Ereignisse in Ost-Berlin und in weiten Teilen der DDR unmittelbar vor, während und nach dem 17. Juni herrscht weitgehender Konsens: Vom 16. bis 21. Juni wurde in über 700 Städten und Gemeinden der DDR die Arbeit niedergelegt, rund eine Million Menschen beteiligten sich an den Aktionen, mehr als 1000 Betriebe und Genossenschaften wurden bestreikt, etwa 250 öffentliche Gebäude besetzt, darunter Einrichtungen der SED und des Freien Deutschen Gewerkschaftsbundes, MfS-Kreisdienststellen und Volkspolizeireviere, Haftanstalten wurden belagert und gestürmt und mehr als 1500 Häftlinge befreit. Die Forderungen lauteten: „Freie Wahlen“, „Nieder mit der SED“, „Wiedervereinigung“, „Freilassung aller politischen Häftlinge“, „Rücktritt der Regierung“ sowie „Abzug der Besatzungstruppen aus Deutschland“.24 Durch den Einsatz sowjetischer Panzer wurde der Aufstand ab dem 17. Juni gewaltsam niedergeschlagen. In 167 von 267 Stadt- und Landkreisen der DDR wurde der Ausnahmezustand verhängt, es galt dort das Kriegsrecht. Mindestens 55 Todesopfer lassen sich nachweisen, zudem wurden zahlreiche Menschen verhaftet, auch in den Wochen und Jahren danach. Bis Mitte 1955 wurden rund 15000 Personen festgenommen und etwa 1800 zu oft langen Haftstrafen verurteilt.
 
        Ungeachtet der Repressionen kehrte nur langsam Ruhe ein. Die zweite Jahreshälfte 1953 war vom Bemühen der SED-Führung geprägt, das Krisengeschehen zu beenden oder zumindest zu mildern. Den Machthabern gelang es, SED-Gegner einzuschüchtern oder auszuschalten und regimefeindliche Äußerungen aus dem öffentlichen Raum zu verdrängen. Angesichts der anhaltenden negativen Stimmung in der Bevölkerung mussten die repressiven Maßnahmen jedoch dosiert eingesetzt werden. Insbesondere in den Industriebetrieben war die Situation noch längere Zeit angespannt. Um die Lage zu stabilisieren, sollte die Bevölkerung durch Zugeständnisse beruhigt werden – was im Wesentlichen bedeutete, Produktion und Handel im Zeichen des konsumfreundlicheren „Neuen Kurses“ neu zu ordnen. Dies erwies sich angesichts objektiver Probleme zwar als schwierig, letztlich war diese Doppelstrategie aber erfolgreich: Bis Ende des Jahres kam es zu einer relativen Konsolidierung der Verhältnisse, was die SED nutzte, um ihre Herrschaft gezielt auszubauen. Der massive Aufwuchs des Sicherheitsapparates und der Aufbau des Überwachungsstaates waren in diesem Sinne eine direkte Folge des 17. Juni.
 
        Trotz der sehr guten Forschungslage gibt es aber immer noch Aspekte, die unterbelichtet sind. Das gilt verwunderlicher Weise für die Rolle von Frauen während des Aufstandsgeschehens, im Vorfeld und danach.25 Ähnliches gilt für das Geschehen auf den Dörfern und in der Landwirtschaft: Es wird zwar erwähnt, aber systematische Analysen und Einordnungen sind selten. Besonders die Privatbauern wurden seit 1952 teilweise extrem drangsaliert, und die SED hatte diesbezüglich mit anhaltendem Gegenwind zu kämpfen. Mit Verkündung des „Neuen Kurses“ änderte sich die Situation auf dem Land jedoch entscheidend.26 Der Druck auf die Privatbauern ließ beträchtlich nach, was in vielen Landwirtschaftlichen Produktionsgenossenschaften (LPG), insbesondere denjenigen, deren Zustandekommen von Zwangsmaßnahmen begleitet gewesen war, Auflösungserscheinungen zur Folge hatte und die ohnehin fragile Situation auf dem Land weiter destabilisierte. Gerade hier verlor die SED den wenigen Boden, den sie hatte gewinnen können: Bauern, die mehr oder minder freiwillig die Kollektivierung mitgetragen hatten, fühlten sich von ihr im Stich gelassen und in ihrer Existenz bedroht. Die vormals verfolgten Grundbesitzer witterten Morgenluft, um in ihre alten Positionen zurückzukehren. Insofern lässt sich zugespitzt sagen, dass der Aufstand zuerst auf dem Land ausbrach, was bis heute häufig übersehen wird.
 
        Nach wie vor richtet sich der Blick vor allem auf die urbanen Zentren des Volksaufstands – besonders auf das Geschehen in Ost-Berlin. Wie der Historiker Jens Schöne herausgearbeitet hat, reagierten Teile der Landbevölkerung schneller und vor allem anders auf den Kurswechsel der SED als die Arbeiter in den Städten:27 Überall gab es aus Dörfern Meldungen, dass es bereits am 12. Juni Unruhen gegeben habe. So wurde etwa an die Parteizentrale berichtet: „Das Kommuniqué des Polit.-Büros [gemeint ist die Verkündung des „Neuen Kurses“ am 11. Juni 1953, Anm. D.M.] wurde von den Großbauern in allen Bezirken mit offener Schadenfreude aufgenommen. Sie führten wüste Saufgelage durch, schüchterten teilweise Genossenschaftsbauern ein.“28 Einen Tag später, am 13. Juni, hieß es dann: „Nach einem Stimmungsbericht aus Köthen diskutierten die Einwohner die durch den Stadtfunk bekannt gewordenen Kommuniqués. Gruppen bis zu 150 Personen beteiligten sich an diesen Straßendiskussionen.“29
 
        Die Nachrichten vom 17. Juni über die Ereignisse in Ost-Berlin und anderen Städten hatten eine zusätzliche mobilisierende Wirkung für das Aufstandsgeschehen auf dem Land – die Situation verschärfte sich zusehends: Bis zum 21. Juni gab es in mindestens 302 Dörfern Protestaktionen wie Arbeitsniederlegungen, die allerdings nicht das zentrale Mittel des Widerstandes auf den Dörfern waren.30 Im Mittelpunkt der Proteste auf dem Lande standen die verhassten LPGs. Besonders für mittlere und größere Bauern bedeutete diese völlig neue Bewirtschaftungsform einen Bruch mit den althergebrachten Besitz- und Gesellschaftsstrukturen auf den Dörfern. Es verwundert daher kaum, dass sich der bäuerliche Protest 1953 vor allem in massenhaften Austritten aus den LPGs und zahlreichen Auflösungen ganzer Produktionsgenossenschaften manifestierte. Das MfS meldete am 1. Juli 1953, dass sich 58 LPGs aufgelöst hatten und weitere 113 einen solchen Schritt planten. Außerdem seien insgesamt 2197 Bauern aus 202 LPGs ausgetreten.31
 
        Darüber hinaus kam es auch im ländlichen Raum zu Protesten gegen lokale SED-Funktionäre, die zum Teil massiv attackiert wurden.32 Die Wut gegen das Repressionssystem brach sich auch durch die Beteiligung von Bauern an Gefangenenbefreiungen in Kleinstädten Bahn.33 Die zentralen Protestformen auf den Dörfern sind damit beschrieben. Anders als in den Städten gab es hier keine Traditionen von Streikbewegungen oder Arbeitskämpfen, sodass sich der Widerstand eher in individuellem Handeln manifestierte. Zentrale Forderungen waren aber auch auf dem Land die Abschaffung der SED-Diktatur und der Ruf nach Wiedervereinigung. Auch in den nächsten Wochen und Monaten, gar Jahren, kehrte keine völlige Ruhe ein, wovon zahlreiche MfS-Berichte zeugen.
 
        NEUE PERSPEKTIVEN
 
        Andere, bisher weniger erforschte Aspekte rund um den Aufstand des 17. Juni rückt eine dreibändige Sonderedition des Stasi-Unterlagen-Archivs in den Mittelpunkt, die anlässlich des 70. Jahrestages erscheint.34 Der Herausgeber Ronny Heidenreich hat dafür sämtliche Bestände des Bundesarchivs nach Unterlagen zum Thema durchforstet und einiges bisher Unbekanntes zutage gefördert. Das Besondere daran ist, dass sowohl Dokumente aus der DDR als auch der Bundesrepublik sowie Zeitzeugenberichte präsentiert werden. Damit erfolgt erstmals eine umfassende Einbettung des 17. Juni in den deutsch-deutschen Kontext. Einen Schwerpunkt bilden die unterschiedlichen Stränge der Berichterstattung an die jeweiligen Regierungen: Die Lageberichte von SED, Blockparteien, Volkspolizei und MfS auf der einen sowie von Verfassungsschutz, Organisation Gehlen, Bundesministerium für gesamtdeutsche Fragen und weiteren Diensten auf der anderen Seite. Aus den Dokumenten lassen sich neue Erkenntnisse und Forschungsfragen ableiten, wie folgende Beispiele verdeutlichen: Lag der Fokus der Berichterstattung im Osten vor allem auf den Reaktionen der unterschiedlichen sozialen Schichten auf den „Neuen Kurs“ und der Bevölkerungsstimmung, war er im Westen vornehmlich auf die Frage nach den deutschlandpolitischen Konzepten der Sowjets gerichtet. Anders als bisher behauptet, hätte die DDR-Führung durch die Berichterstattung im Vorfeld des Aufstands gewarnt sein können. Im Westen hingegen registrierten die Organisation Gehlen und andere berichtende Institutionen zwar die zunehmende Unruhe in der Bevölkerung der DDR, daraus schlussfolgerten sie allerdings nicht, dass ein größerer Aufstand bevorstand. Diese Geringschätzung der Bevölkerung als Akteur sollte sich für die Analyse des Geschehens als verhängnisvoll erweisen.
 
        Während des Volksaufstands wurde in enger Taktung an die Staatsführung der DDR berichtet. Nach dem obligatorischen Hinweis, dass es ich um einen vom Westen gesteuerten, faschistischen Putsch handele, ist die Berichterstattung – jenseits ideologischer Selbstvergewisserungen – relativ ungeschminkt. Zwar versuchte man zeitweise, die Lage zu beschönigen. Doch um die Machthaber in die Lage zu versetzen, gegenzusteuern, ging man dann rasch wieder dazu über, die reale Situation wiederzugeben. Neu ist hier darüber hinaus die Erkenntnis, dass sich die SED-Führung während und nach dem Volksaufstand – obwohl ihr zahlreiche Informationsquellen zur Verfügung standen – vor allem auf die Berichte des eigenen Parteiapparats verließ. Das zu dieser Zeit erst entstehende Berichtswesen der Staatssicherheit schien den Machthabern in Ost-Berlin offenbar weniger zuverlässig, was sich in den nächsten Jahren jedoch ändern sollte.
 
        Im Westen kann man von einer völligen Fehleinschätzung und Informationsdefiziten sprechen. Die berichterstattenden Institutionen, allen voran die Organisation Gehlen, gingen – ohne wirkliche belastbare Informationen – davon aus, dass der Aufstand von der KPdSU selbst initiiert worden sei. Man mutmaßte, dass die Sowjets den Westintegrationskurs der Adenauer-Regierung torpedieren und eine neue, nach ihren Plänen gestaltete Nachkriegsordnung installieren wollten – notfalls auch unter der Preisgabe von DDR und SED-Führung. Einzig das Ministerium für Gesamtdeutsche Fragen berichtete differenzierter, da es über bessere Informationsquellen in der DDR verfügte. Diese Berichte trugen offensichtlich dazu bei, dass Adenauer die These von der sowjetischen Urheberschaft des Aufstandes öffentlich nur abgeschwächt vertrat.
 
        Die in der Edition dokumentierten Zeitzeugenberichte, die vor allem durch Interviews mit DDR-Flüchtlingen, Angehörigen des Sicherheitsapparates und Aufstandsteilnehmenden sowie V-Leuten in der Bundesrepublik entstanden sind, eröffnen die Möglichkeit, das Aufstandsgeschehen aus individueller und kollektivbiografischer Sicht zu analysieren. Sie erweitern die Analysemöglichkeiten der Forschung, die sich in weiten Teilen vor allem auf die Berichterstattung des DDR-Sicherheits- und SED-Parteiapparates stützte. Stammten die meisten bisher veröffentlichten Zeitzeugenberichte vor allem von „Rädelsführern“ des Aufstands und von Personen, die nach dem Aufstand in die Mühlen der DDR-Justiz gerieten, eröffnet sich durch die Berichte von „normalen“ Teilnehmenden an den Protesten sowie nicht beteiligten DDR-Bürgerinnen und -Bürgern ein erweiterter und auch differenzierterer Blick auf das Geschehen vor, während und nach dem Aufstand vom 17. Juni 1953.
 
        Insofern gibt es auch 70 Jahre nach dem Volksaufstand noch neue Fragen an den 17. Juni. Seine Erforschung kann als ebenso wenig abgeschlossen gelten, wie die Erinnerung an den Aufstand und seine geschichtspolitische Deutung für die Gegenwart. Mit Blick auf die Renaissance autokratischer und autoritärer Regime in der heutigen Welt scheinen historische Vorbilder nötiger denn je.
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        ENTSICHERT, ORGANISIERT UND ERZOGEN
 
        Die DDR-Gesellschaft der frühen 1950er Jahre
 
        Ralph Jessen
 
        24 Pfund Bohnenkaffee aus Westdeutschland reichten aus. Als sie im Dezember 1951 bei einer Steuerprüfung entdeckt wurden, war es um den Zirkus Busch geschehen: Wegen Steuervergehens wurde das Unternehmen enteignet. Dem Zirkus Aeros ging es nicht besser. Auch hier dienten angebliche Steuerschulden als Begründung für die Verstaatlichung am 1. Januar 1953. Der dritte Großzirkus auf dem Gebiet der DDR, Zirkus Barlay, war schon 1950 in öffentliches Eigentum überführt worden, nachdem sein Eigentümer, Harry Barlay, in den Westen gegangen war. 13 kleinere Wanderzirkusse verschwanden zwischen 1951 und 1953 von der Bildfläche, gingen ein oder wurden aufgelöst.01
 
        Wer an die Revolution von oben denkt, mit der die ostdeutsche Gesellschaft zwischen 1948 und 1953 umgewälzt werden sollte, hat nicht unbedingt das Schicksal des Zirkus Busch vor Augen. Doch dürften die Erfahrungen, die die Zirkusleute Anfang der 1950er Jahre machen mussten, mit den Erfahrungen vieler DDR-Bürger übereingestimmt haben. Nach Kriegsniederlage, Besatzung und Entnazifizierung, nach Hungerjahren und staatlicher Teilung, nach Verabschiedung einer pseudodemokratischen Verfassung und der Etablierung der SED als herrschende Partei waren die Bürger der frisch gegründeten DDR mit einer unberechenbaren Obrigkeit konfrontiert. Unter hohem Zeitdruck, mit enormem propagandistischen Aufwand, ohne Mandat und ohne rechtsstaatliche Bindung verfolgte die SED-Spitze ihr Projekt „Aufbau des Sozialismus“ – seit der II. Parteikonferenz von 1952 stand es auch offiziell auf der Agenda. Ob es sich dabei eher um den Import des sowjetischen Modells von Herrschaft, Wirtschaft und Gesellschaft handelte, um Erbschaften der deutschen kommunistischen Tradition oder um ostdeutsche Spezifika in einem geteilten Land spielte für die Menschen, die diesem gewaltsamen Umbruch ausgesetzt waren, eine untergeordnete Rolle.
 
        Nicht nur die einfachen Bürger, sondern auch viele loyale Parteimitglieder der SED sahen sich Tag für Tag verwirrenden Widersprüchen ausgesetzt: Den Versprechungen der Verfassung stand die Realität diktatorischer Herrschaft gegenüber, die Rede von Volkseigentum und Arbeitermacht passte schlecht mit dem Alltag von Arbeitsdruck, Mangel und Verweigerung jeder ernsthaften Partizipation zusammen, die politische Rhetorik beschwor nationale Werte und huldigte zugleich Stalin und der Sowjetunion, forcierte Militarisierung machte die lautstarke Friedenspropaganda unglaubwürdig. Wurden diese und andere Gegensätze zu offensichtlich, waren angebliche Feinde des Friedens und des Sozialismus rasch als Sündenböcke bei der Hand. Wer den Wendungen der Parteilinie nicht mehr folgen konnte oder wollte, musste mit „Erziehungsmaßnahmen“ oder Schlimmerem rechnen. Die Erfahrungsgeschichte der DDR-Bürger in dieser Hochphase des Stalinismus kann man vielleicht am ehesten als ein aufreibendes Wechselbad von Unsicherheit, Willkür, Fremdbestimmung und Bedrohung auf der einen Seite und lockenden Chancen, neuer Sinnstiftung, Aufbaupathos und Zukunftsversprechungen auf der anderen Seite beschreiben.
 
        Je nach Generationenzugehörigkeit, sozialem Status, persönlichen Werthaltungen und politischen Auffassungen waren die Faktoren anders gemischt – die Erfahrung von Instabilität und Ungewissheit in einer Konstellation beschleunigten Wandels, der vom Einzelnen nicht zu beeinflussen war, dürfte für fast alle fühlbar gewesen sein. Mit den Soziologen Émile Durkheim und Robert K. Merton könnte man von einem Zustand gesellschaftlicher Anomie sprechen, einem Zustand unklarer oder sich auflösender Regeln und Normen. Die Wünsche und Erwartungen vieler Angehöriger dieser Gesellschaft passten mit den vom politischen System vorgegebenen Wegen zur Erreichung dieser Ziele nicht zusammen.02 Die Gesellschaft in der frühen DDR stand unter extremem Stress.
 
        Wenn man diese unübersichtliche Szenerie, die den Hintergrund der wachsenden Spannungen in der DDR der frühen 1950er Jahre bildete und die Voraussetzungen des Juniaufstands von 1953 hervorbrachte, unter dem Gesichtspunkt des von oben erzwungenen sozialen und kulturellen Wandels ordnet, sind vor allem drei Aspekte hervorzuheben: Erstens wurde die ostdeutsche Gesellschaft dieser Jahre durch eine Vielzahl politisch initiierter Mobilisierungsprozesse aufgewühlt, die das Leben der Menschen unsicher und die Zukunft unkalkulierbar machten. Gegenläufig dazu entstanden zweitens zahlreiche neue, politisch kontrollierte Organisationen, die Ordnung, Handlungssicherheit und Integration versprachen, dabei aber den Regulierungs- und Disziplinierungsanspruch des Regimes in immer weitere Sphären der Gesellschaft hineintrugen. Diese Organisationen waren wiederum drittens die wichtigsten Instrumente ideologischer Sinnstiftung und Verhaltensregulierung, denen die Bürger der DDR alltäglich ausgesetzt waren.
 
        DIE ENTSICHERTE GESELLSCHAFT
 
        Vor einigen Jahren hat der Historiker Eckart Conze die Geschichte der Bundesrepublik als eine „Suche nach Sicherheit“ beschrieben.03 Vor dem Hintergrund der einschneidenden politischen Zäsuren der ersten Hälfte des 20. Jahrhunderts, zweier verlorener Weltkriege, der Erfahrung von NS-Diktatur, Besatzungsherrschaft und staatlicher Teilung, hatte sich die Sehnsucht nach Stabilität und Sicherheit als Leitmotiv der politischen Kultur etabliert. Blickt man aus dieser Perspektive auf die Frühgeschichte der DDR, erscheint diese als eine Phase tiefer Verunsicherung und Instabilität. Kaum dass sich die Wirren der „Zusammenbruchsgesellschaft“04 nach Kriegsende gelegt hatten, sah sich die Bevölkerung der ostdeutschen Länder ab 1947/48 mit dem einsetzenden Kalten Krieg und dem Beginn der „sozialistischen“ Transformation einem Stakkato politisch initiierter Umbrüche ausgesetzt. Schon einmal machten die Bürger der DDR also die Erfahrung, dass ein Systemübergang sie in eine „entsicherte Gesellschaft“ führte – wenn auch auf sehr andere Weise als 40 Jahre später.05
 
        Diese Erfahrung erstreckte sich auf fast alle Lebensbereiche: Die Revolutionierung der sozialen Strukturen und Hierarchien hatte unmittelbar nach Kriegsende mit der Bodenreform eingesetzt und war 1953 noch lange nicht abgeschlossen.06 Dabei handelte es sich um einen erzwungenen Elitenwechsel, der zunächst antifaschistisch legitimiert und später immer stärker mit dem Aufbau einer neuen sozialistischen Gesellschaft begründet wurde. Im Zuge der Entnazifizierung wurden große Teile der Funktionseliten in Verwaltung, Justiz, Bildungswesen und Universitäten entlassen, die das NS-Regime getragen hatten. Auch die flächendeckende Vertreibung der landwirtschaftlichen Großgrundbesitzer und die Enteignung weiter Teile des Wirtschaftsbürgertums firmierte als „antifaschistische“ Säuberung. Für die Enteignungskampagnen gegen kleine und mittlere Selbstständige in den frühen 1950er Jahren hielten meist fadenscheinig konstruierte Wirtschaftsdelikte als Rechtfertigung her. Statt um die individuelle Sanktionierung großer und kleiner Nazis ging es mehr und mehr um die kollektive Verdrängung bürgerlicher Statusgruppen. Diesen Degradierungs- und Abstiegserfahrungen standen Aufstiegserfahrungen gegenüber, die oft genauso unerwartet und unberechenbar anmuteten. „Neulehrer“ und „Volksrichter“ wurden nach kurzen Schnellkursen in ihre Ämter gebracht, „Arbeiter-und-Bauern-Fakultäten“ rekrutierten akademischen Nachwuchs aus den unteren Schichten; Verwaltung, Parteiapparate und eine Fülle neuer Organisationen suchten händeringend nach politisch loyalen Mitarbeitern, auch wenn es mit deren Fachqualifikation oft nicht weit her war. „Ab morgen bist du Direktor“ – diese Ansage hatte Anfang der 1950er Jahre meist mehr mit einem Parteiauftrag als mit Leistungsaufstieg zu tun.07 Eigentum, ererbter Status und „bürgerlicher Habitus“ verloren an Bedeutung, zumindest vorübergehend auch Fachqualifikation; „politisches Kapital“ und das, was später die Kultur einer „arbeiterlichen Gesellschaft“08 ausmachte, gewannen dagegen an Gewicht, wenn es um Auf- und Abstiege ging.
 
        Die Erfahrung alltäglicher Unsicherheit, die die Ostdeutschen angesichts dieser sozialen Revolution von oben machten, wurde durch die Unberechenbarkeit von Verwaltung, Justiz, politischen Institutionen und vor allem der „herrschenden Partei“ massiv verstärkt. Nach der Gründung der DDR am 7. Oktober 1949 wurden die ohnehin spärlichen Ansätze von Rechtsstaatlichkeit, die in den Besatzungsjahren entstanden waren, in kürzester Zeit beendet. Nur zehn Tage nach der Staatsgründung legte eine geheime Richtlinie fest, dass alle wichtigen Gesetzesvorlagen, Verordnungen und Verwaltungsmaßnahmen vor ihrer Verabschiedung beziehungsweise Durchführung von der SED-Spitze abzusegnen waren.09 Kaum beschlossen, waren fundamentale Bestimmungen der DDR-Verfassung insgeheim wieder aufgehoben worden. Die Verfassungen der im Sommer 1945 neu gegründeten Länder wurden mit deren Auflösung 1952 gleich ganz außer Kraft gesetzt. Da in diesem Zusammenhang auch die Verwaltungsgerichte aufgelöst wurden, verloren die DDR-Bürger jede Möglichkeit, sich mit rechtlichen Mitteln gegen staatliches Handeln zur Wehr zu setzen; die Abschaffung des gesamten Verwaltungsrechts folgte sechs Jahre später.10
 
        Eine politisierte Strafjustiz tat ihr Übriges, sodass die Bevölkerung der DDR den Willkürmaßnahmen der Behörden, mit denen der „Aufbau des Sozialismus“ ab 1952 durchgesetzt werden sollte, ohne rechtlichen Schutz ausgesetzt war: Sei es bei der Schließung der Staatsgrenze zur Bundesrepublik im Mai 1952 und der folgenden Zwangsaussiedlung Tausender Bewohner der neuen Sperrzone, sei es bei der Enteignung zahlreicher Pensionen, Hotels und Erholungsheime an der Ostseeküste während der „Aktion Rose“ 1953, sei es bei der erwähnten Verstaatlichung privater Zirkusse oder bei den Repressalien gegen die kirchliche Jugendarbeit während des Kirchenkampfes gegen die Gruppen der „Jungen Gemeinde“. Die Grunderfahrung existenzieller Unsicherheit angesichts administrativer Willkür, abrupter Richtungsänderungen der Politik und der Unverbindlichkeit von Regeln und Verfahren reichte bis tief in die „herrschende Partei“. Selbst deren Spitzenfunktionäre waren nicht davor gefeit: Als die Führung der KPdSU nach Stalins Tod eine gemäßigtere Richtung einschlug, mussten der Generalsekretär des Zentralkomitees (ZK) der SED Walter Ulbricht, der Ministerpräsident Otto Grotewohl und der ZK-Sekretär für Propaganda Fred Oelßner Anfang Juni 1953 in Moskau zum Rapport erscheinen und die Direktiven zum „Neuen Kurs“ entgegennehmen. Hunderttausende Parteimitglieder hatten sich seit Anfang der 1950er Jahre demütigenden Überprüfungen ihrer Loyalität und Linientreue zu stellen – wer versagte, den erwartete ein ungewisses Schicksal.11 Nicht nur ehemaligen Sozialdemokraten drohten der Rauswurf aus der SED, berufliche Nachteile, manchmal Haft. Besonders misstrauisch schaute die stalinistische Parteiführung auf alle, die irgendwann einmal in Distanz zur kommunistischen Orthodoxie Moskauer Prägung gestanden hatten: Ehemalige Angehörige linker Kleingruppen in der Weimarer Republik und vor allem Rückkehrer aus der britischen, mexikanischen oder US-amerikanischen Emigration waren schikanösen Gesinnungsprüfungen und massiver Repression ausgesetzt. Unter ihnen waren etliche jüdische Intellektuelle, deren Lage besonders prekär wurde, als die SED-Führung Ende 1952, Anfang 1953 auf die als „Antizionismus“ verbrämte antisemitische Kampagne der KPdSU-Führung in Moskau einschwenkte. Ein Großteil der wenigen jüdischen Überlebenden des Holocaust, die bis dahin in der DDR gelebt hatten, floh in den Westen.
 
        Dies erinnert daran, dass die DDR auch im Jahr 1953 noch eine durch große geografische Mobilität und Zwangsmigration geprägte Gesellschaft war. Millionen von Vertriebenen waren in der östlichen Besatzungszone gestrandet, viele auf Dauer, andere zogen weiter in den Westen. Die befreiten Insassen der nationalsozialistischen Lager mussten im postfaschistischen Deutschland wieder Fuß fassen. Ehemalige Kriegsgefangene und Zivilinternierte kehrten in eine fremd gewordene Welt zurück. Zehntausende Arbeitskräfte wurden schon in den späten 1940er Jahren mit mehr oder weniger Zwang für den sowjetischen Uranbergbau im Erzgebirge rekrutiert, Tausende mussten ihre Dörfer an der neuen westlichen Staatsgrenze verlassen, andere wurden für die pompösen industriellen Großprojekte des Sozialismus mobilisiert wie etwa den Aufbau des „Eisenhüttenkombinats Ost“, das 1953 in „Stalinstadt“ umbenannt wurde. Über eine Million Menschen verließen die DDR zwischen 1949 und 1953 in Richtung Westen.12 All dies verstärkte die Erfahrung von Instabilität und Unbehaustheit.
 
        DIE ORGANISIERTE GESELLSCHAFT
 
        In der entsicherten Gesellschaft der frühen DDR machten viele Menschen die Erfahrung, dass ihre Lebenswelt auf neue Weise unberechenbarer, die geltenden Regeln unklarer und die Zukunft ungewisser geworden waren. Die politischen Institutionen traten als bedrohliche Macht mit umfassendem Gestaltungsanspruch auf, die Anpassung und Zustimmung erwartete, deren große Versprechungen von Recht, Verfassung, Demokratie, Nation, Arbeitermacht und Wohlstand aber mit ihrer Herrschaftspraxis wenig zu tun hatten. Wie konnte man diesen Institutionen mit Vertrauen begegnen, wie der Zukunft mit einiger Erwartungssicherheit entgegensehen, wie verlässliche soziale Beziehungen aufbauen? Während die Lebensverhältnisse in der DDR für den Einzelnen unüberschaubarer geworden waren, betrieb das SED-Regime zur gleichen Zeit mit außerordentlicher Energie die Entwicklung der kommunistischen „Organisationsgesellschaft“.13 Der „Aufbau des Sozialismus“ war zum Gutteil identisch mit dem Aufbau neuer Großorganisationen beziehungsweise der Anpassung vorhandener Organisationen. Nun sind Organisationen ein grundlegendes Strukturelement der Moderne und nicht spezifisch für kommunistische Diktaturen. Deren Besonderheit lag darin, dass die institutionelle Differenzierung moderner Gesellschaften aufgehoben und möglichst alle Sphären der Gesellschaft einer einheitlichen, ideologisch legitimierten Regulierung und Steuerung untergeordnet werden sollten.14 Was so abstrakt klingt, bedeutete aus der Erfahrungsperspektive der Menschen konkret, dass sie in immer mehr Bereichen ihres Lebens dem steuernden und regelnden, bevormundenden und gängelnden Staat begegneten beziehungsweise der die „Durchorganisierung“ der Gesellschaft vorantreibenden „führenden Partei“.
 
        Die Eigenlogik der gesellschaftlichen Subsysteme wurde nach und nach stillgelegt beziehungsweise politisch überformt:15 Zwar gab es auf dem Papier noch Parteienpluralismus und allgemeine Wahlen, faktisch aber liefen die „Blockparteien“ nach 1949 an der kurzen Leine des ZK. Mit der Farce der Einheitslistenwahlen machte man noch nicht einmal den Versuch, so etwas wie Parteienkonkurrenz zu fingieren. Nach der Aufhebung der Verwaltungsgerichtsbarkeit und des Verwaltungsrechts entfernte sich der expandierende Staatsapparat immer weiter vom Modell einer rechtsförmig organisierten Bürokratie. Die Gründung der „staatlichen Plankommission“ 1950 und aller damit zusammenhängender Gremien und Verfahren der Wirtschaftslenkung war ein entscheidender Schritt zur Außerkraftsetzung des Marktes zugunsten einer umfassenden politischen Steuerung aller wirtschaftlichen Prozesse. Von einer Unabhängigkeit der Presse und des Rundfunks konnte weder vor noch nach der Staatsgründung die Rede sein, und auch die Buch- und Zeitschriftenverlage mussten in immer engeren Grenzen manövrieren.
 
        Die Jahre bis 1953 waren die Zeit, in der sich der neue Organisationskosmos mit großem Tempo in der ostdeutschen Zivilgesellschaft ausbreitete: Der Freie Deutsche Gewerkschaftsbund unterwarf sich 1950 öffentlich der SED-Führung, die Freie Deutsche Jugend (FDJ) führte 1953 einen erbitterten Kampf gegen die Junge Gemeinde der protestantischen Kirchen, der 1947 gegründete Demokratische Frauenbund schaltete vorhandene Frauenorganisationen gleich, die im Jahr der Staatsgründung aus der Taufe gehobene Gesellschaft für Deutsch-Sowjetische Freundschaft machte sich an die schwere Aufgabe, den Deutschen in der DDR ihre Furcht, ihr Ressentiment und ihren Dünkel gegenüber „den Russen“ auszutreiben. Diese Liste kann leicht verlängert werden – von der 1950 gegründeten elitären Akademie der Künste bis zum Zentralhaus für Laienkunst, das sich ab 1952 um die Anleitung des künstlerischen Volksschaffens kümmern sollte. Schon ein Jahr zuvor hatte die „StaKuKo“ – die Staatliche Kommission für Kunstangelegenheiten – damit begonnen, im Auftrag der SED-Führung gegen westliche „Dekadenz“, „Formalismus“ und „Kosmopolitismus“ zu Felde zu ziehen. Den Universitäten und Hochschulen wurden im Rahmen der II. Hochschulreform von 1951/52 die verbliebenen Selbstverwaltungsrechte genommen und ein scharf politisiertes „gesellschaftswissenschaftliches Grundstudium“ aufgezwungen.16
 
        Man könnte annehmen, dass soziale Stabilität und individuelle Erwartungssicherheit zunahmen, je mehr Menschen in diese rasch expandierende Organisationswelt einbezogen wurden, die ja mit dem Anspruch auftrat, alle Aspekte des Lebens zu ordnen und zu regulieren. Nicht zuletzt die Ereignisse des 17. Juni 1953 zeigen, dass dies nicht der Fall war. Dies lag sicherlich daran, dass die Organisationsoffensive der SED-Führung von vielen als bedrohlich, bedrängend oder auch nur als lästig erfahren wurde. Zudem haben die nach sowjetischem Modell entworfenen Organisationen gerade in den Anfangsjahren alles andere als perfekt funktioniert. Weder gab es genügend qualifiziertes und ideologisch sattelfestes Personal, noch waren die Abläufe und Prozesse eingespielt. Letztlich lagen dem mangelnden Integrationserfolg aber grundsätzliche Probleme zugrunde: Erstens entsprachen die neuen Organisationen und Verwaltungen trotz ihrer aufwendigen Gremien, Berichtszüge und Anweisungsverhältnisse gerade nicht dem Modell „rationaler“ bürokratischer Herrschaft, da die Geltung von Regeln und Verfahren immer durch äußere Interventionen „der Partei“ durchkreuzt werden konnte. Zweitens führte das Primat politisch-ideologischer Steuerung zu notorischer Ineffizienz, zu Reibungsverlusten und Leistungsschwäche, da es im Zweifelsfall eben nicht um wirtschaftliche Kriterien, wissenschaftliche Wahrheiten oder künstlerische Originalität ging, sondern um politische Herrschaftsinteressen und ideologische Deutungshoheit. Drittens wirkten strikte Hierarchien und die Zentralisierung aller relevanten Entscheidungen lähmend und demotivierend.
 
        DIE ERZOGENE GESELLSCHAFT
 
        1953 kamen sieben neue DEFA-Spielfilme in die Kinos der DDR – sechs von ihnen hatten eine politische Botschaft. Die einzige Ausnahme war „Die Geschichte vom kleinen Muck“ unter Regie von Wolfgang Staudte. Sie erwies sich als Publikumsrenner. Bis heute gilt die Verfilmung des Märchens von Wilhelm Hauff als erfolgreichste DEFA-Produktion aller Zeiten. Statt sich verkrampfter Politpropaganda auszusetzen, floh man lieber in orientalische Phantasiewelten. Denn in den vier Jahren zwischen der Staatsgründung und dem Juniaufstand von 1953 trat das SED-Regime den DDR-Bürgern als aggressive Erziehungs- und Mobilisierungsdiktatur entgegen. Ein nicht abreißender Strom propagandistischer Texte, Plakate, Veranstaltungen und Filme flutete den öffentlichen Raum. Mit nur geringen Nuancen vermittelten SED-Kader, Medien, Bildungseinrichtungen und „Massenorganisationen“ die Leitbilder des neuen sozialistischen Menschen, priesen die Freundschaft zur Sowjetunion, verdammten den Westen und appellierten an Arbeitsethos und Moral. Zukunftsoptimismus und Aufbauelan wurden beschworen, sozialistische Heldenmythen popularisiert.17 Hunderttausende neue SED-Mitglieder mussten zu loyalen Kommunisten gemacht werden. Der „Aufbau des Sozialismus“ war eine gewaltige Erziehungsaufgabe.
 
        Politische Sinnstiftung, öffentliche Mobilisierung und performative Inszenierung gingen Hand in Hand.18 Seitdem der Bergmann Adolf Hennecke am 13. Oktober 1948 seine Arbeitsnorm zu 387 Prozent übererfüllt hatte, rollte die „Aktivistenbewegung“ durchs Land. Nicht schnöde materielle Interessen, sondern selbstloser Einsatz für den Aufbau und den Sozialismus sollte zu Höchstleistungen motivieren. Immer neue Heldinnen und Helden der Arbeit wurden als leuchtende Vorbilder in Szene gesetzt.19 Ihr Beispiel sollte dazu motivieren, die große Transformation nicht nur passiv über sich ergehen zu lassen, sondern sie aktiv mitzugestalten – freilich stets zu den Konditionen der SED. Teilhabe, Integration und Performanz standen auch im Zentrum der großen Mobilisierungsereignisse, mit denen das Regime sich selbst und den Bürgern der DDR die fiktive Einheit von Volk und Führung vorführte: Die streng choreografierten Demonstrationen zum 1. Mai gehörten von Anfang an zur Routine des politischen Festkalenders; das „Deutschlandtreffen“ der FDJ von 1950 und die „Weltfestspiele der Jugend und Studenten“ im folgenden Jahr versammelten Hunderttausende Jugendliche in Ost-Berlin.20 Solche politische Erlebnispädagogik hinterließ vermutlich tiefere Eindrücke als staubtrockene Lektürestunden mit Stalins „Kurzem Lehrgang“, zumal, wenn man die Berlinreise mit einem heimlichen Besuch in einem West-Berliner Grenzkino verbinden konnte. Der bizarr anmutende Stalinkult mit seinen bigotten Treueschwüren und Glaubensbekenntnissen gehörte in der DDR wie im ganzen Ostblock bis 1956 zum Standardrepertoire politischer Rituale. Schon deshalb musste nach Stalins Tod am 5. März 1953 eine Schockwelle der Verunsicherung durchs Land gehen. In der Ereigniskette, die zum Juniaufstand führte, spielte sie eine wichtige Rolle.
 
        Nur wenige Jahre nach dem Ende von Führerglaube und NS-Volksgemeinschaft, nach Besatzungsherrschaft, Beginn des Kalten Krieges und staatlicher Teilung brauchte es neue sinnstiftende Erzählungen von Vergangenheit, Gegenwart und Zukunft, um das Projekt „Sozialismus“ zu legitimieren.21 Der antifaschistische Gründungsmythos der DDR hatte in diesen Jahren vermutlich die größte Legitimationskraft. Nachdem die Verantwortung für den Nationalsozialismus auf das kapitalistische System geschoben, die braune Vergangenheit in die westdeutsche Bundesrepublik ausgelagert und die Ostdeutschen zu „befreiten“ Opfern der NS-Diktatur stilisiert wurden, konnte man sich auf der Siegerseite der Geschichte fühlen. Die Gegenwart wurde als manichäischer Kampf der sozialistischen Kräfte des Fortschritts und des Friedens gegen die Mächte der Dekadenz, des Krieges, der Unterdrückung und Ausbeutung im Westen beschrieben. Hier verquickten sich kommunistische Propagandamotive mit deutschnationalen Traditionen und wohlbekanntem Antiamerikanismus; eine subkutane Spur von Antisemitismus war auch dabei. Der Zukunftsentwurf der kommunistischen Utopie schließlich verhieß eine andere, eine bessere Moderne, die sich umso mehr als Projektionsfläche aller möglichen Hoffnungen eignete, je weiter sie in einer nebulösen Ferne lag. Die Sowjetunion wurde von den Ostdeutschen des Jahres 1953 wohl kaum als Einlösung dieser Hoffnungen angesehen. Die Ereignisse im Juni zeigten vielmehr das Scheitern der stalinistischen Organisationsgesellschaft wie auch ihrer bombastischen Sinnstiftungsbemühungen. Die Bürger der DDR waren der permanenten Unsicherheit in dieser Revolution von oben ebenso überdrüssig wie des penetranten Erziehungsfurors ihrer Obrigkeit. Als das Politbüro der SED am 9. Juni 1953 den „Neuen Kurs“ verkündete und seine rabiaten Maßnahmen zum „Aufbau des Sozialismus“ zurücknahm, kehrten sich die Verhältnisse um: Plötzlich erschien das Regime verunsichert und getrieben, nicht mehr die Bevölkerung. Am 15. Juni begannen die Streiks der Berliner Bauarbeiter.
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        ZWISCHEN KONFORMITÄT UND KONFLIKT
 
        Die westdeutsche Gesellschaft 1953
 
        Sonja Levsen
 
        „Tiefe Genugtuung über den großen Erfolg der gemäßigten über die radikalen Parteien sowie über die völlige Niederlage der Kommunisten, Nazis und Neutralisten“ äußerte die französische Regierung einem Zeitungsbericht zufolge nach der Bundestagswahl 1953.01 „Stolz“ könne „das deutsche Volk“ sein auf dieses Wahlergebnis, formulierte wenig später Wahlsieger Konrad Adenauer in seiner Regierungserklärung: Links- und rechtsradikalen Parteien habe es eine Absage erteilt, ein „hohes Maß politischer Reife“ gezeigt, Demokratie gewählt. Es sei nun „kein Zweifel“ mehr daran erlaubt, dass „die Zeit des Rechtsradikalismus in Deutschland endgültig vorbei ist“.02
 
        Endgültiges Ende des Rechtsradikalismus 1953? Nicht nur aus der Perspektive des Jahres 2023 wird die Realitätsferne dieser Diagnose deutlich. Sie war weniger einer genauen Beobachtung der westdeutschen Gesellschaft geschuldet als vielmehr Teil einer politischen Deutungsstrategie, die sich auch aus der französischen Erklärung ablesen lässt: Die Bundesregierung wie auch ihre westlichen Verbündeten hatten ein Interesse daran, die Bundesrepublik als verlässlichen Partner mit gefestigter Demokratie zu charakterisieren. In Frankreich ging es darum, das Parlament für die Ratifizierung der Verträge zur Europäischen Verteidigungsgemeinschaft (EVG) zu gewinnen und Gegnern einer Wiederbewaffnung der Bundesrepublik den Wind aus den Segeln zu nehmen.
 
        1953, so lautete daher die politische Botschaft beider Stellungnahmen, war die Bundesrepublik in ruhigem Fahrwasser angekommen: die Westbindung stabil, Gegner der Demokratie marginalisiert, „gemäßigte“ Politik an der Tagesordnung. Nicht alles an diesem Bild war falsch: Aufgrund der erstmals eingesetzten Fünfprozenthürde schafften es weder die Kommunisten (KPD) noch die rechtsextreme Deutsche Reichspartei (DRP) ins Parlament; die ebenfalls rechtsextreme Sozialistische Reichspartei (SRP) war 1952 verboten worden. Der deutliche Sieg der CDU galt als Plebiszit auch zur Westintegration. All das bot eine Grundlage für Stabilitätsdiagnosen. Bis heute erscheint die Wahl als Schritt zu einer inneren wie äußeren Stabilisierung der Bundesrepublik und zugleich zur langjährigen Dominanz der CDU in den „konservativen“ 1950er Jahren, einer Dekade der Konformität und der Suche nach Stabilität, Harmonie und Konsens. So sehr das in mancher Hinsicht zutrifft, so sehr ist dieses Bild doch auch von den zitierten zeitgenössischen, strategischen Deutungen geprägt. Die westdeutsche Gesellschaft war 1953 in vielen Fragen polarisiert, zerrissen, fragmentiert; sie trug heftigen politischen Streit aus.
 
        Die Schärfe dieser Konfliktlinien wird bereits deutlich, wenn man nicht nur auf das Wahlergebnis des Jahres 1953, sondern auch auf den Wahlkampf blickt. Zwar war dieser friedlicher als jener 1949, der von zahlreichen Saalsprengungen, von gewalttätigen Auseinandersetzungen zwischen Anhängern der KPD und jenen der Deutschen Partei (DP) und von verbalen Entgleisungen geprägt gewesen war. Aber auch 1953 war der Wahlkampf nicht nur von persönlichen Verunglimpfungen und kruden Nazivergleichen gekennzeichnet, auch gab es Faustkämpfe zwischen Plakatklebern konkurrierender Parteien, in denen Beteiligte Verletzungen wie Nasenbeinbrüche oder Gehirnerschütterungen davontrugen.03 Störungen von Wahlversammlungen blieben in den 1950er Jahren Teil der westdeutschen politischen Kultur.04 So sprengten rechte Gruppen Versammlungen der KPD; Veranstaltungen der radikalen Rechten hingegen wurden zumindest in Einzelfällen von Sozialdemokraten gekapert. In Frankfurt wurde im Juli 1953 ein Redner der DRP, der erst kürzlich aus griechischer Kriegsverbrecherhaft entlassene ehemalige Kommandeur Kretas, Alexander Andrae, Zeitungsberichten zufolge von politischen Gegnern zunächst „niedergeschrien“ und anschließend „mit Biergläsern beworfen und aus dem Saal geprügelt“ beziehungsweise von rund 100 Teilnehmern mit „Stuhlbeinen und Fäusten“ traktiert, was für ihn und drei seiner Anhänger im Krankenhaus endete.05
 
        Die Grenzen des legitimen Konfliktaustrags in der Demokratie wurden 1953 vielfach weit ausgelegt; die Delegitimierung körperlicher Gewalt war noch kein Konsens. Verbal wie manchmal auch körperlich wurde der Wahlkampf 1953 mit harten Bandagen ausgefochten. Mit der DP und dem Bund der Heimatvertriebenen und Entrechteten (BHE) wurden schließlich zwei rechtsnationale Parteien Teil der Regierungskoalition, die ebenso wie die FDP zahlreiche ehemalige Funktionäre der NSDAP in Parteiämtern hatten.
 
        Keine Schlägereien, aber doch „Tumulte“ gab es auch bei CDU-Wahlkundgebungen. Theodor Blank etwa, als Sonderbeauftragter Adenauers zuständig für die Wiederbewaffnung der Bundesrepublik, wurde im Frühsommer 1953 „mit minutenlangen Pfui-Rufen empfangen“ und seine Rede durch das „Gröhlen eines Teils der etwa 500 Zuhörer verzögert“. Blank begründete die Notwendigkeit einer deutschen Wiederbewaffnung unter anderem mit dem Argument, „die östlichen Armeen sollten nicht Gelegenheit bekommen, Frauen und Kinder zu vergewaltigen“, und erntete damit wütende Zwischenrufe wie „wir haben die Knarre lange genug getragen“. Vor dem Saal protestierten Jugendliche mit Transparenten.06 Widerstand gegen EVG und Wiederbewaffnung äußerte sich nicht überall so heftig, wurde aber 1953 von vielen Westdeutschen geteilt und auch lautstark auf den Straßen geäußert. Nur etwa ein Drittel der Bevölkerung stimmte dem Projekt zu – der Riss ging mitten durch die Gesellschaft.07
 
        Konsenssuche und überwölbender Konservatismus im Wahlergebnis einerseits, Protestkundgebungen, verbale und körperliche Attacken andererseits – in drei Schlaglichtern möchte ich im Folgenden das Spannungsfeld von Konflikt und Konformität ausloten, das die westdeutsche Gesellschaft des Jahres 1953 kennzeichnete.
 
        PRÄSENZ DER VERGANGENHEIT
 
        Das Jahr begann mit einer Szene wie aus einem politischen Thriller; so stellte es zumindest „Der Spiegel“ dar. Mitten beim Abendessen, so berichtete das Magazin am 21. Januar 1953, sei der „Arzt und Geburtshelfer“ Dr. Haselmayer gewesen, als es bei ihm klingelte. Nachdem ihm zwei Beamte der britischen Militärregierung einen Haftbefehl gezeigt hätten, seien „15 mit Maschinenpistolen bewaffnete Militärpolizisten“ im „Laufschritt“ nähergekommen. Anschließend sei das Haus durchsucht worden. Haselmayer, so hielt „Der Spiegel“ fest, „wurde nicht mehr satt“. Die vier Kinder des Arztes seien in ein ungeheiztes Nebenzimmer „verfrachtet“ und damit ihres Nachtschlafs beraubt worden. Die „Bedürfnisse der vierjährigen Christiane“ hätten gar unter Aufsicht erledigt werden müssen; Haselmayer wurde abgeführt. Anschließend gab „Der Spiegel“ ausführlich Haselmayers Ehefrau das Wort und berichtete von der Mühsal des Aufräumens bis in die frühen Morgenstunden.08
 
        Was hier als willkürlicher Überfall einer Besatzungsmacht dargestellt wurde, war Teil des gezielten Zugriffs der britischen Behörden auf zentrale Köpfe eines Netzwerkes alter Nationalsozialisten, das als Naumann-Kreis bezeichnet wird.09 Über Vermittlung insbesondere des FDP-Politikers Ernst Achenbach war es dem Kreis gelungen, signifikanten Einfluss auf die nordrhein-westfälische FDP zu gewinnen, die in der Folge einen zunehmend scharfen Rechtskurs einschlug. Verhaftet wurden im Januar 1953 Werner Naumann, ehemaliger Staatssekretär im Reichsministerium für Volksaufklärung und Propaganda, vier weitere ehemalige NSDAP-Funktionäre und eben Haselmayer, ehemaliger Hamburger NS-Studentenführer und Mitglied des inneren Naumann-Kreises. Wie groß die Gefahr war, die von dem Kreis für die Demokratie ausging, ist umstritten. Zweifellos aber waren alte Nationalsozialisten 1953 in vielen Parteien präsent, häufig mit einer eigenen politischen Agenda. Belanglos war das nicht; der Zugriff der Briten hatte Gründe.
 
        Die Reaktion der westdeutschen Medien auf die Verhaftungen unterstreicht zunächst das Bild einer hohen Meinungskonformität: In zahlreichen Artikeln wurde die britische Aktion als illegitim oder übertrieben gewertet; auch die Reaktionen aus der deutschen Politik waren distanziert. Spekulationen über die vermeintlich wahren Motive der Briten beherrschten die mediale Diskussion, nicht die Frage nach dem Einfluss nationalsozialistischer Netzwerke auf die deutsche Politik. Der Umgang mit der Vergangenheit erschien nicht selten nachrangig gegenüber deutschen Interessen der Gegenwart, etwa in der „Frankfurter Allgemeinen Zeitung“ und im „Spiegel“. Die Berichterstattung in der „Süddeutschen Zeitung“ (SZ) hingegen war differenzierter, obgleich auch sie einer entlang von Nationsgrenzen gedachten „Wir gegen Die“-Logik nicht entging. Die „Frankfurter Rundschau“ schließlich zeigte sich erschreckt über das „Nazi-Komplott zur Machtübernahme“, begrüßte seine Aufdeckung und unterstrich die Notwendigkeit des Zugriffs.10
 
        Ein Spannungsfeld zwischen nationalem Konsens und Pluralität der Meinungen zeigte sich auch in der Berichterstattung über den Oradour-Prozess, dessen Hauptverhandlung am 12. Januar 1953 in Bordeaux begonnen hatte. Verhandelt wurde über das Massaker vom 10. Juni 1944 in dem französischen Dorf Oradour-sur-Glane. Fast die gesamte Dorfbevölkerung – über 600 Männer, Frauen und Kinder – war von einer Einheit der Waffen-SS ermordet worden. Da zu dieser Einheit auch elsässische Soldaten gehört hatten, wurde der Prozess ein Politikum in Frankreich. Die deutschen Medien kommentierten den Umgang mit den deutschen Angeklagten mit „teils larmoyante[m], teils fordernde[m] Ton“;11 die SZ sprach in der Logik nationaler Gemeinschaftskonstruktion von einem „fürchterlichen, zwischen zwei Völkern lastenden Rechtshandel“.12 In den Mittelpunkt rückte häufig das Argument des Befehlsnotstands; Empathie zeigte sich in vielen Artikeln eher gegenüber den Tätern als den Opfern. Zugleich ließ die deutsche Justiz kein Interesse daran erkennen, ein Verfahren gegen denjenigen einzuleiten, der mutmaßlich die Befehle erteilt hatte, Divisionskommandeur Karl Lammerding; so erschienen Debatten über einen Befehlsnotstand als Augenwischerei. Die SZ immerhin beklagte, dass Lammerding sich nicht gestellt habe, und kritisierte Freisprüche anderer Offiziere, die Kriegsverbrechen begangen hatten.13
 
        Die nationale Rhetorik vieler Zeitungsartikel überdeckte die Schrecken der Vergangenheit nur mit dünnem Firnis. Zwar bemühten westdeutsche Journalisten vielfach das Argument, es sei bereits eine lange Zeit vergangen seit den Verbrechen, zugleich aber holten die Prozessaussagen von Überlebenden die Vergangenheit mit Wucht in die Gegenwart hinein. Hier erschien nichts abgeschlossen oder weit zurückliegend; das gilt auch für die Berichterstattung über andere Prozesse im selben Jahr. Liest man Zeitungen aus dem Frühjahr 1953, wird unmittelbar deutlich, wie präsent und unabgeschlossen die Vergangenheit war, auch wenn viele Politiker danach strebten, sie aus der Gegenwart herauszudrängen. Erinnerung an und Verfolgung von Verbrechen galten als bedrohlich für das äußere Ansehen der Bundesrepublik, für die Politik der Westbindung und für die innere Befriedung. Amnestie- und Schlussstrichpolitik waren Ausdruck dieser Haltung.
 
        Diese allerdings überdeckten Konfliktlinien in der westdeutschen Gesellschaft nur, sie machten sie nicht obsolet. Auch wenn sich die SPD wahlstrategisch einer Schlussstrichpolitik annäherte, blieb ihre Linie vielfach kritischer als jene der CDU und unterschied sich deutlich von jener der Rechtsparteien; innerhalb der SPD war diese Annäherung zudem umstritten.14 Scharfe Kritik kam stetig von ganz links, aus der KPD. Zweifellos: Eine Mehrheit der Medien wie auch der Bevölkerung wollte die Verbrechen der Vergangenheit verdrängen oder die Schuld auf wenige projizieren. Ihr gegenüber, das gehört auch zum Bild der westdeutschen Gesellschaft 1953, standen jedoch engagierte Minderheiten, die sich für eine Verfolgung von Verbrechen einsetzten, gegen Amnestien protestierten, gegen die Wiederverwendung von NS-Tätern opponierten. Zugleich gab es auf der rechten Seite nicht wenige, die die NS-Vergangenheit beschönigten oder gar legitimierten. Zwischen diesen Positionen gab es ein breites Spektrum von Haltungen zur Frage der Präsenz der Vergangenheit in der Gegenwart, was immer wieder zu erbitterten Konflikten führte.
 
        GEGENWART DES KALTEN KRIEGES
 
        Die Gegenwart, der viele Politiker die Vergangenheit unterzuordnen suchten, war 1953 geprägt von Sicherheitsfragen. Auf der politischen Tagesordnung stand die Ratifizierung der im Mai 1952 unterzeichneten Verträge für eine Europäische Verteidigungsgemeinschaft. Sie war in der Bundesrepublik – ebenso wie in Frankreich – alles andere als unumstritten.
 
        Die SPD machte mit scharfen Worten Wahlkampf gegen die EVG und stützte sich dabei vor allem auf nationale Ressentiments gegen „den Westen“. „Wer diesem Generalvertrag zustimmt, hört auf, ein Deutscher zu sein“, hatte gar SPD-Vorsitzender Kurt Schumacher im Vorfeld der Unterzeichnung von EVG- und Deutschlandvertrag polemisiert.15 Die ausgrenzende Wortwahl und die ihr zugrundeliegende Überhöhung des Nationalen waren zwar einerseits Charakteristika Schumachers und wurden nicht von der gesamten Parteispitze mitgetragen – andererseits offenbart die EVG-Debatte aber, wie sehr auf beiden Seiten des politischen Spektrums „Nation“ immer noch als „Letztwert“ firmierte.16 Auch „Spiegel“-Herausgeber Rudolf Augstein schrieb unter dem Pseudonym Jens Daniel vehement mit nationalen Tönen gegen die Verträge an. Ein Leserbriefschreiber unterstellte Adenauer „Methoden à la Schuschnigg“ und deutete damit die Entscheidung für den EVG-Beitritt als eine demokratisch nicht legitimierte Aufgabe nationaler Souveränität. Ein anderer Leser rekurrierte auf das „gesunde Volksempfinden“ und zeigte sich der nationalsozialistischen Prägung dieses Konzepts zwar bewusst, sah es aber dennoch als in diesem Fall sinnvolle Kategorie an.17
 
        Auf konservativer Seite wurde die staatspolitische Notwendigkeit der EVG herausgestrichen, was jedoch nicht davon abhielt, ebenfalls mit Ressentiments zu operieren. So sah der ehemalige Staatspräsident von Württemberg-Hohenzollern (und zukünftige baden-württembergische Ministerpräsident) Gebhard Müller von der CDU die Verhaftung des Naumann-Kreises und den Oradour-Prozess als „gegenseitig abgestimmten Generalangriff auf den EVG-Vertrag“.18
 
        In der Debatte um die EVG ging es nicht nur um die politische Konsolidierung der Westintegration, sondern darüber hinaus um ein Verteidigungsbündnis und die Frage militärischer Sicherheit der Bundesrepublik. In der Hochphase des Kalten Krieges erschien es keineswegs selbstverständlich, dass dieser ein „kalter“ bleiben würde. Ob das geplante Westbündnis aber für Sicherheit stand, war in der westdeutschen Öffentlichkeit strittig. Die 23 Jahre alte „Hausfrau Elisabeth A.“ etwa, die von Journalisten im Rahmen der Aktion „Junge Journalisten sprechen mit jungen Lesern“ der SZ befragt wurde, befand zwar die Einigung Europas für wichtig, befürchtete aber zugleich, dass die EVG „der erste Schritt zum nächsten Weltkrieg sei.“19
 
        Es war die Gegenwart des Kalten Krieges, die nicht nur Vergangenheitsdebatten strukturierte, sondern die westdeutsche Gesellschaft und Kultur umfassend prägte. Sie schuf eine „prekäre Konstellation aus Mißtrauen, Bedrohungsgefühlen und einer latenten Konfliktsituation“.20 So löste es auch im Westen zunächst Verunsicherung aus, als am 16. Juni 1953 Arbeiter und Arbeiterinnen in Ost-Berlin und tags darauf in zahlreichen Städten der DDR auf die Straße gingen. Gerüchte kursierten, die Proteste könnten von der DDR-Führung orchestriert sein.21 Am 17. Juni formulierte der Staatssekretär im Bundeskanzleramt noch zurückhaltend, „an sich“ sei die „Volksbewegung“ in Ost-Berlin zu begrüßen, es müsse aber alles in „Ruhe und Ordnung“ ablaufen. Der Bundesminister für gesamtdeutsche Fragen, Jakob Kaiser, warnte die DDR-Bevölkerung vor „unbedachten Handlungen“. Während die KPD die Demonstrationen als „Provokationen westdeutscher Stellen“ bezeichnete, setzte sich im gemäßigten politischen Spektrum rasch die Deutung der Proteste als Ausdruck einer grundlegenden Delegitimierung des DDR-Regimes durch.22
 
        Unterhalb dieses Konsenses aber tobte ein hitziger Kampf um die Deutungsmacht. „Westberlin“ habe „in der Sowjetzone wie eine geistige Atombombe gewirkt“, argumentierte der Oberbürgermeister West-Berlins, Ernst Reuter, noch am 17. Juni und vereinnahmte den Aufstand in der Logik des Kalten Krieges damit als Erfolg des Westens.23 Die SPD hingegen versuchte, ihn als „Waffe im politischen Tageskampf“24 gegen Adenauers Politik der Westbindung zu nutzen, und unterstrich die Rolle der Arbeiter für das Ziel der nationalen Einheit: Die „gewaltigen Aktionen der arbeitenden Menschen“ hätten klar gemacht, dass nun die deutsche Einheit allen anderen Zielen übergeordnet werden müsse.25 Der CDU unterstellte sie, diese Einheit auf die lange Bank zu schieben; diese hingegen betonte den antikommunistischen Charakter des Aufstands und deutete ihn als Bestätigung ihrer Politik der Westintegration. So klar die großen Parteien die Kritik am SED-Regime und dann auch die Würdigung des Aufstands verband, so klar trennte sie die Frage seiner politischen Deutung. Der erstaunlich rasch beschlossene Feiertag diente auch dazu, diese Differenzen symbolisch zu überdecken; die Politik prägten sie allerdings weiterhin.
 
        Vergangenheitsdebatten, EVG-Beitritt und 17. Juni – sie alle offenbaren strategische Bemühungen, tiefe Differenzen durch Symbolik, Sprache und nationale Rhetorik zu übertünchen. Sie stehen damit für beides: für eine polarisierte, verunsicherte, streitende Gesellschaft, und für eine, die immer wieder mit dem Pathos des Nationalen nach Gemeinschaft suchte.
 
        GESCHLECHT UND DEMOKRATIE
 
        „Jedermann weiß, daß zwischen den Partnern der Regierungskoalition tiefgreifende Meinungsverschiedenheiten weltanschaulicher Art über die Frage der Gleichberechtigung von Mann und Frau bestehen“, urteilte Friederike Nadig, SPD-Bundestagsabgeordnete und eine der vier „Mütter des Grundgesetzes“ Ende März 1953.26 Warum debattierte der Bundestag im März 1953 über Fragen der Gleichberechtigung? „Männer und Frauen sind gleichberechtigt“ hatte 1949 der Parlamentarische Rat ins Grundgesetz geschrieben; zu verdanken war das insbesondere der Initiative der Sozialdemokratin Elisabeth Selbert und einigen Mitstreiterinnen. Eine Reihe von Gesetzen entsprach diesem Grundsatz allerdings noch nicht; sie sollten gemäß Artikel 117 GG bis zum 31. März 1953 angepasst werden. Nun hatte sich die Regierung allerdings nicht sonderlich beeilt, ein Gesetz über die Gleichberechtigung der Geschlechter zu erarbeiten. Erst im September 1952 brachte sie einen ersten Entwurf ein, der gleich auf heftige Kritik von allen Seiten stieß. Auch ein eigens eingesetzter Ausschuss konnte die Differenzen nicht überbrücken. Am 1. April 1953 aber würden alle Gesetze, die dem Gleichstellungsgebot zuwiderliefen, ungültig werden.
 
        In buchstäblich letzter Minute debattierte der Bundestag auf Antrag der Regierungskoalition daher, ob man die grundgesetzliche Frist verlängern könne. Für eine solche Verfassungsänderung bedurfte es der Stimmen der Opposition. Einer Verlängerung werde man nicht zustimmen, stellte Nadig für die SPD klar, da man „ernstlichen Grund zu der Befürchtung“ habe, dass die Reform sonst „auf den Sankt-Nimmerleins-Tag“ verschoben werde. „Verlieren können die Ehefrauen kaum etwas; denn schlechter, als ihre Stellung zur Zeit nach dem Bürgerlichen Gesetzbuch ist, kann sie nicht werden.“ Johannes Kunze, Abgeordneter der CDU, schleuderte ihr daraufhin ins Gesicht: „Davon verstehen Sie aber nichts!“27
 
        Dass Nadigs Bedenken nicht unbegründet waren, zeigte die Debatte sehr deutlich. Der DP-Abgeordnete Hans Ewers argumentierte mit biologischen Unterschieden zwischen Mann und Frau gegen die Gleichberechtigung und prognostizierte „Chaos“, eine „Katastrophe“ und ein „ungeheures Risiko für die Demokratie“, wenn man die Frist nicht aufschiebe. Der Justizminister Thomas Dehler von der FDP verwies auf eine lange Reihe von Gesetzen, die dringender gewesen seien, und offenbarte damit sein begrenztes Interesse. Grete Thiele von der KPD schließlich verwarf alle bisherigen Reformansätze als verfassungsfeindlich, forderte als Einzige gleichen Lohn für gleiche Arbeit – und sah einen möglichen Aufschub als „weiteren“ Schritt der Regierung auf dem „Wege des Staatsstreichs“. Was genau Demokratie für Geschlechterverhältnisse bedeutete, war grundlegend umstritten; von rechts wurde den Frauen im Parlament gar noch ihre politische Kompetenz abgestritten.28
 
        Außerhalb des Parlaments waren die Fronten nicht weniger verhärtet. Die Katholische Kirche hatte im Vorlauf des Gesetzgebungsprozesses bereits mehrfach interveniert; im Januar 1953 betonte Kardinal Frings erneut, der Gesetzgeber sei vom „göttlichen Willen“ eingeschränkt und somit nicht frei, die Rechtsverhältnisse in der Familie neu zu ordnen. In einer interessanten Verquickung religiöser und naturrechtlicher Argumentationen kam den Bischöfen zufolge „gemäß der natürlichen Ordnung“ die Entscheidungsgewalt in der Familie dem Manne zu.29 Auch die Junge Union befürwortete die Entscheidungsgewalt des Mannes.30 Die FDP hingegen wollte diese dezidiert abschaffen und stimmte auch einer Verlängerung des Reformzeitraums nicht zu. Viele Frauenverbände traten für eine umfassendere Gleichberechtigung, die katholischen Frauenverbände gegen diese ein.31
 
        In Ermangelung eines Kompromisses verloren die alten Gesetze zum 1. April 1953 tatsächlich ihre Gültigkeit, was Ende des Jahres vom Verfassungsgericht bestätigt wurde. Das prophezeite Chaos blieb aus. Im Vergleich zur Frage der Wiederbewaffnung oder der Konflikte um die Vergangenheit zeigten die Medien hingegen nur begrenztes Interesse; Blätter wie die SZ oder „Der Spiegel“ blieben dem Gleichberechtigungsprojekt distanziert gegenüber. Vehemente Plädoyers für den Wandel sucht man in ihren Leitartikeln vergebens. Hier zeigen sich die Grenzen der Pluralität westdeutscher Öffentlichkeit und Politik in den 1950er Jahren, die nicht zuletzt damit in Zusammenhang standen, dass Frauen in den Redaktionen wie auch im Parlament nur schwach vertreten waren. Vereinzelte Demonstrationen pro Reform und gegen die Verzögerung gab es; aber wer nicht das Interesse der Medien fand, hatte es schwer, seine Anliegen in der westdeutschen Demokratie einzubringen.
 
        Es sollte bis in die 1970er Jahre dauern, bis alternative Medienprojekte wie die Frauenbewegungszeitschriften das veränderten. So entwickelten um 1953 manche Konflikte weniger Sprengkraft, als denkbar gewesen wäre. Medien wie Politiker (und wenige Politikerinnen) entwarfen wirkmächtige Bilder einer nationalen Gemeinschaft, Visionen einer stabilen Zukunft und Plädoyers für die Einhegung der Vergangenheit. Zugleich aber liefen in vielen Feldern tiefe Konfliktlinien durch die Gesellschaft. Nicht zuletzt lebten Verfolgte des NS-Regimes in dieser Gesellschaft neben jenen, die sich an nationalsozialistischen Verbrechen beteiligt hatten, und vielen anderen, die in unterschiedlichen Graden und Formen am NS-Staat mitgewirkt hatten. Neue, tiefe Konfliktlinien, die sich häufig mit Deutungen der Vergangenheit verwoben, brachte der Kalte Krieg hervor. Zeichen eines begrenzten Normenwandels mit Blick auf das Verhältnis von Demokratie und Geschlecht schließlich lösten Hoffnungen bei den einen, scharfe Gegenreaktionen bei anderen aus. Bei aller Rhetorik nationaler Einheit waren Zukunft und Ausgestaltung der westdeutschen Demokratie alles andere als unumstritten. Diese Debatten, Konfliktlinien und die Schärfe des Streits gehören zum Bild der westdeutschen 1950er Jahre.
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        EIN IRANISCHES SCHICKSALSJAHR
 
        Katajun Amirpur
 
        Vor bald 70 Jahren wurde Irans demokratisch legitimierter Premierminister Mohammad Mossadegh aus dem Amt geputscht. Während seiner Amtszeit ab 1951 war es ihm gelungen, die Verstaatlichung der Erdölindustrie durchzusetzen und damit das fast 50 Jahre währende britische Monopol auf die Gewinnung, Förderung, Erforschung, Vermarktung und den Verkauf des iranischen Erdöls zu beenden. In einer verdeckten Militäroperation setzten britische („Operation Boot“) und US-Geheimdienste („Operation TPAJAX“) Teile des iranischen Militärs ein und entfernten ihn am 19. August 1953 aus dem Amt.01
 
        Von manchen gar als die Urkatastrophe Irans beschrieben, sollte der Putsch von 1953 die iranische Geschichte in der Folge maßgeblich bestimmen. Ohne ihn sind weder die Islamische Revolution von 1979 noch das islamistische Regime noch der anhaltende, identitätsstiftende Antiamerikanismus in Iran denkbar. Doch gehen wir zunächst einige Jahre zurück. Denn das Trauma des Jahres 1953 ist auch stark durch seine Vorgeschichte bedingt – der Putsch markierte nur den Höhepunkt einer quasi-kolonialen Abhängigkeit, die schon lange vorher eingesetzt hatte und das Land de facto zu einem Spielball der Großmächte machte.
 
        ZÄHER KAMPF UMS EIGENE ÖL
 
        Mit der militärischen Besatzung durch britische und sowjetische Truppen im Zuge des Zweiten Weltkriegs ist Irans schlimmster Albtraum wahr geworden. Um den persischen Herrscher Reza Schah loszuwerden, der ihnen als zu Deutschland-freundlich gilt, heben die Besatzungsmächte 1941 den 21 Jahre alten Kronprinzen Mohammad Reza auf den Thron. Mit dem Sturz des Vaters, der Iran mit harter Hand regiert hat, setzt zunächst eine gewisse Liberalisierung ein: Die Presse blüht auf, Gewerkschaften werden gegründet, politische Gefangene freigelassen. Es kommt sogar zur Gründung einer kommunistischen Partei, der Tudeh-Partei, zu Deutsch „Massen-Partei“. Abgeordnete nutzen die sich erstmals bietende Möglichkeit zur politischen Teilhabe. Allerdings ist das gesamte System der konstitutionellen Monarchie in Iran in den 1940er Jahren von Instabilität und zahlreichen Regierungswechseln geprägt. Denn der neue Schah, Mohammad Reza Pahlavi, zugleich Oberbefehlshaber der Armee, sabotiert jeden stark erscheinenden Ministerpräsidenten, um die Machtfülle seines Vaters zu erreichen. Im Ausland erscheint er so als der einzige stabile Pol im politischen System des Landes.
 
        Nach Kriegsende hat es für die iranische Regierung oberste Priorität, das Vereinigte Königreich und die Sowjetunion auf einen Abzug zu verpflichten. Dazu bemüht man sich, die USA als weiteren Player ins Boot zu holen. Die Amerikaner erscheinen als der ideale Partner, denn sie haben keine koloniale Vergangenheit in Iran und verfolgten dort – bis auf den Schutz ihrer Missionare und vergebliche Versuche der US-Ölindustrie, im Land Fuß zu fassen – bis dato keine eigenen Interessen. Zwar kann die iranische Regierung die USA nicht zur Verurteilung der völkerrechtswidrigen Besatzung bewegen, aber Washington kommt der Bitte um Hilfe bei der Modernisierung des Landes nach. Iran braucht vor allem Fachleute, es kommen jedoch auch Zehntausende amerikanische Soldaten ins Land, unter anderem, um den Betrieb des südlichen Teils der Eisenbahnlinie, der Transitstrecke zur Sowjetunion, zu übernehmen. Zwischen den „alteingesessenen“ Ausländern, den Briten, und den neu hinzukommenden gibt es immer häufiger Spannungen, insbesondere ab 1944, als nicht nur britische, sondern auch US-Firmen sich für Ölvorkommen im Norden Irans zu interessieren beginnen. Die Sowjetunion macht ebenfalls bald Forderungen geltend, diese Vorkommen auszubeuten. Iran befindet sich damit vollständig im Fadenkreuz der Großmächte. Hier hat Mohammad Mossadegh nun seinen ersten großen Auftritt: Als Abgeordneter im 14. iranischen Parlament stellt er sich der Expansion entgegen und erreicht im Dezember 1944, dass ein von ihm eingebrachtes Gesetz verabschiedet wird, das die Erteilung von Ölkonzessionen in Kriegszeiten untersagt.
 
        Als der Krieg vorbei ist, beauftragt das iranische Parlament 1947 die Regierung, Verhandlungen mit der britischen Anglo-Iranian Oil Company (AIOC) aufzunehmen. Bis dato ist Iran nicht an der Gesellschaft beteiligt, welche die Ölvorkommen ausbeutet; ihm fließen lediglich 10 Prozent der Konzessionsabgaben und 16 Prozent der Gewinne zu. Das neu ausgehandelte Abkommen erhöht zwar den Ertragsanteil, aber nicht auf die geforderten 50 Prozent. Auch die anderen iranischen Forderungen werden nicht berücksichtigt – die AIOC stellt sich so lange stur, bis die iranische Seite schließlich komplett einlenkt. In der iranischen Öffentlichkeit wird das Abkommen mit großer Empörung aufgenommen. Man sieht darin einen Ausverkauf des Landes an Großbritannien und fühlt sich an das 19. Jahrhundert erinnert, als der damalige Schah dem britischen Major Gerald F. Talbot das Tabakmonopol überließ. Einige Abgeordnete verhindern daraufhin durch endlose Reden die Ratifizierung im Parlament, das ohnehin kurz vor dem Ende der Legislaturperiode steht. Bis zur nächsten Legislaturperiode ist die öffentliche Stimmung so aufgeheizt, dass die Regierung es nicht wagt, dem Parlament das Gesetz erneut zur Ratifizierung vorzulegen. Die Briten versuchen sich daraufhin wieder an ihrer Strategie, einen gefügigen Ministerpräsidenten zu installieren.
 
        Doch auch die Gegenseite wird aktiv: Im Vorfeld eines USA-Besuches des Schahs und der bevorstehenden Parlamentswahl flüchtet sich eine Gruppe Politiker, unter ihnen Mossadegh, in einen Schrein, um gegen die zu erwartende Fälschung der Wahlergebnisse zu protestieren. Dort genießt sie Asyl und ist für die Staatsmacht unantastbar. Aus dieser Protestgruppe entsteht die sogenannte Nationale Front (Jebhe-ye Melli), ein Bündnis aus verschiedenen Oppositionsgruppen, dessen Führung Mossadegh übernimmt. Er profitiert dabei von seinem Ruf als furchtloser und – was selten genug ist – unbestechlicher Politiker. Erklärtes Ziel des Bündnisses sind zunächst freie Wahlen und dann die Verstaatlichung der Ölindustrie. Zweitwichtigster Mann der Nationalen Front ist Ayatollah Abol-Qasem Kaschani, der als hochrangiger Mullah die Bewegung vor dem gefährlichen Vorwurf der Gottlosigkeit bewahrt und imstande ist, die religiösen Massen zu mobilisieren. Einigendes Band der Nationalen Front ist jedoch im Grunde nur ihre Haltung in der Ölfrage und die Ablehnung des Schahs.
 
        Der Schah selbst bleibt ebenfalls nicht untätig und versucht, seine eigenen Leute zu installieren. 1950 gelingt es ihm, General Ali Razmara als Ministerpräsidenten durchzusetzen. Da dieser als stark gilt, erwarteten die Briten, dass er es schaffen wird, das Parlament zur Ratifizierung des Ölabkommens zu bewegen. Doch selbst Razmara wagt nicht, dem Parlament das Abkommen vorzulegen und bemüht sich – vergeblich – um Zugeständnisse seitens der AIOC. Zur Lösung der Ölfrage setzt er eine Parlamentskommission ein und versucht, die Nationale Front für sich zu gewinnen, indem er ihr in der Kommission mehr Sitze zugesteht als es ihrer parlamentarischen Stärke entspricht. Da sich die AIOC weiterhin uneinsichtig zeigt, radikalisiert sich die iranische Position. Als Razmara dann Anfang März 1951 von den Fedajin-e Islam, einer islamistischen Gruppe mit Verbindungen zu Kaschani, ermordet wird, sind die Gegner der Ölverstaatlichung erheblich eingeschüchtert – nur einen Tag später leitet die Parlamentskommission die Verstaatlichung der iranischen Ölindustrie ein.
 
        ZUSPITZUNG UNTER MOSSADEGH
 
        Nach Razmaras Tod und der folgenden Parlamentswahl wird Mossadegh iranischer Premierminister. Seine Regierungszeit ist von Anfang an vom anhaltenden Konflikt mit der AIOC geprägt. Er und die Nationale Front haben zwar keine Mehrheit im Parlament, sie profitieren aber davon, dass auch ihre politischen Gegner von der öffentlichen Stimmung beeindruckt sind. Die Bevölkerung steht mit überwältigender Mehrheit hinter der Verstaatlichung, wie auch der damalige ARD-Korrespondent Horst Scharfenberg berichtet: „Liebe Hörer, vor einer halben Stunde, als ich zum Studio von Radio Teheran fuhr, kam ich an einer großen Menschenmenge vorbei, die rund um ein mächtiges Bürogebäude die Straßen verstopfte und allen Verkehr lahmlegte. Es war das Gebäude der britischen Ölgesellschaft, der Anglo-Iranian Oil Company. Und auf seinem Dach waren etwa ein Dutzend Männer damit beschäftigt, mit kräftigen Hammerschlägen das riesige Firmenschild der Gesellschaft zu demontieren, um an seiner Stelle die neue Firmenbezeichnung der nationalisierten Gesellschaft, nationale Petroleumgesellschaft Irans, zu setzen. Jedes Mal, wenn eine der blechernen Lettern mit großem Getöse zu Boden fiel, ging eine Welle der Begeisterung durch die Menge, ein Jubelschrei, ein Händeklatschen. Man feierte in diesem symbolischen Akt gewissermaßen das Wahrzeichen für den Beginn einer neuen Ära persischer Geschichte.“02
 
        London reagiert empört. Obwohl die Briten immer betont haben, dass Downing Street nicht zuständig sei, da die AIOC ein Privatunternehmen ist, wird der Konflikt nun auf Regierungsebene gehoben. Zudem werden umgehend Vorkehrungen für eine militärische Besetzung der Ölfördergebiete getroffen. Die USA verhindern diese jedoch. In den Vereinigten Staaten gibt es durchaus Sympathie für die iranische Position im Ölstreit – das Magazin „Time“ wählt Mossadegh 1952 gar zum „Mann des Jahres“. Das Veto der USA ist für die Briten eine tiefe Demütigung – und genau hier dürfte der Kern des Konflikts liegen. Die Verstaatlichung trifft Großbritannien zunächst wirtschaftlich, was die britische Regierung jedoch einigermaßen kompensieren kann. Nicht zu kompensieren ist jedoch der Statusverlust: War Großbritannien vor dem Zweiten Weltkrieg noch eines der mächtigsten Länder der Welt, ist es danach, obwohl Siegermacht, nur noch ein Schatten seiner selbst und finanziell auf US-Hilfe angewiesen. Den USA und deren Engagement im Koreakrieg verdanken die Briten auch, dass sie sich in Iran weiterhin als Großmacht gebärden dürfen. Zu Beginn des Kalten Krieges überlässt Washington ihnen die Verteidigung Irans gegen die Sowjetunion. Dass sie der Juniorpartner ihrer ehemaligen Kolonie Amerika sind, ist unangenehm genug – dass aber ein „Kolonialvolk“ wie die Iraner es wagt, eine gleichberechtigte Position zu beanspruchen, können die Briten nicht zulassen. In London befürchtet man, ein Erfolg Irans werde eine fatale Signalwirkung für andere Länder haben, und beginnt einen Propagandakrieg, in dem Mossadegh als nicht zurechnungsfähiger Fanatiker dargestellt wird. In regierungsnahen Medien werden skurrile Angewohnheiten des iranischen Premiers in den Vordergrund gerückt, mit denen er westliche Gesprächspartner mitunter irritiert. Diplomatisches Protokoll gilt ihm nichts, ausländische Botschafter empfängt er bisweilen an seinem Bett. Doch gerade wegen seines selbstsicheren, fast schon herablassenden Umgangs mit den Mächtigen der Welt wird er für viele Iraner zu einer Identifikationsfigur.
 
        Den USA kommt in dem Ölkonflikt die entscheidende Rolle zu. Militärisch im Koreakrieg gebunden, befürchtet man in Washington, dass Moskau versuchen könnte, seinen Machtbereich auf Iran auszudehnen. Angefacht durch den republikanischen Senator Joseph McCarthy, erreicht die in den USA bereits seit dem 19. Jahrhundert kursierende Furcht vor dem Sozialismus in den frühen 1950er Jahren ungekannte Ausmaße und führt zu einer Hatz auf alles, was als links wahrgenommen wird. Dies bestimmt auch die US-Außenpolitik maßgeblich. In Iran lehnt die kommunistische Tudeh-Partei die Mossadegh-Regierung im Grunde zwar ab, kooperiert aber im Konflikt mit den Briten mit ihr. Die Opposition genießt unter Mossadegh relativ große Freiheit, inklusive der Tudeh – was für Washington einem deutlichen Flirt mit dem Kommunismus gleichkommt. Als Mossadegh mit einer Annäherung an Moskau droht, löst dieser Bluff in Washington Alarmstimmung aus. Dabei hegen Teile der US-Administration unter Präsident Harry S. Truman angesichts des arroganten kolonialen Auftretens der Briten durchaus Sympathie für Iran. So wird die angestrebte Verstaatlichung begrüßt, allerdings soll die AIOC entschädigt werden. Die Sympathie der USA aber hat Grenzen: Mehr als den 50-Prozent-Anteil am Ertrag sollen die Briten den Iranern nicht gewähren. So wird die Truman-Administration immer stärker in den Konflikt hineingezogen.
 
        Zugleich versucht das Vereinigte Königreich, Iran durch Anrufung des Internationalen Gerichtshofes in Den Haag und des UN-Sicherheitsrates in die Knie zu zwingen – scheitert aber vor beiden. Der Internationale Gerichtshof entscheidet im Juli 1952, dass der Vertrag zwischen Iran und der AIOC keine Angelegenheit für die britische Regierung sei und Iran deshalb das Recht zur Verstaatlichung habe. Doch die Briten möchten so rasch nicht aufgeben, schließlich geht es nicht nur um Iran: Das Vereinigte Königreich beutet vier Fünftel aller Erdölvorkommen am Persischen Golf aus, Iran ist bis dahin der viertgrößte Ölexporteur der Welt, 90 Prozent des in Europa verbrauchten Öls kommen von dort. London befürchtet, andere Staaten könnten es Iran gleichtun – eine Befürchtung, die Washington mit Blick auf eigene Beziehungen in andere ölfördernde Länder der Region durchaus teilt. Die Briten reagieren daher mit einem Boykott, zu dem sie auch ihre Verbündeten überreden, um Mossadegh wirtschaftlich unter Druck zu setzen. Dieser aber gibt Volksanleihen aus und verkündet, die iranische Wirtschaft müsse von nun an völlig ohne den Verkauf von Öl auskommen. Und das Volk steht hinter ihm. So auch das Fazit von ARD-Korrespondent Scharfenberg in seinem Bericht aus Teheran: „Ob die Nationalisierung für Persien gut oder schlecht ist, will ich nicht zu entscheiden wagen. Dass sie das ist, was die Perser wollen, darüber kann es keinen Zweifel geben. ‚Wir wollen nicht mehr Geld, wir wollen unsere Unabhängigkeit‘: Das ist es, was heute jeder Perser – gleich welcher politischen Richtung – jedem Fremden immer und immer wieder versichert.“03
 
        DER PUTSCH
 
        Zwischen 1951 und 1953 beschäftigt kaum ein anderes weltpolitisches Ereignis die Welt mehr als der britisch-iranische Konflikt. Ein „Volksführer“ der „Dritten Welt“ fordert eine Weltmacht heraus. Der Boykott trifft Iran empfindlich. Mehrere Verhandlungsmissionen bemühen sich vergeblich um eine Einigung. Im Juli 1952 spitzt sich auch der Konflikt zwischen dem Schah und Mossadegh über die Kontrolle der Armee zu. Als Regierungschef will Mossadegh, dass die Armee ihm und nicht dem Schah untersteht. Der jedoch weigert sich, seine Machtbefugnisse abzugeben. Am 16. Juli 1952 tritt Mossadegh demonstrativ zurück, und sein Kalkül geht auf: Das Volk geht auf die Straße, skandiert „Tod oder Mossadegh“. Gezwungenermaßen bittet der Schah Mossadegh, sein Amt wieder zu übernehmen. Doch der Sieg erweist sich als ein Pyrrhussieg, nun bröckelt die Nationale Front. Insbesondere mit Ayatollah Kaschani kommt es zum Konflikt, der nun ebenfalls auf den Sturz Mossadeghs hinarbeitet. Im Oktober bricht Iran die diplomatischen Beziehungen zum Vereinigten Königreich ab, womit 150 Jahre britischer Dominanz enden. Allerdings fällt in den Herbst 1952 auch der Anfang vom Ende der Ära Mossadegh, denn im November wird Dwight D. Eisenhower zum US-Präsidenten gewählt – und dieser gibt kurz nach seinem Amtsantritt grünes Licht zum Sturz Mossadeghs.
 
        Die Planung übernehmen der MI6 und die CIA, der britische und der US-Auslandsgeheimdienst. Man entscheidet sich für einen Putsch, an dessen Spitze General Fazlollah Zahedi stehen soll, der schon mehrfach versucht hat, Mossadegh zu stürzen. Am 19. Juli 1953 reist der CIA-Agent Kermit Roosevelt unter falschem Namen nach Iran. Nach langem Hin und Her gelingt es ihm, den zaudernden Schah zur Teilnahme am Putsch zu bewegen. Die vom Schah unterzeichnete Entlassungsurkunde wird Mossadegh am 15. August von Oberst Nematollah Nassiri überbracht. Mossadegh aber lässt Nassiri verhaften und erklärt am folgenden Morgen im Rundfunk, dass ein Staatsstreich abgewehrt worden sei. Der Schah flieht daraufhin aus dem Land, General Zahedi verbringt die nächsten Tage in einem Versteck der CIA.
 
        Die darauffolgenden Ereignisse sind auch für Historikerinnen und Historiker noch immer ein Mysterium. Denn obwohl ihm klar gewesen sein muss, dass ein Putsch bevorsteht, schreitet Mossadegh nicht zur Gegenwehr, sondern lässt den Dingen ihren Lauf: Am 17. August findet eine Demonstration gegen den Schah statt; ursprünglich von CIA-Provokateuren begonnen, schließen sich ihr später echte Tudeh-Anhänger an. Ziel dieser CIA-Inszenierung ist es, den Eindruck zu erwecken, ein kommunistischer Umsturz stünde bevor. So will man die Bevölkerung zur Verteidigung der Monarchie mobilisieren. Tags darauf organisiert Kaschani den Marsch eines bezahlten Mobs gegen Mossadegh, dem sich Soldaten und Teile der Bevölkerung anschließen. Am 19. August stürmt General Zahedi für den Schah schließlich das Haus Mossadeghs, der in der Folge festgenommen wird.
 
        Der Putsch wäre ohne amerikanische Orchestrierung nicht möglich gewesen. Mit ihm bringen die USA den Schah, der vor Mossadegh nach Rom geflüchtet war, wieder zurück an die Macht. Der inszenierte Aufstand wird uminterpretiert in einen spontanen Ausdruck des Willens des Volkes, das sich hinter den Herrscher gestellt habe. General Zahedi wird Ministerpräsident und regiert mit Kriegsrecht sowie massiver finanzieller Unterstützung der USA. Die vordringliche Aufgabe seiner Regierung ist die Beilegung des Konfliktes mit der AIOC. Die Briten erwarten, dass die Iraner nun endlich alle ihre Forderungen erfüllen. Doch auch Zahedi weiß, dass dies sein politischer Selbstmord wäre, weil die Haltung der iranischen Öffentlichkeit in der Ölfrage unverändert ist. Um die Lage zu stabilisieren, machen die USA nun ihren Einfluss auf die Briten geltend. Gemeinsam wird ein internationales Konsortium gebildet, an dem die AIOC 40 Prozent der Anteile hält. Mossadegh wird derweil wegen versuchter Rebellion der Prozess gemacht. Er kommt für Jahre ins Gefängnis und steht anschließend bis zu seinem Tod 1967 unter Hausarrest.
 
        Die Menschen in Iran verehren ihn jedoch bis heute als Märtyrer: Er ist zu einem Mythos geworden, nicht zuletzt, weil die Parteinahme für das wehrlose Opfer in der schiitischen Tradition ein zentrales Motiv ist. Mossadegh wusste das; ihm war klar, dass er zum Märtyrer der nationalen Sache werden würde. Als die Militärs ihn abführten, soll ein Vertrauter zu ihm gesagt haben: „So schlecht ist alles gelaufen, so schlecht.“ Woraufhin Mossadegh lächelnd erwidert habe: „Und doch ist es so gut gelaufen – wirklich gut.“04
 
        WAS AUF 1953 FOLGTE
 
        Von den Bevölkerungen der westlichen Staaten wurde kaum wahrgenommen, dass Mohammad Mossadegh für die Bevölkerung ein Held war und fast alle seine Politik der Verstaatlichung mittrugen. In der Bundesrepublik galt er in seiner Amtszeit als Inkarnation des Bösen, als der Alte, der den jungen sympathischen Schah vom Pfauenthron vertreiben wollte. In den Augen vieler Deutscher hatte er den – wie die Linke ihn später ironisch nannte – „letzten deutschen Kaiser“ stürzen wollen. Während der Regierungszeit Mossadeghs bangte die deutsche Öffentlichkeit mit dem Schah und seiner schönen Frau Soraya, der Halbdeutschen aus Bonn. In ihr hatte Deutschland wieder so etwas wie eine eigene Prinzessin. Und deren Glück bedrohte Mossadegh – so die einhellige Meinung der deutschen Boulevard-Presse. Es sollte dauern, bis sie revidiert wurde. Erst als der Schah auf dem Höhepunkt seiner Macht 1967 nach Berlin kam, hatte sich kurz vorher die öffentliche Meinung zu seinen Ungunsten gewandelt.05
 
        In Iran folgte auf den Putsch die Etablierung der Schah-Diktatur: Während seines kurzen Exils 1953 hatte der Schah begriffen, dass das Volk beziehungsweise ein vom Volk gestützter Ministerpräsident ihm gefährlich werden konnte. So riss er in der Folge immer mehr Macht an sich und hebelte die Verfassung peu à peu aus. In einem ersten Akt verbot er die Nationale Front, als nächstes gründete er 1957 mit amerikanischer Hilfe den SAVAK, einen Geheimdienst, der unter seiner Herrschaft zum Inbegriff von Terror und Repression werden sollte. Ab den frühen 1960er Jahren begann das Schah-Regime dann, jegliche politische Opposition vollständig mundtot zu machen, womit es die Unzufriedenen immer stärker in die Arme Ayatollah Ruhollah Khomeinis trieb, der 1979 die Islamische Revolution anführte und der Monarchie in Iran ein Ende bereitete. Zwei Jahre zuvor, im November 1977, war der Schah noch in die USA gereist und von US-Präsident Jimmy Carter ausdrücklich gelobt worden: „Iran ist dank der großartigen Staatsführung des Schahs eine Insel der Stabilität in einer der problemreichsten Regionen der Welt.“06 Doch mit der Stabilität war es nicht weit her – und mit der Gründung der Islamischen Republik als schiitischer Gottesstaat kam das Land vom Regen in die Traufe.
 
        Im Geschichtsverständnis vieler Iraner kamen sie von einer Diktatur zur nächsten, weil westliche Mächte den einzig jemals demokratisch legitimierten Ministerpräsidenten Irans weggeputscht hatten, weil er tat, was alle Iraner wollten. Der iranische Weg hat von Mossadegh über den Schah in ein System geführt, dem eine große Mehrheit der Bevölkerung inzwischen den Rücken gekehrt hat. Ohne den Putsch im Schicksalsjahr 1953 wäre es niemals dazu gekommen.
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        STALINS TOD UND DAS ENDE DER ALLMACHT
 
        Zur Transformation totalitärer Herrschaft
 
        Martin Wagner
 
        Der Tod des Diktators ist ein Ermöglichungsmoment. Denn Ordnungen personalisierter Herrschaft müssen sich in seiner Folge neu konstituieren. Verschwindet der Alleinherrscher, der die Letztentscheidungsgewalt, den Legitimationskern und die Bindekraft des Regimes vereint, stehen dessen Nachfolger vor der Herausforderung, das Machtvakuum zu füllen und über die Zukunft zu befinden. Darin offenbart sich das Dilemma einer totalitären Ordnung, die auf der Überhöhung des Einzelnen beruht – ohne den Diktator lässt sich die personalisierte Herrschaft nicht auf Dauer stellen.01 Die Erben müssen zwischen der Fortsetzung des alten, geringfügig adaptierten Regimes und der Veränderung der Grundlagen ihrer Ordnung wählen, zwischen Transition und Transformation. Machterhalt und Reformnotwendigkeit, gegenseitiges Misstrauen und gemeinschaftliche Erniedrigungserfahrungen müssen gegeneinander abgewogen werden.
 
        Stalin starb am 5. März 1953. Der Argwohn, den er im Innersten der Macht geschaffen hatte, beförderte sein Ableben. Nachdem er am 1. März einen ersten Schlaganfall erlitten hatte, trauten sich seine Hausangestellten einen ganzen Tag lang nicht, nach ihm zu sehen. Als am Abend doch jemand die Tür öffnete, lag Stalin in einer Urinlache auf dem Boden. Die Bediensteten legten den Diktator im Nachthemd auf dem Sofa ab und riefen die übrigen Parteiführer herbei. Diese taten zunächst so, als sei nichts geschehen – einen Arzt informierten sie nicht. Handelten seine Weggefährten aus Kalkül, ihn sich selbst zu überlassen, oder doch aus Angst, er werde Rache dafür nehmen, dass sie ihn in seiner Hilflosigkeit gesehen hatten? Als später medizinisches Personal eintraf, war Stalins Agonie nicht mehr aufzuhalten. Die Gefolgsmänner hielten Wache an seinem Bett und warteten darauf, dass mit Stalin auch der Stalinismus starb.02
 
        Noch vor seinem Tod leiteten sie einen Wandel ein, der die Grundlagen der Herrschaft der sowjetischen Staatspartei auf Jahrzehnte verändern sollte: Sie verwandelten die totalitäre Herrschaft Stalins in ein autoritäres Parteiregime. Die Allmacht des Einzelnen hatte in Willkürentscheidungen, entgrenzter Gewalt, Kampagnen gegen imaginierte Feinde und ritualisierter Überhöhung ihren Ausdruck gefunden – vor allem aber in einem umfassenden Terror. Stalins Unterwerfungsritualen fielen selbst engste Weggefährten zum Opfer, nicht wenige Mitglieder des Zentralkomitees ließ er erschießen.03 Als der Alleinherrscher starb, entschieden seine Nachfolger, die Gewaltherrschaft nicht länger zu tragen, die sie über Jahrzehnte mitgestaltet hatten. Denn sie hatten begriffen, dass sich die Gewalt auch gegen sie selbst richten konnte, zumal im Moment großer Unsicherheit, als mit Stalin die zentrale Figur dieses Systems wegfiel. Nikita Chruschtschow, Georgi Malenkow, Anastas Mikojan und die übrigen Mitglieder des ZK-Präsidiums, wie das Politbüro damals hieß, unterwarfen sich einer Selbstdisziplinierung.04
 
        Als Kollektiv revidierten sie Stalins Kampagnen und beendeten den Terror, brachen mit Personenkult und Überhöhung und etablierten Verfahren und Normen. Stalins Nachfolger transformierten ihre Herrschaft und gaben ihr eine Regelhaftigkeit, die zwar weder rechtsstaatlich noch demokratisch war, aber für die Beherrschten berechenbarer wurde. Kollektivführung war die Antwort auf Alleinherrschaft, die es den Erben erlaubte, die Säulen ihrer Ordnung – Herrschaft, Legitimation und Verfahren – zu reformieren.05 Die Herausforderungen dieses Wandels beschrieb 1956 bereits der Vorsitzende der Kolchose „Stalin“ im Stalingrader Gebiet: Als er 1953 den Bäuerinnen und Bauern Stalins Tod mitteilen musste, hätten sie ihn gefragt, wie es nun weitergehe; als er ihnen drei Jahre später von Stalins Verbrechen berichten musste, habe er sich gefragt, wie es ihnen verständlich zu machen sei.06
 
        HERRSCHAFT
 
        Die Nachfolger hatten die Transformation der totalitären Herrschaft eingeleitet, noch bevor Stalin gestorben war. In den Tagen zuvor hatten sie medizinische Berichte über den sich rapide verschlechternden Gesundheitszustand des Diktators veröffentlicht – einerseits, um sich des Verdachts eines Komplotts zu erwehren; anderseits, um den gottgleichen Führer wieder in ein Individuum mit Puls und Blutdruck zu verwandeln, mithin einen sterblichen Menschen. Wenige Stunden vor seinem Tod trafen Partei- und Staatsführung der Sowjetunion zu einer gemeinsamen Sitzung zusammen, um den Übergang zu orchestrieren – ein einmaliger Vorgang in der sowjetischen Geschichte. Sie wagten es nicht, den todkranken Diktator als Parteichef abzusetzen, wählten jedoch Georgi Malenkow zum neuen Vorsitzenden des Ministerrates. Mehr noch: Stalins Erben schlossen sich als Führungskollektiv zusammen, revidierten seine jüngsten Personalentscheidungen und reformierten den Zuschnitt der Ministerien.07 Denn die erste Herausforderung bestand in der Verhinderung eines Machtvakuums.
 
        Umgehend begannen sie mit der Abwicklung des totalitären Erbes. Das neue Führungskollektiv beendete die Kampagnen, die der Diktator kurz vor seinem Tod initiiert hatte, da von ihnen die Gefahr erneut entgrenzter Gewalt ausging. Wenige Wochen nach Stalins Tod verkündete die sowjetische Führung im Parteiorgan „Prawda“, Stalins antisemitische Kampagne gegen Kremlärzte entbehre jeder Grundlage, die Vorwürfe seien schlicht erdacht gewesen. In zahlreichen Eingaben an die Parteizentrale drückten sowjetische Bürgerinnen und Bürger ihr Unverständnis über die abrupte Revision eherner Wahrheiten aus. Stalins Nachfolger beließen es nicht bei symbolischen Korrekturen. Mit einer umfassenden Amnestie begnadigten sie noch im März 1953 rund eine Million Gulag-Insassen – in der Mehrzahl jene, die zu weniger als fünf Jahren Haft verurteilt worden waren, und damit nicht vorrangig „politische“ Häftlinge. In den Folgejahren wurden auch sie in großer Zahl entlassen und rehabilitiert, bis 1964 etwa jeder dritte.08 Das Lager-System wurde reformiert, blieb aber bis zum Ende der Sowjetunion bestehen.
 
        Es galt nun, die neue Ordnung nach innen durchzusetzen. Denn nur wenn sie im Innersten der Macht uneingeschränkt verteidigt wurde, konnte sie ihre zivilisierende Wirkung entfalten. Zwar hatten Stalins Gefolgsleute über Jahre und teils Jahrzehnte zusammengearbeitet und waren durch erniedrigende Erfahrungen, die ihnen die Launen des Diktators beschert hatten, verbunden. Der Zusammenschluss der Erben zu einer Kollektivführung ließ es zu, dass sich unterschiedliche Charaktere miteinander aussöhnten; vor allem aber ermächtigte er das Kollektiv, jene Verfechter der alten Ordnung auszuschließen, die von der Usurpation der Alleinherrschaft träumten. In der Entmachtung des Geheimdienstchefs Lawrenti Beria versicherten sich die Machthaber der Notwendigkeit kollektiver Führung sowie des Endes entgrenzter Gewalt.09 Fortan wurden Interessengegensätze und Machtkämpfe unter veränderten Bedingungen ausgetragen. Die Sowjetunion blieb jedoch weiterhin ein autoritärer Staat, der auf Repression als Mittel des Machterhalts nicht verzichten konnte. Die Grenzen des Wandels offenbarten sich auch 1953 in der DDR und 1956 in Ungarn.
 
        LEGITIMATION
 
        Ihre zweite Herausforderung fanden Stalins Nachfolger darin, die Begründungen ihrer Herrschaft zu verändern. Am 9. März 1953 stellten sie ihre Loyalität zum Alleinherrscher ein letztes Mal aus – einer mehrtägigen Aufbahrung seines Leichnams folgte eine pompöse Beerdigungsinszenierung, die ihren Höhepunkt in Stalins Überführung in das Lenin-Mausoleum auf Moskaus Rotem Platz fand. Einen Tag später verkündete Regierungschef Malenkow: „Der Personenkult muss beendet werden.“10 Den Chefredakteuren der auflagenstarken Zeitungen erklärte er, dass die Macht in der Sowjetunion fortan in der Repräsentation von Einheit aufzutreten habe. Stalins Name verschwand aus Presse und Radio. Die Führung inszenierte sich als Kollektiv und berief sich auf ihre erste Legitimationssäule Lenin. Vermeintlich überzeitliche Begründungen, die weit in die revolutionäre Zeit zurückreichten, sollten die Partei als Institution aufwerten und ihr Legitimität für die Zukunft verleihen. Dazu erfanden Stalins Erben Traditionen, die sie auf Lenin zurückprojizierten – etwa die kollektive Führung.11
 
        Auf dem XX. Parteitag im Februar 1956, dem ersten nach Stalins Tod, musste die Partei ihrer Geschichte zudem eine neue Erzählung geben, ansonsten hätte man es der Straße überlassen, über Stalins Verbrechen zu sprechen, erinnerte sich Nikita Chruschtschow.12 Im Namen des Zentralkomitees trug er auf der letzten geschlossenen Parteitagssitzung die Abrechnung mit Stalin vor. Der Personenkult, so der Erste Sekretär der KPdSU, habe die „Konzentration unermesslicher, unbegrenzter Macht in den Händen eines Einzelnen“ hervorgebracht. Stalin habe diese Allmacht missbraucht und „massenhaften Terror gegen die Kader der Partei gerichtet“. 383 Todeslisten, die ihm der Geheimdienstchef Nikolai Jeschow vorgelegt hatte, habe Stalin eigenhändig unterzeichnet, erläuterte Chruschtschow.13 Seine als „Geheimrede“ bekannt gewordene Kritik an Stalins Verbrechen wurde in der gesamten Sowjetunion verlesen. Die Reaktionen reichten von entschiedener Ablehnung über unumwundene Zustimmung bis zu Forderungen nach mehr Offenheit und offenbarten, wie unvorbereitet die Botschaften des Zentrums die sowjetischen Bürgerinnen und Bürger trafen.
 
        Über die Schrecken der Vergangenheit sprachen Stalins Nachfolger im Bestreben, ihre eigene Ordnung zu stabilisieren. Indem sie sich am historischen Unrecht abarbeiteten, bekräftigen sie ihr Versprechen, nie wieder die Allmacht eines Einzelnen zuzulassen. In der Sowjetunion und der kommunistischen Welt schlug die Kritik an Stalins Verbrechen jedoch zuweilen in Ablehnung der bestehenden Ordnung um. In Georgien protestierten Stalin-Loyalisten, in China freuten sich Mao-Anhänger, die das sowjetische Modell nicht mehr kopieren wollten, in Polen und Ungarn demonstrierten Studierende für mehr Freiheit – alle sollten auf ihre Weise enttäuscht, Letztere gar gewaltsam zum Verstummen gebracht werden.14 Die Dynamik der Stalin-Kritik führte in eine Offenheit, die destabilisierende Zweifel genauso zuließ wie affirmierende Indienstnahmen der verwandelten Parteinormen.15 Die Debatten lokaler Parteiorganisationen über die Geheimrede offenbarten jedoch auch, dass der Wandel erste Wirkungen zeigte. Die Menschen in der Sowjetunion begannen, Sicherheiten einzufordern. „Wo ist die Garantie dafür, dass sich derartige Erscheinungen nicht erneut wiederholen?“, fragten manche etwa in Saratow an der unteren Wolga.16
 
        VERFAHREN
 
        Die Beziehung zwischen Herrschern und Beherrschten auf eine neue Grundlage zu stellen, war die dritte Herausforderung. Mit kollektiver Führung definierten Stalins Erben ein Ideal, an dem sie die Parteisekretäre des Landes maßen – und ihrerseits gemessen werden konnten. Die Selbstdisziplinierung der Herrschaft, die Moskaus Machthaber der poststalinistischen Sowjetunion verordneten, sollte allerorten und auf allen Ebenen der Partei durchgesetzt werden. Denn mit dem neuen Führungsstil hatte sich nicht nur die Repräsentation von Herrschaft zu verändern – lokale Parteisekretäre durften nicht länger als „kleine Stalins“ agieren. Sie wurden in ihrer Normentreue überwacht und für Fehlverhalten sanktioniert. Herrschaft im Namen der Partei wurde zu einem Verfahren. Die Einhaltung ihrer Regeln sollte die Entscheidungsträger vor Ort mit Autorität ausstatten. Begabung und Erfahrung sollten Parteiführer in den Augen ihrer Untergebenen auszeichnen, nicht mehr die Fähigkeit, Angst zu verbreiten, erklärte Chruschtschow im März 1956.17
 
        Gleichwohl blieb die poststalinistische Sowjetunion eine Ordnung des Strafens und Disziplinierens. Denn all jene Funktionärinnen und Funktionäre, die sich der Selbstdisziplinierung nicht fügten, wurden sanktioniert. Korrekte Führung, beanspruchten Stalins Nachfolger, zeichnete sich etwa durch Formalisierung der Entscheidungsprozesse, Zugewandtheit im Umgang mit Untergebenen, Bescheidenheit im Auftreten und nicht zuletzt Disziplin in der Einhaltung des Parteistatuts aus. Doch trotz aller ideologischer Suchbewegungen ließ sich die Parteikultur positiv kaum bestimmen.18 Moskaus Machthaber errichteten einen Parteipranger, führten Negativbeispiele vor und erzogen ihre Kader. Das ZK-Journal „Parteileben“, das seit Frühling 1954 wieder erschien, stellte auf der letzten Seite jeder Ausgabe Parteifunktionäre bloß, die gegen das neue Führungsideal verstoßen hatten – und zwar namentlich und unter Angabe von Vergehen und Sanktion. Wer seine Macht missbrauchte, sich im Amt bereicherte, die Gremien ignorierte, Parteientscheidungen nicht umsetzte oder willkürlich handelte, wurde öffentlich ausgestellt.19 In den 1950er Jahren druckte das ZK zweimal im Monat jeweils eine halbe Million Exemplare des „Parteilebens“, in den 1970er Jahren lagen von jeder Ausgabe anderthalb Millionen Exemplare in der gesamten Sowjetunion aus. Mit dem Parteikontrollkomitee und der Parteiabteilung des ZK verfügte die Partei über zwei interne Institutionen der Kaderdisziplinierung – „Parteileben“ jedoch ließ die Menschen in der Sowjetunion an der Selbstdisziplinierung teilhaben.
 
        Die Verfahren zielten darauf ab, das Regimevertrauen zu erneuern. In ihrem Parteipranger stellten Moskaus Machthaber nicht nur (in)korrekte Parteiarbeit als soziale Praxis aus. Auch ihre Disziplinierungspraktiken wurden in Prozess und Ergebnis greifbar. Die Verfahren von Führung und ihrer Sanktion stabilisierten die Erwartungen der Bürgerinnen und Bürger, weil sie aufzeigten, was erlaubt war und was nicht, und weil sie erklärten, welcher Verstoß wie geahndet wurde.20 Damit wurde die autoritäre Ordnung für die Menschen, die in ihr leben mussten, berechenbar. Vor allem aber lernten die sowjetischen Bürger, dass individuelle Willkür mit Regelhaftigkeit diszipliniert wurde. Die markanteste Wirkung entfaltete dieser Wandel der Beziehung zwischen Herrschern und Beherrschten dort, wo Letztere Moskaus Machthaber an ihren eigenen Ansprüchen maßen. Bürgerinnen und Bürger richteten Eingaben an die Parteiführung und zeigten ihr ihre Unzulänglichkeiten im Umgang mit den allgemeinen Normen auf. Manche beklagten sich sogar beim Vorsitzenden des Ministerrates und warfen Stalins Nachfolgern vor, das Parteistatut „willkürlich“ zu ignorieren.21
 
        AUTORITÄRES LERNEN
 
        Stalins Tod hatte einen Wandel eingeleitet. Seine Erben transformierten eine totalitäre Willkürherrschaft in eine autoritäre Parteiherrschaft – eine Entwicklung, die auf der ganzen Welt Beachtung fand. Im „Westen“ beobachtete man den Antagonisten, im „Ostblock“ die kommunistische Führungsmacht. Ungeachtet ideologischer Prägungen schenken autoritäre Ordnungen einander Aufmerksamkeit und lernen voneinander. Sie sammeln Krisenwissen, analysieren Präventionstechniken, verfolgen Kommunikationsstrategien und bewerten Nutzen und Kosten instrumenteller Gewalt.22 Je ähnlicher sich Regime strukturell sind, desto leichter gelingt die Übernahme ins Eigene. Nicht selten beruht die Dauerhaftigkeit autoritärer Ordnungen auf ihrer Fähigkeit, sich wandelnden Einflüssen von außen und innen anzupassen.23 Der Tod des Alleinherrschers ist eine Herausforderung, der nichtdemokratische Ordnungen immer wieder zu begegnen haben. Der Umgang mit dem Erbe Stalins in der poststalinistischen Sowjetunion wurde zum Lehrstück, an dem sich Kommunisten und Autokraten noch Jahrzehnte später abarbeiteten.
 
        An kaum einem Ort wurde die sowjetische Entstalinisierung so genau beobachtet wie in Beijing. Mao Zedong ließ sich über die Trauer, Freude und Ratlosigkeit der chinesischen Bevölkerung nach Stalins Tod 1953 ebenso berichten wie über die Ereignisse auf dem XX. Parteitag der KPdSU 1956. Denn die Entstalinisierung stellte den Mao-Kult infrage, erlaubte jedoch zugleich die chinesische Abkehr vom sowjetischen Modernisierungsmodell. Vor allem aber war sie Mao eine Mahnung mit Blick auf sein eigenes postumes Schicksal. Tatsächlich diente die sowjetische Stalin-Kritik den Kommunisten Chinas als Negativbeispiel dafür, wie mit dem Erbe des Alleinherrschers zu verfahren sei. Als Mao Zedong im September 1976 starb, entschieden seine Nachfolger, kein Maß am sowjetischen Beispiel zu nehmen. Statt im Kollektiv repräsentierten sie die Ordnung zunächst durch einen Statthalter: Hua Guofeng imitierte Frisur, Kleidung und Handschrift des verstorbenen Alleinherrschers. Anders als in der Sowjetunion der 1950er Jahre kritisierte Chinas Führung Maos Fehler nur selektiv, während sie dessen überzeitliche Bedeutung bekräftigte. Doch auch in China verband die Parteispitze mit Kollektivführung ein Programm der Selbstdisziplinierung einer Herrschaft, die fortan in autoritärem Gestus auftrat und die Willkür des Einzelnen einhegte.24
 
        Autoritäres Lernen ist kein Glasperlenspiel – es ist die regimeerhaltende Praxis autoritärer Ordnungen. Bis in die Gegenwart setzen sich Russland und China intensiv mit der sowjetischen Geschichte auseinander. Neben dem Zusammenbruch der Sowjetunion ist die Transformation totalitärer Alleinherrschaft der Fixpunkt ihrer historischen Selbstbetrachtungen.25 Nicht zufällig dient Moskaus und Beijings heutigen Machthabern das Schicksal der Sowjetunion als Negativfolie. Stalin zu negieren, soll Xi Jinping 2013 den Parteimitgliedern erklärt haben, komme einer Geschichtsvergessenheit gleich, die das Regime gefährde.26 In jüngster Zeit verabschiedete sich China von Amtszeitbegrenzungen für seine Staatsführung, Russland von der europäischen Friedensordnung. In beiden Ländern unterliegt Herrschaft seit mehr als einem Jahrzehnt einem Prozess zunehmender Personalisierung – sowohl in Machtfülle als auch Repräsentation. Denn autoritären Regimen steht es stets offen, sich in die Gegenrichtung zu transformieren und von Gewalt und Alleinherrschaft leiten zu lassen.
 
        SCHLUSS
 
        Stalins Tod brachte das Ende der Alleinherrschaft; seine Nachfolger entschieden, die Allmacht des Einzelnen einzuhegen, die Überhöhung seines Abbildes einzuebnen und die Beziehung zu den Beherrschten neu zu begründen. Nicht zuletzt schworen sie instrumentellem Terror und willkürlichen Entscheidungen ab, vor denen selbst im Innersten der Macht niemand sicher gewesen war. Die sowjetischen Parteiführer transformierten ein Regime, an dessen Errichtung sie jahrzehntelang mitgewirkt hatten. Nichts lag ihnen dabei ferner, als den Herrschaftsanspruch der Kommunistischen Partei oder das sozialistische System preiszugeben. Totalitäre Regime können sich von innen wandeln und selbst disziplinieren – die stalinistische Sowjetunion und das maoistische China sind zwei Beispiele, in denen die Transformation gelang.
 
        Die autoritäre Ordnung, die auf Stalins Tod folgte, offenbarte die Leistungen und Grenzen dieses Wandels. Stalins Erben bescherten ihrer Gesellschaft Stabilität und Berechenbarkeit im Aufeinandertreffen mit der Staatsgewalt. Mehr noch: Sie brachen mit dem Terror, der sich gegen jeden richten konnte. Zwar verzichteten Moskaus Kommunisten nach Stalins Tod nicht auf den Einsatz physischer Gewalt – weder in der Sowjetunion, noch außerhalb. Doch aus diffusem Strafen wurde gezieltes Disziplinieren, dessen Regelhaftigkeit es den Menschen zu verstehen erlaubte, welches Verhalten sie in Konflikt mit der Staatsmacht brachte. Dieser Wandel hatte jedoch auch seine Grenzen. Die Kollektivführung, die die Erben der Macht nach dem Tod des Diktators miteinander aussöhnte, hielt an der Parteispitze nur so lange, bis die Unterlegenen die Bedingungen des Wandels infrage stellten. Nach der Entmachtung der Stalin’schen Gefolgsleute Wjatscheslaw Molotow, Georgi Malenkow und Lasar Kaganowitsch 1957 ging Nikita Chruschtschow als primus inter pares der sowjetischen Führung hervor. Gleichzeitig entfaltete die Transformation ihr strukturelles Erbe. Weder wurden die Unterlegenen getötet, noch maßte sich Chruschtschow eine unbegrenzte Machtfülle an.
 
        Auch in Zukunft werden Alleinherrscher sterben, die eine übersteigerte Machtfülle auf sich vereinigt haben. Wieder wird ein Ermöglichungsmoment eintreten, in dem es an den Erben der Macht liegt, sich für Fortsetzung oder Veränderung zu entscheiden. Erneut kann dann der Blick in die Geschichte die Herausforderungen freilegen, die sich in der Transformation totalitärer Herrschaft stellen. Doch die Geschichte erteilt mitnichten Handlungsempfehlungen. Denn stets unterscheiden sich Bedingungen, Konstellationen und Akteure, mithin die Möglichkeiten und Motive derer, die für Veränderung eintreten. Nicht ausgeschlossen ist indes, dass dereinst auf die totalitäre wieder eine autoritäre Ordnung folgt.
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          ZUM TEXT „DIE OBERSCHICHT IN DER SOWJETUNION“
 
          Ende November 1953 erschien „Das Parlament“ erstmals mit der Beilage „Aus Politik und Zeitgeschichte“. Der allererste Text stammte von Herman Feofilowitsch Achminow, einem aus Archangelsk stammenden Publizisten, der sich im Zweiten Weltkrieg als Überläufer in der sogenannten Wlassow-Armee gegen die Sowjetunion gestellt hatte und nach Kriegsende in der Bundesrepublik geblieben war. 1953 war er vermutlich als Journalist tätig, später arbeitete er unter anderem am Münchner Institut zur Erforschung der UdSSR. Wir dokumentieren seinen Artikel hier als Reprint (siehe PDF-Version).
 
          „Aus Politik und Zeitgeschichte“ hatte damals noch kein angegebenes Schwerpunktthema und erschien in einem größeren Format, weshalb die Schrift auf den folgenden Seiten wegen der Verkleinerung möglicherweise etwas schwer lesbar ist – dafür bitten wir um Verständnis. Voraussichtlich ab Herbst 2023 können Sie diesen und alle weiteren Texte, die seit 1953 in APuZ erschienen sind, in unserem Online-Archiv auf bpb.de finden, durchsuchen – und beliebig vergrößern.
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          EVA WOLFANGEL
 
          HASE UND IGEL IM DARKNET. COMPUTERWÜRMER, KRIMINELLE BANDEN UND IHRE WIDERSACHER
 
          Moderne Cybercrime-Banden sind gut organisiert. Ein Blick in die Geschichte der Viren und Würmer zeigt eine logische Entwicklung und Eskalation krimineller Aktivitäten im Netz – und auch, wieso Behörden oft das Nachsehen hatten. Doch eventuell ändert sich gerade etwas.
 
        
 
         
          GERHARD SCHABHÜSER
 
          „DIE GEFÄHRDUNGSLAGE IST SO HOCH WIE NIE ZUVOR“
 
          Wie lässt sich die IT-Sicherheit in Deutschland verbessern? Ein Gespräch mit dem Vizepräsidenten des Bundesamtes für Sicherheit in der Informationstechnik (BSI) über die aktuelle Cybersicherheitslage, Künstliche Intelligenz und den IT-Fachkräftemangel.
 
        
 
         
          SVEN HERPIG
 
          „WIR BRAUCHEN EINEN NOTFALLPLAN“
 
          Entspricht die deutsche Cybersicherheitsarchitektur noch den heutigen Anforderungen? Ein Gespräch mit dem Leiter für Cybersicherheitspolitik und Resilienz der Stiftung Neue Verantwortung (SNV) über deutsche Cybersicherheitspolitik.
 
        
 
         
          LENNART MASCHMEYER
 
          WUNDERWAFFEN UND WIRKLICHKEIT. RUSSLANDS CYBERKRIEG GEGEN DIE UKRAINE
 
          Seit 2014 ist die Ukraine Angriffsziel russischer hybrider Kriegsführung einschließlich Cyberoperationen. Das Land gilt als Testlabor für Russlands Cyberwaffen. Schaut man sich die Operationen jedoch genauer an, offenbart sich ihre begrenzte strategische Wirkung.
 
        
 
         
          MATTHIAS SCHULZE
 
          SICHERHEITSLOGIK DER CYBERDOMÄNE
 
          Der globale Cyberraum stellt eine völlig neue strategische Umwelt zwischenstaatlicher Machtausübung dar, in der die alten Paradigmen der konventionellen Domäne nicht mehr gelten. Die Charakteristika des Cyberspace erfordern ein neues strategisches Denken.
 
        
 
         
          CHRISTIAN STÖCKER
 
          KLEINE GESCHICHTE DER HACKERKULTUR. VON DER MODELLEISENBAHN ZUR IDEOLOGIE RADIKALER TRANSPARENZ
 
          Ende der 1950er Jahre entstand am Massachusetts Institute of Technology eine neue Form der Auseinandersetzung mit digitaler Technik: spielerisch, meritokratisch, gelegentlich anarchisch und auf radikale Transparenz bedacht. Diese Hackerkultur ist bis heute lebendig.
 
        
 
      

       
        EDITORIAL
 
        Schulen, Krankenhäuser, Unternehmen, Behörden – kaum ein Bereich ist vor Cyberangriffen wie Datendiebstahl, Erpressung und Wirtschaftsspionage sicher. Auch IT-Dienstleister, die eigentlich gegen solche Angriffe gewappnet sein sollten, werden zu Opfern. Das Problembewusstsein in Politik und Gesellschaft ist zwar geschärft, aber noch immer gibt es zu viele Schwachstellen in den Systemen. So bezeichnet das Bundesamt für Sicherheit in der Informationstechnik in seinem Lagebericht 2022 die Bedrohungslage in Deutschland als „so hoch wie nie“. Dies hänge auch mit dem russischen Angriffskrieg gegen die Ukraine zusammen.
 
        Seit 2014 greifen russische Hacker als Teil einer hybriden Kriegsführung die Ukraine verstärkt an. So kam es im Dezember 2015 im Westen des Landes zum weltweit ersten Stromausfall, der durch einen Hackerangriff verursacht wurde. Mit der militärischen Invasion in das gesamte Territorium der Ukraine im Februar 2022 intensivierte Russland seine Cyberangriffe – nach ukrainischen Angaben waren es allein im Jahr 2022 über 2000.
 
        Die Fragen zur Cybersicherheit in Deutschland sind vielfältig: Welche Strategien führen zu mehr IT-Sicherheit? Welche Reformen sind notwendig, um die deutsche Cybersicherheitsarchitektur zu stärken? Wie soll auf den IT-Fachkräftemangel reagiert werden? Und welche Risiken und Chancen birgt Künstliche Intelligenz für die Cybersicherheit? Bei der Beantwortung dieser Fragen sind sich die Bundesregierung und Vertreterinnen und Vertreter aus Wissenschaft und Zivilgesellschaft nicht immer einig – Cybersicherheit ist nicht nur eine technische, sondern auch eine politische Herausforderung.
 
        Lorenz Abu Ayyash
 
      

       
        HASE UND IGEL IM DARKNET
 
        Computerwürmer, kriminelle Banden und ihre Widersacher
 
        Eva Wolfangel
 
        Ein Besuch bei der Polizeidirektion Esslingen kann sich anfühlen wie eine Zeitenwende. Nicht wegen des altmodischen Backsteinbaus, nicht wegen des mittelalterliche Flairs der Altstadt des kleinen schwäbischen Städtchens, nicht wegen der aus Filmen bekannten Schleuse im Eingang eines Präsidiums, in dem Kleinkriminelle ausnüchtern ebenso wie Kommissare Spuren auswerten. Sondern wegen der neuartigen Herangehensweise an Cyberkriminalität. Die Zeitenwende verkörpern in diesem Fall Kriminalhauptkommissar Daniel Lorch und sein Team. Es steht eine Frage im Raum: Wie kann es sein, dass das FBI neuerdings auf die Hilfe der Esslinger Einheit schwört?
 
        Lorch ist Leiter der Ermittlungsgruppe Dawnbreaker – eine internationale Kooperation, der im Februar 2023 ein Schlag gegen eine der gefährlichsten und am schnellsten wachsenden Ransomware-Gruppen gelungen war. Ransomware ist Schadsoftware, die Dateien verschlüsselt, um Lösegeld für deren Freischaltung zu verlangen. Die Gruppe Hive hatte zuvor tausende Unternehmen verschlüsselt und es insbesondere auf kritische Infrastrukturen abgesehen. Dabei seien auch Krankenhäuser in Brasilien getroffen worden, die lebenswichtige Operationen unterbrechen mussten und über Wochen nicht arbeiten konnten. Patienten seien gestorben, sagt Lorch im Gespräch mit der Autorin.
 
        „Das muss aufhören!“, ruft der Kommissar bei solchen Gelegenheiten dann energisch, „wir müssen das Leiden stoppen!“ Mit dieser Energie verfolgt der Ermittler seine Arbeit – und vermutlich sind es diese Energie und der damit verbundene Aufwand, die zum Erfolg solcher Operationen beitragen. Den Behörden aus zahlreichen Ländern gelang schließlich der take down hunderter Websites im Darknet sowie die Beschlagnahmung eines Großteils der Infrastruktur der Ransomware-Gruppe, unter anderem 15 Server in den USA und den Niederlanden. Seither prangt das Logo des Polizeipräsidiums Reutlingen direkt unter dem des FBI und des Secret Service auf den beschlagnahmten Websites im Darknet.
 
        Die Gruppe sei „sehr gefährlich“, habe das BKA den Esslinger Ermittler:innen gesagt, als es Anfang 2022 bat, die bundesweiten Ermittlungen zu bündeln. Das war Zufall: Das Team ermittelte damals im Falle des ersten baden-württembergischen Opfers und hatte offenbar einen exklusiven Zugang gefunden. Bis heute gibt es mehr als 70 deutsche Opfer, weltweit 1500, mehr als 100 Millionen Euro Lösegeld hat die Gruppe erpresst.
 
        An Lorchs Wand hängt eine Grafik. Ein Blatt A3-Papier, und was darauf ist, sieht aus wie ein Spinnennetz, an das immer wieder angebaut wurde. Es hat viele mehr oder weniger zentrale Punkte, an denen sich die Linien kreuzen und hunderte kleiner Verästelungen an den Rändern, aus denen manchmal neue Zentren wachsen und manchmal lose Enden ragen. Es sind die Server und Knotenpunkte einer Ransomware-Gruppe, die Architektur einer wohl geplanten kriminellen Operation. Lorch zeigt auf einen Punkt. „Wenn du hier landest, weißt du erstmal gar nicht, wo du bist.“ Wenn Lorch und seine Kolleg:innen einen solchen Server gehackt haben, schauen sie sich dort möglichst unauffällig um und versuchen herauszubekommen, wie dieser mit anderen zusammenhängt. Das ist extrem aufwendig. Aber Lorch gibt nicht auf. Er löchert die Forensiker im Nachbarbüro: „Was macht das Ding? Mit wem baut es Verbindungen auf? Woher kommt es?“ – und gibt zu: „Unsere Forensiker kriegen dann immer erst mal die heilige Krise.“
 
        Die gesamte Architektur des Netzwerkes herauszubekommen von Computern in Esslingen, Tampa oder Amsterdam aus, mit unzähligen kleinen Erfolgen auf zig Servern – das verlangt Geduld und Ausdauer. Immer wenn sie einen Schritt weiterkamen, nach und nach Zugriff auf die Kommunikation der weltweit agierenden Ransomware-Bande erlangten, die gesamte Buchhaltung der Gruppe oder die Pläne für künftige Angriffe mitlesen konnten, war der Feierabend zweitrangig. „Das verursacht so viel Leid“, sagt Lorch. Unzählige Male ist er nachts oder am Wochenende zu betroffenen Unternehmen ausgerückt, in der Hoffnung, noch etwas retten zu können oder eine entscheidende Spur zu finden.
 
        Das Entsetzen über Cyberangriffe ist nicht neu – das begleitet die Behörden seit dem ersten Computerwurm. Was die Zeitenwende auszeichnet, ist die Entschlossenheit und die Zuversicht, dass es möglich ist, die Kriminellen zu stoppen. Wer Lorch zuhört, hört einen „Wir können das schaffen!“-Tonfall in jedem zweiten Satz. Das ist selten – häufig hört man von Behörden eher die Klage, wie schwierig alles sei und dass die Kriminellen so gut organisiert seien, dass man ohnehin keine Chance habe.
 
        PROFESSIONALISIERUNG UND SPEZIALISIERUNG
 
        Im Bereich des Cybercrime stehen wir gerade vor einer Situation, in der wir mit zwei Arten von Angreifer:innen konfrontiert sind: Auf der einen Seite stehen top organisierte Gruppen, die mit maßgeschneiderten Angriffen und viel Ausdauer Unternehmen und Institutionen angreifen. Und auf der anderen Seite steht eine große Menge kleinkrimineller, häufig jugendlicher Hacker:innen, die meist automatisiert bekannte Sicherheitslücken ausnutzen – und auch mit diesen „Angriffen von der Stange“ ist noch viel zu holen. Hier ist die schiere Zahl der Angriffe die Herausforderung, während es bei den organisierten Gruppen die Schwere ist.
 
        Diese Dynamik ergibt sich aus der Geschichte der Computerwürmer: Denn auch wenn es erste Viren und Würmer schon in den 1980er Jahren gab, die sich damals über Disketten verbreiteten, waren dies meist harmlose, wenn auch nervige, Spielereien. Mit dem Aufkommen des World Wide Webs wurde die Möglichkeit, andere Computer in großem Stil zu infizieren und deren Nutzer:innen zu schaden, auch für Kriminelle interessant. Seither gibt es kriminelle Unternehmer:innen, die ein untrügliches Gespür für Sicherheitslücken haben und dafür, wie sie diese ausnutzen können und ihr Wissen zu Geld machen.
 
        Die Geschichte dieser Professionalisierung ist verknüpft mit einem Namen: Jewgeni Bogatschew. Der russische Kriminelle hat nicht nur einen der ersten Computerviren entwickelt, er hat seine Schadsoftware ausgebaut zu einem massiven Botnetzwerk – und er hat das Geschäftsmodell der heutigen Ransomware-Banden begründet, in dem jeder Schritt professionalisiert wird, Schadsoftware lizenziert und Zugänge in Systeme verkauft werden. Und er wird seit mehr als zehn Jahren vom FBI gesucht – bisher erfolglos. Drei Millionen Dollar Kopfgeld hat die US-Behörde auf ihn ausgesetzt. Das ist die höchste Summe, die das FBI für Hinweise auf einen Internetkriminellen je ausgelobt hat. Auf dem Fahndungsplakat beschreibt ihn die Behörde als einen weißen Mann mit braunen Haaren, er wiege wohl etwa 80 Kilogramm und sei 1,75 Meter groß; als Geburtsdatum wird der 28. Oktober 1983 angegeben. „Er ist bekannt dafür, dass er gerne Boot fährt und mit seinem Boot zu Orten am Schwarzen Meer reist“, schreibt das FBI.
 
        Anhand der Geschichte von Jewgeni Bogatschew lässt sich die bisherige Dynamik zwischen Kriminellen und ihren Verfolger:innen beobachten: Meist waren die Kriminellen einen Schritt voraus – oder mehrere. Dabei gab es schon immer Typen wie Daniel Lorch, die fest daran glaubten, dass eine effektive Verfolgung möglich ist. Aber womöglich wurden sie in der Vergangenheit zu wenig gehört, zu wenig ernst genommen und zu wenig gefördert.
 
        Einer der hartnäckigsten Verfolger von Jewgeni Bogatschew ist der deutsche Sicherheitsforscher Tillmann Werner. Vor Bogatschew habe es keine professionelle Cyberkriminalität gegeben, erklärt Werner. Und auch keine Computersicherheitsbranche wie heute.
 
        Doch es gab Windows und darin etliche Sicherheitslücken, die von Kriminellen ausgenutzt wurden. Microsoft hatte noch keine Strategie, damit umzugehen, es gab keine automatischen Updates und auch kein Verfahren, wie mit Sicherheitslücken umzugehen ist. Es gab nicht nur keine Prämien für unabhängige Hacker:innen, die Schwachstellen ausfindig machten und diese dem Konzern meldeten – es gab nicht einmal einen Kontakt, an den diese sich wenden konnten. „Wenn eine Schwachstelle gefunden wurde, konnte die ganze Welt alle Computer über das Internet angreifen“, erinnert sich Werner. Und das geschah, wenn auch zunächst etwas ziellos.
 
        KRIMINELL MIT ERFOLGSGARANTIE
 
        Kriminelle bezahlten schnell stattliche Summen für Sicherheitslücken – und schneller als die Behörden sehen konnten, entwickelte sich eine organisierte kriminelle Szene, die Windows-Sicherheitslücken systematisch ausnutzte.
 
        Eine der ersten sichtbaren Gruppen Anfang der 2000er Jahre war das sogenannte „Russian Business Network“, eine hochprofessionelle kriminelle Gruppe, die in großem Tempo neue Geschäftsmodelle erschloss. „Wir haben das am Anfang gar nicht verstanden, was da passiert“, erinnert sich Werner. Die Gruppe betrieb damals sogar eigene Internetdienstanbieter – ein schlauer Schachzug, schließlich sind das die Strukturen, die von Behörden als erstes angegangen werden, wenn es um kriminelle Aktivitäten im Internet geht.
 
        Die Gruppe entwickelte auch eine eigene Sprache: Es gab bereits Begriffe für kriminelle Aktivitäten im Internet, von denen die Sicherheitsforschung noch nicht einmal wusste, dass sie existieren. Werner rätselte lange, was die Werbesprüche der Gruppe bedeuten sollten: „Wir konvertieren traffic“, boten sie anderen Kriminellen an. Was soll das sein? Was für ein Verkehr wird hier umgewandelt – und in was? Schließlich ging ihm ein Licht auf: „Die haben Internetverkehr umgewandelt in Zugriff auf Systeme.“ Es war ein früher Service dessen, was sich heute immer mehr verbreitet und professionalisiert: Angriffe auf Computersysteme als Service, den andere Kriminelle buchen können.
 
        Vor allem ein Mann stach dabei hervor: Über Slavik, wie sich Jewgeni Bogatschew im Netz nannte, war lange nichts weiter zu finden als dieses Pseudonym und unendlich viele Spuren seines cleveren Geschäftssinns. Er schien überall gleichzeitig zu sein, seine Schadsoftware Zeus fand rasante Verbreitung. Er schrieb zu einer Zeit ausgefeilte Computerviren, zu der die meisten Menschen froh waren, dank des modernen Betriebssystems Windows XP ihren Computer endlich einigermaßen intuitiv bedienen zu können. Sie hatten keine Ahnung, dass sich hinter der bunten Oberfläche überhaupt Sicherheitslücken verbergen können.
 
        Es sind die Anfänge der Spezialisierung, die wir heute in der Cybercrime-Szene sehen: Bogatschew war Experte für ausgefeilte Banking-Trojaner. Schon in den frühen 2000er Jahren erkannte er, dass es eine Nachfrage für Schadsoftware gibt. Das ist die Geburtsstunde des Trojaners Zeus. Er entwickelte sich zu einer der beliebtesten Waffen der Cyberkriminellen, mit dem diese Bank-Zugangsdaten klauten, sich in fremde Accounts hackten und Millionen erbeuteten.
 
        Bogatschew professionalisierte sich von da an immer mehr – und entkam seinen Verfolger:innen stets. Und er sorgte dafür, dass seine Schadsoftware funktionierte, auch dann, wenn seine Gegner:innen technische Maßnahmen gegen sie entwickelt hatten. Kriminelle, die mit ihm kooperierten, hatten quasi eine „Erfolgsgarantie.“ Dafür waren sie bereit, entsprechende Summen zu bezahlen. Der Trojaner schien unendlich anpassungsfähig – ähnlich wie die Schadsoftware der Ransomware-Gruppe Hive, die sich vor dem Schlag der internationalen Behörden-Kooperation 2023 immer wieder neu erfunden hatte. Einmal, als das FBI Hive auf die Schliche gekommen war, übertrug die Gruppe ihren gesamten Angriffscode in eine andere Programmiersprache, um nicht mehr erkannt zu werden.
 
        Auch Bogatschews Kundschaft wurde immer professioneller, weil sich der Hacker seinen Service immer mehr kosten ließ: Er verkaufte seine Schadsoftware in Form von Lizenzen, die an einzelne Personen gebunden sind, sie war gut gemacht und gegen Piraterie geschützt. Eine Kopie kostete nach Informationen des Magazins „Wired“ mehr als 10000 US-Dollar.01
 
        War ein Computer mit Zeus infiziert, konnte er zudem schon damals in ein Botnetz eingebunden werden, also in ein Netzwerk infizierter Computer, die von einem zentralen Server gesteuert werden. Die Kriminellen konnten sie von dort quasi fernsteuern. Beispielsweise wurde über diese dann weitere Schadsoftware verschickt in Form betrügerischer E-Mails. Oder es wurden sogenannte DDoS-Angriffe (Distributed Denial of Service) ausgeführt, bei denen unzählige Computer eines solchen Netzes eine bestimmte Website aufrufen – sodass diese für niemand anderen mehr zu erreichen ist.
 
        STORM WORM
 
        Tillmann Werner betrachtete diese Entwicklung mit Sorge. „Eines Tages wird so ein krasser Angriff passieren, dass wir froh sein werden, wenn wir uns frühzeitig mit Botnetzen beschäftigt haben“, warnte er die Sicherheitsszene. Doch die ersten Jahre ist er auf verlorenem Posten – die Gefahr von Botnetzen wurde unterschätzt.
 
        Im Januar 2007 jedoch wurde vielen in der Branche klar, wie groß die Gefahr ist. Innerhalb kürzester Zeit breitete sich der Computerwurm Storm Worm weltweit aus, mit einem Schwerpunkt in Europa und den USA. Er hieß deshalb so, weil er sich unter anderem mittels E-Mails verbreitete, die angeblich Neuigkeiten über Todesopfer eines verheerenden Sturms in Europa beinhalteten.
 
        Mit der Kontrolle über einige Millionen Computer gewann das Botnetz eine enorme Rechenleistung: Es übertraf die Leistung der damals größten Supercomputer, also der stärksten Computer der Welt. Diese werden meist von staatlichen Forschungseinrichtungen betrieben, ihre Infrastruktur füllt mehrere Stockwerke aus. Der australische Informatiker Peter Gutmann merkte alarmiert an: So werde zum ersten Mal einer der stärksten Supercomputer der Welt „nicht von einer Regierung oder einem Megakonzern kontrolliert, sondern von Kriminellen.“ Schon das machte die neue Qualität deutlich.
 
        Aber es kommt noch etwas dazu, was die Sicherheitsforschung damals sehr viel mehr alarmierte als die schiere Größe des Botnetzes: Die besondere neuartige Art des Angriffs. „Storm Worm war das erste ernstzunehmende Peer-to-Peer-Botnetz“, sagt Tillmann Werner. In diesem Fall werden die übernommenen Computer nicht von einem zentralen Server aus gesteuert, sondern sie geben ihre Informationen nach einem ausgeklügelten System von einem zum anderen weiter, unter Peers (also Gleichgestellten), von Angegriffenem zu Angegriffenem. Das funktioniert wie eine Telefonkette nach dem Schneeballprinzip: Wenn zehn Personen eine Information haben und die an jeweils zehn andere weitergeben, lässt sich diese Telefonkette nicht stoppen, wenn eine Person daran gehindert wird zu telefonieren. Von daher lässt sich ein solches Botnetz kaum einfangen.
 
        Nächtelang brütete Werner mit einigen Kollegen über dem Code von Storm Worm: Maschinencode, für Menschen unverständlich. Der Binärcode ist alles, was Forschenden in die Hände fällt, wenn sie eine Schadsoftware einfangen. Sogenanntes Reverse Engineering versucht dann, diesen Binärcode wieder in für Menschen verständlichen Programmiercode zurückzuübersetzen. Da es aber keine eindeutige Rückübersetzung gibt, kann es immer nur eine Annäherung sein, eine mögliche Repräsentation. Werner beschreibt es so: Man müsse rekonstruieren, welche Logik hinter einem Programm stecke. „Der heilige Gral ist, die Motivation des Entwicklers nachzuvollziehen.“
 
        Doch dann geschah etwas, was in der Anfangszeit der Computerviren häufig passierte: Der Wurm wurde plötzlich nicht weiter betrieben – er schlief gewissermaßen ein. Bis heute ist unbekannt, wer dahintersteckte. Möglicherweise war es nur eine Spielerei, die aus dem Ruder lief: Denn die ersten Autor:innen von Computerviren und -würmern hatten nicht unbedingt immer böse Absichten. Es war vielmehr eine Spielwiese für junge, meist männliche, wohlhabende Entwickler, die austesten wollten, was möglich ist. Die Möglichkeiten, die Computer anderer fernzusteuern, auf ihnen Code auszuführen oder seltsame Nachrichten zu präsentieren, faszinierte sie.
 
        Oder es gab gar mehr oder weniger legitime Gründe: Der erste Windows-Virus namens „Brain“ war 1986 von den Brüdern Basit Farooq Alvi und Amjad Farooq Alvi entwickelt worden. Diese hatten eine medizinische Software entwickelt und per Diskette vertrieben – und wollten diese gegen Raubkopien schützen. Mit auf der Diskette war der Virus, der erst dann aktiv wurde, wenn jemand eine Raubkopie anlegte. Der Virus verlangsamte Computer und verbrauchte Speicherplatz, zudem konnten die Entwickler den Standort der Computer sehen. Die Brüder hatten in ihren Code sogar eine Nachricht aufgenommen, in der ihre Namen und Adresse standen sowie der Hinweis, wie man sie erreichen könne, damit sie bei der Reparatur infizierter Rechner helfen konnten. Doch dann verbreitete sich der Virus so stark – weil die Diskette so oft kopiert wurde –, dass sich die Brüder gar nicht retten konnten vor Hilfegesuchen betroffener Nutzer:innen.
 
        Vielleicht war Storm Worm auch nur ein aus dem Ruder gelaufenes Experiment irgendeines Nerds. Allerdings ein ausgefeiltes. Es sollte ein Rätsel bleiben – eines, das die Gefahren klar machte.
 
        CONFICKER
 
        Doch es dauerte keine zwei Jahre, bis das nächste massive Botnetz Ende 2008 um die Welt zog: Diesmal waren bis zu 15 Millionen Rechner auf der ganzen Welt infiziert, und das Botnetz richtete erstmals reale Schäden an: Conficker – so wurde es getauft – legte unter anderem die Uniklinik Düsseldorf lahm. Noch nie hatte sich ein Botnetz in so rasendem Tempo und so erbarmungslos ausgebreitet.
 
        Eines war schnell klar: Hinter diesem Netz standen Profis. Das Verschlüsselungsprotokoll, das der Wurm nutzte, war das allerbeste, was die Welt zu diesem Zeitpunkt zu bieten hatte – unter anderem war der Algorithmus MD6 implementiert, der erst wenige Wochen vor dem erstmaligen Auftauchen Confickers am Massachusetts Institute of Technology entwickelt worden und noch nicht öffentlich war.
 
        Das Sicherheitsunternehmen Panda ging im Januar 2009 davon aus, dass rund sieben Prozent aller deutscher Windows-Computer mit Conficker infiziert seien – was hochgerechnet weltweit bedeuten würde, dass 50 Millionen Maschinen betroffen waren. Im Verlauf der Infektion kämpften unter anderem die Bundeswehr und die französische Luftwaffe mit dem Wurm. Im September 2010 entsorgte das Bildungsministerium von Mecklenburg-Vorpommern 170 teils nagelneue Computer, weil sie mit Conficker befallen waren. Im AKW Gundremmingen wurde sogar im April 2016 noch eine Infektion mit Conficker entdeckt – was offenbar zu keiner akuten Gefährdung führte, aber ein Hinweis auf fragwürdige IT-Sicherheit ist. Denn offenbar gab es dort nicht nur dermaßen alte Computer ohne Update, sondern auch Wege, wie die Schadsoftware dorthin fand – infiziert war ein Rechner ohne Verbindung zum Internet.
 
        Im Frühjahr 2009, auf dem Höhepunkt der Angriffe, wartete die IT-Sicherheitsszene gebannt und ängstlich auf den nächsten Schritt des unbekannten Botmasters. Er hatte Millionen von Computern in der Hand. Sie kommunizierten regelmäßig mit einem unbekannten Mastermind und warteten auf Befehle. Millionen ferngesteuerter Computer.
 
        Doch auch dieser Computerwurm verschwand so plötzlich, wie er gekommen war. Auch hier stellte der unbekannte Botmaster plötzlich die Arbeit ein. Genaugenommen ist der Wurm nie ganz verschwunden, weil ältere Windows-Versionen nach wie vor anfällig sind. Im Juni 2019 schätzte der Journalist und Autor Mark Bowden, dass nach wie vor 500000 Computer weltweit mit Conficker infiziert seien.02 Bis heute ist nicht wirklich klar, wer genau hinter Conficker stand und was der Plan war. Doch er hat der Welt gezeigt, wie gefährlich ein Botnetz sein kann.
 
        GAMEOVER ZEUS
 
        Jewgeni Bogatschew schaute den Entwicklungen nicht tatenlos zu – im Gegenteil: Er entwickelte sich weiter und baute seine eigene Schadsoftware ebenfalls zu einem ausgefeilten Botnetz aus: Gameover Zeus. Denn nachdem Bogatschew beobachtet hatte, wie immer mehr Kriminelle eigene Botnetze bauten und dabei Zeus benutzten, teilweise in Form von Raubkopien, wollte er mehr Kontrolle. Er beschloss, selbst ein Botnetz zu betreiben und es als Dienstleistung zu vermieten. „Gameover Zeus war leistungsfähiger und ausgeklügelter als alles, was bis dahin auf dem Markt war“, sagt Werner. Ähnlich wie Storm Worm hatte Gameover Zeus eine dezentrale Befehlsstruktur: Die neue Zeus-Variante stützte sich also auch auf die Peer-to-Peer-Kommunikation zwischen den übernommenen Rechnern. Die infizierten Rechner führten dafür eine ständig aktualisierte Liste anderer infizierter Rechner und kommunizierten untereinander.
 
        Der Botmaster konnte neue Befehle an jeder Stelle einstreuen, und diese wurden weitergegeben: Das Netzwerk hatte eine Architektur, die jeden Angriff von Behörden verhinderte. Es ließ sich nicht abschalten – jedenfalls nicht von einer einzelnen Stelle aus. „Es war perfekt abgesichert gegen uns“, sagt Werner. Klassische Methoden der Abwehr funktionierten nicht mehr: Würden Behörden einen Server vom Netz nehmen, könnte Bogatschew einfach einen neuen Server starten und das Peer-to-Peer-Netzwerk auf diesen umleiten.
 
        Der Schaden, den Bogatschew und seine kriminellen Mitstreiter:innen damit anrichteten, ging schnell in die Millionen. Sie fingen in großem Stil Kontodaten ab, überwiesen das Geld der Opfer auf ihre eigenen Konten – und gleichzeitig nutzten sie das Netz für DDoS-Attacken auf die entsprechenden Banken, um die Angestellten abzulenken und so Zeit zu gewinnen: Die Betroffenen sollten erst dann merken, dass ihnen Geld fehlte, wenn das Geld bereits über mehrere Ecken ins Ausland überwiesen war. Am 6. November 2012 beobachtete das FBI, wie das Game-Over-Netzwerk 6,9 Millionen Dollar in einer einzigen Transaktion stahl.03
 
        In diesen Tagen im Winter 2012 tat Werner etwas ähnliches wie Daniel Lorch zehn Jahre später: Zusammen mit Kolleg:innen visualisierte er das Botnetz. Die Sicherheitsforscher erstellten Karten und zeichneten Netzwerke – teilweise ähnlich wie das, was an Lorchs Bürowand hängt. Dabei wurde klar, wie ausgefeilt die Architektur des Netzes ist. Es brauchte mehrere Anläufe, denn die Verfolger:innen übersahen, wie gut das Netz gegen die Übernahme ausgestattet war. Das Finale fand schließlich Ende Mai 2014 in einem FBI-Büro in Pittsburgh statt:04 Werner war damals zusammen mit seinem Freund und Kollegen Brett Stone-Gross extra eingeflogen worden, denn inzwischen galt er als einer der wenigen erfahrenen Expert:innen, wenn es um Botnetze ging. Werner und Stone-Gross kämpften dort zwei Tage und Nächte lang gegen Bogatschew, der sich erbittert wehrte. Immer wieder flammte das Netzwerk an verschiedenen Ecken auf, immer wieder schaffte er es angesichts der ausgefeilten Architektur des Netzes, einen Teil der gekaperten Computer erneut zu übernehmen und das Netz wieder auszubauen. Doch irgendwann gab er auf.
 
        ERSCHWERTE VERFOLGUNG
 
        Seither ist es ruhig geworden um den berühmten russischen Internetkriminellen. Wo steckt Bogatschew und was macht er heute? Manche Sicherheitsforscher:innen vermuten, dass der kriminelle Hacker einen Deal mit dem russischen Staat hat, der ihn versteckt und im Gegenzug von seinen Fähigkeiten profitiert. Mindestens einmal wurde das Zeus-Botnetz offenbar für politische Spionage genutzt. Zwischen 2015 und 2017 sei im Zuge der russischen Angriffe auf die Ukraine außerdem eine neue, noch unbekannte Zeus-Variante aufgetaucht, sagt Werner.
 
        Heute arbeitet Werner beim US-Unternehmen Crowdstrike, das sowohl kriminelle als auch staatliche Akteure im Cyberspace verfolgt und deren Angriffe analysiert. Er beobachtet, dass diese beiden Gruppen immer mehr verschwimmen, und sich nicht immer klar trennen lassen. Bogatschew sei einer der besten Leute. Wieso sollte der russische Staat auf die Kapazitäten eines der begabtesten Hacker des Landes verzichten? Dass der russische Geheimdienst das Können seiner Bürger:innen breit anzapft, zeigen nicht zuletzt die sogenannten Vulkan Files, die im April 2023 von einer Medienkooperation ausgewertet wurden und darauf hindeuten, wie ein privates Unternehmen Cyberangriffe für die russischen Geheimdienste entwickelt.
 
        Bogatschews geistiges Schaffen wirkt weiter. Bis heute entdecken Sicherheitsforscher:innen immer wieder Spuren von überarbeiteten Zeus-Banking-Trojanern, die gewiefte Kriminelle in ausgefeilte Strategien einbauen, um in Bankkonten einzudringen. Noch schwerer wiegt freilich die Professionalisierung, die er in die Szene gebracht hat: Der gesamte Prozess eines Angriffs wird heute in viele Zwischenschritte aufgeteilt – und für jeden davon gibt es in der Branche Expert:innen, erklärt Daniel Lorch: „Es gibt Initial Access Brokers, also Täter, die allein für den ersten Zugang in ein Unternehmen zuständig sind, darunter wiederum Experten für Social Engineering“, – soziale Manipulation also, in deren Rahmen Opfer mit überzeugenden Phishing-E-Mails sowie gut gefälschten Websites hinters Licht geführt werden, um ihre Zugangsdaten zu verraten oder sich Schadsoftware herunterzuladen. Und auch für die folgenden Schritte gibt es Fachleute, beispielsweise für die Suche nach offenen Schwachstellen in den Netzen von Unternehmen, für das Verfassen des Angriffscodes, für das Ausspähen der Opfer und den Angriff selbst, für den Verkauf der erbeuteten Daten – und am Ende der Kette stehen Spezialist:innen für Geldwäsche.
 
        Das erschwert die Verfolgung, denn jeder einzelne Schritt ist nahezu perfekt organisiert und gegen Behörden-Eingriffe abgesichert. Dennoch: Am Ende gewinnt, wer nicht aufgibt. Daniel Lorch und seinen Kolleg:innen ist es gelungen, in das innere Netzwerk der Ransomware-Bande Hive einzudringen. Ein halbes Jahr lang haben sie alles verfolgt, was dort diskutiert wurde. Wer so viel Kommunikation krimineller Hacker mitliest, kennt einzelne von ihnen schon sehr gut. Lorch kennt ihre Decknamen, ihre Rolle in der Gruppe und ihre Probleme. Einen Täter habe er beobachtet, wie er immer wieder an Sicherheitsmaßnahmen scheiterte. Er sah zu, wie er Zugriff auf einen kleinen Teil des Netzwerks bekam, nur um dann von einem Schutzsystem wieder abgemeldet zu werden. Jede einzelne Schutzmaßnahme habe sich gelohnt. „Der war irgendwann richtig genervt“, sagt Lorch lachend. Und dann habe er aufgegeben.
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        INTERVIEW
 
        „DIE GEFÄHRDUNGSLAGE IST SO HOCH WIE NIE ZUVOR“
 
        Ein Gespräch über die aktuelle Cybersicherheitslage, den IT-Fachkräftemangel und die Frage, wie die Informationssicherheit in Deutschland verbessert werden kann
 
        mit Gerhard Schabhüser
 
        Wie schätzen Sie die aktuelle Cybersicherheitslage in der Bundesrepublik ein?
 
        Gerhard Schabhüser – Die Gefährdungslage im Cyberraum ist so hoch wie nie zuvor. Wir hatten bereits im BSI-Lagebericht 2021 die Lage in Teilen mit „Alarmstufe Rot“ bewertet. Wenn ich jetzt sage, dass die aktuelle Gefährdungslage höher ist, müsste ich eigentlich von einer Krise sprechen. Und in der Tat sind wir zweimal an einer Krise vorbeigeschrammt – in beiden Fällen waren es Folgen des russischen Angriffskrieges gegen die Ukraine. Der erste Fall war der Hack des Viasat-Satellitennetzwerkes unmittelbar zu Beginn der Invasion. In der Folge waren alle Modems des Netzwerks gestört. In Deutschland führte der Hack dazu, dass die Fernwartung von Windparks nicht mehr möglich war. Wäre auch die Steuerung der Windparks über das Viasat-System erfolgt, wäre es möglicherweise zu einem Energieengpass gekommen. Der zweite Fall geht auf die Hackergruppe Anonymous zurück. Die Hacker haben im März 2022 die Rosneft Deutschland GmbH gehackt. Die Rosneft Deutschland ist eine Tochter des russischen Mineralölkonzerns Rosneft, aber auch Teil der kritischen Infrastruktur in Deutschland. Die Systeme von Rosneft Deutschland waren so gestört, dass wir dort in eine Engpasssituation gekommen wären, wenn die Systeme nicht innerhalb von 10 bis 20 Tagen mit Unterstützung des BSI in einen Notbetrieb gebracht worden wären. Dann hatten wir noch eine ganze Reihe DDoS-Angriffe von pro-russischen Hackergruppen im vergangenen Jahr und Anfang dieses Jahres. Aber diese Angriffe auf Websites waren relativ leicht abzuwehren.
 
        Insgesamt ist Ransomware immer noch die größte Bedrohung für Wirtschaft und Gesellschaft. Diese Erpressungsversuche haben oft unmittelbare Auswirkungen auf Bürgerinnen und Bürger, insbesondere wenn die öffentliche Verwaltung angegriffen wird. Manchmal werden auch IT-Dienstleister angegriffen. Wenn solche Firmen lahmgelegt werden, sind sehr viele Kunden unmittelbar betroffen.
 
        Bei den Angreifern dreht sich derzeit viel um Russland und russische Hackergruppen. Welche anderen Gruppen gibt es?
 
        – Es gibt sehr viele Angreifergruppen. Im Crime-Bereich ist das sehr heterogen. Da kann man kaum einen Schwerpunkt ausmachen. Bei Spionage gibt es circa über 130 aktive Gruppen. Aber man sieht schon eine Häufung aus Russland, China, Nordkorea und Iran.
 
        Wie stellt das BSI den Schutz vor all diesen Gruppen her?
 
        – In den Netzen des Bundes sind wir befugt, Sicherheitsmaßnahmen zu treffen, die bis in das Fernmeldegeheimnis hineinreichen. Wir dürfen Schadsoftware-Erkennungssysteme an den Grenzen zu den Netzen des Bundes betreiben. Dort suchen wir in E-Mails automatisiert nach Schadsoftware. Wenn die Automatisierung eine Warnung anzeigt, dann dürfen wir auch „mit Menschen“ da reinschauen. Umgekehrt dürfen wir auch Schadsoftware-Prävention betreiben, wenn wir sehen, dass aus den Netzen des Bundes seltsame IP-Adressen angesteuert werden. Dann können wir diese Mails blockieren und schauen, ob vielleicht schon etwas im Netz verseucht ist. Ebenso operativ arbeiten wir bei der Fallbearbeitung. Etwa wenn es einen Cybervorfall in der Bundesverwaltung, einer kritischen Infrastruktur oder bei Organisationen von besonderem öffentlichen Interesse gibt. Dann leisten wir mit unserem Mobile Incident Response Team Erste Hilfe und analysieren die Situation. Das können wir nicht für jeden machen, aber für diese Bereiche schon. Wir sind dann vor Ort, installieren forensische Sensoren und machen sogenanntes Reverse Engineering. Und natürlich beraten wir die Betroffenen, wie sie den Schaden begrenzen und/oder stoppen können.
 
        An wen wende ich mich als mittelständisches Unternehmen, wenn ich Opfer eines Cyberangriffs werde?
 
        – Gerne an das BSI, allein schon für das Lagebild ist das wichtig. Und wir können Betroffenen auch Materialien zur Verfügung stellen, eine Art Erste-Hilfe-Paket, wo unter anderem auch von uns qualifizierte Dienstleister aufgelistet sind.
 
        Was bietet das BSI für Bürgerinnen und Bürger?
 
        – Informationskampagnen mit Hilfetipps, die sich auch an Mitarbeitende in kleineren Unternehmen richten: Da geht es um das einfache Erklären von schwierigen IT-Sicherheitsproblemen, um konkrete Handlungsempfehlungen zu geben. Meine Einschätzung ist, dass die Sensibilität für das Thema schon vorhanden ist. Aber die Handlungsbereitschaft ist noch nicht so hoch, wie sie sein sollte. Jeder weiß, dass etwas getan werden muss, aber der Schritt vom Wissen zum Handeln wird noch nicht oft genug getan. Das hat viele Gründe. Ein Grund ist, dass Cyberprobleme oft erst sehr spät erkannt werden. Die Probleme sind nicht immer unmittelbar erlebbar. Ransomware ist natürlich sehr erlebbar und hat die Sensibilität drastisch nach oben getrieben. Zum Teil fehlt aber auch das Wissen darum, was zu tun ist, um aus den Problemen wieder herauszukommen. Da versuchen wir, mit zielgruppenspezifischen Kampagnen zu helfen. Und wir wollen den Verbraucherinnen und Verbrauchern mit unserem IT-Sicherheitskennzeichen ganz direkt Orientierung geben. Das ist ein freiwilliges Siegel, das ein Produkteanbieter beim BSI beantragen kann. Der Anbieter muss einige formale Voraussetzungen erfüllen. Dann darf er das Sicherheitskennzeichen auf seiner Produktverpackung anbringen – zusammen mit einem QR-Code, der zur Website des BSI führt, wo aktuelle Informationen zum Sicherheitsstatus des Produkts abgerufen werden können. Das Siegel soll Verbraucherinnen und Verbraucher in die Lage versetzen, das Thema Informationssicherheit bei ihrer Kaufentscheidung angemessen zu berücksichtigen.
 
        Was müsste aus Ihrer Sicht passieren, damit das BSI für mehr Sicherheit sorgen kann?
 
        – Die Angreifer entwickeln ihre Technik weiter. Wir müssen prüfen, ob unsere Befugnisse ausreichen, um Schützen zu können, zum Beispiel die Scanbefugnisse des BSI. Wir können durchaus in den Netzen des Bundes nach Schwachstellen scannen. Was wir brauchen, ist eine Scanbefugnis des BSI für die gesamte kritische Infrastruktur, um zu schauen, wo Schwachstellen und Einfallstore sind. Kürzlich wurden die sogenannten Vulkan Files veröffentlicht. Dort fand man ein groß skalierbares Scantool, mit dem die Angreifer sehen konnten, wo es Schwachstellen gibt. Jetzt scannen unsere Angreifer überall nach Verwundbarkeiten, um irgendwo reinzukommen. Die halten sich an kein Gesetz, an keine Regeln und bereiten Angriffe vor, und wir sitzen hier und könnten technisch nach solchen Verwundbarkeiten suchen, dürfen es aber nicht. Wir können daher Betroffene nicht warnen.
 
        Dann sehe ich noch Handlungsbedarf bei der Cybersicherheitsarchitektur in Deutschland, was die Bund-Länder-Aufstellung angeht. Nach dem Grundgesetz gilt das Trennungsprinzip, das heißt jede staatliche Ebene hat ihre Aufgaben eigenverantwortlich und mit eigenen Ressourcen zu erfüllen. Eine Zusammenarbeit zwischen Bund und Ländern ist daher nur in explizit geregelten Fällen möglich. Deshalb ist die Bundesregierung dabei, das BSI zu einer Zentralstelle auszubauen. Einseitig kann das BSI die Länder im Moment nur im Rahmen der Amtshilfe unterstützten. Das müssen wir ändern.
 
        Was verstehen Sie unter aktiver Cyberabwehr?
 
        – Aktive Cyberabwehr muss man zunächst deutlich von sogenannten Hackbacks trennen. Es gibt zum Beispiel die Möglichkeit, den Angreifer von seinen Opfern fernzuhalten. Technisch realisiert man das, indem man Umleitungen im Internet einrichtet. Dann kommen die Datenabfragen der Angreifer gar nicht erst beim Opfer an. Wir dürfen also die Netzbetreiber anweisen, IP-Adressen umzuleiten. Die Anordnungsbefugnis umfasst auch das Blockieren. Wenn wir zum Beispiel sehen, dass Einrichtungen aus einem Land massiv angreifen, dann können wir den IP-Verkehr blockieren. Das ist schon ein sehr starkes Mittel. Der letzte Schritt ist dann, in die Systeme des Angreifers selbst einzudringen und dort Schritte zur Abstellung des Angriffs einzuleiten. Beispielsweise Daten löschen oder Prozesse beenden. Ich denke, wenn man die Befugnisse des BSI in den genannten Bereichen noch etwas erweitert, kann man Cyberangriffe so weit abwehren, dass sie in Deutschland keine großen Auswirkungen haben.
 
        Welche Herausforderungen und Chancen sieht das BSI im Bereich Künstliche Intelligenz und Cybersicherheit?
 
        – Für uns hat das Thema drei Dimensionen: IT-Sicherheit für KI, IT-Sicherheit durch KI und Angriffe durch KI. Bei der Sicherheit für KI stellen sich zunächst die üblichen Fragen: Wie ist die Software geschrieben? Ist der Zugriff vernünftig organisiert und so weiter. Das ist nicht die große Herausforderung. Interessant wird es erst bei der Frage, wie KI zu Entscheidungen kommt. Das sehen wir durchaus als Sicherheitsaspekt. Und zum anderen: Wie wird KI trainiert, beziehungsweise wie lernt KI? Ist die KI robust gegen vergiftete Lernmengen? Wenn ich zum Beispiel unausgewogene Trainingsmengen nutze, dann kann es sein, dass die KI „schiefe“ Ergebnisse produziert. Schaffe ich es zum Beispiel, die KI bei der Erkennung von Verkehrsschildern so zu trainieren, dass Aufkleber auf den Schildern nicht zu Fehlinterpretationen führen? Dass also ein Aufkleber auf einem Stoppschild nicht dazu führt, dass die KI das Stoppschild für ein Tempo-80-Schild hält? Das hätte natürlich unmittelbare Auswirkungen auf die Sicherheit. Mit so einem kleinen Aufkleber kann man tatsächlich das ganze Bild verbiegen. Das ist auch ein Bereich, mit dem wir uns beschäftigen, und das ist eine Herausforderung. Das Ziel sind automatische Prüfkriterien für den Hersteller oder den unabhängigen Prüfer einer solchen Anwendung. Dann bietet KI natürlich ein enormes Potenzial, große Datenmengen strukturiert zu analysieren, Anomalien zu erkennen und mit neuronalen Netzen Aussagen zu treffen, die für unsere Entscheidungsfindung sehr wichtig sein können. Angriffe durch KI wären genau das Gegenteil: Schwachstellen suchen, um sie auszunutzen. Also die dunkle Seite der Künstlichen Intelligenz. Was wir heute auch schon sehen, sind Deepfakes. Heute kann man Fakes oft noch mit bloßem Auge erkennen. Aber die Angreifer werden immer besser darin. Wir simulieren solche Dinge. Kürzlich besuchte eine Bundestagsabgeordnete das BSI, der wir das vorgeführt haben. Einer unserer Kollegen hat eine einminütige Rede aufgenommen. Und dann hat er eine zehnsekündige Sprachsequenz seines Chefs in das Tool geladen, und es klang so, als hätte sein Chef die Rede gehalten. Das war erstaunlich gut. Solche Tools erhöhen das Risiko für Desinformationskampagnen. Unsere Aufgabe ist es, Detektionsmechanismen zu finden.
 
        Wie begegnet das BSI dem Fachkräftemangel?
 
        – Personalgewinnung ist für uns kein Problem. Wir sind bei einer Besetzungsquote von 90 Prozent. Und das, obwohl wir uns in den drei Jahren zuvor verdoppelt haben. Wir begrüßen zwischen 100 und 200 neue Mitarbeitende im Jahr. Eigentlich heißt das, dass es für uns das Fachkräftemangel-Problem nicht gibt. Wir denken, dass der öffentliche Dienst durch Corona und die Unwägbarkeiten des Arbeitsmarktes insgesamt an Attraktivität gewonnen hat. Außerdem scheint es so zu sein, dass gerade Berufseinsteiger bei der Berufswahl nicht nur das Thema Geld im Kopf haben, sondern auch die Frage: Tue ich etwas Gutes für die Welt? Bei den MINT-Studiengängen sind wir bei den Absolventinnen und Absolventen die beliebteste Bundesbehörde. Auch in die Personalbindung investieren wir viel. Wenn trotzdem jemand geht, reißt das erst einmal eine Lücke. Aber gesamtgesellschaftlich gesehen finde ich das gar nicht schlecht, weil dann hat der Einzelne hier ein Mindset bekommen und Methoden gelernt, die dann in andere Bereiche der Gesellschaft überschwappen. Das ist dann gut für ganz Deutschland. Wenn wir Personal verlieren, dann fast immer, wenn ein Angebot aus der Forschung und Lehre kommt. Für den Professorentitel verlässt man gerne mal das BSI. Aber auch das finde ich nicht schlecht, weil gerade in der Lehre und Forschung diese wichtigen Themen weiterverbreitet werden müssen.
 
        Wie erreichen wir als Gesellschaft Informationssicherheit?
 
        – Auf der Nutzerseite würde ich mir wünschen, dass das Thema Informations- und Cybersicherheit ein integraler Bestandteil des Risikomanagements wird. Dann wäre das Thema auch immer für den Vorstand oder Aufsichtsrat relevant und würde sich als Chefinnen- und Chefsache etablieren. Auf der Herstellerseite wünsche ich mir, dass das Thema IT-Sicherheit integraler Bestandteil des Qualitätsmanagements wird. Auch hier haben wir eine regelmäßige Auditierung des Qualitätsmanagements, auch automatisch mit Vorstandsrelevanz. Und mit Blick auf die breite Öffentlichkeit halte ich zwei Dinge für wichtig: Leicht verständliche Botschaften und konkrete Hilfestellungen müssen für alle zugänglich sein. Das ist der eine Teil – der andere Teil ist etwas schwieriger umzusetzen. Eigentlich sollten die Bürgerinnen und Bürger gar nicht so viel selbst machen müssen. Wir brauchen Security by Design and Default – also Sicherheitsmechanismen, die von vornherein in die Anwendung eingebaut sind. Und darüber hinaus hätten wir einen Großteil der Probleme schon gelöst, wenn wir von Passwörtern wegkommen würden und immer eine einfach zu bedienende Zwei-Faktor-Authentifizierung integriert hätten. Dafür haben wir eigentlich schon die Plattformen. Wir haben in Deutschland über 60 Millionen elektronische Ausweise wie Personalausweise und so weiter. Wenn wir das flächendeckend in die Anwendungen reinbekommen, fällt ein Großteil der Probleme einfach weg. Neben Awareness- und Kompetenzmaßnahmen müssen wir die Probleme technisch lösen. Beim Autofahren werden uns ja auch viele Dinge abgenommen – und diesen Weg müssen wir auch bei der IT-Sicherheit einschlagen.
 
         
          Das Interview führte Lorenz Abu Ayyash am 27. April 2023 in Bonn.
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        INTERVIEW
 
        „WIR BRAUCHEN EINEN NOTFALLPLAN“
 
        Ein Gespräch über die deutsche Cybersicherheitsarchitektur, Cyberoperationen und Grundgesetzänderungen
 
        mit Sven Herpig
 
        Wie stellt sich die aktuelle Cybersicherheitslage in Deutschland dar? Wie gefährdet ist Deutschland?
 
        Sven Herpig – Laut der Innenministerin Nancy Faeser, die die auswertenden Behörden unter sich hat, haben wir im Cyberbereich die höchste Bedrohungslage, die wir je hatten. Das Bundesamt für Sicherheit in der Informationstechnik (BSI) wird in den Lageberichten der vergangenen Jahre nicht müde zu betonen, dass die Gefährdungslage auf einem sehr hohen Niveau stagniert. Dazu ist zweierlei zu sagen: Erstens sind Aussagen zur Gefährdungslage immer auch politische Aussagen. In den vergangenen Jahren wurden viele Ressourcen in das Thema gesteckt, um Deutschland sicherer zu machen. Es sieht natürlich schlecht aus, wenn es trotzdem jedes Jahr schlimmer wird – also stagniert es jedes Jahr auf hohem Niveau. Zweitens: Um ein umfassendes Bild zu bekommen, müssten wir alle Lagebilder wie ein Puzzle zusammensetzen. Es gibt das Lagebild des BSI, das des Bundeskriminalamtes und das des Bundesamtes für Verfassungsschutz. Beim Verfassungsschutz fließen die Informationen des Bundesnachrichtendienstes ein und bei der Bundeswehr, die Teile ihrer Erkenntnisse mit dem BSI teilt, die Informationen des Militärischen Abschirmdienstes. Dabei ist noch nicht berücksichtigt, dass nur Unternehmen der kritischen Infrastruktur meldepflichtig sind. Das heißt, alle anderen Unternehmen, und das sind die meisten, müssen Vorfälle nicht unbedingt melden. Dadurch haben wir eine sehr unvollständige Datenlage.
 
        Sie verweisen auf die komplexe Sicherheitsarchitektur der deutschen Cybersicherheitspolitik. Was muss getan werden, um Deutschland besser zu schützen?
 
        – Zur Komplexität sind zwei Dinge zu sagen: Zum einen sind wir ein föderaler Staat, und damit ist auch die Cybersicherheitspolitik föderal organisiert. In den vergangenen Jahren haben sich immer mehr Bundesländer eigene IT-Sicherheitsgesetze gegeben und eigene Akteure in ihrem Bundesland aufgebaut, die sich mit Cybersicherheit beschäftigen. Zweitens ist die Cybersicherheitspolitik für Deutschland ein relativ neues Feld. Das BSI wurde zwar schon 1991 gegründet, aber als Politikfeld ist das Thema in Deutschland erst in den 2010er Jahren richtig angekommen. Das hing auch mit der Stuxnet-Operation im Iran zusammen – das hat hohe Wellen geschlagen, als man gesehen hat, dass Nuklear-Anreicherungsanlagen mit Schadsoftware manipuliert werden können. Und dann hat man in Deutschland das gemacht, was man bei neuen Themenfeldern immer macht: Man schafft Akteure wie das Nationale Cyber-Abwehrzentrum, den Nationalen Cyber-Sicherheitsrat und so weiter. Und das ist auch gut so. Aber irgendwann muss man innehalten und die Architektur anschauen, evaluieren und im Zweifel reformieren. Und das ist bis heute nicht geschehen. Wir müssen eine Kommission einsetzen, die evaluiert, ob unsere Cybersicherheitsarchitektur noch den heutigen Anforderungen entspricht, und wenn sie das nicht tut, müssen wir auch entsprechende Reformschritte einleiten.
 
        Welche Konflikte sehen Sie in der aktuellen Situation?
 
        – Neben der internen Abstimmung innerhalb der Bundesregierung in bestimmten Politikbereichen gibt es ein Spannungsfeld zwischen der Regierung auf der einen Seite und der Zivilgesellschaft, der Wissenschaft und der Industrie auf der anderen Seite, insbesondere bei Themen wie intrusive Cyberoperationen, also das Einbrechen in IT-Systeme. Solche Operationen verhelfen zwar Nachrichtendiensten und Polizeien dazu, ihren gesetzlichen Auftrag zu erfüllen, schaffen aber selten ein Mehr an Cybersicherheit. Es gibt zum Teil starke Diskrepanzen zwischen dem, was das Innenministerium aus Gründen der öffentlichen Sicherheit umsetzen möchte, und dem, was die restlichen Akteure sagen, was für die IT-Sicherheit und damit auch für Deutschlands Wirtschaft und Gesellschaft sinnvoll wäre.
 
        Können Sie Beispiele nennen?
 
        – Bleiben wir bei den intrusiven Cyberoperationen, die zwei kontroverse Punkte beinhalten. Um intrusive Cyberoperationen durchführen zu können, müssen gefundene Schwachstellen zurückgehalten werden, damit Sicherheitsbehörden sie für einen bestimmten Zeitraum ausnutzen können. Wenn Schwachstellen zurückgehalten werden, bleiben jedoch alle IT-Systeme, in denen sie existieren, verwundbar gegenüber Kriminellen und Nachrichtendiensten. Für den staatlichen Umgang mit diesen Schwachstellen haben wir uns immer noch nicht auf einen Prozess geeinigt. So macht jede Behörde, was sie will – ohne das große Ganze im Blick zu haben. Der zweite Punkt ist, dass wir für diese Operationen Steuergelder ausgeben und dafür Überwachungswerkzeuge von Firmen einkaufen. Diese entwickeln die Werkzeuge weiter – mit deutschen Steuergeldern – und verkaufen sie auch an andere Länder wie zum Beispiel Saudi-Arabien, wo solche Technologien eingesetzt werden, um Menschenrechtsaktivistinnen oder Journalisten zu überwachen – oder Schlimmeres: Der Mord an dem Journalisten Jamal Khashoggi ist der bekannteste Fall, bei dem solche Überwachungssoftware eingesetzt wurde.
 
        Wie funktioniert die Zusammenarbeit von staatlichen und nicht-staatlichen Akteuren?
 
        – Zum einen gibt es die Zusammenarbeit, um Deutschland sicherer zu machen. Dazu gehört zum Beispiel die Zusammenarbeit zwischen Behörden und IT-Sicherheitsunternehmen, oder auch der Bereich, in dem wir als Stiftung tätig sind, nämlich darüber nachzudenken, was gute Policies sind, um Deutschland sicherer zu machen – aus einer gesellschaftlichen Perspektive und eben nicht aus einer Behördenperspektive. Dazu kommt der Bereich Forschungsförderung, unter anderem für sichere Hard- und Software. Und dann gibt es global gesehen noch eine weitere Art der Zusammenarbeit, die aber problematisch ist. Nämlich dann, wenn Staaten an Daten kommen wollen – zum Beispiel für intrusive Cyberoperationen. Dann arbeiten sie mit Unternehmen zusammen, die Überwachungswerkzeuge herstellen und verkaufen. Diese Firmen bewegen sich in einem Graubereich, oft einem sehr dunkelgrauen. Weiterhin gibt es sowohl die organisierte Kriminalität als auch Söldner, die im Cyberraum aktiv sind. Das sind nicht-staatliche Akteure, die zum Beispiel wie in Russland auch mal in Absprache mit den Sicherheitsbehörden agieren. Bei den Söldnern wiederum handelt es sich um Firmen, die für Staaten arbeiten, die selbst keine offensiven oder intrusiven Fähigkeiten aufbauen können oder wollen. So können mittlerweile sehr viele Staaten Geld in die Hand nehmen und Firmen damit beauftragen, iPhones von Menschenrechtsaktivisten zu kompromittieren. Staaten müssen diese Fähigkeiten gar nicht mehr entwickeln, sodass die Einstiegsschwelle für destabilisierende Aktivitäten im Cyberraum immer niedriger wird. Und so fließt viel Geld in dieses Ökosystem, sowohl über die organisierte Kriminalität als auch über die Staaten selbst. Und dieses Geld wird wiederum dafür genutzt, bessere Werkzeuge zu programmieren oder Schwachstellen zu finden. Das untergräbt weltweit die Sicherheit unserer IT-Infrastrukturen.
 
        Woher nehmen Sie Ihr Wissen, wenn Sie keinen Zugang zu Geheimdienstinformationen haben?
 
        – Natürlich sprechen wir wie viele andere auch mit Praktikern und Forscherinnen aus verschiedenen Bereichen. Aber grundsätzlich muss man eines verstehen: Der IT-Sicherheitsbereich ist ein sehr großer Markt. Es gibt viele IT-Sicherheitsfirmen, die Geld verdienen und Geld verdienen wollen. Die stehen natürlich in Konkurrenz zueinander und wollen deshalb gute PR-Arbeit machen. Das tun sie unter anderem dadurch, dass sie viele Cyberoperationen aufklären und Berichte darüber verfassen. Und diese stellen sie kostenlos zur Verfügung, weil sie das Ökosystem sicherer machen wollen, aber natürlich auch, weil es gute PR ist. Unternehmen wissen, dass Wettbewerber sie für falsche Informationen kritisieren würden. Das ist einer der Gründe, warum es in diesem Bereich – vielleicht auch im Vergleich zu anderen Sicherheitsbereichen – eine gute öffentliche Informationsbasis gibt. Woher erhalten die Unternehmen ihre Informationen? Zum einen werden sie bei Vorfällen angerufen und müssen diese aufklären. Zum anderen läuft ihre Software auf vielen Systemen. Das heißt, sie sehen, was auf diesen Systemen passiert und können entsprechende Berichte schreiben.
 
        Welche Auswirkungen hat der russische Angriffskrieg auf die Debatten im Bereich Cybersicherheit?
 
        – Mit Blick auf die Debatten um intrusive Cyberoperationen, aktive Cyberabwehr im Ausland oder das Ausnutzen von Schwachstellen ist es tatsächlich so, dass Politikerinnen und Politiker, die schon vor dem Krieg eine Ausweitung der Befugnisse für Sicherheitsbehörden gefordert haben, nun auch von einer Zeitenwende im Cyberraum sprechen. Sie benutzen den Angriffskrieg, um zu rechtfertigen, dass bestimmte Fähigkeiten und Befugnisse nötig sind, um sich zu verteidigen. Das ist politisch verständlich. Ich glaube, wenn ich politisch verantwortlich wäre und diese Befugnisse wollte, dann würde ich das auch tun. Aber es ist auch ein bisschen unehrlich, weil der Angriffskrieg für den Cyberraum bisher zu keinen bahnbrechenden neuen Erkenntnissen geführt hat. Was Russland eingesetzt hat, war schon vorher bekannt. Wie die Russen es einsetzen und wie sie es mit ihren Land-, Luft- und Seekampagnen kombinieren, ist interessant, hat aber nichts damit zu tun, ob wir jetzt unsere intrusiven Fähigkeiten und Befugnisse erweitern sollten oder nicht.
 
        Wie sehr ist Deutschland im Fokus von Angreifern? Ist Deutschland im internationalen Vergleich besonders gefährdet?
 
        – Das kann man schon sagen. Gerade die deutschen Unternehmen stehen im Visier von nachrichtendienstlicher Spionage, zum Beispiel aus China, aber auch von organisierten Kriminellen im Cyberraum, die mit wenig Aufwand viel Geld machen wollen. Und wenn ich mir den gesamten Bereich der KMU, also der kleinen und mittleren Unternehmen, anschaue, dann ist es natürlich logisch, dass diese oft Ziel von Cyberkriminellen sind. KMUs haben oft ausreichend Geld, um für Kriminelle attraktiv zu sein, und sie setzen selten die IT-Sicherheitsmaßnahmen um, die sie umsetzen müssten. Daher ist die Gefährdungslage in Deutschland schon sehr hoch. Ich denke auch im Vergleich zu einigen anderen Ländern.
 
        Und wie kann man diese Unternehmen besser schützen?
 
        – Zwei Punkte sind hier sehr wichtig. Das eine ist die Frage der Fachkräfte. Ich kann natürlich den KMUs viele Informationen und Werkzeuge zur Verfügung stellen, aber wenn es dort niemanden gibt, der IT-Sicherheit macht, oder nur zwei Stunden in der Woche, dann nützt das nichts. Das heißt, wir müssen gerade die Aus-, Um- und Weiterbildung im Bereich der IT-Sicherheit fördern, wir müssen schauen, ob wir neue Curricula brauchen, ob wir neue Ausbildungsberufe brauchen und wie wir schnell Leute in den IT-Bereich bekommen. Und ich rede nicht davon, dass wir neue Masterstudiengänge für Cybersicherheit schaffen. Wir brauchen hier keine studierten Kryptologen oder was auch immer. Wir brauchen hier Leute, die wissen, wie man Firewalls konfiguriert, wie man Systeme härtet, wie man Backups richtig macht und so weiter. Dafür braucht man keinen Bachelor oder Master. Und wir müssen hier weit über Bedarf ausbilden. Es ist ein recht attraktiver Beruf, der meist gut bezahlt wird, und es gibt eine internationale Nachfrage. Ich glaube, das ist ein Weg. Der andere Punkt ist, sich zu überlegen, welche skalierenden Dienstleistungen Landesbehörden oder Landesbehörden in Verbindung mit Bundesbehörden für KMUs anbieten können.
 
        Was heißt das?
 
        – Ich habe eine Behörde, ich habe viele Kommunen und zehntausende von KMUs im Bundesland. Wie schaffe ich es, dass alle von der IT-Sicherheit der Behörde profitieren? Dabei fallen mir vor allem zentrale Dienstleistungen ein, die mit wenig Aufwand von KMUs und Kommunen in Anspruch genommen werden können. Deren IT-Sicherheit würde sich signifikant erhöhen, verglichen damit, wenn sie selbst für die Sicherheit sorgen müssten. Das kann der Betrieb von einzelnen Anwendungen, Websites und Sicherheitsmaßnahmen, aber auch von ganzen IT-Infrastrukturen sein.
 
        Und diese Dienstleister müssen nicht staatlich sein?
 
        – Nein, der Staat muss nur die Rahmenbedingungen schaffen, damit diese Dienstleister gut funktionieren, und ihnen im Zweifelsfall auf die Finger schauen. Natürlich können und sollen die Behörden dort, wo sie können, unterstützen, zum Beispiel mit Warnungen und technischem Wissen.
 
        Bei der Stiftung Neue Verantwortung sind Sie Leiter für Cybersicherheitspolitik und Resilienz. Was versteht man unter Cyberresilienz?
 
        – Im Bereich der IT-Sicherheit verstehen wir darunter ein erweitertes Notfallmanagement. Früher hieß es, man müsse seine Systeme und Netzwerke sicher machen, und dann sei es gut, heute lautet das Paradigma „Assume Breach“: Wir müssen davon ausgehen, dass unsere IT-Netzwerke irgendwann kompromittiert werden – dafür brauchen wir einen Notfallplan. Resilienz ist das, was nach einer Kompromittierung seine Schutzwirkung entfaltet. Wie gehe ich mit einem solchen Vorfall um? Zusammengefasst gibt es hier vier Komponenten: erstens antizipieren, was bei mir passieren kann. Das Zweite ist das, was man Mitigation nennt. Das heißt, ich muss lernen, den Schaden, den ich im Falle einer Kompromittierung meines Netzes habe, so gering wie möglich zu halten. Der dritte Schritt ist, den operativen Betrieb wiederherzustellen. Der letzte Schritt besteht darin, zu überlegen, wie man gestärkt aus dem Vorfall hervorgehen kann und wie Schwachstellen behoben werden können.
 
        Im Kampf gegen Hacker wirbt die Bundesregierung für Grundgesetzänderungen und die Bündelung der Zuständigkeiten auf Bundesebene. Ist das notwendig?
 
        – Wir diskutieren seit einigen Jahren über die Ausweitung der Befugnisse von Sicherheitsbehörden, um Cyberoperationen – auch im Ausland – abzuwehren. Das Innenministerium hat aber bis heute weder vorgelegt, was genau für Befugnisse vergeben werden sollen, noch welche Kontroll- und Schutzmaßnahmen damit einhergehen sollen. Im Koalitionsvertrag der Ampelkoalition wird eine Überwachungsgesamtrechnung angestrebt. Das bedeutet, dass sich die Bundesregierung dazu verpflichtet, eine Übersicht über alle Überwachungsbefugnisse anzufertigen, bevor sie weitere Überwachungsbefugnisse schafft. Im Koalitionsvertrag steht außerdem, dass die Bundesregierung keine Hackbacks – je nach Auslegung eine besonders intrusive Form von Abwehrbefugnissen – vornehmen will. Auf eine Anfrage des Bundestags an die aktuelle Bundesregierung, was unter dem Begriff „Hackback“ zu verstehen ist, wurde geantwortet, dass der Begriff konzeptionell grundsätzlich nicht verwendet wird. Dass eine Bundesregierung den Begriff „Hackback“ nicht verwendet, weil er aus der aktivistischen Szene kommt, ist verständlich. Aber spätestens wenn ich einen Koalitionsvertrag unterschreibe, in dem dieses Wort vorkommt, sollte ich auch eine Definition dafür haben. Und diese Definition ist die amtierende Regierung bis heute schuldig geblieben. Außerdem hat das Innenministerium leider bis heute nicht erläutert, welche Cyberoperationen gegen die deutsche Gesellschaft, Industrie und Behörden nicht mit den bereits bestehenden Befugnissen abwehrbar sind. Das muss aber vorher geklärt werden, bevor wir Grundgesetzänderungen vornehmen. Ich würde die Änderungen auch gar nicht pauschal ablehnen. Aber solange noch so viele Dinge offen sind, halte ich es aus meinem Demokratieverständnis her für problematisch, das Grundgesetz anzufassen.
 
         
          Das Interview führte Lorenz Abu Ayyash am 5. Mai 2023 in Bonn.
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        WUNDERWAFFEN UND WIRKLICHKEIT
 
        Russlands Cyberkrieg gegen die Ukraine
 
        Lennart Maschmeyer
 
        Zeitgleich mit dem Aufmarsch russischer Truppen an der Grenze zur Ukraine ab Ende 2021 mehrten sich die Warnungen vor einem Cyberkrieg. Das „Handelsblatt“ meldete Anfang Februar 2022, dass Russland sich „auch auf Cyberattacken gegen die Ukraine vorbereitet – als Teil einer hybriden Kriegsführung“.01 Der „Tagesspiegel“ titelte am 25. Februar 2022, einen Tag nach Beginn des Angriffskrieges, die Bundesregierung sehe „Alarmstufe Rot“ und befürchte einen „Cyberkrieg zwischen Russland und dem Westen“.02 Diese Warnungen spiegeln die tiefe Angst vor dem Schreckgespenst des „hybriden Krieges“: eine vermeintlich neue Form der Kriegsführung, die Mittel wie verdeckte Operationen, Desinformationskampagnen und Cyberoperationen mit bisher nicht gekannter Effektivität kombiniert.03 Durch den Einsatz dieser neuen Mittel, so die Annahme, können Staaten strategische Ziele erreichen, die bisher der konventionellen Kriegsführung vorbehalten waren.04 Insbesondere das seit nunmehr zwei Jahrzehnten vor allem in Medienberichten heraufbeschworene Szenario eines Cyberkrieges – großflächige Cyberangriffe auf kritische Infrastrukturen und Finanzsysteme – weckt Ängste vor einer diffusen, aber existenziellen Bedrohung.05
 
        Die Ukraine ist seit 2014 Hauptschauplatz dieser hybriden Kriegsführung und gilt weithin als „Testlabor für Russlands Cyberwaffen“.06 Die Cyberoperationen boten Russland aber kaum messbaren strategischen Nutzen.07 Russland ist es in acht Jahren hybrider Kriegsführung nicht gelungen, sein Kernziel zu erreichen: die Ukraine von ihrer westlich orientierten Außenpolitik abzubringen und die Unterstützung der ukrainischen Bevölkerung für diese Politik zu untergraben. Daher folgte im Februar 2022 die Invasion. Mit Russlands Eskalation der Mittel ging auch eine Eskalation der Ziele einher, nämlich die Unterwerfung der Ukraine – oder, mit den Worten Wladimir Putins: „Entnazifizierung“ und „Entmilitarisierung“.08 Dies schließt auch einen Regimewechsel ein, wie Russlands Außenminister Sergei Lawrow im April 2022 klarstellte.09 Darüber hinaus verfolgt Russland eine territoriale Expansion und hat bereits Provinzen annektiert, die es – in einigen Fällen nur teilweise – besetzt hatte. Um dieses Ziel zu erreichen, sind Russlands Streitkräfte das wichtigste Instrument, aber auch Cyberoperationen sollen eine entscheidende Rolle spielen.
 
        CYBEROPERATIONEN ALS MITTEL DER SUBVERSION
 
        Viele Forschungsberichte deuten darauf hin, dass Cyberoperationen eher ineffektive Mittel der Gewaltanwendung sind.10 Deshalb hat es bisher auch keinen Cyberkrieg gegeben, und das wird höchstwahrscheinlich auch so bleiben.11 Cyberoperationen sind in erster Linie Instrumente des Konflikts niedriger Intensität und am ehesten als Mittel der Subversion zu verstehen.12 Subversion ist ein verdecktes und indirektes Machtinstrument, das Schwächen in einer bestehenden Ordnung ausnutzt, um dem politischen Gegner zu schaden. Es ist zum Beispiel ein Mittel in Geheimdienstoperationen, findet also im Schatten der offiziellen Machtpolitik statt.13 Bei der traditionellen Subversion werden Spione gegen soziale Systeme eingesetzt, also gegen Organisationen, Institutionen und Gesellschaften. Cyberoperationen haben es hingegen auf gegnerische Computersysteme abgesehen. Die Systeme, gegen die sich die Subversionen richten, unterscheiden sich, doch die Mechanismen der Ausnutzung und Manipulation folgen derselben Logik.14
 
        In der Theorie ist Subversion die perfekte Waffe. Sie ist ein billiges, einfaches und wirksames Mittel zur Einmischung in die Angelegenheiten des Gegners und kann bei geringeren Kosten und Risiken kriegsähnliche Ergebnisse erzielen. Subversion kann sowohl als eigenständiges Instrument als auch zur Unterstützung anderer Machtinstrumente, etwa Gewalt, eingesetzt werden. In der Praxis ist sie jedoch selten erfolgreich, weil eine Reihe von operationellen Herausforderungen die Geschwindigkeit, Intensität und Kontrolle stark einschränkt. Es ist äußerst schwierig, unentdeckt in gegnerische Systeme einzudringen und diese dann so zu manipulieren, dass sie Effekte erzeugen, die von ihren Entwicklern und Nutzern nicht beabsichtigt waren, die aber dennoch den eigenen Erwartungen entsprechen – ohne dass der politische Gegner dies bemerkt.
 
        Diese Herausforderungen führen zu einem Trilemma: Je mehr man versucht, eine der drei Variablen – Geschwindigkeit, Intensität und Kontrolle – zu verbessern, desto mehr verschlechtern sich die anderen. Geschwindigkeit steht für die Zeit, die von der Planung der Operation bis zum Eintreten ihrer Wirkung vergeht. Intensität steht für den Umfang als auch das Ausmaß der Effekte. Und Kontrolle steht für die Fähigkeit, die durch die Operation erzeugten Effekte zu steuern und beherrschen. Wird zum Beispiel nur wenig Zeit in die Operation investiert, werden ihre Effekte weniger intensiv und weniger kontrollierbar. Aufgrund dieser Einschränkungen ist Subversion in der Praxis oft zu langsam, zu schwach oder zu unberechenbar, um strategische Ziele zu erreichen oder einen größeren Beitrag zu deren Erreichung zu leisten. Das Gleiche gilt für Cyberoperationen – und diese Einschränkungen sind in der Ukraine deutlich erkennbar.
 
        WIPER UND DDOS
 
        Russlands Cyberoffensive 2022 begann mit einer Drohung. Am 14. Januar wurden Besucherinnen und Besucher von rund 70 Websites ukrainischer Regierungsbehörden mit einer beunruhigenden Nachricht konfrontiert: „Alle Informationen über Sie sind öffentlich gemacht worden, haben Sie Angst und erwarten Sie das Schlimmste.“15 Medienberichten zufolge handelte es sich um einen massiven Cyberangriff.16 Wie das ukrainische Computernotfallteam jedoch klarstellte, waren weder staatliche noch persönliche Daten betroffen – die Hacker hatten nur Zugriff auf die Content-Management-Systeme der Websites erlangt.17 Angriffe dieser Art werden als website defacements (Website Entstellungen) bezeichnet. Spätere Untersuchungen brachten diese Operation mit einer belarussischen Hackergruppe in Verbindung.18 Forensische Daten deuten auf eine eher kurze Vorbereitungszeit von nur wenigen Wochen hin.19 Diese Operation verlief also relativ schnell, geriet nicht außer Kontrolle, erzielte aber auch so schwache Effekte, dass sie strategisch irrelevant blieb. Betroffene Websites wurden bald wiederhergestellt, und öffentliche Panik brach auch nicht aus.
 
        Es folgte eine Welle sogenannter Wiper – das sind Viren, die alle Daten auf infizierten Systemen löschen. Operation WhisperGate machte Mitte Januar 2022 den Anfang. Ihr Ziel waren mehrere ukrainische Ministerien, die bereits von den website defacements betroffen waren. Der Mechanismus der Datenzerstörung funktionierte ähnlich wie bei der Operation NotPetya von 2017. Während jedoch Letztere große Teile der ukrainischen Wirtschaft lahmlegte, waren bei WhisperGate nur eine Handvoll Regierungssysteme betroffen.20 Gleichzeitig gibt es keine Berichte oder Hinweise auf eine Störung der ukrainischen Regierung. Vermutlich hatten die Angegriffenen ein effektives Gegenmittel: Backups. Das geringe Ausmaß von WhisperGate im Vergleich zu NotPetya ist das Resultat des manuellen Ausbreitungsmechanismus. NotPetya verbreitete sich automatisch und weltweit. Bei WhisperGate mussten die Hacker hingegen jedes System einzeln infiltrieren.21 Das erhöhte zwar die Kontrollmöglichkeit, verringerte aber das Ausmaß der Effekte auf die Ukraine. Forensische Daten deuten auf bis zu neun Monate Vorbereitungszeit hin,22 drei Monate länger als für die Entwicklung von NotPetya.23 Kurzum, diese Operation war relativ schnell geplant, gut kontrollierbar, aber von so geringer Intensität, dass sie strategisch irrelevant blieb.
 
        Einen Monat später folgte die nächste Operation, ein sogenannter DDoS-Angriff (Distributed Denial of Service). Bei dieser Technik werden Systeme durch eine Vielzahl von Anfragen überlastet und so für die Nutzer unerreichbar gemacht. Hinter dem Angriff steckte der russische Militärgeheimdienst GRU.24 Am 15. Februar 2022 wurden die Server mehrerer Ministerien und Banken mit dieser Technik für Stunden überlastet. Auch Geldautomaten waren davon betroffen.25 Es entstand zwar ein wirtschaftlicher Schaden, Panik in der Bevölkerung blieb jedoch aus. Medienberichten zufolge beliefen sich die Kosten auf mehrere Millionen US-Dollar. Die betroffenen Unternehmen und ihre Kunden blieben entspannt, der Service wurde rasch wiederhergestellt.26 Strategisch blieb auch dieser Einsatz ohne Bedeutung.
 
        Die Invasion selbst begann am 24. Februar 2022 und wurde von mehreren Cyberoperationen begleitet. Zunächst erfolgte erneut ein DDoS-Angriff, und zwar mit derselben Technik gegen dieselben Ziele wie neun Tage zuvor.27 Es gibt keine Berichte über nennenswerte Auswirkungen. Die Ukrainerinnen und Ukrainer hatten offensichtlich aus früheren Cyberoperationen gelernt und konnten entsprechend schnell Gegenmaßnahmen einleiten, die den Schaden auf ein Minimum reduzierten.28
 
        Gleichzeitig wurde ein neuer Wiper mit dem Namen HermeticWiper aktiv, der laut der Cybersecurity-Firma ESET einige hundert Systeme der ukrainischen Regierung lahmlegte.29 Wie sein Vorgänger WhisperGate löschte auch HermeticWiper Daten unwiederbringlich, hatte aber ebenfalls keine messbaren Auswirkungen auf das Funktionieren der ukrainischen Regierung und ihre Fähigkeit, sich gegen die russischen Invasoren zu wehren.30 Allerdings wurden mehr Systeme als beim Vorgänger infiziert, da HermeticWiper darauf programmiert war, sich in lokalen Netzwerken automatisch zu verbreiten.31 Dementsprechend brauchte die Operation mit nur zwei Monaten eine deutlich kürzere Vorbereitungszeit.32 Trotz dieser effizienteren Vorgehensweise blieb ein strategisch relevanter Effekt aus.
 
        Ähnliches gilt für IsaacWiper und CaddyWiper, die in den darauffolgenden Wochen erschienen und ebenfalls keinen messbaren strategischen Nutzen brachten. IsaacWiper hatte etwa die gleiche Reichweite wie HermeticWiper, während CaddyWiper nur einige Dutzend Systeme betraf.33 Für keine der beiden Operationen gibt es Hinweise auf spürbare Auswirkungen auf die ukrainische Regierung, das öffentliche Leben oder die ukrainische Wirtschaft. Gleiches gilt für die Schadsoftware RansomBoggs und Prestige, die erstmals im Herbst 2022 in Erscheinung traten.34
 
        VIASAT UND UKRTELECOM
 
        Die genannten Operationen spielten alle eine strategische Rolle, die nicht unmittelbar mit den Kriegshandlungen verknüpft waren. Der russische Hack gegen das Satellitennetzwerk KA-SAT des Anbieters Viasat war hingegen ein Versuch, den russischen Streitkräften Vorteile auf dem Schlachtfeld zu verschaffen. Der KA-SAT-Dienst wird von tausenden Kunden in Europa genutzt, darunter auch vom ukrainischen Militär. Pünktlich zum Beginn der Invasion, am frühen Morgen des 24. Februars, brach dieser Service zusammen.35 Victor Zhora vom Staatlichen Dienst für Sonderkommunikation und Informationsschutz in der Ukraine (SSSCIP) sprach zunächst von einem „riesigen Kommunikationsverlust“ für die Armee.36 Später machte er jedoch deutlich, dass der Satellitenhack kaum Auswirkungen auf das militärische Geschehen gehabt hätte, weil der Armee alternative Kommunikationskanäle zur Verfügung gestanden hätten.37 Zwar lässt sich dies nicht unabhängig überprüfen, es deckt sich aber mit dem Kriegsverlauf. Die materiell weit unterlegene ukrainische Armee hielt dem russischen Angriff deutlich besser stand, als von den meisten Militärexperten vorhergesagt.38 Mit einem großflächigen Kommunikationszusammenbruch wäre dies kaum möglich gewesen.
 
        Diese Operation hatte gleichwohl wesentlich intensivere Effekte als die bisher diskutierten, nämlich Schäden an physischen Geräten. Sie erforderte daher erwartungsgemäß eine längere Vorbereitungszeit, wahrscheinlich mindestens ein Jahr,39 und gleichzeitig ein höheres Risiko des Kontrollverlustes. Dennoch scheint die Operation die gewünschte Wirkung auf das Ziel selbst verfehlt und erhebliche Kollateralschäden verursacht zu haben. Betroffen waren nicht nur KA-SAT-Nutzer in der Ukraine, sondern in ganz Europa. Zu diesen gehörte etwa auch der deutsche Hersteller von Windenergieanlagen Enercon, der den Kontakt zu tausenden Windrädern verlor. Die durch den Hack beschädigten Satellitenmodems mussten teuer ersetzt werden.40 Dieses Ergebnis unterstreicht die Unberechenbarkeit von Cyberoperationen, vor allem wenn sie das Ausmaß von Effekten maximieren. Nach derzeitigem Kenntnisstand hat die Operation keinen strategischen Vorteil für Russland gebracht, dafür aber Kollateralschäden für Dritte.
 
        Eine andere, vermutlich von Russland gesponserte, Cyberoperation hatte jedoch einen klaren strategischen Nutzen: Am 28. März 2022 waren die meisten User des ukrainischen nationalen Anbieters Ukrtelecom 15 Stunden lang vom Internet abgeschnitten.41 Dieser Ausfall hatte nicht nur erhebliche wirtschaftliche Schäden zur Folge, sondern wirkte sich auch massiv auf den Alltag der Ukrainerinnen und Ukrainer aus. Es existieren keine genauen Angaben, doch allein der wirtschaftliche Schaden dürfte im zweistelligen Millionenbereich (US-Dollar) liegen. Die Operation gelang mit nur einem Monat Vorbereitungszeit. Hatten die Hacker also einen genialen Ausweg aus dem Trilemma gefunden? Keineswegs: Wie eine spätere Untersuchung des SSSCIP feststellte, nutzten die Hacker eine Schwachstelle aus, die erst durch die Invasion entstanden war: Die Infrastruktur von Ukrtelecom befand sich in den von Russland eroberten Gebieten. Die Hacker, beziehungsweise russische Sicherheitskräfte, hatten so direkten Zugang auf das interne Netzwerk und setzten einen Ukrtelecom-Mitarbeiter so unter Druck, dass er die entsprechenden Zugangsdaten preisgab.42
 
        SCHLUSS
 
        Mit Ausnahme des Viasat-Hacks spielten die Cyberoperationen gegen die Ukraine in erster Linie eine von der Invasion unabhängige strategische Rolle. Die meisten Cyberoperationen basierten auf relativ schnellen und einfach anzuwendenden Techniken. Die Hacker maximierten die Geschwindigkeit und versuchten, die Auswirkungen zu kontrollieren. Dies ging zulasten der Intensität. Dementsprechend richteten die Operationen – zumindest nach bisherigen Erkenntnissen – kaum Schäden an oder trugen zur Erreichung der Kriegsziele bei.43 Die einzigen bisher messbaren Schäden sind (begrenzte) wirtschaftliche Verluste und vorübergehende Beeinträchtigungen für Internetnutzerinnen und -nutzer. Die Unterbrechung des Satellitennetzwerkes KA-SAT stellt eine Ausnahme dar und könnte der russischen Armee taktische Vorteile verschafft haben. Der Kriegsverlauf stellt dies jedoch infrage.
 
        Gerade wenn es um die Zerstörung kritischer Infrastruktur geht, sind klassische Gewaltmittel – Artillerie, Bomben und Marschflugkörper – noch immer effektiver. Aber es sind nicht nur diese brachialen Mittel, die Cyberoperationen in den Schatten stellen, sondern auch traditionelle subversive Operationen. Das ist wichtig, denn in der medialen Berichterstattung stehen die Gefahren des Cyberkrieges auch für Deutschland nach wie vor im Mittelpunkt. Natürlich ist Cyberabwehr wichtig und notwendig, und Deutschland hat hier Nachholbedarf, aber die Erfahrungen aus der Ukraine zeigen, dass die Gefahr für die nationale Sicherheit relativ gering ist. Ganz anders sieht es bei der klassischen Subversion wie Sabotageakten aus. In den vergangenen Monaten haben sich die Hinweise verdichtet, dass Deutschland seit Jahren Ziel koordinierter Kampagnen ist, die Schlüsselpositionen in Ministerien, Politik und sogar Nachrichtendiensten infiltriert und manipuliert haben und mit hoher Wahrscheinlichkeit zu politischen Ergebnissen im Interesse Russlands beigetragen haben, wie etwa dem Bau der Pipeline Nord Stream 2.44 Der großflächige Ausfall der Deutschen Bahn durch einfache Sabotage im Oktober 2022 hat unterdessen gezeigt, welche fatalen Auswirkungen solche traditionellen Mittel haben können – auch wenn hier offenbar kein staatlicher Akteur beteiligt war.
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        SICHERHEITSLOGIK DER CYBERDOMÄNE
 
        Matthias Schulze
 
        Sicherheitspolitik ist nie statisch, da sich Bedrohungen, Akteure, Technologien, aber auch die Parameter der Umwelt stets verändern. Nationale Sicherheitsstrategien müssen für eine größtmögliche Übereinstimmung zwischen staatlichem Handeln und den Bedingungen der Umwelt sorgen. Eine Nichtübereinstimmung kann fatale Folgen haben. Beispiele für veränderte Sicherheitsparameter sind die Erfindung des Maschinengewehrs und des Stacheldrahts im 19. Jahrhundert. Bevor diese Technologien erfunden wurden, herrschte in vielen Streitkräften ein impliziter „Kult der Offensive“, eine Strategie, die auf Initiative und Angriffe setzte. Noch in den Napoleonischen Kriegen zu Beginn des 19. Jahrhunderts galt, dass Schlachten durch koordinierte Manöver angreifender Soldatenmassen, auch unter Einsatz der Kavallerie, zu gewinnen seien.01 Irgendwann kollidierte diese Annahme mit der veränderten technologischen Realität, dass ein Anstürmen auf Artillerie- und Maschinengewehrbefestigungen zu katastrophalen Verlusten führt. Die Parameter der strategischen Umwelt hatten sich durch Technologien von der Offensive zugunsten der Defensive verändert.02
 
        Die Erfindung von Nuklearwaffen und Interkontinentalraketen veränderte die strategische Umwelt erneut. Gegen diese Waffen gab und gibt es keine sinnvollen Verteidigungsmöglichkeiten. Die Defensive war auf einmal wieder im Nachteil, und die Offensive, in Form von Erstschlägen, hatte zumindest theoretische Vorteile. Die Sicherheitsstrategie der Abschreckung durch die Androhung von Vergeltung (deterrence by punishment) kompensierte diese Lücke, indem sie eine Pattsituation des Gleichgewichts des Schreckens entstehen ließ, welche die Offensivvorteile neutralisierte.
 
        Für die Cybertheoretiker Michael P. Fischerkeller, Emily O. Goldman und Richard J. Harknett stellen das Internet und der globale Cyber- und Informationsraum eine völlig neue strategische Umwelt zwischenstaatlicher Machtausübung dar, in der die alten Paradigmen der konventionellen und nuklearen Domäne nicht mehr gelten.03 Die Charakteristika des Cyberspace erfordern ein neues strategisches Denken.
 
        CYBERKONFLIKTE
 
        Auseinandersetzungen im Cyberspace haben nur wenig mit den Merkmalen klassischer Kriege zu tun. Das Gros der Aktivität von Cyberoperationen lässt sich dem Bereich Cyberkriminalität zuordnen. Hierbei ist das Ziel nicht, einen Gegner militärisch niederzuringen, sondern Geld zu verdienen, etwa durch Erpressung mit Ransomware oder Phishing von Zugangsdaten. Eine Subkategorie von Cyberkriminalität ist Hacktivismus, der sich insbesondere im Kontext des russischen Angriffskrieges gegen die Ukraine zeigt: Aktivisten nutzen temporär störende DDoS-Angriffe (Distributed Denial of Service), um Dienste und Webserver zum Beispiel für das Onlinebanking zeitlich begrenzt lahmzulegen. Die Effekte sind meist reversibel und somit relativ geringfügig.04 Auch Staaten nutzen die Strategien der Cyberkriminalität. Nordkorea ist bekannt dafür, im staatlichen Auftrag alles zu hacken, womit sich im Internet Geld verdienen lässt, um den Staatshaushalt zur Finanzierung des eigenen Nuklearprogramms aufzubessern.05
 
        Daneben ist Cyberspionage mit politischen oder wirtschaftlichen Zielen eines der häufigsten Phänomene im Cyberspace. Durch den systematischen Diebstahl geistigen Eigentums mittels Cyberkampagnen, also mehrere aufeinander aufbauende Cyberoperationen etwa gegen zentrale Unternehmen eines Wirtschaftszweiges, können Staaten ihre Machtressourcen vergrößern. Chinesische Akteure betreiben sehr intensiv Cyberspionage in Sektoren, in denen China bis 2025 weltweit führend oder von westlichen Technologien unabhängig sein will, darunter Künstliche Intelligenz, autonomes Fahren, Luftfahrt, Fotovoltaik, Halbleitertechnologie und vieles mehr. Exemplarisch sind Spionageoperationen gegen Unternehmen wie Solarworld, deren Solarpanel-Technologie gestohlen und kurz darauf in chinesischen Produkten auftauchte. Dies drängte Solarworld aufgrund günstigerer Preise aus dem Markt.06 China ist heute Weltmarktführer in der Produktion von Solarpanels und kann dies als Machtmittel gegenüber dem Westen einsetzen.07 Hier zeigt sich wie durch Cyberoperationen strategische Gewinne erzielt und Machtbalancen verschoben werden können.
 
        In den vergangenen Jahren zeigte sich zudem, dass der Cyber- und Informationsraum eine geeignete Domäne für Subversionskampagnen ist, die darauf abzielen, das politische System in anderen Ländern zu beeinflussen. Diese Strategie, die Teil der hybriden Kriegsführung ist, wird etwa von Russland eingesetzt. Ein Beispiel dafür ist die Beeinflussung der US-Wahlen 2016 durch eine „Hack and Leak“-Operation, bei der interne E-Mails der US-Demokraten veröffentlicht wurden, um diesen zu schaden.08 Insbesondere autoritäre Staaten machen sich Tools zur Manipulation von Internetinhalten zur Konsolidierung ihrer Macht zunutze.09
 
        Statistisch gesehen sind Cyberkriminalität, Hacktivismus, politische und wirtschaftliche Spionage sowie Informationsoperationen die häufigsten Anwendungsfelder von Cyberoperationen.10 Militärische Cyberoperationen, die etwa darauf abzielen, Zielgeräte zu hacken und zu zerstören, kommen zwar vor, sind aber selten. Prominent zu nennen sind die Operationen Stuxnet, Industroyer und Industroyer2 sowie der Viasat-Hack im Kontext der russischen Invasion 2022.11 Hierbei wurden tatsächlich physische Effekte hervorgerufen und Computer-Hardware beziehungsweise im Falle Stuxnets und Industroyer auch industrielle Steuerungsanlagen sabotiert und beschädigt.12 Dennoch ist der empirische Befund relativ deutlich: Die große Mehrzahl aller Cyberoperationen entspricht nicht der Logik militärischer Gewalt- und Zwangsausübung und ist deshalb völkerrechtlich nicht als Einsatz von Waffengewalt zu klassifizieren.13 Aufgrund dieses Befundes sieht die Cyberkonfliktforschung die Domäne weniger als eine der militärischen Gewaltaustragung, auch wenn Cyberoperationen in Kombination mit konventioneller Waffengewalt etwa in Kriegen eingesetzt werden (können). Die Metapher des Cyberkrieges ist insofern irreführend, als sie Parameter der strategischen Umwelt des Cyberspace fehlerhaft charakterisiert.
 
        CHARAKTERISTIKA DER CYBERDOMÄNE
 
        Für die Cybertheoretiker Fischerkeller, Goldman und Harknett ist die strategische Umwelt des Cyberspace wie folgt gekennzeichnet: die Summe aller durch Netzwerke verbundenen Hard- und Software, die von Menschen gemacht und daher veränderbar sind.14 Das heißt, die Akteure können und müssen die Bedingungen ihrer Sicherheit weitgehend selbst gestalten, indem sie ihre Hard- und Software modifizieren. Dazu gehören die Installation von Schutztechnologien für Netzwerke, die Schließung von Sicherheitslücken oder die Etablierung neuer organisatorischer Policies wie User-Rechtemanagement und Backupstrategien.
 
        Die zentrale Dynamik von Konflikten im Cyberspace ist die Ausnutzung (exploitation) von Sicherheitslücken und der Versuch, diese zu schließen beziehungsweise zu verkleinern: Die Angreifer versuchen unbefugt in Systeme einzudringen und deren Vertraulichkeit, Integrität oder Verfügbarkeit zu beeinträchtigen. Die Netzwerkverteidiger versuchen hingegen, dies durch Modifikation des Terrains, also der eigenen Netzwerk- und Softwareinfrastruktur, zu vereiteln. Aufgrund dieser Dynamik ist der Cyberspace auf der Makroebene resilient – es ist schwierig, das gesamte Internet auf einmal abzuschalten – und gleichzeitig auf der Mikroebene verwundbar, da jedes einzelne System mit genügend Aufwand gehackt werden kann und nie hundertprozentig sicher ist.
 
        Die Eintrittsbarrieren für Cyberoperationen sind niedrig: Anders als in der nuklearen Domäne können auch nicht-staatliche Akteure mit geringerem Aufwand zur Bedrohung werden und Staaten herausfordern, und das von überall auf der Welt.15 Die grenzüberschreitende Natur führt dazu, dass der Kontakt zwischen Antagonisten, etwa staatlichen Rivalen oder Bedrohungsakteuren, permanent stattfindet und nicht etwa nur episodisch, wie im Falle von konventionellen Kriegen.
 
        Die sogenannte Cyber-Persistenz-Theorie geht davon aus, dass die Kombination von Vernetzung und konstantem Kontakt mit dem Gegner sowie die Strukturmerkmale – wie Makro-Resilienz und Mikro-Verwundbarkeit – die Grundlage für eine bestimmte Handlungslogik bilden: Staaten und nicht-staatliche Akteure versuchen ständig, die Initiative zu ergreifen, um nicht ins Hintertreffen zu geraten – das sprichwörtliche Katz- und Maus- Spiel zwischen immer neuen Angriffstechniken und Abwehrtechnologien. So erklären sich die Autoren die Zunahme von Cyberaktivitäten am unteren bis mittleren Ende des Konfliktspektrums, also Cyberkriminalität, Subversion und Spionage.16 Gleichzeitig erklärt sich damit auch das weitgehende Ausbleiben zerstörerischer, militärischer Cyberangriffe: Eine kumulative Strategie vieler kleiner, niedrigschwelliger Cyberoperationen ist langfristig gewinnbringender als große Cyberoperationen mit destruktiven Effekten, die nur einmal wirken.17
 
        Als eine der ersten umfassenden Theorien zur Erklärung von Cyberkonflikten hat die Cyber-Persistenz-Theorie natürlich auch einige Schwachpunkte. Sie fokussiert stark auf strukturelle Merkmale und staatliches Handeln, ähnlich wie der Realismus als Theorie in den internationalen Beziehungen, an dem sie sich orientiert. Die Motive und Interessen nicht-staatlicher Akteure bleiben weitgehend unterbelichtet. Sie ist stark von rationalistischen Annahmen wie Kosten und Nutzen geprägt. Andere Faktoren, die das Verhalten von Akteuren erklären, wie Ideen, Normen und Rechte, bleiben unterbelichtet.
 
        GEFAHRENABWEHR
 
        Die Cyber-Persistenz-Theorie ist auch für Deutschlands nationale Sicherheitsstrategie interessant. Die erste Lehre ist: Sicherheit im Cyberspace lässt sich nur global herstellen – der Fokus auf eine rein nationale (Cyber-)Sicherheitsstrategie greift also zu kurz. Alle Beteiligten im global vernetzten Raum müssen die Bedingungen ihrer Sicherheit verbessern, damit es für jeden sicherer wird. Die Dynamik gleicht dem Problem des Klimawandels: Alle müssen ihre schädlichen Emissionen, in Form von digitalen Verwundbarkeiten und Schwachstellen, reduzieren, damit die Umwelt für alle sicherer wird.
 
        Problematisch ist auch die unkritische Übertragung von Sicherheitskonzepten aus der nuklearen oder konventionellen Domäne auf den Cyberspace. Dazu gehört die Vorstellung, Cyberoperationen primär als Mittel militärischer Gewalt zu verstehen, mit dem der eigene politische Wille einem Gegner aufgezwungen werden kann. Das ist nach dem preußischen Generalmajor und Militärtheoretiker Carl von Clausewitz das primäre Ziel des (konventionellen) Krieges: den gegnerischen Willen mit Waffengewalt und Zwang zu brechen.18 Das gesamte völkerrechtliche Instrumentarium und auch das Grundgesetz basieren auf der Annahme, militärische Gewalt begrenzen zu wollen. Deswegen gibt es eine klare, rechtliche Trennung zwischen Krieg und Frieden, ziviler Gefahrenabwehr und militärischer Landes- und Bündnisverteidigung. Dazu gehört auch das Konzept der Aufteilung der Welt in voneinander abgegrenzte Staatsterritorien, über die die Staaten souverän verfügen und äußere Einmischung verhindern wollen.19 All diese (juristischen) Konzepte, die aus der Westfälischen Ordnung seit 1648 entspringen, sind in einem globalen Cyber- und Informationsraum nur wenig hilfreich.20
 
        Die globale Natur des Cyberspace bedeutet, dass eine reine Perimeterlogik, also der Schutz durch Abschottung und Barrieren wie der Grenzschutz im konventionellen Bereich, unzureichend ist. Gleichzeitig liegt in der Interkonnektivität das größte Wertschöpfungspotenzial des Internets, weshalb Abschottung keine sinnvolle Strategie ist. Cyberoperationen können von überall auf der Welt gestartet werden, auch vom eigenen Land aus. Sie können eine nationale Perimeterverteidigung umgehen, etwa durch VPN-Tunnel. Ein Grenzschutzparadigma reicht daher nicht aus. Sicherheit muss überall im Innern der Gesellschaft stattfinden.
 
        Zudem ist die Dichotomie zwischen Krieg und Frieden wenig hilfreich, da Cyberoperationen weder Krieg noch Frieden sind. Der Politikwissenschaftler Lucas Kello prägte hierfür den Begriff „Unfrieden“.21 Westliche Demokratien, die sich an das Völkerrecht gebunden fühlen, können daher nicht angemessen auf Cyberoperationen reagieren, da Ausnahmen vom Gewaltverbot wie das Recht auf Selbstverteidigung bei den meisten Cyberoperationen nicht greifen. Militärische Cybergegenschläge sind nur zulässig, wenn der initiale Angriff in Umfang und Wirkung einem bewaffneten Angriff gleichkommt.22 Dies gilt auch für Cyberoperationen der Bundeswehr zur Landes- oder Bündnisverteidigung, die erst in einem Szenario des Verteidigungsfalls gestartet werden könnten – dies wäre beim Großteil der angesprochenen Bedrohungen – Spionage, Cyberkriminalität und Subversion – nicht der Fall.23
 
        Zudem zeigt sich, dass die Reaktion mit nicht-militärischen Mitteln, etwa in Form von Wirtschaftssanktionen, Einreisebeschränkungen und Kontensperrungen, kaum dazu führen, dass russische, chinesische oder nordkoreanische Angreifer von ihren Operationen ablassen.24 Ähnliches gilt für westliche Bemühungen, unverbindliche Normen für staatliches Verhalten im Cyberspace zu etablieren, etwa eine normative Ächtung von Angriffen auf kritische Infrastrukturen.25 Diese haben in den vergangenen Jahren trotz bestehender Normen eher zu- als abgenommen. Laut Goldman, Harknett und Fischerkeller ist das auch kein Wunder: Die mit Cyberoperationen angestrebten strategischen Gewinne sind weitaus höher als der wirtschaftliche Schaden, der durch kleinere Sanktionen oder moralische Ächtung entsteht – zumal Nordkorea bereits so hoch sanktioniert ist, wie kaum ein anderes Land. Für den Politikwissenschaftler Tobias Liebetrau erzeugt dieser Umstand der ineffektiven Reaktionswerkzeuge eine strategische Lücke für westliche Staaten. Im gegenwärtigen völkerrechtlichen Rahmen sind Cybersanktionen das schärfste Schwert, das man ziehen kann, ohne in eine Kriegssituation eskalieren zu wollen. Dennoch zeigt sich, dass sie kaum wirken. Die nächsthöhere Reaktionsstufe wäre die Ausrufung des Verteidigungsfalles analog zu Artikel 5 der NATO, der auch militärische Gegenreaktionen – einschließlich Cyberoperationen durch die NATO – ermöglichen würde.26 Cyberoperationen unterhalb der rechtlich notwendigen Gewaltschwelle erlauben die Ausrufung des Verteidigungsfalles jedoch nicht. Zudem hätte die Ausrufung auch konventionelles Eskalationspotenzial, weshalb die meisten Staaten davor zurückschrecken dürften.27 Insofern gibt es derzeit kaum wirksame Strategien, das Kosten-Nutzen-Kalkül von Angreifern zu beeinflussen.
 
        TRUGSCHLÜSSE
 
        Die hohe operative Geschwindigkeit und der ständige Kontakt mit Gegnern erfordern permanente Investitionen in die IT-Sicherheit sowie proaktives Handeln und Antizipieren der nächsten Schritte der Angreifer. Laut dem Oberbefehlshaber des United States Cyber Command (USCYBERCOM), Paul Nakasone, sind rein reaktive Strategien zum Scheitern verurteilt.28 Eine einzelne Reaktion auf lediglich besonders schwerwiegende Cybervorfälle, analog zur militärischen Gewaltanwendung, reicht in einem Kontext kumulativer, niedrigschwelliger Cyberkampagnen nicht aus. Deshalb greift auch die Idee zu kurz, einzelne, besonders schwerwiegende Cyberangriffe durch Hackbacks zu stoppen, also durch das Ausschalten gegnerischer Angriffsinfrastruktur mithilfe eigener Cyberoperationen.29 Es gibt nur wenige plausible Szenarien, bei denen so etwas taktisch sinnvoll wäre. Selbst wenn die Operation gelingen sollte, stellt sich die Frage, wie nachhaltig das Deaktivieren gegnerischer Angriffsinfrastruktur ist. Angriffsinfrastruktur ist aufgrund der geringen Einstiegskosten günstig, und resiliente Angreifer können diese bei Verlust schnell auswechseln. Mittlerweile existiert ein komplexes Untergrundökosystem für Cyberkriminelle, in dem alle Bestandteile für Cyberoperationen günstig und anonym erworben werden können.30 Die Vorzüge von Hackbacks sind also extrem kurzlebig und rein taktischer Natur, nicht aber strategisch nachhaltig. Für Goldman, Harknett und Fischerkeller ist auch dies aus Sicht der Angreifer nicht verwunderlich: Die Einstiegskosten sind gering, verwundbare Systeme vielfältig verfügbar, und permanentes Agieren und Ergreifen der Initiative führen zu Gewinnen.
 
        Ein zweiter Trugschluss ist die Übertragung des Abschreckungsparadigmas auf den Bereich „Cyber“. Die Idee der Abschreckung durch Androhung von Vergeltung stammt aus der nuklearen Domäne, wo diese Androhung glaubhaft mit katastrophalen Folgen verbunden ist. In der Cyberdomäne ist diese Glaubwürdigkeit sehr schwer zu erreichen, da Cyberoperationen auf Geheimhaltung angewiesen sind, um erfolgreich zu sein.31 Statt einiger Atommächte gibt es Dutzende von Staaten mit Cyberfähigkeiten und eine unüberschaubare Zahl nicht-staatlicher Akteure, deren Identität oft unklar ist. Da Abschreckung auf die Entscheidungsfindung eines Akteurs und seine Interessen zugeschnitten sein muss, um wirksam zu sein, ist unklar, wie dies in der multipolaren Welt des Cyberspace erreicht werden kann. Oft weiß man gar nicht, wer der Angreifer ist, den man abschrecken will.32 Neben diesen praktischen Schwierigkeiten gibt es strategische Probleme: Es ist unwahrscheinlich, dass mit Androhung einer Cyberoperation das strategische Verhalten von Gegnern manipuliert werden kann. Goldman, Hartnett und Fischerkeller argumentieren, dass die Chance auf eine Belohnung und nicht die Angst vor Vergeltung der Hauptanreiz für Staaten ist, sich an Cyberoperationen zu beteiligen. Das bedeutet, dass sie dieses Verhalten nicht aufgeben werden, solange Gewinnanreize existieren.
 
        Deshalb ist für USCYBERCOM die Strategie eine andere: Es geht nicht um das Deaktivieren gegnerischer Angriffsinfrastruktur mittels eigener, disruptiver Cyberoperationen, sondern darum, vom Angreifer zu lernen. Die Idee ist, Angreifer in ihrer eigenen Angriffsinfrastruktur oder beim threat hunting in Opfernetzwerken zu beobachten und die dort gesammelten Informationen über ihr Verhalten und ihre Pläne für die Verteidigung zu nutzen. Dieses Wissen wird gesammelt, um eigene Verteidigungssysteme proaktiv darauf einzustellen.
 
        CYBERRESILIENZ
 
        In der IT-Sicherheit fand in den vergangenen Jahren ein Paradigmenwechsel statt, der der Strukturbeschreibung der Cyber-Persistenz-Theorie Rechnung trägt. Statt wie in der konventionellen Domäne geht es nicht mehr nur darum, Angreifer durch erfolgreiche Verteidigung am Betreten des eigenen Territoriums zu hindern. Moderne Strategien sind von der folgenden Annahme gekennzeichnet: Gehe davon aus, dass deine Verteidigung bereits versagt hat und ein Angreifer bereits in deinem Netzwerk aktiv ist.33 Es reicht also nicht, wie in der konventionellen Domäne, sich allein auf Verteidigung zu konzentrieren. Das Ziel muss Cyberresilienz sein. Resilienz beschreibt die schnelle Wiederanlauffähigkeit nach einem erfolgreichen Cybervorfall.34 Sie greift also dann, wenn die Verteidigung bereits versagt hat und wirkt ergänzend zu dieser.
 
        Resilienzstrategien sind nicht neu: Viele Maßnahmen des analogen Katastrophenschutzes im Kalten Krieg, etwa das Anlegen strategischer Vorräte oder das Zurückhalten analoger Kommunikationssysteme für den Fall eines Stromausfalls, basieren auf dem Resilienzgedanken. Aus dem Paradigma ergeben sich unter anderem vier Trends: Erstens müssen die Verteidiger Ressourcen, Strukturen und Prozesse definieren, um erfolgreiche Cyberangriffe auf ihre Infrastruktur zu bewältigen. Das heißt, sie müssen Pläne für die Wiederherstellung der Infrastruktur erstellen und sogenanntes Incident Response üben. Es geht also darum, den Worst Case zu planen, um im Ernstfall vorbereitet zu sein. Dies ist ein kontinuierlicher Prozess, der immer wieder überdacht und erweitert werden muss, um sich an neue Angriffsmethoden anzupassen. Für Betreiber kritischer Infrastrukturen ist dies in Deutschland bereits verpflichtend, eine Ausweitung auf weitere Sektoren wäre sinnvoll.
 
        Zweitens gibt es seit einigen Jahren den technischen Trend der Zero-Trust-Architektur. Zero Trust geht davon aus, dass es aufgrund der Mischung von Cloud- und Vor-Ort-Infrastruktur keine klassischen Netzwerkgrenzen mehr gibt und somit keinem Element in der eigenen Infrastruktur vollständig vertraut werden kann. Nutzerinnen und Nutzer müssen sich also permanent authentifizieren, und Geräte müssen permanent hinsichtlich ihres Verhaltens und ihrer Privilegien geprüft werden. Im November 2022 verkündete das US-Verteidigungsministerium eine Zero-Trust-Strategie35, die eine Umstellung aller internen Systeme auf diese Architektur vorsieht. Für sensible Regierungsnetzwerke ist dieser Ansatz sinnvoll, wenngleich ein komplexes Unterfangen.
 
        Drittens müssen die Verteidiger ständig die Bedingungen ihrer eigenen Sicherheit gestalten, indem sie die Parameter ihres eigenen Terrains verändern und updaten. Ziel muss es sein, Angreifern die erfolgreiche Ausnutzung von Schwachstellen zu verwehren. Dazu gehören das schnelle Einspielen von Sicherheitsupdates für Soft- und Hardware sowie die Etablierung von Prozessen zur Erkennung und Behebung von Sicherheitslücken. Da viele Sicherheitslücken außerhalb der Kontrolle von Endkunden liegen, etwa bei Netzwerkdienstleistern, gilt hier für die Hersteller von Software, dass diese sogenannte Coordinated Vulnerability Disclosure Policies etablieren sollten.36 Dies ist ein Prozess, bei dem Schwachstellenforscher legal Sicherheitslücken an die Hersteller melden können, und diese sich dazu verpflichten, die Lücken zu schließen und gegebenenfalls Belohnungen auszuzahlen, sogenannte Bug Bounties. Dadurch können schwerwiegende, unbekannte Sicherheitslücken schneller gefunden und geschlossen werden, bevor sie von Angreifern ausgenutzt werden können. Staaten wie die Niederlande, Belgien, Litauen und Frankreich haben solche Policies bereits etabliert.
 
        Viertens ist es wichtig, die nächsten Schritte der Angreifer zu antizipieren, um Abwehrstrategien schnell anpassen zu können. Spätestens seit dem Krieg in der Ukraine zeigt sich der Mehrwert von Threat Intelligence, also Informationen über das Verhalten von Angreifern, ihre Motive, Tools, Techniken und Vorgehensweisen.37 Dieses Wissen ermöglicht es den Verteidigern, voneinander zu lernen. Da komplexe, fortgeschrittene Angreifer in der Regel mehrere Ziele gleichzeitig attackieren und eben auf kumulative Operationen setzen, helfen die Informationen allen potenziellen Opfern dieser Kampagne. Diese müssen aber rasch von einem Unternehmen zu allen anderen vergleichbaren Organisationen gelangen, die vielleicht ebenfalls von der gleichen Kampagne betroffen sind. Idealerweise geschieht dies in Echtzeit, etwa durch automatisierte Bedrohungsfeeds, die direkt live in die Verteidigungssysteme eingebettet sind. Eine erweiterte Form dieses Threat Intelligence Sharing ist das sogenannte Threat Hunting: Im Kontext des Ukrainekrieges entsandten die Europäische Union und USCYBERCOM Netzwerkverteidiger in die Ukraine, um in Netzwerken potenzieller Opfer gezielt nach der Präsenz von Bedrohungsakteuren zu suchen und die daraus generierten Informationen mit anderen Stellen zu teilen.38 Threat Hunting soll die Vorteile von Angreifern reduzieren. Allerdings ist es eine rein taktische Maßnahme und wird nicht dazu führen, dass Angreifer ihre Motivationen ändern. Aber es macht Cyberoperationen schwieriger, erhöht somit die Friktion und führt bisweilen zur Minderung der Gewinne. Damit all dies hierzulande wirken kann, braucht es aber den Abbau von Barrieren und Informationssilos sowie die Reduktion des Behörden- und Zuständigkeitswirrwars des deutschen Föderalismus in der Cybersicherheit. Lange behördliche Genehmigungsketten und der schleppende Austausch über die sinnbildlichen Faxgeräte der deutschen Verwaltung sind zu langsam. Im weiteren Sinne gilt das natürlich auch für die EU: Eine nationalstaatliche Logik reicht nicht aus, im Idealfall gibt es ein EU-weites Threat Intelligence Sharing in Echtzeit.
 
        Fünftens wird für all diese Elemente Personal benötigt. Gegenwärtig herrscht in Deutschland jedoch ein IT-Fachkräftemangel.39 Dies gilt insbesondere für die öffentliche Verwaltung. Knappes Angebot führt zu steigenden Preisen und Löhnen für qualifiziertes Personal und in der Summe dazu, dass IT-Sicherheit immer noch recht teuer ist. Gleichzeitig wird es aufgrund der geringen Einstiegskosten und das arbeitsteilige Untergrundökosystem immer billiger für Angreifer, komplexe Angriffe zu starten. Solange die Defensive teuer und Offensive billig ist, wird sich das Katz- und Maus-Spiel nicht zugunsten der Defensive verändern. Die Maßnahmen, die getroffen werden können, sind seit Jahren bekannt und werden von anderen Ländern wie Israel oder Estland vorgelebt.40 Dazu gehören verpflichtende Programmierkenntnisse und Informatikunterricht an Schulen, einschließlich der Vermittlung von digitaler Medienkompetenz und IT-Sicherheitshygiene. Und letztlich müssen die Hürden für die Anwerbung ausländischer Fachkräfte gesenkt werden, und es muss ein Paradigmenwechsel in der Rekrutierung stattfinden: weg von der deutschen Fixierung auf Hochschulabschlüsse und Zertifikate, hin zu einer breiteren Anerkennung alternativer Karrierewege – schließlich sind viele gute Hackerinnen und Hacker Studienabbrecherinnen und Autodidakten.41
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        KLEINE GESCHICHTE DER HACKERKULTUR
 
        Von der Modelleisenbahn zur Ideologie radikaler Transparenz
 
        Christian Stöcker
 
        Der US-amerikanische Journalist Steven Levy führt den Ursprung des Begriffs „Hacker“ auf einen besonderen Ort Ende der 1950er Jahre zurück: den Modelleisenbahnclub der Eliteuniversität Massachusetts Institute of Technology (MIT) in Boston. In seinem Buch „Hackers“ beschreibt er 1984 das zentrale Merkmal dieses Orts:01 „Sie füllte den Raum fast vollständig aus, und wenn man in dem kleinen Kontrollbereich stand, der ‚Die Mulde‘ genannt wurde, sah man eine kleine Stadt, ein kleines Industriegebiet, eine winzige funktionierende Straßenbahn, einen Berg aus Pappmaché und natürlich jede Menge Züge und Gleise.“ Für diese Schauseite der Modelleisenbahn des Tech Model Railroad Club (TMRC) waren junge Männer zuständig – es scheinen tatsächlich ausschließlich Männer gewesen zu sein –, die sich für Züge und Loks interessierten und die eine möglichst hübsche, realistische Miniaturlandschaft erschaffen wollten.
 
        Diejenigen, die sich selbst später „Hacker“ nennen sollten, gehörten zum sogenannten Signals and Power Subcommittee. Sie fanden die Unterseite der Plattform viel interessanter: „Unterhalb befand sich ein ungleich größeres Netzwerk von Drähten, Relais und Kreuzschienenschaltern“, mit einem „verzweigten Gewirr aus roten, blauen und gelben Drähten, verzwirbelt und verdreht wie eine regenbogenfarbige Explosion von Einsteins Haar“.
 
        Viele der elektronischen Bauteile, die dafür sorgten, dass die Züge sich von oben steuern ließen, waren Geschenke der lokalen Telefongesellschaft. Die Mitglieder des Subcommittee interessierten sich vor allem dafür, wie dieses bemerkenswert komplexe Netz aus Kabeln, Schaltern und Relais funktionierte, wie es sich verfeinern und verbessern ließ. „Sie waren lebenslange Jünger des Imperativs der Praxis“, wie Levy es formuliert.
 
        HACKEN UND PROGRAMMIEREN
 
        Der Begriff „Hack“ war Teil einer Kunstsprache, die sich die Bastler zugelegt hatten. Ein Hack war, so Levy, „ein Projekt oder ein Produkt, das nicht nur um eines konstruktiven Ziels willen in Angriff genommen wurde, sondern aufgrund einer wilden Lust am Machen“. Ein echter Hack musste „von Innovation, Stil und technischem Können durchdrungen sein“. Elaborierte Streiche, die zum Campusleben des MIT dazu gehörten, seien zwar schon vorher „Hack“ genannt worden, „aber wenn die Leute vom TMRC das Wort benutzen, schwang dabei echter Respekt mit“. Bald nannten sich die aktivsten Bastler an der Unterseite der Modelleisenbahn selbst „Hacker“. Einer von ihnen schrieb darüber sogar ein Gedicht, eine Ode an die „schmutzigen, haarigen, wuchernden Hacks der Jugend“. Der Autor dieses Gedichts heißt Peter Samson, und er ging als einer der ersten in die Geschichte ein, die den Begriff „Hacker“ Ende der 1950er Jahre mit einer damals neuen Technologie verknüpften: digitalen Computern.
 
        Am MIT gab es zu dieser Zeit einen raumgroßen, frühen IBM-Computer mit der Typbezeichnung 704. Ein Gerät, das von ausgewähltem Personal mit Lochkarten gefüttert wurde. Steven Levy nennt die Männer, denen es gestattet war, das Gerät anzufassen, „Priesterkaste“. Die röhrenbasierten Großrechner dieser Zeit wurden für Rüstungs- oder Forschungsprojekte eingesetzt. Rechenzeit war teuer und kostbar. Es war ein unerhörter Gedanke, Computer anders als für die vorgesehenen Zwecke einzusetzen.
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        Ab 1959 unterrichtete ein Mann, dessen Name heute in Büchern über die Geschichte des Computers verlässlich auftaucht, das Programmieren. John McCarthy war Mathematiker und gehörte zu einer Gruppe, die in den 1950er Jahren mit Algol (kurz für algorithmic language) eine der ersten Programmiersprachen entwickelt hatte.02 McCarthy vertrat die damals ungewöhnliche Position, dass Computer mehr als reine Werkzeuge sein könnten, ja, dass etwas wie eine Computerwissenschaft möglich und nötig sein könnte. Die akademischen Disziplinen wie computer science oder Informatik existierten damals noch nicht.
 
        ERSTER SCHACHCOMPUTER
 
        In McCarthy fanden die frühen Hacker am MIT einen Mentor. Er war, wie sein Kollege Marvin Minsky, der Meinung, dass es eines Tages „künstliche Intelligenz“ geben werde, eine damals geradezu lächerliche Position. McCarthy nutzte den IBM 704 des MIT unter anderem, um ein Programm zu schreiben, das Schach spielen sollte. Peter Samson, Alan Kotok und andere Mitglieder des TMRC übernahmen die Arbeit an dem Mammutprojekt, als McCarthy mehr und mehr seiner Zeit der Entwicklung der Programmiersprache Lisp widmete. Das verschaffte den Männern, die sich selbst Hacker nannten, zumindest mittelbaren Zugang zum IBM 704 und seinem Nachfolger, dem Modell 7090.
 
        Die Situation änderte sich, als ein Militärlabor dem MIT einen Rechner namens TX-0 stiftete. Für die Hacker des TMRC war dies der Moment, auf den sie gewartet hatten: Endlich gab es einen Computer am Institut, den sie selbst bedienen durften. Die 24 Stunden, die der Rechner jeden Tag lief, wurden stundenweise unter den Interessenten aufgeteilt. Die Hacker verbrachten deshalb oft die Nächte dort, angetrieben von sehr viel Coca-Cola, und manchmal nur in der Hoffnung, dass jemand, der eine Stunde Rechenzeit von drei bis vier Uhr morgens gebucht hatte, nicht auftauchen würde. „Die Atmosphäre war 1959 locker genug, auch die Streuner aufzunehmen“, so Levy, „wissenschaftsverrückte Leute, deren Neugier wie Hunger brannte“.
 
        Die TMRC-Hacker nahmen sogar einen Schuljungen namens Peter Deutsch in ihre Reihen auf, den zwölfjährigen Sohn eines MIT-Physikprofessors. Der Junge war mathematisch begabt, neugierig, besserwisserisch und sehr talentiert im Umgang mit Computern, also war sein Alter den Hackern im Bachelor-Studium egal. Die promovierten Wissenschaftler, die sonst dort arbeiteten, fanden ihn nur lästig. Später entwickelte Deutsch eigene Programmiersprachen und Betriebssysteme, arbeitete für Xerox PARC und Sun Microsystems und gründete ein Softwareunternehmen.
 
        Die ersten Hacker nahmen sich Projekte vor, die sich durch ihre Kühnheit und technische Eleganz auszeichneten, nicht unbedingt durch ihre Nützlichkeit. Peter Samson brachte der Maschine bei, in monoton fiependen Sinustönen Bach-Melodien zu spielen. Er kann damit auch als einer der Erfinder der digitalen Musik gelten. Später entwickelte er einen der ersten Synthesizer. Ein größeres Publikum konnte man mit einem Sinustöne pfeifenden Drei-Millionen-Dollar-Computer nicht beeindrucken, aber das spielte keine Rolle. Samson hatte der Maschine etwas Neues beigebracht und damit bewiesen, dass ein Computer mit nichts als Nullen und Einsen praktisch alles ver- und bearbeiten konnte, „ob eine Bach-Fuge oder ein Flugabwehrsystem“, so Levy. Das heutige Verständnis des Begriffs Digitalisierung war geboren.
 
        Damals entstand auch das Konzept des Personal Computer: „Als Produkt gab es den Personal Computer erst in den 1970er Jahren. Anders betrachtet aber ist das, was einen Computer ‚persönlich‘ macht, sein Verhältnis zu denen, die ihn nutzen. Ein Personal Computer steht Einzelpersonen zur Verfügung, um deren persönliche Bedürfnisse zu befriedigen.“03
 
         
          [image: APuZ2579_Fig1.tif] 
          KI-Pionier John McCarthy spielt Schach mit einem IBM 7090-Computer.
 
          © picture alliance/AP
 
        
 
        HACKERETHIK UND DAS ERSTE VIDEOSPIEL
 
        Steven Levy leitete aus seinen vielen Gesprächen mit Leuten wie Samson, Kotok und ihren Nachfolgern sechs Leitprinzipien ab, die er 1984 als „Hackerethik“ zusammenfasste. Sie spiegeln die Erfahrungen der ersten Hacker mit Hochschulbürokratie und akademischer Arroganz, aber auch ihren Schöpfergeist. Die Regeln lauten:
 
         
          	Zugriff auf Computer und alles, was einen etwas über die Welt lehren kann, soll unlimitiert und total sein. Der Imperativ der Praxis gilt immer.
 
          	Alle Information sollte frei zugänglich sein. 
 
          	Misstraue Autorität, setze Dich für Dezentralisierung ein.
 
          	Hacker sollten nur nach ihrer Fähigkeit im Hacken beurteilt werden, nicht nach Scheinkriterien wie Abschlüssen, Alter, Rasse oder Position. 
 
          	Du kannst mit Computern Kunst und Schönheit schaffen.
 
          	Computer können dein Leben zum Besseren verändern.
 
        
 
        1961 kam ein neuerer Rechner hinzu, ein kleineres, deutlich günstigeres Gerät namens PDP-1, hergestellt von der Digital Equipment Corporation. Auf diesem Computer entwickelte ein weiterer MIT-Hacker namens Steve „Slug“ Russell das erste Computerspiel der Geschichte: „Spacewar!“. Darin beschießen sich zwei Raumschiffe auf einer für ganz andere Zwecke gebauten Anzeige mit Torpedos.
 
         
          [image: APuZ2579_Fig2.tif] 
          Dan Edwards und Peter Samson spielen „Spacewar!“ auf einem PDP-1-Computer.
 
          © Computer History Museum
 
        
 
        Russell hatte die Idee und entwarf den ersten Prototypen, dann verfeinerten die anderen Hacker das Spiel immer weiter. Der eine programmierte einen beweglichen Sternenhimmel, der reale Sternbilder zeigte, der andere eine zentrale Sonne mit Gravitationsfeld, die dem Spiel eine ganz neue taktische Dimension verlieh. Ein Dritter ergänzte „Wurmlöcher“, mit deren Hilfe man sein Schiff dreimal pro Runde an einen zufälligen Ort bewegen konnte, um einer drohenden Kollision zu entgehen.
 
        „Spacewar!“ vereinte erstmals viele Elemente dessen, was man heute Hackerkultur nennt: Begeisterung für Science-Fiction – Russell und seine Freunde liebten beispielsweise die Space-Opera-Romane des heute fast vergessenen Autors E.E. Smith; Begeisterung für Computerspiele, Koffein und Nachtaktivität – die Hacker veranstalteten nächtelange „Spacewar!“-Turniere; der Geist der kreativen Kollaboration, und natürlich die Begeisterung für die elegante Zweckentfremdung von Computern – zwei aus der Gruppe bauten mit Teilen aus dem Fundus des Modelleisenbahnclubs die ersten Joysticks der Geschichte.
 
        Am MIT entstand in diesen Tagen auch das Konzept des Computers als „generative Plattform“, das der auf die digitale Welt spezialisierte Jurist Jonathan Zittrain in Harvard Jahrzehnte später formulierte:04 „Generative Plattformen regen Beiträge von allen an, die gerne beitragen möchten. Diese Beiträge kommen zunächst von Amateuren, die sich eher aus Lust und Laune beteiligen und nicht, um davon zu profitieren.“ Die größte generative Plattform der Geschichte ist das Internet.
 
        Wenig später tauchte der Geist des Modelleisenbahnclubs auch an der Westküste der USA auf. John McCarthy eröffnete ein „AI Lab“ an der Universität Stanford, Hacker wie Steve Russell folgten ihm. Auch am MIT ging die Entwicklung weiter, neue Hacker stießen zu der alten Gruppe dazu, neue Rechner wurden angeschafft, neue Spielwiesen entdeckt. Eine davon war das internationale Telefonnetz, das die Hacker mithilfe des PDP-1 im blue box mode erkundeten: Man konnte die Maschine mit dem Netz verbinden und es so manipulieren, dass sie kostenlose Ferngespräche ermöglichte.
 
        Das blue boxing war ab Ende der 1960er Jahre nicht nur in Boston ein beliebter Zeitvertreib unter Hackern und sogenannten Phone Phreaks. Man brauchte dazu auch keine Hochleistungscomputer: MIT-Studierende verkauften Ende der 1960er Jahre bereits kleine Blue Boxes, die Töne erzeugen konnten, mit denen man im US-Telefonnetz eine Fernleitung bekam. Anschließend konnte man mit Tonfolgen der Frequenz 2600 Hertz eine beliebige Nummer „wählen“. Für die Telefongesellschaften sahen die so erschlichenen Verbindungen aus wie kostenlose Ortsgespräche.
 
        Erfunden – oder besser: gefunden – wurde diese Technik von Josef Carl Engressia alias Joybubbles, und zwar schon in den 1950er Jahren. Durch Zufall entdeckte der damals siebenjährige Engressia, dass er sich eine freie Leitung verschaffen konnte, indem er einen Ton in einer bestimmten Tonhöhe – eben 2600 Hertz – in den Hörer pfiff. Ein bekanntes Hacker-Magazin heißt bis heute „2600“. Noch berühmter als Engressia wurde John T. Draper, der sich selbst Captain Crunch nannte. Er kam auf den Namen, nachdem er herausgefunden hatte, dass eine kleine Plastikpfeife, die den gleichnamigen Frühstücksflocken beilag, diesen Ton von 2600 Hertz erzeugen konnte. Zunächst pfiff Draper damit Leitungen frei, später entwickelte er die erste „Blue Box“.
 
        HIPPIES UND HACKER
 
        Zu denen, die an der US-Westküste solche illegalen Blue Boxes bauten und verkauften, gehörten Anfang der 1970er Jahre auch die späteren Gründer von Apple, Steve Jobs und Steve Wozniak. Sie hatten Draper an einem Ort kennengelernt, der für die Geschichte der Hackerkultur eine ebenso große Bedeutung hat wie der Tech Model Railway Club in Boston: Der Homebrew Computer Club, gegründet 1975 in Menlo Park, wo heute die Apple-Zentrale liegt.
 
        Dort trafen sich Elektronikbastler – es waren einmal mehr nur Männer – und Leute, die sich für die ersten Computer interessierten, die zu diesem Zeitpunkt auch für Privatleute erschwinglich waren. Zunächst war das vor allem der Altair 8800, ein Computer, der ab 1974 als Bausatz für sensationelle 397 Dollar verkauft wurde – der Name ist der eines Planeten aus „Star Trek“. Apple-Mitgründer Wozniak schrieb später: „Ohne Computer-Clubs gäbe es vermutlich keine Apple-Computer. Unser Club im Silicon Valley, der Homebrew Computer Club, war einer der ersten seiner Art.“05 Mit einem anderen berühmten Programmierer gerieten die Homebrew-Clubmitglieder in Streit: Der junge Bill Gates hatte in Harvard eine Programmiersprache namens Basic geschrieben, die auf dem Altair 8800 lief. Die Hobbyisten kopierten den Code einfach, ohne zu bezahlen. Gates schrieb ihnen einen wütenden, berühmt gewordenen Brief: „Was Ihr tut, ist Diebstahl.“06 Es ist der erste Konflikt zwischen dem Hacker-Ideal der freien Software und dem Konzept proprietären Codes. Später ging aus der Hackerkultur die „Free and Open Source Software“-Bewegung (FOSS) hervor, deren Erzeugnisse bis heute unter anderem wesentliche Teile der Internetinfrastruktur antreiben.
 
        In Kalifornien traf zu dieser Zeit der Geist der Hippie-Ära auf die kalifornische Variante der Hackerkultur. Der in Stanford lehrende Literatur- und Kommunikationswissenschaftler Fred Turner hat diese Entwicklung in „From Counterculture to Cyberculture“ detailreich nachgezeichnet.07 Die Einflüsse, die im kalifornischen Underground damals zusammenflossen, reichten von den kybernetischen Arbeiten von Mathematikern und Informationstheoretikern wie Norbert Wiener über systemtheoretische Ansätze von Buckminster Fuller und Marshal McLuhan bis hin zu Zen-Buddhismus und Mystizismus.
 
        Akteure wie Steward Brand, der Gründer des „Whole Earth Catalog“ und der Zeitschrift „Co-Evolution Quarterly“ (CQ), betrachteten Computer und Technik generell als logische Erweiterungen ihres Möglichkeitsraums, ganz im Sinne der Hackerethik. „Wie der Whole Earth Catalog diente CQ als Forum für die Diskussion und Integration von Wissenschaft, Technologie, Mystizismus und der richtigen Lebensweise“, schrieb Turner. Technik wurde begriffen als Werkzeug der Selbstermächtigung, der Befreiung. Auf einer beispielhaften Doppelseite des „Whole Earth Catalog“ findet man eine Rezension des Fachmagazins „Electronics“, ein Angebot für das „Radio Amateur’s Handbook“ für Hobbyfunker und eine Besprechung eines Oszilloskops zum Ladenpreis von 735 Dollar („teuer, aber seinen Preis auf jeden Fall wert“). Ein paar Seiten weiter dann Kuppelzelte, Schaufeln und Saatgut für Landkommunarden.
 
        VORLÄUFER DES INTERNETS
 
        In dieser Atmosphäre arbeiteten Jobs und Wozniak zunächst für Atari, eine der ersten Videospielfirmen. Wozniak entwarf unter anderem die Hardware für das Spiel „Breakout“, bei dem mit einem Schläger und einem Ball am oberen Bildrand angeordnete Ziegel nach und nach zerschlagen werden müssen. Der Spielhallenautomat war ein sensationeller Erfolg. Auf der Produktionsstraße von Atari, so ist in Steven L. Kents „Ultimate History of Video Games“ zu lesen, habe es oft nach Marihuana gerochen.08
 
        Stewart Brand, der auch als Fotograf, Journalist und Event-Organisator tätig war, war überzeugt, dass Computer und digitale Technik nicht Militär und Konzernen vorbehalten sein sollten. Später gründete er eines der ersten Online-Foren, das „Whole Earth ’Lectronic Link“, kurz The WELL. Es basierte auf einer Art Vorform des Internets, die aus den Aktivitäten der Hacker und Phone Phreaks entstanden war: elektronische bulletin boards, benannt nach den Korkpinnwänden, die in US-amerikanischen Colleges aushingen.
 
        In ein bulletin board system, kurz BBS, konnte man sich mit einem Computer mithilfe eines Telefons und eines Modems oder Akustikkopplers einwählen. Das erste ging 1978 in Chicago ans Telefonnetz.09 Diese frühen Server erlaubten in der Regel nur eine Verbindung zur gleichen Zeit. Sie enthielten sehr unterschiedliche Inhalte: „Ein Einkaufszentrum hatte vielleicht eine Liste von Läden, Telefonnummern und Kino-Spielpläne. Ein Geschäft Informationen über angebotene Dienstleistungen, Öffnungszeiten, Adresse und so weiter. Angebote für Erwachsene und der Austausch von Pornografie waren ebenfalls gängig.“10
 
        Die Verbindung zwischen Computern und Telefonen brachte schließlich den heutigen Hacker-Archetypen hervor. Im Film „War Games“ von 1983 spielte Matthew Broderick einen Jugendlichen, der eigentlich Zugang zum BBS eines Computerspielherstellers sucht. Versehentlich wählt er sich in den Zentralcomputer der US-Luftabwehr ein und löst fast den dritten Weltkrieg aus. „War Games“ hatte weitreichende Folgen: „Der Film half dabei, das Stereotyp des Hackers als junger Mann zu etablieren, ausgestattet mit beinahe mystischen Fähigkeiten, Computer-Sicherheitssysteme zu umgehen, und dem pathologischen Bedürfnis, an Information auf fremden Computersystemen herumzumachen oder sie zu stehlen. Die neue Hacker-Rolle hatte ihre Wurzeln in der ursprünglichen, am MIT entstandenen Wortbedeutung, doch sie war weit bedrohlicher.“11
 
        „War Games“ inspirierte viele junge Leute, ein weiteres Mal überwiegend Männer, sich selbst am Hacken zu versuchen. Und zwar nicht nur in den USA. Die „weit bedrohlichere“ Bedeutung des Wortes Hacker blieb bis heute bestehen: Auch Cyberkriminelle, Spione und Erpresser, die die Festplatten ihrer Opfer verschlüsseln, werden heute meist Hacker genannt – obwohl ihre Aktivitäten mit der ursprünglichen Bedeutung des Wortes wenig bis nichts zu tun haben.
 
        DEUTSCHE HACKERKULTUR
 
        Anfang der 1980er Jahre waren Heimcomputer wie der ZX Spectrum und der Commodore 64 (C64) erstmals massentauglich. Einmal mehr spielten Computerspiele eine zentrale Rolle. Meist Jugendliche „Cracker“ machten es sich zur Aufgabe, Spiele vom Kopierschutz zu befreien und kostenlos in Umlauf zu bringen.12 Manche stellten dazu sogar transatlantische Telefonverbindungen zu dortigen BBS her. So profitierten auch deutsche Nutzerinnen und Nutzer des C64, einer der meistverkauften Heimcomputer der Geschichte, von der ersten illegalen digitalen Tauschbörse der Geschichte, gewissermaßen ein Vorläufer von Napster – und ein typisches Produkt der Hackerethik, wenn auch weitgehend ohne ideologischen Überbau.
 
         
          [image: APuZ2579_Fig3.tif] 
          Wau Holland vom Chaos Computer Club in Hamburg an seinem Computer, 1984
 
          Quelle: picture-alliance/dpa | Werner Baum
 
        
 
        Auch die kalifornische Hackerkultur im engeren Sinn fand hierzulande schnell Freunde. Der bis heute bekannteste war Herwart „Wau“ Holland-Moritz, einer der Gründer des Chaos Computer Clubs (CCC), der anfangs eine Art deutsche Variante der kalifornischen Clubs sein sollte.13 Holland, der aus der Berliner Sponti-Szene stammte, las „Co-Evolution Quarterly“ und glaubte wie Steward Brand an die befreiende Macht des Rechners – ganz anders als weite Teile der deutschen Linken, die Rechner damals primär als Werkzeuge der technokratischen Unterdrückung betrachteten, Stichwort Rasterfahndung.14 Die grüne Bundestagsfraktion sperrte sich noch in der zweiten Hälfte der 1980er Jahre gegen vernetzte Computer, entgegen der expliziten Empfehlung des CCC.
 
        Holland, der gerne Weizenbier trank, Marihuana rauchte und dann lange Monologe über Politik und Technologie hielt, schrieb einmal: „Die sozialen Bewegungen, die sich vernetzen, rütteln am System.“ Im Zeitalter von Hashtag-Bewegungen wie #MeToo oder #FridaysForFuture wirkt das durchaus prophetisch. Schon vor dem Siegeszug dieser Bewegungen brachte die Hackerethik auf radikale Transparenz ausgerichtete Phänomene hervor – WikiLeaks etwa, gegründet von dem australischen Hacker und selbsternannten Cypherpunk Julian Assange, oder die dezentrale, schwer fassbare Netzbewegung Anonymous.15
 
        Der CCC der frühen 1980er Jahre machte in Deutschland zuerst mit dem sogenannten BTX-Hack von sich reden. Irgendwie kamen die deutschen Hacker an ein Passwort, mit dessen Hilfe und einer eigenen Seite im BTX-Angebot der Deutschen Bundespost sie mehr als 100000 D-Mark auf das Konto des Clubs transferierten. Das Geld gaben sie anschließend zurück: Es sei ihnen nur um eine Demonstration der Unsicherheit des BTX-Systems gegangen. BTX verstieß aus Hollands Sicht klar gegen die Hackerethik: Es gab Terminals für Anbieter und andere für Anwender, die nur „Tasten für ja, nein und kaufen“ aufwiesen, wie ein frühes CCC-Mitglied später spottete. BTX war ein geschlossenes, zentralistisches System, keine generative Plattform im Sinne Jonathan Zittrains. Die zentralistische und bürokratische Bundespost, die nicht nur BTX betrieb, sondern sich auch noch anmaßte, den Betrieb nicht zugelassener Modems strafrechtlich verfolgen zu lassen, war ein Lieblingsfeind des frühen CCC. Sie wurde „der Gilb“ genannt.
 
        Im Dunstkreis des CCC geschahen damals aber auch Dinge, die den anfangs guten Ruf der Hacker in Deutschland zerstörten. 1987 erwischte der US-amerikanische Astrophysiker Clifford Stoll am Lawrence Berkeley National Laboratory in Kalifornien deutsche Hacker dabei, wie sie in dortige Rechnersysteme eindrangen.16 Plötzlich interessierten sich US-Geheimdienste und das Bundeskriminalamt für deutsche Hacker. Schließlich stellte sich heraus, dass eine Vierergruppe aus Hannover nicht nur in US-Rechner eingedrungen war, sondern auch teils so erbeutete, teils im Laden eingekaufte Software und Daten an den KGB verkauft hatte. Die bescheidene Summe von gut 100000 D-Mark, die sie so erlösten, investierten sie in Kokain und neue Rechner.
 
        Einer von ihnen, der an einer Psychose leidende Vollwaise und Verschwörungstheoretiker Karl Koch, sagte später unter großem Druck gegen seine Kumpanen aus und nahm sich im Mai 1989 das Leben. Der Prozess gegen die „KGB-Hacker“ erregte großes öffentliches Interesse und beschädigte das Image des CCC und des Begriffs „Hacker“ in Deutschland nachhaltig.
 
        Wau Holland machte sich lange Vorwürfe, weil er die Entwicklung in Hannover nicht hatte verhindern können. Und das, obwohl er den sechs Regeln von Steven Levy zwei weitere hinzugefügt hatte, die solche Ereignisse hätten verhindern sollen und die das Regelwerk bis heute relevant halten – alle acht sind die Leitsätze des CCC:
 
         
          	Mülle nicht in den Daten anderer Leute. 
 
          	Öffentliche Daten nützen, private Daten schützen.17 
 
        
 
        Im Laufe der 1990er Jahre besserte sich der Ruf des Hackerclubs nach und nach wieder. Eines seiner ersten Mitglieder, der Informatiker und langjährige Club-Sprecher Andy Müller-Maguhn, wurde im Jahr 2000 sogar zu einem der ehrenamtlichen Direktoren der Internet-Adressverwaltungsorganisation ICANN gewählt. Heute ist der CCC eine Organisation, die weltweit für ihren jährlichen Kongress bekannt ist, an dem mittlerweile auch sehr viele Hackerinnen teilnehmen. Gleichzeitig ist er die wichtigste digitale Bürgerrechtsorganisation des Landes. Vertreterinnen und Vertreter des Clubs sagten zum Beispiel im Zusammenhang mit der anlasslosen Vorratsdatenspeicherung von Telefon- und Internetverbindungsdaten vor dem Bundesverfassungsgericht in Karlsruhe als Sachverständige aus. Hackerinnen wie Constanze Kurz und Lilith Wittmann sind wichtige Stimmen im Diskurs über Privatsphäre, Datenschutz und Cybersicherheit. Der CCC ist damit auch so etwas wie ein grobes Äquivalent zur Electronic Frontier Foundation (EFF), der wichtigsten digitalen Bürgerrechtsorganisation der USA.
 
        DIGITALE BÜRGERRECHTE
 
        Die EFF war Anfang der 1990er Jahre als Reaktion auf die Strafverfolgung von Hackern gegründet worden. Der Science-Fiction-Autor Bruce Sterling widmete dieser Zeit ein Buch mit dem Titel „The Hacker Crackdown“.18 Damals fanden in den USA zum Teil bizarre Razzien statt, um vermeintlich kriminellen Hackern – es waren wieder nur Männer – auf die Spur zu kommen. Unter anderem durchsuchte der Secret Service der USA am 1. März 1990 die Büros des Spieleherstellers Steve Jackson Games in Austin, Texas.19 Beschlagnahmt wurden unter anderem Anleitungshefte für ein Rollenspiel namens „Cyberpunk“, das in einer Science-Fiction-Welt spielt, angelehnt an Romane wie die von William Gibson, Autor von „Neuromancer“ (1984), und Bruce Sterling selbst. Die Agenten hielten die Spielanleitungen offenbar für die Handbücher echter Cyberkrimineller.
 
        Die ganze Episode liest sich wie ein Witz von Hackern für Hacker, hat sich aber tatsächlich so zugetragen. In einem anderen Verfahren, in dem es um die illegale Veröffentlichung von für Außenstehende im Grunde wertloser Firmware der Firma Apple ging, tauchte ein extrem unbedarfter FBI-Agent bei einem Nutzer von The WELL namens John Perry Barlow zu Hause auf. Dies veranlasste Barlow, zusammen mit einem Multimillionär die EFF zu gründen, die zunächst als eine Art Verteidigungsfonds für Hacker gedacht war. Der 2018 verstorbene Barlow war eine schillernde Figur: Er arbeitete einerseits als Rinderfarmer und Journalist, andererseits schrieb er Texte für die Band The Grateful Dead, und über die Jahre konsumierte er jede Menge Psychedelika und verbrachte viel Zeit bei The WELL. Zwischenzeitlich kandidierte er für die Republikaner für den Senat. Der zweite EFF-Gründer war der erfolgreiche und sehr wohlhabende Softwareunternehmer Mitch Kapor. Steve Wozniak und John Gilmore von Sun Microsystems steuerten weitere Startfinanzierung bei. Die EFF half tatsächlich Hackern und dem Beifang des „Hacker Crackdown“ vor Gericht – Steve Jackson Games etwa bekam am Ende 50000 Dollar Entschädigung.
 
        Barlow ist auch der Autor der bis heute berühmten „Unabhängigkeitserklärung des Cyberspace“ von 1996, mit der er gewissermaßen die antiautoritäre Hackerethik ins Zeitalter des Internets zu hieven versuchte: „Regierungen der industrialisierten Welt, ihr müden Giganten aus Fleisch und Stahl, ich komme aus dem Cyberspace, der neuen Heimat des Geistes. Im Namen der Zukunft bitte ich euch, die ihr aus der Vergangenheit stammt, uns in Frieden zu lassen. Ihr seid unter uns nicht willkommen. Wo wir uns versammeln, habt ihr keine Macht.“20
 
        Die EFF hat als zivilgesellschaftliche Lobbyorganisation nachweislich dazu beigetragen, dass das Internet bis heute kein rein kommerzieller Raum ist, wie er damals einigen Internetdienstanbietern vorschwebte, sondern eine offene Plattform – eine generative Plattform, wie Jonathan Zittrain schreibt, ganz im Sinne der Hackerethik.
 
         
          CHRISTIAN STÖCKER
ist Professor für Digitale Kommunikation an der Hochschule für Angewandte Wissenschaften Hamburg (HAW).
 
        
 
        ANMERKUNGEN
 
        01 Hier und im Folgenden Steven Levy, Hackers. Heroes of the Computer Revolution, New York 1984. Bei allen folgenden Zitaten aus englischsprachiger Literatur handelt es sich um eigene Übersetzungen.
 
        02 Vgl. Thomas Haigh/Paul E. Ceruzzi, A New History of Modern Computing, Cambridge, MA 2021.
 
        03 Ebd.
 
        04 Jonathan Zittrain, The Future of the Internet and How to Stop It, New Haven 2008.
 
        05 Steve Wozniak, Homebrew And How The Apple Came To Be, www.atariarchives.org/deli/homebrew_and_how_the_apple.php.
 
        06 Vgl. Christian Stöcker, Nerd Attack! Eine Geschichte der digitalen Welt vom C64 bis zu Twitter und Facebook, München 2011.
 
        07 Fred Turner, From Counterculture to Cyberculture: Stewart Brand, the Whole Earth Network, and the Rise of Digital Utopianism, Chicago 2008.
 
        08 Steven L. Kent, The Ultimate History of Video Games: from Pong to Pokémon and Beyond: The Story Behind the Craze that Touched our Lives and Changed the World, Roseville 2001.
 
        09 Vgl. Ward Christensen/Randy Suess, Hobbyist Computerized Bulletin Board, in: Byte Magazine 3/1978, S. 150–158.
 
        10 Haigh/Ceruzzi (Anm. 2).
 
        11 Ebd.
 
        12 Vgl. Stöcker (Anm. 6).
 
        13 Vgl. ebd.
 
        14 Vgl. Daniel Kulla, Der Phrasenprüfer: Szenen aus dem Leben von Wau Holland, Mitbegründer des Chaos-Computer-Clubs, Löhrbach 2003.
 
        15 Vgl. Marcel Rosenbach, Staatsfeind WikiLeaks: Wie eine Gruppe von Netzaktivisten die mächtigsten Nationen der Welt herausfordert, München 2011; Ole Reißmann/Christian Stöcker/Konrad Lischka, We are Anonymous: die Maske des Protests – Wer sie sind, was sie antreibt, was sie wollen, München 2012.
 
        16 Vgl. Clifford Stoll, The Cuckoo’s Egg: Tracking a Spy Through the Maze of Computer Espionage, New York 1989.
 
        17 Chaos Computer Club, Hackerethik, www.ccc.de/hackerethik.
 
        18 Bruce Sterling, The Hacker Crackdown: Law and Disorder on the Electronic Frontier, New York 1992.
 
        19 Vgl. Electronic Frontier Foundation, Steve Jackson Games v. Secret Service Case Archive, 2011, www.eff.org/de/cases/steve-jackson-games-v-secret-service-case-archive.
 
        20 John Perry Barlow, A Declaration of the Independence of Cyberspace. Electronic Frontier Foundation, 2016, www.eff.org/cyberspace-independence.
 
      

       
        
 
        Herausgegeben von der
 
        Bundeszentrale für politische Bildung
 
        Adenauerallee 86, 53113 Bonn
 
        Redaktionsschluss dieser Ausgabe: 19. Mai 2023
 
        REDAKTION
 
        Lorenz Abu Ayyash (verantwortlich für diese Ausgabe)
 
        Anne-Sophie Friedel
 
        Jacob Hirsch (Volontär)
 
        Sascha Kneip
 
        Johannes Piepenbrink
 
        apuz@bpb.de
 
        www.bpb.de/apuz
 
        www.bpb.de/apuz-podcast
 
        twitter.com/APuZ_bpb
 
        Newsletter abonnieren: www.bpb.de/apuz-aktuell
 
        Einzelausgaben bestellen: www.bpb.de/shop/apuz
 
        GRAFISCHES KONZEPT
 
        Charlotte Cassel/Meiré und Meiré, Köln
 
        SATZ
 
        le-tex publishing services GmbH, Leipzig
 
        DRUCK
 
        Frankfurter Societäts-Druckerei GmbH & Co. KG, Mörfelden-Walldorf
 
        ABONNEMENT
 
        Aus Politik und Zeitgeschichte wird mit der Wochenzeitung Das Parlament ausgeliefert.
 
        Jahresabonnement 25,80 Euro; ermäßigt 13,80 Euro. Im Ausland zzgl. Versandkosten.
 
        Fazit Communication GmbH
 
        c/o Cover Service GmbH & Co. KG
 
        fazit-com@cover.services.de
 
        Die Veröffentlichungen in „Aus Politik und Zeitgeschichte“ sind keine Meinungsäußerungen der Bundeszentrale für politische Bildung (bpb). Für die inhaltlichen Aussagen tragen die Autorinnen und Autoren die Verantwortung. Beachten Sie bitte auch das weitere Print-, Online- und Veranstaltungsangebot der bpb, das weiterführende, ergänzende und kontroverse Standpunkte zum Thema bereithält.
 
        ISSN 0479-611 X
 
        
          [image: CC-Lizenz]
        
 
        Die Texte dieser Ausgabe stehen unter einer Creative Commons Lizenz vom Typ Namensnennung-Nicht Kommerziell-Keine Bearbeitung 4.0 International.
 
      

       
        
 
        [image: APuZ 25] 
      

       
        APuZ 25/2023 kurz gefasst
 
         
          KONRAD DUSSEL
 
          VOM MONOPOL ZU KOMPLIZIERTER KONKURRENZ. 75 JAHRE ÖFFENTLICH-RECHTLICHER RUNDFUNK IN DEUTSCHLAND
 
          Der öffentlich-rechtliche Rundfunk in Deutschland hat seit dem Zweiten Weltkrieg eine beeindruckende Entwicklung genommen. Gleichwohl wird er Antworten finden müssen auf Veränderungen in der Medienlandschaft und die an ihn herangetragenen Reformerwartungen.
 
        
 
         
          DIETER DÖRR
 
          DER ÖFFENTLICH-RECHTLICHE RUNDFUNK ZWISCHEN RECHT UND POLITIK
 
          Die vom Bundesverfassungsgericht ausgestaltete Rundfunkfreiheit sichert einerseits die Staatsferne des öffentlich-rechtlichen Rundfunks, gibt dem Gesetzgeber andererseits aber einen Gestaltungsspielraum, den es demokratiefunktional zu nutzen gilt.
 
        
 
         
          BARBARA THOMAẞ
 
          ZU TEUER, ZU ABHÄNGIG, ZU IRRELEVANT? DER ÖFFENTLICH-RECHTLICHE RUNDFUNK IN INTERNATIONALER PERSPEKTIVE
 
          In der derzeitigen Reformdiskussion über den öffentlich-rechtlichen Rundfunk in Deutschland gerät allzu schnell aus dem Blick, was dieser für Gesellschaft und Demokratie leistet. Ein vergleichender Blick in andere Mediensysteme kann hier hilfreich sein.
 
        
 
         
          ANNETTE DITTERT
 
          WHAT NEXT, AUNTIE BEEB? DIE BBC VOR UNGEWISSER ZUKUNFT
 
          Die BBC, ältester und prestigeträchtigster „Public Broadcaster“ der Welt und Vorbild für das deutsche öffentlich-rechtliche Rundfunksystem, steht unter Beschuss durch konservative Regierungen und feindlich gesinnte Wettbewerber. Ihre Zukunft ist ungewisser denn je.
 
        
 
         
          KORBINIAN FRENZEL
 
          „WIR MÜSSEN UNBEDINGT DEBATTENFÄHIG BLEIBEN“
 
          Objektivität, Unparteilichkeit, Meinungsvielfalt und Ausgewogenheit gehören zu den Programmgrundsätzen des öffentlich-rechtlichen Rundfunks. Ein Gespräch mit DLF-Redakteur Korbinian Frenzel über Anspruch und Wirklichkeit guter öffentlich-rechtlicher journalistischer Praxis.
 
        
 
         
          I. JAKOBS · N. JACKOB · T. SCHULTZ · M. ZIEGELE · O. QUIRING · N. FAWZI · CHR. SCHEMER · D. STEGMANN · CHR. VIEHMANN
 
          MEDIENVERTRAUEN IN KRISENZEITEN. DER ÖFFENTLICH-RECHTLICHE RUNDFUNK IM KONTEXT AKTUELLER GESELLSCHAFTLICHER ENTWICKLUNGEN
 
          In Zeiten von Unsicherheit sind verlässliche Informationsquellen besonders wichtig. Der öffentlich-rechtliche Rundfunk nimmt hier eine besondere Stellung ein. Nach wie vor erfreut er sich hoher Vertrauenswerte, Kritik und Skandale bleiben aber nicht folgenlos.
 
        
 
         
          MANDY TRÖGER
 
          DER OSTEN ALS CHANCE. OSTDEUTSCHE PERSPEKTIVEN AUF DIE REFORMDEBATTE UM DEN ÖFFENTLICH-RECHTLICHEN RUNDFUNK
 
          Nach 1990 wurden die Strukturen des öffentlich-rechtlichen Rundfunksystems ohne größere Diskussion auf den Osten übertragen. Dabei gäbe es gerade aus der Wendezeit Ideen und Impulse, die auch für die heutige Reformdebatte hilfreich sein könnten.
 
        
 
         
          CHRISTIAN MEIER
 
          IM TRANSIT ZWISCHEN GESTERN UND MORGEN. ZUR ZUKUNFT DES ÖFFENTLICH-RECHTLICHEN RUNDFUNKS
 
          Die Öffentlich-Rechtlichen befinden sich in einer Transformationsphase zwischen Grundversorgungsauftrag und neuen digitalen Welten. Damit der Kern ihres Auftrags nicht verloren geht, muss diese Phase von Gesellschaft und Politik aktiv begleitet werden.
 
        
 
      

       
        EDITORIAL
 
        Der öffentlich-rechtliche Rundfunk steht fast überall in Europa unter Druck. Meist drehen sich die Debatten um Art und Umfang seiner Finanzierung, seinen Programmauftrag oder zukünftige Digitalisierungsstrategien. Mitunter versuchen Regierungen aber auch, die öffentlich-rechtlichen Sender inhaltlich und personell unter Kontrolle zu bringen. In Ungarn und Polen sind diese Versuche so weit gediehen, dass die betroffenen Sender den Charakter eines Staatsfunks angenommen haben. In Italien ist die Regierung ebenfalls bestrebt, die Unabhängigkeit der RAI zu beschneiden, im Vereinigten Königreich ist dies den unterschiedlichen Tory-Regierungen der vergangenen Jahre bereits teilweise gelungen. Die BBC, einst leuchtendes Vorbild auch für den öffentlich-rechtlichen Rundfunk in Deutschland, hat merklich an Reputation eingebüßt.
 
        Auch in Deutschland steht der öffentlich-rechtliche Rundfunk in der Kritik. Diese reicht vom Vorwurf, verschwenderisch mit Beitragsgeldern umzugehen, bis hin zur Unterstellung, parteipolitisch dominierte Rundfunkräte oder die Staatskanzleien beeinflussten unzulässig Personal- und Programmentscheidungen. Auch wenn viele dieser Vorwürfe unbegründet erscheinen, zeigen die Reformdiskussionen innerhalb wie außerhalb der Funkhäuser doch, dass Veränderungsbedarf besteht. Die Weigerung des Landtags von Sachsen-Anhalt 2020, einer Erhöhung des Rundfunkbeitrags zuzustimmen, die Debatten um die Ausgewogenheit des öffentlich-rechtlichen Rundfunks, aber auch die tatsächlichen und vermeintlichen Skandale innerhalb der Anstalten tragen dazu bei, dass sich hierzulande die Diskussion um die Zukunft der Öffentlich-Rechtlichen verschärft.
 
        Dabei zeigt gerade der vergleichende Blick ins europäische Ausland, wie vorbildlich der öffentlich-rechtliche Rundfunk in Deutschland grundsätzlich funktioniert. Seine institutionell gesicherte Staatsferne, die weitgehend entpolitisierte Festsetzung des Rundfunkbeitrags und sein nach wie vor gehaltvolles Informationsangebot haben ihn, mit maßgeblicher Unterstützung des Bundesverfassungsgerichts, zu einer wichtigen Stütze der Demokratie werden lassen. Das sollte nicht in Vergessenheit geraten, wenn über Reformwege und zukünftige Strukturen und Inhalte verhandelt wird.
 
        Sascha Kneip
 
      

       
        VOM MONOPOL ZU KOMPLIZIERTER KONKURRENZ
 
        75 Jahre öffentlich-rechtlicher Rundfunk in Deutschland
 
        Konrad Dussel
 
        Bis 1945 hatte der nationalsozialistische Staat den Rundfunk in Deutschland fest vereinnahmt. Gezielt war das Radio zu einem Unterhaltungsmedium ausgebaut worden, das die Kulisse für sorgfältig geplante Propaganda bot; das noch kaum entwickelte Fernsehen war daneben nahezu bedeutungslos. Für die Siegermächte des Zweiten Weltkriegs war es deshalb geradezu selbstverständlich, die vorhandenen Organisationsstrukturen zu zerschlagen, die technischen Gegebenheiten aber zu nutzen und sogleich eigene Programmangebote auszustrahlen. In Hamburg gelang es den Briten am 4. Mai 1945, nur wenige Stunden nach der Einstellung des nationalsozialistischen Sendebetriebs, mit ihrem neuen „Radio Hamburg“ zu beginnen. In Berlin konnten die Sowjets am 13. Mai erste eigene deutsche Programme präsentieren.
 
        Doch wie sollte es nun weitergehen? Die Sowjets sahen kein grundsätzliches Problem in der staatlichen Organisation des Rundfunks; so hielten sie es auch im eigenen Land. In abgeschwächter Form galt dies auch für die Franzosen, und selbst so mancher deutsche Politiker war der Meinung, dass der demokratische Staat durchaus berechtigt sei, demokratischen Rundfunk zu produzieren. US-Amerikaner und Briten hatten hingegen ganz andere Vorstellungen. Die Amerikaner waren ein kommerziell organisiertes Angebot gewohnt, in dem Werbung eine zentrale Rolle spielte. Mit den durch sie erzielten Einnahmen wurden die Programme finanziert, und Regierung wie Parteien hatten sich mit dieser Vorgabe zu arrangieren. Auf das kriegszerstörte Deutschland war dieser Ansatz jedoch nicht zu übertragen; nennenswerte Werbeeinnahmen waren selbst mittelfristig nicht zu erwarten. Vor diesem Hintergrund gewann das britische Modell seine Überzeugungskraft: Rundfunk als staatsfern organisierter öffentlicher Service, wie dies im Vereinigten Königreich mit der British Broadcasting Corporation (BBC) bereits seit rund zwei Jahrzehnten sehr erfolgreich verwirklicht wurde.
 
        GRUNDLEGUNG DES ÖFFENTLICH-RECHTLICHEN RUNDFUNKS
 
        In Hamburg war der improvisierte Militärsender schnell zu einer Rundfunkanstalt für die gesamte britische Besatzungszone ausgebaut worden. Am 22. September 1945 nahm der neue Nordwestdeutsche Rundfunk (NWDR) unter britischer Leitung seine Arbeit auf. Von vornherein war dies nur als Übergangslösung gedacht, die eine Übertragung in deutsche Verantwortung vorbereiten sollte. Aber erst am 1. Januar 1948 war es so weit: Eine britische Verordnung etablierte den NWDR als „unabhängige Anstalt zur Verbreitung von Nachrichten und Darbietungen unterhaltender, bildender und belehrender Art“, die ihre Programme „in voller Unabhängigkeit von Einflüssen des Staates und parteipolitischen Richtungen“ präsentieren sollte.01
 
        Gewährleistet werden sollte dies durch zwei fundamentale Regelungen: zum einen durch von den Rundfunkhörern zu entrichtende Gebühren, zum anderen durch eine komplexe Organisation der Anstaltsleitung. Satzungsmäßige Organe des NWDR waren der Hauptausschuss mit 16 Mitgliedern, der von ihm gewählte siebenköpfige Verwaltungsrat und der durch diesen zu ernennende Generaldirektor.
 
        Über die Zusammensetzung des Hauptausschusses war lange zwischen Briten und Deutschen gerungen worden. Letztlich besaß er zwar eine gewisse Staatsferne, da nicht nur zwei Kirchenvertreter, sondern beispielsweise auch der Präsident der Staatlichen Musikhochschule in Köln oder der Vorsitzende des Deutschen Gewerkschaftsbundes zu Mitgliedern ernannt wurden. Erheblicher Staatseinfluss war jedoch alleine schon dadurch garantiert, dass neben ihnen auch die Ministerpräsidenten der Länder Nordrhein-Westfalen, Niedersachen und Schleswig-Holstein sowie der Bürgermeister Hamburgs berufen wurden.
 
        Der NWDR war eine durch britische Verordnung begründete zentralistische Anstalt für die gesamte britische Besatzungszone; er hatte auch den britischen Sektor in Berlin zu versorgen. Die Amerikaner beschritten einen anderen Weg. Sie übernahmen zwar grundsätzlich das britische Modell, setzten jedoch auf unterschiedliche Anstalten für jedes Land in ihrer Besatzungszone. Außerdem bestanden sie darauf, dass jede Anstalt durch ein deutsches, allerdings von ihnen zu genehmigendes Gesetz begründet werden sollte. Als erstes kam in diesem Sinne das „Gesetz über die Errichtung einer Anstalt des öffentlichen Rechts ‚Der Bayerische Rundfunk‘“ vom 10. August 1948 zustande,02 als zweites das „Gesetz über den Hessischen Rundfunk“ vom 2. Oktober 1948.03 Mit ihnen wurden die bis heute gültigen zentralen Begriffe für die öffentlich-rechtliche Rundfunkorganisation eingeführt: Rundfunkrat, Verwaltungsrat und Intendant. Ausdrücklich wurde in Paragraf 5 des hessischen Gesetzes der besondere Anspruch des 17-köpfigen Rundfunkrats formuliert: „Der Rundfunkrat vertritt die Allgemeinheit auf dem Gebiete des Rundfunks.“ In beiden Rundfunkräten wurde der Staat jeweils nur von einem Vertreter der Landesregierung repräsentiert, die Politik darüber hinaus jeweils durch fünf Abgeordnete des Landtags, in Bayern zudem durch drei des Senats. Ähnlich wie im Hauptausschuss des NWDR gab es daneben Vertreter der Religionsgemeinschaften, der Kultur und der Wirtschaft. Vom jeweils siebenköpfigen Verwaltungsrat waren nur vier Mitglieder vom Rundfunkrat zu wählen; die drei anderen waren qua Amt festgelegt. Dem Rundfunkrat war es vorbehalten, den Intendanten zu wählen.
 
        Nach diesen Vorbildern entstanden auch das „Gesetz über die Errichtung und die Aufgaben einer Anstalt des öffentlichen Rechts – ‚Radio Bremen‘“ und – nach langen Verhandlungen und zwei von den Amerikanern abgelehnten Vorläufern – das „Gesetz Nr. 1039 Radiogesetz“ vom 6. April 1949, das den Süddeutschen Rundfunk (SDR) in Stuttgart begründete.04 Schon Ende 1948 war schließlich auch eine Anstalt für die gesamte französische Besatzungszone gegründet worden, der Südwestfunk (SWF) mit Sitz in Baden-Baden. Wie in Hamburg war auch hier die Grundlage durch eine einfache Verordnung durch den französischen Militärgouverneur mit der Verordnung Nr. 187 vom 30. Oktober 1948 geschaffen worden.05
 
        Die Zusammenarbeit der Sender, die schon 1946 begonnen hatte, wurde in der Folgezeit von den Intendanten der neuen öffentlich-rechtlichen Anstalten fortgesetzt. Am 5. August 1950 kamen sie in München zur konstituierenden Sitzung der „Arbeitsgemeinschaft der öffentlich-rechtlichen Rundfunkanstalten der Bundesrepublik Deutschland“ zusammen. Jahrelang wurde nur mit dieser ausladenden Bezeichnung gearbeitet; erst 1954 wurde die handlichere Abkürzung ARD eingeführt.06
 
        NICHT NUR RADIO, AUCH FERNSEHEN
 
        „Rundfunk“ – das war Ende der 1940er Jahre in Deutschland bloß Radio, und zwar auf der Mittelwelle mit nur einem Programm pro Anstalt. Angesichts der Fülle der möglichen Angebote und der verschiedenen Interessen der Hörerschaft war dies zweifellos sehr unbefriedigend. Die Anstalten suchten nach Alternativen und fanden sie durch Erschließung eines neuen Frequenzbereichs, der Ultrakurzwelle (UKW). Allerdings war dies mit einem doppelten Problem verbunden: Es bedurfte des Aufbaus neuer Sendeanlagen und auf Nutzerseite neuer Empfangsgeräte. Es dauerte Jahre, bis der UKW-Empfang zum Standard und damit die Programmauswahl erhöht werden konnte.
 
        Parallel dazu wurde das neue Medium Fernsehen eingeführt.07 Seine Grundzüge waren schon in den 1920er Jahren entwickelt worden, und seit den 1930ern wurden auch in Deutschland praktische Versuche unternommen. Sie wurden zwar durch das Kriegsende unterbrochen, aber die Techniker, die sie betrieben hatten, waren hartnäckig. In Hamburg gelang es im Sommer 1948 Werner Nestel, der 1947 Technischer Direktor des NWDR geworden war, Unterstützung für seine Pläne zu erlangen: Am 19. Juli stimmte die britische Militärregierung und am 13. August der Verwaltungsrat des NWDR dem Aufbau eines Fernsehversuchsbetriebs zu.
 
        Schnell zeigte sich, dass es nicht möglich sein würde, dass alle sechs Anstalten wie beim Hörfunk auch beim Fernsehen jeweils ein eigenes Programm produzieren könnten. Das überstieg nicht nur die finanziellen Möglichkeiten der fünf kleineren Anstalten, es war selbst für die größte, den mit Abstand finanzstärksten NWDR, zu teuer. Man musste also zusammenarbeiten, und die Grundlage dazu schuf ein vom NWDR vorbereiteter Fernsehvertrag. Er wurde von den Intendanten am 27. März 1953 in Hannover unterzeichnet und begründete das „Deutsche Fernsehen“. Zunächst sollte es nur ein tägliches Zwei-Stunden-Programm in Schwarzweiß geben; an Farbe dachte damals noch niemand. Alle Anstalten sollten dazu nach einem festen Schlüssel Beiträge liefern. Dieses Grundprinzip gilt bis heute, auch wenn es im Detail im Laufe der Jahrzehnte zahlreiche Veränderungen gab. Die Anfangsregel war einfach: Der NWDR sollte die eine Hälfte des Programms beisteuern, die fünf anderen Anstalten die andere mit Anteilen von jeweils zehn Prozent.
 
        Der tatsächliche Start des „Deutschen Fernsehens“ in der Bunderepublik ließ jedoch auf sich warten. Die Bundespost war nicht ohne Weiteres in der Lage, die Landesanstalten so weit miteinander zu verbinden, dass der Programmaustausch und damit die flächendeckende Programmausstrahlung technisch einigermaßen problemlos möglich war. Bloß im NWDR-Bereich gab es bereits seit dem 25. Dezember 1952 einen regelmäßigen Programmdienst – und auch das nur, weil in der DDR schon am 21. Dezember 1952 anlässlich Stalins 73. Geburtstag mit einem offiziellen regelmäßigen Versuchsprogramm begonnen worden war. Erst am 1. November 1954 konnte das „Deutsche Fernsehen“ bundesweit beginnen.
 
        Sein Erfolg stand nicht mehr infrage. Ereignisse wie die internationale Direktübertragung der Krönungsfeierlichkeiten für Queen Elisabeth II. am 2. Juni 1953 oder die Sendungen zur Fußballweltmeisterschaft 1954 in der Schweiz hatten eine ungeheure Nachfrage ausgelöst. Waren bis zum Jahresende 1952 gerade einmal 4000 Geräte (mit Bildschirmgrößen von 22 × 22 cm) verkauft worden, so gab es 1955 bereits 200000 angemeldete Geräte. 1957 wurde schon die Millionengrenze überschritten.
 
        POLITISCHE PROBLEME
 
        Das Prinzip eines staatsfernen öffentlich-rechtlichen Rundfunks war in der deutschen Politik bloß widerstrebend akzeptiert und nur durch den Druck der Militärregierungen durchgesetzt worden. Als die Anstalten einmal gegründet waren und ihre Leistungsfähigkeit bewiesen hatten, wurde es jedoch nicht mehr grundsätzlich infrage gestellt. Aufgrund der technischen Gegebenheiten, die nur ein begrenztes Programmangebot in Hörfunk und Fernsehen ermöglichten, war an eine Pluralität der Anbieter wie bei der Presse nicht zu denken. Unter diesen Umständen schien es tatsächlich sinnvoller, stattdessen auf eine gewisse Binnenpluralität in den Anstalten zu setzen, verankert im zentralen Rundfunkrats-Prinzip.
 
        Dieses grundsätzliche Einverständnis hinderte die zentralen Akteure allerdings nicht daran, diverse Veränderungen im Detail durchzusetzen, um die ursprüngliche Staatsferne ein Stück weit zu reduzieren. Hier spielten zunächst einmal Länderinteressen eine Rolle. Im Südwesten war die Lage besonders kompliziert: Hier war der SWF auf der Basis einer französischen Verordnung für die von der Besatzungsmacht neu geschaffenen Länder Rheinland-Pfalz, Baden und Württemberg-Hohenzollern entstanden. Das damalige Land Württemberg-Baden, in der amerikanischen Besatzungszone gelegen, wurde dagegen vom SDR aus Stuttgart versorgt. Als nun das neue Bundesland Baden-Württemberg entstehen sollte, konnte man sich nicht zu einer großzügigen Neuregelung und Zusammenlegung durchringen. In letzter Minute wurde der SWF durch einen Staatsvertrag in seiner bestehenden Form bestätigt. Die Fusion von SDR und SWF zum SWR, dem Südwestrundfunk, wurde erst 1998 vollzogen.
 
        Im Norden und Nordwesten hatte man ein anderes Problem. Hier fühlte sich das Land Nordrhein-Westfalen nicht angemessen vom Hamburger NWDR versorgt. Schon 1953 war die ursprüngliche NWDR-Konstruktion ein Stück weit verändert worden. Nach komplizierten Verhandlungen konnte sich West-Berlin aus der großen früheren Zonen-Anstalt lösen. Am 5. November 1953 beschloss das Abgeordnetenhaus das „Gesetz über die Errichtung einer Rundfunkanstalt ‚Sender Freies Berlin‘“. Anschließend wurde über die nächste Teilung verhandelt. Die entscheidende Weiche wurde gestellt, als der Landtag in Nordrhein-Westfalen am 12. Mai 1954 das Gesetz über die Gründung des Westdeutschen Rundfunks verabschiedete. Nun mussten die drei norddeutschen Länder Hamburg, Niedersachsen und Schleswig-Holstein handeln. Am 16. Februar unterzeichneten sie den Staatsvertrag über die Gründung des NDR. Die Rundfunkräte wurden nun direkt von den Landtagen gewählt.08
 
        Aber über welche Möglichkeiten verfügte die Bundesregierung? Sollte sie sich tatsächlich völlig aus der Gestaltung von Hörfunk- und Fernsehprogrammen heraushalten müssen? Ihre Einflussmöglichkeiten bei den bestehenden Landesanstalten waren sehr begrenzt, weshalb sie sich über neue Angebote Gedanken machte. Für Bundeskanzler Konrad Adenauer und seine Berater ergaben sich hier vor allem zwei Ansatzpunkte: beim Auslandshörfunk und beim zu erwartenden zweiten nationalen Fernsehprogramm. Zwar dauerte es Jahre, bis die Deutsche Welle und der Deutschlandfunk als Bundesanstalten gegründet werden konnten, die Verhandlungen, die beim Fernsehen geführt werden mussten, waren aber noch viel komplizierter. Ziel Adenauers war die Gründung eines von der Regierung zu kontrollierenden „Deutschland-Fernsehens“.
 
        Dieser Plan stieß nicht nur bei den Landesanstalten, sondern auch bei den Länderregierungen auf erbitterten Widerstand. Nachdem Adenauer mit Bundesjustizminister Fritz Schäffer am 25. Juli 1960 den Gesellschaftsvertrag und die Satzung der „Deutschland-Fernsehen-GmbH“ unterzeichnet hatte, erhoben die Länder Hamburg, Hessen, Bremen und Niedersachsen Klage beim Bundesverfassungsgericht in Karlsruhe, weil sie ihre Rechte verletzt sahen. Um nicht vor vollendete Tatsachen gestellt zu werden, erließ das Gericht am 17. Dezember 1960 eine Einstweilige Verfügung, dass vor der Urteilsverkündung in der Hauptsache, die dann am 28. Februar 1961 erging, kein zweites nationales Fernsehprogramm ausgestrahlt werden dürfe. In seinem Maßstäbe setzenden Urteil wiesen die Karlsruher Richter Adenauers Pläne klar zurück: Das Grundgesetz schloss aus ihrer Sicht aus, dass der Staat Rundfunk veranstaltet. Öffentlich-rechtliche Anstalten waren für sie eine naheliegende, allerdings nicht die einzige Organisationsform. Sie ließen auch Alternativen zu, wenn in ihnen „alle gesellschaftlich relevanten Kräfte zu Wort kommen und die Freiheit der Berichterstattung unangetastet bleibt“.09
 
        VERMEHRUNG UND PROFILIERUNG DER PROGRAMME IN DEN 1960ER UND 1970ER JAHREN
 
        Das Bundesverfassungsgericht hatte Adenauers Fernseh-Pläne zunichte gemacht. Aber wie sollte das technisch mögliche zweite Fernsehprogramm Realität werden? Am 17. März 1961 entschieden sich die Ministerpräsidenten der Länder einstimmig dafür, diese Aufgabe nicht den Landesanstalten zu übertragen. Es sollte eine neue, von den Ländern gemeinsam getragene Anstalt entstehen. Am 6. Juni 1961 unterzeichneten sie den Staatsvertrag über das ZDF, das Zweite Deutsche Fernsehen.10
 
        Die Frage war jedoch, ob die technisch vorhandenen Möglichkeiten so lange ungenutzt bleiben sollten, bis das ZDF tatsächlich senden konnte. Die ARD erbot sich auszuhelfen, und so gab es bis zum 31. März 1963 tatsächlich ein zweites ARD-Fernsehprogramm; am 1. April konnte das ZDF auf Sendung gehen. Für das zweite ARD-Programm waren jedoch zusätzliche Ressourcen notwendig gewesen. Diese wurden von den Landesanstalten und den Ländern umso leichter bereitgestellt, als sich bereits die Möglichkeit eigener regionaler, dritter Fernsehprogramme abzeichnete. Am 22. September 1964 erfolgte der Programmstart von Bayern 3, am 5. Oktober folgte der Hessische Rundfunk, 1965 dann das gemeinsame Angebot von NDR, Radio Bremen (RB) und SFB sowie das eigene Programm des WDR. Im Südwesten verzögerte sich der Beginn des im Verbund von SWF, SDR und Saarländischem Rundfunk (SR) erstellten Südwest 3 bis zum 5. April 1969.
 
        Während die Koordination von erstem und zweitem Fernsehprogramm von Anfang an umstritten war (und letztlich bis heute ist), war dies bei den dritten Programmen viel einfacher. Bei ihnen standen Bildung und Regionales im Vordergrund. Aber nicht nur die Fernsehprogramme waren aufeinander abzustimmen. Auch Hörfunk und Fernsehen durften nicht allzu sehr miteinander konkurrieren. Spätestens mit der Etablierung des zweiten Fernsehprogramms hatte sich nämlich für die Radio-Macher eine ganz neue Situation ergeben: Sie verloren ihre Haupthörzeit am Abend. Die wurde nun im Allgemeinen für das Fernsehen genutzt.
 
        Hellsichtige Radio-Verantwortliche hatten dies bereits Ende der 1950er Jahre kommen sehen und damit begonnen, entsprechende Weichen zu stellen. Die aufgrund des immer verbreiteteren UKW-Empfangs möglichen zwei Hörfunkprogramme jeder Landesanstalt wurden zunehmend differenziert – in ein familienorientiertes, aktuelle Informationen mit unterhaltender Musik mischendes Programm und in ein spezielleres mit klassischer Musik und Jazz. Doch das war nur der Anfang. In den 1960er Jahren konnten nicht nur dritte UKW-Ketten in Betrieb genommen werden, auch der Radiogerätemarkt veränderte sich. Die Erfindung des Transistors und die Verbilligung von Batterien führten zum gerne genutzten, immer größeren Angebot von tragbaren Geräten. Außerdem nahm die Zahl der Autoradios immer mehr zu. Vor diesem Hintergrund verschmolzen zwei Entwicklungslinien: Anfang der 1970er Jahre wurde das Konzept der zielgruppenspezifischen „Servicewellen“ entwickelt. Am 1. April 1971 begann der Bayerische Rundfunk mit „Bayern 3, die Servicewelle von Radio München“, am 23. April 1972 folgte der Hessische Rundfunk mit „hr3, die Servicewelle aus Frankfurt“.11 Nach und nach folgten auch die anderen Anstalten. Angesprochen werden sollten nicht nur die Autofahrer, sondern zunehmend auch jüngere Hörerinnen und Hörer. Und weil sich fast zeitgleich noch weitere Sendemöglichkeiten auf UKW ergaben, konnte auch mit einer weiteren Regionalisierung begonnen werden. Das Radio entwickelte sich zum Tages-Begleitmedium, während der Abend zur Domäne des Fernsehens wurde.
 
        PRIVATE KONKURRENZ SEIT DEN 1980ER JAHREN
 
        Es wäre zu stark vereinfacht, wollte man die Neuerungen im öffentlich-rechtlichen Hörfunk nur auf die Konkurrenz des öffentlich-rechtlichen Fernsehens zurückführen. Vor allem die Landesanstalten im Westen – WDR, SWF und SR – hatten sich mit einer immer publikumswirksameren Konkurrenz auseinanderzusetzen: dem kommerziellen Angebot von Radio Luxemburg. Dessen Betreiber waren auf der Höhe der Zeit. Sie erkannten die Chancen im sich entwickelnden Satelliten-Fernsehen. Privates Fernsehen aus Luxemburg würde damit in weiten Teilen Westeuropas zu empfangen sein.
 
        Doch nicht nur das Satelliten-Fernsehen sollte den Markt verändern. Auch die von der Deutschen Post begonnene Verlegung von Breitbandkabeln würde die bisherigen Frequenzengpässe bei der terrestrischen Übermittlung von Rundfunkprogrammen deutlich reduzieren. Ein zentrales Argument für die Monopolstellung der öffentlich-rechtlichen Rundfunkorganisation geriet damit ins Wanken. Waren technisch mehr Programme möglich, konnte die bisherige Binnenpluralität in den Anstalten durch eine Außenpluralität der Anbieter ersetzt oder doch zumindest ergänzt werden. Von Anfang an gab es dabei zwei bis heute wichtige Wettbewerber: das von den Luxemburgern gemeinsam mit Bertelsmann 1983 gegründete RTL (damals noch RTL plus) sowie eine vom Münchner Medienunternehmer Leo Kirch organisierte rein deutsche Alternative, die nach einiger Zeit als Sat.1 firmierte.
 
        Die medienpolitische Diskussion der 1980er Jahre war von äußerster Komplexität.12 Für Verfechter wie Gegner des traditionellen öffentlich-rechtlichen Monopols war es schwierig, zu einem staatsvertraglichen Kompromiss zu finden, der auch noch vor dem Bundesverfassungsgericht würde bestehen können. Eine Vorentscheidung war gefallen, als man sich darauf einigen konnte, in vier großen Kabelpilotprojekten die Auswirkungen der möglichen Programmvermehrung von Hörfunk und Fernsehen zu erforschen. Am 1. Januar 1984 startete das erste Projekt im Raum Ludwigshafen/Vorderpfalz. Per Kabel wurden 19 Fernseh- und 23 Hörfunkkanäle verbreitet, allerdings noch ganz überwiegend von öffentlich-rechtlichen Anbietern. Im Laufe von knapp zwei Jahren folgten die Projekte in München, Dortmund und Berlin.
 
        Die Akzeptanz der Angebote setzte die Landesregierungen unter Druck. Am 3. April 1987 unterzeichneten sie schließlich den „Staatsvertrag zur Neuordnung des Rundfunkwesens“, der die neue duale Rundfunkordnung begründete. Neben öffentlich-rechtlichen Anstalten wurden aber nun nicht einfach private Anbieter zugelassen. Deren Zulassung wurde vielmehr an einen neuen Typ öffentlich-rechtlicher Anstalten delegiert, die Landesmedienanstalten. Grundsätzlich sind diese seitdem für die Zulassung und Kontrolle privat veranstalteter Fernseh- und Hörfunkprogramme in ihrem jeweiligen Bundesland zuständig. Faktische Bedeutung hat dies vor allem im Bereich des regionalen und lokalen Hörfunks. Hier gab es im Laufe der vergangenen Jahrzehnte auch die wichtigsten Veränderungen.13
 
        ERWEITERUNG AUF DIE NEUEN BUNDESLÄNDER
 
        Der Verlust ihrer Monopolstellung war für die öffentlich-rechtlichen Anstalten keine Überraschung gewesen; man hatte sich jahrelang darauf vorbereiten können. Den Zusammenbruch der DDR Ende 1989 hatte dagegen niemand vorausgesehen. In kürzester Zeit musste im Rahmen der Wiedervereinigung auch das Rundfunkwesen in den neuen Bundesländern umorganisiert werden. Das alte System, organisiert in einem Staatlichen Komitee für Rundfunk und einem für Fernsehen, war aufzulösen. Als erstes wurden am 1. Dezember 1989 die bisherigen Leiter entlassen.
 
        Aber wie sollte es weitergehen?14 In den nächsten Monaten wurden zwei Ansätze verfolgt: Im neuen Ministerium für Medienpolitik der DDR wurde zum einen an einem Gesetz gearbeitet, das den Rundfunk in die Gesetzgebungszuständigkeit der neuen Länder überführen sollte. Da die Details jedoch umstritten waren, dauerte es bis zum 13. September 1990, bis das „Rundfunküberleitungsgesetz“ von der im März gewählten Volkskammer verabschiedet werden konnte. Am 31. August war jedoch zum anderen bereits der Einigungsvertrag unterzeichnet worden. Sein dem Rundfunk gewidmeter Artikel 36 schrieb die Rahmenbedingungen fest, unter denen sich die weitere Entwicklung zu vollziehen hatte. „Rundfunk der DDR“ und „Deutscher Fernsehfunk“ waren in eine „gemeinschaftliche staatsunabhängige rechtsfähige Einrichtung“ zu überführen, die bis höchstens 31. Dezember 1991 tätig sein durfte. Die Regierungen der neuen Bundesländer hatten dafür zu sorgen, dass danach die Rundfunkversorgung in ihren Ländern sichergestellt war.15
 
        Als Leiter der „Einrichtung“ wurden ein Rundfunkbeauftragter und ein 18-köpfiger Rundfunkbeirat eingesetzt. Eine Wahl des Rundfunkbeauftragten durch die Volkskammer kam nicht mehr zustande; er wurde auf Vorschlag des Bundeskanzlers durch Sprecher der neuen Länder gewählt. Die Entscheidung fiel auf Rudolf Mühlfenzl, den Präsidenten der Bayerischen Landeszentrale für neue Medien und früheren Chefredakteur des Bayerischen Rundfunks. Mühlfenzl hatte nicht nur für die Fortführung des Betriebs, sondern gleichzeitig auch für eine drastische Reduzierung des Personals zu sorgen.
 
        Parallel dazu mussten die Grundlagen für einen neuen öffentlich-rechtlichen Rundfunk in den neuen Bundesländern geschaffen werden. Die damals formulierten Extrempositionen, entweder eine Fünf-Länder-Anstalt mit dem Namen „Ostdeutscher Rundfunk“ zu gründen oder alle neuen Länder in bestehende ARD-Anstalten aufzunehmen, wurden nicht ernsthaft diskutiert. Am Ende entschied sich nur Mecklenburg-Vorpommern dafür, als viertes Land dem NDR beizutreten. Sachsen, Sachsen-Anhalt und Thüringen gründeten den Mitteldeutschen Rundfunk als Drei-Länder-Anstalt. Der Potsdamer Landtag votierte zunächst für eine eigene Anstalt, den Ostdeutschen Rundfunk Brandenburg (ORB). Die Fusion der beiden Länder Berlin und Brandenburg scheiterte zwar 1996, nicht aber die ihrer beiden Rundfunkanstalten. Am 1. Mai 2003 trat der RBB, der Rundfunk Berlin-Brandenburg, an die Stelle von SFB und ORB.
 
        Doch nicht nur auf der Landesebene waren neue Rundfunkstrukturen zu schaffen. Offen war auch, was mit dem westdeutschen Deutschlandfunk und dem ostdeutschen Deutschlandsender geschehen sollte. Und außerdem war da ja auch noch ein Überrest des Kalten Krieges, der RIAS, der „Rundfunk im amerikanischen Sektor“, der von West-Berlin aus sendete. Aus allen drei Sendern wurde 1993 das neue „Deutschland Radio“ geformt, allerdings weiterhin zweigeteilt in Deutschlandradio Berlin (heute: Deutschlandfunk Kultur) und Deutschlandfunk Köln.16
 
        HERAUSFORDERUNG INTERNET
 
        Die rasante Entwicklung des Internets in den vergangenen drei Jahrzehnten setzt nicht nur die öffentlich-rechtlichen Rundfunkanstalten, sondern auch die kommerziellen Fernseh- und Hörfunkanbieter unter enormen Druck. Immer leistungsfähigere Mobilfunknetze und die zunehmende Ersetzung veralteter Kupfer- durch moderne Glasfaserkabel ermöglichen immer mehr und immer bessere Bild- und Tonübertragungen auf alle möglichen Endgeräte. Der traditionelle Rundfunk mit seinen Informations- und Unterhaltungsangeboten zu genau festgelegten Sendezeiten gerät dadurch in zwei Kernbereichen in die Defensive. Wer einfach nur unterhalten werden will, kann im Video- wie Audiobereich auf etliche Streamingdienste zurückgreifen, die zu jeder beliebigen Zeit bereitstellen, was sie zu bieten haben.
 
        Der Erfolg von Youtube, Netflix, Amazon Prime Video, aber auch Spotify und anderen blieb selbstverständlich weder den öffentlich-rechtlichen noch den privaten Programmanbietern verborgen, sodass sie mit vergleichbaren Angeboten aufzuwarten begannen. Vor allem die Mediatheken von ARD und ZDF erfreuen sich dabei beträchtlicher Beliebtheit – nicht unbedingt bei den regelmäßig-täglichen Nutzerinnen und Nutzern, aber bei jenen, die seltener, aber wohl gezielter zugreifen. Da können sie mit den großen Konkurrenten durchaus mithalten, wie jüngste Erhebungen zeigen.17
 
        Die Befriedigung von Unterhaltungsbedürfnissen allein rechtfertigt jedoch nicht die komplexe Konstruktion des öffentlich-rechtlichen Rundfunks. Seine eigentliche Domäne ist die seriöse Information in allen relevanten Bereichen, in Politik, Wirtschaft und Kultur, aber auch in Sport und Unterhaltung. Im direkten Vergleich zwischen seinen diesbezüglichen Angeboten und denen der traditionellen privaten Konkurrenz in Fernsehen und Hörfunk ist seine besondere Leistungsfähigkeit bis heute anerkannt. Doch auch hier sorgt das Internet für erhebliche Neuerungen. Zum einen nutzen journalistische Profis aus Tages- und Wochenpresse das Medium Internet, um ihre früheren Aktualitätsrückstände auszugleichen. Immer häufiger sind sie mit eigenen aktuellen Onlinediensten präsent – wenn auch zunehmend kostenpflichtig, weil wahrscheinlich nur so die wachsenden Einnahmeausfälle im Printbereich ausgeglichen werden können. Zum anderen ist es jedoch auch das immer mehr genutzte nichtprofessionelle Angebot an Informationen auf allen möglichen Social-Media-Kanälen, das alle Professionellen nicht nur irritiert, sondern zunehmend herausfordert. Vor diesem Hintergrund wird die gesellschaftliche Rolle des traditionellen Rundfunks – nicht nur in seiner öffentlich-rechtlichen Form – zunehmend hinterfragt.18
 
        AUSBLICK: BEDEUTUNG UND GRENZEN DES ÖFFENTLICH-RECHTLICHEN AUFTRAGS
 
        Die Gestaltung von Radio- und Fernsehprogrammen als öffentlichen Dienst zu organisieren, ist ein Ansatz, der sich in Deutschland seit 75 Jahren bewährt hat. Und nimmt man das Vorbild der am 1. Januar 1927 eingerichteten BBC hinzu, sind es fast einhundert Jahre. In seinem Zentrum steht eine möglichst verzerrungsfreie, um nicht zu sagen: objektive Nachrichten- und Informationsvermittlung. Kommerzielle und politische Interessen sollen so weit wie möglich ausgeschaltet werden. Gesichert wird dies vor allem durch eine allgemeine Gebühren- (heute: Beitrags-)Finanzierung, die Werbeeinnahmen nur eine Nebenrolle spielen lässt, sowie ein komplex organisiertes System der Programmgestaltungsverantwortlichkeit.
 
        Wie in allen übrigen Lebensbereichen, in denen öffentliche Dienste zur Verfügung gestellt wurden oder noch immer zur Verfügung stehen, entbrannte auch beim Rundfunk die Diskussion darüber, ob damit ein Monopol verbunden sein muss, wenn Alternativen immer praktikabler werden. Als sich die Möglichkeiten der Programmausstrahlung deutlich erweiterten, wurde das Monopol der öffentlich-rechtlichen Anstalten durch ein duales System abgelöst. Durch das Internet wurde die frühe Vielfalt noch einmal deutlich vergrößert. Heute kann die Frage daher nur sein, wie weit der öffentlich-rechtliche Rundfunk noch zu schützen ist.
 
        Die Antwort muss sorgfältig abgewogen werden. Das im Laufe der Jahrzehnte entstandene komplexe Geflecht öffentlich-rechtlicher Anstalten und ihrer zahlreichen, zum Teil hoch spezialisierten Angebote ist nur schwer zu entwirren und zu reduzieren. Der Anspruch auf Besitzstandswahrung hat hier – wie fast überall – bedeutendes Gewicht, nicht zuletzt angesichts mittlerweile vorhandener enormer materieller Werte. Gleichwohl sollte nicht vergessen werden, in welchem Maße die Voraussetzungen früherer Entscheidungen mittlerweile entfallen sind. Um nur an das zentrale Beispiel zu erinnern: Als das „Deutsche Fernsehen“ von allen ARD-Anstalten gegründet werden musste, war an ein Regionalfernsehen nicht zu denken. Heute sind alle früheren, zeitlich damals recht begrenzten Dritten Programme grundsätzlich nicht nur bundesweit, sondern auch rund um die Uhr zu empfangen. Mit ihren umfassenden, nicht nur auf Information beschränkten Angeboten dürften sie die verfassungsrichterlich beschworene Pflicht zur „Grundversorgung“ mehr als hinreichend erfüllen.19 Vor diesem Hintergrund sind, wenn man die „Dritten“ in ihren Reichweiten und Ansprüchen nicht zurückfahren möchte, nicht nur „Das Erste“, sondern auch das ZDF eigentlich kaum noch zu rechtfertigen. Für 3sat, Arte, Phoenix und Kika sowie die nur digitalen Angebote von ARD und ZDF gilt Ähnliches.
 
        Durch die damit verbundenen Kosten steht das Fernsehen naheliegenderweise im Mittelpunkt der Diskussion. Letztlich sind die Verhältnisse im Radio aber nicht grundsätzlich anders. Auch hier sollte das öffentlich-rechtlich organisierte Angebot weiterhin seinen festen Platz haben. Sein Umfang sollte jedoch deutlich beschnitten und auf seine Kernbereiche begrenzt werden. Nur so ist letztlich die Beitragspflicht aller Haushalte zu rechtfertigen, also auch derer, die längst grundsätzlich nur noch private Angebote nutzen und davon höchstens bei besonderen Anlässen abweichen.
 
         
          KONRAD DUSSEL 
ist Medienhistoriker. Er lehrte als apl. Professor am Lehrstuhl für Neuere und Neueste Geschichte der Universität Mannheim. konrad.dussel@t-online.de
 
        
 
        ANMERKUNGEN
 
        01 Vgl. Präambel der Verordnung 118 bzw. §1 der ihr angeschlossenen Satzung unter https://portal.dnb.de/bookviewer/view/1026627605#page/654/mode/1up.
 
        02 Vgl. Bayerisches Gesetz- und Verordnungsblatt Nr. 18 vom 26. August 1948, S. 135–138, https://periodika.digitale-sammlungen.de/bgvbl/seite/bsb00009142_00175.
 
        03 Vgl. Gesetz- und Verordnungsblatt für das Land Hessen Nr. 24 vom 4. November 1948, S. 123ff., https://starweb.hessen.de/cache/GVBL/1948/00024.pdf#page=1.
 
        04 Vgl. Gesetzblatt der Freien und Hansestadt Bremen Nr. 48 vom 22. November 1948, S. 225f.; Regierungsblatt der Regierung Württemberg-Baden Nr. 10 vom 12. Mai 1949, S. 71–74, https://digital.blb-karlsruhe.de/blbihd/periodical/pageview/993069.
 
        05 Vgl. Journal Officiel du Commandement en Chef Français en Allemagne Nr. 215 vom 5. November 1948, S. 1756–1760, https://digital.blb-karlsruhe.de/blbz/periodical/pageview/6190996.
 
        06 Die Geschichte der verschiedenen Anstalten ist breit erforscht. Zusammenfassende Überblicke mit weiterführenden Literaturhinweisen durch Hans Bausch, Rundfunkpolitik nach 1945, München 1980; Konrad Dussel, Deutsche Rundfunkgeschichte, Köln 20224, S. 215ff.
 
        07 Vgl. Joan Kristin Bleicher, Institutionsgeschichte des bundesrepublikanischen Fernsehens, in: Knut Hickethier (Hrsg.), Geschichte des Fernsehens in der Bundesrepublik Deutschland, Bd. 1, München 1993, S. 67–134.
 
        08 Vgl. §8, Abs. 2 des NDR-Staatsvertrags, Hamburgisches Gesetz- und Verordnungsblatt Teil 1, Nr. 28 vom 14. Juni 1955, S. 197–206, https://upload.wikimedia.org/wikipedia/commons/4/4d/HamGVBl._I_1955_S._197.pdf.
 
        09 Urteil des Bundesverfassungsgerichts vom 28. Februar 1961, BVerfGE 12, 205, S. 31. Vgl. Günter Zehner (Hrsg.), Der Fernsehstreit vor dem Bundesverfassungsgericht, Karlsruhe 1965.
 
        10 Vgl. Klaus Wehmeier, Die Geschichte des ZDF. Entstehung und Entwicklung 1961–1969, Mainz 1979.
 
        11 Vgl. beispielhaft Stefan Kursawe, Vom Leitmedium zum Begleitmedium. Die Radioprogramme des Hessischen Rundfunks 1960–1980, Köln–Weimar–Berlin 2004.
 
        12 Vgl. als einführenden Überblick Dietrich Schwarzkopf (Hrsg.), Rundfunkpolitik in Deutschland. Wettbewerb und Öffentlichkeit, München 1999; Walter J. Schütz (Hrsg.), Medienpolitik. Dokumentation der Kommunikationspolitik in der Bundesrepublik Deutschland von 1945 bis 1990, Konstanz 1999.
 
        13 Vgl. dazu die bislang umfassendste Regionalstudie von Markus Behmer/Vera Katzenberger (Hrsg.), Die Entwicklung des privaten Rundfunks in Bayern, Bamberg 2021.
 
        14 Vgl. Reiner Stein, Vom Fernsehen und Rundfunk der DDR zur ARD. Die Entwicklung und Neuordnung des Rundfunkwesens in den neuen Bundesländern von 1989 bis 1992, Marburg 2000; sowie das Rundfunküberleitungsgesetz unter https://deutsche-einheit-1990.de/ministerien/mfm/rueg.
 
        15 Siehe Art. 36 Einigungsvertrag, z.B. unter www.bpb.de/44109.
 
        16 Vgl. Pia Deutsch, Identitäten im Umbruch. Das Deutschlandradio als „Nationaler Hörfunk“, 1989–1994, Bielefeld 2020.
 
        17 Vgl. Nutzungshäufigkeit von Mediatheken und Streamingdiensten in Deutschland im Jahr 2022, November 2022, https://de.statista.com/statistik/daten/studie/627483.
 
        18 Vgl. Hermann Rotermund, Nach dem Rundfunk. Die Transformation eines Massenmediums zum Online-Medium, Köln 2021.
 
        19 Vgl. Bundeszentrale für politische Bildung (Hrsg.), Dossier Medienpolitik, Glossar, 2016, www.bpb.de/500677.
 
      

       
        DER ÖFFENTLICH-RECHTLICHE RUNDFUNK ZWISCHEN RECHT UND POLITIK
 
        Dieter Dörr
 
        Die Medienordnung in Deutschland ist wie kaum ein anderer Bereich durch die Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts geprägt, das insbesondere in den dreizehn Rundfunkurteilen01 aus der Rundfunkfreiheit detaillierte Vorgaben für die Medienordnung abgeleitet hat. Dabei ging es wiederholt um die Frage, ob und inwieweit Parlamente und Regierungen durch gesetzliche Vorgaben und Finanzierungsentscheidungen Einfluss auf den öffentlich-rechtlichen Rundfunk nehmen dürfen.
 
        Dass diese Frage das Bundesverfassungsgericht immer wieder beschäftigte, lag auch daran, dass der öffentlich-rechtliche Rundfunk in seiner jetzigen Form keine deutsche Erfindung war, sondern nach 1945 durch die Vorstellungen der Briten und US-Amerikaner in ihren jeweiligen Besatzungszonen geprägt wurde. Angesichts der historischen Erfahrungen mit dem zentralistischen staatlichen Rundfunk (Reichsrundfunkgesellschaft) in der Weimarer Republik und seines nachfolgenden Missbrauchs durch die Nationalsozialisten als Propagandainstrument waren sich Briten und Amerikaner einig, einen demokratischen Rundfunk schaffen zu wollen, der weder dem Staat oder den Parteien noch einzelnen gesellschaftlichen Gruppen, etwa den Kapitalgebern, sondern der Allgemeinheit gehören sollte. Die von den Briten eingebrachte Staatsferne und Pluralität zur Gewährleistung umfassender und ausgewogener Information der Bürgerinnen und Bürger und der von den Amerikanern beigesteuerte Föderalismus bildeten das Fundament dieses neuen Rundfunks.
 
        Allerdings war diese auf die Vorstellungen der Westalliierten zurückgehende Konstruktion von Anfang an umstritten. Beiden großen politischen Parteien der frühen Bundesrepublik, sowohl der SPD als auch und noch stärker der CDU, war das Modell einer Kontrolle durch „gesellschaftlich relevante Gruppen“ ein Dorn im Auge; sie verlangten mehr oder weniger unverblümt einen stärkeren Einfluss der Parteien und des Staates in den Gremien, bis hin zu deren Besetzung in Übereinstimmung mit den Wahlergebnissen.02 Der Versuch Konrad Adenauers, mit der Deutschland-Fernsehen-GmbH in Form einer im staatlichen Eigentum stehenden privaten Gesellschaft wieder ein vom Bund kontrolliertes Staatsfernsehen nach Weimarer Muster zu schaffen, scheiterte im Februar 1961 mit dem berühmten Ersten Fernsehurteil vor dem Bundesverfassungsgericht.03 Das im Rahmen eines Bund-Länder-Streits ergangene Urteil gilt, anknüpfend an eine Äußerung des damaligen Intendanten des Süddeutschen Rundfunks Hans Bausch,04 ganz zu Recht als „Magna Charta des Rundfunkrechts“.
 
        BEDEUTUNG DES ERSTEN FERNSEHURTEILS
 
        Die Karlsruher Richter begnügten sich in diesem Ersten Fernsehurteil nicht mit der Feststellung, dass dem Bund bereits die Kompetenz fehle, sich der Materie Rundfunk, auch in Form der Gründung einer privaten Gesellschaft, anzunehmen.05 Vielmehr enthält das Urteil auch grundsätzliche Aussagen zur Rundfunkfreiheit,06 die nach Ansicht des Gerichts von fundamentaler Bedeutung auch für das verfassungsrechtliche Leben in den Ländern ist, weshalb ihr objektiv-rechtlicher Gehalt auch in einem Bund-Länder-Streit verteidigt werden könne.07 Die Rundfunkfreiheit hat aus Sicht der Richter für die Demokratie und die freie Information der Bürgerinnen und Bürger zentrale Bedeutung, da der Rundfunk nach ihrer zutreffenden Ansicht nicht nur Medium, sondern auch ein eminenter Faktor der öffentlichen Meinungsbildung ist. Deshalb sind – so das Gericht – besondere Vorkehrungen erforderlich, um die Rundfunkfreiheit zu verwirklichen und aufrechtzuerhalten.
 
        Ein zulässiger Weg war nach ihrer Ansicht der Aufbau föderaler öffentlich-rechtlicher Rundfunkanstalten, die dem staatlichen Einfluss entzogen und höchstens einer begrenzten Rechtsaufsicht unterworfen sind.08 Damit hatte das von den Alliierten geschaffene System den verfassungsgerichtlichen Segen erhalten. Aber bereits in dieser Entscheidung weist das Gericht darauf hin, dass ein öffentlich-rechtliches Monopol unter den damaligen Bedingungen zwar zulässig, aber nicht zwingend ist. Mit diesem Hinweis wurde bereits 1961 der Weg zu einem dualen Rundfunksystem geebnet.
 
        Zudem verbietet nach Ansicht des Gerichts die Bestimmung des Artikels 5 Absatz 1 Satz 2 des Grundgesetzes, dass der Rundfunk dem Staat oder einer gesellschaftlichen Gruppe ausgeliefert werden darf. Dies schließt es aus, dass der Staat – auch in der Form einer privaten Gesellschaft – als Rundfunkveranstalter auftritt, wie es mit der Deutschland-Fernsehen-GmbH geplant war. Zudem darf er auch keinen beherrschenden Einfluss über ihm zuzurechnende Gremienmitglieder ausüben. Allerdings schließt es dieser Grundsatz der „Staatsfreiheit“ nach Ansicht des Gerichts nicht aus, dass den Organen der Rundfunkanstalten ein „angemessener Anteil“ staatlicher Vertreter angehört.09 Daher wäre es wohl schon damals sachgerecht gewesen, nicht von Staatsfreiheit, sondern von Staatsferne10 zu sprechen.
 
        Mit dieser ersten Entscheidung in einer langen Reihe von Rundfunkurteilen begannen die Karlsruher Richter, die bundesdeutsche Rundfunkordnung entscheidend mitzuprägen. Ihr Beitrag zum Erhalt und der Fortentwicklung einer demokratischen, vielfältigen, der Demokratie verpflichteten und den kulturstaatlichen Auftrag berücksichtigenden Rundfunklandschaft kann gar nicht genug gewürdigt werden.11
 
        Die in den Entscheidungen entwickelten Vorgaben schränken allerdings den grundsätzlich weiten Gestaltungsspielraum12 der Länder im Bereich des Medienrechts nicht unerheblich ein, die nach der Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts zugleich verpflichtet sind, den Rundfunk nicht dem freien Spiel der Kräfte zu überlassen, sondern ihn gesetzlich auszugestalten.13 Dieses Spannungsverhältnis soll im Folgenden an den Beispielen der fortbestehenden Notwendigkeit des öffentlich-rechtlichen Rundfunks sowie seines Auftrags und seiner Finanzierung verdeutlicht werden.14
 
        FORTBESTEHENDE NOTWENDIGKEIT DES ÖFFENTLICH-RECHTLICHEN RUNDFUNKS
 
        Die Digitalisierung hat gravierende, teilweise disruptive Veränderungen für die gesamte Medienlandschaft und insbesondere den öffentlich-rechtlichen Rundfunk mit sich gebracht. Mit ihr ist es möglich geworden, jedwede Kommunikationsinhalte auf verschiedenen Übertragungswegen zu verbreiten und für die Empfänger auf beliebigen Endgeräten verfügbar zu machen. Zudem sind neben das klassische Fernsehen eine riesige Zahl weiterer medialer Angebote getreten, deren Bedeutung sich dem Fernsehen mehr und mehr annähert.15 Dies hat zu einer unermesslichen Vielzahl von Informations- und Unterhaltungsangeboten geführt, die jedem über das Internet auf Abruf zur Verfügung stehen. Die Digitalisierung bewirkt also auf der einen Seite die massenhafte Verbreitung meinungsrelevanter Inhalte und befördert dadurch die Informationsvielfalt. Dieser Zuwachs ist aber auf der anderen Seite mit einem Verlust an Übersichtlichkeit verbunden. In dieser Situation gewinnen die Informationsvermittler, also die „Intermediäre“, zunehmend an Bedeutung, die mit ihren durch Algorithmen gesteuerten Selektionsleistungen über die Reichweite der Angebote maßgeblich mitbestimmen. Neu ist dabei die Möglichkeit, durch Tarnprofile oder Social Bots die eigenen Überzeugungen um ein Vielfaches multipliziert zu verbreiten und so den Anschein einer mehrheitsfähigen Tendenz zu erwecken.
 
        Zudem geht mit den durch die Digitalisierung bewirkten Veränderungen eine zunehmende Fragmentierung der Gesellschaft einher. Dieser Trend wird durch Empfehlungen Dritter gestärkt, die zu vielbeachteten viralen Effekten führen. Die Folge dieser Fragmentierung ist, dass sich Communities bilden, die, gestützt auf die im Internet bereitstehenden Kommunikationsplattformen, vorwiegend untereinander kommunizieren und sich dem Austausch mit anderen Gruppen tendenziell verschließen. Dadurch entstehen sogenannte Echokammern beziehungsweise Filterblasen. Da sich in diesen digitalen Realitäten eigene Mentalitäten und Sichtweisen herausbilden, ist das Risiko hoch, dass sie sich von anderen Communities, insbesondere von den Eliten aus Wirtschaft, Gesellschaft und Wissenschaft, entfremden.16 Schließlich hat die massenhafte Verbreitung von Hass und Hetze in einem Ausmaß zugenommen, das sich viele vor nicht allzu langer Zeit nicht vorstellen konnten.
 
        Zu diesen allgemeinen Entwicklungen treten Vorgänge bei den öffentlich-rechtlichen Rundfunkanstalten selbst hinzu, die mitunter dazu beitragen, den Fortbestand des öffentlich-rechtlichen Rundfunks infrage zu stellen – so zuletzt etwa beim Rundfunk Berlin-Brandenburg (RBB),17 bei dem der Intendantin ein „System der Gefälligkeiten“ zwischen ihr und dem RBB-Verwaltungsratsvorsitzenden vorgeworfen wurde,18 oder beim Norddeutschen Rundfunk (NDR), in dessen Umfeld Vorwürfe politischer Einflussnahme laut geworden waren.19 Diese Vorgänge sind ganz unabhängig vom Ausgang strafrechtlicher Ermittlungsverfahren gravierend und haben eine heftige Diskussion darüber ausgelöst, ob man der Objektivität und Verlässlichkeit des öffentlich-rechtlichen Rundfunks bei seiner Berichterstattung noch trauen kann und ob er mit den ihm anvertrauten Beitragsmitteln sachgerecht und sparsam umgeht. Infrage gestellt wird damit auch, ob die bisherige Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts in Zukunft noch Bestand haben kann und ob ein öffentlich-rechtlicher Rundfunk in der bisherigen Form weiterhin notwendig ist.
 
        Nach ständiger Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts20 hat die Rundfunkfreiheit eine dienende Funktion für die Demokratie. Die Demokratie ist idealtypisch auf umfassend informierte Bürgerinnen und Bürger angewiesen.21 Daher muss das Medienangebot umfassende und vielfältige Informationen ermöglichen. Diese Aufgabe obliegt im Bereich des Rundfunks in erster Linie den öffentlich-rechtlichen Anstalten.22
 
        Schon im Zweiten Gebührenurteil vom 11. September 200723 und noch intensiver in der Entscheidung zur Verfassungsmäßigkeit des Rundfunkbeitrags vom 18. Juli 201824 nimmt das Bundesverfassungsgericht zur Notwendigkeit des öffentlich-rechtlichen Rundfunks in der digitalen Medienwelt Stellung. Es betont, dass die Digitalisierung der Medien und insbesondere die Netz- und Plattformökonomie des Internets einschließlich der sozialen Netzwerke Konzentrations- und Monopolisierungstendenzen bei Anbietern, Verbreitern und Vermittlern von Inhalten begünstigen. Hinzu komme die Gefahr, dass – auch mithilfe von Algorithmen – Inhalte gezielt auf Interessen und Neigungen der Nutzerinnen und Nutzer zugeschnitten werden, was wiederum zur Verstärkung gleichgerichteter Meinungen führe. Dies alles führe zu schwieriger werdender Trennbarkeit zwischen Fakten und Meinung, Inhalt und Werbung sowie zu neuen Unsicherheiten hinsichtlich der Glaubwürdigkeit von Quellen und Wertungen. Der einzelne Nutzer müsse die Verarbeitung und die massenmediale Bewertung übernehmen, die herkömmlich durch den Filter professioneller Selektionen und durch verantwortliches journalistisches Handeln erfolgt. Angesichts dieser Entwicklung wachse die Bedeutung der dem beitragsfinanzierten öffentlich-rechtlichen Rundfunk obliegenden Aufgabe, durch authentische und sorgfältig recherchierte Informationen, die Fakten und Meinungen auseinanderhalten, die Wirklichkeit unverzerrt darzustellen und das Sensationelle nicht in den Vordergrund zu rücken. Er müsse, so die Richter, ein vielfaltsicherndes und Orientierungshilfe bietendes Gegengewicht bilden. Diese Überlegungen werden in der jüngsten Rundfunkentscheidung des Bundesverfassungsgerichts nochmals ausdrücklich bestätigt.25
 
        Aus diesen Überlegungen ergibt sich, dass der öffentlich-rechtliche Rundfunk nicht etwa entbehrlich geworden ist, sondern – ganz im Gegenteil – unverzichtbarer ist als je zuvor.
 
        AUFTRAG UND FINANZIERUNG
 
        Die Bestimmung des Artikels 5 Absatz 1 Satz 2 GG enthält nach ständiger Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts26 den Auftrag, die Rundfunkfreiheit durch eine Ordnung zu gewährleisten, die sicherstellt, dass die Vielfalt der bestehenden Meinungen im Rundfunk in größtmöglicher Breite und Vollständigkeit Ausdruck findet. Die Ausgestaltung dieser Ordnung ist Aufgabe der Landesgesetzgeber, die dabei grundsätzlich einen weiten Gestaltungsspielraum, auch für Differenzierungen insbesondere nach der Regelungsart und Regelungsdichte, haben. Allerdings sind die Länder verpflichtet, die Funktionsfähigkeit des öffentlich-rechtlichen Rundfunks einschließlich seiner bedarfsgerechten Finanzierung zu sichern.27 Damit korrespondiert ein grundrechtlicher Finanzierungsanspruch der öffentlich-rechtlichen Rundfunkveranstalter, der mit der Verfassungsbeschwerde durchsetzbar ist.28
 
        Zwischen der bedarfsgerechten Finanzierung und dem Auftrag des öffentlich-rechtlichen Rundfunks besteht ein unmittelbarer Zusammenhang. Dieser beruht unter anderem darauf, dass der öffentlich-rechtliche Rundfunk wegen der ihm zustehenden Rundfunkfreiheit Programmautonomie besitzt. Daher steht ihm die Entscheidung über die zur Erfüllung des Funktionsauftrags als nötig angesehenen Inhalte und Formen des Programms zu. Bei der Festsetzung des Rundfunkbeitrags müssen Risiken einer mittelbaren Einflussnahme auf die Wahrnehmung des Programmauftrags ausgeschlossen werden, um die Programmfreiheit der Rundfunkanstalten zu sichern. Daher sind für die Beitragsfestsetzung die Grundsätze der Programmneutralität und der sogenannten Programmakzessorietät maßgeblich. Dies bedeutet, dass sich die Finanzierung nach dem Auftrag richten muss und nicht umgekehrt.
 
        Spielraum des Gesetzgebers
 
        Das hat allerdings nicht zur Folge, dass dem Gesetzgeber im Übrigen medienpolitische oder programmleitende Entscheidungen als solche versagt sind. Vielmehr sind gesetzliche Programmbegrenzungen keineswegs von vornherein ausgeschlossen.29 Hierzu sind die Länder aber auf die allgemeine Rundfunkgesetzgebung verwiesen. Insbesondere darf eine Entscheidung über Zeitpunkt, Umfang oder Geltungsdauer der Beitragsfestsetzung nicht zu Zwecken der Programmlenkung oder der Medienpolitik, namentlich im dualen System, benutzt werden.
 
        Bei der Konkretisierung des Auftrags müssen die Länder die verfassungsrechtlichen Vorgaben beachten, die das Bundesverfassungsgericht aus der besonderen Rolle des öffentlich-rechtlichen Rundfunks für eine ausgewogene, vielfältige und umfassende Information und damit für eine funktionsfähige Demokratie abgeleitet hat. Ganz allgemein gestehen die Karlsruher Richter in der Entscheidung zum ZDF-Staatsvertrag vom 25. März 201430 und der jüngsten Rundfunkentscheidung vom 20. Juli 202131 dem öffentlich-rechtlichen Rundfunk einen „klassischen Funktionsauftrag“ zu, der sich vor allem auch in der Aufgabe eines Gegengewichts zu den privaten Rundfunkanbietern manifestiert (Komplementärfunktion). Mit dieser Feststellung verknüpfen sie Erwartungen an öffentlich-rechtliche Programme und Telemedien, also Abrufangebote. So müsse der öffentlich-rechtliche Rundfunk insbesondere auch solche Aspekte aufgreifen, die über die Standardformate von Sendungen für das Massenpublikum hinausgehen oder solchen dann ein eigenes Gepräge geben.32 Bestätigt werden die Aussagen vorangegangener Urteile, wonach der Auftrag nicht als Mindestversorgung oder als das Füllen von „Lücken“ und „Nischen“, sondern im Sinne einer Vollversorgung („klassischer Rundfunkauftrag“) zu verstehen ist, wobei das Angebot insgesamt dynamisch offen sein muss und seine Verbreitung nicht auf einen bestimmten technischen Entwicklungsstand beschränkt sein darf.33
 
        Obwohl gesetzgeberische Ansätze zur Umschreibung des Funktionsauftrags stets Gefahr laufen, in Widerspruch zu diesen verfassungsgerichtlichen Vorgaben zu geraten,34 bleiben sie angesichts der abstrakten verfassungsgerichtlichen Anforderungen notwendig und erweisen sich als unumgänglich,35 zumal auch das europäische Beihilferecht eine möglichst präzise Beschreibung des Auftrags des öffentlich-rechtlichen Rundfunks verlangt.36
 
        Mit dem Bundesverfassungsgericht37 bleibt festzuhalten, dass die Rundfunkanstalten trotz Programmautonomie bei der Bestimmung des Programmumfangs gerade nicht vollständig frei sind. Allerdings muss das Programmangebot auch für neue Inhalte, Formate und Genres sowie für neue Verbreitungsformen offen bleiben. Der Gesetzgeber darf also den Auftrag des öffentlich-rechtlichen Rundfunks trotz seines weiten Gestaltungsspielraums in programmlicher Hinsicht nicht auf den gegenwärtigen Entwicklungsstand einfrieren.
 
        Insoweit erscheint es sachgerecht, dem öffentlich-rechtlichen Rundfunk gerade in der digitalen Welt die Entwicklungsmöglichkeiten einzuräumen beziehungsweise zu erhalten, die ihn im Wettbewerb publizistisch konkurrenzfähig bleiben lassen.38
 
        Verfahren zur Festsetzung des Rundfunkbeitrags
 
        Trotz des Grundsatzes der Programmakzessorietät wird derzeit besonders intensiv über die Finanzierung des öffentlich-rechtlichen Rundfunks und die „Beitragsstabilität“ diskutiert, die sich einzelne Landespolitikerinnen und Landespolitiker auf die Fahnen geschrieben haben und die auch im Beschluss der Rundfunkkommission zum öffentlich-rechtlichen Rundfunk vom 19./20. Januar 2023 auftaucht.39 Dies geht so weit, dass etwa der Ministerpräsident von Brandenburg bereits vor Beginn des Beitragsfestsetzungsverfahrens erklärt hat, einer möglichen von der Kommission zur Ermittlung des Finanzbedarfs der Rundfunkanstalten (KEF) vorgeschlagenen Beitragserhöhung nicht zuzustimmen. Um beurteilen zu können, ob Landesregierungen oder Landesparlamente eine von der KEF vorgeschlagene Beitragserhöhung ohne spezifische Gründe ablehnen dürfen, ist es notwendig, die einschlägige Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts genauer zu analysieren.
 
        Besonders intensiv hat sich das Bundesverfassungsgericht mit der angemessenen Finanzierung des öffentlich-rechtlichen Rundfunks und dem diesbezüglichen Gebührenfestsetzungsverfahren in den beiden Gebührenurteilen 1994 und 200740 beschäftigt. Es hat in diesen Entscheidungen das dreistufige Verfahren zur Festlegung der Höhe der Rundfunkgebühr entwickelt beziehungsweise bestätigt. In seiner jüngsten Rundfunkentscheidung 202141 musste sich das Gericht damit befassen, ob diese Rechtsprechung auch für den ab 2013 an die Stelle der Rundfunkgebühr getretenen Rundfunkbeitrag gilt, was die Karlsruher Richter nachdrücklich bejahten.42 Zudem stellte das Bundesverfassungsgericht klar, dass auch ein Unterlassen der Zustimmung zu einem Staatsvertrag, mit dem der Rundfunkbeitrag entsprechend dem Vorschlag der KEF erhöht werden soll, tauglicher Gegenstand einer Verfassungsbeschwerde ist, weil aus der Rundfunkfreiheit in Bezug auf die Gewährleistung der funktionsgerechten Finanzierung eine Handlungspflicht der Länder abzuleiten ist. Daher könne ein Unterlassen der Erfüllung dieser Pflicht mit der Verfassungsbeschwerde gerügt werden.43
 
        Am Beginn des Verfahrens zur Festsetzung des Rundfunkbeitrags muss nach dieser Rechtsprechung die Bedarfsanmeldung der öffentlich-rechtlichen Rundfunkanstalten stehen, die auf ihren Programmentscheidungen beruht und sich nach den Grundsätzen der Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit zu richten hat. Auf der zweiten Stufe ist eine Überprüfung der Bedarfsanmeldung durch eine staats- und politikfrei besetzte Sachverständigenkommission, also durch die KEF, vorzunehmen. Diese kontrolliert, ob sich die Bedarfsanmeldungen innerhalb des rechtlich umgrenzten Rundfunkauftrages halten und der daraus abgeleitete Finanzbedarf zutreffend und in Einklang mit den Grundsätzen von Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit ermittelt worden ist. Es handelt sich bei dieser Kontrolle also nicht um eine politische, sondern um eine fachliche Aufgabe. Die Kontrolle endet in einem konkreten Beitragsvorschlag auf der Grundlage des überprüften Finanzbedarfs (KEF-Bericht).
 
        Die eigentliche Beitragsfestsetzung erfolgt dann auf der dritten Stufe durch einen Staatsvertrag, dem alle Landesparlamente zustimmen müssen. Allerdings sind Abweichungen von dem Beitragsvorschlag der KEF zulasten der öffentlich-rechtlichen Rundfunkveranstalter nur in begründeten Ausnahmefällen zulässig. Dabei erschöpfen sich die Abweichungsgründe im Wesentlichen in den Gesichtspunkten des Informationszugangs und der angemessenen Belastung der Rundfunkteilnehmer, also der Sozialverträglichkeit des Beitrags.
 
        Diese Grundsätze hat das Bundesverfassungsgericht 202144 in einem Punkt nochmals verschärft. Es verlangt nämlich für ein Abweichen vom Beitragsvorschlag der KEF eine einvernehmliche Entscheidung aller Länder. Hält also ein Land eine Abweichung für erforderlich, ist es in Zukunft Sache dieses Landes, das Einvernehmen aller Länder über die Abweichung von der Bedarfsfeststellung der KEF herbeizuführen. Zudem muss der Abweichungsgrund von allen Ländern dargelegt und hinreichend begründet werden.45
 
        Das dreistufige Verfahren zur Festsetzung des Rundfunkbeitrags hat sich bisher insbesondere deshalb bewährt, weil sich die KEF als Garant für die Einhaltung von Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit und damit der Interessen der Beitragszahler erwiesen hat. Dies lässt sich angesichts der Entwicklung der Beitragshöhe verdeutlichen:
 
        Als am 1. Januar 2013 die Umstellung der Rundfunkgebühr auf den Rundfunkbeitrag erfolgte, betrug die Gebühr 17,98 Euro pro Monat. Diese Höhe wurde zunächst für den Rundfunkbeitrag unverändert beibehalten, ab dem 1. April 2015 auf 17,50 Euro abgesenkt und blieb bis 2021 stabil. Zum 1. Januar 2021 schlug die KEF eine Erhöhung des Rundfunkbeitrags auf 18,36 Euro vor. Wegen der unterlassenen Zustimmung des Landtages von Sachsen-Anhalt trat der von allen Ländern unterzeichnete Staatsvertrag zunächst nicht in Kraft; dessen maßgebliche Bestimmungen setzte dann das Bundesverfassungsgericht nach erfolgreichen Verfassungsbeschwerden von ARD, ZDF und Deutschlandradio mittels Vollstreckungsanordnung mit Wirkung ab dem 20. Juli 2021 in Kraft.46 Der Rundfunkbeitrag weist demnach, nicht zuletzt durch die effektive Kontrolle der KEF, ein hohes Maß an Stabilität über einen langen Zeitraum auf.
 
        An dem bisherigen Verfahren zur Festsetzung des Rundfunkbeitrages ist nicht nur aus diesem Grunde, sondern auch im Interesse der Staatsferne unbedingt festzuhalten, da ansonsten mittels Gewährung beziehungsweise Verweigerung einer Beitragserhöhung durch Landesregierungen oder Landesparlamente indirekt, aber besonders effektiv Einfluss auf das Programm genommen werden kann. Dies bedeutet nicht, dass die Länder keinen Einfluss besitzen. Vielmehr bestimmt der Auftrag die Finanzierung. Bei der Ausgestaltung des Auftrags besitzen die Länder durchaus Gestaltungsspielraum. Es liegt an ihnen, ob und in welcher Weise sie davon Gebrauch machen.
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        ZU TEUER, ZU ABHÄNGIG, ZU IRRELEVANT?
 
        Der öffentlich-rechtliche Rundfunk in internationaler Perspektive
 
        Barbara Thomaß
 
        Die 2022 ans Licht gekommenen Vorgänge beim Rundfunk Berlin-Brandenburg (RBB) rund um Vettern- und vermeintliche Misswirtschaft haben den öffentlich-rechtlichen Rundfunk in Deutschland insgesamt in eine Legitimationskrise gestürzt, die von begründet-kritischen bis aggressiv-hämischen Diskursen begleitet wird. Die Erwartungen, die an eine Reform des öffentlich-rechtlichen Rundfunks in Deutschland gestellt werden, sind gewaltig – ebenso wie die Notwendigkeit, diesen Erwartungen Genüge zu tun. Die Motivation, eine Reform einzuleiten, scheint bei den meisten Beteiligten hoch zu sein. Doch auch die Gefahr, an den überbordenden Erwartungen zu scheitern und mit sich möglicherweise ändernden politischen Mehrheiten in den Ländern einem langsamen Siechprozess ausgesetzt zu sein, ist durchaus real. In der aufgeregten Debatte gerät dabei allzu schnell aus dem Blick, welche Leistungen das deutsche Mediensystem mit seinem vergleichsweise starken öffentlich-rechtlichen Rundfunk erbringt – nicht nur für die individuellen Nutzer:innen, sondern auch für die demokratische Gesellschaft insgesamt.
 
        Für die Debatte kann es daher nützlich sein, die Perspektive zu erweitern, indem man einen Blick in die Mediensysteme anderer Länder wirft und danach fragt, wie sich diese mit oder ohne (starken) öffentlichen Rundfunk entwickelt haben. Wesentliches Unterscheidungsmerkmal von Mediensystemen sind dabei die Ordnungsvorstellungen, die ihnen zugrunde liegen. Für den Rundfunk sind sie von besonderer Bedeutung, da die zu seiner Entstehungszeit (und auch noch lange danach) knappen Übertragungsfrequenzen sowie die ihm zugeschriebene Wirkmächtigkeit es jedem politischen System notwendig erscheinen ließen, ihn einer eigenen Regulierung zu unterwerfen.
 
        Ein für den öffentlichen Rundfunksektor wesentliches Prinzip war und ist in vielen Ländern die Organisation fern von kommerziellen Verwertungsinteressen, für die der Staat einen Rahmen vorgibt, ohne selbst den Rundfunk zu beeinflussen. Dieses Prinzip, das in Deutschland nach dem Zweiten Weltkrieg als „öffentlich-rechtlicher Rundfunk“ etabliert wurde, wird international als „Public Service Broadcasting“ oder – angesichts der vielen Kanäle, auf denen er seine Nutzer:innen mittlerweile erreicht – als „Public Service Media“ (PSM) bezeichnet. Weil sich der deutsche Begriff „öffentlich-rechtlich“ nicht ohne Weiteres auf andere Rundfunksysteme anwenden lässt, wird hier im Folgenden vor allem von PSM oder „öffentlichen Medien“ gesprochen. Wiewohl diese in verschiedenen Ländern sehr unterschiedliche Formen annehmen können, sind doch drei Merkmale prägend:
 
         
          	Die öffentliche Finanzierung – durch Rundfunkbeiträge, Steueraufkommen oder öffentliche Fonds – schützt Medienhäuser, die dieser Regulierung unterliegen, in gewissem Maße vor den Kräften des Marktes.
 
          	Der Auftrag, der den öffentlich finanzierten Medienhäusern auferlegt wird, zielt auf grundlegende demokratische, soziale oder kulturelle Zwecke, die jenseits der Sicherung allein von Verbraucherinteressen liegen. Er ist demokratierelevant.
 
          	Die Kontrolle durch die Öffentlichkeit soll die Funktionserfüllung überwachen.
 
        
 
        „Staatsrundfunk“ hingegen, bei dem die Kontrolle über ein Medienhaus in der Hand der jeweiligen Regierung liegt, ist von öffentlichem Rundfunk grundsätzlich zu unterscheiden, auch wenn er sich oft mit dem Wort „public“ versieht und der Übergang vom einen zum anderen fließend sein kann. Im Folgenden soll es vor allem um die Frage gehen, wie die unterschiedlichen Mediensysteme in Hinblick auf die Organisation des Rundfunks und weiterer Nachrichtenmedien ausgestaltet sind – und wie sich die Leistungen, die diese für die Demokratie erbringen, unterscheiden.
 
        ORGANISATIONSFORMEN
 
        Organisationsform, Finanzierung und Auftrag öffentlicher Rundfunkveranstalter differieren weltweit. Das föderale Prinzip prägt vor allem den deutschen öffentlichen Rundfunk. Die meisten anderen Länder haben eher zentralistische Institutionen geschaffen und zudem ganz andere Organisationsformen gefunden. Während die britische BBC unter einer sogenannten Royal Charter agiert, die ihr für eine Dauer von zehn Jahren vom Staatsoberhaupt des Vereinigten Königreiches gewährt wird, jedoch keine konstitutionellen Rechte garantiert, haben andere öffentliche Rundfunkanstalten ein gesetzlich abgesichertes Mandat, in Deutschland etwa durch den Medienstaatsvertrag. Die Trägerschaft der öffentlichen Medien kann dabei unterschiedliche Formen annehmen: Während in der Bundesrepublik mehrere Anstalten öffentlichen Rechts existieren, die in einer föderalen Struktur zusammenarbeiten, war öffentlicher Rundfunk in Italien lange Zeit in der Form von Aktiengesellschaften entlang der Parteien organisiert. Heute ist er eine staatliche Aktiengesellschaft, deren Spitzenpositionen von einem Parlamentsausschuss besetzt werden, in dem die jeweilige Regierungsmehrheit dominiert. In den Niederlanden sind es von Religionsgemeinschaften und weltanschaulichen Gruppen getragene Vereine, die gemeinsam als Stiftung öffentlichen Rundfunk veranstalten. In Frankreich wiederum hat man sich für eine Staatsholding als Organisationsform entschieden, während Portugal mit einem öffentlichen Kanal experimentiert, der von unterschiedlichen öffentlichen und privaten Organisationen getragen wird.
 
        Auch die für Deutschland typische Mischfinanzierung vornehmlich aus Beitragseinnahmen, die durch einen geringen Anteil von Werbeeinnahmen ergänzt wird, ist längst nicht in allen Ländern zu finden. Die BBC etwa ist – wie auch die NRK in Norwegen und Schwedens SVT – werbefrei, in Frankreich wurde France Télévision lange nur zu etwa 60 Prozent aus Gebühren finanziert, bei gleichzeitiger Deckelung der Werbeeinnahmen. Letzteres wurde nun zugunsten einer (noch unsicheren) Finanzierung aus dem Staatshaushalt abgeschafft. Beim spanischen öffentlichen Rundfunk wurde die Finanzierung sogar bis zu 86 Prozent aus Werbeeinnahmen bestritten, bevor 2009 ein Werbeverbot erlassen wurde und die Finanzierung nun aus Steuermitteln vorgenommen wird. In anderen Staaten wie den baltischen, der Schweiz oder Belgien beträgt die öffentliche Finanzierung etwa zwei Drittel des Gesamtbudgets. In den Niederlanden ist die Rundfunkgebühr abgeschafft worden, die NPO wird, wie die kanadische CBC, aus dem Staatshaushalt alimentiert – in den Niederlanden mit garantiertem und indexiertem Budget, in Kanada muss dies jährlich neu verhandelt und beschlossen werden.
 
        Auch der Auftrag der öffentlichen Medien ist je nach nationalem Kontext unterschiedlich. Zwar sind drei Elemente so gut wie allen gemein: spezifische Genres (etwa Informations-, Bildungs- oder Kulturprogramme), Ziele und Funktionen (gesellschaftliche Integration, Partizipation, nationale Identität) und Merkmale der journalistischen Praxis (zum Beispiel, innovativ, ausgewogen und unparteiisch zu berichten). Doch finden sich in vielen Ländern neben öffentlichen Medienanbietern mit universellem Auftrag auch solche, die mit besonderen Zielsetzungen beauftragt sind, etwa einem Service für Minderheitengruppen (so zum Beispiel der SBS in Australien), quotierte Inhalte oder Sprachen zu bedienen (Frankreich) oder die Werke von unabhängigen Produzenten einzubeziehen (etwa in Großbritannien).01 Die Verbreitung der Inhalte über Online- und nichtlineare Dienste haben alle Gesetzgeber der untersuchten Länder in den Aufgabenbereich der PSM aufgenommen. Die Verabschiedung der Europäischen Richtlinie über audiovisuelle Mediendienste 2007, die mehrmals aktualisiert wurde,02 hat hier zu einer Vereinheitlichung der Auftragsformulierung für die öffentlichen Medien in den EU-Mitgliedsländern geführt.
 
        DEMOKRATIEFUNKTIONALITÄT
 
        Unabhängig von den unterschiedlichen nationalen Ausformungen finden öffentliche Medien ihre Legitimation in dem aufklärerischen Ideal einer politischen Öffentlichkeit, in der sich das politische und soziale Leben einer Nation entfaltet, wie es von Jürgen Habermas in seiner kritischen Analyse vom „Strukturwandel der Öffentlichkeit“ herausgearbeitet wurde.03 „Öffentlichkeit“ bezeichnet hier ein Forum, in dem Interessenkonflikte vermittelt und diskutiert werden und in dem die Legitimität und die Leistung wirtschaftlicher und politischer Akteure sowie ihr Handeln kontrolliert werden. Öffentlichkeit setzt damit auch die Idee von Bürger:innen voraus, die auf einer gemeinsamen Grundlage miteinander verbunden sind. Die Funktionen des öffentlichen Raumes sind somit eine Antwort auf die Anforderungen, die an heutige pluralistische Demokratien gestellt werden04 – und können auch auf die Medien übertragen werden. Ohne die Beachtung der grundlegenden Normen von Universalität, Objektivität und Ausgewogenheit sind Meinungsbildung, Kontrolle der Regierenden sowie ein Verständnis der Bürger:innen für komplexe gesellschaftliche Zusammenhänge unmöglich. Die Achtung dieser Grundsätze ist damit eine wesentliche Voraussetzung für eine lebendige Demokratie.
 
        Medien, die funktional für die Demokratie sind, bieten eine kontinuierliche Berichterstattung über Politik, Wirtschaft und Gesellschaft, die für die politische Meinungs- und Willensbildung der Bürger:innen konstitutiv ist. Sie bieten ein Forum für politische und gesellschaftliche Debatten. Sie üben Kritik und kontrollieren die Regierenden. Und sie vermitteln zwischen Bürger:innen auf der einen Seite und Regierung, Parlament und Verwaltung auf der anderen. Damit sie diese Funktionen erfüllen können, müssen sie journalistische Berichterstattung in ein breiteres Angebot von Unterhaltung, Kultur und praktischer Orientierung in Lebensfragen aller Art einbetten. Vielfalt und Attraktivität der Genres ist ein Schlüsselelement ihres Erfolgs, der angesichts der unendlichen Fülle von Medienangeboten im Internet und auf Social-Media-Plattformen jedoch immer schwieriger zu erhalten ist.
 
        Ob öffentliche Medien die von ihnen erwarteten demokratischen Funktionen tatsächlich erbringen können, ist von einer Fülle von Faktoren abhängig. Am wichtigsten sind hier die Finanzierungsstrukturen und die faktische Unabhängigkeit von staatlichem oder privatem Einfluss.
 
        Mit Blick auf die Finanzierung von Journalismus lässt sich feststellen, dass eine Marktfinanzierung zwar den Vorteil der Unabhängigkeit von politischer Einflussnahme mit sich bringt, dieser jedoch mit den Nachteilen einer Kommerzialisierung der Inhalte, einer Abhängigkeit von der Werbewirtschaft und der Tendenz zur Monopolisierung erkauft wird.05 Die zunehmend diskutierte und sich verbreitende Finanzierung durch Stiftungen und/oder Spenden wendet den Nachteil der Abhängigkeit von Werbewirtschaft oder Staat ab, besitzt aber einerseits nur beschränktes finanzielles Potenzial und zieht andererseits die Gefahr der Einflussnahme durch Mäzene nach sich – bei ungewissem langfristigen Engagement. Die vielen journalistischen Gratisangebote im Internet wiederum steigern zwar die Vielfalt, beruhen jedoch auf der (Selbst-)Ausbeutung von Journalist:innen – und sind ihrerseits hinsichtlich ihrer Nachhaltigkeit fraglich. Die öffentliche Finanzierung – meist in Form der Unterstützung öffentlicher Medien, aber auch durch Subventionierung kommerzieller Medien –, hat demgegenüber den Vorteil, dass sie die geförderten Medien unabhängig(er) von konjunkturellen Schwankungen und Einschaltquoten macht und eine Orientierung der Medien an publizistischen Kriterien ermöglicht. Allerdings birgt sie, bei mangelnden strukturellen Voraussetzungen, die Gefahr staatlicher Einflussnahme. Die Kontrolle öffentlicher Medien ist damit vermutlich der kritischste Punkt für ihre Unabhängigkeit, da sich hier manifestiert, ob Staatsferne tatsächlich gegeben ist, oder ob – etwa über die Besetzung wichtiger Positionen in Leitungs- oder Aufsichtsgremien – staatlicher Einfluss ausgeübt und die für die demokratische Informationsvermittlung und Meinungsbildung so wichtige Unabhängigkeit unterlaufen wird.
 
        PLURALITÄT DER MEDIENSYSTEME
 
        Diese grundlegenden Normvorstellungen von der Rolle der Medien in einer Demokratie teilen zwar nahezu alle pluralistischen Gesellschaften, doch haben sich im Laufe der Zeit unterschiedliche Mediensysteme herausgebildet, in denen sich wiederum die Stellung der öffentlichen Anbieter deutlich unterscheidet.
 
        Zur Einteilung westlicher Mediensysteme hat sich das Modell der Kommunikationswissenschaftler Daniel Hallin und Paolo Mancini etabliert.06 Nach diesem lassen sich drei Typen von Mediensystemen unterscheiden: Erstens das „polarisierte pluralistische Modell“, das sich durch eine hohe Parteipolitisierung der Medien, eine starke Nutzung des Fernsehens, eine geringe Verbreitung von Zeitungen und eine geringe Professionalisierung des Journalismus auszeichnet. Diesem Typ lassen sich alle europäischen Mittelmeerländer zuordnen. Zweitens das „demokratisch-korporatistische Modell“, dem alle nordeuropäischen Länder mit wohlfahrtsstaatlichen Traditionen zugerechnet werden können, und das durch hohe Zeitungsauflagen, eine starke Professionalisierung des Journalismus, einen relativ hohen Grad an politischer Parallelität zwischen Medien und Parteien („Parallelismus“) und starke staatliche Interventionen in Form von bedeutenden öffentlichen Rundfunkanstalten und staatlicher Presseförderung gekennzeichnet ist. Das „liberale Modell“ schließlich zeichnet sich drittens durch eine hohe Reichweite des Pressemarktes, eine schwache Rolle des Staates, einen geringen Grad an politischem Parallelismus, eine starke Professionalisierung und eine journalistische Kultur der Neutralität und Objektivität aus – und entspricht hauptsächlich der Medienlandschaft der angelsächsischen Länder.
 
        Das Modell von Hallin und Mancini berücksichtigt jedoch nicht, wie sehr sich Mediensysteme wandeln und wie sehr sich jene der mittel- und osteuropäischen Staaten mittlerweile ausdifferenziert haben. Hier lassen sich „hybrid-liberale“, „politisierte“, „transitorische“ und „Mainstream“-Mediensysteme unterscheiden, die aber nach wie vor dynamischen Entwicklungen unterliegen.07 Im Folgenden sollen exemplarisch die Besonderheiten ausgewählter Mediensysteme im Hinblick auf die Stellung der öffentlichen Medienanbieter betrachtet werden, um anschließend ein Fazit bezüglich der Leistungsfähigkeit der öffentlichen Medien für die Demokratie ziehen zu können.
 
        Vereinigte Staaten
 
        Am deutlichsten lassen sich die Folgen der Schwäche öffentlicher Medien in den Vereinigten Staaten beobachten. Im durch und durch kommerziellen Mediensystem der USA gibt es nur das Public Broadcasting System (TV) und das National Public Radio als öffentliche Anbieter, die spendenfinanziert (und mit sehr geringer staatlicher Zuwendung) ein randständiges Dasein mit geringen Einschaltquoten fristen. Als Informationsquelle für gebildete Schichten – und auch manchen gesellschaftlichen Diskurs – sind sie zwar bedeutsam, ansonsten aber gehen sie in der Fülle der kommerziellen Angebote, die ihrerseits hoch polarisiert sind, unter.08 Der Kommunikationswissenschaftler Klaus Kamps erkennt in den USA ein „politisierte[s], multimediale[s] Medienökosystem“ aus klassischen Medien und Blogs, Youtubern, Radioformaten und Onlinemagazinen, das durch „partisan media“ gekennzeichnet ist, „in denen sich (…) parteipolitische Identitäten als strategische Leitlinien aufdrängen“.09 Die offenkundige Spaltung der US-amerikanischen Gesellschaft ist nicht zuletzt auch diesem Mediensystem geschuldet, dem es kaum noch gelingt, Foren für den offenen Austausch unterschiedlicher Gruppen in der Gesellschaft zu bieten.
 
        Ungarn und Polen
 
        Mit Ungarn und Polen finden sich innerhalb der Europäischen Union zwei Beispiele dafür, wie öffentliche Rundfunkanbieter, die unter die Kontrolle der Regierung geraten, den Charakter eines Staatsfunks annehmen können. Ungarns führende Regierungspartei Fidesz hat einen Großteil des ungarischen Staates und die meisten ungarischen Medien unter ihre Kontrolle gebracht. Die Regierung verfolgt eine partikularistische Medienpolitik, die darauf abzielt, einige Stimmen zu fördern und andere zu diskriminieren, das heißt, den ungleichen Zugang zu Medienressourcen zu fördern. Der demokratische Diskurs ist weitgehend verstummt.10 Am Beispiel der Anti-Migrationskampagne von 2015 konnte gezeigt werden, wie dieses Meinungskartell die öffentliche Meinung beeinflusst, die Selbstdarstellung von Viktor Orbáns rechtspopulistischer Regierung als Retterin der europäischen, ungarischen und christlichen Werte in Szene setzt und Wirkungen erzielt, die vor allem dem begrenzten politischen und medialen Pluralismus geschuldet sind.11
 
        Die antidemokratischen Entwicklungen in den illiberalen Demokratien Ungarn und Polen zeigen zudem sehr anschaulich, dass es sich hier oft um länger andauernde Prozesse handelt, die ihre Resultate erst mit Verzögerung offenbaren. Im Fall des polnischen Mediensystems betrifft dies zum Beispiel den langfristigen Autonomieverlust der einst zu den öffentlichen Anbietern zählenden Telewizja Polska (TVP S.A.).12 Der frühere sozialistische Staatsrundfunk erfuhr zunächst eine tiefgreifende Transformation in Richtung des Modells eines öffentlichen Rundfunks westlicher Prägung. Doch immer wieder drohte ein Rückfall in bereits überwunden geglaubte autoritäre Einflussnahmen, weil TVP S.A. als Staatskonzern konzipiert und gerade nicht dem Modell der Staatsferne nachempfunden wurde. Dass ein solcherart organisierter Rundfunk leicht zum Spielball der jeweils herrschenden Regierungspartei(en) werden kann, wurde spätestens mit den 2015 eingeleiteten Regulierungsmaßnahmen deutlich, die einer weiteren staatlichen Einflussnahme durch die aktuelle polnische Regierung Tür und Tor geöffnet haben. Das Beispiel verdeutlicht überdies die Bedeutung der Zivilgesellschaft für einen funktionierenden öffentlichen Rundfunk, deren Einfluss im polnischen Rundfunksystem freilich nie verankert war.
 
        Dänemark, Frankreich, Vereinigtes Königreich
 
        Mögen die USA, Ungarn und Polen auch Extrembeispiele von Mediensystemen mit – aus demokratietheoretischer Perspektive – gefährlichen Entwicklungen sein, so zeigt ein kursorischer Blick nach Westeuropa, dass auch hier öffentliche Medien aus unterschiedlichen Gründen nicht immer den Erwartungen an ein unabhängiges, demokratieförderndes Angebot gerecht werden.
 
        In Dänemark beispielsweise kulminierte 2018 der politische Druck auf den größten öffentlichen Anbieter des Landes, den DR, in einem Beschluss der damaligen rechtskonservativen Regierung, der die Rundfunkanstalt bis 2023 zur Einsparung von 20 Prozent ihres Budgets zwang. Dies führte zu massiven Kürzungen im Angebot des Senders, was nach Ansicht mancher Beobachter damit zu tun hatte, dass „viele konservative Politiker_innen DR wegen einer vermeintlichen linken Schlagseite seit Jahrzehnten kritisch“ sahen und dies die medienpolitischen Verhandlungen mitgeprägt hat.13
 
        Auch in Frankreich lässt sich ein hohes Maß der Einflussnahme durch Politik und Behörden auf den öffentlichen Rundfunk beobachten. Zwar grenzt dieser sich nach wie vor von den kommerziellen Angeboten darin ab, „was er macht (Dokumentationen, investigative Berichterstattung, Politik, Bildung, Wissenschaft, Kultur und Unterhaltung) und wie er es macht (vielfältiger, mit mehr Tiefgang, in größere Kontexte eingebettet, ausgewogener und sachlicher)“.14 Doch erlegen die Behörden den öffentlichen Sendern zunehmend widersprüchliche Auflagen auf und zwingen sie zu massiven Einsparungen. Dies führte zuletzt dazu, dass die Beitragsfinanzierung der Sender durch eine Steuerfinanzierung ersetzt wurde, was die politische Abhängigkeit noch erhöhen wird.
 
        In Großbritannien schließlich kämpft der öffentliche Rundfunk – lange gepriesen als Hort wahrhafter Unabhängigkeit und gehaltvoller Inhalte – seit Langem mit einer feindlich gesinnten Regierung und sieht sich mit einem zunehmend skeptischen Publikum konfrontiert. Konservative Premierminister versuchten immer wieder, die BBC auf Regierungskurs zu bringen, doch sind die Angriffe vor allem unter der Regierung von Boris Johnson beispiellos massiv gewesen. Der Regierung ist es gelungen, das BBC-Management weitgehend mit Tory-Vertretern zu besetzen. Zudem wird die BBC mittlerweile gemeinsam mit dem kommerziellen Rundfunk durch das Office of Communications (Ofcom) reguliert, was dazu geführt hat, dass dem besonderen Charakter des gemeinwohlorientierten Senders BBC nicht mehr hinreichend Rechnung getragen wird. In der Folge dieser Entwicklungen ist ein „stetige[r] Abbau ihrer politischen Unabhängigkeit und die Entstehung einer zunehmend vorsichtigen Leitartikel-Kultur“ zu beobachten. „Gebeutelt von Jahren der Kürzungen und Auseinandersetzungen, hat besonders die BBC einen Großteil ihrer Strahlkraft eingebüßt.“15 Struktureller Hintergrund dieser problematischen Entwicklungen ist, dass Berufungen in den Vorstand der BBC und Entscheidungen über die Höhe der Fernsehbeiträge nicht – wie etwa in Deutschland – unabhängigen Gremien obliegen, sondern der Regierung.
 
        ÖFFENTLICHER RUNDFUNK UND DEMOKRATIE
 
        Um zu ermessen, welche Leistungen öffentlich-rechtliche Medien für die Demokratie erbringen und wo Gefahren für ihren Auftrag lauern, ist ein Vergleich also hilfreich. Der von einer internationalen Forscher:innengruppe konzipierte „Media for Democracy Monitor“, der mithilfe zahlreicher Indikatoren den Zustand der Demokratie in Beziehung zur Stärke öffentlich-rechtlicher Medien setzt, zeigt, dass Länder, in denen öffentlich-rechtliche Medien eine vergleichsweise starke Position im Medienmarkt einnehmen, in Bezug auf die übergreifenden Dimensionen Freiheit/Information, Gleichheit/Interessenvermittlung, Mediation und Kontrolle besser abschneiden als Länder, in denen öffentliche Medien einen geringeren Zuschaueranteil erreichen und eine schwächere Position einnehmen.16 Kurz gesagt: Länder mit einem starken öffentlichen Mediensektor rangieren in den oberen Regionen der relevanten Demokratieindikatoren. Deutschland liegt im Rahmen der untersuchten Länder zusammen mit Dänemark, Finnland, Großbritannien und Schweden in der Spitzengruppe.17 Öffentliche Medien behaupten also nicht nur, für die Demokratie relevant zu sein, sondern sie erbringen tatsächlich Dienstleistungen, die positive Effekte für die Demokratie haben.
 
        Diese Auswirkungen sind durch zahlreiche Studien belegt worden, die unter anderem zeigen konnten, dass die individuelle Nutzung von Nachrichten der öffentlichen Medien und das Vorhandensein eines bedeutenden öffentlichen Medienangebots das Wissen über eine Vielzahl von Nachrichtenthemen – politische Zusammenhänge, aktuelles Zeitgeschehen, internationale Ereignisse – erhöht.18 Wenn es also so ist, dass öffentlich-rechtliche Medien die (auch vom Bundesverfassungsgericht) erwarteten Leistungen für die Demokratie zumindest vergleichsweise zufriedenstellend erbringen, stellt sich die Frage, aufgrund welcher Bedingungen und Strukturen sie das können. Das deutsche Beispiel ist hier durchaus aufschlussreich.
 
        Die öffentlich-rechtlichen Medien haben in Deutschland eine starke Stellung im Mediensystem – sowohl im Hinblick auf die Zuschauerakzeptanz als auch mit Blick auf die Finanzierung. Der Rundfunkbeitrag ist einer der höchsten in der EU, nicht nur hinsichtlich des Beitrags pro Haushalt, sondern auch bezüglich der Gesamtsumme, die durch die hohe Zahl der Beitragszahler erbracht wird. Was oft als Problem gedeutet wird („zu teuer“), kann aus einer anderen Perspektive auch als Stärke verstanden werden: Es ist ausreichend Geld im System vorhanden für unterschiedliche Produktionen, kulturelle Aktivitäten, qualifiziertes Personal, ein weltweites Korrespondentennetz, gute Arbeitsbedingungen und anderes mehr. Erst das Zusammenspiel dieser Faktoren ergibt ein attraktives Programm.
 
        In der Zuschauerakzeptanz liegen die deutschen öffentlich-rechtlichen Sender im europäischen Vergleich im oberen Drittel. Die Hauptnachrichtensendungen von ARD und ZDF sind regelmäßig jene Nachrichtenmarken, denen am meisten vertraut wird. Dies hat nicht zuletzt mit einer weiteren Stärke der öffentlich-rechtlichen Medien in Deutschland zu tun: der strukturellen Absicherung ihrer Unabhängigkeit. Hier verfügen die öffentlich-rechtlichen Medien mit ihrer juristisch mehrfach abgesicherten Unabhängigkeit über eine einzigartige Stellung in Europa. In kaum einem anderen Land der EU ist das Konstrukt des öffentlichen Rundfunks so konsequent darauf ausgelegt, Staats- und Wirtschaftsferne herzustellen. Diese wird auch durch das weltweit einzigartige, mehrstufige Verfahren der Festsetzung der Finanzmittel der Anstalten durch die Kommission zur Ermittlung des Finanzbedarfs der Rundfunkanstalten (KEF) und die Länderparlamente abgesichert. Dieses – Expertise und föderale Strukturen kombinierende – Verfahren birgt allerdings auch eine gewisse Blockadegefahr, wie in der Auseinandersetzung um die jüngste Beitragserhöhung zu erkennen war.
 
        Das föderale System der Rundfunkanstalten, das im Hinblick auf seine Mehrfachstrukturen derzeit heftig in der Kritik steht, bringt eine weltweit einzigartige Vielfalt an Inhalten und Perspektiven mit sich, die dem normativen Gebot einer vielfältigen Medienlandschaft fast vorbildlich entspricht. Mit der Einbeziehung der sogenannten gesellschaftlich relevanten Gruppen in den Gremien der öffentlichen Medien wird zudem auch in der programmlichen Kontrolle eine Vielfalt an Perspektiven und gesellschaftlichen Sichtweisen abgebildet, die in anderen Systemen weit weniger gegeben ist.
 
        Nicht zuletzt der Blick auf die Mediensysteme anderer Länder – und auf die Gefahren, die den öffentlichen Medien dort drohen – sollte uns zeigen, dass trotz aller Defizite, die in der aktuellen Debatte in Deutschland mitunter zu Recht benannt werden, das hiesige System viele Vorteile mit sich bringt, die es zu verteidigen gilt. Wie schrieb doch der US-Historiker Timothy Snyder in seiner Streitschrift über den Aufstieg des Trumpismus so treffend? „Verteidige Institutionen! (…) Institutionen schützen sich nicht selbst. Sie stürzen eine nach der anderen, wenn nicht jede von ihnen von Anfang an verteidigt wird.“19
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        WHAT NEXT, AUNTIE BEEB?
 
        Die BBC vor ungewisser Zukunft
 
        Annette Dittert
 
        Am 7. November 2017 wurde vor dem Londoner Broadcasting House der BBC eine Statue George Orwells enthüllt. Der legendäre Reporter und Schriftsteller steht seitdem dort leicht nach vorne gebeugt, in einem verknitterten Anzug und mit einer selbstgedrehten Zigarette in der Hand, als ob er jeden Moment einen Witz erzählen wollte. Das Zitat von ihm aber, das links hinter seiner Bronzeskulptur in großen Lettern prangt, ist bitterernst: „Wenn Freiheit überhaupt irgendetwas bedeutet, dann das Recht, den Menschen das sagen zu können, was sie nicht hören wollen.“
 
        Der bekannte BBC-Moderator Andrew Marr erklärte dazu enthusiastisch in derselben Woche in seiner Radio-Show „Start the Week“: „Wir müssen weiter den Job machen, den wir am besten machen, wir müssen weiter unbequeme Fragen stellen und noch härter daran arbeiten.“01 Nur gut vier Jahre später, im Januar 2022, machte der gleiche Andrew Marr öffentlich, dass er die BBC nach 21 Jahren verlassen würde. Zwar hielt er sich mit öffentlicher Kritik an der Führung des Senders zurück, aber dass ein Klima der Angst und politischer Druck ihn zu diesem Schritt gedrängt hatten, war jedem klar, als Marr davon sprach, nun seine eigene Stimme wiederfinden zu wollen. Wenige Wochen später verließ auch Emily Maitlis, der vielleicht größte Star im Fernseh-Nachrichtengeschäft der BBC, ihren Moderatorenplatz bei „Newsnight“, dem abendlichen News-Magazin. Viele andere folgten. Anders als Marr erklärte Emily Maitlis im August desselben Jahres in einer vielbeachteten Rede auf dem Edinburgh-TV-Festival öffentlich, der Grund für ihren Schritt sei der direkte Druck der konservativen Regierung auf sie und andere Journalisten der BBC gewesen. Die Luft zum Atmen sei beständig knapper geworden.02
 
        Die Freiheit, unbequeme Fragen zu stellen, der Grundauftrag, das Land mit unabhängigen Informationen zu versorgen und im Zweifelsfall so auch die jeweiligen Regierungen zur Rechenschaft zu ziehen, all das scheint der BBC spätestens seit dem Brexit-Referendum zunehmend abhanden zu kommen. Orwells Statue steht zwar weiterhin vor dem Broadcasting House, aber sein Zitat wirkt dort heute wie böse Ironie. Aus dem für das öffentlich-rechtliche System leuchtenden Vorbild BBC, dem ältesten und prestigeträchtigsten „Public Service Broadcaster“ der Welt, scheint innerhalb nur weniger Jahre durch massiven politischen Druck ein in Bedrängnis geratener Problemfall geworden zu sein. Wie konnte das passieren?
 
        WENDEPUNKT BREXIT
 
        Der bislang aufsehenerregendste öffentliche Versuch direkter politischer Einflussnahme auf einen BBC-Mitarbeiter war die Affäre um Gary Lineker im März 2023. Der mit Abstand populärste Sportmoderator des Senders war vom BBC-Generaldirektor Tim Davie höchstpersönlich suspendiert worden, nachdem er einen regierungskritischen Tweet abgesetzt hatte, in dem er der Innenministerin vorwarf, eine Wortwahl im Zusammenhang mit Geflüchteten zu verwenden, die an die Sprache des Deutschlands der 1930er Jahre erinnere.03 Nachdem in einer beispiellosen Solidaritätswelle sämtliche anderen Sportmoderatoren die BBC boykottierten und über das gesamte folgende Wochenende keine moderierten Sportsendungen mehr stattfinden konnten, blieb Tim Davie nichts anderes übrig, als die Suspendierung wieder aufzuheben, zumal der Moderator als freier Mitarbeiter den strengen Neutralitätsregeln der BBC de facto gar nicht unterliegt. Die britischen Zeitungen titelten folgerichtig: „Lineker – BBC 1:0“.
 
        Die überwiegende Mehrheit der Briten sah den Eklat ähnlich. Der Sender sei in vorauseilendem Gehorsam einer übergriffigen Regierung gegenüber mutlos eingeknickt. Für den BBC-kritischen rechtslibertären Flügel der Tories hingegen war die Wiedereinsetzung Linekers nur ein weiterer Beleg dafür, dass das Modell eines gebührenfinanzierten Senders generell nicht mehr zu halten sei. Der Streit um Lineker demonstriert damit vor allem eines: Angesichts einer zunehmend rechtspopulistisch agierenden Regierung ist die BBC heute wie nie zuvor in Gefahr, zwischen alle Fronten zu geraten. Gleichzeitig war „Linekergate“ nicht mehr als ein grelles Aufblitzen einer Entwicklung, die weit früher begonnen hatte.
 
        In ihrem vielbeachteten Buch „The War Against the BBC“ beschreiben die beiden Autoren Patrick Barwise und Peter York das Jahr 2015 als einen entscheidenden Wendepunkt in der Geschichte der BBC, sicher nicht zufällig die Zeit kurz vor dem Brexit-Referendum. Die „alte Tante“ („Auntie Beeb“), wie die Briten ihren Sender gerne liebevoll nennen, sei zwar seit ihrer Gründung 1922 immer wieder Angriffen jeder Art ausgesetzt gewesen, doch nun sei sie mit einer noch nie dagewesenen und potenziell tödlichen Kombination von feindlichen Kräften konfrontiert.04
 
        Drei wesentliche Faktoren spielen dabei laut Barwise und York auf fatale Weise zusammen: erstens der seit etwa 2015 immer direktere politische Druck auf die inhaltliche Arbeit der BBC-Journalisten durch das Mantra der politischen Neutralität, der „Impartiality“; zweitens ein 2015 vorgenommener, extrem schmerzhafter Einschnitt bei der Finanzierung der BBC, der bereits jetzt zur Einstellung ganzer Sendungen und Wellen geführt hat; und, last but not least, eine private Medienlandschaft, die es sich seit Jahren zum Ziel gesetzt hat, die BBC zu zerstören, während die Regierung dem Sender im Wettbewerb mit dem privaten Sektor unverhältnismäßig harsche Wettbewerbsbeschränkungen auferlegt. Bei allen drei Punkten spielt die für deutsche Verhältnisse ungewohnt direkte Abhängigkeit der BBC von der jeweiligen Exekutive eine wesentliche Rolle.
 
        IMPARTIALITY
 
        Um keinen Begriff ist bei den Debatten um die BBC in den vergangenen Jahren öfter gestritten worden als um den der „Impartiality“, der politischen Neutralität, die sich die BBC in ihren „Editorial Guidelines“ selbst verordnet hat. Liest man sie aufmerksam, fällt vor allem auf, wie vage und unscharf diese Selbstverpflichtung beschrieben wird. „The BBC“, so heißt es dort, „is committed to achieving due impartiality in all its output. (…) The term ‚due‘ means that the impartiality must be adequate and appropriate to the output, taking account of the subject and nature of the content, the likely audience expectation and any signposting that may influence that expectation.“05 Es handelt sich hierbei um Formulierungen, die jeder so auslegen kann, wie er will. Und genau das geschah im Vorfeld des Brexit-Referendums: Unter zunehmendem Druck der Brexit-Befürworter und -Gegner flüchtete sich die BBC ab etwa 2015 in ein Konzept, das ihren eigenen Richtlinien eigentlich widersprach, und das später mit dem Terminus „false balance“ einen der großen Sündenfälle in der Geschichte des Senders beschreiben sollte: Man gab einfach beiden Seiten dieselbe Sendezeit, wohlwissend, dass die Argumente der Brexiteers häufig jeder faktischen Grundlage entbehrten.
 
        Hatte die BBC-Führung gehofft, mit dieser Strategie dem immer stärker werdenden Druck der Tories in der aufgeheizten Phase rund um das Referendum unbeschadet zu entkommen, wurde sie bald eines Besseren belehrt; nach 2016 wurden die Angriffe auf ihre Berichterstattung noch schärfer. Im März 2017 attackierten 72 überwiegend konservative Abgeordnete die BBC-Geschäftsleitung wegen angeblich zu pessimistischer Berichterstattung über den bevorstehenden EU-Austritt und drohten unverhohlen mit der Abschaffung der BBC, sollte sich das nicht ändern.06 Der Begriff der „Impartiality“ wurde dabei zunehmend zur Waffe derjenigen, die der BBC regierungskritische Äußerungen untersagen wollen.
 
        Richtig an Fahrt gewann das BBC-Bashing dann unter der Regierung von Boris Johnson. Nur zwei Tage, nachdem dieser im Dezember 2019 die Parlamentswahl gewonnen hatte, begann sein Regierungsapparat, aus allen Rohren gegen den Sender zu feuern. Sein Finanzminister erklärte, man müsse den „Zwangscharakter“ der BBC-Gebühren neu überprüfen. Johnson selbst hatte bereits im Wahlkampf eine Privatisierung der BBC ins Spiel gebracht, nun setzte auch seine Kulturministerin nach07 – der Auftakt einer Kampagne gegen den Sender, die bald deutlich schriller wurde als viele der vorherigen. Der damit beabsichtigte „Chilling Effect“ setzte umgehend ein; über die zahlreichen Fehler und Lügen der Johnson-Regierung wurde während seiner Zeit als Premier nur sehr sparsam berichtet. Auch die sich häufenden Korruptionsfälle in den britischen Ministerien dieser Zeit, vor allem während der Pandemie, kamen als Thema in der BBC so gut wie nicht vor. Vor allem aber der Brexit selbst und der wirtschaftliche und politische Schaden, den er auf der Insel weiter nachhaltig anrichtet, sind bis heute ein Tabu geblieben. Dass die immer wieder vorkommenden endlosen Staus in Dover auf die aufwändigeren Passkontrollen nach dem Brexit zurückzuführen sind, erwähnt die BBC auf ihrer Website zum Beispiel nur nebenbei.08 Die Steuerschätzungen des unabhängigen Office for Budget Responsibility (OBR), die belegen, dass der Brexit die Briten bereits jetzt vier Prozent ihres Bruttosozialprodukts gekostet hat, werden erst spät und dann auch nur zögerlich thematisiert. In der politischen Sonntags-Talkshow „Laura Kuenssberg“ wird dies Ende März 2023 zwar endlich zum Thema, im anschließenden Interview mit dem Tory-Kabinettsmitglied Michael Gove geht die Moderatorin aber nicht mit einer einzigen Frage darauf ein.09
 
        Die Liste der Beispiele ließe sich endlos fortsetzen. Alastair Campbell, der ehemalige Kommunikationsdirektor Tony Blairs, prägte dafür gemeinsam mit dem ehemaligen Labour-Vorsitzenden Neil Kinnock den Begriff „Brexomertà“, der das große Schweigen der BBC beschreibt, sobald es um die Auswirkungen und negativen Folgen des Brexit geht.10 Die vielbeschworene „Impartiality“ hat damit vor allem eines erzeugt: Angst vor faktisch korrektem Berichten, sobald dies bedeuten könnte, damit die jeweilige Regierung zu kritisieren.
 
        ABHÄNGIGKEIT VON DER EXEKUTIVE
 
        Die Wurzeln dieser Entwicklung liegen in der direkten strukturellen Abhängigkeit der BBC von der jeweiligen Exekutive in Großbritannien. Anders als in Deutschland, wo Grundlage und Existenzberechtigung des öffentlich-rechtlichen Rundfunks vom Bundesverfassungsgericht gesichert werden und damit dem direkten Zugriff der Politik entzogen sind, wird die Rechtsgrundlage der BBC, die „Royal Charter“, alle zehn Jahre von der Regierung selbst ausgearbeitet, die damit ihren direkten Einfluss nach Belieben vergrößern kann. So ist zum Beispiel die Aufsichtsratsstruktur seit 2017 „vereinfacht“ worden, es gibt statt mehrerer Gremien jetzt nur noch das BBC Board. Dessen Vorsitzender, der sogenannte Chair, sowie fünf der zehn Mitglieder werden direkt von der jeweiligen Regierung eingesetzt. Der Generaldirektor, der zuvor weitgehend eigenständig für das Programm verantwortlich war, untersteht jetzt unmittelbar dem mächtigen Chair, der nun auch direkten Einfluss auf das Programm nehmen kann. Eine detailreiche Untersuchung der neuen Royal Charter kommt zu dem Schluss: „Dieser Machtverlust zugunsten eines von der Regierung ernannten Funktionärs mindert die Eigenständigkeit der BBC und stärkt den indirekten Einfluss der Regierung auf die BBC.“11
 
        Die neuen Möglichkeiten seit 2017 wurden von den jeweiligen britischen Regierungen nicht etwa dezent genutzt, sondern sie wurden direkt und unmittelbar ausgeschöpft, um Personen an die Spitze der BBC zu setzen, die nicht nur auf Regierungslinie waren, sondern noch dazu den öffentlich-rechtlichen Rundfunk zuvor offen bekämpft hatten. Als zum Beispiel im Sommer 2021 ein neuer Chair ernannt werden musste, drang aus der Downing Street die Kunde, dass Charles Moore der Kandidat der Regierung sei – ein Tory, der sich regelmäßig zum obersten Gegner des öffentlich-rechtlichen Systems erklärt hatte und von einem Gericht verurteilt worden war, weil er sich weigerte, seine Gebühren zu zahlen. Die Personalie wurde nach einiger Zeit zwar wieder zurückgezogen, doch stattdessen ging der Posten dann an Richard Sharp – Banker, Vorstandsmitglied des rechten Thinktanks Centre for Policy Studies, Großspender der Tories, enger Vertrauter Boris Johnsons und ebenfalls kein Freund der BBC.12 Als Anfang 2023 öffentlich wurde, dass Sharp, kurz bevor er von Johnson auf den Posten berufen wurde, diesem einen persönlichen Kredit von umgerechnet knapp einer Million Euro vermittelt hatte, blieb Sharp trotz der öffentlichen Empörung und der offiziellen Untersuchung, die gegen ihn eingeleitet wurde, zunächst im Amt. Noch vor wenigen Jahren hätte so etwas einen sofortigen Rücktritt zur Folge gehabt. Erst als der Abschlussbericht Ende April 2023 eindeutig zu dem Schluss kam, Sharp habe während seines Berufungsverfahrens klar gegen die Regeln verstoßen, indem er den Kredit für Johnson während des Verfahrens nicht erwähnt hat, erklärte Sharp seinen Rücktritt.
 
        Das alles führt zu einem öffentlichen Legitimitätsverlust der BBC. Ausgerechnet diejenigen, die sich bis vor einigen Jahren besonders stark für das Prinzip eines öffentlich-rechtlichen Rundfunks eingesetzt haben, wenden sich zunehmend ab von einem Sender, der in ihren Augen nur noch Regierungspropaganda verbreitet. Der rechtslibertäre Flügel der Tories hingegen bleibt bei seiner Position, die BBC als solche abschaffen zu wollen, und zeigt sich dabei völlig ungerührt von allen Versuchen der BBC, diesen Flügel durch „vorsichtige“ Berichterstattung zu befrieden. Damit steckt der Sender in einem Teufelskreis. Je häufiger er sich ängstlich der Regierungslinie unterwirft, desto mehr verliert er an öffentlicher Unterstützung bei denen, auf die es für ihn vor allem ankommt: jene Briten, die das Prinzip des öffentlich-rechtlichen Systems als unabhängigen Gegenpart zur Politik noch hochhalten.
 
        FINANZEN
 
        Der öffentliche Druck auf die BBC durch die Politik wäre nicht halb so wirkungsvoll, hätte die britische Regierung nicht gleichzeitig die alleinige Entscheidungsmacht über die Höhe der Finanzierung des Senders. Während in Deutschland die Festlegung der Rundfunkgebühren über die von der Politik weitestgehend unabhängige Kommission zur Ermittlung des Finanzbedarfs (KEF) geschieht, entscheidet in Großbritannien die britische Regierung nach Belieben und völlig unabhängig von jeder Kontrollinstanz selbst über die Höhe der Gebühren und damit das Budget der BBC. Und während bis 2007 die Höhe der „Licence Fee“ noch an die jeweilige Inflationsrate gebunden war, entfiel auch dieser Mechanismus mit der damals neu verabschiedeten Royal Charter.13
 
        Seitdem hageln Kürzungen der Gelder deutlich schneller und härter auf den Sender ein. Der bis heute schmerzhafteste Einschnitt ist eine vom damaligen Schatzkanzler George Osborne 2015 in Kraft gesetzte Änderung der Gebührenordnung. Bis dahin hatte die BBC von der Regierung eine Kompensation für die in Großbritannien von Rundfunkgebühren grundsätzlich befreiten über 75-jährigen Bürger erhalten. Diese Kompensation wurde gestrichen, was einem Verlust von 612 Millionen Britischen Pfund, etwa 16,4 Prozent der Jahreseinnahmen allein 2014/15, gleichkam.14 Da der Anteil der über 75-jährigen Briten konstant zunimmt, bedeutet dies einen stetig steigenden realen Verlust an Gebühren. Hinzu kommt, dass 2022 die Höhe der Gebühren für zwei Jahre eingefroren wurde, vorerst bis April 2024. Was danach geschieht, ist derzeit völlig offen.
 
        Die Auswirkungen dieser Kürzungen sind mittlerweile für jeden Briten deutlich erkennbar. So kündigte Generaldirektor Tim Davie vor Kurzem an, mehr als 400 Millionen Pfund im Programmbudget sparen zu müssen.15 Im Frühjahr 2023 wurde BBC News mit dem für das Ausland produzierten BBC World Service zusammengelegt, ein kontroverser Schritt, der zur Kündigung zahlreicher Moderatoren führte und letztlich zum Verlust des Auslandsprofils der BBC. Zahlreiche Radiostationen wurden geschlossen, weitere Fernsehprogramme stehen vor dem Aus – und das dürfte erst der Anfang sein.16
 
        Ein öffentlich-rechtlicher Anbieter, der finanziell derart von der Politik abhängig ist, ist immer in Gefahr, auch seine inhaltliche Unabhängigkeit zu verlieren. Dies gilt umso mehr, wenn seine Möglichkeiten, mit der privaten Konkurrenz Schritt zu halten, durch die Regierung so deutlich beschränkt werden, wie das in Großbritannien der Fall ist.
 
        UNGLEICHE WETTBEWERBSBEDINGUNGEN
 
        Anders als der öffentlich-rechtliche Rundfunk in Deutschland hat die BBC keinen von der jeweiligen Regierung unabhängig verankerten Grundversorgungsauftrag. Stattdessen definiert die Regierung Aufgaben und Ziele der BBC in der Royal Charter alle paar Jahre neu. Bei den Verhandlungen zur jüngsten Royal Charter 2017 wurde auch das Verhältnis zum privaten Markt neu geregelt, mit potenziell negativen Folgen für den Sender. Dort heißt es jetzt, die Programme der BBC müssten sich von jenen der privaten Konkurrenz unterscheiden, zudem solle die BBC kreative Risiken auf sich nehmen, um neue innovative Inhalte zu entwickeln.17 Konsequent zu Ende gedacht bedeutet das, dass die BBC erfolgreiche Programmformate der privaten Konkurrenz nicht mehr ohne Weiteres für das eigene Programm produzieren kann, was ihr einen deutlichen Wettbewerbsnachteil einbringt. Auch ständige Innovation ist ein Risiko für einen Anbieter, der, wie die BBC, durch die oben beschriebenen finanziellen Einschnitte bereits jetzt in vielen Bereichen ums Überleben kämpft. Hinzu kommt, dass die BBC, anders als deutsche öffentlich-rechtliche Sender, einem strikten Werbeverbot unterliegt, also auch hier im Nachteil gegenüber der privaten Konkurrenz ist.
 
        Wenn man darüber hinaus tagtäglich miterlebt, wie die private Boulevardpresse, im Besitz von global agierenden Multimilliardären wie Rupert Murdoch oder den Barclay-Brothers, im Gleichklang mit der Tory-Regierung geradezu kampagnenhaft auf die BBC einschlägt, während gleichzeitig immer mehr Tory-Abgeordnete eigene Shows auf GB News erhalten, einem von einer in Dubai ansässigen Investmentfirma finanzierten britischen Fox News, dann schält sich tatsächlich das Bild einer BBC heraus, die an mehr Fronten um ihr Überleben kämpfen muss als je zuvor in ihrer Geschichte.
 
        Das eigentliche Problem des Senders ist dabei eines, das die britische Demokratie derzeit ganz generell destabilisiert: die im Vergleich zu anderen liberalen Demokratien extrem starke Stellung der Exekutive. Anders als in Deutschland gibt es im Vereinigten Königreich keine zusammenhängend geschriebene, kodifizierte Verfassung, auf die man in Krisenzeiten zurückgreifen könnte, um das Funktionieren der checks and balances sicherzustellen. Die britische Verfassung ist stattdessen ein fragiles Geflecht von Konventionen und Präzedenzfällen ohne eindeutige Regelungen. Das alles funktionierte bislang nach dem sogenannten Good-chaps-Prinzip,18 also in der Annahme, dass moralisch integre Politiker die Seele dieses Durcheinanders schon richtig interpretieren würden. Die seit der Johnson-Zeit zunehmend autoritär und rechtspopulistisch agierende Tory-Regierung aber entfernt sich – nicht nur in ihrer Rundfunkpolitik – immer stärker von diesem Prinzip. Stattdessen unterminiert sie zunehmend all jene Institutionen, die die Macht der Exekutive einschränken könnten – ein Verhalten, das im britischen System nicht vorgesehen ist und gegen das es deshalb auch kaum Gegenmittel gibt.
 
        Der Blick von Deutschland auf den großen alten Leuchtturm des „Public Broadcasting“ entbehrt dabei nicht einer gewissen Ironie. Waren es doch ausgerechnet die Briten, die uns Deutschen nach dem Krieg das öffentlich-rechtliche System als ein föderales verordneten und damit sicherstellten, dass ein zentraler Zugriff auf das nationale Rundfunksystem durch die Politik nicht mehr möglich ist. Bei sich zu Hause hielt man solche Überlegungen damals für unnötig. Im Licht der aktuellen Entwicklungen aber muss genau das jetzt auch in Großbritannien geschehen: eine grundlegende Reform, die die BBC strukturell, inhaltlich und finanziell unabhängig macht von der jeweils regierenden Exekutive. Andernfalls dürfte sie in Zeiten des rücksichtslosen Populismus weiter zerrieben werden und ihre Stellung und einstmalige Bedeutung für die britische Gesellschaft kaum dauerhaft aufrechterhalten können.
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        INTERVIEW
 
        „WIR MÜSSEN UNBEDINGT DEBATTENFÄHIG BLEIBEN“
 
        Ein Gespräch über Ausgewogenheit, „false balance“ und falsche Vorstellungen von politischer Einflussnahme
 
        mit Korbinian Frenzel
 
        Nach dem Programmauftrag des öffentlich-rechtlichen Rundfunks soll dieser Information, Bildung und Unterhaltung gleichermaßen bieten, dabei unabhängig von staatlichen Eingriffen sein und eine freie individuelle und öffentliche Meinungsbildung ermöglichen. Wie gut gelingt ihm das?
 
        – Das ist ein großer Auftrag und insofern auch eine große Frage. Es wird Sie vermutlich nicht überraschen, dass ich als Mitarbeiter dieses öffentlich-rechtlichen Systems erst einmal sagen würde: Es gelingt uns grundsätzlich ganz gut. Das gilt insbesondere für den Bereich der Information. Wer die öffentlich-rechtliche nachrichtliche Grundversorgung wahrnimmt und konsumiert, ist sehr gut gerüstet, an den öffentlichen Debatten teilzunehmen. Das gilt zweifellos für die klassische Verbreitung via Radio und TV, aber auch weitgehend im Internet. Hier sind neben den Öffentlich-Rechtlichen vor allem die klassischen Printmedien mit hervorragenden Angeboten vertreten, allerdings zunehmend hinter der Bezahlschranke – was nachvollziehbar ist, denn das ist ihr Geschäftsmodell. Auf der anderen Seite sehen wir gerade im Feld von Social Media eine höchst beunruhigende Dominanz privater Konzerne. Die Entwicklungen bei Twitter stehen exemplarisch dafür, aber auch dem Meta-Konzern, also Facebook und Instagram, möchte ich die Strukturierung öffentlicher Debatten nicht allein überlassen. Dieser monopolisierte Markt ist – so hart muss man das formulieren – demokratiegefährdend. Hier sind wir als Öffentlich-Rechtliche strukturell besser aufgestellt, aber leider nicht als echte Alternative präsent.
 
        Sicher kann man darüber diskutieren, wie weit das öffentlich-rechtliche Unterhaltungsprogramm gehen muss und ob man nicht das ein oder andere eher den Privaten überlassen sollte. Aber ich glaube, das ist letztlich eine Frage der Mischung. Deutschlandfunk oder Deutschlandfunk Kultur sind ja keine reinen Informationssender. Wir bieten auch viel Unterhaltung an, wenn man etwa Konzerte oder Hörspiele dazuzählt – und diese Mischung aus Information und Unterhaltung suchen die Menschen. Wenn der öffentlich-rechtliche Rundfunk – im Fernsehen, im Radio, auch im Internet – eine Breitenwirkung in die Gesellschaft hinein haben will, dann muss er auch Unterhaltung bieten.
 
        Wie gut gelingt diese Auftragserfüllung in der Praxis? Gibt es Hindernisse, die Sie in der konkreten Arbeit behindern?
 
        – Ich glaube, unser Hauptproblem ist derzeit der tatsächliche oder vermeintliche Vertrauensverlust, der wiederum zu Ängstlichkeit und Verunsicherung führt – zum einen bei uns, die wir das Programm machen, zum anderen aber auch bei denjenigen in der Politik, die den Rahmen für uns setzen und festlegen müssen, was wir tun sollen und in welcher Struktur das geschehen soll. Diese Verunsicherung empfinde ich gerade als die größte Herausforderung.
 
        Zu den Programmgrundsätzen gehören Objektivität und Unparteilichkeit der Berichterstattung, die Herstellung von Meinungsvielfalt sowie die Ausgewogenheit der Berichterstattung. Wie stellt man diese Ausgewogenheit im Programm her?
 
        – Ich muss da immer an den Satz von Hannah Arendt denken: „Wahrheit gibt es nur zu zweien.“ Darin steckt mehr als nur eine Aufforderung zu Pro und Contra, er beinhaltet auch den Appell, aktiv in den Prozess des Dialogs zu gehen und zu versuchen, sich zu verständigen – notfalls auch darauf, sich in der Sache nicht verständigen zu können. „We agree to disagree“, heißt es im Englischen so schön. Das ist eine Haltung, die für den Journalismus insgesamt gelten sollte, nicht nur für den öffentlich-rechtlichen. Aber gerade für uns sind Meinungsvielfalt und Ausgewogenheit noch viel entscheidender als für andere Medien. Ein privates Verlagshaus beispielsweise kann sich für eine bestimmte Haltung in einer gesellschaftlichen oder politischen Frage entscheiden und entsprechend verorten. Das dürfen, sollen und wollen wir als öffentlich-rechtlicher Rundfunk nicht – und das ist durchaus eine Herausforderung, wenn man dabei möglicherweise an seine persönliche Schmerzgrenze gehen muss. Wichtig finde ich in diesem Prozess, unterschiedliche Perspektiven zur Kenntnis zu nehmen und zur Kenntnis zu bringen – und das in einer Art und Weise zu tun, die von den Menschen als ehrlich wahrgenommen wird und nicht als eine, die Probleme absichtlich ausspart.
 
        Der BBC wurde im Zuge der Brexit-Debatten vorgeworfen, fast schon zwanghaft Pro-Brexit-Stimmen ins Programm geholt zu haben und deren zum Teil fragwürdigen Argumenten das gleiche Gewicht verliehen zu haben wie jenen, die mit korrekten Argumenten auf die Gefahren hingewiesen haben. Wie groß ist die Gefahr, bei der Suche nach Ausgewogenheit eine „false balance“ zu bedienen?
 
        – Es ist sicher kein so massives Problem wie in anderen Ländern. Ich habe aber grundsätzlich ein bisschen Bauchschmerzen bei dem Begriff „false balance“. Denn gerade bei der gewollten thematischen Breite des öffentlich-rechtlichen Rundfunks müsste man sich ja die Frage stellen, wer nach welchen Kriterien beurteilen darf, welche Argumente in einer Debatte valide sind und welche nicht. Klar gibt es Bereiche, in denen man das sortieren kann, beim Klimawandel zum Beispiel, wo wir zumindest in Deutschland – anders als etwa in den USA – einen von der Klimawissenschaft gestützten Konsens darüber haben, dass es einen menschengemachten Klimawandel gibt. Aber schon bei der nächsten Frage, was bei wieviel Grad Temperaturanstieg passiert und was daraus folgt, ist das auch bei uns schon nicht mehr so.
 
        Beim Brexit war, glaube ich, nicht zuletzt die anfangs benannte Ängstlichkeit das größte Problem. Aus der Sorge heraus, man könnte auch mit den legitimen Argumenten der Pro-Brexit-Bewegung nicht adäquat umgehen, hat man am Ende viele journalistische Tugenden vernachlässigt. Interessant an der Brexit-Debatte ist, dass es hier ja eigentlich um viele verschiedene Fragen und Parameter ging – staatliche Souveränität, wirtschaftliche Faktoren, die Idee von Europa und vieles andere mehr –, auf die unterschiedliche gesellschaftliche Gruppen mit unterschiedlichen Interessen unterschiedliche Perspektiven hatten. Das so gut wie möglich darzustellen, ist für mich die Kernaufgabe von Journalismus.
 
        Im „Flüchtlingsherbst 2015“ wurde mitunter beklagt, dass migrationskritischen Stimmen unangemessen viel Raum in den öffentlich-rechtlichen Medien eingeräumt worden sei – auch hier aus der Angst heraus, dass den Sendern sonst mangelnde Ausgewogenheit vorgeworfen worden wäre. Stimmt der Eindruck?
 
        – Nun ja, zunächst hatten wir die Großerzählung der „Willkommenskultur“, auf die dann die Ereignisse der Kölner Silvesternacht und die entsprechende Berichterstattung folgten. Ob die mediale Verarbeitung in beiderlei Hinsicht ausgewogen war oder nicht, ist schwer zu sagen. In der Zeit der „Willkommenskultur“ war generell die Bereitschaft, über mögliche Herausforderungen und Probleme der Zuwanderung zu sprechen, sehr gering, nicht zuletzt auch bei unseren externen Gesprächspartnern. Dann kam die Kölner Silvesternacht und alle fragten, ob „die Medien“ in Bezug auf die Herausforderungen nicht einen blinden Fleck gehabt hätten. Man erkennt daran sehr schön ein grundsätzliches Problem: ein mitunter lemminghaftes Verhalten im Journalismus, das dann fast übersprunghaft dazu führt, überkritisch auf das eigene Verhalten zu schauen. Wir alle – Gesellschaft, Politik und Medien – sind relativ nahtlos vom „Wir schaffen das“ ins „Wir schaffen das nicht“ gewechselt, und die Zwischentöne, die in beiderlei Hinsicht wichtig gewesen wären, waren relativ leise.
 
        Umgekehrt kam 2014/15 auch das Schlagwort von der „Lügenpresse“ auf. Auch während der Corona-Pandemie war immer mal wieder zu hören, die maßnahmenkritischen Positionen seien im öffentlich-rechtlichen Rundfunk nicht ausreichend vorgekommen. Eine zutreffende Kritik?
 
        – Wir haben uns das tatsächlich öfter gefragt in dieser leider ja sehr langen Phase der Pandemie. Statistisch stimmt der Vorwurf, glaube ich, nicht. Das „Team Freiheit“ hatte viel „Airtime“ in den öffentlich-rechtlichen Medien, seine Protagonisten waren durchaus präsent. Aber: Bekanntlich macht auch in der Berichterstattung der Ton die Musik. Gerade in der Anfangsphase wurde die Minderheitenposition häufig mit einer gewissen Pflichtschuldigkeit dargestellt, nach dem Motto: Es gibt natürlich auch noch diese Position, die wollen wir auch abbilden, aber Achtung – fast schon wie mit einer Trigger-Warnung versehen –, das ist eine Minderheitenmeinung. Da hätte ich mir schon gewünscht, dass wir insgesamt sachlicher und mit einer größeren Distanz an die Sache herangegangen wären. Hier gab es von journalistischer Seite anfangs für meinen Geschmack ein zu unkritisches Verhalten gegenüber den Regierenden und auch gegenüber den Expertinnen und Experten, die zum Teil ja relativ nah dran waren an den Regierenden. Das hat unnötig Raum geschaffen für diejenigen, die daraus eine grundsätzliche Kritik machen wollten.
 
        Gibt es Grenzen der Ausgewogenheit? Gibt es Dinge oder Themen, über die in öffentlich-rechtlichen Medien nicht gesprochen oder berichtet werden sollte?
 
        – Das ist eine wichtige Frage und auch eine große Herausforderung, denn es kann nicht um ein „anything goes“ gehen. Zum Teil haben wir es mit Debattenteilnehmern zu tun, denen es nicht um den demokratischen Diskurs geht, sondern darum, diesen Diskurs mindestens zu stören, wenn nicht zu unterminieren. Was heißt das journalistisch? Unsere Aufgabe ist es, immer wieder an die Grenze zu gehen. Mit denen zu reden, die noch an diesem Diskurs teilnehmen wollen. Ein offen geführtes Gespräch kann möglicherweise eine Tür wieder öffnen, die schon so gut wie zu war. Wir dürfen dem Publikum da schon etwas Vertrauen entgegenbringen, dass es sich selbst ein Urteil bilden kann. Die Hörerinnen und Hörer haben ein sehr feines Gespür dafür, ob wir fair mit Gesprächspartnern umgehen und ob wir mit Offenheit und Erkenntnisinteresse rangehen oder selbst voreingenommen sind. Natürlich liegt darin auch die Gefahr, dass Populisten eine solche Bühne ihrerseits missbrauchen. Aber auch dann hat es aus meiner Sicht seinen Zweck erfüllt. Weil wir für die Öffentlichkeit dokumentieren, wer seinerseits kein ehrliches Interesse an einem Diskurs mehr hat. Die Menschen sollten in jedem Fall nicht den Eindruck gewinnen, wir würden uns gar nicht mehr um den Diskurs bemühen.
 
        Ein öffentlich-rechtliches journalistisches Prinzip sollte immer sein, mit Menschen gut umzugehen. Niemanden vorzuführen, die Menschenwürde zu achten, das sind wichtige Prinzipien für unsere tägliche Arbeit.
 
        Schwierig wird es bei Themen wie Antisemitismus oder Rassismus. Wir haben im Zuge der Diskussionen um die Documenta gesehen, wie schwer solche Debatten im Spannungsfeld von Kunstfreiheit und Meinungsfreiheit zu führen sind. Für mich als Journalist ist die Meinungsfreiheit ein unglaublich hohes Gut, und vermutlich gehöre ich zu denjenigen, die in dieser Beziehung in einem liberal-libertären Sinne am „amerikanischsten“ denken: lieber zu viel zulassen als zu wenig, lieber ins Risiko gehen, als sich dem Risiko auszusetzen, dass der Eindruck entsteht, wir würden blinde Flecken zulassen und uns um Debatten herumdrücken. Beim Thema Antisemitismus macht mir – neben der Tatsache, dass er immer noch so weitverbreitet ist – vor allem Sorge, dass viele Gesprächspartner aus der Sorge heraus, falsch verstanden zu werden oder unter Beschuss zu geraten, im öffentlichen Diskurs gar keine Position mehr beziehen wollen. Hier wie bei anderen Themen müssen wir unbedingt debattenfähig bleiben. Entscheidend ist, mit hohem Verantwortungsgefühl und Sachverstand dafür zu sorgen, dass Debatten nicht ins Polemische oder Populistische abrutschen. Wir stecken in letzter Zeit sehr viel Energie in die Frage, worüber wir debattieren sollten und worüber man nicht mehr debattieren darf. Die Debatten selbst zu führen, wäre für die Gesellschaft häufig fruchtbarer.
 
        Wie steht es um die Unabhängigkeit des öffentlich-rechtlichen Rundfunks? Kritiker werfen den Sendern ja mitunter vor, über die Gremien zu sehr von Parteien oder Regierungen beeinflusst zu sein. Ist das so?
 
        – (lacht) Ich bin jetzt seit 2009/10 hier beim Deutschlandradio, und ich habe es noch nie erlebt, dass es in irgendeiner Form eine politische Einflussnahme gab, etwa den berühmten Anruf aus der Staatskanzlei oder dem Bundespresseamt. Ich will nicht ausschließen, dass solche Anrufe mal beim Intendanten oder der Programmdirektorin eingegangen sind, dann waren die aber so klug und stark, uns das nicht wissen oder spüren zu lassen. Natürlich begegnet einem immer mal wieder diese Vorstellung, es gäbe da so eine Art direkten Draht – der Regierungssprecher ruft an, und dann gibt es eine entsprechende Berichterstattung. Nein, das gibt es definitiv nicht, vermutlich alleine schon deshalb nicht, weil diejenigen, die einen solchen Anruf tätigten, Angst haben müssten, dass das sofort publik wird. Diese Form der Einflussnahme gibt es nicht.
 
        Aber natürlich haben wir ein öffentlich-rechtliches System, das abhängig ist von den Strukturentscheidungen der Politik. Die Bundesländer haben hier die Hoheit, sie setzen die Rahmenbedingungen und nehmen Einfluss auf den Programmauftrag. Und sicher gibt es in den Landeshauptstädten auch eine größere Erwartungshaltung gegenüber den Landesfunkhäusern, was diese leisten sollen. Insgesamt scheint mir das Problem politischer Einflussnahme aber sehr gering zu sein.
 
        Haben Sie den Eindruck, dass das Vertrauen in den öffentlich-rechtlichen Rundfunk in den vergangenen Jahren gesunken ist?
 
        – Bei denjenigen, die mit uns in Kontakt sind, spüre ich das nicht. Natürlich gibt es immer mal wieder Kritik an einzelnen Themen oder Fragen, aber auch viel positives Feedback. Wir sprechen hier aber von denjenigen, die unsere Programme ja nach wie vor hören und sich sogar die Mühe machen, uns zu schreiben. Da mache ich mir wenig Sorgen, zumal wir immer den Dialog mit unseren Hörern suchen. Das Problem sind eher diejenigen, die wir gar nicht mehr erreichen. Auch das ist aber kein Grund für allzu großen Alarmismus, denn wir erreichen noch sehr viele Menschen. Die Radionutzung ist sehr stabil in Deutschland, die Sender des Deutschlandradios erleben seit Jahren sogar Reichweitenzuwächse. Auch im Digitalen sind wir gut aufgestellt.
 
        Was ich faszinierend finde: Trotz aller Kritik am Rundfunkbeitrag und den politischen Debatten darum gibt es insgesamt eine unglaublich hohe Bereitschaft, diesen monatlichen Beitrag zu zahlen und die Programme zu konsumieren. Die Zustimmung unter denjenigen, für die wir das Programm machen, ist vermutlich deutlich größer als in der Politik – wobei Vorgänge wie jene beim RBB im vergangenen Jahr das Vertrauen in die Sender und in einen verantwortungsvollen Umgang mit Gebührengeldern natürlich nicht stärken. Viel schmerzhafter als Kritik an einem verschwenderischen Umgang mit öffentlichen Ressourcen wäre aber zweifellos ein Vertrauensverlust, der darauf beruhte, dass wir nicht mehr als unabhängig in unserer Berichterstattung wahrgenommen würden.
 
        Der öffentlich-rechtliche Rundfunk steht derzeit fast überall in Europa unter Druck, auch hierzulande werden Reformdebatten angestoßen und geführt. Kann der ÖRR selbst etwas dafür tun, seine Kritiker von seiner Relevanz zu überzeugen?
 
        – Wir sollten einerseits bestrebt sein, unsere programmliche Qualität aufrechtzuerhalten, und andererseits mehr für Diversität tun – personell, aber auch inhaltlich. Es geht nicht nur um eine „Herkunftsdiversität“, sondern auch um gesellschaftliche, politische und soziale Diversität. Wir müssen insgesamt versuchen, gesellschaftliche Realitäten noch besser abzubilden.
 
        Aber ich bin mir sicher, dass es eine Zukunft für den öffentlich-rechtlichen Rundfunk gibt, weil gerade auch in der jüngeren Generation die Erkenntnis wachsen dürfte, dass es im Mediensystem Bereiche geben muss, die nicht durch den Markt oder durch Privatunternehmen bestimmt werden. Der Rundfunkbeitrag ist eine Art „Flatrate für Qualitätsjournalismus“, die dafür sorgt, dass wir uns nicht in medial exklusive Räume zurückziehen oder in einem vermeintlich kostenlosen digitalen Raum verweilen, den wir in Wirklichkeit über Werbung und mit unseren persönlichen Daten finanzieren. Es gibt einen Bedarf für Journalismus, der nicht der Marktlogik folgt, und das ist letztendlich das Rettungsmodell für den öffentlich-rechtlichen Rundfunk.
 
        Dieser öffentlich-rechtliche Rundfunk ist in Deutschland zu einer Zeit entstanden, in der alle noch in frischer Erinnerung hatten, was passiert, wenn Massenmedien in die falschen Hände geraten. Gäbe es diesen Rundfunk nicht, müsste man ihn heute als öffentlich-rechtliches Debattennetzwerk neu gründen – ein öffentlich-rechtliches Twitter sozusagen, das aber dem öffentlichen Interesse dient. Insofern sehen Sie mich, was die Zukunft des öffentlich-rechtlichen Rundfunks betrifft, positiv gestimmt. Aber ich weiß natürlich auch, wie groß die Herausforderungen sind.
 
         
          Das Interview führte Sascha Kneip am 22. Mai 2023.
 
          KORBINIAN FRENZEL 
ist Moderator und Redaktionsleiter bei Deutschlandfunk Kultur. korbinian.frenzel@deutschlandradio.de
 
        
 
      

       
        MEDIENVERTRAUEN IN KRISENZEITEN
 
        Der öffentlich-rechtliche Rundfunk im Kontext aktueller gesellschaftlicher Entwicklungen
 
        Ilka Jakobs · Nikolaus Jackob · Tanjev Schultz · Marc Ziegele · Oliver Quiring · Nayla Fawzi · Christian Schemer · Daniel Stegmann · Christina Viehmann
 
        Die gesellschaftliche Lage in Deutschland ist seit Jahren von Krisen geprägt. Unterbrochen von einigen Ruhephasen folgten mehrere Krisen aufeinander: Ab 2008 stand die Welt unter dem Eindruck des Zusammenbruchs von Lehman Brothers und der nachfolgenden Finanzkrise. Es folgten die Probleme rund um die griechischen Staatsschulden, die in die Eurokrise übergingen (2010–2013). Das medial allgegenwärtige Krisennarrativ wurde nach einer kurzen Ruhephase um die sogenannte Flüchtlingskrise ergänzt, in der das Unwort des Jahres 2014 von der „Lügenpresse“ wieder auflebte. Parallel zur Debatte um die angebliche (Vertrauens-)Krise der Medien diskutierte die Öffentlichkeit – unter dem Eindruck des Brexit, Donald Trumps Präsidentschaft in den USA und der Wahlerfolge populistischer Parteien in Europa – auch über den Zustand der Demokratie auf dem Globus. Im Februar 2020 folgte mit der Corona-Pandemie die nächste gesellschaftliche Erschütterung. Als die Pandemie abklang, kündigte sich eine weitere Großkrise an: der Angriffskrieg Russlands auf die Ukraine im Februar 2022, gefolgt von einer Energiekrise in Europa und weltweiter Inflation.
 
        Für die Bürgerinnen und Bürger bedeuteten die vergangenen Jahre vor allem eines: andauernde Unsicherheit. Üblicherweise geht mit Unsicherheit ein erhöhtes Informationsbedürfnis einher.01 Über viele Aspekte der genannten Krisen können sich die meisten Menschen nicht aus erster Hand informieren – sie sind auf die Medien angewiesen. Damit die Medien dieser Vermittlerrolle in demokratischen Gesellschaften gerecht werden können, spielt das Vertrauen in sie von jeher eine wichige Rolle. Denn sie sollen idealerweise sicherstellen, dass die Bevölkerung über hinreichend verlässliche Informationen verfügt, um (politische) Entscheidungen treffen zu können. Die zentrale Rolle von Medien für die Informationsversorgung kulminiert in Krisenzeiten, in denen vertrauenswürdige Informationen für die Menschen von größter Relevanz sein können – etwa, wenn es darum geht, das eigene Gesundheitsrisiko einzuschätzen oder das Energiesparverhalten zu optimieren. Dabei kann die Mediennutzung nicht nur im individuellen Verhalten Einfluss auf die Krisenbewältigung nehmen, sondern auch kollektiv: In der Corona-Pandemie trug die Nutzung etablierter Medien beispielsweise zu einem größeren Gefühl von Zusammenhalt bei, während die Nutzung alternativer Medien einen gegenteiligen Effekt zeigte.02
 
        Eine herausragende Rolle bei der Informationsversorgung spielt in der deutschen Medienlandschaft der öffentlich-rechtliche Rundfunk. Er verfügte über Jahrzehnte, aller Kritik zum Trotz, über eine hohe Reputation und ein positives Image.03 Doch aktuell steht auch der öffentlich-rechtliche Rundfunk im Zeichen des Krisennarrativs: Als Mittler und Interpret wird er von manchen Akteuren für seine Darstellungen der verschiedenen Krisenlagen kritisiert – etwa zur Flüchtlingskrise, zu Corona und zum Krieg. Selbst erzeugt er seine eigenen Krisen, wie die Diskussionen rund um den Rundfunk Berlin-Brandenburg (RBB) und den Norddeutschen Rundfunk (NDR) im Jahr 2022 zeigten. Folglich ist die Frage relevant, wie sich in Deutschland das Vertrauen der Bürgerinnen und Bürger in die Medien und in den öffentlich-rechtlichen Rundfunk entwickelt hat. Dazu stellen wir Befunde aus einer Langzeitstudie vor, in der das Vertrauen der Deutschen in die Medien im Allgemeinen und in den öffentlich-rechtlichen Rundfunk im Speziellen seit 2015 untersucht wird.
 
        VERTRAUEN IN MEDIEN UND DEN ÖFFENTLICH-RECHTLICHEN RUNDFUNK
 
        Vertrauen in Medien wird als Beziehung zwischen zwei Interaktionspartnern verstanden: den Medien auf der einen Seite und den Nutzerinnen und Nutzern auf der anderen Seite. Das kann sich ganz allgemein auf „die Medien“ beziehen; damit ist das System der medialen Informationsvermittlung als Ganzes gemeint, also die Nachrichtenmedien im Allgemeinen. Das Vertrauen bezieht sich hier auf die Medien als gesellschaftliche Institution. Medienvertrauen kann aber auch spezifischer sein und sich auf Mediengattungen beziehen, also den öffentlich-rechtlichen oder privaten Rundfunk, überregionale oder lokale Tageszeitungen oder auch reine Onlineangebote. Vertrauensobjekt ist dann eine spezifische Gruppe von Medienangeboten, die aufgrund der Zugehörigkeit zur selben Mediengattung als zusammengehörig betrachtet werden.04
 
        In diesem Beitrag steht vor allem das Vertrauen in den öffentlich-rechtlichen Rundfunk im Fokus. Dieser hat in Deutschland die Aufgabe, vielfältige journalistische Angebote in einem Umfang bereitzustellen, den andere Anbieter nicht gewährleisten können. Er hat einen Informations- und Bildungsauftrag.05 Der öffentlich-rechtliche Rundfunk in Deutschland ist staatsfern konzipiert: Der Staat stellt zwar die Infrastruktur für den Rundfunk bereit, soll aber auf die Ausgestaltung des Programms und die Inhalte keinen Einfluss nehmen. Allerdings ist die praktische Umsetzung dieser Konzeption Gegenstand von Kritik. So wird etwa schon lange diskutiert, ob und in welcher Weise politische Parteien Einfluss auf die Programmgestaltung nehmen – entweder über die direkte Beeinflussung der Berichterstattung oder indirekt durch die Einflussnahme auf die Personalpolitik.06 Beispiele hierfür sind die Debatten um die Absetzung des ehemaligen ZDF-Intendanten Nikolaus Brender 2009 oder die vermeintlich zu große Nähe des NDR zur regionalen Politik in Schleswig-Holstein 2022. Auch wenn die Akzeptanz des öffentlich-rechtlichen Rundfunks in Deutschland insgesamt hoch ist, ist er nicht unumstritten. So stehen unter anderem die Rundfunkgebühren beziehungsweise die Rundfunkbeiträge, die seit 2013 in Form einer Haushaltsabgabe erhoben werden, immer wieder in der Kritik. Auch werden regelmäßig Forderungen nach einer Abschaffung oder Zusammenlegung des öffentlich-rechtlichen Rundfunks beziehungsweise einzelner Sender vorgebracht – oder eine Reduktion seiner Strukturen und Angebote gefordert. Diese Kritik kommt oft, aber nicht ausschließlich, von populistischen Akteurinnen und Akteuren, zum Beispiel von der AfD oder aus der „Querdenker“-Bewegung. Skandale im öffentlich-rechtlichen Rundfunk tragen zum vielstimmigen Chor der Kritikerinnen und Kritiker bei: So stand 2022 der RBB im Fokus einer solchen Debatte. Seiner damaligen Intendantin Patricia Schlesinger, die schließlich ihr Amt aufgab, wurden Vetternwirtschaft, Vorteilsnahme und Verschwendung vorgeworfen – und schnell zog der Skandal Kreise und erfasste weitere Sendeanstalten.07 Nicht nur außerhalb, auch innerhalb der ARD und des öffentlich-rechtlichen Systems wurden die Rufe nach grundlegenden Reformen lauter.08
 
        MAINZER LANGZEITSTUDIE MEDIENVERTRAUEN
 
        Die Mainzer Langzeitstudie Medienvertrauen wird am Institut für Publizistik der Johannes Gutenberg-Universität Mainz und am Institut für Sozialwissenschaften der Heinrich-Heine-Universität Düsseldorf durchgeführt. Eine erste Pilotstudie fand 2008 statt, seit 2015 gab es jedes Jahr im Herbst/Winter eine Befragungsstudie zum Medienvertrauen. Im Jahr 2021 setzte die Datenerhebung einmalig aus. Die Studie ist wissenschaftlich unabhängig und wird seit der aktuellen Welle (2022) von der Bundeszentrale für politische Bildung unterstützt. Die Unterstützung dient dazu, die Kosten des Umfrage-Dienstleisters zu tragen. Konzeption und Auswertung der Studie liegen in Händen der beteiligten Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler. Untersucht werden die Entwicklung, Ursachen und Folgen von Medienvertrauen.
 
        Für die Befragungswelle 2022 wurden im Dezember bundesweit 1200 Bürgerinnen und Bürger ab 18 Jahren in einer repräsentativen Telefonumfrage (CATI) durch das Meinungsforschungsinstitut Kantar befragt – ein kleiner Teil der Stichprobe wurde nach dem Jahreswechsel ergänzt (103 Interviews). Bei einer Sicherheitswahrscheinlichkeit von 95 Prozent beträgt die statistische Fehlertoleranz maximal 3 Prozentpunkte. Anlässlich der oben umrissenen Debatten über den öffentlich-rechtlichen Rundfunk fragten wir in dieser Welle erstmals gezielt nach diesbezüglichen Einstellungen der Menschen.
 
        MEDIENVERTRAUEN IN KRISENZEITEN
 
        Ganz allgemein gesprochen, gibt (und gab) es entgegen vielen mehr oder minder populären Mutmaßungen in Deutschland keine generelle Krise des Medienvertrauens. Im internationalen Vergleich rangiert das Vertrauen der Deutschen in ihre Medien nach wie vor auf einem hohen Niveau.09 Ende des Jahres 2022 stimmten 49 Prozent der Befragten der Aussage zu: „Wenn es um wirklich wichtige Dinge geht – etwa Umweltprobleme, Gesundheitsgefahren, politische Skandale und Krisen – kann man den Medien vertrauen“ (Abbildung 1). In den Jahren vor der Pandemie schwankte der Wert zwischen 41 und 44 Prozent. Am Ende des Corona-Jahres 2020 hatte die Zustimmung bei 56 Prozent gelegen. Wie wir im Kontext der Pandemie vermuteten, war der damals gemessene Höchstwert eine Ausnahme: Im ersten Pandemie-Jahr war die Unsicherheit in der Bevölkerung immens. Die Corona-Krise stellte unter allen anderen Krisen eine Ausnahmesituation dar – das Ausmaß an Unsicherheit und persönlicher Betroffenheit war nie zuvor so hoch, und auch der Bedarf nach verlässlichen Informationen war so hoch wie nie zuvor. Die Bürgerinnen und Bürger nahmen die Informations- und Orientierungsleistung der Medien stärker als sonst in Anspruch und würdigten sie mit einem entsprechend gestiegenen Vertrauen.10 Nach dem Abklingen der Pandemie sank das Vertrauen jedoch nicht auf den Status quo ante zurück, sondern hielt sich deutlich über den langjährigen Werten der Jahre vor der Pandemie. Parallel dazu liegt der Anteil der Bürgerinnen und Bürger, die den Medien eher nicht oder gar nicht vertrauen, 2022 mit 20 Prozent etwas höher als im Corona-Jahr 2020. Aber auch hier wurde das vorpandemische Niveau von 2019 nicht erreicht. Dennoch hält knapp jede beziehungsweise jeder Fünfte die Medien für nicht vertrauenswürdig – der harte Kern der Kritikerinnen und Kritiker der Medien hat sich seit den Zeiten der sogenannten Flüchtlingskrise verfestigt und bleibt mehr oder weniger unverändert bestehen.
 
         
          Abbildung 1: Entwicklung des Medienvertrauens bei „wichtigen Dingen“
 
          [image: Das Balkendiagramm zeigt die Entwicklung des Medienvertrauens zwischen 2008 und 2022. Man erkennt, dass der Anteil derjenigen, die den Medien "eher" oder "voll und ganz" vertrauen, nach 2015 deutlich zugenommen hat (von 28 Prozent 2015 auf 49 Prozent 2022; 2020 vertrauten sogar 56 Prozent den Medien in wichtigen Dingen). Der Anteil derjenige, die den Medien "eher nicht" oder "überhaupt nicht" vertrauen, schwankt zwischen 9 und 28 Prozent, 2022 betrug er 20 Prozent.] 
          Angaben in Prozent. Frage: „Wenn es um wirklich wichtige Dinge geht – etwa Umweltprobleme, Gesundheitsgefahren, politische Skandale: Wie sehr kann man da den Medien vertrauen?“ Basis: alle Befragten. Geringfügige Abweichungen von 100 Prozent aufgrund von Rundungen, „Weiß nicht“-Antworten werden nicht ausgewiesen. 
 
          Quelle: Mainzer Langzeitstudie Medienvertrauen
 
        
 
        DER ÖFFENTLICH-RECHTLICHE RUNDFUNK IN KRISENZEITEN
 
        Das Vertrauen in den öffentlich-rechtlichen Rundfunk ist trotz der jüngsten Diskussionen und Skandale hoch. Er rangiert im Ranking der vertrauenswürdigsten Mediengattungen nach wie vor auf Platz eins. Das Vertrauen ist 2022 gegenüber den Vorjahren jedoch zurückgegangen – ein Rückgang, der sich bei anderen Mediengattungen nicht gleichermaßen nachzeichnen lässt. Noch immer liegt der öffentlich-rechtliche Rundfunk vor den Lokalzeitungen sowie den überregionalen Zeitungen, der Abstand ist allerdings geringer geworden.11 2022 hielten 62 Prozent der Deutschen das öffentlich-rechtliche Fernsehen (inklusive aller seiner im Internet verfügbaren Angebote) für sehr oder eher vertrauenswürdig (Abbildung 2) – 2020 waren es 70 Prozent, zuvor schwankte der Wert zwischen 65 und 72 Prozent. Zum Vergleich: Das private Fernsehen halten nur zwischen 17 und 29 Prozent der Befragten für sehr oder eher vertrauenswürdig.
 
         
          Abbildung 2: Vertrauen in öffentlich-rechtliches und privates Fernsehen
 
          [image: Das Balkendiagramm unterscheidet für die Jahre 2016 bis 2022 (für 2021 liegen keine Daten vor) zwischen dem Vertrauen ins öffentlich-rechtliche und ins private Fernsehen. Während je nach Jahr zwischen 62 und 72 Prozent der Befragten das öffentlich-rechtliche Fernsehen für "sehr" oder "eher" vertrauenswürdig, bekunden das für das private Fernsehen nur 17 bis 29 Prozent. "Nicht" oder "eher nicht" vertrauenswürdig halten das öffentlich-rechtliche Fernsehen 5 bis 12 Prozent der Befragten, beim privaten Fernsehen sind es zwischen 21 und 30 Prozent.

] 
          Angaben in Prozent. Frage: „Manche Menschen halten bestimmte Medienangebote für vertrauenswürdiger als andere. Bitte sagen Sie mir, wie vertrauenswürdig Sie diese Angebote finden.“ Basis: alle Befragten (n=1200). Geringfügige Abweichungen von 100 Prozent aufgrund von Rundungen. 
 
          Quelle: Mainzer Langzeitstudie Medienvertrauen
 
        
 
        Da sich ansonsten keine deutlichen Verschiebungen beim Vertrauen in bestimmte Mediengattungen zeigen, lässt sich der Rückgang beim Vertrauen in das öffentlich-rechtliche Fernsehen im Jahr 2022 vorsichtig als Reaktion auf die jüngsten Skandale und Reformdebatten deuten, die ein erheblicher Teil der Bevölkerung wahrgenommen hat. Konkret nach den „jüngsten Problemen und Skandalen im öffentlich-rechtlichen Rundfunk, beispielsweise um die rbb-Intendantin Schlesinger“ gefragt, gab eine knappe Mehrheit (51 Prozent) an, sie hätte „viel“ oder „sehr viel“ von den Problemen und Skandalen im öffentlich-rechtlichen Rundfunk mitbekommen. Nur 14 Prozent sagten, sie hätten davon gar nichts mitbekommen, und 33 Prozent antworteten „nicht viel“ (2 Prozent „weiß nicht“).
 
        Viele Bürgerinnen und Bürger artikulieren auf unsere Fragen hin Reformbedarf: 40 Prozent stimmten der Aussage zu, der öffentlich-rechtliche Rundfunk sei zu aufgebläht und bürokratisch. Ähnliche Zustimmungswerte erreichten die Aussagen, dass der öffentlich-rechtliche Rundfunk verschwenderisch mit den Rundfunkbeiträgen umgehe (38 Prozent) und dass er zu eng mit der Politik verflochten sei (37 Prozent). 30 Prozent der Befragten waren „eher“ oder „voll und ganz“ der Ansicht, dass der öffentlich-rechtliche Rundfunk streng genug kontrolliert werde, 40 Prozent wiederum meinten, dass er die Vielfalt der Meinungen in der Gesellschaft angemessen darstelle. Trotz solcher Kritik äußert eine große Mehrheit im Grundsatz Rückhalt: 72 Prozent stimmten der Aussage zu, dass die Informationsangebote des öffentlich-rechtlichen Rundfunks wichtig seien. 62 Prozent stimmten der Aussage zu, der öffentlich-rechtliche Rundfunk leiste einen wichtigen Beitrag zur Demokratie. 54 Prozent waren mit den Informationsangeboten des öffentlich-rechtlichen Rundfunks zufrieden. Daraus lässt sich schlussfolgern, dass eine Mehrheit den öffentlich-rechtlichen Rundfunk als Institution im Prinzip gutheißt und bewahren will, seine konkreten Strukturen und Profile allerdings auf mehr oder weniger starke Kritik stoßen.12
 
        Interessant ist in diesem Zusammenhang die Frage, ob die Wahrnehmung der Skandale die Bewertung des öffentlich-rechtlichen Rundfunks beeinflusst. Dazu stellen wir Personen, die angaben, von den Skandalen viel oder sehr viel mitbekommen zu haben, diejenigen Menschen gegenüber, die von sich sagten, nicht viel oder gar nichts von den Skandalen im öffentlich-rechtlichen Rundfunk mitbekommen zu haben (Tabelle 1). Die Rückmeldungen beider Gruppen unterscheiden sich zum Teil sehr deutlich: Während diejenigen, die viel von den Skandalen mitbekommen haben, zu 52 Prozent angaben, der öffentlich-rechtliche Rundfunk sei zu aufgebläht und bürokratisch, wurde dieser Kritikpunkt von nur 28 Prozent derjenigen geäußert, die wenig oder nichts von den Skandalen wussten. Bei der Zustimmung zur Aussage, der öffentlich-rechtliche Rundfunk sei zu eng mit der Politik verflochten, unterschieden sich die beiden Gruppen jedoch kaum (38 vs. 35 Prozent). Generell gibt es keinen Zusammenhang zwischen der Wahrnehmung der Skandale und der Einstellung zum öffentlich-rechtlichen Rundfunk – in vielen Punkten äußerten gerade diejenigen, die die Skandale medial nachverfolgt haben, sogar eher positive Urteile.
 
         
          Tabelle 1: Bewertung des öffentlich-rechtlichen Rundfunks in Abhängigkeit von der Wahrnehmung der Skandale
 
                   
                	 
                	 
                  VIEL/SEHR VIEL VON SKANDALEN MITBEKOMMEN (N=613)
  
                	 
                  NICHT VIEL/GAR NICHTS VON SKANDALEN MITBEKOMMEN (N=566)
  
                	 
                  STATISTISCHE SIGNIFIKANZ DES EINFLUSSES DER WAHRNEHMUNG DER SKANDALE
  
  
                	 
                  Der öffentlich-rechtliche Rundfunk ist zu aufgebläht und bürokratisch.
  
                	 
                  52 %
  
                	 
                  28 %
  
                	 
                  signifikant*
  
  
                	 
                  Der öffentlich-rechtliche Rundfunk geht verschwenderisch mit den Rundfunkbeiträgen der Bürger um.
  
                	 
                  43 %
  
                	 
                  33 %
  
                	 
                  nicht signifikant
  
  
                	 
                  Der öffentlich-rechtliche Rundfunk ist zu eng mit der Politik verflochten.
  
                	 
                  38 %
  
                	 
                  35 %
  
                	 
                  nicht signifikant
  
  
                	 
                  Der öffentlich-rechtliche Rundfunk wird streng genug kontrolliert.
  
                	 
                  36 %
  
                	 
                  24 %
  
                	 
                  signifikant***
  
  
                	 
                  Der öffentlich-rechtliche Rundfunk stellt die Vielfalt der Meinungen in der Gesellschaft angemessen dar.
  
                	 
                  45 %
  
                	 
                  33 %
  
                	 
                  nicht signifikant
  
  
                	 
                  Der öffentlich-rechtliche Rundfunk leistet einen wichtigen Beitrag zur Demokratie.
  
                	 
                  70 %
  
                	 
                  53 %
  
                	 
                  nicht signifikant
  
  
          
 
          Ausgewiesen sind diejenigen Personen, die auf die Frage „Ich lese Ihnen im Folgenden noch einmal einige Aussagen über den öffentlich-rechtlichen Rundfunk vor, bitte sagen Sie mir, inwiefern Sie diesen Aussagen zustimmen“ mit „Stimme voll und ganz zu“ oder „Stimme eher zu“ geantwortet haben. Gegenübergestellt werden die Personen, die von den Skandalen im öffentlich-rechtlichen Rundfunk viel/sehr viel mitbekommen haben, und die Personen, die nicht viel/gar nichts von den Skandalen mitbekommen haben. 
 
          Lesebeispiel: Von denjenigen, die viel/sehr viel von den Skandalen mitbekommen haben, gaben 52 Prozent an, der öffentlich-rechtliche Rundfunk sei zu aufgebläht und bürokratisch. Von denjenigen, die nicht viel/gar nichts von den Skandalen mitbekommen haben, gaben dies 28 Prozent an. 
 
          Die Spalte „statistische Signifikanz“ gibt an, ob der Einfluss der Wahrnehmung der Skandale auf die jeweilige Bewertungsdimension in einer Regressionsanalyse statistisch signifikant ist oder nicht. Dazu wurden Regressionsanalysen gerechnet, mit der jeweiligen Bewertungsdimension als abhängiger Variable und der Wahrnehmung der Skandale als unabhängiger Variable. Als Kontrollvariablen wurden zusätzlich die Nutzungshäufigkeit des öffentlich-rechtlichen Fernsehens, das Alter, das Geschlecht und die Bildung als unabhängige Variablen mit in die Regression aufgenommen. Der Signifikanzwert in der Tabelle weist aus, ob im jeweiligen Modell der Einfluss der Wahrnehmung der Skandale statistisch signifikant war oder nicht. Alle Regressionsmodelle waren statistisch signifikant, das korrigierte R² lag zwischen .027 und .100. 
 
          Signifikanzniveau: *** p < .001; ** p < .01; * p < .05
 
        
 
        Um zu überprüfen, in welchen Fällen die Wahrnehmung der Skandale die Bewertung des öffentlich-rechtlichen Rundfunks überzufällig und signifikant beeinflusst, haben wir zur statistischen Absicherung multivariate Regressionsanalysen gerechnet. Die jeweilige Bewertungsdimension (zum Beispiel „Der öffentlich-rechtliche Rundfunk ist zu aufgebläht und bürokratisch“) ging dabei jeweils als abhängige, also zu erklärende Variable in die Berechnung ein. Die Frage, ob die Menschen viel oder wenig/nichts von den Skandalen mitbekommen hatten, wurde als unabhängige Variable, also als Erklärvariable, in die Analyse aufgenommen. Als Kontrollvariablen wurden die Nutzungshäufigkeit des öffentlich-rechtlichen Fernsehens sowie Alter, Bildung und Geschlecht einbezogen. Auf diese Weise ließ sich bei zwei der Bewertungsdimensionen in der multivariaten Kontrolle ein statistisch signifikanter Zusammenhang finden – und zwar bei den Aussagen „Der öffentlich-rechtliche Rundfunk ist zu aufgebläht und bürokratisch“ und „Der öffentlich-rechtliche Rundfunk wird streng genug kontrolliert“: Diejenigen, die mehr von den Skandalen mitbekommen hatten, bewerteten den öffentlich-rechtlichen Rundfunk hinsichtlich der Einschätzung als „aufgebläht und bürokratisch“ schlechter und bezüglich der Frage, ob er streng genug kontrolliert würde, besser. Tatsächlich ist es nicht ganz trivial, aus den zum Teil nur geringen Prozentwertunterschieden größere Unterschiede in den Wahrnehmungen des Publikums herauszulesen. Auch gilt es jeweils die multivariate Betrachtung zu berücksichtigen. Und schließlich treffen die verwendeten Statements inhaltlich sehr unterschiedliche Aussagen über den öffentlich-rechtlichen Rundfunk: So sind vor allem die nicht signifikanten Aussagen eher genereller Natur und haben weniger mit der Wahrnehmung der konkreten Skandale zu tun. Aus den durchaus komplexen Anforderungen bei der Interpretation dieser Befunde folgt sicherlich weiterer Forschungsbedarf.
 
        Abschließend dürfte besonders die Frage von Interesse sein, welche Faktoren generell zu einer größeren Vertrauenszuschreibung an den öffentlich-rechtlichen Rundfunk beitragen. Auch hier bietet sich eine multivariate Betrachtung im Rahmen einer Regressionsanalyse an: Auf diese Weise soll der Einfluss verschiedener möglicher Erklärungen auf das Entstehen eines hohen beziehungsweise niedrigen Vertrauens in den öffentlich-rechtlichen Rundfunk gemeinsam betrachtet werden. Die Vertrauenswürdigkeit des öffentlich-rechtlichen Rundfunks war somit die abhängige Variable, unabhängige Variablen waren die Frage, wie viel die Menschen von den Skandalen mitbekommen haben, die Nutzungshäufigkeit des öffentlich-rechtlichen Fernsehens sowie Alter, Geschlecht und Bildung. Die größte Erklärungskraft geht dabei von der Nutzung aus:13 Wer öffentlich-rechtliches Fernsehen häufiger nutzt, vertraut ihm auch stärker. Ebenfalls groß ist der Einfluss des Alters – jüngere Menschen haben ein größeres Vertrauen. Eine höhere formale Bildung führt ebenfalls zu mehr Vertrauen. Diese Befunde stehen im Einklang mit bisheriger Forschung zum Vertrauen in die Medien als gesellschaftliche Institution.14 Die Wahrnehmung der Skandale beeinflusst die Einschätzung der Vertrauenswürdigkeit des öffentlich-rechtlichen Fernsehens nicht, ebenso wenig wie das Geschlecht.
 
        FAZIT
 
        In Krisenzeiten müssen sich die Menschen ganz besonders auf die Medien verlassen können. In Deutschland tun die Bürgerinnen und Bürger das auch zu einem großen Anteil – sowohl in ruhigeren Phasen, als auch in Hochphasen von Krisen haben sie das Gefühl, sich auf die Informationen aus den Medien verlassen zu können. Es hat sich jedoch über die Jahre ein harter und nicht zu vernachlässigender Kern an eindeutig misstrauischen Bürgerinnen und Bürgern verfestigt.
 
        Eine besondere Rolle spielt in der deutschen Medienlandschaft der öffentlich-rechtliche Rundfunk. Er genießt eine prinzipiell hohe Reputation und ein positives Image. Ein Großteil der Bürgerinnen und Bürger findet ihn vertrauenswürdig und weiß seine besondere Informations- und Orientierungsfunktion in unserer Gesellschaft zu schätzen. Ein leichter Vertrauensrückgang im Jahr 2022 weist den Daten der Mainzer Langzeitstudie Medienvertrauen zufolge zwar darauf hin, dass die Skandale im öffentlich-rechtlichen Rundfunk nicht spurlos an diesem vorübergegangen sind. Einen wirklichen Vertrauenseinbruch gab es aber nicht – und die Wahrnehmung der Skandale beeinflusste die Bewertung des öffentlich-rechtlichen Rundfunks nur zum Teil, etwa hinsichtlich der konkreten Kritikpunkte einer zu großen Bürokratie und fehlender Kontrolle, jedoch nicht im Hinblick auf seine grundlegende Legitimität oder Vertrauenswürdigkeit. Einen wesentlich größeren Einfluss auf die Bewertung und auf die Vertrauenseinschätzung des öffentlich-rechtlichen Rundfunks haben die Nutzungserfahrungen der Menschen. Jedoch gehört gerade bei den jüngeren Menschen der öffentlich-rechtliche Rundfunk nicht mehr standardmäßig zum Medienrepertoire.15 Zwar besteht für den öffentlich-rechtlichen Rundfunk in Deutschland kein Grund zu umfassender Besorgnis – auf Vorschusslorbeeren ausruhen kann er sich jedoch nicht.
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        DER OSTEN ALS CHANCE
 
        Ostdeutsche Perspektiven auf die Reformdebatte um den öffentlich-rechtlichen Rundfunk
 
        Mandy Tröger
 
        Mit der Vereinigung von Bundesrepublik und DDR vor mehr als 30 Jahren ging ein Institutionentransfer von West nach Ost einher. Entsprechend war auch die Neustrukturierung der ostdeutschen Rundfunklandschaft ein Angleichungsprozess nach bundesdeutschem Muster. Das DDR-Rundfunksystem wurde zerschlagen und in einem radikalen Transformationsprozess in das demokratische System der Bundesrepublik integriert. Dieser Prozess war eine außergewöhnlich unreglementierte und dadurch hochpolitische Angelegenheit, deren Folgen bis heute spürbar sind.01
 
        Auch sonst ist die Medienlandschaft Ostdeutschlands noch stark von den Entwicklungen Anfang der 1990er Jahre geprägt: Der ostdeutsche Pressemarkt etwa ist fest in der Hand westdeutscher Verleger*innen, die diesen schon im Mai 1990 untereinander aufgeteilt hatten. Weder konnte sich eine vielfältige ostdeutsche Lokalpresse entwickeln, noch ein starkes ostdeutsches, überregional relevantes Medium. In den überregionalen Medien wiederum sind ostdeutsche (Chef-)Redakteur*innen unterrepräsentiert, und auch der journalistische Nachwuchs kommt seltener aus den ostdeutschen Bundesländern. Auch deshalb sind ostdeutsche Perspektiven in der deutschen Medienlandschaft wenig verbreitet: Es wird eher „über den Osten“ berichtet als „aus dem Osten“.02 Ostdeutschland erscheint medial allzu oft als das „rückständige Anhängsel“, aber nicht als eine in sich vielfältige, kulturell reiche und historisch spannende Region.03 Nicht zuletzt wegen solcher medialer Blindstellen kommt den öffentlich-rechtlichen Anstalten Ostdeutschlands, dem Mitteldeutschen Rundfunk (MDR) und dem Rundfunk Berlin-Brandenburg (RBB) sowie dem Norddeutschen Rundfunk (NDR) in Mecklenburg-Vorpommern, in der Regionalberichterstattung eine besonders wichtige Rolle zu. Sie haben die Aufgabe, die Ressourcen und die Möglichkeiten, aus den Regionen über die Regionen zu berichten. Allerdings zeugen nicht zuletzt die „Schlesinger-Affäre“ beim RBB oder der Betrugsskandal rund um den Kinderkanal (Kika) beim MDR in den 2000er Jahren von strukturellen Schwächen und erhöhen insgesamt den Reformdruck auf den öffentlich-rechtlichen Rundfunk (ÖRR).
 
        Solche Skandale stützen die verbreitete Annahme, Ostdeutschland sei eine „massenmedial multiple Problemzone“.04 Während die überregionale Qualitätspresse aus den großen Medienhäusern in Hamburg, München oder Frankfurt am Main im Osten kaum gelesen wird, werden Begriffe wie „Lügenpresse“ meist mit der Pegida-Bewegung und den vermeintlichen DDR-Erfahrungen ihrer ostdeutschen Anhänger*innen assoziiert. Kurz, Medienmisstrauen und -skepsis scheinen besonders im Osten Deutschlands weit verbreitet.
 
        Auch wenn es nicht völlig unplausibel scheint, die „Lügenpresse“-Vorwürfe bei manchen als Spätfolge ihrer DDR-Sozialisation zu erklären, ist es doch naheliegender, sie als Langzeitfolgen von Entkopplungsprozessen im Rahmen des Institutionentransfers Anfang der 1990er Jahre zu verstehen. Sie gründen eher im historischen Versäumnis, aus DDR-Erfahrungen zu lernen, ostdeutsche Reformimpulse anzuerkennen und die Medienlandschaft in ganz Deutschland neu zu ordnen. Hierunter leidet bis heute auch der ÖRR.
 
        In diesem Beitrag soll „der Osten“ nicht als Problemzone, sondern als Chance betrachtet werden. Aktuelle Reformdebatten rund um den ÖRR können aus ostdeutschen Erfahrungen lernen. Um das zu plausibilisieren, soll zunächst die Gründung der öffentlich-rechtlichen Anstalten Anfang der 1990er Jahre rekapituliert und nach den strukturellen Problemen gefragt werden, die hier ihre Wurzeln finden. Anschließend sollen die Entwicklungen in der Nutzung und die Erwartungen an den ÖRR in den vergangenen 30 Jahren nachgezeichnet werden. Spätestens hier wird klar: „Den Osten“ gibt es nicht. Denn genau wie der Bayerische Rundfunk (BR) nicht so wie Radio Bremen ist, ist der MDR nicht so wie der RBB. Es gibt regionale Unterschiede im Nutzungsverhalten zwischen und innerhalb der Sendegebiete. Der MDR ist – gemessen an der Einwohner*innenzahl seines Sendegebietes Sachsen, Thüringen und Sachsen-Anhalt – die größte ostdeutsche ARD-Anstalt. Er wird anders genutzt als der RBB in Berlin und Brandenburg, und auch anders als der NDR in Mecklenburg-Vorpommern. Gleichzeitig gibt es viele Überschneidungen in Nutzung und Erwartung zwischen Ost- und Westdeutschen: Strukturell vergleichbare Regionen in West und Ost ähneln sich häufig deutlicher als Regionen innerhalb Ost- oder Westdeutschlands. Beide Punkte – regionale ostdeutsche Unterschiede sowie ost- und westdeutsche Gemeinsamkeiten – gehen in der aktuellen Debatte oft unter.
 
        DER ÖRR IM OSTEN
 
        Anders als die westdeutschen wurden die ostdeutschen öffentlich-rechtlichen Anstalten erst im Zuge der deutschen Einheit gegründet. Hörfunk und Fernsehen der DDR wurden nach Artikel 36 des Einigungsvertrages in eine gemeinsame Einrichtung überführt beziehungsweise aufgelöst und zum 1. Januar 1992 in das öffentlich-rechtliche System der Bundesrepublik integriert. Mecklenburg-Vorpommern trat dem Staatsvertrag des NDR bei, und der Deutschlandfunk, RIAS Berlin und der Ostsender DS-Kultur fusionierten zum Deutschlandradio. Neben dem MDR entstand zunächst der Ostdeutsche Rundfunk Brandenburg (ORB), der 2003 mit dem Sender Freies Berlin (SFB) zum RBB fusioniert wurde.
 
        Diese scheinbar erfolgreiche Transformation ist häufig auf Kritik gestoßen. Die Politikwissenschaftlerin Sylvia Dietl etwa weist darauf hin, dass die westdeutschen Akteur*innen zwar ihr Ziel erreichten, das bundesdeutsche öffentlich-rechtliche Rundfunksystem auf den Osten zu übertragen. Nicht gelungen sei jedoch die Art und Weise der Umsetzung: „Es war“, so Dietl, „ein unreflektierter, kritikloser Systemtransfer. (…) Nicht nur wurden sämtliche demokratieschwächenden Dysfunktionalitäten des westdeutschen öffentlich-rechtlichen Rundfunks in die neu gegründeten Anstalten übertragen. Sie wurden teils sogar noch verstärkt.“05 Diese verstärkten Probleme manifestieren sich zum Beispiel im politischen Einfluss auf die Anstalten: Die Schaffung der Anstalten war Sache der Länderparlamente – und deren Entscheidungen wurden von den Konflikten konkurrierender politischer Akteur*innen begleitet.
 
        Der Einfluss der Parteipolitik während der Gründungsphase der öffentlich-rechtlichen Anstalten lässt sich gut am Beispiel des MDR zeigen. Die Mehrheitsparteien der jeweiligen Landtage nutzten den MDR-Staatsvertrag, um früh ihre Einflussmöglichkeiten zu sichern, was unter anderem dazu führte, dass die Aufsichtsgremien weniger staatsfern und gleichzeitig abhängiger von gesellschaftlichen Machtgruppen ausgestaltet wurden. Auch deshalb hielt der Medienrechtler Wolfgang Hoffmann-Riem, damals Direktor des Hans-Bredow-Instituts in Hamburg, den MDR-Staatsvertrag 1991 sogar für verfassungswidrig. Durch den politischen Einfluss seien „pluralismusfeindliche Strukturen“ entstanden, „wie sie in dieser Einseitigkeit in keiner westdeutschen Rundfunkanstalt bestehen“.06 Zwar stand im Rahmen des Institutionentransfers von West nach Ost fest, dass sich die Organisationsstrukturen der neuen Rundfunkanstalten am Vorbild der ARD-Anstalten auszurichten hatten. Allerdings nahmen die westdeutschen Akteur*innen diese Neuordnung „nicht zum Anlass, eine kritische Bestandsaufnahme über die Defizite des eigenen Rundfunksystems und seiner Institutionen vorzunehmen“.07 Im Gegenteil, das bestehende System wurde weitgehend unverändert übertragen.
 
        Ein effektives Steuerungsinstrument war hierbei der Elitentransfer von West nach Ost, also die Auswahl der Führungskräfte bei MDR und ORB. Die Gründungsintendant*innen, die gewählten Intendant*innen sowie zahlreiche Direktor*innen kamen aus den westdeutschen ARD-Anstalten. Nicht zuletzt dank des starken Einflusses der sächsischen CDU gab es vor allem beim MDR ein enormes Ungleichgewicht zwischen west- und ostdeutschen Führungskräften.08 Im August 1991 wurden sieben von acht MDR-Direktorenposten mit Westdeutschen besetzt – der einzige Ostdeutsche war für die Technik zuständig. Damit kam „die gesamte engere Führungsspitze, die über die inhaltliche und journalistische Ausrichtung des Ost-Senders entscheiden sollte“, aus dem Westen.09 Reformbestrebungen und -impulse sowie neue Programmideen und -initiativen, die aus den ostdeutschen Einrichtungen hervorgegangen waren, wurden eingestellt oder strukturell hinausgedrängt. Ein prominentes Beispiel ist das Jugendradio DT64: Gegen seine Einstellung im Zuge der Transformation demonstrierten Zehntausende; 300000 Unterschriften wurden gesammelt und Mahnwachen initiiert. Über 80 lokale Aktionsgruppen setzten sich für einen eigenständigen Erhalt des Jugendsenders ein. Dennoch ging er im Rahmen seiner Integration in die MDR-Strukturen letztlich unter.10
 
        Aber nicht nur Politiker*innen und Parteien, sondern auch die westdeutschen öffentlich-rechtlichen Anstalten selbst betrieben intensiv Rundfunkstrukturpolitik, vor allem der NDR und der SFB. Der BR wiederum forcierte den Aufbau des MDR und nahm sowohl über den Elitentransfer als auch strukturell während der gesamten Planungsphase Einfluss.11 Udo Reiter, erster Intendant des MDR, war zuvor Hörfunkdirektor beim BR gewesen und sorgte mit dafür, dass vor allem Westdeutsche beim MDR in Führungspositionen kamen.12
 
        Hinter diesen Entwicklungen standen sowohl Expansionsbestrebungen der etablierten Rundfunkanstalten als auch wirtschaftliches Kalkül. Den relevanten Akteur*innen ging es nicht zuletzt um die Sicherung ihres parteipolitischen Einflusses und landesspezifischer Interessen in den Anstalten. Weniger ging es ihnen um gemeinwohlorientiertes Handeln oder die Schaffung bestmöglicher Rahmenbedingungen für die Anstalten selbst. Beides, so Sylvia Dietl, „braucht es aber, um Akzeptanz für neue Strukturen zu schaffen. Das wurde im Osten Deutschlands verpasst.“13 Damit wurde auch die historische Chance vertan, eine gesamtdeutsche Rundfunkordnung zu konstituieren, den ÖRR weiterzuentwickeln und seine Leistungsfähigkeit für Ostdeutschland und für ganz Deutschland zu stärken.14
 
        WAHRNEHMUNG UND NUTZUNG DES ÖRR IM OSTEN SEIT 1992
 
        Wie entwickelte sich nun nach 1992 die Beziehung der Bürger*innen im Osten Deutschlands zum ÖRR? Die gerade beschriebenen Vorgänge könnten vermuten lassen, dass der öffentlich-rechtliche Rundfunk in Ostdeutschland auf höhere Ablehnung oder ein geringeres Nutzungsverhalten stößt. Jedoch zeigen vergleichende Langzeitstudien zum Mediennutzungsverhalten in Ost- und Westdeutschland viele Gemeinsamkeiten und „keine drastischen, aber erkennbare Abweichungen“.15 Unterschiede haben beispielsweise mit unterschiedlichen Lebensverhältnissen und abweichenden Alltags- und Sozialstrukturen zu tun. Zum Beispiel wird die häufigere und längere Radionutzung im Osten darauf zurückgeführt, dass Ostdeutsche im Durchschnitt morgens früher aufstehen als Westdeutsche. So beginnt auch die Radionutzung früher am Tag.16
 
        Auch in der Fernsehnutzung zeigen sich über die Jahrzehnte sowohl Gemeinsamkeiten als auch bleibende Unterschiede, die teils soziostrukturell und teils mentalitätsbedingt sind. In den ersten Jahren nach der deutschen Einheit sahen die Menschen in Ostdeutschland anders fern als im Westen: Zwar spielten Nachrichtensendungen für Ost- und Westdeutsche gleichermaßen die größte Rolle, aber Ostdeutsche sahen länger fern und nutzten häufiger die kommerziellen Privatsender. Zugleich konsumierten sie aber auch stärker die öffentlich-rechtlichen Dritten Programme der ARD, und sie widmeten sich stärker Infotainment- und Unterhaltungsangeboten. Auch stellten sie höhere Ansprüche an öffentlich-rechtliche Sender und erwarteten, dort Themen und Akteur*innen aus den Regionen Ostdeutschlands vorzufinden, die den eigenen Identitätsbedürfnissen entsprachen.17
 
        Zehn Jahre nach der deutschen Einheit waren Ost- wie Westdeutsche mehrheitlich der Meinung, dass das Erste und das ZDF die besten Informationssendungen bieten. Dennoch beurteilten ostdeutsche Zuschauer*innen diese Informationssendungen insgesamt etwas skeptischer.18 Die Gründe für diese Skepsis sind vielfältig und haben mit anderen Informationsbedürfnissen, Fragen der Informationsaufbereitung, kulturellen, politischen und sozialen Prägungen sowie abweichenden Sozialstrukturen zu tun. Diese und andere Faktoren führten auch in den 2000er Jahren noch zu einer etwas geringeren Akzeptanz des ÖRR im Osten. Zugleich unterstrichen Studien, dass diese Unterschiede nicht so sehr Ausdruck einer ostdeutschen „Sondermentalität“ seien, sondern vor allem auf ungleichen Lebensverhältnissen in Ost und West beruhten.19 Andere Forschungsergebnisse verwiesen auf die (mediale) Sozialisation der Zuschauer*innen in der DDR. Zehn Jahre nach der deutschen Einheit bestand die Mehrheit der ostdeutschen Zuschauer*innen noch aus Personen, die zu DDR-Zeiten zwischen zwei Medienrealitäten gelebt hatten, dem Fernsehen der DDR auf der einen und dem „Westfernsehen“ auf der anderen Seite. Aufgrund dieser Erfahrung, so die Erklärung, tendiere das ostdeutsche Fernsehpublikum eher dahin, beide kritisch zu hinterfragen und keine – auch nicht die Informationssendungen des ÖRR – für gegeben hinzunehmen.20 Hinzu kommt, dass im Rahmen des oben geschilderten Institutionentransfers eine Distanz zwischen den westdeutsch dominierten Institutionen des ÖRR und den ostdeutschen Medienkonsument*innen entstand, die lange nachwirkte.21
 
        Aber bestehen die frühen Nutzungsmuster und -erwartungen noch heute? Nach 25 Jahren deutscher Einheit zeigten sich nach wie vor Unterschiede im Nutzungsverhalten, aber auch weitere Angleichungen. Ostdeutsche sahen weiterhin länger und früher am Tag fern, sie nutzten stärker Privatsender und die Dritten Programme, nicht zuletzt für (regionale) Informationen.22 Auch fünf Jahre später waren diese Muster noch zu erkennen.23 Trotzdem sind die Nutzungsmotive für den ÖRR in West- und Ostdeutschland mittlerweile sehr ähnlich, nur vereinzelt sind Unterschiede feststellbar, etwa bei der Nutzung digitaler Geräte und Angebote, was wohl eher auf Unterschiede in der Infrastruktur – besonders in ländlichen Gebieten –, aber auch auf eine unterschiedliche Alters- und Einkommensstruktur zurückgeht.24
 
        Aktuellen Akzeptanzstudien zufolge liegen die Fernseh-, Radio- und Internetangebote des ÖRR in Bezug auf ihre Glaubwürdigkeit in Ost- wie in Westdeutschland im Vergleich zu anderen Medien an der Spitze. Das hat sich auch durch die Corona-Berichterstattung nicht geändert. Ende 2020 griffen in den östlichen Bundesländern wöchentlich 95 Prozent der Bürger*innen auf mindestens ein ARD-Angebot zu, in den westlichen Bundesländern waren es 92 Prozent. Menschen in Ost wie West betonen den grundsätzlichen Wert der ARD für das Gemeinwohl: 83 Prozent stufen ihre Bedeutung für die Gesellschaft als sehr hoch beziehungsweise hoch ein. Dieser Konsens zwischen Ost und West ist generationenübergreifend, nicht zuletzt dank digitaler Angebote.25 Zwar sind die Bewertungsniveaus des ÖRR im Osten etwas niedriger als im Westen, auch bei der Frage, ob die Medienberichterstattung die eigene Wahrnehmung wenigstens „weitgehend“ widerspiegele, ist die Zustimmung bei Ostdeutschen etwas geringer als bei Westdeutschen.26 Dennoch erreichen die Angebote der ARD im Osten Deutschlands täglich 76 Prozent der Menschen, im Westen 80 Prozent.27 Unterschiede im Nutzungsverhalten lassen sich eher an Fragen der Bildung, des Alters oder des Einkommens festmachen als an regionaler Herkunft.
 
        MEHR SKEPSIS IM OSTEN?
 
        Woher kommt dann aber die Wahrnehmung, dass Ostdeutsche „den Medien deutlich weniger [vertrauen] als Westdeutsche“ oder dem ÖRR gegenüber generell skeptischer sind?28 Laut Studien misstraut jede*r vierte Deutsche den deutschen Medien, in Ostdeutschland sogar jede*r Dritte.29
 
        Das hat nicht zuletzt etwas mit den Methoden der Studien zu tun. Wissenschaftler*innen messen seit Jahrzehnten Medienvertrauen. Eine Grundannahme ist, dass Medienvertrauen grundsätzlich positiv und Misstrauen in Medien eher negativ zu bewerten ist. Dabei ist es gar nicht einfach zu sagen, was „Medienvertrauen“ eigentlich ist: Vertrauen wir bestimmten Journalist*innen oder Moderator*innen, weil wir sie sympathisch finden? Vertrauen wir einer Zeitung oder einem Sender, weil wir sie schon immer konsumieren? Glauben wir alles, was sie berichten? Oder gehört es nicht zu unserer Pflicht als Bürger*innen in einer demokratischen Gesellschaft, kritisch zu hinterfragen, was uns medial geboten wird? Zur Beantwortung dieser Fragen sind quantitative wissenschaftliche Erhebungen nur bedingt hilfreich.30
 
        Warum das so ist, lässt sich gut anhand der Studie zeigen, die das vermeintliche ostdeutsche Medienmisstrauen zu belegen scheint. Hier lautete die Frage: „Wenn Sie jetzt einmal an die deutschen Medien denken: Inwieweit vertrauen Sie den deutschen Medien?“31 Hier bleibt offen, was mit „den deutschen Medien“ gemeint ist. Einzelne Fernsehsender oder Radiostationen des ÖRR? Private Anbieter? Regionale oder überregionale Zeitungen? Wochenzeitungen? Die Antwort auf diese Frage (und damit die Antwort auf die Frage nach dem Vertrauen in „die deutschen Medien“) liegt im Ermessensspielraum der Befragten. Es bleibt unklar, welche Berichterstattung genau als vertrauenswürdig angesehen wird. Ähnliches gilt für Fragen in Bezug auf bestimmte Medienarten oder -quellen, also „das öffentlich-rechtliche Fernsehen“, das „private Fernsehen“, die „Angebote im Internet“. Denn was ist „das öffentlich-rechtliche Fernsehen“, wenn nicht vielfältig? Auch hier macht die Unbestimmtheit der Fragen es schwer nachvollziehbar, in was oder wen die Befragten tatsächlich vertrauen. Das gilt zwar für die Befragten in Ost wie West gleichermaßen, dennoch sollte man sich davor hüten, aus solchen Studien scheinbar allgemeingültige Schlussfolgerungen über „die Medien“ und „den Osten“ abzuleiten, ohne zuvor genauer hingeschaut zu haben.
 
        Regionale, kulturelle, wirtschaftliche und soziale Differenzierungen sind auch deshalb wichtig, weil Studien zur gesellschaftlichen Spaltung in Deutschland zeigen, dass die Hauptkonfliktlinien „nicht primär zwischen Ost und West, sondern zwischen gesellschaftlichen Gruppen mit unterschiedlichen Einstellungsmustern“ verlaufen – und die finden sich in allen Landesteilen.32 Ähnliches lässt sich auch über die Erwartungen an den und die Nutzung des ÖRR sagen. Kritik und Skepsis gegenüber dem öffentlich-rechtlichen Rundfunk gibt es in Ost- wie Westdeutschland. Sie macht sich aber eher an Faktoren wie Bildung, Alter oder Einkommen fest als an einer ostdeutschen „Sondermentalität“.
 
        DER OSTEN ALS CHANCE
 
        Der Aufbau des öffentlich-rechtlichen Rundfunksystems in Ostdeutschland hätte „nicht ohne öffentliche Diskussion und schon gar nicht ohne Berücksichtigung ostdeutscher Reformideen geschehen dürfen“.33 Diese Chance wurde verpasst, obwohl aus dem DDR-Hörfunk und -Fernsehen der Interimszeit viele neue Anstöße, Reformimpulse und Initiativen für einen neuen Rundfunk kamen.
 
        Schon ab Dezember 1989 gab es in den DDR-Funkhäusern personelle und strukturelle Veränderungen. In die Führungsspitzen kamen gewählte Redakteur*innen, die die Programme änderten, neue Formate einführten und mit Mitarbeiter*innen und Rezipient*innen im Austausch standen. Durch die Liberalisierungsprozesse entwickelte sich eine Eigendynamik, die einige Monate lang zu einer nie dagewesenen journalistischen Freiheit und Unabhängigkeit führte.34 Der schon genannte Jugendsender DT64 etwa erblühte zu einer Art sozialem Medium, noch bevor es das Internet gab. Der Sender half beim Netzwerken, gab Identifikation und erlaubte Austausch; Hörer*innen und Macher*innen agierten auf Augenhöhe. In Westdeutschland engagierten sich Unterstützer*innen in mehr als 30 Freundeskreisen, zudem gab einen „Hörerklub“ mit über 5000 Mitgliedern sowie Treffen zwischen Hörer*innen und Macher*innen. DT64 sei das erste „ost-west-deutsche Integrationsradio“ gewesen, in dem das Publikum und die Macher*innen aus Ost und West zusammenkamen, so der Mitbegründer des DT64-Netzwerks und spätere MDR-Rundfunkrat Heiko Hilker.35 Ein solch interaktives Radio und Fernsehen wäre auch heute denk- und machbar.
 
        Darüber hinaus gab es in der Wendezeit konkrete Gesetzesinitiativen wie den Beschluss der Volkskammer über die Gewährleistung der Meinungs-, Informations- und Medienfreiheit vom 5. Februar 1990, die eine gesamtdeutsche Diskussion verdient gehabt hätten. Der Medienbeschluss etwa sollte ein erster Schritt auf dem Weg zu einem umfassenden Mediengesetz sein, das auf alle Medien angewendet werden und konkrete Freiheiten ausgestalten sollte. Er war Ausdruck basisdemokratischer Diskussionsprozesse, die von allen wichtigen reformorientierten DDR-Akteur*innen verhandelt und beschlossen worden waren. Noch im Juni 1990 erklärte Jürgen Schwarz, Vorsitzender des Volkskammer-Medienausschusses, mit diesem Gesetz einen Beitrag zu einer „neuen Medienordnung für ganz Deutschland“ leisten zu wollen.36 Angedacht war beispielsweise die Schaffung eines Medienkontrollrats, der eine transparentere Rückkoppelung der Medien an gesellschaftliche Gruppen gewährleisten sollte. Zudem sollten Medienschaffende, die öffentlich publizierten, selbst für ihre Arbeit verantwortlich sein und gleichzeitig das Recht erhalten, „die Ausarbeitung eines Materials zu verweigern, wenn Themenstellung und Auftrag ihren persönlichen Überzeugungen“ widersprachen.37 Dieser aus der DDR-Erfahrung gespeiste Fokus auf die Verantwortung und Autonomie einzelner Journalist*innen („innere Pressefreiheit“) unterschied sich deutlich vom westdeutschen Modell des Tendenzschutzes, das institutioneller Autorität Vorrang gewährt.
 
        Doch diese und andere innovativen Impulse, die über die bestehenden Normen hinausgingen, blieben unter der Dominanz westdeutscher politischer Akteur*innen letztlich unberücksichtigt. Warnungen, dass strukturelle Schwächen des öffentlich-rechtlichen Systems nicht in den Osten übertragen werden sollten (etwa Parteienproporz und -dominanz in den Gremien), wurden ignoriert. Nicht zuletzt deshalb gab es im Osten Deutschlands nach 1990 kaum eine eigenständige rundfunkpolitische Entwicklung.
 
        Angesichts aktueller Krisen könnte es sich lohnen, damals verfolgte Visionen eines öffentlich-rechtlichen Rundfunksystems neu zu betrachten. Denn wirkliche Reformimpulse sind derzeit rar. Die Intendant*innen, von denen grundsätzliche Reformen erwartet werden, sind selbst Gewächse des öffentlich-rechtlichen Systems. Dass ausgerechnet von ihnen frische Ideen kommen sollen, erscheint daher zweifelhaft. So aber läuft der öffentlich-rechtliche Rundfunk Gefahr, ein selbsterhaltendes System zu bleiben. Dagegen zeigt ein Blick in die Rundfunkgeschichte des Ostens: Öffentlich-rechtlicher Rundfunk ist auch anders vorstellbar. Man muss die Reformimpulse nur aufnehmen: aus den Redaktionen, von den Mitarbeiter*innen und, ja, auch aus der Bevölkerung. In Ost wie West.
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        ESSAY
 
        IM TRANSIT ZWISCHEN GESTERN UND MORGEN
 
        Zur Zukunft des öffentlich-rechtlichen Rundfunks
 
        Christian Meier
 
        Das öffentlich-rechtliche Rundfunksystem ist Teil der Geschichte der deutschen Demokratie – und somit auch ein wichtiger Eckpfeiler dieser Erfolgsgeschichte. Dieser einleitende Satz könnte gut und gerne die These oder der Höhepunkt einer Ansprache des Bundespräsidenten sein: die Fallhöhe möglichst groß, nicht ohne einen Schuss Pathos. Und es ist ja auch etwas dran: Der Aufbau eines Rundfunksystems mit einer möglichst freien und unabhängigen Berichterstattung – im Fall der ARD zudem mit einer dezentralen und damit weniger angreifbaren Struktur –, hat zum Gelingen einer demokratisch verfassten Gesellschaft in dieser Republik beigetragen.01 Dieser historische Hintergrund sollte all denjenigen, die nicht nur über die Vergangenheit, sondern auch über die Zukunft von ARD, ZDF und Deutschlandradio verhandeln, bewusst sein.
 
        Normalerweise müsste nun ein „allerdings“ oder „trotzdem“ folgen, geht es in diesem Text doch nicht darum, das Bestehende zu loben, sondern das Künftige konstruktiv zu entwerfen, was automatisch die Notwendigkeit einer Veränderung des Ist-Zustandes nach sich zieht. Dennoch folgt hier nicht ein „trotzdem“, sondern ein „darum“, ein „gerade deshalb“. Denn, und das ist die These dieses Essays, der öffentlich-rechtliche Rundfunk (ÖRR) braucht eine Reform in der Gegenwart, um seinen Wesenskern in der Zukunft erhalten zu können. Dieser Wesenskern hat selbstverständlich auch mit Strukturen zu tun. Der eigentliche Kern der Rundfunkanstalten (ein ziemlich überholt klingender Begriff), ihr Zweck und ihre Legitimation, hat aber vor allem mit ihrem Auftrag zu tun. Wir müssen uns den beitragsfinanzierten Rundfunk als eine von Strukturen losgelöste Idee denken, um ihn zeitgemäß reformieren zu können.
 
        DER ÖFFENTLICH-RECHTLICHE RUNDFUNK ALS IDEE
 
        Diese Idee ist, um es mit dem Zweiten Medienstaatsvertrag von 2022 auszudrücken, „allen Bevölkerungsgruppen die Teilhabe an der Informationsgesellschaft“ zu ermöglichen „sowie die technische und inhaltliche Medienkompetenz aller Generationen und von Minderheiten“ zu fördern; auch geht es um „die aktive Teilhabe von Kindern und Jugendlichen an der Mediennutzung“.02 Dies mag auf den ersten (und vielleicht auch auf den zweiten) Blick selbstverständlich erscheinen, wird der Rundfunkbeitrag doch vor allem von den Anstalten selbst mitunter als „Demokratieabgabe“ bezeichnet, den alle Haushalte zahlen müssen, wenn sie nicht von der Zahlung befreit sind.03 Im Medienstaatsvertrag wird die Aufgabe, „für alle“ da zu sein, mehrfach hervorgehoben – offensichtlich auch deshalb, weil etwa junge Zielgruppen in den vergangenen Jahrzehnten unterdurchschnittlich gut erreicht wurden. Es soll ja auch Beitragszahler geben, die sich vom öffentlich-rechtlichen Rundfunk nicht oder nicht mehr hinreichend angesprochen fühlen.
 
        Eine Infratest dimap-Umfrage im Auftrag der Konrad-Adenauer-Stiftung, die zum Jahreswechsel 2022/23 erstellt wurde, ließ einen Vertrauensverlust in die öffentlich-rechtlichen Sender erkennen.04 Immerhin 70 Prozent der Befragten antworteten zwar auf die Frage „Halten Sie politische Nachrichten in den öffentlich-rechtlichen Medien wie ARD und ZDF alles in allem für glaubwürdig oder für nicht glaubwürdig?“ mit: „Ja, halte ich für glaubwürdig.“ Bei einer vergleichbaren Umfrage zum Jahreswechsel 2019/20 lag dieser Anteil aber noch bei 78 Prozent. Vor allem bei Menschen in Ostdeutschland sei die Zustimmung beziehungsweise das Vertrauen gesunken, heißt es in der Analyse. Kai Gniffke, SWR-Intendant und derzeit ARD-Vorsitzender, verwies in einem Interview mit der Fachzeitschrift „Journalist“ kürzlich auf eine andere repräsentative Studie aus dem vergangenen Jahr, die deutlich positiver ausfiel – mit Zustimmungswerten von 81 Prozent in der Kategorie „gesellschaftliche Relevanz“ und 78 Prozent in der Kategorie „Glaubwürdigkeit“.05
 
        Solche Umfragen gilt es sorgfältig zu analysieren. Sie belegen, so viel lässt sich sagen, dass eine Mehrheit der Bürger die Sender weiter finanzieren will. Aber es gibt offenbar durchaus einen Akzeptanzschwund, dessen Ausmaß nicht genau zu beziffern ist, der aber doch mehr als nur eine zu vernachlässigende Größe darstellt. Allem Anschein nach geht es zwar nur einem „harten Kern“ von Gegnern um die Forderung, das System komplett abzuschaffen. Aber daneben gibt es eine durchaus nennenswerte Anzahl von Kritikern und Skeptikern, die etwa den Rundfunkbeitrag nicht nur in seiner Höhe, sondern auch als Symbol problematisch finden, gerade in der derzeitigen wirtschaftlichen Lage. Und mit Blick auf den Auftrag des öffentlich-rechtlichen Rundfunks lässt sich durchaus die Position vertreten, dass zwar die Breite der Bevölkerung mit den Angeboten erreicht werden soll, dies aber nicht gleichzeitig bedeuten muss, auch das Angebot nach dem Motto „Viel hilft viel“ so breit wie möglich aufzufächern.
 
        AKZEPTANZPROBLEME
 
        Der öffentlich-rechtliche Rundfunk wird gelegentlich mit öffentlicher Infrastruktur verglichen; diese werde ja auch von der Allgemeinheit getragen, auch wenn sie nicht permanent von allen Bürgern genutzt werde. An dem Argument ist etwas dran, wobei schon gefragt werden darf, ob damit auch gleich eine beliebige Größe der Anstalten oder ein beliebiger Umfang des Programms legitimiert werden kann. Zudem gibt es heute einen ungemein großen Informationsfluss, der gar nicht öffentlich-rechtlich finanziert ist – ein privates Straßennetz, auf das man bei Bedarf und Neigung ausweichen könnte, gibt es hingegen nicht. Heißt im Umkehrschluss: Die Feststellung, dass der ÖRR unverzichtbar ist, weil es nur dort die wichtigsten gesellschaftsrelevanten Inhalte gibt, muss jeden Tag aufs Neue bewiesen werden. Allein die Behauptung, dass dem so sei, weil es lange Zeit aufgrund des begrenzten medialen Angebots so war, ist nicht mehr überzeugend.06
 
        Die Zukunft des öffentlich-rechtlichen Rundfunks ist daher nicht losgelöst von der Transformation des gesamten Mediensektors zu diskutieren. Jede strategische Entscheidung hat Auswirkungen auf alle Anbieter. Wer den Umbau des ÖRR also angehen will, muss sich schon fragen, wie viel öffentlich-rechtlichen Rundfunk es in Zukunft braucht. Die ARD organisierte 2021 einen groß angelegten „Zukunftsdialog“, um mit Beitragszahlern ins Gespräch zu kommen.07 Viel war bei diesen Gesprächen von Information und Bildung als Kernkompetenzen zu hören – wenig indes dazu, dass die Anstalten ihren Status als mediale Vollversorger noch weiter ausbauen sollten. Das offensichtliche und von der amtierenden RBB-Intendantin Katrin Vernau festgestellte Missmanagement ihres Senders hat hier beispielhaft ein haushalterisches Problem offengelegt: Hätte der Sender so weitergewirtschaftet wie zuvor, so Vernau in einem Interview, hätte er Ende 2024 in einen „finanziellen Abgrund“ geblickt.08
 
        Die Verwerfungen beim RBB haben die Reformdebatte um das öffentlich-rechtliche System insgesamt neu angefacht. Das ist im Ergebnis zu begrüßen, grundsätzlich aber auch problematisch, wenn das System nicht aus sich selbst heraus eine ausreichende Dynamik entwickeln kann, sich auch ohne Skandale zu verändern. In diesem Zusammenhang sorgte die bemerkenswerte Rede des damaligen ARD-Vorsitzenden Tom Buhrow im November 2022 für Aufsehen.09 Der WDR-Intendant forderte eine ebenso selbstbewusste wie grundlegende Reform des beitragsfinanzierten Rundfunks – und schloss dabei, auch wenn er das nicht so deutlich sagte, selbst ein Zusammengehen von ARD und ZDF nicht aus. Er habe den „festen Eindruck“, dass dies einer allgemeinen Stimmung entspreche: „Deutschland scheint uns in zehn Jahren nicht mehr in dem Umfang zu wollen – und auch finanzieren zu wollen – wie heute.“ Damit sprach sich der ehemalige „Tagesthemen“-Moderator faktisch für eine geordnete Schrumpfung des Apparates aus – die Reaktionen von Buhrows Intendantenkollegen bei ARD und ZDF fielen entsprechend zurückhaltend aus. Eine Zukunft, in der die Sender sich selbst kleiner machen, als sie heute sind? Für manche schwer vorstellbar.
 
        DIGITALISIERUNG
 
        Noch wird eine Verkleinerung sprichwörtlich im Kleinen erörtert, zum Beispiel in Bezug auf eine Streichung linearer Spartensender wie ARD One oder ZDF Neo. Die große Frage zur Zukunft der öffentlich-rechtlichen Rundfunkanstalten aber lautet: Wie digital kann und muss der ÖRR werden? Grundsätzlich ist sicher richtig, dass sich das Angebot mit der digitalen Mediennutzung entwickeln und nicht auf dem vordigitalen Stand bleiben darf. Verändert sich die Rezeption von Medien, müssen alle Anbieter von Inhalten sich weiterentwickeln, im besten Fall sogar die Entwicklung antizipieren – auch wenn das meist nicht den etablierten Medien gelingt, sondern eher den jüngeren und „unbelasteten“ Anbietern. Ein beitragsfinanzierter Rundfunk, der im Kern lineares Programm anbietet, würde sich sonst wie eine Tageszeitung verhalten, die ausschließlich gedruckt verfügbar ist – wobei der Anteil der Menschen, die weiterhin regelmäßig lineares Fernsehen schauen, weiterhin sehr groß ist.10 Doch das wird sich verändern, wie auch Kai Gniffke in erwähntem Interview betonte.11
 
        Allerdings muss die Medienpolitik hier einen Rahmen setzen, damit ein möglichst ausbalanciertes Verhältnis zu privatfinanzierten Medien nicht irreparablen Schaden nimmt. Während in einer vordigitalen Welt das Ökosystem aus beitragsfinanzierten und kommerziellen Sendern sowie Radiosendern und Tageszeitungen relativ gut zu regulieren war, weil die verschiedenen Sphären ohne große Überlappungen existieren konnten, hat das Internet die Grenzen aufgelöst und letztlich eine einzige große Mediensphäre geschaffen, in der alle Anbieter miteinander konkurrieren – und dies teilweise mit ganz ähnlichen Formaten.
 
        Diese Entwicklung ist bekannt und erscheint aus heutiger Sicht fast schon banal, weil die Digitalisierung derart radikal in unsere Mediennutzung eingegriffen hat, dass wir die Konsequenzen daraus für gegeben und weitgehend unveränderbar, ja fast schicksalhaft halten. Möglicherweise ist dies so, trotzdem ist es zwingend erforderlich, die Frage nach der Zukunft des öffentlich-rechtlichen Rundfunks nicht von der Frage zu trennen, wie alle anderen Anbieter im Medienmarkt ihre Strategien ausrichten können, um nachhaltig finanzierbar zu sein. Die gelegentlich zu vernehmende Antwort, dass der ÖRR ja gar kein Marktteilnehmer sei, ist so realitätsfremd wie potenziell existenzgefährdend für alle anderen Medienunternehmen. Tatsächlich verhalten sich die Sender von ARD und ZDF wie andere Marktteilnehmer auch, etwa bei der Produktion von Serien und Filmen, bei der Auswahl von Moderatoren, dem Angebot ausführlicher Textinhalte, der Entwicklung von Unterhaltungsformaten und nicht zuletzt beim Bieten um Sportrechte.
 
        ZUKUNFTSPROJEKTE
 
        Die öffentlich-rechtlichen Anstalten planen eine ganze Reihe von Projekten, die zukünftig relevant werden. Ganz oben auf der Agenda steht sowohl bei der ARD als auch beim ZDF die Umschichtung von Budgets von linearen in non-lineare Kanäle, also in die bisher sogenannten Mediatheken, das Äquivalent zu den Streaming-Plattformen. Der ARD-Vorsitzende Kai Gniffke spricht gar davon, die ARD zum relevantesten Streaming-Anbieter in Deutschland machen zu wollen; es gehe darum, die Macht der Plattformen zu „brechen“.12 Das klingt markig, ist aber auch als Legitimation der eigenen Rolle zu lesen: Der öffentlich-rechtliche Rundfunk, im linearen Fernsehen beim Gesamtpublikum mit Marktanteilen führend vor Privatsendern wie RTL und ProSieben, soll gewissermaßen naturgemäß eine solche Stellung auch im digitalen Abruf einnehmen.13
 
        Dies entspricht freilich noch nicht den tatsächlichen Verhältnissen. Streaming-Vorreiter sind in Deutschland wie auch in anderen Ländern die Angebote von Youtube, Netflix und Amazon Prime Video. Obwohl die Reichweiten der Mediatheken von ARD und ZDF deutlich zunehmen, kommen diese in der regelmäßigen Nutzung bisher nicht an die Werte der größten kommerziellen Anbieter heran – die ihrerseits durch Herausforderer wie Disney und Paramount unter Druck gesetzt werden. Netflix, Amazon und Co. führen den Wettkampf um die Vorherrschaft der globalen Streaming-Plattformen bereits seit Jahren mit großem finanziellen Aufwand – allein das Budget von Netflix für die Produktion von Inhalten lag für das Jahr 2022 bei knapp 17 Milliarden Dollar.14 Für die Angebote wird ein entsprechend hoher Marketingaufwand betrieben, und der damit einhergehende Zuspruch wirkt sich auch auf die Nutzung der etablierten Sender aus.
 
        Die Privatsendergruppen RTL und ProSiebenSat.1 haben entsprechend reagiert und bauen seit Jahren eigene Plattformen auf, RTL+ und Joyn. Da die Sender bisher den Großteil ihrer Umsätze jedoch mit Werbung im linearen Fernsehen erzielen, können sie einen radikalen Schwenk auf das non-lineare Fernsehen nicht vollziehen; sie müssen beide Angebote so gut wie möglich gleichzeitig bedienen. Das gilt erst recht für das öffentlich-rechtliche Fernsehen. Die ehemalige RBB-Intendantin Patricia Schlesinger bemühte dazu diesen Vergleich: „Bildlich gesprochen, reiten wir gleichzeitig zwei Pferde, im digitalen und im linearen Bereich. Beide wollen gefüttert werden, das junge wie das alte.“15
 
        Für die Anstalten wird diese „Zwei-Pferde-Strategie“ freilich (wie für ihre privaten Konkurrenten) zu einer finanziellen Belastungsprobe. Da sie zur Sparsamkeit verpflichtet sind, ist eine Umschichtung finanzieller Mittel unumgänglich – obwohl das zur Verfügung stehende Budget mit Rundfunkbeitrag und Werbe- und Sponsoringeinnahmen 2023 erstmals die Marke von 10 Milliarden Euro erreichen dürfte.16 Hier tut sich zwischen der Erwartung nach „Sparsamkeit“ und dem tatsächlichen Budget erkennbar ein gewisser Widerspruch auf.
 
        „Die ARD denkt die Mediennutzung der Zukunft konsequent digital“, heißt es in einer Pressemitteilung der ARD aus dem April 2023. Jetzt gehe es um die „digitale Erneuerung“ und die Entwicklung des gemeinsamen Streaming-Netzwerks mit dem ZDF.17 Während ARD und ZDF seit Jahren getrennt an ihren Mediatheken gebaut haben – und in der ARD selbst verschiedene Mediatheken aufgebaut wurden –, geht es nun in Richtung eines umfassenden gemeinsamen Angebots, das auch die Rundfunkkommission der Bundesländer von den Anstalten gefordert hat. Noch wird offiziell auf eine „Vernetzung“ der Angebote verwiesen, weil vor allem das ZDF eine eigenständige Plattform vorzuziehen scheint, um sich mit seinem Angebot besser absetzen und die „publizistische Vielfalt“ erhalten zu können. Doch vermutlich ist es nur eine Frage der Zeit, bis die komplette Zusammenlegung zumindest im digitalen Raum vollzogen werden wird – in dem es an publizistischer Vielfalt ja auch keineswegs mangelt.
 
        Doch zunächst muss investiert werden. ARD-Chef Gniffke kündigte im März 2023 auf einer Fachtagung in der Evangelischen Akademie Tutzing an, die ARD wolle „in den kommenden Jahren mehrere hundert Millionen Euro in die Entwicklung von Technologie investieren“.18 Für das Projekt „Digitale Erneuerung“ fordert die ARD laut einem Bericht des Branchenmagazins „Medieninsider“ zusätzlich zu ihrem laufenden Budget 328 Millionen Euro für die Jahre 2025 bis 2028.19 Auf Nachfrage teilte die ARD mit, sie könne diese Information nicht kommentieren. In einem Papier der ARD-Finanzkommission heißt es laut „Medieninsider“ jedoch, die ARD habe „für die Zukunft nur eine reelle Chance, wenn zeitnah gehandelt wird“. Ziel sei es, eine einheitliche IT-Infrastruktur aufzubauen, „um das ganze regional verwurzelte Angebot übergreifend navigierbar“ zu machen und allen Nutzern „ein personalisiertes Angebot“ anbieten zu können. Gleiches gilt übrigens auch für Audio-Inhalte.
 
        Bis 2030, so zitiert der Bericht aus dem Papier, wolle die ARD „ein gemeinsames, digitales, öffentlich-rechtliches Plattform-Ökosystem“ aufbauen, das zudem für andere europäische Public Service-Sender offen sein solle, aber auch für Museen und Hochschulen. Nicht nur ist die Vision äußerst ambitioniert – wenn auch wolkig – formuliert, sondern es werden auch Gegenspieler genannt, von denen man sich absetzen müsse, nämlich „US-amerikanische und chinesische Medien-Plattformen“. Gemeint sind sowohl Streaming-Plattformen wie Netflix, Amazon und nicht zuletzt Youtube, aber auch soziale Medien wie Instagram und Tiktok. Dazu muss allerdings angemerkt werden, dass die Sender auf vielen dieser Plattformen selbst vertreten sind – mit Zugängen zu ihren Mediatheken, mit Videos und mit eigenen Social-Media-Kanälen. Die Plattformen, von denen sie sich absetzen wollen, werden also bisher gleichzeitig von ihnen gefüttert.
 
        Die Öffnung der öffentlich-rechtlichen Anstalten gegenüber anderen öffentlich finanzierten Einrichtungen wäre eine mögliche Erweiterung der Aufgaben und des Auftrags, der im Interesse der Beitragszahler sein könnte – und weggeht von der Idee eines klassischen Medienhauses. Einen „Open-Source-Rundfunk“ fordert beispielsweise der ZDF-Verwaltungsrat Leonhard Dobusch schon länger.20 Die Umschichtung von Budgets für die Produktion von non-linearen Formaten wiederum ist bei ARD und ZDF schon im Gange – seit 2022 sollen jährlich 150 Millionen Euro und ab 2025 etwa 200 Millionen Euro für solche Inhalte zur Verfügung stehen, die früher primär für die lineare Ausstrahlung eingesetzt wurden.21 Medienpolitiker wie Rainer Robra (CDU), Chef der Staatskanzlei und Minister für Kultur von Sachsen-Anhalt, haben bereits deutlich gemacht, dass Investitionen ins Digitale „aus dem Bestand zu finanzieren“ seien.22
 
        Diese Umschichtungen werden den Charakter der öffentlich-rechtlichen Rundfunksender indes nachhaltig verändern – Schritt für Schritt, aber doch spürbar. „Geübt“ haben die Sender bereits mit dem Aufbau des Jugendnetzwerks Funk, das im Herbst 2016 als reines Digitalangebot von ARD und ZDF gestartet ist, vorwiegend auf die Verbreitung von Videos auf Drittplattformen setzt und seither eine beachtliche Reichweite aufgebaut hat. Zielgruppe sind junge Zuschauer zwischen 14 und 29 Jahren, die für klassisches Fernsehen wenig empfänglich sind. Auf die Erfolge von Funk verweisen die Intendanten von ARD und ZDF gerne, wenn sie die Anschlussfähigkeit des öffentlich-rechtlichen Rundfunks betonen wollen. Das Budget liegt bei jährlich rund 45 Millionen Euro. Das ist nicht gerade günstig, allerdings wurden für Funk zwei Spartensender eingestellt.23
 
        Der Aufbau von Funk ging einher mit einer Professionalisierung im Einsatz sozialer Medien. Auch der verstärkte Einsatz von Redakteuren auf diesem Feld hat Folgen. So heißt es in einer Studie zum „Journalismus in sozialen Netzwerken“: „In den Darstellungsweisen richten sich Journalist:innen nach etablierten Beitragslängen, erfolgreichen Dramaturgien, und insbesondere nutzen sie in der Produktion Funktionen, wie Filter und interaktive Tools, die von den Apps angeboten werden. Auch bestimmte Formate wie ‚Reels‘ von Instagram oder ‚Shorts‘ von YouTube werden in die Produktionsroutinen übernommen. Grundsätzlich assimilieren sich die Redaktionen in Tonalität, Ästhetik und Präsentation der Inhalte an bestehende reichweitenstarke Angebote, die auch aus dem nicht-journalistischen Bereich stammen können. Das kann zur Folge haben, dass Formate beispielsweise emotionalisierend umgesetzt werden, um bessere Reichweiten zu erzielen.“24
 
        Der Autor der Studie, Henning Eichler, kommt im Rahmen seiner Analyse von 2022 zu dem Schluss: „Öffentlich-rechtliche Anbieter werden daher auf die umfassende Nutzung kommerzieller Plattformen nicht verzichten können, auch weil alternative öffentlich-rechtliche Infrastrukturen (zum Beispiel auf europäischer Ebene) nicht in greifbarer Nähe sind.“25 Das ZDF hat inzwischen allerdings verlauten lassen, dass man sich sehr wohl vorstellen könne, mit internationalen Partnern „eine neue Kommunikationsplattform in einem geschützten öffentlich-rechtlichen Raum“ aufzubauen – auch als Reaktion auf den Verkauf von Twitter an Elon Musk. Gemeinsam mit anderen hat der Mainzer Sender darum die gemeinnützige Organisation New Public mit Sitz in den USA beauftragt, Projektideen zu entwickeln.26 Die ARD hat derweil angekündigt, ein Viertel ihrer rund 800 Social-Media-Kanäle zu löschen beziehungsweise Angebote zu bündeln, um, wie es in einer Mitteilung heißt, „möglichst viele Menschen in Deutschland zu erreichen“.27
 
        Die Auffindbarkeit von öffentlich-rechtlichen Inhalten wird auch im Zusammenhang mit der Frage, wie Künstliche Intelligenz im Sinne der Gesellschaft eingesetzt werden kann, eine Rolle spielen. Das Zitat aus der Pressemitteilung zeigt, dass es ARD und ZDF im medialen Wettbewerb, wie allen anderen Informations- und Unterhaltungsangeboten, um eine Maximierung der digitalen Reichweite geht, um die eigene Stellung und Legitimation zu untermauern.
 
        WO BLEIBT DA DER KLASSISCHE ÖRR?
 
        Klar ist, dass es lineares Fernsehen und Radio vermutlich noch lange geben wird, für ein bis zwei Generationen mindestens. Aktuelle Nachrichten und dabei vor allem „Breaking News“, Sportereignisse und Liveshows spielen hier eine große Rolle. Allerdings muss der öffentlich-rechtliche Rundfunk nicht alle möglichen Sportereignisse anbieten, und auch Liveshows brauchen einen spezifisch öffentlich-rechtlichen Charakter, sollten also keine Dauerwerbesendungen für neue Serien und Filme, Musikalben und andere Produkte sein. Informationssendungen bleiben eine Kernkompetenz, auf allen Kanälen. Die ehemalige RBB-Intendantin Patricia Schlesinger hatte den Ausbau des Spartensenders Tagesschau24 zu einem vollwertigen Nachrichtensender angekündigt. Allerdings ist unklar, wo das Projekt nach dem Abtritt Schlesingers steht – und auch, ob das Projekt, das Marken wie die BBC und CNN zum Vorbild haben sollte, überhaupt medienpolitisch und finanziell umsetzbar wäre.28
 
        Information, Bildung, Kultur, Beratung und Unterhaltung sind die Eckpfeiler des Auftrags der öffentlich-rechtlichen Rundfunkanstalten. Im Zuge der Formulierung des Medienstaatsvertrages wurde thematisiert, ob Unterhaltung überhaupt weiter als Aufgabe der Anstalten zu betrachten sei – und wenn ja, welche. So schlugen die Jungen Liberalen auf dem FDP-Parteitag im vergangenen April vor, den Anteil von Unterhaltungs- und Sportprogrammen auf 20 Prozent der Sendezeit zu beschränken. Dafür gab es keine Mehrheit, stattdessen wurde ein Delegierter mit den Worten zitiert: „Auch Tatort, Traumschiff und Florian Silbereisen gehören zum Programm.“29 ARD-Chef Gniffke kündigte unterdessen an, „redaktionelle Kompetenzzentren“ in den vier Bereichen Klima, Gesundheit, Verbrauchermagazine und Hörspiel zu gründen.30
 
        Der langjährige ZDF-Chefredakteur Peter Frey attestierte den Anstalten jüngst Erfolge in der Ansprache junger Menschen. Defizite machte er noch bei den sogenannten Abgehängten aus sowie bei Menschen mit Migrationshintergrund.31 Gniffke wiederum machte im Interview mit dem „Journalist“ deutlich, welchen Schwerpunkt er in der Positionierung setzt, um auch in Zukunft die Notwendigkeit eines starken, beitragsfinanzierten Rundfunks auf allen Verbreitungswegen einzufordern. Würde man sich nicht „mit brillanten Inhalten“ absetzen, würden „die Menschen ihre mediale Heimat dort suchen, wo mit Emotionalität statt Inhalten, mit Polarisieren statt Analysieren und nicht nur mit Qualität um Publikum geworben wird“.32 Mit anderen Worten: Gäbe es ARD, ZDF und Deutschlandradio nicht, fielen die Bürger in die Hände mutmaßlich manipulativer Medien. Eine These, die in der Politik durchaus verfängt – als Narrativ des „gemeinwohlorientierten“ Rundfunks als Stütze der Demokratie.
 
        WEGE IN DIE ZUKUNFT
 
        In diesem Frühjahr hat die Rundfunkkommission der Länder einen „Zukunftsrat“ berufen, der bei der Reform des öffentlich-rechtlichen Rundfunks helfen und unterstützen soll.33 Ob dies die seit Jahren mehr oder weniger konstruktiv geführte Debatte beschleunigt oder zumindest um innovative Impulse bereichert, wird sich zeigen. Carsten Brosda (SPD), Hamburger Senator für Kultur und Medien, schrieb in einem Gastbeitrag für die „Frankfurter Allgemeine Zeitung“: „Ein Zukunftsrat macht noch keine Zukunft. Die Medienpolitik darf sich nun keinesfalls zurücklehnen. (…) Hier erhoffe ich mir vom Zukunftsrat einen beherzten Zukunftsentwurf, der sich nicht im Klein-Klein aktueller Spardebatten verliert, sondern einmal grundsätzlich zehn Jahre in die Zukunft springt und beschreibt, wie unser duales Mediensystem künftig aussehen könnte.“34
 
        Neben dem Zukunftsrat gibt es eine Reihe weiterer Reforminitiativen, nicht zuletzt der politischen Parteien, die sich zu Recht in der Verantwortung sehen. Zwar gilt das oberste Prinzip der Staatsferne auch in Zukunft, doch müssen die Bundesländer den Anstalten sehr wohl einen Rahmen vorgeben, innerhalb dessen sie ihren Auftrag erfüllen sollen. Wünschenswert wäre es, auch ganz grundsätzlich darüber nachzudenken, wie ein öffentlich-rechtlicher Rundfunk in der digitalen Medienwelt aussehen könnte, dürfte man ihn ganz neu erfinden. Selbst wenn sich solche Baupläne nicht einfach umsetzen lassen, erweist sich das bisherige Vorgehen, das Bestehende schrittweise zu verändern – und dabei mehr an- als umzubauen – als beschwerlich und wenig inspiriert.
 
        Es ist daher wahrscheinlich, dass der öffentlich-rechtliche Rundfunk der Zukunft keine radikale Erneuerung erfahren wird, sondern sich auf den Weg der evolutionären Transformation macht – was bedeutet, das bestehende System beizubehalten und die digitalen Prozesse gleichsam in die bekannte Struktur zu integrieren. Im schlimmsten Fall drohen Unübersichtlichkeit und weiterhin steigende Kosten.
 
        Doch dieser Beitrag soll nicht mit einem negativen Ausblick enden. Denn es bleibt die Hoffnung auf pragmatische Kräfte, die den Kern des öffentlich-rechtlichen Auftrags in Zukunft bewahren, in diesem Prozess die digitale Transformation in Kooperation mit den Akteuren des gesamten Mediensystems meistern – und dabei stark genug sind, das Überflüssige vom Notwendigen zu trennen.
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          KLAUS MÜHLHAHN
 
          REGIONALER HEGEMON? KLEINE GESCHICHTE DER AUSWÄRTIGEN BEZIEHUNGEN CHINAS IN ASIEN
 
          Als „Reich der Mitte“ grenzt China an 14 sehr unterschiedliche Länder. Beim Blick in die von Uneinheitlichkeit und Fragmentierung geprägte Geschichte von Chinas regionaler Außenpolitik entpuppt sich die Annahme der kontinuierlichen Vorherrschaft Chinas in Asien als Mythos.
 
        
 
         
          XUEWU GU
 
          „VON DER VERLOBUNG ZUR RIVALITÄT“. CHINA UND SEINE BENACHBARTEN GROSSMÄCHTE 
 
          Das Erstarken der Volksrepublik China in Asien und der Welt wird insbesondere von den USA mit Skepsis betrachtet. Die sino-amerikanischen Beziehungen stehen seither auf Konfrontationskurs und wirken sich zunehmend auch auf andere Großmächte wie Indien und Japan aus.
 
        
 
         
          EDWARD SING YUE CHAN
 
          ÜBER DAS SEERECHT ZUR SEEMACHT. CHINAS MARITIME MACHTSPIELE UND STRATEGISCHE KONFLIKTE
 
          Seit 2012 baut China seine maritimen Kapazitäten mit dem Ziel aus, zur pazifischen Seemacht aufzusteigen. Während die Regierung in Beijing bereits verschiedene Strategien dafür umgesetzt hat, nehmen andere Staaten in der Region dies als Bedrohung wahr.
 
        
 
         
          FRÉDÉRIC KRUMBEIN
 
          BEDROHTE DEMOKRATIE. DER KONFLIKT IN DER TAIWANSTRASSE
 
          Die Volksrepublik China sieht das de facto souveräne und demokratische Taiwan als Teil ihres eigenen Staatsgebietes und fordert eine „Wiedervereinigung“. Während China den Druck fortwährend erhöht, wird das Szenario einer Annexion immer wahrscheinlicher.
 
        
 
         
          NELE NOESSELT
 
          ZIEMLICH BESTE RIVALEN? SINO-RUSSISCHE BEZIEHUNGEN NACH DEM ANGRIFF AUF DIE UKRAINE
 
          Die Proklamation einer „grenzenlosen Freundschaft“ zwischen Moskau und Beijing im Februar 2022 hat Spekulationen über ein anti-liberales Bündnis angefacht. Doch setzt Beijing primär auf strategische Autonomie und eine Pluralisierung seiner Kooperationspartner.
 
        
 
         
          ERIC J. BALLBACH
 
          „SO ENG WIE LIPPEN UND ZÄHNE“? CHINAS BEZIEHUNGEN ZU NORDKOREA
 
          Chinas Beziehungen zu Nordkorea sind komplex. Geprägt von historischen, ideologischen und strategischen Faktoren sind den bilateralen Beziehungen Grenzen gesetzt, die sich nicht zuletzt aus einer Priorisierung von Beijings Interessen im Hinblick auf Nordkorea ergeben.
 
        
 
         
          BIAO XIANG
 
          CHINESISCHE MIGRATION UND SOZIALE REPRODUKTION
 
          Chinesische Migration ins Ausland ist seit den 1990er Jahren vermehrt durch Erfordernisse der sozialen Reproduktion begründet. Die gestiegenen Anforderungen für Eheschließung, Wohnen, Bildung, Gesundheit und ein gutes Leben sind für viele nur noch im Ausland aufzubringen.
 
          Karte
 
        
 
      

       
        EDITORIAL
 
        Die Volksrepublik China unterhält aufgrund ihrer wirtschaftlichen Stärke, ihrer schieren Größe und der zentralen geografischen Lage in Asien vielfältige und komplexe internationale Beziehungen. Diese sind nicht selten spannungsgeladen. China teilt seine Landgrenzen mit 14 Nachbarstaaten: Afghanistan, Bhutan, Indien, Kasachstan, Kirgisistan, Laos, Mongolei, Myanmar, Nepal, Nordkorea, Pakistan, Russland, Tadschikistan und Vietnam. Auch über den Pazifik bestehen weitere „nachbarschaftliche“ Beziehungen, etwa zu Japan, den Philippinen, Südkorea und nicht zuletzt zu den USA.
 
        Längst hat die Volksrepublik ihren Führungsanspruch nicht nur in der Region unter Beweis gestellt, als Großmacht hat sie auch international eine starke Position errungen. Dabei setzt Beijing in geopolitischen Angelegenheiten zunehmend auf Konfrontation. Zentral ist der Konflikt um Taiwan, das zwar de facto souverän – und demokratisch – regiert, aber von der Volksrepublik als Teil des eigenen Territoriums gesehen wird. In den vergangenen Jahren haben sich die Spannungen zwischen China, Taiwan und den USA als Schutzmacht Taiwans verschärft. Der Versuch einer gewaltsamen Annexion der Insel durch die Volksrepublik hätte das Potenzial, das Kräftegleichgewicht im asiatisch-pazifischen Großraum zu stören und einen Krieg zu entfesseln, der über die Region hinaus Wellen schlagen könnte. Auch umstrittene Ansprüche auf mehrere Inselgruppen im Süd- und Ostchinesischen Meer könnten die Eskalationsspirale weiterdrehen.
 
        Gleichzeitig versucht Beijing auf internationaler Ebene, strategische Autonomie zu bewahren, und setzt auf eine Pluralisierung seiner Kooperationspartner. Vor diesem Hintergrund sind auch die vermeintlich positiven Beziehungen zu Nordkorea und Russland als ambivalent einzuordnen. Ein differenzierter Blick auf Chinas auswärtige Beziehungen in der Region ist zentraler Baustein jener Chinakompetenz, die es auszubauen gilt. Denn die großen globalen Fragen unserer Zeit können nur gemeinsam mit der Volksrepublik gelöst werden.
 
        Jacob Hirsch
 
      

       
        REGIONALER HEGEMON?
 
        Kleine Geschichte der auswärtigen Beziehungen Chinas in Asien
 
        Klaus Mühlhahn
 
        Eine populäre Wahrnehmung sowohl im Westen als auch in China besagt, dass China als „Reich der Mitte“ in der Frühen Neuzeit Ostasien dominiert habe. Durch die regelmäßige Entsendung von Tributmissionen erkannten andere asiatische Staaten die Oberhoheit des chinesischen Reiches an. China sei das kulturelle, wirtschaftliche und technologische Zentrum gewesen, dem sich Asien untergeordnet habe. In der Gegenwart sei China entschlossen, diese im 19. und 20. Jahrhundert verlorene Zentralstellung in der Region wiederherzustellen.
 
        Tatsächlich handelt es sich bei diesem historischen Narrativ um einen Mythos. Aufgrund seiner territorialen Größe sowie seines demografischen und wirtschaftlichen Wachstums war China als Partner für viele asiatische Reiche fraglos sehr attraktiv. Zu keiner Zeit aber hat das chinesische Reich die Region dominiert. Im Gegenteil: Die regionalen Beziehungen waren meistens angespannt. China fühlte sich durch seine unmittelbaren Nachbarn häufig bedroht. Zugleich war China nie in der Lage, die Nachbarstaaten dauerhaft durch militärische Gewalt zu unterwerfen.
 
        Auch im 20. und 21. Jahrhundert bleiben die Beziehungen Chinas mit Staaten in der Region diffizil. Aufgrund der kontinentalen Größe hatte und hat China mehr direkte Nachbarn als jedes andere Land, mit Ausnahme Russlands. China grenzt unmittelbar an 14 Länder: von Vietnam im Süden über Himalaya-Staaten und Indien im Südwesten, Russland und die zentralasiatischen Staaten im Norden und (Nord-)Westen bis hin zu Korea im Nordosten. Diese Diversität stellt die chinesische Außenpolitik vor erhebliche Herausforderungen. China muss sich entlang seiner langen Grenze mit vielen unterschiedlichen Strukturen, Interessen und Gegebenheiten auseinandersetzen und mit ganz unterschiedlichen Gegenübern wie multireligiösen Staaten, Königreichen, Militärdiktaturen und Demokratien umgehen.
 
        Im folgenden Beitrag wird die komplexe und vielschichtige Geschichte der Beziehungen Chinas zu den wichtigsten Nachbarn in Asien, vor allem in Zentral-, Südost- und Nordostasien, skizziert.01 Dabei stehen vor allem die chinesischen Perspektiven und Motive im Mittelpunkt.
 
        ZENTRALASIEN
 
        Zwischen China und den Staaten Zentralasiens gibt es seit Jahrhunderten Austauschbeziehungen sowohl auf politischer und kultureller als auch auf wirtschaftlicher Ebene.
 
        Angesichts einer langen Geschichte von Plünderungen und Invasionen durch die Völker aus den nördlich gelegenen Steppen legte das chinesische Kaiserreich seit der Han Dynastie (206 v. Chr.–220 n. Chr.) großen Wert auf Grenzverteidigung und Sicherheitsfragen im Umgang mit Zentralasien. Das hängt mit der Geografie der nordchinesischen Tiefebene zusammen sowie mit Schwierigkeiten, die ausgedehnten Grenzen des riesigen Territoriums zu verteidigen. Die nordchinesische Tiefebene ist flach und ohne natürliche Verteidigungsbarrieren wie Bergketten, große Seen oder Flüsse. China war Angriffen aus dem Nordwesten oder Nordosten daher schutzlos ausgesetzt. Besonders gefährlich war es, wenn die Steppennomaden bei ihren Angriffen Pferde einsetzten und so zu einer gewaltigen Streitmacht wurden. Die Eroberungsdynastien wie die Liao (916–1125), die Jin (1115–1234), die Yuan (1279–1368) und die Qing (1644–1911) belegen den Zeitraum und das Ausmaß der gewaltigen Herausforderungen, die aus dem Norden drohten.02
 
        Die Beziehungen Chinas nach Zentralasien lassen sich bis ins 2. Jahrhundert n. Chr. zurückverfolgen, als die Seidenstraße sich zu einer wichtigen Handelsroute zwischen China und Europa entwickelte.03 Diese Handelsroute, die bis in die Neuzeit hinein bestand, verband China auch mit Zentralasien und dem Mittleren Osten. Der Handel mit Seide, Gewürzen, Tee und anderen Waren resultierte für China und Zentralasien ebenfalls in einem Austausch von Kultur und Wissen. Insbesondere die chinesische Tang-Dynastie (618–907) pflegte enge Beziehungen mit den zentralasiatischen Staaten, beispielsweise dem muslimischen Samaniden-Reich.
 
        Im 13. Jahrhundert eroberten die Mongolen unter Führung von Dschingis Khan große Teile Zentralasiens und gründeten das Mongolische Reich. Auch China wurde von den Mongolen erobert und in das Mongolische Reich integriert. In dieser Zeit wurde Zentralasien zu einem wichtigen Bindeglied innerhalb des Reiches und fungierte als Brücke zwischen China und Europa. Der Handel auf der Seidenstraße erreichte unterdessen seinen Höhepunkt.
 
        Im 17. Jahrhundert, nach dem Untergang der mongolischen Yuan- sowie der darauf folgenden chinesischen Ming-Dynastie, übernahm die mandschurische Qing-Dynastie die Macht in China und begann eine Politik der räumlichen Expansion. Die Qing eroberten in ihrer knapp 300 Jahre anhaltenden Herrschaft große Teile Zentralasiens und dehnten ihr Territorium bis in den heutigen Osten Kasachstans aus.04 Die Eroberung von Xinjiang, dem heutigen Uigurischen Autonomen Gebiet im Nordwesten Chinas, wurde 1757/58 abgeschlossen. China und Zentralasien waren danach enger miteinander verbunden, wobei China wirtschaftlich und kulturell dominierte. Die Militärverwaltung der Qing-Dynastie stieß jedoch auf ständigen politischen und religiösen Widerstand gegen ihre Herrschaft über Xinjiang und ihren Einfluss in Zentralasien.05 Dies führte 1781, 1815, 1820 und 1847 zu einer Reihe gewaltsamer Aufstände, nach denen es jeweils mehrere Jahre brauchte, bis die Qing die Kontrolle über die Region wiedererlangten. Die Aufstände wurden von islamischen Gruppen im zentralasiatischen Khanat Kokand unterstützt, einem muslimischen Turkstaat, der von 1709 bis 1876 auf den Gebieten des heutigen Kirgisistans, Ost-Usbekistans und Tadschikistans sowie im Südosten Kasachstans existierte. Abgesehen von religiösen Gründen unterstützte das Khanat die Rebellen auch deshalb, weil dessen Kaufleute, die vom illegalen Handel mit chinesischem Tee und Rhabarber an der nordwestlichen Grenze profitierten, der Kontrolle und Besteuerung der Qing-Behörden entgehen wollten.
 
        Diese Konflikte deckten Schwachstellen der Qing-Herrschaft in den entlegenen Grenzgebieten des Reiches auf, die nicht nur einheimische Rebellen, sondern auch ausländische Mächte ausnutzen wollten. Im Norden forderte die Expansion des zaristischen Russlands das Qing-Reich heraus. Die russische Regierung, die mit der britischen Expansion konkurrieren und ihre kommerziellen Interessen wahren wollte, richtete ihre Aufmerksamkeit deshalb seit den 1830er Jahren verstärkt auf Zentralasien. Angesichts geringer militärischer Gegenwehr eroberte Russland ein Khanat nach dem anderen, und bis 1873 hatte es die Region weitgehend unter seine Kontrolle gebracht.
 
        Da sich Chinas Schwäche in den Aufständen und verlorenen Opiumkriegen gegen Großbritannien von 1839 bis 1842 und von 1856 bis 1860 gezeigt hatte, versuchte Russland, aus den muslimischen Aufständen entlang der chinesischen Grenze Kapital zu schlagen. Die Qing erlaubten Russland schließlich, in der Stadt Kaschgar entlang der alten Seidenstraße Handel zu treiben und eine konsularische Vertretung zu stationieren, verweigerten diese Privilegien jedoch anderen ausländischen Mächten. Dadurch zerstörten Russland und China die Ökonomien in Zentralasien entlang der Seidenstraße. Die Grenzen zwischen Russland und China wurden geschlossen, der internationale Handel eingeschränkt und alle wichtigen zentralasiatischen politischen Einrichtungen beseitigt. Die wirtschaftliche Entwicklung der Seidenstraße wurde somit zum Erliegen gebracht. Die Folge waren der Niedergang Zentralasiens und sein langfristiges Abrutschen in Armut, Rückständigkeit und relative Isolation.
 
        Im frühen 20. Jahrhundert geriet Zentralasien zunehmend unter die Kontrolle Russlands. China war nicht mehr in der Lage, die eigene Position zu verteidigen.06 Im Gegenteil, Russland begann damit, seinen Einfluss in die zentralasiatischen Regionen unter chinesischer Herrschaft auszudehnen. Nach dem Zusammenbruch des chinesischen Kaiserreiches 1911 wurde Xinjiang von dem Warlord Sheng Shicai regiert, der von Russland unterstützt wurde und nach der Russischen Revolution eng mit der Sowjetunion zusammenarbeitete.
 
        Die Bolschewiki, unter der Führung von Wladimir Lenin, waren bestrebt, ihre Kontrolle über die zentralasiatischen Gebiete mit dem Ziel zu festigen, den Kommunismus zu verbreiten und einen sozialistischen Staat zu errichten. 1922 wurde die Union der Sozialistischen Sowjetrepubliken (UdSSR) gegründet, die sowohl das Territorium des früheren Russischen Reiches als auch verschiedener Nachbarstaaten in Zentralasien wie Kasachstan, Kirgisistan, Tadschikistan, Turkmenistan und Usbekistan umfasste. Die sowjetische Führung regierte von Moskau aus mithilfe eines zentralisierten Planungsapparates für alle politischen, militärischen und wirtschaftlichen Angelegenheiten.
 
        Während der Sowjetzeit unterhielten die Länder Zentralasiens als Mitgliedstaaten der UdSSR engste Beziehungen zu Russland. China war insbesondere im Zuge des sogenannten Chinesisch-sowjetischen Zerwürfnisses ab den späten 1950er Jahren, ein Konflikt um die Ausrichtung der jeweiligen kommunistischen Politik, vom politischen, wirtschaftlichen und kulturellen Austausch mit Zentralasien ausgeschlossen. 1969 führte die Sowjetunion sogar eine auf lediglich mehrere Kilometer begrenzte, aber durchaus blutige Invasion in die autonome Region Xinjiang aus.
 
        Erst nach dem Zusammenbruch der Sowjetunion 1991 wurden die gegenseitigen Beziehungen wieder aufgenommen. Dazu baute China auch mit den nun unabhängigen Staaten diplomatische Beziehungen auf.07 Damit sollte eine engere Zusammenarbeit in wirtschaftlichen, politischen und kulturellen Angelegenheiten erreicht werden. Um dies zu fördern, initiierte China 1996 die sogenannte Shanghai-Five-Gruppe, bestehend aus China, Russland, Kasachstan, Kirgisistan und Tadschikistan. Diese wurde später zur Shanghai Cooperation Organization erweitert und umfasst gegenwärtig acht Mitglieder, darunter auch Usbekistan und Pakistan.08
 
        Die Zusammenarbeit zwischen China und Zentralasien hat sich in den zurückliegenden Jahren intensiviert. China hat im Rahmen der Belt and Road Initiative erhebliche Investitionen in Infrastruktur, Energie und Rohstoffe in Zentralasien getätigt. Gegenwärtig ist China der größte Handelspartner der zentralasiatischen Länder. Auch die bilateralen politischen Beziehungen zu den jeweiligen Ländern wurden kontinuierlich ausgebaut.
 
        Allerdings bestehen weiterhin große Herausforderungen in den Beziehungen zwischen China und Zentralasien. China ist besorgt über den regionalen Einfluss der USA und anderer westlicher Staaten, während die zentralasiatischen Länder Chinas wachsende Präsenz mit Argwohn und Misstrauen beobachten. Einige Länder haben auch Bedenken hinsichtlich der hohen Verschuldung aufgrund der chinesischen Belt and Road Initiative.
 
        SÜDOSTASIEN
 
        Die Beziehungen Chinas zu seinen südostasiatischen Nachbarn waren völlig anders gelagert, aber ähnlich schwierig. Sie waren lange vor allem durch die chinesische Migration nach Südostasien geprägt, die mehr als ein Jahrtausend zurückreicht. Die ältesten Zeugnisse einer chinesischen Präsenz stammen aus der Zeit der Tang-Dynastie (618–907), als chinesische Händler und Kaufleute Handelsbeziehungen zu den Königreichen Südostasiens aufbauten, insbesondere im Malaiischen Archipel.
 
        Zu einer großen Auswanderungswelle aus China kam es im 19. und frühen 20. Jahrhundert, als britische, niederländische und französische Kolonialmächte chinesische Arbeiter in Plantagen, Minen und anderen Industrien beschäftigten.09 Diese Migration setzte sich nach der Kolonialzeit fort, und viele Chinesen ließen sich in südostasiatischen Ländern wie Malaysia, Indonesien, den Philippinen, Thailand und Singapur nieder.
 
        Schon bevor das Qing-Reich 1911 zusammenbrach, wurden chinesische Einwanderer in der Region von vielen Einheimischen entweder als Handlanger Chinas oder als Agenten europäischer Kolonialmächte angesehen. Antichinesische Ressentiments und Proteste waren häufig. Aber auch aus Sicht der Behörden des chinesischen Kernlandes waren die Chinesen in Südostasien eine unzuverlässige Gruppe, die sich viel zu leicht mit den europäischen Imperialisten verbündet hatte.
 
        Die Beziehungen zwischen China und Vietnam zeigen das Ausmaß der Probleme im 19. und 20. Jahrhundert. Vietnam war jahrhundertelang dem chinesischen Vorbild gefolgt und hatte ursprünglich am Tributhandel teilgenommen. Im 19. Jahrhundert erhob Frankreich Anspruch auf Chinas indochinesische Tributgebiete, zu denen neben Kambodscha auch die Region Annam als zentraler Teil Vietnams gehörte, und dehnte seinen Einfluss auch auf die chinesische Provinz Guangxi aus. Infolgedessen führte China zwei Kriege gegen Frankreich, um seinen Einfluss auf die Region zu verteidigen. Doch die langwierigen Auseinandersetzungen endeten für China 1885 mit einer Niederlage. Vietnam wurde in das französische Kolonialreich eingegliedert. Als der chinesische Staatspräsident Mao Zedong (1893–1976) Mitte des 20. Jahrhunderts beschloss, die vietnamesischen Kommunisten zu unterstützen, gründeten die anderen südostasiatischen Länder 1967 die Association of Southeast Asian Nations (ASEAN) als explizit antikommunistische Organisation zum gegenseitigen Beistand und suchten Mithilfe durch die Vereinigten Staaten. Zur großen Enttäuschung der chinesischen Führung entschied sich der kommunistische Vietkong nach dem Sieg im Bürgerkrieg 1975 aber für eine Allianz mit der Sowjetunion, die sich gegen China richtete. 1979 griff China Vietnam an. Grund war die Vergeltung für die vietnamesische Besetzung Kambodschas, die 1978 die Herrschaft der von China unterstützten Roten Khmer beendet hatte.10 In dem kurzen Krieg erlitt die chinesische Volksbefreiungsarmee schwere Verluste und musste sich bereits nach wenigen Wochen zurückziehen.
 
        Die größte außenpolitische Leistung des chinesischen Staatsführers Deng Xiaoping (1904–1997) war die Verbesserung der schwierigen Beziehungen zu Südostasien, darunter auch zu Vietnam. Er tat dies, indem er die historischen Verbindungen Südostasiens zu China betonte.11 Er hob hervor, dass Chinas Beziehungen zu seinen südlichen Nachbarn mit Ausnahme Vietnams seit der Ming-Dynastie stets friedlich gewesen seien. Die chinesischen Auswanderer, die sich in Südostasien niedergelassen hatten, sollten loyale Bürger ihrer Gastländer sein und sich nicht in die Politik einmischen. China verkündete, anders als in der Mao-Zeit, keine politischen Bewegungen in Südostasien mehr unterstützen zu wollen. Deng verfolgte dabei vor allem wirtschaftliche Interessen. Einige der größten ausländischen Investoren in China zwischen 1980 und 2000 kamen aus jener Region, insbesondere aus Singapur und Thailand. Mit der Verbesserung der Beziehungen zu den Ländern der ASEAN wollte Beijing Jahrzehnte, wenn nicht sogar Jahrhunderte des Misstrauens und der Konfrontation hinter sich lassen und stattdessen auf Zusammenarbeit und Integration setzen. Die 1992 etablierte Freihandelszone zwischen China und der ASEAN sollte das Symbol dieser neuen Beziehungen sein.
 
        Doch die gute Stimmung währte nicht lange. In den vergangenen Jahren bahnten sich neue Probleme an. Unter den ASEAN-Staaten verbreitete sich die Sorge, dass sie von einem wirtschaftlich immer stärkeren China überwältigt werden könnten.12 Zugleich wurden die Beziehungen zunehmend durch den Streit um Inseln und Atolle im Südchinesischen Meer belastet. China erhebt territoriale Ansprüche, die mit Forderungen der Philippinen, Vietnams, Malaysias und Bruneis im Konflikt stehen. Chinas Beharren auf Kontrolle von kleinen Inseln, Felsen und Untiefen in diesem Meeresgebiet hat das Verhältnis zwischen China und den anderen Anrainerstaaten, die alle Mitglieder der ASEAN sind, in Mitleidenschaft gezogen. Dabei sind einige von Chinas Ansprüchen kaum nachvollziehbar. Dazu gehört beispielsweise jener auf das James Shoal, eine Unterwassersandbank auf dem Gebiet der Spratly-Inseln, das nur etwa 80 Kilometer von der malaysischen Küste und 1800 Kilometer von China entfernt liegt.13 Einige südostasiatische Staaten und die USA vermuten, dass China mit solchen Maßnahmen vor allem die Kontrolle über die Schifffahrtsstraßen erlangen will. Mehr als die Hälfte der globalen Handelsschifffahrt muss das Meeresgebiet um die Spratly-Inseln passieren.
 
        Zusammenstöße mit China sind in der Region häufiger geworden: Im Mai 2014 verlegte China eine Ölplattform in umstrittene Gewässer vor der Küste Vietnams. Das löste eine Krise aus, in deren Verlauf nicht nur ein vietnamesisches Schiff durch Kollisionen mit der chinesischen Marine versenkt wurde, sondern auch sechs Menschen bei antichinesischen Ausschreitungen in Vietnam von Aufständischen getötet wurden.14
 
        Die Beziehungen zwischen China und der ASEAN befinden sich derweil in einer Abwärtsspirale. Wie die erwähnten Vorfälle zeigen, nimmt auf allen Seiten der Nationalismus zu. Es steht zu befürchten, dass die von China gezeigte Kompromisslosigkeit eine langfristige Feindseligkeit begründet. Stattdessen wäre es notwendig, den Dialog zu stärken und Vertrauen aufzubauen. Dafür müssten alle Seiten aber verbindende Elemente herausarbeiten – das könnte zum Beispiel durch kulturellen Austausch oder Kooperationen im Bildungsbereich geschehen. Die südostasiatischen Länder begreifen erst langsam, dass die chinesischstämmigen Minderheiten in ihren Ländern in den Beziehungen mit China eher ein Vorteil als eine Sicherheitsbedrohung sein können. Parallel zum Ausbau kultureller Beziehungen sind aber Verhandlungen zur Lösung der territorialen Konflikte unerlässlich. Es ist nicht zu erkennen, welche langfristige Strategie China im Hinblick auf die ASEAN verfolgt. Beijing zieht es vor, mit einzelnen Staaten anstatt mit transnationalen Organisationen zu verhandeln – sei es die Europäische Union oder die ASEAN. Solange China aber eine allzu kompromisslose und konfrontative Außenpolitik verfolgt, scheinen diplomatische Fortschritte kaum möglich.
 
        NORDOSTASIEN
 
        Auch Chinas Beziehungen zur koreanischen Halbinsel müssen im Lichte seiner wechselvollen Geschichte verstanden werden.15 Obwohl sie nie unmittelbar von China beherrscht wurde, erkannten alle koreanischen Staaten für mehr als ein Jahrtausend die Oberhoheit des chinesischen Kaiserreiches an. Während der Joseon-Staat, der von 1392 bis 1910 den größten Teil der Halbinsel umfasste, in seinen inneren Angelegenheiten fast vollständig unabhängig war, wurde seine Stellung in der Welt immer im Kontext seiner tributpflichtigen Beziehung zu China definiert. China wurde als Maßstab der kulturellen Entwicklungen anerkannt. Die erste koreanische Schriftsprache verwendete chinesische Schriftzeichen, und die koreanische Bürokratie orientierte sich am Vorbild Chinas unter der Ming- und Qing-Dynastie.
 
        Eine große Rolle in den Beziehungen zwischen Korea und China spielte die neokonfuzianische Philosophie, die im 12. Jahrhundert in China entstanden war. Die Lehren von Zhu Xi (1130–1200), die im Mittelpunkt des Neokonfuzianismus standen, hatten einen immensen Einfluss auf das Selbstverständnis des koreanischen Staates. Zhus Lehre führte in Korea zu einer besonderen Betonung sowohl meritokratischer Prinzipien als auch der Familie. Die kulturelle und ideologische Orientierung an China beeinflusste sowohl die Organisation der koreanischen Gesellschaft als auch die koreanische Sicht auf die Außenwelt.16
 
        Der Zusammenbruch der ostasiatischen Weltordnung Ende des 19. Jahrhunderts, in der das von der Qing-Dynastie regierte China für Jahrhunderte im Zentrum gestanden hatte, war daher besonders überraschend für die koreanischen Eliten.17 Sie reagierten darauf mit zwei verschiedenen Antworten: Die erste, die von der Mitte des Jahrhunderts bis zum Chinesisch-japanischen Krieg von 1894/95 andauerte, war ein Festhalten an der Tradition. Die Mehrheit der konfuzianischen Führer in Korea ging davon aus, dass Chinas Zentralität fortbestehen würde, obwohl zur selben Zeit die chinesischen Herrscher der Qing-Dynastie radikale Reformen diskutierten. Die zweite Reaktion, die vor allem nach der japanischen Besetzung Koreas 1910 artikuliert wurde, bestand in der Entwicklung einer besonderen Form des koreanischen Nationalismus. Seine Vertreter betonten, dass China als Vorbild gescheitert sei. Japans rücksichtslose und aggressive Industrialisierung habe sich im Gegensatz dazu als überlegen erwiesen, doch wolle Japan Korea als Siedlungskolonie für das japanische Volk annektieren. In dieser Situation sollten die Eigenständigkeit der koreanischen Nationalität und die Bedeutung der koreanischen Kultur und Denkweise bewahrt und gestärkt werden.18
 
        Der Koreakrieg von 1950 bis 1953, in dem die von China entsandte Freiwilligenarmee für den Norden einen Waffenstillstand erkämpfte, war nur ein Glied in einer Reihe von Kriegen und Aufständen. Südkorea beziehungsweise die Republik Korea entwickelte sich in der Folgezeit zu einem der wirtschaftlichen und industriellen Zentren der Welt, während das kommunistische Nordkorea beziehungsweise die Demokratische Volksrepublik Korea kaum in der Lage war, die eigene Bevölkerung zu versorgen. Nordkorea sieht sich seither von Feinden umzingelt und nimmt die Südkoreaner als Abweichler wahr, die vom US-amerikanischen und japanischen Kapitalismus und Konsumismus verseucht wurden.19
 
        Das Verhältnis Nordkoreas zu China ist sowohl von der Geschichte der bilateralen Beziehungen beider Staaten als auch von Ereignissen im 20. Jahrhundert beeinflusst. Das Selbstverständnis Nordkoreas zielt auf die Schaffung einer „perfekten“ kommunistischen Gesellschaft. Demgegenüber wich China aus der Perspektive Nordkoreas durch die Politik von Reform und Öffnung vom „wahren“ Weg ab. Die nordkoreanische Führung ist überzeugt davon, dass die politischen Überzeugungen in China nicht stark genug waren, um am Ziel der „idealen“ kommunistischen Gesellschaft festzuhalten.
 
        Nichtsdestotrotz ist China Nordkorea in jeder Hinsicht überlegen. China liefert gegenwärtig 90 Prozent der Energieimporte Nordkoreas, 80 Prozent der Konsumgüterimporte und 45 Prozent der gesamten Lebensmittelversorgung. Die Abhängigkeit Nordkoreas von China sowohl in Fragen der nationalen Sicherheit als auch in wirtschaftlicher Hinsicht ist für Pjöngjang aber erniedrigend. Daher fügt Nordkorea chinesischen Delegationen regelmäßig größere oder kleinere Demütigungen zu: Obwohl China jedes Mal vor Konsequenzen für die bilateralen Beziehungen gewarnt hatte, falls Pjöngjang Atomtests durchführen sollte, hat Nordkorea bereits sechs solcher Tests abgehalten.20 Ebenso hat Nordkorea dringende Empfehlungen einer Reihe chinesischer Delegationen, eine Reform der nordkoreanischen Wirtschaft einzuleiten, nicht umgesetzt und stattdessen in China ausgebildete Experten für Wirtschaftsfragen gefoltert und hingerichtet. Im Dezember 2013 hat Kim Jong Un seinen Onkel Jang Song Thaek, der den chinesischen Militärs nahestand, verhaften und hinrichten lassen.
 
        Gleichzeitig nimmt die wirtschaftliche Bedeutung der südlichen Republik Korea für China kontinuierlich zu. China ist derzeit der größte Handelspartner Südkoreas. Zugleich ist Südkorea Chinas drittgrößter Handelspartner. Über Südkorea bezieht China viele wichtige Technologieimporte. In wirtschaftlicher und kultureller Hinsicht, ganz zu schweigen von der Popularität von Musik, Filmen und TV-Programmen aus Südkorea, sind die Beziehungen zwischen China und Südkorea um ein Vielfaches besser als jene zwischen China und Nordkorea.
 
        Nordkorea stellt für China ein fast unlösbares Problem dar. Ein Zusammenbruch der Regierung von Kim Jong Un würde nicht nur Millionen von Flüchtlingen bedeuten, sondern letztendlich zur koreanischen Widervereinigung und zur Stationierung von US-Truppen an Chinas Grenzen führen. Zugleich ist China besorgt über die Unberechenbarkeit des nordkoreanischen Regimes und vor allem über seine kompromisslose atomare Aufrüstung. Auch die brüskierende Art und Weise, wie Nordkorea diplomatisch mit China umgeht, wird in China als kaum verhohlene Zurückweisung und als Ansehensverlust interpretiert.
 
        Doch zugleich fühlt sich China hilflos und hat kaum Möglichkeiten einzugreifen. Die von der chinesischen Führung wiederholt geforderten Reformen in Nordkorea wurden nie ernsthaft umgesetzt. Die wirtschaftliche Situation hat sich kaum verbessert. Zugleich tut sich China wie auch alle anderen internationalen Beobachter sehr schwer, die Wahrscheinlichkeit und den Zeitpunkt eines Zusammenbruchs in Nordkorea vorherzusehen.
 
        HERAUSFORDERUNGEN FÜR CHINAS AUẞENPOLITIK IN ASIEN
 
        Der Umgang Chinas mit seinen Nachbarn in Asien zeigt, wie unsystematisch und fragmentiert Chinas Außenpolitik in der Gegenwart ist. Es fehlt an langfristigen politischen Planungen und übergreifenden Strategien. Es gibt einen erkennbaren Mangel an Koordination: In Bezug auf Korea hat man oft den Eindruck, dass kaum Austausch zwischen den für Nord- beziehungsweise Südkorea zuständigen Stellen stattfindet. Dasselbe gilt für Südostasien und Zentralasien. In erster Linie weist dieses Defizit auf fundamentale Probleme im politischen Prozess in China hin. Seit der Kulturrevolution wird innerhalb der chinesischen Führung kontinuierlich um Kompetenzen und Ausrichtungen gerungen. Dies führt zu überlappenden Zuständigkeiten und diffusen Entscheidungsfindungsprozessen. Während alle Bereiche der chinesischen Politik unter diesen Problemen leiden, ist dieses Defizit in der Außenpolitik besonders sichtbar.
 
        Dabei ist festzustellen, dass es für China zunehmend schwieriger wird, seinen Willen anderen in der Region aufzuzwingen. Das steht im Widerspruch zu den Annahmen vieler westlicher Beobachter und Politiker, die vor Chinas unaufhaltsamem Aufstieg zur globalen Supermacht warnen und ein stärkeres westliches Einschreiten in der Region fordern. Chinas Macht hat zugenommen, aber das trifft von Zentralasien bis hin zu Südostasien auch auf die asiatischen Nachbarn zu. Der chinesische Nationalismus ist ebenfalls gewachsen, aber eine ähnliche Entwicklung ist auch bei den anderen asiatischen Staaten festzustellen.
 
        Die Geschichte prägt die Beziehungen Chinas in Asien, auch wenn das nicht immer leicht zu erkennen ist. Chinas traditionelle, oft eher symbolische Vormachtstellung hat Verbindungen und ein gemeinsames kulturelles Erbe geschaffen. Zugleich aber ist dieses Erbe eine Belastung, das in Geschichte und Gegenwart auch Ressentiments und Misstrauen erzeugt. Chinas Dominanz in der Region wurde seit jeher durch seine internen Schwierigkeiten sowie durch das Misstrauen gegenüber zu enger Zusammenarbeit eingeschränkt.
 
        Die vermutlich wichtigste Neuerung in Chinas Verhältnis zur Region in den vergangenen 40 Jahren ist aber die regionale Vernetzung. Es hat sich eine engmaschige und erfolgreiche wirtschaftliche Integration herausgebildet. Das schließt Konflikte nicht aus, aber eröffnet zahllose Möglichkeiten für Zusammenarbeit. Ostasien ist seit dem Ende des Kalten Krieges zwar krisenanfälliger geworden, allerdings verblassen die gegenwärtigen Konflikte im Vergleich zu den Kriegen, die im 20. Jahrhundert für die Region Leid, Armut und Zerstörung brachten.
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        „VON DER VERLOBUNG ZUR RIVALITÄT“
 
        China und seine benachbarten Großmächte
 
        Xuewu Gu
 
        Streng genommen hat China nur zwei benachbarte Großmächte: Russland und Indien. Die anderen zwölf Nachbarländer, die mit der Volksrepublik ihre Ländergrenzen teilen, gelten entweder als mittlere Mächte oder Kleinstaaten. Allerdings sind Ländergrenzen nicht der einzige Faktor, der Nachbarschaftscharakter definiert. Die USA und Japan liegen als pazifische Großmächte unmittelbar vor der Haustür Chinas. Diese maritime Nachbarschaft bedingt intensive Beziehungen, bei denen im Ringen um weltpolitischen Einfluss Seemachtkapazitäten und Meeresressourcen besonders im Vordergrund stehen.
 
        Von seinen vier benachbarten Großmächten pflegt China nur mit der Russischen Föderation eine umfassende strategische Partnerschaft, die sich seit der russischen Invasion in die Ukraine sogar intensiviert hat.01 Seine Beziehungen zu den Vereinigten Staaten, Japan und Indien, um die es im Folgenden gehen soll, sind hingegen eher durch Rivalität und Spannungen gekennzeichnet als durch Partnerschaft oder Kooperation. Jüngste Tendenzen zeigen, dass Washington, Tokio und Neu-Delhi zunehmend an der Bildung einer strategischen Allianz interessiert sind, um die wahrgenommenen Bedrohungen aus China auszugleichen.02 Tatsächlich befindet sich das „Reich der Mitte“ gegenüber seinen benachbarten Großmächten in einer prekären Lage, die jedoch jeweils spezifische Dimensionen und Ausprägungen aufweist.
 
        CHINAS AUFSTIEG UND AMERIKAS ABBRUCH DER ANBINDUNGSPOLITIK
 
        2012 kündigte die US-Regierung unter Präsident Barack Obama eine „Umstrukturierungsstrategie“ (rebalancing) im Rahmen der zuvor erklärten „Hinwendung nach Asien“ an. Die US-Wahrnehmung des Aufstiegs Chinas als zunehmende Bedrohung für die eigene Position in Südostasien und darüber hinaus sowie Washingtons Entschlossenheit, darauf zu reagieren, gehen also nicht auf US-Präsident Donald Trump zurück, sondern setzten bereits mit seinem Vorgänger ein. Der damalige US-Verteidigungsminister Leon Panetta sprach schon auf einer Sicherheitskonferenz in Singapur im Juni 2012 von einer Umstrukturierung der Kapazitäten der US-amerikanischen Seestreitkräfte vom Verhältnis von 50:50 in ihrer Verteilung zwischen Pazifik und Atlantik auf 60:40.03
 
        Die von Obama vorangetriebene Ostasienstrategie war für die Chinesen ein Weckruf. In der chinesischen Öffentlichkeit wurden die Forderungen nach einer Aufgabe der früh von Staatsführer Deng Xiaoping formulierten Politik eines „low profile“ (tao guang yang hui) immer lauter. Diese im Kern durch Passivität gekennzeichnete Strategie, die die chinesische Außen- und Sicherheitspolitik 30 Jahre lang zur Ausübung von Zurückhaltung und Umsicht verpflichtete, verlor immer mehr an Unterstützung, insbesondere unter jüngeren Generälen und Intellektuellen, die die US-Militärpräsenz im Umfeld Chinas eher als Bedrohung denn als Chance wahrnehmen.04
 
        2012 war für das sino-amerikanische Verhältnis insofern prägend, als die amerikanische Kurskorrektur gegenüber China und der Machtwechsel in Beijing fast gleichzeitig stattfanden: Durch Washingtons „Hinwendung nach Asien“ zeichnete sich eine neue Eindämmungspolitik gegenüber China ab, und durch die Machtübernahme von Xi Jinping als Parteichef der Kommunistischen Partei Chinas endete die chinesische Strategie des „low profile“ in der internationalen Politik. Dadurch erhielt die chinesisch-amerikanische Rivalität einen gewaltigen Anstoß. Der Wettbewerb zwischen den beiden größten Volkswirtschaften entwickelt seither das Potenzial, die Welt des 21. Jahrhunderts in einen neuen Kalten Krieg zu versetzen.
 
        Eine der zentralen Fragen im Zusammenhang mit dem Aufstieg Chinas ist, ob die Volksrepublik durch ihren Machtzuwachs zu einer verantwortungsvollen Hegemonialmacht in Ostasien wird, die nicht nur über ausreichende Ressourcen verfügt, sondern auch bereit ist, für Stabilität in der Region zu sorgen. Washington bleibt bei seiner diesbezüglichen Prognose äußerst skeptisch. Dieser Fall würde für die USA bedeuten, die Funktion der Ordnungsmacht, die sie seit dem Ende des Zweiten Weltkrieges in der Region Asien-Pazifik ausüben, mit der Volksrepublik China teilen, wenn nicht gar gänzlich an sie abgeben zu müssen. Washington hat mit der Politik der „Hinwendung nach Asien“ jedoch deutlich gezeigt, dass es nicht geneigt ist, die Vormachtstellung Beijing zu überlassen. Auch wenn sich beide Seiten intensiv bemühten, ein umfassendes Verständnis über ihr künftiges Verhältnis zu erreichen, verschlechterten sich die bilateralen Beziehungen in den letzten Monaten der Regierung Obama zunehmend.
 
        Die Wahl von Donald Trump zum 45. Präsidenten der Vereinigten Staaten begrub die Idee eines möglichen sino-amerikanischen Kondominiums über dem Westpazifik. Die Regierung Trump beschleunigte nicht nur den Beendigungsprozess der Engagement-Politik gegenüber China, sondern brauchte auch nur wenige Monate, um das gesamte Fundament der US-Politik gegenüber China zu ändern, die bisher von allen US-Regierungen verfolgt worden war, seit Präsident Jimmy Carter 1979 diplomatische Beziehungen zu Beijing aufgenommen hatte.
 
        Wie der Politikwissenschaftler Peter Mattis es darlegt, gingen die Vereinigten Staaten „von der Verlobung zur Rivalität“ mit China über. „Die im Dezember 2017 veröffentlichte Nationale Sicherheitsstrategie der USA markierte einen historischen Bruch in der US-Politik gegenüber China. (…) Das Weiße Haus hat die Politik früherer Regierungen ausdrücklich als gescheitert beurteilt und dem Engagement als primärem Modus der amerikanisch-chinesischen Beziehungen die Tür verschlossen.“05
 
        Trump und seine Berater verschwendeten keine Zeit, um ihre Entschlossenheit zu zeigen, die USA auf einen selbstbewussteren, wenn nicht sogar auf einen konfrontativeren Kurs gegenüber Beijing umzustellen. Kevin Rudd, ehemaliger Premierminister von Australien, zählt maßgebliche Erklärungen und Richtlinien der Trump-Administration auf, die diese tiefgreifenden Veränderungen in der US-China-Politik unterstreichen: die Rede von US-Vizepräsident Mike Pence im Oktober 2018 im Hudson Institute, in der er China beschuldigte, „unfaire Handelspraktiken, Diebstahl geistigen Eigentums, zunehmende militärische Aggression und Einmischung in die Innenpolitik der Vereinigten Staaten“ auszuüben; die U.S. National Security Strategy vom Dezember 2017; die neue US-Verteidigungsstrategie vom Januar 2018; den Bericht des US-Verteidigungsministeriums vom September 2018 über die Zukunft der US-Rüstungsindustrie sowie den von Trump im Juni 2018 erklärten Handelskrieg gegen China.06 Rudd, selbst ein ausgewiesener China-Experte und erfahrener Politiker, spürt einen starken Bruch in den sino-amerikanischen Beziehungen. „Diese Reihe von Verlautbarungen der Vereinigten Staaten hat offiziell das Ende einer 40-jährigen Periode des strategischen Engagements der USA mit China erklärt und ihre Ablösung durch eine neue Periode des strategischen Wettbewerbs.“07
 
        Die Erwartung, US-Präsident Joe Biden könne mit der China-Politik seines Vorgängers brechen, hat sich als weitgehend unbegründet erwiesen. Im Gegensatz dazu haben er und seine Regierung die „Nullsummenpolitik der Konfrontation mit China“ der Trump-Administration fortgesetzt, wie der US-amerikanische Diplomat und Asien-Analyst Jeffrey A. Bader beobachtet. Diese Politik umfasst ihm zufolge sowohl die „Darstellung [Chinas] als eine Nation von intellektuellen Dieben und wirtschaftlichen Raubtieren, die in der Welt durch Verrat und Betrug vorangekommen sind“, als auch die Forderung nach einem Regimewechsel in China sowie die Verleumdung des Engagements mit China seit der Amtszeit Richard Nixons als US-Präsident als „Beschwichtigung“. Konsequenzen dieser Politik seien die „Einstellung von Austauschprogrammen“, die Förderung der „Entkoppelung“ und die Fortsetzung des „Handelskrieges“ mit China. „Die Biden-Administration hat diese politischen Ansätze von Trump im Allgemeinen intakt gehalten, wenn auch mit weniger aufrührerischer Sprache. Sie hat die Position der Trump-Administration wiederholt, indem sie die Ära des Engagements für beendet erklärt hat.“08
 
        Die Biden-Administration gibt durchaus zu verstehen, dass sie den Herausforderer China effektiver bekämpfen könne als die Vorgängerregierung. Angesichts dieser Entwicklungen fühlt sich Beijing in seiner Besorgnis über eine neue Welle der US-Eindämmung bestätigt. Seiner Ansicht nach ist es Washingtons Absicht, China durch die Schaffung zweier neuer Netzwerke einzukreisen: dem trilateralen Sicherheitspakt zwischen Australien, dem Vereinigten Königreich und den Vereinigten Staaten (AUKUS) und dem Quadrilateral Security Dialogue der Vereinigten Staaten, Australiens, Indiens und Japans (Quad).09 Chinas Reaktion ist eine energische Verstärkung der Kooperation mit Russland, die ihre „umfassende strategische Partnerschaft“ auf eine neue Stufe hebt.10
 
        TECHNOLOGIE ALS SCHAUPLATZ DER RIVALITÄT
 
        Nirgendwo ist der technologische Wettbewerb zwischen Amerika und China intensiver und offensichtlicher als im Bereich der 5G-Technologie. Während sich der Machtwettbewerb zwischen den beiden Staaten verschärft, ist die Mobilfunkindustrie in die 5G-Ära aufgebrochen, die sich durch ultraschnelle Kommunikation mit geringer Latenz und hohem Datenaustauschvolumen auszeichnet. Wie Brett Simpson, Mitbegründer von Arete Research, einem internationalen Forschungsberatungsunternehmen mit Sitz in London, betonte, „werden wir mit 5G eine Netzwerkinfrastruktur haben, die Mainstream-KI und vernetzte Maschinen ermöglicht (…) in einem Ausmaß, das wir noch nie zuvor gesehen haben“.11
 
        Gerade in der Nullsummenmentalität der Trump-Administration wurde 5G zu einem großen Konkurrenzfeld zwischen den USA und China. Tatsächlich weist das amerikanisch-chinesische Wettrennen im Bereich 5G bemerkenswerte Parallelen zum Kampf der Vereinigten Staaten im Kalten Krieg mit der Sowjetunion auf, bis hin zur angeblichen Raketenlücke (missile gap). Während Beobachter den Rückstand der US-amerikanischen 5G-Technologie gegenüber China und anderen großen Wettbewerbern betonten, bemühten sich die politischen Entscheidungsträger in Washington, das Thema entsprechend aktiv zu gestalten.12 Der demokratische Senator für den US-Bundesstaat Colorado, Michael Bennet, erklärte beispielweise am 14. Januar 2019: „Wenn wir nicht aufpassen – wenn wir nicht aufpassen – werden sie [die Chinesen] 5G viel schneller einsetzen als wir. Das ist das, was der Rest der Welt gerade tut, während wir uns abschalten.“13 Nicht ohne Grund ist 5G seither zu einem wiederkehrenden Thema im US-Kongress geworden, der inzwischen unter anderem eine Reihe von Gesetzen zum Verbot des chinesischen Telekommunikationskonzerns Huawei in den Vereinigten Staaten verabschiedet hat.14
 
        Die Gleichzeitigkeit des sino-amerikanischen Machtwettbewerbs und des globalen Wettlaufs um 5G erschwert das Geschäft für Unternehmen der Mobilfunk- und Kommunikationsbranche. Tatsächlich kann sich kein Akteur, sei es eine Einzelperson, ein Unternehmen oder eine Regierung, dem geopolitischen Druck des Machtwettbewerbs zwischen China und den USA entziehen, wenn er als potenzieller Faktor identifiziert wird, der das Ergebnis des Machtkampfs beeinflussen kann. Der globale 5G-Ausbau, der das Machtgleichgewicht zwischen Beijing und Washington erheblich beeinträchtigen könnte, stockt vor dem Hintergrund der geopolitischen Rivalität zwischen den beiden benachbarten Großmächten.
 
        Huawei, das High-Tech-Unternehmen aus Shenzhen, wird von Amerikanern als Chinas 5G-Flaggschiff wahrgenommen, das das Potenzial hat, die USA im Wettrennen um 5G in eine unvorteilhafte Situation zu bringen. Brett Simpson erklärte vor einigen Jahren die Sorge der USA vor einer weltweiten Führungsposition Chinas bei 5G damit, dass „dies möglicherweise eine Reihe neuer Technologie-Umwälzungen (Künstliche Intelligenz, Internet der Dinge usw.) hervorrufen könnte, die aber nicht mehr von den Giganten des Silicon Valley definiert werden, sondern von chinesischen Unternehmen wie Huawei, die die Kosten senken und dieses Know-how ins Ausland exportieren können.“15
 
        Basierend auf dem Argument der nationalen Sicherheit startete die Trump-Administration mehrere Kampagnen in Europa, um europäische Länder daran zu hindern, Huawei-Geräte für den Aufbau ihrer 5G-Netze zu verwenden. Diese Bemühungen waren außer in Großbritannien und Schweden nur wenig erfolgreich. Die europäischen Verbündeten konnten offenbar nicht davon überzeugt werden, dass Huawei eine unkontrollierbare Sicherheitsbedrohung darstellt. Obwohl die Biden-Administration von Bedrohungsszenarien auf die Überredung der amerikanischen Verbündeten geschwenkt hat, Huawei aus ihren 5G-Netzwerkinfrastrukturen zu verbannen, war sie weniger erfolgreich darin, ernsthafte Unterstützung zu gewinnen, als ihre Vorgänger.16 Ob und inwieweit sich die USA mit ihrer Strategie durchsetzen werden, Huawei vollständig aus den weltweiten 5G-Netzen zu verbannen, bleibt abzuwarten. Klar ist, dass die Globalität der 5G-Technologie durch den geopolitischen Machtwettbewerb zwischen den beiden Großmächten bereits erheblich beschädigt wurde. Tatsächlich ist die 5G-Technologie heute so etwas wie ein Lackmustest für den Standpunkt und die Zuverlässigkeit verschiedener Länder gegenüber China und den Vereinigten Staaten.17 Die 5G-Technologie ist zu einer Frage der Treue geworden, die weit über den unmittelbaren Konflikt hinausgeht. Wie das New Yorker Beratungsunternehmen Eurasia Group feststellte: „Ein zweigeteiltes 5G-Ökosystem würde Drittländer – und insbesondere Entwicklungsmärkte – dazu zwingen, einige schwierige Entscheidungen zu treffen. Viele kostensensiblere Länder werden sich vermutlich für chinesische Geräte entscheiden. Während sie wahrscheinlich von den USA und ihren Verbündeten unter Druck gesetzt werden, die Abhängigkeit von China für 5G im Laufe der Zeit zu vermeiden, wird Chinas kostengünstigeres und gleich- oder leistungsstärkeres Angebot wohl weiterhin ernsthaft attraktiv bleiben, insbesondere wenn es mit anderen Verlockungen wie der neuen ‚Seidenstraße-Initiative‘ angeboten wird.“18
 
        Sollte diese Prognose tatsächlich eintreten, würde dies das Ende der Globalität von 5G bedeuten, mit dem enormen Risiko, auf andere globalisierte Technologien, Standards und Regeln überzugreifen. Gegen politischen Druck aus Beijing und Washington müssten letztlich Drittstaaten Flagge zeigen – in Asien wie auch in Europa.19 Dabei könnte der Faktor Technologie in Verbindung mit dem Faktor Geopolitik zur größten Gefahr für die Globalisierung werden.
 
        JAPAN UND INDIEN: IM SCHATTEN DER MACHTVERSCHIEBUNGEN
 
        Japan und Indien scheinen sich mit den Machtverschiebungen abgefunden zu haben, wollen aber dennoch Wege finden, um die daraus entstandenen Konsequenzen für den eigenen Wohlstand und die eigene Sicherheit unter Kontrolle zu bringen. Dabei verhält sich der östliche Nachbar Japan deutlich flexibler und souveräner als der westliche Nachbar Indien.
 
        Auch nachdem China 2010 Japan als zweitgrößte Volkswirtschaft der Welt verdrängt hat, bleiben trotz historischer Feindseligkeit und territorialer Streitigkeiten die Handelsbeziehungen zwischen den beiden ostasiatischen Rivalen stabil. In den 2010er Jahren wurde Japan zum viertgrößten Handelspartner Chinas unmittelbar hinter den ASEAN-Ländern, der Europäischen Union und den Vereinigten Staaten. Diese Position verlor es 2022 allerdings mit geringem Abstand an Südkorea. Mit einem Handelsvolumen von 357,4 Milliarden US-Dollar gegenüber China lag Japan 2022 um 4,8 Milliarden US-Dollar hinter Südkorea.20
 
        Die Verunsicherung durch den Aufstieg Chinas versucht Japan durch den Ausbau der Militärkooperation mit den USA zu kompensieren. Tokio zeigt sich entschlossen, seine Militärdoktrin von „exklusiver Verteidigung“ auf „optimale Abschreckung“ umzustellen, also von ausschließlicher territorialer Verteidigung auf den Aufbau von maximalen Kapazitäten, die benötigt werden, um einen potenziellen Aggressor in der Region von einem Angriffskrieg abzuhalten. In der Konsequenz definiert Japan nun einen möglichen Zusammenprall zwischen China und den USA in der Taiwanstraße als eine „existenzielle Krise“ für sich selbst und betrachtet es dementsprechend als seine Pflicht, im Krisenfall den USA militärisch beizustehen.21
 
        Indien hingegen ringt um eine richtige Balance zwischen der Eindämmung der wahrgenommenen Bedrohung durch das immer mächtigere China und der Bewahrung seiner traditionellen Blockfreiheit. Der nationale Stolz und die über Generationen kultivierte Treue zum Prinzip der politischen Unabhängigkeit hindern die Regierung in Neu-Delhi, eine effektive Militärallianz gegen China zu bilden. Auch sind die potenziellen politischen Kosten für einen Bruch mit China, der zu einem möglichen Austritt Indiens aus der BRICS-Gruppe und aus der Shanghai Cooperation Organisation führen könnte, zu groß, ebenso wie die Gefahr eines möglichen Abrutschens in eine unwürdige Juniorpartnerschaft mit den USA. Zusätzlich kränkt und deprimiert Beijings mangelnde Kompromissbereitschaft im indisch-chinesischen Grenzkonflikt entlang des Himalaya-Gebirges, die indischen Herrschaftseliten zutiefst. Es bleibt ihnen nichts anderes übrig, als Indiens strategische und militärische Kooperation mit seinen indopazifischen Nachbarn im Rahmen des neu ins Leben gerufenen Forums Quad zu vertiefen, ohne jedoch offen zuzugeben, gegen China gerichtet zu sein.22
 
        Es wäre allerdings ein Trugschluss, wenn Chinas Beziehungen zu Japan und Indien nur als ein Nebenschauplatz der Beziehungen zu den USA betrachtet würden. Möglicherweise besteht hier ein blinder Fleck im strategischen Denken der chinesischen Führung. Beijing hat das große Potenzial übersehen, durch proaktive Versöhnungspolitik gegenüber Tokio und Neu-Delhi den perzipierten Sicherheitsdruck abzubauen. Die gegenwärtige Führung in Beijing scheint eine der wichtigsten Strategien der traditionellen Diplomatie Chinas verlernt zu haben, nämlich das Strategem jinjiao yuangong, also die Vorgehensweise, das Naheliegende zu befrieden, um das Entfernte unter Druck zu setzen. Beijings langjährige Nachbarpolitik ist aber gerade das Gegenteil dieser Weisheit: die Nachbarn verunsichern, um die Rivalen in weiterer Entfernung zur Einmischung einzuladen.
 
        Sicherlich erfordert diese Strategie neue Ideen von der chinesischen Führung, und sie käme zum Preis von Geld und Territorium. Die heftigen territorialen und maritimen Streitigkeiten zwischen China und seinen Nachbarländern haben das Land in eine beispiellose Isolation von allen benachbarten Großmächten mit Ausnahme Russlands geführt. Diese würde weiter bestehen, wenn die Konflikte nicht gelöst werden sollten. Daher bleibt Beijing nichts anderes übrig, als strategisch umzudenken. Neue Denkweisen, Strategien und Strukturen sind für seine Politik gegenüber Japan und Indien gefragt. Möglicherweise braucht China noch 30 Jahre der friedlichen Entwicklung, um seine Mission der nationalen Einheit, der sozialen Harmonie, der Ruhe an den Grenzen, der territorialen Integrität, des Wohlstands der Menschen und des kulturellen Wohlstands zu erfüllen. Dabei erscheint ein spannungsfreies Zusammenleben mit seinen Nachbarn im Osten wie im Westen unverzichtbar, unabhängig davon wie die USA sich verhalten. Dafür muss Beijing die funktionalistische Abhängigkeit seiner Japan- und Indienpolitik von seinen Beziehungen zu den USA lösen. Dass sich daraus möglicherweise eine neue Dynamik in den sino-amerikanischen Beziehungen entfalten könnte, bleibt nicht ausgeschlossen.
 
        FAZIT
 
        Gegenwärtig gibt es kaum seriöse Beobachter, die daran zweifeln, dass die Volksrepublik China zu einer Großmacht aufgestiegen ist. Politische Fragen mit globaler Dimension lassen sich heute kaum ohne Chinas Beteiligung oder gegen seinen Willen vernünftig lösen. Die Einigung über das Pariser Klimaabkommen 2015 zeigt exemplarisch, wie zügig ein Interessenkonflikt gelöst werden kann, wenn Beijing sich konstruktiv verhält. Auch Chinas zunehmender Einfluss auf Russland deutet darauf hin, dass das Land das Potenzial besitzt, den Verlauf des Krieges in der Ukraine substanziell zu beeinflussen.
 
        Der Aufstieg Chinas und die damit einhergehende Veränderung im globalen Machtgefüge birgt vor allem enorme Herausforderungen für die USA, die offensichtlich noch nicht bereit sind, das „Reich der Mitte“ als eine neue, gleichberechtigte Supermacht zu akzeptieren. China seinerseits scheint auch nicht dazu bereit, sich den Führungsansprüchen der USA zu unterwerfen. Dafür ist die politische Agenda von Staatspräsident Xi Jinping, das Land wieder an die Spitze der Welt zu führen, zu ambitioniert und kompromisslos.
 
        Allerdings scheint Beijing die Tatsache zu übersehen, dass alle seine benachbarten Großmächte kein Interesse an einem weiter erstarkenden China haben, insbesondere mit Blick auf Beijings Traum einer „Wiedervereinigung“ mit Taiwan. Noch bekennen sie sich verbal zum „Ein-China-Prinzip“. Wenn aber Beijing sich angesichts der zunehmenden Unterstützung der USA für Taiwan dazu veranlasst sehen sollte, auf seine favorisierte Strategie „Sieg ohne Krieg“ zu verzichten, könnte die Nachbarschaft zu den anderen Großmächten ins Chaos umschwenken. In diesem Sinne bleibt die Taiwanfrage eine tickende Zeitbombe. Ohne eine grundsätzliche Verständigung über die Machtverteilung in der Region Asien-Pazifik und darüber hinaus gibt es mit Blick auf Taiwan, aber auch für die benachbarten Großmächte, keine Perspektive für eine friedliche Zukunft.
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        ÜBER DAS SEERECHT ZUR SEEMACHT
 
        Chinas maritime Machtspiele und strategische Konflikte
 
        Edward Sing Yue Chan
 
        2012 verkündete die Volksrepublik China ihr Vorhaben, einen „maritimen Staat zu errichten“ (jianshe haiyang qiangguo). Seitdem hat China mehrfach seine Absicht unter Beweis gestellt, zur maritimen Macht aufzusteigen. Dies zeigt sich etwa im Aufbau einer Marine „von Weltrang“,01 am zunehmend selbstbewussten Auftreten im Südchinesischen Meer, am Einsatz paramilitärischer Kräfte zur Durchsetzung der von der Volksrepublik formulierten Ansprüche, in einem verstärkten Engagement im Südpazifik und den Polarregionen sowie am wachsenden chinesischen Einfluss in anderen Ländern durch Initiativen wie die Maritime Seidenstraße.
 
        Chinas zunehmende maritime Präsenz stößt international auf Besorgnis. Trotz der Lage im indopazifischen Raum, einer seit jeher umkämpften Region mit regem Handel und Schiffsverkehr, gilt die Volksrepublik nicht als traditionelle Seemacht. Warum zeigt China ein verstärktes Interesse im maritimen Bereich und welche Strategie verfolgt es dabei? Warum werden Chinas maritime Ambitionen als so große Gefahr für die Stabilität im indopazifischen Raum wahrgenommen? In diesem Artikel soll ein Überblick über Chinas Aufstieg als maritime Macht gegeben werden.
 
        CHINAS SEEMACHTSAMBITIONEN
 
        Historisch betrachtet war China in erster Linie eine Kontinentalmacht, deren maritime Interessen begrenzt waren. Trotz einer Küstenlinie von 18400 Kilometern, eine der längsten Asiens, beschränkte sich das Kaiserreich China im Wesentlichen auf die Verteidigung dieser Küste; die Vorherrschaft auf dem Meer war nicht das Ziel.02 Historische Ereignisse wie die großen Expeditionen des Admiral Zheng He im 15. Jahrhundert standen nicht für eine maritime Expansion, sondern dienten überwiegend dem Handel und der Erkundung, zudem wurde dabei selten auf Gewalt zurückgegriffen.03
 
        Erst in den 1980er Jahren, als Liu Huaqing, der damalige Oberkommandant der chinesischen Marine, die Strategie der „aktiven küstennahen Verteidigung“ einführte, verlagerte China den Schwerpunkt seiner nationalen Verteidigungskapazitäten von den Landesgrenzen und der Küstenlinie hinaus aufs Meer.04 Liu war der Ansicht, dass die Volksrepublik nach der Sicherung ihrer kontinentalen Grenzen und Küsten ihre Macht über die Seegrenzen hinaus ausdehnen sollte. Allerdings waren zu der Zeit Chinas territoriale Ansprüche auf Gebiete im Süd- und Ostchinesischen Meer noch nicht geklärt, im Vordergrund standen also zunächst wirtschaftlich und strategisch bedeutende, aber umstrittene Inselgruppen wie die Xisha/Paracel-Inseln, die Nansha/Spratly- und die Diaoyu/Senkaku-Inseln. „Die Kontrolle über die Inseln ist der Schlüssel für die Durchsetzung maritimer Rechte, die Sicherheit der Seeverkehrs- und Kommunikationswege und die Ausübung regionaler Macht durch die Marine“,05 so der Politikwissenschaftler Maris Taylor Fravel. In der Tat sind Chinas territoriale, wirtschaftliche und geostrategische Ambitionen die wesentlichen Ursachen für die Spannungen im Indopazifik.
 
        Souveränitätsansprüche
 
        Die Wahrung der territorialen Integrität und Souveränität ist seit Langem ein zentraler Aspekt der chinesischen Ideologie und Außenpolitik und wird als grundlegendes Element der nationalen Sicherheit betrachtet.06 Im Kontext der maritimen Sicherheit wird häufig die Phrase haishang quanli angeführt, die sich als „Seemacht“ übersetzen lässt, jedoch zwei verschiedene Bedeutungen hat: zum einen „maritime Macht“, indem sie sich auf die Fähigkeit bezieht, die maritimen Rechte zu schützen, und zum anderen „Seerecht“, was für eine Ausdehnung der nationalen Souveränität im maritimen Bereich steht.07
 
        In offiziellen wie akademischen Texten findet man häufig die Formulierung „Schutz der maritimen Rechte und Interessen“ (weihu haiyang quanyi). Mit dem Beitritt Chinas zum Seerechtsübereinkommen der Vereinten Nationen 1996 hat sich Chinas maritimer Raum durch die Definition der Ausschließlichen Wirtschaftszonen und Festlandsockel auf 3,6 Millionen Quadratkilometer erweitert. Zwei Drittel dieses maritimen Raums sind jedoch nach wie vor umstritten, weil benachbarte Staaten ebenfalls Ansprüche darauf erheben, etwa Japan auf die Diaoyu/Senkaku-Inseln im Ostchinesischen Meer oder die Philippinen, Vietnam, Brunei und Malaysia auf die Xisha/Paracel- und Nansha/Spratly-Inseln im Südchinesischen Meer.08 Während sich die Volksrepublik bis in die 1980er Jahre bei den meisten Streitigkeiten um die Inselgruppen kompromissbereit zeigte,09 hat sie in den vergangenen beiden Jahrzehnten ihre Hoheits- und Seerechte über diese umstrittenen Gebiete verstärkt geltend gemacht. Dabei beruft sie sich auf die Einhaltung des Völkerrechts, verweist aber auch auf „historische Rechte“ (lishixing quanyi) innerhalb der 2009 von Beijing vorgeschlagenen sogenannten Neun-Striche-Linie im Südchinesischen Meer. Diese Rechte sind jedoch nicht allgemein anerkannt, zudem hat die Regierung den Geltungsbereich noch nicht genau definiert.10
 
        Bei der Betrachtung von Chinas Souveränitätsansprüchen darf man Taiwan nicht außer Acht lassen. Die durch die 180 Kilometer breite Taiwanstraße vom Festland getrennte Insel wird von der Volksrepublik China als wesentlicher Bestandteil ihrer territorialen Integrität betrachtet. Entsprechend ist man in Beijing bestrebt, den Anspruch auf Taiwan mit allen zur Verfügung stehenden Mitteln, einschließlich militärischer Maßnahmen, zu verteidigen. Aus Sicht der Kommunistischen Partei Chinas ist die Taiwanfrage nicht nur Teil der maritimen Strategie, sondern ein wesentlicher Aspekt der „Wiedervereinigung der großen chinesischen Nation“. In Anbetracht der strategischen und militärischen Bedeutung der Insel ist Taiwan jedoch auch „entscheidend für Chinas Bestreben, seine militärische Macht weiter nach außen zu projizieren“.11
 
        Entsprechend haben die Spannungen zwischen China und Taiwan in den vergangenen Jahren zugenommen. Laut den Publizisten und Politikberatern Jude Blanchette und Ryan Hass hat sich die Wirkung der drei Faktoren, die China bislang von einer Besetzung Taiwans abgehalten haben, nach und nach verringert: die militärische Überlegenheit der USA gegenüber China, Chinas Fokussierung auf die eigene wirtschaftliche Entwicklung und die bewusst ambivalente Haltung der USA bezüglich Taiwans Autonomie.12 Gleichzeitig wächst die Fähigkeit Chinas, einen Krieg gegen Taiwan zu führen. Nach dem Taiwanbesuch der damaligen Sprecherin des US-Repräsentantenhauses, Nancy Pelosi, im August 2022 und dem Treffen der taiwanesischen Präsidentin Tsai Ing-wen im April 2023 mit Kevin McCarthy, dem gegenwärtigen Sprecher des US-Repräsentantenhauses, demonstrierte die Volksbefreiungsarmee bei Manövern rund um Taiwan ihre verbesserten Fähigkeiten zur integrierten Kriegsführung, einschließlich des Einsatzes von Flugzeugträgern und Kampfdrohnen.13 Simulationen unter anderem der US-Luftwaffe und des Center for a New American Security bezüglich einer möglichen Militäroperation der Volksbefreiungsarmee gegen Taiwan ergaben, dass China aus einem Konflikt mit Taiwan vermutlich als Sieger hervorgehen würde.14 Angesichts des wachsenden Selbstbewusstseins Chinas bei der Erklärung seiner Ansprüche auf Taiwan hat die geopolitische Instabilität in Ostasien deutlich zugenommen.
 
        Geoökonomische Ambitionen
 
        Das chinesische Streben nach maritimer Macht geht über territoriale Interessen hinaus und umfasst auch geostrategische und wirtschaftliche Faktoren. Umgeben von vier Meeren – dem Bohai-Meer, dem Gelben Meer, dem Ostchinesischen und dem Südchinesischen Meer – hat China dennoch keinen direkten Zugang zum offenen Pazifik. Als wachsende Volkswirtschaft ist die Volksrepublik für ihr wirtschaftliches Wohlergehen jedoch in hohem Maße auf die Seeverkehrswege angewiesen. Der Anteil Chinas am Seehandel und Export wächst ebenso beständig wie sein Bedarf an Ressourcen und Rohstoffen. Nach Angaben des Center for Strategic and International Studies wurden 2016 über 64 Prozent des chinesischen Seehandels über das Südchinesische Meer abgewickelt, das entspricht einem Wert von rund 874 Milliarden US-Dollar.15 Darüber hinaus werden etwa 83 Prozent der chinesischen Ölimporte auf dem Seeweg transportiert, 77 Prozent davon durch die Straße von Malakka zwischen der Malaiischen Halbinsel und der Insel Sumatra.16
 
        Zusätzlich zu diesem regionalen Fokus zeigt China auch global eine verstärkte maritime Präsenz. Die chinesische Regierung unterstützt und fördert seit Langem einheimische Unternehmen, damit diese in Infrastrukturprojekte im Ausland investieren. Im Rahmen der 1999 initiierten „Going Global“-Strategie und der Belt and Road Initiative von 2013 hat China Handelsbeziehungen zu über 600 internationalen Häfen aufgebaut, und chinesische Unternehmen besitzen einen oder mehrere Terminals in 96 Häfen.17 Darüber hinaus ist China bestrebt, sich den Zugang zu maritimen Ressourcen wie Bodenschätzen oder Öl- und Gasvorkommen zu sichern. So verbessert es mithilfe der Entwicklung von Meerestechnologie und ihres Einsatzes in Wissenschaft und Forschung seine Kenntnisse über Ozeane und seine Fähigkeiten, maritime Ressourcen abzubauen. Gleichzeitig tragen Auslandsinvestitionen zum Ausbau der internationalen Handels- und Verkehrsnetze Chinas bei. Der Ausbau maritimer Macht besitzt für China also sowohl eine regionale als auch eine globale Dimension.
 
        MARITIME STRATEGIE
 
        Bislang hat die Volksrepublik ihre maritime Strategie zwar noch nicht offiziell formuliert, allerdings hat die Regierung verschiedene Maßnahmen umgesetzt, um den maritimen Einfluss Chinas auszudehnen. Viele davon haben zu Konflikten geführt und stellen daher eine Bedrohung für die Nachbarstaaten und die internationale maritime Ordnung dar.
 
        Ausbau der Hochseemarine
 
        An erster Stelle steht der Ausbau der chinesischen Marine. Zu deren Doktrin zählt seit 2015 neben der küstennahen Verteidigung auch der Schutz auf hoher See. 2018 erklärte ein Befehlshaber der chinesischen Marine: „Eine moderne Marine ist ein wichtiges Symbol beim Aufbau eines Militärs von Weltrang. Sie dient der strategischen Unterstützung bei der Entwicklung zu einer starken Seemacht.“18 Diese Verlagerung des strategischen Schwerpunktes hat dazu geführt, dass China auch seine Kapazitäten für Operationen auf hoher See und in größerer Entfernung ausbaut. In den vergangenen zwei Jahrzehnten hat die chinesische Marine beträchtliche Mittel für den Schiffsbau aufgewendet, um ältere Marineschiffe zu ersetzen. Von 2005 bis 2021 stieg die Gesamtzahl der Schiffe von 216 auf 348, darunter hauptsächlich kleinere Schiffe wie Patrouillenboote oder Korvetten. Auch neue Generationen von Atom-U-Booten, Zerstörern, Kreuzern und amphibischen Angriffsschiffen wurden eingeführt, die für den Einsatz auf hoher See und für lange Strecken geeignet sind. So wurden zwischen 2013 und 2020 mehrere Zerstörer der Luyang-II-Klasse und der Luyang-III-Klasse, Landungsschiffe der Yuzhou-Klasse und mindestens ein Kreuzer der Renhai-Klasse in Dienst genommen. Außerdem hat China innerhalb eines Jahrzehnts drei Flugzeugträger gebaut: die Liaoning, die Shandong und die Fujian. Das Office of Naval Intelligence geht davon aus, dass China bis 2030 über insgesamt 425 Kampfschiffe verfügen wird, darunter acht U-Boote mit ballistischen Raketen, 13 atomgetriebene Angriffs-U-Boote und 65 Flugzeugträger, Kreuzer und Zerstörer.19 Darüber hinaus errichtete China 2017 seinen ersten Stützpunkt in Dschibuti mit der Begründung, er sei für die logistische Unterstützung bei Operationen auf hoher See notwendig. Dieser Schritt hat jedoch auch ermöglicht, die Präsenz der chinesischen Marine im Indischen Ozean und in Ostafrika auszubauen. Berichten zufolge prüft China die Möglichkeit, einen weiteren Stützpunkt in Pakistan oder Sri Lanka einzurichten. Doch auch wenn chinesische Firmen eine Reihe von Handelshäfen im Indischen Ozean besitzen, könnte es noch bis in die 2030er Jahre dauern, bis einige auch als Militärstützpunkte genutzt werden können.20
 
        Die Modernisierung der chinesischen Marine sorgt für Unruhe bei den anderen Mächten im Indopazifik, vor allem den USA. Obwohl die US-Marine der chinesischen in Hinblick auf die Flottenstärke, Waffensysteme, Marinestützpunkte und ihre operative Erfahrung nach wie vor überlegen ist, verfolgt man in Washington aufmerksam jede Entwicklung, die den US-amerikanischen Status als einzige globale Seemacht nach dem Zweiten Weltkrieg bedrohen könnte. So heißt es in einem Bericht des Congressional Research Service vom März 2022: „In einer Zeit, in der der Wettbewerb der Großmächte neu entbrannt ist, sind Chinas militärische Modernisierungsbemühungen, einschließlich seiner Bemühungen um eine Modernisierung der Marine, in den Fokus der Verteidigungsplanung und -budgetierung gerückt.“21 Auch Japan, Australien und Indien sehen in der zunehmenden Stärke der chinesischen Seestreitkräfte eine Bedrohung für das Kräftegleichgewicht in der Region. Vor diesem Hintergrund haben die vier Staaten ihren Quadrilateral Security Dialogue (Quad) wiederbelebt, um „auf die dringenden Herausforderungen der Region zu reagieren“ und „einen offenen, stabilen und prosperierenden Indopazifik“ zu schaffen.22 Darüber hinaus haben das Vereinigte Königreich, Australien und die USA das trilaterale Militärbündnis AUKUS geschlossen und ein Abkommen zum Austausch von Militärtechnologie und insbesondere zur Zusammenarbeit beim Bau einer neuen Klasse von Atom-U-Booten unterzeichnet. Obwohl diese Maßnahmen nicht direkt gegen Beijing gerichtet sind, zeigen sie die große Bedeutung, die der Faktor China für die Länder hat, die das Kräftegleichgewicht im Indopazifik aufrechterhalten wollen. Auch kleinere Staaten in Südostasien haben minilaterale Kooperationsbemühungen begrüßt, die darauf zielen, den Herausforderungen durch Chinas wachsende maritime Macht zu begegnen. Auch wenn sie sich zurückhalten, um China nicht direkt gegen sich aufzubringen, ist ihnen die Bedeutung kollektiven Handelns und der Zusammenarbeit bewusst, um ein Gegengewicht zu Chinas Einfluss zu schaffen und die Stabilität im indopazifischen Raum zu bewahren.
 
        „Lawfare“ im Südchinesischen Meer
 
        China versucht durch eine Vielzahl nichtmilitärischer Maßnahmen, seine maritimen Ansprüche durchzusetzen. Allerdings tragen diese erheblich zu den Spannungen in der Region bei. Trotz langwieriger Verhandlungen über einen Verhaltenskodex im Südchinesischen Meer sind die Fortschritte überschaubar.
 
        Besonders deutlich zeigt sich die Haltung Beijings am Auftreten der chinesischen Küstenwache.23 Nach ihrer Umstrukturierung 2018 wurde sie der Bewaffneten Volkspolizei unterstellt und konzentriert sich seitdem hauptsächlich auf sogenannte Vollzugsoperationen, bei denen sie die chinesischen Rechtsvorstellungen mithilfe von Patrouillen, Blockaden und der Errichtung von Stützpunkten durchsetzt. Völkerrechtsexperten halten dieses Vorgehen in umstrittenen Gebieten für fragwürdig, da eine Küstenwache nicht der Kriegsführung dient, sondern in der Regel die Aufgaben einer Ordnungskraft übernehmen sollte.24 Darüber hinaus wurde die chinesische Küstenwache in den Jahren 2012 bis 2020 von 156 auf 524 Patrouillenboote aufgestockt und ist damit eine der größten und am besten ausgerüsteten weltweit. Sie verfügt sogar über „paramilitärische Fähigkeiten, die mit der Marine kleinerer südostasiatischer Länder mithalten können“.25
 
        Die chinesische Maritime Volksmiliz stellt eine weitere Bedrohung der bisherigen Ordnung dar. Sie umfasst Arbeiter aus dem Schiffsbau und Zivilisten, meist Fischer, die direkt in die chinesischen Streitkräfte integriert sind. Die Maritime Volksmiliz untersteht zwar nicht offiziell dem Kommando der Volksarmee, wird aber von der chinesischen Marine organisiert und ausgebildet.26 Im Zusammenhang mit dem Bestreben Chinas, seine maritime Souveränität zu behaupten, berichten internationale Beobachter von chinesischen Milizschiffen im Südchinesischen Meer, die Fischerboote sowie Öl- und Gastanker anderer Länder schikanieren, um sie bei der Gewinnung von Ressourcen in der Region zu behindern.27 Die Maritime Volksmiliz ist umstritten, weil sie keinerlei offizielle Legitimation besitzt. Da sie weder als offizieller Teil der Marine noch der Küstenwache agiert, bewegt sie sich in einer rechtlichen Grauzone. Doch noch viel gravierender ist, dass andere Länder wie etwa Vietnam die Strategie übernommen und ebenfalls Seemilizen gegründet haben, um ihre eigenen Ansprüche geltend zu machen, wodurch die Situation noch komplexer geworden ist und Schlichtungsbemühungen im Südchinesischen Meer weiter untergraben werden.
 
        „Reformer“ der internationalen maritimen Ordnung
 
        Zusätzlich versucht Beijing, seinen Einfluss auf dem Meer über den Bereich der Ocean Governance auszuweiten. Im 14. Fünfjahresplan von 2021 hob der Staatsrat das Ziel hervor, die „Schaffung einer fairen und vernünftigen internationalen maritimen Ordnung“ zu fördern und eine „maritime Schicksalsgemeinschaft“ zu gründen. Das chinesische Außenministerium formulierte in seinem Entwurf einer globalen Sicherheitsinitiative im März 2023 Ziele wie die Gewährleistung der maritimen Sicherheit in Afrika, Maßnahmen zur Bewältigung des Klimawandels auf den Pazifikinseln und die Stärkung des Dialogs und des Austauschs über die Sicherheit im maritimen Raum und der Seewege.28
 
        Zum Schutz seiner nationalen Interessen will China die maritime Ordnung mitgestalten und so dafür sorgen, dass seine wirtschaftlichen, politischen und ökologischen Rechte und Interessen auf See respektiert und berücksichtigt werden.29 Chinesische Wissenschaftler sprechen in diesem Zusammenhang von der diplomatischen Dimension der chinesischen Seemacht.30
 
        Bei Verhandlungen über eine Ocean Governance will China nicht wie ein Akteur wirken, der die bestehende Ordnung infrage stellt, sondern präsentiert sich gern als aktiver Reformer. Beispielsweise vertritt China die Auffassung, dass die bestehende maritime Ordnung bilaterale maritime Streitigkeiten bei der zivilen maritimen Sicherheit berücksichtigen sollte und argumentiert, dass internationale Regelungen für globale öffentliche Güter nicht in umstrittenen Gebieten gelten sollten. Diese Sichtweise zeigt sich etwa in Chinas Position zur Regelung der Hochseefischerei von 2020.31 Darüber hinaus macht sich China seit Mitte der 2010er Jahre für Reformen in den Polarregionen stark.
 
        In Beijing ist man der Meinung, die Volksrepublik werde als Bedrohung der Sicherheit dargestellt, weil sie angeblich den Konsens gefährde und Normen ablehne.32 Das habe dazu geführt, dass China von anderen Staaten wie den USA, dem Vereinigten Königreich und Australien aus der Diskussion ausgeschlossen wurde.33 Entsprechend skeptisch zeigte sich die chinesische Führung gegenüber dem von den USA und Neuseeland gemeinsam vorgebrachten Vorschlag zur Einrichtung eines Meeresschutzgebietes im antarktischen Rossmeer 2011.34
 
        ANLASS ZUR SORGE?
 
        Das maritime Erstarken Chinas beunruhigt nicht nur die Staaten im indopazifischen Raum, auch in anderen Ländern misst man dem Ausbau der chinesischen Seestreitkräfte große Bedeutung bei und geht davon aus, dass China durch diese Militarisierung an Durchsetzungsvermögen gewinnen wird. Die Besorgnis ist angesichts der eskalierenden Spannungen in der Taiwanstraße 2022 weiter gestiegen.
 
        Doch die chinesische Marine steht trotz erheblicher Investitionen noch vor großen Herausforderungen: Wie den anderen chinesischen Streitkräften fehlt es auch der Marine an realer Kampferfahrung. Zum letzten Mal war sie 1988 im Rahmen eines Seegefechts mit vietnamesischen Streitkräften bei den Nansha/Spratly-Inseln in eine militärische Konfrontation verwickelt. Obwohl die chinesische Marine in den vergangenen Jahren viel trainiert und zahlreiche Manöver durchgeführt hat, ist ihre Fähigkeit, moderne Kriegsschiffe und Waffensysteme in einer Seeschlacht effektiv einzusetzen, noch nicht erprobt. Groß angelegte Militärübungen rund um Taiwan Anfang April 2023 deuteten zwar auf eine Verbesserung der chinesischen militärischen Fähigkeiten im Bereich der integrierten Kriegsführung hin, doch das Sammeln von Kampferfahrung ist ein Prozess, der nur schrittweise erfolgt. Bislang stellt China also noch keine direkte Bedrohung für die dominante Position der USA als globale Seemacht dar.
 
        Doch sollte man nicht nur die militärischen Fähigkeiten und Kapazitäten Chinas bewerten, sondern auch die Absichten der chinesischen Führung. Denn selbst wenn China über die Fähigkeit verfügt, einen Krieg zu führen, spielen noch andere Überlegungen eine Rolle. Für eine aufstrebende maritime Macht ist der Aufbau einer Hochseeflotte ein logischer Schritt, um die eigenen Interessen auf dem Meer zu wahren. Das chinesische Militär mag seine eigenen Vorgaben erfüllen und sich als „Militär von Weltrang“ präsentieren, doch die Bezeichnung gibt noch keinen Aufschluss über Chinas globale Ambitionen oder die Art und Weise, wie Beijing Gewalt einzusetzen gedenkt. Wie Fravel argumentiert, hat dieser Anspruch nur begrenzte geopolitische Auswirkungen darauf, wohin China seine militärische Macht richten würde, und drückt lediglich „Chinas Bestreben aus, eine führende Militärmacht in der Welt zu werden“.35 Als Wirtschaftsmacht muss China potenzielle Folgen wie Sanktionen, die Blockade von Seeverkehrswegen und Unterbrechungen der Energieversorgung sorgfältig abwägen. Auch der geopolitische Nachteil Chinas, von mehreren regionalen Seemächten wie Japan, Indien und den USA umgeben zu sein, macht die Volksrepublik anfällig, da sie sich im Falle eines Krieges gleich mit mehreren Gegnern auseinandersetzen müsste. Folglich ist die Wahrscheinlichkeit eines Krieges auf kurze Sicht gering.
 
        Stattdessen sollten wir Chinas Entwicklung zur maritimen Macht viel umfassender betrachten. Der wachsende Einfluss Chinas auf die Ocean Governance gibt Anlass zu größerer Sorge. Anstelle eines realen Krieges auf dem Meer ist gegenwärtig der strategische Einsatz rechtlicher Mittel beim Aufbau maritimer Macht von viel größerer Bedeutung. Daher achtet China sehr genau auf die Auslegung des Seerechts und der Regelungen zur Ocean Governance. Die chinesische Führung behauptet zwar, die maritime Ordnung reformieren zu wollen, stellt dabei aber allgemein anerkannte Grundsätze und Vereinbarungen infrage, etwa die Aufgaben einer Küstenwache, die Regelungen des Zugangs zu sowie den nachhaltigen Umgang mit maritimen Ressourcen.
 
        Darüber hinaus gibt die Tatsache, dass China in seinem Streben nach maritimer Macht auf nichtstaatliche Elemente zurückgreift, weiteren Anlass zur Sorge. So dient etwa die chinesische Forschung im Bereich der maritimen Navigationstechnologie zwar in erster Linie dem zivilen Warenverkehr und der Fischerei, kann jedoch auch von der Marine genutzt werden.36 Ebenso lassen sich Erkenntnisse aus der Erforschung der Tiefsee für die Entwicklung von U-Booten und unbemannten Unterwasserfahrzeugen nutzen.37 Ein weiteres Beispiel sind Chinas Aktivitäten in den Polarregionen, wo sich das Militär unter dem Deckmantel wissenschaftlicher Forschung stark engagiert.38 Während die Verknüpfung ziviler und militärischer Interessen schon immer ein typisches Merkmal in der Entwicklung einer Seemacht war, mobilisiert China zusätzlich Zivilisten für die Durchsetzung nationaler Interessen. Die internationale Gemeinschaft sollte lernen, auf dieses besondere Merkmal zu reagieren, das China von anderen historischen Seemächten unterscheidet und ihm einen umfassenden strategischen Vorteil verschafft.
 
        Andere Staaten müssen dem Aufstieg Chinas zur maritimen Macht umfassend und mit der gebotenen Umsicht begegnen. Es bedarf einer ausgewogenen Reaktion, die sowohl Zwang als auch einen gewissen Handlungsspielraum vorsieht, die militärische und zivile Aspekte einbezieht und die speziell den indopazifischen Raum berücksichtigt, aber auch darüber hinaus reicht. Zudem bedarf es einer breiten und konstruktiven öffentlichen Debatte über die besten Strategien, wie man den maritimen Ambitionen Chinas begegnen und die Sicherheit und Stabilität in der Region im weitesten Sinne gewährleisten kann.
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        BEDROHTE DEMOKRATIE
 
        Der Konflikt in der Taiwanstraße
 
        Frédéric Krumbein
 
        Taiwan gehört zu den am meisten bedrohten Staaten der Welt: Die Volksrepublik China beansprucht das de facto souveräne Land als Teil des eigenen Territoriums. Aus ihrer Sicht ist der Inselstaat eine abtrünnige Provinz, die mit dem Festland „wiedervereinigt“ (tongyi) werden muss. Dabei ist der Begriff „Wiedervereinigung“ missverständlich, da Taiwan zum einen nie Teil der Volksrepublik gewesen ist und zum anderen die große Mehrheit der taiwanischen Bevölkerung kein Teil davon werden möchte. Zutreffender für die Interessen Beijings ist der Begriff der „Annexion“, der im Völkerrecht die illegale militärische Eroberung eines fremden Territoriums bezeichnet.
 
        Die Republik China, wie Taiwan offiziell genannt wird, wurde 1912 auf dem chinesischen Festland gegründet. Das Territorium reduzierte sich im Verlauf des Chinesischen Bürgerkrieges zwischen 1927 und 1949 auf Taiwan und weitere kleine Inseln, nachdem der Widersacher Mao Zedongs, Chiang Kai-shek, und seine Partei Kuomintang eine Niederlage gegen die Kommunisten hinnehmen mussten. Seit der Flucht von Chiang Kai-shek mit rund zwei Millionen seiner Soldaten sowie weiterer Gefolgsleute nach Taiwan 1949 sind Taiwan und die Republik China weitgehend synonym zu verstehen.
 
        Das offizielle Ziel der Volksrepublik China ist ein friedlicher und freiwilliger Zusammenschluss von Taiwan mit dem chinesischen Festland. Allerdings erscheint dies unwahrscheinlich, da die taiwanische Bevölkerung ihre eigene Freiheit und demokratische Selbstbestimmung nicht aufgeben möchte. Als Teil der autoritären Volksrepublik würden die Taiwaner:innen ihre Freiheit, ihre Menschenrechte und das Recht, ihre eigene Regierung zu wählen, verlieren.
 
        Seit den ersten freien Wahlen in Taiwan in den 1990er Jahren hat sich die Inselrepublik zu einem demokratischen Vorbild in Asien entwickelt. Der Demokratieindex des britischen Forschungsinstituts Economist Intelligence Unit sieht Taiwan bei der Qualität der Demokratie und der Menschenrechte seit 2020 auf dem ersten Platz in Asien. Weltweit steht Taiwan 2022 auf dem zehnten Platz.01 Andere unabhängige Organisationen, wie Freedom House, Reporter ohne Grenzen oder die beiden größten Menschenrechtsorganisationen Amnesty International und Human Rights Watch, kommen zu vergleichbaren positiven Einschätzungen.02 Beispielsweise sieht Reporter ohne Grenzen Taiwan im Bereich der Pressefreiheit auf dem ersten Platz in Asien.03
 
        Im Folgenden wird zunächst die Strategie skizziert, die Beijing verfolgt, um Taiwan politisch, militärisch und wirtschaftlich zu schwächen. Anschließend werden die Beziehungen zwischen Taiwan und den Vereinigten Staaten als seine Schutzmacht erläutert und schließlich verschiedene Szenarien dargestellt, mit denen China eine Annexion erzwingen oder zumindest versuchen könnte.
 
        CHINAS STRATEGIE ZUR SCHWÄCHUNG TAIWANS
 
        Die offizielle Strategie Chinas ist eine „friedliche Wiedervereinigung“. Allerdings läuft dieses Ziel auf eine Veränderung des seit 70 Jahren bestehenden Status quo und die Auflösung der bestehenden Republik China hinaus. Die Vision eines Zusammenschlusses Taiwans mit dem chinesischen Festland hat Beijing in sogenannten Weißbüchern dargelegt, die 1993, 2000 und 2022 veröffentlicht wurden. Das jüngste Weißbuch zeigt eine Verhärtung der chinesischen Position: Taiwan soll unter der Formel „Ein Land, zwei Systeme“ eine gewisse politische Autonomie genießen. Allerdings zeigt das Beispiel von Hongkong, auf das diese Formel bereits angewandt wurde, dass diese „Autonomie“ weder Demokratie noch umfassende Freiheitsrechte beinhalten würde. Das Weißbuch von 2022 droht ebenfalls allen Taiwaner:innen, die sich gegen die Kommunistische Partei Chinas (KPCh) wenden, mit politischer Verfolgung. Darüber hinaus wird eine Umerziehung der taiwanischen Bevölkerung gemäß der Parteilinie angestrebt, um die Menschen von demokratischen Wertevorstellungen abzubringen.04
 
        China setzt gegenüber Taiwan auf eine Doppelstrategie: Auf der einen Seite werden Anreize für einen Zusammenschluss geschaffen, auf der anderen Seite politischer, wirtschaftlicher und militärischer Druck aufgebaut, um Taiwan einzuschüchtern und den Status quo unattraktiv zu gestalten. Die überwältigende Mehrheit der Taiwaner:innen möchte nicht Teil der Volksrepublik China werden, insofern sind die Anreize, die Beijing setzt, bislang nicht ausreichend. Das Hauptproblem ist dabei, dass es kein attraktives Angebot gibt, das im Zuge einer „Wiedervereinigung“ Demokratie und Freiheit garantieren würde. Die Formel „Ein Land, zwei Systeme“ würde die bestehende Selbstbestimmung der Menschen in Taiwan stark einschränken. Insofern bemüht sich Beijing zumindest, wirtschaftliche Anreize zu setzen, und hat in den vergangenen Jahren weitere Vorteile und Erleichterungen für Taiwaner:innen eingeräumt: 2018 wurden 31 Maßnahmen verabschiedet, die unter anderem die Rechte und Möglichkeiten von Taiwaner:innen gestärkt haben, gemäß bilateralen Kooperationen in Bildung und Forschung sowie dem Marktzugang und den Investitionsmöglichkeiten von taiwanischen Unternehmen in China auf dem chinesischen Festland zu leben und zu arbeiten. Ein offensichtliches Problem bleibt dennoch bestehen: Politische Teilhabe, Freiheits- oder Grundrechte sind nicht Teil jener Rechte, die Menschen in der Volksrepublik China besitzen. Damit können sie auch nicht Taiwaner:innen gewährt werden. Die genannten Anreize und die engen wirtschaftlichen und kulturellen Beziehungen führen zwar dazu, dass viele Menschen in Taiwan gute Beziehungen mit China haben wollen, aber dies wird strikt getrennt von einer politischen Vereinigung, die sich kaum jemand in Taiwan wünscht – und wenn, dann höchstens als Teil eines demokratischen Chinas und nicht als Teil der Volksrepublik.
 
        Aus diesem Grund zielt der zweite Teil der Doppelstrategie Beijings darauf, durch die Anwendung von politischem, wirtschaftlichem und militärischem Druck sowohl Taiwans formale Unabhängigkeit zu verhindern als auch Taiwan zu einer Vereinigung mit dem Festland zu zwingen. Darunter fallen Aktivitäten und Taktiken, die sich in einer Grauzone zwischen Krieg und Frieden bewegen.
 
        Der politische und wirtschaftliche Druck Chinas zielt zum einen auf Taiwan selbst, zum anderen auf die internationale Gemeinschaft. Da die Regierung der taiwanischen Präsidentin Tsai Ing-wen in der Volksrepublik als unfreundliche Regierung wahrgenommen wird, wurden wirtschaftliche Sanktionen gegen einige landwirtschaftliche Produkte aus Taiwan verhängt, darunter Ananas und bestimmte Fischarten. Die Bedeutung der chinesischen Importbeschränkungen für Taiwans Volkswirtschaft ist insgesamt zwar gering, trifft aber Taiwans Agrarsektor, insbesondere im Süden des Landes. Beijing sucht gezielt taiwanische Agrarprodukte aus, bei denen der chinesische Markt einen hohen Anteil der Exporte ausmacht. Landwirt:innen sind eine wichtige Wählergruppe der in Taiwan regierenden Demokratischen Fortschrittspartei und insofern eine geeignete Zielgruppe für Beijings Versuche, die taiwanische Regierung unter Druck zu setzen.
 
        Zudem ist Taiwan das Hauptziel von chinesischer Propaganda und Desinformationskampagnen. Über klassische Medien, wie Fernsehen, Tageszeitungen und soziale Medien, verbreitet die Führung in Beijing ein positives Bild der Volksrepublik und einer Vereinigung mit Taiwan und diskreditiert im Gegensatz dazu Taiwans Demokratie. Einige sogenannte rote Medien in Taiwan, benannt nach der roten Farbe der KPCh, gehören chinafreundlichen Unternehmern, die vor allem die offiziellen Positionen Beijings wiedergeben. Darüber hinaus werden immer wieder Falschinformationen mit dem Ziel verbreitet, das Vertrauen der taiwanischen Bevölkerung in die eigene Regierung und das demokratische System zu untergraben. Je schlechter Taiwans Demokratie in der Berichterstattung dasteht, desto attraktiver erscheint die Volksrepublik China im Systemwettbewerb – so das Kalkül der chinesischen Führung.
 
        Aufgrund von Taiwans internationalem Status als de facto unabhängiger Staat, der jedoch von den meisten Staaten nicht anerkannt wird, ist das Land nur in wenigen internationalen Organisationen Mitglied, darunter in der Welthandelsorganisation und im Internationalen Olympischen Komitee. Infolge der „Ein-China-Politik“, die als Bedingung für diplomatische Beziehungen mit der Volksrepublik China ebenso wie für deren Beteiligung in internationalen Organisationen die Anerkennung eines ungeteilten Chinas einschließlich Taiwans voraussetzt, muss Taiwan dort einen anderen Namen verwenden. So darf es nur als „Chinesisch Taipeh“ und unter einer eigens gestalteten Flagge an den Olympischen Spielen teilnehmen – beides lässt offen, ob Taiwan zur Volksrepublik gehört oder nicht. Weiterhin bemüht sich Beijing aktiv darum, die verbliebenen 13 Staaten, die Taiwan als souveränen Staat anerkennen,05 davon zu überzeugen, ihre diplomatischen Beziehungen mit Taipeh abzubrechen.
 
        Die Instrumente zur Unterminierung von Taiwans Souveränität und zur Einschüchterung der Bevölkerung umfassen auch eine militärische Dimension, darunter regelmäßige Verletzungen der taiwanischen exklusiven Wirtschaftszone und des taiwanischen Luftüberwachungsraums durch die Volksbefreiungsarmee. Taiwans Hoheitsgewässer, die sogenannte Zwölfmeilenzone, und der Luftraum über Taiwans Landfläche werden dabei zwar nicht verletzt, das regelmäßige Eindringen von chinesischen Kampfflugzeugen und Kriegsschiffen in die von Taiwan überwachten Luft- und Seegebiete markiert dennoch eine militärische Eskalation vonseiten Chinas, die erst seit wenigen Jahren in dieser Form stattfindet. Ein Beispiel dafür ist die regelmäßige Überschreitung der sogenannten Mittellinie durch Chinas Luftwaffe, die US-General Benjamin O. Davis 1955 in Reaktion auf die erste Taiwanstraßenkrise 1954/55 durch die Taiwanstraße zog, um eine sichere Distanz von Kampfflugzeugen zu gewährleisten und so einen Konflikt zwischen beiden Seiten zu vermeiden. Bis 2020 wurde die Linie nur in wenigen Ausnahmefällen von chinesischen Kampfflugzeugen überflogen. Seit September 2020 hat die chinesische Luftwaffe die Regelung jedoch etliche Male verletzt und Beijing die Existenz der Linie bestritten.
 
        Im August 2022 und im April 2023 hielt China zudem großangelegte Militärübungen im Umfeld Taiwans ab, bei denen verschiedene militärische Szenarien, wie eine Blockade der Insel, simuliert wurden. Beide Male standen die Militärübungen im Zusammenhang mit Treffen von Präsidentin Tsai mit den jeweiligen Sprecher:innen des US-Repräsentantenhauses, dem dritthöchsten politischen Amt in den USA nach dem Präsidenten und der Vizepräsidentin. Im August 2022 war Nancy Pelosis Reise nach Taiwan der höchstrangigste Besuch einer US-Delegation seit 25 Jahren. Ende März und Anfang April 2023 besuchte Präsidentin Tsai wiederum die USA, offiziell nur als Privatperson und nicht als Staatsoberhaupt Taiwans. Während dieses Besuches traf sie aber den neuen Sprecher des US-Repräsentantenhauses, Kevin McCarthy. China kritisierte beide Zusammenkünfte scharf und führte die großangelegten Militärübungen durch, um sowohl Taiwan als auch die USA zu warnen und die Fähigkeit der Volksbefreiungsarmee zu stärken, eine potenzielle Blockade oder Invasion der Insel durchzuführen.
 
        TAIWANS SCHUTZMACHT USA
 
        In jedem politischen und militärischen Szenario für Taiwans Zukunft kommt den USA eine entscheidende Rolle zu, da Taiwan auf sich alleingestellt kaum in der Lage sein würde, einem chinesischen Angriff über längere Zeit standzuhalten. Die USA sind die militärische Schutzmacht Taiwans, auch wenn es keine formale Beistandsverpflichtung wie bei der NATO oder den Allianzen der USA mit Japan, Südkorea oder den Philippinen gibt. Die USA und Taiwan hatten zwischen 1954 und 1979 einen Beistandspakt (Sino-American Mutual Defense Treaty), der aber mit dem Abbruch der offiziellen diplomatischen Beziehungen zwischen beiden Seiten 1979 im Zusammenhang mit der offiziellen Anerkennung der VR China durch die USA aufgekündigt wurde. Seitdem bildet seitens der USA der Taiwan Relations Act die wichtigste rechtliche Grundlage der Beziehungen. Das Gesetz wurde 1979 mit großer Mehrheit vom US-Kongress verabschiedet und verpflichtet die USA unter anderem dazu, Waffen zur Selbstverteidigung an Taiwan zu liefern. Es verdeutlicht zudem, dass jede gewaltsame Veränderung von Taiwans Status quo von den USA mit „großer Sorge“ (grave concern) betrachtet werden würde und dass jede Veränderung des Status quo friedlich zu erfolgen habe.06 Die USA verfolgen in Bezug auf einen möglichen Konflikt um Taiwan die Strategie der „strategischen Ambiguität“, das heißt, sie behalten sich die Entscheidung vor, ob und wie sie bei einem chinesischen Angriff auf Taiwan reagieren würden.
 
        Die zunehmend aggressive Haltung Beijings hat allerdings dazu geführt, dass sich die USA deutlicher als früher positionieren. US-Präsident Joe Biden hat seit seinem Amtsantritt 2021 allein vier Mal bekräftigt, dass die USA Taiwan bei einem chinesischen Angriff verteidigen würden. Seine Regierung hat zwar relativiert, dass sich die US-amerikanische Position nicht geändert habe, aber dennoch gehen alle Seiten – nicht nur Taiwan, sondern auch China – davon aus, dass die USA Taiwan im Verteidigungsfall beistehen würden. In Washington ist die Debatte über ein eindeutiges Bekenntnis zu Taiwans Verteidigung indes in vollem Gange. Auf der einen Seite liegt der Vorteil der strategischen Ambiguität in der Möglichkeit für die USA, sich mehrere Optionen offen halten und flexibel reagieren zu können. Gleichzeitig soll die damit verbundene Unsicherheit auch unüberlegte Handlungen Taiwans verhindern, wie zum Beispiel eine einseitige formale Unabhängigkeitserklärung. Diese könnte für China möglicherweise als Kriegsgrund gelten, wodurch die USA in einen direkten militärischen Konflikt mit der Volksrepublik hineingezogen werden könnten. Auf der anderen Seite besteht die Sorge, dass die Ambiguität der USA China nicht mehr ausreichend vor einem Angriff auf Taiwan abschrecken könnte.
 
        Eine militärische Annexion Taiwans durch China hätte für die USA in mehreren Aspekten große Konsequenzen: Erstens würden die USA einen wichtigen Verbündeten und Freund verlieren, zumal es sich bei Taiwan um eine geostrategisch bedeutende Insel handelt. Taiwan wäre für die chinesische Hochseeflotte ein idealer Stützpunkt, um ungehindert im Pazifik zu operieren, die zentralen Schifffahrtsrouten im Ost- und Südchinesischen Meer zu kontrollieren oder Japan zu bedrohen und anzugreifen. Zweitens würde mit der Republik China die einzige Demokratie im chinesischen Kulturraum, die es je gegeben hat, aufhören zu existieren. Der Verlust Taiwans wäre ein herber Rückschlag für Demokratie, Freiheit und Menschenrechte weltweit und ein Symbol für den globalen Vormarsch von Autoritarismus und Repression, den Washington mit Sorge beobachtet. Drittens würden eine Weigerung oder potenzielle militärische Unfähigkeit der USA, Taiwan zu verteidigen, die Glaubwürdigkeit der USA als internationaler Bündnispartner stark beschädigen. Das globale System aus militärischen Allianzen geriete also in Gefahr, wenn die USA nicht in der Lage wären, die Sicherheit eines langjährigen Partners wie Taiwan zu garantieren. Viertens ist Taiwans Wirtschaft, insbesondere seine Halbleiterindustrie, unverzichtbar für die Volkswirtschaften nicht nur der Vereinigten Staaten, sondern auch von Deutschland und anderen hochentwickelten Staaten.
 
        SZENARIEN EINER ANNEXION
 
        Sollten die Grauzonen-Taktik Chinas sowie deren wirtschaftliche Anreize für Taiwan nicht zu einer Vereinigung führen, steht als letztes Mittel eine gewaltsame Annexion im Raum.
 
        Ein erstes Szenario einer solchen Annexion wäre die vollständige Blockade der taiwanischen Hauptinsel durch chinesische Kriegsschiffe und Kampfflugzeuge. China könnte dabei ebenfalls zu Taiwan gehörende kleinere Inselgruppen, wie Kinmen, Matsu oder Penghu, angreifen und besetzen, da diese relativ einfach zu erobern wären. Das Ziel einer Blockade beziehungsweise weiterer militärischer Aktionen unterhalb der Schwelle einer Invasion von Taiwans Hauptinsel wäre es, Taiwan zu Verhandlungen zu zwingen, bei denen die taiwanische Regierung einer „Wiedervereinigung“ zu den Bedingungen der Volksrepublik zustimmen müsste. Dieses Szenario hätte aus Sicht Beijings den Vorteil, dass es militärisch für die Volksbefreiungsarmee durchführbar wäre. Eine Blockade könnte dabei der Beginn einer militärischen Operation gegen Taiwan sein, bei der China Schritt für Schritt die Anwendung militärischer Gewalt steigert, bis Taiwan kapituliert oder aus Sicht der Volksrepublik ausreichend Konzessionen macht, also sich einer Annexion unter für Beijing akzeptablen Bedingungen nicht länger verweigert. Allerdings erscheint es unwahrscheinlich, dass Taiwan nicht versuchen würde, die Blockade durch das eigene Militär zu durchbrechen. In diesem Fall würde es letztlich zu einem Krieg zwischen beiden Seiten kommen. Um Taiwans Militär daran zu hindern, die Volksbefreiungsarmee anzugreifen, müsste China auch Ziele auf Taiwan selbst attackieren. Hinzu kommt, dass auch die USA vermutlich auf eine Blockade reagieren würden. Zum Beispiel könnten sie einen Konvoi aus Schiffen schicken, um die Blockade zu durchbrechen. In dem Fall müsste die chinesische Führung entscheiden, ob sie die US-amerikanischen Schiffe angreifen lässt oder es ihnen erlaubt, Taiwan zu erreichen.
 
        Ein zweites Szenario wäre eine Invasion Taiwans durch die Volksbefreiungsarmee. Diese könnte als letzte Stufe in einer Eskalationsspirale erfolgen, nachdem Taiwan bereits durch politische und wirtschaftliche Sanktionen, Propaganda und eine Blockade geschwächt worden wäre. Bei entschlossenem Widerstand der taiwanischen Streitkräfte und der Bevölkerung wäre es für China schwierig und nur unter hohen Verlusten möglich, die Insel zu erobern. Trotzdem könnte sich Taiwan eines massiven chinesischen Angriffs über mehrere Tage oder Wochen hinaus nur mit Unterstützung durch die USA und gegebenenfalls andere Staaten, wie Japan und Australien, erwehren. Expert:innen sind sich uneinig in der Frage, welche Seite in einem Konflikt den Sieg davontragen würde.07 In jedem Fall wäre es ein Pyrrhussieg, unabhängig davon, wer gewinnen würde – für Taiwan wäre jeder Krieg eine Katastrophe. Selbst im Falle der erfolgreichen Abwehr einer chinesischen Invasion wären vermutlich weite Teile der Insel zerstört und viele Menschen tot oder verwundet. Aber auch für China und die USA wäre eine militärische Eskalation nicht nur kostspielig und mit hohen Verlusten verbunden, letztlich würde ein Krieg zwischen den beiden größten Wirtschafts- und Militärmächten der Welt auch zu einer globalen Wirtschaftskrise führen.
 
        Bei der Frage nach dem möglichen Zeitpunkt für einen Krieg zwischen China und Taiwan gibt es ebenfalls unterschiedliche Einschätzungen. Je nach Projektionen über das Machtgleichgewicht zwischen China auf der einen Seite und Taiwan und den USA auf der anderen wird eine Invasion in den Jahren 2025 bis 2027, in den 2030er oder 2040er Jahren für wahrscheinlicher gehalten.08 Je nachdem, wie sich die Volkswirtschaften und militärischen Fähigkeiten beider Seiten entwickeln, variiert der Zeithorizont. Diejenigen, die Chinas wirtschaftliche Entwicklung eher pessimistisch einschätzen, halten eine Invasion in näherer Zeit für wahrscheinlicher, weil China in zehn oder 15 Jahren vielleicht nicht mehr die militärische Stärke für einen erfolgreichen Angriff hätte. Für einen baldigen Angriff spricht auch, dass Taiwan, die USA und andere Verbündete, wie Japan, unter Umständen nicht ausreichend vorbereitet sind, um einen chinesischen Angriff erfolgreich abzuwehren. Die USA haben erst unter der Trump-Administration ernsthaft damit begonnen, ihre militärischen Ressourcen im asiatisch-pazifischen Raum auszubauen und sich auf einen Konflikt mit China vorzubereiten. Chinas Staats- und Parteiführer Xi Jinping soll die chinesische Volksbefreiungsarmee angewiesen haben, bis 2027 für eine Invasion Taiwans vorbereitet zu sein.09
 
        Ob und wann es zu einem militärischen Konflikt um Taiwan kommt, hängt somit von mehreren Faktoren ab. Dabei wird auch einiges von Xi Jinping persönlich abhängen. Viele gehen davon aus, dass er während seiner Amtszeit, die eventuell mit seiner Lebenszeit zusammenfällt, Chinas imperiale Ambition einer Annexion Taiwans verwirklichen will. Sein Leitbild der „großen Auferstehung der chinesischen Nation“ und der Verwirklichung des „chinesischen Traums“ soll bis 2049 realisiert werden und wäre ohne eine Annexion Taiwans unvollständig.10 Insgesamt bleibt aber unsicher, ob eine Invasion überhaupt droht und falls ja, zu welchem Zeitpunkt. Sicher ist nur, dass Taiwan, die USA und die EU sich auf einen solchen Konflikt vorbereiten müssen – mit dem Ziel, diesen durch eine Bündelung der politischen, wirtschaftlichen und militärischen Abschreckungskapazitäten zu verhindern.
 
        STRATEGIEN GEGEN EINEN CHINESISCHEN ANGRIFF
 
        Taiwan, dessen Nachbarstaaten und die USA reagieren auf Chinas zunehmend aggressives Verhalten nicht nur mit neuen Strategien, sondern auch mit einer Erhöhung ihrer Verteidigungsausgaben. Taiwan hat seit Amtsantritt von Präsidentin Tsai 2016 seinen Verteidigungsetat deutlich gesteigert, auf über 20 Milliarden US-Dollar für 2023. Zur Steigerung der Verteidigungsausgaben tragen verschiedene Sonderausgaben bei, wie der Kauf von F-16-Kampfflugzeugen von den USA und die gesteigerte Produktion von Raketen. Das geschätzte Verteidigungsbudget der Volksrepublik beträgt dagegen aber mindestens das Fünfzehnfache. Taiwan hat außerdem die bestehende Wehrpflicht von vier Monaten auf ein Jahr erhöht und die Reservestreitkräfte- und Territorialverteidigung gestärkt. Die verlängerte Wehrpflicht wird im Januar 2024 eingeführt.
 
        Taiwans Militär verfolgt dabei die sogenannte Stachelschweinstrategie, die eine Invasion durch China so schwer und kostspielig wie möglich machen soll. Mobile Defensivwaffen, wie Raketen, Drohnen und Minen, Befestigungsanlagen und eine umfassende Mobilisierung der taiwanischen Bevölkerung für einen Abwehrkampf, sind die Grundpfeiler dieser Strategie. Mobile Panzer- und Flugabwehrraketen, wie die US-amerikanischen Javelin und Stinger, gehören dabei zu den essenziellen Waffensystemen. Darüber hinaus modernisiert und erweitert Taiwan seine „großen“ Waffensysteme, wie Kriegsschiffe, U-Boote, Panzer und Kampfflugzeuge, die im Kauf allerdings sehr teuer sind. Diese eher traditionellen Kampfmittel sind erforderlich, um auf chinesische Grauzonentaktiken, wie das Eindringen chinesischer Kampfflugzeuge und Kriegsschiffe in Taiwans Luftüberwachungsraum und Gewässer, reagieren zu können. Dennoch käme dem im Falle einer chinesischen Invasion nur begrenzter Nutzen zu. Viele Flugzeuge und Schiffe würden vermutlich innerhalb kurzer Zeit durch massive chinesische Raketenangriffe und Bombardements zerstört werden.
 
        Letztlich hängt die „richtige“ Strategie von der Einschätzung der Bedrohung ab. Steht eine Invasion bevor oder wird China eher seine Grauzonentaktiken fortsetzen? Wann wäre mit einer Invasion zu rechnen oder bleibt ein solches Szenario unwahrscheinlich? Vor allem die USA drängen Taiwan dazu, stärker auf die Stachelschweinstrategie zu setzen und sich besser auf das Szenario einer Invasion vorzubereiten, während Taiwans Verteidigungsministerium weiterhin den großen und kostspieligen Waffensystemen eine maßgebliche Rolle in der militärischen Strategie und Planung zugesteht, gleichberechtigt neben der Stachelschweinstrategie.
 
        Die USA haben ebenfalls damit begonnen, ihre militärische Präsenz im pazifischen Raum zu verstärken. Die chinesische Strategie würde im Kriegsfall darauf zielen, die US-Streitkräfte an einer Unterstützung Taiwans zu hindern. Dies impliziert nicht nur einen erschwerten Zugang nach Taiwan, sondern auch zum Luftraum und den Gewässern im Westpazifik. Die Strategie, dem Gegner den Zugang und die Bewegung in einem Operationsgebiet zu verwehren oder deutlich zu erschweren, wird auch als „Anti-Access/Area-Denial“-Strategie (A2/AD) bezeichnet. Da der Großteil der US-Streitkräfte im Pazifik auf einige wenige Militärbasen in Japan, Südkorea und auf der Insel Guam konzentriert ist, spielen Flugzeugträger eine wichtige Rolle in den Konfliktszenarien. Die chinesische Strategie bestünde folglich in massiven Raketenangriffen auf Militärbasen, Flugzeugträger und andere Kriegs- und Versorgungsschiffe, die im Westpazifik operieren beziehungsweise sich Taiwan nähern, um eine A2/AD-Strategie zu realisieren.
 
        Die USA wiederum haben damit begonnen, die Verwundbarkeit ihrer Streitkräfte für chinesische Angriffe zu reduzieren. Eine möglichst dezentrale Streuung ihrer Streitkräfte auf viele Standorte und eine hohe Mobilität selbiger sind die Eckpfeiler dieser angepassten Strategie der „verteilten Tödlichkeit“ (distributed lethality).
 
        Darüber hinaus kommt den US-Alliierten eine bedeutende Rolle zu, vor allem Japan, Australien und den Philippinen. Japan verfügt – auf einem ähnlichen Niveau wie Südkorea – nach den USA und China über die stärksten Streitkräfte in der Region und hat ein großes Interesse an der Bewahrung von Stabilität und Frieden in der Taiwanstraße. Alle Nachbarstaaten Chinas und Taiwans teilen die Sorge um eine Eskalation des Taiwankonflikts und wünschen sich eine Bewahrung von Frieden und regionaler Stabilität. Die meisten Staaten sind dabei entweder Alliierte der USA oder stehen den USA nahe, da sie eine chinesische Hegemonie in Ostasien fürchten. Die USA bilden dazu ein Gegengewicht und werden häufig als Garant für Sicherheit und Stabilität gesehen. Gleichzeitig ist China für die meisten Staaten in der Region ein wichtigerer Handelspartner als die USA, sodass sich die Staaten vor allem eine Bewahrung des Status quo wünschen: Die USA garantieren ihre Sicherheit, aber gleichzeitig können sie weiter mit der Volksrepublik Handel treiben.
 
        DEUTSCHLAND UND DIE EU
 
        Deutschland und die Europäische Union sollten aufgrund der gravierenden Konsequenzen eines Krieges in der Taiwanstraße versuchen, diesen zu verhindern, sich aber gleichzeitig darauf vorbereiten. Zur Prävention gehört in erster Linie ein Beitrag dazu, den Preis eines Krieges für China hochzutreiben. Die EU kann durch Androhung von wirtschaftlichen und politischen Sanktionen das chinesische Kalkül beeinflussen und zur Abschreckung Chinas beitragen.
 
        Schließlich sollte die EU Taiwan stärker unterstützen, um den Staat widerstandsfähiger gegen chinesische Drohgebärden oder im Extremfall eine Invasion zu machen. Dabei muss die EU nicht unbedingt direkte militärische Hilfe, wie zum Beispiel Waffenlieferungen, leisten. Die Förderung von bilateralem Handel und Investitionen, Austausch im Bereich Bildung und Forschung und politische Unterstützung durch Treffen hochrangiger Politiker:innen stärken die Position Taiwans bereits. Nur ein prosperierendes Taiwan ist in der Lage, die erforderlichen finanziellen Ressourcen für die eigene Verteidigungsfähigkeit aufzuwenden und im Systemwettbewerb mit der Volksrepublik China zu bestehen. Je sichtbarer Taiwan in Europa und der Welt wird und je mehr Unterstützung es auf verschiedenen Ebenen erhält, desto kostspieliger und schwieriger wird die Anwendung militärischer Gewalt für China.
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        ZIEMLICH BESTE RIVALEN?
 
        Sino-russische Beziehungen nach dem Angriff auf die Ukraine
 
        Nele Noesselt
 
        Als der russische Präsident Wladimir Putin am 4. Februar 2022 anlässlich der Olympischen Winterspiele Beijing besuchte, unterzeichneten er und der chinesische Staats- und Parteichef Xi Jinping ein Dokument zur umfassenden Vertiefung der Kooperation, in dem auch die „grenzenlose Freundschaft“ zwischen ihren beiden Ländern bekundet wurde.01 2021 war der erstmals 2001 unterzeichnete Vertrag über gute Nachbarschaft und freundschaftliche Zusammenarbeit02 im Rahmen eines Telefonats zwischen den beiden Staatspräsidenten bekräftigt und um neue Themenfelder erweitert worden.03 Die Formel der „grenzenlosen“ Partnerschaft befeuerte allerdings weltweit Spekulationen über die finale Zementierung einer neuen autokratischen sino-russischen Opposition zur bestehenden regelbasierten liberalen Weltordnung. Allerdings blieben die meisten Punkte der Kooperationserklärung äußert vage, weshalb internationale Analysten von einer „undeclared alliance“ sprechen.04 Diese signalisiert die wechselseitige symbolische Unterstützung, ohne jedoch konkrete Verpflichtungen für einen gegebenenfalls militärischen Bündnisfall zu formulieren.
 
        Dass Beijing diese Freundschaft nicht als Nibelungentreue auslegt, verdeutlicht das Abstimmungsverhalten Chinas im Rahmen der Vereinten Nationen. Die Volksrepublik hat den russischen Angriffskrieg in der Ukraine seit dem 24. Februar 2022 nicht offiziell verurteilt und sich bei entsprechenden UN-Abstimmungen enthalten – wie bereits 2014 angesichts der russischen Annexion der Krim-Halbinsel: Als im März 2014 eine Resolution zur territorialen Unversehrtheit der Ukraine in der UN-Generalversammlung angenommen wurde – mit 100 Stimmen dafür, elf Gegenstimmen und 58 Enthaltungen –,05 wählte China den symbolischen Mittelweg der Stimmenthaltung. Auch auf der elften Sondersitzung der UN-Generalversammlung 2022 enthielt sich die Volksrepublik bei der Abstimmung über die Resolution zu den humanitären Folgen des Angriffs auf die Ukraine.06 Es gab nur fünf Gegenstimmen – von Belarus, Eritrea, Nordkorea, Syrien und Russland selbst. Zuvor hatte es bereits eine Initiative der USA und Albaniens im UN-Sicherheitsrat gegeben, mit einer Resolution ein umgehendes Ende des Militäreinsatzes zu verlangen und die Anerkennung von Donezk und Luhansk als eigenständige Volksrepubliken durch Russland rückgängig zu machen. Russland verhinderte die Resolution mit seinem Veto – China, Indien und die Vereinigten Arabischen Emirate enthielten sich. Der Vertreter Chinas bei der UN betonte die komplexen historischen Wurzeln des Konflikts und sprach sich für die Notwendigkeit einer auf Dialog und Konsultation beruhenden Beilegung der Streitigkeiten aus. Zudem formulierte er, dass die Ukraine eine wichtige Brücke zwischen Ost und West darstelle und nicht zum Außenposten anderer Großmächte werden sollte.07
 
        Das Abstimmungsverhalten Chinas – symbolische Stimmenthaltung mit dem Anspruch, sich als „neutraler“ Akteur auszuweisen – bleibt dem grundlegenden Muster der zurückliegenden Dekaden treu: Als ständiges Mitglied des UN-Sicherheitsrates verfügt Beijing über ein permanentes Vetorecht, nutzt dieses in der Regel jedoch nicht. Die von China eingebrachten Vetos seit 2011 betrafen mehrheitlich Resolutionen zu Syrien. Die USA und Russland, ebenso wie Frankreich und Großbritannien, machten weitaus häufiger von ihrem Vetorecht Gebrauch.08
 
        Die VR China schreckt offensichtlich vor symbolischen Handlungen zurück, die auf einen Schulterschluss zwischen Beijing und Moskau schließen lassen könnten. Allerdings hat die chinesische Berichterstattung die Terminologie Russlands übernommen und vermeidet in der Regel den Begriff „Krieg“ zur Lage in der Ukraine. Parallelen und Gemeinsamkeiten in der offiziösen Interpretation durch die chinesischen und russischen Staatsmedien finden sich zudem in der Identifikation der NATO-Osterweiterung und den von beiden Staaten perzipierten Hegemoniebestrebungen der USA als Ursache des Konfliktes.09
 
        2023: „FELSENFESTE“ BEZIEHUNGEN?
 
        Im Februar 2023 hatte der damals noch amtierende chinesische Außenminister Wang Yi bei seinem Besuch in Russland die Beziehungen mit der chinesischen Formel „stabil wie der Berg Tai“ als unerschütterlich und robust bezeichnet.10 Im März 2023 begab sich Xi Jinping, gerade für eine dritte Amtszeit als Staatspräsident durch den Nationalen Volkskongress bestätigt, auf eine Staatsvisite nach Moskau, wo er mit Wladimir Putin zusammentraf.11 Dieser wird im Zuge des Krieges in der Ukraine durch den Westen nicht nur sanktioniert, sondern gilt seit der Verhängung des Haftbefehls durch den Internationalen Strafgerichtshof am 17. März 2023 zusätzlich als symbolisch isoliert und geächtet.12 Xis Besuch steht dem internationalen Druck auf Beijing entgegen, sich der Verurteilung Russlands anzuschließen und seine Sonderbeziehungen mit Moskau einzustellen, um auf eine Beendigung des Krieges hinzuwirken.
 
        Zugleich befinden sich die USA und ihre Verbündeten in Opposition zu Beijings maritimen Machtansprüchen und haben ihre militärischen Abschreckungspotenziale im Indopazifik sukzessive verstärkt.13 Aus Sicht Beijings ist durch den Erlass neuer US-Bundesgesetze zu Taiwan14 und der daran anknüpfenden hochrangigen Reisediplomatie zwischen US-Delegationen und der autonomieorientierten Präsidentin Taiwans, Tsai Ing-wen, der Status quo ausgehebelt worden. Die Eskalationsspirale im Indopazifik dreht sich weiter; die USA haben ihre regionale Sicherheitsarchitektur ausgebaut und Bündnisstrukturen wie den quadrilateralen Sicherheitsdialog, auch bekannt unter der Kurzform Quad, mit Australien, Indien und Japan reaktiviert. Beijing fühlt sich zunehmend durch ein proamerikanisches Sicherheitsbündnis umzingelt, das selbst urkommunistische Akteure wie Vietnam einbezieht. Somit ist es wenig erstaunlich, dass sich die VR China nicht an den Forderungskatalogen der USA und ihrer Bündnispartner orientiert, sondern die Kooperation mit Russland daraufhin prüft, inwiefern diese den eigenen nationalen Wirtschafts- und Sicherheitsinteressen dienen kann. So wurden zum Beispiel bei Xis Staatsbesuch in Russland im März 2023 Abkommen unterzeichnet, die einen Ausbau der russischen Gas- und Öllieferungen nach China im Tausch gegen Technologielieferungen vorsehen.
 
        China hat mehrfach Vorschläge für eine Beendigung des Krieges formuliert, detailliert ausgeführt in Xis Zwölf-Punkte-Plan im Februar 2023,15 mit denen der russische Präsident, wie er bei einem bilateralen Treffen betonte, grundsätzlich einverstanden war.16 Gerade dies sorgt allerdings für Kritik seitens internationaler Analysten, die China nicht als unabhängigen Mediator, sondern als Verbündeten und Fürsprecher russischer Interessen einstufen. Dies gilt insbesondere vor dem Hintergrund der noch vor Beginn des russischen Angriffs auf die Ukraine weit verbreiteten Szenarien einer möglichen Synchronisation der russischen und chinesischen Außenpolitik gegenüber der Ukraine und Taiwan. Zwar ist kein zeitgleicher Angriff erfolgt, doch befürchtet die westliche Bündnispolitik weiterhin eine militärische Wiedereingliederung Taiwans durch die Volksrepublik. Im April 2023 verurteilten die Außenministerinnen und Außenminister der G7-Staaten bei ihrem Treffen in Japan den russischen Angriffskrieg und warnten nicht nur Moskau, sondern parallel auch Beijing.17 Kurz davor hatte die deutsche Außenministerin Annalena Baerbock bei ihrem Staatsbesuch in Beijing eine entsprechende Warnung sehr direkt ausgesprochen und betont, dass Europa eine gewaltsame Veränderung des Status quo nicht akzeptieren werde. Zugleich forderte sie, dass Beijing Russland nicht mit Waffen für seinen Krieg in der Ukraine beliefern sollte.18 Der chinesische Außenminister verwahrte sich gegen entsprechende Belehrungen und Zurechtweisungen aus dem Westen. Vor dem Hintergrund dieser diplomatischen Verstimmungen erschien die unmittelbar darauf durchgeführte – bereits länger geplante – Russlandreise des im März 2023 neuernannten chinesischen Verteidigungsministers Li Shangfu fast schon wie eine symbolische Retourkutsche. Li traf in Moskau nicht nur mit dem russischen Verteidigungsminister, sondern auch direkt mit Putin zusammen.19
 
        EGOZENTRISCHE ZWECKGEMEINSCHAFT?
 
        Trotz der medial zur Schau gestellten Kooperation entsprechen die gegenwärtigen sino-russischen Beziehungen eher einer Zweckgemeinschaft als einer Neuauflage der sozialistischen Brüderschaft. So finden sich zwar auf der einen Seite überlappende Interessen und weltpolitische Zielsetzungen: In ihrer außenpolitischen Rhetorik haben China und Russland seit dem Zerfall des sowjetischen Blocks formuliert, auf eine multipolare Weltordnung hinarbeiten zu wollen. Beide Staaten üben deutliche Kritik an der Osterweiterung der Nato sowie an den reaktivierten und erweiterten Sicherheitsallianzen der USA, nicht zuletzt jenen im Indopazifik.
 
        Auf der anderen Seite hat Beijing in den vergangenen Jahren seine ganz eigene Vision einer „neuen“ Weltordnung formuliert: Neben der Belt and Road Initiative hat Xi Jinping mit den Konzepten der 2021 initiierten Globalen Entwicklungsinitiative20 und der 2022 auf dem Boao Forum umrissenen Globalen Sicherheitsinitiative21 den chinesischen Anspruch unterstrichen, alternative Ordnungskonzeptionen global verankern zu wollen. Die Globale Sicherheitsinitiative betonte das Prinzip der „unteilbaren Sicherheit“ – ein Konzept, das auch von Russland bestätigt wird: Im Februar 2022 forderte der russische Außenminister Sergej Lawrow die USA und ihre Verbündeten auf, das OSZE-Abkommen von 1999 zu respektieren, dass kein Staat „seine Sicherheit auf Kosten anderer Staaten vergrößern dürfe“.22 In einem Telefongespräch mit dem ukrainischen Außenminister Dmytro Kuleba am 1. März 2022 hatte Chinas Außenminister Wang Yi ebenfalls Chinas Engagement für dieses Prinzip betont.23
 
        Xi hatte bis in den Herbst 2022 eine „Null-Covid-Strategie“ mit umfassenden Quarantäneauflagen und drakonischen Lockdowns verfolgt und im Zuge dessen auch seine eigenen Reiseaktivitäten eingestellt. Das Gipfeltreffen der Shanghaier Organisation für Zusammenarbeit, das im September 2022 in Usbekistan stattfand, bot den Rahmen für das erste persönliche Zusammentreffen zwischen Xi und Putin seit Beginn des Krieges in der Ukraine. Der Empfang, der den beiden Staatspräsidenten bei ihrer jeweiligen Ankunft am Flughafen in Samarkand zuteilwurde, sprach allerdings Bände. So wurde für Xi eine prachtvoll geschmückte Empfangspromenade auf dem Flugfeld aufgebaut, die durch eine speziell hierfür errichtete Pagode führte. Umrahmt wurde die Begrüßung durch Musik und Tanzgruppen, der usbekische Präsident war höchstpersönlich zugegen.24 Ganz anders, vergleichsweise sang- und klanglos, erfolgte die Landung des russischen Präsidenten, dem keine entsprechenden Ehren entgegengebracht wurden.25 Dies verdeutlichte die Skepsis und Ängste der zentralasiatischen Staaten vor möglichen wiedererstarkenden Kontrollansprüchen Moskaus. Am Rande des Gipfeltreffens äußerten sich Putin und Xi zur Situation in der Ukraine. Der russische Präsident lobte Chinas ausgeglichene Positionierung und kritisierte Tendenzen der Zementierung einer unipolaren Weltordnung durch die USA. In dem Zusammenhang wies er die Weigerung Washingtons, mit Russland über eine neue Friedens- und Sicherheitsordnung in Europa jenseits der Nato zu verhandeln, als Auslöser der militärischen Eskalation aus. Darüber hinaus formulierte er proaktiv, dass Moskau am Ein-China-Prinzip festhalte, und er verurteilte die Positionierung der USA in der Taiwanstraße als provokativen Akt. Ein entsprechendes Statement der Unterstützung der russischen Ukraine-Position durch Beijing blieb hingegen aus.
 
        Zudem vermeidet Beijing eine formale Verletzung der internationalen Sanktionen gegen Russland und betont immer wieder, dass es keine Waffen an Russland liefern werde. Gleichzeitig unterstreicht die chinesische Seite die Notwendigkeit, eine dialogbasierte Beilegung des Konflikts zu erwirken, und hält damit an ihrem Mantra einer friedensorientierten Außen- und Weltpolitik fest.26
 
        BRÖCKELNDE FASSADE?
 
        Die offizielle Berichterstattung in China und Russland lässt jedoch substanzielle Grenzen der „grenzenlosen“ Partnerschaft erahnen. Das Telefongespräch zwischen Putin und Xi am 15. Juni 2022 wurde gemeinhin als ein Akt der Bestätigung der symbolischen Unterstützung Beijings für Russland interpretiert. Ein genauerer Blick zeigt jedoch, dass sich die Regierung in Beijing der Risiken bewusst ist, als (militär)strategischer Partner und enger Verbündeter Moskaus wahrgenommen zu werden. Daher unterstreichen die Medien das chinesische Selbstbild, als Förderer und Verteidiger des globalen Friedens und der Stabilität der Weltwirtschaft zu fungieren. Während die chinesische Seite das Verständnis für Russlands Sicherheits- und Souveränitätsbelange bekräftigt, drängt sie dennoch auf eine verantwortungsvolle, dialogbasierte Lösung des Konflikts zwischen Russland und der Ukraine.27 Die von Beijing artikulierten Rollenansprüche bestehen auf den Grundsätzen des Friedens, der Entwicklung und der Zusammenarbeit. Dazu gehört auch ein starkes Engagement für Diplomatie und Konfliktprävention.
 
        Die russische Berichterstattung über das Telefonat vermeldete hingegen Beijings allumfassende Anerkennung „der Legitimität der Maßnahmen Russlands zum Schutz seiner grundlegenden nationalen Interessen angesichts der Herausforderungen für seine Sicherheit, die durch externe Kräfte geschaffen wurden“ und kündigte eine Stärkung der zukünftigen bilateralen Zusammenarbeit an.28
 
        Offensichtlich besteht ein deutlicher Widerspruch zwischen den beiden offiziellen Zusammenfassungen des Telefonats. Die chinesische Seite sucht nach einer neutralen Position zwischen Russland und der Ukraine. In einem Telefongespräch mit dem ukrainischen Außenminister Kuleba am 4. April 2022 erklärte Wang Yi, dass die Volksrepublik davon absehen würde, Russland mit Waffen zu unterstützen.29 Darüber hinaus haben chinesische staatseigene Bankinstitute Berichten zufolge die gegen Russland verhängten Sanktionen weitgehend eingehalten. Es gibt eine spürbare Besorgnis unter chinesischen Analysten, dass China allzu leicht als russischer Verbündeter eingestuft und daher analog mit Wirtschafts- und Finanzsanktionen überzogen werden könnte – eine Eskalation in der Taiwanstraße wäre für die Verhängung solcher Sanktionen keine zwingende Voraussetzung.
 
        CHINA ALS MEDIATOR UND SCHLICHTER?
 
        Dass sich China in Konfliktkonstellationen als Mediator positioniert, hat vielerorts erneut Spekulationen über eine offene Infragestellung der ordnungspolitischen Führungsrolle der USA evoziert. Chinas Position angesichts des Krieges in der Ukraine wird von Kritikern daher als „pro-russische Neutralität“ klassifiziert, was zugleich suggeriert, dass jede von China (mit)herbeigeführte Konfliktregulierung auf ein Respektieren der Interessen Putins hinauslaufen würde. Für China hingegen steht die Mediationsrolle für einen weiteren Schritt auf dem Weg zu einer unabhängigen Außenpolitik und für die Positionierung als globale Großmacht mit weltweitem Ordnungsanspruch.
 
        Schon 2017 hatte die Volksrepublik unter Xi Jinping Vorstöße unternommen, die USA in ihrer globalen Rolle als Mediator zu beerben. Die von China orchestrierten Verhandlungen zwischen Israel und Palästina im Geiste von Camp David liefen jedoch ins Leere.30 Ganz anders im März 2023, als es vermittelt durch China zu ersten symbolischen Schritten der Aussöhnung zwischen Saudi-Arabien und Iran kam. Angefeuert von diesem diplomatischen Erfolg vermeldete der chinesische Außenminister kurz darauf, im April 2023, das Anliegen, in den jüngsten Spannungen zwischen Israel und Palästina schlichtend eingreifen zu wollen.31
 
        Am 26. April 2023, im Nachgang seines Staatsbesuches in Moskau, führte Xi sein erstes offizielles Telefonat mit dem ukrainischen Präsidenten. Dieser pries das Gespräch auf seinem Twitter-Account als „long and meaningful“.32 Die chinesische Seite kündigte zudem die Entsendung eines Mediators, Li Hui, an. Wenige Tage zuvor hatten Äußerungen des chinesischen Botschafters in Frankreich, Lu Shaye, für einen diplomatischen Eklat gesorgt, da sie dahingehend interpretiert worden waren, dass China die Souveränität der Ukraine ebenso wie jene der baltischen Staaten hinterfrage.33 Xis Telefonat muss jedoch nicht zwingend eine Reaktion hierauf gewesen sein. Denn im Hintergrund stehen seine Zusagen gegenüber der EU-Kommissionspräsidentin Ursula von der Leyen und dem französischen Präsidenten Emmanuel Macron, denen er bei ihrer Visite in Beijing kurz zuvor signalisiert hatte, dass sich die Volksrepublik vermittelnd in den Konflikt einschalten werde.34 Die von den USA und ihren transatlantischen Partnern an Xi herangetragene Forderung, die chinesischen Sonderbeziehungen mit Moskau und die wirtschaftliche Abhängigkeit Russlands von Handels- und Finanzierungszusagen aus China zu nutzen, um eine Einstellung des Krieges und einen Rückzug Russlands zu erzwingen, wurde und wird jedoch entschieden zurückgewiesen. Teil des chinesischen Selbstverständnisses als globale Großmacht ist es, Weltfriedenspolitik nach eigenen Vorstellungen und Idealen zu gestalten und China als eigenständigen und unabhängigen Akteur im Weltgeschehen zu positionieren. In der Literatur zu nationalen Rollenkonzeptionen wird dies exemplarisch mit der Kategorie eines „aktiven unabhängigen“ Akteurs abgebildet.35 Nachdem China in der post-maoistischen Ära zunächst vorsichtige, beobachtende Schritte auf dem internationalen Parkett gewagt hatte,36 zeichnet sich seit dem Zugewinn an ökonomischer Macht ein selbstbewussteres Auftreten ab – insbesondere in Zeiten, in denen die kapitalistisch geprägten Wirtschaftssysteme des Westens zunehmend in Erschütterung geraten.
 
        STRATEGISCHE NON-RIVALITÄT
 
        Im sino-russischen Verhältnis zeigen sich über ein Jahr nach dem Bekenntnis zu einer „grenzenlosen Freundschaft“ deutlich mehr Differenzen und Nuancierungen als es die Formel vermuten lässt. Moskau sieht Beijing nicht nur als Partner, sondern auch als Rivalen und Konkurrenten in Zentralasien. Beide haben in den zurückliegenden Jahren die Absicht bekundet, ihre Infrastruktur- und Integrationsprojekte wie die Belt and Road Initiative und die von Russland angestrebte Eurasische Wirtschaftsunion zu verbinden.37 Tatsächlich aber beobachtet Moskau die wachsende Präsenz Chinas in Zentralasien mit immer größerer Besorgnis. Auch in Afrika und Lateinamerika konkurrieren die beiden Akteure indirekt um den Ausbau ihrer jeweiligen Machtbasen.
 
        Dennoch stellen Moskau und Beijing ihre Rivalitäten immer dann zurück, wenn sich die Abgrenzungen und Kritikäußerungen des Westens mehren. Nahezu perfekt inszeniert erscheint die Abschiedsszene bei Xis Visite in Moskau. Internationalen Medienberichten zufolge soll Xi sich mit den Worten verabschiedet haben: „Right now there are changes – the likes of which we haven’t seen for 100 years – and we are the ones driving these changes together.“38 Der russische Präsident soll dem zugestimmt haben. Diese inszenierte Fensterrede sendet eine deutliche Botschaft: Nur wenn Moskau und Beijing in eine Neuaushandlung der regionalen und globalen Sicherheitsarchitektur eingebunden werden, können bestehende und zukünftige Konflikte gelöst werden. Allerdings unterscheiden sich die russischen und chinesischen Konzepte der Sicherheits- und Friedenspolitik maßgeblich – wie das Beispiel Ukraine zeigt.
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        „SO ENG WIE LIPPEN UND ZÄHNE“?
 
        Chinas Beziehungen zu Nordkorea
 
        Eric J. Ballbach
 
        Die koreanische Halbinsel ist immer wieder eine Quelle von Spannungen und Instabilität – insbesondere Nordkoreas Atomwaffenprogramm und sein aggressives außen- und sicherheitspolitisches Verhalten stellen eine Bedrohung nicht nur für die regionale Sicherheit dar. China, als Nordkoreas engster Verbündeter und wichtigster Handelspartner, spielt in dieser Dynamik eine entscheidende Rolle. Doch sind Chinas Beziehungen zu Nordkorea komplex und vielschichtig. Geprägt von historischen, ideologischen und strategischen Faktoren sind den bilateralen Beziehungen auch Grenzen gesetzt, die sich nicht zuletzt aus einer bestimmten Priorisierung von Beijings Interessen im Hinblick auf Nordkorea ergeben. So spricht sich China zwar konsequent gegen die Entwicklung des nordkoreanischen Atomprogramms aus, schätzt jedoch die Vermeidung von Chaos und Instabilität als noch wichtiger ein. Vor diesem Hintergrund erklärt sich die Haltung Beijings, dass ein zu starker Druck auf Pjöngjang letztlich nicht nur Chinas Einfluss auf Nordkorea einschränken würde, sondern sich auch als destabilisierend erweisen könnte. Die internationale Gemeinschaft sollte sich daher nicht zu sehr darauf verlassen, dass das nordkoreanische Nuklearproblem durch chinesischen Druck gelöst werden kann – zumal der strategische Wert Nordkoreas für Beijing im Zuge des sich zuspitzenden Konflikts zwischen China und den USA sowie des russischen Krieges gegen die Ukraine wieder zugenommen hat.
 
        HISTORISCHE ENTWICKLUNG
 
        Die Geschichte der Beziehungen zwischen China und der koreanischen Halbinsel umfasst den Aufstieg und Fall von Dynastien, Kaiserreichen und modernen Staaten. Der Beginn der modernen Beziehungen lässt sich auf die Gründung der Demokratischen Volksrepublik Korea (DVRK) 1948 und der Volksrepublik China (VRC) 1949 datieren. Unmittelbar nach der Gründung der VRC nahmen beide Länder am 6. Oktober 1949 diplomatische Beziehungen zueinander auf. Viele der Instrumente, die Kim Il Sung in Korea und Mao Zedong in China in den ersten Jahren ihrer Herrschaft einsetzten, bauten auf den Erfahrungen des jeweils anderen auf: Landreformen, der Aufbau eines Personenkults, zentrale Wirtschaftsplanung und die gemeinsame ideologische wie militärische Erfahrung des Kampfes gegen den „US-Imperialismus“. Chinas Eingreifen in den Koreakrieg (1950–1953) bewahrte Kims Regime vor einer drohenden Niederlage und prägte fortan die „besonderen Beziehungen“ beider Länder.
 
        Dennoch waren jene Beziehungen oft turbulent und wurden in den frühen Jahren etwa durch die gezielte Ausschaltung opponierender Faktionen wie etwa der China nahestehenden Yanan-Gruppe belastet. In diesem Prozess wurden nicht nur potenzielle politische Rivalen mit engen Beziehungen nach China sowie zur Sowjetunion ausgeschaltet, sondern auch deren kultureller Einfluss zurückgedrängt. Dies geschah etwa durch das Verbot chinesischer Schriftzeichen in nordkoreanischen Zeitungen oder ein Sprachbereinigungsprogramm, im Zuge dessen chinesische Lehnwörter durch originär koreanische Begriffe ersetzt werden sollten. Zusätzlich tilgte Nordkorea im Zuge des Aufbaus eines monolithischen Führungssystems den Beitrag Chinas im Koreakrieg aus der nordkoreanischen Geschichtsschreibung. Mit der Chuch’e-Ideologie wurde sukzessive eine Staatsideologie etabliert, die die politische, wirtschaftliche und militärische Eigenständigkeit Nordkoreas betonte und insbesondere Lakaientum (sadae) gegenüber Großmächten strikt zurückwies.
 
        Außenpolitisch manipulierte Kim Il Sung die zunehmende Spaltung zwischen der Sowjetunion und China sowohl als Vehikel für die Ausweitung der eigenen taktischen und strategischen Position als auch für die Sicherstellung von Hilfe. 1961 schloss Nordkorea zuerst mit der Sowjetunion den Vertrag über Freundschaft, Kooperation und gegenseitige Unterstützung ab und wenige Tage später mit China den Vertrag über Freundschaft, Zusammenarbeit und gegenseitigen Beistand. Beide Abkommen sahen explizit auch die wechselseitige militärische Unterstützung im Falle eines bewaffneten Angriffs vor.
 
        Dennoch wurden die sino-nordkoreanischen Beziehungen weiterhin von internen und externen Entwicklungen belastet, etwa von der plötzlichen Annäherung Beijings an Washington nach der Chinareise von US-Präsident Richard Nixon 1972, der Reform- und Öffnungspolitik der chinesischen Führung unter Deng Xiaoping ab Dezember 1978, Chinas faktischer Akzeptanz des Status quo einer geteilten Halbinsel durch die Annäherung an Seoul sowie der strikten Ablehnung einer militärisch erwirkten Wiedervereinigung der Halbinsel durch den Norden. Ferner kritisierte Beijing die geplante erbliche Machtübergabe von Kim Il Sung an Kim Jong Il als „Überbleibsel des Feudalismus“.01
 
        Nach dem Ende des Kalten Krieges gipfelten die Spannungen zwischen beiden Staaten in dem, was Nordkorea als den „größten Verrat Chinas“ betrachtete:02 die Aufnahme diplomatischer Beziehungen zu Südkorea 1992. Mit der Entscheidung, den Handel mit dem Norden von konzessionellen Vereinbarungen und Tauschgeschäften auf einen Marktansatz umzustellen, wurde schließlich „das letzte Band der ‚brüderlichen‘ politischen Grundlage der chinesisch-nordkoreanischen Beziehungen durchschnitten“, und die „strategischen, wirtschaftlichen und politischen Grundlagen der ‚besonderen Beziehung‘ zwischen China und Nordkorea“ brachen zusammen.03 Während der chinesische Handel mit Südkorea rapide expandierte, nahm die Bedeutung der wirtschaftlichen Beziehungen zu Nordkorea immer weiter ab. Wenngleich die historischen und ideologischen Bande, die China und Nordkorea einten, an relativer Bedeutung einbüßten, verschwanden sie doch nie vollständig.
 
        Der Verlust der sowjetischen Unterstützung und die kumulierten Auswirkungen der verfehlten Wirtschaftspolitik führten Mitte der 1990er Jahre in Nordkorea zu einer tiefgreifenden Wirtschaftskrise und einer Hungersnot. Um einen ökonomischen und politischen Kollaps Nordkoreas zu verhindern, stimmte China großzügigeren Bedingungen für seine Nahrungsmittel- und Treibstoffexporte nach Nordkorea zu. Auch wenn der bilaterale Handel insgesamt eingebrochen war, wuchs die Abhängigkeit Nordkoreas von China damit sukzessive an. Hierzu trugen letztlich auch die sich verschlechternden diplomatischen Beziehungen Nordkoreas zu seinen weiteren Nachbarn bei.
 
        Nach Nordkoreas erstem Atomtest 2006 stimmte China für die UN-Sanktionen, die den Export von Luxusgütern und bestimmten Waffen nach Nordkorea untersagten und die Bereitstellung von Finanzmitteln einschränkten. Dennoch stieg der bilaterale chinesisch-nordkoreanische Warenhandel sprunghaft an. Trotz des Scheiterns diplomatischer Bemühungen zur Beilegung des Konflikts um Nordkoreas Nuklearprogramm und des zweiten nordkoreanischen Atomtests 2009 sowie der provokativen Militäraktionen Nordkoreas gegen Südkorea im darauffolgenden Jahr setzte sich China zu jener Zeit für eine Vertiefung der wirtschaftlichen und politischen Beziehungen zu Nordkorea ein. Diese Annäherung geschah vermutlich auch vor dem Hintergrund von Kim Jong Ils Schlaganfall im August 2008 und des damit verbundenen verkürzten Nachfolgeplans, um einen stabilen Machtwechsel zu gewährleisten. Der Besuch des damaligen chinesischen Ministerpräsidenten Wen Jiabao in Pjöngjang 2009 signalisierte diesen Politikwechsel. Kim Jong Il reiste 2010/11 insgesamt viermal nach China. In diesem Zeitraum wuchs auch der bilaterale chinesisch-nordkoreanische Warenhandel von 1,7 Milliarden US-Dollar 2006 auf 6 Milliarden US-Dollar im Jahr 2012. Chinas Anteil am nordkoreanischen Handel machte 2006 fast 40 Prozent, 2012 fast 70 Prozent des nordkoreanischen Außenhandels aus.
 
        BEZIEHUNGEN UNTER XI JINPING UND KIM JONG UN
 
        Nachdem in den letzten Lebensjahren von Kim Jong Il ein verstärkter Kontakt und Austausch geherrscht hatte, kehrten die bilateralen Beziehungen nach dem Führungswechsel in beiden Ländern zu Beginn der 2010er Jahre wieder zu ihrem früheren Muster zurück: „kaltherziges Lächeln in der Öffentlichkeit und Äußerungen kaum verhohlener Verachtung hinter den Kulissen“.04 Zusätzlich zu Nordkoreas immer provokanterem Verhalten im Zuge der Nuklearfrage wuchsen die Spannungen zwischen beiden Ländern auch aufgrund von Kims Vorgehen gegen potenzielle politische Herausforderer, die eng mit China verbunden waren. 2013 ließ Kim Jong Un seinen Onkel Jang Song Thaek hinrichten, der der chinesischen Führung nahestand. 2017 ordnete er die Ermordung seines Halbbruders Kim Jong Nam an, der angeblich unter chinesischem Schutz in Macau gelebt hatte.05 Diese Aktionen lösten in Chinas sicherheitspolitischer Community eine bis dato beispiellose Debatte über den Wert und Nutzen enger Beziehungen zu Nordkorea aus.06 Am 27. Februar 2013 veröffentlichte Deng Yuwen, ein einflussreicher chinesischer Journalist und ehemaliger stellvertretender Herausgeber der Zeitschrift der Zentralen Parteischule „Xuexi Shibao“, einen Beitrag in der „Financial Times“ mit dem Titel „China Should Abandon North Korea“.07 Nicht wenige Beobachter sahen dies als Anzeichen für einen grundlegenden Kurswechsel der chinesischen Nordkoreapolitik, nach dem Beijing Nordkoreas Provokationen nicht länger dulden würde.
 
        Die Kluft zwischen der VRC und der DVRK vergrößerte sich weiter, als Nordkorea 2017 seinen sechsten und bisher stärksten Atomwaffen- und mehrere Raketentests durchführte, die zum Teil mit wichtigen diplomatischen Anlässen Chinas zusammenfielen.08 Als Reaktion stimmte Beijing der Durchsetzung einer Reihe von UN-Sanktionen zu, die etwa die Einfuhr nordkoreanischer Kohle und Textilien untersagten, Vermögenswerte nordkoreanischer Personen und Institutionen einfroren, die Ausfuhr von Erdöl und Erdgas nach Nordkorea stark einschränkten und die Rückführung nordkoreanischer Arbeitsmigranten vorsahen.
 
        Die Wiederaufnahme diplomatischer Kontakte zwischen den USA und der DVRK ab 2018 führte zu einem neuerlichen Wandel der chinesischen Politik gegenüber Nordkorea. Diesem lag die Überlegung zugrunde, dass sowohl China als auch Nordkorea von der Wiederherstellung der bilateralen Beziehungen und der Koordinierung der Positionen vor dem geplanten Gipfeltreffen zwischen US-Präsident Donald Trump und Kim profitieren würden. Zwischen März 2018 und Juni 2019 kamen der Generalsekretär der Kommunistischen Partei Chinas, Xi Jinping, und Kim zu insgesamt fünf Gipfeltreffen zusammen. Damit demonstrierte Xi, dass China seinen Einfluss auf seinen Nachbarn nicht verloren hatte, dass es die Entwicklungen auf der koreanischen Halbinsel mitbestimmen konnte und wollte und dass eine Lösung der Nordkoreafrage letztlich nicht ohne China erzielt werden kann. Im Anschluss an das erste Treffen zwischen Trump und Kim traf Xi mit Kim zusammen, lobte die „positiven Ergebnisse“ des Gipfels und bekräftigte Chinas Unterstützung für Nordkorea, „unabhängig davon, wie sich die internationale und regionale Lage entwickelt“.09
 
        China setzte seine Bemühungen um die Wiederherstellung der Beziehungen seit 2020 fort, nachdem Nordkoreas Außenhandel während der Covid-19-Pandemie fast vollständig zum Erliegen gekommen war. Bereits im Januar 2020 versetzte die nordkoreanische Führung das Land in einen strikten Lockdown, um eine unkontrollierte Ausbreitung des Virus zu verhindern. Nach Angaben der südkoreanischen Zentralbank schrumpfte Nordkoreas Wirtschaft 2020 um 4,5 Prozent auf ein Bruttoinlandsprodukt von etwa 29,7 Milliarden US-Dollar.
 
        Im Gegensatz zur chinesischen Kritik vor allem 2017 lobte Xi in einer Botschaft an Kim Jong Un im Oktober 2020 die „bemerkenswerten Errungenschaften des Kim-Regimes beim Aufbau (…) des Sozialismus“ und hob insbesondere Kim Jong Uns „starke Führung“ hervor.10 Anfang 2021 berichteten chinesische Staatsmedien, dass Kim mit Xi Botschaften ausgetauscht habe, in denen die Bedeutung der Zusammenarbeit zwischen China und Nordkorea angesichts des neu wahrgenommenen Drucks seitens der USA betont wurde.11 In einer mehr als symbolischen Geste öffnete die DVRK Ende März 2023 erstmals seit Beginn der Pandemie die Grenze für eine einreisende Person: den neuen chinesischen Botschafter in Nordkorea, Wang Yajun.12
 
        Mit Russlands Krieg gegen die Ukraine und der Zuspitzung des Konflikts zwischen den USA und China hat sich auch die strategische Lage in Nordostasien geändert und der strategische Wert Nordkoreas hat sich für Beijing – und Moskau – erneut erhöht. Dabei sind die heutigen Beziehungen weniger durch eine besondere ideologische Bindung gekennzeichnet als von dem geteilten Interesse, den US-amerikanischen Einfluss in der Region zurückzudrängen. Aus Chinas Sicht kann Nordkorea als force multiplicator dienen, um Amerikas Position im Pazifik herauszufordern. „Einfach ausgedrückt: Je mehr Länder bereit sind, die von den USA geführte Sicherheitsordnung im indopazifischen Raum herauszufordern oder zu erschweren, desto besser.“13
 
        NUKLEARE DIPLOMATIE
 
        Als Nordkorea 1993 seinen Austritt aus dem Vertrag über die Nichtverbreitung von Kernwaffen ankündigte und die sogenannte Erste Nuklearkrise provozierte, die beinahe in einem Krieg eskalierte, reagierte China relativ zurückhaltend. Beijing unterstützte zwar die Denuklearisierung der koreanischen Halbinsel und widersetze sich dem angedrohten Austritt Nordkoreas aus dem Atomwaffensperrvertrag, sprach sich jedoch gegen die Verhängung von Sanktionen zur Lösung des Problems aus. Die Übernahme einer weitergehenden Rolle im diplomatischen Prozess zur Entschärfung der Nuklearkrise lehnte China hingegen ab – entgegen den Erwartungen der USA, die den Schlüssel zur Lösung der Nordkoreakrise in Beijing sahen. Entsprechend war Beijing auch kein Akteur in jenen Gesprächen, die 1994 zu dem zwischen den USA und Nordkorea vereinbarten Genfer Rahmenabkommen über das nordkoreanische Atomprogramm führten. Zwischen 1997 und 1999 nahm China neben den USA sowie Nord- und Südkorea jedoch an den Vier-Parteien-Gesprächen teil, die darauf zielten, die Beziehungen zwischen den USA und Nordkorea zu normalisieren und das Waffenstillstandsabkommen von 1953 durch einen Friedensvertrag zu ersetzen – ein Format, das letztlich ergebnislos blieb.
 
        Im Gegensatz zur Ersten Nuklearkrise griff Beijing in der im Oktober 2002 beginnenden Zweiten Nuklearkrise nun aktiv in die diplomatischen und politischen Bemühungen zu ihrer Beilegung ein. Nachdem die USA unter der Administration von Präsident George W. Bush bilaterale Verhandlungen mit Nordkorea strikt abgelehnt hatten und unter dem Eindruck der dramatischen Verschärfung der US-DVRK-Beziehungen, versuchte Beijing die weit auseinanderliegenden Positionen Washingtons und Pjöngjangs mittels „Pendeldiplomatie“ zu überbrücken, um eine militärische Auseinandersetzung auf der koreanischen Halbinsel zu verhindern.14 Nach einer gescheiterten Verhandlungsrunde zwischen den drei Akteuren im April 2003 gelang es China mit einer Kombination aus Warnungen und Zusicherungen, Nordkorea im Juli 2003 zur Zustimmung zu einem mit den USA und Südkorea abgestimmten Vorschlag zu bewegen, die trilaterale Initiative durch die Einbeziehung Russlands, Japans und Südkoreas zu den sogenannten Sechs-Parteien-Gesprächen (Six-Party Talks, 6PT) auszuweiten. Als primäre Plattform für die Verhandlungen mit Nordkorea sollten die 6PT parallel zur Denuklearisierungsfrage auch weitere Themen wie die Normalisierung der US-DVRK-Beziehungen adressieren, wobei Beijing die Ansicht vertrat, dass Nordkorea im Gegenzug für seine Denuklearisierung Sicherheitsgarantien und wirtschaftliche Vorteile erhalten sollte. Trotz einiger Fortschritte kollabierte der multilaterale Prozess jedoch 2009, nicht zuletzt aufgrund nicht zu überbrückender Meinungsunterschiede zwischen den USA und Nordkorea, weiterer Provokationen durch Pjöngjang und dem nach wie vor ausgeprägten Misstrauen zwischen den beteiligten Akteuren.
 
        Als der Nuklearkonflikt ab 2017 erneut zu eskalieren drohte, unterstützte China einerseits zwar den bilateralen Verhandlungsansatz zwischen den USA und Nordkorea, war jedoch gleichermaßen darauf bedacht, die Entwicklungen auf der koreanischen Halbinsel mitzubestimmen, wie es nach den Gipfeltreffen zwischen Xi und Kim zum Ausdruck kam.
 
        CHINAS STRATEGISCHE INTERESSEN
 
        China war, ist und wird auch weiterhin entschlossen sein, die entscheidenden Entwicklungen auf der koreanischen Halbinsel im Sinne der eigenen Interessen mit zu beeinflussen. Chinesische Beamte fassen die grundlegende Nordkoreapolitik des Landes mit den drei Neins zusammen: kein Krieg, kein Chaos, keine Atomwaffen. Demnach ist die Vermeidung von Krieg und Instabilität an der chinesischen Grenze ganz deutlich die oberste Priorität für Beijing, gefolgt von der Aufrechterhaltung stabiler Beziehungen zu Nordkorea und schließlich der Denuklearisierung Nordkoreas sowie weiteren langfristigen Zielen wie dem Abbau der US-Truppenpräsenz in Südkorea.
 
        Kein Krieg und kein Chaos
 
        Für China ist das Ziel vorrangig, Instabilität in Nordkorea zu vermeiden. Zu den potenziellen Bedrohungen gehören neben militärischen Konflikten auch jene eines Kollapses des nordkoreanischen Regimes, Flüchtlingsströme, der Ausbruch von Krankheiten, Naturkatastrophen, der Zusammenbruch der nordkoreanischen Wirtschaft, Atomwaffen oder andere Massenvernichtungswaffen, die in unzuverlässige Hände fallen, und radioaktiver Niederschlag bei einem Atomschlag auf der Halbinsel oder bei nordkoreanischen Atomtests. Wie 2017 die negative Reaktion Chinas auf die Stationierung des Terminal High Altitude Area Defense Raketenabwehrsystems in Südkorea durch die USA zeigt, ist Beijing zudem äußerst sensibel mit Blick auf eine Nutzung südkoreanischen Territoriums, die Chinas Sicherheitsinteressen beeinträchtigt.
 
        Denuklearisierung
 
        Trotz der Priorisierung der Vermeidung von Instabilität und Chaos bleibt die Beseitigung des nordkoreanischen Atomprogramms für Beijing ein wichtiges außen- und sicherheitspolitisches Ziel. Obwohl sich China konsequent gegen die Entwicklung des nordkoreanischen Atomprogramms ausspricht, zeigt es grundlegendes Verständnis für die nordkoreanischen Sicherheitsinteressen. China teilt Nordkoreas Sicht, dass das Gefühl der Unsicherheit Pjöngjangs primär das Ergebnis einer feindlichen Politik der USA und der Republik Koreas seit dem Ende des Koreakrieges 1953 sei. Vor diesem Hintergrund meinen einige Beobachter, China wolle, dass Nordkorea seine Atomwaffen behält, um den USA Probleme zu bereiten. Doch diese Einschätzung berücksichtigt nicht das Ausmaß der Sicherheitsherausforderungen, die das nordkoreanische Nuklearprogramm letztlich für China darstellt. Beijing betrachtet ein nukleares Nordkorea als destabilisierend, weil es eine Begründung für US-Militäreinsätze und mögliche Interventionen in der Region liefert, regionale Akteure wie Japan und Südkorea dazu veranlasst, ihre Verteidigungskapazitäten zu stärken und den Ruf nach der Entwicklung eigener nuklearer Fähigkeiten in diesen Ländern aufkommen lässt – all dies ist den strategischen und sicherheitspolitischen Interessen Chinas abträglich. Beijing bevorzugt daher weiterhin ein schrittweises Vorgehen, einen zweigleisigen Prozess, um sowohl die Denuklearisierung voranzutreiben als auch ein Friedensregime auf der koreanischen Halbinsel zu realisieren.
 
        Stabile Beziehung zu Nordkorea
 
        China strebt eine Beziehung zu Nordkorea an, die es Beijing ermöglicht, die Stabilität an seiner Grenze zu wahren und die Entwicklungen auf der Halbinsel zu beeinflussen. China betrachtet eine solche Beziehung nicht als unvereinbar mit dem Ziel der Denuklearisierung. Dabei sind sozialistische Solidarität und historische Bindungen für Xi weitaus weniger wichtig als eine berechenbare Beziehung, die es Beijing ermöglicht, seinen Einfluss auf das Regime in Pjöngjang zu wahren. Obwohl der 1961 geschlossene Vertrag über gegenseitigen Beistand 2021 erneuert wurde, bleibt der Status dieses Vertrags unklar. Infolgedessen ist strittig, wie oder ob China Nordkorea in einer Krise tatsächlich militärisch unterstützen würde. China hat auch angedeutet, dass es bei der Reaktion auf Ereignisse in Nordkorea im Einklang mit seinen eigenen Interessen handeln werde. Die staatliche „Global Times“ erklärte 2017 in einem Leitartikel, dass China Nordkorea nicht zu Hilfe kommen würde, wenn Pjöngjang Raketen auf amerikanisches Territorium abschießen und Vergeltungsmaßnahmen erleiden würde. Sollte es zu einem Konflikt auf der Halbinsel kommen, wird sich das chinesische Militär möglicherweise nicht zum Schutz des nordkoreanischen Regimes engagieren, sondern primär seine eigenen Interessen schützen und sicherstellen.15
 
        Einfluss und Prestige
 
        China strebt eine Schlüsselrolle bei den Friedensverhandlungen mit Nordkorea an, weil es Einfluss auf die Entwicklung der Lage auf der Halbinsel nehmen will, sowohl in Hinblick auf seine unmittelbaren Sicherheitsinteressen als auch im Rahmen seines breiteren geopolitischen Wettbewerbs mit den USA. Indem China ein wichtiger Akteur in den internationalen Verhandlungen bleibt, kann es einen gewissen Einfluss auf den Prozess behalten. Gleichzeitig möchte China die Nordkoreafrage nutzen, um sein eigenes regionales und internationales Ansehen als Akteur der internationalen Politik zu verbessern, der zur Lösung der dringendsten globalen Probleme beitragen kann.
 
        FAZIT
 
        Die VRC, so lässt sich regelmäßig vernehmen, besitze den Schlüssel zur Lösung der Nuklearfrage auf der koreanischen Halbinsel, da letztlich nur Beijing über den notwendigen politischen Einfluss und entsprechende wirtschaftliche Druckmittel verfüge, um die DVRK zur Aufgabe ihres Nuklearprogramms zu bewegen.
 
        Doch trotz historischer ideologischer Bande, einer vertraglichen Allianz und einer mitunter engen wirtschaftlichen Beziehung überdeckt die insbesondere von chinesischer Seite wiederholt bemühte Beschreibung einer „in Blut besiegelten“ Beziehung, „so eng wie Lippen und Zähne“, oft eine Realität asymmetrischer Abhängigkeit sowie gegenseitigen Misstrauens, Ressentiments und sogar Antipathie.16
 
        Zweifelsohne besitzt China einen mit keinem anderen Land zu vergleichenden Zugang zu Nordkorea und angesichts der Abhängigkeit Pjöngjangs von chinesischer Wirtschaftshilfe und dem Handel mit China über beispiellose wirtschaftliche Druckmittel. Doch letztlich kann China diese wirtschaftlichen Druckmittel nicht oder nur sehr bedingt politisch einsetzen. Denn auch wenn Beijing das Ziel der Denuklearisierung Nordkoreas mit der internationalen Gemeinschaft teilt, so bleibt die Vermeidung von Chaos und Instabilität sowie die Sicherstellung von Beijings Einfluss auf Nordkorea oberste Priorität. Die Nutzung von Nordkoreas ausgeprägter wirtschaftlicher Abhängigkeit als politisches Druckmittel birgt für Beijing daher die Gefahr, exakt die befürchteten Instabilitäten selbst zu forcieren. China besitzt daher ein strategisches Interesse daran, den nordkoreanischen Staat intakt zu halten, während Pjöngjang auf Beijing als entscheidende Quelle wirtschaftlicher und diplomatischer Unterstützung angewiesen ist. Die Wahrnehmung, dass China den Druck auf Nordkorea erhöhen und politischen Einfluss auf Nordkorea ausüben könne, um Pjöngjang zur Aufgabe seines Nuklearprogramms zu bewegen, entbehrt vor diesem Hintergrund letztlich jeglicher realistischen Grundlage – insbesondere, da sich mit der zunehmenden Rivalität zwischen China und den USA der strategische Wert Nordkoreas jüngst wieder spürbar vergrößert hat.
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        CHINESISCHE MIGRATION UND SOZIALE REPRODUKTION
 
        Biao Xiang
 
        China steht nicht nur als Staatsmacht in einer Beziehung zu seinen Nachbarn und dem Rest der Welt. Auch die transnationale Migration von Menschen ist ein wichtiger Bestandteil dieser Beziehung. Migration wird nicht nur durch gezielte Staatspolitik angetrieben, sie wird auch von privaten Überlegungen in Bezug auf Einkommen und Status bestimmt. Meiner Meinung nach wird die Abwanderung aus China seit den 1990er Jahren zunehmend von Sorgen um soziale Reproduktion angetrieben: Bildung, Fürsorge, Ehe, Lebensumfeld und der allgemeine Wunsch, ein gutes Leben zu führen, sind Bestandteil der gesellschaftlichen Reproduktion, da sie für die Vermehrung, Erhaltung und Verbesserung menschlichen Lebens unerlässlich sind. Das „bestimmende Moment in der Geschichte“, schrieb Friedrich Engels 1884, beinhaltet „die Produktion und Reproduktion des unmittelbaren Lebens. (…) Einerseits die Erzeugung von Lebensmitteln, von Gegenständen der Nahrung, Kleidung, Wohnung und den dazu erforderlichen Werkzeugen; andrerseits die Erzeugung von Menschen selbst, die Fortpflanzung der Gattung.“01
 
        Die von sozialer Reproduktion angetriebene Migration unterscheidet sich auf den ersten Blick nicht von der ökonomisch motivierten, doch lassen sich beide voneinander abgrenzen. So können zum Beispiel Investor*innen auf der Suche nach profitablen Investitionsmöglichkeiten emigrieren oder im Ausland einen ausgewogeneren Lebensstil genießen, losgelöst von Investitionsmöglichkeiten. Student*innen können entweder mit dem Ziel emigrieren, nach dem Abschluss ein höheres Einkommen zu verdienen, oder um neues Wissen zu erwerben, ohne zukünftige Gewinne einzurechnen. Arbeiter*innen können aufgrund von Arbeitslosigkeit oder Armut auswandern oder weil sie den Wunsch haben, eine bessere Ausbildung für die eigenen Kinder zu finanzieren. Die unterschiedlichen Anreize bedeuten, dass Migration unterschiedlich geplant, gefühlt und erlebt wird.
 
        Soziale Reproduktion ist immer ein gewisser Faktor bei der Migration, die Frage ist, in welchem Ausmaß. Überlegungen zur Reproduktion lassen sich nicht vollständig von Erwägungen wirtschaftlicher Möglichkeiten trennen, dennoch ist soziale Reproduktion als Antrieb für Migration im Laufe der Zeit immer wichtiger geworden. Dieser Trend spiegelt auch umfassende Veränderungen in der chinesischen Gesellschaft wider, in Bezug darauf, wie die Menschen auf das Leben blicken und wie essenzielle Ressourcen verteilt werden. Der Stellenwert der sozialen Reproduktion bei der Migration wird auch unmittelbar Einfluss darauf haben, wie sich die Migrationsströme in Anbetracht des geopolitischen Wandels verändern könnten. Im Folgenden werde ich drei Haupttypen von Migration aus China unter die Lupe nehmen, nämlich Bildungs-, Investitions- und Arbeitsmigration.
 
        BILDUNGSMIGRATION
 
        „Ich will nicht, dass sie herausragend wird oder so etwas“, sagt Ying, eine Telekommunikationstechnikerin und alleinerziehende Mutter Mitte Vierzig aus dem südostchinesischen Hangzhou, mit Tränen in den Augen. „Es geht nur darum, [sie] als Mensch zu retten!“ Ying erklärt mir den Plan, ihre zwölf Jahre alte Tochter für den Schulbesuch nach Europa zu schicken. Diese kommt in der Sekundarschule gut voran und ist für die Vorzugsklasse ausgewählt worden, in der Schüler*innen schneller lernen und „Ruhm für die Schule“ erlangen sollen, indem sie bei den Aufnahmeprüfungen für die weiterführende Schule besser abschneiden als andere. Der Druck ist enorm. Jeder Tag ist für Ying ein Kampf. Nachdem die Tochter um 6:30 Uhr aufgestanden ist, öffnet Ying eine App auf dem Smartphone, die englische Wörter und Sätze vorliest, die ihre Tochter auswendig lernen muss. Mit dem Smartphone in der Hand folgt sie ihr ins Bad und anschließend in die Küche, damit das Mädchen beim Waschen und Frühstücken Englisch lernen kann. Der Kampf in der Nacht ist noch schmerzvoller. Ying hat 22:00 Uhr als Schlafenszeit festgelegt, aber das Kind wird mit den Hausaufgaben nicht vor 23:00 Uhr oder später fertig. Wenn Ying ihre Tochter auffordert, ins Bett zu gehen, rastet diese manchmal aus. Oft weinen am Ende beide. „Selbst ich habe das Gefühl, nicht genug zu schlafen, wie soll ein Kind das ertragen? Das chinesische Bildungswesen zerstört buchstäblich Menschen!“
 
        „Unmenschlich“ oder „ohne Menschlichkeit“ sind Äußerungen, die auch andere Eltern benutzen, mit denen ich über das chinesische Bildungssystem spreche. Ihre Sorgen decken sich weitgehend mit Beiträgen aus den sozialen Netzwerken. Bei einem Auslandsstudium geht es darum, die Menschlichkeit an sich zu bewahren, und nicht so sehr um die Verbesserung des eigenen Status oder das Erwerben von Wissen. Das Kosten-Nutzen-Kalkül ist weniger relevant.
 
        Aber so ist es mit der Bildungsmigration aus China nicht immer gewesen. Als die chinesische Regierung die Abwanderung von Studierenden nach der Kulturrevolution Ende der 1970er Jahre wieder ermöglichte, wurde dies mit der Produktivität Chinas begründet. Es gab ein akutes Bewusstsein dafür, dass Chinas Wirtschaft der Welt hinterherhinkte und die eigene Produktivität steigern musste. Als die Regierung im Januar 1979 mit den USA bilaterale Abkommen über eine Zusammenarbeit in Wissenschaft, Technologie und Bildung schloss, hatte dies eine massive Abwanderung von Studierenden zur Folge.02 Diese wurden von der chinesischen Regierung unterstützt und waren dazu verpflichtet, nach Abschluss ihrer Ausbildung zurückzukehren. Die meisten Studierenden waren erwachsen und gingen für Aufbaustudien ins Ausland.
 
        Die Bildungsmigration aus China fiel allmählich in den Bereich familiärer Investitionen, nachdem es in den 1980er Jahren Einzelpersonen erlaubt worden war, selbstbestimmt ins Ausland zu gehen. 2001 finanzierten sich erstmals über 90 Prozent aller chinesischen Studierenden im Ausland selbst.03 Dieser Anteil ist seither weitgehend unangetastet geblieben. Ein selbstfinanziertes Studium im Ausland ist teuer. Malaysia gilt üblicherweise als eines der günstigsten Länder für ausländische Studierende, aber ein Studium kostete dort in den Nullerjahren immer noch mindestens 6000 US-Dollar pro Jahr, etwa das Doppelte des durchschnittlichen Pro-Kopf-Haushaltseinkommens in China 2010.04 Um die Ausbildung im Ausland zu finanzieren, griffen Eltern nicht nur auf ihre privaten Ersparnisse zurück, sondern trieben auch Mittel in der erweiterten Familie auf, liehen sich Geld und beantragten Kredite. Im Gegenzug hofften Familien, dass die Ausbildung im Ausland mit einem gut bezahlten Beruf einhergehen würde. Somit folgte die von Familienseite angetriebene Migration an diesem Punkt noch einer wirtschaftsorientierten Logik.
 
        Die Dinge begannen sich zu verändern, als die chinesische Gesellschaft wohlhabender und gleichzeitig wettbewerbsorientierter wurde. Allmählich wurden studentische Migrant*innen nicht nur von potenziellen Vorteilen im Ausland angezogen, sondern auch von der Verunsicherung über die Lebensbedingungen in China abgestoßen. In einem kurzen Zeitraum von dreißig Jahren hat sich China von einem der egalitärsten zu einem der ungleichsten Länder der Welt entwickelt. Erbitterter Wettstreit und Versagensängste haben unter jungen Menschen zu großem Unmut geführt. Die rasche soziale Stratifizierung hat auch zu einem starken Gefühl der Anomie geführt. Ein junger Beamter, der für die Verwaltung der Provinz Liaoning im Nordosten Chinas arbeitet, erzählte mir von seiner Entscheidung, seine einzige Tochter ins Ausland zu schicken, weil China zu „chaotisch“ sei. Damit meinte er nicht nur den chaotischen Verkehr oder den Mangel an Sicherheit, sondern bezog sich vielmehr auf die moralische Ordnung: „Die Leute können heutzutage so reich werden. Man hat keine Ahnung, woher sie das Geld haben. Wie sollen wir das verstehen? Wie sollen wir reagieren, wenn unsere Tochter sagt, dass sie auch so werden will? Diese reichen Leute sind nicht unbedingt glücklich. Sie sind vielleicht sehr besorgt. Aber ich spüre ein Ungleichgewicht in meinem Herzen, wenn ich sehe, dass sie so ein gutes Leben haben. Menschen wie Sie sind anders. Sie leben im Ausland und haben klare Regeln, denen Sie folgen. Es ist klar, wofür Sie stehen und gegen was man sein sollte. Ich denke, junge Menschen wissen besser, was sie im Ausland machen sollen.“
 
        Ein Studium im Ausland wurde zunehmend als ein Weg zu einem ausgeglicheneren und vorhersehbareren Leben für die nächste Generation betrachtet. Dieser Anreiz resultierte in einem neuen Migrationsmuster, nämlich der Migration junger Kinder im Rahmen der Primar- oder Sekundarschulbildung. 2018 machten chinesische Schüler*innen im Highschool-Alter und darunter 35 Prozent aller internationalen Lernenden aus China aus.05 Diese Gruppe stellt die profitabelste Geschäftsnische für gewerbliche Vermittler dar, die auf Bildungsmigration spezialisiert sind. Vermittler für Bildungsmigration bedienen in China drei Gruppen von Kunden: Erstens erwachsene Studierende, insbesondere Berufstätige mit Arbeitserfahrung, die 250000 bis 300000 Renminbi aus eigenen Ersparnissen für einen Masterabschluss im Ausland bezahlen; zweitens Familien mit mittlerem Einkommen, die ungefähr 300000 Renminbi bezahlen, um ihre Kinder für ein Aufbaustudium ins Ausland zu schicken; und schließlich wohlhabende Familien, die als erste Investition 800000 Renminbi für die weiterführende Schule bezahlen und bereit sind, mehr für eine anschließende Hochschulausbildung auszugeben. Die dritte Kundengruppe ist bereit, das meiste umgehend zu bezahlen, aber auch über einen längeren Zeitraum hinweg. Daraus entstehen neue Geschäftsmöglichkeiten. Beispielsweise bieten manche Vermittler Folgeleistungen an, wie die Unterstützung bei Hochschulbewerbungen nach Abschluss der weiterführenden Schule und bei der Suche nach Gastfamilien oder Bürgen in den jeweiligen Zielländern. Die finanziellen Vorteile, die sich daraus ergeben, Kinder in jungem Alter ins Ausland zu schicken, sind schwer vorherzusehen, aber die Kosten sind offenkundig hoch. Doch ist das Verhältnis von Kosten und Nutzen in der Tat zweitrangig, wenn es bei der Migration um den Schutz und die Förderung von „Menschlichkeit“ geht.
 
        INVESTITIONSMIGRATION
 
        Eine der auffälligsten Entwicklungen in der chinesischen Migration seit den Nullerjahren war die dramatische Zunahme von Investitionsmigration, bis diese Praxis kürzlich von einigen Staaten unter anderem wegen geopolitischer Spannungen mit China ausgesetzt wurde. Investitionsmigrant*innen sind wohlhabende Personen, die Aufenthaltsgenehmigungen im Ausland erhalten, wenn sie sich verpflichten, eine signifikante Geldsumme im Zielland zu investieren.
 
        Abhängig vom jeweiligen Land und dessen Regelungen für Investitionsvisa, können ausländische Investor*innen Eigentum oder Staatsanleihen erwerben, einen Betrag an nationale Entwicklungsfonds spenden oder in Privatunternehmen investieren. Im Gegenzug erhalten sie gewisse Aufenthaltsrechte: Dabei kann es sich unmittelbar um eine Staatsbürgerschaft handeln, um eine permanente Aufenthaltsgenehmigung oder um eine temporäre Aufenthaltsgenehmigung mit Aussicht auf eine permanente. Zu den beliebtesten Programmen gehören Tier 1 in Großbritannien, EB-5 in den USA, Significant Investor in Australien und Golden Visa in Portugal. In den 2010er Jahren machten Migrant*innen aus China den Löwenanteil aller Antragssteller*innen für diese Visa aus. 2014 erhielten chinesische Staatsangehörige in den USA beispielsweise 85 Prozent aller EB-5-Visa.06 2010 waren 58 Prozent der zugewanderten Investor*innen in Kanada chinesische Staatsangehörige, gefolgt von acht Prozent taiwanesischen Staatsangehörigen.07 Auch in Australien erhielten chinesische Staatsangehörige 86 Prozent aller Significant Investor Visa zwischen 2012 und 2019.08
 
        Die Aufnahmeländer haben das System der Investitionsmigration geschaffen, um die wirtschaftliche Produktivität zu steigern. Von ausländischen Investor*innen wird erwartet, dass sie Kapital mitbringen und Arbeitsplätze schaffen. Doch für die chinesischen Investor*innen ist das System nicht deshalb attraktiv, weil es ihnen mehr Geld einbringt, sondern weil es neue Möglichkeiten im Bereich der sozialen Reproduktion schafft. In einer 2009 von der US-amerikanischen Unternehmensberatung Bain and Co. in China durchgeführten Umfrage unter Personen mit einem investierbaren Vermögen von 1,5 Millionen US-Dollar und mehr gaben 37 Prozent „Schaffung von Vermögen“ (wealth creation) als Hauptgrund dafür an, ins Ausland zu gehen. 2016 waren es nur noch 13 Prozent, während 44 Prozent den „Erhalt von Vermögen“ (wealth preservation) und das „Erben von Vermögen“ (wealth inheritance) als Hauptgrund für die Migration nannten.09 Es scheint, als würden chinesische Investor*innen ihre Mittel, wie von den Programmen verlangt, eher für den Kauf von Vermögenswerten ausgeben, insbesondere von Immobilien, als in produktive Unternehmen zu investieren. Ein Händler aus Südchina, der vorhatte, nach dem Quasi-Ausscheiden aus seinem Geschäft nach Kanada auszuwandern, erzählte mir von seinem Plan: „Ich möchte in Kanada einfach nur jeden Tag lesen und Filme sehen. Würde ich mehr Geld verdienen wollen, würde ich in China bleiben. In China kommt das Geld viel schneller.“
 
        Was erhoffen sich chinesische Investor*innen von der Migration ins Ausland, wenn sie nicht investieren? Die drei wichtigsten Gründe für die Abwanderung, die 141 Befragte bei einer Umfrage des Migrationsberatungsunternehmens Visas Consulting Group nannten, waren Bildungsqualität für Kinder, Umweltverschmutzung und Lebensmittelsicherheit.10 Das Niveau der Lebensmittelsicherheit ist in China niedrig, und die Umweltverschmutzung so hoch, dass jedes Jahr zwischen 350000 und 500000 Menschen vorzeitig allein an den Folgen der Luftverschmutzung sterben.11 Die Annehmlichkeiten internationaler Reisefreiheit, die ein chinesischer Pass nicht bieten kann, die aber für Investitionsmigrant*innen zugänglich sind, werden ebenfalls als wichtige Komponenten eines erstrebenswerten Lebens betrachtet.12 Im Gegensatz zu dem weitverbreiteten Bild, dass wohlhabende Chinesen im Ausland einem dekadenten Lebensstil frönen, äußerten viele Investitionsmigrant*innen den Wunsch nach einem gesünderen und saubereren Lebensstil im Ausland, wo sie alkoholische Getränke, üppige Banketts und hektische Arbeitspläne vermeiden können und mehr Zeit für Bewegung und Entspannung haben.13 Demnach wandern Investor*innen aus, um einen geeigneten Weg zu finden, ihr körperliches und geistiges Wohlbefinden zu erhalten. Ein Investitionsmigrant in den USA sagte der Soziologin Gracia Liu-Farrer, für Wohlhabende in China „ist etwas kein Problem, wenn es mit Geld gelöst werden kann“. Migration ist für Reiche aus China damit kein Mittel, um Geld zu verdienen, sondern um Dinge zu erreichen, die man nicht mit Geld kaufen kann.
 
        ARBEITSMIGRATION
 
        Arbeitsmigration ist die Art von Migration, die die Fachdiskussion sowohl in akademischen als auch in politischen Kreisen dominiert, und aus diesem Grund wird Migration oft als eine Angelegenheit der Wirtschaft und nicht als eine der sozialen Reproduktion betrachtet. Die Arbeitsabwanderung aus China ist jedoch zunehmend reproduktionsgetrieben. Statt durch Arbeitslosigkeit oder Armut dazu gezwungen zu werden, wandern Menschen aus, um schnell Ersparnisse aufzubauen, Häuser zu kaufen, zu heiraten, die Ausbildung ihrer Kinder zu bezahlen und ihre medizinische und soziale Versorgung sicherzustellen. Diese Reproduktionsaufgaben sind zeitaufwendig. Während durch Arbeit in China durchaus Ersparnisse angesammelt werden können, wird dieser Prozess im Ausland beschleunigt. Es ist natürlich nichts Neues, dass Arbeitsmigrant*innen Einkünfte nach Hause schicken, um für Bildungs- und Gesundheitskosten aufzukommen, aber die reproduktionsgetriebene Migration zeichnet sich dadurch aus, dass sich die Pflichten der sozialen Reproduktion zu Projekten entwickelt haben, die man in einem bestimmten Alter, auf einem gewissen Niveau und mit einem erheblichen finanziellen Aufwand abgeschlossen haben sollte. In der Vergangenheit wurden zusätzliche Einkünfte ausgegeben, um ein Haus in der ländlichen Heimat auszubauen, aber inzwischen ist das im Ausland verdiente Migrationseinkommen zum primären Mittel geworden, um Ersparnisse zu maximieren und damit städtisches Eigentum zu erwerben, was zur nötigen Voraussetzung für die Eheschließung auf dem Land geworden ist.
 
        Als ich 2004 mit meiner Feldforschung zur Arbeitsmigration in der nordostchinesischen Provinz Liaoning begann, planten viele Migrant*innen, ihre zukünftigen Auslandseinkünfte in kleine Unternehmen zu investieren, zum Beispiel um einen Laden zu gründen, ein Auto zu kaufen und dieses als Taxi zu vermieten, oder um Werkzeug zu erwerben und ein Renovierungsteam auszustatten. 2010 dachten bereits viel weniger Menschen über Businesspläne nach. Sie beschäftigten sich eher mit Dingen wie Partnersuche, dem Abbezahlen von Schulden und dem Kauf von Wohnungen für sich oder ihre Kinder, obwohl manche davon erst die Grundschule besuchten. Dies lag teils daran, dass die Gründung kleiner Unternehmen komplizierter wurde, da die chinesische Wirtschaft inzwischen kapitalintensiver und stärker reguliert ist, vor allem sind aber die sozialen Erwartungen an das Wohnen, die medizinische Versorgung und Bildung gestiegen – und auch die Kosten dafür.
 
        Die Nachbarländer Japan, Singapur und Südkorea sind die drei wichtigsten Ziele für chinesische Arbeitsmigranten. Als Hauptgründe für die Entscheidung, im Ausland zu arbeiten, führen Migrant*innen seit 2010 häufig die „vier schweren Berge“ an: Ehe, Wohnen, Bildung und medizinische Versorgung.
 
        Laut einer Statistik aus der Provinz Liaoning vom Ende der Nullerjahre sind etwa 70 Prozent der Arbeitsmigrant*innen Männer.14 Das Stigma, das unverheirateten Männern in China anhaftet, ist hinlänglich bekannt, und die Ängste, die mit der Partnersuche einhergehen, werden durch das akute Bewusstsein der ungleichen Geschlechterverteilung im Land verstärkt: Im Alter zwischen 20 und 24 Jahren kamen 2019 auf 100 Frauen 115 Männer.15 Um in den späten 2010er Jahren in einer Bezirksstadt eine Heirat zu sichern, musste ein potenzieller Bräutigam über eine Wohnung verfügen und ein Brautgeld von 100000 Renminbi bezahlen. Von Bräutigamen wird außerdem erwartet, die Mittel für ein Auto, Möbel, Schmuck und das Hochzeitsbankett beizusteuern, Kosten, die sich meinen Erhebungen zufolge auf etwa 300000 Renminbi belaufen.
 
        Der zweite „Berg“ ist das Wohnen. Die Preise für Wohnen sind in China über die vergangenen vierzig Jahre in die Höhe geschossen. China reformierte 1998 sein wohlfahrtsorientiertes städtisches Wohnwesen, unter anderem um den Immobilienmarkt zu entwickeln und die Wirtschaft nach der asiatischen Finanzkrise von 1997 zu stabilisieren. Zwischen 1999 und 2018 ist der durchschnittliche Quadratmeterpreis für neugebaute Wohnungen in China von 1758 auf 8539 Renminbi gestiegen.16 Das Verhältnis von Kredit zu verfügbarem Haushaltseinkommen ist von 2004 bis 2018 von 16,2 auf 47,6 Prozent gestiegen.17 Migrant*innen sagen, sie gehen ins Ausland, um „für die Banken zu arbeiten“; sie müssen hart arbeiten und sparen, weil sie „Sklaven ihres Hauses“, also ihres Kredits seien.18
 
        Was die Bildung anbelangt, bietet China zwar noch immer eine kostenlose Grundbildung an, doch das zunehmende Interesse von Eltern an einer besseren Bildung für ihre Kinder hat die tatsächlichen Bildungskosten in die Höhe getrieben, zum Beispiel durch Zahlungen für Privatunterricht. Laut einer Umfrage des Internetportals Sina Education von 2017 gaben Haushalte im Durchschnitt 26 Prozent ihres Jahreseinkommens während der Vorschulzeit eines Kindes aus, 21 Prozent ihres Jahreseinkommens vom Kindergarten bis zur Sekundarschule und 29 Prozent ihres Einkommens für jedes Jahr an einer Hochschule.19 Eine neue Entwicklung im ländlichen China besteht darin, dass Vorschulkinder einen Kindergarten besuchen, wohingegen sie früher zu Hause blieben oder im Dorf mit Gleichaltrigen spielten. Die einzigen Kindergärten, die ihnen zur Verfügung stehen, sind private Einrichtungen in nahegelegenen Städten, die monatliche Gebühren erheben, da es in Kleinstädten nur sehr wenige öffentliche Einrichtungen gibt.20 Zwischen 2012 und 2021 stiegen die monatlichen Gebühren für private Kindergärten von unter 650 auf über 1000 Renminbi.21 Für Landwirte, die nur ein begrenztes Vermögen haben, sind dies sehr hohe Ausgaben.
 
        Die Migrant*innen, die am dringendsten ins Ausland wollen, haben oft Familienmitglieder, die eine umfangreiche medizinische Behandlung benötigen. Die Pro-Kopf-Auslagen für medizinische Kosten sind im Laufe der 2000er Jahre drastisch gestiegen. Lu Gang, ein 32 Jahre alter, aber viel älter aussehender Mann, den ich 2018 in einer Bezirksstadt in Liaoning traf, sagte mir, dass er um jeden Preis ins Ausland gehen wolle, da sein Vater Krebs im Spätstadium habe. Als wir uns trafen, dauerte die Behandlung bereits über ein Jahr an und hatte alle Ersparnisse der Familie aufgebraucht. Lu war bereit, 70000 Renminbi zu bezahlen, um nach Australien zu gehen, wo die Löhne, wie man ihm gesagt hatte, höher seien als in den üblichen Zielländern. Er wolle als Lkw-Fahrer arbeiten, trotz seiner minimalen Englischkenntnisse: „Ich bin schon früher Lkw gefahren. Als Lkw-Fahrer kann man Gelegenheitsjobs annehmen. Ich kann mehr verdienen.“
 
        Ehe, Wohnen, Bildung und Gesundheitsfürsorge haben sich zu gigantischen Lasten entwickelt, weil sie monetarisiert wurden. Lebenswichtige Grundbedürfnisse sind zu Waren geworden, für die man zahlen muss. Um seinen sozialen Status zu bewahren, fühlt man sich genötigt, Wohnraum, Bildung und medizinische Versorgung zu erwerben, auch wenn dies die eigenen Ressourcen übersteigt. Da alle miteinander konkurrieren und immer mehr für soziale Reproduktion ausgeben, steigen die Kosten dafür schneller als die Einkommen. Die Monetarisierung der sozialen Reproduktion treibt die Abwanderung in zweierlei Hinsicht an: Einkommensschwachen Gruppen hilft die Arbeitsmigration dabei, schnell Ersparnisse aufzubauen. Diejenigen, die vom chinesischen Wirtschaftswachstum profitiert haben, beziehungsweise deren Kinder wandern aus, um sich von dem stressigen Lebensstil zu befreien. Für die Armen ist die Migration ein Weg in den chinesischen Mainstream-Lebensstil, für die Reichen ist die Migration ein Weg nach draußen.
 
        MIGRATION UND WERTE IN DER ZUKUNFT
 
        Die Abwanderung aus China könnte in den kommenden Jahren noch stärker reproduktionsgetrieben werden. In den frühen 2020er Jahren hat sich das Verhältnis Chinas zu seinen Nachbarn und dem Westen verschlechtert. Handel und Reisen zwischen China und dem Rest der Welt sind massiv zurückgegangen. Chinas Wirtschaftswachstum hat sich verlangsamt, und die politische Kontrolle wurde verschärft. Vor diesem neuen Hintergrund zeigen in China einige Menschen aus der gebildeten Mittelschicht, insbesondere die jungen, eine größere Bereitschaft als zuvor, im Namen von Vorhersehbarkeit, politischer Sicherheit, persönlicher Würde und Freiheit für sich und ihre Kinder auszuwandern. Zum Beispiel stiegen am 3. April 2022 – dem Tag, an dem die Regierung offiziell ihr Festhalten an der desaströsen Null-Covid-Politik bekräftigte – die Suchanfragen für den Begriff „Auswanderung“ auf WeChat, dem sozialen Netzwerk, das praktisch jeder in Festlandchina nutzt, um 440 Prozent. Viele fühlten sich desillusioniert von der brutalen Lockdown-Politik der Regierung, die wenig Verständnis für menschliche Bedürfnisse und Gefühle zeigte. Vor allem junge Frauen wollen das Land verlassen, in dem der patriarchale Konservatismus gerade wieder erstarkt.22 Einige eilen überstürzt in Nachbarländer wie Thailand, Kambodscha und Laos, aus Furcht, dass China seine Grenzen bald schließen könnte und sie nicht mehr ausreisen könnten.23 Während wirtschaftliche Werte, das heißt finanzielle Entlohnung und Kapital, stets eine wichtige Rolle bei der Konditionierung menschlicher Aktivitäten spielen, könnten soziale Werte wie Freiheit, Würde und Harmonie in den kommenden Jahren bei der Abwanderung aus China zum zentralen Faktor werden.
 
         
          Aus dem Englischen von Maximilian Murmann, München.
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          MOJIB LATIF
 
          „MAN MUSS ANERKENNEN, DASS WIR JETZT SCHON IN EINEM ANDEREN KLIMA LEBEN“ 
 
          Im Interview mit dem Klimaforscher Mojib Latif geht es unter anderem um folgende Fragen: Was kommt in den nächsten Jahren auf Deutschland zu? Welche Anpassungsmaßnahmen sind zu priorisieren? Und wie lässt sich der demokratische Dialog darüber besser organisieren?
 
        
 
         
          UWE RITZER
 
          SCHWINDENDER REICHTUM. VOM UMGANG MIT WASSER IN DEUTSCHLAND
 
          Die Erkenntnis, dass auch Deutschland langsam, aber sicher auf ein Wasserproblem zusteuert, sickert erst seit wenigen Jahren ins kollektive Bewusstsein. Mit der Nationalen Wasserstrategie hat die Bundesregierung auf diese Entwicklung reagiert. Entscheidend wird aber die Umsetzung.
 
        
 
         
          ANDREAS MARX · FRIEDRICH BOEING
 
          ZUR ENTWICKLUNG VON WASSERHAUSHALT UND DÜRREN IN DEUTSCHLAND
 
          Zu den Folgen des Klimawandels zählt die Zunahme von Starkregenereignissen, aber auch von Hitzewellen, sommerlicher Trockenheit und mehrjähriger Dürren. Deutschland bleibt zwar wasserreich, muss sich aber trotzdem im Umgang mit Wasser anpassen.
 
        
 
         
          ANNIKA JOERES
 
          DÜRRE ZEITEN IN SÜDEUROPA. DAS BEISPIEL FRANKREICH
 
          In Frankreich wird es zunehmend trockener, Wasser wird immer mehr zum knappen Gut. Entsprechend werden Anpassungsstrategien diskutiert. Zugleich spitzen sich Verteilungsfragen zu. Wer hat Vorrang: Landwirtschaft, Energie, Tourismus?
 
        
 
         
          ANDREA FISCHER-HOTZEL · ANNA-KRISTIN JOLK
 
          KOMMUNE, PASS DICH AN! HITZE UND TROCKENHEIT AUF LOKALER EBENE BEGEGNEN
 
          Städte und Gemeinden in Deutschland sind zunehmend von Hitze und Trockenheit betroffen. Kommunen sollten daher Vorsorge betreiben: Es gilt, kommunale Hitzeaktionspläne und integrierte Anpassungskonzepte zeitnah und flächendeckend auf- und umzusetzen.
 
        
 
         
          KIRA VINKE
 
          HITZE, DÜRRE, KRIEG. KLIMAWANDEL ALS SICHERHEITSRISIKO
 
          Anhaltende Hitze und Dürren bedeuten große Belastungen für menschliche Gesundheit und Landwirtschaft. Schlimmstenfalls können sich humanitäre Krisen oder gewaltsame Konflikte entwickeln. Doch der Weg von Trockenheit zu einem eskalierenden Konflikt ist nicht geradlinig.
 
        
 
         
          MARTIN BAUCH
 
          „WENN DU MICH SIEHST, DANN WEINE“. DÜRREN IN DER VORMODERNE – REKONSTRUKTION, ANPASSUNG, ERINNERUNG
 
          Die klimahistorische Perspektive bietet Orientierung, indem sie historischen Kontext zu extremen Dürren der Gegenwart liefert und Möglichkeiten und Grenzen der Anpassung aufzeigt. Zugleich lehrt sie, wie ein Bewusstsein für extreme Dürren wachgehalten werden kann.
 
        
 
      

       
        EDITORIAL
 
        Seit einigen Jahren werden in Deutschland und Europa regelmäßig Hitzerekorde gebrochen; die sommerlichen Hitzewellen beginnen immer früher im Jahr und dauern zugleich immer länger an. 2022 und 2018 waren hierzulande die wärmsten Jahre seit Beginn der systematischen Aufzeichnungen im 19. Jahrhundert. Die Entwicklung entspricht dem langfristigen globalen Trend: Im weltweiten Mittel waren die vergangenen acht Jahre die wärmsten überhaupt, gemessen am Durchschnitt der Lufttemperatur zwischen 1850 und 1900 liegt die globale Erwärmung bereits deutlich über einem Grad Celsius. Während sich die Auswirkungen in anderen Regionen schon länger und deutlicher zeigen, ist die Erfahrung, den Klimawandel direkt zu spüren, für viele in Mitteleuropa noch neu.
 
        Größere Hitze bedeutet mehr Verdunstung und rascher austrocknende Böden. Spätestens seit 2018 befindet sich Deutschland in einer Dürreperiode, die nicht nur durch zu geringen gleichmäßigen Niederschlag im Sommer gekennzeichnet ist, sondern auch durch zu wenig Regen und Schnee in den Wintermonaten – daran hat auch das feuchte Frühjahr 2023 nichts geändert. Wenn Regen fällt, sickert er kaum ein, sondern fließt in teilweise katastrophalen Fluten ab. An Grundwasser, das für die Trinkwasserversorgung essenziell ist, ist Deutschland zwar noch vergleichsweise reich, aber die anhaltende Trockenheit der Böden beschwört schon jetzt zukünftige Nutzungskonkurrenzen um die wertvollen Süßwasservorkommen herauf.
 
        Die Entwicklung ist seit Langem bekannt; ebenso ist klar absehbar, dass es in den kommenden Jahren warm und trocken bleiben beziehungsweise noch wärmer und trockener werden wird. Weitsichtige Politik und Anpassung in verschiedenen Bereichen sind daher dringend notwendig. Zur Sicherung der Wasserquantität und -qualität hat die Bundesregierung jüngst eine Nationale Wasserstrategie vorgelegt. Ebenso ist ein Hitzeschutzplan für den Gesundheitssektor in Arbeit. Jede Anpassung bleibt jedoch wertlos, wenn darüber der Kampf gegen die Ursachen der Erderhitzung vernachlässigt wird.
 
        Johannes Piepenbrink
 
      

       
        INTERVIEW
 
        „MAN MUSS ANERKENNEN, DASS WIR JETZT SCHON IN EINEM ANDEREN KLIMA LEBEN“
 
        Ein Gespräch über das aktuelle Klimageschehen, Anpassungsmaßnahmen und den demokratischen Dialog darüber
 
        mit Mojib Latif
 
        1972 veröffentlichte der Club of Rome seinen wegweisenden Bericht „The Limits to Growth“. Haben wir nach einem halben Jahrhundert die „Grenzen des Wachstums“ bereits überschritten?
 
        – Ja, schon lange! Der „Erdüberlastungstag“ rückt ja immer weiter nach vorne, dieses Jahr ist er für Deutschland schon am 4. Mai. Das heißt, wenn alle Menschen auf der Welt mit so einem Ressourcenverbrauch leben würden wie wir, würden wir ab diesem Tag sozusagen „auf Pump“ leben. Das zeigt, dass unser Lebensstil nicht nachhaltig und schon gar nicht übertragbar ist auf den Rest der Welt.
 
        Sind Sie von den anhaltenden Nachrichten über Hitzerekorde und Dürreperioden auch manchmal überrascht – oder sind das alles Dinge, die Sie so erwartet haben? Ihr Doktorvater Klaus Hasselmann hat schließlich schon in den 1980er Jahren gesagt, dass es notwendig sei, von fossilen Brennstoffen loszukommen.
 
        – Die Entwicklung war vorherzusehen, die Forschung dazu hat ja schon vor über hundert Jahren begonnen. Wie CO2 die Temperatur beeinflusst, hat der Nobelpreisträger Svante Arrhenius 1896 ausgerechnet. Der wusste zwar nicht, wie sich der CO2-Gehalt der Luft verändern würde, hat aber verschiedene Fälle durchgerechnet. Und im Prinzip sind seine Berechnungen von damals immer noch gültig. Sie sind vielleicht ein bisschen zu hoch gewesen, was die Erwärmung angeht. Aber trotzdem: Das ist sensationell, wenn man sich vergegenwärtigt, dass es damals weder Computer noch Satelliten gab, und er das mit Papier und Bleistift ausgerechnet hat. Insofern ist das alles keine Überraschung, sondern es ist – leider – genauso gekommen, wie es die Wissenschaft vorhergesehen hat.
 
        Auf was muss sich Deutschland in nächster Zeit einstellen?
 
        – Eines vorweg: Trotz all der Fortschritte, die wir in der Klimaforschung gemacht haben, besteht natürlich trotzdem eine gewisse Unsicherheit. Das Klimasystem ist so komplex, dass wir es nicht in allen Details vorhersagen können. Wir wissen zwar ein paar Dinge, aber in dem Maße, wie die Erwärmung immer stärker wird, kommen wir irgendwann vielleicht auch in die nicht-linearen Bereiche, und dann reden wir über Kipppunkte. Doch niemand weiß, bei welcher kritischen Erwärmung wir sie überschreiten. Das ist eigentlich der beste Grund für mich, die Erwärmung so weit es geht zu begrenzen. Ich vergleiche das immer mit einem Autofahrer, der mit Höchstgeschwindigkeit auf der Autobahn im Nebel fährt und nicht weiß, ob da gleich ein Stau-Ende kommt oder nicht. Und in dem Fall muss es heißen: Runter vom Gaspedal. Was das Klima angeht, gilt das für uns jetzt auch: Runter vom Gaspedal! Oft wird Unsicherheit so interpretiert, dass man sagt: „Da müssen wir nichts tun.“ Aber ich finde, es ist genau umgekehrt: Unsicherheit ist meiner Meinung nach der beste Grund, nicht durch eigenes Erleben herausfinden zu wollen, was am Ende wirklich passiert.
 
        Sind Ereignisse wie die Flut im Ahrtal 2021 oder anhaltende Dürresommer wahrscheinlicher geworden?
 
        – Die sind wahrscheinlicher geworden, obwohl man nicht sagen kann: Die Ahrtalflut ist jetzt eine direkte Folge der globalen Erwärmung. Das ist wie mit einem gezinkten Würfel. Wenn wir ihn auf die Sechs zinken, kommt die Sechs häufiger, aber Sie können nie sagen: Okay, diese eine Sechs, die war es jetzt, die ist auf das Zinken zurückzuführen.
 
        In ihrem Buch „Countdown“ von 2022 heben Sie die Bedeutung sogenannter compound events hervor. Können Sie kurz erklären, was das ist?
 
        – Compound events heißt übersetzt „zusammengesetzte Ereignisse“. Wetterextreme können ja gleichzeitig auftreten oder kurz hintereinander. Wenn ich mir zum Beispiel vorstelle, wir haben eine lange Trockenheit, die Böden sind ausgedörrt, und dann gibt es auf einmal heftige Regenfälle. Starkregenfälle sind dann natürlich viel schlimmer, als wenn die auf einen Boden gefallen wären, der nicht so ausgetrocknet ist. Es können also bestimmte Dinge zusammentreffen, und dann potenzieren sich die Auswirkungen.
 
        Eine wärmere Welt ist ja tendenziell eine feuchtere Welt. Für manche klingt das wie ein Widerspruch: Warum ist Wassermangel in einer feuchteren Welt ein Problem?
 
        – Weil es regionale Unterschiede gibt. Globale Erwärmung heißt ja nicht, dass es sich überall gleich stark erwärmt, sondern es gibt Regionen, die erwärmen sich besonders stark, wie die Arktis oder auch Europa, und es gibt Regionen, gerade auf der Südhalbkugel, die haben sich so gut wie gar nicht erwärmt. Das Gleiche gilt auch für Regenfälle. Tendenziell ist es so, dass dort, wo ohnehin schon viel Regen fällt, noch mehr Regen fällt, und dort, wo eher wenig Regen fällt, noch weniger Regen fällt. Der Klimawandel ist in dieser Hinsicht ungerecht.
 
        Laut Synthesereport vom Weltklimarat IPCC, der im März 2023 vorgestellt wurde, müssten die globalen Treibhausgasemissionen bis 2030 halbiert werden, um das 1,5-Grad-Ziel noch zu erreichen. Die EU möchte bis 2050 klimaneutral sein. Beides erscheint derzeit utopisch. Kann es für uns nur noch um Anpassung an den Klimawandel gehen und gar nicht mehr um dessen Bekämpfung?
 
        – Anpassen müssen wir uns so oder so. Die 1,5 Grad sind übrigens nicht das Hauptziel des Pariser Klimaabkommens, das Hauptziel lautet „deutlich unter 2 Grad“. Zwar hat man vereinbart, dass man „alle Anstrengungen“ unternehmen will, die Erwärmung auf 1,5 Grad zu begrenzen, aber das ist eine Illusion. Dazu müssten die weltweiten Emissionen drastisch sinken, und noch steigen sie ja. Deswegen finde ich es am Thema vorbei, wenn man immer auf dieser Marke rumreitet, die ohnehin nicht mehr zu halten ist. Gerade hier in Deutschland hat man ab und zu das Gefühl, dass man glaubt, dass es irgendeine Auswirkung auf das Weltklima hat, wenn wir hier auf 1,5-Grad-Kurs sind – das ist halt nicht so. Das heißt nicht, dass wir nichts tun sollen, schließlich ist es wichtig, dass ein Industrieland wie Deutschland zeigt, dass es funktionieren kann. Aber über diese Globalität wird kaum gesprochen. Es nutzt ja nichts, wenn China weiterhin so einen gigantischen Ausstoß hat – derzeit hat das Land einen Anteil von 30 Prozent an den weltweiten Emissionen – und sagt: Wir wollen den Höhepunkt unserer Emissionen erst 2030 erreichen. Die Realität ist, dass alle Menschen im gleichen Boot sitzen. Die Weltgemeinschaft muss gemeinsam handeln. Wichtig ist auch, dass man versteht, warum das so ist: CO2 bleibt für Jahrhunderte und länger in der Atmosphäre, weswegen der Ort des Ausstoßes irrelevant ist. Insofern kann man das Klima nicht national schützen.
 
        Welche Präventionsmaßnahmen sind aus Ihrer Sicht zu priorisieren, um sich gegen Dürren, Starkregenfälle und anderes mehr zu wappnen?
 
        – Man muss zuallererst anerkennen, dass wir jetzt schon in einem anderen Klima leben. Das heißt also, wenn es mal eine extreme Dürre gegeben hat, sollte man nicht glauben, dass es hundert Jahre bis zur nächsten dauert. Das Gleiche gilt für Starkniederschläge. Wir müssen uns zudem vergegenwärtigen, dass sich die Dinge immer weiter beschleunigen werden, je wärmer es wird, und dass es kein Zurück mehr gibt. Wir müssen also zusehen, dass zum Beispiel die Landwirtschaft mit weniger Wasser auszukommen versucht, und in vielen weiteren Bereichen umdenken. Ein großes Thema ist auch Gesundheit: Hitzewellen töten Menschen. Letztes Jahr gab es in Europa mindestens 15000 Hitzetote, in Deutschland waren es auch ein paar Tausend. Das wird oft vergessen. In Städten ist mehr Begrünung wichtig, weil Verdunstung kühlt. Es gibt aber auch Grenzen der Anpassung – man kann sich nicht an alles anpassen – und auch Grenzen der Finanzierbarkeit.
 
        Nach dem Angriff Russlands auf die Ukraine hat man gesehen, dass manche Dinge, die vorher undenkbar schienen, sehr schnell entschieden und in die Wege geleitet wurden. Kann so etwas ein Vorbild sein für effektiveren Klimaschutz?
 
        – Auf jeden Fall sind wir zu langsam, das ist klar. Wir könnten schnell handeln – das haben wir bei Corona gesehen, wir haben es infolge des Krieges gesehen –, aber für die Umwelt sind nicht mal eben von einem Tag auf den anderen 100 Milliarden Euro da. Das zeigt die unterschiedliche Wertigkeit der Probleme. Die Umwelt hat irgendwie keine Lobby, und sie scheint auch keinen Wert zu haben, deswegen bleibt sie auf der Strecke. Und dann sagen wir: „Okay, das hat noch Zeit, wir können noch warten.“ Aber der Club of Rome hat damals in „Die Grenzen des Wachstums“ schon gesagt: „Wenn die Belastungen und Zwänge offen zutage treten, haben wir zu lange gewartet.“ Und ich glaube, in der Situation sind wir allmählich angekommen.
 
        Kann man den Extremwetterereignissen insofern etwas Gutes abgewinnen, weil endlich die Alarmglocken schrillen?
 
        – Sie tun es ja eigentlich nicht, trotz all der Extreme, die wir erleben. Der Schrecken geht ja immer wieder vorbei, und dann ist scheinbar alles gut. Diese Kurzfristigkeit ist in den Köpfen vieler Menschen verankert, auch in der Wirtschaft. Ich habe da eine gewisse Sympathie für die Amerikaner, die mit ihrem Inflation Reduction Act 2022 einen ordentlichen Aufschlag gemacht haben. Da sind jetzt mal ein paar Hundert Milliarden US-Dollar für den Klimaschutz vorhanden. Die Amerikaner sind uns auch voraus, was die „Denke“ angeht – die wissen ganz genau, dass Klimaschutz am Ende des Tages auch der Wirtschaft förderlich ist. Ich habe vor ein paar Wochen einen Artikel gelesen, da ging es um Leute in Texas, dem Öl-Land überhaupt, und ein Farmer sagte: „Wir haben Wind gefunden.“ Denen ist völlig egal, ob das was mit Klima zu tun hat oder nicht, Hauptsache, sie verdienen Geld. Bei uns ist die Industrie zurückhaltender, sieht Klimaschutz als wirtschaftsfeindlich – aber das Gegenteil ist der Fall.
 
        Sie schreiben, vor allem die Finanzindustrie sei entscheidend. Warum?
 
        – Wir reden über gigantische Investitionen, wir müssen innerhalb weniger Jahrzehnte eine weltweite Energiewende hinbekommen. Was nicht passieren darf – aber das passiert gerade –, ist, dass die Investoren nicht wissen, in welche Richtung es eigentlich geht. Und wenn dann, wie im Rahmen der europäischen Taxonomie, auf einmal Atomkraft und Erdgas gefördert werden, dann gehen die benötigten Finanzströme nicht so schnell dorthin, wo sie gebraucht werden. Wir müssen die Rahmenbedingungen so setzen, dass Investoren sehen, dass mit den neuen Technologien viel Geld verdient werden kann.
 
        Ist die kapitalistische Profitorientierung an sich nicht auch ein Problem?
 
        – Nicht die Profitorientierung an sich. Das Problem ist, dass wir Profit auf Kosten der Umwelt generieren. Das heißt, wir müssen ein paar Regeln einziehen. Es kann nicht angehen, dass Unternehmen dort hingehen, wo die Umwelt- und sozialen Standards möglichst niedrig sind. Wären die Standards überall gleich, würde das nicht passieren. Wir dürfen nicht den Fehler machen, dass wir Umweltzerstörung subventionieren – aber das tun wir. Der Kapitalismus ist dabei immer noch das beste System, weil er das einzige System ist, das Innovation hervorbringt und eine unheimliche Dynamik entfachen kann. Wenn man also mit erneuerbaren Energien Geld verdienen kann, dann gibt es kein Halten mehr. Aber es dürfen eben keine Fehlanreize gesetzt werden.
 
        Sie haben vor einigen Jahren gesagt, jeder Einzelne zähle, jeder kleine Schritt helfe. Aber ist das nicht auch Teil des Problems, dass man den Einzelnen bislang, wenn überhaupt, nur kleinste Schritte zumutet? Wie schafft man auch als „Normalverbraucher“ größere Schritte?
 
        – Naja, es muss sich lohnen. Die allermeisten Menschen tun nichts nur deshalb, weil sie gute Menschen sind, sondern weil sie davon profitieren. Das fehlt mir auch in der deutschen Politik: Die Menschen wissen gar nicht genau, warum sie Klimaschutz betreiben sollen, weil sie nicht sehen, dass sie etwas davon haben. Es kann doch nicht sein, dass wir immer mehr Erneuerbare im System haben und der Strom immer teurer wird. Das versteht kein Mensch. Das sind genau diese Fehlanreize, von denen ich gesprochen habe. Erneuerbare Energie ist die billigste Art, Strom zu erzeugen, viel billiger als aus Fossilen oder Atomkraft. Da müssen wir ansetzen: Die Leute müssen profitieren, die Leute müssen das Gefühl haben: „Okay, wenn hier Windräder und Solardächer gebaut werden, dann wird meine Stromrechnung auch kleiner.“
 
        Gemessen an den alarmierenden Aussagen in Ihrem Buch treten Sie öffentlich ansonsten erstaunlich unalarmistisch auf. Wie kommt diese Diskrepanz zustande?
 
        – Es schlagen schon zwei Herzen in meiner Brust. Einmal das Herz des Wissenschaftlers, und der sieht die Dinge, wie sie sind – und die sehen nicht gut aus. Andererseits weiß ich eben auch, dass wirksamerer Klimaschutz möglich wäre, dass die technologischen Möglichkeiten existieren, dass das Geld existiert – dass es eigentlich nur an politischem Willen fehlt. Und als Mensch hat man immer Hoffnung, daher kommen diese unterschiedlichen Gesichter zustande. Wir sind wirklich in einer Situation, die einen auf der einen Seite verzweifeln lassen könnte, auf der anderen Seite sieht man aber auch, dass es positive Aspekte gibt. Gerade hinsichtlich der erneuerbaren Energien: Vor ein paar Jahrzehnten hätte niemand geglaubt, dass die so einen Siegeszug feiern würden. Das sind die Dinge, die mir Hoffnung machen.
 
        Wie läuft Ihrer Auffassung nach der Dialog zwischen Forschung, Politik und Gesellschaft: Was funktioniert gut, wo wünschen sie sich, dass Dinge besser laufen?
 
        – Was gut funktioniert, ist der Wissenstransfer. Die Ergebnisse liegen ja schon lange auf dem Tisch: Der erste Bericht des Weltklimarats ist 1990 erschienen, und im Prinzip steht da alles drin. Seitdem weiß die Politik auch, was Sache ist. Das Problem ist nur, dass wir nicht vom Wissen zum Handeln kommen. Dieser Weg funktioniert überhaupt nicht. Und es ist eben die Frage: Warum ist das so? Wenn Sie sich Vorträge von Angela Merkel anhören – die hätte ich auch halten können, da gibt es überhaupt keinen Unterschied, auch nicht in der Dringlichkeit. Und trotzdem hat sie nicht entsprechend gehandelt. Das gilt für unheimlich viele Politikerinnen und Politiker. Dann heißt es immer: „Ja, lieber Herr Latif, Sie haben Recht“ und „Klar, kann man so machen, aber sie müssen die politischen Mehrheiten dafür finden“. Und diese politischen Mehrheiten, die sind nicht da, daran scheitert es immer – zumindest erzählen mir die Leute aus der Politik, dass es daran scheitert. Das erleben wir ja im Kleinen gerade mit der Ampelkoalition, dass in einer Regierung Konflikte offen zutage treten, und dann können sie sich nur auf den kleinsten gemeinsamen Nenner einigen. Und der reicht einfach nicht, um wirklich etwas Substanzielles zu bewegen.
 
        Kompromisse zu schließen gehört ja zum Wesen der Demokratie. Ist sie also hinderlich? Wie ließe sich demokratisch dafür sorgen, dass man sich nicht nur auf den kleinsten gemeinsamen Nenner einigt?
 
        – Ich will auch keine Ökodiktatur, um Gottes willen. Sie haben gesagt, Demokratie lebt von Kompromissen, und das ist auch richtig. Nur begreift die Politik nicht, dass das mit Physik nicht geht. Sie können mit Physik nicht verhandeln und auch keine Kompromisse schließen. Wenn Sie also immer mehr Treibhausgase in die Atmosphäre lassen, dann muss es wärmer werden, mit all den Konsequenzen, die sich daraus ergeben. Und das, glaube ich, ist noch nicht so richtig angekommen, weder in den Köpfen der Politik noch in den Köpfen der Wirtschaft. Irgendwie glaubt man immer, dass man das noch so ein bisschen dehnen kann – und das geht eben nicht. In so einer Situation braucht es den Konsens aller demokratischen Parteien: Wir wollen bis 2030 65 Prozent unserer Treibhausgase gegenüber 1990 verringert haben, und 2045 wollen wir klimaneutral sein – also ziehen wir das jetzt durch, egal wer an der Regierung ist und wer in der Opposition ist. Aber das geschieht nicht.
 
        Kann die vermehrte Klimakommunikation auch negative Auswirkungen haben – im Sinne einer Gegenbewegung oder einer Ideologisierung der Debatte?
 
        – Ja, das war immer meine Befürchtung, genau das passiert auch. Menschen differenzieren nicht, und dann wird die ganze Klimaforschung in einen Topf mit der „Letzten Generation“ geworfen. Dann wird nur noch über die Form des Protests geredet, aber nicht mehr darüber, wie wir unsere Klimaziele eigentlich erreichen. Da muss ich auch den Medien einen Vorwurf machen. Ich weiß nicht, warum man immer diesen Aufregungsjournalismus braucht, anstatt zu sagen: Wir wollen klimaneutral werden – welche Möglichkeiten haben wir? Warum seid ihr nicht dafür, und warum seid ihr dafür? Und wie könnt ihr zusammenkommen?
 
        Also sehen sie die Proteste der „Letzten Generation“ und anderer gar nicht als notwendigen Weckruf?
 
        – Ich glaube, deren Proteste sind kontraproduktiv. Einen Weckruf hat es schon lange nicht gebraucht, den gibt es jedes Jahr auf den Weltklimakonferenzen. Bei der letzten Konferenz hat zum Beispiel der UN-Generalsekretär gesagt: „Wir sind auf dem Highway zur Klimahölle, mit dem Fuß auf dem Gaspedal.“ Wer weiß denn nicht, worum es geht? Es braucht keinen Weckruf. Wir wissen es alle. Das Problem ist: Wir können CO2 nicht sehen, obwohl wir einen gigantischen Wert in der Atmosphäre haben. Er ist schon längst durch die Decke geschossen, aber wir merken es nicht, weil sich der Himmel nicht so hässlich bräunlich einfärbt und es auch nicht stinkt. Unsere fünf Sinne sind nicht dazu geeignet, das wahrzunehmen. Die Schwierigkeit liegt in der Abstraktheit des Problems. Aber wie es schon in „Die Grenzen des Wachstums“ hieß: Nichts zu tun, erhöht die Wahrscheinlichkeit eines Kollapses. Wollen wir wirklich so lange warten, bis wir im absoluten Chaos stecken, oder wollen wir gemeinsam den Ball aufnehmen und handeln, zum Besten auch der Ökonomie? Denn wer da zurückbleibt, der wird auch seinen Wohlstand nicht behaupten können.
 
        Letztlich geht es also darum, demokratische Mehrheiten für besseren Klimaschutz durch ökonomische Anreize zu organisieren?
 
        – Genau das ist der Punkt. In erster Linie geht’s um Energie beim Klimaproblem, und ich glaube tatsächlich: Das Land, das billige Energie zur Verfügung stellen kann, wird einen enormen Wettbewerbsvorteil haben. Wir sehen es ja gerade auch in Deutschland: Wo gibt es Flächen? Wo siedeln sich jetzt schon ein paar Firmen an? Nun kann man über Tesla sagen, was man will, aber es hat sich nun mal in Brandenburg angesiedelt. Es ist ein Standortvorteil, wenn man auf billige erneuerbare Energie hoffen kann. Diesen Trend darf man nicht verschlafen.
 
         
          Das Interview führte Johannes Piepenbrink am 3. Mai 2023 in Hamburg.
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        SCHWINDENDER REICHTUM
 
        Vom Umgang mit Wasser in Deutschland
 
        Uwe Ritzer
 
        2023 erlebt Deutschland den nassesten Frühling seit Langem. Im März regnet es so viel wie seit 23 Jahren nicht mehr in diesem Monat. Im April registrieren die etwa 2000 Messstationen des Deutschen Wetterdienstes (DWD) eine Niederschlagsmenge wie zuletzt im April 2008. Im Durchschnitt fallen im Frühjahr im Bundesgebiet 200 Liter Regen pro Quadratmeter, acht Prozent mehr als im Mittel der Jahre 1961 bis 1980. In den westlichen Mittelgebirgen regnet es sogar doppelt, im Berchtesgadener Land dreimal so viel, 600 Liter pro Quadratmeter. Die Natur nutzt die Chance für einen großen Schluck. Sattes Grün überzieht das Land, die Flüsse schwellen an, lokal kommt es zu kleineren, allerdings nicht bedrohlichen Hochwassern. Der viele Regen habe den nach mehreren Hitze- und Dürrejahren ausgetrockneten Waldboden gut getränkt, berichten Forstleute erleichtert. Und der DWD resümiert das nasseste Frühjahr seit zehn Jahren: „In der Summe war das Frühjahr eine Spur zu feucht und ebenso leicht zu mild.“01
 
        Ist also alles gut? Sind damit die Hitzejahre 2018, 2019, 2020 und 2022 abgehakt, ebenso das Extremwetterjahr 2021 mit der verheerenden Flut im Ahrtal? Hat Deutschland sein Wasserproblem, respektive sein Dürreproblem überwunden? Einmal mehr offenbart sich, dass man Wetter nicht mit Klima verwechseln darf. Klima ist, wenn man so will, die langjährige Aneinanderreihung von Wetter. Entsprechend tiefgreifend sind die Folgen von Klimaveränderungen. Nasser Frühling hin oder her – die trockenen Sommer und kaum Schnee im Winter der vergangenen Jahre haben das Grundwasser selbst im eigentlich wasserreichen Bayern auf ein extrem niedriges Niveau sinken lassen, warnt mitten in das nasse Frühjahr hinein das dortige Landesamt für Umwelt: „So niedrige Grundwasserstände wie 2023 wurden Mitte März bisher nicht gemessen.“02
 
        Etwa zur selben Zeit verabschiedet die Bundesregierung einen ambitionierten Plan, der auf den ersten Blick so gar nicht zur Witterung passt: eine „Nationale Wasserstrategie“.03 Sie soll sicherstellen, dass es auch in dreißig Jahren und darüber hinaus überall und jederzeit hochwertiges und bezahlbares Trinkwasser gibt. Gewässer und Grundwasser sollen sauber und der naturnahe Wasserhaushalt gestärkt beziehungsweise wiederhergestellt werden. Die Abwasserentsorgung will die Bundesregierung nach dem Verursacherprinzip organisieren. „Wasserversorgungs-Infrastruktur und Wassernutzung werden an die Folgen der Klimakrise angepasst“, heißt es in der Zusammenfassung der wichtigsten Strategieziele.04 Initiiert von der Vorgängerregierung unter Bundeskanzlerin Angela Merkel wurde diese Strategie entwickelt. Warum? Weil Deutschland auf ein existenzielles Problem zusteuert. Die Wasserreserven schwinden so rasch wie nie. Ursache ist der Klimawandel. Noch sei es nicht zu spät zum Gegensteuern, sagen Experten, aber es müsse etwas geschehen – und zwar schnell.
 
        KLIMAWANDEL IN DEUTSCHLAND
 
        Rückblende: Im Sommer 2022 litt Deutschland flächendeckend an Hitzschlag und Sonnenbrand. Landauf, landab Hitzerekorde, braun vertrocknete Wiesen, ausgetrocknete Wälder, schrumpfende Wasserflächen bei Bächen und Seen, Flüsse, die gemessen an ihrer Normalgröße zu Rinnsalen wurden. Am Ende des Jahres bilanzierte der DWD eines der heißesten Jahre seit Beginn der Wetteraufzeichnungen, mit 15 Prozent weniger Regen als im Durchschnitt, 30 Prozent mehr Sonnenstunden und einer Durchschnittstemperatur von 1,7 Grad mehr als im Mittel seit 1881. In manchen Gemeinden, etwa im Hochtaunus, drohte die Trinkwasserversorgung zusammenzubrechen – die Kommunen reagierten, indem sie den Notstand ausriefen. Fortan durften dort keine Gärten mehr gegossen, keine privaten Pools mehr mit Leitungswasser befüllt, keine Rasenflächen mehr gesprengt werden. Der Wasserverband Strausberg-Erkner in Brandenburg schuf die rechtliche Möglichkeit, in Notzeiten gegen die Androhung von Strafe den täglichen Wasserverbrauch auf 105 Liter pro Person zu reduzieren. Normal verbraucht ein Mensch in Deutschland täglich 128 Liter Wasser. Manche Hitze-Hotspots wie Mainfranken unweit von Würzburg ähnelten kargen Kulissen von Italo-Western. In Würzburg selbst hatte man bereits im Hitzesommer 2018 rund 5000 vertrocknete Bäume fällen müssen.
 
        Erst 2019 hatte Klimaforscher Heiko Paeth von der Universität Würzburg prognostiziert, Unterfranken werde ein Klima bekommen wie das südfranzösische Bordeaux.05 Immer vorausgesetzt, die Welt schafft es nicht, ihre Klimaziele zu erreichen und die Erde erwärmt sich weiter wie bisher. Mit einer um vier bis fünf Grad höheren Durchschnittstemperatur pro Jahr, bis zu 30 Prozent weniger Niederschlag im Sommer und 10 Prozent mehr Regen im Winter sei dann zu rechnen, sagt Paeth. Im Sommer werden immer längere Hitzeperioden für höheren Wasserverbrauch und viel Wasserverdunstung sorgen. Und der Regen wird als eine Folge des Klimawandels künftig häufiger als Extremniederschlag auf die Erde fallen, nämlich in größeren Mengen und mit einer Wucht, die der Boden nicht mehr verarbeiten kann. Das Wasser fließt ab, ohne dass es sich in den Trinkwasserkreislauf integriert. Paeth nennt das den „Blumentopf-Effekt“: Wer eine Zimmerpflanze vertrocknen lässt, sie dann irgendwann gießt, kann beobachten, wie das Wasser nicht in der trockenen Erde versinkt, sondern oberflächig abfließt. Das hat Auswirkungen auf das Grundwasser, aus dem hierzulande 60 bis 65 Prozent des Trinkwassers gewonnen wird.
 
        Schon für 2019 meldete das Deutsche Geoforschungszentrum in Potsdam ein Wassermassendefizit von 43,7 Milliarden Tonnen in Deutschland. Die Niederschläge reichen nicht aus, um die Speicher wieder vollständig zu füllen. Besonders eindrucksvoll führt eine Satellitenmission der US-Raumfahrtbehörde NASA und des Deutschen Zentrums für Luft- und Raumfahrt namens Grace vor Augen, dass Deutschland ein eklatantes Wasserproblem hat, das ein nasses Frühjahr allein nicht lösen kann. Im Zuge der Mission sammeln zwei Satelliten Daten über die sich stetig verändernde Schwerkraft der Erde und daraus resultierende Veränderungen bei den Wasservorräten. Die Ergebnisse, die der federführende kanadische Wissenschaftler Jay Famiglietti 2022 präsentiert hat, sind besorgniserregend. Demnach hat die Bundesrepublik seit 2000 etwa ein Fünftel seiner Wasservorräte eingebüßt; das entspricht in etwa der Wassermenge des Bodensees. Jedes Jahr gehen Deutschland etwa 2,5 Gigatonnen – das sind räumlich zweieinhalb Kubikkilometer – Wasser verloren. „Damit gehört es zu den Regionen mit dem höchsten Wasserverlust weltweit“, sagt Famiglietti.06
 
        Vor zwanzig oder dreißig Jahren wäre niemand auf die Idee gekommen, dass es eine nationale Wasserstrategie braucht, um die Versorgung von Menschen und Natur mit dem existenziellen Gut langfristig zu organisieren und sicherzustellen. Immer war genug da, mehr als genug sogar – für die Trinkwasserversorgung, die Getränkeindustrie, die Landwirtschaft samt Obst- und Gemüseanbau, die Industrie und die Energieversorger, die mit gewaltigen Mengen ihre Anlagen und Kraftwerke kühlen. Das meteorologische Verhältnis und Wechselspiel zwischen Sonne, Wärme und Niederschlägen war in unseren Breiten intakt, ja, geradezu ideal. „Deutschland war immer in einer Luxusposition“, sagt etwa die Hydrogeologin Irina Engelhardt. „Wir hatten einfach immer genug. Wasser war ja quasi Abfall in Deutschland. Und wenn man von etwas genug hat, kümmert man sich auch nicht so darum.“07 Wassernotstand, Dürreprobleme, unbeherrschbare Fluten – in Deutschland gab es all das nie oder nur sehr vereinzelt, im Gegensatz zu anderen Regionen des Erdballs.
 
        VERTEILUNGSFRAGEN
 
        Den Vereinten Nationen zufolge haben 2,2 Milliarden Menschen keinen Zugang zu sauberem Wasser. 1,42 Milliarden Menschen, vor allem in Afrika, Asien und Lateinamerika, leben in großer Unsicherheit hinsichtlich ihrer Wasserversorgung. Vier Milliarden leben in Regionen, „die in mindestens einem Monat pro Jahr von Wasserknappheit betroffen sind“, so die UNESCO, die Organisation der Vereinten Nationen für Erziehung, Wissenschaft, Bildung und Kultur. Das ist die Hälfte der Weltbevölkerung. Dieselbe Zahl an Menschen hat keinen regelmäßigen Zugang zu sauberen und sicheren Sanitäranlagen. Dieser Hinweis ist von enormer Bedeutung, denn eine gesunde Trinkwasserversorgung funktioniert nur, wenn auch die Abwasserentsorgung geklärt ist. Und noch ein paar wichtige Zahlen zur Einordnung des Themas: Das Wasser auf der Erde ist zu 97 Prozent Salzwasser. Von den drei Prozent Süßwasser können etwa drei Prozent als Trinkwasser genutzt werden.
 
        Die Erkenntnis, dass auch Deutschland langsam, aber sicher auf ein Wasserproblem zusteuert, sickert erst seit wenigen Jahren ins kollektive Bewusstsein. Das hat auch damit zu tun, dass die Bundesrepublik hydrogeologisch nicht einheitlich beschaffen ist. Es gibt sowohl trockene Regionen – wie Unterfranken, den Hochtaunus, die Region um Lüneburg, weite Teile Brandenburgs oder Mecklenburg-Vorpommerns – als auch niederschlagsreiche und entsprechend nasse Landstriche, zum Beispiel unmittelbar entlang der Alpen. Letzteres bestätigen im Übrigen auch die Wetterdaten aus dem Frühjahr 2023 mit den hohen Regenmengen im Berchtesgadener Land.
 
        Vor diesem Hintergrund war es weder überraschend noch falsch, sondern logisch, dass Bundesumweltministerin Steffi Lemke bei der Vorlage der Nationalen Wasserstrategie mit einem Vorschlag besondere Aufmerksamkeit erregte: Man könne doch Wasser aus nassen Regionen der Republik über Fernleitungen in trockene Gegenden pumpen und so einen Ausgleich schaffen. Das ist keine neue Idee. Bereits jetzt kommt knapp ein Viertel des Trinkwassers in den Haushalten hierzulande aus Fernleitungen. Das gilt vor allem für Ballungszentren. Hamburg etwa bedient sich zu einem erklecklichen Teil aus den Ressourcen südlich der Hansestadt. München schöpft aus dem Voralpenland, konkret aus dem Mangfall- und dem Loisachtal. Der fränkische Ballungsraum Nürnberg-Fürth-Erlangen schafft einen Großteil seines Trinkwassers über eine mehr als hundert Kilometer lange Fernleitung aus der Donau-Lech-Mündung im bayerischen Schwaben heran. Auch die Versorgung in Baden-Württemberg gründet wesentlich auf Fernleitungen, die vor allem im Bodensee schöpfen. Und den Ballungsraum Frankfurt-Offenbach versorgt der Fernversorger Hessenwasser.
 
        Fernwasserversorgung ist sinnvoll und unverzichtbar, aber kein immer und überall taugliches Mittel. Das hat vor allem drei Gründe.
 
        Erstens sinken auch in den Einzugsbereichen vieler Fernwasserversorger allmählich die Grundwasserpegel. Auch dort sind die Vorräte nicht unendlich. Das gilt selbst für die Alpen, den größten kontinentalen Wasserspender, der in seinen Anrainerstaaten 170 Millionen Menschen versorgt. Der Gebirgszug liefert noch immer reichlich, aber in der Tendenz immer weniger Wasser – nicht zuletzt deshalb, weil der winterliche Schneefall infolge des Klimawandels kontinuierlich abnimmt. Folglich gibt es im Frühjahr weniger Schmelzwasser.
 
        Zweitens ist der Bau von Fernwasserleitungen über große Strecken aufwendig, langwierig und teuer. 14 Jahre hat es gedauert, eine solche Fernwasser-Pipeline vom Ostharz in die Region Halle an der Saale hineinzuziehen, mehrere Jahre für Planung und Genehmigungsverfahren nicht eingerechnet. Die Leitung ist 42 Kilometer lang und kostete 62 Millionen Euro.
 
        Warum Fernwasserversorgung kein Allheilmittel ist, liegt drittens im Bereich Verantwortung. Den Wassergesetzen wohnt das Prinzip inne, dass eine Region sich zunächst einmal aus sich selbst heraus mit Trinkwasser versorgen soll. Das bedeutet, sich bei Knappheit über neue Quellen und Brunnen Gedanken zu machen, aber auch über die Sinnhaftigkeit der eigenen Wasserbewirtschaftung und Einsparmöglichkeiten. Sich an die Fernwasserversorgung anzuschließen, kaschiert das Problem: Die regional Verantwortlichen schieben die Zuständigkeit ab und machen es sich damit einfach.
 
        In Bayern gibt es dafür ein besonders skurriles Beispiel. Das 13000 Einwohner zählende Treuchtlingen im Altmühltal sitzt auf reichlich Wasservorkommen. Abgesehen vom kommunalen Thermalbad nutzt ausschließlich der örtliche Mineralwasserhersteller Altmühltaler die Quellen und Brunnen vor Ort. Seit Anfang 2023 Teil des Handelsriesen Aldi, pumpt die Firma zum Teil 10000 Jahre altes und entsprechend reines Tiefengrundwasser aus der Erde, füllt es in PET-Flaschen ab und verkauft es über den Discounter. Das Unternehmen zahlt dafür keinen Cent an die Stadt, obwohl Wasser an sich ein Allgemeingut ist, das allen gehört. Das Treuchtlinger Leitungswasser kommt hingegen über die Fernleitung aus der Donau-Lech-Mündung. Das führt zu einer bizarren Situation: Wenn eine Treuchtlingerin Treuchtlinger Wasser trinken will, muss sie es beim Discounter kaufen. Denn das aus der Leitung kommt aus 40 Kilometern Entfernung.
 
        Jahrzehntelang thematisierte kaum jemand ernsthaft solche Zustände, auch in Treuchtlingen nicht. Seit geraumer Zeit allerdings sind es die Mineralwasserhersteller, die als erste von Verteilungskämpfen um Wasser hierzulande betroffen sind – ob in Treuchtlingen, wo die Behörden Altmühltaler 2019 erstmals eine vom Unternehmen geforderte Anhebung des erlaubten Tiefenwasserkontingents von 250000 um weitere 300000 Kubikmeter pro Jahr verweigerten, oder in Lüneburg, wo eine Bürgerinitiative ein ähnliches Vorhaben des Getränkeriesen Coca-Cola ausbremste. Landauf landab ist zu beobachten, dass sich Menschen aus Sorge um Grundwasservorräte zusammenschließen. Das Thema kommt immer stärker in der Mitte der Gesellschaft an. Bei einer Umfrage des Instituts für Demoskopie Allensbach 2022 gaben drei von vier Deutschen an, bewusster und sparsamer mit Wasser umzugehen als früher. Zunehmend werden Kommunalpolitiker und Großverbraucher in Sachen schonende Wasserbewirtschaftung von Bürgerinnen und Bürgern in die Pflicht genommen. Und das Geschäftsmodell von Mineralwasserherstellern, das darauf beruht, ein Allgemeingut je nach Bundesland umsonst oder für marginale Cent-Beträge zu entnehmen und damit privatwirtschaftliche Gewinne zu erwirtschaften, wird immer öfter hinterfragt.
 
        Dabei sind Mineralwasser- oder überhaupt Getränkehersteller bei Weitem nicht die größten Wasserschlucker. Von etwa 20 Milliarden Kubikmetern Frischwasser, die in Deutschland jedes Jahr verbraucht werden, entfallen „nur“ etwa 13 Millionen auf die Mineralwasserproduktion. Das meiste Wasser, nämlich drei Viertel, also rund 15 Milliarden Kubikmeter, verbrauchen Energieversorger und Industrie hauptsächlich zur Kühlung von Kraftwerken und anderen Anlagen – wobei darin auch andere Wirtschaftsbereiche wie die Getränkehersteller und die Landwirtschaft dort eingerechnet sind (Abbildung 1).08 Mehr als 97 Prozent dieses Wassers schöpfen die Betriebe aus eigener Gewinnung, etwa aus Brunnen. Dafür zahlen sie in 13 Bundesländern ein Wasserentnahmeentgelt, im Volksmund „Wassercent“ genannt. Wie der Begriff andeutet, handelt es sich in der Regel tatsächlich um einen winzigen Bruchteil jener 2,50 oder 3 Euro, die ein Privathaushalt für einen Kubikmeter Leitungswasser bezahlt. In Bayern, Hessen und Thüringen gibt es gar keinen Wassercent; dort schöpfen die Betriebe aus Grundwasserreservoirs oder Uferfiltrat, ohne dafür zu bezahlen. Abgesehen von wenigen Insidern stellte das nie jemand infrage. Doch mit dem Klimawandel ist Wasser auf dem besten Weg, nach Gas und Strom das nächste große Ressourcenthema in Deutschland zu werden. Niemand muss Angst haben, im nächsten Hitzesommer zu verdursten. Aber es muss jetzt etwas getan werden, um mittelfristig Versorgungsengpässe und verheerende Folgen für Mensch und Natur zu verhindern.
 
         
          Abbildung 1: Anteile der öffentlichen Wasserversorgung, des Bergbaus und des verarbeitenden Gewerbes, der Energieversorgung und der Landwirtschaft an der Wasserentnahme 2019
 
          [image: Das Tortendiagramm zeigt die Anteile bei der verschiedenen Nutzer an der Wasserentnahme 2019 an: Insgesamt werden in Deutschland 20 Milliarden Kubikmeter Wasser gewonnen. Davon entfallen 44,2 Prozent auf die Energieversorgung, jeweils 26,8 Prozent auf die öffentliche Wasserversorgung sowie den Bereich Bergbau und verarbeitendes Gewerbe und 2,2 Prozent auf die landwirtschaftliche Beregnung.] 
          Quelle: eigene Darstellung nach Umweltbundesamt (Daten: Statistisches Bundesamt, Fachserie 19, 2.1.1 und 2.2, Wiesbaden, verschiedene Jahrgänge)
 
        
 
        NATIONALE WASSERSTRATEGIE
 
        Diesem Ansatz folgt die Nationale Wasserstrategie. „Angesichts der jetzt schon spürbaren Folgen der Klimakrise soll damit die Wasserwende eingeläutet und die Transformation in der Wasserwirtschaft beschleunigt werden“, so das Bundeskabinett bei der Verabschiedung im März 2023. „Mit der Strategie will die Bundesregierung die natürlichen Wasserreserven Deutschlands sichern, Vorsorge gegen Wasserknappheit leisten, Nutzungskonflikten vorbeugen, den Sanierungsstau in der Wasserinfrastruktur angehen sowie den Zustand der Gewässer und die Wasserqualität verbessern.“ Bundesumweltministerin Lemke betonte dabei: „Deutschland steht (…) wie unsere Nachbarländer vor erheblichen Herausforderungen. Die Folgen der Klimakrise für Mensch und Natur zwingen uns zum Handeln. Die vergangenen Dürrejahre haben deutliche Spuren in unseren Wäldern, Seen und Flüssen und in der Landwirtschaft hinterlassen. Extremwetterereignisse treten immer häufiger auf und stellen Kommunen und Länder vor große Probleme. Auch das Thema Wasserverschmutzung ist trotz vieler Erfolge noch lange nicht vom Tisch.“ Ziel der Nationalen Wasserstrategie sei: „Sauberes Wasser muss immer und überall in Deutschland ausreichend verfügbar sein. Dazu müssen unser Grundwasser, unsere Seen, Bäche und Flüsse sauberer werden, außerdem müssen wir unsere Infrastruktur, Landnutzung und Stadtentwicklung an die Folgen der Klimakrise anpassen und Wasser besser in der Landschaft speichern.“09
 
        Das alles klingt wohlfeil, nach einer Selbstverständlichkeit. Ist es aber nicht. Es ist vielmehr ein Paradigmenwechsel, denn Politik und Gesellschaft hierzulande nahmen selten Rücksicht auf das Wasser. Nirgendwo lässt sich dies historisch eindrucksvoller nachvollziehen als am Umgang mit dem Rhein, dem größten deutschen Fluss. „Vater Rhein ist die größte Kloake Europas“, sagte 1962 der für Atomenergie und Wasserwirtschaft zuständige Bundesminister Siegfried Balke. Pharma- und andere Chemiefirmen, Industriebetriebe und Zellstoffhersteller leiteten ihre Abwasser über Jahrzehnte hinweg in den Fluss. Die Kläranlagen entlang des Rheins galten bereits in den 1960er Jahren als veraltet. Schon drei Jahre nach Kriegsende hatte die „Rheinkommission zum Schutz des Rheins vor Verschmutzungen“, eine aus Experten aller Anrainerstaaten bestehende Organisation, die Verschmutzung beklagt – ohne erkennbare Konsequenzen. Es bedurfte erst zweier Umweltkatastrophen 1986, um ein Umdenken einzuleiten. Bei einem Brand auf einem Betriebsgelände des Chemiekonzerns Sandoz floss mit angeblich 20 Tonnen Gift verseuchtes Löschwasser in den Rhein. Kurz darauf gelangten nach einem Störfall beim Chemiekonzern BASF 2000 Tonnen Herbizide in den Fluss. Die deutsche Öffentlichkeit schreckte auf; gar zu erbärmlich war der Zustand des Rheins geworden. Plötzlich wurde „sauberes Wasser“ zum Thema. Grob zusammengefasst, wurden in der Folgezeit Vorschriften verschärft, Kontrollen verbessert und moderne Reinigungstechnik installiert. Um zu zeigen, dass sich der Rhein durch all dies erholt habe, stürzte sich am 14. September 1988 der damalige Bundesumweltminister Klaus Töpfer im Neoprenanzug medienwirksam in den Fluss und schwamm acht Minuten lang zwischen Gustavsburg und Mainz-Weisenau. Die Botschaft der PR-Aktion: Schaut her, man kann im Rhein sogar wieder schwimmen, ohne Angst haben zu müssen, sich zu vergiften.
 
         
          Abbildung 2: Themen der Nationalen Wasserstrategie
 
          [image: Die Abbildung zeigt die zehn strategischen Themen der Nationalen Wasserstrategie in rosafarbenen Kreisen kreisförmig angeordnet. Beschreibung im Uhrzeigersinn: 1. Den naturnahmen Wasserhaushalt schützen, wiederherstellen, dauerhaft sichern – Wasserknappheit und Zielkonflikten vorbeugen. 2. Gewässerverträgliche und klimaangepasste Flächennutzung im ländlichen und urbanen Raum realisieren. 3. Nachhaltige Gewässerbewirtschaftung weiterentwickeln – guten Zustand erreichen und sichern. 4. Risiken durch Stoffeinträge begrenzen. 5. Wasserinfrastrukturen klimaangepasst weiterentwickeln – vor Extremereignissen schützen und Versorgung gewährleisten. 6. Wasser-, Energie- und Stoffkreisläufe verbinden. 7. Leistungsfähige Verwaltungen stärken, Datenflüsse verbessern, Ordnungsrahmen optimieren und Finanzierung sichern. 8. Meeresgebiete (Nord- und Ostsee) intensiver vor stofflichen Einträgen vom Land schützen. 9. Bewusstsein für die Ressource Wasser stärken. 10. Gemeinsam die globalen Wasserressourcen nachhaltig schützen.] 
          Quelle: eigene Darstellung nach BMUV
 
        
 
        35 Jahre später liegen die Dinge etwas komplizierter. Deutschland muss an vielen Stellschrauben drehen, um die Versorgung mit sauberem Trinkwasser langfristig zu sichern. Das ist eine Kernbotschaft der Nationalen Wasserstrategie, die als Gemeinschaftsaufgabe angelegt und entwickelt wurde. Über mehrere Jahre trafen sich ab Oktober 2018 insgesamt etwa 300 Fachleute aus Wasserwirtschaft, Wissenschaft, Verbänden, Landwirtschaft, Expertinnen und Experten aus Behörden sowie nach dem Zufallsprinzip ausgewählte Bürgerinnen und Bürger immer wieder, um in einem „Nationalen Wasserdialog“ die Eckpunkte der Strategie zu entwerfen. Sie definierten Handlungsfelder, skizzierten Handlungsbedarfe, formulierten Ziele und empfahlen konkrete Lösungen. Insofern handelte es sich um einen vorbildlichen, weil nicht abgehobenen, sondern in der Fachwelt und der Gesellschaft gleichermaßen verankerten Entwicklungsprozess. Das folgt auch der Erkenntnis, dass das Thema Wassersicherheit für populistische Ausschlachtung nicht taugt. Nicht die Politiker und Beamten in Brüssel, Berlin oder in den Länderregierungen allein müssen oder können es richten. Die Verantwortung tragen auch nicht die Kommunen oder die Privathaushalte allein, sondern die gesamte Gesellschaft.
 
        Neben dem erklärten Ziel, auch für Mitte des Jahrhunderts eine sichere Versorgung mit sauberem und bezahlbarem Trinkwasser samt effizienter und wirksamer Abwasserentsorgung zu garantieren, wird mit der Nationalen Wasserstrategie ein ganzheitlicher Ansatz verfolgt: Nicht nur die Trinkwasserversorgung soll besser gemanagt werden, sondern es soll durch gesunde Flüsse und Seen auch Vorsorge für Tiere und Pflanzen getroffen werden treffen, um eine vielfältige Fauna und Flora zu erhalten. Das entsprechende Aktionsprogramm aus 78 einzelnen Maßnahmen soll bis 2030 schrittweise umgesetzt werden. Ganz oben auf der Agenda steht die Beseitigung eines gewaltigen Defizits: Es gibt in Deutschland zu wenige belastbare Daten, die Aufschluss darüber geben, wo wieviel Wasser vorhanden ist und wie sich diese Ressourcen entwickeln. Es fehlt an ausreichend Grundwassermessstellen und in der Folge auch an seriösen Prognosen und Szenarien darüber, wann in welcher Region das Wasser knapp werden könnte. Entsprechende Grundlagen zu schaffen, ist eines der wesentlichen kurzfristigen Vorhaben der Bundesregierung.
 
        Zugleich wollen Bund und Länder eine Leitlinie entwickeln, „die einen einheitlichen Orientierungsrahmen für lokale oder regionale Priorisierungsentscheidungen schafft“, wie es in der entsprechenden Ankündigung heißt. „Sie soll insbesondere sicherstellen, dass jederzeit ausreichende, möglichst ortsnahe Ressourcen für die Trinkwasserversorgung zur Verfügung stehen.“10 So soll einerseits der Bedarf etwa an besagter Fernwasserversorgung geklärt und andererseits sollen regionale Wasserversorgungskonzepte vorangetrieben werden. Die Einzelmaßnahmen, die auch in 30 Jahren noch „überall und jederzeit ausreichendes, hochwertiges und bezahlbares Trinkwasser“ garantieren sollen, sind zahlreich und vielfältig. Ganz wesentlich ist, dass Gewässer und Grundwasservorkommen sauberer werden sollen. Das setzt voraus, dass der naturnahe Wasserhaushalt in der Landschaft wiederhergestellt beziehungsweise verbessert werden muss. Hier spielt vor allem die Reduzierung der Nitrat- und Pestizideinträge aus der Landwirtschaft eine Rolle. Auch die Abwasserentsorgung muss nach Überzeugung der nationalen Wasserstrategen weiterentwickelt werden. Mehr denn je soll überdies mit Blick auf Wasser das Verursacherprinzip gelten: „Wer wasserschädliche Produkte oder Wirkstoffe herstellt oder in Verkehr bringt, muss auch verstärkt zur Beseitigung von Schäden in den Gewässern beitragen“, so der Plan.11
 
        AUSBLICK
 
        Kaum veröffentlicht, stieß die Nationale Wasserstrategie in einem wesentlichen Punkt auf Kritik: „Der Vorrang der öffentlichen Trinkwasserversorgung bei Engpässen gegenüber privatwirtschaftlichen Nutzungen ist nicht unmissverständlich festgeschrieben“, monierte Liza Pflaum, Wasserexpertin bei der Bürgerbewegung Campact, die onlinegestützt politische Forderungen und Initiativen aus der Bevölkerung heraus in die Politik einspeist.12 Pflaum fürchtet, dass das von allen betonte, jedoch nirgends verbindlich festgeschriebene Primat der öffentlichen Versorgung im Zweifelsfall aufgeweicht wird, etwa wenn mächtige Konzerne aus der Industrie oder der Getränkewirtschaft ihre Entnahmemengen nicht beschränken lassen wollen. Dass Pflaums Bedenken nicht von der Hand zu weisen sind, zeigte sich fast zeitgleich zur Veröffentlichung der Nationalen Wasserstrategie in Bayern. Dort wollten die Fraktionen von CSU und Freien Wählern im Landtag im Zuge der Fortschreibung des Landesentwicklungsprogramms die Interessen der Getränkehersteller mit denen öffentlicher Versorger gleichstellen. Sogleich brach ein Sturm der Entrüstung los, angeführt von Gemeindetag und Städtetag sowie den kommunalen Trinkwasserversorgern. Ministerpräsident Markus Söder leitete daraufhin die Kehrtwende ein, und CSU und Freie Wähler zogen ihre Anträge zurück. Es sei alles nicht so gemeint gewesen und nur falsch verstanden worden, hieß es.13
 
        Tatsächlich zeigt der Vorgang, dass die Verteilungskämpfe um Wasser bereits begonnen haben, selbst im nassen Bayern. Je knapper das Wirtschaftsgut Wasser hierzulande wird, desto wertvoller wird es, und desto größer werden die Begehrlichkeiten. Ein Indiz dafür ist, dass Lebensmittel- und Getränkekonzerne zuletzt gleich mehrere Mineralwasserhersteller übernahmen – und sich so langfristige Zugänge zu deren Brunnen und Quellen sowie Entnahmerechte und -kontingente sicherten. Red Bull und der Red-Bull-Abfüller Rauch etwa übernahmen die Urstromquelle in Brandenburg, aus der heraus der Altmühltaler-Konzern bis 2022 Edeka und Netto belieferte. Letztgenannte wiederum kauften sich daraufhin die Siegsdorfer Petrusquelle. Aldi Nord übernahm, auch zur Versorgung von Aldi Süd, Altmühltaler in Treuchtlingen und Vitaqua im hessischen Breuna. Die Brauerei Krombacher kaufte Germete in Warburg. Größter Mineralwasser- und Limonadenhersteller ist in Deutschland übrigens die Schwarz-Gruppe, zu der Kaufland und Lidl gehören. Ob es überhaupt vermarktetes Mineralwasser braucht oder Mensch genauso gut Leitungswasser trinken kann, sei dahingestellt.
 
        Bei der Umsetzung der Nationalen Wasserstrategie geht es um weit mehr als nur eine Branche und ein Geschäftsmodell. Es geht um das große Ganze. Die Strategie ist, wenn man so will, ein Bündel von Maßnahmen. Die Probleme aber lauern im Detail: Wenn etwa ein Kommunalparlament Wünschbares umsetzen und – nur ein Beispiel – in einem Neubaugebiet jedem Häuslebauer eine Regenwasserzisterne vorschreiben will, diese dann aber wegen der damit verbundenen Kosten auf die Barrikaden gehen; dann erst wird sich zeigen, wieviel politische Standfestigkeit beim Wasserschutz vorhanden ist. Oder am Beispiel Landwirtschaft: Längst wäre es angebracht, die verschwenderische Flächenberieselung von Äckern – wobei im heißen Sommer das meiste Wasser verdunstet und gar nicht bei den Pflanzen ankommt – durch eine Tröpfchenbewässerung zu ersetzen, bei der Leitungen an oder knapp unter der Erdoberfläche Wasser effektiv zu den Wurzeln transportieren. Eine Vorschrift solcher Tröpfchenbewässerung würde Sinn ergeben, sie würde aber auch die Bauernlobby über die damit verbundenen Investitionen jammern lassen. Drittes Beispiel Industrie: Längst wäre es an der Zeit, den Großverbrauchern viel mehr Geld für Wasser abzuverlangen, um Anreize für betriebsinterne Recycling- und Brauchwassersysteme zu schaffen. Auch da wird das Argument der Kosten und damit der Belastung für die Unternehmen kommen.
 
        An solchen Details wird es sich entscheiden, ob die Nationale Wasserstrategie Erfolg haben wird oder nicht. In ihr sind Ziele und ein großer Plan formuliert – sie ist ein Wunschkatalog, breit gefächert, voller richtiger Ansätze. Die Probleme aber lauern bei der Umsetzung, und Zielkonflikte sind unvermeidbar. Aber gibt es zu konsequentem Wasserschutz eine Alternative? Während Deutschland ein nasses Frühjahr 2023 erlebte, litt Südeuropa unter außergewöhnlich früher Dürre – dann unter Sturzfluten. Und hierzulande ging der Niederschlag im Mai landesweit zurück. Dabei wurde im Nordosten die Trockenheit so markant wie selten zuvor. Denn mit einem nassen Frühjahr, womöglich einem kompletten feuchten Jahr, wird sich das Problem nicht lösen.
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        ZUR ENTWICKLUNG VON WASSERHAUSHALT UND DÜRREN IN DEUTSCHLAND
 
        Andreas Marx · Friedrich Boeing
 
        Die globalen Temperaturen steigen an, Extremwetter nehmen zu, das Meereis geht dramatisch zurück – dies ist heute in der Wissenschaft unumstritten.01 Zu den Folgen des Klimawandels in Deutschland zählt die Zunahme von Starkregenereignissen, aber auch die Zahl aufeinanderfolgender Trockentage vor allem im Sommer sowie die Dauer von Hitzewellen. Diese Vorgänge haben zur Folge, dass hydroklimatische Gefahren wie Dürren größer werden.02 Zahlreiche Wirtschaftsbranchen bekommen die Auswirkungen von Dürren bereits zu spüren, etwa die Energieerzeugung, die produzierende Industrie oder die Wasserversorgung.
 
        Die trockenen Jahre 2018 bis 2020 haben zu einer extremen Dürre bis in tiefere Bodenschichten geführt. Eine Studie mit rekonstruierten Klimadaten zurück bis ins Jahr 1766 hat ergeben, dass im zurückliegenden Vierteljahrtausend mit großer Wahrscheinlichkeit kein größeres Dürreereignis in Mitteleuropa aufgetreten ist.03 Täglich aktualisierte Daten des Deutschen Dürremonitors zum Bodenfeuchtezustand sind seit nunmehr fast zehn Jahren verfügbar.04 Demnach wird für den Gesamtboden bis in zwei Meter Tiefe in einigen Regionen Deutschlands eine mittlerweile fünf Jahre andauernde Dürre ausgewiesen, die auch die Entwicklung von Grundwasserständen beeinflusst. Daraus resultierende Folgen betreffen etwa Wälder und Forstwirtschaft sowie den Naturschutz und die Wasserwirtschaft. Die Landwirtschaft dagegen ist eher von Dürren im Oberboden betroffen, die deutschlandweit 2018 am stärksten ausgeprägt war.
 
        Neben der möglichen klimabedingten Änderung von Extremereignissen ist auch die potenzielle Änderung der langfristigen mittleren Wasserverfügbarkeit bei der Anpassung an den Klimawandel zu berücksichtigen. Das genutzte Wasserdargebot setzt sich im Wesentlichen aus Grundwasser, Fließgewässern und Talsperren zusammen. Im Folgenden werden wir auf einige der zu erwartenden Auswirkungen eingehen.05
 
        SZENARIEN UND SIMULATIONEN
 
        Da die zukünftige Treibhausgaskonzentration der Atmosphäre nicht vorhergesagt werden kann, wird mit Szenarien gearbeitet. Das optimistische Szenario des Weltklimarates „Klimaschutz“ (RCP 2.6) und das pessimistische „Weiter-so“-Szenario (RCP 8.5) bilden die Spannbreite der möglichen Entwicklungen im Klimawandel ab.06 Die damit verbundene Temperaturerhöhung in Deutschland reicht im Median über alle Simulationen von 1,2 Grad Celsius (aus 21 verfügbaren Klimasimulationen unter RCP 2.6) bis 3,6 Grad Celsius (49 Simulationen unter RCP 8.5).
 
        Im Rahmen der Helmholtz-Klimainitiative wurde ein hochaufgelöster Referenzklimafolgendatensatz entwickelt, für den insgesamt 70 Klimasimulationen aus den Projekten EURO-CORDEX sowie ReKliES-DE verwendet wurden.07 Ein Vergleich der simulierten Daten der Vergangenheit mit Beobachtungsdaten ermöglicht die Einschätzung der Modellierungsgüte. Die Klimasimulationen decken das Gebiet Deutschlands sowie die in den Nachbarländern liegenden Ursprungsgebiete von Rhein, Elbe, Oder und Donau ab. Mit dem am Zentrum für Umweltforschung (UFZ) entwickelten mesoskaligen hydrologischen Modell (mHM) wurden Klimafolgen für den Wasserhaushalt abgeschätzt.08
 
        Mit diesem Umweltsystemmodell können neben den täglichen Oberflächenabflüssen zum Beispiel auch Schneespeicher, Bodenwasserkomponenten, Grundwasserneubildung, die aktuelle Verdunstung sowie weitere Faktoren berechnet werden. Das Modell wurde durch alle Klimasimulationen angetrieben, sodass insgesamt 70 Wasserhaushaltssimulationen mit täglichen Daten zwischen 1971 und 2098 vorliegen.09 Die hier eingesetzte Ensemble-Strategie erlaubt eine umfassende Auswertung sowohl der wahrscheinlichsten Entwicklung (Median der Änderungen über alle Klimasimulationen in einem Klimaszenario) als auch der Gesamtspannbreite der möglichen Veränderungen (zum Beispiel für Worst-Case-Betrachtungen) sowie der Robustheit der Änderungen unter verschiedenen Szenarien des Klimawandels.
 
        HITZEWELLEN UND NATÜRLICHES WASSERDARGEBOT
 
        Die Ergebnisse zeigen für Deutschland allgemein, dass die klimabedingten Veränderungen auch unter dem Klimaschutzszenario ungefähr bis zur Mitte des Jahrhunderts anhalten werden und sich danach erst stabilisieren, während unter dem Weiter-so-Szenario die Änderungen bis zum Ende des Jahrhunderts fortschreiten. Neben den mittleren Temperaturen ändern sich auch Hitzeperioden: Bis zum Ende des Jahrhunderts werden bei den Hitzetagen mit Tageshöchsttemperaturen über 30 Grad Celsius unter dem Klimaschutzszenario Zunahmen um etwa vier Tage pro Jahr und unter dem Weiter-so-Szenario um etwa 16 Tage pro Jahr erwartet. Verglichen wird dabei immer gegen die Vergangenheitszeitscheibe 1971 bis 2000, in der im Mittel in Deutschland knapp sechs Hitzetage pro Jahr auftraten. Eine Konsequenz der vermehrten Hitzetage beziehungsweise Hitzewellen ist ein höherer Wasserbedarf, der sich auch in den täglichen Spitzenwasserabgaben der Wasserversorger wiederfindet.
 
        Zukünftige Änderungen des natürlichen Wasserdargebotes werden wesentlich durch den Niederschlag bestimmt. Der Klimawandel wirkt sich auf die Menge und Verteilung des Niederschlages aus. Vor diesem Hintergrund wurden saisonale und jährliche Änderungen des Niederschlages ausgewertet. Generell steigt die Jahresniederschlagssumme mit zunehmender Erwärmung leicht an.
 
        Im Ensemblemedian wird unter dem Klimaschutzszenario regional bis 2050 eine Zunahme zwischen etwa 5 Prozent (Donau, Rhein) und knapp 7 Prozent (Oder) erwartet, danach treten uneinheitliche und nur leichte Änderungen auf. Demgegenüber wird für das pessimistische Weiter-so-Szenario in der Zukunftszeitscheibe 2069 bis 2098 eine Zunahme der mittleren Jahresniederschlagssummen um ungefähr 11 Prozent (Maas) bis knapp 20 Prozent (Oder- und Warnow-Peene-Einzugsgebiet) ersichtlich.
 
        Die Niederschlagsänderungen fallen saisonal sehr unterschiedlich aus. Im Sommer zeigen sich die stärksten mittleren Niederschlagsabnahmen unter dem Weiter-so-Szenario von etwa minus 7 Prozent (Rhein) bis minus 9 Prozent (Maas). Zugleich zeigt sich im Oder-Gebiet eine leichte Zunahme um plus 7 Prozent. Im Winter werden im Median über alle Simulationen hinweg Niederschlagszunahmen erwartet. Diese fallen an Maas mit plus 27 Prozent und im Warnow-Peene-Gebiet mit plus 33 Prozent am stärksten aus.
 
        Die prozentualen Änderungen weisen dabei den Median über alle Simulationen aus und zeigen damit im Rahmen der Modellunsicherheiten die wahrscheinlichste Entwicklung. Zwischen den beiden Extremszenarien finden sich sowohl Simulationen mit stärkeren Niederschlagszunahmen als auch mit Niederschlagsabnahmen. Alle Einzelsimulationen sind somit möglich, aber weniger wahrscheinlich als der Median über das gesamte Simulationsensemble.
 
        Niederschlagszunahmen bedeuten jedoch nicht automatisch mehr verfügbares Wasser. In den vergangenen Jahren wurde in Deutschland der Anstieg der Verdunstung als maßgeblicher Treiber der Wasserhaushaltsänderung diskutiert. So hat sich die klimatische Wasserbilanz als Indikator etabliert, bei der die maximal mögliche Verdunstung (potenzielle Evapotranspiration, PET) berechnet wird. Die PET wird maßgeblich durch die Änderungen der maximalen Temperaturen beeinflusst: Mit der klimawandelbedingten Erwärmung steigt auch die maximal mögliche Verdunstung.
 
        Tabelle 1 zeigt am Beispiel des Elbe-Einzugsgebietes, dass die simulierte Zunahme der tatsächlichen Verdunstung weniger stark ausfällt als die potenzielle. Bei abnehmenden Sommerniederschlägen und regelmäßig stärker austrocknenden Böden in der Vegetationsperiode zwischen Juli und September tritt zukünftig vermehrt eine Limitation der Verdunstung auf, da weniger Wasser verfügbar ist. Weiterhin ist ersichtlich, dass die zukünftige atmosphärische Bilanz von Jahresniederschlag (P, von engl. precipitation) und tatsächlicher Verdunstung positiv ist und somit terrestrisch zukünftig dennoch ein leichter Wasserüberschuss entsteht.
 
         
          Tabelle 1: Zunahme der zukünftigen Wasserverfügbarkeit an der Erdoberfläche am Beispiel des Elbe-Einzugsgebietes, in Millimeter pro Jahr
 
                  
                	 
                  ÄNDERUNG 2069–2098 GEGENÜBER 1971–2000
  
                	 
                  KLIMASCHUTZSZENARIO
  
                	 
                  WEITER-SO-SZENARIO
  
  
                	 
                  Jahresniederschlag (P)
  
                	 
                  +41
  
                	 
                  +108
  
  
                	 
                  Maximal mögliche Verdunstung (PET)
  
                	 
                  +24
  
                	 
                  +61
  
  
                	 
                  Tatsächliche Verdunstung (AET)
  
                	 
                  +18
  
                	 
                  +51
  
  
                	 
                  Wasserverfügbarkeit an der Erdoberfläche(Bilanz P–AET)
  
                	 
                  +23
  
                	 
                  +57
  
  
          
 
          Es wird jeweils die wahrscheinlichste Änderung über alle Klima-Hydrologie-Simulationen zwischen dem optimistischen Szenario Klimaschutz (21 Simulationen RCP 2.6) und dem pessimistischen Weiter-so-Szenario (49 Simulationen RCP 8.5) gezeigt.
 
          Quelle: Helmholtz-Zentrum für Umweltforschung
 
        
 
        Ein weiterer Faktor für das natürliche Wasserdargebot ist die Entwicklung der Wasserstände und Durchflussmengen in Flüssen. Die Auswertung der Änderung der mittleren jährlichen Abflüsse als Teil des zukünftig verfügbaren Wasserdargebotes ergibt insgesamt für Deutschland zunehmende jährliche Abflussmengen. Wie in Abbildung 1 zu erkennen ist, steigern sich diese von Südwesten nach Nordosten sowie mit zunehmender Erwärmung. Jährliche Abnahmen finden sich nur vereinzelt, etwa in der Weser oder im Schwarzwald.
 
         
          Abbildung 1: Relative Änderung der mittleren jährlichen Abflüsse, in Prozent
 
          [image: Anhand von sechs Deutschlandkarten mit farblich markierten Flussläufen – jeweils für drei Zeiträume von 2021 bis 2098 für das Klimaschutzszenario und das Weiter-so-Szenario – ist ersichtlich, dass die jährlichen Abflussmengen insgesamt zunehmen werden. Sie steigern sich von Südwesten nach Nordosten sowie mit zunehmender Erwärmung. Abnahmen finden sich nur vereinzelt, etwa an der Weser und im Schwarzwald.] 
          Die prozentuale Änderung in drei Zukunftszeitscheiben zeigt verglichen mit dem Zeitraum 1971 bis 2000 in den meisten Regionen Deutschlands eine Zunahme (blaue Linien). Oben ist die wahrscheinlichste Entwicklung im Klimaschutzszenario RCP 2.6 dargestellt, unten im pessimistischen Weiter-So-Szenario RCP 8.5.
 
          Quelle: Helmholtz-Zentrum für Umweltforschung
 
        
 
        Für das Wassermanagement spielt zudem die Speicherung eine wichtige Rolle. Daher wurden die zukünftigen Änderungen der jährlichen Zuflüsse für die 96 größten Trinkwasser-Talsperren untersucht. Die Einzugsgebiete im Setup des hydrologischen mHM-Modells wurden anhand hochaufgelöster digitaler Geländemodelle bestimmt. Technische Infrastruktur wird dabei nicht berücksichtigt. Von den 27 Talsperren mit einem Einzugsgebiet größer als 50 Quadratkilometer zeigen unter dem Weiter-so-Szenario bis zum Ende des Jahrhunderts alle Talsperren einen steigenden mittleren jährlichen Zufluss, unter dem Klimaschutzszenario weist eine der Talsperren einen zukünftigen leichten Rückgang des mittleren jährlichen Zuflusses aus.
 
        Der wichtigste Bestandteil des Wasserdargebotes für die Wasserversorgung in Deutschland ist das Grundwasser. Die Grundwasserneubildung beschreibt den Anteil des Niederschlages, der bis ins Grundwasser einsickert. Sie ist unter anderem abhängig von der Art, der Menge und der Intensität des Niederschlages. Niederschläge im Sommerhalbjahr spielen wegen der Vegetationsaktivität und höheren aktuellen Verdunstung im Vergleich zum hydrologischen Winterhalbjahr eine untergeordnete Rolle. Aufgrund großer naturräumlicher und klimatischer Unterschiede schwankt die langjährige Grundwasserneubildung in Deutschland zwischen unter 25 Millimeter pro Jahr, zum Beispiel im Mitteldeutschen Trockengebiet, und deutlich über 350 Millimeter pro Jahr im Mittelgebirgsraum sowie im Alpenvorland und den Alpen.10
 
        Im hydrologischen mHM-Modell wurde die jährliche Grundwasserneubildung aus den täglichen vertikalen Wasserflüssen im Boden abgeschätzt. Wie schon beim Jahres- und Winterniederschlag nimmt der Median der jährlichen Grundwasserneubildung mit zunehmender Erwärmung über alle zukünftigen 30-jährigen Zeiträume zu. Während in den Winterhalbjahren Niederschlag insgesamt zunimmt, nehmen die Tage mit Minimumtemperaturen unter Null Grad Celsius ab. Im Klimaschutzszenario gibt es bis zum Ende des Jahrhunderts im Median 20 Frosttage weniger im Jahr, im Weiter-so-Szenario sind es sogar 58 Frosttage weniger.11
 
        Ein Rückgang von Tagen mit Bodenfrost begünstigt wiederum den relativen Anteil des Niederschlages, der in den Boden einsickert (Infiltration). Die absoluten Änderungen der Grundwasserneubildung sind insgesamt über die gesamte Fläche Deutschlands klein, regional sind diese prozentual aber teilweise hoch. Dies betrifft vor allem den Nordosten Deutschlands, wie in Abbildung 2 ersichtlich ist.
 
         
          Abbildung 2: Änderung der jährlichen Grundwasserneubildung, in Millimeter pro Jahr
 
          [image: Anhand von sechs Deutschlandkarten – jeweils für drei Zeiträume von 2021 bis 2098 für das Klimaschutzszenario und das Weiter-so-Szenario – ist ersichtlich, dass die absoluten Änderungen der Grundwasserneubildung über die gesamte Fläche Deutschlands klein sind, regional jedoch teilweise hoch, vor allem im Nordosten. Eine darübergelegte Schraffur zeigt die Robustheit der Berechnungen an: Demnach sind die Ergebnisse im Weiter-so-Szenario sowie für Ostdeutschland statistisch zuverlässiger.] 
          Die Änderung der Grundwasserneubildung in drei Zukunftszeitscheiben zeigt verglichen mit dem Zeitraum 1971 bis 2000 die regionalen Unterschiede in Deutschland. Oben ist die Entwicklung im Klimaschutzszenario RCP 2.6 dargestellt, unten im pessimistischen Weiter-So-Szenario RCP 8.5. Die Schraffur kennzeichnet die Robustheit (statistische Zuverlässigkeit): Unschraffierte Bereiche zeigen robuste Änderungen, die gekreuzte Schraffur bedeutet, dass keine Änderung im Vergleich zur Vergangenheit festgestellt wird. Nach rechts oben schraffierte Flächen [//] zeigen an, dass weniger als zwei Drittel der Simulationen dieselbe Änderungsrichtung zeigen. Die Schraffur geht nach rechts unten [\\], wenn weniger als die Hälfte der Simulationen eine signifikante Klimaänderung zeigt (also eine Änderung, die mit unter fünfprozentiger Wahrscheinlichkeit mit zufälligen Schwankungen erklärbar ist).
 
          Quelle: Helmholtz-Zentrum für Umweltforschung
 
        
 
        DÜRREEREIGNISSE
 
        Dürren sind Extremereignisse mit einer Trockenheit, die statistisch nur in 20 Prozent der Fälle erreicht wird, und die über mehrere Jahre andauern können. Die Entwicklung der langjährigen zukünftigen Änderungen des Niederschlages und der Grundwasserneubildung zeigen deutlich, dass die aktuelle Bodenfeuchtedürre seit 2018 kein neuer Normalzustand, sondern ein außergewöhnlich großes Extremereignis ist.
 
        Innerjährlich nehmen Dürren in der Bodenschicht bis 30 Zentimeter Tiefe zukünftig durch die Stagnation oder Abnahme des Sommerniederschlages im Südwesten Deutschlands am stärksten zu. Dies betrifft vor allem die Vegetationsperiode von Juli bis September. Darüber hinaus wurden zweijährige Dürreintensitäten für die gesamte Fläche Deutschlands und der Ursprungsgebiete der großen Flusseinzugsgebiete berechnet. Das Ergebnis ist in Abbildung 3 dargestellt: Es ist gut zu erkennen, dass in beiden Szenarien die Intensität von Dürren in diesem Jahrhundert zunimmt, im Weiter-so-Szenario jedoch deutlich ausgeprägter als im Klimaschutzszenario. Insgesamt steigt also in Deutschland die Wahrscheinlichkeit zweijährlicher Ereignisse mit größeren Intensitäten als in der Vergangenheitszeitscheibe von 1971 bis 2000.
 
         
          Abbildung 3: Intensität zweijähriger Bodenfeuchtedürren in Deutschland
 
          [image: Anhand von unterschiedlich vielen und unterschiedlich kräftigen blauen Punkten in einem Koordinatensystem ist zu erkennen, dass sowohl im Klimaschutzszenario als auch im Weiter-so-Szenario die Intensität von Dürren in diesem Jahrhundert zunimmt, im Weiter-so-Szenario jedoch deutlich ausgeprägter als im Klimaschutzszenario.] 
          Die Dürreintensitäten beziehen sich auf den Boden bis in 30 Zentimeter Tiefe über die Fläche Deutschlands und der Ursprungsgebiete der Flüsse in Deutschland. Oben ist die Entwicklung im Klimaschutzszenario RCP 2.6 dargestellt, unten im pessimistischen Weiter-so-Szenario RCP 8.5. In den Quadranten links unten sind die zweijährigen Dürreintensitäten der Vergangenheit gezeigt, rechts oben finden sich jeweils zukünftig auftretende größere Dürreintensitäten als in der Vergangenheit. Eine jahresscharfe Zuordnung ist nicht möglich, da Klimasimulationen nicht das tatsächliche Wetter abbilden. Die Dürreintensität ist ein dimensionsloses Maß, um die Stärke einer Dürre abzuschätzen. In die Berechnung fließen die Länge der Dürreperiode in zweijährlichen Zeiträumen und die absolute Trockenheit im zeitlichen Verlauf ein. Zusätzlich wird eine Normierung über Zeit und Raum vorgenommen, sodass ein Maximalwert von 0.2 erreicht werden kann. Dieser würde bedeuten, dass jeder Tag innerhalb von zwei Jahren in der gesamten betrachteten Fläche trockener war als alle Tage im Vergleichszeitraum 1971 bis 2000.
 
          Quelle: Helmholtz-Zentrum für Umweltforschung
 
        
 
        FAZIT UND ANPASSUNGSBEDARF
 
        Die Anpassung an den Klimawandel erfordert eine robuste Entscheidungsbasis. Dazu wurden alle verfügbaren Klimasimulationen, die Deutschland und die Ursprungsgebiete unserer Einzugsgebiete abdecken, genutzt, um zukünftige Änderungen mit dem hydrologischen Modell mHM abzuschätzen. Neben den Informationen zur wahrscheinlichsten Entwicklung sind auch Informationen zu Trendstabilität, Signifikanz von Änderungen und deren Spannbreiten abgeleitet worden.
 
        Während Temperatur- und Hitzeindikatoren einen eindeutig zunehmenden Trend zeigen, finden sich unter den Klimasimulationen in der Gesamtspannbreite sowohl zukünftige Zu- als auch Abnahmen des Jahresniederschlages. Die wahrscheinlichste Entwicklung – also der Median des Modellensembles – über die Fläche Deutschlands ist eine leichte Jahresniederschlagszunahme, die mit zunehmender Erwärmung stärker ausfällt. Damit verbunden sind ebenfalls leichte Zunahmen des mittleren jährlichen Abflusses und damit der Zuflüsse zu Talsperren sowie der Grundwasserneubildung. Trotz der leichten Zunahme des langjährigen zukünftigen Wasserdargebotes ist innerjährlich mit einem stärkeren Austrocknen der Böden von Juli bis September zu rechnen. Außerdem steigt die Wahrscheinlichkeit zweijähriger Dürreereignisse mit fortschreitender Erwärmung.
 
        Daraus leitet sich der Bedarf der Anpassung an zukünftige Trockenperioden und Dürreereignisse ab. Zum einen wird es nötig, den winterlichen Wasserüberschuss in den Sommer mit höheren Wasserbedarfen zu bringen. Dazu nutzen wir heute bereits Talsperren, für die unter anderem Erhöhungen der Staumauern und die Optimierung des Managements diskutiert werden. Auch die künstliche Anreicherung von Grundwasser durch künstliche Zuführung von Oberflächenwasser trägt heute bereits etwa 7 Prozent zur Wassergewinnung in Deutschland bei und könnte zukünftig wichtiger werden.
 
        Darüber hinaus bedarf es eines Managements von Dürreereignissen. So muss in zukünftigen Zeiten von Wasserknappheit klargestellt sein, welche Nutzer Vorrang haben. Dies ist bisher nicht geregelt. Generell haben einzelne Anpassungsmaßnahmen in mehreren Sektoren häufig nicht nur positive, sondern auch negative Auswirkungen. So kann in der Landwirtschaft die Bewässerung aus Grundwasser in Dürrezeiten zur Ertragsstabilisierung führen. Gleichzeitig kann eine damit verbundene Absenkung des Grundwasserspiegels jedoch zu Schäden in benachbarten Wäldern oder dem Austrocknen von Bächen führen.
 
        Die im Frühjahr 2023 verabschiedete Nationale Wasserstrategie12 ist daher dringend notwendig und ein guter Startpunkt für die Klimaanpassung des Wassermanagements. Ihr Erfolg wird jedoch von der Umsetzung der insgesamt 78 Maßnahmen ihres Aktionsprogramms abhängen.
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        DÜRRE ZEITEN IN SÜDEUROPA
 
        Das Beispiel Frankreich
 
        Annika Joeres
 
        In diesen trockenen Zeiten hat es der südfranzösische Hotelierverband schwer, positive Nachrichten zu verbreiten. In die Schlagzeilen schaffte es dann dieser Satz: „Wir werden genug Wasser für den Pastis und die Eiswürfel im Rosé haben.“01 Diese etwas verzweifelt klingende Meldung der Tourismusbranche ist nur eine unter vielen. Schließlich leiden französische Regionen rund um die Pyrenäen an der spanischen Grenze und um die Seealpen an der italienischen Grenze unter extremer Dürre: Seit drei Jahren regnet es zu wenig, in einigen Gebieten gab es zuletzt im Herbst 2022 nennenswert Niederschlag. Die Nachrichten sind so frustrierend, dass die gesamte Tourismusbranche um ihre Sommersaison fürchtet – für ein beliebtes Reiseland wie Frankreich eine große wirtschaftliche Bedrohung.
 
        Für ihre außergewöhnliche klimatische Situation finden die Menschen in Frankreich inzwischen viele neue Worte: Erst erlebten sie eine „Winterdürre“ – einen trockenen Januar und Februar, die üblicherweise regen- und schneereiche Monate sind. Es folgten „Frühlingsbrände“, also flächendeckende Feuer, die sonst typischerweise erst im Hoch- und Spätsommer auftreten. Im Mai und Juni riefen einige Präfekturen dann die Zeit der „extremen Dürre“ aus. Auch die Pariser Regierung schlägt inzwischen nahezu wöchentlich Alarm, hält Pressekonferenzen und Interviews zur Wassernot. „Wir werden einen noch trockeneren Sommer haben als 2022“, warnt Umweltminister Christophe Béchu.02
 
        Verantwortlich für die außergewöhnliche Dürre ist der über viele Monate fehlende Regen,03 ein Merkmal der Klimakrise. In vielen südlichen Regionen, aber auch in der Bretagne am Ärmelkanal, fiel in der ersten Jahreshälfte 2023 zwischen 30 und 40 Prozent weniger Niederschlag als im langjährigen Durchschnitt. In vielen Kommunen tröpfelte es zuletzt Mitte Januar. Auf einer Karte des Dürre-Informationsportals „Info Sécheresse“ sind viele Regionen Südfrankreichs dunkelrot gefärbt – sie leiden unter einer „extremen Dürre“, viele weitere unter einer „großen“ oder „moderaten Dürre“.04 Auch einige Regentage im Mai konnten an der grundsätzlichen Problematik wenig ändern: Sie haben zwar die Frühlingsblumen gerettet, waren aber viel zu wenige, um die Grundwasserspiegel wieder ausreichend anzuheben. Minister Béchu hat die Präfekte aufgefordert, den privaten Wasserkonsum „ohne zu zögern“ einzuschränken. Schon im Sommer 2022 mussten etwa 500 Kommunen mit Tanklastwagen beliefert werden, anderen wurde in der Nacht das Wasser von den örtlichen Versorgern komplett abgedreht. Dass so viele betroffen waren, gab die französische Regierung allerdings erst im Frühjahr darauf bekannt. Denn bis dahin, so räumte es Béchu gegenüber der Zeitung „Le Monde“ ein, hatte selbst in der Hauptstadt niemand einen Überblick darüber, wem und wo das lebenswichtige Gut fehlte.05
 
        Tatsächlich tritt gerade in ganz Südeuropa ein, wovor Klimaforschende lange gewarnt haben: Ein Extremwetterereignis reiht sich an das nächste. Der bisher letzte große Niederschlag an der östlichen Mittelmeerküste war der Sturm Alex im Herbst 2020. Er ließ in wenigen Stunden in den Bergtälern bis zu 500 Millimeter Wasser niederprasseln, fast hundert Häuser wurden fortgerissen, mehr als zwei Dutzend Menschen starben. Seit diesem letzten Starkregenereignis trocknet die Region wieder Tag für Tag weiter aus. In umgekehrter Reihenfolge – aber genauso dramatisch – häufen sich die Wetterextreme in den Gebieten der italienischen Region Emilia-Romagna: Nach einer dramatischen Dürre, bei der selbst der wichtigste norditalienische Fluss, der Po, nur noch einem Rinnsal glich, fielen in 36 Stunden 500 Liter Regen pro Quadratmeter – das ist rund die Hälfte der jährlichen Menge. Auch in Bologna und Ravenna mussten 8000 Menschen ihr Zuhause verlassen, Zehntausende waren ohne Strom, Dutzende Städte und Gemeinden überschwemmt, zahlreiche Orte meldeten Erdrutsche. Bilder von weggespülten Brücken gingen um die Welt.06 Die Folgen des Starkregens werden durch die Dürre noch verschärft: Harter, trockener Boden kann Niederschläge viel weniger aufnehmen als ein durchfeuchteter. So wird das Wasser wie auf Asphalt von den betonharten Feldern und Gärten gespült und lässt dadurch die Flüsse sehr viel schneller und höher ansteigen und Straßen zu reißenden Bächen anschwellen.
 
        VIELE KLEINE VERBOTE UND EIN GROẞER WASSERPLAN
 
        „Zum ersten Mal realisieren die französische Bevölkerung und auch die Regierung, dass es wirklich ernst ist mit der Klimakrise“, sagt der Politikwissenschaftler und Klimaexperte François Gemenne.07 Man erlebe gerade einen „psychologischen Schock“. Endlich könne über Klimaschutz und Vorsorge gesprochen werden. Die politischen Reaktionen auf die Wassernot seien dem Problem allerdings nicht angemessen. Zwar könne es kurzfristig pädagogisch sinnvoll sein, den privaten Wasserkonsum zu begrenzen. So wird für alle sichtbar, wie wertvoll und endlich diese Ressource ist. „Aber all diese Restriktionen haben nur einen geringen Effekt auf den Wasserhaushalt“, sagt Gemenne. Und immer müsse man sich die Frage stellen, ob autoritäre Maßnahmen – auch wenn sie nur kurzfristig gelten – die Bürgerinnen und Bürger nicht langfristig abschrecken würden. Undenkbar sei etwa ein dauerhaftes Verbot, seinen Vorgarten zu gießen. „Wirklich entscheidende Wasserverbraucher in Frankreich sind Atomkraftwerke, Industrien und Landwirte – in diesen Branchen müssen wir strukturell etwas ändern“, so Gemenne. Frankreich müsse außerdem dringend sogenanntes Grauwasser nutzen, also gering verschmutztes Wasser aus Duschen und Badewannen, der Küche und Waschmaschinen. Dessen Qualität reiche in der Regel aus, um Gärten und Felder zu bewässern. In der Landwirtschaft müsse diskutiert werden, ob Frankreich noch so viel Mais anbauen und Viehzucht betreiben solle wie bislang – beides koste extrem viel Wasser.
 
        Ebenso sollen private Haushalte im südöstlichen Département Var seit Frühsommer 2023 an allen „transportablen“ Wasserbassins sparen, zu denen etwa auch Planschbecken gehören. Der Erfolg solch kleinteiliger Verbote ist allerdings fragwürdig. Denn kurz vor dem Beginn des Verkaufsverbots wurden Planschbecken zu niedrigen Preisen im Baumarkt verhökert – und die Leute griffen zu. Die Maßnahme ist auch deshalb umstritten, weil sie nur die günstigeren und meist kleineren Schwimmbecken betrifft, dauerhafte Pools aber weiter befüllt werden dürfen. Auch ein zweiter Erlass wird stark kritisiert: Hausbesitzer sollen ihre Blumen und Rasenflächen nicht mehr gießen – eine Maßnahme mit geringem Effekt, aber vielen negativen Folgen auch für Insekten und generell die Biodiversität in Wohnvierteln. Hinzu kommt, dass die Durchsetzung solcher Regeln aufwendig und tendenziell übergriffig ist: Manch südfranzösischer Bürgermeister denkt schon darüber nach, die Gärten seiner Kommune mit Drohnen zu überfliegen, um zu kontrollieren, ob die Wiesen verdächtig grün aussehen.
 
        Im südfranzösischen Fayence dürfen zudem keine privaten Pools mehr gebaut werden – in einer Region, in der in manchen Vierteln nahezu jedes Haus über einen verfügt: 90000 private Schwimmbäder gibt es dort insgesamt. Andere Kommunen gehen noch weiter und haben beschlossen, für mindestens vier Jahre überhaupt keine neuen Baugenehmigungen mehr zu erteilen – nicht mal für Häuser oder Wohnungen. Ihr Argument: Bereits die bestehende Bevölkerung könne kaum noch ausreichend mit Wasser versorgt werden. Bislang aber beschließen die Präfekte und Regionalregierungen eher viele kleine Verbote für die Bürgerinnen und Bürger, anstatt strukturell etwas zu ändern und die großen Wasserkonsumenten – die Landwirtschaft und die Atomkraftwerkbetreiber – einzuschränken.
 
        Künftig soll sich dies nun laut Präsident Emmanuel Macron ändern. Er stellte Ende März 2023 am symbolträchtigen Lac de Serre-Ponçon, dem größten Stausee Frankreichs, den „Wasserplan“ der Regierung vor. Macron sparte dabei nicht an eindringlichen Worten: „Wir hatten eine außergewöhnliche Dürre im vergangenen Sommer, mit 2000 Kommunen, die um ihr Trinkwasser fürchten oder es sogar nicht mehr zur Verfügung stellen konnten“, sagte er. „Aber diese Dürre wird in Zukunft nicht außergewöhnlich sein – nichts deutet darauf hin, dass sich die Situation verbessern wird.“ Aufgrund der Klimakrise werde Frankreich im Jahr 2050 bis zu 40 Prozent weniger Wasser zur Verfügung stehen. „Daher müssen wir nun vorsorgen, allein schon, um über den nächsten Sommer zu kommen.“08 Ähnlich, wie das Energiesparen im Winter gelungen sei, sollen nun wichtige Sektoren Wassersparpläne ausarbeiten. Alle großen Wasserverbraucher – eben vor allem die Landwirtschaft, die Atomkraftwerkbetreiber und private Haushalte – sollen zehn Prozent Wasser einsparen. Für Letztere formulierte der Staatschef die konkreteste Idee: Landesweit sollen Bürgerinnen und Bürger für die ersten Kubikmeter Wasser weniger zahlen – diese sollen jedoch ausreichen, um den Grundbedarf zu decken, also um zu trinken, zu kochen, zu duschen und Wäsche zu waschen. Für alle weiteren Verbräuche, die Macron als „Komfort-Konsum“ bezeichnete, sollen höhere Tarife gelten. Dieses Modell wird in einigen Kommunen Frankreichs bereits erprobt, mit vielversprechenden Resultaten: Der Konsum ging mit den gestaffelten Tarifen meist deutlich zurück.
 
        „Es ist sehr positiv, dass Präsident Macron diesen Wasserplan selbst vorgestellt hat, um die Wichtigkeit zu unterstreichen“, sagt Magali Reghezza, Geografin und Mitglied des Hohen Klimarates (Haut Conseil pour le climat, HCC) in Frankreich.09 Damit seien die Folgen der Klimakrise und kommende Wassernöte erstmals an höchster Stelle benannt worden. Allerdings vermisst Reghezza konkrete Vorgaben, wie denn nun tatsächlich Wasser eingespart werden solle. „Macron hat etwa nur vage davon gesprochen, wie die Landwirtschaft weniger konsumieren kann, dabei ist sie mit Abstand der größte Wassernutzer in Frankreich.“ Tatsächlich sprach Macron sogar davon, dass in Zukunft noch mehr Felder künstlich beregnet werden müssten als bislang. Das hat Folgen für die gesamte Europäische Union, denn Frankreich ist das größte Agrarland in Europa: Nirgendwo sonst wird so viel Getreide, Mais, Wein und Fleisch produziert. Die Landwirtschaft verbraucht knapp 60 Prozent des in Frankreich genutzten Wassers. Mit neuen Techniken, etwa der sparsamen Tröpfchenbewässerung, ließe sich der Konsum insgesamt zwar auf gleichem Niveau halten. Doch Reghezza ist das zu wenig ambitioniert: „Wir kommen mit kleinen Gesten und neuen Technologien allein nicht weiter“, sagt sie. Es brauche ein durchgreifendes neues Modell, wie Nahrung angebaut werden kann. In der Landwirtschaft müssten andere Sorten genutzt werden, die Böden müssten bedeckt und damit besser vor Verdunstung geschützt und das vielversprechende Modell der Agroforstwirtschaft flächendeckend eingeführt werden: In diesem werden Bäume – etwa Walnuss- oder Apfelbäume – auf Feldern gepflanzt, spenden so Schatten und bringen zusätzliche Erträge. „Wir müssen größer denken – und die Transformation finanziell, juristisch und steuerlich ermöglichen.“ Um das Wasser zu schützen, müssten die Landwirtschaft und der Tourismus neu gedacht werden.
 
        (KEINE) DISKUSSIONEN UM ATOMENERGIE UND MEGABASSINS
 
        Mit Blick auf den Wasserbedarf hat Frankreich aber ein noch größeres Problem als die Landwirtschaft: Der Staat ist wie weltweit kein zweites auf Atomkraft angewiesen. Rund 70 Prozent seines Stroms werden in Atomkraftwerken produziert. Das für sie verfügbare Flusswasser wird in der Klimakrise weniger werden, und das von den Kraftwerken erwärmte Wasser, das in die Flüsse zurückgeleitet wird, belastet bei Hitze die Ökosysteme zusätzlich. Fachleute gehen davon aus, dass die Rhône, der größte Fluss Südfrankreichs, an dem fünf Kernkraftwerke liegen, bis 2050 im Schnitt bis zu 40 Prozent weniger Wasser führen wird. „Wir müssen unsere Atomkraftwerke an diese Bedingungen anpassen und sie umbauen“, sagte Macron dazu bei der Vorstellung des Wasserplans.10 Viele Experten bezweifeln jedoch, dass sich der Verbrauch der Kraftwerke leicht verringern lässt. Überdies gibt es Zweifel an der Entschlossenheit zur Umsetzung des Plans: So wurde kurz nach Macrons Rede ein Mitarbeiter des Umweltministeriums im Magazin „Le Point“ mit den Worten zitiert, es sei kein Geld für mögliche Umbauten eingeplant – denn die Kosten wären „exorbitant und der Nutzen gering“.11
 
        Noch aber gibt es keinen Plan B, im Gegenteil: Als einziges Mitgliedsland hinkt Frankreich bei den EU-weiten Zielen für Erneuerbare Energien hinterher. Trotz einer sehr sonnenreichen Südhälfte und windigen Küstenzonen am Atlantik stammen nur etwa 20 Prozent des französischen Stroms aus Solar- und Windkraft, weniger als die Hälfte im Vergleich zu Deutschland. Ungeachtet der bereits eingetretenen und noch zu erwartenden Dürren sowie der hohen Kosten hält Frankreich an der Atomenergie fest – bis 2035 sollen sechs weitere Kraftwerke gebaut werden.
 
        Der immense Wasserbedarf von Atomkraftwerken wird in der französischen Öffentlichkeit allerdings kaum diskutiert. Viel Aufmerksamkeit hingegen erhalten örtliche Projekte für die Landwirtschaft wie die sogenannten Megabassins, die Bäuerinnen und Bauern in trockenen Sommern Wasser für ihre Felder zur Verfügung stellen sollen. Das Prinzip ist dabei wie folgt: Im Winter werden aus dem Grundwasser Hunderttausende Kubikmeter in einen künstlichen See hochgepumpt, aus dem im Sommer bewässert werden soll. Für die Agrarbranche – vor allem für die Fürsprecher der konventionellen Landwirtschaft – ist dies ein Weg aus der Krise. In den Augen vieler Umweltaktivisten und des Verbands der bäuerlichen Landwirtschaft hingegen würde diese Praxis eine rückwärtsgewandte Anbauweise zementieren, in der beispielsweise Felder ohne Bodenbedeckung austrocknen und wasserintensiver Mais zur Energiegewinnung genutzt wird. Auch der Agrarwissenschaftler Jean-François Soussana, der an mehreren Sachstandsberichten des Weltklimarats mitgewirkt hat, konstatierte in einer Parlamentsanhörung, dass es sich bei den Megabassins um eine „falsche Anpassung“ handele.12 Der Expertin Reghezza zufolge gibt es zwar einen wissenschaftlichen Konsens darüber, dass Wasser in Zukunft gespeichert werden müsse. Die Bassins aber seien teuer, energieaufwendig und wenig ergiebig: Große Mengen des an die Oberfläche transportierten Grundwassers verdunsteten wieder. Zudem sei das Grundwasser ohnehin schon in einem schlechten Zustand und sollte nicht zusätzlich angezapft werden. „Die Lösung sind humusreiche, gesunde Böden, die Wasser aufnehmen können.“13
 
        Tatsächlich eskalierte der Konflikt um solche Megabassins bereits. In Sainte-Soline, einem 300-Seelen-Dorf östlich von Bordeaux, demonstrierten im März 2023 Tausende Menschen gegen das dortige Bassin-Projekt. Die Proteste endeten in Gewalt: Polizeiwagen brannten, Beamte feuerten Gummigeschosse ab, versprühten Tränengas und warfen Blendgranaten. Die unabhängige Beauftragte für die Verteidigung der Rechte (Défenseure des droits) Claire Hédon kritisierte den Einsatz der Sicherheitskräfte als unverhältnismäßig. Ein junger Umweltaktivist wachte erst Tage nach der Demonstration aus dem künstlichen Koma auf, ein weiterer schwebte auch Wochen später noch in Lebensgefahr.14
 
         
          [image: Das mit grobem schwarzem Strich gezeichnete Wandbild zeigt mehrere vermummte protestierende Personen, umrahmt von den Schriftzügen „La guerre de l’eau“, „#SteSoline“ und „Nous somme tous des écoterroristes“.] 
          Künstlerische Auseinandersetzung mit den Protesten gegen Megabassins in Sainte-Soline Ende März 2023: „Der Wasserkrieg, #SteSoline, Wir sind alle Ökoterroristen“, Protest-Wandbild des Kollektivs Black Lines auf dem Straßenkunstfestival Planète Périphérique, April 2023
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        GRENZEN DER ANPASSUNG
 
        Das Dürrethema ist in Frankreich buchstäblich so brennend, dass die Pariser Regierung in einem Punkt deutlich schneller voranschreitet als die meisten EU-Länder: Sie will noch 2023 einen Plan vorlegen, wie sich das Land auf künftig höhere Temperaturen und geringere Niederschläge und damit auch Dürren vorbereiten kann. An der Ausarbeitung können und sollen sich auch Bürgerinnen und Bürger beteiligen. Bei der öffentlichen Konsultation stehen Fragen wie diese zur Debatte: Rechnen Sie bis Ende des Jahrhunderts mit rund doppelt so vielen extremen Dürretagen – oder sogar mit fünfmal so vielen? Wird bis dahin nur ein bisschen weniger Schnee fallen, oder sogar ein Viertel weniger? In Rathäusern und auf der Internetseite des Umweltministeriums sollen sie angeben, ob sie sich auf eine um zwei Grad Celsius heißere Welt bis zum Jahr 2100 einstellen wollen – oder auf eine um vier Grad erwärmte.15
 
        Damit geht die französische Regierung einen europaweit einmaligen Weg. Normalerweise bestimmen allein Regierungen über ihre Pläne zur Anpassung an die Klimakrise, und nur selten geben sie konkrete Zahlen vor, mit welchem Temperaturanstieg sie rechnen. Tatsächlich ist diese Einschätzung sehr politisch: Niemand kann heute auf die Kommazahl genau angeben, welche Temperaturerhöhung am wahrscheinlichsten ist. Regierungen können aber entscheiden, ob sie mit dem Schlimmsten rechnen wollen – oder mit optimistischeren Szenarien. Der französische Umweltminister Béchu scheint sich schon vor der aktuellen Befragung festgelegt zu haben: Frankreich müsse mit einer vier Grad höheren Temperatur rechnen, schrieb er in einem Dossier über die Klimaanpassung. Nur so könne das Land widerstandsfähig bleiben und sich „so nah wie möglich an den Realitäten vor Ort“ orientieren.16
 
        Mit der Befragung will sich die Regierung offenbar den Rückhalt ihrer Bevölkerung sichern. Denn einige der in Zukunft notwendigen Entscheidungen für ein Leben mit dem Klimawandel könnten ungemütlich werden – und vor allem viel kosten. „Grundsätzlich ist eine Vorbereitung auf höhere Temperaturen, die mehr Hitzetage, Überschwemmungen und Dürren mit sich bringen, natürlich sinnvoll“, sagt Inke Schauser, Expertin für Klimafolgen und Anpassung beim Umweltbundesamt (UBA).17 Es gebe aber keine Gratisanpassung. Jede Veränderung koste etwas. Zwar würden viele Menschen grünere Städte mit kühlendem Effekt begrüßen, aber auch da gebe es Nachteile: etwa die Kosten für die Entsiegelung und Begrünung oder die Flächenkonkurrenz zu Geschäften, Wohnungen oder Parkplätzen. „Deswegen sind konkrete Zahlen in den Anpassungsplänen auch eine heikle politische Entscheidung, eben weil sie so viel Investitionen und Überzeugungsarbeit nach sich ziehen.“ Deutschland hat im Übrigen bislang keine genauen Angaben dazu gemacht, auf welche Erwärmung genau sich das Land vorbereiten will – weder in den bisher drei „Aktionsplänen Anpassung“ noch in der 2008 beschlossenen Anpassungsstrategie der Bundesregierung findet sich eine konkrete Zahl.
 
        Die Zahl von vier Grad, die Béchu angibt, ist übrigens nicht dieselbe wie die der durchschnittlichen globalen Erwärmung, von der in den Berichten des Weltklimarats die Rede ist. Denn Landmasse erwärmt sich schneller als das Meer – der globale Temperaturanstieg ist immer ein Mittel aus beidem und daher niedriger als das, was auf den Kontinenten zu erwarten ist. Auf dem Land wiederum erhitzen sich die Berge stärker als das Flachland. So ist auch die französische Prognose landesweit zu verstehen: Das französische Umweltministerium geht von vier Grad für Frankreich aus, das entspricht einem globalen Mittel von etwa drei Grad. Doch ob global drei oder national vier Grad – beides liegt weit über dem Ziel des Pariser Klimaabkommens, die Erderhitzung deutlich unter zwei Grad zu halten. Hat sich die französische Regierung etwa damit abgefunden, dass das 2015 in der eigenen Hauptstadt unterschriebene Abkommen nicht eingehalten wird? Minister Béchu behauptet: „Wir kämpfen weiter für den Pariser Vertrag.“18 Aber die Politik „aller Staaten der Erde“ müsste sich noch grundsätzlich wandeln, um ihn einzuhalten.
 
        Der Initiative Climate Action Tracker zufolge hat bislang tatsächlich kein einziges Industrieland einen Plan vorgelegt, der geeignet wäre, die Erderwärmung auf 1,5 Grad zu begrenzen. Selbst wenn alle bestehenden Klimaschutzpläne umgesetzt würden, steuere die Welt auf eine Erhitzung zwischen 2,4 und 2,8 Grad zu.19 Jedoch sei es „sehr wichtig, bei diesen Diskussionen nicht Anpassung gegen Klimaschutz auszuspielen“, sagt UBA-Expertin Schauser.20 Oder, anders ausgedrückt: Sich anpassen zu wollen, solle nicht heißen, Klimaschutz weniger ernst zu nehmen. Die Menschheit könne sich ohnehin nicht auf alles vorbereiten, und viele Tier- und Pflanzenarten erst recht nicht – es gebe Grenzen der Anpassung: Auch begrünte Städte helfen nur bis zu bestimmten Hitzeextremen. Treibhausgase zu reduzieren, sei auch bei umfassender Anpassung unerlässlich. Sicher ist: Wer versucht, sich an starke klimatische Veränderungen anzupassen, muss viel Geld ausgeben. Böden zu entsiegeln und Flüsse zu renaturieren, damit diese Starkregen besser aufnehmen können, Wohnviertel an der Küste umzusiedeln, weil das Meer ansteigt – all dies erfordert milliardenschwere Investitionen.
 
        … UND DANN NOCH DIE GÄSTE
 
        Während es in Südeuropa immer trockener und zunehmend über Anpassungsmaßnahmen diskutiert wird, bleiben die austrocknenden Regionen beliebte Urlaubsziele: Auch in diesem und in den folgenden Jahren werden die Côte-d’Azur, Südspanien und viele Teile Italiens in den Sommermonaten wieder einen Großteil der innereuropäischen Urlauber empfangen. Entsprechend ist nicht nur der Wasserverbrauch von Land- und Energiewirtschaft zu diskutieren, sondern auch die Frage, wieviel Wasser die Tourismusbranche nutzen darf, wird immer relevanter. Der hohe Wasserverbrauch der Gäste ist dabei abzuwägen gegen die wirtschaftliche Relevanz, die der Tourismus für diese Regionen hat.
 
        Wenig überraschend zeigt der Vize-Vorsitzende des Hotelierverbandes der Region Côte-d’Azur, Eric Abihssira, Verständnis für den hohen Wasserverbrauch der Touristen: In einem Fernsehinterview im April 2023 sagte er wörtlich, dass sich „die Einheimischen bescheiden“ sollten – die Hotels könnten keine Zugeständnisse von ihren Gästen verlangen, etwa kürzer zu duschen. Das würde ein „angstvolles Klima“ schaffen, das nicht gut für den Tourismus sei.21 Mit dieser Äußerung machte er sich zwar bei Umweltverbänden unbeliebt, die ihn dafür kritisierten, einen letztlich verschwenderischen Konsum gutzuheißen. Aber Abihssira traf mit seinem Vorstoß den Kern eines Konfliktes, der Südeuropa – und viele weitere europäische Staaten – früher oder später ereilen wird: Der Konflikt um die Verteilung von Wasser. Wer hat Vorrang, wenn das wertvolle Gut knapp wird? Die Industrie, die Landwirte, die Tourismusbranche, die Bürgerinnen und Bürger? Diese Frage hat bislang noch kein Land Europas eindeutig beantworten können.
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        KOMMUNE, PASS DICH AN!
 
        Hitze und Trockenheit auf lokaler Ebene begegnen
 
        Andrea Fischer-Hotzel · Anna-Kristin Jolk
 
        Die Prognosen des Weltklimarats IPCC sind deutlich: Der Klimawandel schreitet unaufhörlich voran, es wird auch in Deutschland wärmer und trockener.01 Die Anzahl der heißen Tage mit Temperaturen über 30 Grad Celsius nimmt zu, ebenso die der tropischen Nächte, in denen die Temperatur nicht unter 20 Grad fällt. Hitzeperioden treten häufiger auf, sind intensiver und dauern länger als noch in der Mitte des vorigen Jahrhunderts. Gemeint sind großräumige Ereignisse, von denen viele Menschen über Wochen hinweg betroffen sein können. Folgen für Menschen ergeben sich aus hohen Temperaturen, bodennahem Ozon und UV-Strahlung. Morbidität und Mortalität – also die Leidens- und Sterblichkeitsraten – aufgrund von Hitze waren in den zurückliegenden sehr warmen Jahren hoch. Gleichzeitig ist thermische Belastung als Grund hierfür schwer erfassbar, denn oftmals verschärfen sich bestehende gesundheitliche Probleme.02
 
        Große Städte sind mit ihrer baulichen Dichte und dem gerade im Innenstadtbereich oftmals hohen Versiegelungsgrad sowie geringer Durchgrünung meist stärker betroffen. Ein ungünstiges Zusammenspiel von Sonneneinstrahlung, Gebäudeeigenschaften und menschengemachter Wärmefreisetzung führt dazu, dass die Durchschnittstemperatur bis zu zehn Grad Celsius über der des Umlands liegt und auch nachts nur eine geringere Abkühlung stattfinden kann. Es bilden sich sogenannte Hitzeinseleffekte aus. Diese können ganze Innenstadtbereiche betreffen oder sehr lokal auf einzelne Gebäude oder Straßenzüge beschränkt sein.03 Gleichzeitig liegen mittlerweile Stadtklimaanalysen auch für kleine Städte und ländlich geprägte Gebiete vor, die für Teilräume ähnliche Betroffenheiten durch Hitze zeigen.04
 
        Mit der Hitze geht Trockenheit einher. Bislang herrscht kein flächendeckender Wasserstress in Deutschland, es gibt jedoch regionale Unterschiede bei der Wasserverfügbarkeit.05 Und auch zeitlich hat sich die Verteilung von Niederschlag verändert: So fielen in den vergangenen zwei Jahrzehnten große Mengen in kurzen Intervallen – darauf folgten große niederschlagsfreie Intervalle. Sowohl Überflutungen als auch Dürreperioden bereiten so an einigen Orten Deutschlands zunehmend Probleme. Von der Dürre 2018 am stärksten betroffen waren Sachsen, Sachsen-Anhalt und Thüringen.06 Dürre betrifft sowohl urbane als auch ländliche Gebiete, denn hier leiden kommunale Grünflächen wie auch Land- und Forstwirtschaft.
 
        Die Entsiegelung und Begrünung von Flächen zur Versickerung und Kaltluftentstehung ist eine der wichtigsten Maßnahmen zur Klimaanpassung – gleichzeitig müssen die Bewässerung des zusätzlichen Grüns und der Erhalt von vorhandenem Grün sichergestellt werden. Wenn es lange trocken ist, steht außerdem weniger Trinkwasser zur Verfügung, Grundwasserpegel sinken, und es fehlt damit zum Beispiel an Löschwasser. Gleichzeitig steigt der Wasserbedarf, weil fehlendes Niederschlagswasser durch Trinkwasser ersetzt wird, beispielsweise bei der Bewässerung.07 Kommunen haben die Versorgung deswegen im Sommer bereits zeitweise eingeschränkt oder priorisiert und appellieren an Bürger*innen, Wasser zu sparen. Verboten werden dann beispielsweise die Befüllung privater Swimmingpools, das Rasensprengen oder auch die Wasserentnahme aus Oberflächengewässern.08
 
        VISIONEN GEGEN VERLETZBARKEIT
 
        Wenn klar ist, inwieweit ein Ort potenziell von Klimafolgen betroffen ist, kann die spezifische Verletzbarkeit, die Vulnerabilität, einer Stadt festgestellt werden: Inwiefern und wo können Hitze und Trockenheit oder Überflutungen Schaden anrichten? Besonders vulnerabel sind beispielsweise soziale Einrichtungen, die sich in Hitze-Hotspots befinden. In sozialen Einrichtungen halten sich vor allem Bevölkerungsgruppen auf, die sich aufgrund gesundheitlicher Vorbelastungen, ihres Alters oder sonstiger Hilflosigkeit kaum oder gar nicht vor den gesundheitlichen Folgen der Hitzebelastung schützen können.09 Das Thema Hitze hat jedoch auch eine weiterreichende soziale Dimension: Menschen in Dachgeschosswohnungen, in schlecht gedämmten Gebäuden, ohne private Gärten, in Wohngebieten mit geringer Durchgrünung oder auch Personen, die auf den in der Regel schlecht klimatisierten öffentlichen Personennahverkehr angewiesen sind, sind stärker betroffen und haben entsprechend größere Schwierigkeiten, sich anzupassen.10
 
        Weiterhin sind Städte an vielen Stellen so gestaltet, dass sich wenige Möglichkeiten zur Versickerung und damit auch zum Halten oder zur kühlenden Verdunstung von Wasser bieten. Auch Verschattung fehlt vielerorts, beispielsweise auf Plätzen oder an Haltestellen. Dadurch ist es nicht nur heiß, sondern Bewohner*innen und Besucher*innen sind UV-Strahlung ausgesetzt. Mit der steigenden Anzahl der Sonnentage und aufgrund anderer klimawandelbedingter Ursachen steigt das Risiko für hitzebedingte Leiden und gesundheitliche Schäden wie Hautkrebs.11
 
        Strategien, Konzepte und Maßnahmen zum Umgang mit Hitze und Trockenheit existieren ebenso wie gute Beispiele aus Kommunen in Deutschland oder Europa. Viele Lösungen wurden in Pilotprojekten, mit Fördergeldern und Unterstützung durch Ingenieurbüros und Forschungsinstitute entwickelt. Wichtig ist es, Kommunen für die breite Umsetzung dieser Lösungen zu befähigen. Es ist sinnvoll, die Themen Hitze und Trockenheit bei allen kommunalen Entscheidungen zu berücksichtigen, sei es in der Bauleitplanung, bei der Sanierung von Liegenschaften oder bei der Planung und dem Betrieb von Kindertagesstätten und Seniorenheimen. Kommunale Verwaltung und Politik sind gefragt, aber auch alle privaten Akteur*innen, die (Grün-)Flächen und Gebäude besitzen oder vulnerable Bevölkerungsgruppen versorgen. Die Vision einer klimaresilienten Entwicklung hilft bei der Umsetzung in der Breite. Häufig angewandt werden etwa das sogenannte Schwammstadt-Konzept sowie die Priorisierung von sogenannten blau-grünen Infrastrukturen beziehungsweise von naturbasierten Lösungen.12 Auch für den Umgang mit Planungskonflikten wurden Ansätze entwickelt, wie die sogenannte dreifache Innenentwicklung oder multifunktionale Flächennutzung.
 
        Schwammstadt, wasserbewusste Stadtentwicklung und blau-grüne Infrastrukturen
 
        Eine Möglichkeit, die kommunale Infrastruktur an die Folgen der Klimakrise anzupassen, ist die Orientierung am Konzept der Schwammstadt oder der wasserbewussten Stadtentwicklung (Abbildung).13 Hierbei geht es darum, Räume so zu gestalten, dass Niederschlagswasser effektiv und naturnah zurückgehalten beziehungsweise sinnvoll genutzt werden kann. Dies geschieht durch Entsiegelung sowie die Schaffung und Erhaltung von sogenannten blau-grünen Infrastrukturen. Damit sind offene Wasserflächen, zum Beispiel Brunnen, Wasserläufe oder renaturierte Bäche, sowie Grünflächen wie Parks, Dachgärten oder straßenbegleitende Tiefbeete und Bäume gemeint. Öffentliches Grün erfüllt dabei diverse Funktionen: Klimawirksame Funktionen sind insbesondere die bioklimatische Ausgleichs- und Kaltluftfunktion, die Immissionsschutz- und Luftregenerationsfunktion sowie die Speicher- und Verdunstungsfunktion. Das in Boden und Pflanzen gespeicherte Wasser kühlt also die Luft und steht zur Versorgung des Stadtgrüns zur Verfügung. Grün in Parks und auf Plätzen dient der menschlichen Erholung und Gesundheit sowie der Schaffung und dem Erhalt der Biodiversität.14
 
         
          Abbildung: Planungsprinzip „Schwammstadt“
 
          [image: Die Grafik zeigt in einfacher schemenhafter Darstellung zwei Situationen derselben Ansicht. Es sind zwei begrünte Hochhäuser zu sehen, zwischen denen Bäume und Mulden zu erkennen sind. In der einen Situation regnet es, und das Regenwasser wird von Pflanzen, Grünflächen und Mulden aufgenommen. In der anderen Situation scheint die Sonne, und das in den Grünflächen und Mulden gespeicherte Wasser verdunstet.] 
          Links: Bei (Stark-)Regen wird das Wasser nicht über Kanäle abgeleitet, sondern versickert direkt auf unversiegelten Grünflächen oder wird in Wasserflächen aufgenommen: in Parks, an Bäumen, auf Straßenbegleitgrün, auf Dächern und an Fassaden beziehungsweise in Seen, Bächen oder Brunnen. So wird das Kanalsystem nicht überlastet, Schäden und Gefahren bei Starkregen vermindert und das Wasser wie in einem Schwamm gespeichert. Rechts: Das auf diese Weise gespeicherte Wasser steht bei Trockenheit und Hitze dort zur Verfügung, wo es gebraucht wird, nämlich als Grundwasser, zur Versorgung von schattenspendendem Grün und zur Kühlung von Luft und Gebäuden. Mit dem Bau von offenen Mulden, Tiefbeeten, Zisternen und Rigolen oder versickerungsfähigem Bodenbelag können noch größere Wassermengen vor Ort gehalten beziehungsweise genutzt werden.
 
          Quelle: Timo Brandt
 
        
 
        Nicht jede Kommune mag das Schwammstadtprinzip so konsequent umsetzen können oder wollen wie beispielsweise die niederländische Stadt Rotterdam.15 Ein „Wasserplan“ sieht dort für jeden Stadtteil eine eigene Strategie vor. Gebaut werden neben nutzbaren Deichen und grünen Dächern auch sogenannte Wasserplätze, um Niederschlag zwischenzuspeichern. Als Leitbild liefert dieses Konzept jedoch wichtige Impulse – zum Beispiel für die Berliner Regenwasseragentur.16 Der Umbau zu einer funktionierenden Schwammstadt benötigt Zeit, da Bäume und Gehölze langsam wachsen und weil Entsiegelungsmaßnahmen aufwendig sind. Praktisch werden sie im Rahmen von ohnehin anstehenden Neubau- und Instandsetzungsvorhaben umgesetzt, beispielsweise bei der Sanierung von Straßen und Gebäuden, der Entwicklung neuer Gewerbe- und Wohngebiete oder der Neugestaltung von Parks.
 
        Dreifache Innenentwicklung und multifunktionale Flächennutzung
 
        Frei- und Grünraum stehen häufig jedoch nur begrenzt zur Verfügung. Der Baudruck lässt aktuell an vielen Orten neue Wohn- und Gewerbegebiete entstehen. Um Außenflächen zu schonen und den Flächenverbrauch zu reduzieren, ist Nachverdichtung beziehungsweise Innenentwicklung das Gebot der Stunde. Dabei werden vorrangig Brachflächen und leerstehende Gebäude entwickelt, Baulücken geschlossen, Häuser aufgestockt und Flächen im Bestand bebaut, beispielsweise Hinterhöfe. Die dadurch entstehenden kurzen Wege und der effiziente Ressourceneinsatz tragen durchaus zum Klimaschutz bei. Ein Konflikt entsteht jedoch, wenn dadurch Flächen zur Kaltluftproduktion und Schneisen zur Frischluftversorgung von Quartieren bebaut werden. Im Baubestand konkurrieren die Ansprüche der Klimaanpassung ohnehin mit anderen Infrastrukturen – an der Oberfläche vor allem mit Verkehrsflächen, unterirdisch mit Leitungen zur Ver- und Entsorgung. Es bleibt wenig Raum für mehr Grün, und bestehende Bäume leiden unter zu kleinen Pflanzgruben sowie stark verdichteten und versiegelten Böden.17
 
        Teilweise können solche Konkurrenzen aufgelöst oder zumindest abgemildert werden, beispielsweise durch die Begrünung von Gebäuden. Gründächer und begrünte Fassaden kühlen das Gebäude, versickern und verdunsten Wasser, binden Feinstaub und bieten außerdem Lebensraum für Tiere und Pflanzen. Ein Dachgarten kann außerdem von Hausbewohner*innen genutzt werden. Viele Kommunen versuchen bereits nach dem Prinzip der dreifachen Innenentwicklung frühzeitig und integriert zu planen – also erstens durch bauliche Verdichtung, zweitens durch Vermehrung von Stadtgrün sowie drittens durch die Förderung raumsparender Mobilität, insbesondere durch Bevorzugung des öffentlichen Nah-, Rad- und Fußverkehrs. Das Zusammendenken mit dem Thema nachhaltige Mobilität bietet nicht nur Synergien für den Klimaschutz, sondern auch für die Klimaanpassung: Weniger Fahrbahnen und Stellplätze ermöglichen mehr entsiegelte Räume oder aber zumindest eine klimasensible Gestaltung solcher Flächen.18 Auch eine multifunktionale Nutzung kann Raumkonkurrenz entschärfen, indem eine Fläche zu unterschiedlichen Zeitpunkten unterschiedliche Funktionen erfüllt – beispielsweise Spielflächen, die bei Starkregen Wasser zurückhalten und sonst als grüne und verschattete Aufenthaltsräume dienen.19
 
        GEGENMAẞNAHMEN
 
        Kommunen können vorsorgen – sofern sie sich strategisch aufstellen und geeignete Maßnahmen zeitnah umsetzen. In Bezug auf Hitze beschäftigen sich Kommunen in Deutschland aktuell zunehmend mit der Hitzeaktionsplanung. Auch im vorsorgenden, integrativen Ansatz der Nationalen Wasserstrategie des Bundes spielen Kommunen eine wichtige Rolle.20 Darüber hinaus gibt es weitere strategische Ansätze zum Umgang mit Hitze und Trockenheit auf lokaler Ebene.
 
        Hitzeaktionsplanung
 
        Das Instrument der Hitzeaktionspläne ist nicht neu. 2008 entwickelte die Weltgesundheitsorganisation erstmals Leitlinien für die Erstellung von „Heat Health Action Plans“.21 In Frankreich konnte die Wirksamkeit des Nationalen Hitzeaktionsplans nachgewiesen werden.22 In Deutschland veröffentlichte eine Bund-Länder-Arbeitsgruppe daran angelehnt erstmals 2017 Empfehlungen für kommunale Hitzeaktionsplanung, auf deren Grundlage die Gesundheitsminister*innen der Länder 2020 die Erstellung von kommunalen Hitzeaktionsplänen innerhalb von fünf Jahren beschlossen. Acht Kernelemente behandeln dabei sowohl kurzfristige Sofortmaßnahmen – zum Beispiel Information und Kommunikation sowie die Reduzierung von Hitze in Innenräumen – als auch langfristig zu planende Maßnahmen im Bereich Stadtplanung und Bauwesen.23
 
        Hitzeaktionspläne erfordern eine enge Zusammenarbeit innerhalb der kommunalen Verwaltung und mit den Akteur*innen des Sozial- und Gesundheitswesens, unter anderem dem öffentlichen Gesundheitsdienst, Krankenkassen, Pflegediensten sowie ambulanten und stationären Versorgern. Kreisfreie Städte können eigene Hitzeaktionspläne erstellen. Außerhalb der kreisfreien Städte sollten zudem die Kreise aktiv werden, da das Gesundheitswesen in ihren Zuständigkeitsbereich fällt und kleine Kommunen mit der Erstellung eines eigenen Hitzeaktionsplans häufig überfordert sind.24
 
        Weitere strategische Instrumente
 
        Kommunen können sich mit weiteren Instrumenten auf die Folgen unter anderem von Hitze und Trockenheit vorbereiten. Aktuell sind dies:
 
         
          	integrierte Klimaanpassungskonzepte, 
 
          	Klimarisikoanalysen, 
 
          	integrierte Stadtentwicklungskonzepte, 
 
          	Quartierskonzepte sowie 
 
          	Qualitätsmanagement- und Zertifizierungsverfahren.
 
        
 
        Die einzelnen Instrumente unterscheiden sich hinsichtlich Methodik, Zielsetzung und jeweiliger Datengrundlage, ermöglichen es den Kommunen jedoch auf verschiedene Weise, Klimaanpassung integriert zu betrachten und Maßnahmen zu entwickeln. Darüber hinaus gibt es gute Beispiele für Strategien oder Konzepte, um Maßnahmen für einzelne Zielgruppen oder Betroffenheiten umzusetzen, zum Beispiel zum Hitzeschutz in Kitas oder für Wohnungslose.
 
        Räumliche Planung
 
        Land und Kommune können vor allem langfristig die Belastung durch Hitze und Trockenheit mit Instrumenten der räumlichen Planung steuern.25 Vom Regionalplan über den Integrierten Stadtentwicklungsplan bis zur Bauleitplanung können verschiedenen Aspekte der baulichen Hitzevorsorge und das Zusammenspiel von belasteten Wirkungsräumen und Ausgleichsräumen (Kalt- und Frischluftentstehungsgebiete, Luftleitbahnen, Grünflächen und anderes mehr) dargestellt werden, unter anderem:
 
         
          	Überwärmungstendenzen von Dächern, Fassaden und bebauten Flächen, etwa durch Anpassung baulicher Strukturen oder der Festsetzung von hellen Farben,
 
          	Verbesserung der Grün- und Freiraumausstattung, 
 
          	hitzeangepasster Umbau des Gebäudebestands, 
 
          	Optimierung und Sicherung klimatischer Ausgleichsräume.
 
        
 
        Eine besondere Herausforderung für die Vorsorge gegen Hitze und Trockenheit sind Veränderungen im baulichen Bestand. Hier ist die Betroffenheit meist besonders groß und gleichzeitig die Möglichkeit zur Anpassung eingeschränkt: Bei anstehenden Maßnahmen im eigenen Einflussbereich wie beim Bau und bei der Sanierungen von öffentlichen Straßen, Plätzen oder Parks sollten Kommunen deswegen generell klimasensibel planen und bauen.
 
        Kommunikation und Beratung
 
        Schließlich ist es Aufgabe der Kommunen, mit den Bürger*innen zu kommunizieren und sie so auf den Umgang mit Hitze und Trockenheit vorzubereiten. Einige Kommunen setzen hier bereits innovative Formate um: So stellt unter anderem die Stadt Recklinghausen eine interaktive Online-Karte zur Verfügung, für die Bürger*innen Problemorte melden und Maßnahmenvorschläge einreichen konnten. Die Hinweise und Vorschläge wurden bei der Erstellung des Maßnahmenplans zur Klimaanpassung berücksichtigt.26 Auch die Stadt Karlsruhe stellt ihren Bürger*innen online einen interaktiven „Stadtplan für heiße Tage“ zur Verfügung, in der kühle Orte, Gewässer und öffentliche Toiletten verzeichnet sind.27 Im Berliner Brunnenviertel wurden Klimaanpassungsmaßnahmen in einem partizipativen Verfahren entwickelt, das an das bereits vorhandene Quartiersmanagement anknüpfte.28 Unter anderem die Stadt Düsseldorf bietet „Klimaspaziergänge“ an, auf denen die Bürger*innen im Rahmen einer Stadtführung auf die Klimakrise und Anpassungsmöglichkeiten vor Ort aufmerksam gemacht werden.29
 
        WO STEHEN WIR IN DEUTSCHLAND?
 
        Der Bund hat bereits 2008 die Deutsche Anpassungsstrategie an den Klimawandel (DAS) beschlossen. Diese beschäftigt sich mit Klimafolgen und Anpassungsmöglichkeiten in 15 Handlungsfeldern vor allem auf Bundesebene. Konkrete Maßnahmen sind zudem im Aktionsplan Anpassung definiert. 2020 wurde der zweite Fortschrittsbericht zur DAS veröffentlicht. Aktuell werden messbare Ziele für die Klimaanpassung in Deutschland erarbeitet. Gleichzeitig bietet diese Strategie auch einen Rahmen unter anderem für Kommunen: Beispielsweise wurden mit Fördermitteln des Bundes Hitzeaktionspläne in Worms und Köln erstellt.30 2022 hat das Bundesumweltministerium ein „Sofortprogramm Klimaanpassung“ aufgesetzt.31
 
        Zudem haben einige Bundesländer eine Klimaanpassungsstrategie oder sind dabei, eine zu erstellen. Als erstes Land hat Nordrhein-Westfalen 2021 versucht, mit einem eigenen Klimaanpassungsgesetz der Rechtsunsicherheit in den Kommunen entgegenzuwirken. Dabei helfen soll ein Berücksichtigungsgebot: Demnach sollen die Träger öffentlicher Aufgaben, also auch Kommunen, bei ihren Planungen und Entscheidungen die Klimaanpassung fachübergreifend und integriert berücksichtigen. Außerdem wird auf die Notwendigkeit der Klimaanpassung im Rahmen der kommunalen Daseinsvorsorge hingewiesen und eine Empfehlung zur Aufstellung und Umsetzung von Anpassungskonzepten in Kommunen gegeben. Zur Umsetzung des Berücksichtigungsgebots im praktischen Kommunalalltag stellt das Land eine Orientierungshilfe zur Verfügung.32 Auch in Baden-Württemberg wurde inzwischen ein Klimaschutz- und Klimaanpassungsgesetz verabschiedet.33 Darüber hinaus wird derzeit auf Bundesebene ein Klimaanpassungsgesetz abgestimmt. Dieses wird nach dem aktuell veröffentlichten Stand des Referentenentwurfs ebenfalls ein Berücksichtigungsgebot enthalten und an verschiedenen Stellen in Kommunen wirken.34
 
        Aktuell sind in Deutschland nur wenige Hitzeaktionspläne fertig erstellt oder bereits in Umsetzung. Gleichzeitig arbeiten viele Kommunen an solchen Plänen, vor allem auch solche, die bereits in der Klimaanpassung und auch der langfristig wirksamen Hitzevorsorge im Bereich Planen und Bauen aktiv sind. Hier geht es oftmals vor allem um den Aufbau kurz- und mittelfristig wirksamer Maßnahmen wie der Etablierung fester Kommunikationsabläufe bei Hitzewarnungen oder der Fort- und Weiterbildung im Gesundheits- und Sozialbereich. Der Bedarf nach Austausch und guten Beispielen aus der Praxis ist groß. Die veröffentlichten Hitzeaktionspläne sind sehr unterschiedlich ausgestaltet und in den meisten Fällen im Rahmen von Forschungsprojekten erstellt und gefördert worden. Den ersten Plan in Eigenregie hatte Offenbach am Main 2020 erarbeitet, 2023 gab es eine erste Aktualisierung.35 Die Stadt Köln hat in ihrem Aktionsplan vor allem ältere Menschen umfassend in den Blick genommen. Bochum adressiert mit seinem Hitzekonzept wohnungslose Menschen. Weitere Hitzeaktionspläne gibt es in Mannheim, Worms und Nürnberg. Stadt und Landkreis Würzburg haben einen gemeinsamen Plan vorgelegt.
 
        Düsseldorf und Karlsruhe setzen bereits verschiedene Maßnahmen zur Hitzevorsorge um und erstellen aktuell im Rahmen des Forschungsprojekts „Plan°C“ eigenständig Hitzeaktionspläne in enger Anlehnung an die Handlungsempfehlungen von Bund und Ländern.36 Erfurt und Dresden sind weitere Beispiele für in der Hitzevorsorge aktive Städte. In Nordrhein-Westfalen hat das Landesumweltministerium kürzlich die Erstellung von Aktionsplänen gefördert, weshalb hier in Kürze neue Pläne für Kommunen verschiedener Größen zu erwarten sind.
 
        UNTERSTÜTZUNG DURCH BUND UND LÄNDER
 
        Inzwischen stellen auch die Länder zunehmend Unterstützung für Kommunen bereit. In vielen Bundesländern bestehen Beratungs- und Kompetenzzentren, die Daten und Expertise für die Kommunen vorhalten. Darüber hinaus existieren in allen Bundesländern Hitzewarnsysteme, die auf der Grundlage von Verwaltungsvereinbarungen mit dem Deutschen Wetterdienst (DWD) eingerichtet wurden. Bis hinunter auf die Ebene der Kreise informiert der DWD zeitnah über Hitzeextremlagen. Die flächendeckende Weitergabe an Kommunen ist zwar erwünscht, aber nicht verpflichtend.37
 
        Brandenburg veröffentlichte im September 2022 als erstes Land ein Gutachten zur Hitzeaktionsplanung.38 Darin enthalten sind Maßnahmen zum hitzebedingten Gesundheitsschutz, die das Land ergreifen kann, ein Rahmen für die zusätzlich notwendigen dezentralen Hitzeaktionspläne in Kommunen und verschiedenen Institutionen sowie die Errichtung eines landesweiten Akteursnetzwerks, über das zivilgesellschaftliche Beteiligung ermöglicht werden soll. Auch das Land Hessen ist bereits aktiv geworden,39 Bayern und Thüringen stellen sogenannte Hitze-Toolboxen zur Verfügung.40 Diese Angebote unterstützen vor allem kleine Kommunen bei der Hitzevorsorge, bei denen geringe Kapazitäten zum Wissensaufbau, im Umgang mit Daten und der Umsetzung von Maßnahmen bestehen. Diese sollten sich außerdem unbedingt mit ihrem Landkreis abstimmen; idealerweise sollte dieser bei der Vorsorge unterstützen und koordinieren.
 
        Auch der Bund stellt den Kommunen Unterstützungsangebote für die gesundheitsbedingte Hitzevorsorge zur Verfügung. 2021 wurde das Zentrum KlimaAnpassung gegründet, das vor allem Kommunen und weitere Träger sozialer Einrichtungen zum Thema berät, fortbildet und vernetzt.41 Mit dem Sofortprogramm Klimaanpassung fördert das Bundesumweltministerium Beratung für Personal in Kommunen zur Umsetzung von Anpassungsmaßnahmen. Rund hundert Klimaanpassungsmanager*innen erstellen vom Bund gefördert integrierte Konzepte zur Anpassung in Kommunen. Das Förderprogramm „Klimaanpassung in sozialen Einrichtungen“ geht 2023 in die zweite Antragsrunde.
 
        Weiterhin stellt das Umweltbundesamt Kommunen mit dem „Hitzeknigge“ und der Kampagne „Schattenspender“ Materialien zur zielgruppengerechten Information und Sensibilisierung von Bürger*innen zur Verfügung. Diese Angebote zielen vor allem auf das angepasste Verhalten bei Hitze, können auf lokale Gegebenheiten angepasst, digital oder ausgedruckt weiterverbreitet werden und sind in verschiedenen Sprachen erhältlich.42
 
        FAZIT
 
        Die Anpassung an die Folgen der Klimakrise ist eine gesamtgesellschaftliche Aufgabe, die parallel zu umfassendem Klimaschutz auch in Deutschland drängt. Hitze und Trockenheit stellen Kommunen vor enorme Herausforderungen, und zwar in den verschiedensten Handlungsbereichen. Um das Wohnen und Arbeiten lebenswert zu erhalten, muss die Gesundheit der Bevölkerung ebenso geschützt werden wie die kommunale Infrastruktur. Kommunale Verwaltung und Politik sollte integriert planen, spezifische Strategien und Konzepte entwickeln und neue Aufgaben wahrnehmen. Städte, Gemeinden und Landkreise haben dafür indes nur begrenzte Kapazitäten zur Verfügung. Gleichzeitig bieten sich dadurch Chancen: Ziel sollte es sein, die Kommune als Wohn- und Arbeitsort wie auch für Besucher*innen zukünftig nicht nur sicherer, sondern auch attraktiver zu machen.
 
        Hitzevorsorge ist darüber hinaus eine Frage der sozialen Gerechtigkeit. Zuerst und in besonderem Maße leiden vulnerable Bevölkerungsgruppen und sozial schwache Menschen während Hitzeperioden. Kommunen sollten sich daher mit Strategien, die sowohl kurz- als auch langfristig greifen, und mit konkreten Maßnahmen wappnen, um Menschen und Infrastrukturen zu schützen. Dafür bietet sich die Erstellung von Hitzeaktionsplänen an, die sich an den Handlungsempfehlungen der Bund-Länder-Arbeitsgruppe orientieren und die enthaltenen Maßnahmen dann auch umsetzen. Zudem müssen sich Kommunen damit auseinandersetzen, dass die Ressource Wasser zunehmend knapper wird. Diese und weitere Themen wie Starkregenvorsorge oder schleichende Veränderungen durch den Klimawandel sind integriert zu koordinieren: innerhalb der kommunalen Verwaltung und auch zwischen verschiedenen Kommunen beziehungsweise gerade bei Gemeinden gemeinsam mit dem Kreis.
 
        Gleichzeitig kann diese Aufgabe nicht von den Kommunen allein bewältigt werden. Diese sollten vorhandene Unterstützungsangebote von Bund und Ländern in Anspruch nehmen und die Zivilgesellschaft und weitere Akteur*innen aktiv einbinden: zum einen zur Sensibilisierung, um sich selbst besser zu schützen und die Akzeptanz für Maßnahmen zu erhöhen, zum anderen, um gewisse kommunale Aufgaben ohne zusätzliche Ressourcen in Verwaltung und Haushalt bewältigen zu können. Ein Beispiel ist die Bewässerung von öffentlichem Grün, das für die Anpassung an die Klimakrise erhalten und ausgebaut werden muss, dessen Pflege jedoch bereits jetzt aufwendig und schlecht ausgestattet ist. In einer trockeneren Zukunft wird sich dieser Trend weiter verstärken.
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        HITZE, DÜRRE, KRIEG
 
        Klimawandel als Sicherheitsrisiko
 
        Kira Vinke
 
        Wolkenloser Himmel – was an Sommerurlaub denken lässt, wird inzwischen immer mehr zum Schrecken. Denn Hitze und Dürren bedeuten über längere Zeiträume große Belastungen für die menschliche Gesundheit und die Landwirtschaft. Schlimmstenfalls können sich humanitäre Krisen oder gar gewaltsame Konflikte aus den Extremen entwickeln. Doch der Weg von gravierender Trockenheit hin zu einem eskalierenden Konflikt ist nicht geradlinig. Im Gegenteil: Die Zusammenhänge zwischen Klimafolgen und dem Ausbruch von Gewalt sind komplex und abhängig von zahlreichen Faktoren, insbesondere auch von der Kompetenz in der Regierungsführung.01
 
        ZUNEHMENDE HITZE UND TROCKENHEIT
 
        Zunächst ist Dürre nicht gleich Dürre; die Verfügbarkeit und der Bedarf an Wasser können regional sehr unterschiedlich ausgeprägt sein. Das Climate Service Center Deutschland definiert eine Dürre als „ein extremer, über einen längeren Zeitraum herrschender Zustand, in dem aus hydrologischer, landwirtschaftlicher oder ökologischer Sicht weniger Wasser verfügbar als erforderlich ist“.02 Dabei können sowohl die Menge des Regenfalls als auch der Grad der Verdunstung durch steigende Temperaturen eine Rolle spielen.03 Wichtige Indikatoren für Dürren sind etwa die Bodenfeuchte oder der Grundwasserspiegel.
 
        Der Klimawandel verschärft die abnormalen Trockenzeiten, denn er verändert Niederschlagsmuster und führt durch Hitzewellen zu erhöhter Verdunstung. Hitzeextreme, die vor dem anthropogenen Klimawandel nur alle fünfzig Jahre vorkamen, treten heute – bei etwa einem Grad Celsius Erwärmung gegenüber dem vorindustriellen Niveau – schon im Durchschnitt etwa alle zehn Jahre auf,04 und der Abstand zwischen solchen Extremen wird sich bei steigender Erwärmung weiter verkleinern. Bei einem globalen Mitteltemperaturanstieg von vier Grad könnten heute dichtbesiedelte Regionen unbewohnbar werden, da Temperaturen und Luftfeuchtigkeit die physiologischen Grenzen des menschlichen Körpers überschreiten würden.05 Insbesondere um den Äquator würde es vielerorts fast das gesamte Jahr zu heiß und zu feucht werden, als dass Menschen durch Schwitzen ihre Körpertemperatur regulieren könnten06 – ein Überleben im Freien wäre dort nicht mehr möglich. Wie gefährlich Hitzewellen sein können, zeigte sich auch in Europa schon 2003, als infolge der sommerlichen Hitze mehr als 70000 Menschen starben.07
 
        In bestimmten Regionen haben Dürren bereits an Häufigkeit und Intensität zugenommen.08 Daraus können Hungerkrisen erwachsen, wie etwa am Horn von Afrika, wo seit 2020 mehrere Regenzeiten aussetzten und Ernteausfälle Millionen von Menschen abhängig von Hilfsgütern gemacht oder sie zur Flucht gezwungen haben. Auch der mediterrane Raum ist zunehmend von den Extremen betroffen. Nachdem im April 2023 in Spanien alle Rekorde für Hitze und Trockenheit gebrochen wurden, entschloss sich die Regierung in Madrid zu einem milliardenschweren Investitionspaket, das sowohl Soforthilfen bereitstellen als auch langfristige Änderungen im Wassermanagement finanzieren soll. Die Veränderungen kommen wenig überraschend: Sie entsprechen früheren Klimaprojektionen, die Trockenheit und Temperatursteigerungen für die Region seit Langem vorhersagen.09 Ebenso blieben in Italien Niederschläge wiederholt aus. Nachdem eine Dürre 2022 die Pegelstände von Flüssen und Seen bereits stark sinken ließ, fiel auch Anfang des Jahres 2023 zunächst wenig Regen. Unter anderem am Gardasee schlugen mehrere Gemeinden Alarm und setzten Wassersparmaßnahmen um, bis es im Mai 2023 zu heftigen Regenfällen kam, die zwar die Mangellage entschärften, aber in der Region Emilia Romagna Schäden in Milliardenhöhe verursachten und sogar mehrere Todesopfer forderten.
 
        Extremereignisse wie diese wirken nicht nur zerstörerisch, sondern führen auch zu Interessenkonflikten, denn unterschiedliche Gruppen wie Privatverbraucher:innen, Landwirtschaftsbetriebe oder die Tourismusbranche konkurrieren um knappe Ressourcen. Zu diesen gehören etwa Süßwasser in Trockenzeiten oder Überschwemmungsflächen in dicht besiedelten und landwirtschaftlich intensiv genutzten Gebieten. Zwar legen Wissenschaftler:innen immer genauere Projektionen von Extremwetterereignissen unter verschiedenen Treibhausgasemissionsszenarien vor, jedoch wird weder aufseiten der Prävention noch aufseiten der Klimaanpassung diesen Erkenntnissen ausreichend Rechnung getragen. Dies bedeutet für akut betroffene Kommunen in Krisensituationen einen enormen Handlungsdruck und erfordert große finanzielle Aufwendungen, um bereits eintretende kaskadierende Klimafolgeschäden bestmöglich einzudämmen. Eine Herausforderung der Klimakrise ist, dass die Wirkungen, also die Schäden, zeitlich und geografisch versetzt zu ihren Ursachen eintreten. Damit entziehen sich viele gegenwärtig handelnde Akteur:innen ihrer Verantwortung für die durch sie ausgelöste Zerstörung. Dabei wären effektive Maßnahmen zur raschen Reduzierung von Treibhausgasemissionen und Prävention von Schäden nicht nur wesentlich günstiger als Maßnahmen zur nachträglichen Schadensbegrenzung, sondern auch deutlich effektiver.10 Anders ausgedrückt: Durch Emissionseinsparungen können mehr Leben und gesunde Lebensjahre geschützt werden als durch reaktives Krisenmanagement.
 
        Über die direkten Effekte hinaus haben Hitze und Trockenheit auch immer mehr Waldbrände zur Folge, die gewaltige Schäden nach sich ziehen und den Wohlstand von Regionen nachhaltig beeinträchtigen können. Zwar haben Waldbrände auch natürliche Ursachen, jedoch treibt die globale Erwärmung die Entwicklung hin zu immer großflächigeren und häufiger auftretenden Bränden an. So war 2022 in Europa die zweitschwerste Waldbrandsaison seit Beginn der systematischen Erfassung: Insgesamt verbrannten Flächen im Umfang von über 1,6 Millionen Hektar.11 Neben der Ukraine waren Spanien, Portugal und Frankreich besonders betroffen. Durch diese Brände werden neben der unmittelbaren Zerstörung von Biodiversität und Infrastruktur auch massenhaft Treibhausgase freigesetzt, was die Klimakrise weiter anheizt.
 
        VERSCHÄRFTE UNGLEICHHEIT
 
        Die langfristigen Folgen der multidimensionalen Wasserkrise zeichnen sich bereits ab. So verlor weltweit über die Hälfte der großen Seen in den vergangenen dreißig Jahren vor allem aufgrund von Klimafolgen und Übernutzung an Wasser.12 Dieser Trend ist besorgniserregend, da in Seen der Großteil der globalen Süßwasserreserven gespeichert ist und sich an diese Reservoirs Einzugsgebiete für eine große Anzahl von Menschen anschließen. Die Versorgungssicherheit mit Wasser ist aber nicht nur von möglichen Dürren abhängig, sondern auch vom Wassermanagement und Bedarfsgrößen. Zwar kann etwa das Bevölkerungswachstum zur Ressourcenverknappung beitragen, doch Nutzungsmuster prägen oft die Verfügbarkeit. Denn der Wasserverbrauch ist unter Einkommensgruppen extrem ungleich verteilt: Reiche Bevölkerungsschichten konsumieren ein Vielfaches an Süßwasser als arme. Dieser Unterschied ist besonders in städtischen Gebieten mit großen Einkommensdifferenzen ausgeprägt und trägt dort zu Wasserkrisen bei.
 
         
          [image: Das Foto zeigt einen Demonstranten, der einer Reihe gerüsteter Polizisten gegenübersteht. Er hält eine Plastikflasche in die Höhe, auf der ein Filter steckt und auf deren Seite ein großes Fragezeichen angebracht ist.] 
          Demonstration gegen die Rationierung von Wasser, São Paulo, Brasilien, Februar 2015
 
          Quelle: picture alliance / AP Photo / Andre Penner
 
        
 
        Am Beispiel Kapstadts in Südafrika haben Wissenschaftler:innen gezeigt, dass etwa durch die Befüllung von Pools und die Bewässerung von Rasenflächen die Wasserressourcen übernutzt werden.13 Obwohl die oberen Einkommensgruppen nur 13,7 Prozent der Stadtbevölkerung ausmachen, hat diese Gruppe einen Anteil von 51 Prozent am Gesamtwasserbrauch. Hingegen nutzen die unteren Einkommensschichten, die 61 Prozent der Bevölkerung ausmachen, nur 27,3 Prozent der Wasserressourcen – im Gegensatz zur „Elite“ jedoch ausschließlich für ihre Grundbedürfnisse. In der Modellierung zukünftiger Einflüsse auf die Wasserverfügbarkeit in Kapstadt stellte sich heraus, dass eine steigende Ungleichheit in der Nutzung noch gravierendere Einflüsse auf den Verbrauch hätte als das Bevölkerungswachstum oder Klimafolgen in einem Zwei-Grad-Erwärmungsszenario. Da diese Faktoren sich jedoch gleichzeitig ausprägen können, ist ein umfängliches Wassermanagement wichtig, das die unterschiedlichen Ursachen von Knappheit berücksichtigt. Am Thema Wassersicherheit zeigen sich somit die mehrfach negativen Auswirkungen des Konsumverhaltens der oberen Einkommensschichten, die durch Fliegen, Fleischkonsum, Autofahren und weitere CO2-intensive Aktivitäten ohnehin disproportional zu den globalen Treibhausgasemissionen beitragen.
 
        Die Kosten für die negativen Auswirkungen dieses Verbrauchs sind bislang nicht annähernd realistisch eingepreist. So liegt der deutsche CO2-Preis derzeit bei 30 Euro pro Tonne; das Umweltbundesamt bemisst die tatsächlichen Kosten pro Tonne CO2, die 2022 in Deutschland emittiert wurden, hingegen mit 237 Euro – wenn also Umweltfolgen und wirtschaftliche Schäden berücksichtig werden. Werden die Schäden für zukünftige Generationen gleichwertig bemessen, würde der Preis sogar bei 809 Euro pro Tonne CO2 liegen.14 Immaterielle Verluste wie Todesopfer, sinkende Artenvielfalt oder beschädigte Kulturgüter, die sich kaum adäquat in Geldwerten erfassen lassen, sind dabei noch nicht einmal berücksichtigt. Der CO2-Preis soll zwar bis 2025 schrittweise auf bis zu 55 Euro angehoben werden, die letzte geplante Erhöhung um 5 Euro zu Beginn des Jahres 2023 wurde indes wegen der ohnehin hohen Energiepreise um ein Jahr verschoben. Subventionen wie der Tankrabatt 2022 oder Steuererleichterungen für Dieselkraftstoffe konterkarieren den CO2-Preis zusätzlich und setzen falsche Anreize.
 
        All dies verdeutlicht, dass selbst bei steigenden Preisen für Öl und Gas die tatsächlichen Kosten für die negativen Auswirkungen für Umwelt und menschliche Gesundheit größtenteils auf die Allgemeinheit umgelegt werden. Ärmere Menschen, die durch ihren Lebensstil kaum Emissionen verursachen, tragen dabei die schwersten Lasten der Klimaveränderungen, denn sie leben oft in exponierten Gebieten und haben kaum finanzielle Möglichkeiten, sich an Klimafolgen anzupassen. Insbesondere Personen, deren Einkommen unmittelbar von gesunden Ökosystemen abhängt, etwa Kleinbauern und Kleinbäuerinnen, stehen zunehmend vor existenziellen Krisen.
 
        KLIMA-SICHERHEITS-NEXUS
 
        Gegenwärtig lebt etwa die Hälfte der Weltbevölkerung mindestens einen Monat im Jahr unter Bedingungen extremer Wasserknappheit, mit steigender Tendenz. Fast zwei Milliarden der Betroffenen wohnen in China und Indien.15 Somit ergibt sich aus Dürren und Frischwasserknappheit ein wachsendes Problem, das die menschliche Entwicklung einschränken kann. Gleichwohl treten trotz des großen Mangels relativ selten gewaltsame Konflikte in Zusammenhang mit Dürreereignissen auf. Dies liegt daran, dass der Zusammenhang von Klima und Sicherheit – der Klima-Sicherheits-Nexus – stark von den jeweiligen gesellschaftlichen und ökonomischen Umständen geprägt ist, in denen Klimafolgen ihre Wirkung entfalten. So zeigt sich, dass Dürren unter bestimmten Vorbedingungen die Wahrscheinlichkeit für gewaltsame Konflikte erhöhen können – etwa in ethnisch fraktionierten Ländern.16 Staaten, in denen es bereits Ausgrenzung, Diskriminierung und Polarisierung zwischen verschiedenen ethnischen Gruppen gibt, sind demnach besonders anfällig für die Ausbildung eines Konflikts nach einem Extremereignis. Eine Analyse von Konflikten in asiatischen und afrikanischen Ländern hat zudem ergeben, dass insbesondere bei Bevölkerungsgruppen, die stark von der Landwirtschaft abhängig oder politisch marginalisiert sind, das Risiko eines Konfliktausbruchs durch Dürren steigt.17
 
        Generell treten Klimafolgen in sehr verschiedenen Länderkontexten auf und haben dort das Potenzial, Interessenkonflikte auszulösen oder zu verschärfen. Diese können dann in gewaltsamen Auseinandersetzungen eskalieren, wenn es keine adäquaten Aushandlungs- oder Mediationsprozesse gibt. Finanzielle, technologische und personelle Kapazitäten im Umgang mit hydrologischen Krisen sowie der Schweregrad der Extremereignisse entscheiden ebenfalls darüber, wie stark sich die naturräumlichen Veränderungen auf die Bevölkerung auswirken. Letztlich ist der Griff zu den Waffen oder die Anordnung von Gewalt immer eine Entscheidung, die von Menschen getroffen wird. Selbst bei schwersten Umweltveränderungen verbleibt die Verantwortung für Gewalt bei den handelnden Akteur:innen.
 
        Dieser Zusammenhang zeigte sich auch in Syrien, wo von 2007 bis 2010 die schwerste jemals gemessene Dürre zahlreiche Ernten vernichtete und quasi alle Viehherden verenden ließ – ehe 2011 der Bürgerkrieg begann.18 Die Eintrittswahrscheinlichkeit einer Dürre dieses Schweregrades wurde durch die globale Erwärmung um das Zwei- bis Dreifache erhöht. Das agrarökonomische Management des Assad-Regimes der Dürre war katastrophal, sodass viele Landwirt:innen zur Binnenmigration in Städte gezwungen waren, wo sie mit den Anwohner:innen und irakischen Kriegsgeflüchteten um Wohnraum und Arbeit konkurrierten. Gleichzeitig stiegen in diesem Zeitraum, teils bedingt durch die Ernteausfälle, die Brotpreise an. All diese Herausforderungen trafen eine Bevölkerung, unter der die Unzufriedenheit mit dem diktatorischen Regime bereits beträchtlich war. Im Zuge des sogenannten Arabischen Frühlings kam es schließlich auch in Syrien zu Demonstrationen, die blutig niedergeschlagen wurden. Der Krieg, der sich daraus entwickelte, fordert bis heute Menschenleben. Die komplexe Anfangsgeschichte dieses Konflikts zeigt, wie meteorologische Extremereignisse gesellschaftliche Spannungen verschärfen können, aber auch, dass Entscheidungsträger:innen und der internationalen Gemeinschaft eine zentrale Rolle bei der Bewältigung von sozioökologischen Krisen zukommt.
 
        Trotz wachsender wissenschaftlicher Erkenntnisse um den Nexus zwischen Klimafolgen und Sicherheit bleiben die genauen Wirkungsmechanismen von klimatischen Extremen in gesellschaftlichen Konflikten unklar.19 So können knappe Ressourcen nicht nur verschärfend wirken, sondern zum Beispiel auch mehr Kooperation befördern, wenn dies über effektive Regierungsführung angeregt wird. Zudem sind nur die Folgen der bisherigen Erwärmung beobachtbar – wenn der Ressourcenschwund durch Klimawandel und Übernutzung zunimmt, wird sich dies auch auf Interessenkonflikte auswirken. In allen Emissionsszenarien des Weltklimarats wird eine Erwärmung von 1,5 Grad Celsius und damit die untere Grenze des Pariser Klimaabkommens in naher Zukunft erreicht. Das bedeutet: Unabhängig von den notwendigen Bemühungen um Emissionsreduktionen werden die Temperaturen kurzfristig weiter steigen und Extremereignisse sich häufen.
 
        Die Weltorganisation für Meteorologie geht mit einer Wahrscheinlichkeit von 66 Prozent davon aus, dass die 1,5 Grad Celsius Erwärmung im jährlichen globalen Temperaturmittel schon über den Zeitraum von 2023 bis 2027 in einem der Jahre überschritten werden könnte.20 Ein kommendes El-Niño-Ereignis wird neben der gestiegenen Treibhausgaskonzentration in der Atmosphäre diese Entwicklung weiter antreiben: Durch das wiederkehrende Wetterphänomen El Niño können Dürren im Norden Brasiliens, Ozeanien, Indien oder im südlichen Afrika vermehrt auftreten, während andere Gebiete wie etwa Peru wiederum stärker von hohen Niederschlägen und Überflutungen bedroht sind.
 
        Mittelfristig sind die heutigen Klimaschutzbemühungen ausschlaggebend dafür, ob sich die Erwärmung auf den Pariser Temperaturkorridor von 1,5 bis 2 Grad Celsius begrenzen lässt oder ob sich bei höheren Erwärmungsgraden zivilisationsbedrohende Risiken entwickeln.
 
        BLEIBEN ODER FLIEHEN?
 
        In Landwirtschaftssystemen, die stark vom Regenfall abhängig sind, können bereits unregelmäßige Niederschläge, die sich im Monatsmittel kaum bemerkbar machen, Ernteverluste auslösen. Denn wenn kein modernes Bewässerungssystem vorhanden ist, gerät die Aussaat rasch unter Druck. Reichen lokale Anpassungsmöglichkeiten wie das Auspflanzen anderer Sorten nicht mehr aus, um die Klimafolgen zu bewältigen, sehen sich Menschen vor eine fatale Wahl gestellt: Entweder sie bleiben vor Ort und nehmen existenzielle Risiken in Kauf, oder sie wandern ab in eine ungewisse Zukunft.
 
        Weil die finanziellen und technologischen Möglichkeiten der Anpassung vielerorts stark begrenzt sind, werden Menschen schon heute durch Klimafolgen vertrieben.21 Ein Beispiel dafür ist Burkina Faso, wo schon vor der Eskalation der Gewalt Menschen zur saisonalen Migration gezwungen waren, die Ernten durch veränderte Regenfallmuster aber zusätzlich gefährdet sind.22 Durch die klimabedingte Landflucht können manche Betroffene zwar ihre Lebenssituation verbessern, allzu oft aber führt Migration in eine Armutsspirale, weil viele Menschen ohne finanzielle Möglichkeiten und ohne spezielle Fähigkeiten oder Ausbildung für den urbanen Arbeitsmarkt häufig nur Zuflucht in städtischen Slums finden. Da selbst bei einer moderaten Erwärmung von bis zu zwei Grad bestimmte Regionen wahrscheinlich nicht mehr für die gleiche Anzahl von Menschen wie heute bewohnbar sein werden, braucht es einen Strauß an Maßnahmen. Diese müssen an verschiedenen Stellen ansetzen und sowohl erzwungene Vertreibung möglichst verhindern als auch sichere Migration aus Hochrisikogebieten zulassen und Betroffenen Ausbildungswege eröffnen.
 
        Der jüngste Sachstandsbericht des Weltklimarats hat nochmals verdeutlicht, dass Hitzewellen und Dürren die Anpassungskapazitäten von Menschen in vielen Regionen der Welt übersteigen werden, wenn die Emissionen nicht unmittelbar und drastisch gesenkt werden. Die Wohlstandsverluste, die damit einhergehen würden, sind erheblich. Auch Deutschland ist von diesen Veränderungen betroffen: Zum einen verursachen extrem heiße und trockene Sommer hierzulande große wirtschaftliche Schäden, lösen Waldbrände aus und bedeuten zudem eine große gesundheitliche Gefahr – allein in den Sommermonaten der Jahre 2018 bis 2020 starben in der Bundesrepublik mehr als 19000 Menschen infolge von Hitze. Zum anderen wirken sich scheinbar ferne Klimafolgen auch indirekt in Deutschland aus – sei es durch unterbrochene Lieferketten, wegbrechende Absatzmärkte oder die Zunahme von Flucht und Migration.
 
        Nicht zuletzt hat Deutschland als größter Treibhausgasemittent Europas eine moralische Verpflichtung, seinen Ausstoß rasch zu reduzieren, da die Effekte der Nutzung fossiler Brennstoffe zulasten anderer Länder gehen. Die Verschmutzung der Atmosphäre zu bremsen, ist somit drängende Aufgabe aller Industrienationen, die ihren völkerrechtlichen Verpflichtungen des Pariser Abkommens bisher nicht gerecht werden. Der wolkenlose – und manchmal graue – Himmel, er gehört schließlich allen.
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        „WENN DU MICH SIEHST, DANN WEINE“
 
        Dürren in der Vormoderne – Rekonstruktion, Anpassung, Erinnerung
 
        Martin Bauch
 
        Im Sommer 2022 erlebten weite Teile Europas eine verheerende Dürre: Die Landwirtschaft litt unter dem Mangel an Regen und schon seit Jahren stark reduzierter Bodenfeuchte, die niedrigen Wasserstände in Flüssen wie dem Rhein hinderten massiv Transporte von Waren und fossilen Brennstoffen auf großen Lastschiffen. Nicht zuletzt gerieten die auf Wasserkühlung angewiesenen französischen Atomkraftwerke unter Druck und mussten ihre Stromproduktion reduzieren. Dabei war die Kombination aus niederschlagsarmem Frühjahr und Sommer kein Einzelfall: 2022 war das dritte viel zu trockene Jahr seit 2018, wie auf den Karten der Dürreintensitäten für Deutschland seit 1952 zu erkennen ist (Abbildung 1). Sie zeigt darüber hinaus deutlich, dass Dürre eine Naturkatastrophe mit langem Vorlauf ist (slow onset disaster) und sich in der chronologischen Dehnung deutlich von kurzfristigen Extremereignissen wie Hochwasser, Sturmfluten oder Erdbeben unterscheidet. Sie ähnelt vielmehr der Wüstenbildung, dem Abschmelzen der Gletscher, der Versalzung und Übersäuerung der Ozeane sowie dem Ansteigen des Meeresspiegels – alles Umweltrisiken im Kontext des anthropogenen Klimawandels, die lange unterhalb der menschlichen Wahrnehmungsschwelle waren oder es noch sind.
 
         
          Abbildung 1: Dürreintensitäten in der Vegetationsperiode April bis Oktober für Deutschland 1952 bis 2022
 
          [image: Auf insgesamt 71 kleinen Deutschlandkarten wird durch gelb-braun-rötliche Verfärbung die Dürreintensität von 1952 bis 2022 während der Monate April bis Oktober angezeigt. Neben dem Jahr 1976 stechen vor allem die Jahre 2018, 2019, 2020 sowie 2022 hervor.] 
          Quelle: UFZ-Dürremonitor/Helmholtz-Zentrum für Umweltforschung
 
        
 
        Medial erhielt die Dürre 2022 nicht zuletzt deshalb große Aufmerksamkeit, weil die wissenschaftliche Einschätzung kursierte, es handele sich um die schwerste Dürre in Europa seit mindestens 500 Jahren.01 Gänzlich unerwartet rückten so mittelalterliche Dürren ins öffentliche Interesse. Dies war umso interessanter, als auch Forschenden aus der noch jungen, an der Grenze von Natur- und Geisteswissenschaften angesiedelten Disziplin der Klimageschichte02 zwar einzelne Hitzejahre im 15. Jahrhundert in Mitteleuropa in den Sinn gekommen wären, nicht aber eine sehr lange Dürreperiode, die sie in ihren Quellen so bisher noch nicht erkannt hatten.03 Die Meldung basierte auf einer Veröffentlichung des Joint Research Centre der Europäischen Kommission, einer forschungsbasierten Einrichtung zur Politikberatung. Als Plattform unterhält das JRC ein „Global Drought Observatory“, das eine Datenbank globaler Dürreereignisse auf Basis von Messwerten seit 1950 vorhält.04
 
        Wie kam es zu der spektakulären langfristigen historischen Einordnung? Und ist es überhaupt möglich, Dürreperioden vor der systematischen Erfassung von Niederschlägen zu rekonstruieren? Haben uns diese historischen Dürreperioden in ihren soziokulturellen Auswirkungen noch etwas für unsere modernen Gesellschaften zu sagen?
 
        REKONSTRUKTION HISTORISCHER DÜRREN
 
        Im Wesentlichen gibt es drei Wege, um Informationen über Dürren in der Zeit vor der instrumentellen Aufzeichnung von Niederschlägen und Flusspegeln zu gewinnen.
 
        Die präzisesten Angaben lassen sich aus den Auswertungen von Baumringen gewinnen (Dendroklimatologie) – deren Wachstum wird im Hochgebirge von der Temperatur, in flacheren Gegenden vom Niederschlag bestimmt. Baumringe sind daher gute Proxydaten, das heißt indirekte Indikatoren für feuchte Phasen und Dürren, vor allem wenn zahlreiche Baumringchronologien im Vergleich ausgewertet werden können und so der Wert eines einzelnen Standorts weniger wichtig wird als ein Mittelwert zahlreicher Bäume. Auf diese Weise können sogar jahrgenaue Angaben zu Niederschlägen rekonstruiert werden, allerdings einzig für die Wachstumsperiode der Bäume – in aller Regel die Monate Juni bis August. Für alle anderen Jahreszeiten geben die Bäume keine Auskunft; und nicht für alle Regionen Europas sind dendroklimatologische Daten so dicht vorhanden, dass verlässliche Rekonstruktionen möglich sind. In den Baumringen fanden sich auch die ersten Hinweise auf eine Megadürre (megadrought) im 15. Jahrhundert,05 bestimmt durch jahrzehntelang weit unterdurchschnittliche Niederschläge in den Sommermonaten der Jahre 1437 bis 1473, wobei es in diesem langen Zeitraum nur zwei isolierte Jahre gab, für die ein positiver Dürreindex (PDSI) in Mitteleuropa in den aggregierten Baumringbefunden des „Old World Drought Atlas“ nachweisbar war (Abbildung 2).06
 
         
          Abbildung 2: Durchschnitt der Old-World-Drought-Atlas-Rekonstruktion von Dürreindizes für die vergangenen 1150 Jahre
 
          [image: Durch eine Kurve in einem Koordinatensystem wird der Durchschnitt von Dürreindizes für die vergangenen 1150 Jahre angezeigt. Ein kleiner Kartenausschnitt rechts daneben zeigt an, dass sich die Daten auf einen eckigen Bereich von den Benelux-Ländern bis Polen sowie von Süddeutschland bis Südnorwegen beziehen. Die Mittelalterliche Klimaanomalie, die Megadürre des 15. Jahrhunderts sowie die Kleine Eiszeit lassen sich anhand der Kurve gut identifizieren, ebenso der steigende Indextrend für die Zeit ab dem 19. Jahrhundert.] 
          Die Daten beziehen sich auf den markierten Bereich in der Karte. Markierung der klimatischen Großepochen „Medieval Climate Anomaly“ (MCA), „Little Ice Age“ (LIA) und der Moderne (MOD). scPDSI steht für „self-calibrated Palmer Drought Severity Index“.
 
          Quelle: Edward R. Cook et al., Old World Megadroughts and Pluvials During the Common Era, in: Science Advances 10/2015, S. 1–9, Fig. 3B (Lizenz: CC BY-NC 4.0).
 
        
 
        Eine zweite, erstaunlich präzise Rekonstruktion der meteorologischen Charakteristika von Sommern basiert nicht auf naturwissenschaftlichen Daten wie Baumringanalysen, sondern auf dem über viele Jahrhunderte an traditionsreichen Weinbaustandorten niedergeschriebenen Beginn der Weinlese. Dieser Erntebeginn wurde kollektiv reguliert, so etwa im französischen Beaune. Die Auswertung der dort seit 1354 kontinuierlich vorliegenden Weinlesedaten sind, so eine ältere Erkenntnis der Klimageschichte, ideale Quellen für Wärme und Trockenheit des vorherigen Sommers: Je weniger Niederschlag und je höher die Temperaturen, desto früher konnte mit der Weinlese begonnen werden.07 Meist profitierte auch die Qualität des Weins von diesen Rahmenbedingungen, wie etwa der älteste erhaltene europäische Weißwein in Würzburg beweist, der offensichtlich bereits für die Zeitgenossen als außergewöhnlich galt. Er hat den klimahistorisch markanten Jahrgang 1540.08
 
        Aus den schriftlichen Aufzeichnungen zum Beginn der Weinlese kann für Beaune eine beeindruckende Kurve gewonnen werden, die zeigt, dass extrem heiße und trockene Sommer auch in der Vormoderne immer wieder vorkamen (Abbildung 3) – allerdings scheinen gerade die fraglichen Jahre der Megadürre des 15. Jahrhunderts mit Ausnahme zweier Extremjahre 1420 und 1473 keineswegs von Extremen geprägt gewesen zu sein. Freilich muss hier berücksichtigt werden, dass eine solche Reihe von Weinlesedaten nur regionale Aussagekraft hat – in diesem Fall für Burgund, und eben nicht für ganz Mitteleuropa. Bemerkenswert ist dabei aber schon, dass sich auch dort die Hitzesommer ab dem Jahr 2000 häufen und der Dürresommer 2018 den frühesten Beginn der Weinlese seit 1354 aufweist: Die aus naturwissenschaftlichen Rekonstruktionen bekannte „Hockeyschläger-Kurve“ der anthropogenen Klimaveränderung wird hier allein auf Basis historischer Quellen reproduziert.
 
         
          Abbildung 3: Beginn der Weinlese in Beaune 1354 bis 2018
 
          [image: Durch eine Kurve mit zahlreichen Ausschlägen, die der Aufzeichnung eines Seismografen ähnelt, wird für die Jahre seit 1354 bis 2018 angezeigt, wie früh im Jahr die Weinlese im französischen Beaune begann. Es ist ersichtlich, dass es im 21. Jahrhundert eine deutliche Häufung der frühen Weinlesen gibt.] 
          Angegeben ist jeweils der Tag des Jahres: Je höher der Ausschlag, desto früher war die Weinlese. Mit Jahreszahlen sind die fünf Prozent der Jahre mit der frühesten Weinlese markiert. Basis sind Schriftquellen vom 14. bis ins 21. Jahrhundert.
 
          Quelle: Thomas Labbé et al., The Longest Homogeneous Series of Grape Harvest Dates, Beaune 1354–2018, and Its Significance for the Understanding of Past and Present Climate, in: Climate of the Past 4/2019, S. 1485–1501, Fig. 10 (Lizenz: CC BY-NC 4.0).
 
        
 
        Die dritte Quelle für historische Dürreperioden sind narrative historische Dokumente – also Aufzeichnungen über Dürreperioden und deren Folgen in Chroniken, Annalen und Tagebüchern, aber auch in Inschriften oder Briefen.09 Sie eignen sich besonders, um einzelne Extremjahre zu identifizieren und näher zu charakterisieren. Dies hat die Klimageschichte etwa für das Jahr 1473 geleistet10 oder für die sogenannte Jahrtausenddürre des Jahres 1540.11 Historische Dokumente geben auch – anders als alle sonstigen Daten – Auskunft über Niederschläge oder deren Abwesenheit im Herbst, Winter und Frühjahr. Dafür sind die Informationen in der Regel lückenhaft, subjektiv gefärbt, manchmal nur schwer zu verorten und regional ungleich verteilt.
 
        Ein zentrales Problem ist, dass diese qualitativen Informationen kaum in einen Zusammenhang mit quantitativen Rekonstruktionen wie den Dürreindizes auf Baumringbasis gebracht werden können. Daher kommt die nicht unproblematische Methode der sogenannten Klimaindizes zum Tragen.12 Darunter versteht man den Versuch, qualitative Informationen über Temperatur und Niederschlag für bestimmte Perioden (meist Jahreszeiten) auf einer Skala (meist von +3 bis −3) auszudrücken. Im Fall der mitteleuropäischen Megadürre in der Mitte des 15. Jahrhunderts wurden Niederschlags- und Temperaturindizes für ganze Jahrzehnte mit Rekonstruktionen auf Baumringbasis verglichen.13 Die Befunde der dekadischen Indizes stützen jedoch keineswegs die These einer jahrzehntelangen Megadürre, weder im Hinblick auf reduzierte Niederschläge noch auf höhere Temperaturen. Ein solches Extrem hätte sich auch stärker in der schriftlich überlieferten Geschichte des spätmittelalterlichen Europa niederschlagen müssen. Die Indizes wiederum beruhen auf einer Pionierarbeit der historischen Klimatologie für Mitteleuropa,14 deren Datengrundlage online einsehbar ist.15 Aus Perspektive der historisch-kritischen Methode sind aber viele der dortigen Einträge aus Schriftquellen von geringer Zuverlässigkeit, was unvermeidlich die Belastbarkeit der Indizes beeinträchtigt.
 
        Alle dargestellten Datengrundlagen für die Rekonstruktion historischer Dürreperioden haben also spezifische Vor- und Nachteile. Es ist ausgesprochen schwierig, Aussagen zu treffen, die für ganze Jahresläufe oder Jahrzehnte Validität beanspruchen können. Trotz jahrzehntelanger Grundlagenforschung ist unser Wissen jenseits der Baumringrekonstruktionen dafür noch zu wenig belastbar.
 
        AUSWIRKUNGEN UND ANPASSUNG
 
        Die sozioökonomischen Konsequenzen vormoderner Dürren16 weisen erstaunliche Parallelen zu den Folgen des gegenwärtigen Wassermangels auf. Dies zeigt etwa das Zitat aus einer Regensburger Chronik für das Jahr 1540, in der Rückbezüge zum Hitzejahr 1473 gezogen werden:
 
        „Vom merzen an piß auff den 28. julii [1540] wenig, schir gar nit gerengt (…), das alles, so auff dem feld soll wagssen, hart verpran, sonderlich dy waid, das fiech schir erhungeret, es was also haiß, das das lieb getraid Magarethe (10. Juni) alles in stedln ward. es het kain dau, wie man saget, das im dürren sommer gewest, so man gezelt hat 1473, so ist doch, wie dürr es gewesen ist, an kainer frucht und gwegß kain mangel gewesen, aller ding genug gewagssen (…) Ich habs von glaubwürdigen leuten gehört, das dy feldtmeus wassers halben todt in egkern gefunden sein worden. Item es sein vill weld und hölzer außprunnen, das es pillich unser nachomen einen dürren sommer nennen kännden und mügen.“17
 
        Der Autor, der Kleriker Leonhard Widmann, war Sohn von Weinbauern und möglicherweise deswegen besonders sensibilisiert für Witterungsphänomene und deren Auswirkungen. Er liefert eine mustergültige Charakterisierung der sozioökonomischen Konsequenzen des Jahrtausendsommers 1540, der hier beispielhaft stehen kann: Getreideernten und Viehzucht konnten negativ beeinflusst werden, allerdings nur in extremen Ausprägungen – trockene, warme Sommer waren für die Produktion von Brotgetreide generell eher vorteilhaft.18 Während Tiere unter dem Wassermangel litten und Waldbrände sich häuften, profitierte die Weinproduktion quantitativ wie qualitativ eher.
 
        Auch die vormoderne Energieproduktion hatte mit den Folgen niedriger Wasserstände zu kämpfen: Freilich fielen hier keine Kernkraftwerke, sondern Wassermühlen als vorherrschende Energiequelle trocken, mit Konsequenzen für die protoindustrielle Produktion vor allem von Textilien und die Versorgung mit dem Lebensmittel Mehl. Austrocknende Flüsse behinderten zudem den Transport übers Wasser, der mit Abstand günstigsten Möglichkeit der Zeit, Massengüter wie Getreide, Bier oder Wein zu bewegen.
 
        Entsprechend konnten in extremen Fällen wie der mehrjährigen Dürre von 1302 bis 1304 im Mittelmeerraum19 auch ausbleibende Niederschläge zu Teuerungen führen. Städte reagierten darauf mit der Stärkung einschlägiger Infrastrukturen der Wasserversorgung wie dem Neubau von Brunnen, der Erweiterung früher Wasserleitungssysteme oder dem Ausbau von Häfen, um von dort auch in Hungerperioden mehr Getreide einführen zu können. Dies zeigt sich deutlich in der Reaktion der toskanischen Kommune Siena auf die Dürre ab 1302. Die Stadt wurde weitab von allen größeren Wasserläufen auf einer Hügelkette erbaut; so ließen die Stadtväter zum einen nach einem legendären unterirdischen Fluss suchen, der sogenannten Diana, zum anderen erwarben sie den Hafen Talamone in der Südtoskana und bauten ihn zum Getreideimporthafen um. Für beides hatte der zeitgenössische Dichter Dante Alighieri in seiner „Göttlichen Komödie“ nur Spott übrig: „Du findest sie bei dem eitlen Volk [der Sienesen], das noch vergeblicher als beim Suchen nach der Diana seine Hoffnung baut auf Talamone“ (Purgatorium, Canto XIII). So fanden die durchaus zweckrationalen Reaktionen auf eine Dürreperiode ihren Eingang in ein Werk der mittelalterlichen Weltliteratur.
 
        Ob längere Dürreperioden zu einer Häufung von Stadtbränden führten, wie es vor allem für die Jahrtausenddürre 1540 postuliert worden ist,20 bleibt in der Forschung umstritten:21 Der angenommene Wirkmechanismus ist dabei denkbar einfach. Da die Bebauung der mittelalterlichen Städte vorwiegend aus Holz bestand und strohgedeckte Dächer aufwies, erhöhte eine langfristige Austrocknung die Brandgefahr. Dies beobachteten bereits Zeitgenossen: „Viele Städte wurden wegen der Trockenheit und der Unfruchtbarkeit, die in diesem Jahr [1244] vorherrschte, von Hausbränden verzehrt.“22 Eine statistisch signifikante Korrelation von Dürrephasen im 13./14. Jahrhundert und Stadtbränden ist jedenfalls für Italien und Frankreich beobachtet worden. Gerade für Italien kann man in der ersten Hälfte des 13. Jahrhunderts auch erste Organisationsformen einer kommunalen Feuerbekämpfung durch Feuerwehren finden. Nach einer Häufung von Brandkatastrophen in Mitteleuropa im Frühjahr 1342 finden wir auch Reaktionen in Deutschland: Kaiser Ludwig der Bayer erließ nur wenige Tage nach dem verheerenden Stadtbrand von Landshut für seine Residenz München eine Bauordnung, die Dächer aus Ziegeln vorschrieb und Strohdächer und Holzschindeln innerhalb der Stadtmauern verbot.23
 
        Selbstverständlich gab es nicht nur im modernen Sinn pragmatische Reaktionen auf Dürrekatastrophen, die sich vielleicht als mittelalterliche Frühformen einer Art öffentlicher Daseinsvorsorge interpretieren lassen. Extreme Umweltveränderungen wurden im Mittelalter immer auch als göttliche Strafe interpretiert, weil sich im zeitgenössischen Verständnis und geprägt durch biblische Beispiele in solchen Naturereignissen stets ein Kommentar Gottes zur moralischen Qualität der betroffenen Gesellschaft erkennen ließ. Entsprechend war es keineswegs irrational, auf diese Ereignisse religiös zu reagieren: Mit Bußpredigten, wie wir sie etwa eine Woche nach dem großen Stadtbrand von Florenz am 10. Juni 1304 belegen können, als der Dominikaner Giordano da Pisa seine Mitbürger ermahnte, das Feuer habe nur Gottes Willen erfüllt. Nach dieser Logik ergab es Sinn, nichts unversucht zu lassen, um diesen Willen zu beeinflussen – etwa durch Bußprozessionen,24 wie sie in großer Dichte fürs vormoderne Katalonien im Kontext von Dürreperioden überliefert sind. Aber auch in Florenz trug man 1355 zum ersten Mal eine Marienikone durch die Stadt, um eine langanhaltende Winterdürre zu einem Ende zu bringen. Die Prozessionen mit dieser Madonna dell’Impruneta wurden unter dem Eindruck extremer Ereignisse wie Katastrophen, Seuchen und Kriege noch bis ins 20. Jahrhundert veranstaltet.
 
        Bittprozessionen sind ein gutes Beispiel für soziale Bewältigungsstrategien menschlicher Gemeinschaften im Angesicht der Dürre. Wie tief verwurzelt sie sind, zeigen etwa die Prozessionen während der Dürre im Frühjahr 2023 in Südfrankreich und Spanien, die erstmals seit 150 Jahren wieder stattfanden.25 Dass in Perpignan am 18. März 2023 wenige Stunden nach einer solchen Prozession entgegen der Wettervorhersage ein beachtlicher Niederschlag von 36,8 Litern pro Quadratmeter fiel – der erste Regen seit Ende September 2022 – war da natürlich ein schöner Zufall.26 Es steckt aber auch eine gewisse Ironie in der Geschichte, wenn man bedenkt, dass der Heilige, dessen Reliquien feierlich herumgetragen wurden, Gauderich von Perpignan, eigentlich als Schutzheiliger gegen Dauerregen verehrt wird.
 
        LEKTIONEN AUS DER GESCHICHTE
 
        Auch wenn das straftheologische Denken der Vormoderne und die damit verbundenen Bewältigungsstrategien heute nur noch im übertragenen Sinn relevant sind – man denke an die in der Medienöffentlichkeit oft personalisiert diskutierte „Rache der Natur“ aufgrund menschlicher Ausbeutung oder apokalyptische Tendenzen bei manchen Klimaaktivist*innen –, so sind Bittprozessionen vermutlich nicht die entscheidende Lektion, die die Klimageschichte in der anthropogenen Klimaveränderung der Gegenwart anzubieten hat. Drei Aspekte gilt es festzuhalten:
 
        Erstens ist festzustellen, dass es ein großes Bedürfnis gibt, das gegenwärtige Erleben von extremer Trockenheit in historische Zusammenhänge einzuordnen. Häufig geschieht dies unzulässig zur Relativierung und Verharmlosung – denn zweifellos hat es bereits extreme Dürrejahre gegeben, die vermutlich regional noch längere Trockenperioden verursacht haben, als wir es bisher erleben. Ein häufig missbrauchtes Beispiel ist die Jahrtausenddürre 1540. Weinlese- und Baumringdaten zeigen jedoch gleichermaßen, dass uns die Häufung der extremen Trockenjahre seit etwa 2003 durchaus Sorgen machen sollte. Klimahistorische Forschung kann und sollte hier nicht gegen die Beobachtungen und Prognosen der gegenwarts- und zukunftsorientierten Klimatologie in Stellung gebracht werden. Verweise auf einzelne Extreme in der gegenwärtigen Diskussion sind dabei nicht falsch und doch irreführend: Sie taugen nicht als Beruhigung, sondern vielmehr als Warnung. Auch wenn historische Referenzen wie „schlimmste Dürre seit dem Mittelalter“ schwierig zu verifizieren sind, so zeigt die Erforschung historischer Extreme doch, welche Spannbreite an meteorologischen Ereignissen bereits innerhalb der natürlichen Schwankungsbreite erwartbar ist.
 
        Zweitens zeigt die klimahistorische Forschung, dass Gesellschaften in der Vergangenheit immer wieder Wege gefunden haben, sich meteorologischen Extremen und sich verändernden klimatischen Rahmenbedingungen anzupassen.27 Hieraus können wir gewissen Mut schöpfen, aber keine Sorglosigkeit ableiten: Vormoderne Menschen lebten unter ganz anderen technologischen, sozialen, demografischen Rahmenbedingungen. Aus gutem Grund sind wir nicht mehr bereit, die Opfer an Lebenserwartung und Lebensstandard einzukalkulieren und die soziale Ungleichheit der Folgen meteorologischer Extreme hinzunehmen, die unter vormodernen Bedingungen akzeptiert wurden.
 
        Drittens können wir aus der Vormoderne tatsächlich lernen, wie man klimatische Extreme effektiv in der Erinnerung hält28 und visualisiert. Im Kontext von Dürren sind vor allem zwei Phänomene hervorzuheben: Merkverse und sogenannte Hungersteine. Die „Chronosticon“ oder „Chronogramm“ genannten Merkverse, die das jeweilige Ereignis und die Jahreszahlen in lateinischer Sprache beziehungsweise römischen Zahlen festhielten, waren vor allem in der Frühen Neuzeit populär und wurden an öffentlichen Gebäuden angebracht oder flossen in Geschichtswerke ein. So fand etwa die Jahrtausenddürre von 1540 in einem Vers, der den Niedrigwasserstand der Flüsse thematisierte, kunstvollen Ausdruck.29 Obwohl es altphilologisch beschlagenen Zeitgenossen auch heute noch möglich ist, solche Chronogramme mit klarem Bezug zur Klimakrise etwa für das Jahr 2022 zu verfassen,30 wird mit dieser Textform in der Gegenwart wohl kein größeres Publikum mehr erreicht.
 
        Bessere Chancen haben diesbezüglich die Hungersteine in mitteleuropäischen Flüssen. Dabei handelt es sich um Markierungen und Inschriften, die bereits in der Vormoderne auf Felsen im Flussbett angebracht wurden und nur bei extremem Niedrigwasser sichtbar werden. Sie finden sich in bemerkenswerter Dichte in der Elbe sowohl auf sächsischer als auch auf böhmischer Seite.31 Ein hervorragendes Beispiel dafür findet sich im nordböhmischen Děčín an der Elbe – auf dem dortigen Hungerstein sind mehrere Zahlen von Niedrigwasserjahren seit dem 17. Jahrhundert angebracht (Abbildung 4). Was diese bedeuteten, bringt eine Inschrift markant auf den Punkt: „Wenn du mich siehst, dann weine.“ Offensichtlich orientierten sich an diesem Vorbild Klimaaktivist*innen von Greenpeace, die im August 2018 in Magdeburg am Domfelsen im Bett der Elbe einen analogen Hungerstein mit der Inschrift „Wenn Du mich siehst, ist Klimakrise“ platzierten, um für den baldigen Ausstieg aus der Kohleverstromung zu demonstrieren.32
 
         
          Abbildung 4: Ansichtskarte von einem „Hungerstein“ in der Elbe, 1911
 
          [image: Die Schwarz-weiß-Fotografie auf der Postkarte zeigt in Sepiatönen eine Gruppe von Männern, die auf einem beschrifteten Stein stehend ernst in die Kamera blicken. Um den Stein ist Wasser erkennbar, im Hintergrund eine Brücke. Links oben steht: „Tetschen-Bodenbach. Der Hungerstein in der Elbe. Der Stein trägt die Jahreszahlen 1616, 1707, 1745, 1790, 1800, 1811, 1830, 1842, 1858, 1893, 1904, 1911 mit der Inschrift: ‚Wenn Du mich siehst, dann weine‘.“] 
          Die Niedrigwassermarkierung bei Tetschen-Bodenbach (heute Děčín, Tschechische Republik) trägt Jahreszahlen und Sinnsprüche ab 1616.
 
          Quelle: Wikimedia Commons
 
        
 
        Eine klimahistorische Perspektive auf Dürren der Vormoderne kann also Orientierung bieten, indem sie historischen Kontext zu extremen Dürren der Gegenwart liefert und Einblicke in Möglichkeiten und Grenzen der Anpassung menschlicher Gesellschaften gibt – wobei die Grenzen der Vergleichbarkeit immer mitgedacht werden müssen. Nicht zuletzt zeigt sie uns, wie ein Bewusstsein für die Folgen extremer Dürren in Vergangenheit, Gegenwart und Zukunft wachgehalten werden kann.
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          MICHAEL BRÜNTRUP
 
          EINFÜHRUNG IN DAS WELTERNÄHRUNGSSYSTEM
 
          Das Welternährungssystem umfasst die Bereitstellung von Produktionsmitteln, die eigentliche Produktion von Nahrung sowie ihre Verarbeitung, Nutzung und Wiederverwendung. Derzeit wird es seinen grundlegenden Funktionen und Herausforderungen nicht ausreichend gerecht.
 
        
 
         
          HEIKE WIETERS
 
          KLEINE GESCHICHTE DES INTERNATIONALEN KAMPFES GEGEN DEN HUNGER
 
          Seit dem 19. Jahrhundert hat sich ein breites Netzwerk zur Bekämpfung von Hunger herausgebildet. Mit den Akteuren und ihren Hilfspraktiken wandelten sich die Erklärungsmuster für die Persistenz eines Problems, das zunehmend auch als globale Herausforderung verstanden wird.
 
        
 
         
          MATIN QAIM
 
          EINE WELT OHNE HUNGER BIS 2030? STAND UND PERSPEKTIVEN FÜR DAS SUSTAINABLE DEVELOPMENT GOAL 2
 
          Hunger ist nach wie vor weit verbreitet, während die Ernährungssysteme erheblich zu globalen Umwelt- und Klimaproblemen beitragen. Nur wenn produktions- und konsumseitige Ansätze gleichzeitig verfolgt werden, kann eine Welt ohne Hunger Wirklichkeit werden.
 
        
 
         
          FRIEDRICH SCHORB
 
          ADIPOSITAS – EINE GLOBALE ERNÄHRUNGSKRISE?
 
          Wie hängen Unterernährung, Klimawandel und ein hohes Körpergewicht zusammen? Warum wird ein hohes Körpergewicht für immer mehr gesellschaftliche Missstände verantwortlich gemacht? Und welche Folgen hat das für die Betroffenen?
 
        
 
         
          NINA MACKERT
 
          GESUNDES ESSEN MESSEN. PROTEINE, KALORIEN UND DIE GESCHICHTE DES DISKURSES UM GESUNDE ERNÄHRUNG
 
          Quantifizierbares Wissen über gesunde Ernährung, etwa über Proteine und Kalorien, war für die Aushandlung moderner Ordnungen zentral. Es erlaubte, Ernährung als globales Problem zu bearbeiten, veränderte den Blick auf Körper und trug zur Entstehung von Schlankheitsnormen bei.
 
        
 
         
          ANTJE RISIUS
 
          VON WISSEN, VERTRAUEN UND ERNÄHRUNGSUMWELTEN. GESELLSCHAFT UND BILDUNG FÜR NACHHALTIGE ERNÄHRUNG
 
          Warum haben wir in Deutschland den Weg zu einem nachhaltigen Alltagsbewusstsein bei der Ernährung (noch) nicht geschafft? Welche Rolle spielen individuelles Wissen und gesellschaftliche Rahmenbedingungen für die Umsetzung eines nachhaltigen Ernährungsstils?
 
        
 
      

       
        EDITORIAL
 
        Laut der Ernährungs- und Landwirtschaftsorganisation der Vereinten Nationen waren 2021 weltweit bis zu 828 Millionen Menschen unter- und mangelernährt, die meisten von ihnen in Asien und Afrika. Rund 2,3 Milliarden Menschen, etwa 30 Prozent der Weltbevölkerung, hatten keinen dauerhaften Zugang zu gesunden Lebensmitteln in ausreichender Menge und Qualität, lebten also in Ernährungsunsicherheit. Damit setzte sich der deutliche Anstieg des Hungers auf der Welt fort, der seit Beginn der Covid-19-Pandemie wieder zu beobachten ist. Angesichts der Auswirkungen des russischen Angriffskrieges auf die Ukraine auf die globalen Nahrungsmittellieferketten sowie des sich beschleunigenden Klimawandels ist nicht mit einer baldigen Trendumkehr zu rechnen. Das Sustainable Development Goal 2 der Vereinten Nationen – eine Welt ohne Hunger bis 2030 – ist kein realistisches Szenario mehr.
 
        Gleichzeitig gelten weltweit mehr Menschen als je zuvor als überernährt. Laut Weltgesundheitsorganisation hat sich der Anteil übergewichtiger Erwachsener an der Weltbevölkerung zwischen 1975 und 2016 auf 39 Prozent nahezu verdoppelt – längst ist von einer globalen „Adipositas-Epidemie“ die Rede. Diese Entwicklung ist nicht beschränkt auf die Wohlstandsgesellschaften der reicheren Länder, sondern betrifft zunehmend auch Länder des Globalen Südens, wo hohes Körpergewicht insbesondere in den unteren Mittelschichten häufig mit einem Mangel an Mikronährstoffen einher geht.
 
        Mit der Weltbevölkerung wächst auch die globale Nachfrage nach Nahrungsmitteln. Um diese auf eine Weise zu decken, die es allen Menschen erlaubt, sich ausreichend und gesund zu ernähren, und die sich zugleich innerhalb der planetaren Belastungsgrenzen bewegt, muss an verschiedenen Stellen im Welternährungssystem angesetzt werden. Im Fokus stehen insbesondere die Landwirtschaft, die mithilfe digitaler Technologien und neuer Züchtungsmethoden ihre Erträge steigern muss, ohne Klimawandel und Artenschwund weiter voranzutreiben, sowie wir alle als Verbraucherinnen und Verbraucher.
 
        Anne-Sophie Friedel
 
      

       
        EINFÜHRUNG IN DAS WELTERNÄHRUNGSSYSTEM
 
        Michael Brüntrup
 
        Das globale Agrar- und Ernährungssystem ist vielschichtig und komplex. Eine Betrachtung beginnt am besten mit der Beschreibung seiner grundlegenden Funktionen, von der Bereitstellung von Produktionsmitteln über die eigentliche Produktion von Nahrungsmitteln bis hin zu ihrer Verarbeitung, Nutzung und teilweisen Wiederverwendung. In der Subsistenzwirtschaft, die ursprünglich überall auf der Welt die Basis der Ernährung darstellte, waren diese Funktionen weitgehend in ländlichen Betrieb-Haushalt-Systemen vereint, die oft mit erweiterten Familienstrukturen übereinstimmten. Im Zuge von wirtschaftlicher Entwicklung, Urbanisierung und Produktivitätsfortschritten in der Landwirtschaft entwickelte sich zunehmend eine Arbeitsteilung, und diese kurzgeschlossenen Systeme splitterten sich auf: Heute werden Betriebsmittel und Kapitalgüter wie Saatgut, Dünger und Maschinen überwiegend in der Agrarproduktion vorgelagerten Bereichen hergestellt, Landwirt*innen setzen sie anschließend bei ihrer Arbeit ein, und die von ihnen gewonnenen Nahrungsmittel werden wiederum weitgehend betriebsfern verarbeitet, gehandelt und an die Konsument*innen gebracht. Das Recycling der Nährstoffe ist in dieser arbeitsteiligen Wirtschaftsform schwieriger, allein weil Produzent*innen und Konsument*innen räumlich getrennt sind. Der Übergang von der Subsistenz- zur arbeitsteiligen Nahrungsmittelproduktion dauerte lange und fand nicht überall gleichzeitig statt. Gerade in Entwicklungs- und Schwellenländern bestehen beide Modelle auch heute noch häufig neben- und miteinander, und Subsistenzproduktion ist in vielen armen ländlichen Regionen immer noch die wichtigste Säule der Ernährung.
 
        Die modernen Ernährungssysteme bleiben nicht nur in wirtschaftliche Systemzusammenhänge eingebettet, sondern auch in soziale und ökologische. Größere Teile der Agrarlieferketten sind in ländlichen Regionen angesiedelt und bilden dort über lange Zeitabschnitte hinweg das Rückgrat der Entwicklung. Denn die mit ihnen verknüpften Arbeitsplätze in den vor- und nachgelagerten Bereichen der Produktion erhöhen die Nachfrage nach lokalen Gütern und Dienstleistungen und beleben so die ländliche Wirtschaft. Ausnahmen sind intensive Viehhaltung oder transportsensible Sonderkulturen wie der Gemüsebau, die relativ flächenunabhängig sind und sich im Umland von oder sogar in den Städten ansiedeln können.
 
        Auch die weiteren wirtschaftlichen Verflechtungen des Ernährungssektors sind mannigfaltig, zumal die Landwirtschaft nicht nur Nahrungsmittel, sondern auch Rohstoffe herstellt. Vor der Entdeckung von fossilen Rohstoffen, insbesondere Rohöl, lieferte die Landwirtschaft, insbesondere, wenn man Forstwirtschaft und Fischerei hinzuzählt, einen großen Teil der Rohstoffe für die Gewinnung von Energie, Baustoffen, Fasern, Farben und Heilmitteln. Sollen künftig fossile Rohstoffe nicht nur bei der Energie-, sondern auch bei der materiellen Nutzung zurückgedrängt werden, wird dies wieder vermehrt Aufgabe der Agrarwirtschaft werden.
 
        Landwirtschaft war und bleibt zudem eingebettet in Ökosysteme, die sie meist grundlegend in Agrar-Ökosysteme gewandelt hat. Sie ist die wichtigste Nutzerin natürlicher Ressourcen, insbesondere von Land, Boden und Wasser. Der Sektor ist damit an vielen ökologischen Gefährdungen beteiligt beziehungsweise deren Hauptverursacher.
 
        KORNKAMMERN UND HANDELSSTRÖME
 
        Durch die Reduktion von Transportkosten, die Entdeckung von neuen Konservierungsmethoden, bessere Informationssysteme und günstige Finanzierung ist im Zuge der Entwicklung hin zu arbeitsteiligen Agrar- und Ernährungssystemen eine zunehmende räumliche Entkoppelung von Produktion und Konsum möglich geworden. Städte und landknappe Länder wie Singapur ernähren sich weitgehend von Lebensmitteln, die außerhalb ihrer Grenzen produziert werden. Auch die bevölkerungsreichen Länder in Nahost und Nordafrika sind weitgehend auf Nahrungsimporte angewiesen, dort ist der limitierende Faktor meist Wasser. Die Tragfähigkeit einer Landschaft für eine bestimmte Menschenzahl und -dichte hat wesentlich an Bedeutung verloren, zugunsten einer globalen Perspektive, in der nun die planetaren Grenzen die ökologische Tragfähigkeit der Menschheit definieren. Dabei spielt die Agrar- und Ernährungswirtschaft eine Schlüsselrolle: Etwa 24 Prozent der planetaren Biomasse werden vom Menschen genutzt.01
 
        Im Rahmen der zunehmend globalen Arbeitsteilung für Produktion und Konsum von Nahrungsmitteln haben sich globale „Kornkammern“ entwickelt. Allerdings sind nicht überall Getreide die wichtigsten Grundnahrungsmittel, teilweise sind es auch Knollen (Kartoffeln, Yams), Wurzeln (Maniok, Taro) oder Stauden (Bananen). Und neben Kalorien brauchen wir auch andere Nahrungsmittel für eine gesunde Ernährung, insbesondere Proteine, Fette sowie organische und mineralische Mikronährstoffe. Dennoch hat der Begriff seine Berechtigung: Nur drei Arten liefern über 40 Prozent der global genutzten Kalorien und, trotz ihres eher geringen Gehaltes, aufgrund der großen Masse ebenfalls einen sehr bedeutenden Teil der Proteine: Reis, Weizen und Mais.02 Der Begriff „Kornkammer“ soll hier für Überschussregionen verwendet werden, die mit ihren Agrarexporten den Konsum in anderen Weltregionen unterstützen. Bezogen auf die absolute Produktion sind jedoch ganz andere Regionen die „Kornkammern“ der Welt, nämlich diejenigen, in denen die meisten Menschen leben und die sich (noch) weitgehend selbst ernähren können: China und Indien.
 
        Die meisten der großen Agrar-Import- und -Exportländer sind gleichermaßen Importeure wie Exporteure (Abbildung 1). Hohe Exportüberschüsse haben die geografisch großen USA und die kleinen Niederlande. Im Fall der USA ist vor allem die Primärproduktion entscheidend, in den Niederlanden ist es die Veredelungswirtschaft, die auf dem Import von Rohstoffen basiert sowie auf Nahrungsprodukten mit höherem Mehrwert durch Viehwirtschaft oder Verarbeitung.
 
         
          Abbildung 1: Die größten Agrarimporteure und -exporteure 2019, in Milliarden US-Dollar
 
          [image: Das Balkendiagramm listet die jeweils sieben größten Agrarimporteure und -exporteure des Jahres 2019 in Milliarden US-Dollar auf. Die USA, China, Deutschland, die Niederlande und Frankreich sind sowohl unter den größten Importeuren als auch unter den größten Exporteuren aufgeführt.] 
          Quelle: Welthandelsorganisation / Bundesanstalt für Landwirtschaft und Ernährung (BLE), © BLE
 
        
 
        Bezogen auf den gesamten Agrarsektor hat der Begriff der „Kornkammer“ nicht nur mit den natürlichen Kapazitäten Land, Boden, Wasser und Klima zu tun. Diese sind wichtig für die Massenware, insbesondere für die primären Kalorien aus der Pflanzenproduktion. Aber selbst hier ist es oft nicht die Knappheit an Land und Wasser, die die landwirtschaftliche Produktion limitiert, sondern die Knappheit an Arbeitsleistung. Historisch gesehen hatten einige der Regionen, die heute – wie etwa Australien oder Nordamerika – zu den zentralen Exporteuren von landwirtschaftlichen Massengütern zählen, eine sehr niedrige Tragfähigkeit. Erst mit der Einführung von technischen Innovationen, insbesondere der Mechanisierung der Landbewirtschaftung und des Transports, wurde die Produktion und damit die Tragfähigkeit und letztlich die Exportleistung drastisch erhöht.
 
        Für eine Reihe von Agrarprodukten sind darüber hinaus noch einige weitere Faktoren bestimmend für ihren Platz im Weltagrarsystem: historisch gewachsene Produktionsschwerpunkte und Handelsverbindungen, komparative Vorteile gegenüber Wettbewerbern, Infrastruktur. Wissen spielt in der modernen Agrarproduktion eine große Rolle, aber auch die ökonomischen Rahmenbedingungen für Investitionen entlang der Produktionsketten. Und nicht zuletzt sind auch politische Beziehungen und die Geopolitik zentrale Faktoren. Das zeigt sich nicht zuletzt an der Entwicklung der Handelsbeziehungen im Agrarbereich in den vergangenen Jahrzehnten, die eine erstaunliche Dynamik an den Tag legt (Abbildung 2): Nachdem infolge des Zusammenbruchs der Sowjetunion aus einem ungleichen tripolaren in den 1990er Jahren ein weitgehend bipolares System mit den Clustern Nordamerika-Asien und Europa-Afrika entstanden war, entwickelten sich im Laufe der Zeit neue Cluster hin zu einem multipolaren System. Bis 2008 vertieften Russland und die Ukraine gemeinsam mit den zentralasiatischen Staaten sowie China, Australien, Südamerika und großen Teilen Afrikas ihre Handelsbeziehungen und drängten die Dominanz Europas und Nordamerikas teilweise zurück. Bis 2018 intensivierten sich die Handelsbeziehungen zwischen Südamerika und Asien, insbesondere zwischen Brasilien und China, und Russland und die Ukraine wurden für Afrika wichtiger. Es entstand ein weiterer kleiner Pol im südlichen Afrika.03
 
         
          Abbildung 2: Globales Agrarhandelsnetzwerk seit 1986
 
          [image: Die vierteilige Abbildung zeigt für die Jahre 1986, 1997, 2008 und 2018 jeweils eine Weltkarte, in der die wichtigsten Agrarhandelscluster eingefärbt sind, sowie ein Kreisdiagramm, in dem die Verbindungen zwischen den Clustern dargestellt werden.] 
          Quelle: Xiang Wang et al., Trade for Food Security: The Stability of Global Agricultural Trade Networks, in: Foods 2/2023, https://doi.org/10.3390/foods12020271.
 
        
 
        Weltweit wurden 2021 etwa 16 Prozent der für die Welternährung im Sinne der Kalorien- und Protein-Grundversorgung besonders wichtigen Getreideproduktion international gehandelt, wobei die Spanne von 10 Prozent bei Reis bis 24 Prozent bei Weizen reicht. Dabei weisen die Netto-Getreideüberschüsse und -defizite ein klares regionales Muster auf, mit Variationen je nach Getreideart. Die USA und Europa bleiben die großen Netto-Exporteure, Afrika und Asien die großen Netto-Importeure. Die OECD und die UN Food and Agriculture Organization (FAO) schätzen allerdings, dass sich der Großteil des exportierbaren Reisüberschusses weiterhin auf die asiatischen Länder konzentrieren wird, während in Lateinamerika und der Karibik die Maisausfuhren weitgehend durch Weizeneinfuhren ausgeglichen werden. Insgesamt wird davon ausgegangen, dass mehrere afrikanische und asiatische Länder im kommenden Jahrzehnt stärker von Getreideeinfuhren abhängig sein werden.04
 
        PREISE UND PREISBILDUNG
 
        Neben der Verfügbarkeit durch Produktion und Handel ist der Zugang zu Nahrung sowie ihre Nutzung die entscheidende Größe für Ernährungssicherheit. Dafür spielt das Einkommen im Zusammenspiel mit den Preisen für Nahrungsmittel eine zentrale Rolle. Sehr drastisch zeigen dies die Ergebnisse von Haushaltsbefragungen in mehr als 140 Ländern, die die FAO jedes Jahr in Auftrag gibt, um die erlebte Ernährungsunsicherheit zu erheben. Die Erfahrung von mittlerer und hoher Ernährungsunsicherheit lag 2020 in 26 Niedrigeinkommensländern mit einem durchschnittlichen Pro-Kopf-Einkommen unter 1100 US-Dollar bei 60 Prozent, während in den 81 Hocheinkommensländern mit einem Pro-Kopf-Einkommen von über 13000 US-Dollar weniger als 8 Prozent der Haushalte angaben, Ernährungsunsicherheit zu erfahren.05 Das durchschnittliche Einkommen steht dabei nicht nur für die Kaufkraft des einzelnen Haushalts, sondern auch für die Kapazität des Landes, für seine Einwohner*innen zu sorgen. Je nach lokalen Gegebenheiten – insbesondere dem staatlichen System der sozialen Sicherung, den lokalen Märkten und Nahrungsmittelpreisen inklusive -schwankungen sowie dem Ausgaben- und Nutzungsverhalten der einzelnen Haushalte und Personen – gibt es große Unterschiede bei der Korrelation von Einkommen und Ernährungssicherheit.
 
        Grundsätzlich sind für Ärmere niedrige Nahrungsmittelpreise wünschenswert beziehungsweise sogar überlebenswichtig. Allerdings leben Schätzungen zufolge rund 70 Prozent der extrem Armen im ländlichen Raum und beziehen den größten Teil ihres Einkommens aus der Landwirtschaft.06 Sie erwirtschaften den größten Teil ihres Einkommens direkt aus dem Verkauf von Agrarprodukten oder verdienen Löhne in den vom Agrarsektor abhängigen Agrarlieferketten und ländlichen Räumen, profitieren also von höheren Agrarpreisen. Bis zur Nahrungsmittelpreiskrise 2007/08 galt als gesetzt, dass höhere Agrarpreise auf dem Weltmarkt den Kleinbauern im Globalen Süden helfen würden, sich aus Armut und Ernährungsunsicherheit zu befreien. Erst in der Hochpreisphase erkannte man, wie wichtig die Verbraucher*innenperspektive und damit niedrige Nahrungsmittelpreise auch für Bewohner*innen ländlicher Räume sind. Die gegensätzliche Wirkung von Agrarpreisen auf Produzent*innen und Verbraucher*innen schafft ein Dilemma. Letztlich kommt es auf die Konstellation der Preise für verschiedene Produkte am jeweiligen Standort an, welche Wirkung überwiegt.
 
        Zur Beschreibung der Preisbildung auf den Agrarmärkten muss zwischen verschiedenen Ebenen unterschieden werden, insbesondere zwischen der nationalen und der internationalen. Natürliche Faktoren, fehlende Technologie, Infrastruktur, Informationen, Finanzkraft, aber auch lokale Monopole, private Preisabsprachen oder lokalpolitische Preis- und Handelsrestriktionen machen lokale Märkte schwankungsanfällig. Vom Weltmarkt schwappen Preisschwankungen in die lokalen Märkte, können sie destabilisieren und je nach Tendenz Produzent*innen oder Konsument*innen schaden. Da Nahrungsmittelpreise von so hoher sozialer und politischer Bedeutung sind, überlassen nur wenige Länder den Agrar- und Ernährungssektor ganz dem Spiel von Angebot und Nachfrage. Sie nutzen Importzölle, Abgaben und mengenmäßige Begrenzungen, um Importe zu erschweren, sowie Exportbeschränkungen, um die nationale Versorgung und Sicherheit bei niedriger Eigenproduktion oder zu hohem Abfluss ins Ausland zu gewährleisten. In den vergangenen Jahren gab es auch häufig Handels- und Preisregulierungen bei Düngemitteln – seit 2003 wurden, angefangen mit Malawi, in vielen afrikanischen Ländern Subventionen eingeführt, um die Nahrungsmittelproduktion anzureizen, während einige Länder insbesondere nach der Corona-Krise ihre Exporte eingeschränkt haben, darunter auch immer wieder Russland.
 
        Trotz seiner Größe und Vielfalt ist der Weltagrarmarkt nicht vor starken Störungen gefeit. Durch die Dominanz einiger weniger großer Akteure auf einzelnen Märkten kann es zu starken Veränderungen von Knappheiten kommen, sowohl aufgrund natürlicher Schwankungen wie beim Klima oder einem Ausbruch von Krankheiten als auch durch politische Interventionen. Dass diese Faktoren oft zusammenspielen, zeigte die Krise 2007/08 deutlich: Aufgrund geringer Produktionsanreize durch historisch niedrige Weltmarktpreise und nach einer Reihe von schlechten Ernten waren die globalen Lagerbestände gefährlich geschrumpft. Die Energiepreise stiegen. Niedrige Zinsen und Risiken bei vielen Anlagearten am Vorabend der globalen Wirtschaftskrise machten den Agrarsektor zu einer attraktiven Anlagealternative. Als in einigen reichen Ländern auch noch massive Bioenergie-Programme starteten, wurden große Mengen insbesondere von Mais und Pflanzenölen aus dem Markt genommen, und es entstand eine Erwartung höherer Preise. Börsen- und Warenspekulant*innen verstärkten die Preisblase durch Horten und Preiswetten. Viele Regierungen griffen zu Exportrestriktionen oder ebenfalls zu Hamsterkäufen, um die Versorgung zu sichern. Eine weitere Verknappung auf den Weltmärkten und noch höhere Preiserwartungen folgten: Die Weltmarktpreise vieler Produkte verdoppelten bis vervierfachten sich in kurzer Zeit (Abbildung 3). Dieser Welle folgte 2011/12 eine zweite. Sie führte weltweit zu einer Rückbesinnung auf die Bedeutung des Agrarsektors und zu Versuchen, die Preis- und Spekulationsblasen zu dämpfen, etwa durch die Begrenzung des Ausbaus der Bioenergie, durch Grenzen für bestimmte spekulative Geschäfte an Agrarbörsen und bessere Marktbeobachtung.
 
         
          Abbildung 3: Entwicklung der Weltmarktpreise für Energie, Erdgas, Dünger und Nahrungsmittel
 
          [image: Das Verlaufsdiagramm zeigt die Entwicklung der Weltmarktpreise für Energie, Erdgas, Dünger und Nahrungsmittel von 2000 bis 2022. Die Preisspitzen der Krisen in den Jahren 2007 bis 2008, ab 2011 sowie ab 2021 durch die Corona-Pandemie sind deutlich zu erkennen.] 
          Quelle: eigene Darstellung nach Daten der Weltbank
 
        
 
        Auch die aktuelle Nahrungsmittelkrise hat vielfältige Gründe: Durch die Corona-Pandemie wurden viele Lieferketten gestört. Als sich die Weltkonjunktur relativ rasch wiederbelebte, kam es zur Überhitzung. Internationale Frachtraten, Energie- und Düngerpreise schossen in die Höhe und verteuerten auch die Agrarpreise. Durch den Krieg in der Ukraine wurden dem Weltmarkt in kürzester Zeit viele Millionen Tonnen Agrarprodukte vorenthalten, insbesondere Weizen und Sonnenblumen. Es kam weltweit zu Hamsterkäufen. Die europäischen Staaten kauften den Gasmarkt leer, um russische Lieferungen zu ersetzen. In der Folge stiegen die Energie- und Düngerpreise nochmals heftig an, und wieder kam es zu vielfältigen Exportbeschränkungen. Modellrechnungen zeigen, dass allein die Düngerpreiserhöhungen und die Exportrestriktionen zwischen 2021 und 2023 einen Anstieg der Weltagrarpreise um 60 bis 100 Prozent erklären können, was bei 61 bis 107 Millionen Menschen zu Unterernährung führen und bis zu einer Million zusätzlicher Tode verursachen würde.07
 
        Diskutiert wird, inwieweit die Ausnutzung der Mangellage durch den Agrar- und Lebensmittelhandel für Preiserhöhungen jenseits der realen Kostenexplosion mit verantwortlich ist. Entsprechende Vermutungen ergeben sich aus der starken Konzentration sowohl des internationalen Agrarmarktes auf vier westliche Handelskonzerne (Archer Daniels Midland, Bunge, Cargill, Louis Dreyfus), neuerdings um asiatische Konkurrenten erweitert (Wilmar, Cofco), als auch des Einzelhandels in vielen Ländern.08 Tatsächlich gibt es Indizien für spekulative Übertreibungen, etwa hohe Gewinne und überteuerte Produkte, sowie gegenseitige Vorwürfe von Lieferkettenakteuren. Allerdings gibt es wenige belastbare Belege, dass die Gewinne einen größeren Anteil an den Preisanstiegen haben – die realwirtschaftlichen Preistreiber sind so stark und auf allen Agrarmärkten zu beobachten, dass die Bedeutung von Marktmacht in diesem Falle eher zweitrangig sein dürfte.
 
        INTERNATIONALE GOVERNANCE
 
        Der globale Agrar- und Ernährungssektor wird von einer Reihe internationaler Ordnungsrahmen und Organisationen reguliert. Die zentrale Organisation ist die Ernährungs- und Landwirtschaftsorganisation der Vereinten Nationen FAO. Sie ist ein Wissenspool für alle Themen, die den Sektor betreffen, erhebt Statistiken, berät ihre Mitgliedstaaten, führt zu diesem Zweck Pilotprojekte durch und hat ein renommiertes Investment-Center für die Planung großer Agrarvorhaben. Gemeinsam mit der Welthandelsorganisation WHO beschließt die FAO Lebensmittelstandards, die im „Codex Alimentarius“ gesammelt werden. Unter dem Dach der FAO gibt es weitere Fachgremien und Regelwerke für die Sicherung des Welternährungssystems, etwa die Internationale Pflanzenschutz-Konvention, die Weltorganisation für Tiergesundheit und das Abkommen über pflanzengenetische Ressourcen für Nahrung und Landwirtschaft. Der Welternährungsausschuss wurde 1974 als zwischenstaatliches Gremium und Steuerungsgremium der FAO eingerichtet und nach der großen Agrarpreis- und Ernährungskrise 2009 zum Multi-Stakeholder-Komitee reformiert, das ernährungsrelevante Themen orchestrieren soll. Er gilt in seiner neuen Struktur, in der neben Staaten auch die Privatwirtschaft und die Zivilgesellschaft sowie andere Akteure wie Bauernorganisationen oder Vertreter*innen der Wissenschaft gleichberechtigt an den Debatten teilnehmen können, als eine der inklusivsten internationalen Organisationen. Seine Kompetenzen sind im Vergleich jedoch sehr gering.
 
        Für den Weltagrarhandel ist die Welthandelsorganisation WTO, die erst 1994 als Nachfolgerin des General Agreements on Tariffs and Trade (GATT) gegründet wurde, die zentrale Stelle. Anders als im GATT ist der Agrarhandel nun reguliert: Im Rahmen eines eigenen Agrarabkommens werden insbesondere der Abbau von Zöllen und Abgaben sowie die Regeln für Agrarsubventionen verhandelt und festgelegt. Außerdem existiert innerhalb der WTO ein Abkommen über sanitäre und phytosanitäre Standards, das sich am „Codex Alimentarius“ orientiert. Auch in anderen WTO-Abkommen werden Agraraspekte geregelt. Als einzige internationale Organisation kann die WTO bei Regelverstößen Sanktionen in Form von Strafzöllen verhängen. Allerdings ist die WTO insbesondere unter Globalisierungs- und Kapitalismuskritiker*innen hoch umstritten, da sie sich an einem Leitbild der fortschreitenden Liberalisierung der Weltmärkte orientiert. Ausnahmen für staatliche Sicherheits-, Sozial- und Umweltstandards sind im Einzelfall erlaubt, jedoch nur mit Vorbehalten und solange keine Diskriminierung und eine explizite Begründung vorliegt. Für Entwicklungsländer sind die Liberalisierungsbedingungen meist weniger streng, und für die am wenigsten entwickelten Länder gelten weitere Ausnahmen. Dennoch können die nationalen Freiräume für Agrar- und Ernährungspolitiken auch von Entwicklungsländern beschnitten werden.
 
        Für die spezielle Förderung der Landwirtschaft und vieler einzelner Aspekte der Ernährungssicherung existieren weitere internationale Organisationen: Die Consultative Group of International Agricultural Research ist ein Netzwerk von internationalen Agrarforschungsorganisationen, die sich speziell mit den Agrar- und Ressourcenmanagement-Problemen von Entwicklungsländern beschäftigen. Die internationalen Entwicklungsbanken, also die Weltbank, die kontinentalen Regionalbanken und weitere bilaterale Entwicklungsbanken, sind wichtige Geldgeber. Sie nutzen Geberbeiträge und deren Garantien und haben damit auch Zugang zu günstigen kommerziellen Krediten, deren Konditionen sie weitergeben. Der Internationale Fonds für landwirtschaftliche Entwicklung der Vereinten Nationen wurde Ende der 1970er Jahre nach der Ölpreiskrise zur Abfederung der daraus folgenden Ernährungskrise gegründet. Neben der Unterstützung der Landwirtschaft sind auch andere Wirtschafts-, Beschäftigungs-, Sozial-, Bildungs- und Gesundheitsprogramme dieser Banken von großer Bedeutung für die Ernährungssicherheit. Eine besondere Relevanz für die Stabilisierung der Gesamtwirtschaft kommt darüber hinaus dem Internationalen Währungsfonds zu. Er vergibt Kredite bei staatlichen Zahlungsproblemen und hat ein „Fenster für Nahrungsmittelschocks im Rahmen der Soforthilfeinstrumente“ eingerichtet. Wichtig für die Ernährungssicherung insbesondere nach Katastrophen ist das Welternährungsprogramm der Vereinten Nationen.
 
        Dadurch, dass große Kredite oft an Konditionen geknüpft sind, haben insbesondere die Weltbank und der IWF indirekt großen Einfluss auf die nationale Governance auch der Agrar- und Ernährungssysteme. Berüchtigt waren die Strukturanpassungsprogramme der 1980er und 1990er Jahre, die viele Länder zum Abbau von Stützungsprogrammen gerade im Agrarbereich zwangen, es allerdings oft auch erlaubten, die Preise für Agrarprodukte zugunsten der Landwirt*innen anzuheben. Frühere Bestrebungen zur globalen Regulierung einiger landwirtschaftlicher Rohstoffe wie Kaffee oder Kautschuk mit dem Ziel der Preis- und Einkommensstabilisierung haben sich hingegen nicht bewährt oder konnten nicht durchgesetzt werden.
 
        Für gewisse Umweltaspekte der Landwirtschaft sind auch Regelungen der großen Umweltkonventionen von zunehmender Bedeutung, insbesondere jene der Klima-Rahmenkonvention der Vereinten Nationen mit ihren Unterabkommen für Klimawandel-Begrenzung und -Anpassung auch im Agrarsektor, die UN-Biodiversitätskonvention mit ihren Regeln für den Schutz von Ökosystemen, die auch die landwirtschaftliche Nutzung einschränken können, und die UN-Wüstenkonvention, die sich dem Bodenschutz und dem Risikomanagement gegen Dürren widmet.
 
        HERAUSFORDERUNGEN
 
        Das Welternährungssystem wird derzeit seinen grundlegenden Funktionen und Herausforderungen nicht ausreichend gerecht. Zwar kam es in den vergangenen 200 Jahren zu einer enormen Produktionssteigerung, die das bisherige Wachstum der Weltbevölkerung und deren Ernährung erst möglich gemacht hat. Dabei ist ein Teil der Weltbevölkerung allerdings außen vor geblieben, und enorme Nachhaltigkeitsprobleme sind entstanden: Die 9,8 Prozent der Weltbevölkerung, die als ernährungsunsicher gelten, entsprechen fast 770 Millionen Menschen. Aufgrund der hohen Preise werden für 2022 nochmals deutlich mehr befürchtet. Mehr als zwei Milliarden Menschen haben keinen Zugang zu ausreichender, mehr als drei Milliarden zu gesunder Ernährung. Etwa drei Millionen Kinder unter fünf Jahren sterben jedes Jahr an den Folgen von Mangelernährung. Hingegen sind gleichzeitig fast zwei Milliarden Menschen gefährlich übergewichtig oder fettleibig.09
 
        Außerdem hat der Sektor einen enormen ökologischen Fußabdruck:10 So steht er für etwa 70 Prozent der globalen Wassernutzung, die Düngung mit den wichtigen Pflanzennährstoffen Stickstoff und Phosphat gefährdet die Wasserqualität und das Leben im Wasser, die Ausdehnung in der Fläche – insbesondere der intensiven, einförmigen und großflächigen Acker- und Viehhaltung – gefährdet die Biodiversität. Außerdem wird der Sektor für bis zu 30 Prozent der Treibhausgasemissionen verantwortlich gemacht, die wesentlichen Treiber sind Methan aus dem Bewässerungs-Reisanbau und der Haltung von Wiederkäuern, insbesondere Rindern. In der negativen Bilanz enthalten sind auch Kohlenstoffverluste aus Entwaldung und aus dem Verlust an organischer Substanz im Boden. Eine zukünftige globale Ernährungsstrategie wird diese planetaren Gesundheitsaspekte berücksichtigen müssen.
 
        Ob sich das globale Ernährungssystem angesichts der Corona-Pandemie und des russischen Angriffskrieges auf die Ukraine neu ausrichten wird, bleibt abzuwarten. Die Pandemie hat zwar die Verletzlichkeit des internationalen (Agrar-)Handelssystems aufgezeigt, während sich die lokalen Agrarsysteme als sehr robust und resilient gezeigt haben. Auch der Krieg in der Ukraine hat für einige der stark von Nahrungsmittelimporten abhängigen Länder wie Ägypten oder den Libanon bestätigt, dass die hohe Abhängigkeit vom Weltmarkt und von einzelnen Ländern ein Risiko darstellt. Weiterhin könnte eine geopolitische Blockbildung den freien Agrarhandel untergraben und ebenfalls eine Umorientierung hin zu eigenen oder regionalen, sicheren Versorgungsquellen nahelegen.
 
        Auf der anderen Seite sind dieser Rückbesinnung auf Eigenversorgung oder „Near- and Friend-Shoring“ Grenzen gesetzt. Teilweise reichen die eigenen natürlichen Ressourcen – insbesondere Wasser, aber teils auch Land – kaum noch aus für die vollständige Eigenversorgung. Darüber hinaus wäre eine starke Hinwendung zu diesen Quellen teilweise mit enormen Kosten für die Ertüchtigung der lokalen Landwirtschaft verbunden. In dichter besiedelten und wenig produktiven Ländern wäre auch der Biodiversitätsschutz eventuell gefährdet. Schließlich gibt es eine Reihe von eher lokalen Risiken insbesondere durch naturbedingte Katastrophen wie Dürren oder Pflanzen- und Tier-Krankheiten, die eine Selbstversorgungsstrategie riskant machen und gegen eine räumliche Verengung der Versorgung sprechen. Der internationale Agrarhandel dürfte also ein wichtiges Element der Versorgungsstabilität bleiben.
 
        Die zentrale Herausforderung ist demnach die Gestaltung eines sozial gerechteren, ökologisch nachhaltigeren und gegenüber multiplen Risiken resilienteren Agrar- und Ernährungssystems, und zwar sowohl national als auch international. Dies ist nur über viele Jahre hinweg zu erreichen. Für eine sozial gerechtere Verteilung gesünderer Ernährung bedarf es insbesondere eines ausgeglicheneren Zugangs zu Nahrung. Dafür muss die Einkommensarmut der unteren Einkommensgruppen bekämpft werden, und Nahrungsmittel dürfen nicht teurer werden. Mittelfristig ist der wichtigste Einzelschritt, die Arbeitsproduktivität der Kleinbauern zu erhöhen, die den größten Anteil an einkommensarmen Haushalten ausmachen. Arbeitsplätze und Einkommen außerhalb des Agrarsektors müssen dazukommen, denn längerfristig werden viele Kleinbauern den Sektor aufgeben und ihren Lebensunterhalt anderweitig verdienen müssen, um einen akzeptablen Lebensstandard zu halten. Derzeit bewirtschaften über 500 Millionen Menschen Betriebe unter zwei Hektar, das ist außer im intensiven Gartenbau zu wenig für ein Einkommen, das jenseits der Ernährung auch noch für viele andere Bedarfe reichen muss. Hinzu kommt, dass die Weltbevölkerung nochmals um ein bis zwei Milliarden Menschen wachsen wird, gerade in Afrika. Für den daraus resultierenden Strukturwandel bedarf es angepasster Mechanisierung. Alternativ beziehungsweise parallel zu Einkommensquellen für die Ärmsten müssen soziale Transfersysteme entstehen, die mit den Nahrungsmittelpreisen „atmen“.
 
        Um die Nahrungsmittelpreise niedrig zu halten, sind die Reduzierung von Verlusten und Verschwendung in den Nahrungsmittellieferketten sowie bei der Verfütterung von Ackerfrüchten an Tiere Teil der Lösung. Beide Maßnahmen sind auch für die ökologische globale Tragfähigkeit wichtig. Allerdings begünstigt ein sich modernisierender und urbanisierender Lebensstil die Verschwendung von Nahrungsmitteln, und in vielen Ländern steigt der Bedarf an tierischer Nahrung. Der Rückgang des Fleischkonsums in den reichen Industrieländern wird dies nicht ausgleichen. Außerdem braucht es erheblich mehr Agrarprodukte, die Materialien und Energie aus fossilen Stoffen ersetzen können. Daher muss die landwirtschaftliche Produktion und Diversität erhöht werden, möglichst bei paralleler Steigerung der Arbeits- und Flächenproduktivität – Ersteres für die Einkommenssteigerungen, Letzteres, um die landwirtschaftliche Nutzfläche nicht noch weiter anwachsen zu lassen.
 
        Für die ökologische Nachhaltigkeit der Produktion muss es eine Reihe von Verbesserungen geben, die an die lokalen Gegebenheiten angepasst sind. Während es in den sehr intensiven Anbaugebieten zu einem geringeren Einsatz von Düngemitteln und anderen Betriebsmitteln kommen muss sowie zu einer stärkeren Zergliederung der Landschaft, muss es in vielen Entwicklungsländern insbesondere in Afrika darum gehen, Raubbau zu beenden sowie Düngung und Produktionsintensität zu steigern. Auf längere Sicht muss auch daran gearbeitet werden, nicht nur die innerbetrieblichen Nährstoffkreisläufe zu verbessern, sondern auch die Rückführung von Nährstoffen zu ermöglichen, die in den Agrarprodukten enthalten sind und beim Verkauf die Betriebe und meist auch die Region verlassen – so können etwa Phosphor und Kalium sowie einige Mikronährstoffe oft nicht ausreichend aus dem Boden nachgeliefert werden. Auch dies ist keineswegs trivial, es bestehen zahlreiche gesundheitliche/hygienische, logistische/ökonomische, rechtliche und psychologische Hindernisse.
 
        Für all das sind insbesondere standortangepasste Forschung unter Berücksichtigung von lokalem Wissen, öffentliche und private Investitionen sowie der Aufbau von wettbewerbsfähigen und daher meist privatwirtschaftlichen Lieferketten nötig. Der Informationssektor bietet große Chancen für Verbesserungen entlang der gesamten Agrarketten. So kann er dazu beitragen, dass Kleinbauern einfacher und günstiger Kredite oder Versicherungen erhalten, Krankheiten und Schädlinge leichter identifizieren und bekämpfen oder sich gute Vermarktungsmöglichkeiten erschließen können.
 
        Die Governance des globalen Agrarsektors ist zersplittert und wird es realistischerweise bleiben. Eine bessere Governance muss über mehr Kooperation der bestehenden Organisationen führen. Die zeichnet sich auch allmählich ab. Immer mehr Organisationen geben gemeinsame Flaggschiff-Berichte, Analysen und Stellungnahmen heraus. Die gegenseitige Koordination von Rollen und Aufgaben kann verbessert werden, etwa durch die stärkere Verschmelzung von wirtschaftlichen und ökologischen Zielen in der WTO oder durch die Berücksichtigung von sozialen Aspekten in den Umweltkonventionen. Die Finanzierung ist ein Hauptinstrument für die Transformation der Agrar- und Ernährungssysteme: Anschubfinanzierung und öffentliche Infrastruktur müssen vom öffentlichen Sektor kommen, aber den Großteil der Investitionen entlang der Liefer- oder besser Wertschöpfungsketten muss der Privatsektor stemmen. Dafür ist nicht zuletzt eine Governance notwendig, die die Interessen der vielen Beteiligten auszugleichen vermag. Frauen spielen in den meisten Aspekten der Agrar- und Ernährungssysteme eine überragende Rolle und müssen sowohl aus sozialen als auch aus Effektivitäts- und Effizienzgründen besonders gefördert werden und mitbestimmen. Das Menschenrecht auf Nahrung muss Leitlinie sein, im Konzert mit der Wahrung ökologischer Leitplanken.
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        KLEINE GESCHICHTE DES INTERNATIONALEN KAMPFES GEGEN DEN HUNGER
 
        Heike Wieters
 
        Die Geschichte des internationalen Kampfes gegen den Hunger ist je nach Perspektive sehr lang oder vergleichsweise kurz. Lang ist sie, wenn ganz grundsätzlich menschliche Versuche, eine stabile Versorgung mit Nahrungsmitteln zu erreichen, in den Blick genommen werden. Der periodisch wiederkehrende oder andauernde Nahrungsmangel, sei es durch Missernten, klimatische Extremereignisse, politische Konflikte, Marktverwerfungen oder gar absichtliche Verknappung, lässt sich über Jahrtausende zurückverfolgen und ist daher in gewisser Weise so alt wie die Menschheit selbst. Dies bedeutet allerdings keinesfalls, dass „Hunger“ – verstanden als „Mangel an Nahrungsmitteln, der unmittelbar zu erhöhter Sterblichkeit durch Verhungern oder hungerbedingte Krankheiten“01 führt – damit unausweichlich und quasi „natürlich“ wäre: Denn der jeweilige gesellschaftliche Umgang mit akutem oder chronischem Nahrungsmangel und die Art und Weise, wie Zugang zu knappen Ressourcen organisiert wurde, mithin also, wie Hunger „bekämpft“ wurde, unterschied sich im Einzelfall durchaus stark. Ob Obrigkeiten, Stadtverwaltungen, religiöse und berufsständische Organisationen oder wohlhabende Einzelpersonen helfend einschritten – und wenn ja, wann –, wie Nahrungsmittel besteuert wurden, ob Hilfe auf der Ebene der Betroffenen selbst organisiert und wer dabei ein- oder ausgeschlossen wurde, welche Rolle Landbesitz und (Subsistenz-)Ackerbau spielten und wie die Märkte und MarktteilnehmerInnen auf Verknappung wichtiger Lebensmittel reagierten, lässt sich nicht pauschal zusammenfassen.02 Insofern haben Hungerkrisen stets eine ganz eigene komplexe Geschichte, müssen mit Blick auf alle beteiligten Akteure sowie lokale Spezifika analysiert werden und können entsprechend nur multikausal erklärt werden.
 
        Relativ kurz ist die Geschichte des internationalen Kampfes gegen den Hunger dann, wenn die Bedeutung des Wortes „international“ wörtlich genommen wird. Denn tatsächlich entstanden Nationalstaaten im eigentlichen Sinne erst im späten 18. und frühen 19. Jahrhundert, auch wenn sich ein System mehr oder weniger souveräner Staaten bereits im Nachgang des Westfälischen Friedens von 1648 herausgebildet hatte. Die Regierungen der (National-)Staaten wurden in der Folge zunehmend für den Umgang mit Hungerkrisen und Versorgungsengpässen verantwortlich; die Versorgung der Bevölkerung mit Nahrung und die Organisation von Maßnahmen zur Hungerprävention – etwa eine umsichtige Agrarpolitik, öffentliche Aufsicht über Lebensmittelpreise oder staatliche Versorgungsanstrengungen im Krisenfall – wurden zu einer wichtigen nationalen Aufgabe. In den Fällen allerdings, in denen Hungerkrisen so schwerwiegend waren, dass lokale oder nationale Institutionen keine ausreichende Hilfe bereitstellen konnten, wurden diplomatische Beziehungen zwischen Staaten mobilisiert und internationale Hilfe erbeten.
 
        19. JAHRHUNDERT: DER HUNGER DER ANDEREN
 
        Ein vergleichsweise frühes und prominentes Beispiel hierfür sind die internationalen Hilfsaktivitäten während der Irischen Hungersnot (1845–1852), die Schätzungen zufolge fast eine Million Todesopfer forderte und zu einer Auswanderungswelle führte, durch die Irland gut ein Viertel seiner Bevölkerung einbüßte.03 Nachdem bereits die Folgen der Kartoffelfäule 1845 internationale Aufmerksamkeit auf sich gezogen hatten, wurden nach der zweiten dramatischen Missernte 1846 sowohl ausländische Regierungen als auch zahlreiche private Hilfsorganisationen und Auswanderernetzwerke aktiv. Sie mobilisierten umfangreiche Hilfslieferungen, die allerdings nicht ausreichten, um die Hungersnot in Irland schnell zu beenden.04
 
        Die Irish Famine gilt in der Forschung als letzte große (west)europäische Hungersnot. Die zunehmende Industrialisierung der Landwirtschaft und das Ansteigen der landwirtschaftlichen Erträge durch Düngemittel und moderne Anbauverfahren verbesserten die Versorgungslage sukzessive. Insgesamt verschaffte auch der wirtschaftliche Aufschwung in Europa den Regierungen mehr Spielräume für den Zukauf von Nahrungsmitteln. „Von wenigen Ausnahmen abgesehen, war seit der zweiten Hälfte des 19. Jahrhunderts der Hunger zumindest in Nordwesteuropa überwunden.“05 Auch wenn Mangelernährung und wiederkehrende Phasen der Unterversorgung mit Nahrungsmitteln durchaus noch eine Rolle spielten – insbesondere für Arme und nicht dauerhaft Beschäftigte in den urbanen Zentren – kam es nicht mehr zu dramatischen flächendeckenden Anstiegen hungerbedingter Sterblichkeit.
 
        Dieser Befund gilt allerdings nicht für außereuropäische Regionen, insbesondere für die europäischen Kolonien im 19. Jahrhundert. So führte in Teilen des Britischen Empire das Zusammenwirken der erzwungenen Einführung neuer, vermeintlich moderner Produktionsregime und wirtschaftspolitischer Prinzipien mit Klimaphänomenen wie El Niño–Southern Oscillation zu eng aufeinanderfolgenden Hungerkatastrophen, etwa in Indien, China, Brasilien, Teilen Ozeaniens und Südostasiens, in deren Folge schätzungsweise weit über 30 Millionen Menschen starben.06 Auch wenn die Weltöffentlichkeit dies durchaus wahrnahm – vor allem über die Hungerkrisen in Indien wurde in der Presse ausführlich berichtet07 – und es zu umfangreichen internationalen Hilfskampagnen kam, hatte weder die internationale Gemeinschaft noch die Britische Krone diesen zum Teil mitverschuldeten Hungersnöten substanziell etwas entgegenzusetzen.
 
        Es ist durchaus erstaunlich, dass sich bereits im 19. Jahrhundert internationale Netzwerke bildeten, die auf Hungerkatastrophen außerhalb Europas und der USA reagierten. Zahlreiche karitative Organisationen, Missionsgesellschaften und Verbände begannen, zunächst noch vollkommen unreguliert,08 staatliche und private Mittel zu mobilisieren, um den „Kampf gegen den Hunger“ auch international zu organisieren. Es wurden Geld- und Sachspenden gesammelt, Freiwillige meldeten sich für den Missionsdienst und engagierten sich im Kampf gegen die Not in der Ferne.09
 
        Dabei wies der Umgang der Philanthropen und Missionare mit den Hungernden in den Kolonien durchaus Parallelen zum etablierten Umgang mit armen und von Nahrungsmangel bedrohten Bevölkerungsschichten auf dem europäischen Kontinent auf: Hilfskampagnen und Nahrungsmittellieferungen wurden wie früher bereits in kontinentalen Suppenküchen oder Arbeitshäusern häufig mit einem erzieherischen oder religiösen Auftrag verbunden.10 Der Grund für Armut und Hunger wurde implizit stets auch bei den Betroffenen selbst gesucht, in vermeintlich fehlender Disziplin, lasterhaftem Lebenswandel und überkommenen Vorstellungen und Verhaltensweisen. Im Vordergrund vieler Programme stand daher oft eher die Beseitigung der den Hunger vermeintlich begünstigenden Charakterschwächen und Unwissenheiten der lokalen Bevölkerungen und weniger die Hilfe an sich. Der internationalen Hungerhilfe sowohl zwischen Staaten als auch durch Missionsgesellschaften oder humanitäre und karitative Organisationen, die sich im Verlauf des 19. und frühen 20. Jahrhunderts zunehmend etablierte, haftete so von Beginn an eine gewisse Asymmetrie an. So wichtig und unter humanitären Gesichtspunkten geboten Hungerhilfe im Einzelfall war – asymmetrische Beziehungen zwischen Spendern und Empfängern von Hilfe waren bereits im 19. Jahrhundert vorhanden und resultierten nicht nur aus der konkreten materiellen Überlegenheit, sondern auch aus einem gewissen moralischen Überlegenheitsgedanken der Gebenden.11
 
        Festhalten lässt sich, dass Hunger zum Ende des 19. Jahrhunderts in Europa und den USA zumindest vorübergehend zu etwas geworden war, das vor allem „die Anderen“ betraf: die Bevölkerungen in den europäischen Kolonien oder Menschen in fernen Ländern, die sich vermeintlich den Segnungen der Moderne und des rationalen Wirtschaftens entzogen.
 
        1914–1945: RÜCKKEHR DES HUNGERS NACH EUROPA?
 
        Mit den beiden Weltkriegen des 20. Jahrhunderts verschärfte sich außerhalb wie innerhalb Europas die Versorgungsituation erneut. Dazu trug nicht nur der kriegsbedingt einbrechende Welthandel bei, sondern auch Ernteausfälle durch Düngemittel- und Rohstoffknappheit, kriegerische Auseinandersetzungen oder fehlende Erntehelfer. Auch die Weltwirtschaftskrise der Zwischenkriegszeit hinterließ Spuren auf den Tellern derjenigen, die ihre Arbeit und damit ihre Existenzgrundlage verloren. Insbesondere im Zweiten Weltkrieg wurde Hunger beziehungsweise die künstliche Verknappung von Nahrungsmitteln vonseiten der nationalsozialistischen Führung auch als Waffe eingesetzt. In Osteuropa, aber auch in den besetzten Gebieten Südeuropas, wurden ganze Landstriche samt relevanter Ernteerträge systematisch geplündert und vernichtet oder zur Versorgung der eigenen Bevölkerung ins Deutsche Reich verbracht.12
 
        Sowohl der Erste als auch der Zweite Weltkrieg wurden jedoch durch zahlreiche staatliche und vor allem private Hilfseinsätze flankiert, die auf eine Eindämmung oder Abmilderung der dramatischen Folgen des Krieges für die europäischen Zivilbevölkerungen zielten. Bereits während des Ersten Weltkrieges wurden insbesondere in den USA Hilfsorganisationen neuen Typs gegründet. Neben bereits bestehenden Organisationen wie den nationalen Rotkreuzgesellschaften13 fanden sich sowohl religiöse Organisationen wie zum Beispiel die transnational organisierten christlichen Quäker, die als Kriegsdienstverweigerer dringend nach Möglichkeiten suchten, sich helfend an der Bewältigung der Kriegsfolgen zu beteiligen, als auch säkulare Organisationen und Netzwerke zusammen, um internationale Hungerhilfe zu leisten.14 Dafür wurden zumeist kalorienreiche Lebensmittel in den USA, seltener auch in Nachbarländern, angekauft und mit der Unterstützung lokaler Organisationen an Bedürftige verteilt. Besondere, auch mediale Beachtung fanden die staatlichen Hilfsaktivitäten der vom späteren US-Präsidenten Herbert Hoover geleiteten American Relief Administration, die nach dem Ersten Weltkrieg umfassende Nahrungsmittelhilfe nach Zentral- und Osteuropa lieferte.15
 
        Kaum zwei Jahrzehnte später führte der Zweite Weltkrieg erneut zu einer sich stetig verschlechternden Ernährungssituation in Europa. Je länger der Krieg andauerte, desto deutlicher wurde, dass ohne internationale Hilfe in vielen Gegenden des europäischen Kontinents eine Hungersnot dramatischen Ausmaßes drohte.
 
        Es gehört zu den bemerkenswerten Dynamiken der letzten Kriegsjahre und vor allem der unmittelbaren Nachkriegszeit, dass sich eine kaum überschaubare Zahl an privaten Hilfsorganisationen gründeten, die in enger Abstimmung mit eigenen und ausländischen Regierungen substanzielle Hungerhilfe leisteten. Hervorzuheben ist etwa die britische Hilfsorganisation Oxfam, die bereits ab 1942 unter der selbst stark vom Krieg betroffenen Bevölkerung Großbritanniens Spenden für notleidende Menschen in Südeuropa, insbesondere in Griechenland, sammelte und verteilte.16 Auch kanadische und australische Hilfsorganisationen beteiligten sich an der Hunger- und Wiederaufbauhilfe nach dem Krieg, unter anderem im Rahmen der United Nations Relief and Rehabilitation Agency.17 In den USA, wo sich die allgemeine Ernährungslage trotz des Krieges seit den 1930er Jahren stetig verbessert hatte,18 wurden nicht nur bereits bestehende Hilfsorganisationen reaktiviert, es gründeten sich auch zahlreiche neue humanitäre NGOs, die sich an der Hungerhilfe beteiligten. Darunter war auch die bis heute bekannte Hilfsorganisation CARE (heute CARE International). Gegründet 1944/45 unter dem Namen Cooperative for American Remittances to Europe versendete die Organisation mithilfe privater Spenden und unterstützt durch öffentliche Zuschüsse der US-Regierung insgesamt fast 100 Millionen Nahrungsmittelpakete nach Europa. Diese trugen substanziell dazu bei, in der unmittelbaren Nachkriegszeit eine Hungerkrise in weiten Teilen des Kontinents abzuwenden.19 Hervorzuheben ist, dass auch die deutsche Bevölkerung in die privaten und staatlichen internationalen Hilfslieferungen eingebunden wurde. Die gespendeten Nahrungsmittel – im Falle der CARE-Pakete waren dies zunehmend auch begehrte US-amerikanische Konsumgüter – bedeuteten so nicht nur konkrete Hilfe, sondern signalisierten auch einen gewissen Neuanfang, ohne den weder die schrittweise Wiedereingliederung (West-)Deutschlands in die Weltgemeinschaft noch der Aufbau einer transatlantischen Partnerschaft mit den USA denkbar gewesen wäre.20
 
        NACH 1945: GLOBALER SÜDEN IM FOKUS
 
        Die unmittelbare Hungerkrise nach dem Zweiten Weltkrieg konnte dank internationaler privater und staatlicher Hilfsaktivitäten vergleichsweise schnell bewältigt werden. Dennoch wurden bestimmte Nahrungsmittel teilweise bis in die 1950er Jahre hinein staatlich rationiert und standen nur begrenzt oder auf sogenannten Schwarzmärkten zur Verfügung.21 Hunger im Sinne unmittelbar „erhöhter Sterblichkeit durch Verhungern oder hungerbedingte Krankheiten“ gehörte in Westeuropa jedoch recht schnell wieder der Vergangenheit an.
 
        Stattdessen geriet einmal mehr – nun aber unter den sich schnell zuspitzenden Vorzeichen des Kalten Krieges – die Ernährungssituation auf dem asiatischen, südamerikanischen und afrikanischen Kontinent in den Fokus der öffentlichen Aufmerksamkeit.22 Basierend auf der Vorstellung, dass der in den Industriegesellschaften bereits erreichte Wohlstand regelhaft und stufenweise entstanden sei, wurden nun in West und Ost umfassende Hilfsprogramme entworfen, die den Modernisierungsprozess für die „Nachzügler“ beschleunigen sollten.23 Durch einen zielgerichteten Ausbau von Infrastrukturen und politischen Institutionen sowie die Intensivierung von Handelsbeziehungen und politischen Loyalitäten mit den Geberländern sollte die Entwicklung im Globalen Süden vorangetrieben werden.
 
        Die Ernährungssituation in vielen Entwicklungsländern blieb jedoch prekär und verschärfte sich teilweise trotz oder gerade wegen intensivierter Entwicklungsanstrengungen sogar weiter. Dies zeigen Forschungen sowohl zur Modernisierungspolitik in der Sowjetunion24 als auch zur Industrialisierungskampagne „Großer Sprung nach vorn“, die in China von den Maoisten vorangetrieben wurde und in deren Folge schätzungsweise weit über 35 Millionen Menschen verhungerten.25 Insbesondere die dramatischen und sich periodisch wiederholenden Hungerkrisen in Südostasien (Indien und Bangladesch) und ab den 1960er Jahren auch auf dem afrikanischen Kontinent (vor allem in der Sahel-Zone, Äthiopien und Nigeria beziehungsweise Biafra) wurden international breit wahrgenommen. Zunehmend war in internationalen Kontexten nun von einem „Welternährungsproblem“ die Rede.26
 
        Die Gründe für diese per definitionem globale Herausforderung waren laut zeitgenössischen ExpertInnen vielschichtig: strukturelle Unterentwicklung, fehlende politische Verantwortung und Bildung, überkommene Anbaumethoden, ungünstige Landbesitzverhältnisse, klimatische Probleme wie Dürren oder Überschwemmungen und eine angeblich drohende „Überbevölkerung“.27 Ab den 1960er Jahren wurden zunehmend auch Stimmen laut, die auf ungerechte Handelsbedingungen zwischen den Industrie- und Entwicklungsländern verwiesen.28 Auch die Kritik an asymmetrischen Verteilungsmustern und Zugangsrechten zu Nahrung, wie sie etwa der Wirtschaftswissenschaftler und Philosoph Amartya Sen in seinem Werk „Poverty and Famines“ 1981 vertrat, gewann deutlich an Einfluss.29 Insgesamt wurde sowohl die grenzüberschreitende als auch die politische Dimension von Hungerkrisen angesichts des Überflusses an Nahrungsmitteln, der inzwischen in Teilen der Welt herrschte, zum Thema.30 Dabei bestand zumindest vordergründig große Einigkeit darin, „den“ Hunger, der durchaus als multifaktorielles Problem erkannt wurde, im Verlauf des 20. Jahrhunderts endgültig beseitigen zu wollen.
 
        Dies zeigte sich erstens auf Ebene staatlicher Programme und Institutionen. In fast allen Industrieländern entstanden in der zweiten Hälfte des 20. Jahrhunderts Ministerien für Entwicklungshilfe und globale Ernährungssicherheit. Institutionell gespiegelt wurde dies in den Empfängerländern, wo internationale Hilfsgelder verwaltet und eigene Entwicklungsprogramme implementiert wurden. Spezifische Hungerhilfe zwischen Staaten wurde dabei auf zwei Ebenen geleistet: einerseits als unmittelbare Nothilfe in akuten Hungerkrisen, andererseits aber auch als dauerhafte Nahrungsmittelhilfe, die oft aus unverkäuflichen agrarischen Überschüssen bestand. Vor allem die US-Regierung und später auch die Europäischen Gemeinschaften31 setzten in solchen Programmen große Mengen an überschüssigem Weizen, Mais, Butterreinfett, Milchpulver und Käse um, die es den Empfängerregierungen erlaubten, Devisen nicht für Lebensmittel, sondern für Infrastrukturprojekte zu nutzen.32 Gleichzeitig waren diese Lieferungen bereits früh auch umstritten, da sie potenziell sowohl Konsumgewohnheiten als auch lokale Märkte negativ beeinflussen konnten.33
 
        Zweitens entwickelten sich die Vereinten Nationen zu einem zentralen Ort, an dem Debatten über Strategien zur Beendigung der Koexistenz von Hunger und Nahrungsüberschüssen sowohl im globalen Nord-Süd-Kontext geführt wurden als auch mit Blick auf wesentlich kleinere geografische Regionen. Im Rahmen der zahlreichen UN-Sonderorganisationen wie etwa der 1945 gegründeten Food and Agriculture Organization (FAO) oder dem Kinderhilfswerk UNICEF sowie den in den 1960er Jahren gegründeten UN Development Program (UNDP) und World Food Program (WFP) wurden Debatten rund um den Kampf gegen den Hunger ausgetragen, wissenschaftlich und statistisch aufbereitet und dokumentiert. Gleichzeitig wurde Nahrungsmittelhilfe durch die UN selbst zu einer üblichen Praxis.34 Im Rahmen der 1960 gestarteten UN-Kampagne Freedom from Hunger und später in den Debatten um Nahrung als Menschenrecht35 wurden zudem staatliche, multilaterale und private Ressourcen gebündelt.36 Insbesondere die Diskussionen um ein Menschenrecht auf Nahrung, das sowohl in Artikel 25 der Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte als auch in Artikel 11 des bis heute von über 171 Staaten ratifizierten UN-Sozialpaktes verankert ist, speisen sich historisch aus verschiedenen Kontexten. Die Debatten zielten und zielen darauf, Regierungen und internationale Organisationen in die Verantwortung zu nehmen, Hunger effektiver zu bekämpfen. Auf der Ebene der Umsetzung und Einklagbarkeit dieses Rechts klaffen jedoch bis in die Gegenwart hinein große Lücken.
 
        Hungerhilfe wurde und wird drittens auch in großem Umfang von humanitären NGOs geleistet. Interessanterweise etablierten sich viele Hilfsorganisationen der Nachkriegszeit ab den 1950er Jahren schnell als entwicklungspolitische Akteure und verschoben ihren Fokus auf die Entwicklungsländer. Die NGOs CARE und Oxfam sind dafür beispielhaft, unter anderem weil sie ihre Organisationsstrukturen schnell internationalisierten. Doch auch später etablierte Organisationen wie Brot für die Welt (1959) oder die in Frankreich gegründete Action contre la Faim (1979) etablierten erfolgreiche Hilfsprogramme und Kampagnen. Seit den 1980er Jahren sind zudem zunehmend große globale Kampagnen wie Live Aid oder webbasierte Fundraising-Events erfolgreich.37
 
        Die Arbeit von NGOs verlief und verläuft dabei auf verschiedenen Ebenen: So kooperieren humanitäre NGOs eng mit Regierungen und internationalen Organisationen, sowohl bei der Umsetzung und Logistik von Hilfsprogrammen als auch in zahlreichen gemeinsamen öffentlichen Foren, in denen über Strategien und praktische Herausforderungen im internationalen Kampf gegen den Hunger debattiert wird. Gleichzeitig verstehen sich viele NGOs als organisierte Stimme der Zivilgesellschaft, die Regierungen und internationale Organisationen zu stärkerem Engagement im Bereich der Hunger- und Nothilfe drängen und entsprechend auch unbequeme Positionen beziehen müssen.38 Ferner agieren humanitäre und entwicklungspolitische NGOs seit jeher auch als soziale Unternehmen und Arbeitgeber für viele Menschen rund um den Globus. Zudem haben sie einen großen Einfluss auf Hilfspraktiken und die Gestaltung jener Räume, in denen Hilfe geleistet wird.39 Erfolgreiche Spendenkampagnen dienen so nicht nur dem Kampf gegen den Hunger in der Ferne, sondern sichern stets auch den Fortbestand der Hilfsorganisationen selbst.
 
        21. JAHRHUNDERT: ENDE DES HUNGERS?
 
        Der internationale Kampf gegen den Hunger ist auch im 21. Jahrhundert seiner Definition nach grenzüberschreitend. Nicht nur Regierungen, internationale Organisationen und NGOs, sondern auch die globale Zivilgesellschaft selbst sind heute über Medien, Reisemöglichkeiten und Soziale Netzwerke enger miteinander verbunden als je zuvor. Dennoch scheint das in der zweiten Hälfte des 20. Jahrhunderts stark betonte Ziel einer Beendigung des Hungers in weiter Ferne zu liegen. Wurde in den im Jahr 2000 formulierten Millennium Development Goals der Vereinten Nationen eine Abschaffung von Hunger und extremer Armut bis 2015 noch für realistisch erachtet, zeigen gegenwärtig internationale Statistiken wie der Welthungerindex, dass 2022 kaum Fortschritte im Kampf gegen den Hunger gemacht wurden.40 Die sich zuspitzende Klimakrise, kriegerische Auseinandersetzungen, sich im globalen Rahmen weiter verschärfende Ungleichheiten sowie die Nachwirkungen der Covid-19-Pandemie stellen Herausforderungen dar, die die Ernährungssicherheit von Millionen Menschen nachhaltig bedrohen. Zudem ist nicht nur ein gewisser Fortschrittsglaube, der die Debatten um eine Abschaffung des Hungers im 20. Jahrhundert begleitete, ins Wanken geraten, sondern auch das Vertrauen, dass künftige technische Entwicklungen und verbesserte Lebenschancen letztlich allen Menschen zugutekommen werden. Hier gilt es anzusetzen, denn Hunger ist auch im 21. Jahrhundert ein Phänomen, das ohne eine gründliche Analyse seiner spezifischen historischen, sozialen und ökonomischen Entstehungs- und Verlaufskontexte weder verstanden noch wirkungsvoll bekämpft werden kann.
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        EINE WELT OHNE HUNGER BIS 2030?
 
        Stand und Perspektiven für das Sustainable Development Goal 2
 
        Matin Qaim
 
        Hunger und Mangelernährung sind über die Jahrtausende hinweg stets unliebsame Begleiter der Menschheit gewesen. Historisch betrachtet war immer ein erheblicher Teil der Weltbevölkerung nicht ausreichend mit Nahrungsmitteln versorgt, was zu hohen Krankheits- und Sterblichkeitsraten und einer niedrigen Lebenserwartung beitrug. In den vergangenen rund hundert Jahren hat sich die Situation aber deutlich verbessert, zunächst in den Industrieländern und später auch in vielen Entwicklungs- und Schwellenländern. Während Mitte des 20. Jahrhunderts noch die Hälfte der Weltbevölkerung von Hunger betroffen war, sind es heute nur noch zehn Prozent (Abbildung) – und das, obwohl die Weltbevölkerung sich im gleichen Zeitraum verdreifacht hat. Maßgeblich hierfür war der technische Fortschritt in der Landwirtschaft, vor allem die Züchtung neuer Sorten und die Entwicklung in den Bereichen Düngung, Pflanzenschutz und Bewässerung. In vielen Regionen konnten die Erträge mehr als verdreifacht werden. Dieser Produktionsschub wird oft als „grüne Revolution“ bezeichnet und hat die Versorgung der Weltbevölkerung mit Grundnahrungsmitteln erheblich gesteigert.01
 
         
          Abbildung: Anteil hungernder Menschen an der Weltbevölkerung, in Prozent
 
          [image: Das Verlaufsdiagramm zeigt die Entwicklung des Anteils hungernder Menschen an der Weltbevölkerung von 1945 bis 2022. Bis in die 2010er Jahre nimmt dieser deutlich ab, bevor er nach einer kurzen Stagnationsphase ab dem Ende des Jahrzehnts wieder zunimmt.] 
          Quelle: eigene Darstellung nach Daten der Food and Agriculture Organization of the United Nations, The State of Food Security and Nutrition in the World, Rom, verschiedene Jahrgänge.
 
        
 
        Das Millenniumsentwicklungsziel der Vereinten Nationen, den Anteil der weltweit hungernden Menschen zwischen 1990 und 2015 zu halbieren, wurde erreicht. Dieser Trend machte Mut und führte 2015 im Rahmen der Sustainable Development Goals (SDGs) der Vereinten Nationen zur Verabschiedung des SDG-02 „Zero Hunger“: eine Welt ohne Hunger bis 2030. Leider zeigen die jüngeren Entwicklungen aber, dass es auch Rückschläge geben kann: Seit 2015 stagniert der Anteil hungernder Menschen und stieg zuletzt sogar wieder an (Abbildung). Hierfür gibt es verschiedene Gründe. Zum einen ist der Produktivitätsfortschritt in der Landwirtschaft zurückgegangen, zum anderen tragen unterschiedliche Krisen wie der Klimawandel, die Corona-Pandemie und kriegerische Konflikte dazu bei, dass sich die Lage wieder verschlechtert hat.
 
        Bis 2030 wird eine Welt ohne Hunger nun kaum noch zu erreichen sein. Das sollte aber nicht zu Pessimismus führen, denn das Ziel bleibt in den kommenden 10 bis 15 Jahren prinzipiell erreichbar. Im Folgenden werde ich erläutern, wie sich die weltweite Ernährungslage aktuell darstellt und was getan werden muss, um eine nachhaltige Ernährung für alle Menschen sicherzustellen.
 
        GLOBALE ERNÄHRUNGSLAGE
 
        Derzeit hungern weltweit fast 830 Millionen Menschen, die meisten davon in Asien und Afrika.02 Die Trends sind aber geografisch sehr unterschiedlich: Während die Zahl hungernder Menschen in Asien in den vergangenen Jahrzehnten deutlich gesunken ist, steigt sie in Afrika weiterhin an. Ein Hauptgrund für diese Unterschiede liegt darin, dass die landwirtschaftlichen Erträge in Afrika seit Jahrzehnten kaum zugenommen haben. Verbesserte Sorten und Technologien, die in Asien und anderen Regionen der Welt weit verbreitet sind, werden in Afrika bisher kaum genutzt. Zum Teil liegt das daran, dass geeignete Sorten für den afrikanischen Kontext erst viel später entwickelt wurden als für andere Regionen. Hinzu kommt, dass in Afrika die Infrastruktur weniger gut ausgebaut ist, Märkte schlechter funktionieren, weniger Geld in Forschung und Innovation fließt und es mehr politische Unruhen gibt. All dies sind Faktoren, die landwirtschaftliche Entwicklung und Fortschritt in der Hungerbekämpfung hemmen. Solche Hemmnisse müssen durch gezielte Entwicklungsbemühungen überwunden werden.
 
        Aber auch global betrachtet stagniert der Fortschritt in der Hungerbekämpfung derzeit. Zwischen 2019 und 2022 stiegen sowohl der Anteil als auch die absolute Zahl der weltweit hungernden Menschen sogar wieder an,03 unter anderem aufgrund der Corona-Pandemie und der damit zusammenhängenden Lockdown-Maßnahmen. Insbesondere arme Menschen im Globalen Süden, die oft im informellen Sektor beschäftigt sind, verloren teilweise über Monate hinweg ihre Beschäftigung und damit ihre Einkommensgrundlage. Hunger ist nicht nur eine Frage der landwirtschaftlichen Produktion, sondern auch des ökonomischen Zugangs zu den produzierten Lebensmitteln. Insofern gehen Einkommenseinbußen unmittelbar mit steigenden Hungerzahlen einher.
 
        Hinzu kommt, dass die Folgen des Klimawandels in einigen Teilen der Welt bereits deutlich spürbar werden. Das merken wir in Deutschland, aber anderswo noch viel stärker. Vor allem in tropischen Regionen treten Wetterextreme wie Dürren, Überschwemmungen und Wirbelstürme häufiger auf und vernichten die Ernten.04 Darunter leiden Kleinbäuerinnen und Kleinbauern, deren Lebensgrundlage unmittelbar von der landwirtschaftlichen Produktion abhängt, besonders stark. Häufigere Missernten verknappen aber auch das Angebot an Lebensmitteln und verteuern die Preise, sodass für städtische Konsumentinnen und Konsumenten der Zugang ebenfalls erschwert wird.
 
        Hohe Energie- und Düngemittelpreise sowie Verwerfungen auf den internationalen Märkten tragen ihren eigenen Teil zum Anstieg der Hungerzahlen bei. 2022 waren die Preise für Lebensmittel höher als jemals zuvor. Zu einer ohnehin angespannten Lage kam ab Ende Februar der russische Angriffskrieg auf die Ukraine hinzu, in dessen Zuge die Lebensmittelexporte aus der Schwarzmeerregion zeitweise zum Erliegen kamen. Seit dem Sommer 2022 sind die Preise wieder etwas zurückgegangen, die Lage bleibt jedoch insgesamt angespannt.
 
        Bei den 830 Millionen hungernden Menschen geht es vor allem um einen nicht ausreichenden Zugang zu Kalorien. Der menschliche Körper benötigt aber nicht nur Kalorien, sondern auch eine Reihe von Mikronährstoffen wie Eisen, Zink, andere Spurenelemente und Vitamine. Mikronährstoffmangel wird nicht durch ein Hungergefühl wahrgenommen, kann aber ebenso schlimme gesundheitliche Folgen haben. Weltweit leiden über zwei Milliarden Menschen an Mikronährstoffmangel, weil sie sich eine ausgewogene Ernährung nicht leisten können.05 Ein zu einseitiger Fokus auf stärkehaltige Grundnahrungsmittel, der vor allem in armen Bevölkerungsschichten zu beobachten ist, kann dazu führen, dass zwar ausreichend Kalorien, aber zu wenig Mikronährstoffe aufgenommen werden.06
 
        Ein weiteres Ernährungsproblem ist eine zu hohe Kalorienaufnahme, die zu Übergewicht und Adipositas führt – ebenfalls mit schwerwiegenden Gesundheitsfolgen besonders im Bereich chronischer Krankheiten. Bis vor rund zwanzig Jahren waren Übergewicht und Adipositas vor allem in den reicheren Teilen der Welt verbreitet, doch inzwischen tritt das Problem auch zunehmend in Entwicklungs- und Schwellenländern auf.07 Besonders betroffen sind die unteren Mittelschichten, die sich zwar ausreichend Kalorien leisten können, aber nicht über genügend Einkommen und Wissen verfügen, um sich ausgewogen zu ernähren. So treten Übergewicht und Mikronährstoffmangel oftmals bei denselben Personen und innerhalb der gleichen Haushalte auf.
 
        Den Hunger in all seinen Formen zu beenden und die Ernährung zu verbessern, muss sich auf alle drei Ausprägungen der Fehlernährung – also Kalorienmangel, Mikronährstoffmangel und Übergewicht – beziehen. Ziel muss sein, dass sich alle Menschen gesund und ausgewogen ernähren können.
 
        PLANETARE GRENZEN
 
        Unser Planet Erde hat nur begrenzte natürliche Ressourcen und Kapazitäten wie fruchtbares Land, Süßwasser, Artenvielfalt und Klimaresilienz, die wir nicht überstrapazieren dürfen, um unsere eigenen Lebensgrundlagen nicht zu gefährden. Die Landwirtschaft ist die größte Nutzerin knapper Land- und Wasserressourcen. Sie trägt auch in erheblichem Maße zum globalen Klimawandel, zum Verlust von Wäldern, zur Gewässereutrophierung und zum Artenschwund bei.08 Diese Umwelt- und Klimaprobleme werden sich zunehmend verschärfen, wenn die Produktion ohne grundlegende technologische Veränderung weiter gesteigert wird. Die Produktion muss aber gesteigert werden, weil die globale Nachfrage nach Nahrungsmitteln weiterhin wächst. Die Weltbevölkerung wird bis 2050 auf vermutlich 9,7 Milliarden Menschen anwachsen und in der zweiten Hälfte des 21. Jahrhunderts bei rund 10,5 Milliarden Menschen ihren Höhepunkt erreichen.09
 
        Über den Nahrungsmittelsektor hinaus wird die Nachfrage nach Agrarprodukten aber auch durch andere Sektoren angeheizt, etwa für Biosprit und andere nachwachsende Rohstoffe. Der Anbau und die Nutzung nachwachsender Rohstoffe dürften bei der anstehenden Transformation von Volkswirtschaften weg von Erdöl, Gas und Kohle als Energieträger an Bedeutung weiter zunehmen. Dabei muss ein möglicher Zielkonflikt zwischen nachhaltiger Rohstoffnutzung und Ernährungssicherung im Blick behalten werden.
 
        Die größten Umwelt- und Klimaprobleme der Landwirtschaft entstehen durch die zusätzliche Umwandlung von Naturland in Ackerland, etwa durch das Abholzen von Wäldern oder das Trockenlegen von Mooren.10 Dabei geht erhebliche Artenvielfalt verloren, und es werden große Mengen an Kohlenstoff freigesetzt. Ziel muss sein, die weitere Flächenausdehnung zu reduzieren und umzukehren. Auf der bereits genutzten Ackerfläche müssen also höhere Erträge erzielt werden.
 
        In den vergangenen Jahrzehnten wurden höhere Erträge unter anderem durch den Einsatz von immer mehr Chemie erzielt, beispielsweise durch verstärkte mineralische Düngung und synthetische Pflanzenschutzmittel. Vor allem in Asien wurde auch die Bewässerung deutlich intensiviert. Diese Intensivierung und teilweise Übernutzung chemischer Inputs hat zu erheblichen Umweltproblemen geführt, sodass die Verwendung von immer mehr Chemie kaum die Lösung für die Zukunft sein kann.
 
        EINFACHE TRICKS REICHEN NICHT
 
        In der öffentlichen Diskussion entsteht manchmal der Eindruck, dass die globale Ernährungssicherung durch ein paar einfache Tricks gewährleistet werden könnte. So wird etwa argumentiert, dass man nur Verluste und Verschwendung reduzieren müsse, damit alle genug zu essen hätten. Andere wiederum meinen, dass neue Technologien alle Probleme lösen würden. Auch die Ansicht, Hunger sei gar kein Mengen-, sondern lediglich ein Verteilungsproblem, ist weit verbreitet. Richtig ist, dass derzeit weltweit genügend Kalorien produziert werden, sodass bei einer theoretischen Gleichverteilung niemand unter Kalorienmangel leiden müsste. Für eine Reihe von wichtigen Mikronährstoffen geht diese Rechnung allerdings nicht auf. Außerdem sind solche Kalkulationen stets Momentaufnahmen, die nicht darüber hinwegtäuschen können, dass die Weltbevölkerung weiter wächst. Die globalen Ernährungsprobleme sind tatsächlich nicht so einfach zu lösen. Nur durch das Zusammenspiel ganz unterschiedlicher Maßnahmen kann eine Welt ohne Hunger Realität werden.
 
        Armutsbekämpfung und soziale Sicherung
 
        Viele Menschen – vor allem im Globalen Süden – sind schlichtweg zu arm, um sich ausgewogen mit Lebensmitteln zu versorgen. Deswegen muss die Armutsbekämpfung hohe Priorität haben. Das erfordert, insbesondere diejenigen wirtschaftlichen Sektoren zu fördern, aus denen viele arme Menschen ihr Einkommen beziehen – in Afrika und weiten Teilen Asiens also vor allem die kleinbäuerliche Landwirtschaft. In diesen Regionen hat wirtschaftliches Wachstum in der Landwirtschaft einen viel größeren Effekt auf Armuts- und Hungerreduktion als Wachstum in anderen Wirtschaftssektoren.11 Verbesserte Straßeninfrastruktur, Marktanbindung, angepasste Technologie sowie Zugang zu Krediten und landwirtschaftlicher Beratung sind besonders wichtige Ansätze zur Förderung des kleinbäuerlichen Sektors.
 
        Neben der Landwirtschaft ist auch die Förderung anderer arbeitsintensiver Sektoren, die viele Menschen mit geringer Ausbildung beschäftigen, wichtig für die Armutsbekämpfung. Ebenso muss die Ausbildung armer Menschen verbessert werden. Außerdem müssen soziale Sicherungssysteme ausgebaut werden, um in akuten Notsituationen – ausgelöst etwa durch Klimakatastrophen oder Pandemien – kurzfristig helfen zu können. Solche Sicherungssysteme sind in den meisten armen Ländern bisher wenig entwickelt.
 
        Steigerung der Produktion
 
        Die weltweite Nahrungsmittelproduktion wird in den kommenden Jahrzehnten weiter gesteigert werden müssen. Es geht nicht nur darum, nach theoretischen Berechnungen genug zu produzieren, sondern die produzierten Nahrungsmittel auch für arme Menschen erschwinglich zu machen. Wenn die Nachfrage schneller wächst als das Angebot, steigen die Preise. Das führt in vielen Teilen der Welt zu mehr Hunger und Mangelernährung. Reiche Menschen können sich auch bei steigenden Preisen ausreichend versorgen, während arme Menschen, die ohnehin einen Großteil ihres Einkommens für Nahrung ausgeben müssen, den Konsum weiter einschränken müssen.
 
        Die Ertragssteigerungen der vergangenen Jahrzehnte waren eine wesentliche Triebkraft für den Fortschritt in der weltweiten Hungerbekämpfung und bleiben für die Verbesserung der Ernährungssituation auch weiterhin zentral. Allerdings müssen zwei wesentliche Nachteile bisheriger Entwicklungen angegangen werden: Zum einen müssen Ertragssteigerungen zukünftig mit weniger Chemie und Bewässerung erreicht werden. Zum anderen dürfen die Entwicklungen nicht auf wenige Getreidearten beschränkt bleiben, sondern müssen ein breites Spektrum von Nahrungspflanzen umfassen, um sowohl die Felder als auch die Ernährung vielfältiger zu machen. In den vergangenen Jahrzehnten wurden viele Kulturpflanzen wie Hülsenfrüchte, Gemüse und Obst – alles wichtige Lieferanten von Mikronährstoffen – in der Forschung und im Anbau vernachlässigt. Der starke Fokus auf Getreide hat zwar die Kalorienversorgung deutlich verbessert, aber das Problem des Mikronährstoffmangels nicht ausreichend adressiert.
 
        Die Bedeutung von Ertragssteigerungen für nachhaltige Entwicklung wird besonders deutlich, wenn man bedenkt, dass die Alternative für eine globale Mehrproduktion die weitere Ausdehnung der Ackerfläche wäre. Je geringer die Ertragssteigerungen pro Hektar sind, desto stärker steigen bei wachsender Nachfrage die Preise und desto größer werden die Anreize für das Abholzen von Wäldern sowie die Nutzung von Savannen und Moorflächen. Dies sind maßgebliche Treiber für Artenschwund und Klimawandel. Einem weiteren Verlust von Naturräumen muss deswegen durch hohe und steigende Erträge auf den bestehenden Ackerflächen entgegengewirkt werden.12
 
        Vor diesem Hintergrund muss auch die in Deutschland populäre Forderung nach der weiteren Ausdehnung des Ökolandbaus kritisch hinterfragt werden. Das politische Ziel, den Anteil des Ökolandbaus in Deutschland auf 30 Prozent und mehr der Fläche zu steigern, ist aus globaler Perspektive kein geeignetes Instrument zur Förderung der Nachhaltigkeit. Dadurch, dass die Erträge im Ökolandbau niedriger sind als in der konventionellen Landwirtschaft, wird für die Produktion der gleichen Menge insgesamt mehr Fläche benötigt. Folglich reicht es nicht, Umwelt- und Klimaeffekte pro Hektar zu betrachten. Wenn die niedrigeren Erträge berücksichtigt werden, relativieren sich die vermeintlichen Umweltvorteile des Ökolandbaus und kehren sich teilweise sogar um.13 Zudem können durch großflächige Umstellung auf Ökolandbau und damit verbundene Ertragseinbußen indirekte Landnutzungsänderungen in anderen Teilen der Welt mit negativen Biodiversitäts- und Klimaeffekten entstehen.14 Wenn wir beispielsweise in Deutschland und Europa weniger Getreide und Ölsaaten ernten, müssen wir mehr von anderswo importieren. Solche Importe kommen dann oftmals aus Brasilien oder Indonesien, wo zur Ausdehnung der Ackerfläche auch Regenwald gerodet wird. Das bedeutet nicht, dass der Ökolandbau in spezifischen Situationen nicht zur Nachhaltigkeit beitragen kann, allerdings sollte er nicht als Patentrezept für eine global nachhaltige Landwirtschaft missverstanden werden. Zugleich kann auch die hochintensive Landwirtschaft nicht als Patentrezept gelten.
 
        Neue Technologien
 
        Die Herausforderung, Erträge weiter zu steigern und dabei gleichzeitig den Einsatz knapper Ressourcen und umweltschädlicher Inputs zu reduzieren, kann nur durch die Entwicklung und Umsetzung neuer Technologien gemeistert werden. Digitale Technologien der Präzisionslandwirtschaft können hierbei eine wichtige Rolle spielen. Zum Beispiel werden neuartige Sensoren entwickelt, die den Nährstoffbedarf und den Gesundheitszustand einzelner Pflanzen exakt erfassen und zielgerichtet entsprechende Maßnahmen auslösen. Dadurch lassen sich die Erträge weiter steigern – und zwar bei einer gleichzeitigen Einsparung von Dünge- und Pflanzenschutzmitteln.15
 
        Ebenso bieten neue Züchtungstechnologien – inklusive der Gentechnik – große Potenziale, die Landwirtschaft ertragreicher, vielfältiger, umweltfreundlicher und klimaangepasster zu machen. Die neuen Gen-Editierungsverfahren könnten die Züchtung weiter revolutionieren, weil sie besonders präzise und kostengünstig sind und die Entwicklung neuer Merkmale in Kulturpflanzen beschleunigen.16 Gerade in Deutschland und Europa gibt es aber beim Thema Gentechnik in der Landwirtschaft viele Ängste und Missverständnisse. Über 30 Jahre Forschung unterstreichen, dass gentechnisch veränderte Pflanzen genauso sicher sind wie herkömmlich gezüchtete.17 Außerdem trägt die Gentechnik schon heute bei einigen Pflanzen zur Steigerung der Erträge und zum Einsparen von Pflanzenschutzmitteln bei – vor allem auch bei Kleinbäuerinnen und Kleinbauern in China, Indien und anderen Entwicklungs- und Schwellenländern. Allerdings werden weitere Entwicklungen der Gentechnik durch gesellschaftliche Akzeptanzprobleme ausgebremst. Hier gilt es, durch verbesserte Wissenschaftskommunikation schrittweise Vorurteile abzubauen.18
 
        Wichtig ist aber auch die Erkenntnis, dass neue Technologien allein nicht die Antwort auf jedes Problem und schon gar nicht ein Ersatz für andere wichtige Ansätze sind. Nachhaltige Produktionssysteme ergeben sich nur, wenn neue Technologien mit guten Anbaupraktiken, vielfältigen Fruchtfolgen und verbesserter Organisation der Betriebe, Märkte und Wertschöpfungsketten kombiniert werden.
 
        Nachhaltiger Konsum
 
        Unsere Konsummuster sind in vielerlei Hinsicht nicht nachhaltig. Rund ein Viertel aller produzierten Nahrungsmittel wird nie gegessen, weil erhebliche Mengen entlang der Wertschöpfungskette bis hin zum Endverbrauch vergammeln, aussortiert oder weggeworfen werden. Das vergeudet knappe Ressourcen und erschwert die weltweite Ernährungssicherung. Deswegen ist es wichtig, Verluste und Verschwendung zu reduzieren. Das setzt eine verbesserte Technologie, Logistik und Regulierung ebenso voraus wie ein verändertes Verbraucherverhalten und eine höhere Wertschätzung für Lebensmittel.
 
        Abgesehen von Verlusten und Verschwendung ist auch unser hoher Konsum an Fleisch und anderen tierischen Produkten eine ineffiziente Verwendung knapper natürlicher Ressourcen. Tierische Lebensmittel haben einen viel größeren Umwelt- und Klimafußabdruck als pflanzliche, weil für die Produktion mehr Land, Wasser und Energie verbraucht werden und zudem viel höhere Treibhausgasemissionen entstehen. Würden alle Menschen auf der Erde so viel Fleisch und tierische Produkte konsumieren wie wir in Europa, würden die Klimaziele deutlich verfehlt werden und viele Ökosysteme kollabieren.19 Deswegen müssen wir in Europa unseren Fleischkonsum deutlich reduzieren und stärker auf pflanzenbasierte Ernährung umschwenken. Das bedeutet nicht, dass Veganismus für alle Menschen global die nachhaltigste Form der Ernährung wäre. Vor allem dort, wo saisonal der Zugang zu frischem Obst und Gemüse eingeschränkt ist – etwa in vielen ländlichen Regionen Afrikas und Asiens – können tierische Produkte eine wichtige Ergänzung sein, um eine ausgewogene Nährstoffversorgung sicherzustellen. Außerdem gibt es manche Ressourcen wie Gras und Pflanzenrückstände, die vom Menschen nicht verdaut werden können, sodass die Veredelung durch Tierhaltung eine gute Verwertung darstellt. Hohe Mengen an tierischen Produkten sind aber mit nachhaltiger Entwicklung kaum vereinbar, zumal übermäßiger Fleischkonsum auch Übergewicht und verschiedene chronische Krankheiten begünstigt.
 
        Neuartige Lebensmittel und Alternativen für klassische Fleisch- und Milchprodukte – etwa Insekten, im Labor hergestelltes Fleisch oder Lebensmittel aus Fermentationsprozessen – könnten zukünftig eine gewisse Rolle spielen. Die meisten dieser neuen Lebensmittel sind aber bisher noch nicht ausgereift und am Markt etabliert, sodass ihr tatsächlicher Beitrag zur Nachhaltigkeit zum jetzigen Zeitpunkt nicht wirklich absehbar ist.
 
        Deutliche Veränderungen im Konsum müssen insgesamt ein zentraler Baustein für mehr Nachhaltigkeit im Ernährungssystem sein, sollten aber nicht als Argument gegen ebenfalls notwendige Produktionssteigerungen verwendet werden. Zu beachten ist auch, dass Konsum- und Ernährungsmuster sich nur langsam verändern und in demokratischen Gesellschaften nicht einfach politisch anzuordnen sind. In vielen Entwicklungs- und Schwellenländern steigt der Konsum tierischer Produkte derzeit stark an, anstatt zu sinken; ein weltweiter Trend hin zum Vegetarismus oder Veganismus ist kurz- und mittelfristig kaum zu erwarten.
 
        Rolle des Agrarhandels
 
        Der internationale Agrarhandel hat in den vergangenen Jahrzehnten eine wichtige Rolle für den Austausch zwischen Defizit- und Überschussregionen gespielt und somit positiv zur Ernährungssicherung beigetragen. Viele Länder sind aufgrund der natürlichen und demografischen Gegebenheiten nicht in der Lage, ausreichend Nahrungsmittel für ihre eigene Bevölkerung zu produzieren, sodass sie stark von Importen abhängig sind.20 Das gilt vor allem für eine Reihe von Ländern in Afrika und Asien, wo die Bevölkerung nach wie vor wächst und die Auswirkungen des Klimawandels auf die Landwirtschaft vermutlich besonders negativ sein werden. Natürlich sollte in diesen Ländern auch die lokale Produktion gestärkt und an den Klimawandel angepasst werden, aber Importe – vor allem von Grundnahrungsmitteln – werden für viele Länder ein wichtiger Faktor für die Ernährungssicherung der lokalen Bevölkerung bleiben. Umgekehrt ergeben sich durch offenen Handel für Entwicklungs- und Schwellenländer natürlich auch Möglichkeiten für den Anbau von Exportkulturen, von denen lokale Bäuerinnen und Bauern profitieren können. Hier ist es wichtig, die Märkte so zu gestalten, dass auch Kleinbäuerinnen und Kleinbauern gewinnbringend partizipieren können. Das erfordert vor allem sichere Landrechte sowie fairen Zugang zu Krediten, Technologie und landwirtschaftlicher Beratung.
 
        Forderungen von Globalisierungskritikerinnen und -kritikern, den Handel zu reduzieren und sich stärker auf nationale Autarkie zu konzentrieren, sind keine geeignete Strategie, um Ernährungssicherung voranzubringen. In vielen Ländern wären Hunger und Unterernährung ohne Handel deutlich schlimmer. Im Zuge des Klimawandels wird der effiziente Austausch zwischen Defizit- und Überschussregionen weiter an Bedeutung für die Ernährungssicherung zunehmen. Allerdings kann der Handel in spezifischen Situationen auch negative soziale und ökologische Folgen haben, wie wachsende Betriebsstrukturen, Marginalisierung von Kleinbäuerinnen und Kleinbauern sowie Entwaldung. Solchen negativen Effekte muss durch geeignete politische Maßnahmen entgegengewirkt werden. Lieferkettengesetze mit stärkeren Nachhaltigkeitsstandards können hier eine wichtige Rolle spielen.
 
        FAZIT
 
        Die heutigen Agrar- und Ernährungssysteme sind nicht nachhaltig. Unter- und Fehlernährung sind nach wie vor weit verbreitet, während die Nachfrage nach Nahrungsmitteln weiterhin wächst. Gleichzeitig stellen Ressourcenknappheit, ökologische Überlastung und Klimawandel neue Herausforderungen dar. Eine umfassende Transformation ist nötig, um Hunger und Fehlernährung erfolgreich zu bekämpfen und auch die anderen Dimensionen der Nachhaltigkeit entschiedener voranzutreiben. Zum einen müssen die Konsummuster gesünder und nachhaltiger werden, was weniger Verluste und Verschwendung und bei uns in Europa auch weniger Fleisch bedeutet. In Entwicklungs- und Schwellenländern muss die Armut erfolgreicher bekämpft werden. Zum anderen muss die landwirtschaftliche Produktion ertragreicher, vielfältiger, umweltfreundlicher und klimaresilienter werden. Hierbei können und müssen auch neue Technologien eine wichtige Rolle spielen. Diese Technologien müssen auch für Kleinbäuerinnen und Kleinbauern nutzbar und zugänglich sein, weil der kleinbäuerliche Sektor für viele arme Menschen nach wie vor die wichtigste Einkommensquelle ist.
 
        Einfache Patentrezepte für nachhaltige Ernährungssicherung gibt es nicht, sondern es müssen ganz unterschiedliche produktions- und konsumseitige Ansätze gleichzeitig verfolgt werden. Wenn die Prioritäten richtig gesetzt werden und wir als Gesellschaft offen für die dafür nötigen Schritte sind, ist eine Welt ohne Hunger und Fehlernährung möglich, und zwar auch innerhalb der planetaren Grenzen. Das wird voraussichtlich nicht bis 2030 gelingen, bleibt aber innerhalb der nächsten 10 bis 15 Jahre eine realistische Perspektive.
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        ADIPOSITAS – EINE GLOBALE ERNÄHRUNGSKRISE?
 
        Friedrich Schorb
 
        Die Welternährung steht an einem Wendepunkt: Erstmals in der Geschichte der Menschheit gelten mehr Menschen weltweit als überernährt denn als unterernährt. Sowohl der prozentuale Anteil als auch die absolute Zahl an Menschen, deren Gewicht medizinisch als zu hoch klassifiziert wird, steigen kontinuierlich an. Das geschieht längst nicht mehr nur in reichen, sondern auch in immer mehr Schwellen- und Entwicklungsländern. Gleichzeitig verändert sich die Welternährung. Der Anteil an tierischen Fetten in den aufgenommenen Kalorien steigt ebenso an wie der Anteil an einfachen Kohlenhydraten wie Zucker und Weißmehl. Immer mehr Nahrungsmittel landen außerdem gar nicht mehr auf den Tellern beziehungsweise in den Mägen, sondern bereits vorher im Müll. Verbunden ist diese Entwicklung mit wachsenden ökologischen Belastungen. Die Landwirtschaft verbraucht den Großteil des global verfügbaren Süßwassers. Sie ist einer der größten Emittenten von klimaschädlichen Treibhausgasen und maßgeblich für das globale Artensterben verantwortlich.
 
        Die Gleichzeitigkeit von Unterernährung, Überernährung und Klimakatastrophe hat in den vergangenen Jahren dazu geführt, dass Wissenschaftler*innen und Autor*innen zunehmend einen Zusammenhang zwischen diesen Phänomenen herstellen. Dabei betrachten sie Adipositas als Teil einer globalen Ernährungskrise. Als zentrale Ursachen für die Gleichzeitigkeit dieser Problemlagen sowie ihre wechselseitige Verstärkung werden das Verhalten der Endkonsument*innen, ihr Überkonsum und ihre Verschwendung verantwortlich gemacht. Mal mehr und mal weniger direkt wird dabei der vermeintlich größere Appetit des dickeren Teils der Weltbevölkerung problematisiert. Das Potsdamer Institut für Klimafolgenforschung hat errechnet, dass rund fünf Prozent des globalen Lebensmittelverbrauchs vermeidbar wären, wenn alle heute als übergewichtig klassifizierten Menschen normalgewichtig wären. Dies sei ein Vielfaches der Menge, die benötigt werde, um den Kalorienbedarf der unterernährten Weltbevölkerung zu decken.01 Ähnlich argumentierte ein Expert*innenkomitee in der medizinischen Fachzeitschrift „The Lancet“ 2019 in einer Studie über die „Syndemie von Adipositas, Unterernährung und Erderwärmung“. Hier wurden nicht nur die Kosten der globalen „Adipositas-Epidemie“ mit den Kosten von Kriegen und bewaffneten Konflikten weltweit verglichen, sondern auch der höhere Bedarf an Nahrungsmitteln des dickeren Teils der Weltbevölkerung als mitverantwortlich für Nahrungsmittelknappheit und Klimawandel identifiziert.02
 
        Vor diesem Hintergrund diskutiere ich im vorliegenden Beitrag die folgenden Fragen: Wie ist Adipositas aus medizinischer Sicht definiert? Welche Ursachen werden für ein hohes Körpergewicht verantwortlich gemacht und welche Folgen werden ihm zugeschrieben? Wie wird Adipositas gemessen und welche Kritik gibt es daran? Woher kommt die Wahrnehmung von hohem Körpergewicht als einer „Epidemie“ und wie wird politisch darauf reagiert? Sind Unterernährung, Klimawandel und ein hohes Körpergewicht Teil desselben Problems? Wie wird in unserer Gesellschaft mit Mehrgewichtigkeit umgegangen und welche Folgen hat das für Betroffene?
 
        MEDIZINISCHE DEFINITION
 
        Adipositas ist definiert als multifaktoriell bedingte polygenetische Störung der Energieregulation, die zu lebenszeitverkürzenden Erkrankungen führen kann. Das relative Körpergewicht ist dabei nur einer von mehreren für die Diagnose relevanten Faktoren. Das bedeutet, dass Menschen mit einem relativ hohen Body Mass Index (BMI), aber ohne weitere metabolische Risiken als gesund gelten, Menschen mit einem vergleichsweise niedrigen BMI, aber vielen metabolischen Risikofaktoren hingegen als krank.
 
        Die Ursachen für Adipositas sind vielfältig. Eine entscheidende Rolle spielen die Gene, wobei nur ein geringer Anteil der Fälle nach heutigem Wissensstand monogenetisch bedingt ist, also ausschließlich aufgrund eines Defekts in einem einzelnen Gen auftritt. Hohes Körpergewicht kann, muss aber nicht mit einer vermehrten Nahrungsaufnahme einhergehen. Wenn etwa aufgrund genetischer Veranlagungen die Hunger-Sättigungs-Relation gestört ist und die Betroffenen hormonell bedingt unter Dauerhunger leiden, geht dies tatsächlich mit einer höheren Nahrungsaufnahme einher. Häufig ist ein hohes Körpergewicht aber auf einen besonders effizienten Stoffwechsel zurückzuführen, der in der Evolution einen Überlebensvorteil darstellte. In diesen Fällen nehmen dicke Menschen sogar weniger Kalorien zu sich als dünne Menschen mit ineffizientem Stoffwechsel.
 
        Ein Teil der Fälle ist auf psychologische Ursachen zurückzuführen. Psychosoziale Probleme, negativer Stress, Schlafmangel und damit einhergehende hormonelle Störungen werden als Ursachen für eine Gewichtszunahme genannt. Manche Menschen kompensieren psychische Belastungen mit Überernährung und entwickeln Essstörungen. Als Beispiel dafür gilt das Binge-Eating-Syndrom. Betroffene leiden unter Essattacken und nehmen innerhalb kurzer Zeit hohe Kalorienmengen zu sich. Auslöser des Binge-Eating-Syndroms ist aber längst nicht immer die Kompensation negativer Gefühle, sondern häufig eine körperliche Abwehrreaktion auf den gescheiterten Versuch, mit Reduktionsdiäten Gewicht zu verlieren.
 
        In Einzelfällen können Nebenwirkungen von Medikamenten, insbesondere Psychopharmaka, eine kurzfristige Gewichtszunahme hervorrufen. Mittlerweise weist zudem eine Vielzahl von Studien auf die Aufnahme von Mikroplastik und anderen gesundheitsschädlichen Chemikalien über Nahrung und Trinkwasser als Ursache für eine starke Gewichtszunahme bei Menschen mit entsprechender genetischer Veranlagung hin.03
 
        Auf der Makroebene wird die Frage, wie viele Menschen von einem hohen Körpergewicht betroffen sind, durch Umweltfaktoren beeinflusst. Hierzu zählt neben dem Sonderfall schädlicher Chemikalien vor allem die Veränderung der Lebensumwelt in Bezug auf Ernährungs- und Bewegungsangebote. Die damit einhergehende Gewichtszunahme vieler Menschen wird heute als „Adipositas-Epidemie“ bezeichnet. Der Begriff impliziert nicht nur, dass die Ursachen für die Gewichtszunahme so vieler Menschen mit medizinischen und psychologischen Modellen allein nicht zufriedenstellend erklärt werden können, sondern auch, dass sie nicht länger durch isolierte Maßnahmen dieser Fachdisziplinen zu bekämpfen sind.
 
        BODY MASS INDEX
 
        Obwohl aus medizinischer Sicht das relative Körpergewicht nur eines von mehreren potenziellen Symptomen für Adipositas ist, bildet es in der Öffentlichkeit die alleinige Basis für die Wahrnehmung von Adipositas als globalem Gesundheitsproblem. Der BMI ist definiert durch die Formel Körpergewicht in Kilogramm geteilt durch Körpergröße in Metern zum Quadrat. Nach den weltweit gültigen Grenzwerten der WHO sind BMI-Werte unterhalb von 18,5 als Untergewicht, Werte von 18,5 bis 25 als Normalgewicht, Werte von 25 bis 30 als Übergewicht und Werte über 30 als Adipositas definiert. Aktuell gilt weltweit jeder vierte Mensch nach WHO-Definition als übergewichtig und jeder zehnte als adipös. Seit der Jahrtausendwende hat sich die Zahl der Menschen mit einem BMI von mehr als 30 verdoppelt, während die Weltbevölkerung insgesamt um weniger als ein Drittel gewachsen ist.
 
        Der BMI wurde ursprünglich nicht zur Messung gesundheitlicher Risiken konzipiert. Sein Erfinder, der belgische Astronom und Statistiker Adolphe Quetelet, der Mitte des 19. Jahrhunderts die Soziale Physik begründete, argumentierte in seinem gleichnamigen Hauptwerk, dass soziale Phänomene wie biologische innerhalb einer Gesellschaft immer normalverteilt seien. Folglich weise jede Gesellschaft ein gewisses Maß an Suiziden, Scheidungen, unehelichen Geburten, Diebstählen und Morden auf, und unerwünschte Phänomene ließen sich weniger durch moralphilosophische Erörterungen als mithilfe statistisch belegter Kausalzusammenhänge erklären und dann gegebenenfalls auch verändern. Ein für Quetelets Arbeiten eher unbedeutendes Detail bei der Konstruktion seines homme moyen (Durchschnittsmenschen) war die Konzeption eines größenabhängigen Körpergewichts, das er auf Basis von Daten entwickelte, die er bei der Vermessung schottischer Rekruten gewonnen hatte.04
 
        Rund hundert Jahre später – die Sorge um Fett in der Nahrung und am Körper war längst zum gesellschaftlichen Dauerthema geworden – griff der US-amerikanische Ernährungswissenschaftler Ancel Keys den in Vergessenheit geratenen Quetelet-Index wieder auf und gab ihm den griffigen Namen „Body Mass Index“, allerdings zunächst noch, ohne konkrete Grenzwerte festzulegen. Zu jener Zeit orientierten sich Mediziner*innen an Faustregeln wie dem Broca-Index05 oder arbeiteten mit Daten des größten US-amerikanischen Lebensversicherers. Die Metropolitan Life Insurance hatte zur Feststellung des Idealgewichts, das als Gewicht mit der höchsten Lebenserwartung definiert wurde, Größe-Gewichts-Tabellen veröffentlicht.06 Diese Tabellen waren jedoch aus mehreren Gründen umstritten. Zum einen beruhten sie teilweise auf Befragungsdaten, die als chronisch unzuverlässig gelten, weil Selbstangaben oft sozial erwünscht ausfallen. Zum anderen war die Gruppe der Versicherungsnehmer*innen nicht repräsentativ für die Gesamtbevölkerung. Ethnische Minderheiten und sozial benachteiligte Bevölkerungsgruppen waren im Versicherungskollektiv stark unter- beziehungsweise überhaupt nicht repräsentiert. Dennoch wurden die MetLife-Daten in den 1980er Jahren zur Orientierung genutzt, um erstmals universale Grenzwerte auf Basis des BMI zu etablieren. 1995 wurden diese Grenzwerte von der WHO übernommen.07
 
        Allerdings verwendeten die staatlichen Gesundheitsinstitute in den USA bis 1998 noch auf eigenen Daten beruhende geschlechtsspezifische BMI-Grenzwerte, und diese lagen insbesondere im Übergewichtsbereich deutlich höher als die Grenzwerte der WHO. Die Absenkung der Grenzwerte auf das internationale Niveau führte dazu, dass über Nacht mehr als 35 Millionen bis dahin als normalgewichtig eingestufte US-Amerikaner*innen für übergewichtig erklärt wurden.08 Mit der Einführung der universalen WHO-Grenzwerte wurden zudem alle Differenzierungen nach Alter, Geschlecht, Körperbau und ethnischer Zugehörigkeit abgeschafft.
 
        Umstritten sind die heute gültigen Grenzwerte aber vor allem deshalb, weil der BMI ganz grundsätzlich kein geeignetes Werkzeug für die Feststellung gesundheitlicher Risiken ist. Der BMI korreliert nur mit dem Körperfettanteil, erlaubt aber keine Unterscheidung zwischen Fett und Muskelmasse. Das führt unter anderem dazu, dass zum Beispiel Kraftsportler*innen und Bodybuilder*innen fast immer einen BMI im Adipositasbereich aufweisen. Vor allem aber kann der BMI keine Aussagen über die Körperfettverteilung treffen, die für die Einschätzung gesundheitlicher Risiken entscheidend ist.
 
        Es herrscht kein Konsens darüber, ab welchen BMI-Werten die Lebenserwartung beeinträchtigt wird. Für den Bereich des Übergewichts (BMI 25–30) und auch für die „moderate Adipositas“ (BMI 30–35) wird ein negativer Einfluss auf die Lebenserwartung gegenüber dem Normalgewicht schon länger infrage gestellt. Während für den Bereich BMI 25–30 viele Epidemiolog*innen sogar eine längere Lebenserwartung als für Menschen im Normalgewichtsbereich (BMI 18,5–24,9) konstatieren, ergeben sich für den BMI-Bereich 30–35 keine signifikanten Veränderungen. Diese Ergebnisse haben zwar der fachlichen Überprüfung wiederholt standgehalten, umstritten sind sie dennoch. Sie würden das Gefahrenbewusstsein innerhalb der Bevölkerung für ein hohes Körpergewicht trüben, so ein häufig geäußerter Vorwurf.09 Darüber hinaus spielen aber auch geschäftliche Interessen eine Rolle für die Dramatisierung eines geringfügig erhöhten Körpergewichts – etwa der Medizinindustrie, die Medikamente zur Gewichtsabnahme für eine möglichst große Zielgruppe anbieten will.10
 
        NARRATIV DER „ADIPOSITAS-EPIDEMIE“
 
        1994 stellte das US-amerikanische Gesundheitsinstitut Center for Disease Control and Prevention (CDC) einen unerwarteten Anstieg des BMI in der US-Bevölkerung fest. Everett Kopp, einst oberster Gesundheitsbeauftragter unter US-Präsident Ronald Reagan, sprach in einer Presseerklärung angesichts dieser Zahlen erstmalig im Zusammenhang mit hohem Körpergewicht von einer Epidemie. Fast zeitgleich verglich der damalige Vorsitzende der Adipositasfachgesellschaft Obesity Society, Xavier Pi-Sunyer, im Editorial einer medizinischen Fachzeitschrift den Gewichtsanstieg in den USA mit dem Ausbruch einer Infektionskrankheit. 1997 übernahm auch die WHO das Wording.11
 
        Der Begriff „Epidemie“ beschreibt den örtlich begrenzten Ausbruch einer Infektionskrankheit. Diese Definition trifft nicht auf den weitverbreiteten Gewichtsanstieg in der Bevölkerung zu. Dennoch wurde die Bezeichnung eines hohen Körpergewichts als „Epidemie“ im Kontext des „Adipositas-Epidemie“-Narrativs bald wörtlich genommen. Bereits 2003 beschrieb die WHO die weltweite Verbreitung adipositasfördernder Ernährungs- und Bewegungsmuster infolge von Veränderungen der Lebensumwelt als Risikoverhaltensweisen, die in raschem Tempo immer mehr Länder befielen und weltweit Krankheitsmuster beeinflussten.12 Im Mittelpunkt der Analyse standen und stehen dabei bis heute auf der einen Seite der Rückgang alltäglicher Bewegung in Arbeit und Freizeit beziehungsweise bei der Bewältigung alltäglicher Wegstrecken, auf der anderen Seite eine Veränderung hin zu einer westlichen, durch Fastfood und weiterverarbeitete Lebensmittel geprägten Ernährungsweise. Für den Export dieser problematisierten Lebensweisen wurden der Siegeszug der Agrarindustrie, der Erfolg globaler Lebensmittelmultis sowie der Abbau von Handelsschranken im Zuge der Globalisierung als Hauptfaktoren identifiziert.13
 
        Wie diese Beispiele zeigen, hat sich die Darstellung der „Adipositas-Epidemie“ im Laufe ihrer Problemkarriere von einer Metapher – „Adipositas verbreitet sich so schnell und hat so gravierende Folgen wie eine Epidemie“ – zu einer faktischen Gleichstellung – „Adipositas ist eine Epidemie“ – gewandelt. Und das nicht nur, weil die Folgen von Fettleibigkeit als ebenso fatal gelten wie die schwerer Infektionskrankheiten, sondern vor allem deshalb, weil ein hohes Körpergewicht als hochansteckend gilt, auch wenn die Übertragung statt durch Viren und Bakterien durch Verhaltensweisen und eine Veränderung der Lebensumwelt verursacht wird. Folgen dieser Entwicklung werden vor allem in der Zunahme von Zivilisationskrankheiten wie Diabetes Typ II, Herzkreislauf- und einigen Krebserkrankungen gesehen.
 
        Nachdem sich die Sprachregelung von der „Adipositas-Epidemie“ und ihre wortwörtliche Auslegung etabliert hatten, waren der Fantasie bei der Beschreibung ihrer vermeintlichen Folgen bald keine Grenzen mehr gesetzt. Der oberste Gesundheitsbeauftragte unter US-Präsident George W. Bush, Richard Carmona, stellte den Anstieg des Körpergewichts als Gefahr für die nationale Sicherheit dar, die die Ereignisse des 11. September 2001 in den Schatten stelle und die Verteidigungsfähigkeit der Nation untergrabe.14 Studien in angesehenen medizinischen Fachzeitschriften prognostizierten, dass 2048 die gesamte Bevölkerung der USA übergewichtig und spätestens 2102 „krankhaft fettleibig“ (adipös) sein werde.15 Ein Rückgang der Lebenserwartung infolge der „Adipositas-Epidemie“ wurde als ebenso unvermeidlich betrachtet wie der Zusammenbruch der Sozialsysteme.16
 
        Heute scheint es so, als hätten sich die Prognosen zumindest zum Teil bewahrheitet: Die Zahl der hochgewichtigen Menschen ist global stark angestiegen, und auch wenn in vielen frühzeitig industrialisierten Ländern der Anteil der Bevölkerung mit einem BMI oberhalb der WHO-Grenzwerte längst nicht so schnell gewachsen ist, wie einst vorhergesagt, spricht wenig für einen Rückgang auf das Niveau vor der Jahrtausendwende. In den USA, die immer noch als Hotspot der „Adipositas-Epidemie“ gelten, ist gegenüber anderen entwickelten Ländern sogar tatsächlich ein relativer Rückgang der Lebenserwartung festzustellen: 2021 lag die Lebenserwartung der US-Amerikaner*innen mit 76 Jahren exakt so hoch wie 1996, also zum vermeintlichen Beginn der „Adipositas-Epidemie“.17
 
        Wenn es um die Frage nach den Ursachen für dieses in Zeiten von Frieden und Wirtschaftswachstum in der jüngeren Geschichte einmalige Phänomen geht, fehlt das Stichwort „Adipositas-Epidemie“. Der US-amerikanische Sonderweg in Sachen Lebenserwartung wird heute unter dem Framing diseases of despair (Krankheiten der Verzweiflung) diskutiert. Darunter werden in erster Linie die Folgen von Opiatmissbrauch und Alkoholismus sowie Suizide zusammengefasst,18 also die gesundheitlichen Folgen von Armut und Perspektivlosigkeit im Zuge des ökonomischen Strukturwandels, des Rückbaus sozialstaatlicher Sicherungssysteme und der wachsenden sozialen Ungleichheit. Die Wirtschaftswissenschaftler*innen Anne Case und Angus Deaton sind der Frage nach dem Einfluss der Gewichtszunahme auf den Rückgang der Lebenserwartung in den USA nachgegangen, halten diese aber nicht für entscheidend, da andere Länder wie Australien oder das Vereinigte Königreich trotz einer vergleichbaren Gewichtsentwicklung keinen entsprechenden Rückgang verzeichnen.19
 
        „ADIPOSITAS-EPIDEMIE“ ALS POLITISCHES PROBLEM
 
        Mit der Ausrufung der „Adipositas-Epidemie“ in den 1990er Jahren wurde hohes Körpergewicht verstärkt als ein Problem verstanden, aus dem sich politischer Handlungsdruck ergab. Viele der vorgeschlagenen Maßnahmen folgten dem Prinzip der Eigenverantwortung. Darunter fallen Forderungen nach einer stärkeren finanziellen Beteiligung von dicken Menschen an ihren medizinischen Behandlungskosten, um so das „richtige“ Verhalten hervorzurufen.20 Ebenfalls großer Beliebtheit erfreuen sich in immer mehr Ländern Steuern auf besonders kalorien-, zucker-, salz- und fetthaltige Nahrungsmittel, die den Konsum ungesunder Produkte reduzieren sollen. Allerdings verringern sie auch das verfügbare Einkommen ebenjener Menschen, die bereits jetzt einen Großteil ihrer finanziellen Mittel für Lebensmittel ausgeben.21
 
        Wesentlich seltener werden dagegen Maßnahmen gefordert, die soziale Ungleichheit beim Zugang zu einer gesundheitsförderlichen Ernährungs- und Bewegungsumwelt reduzieren könnten. Dazu zählen zum Beispiel kostenloses und hochwertiges Schulessen, verkehrsberuhigte Zonen in Wohngebieten, gut zugängliche, sichere und multifunktional nutzbare Parks für alle sowie soziale Sicherheit, die die Ursachen für psychosozialen Stress reduziert und mehr finanziellen Spielraum für arme Menschen garantiert, damit sie nicht länger an Grundnahrungsmitteln sparen müssen.22 Makrodaten der Gesundheitsökonomie legen nahe, dass solche Maßnahmen durchaus erfolgversprechend wären. Wohlhabende Länder mit weniger ausgeprägter sozialer Ungleichheit weisen häufig eine höhere Lebenserwartung und niedrigere Ausgaben für das Gesundheitswesen auf als vergleichbar wohlhabende Länder mit stärker ausgeprägter sozialer Ungleichheit.23
 
        In der politisch-medialen Debatte stellt sich das freilich anders dar. In der Diskussion um den Rückbau des Sozialstaats Anfang der 2000er Jahre etwa wurde die Tatsache, dass arme Menschen in reichen Ländern häufiger dick sind als Wohlhabende, als Argument dafür angeführt, dass es an Geld offensichtlich nicht fehle, wohl aber an der notwendigen Eigenverantwortung.24 Die Sozialkürzungen, die mit diesen Argumenten begründet wurden, waren letztendlich mitverantwortlich für den Anstieg ebenjener armutsbedingten Gesundheitsprobleme, die als diseases of despair bekannt geworden sind.
 
        GLOBALE SYNDEMIE
 
        Das „Adipositas-Epidemie“-Narrativ hat die Deutung von hohem Körpergewicht als einem gravierenden Gesundheitsproblem in der Bevölkerung fest verankert. Relativ neu und weniger etabliert hingegen ist die Wahrnehmung, dass hohes Körpergewicht, Welthunger und Klimawandel Phänomene sind, die sich gegenseitig beeinflussen und wechselseitig verstärken.25
 
        Von den Betroffenen werden diese Behauptungen als diskriminierend empfunden. Sie sind aber auch irreführend. Adipositas ist schlicht das falsche Symbol für Überfluss, Verschwendung und damit einhergehende negative Folgen für die Welternährung und das Weltklima. Ein hohes Körpergewicht ist heute auch in vielen Entwicklungs- und Schwellenländern kein Zeichen mehr für Reichtum, sondern für relativen Mangel. Während derzeit jeder zehnte Mensch auf der Welt unter Hunger leidet und über seine tägliche Ernährung nicht ausreichend Kalorien erhält, hat gleichzeitig jeder vierte Mensch lediglich Zugang zu einer Ernährung, die zwar meist ausreichend Kalorien, aber selten genügend Nährstoffe beinhaltet. Diese Form der Mangelernährung geht insbesondere dann, wenn sie auf entsprechende genetische Prägungen trifft, häufig mit einem hohen relativen Körpergewicht einher. So erklärt sich, warum Länder wie Ägypten einerseits von der UN-Ernährungshilfe unterstützt werden und andererseits eine der weltweit höchsten Raten für Übergewicht und Adipositas aufweisen. Diese Gleichzeitigkeit von Hunger und Hochgewicht innerhalb einer Gesellschaft, die oft mit einer kohlenhydratreichen, aber nährstoffarmen Mangelernährung einhergeht, wird in der Fachliteratur als double burden bezeichnet.26
 
        Die Tatsache, dass ein hohes Körpergewicht nicht nur in reichen, sondern zunehmend auch in ärmeren Ländern ein Symbol für relative Armut ist, während in noch ärmeren Ländern weiterhin auch Hunger und Untergewicht grassieren, lässt sich auf die immanenten Anreizsysteme eines Wirtschaftssystems zurückführen, in dem es finanziell lukrativer ist, relativ armen Menschen weiterverarbeitete, nährstoffarme und kalorienreiche Massenware zu verkaufen als noch ärmeren Menschen unverarbeitete Grundnahrungsmittel. Hunger und einer nicht notwendigerweise, aber häufig mit hohem Körpergewicht einhergehenden Mangelernährung liegen die gleichen Ursachen zugrunde: die systemisch bedingten Probleme des globalen Kapitalismus, der zwar in der Lage ist, für eine wachsende Weltbevölkerung Nahrungsmittel im Überfluss zu produzieren, aber gleichzeitig elementare Grundbedürfnisse nur dann befriedigen kann, wenn für diese auch eine adäquate Kaufkraft vorhanden ist. Nicht die dekadenten Dicken essen den Hungernden dieser Welt also etwas weg. Vielmehr herrscht ein Überfluss an Lebensmitteln, die aber extrem ungleich verteilt sind und bei deren Herstellung die Natur und das Klima mehr belastet werden, als es für eine adäquate Versorgung der Weltbevölkerung notwendig wäre.
 
        BULIMISCHE ÖKONOMIE
 
        Die gesellschaftliche Problematisierung dicker Körper kann an eine über hundert Jahre währende, kulturell tief verankerte Abneigung gegenüber dicken Menschen in der westlichen Welt anknüpfen. Diese wurde nicht zuletzt durch unsere medial geprägten Sehgewohnheiten beeinflusst und hat in den vergangenen Jahrzehnten über das Fernsehen und Soziale Medien einen globalen Siegeszug angetreten. Egal um welches Thema oder Genre es sich gerade handelt: Fast immer werden uns in den Medien attraktive, gesunde und erfolgreiche Menschen als schlank präsentiert und dicke Menschen als ihr Gegenteil. Mit Verweis auf das Phänomen hohes Körpergewicht lässt sich zudem die Verantwortung für eine Vielzahl von sozialen Problemen individualisieren.
 
        Darüber hinaus bietet das „Adipositas-Epidemie“-Narrativ Potenzial für weiteres Wirtschaftswachstum. Die Soziologin Julie Guthman bezeichnet unsere gegenwärtige Konsumgesellschaft als eine „bulimische Ökonomie“.27 Damit meint sie, dass Menschen einerseits permanent zum Überkonsum animiert werden, während sich andererseits aus den damit einhergehenden negativen Folgen für Mensch, Umwelt und Gesellschaft ein neues Geschäftsfeld schaffen lässt, indem die Folgen des Überkonsums durch alternativen Konsum wieder rückgängig gemacht werden: Der Workaholic wird zu Wellness animiert, um die „Batterien“ wieder aufzuladen, dem Fluggast mit schlechtem Gewissen wird die CO2-Kompensation direkt beim Ticketkauf angeboten, und die Lightprodukte im Supermarkt stehen gleich neben den Kalorienbomben im XXL-Pack.
 
        Die Medizinindustrie wiederum zeigt Menschen, die sich zu dick fühlen, eine individuelle Lösung auf, scheinbar unabhängig von ihrer genetischen Prägung, ihrer Lebensumwelt und ihrem jeweiligen Verhalten. Für Menschen mit hohem BMI bietet die sogenannte bariatrische Chirurgie Interventionen an, bei der das Magenvolumen durch verschiedene Eingriffe verkleinert wird. Aber auch Menschen, die sich nur ein bisschen zu dick fühlen, werden von der Pharmaindustrie Hilfestellungen angeboten. Die neueste Generation dieser Medikamente, die auf dem Wirkstoff Semaglutid basieren und zur Behandlung von Diabetes Typ II entwickelt wurden, haben zuletzt einen regelrechten Goldrausch ausgelöst. Semaglutidpräparate werden von Prominenten wie dem Tesla-Chef Elon Musk in Sozialen Medien als Wundermittel zur Gewichtsabnahme beworben, obwohl sie für diesen Zweck bislang nicht zugelassen sind. Ihre Einnahme führt nicht nur zu einer Reihe unangenehmer Nebenwirkungen, sie können auch nicht abgesetzt werden, ohne dass eine erneute Gewichtszunahme droht.28 Wer es sich leisten kann, erwirbt die Medikamente auf eigene Kosten. Diejenigen hingegen, die sie zur Behandlung ihres Diabetes Typ II dringend benötigen, gehen immer häufiger leer aus.29
 
        Maßnahmen der bariatrischen Chirurgie und Pharmazeutika zur Gewichtsreduktion bescheren zwar der Medizinindustrie hohe Umsätze, sind aber bislang gänzlich ungeeignet, einen relevanten Beitrag zur Verbesserung der Bevölkerungsgesundheit zu leisten. Zum einen sind die Abnehmerfolge oft nur temporär. Zum anderen beruhen die Probleme dicker Menschen zu einem großen Teil auf Stigmatisierungserfahrungen, die von ebenjener gesellschaftlichen Kultur hervorgerufen werden, die dafür verantwortlich ist, dass metabolisch gesunde Menschen überhaupt auf die Idee kommen, sich diesen Behandlungen auszusetzen.
 
        Stigmatisierung und Diskriminierung – egal in welchem Bereich und aus welchen Gründen – gelten als maßgebliche Risikofaktoren für gesundheitliche Probleme. Studien zeigen, dass dicke Menschen, die Gewichtsdiskriminierung erfahren, unter größeren gesundheitlichen Problemen leiden als dicke Menschen, für die Gewichtsdiskriminierung im Alltag keine oder nur eine geringe Rolle spielt.30 Zudem sind Menschen, die besonders stark unter Gewichtsdiskriminierung leiden, auch für Maßnahmen der Gesundheitsförderung weniger ansprechbar. Und so trägt letztlich das „Adipositas-Epidemie“-Narrativ selbst dazu bei, die gesundheitlichen Risiken für dicke Menschen zu verstärken.31
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        GESUNDES ESSEN MESSEN
 
        Proteine, Kalorien und die Geschichte des Diskurses um gesunde Ernährung
 
        Nina Mackert
 
        Was ist gesunde Ernährung? So unterschiedlich diese Frage in der Gegenwart auch beantwortet werden mag, sehr häufig spielen dabei Zahlen eine große Rolle. Die Deutsche Gesellschaft für Ernährung etwa empfiehlt mir in ihren „individualisierten Referenzwertetabellen“ den täglichen Konsum von 2100 Kilokalorien, 30 Prozent davon aus Fett, von denen wiederum maximal 10 Prozent aus gesättigten Fettsäuren bestehen sollen. Die Proteinzufuhr, erfahre ich, sollte sich im Bereich von 0,8 Gramm pro Kilogramm Körpergewicht bewegen, und natürlich gibt es auch genaue Angaben zu Vitaminen und Mineralstoffen.01 Auch die neuesten globalen Ernährungsempfehlungen für eine „Planetary Health Diet“ – eine Ernährung, die sowohl gesund für den Menschen als auch nachhaltig für den Planeten ist – kommen quantifiziert daher. Hier wird ein Durchschnittswert von 2500 Kilokalorien am Tag angegeben, mit Gramm- und Kalorienangaben für unter anderem Vollkornprodukte, verschiedene Arten von tierischen und pflanzlichen Proteinquellen, Früchten und Milchprodukten.02
 
        Dass gesunde Ernährung in der Gegenwart oft durch Quantifizierungen ausgedrückt wird, ist nicht besonders verwunderlich. „You can’t manage what you can’t measure“, drückt eine in der Management-Literatur oft bemühte Wendung den Zeitgeist moderner Quantifizierungen aus. Historiker:innen haben die enorme Bedeutung des Messens vielfältiger Phänomene und Prozesse für die Genese moderner Ordnungen hervorgehoben. Sie haben gezeigt, wie diese Quantifizierungen spezifische Objekte des Regierens hervorbrachten – ob Bevölkerung oder Bruttosozialprodukt – und gerade auch für weltpolitische Anstrengungen eine wichtige Voraussetzung für Regulation darstellten.03 Im Bereich der Ernährung ist das nicht anders. Das moderne Konzept gesunder Ernährung ist konstitutiv mit der Idee verbunden, dass gesundes Essen gemessen werden kann und auf diese Weise körperliche und soziale Prozesse gesteuert werden können.04 Wie ich im Folgenden am Beispiel von Proteinen und Kalorien zeigen werde, entstand das moderne Ernährungswissen im Kontext des Bedürfnisses, soziale Gemengelagen zu ordnen. Zudem war es äußerst produktiv darin, auch globale Ordnungen über Quantifizierungen versteh- und regulierbar zu machen und „Welternährung“ als Konzept hervorzubringen. Dabei trug gerade die moderne Verve des Messens dazu bei, dass Dicksein als vermeintlich kalkulier- und vermeidbares Problem in Ungnade fiel.
 
        MODERNES ERNÄHRUNGSWISSEN UND DIE SOZIALE FRAGE
 
        Entscheidende Weichen für das, was wir heute unter gesundem Essen verstehen, wurden im 19. und frühen 20. Jahrhundert gestellt. In diesem Zeitraum entstand das moderne Konzept von Ernährung, das auf die Funktion bestimmter Nahrungsbestandteile im menschlichen Körper fokussiert ist.05 In der ersten Hälfte des 19. Jahrhunderts klassifizierten Chemiker die Makronährstoffe, also Kohlenhydrate, Fette und Proteine. Insbesondere Justus Liebig erlangte Einfluss mit seiner Theorie, dass Kohlenhydrate und Fette für die Wärmeproduktion von Körpern verantwortlich seien, während sich deren Muskelkraft aus Proteinen speise.06 Bis weit in die zweite Hälfte des 19. Jahrhunderts war die Ernährungsforschung, noch ganz Domäne der Chemie, primär von diesem Konzept des Stoffwechsels geprägt. Ernährung wurde erstmals als Prozess quantifizierbar, indem ein präzise gemessener Nahrungsinput ins Verhältnis zu einem stofflichen Output – etwa Kohlenstoff und Stickstoff in den menschlichen Ausscheidungen – gesetzt wurde. In den 1880er Jahren forderte die Kalorienforschung das Stoffparadigma heraus und konzeptionalisierte Ernährung als „Kraftwechsel“ menschlicher Motoren, die den Energiegehalt von Nahrung in Wärme und Arbeit umsetzten. Mit seinem Isodynamiegesetz wandte der Physiologe Max Rubner den thermodynamischen Energieerhaltungssatz auf Ernährung an und zeigte, dass alle Nahrungsmittel als Energielieferanten austauschbar sind.07
 
        Die Entstehung modernen Ernährungswissens wurde indes nicht nur von neuen, zunehmend experimentellen Methoden in der Chemie und einem Interesse am Nachweis thermodynamischer Prinzipien, sondern gleichzeitig auch von einem gewachsenen Interesse an der Ernährung und Gesundheit der Bevölkerung ermöglicht. Sie war Teil der biopolitischen Entdeckung und Verwissenschaftlichung von Körpern und Populationen, die diese seit dem späteren 18. Jahrhundert zu zentralen Objekten politischer Steuerung machten.08 Wenn Körper in der Physiologie oder Arbeitswissenschaft ergründet und vermessen wurden oder Statistiker Geburts- und Sterberaten erstellten, machte dieses Wissen das Soziale erfass- und mithin regierbar.09 Die Produktivität dieses Wissens für die Ordnung westlicher Gesellschaften zum fin de siècle war immens. Konzepte von Stoffwechselbilanzen und menschlichen Motoren waren äußerst anschlussfähig in einer Ära, in der mehrere Wellen der Industrialisierung einer kapitalistischen Ökonomie Fragen nach der Sicherung und Steigerung menschlicher Produktivität aufwarfen.10 So wie es zeitgenössische Prinzipien des scientific management für Fabrikordnungen und Haushalte vorsahen, konnte nun auch in körperliche Prozesse und menschliche Produktivität eingegriffen werden. Das neue, quantifizierte Ernährungswissen versprach, leistungsfähigere Arbeitskräfte kostengünstiger zu ernähren, und bot damit auch neue Antworten auf ein besonders drängendes Problem der Zeit: die soziale Frage.11
 
        Ob in Subsistenzunruhen oder in den erstarkenden Arbeiter:innenbewegungen in Europa und den USA: Im Laufe des 19. Jahrhunderts wurde die Frage von Hunger und Mangelernährung als Frage von zunehmender gesellschaftlicher Sprengkraft artikuliert. Zahlreiche Akteur:innen aus Politik, Industrie und den Gewerkschaften stritten darum, welche Löhne es brauche, damit die Arbeitenden sich ausreichend ernähren konnten.12 Die Ernährungswissenschaft antwortete auf diesen Problemdruck ganz direkt, wie der Fall der Kalorie zeigt, und nicht zufällig war die grundständige Finanzierung der kalorimetrischen Experimente auf beiden Seiten des Atlantiks an deren praktische Bedeutung für die soziale Frage geknüpft.13 Die Kalorie machte es nämlich möglich, die Versorgungslage der Arbeitenden aus wissenschaftlicher Perspektive vermeintlich objektiv zu messen. In zahlreichen Ernährungsstudien untersuchten Forscher:innen in Europa und Nordamerika ab den 1880er Jahren, für welche Lebensmittel Arbeiter:innen ihr knappes Budget ausgaben, und analysierten dann Nährstoff- und Kaloriengehalt sowie den Preis der Speisen. Mit dem Konzept des „Nährgeldwertes“ – in den USA: „pecuniary economy of food“ – bewerteten die Forschenden die gekauften Lebensmittel und die Kaufentscheidungen in Arbeiter:innenfamilien anhand des Verhältnisses von Kalorien und Kosten: Welche Speisen lieferten die meisten Kalorien zum günstigsten Preis?14 Nicht selten kamen sie dabei zu dem Schluss, dass diese Familien genug Geld für ausreichend Kalorien hätten, wenn sie günstige, kalorienreiche Lebensmittel und preiswerte Proteine kaufen würden. Mangelernährung, so konnten Industrielle und Ernährungswissenschaftler:innen nun argumentieren, sei keine Frage zu geringer Löhne und „wahre[r] Armut“, wie es Max Rubner formulierte, sondern Resultat von Unwissen und schlechten Wirtschaftens.15 Mithilfe der Kalorie ließ sich dies in den Augen der Ernährungsforscher:innen nicht nur unzweifelhaft messen, sondern sie konnte auch eingesetzt werden, um den Familien beizubringen, sparsamer einzukaufen. Haferflocken und Bohnen statt Gemüse und Fleisch – mit diesen Empfehlungen suggerierten sie, dass Arbeiter:innen keine höheren Löhne brauchten, sondern schlicht ihre Haushaltsführung optimieren mussten.16
 
        GLOBALES ORDNEN ÜBER ERNÄHRUNGSWISSEN
 
        Die Quantifizierung von Makronährstoffen und Kalorien erlaubte es erstmals, die Ernährungsweisen verschiedener Populationen miteinander zu vergleichen. Wissenschaftler:innen und Politiker nutzten dies sogleich mit Blick auf die Ernährungsweisen verschiedener „Völker“, „Nationen“ und „Rassen“.17 Daran wird deutlich, wie eng und rege die Wechselwirkung zwischen der Ernährungswissenschaft und den Politiken des globalen Ordnens um die Jahrhundertwende war. Im frühen 20. Jahrhundert stritten Wissenschaftler:innen unter anderem um den Proteinbedarf gesunder und leistungsfähiger Körper.18 In den Auseinandersetzungen ging es nicht nur darum, ob tierische oder pflanzliche Proteine die Leistungsfähigkeit von Menschen bestmöglich sichern – hier waren bereits die Grundzüge gegenwärtiger Debatten um vegetarische Ernährung angelegt.19 Gerade auch die genauen Zahlen täglicher Proteinbedarfe waren kontrovers. Bis dato waren die Zahlen des Physiologen Carl Voit, der den Eiweißbedarf eines erwachsenen Arbeiters auf 118 Gramm tierisches Protein täglich bezifferte, Standard gewesen. Nun gerieten diese vor dem Hintergrund eugenischer Ängste und eines neuen Interesses an Minimalbedarfen unter Druck. Der Chemiker Russell Chittenden etwa empfahl nur rund halb so viel Protein wie Voit – eine Zahl, die eher an heutige Standards herankommt. Er war davon überzeugt, dass zu viel Protein nicht nur ökonomisch verschwenderisch sei, sondern auch Gesundheit und Leistungsfähigkeit der „menschlichen Rasse“ einschränke, indem es eine Belastung von Leber, Nieren und Muskelfunktion nach sich ziehe.20
 
        Wie sehr Chittendens Intervention als Herausforderung westlich-weißer Hegemonie verstanden wurde, zeigt eine Rede des Mediziners James Crichton-Browne, die 1908 in der „New York Times“ veröffentlicht wurde. Crichton-Browne kritisierte scharf, was er für „übertriebene Sparsamkeit“ in Ernährungsfragen hielt, und setzte dies in Bezug zu globalen Hegemonien. Alle „erfolgreichen Rassen und (…) Klassen“ zeichneten sich durch einen Konsum von tierischem Protein aus, der „weit über den Chittenden-Standard hinausgeht“.21 Crichton-Browne arbeitete sich nicht nur an den Zahlen ab, sondern attackierte auch zeitgenössische Empfehlungen einer pflanzenbasierten Diät, die Chittenden mit seiner Empfehlung einer proteinarmen Ernährung befördert hatte. Tatsächlich ging es Crichton-Browne explizit um Fleisch: Er sah eine „eindeutige Relation“ von Fleischkonsum und „rassischem Erfolg“ und veranschaulichte diese mit Verweis auf einen „erstaunlichen Aufstieg“ Japans, seitdem die dortigen „wohlhabenden Klassen“ deutlich mehr tierische Proteine konsumierten.22 Fleisch war zeitgenössisch bereits mit Männlichkeit verknüpft, und dessen uneingeschränkter Konsum galt als Privileg oberer Schichten.23 Nun erklärte Crichton-Browne eine Kausalität von unbeschränktem Fleischkonsum und „rassischem“ Erfolg zum evolutionären „Gesetz“ – nicht ohne den zeittypischen Verweis auf Charles Darwin.24
 
        Zur Hochzeit des Kolonialismus waren solche Erklärungen äußerst produktiv, schienen sie doch die globale Hegemonie der weißen, westlichen Bourgeoisie noch folgerichtiger und objektiv überprüf-, weil sogar bezifferbar zu machen. Der Ökonom und spätere italienische Ministerpräsident Francesco Nitti hatte bereits 1896 die britische Kolonisation Indiens auf diese Weise erklärt: „Wenn wir sehen, wie ein paar Zehntausend wohlgenährte englische Fleischfresser hundert Millionen Hindus unterwerfen, verstehen wir sofort, dass dieses Phänomen genau dieselbe Grundlage hat wie in der Tierwelt, wo die Fleischfresser die Herren und die Pflanzenfresser die Sklaven sind.“25
 
        Nittis Einlassungen zeigen überdies, dass auch das Kalorienwissen dazu beitrug, globale Differenzen und Hegemonien zu verhandeln. Die Verknüpfung von Kalorienkonsum und Arbeitsproduktivität im thermodynamischen Modell von Ernährung ließ es zu, dass von einem Faktor Rückschlüsse auf den anderen gezogen werden konnten.26 Nitti zeigte sich in diesem Zusammenhang beeindruckt von Berechnungen, mit denen sich die „Arbeitskraft, die Individuen und Nationen entwickeln können“, auf Grundlage ihrer Ernährung bestimmen lasse. Zwar räumte er ein, dass es große individuelle Differenzen zwischen Arbeitenden gebe, bestand aber darauf, dass sich über den täglichen Kalorienkonsum „einfach“ berechnen lasse, wie viel Arbeit – Kalorien übersetzt in „Kilogrammmeter“ oder „Fuß-Pfunde“ – diese leisten konnten.27 Ein solches Verständnis einer Äquivalenzbeziehung von Energieaufnahme, Leistungsfähigkeit und globaler Stellung war wirksam in zeitgenössischen Rankings des Kalorienkonsums unterschiedlicher Nationen und Gruppen. Ernährungswissenschaftliche Studien evaluierten nicht nur den Kalorien- und Nährstoffkonsum von US-amerikanischen und europäischen Populationen, sie verglichen diese auch mit Erhebungen, die Ethnograf:innen und Missionar:innen in anderen Teilen der Welt gemacht hatten.28
 
        1908, im gleichen Jahr wie Crichton-Brownes Rede, veröffentlichte der Chemiker Charles Langworthy vom US-Landwirtschaftsministerium eine Tabelle, in der er Daten zum Kalorienkonsum von Amerikaner:innen, Europäer:innen und „anderen“ zusammenführte. An der Spitze der Tabelle thronten die US-amerikanischen weißen „Handwerker“ (artisans) mit einem Konsum von 6485 Kilokalorien täglich – eine deutlich höhere Zahl als die der europäischen „Arbeiter“ (working men oder laborers), die sich im Gros zwischen 3000 und 4500 Kilokalorien bewegten.29 Bereits 13 Jahre zuvor hatte Langworthys ehemaliger Chef Wilbur Atwater eine ähnliche Differenz als Beleg dafür beschrieben, dass amerikanische Arbeiter:innen leistungsfähiger waren, weil sie eine „stärker gebaute Maschine und mehr Treibstoff [hätten], um diese zu betreiben“.30 Nun nutzte Langworthy solche Narrative unterschiedlicher energetischer Versorgung und Leistungsfähigkeit, um amerikanische Arbeiter:innen nicht nur von europäischen, sondern auch von Arbeiter:innen etwa aus dem Kongo, Ägypten und den Philippinen abzugrenzen, denen der Konsum von durchschnittlich 2800 Kilokalorien pro Tag zugeschrieben wurde.31 Ähnliche Tabellen zirkulierten schon eine Weile in Schriften von Chemiker:innen und Ökonom:innen und setzten die Ergebnisse von Ernährungsstudien in Aussagen über „zivilisatorischen“ Fortschritt und vermeintlich überlegene weiße Leistungsfähigkeit und westliche Nationen um.32 Ein niedrigerer Kalorienkonsum wurde zeitgenössisch als Verweis auf eine niedrigere Leistung begriffen.
 
        So normativ diese Berechnungen mithin auch waren: Gleichzeitig muss betont werden, dass das neue, quantifizierte Ernährungswissen gerade über sein Versprechen der Vergleichbarkeit das Projekt Welternährung erst möglich machte. Nahrung wurde nun als Kalorienvorrat oder Eiweißmangel mess- und begreifbar und dadurch die enorme Varietät globaler Ernährungsweisen übersetzbar in scheinbar objektive Berechnungen von Versorgungslagen.33 Auf diese Weise wurde (gesunde) Ernährung zu einer prinzipiell politisch handhabbaren Ressource, die einen neuen Internationalismus beförderte, weil sie ein globales Krisenmanagement ermöglichte und erforderte. Dies sollte die Erfahrung des Hungerns und der transnationalen Nahrungsmittelhilfe im und nach dem Ersten Weltkrieg für Zeitgenoss:innen bestätigen.34
 
        Äquivalenzen von Ernährung und Arbeitskraft machten es außerdem möglich, das Gebot der Sparsamkeit in Arbeiter:innenhaushalten zu konterkarieren, indem höhere Löhne als Garant individueller und nationaler Leistungssteigerungen firmierten. Nitti wandte die Erkenntnisse der Ernährungswissenschaft auf die politische Ökonomie an, um sich in die Tradition von Ökonom:innen zu stellen, für die „hohe Löhne“ statt strenger Entsagungen zu globaler Überlegenheit führten.35 Er rückte nicht individuelle Moral, sondern Verteilungsfragen in den Vordergrund und stellte in Aussicht, dass der auch körperliche „Gegensatz (…) von reich und arm“ schlicht der Effekt ihres unterschiedlichen Zugriffs auf Nahrung sei.36 Neben Klassengrenzen wurden hier auch zumindest potenziell zeitgenössische „Rassengrenzen“ destabilisiert. Durch eine ausreichende und gesunde Ernährung, so suggerierten es Nittis und Langworthys Erklärungen, ließen sich auch „natürliche“ Tendenzen korrigieren und aus Kraftlosigkeit Arbeitskraft generieren. Die Idee, dass alle Körper in gleichem Maße menschliche Motoren seien, die Nahrungsenergie und Proteine verwerten, und dass sich auch die „fremdeste“ Nahrung in Kalorien und Makronährstoffe übersetzen lasse, forderte die Vorstellung gänzlich verschiedener „Rassen“ und naturalisierter Ordnungen heraus.37
 
        DICKSEIN ALS NEUES PROBLEM
 
        Das neue Wissen um Proteine und Kalorien war noch in anderer Hinsicht folgenreich für bis in die Gegenwart einflussreiche Diskurse und Praktiken um gesunde Ernährung. Die Quantifizierungsbestrebungen der Ernährungswissenschaft trugen um die Jahrhundertwende dazu bei, Schlankheit als neue körperliche Norm zu etablieren, indem sie Körpergewicht als individuell zu kalkulierende und zu bearbeitende Größe erscheinen ließen. Zu diesem Zeitpunkt war nicht nur das Kalorienzählen recht neu, auch Dicksein war als Problem, dem man durch Diäten begegnen sollte, erst seit Kurzem auf die Agenda eines weißen Bürgertums getreten.38 Zwar hat die medizinische Kategorie „Adipositas“ eine längere Geschichte, aber bis ins späte 19. Jahrhundert hatte sie keinen Einfluss darauf, wie die meisten Menschen ihren Lebensstil oder ihren Körper verstanden.39 Die zahlreichen Ernährungsempfehlungen, die noch im Laufe des 19. Jahrhunderts individuelle Handreichungen für ein gesünderes Leben versprachen, zielten in den seltensten Fällen auf eine Veränderung des Körpergewichts. Zum einen hatte Dicksein in dieser Zeit auch deutlich positive Konnotationen und konnte für Wohlstand und durchaus auch Gesundheit stehen. Zum anderen dominierte noch ein idiosynkratisches Körperverständnis, in dem Körperform und -zustand von einer komplexen Gemengelage bestimmt und nicht als überindividuell standardisier- und regulierbar galten.40
 
        Dies änderte sich im späten 19. und frühen 20. Jahrhundert. Auf beiden Seiten des Atlantiks häuften sich die Diätratgeber, die dem Fett den Kampf ansagten, und es entstand ein Markt für Abnehmprodukte wie Pillen, Salben und Bürsten.41 Dieser Wandel hatte auch damit zu tun, dass in jenen Dekaden in den meisten westlichen Gesellschaften eine chronische Mangelernährung breiter Teile der Gesellschaft überwunden wurde und die zeitgenössischen Problemnarrative zunehmend um die Gefahren des Überflusses kreisten.42 In den USA etwa reihte sich die Angst vor Fett nahtlos ein in die Sorge vor einer Verweichlichung weißer Männer, die angesichts steigenden Wohlstands nicht mehr zu harter Arbeit und Landesverteidigung in der Lage schienen.43 Gleichzeitig wurde die zunehmende Problematisierung von Dicksein durch die Verwissenschaftlichung und Quantifizierung von Körpern und Ernährung möglich und befördert, die nicht nur überindividuelles Wissen über „normale“ Körper und die „richtige“ Ernährung mit sich brachten, sondern auch das neue Versprechen, dass Individuen durch eigene Anstrengung ihr Körpergewicht kontrollieren und so einem gesellschaftlichen Stigma entgehen konnten.44
 
        Dieses Versprechen stand im Vordergrund der neuen Ratgeber, mit denen sich das Kalorienzählen – bis dato auf Fragen von Hungerbekämpfung und institutionellem Management beschränkt – ab den späten 1910er Jahren seinen bis heute festen Platz in der Abnehmliteratur eroberte. Sie verkauften sich massenhaft, indem sie ihren Leser:innen versprachen, dass Körpergewicht kein Schicksal war, sondern mit einer wissenschaftlich fundierten Methode reguliert werden konnte. Abnehmen sei eine „einfache mathematische“ Berechnung, schrieb etwa der Diätarzt Robert Rose 1916 auf Grundlage des thermodynamischen In- und Output-Modells der Kalorie, und seine Kollegin Lulu Hunt Peters versprach ihren Leser:innen, dass sie ganz sicher 96 Pfund im Jahr abnehmen würden, wenn sie pro Tag 1000 Kilokalorien einsparten. Niemand müsse mehr daran „scheitern“ abzunehmen, suggerierten diese Texte, solange man sich an diese „intelligente“ Methode halte.45
 
        Aus dem kalorischen Abnahmeversprechen wurde damit aber gleichzeitig eine Pflicht. Peters selbst räsonierte, dass Dicksein durch das neue Ernährungswissen zu einer „Schande“ werde, weil das Individuum nun mit dem Wissen ausgestattet sei, wie es schlank werden und bleiben konnte.46 Wenn das eigene Körpergewicht durch informierte Selbstkontrolle, Disziplin und Mäßigung reguliert werden konnte, schien Dicksein auf eine Vernachlässigung ebendieser bürgerlichen Werte und Pflichten hinzuweisen. Vor diesem Hintergrund entwickelte sich der Abnehmdiskurs nicht nur als Teil einer biopolitischen Logik der Produktion gesunder Körper und Bevölkerungen, sondern auch als Ort, an dem die Zugehörigkeit zu einer liberalen Ordnung verhandelt wurde.47 Die Frage, welche Individuen und Gruppen ihre Körper und Gelüste kontrollieren können (und wollen), führt ins Herz nicht nur liberaler Gesellschaften und ihrer Ein- und Ausschlüsse, sondern auch von globalen Auseinandersetzungen um eine „Adipositaskrise“, die nicht selten als Krise liberaler Freiheiten gehandelt wird.48
 
        SCHLUSS
 
        Die Genese von quantifiziertem Wissen über gesunde Ernährung ab dem 19. Jahrhundert war also überaus produktiv für Aushandlungen moderner Ordnungen. Das Wissen um Proteine und Kalorien bot neue Antworten auf drängende Probleme des Industriekapitalismus und ermöglichte es im frühen 20. Jahrhundert erstmals, Ernährung als globales Problem zu bearbeiten, weil es die Ernährungsweisen unterschiedlicher Populationen mess- und vergleichbar machte. Auseinandersetzungen über „richtige“ und „gesunde“ Ernährung bildeten ein Terrain, auf dem anhand von Protein- und Kalorientabellen über globale Hegemonien gestritten wurde. Gleichzeitig veränderten diese Quantifizierungsbemühungen den Blick auf Körper und beeinflussten die Herausbildung körperlicher Normen. So trugen sie zu einem Bedeutungswandel des Dickseins bei, indem sie das Körpergewicht als von kompetenten Individuen kalkulierbar und kontrollierbar erscheinen ließen und Dicksein somit als Vernachlässigung bürgerlicher Pflichten markierten. Der Diskurs um gesunde Ernährung und gesunde Körper, so zeigt sich, hat nicht nur mit ernährungswissenschaftlichen Erkenntnissen, sondern ebenso mit den Funktionsweisen liberaler Ordnungen zu tun.
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        VON WISSEN, VERTRAUEN UND ERNÄHRUNGSUMWELTEN
 
        Gesellschaft und Bildung für nachhaltige Ernährung
 
        Antje Risius
 
        Ernährung gilt als eines der Kernthemen für die Transformation hin zu einer „nachhaltigen Gesellschaft“:01 Ernährung ist ein Querschnittsthema; sie betrifft mehrere Bereiche direkt und ist indirekt mit allen Sustainable Development Goals der Vereinten Nationen (SDGs) verbunden. Ziehen wir beispielsweise das SDG-12 „Verantwortungsvoller Konsum und Produktion“ heran: Die heutige Lebensmittelversorgungskette verursacht 13,7 Milliarden Tonnen CO2-Äquivalente, das entspricht 26 Prozent der anthropogenen Treibhausgasemissionen. Weiter verursacht die Nahrungsmittelproduktion etwa 32 Prozent der globalen Bodenversauerung und etwa 78 Prozent der Eutrophierung von Gewässern. Diese Emissionen verändern die Artenzusammensetzung der natürlichen Ökosysteme grundlegend und können die biologische Vielfalt sowie Widerstandsfähigkeit verringern.02 Da die Primärproduktion des Lebensmittelsektors meist im natürlichen Umfeld stattfindet, stellen nicht-nachhaltige Praktiken auch eine Gefahr für die langfristige Sicherstellung des Lebensmittelangebots dar. Nachhaltige Praktiken zur Produktion von Lebensmitteln hingegen bergen die Chance, auch positiv auf die Regeneration der natürlichen Umwelt zu wirken und die planetaren Grenzen nicht noch weiter zu strapazieren.
 
        Auch aus der Definition der UN Food and Agriculture Organization (FAO) von nachhaltiger Ernährung wird die Vielschichtigkeit und Relevanz der Thematik für eine nachhaltige Entwicklung deutlich: „Nachhaltige Ernährung hat geringe Auswirkungen auf die Umwelt, trägt zur Lebensmittel- und Ernährungssicherheit bei und ermöglicht heutigen und künftigen Generationen ein gesundes Leben.“ Weiterhin „schützt und respektiert nachhaltige Ernährung die biologische Vielfalt sowie die Ökosysteme, ist kulturell angemessen, verfügbar, wirtschaftlich gerecht und erschwinglich, ernährungsphysiologisch angemessen, sicher und gesund und verbessert gleichzeitig die natürlichen und menschlichen Lebensgrundlagen.“03 Nachhaltige Ernährung betrifft also nicht nur Entscheidungen von Einzelnen, sondern uns alle als Gesellschaft.
 
        In diesem Beitrag möchte ich einen Blick auf die Frage werfen, warum selbst wir in Deutschland, als eine Gesellschaft der „Luxushemisphäre“, den Weg zu einem nachhaltigen Alltagsbewusstsein speziell für den Bereich der Ernährung noch nicht geschafft haben. Dabei möchte ich darstellen, welche Chancen in der gemeinsamen Betrachtung von (gesellschaftlichen) Umwelten sowie in Bildung und Kommunikation liegen, um Umsetzungsmöglichkeiten im Kleinen wie im Großen zu reflektieren.
 
        STATUS QUO
 
        Ernährung bedeutet zunächst, die biologischen Grundbedürfnisse für eine funktionierende Homöostase zu erfüllen, also die Versorgung mit ausreichend Nährstoffen und Wasser in einem ausgewogenen Verhältnis. Ernährung wird dabei im naturwissenschaftlichen Sinne auf Substanzen heruntergebrochen, deren Anteile in ausreichendem Maße zur Verfügung stehen sollten. Das Konzept der nachhaltigen Ernährung geht darüber hinaus und zielt auf eine Homöostase, die sowohl für jetzige als auch für kommende Generationen eine ausreichende hochwertige Versorgung mit Lebensmitteln sicherstellt.
 
        Für die Umsetzung nachhaltiger Ernährung gibt es hilfreiche Operationalisierungen. Die Empfehlungen der Vollwerternährung etwa basieren auf den Leitlinien für nachhaltige Entwicklung der Brundlandt-Vereinbarung von 1987, nach der jegliche Produktion in den Bereichen Umwelt, Soziales und Wirtschaft gleichwertig zusammengebracht und um die Ebene der individuellen Gesundheit ergänzt wird.04 Geraten wird, pflanzlichen Lebensmittel den Vorrang zu geben und tierische Lebensmittel nur in geringem Umfang zu verzehren; ökologische Produktqualitäten zu bevorzugen; zu gering verarbeiteten Lebensmitteln zu greifen; auf die Umweltverträglichkeit verpackter Produkte zu achten; faire Handelsströme zu präferieren; und genussvolle und bekömmliche Speisen zu verzehren.
 
        Zu sehr ähnlichen Empfehlungen kommt die EAT-Lancet Kommission auf Basis der Berücksichtigung planetarer Grenzen.05 Die planetaren Grenzen markieren eine Lebensmittel-Produktions-/Konsumptions-„Grenze“ für die Wahrung von balancierten Umweltsystemen: Innerhalb dieser Grenzen kann die Menschheit sicher operieren, außerhalb sind Stabilität und Widerstandsfähigkeit des planetaren Ökosystems gefährdet. Die auf Basis des „sicheren Grenzbereichs“ errechnete Planetary Health Diet (PHD) umreißt ein bestmögliches individuelles Ernährungsmuster sowohl für die humane als auch für die planetare Gesundheit.06 Es wird empfohlen, eine breite Vielfalt an pflanzlichen Lebensmitteln zu konsumieren, den Verzehr tierischer Lebensmittel hingegen zu beschränken; sich dabei im Allgemeinen ein eher moderates Konsumverhalten anzueignen; Lebensmittel aus regenerativer landwirtschaftlicher Produktion zu bevorzugen; beim Einkauf die Bedingungen zu berücksichtigen, unter denen Lebensmittel gehandelt wurden – etwa Fairtrade oder social responsible farming – sowie (Agro-)Biodiversität abzubilden; Abfälle zu vermeiden; und die Eigenproduktion zu erhöhen, also häufiger selbst zu kochen.
 
        Mit diesen Empfehlungen liegt die PHD recht nah an den Empfehlungen der Vollwerternährung. Letztere bildet im Prinzip auch einen Orientierungsrahmen für die Empfehlungen der Deutschen Gesellschaft für Ernährung (DGE). Insgesamt unterscheiden sich die Leitlinien hinsichtlich der Quantifizierung einzelner Produktgruppen durchaus und könnten stärker Nachhaltigkeitskriterien integrieren.07 Dennoch ist die Richtung ähnlich – in der Wissenschaft herrscht Einigkeit, dass tierische Produkte nur in Maßen konsumiert werden, dafür aber frische und pflanzliche Produkte einen größeren Anteil haben sollten, und dass die Ressourcen insgesamt umsichtig eingesetzt werden sollten. Letzteres bedeutet etwa, Lebensmittel aus regenerativen landwirtschaftlichen Systemen zu beziehen und Lebensmittelabfälle sowie einen übermäßigen Konsum, besonders von hochverarbeiteten Snackprodukten, zu vermeiden.
 
        Auf Basis dieser Umsetzungsleitlinien stellt sich die Frage, wie stark ein nachhaltiger Ernährungsstil bisher in der Gesellschaft verbreitet ist. Um den Status quo zu definieren, möchte ich zwei Bereiche exemplarisch herausstellen – zunächst den Fleischkonsum. Die Empfehlungen der PHD liegen hier bei durchschnittlich 13 bis 45 Gramm, die der DGE bei durchschnittlich 45 bis 85 Gramm pro Kopf am Tag. Lag der Fleischkonsum in Deutschland 2018 noch bei 167 Gramm pro Kopf am Tag, betrug er 2021 150 Gramm,08 bei sinkendem Trend, jedoch immer noch weit von den empfohlenen Werten entfernt. Weitere Vergleiche zeigen, dass die Ernährungsmuster insgesamt noch nicht den Empfehlungen entsprechen. So beträgt etwa im Bereich des Gemüsekonsums die mittlere Verzehrsmenge 134 Gramm pro Kopf am Tag, während die Empfehlungen sowohl der DGE als auch der PHD mit durchschnittlich etwa 400 Gramm deutlich darüber liegen.09 Blicken wir ergänzend auf die Marktdaten für ökologisch produzierte Lebensmittel als Beispiel für Erzeugnisse aus einem regenerativen Landbausystem, so ist erstaunlich, dass der Umsatz von Bio-Lebensmitteln nur etwa 7 Prozent ausmacht und damit noch immer eine verhältnismäßig kleine Rolle bei der tatsächlichen Lebensmittelwahl spielt,10 obwohl Verbrauchende häufig die Kriterien von ökologisch produzierten Lebensmitteln schätzen und sogar 85 Prozent angeben, ökologische Produktqualität zumindest manchmal beim alltäglichen Lebensmitteleinkauf zu berücksichtigen.11
 
        INDIVIDUELLE BEURTEILUNGSKOMPETENZ
 
        Wenn es darum geht, Nachhaltigkeit zu beurteilen, stehen Verbrauchende häufig vor großen Herausforderungen. Grundsätzlich haben sie durchaus ein Interesse an Nachhaltigkeitsbelangen im Allgemeinen und bei Ernährung im Speziellen.12 Nachhaltige Lebensmittelqualität umfasst aus ihrer Perspektive vor allem drei Dimensionen: ökologische, lokale und ethische Produktion.13 Angesichts der deutlichen Diskrepanz zwischen Nachhaltigkeitsinteresse und Umsatzzahlen am Markt ist jedoch anzunehmen, dass andere Attribute, wie der Preis oder der Geschmack, diese Nachhaltigkeitsattribute ausbooten.14
 
        In der Regel sind nachhaltig produzierte Lebensmittel teurer, da die Produktionskosten höher, die produzierten Mengen geringer und die Marketing- und Vertriebskanäle weniger effizient sind. Darüber hinaus sind Preise für Bio-Lebensmittel oft höher, da sie eine Reihe anderer externer Kosten berücksichtigen, die bei konventionell hergestellten Lebensmitteln nicht anfallen, wie Qualitäten im Umweltschutz.15 Allerdings ist in diesem Zusammenhang interessant, dass nur 46 Prozent der Verbrauchenden angeben, den Preis als wichtiges Kriterium bei Lebensmitteln zu beachten.16 Dies legt die Vermutung nahe, dass ein höherer Preis nicht das einzige Hindernis für eine bessere Akzeptanz ist. In der Tat besteht bei entsprechender Aufklärung durch Bildungs- und/oder Kommunikationsmaßnahmen nicht nur ein Interesse für regenerative Formen der Landwirtschaft, sondern auch eine erhöhte Akzeptanz, die sich etwa in einer größeren Bereitschaft niederschlägt, einen höheren Preis für „besseres Fleisch“ zu zahlen und dafür weniger häufig Fleisch zu essen.17
 
        Dabei ist relevant, dass die Nachfrage nach nachhaltig produzierten Lebensmitteln zunächst von zwei Besonderheiten bestimmt wird: Erstens ist die Ernährungsqualität nicht direkt durch die Verbrauchenden erfahrbar und beurteilbar. Sie müssen der deklarierten Produktionsqualität am Ort der Entscheidung, meist beim Kauf, vertrauen. Zweitens müssen die Verbrauchenden in der Lage sein, die deklarierte Lebensmittelqualität zu unterscheiden, zu verstehen und in den Alltag zu integrieren. Der Schluss, dass es einer umfassenden Ernährungsbildung bedarf, liegt deshalb nah.
 
        Im Jargon des Marketings wandelt ein erfolgreicher Kommunikations- beziehungsweise Zertifizierungsprozess das Produkt von einem Glaubwürdigkeits- in ein Suchattribut,18 dessen Eigenschaften von Verbrauchenden beim Kauf direkt bewertet und eingeordnet werden können. Um Vertrauen aufzubauen, werden Informationen über das nachhaltig produzierte Gut an die Verbrauchenden weitergegeben.19 Diese Kommunikation kann auf vielfältige Weise erfolgen, findet aber in Bezug auf Lebensmittelqualitäten bislang hauptsächlich über Zertifikate („Labels“) statt, die bestimmte Produktionsprozesse garantieren.20 Die Informationen, die durch Kennzeichnungssysteme bereitgestellt werden, stellen aber häufig auch eine Herausforderung dar: Verbrauchende haben Schwierigkeiten, die Qualitäten der Etiketten zu spezifizieren und äußern sich mitunter auch skeptisch gegenüber den Kontrollsystemen, besonders wenn diese unbekannt oder geografisch entfernt sind.21 Gleichzeitig ist der Wissensstand der Verbrauchenden zu landwirtschaftlicher Produktion meist gering.22 Dabei ist Wissen über die Systeme und Qualitäten der Lebensmittelproduktion eine Voraussetzung für die Bewertung von Lebensmittelzertifikaten.23
 
        Außerdem bleibt die Nutzung von Nachhaltigkeitssiegeln bei der Kaufentscheidung insgesamt gering,24 obwohl in den vergangenen Jahren viele verschiedene Siegel auf den Markt gekommen sind. Manchmal können Verbrauchende aus logistischen oder zeitlichen Gründen die Qualitäten nicht explizit beurteilen, fühlen sich von den existierenden Zertifikaten überfordert oder haben andere (soziale) Gründe der Alltagsgestaltung, die gegen die extensive Nutzung der Produktinformation sprechen.
 
        Aktuell ist fraglich, ob die gesellschaftlich etablierten Strukturen der (Ernährungs-)Bildung effizient genug organisiert sind, um die alternativen Möglichkeiten darzustellen und zu positionieren. Hinzu kommt, dass die in der Bildungspolitik geltenden Grundsätze des Beutelsbacher Konsenses eine umfassende, mitunter kontroverse Darstellung aller Positionen zu einem Thema erfordern. Das kann im Bereich der nachhaltigen Ernährungsbildung gegebenenfalls ein Hindernis darstellen. Denn diese Art der Vermittlung der Ausgangssituation läuft in der Praxis auf einen Minimalkonsens hinaus,25 und Orientierung und Entscheidungsfindung werden den Einzelnen überlassen.
 
        Zugleich werden die Bewertung der Nachhaltigkeit und die entsprechenden Kennzeichnungssysteme immer noch von Umweltaspekten dominiert – nur ein kleiner Teil der Nachhaltigkeitssiegel berücksichtigt Aspekte der ethischen oder lokalen Produktion.26 In den vergangenen Jahren haben sich die Verbrauchenden jedoch zunehmend für diese Qualitäten interessiert, etwa für die Herkunft der Lebensmittel,27 die ethische Qualität28 und den Tierschutz.29 Verbrauchende in Deutschland sind besonders umsichtig, wenn es um lokale Produktion geht – 83 Prozent geben an, beim Kauf von Lebensmitteln häufig auf die regionale geografische Herkunft zu achten.30 Daher erfüllen die bestehenden Nachhaltigkeitssiegel möglicherweise (noch) nicht die Kriterien, die Verbrauchende von einer nachhaltigen Lebensmittelproduktion erwarten.
 
        RAHMENBEDINGUNGEN VON ENTSCHEIDUNGEN
 
        Neben den natürlichen planetaren (Produktions-)Grenzen ist die Umsetzung von Ernährungsstilen von makro-, meso- und mikroökonomischen sowie von soziokulturellen Umwelten beeinflusst und von individuellen Präferenzen und Prägungen gezeichnet.31 Wenn etwa der Umsatz von Bio-Lebensmitteln nur rund 7 Prozent des Lebensmittelmarktes ausmacht, dann bedeutet dies nicht nur, dass die Nachfrage im Alltäglichen nicht umfassend vorhanden ist, sondern auch, dass es (bisher) kein ausreichendes Angebot gibt. In den kulturellen Konfigurationen unserer „Luxushemisphäre“ leben wir hingegen in einem „adipösen“ Umfeld, in dem ungesunde Lebensmittel immer und zu einem vergleichsweise günstigen Preis verfügbar sind,32 sich jedoch kaum einfache Optionen für eine gesunde, nachhaltige Ernährung im Alltag finden. Stattdessen erfordert die Umsetzung nachhaltiger Ernährungspraktiken von den Einzelnen viel Kreativität und Planung.
 
        Die Lebensmittelproduktion ist, wie jede andere Produktion auch, eingebunden in einen soziopolitischen Handlungsrahmen, in dem die Lebensmittel in der Folge meist auch vermarktet werden. Dieser wiederum ist stark verflochten mit politischen Rahmen auf kommunaler, regionaler, nationaler, aber auch internationaler Ebene. Damit nachhaltige Produktqualität über all diese Ebenen „verteilt“ werden kann, bedarf es eines gesellschaftlichen Rahmens, der etwa in Form von Verordnungen, wie der EU-Öko-Verordnung, die zum Beispiel auch die Beschreibung „Bio-Lebensmittel“ oder „ökologisches Lebensmittel“ als Synonym definiert, sowie Handelsabkommen und entsprechende Standards festlegt. Diese zusätzlichen Instrumente bedürfen wiederum eines hohen Maßes an Organisation sowie an zwischenmenschlichem und institutionellem Vertrauen, um keine Informationsasymmetrie entstehen zu lassen, die wiederum zu einem ineffizienten Marktgeschehen führen würde.
 
        Entscheidungen für ein Lebensmittel oder gar einen Ernährungsstil werden immer im Wechselspiel von Rahmenbedingungen und individuellen Neigungen, aber auch soziokulturellen Normen und Rahmenbedingungen getroffen. Vertrauen in nachhaltige Produktqualität entsteht nicht allein rational. Das trifft auch ganz konkret die Handlungslogik im Privathaushalt: Die Auswahl von Lebensmitteln folgt häufig einer Routine und ist damit nicht allein durch kognitives, rationales Wissen begründet.33 Der Lebensmitteleinkauf ist dabei einerseits sehr alltagsnah, also regelmäßig – hier spricht man von einer „Stabilität des Warenkorbs“ –, und kann andererseits gleichzeitig situativ sehr unterschiedlich begründet sein, beispielsweise sozial vor dem Hintergrund bestimmter Anlässe.
 
        Nachhaltige Ernährung ist viel mehr als „nur“ der Einkauf oder Nichtkauf und das Vertrauen in beispielsweise ökologische Produktqualität. Nachhaltige Ernährung bedeutet in vielerlei Hinsicht, sich aktiv mit der Vielschichtigkeit des Alltagshandelns zu beschäftigen, eine aktive Rolle für eine bestimmte Qualität sowie explizit Verantwortung für eine frische Zubereitung zu übernehmen und entsprechende Zeit- und Energieressourcen einzubringen. Haushalte sind beim Thema Ernährung also viel mehr aktive Produzenten als passive Rezipienten oder Nachfragende von diesem oder jenem Produkt.
 
        NACHHALTIGE ERNÄHRUNG ALS PROZESS
 
        Die Verknüpfung zwischen Wissen und Vertrauen stellt die Interdependenz kultureller und soziologischer Faktoren, die Ernährungsentscheidungen beeinflussen, bereits deutlich heraus. Da es sich bei Vertrauen um ein komplexes soziologisches Konstrukt handelt, muss auch der Aufbau von Vertrauen kontextuell verstanden werden. Für Vertrauen spielt vorhandenes beziehungsweise neu aufgebautes Wissen eine wesentliche Rolle, verleiht es doch Sicherheit im Alltagshandeln.34 Wissen unterstützt die Impulse aus der Inspiration und der beurteilbaren Qualität, zum Beispiel Preis oder Geschmack, sodass Produkte auch als „authentisch“ nachhaltig wahrgenommen werden.
 
        Verbrauchende entwickeln Vertrauen auf vielfältige Art und Weise. Darunter fallen personelle, systemische, kognitive und affektive Formen des Vertrauens,35 die sich überschneiden können. Das bedeutet, dass das Vertrauen in eine bestimmte Person, etwa einen Produzenten, auch auf die mit dieser Person verbundene Organisation, etwa einen Verband, oder auch auf das produzierte Lebensmittel selbst übertragen werden kann, mithin also sowohl auf kognitivem Wissen als auch auf emotionalem Wohlwollen beruhen kann. Umgekehrt werden Vertrauensmängel auch innerhalb dieser sich überlappenden Dimensionen sichtbar.
 
        Urteile und Entscheidungen werden dabei stärker von unbewussten emotionalen Gesichtspunkten beeinflusst als von rational-kognitiven Bewertungen, sodass Menschen oftmals emotionsbasierte Präferenzen für bestimmte Optionen annehmen, ohne diese Entscheidungen rational zu prüfen.36 Zudem wirken negative Gedanken, Gefühle oder Erfahrungen stärker als neutrale oder positive Ereignisse, selbst wenn diese mit der gleichen Intensität auftreten. Dieses sozialpsychologische Phänomen wird als „Negativitätsbias“ bezeichnet.37 Misstrauen kann daher als dominanter Faktor bewertet werden, der schwieriger abzubauen ist, als Vertrauen aufgebaut werden kann.
 
        Für die Perspektiven nachhaltiger Ernährung ist es wichtig, dass neben einer umsichtigen Kommunikations- und Bildungsarbeit auch nachhaltigere Angebote erschlossen und ausgebaut werden, weitere Vermarktungs- oder Verfügbarkeitskanäle geschaffen und etablierte Distributionswege effizienter genutzt werden, damit Individuen im Alltag schneller auf Alternativen zurückgreifen können. Für eine langfristige Veränderung individueller Ernährung scheinen drei Faktoren besonders wichtig zu sein: ein „auslösendes Moment“, wie etwa Krisen; Information und Wissen über Ernährung, Umwelt, Gesundheit und Tierschutz; sowie Verantwortungsgefühl. Für die Verstetigung eines anderen Lebensstils sind darüber hinaus psychosoziale Kompetenzen wie Selbstkritik und Verbundenheit mit anderen/m zentral.38
 
        Der Wandel hin zu einer nachhaltigen Ernährungsform ist eng mit Fragen der gesamtgesellschaftlichen Transformation verknüpft. Explizit scheinen also Beziehungsmuster des Individuums zur Umwelt und zu sich selbst oder auch die Produktionsleistung des einzelnen Haushalts tragend und umsetzend für eine gelingende nachhaltige Ernährung zu sein. Während Ernährung klassischerweise im naturwissenschaftlichen Sinne auf einzelne Substanzen heruntergebrochen wird, deren Anteile in ausreichendem, ausbalanciertem Maße zur Verfügung stehen und nun zudem nachhaltigen Produktionsansprüchen genügen sollten, fehlen in den meisten Betrachtungsweisen die prozessualen, gestalterischen und dynamischen Anteile. Es ist an der Zeit, interdisziplinär nach Lösungen im Sinne eines systemischen Design-Ansatzes zu suchen und diese auch in unterschiedlichen kulturellen Konfigurationen zu verstehen und weiterzuentwickeln.39
 
        Ernährung wird uns als Gesellschaft immer „beschäftigen“. Vielleicht kann sie, gemäß der umfassenden Definition nachhaltiger Ernährung der FAO, zu einem größeren Wohlbefinden in allen Lebensbereichen führen. Die Einbettung in das soziale Gefüge und deren Institutionen sowie die natürlichen Umwelten sind dafür essenziell.
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          HERIBERT PRANTL
 
          DER KLEINE GROẞE WIDERSTAND
 
          Ohne die Zivilcourage von Whistleblowern, die kleine und große Missstände aufdecken, können Gesellschaft und Demokratie nicht gedeihen. Gut, dass das nun gesetzlich anerkannt ist. Schlecht, dass es immer noch gefährlich ist, Unrecht öffentlich zu machen.
 
        
 
         
          HANNAH GURMAN · KAETEN MISTRY
 
          WHISTLEBLOWING NATION. KLEINE GESCHICHTE DER OFFENLEGUNG VON STAATSGEHEIMNISSEN
 
          Die Geschichte des Whistleblowings ist auch eine Geschichte der staatlich bekämpften Offenlegung von Informationen aus dem Bereich der nationalen Sicherheit in den USA. Dabei zeigt sich: Die Schicksale von Whistleblowing und Demokratie sind eng miteinander verknüpft.
 
        
 
         
          BERNHARD W. WEGENER
 
          STAATSGEHEIMNISSE VERPFEIFEN? WHISTLEBLOWING IM DEMOKRATISCHEN RECHTSSTAAT
 
          Auf die Offenbarung von Staatsgeheimnissen durch Whistleblower reagieren auch demokratische Rechtsstaaten oft mit dem scharfen Schwert des Strafrechts. Chancen für eine bessere gesetzliche Regelung wurden mit dem Hinweisgeberschutzgesetz vertan.
 
        
 
         
          CHRISTIANE SIEMES
 
          ZWISCHEN EU-RICHTLINIE UND POLITISCHEN PRÄFERENZEN. DAS GESETZ ZUM SCHUTZ VON WHISTLEBLOWERN
 
          Mit dem Hinweisgeberschutzgesetz hat der Gesetzgeber nach langem Ringen die europäische Whistleblowing-Richtlinie in deutsches Recht umgesetzt. Auch wenn das Gesetz deutliche Verbesserungen mit sich bringt, hat es gleichwohl noch viele Schwächen.
 
        
 
         
          IRIS HERMANN
 
          VON SCHMUTZIGEN VÖGELN UND SCHWARZEN SCHAFEN. ZUR SOZIALEN FIGUR DES NESTBESCHMUTZERS
 
          Die Sozialfigur des „Nestbeschmutzers“ ist spätestens seit dem Spätmittelalter bekannt, sie ist gewissermaßen die negativ konnotierte Kehrseite des modernen „Whistleblowers“. Wer beim Nestbeschmutzen wen oder was beschmutzt, ist jedoch keineswegs so eindeutig.
 
        
 
         
          NADJA MAURER
 
          WHISTLEBLOWER UND BESCHWERDESTELLEN BEI DER POLIZEI
 
          Bei der Polizei stellen berufsspezifische und organisatorische Besonderheiten eine große Hürde für potenzielle Whistleblower dar. Umso wichtiger sind effektive polizeiliche Beschwerdestellen. Diese Einrichtungen sind jedoch vielen noch unbekannt.
 
        
 
         
          GEORG MASCOLO
 
          IM DIENST DER GESELLSCHAFT
 
          Whistleblower sind nicht nur für den Journalismus wichtige Quellen, ihr Mut und ihre Zivilcourage dienen auch der demokratischen Gesellschaft insgesamt. Ohne diese Hinweisgeber könnten Journalisten ihre Aufgabe, die Mächtigen zu kontrollieren, kaum erfüllen.
 
        
 
      

       
        EDITORIAL
 
        Weder Regierungen noch Unternehmen schätzen es sonderlich, wenn geheime Informationen an die Öffentlichkeit gelangen. Die Aufdeckung von unmoralischem, gefährlichem, illegalem oder betrügerischem Verhalten ist für den davon Betroffenen im besten Falle peinlich, im schlimmsten Falle strafbar. Insofern verwundert es nicht, dass „Whistleblowing“ – die gezielte Preisgabe solcher Informationen durch Insider – innerhalb von Unternehmen, Organisationen und Behörden oft kritisch gesehen und das Enthüllen von Staatsgeheimnissen häufig sogar strafrechtlich verfolgt wird.
 
        Dass sich auch demokratische Rechtsstaaten so schwer mit dem Whistleblowing tun, überrascht dann aber doch. Regierungshandeln transparent zu machen, Machtmissbrauch zu bekämpfen und illegale Praktiken zu unterbinden, zählt ja eigentlich zu den Kernideen von Demokratie. Gleichwohl verdanken sich die sogenannten Hinweisgeberschutzgesetze, die es mittlerweile in fast allen Mitgliedstaaten der Europäischen Union gibt, vor allem der Pflicht, eine entsprechende EU-Richtlinie zum Schutz von Whistleblowern in nationales Recht umzusetzen. Nicht nur das deutsche Umsetzungsgesetz nimmt dabei die Weitergabe von Geheiminformationen, die wesentliche Sicherheitsinteressen des Staates berühren, ausdrücklich von diesem Schutz aus.
 
        Dies zu überdenken, wäre schon deshalb angemessen, weil in der Vergangenheit immer mehr staatliche Informationen als geheim eingestuft wurden. Vor allem aber betrifft diese Klassifizierung auch solch eklatante Fälle von Machtmissbrauch oder Rechtsbruch, von denen die demokratische Öffentlichkeit erfahren sollte, wenn sie nicht vom Staat selbst darüber in Kenntnis gesetzt wird. Dass Chelsea Manning zunächst zu 35 Jahren Freiheitsstrafe verurteilt wurde, Julian Assange 175 Jahre Haft drohen und Edward Snowden ausgerechnet im Moskauer Exil ausharren muss, weil sie unter anderem Kriegsverbrechen aufgedeckt und rechtswidriges Exekutivhandeln öffentlich gemacht haben, wirft kein gutes Licht auf die liberale Demokratie.
 
        Sascha Kneip
 
      

       
        ESSAY
 
        DER KLEINE GROẞE WIDERSTAND
 
        Heribert Prantl
 
        Darf ein Rechtsstaat Verbrechen begehen? Natürlich darf er das nicht. Ein Rechtsstaat darf nicht gegen Verfassung, Recht und Gesetz verstoßen. Und wenn er es trotzdem tut? Darf der Staat dann denjenigen bestrafen, der das als Whistleblower aufdeckt und öffentlich macht? Muss man den Mund halten, wenn man von schweren Missständen erfährt – jedenfalls dann, wenn man ein Staatsbediensteter ist? Und wann darf man wie den Mund aufmachen – und wem gegenüber? Das sind die wichtigen Fragen, um die es beim Whistleblowing geht: Gibt es ein Recht, rechtswidrige Zustände öffentlich zu machen?
 
        ILLEGALE STAATSGEHEIMNISSE
 
        Edward Snowden, ehemaliger technischer Mitarbeiter von CIA und NSA, hat aufgedeckt, dass US-amerikanische und britische Geheimdienste die halbe Welt abhören, dass sie dazu auch Botschaftsgebäude nutzen, dass sie für Spionagezwecke die internationalen Kommunikationsverbindungen unter ihre Kontrolle gebracht haben – und dies alles unter Verstoß gegen internationales Recht, Pakte und Vereinbarungen. Weil Snowden diese Verstöße öffentlich gemacht hat, wird er von der Staatsgewalt gejagt. Er hat der Weltgesellschaft Einblicke in die neue Welt der Datenspionage ermöglicht und in eine neue, umfassend überwachte Internetwelt. Er berichtete von einer digitalen Kosmologie, von einer radikalen und globalen Überwachungstechnik, die auf Internetanbieter und auf soziale Medien umfassend zugreift und in deren Bestände eingreift, die aber ebenso in der Lage ist, alles, was im Internet passiert, in Echtzeit zu protokollieren und zu speichern. Diese digitale Inquisition tut körperlich nicht weh, sie ist einfach da. Sie macht die Kommunikation unfrei. Snowden hat diese digitale Inquisition inquisitioniert. Die Inquisition hat sich an ihm gerächt. Sie hat zurückgeschlagen und seine bürgerliche Existenz vernichtet.
 
        Drei Delikte werden ihm vorgeworfen: Diebstahl von Regierungseigentum; widerrechtliche Weitergabe militärischer Informationen; Weitergabe nachrichtendienstlicher Informationen an Unbefugte. Er hätte unbedingt schweigen müssen, sagen die US-Behörden; allenfalls hätte er sich an den Kongress wenden dürfen. Er habe Staatsgeheimnisse verraten.
 
        Das große Aber lautet: Sind illegale Geheimnisse wirklich Staatsgeheimnisse, die strafrechtlichen Schutz verdienen und denjenigen zum Straftäter machen, der sie aufdeckt? Ist der Verbrecher der, der ein Staatsverbrechen anzeigt – und nicht der, der es verübt? So jedenfalls möchten Regierungen und Sicherheitsbehörden es sehen; und so wird das Strafrecht gern ausgelegt. Recht ist das aber nicht. In Deutschland jedenfalls ist es anders geschrieben: Tatsachen, die gegen die freiheitlich demokratische Grundordnung verstoßen, sind keine Staatsgeheimnisse; so steht es in Paragraf 93 Absatz 2 des deutschen Strafgesetzbuchs. Zwar wird diese klare Vorschrift im Anschluss wieder aufgeweicht, doch darf der Staat nicht alles, was er tut, mit der Firewall des Strafrechts umgeben. Dann würden nämlich auch illegale Geheimnisse zu geschützten Geheimnissen; Staatsschutz nennt man das. Auch im US-Strafrecht gibt es den Rechtfertigungsgrund der Notwehrhilfe, also der Verteidigung anderer („defense of others“). Ist Snowden ein Nothelfer? War Aufdeckung nicht gerechtfertigt oder zumindest entschuldigt?
 
        Das US-Militärgericht hat das nicht geprüft, als es den früheren Soldaten Bradley Manning, jetzt Chelsea Manning, zu 35 Jahren Gefängnis verurteilt hat. Manning hatte Videos von der US-Kriegsführung im Irak an die Enthüllungsplattform WikiLeaks weitergegeben – unter anderem ein 39 Minuten langes Video, das unter dem Titel „Collateral Murder“ bekannt wurde und auf dem man ein Kriegsverbrechen sieht: Die Besatzung eines Apache-Kampfhubschraubers erschießt mittels Bordwaffen zwölf Zivilpersonen auf einer Straße in Neu-Bagdad. Manning büßte für die Aufdeckung mit folterartiger Untersuchungshaft, mit hoher Strafe und der unehrenhaften Entlassung aus der Armee. Von einer unehrenhaften Entlassung der Todesschützen ist nichts bekannt.
 
        In der 35 Seiten langen Rede vor dem Strafgericht wies Chelsea Manning klar von sich, eine Staatsfeindin zu sein. Sie habe die Dokumente an WikiLeaks gegeben, weil die US-Medien nicht reagierten: „Ich halte diese Dokumente nach wie vor für einige der wichtigsten Dokumente unserer Zeit. Ich glaubte, die Depeschen würden uns nicht schaden, aber sie würden peinlich sein. Ich glaubte, dass die Öffentlichkeit, insbesondere die amerikanische Öffentlichkeit, eine allgemeine Debatte über das Militär und unsere Außenpolitik im Irak und in Afghanistan führen wird, wenn sie denn einmal diese Dokumente lesen könnte. Es wäre damit eine Chance für unsere Gesellschaft gegeben, sich Rechenschaft über diese Form des Gegen-Terrorismus abzulegen, in dem wir die menschliche Seite der Bewohner in diesen Ländern Tag für Tag missachten.“ Das Gericht verurteilte Manning 2013 zu 35 Jahren Freiheitsstrafe; US-Präsident Barack Obama erließ ihr am 17. Januar 2017 einen Großteil der Strafe auf dem Gnadenweg.
 
        Sind Whistleblower also auf Gnade angewiesen? Gibt es kein Recht, das Recht zu verteidigen, wenn es von denen, die eigentlich dazu verpflichtet sind, keiner tut? Hätten also auch die Informanten, die seinerzeit dem US-Journalisten Seymour Hersh vom Massaker in My Lai berichteten, bestraft werden müssen? Und hätte der für diese Aufdeckung mit dem Pulitzerpreis bedachte Hersh auch bestraft werden müssen? US-Soldaten hatten in diesem Dorf in Vietnam Frauen vergewaltigt und fast alle Einwohner ermordet. Die öffentlichen Debatten darüber haben mit zum Ende des Vietnamkriegs beigetragen. War das falsch? Wäre „My Lai“ eigentlich geschütztes Staatsgeheimnis gewesen?
 
        RECHT UND UNRECHT
 
        Es gibt darauf eine klare Antwort: Schutzwürdig kann und darf in einem demokratischen Verfassungsstaat nur ein Dienst- oder ein Staatsgeheimnis sein, das mit dem geltenden Recht im Einklang steht. Das Recht darf nicht Unrecht schützen. Der große sozialdemokratische Jurist Adolf Arndt hat das 1963 in der „Neuen Juristischen Wochenschrift“ schön beschrieben. Damals wurde in der Bundesrepublik erstmals, wenn auch nicht unter diesem Namen, über einen Whistleblower-Fall diskutiert. Werner Pätsch, ein kleiner Angestellter des Verfassungsschutzes, hatte enthüllt, dass dieser Geheimdienst deutsche Staatsbürger mithilfe der Alliierten verfassungswidrig überwachte. Pätsch war sozusagen ein deutscher Vorfahr von Edward Snowden. Ausgehend von diesem Fall schrieb damals Arndt: „In einer Demokratie gibt es an Staat nicht mehr, als seine Verfassung zum Entstehen bringt. Deshalb ist es weder zulässig, zwischen dem Schutz des Staates und dem Schutz der Verfassung zu unterscheiden, weil dieser Staat nur in seiner Verfassung schützbar ist; noch kann es ein rechtliches Erfordernis geben, etwas gegen das Recht zu sichern (zum Beispiel durch Geheimhaltung), was nach der verfassungsmäßigen Ordnung Unrecht ist.“ Der Aufsatz trägt den Titel: „Demokratische Rechtsauslegung am Beispiel des Begriffs ‚Staatsgeheimnis‘“.
 
        Die Lektüre hätte sich für den damaligen SPD-Bundesjustizminister Heiko Maas empfohlen, als er 2014 in seiner rechtlichen Beurteilung des Falls Snowden weit hinter Arndt zurückfiel. Snowden habe nun einmal, so Maas, durch seine Enthüllungen Strafgesetze verletzt – in seinem Fall die der USA. Aber auch in Deutschland, so Maas weiter, wäre ein solcher Geheimnisverrat strafbar. Diese wenig demokratische Betrachtungsweise floss dann auch in die Maas’sche Beurteilung von Snowdens Asylbegehren ein: Asyl für Snowden sei zwar eine sympathische Vorstellung, aber ohne Substanz. Substanz fehlte aber vielleicht eher dem, der so argumentierte. Stattdessen empfahl Maas Snowden ungerührt die Rückkehr in die USA.
 
        Die Snowden-Kritiker argumentieren so, wie 1963 im Verfahren gegen Pätsch der Bundesanwalt Walter Wagner argumentiert hat. Der kümmerte sich nicht darum, dass der Verfassungsschutz alliierte Vorbehaltsrechte illegal genutzt und Hunderte Bundesbürger grundrechtswidrig abgehört hatte – er sah Sachbearbeiter Pätsch als strafbaren Bösewicht, der sich, nachdem er sich beim Referatsleiter vergeblich beklagt hatte, an den Rechtsanwalt Josef Augstein, den Bruder des „Spiegel“-Herausgebers Rudolf Augstein, gewandt hatte: „Wenn es gestattet wäre“, so der Bundesanwalt, „unbestraft Amtsgeheimnisse an den Mann zu bringen, dann wäre die Folge eine Zerstörung auch der Staatsordnung“.
 
        So reden die, die Snowden, Manning und Pätsch als Kriminelle betrachten. So hatten es schon die Reichsrichter gesehen, die 1931 den späteren Friedensnobelpreisträger Carl von Ossietzky hinter Gitter brachten. Pätschs Richter haben 1963 anders geredet; sie sprachen ihn vom Landesverrat frei und verurteilten ihn nur wegen „Verletzung der Amtsverschwiegenheit“ zu vier Monaten mit Bewährung; in schwerwiegenden Fällen sei, so hieß es im Urteil, die unmittelbare öffentliche Publikation zu akzeptieren. Leider ist diese Rechtsprechung nie mehr präzisiert worden.
 
        Ossietzky, Herausgeber der „Weltbühne“, hatte dort 1929 einen Aufsatz mit dem Titel „Windiges aus der Luftfahrt“ veröffentlicht, in dem über die illegale „Schwarze Reichswehr“ und deren heimlichen Aufbau berichtet wurde. Dieser Publikation wegen wurde Ossietzky ebenso wie Walter Kreiser, der Autor des Aufsatzes, zu eineinhalb Jahren Gefängnis verurteilt. Begründung: Der einzelne Staatsbürger sei nicht berechtigt, gesetzwidrige Zustände öffentlich zu machen, von denen er wisse, dass diese im Interesse des Wohls seines Vaterlands geheim zu halten seien. Das Urteil verursachte internationale Empörung, zumal in der US-Presse. Die Empörung trug dazu bei, dass Ossietzky der Friedensnobelpreis für 1935 verliehen wurde.
 
        Als Ossietzky am 10. Mai 1932, in den letzten Monaten der Weimarer Republik, in Berlin-Tegel seine Haft wegen Landesverrats antreten musste, verabschiedeten ihn in einem nahegelegenen Wäldchen seine Freunde, darunter Arnold Zweig, Erich Mühsam, Alfred Polgar, Lion Feuchtwanger, Hermann Kesten und Roda Roda. Ernst Toller hielt eine kurze, bittere Ansprache, in der er sich auf ein „nun wieder aktuell gewordenes Wort“ des Dichters Christoph Wieland bezog. Es lautet so: „Wer sich erkühnen wird, Wahrheiten zu sagen, an deren Verheimlichung den Unterdrückern gelegen ist, wird Ketzer und Aufrührer heißen und als Verbrecher bestraft werden.“ Die Vorhersage stammt aus dem Jahr 1812. Sie stimmt immer noch.
 
        AUFDECKER UND AUFRÜHRER
 
        Im demokratischen Rechtsstaat sollte es anders sein. Dann würde es auch Julian Assange nicht so dreckig ergehen. Was er getan hat? Er hat die Wahrheit veröffentlicht. Er hat US-Kriegsverbrechen offenbart. Er hat als Gründer von WikiLeaks in Zusammenarbeit mit klassischen Medien geleakte Militärprotokolle veröffentlicht, die unter anderem Kriegsverbrechen der USA während der Kriege in Afghanistan und im Irak belegen. Diese Protokolle und Akten zeigen, wie Folter und Hinrichtungen dort zur Praxis wurden. Das von ihm via WikiLeaks publizierte Material enthält auch das berüchtigte Video, auf dem zu sehen ist, wie Piloten eines US-Kampfhubschraubers auf einer Straße in Bagdad unschuldige Zivilisten niedermähen, darunter zwei Journalisten der Nachrichtenagentur Reuters. Man wird mit diesem Video Zeuge der furchtbaren Details: „He is wounded“, hört man einen amerikanischen Soldaten sagen. „I’m firing.“ Und dann wird gelacht. Ein Minibus kommt angefahren, der die Verwundeten retten will. Der Fahrer hat zwei Kinder dabei. Man hört die Soldaten sagen: „Selber schuld, wenn der Kinder aufs Schlachtfeld bringt.“ Und dann wird gefeuert. Verfolgt wurden und werden aber nicht die Kriegsverbrecher, nicht die feixenden Todesschützen in Uniform. Verfolgt wurden und werden die, die deren Taten publizieren.
 
        Der Fall Assange ist zum Exempel geworden, zum Exempel auch für die Bedrohung der Pressefreiheit. Behörden werfen ihm „Verbreitung geheimer Informationen“ vor, Verschwörung und Spionage. Aus Aufdeckung wird also Spionage, aus vorbildlichem Journalismus wird Verschwörung. Deswegen wird Assange mit wütender Nachhaltigkeit verfolgt, deswegen wurde und wird WikiLeaks von den US-Behörden als Terrororganisation bezeichnet. Der angebliche Terror besteht in der Aufdeckung von Terror.
 
        Seit mehr als einem Jahrzehnt versucht Assange verzweifelt, sich dem Zugriff der US-Weltmacht zu entziehen. Er suchte und fand zunächst Zuflucht in der Londoner Botschaft von Ecuador, wurde aber dann dort hinausgeworfen und den britischen Behörden ausgeliefert, die ihn verurteilten und der Auslieferung an die USA nichts entgegenhielten. Dort erwarten ihn bis zu 175 Jahre Haft, Haft also bis zum Tode. Hätte Julian Assange Kriegsverbrechen der russischen Streitkräfte in der Ukraine öffentlich gemacht, wäre alles ganz anders: Er würde in den USA und in Europa als Held der Pressefreiheit gefeiert. Wäre er dann von Russland inhaftiert worden, würde man ihn im Westen als Märtyrer der Menschenrechte preisen. Aber so ist es nicht.
 
        Für Assange, den Pionier der digitalen Aufklärung, ergreift keine EU-Kommissionspräsidentin Partei, kein EU-Außenminister fordert seine Freilassung. Auch Annalena Baerbock hat dies nur so lange getan, wie sie noch nicht deutsche Außenministerin war. Diejenigen, die sonst so viel von Menschenrechten reden, sind ziemlich still. Stattdessen sind es private Gruppen und Initiativen, Journalisten- und Publizistenorganisationen, die sich hinter Assange stellen. Im Juni 2022 ist Julian Assange im Funkhaus des Deutschlandradios in Köln mit dem Günter-Wallraff-Preis der „Initiative Nachrichtenaufklärung“ ausgezeichnet worden; den Preis nahm seine Ehefrau entgegen. Birgit Wentzien, Chefredakteurin des Deutschlandfunks, betonte in ihrer Laudatio, dass Assange die veröffentlichten Dokumente von seinen Quellen zugespielt wurden – und er sie nicht etwa gestohlen hat. Sollte Julian Assange verurteilt werden, wäre das, so Wentzien, „ein Zeichen der Abschreckung für Reporterinnen und Reporter auf der ganzen Welt“.
 
        Doch nicht erst ein künftiges Urteil wäre ein Zeichen der Abschreckung. Die gesamte bisherige, unnachgiebige, über zehn Jahre andauernde Verfolgung des Mannes ist Abschreckung im Fortsetzungszusammenhang. Es ist nicht nur der Mensch Assange in Gefahr, es ist der Schutz von Informanten und Whistleblowern in Gefahr, es ist die Pressefreiheit in Gefahr. An Assange wird ein Exempel der Abschreckung statuiert. Über einem aufklärenden, investigativen Journalismus schwebt künftig ein Damoklesschwert. „Denkt an Assange“, steht drohend auf der Klinge. Es geht nicht darum, ob man diesen Pionier der Aufklärung besonders sympathisch findet oder nicht. Es geht um die Pressefreiheit in toto. Jeder, dem sie lieb und teuer ist, muss sich für diesen Mann einsetzen.
 
        Es gibt freilich Leute, die abwiegeln und beschwichtigen. Sie sagen, die Pressefreiheit sei schon deswegen nicht gefährdet, weil Julian Assange alles Mögliche sei, aber kein Journalist. Er sei gewiss ein Politaktivist, ein genialer Computerspezialist, ehemaliger Computerhacker, Programmierer, Gründer und Sprecher von WikiLeaks – aber eben nicht wirklich ein Journalist. Er sei nicht einschlägig ausgebildet, er habe keine Liste von journalistischen Veröffentlichungen vorzuweisen, er habe auch die geleakten Dokumente nicht wirklich ausgewertet, analysiert und schon gar nicht kommentiert. Er habe sie halt veröffentlicht. Aber das ist die Basis und das Kennzeichen für all die Produkte, für die die Pressefreiheit gilt. Journalismus ist keine verspätete Veranstaltung des mittelalterlichen Zunftwesens. Pressefreiheit gilt nicht nur für den, der auf einer Journalistenschule war, und nicht nur für den, der einen Presseausweis in der Tasche hat. Journalist ist in den Tagen des Internets auch der, der ein Forum führen, der eine Plattform betreiben kann. Assange hat dort heikle Informationen publiziert – und auf diese Weise für Aufklärung gesorgt. Er hat sich um die Pressefreiheit verdient gemacht.
 
        Assange mag kein Dreyfus sein. Er ist ein Egomane, ein Narziss. Und er ist ein armes Schwein. Doch zugleich ist er ein Märtyrer. Märtyrer sind in ihrer Rigorosität, oft auch in ihrer Besessenheit, nicht unbedingt sympathische Menschen. Aber die Grund- und Menschenrechte gelten selbstredend auch und erst recht für sie. Assange mag ein seltsamer Mensch sein, ein Aufdeckungsbesessener, der geheime Papiere von hohem allgemeinen Interesse publiziert hat, aber im Überlegenheitsrausch nicht wenige Fehler gemacht hat. Die mit der Veröffentlichung der E-Mails von Hillary Clinton verbundene Einflussnahme auf die US-Präsidentschaftswahl 2016 war vermutlich ein solcher. Alan Rusbridger, der frühere Chefredakteur des „Guardian“, hat viel mit Assange zusammengearbeitet und ihn oft kritisiert. Er sagt aber auch über ihn: Er sei der Mann gewesen, der eine Transparenzbewegung im digitalen Zeitalter ausgelöst habe, noch bevor die etablierte Presse gelernt hatte, mit Massen von Enthüllungsmaterial umzugehen. Assange war also ein Pionier, ein genialer Whistleblower. Wer ihn verteidigt, verteidigt auch die Pressefreiheit – weil die Pressefreiheit stirbt, wenn man die Informanten der Presse vernichtet. Wenn das Aufdecken von Verbrechen selbst zum Verbrechen wird, ist die Pressefreiheit in höchster Gefahr.
 
        WO GEFAHR IST …
 
        Mit dem Schicksal von Julian Assange steht auch die Zukunft des Whistleblowings auf dem Spiel. Ohne die Zivilcourage derer, die Missstände aufdecken, kann eine Gesellschaft nicht leben. Die Europäische Union hat dies erkannt und 2019 eine Richtlinie zum Whistleblower-Schutz erlassen. Der Einsatz der EU für Julian Assange ist ein Prüfstein, ob und wie ernst es ihr damit ist. Bislang spürt man wenig von diesem Ernst.
 
        Es gibt Sätze, die wie ewige Wahrheiten klingen und auf deren Weisheit man sich nur zu gerne verlassen möchte. Einer dieser tröstlichen Sätze stammt von Hölderlin: „Wo aber Gefahr ist“, hat er geschrieben, „wächst das Rettende auch“. Das Problem ist, dass es oft so ungeheuer lange dauert, bis das Rettende wächst. Jan Hus, ein Whistleblower des 15. Jahrhunderts, hat darauf vergeblich gewartet. Gewiss, das ist lange her. Aber auch Edward Snowden und Julian Assange, Whistleblower des 21. Jahrhunderts, warten bisher vergeblich. Hus wurde 1415 auf dem Konzil von Konstanz verbrannt, weil er Missstände in der Kirche angeprangert hat. Assange und Snowden werden nicht verbrannt, aber verketzert. Ob die Whistleblower-Richtlinie der EU daran etwas ändern wird? Diese Richtlinie gewährt zwar nicht den Whistleblowern der ganzen Welt Asyl; sie schreibt Leuten wie Snowden keinen globalen Schutzbrief. Aber sie könnte immerhin das rechtliche Bewusstsein dafür schärfen, dass ein Hinweisgeber, der in der EU gemeinschädliche Sauereien anzeigt, kein Verräter ist und Schutz braucht. Die Richtlinie schafft die Möglichkeiten, Repressalien des Arbeitgebers gegen Whistleblower abzuwehren. Sie ermöglicht es, dass Skandale wie die in den „Panama“ und „Paradise Papers“ aufgedeckten künftig publiziert werden können, ohne dass die Hinweisgeber fürchten müssen, als Kriminelle behandelt zu werden. Das ist nicht wenig.
 
        Und es gibt ja nicht nur die prominenten Whistleblower. Es gibt auch die vielen kleinen Helden des Alltags – Leute wie den Lkw-Fahrer Miroslaw Strecker, der 2007 die Behörden informierte, als er verdorbene Schlachtabfälle zur Lebensmittelfabrik fahren sollte. Es wird künftig nicht mehr so sein können, dass diese Menschen zwar von den Zeitungen gefeiert, aber von ihren Arbeitgebern gefeuert werden, weil sie „Betriebsgeheimnisse“ verraten haben. Künftig ist klar: Rechtsverletzungen sind nicht als Betriebsgeheimnisse geschützt. Das steht zwar schon so ähnlich im „Geschäftsgeheimnisgesetz“, das der Bundestag im Frühjahr 2019 verabschiedet hat. Aber in diesem Gesetz werden keine schützenden Folgerungen daraus gezogen. Von einem Bundesverdienstkreuz, das einem Whistleblower verliehen wird, kann er im Fall seiner Kündigung nicht abbeißen. Einem Hinweisgeber, der von seinem Arbeitgeber schikaniert wird, hilft kein Orden. Er braucht ein Recht, das ihm recht und finanzielle Sicherheit gibt.
 
        Andererseits: Es gibt auch Pseudo-Whistleblower, Leute, die sich nur als solche gerieren, es aber nicht sind und auf Loyalität und Kollegialität pfeifen. Das Recht darf solch bösartige Denunzianten und rachsüchtige Querulanten nicht animieren. Das heißt: Es muss nicht nur Whistleblower schützen, es muss auch die Leute zügeln, die die Whistleblowerei missbrauchen. Das Recht muss also auch Sanktionen gegen Leute vorsehen, die bewusst falschen Verdacht verbreiten und in Schädigungsabsicht Falschanzeigen erstatten. Der Schutz vor diesen Sackpfeifen ist, neben der Konkretisierung des Schutzes der wirklichen Whistleblower, Aufgabe des nationalen Gesetzgebers. Die EU-Richtlinie verlangt allerdings nicht, dass der Whistleblower ausschließlich aus edlen, uneigennützigen Motiven handelt. Es reicht, dass seine Anzeige „geeignet“ ist, das öffentliche Interesse zu schützen. Mischmotivationen sind also denkbar.
 
        Die Richtlinie schützt Personen, die gemeinwohlschädliche Verstöße gegen das EU-Recht anprangern; da geht es um Geldwäsche, um Verstöße bei der Unternehmensbesteuerung, um Verstöße beim Datenschutz, beim Umweltschutz, bei der Lebensmittelsicherheit. Es wäre jedoch seltsam, wenn nur die Whistleblower in der Privatwirtschaft geschützt würden. Es darf hier keine Privilegien für Staatsbetriebe geben. Auch die Beamten und Angestellten, die beim Staat arbeiten, brauchen rechtlichen Schutz, wenn sie Amtsmissbrauch, Korruption und Betrug aufdecken.
 
        Für das deutsche Whistleblower-Schutzgesetz gäbe es gute Paten. Leute wie Margrit Herbst. Sie war Amtstierärztin für Fleischhygiene, die nicht einfach zuschauen wollte, wie in ihrem Betrieb Tierkörper trotz BSE-Verdachts zur Weiterverarbeitung freigegeben wurden. Sie wurde, das ist jetzt fast 30 Jahre her, von ihrem Arbeitgeber entlassen. Rehabilitiert ist sie bis heute nicht. Eine Entschädigung für die beschäftigungslose Zeit von der Kündigung bis zum Pensionseintrittsalter hat sie nicht erhalten. Die Richter, die seinerzeit ihren Fall verhandelt haben, raunten von „Treuepflichten“ gegenüber dem Arbeitgeber. Ein solches Geraune darf es künftig nicht mehr geben.
 
        Der David des Alten Testaments hatte eine Schleuder, um gegen den Riesen Goliath anzutreten. Whistleblower in der EU haben nun ein Schutzgesetz. Sie sind keine „Ketzer“ mehr wie früher, auch keine „Verräter“. Sie sind Menschen mit Zivilcourage. Ohne diese Zivilcourage gibt es keine gute Demokratie. Die EU-Richtlinie und die nationalen Whistleblower-Schutzgesetze sind Anti-Duckmäusergesetze. Sie helfen beim aufrechten Gang.
 
        DEMOKRATISCHER WIDERSTAND
 
        Der Bundespräsident ruft zum Widerstand auf. Ist er verrückt geworden? In seiner „Rede an die Nation“ im Herbst 2022 hat Frank-Walter Steinmeier „Widerstandskraft und Widerstandsgeist“ beschworen; fünfmal in dieser Rede hat er sich „widerstandskräftige Bürger“ gewünscht. Das war und ist deswegen spektakulär, weil „Widerstand“ ein Wort ist, das Rechtsextremisten seit geraumer Zeit für sich zu kapern versuchen. Sie berufen sich auf den Widerstandsartikel des Grundgesetzes, um missliebige Politik zu verleumden, um Rassismus, Menschenverachtung und Gewalt zu legitimieren, um Flüchtlingsheime anzuzünden und zum Bruch mit dem „System“, also der rechtsstaatlichen Demokratie, aufzufordern. Das ist geschichtsvergessen, das ist verrückt. Der Bundespräsident rückt diese Verrücktheit wieder gerade, indem er Widerstand leistet gegen den Missbrauch des Widerstands. Er versucht zu deklinieren, wie Widerstand in der Demokratie aussieht: Es geht um Widerspruch, Zivilcourage und den aufrechten Gang.
 
        „Widerstandsfähige Bürger“, so Steinmeier, „treten ein für ihre Meinungen und äußern ihre Sorgen – aber sie lassen sich nicht vereinnahmen von denen, die unsere Demokratie attackieren. Widerstandskräftige Bürger unterscheiden zwischen der notwendigen Kritik an politischen Entscheidungen – und dem Generalangriff auf unser politisches System. Widerstandskräftige Bürger halten Unsicherheit aus und lassen sich nicht verführen von denen, die einfache Lösungen versprechen.“ Das alles ist richtig. Aber es fehlt etwas: Es fehlt der Appell, solchen Widerstand zu achten und nicht als Unverstand zu diskreditieren. Auch Politik muss widerstandskräftig sein: Sie muss den demokratischen Widerspruch respektieren.
 
        Das sagt sich leicht, ist aber schwer, wenn es um die großen Themen, wenn es um die Corona- oder die Ukraine-Politik geht. Da gilt ein Einspruch schnell als unverantwortliche Systemkritik und als verfassungsfeindlicher Generalangriff. Diejenigen, die anders denken als die Andersdenkenden, müssen also das Andersdenken achten. Es ist eine Missachtung des geforderten Widerstandsgeistes, wenn demokratische Kritik dadurch verunglimpft wird, dass man ihr vorwirft, sie spiele Extremisten, Putinisten und Corona-Leugnern in die Hände. Widerstand kann auch der Widerstand gegen die eigene Angst vor dem Shitstorm sein, gegen die eigene Bequemlichkeit, gegen das Angepasstsein.
 
        Das Wort „Widerstand“, das der Bundespräsident gebraucht, ist ein großes Wort. Der Widerstand gegen Adolf Hitler, nicht zuletzt die Personen des „20. Juli“, standen Pate für den Artikel 20 Absatz 4 des Grundgesetzes, in dem es heißt: „Gegen jeden, der es unternimmt, diese Ordnung zu beseitigen, haben alle Deutschen das Recht auf Widerstand, wenn andere Abhilfe nicht möglich ist.“ Dieser Satz stand nicht von Anfang an im Grundgesetz, er kam erst 1968/69 mit der Notstandsverfassung hinein. In diesem Artikel steckt auch die Aufforderung, es nicht so weit kommen zu lassen, dass es diesen großen Widerstand braucht; dieser Widerstandsartikel ist also zugleich die Aufforderung zum kleinen Widerstand, zum friedlichen Widerstand in der Demokratie, wie Steinmeier ihn sich wünscht. So ein Widerstand à la Steinmeier hat nichts mit Revolution, aber viel mit Evolution zu tun. Er verlangt Geduld, aber nicht Schafsgeduld, sondern geduldige Ungeduld. Er ist eine Kraft, die der Rechtsstaat braucht und von der die Demokratie lebt. Solcher Widerstand ist ein demokratischer Wirkstoff, er ist so etwas wie der Blütenhonig der Demokratie. Man darf ihn nicht zum Gift erklären, nur weil er einem gerade zu klebrig ist.
 
        Für den Einzelnen kann so ein kleiner Widerstand durchaus ein großer sein, weil er nicht selten mit großen Risiken verbunden ist. Die „Whistleblower des Alltags“ haben das erlebt und durchlitten: Der erwähnte Lkw-Fahrer Miroslaw Strecker, der die Behörden informierte, als er verdorbene Schlachtabfälle zur Fleischfabrik fahren musste, wurde vom Bundeslandwirtschaftsminister mit einer goldenen Plakette geehrt. Ein stabiler Kündigungsschutz wäre ihm lieber gewesen, denn sein Arbeitgeber, der 150 Tonnen Abfall an Dönerbetriebe weiterverkauft hatte, setzte ihn rechtswirksam vor die Tür. Wenn Insider auspacken, können sie einpacken. Das ist die bittere Lehre aus den vergangenen Jahrzehnten. Das neue Hinweisgeberschutzgesetz will das ändern. Es ist der Versuch, den Widerstand im Alltag zu schützen und zu stärken.
 
        Das neue Recht und die Rede Steinmeiers über den guten Widerstand kommen allerdings spät. Viel zu spät für den Steuerfahnder Klaus Förster, der 1976 illegale Parteispenden aufdeckte und damit die Flick-Parteispendenaffäre auslöste. Förster wurde gemobbt und aus dem Dienst gedrängt. Das neue Recht kommt auch zu spät für Rudolf Schmenger und Marco Wehner. Das waren die hessischen Finanzbeamten, die in den 1990er Jahren die Millionen-Schwarzgelder der hessischen CDU aufgespürt haben, die als „jüdische Vermächtnisse“ getarnt waren. In der Folge des Skandals gelangte die spätere Bundeskanzlerin Angela Merkel an die Spitze der CDU. Die Finanzbeamten aber gelangten an den Rand des Wahnsinns; sie wurden mit psychiatrischen Gutachten traktiert, die ihnen eine „paranoid-querulatorische Entwicklung“ attestierten.
 
        Das neue Recht kommt auch zu spät für die schon erwähnte Tierärztin Margrit Herbst, die nicht zuschauen wollte, wie ihr Betrieb Tierkörper trotz Seuchenverdachts verarbeitete, und die deshalb entlassen wurde. Auch für den Innenrevisor Erwin Bixler kommt das neue Recht zu spät. Er brachte ein System manipulierter Statistiken bei den Arbeitsämtern zu Fall, wurde deswegen mit schlechten Beurteilungen degradiert, krank und berufsunfähig gemacht. Der Altenpflegerin Brigitte Heinisch ging es ähnlich. Sie prangerte Missstände in ihrem Heim an, wurde gekündigt, klagte vergeblich bei deutschen Gerichten und bekam erst 2011 vom Europäischen Gerichtshof für Menschenrechte recht. Martin Porwoll, kaufmännischer Leiter einer Großapotheke in Bottrop, deckte auf, dass sein Chef in großem Umfang Krebsmedikamente bis zur Unwirksamkeit verdünnte. Der Apotheker wurde wegen seiner kriminellen Profitgier zu zwölf Jahren Haft verurteilt. Porwoll stürzte in die Arbeitslosigkeit; Schadenersatz oder Entschädigung hat er nicht erhalten.
 
        So ergeht es Widerständlern, immer wieder und immer noch. Und wie es einem widerständlerischen Whistleblower ergeht, der der ganz großen Politik in die Quere kommt, davon kann Edward Snowden in seinem Moskauer Exil, davon kann Julian Assange im britischen Hochsicherheitsgefängnis ein Lied singen. Es ist das Lied einer traurigen Realität. Diese Realität ist demokratieschädlich. Notwendig ist ein neuer Geist – der Geist des kleinen großen Widerstands gegen das Unrecht. Es wäre gut, wenn sich dieser neue Geist mit den neuen Whistleblower-Gesetzen entfaltete.
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        WHISTLEBLOWING NATION
 
        Kleine Geschichte der Offenlegung von Staatsgeheimnissen
 
        Hannah Gurman · Kaeten Mistry
 
        Denkt man an WikiLeaks, an die weltweite Kommunikationsüberwachung ohne Rechtsgrundlage oder die „Panama Papers“, wird man konstatieren müssen: Das junge 21. Jahrhundert blickt schon auf eine lange Geschichte von Veröffentlichungen vertraulicher Informationen zurück. Enthüllungen von solch enormem öffentlichen Interesse gäbe es nicht ohne Whistleblower, ohne Menschen wie Chelsea Manning, Edward Snowden oder Reality Winner, die durch ihre Taten ins Rampenlicht der Weltöffentlichkeit katapultiert wurden. Und obwohl Whistleblowing oft als neuartiges Phänomen wahrgenommen wird, hat es doch eine lange Vergangenheit.01
 
        Im 20. Jahrhundert hat Whistleblowing vor allem im Bereich der nationalen Sicherheit der USA für die meisten Schlagzeilen gesorgt und die größten Auswirkungen auf Politik und Gesellschaft gehabt. Gleichzeitig war es wohl schon immer die umstrittenste Form der Offenlegung von Informationen – und eine paradoxe noch dazu: Whistleblowing im Bereich nationaler Sicherheit ist einerseits weltweit als probates Mittel anerkannt, um Transparenz herzustellen. Andererseits wird es durch den Staat entschieden bekämpft. Im öffentlichen und gesellschaftlichen Diskurs gilt Whistleblowing als ein zentrales Merkmal von Demokratie, als Instrument gegen Missstände wie übermäßige staatliche Geheimhaltung, Korruption oder Machtmissbrauch. Weil sie im Namen des Gemeinwohls handeln, werden Whistleblower oft respektvoll in die Tradition des zivilen Ungehorsams gestellt. Regierungen weltweit lehnen diese Sichtweise jedoch entschieden ab und bestehen darauf, dass jede öffentliche Enthüllung von Informationen, die mit der Sicherheit des Staates zu tun hat, eine „unbefugte Weitergabe“ sei, die die nationale Sicherheit bedrohe und eine existenzielle Gefahr darstelle.
 
        UMSTRITTENE BEGRIFFE
 
        Es mag an den Konflikten des 21. Jahrhunderts liegen, an den militärischen Interventionen in anderen Ländern oder der polarisierten Parteipolitik in den Vereinigten Staaten, dass Whistleblowern von vielen Menschen eine so hohe Bedeutung beigemessen wird. Doch die Offenlegung von Staatsgeheimnissen hat auch alte Kämpfe um die Definition des Begriffs „Whistleblowing“ wieder aufleben lassen. Die Auseinandersetzung über die Wortbedeutung ist weit mehr als nur eine akademische Wortklauberei: Sie hat tiefgreifende Auswirkungen in der Realität.
 
        Grundsätzlich lässt sich „Whistleblowing“ als eine Handlung beschreiben, bei der jemand zugangsbeschränkte Informationen über unmoralisches, gefährliches, illegales oder betrügerisches Verhalten an die Öffentlichkeit bringt, das innerhalb einer privaten oder staatlichen Organisation passiert oder passiert ist. Umstritten ist allerdings, wer im Einzelfall als Whistleblower gelten darf und was genau mit Whistleblowing gemeint ist, wenn es sich auf die nationale Sicherheit bezieht.
 
        Die US-Regierung versteht unter Whistleblowern im Bereich der nationalen Sicherheit ausschließlich Personen, die über offiziell gestattete interne Kanäle auf Verschwendung oder Betrug aufmerksam machen. Weil hierbei dem Vorrecht des Staates, Geheimnisse zu schützen, mehr Gewicht eingeräumt wird, fällt eine Informationsweitergabe an die Öffentlichkeit oder die Presse nach diesem Verständnis nicht unter Whistleblowing. Offenlegungen dieser Art werden vielmehr als Verbrechen betrachtet und so von anderen, „akzeptablen“ Formen des Whistleblowings abgegrenzt. Eine grundlegende Prämisse des Whistleblowings wird damit explizit abgelehnt – die Offenlegung zugangsbeschränkter Informationen im Namen eines „öffentlichen Interesses“. Manning, Snowden und Co. sind demnach keine Whistleblower, sondern Kriminelle.
 
        Zwischen den Begriffen „Leaking“ und „Whistleblowing“ gibt es zwar Überschneidungen, doch sollte man sie auseinanderhalten, weil sonst wichtige Unterschiede verwischen. Häufig „leaken“ ausgerechnet jene Beamte Informationen, die Whistleblower sonst für ihre Taten verdammen. Dies geschieht in der Regel anonym, ist politisch motiviert und gewissermaßen eine tragende Säule der Beziehung zwischen Presse und Staat; beide Seiten dieser symbiotischen Beziehung profitieren von den diskreten Hinweisen. Hochrangige Regierungsvertreter, die Informationen an die Presse weitergeben, werden deshalb auch nur selten bestraft. Beamte der mittleren Ebene hingegen, die zum Beispiel in den USA in der Zeit nach dem 11. September 2001 Informationen preisgegeben haben, wurden ausnahmslos identifiziert und strafrechtlich verfolgt.
 
        Im öffentlichen Bewusstsein gelten Whistleblower als Insider, die im Namen des öffentlichen Interesses Geheimnisse aufdecken. Sie interessieren sich häufig nicht für Anonymität und lehnen es ab, ihre Enthüllungen nur organisationsintern anzusprechen. Die nach den Enthüllungen öffentlich ausgetragenen Debatten hängen sich typischerweise an diesen Einzelpersonen auf, die, je nach Blickwinkel, als Helden oder Bösewichte betrachtet werden. So werden nicht nur komplexe Persönlichkeiten in Zerrbilder ihrer selbst verwandelt, sondern auch das binäre Weltbild eines Sicherheitsstaates wird reproduziert, das jede Infragestellung einer Norm zum Hochverrat erklärt. Whistleblower werden dann schnell mit Überläufern, Spitzeln und Spionen in einen Topf geworfen – Begriffen aus der dunklen Welt der Spionage. So gerät leicht aus dem Blick, wie breit das Spektrum an Motiven und ideologischen Beweggründen für Whistleblowing gerade im Bereich der nationalen Sicherheit ist. In der Gegenüberstellung von Held und Bösewicht wird Whistleblowing entweder zur existenziellen Bedrohung für den Staat oder zu einem Versprechen auf Erlösung. Wunschvorstellungen und Horrorfantasien werden so zum Schauplatz für politische Kämpfe.
 
        Die wesentliche ethische und moralische Dimension des Phänomens bleibt dabei ungeklärt und strittig. Was unter „öffentlichem Interesse“ zu verstehen ist, ist seinem Wesen nach subjektiv und politisch umkämpft. Whistleblower, die von einer Ethik des Gemeinwohls angetrieben sind, handeln auf Grundlage ihres Verständnisses von Gemeinwohl, was sich in gleicher Weise auch von denjenigen behaupten lässt, die sie dann strafrechtlich verfolgen. Dass auch das Ego und die Aufmerksamkeit für die eigene Person hineinspielen, ist ebenfalls nicht zu leugnen. Einen einheitlichen Typus des Whistleblowers gibt es nicht.
 
        Einmütigkeit darüber, wie Whistleblowing genau definiert oder beschrieben werden soll, wird es wohl niemals geben. Umso unerlässlicher ist die historische Perspektive auf das Phänomen. Denn sie erinnert uns daran, dass die Rahmenbedingungen, unter denen wir handeln, nicht naturgegeben, sondern historisch gewachsen sind. Nur wenn wir tiefer in die Vergangenheit eintauchen, können wir uns von den umkämpften Bezeichnungen und überstrapazierten Binaritäten freimachen. Über das vergangene Jahrhundert hinweg haben sich Whistleblower, Politiker, Interessengruppen, Intellektuelle, Schriftsteller und Filmemacher in gegenseitiger Bezugnahme an dem zentralen Paradox des Phänomens abgearbeitet. Die Geschichte des Whistleblowings ist die Geschichte dieses Streits.
 
        HISTORISCHE PERSPEKTIVEN
 
        Der Begriff des Whistleblowings entstand im 20. Jahrhundert im Kontext der besonderen politischen, rechtlichen und sozialen Gegebenheiten in den USA. Obwohl die damit gemeinhin assoziierten Themen auf eine längere Geschichte zurückblicken, ist Whistleblowing ein modernes Phänomen. Es entwickelte sich als Reaktion auf das exponentielle Wachstum und die zunehmend unkontrollierte Macht von Unternehmen und Staat.
 
        Die Metapher des Whistleblowings stützt sich auf die Trillerpfeife als Sinnbild für Regulierung und Fairness. Seit Tausenden von Jahren als Musikinstrument und Spielzeug verwendet, wurde die Pfeife im viktorianischen England zum Symbol für die Durchsetzung von Regeln. Die in den frühen 1870er Jahren von Joseph Hudson entwickelte Messingpfeife wurde schnell zu einem Werkzeug für Polizisten und Fußballschiedsrichter. Sowohl bei der Polizei als auch beim Sport erregte der schrille Pfiff Aufmerksamkeit und signalisierte eine Unterbrechung, um etwaige Regelverstöße zu ahnden.
 
        In einem der humoristischen Jeeves-and-Wooster-Romane von P.G. Wodehouse erzählt der weise Kammerdiener Jeeves die Geschichte eines Hauslehrers, der die „Rechtschreibung und Handschrift“ seines albernen Herrn „mit der Trillerpfeife korrigierte“ („blew the whistle“). In Raymond Chandlers Kriminalroman „The Long Good-Bye“ von 1953 droht ein knallharter Polizist, Detektiv Marlowe wegen Beihilfe zum Mord zu verhaften. „Kommen Sie, Marlowe“, sagt er, „sonst werd ich Ihnen den Marsch blasen“ („I’m blowing the whistle on you“). Frühe Verwendungen der Metapher durch Politiker blieben zunächst vage. Der Wendepunkt kam in den frühen 1970er Jahren. Als die Risse in der amerikanischen Nachkriegsordnung und im gesellschaftlichen Konsens des Kalten Krieges immer größer wurden, entwickelte sich das Whistleblowing zu einer progressiven Philosophie und einem Kampfbegriff für Justizreformen. Stellte man damit zunächst die unkontrollierte Macht von Konzernen infrage, bezog man es schnell auch auf Fehlverhalten der Regierung.
 
        Eine entscheidende Rolle bei der Verbreitung der Whistleblowing-Metapher als ehrenvolle staatsbürgerliche Handlung spielte Ralph Nader. Nach seinem Erfolgsbuch „Unsafe at Any Speed“ von 1965, mit dem er die Einführung bundesweiter Sicherheitsstandards für Pkw angestoßen hatte, kam der 36-jährige Anwalt zu dem Schluss, dass man, um Unternehmen und Regierungen gegenüber der Öffentlichkeit zur Rechenschaft ziehen zu können, auf die Mitarbeit der in diesen Organisationen tätigen Personen angewiesen ist. Zwar hatten viele Insider ein schlechtes Gewissen wegen der Missstände, von denen sie Kenntnis hatten oder an denen sie beteiligt waren, doch nur wenige waren bereit, ihre Stimme zu erheben. Nader und seine jungen Anwaltskollegen und Jurastudenten, die als „Nader’s Raiders“ bekannt wurden, versuchten eine Kultur anzuregen, in der Fachleute ein Gefühl der beruflichen Verpflichtung gegenüber der Gesellschaft empfinden, das größer ist als die Loyalität gegenüber ihren Vorgesetzten. In Anlehnung an die Tradition des zivilen Ungehorsams nannte Nader dies eine „Ethik des Whistleblowings“.
 
        Im Januar 1971 veranstaltete die von Nader gegründete Gruppe Clearinghouse for Professional Responsibility eine Konferenz in Washington. Nader sprach voller Hochachtung von der „Tat eines Menschen, sei es Mann oder Frau, der überzeugt ist, dass das öffentliche Interesse schwerer wiegt als das Interesse der Organisation, der er dient, und der ‚die Pfeife bläst‘, wenn die Organisation in korrupte, illegale, betrügerische oder schadenbringende Aktivitäten verwickelt ist“. Während der Schiedsrichter pfeift, damit die Fußballregeln eingehalten werden, und die Polizei die Trillerpfeife verwendet, um die Gesetze des Staates durchzusetzen, stellt sich der Whistleblower in Naders Sinn schützend vor eine breitere und abstraktere Einheit, nämlich das „öffentliche Interesse“.
 
        Die Ergebnisse der Konferenz wurden 1972 in dem bahnbrechenden Buch „Whistle Blowing“ veröffentlicht. Im selben Jahr erschien in der neu gegründeten Zeitschrift „The Washington Monthly“ – einem Forum für Staatsbeamte, die vor allem Korruption in der Regierung aufdecken wollten – der Beitrag „Blowing the Whistle“, eine Lobeshymne auf Andersdenkende, die sich im öffentlichen Interesse für das Recht auf Wissen einsetzen.
 
        Die aufkommende Philosophie des Whistleblowings stützte sich auf die progressive Rechtstradition des frühen 20. Jahrhunderts. Reformorientierte Anwälte wie Louis Brandeis charakterisierten die Justiz damals als einen Ort des Kampfes zwischen gewöhnlichen Individuen – der „Öffentlichkeit“ – und Unternehmen mit Monopolstellung – den „Interessen“. Nader und seine Verbündeten knüpften an diese Tradition des aufklärerischen Liberalismus sowie an dessen Grundfesten an: die demokratische Rechenschaftspflicht, die Rechtsstaatlichkeit und die Redefreiheit. Sie spielten eine Schlüsselrolle in der entstehenden „Right to Know“-Bewegung, die sich für den Zugang der Bürger zu Regierungsinformationen einsetzte und 1966 zum Freedom of Information Act führte. In den „New Public Interest“-Anwälten spiegelten sich damit auch die dramatischen Veränderungen in der Politik und im politischen Denken der 1960er Jahre.
 
        Ihren Ausdruck fanden diese Veränderungen auch im neu entstandenen investigativen Journalismus, der die Konsensausrichtung von Staat und Medien, die die Zeit des frühen Kalten Krieges geprägt hatte, infrage stellte. Die Arbeiten von Seymour Hersh, Bob Woodward, Carl Bernstein und anderen sorgten für Schlagzeilen in der „New York Times“ und der „Washington Post“. Doch auch eine Vielzahl kleinerer Zeitschriften und Untergrundmedien wie „Ramparts“ und „The Village Voice“ förderten das Whistleblowing, um verdeckte Operationen von CIA und FBI im In- und Ausland aufzudecken. Das Prinzip, Missstände und Missetäter öffentlich anzuprangern, hatte Fahrt aufgenommen. Whistleblowing war als Begriff in den allgemeinen Sprachgebrauch eingegangen und nahm im öffentlichen und politischen Diskurs einen immer höheren Stellenwert ein.
 
        NATIONALE SICHERHEIT
 
        Missbrauch und Korruption im Bereich der nationalen Sicherheit aufzudecken, blieb jedoch schwierig. Potenzielle Whistleblower sahen sich mit einem auf Sicherheit bedachten Staat konfrontiert, dessen Vorrecht auf Informationskontrolle und Wahrung von Geheimnissen seit dem frühen 20. Jahrhundert erheblich ausgeweitet worden war.
 
        Die Geheimhaltung ist so alt wie der Staat selbst und nach Max Weber ein zentrales Merkmal des Verwaltungsstaates. Doch das Rechtssystem rund um die Geheimhaltung ist eine moderne Erfindung. Noch zu Beginn des 20. Jahrhunderts gab es fast keine Gesetze auf US-amerikanischer Bundesebene, die sich auf „Verteidigungsinformationen“ bezogen. Der erste Verfassungszusatz, der unter anderem die Rede- und Pressefreiheit schützt, verhinderte die in vielen anderen Ländern geltenden Gesetze zur Wahrung von Amtsgeheimnissen, nichtsdestotrotz entstand Schritt für Schritt ein System zur Wahrung geheimer Informationen. Denn mit dem Aufstieg der USA zur Weltmacht um die Jahrhundertwende entbrannte eine neue Sorge über die Anfälligkeit von verteidigungsrelevanten Informationen an abgelegenen Stützpunkten des US-Imperiums. Der Defense Secrets Act von 1911, der sich stark an die britischen Geheimhaltungsgesetze anlehnte, war das erste Gesetz, das die Preisgabe von Informationen unter Strafe stellte.
 
        Die Dringlichkeit, Geheimnisse zu schützen, verschärfte sich dann im Ersten Weltkrieg. Präsident Woodrow Wilson forderte den Kongress auf, neue Gesetze zu erlassen, um der Bedrohung durch ausländische Feinde und illoyale Bürger zu begegnen. Vorschläge für weitreichende präsidiale Befugnisse stießen auf heftige Kritik im Kongress und in der Presse, die darin einen Angriff auf den ersten Verfassungszusatz sahen. Obwohl der Kongress die Forderung des Präsidenten, die Verbreitung von verteidigungsrelevanten Informationen einer unilateralen Kontrolle zu unterwerfen, ablehnte, verabschiedete er im Juli 1917, zwei Monate nach der Kriegserklärung der USA an Deutschland, den Espionage Act.
 
        Das Gesetz macht es zu einer Straftat, wenn eine Person, die sich im Besitz eines Dokuments befindet, das sich „auf die Landesverteidigung bezieht“ – sei es ein Buch, eine Illustration, eine Fotografie, ein Plan, ein Karte, ein Modell oder ein anderer Gegenstand –, diese Informationen an „Personen weitergibt, die nicht berechtigt sind, sie zu erhalten“. Seinerzeit wurde das Gesetz vom Kongress und der Presse als Bedrohung der Redefreiheit und der bürgerlichen Freiheiten kritisiert. Doch im Laufe des Jahrhunderts sollte der Espionage Act zum wichtigsten Rechtsinstrument für die Verfolgung von Personen werden, die Informationen über die nationale Sicherheit öffentlich preisgaben.
 
        Zwar war es nun illegal, Geheimnisse zu enthüllen, aber eine Definition dessen, was ein Geheimnis ist oder wer zum Umgang damit befugt ist, fehlte nach wie vor. Es dauerte über 30 Jahre, bis einigermaßen Klarheit herrschte. Durch Erlasse der Regierungen unter Harry Truman und Dwight D. Eisenhower entstand in den 1950er Jahren das moderne US-Klassifizierungssystem, das drei Kategorien der Geheimhaltung einführte – vertraulich, geheim und streng geheim – und die Bearbeitungsprozesse zwischen den Behörden der Exekutive standardisierte. Darüber hinaus funktionierte das neue System auch zur Androhung von Strafverfolgung gemäß der Spionagegesetze.
 
        In der Folgezeit etablierte sich eine Kultur der Überklassifizierung. Im Nullsummenspiel des Kalten Krieges, geprägt von Spionageskandalen und Hysterie, war es schlicht einfacher, große Mengen von Dokumenten als geheim einzustufen, als im Einzelfall sorgfältig zu prüfen, welche Informationen nicht an die Öffentlichkeit gelangen sollten. Den Behörden wurde beim Zensieren kaum auf die Finger geschaut, und es gab für sie wenig Anreize, Informationen nicht zu klassifizieren. Weil es keine Anweisungen gab, das öffentliche Interesse zu berücksichtigen – und auch keine Sanktionen im Falle von übermäßiger Klassifizierung –, wurde alles unterschiedslos einbezogen, egal ob sensibel oder trivial. Die Epidemie der übermäßigen Einstufung von Informationen rief in regelmäßigen Abständen politische Bedenken hervor, einschließlich prominenter Untersuchungen und Berichte durch den Kongress. Aber nichts davon führte zu einer ernsthaften Reform. Die Zahl der als Verschlusssache eingestuften Dokumente ist im 21. Jahrhundert weiter enorm angestiegen: Allein 2012 wurden 95 Millionen neue Dokumente als vertraulich, geheim oder streng geheim eingestuft.
 
        Die Tatsache, dass das staatliche Geheimhaltungsregime derart ausgeweitet wurde, ohne auf nennenswerten bürgerlichen oder politischen Protest zu stoßen, spricht Bände. Da der bei der Verabschiedung des Espionage Act geschlossene Kompromiss nicht ausdrücklich gegen den ersten Verfassungszusatz verstieß, blieb er bestehen: Der Staat durfte Geheimnisse bewahren, und die Presse durfte alle Informationen veröffentlichen, die sie erhielt. Die Last und das Risiko, Informationen über die nationale Sicherheit gegebenenfalls aufzudecken, lagen somit bei nur einer Person: dem einzelnen Regierungsmitarbeiter.
 
        STRAFMAẞNAHMEN
 
        Das heute weit verbreitete Bild des Whistleblowers als liberaler Antikriegsprotestler kristallisierte sich heraus, als Daniel Ellsberg, ein ehemaliger US-Verteidigungsbeamter, 1971 die streng geheimen „Pentagon Papers“, eine Studie über die US-Intervention in Vietnam, an die „New York Times“ und andere Zeitungen weitergab. Wie bei anderen Insidern vor und nach ihm waren Ellsbergs Beweggründe und Intentionen zwar vielfältig, doch die staatlichen Strafmaßnahmen wegen „unbefugter Offenlegungen“ wurden immer gewohnheitsmäßiger und undifferenzierter.
 
        1931, vierzig Jahre vor Ellsberg, hatte Herbert Yardley ein Buch über die Organisation Black Chamber verfasst. Diese war die erste US-Behörde, die sich in Friedenszeiten mit Kryptoanalyse beschäftigte. Sie gilt als Vorläuferin der National Security Agency (NSA). Als unzufriedener ehemaliger Leiter dieser kurz zuvor aufgelösten Organisation kritisierte Yardley auch die US-Außenpolitik, weil er sich davon persönliche und finanzielle Vorteile erhoffte. Als er versuchte, ein Nachfolgewerk zu veröffentlichen, zensierte die Roosevelt-Regierung ihn und verbot die Veröffentlichung von Informationen, die aus codierten Quellen stammen. Erstmals angeklagt wegen eines Verstoßes gegen dieses Verbot wurde 1957 ein gewisser John Nickerson, der Einzelheiten über Raketenprogramme des Militärs enthüllt hatte.
 
        Mit Beginn der 1960er Jahren war es sogar üblich geworden, Regierungsbeamte zu entlassen, die Informationen an den Kongress weitergaben. Otto Otepka, stellvertretender Direktor des Sicherheitsbüros im Außenministerium, wurde 1963 von Außenminister Dean Rusk gefeuert, weil er einem Unterausschuss des Senats geheime Informationen zugänglich gemacht hatte. Fünf Jahre später enthüllte A. Ernest „Ernie“ Fitzgerald, ein Angestellter der Air Force, dem Kongress eine Kostenüberschreitung von zwei Milliarden US-Dollar beim Bau eines militärischen Frachtflugzeugs. Fitzgerald hatte Ineffizienz und Verschwendung aufgedeckt, wurde aber beschuldigt, geheime Informationen preisgegeben zu haben – und vor die Tür gesetzt. US-Präsident Richard Nixon soll seine Berater aufgefordert haben, „diesen Hurensohn loszuwerden“.
 
        Zwei Rechtsfälle im Zusammenhang mit Ellsbergs Enthüllungen hätten für Klarheit im Umgang mit Whistleblowern im Bereich der nationalen Sicherheit sorgen können. 1971 bestätigte der Oberste Gerichtshof, dass die Presse als geheim eingestufte Informationen veröffentlichen kann. Zudem war Ellsberg ebenfalls unter dem Espionage Act angeklagt worden, doch der Prozess platzte 1973, nachdem durch Enthüllungen bekannt geworden war, dass die von der Nixon-Regierung beauftragten „Klempner“ sein Telefon mit einer Wanze versehen hatten und in das Büro seines Psychiaters eingebrochen waren. Weil es seinerzeit keinen Urteilsspruch gab, blieb das Schicksal zukünftiger Whistleblower im Bereich der nationalen Sicherheit weiter im Unklaren.
 
        Als in den 1970er Jahren eine neue Generation von antiimperialistischen Whistleblowern auf den Plan trat, änderte der Staat seine Disziplinierungstaktik und wandte sich der Vorabkontrolle von Regierungsangestellten zu. In Reaktion auf die Enthüllungsbücher ehemaliger CIA-Beamter errang die US-Regierung entscheidende juristische Siege. Sie ging nun mittels Zensur hart gegen Whistleblower vor und verfügte, dass diese nicht an den Verlagsgewinnen ihrer publizistischen Enthüllungen partizipieren durften. Zudem verbot sie, die Identität von Mitarbeitern verdeckter Operationen zu enthüllen. Obwohl der Großteil der 1970er-Generation gar keine als geheim eingestuften Dokumente preisgab, fanden die Maßnahmen der Regierung bei Kongress und Oberstem Gerichtshof Unterstützung. Durch Geheimhaltungsvereinbarungen wurden die im ersten Verfassungszusatz festgeschriebenen Rechte für Angestellte im Bereich der nationalen Sicherheit effektiv beschnitten; sie waren nun verpflichtet, jede Veröffentlichung oder Rede vorab zur Prüfung vorzulegen.
 
        KODIFIZIERUNG
 
        Im Laufe der 1970er Jahre hörte das Whistleblowing auf, ein Randthema der juristischen Interessenvertretung zu sein, und rückte in den Fokus der Politik. Angesichts der Watergate-Affäre und des Vietnamkriegs sahen sich die politischen Führungskräfte gezwungen, staatliches Fehlverhalten zu adressieren. Ihre Reaktion bestand aber vor allem darin, den Anwendungsbereich von Whistleblowing innerhalb von Verwaltung und Regierung auf Betrug, Verschwendung und schwere Verbrechen zu beschränken. Damit sollte das Funktionieren des Staates verbessert werden, ohne die Grundprinzipien der nationalen Sicherheitspolitik infrage zu stellen.
 
        In den Nachwehen der Watergate-Affäre stellten Demokraten wie Republikaner die Whistleblower der Nixon-Ära als Amerikas unbesungene Helden dar. Präsidentschaftskandidat Jimmy Carter etwa nannte Ernie Fitzgerald einen „engagierten Staatsdiener“ und gelobte, „unsere Mitarbeiter vor Schikanen und Entlassung“ zu schützen, wenn sie „Verschwendung oder Unehrlichkeit“ meldeten. Im Kongress begann eine parteiübergreifende Gruppe junger Gesetzgeber, sich für Whistleblower einzusetzen und verabschiedete im Rahmen des Civil Service Reform Act von 1978 die ersten Schutzgesetze. Die Gesetzgebung verbot Repressalien gegen Angestellte, die Berichte über Verstöße gegen Gesetze und Vorschriften, Amtsmissbrauch durch Führungskräfte und Gefahren für das öffentliche Wohl veröffentlichten. Entscheidend war jedoch, dass die Schutzgesetze nicht auf Angestellte im Bereich der nationalen Sicherheit ausgeweitet wurden.
 
        Als der ideologische Eifer des Kalten Krieges noch einmal aufflammte, fasste die Regierung unter Ronald Reagan das Thema noch enger und stärkte den nationalen Sicherheitsapparat. Sie weitete das Geheimhaltungsregime aus, indem sie Reformen des Klassifizierungssystems rückgängig machte und das Instrumentarium für Strafmaßnahmen gegen Informanten stärkte. Geheimhaltungsvereinbarungen wurden für jeden, der Zugang zu Verschlusssachen benötigte, obligatorisch. Jede Verletzung konnte nun zivilrechtlich verfolgt werden.
 
        Im Laufe der Zeit wurde immer deutlicher, dass die Kodifizierung von Whistleblowing nur begrenzten Schutz für Bundesbedienstete bot und die Beamten im Bereich der nationalen Sicherheit in einer besonders prekären Lage ließ. Als Reaktion auf die Kritik verabschiedete der Kongress 1989 den Whistleblower Protection Act, doch auch dieser behielt die enge Begriffsbestimmung von Whistleblowing bei – „um Betrug, Verschwendung, Missbrauch und unnötige Regierungsausgaben auszuschließen“ – und schloss Enthüllungen zur nationalen Sicherheit aus.
 
        In den Bereichen Verteidigung, Militär und Nachrichtendienste richtete die Regierung interne Kanäle ein, die jeweils von einem Generalinspekteur („Inspector General“, IG) verwaltet wurden und über die etwaige Missstände und Bedenken vorgebracht werden konnten. Doch ging es bei dieser internen Kontrollinstanz weniger um die Förderung von Whistleblowing als um die Schaffung eines Mechanismus, der wichtige Enthüllungen vor der Öffentlichkeit abschirmen sollte. Alleiniger Sinn und Zweck dieser Insiderkanäle im Sicherheitsbereich war es, Abweichler zu zügeln und zu besänftigen. 1988 verabschiedete der Kongress den Military Whistleblower Protection Act, der es Angehörigen der Streitkräfte ermöglichte, Verschwendung, Betrug und Missbrauch beim IG des Verteidigungsministeriums oder beim Kongress anzuzeigen. Zehn Jahre später gestattete der Intelligence Community Whistleblower Protection Act Beamten, Informationen von „dringendem Interesse“ an den IG des Justizministeriums weiterzugeben. Auch hier wurde Whistleblowing sehr eng definiert und nur wenig Schutz vor Strafmaßnahmen angeboten. 2006 erklärte der amtierende IG des Verteidigungsministeriums, dass es eigentlich eine „Fehlbezeichnung“ sei, wenn man von „Whistleblower-Schutzgesetzen“ spreche.
 
        Barack Obama setzte dieses Muster fort, als der Konsens für den „Globalen Krieg gegen den Terror“ zerbrach. Als Reaktion auf die Veröffentlichung Tausender geheimer Dokumente über den Irak- und Afghanistankrieg durch Chelsea Manning und WikiLeaks behauptete Obama, dass es für Whistleblower die verantwortungsvollste Lösung sei, interne Kanäle zu nutzen. Seine Regierung versuchte, Einzelpersonen vom Gang an die Öffentlichkeit abzuhalten, indem sie das „Insider Threat“-Programm einführte, das Bundesangestellte dazu ermutigte, ein Auge auf Kollegen zu werfen, die womöglich Enthüllungen vorbereiteten. Und auch Obamas viel beachtete Presidential Policy Directive 19 mit dem Titel „Protecting Whistleblowers with Access to Classified Information“ beließ es im Bereich der nationalen Sicherheit bei einer extrem engen Definition von „schützenswerten Enthüllungen“.
 
        Nach Edward Snowdens Enthüllungen über die weltweite Überwachung durch die NSA betonte Obama, dass es „andere Wege für jemanden gibt, dessen Gewissen aufgewühlt ist“ und „der die Maßnahmen der Regierung hinterfragen muss“. Die Position des Präsidenten, die von vielen Amtsträgern geteilt wurde, brachte die Ironie der internen Kanäle auf den Punkt: Hätte Snowden einen solchen genutzt, wäre er offiziell als Whistleblower anerkannt worden. Dann hätte er jedoch seine Informationen nicht mit der Öffentlichkeit teilen können, wodurch die Geheimhaltung, die er ja gerade infrage stellen wollte, fortbestanden hätte und der grundlegende Geist des Whistleblowings als Akt des öffentlichen Interesses untergraben worden wäre.
 
        Die Erfahrungen von Personen, die diese internen Kanäle nutzten, machen zudem deutlich, dass es sich hierbei um leere Versprechen handelt. 2002 trug der leitende NSA-Angestellte Thomas Drake zu einem Bericht bei, der die Rechtswidrigkeit und Ineffizienz eines Überwachungsprogramms anprangerte und der dem IG des Verteidigungsministeriums vorgelegt wurde. Drake nahm später, ohne dabei Geheiminformationen preiszugeben, Kontakt zu einem Reporter der „Baltimore Sun“ auf, der 2006 eine Reihe von Artikeln zu dem Thema veröffentlichte. In den folgenden Jahren versuchte die Regierung, Drake auf der Grundlage des Espionage Act zu belangen. Obwohl die Anklage kurz vor Prozessbeginn fallengelassen wurde, war Drakes Karriere ruiniert, und er steckte bis zum Hals in Anwaltsschulden. Anstatt Drake zu schützen, wurden die internen Kanäle dafür genutzt, Strafmaßnahmen gegen ihn und einen rangniedrigeren IG zu ergreifen, der sich für ihn eingesetzt hatte. Solche Abstrafungen haben die Argumente für ein öffentliches Whistleblowing eher gestärkt als geschwächt. Edward Snowdens Entscheidung, sich an die Presse zu wenden, anstatt interne Kanäle zu nutzen, war eine direkte Reaktion auf den Umgang mit Drake: „Hätte es keinen Thomas Drake gegeben“, so Snowden, „gäbe es keinen Edward Snowden.“
 
        SCHLUSS
 
        Trotz der persönlichen Risiken entpuppte sich die Zeit nach 9/11 als eine neue Ära öffentlicher Enthüllungen durch Whistleblower, die das Ausmaß der US-Kriege und die allgegenwärtige Überwachungskultur aufdeckten. Neben Manning und Snowden waren da zum Beispiel Jeffrey Sterling, der eine verpfuschte CIA-Aktion zur Störung des iranischen Atomprogramms öffentlich machte; John Kiriakou bestätigte die Folterung von Al-Qaida-Häftlingen durch die CIA; Reality Winner deckte die russische Einmischung in die US-Wahl 2016 auf; und Daniel Hale enthüllte das Ausmaß ziviler Todesopfer durch Drohnenangriffe. Zwar mochten die Motive dieser Whistleblower jeweils unterschiedlich sein, sie alle wurden jedoch mithilfe des Espionage Act und anderer im vergangenen Jahrhundert entwickelten Instrumente strafrechtlich verfolgt. Die staatlichen Vergeltungsmaßnahmen haben sich gewandelt und ausgeweitet und richten sich nun sogar gegen Journalisten und Verleger, die mit Insidern zusammenarbeiten. Die Chancen dafür, dass die Öffentlichkeit über Whistleblower an Informationen aus dem Bereich der nationalen Sicherheit gelangt, stehen derzeit überwältigend schlecht, wie Edward Snowden kürzlich aus seinem erzwungenen russischen Exil heraus feststellte.
 
        Doch trotz dieses anhaltenden Kampfes gegen Whistleblowing hat die Zivilgesellschaft mittlerweile ein populäres Verständnis des Phänomens entwickelt, das die offizielle staatliche Lesart infrage stellt. Dies anzuerkennen heißt nicht, Whistleblower zu idealisieren. Ein demokratischer Staat muss ein gewisses Maß an Geheimhaltung wahren, da völlige Transparenz sowohl unrealistisch als auch gefährlich wäre. Doch zu definieren, was das öffentliche Interesse ist und welche Informationen an das Gemeinwesen weitergegeben werden dürfen, kann nicht allein in den Händen der Regierung liegen, die gerade an der Macht ist. Unter der langen Geschichte von Enthüllungen im Bereich der nationalen Sicherheit liegt eine einfache Wahrheit verborgen: Die Schicksale von Whistleblowing und Demokratie sind eng miteinander verknüpft.
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        ANMERKUNGEN
 
        01 Dieser Text basiert auf der Einleitung und dem ersten Kapitel von Kaeten Mistry/Hannah Gurman (Hrsg.), Whistleblowing Nation. The History of National Security Disclosures and the Cult of State Secrecy, New York 2020. Literaturverweise sind im Buch zu finden.
 
      

       
        STAATSGEHEIMNISSE VERPFEIFEN?
 
        Whistleblowing im demokratischen Rechtsstaat
 
        Bernhard W. Wegener
 
        Den prominentesten Whistleblowern unserer Zeit und ihren Helfern geht es nicht gut. Edward Snowden, der die anlasslose weltweite Kommunikationsüberwachung des US-Geheimdienstes NSA öffentlich machte, muss als neurussischer Staatsbürger in Moskau leben. Julian Assange, Gründer der Enthüllungsplattform WikiLeaks, ist Opfer einer seit fast 13 Jahren andauernden kafkaesken Freiheitsberaubung ohne Anklage. Chelsea Manning, die Kriegsverbrechen US-amerikanischer Soldaten im Irak aufdeckte, versuchte sich in einem US-Gefängnis umzubringen. Nur der unlängst mit 92 Jahren verstorbene Daniel Ellsberg, der der „New York Times“ die „Pentagon Papers“ zuspielte und so enthüllte, dass die US-Regierung jahrelang Öffentlichkeit und Kongress über den Vietnamkrieg belogen hatte, konnte ein relativ ungestörtes Leben genießen. Grob illegale Machenschaften der Nixon-Administration ließen den gegen ihn angestrengten Prozess platzen.01
 
        DIE USA ALS ZWEIFELHAFTES VORBILD
 
        Demokratische Rechtsstaaten – an ihrer Spitze die USA – haben ein schwieriges Verhältnis zu denjenigen, die aus Gewissensgründen und mit den besten Intentionen Staatsgeheimnisse der Öffentlichkeit zugänglich machen. Auch wenn diese Whistleblower weiten Teilen der Öffentlichkeit als Helden gelten: Ihre staatliche Verfolgung ist eben darum kaum weniger gnadenlos. Explizites Ziel dieser Verfolgung ist die Vergeltung der als Verrat02 empfundenen Informationspreisgabe und die maximale Abschreckung möglicher Nachahmer. Die strafrechtliche Verfolgung stützt sich in den USA insbesondere auf den Espionage Act von 1917 und damit auf ein aus Kriegszeiten stammendes, in seinen Tatbestandsmerkmalen konturenloses und in seinen Strafandrohungen drakonisches Instrument zur Verfolgung staatsgefährdenden Verrats.03 Kennzeichen der auf dieser Grundlage erfolgenden staatlichen Strafverfolgung ist die Nichtberücksichtigung der Motive der Whistleblower. Diese dürfen in den einschlägigen Verfahren mitunter nicht einmal vorgebracht werden.04
 
        All das ist umso bemerkenswerter, als gerade die USA als Mutterland der Whistleblower-Schutzgesetzgebung gelten.05 Erklärtes Ziel dieser Gesetzgebung ist die Aufdeckung von Missständen verschiedenster Art in privatwirtschaftlichen Unternehmen wie in der öffentlichen Verwaltung. Die Öffentlichkeit, die Legislative und die Exekutive selbst sollen durch Hinweisgeber in die Lage versetzt werden, ihrer Aufgabe als Kontrollorgane des demokratischen Gemeinwesens effektiv nachzukommen. Zu diesem Zweck werden Hinweisgeber unter besonderen Schutz gestellt; Nachteile sollen ihnen nicht entstehen. Manche Whistleblower-Gesetzgebung sieht sogar eine Belohnung und/oder Auszeichnung von Hinweisgebern vor. Außerdem werden mitunter spezielle Einrichtungen zur organisationsinternen oder -externen Meldung von Missständen in Unternehmen und in der öffentlichen Verwaltung geschaffen.
 
        Diese Schutzgesetzgebung kommt denen, die echte oder vermeintliche staatliche Fehlentwicklungen aufzudecken suchen, aber regelmäßig nicht zugute. Ursächlich dafür sind vielfältige Ausnahmen im Hinweisgeberschutz.06 So werden etwa Tätigkeiten der Geheimdienst- und Sicherheitsbehörden oft pauschal aus dem Whistleblower-Schutzregime ausgeklammert. Ausgenommen sind regelmäßig auch solche Hinweise, die sich aus Dokumenten oder Informationen ergeben, die ihrerseits als geheim klassifiziert sind. Gerade diese Geheimhaltungsklassifizierung erweist sich in den USA schon seit Jahrzehnten als immer weiter um sich greifendes Gesamtproblem. Hier hat sich eine Manie der übermäßigen Geheimklassifizierung, in den USA spricht man von overclassification,07 entwickelt, die einen rationalen Umgang mit behördlichen Informationen im demokratischen Rechtsstaat inzwischen insgesamt gefährdet. Die politischen Auseinandersetzungen über den Umgang mit als geheimhaltungsbedürftig klassifizierten Unterlagen durch die Präsidenten Joe Biden und Donald Trump sind dafür nur Beispiele. Die jüngste der gegen den ehemaligen Präsidenten Trump erhobenen Klagen dreht sich exakt um dessen Umgang mit solchen Dokumenten – und stützt sich wiederum wenigstens teilweise auf den so umstrittenen Espionage Act von 1917.
 
        Die Geheimhaltung staatlicher Informationen ist damit – wie es sich schon in der seinerzeit mit wahlentscheidenden Affäre um den richtigen Umgang mit E-Mails durch die damalige US-Außenministerin Hillary Clinton abzeichnete – auch über den Kreis der eigentlichen Whistleblower-Problematik hinaus zu einem zentralen Instrument der politisch-administrativen Auseinandersetzung avanciert. Das erscheint umso problematischer, als in einer Situation grassierender overclassification der rechtlich einwandfreie Umgang mit den staatlichen Geheimhaltungsverlangen immer komplexer und unberechenbarer wird.
 
        Die exzessive Einstufung staatlicherseits verwalteter Informationen ist dabei vielfältig motiviert. Sie dient den Institutionen und den einzelnen Amtsträgern als Instrument eigener Absicherung gegenüber politischer und haftungsrechtlicher Verantwortlichkeit. Sie entspricht dem schon von Max Weber eingehend beobachteten und analysierten bürokratischen Impuls zur Sicherung des eigenen überlegenen Wissens gegenüber dem Informationsverlangen Dritter und der Öffentlichkeit.08 Gerade dieser Gesichtspunkt spielt in den USA, die grundsätzlich weitreichende Informationszugangsrechte nach dem Freedom of Information Act und umfangreiche rechtliche Garantien der freien Presseberichterstattung kennen, eine wichtige Rolle.09
 
        Die Geheimhaltung erlaubt darüber hinaus insbesondere den Spitzen der Exekutive einen strategischen Umgang mit Herrschaftswissen. Die gezielte selektive Offenbarung eigentlich als geheim klassifizierter Informationen ist ein wesentliches Instrument im Umgang mit den Medien, der Öffentlichkeit und mit dem politischen Gegner. Zu Recht wird in der einschlägigen Literatur darauf hingewiesen, dass die allermeisten und praktisch bedeutsamsten informationellen Leaks von den politischen Behördenleitungen lanciert werden. Diese Durchstechereien an interessierte Kreise oder die Medien sind ein wesentliches politisches Machtinstrument, das seinerseits auf der Basis einer ausgeprägten Geheimhaltungskultur floriert. Strafrechtlich verfolgt werden diese High-Level-Leaker nur in den seltensten Fällen. So erweist sich auch die strafrechtliche Verfolgung von unautorisierten Informationsweitergaben in ihrer Selektivität noch als ein wichtiges Instrument politischer Opportunität.
 
        WHISTLEBLOWING IN DEUTSCHLAND
 
        Deutschland ist sicher keine Gesellschaft mit einer ausgeprägten Kultur des Whistleblowings. Dem steht die traditionelle Praxis der administrativen Regelgeheimhaltung und Amtsverschwiegenheit ebenso entgegen wie die Diskreditierung jeden „Denunziantentums“ durch die entsprechenden Negativerfahrungen unter dem Nationalsozialismus und in der DDR. Immerhin zählt die „Spiegel-Affäre“ von 1962 – nicht zuletzt wegen der Darstellung durch den „Spiegel“ selbst10 – zu den Gründungsmythen des deutschen Investigativjournalismus, der dank dieser Affäre auch schon zu einem vergleichsweise frühen Zeitpunkt eine verfassungsgerichtliche Absicherung erfahren hat.11 Die Geschichte der bekanntesten Deutschen, die sich um eine Aufdeckung staatlicher Missstände bemüht haben, veranschaulicht aber – wie die ihrer US-amerikanischen Gegenbilder – vor allem die persönlichen Risiken, die diese Art des Whistleblowings mit sich bringen kann. Zu denken ist etwa an den Herausgeber der „Weltbühne“, Carl von Ossietzky,12 der 1929 gemeinsam mit Walter Kreiser die heimliche und illegale Aufstellung von Luftstreitkräften der Reichswehr aufgedeckt hatte und dafür vom Reichsgericht wegen des Verrats militärischer Geheimnisse zu 18 Monaten Gefängnis verurteilt worden war.
 
        Für die rechtliche Beurteilung des Whistleblowings avant la lettre im Nachkriegsdeutschland wurde dann Werner Pätsch zur anstoßgebenden Figur. 1963 hatte Pätsch – Edward Snowden nicht unähnlich13 – als Mitarbeiter des Verfassungsschutzes dessen illegale Praxis einer bei den US-amerikanischen und britischen Geheimdiensten in Auftrag gegebenen Post- und Telefonüberwachung deutscher Staatsbürger öffentlich gemacht. Der damalige Bundesinnenminister Hermann Höcherl hatte schon im Zuge der „Spiegel-Affäre“ wegen der von der deutschen Polizei veranlassten und „etwas außerhalb der Legalität“ angesiedelten Festnahme des deutschen „Spiegel“-Redakteurs Conrad Ahlers in Franco-Spanien den ihm unterstellten Beamten keine „moralische[n] Vorwürfe“ machen wollen.14 Zu der von Pätsch aufgedeckten Abhörpraxis des Verfassungsschutzes meinte er dementsprechend lapidar, seine Beamten könnten „nicht den ganzen Tag mit dem Grundgesetz unter dem Arm herumlaufen“.15
 
        Für Werner Pätsch dagegen kam ein solches rechtsstaatliches Augenzwinkern nicht zur Anwendung. Die Bundesanwaltschaft brachte seine Tat als staatswohlgefährdende Preisgabe von Staatsgeheimnissen zur Anklage und forderte zwölf Monate Haft ohne Bewährung. Der Bundesgerichtshof (BGH) dagegen war in seinem Urteil16 ersichtlich um eine abwägende Entscheidung bemüht.17 So betonte er die Bedeutung des Grundrechts auf freie Meinungsäußerung, das auch für Amtsträger das Recht umfasse, „Mißstände im öffentlichen Leben, insbesondere Gesetzes- und Verfassungsverstöße von Behörden, mit dem Ziel ihrer Abstellung zu rügen“. Bringe eine solche „Rüge“ die Erörterung von Staats- oder Amtsgeheimnissen mit sich, so sei dies aber nur dann nicht rechtswidrig, wenn die Preisgabe auf das Notwendige beschränkt und die Rüge zunächst über die zuständige Stelle oder die Volksvertretung erfolge. Erst wenn diese interne Rüge ohne Erfolg bleibe, könne gegebenenfalls die Öffentlichkeit angerufen werden. Eine Ausnahme von dieser später als „Stufentheorie“ bezeichneten Rangfolge internen und externen Whistleblowings mochte der BGH nur (aber immerhin) dann anerkennen, wenn es sich um die Aufdeckung schwerer, nicht nur unbedeutender Verstöße gegen die freiheitlich-demokratische Grundordnung handelte. Nur solche Verstöße könnten auch unmittelbar der Öffentlichkeit bekannt gemacht werden.
 
        Pätsch half diese Rechtsprechung nur teilweise. Der BGH übernahm nämlich – wenig plausibel – die rechtliche Argumentation des Verfassungsschutzes, wonach die eigene Überwachungstätigkeit durch die alliierten Kontrollbefugnisse gedeckt gewesen sei. Immerhin aber berücksichtigte er die inneren Vorstellungen und Intentionen Pätschs und verurteilte ihn wegen vorsätzlicher Verletzung der Amtsverschwiegenheit lediglich zu vier Monaten Haft auf Bewährung.
 
        Die hier entwickelte – und auch vom Bundesverfassungsgericht ausdrücklich gebilligte18 – Stufentheorie prägt die Rechtsprechung zum Whistleblowing im demokratischen Staatswesen bis heute. Sie bringt für potenzielle Hinweisgeber vor allem das Problem mit sich, sich grundsätzlich zunächst intern und damit regelmäßig gerade bei denjenigen über die von ihnen angenommenen Missstände beschweren zu müssen, die sie für deren Urheber halten. Die Gefahr, den Tätern Gelegenheit zur Vertuschung zu geben, in der Institution kaltgestellt zu werden oder gar zum Opfer von Vergeltungsmaßnahmen zu werden, ist dabei offensichtlich. Auch dafür bot schon der Fall Pätsch entsprechendes Anschauungsmaterial. Seine Vorgesetzten waren nämlich wenigstens teilweise in ein Netzwerk ehemaliger Nationalsozialisten und SS- und Gestapoangehörigen verstrickt. Sich ihnen gegenüber über die von ihnen angeordneten Überwachungsmaßnahmen zu beschweren, erschien Werner Pätsch nicht zu Unrecht wenig aussichtsreich und gefährlich.
 
        DAS HINWEISGEBERSCHUTZGESETZ UND SEINE DEFIZITE
 
        Neuere Whistleblower-Schutzgesetze relativieren daher den rechtlichen Vorrang des internen Beschwerdeweges oder schaffen ihn gänzlich ab. Das gilt auch für die Whistleblower-Richtlinie der Europäischen Union, deren Umsetzung Deutschland erst unlängst und nur mit erheblicher Verspätung gelungen ist. Kern der Umsetzung ist das Hinweisgeberschutzgesetz vom 31. Mai 2023.19 Das Gesetz gilt dabei grundsätzlich nicht nur für Hinweisgeber aus dem Bereich der Privatwirtschaft. Hinweisgeberschutz wird vielmehr auch den Beamten oder sonstigen Beschäftigten der öffentlichen Hand garantiert. Außerdem sieht das Hinweisgeberschutzgesetz – wie von der EU-Richtlinie vorgegeben – für die Hinweisgeber eine grundsätzliche Wahlfreiheit vor: Sie können sich mit ihren Hinweisen zu möglichen Missständen an eine interne oder an eine externe behördliche Meldestelle wenden. Öffentliche Arbeitgeber werden verpflichtet, für von ihnen zu bestimmende Behörden oder Organisationseinheiten interne Meldestellen vorzusehen, die eigene Hinweismeldekanäle einzurichten und zu betreuen haben. Die internen Meldestellen sollen Hinweisen auf Missstände nachgehen, Kontakt mit den Hinweisgebern halten und bei begründetem Verdacht auf eine Korrektur der Missstände durch die zuständigen Stellen hinwirken. Der Bund errichtet darüber hinaus beim Bundesamt der Justiz eine externe Meldestelle, die organisatorisch getrennt und unabhängig einen eigenen externen Meldekanal für den Bereich der Bundesverwaltung betreibt. Neben Hinweisen an diese behördlichen internen oder externen Meldestellen erlaubt das Hinweisgeberschutzgesetz unter besonderen einschränkenden Bedingungen auch die Offenlegung der mutmaßlichen Missstände gegenüber der Öffentlichkeit.
 
        All diese neuen Möglichkeiten des Whistleblowings in der öffentlichen Verwaltung werden aber durch die Regeln des Hinweisgeberschutzgesetzes über den Schutz von Staatsgeheimnissen entscheidend relativiert. Danach fällt eine Meldung oder Offenlegung dann nicht in den Anwendungsbereich des Gesetzes, wenn sie Informationen beinhaltet, die die nationale Sicherheit oder wesentliche Sicherheitsinteressen des Staates berühren. Ausgenommen werden auch alle Informationen von Nachrichtendiensten oder von Einrichtungen mit vergleichbar „sicherheitsempfindlichen“ Aufgaben. Nicht umfasst sind zudem Informationen, die die Vergabe sicherheitsrelevanter öffentlicher Aufträge und Konzessionen betreffen.
 
        Der deutsche Umsetzungsgesetzgeber beruft sich zur Rechtfertigung dieser weitreichenden Ausnahmen auf entsprechende Beschränkungen in der zugrundeliegenden EU-Richtlinie. In die Richtlinie sind diese Beschränkungen allerdings nicht aus inhaltlichen Gründen aufgenommen worden. Mit ihnen wird vielmehr allein auf die Kompetenzverteilung zwischen der EU und ihren Mitgliedstaaten Rücksicht genommen. Weil der EU im Bereich des Schutzes der nationalen Sicherheit die Regelungszuständigkeit fehlt, muss sie auf entsprechende Vorgaben verzichten. Eine sachliche Rechtfertigung für den Bundesgesetzgeber, im Sicherheitsbereich nicht einmal die Einrichtung interner Meldestellen vorzusehen, ergibt sich daraus nicht. Für den Bereich der Nachrichtendienste wird dieses Defizit allerdings wenigstens teilweise durch die Möglichkeit kompensiert, sich mit Eingaben zu innerdienstlichen Missständen an das Parlamentarische Kontrollgremium des Bundestages zu wenden.
 
        Noch weitergehend nimmt das Hinweisgeberschutzgesetz alle Meldungen oder Offenlegungen insoweit grundsätzlich vom Schutz aus, als sie Verschlusssachen betreffen – also solche Informationen und Erkenntnisse, die von der Verwaltung selbst als geheimhaltungsbedürftig eingestuft worden sind. Gerade diese generelle Ausnahme von Verschlusssachen ist dazu geeignet, den Schutz der Hinweisgeber weithin auszuhebeln. Denn die Einstufung als Verschlusssache kann zum einfach zu gebrauchenden Instrument in der Hand derjenigen werden, die Missstände zu verbergen suchen. Die allzu großzügige Ausnahme des Hinweisgeberschutzgesetzes für Verschlusssachen droht damit einen weiteren Anreiz zu einer pauschalen und überzogenen Geheimhaltungsklassifizierung von Verwaltungsvorgängen zu setzen. Wie im US-amerikanischen Recht droht auch für Deutschland eine weitere Verstärkung des ohnehin schon zu beobachtenden Trends zur „Überklassifizierung“. Schon heute ist der Bundesverwaltung der Überblick über die Zahl der als Verschlusssachen eingeordneten Dokumente verloren gegangen. Der potenzielle Missbrauch der Klassifizierung als Verschlusssache liegt auch deshalb nahe, weil die Kriterien für diese Einordnung überaus unbestimmt und wenig restriktiv ausgestaltet sind und die Einordnung selbst keiner hinreichend effektiven Kontrolle und Überprüfung unterliegt.20
 
        Zu alledem ist der Bundesgesetzgeber in einem bemerkenswerten Ausdruck restaurativer bürokratischer Geheimhaltungssehnsucht21 so weit gegangen, selbst für den schwächsten aller Geheimhaltungsgrade, „VS-Nur für den Dienstgebrauch“, noch eine generelle Ausnahme vom Hinweisgeberschutz vorzusehen. Der in der Praxis zu beobachtende inflationäre Gebrauch dieser Verschlusssachenkategorie entwertet den Hinweisgeberschutz substanziell. Zwar sollen Informationen aus Dokumenten dieser niedrigsten Verschlusssachenkategorie wenigstens ausnahmsweise dem Hinweisgeberschutz unterfallen können. Auch dies soll aber nur für Hinweise auf strafbewehrte Verstöße gelten. Potenzielle Hinweisgeber müssen deshalb vorab die oft schwer zu beantwortende Frage nach der Strafbarkeit des von ihnen beobachteten Verhaltens klären. Auch wo ein strafbares Verhalten vorliegt, soll dann aber lediglich die Meldung an eine organisationsinterne Meldestelle zulässig sein. Auf die Effektivität solcher rein organisationsinternen Meldestellen ist aber nach den einschlägigen US-amerikanischen Erfahrungen nicht durchgängig Verlass.22 Der Bund traut der von ihm selbst beim Bundesamt der Justiz eingerichteten Meldestelle damit nicht einmal den verantwortungsvollen Umgang mit Verschlusssachen der niedrigsten Geheimhaltungsstufe zu. Auch eine Offenlegung der in Verschlusssachen dokumentierten Verstöße bleibt damit in jedem Fall ausgeschlossen.
 
        BESSERUNG
 
        Mit dem Inkrafttreten des Hinweisgeberschutzgesetzes ist die europäisch forcierte Chance zu einer substanziellen Erweiterung der Möglichkeiten des Whistleblowings im staatlichen Gemeinwesen einstweilig weithin vertan. Vertan ist damit auch die Chance zu einer antibürokratischen, transparenzorientierten Stärkung der Funktionsfähigkeit der öffentlichen Verwaltung in Deutschland. Vertan ist schließlich die Gelegenheit zu einer Klärung und einfachgesetzlichen Konkretisierung der grundrechtlichen Aspekte des Whistleblowings. Anders als der US-Supreme Court23 hat nämlich der Europäische Gerichtshof für Menschenrechte schon vor Jahren – in einer dem Pätsch-Fall nicht unähnlichen Konstellation – entschieden, dass die Offenlegung auch als „streng geheim“ eingestufter Dokumente unter Umständen als von der Meinungsfreiheit geschützt anzusehen ist.24
 
        Künftige Verbesserungen des Hinweisgeberschutzgesetzes bleiben deshalb ein dringendes Desiderat. Kern dieser Reformen sollte die breite und effektive Zugänglichkeit einer zentralen Meldestelle für behördeninterne Missstände auf der Ebene des Bundes und der Länder sein. Die vom Hinweisgeberschutzgesetz in dieser Richtung unternommenen, nicht einmal halbherzig zu nennenden Schritte müssen mutig ausgreifend verstärkt werden. So muss den externen behördlichen Meldestellen die Kompetenz auch zur Prüfung von Informationen aus Verschlusssachen zugestanden werden. Die bloße Verschlusssachenklassifizierung darf künftig kein Instrument der Verschleierung behördlicher Missstände mehr sein. Zugleich sollte die Klassifizierungspraxis selbst kritisch hinterfragt und einer effektiven Kontrolle unterworfen werden. Und schließlich wären auch die Bedingungen zu klären, unter denen auch eine Offenlegung von staatlichem Fehlverhalten als grundrechtlich geschützter Dienst an der Gemeinschaft anzuerkennen ist.
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        ZWISCHEN EU-RICHTLINIE UND POLITISCHEN PRÄFERENZEN
 
        Das Gesetz zum Schutz von Whistleblowern
 
        Christiane Siemes
 
        Seit dem 2. Juli 2023 gilt nun auch in Deutschland ein Whistleblower-Schutzgesetz („Hinweisgeberschutzgesetz – HinSchG“) für den privaten und öffentlichen Sektor.01 Dies stellt eine große Errungenschaft dar, auch wenn das Gesetz nicht besonders ambitioniert ist. Seit 2009 waren mehrere parlamentarische Initiativen zur Verbesserung des Whistleblower-Schutzes im Bundestag gescheitert; jetzt aber war wegen der EU-Whistleblowing-Richtlinie (WBRL) eine Kodifizierung unausweichlich.
 
        Eigentlich wäre die WBRL schon bis zum 17. Dezember 2021 auf nationaler Ebene umzusetzen gewesen. Ende Januar 2022 leitete die Europäische Kommission deswegen förmliche Vertragsverletzungsverfahren gegen Deutschland und 23 weitere Mitgliedstaaten ein. Am 15. Februar 2023 entschied sie, gegen Deutschland sowie Estland, Italien, Luxemburg, Polen, Spanien, Tschechien und Ungarn Klage beim Europäischen Gerichtshof (EuGH) zu erheben. Estland und Polen sind noch immer säumig.
 
        Eine gesetzliche Regulierung zum Whistleblowing wurde hierzulande bisher, wie in den meisten anderen Mitgliedstaaten auch, lediglich in Form von sektor- beziehungsweise themenspezifischen Vorschriften vorgenommen. Diese gehen oftmals ebenfalls auf Unionsrecht zurück, wie zum Beispiel §17 Absatz 2 des Arbeitsschutzgesetzes, §4d des Finanzdienstleistungsgesetzes oder §5 Nummer 2 des Geschäftsgeheimnisgesetzes. Auch das Bundesbeamtengesetz und das Beamtenstatusgesetz enthalten Regelungen zum Whistleblowing. Kürzlich hat die neue Pflicht zur Einrichtung eines Beschwerdeverfahrens für größere Unternehmen nach §8 Lieferkettensorgfaltspflichtengesetz Aufmerksamkeit erregt.
 
        Weitgehend war Whistleblowing jedoch rechtlich nach allgemeinen gesetzlichen Vorschriften und gegebenenfalls anhand konkretisierender Rechtsprechung zu beurteilen. Ein Schwerpunkt liegt hier bei arbeitsgerichtlichen Entscheidungen zur Wirksamkeit von Kündigungen.02 In diesem Zusammenhang hat auch die Rechtsprechung des Europäischen Gerichtshofs für Menschenrechte (EGMR) zum Schutz von Whistleblowing nach Artikel 10 der Europäischen Menschenrechtskonvention gewisse Bedeutung erlangt.03
 
        Bereits seit 2010 war in internationalen Standards und Leitfäden unter anderem des Europarats, der Organisation für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung (OECD) und von Transparency International eine Verbesserung des Whistleblower-Schutzes durch eine umfassende Gesetzgebung gefordert worden.
 
        Die WBRL legt nun gemeinsame Mindeststandards mit einem hohen Schutzniveau für Personen fest, die Verstöße gegen das Unionsrecht melden. Hierdurch soll in erster Linie die Durchsetzung des Unionsrechts und der Unionspolitik in bestimmten Bereichen verbessert werden. Weiterhin wird mit ihr angestrebt, der Fragmentierung des Whistleblower-Schutzes innerhalb der EU entgegenzuwirken und die Rechtssicherheit zu erhöhen. Potenzielle Whistleblower sollen ermutigt werden.04
 
        Die Beschränkung des sachlichen Anwendungsbereichs auf Verstöße gegen Unionsrecht im Sinne von Artikel 2 Absatz 1 WBRL korrespondiert mit den für die Richtlinie gewählten Kompetenzgrundlagen.05 Jedoch wird in Artikel 2 Absatz 2 WBRL klargestellt, dass die Mitgliedstaaten befugt sind, den Schutz nach nationalem Recht auch auf andere Bereiche oder Rechtsakte auszudehnen. Auf diese Weise könnte ein umfassender und kohärenter Rahmen für den Schutz von Whistleblowern gewährleistet werden. Nur Deutschland und das Vereinigte Königreich stimmten seinerzeit der WBRL im Rat der EU nicht zu, sondern enthielten sich.
 
        SCHWIERIGER POLITISCHER ENTSTEHUNGSPROZESS
 
        Dem Erlass des HinSchG ging ein langwieriger und schwieriger politischer Entscheidungsprozess voraus. Bereits in der 19. Legislaturperiode, im Dezember 2020, hatte das damals SPD-geführte Bundesministerium der Justiz und für Verbraucherschutz einen Referentenentwurf für ein Gesetz zur Umsetzung der WBRL vorgelegt.06 Dieser galt seit Ende April 2021 als gescheitert. Der Koalitionspartner CDU/CSU lehnte insbesondere die vorgesehene Ausdehnung des sachlichen Anwendungsbereichs auch auf Verstöße gegen originär nationale Rechtsvorschriften ab.07 Auch angesichts der am 26. September 2021 anstehenden Bundestagswahl war damit absehbar, dass Deutschland die Frist zur Umsetzung der WBRL nicht würde einhalten können.
 
        Im April 2022 veröffentlichte das nun FDP-geführte Bundesjustizministerium einen neuen Referentenentwurf.08 Dieser lehnte sich an den gescheiterten Entwurf an, enthielt aber auch mehrere Änderungen und Ergänzungen. Das Bundeskabinett beschloss Ende Juli 2022 den Regierungsentwurf, der dann am 19. September in den Bundestag eingebracht wurde.09 Wie sich herausstellte, waren die vielfältigen Kritikpunkte aus Praxis und Wissenschaft an dem Referentenentwurf10 ebenso wie die in der juristischen Literatur erhobenen Bedenken weitgehend unberücksichtigt geblieben. Am 16. Dezember 2022 nahm der Bundestag den Gesetzentwurf in einer durch den Rechtsausschuss geänderten Fassung gegen die Stimmen der Fraktionen der CDU/CSU und der AfD bei Enthaltung der Linksfraktion an.11
 
        Nicht ganz überraschend erhielt das Gesetz in der Plenarsitzung des Bundesrates vom 10. Februar 2023 aufgrund fehlender Zustimmung der Länder mit Regierungsbeteiligung von CDU und CSU keine Mehrheit.12 Vertreter der Unionsparteien verwiesen darauf, dass die WBRL mit „mehr Augenmaß“ umgesetzt werden müsse. Das Gesetz führe gerade in schwierigen Zeiten zu hohen Kosten und zusätzlicher Bürokratie vor allem für kleine und mittlere Unternehmen. Weitere Kritikpunkte waren insbesondere die Ausdehnung des sachlichen Anwendungsbereichs als zu weitgehend sowie die im Rechtsausschuss beschlossene Pflicht, auch anonyme Meldekanäle ab dem 1. Januar 2025 vorzuhalten.13
 
        Der Höhepunkt des politischen Streits war jedoch erreicht, als die Ampel-Fraktionen im März 2023 zwei neue Gesetzentwürfe zur Umsetzung der WBRL in den Bundestag einbrachten, von denen nach ihrer Einschätzung nur einer der Zustimmung des Bundesrates bedurfte.14 Das Paket stellte in erster Linie eine Aufspaltung des im Dezember 2022 beschlossenen Gesetzes dar. Diese legislative Vorgehensweise hielten CDU/CSU und einige Sachverständige in der öffentlichen Anhörung im Rechtsausschuss am 27. März 2023 für verfassungsrechtlich problematisch.15 Zudem wurde eine inhaltlich divergierende Umsetzung der WBRL befürchtet.
 
        Die für den 30. März 2023 vorgesehene Beschlussfassung über beide Gesetzesvorlagen im Bundestag wurde wenige Stunden vor der Abstimmung von der Tagesordnung genommen. Ebenso entfiel das Votum über den Antrag der CDU/CSU-Fraktion auf Anrufung des Vermittlungsausschusses zu dem am 16. Dezember 2022 beschlossenen Gesetz. Anfang April 2023 entschied die Bundesregierung, ihrerseits die Einberufung des Vermittlungsausschusses zu verlangen. Am 9. Mai 2023 erzielten die Vertreter-/innen von Bundestag und Bundesrat eine Einigung.16 Der Bundestag nahm den Vorschlag am 11. Mai gegen die Stimmen der AfD bei Enthaltung der Linken an. Der Bundesrat stimmte dem Gesetz am Tag darauf zu.
 
        Der gefundene Kompromiss umfasste eine überschaubare Anzahl von Änderungen. Entsprechend der Position der Bundesregierung blieben beim sachlichen Anwendungsbereich die Verstoßmaterien unangetastet. Dagegen setzte sich die CDU/CSU bei den anonymen Meldungen durch. Zudem wurde eine Bestimmung zur Ermutigung potenzieller Whistleblower zugunsten einer vorrangigen internen Meldung ergänzt. Weitere Elemente waren etwa die Streichung des im Rechtsausschuss eingefügten Anspruchs auf immateriellen Schadenersatz bei Repressalien und eine Halbierung des Bußgeldrahmens für bestimmte Verstöße gegen das HinSchG auf 50000 Euro.
 
        ZIELE UND INHALTE DES HINWEISGEBERSCHUTZGESETZES
 
        Neben der Umsetzung der WBRL zielt das Hinweisgeberschutzgesetz laut der Begründung des Regierungsentwurfs darauf ab, den Schutz von Whistleblowern in Deutschland „wirksam und nachhaltig“ zu verbessern. Des Weiteren sollen Rechtssicherheit und Rechtsklarheit für Whistleblower und andere Beteiligte geschaffen werden. Zugleich wird Wert darauf gelegt, dass „bürokratische Belastungen“ für Unternehmen und die öffentliche Verwaltung „handhabbar bleiben“.17 Der Gesetzgeber hat sich im Wesentlichen auf eine 1:1-Umsetzung der Richtlinie beschränkt und auch kaum günstigere Bestimmungen für die Rechte von Whistleblowern geschaffen, wie es nach Artikel 25 Absatz 1 WBRL möglich gewesen wäre. Stattdessen lassen sich aber mehrere Punkte anführen, die auf eine nicht ordnungsgemäße Umsetzung der Richtlinie hindeuten.
 
        Das HinSchG enthält 42 zum Teil umfangreiche Vorschriften. Der persönliche Anwendungsbereich erfasst natürliche Personen, „die im Zusammenhang mit ihrer beruflichen Tätigkeit oder im Vorfeld einer beruflichen Tätigkeit Informationen über Verstöße erlangt haben und diese an die nach diesem Gesetz vorgesehenen Meldestellen melden oder offenlegen“ („hinweisgebende Personen“, §1 Absatz 1 HinSchG). Vorschriften in anderen Zusammenhängen ist zu entnehmen, dass hierunter „Beschäftigte“ fallen können, wie etwa Arbeitnehmer/-innen oder Beamt/-innen (§3 Absatz 8), außerdem Leiharbeitnehmer/-innen sowie sonstige natürliche Personen, die im Rahmen ihrer beruflichen Tätigkeiten mit dem zur Einrichtung einer internen Meldestelle Verpflichteten in Kontakt stehen (§16 Absatz 1 Satz 1–3). Hierunter fallen nach der Regierungsbegründung unter anderem Selbstständige, Freiwillige und Organmitglieder von Gesellschaften sowie Personen, die für (Unter-)Auftragnehmer oder Lieferanten arbeiten.18 Damit wird Artikel 4 Absatz 1 lit. b–d WBRL weniger konkret als in fast allen anderen Mitgliedstaaten umgesetzt.19
 
        Eine wichtige Erweiterung des persönlichen Anwendungsbereichs ist, dass die Schutzmaßnahmen auch für mit dem Whistleblower verbundene Personen entsprechend gelten können, etwa für bestimmte vertrauliche Unterstützer/-innen und Dritte (zum Beispiel Kolleg/-innen oder Familienmitglieder; §34). Die betreffende Vorschrift ist sowohl im Hinblick auf die personelle Abgrenzung als auch die Schutzvoraussetzungen teilweise nicht richtlinienkonform.20 Weiterhin wird in §1 Absatz 2 des Gesetzes betont, dass auch Personen geschützt werden, die Gegenstand einer Meldung oder Offenlegung sind, sowie sonstige betroffene Personen, worunter zum Beispiel potenzielle Zeugen fallen.
 
        Der sachliche Anwendungsbereich umfasst nach §2 Absatz 1 Nr. 3–9 „Informationen über Verstöße“ (§3 Absatz 2) in bestimmten von der WBRL vorgegebenen Rechtsbereichen, zum Beispiel bei Finanzdienstleistungen, öffentlicher Auftragsvergabe, Umweltschutz und Wettbewerbsbeschränkungen. Dabei kann es sich grundsätzlich um Verstöße gegen nationales Bundes- oder Landesrecht oder gegen unmittelbar geltendes Recht der EU oder der Europäischen Atomgemeinschaft handeln. Durch die Ausdehnung auch auf originär nationale Vorschriften sollen Rechtssicherheit geschaffen und Wertungswidersprüche vermieden werden.21 Auch in der Literatur war die Notwendigkeit, mindestens auch korrespondierendes Recht nationaler Herkunft einzubeziehen, praktisch einhellig befürwortet worden.22 Um wiederum Wertungswidersprüche gegenüber der WBRL zu vermeiden, wurden auch Informationen über straf- und bußgeldbewehrte Verstöße aufgenommen, letztere, „soweit die verletzte Vorschrift dem Schutz von Leben, Leib oder Gesundheit oder dem Schutz der Rechte von Beschäftigten oder ihrer Vertretungsorgane dient“ (§2 Absatz 1 Nummer 1 und 2). Diese Einschränkung war in dem Entwurf aus der vorangegangenen Legislaturperiode noch nicht enthalten. Im Rechtsausschuss wurde, auch vor dem Hintergrund der aufgekommenen Diskussion über sogenannte Reichsbürger/-innen im öffentlichen Dienst, ein Tatbestand verfassungsfeindlicher Äußerungen von Beamt/-innen ergänzt (§2 Absatz 1 Nummer 10).23 Hingegen ist – anders als im Koalitionsvertrag der Ampel-Parteien angekündigt24 und teilweise öffentlich gefordert – ein erhebliches, das öffentliche Interesse (besonders) berührendes legales Fehlverhalten nicht umfasst.
 
        Bestimmte Meldungen oder Offenlegungen sind zum Schutz besonderer Geheimhaltungsinteressen ausdrücklich ausgenommen (§5). Dies gilt unter anderem für Informationen, die die öffentliche Sicherheit oder wesentliche Sicherheitsinteressen des Staates betreffen sowie für von Nachrichtendiensten stammende oder als Verschlusssachen eingestufte Informationen (mit einer engen Ausnahme).
 
        Der regulatorische Schwerpunkt des HinSchG liegt bei internen und externen Meldungen (§§7 bis 31). Beschäftigungsgeber beziehungsweise von den obersten Bundes- oder Landesbehörden festgelegte Organisationseinheiten mit jeweils in der Regel mindestens 50 Beschäftigten sind verpflichtet, mindestens eine interne Meldestelle einzurichten (§12 Absatz 1 Satz 1–3 und Absatz 2). Von der Übergangsfrist für private Beschäftigungsgeber mit in der Regel 50 bis 249 Beschäftigten (§42 Absatz 1) ist freilich nicht mehr viel übrig. Eine weitere, ebenfalls von der WBRL vorgegebene Erleichterung besteht darin, dass solche privaten Beschäftigungsgeber eine gemeinsame Meldestelle betreiben können (§14 Absatz 2). Die vorsätzliche Nichterfüllung der Pflicht zur Einrichtung und zum Betrieb einer internen Meldestelle ist über die WBRL hinausgehend mit einem Bußgeld von bis zu 20000 Euro bewehrt (§40 Absatz 2 Nummer 2; Absatz 6 Satz 1). Diese Regelung wurde im Vorfeld mitunter als Misstrauensbekundung gegenüber Unternehmen kritisiert;25 ihre Anwendbarkeit erst ab Dezember 2023 ist auf das Vermittlungsverfahren zurückzuführen (§42 Absatz 2).
 
        Externe Meldestellen sind beim Bundesamt für Justiz (BfJ) in Bonn („externe Meldestelle des Bundes“, §19 Absatz 1 Satz 1), bei der Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht (BaFin) und dem Bundeskartellamt angesiedelt (§§21f.). Die BaFin und das Bundeskartellamt verfügten schon bisher über externe Meldesysteme. Des Weiteren können die Bundesländer nach Maßgabe des §20 HinSchG eigene externe Meldestellen einrichten. Die externe Meldestelle des Bundes ist für alle Meldungen zuständig, die nicht in die Sonderzuständigkeit einer anderen externen Meldestelle fallen.
 
        An die internen und externen Meldestellen richten sich eine Reihe von Verfahrensvorgaben – von der Erteilung einer Eingangsbestätigung spätestens nach sieben Tagen über die Prüfung der Stichhaltigkeit der Meldung bis hin zu einer Rückmeldung über geplante oder ergriffene Folgemaßnahmen26 innerhalb von drei Monaten (§17 und §28 Absätze 1, 2 und 4). Ein Gebot der Vertraulichkeit ist gegenüber Whistleblowern und betroffenen Personen zu beachten; allerdings gibt es Ausnahmen hiervon (§8 in Verbindung mit §9). Ein bereits einfach fahrlässiger Verstoß hiergegen stellt einen Bußgeldtatbestand dar (§40 Absatz 3 und 4).
 
        Entsprechend dem Einigungsvorschlag im Vermittlungsverfahren „sollte[n]“ die interne und externe Meldestelle auch anonym eingehende Meldungen bearbeiten. Jedoch wird eine Verpflichtung, Systeme zur Abgabe anonymer Meldungen vorzusehen, ausdrücklich ausgeschlossen (§16 Absatz 1 Satz 4 und 5, §27 Absatz 1 Satz 2 und 3).27 Diese Bestimmungen stellen die vierte Regelungsversion zu dem Thema im Laufe des Gesetzgebungsverfahrens dar. Fast alle anderen EU-Mitgliedstaaten haben ebenfalls keine Pflicht zur Entgegennahme und Bearbeitung anonymer Meldungen vorgesehen.
 
        Wie von der WBRL verlangt, besteht ein Wahlrecht zwischen einer Meldung zunächst an eine interne oder unmittelbar an eine externe Meldestelle (§7 Absatz 1 Satz 1). Jedoch „sollten“ potenzielle Whistleblower die Meldung an eine interne Meldestelle in den Fällen bevorzugen, in denen intern wirksam gegen den Verstoß vorgegangen werden kann und sie keine Repressalien befürchten (§7 Absatz 1 Satz 2). Eine Nichtbefolgung bleibt ohne Auswirkungen auf den Schutz. Erst diese im Vermittlungsausschuss gefundene Regelung setzt Artikel 7 Absatz 2 WBRL ordnungsgemäß um.28 Das Wahlrecht bedeutet eine Abkehr von dem in der arbeitsgerichtlichen Rechtsprechung etablierten grundsätzlichen Vorrang eines internen Klärungsversuchs. Relativ unklar ist die Ergänzung, dass es dem Whistleblower „unbenommen“ bleibt, sich an eine externe Meldestelle zu wenden, „[w]enn einem intern gemeldeten Verstoß nicht abgeholfen wurde“ (§7 Absatz 1 Satz 3).29 Nach der Richtlinie darf jedenfalls die Zulässigkeit einer externen Meldung nicht davon abhängen, dass das durch eine vorherige interne Meldung ausgelöste Verfahren abgeschlossen ist. Meldungen oder die Folgekommunikation zu behindern, ist ebenfalls bußgeldbewehrt (§40 Absatz 2 Nummer 1 und Absatz 5).
 
        Besondere Anforderungen stellt das Gesetz an eine „Offenlegung“, worunter das Zugänglichmachen von Informationen über Verstöße gegenüber der Öffentlichkeit, etwa in den sozialen Netzwerken oder gegenüber Medien, zu verstehen ist (§3 Absatz 5). Dieses Vorgehen kommt nach einer externen Meldung infrage, wenn innerhalb der maßgeblichen Rückmeldefristen keine geeigneten Folgemaßnahmen ergriffen wurden oder der Whistleblower keine Rückmeldung zu solchen Folgemaßnahmen erhalten hat (§32 Absatz 1 Nummer 1). Eine unmittelbare Offenlegung erfordert einen hinreichenden Grund zu der Annahme bestimmter Umstände – beispielsweise, dass der Verstoß eine unmittelbare oder offenkundige Gefährdung des öffentlichen Interesses darstellt oder im Falle einer externen Meldung Repressalien zu befürchten sind (§32 Absatz 1 Nummer 2).
 
        Damit einem Whistleblower die Schutzmaßnahmen zugutekommen können, muss er entsprechend den gesetzlichen Vorgaben Informationen über Verstöße an eine interne oder eine externe Meldestelle mitgeteilt oder eine Offenlegung vorgenommen haben (§33 Absatz 1 Nummer 1 und §3 Absatz 4). Nicht privilegiert ist demnach eine Anzeige bei der Polizei oder Staatsanwaltschaft.30
 
        Eine weitere allgemeine Schutzvoraussetzung ist, dass der Whistleblower zum Zeitpunkt der Meldung oder Offenlegung zumindest „hinreichenden Grund zu der Annahme“ hatte, dass die weitergebenen Informationen der Wahrheit entsprechen und in den gesetzlichen Anwendungsbereich fallen (§33 Absatz 1 Nummer 2 und 3). Dies stellt einen subjektiv-objektiven Maßstab dar.31 Gegebenenfalls muss der Whistleblower im Vorfeld Nachforschungen zur Wahrheit der Informationen angestellt haben.32 Seine Motivation für die Vornahme der Meldung oder Offenlegung ist hingegen, anders als bisher nach der arbeitsgerichtlichen Rechtsprechung, unbeachtlich.33
 
        Nur schwer einzuordnen ist das Verbot, unrichtige Informationen über Verstöße offenzulegen (§32 Absatz 2). Es geht über §33 Absatz 1 Nummer 2 HinSchG und den Bußgeldtatbestand der Offenlegung „wissentlich“ unrichtiger Informationen (§40 Absatz 1) hinaus.34 Das HinSchG enthält zudem – im Unterschied zu den Gesetzen der weitaus meisten anderen Mitgliedstaaten – keine ausdrückliche Regelung, dass zunächst anonyme Whistleblower, die später identifiziert wurden, unter den allgemeinen gesetzlichen Voraussetzungen geschützt sind. Eine derartige Aussage im Sinne von Artikel 6 Absatz 3 WBRL findet sich allein in der Regierungsbegründung.35
 
        Nach §36 Absatz 1 HinSchG gilt gegenüber berechtigten Whistleblowern36 ein Verbot von Repressalien. Dabei geht es um „Handlungen oder Unterlassungen im Zusammenhang mit der beruflichen Tätigkeit, die eine Reaktion auf eine Meldung oder Offenlegung sind und durch die der hinweisgebenden Person ein ungerechtfertigter Nachteil entsteht oder entstehen kann“ (§3 Absatz 6). Anders als teilweise gefordert – und abweichend von der Umsetzung in den allermeisten Mitgliedstaaten –, wurde die nicht abschließende Konkretisierung möglicher Repressalien (die 15 Fallgruppen umfasst!) nicht in das Gesetz selbst, sondern nur in die Regierungsbegründung übernommen.37 Umfasst sind zum Beispiel Kündigung, Versagung einer Beförderung, Disziplinarmaßnahmen, Nichtumwandlung eines befristeten Arbeitsvertrags in einen unbefristeten Arbeitsvertrag, Rufschädigung, Entzug einer Lizenz oder Genehmigung. Ergänzt wird das Verbot durch eine im Vermittlungsausschuss restriktiver formulierte Regelung zur Beweislastumkehr hinsichtlich des Vorliegens einer Repressalie (§36 Absatz 2).
 
        Als Rechtsfolge eines Verstoßes gegen §36 HinSchG ist ein verschuldensunabhängiger Anspruch auf Schadensersatz gegen den Verursacher vorgesehen (§37 Absatz 1). Mit der Streichung des Anspruchs auch auf Ersatz eines immateriellen Schadens hat der Gesetzgeber allerdings sehenden Auges eine nicht ordnungsgemäße Umsetzung von Artikel 21 Absatz 8 WBRL in Kauf genommen.38 Soweit ersichtlich, ist der Ausschluss eines Anspruchs auf Begründung eines Vertragsverhältnisses oder auf einen beruflichen Aufstieg gemäß §37 Absatz 2 in der Umsetzungspraxis singulär. Dies erscheint nicht mit dem Gebot geeigneter Abhilfemaßnahmen nach Artikel 21 Absatz 6 in Verbindung mit Absatz 8 WBRL vereinbar.39
 
        Kritisch zu beurteilen ist auch, dass das HinSchG, anders als etwa das französische Loi Sapin II und das österreichische HinweisgeberInnenschutzgesetz, keine allgemeine beziehungsweise breit gefasste Unwirksamkeitsanordnung bei Repressalien enthält, um Artikel 19 und 21 Absatz 6 WBRL umzusetzen. Lediglich in der Regierungsbegründung wird für Repressalien rechtsgeschäftlicher Art auf Nichtigkeit nach der allgemeinen Vorschrift des §134 des Bürgerlichen Gesetzbuches verwiesen.40 Flankiert wird das Repressalienverbot von einem Bußgeldtatbestand (§40 Absatz 2 Nummer 3 und Absatz 5).
 
        Eine andere Form der Schutzmaßnahme ist der Ausschluss der rechtlichen Verantwortlichkeit des Whistleblowers für die Erlangung der gemeldeten oder offengelegten Informationen und für die Weitergabe von Informationen etwa wegen vermeintlicher Verletzung von Offenlegungsbeschränkungen, Verleumdung oder Urheberrechtsverletzung (§35).41 Auf der anderen Seite ist der Whistleblower zum Ersatz des aus einer vorsätzlichen oder grob fahrlässigen Meldung oder Offenlegung unrichtiger Informationen entstandenen Schadens verpflichtet (§38). Die über Artikel 23 Absatz 1 Satz 2 WBRL hinausgehende Einbeziehung auch grober Fahrlässigkeit dürfte richtlinienwidrig sein.42
 
        RESÜMEE UND AUSBLICK
 
        Der Erlass des Hinweisgeberschutzgesetzes stellt zweifelsohne einen großen Fortschritt dar. Das Gesetz verbessert den Schutz vieler Whistleblower und schafft mit der Definition der Voraussetzungen für zulässiges Whistleblowing und zumindest einigen spezifischen Schutzmaßnahmen mehr Rechtssicherheit und Rechtsklarheit. Damit sind positive Auswirkungen auf eine Aufdeckung, Unterbindung und gegebenenfalls Ahndung von Verstößen sowie die Prävention von Verstößen zu erwarten. Zu begrüßen ist, dass die Verstoßmaterien entsprechend dem Gesetzesbeschluss vom 16. Dezember 2022 im Vermittlungsverfahren beibehalten wurden. Positiv zu beurteilen sind auch das Wahlrecht zwischen interner und unmittelbarer externer Meldung und die Ermutigung zu einer vorrangigen internen Meldung. Immerhin hat eine kleine Anzahl von EU-Mitgliedstaaten einen zwingenden grundsätzlichen Vorrang interner Meldungen etabliert. Inwieweit sich das Konzept der weitgehenden Zentralisierung der Zuständigkeit für externe Meldungen beim BfJ bewähren wird, bleibt abzuwarten. Auf eine (erste) Prüfung der Meldung wird oftmals eine Weiterleitung an eine Fach-, Aufsichts- oder Strafverfolgungsbehörde folgen.43 Eine effektive Kooperation mit anderen öffentlichen Stellen wird unabdingbar sein.44
 
        Dem Ablauf des Gesetzgebungsverfahrens und der begleitenden Debatte sowie der Gesetzesfassung ist zu entnehmen, dass in Deutschland immer noch Vorbehalte gegenüber Whistleblowing verbreitet sind. Im Vordergrund steht dabei die Angst vor Missbrauch und einer Gefährdung des Betriebsfriedens. Das HinSchG ermutigt weniger zu Whistleblowing, als dies in der EU-Richtlinie angelegt ist. Ein Grund hierfür ist die mehrfach praktizierte Technik, Bestimmungen der WBRL nicht ausdrücklich im Gesetzestext umzusetzen. Damit sind Potenziale für einen Gewinn an Rechtssicherheit ungenutzt geblieben. Bei der fehlenden Konkretisierung des Repressalienverbots kommt hinzu, dass die vom Unionsgesetzgeber gewollte Abschreckung gegenüber solchen Benachteiligungen so schwächer ausfällt.
 
        Angesichts der gesetzgeberischen Zurückhaltung bei den Schutzmaßnahmen werden auch zukünftig allgemeine gesetzliche Vorschriften oder Rechtsinstitute, wie etwa der von der Rechtsprechung entwickelte Anspruch auf Geldentschädigung wegen Persönlichkeitsrechtsverletzung, ergänzend herangezogen werden müssen. Zudem ist der Gesetzgeber an mehreren Stellen das Risiko einer nicht ordnungsgemäßen Umsetzung der WBRL eingegangen.
 
        Über einige Streitpunkte könnte jedoch in absehbarer Zeit erneut debattiert werden. Ab Mitte 2024 ist eine nationale Evaluierung des Umsetzungsgesetzes vorgesehen. In deren Rahmen soll auch festgestellt werden, ob die Regelungen zu anonymen Meldungen funktionieren und inwieweit freiwillig anonyme Meldekanäle eingerichtet wurden. Dabei sollen auch Schadensersatzforderungen gegen Whistleblower nach §38 HinSchG betrachtet werden.45
 
        Im Übrigen verweist eine vom Bundestag ebenfalls am 16. Dezember 2022 angenommene Entschließung auf möglichen weiteren Diskussionsbedarf.46 Dies betrifft unter anderem die Frage der Erweiterung des sachlichen Anwendungsbereichs um Verstöße gegen das Allgemeine Gleichbehandlungsgesetz und sonstiges erhebliches Fehlverhalten von besonderem öffentlichen Interesse. Auch soll die Bundesregierung die Möglichkeit prüfen, wie finanzielle Unterstützungsangebote für Whistleblower ausgestaltet werden können. Einige Mitgliedstaaten haben freiwillig Regelungen zu finanziellen Hilfen und/oder psychologischer Betreuung für Whistleblower eingeführt. Zudem wird in der Entschließung ein zügiger Aufbau einer unabhängigen Kontrollinstanz gefordert, die für Streitfragen hinsichtlich der materiellen Einstufung von Verschlusssachen zuständig ist.
 
        Mit der Umsetzung der Richtlinie wurde es jedenfalls höchste Zeit. Wegen der Zögerlichkeit des Gesetzgebers ist es nicht unwahrscheinlich, dass Deutschland infolge der von der EU-Kommission beim EuGH eingereichten Klage rund 34 Millionen Euro wird zahlen müssen.47
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        VON SCHMUTZIGEN VÖGELN UND SCHWARZEN SCHAFEN
 
        Zur sozialen Figur des Nestbeschmutzers
 
        Iris Hermann
 
        Beim „Nestbeschmutzer“ oder der „Nestbeschmutzerin“ handelt es sich um einen Ausdruck, der zwar etwas altmodisch wirkt, aber dennoch häufig Verwendung findet. Gemeint ist eine Person, die Missstände in der eigenen Gruppe (Familie, Gesellschaft, Staat) aufzeigt und Kritik im Rahmen der eigenen Zugehörigkeit zu dieser Gruppe übt.
 
        Auch wenn die Redensart „Das eigene Nest beschmutzen“ vermutlich schon vor 1000 n. Chr. verbreitet war, ist sie seit dem Spätmittelalter sicher nachweisbar. Ihr Vorbild stammt aus dem Tierreich. In der mittelalterlichen Zoologie sagte man (allerdings fälschlicherweise) dem Wiedehopf nach, er würde das eigene Nest beschmutzen, das heißt, mit dem eigenen Kot verunreinigen. Die Vorstellung, dass der Wiedehopf ein schmutziger Vogel sei, finden wir schon beim antiken griechischen Dichter Aristophanes, und sie lässt sich, so vermutet Lutz Röhrich in seinem Lexikon der sprichwörtlichen Redensarten,01 räumlich bis in den Orient verfolgen. Der spätmittelalterliche Dichter Muskatblüt schreibt: „Duosto selbe in din eigen nest/Du glichest wol den wedehoppen/Wa du dan sitzest oder stest/Darin so muostu knoppen.“ In Johann Agricolas „Außlegung gemeyner deutscher Sprichwörter“ schreibt er in Kapitel 665: „Wer in sein eygen nest scheißt, der ligt vunsannft, und ist nit ehren werdt. (…) Man sagt, daß under allen fögeln keyner in sein nest thuo denn der Widhopff, darumb er acu eyn verachter vogel ist, wiwol er eyn kron vund Kamp tregt, vnd hatt hübsche federn, denn er ist mit ehren werdt.“02
 
        Was hier auffällt, ist zweierlei: die selbstbeschädigende Komponente der Nestbeschmutzung und die ehrabschneidende Bewertung dieses Tuns durch die Außenwelt, auch außerhalb der eigenen Gruppe. Seine eigene Umgebung zu verunreinigen, die eigenen Verwandten, das eigene Umfeld zu kritisieren, gilt schon seit dem späten Mittelalter als unehrbar und wird entsprechend scharf kritisiert. Der Begriff weist also eine ausgesprochen abwertende Konnotation auf. Anders konnotiert ist der „Whistleblower“, also derjenige, der andere „verpfeift“. Seine Kritik gilt, anders als beim Nestbeschmutzer, zumindest außerhalb der eigenen Gruppe als mutig und Missstände aufdeckend. Der Begriff ist demnach positiv konnotiert.03
 
        Kritik innerhalb des eigenen Umfelds wird hart sanktioniert, man hat sogar den Eindruck, viel stärker als dort, wo sie von Mitgliedern anderer Gruppen vorgebracht wird. Offensichtlich destabilisiert es die eigene soziale Identität, wenn ein Gruppenmitglied mit der eigenen Gruppe ins Gericht geht. In der Sozialpsychologie nennt man dieses Phänomen den black sheep effect. Demnach bewertet man abweichende Mitglieder der eigenen Gruppe negativer als vergleichbare Mitglieder einer von der eigenen sozialen Identität entfernteren Gruppe. Warum ist das so?
 
        BLACK SHEEP EFFECT
 
        Zur Erklärung dieses Phänomens existieren mehrere Ansätze.04 Aus Sicht der Theorie der sozialen Identität besitzen die Gruppen, denen man angehört, einen hohen Wert für das eigene Selbstverständnis. Über sie definieren wir oft unser eigenes Selbstbild. Wenn ein Gruppenmitglied ein abweichendes Verhalten zeigt, wird es nach Auffassung dieses Ansatzes deshalb stark sanktioniert, um die eigene soziale Identität, die so wichtig für das einzelne Individuum ist, nicht zu gefährden. Das geht so weit, dass eine Gruppe solche Mitglieder, die sich über die Normen der eigenen Gruppe hinwegsetzen, ausschließt, um ihr Gruppenbild aufrechtzuerhalten. Dieser Effekt wird insbesondere dort beobachtet, wo sich Gruppenmitglieder mit der eigenen Gruppe besonders stark identifizieren.05 Sie sind besonders motiviert, deviantes Verhalten in der eigenen Gruppe abzustrafen.
 
        Andere Ansätze legen nahe, dass es vielleicht weniger darauf ankommt, die soziale Identität zu schützen, als darauf, sich persönlich als Individuum von einem „schwarzen Schaf“ abzugrenzen.06 Zudem konnte gezeigt werden, dass eine negative Bewertung und damit einhergehend auch eine härtere Sanktionierung immer dann auftritt, wenn Informationen über abweichendes Verhalten ausführlich in der Gruppe diskutiert und entsprechend differenziert verarbeitet werden konnten.07 Es ist demnach davon auszugehen, dass der black sheep effect nicht nur ein Phänomen ist, das innerhalb einer Gruppe deren Struktur aufrechterhalten soll, sondern dass auch andere Faktoren eine Rolle spielen, die dafür sorgen, dass ein „schwarzes Schaf“ härter bestraft oder ausgegrenzt wird als ein Mitglied einer anderen Gruppe.
 
        KARL KRAUS, DER NESTBESCHMUTZER
 
        Es ist nicht nur die Sozialpsychologie, die sich mit dem hier diskutierten Phänomen beschäftigt. Insbesondere im literarischen Diskurs, vor allem aber in der österreichischen Literatur, findet sich eine reichhaltige Diskussion über Nestbeschmutzung und Nestbeschmutzer:innen. In der Literatur „zu Hause“ ist die Nestbeschmutzung insbesondere dort, wo sie polemisch wird oder selbst Gegenstand von Polemik ist.
 
        Karl Kraus kann als derjenige gelten, der das Phänomen in die österreichische Literatur eingeführt hat, und zwar in dem Sinne, dass er die Anwürfe gegen seine Kritik an den Zuständen der österreichischen Gesellschaft selbstbewusst als Nestbeschmutzung tituliert und für sich ganz bewusst in Anspruch nimmt, ein Nestbeschmutzer zu sein:08 „Nun, man möge zur Kenntnis nehmen, daß ich wirklich das bin, was sie mit der dümmsten, niedrigsten, ungesehensten Metapher zu bezeichnen lieben: Der Vogel, der sein eigenes Nest beschmutzt.“
 
        Und er fährt fort, indem er zunächst deutlich macht, dass er als „Nest“ eben nicht die eigene Nation betrachtet, auch wenn er von dort aus argumentiert:
 
        „Soll man dem nationalen Kretinismus ernsthaft auch noch über Prozesse der geistigen Natur Rechenschaft ablegen? Wenn er es hören will, so empfange er das Bekenntnis, daß ich kein Vaterland habe außer meinem Schreibtisch, den ich aus irgendwelchen Gründen privater Art nicht in eine Gegend übersiedeln kann, deren Lebensform meinen Nerven tatsächlich genehmer ist und die mir vor allem den wünschenswertesten aller Vorteile bietet: daß ich da immerhin sicherer wäre, wenigstens die Sprache, in der ich denke und der ich darum als einer Herrin diene, nicht prostituiert zu sehen, nicht stündlich in Lettern und Lauten geschändet zu empfangen.“
 
        Karl Kraus hat hier schon einen seiner Hauptkritikpunkte vorgebracht: Er sieht die Sprache in seinem „Vaterland“ verunglimpft, er spricht sogar von „prostituiert“ und „geschändet“. Ein Beispiel dafür ist die Rede von der Nestbeschmutzung. Er „reinigt“ sozusagen, biologisch ganz korrekt, den Vogel vom Vorwurf der Nestbeschmutzung und führt ihn stattdessen auf die Gemeinheit der Menschen zurück: „Ich frage den Menschen, der die Tierwelt durch den Vergleich mit sich beschimpft, der es wagt, seine schäbige Denkart in die Sphäre freier Gottesgeschöpfe einzuschmuggeln, und der seine Eitelkeit im wahrsten Sinne des Wortes mit fremden Federn schmückt – ich frage ihn, ob er denn wirklich glaubt, daß ein Vogel es vorziehen wird, das fremde Nest zu beschmutzen, weil der Mensch ihm das zutraut und weil er seinerseits solche Gemeinheit für praktisch hält.“
 
        Karl Kraus konfrontiert in seiner Rede die Zuhörenden also damit, dass er den Vorwurf des Schmutzes umkehrt, indem er deutlich macht, dass es ein schmutziger Vorwurf ist, der Vogelwelt zuzutrauen, ihr eigenes Nest zu beschmutzen. Und er nimmt dies gleich zum Anlass, die Redensart entsprechend zu verändern:
 
        „Der Mensch, der die Redensart ersonnen hat, in der seine ganze Selbstsucht mit so naiver Schamlosigkeit zum Ausdruck kommt, ist da offenbar in eine falsche Redensart hineingetreten, in die vom Kuckuck, der seine Eier in fremde Nester legt, und hat diesen Akt des Egoismus in der ihm nächsten Richtung des Schmutzes ausgebaut und vertieft. Doch die Seichtigkeit des Anwurfs, der dieser Redensart zugrundeliegt, ist gar nicht auszuschöpfen. Um Schmutz handelt es sich allerdings. Aber weil der Vogel, der sein Nest schmutzig findet, der Vogel, den sein eigenes Nest beschmutzt, es reinigen möchte, weil er Lust und Mut hat zu dieser Arbeit, so sagen die anderen Vögel, die sich im Schmutze wohl fühlen, er ‚beschmutze‘ das Nest.“
 
        Nicht der Nestbeschmutzer beschmutzt also das Nest, sondern er ist derjenige, der es vom Schmutz reinigt und sich dabei unweigerlich schmutzig machen muss, so lautet zusammengefasst die Argumentation. Im weiteren Verlauf seiner Rede geht Kraus wieder auf die Ebene der Sprachlichkeit zurück und lenkt seinen Blick auf die Metaphorik der Redensart:
 
        „Der Zusammenstoß zwischen einer Wirklichkeit und einer Metapher ist immer eine Katastrophe: der Zustand der Schmutzigkeit und dessen Darstellung, die ein Beschmutzen genannt wird von jenen, die den Schmutz zwar haben, aber verbergen wollen. Nun, ich habe mein ganzes Leben hindurch nichts anderes als dieses Beschmutzen getrieben und mir dafür den Haß der Schmutzigen bis zu einem Grade zugezogen, der in der Geschichte des Geisteslebens ohne Beispiel sein dürfte.“
 
        Karl Kraus begreift seine kritische Arbeit als Reinigungsarbeit, bei der er schmutzig wird, weil er den Dreck permanent aufspürt und seine Beschaffenheit zum Thema macht. In diesem Sinne sieht er sich als denjenigen, den das eigene Nest beschmutzt, weil so viele es verunreinigen.
 
        Die kritische österreichische Literatur bleibt auch nach Karl Kraus mit dem Vorwurf der Nestbeschmutzung eng verbunden. Er bleibt dabei nicht auf Karl Kraus beschränkt, sondern findet weitere Adressat:innen, vor allem in Thomas Bernhard und Elfriede Jelinek.09 Robert Schindel nimmt diesen Begriff in einem seiner jüngsten Werke, dem Roman „Der Kalte“,10 wieder auf und zeigt uns seine Relevanz für die 1980er Jahre.
 
        THOMAS BERNHARD UND ELFRIEDE JELINEK
 
        Der Fokus der kritischen österreichischen Literatur ist spätestens seit Thomas Bernhard immer wieder darauf gerichtet, die nationalsozialistische Vergangenheit des Landes offenzulegen. Während die deutsche Beschäftigung mit der eigenen Verantwortung zumindest teilweise gelingt oder doch zumindest versucht wird, kann in Österreich davon lange Zeit nicht die Rede sein. Im Staatsvertrag zwischen Österreich und den Alliierten von 1955 wird das Land als erstes Opfer des nationalsozialistischen Nachbarn betrachtet und eine Mitverantwortung an der Judenverfolgung negiert. Erst in den 1980er Jahren richten sich österreichische Autor:innen gegen diese Geschichtsverfälschung und werden daraufhin regelmäßig als Nestbeschmutzer:innen beschimpft.11
 
        Wie äußert sich die Kritik der „Nestbeschmutzer:innen“?
 
        In Thomas Bernhards Werk sind die vielfältigsten kritischen Schimpfkanonaden enthalten. Der Literaturwissenschaftler Manfred Jurgensen hat nur für Bernhards Drama „Elisabeth II.“ die folgenden zusammengestellt:12
 
        „[D]ie Österreicher sind ein verkommenes Volk/die Österreicher hassen die Juden/und die aus der Emigration zurückgekommenen am allertiefsten/die Österreicher haben nichts gelernt/ein ganzes Volk als ein ganz schäbiger Charakter/die schönsten Gegenden Österreichs haben immer die meisten Nazis angezogen/wohin wir schauen nationalsozialistische Gemeinheit und katholischer Schwachsinn.“
 
        Der Blick auf Thomas Bernhards Gesamtwerk macht die grundsätzliche Ambivalenz seiner Kritik deutlich. Einerseits nimmt die Schärfe noch zu, andererseits nimmt Bernhard selbstironisch sein eigenes Werk nicht von seiner Kritik aus. Die Schärfe gipfelt darin, die Vorwürfe bis in den Wahnsinn gleiten zu lassen. „Wenn er in Korrektur erklärt“, so Jurgensen, „dass Österreichs ‚ununterbrochener Geisteszustand (…) als vollkommene Verrücktheit‘ bezeichnet werden muss, bekennt er seine krankhafte Identifizierung mit einem ‚Selbstmördervolk‘ (…), das von der eigenen sinnlosen Existenz weiß. Für Bernhards Sprachkunst folgt, dass Schreiben ‚gegen alle Vernunft‘ ist, dem ‚Naturverbrechen‘ gleich, ‚Kinder in die Welt zu setzen‘ (…)“.13
 
        Thomas Bernhards Werk stellt sich ganz bewusst in die Tradition der von Karl Kraus entworfenen „Nestsäuberung“, bei dem sich der Kritiker mit dem Dreck, den er aufwirbelt, unweigerlich selbst beschmutzen muss.
 
        Anfang der 1990er Jahre stellt die spätere Nobelpreisträgerin Elfriede Jelinek einen Zusammenhang zwischen den NS-Verbrechen und der Politik der FPÖ her. Die Ausgrenzung von Menschen sei einer der ersten Schritte in die totalitäre Herrschaft, äußert sie 1991 auf einer Demonstration gegen Fremdenhass.14 Sie kritisiert gerade die Mechanismen, die zum Vorwurf der Nestbeschmutzung führen: die Ausgrenzung Andersdenkender und die eigene Geschichtsvergessenheit.15 Noch als Nobelpreisträgerin wird Elfriede Jelinek immer wieder als Nestbeschmutzerin bezeichnet.
 
        DIE WALDHEIMAFFÄRE IM ROMAN „DER KALTE“
 
        Am 8. Juni 1986 wurde Kurt Waldheim im zweiten Wahlgang zum Bundespräsidenten Österreichs gewählt. Bis zu diesem Zeitpunkt konnte er auf eine große diplomatische Karriere zurückblicken: Zehn Jahre lang hatte er das wichtige Amt des Generalsekretärs der Vereinten Nationen bekleidet, zuvor war er Außenminister Österreichs gewesen. Seine Wahl, seine Person und sein Verhalten lösten eine politische Kontroverse aus, die die Grundlagen der Republik Österreich veränderte. Dabei ging es weniger um die öffentliche Bloßstellung eines NS-Täters, als vielmehr um die Art und Weise, wie sich die Nation an die NS-Verbrechen erinnerte, und darum, welche Verantwortlichkeiten sich aus diesen Verbrechen ergaben. Waldheim wurde nicht beschuldigt, ein Kriegsverbrecher zu sein. Was die Feindseligkeit erregte, war die Art und Weise, wie er seine Karriere „frisierte“, indem er seinen tatsächlichen Aufenthaltsort in den letzten Kriegsjahren verheimlichte und über seine Nähe zu dem hingerichteten Kriegsverbrecher General Alexander Löhr in Jugoslawien log. Er muss von den Massenmorden gewusst haben, auch wenn er nicht persönlich daran beteiligt war. Stattdessen berief er sich auf Gedächtnislücken und leugnete seine Mitgliedschaft in den Sturmtruppen. Waldheim blieb sechs Jahre im Amt.
 
        In Schindels Roman, der die Waldheimaffäre thematisiert,16 tritt Waldheim von der Kandidatur zurück. Die politischen Gegner überziehen sich gegenseitig mit Schmutzkampagnen, und dass dabei Waldheim im Mittelpunkt steht, ist nicht zufällig. Vielmehr lag genau das nahe bei einem Mann, der in seiner Vergangenheit als hoher NS-Offizier immer dort zugegen war, wo „Säuberungen“ durchgeführt wurden. Schindel hat Waldheim einen langen Gedankenmonolog geschrieben, der darin gipfelt, dass sich „Johann Wais“, wie er im Roman heißt, „angegeifert“ fühlt.
 
        Umgekehrt werden Waldheims Gegner von ihm diffamiert und als „Nestbeschmutzer“ wahrgenommen. Der Begriff wird so ausufernd und flächendeckend verwendet, dass die kritische Gegenöffentlichkeit der „Nestbeschmutzer“ diesen Begriff mitunter selbst als Kampfbegriff wählt, was unter anderem darin gipfelt, dass der „Republikanische Club“, ein Verein, der sich für Menschenrechte und Aufklärung engagiert, ein Buch herausgibt, das „Von der Kunst des Nestbeschmutzens“ heißt.17
 
        Im Roman „Der Kalte“ ist der Theaterskandal, der auf die Geschehnisse rund um die Uraufführung von Thomas Bernhards „Heldenplatz“ anspielt, Anlass, die Akteure mit dem Vorwurf der Österreichbeschimpfung und Nestbeschmutzung zu konfrontieren. Einem Journalisten wird der vor der Aufführung streng geheime Text in Auszügen zugespielt, das eigentliche Stück dadurch zwar nicht erkennbar, aber doch Trigger für eine sehr derbe Aktion: „Gegen vier Uhr nachmittags erschien vor dem Burgtheater ein großer Lastwagen. Er hielt vorschriftswidrig vor dem Eingang des Theaters. Aus der Führerkabine stiegen zwei Männer in Overalls aus, liefen nach hinten, öffneten die Ladefläche, sprangen hinauf und begannen also gleich mit Mistgabeln dreckiges Stroh, welches mit Jauche durchsetzt war, herunterzuschmeißen. (…) Menschen begannen sich anzuhäufen, umstanden den wachsenden Misthaufen und bekundeten Sympathie mit der Aktion. Einer rief: ‚Scheißts das Burgtheater zua!‘“18
 
        Schindel hat sich eng an die tatsächlichen Ereignisse gehalten, sein Roman zeigt aus der Aufarbeitung der Waldheimaffäre und dem Theaterskandal um Bernhards „Heldenplatz“, wie häufig und facettenreich der Begriff des Nestbeschmutzers um 1986 in Wien verwendet wurde.
 
        NESTBESCHMUTZUNG IN EINER PLURALEN WELT
 
        Spielt der Topos der Nestbeschmutzung in einer pluralisierten und globalisierten Welt, in der Menschen sehr vielen verschiedenen Gruppen zuzurechnen sind, noch eine Rolle? Sollten uns unsere mannigfachen Zugehörigkeiten nicht daran hindern, allzu empfindlich auf abweichende Meinungen und Verhaltensweisen zu reagieren?
 
        Diese Frage möchte ich abschließend an zwei Beispielen diskutieren. Das erste Beispiel ist ein literarisches und betrifft noch einmal einen österreichischen Text: Peter Handkes „Untertagblues“ von 2003.19 Ein Mann, von Handke als „Volksredner“, „wilder Mann“, „Spielverderber“ und „Volksfeind“ eingeführt, betritt die U-Bahn und beginnt zu reden. Zielgerichtet wendet er sich an einzelne Mitfahrer und sagt ihnen auf den Kopf zu, was er von ihnen denkt.
 
        Worüber redet er? Der wilde Mann ist ein Intellektueller, der sich darin gefällt, seine Mitreisenden auf ihre Defizite, vor allem auf ihre Hässlichkeit, ihre Spießigkeit und ihre verpassten Lebenschancen hinzuweisen. Handkes „Volksfeind“ spricht alles aus, was ihm durch den Kopf fährt, völlig unzensiert. Das geschieht durchaus elaboriert und mit Anklängen an große literarische und mythische Traditionen. Zu Beginn spricht er die Menschen in der U-Bahn als Gemeinschaft an, er fühlt sich von ihnen verfolgt: „Und schon wieder ihr. Und schon wieder muss ich mit euch zusammen sein. Halleluja. Miserere. Ebbe ohne Flut. Ihr verdammten Unvermeidlichen. Wärt ihr wenigstens Übeltäter. (…) Auf Schritt und Tritt kreuzt ihr meine Wege. Ihr durchkreuzt sie, mit eurer gottsjämmerlichen und von allen guten Geistern verlassenen Unnatur.“20 So allgemein und unbestimmt, so religiös grundiert zudem die Anwürfe hier noch sind, so sehr konkretisieren sie sich dort, wo sie sich in den folgenden Stationen (und ein Stationendrama ist dieses Drama im wörtlichen Sinn) einer Person oder einer Personengruppe zuwenden. All die Worte, die da schimpfend fallen, sind politisch inkorrekt, richten sie sich doch in einer reaktionären Haltung gegen Frauen, Ausländer:innen, Wissenschaftler:innen, Leser:innen, Paare – letztendlich gegen jeden und jede und damit auch gegen sich selbst.
 
        Die U-Bahn-Stationen haben von Handke Bezeichnungen erhalten, die Stationsnamen verschiedener real existierender Stationen zu einem Phantasienamen amalgamieren. In dieser Zusammenstellung ist schon ein Hinweis auf die Heterotopie dieses Ortes enthalten. Heterotopisch deshalb, weil er zwar einerseits alltäglich und banal ist, andererseits aber ein Ort des Übergangs und des Transits – und doch ein Ort, an dem man wartend innehält und nicht mehr da ist, wo man herkommt, und noch nicht da ist, wo man hinwill.
 
        Handkes wilder Mann, der alles, was er sieht, einer überaus strengen Kritik aussetzt und damit eine ganze U-Bahn gegen sich aufbringt, kommt dort an sein Ende, wo ihm eine „wilde Frau“ den Spiegel vorhält und ihn als unbequemen und intoleranten Grantler entlarvt. Die U-Bahn als Ort unserer globalisierten Welt schafft ein Zufallskollektiv, das hier nur deshalb zu einer Gruppe wird, weil alle fast gleichzeitig beschimpft werden. Die Toleranz für die unterschiedlichsten Lebensentwürfe,21 die hier aufeinandertreffen, kann der „Volksfeind“ nicht aufbringen, seine Empfindlichkeit stört sich an allem. Der Widerpart zu dieser Figur, die „wilde Frau“, die am Ende des Stückes dem Mann den Spiegel vorhält und seine Kritik als lebensverneinend analysiert, macht den Weg frei zu anderen Einsichten. Indem auf die genaue Topographie des Lebens verzichtet und die Einsicht formuliert wird, dass eben nicht zu sagen ist, wo sich das Schöne aufhält, ist die erste Voraussetzung dafür geschaffen, es im Vorhandenen zu entdecken. Indem eine Stimme das Glück als Orientierungslosigkeit preist, endet das Stück. Auch in globalisierten Gesellschaften sind also Nestbeschmutzer:innen „unterwegs“ – eben gerade dort, wo ihnen die Toleranz fehlt, Verschiedenheiten zu respektieren.
 
        Das zweite Beispiel ist das Parteiordnungsverfahren, mit dem am 31. Juli 2020 der ehemalige Berliner Finanzsenator Thilo Sarrazin aus der SPD ausgeschlossen wurde. Insbesondere Sarrazins Thesen zur Migration und zu Migrant:innen stießen innerparteilich auf harsche Kritik, weil sie als rechtspopulistisch und in Teilen rassistisch wahrgenommen wurden. Nachdem vorherige Anläufe immer wieder gescheitert waren, entschied die Bundesschiedskommission schließlich in einem dritten Parteiordnungsverfahren, Thilo Sarrazin wirksam aus der SPD auszuschließen. Sarrazins Positionen, so die Kommission, hätten in der SPD keinen Platz. Auch hier handelte es sich um eine klassische Nestbeschmutzungssituation, die darin gipfelte, das unliebsame Parteimitglied nach Jahren anhaltender Diskussionen zu entfernen.
 
        Die sehr unterschiedlichen Beispiele zeigen, dass der soziale Typus des Nestbeschmutzers auch in unseren pluralen Gesellschaften nach wie vor anzutreffen ist: erstens als Imagination eines misanthropischen Grantlers, der gegen jeden und jede wettert, wie es in Handkes Stück so wirkungsvoll ausagiert wird und in jeder U-Bahn geschehen könnte; und zweitens in Form des black sheep effect, mit dem die eigene Gruppe vor unbequemen und die Gemeinschaft destabilisierenden Mitgliedern geschützt werden soll.
 
        Allerdings spricht man heute sehr viel seltener vom „Nestbeschmutzer“ oder der „Nestbeschmutzerin“. Auch hat die Sozialpsychologie gezeigt, wie multifaktoriell etwa der black sheep effect zu betrachten ist, der eben nicht nur damit erklärt werden kann, dass der Nestbeschmutzer die soziale Identität stört. Das Beispiel Sarrazin spricht jedoch für diese Art der Erklärung, während die „Grantlervariante“ von Peter Handke darauf verweist, dass die Ausdifferenziertheit unserer Welt zuweilen auf Menschen trifft, die eine plurale Vielfalt als Zumutung empfinden – und die sich selbst außerhalb eines toleranten Miteinanders stellen und bewusst Nestbeschmutzer:innen sein wollen, ohne damit notwendigerweise eine bewusste politische Botschaft zu verbinden, wie sie sie etwa Thomas Bernhard und Elfriede Jelinek angesichts einer österreichischen Geschichtsvergessenheit und neu aufkommender rechtspopulistischer Parteien für sich in Anspruch nahmen. Zwischen diesen sehr unterschiedlichen Polen changieren aktuelle Nestbeschmutzungsphänomene. Es wäre wichtig, zwischen ihnen sorgsam zu unterscheiden und die Entwicklung des Begriffs zu reflektieren, bevor er Verwendung findet.
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        WHISTLEBLOWER UND BESCHWERDESTELLEN BEI DER POLIZEI
 
        Nadja Maurer
 
        Denkt man an das Thema „Whistleblowing“, kommen einem vermutlich nicht als erstes Beschwerdestellen für behördliches Fehlverhalten in den Sinn; stattdessen werden die meisten zunächst an die Aufdeckung geheimer staatlicher Informationen denken. Doch wie bei anders gelagerten Whistleblowing-Fällen auch verbindet sich mit der Forderung nach unabhängigen Beschwerdestellen die Hoffnung, Missstände und Fehlentwicklungen aufzudecken und die Meldebereitschaft durch den Schutz von hinweisgebenden Personen zu verbessern. Besonders bei der Polizei sind berufsspezifische und organisationale Besonderheiten ein enormes Hemmnis für potenzielle Whistleblower. Umso wichtiger sind effektive Beschwerdestellen, an die sich Bürgerinnen und Bürger, aber auch Polizisten wenden können. Diese Einrichtungen sind jedoch vielen noch unbekannt.
 
        (POLIZEI-)BESCHWERDESTELLEN IN DEUTSCHLAND
 
        Beschwerdestellen sind ein Instrument demokratischer Rechtsstaatlichkeit, um das Recht auf wirksame Beschwerde und öffentliche Überprüfbarkeit zu gewährleisten.01 Der Idee nach soll sich grundsätzlich jede und jeder an Beschwerdestellen wenden können, um Kritik an polizeilichen Maßnahmen zu äußern oder Fehlverhalten auch unterhalb der Schwelle der Strafbarkeit zu melden. Die Meldung kann schriftlich oder mündlich erfolgen, Beschwerden müssen auf Wunsch vertraulich behandelt werden, und Hinweise können anonym abgegeben werden.02 Im europäischen Vergleich sind polizeiliche Beschwerdestellen in Deutschland vergleichsweise spät und hinsichtlich ihrer Handlungsspielräume eher zögerlich eingerichtet worden.03 Anders als in anderen Staaten bearbeiten Polizeibeschwerdestellen hierzulande auch Eingaben aus der Polizei selbst, die ohne Einhaltung des Dienstwegs an sie herangetragen werden können.04
 
        Die polizeiinternen Mechanismen zur Aufklärung von Fehlern und Fehlverhalten umfassen Instrumente wie die Beratungs-, Remonstrations-05 und Verschwiegenheitspflicht, das interne Berichtswesen und Stellen für interne Ermittlungen. Die Melde- und Unterrichtungspflicht umfasst jedoch nur Dienstvergehen, die mindestens die Schwelle zur Strafbarkeit überschreiten. Dies ist oft nicht der Fall, wie etwa die öffentlich gewordenen Chats von Polizeibeamten mit rassistischen oder rechtsextremen Äußerungen zeigen. Hierbei handelte es sich zwar um Dienstvergehen, nicht jedoch um strafrechtlich relevantes Verhalten.
 
        Die Schaffung von Beschwerdemöglichkeiten über polizeiliches Handeln ist in Deutschland Aufgabe der Länder. Entsprechend heterogen sind die Beschwerdestellen der Bundesländer ausgestaltet:06 Sie unterscheiden sich bezüglich ihrer gesetzlichen Grundlagen, Mandate, Kompetenzen, Ressourcen und Befugnisse, etwa hinsichtlich ihrer Ermittlungsbefugnisse, der Akten- und Dateieneinsichtsmöglichkeiten, der Betretungsrechte für Polizeidienststellen oder der Auskunftsrechte gegenüber den Innenministerien.07 Unterschiedlich ausgestaltet sind sie auch hinsichtlich ihrer Verfahrenspraxen und Aufgabenbereiche: Einige Stellen sind für Beschwerden gegen alle behördlichen Entscheidungen zuständig, andere nur für jene der Polizei. Entsprechend variiert auch die Zusammenarbeit zwischen den Beschwerdestellen und den polizeilichen Dienststellen.
 
        In einigen Bundesländern sind die Bürger- und Polizeibeauftragten als Hilfsorgane der Parlamente für die Ausübung der Kontrolle der Exekutive an die Legislative angegliedert,08 in anderen Ländern sind die Polizeibeschwerdestellen Teil der Exekutive und an die Innenministerien oder Polizeipräsidien angebunden. Mitunter sind auch die Polizeibehörden selbst für die Bearbeitung von Beschwerden über polizeiliches Fehlverhalten zuständig,09 und in manchen Bundesländern existieren sogar mehrere Stellen nebeneinander. Die Aufgaben der Beschwerdestellen lassen sich grundsätzlich in drei Zielsetzungen zusammenfassen: „Rechtsbehelf“, „Mediation/Dialog“ und „Monitoring/Verbesserung“.
 
        Ob Sachverhalte angemessen geklärt werden können und Betroffene zu ihrem Recht kommen, hängt wesentlich von den Möglichkeiten zur Einsichtnahme ab. Zwei Drittel der Beschwerdestellen in Deutschland haben Akteneinsicht und können auch die Beschwerten anhören, der Hälfte ist die Anhörung von Zeugen gestattet, ein Drittel hat Betretungsrechte für polizeiliche Dienststellen. Wenn zur Aufklärung von Sachverhalten die Ermittlungsbefugnis darauf beschränkt ist, Petenten anzuhören (was bei Bürgerbeauftragten häufig der Fall ist), wird zwar der Betroffenenperspektive Raum gegeben, ein wirksamer Rechtsbehelf für Betroffene von polizeilichem Fehlverhalten ist dadurch jedoch nicht gewährleistet. Die Polizeibeauftragten der Länder haben meist die Aufgabe, den Dialog zwischen der Zivilgesellschaft und der Polizei zu stärken und erstere dabei begleitend zu unterstützen. Dabei haben sie auf eine einvernehmliche Erledigung hinzuwirken, sie haben also vor allem eine Mediationsfunktion. Für die Ermittlung und Verfolgung von Straftaten oder Disziplinarvergehen sind sie nicht zuständig.10
 
        Neben der Aufgabe, Rechtsbehelf zu garantieren oder ein Einvernehmen zwischen Beschwerenden und Beschwerten zu erzielen, können Beschwerdestellen im Idealfall auch problematische Tendenzen und Entwicklungen in Polizeibehörden aufzeigen. In jedem Bundesland gibt es mindestens eine Beschwerdestelle, die in selbst identifizierten Problemfeldern – etwa dem Extremismusbereich oder dem Verhalten Polizeibediensteter in sozialen Medien – Schwerpunkte setzen und initiativ tätig werden kann.
 
        Angesichts dieser vielfältigen Unterschiede zwischen den Beschwerdestellen wäre es irreführend, sie grob in „unabhängig“ oder „nicht unabhängig“ zu unterteilen. Vielmehr zeigen sich unterschiedliche Grade von Unabhängigkeit und, je nach Konfiguration einer Beschwerdestelle, je eigene Wirkungspotenziale und Grenzen.
 
        Vier von fünf Beschwerdestellen in Deutschland haben standardisierte Verfahren zur Bearbeitung von Beschwerden. Der Grad der Verfahrensmäßigkeit hängt dabei eng mit der Zielsetzung einer Beschwerdestelle zusammen: Ist das Ziel, einen Rechtsbehelf zu garantieren, ist die Ausrichtung notwendigerweise formalisierter, da eine juristische und schriftliche Bearbeitung des Sachverhalts vorgenommen wird. Besteht die Zielsetzung hingegen in Mediation und Dialogförderung, wird der Bearbeitungsprozess oft mit den Betroffenen gemeinsam, fallspezifisch und in Form von Gesprächen gestaltet.
 
        Als Instrument zur Qualitätssicherung der polizeilichen Arbeit werden die Erkenntnisse aus Beschwerdeverfahren mehrheitlich nicht genutzt. Das Beschwerdeaufkommen wird zwar in allen Bundesländern erfasst, aber weniger als die Hälfte der Stellen gibt ihre Analysen an die Polizei weiter, und nur ein Drittel gibt sie an die Politik. Ein Drittel der Beschwerdestellen führt zwar ein Monitoring durch, gibt die Ergebnisse aber nicht weiter. Knapp die Hälfte der Beschwerdestellen erfasst keine Merkmale von Beschwerdeführenden; hier wären bessere Kenntnisse durchaus sinnvoll, um gegebenenfalls Bevölkerungsgruppen, die sich nicht beschweren, zielgerichteter adressieren zu können und auf die Möglichkeit der Beschwerde aufmerksam zu machen. Ebenfalls die Hälfte der Beschwerdestellen erfasst Strukturmerkmale der beschwerten Polizisten. Solche Erhebungen können relevant sein, wenn Beschwerdestellen gezielt Veränderungen in der Polizei anstoßen wollen.
 
        WHISTLEBLOWING DURCH POLIZISTEN?
 
        Whistleblowing wird in der Polizei als hochproblematisch wahrgenommen. Whistleblower laufen Gefahr, als „Nestbeschmutzer“ gemobbt und systematisch ausgegrenzt zu werden. Interne Beschwerden über Kollegen gelten als schlimm genug, aber gegenüber einem Polizisten, der öffentlich Fehlentwicklungen thematisiert oder gegen Kollegen aussagt, schließen sich die Reihen.11 Der wohl bekannteste polizeiliche Whistleblower ist Frank Serpico.12 Nachdem seine unermüdlichen Versuche, bei seinen Vorgesetzten Gehör zu finden, gescheitert waren, machte er 1970 die in der New Yorker Polizei durch alle Hierarchieebenen um sich greifende Korruption öffentlich. Er wurde umgehend als „Denunziant“ ausgegrenzt – es ging sogar so weit, dass seine Kollegen wegsahen und nicht einschritten, als er angeschossen und lebensgefährlich verletzt wurde. Serpico verließ die Polizei.
 
        Ein „Schweigekodex“ in Polizeibehörden kann nach dem Stand der Forschung als gegeben angenommen werden. Studien zeigen, dass eine Mehrheit der Polizisten auch dann falsch zugunsten von Kollegen aussagen würde, wenn sie durch die Lüge ihrerseits eine Straftat begehen. Die Bereitschaft, Straftaten von Kollegen anzuzeigen, ist eher vorhanden, wenn diese aus Eigennutz handeln und beispielsweise stehlen, sich systematisch bereichern oder Notsituationen von Menschen ausnutzen. Dagegen haben Polizisten oft kein Problem damit, Straftaten ihrer Kollegen wie Trunkenheit am Steuer außerhalb der Dienstzeit zu decken, den Einsatz unrechtmäßiger Vernehmungsmethoden, die Anwendung unrechtmäßiger Gewalt bei der Festnahme fliehender Tatverdächtiger oder die „Fabrikation“ von Tatbeständen, um eine unrechtmäßige polizeiliche Maßnahme im Nachhinein zu legalisieren.13 Der im Hamburger Polizeiskandal 199414 ermittelnde Staatsanwalt formulierte im damaligen Untersuchungsausschuss seinen Eindruck, dass „die Aussagen der Beteiligten [Polizisten] so abgesprochen waren, wie es normalerweise nur im Bereich der Organisierten Kriminalität üblich ist“.15
 
        Die starke Tendenz zur Tabuisierung von Fehlern ergibt sich aus Besonderheiten, die den Polizeiberuf von den meisten anderen Berufen unterscheiden: Polizeibeamte greifen qua ihres gesetzlichen Auftrags tagtäglich in Grundrechte der Bürger ein, etwa durch Personenkontrollen, Wohnungsdurchsuchungen oder den Einsatz physischen Zwangs. Polizeiliche Maßnahmen sind aber nur dann legal, wenn eine entsprechende Rechtsgrundlage vorliegt. Mit dem Strafverfolgungszwang unterliegen Polizisten überdies einer Handlungspflicht, die es in anderen Berufen in dieser Form kaum gibt. Einsatzsituationen sind insofern charakterisiert durch Handlungszwang unter den Bedingungen knapper Zeit, hoher Interaktionsdichte und der Notwendigkeit, Maßnahmen auf der Basis unvollständiger Informationen zu treffen. Das häufige Auftreten von Gefahrensituationen erhöht auch die Häufigkeit von Fehlern. Zudem ist der Prozess der Fehlerdiagnose ein Aushandlungsprozess, an dem Bürger, Medien, Interessengruppen, Staatsanwaltschaften und Gerichte beteiligt sind. Sowohl das Interesse Dritter an der Richtigkeit und Rechtmäßigkeit polizeilichen Handelns als auch der persönliche Schaden für den eines Fehlers überführten Polizisten sind jeweils größer. Kurzum: Fehler bei der Arbeit passieren Polizisten häufiger als anderen Berufsgruppen und sind mit Blick auf die Folgen für den Einzelnen ungleich risikoreicher als für Menschen in den meisten anderen Berufen.
 
        Die Berufsgruppe der Polizisten reagiert auf dieses Risiko mit stark ausgeprägten Solidaritätsnormen.16 Diese werden von Kritikern als „Korpsgeist“ abgekanzelt, für Polizisten selbst ist das Narrativ der Gefahrengemeinschaft jedoch eine plausible Erklärung, weil es eine institutionalisierte Antwort auf die Frage anbietet, warum sie im Zweifel dem Kollegen gegenüber loyaler sind als dem Recht.17 Zwar geraten Polizisten während ihrer Berufsausübung, wenn auch selten, in gefährliche Situationen; in der alltäglichen Polizeiarbeit ist es jedoch um ein Vielfaches riskanter, Rechtsfehler zu begehen, für die der einzelne Polizist zur Verantwortung gezogen werden kann.18 Informell fühlen sich viele Polizistinnen und Polizisten daher verpflichtet, sich gegenseitig vor externer Kritik zu schützen.
 
        Im Streifendienst oder bei Großeinsätzen vollziehen Polizisten ihre Arbeit vor den Augen beliebiger Kollegen. Eine im Einsatz beobachtete und nicht sofort zur Anzeige gebrachte Straftat der Kollegen ist wegen des Strafverfolgungszwangs ebenfalls eine Straftat, weshalb alle am Einsatz Beteiligten – Täter und Zeugen sind Kollegen – schnell eine Interessengemeinschaft mit dem Ziel der Leugnung der Tat bilden. Dieser polizeiliche Korpsgeist beruht aber weder auf geteilten Werten, normativen Überzeugungen und persönlichen Sympathien noch auf gemeinsamen Erlebnissen.19 Im Normalfall identifiziert sich der einzelne Polizist nicht übermäßig mit dem „Kollektiv Polizei“ oder der Dienstgruppe, sondern Polizisten schweigen und lügen vor allem deshalb zugunsten ihrer Kollegen, weil sie ihrerseits auf deren Schweigen und Lügen angewiesen sind.20 Das Verhältnis von Polizisten zueinander ist eines der generalisierten Reziprozität, sodass es kaum eine Rolle spielt, welcher Fehler von wem und wann begangen worden ist.21 Eine zentrale Funktion des Kollektivs liegt darin, den Einzelnen von exklusiver Verantwortlichkeit für sein Handeln zu entlasten und die Risiken und Gefahren beruflicher Fehlleistungen zu delegieren und zu vergemeinschaften – die gegenseitige Loyalität, auch bei grobem Fehlverhalten, ist zugleich eine Art informale Berufsversicherung22 und eine „Komplizenschaft“ durch wechselseitige Abhängigkeiten und Erpressbarkeiten. Jeder und jede Einzelne verbessert so seine beziehungsweise ihre Chancen maßgeblich, den Beruf langfristig ohne persönlichen Schaden ausüben zu können.23
 
        Die Unterstützung, auf die sich Polizisten gegenseitig verlassen können, sichern sie sich vor allem dadurch, dass sie sich bei der Verrichtung ihrer Arbeit gegenseitig in Ruhe lassen, und zwar auch dann, wenn Kollegen unrechtmäßig handeln und es sich aus Sicht der anderen eindeutig um schlechte (illegitime) und illegale Polizeiarbeit handelt.24 Polizisten tolerieren selbst „the worst of their kind in their midst“25 – auch den Kollegen, der zu exzessiver Gewalt neigt –, solange durch dessen Verhalten die Arbeit der übrigen Kollegen nicht übermäßig erschwert wird. Diese sogenannten Widerstandsbeamten sind als Kollegen zwar unbeliebt, werden aber geduldet. Die Schwäche dieser informalen „Versicherungsgemeinschaft“ besteht in ihrer Unfähigkeit, klare Grenzen zwischen legitimem und illegitimem Verhalten zu ziehen und solche Mitglieder auszuschließen, die Situationen regelmäßig zum Entgleisen bringen.26 Das Herbeiführen totaler Regeleinhaltung böte keine praktikable Lösung, weil damit auch die funktional notwendigen Handlungsfreiheiten der Polizisten beeinträchtigt würden. Mithin besteht das Dilemma eines ständigen Spannungsverhältnisses zwischen zahlreichen Rechtsvorschriften, der Komplexität von Einsatzsituationen und informalen Kollegialitätserwartungen, das eine strikte Regelbefolgung auf Dauer unmöglich macht, wie der O-Ton eines Streifenpolizisten veranschaulicht:27 „Given the fact you can’t police by the book, if a bloke hasn’t got a few investigations in his file, he’s probably not doing his job. (…) If you are active as a policeman, you will have complaints against you.“28
 
        Es wäre gleichwohl falsch, für die Gesamtorganisation Polizei pauschal und gleichmäßig verteilt Solidarität und Verschwiegenheit anzunehmen. Starke Solidarität gibt es innerhalb einzelner Einheiten, während zwischen diesen Einheiten und der Führungsebene eher ein wechselseitiges Misstrauen und eine vergleichsweise hohe Bereitschaft herrscht, Fehlverhalten von Polizisten auf anderen Hierarchieebenen an interne Ermittler zu melden.29 Dies spiegelt sich auch in den Polizeieingaben in den Beschwerdestellen. Häufige von Polizisten gemeldete Themen sind individuelle Anliegen und Konflikte mit Vorgesetzten auf anderer Hierarchieebene. Oft geht es um Beurteilungen, Versetzungen, Beförderungen oder Konflikte und Mobbing in Dienstgruppen. Ob diese Beschwerden Indikatoren für strukturelle Missstände und als „Whistleblowing“ zu qualifizieren sind, ist aber zu bezweifeln.
 
        BÜRGERBESCHWERDEN
 
        Die Anlässe für Beschwerden gegen die Polizei sind vielfältig und oft banal. Mehrheitlich wird das Kommunikationsverhalten von Polizeibeamten kritisiert. Häufig wird die mutmaßliche Rechtswidrigkeit polizeilicher Maßnahmen oder vermeintliche Untätigkeit bemängelt. Sehr häufig geht es um den fließenden oder ruhenden Verkehr.30
 
        Mittels Beschwerde kann kritikwürdiges (Fehl-)Verhalten von Polizeibeamten unterhalb der Schwelle der Strafbarkeit bemängelt werden. Eindeutig normierte Fehler wie Verstöße gegen Polizeirecht, die Strafprozessordnung, das Grundgesetz oder die Dienstvorschriften ziehen disziplinarische oder strafrechtliche Folgen für Polizisten nach sich. Dagegen ist fraglich und unklar, wann, ob und wie Verhalten, das gegen keine Regel verstößt, fehlerhaft ist. Dies impliziert unter anderem, dass Auffassungen über „richtiges“ Verhalten existieren. Beschwerdestellen erfüllen insofern die Funktion, Wahrnehmungen darüber, was „fehlerhaftes“ und „kritikwürdiges“ Verhalten ist oder nicht ist, zur Disposition zu stellen. Folglich geht es weniger darum, die (externe) Kontrolle über die Ermittlung und Disziplinierung von Fehlverhalten zu stärken. Beschwerdestellen sind vielmehr Arenen, in denen die Deutungshoheit über nicht-justiziables (Fehl-)Verhalten ausgefochten wird. Mehr als zwei Drittel der Beschwerdestellen klassifizieren eingehende Beschwerden nach einem Prüfschema, das zwischen „unberechtigter“, „teils berechtigter“ und „berechtigter“ Kritik unterscheidet. Für Beschwerende ist dies bedingt hilfreich zur Klärung von Sachverhalten und entschieden kontraproduktiv für den angestrebten Perspektivwechsel mittels Dialog.
 
        Die Ergebnisse eines nicht-repräsentativen Feedback-Fragebogens der Hamburger Beschwerdestelle deuten darauf hin, dass die Petenten überwiegend männlich, fast ausschließlich ältere deutsche Staatsbürger und Angestellte, Selbstständige und Ruheständler sind.31 Der Akt des Sich-Beschwerens ist sehr voraussetzungsreich: Es bedarf nicht nur des Vertrauens in Rechtsstaatlichkeit und in die Institution Polizei, sondern auch diverser Kompetenzen. Die Bevölkerungsgruppen, die mutmaßlich ernstzunehmende Kritik zu äußern hätten, sind vor allem Jugendliche, Menschen mit Migrationshintergrund und/oder Sprachbarrieren und marginalisierte Personen. Dies sind aber zugleich auch die Bevölkerungsgruppen mit geringer Beschwerdemacht, die die Möglichkeit der Beschwerde kaum nutzen. Insgesamt erreichen die Beschwerdestellen nur wenige Hinweise auf Rassismus oder Polizeigewalt.32 Bei polizeilich angebundenen Beschwerdestellen birgt der Strafverfolgungszwang der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter das Risiko einer „Gegenanzeige“ für Petenten. Dies stellt für Betroffene von Polizeigewalt ein reales Hindernis dar, ihr Recht auf Beschwerde wahrzunehmen, weil sie fürchten müssen, selbst zu Beschuldigten in einem Strafverfahren zu werden.
 
        Darüber, wie zufrieden Petenten mit der Bearbeitung ihrer Beschwerde sind, liegen keine verlässlichen Daten vor. Jede fünfte Beschwerdestelle holt Feedback ein, aber der Rücklauf ist in der Regel sehr gering. Insofern kommt es zu weiteren Verzerrungen, die den Aussagewert des Feedbacks einschränken, nämlich zugunsten von Petenten mit dezidiert hoher Beschwerdemacht, verfügbarer Zeit und einem ungebrochenen Vertrauen in Institutionen. Anzunehmen ist jedoch – und das ist nicht den Beschwerdestellen anzulasten –, dass Mediationsverfahren Beschwerdeführende oft unzufrieden zurücklassen, weil diese sich ja nicht mit der Intention beschweren, einen Perspektivwechsel vorzunehmen, sondern den Wunsch nach Konsequenzen und Sanktionen für den handelnden Polizisten hegen. In dieser Hinsicht bräuchte es nicht nur die oft geforderte Fehlerkultur in Polizeibehörden, sondern auch eine zivilgesellschaftliche Beschwerdekultur.
 
        SCHLUSS
 
        Beschwerdestellen steigern bislang nur sehr eingeschränkt die Verantwortlichkeit und Rechenschaftspflicht von Polizeibehörden. Ihr Auftrag, eine Fehlerkultur zu kultivieren, wirft indes eigene Probleme auf:
 
        Erstens muss in der Polizei das Problem der Fehlerleugnung besser adressiert werden. Fehlerfreie Polizeiarbeit ist ein wichtiges, aber unerreichbares Ideal. Damit die Arbeit der Beschwerdestellen eine Wirkung in Polizeiorganisationen entfalten kann, muss sie in den Polizeibehörden nicht nur formal, sondern vor allem informal unterstützt werden. Darauf können Behördenleitungen jedoch nur sehr begrenzt Einfluss nehmen.33 Solange Polizisten Recht in komplexen Situationen anwenden und durchsetzen, sind sie dem berufsinhärenten Risiko ausgesetzt, persönlich zurechenbare Rechtsfehler zu begehen, und werden Versicherungsgemeinschaften bilden, die den Einzelnen von exklusiver Verantwortlichkeit für sein Handeln entlasten. Whistleblowing wirkt in der Polizei stark zersetzend und ist mit hohen Kosten für die Hinweisgebenden verbunden. Neben kontinuierlichen internen Risikoanalysen empfiehlt sich ein konstruktiver Umgang mit Missständen. Für Whistleblower ist das Verhalten unmittelbarer Vorgesetzter maßgeblich: Sie können sie schützen oder offen unterstützen, aber auch ausgrenzen und abstrafen. Die unbeabsichtigten, aber abzusehenden Folgeprobleme einer intensivierten externen Kontrolle sind hingegen die Zunahme eines risikoaversen Entscheidungs- und Handlungsstils einerseits und einer defensiven Solidarität unter Polizisten andererseits.34 Der weitere Ausbau der Möglichkeit, Missstände und Fehlverhalten anonym zu melden, wäre notwendig, um die Furcht potenzieller Whistleblower vor formalen (etwa Gegenanzeigen wegen Strafvereitelung im Amt, wenn eine beobachtete Straftat eines Kollegen erst mit Verzögerung angezeigt wird) und informalen Sanktionen (dem Entzug kollegialer Unterstützung) abzuschwächen. Ein weiterer Ansatz wäre, die Ermittlungen gegen Polizeibeamte, die einer Straftat beschuldigt werden, nicht Kollegen derselben Berufsgruppe zu überlassen. Freilich würde die Rechtsdurchsetzung (gegen Polizisten) auch weiterhin an Grenzen stoßen, diese dürften sich jedoch verschieben.35
 
        Zweitens gibt es keinerlei empirische Anhaltspunkte dafür, dass sich die Makroebene (Rechtssystem) und die Mikroebene (die Beziehung zwischen beschwertem Polizisten und dem betroffenen Bürger) gegenseitig erreichen und beeinflussen. Hier ist Skepsis angebracht. Sickern die aus rechtsstaatlicher Sicht begrüßenswerten Ideen auf die Mikroebene herunter? Verbessern Polizeiorganisationen ihr Handeln aufgrund der Arbeit der Beschwerdestellen? Die Beschwerdestellen haben bislang nicht (nachweislich) die Beschwerdemacht von Betroffenen stärken können, weil viele Betroffene sie gar nicht erst aufsuchen. Können Beschwerdestellen damit Instrumente zum Monitoring der Polizei sein? Sie können es nur dann sein, wenn sie es stärker zu ihrer Aufgabe machen, diesen „Gap“ zwischen Makro- und Mikroebene zu schließen, indem sie selbst gezielter thematische Schwerpunkte setzen und diese öffentlichkeitswirksam und zugleich in Kooperation mit den Polizeibehörden bearbeiten.
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        ESSAY
 
        IM DIENST DER GESELLSCHAFT
 
        Georg Mascolo
 
        So also kann er beginnen, der Kontakt mit einer Whistleblowerin, deren Name schon bald darauf in aller Welt in den Nachrichten zu hören sein wird. Ein paar schnelle Klicks, dann steht zu der vereinbarten Zeit die Videoverbindung. Die Frau, die auf dem Bildschirm zu sehen ist, ist jung, Mitte 30 vielleicht. Ein auffallend großer Kopfhörer mit silbernen Ohrmuscheln sitzt über ihren blonden Haaren, nur die Augen verraten die große Anspannung. „Sean“ nennt sie sich bei diesem ersten Treffen, ihren wahren Namen will sie nicht sagen, erst einmal jedenfalls. Denn noch hat sie nicht die Entscheidung getroffen, ob sie ihre Botschaft auch mit ihrem Namen verbunden wissen will. Oder ob sie im Verborgenen bleiben wird.
 
        „Sean“ hat lange für den Facebook-Konzern gearbeitet, und das an einer ganz besonderen Position: in einer Abteilung, die verhindern sollte, dass Hass, Hetze und kriminelle Aktivitäten auf der Plattform stattfinden können. Sie weiß viel. Und sie verfügt über Tausende Seiten interner Dokumente, mit denen sie ihre Vorwürfe gegen ihren ehemaligen Arbeitgeber belegen will – aus Empörung darüber, dass auch Facebook so viel über die internen Missstände weiß und doch so wenig tut gegen Desinformation, Hass und Polarisierung auf seinen Seiten. Jetzt will sie, dass Journalistinnen und Journalisten das Material unabhängig auswerten und veröffentlichen. Kontakt zu einem US-Medium hat sie schon, aber auch in Europa soll berichtet werden. Mittelsleute empfahlen ihr einen Kontakt zum Rechercheverbund von NDR, WDR und „Süddeutscher Zeitung“. So kommt es zu diesem ersten Gespräch.
 
        „Sean“ heißt in Wirklichkeit Frances Haugen und ist eine der großen Whistleblowerinnen unserer Zeit. Seit dem Beginn ihrer Enthüllungen im Herbst 2021 wird sie von Parlamenten eingeladen und ist eine gefragte Gesprächspartnerin der Medien. „Ich hab’s nicht so mit der Öffentlichkeit“, hatte sie in unserem ersten Gespräch noch vorsichtig gesagt – und sich dann letztlich doch entschieden, das Risiko der Offenbarung zu tragen. In ihrem Fall führte der Weg nicht in die Isolation, den wirtschaftlichen Ruin oder sogar ins Gefängnis – wie bei so vielen anderen, die der Gesellschaft einen solchen Dienst erweisen.
 
        WHISTLEBLOWING UND JOURNALISMUS
 
        Was wäre der Journalismus ohne Menschen wie Frances Haugen, was wäre er ohne Whistleblower? Sie sind ein ganz besonderer Typus des Informanten für uns. Sie handeln weder für einen persönlichen oder politischen Vorteil noch wollen sie Rache nehmen (ja, das gibt es alles auch) oder gar Geld für ihre Informationen (was praktisch nie funktioniert). Sie sind empört über das, was sie an ihrem Arbeitsplatz, in der Industrie, einem Ministerium oder einem Geheimdienst, sehen. Meist protestieren sie zunächst innerhalb ihrer Organisation und drängen auf Veränderung. Und wenn dennoch nichts geschieht, suchen sie die Öffentlichkeit. Sie rufen sie zur Hilfe in der Hoffnung, dass die Missstände so schließlich doch ein Ende finden. Whistleblower sind Idealisten.
 
        Kann es einen Zweifel daran geben, dass demokratische Staaten ein besonderes Interesse – ja, eine Pflicht – haben, diese Menschen bestmöglich zu schützen? Nicht nur Deutschland tut sich damit beschämend schwer. Aber dazu später.
 
        In meinem Berufsleben haben Whistleblowerinnen und Whistleblower eine überragende Rolle gespielt, lange übrigens, bevor der Begriff im Journalismus seine weite Verbreitung fand. Um es bei ein paar wenigen Beispielen zu belassen: Nach der deutschen Einheit waren solche darunter, die mit dem giftigen Erbe der Stasi umgingen – und entdeckten, dass hohe und höchste Positionen in der letzten DDR-Regierung von Stasi-Spitzeln bekleidet wurden. Immer wieder aber wurde in einzelnen Fällen vertuscht und weggeschaut, und so suchten sie die Öffentlichkeit. In den 1990er Jahren waren es fassungslose BND-Mitarbeiter, die entdeckten, dass ihr Geheimdienst viel Geld für aus der zerfallenden Sowjetunion herausgeschmuggeltes atomares Material bot. Der Bundesnachrichtendienst trug dazu bei, die Gefahr erst zu schaffen, die er bekämpfen wollte. Ein Untersuchungsausschuss des Bundestages nahm sich schließlich der Sache an. Ebenfalls aus dem BND kamen 2015 auch die ersten Hinweise, dass die „NSA-Affäre“, das anlasslose Abhören weltweiter Kommunikation, auch eine Affäre des deutschen Geheimdienstes war – und dass der Satz Angela Merkels, dass sich Ausspähen unter Freunden nicht gehöre, in Berlin nie Gültigkeit besaß. Der BND selbst hatte die US-amerikanischen Geheimdienste bei ihrer umfassenden Kommunikationsüberwachung unterstützt. Die dann über Jahre betriebene Vertuschung war atemberaubend. Nie habe ich Bundestagsabgeordnete aus dem Parlamentarischen Kontrollgremium – und nicht nur solche der Opposition – empörter erlebt. In der Corona-Pandemie waren es Whistleblowerinnen und Whistleblower, die es ermöglichten, die Beratungen der Kanzlerin mit den Ministerpräsidentinnen und Ministerpräsidenten zu verfolgen. Sie waren früh davon überzeugt, dass die unter beispiellosem Druck und oft größter Ungewissheit getroffenen Entscheidungen zwar nicht in Echtzeit berichtet werden sollten, aber jedenfalls mit zeitlichem Abstand. Weil Demokratie ohne Transparenz nicht sein kann. Ohne Whistleblowing würde eine der wichtigsten Aufgaben des Journalismus nicht funktionieren: diejenigen zu kontrollieren, die über Macht verfügen. Und sie dazu zu zwingen, Rechenschaft über die Gründe ihrer Entscheidungen abzulegen. Dies ist übrigens kein besonderes Recht für Journalistinnen und Journalisten, in der Demokratie gehört dieses Recht allen Bürgerinnen und Bürgern. Wir nehmen es nur stellvertretend für sie wahr.
 
        QUELLENSCHUTZ
 
        In den von mir geschilderten Fällen gilt übrigens ausnahmslos, dass die Whistleblowerinnen und Whistleblower bis heute unentdeckt geblieben sind. Sie verlassen sich auf unser Versprechen, dass Quellen unbedingt geschützt werden. Viele sind bis heute stolz darauf, was sie getan und damit erreicht haben. Manche bereuen es, dass sie damals nicht die Öffentlichkeit gesucht haben. Andere sorgen sich bis heute um ihre Sicherheit. Selbst wenn strafrechtliche Vorwürfe verjährt sind, könnten Pensionen gekürzt werden. Oder es könnte zur Ächtung im Kollegenkreis kommen.
 
        Als Geburtsstunde des modernen investigativen Journalismus gilt die „Watergate-Affäre“. Zwei hartnäckige Lokalreporter der Washington Post hatten entscheidenden Anteil daran, dass ein korrupter US-Präsident, Richard Nixon, sein Amt verlor. Zu ihrer Hartnäckigkeit kam eine ganz besondere Quelle hinzu: „Deep Throat“, den einer der Reporter, Bob Woodward, immer wieder konspirativ in einem Parkhaus bei Washington, D.C. traf. Es war der stellvertretende FBI-Direktor Mark Felt, der sich 2005 kurz vor seinem Tod selbst enttarnte. Aber die Geschichte von „Watergate“ wäre für den Journalismus eine ganz andere, wenn Felt gegen seinen Willen enttarnt worden wäre.
 
        Leider ist es auch in Deutschland so, dass dem Staat die jeweils besten Voraussetzungen für einen umfassenden Quellenschutz abgerungen werden müssen. Besonders gefährlich war die Situation in den 1990er Jahren, als Staatsanwaltschaften reihenweise gegen Journalistinnen und Journalisten ermittelten, die Vertrauliches berichtet hatten. Sie nannten es „Beihilfe zum Verrat von Dienstgeheimnissen“. Nach dieser Logik wären bald nur noch Theaterrezensionen und die Sportberichterstattung strafrechtlich unbedenklich geblieben. Durchsuchungen von Redaktionsräumen und Privatwohnungen von Journalistinnen und Journalisten sollten dazu führen, die Quellen der Medien aufzudecken. Erst ein Gesetz – es trägt den schönen Namen „Gesetz zur Stärkung der Pressefreiheit im Straf- und Strafprozessrecht“ – beendete 2012 den gefährlichen Unsinn. 2015 wiederum hatten weder der Generalbundesanwalt noch das Bundesministerium der Justiz ein Geschichtsbuch zur Hand und leiteten, erstmals seit der „Spiegel-Affäre“ 1962, ein Verfahren gegen Journalisten wegen Beihilfe zum Landesverrat ein. Nach einer Strafanzeige durch das Bundesamt für Verfassungsschutz ermittelte die Bundesanwaltschaft gegen „Netzpolitik.org“. Der damalige Justizminister Heiko Maas stellte eine Gesetzesänderung in Aussicht. Darauf warten wir noch immer. Warum eigentlich?
 
        Kürzlich, am 16. Juni 2023, ist in den USA einer der berühmtesten Whistleblower verstorben, Daniel Ellsberg. Die von ihm Nacht für Nacht fotokopierten „Pentagon Papers“ legten die Lügen der US-Regierung über den Vietnamkrieg offen. Ellsberg hat oft darüber gesprochen, wie mühsam das nächtliche Kopieren von 7000 Seiten damals war (sogar sein Sohn half ihm dabei), und wie einfach es doch heute sei, dies am Computer mit einem Klick zu tun.
 
        Zugleich verwies Ellsberg auf das für heutige Whistleblower gestiegene Risiko durch elektronische Spuren. Tatsächlich besteht das größte Risiko für Whistleblowerinnen und Whistleblower heute nicht mehr darin, dass die Polizei vor den Redaktionsräumen vorfährt und diese durchsucht. Stattdessen ist heute jedes Handy so leicht zu manipulieren, dass es Bild und Ton an die Überwacher liefert. Geodaten verraten jeden Ort, an dem sich Journalistinnen und Journalisten aufgehalten haben, und auch gleich die Uhrzeit dazu. Selbst um die Stromversorgung müssen sich die elektronischen Einbrecher nicht sorgen; der Nutzer selbst steckt das Gerät jeden Abend verlässlich an die Steckdose.
 
        Wirklich besorgniserregend ist, dass für solche modernsten Überwachungstechniken ein riesiger Markt entstanden ist. Die Herstellerfirmen sitzen fast ausnahmslos in demokratischen Staaten in Europa, den USA und vor allem Israel, aber Diktaturen und Autokratien gehören zu ihren besten Kunden. Das Ziel solcher Überwachungsmaßnahmen und -techniken sind stets nicht nur Oppositionelle oder konkurrierende Politikerinnen und Politiker, sondern auch Journalistinnen und Journalisten und ihre Quellen. In Gefahr ist damit nichts anderes als die Zukunft des Widerspruchs. Es ist beschämend zu sehen, dass auch deutsche Polizeibehörden und Geheimdienste bei Firmen einkaufen, die kein Problem damit haben, Diktaturen zu beliefern – und dass praktisch alle europäischen Mitgliedstaaten eine Untersuchung des Europäischen Parlaments über diese Praktiken blockiert und unterlaufen haben.
 
        MUT, ZIVILCOURAGE – UND IHR PREIS
 
        Von Edward Snowden, dem beeindruckendsten Whistleblower, den ich kennengelernt habe, stammt der Satz, dass man einen solchen Markt für Überwachungstechnologien nicht dulden darf, so wie man schließlich auch keinen Markt für Massenvernichtungswaffen erlaubt. Edward Snowden sitzt heute nicht im Gefängnis, aber sein Gefängnis heißt Russland – ein Ort, an dem er nie sein wollte. Zu seinen großen Enttäuschungen gehört, dass ihm kein europäisches Land Asyl gewähren wollte, besonders hoffte er auf Deutschland. 2018 sagte er in einem Gespräch mit der „Süddeutschen Zeitung“: „[W]as sagt es über unsere Welt, wenn der einzige Ort, an dem ein amerikanischer Whistleblower sicher sein kann, ausgerechnet Russland ist?“ Drei Jahre zuvor noch hatte die SPD die englische Journalistin und WikiLeaks-Mitarbeiterin Sarah Harrison, die Snowden bei seiner Flucht unterstützt hatte, mit dem Sonderpreis des Internationalen Willy-Brandt-Preises geehrt. Für ihren „großen politischen Mut.“
 
        Die Frage, ob Edward Snowden der wirkmächtigste Whistleblower der jüngeren Geschichte ist, lässt sich schwer beantworten. Ja, die halbe Welt kennt seinen Namen und seine Enthüllungen, es gibt sogar eine T-Shirt-Kollektion mit seinem Bild. Aber glücklicherweise ist die Konkurrenz groß. Neben ihm gab und gibt es andere: Jene unbekannten Whistleblowerinnen und Whistleblower etwa, die unter Lebensgefahr Dokumente über die Unterdrückung der uigurischen Minderheit in China aus dem Land schafften. Oder der Mann, den die Welt nur unter dem Namen „John Doe“ kennt und dem wir die „Panama Papers“ verdanken.
 
        Diese erlaubten einen Blick in eine Schattenwelt. Nicht jede Briefkastenfirma dient kriminellen Zwecken, aber am Ende von so ziemlich jedem Verbrechen findet sich eine Briefkastenfirma. Die Leaks aus der Finanzwelt (nach den „Panama Papers“ kamen weitere) sind bis heute von großer Bedeutung; ein schneller Blick in die Sanktionslisten gegen Wladimir Putins Freunde und andere russische Superreiche genügt als Beweis. Diese Listen stützen sich auf das, was ohne den Mut von Whistleblowerinnen und Whistleblowern niemals öffentlich geworden wäre. Beim Geld übrigens, auch das zeigen die zugänglich gemachten Informationen, waren weite Teile Europas so blind wie beim Gas: Jedes Geschäft, das gemacht werden konnte, wurde auch gemacht. Und neben der Enthüllung krimineller Aktivitäten erlauben diese Leaks auch einen Blick auf das, was verharmlosend „Steuergestaltung“ genannt wird. Einmal fanden wir in solchen Dokumenten Informationen darüber, wie der amerikanische Computerkonzern Apple 2014 eine neue Niederlassung suchte. Die Fragen des Konzerns an die beauftragte Anwaltskanzlei lauteten etwa, ob am entsprechenden Standort Geschäftsberichte veröffentlicht werden müssten oder ob Informationen über die Firma öffentlich eingesehen werden könnten – und ob es in dem Land eine glaubwürdige Oppositionspartei oder Bewegung gäbe, die die damalige Regierung ablösen könnte. Abschalteinrichtungen für Anstand gibt es nicht nur in der Automobilbranche.
 
        Oft dauert es lange, bis der Mut von Whistleblowerinnen und Whistleblowern auch öffentlich anerkannt wird. Barack Obama etwa lobte vor seiner Präsidentschaft Whistleblower für ihre Zivilcourage und ihren Dienst an der Gesellschaft, als Präsident ging er dann hart gegen sie vor. Sein Justizminister fand anerkennende Worte für Edward Snowden – aber erst, als er nicht mehr Justizminister war. Es geht also nicht nur darum, wen man fragt, sondern immer auch darum, wann man fragt. Hollywood ist oft schneller und errichtet diesen Menschen filmische Denkmale – es ist aber weder für Amnestie oder Straffreiheit noch für ausreichenden gesetzlichen Schutz zuständig.
 
        Frances Haugen jedenfalls hätte man nicht raten können, es in Deutschland als Whistleblowerin zu versuchen. Eine kleine Geschichte des deutschen Staatsversagens beim Schutz dieser Menschen geht so: Seit 2008 gab es sechs Gesetzesinitiativen zum Schutz von Whistleblowern, aber alle scheiterten. Erst 2019 zwang eine EU-Richtlinie Regierung und Parlament zum Handeln. Es folgte ein unwürdiges parlamentarisches Gezerre. Heraus kam erst jüngst ein Gesetz, das zwar ein Fortschritt ist, aber lange noch nicht gut genug.
 
        Der Umgang mit Menschen wie Edward Snowden oder Frances Haugen ist immer ein guter Gradmesser für den Zustand eines demokratischen Gemeinwesens. Zu oft diskutieren wir darüber, woran uns unsere Geschichte hindert. Zu selten sprechen wir darüber, wozu sie uns verpflichtet. Diese Form von Zivilcourage zu würdigen und die Menschen, die sie zeigen, zu schützen, gehört unbedingt dazu.
 
         
          GEORG MASCOLO 
ist Autor und Journalist. Er war Chefredakteur des „Spiegel“ und leitete die Recherche-Kooperation von NDR, WDR und „Süddeutscher Zeitung“, die zahlreiche Preise für ihre investigativen Recherchen – unter anderem für jene zu den „Panama Papers“ – erhielt.
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        APuZ 35–36/2023 kurz gefasst
 
         
          CLAUDIA HEISS
 
          CHILES RINGEN UM EINE NEUE VERFASSUNG
 
          Nach sozialen Unruhen ab 2019 sollte die aus der Diktatur stammende Verfassung von 1980 ersetzt werden. Der Prozess scheiterte, als der Entwurf in einem Referendum im September 2022 abgelehnt wurde. Über einen neuen Entwurf wird im Dezember 2023 abgestimmt.
 
        
 
         
          EVELYN HEVIA JORDÁN · JAN STEHLE
 
          „MIT ALLER ZURÜCKHALTUNG“. DAS DEUTSCH-CHILENISCHE VERBRECHEN COLONIA DIGNIDAD
 
          1961 errichtete Paul Schäfer mit Gefolgsleuten südlich von Santiago de Chile eine quasi-autarke Siedlung, in der über 40 Jahre lang schwerste Verbrechen begangen wurden. Die Kolonie wurde zu einer Schlüsselakteurin im Repressionsapparat der Pinochet-Diktatur.
 
        
 
         
          STEFAN RINKE
 
          KLEINE GESCHICHTE CHILES
 
          Während der Kolonialzeit war Chile ständiger Kriegsschauplatz, galt danach aber lange als stabilstes politisches System Lateinamerikas. Kurzzeitig war es Hoffnungsträger der Linken und später Symbol für Diktatur und die Missachtung der Menschenrechte.
 
        
 
         
          EDEN MEDINA
 
          DIE KYBERNETISCHE REVOLUTION UND DAS PROJEKT CYBERSYN
 
          Das politische Experiment des sozialistischen Chile bereitete den Boden für ein innovatives und technologisches Experiment: das Projekt Cybersyn. Kybernetik und Computertechnologie sollten der Allende-Regierung helfen, den wirtschaftlichen Wandel des Landes zu steuern.
 
        
 
         
          STEPHAN RUDERER
 
          HYBRIDE ERINNERUNG. VERGANGENHEITSPOLITIK UND ERINNERUNGSDISKURSE IN CHILE
 
          Auf den ersten Blick fällt die Bilanz der Vergangenheitspolitik in Chile positiv aus. Allerdings hat sich in den fünf Jahrzehnten seit dem Putsch eine Erinnerungskultur herausgebildet, in der die „schlechten“ Seiten der Diktatur häufig mit den „guten“ aufgerechnet werden.
 
        
 
         
          JOHANNA HÖHL
 
          DIE MAPUCHE. ZUR GESCHICHTE EINES KONFLIKTS
 
          Die Mapuche sind die größte indigene Gruppe in Chile. Weil ihre Gebiete im Süden des Landes für Landwirtschaft, Energiegewinnung und Tourismus attraktiv sind, entstehen Konflikte mit dem Staat und Unternehmen um Land- und Wassernutzung.
 
        
 
      

       
        EDITORIAL
 
        Vor 50 Jahren, am 11. September 1973, stürzten Teile des chilenischen Militärs die demokratisch gewählte Regierung von Salvador Allende. Mit der Wahl Allendes stand 1970 weltweit erstmals ein bekennender Marxist an der Spitze eines demokratisch regierten Landes. Nach dreijähriger Amtszeit kam es zum Putsch: Die Luftwaffe bombardierte den Präsidentenpalast, Allende nahm sich das Leben, und der Oberbefehlshaber der chilenischen Armee, Augusto Pinochet, kam an die Macht. Folter, politische Morde und Terror gegen Oppositionelle folgten. Die Gewaltherrschaft forderte nach offiziellen Angaben über 3200 Tote und „Verschwundene“ sowie rund 38000 politische Gefangene und Folteropfer – die Dunkelziffer wird deutlich höher vermutet. Viele chilenischen Familien wissen bis heute nichts über den Verbleib ihrer verschleppten Angehörigen.
 
        Zum Machtapparat der Diktatur gehörte auch eine Siedlung, die 1961 von ausgewanderten Deutschen rund um den Laienprediger Paul Schäfer gegründet worden war: die Colonia Dignidad. Rund 350 Kilometer südlich der Hauptstadt Santiago wurde dort systematisch sexualisierte Gewalt an Minderjährigen verübt – sowohl an Mitgliedern der Kolonie als auch an chilenischen Kindern aus der ländlichen Umgebung. Nach dem Putsch wurde die Colonia Dignidad zu einem Werkzeug der Diktatur und zu einem Ort, an dem politische Gegner gefoltert und ermordet wurden. Die Aufarbeitung der Verbrechen, an denen deutsche Behörden eine Mitverantwortung tragen, verläuft schleppend.
 
        Die Pinochet-Diktatur endete 1990, aber sie wirkt auch jenseits der Menschenrechtsverletzungen nach: Das Wirtschaftssystem der sogenannten Chicago Boys – einer Gruppe liberaler chilenischer Ökonomen, die in den USA studiert hatten – gehört ebenso zu ihrem Erbe wie die Verfassung, die die Diktatur dem Land 1980 gab. Beides war Gegenstand der Massenproteste 2019, die schließlich zu sozialen Reformen und einem neuen Verfassungsentwurf führten. Eine deutliche Mehrheit der chilenischen Wählerinnen und Wähler lehnten diesen jedoch im September 2022 ab – eine schmerzliche Niederlage für alle, die die diktatorische Vergangenheit überwinden wollen. Nun liegt ein neuer Verfassungsentwurf vor, über den im Dezember 2023 abgestimmt werden soll.
 
        Lorenz Abu Ayyash
 
      

       
        CHILES RINGEN UM EINE NEUE VERFASSUNG
 
        Claudia Heiss
 
        Am 18. Oktober 2019 brachen in einem der wirtschaftlich und politisch stabilsten Länder Lateinamerikas Unruhen aus. Tausende Bürger gingen auf die Straße und sahen sich massiver Polizeigewalt ausgesetzt. Etwa 400 Menschen erblindeten oder erlitten Augenverletzungen durch den Einsatz von Plastikgeschossen. Mehr als 30 Menschen starben. Parallel zu den zahlreichen friedlichen Demonstrationen, auf denen „Würde“ und der Zugang zu sozialen Grundrechten eingefordert wurden, kam es zu gewalttätigen Ausschreitungen, bei denen Metrostationen und Einrichtungen der öffentlichen und privaten Infrastruktur zerstört wurden. Die Unruhen hielten monatelang an, in Santiago und anderen Städten wurden die Proteste zu einem wöchentlichen Ritual. Erst die Corona-Pandemie beendete die Straßenproteste, nachdem im März 2020 die ersten Lockdowns verhängt worden waren.
 
        Die soziale und politische Krise entwickelte sich vor dem Hintergrund einer Abschwächung des Wirtschaftswachstums und einer damit einhergehenden Zunahme der privaten Verschuldung. Da in Chile Grundbedürfnisse wie Bildung, Wohnen und Gesundheit häufig privat finanziert werden, bedeutete dies eine zusätzliche Belastung für die von Armut Betroffenen. Im Gegensatz zu früheren Protesten, die von sozialen Bewegungen mit einer klaren Agenda getragen wurden, stand hinter diesem Aufstand keine bestimmte politische Gruppierung. Die Demonstrierenden richteten sich gegen eine sehr ungleiche sozioökonomische Struktur mit einem sehr schwachen sozialen Netz und gegen ein ausgrenzendes politisches System, das noch immer von Institutionen bestimmt wird, die Jahrzehnte zuvor während der Militärdiktatur geschaffen wurden.
 
        Viele, von Sozialwissenschaftlern bis zu Wirtschaftseliten, waren von den Ereignissen überrascht. Dabei zeigt das politische System seit mehr als einem Jahrzehnt Krisensymptome wie einen starken Rückgang des Vertrauens in die Institutionen und der Identifikation mit den politischen Parteien.01 Parallel dazu haben soziale Bewegungen an Bedeutung gewonnen.02 Seit dem Jahr 2000 haben die politischen Auseinandersetzungen zugenommen, verschiedene Gruppen haben mit Umverteilungs- und politischen Forderungen mobilisiert, darunter Themen wie das mangelhafte Renten- oder das ungerechte Bildungssystem, Feminismus, Geschlechtervielfalt, die Rechte indigener Gruppen und Umweltschutz. Gleichzeitig ist die Wahlbeteiligung im Laufe der Zeit gesunken, was auf eine Entfremdung zwischen den politischen Eliten und den Wählerinnen und Wählern hindeutet.03
 
        DEMOKRATIE MIT ENKLAVEN
 
        Nach 17 Jahren Militärdiktatur unter Augusto Pinochet konnte im Dezember 1989 mit den Kongress- und Präsidentschaftswahlen die Demokratie in Chile wiederhergestellt werden. Pinochet hatte das Land seit dem Sturz der demokratisch-sozialistischen Regierung von Salvador Allende durch einen Militärputsch am 11. September 1973 regiert. Bereits in seinen ersten Tagen an der Macht hatte Pinochet erklärt, die chilenische Politik reformieren und eine neue Verfassung verabschieden zu wollen, die die Demokratie vor gefährlichen inneren Kräften „schützt“.
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        Das Projekt zur Umgestaltung des Landes wurde 1977 vorgestellt, nachdem die Militärjunta und ihre Verbündeten vier Jahre an der Macht waren. An einem kalten Juliabend verkündete Pinochet auf dem Chacarillas, einem Hügel in Santiago, umgeben von jungen Anhängerinnen und Anhängern im Fackelschein, den Aufbau eines neuen politischen Systems mit einer „starken und energischen Autorität, um die Bürger vor Demagogie und Gewalt zu schützen“. Der „klassische liberale Staat“ sollte durch einen neuen ersetzt werden, der „der Freiheit und der Würde des Menschen und den Grundwerten des chilenischen Volkes verpflichtet ist“.04 Pinochet sprach von technischen Lösungen für soziale Probleme und von der Notwendigkeit, die Rolle von Gewerkschaften, Parteien und Politikern einzuschränken. Er würde bestimmte, als gefährlich angesehene Ideen verbieten und die Streitkräfte zu Hütern der Institutionen machen. Dementsprechend enthielt die Verfassung von 1980 Beschränkungen für politische Parteien und Gewerkschaften sowie erhebliche Einschränkungen der Presse- und Meinungsfreiheit. Die politische Repräsentation war verzerrt, die Legislative bestand aus einer Kombination von ernannten Senatoren und einer Abgeordnetenkammer, deren Mitglieder durch ein eigentümliches binomiales Wahlsystem bestimmt wurden.05 Die Verfassung räumte der rechten Minderheit ein übermäßiges Vetorecht bei der Entscheidungsfindung ein und verletzte damit den Gleichheitsgrundsatz. Im Bereich der Bürgerrechte wurde ein individualistisches Modell eingeführt, das zu einer Kommerzialisierung des gesellschaftlichen Lebens und einer Entpolitisierung der Zivilgesellschaft führte, wodurch die großen wirtschaftlichen Ungleichheiten fortbestanden.06
 
        Der Übergang zur Demokratie wurde 1990 eingeleitet, aber viele Bestimmungen aus der Zeit der Diktatur blieben als „Enklaven“ des alten Regimes bestehen.07 Nach dem Referendum von 1988, in dem sich die Bevölkerung zwischen weiteren acht Jahren Pinochet und sofortigen Präsidentschafts- und Parlamentswahlen entscheiden konnte – 44 Prozent stimmten für die Fortsetzung der Diktatur, 56 Prozent dagegen –, wurden in Verhandlungen zwischen der künftigen und der scheidenden Regierung 54 Verfassungsreformen auf den Weg gebracht. Diese beendeten unter anderem das Exil von Oppositionellen und das Verbot linker politischer Parteien. Im Gegenzug blieben große Teile des politisch autoritären und wirtschaftlich neoliberalen Modells vor weiteren Reformen geschützt.
 
        Die Wirtschaftsordnung der Verfassung von 1980 sieht einen sogenannten subsidiären Staat vor. Diese von der Rechten befürwortete und während der Diktatur institutionalisierte Ordnung gibt der privaten Versorgung Vorrang vor der öffentlichen. Die Idee eines nationalen Fonds für Gesundheit, Bildung oder Renten, in den alle einzahlen – etwa über allgemeine Steuern – wird als verfassungswidrig angesehen. Die Verfassung ist somit einem neoliberalen Verständnis von Eigentum, wirtschaftlicher Freiheit und der Rolle des Staates in der Wirtschaft verpflichtet.08
 
        Auch nach der Rückkehr zur Demokratie 1990 blieb Pinochet bis 1998 Oberbefehlshaber des Heeres und behielt das von ihm geschaffene Amt eines Senators auf Lebenszeit, bis er im Oktober desselben Jahres während eines Aufenthalts in London wegen Verbrechen gegen die Menschlichkeit verhaftet wurde. Die Verfassungsreformen von 1989 änderten zwar einige der bedenklichsten antidemokratischen Merkmale der Verfassung, andere blieben jedoch bestehen. Die Ernennung von Senatoren, die die Mehrheitsverhältnisse im Senat verzerrten, und die fehlende Möglichkeit des Präsidenten, die Oberbefehlshaber der Streitkräfte abzusetzen, blieben noch 15 Jahre bestehen. Mit der Verfassungsreform von 2005 wurde dann der Verweis auf das binomiale Wahlsystem gestrichen. Damit war der Weg frei für eine Änderung des Wahlsystems, die allerdings erst 2015, mit der Einführung eines stärker proportionalen Systems erfolgte.
 
        Mit der Reform von 2005 wurden sowohl die Ernennung von Senatoren als auch das Amt des Senators auf Lebenszeit abgeschafft. Auch bei der Unterordnung des Militärs unter die zivile demokratische Macht wurden wesentliche Fortschritte erzielt. Gleichzeitig wurden die Befugnisse des Verfassungsgerichts gestärkt, um die Möglichkeit einer als verfassungswidrig angesehenen Umverteilungspolitik einzuschränken. All diese Veränderungen mussten das Vetorecht überwinden, das das politische System den politischen Erben der Diktatur einräumte.
 
        Das erste Jahrzehnt der neuen Demokratie war geprägt von einem deutlichen Rückgang der Armut, einem historischen Wirtschaftswachstum und einer hoffnungsvollen politischen Stabilität. Von 1990 bis 2010 regierte in Chile eine Mitte-Links-Koalition, die sogenannte Concertación, ein breites Parteienbündnis bestehend aus der Partido Demócrata Cristiano (Christdemokratische Partei Chiles, PDC), der Partido por la Democracia (Partei für Demokratie, PPD), der Partido Socialista de Chile (Sozialistische Partei Chiles, PS) und der Partido Radical Social Demócrata (Radikale und Sozialdemokratische Partei, PRSD). Die Kommunistische Partei war nicht an der Regierung beteiligt, unterstützte aber häufig die Kandidaten der Concertación gegen die Kandidaten der Rechten. Drei Präsidenten – die Christdemokraten Patricio Aylwin (1990–1994) und Eduardo Frei (1994–2000) sowie der Sozialist Ricardo Lagos (2000–2006) – führten das Land in eine Zeit des politischen Optimismus und makroökonomischen Wohlstands. Mit der nachfolgenden Regierung der Concertación zeigte der politische Konsens jedoch erste Risse. Die erste Präsidentin des Landes, die Sozialistin Michelle Bachelet (2006–2010), wurde in einer Atmosphäre des Misstrauens gegenüber den politischen Eliten gewählt. Ihre Koalition endete vier Jahre später mit dem Sieg des ersten rechtsgerichteten Präsidentschaftskandidaten seit 1958: Sebastián Piñera (2010–2014). Bachelet kehrte für eine zweite Amtszeit (2014–2018) zurück, in der sie von einem neuen Bündnis, der Nueva Mayoría (Neue Mehrheit), unterstützt wurde, dem neben den ehemaligen Mitgliedern der Concertación auch die Kommunistische Partei angehörte. Vor den nächsten Präsidentschaftswahlen verließ die Christdemokratische Partei die Koalition, und der rechtsgerichtete Piñera regierte für eine zweite Amtszeit (2018–2022).
 
        Eine politikwissenschaftliche Analyse der sozialistischen Regierungen unter Ricardo Lagos und der ersten Regierung Bachelet ergab, dass die Veränderungen in den Bereichen Arbeit und Marktregulierung „moderat“ und die Förderung der Bürgerbeteiligung „spärlich“ waren. Dafür werden drei Gründe angeführt: die Rolle der politischen Entscheidungsträger und ihre schwache Bindung an die Parteibasis und die Zivilgesellschaft; die Tatsache, dass es sich um Koalitionsregierungen handelte; und die Beschränkungen durch die politischen und wirtschaftlichen Institutionen der Pinochet-Ära, insbesondere durch die Verfassung von 1980.09
 
        Die Concertación hat zwar viel erreicht, bezahlte dafür jedoch einen hohen Preis. Ihre Identität und programmatische Agenda litten unter dem breiten Parteienspektrum. Zu den Koalitionspartnern gehörten sowohl ein linker Flügel mit einer sozialdemokratischen Agenda als auch eine politische Mitte, die mit dem bestehenden sozioökonomischen Modell zufrieden war. Die lange Regierungszeit trug dazu bei, dass die Koalitionsparteien als Elite wahrgenommen wurden, die sich mehr um die für die Regierungsarbeit notwendigen Absprachen und Verhandlungen kümmerte als um die Beziehungen zu den einfachen Bürgerinnen und Bürgern. Zudem wurde der Concertación vorgeworfen, die gesellschaftliche Demobilisierung am Ende der Diktatur als Strategie zur Sicherung der eigenen Regierungsfähigkeit genutzt zu haben.10 Die Verbindungen zu den sozialen Organisationen und Bewegungen an der Basis gingen verloren, was Jahrzehnte später zur Entstehung einer sozialen Bewegung führte, die in Opposition zu den politischen Parteien stand.
 
        VERFASSUNGSGEBENDE VERSAMMLUNG
 
        Auslöser der sozialen Unruhen 2019 war eine geringfügige Fahrpreiserhöhung um 30 Pesos (unter zehn Cent in Euro) für die U-Bahn in Santiago. Unter den Initiatoren waren viele junge Menschen, ähnlich wie 2006, als Schülerinnen und Studenten für die Abschaffung der gewinnorientierten, kostenpflichtigen Privatschulen demonstriert und damit zahlreiche Proteste im Land ausgelöst hatten. Die Forderungen der Bewegung, die in dem Satz „Es geht nicht um 30 Pesos, es geht um 30 Jahre“ zusammengefasst wurden, verwiesen auf das Ausbleiben struktureller Reformen im politischen, sozialen und wirtschaftlichen Bereich seit der Wiederherstellung der Demokratie. Soziale Ungleichheiten blieben bestehen, und niedrige Löhne sowie ein fehlendes soziales Netz führten dazu, dass sich immer mehr Familien verschuldeten.
 
        Nach einmonatigen Protesten einigten sich die politischen Parteien am 15. November 2019 darauf, einen demokratischen Verfassungsprozess einzuleiten. Präsidentin Bachelet hatte bereits 2016 versucht, das Projekt in einem von oben gesteuerten Prozess anzugehen, war aber am heftigen Widerstand der Rechten und an der halbherzigen Unterstützung ihrer eigenen Koalitionspartner gescheitert. Diesmal zwang der Druck von unten das politische Establishment, die Reform auf den Weg zu bringen.
 
        Im Dezember 2019 wurde per Gesetz ein dreistufiger Zeitplan für die Bürgerbeteiligung festgelegt: In einem Plebiszit sollten die Bürger befragt werden, ob sie eine neue Verfassung wollen und welche Versammlung diese ausarbeiten soll. Danach sollten sie in einer weiteren Wahl über die Zusammensetzung einer verfassungsgebenden Versammlung mit 155 Mitgliedern entscheiden und schließlich in einem Referendum über die Ratifizierung der neuen Verfassung abstimmen. Nur für die letzte Wahl sollte Wahlpflicht gelten.
 
        Das Referendum vom 25. Oktober 2020 ergab eine Zustimmung von 78 Prozent für eine neue Verfassung. Zudem stimmten die Wählerinnen und Wähler für eine komplett neu gewählte Versammlung anstelle eines Gremiums, das sich aus neu gewählten Abgeordneten und Mitgliedern des bestehenden Kongresses zusammensetzt. Die Wahlbeteiligung betrug 51 Prozent.
 
        An den Wahlen zur neuen verfassungsgebenden Versammlung am 14. und 15. Mai 2021 nahmen nur 43 Prozent der Wahlberechtigten teil. Eine Erklärung für diesen Rückgang könnte der Unterschied zwischen einer Wahl und einem Referendum sein. Es ist offenbar einfacher, die aktuelle Verfassung abzulehnen, als sich für einzelne Personen zu entscheiden, die an einer neuen Verfassung arbeiten sollen. Zudem war die Wahl sehr komplex, da über vier verschiedene Vorgänge entschieden wurde: Neben den 155 Mitgliedern der Nationalversammlung wurde über 345 Bürgermeister, 2252 Gemeinderäte und 16 Regionalgouverneure abgestimmt.
 
        Da der Verfassungsgebungsprozess aus einer sozialen Bewegung heraus entstanden war, die den politischen Parteien ablehnend gegenüberstand, wurde den unabhängigen Kandidaten eine Sonderregelung zugestanden, die es ihnen ermöglichte, gleichberechtigt mit den Kandidaten der Parteien an den Wahlen teilzunehmen. Am Ende schafften es unabhängige Kandidaten von drei Listen in die verfassungsgebende Versammlung – La Lista del Pueblo (Volksliste), Movimientos Sociales (Liste der sozialen Bewegungen) und Independientes No Neutrales (Unabhängige Nicht-Neutrale). Außerdem wurde zum ersten Mal in Chile – und weltweit – die Geschlechterparität in einem verfassungsgebenden Gremium erreicht. Die indigenen Völker erhielten 17 Sitze, was ihrem demografischen Anteil in Chile entspricht. Diese besonderen Regelungen führten zu einer verfassungsgebenden Versammlung, die in kultureller, geschlechtlicher und sozioökonomischer Hinsicht eine größere Vielfalt aufwies als jedes andere repräsentative Gremium zuvor.
 
        Das Ergebnis war in vierfacher Hinsicht überraschend: eine klare Niederlage der Rechten, magere Ergebnisse für die Mitte-Links-Vertreter, Erfolge für die Linke und massive Zugewinne für die Unabhängigen. Entsprechend fragmentiert war die verfassungsgebende Versammlung, die nach links tendierte und zu zwei Dritteln aus Unabhängigen bestand. Erstmals waren Frauen und indigene Völker entsprechend ihrem demografischen Anteil vertreten.
 
        Die für den Verfassungsentwurf vorgeschlagenen Normen mussten von der Versammlung mit Zweidrittelmehrheit angenommen werden. Wenn eine Norm dieses Quorum nicht erreichte, wurde sie nicht in den Entwurf aufgenommen. Die rechte Koalition erhielt nur 20 Prozent der Stimmen und war damit weit von dem Drittel entfernt, das notwendig war, um Vorschläge in der Versammlung zu blockieren. Eine Abstrafung der Regierung Piñera könnte zumindest einen Teil des Ergebnisses erklären. Am zweitstärksten betroffen war die Mitte-Links-Liste, zu der die traditionellen Parteien der ehemaligen Concertación gehörten; sie erhielt insgesamt nur 25 Sitze. Dass die Wählerinnen und Wähler den Kandidaten der Mitte-Links-Liste die kalte Schulter zeigten, ist auf die Ablehnung der traditionellen politischen Parteien und wahrscheinlich auch auf die Unzufriedenheit mit deren bisheriger Regierungsarbeit zurückzuführen.
 
        Besser schnitten die Gruppierungen des linken politischen Spektrums ab. Ihre Liste, die mehrere Bewegungen und Parteien umfasste, darunter die Kommunistische Partei und die Frente Amplio (Breite Front), errang 28 Sitze und war damit stärker als die traditionelle linke Mitte. Diese Parteien, von denen einige aus der Studentenbewegung von 2011 hervorgegangen sind, waren bei den Parlamentswahlen 2017 zum ersten Mal angetreten und konnten dank des neuen Verhältniswahlrechts, das das binomiale System ablöste, in den Kongress einziehen.
 
        Allerdings reichte die Mehrheit der Linken in der verfassungsgebenden Versammlung nicht aus, um ihre eigene Agenda durchzubringen. Die Zersplitterung, das Fehlen einer programmatischen Strategie, die mangelnde Parteidisziplin und Mitglieder, die nur für ein bestimmtes Thema eintraten, standen einem Erfolg im Wege. Hitzige Auseinandersetzungen zwischen den verschiedenen Gruppen nährten das Image von Chaos und Inkompetenz. Einige Neuerungen des Verfassungsentwurfs erwiesen sich zudem als unpopulär: So wurden etwa Tierrechte als Bedrohung der Tradition und etablierten Lebensweise empfunden. Die Bezeichnung Chiles als plurinationaler Staat schien für einige im Widerspruch zum Prinzip der Gleichheit vor dem Gesetz zu stehen. Fehlinformationen und Fake News schürten die Angst vor einer Schwächung der Eigentumsrechte.
 
        Ein weiteres wichtiges Element, das die Arbeit des Konvents beeinflusste, war die Wahl von Gabriel Boric (Convergencia Social, CS) zum Präsidenten, der sich mit Unterstützung der neuen linken Parteien durchsetzen konnte. Im ersten Wahlgang der Präsidentschaftswahlen im November 2021 lag der rechtsextreme Kandidat Jose Antonio Kast noch vor Boric. Bei den gleichzeitig stattfindenden Parlamentswahlen gab es praktisch einen Gleichstand zwischen Linken und Rechten. Bei der Stichwahl im Dezember erhielt Boric, der nun auch von der Mitte als kleineres Übel unterstützt wurde, eine deutliche Mehrheit.
 
        Der Entwurf, den der Verfassungskonvent von Juli 2021 bis Juli 2022 ausgearbeitet hatte, umfasste eine Vielzahl von Rechten: soziale, ökologische, indigene, reproduktive, territoriale, geschlechtsspezifische und andere. Beim Referendum am 4. September 2022, an dem 86 Prozent der 15 Millionen in die Wählerlisten eingetragenen Chileninnen und Chilenen teilnahmen, wurde der Text mit 62 Prozent abgelehnt.
 
        Die Linken und die Unabhängigen, die einst die Regierung Piñera herausgefordert hatten, waren nun Teil des politischen Establishments, nicht nur, weil sie die Mehrheit in der verfassungsgebenden Versammlung stellten, sondern auch, weil sie sich mit den neuen Regierungsparteien und dem jungen neuen Präsidenten Boric, einem ehemaligen Studentenführer, identifizierten.
 
        IN RECHTER HAND
 
        Nach dem Scheitern der Verfassungsgebenden Versammlung 2022 wurde ein neuer Versuch unternommen, auf die Legitimitätskrise der Verfassung von 1980 und das eindeutige Ergebnis des Referendums vom Oktober 2020 zu reagieren. Die Kampagne gegen den von der verfassungsgebenden Versammlung vorgelegten Entwurf zielte nicht auf die Beibehaltung der alten Verfassung ab, sondern stellte den Vorschlag als spalterisch dar und forderte eine bessere, „eine, die uns eint“.
 
        Mit der Stärkung der Rechten bei den Parlamentswahlen im November 2021 und der Ablehnung des Verfassungsentwurfs im September 2022 stand die Zukunft einer neuen Verfassung auf der Kippe. Während die extreme Rechte an der Verfassung von 1980 festhielt, sahen viele der rechten Mitte und der Wirtschaft zugewandte Politikerinnen und Politiker in der Beibehaltung der bestehenden Verfassung eine Quelle politischer Instabilität und sprachen sich daher für eine moderate Reform aus. Der Legitimitätsverlust der bestehenden Verfassung nach den Unruhen von 2019 führte im Dezember 2022 zu einer neuen politischen Übereinkunft für einen neuen Anlauf im Verfassungsprozess.
 
        Der neue Prozess war in vielerlei Hinsicht ein Spiegelbild seines Vorgängers. Nach der Ablehnung des Entwurfs im September 2022 beschränkte sich die Debatte über einen neuen verfassungsgebenden Prozess auf die politischen Parteien und den Kongress. Die Verhandlungen dauerten fast 100 Tage, doch am 12. Dezember 2022 unterzeichneten die Parteien schließlich das sogenannte Übereinkommen für Chile. Dabei handelte es sich um ein fünfseitiges Dokument, das zwölf zuvor ausgehandelte Verfassungslinien beziehungsweise -prinzipien enthielt, die von den Verfassungsgebern nicht angetastet werden dürfen.
 
        Statt wie zuvor bei Null anzufangen, wurde eine Kommission aus 24 Expertinnen und Experten von den Parteien entsprechend ihrer Stärke im Kongress ernannt und mit der Ausarbeitung eines ersten Entwurfs beauftragt. Am 7. Mai 2023 wurde dann ein 50-köpfiger Verfassungsrat gewählt, der diesen Entwurf überarbeiten und ergänzen sollte. Die besonderen Wahlregeln für Unabhängige wurden gestrichen, und eine Regelung zur Wahl der Vertreter der indigenen Völker im Verhältnis zur Wahlbeteiligung führte dazu, dass nur ein einziger indigener Vertreter gewählt wurde. Die einzige Sonderregel, die aus dem vorherigen Prozess übernommen wurde, war die Geschlechterparität. Überraschenderweise führten die Wahlen am 7. Mai zu einem überwältigenden Erfolg der 2019 gegründeten rechtsextremen Republikanischen Partei. Wenn das Problem der vorherigen Versammlung darin bestand, dass sie zu weit links von der durchschnittlichen chilenischen Wählerschaft stand, so stand die neue Versammlung zu weit rechts.
 
        Nach den Unruhen von 2019 hatten soziale Bewegungen und Unabhängige die politische Arena betreten, vor allem durch die verfassungsgebende Versammlung. Die durch die Corona-Pandemie ab 2020 ausgelöste Unsicherheit und die Wirtschaftskrise hatten zu einer Stärkung der Konservativen und damit zu einer zunehmenden Ablehnung der Versammlung und ihres Entwurfs geführt. 2019 waren zwei neue rechte Parteien entstanden: die Republikanische Partei und die Volkspartei. Beide lehnten das von den traditionellen rechten Parteien unterzeichnete Übereinkommen für Chile mit der Begründung ab, dass die Verfassung von 1980 nicht geändert werden dürfe. Die linken Parteien hingegen unterstützten den Prozess, auch wenn einige Organisationen seine Legitimität infrage stellten, da er ihrer Ansicht nach von den Eliten vereinnahmt worden sei. Diese Gruppen äußerten die Befürchtung, dass ein von der Rechten kontrollierter Prozess dazu führen könnte, das von der Diktatur etablierte soziale und politische Modell mit minimalen Reformen zu beschönigen und damit zu rehabilitieren.
 
        Der Ausgang der Wahlen zum Verfassungsrat am 7. Mai 2023 war entscheidend für den weiteren Verlauf des Verfassungsprozesses. Der Wahlkampf stieß auf wenig Interesse und konzentrierte sich mehr auf aktuelle Themen als auf Verfassungsfragen; so wurden unter anderem Sicherheit, Bewahrung der Traditionen oder Unterstützung der Polizei versprochen. Allein die Republikanische Partei gewann 23 Sitze (35 Prozent), während die traditionelle rechte Koalition nur auf elf Sitze (21 Prozent) kam. Die Linke errang 16 Sitze (29 Prozent), während die Mitte-Parteien der ehemaligen Concertación – Christdemokraten, Partei für Demokratie und Radikale Partei –, die getrennt von den Sozialisten und anderen linken Gruppierungen angetreten waren, keinen einzigen Sitz erhielten.
 
        Der Verfassungsrat hat die Aufgabe, den von der Expertenkommission im Juni 2023 vorgelegten Entwurf zu diskutieren und zu überarbeiten. Seine Beschlüsse werden mit Zweidrittelmehrheit gefasst, was bedeutet, dass die Republikaner über genügend Stimmen verfügen, um jeden Änderungsvorschlag zu blockieren. Umgekehrt können sie im Bündnis mit der traditionellen rechten Koalition jede Änderung durchsetzen, ohne um die Stimmen der Linken werben zu müssen. Anfang November 2023 muss der Rat seinen Verfassungsentwurf vorlegen, ein Plebiszit zur Ratifizierung ist für den 17. Dezember vorgesehen.
 
        Paradoxerweise liegt es in den Händen rechter Parteien, eine Verfassung zu ändern, die jahrzehntelang die Positionen dieser Gruppen gestärkt hat. Die Republikanische Partei, die die Verfassung von 1980 vehement verteidigt, hat nun die Führung bei der Änderung des Textes übernommen. Ein Erfolg bei diesem Unterfangen würde ihre Chancen erhöhen, sich als politische Kraft zu etablieren, die in absehbarer Zeit die Führung des Landes übernehmen könnte. So wie die Linke nach ihrem überwältigenden Sieg bei den Wahlen zum Verfassungskonvent 2021 ihr reformistisches Mandat überinterpretiert zu haben scheint, besteht diese Gefahr nun unter umgekehrten Vorzeichen, wenn die Rechte beschließt, ihre politische Agenda über die Verfassung voranzutreiben.
 
        Der moderate Entwurf der Expertenkommission wurde vom Rat bereits mit über 1000 Änderungsvorschlägen versehen, von denen einige den subsidiären Staat über die Bestimmungen der Verfassung von 1980 hinaus stärken oder bestimmte Regelungen expliziter formulieren als in der geltenden Verfassung. Zu den Vorschlägen, die die Rechte dem Entwurf hinzufügen möchte, gehören die verfassungsmäßig garantierte Freiheit bei der Wahl des Gesundheitssystems, das Recht, Rentenfonds zu erben, die Freiheit der Eltern, die Erziehung ihrer Kinder ohne staatliche Einmischung zu bestimmen, die Schwächung des Streikrechts, die Abschaffung der Geschlechterparität und die Verringerung der Zahl der Sitze pro Bezirk bei den Parlamentswahlen. Es scheint also möglich, dass am Ende ein Text herauskommt, der konservativer ist als die bestehende Verfassung. Obwohl es noch keinen endgültigen Entwurf gibt, deuten Umfragen darauf hin, dass die Wähler den Vorschlag bei den Wahlen im Dezember ablehnen werden.
 
        In diesem Fall würde die chilenische Bevölkerung ihre Verfassung von 1980 behalten. Jede Hoffnung auf eine Überwindung der strukturellen und institutionellen Probleme, die 2019 zu den Unruhen und dem Misstrauen gegenüber der Politik geführt haben, wäre damit zerstört. Der politische Prozess um die Verfassungsfrage hat jedoch bereits wichtige Veränderungen in Gang gesetzt. Die Legitimitätskrise der Verfassung hat zu zwei wichtigen Änderungen geführt: die Senkung des Quorums für Verfassungsänderungen von zwei Drittel auf vier Siebtel und die Senkung des Quorums für die Änderung von 17 Sondergesetzen, die von der Diktatur erlassen wurden, von vier Siebtel auf eine einfache Mehrheit. Diese Verfassungsnormen regeln wichtige Bereiche wie das Bildungswesen, die Streitkräfte oder die Zentralbank, um nur einige zu nennen. Sie waren Enklaven der Diktatur, die den Spielraum demokratischer Politik einschränkten.
 
        Die flexiblere Ausgestaltung der Verfassungsnormen eröffnet neue Möglichkeiten, die Verfassungsreform im politischen Alltag und im Kongress weiter zu diskutieren und Änderungen einzubringen. Höhere Quoren sollten eigentlich der Herbeiführung eines breiten gesellschaftlichen Konsenses dienen und nicht dem Schutz von Regelungen, die dem Land von einer Diktatur auferlegt wurden. Der alte und der aktuelle Verfassungsprozess in Chile zeigen, dass ein Konsens sehr schwer zu erreichen ist. Wenn eine Gruppe über genügend Stimmen verfügt, um ihre Gegner zu überstimmen, erscheint es unrealistisch, auf eine Selbstbeschränkung ihrerseits selbst in grundlegenden Verfassungsfragen zu hoffen. Dies scheint die traurige Lehre aus den bisherigen chilenischen Erfahrungen zu sein. Als die Rechte in der Minderheit war, forderte sie, dass nur geringfügige Eingriffe in die Verfassung vorgenommen werden sollten. Nur ein Jahr später, nun im Besitz der Mehrheit, scheint dies nicht mehr zu gelten. Die Bürgerinnen und Bürger werden im Dezember entscheiden, ob der Verfassungsrat die gleichen Fehler gemacht hat wie sein Vorgänger.
 
         
          Aus dem Englischen von Heike Schlatterer, Pforzheim.
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        „MIT ALLER ZURÜCKHALTUNG“
 
        Das deutsch-chilenische Verbrechen Colonia Dignidad
 
        Evelyn Hevia Jordán · Jan Stehle
 
        Am 4. Januar 1961 landete der deutsche Laienprediger Paul Schäfer auf dem Flughafen von Santiago de Chile. Er floh vor der deutschen Justiz. Etwa zeitgleich nahm die Bonner Staatsanwaltschaft Ermittlungen gegen Schäfer wegen des Verdachts auf sexuellen Missbrauch Minderjähriger auf. In den kommenden zwei Jahren folgten ihm etwa 250 Anhänger:innen aus Deutschland. Etwa 350 Kilometer südlich der Hauptstadt errichteten sie die sogenannte Colonia Dignidad („Kolonie der Würde“), eine quasi-autarke Siedlung, in der über 40 Jahre lang schwerste Verbrechen begangen wurden. Für Paul Schäfer war die Colonia Dignidad ein Ort, an dem er straflos sexualisierte Gewalt ausüben konnte. Um die Existenz des Ortes abzusichern, knüpften Schäfer und seine Getreuen ein System von Lobby- und Unterstützungsnetzwerken. Am wichtigsten war dabei die Allianz mit der chilenischen Militärdiktatur ab 1973. Die Colonia Dignidad wurde zu einer Schlüsselakteurin im Repressionsapparat der Diktatur und genoss im Gegenzug deren bedingungslose Unterstützung.
 
        2023 jährt sich der Staatsstreich von Augusto Pinochet in Chile vom 11. September 1973 zum 50. Mal. In seiner Folge herrschte fast 17 Jahre – bis 1990 – eine zivil-militärische Diktatur. Das Datum spaltet die chilenische Gesellschaft bis heute.01 Gleichzeitig verweist es auf fünf Dimensionen der noch ausstehenden Bearbeitung dieser Vergangenheit: Es geht um die Aufklärung begangener Verbrechen (Wahrheit), die Bestrafung der dafür Verantwortlichen (Gerechtigkeit), den politischen und kulturellen Umgang mit dieser Zeit (Erinnerung), die materielle und symbolische Entschädigung von Betroffenen (Wiedergutmachung) sowie die Sicherstellung, dass sich solche Menschenrechtsverletzungen nicht wiederholen (Garantien der Nichtwiederholung).
 
        Die Debatten und Forderungen rund um das Gedenken an den 50. Jahrestag des Putsches sind eng mit der Colonia Dignidad verbunden. Dieses dunkle und noch offene Kapitel der jüngeren chilenisch-deutschen Geschichte wurde in den vergangenen Jahren – vor allem durch Druck der um Aufklärung bemühten Akteure – in beiden Ländern verstärkt präsent: in Ermittlungsverfahren, Politik, Medien und Öffentlichkeit.02
 
        Wir bieten zunächst einen Überblick über die Verbrechen der Colonia Dignidad als kriminelle Gruppierung und Organisation. Anschließend schildern wir die bisherige strafrechtliche und politische Aufarbeitung dieser Verbrechen in Deutschland und Chile und reflektieren schließlich über den Stand der gesellschaftlichen Erinnerung an die Colonia Dignidad.
 
        INTERNE UND EXTERNE VERBRECHEN
 
        Mit der Verhaftung von Paul Schäfer im März 2005 endete eines der „größten Menschenrechtsverbrechen unter deutscher Beteiligung“ nach 1945.03 Seit Mitte der 1950er Jahre hatten Mitglieder der Gruppe eine Vielzahl unterschiedlicher Verbrechen begangen, viele davon kontinuierlich und in Kenntnis deutscher wie chilenischer Behörden. Das Primärverbrechen war die von Paul Schäfer ausgeübte sexualisierte Gewalt.04 Viele andere Taten dienten letztlich dazu, diese Verbrechen zu decken oder die Colonia Dignidad als Ort zu erhalten, an dem Schäfer ohne Angst vor Strafverfolgung agieren konnte – sie können daher als Sekundärverbrechen bezeichnet werden. Zur Verschleierung dieser Taten betrieb die Colonia Dignidad – sozusagen als soziale Fassade – ein Krankenhaus und eine Schule. Nach außen stellte sich die Colonia Dignidad als altruistisches Projekt für die arme lokale Bevölkerung dar. Dieses Narrativ verfing sowohl innerhalb der Gruppe als auch bei Unterstützer:innen in Chile und in der Bundesrepublik.
 
        Als pseudoreligiöse kriminelle Gruppe beging die Colonia Dignidad Taten gegen ihre eigenen Mitglieder, sogenannte interne Verbrechen. Ihre Ziele waren die Durchsetzung und der Erhalt der Machtstrukturen innerhalb der Gruppe sowie die Unterwerfung ihrer Mitglieder unter den Willen Paul Schäfers. Vor Ort herrschten sklavenähnliche Arbeitsverhältnisse. Die Mitglieder mussten ohne Entlohnung oder festgelegte Ruhezeiten arbeiten, Familienstrukturen wurden aufgelöst, und das Leben fand in geschlechtergetrennten Gruppen statt. Um die Siedlung errichteten Mitglieder einen mit Bewegungsmeldern, Mikrofonen und Kameras versehenen Zaun. Ein ausgeklügeltes System der gegenseitigen Bespitzelung und Bestrafung sowie eine Pflicht zur persönlichen Beichte gegenüber Schäfer sorgten einerseits für eine vollständige Überwachung und andererseits dafür, dass alle Fäden bei Schäfer zusammenliefen. Versuchte trotzdem jemand zu fliehen, so rückte die Sicherheitsgruppe mit Fahrzeugen und Spürhunden aus, um dies zu verhindern. Jeglicher Akt der Auflehnung gegen das interne Zwangssystem wurde mit drakonischen Maßnahmen bestraft. Dazu gehörten kollektive Prügelstrafen, das Traktieren mit Elektroschocks, um das Gedächtnis zu löschen, und die zwangsweise Vergabe von Psychopharmaka zur Ruhigstellung. Fast alle männlichen Siedlungsbewohner, die dort geboren wurden oder als Kinder in der Colonia Dignidad lebten, wurden Opfer sexualisierter Gewalt durch Paul Schäfer. In den vergangenen Jahren wurden zunehmend auch Fälle sexualisierter Gewalt von Schäfer gegen Mädchen und Frauen bekannt.05 Opfer dieser Gewalt wurden auch auf betrügerische Art und Weise adoptierte Chilen:innen sowie Kinder aus der Umgebung der Colonia Dignidad, die systematisch zu vermeintlichen Freizeit- und Bildungsaktivitäten dorthin gebracht wurden.
 
         
          [image: Gruppenfoto aus den 1950er Jahren: Jungengruppe unter der Leitung von Paul Schäfer] 
          Paul Schäfer (rechts) als Leiter einer Jungengruppe in den 1950er Jahren
 
          Quelle: Archiv FDCL
 
        
 
        Gleichzeitig sicherte die Colonia Dignidad mit externen Verbrechen ihre Macht nach außen ab. Zentral sind hier die gemeinsam mit der chilenischen Diktatur begangenen Menschenrechtsverletzungen wie Folter, Mord und Verschwindenlassen politischer Gegner:innen. Bereits nach dem Wahlsieg des Sozialisten Salvador Allende 1970 verbündete sich die Siedlung mit militanten Rechtsextremisten und einigen der späteren Putschisten. Mit dem Putsch gegen Allende vom September 1973 wurde die Colonia Dignidad zum wichtigen Bestandteil des Repressionsapparates der Diktatur. Es gab direkte vertrauensvolle Verbindungen der Gruppe zur Spitze des Geheimdienstes DINA und zu Pinochet persönlich.06 Das Ausmaß dieser Kooperation ist noch immer nicht vollständig erforscht. Fest steht, dass die Colonia Dignidad selbst geheimdienstlich sowie im Waffenhandel aktiv war. Sie versorgte die Repressionsorgane der Diktatur mit Kommunikationstechnologie und Waffen. Weiter fungierte sie als Schulungsstätte für Agent:innen der DINA sowie als Haft- und Tötungslager. Zwischen 1973 und 1977 wurden Hunderte politische Gefangene in der Colonia Dignidad gefoltert und verhört. Vermutlich über hundert wurden in der Siedlung ermordet. Ihre sterblichen Überreste konnten bis heute nicht gefunden werden. Insgesamt gab es während der chilenischen Diktatur laut jüngsten Zahlen der Regierung 1469 Opfer gewaltsamen Verschwindenlassens. Bislang konnten nur 307 von ihnen mithilfe forensischer Untersuchungen identifiziert werden.07
 
        STRAFRECHTLICHE AUFARBEITUNG
 
        Im Mai 2011 flüchtete Hartmut Hopp, eine der wichtigsten Führungspersonen der Colonia Dignidad, unter Umgehung einer Ausreisesperre vor der chilenischen Justiz nach Deutschland.08 In Chile war er kurz zuvor wegen Beihilfe zum sexuellen Missbrauch Minderjähriger zu fünf Jahren Haft verurteilt worden. In weiteren Verfahren war er angeklagt oder bereits zu Bewährungsstrafen verurteilt worden. Die bundesdeutsche Justiz hatte seit 1988 strafrechtlich gegen Hopp ermittelt. Allerdings stellte die Bonner Staatsanwaltschaft ihre Ermittlungen 2010 – nach 22 Jahren – ergebnislos ein. Hopp vertraute daher darauf, dass er keine Anklage oder gar Verurteilung in Deutschland mehr zu befürchten habe. Damit sollte er recht behalten: 2019 stellte auch die Staatsanwaltschaft Krefeld ihre Ermittlungen ein, die sie 2011 nach Strafanzeigen von Menschenrechtsanwält:innen eröffnet hatte. Die Tatvorwürfe lauteten Mord, Beihilfe zum sexuellen Missbrauch und Körperverletzung.09
 
        Einen Großteil der Verbrechen der Colonia Dignidad begingen deutsche Staatsangehörige in Chile. Die Taten richteten sich ebenso gegen chilenische wie gegen deutsche Staatsangehörige. Daher bestand eine doppelte Zuständigkeit der bundesdeutschen und der chilenischen Justiz.10 Doch in beiden Ländern ließ die Justiz jahrzehntelang das kriminelle Wirken der Täter:innen eher geschehen, anstatt die Opfer zu schützen und für Aufklärung zu sorgen. Die Colonia Dignidad beschäftigte derweil ganze Teams von Anwält:innen in beiden Ländern, um gegen aufklärerische Initiativen vorzugehen.
 
        Das zeigt das Beispiel Wolfgang Müllers. Ihm gelang 1966 als Erstem die Flucht aus der Colonia Dignidad. Die chilenischen Behörden inhaftierten Müller und verurteilten ihn wegen Verleumdung. Als Amnesty International 1977 in einer Broschüre Aussagen von Folterüberlebenden aus der Colonia Dignidad zusammentrug, erließ das Bonner Landgericht auf Antrag der Siedlung eine einstweilige Verfügung, die es der Menschenrechtsorganisation bis 1997 untersagte, die „unbelegte Behauptung“ von Folterungen in der Colonia Dignidad zu verbreiten.11 Insgesamt protegierte die chilenische Justiz die Colonia Dignidad während der Diktatur vollständig. Auch während der transición, dem Übergang zur Demokratie ab 1990, gab es starke Kontinuitäten. Erst Strafanzeigen durch Eltern von in der Siedlung sexuell missbrauchten chilenischen Kindern sorgten für engagiertere Strafermittlungen.12 Diese zwangen Paul Schäfer schließlich zum Verlassen der Siedlung. Er begab sich nach Argentinien, wo er 2005 unter anderem dank des Engagements von Journalist:innen sowie des Menschenrechtsanwalts Hernán Fernández gefasst wurde.
 
         
          [image: Augusto Pinochet zu Besuch im Casino Familiar der Colonia Dignidad in Bulnes] 
          Augusto Pinochet bei einem Besuch des Casino Familiar der Colonia Dignidad in Bulnes mit Paul Schäfer (rechts) und weiteren Führungsmitgliedern der Gruppierung, o.J.
 
          Quelle: Winfried Hempel
 
        
 
        Nach Schäfers Inhaftierung ermittelte die chilenische Justiz unter anderem wegen Mord, Folter, Körperverletzung, Verstoß gegen das Waffengesetz und Bildung einer kriminellen Vereinigung. Es kam zu einer Reihe von Einzelurteilen, die die Existenz der diversen Verbrechenssphären der Colonia Dignidad juristisch feststellten. Viele weitere Einzeltaten wurden jedoch nicht juristisch verfolgt, auch weil Mitglieder der Colonia Dignidad keine Strafanzeigen einreichten. Die meisten Haftstrafen wurden zur Bewährung ausgesetzt, und viele Beschuldigte setzten sich noch vor einem Urteil nach Deutschland ab. 2010 starb Schäfer in chilenischer Haft. Drei Jahre später wurden in Chile erstmals Mitglieder der Colonia Dignidad wegen Beihilfe zum sexuellen Missbrauch und der Vergewaltigung Minderjähriger zu effektiven Haftstraften verurteilt.
 
        Heute konzentrieren sich die chilenischen Ermittlungen fast ausschließlich auf die Suche nach Personen, die in der Colonia Dignidad ermordet wurden und nach wie vor verschwunden sind. Mehrere Mitglieder der Colonia Dignidad bestätigten in Aussagen vor Gericht die Ermordung politischer Gefangener in der Siedlung. Forensische Untersuchungen konnten Erdbewegungen im fraglichen Zeitraum feststellen, die vermutlich mit der Existenz von Massengräbern in Zusammenhang stehen. Jedoch konnten bislang keine sterblichen Überreste oder DNA-Spuren gefunden werden.13 Fast 50 Jahre nach den mutmaßlichen Taten werden die Ermittlungen immer mehr zu einem Lauf gegen die Zeit. Viele Angehörige von Verschwundenen, aber auch viele Zeug:innen und mutmaßliche Täter:innen sind in den vergangenen Jahren verstorben. Es droht die sogenannte biologische Straflosigkeit.14
 
        Im Juni 2022 kündigte der chilenische Staatspräsident Gabriel Boric einen nationalen Suchplan für die Opfer des gewaltsamen Verschwindenlassens während der Diktatur an. Dessen partizipative Ausarbeitung umfasste eine Reihe von Treffen mit Angehörigenverbänden und Expert:innen. Am 30. August 2023, dem Internationalen Tag der Opfer des gewaltsamen Verschwindenlassens, sollen die Einzelheiten dieses Plans bekannt gegeben werden.
 
        In Deutschland ermittelten verschiedene Staatsanwaltschaften zwischen 1961 und 2019 fast durchgehend mit Bezug zur Colonia Dignidad. Sämtliche Verfahren wurden jedoch – teilweise nach Jahrzehnten – eingestellt, weil angeblich kein hinreichender Tatverdacht gegen die Beschuldigten bestand.15 Folgenreich war vor allem eine Entscheidung des Oberlandesgerichts Düsseldorf.16 In dem Verfahren ging es um ein chilenisches Haftvollstreckungsersuchen gegen Hartmut Hopp, der sich durch seine Flucht einer Haftstrafe in Chile entzogen hatte. Das Gericht lehnte dieses Ersuchen ab und beschied der Colonia Dignidad sogar, auch eine Wohltätigkeits- und Erziehungsgesellschaft gewesen zu sein.17 Nur wenige Monate nach diesem Beschluss des höchsten nordrhein-westfälischen Gerichts stellten die Staatsanwaltschaften in Krefeld und Münster ihre Ermittlungen gegen Hartmut Hopp und Reinhard Döring ein und markierten damit das bisherige Ende der vollständig ergebnislosen strafrechtlichen Verfolgung der Verbrechen der Colonia Dignidad in Deutschland.
 
        Die zaghaften Ermittlungen in der Bundesrepublik, bei denen den Aussagen von Führungsmitgliedern der Colonia Dignidad oftmals mehr glauben geschenkt wurde als den Opfern und ihren konkreten Schilderungen von Straftaten, bestärkte die mutmaßlichen Täter:innen darin, vor der chilenischen Justiz nach Deutschland zu flüchten. Da das Grundgesetz deutsche Staatsbürger:innen grundsätzlich vor Auslieferung schützt und die meisten Taten – bis auf Mord – inzwischen verjährt sind, wurde die Bundesrepublik faktisch zum sicheren Hafen für ehemalige Mitglieder der Colonia Dignidad – auch für solche, die von der chilenischen Justiz teilweise per internationalem Haftbefehl gesucht werden.
 
        POLITISCHE AUFARBEITUNG
 
        Am 26. April 2016 lud der damalige Außenminister Frank-Walter Steinmeier zu einer Rede ins Auswärtige Amt (AA) ein, in der er die Rolle der deutschen Diplomatie im Fall Colonia Dignidad kritisch beleuchtete – ein ungewöhnlicher Vorgang für diese Behörde, die eher für ihre Beharrungskräfte als für selbstkritische Kurskorrekturen bekannt ist. Zumindest auf der Ebene verbaler Bekenntnisse war die Bundesregierung, die lange gezögert hatte, eine bundesdeutsche Mitverantwortung für die Verbrechen der Colonia Dignidad einzuräumen, nun einen Schritt weiter gegangen.18
 
        In Chile wurde die Colonia Dignidad in den Berichten der zur Aufarbeitung der Diktatur eingerichteten Wahrheitskommissionen zwar kurz erwähnt, dies kann jedoch nicht als Anerkennung staatlicher Verantwortung gewertet werden. Bis heute tut sich Chile mit einer politischen Aufarbeitung der Colonia Dignidad schwer. Das hat auch damit zu tun, dass die chilenische Gesellschaft infolge der transición weiterhin stark polarisiert ist. In weiten Teilen der Bevölkerung koexistieren bis heute vollkommen entgegengesetzte Narrative über den Putsch und seine Folgen. Aufgrund vielfältiger Verbindungen besteht hier eine direkte Assoziation zwischen der Colonia Dignidad und seiner langjährigen Unterstützung vornehmlich durch die politische Rechte.19
 
        Die bundesdeutsche Seite bezog zwar ab 1990 – vor allem in internen Diskussionen – klare Haltung zur Colonia Dignidad, bemühte sich jedoch sehr, die Hauptverantwortung für das Thema in Chile zu verorten. Politik und Justiz in Deutschland leisteten keinen Beitrag zur Beendigung der weiterhin stattfindenden Verbrechen. Stattdessen verfolgte das AA die Strategie, den Fortbestand der Colonia Dignidad auch über eine etwaige Festnahme seiner Führungspersonen hinaus zu gewährleisten.20 Das Amt argumentierte hier vornehmlich mit einer Verantwortung und Fürsorgepflicht für deutsche Staatsbürger:innen, die aufgrund ihres Alters und ihrer Traumatisierung nicht unmittelbar in der „Außenwelt“ überlebensfähig seien. Es dürfte jedoch auch eine Rolle gespielt haben, dass nach einer Schließung die Mehrheit der etwa 300 Bewohner:innen wahrscheinlich nach Deutschland emigriert wären. Dies hätte sicherlich eine breite Medienberichterstattung zur Folge gehabt und damit verbunden auch Fragen nach der Mitverantwortung der Bundesregierung für die jahrzehntelangen Verbrechen der Colonia Dignidad aufgeworfen.
 
        Aufgrund der transición in Chile, in der Kräfte aus der Zeit der Diktatur weiter politischen Einfluss ausübten, aber auch dank einer zahnlosen deutschen Justiz und einer deutschen Außenpolitik, die vor allem bemüht war, die eigene Verantwortung zu begrenzen, schaffte es die Colonia Dignidad, bis 2005 fortzubestehen. Schon zwischen 1988 und 1990 hatte die Colonia Dignidad eine Reihe von Gesellschaften sowie die sogenannte ABC-Holding gegründet, um eine Auflösung der Rechtsperson der Colonia Dignidad zu umgehen.21
 
        Nach Schäfers Festnahme 2005 begann in der Colonia Dignidad ein langsamer Öffnungs- und Demokratisierungsprozess. Bereits einige Jahre zuvor hatte sich die Siedlung den neuen Namen „Villa Baviera“ („Bayerndorf“) gegeben. Die Bundesregierung bot den Bewohner:innen psychotherapeutische Unterstützung an. Gleichzeitig förderte sie die Unternehmensholding über Maßnahmen der Gesellschaft für Technische Zusammenarbeit (heute Deutsche Gesellschaft für Internationale Zusammenarbeit) und setzte sich dafür ein, dass von der chilenischen Justiz verfügte Beschlagnahmungen von Ländereien der Siedlung aufgehoben wurden. Bis heute gehören das Land und die Unternehmen der Villa Baviera. Neben Land- und Forstwirtschaft betreibt diese seit einigen Jahren auch Tourismus. Ein Restaurant und ein Hotel in der Siedlung setzen wie zu Zeiten der Colonia Dignidad auf ein folkloristisch-deutsches Außenbild.
 
        Angehörige von Verschwundenen aus der Region protestieren seit vielen Jahren an den Toren der Siedlung dagegen und fordern neben Aufklärung und Gerechtigkeit die Transformation des Ortes in eine nach wissenschaftlichen Kriterien gestalteten Gedenkstätte. 2013 beendete die Bundesregierung ihre Unterstützung für die ABC-Holding und steuerte zumindest teilweise um: Seit 2014 werden mit Mitteln des AA Veranstaltungen mit verschiedenen Betroffenengruppen organisiert. Unter Leitung von Elke Gryglewski, Geschäftsführerin der Stiftung niedersächsische Gedenkstätten, sollen diese den Dialog und die Kommunikation zwischen den diversen Opfern und Betroffenen fördern und als Grundlage für die Errichtung einer Gedenk-, Bildungs- und Dokumentationsstätte am historischen Ort dienen.22
 
        Spätestens Steinmeiers Eingeständnis einer bundesdeutschen (Teil-)Verantwortung 2016 warf die Frage nach einer angemessenen Aufarbeitung auf. 2017 forderte der Deutsche Bundestag die Bundesregierung einstimmig zu einer Reihe von Maßnahmen auf.23 Einzelne davon, wie ein Hilfsfonds für die Opfer24 oder ein wissenschaftlich aufbereitetes Oral-History-Projekt,25 werden inzwischen umgesetzt. Doch die großen Herausforderungen bleiben ungelöst: Die Förderung einer umfassenden strafrechtlichen Aufarbeitung der Verbrechen der Colonia Dignidad, die Untersuchung ihres Vermögens und die Errichtung der Gedenkstätte. All dies gehört zum Mandat einer deutsch-chilenischen Regierungskommission, die ebenfalls 2017 ins Leben gerufen wurde, seitdem jedoch keine substanziellen Fortschritte erreichen konnte. Die Kommission beauftragte jeweils zwei deutsche und chilenische Expert:innen mit der Entwicklung eines Gedenkstättenkonzepts. Das fertige Konzept wurde beiden Regierungen 2021 übergeben – die Umsetzung ist jedoch bis heute noch nicht in die Wege geleitet worden.26
 
        WISSENSCHAFTLICHE UND KULTURELLE AUFARBEITUNG
 
        Seit jeher und bis 1990 unter dem staatlichen Schutz der Diktatur ging die Colonia Dignidad mit Verleumdungsklagen und Kampagnen gegen Menschen vor, die ihre Verbrechen öffentlich thematisierten. 1987 veröffentlichte der chilenische Filmemacher Orlando Lübbert in der Bundesrepublik den Spielfilm „Die Kolonie“. Die fiktive Geschichte war inspiriert von den damaligen Ereignissen und den juristischen Angriffen der Colonia Dignidad auf Aufklärer:innen. Im folgenden Jahr strahlte die ARD den Film aus, deutsche Medien kommentierten ihn. Die Colonia Dignidad beobachtete das und legte Informationen darüber in ihrem Geheimarchiv ab.27 Allerdings entfaltete Lübberts Film nicht dieselbe politische Wirkung wie Florian Gallenbergers Spielfilm „Colonia Dignidad – es gibt kein Zurück“ von 2015. Neben den Verbrechen der Colonia Dignidad thematisierte dieser auch die Rolle bundesdeutscher Diplomaten, die freundschaftliche Beziehungen zur Siedlung pflegten. Trotz der hochkarätigen Besetzung mit Emma Watson und Daniel Brühl in den Hauptrollen blieb der Film kommerziell hinter den Erwartungen zurück. Politisch hatte er jedoch durchaus einen Effekt. Frank-Walter Steinmeier zeigte ihn im April 2016 im AA vor seiner Rede zur Colonia Dignidad und lud Gallenberger im Anschluss auf das Podium ein. Nachdem die Siedlung jahrzehntelang vor allem in journalistischen Beiträgen thematisiert worden war, die vor allem Opfern und Zeug:innen eine Stimme gaben, läutete Gallenbergers Film eine neue Etappe der Mediatisierung ein. In den folgenden Jahren entstand eine Reihe von Filmen und Serien über die Colonia Dignidad, sowohl in fiktionaler als auch in dokumentarischer Form.
 
        Kritisch diskutiert wurde beispielsweise die ab 2020 unter anderem bei Arte und Netflix ausgestrahlte Dokuserie „Colonia Dignidad. Eine deutsche Sekte in Chile“. Die drei wesentlichen Kritikpunkte beziehen sich erstens auf die Darstellung Paul Schäfers als Einzeltäter,28 zweitens auf die willkürliche Auswahl der zitierten Bewohner:innen der Colonia Dignidad29 und drittens auf die Herkunft des dokumentarischen Materials. Die Produktionsfirma erhielt dies von Führungsmitgliedern der Siedlung und hält es unter Verschluss, anstatt es in Gänze Wissenschaft und Öffentlichkeit zur Verfügung zu stellen.30
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          Demonstration von Angehörigen Verschwundener vor der Colonia Dignidad, o.J.
 
          Quelle: Privatarchiv Mercedes Fernández Barra; CDOH
 
        
 
        Die von Amazon Prime produzierte und seit 2022 ausgestrahlte Dokuserie „The Survivors, Colonia Dignidad“ thematisiert die engen Verbindungen der chilenischen Rechten zur Colonia Dignidad. Sie zeigt beispielsweise Archivaufnahmen, wie Hernán Larraín, von 2018 bis 2022 chilenischer Minister für Justiz und Menschenrechte, Vorwürfe gegen die Siedlung wegen sexuellen Missbrauchs an chilenischen Kindern leugnet und deren vermeintlich wohltätigen Charakter betont. Aufgrund der Serie geriet Larraín zwar unter öffentlichen Druck, musste sein Amt aber nicht aufgeben. Derzeit setzt er seine politische Karriere als ernannter Experte für den gegenwärtigen Verfassungsprozess fort.31
 
        Die Wissenschaft hat erst nach und nach zur Erforschung, Analyse und zum Verständnis der Colonia Dignidad beigetragen. In den vergangenen zehn Jahren wurden einige umfangreichere Studien veröffentlicht.32 Vom Lateinamerika-Institut der Freien Universität Berlin wurde zudem das erwähnte Oral-History-Archiv zur Colonia Dignidad realisiert, in dem 64 lebensgeschichtliche Interviews auf einer zweisprachigen Onlineplattform bereitgestellt werden.
 
        ERRICHTUNG EINER GEDENKSTÄTTE
 
        Die kulturelle und wissenschaftliche Aufarbeitung des Themas hat zwar dazu geführt, dass inzwischen mehr Menschen über die Verbrechen der Colonia Dignidad informiert sind. Doch die Betroffenen warten nach wie vor auf Antworten auf zahlreiche offene Fragen und Forderungen. Ein zentrales Anliegen der Betroffenen wäre durchaus umsetzbar: Die Errichtung einer Gedenk-, Bildungs- und Dokumentationsstätte am historischen Ort der Verbrechen. Umfangreiche Vorarbeiten, etwa in Form der Dialogveranstaltungen oder eines Gedenkstättenkonzepts, hat es wie erwähnt bereits gegeben.33 Die Betroffenen sind sich einig, dass die historischen Fakten am Ort der Verbrechen erzählt werden sollten. Außerdem soll das Gelände von einem unabhängigen Träger verwaltet werden anstatt von den derzeitigen Eigentümern, den Nachfolgegesellschaften der Colonia Dignidad. Und schließlich soll eine Gedenkstätte in unabhängigen, aber miteinander verbundenen Ausstellungen die Geschichte verschiedener Opfergruppen erzählen.34
 
        Im Januar 2023 war Bundeskanzler Olaf Scholz auf Staatsbesuch in Chile. Auf einer gemeinsamen Pressekonferenz erklärte der chilenische Präsident Gabriel Boric, dass es zur Rolle des chilenischen Staates gehöre, „weiterhin unermüdlich für die vollständige Wahrheit und die vollständige Gerechtigkeit zu arbeiten“. Boric dankte Scholz für seine „Bereitschaft, zur Suche nach der Wahrheit beizutragen und die ehemalige Colonia Dignidad zu einem Ort der Erinnerung zu machen“. Scholz reagierte darauf, indem er seine Bereitschaft zum Ausdruck brachte, die chilenische Regierung zu unterstützen. „Es ist ganz klar: Wir sind Partner der Regierung. Wir wollen hilfreich sein. Wir wissen, wie sensibel das ganze Thema ist. Es gibt verschiedene Opfergruppen. Dadurch ist es auch nicht einfacher, eine gute Lösung zu finden. Deshalb werden wir auch mit aller Zurückhaltung aktiv unsere Unterstützung anbieten und das, was wir tun können, gern tun. Über diese Prozesse muss aber im Lande [Chile] entschieden werden. Wir sind dabei aus gutem Grund ein Partner.“35 Diese vorsichtige Formulierung spiegelt die Linie der Bundesregierung wider, zwar eigene Verfehlungen einzuräumen, die Hauptverantwortung für die Verbrechen der Colonia Dignidad und deren Aufarbeitung aber weiterhin in Chile zu verorten.
 
        ZURÜCKHALTUNG ABLEGEN
 
        1977 ließ die Colonia Dignidad Amnesty International und die Zeitschrift „Stern“ gerichtlich die Aussage untersagen, die Colonia Dignidad sei ein Folterlager des chilenischen Geheimdienstes. Daraufhin fertigte die Politische Abteilung des AA eine Vorlage für den damaligen Außenminister Hans-Dietrich Genscher an. Darin heißt es: „‚Stern‘ und Amnesty International berufen sich auf die Aussagen von zwei namentlich genannten Exilchilenen und einer ungenannten Exilchilenin. Die Beweise für deren Behauptungen, in der ‚Colonia Dignidad‘ gefoltert worden zu sein, wirken nicht sehr überzeugend. Nach dem Motto ‚in dubio pro reo‘ dürfte es angebracht sein, äußerste Zurückhaltung zu üben.“36
 
        Diese Zurückhaltung des AA spielte der chilenischen Diktatur in die Hände – auf Kosten der Opfer. Daraus zu lernen, würde bedeuten, eine opferzentrierte Menschenrechtspolitik zur Prämisse des eigenen politischen Handelns zu machen und diese jahrzehntelang praktizierte Zurückhaltung abzulegen. 50 Jahre nach dem Putsch wäre die Grundsteinlegung für eine Gedenkstätte in der Colonia Dignidad ein wichtiges politisches Zeichen für einen Kurswechsel im bilateralen Aufarbeitungsprozess dieses dunklen Kapitels der deutsch-chilenischen Beziehungen.
 
         
          EVELYN HEVIA JORDÁN 
ist Psychologin und Historikerin. Sie forscht an der Katholischen Universität Silva Henríquez und promoviert am Lateinamerika Institut der Freien Universität Berlin. eveheviajordan@gmail.com
 
          JAN STEHLE 
ist Volkswirt und promovierter Politikwissenschaftler. Er ist am Berliner Forschungs- und Dokumentationszentrum Chile-Lateinamerika (FDCL) tätig. jan.stehle@fdcl.org
 
        
 
        ANMERKUNGEN
 
        01 Siehe hierzu auch den Beitrag von Stephan Ruderer in dieser Ausgabe (Anm. d. Red.).
 
        02 Vgl. Jan Stehle, Der Fall Colonia Dignidad. Zum Umgang bundesdeutscher Außenpolitik und Justiz mit Menschenrechtsverletzungen 1961–2020, Bielefeld 2021, S. 32ff., www.transcript-verlag.de/media/pdf/3c/95/c0/oa9783839458716.pdf.
 
        03 Vgl. Martin Knobbe, Eines der größten Menschenrechtsverbrechen unter deutscher Beteiligung, 14.10.2022, www.spiegel.de/politik/deutschland/a-ee1f8749-7eb8-4093-923c-1075cdee6494.
 
        04 Vgl. Stehle (Anm. 2), S. 150.
 
        05 Vgl. Heike Rittel/Jürgen Karwelat, Lasst uns reden. Frauenprotokolle aus der Colonia Dignidad, Stuttgart 2018.
 
        06 Vgl. Stehle (Anm. 2), S. 258ff.
 
        07 Vgl. Victoria Dannemann, Búsqueda de Desaparecidos: esfuerzo por encontrar respuestas, 26.4.2023, www.dw.com/a-65444922.
 
        08 Vgl. European Center for Constitutional and Human Rights (ECCHR), ECCHR-Stellungnahme zu der Rolle von Hartmut W. Hopp innerhalb der Colonia Dignidad, 6.10.2011, www.ecchr.eu/fileadmin/Pressemitteilungen_deutsch/Stellungnahme_Colonia_Dignidad_Hopp_-_2011-10-06.pdf.
 
        09 Vgl. ECCHR-Stellungnahme bezüglich der Einstellungen der Ermittlungen im Tatkomplex Colonia Dignidad, 9.12.2020, www.ecchr.eu/fileadmin/Juristische_Dokumente/Stellungnahme_ECCHR_Einstellung_Hopp_Colonia_Dignidad_Dez2020.pdf.
 
        10 Vgl. Stehle (Anm. 2), S. 311ff.
 
        11 Vgl. Amnesty International, Colonia Dignidad: deutsches Mustergut in Chile – ein Folterlager der DINA, Frankfurt/M. 1977.
 
        12 Vgl. Ute Löhning, Sie brachten die Colonia Dignidad zu Fall, 5.6.2019, www.swr.de/swr2/leben-und-gesellschaft/broadcastcontrib-swr-28808.html.
 
        13 Vgl. Iván Cáceres, Colonia Dignidad. Auf den Spuren Der Verschwundenen, in: Stefan Rinke/Philipp Kandler/Dorothee Wein (Hrsg.), Colonia Dignidad. Neue Debatten und interdisziplinäre Perspektiven, Frankfurt/M.–New York 2023, S. 149–169.
 
        14 Vgl. Joannie Jean, Battles for Memory and Justice in Chile. Struggles for Remembrance, Legitimacy and Accountability, Cham 2023, S. 134.
 
        15 Vgl. Stehle (Anm. 2), S. 387ff.
 
        16 Vgl. ebd., S. 451ff.
 
        17 Vgl. Wolfgang Kaleck/Andreas Schüller, Colonia Dignidad, ein deutscher Justizskandal, 17.10.2018, www.lto.de/recht/hintergruende/h/colonia-dignidad-justizskandal-nrw-chile-pinochet-hopp-sekte.
 
        18 Vgl. Auswärtiges Amt, Rede von Außenminister Frank-Walter Steinmeier anlässlich der Veranstaltung „Colonia Dignidad“, 26.4.2016, www.auswaertiges-amt.de/de/newsroom/160426-colonia-dignidad/280124.
 
        19 Vgl. Forschungs- und Dokumentationszentrum Chile-Lateinamerika (FDCL), Piñera beruft ehemaligen Unterstützer der Colonia Dignidad zum chilenischen Minister für Justiz und Menschenrechte, 25.1.2018, www.fdcl.org/wp-content/uploads/2018/01/PM-Colonia-Dignidad_25012018.pdf.
 
        20 Vgl. Stehle (Anm. 2), S. 543.
 
        21 Vgl. ebd., S. 136ff.
 
        22 Vgl. Evelyn Hevia Jordán/Jan Stehle, Partizipative Aufarbeitung der Verbrechen und Geschichte in Colonia Dignidad, Chile, in: Stephan Bundschuh et al. (Hrsg.), Partizipativ erinnern. Praktiken | Forschung | Diskurse, Düsseldorf 2022, S. 76–82.
 
        23 Vgl. Bundestagsdrucksache 18/12943, 27.6.2017.
 
        24 Vgl. Bundestagsdrucksache 19/32501, 17.9.2021.
 
        25 Colonia Dignidad – Ein chilenisch-deutsches Oral History-Archiv, www.cdoh.net.
 
        26 Vgl. Ute Löhning, Gedenken und Dokumentieren, 7.7.2021, https://taz.de/5783546.
 
        27 Archivo Nacional de la Administración (ARNAD), Fondo Sociedad Benefactora Colonia Dignidad, 0092.
 
        28 Vgl. Ute Löhning, Zwei Blicke zurück, 10.1.2022, www.amnesty.de/informieren/amnesty-journal/chile-colonia-dignidad-netflix-stehle.
 
        29 Vgl. Peter Burghardt, Das bunte Grauen, in: Süddeutsche Zeitung (SZ), 26.10.2021, S. 27.
 
        30 Vgl. ders., Folklore und Folter, in: SZ, 16.3.2020, S. 25.
 
        31 Vgl. Cathy Schneider/Sofía Williamson-García, Chile’s New Constitutional Process Shifts to the Right, 15.2.2023, https://nacla.org/chiles-new-constitutional-process-shifts-right.
 
        32 Folgende Dissertationen sind in den vergangenen Jahren erschienen und sind allesamt Open-Access-Publikationen: Meike Dreckmann-Nielen, Die Colonia Dignidad zwischen Erinnern und Vergessen, Bielefeld 2022, www.transcript-verlag.de/978-3-8376-6213-9/die-colonia-dignidad-zwischen-erinnern-und-vergessen; Stehle (Anm. 2); Horst Rückert, Vom Folterzentrum der Militärdiktatur zum Ferienort. Die Geschichte der „Villa Baviera“ in Chile, Darmstadt 2022, https://refubium.fu-berlin.de/bitstream/handle/fub188/34324/9783534274574_Refubium.pdf; Marcela Douglas, Hopes and Horror – An Ethnographic Study of a German Community in Chile, Tromsø 2013, https://munin.uit.no/handle/10037/5810.
 
        33 Vgl. Hevia Jordán/Stehle (Anm. 22).
 
        34 Vgl. Ute Löhning, Colonia Dignidad zwischen Folkloretourismus und Gedenkstätte, 12.11.2022, www.iz3w.org/artikel/colonia-dignidad-tourismus-villa-baviera.
 
        35 Vgl. Bundesregierung, Mitschrift Pressekonferenz von Bundeskanzler Scholz und Präsident Boric am 30.1.2023, www.bundesregierung.de/2023-2161346.
 
        36 Politisches Archiv des Auswärtigen Amtes, Zwischenarchiv Bd. 111129. Ministervorlage Abt. 3 vom 29.4.1977. Betr.: Deutsche Siedlung „Colonia Dignidad in Chile“.
 
      

       
        KLEINE GESCHICHTE CHILES
 
        Stefan Rinke
 
        Chile gilt als Land mit verrückter Geografie und liegt aus europäischer und durchaus auch aus chilenischer Sicht am Ende der Welt. Seit der zweiten Hälfte des 20. Jahrhunderts hat das Land jedoch immer wieder große internationale Aufmerksamkeit auf sich gezogen. Der „chilenische Weg zum Sozialismus“ unter Salvador Allende und der Militärputsch von 1973 weckten weltweites Interesse an den politischen Vorgängen in Chile. Heute ist die Auseinandersetzung mit dem Erbe der Diktatur immer noch ein Thema der internationalen Berichterstattung, und die sozialen Unruhen sowie die 2019 ausgebrochene Debatte um die Verfassungsreform stehen in diesem Zeichen.
 
        Die chilenische Diktatur, ihre Aufarbeitung seit 1990 und die neuen Entwicklungen des Landes seit der Jahrtausendwende sind nur als historische Entwicklung zu verstehen. In der spanischen Kolonialzeit war Chile ein permanenter Kriegsschauplatz, aber danach galt es lange Zeit als stabilstes politisches System Lateinamerikas. Kurzzeitig war es Hoffnungsträger der Linken und Brennpunkt des Kalten Krieges, gleichzeitig Symbol für ein neoliberales „Wirtschaftswunderland“ sowie für Diktatur und brutale Missachtung der Menschenrechte. Heute ist das Schwellenland Chile eine Ausnahmeerscheinung in einem krisengeplagten Kontinent, da es eine stabile wirtschaftliche und politische Struktur aufweist.01
 
        BESIEDLUNG UND KOLONIALZEIT
 
        Wir wissen nicht, wann genau Chile erstmals von Menschen besiedelt wurde. Neuere archäologische Erkenntnisse legen aber nahe, dass dies viel früher der Fall war, als bislang angenommen. In dem Land mit seinen vielen unterschiedlichen Naturräumen entwickelten sich sehr unterschiedliche Kulturen: Von den Aymara im hohen Norden über die Diaguita im sogenannten kleinen Norden, die Picunche, die Huilliche und viele andere im Zentrum bis hin zu den Aonikenk und Selk’nam im tiefen Süden war die Vielfalt beeindruckend. Im 15. Jahrhundert kamen weite Teile des Nordens unter die Kontrolle des expandierenden Inkareiches, während die Gruppen im Süden erfolgreich Widerstand leisteten. Man schätzt, dass bei der Ankunft der Europäer im 16. Jahrhundert etwa eine Million Menschen auf dem Gebiet des heutigen Chile lebten.
 
        Die Eroberung Chiles durch europäische Konquistadoren erfolgte ab Mitte der 1530er Jahre von Norden her, nachdem das Inkareich gefallen war. Nach einer erfolglosen ersten Expedition unter Diego de Almagro unternahm Pedro de Valdivia, der unter dem Konquistador Francisco Pizarro gedient hatte, einen erneuten und dieses Mal erfolgreichen Eroberungszug, obwohl die Region als arm und gefährlich galt. Am 12. Februar 1541 gründete Valdivia die Stadt Santiago del Nuevo Extremo als Provinzhauptstadt, die nach seiner Heimat in Spanien Nueva Extremadura benannte wurde. Die Eroberung war damit allerdings noch keineswegs gesichert, denn die indigenen Gruppen wehrten sich und attackierten die spanischen Eindringlinge. Eine gewisse Konsolidierung ihrer Herrschaft erlangten die Spanier nur unter großen Verlusten und Rückschlägen im Zentrum Chiles. Im Süden dagegen scheiterten ihre Bemühungen am Widerstand der sogenannten Araukaner, dem auch Valdivia selbst zum Opfer fiel.
 
        Der Krieg dauerte viele Jahrzehnte, ehe 1641 im Frieden von Quilín ein Modus Vivendi gefunden wurde. Der Bío Bío wurde zum Grenzfluss erklärt. Die Spanier erkannten die Unabhängigkeit der Indigenen an und verpflichteten sich, keine Siedlungen südlich des Flusses zu gründen. Die Indigenen versprachen ihrerseits, Missionare in ihrem Gebiet zuzulassen. Allerdings brachte der Friedensvertrag nicht die erhoffte Beruhigung, denn beide Seiten setzten mit kleinen Überraschungsangriffen die Kämpfe fort, um Beute zu machen. So kam die Expansion des spanischen Kolonialreichs in Chile unübersehbar an ihr Ende. Das Grundproblem der Eroberer war, dass ihnen anders als im Fall der Azteken oder Inkas nicht ein zentralisiertes Reich gegenüberstand, sondern eine unüberschaubare Zahl von Kampfverbänden, die sich unter einzelnen Kriegshäuptlingen phasenweise zusammenschlossen. Gelang es, einen der Anführer auszuschalten, fand sich schnell ein neuer, der den Kampf fortsetzte. Im Gegensatz zu anderen Grenzregionen des Reiches gestanden die Spanier ihr Scheitern in Chile offiziell ein.
 
        Der unbeugsame Widerstand der indigenen Gruppen führte zur Herausbildung einer Grenzsituation mit zahlreichen sozioökonomischen und kulturellen Eigenarten. Bis ins 19. Jahrhundert reichte das von den Spaniern kontrollierte Territorium effektiv nicht über den Bío Bío hinaus, wenn man von den Enklaven Valdivia und der Insel Chiloé absieht. Parallel dazu, aber keineswegs isoliert, lebten weitere indigene Gesellschaften im Süden, die sich ebenso wie die der Spanier im Norden durch den Kulturkontakt tiefgreifend wandelten. In diesem Zeitraum setzte sich die Sammelbezeichnung Mapuche für die autonomen indigenen Gemeinschaften des Südens durch.02
 
        Anders als in anderen Teilen der Neuen Welt verhinderten die permanenten Kriege lange Zeit die Herausbildung einer differenzierten Gesellschaft und Wirtschaft. Bis weit ins 17. Jahrhundert hinein konnte soziale Distinktion nur durch militärischen Rang erreicht werden. Im Laufe des 17. Jahrhunderts bildete sich eine soziale Oberschicht von Kreolen – in Amerika geborene Spanier – heraus, deren Macht auf Handel und Landbesitz basierte. Grundlage dafür war das Nachlassen der direkten Kriegsgefahr in der Zentralzone. In dieser Region entstand eine großflächige Landwirtschaft, die Haciendawirtschaft, die Chile lange Zeit prägen sollte. Bereits um 1650 waren die landwirtschaftlich nutzbaren Flächen zwischen den Städten Santiago und La Serena vollständig aufgeteilt. Im Laufe des 18. Jahrhunderts gewannen die Großgrundbesitzer immer mehr an Einfluss.
 
        Im relativ isolierten Mikrokosmos der Hacienda übte der Besitzer Herrschaftsfunktionen aus. Außerdem stellte er die Verbindung zu den kommerziellen Zentren der Städte her, wo er in der Regel einen Wohnsitz hatte, sich um die Vermehrung seines Reichtums durch den Handel seiner Produkte bemühte und seinen Wohlstand demonstrativ zur Schau stellte. Ergänzt wurde diese Haltung durch das Streben nach politischen Ämtern, die im spanischen Kolonialreich käuflich erworben werden konnten. Schließlich waren die Pflege und der Ausbau der verwandtschaftlichen Beziehungen zu Gleichrangigen wichtig und bildeten die Voraussetzung für den engen Zusammenhalt der chilenischen Oberschicht.
 
        Trotz der sozialen Konsolidierung war das Leben in Chile während der Kolonialzeit von Unsicherheit geprägt. Zahllose Naturkatastrophen ereigneten sich. Die Menschen reagierten darauf unter anderem mit einer ausgeprägten Volksfrömmigkeit, die sich an den vielen kirchlichen Festen und Wallfahrten ablesen lässt. Gefahren drohten auch von außen. Wie überall in den Küstenregionen Hispanoamerikas waren auch in Chile die Angriffe ausländischer Piraten eine ständige Bedrohung.
 
        Aus Sicht der Dynastie der Bourbonen, die 1700 die Thronfolge in Spanien angetreten hatten, waren die Piratenangriffe ein Ausdruck der vielen Missstände, die die Kolonialpolitik kennzeichneten. Im Laufe des 18. Jahrhunderts versuchte die Krone eine Reihe von Reformmaßnahmen durchzusetzen. Besonders wichtig war die graduelle Veränderung der Handelswege in Südamerika. In diesem Zusammenhang profitierte Chile vom Aufstieg der Hafenstadt Buenos Aires auf Kosten des alten vizeköniglichen Hofes in Lima. Die administrativen Reformen der Bourbonen wirkten sich für Chile positiv aus. Der absolutistische Reformismus bezog auch das Militär ein. Die Reformen hatten allerdings ihren Preis. Insbesondere das Anziehen der Steuerschraube machte sich auch in Chile zunehmend bemerkbar. Die bourbonischen Reformen ließen ein Konfliktpotenzial entstehen, das in einem geeigneten Moment zu ernsten Problemen im Verhältnis zwischen dem Mutterland und der Kolonie führen konnte.
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        UNABHÄNGIGKEIT
 
        Um die Wende vom 18. zum 19. Jahrhundert grenzten sich die Kreolen Chiles zunehmend von den Europa-Spaniern ab. Bereits seit Mitte des 18. Jahrhunderts hatte sich eine neuartige regionale Identität entwickelt; man entdeckte das typisch Chilenische an der eigenen Region. Aufgeklärte Denker beschrieben die Möglichkeiten und Potenziale dieser Region und betonten die Eigenart und den spezifischen Wert im Vergleich zu anderen Landesteilen. Dabei waren im Fall Chiles die Faktoren, ein Kriegsgebiet und abhängig von Peru zu sein, von zentraler Bedeutung. Der Prozess der Bewusstseinsbildung, der sich spezifisch auf Chile bezog, fügte sich nahtlos in das Denken der Aufklärung ein, das durch den Absolutismus selbst gefördert worden war. London wurde um die Jahrhundertwende zu einem Zentrum südamerikanischer Unabhängigkeitsbefürworter, unter ihnen der junge chilenische Kreole Bernardo O’Higgins, ein unehelicher Sohn des königlichen Gouverneurs und späteren Vizekönigs von Peru Ambrosio O’Higgins. In diesem Kontext entstanden die Voraussetzungen für einen revolutionären politischen Umbruch.
 
        Bis 1810 kam es allerdings in Chile zu keinen größeren Rebellionen gegen die Kolonialmacht. Eine Umbruchsituation entstand erst auf den Anstoß von außen hin. Die Ereignisse in Spanien 1808, die Besetzung des Landes durch Napoleon und die Einsetzung von dessen Bruder Joseph Bonaparte als König, der spanische Volksaufstand sowie die Guerillakämpfe gegen die französischen Besatzer schufen ein Machtvakuum in Amerika, das sich auch in Chile auswirkte. Nachdem sich im April und Mai 1810 zuerst im venezolanischen Caracas und dann im argentinischen Buenos Aires Juntas bildeten, die die kolonialen Gouverneure ablösten und die Regierungsgewalt an sich nahmen, zog man in Chile am 18. September, dem heutigen Nationalfeiertag, nach.
 
        Allerdings war an Unabhängigkeit noch nicht zu denken. Die Mitglieder der Junta schworen, das Vaterland anstelle des abgesetzten spanischen Königs zu verteidigen und in dessen Namen zu regieren. In der Folgezeit entwickelten die Ereignisse eine Eigendynamik, die durch innere und äußere Faktoren verursacht wurde. Radikale Kräfte drängten auf die Loslösung von Spanien. Der junge Offizier José Miguel Carrera riss 1811 die Regierung an sich und ließ eine provisorische Verfassung ausarbeiten. Allerdings blieben die Royalisten stark, und die Kreolen waren untereinander gespalten. 1814 gelang den Spaniern die Rückeroberung. Die Anführer der Separatisten, Bernardo O’Higgins und Carrera, flohen über die Anden.
 
        Die harte Repression der Krone befeuerte in der Folgezeit die Unabhängigkeitsbewegung. Jenseits der Anden stellte O’Higgins gemeinsam mit dem argentinischen General José de San Martín eine Armee auf, die Chile zurückerobern sollte. An der Jahreswende 1816/17 rückte das Befreiungsheer in Chile vor und schlug bei Chacabuco am 12. Februar 1817 die Royalisten. Da San Martín das ihm angetragene Amt des Staatschefs ablehnte, wurde O’Higgins zum Supremo Director (Obersten Direktor) des Landes bestellt. Am Jahrestag der Schlacht von Chacabuco 1818 ließ O’Higgins auch formell die Unabhängigkeit Chiles ausrufen. Einen erneuten Rückeroberungsversuch der Spanier konnte er am 5. April 1818 in der Schlacht von Maipó nahe Santiago abwehren. Die Befreiung Zentralchiles war damit erreicht. Im Süden hielt sich der spanische Widerstand dagegen hartnäckig. Erst im Januar 1826 legte die spanische Garnison auf der Insel Chiloé die Waffen nieder.
 
        Die Unabhängigkeit Chiles zeichnete sich durch diverse Besonderheiten aus. Mit dem Ende der spanischen Herrschaft wurden die regionalen Antagonismen beigelegt, die andernorts in Lateinamerika eine große Rolle spielten. Auch die Interessengegensätze zwischen produzierendem Gewerbe und Importhandel waren nur schwach ausgeprägt. Größere soziale und ethnische Umbrüche blieben aus. Vor diesem Hintergrund blieb die in relativ hohem Maße kohärente Oberschicht die bestimmende Kraft. Chile gehörte zu den am stärksten militarisierten Regionen des spanischen Kolonialreiches. So gab es eine große Zahl militärisch erfahrener Männer, die sich dem Kampf gegen Spanien verschrieben hatten und politische Macht für sich beanspruchten. Das brachte Rivalitäten mit sich, die sich in der Folgezeit in aller Deutlichkeit zeigen sollten.
 
        WEG ZUM NATIONALSTAAT
 
        Nach der erlangten Unabhängigkeit 1818 war das republikanische Leben in Chile zunächst noch von Kontinuitäten aus der Kolonialzeit geprägt. Von einer Nation, mit der sich alle Bewohnerinnen und Bewohner des Landes identifizieren konnten, war man noch weit entfernt. Die formativen Jahre der chilenischen Republik bis etwa 1883 waren einerseits geprägt von dem Bemühen um politische Konsolidierung und soziale Stabilität, andererseits von einer starken Tendenz zur territorialen Expansion auf Kosten der Nachbarn im Norden wie im Süden.
 
        Die Jahre zwischen 1818 und 1830 waren gekennzeichnet von tastenden Versuchen, eine neue institutionelle Ordnung zu etablieren. Diktatorische, föderalistische und idealistische Modelle wurden ausprobiert und bewährten sich nicht. Allerdings wurden in diesem Zeitraum wichtige politische Erfahrungen gesammelt, und vor allem wurde die republikanische Grundordnung nicht mehr ernsthaft infrage gestellt. Problematisch war nicht zuletzt die starke Rolle des Militärs, die dabei deutlich wurde. Die Reformversuche dieser Jahre legten den Grundstein für eine politische Konsolidierung.
 
        Es folgte eine rund vier Jahrzehnte währende konservative Vorherrschaft, die eng mit dem Namen des Ministers Diego Portales verbunden ist, dessen Verfassung 1831 dem politischen System eine für lateinamerikanische Verhältnisse hohe Stabilität verlieh. Die Stabilität war jedoch relativ, da es immer wieder zu bürgerkriegsartigen Zuständen kam, in denen sich das Militär entscheidend in die Politik einmischte. Trotz der Bürgerkriege konnte die alte Oberschicht auch dank der günstigen wirtschaftlichen Konjunktur ihre Geschlossenheit und ihren unangefochtenen Führungsanspruch in der Gesellschaft aufrechterhalten.
 
        Gleichzeitig machten sich jedoch erste Anzeichen sozioökonomischen Wandels bemerkbar, etwa in der Modernisierung der Städte und dem Ausbau der Kommunikationsverbindungen. Diese Veränderungen schlugen sich ab 1870 auch in einem politischen Umbruch nieder, als die Liberalen an die Macht kamen und in der Folge unter anderem die Säkularisierung und die Ausweitung des Wahlrechts vorantrieben. In diesen Zeitraum fällt der Höhepunkt der territorialen Expansion des chilenischen Staates, die sich zunächst nach Süden gegen die Mapuche richtete und in blutigen Feldzügen bis 1883 vollzogen wurde. Die zweite Stoßrichtung des Expansionismus war der Norden, wo sich Chile zwischen 1879 und 1883 im Krieg gegen seine Nachbarn Peru und Bolivien reiche Salpetervorkommen sicherte.
 
        MODERNISIERUNG
 
        Die folgenden fünf Jahrzehnte der chilenischen Geschichte bis 1932 standen im Zeichen einer Modernisierung, die auf einer starken Exportkonjunktur durch Salpeter und später Kupfer beruhte und sich an unterschiedlichen ausländischen Vorbildern orientierte. Schlüsselfaktoren des damit verbundenen Wandels waren das Bevölkerungswachstum, die Anfänge der Industrialisierung und die damit verbundenen Migrationsprozesse, der Aufstieg der Arbeiterbewegung, das Wachstum der Staatsaufgaben sowie die Entstehung einer städtischen Mittelschicht.
 
        Das Weltmonopol für Salpeter schuf lange Zeit die Grundlage für eine im lateinamerikanischen Vergleich bemerkenswert stabile, wenn auch von starken konjunkturellen Schwankungen geprägte wirtschaftliche Entwicklung. Für die Integration in den Weltmarkt bezahlte Chile mit einer sich verfestigenden strukturellen Abhängigkeit. Schließlich stürzte das Land in eine der tiefsten sozioökonomischen Krisen seiner Geschichte und wurde von der Weltwirtschaftskrise der 1930er Jahre heftig getroffen.
 
        Diese Modernisierungsprozesse gingen mit teils schweren politischen Krisen einher. Sie gipfelten 1891 in einem Bürgerkrieg, der mit dem Selbstmord des Präsidenten José Manuel Balmaceda endete. Die anschließende Phase wird aufgrund des Übergewichts des Kongresses gegenüber der Exekutive als „Parlamentarische Republik“ bezeichnet. Sie war geprägt durch innenpolitischen Stillstand. In außenpolitischer Hinsicht wurden die noch offenen Fragen der Grenzen zu Argentinien und zu Bolivien 1902 und 1904 formell geklärt, wenngleich die Regelungen vor allem in Bolivien einen bitteren Nachgeschmack hinterließen. Ähnlich wie in den Nachbarländern setzte auch die chilenische Regierung nun auf die Förderung der Einwanderung, allerdings nur mit mäßigem Erfolg. Im kulturellen Bereich veränderten neue Medien wie Kino und Radio sowie neue Verkehrsmittel wie Auto und Flugzeug das Leben grundlegend. Nach dem Ende des Ersten Weltkrieges sprach man angesichts des soziokulturellen Wandels vielerorts von der „Nordamerikanisierung“.
 
        Gegen Ende dieses Zeitraums hatten sich die traditionellen Gesellschaftsvorstellungen langsam aber sicher überlebt. Neue soziale Kräfte machten sich bemerkbar. Politischer Erfolg wurde immer mehr an der Lösung der sozialen Probleme festgemacht. Die Präsidentschaftswahlen von 1920 läuteten das Ende der Parlamentarischen Republik ein. Da der als Reformer geltende neue Präsident Arturo Alessandri den Erwartungen nicht gerecht wurde, schaltete sich 1924 erstmals wieder das Militär unter Oberst Carlos Ibáñez direkt in die Politik ein. Der Eingriff des Militärs endete 1931 im Fiasko und in der Diskreditierung der Streitkräfte. Doch sollten der Geist des Nationalismus ebenso wie der des Sozialismus, der 1932 erstmals auf Regierungsebene beschworen wurde, prägend für das chilenische 20. Jahrhundert bleiben.
 
        INDUSTRIALISIERUNG UND SOZIALE KONFLIKTE
 
        Von der Weltwirtschaftskrise bis zum Regierungsantritt Salvador Allendes 1970 zeichnete sich Chile durch eine auch im Weltmaßstab hohe politische Stabilität aus. Diese Zeit trug erheblich dazu bei, das Bild von der traditionellen Stärke der Demokratie in Chile zu verfestigen. Die ökonomischen Grundlagen, die diese Jahrzehnte prägten, wandelten sich mit dem anhaltenden Industrialisierungsprozess entscheidend. Paradoxerweise schuf die Weltwirtschaftskrise relativ günstige Voraussetzungen für eine Vertiefung der industriellen Fortschritte, wenngleich Exportsektor und Landwirtschaft noch lange Zeit bestimmend blieben. Dennoch waren der Wandel der wirtschaftspolitischen Ausrichtung und der Übergang vom exportorientierten zum importsubstituierenden Wachstumsmodell unverkennbar und wurden von der Regierung der Frente Popular durch die Gründung der staatlichen Corporación de Fomento de la Producción 1939 zum Programm erhoben. Chile lag in dieser Hinsicht voll im Trend der lateinamerikanischen Entwicklungen.
 
        Der wirtschaftliche Strukturwandel war eng verbunden mit tiefgreifenden sozialen Veränderungen. Das Bevölkerungswachstum beschleunigte sich ab 1940 erheblich und erreichte in den 1950er Jahren seinen Höhepunkt. Seit Ende der 1930er Jahre lebte die Mehrheit in den ständig wachsenden Städten. 1970 hatte der Urbanisierungsgrad bereits 75 Prozent erreicht. Parallel zu diesen Entwicklungen wuchs der Alphabetisierungsgrad der Bevölkerung. Jedoch war die soziale Situation noch Ende der 1960er Jahre unbefriedigend. Die Mangelernährung blieb ein ungelöstes Problem, das angesichts der Fortschritte in vielen anderen Bereichen besonders deutlich ins Auge fiel. Soziale Reformen stießen lange auf den Widerstand der traditionellen Oligarchie. Erst die Regierungen der 1960er Jahre erhöhten das Reformtempo deutlich. Kämpfe um den „richtigen“ Entwicklungsweg und um die Ausweitung der Rechte der Industrie- und Landarbeiterschaft zeigten sich im Zusammenhang von Streiks oder von Landnahmen von Indigenen und Landarbeitern. Diese Auseinandersetzungen beeinflussten in diesen Jahrzehnten auch das politische Tagesgeschäft und wurden nicht zuletzt durch das Aufkommen neuer Kräfte in allen Sektoren des politischen Spektrums mit zunehmender Härte ausgetragen.
 
        Mit dem Wahlsieg des Sozialisten Salvador Allende und seiner Unidad Popular, den schon die Zeitgenossen als entscheidenden Einschnitt in der Geschichte des Landes einschätzten, rückte Chile 1970 in den Mittelpunkt des Weltinteresses. Die innenpolitischen Verwerfungen der Folgejahre, die sich am Widerstand gegen die Bildungs-, Sozial- und Wirtschaftsreformen der Regierung festmachten, und insbesondere der Putsch von 1973 sowie die anschließende langjährige Militärherrschaft sollten dafür sorgen, dass die Polarisierungen, die die chilenische Geschichte schon in den 1960er Jahren geprägt hatten, in eine regelrechte Spaltung der Gesellschaft mündeten. Die Unversöhnlichkeit, mit der sich politische Lager und gesellschaftliche Schichten gegenüberstanden, spiegelte einerseits den hoch ideologisierten Zeitgeist des Kalten Krieges und andererseits die soziopolitischen Umbrüche innerhalb des Landes wider.
 
        DIKTATUR
 
        Der Militärputsch vom 11. September 1973 brachte eine neue Generation von Militärs an die Macht. Landesweit trafen die Truppen nur vereinzelt auf Widerstand. Der heftigste Widerstand regte sich in der Hauptstadt, doch selbst hier handelte es sich zumeist nur um Heckenschützen. Nirgends kam es zum befürchteten Bürgerkrieg gegen eine vermeintlich bis an die Zähne bewaffnete Linke, wie es die rechte Propaganda immer prophezeit hatte. Als Allende die bedingungslose Kapitulation verweigerte, ließen die Putschisten den mitten in der Hauptstadt gelegenen Präsidentenpalast bombardieren. Allende nahm sich das Leben. Die siegreichen Putschisten sprachen von einem „Krieg zur Rettung der Nation“ gegen kommunistische Söldner.
 
        Über die Beteiligung der USA an der Vorbereitung des Putsches ist viel spekuliert worden. Zweifellos war die US-Regierung von Anfang an bemüht, die Unidad Popular zu destabilisieren. Die Kontakte zu den chilenischen Militärs waren eng. Bereits im Vorfeld kursierten Gerüchte, die chilenische Rechte bereite im Zusammenspiel mit ihren US-amerikanischen Verbündeten einen Militärputsch vor. Der Forschungsstand legt nahe, dass die Destabilisierungsbemühungen der USA ein wichtiges, wenn auch nicht entscheidendes und vor allem keineswegs ausschließliches Element bei der Herbeiführung des Putsches waren.
 
        Die Putschisten enttäuschten die reformorientierten Kräfte des politischen Zentrums, die das Ende der Unidad Popular zwar herbeigesehnt, aber gleichzeitig den raschen Wiederaufbau der Demokratie unter konservativen Vorzeichen erhofft hatten. Die Militärjunta war nicht gewillt, nach getaner Arbeit wieder abzutreten, sondern wollte die chilenische Gesellschaft nach militärischen Prinzipien grundlegend umbauen. Die Gewaltherrschaft, die mit der sogenannten Operation Condor auch international Schrecken verbreitete, sollte bis 1990 andauern und mit Augusto Pinochet einen zunehmend unangefochtenen Anführer haben. Die Militärdiktatur schuf ein Klima der Angst und des sozialen Misstrauens, das weit über das Jahr 1990 hinaus wirksam blieb. Oppositionelle wurden brutal verfolgt, Tausende wurden ermordet, Zehntausende gefoltert. Die Diktatur ließ viele „verschwinden“, und die Angehörigen wissen bis heute nichts über deren Verbleib.
 
        In wirtschaftlicher Hinsicht konnte das Regime nach Anlaufschwierigkeiten durch ein neoliberales Schockprogramm einige Erfolge aufweisen. Oberflächlich gesehen war der Erfolg bis 1981 durchaus beeindruckend. International feierte man Chile als neues Wirtschaftswunderland. Beobachter haben diesen Prozess als Rückzug des Staates beschrieben. In Wirklichkeit blieb der Staat auch unter Pinochet interventionistisch. Allerdings gewann die staatliche Intervention einen neuen Charakter, war ihr Ziel doch nun nicht mehr die Schaffung sozialer Gerechtigkeit, sondern die Starthilfe für neuartige Marktbeziehungen. Dies schlug sich unter anderem im Aufstieg einer technokratischen Führungselite aus Financiers und Unternehmern nieder.
 
        So umfassend der Anspruch der Diktatur war, so scheiterte sie doch gleichsam von Beginn an bei ihrem Versuch, die Opposition endgültig mundtot zu machen. Angesichts der sozialen Folgekosten des neoliberalen Modernisierungskurses kam es schon in den 1970er Jahren zu Protesten, die sich in den 1980ern zu einer parteiübergreifenden Opposition verfestigten. 1989 konnte sich diese in einem Plebiszit über die Verlängerung von Pinochets Amtszeit durchsetzen.
 
        RÜCKKEHR ZUR DEMOKRATIE
 
        Nach der langen Diktatur war die Rückkehr zur Demokratie ein mühevoller Prozess, den das demokratische Parteienbündnis der Concertación de Partidos por la Democracia 1990 antrat. Dieses Bündnis vereinte Parteien der Linken und der Mitte von den Sozialisten bis hin zu den Christdemokraten, die vor 1973 erbitterte politische Gegner gewesen waren. Die Ziele der neuen Regierungen, die zunächst unter christdemokratischer Führung antraten, waren Wachstum, Gleichheit und demokratische Stabilität. Insgesamt verbesserte sich die Lebens- und Konsumsituation der meisten Chileninnen und Chilenen seit 1990 deutlich, wenngleich insbesondere in der Aufarbeitung der Vergangenheit und der Aufklärung des „Verschwindenlassens“ von Oppositionellen sowie bei der Bekämpfung der sozialen Ungleichheit manches Problem ungelöst blieb. Das politische System konsolidierte sich auf dieser Grundlage. Dies beweist der Regierungswechsel, den das Jahr 2010 mit der Ablösung der Concertación durch die Rechte mit sich brachte. In der Folgezeit lösten sich der Konservative Sebastián Piñera und die Sozialistin Michelle Bachelet zweimal gegenseitig im Präsidentenamt ab.
 
        Die Stabilität war jedoch nur oberflächlich, denn im Innern braute sich ein hohes Maß an Unzufriedenheit über die von zahlreichen Skandalen erschütterten politischen Parteien zusammen. Als die Regierung Piñera im Oktober 2019 die Preise im öffentlichen Nahverkehr erhöhen wollte, löste dies eine Welle von Massenprotesten aus, die sich gegen die soziale Ungleichheit im Allgemeinen richteten. Eine zentrale Forderung der Demonstrierenden war die Abschaffung der noch aus der Diktatur stammenden Verfassung. Eine Volksabstimmung ergab eine klare Mehrheit für die Erarbeitung einer neuen Verfassung, die im Juli 2022 von einer größtenteils linken verfassungsgebenden Versammlung fertiggestellt wurde. Bei der Volksabstimmung am 4. September 2022 fand dieser Entwurf jedoch keine Zustimmung, da einige der darin enthaltenen Ziele einer Mehrheit der Wählerinnen und Wähler als zu radikal erschienen.03
 
        Wie viele Länder der Region ist Chile heute nicht nur wegen dieser weiterhin offenen Frage tief gespalten. Der Ende 2021 gewählte junge Präsident Gabriel Boric, Vertreter der linken Convergencia Social, der mit seiner Regierung zu den Befürwortern des Verfassungsentwurfs zählte, steht für den Rest seiner Amtszeit vor großen Herausforderungen insbesondere mit Blick auf den gesellschaftlichen Zusammenhalt.
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        DIE KYBERNETISCHE REVOLUTION UND DAS PROJEKT CYBERSYN
 
        Eden Medina
 
        1970 entschieden die chilenischen Wählerinnen und Wähler, unter der Führung Salvador Allendes einen demokratischen Weg zum sozialistischen Wandel einzuschlagen. Als Chiles erster demokratisch gewählter sozialistischer Präsident versprach Allende einen dritten Weg, der sich von der Politik und Ideologie sowohl der USA als auch der Sowjetunion während des Kalten Krieges unterschied.
 
        Allende wollte aus Chile ein sozialistisches Land machen, diesen Wandel jedoch mit friedlichen Mitteln herbeiführen und dabei die bestehenden demokratischen Prozesse und Institutionen des Landes respektieren. Vermögen und Eigentum ausländischer multinationaler Konzerne und der chilenischen Oligarchie sollten auf den Staat übergehen, Einkommen sollte umverteilt werden, und zur Beteiligung der Arbeitnehmer sollten neue Mechanismen entstehen. Zu den demokratischen Prinzipien und Institutionen, die Allende erhalten wollte, zählten die Respektierung von Wahlergebnissen, die Rechtsstaatlichkeit sowie grundlegende Freiheitsrechte, darunter Meinungs-, Rede-, Presse- und Versammlungsfreiheit. Dass sich Allende einem sozialistischen Wandel mit konstitutionellen Mitteln verschrieben hatte, unterschied den chilenischen Sozialismus vom Sozialismus in Kuba oder der Sowjetunion. Sein Ansatz wurde bekannt als „chilenischer Weg zum Sozialismus“.
 
        In Lateinamerika war Chile eine Ausnahme. Das Land konnte von 1932 bis 1973 auf eine ununterbrochene demokratische Tradition verweisen, die im lateinamerikanischen Vergleich längste Periode. Allendes offenes Bekenntnis zum friedlichen sozialistischen Wandel und zur freien Meinungsäußerung stand in scharfem Kontrast zur politischen Situation in Nachbarländern wie Argentinien und Brasilien. In beiden Ländern herrschten 1970 repressive Militärregierungen, die Macht übernommen hatten, um die angebliche Bedrohung durch den Kommunismus zu stoppen. Auch Chile war Schauplatz des weltweit geführten Kalten Krieges und stand im Fokus der US-amerikanischen Außenpolitik. Von 1962 bis 1969 erhielt Chile im Rahmen der Alliance for Progress über eine Milliarde US-Dollar an Hilfen, mehr als jedes andere Land in Lateinamerika.01 Die USA glaubten, dass sie dadurch den Lebensstandard in Chile heben und so die Menschen aus ärmeren Schichten und der Arbeiterklasse davon abhalten könnten, sich dem Kommunismus zuzuwenden.
 
        Die USA reagierten auf die Wahl Allendes mit einer Politik verdeckter Operationen, um eine sozialistische Ausrichtung Chiles zu verhindern. Dazu gehörte, Oppositionsparteien und Medien im Besitz der Opposition zu finanzieren oder die chilenische Wirtschaft zu sabotieren. So richteten die USA eine unsichtbare finanzielle Blockade ein und reduzierten die Hilfe für Chile deutlich. Die Vereinigten Staaten nutzten ihren erheblichen Einfluss, um Kürzungen bei der internationalen und bilateralen Hilfe und den Krediten privater Banken an Chile zu erwirken, hinderten Allende daran, die Staatsschulden, die er von seinem Vorgänger geerbt hatte, neu zu verhandeln, und beschränkten ihre Exporte nach Chile. Allendes Bestreben, die seit Langem bestehenden sozialen und wirtschaftlichen Strukturen Chiles zu verändern, stieß auch bei den Angehörigen der privilegierten Klassen auf Widerstand. Doch da Chile auf eine lange Tradition solider demokratischer Institutionen zurückblicken konnte, hielten viele Chileninnen und Chilenen und Beobachter aus aller Welt es durchaus für möglich, dass Allende und seine Regierung ein neues politisches Modell entwickeln könnten.
 
        Dieses politische Experiment bereitete den Boden für ein innovatives und ambitioniertes technologisches Experiment, das sogenannte Projekt Cybersyn. Die wichtigsten Industrien unter staatliche Kontrolle zu bringen, war ein zentraler Punkt von Allendes politischem Programm, stellte die Regierung jedoch vor eine große Herausforderung.02 Einige Mitglieder der chilenischen Regierung sahen die Lösung in der Nutzung der Computertechnologie und der interdisziplinären Wissenschaft der Kybernetik. Sie sollten der Regierung helfen, den wirtschaftlichen Wandel des Landes zu steuern.
 
        UNERWARTETE EINLADUNG
 
        Im Juli 1971 erhielt der britische Kybernetiker Stafford Beer zu seiner Überraschung einen Brief aus Chile, der sein Leben dramatisch verändern sollte. Der Absender war ein junger chilenischer Ingenieur namens Fernando Flores, der für die Regierung des gerade gewählten Allende arbeitete. Flores war in der chilenischen Wirtschaftsförderungsbehörde (Corporación de Fomento de la Producción, CORFO) tätig, die für die Verstaatlichung der Wirtschaft zuständig war. Obwohl Flores damals erst 28 war, bekleidete er die dritthöchste Position in der Behörde und übte eine leitende Funktion bei der Verstaatlichung aus. Flores schrieb, er kenne Beers Arbeit zur Managementkybernetik und sei „nun in einer Position, in der es möglich ist, wissenschaftliche Erkenntnisse über Management und Organisation auf nationaler Ebene – auf der kybernetisches Denken zur Notwendigkeit wird – anzuwenden“.03 Flores bat Beer um Rat bei der Anwendung der Kybernetik auf das Management der chilenischen Staatsbetriebe, deren Zahl aufgrund der aggressiven Verstaatlichungspolitik Allendes stetig zunahm.
 
        Eigentlich ist es unmöglich, eine allgemeine Definition der interdisziplinären, in der Nachkriegszeit zur Blüte gelangten Wissenschaft der Kybernetik zu formulieren. Der Mathematiker Norbert Wiener vom Massachusetts Institute of Technology (MIT) lieferte 1948 die vielzitierte Beschreibung, Kybernetik sei die Wissenschaft der „Regelung und Nachrichtenübertragung im Lebewesen und in der Maschine“.04 In der Kybernetik werden oft Metaphern aus dem Ingenieurwesen und der Biologie gemeinsam verwendet, um das Verhalten komplexer Systeme zu beschreiben, die von der elektromechanischen Funktionsweise eines Computers bis zur Funktion des menschlichen Gehirns reichen. Die Kybernetik hat diese und andere Disziplinen zusammengeführt, um die Gemeinsamkeiten von Maschinen und Organismen in den Bereichen Kommunikation, Rückkopplung und Steuerung zu erfassen und damit besser zu verstehen. Einige Kybernetiker sahen in der Kybernetik eine universelle Sprache für die wissenschaftliche Untersuchung von Maschinen, Organismen und Organisationen. Das kybernetische Denken beeinflusste zahlreiche Gebiete wie Informationstheorie, Informatik, Kognitionswissenschaften, Ingenieurwesen, Biologie, Sozialwissenschaften und Industriemanagement.
 
        Beer war führend im Bereich der Managementkybernetik, die sich zum Ziel gesetzt hatte, kybernetische Vorstellungen auf die Leitung und Steuerung von Unternehmen anzuwenden. Seit den 1950er Jahren nutzte Beer sein Wissen über das menschliche Nervensystem, um eine Form des Managements zu entwickeln, die es Unternehmen ermöglicht, sich schnell an ein sich veränderndes Umfeld anzupassen. Ein Hauptthema in Beers Schriften war die Suche nach einem Gleichgewicht zwischen zentraler und dezentraler Kontrolle und die Frage, wie die Stabilität des gesamten Unternehmens gewährleistet werden kann, ohne die Autonomie der einzelnen Teile zu opfern. Viele dieser Themen definierten auch den chilenischen Sonderweg zu einem friedlichen, demokratischen Sozialismus. So sah sich die Regierung der Unidad Popular etwa mit der Herausforderung konfrontiert, wesentliche soziale, politische und wirtschaftliche Veränderungen herbeizuführen, ohne den bereits bestehenden konstitutionellen demokratischen Rahmen zu zerstören. Der sozialistische Prozess in Chile erforderte, dass der Staat seine Befugnisse ausdehnen musste, ohne die bestehenden bürgerlichen Freiheiten und demokratischen Institutionen des Landes zu opfern.
 
        Das Angebot aus Chile war für Beer unwiderstehlich. Flores bot ihm die Möglichkeit, seine Ideen zum Management auf nationaler Ebene anzuwenden, noch dazu in einer Zeit des politischen Umbruchs. Beer entschied, dass er mehr tun wollte, als nur gute Ratschläge zu geben. Entsprechend enthusiastisch fiel seine Antwort aus. „Glauben Sie mir, ich würde jeden meiner Verträge kündigen, um an diesem Projekt mitarbeiten zu können“, schrieb Beer. „Ich glaube nämlich, dass Ihr Land es wirklich schaffen wird.“05 Vier Monate später reiste der Kybernetiker nach Chile, um als Wirtschaftsberater für die chilenische Regierung zu arbeiten.
 
        SCHLACHT UM DIE PRODUKTION
 
        Stafford Beer traf am 4. November 1971 in Chile ein, am ersten Jahrestag der Regierung Allende. Am gleichen Tag wandte sich der Präsident im Nationalstadion an die chilenische Bevölkerung und beschrieb, was seine Regierung bisher erreicht hatte. Zu den wichtigsten Maßnahmen gehörten wirtschaftliche Interventionen sowie die Verstaatlichung und Enteignung von Unternehmen in chilenischem und ausländischem Besitz. Aufgrund dieser Fortschritte sah sich Allende in seinem zweiten Amtsjahr mit der dringenden Notwendigkeit konfrontiert, Wege zu einer effizienten Verwaltung des neuen und ständig wachsenden öffentlichen Sektors zu finden.
 
        Die strukturalistische Wirtschaftspolitik und die keynesianische „Ankurbelung“ hatten zu einer größeren Kaufkraft und höheren Beschäftigungsquote geführt, die sich wiederum in Wirtschaftswachstum niederschlugen. Bis November 1971 waren die Reallöhne der Arbeiter in den chilenischen Fabriken im Durchschnitt um 30 Prozent gestiegen.06 Infolgedessen hatte ein wachsender Teil der Bevölkerung mehr Geld zur Verfügung, wodurch die Wirtschaft stimuliert, die Nachfrage gesteigert und die Produktion erhöht wurden, und der Rückhalt für die UP-Koalition in der Bevölkerung wuchs. Im ersten Jahr der Regierung Allende stiegen das Bruttoinlandsprodukt um 7,7 Prozent, die Produktion um 13,7 Prozent und der Konsum um 11,6 Prozent.07 Bis Ende 1971 hatte die Regierung alle großen Bergbauunternehmen und 68 weitere wichtige Industrien Chiles vom privaten in den öffentlichen Sektor überführt.08 Die Geschwindigkeit muss Beer beeindruckt haben, der Regierungen oft für ihre träge Bürokratie und ihre Unfähigkeit, Veränderungen umzusetzen, kritisierte.
 
        Chile schlug eine „Schlacht um die Produktion“, das heißt, dass die Steigerung der Industrieproduktion als Schlüssel zum Erfolg des chilenischen Sozialismus angesehen wurde. Erreichen wollte man dieses Ziel, indem man die „Kommandohöhen“ der Wirtschaft übernahm. Eine Steigerung des Produktionsniveaus würde auch dazu beitragen, dass das Angebot mit der durch die Umverteilung des Reichtums gestiegenen Nachfrage Schritt hielt und die Inflation eingedämmt werden konnte. Allendes oberstes politisches Ziel war es, einen sozialistischen Wandel in einem demokratischen Rahmen herbeizuführen. Er wusste, dass die Wirtschaft dabei eine zentrale Rolle spielte; er konnte Chile nicht zum Sozialismus führen, wenn er nicht auch die Wirtschaft zum Blühen brachte.
 
        AUFBAU VON CYBERSYN
 
        Nach seiner Ankunft in Santiago machte sich Beer mit einem kleinen Team, das Flores zusammengestellt hatte, an die Arbeit. Der Kybernetiker informierte sich über die Managementprobleme im wachsenden öffentlichen Sektor und begann, seine kybernetischen Modelle auf das Wirtschaftssystem zu übertragen. Außerdem entwickelte er das Projekt Cyberstride, ein „vorläufiges Informations- und Kontrollsystem für die industrielle Wirtschaft“.09 Bei diesem Projekt wurde erstmals ein Computersystem beschrieben, um das Problem des staatlichen Wirtschaftsmanagements zu lösen. Beer merkte an, dass das System, wenn es gebaut würde, „die Hauptmerkmale des kybernetischen Managements demonstrieren“ und der Regierung „ab März 1972 bei der Aufgabe der tatsächlichen Entscheidungsfindung helfen“ könnte – also bereits nach vier Monaten.10
 
        Das Projekt Cyberstride umfasste Ideen aus Beers früheren Schriften und Vorträgen einschließlich seiner Idee für eine „Freiheitsmaschine“. Diese Maschine sollte der „immensen Trägheit“ entgegenwirken, indem neue Netzwerke für den Informationsaustausch in nahezu Echtzeit geschaffen werden, um eine schnelle Entscheidungsfindung zu erleichtern und langwierige bürokratische Verfahren zu vermeiden.11 Beer meinte, dass eine solche Freiheitsmaschine eine Regierung schaffen könnte, in der „kompetente Informationen frei handeln können“ – dass also Regierungsbeamte, sobald sie von einem Problem Kenntnis erhielten, dieses direkt angehen könnten; nicht bürokratisches Denken, sondern Expertenwissen sollte die Politik leiten. Beer stellte sich vor, dass die Freiheitsmaschine aus einer Reihe von Kontrollräumen bestehen würde, in denen Echtzeitinformationen von verschiedenen Systemen eingingen und Computer dazu eingesetzt würden, „den Informationsgehalt zu destillieren“.12 Das chilenische System sollte schließlich aus einem Kontrollraum bestehen, der mit täglich gesammelten Daten aus den staatlich kontrollierten Industrien gespeist werden und mithilfe von Großrechnertechnologie statistische Vorhersagen über das zukünftige Wirtschaftsverhalten treffen sollte.
 
        Damals besaß das Nationale Computerzentrum Chiles (Empresa de Computación e Informática de Chile, ECOM) gerade einmal vier Großrechner, die alle sehr gefragt waren. Der ECOM-Leiter stellte Beer nur einen einzigen davon zur Verfügung. Damit die Netzwerkarchitektur dennoch funktionierte, mussten Beer und sein Team einen Weg finden, numerische Daten und Text kostengünstig und nahezu in Echtzeit über große Entfernungen zu übertragen. Die Lösung schien in einem Netz aus Telexgeräten beziehungsweise Fernschreibern zu liegen, das mit dem Großrechner verbunden werden sollte: Über Fernschreiber sollten sogenannte Interventors die Produktionsdaten aus den Betrieben an den Fernschreiber des ECOM übermitteln.13 Computerfachleute würden dann die Daten auf Lochkarten übertragen und sie in den Zentralrechner einspeisen. Ein Statistikprogramm würde die neuen Daten mit den bereits erfassten vergleichen und nach signifikanten Abweichungensuchen. Sollte das Programm eine solche Abweichung feststellen, würde es die Computerexperten alarmieren, die die Daten über das Fernschreibnetz an die CORFO und die betroffenen Unternehmen weiterleiten würden. Die CORFO könnte dann eingreifen und mit den Beteiligten kommunizieren, um das Problem zu lösen. Da die Telextechnologie relativ einfach war, konnten Beer und das chilenische Team ein solches Netzwerk ohne große technische Herausforderungen aufbauen, solange sie Zugang zu den Geräten hatten.
 
        ENTEL, das nationale Telekommunikationsunternehmen, hatte 400 Fernschreiber auf Lager, die die vorherige Regierung in den 1960er Jahren angeschafft, aber nie installiert hatte. Mit diesem Fund konnte das Team mit dem Aufbau des von Beer vorgeschlagenen Netzes beginnen, ohne zusätzliche Geräte importieren zu müssen, was angesichts der schwindenden Devisenreserven Chiles und der Blockade durch die USA ein Problem gewesen wäre.
 
        Im Januar 1972 wandte sich Beer – inzwischen von seiner Chile-Reise zurückgekehrt – an die Unternehmensberatung Arthur Andersen in London mit dem Auftrag, die Software für das Projekt Cyberstride zu entwickeln. Zur Reduzierung der Kosten beschlossen Flores und Beer dann aber, die Softwareentwicklung zwischen London und Chile aufzuteilen, zudem konnte man dadurch Zeit gewinnen. Das britische Team konzentrierte sich auf die Programmierung einer vorläufigen Version, die als Machbarkeitsnachweis dienen sollte, während die chilenischen Ingenieure eine permanente Version entwickeln sollten, die die spezifischen Parameter der chilenischen Wirtschaft berücksichtigte. Die Software nutzte Techniken der Bayesschen Statistik, um signifikante Schwankungen in den Produktionsdaten zu erkennen und vorherzusagen, ob neue Daten den Beginn eines linearen Trends oder eine Abweichung darstellten. Dadurch war die Software in der Lage, Vorhersagen zur wirtschaftlichen Entwicklung zu treffen und diese Vorhersagen im laufenden Betrieb zu korrigieren.
 
        Beers Konzept sah vor, dass die Cyberstride-Software es der chilenischen Regierung schließlich ermöglichen würde, auf ihre traditionellen Berichtsverfahren zu verzichten, das heißt auf detaillierte, gedruckte Berichte von beträchtlicher Länge, die auf monatlich oder jährlich gesammelten Daten basierten. Stattdessen könnte die Regierung Prioritäten setzen und könnte sich auf die Sektoren mit dem größten Bedarf konzentrieren.14 Die Technologie sah nicht vor, dass der Staat überall gleichzeitig eingreift, sondern sollte dem Staat helfen, die begrenzten Ressourcen dort einzusetzen, wo sie am meisten gebraucht werden. Zusätzlich gründete Beer ein Team, das die Aufgabe hatte, einen Wirtschaftssimulator zu bauen. Der Simulator sollte die Cyberstride-Software ergänzen und als „Versuchslabor der Regierung“ dienen.15 Nach seiner Fertigstellung würde der Simulator Entscheidungsträgern die Möglichkeit geben, über das Tagesgeschäft hinaus zu planen und mit verschiedenen langfristigen Wirtschaftsstrategien zu experimentieren.
 
        Im März 1972 reiste Beer erneut nach Chile. Zu diesem Zeitpunkt war das chilenische Projektteam von zehn auf 35 Mitglieder gewachsen. Mitte März übermittelte das ECOM die ersten Ergebnisse des von Arthur Andersen entwickelten provisorischen Cyberstride-Programms, das die tägliche Praxis simulierte, wenn das von Chile entwickelte permanente Programm in Betrieb war. Bis zur permanenten Version war es jedoch noch ein weiter Weg, denn die chilenischen Experten für Prozess- und Planungsoptimierung mussten alle staatlichen Unternehmen analysieren und festlegen, welche Produktionsindikatoren die Software überwachen sollte.
 
        Während Beers Besuch wurden an Cyberstride wesentliche Veränderungen vorgenommen. Vor allem erhielt das Projekt einen neuen Namen: Projekt Cybersyn, eine Kombination aus cybernetics und synergy. Der neue Name verwies auf die kybernetischen Grundlagen des Projekts und die Idee, dass das Gesamtsystem – Mensch und Maschine – größer war als die Summe seiner Teile. Der Name Cyberstride bezog sich nur noch auf das Softwarepaket, das von Arthur Andersen und dem ECOM programmiert wurde. Auf Englisch klang der Projektname Cybersyn einleuchtend, aber auf Spanisch ging er nicht so leicht über die Lippen, und so erhielt das Projekt den spanischen Namen SYNCO, was für Sistema de Información y Control steht.
 
        Zusätzlich zu den drei Projekten, aus denen sich das Cyberstride-System bisher zusammengesetzt hatte – dem Telexnetz (Cybernet), der Statistiksoftware (Cyberstride) und dem Wirtschaftssimulator – umfasste Cybersyn noch eine vierte Komponente: den Operations Room, eine in die Realität umgesetzte Version des Kontrollraums, den Beer in seinem Essay „The Liberty Machine“ beschrieben hatte. „Ziel von CYBERSYN“, erklärte Beer, „ist es, [diese Werkzeuge] in einem effektiven Kontrollzentrum zusammenzufassen – dem Operations Room, der bis November 1972 installiert werden soll.“16
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        Dieser Raum sollte sich später als wegweisend für die Gestaltung von Benutzeroberflächen erweisen, nicht wegen seiner innovativen Technik, sondern weil seine Designer den Benutzer in den Mittelpunkt stellten. „Besondere Aufmerksamkeit wird der Entwicklung von Mensch-Maschine-Schnittstellen gewidmet“, so Beer, und weiter: „Der Kontrollraum sollte NICHT als ein Raum mit interessanten Geräten betrachtet werden, sondern als eine Kontrollmaschine, die Menschen und Artefakte in einer symbiotischen Beziehung umfasst. Er muss als Ganzes und als operative Einheit konzipiert werden“17. Der Kontrollraum, auch Opsroom (für Operations Room) genannt, sollte später zum Aushängeschild des Projekts werden und das symbolische Herzstück bilden. Allende besuchte Ende 1972 den Prototyp des Raumes, den das Team in Santiago gebaut hatte.
 
        ALLENDES LETZTES JAHR
 
        Die Arbeiten am Projekt Cybersyn wurden 1972 kontinuierlich fortgesetzt. Im Oktober ereignete sich jedoch ein einschneidendes Ereignis, das weitreichende Folgen für die Regierung Allende und das Projekt hatte: Ein landesweiter Streik Tausender chilenischer Lastwagenfahrer versetzte das Land in einen Ausnahmezustand. Der Streik sollte die Macht des bürgerlichen Lagers demonstrieren, die Wirtschaft zum Stillstand zwingen und die Voraussetzungen für einen Putsch schaffen.
 
        Um sich durch den Streik nicht in die Knie zwingen zu lassen, musste die Allende-Regierung einen Weg finden, die Lebensmittelversorgung des Landes aufrechtzuerhalten. Angesichts der Krise beschloss die Regierung, das für Cybersyn eingerichtete Fernschreibnetz zu nutzen. Das Netz wurde über die Industrie hinaus erweitert, um Nachrichten schnell und zuverlässig von den nördlichsten bis zu den südlichsten Regionen des Landes (etwa 5152 Kilometer), von Arica bis Punta Arenas, zu übermitteln. Beer schätzt, dass während des Streiks täglich 2000 Nachrichten über das Telexnetz verschickt wurden. „Der Lärm war unbeschreiblich“, erinnert sich Beer an das gleichzeitige Klappern von 20 Telexgeräten in der Kommandozentrale, die das Team in der CORFO eingerichtet hatte.18 Das Telexnetz half der Regierung, Rohstoffe, Treibstoff und Transportmittel dorthin zu leiten, wo sie am dringendsten benötigt wurden. Es ermöglichte der Regierung auch, den Überblick über die regierungstreuen Lkw-Fahrer zu behalten und zu wissen, welche Straßen blockiert und welche frei waren. Dank des Telexnetzes konnte die Regierung auf viele der durch den Streik verursachten Notfälle reagieren, was wesentlich zu ihrem politischen Überleben beitrug.
 
        Dennoch markierte der Streik einen Wendepunkt. Die Opposition hatte die Regierung dauerhaft in die Defensive gedrängt, sie kämpfte im Grunde nur noch um den Machterhalt. Der Oktoberstreik veränderte auch die Sicht von Beer und Flores auf die Beziehung zwischen Technologie und Politik. Flores hielt Cybersyn zwar immer noch für nützlich, hatte aber inzwischen erkannt, dass das System nicht in der Lage war, die wirtschaftlichen und politischen Probleme Chiles in ihrer Gesamtheit zu lösen oder die Struktur der chilenischen Gesellschaft zu verändern. Selbst wenn die technologischen Komponenten des Projekts fertiggestellt würden, könnte Cybersyn die wachsenden Probleme, wie galoppierende Inflation, fehlende Auslandskredite, fallende Kupferpreise, Schwarzmarkthandel und die Möglichkeit von Gewaltausbrüchen, nicht lösen. Während Flores immer mehr Machtpositionen in der Allende-Regierung übernahm, änderte sich seine Einstellung. Statt in Wissenschaft und Technologie den Schlüssel zur revolutionären Umgestaltung Chiles zu sehen, erkannte er nun deren Grenzen angesichts der realen Möglichkeit eines Militärputsches.
 
        Beer hingegen kam nach dem Streik zu der Überzeugung, dass nicht nur das Produktionsmanagement, sondern auch viele andere Aspekte des chilenischen Sozialismus von der Kybernetik profitieren könnten. In den Monaten nach dem Streik dachte er über neue Möglichkeiten nach, sozialistische Werte in das Design und die Architektur von Cybersyn einzubauen, und stellte die Theorie auf, dass diese eingebetteten Werte die sozialen Beziehungen in den Betrieben und in der chilenischen Gesellschaft verändern könnten. Zum Beispiel bestand er darauf, dass die Arbeiter die Kontrolle über die Nutzung von Cybersyn haben und dazu befähigt werden sollten. Der Kontrollraum sollte für die Arbeiter jederzeit zugänglich sein, und Beer setzte sich sogar für die Entwicklung einer Benutzeroberfläche ein, die keine Tastaturkenntnisse voraussetzte. Außerdem empfahl er, die Modelle für die staatlich kontrollierten Fabriken von den Arbeitern entwerfen zu lassen: „Niemand ist besser geeignet, eine Fabrik zu entwerfen, als der Mann, der sein Leben lang in ihr gearbeitet hat. Er kennt sie.“19
 
        Beer drängte die Regierung, Cybersyn in der staatlichen Propaganda als Symbol der technologischen Errungenschaften Chiles im Sozialismus zu verwenden. Im Dezember verfasste er einen Bericht, in dem er die Rolle der Kybernetik beim Übergang Chiles zum Sozialismus beschrieb, und zwar nicht nur bei der Regulierung der Produktion, sondern auch bei der Regulierung der Verteilung und des Verbrauchs. In einem Vortrag im Februar 1973 erläuterte er, wie sein kybernetischer Managementansatz das chilenische Volk befähigen und ihm die Macht der Wissenschaft zur Verfügung stellen würde. „Ich weiß, dass ich mich maximal für die Dezentralisierung der Macht einsetze“, sagte er dem Publikum. „Die Regierung hat ihre Revolution um sie herum aufgebaut; ich denke, das ist gute Kybernetik.“ Beer betonte, dass die Werkzeuge, die er in Chile in Absprache mit Arbeitern entwickelt habe, „Werkzeuge des Volkes“ seien.20 Die chilenische Opposition konterte und verglich das System mit einer neuen Form staatlicher Überwachung, die zu mehr Kontrolle und Missbrauch führe.
 
        Im August organisierte die Opposition einen zweiten Streik der Lastwagenfahrer, um den Güterverkehr lahmzulegen, die Wirtschaft zu sabotieren und die Regierung zu stürzen. Erneut nutzte die Regierung das für das Projekt Cybersyn aufgebaute Telexnetz, um in Echtzeit mit adaptivem Management zu reagieren. Dank dieser Informationen wussten die Behörden, welche Lastwagen zur Verfügung standen, wo sich die Ressourcen befanden und welche Straßen frei waren. Aber das konnte die Oppositionellen nicht davon abhalten, die Lastwagen, Busse und Züge anzugreifen, die weiterhin in Betrieb waren. Bis Mitte August starben 20 Menschen. In den Fabriken schlossen sich immer mehr chilenische Arbeiter der Bewegung der Radikalen Linken an und begannen, sich auf einen bewaffneten Konflikt im Land vorzubereiten. Mitten in dieser Entwicklung ernannte Allende Flores zum Generalsekretär der Regierung und damit zum Verantwortlichen für die interne und externe Kommunikation. Mit gerade einmal 30 Jahren bekleidete Flores nun eine der höchsten Positionen in einer Regierung, die unter Beschuss stand.
 
        Wenige Tage bevor die Militärs das sozialistische Experiment in Chile gewaltsam beendeten, bat der Präsident darum, den Cybersyn-Kontrollraum von seinem bisherigen Standort in den Präsidentenpalast zu verlegen. Warum Allende den Kontrollraum in La Moneda haben wollte, ist unklar. Vielleicht wollte er mit allen Mitteln versuchen, die Kontrolle über sein Land zurückzugewinnen und griff nach einem so kleinen Strohhalm wie der Einrichtung eines kybernetischen Kontrollraumes. Doch dazu kam es nicht mehr.
 
        Am 11. September 1973 hielt der Präsident kurz nach 9 Uhr morgens seine letzte Radioansprache. Gegen Mittag feuerten Hawker-Hunter-Kampfflugzeuge Raketen auf den Präsidentenpalast. Um 14 Uhr war Allende tot. Mit dem gewaltsamen Ende des politischen Experiments des Sozialismus in Chile beendete das Militär auch das technologische Experiment des kybernetischen Managements.
 
        Die Geschichte des chilenischen Versuchs, eine ehrgeizige, unvollkommene und in vielerlei Hinsicht futuristische Technologie zu schaffen, veranschaulicht die komplexe Art und Weise, in der Menschen versuchen, Computer- und Kommunikationstechnologie zu nutzen, um soziale, wirtschaftliche und politische Veränderungen herbeizuführen. Chiles innovatives politisches Experiment des demokratischen Sozialismus und die Schaffung dieses innovativen technologischen Systems zeigen, dass politische Innovationen technologische Innovationen vorantreiben können. Wissenschaft, Technologie und Design waren charakteristische Merkmale des sozialistischen Prozesses in Chile. Politische Kontexte können neue Räume für technologische Möglichkeiten eröffnen. Sie können sie aber auch verhindern, unabhängig von den Vorzügen oder Unzulänglichkeiten des Systems.
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        HYBRIDE ERINNERUNG
 
        Vergangenheitspolitik und Erinnerungsdiskurse in Chile
 
        Stephan Ruderer
 
        Am 18. Juni 2023 erschien in der Tageszeitung „El Mercurio“ ein Interview mit dem ehemaligen chilenischen Staatspräsidenten Sebastián Piñera, in dem er unter anderem auf die Diktaturvergangenheit des Landes einging. Dabei verurteilte der aus der rechtsliberalen Partei Renovación Nacional (RN) stammende Piñera klar die Menschenrechtsverbrechen der Pinochet-Diktatur, verwies aber neben diesen „dunklen“ Seiten auch auf die „hellen“ Seiten der Diktatur, nämlich die wirtschaftliche Modernisierung.
 
        Vor dem Hintergrund des 50. Jahrestages des Militärputsches in Chile vom 11. September 1973 sind die Debatten um die Vergangenheit besonders aktuell. Dass dabei immer noch eine Erinnerungserzählung dominiert, die neben den „schlechten“ Menschenrechtsverletzungen auch die „guten“ Seiten der Diktatur hervorhebt, hat auch mit der Vergangenheitspolitik und den Erinnerungsdiskursen seit dem Ende der Diktatur 1990 zu tun. Die Art und Weise, wie heute in Chile an die Regierung Salvador Allendes, den Putsch und die Diktatur erinnert wird, ist zum einen von den aktuellen politischen Machtverhältnissen, zum anderen vom Umgang mit der Vergangenheit in den vergangenen Jahrzehnten geprägt.
 
        PUTSCH, DIKTATUR, DEMOKRATIE
 
        Vor 50 Jahren, am 11. September 1973, putschen die chilenischen Streitkräfte gegen die demokratisch gewählte Regierung des sozialistischen Präsidenten Salvador Allende.01 Dieses Ereignis wurde schon damals von der Weltöffentlichkeit aufmerksam verfolgt, denn mit Allende regierte in Chile erstmals ein demokratisch gewählter Präsident, der das Land auf institutionellem Wege zum Sozialismus führen wollte. Das blutige Ende dieser Regierung, symbolisiert durch den Selbstmord Allendes und den Brand des Präsidentenpalastes La Moneda, zerstörte somit auch die Träume einer Generation, die auf eine gerechte und friedliche Gesellschaft gehofft hatte. Der Oberbefehlshaber der chilenischen Armee, Augusto Pinochet, wurde nicht zuletzt wegen seines martialischen Auftretens mit Sonnenbrille und preußischer Militäruniform zum Symbol der grausamen lateinamerikanischen Militärdiktaturen.02 Sein Regime zeichnete sich – auch im Vergleich zu den Diktaturen der Nachbarländer Argentinien und Uruguay – durch seine lange Dauer und die Personalisierung der Herrschaft aus. Die 17-jährige chilenische Diktatur beruhte auf drei zentralen Elementen, die für das Verständnis der heutigen Vergangenheitsdebatten von großer Bedeutung sind. Erstens die brutalen, systematischen und massiven Menschenrechtsverletzungen. Diese ermöglichten zweitens die Durchsetzung der neoliberalen Wirtschaftsreformen der sogenannten Chicago Boys. Und drittens die Verabschiedung der Verfassung 1980, die das neue Wirtschaftssystem institutionell verankerte und in ihren Kernelementen bis heute gültig ist.
 
        Die Menschenrechtsverbrechen, für die vor allem der Pinochet direkt unterstellte Geheimdienst DINA verantwortlich war, bedeuteten für das Land ein bis dahin unbekanntes Ausmaß an Gewalt. Die offiziellen Zahlen der nach der Rückkehr zur Demokratie eingesetzten Wahrheitskommissionen belaufen sich auf 3216 Tote und „Verschwundene“ sowie 38254 anerkannte Folteropfer – wobei die Dunkelziffer in beiden Fällen deutlich höher liegen dürfte.03 Hinzu kamen zahllose Exilierungen, Hausdurchsuchungen und willkürliche Verhaftungen sowie Attentate auf führende Oppositionelle im Ausland, darunter das erste von einem ausländischen Geheimdienst auf US-amerikanischem Boden verübte Attentat auf den chilenischen Politiker Orlando Letelier im Jahr 1976. Die repressive Politik sollte einen erheblichen psychologischen Einfluss auf die Ermöglichung, Durchsetzung und Verstetigung der neoliberalen Wirtschaftspolitik haben. Denn – und das ist gerade vor dem Hintergrund des obigen Zitats von Ex-Präsident Piñera zu verstehen – diese beiden Bereiche lassen sich nicht voneinander trennen, da erst die Unterdrückung und Kontrolle der Bevölkerung die ökonomische Schockbehandlung der Chicago Boys ermöglichte.
 
        Die Chicago Boys sind eine Gruppe chilenischer Ökonomen, die an der University of Chicago studiert hatten und ab 1975 das wirtschaftspolitische Programm der Diktatur mit dem vorrangigen Ziel der Inflationsbekämpfung bestimmten. Im Zuge dessen wurden öffentliche Ausgaben gekürzt, das Bankensystem dereguliert, Staatsbetriebe privatisiert und Märkte für ausländische Investoren geöffnet – mit verheerenden sozialen Folgen für die Bevölkerung. Die Reformen verstärkten die Armut großer Teile der Bevölkerung durch Senkung des Lohnniveaus, Entrechtung der Arbeiter, Ende des Solidaritätsprinzips in der Sozialversicherung und hohe Arbeitslosigkeit. Die Wirtschaftspolitik der Diktatur ging zu Lasten der Mehrheit der Bevölkerung, während nur ein kleiner Teil der Gesellschaft davon profitierte.04
 
        1980 erließ Pinochet eine neue Verfassung, die unter der Leitformel der „geschützten Demokratie“ seinem Regime eine konstitutionelle Fassade geben sollte, mit ihren demokratischen Elementen aber erst nach dem Ende der Diktatur 1990 in Kraft trat. Bis dahin galten sogenannte Übergangsartikel, die Pinochets Macht zementierten.05 Der Übergang von der Diktatur zur Demokratie wird als „paktierte Transition“ bezeichnet, da die Ausgangsbedingungen für die neue Demokratie maßgeblich von den alten diktaturaffinen Machthabern bestimmt wurden. Dies prägte die Erinnerungsdiskurse und die Vergangenheitspolitik.
 
        Die Verfassung sah für 1988 ein Plebiszit über Pinochets Verbleib als Präsident für weitere acht Jahre oder demokratische Neuwahlen vor. Nachdem der Diktator dieses Plebiszit verloren hatte, blieb er noch über ein Jahr an der Macht. Dieses nutzte er dazu, zahlreiche Gesetze zu erlassen, die die Ausgangsbedingungen gerade für die Vergangenheitsaufarbeitung enorm erschwerten. Der chilenische Fall ist insofern einzigartig, als die Diktatur demokratisch abgewählt wurde und der ehemalige Diktator in den Folgejahren weiterhin eine zentrale politische Rolle spielte und über erhebliche Macht verfügte. So blieb Pinochet, nachdem er im März 1990 die Regierungsgeschäfte an den demokratisch gewählten Christdemokraten Patricio Aylwin übergeben hatte, noch für weitere acht Jahre als Oberbefehlshaber des Heeres im Amt. Darüber hinaus hatte er alle Richter des Obersten Gerichtshofs ernannt und das politische System durch die Einrichtung von designierten Senatorenposten und ein Wahlgesetz, das die Parteien Unión Demócrata Independiente (UDI) und RN begünstigte, nachhaltig beeinflusst. Die große Macht, die diesen rechten, der Diktatur nahestehenden Parteien in der neuen Demokratie ab 1990 zukam, muss berücksichtigt werden, wenn im Folgenden die vergangenheitspolitischen Maßnahmen und Erinnerungsdiskurse im demokratischen Chile dargestellt werden.
 
        VERGANGENHEITSPOLITIK
 
        Die Vergangenheitspolitik in Chile seit 1990 lässt sich in mehrere Etappen unterteilen, was jedoch nicht bedeutet, dass es einen kontinuierlichen Fortschritt hin zu mehr Wahrheit, Gerechtigkeit und Wiedergutmachung gegeben hätte. Innerhalb dieses Prozesses gab es in fast allen Etappen Maßnahmen zur Entschädigung der Opfer, Gerichtsverfahren gegen die Täter und Täterinnen sowie die Errichtung von Gedenktafeln und Gedenkstätten. Im Folgenden werden einige Ereignisse hervorgehoben, die zentral für den chilenischen Umgang mit der Diktaturvergangenheit waren.06
 
        Die wichtigste Maßnahme der ersten Etappe war die Einsetzung der sogenannten Rettig-Kommission, eine von Präsident Aylwin im April 1990 ins Leben gerufene Wahrheitskommission, die innerhalb von neun Monaten die schlimmsten Verbrechen der Diktatur – politische Morde und das Schicksal der Verschwundenen – aufklären sollte.
 
        Für das Verständnis der Vergangenheitspolitik sind vor allem zwei Punkte wichtig: Zum einen waren die Ergebnisse der Kommission eine staatlich autorisierte Wahrheit, die nicht mehr geleugnet werden konnte. Zum anderen wurde die von der Regierung angestrebte Versöhnung durch den Bericht nicht erreicht, vor allem weil sich das Militär und die Rechte jeder Versöhnungs- oder Entschuldigungsgeste widersetzten, sodass in der Öffentlichkeit nach 1991 zwei antagonistische Versionen der Vergangenheit gleichberechtigt nebeneinander standen. Das Militär sah sich weiterhin als „Retter des Vaterlandes“. Zudem betrachtete die Regierung ihre Aufgabe mit dem Bericht als erfüllt, sodass sie der Veröffentlichung keine weiteren Schritte folgen ließ. Der Bericht verlor dadurch sein demokratisierendes Potenzial, insbesondere in der öffentlichen Debatte. Die Diktatur konnte auch nach dem Bericht weiter verteidigt und die Verantwortung für die Verbrechen der Regierung Allende oder einzelnen „Exzessen von Untergebenen“ zugeschrieben werden.
 
        Das nächste herausragende Ereignis, das die vergangenheitspolitischen Positionen in Chile verdeutlicht, war die Verhaftung des ehemaligen DINA-Chefs Manuel Contreras 1995. Contreras wurde zu sieben Jahren Haft verurteilt, konnte aber erst nach monatelanger Flucht vor der Justiz, bei der ihm das Militär half, festgenommen werden. Seine Verhaftung war ein großer Erfolg für die Regierung von Eduardo Frei Ruiz-Tagle. Immerhin wurde mit Manuel Contreras der zweitmächtigste Mann der Diktatur für seine Verbrechen hinter Gitter gebracht. Doch der Preis dafür war hoch: Nicht zuletzt unter dem Druck der Militärs suchte Präsident Frei nach Kompromissen, die einen Austausch von Informationen gegen Straffreiheit vorsahen. Diese Idee, Wahrheit gegen Verzicht auf Gerechtigkeit, scheiterte jedoch am Widerstand der Opfergruppen und linken Parteien in der Regierung und führte vor allem dazu, dass eine immer stärkere Übereinstimmung des Regierungsdiskurses mit dem der Diktaturanhänger wahrgenommen wurde und dass die Enttäuschung über die noch junge Demokratie in der Bevölkerung wuchs. Der Versuch der Regierung, eine „erfolgreiche Transition“ zu vermitteln und die Beschäftigung mit der Vergangenheit zu beenden, wurde jedoch immer wieder durch „Einbrüche aus der Vergangenheit“ gestört.07
 
        Die Dominanz der Rechten und des Militärs in der öffentlichen Debatte änderte sich mit einem Ereignis der chilenischen Vergangenheitspolitik, das eine neue Etappe einleitete: die Verhaftung Pinochets in London am 16. Oktober 1998. Der Fall Pinochet erregte internationale Aufmerksamkeit. Es war – auch dies eine Besonderheit – das erste Mal, dass ein ehemaliger Diktator wegen Verbrechen, die er in seinem Land begangen hatte, im Ausland verhaftet wurde. Die chilenische Regierung unter Präsident Frei drängte auf die Auslieferung Pinochets nach Chile mit dem Argument, der Prozess gegen ihn müsse im eigenen Land geführt werden. Nach 503 Tagen in London wurde der Ex-Diktator aus gesundheitlichen Gründen freigelassen und nach seiner Rückkehr im Jahr 2000 tatsächlich in Chile vor Gericht gestellt. Das Verfahren wurde jedoch 2002 wegen „moderater Demenz“ des Angeklagten offiziell eingestellt.
 
        Die Verhaftung Pinochets hatte Auswirkungen auf allen Ebenen der Vergangenheitspolitik. Sie entlarvte den Diskurs der „erfolgreichen Transition“ und führte zu einem Umdenken bei allen Entscheidungsträgern. Die Regierung musste auf einen Prozess gegen Pinochet in Chile drängen und sich wieder verstärkt dem Thema der Vergangenheit zuwenden. Die rechten Parteien begannen, den Pakt mit Pinochet aufzulösen und sich vom Diktator zu distanzieren. Und die Militärs fingen an, die Vergangenheit und die Menschenrechtsverbrechen zu thematisieren. Interessant ist, dass die Militärs Pinochet zwar weiterhin verteidigten, aber bereit waren, über die Verbrechen seines Regimes zu sprechen, während die rechten Parteien sich zwar von der Person des Diktators lösten, aber nicht gewillt waren, über das Werk seines Regimes, die Wirtschaftsreformen, zu diskutieren.
 
        Besonders deutlich wurde der neue Umgang mit der Vergangenheit bei den Gedenkfeiern zum 30. Jahrestag des Putsches am 11. September 2003, bei denen erstmals offiziell der Menschenrechtsverbrechen gedacht wurde. Die Regierung unter Präsident Ricardo Lagos setzte in diesem Zuge eine neue Wahrheitskommission ein, die im November 2004 ihren Bericht vorlegte. Die sogenannte Valech-Kommission sollte nicht die Toten, sondern die Folterverbrechen der Diktatur untersuchen und damit die Geschichten der noch lebenden Opfer sichtbarer machen. Der Bericht der Kommission war ein Meilenstein in der Vergangenheitspolitik, da das Militär in der Person des damaligen Oberbefehlshabers Juan Emilio Cheyre erstmals die institutionelle und systematische Politik der Menschenrechtsverbrechen anerkannte. Die Verbrechen der Diktatur gehörten nun offiziell zum Narrativ der Täterseite.
 
        Mit Michelle Bachelet kam 2006 eine Präsidentin ins Amt, die selbst Folteropfer der Diktatur war und schon deshalb Verbindungen zu Menschenrechtsgruppen unterhielt. Ihre Regierung ließ zahlreiche Gedenkstätten errichten. Zudem eröffnete sie 2010 das Museo de la Memoria y los Derechos Humanos, das ausschließlich der Diktatur und ihren Verbrechen gewidmet ist. Nach dem Tod Pinochets im Dezember 2006 lehnte Bachelet ein Staatsbegräbnis ab. Die Popularität des Diktators war in Teilen der chilenischen Bevölkerung jedoch ungebrochen, und so wohnten rund 60000 Menschen der Trauerfeier auf dem Militärgelände bei.
 
        2010 kam erstmals nach der Diktatur wieder eine Koalition rechter und damit der Diktatur nahestehender Parteien unter Sebastián Piñera an die Regierung. Damit begann eine neue Phase der Vergangenheitspolitik, in der das politische Interesse an der Geschichte nachließ. Dies zeigte sich vor allem an Maßnahmen wie der Kürzung der Mittel für das Museo de la Memoria oder der Entlassung von engagierten Anwältinnen und Anwälten des Menschenrechtsprogramms oder von Spezialisten der Polizei zur Aufklärung von Menschenrechtsverbrechen.
 
        Dennoch blieb das Thema der Diktaturvergangenheit öffentlich präsent, unter anderem in Fernsehsendungen und Filmen, wobei sich zunehmend eine „Gegenerinnerung“ entwickelte, die die vermeintlich positiven Seiten der Diktatur stärker in den Vordergrund rückte. So hat sich in Chile eine hybride Erinnerung herausgebildet, in der die „schlechten“ Seiten der Diktatur mit den „guten“ Entwicklungen verrechnet werden.08 So verwies Präsident Piñera anlässlich des 40. Jahrestages des Putsches zwar auf die Verantwortung der zivilen Kollaborateure der Diktatur an den Menschenrechtsverbrechen, betonte aber gleichzeitig die vermeintlich positiven wirtschaftlichen Reformen. Dieser Erinnerungsdiskurs beeinflusste auch einen Wandel in der vergangenheitspolitischen Ausrichtung Chiles. In den 2010er Jahren wurde weniger über Opfer, Täter und Menschenrechtsverbrechen gesprochen. Vielmehr rückte das soziale und politische Erbe der Diktatur in den Mittelpunkt der Debatten.
 
        Die Ablehnung des von der Diktatur geerbten privatisierten Bildungs-, Gesundheits- und Rentensystems durch große Teile der Bevölkerung äußerte sich ab Oktober 2019 in einer Reihe von Protesten, dem sogenannten estallido social. Die Proteste der Chileninnen und Chilenen lösten eine neue Etappe der Vergangenheitspolitik aus, in der sich der Fokus mehr auf die für viele unzureichenden Maßnahmen der vergangenen 30 Jahre als auf die eigentliche Diktaturvergangenheit richtete. Erst die Vorbereitungen zum 50. Jahrestag brachten die Diskussion um die historische Einordnung von Allende, Pinochet und der Diktaturverbrechen wieder auf die Tagesordnung.
 
        POSITIVE BILANZ?
 
        Auf den ersten Blick fällt die Bilanz der Vergangenheitspolitik in Chile positiv aus. Insbesondere in den Bereichen Wahrheitsfindung, Gerechtigkeit und Wiedergutmachung wurden seit 1990 zahlreiche Fortschritte erzielt. So haben die beiden Wahrheitskommissionen wesentlich zur offiziellen Wahrheitsfindung über die grausamen Verbrechen der Diktatur beigetragen, die heute nur noch von Personen der extremen Rechten relativiert oder geleugnet werden. Ebenso leistete und leistet der chilenische Staat – vor allem im Vergleich zu den Nachbarländern – durchaus umfangreiche Wiedergutmachungszahlungen an die Opfer der Diktatur. Diese umfassen auch Hilfen zur medizinischen und psychologischen Betreuung oder Ausbildungskosten für die Kinder- und Enkelgeneration.09 Daneben gab und gibt es zahlreiche Menschenrechtsprozesse gegen die Täterinnen und Täter der Diktaturverbrechen. Auch wenn diese allzu oft mit milden Strafen davonkommen oder sie in einem eigens errichteten luxuriösen Sondergefängnis verbüßen dürfen, zeigen die Prozesse doch die immensen Fortschritte im Bereich der Justiz, die in den 1990er Jahren personell und ideologisch noch der Diktatur verhaftet war.
 
        Die Fortschritte, insbesondere in ihrer zeitlichen Abfolge, werden noch deutlicher, wenn man sie mit den vergangenheitspolitischen Bemühungen der Bundesrepublik Deutschland nach dem Zweiten Weltkrieg vergleicht. 30 Jahre nach dem Ende der NS-Diktatur begann das gesellschaftspolitische Bewusstsein für das größte Verbrechen der Nationalsozialisten, den Holocaust, sich gerade erst zu entwickeln. Und es dauerte weitere zehn Jahre, bis Bundespräsident Richard von Weizsäcker 1985 in seiner berühmten Rede davon sprach, dass das Ende des Zweiten Weltkriegs nicht als Niederlage, sondern als Befreiung zu verstehen sei.10 Aus dieser Perspektive und mit Blick auf die Zeit nach dem Ende der Pinochet-Diktatur kann die chilenische Vergangenheitspolitik, gerade angesichts der schwierigen Ausgangsbedingungen, positiv bewertet werden.
 
        Diese positive Bilanz ist jedoch nur die eine Seite der Medaille. Die andere Seite betrifft den öffentlichen Diskurs und die Erinnerungsnarrative über die Vergangenheit. Auch hier hilft der Vergleich mit der Bundesrepublik, um den chilenischen Fall einordnen zu können. Auch wenn in Westdeutschland in den 1950er Jahren vergangenheitspolitische Maßnahmen vor allem auf die Reintegration ehemaliger NS-Kollaborateure in den demokratischen Staatsapparat zielten und Umfragen zeigten, dass viele Deutsche privat positive Assoziationen mit der NS-Zeit verbanden, war es öffentlich keinem noch so konservativen Akteur möglich, positive Aspekte des Nationalsozialismus zu würdigen.11 Das moralische Urteil über die Diktatur war in der öffentlichen Debatte auch dank der Reeducation-Maßnahmen der Alliierten eindeutig, und diese klare Distanzierung von der Diktatur sollte sich positiv auf die gesellschaftspolitische Demokratisierung in Deutschland auswirken.
 
        In Chile hingegen ist der öffentliche Diskurs über die Vergangenheit der defizitärste Bereich, zumindest im Hinblick auf das Ziel einer tiefgreifenden gesellschaftspolitischen Demokratisierung. Zwei der heute wichtigsten rechten Parteien Chiles, RN und UDI, wurden während der Diktatur mit dem expliziten Ziel gegründet, deren Errungenschaften zu verteidigen. Zudem bekleiden seit 1990 zahlreiche Angehörige des Pinochet-Regimes hohe politische Ämter, ohne dass dies von der Mehrheit der Bevölkerung als Problem wahrgenommen wird. Darüber hinaus ist es – wie das Eingangszitat zeigt – nach wie vor möglich, die „positiven“ Seiten der Diktatur entgegen dem historischen Kenntnisstand öffentlich zu betonen. Diese hybride Erinnerung erschwert auch 50 Jahre nach dem Putsch die moralisch und gesellschaftspolitisch wichtige Abgrenzung zwischen Diktatur und Demokratie und beeinflusst die aktuellen Vergangenheitsdebatten.
 
        AKTUELLE ERINNERUNGSDEBATTEN
 
        Die Rede zum 50. Jahrestag des Putsches am 11. September 2023 wird der junge linke Präsident Gabriel Boric halten. Dieser hatte sich bei seinem Amtsantritt im März 2022 bewusst in die Tradition Allendes gestellt. Seine Koalition besteht aus vielen jungen Parteien, die weniger Rücksicht auf die Aushandlungsmechanismen des Demokratisierungsprozesses nehmen müssen. Gleichzeitig aber wurde der erste, progressive Verfassungsentwurf, den die Regierung Boric deutlich unterstützt hatte, im September 2022 von über 60 Prozent der Chileninnen und Chilenen abgelehnt, und im neuen Verfassungskonvent stellen die ultrarechten Republikaner fast die Hälfte der Mitglieder. Das politische Meinungsklima in Chile hat sich innerhalb kürzester Zeit stark nach rechts verschoben. Die aktuellen politischen Kräfteverhältnisse sind somit mitentscheidend für die Vergangenheitspolitik und die Erinnerungsnarrative zum 50. Jahrestag.
 
        Die Regierung versucht, ihre politische Nähe zu den Opfern der Diktatur zu demonstrieren. So wurde 2023 der erste staatliche Plan zur Suche der immer noch zahlreichen Verschwundenen gestartet und weitere Foltergefängnisse zu Gedenkstätten erklärt, sodass es nun in allen Regionen Chiles mindestens einen offiziellen Gedenkort für die Diktaturverbrechen gibt. In den bisherigen Regierungserklärungen zum 50. Jahrestag wird vor allem der Kampf der chilenischen Zivilgesellschaft gegen die Diktatur und für die Rückkehr zur Demokratie gewürdigt. Opfer oder gar Täterinnen und Täter kommen hingegen kaum vor – so wird auch Pinochet nicht erwähnt. Der offizielle Slogan „Demokratie ist Erinnerung und Zukunft“ verweist auf die Bedeutung der Demokratie und richtet den Blick in die Zukunft, nicht in die Vergangenheit. Dies ist angesichts der Bedrohung der heutigen Demokratie durch die Wahlerfolge der rechtsextremen Republikaner sinnvoll, lässt aber gleichzeitig Raum für „Erinnerungen“, die ein klares Bekenntnis gegen die Diktatur verhindern.
 
        Die öffentliche Debatte in Chile wird nach wie vor von Äußerungen chilenischer Politikerinnen und Politiker aller rechten Parteien, Militärs oder Angehörigen der Wirtschaftseliten dominiert, in denen eine klare moralische Verurteilung und Abgrenzung von der Diktatur fehlt. Dies hängt auch mit der monopolisierten Presselandschaft zusammen, die eines der größten Probleme der chilenischen Demokratie ist: Fast alle nationalen Fernsehsender und Tageszeitungen befinden sich nach wie vor in der Hand von Unternehmen, die Verbindungen zur Diktatur hatten.
 
        SCHLUSS
 
        Die Debatten zum 50. Jahrestag des Putsches sind von vier Elementen geprägt. Erstens sind wieder vermehrt lobende Worte für Pinochet selbst zu vernehmen. So brachte der republikanische Politiker Luis Silva jüngst seine Bewunderung für den „Staatsmann“ Pinochet zum Ausdruck. Präsident Boric antwortete auf diese Äußerung, indem er die Menschenrechtsverbrechen und die Korruption Pinochets deutlich hervorhob.12 Mit einer positiven Bewertung des Diktators lässt sich in Chile kaum noch politischer Gewinn erzielen.
 
        Uneindeutiger, aber nicht weniger demokratiegefährdend sind zweitens Einschätzungen, die die Verbrechen der Allende-Regierung mit denen der Diktatur gleichsetzen, um letztere implizit zu entschuldigen. Allende und seine Regierung mögen eine Mitverantwortung für das Ende der Demokratie 1973 tragen, dies rechtfertigt aber keineswegs ein Verständnis für den Putsch und die grausamen Verbrechen der Diktatur, wie es in manchen Äußerungen immer wieder nahegelegt wird.
 
        Daneben steht drittens der eingangs erwähnte Diskurs, der „Licht und Schatten“, „gute“ und „schlechte“ Seiten der Diktatur sieht und damit genau jene hybride Erinnerung transportiert, in der es keine klare moralische Abgrenzung zwischen Diktatur und Demokratie gibt.
 
        Dieses Erinnerungsnarrativ wird viertens begleitet von der Forderung, die Vergangenheit ruhen zu lassen und den Blick in die Zukunft zu richten, also von einem Diskurselement, das sich gerade vor dem Hintergrund der hybriden Elemente in Bezug auf die Vergangenheit auch für die Zukunft der chilenischen Demokratie als problematisch erweisen kann.
 
        Insgesamt fehlt in Chile auch zum 50. Jahrestag des Putsches ein gesellschaftlich geteilter Erinnerungsdiskurs, der über alle politischen Lager hinweg die Diktatur eindeutig verurteilt. Dies hat historische und politische Gründe. Für die chilenische Gesellschaft bleibt jedoch die Aufgabe, eine Erinnerung an die Vergangenheit zu etablieren, die klar zwischen Diktatur und Demokratie unterscheidet und die Überzeugung nunca más („nie wieder“) bei allen politisch relevanten Akteuren verankert.
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        DIE MAPUCHE
 
        Zur Geschichte eines Konflikts
 
        Johanna Höhl
 
        Die Mapuche sind die größte indigene Gruppe Chiles. Die von ihnen bewohnten und beanspruchten Gebiete im Süden Chiles sind attraktiv für die Land- und Forstwirtschaft, die Erzeugung erneuerbarer Energien, insbesondere durch Wind- und Wasserkraft, den Tourismus, aber auch für andere wirtschaftliche (Groß-)Projekte, etwa im Bausektor. Das Vorantreiben der wirtschaftlichen Entwicklung führt zu Konflikten zwischen den Mapuche und dem chilenischen Staat, Unternehmen und der chilenischen Gesellschaft. Dabei geht es vor allem um Landbesitz und die Nutzung vorhandener Ressourcen. Die Mapuche fordern zunehmend mehr Autonomie, um in den von ihnen bewohnten Gebieten selbst bestimmen zu können, wie zum Beispiel die wirtschaftliche Entwicklung gestaltet werden soll.
 
        Im 2019 gestarteten Prozess zur Erarbeitung einer neuen Verfassung spielten die Mapuche eine zentrale Rolle. Sieben Mapuche waren in der verfassungsgebenden Versammlung vertreten, und die indigene Gruppe stellte mit Elisa Loncón die Präsidentin des Verfassungskonvents. Parallel zur Formulierung der neuen Verfassung verlängerte die Regierung unter Sebastian Piñera als Antwort auf die in verschiedenen Gebieten im Süden des Landes teils gewaltsamen Auseinandersetzungen zwischen dem Staat und Mapuche-Organisationen kontinuierlich den Ausnahmezustand.
 
        Die Auseinandersetzungen zwischen den Mapuche und dem chilenischen Staat sind keineswegs neu. Sie reichen zurück bis ins 19. Jahrhundert. Schon damals spielten wirtschaftliche Interessen des jungen Staates für den Umgang mit den Mapuche eine zentrale Rolle. Ziel war es, den Zugang zu wichtigen Ressourcen zu sichern. Der chilenische Staat erließ Gesetze, die diesem Ziel dienten – im 19. Jahrhundert ging es vor allem um die Sicherung landwirtschaftlich nutzbarer Flächen. Ein kontinuierlicher Prozess der Inklusion und Exklusion der indigenen Bevölkerung setzte ein. Es bildeten sich voneinander abgrenzende Gruppen innerhalb des chilenischen Staatsgebiets heraus, die sich zum Teil unversöhnlich gegenüberstanden und bis heute gegenüberstehen.01
 
        Im Dezember 1997 rückten Brandanschläge der Mapuche auf Lastwagen des Holzunternehmens Arauco in Lumaco die Spannungen zwischen den verschiedenen Akteuren wieder auf die nationale Agenda. In dieser Zeit etablierten sich auch die Begriffe conflicto mapuche, problema mapuche und cuestión mapuche in den Medien, Politik und Gesellschaft, aber auch unter den Mapuche selbst. Doch wie formieren sich die miteinander in Konflikt stehenden Gruppen? Wer ist in den sogenannten Mapuche-Konflikt involviert? Was steht im Mittelpunkt der Auseinandersetzungen?
 
        INDIGENE VÖLKER IN CHILE
 
        Mit fast 1,8 Millionen Menschen sind die Mapuche die größte indigene Gruppe in Chile. Hinzu kommen neun weitere indigene Völker, die der chilenische Staat durch das 1993 verabschiedete Ley Indígena anerkennt. Dazu zählen die Aymara, Rapa Nui, Atacameños, Collas, Diaguitas, Changos, Quechua, Kawashkar und Yámana. Der Anteil der indigenen Bevölkerung ist im Norden und Süden Chiles am höchsten. Insgesamt liegt der Anteil der chilenischen Bevölkerung, die sich im Zensus 2017 einer indigenen Gruppe zugeordnet hat, bei rund 13 Prozent.02 Der Großteil der Mapuche lebt heute in Städten; in Santiago, Concepción und Temuco. Die Migration in die Städte führte jedoch nicht automatisch zu einer Integration in die chilenische Gesellschaft. Vielmehr hat sich auch hier Ethnizität als soziale Kategorie etabliert.03 Die Mapuche sind eine heterogene ethnische Gruppe. Sie definieren ihre soziale Zugehörigkeit auf der Basis unterschiedlicher Selbstzuschreibungen, die durch die Interaktion mit anderen Bevölkerungsgruppen und deren Fremdzuschreibungen geprägt sind.
 
        Die Mapuche bezeichnen sich seit der zweiten Hälfte des 18. Jahrhunderts als solche und nutzen den Begriff, um sich von anderen gesellschaftlichen Gruppen abzugrenzen. Die Spanier:innen hingegen bezeichneten die Mapuche als Araukaner. Dieser Begriff wurde nach der Unabhängigkeit von der spanischen Krone 1818 zunächst von den Chilen:innen übernommen, um sich auf gesellschaftliche Gruppen zu beziehen, die sich in den Gebieten südlich des Flusses Bío Bío konzentrierten.04 Erst Anfang der 1980er Jahre forderten die Mapuche den chilenischen Staat und die chilenische Gesellschaft explizit auf, die Bezeichnung Araukaner durch Mapuche zu ersetzen. Dass diese Aufforderung erst zu diesem Zeitpunkt erfolgte, hängt zum einen damit zusammen, dass sich die Mapuche zuvor vielmehr als die einzig wahren Chilen:innen wahrnahmen. Zum anderen führte die Assimilationspolitik der Diktatur unter Augusto Pinochet zu einem veränderten Selbstverständnis und damit zu einer stärkeren Abgrenzung von der chilenischen Bevölkerung, die von den Mapuche abwertend als winka bezeichnet werden.05
 
        ABGRENZUNGSMECHANISMEN
 
        Die Übergänge der sozialen Zugehörigkeit von Gruppen sind oft fließend. Zentral ist dabei das Zusammenspiel von Selbst- und Fremdzuschreibungen, die sich voneinander unterscheiden und auf unterschiedlichen Faktoren basieren können. Ein zentrales Element der Zuschreibung sind rechtliche Grundlagen. So wurde in den 1960er Jahren gesetzlich festgelegt, wer zur indigenen Bevölkerung gehört. Während der Diktatur wurde hingegen versucht, die Existenz der Mapuche per Dekret auszulöschen. Heute definiert das Ley Indígena, wer formell zu einer der zehn ethnischen Gruppen Chiles gehört. Dabei wird sowohl auf Elemente der Selbst- als auch der Fremdzuschreibung zurückgegriffen. Die Einordnung der Mapuche als soziale Gruppe ist dabei eng mit der Inklusions- und Exklusionspolitik des chilenischen Staates und den damit verbundenen Fremdzuschreibungen verknüpft, die einerseits auf Ausgrenzung und andererseits auf forcierter Assimilation beruht. In diesem Kontext von Ausgrenzung und forcierter Assimilation haben sich die Mapuche immer wieder selbst definiert.
 
        Die in den Städten lebenden Mapuche, die im ständigen Kontakt mit nicht-indigenen Chilen:innen sind, konstruieren ethnische Identitäten anders als die Mapuche in den Mapuche-Gemeinschaften. Während es im städtischen Raum häufig um die Abgrenzung von der chilenischen Mehrheitsbevölkerung geht, ist innerhalb der Mapuche-Gemeinschaften die Konstruktion von Zugehörigkeit zentral. Ethnische Identitäten sind daher situations- und kontextabhängig, was zu Spannungen innerhalb der ethnischen Gruppe führt. Es kommt vor, dass Mapuche, die in ländlichen Gebieten oder Mapuche-Gemeinschaften leben, sich von denen in den Städten abgrenzen, die sich selbst als Mapuche verstehen und in den Städten als solche wahrgenommen werden. Diese werden dann abwertend als awinkados bezeichnet.06 Mapuche zu sein, ist also kein starres Konzept.07 Vielmehr kann es für verschiedene Individuen je nach Situation Unterschiedliches bedeuten. Dies erklärt auch die Komplexität, die sich hinter dem Begriff „Mapuche-Konflikt“ verbirgt.
 
        DIE MAPUCHE UND DER STAAT
 
        Seit den 2010er Jahren hat sich das Verhältnis zwischen den Mapuche und dem chilenischen Staat zugespitzt: Brandstiftung auf der einen, Polizeigewalt auf der anderen Seite. Bestimmte Gegenden der sogenannten roten Zone im Süden des Landes sind für staatliche Vertreter:innen nicht mehr zugänglich. Dieses spannungsreiche Verhältnis hat eine lange Geschichte.08 Die 1850 begonnene Offensive zur Besetzung der Region Araucanía stellt eine Zäsur in den Beziehungen dar. Die gewaltsame Unterwerfung der Mapuche und die damit verbundene Gesetzgebung zur Landnahme durch chilenische und europäische Siedler:innen begründet die Deuda Histórica („historische Schuld“),09 auf die sich die Mapuche seit den 1980er Jahren in den Auseinandersetzungen mit dem chilenischen Staat, aber auch mit anderen Akteuren wie Forstunternehmen beziehen. Das Konzept der Deuda Histórica dient der moralischen Bekräftigung ihrer Forderungen und bezieht sich auf die großflächige Enteignung ihres Landbesitzes sowie ihre Umsiedlung und Ausgrenzung in sogenannte Reduktionen. Zentrales Motiv für die militärische Besetzung der Mapuche-Gebiete im Süden Chiles war die Ausbeutung der dort vorhandenen Ressourcen. Um diesen Zugriff zu erleichtern, wurden die Mapuche im Zuge der Segregationspolitik, die mit dem Abschluss der Besetzung der Region Araucanía 1883 begann, enteignet, umgesiedelt, und ihr Landbesitz wurde über sogenannte Títulos de Merced dokumentiert.10 Diese Landtitel sind im Kontext des Mapuche-Konflikts bis heute relevant, da die Mapuche ihre Landansprüche daran knüpfen.
 
        Mit dem Ende des Umsiedlungsprozesses initiierte der chilenische Staat 1929 eine Inklusionspolitik. Die Mapuche sollten den Chilen:innen gleichgestellt werden. Zwei Elemente waren dabei zentral: Zum einen sollte die Inklusion durch Bildung erfolgen. So sollten die Mapuche zu Chilen:innen „erzogen“ werden. Dazu wurden zahlreiche Schulen in den von Mapuche bewohnten Gebieten gebaut. Der Unterricht fand in spanischer Sprache statt, was die indigenen Sprachen in den privaten Raum verdrängte und Spanisch als dominante Sprache etablierte. Zum anderen ging es der chilenischen Regierung um die Regelung des Landbesitzes. Die indigene Bevölkerung sollte individuelle Besitztitel erhalten, wofür die Títulos de Merced innerhalb der Mapuche aufgeteilt werden sollten. Diese Politik zielte auf eine Homogenisierung der chilenischen Gesellschaft.
 
        Eine weitere Zäsur im Umgang mit den Mapuche war die Mitte der 1960er Jahre eingeleitete Landreform zur Eindämmung des Großgrundbesitzes. Bewohner:innen ländlicher Gebiete und Kleinbauern erhielten im Rahmen dieser Reformen Land zur landwirtschaftlichen Nutzung. So gingen im Zuge der Agrarreform unter Salvador Allende 70000 Hektar Land an die Mapuche. Mit dem Militärputsch 1973 und dem Beginn der Diktatur wurden diese Landreformen jedoch abrupt gestoppt, und ein gegenläufiger Prozess setzte ein. Im Rahmen der tiefgreifenden marktwirtschaftlich orientierten Reformen förderte Pinochet erneut die Individualisierung der Landbesitztitel. Zwischen 1979 und 1990 wurden 2000 Reduktionen aufgeteilt und rund 72000 individuelle Besitztitel an die indigene Bevölkerung vergeben.11
 
        Mit der Rückkehr zur Demokratie wurde mit dem Ley Indígena eine neue Gesetzgebung geschaffen, die die Rechte der indigenen Bevölkerung und deren Landbesitz schützen soll. Die Forderungen nach einer verfassungsrechtlichen Anerkennung der indigenen Bevölkerung wurden jedoch von den seit 1990 demokratisch gewählten Regierungen Chiles bisher nicht erfüllt. Aus Sicht der Mapuche ist die Anerkennung und Repräsentation jedoch ein wichtiger Schritt, um die Spannungen abzubauen. Mit der Verabschiedung des Gesetzes hat die chilenische Regierung aber auch einen Fonds eingerichtet, der die Enteignungsprozesse durch den Kauf von Land- und Wasserrechten rückgängig machen und damit zentralen Konfliktpunkten entgegenwirken soll.
 
        WASSERNUTZUNG IN CHILE
 
        Der Fonds wird von der Nationalen Kommission für indigene Entwicklung (CONADI) verwaltet. Die darin verankerte Kombination von Wasser und Land ist für die indigene Bevölkerung sehr wichtig. Wasserressourcen in Chile geraten zunehmend unter Druck. Verantwortlich dafür ist neben dem Klimawandel auch der Umgang mit Wasser durch verschiedene Akteure – in der Landwirtschaft, im Bergbau, in der Forstwirtschaft, aber auch bei der Planung und Umsetzung diverser Immobilienprojekte. Gleichzeitig ist Wasser in Chile geografisch ungleich verteilt. Während es im Norden des Landes kaum Niederschläge gibt, steht im Süden – zumindest potenziell – reichlich Wasser zur Verfügung. Darüber hinaus spielt auch die gesetzliche Regelung der Wassernutzung eine wichtige Rolle für die Wasserverfügbarkeit.
 
        Die Wassernutzung in Chile wird seit 1981 im Código de Aguas marktwirtschaftlich geregelt. Auch 2005 durchgesetzte Reformen haben an diesem Grundsatz nichts verändert. Das Gesetz schützt private Eigentumsrechte, begünstigt freie Märkte für Wassernutzungsrechte und gewährt den Eigentümer:innen Autonomie über die Art der Nutzung. Dadurch wurden die Rolle und die Befugnisse der Regierung bei der Bewirtschaftung und Regulierung von Wasser stark eingeschränkt. Zudem wurden die Wassernutzungsrechte vom Landbesitz entkoppelt, und die Eigentümer:innen müssen für die Nutzungsrechte keine Abgaben an den Staat zahlen. Gleichzeitig wird die Nutzungsart den Eigentümer:innen überlassen. Diese Gesetzgebung hat zu einer Konzentration von Wasserrechten zum Beispiel im Energiesektor und in der Landwirtschaft, zu Spekulation und letztlich zu Konflikten um die Nutzung von Wasser geführt.
 
        Indigene Gruppen sind häufig indirekt in Wassernutzungskonflikte involviert. Im Süden des Landes, wo die Mapuche betroffen sind, entstehen Wasserkonflikte vor allem im Zusammenhang mit der Forstwirtschaft. Sowohl die indigene Bevölkerung als auch die Forstunternehmen besitzen oft keine Wassernutzungsrechte, nutzen aber die Ressource und verknappen sie. Dies führt dazu, dass die Mapuche-Gemeinschaften im Süden des Landes häufig durch Tankwagen mit Trinkwasser versorgt werden müssen, das der Staat den Eigentümer:innen der Wassernutzungsrechte abkaufen muss.
 
        RALCO-TALSPERRE
 
        Die Planung und der Bau einer Talsperre am Fluss Bío Bío im Süden Chiles in den 1990er Jahren – der Staudamm Ralco – zeigen beispielhaft die Spannungen zwischen dem chilenischen Staat, der chilenischen Gesellschaft, Unternehmen und der betroffenen Mapuche-Gruppe der Pehuenche um die Nutzung von Ressourcen auf. Ralco ist eine Talsperre, die den zentralen Fluss der Region Bío Bío rund 120 Kilometer südöstlich von Los Ángeles in den chilenischen Anden staut. Das mit 568 Millionen US-Dollar finanzierte Projekt des ehemaligen chilenischen Staatsunternehmens Endesa kann bis zu 690 Megawatt Strom produzieren, und die Talsperre hat ein Fassungsvermögen von 1,2 Milliarden Kubikmeter Wasser.12
 
        Endesa unterzog das Projekt 1994 freiwillig einer Umweltverträglichkeitsprüfung. An diesem Prozess sind verschiedene staatliche Organisationen aus unterschiedlichen Bereichen beteiligt, unter anderem aus den Bereichen Umwelt, Energie und indigene Belange, aber auch Vertretungen des chilenischen Staates auf regionaler und lokaler Ebene. Insbesondere die Nationale Kommission für Umwelt- und Naturschutz (CONAMA) und die CONADI beklagten, dass das Projekt nicht den gesetzlichen Regularien entspreche. Die CONADI lehnte das Projekt unter anderem wegen der damit verbundenen Trennung von Familien, dem Verlust des angestammten Territoriums und der Veränderung des kulturellen Lebens der indigenen Bevölkerung ab. Die Entscheidung, das Projekt dennoch umzusetzen und den Staudamm zu bauen, ist somit ein Paradebeispiel für die politische Unterstützung wirtschaftlicher Großprojekte zulasten indigener Rechte durch den chilenischen Staat. Die Energiegewinnung wurde über den Schutz der indigenen Bevölkerung gestellt.13 2004 ging das Wasserkraftwerk in Betrieb. Dafür wurden 675 Menschen umgesiedelt, davon etwa 500 Angehörige der Mapuche-Pehuenche.14
 
        Der Konflikt um Ralco verdeutlicht die unterschiedlichen Wahrnehmungen und Verständnisse von Wasser und Land, aber auch von wirtschaftlicher Entwicklung und sozialem Fortschritt. Die betroffenen Mapuche werden in eine passive Beobachterrolle gedrängt und ihre Rechte werden Investitionen und transnationalen Interessen untergeordnet. Die Beziehungen zwischen den Mapuche und dem chilenischen Staat sowie anderen Akteuren, aber auch innerhalb der indigenen Gruppe, sind von einem Diskurs geprägt, demzufolge indigener Widerstand die wirtschaftliche Entwicklung des Landes behindere. Der Umsiedlungsprozess im Zuge des Staudammbaus hat somit eine doppelte Bedeutung: Einerseits sollen die Mapuche am wirtschaftlichen Fortschritt teilhaben, andererseits sollen sie aus dem Weg geräumt werden, um das Großprojekt nicht zu gefährden.15
 
        Dennoch stellt Ralco einen Wendepunkt im Umgang mit solchen Großprojekten und den damit verbundenen sozialen und ökologischen Fragen dar.16 Die Bewegung Patagonia sin Represas, die sich 2007 gegen das auf Ralco folgende Großstaudammprojekt HidroAysén formierte, verknüpfte ihre Kritik mit den Auswirkungen von Ralco auf die Bevölkerung. Der Widerstand war groß und folgenreich: Während die Politik die Umsetzung von Ralco aktiv förderte, stoppte die chilenische Regierung den Bau des Staudamms in der Region Aysén.17 Heute werden Wasserkraftprojekte weitgehend vermieden. Der Fokus liegt vielmehr auf Wind- und Solarenergie. Seit 2013 müssen diese Projekte im Rahmen der Umweltverträglichkeitsprüfung auch eine indigene Konsultation, die Consulta Indígena, durchlaufen, wenn sie indigene Bevölkerungsgruppen betreffen.
 
        KONVENTION 169 UND CONSULTA INDÍGENA
 
        2008 hat die chilenische Regierung die Konvention 169 der Internationalen Arbeitsorganisation zum Schutz der Rechte indigener Völker ratifiziert. Mit der Unterzeichnung dieses internationalen Abkommens verpflichtet sich der chilenische Staat, die Rechte der indigenen Bevölkerung zu stärken. Die Konvention 169 schützt die Nutzung der natürlichen Ressourcen, die in den von indigenen Gruppen bewohnten Gebieten vorkommen. Sie sieht vor, dass Indigene an Entscheidungen über die Nutzung, Bewirtschaftung und Erhaltung dieser Ressourcen beteiligt werden.
 
        Um die Umsetzung des Abkommens zu gewährleisten, etablierte die chilenische Regierung mit der Consulta Indígena neue Partizipationsprozesse für die indigene Bevölkerung: Zum einen wird die indigene Bevölkerung in die Entscheidungsfindung bei rechtlichen und verwaltungstechnischen Maßnahmen involviert, die sie direkt betreffen. Zum anderen werden betroffene indigene Gruppen in den Prozess der Umweltverträglichkeitsprüfung einbezogen. Die Consulta Indígena soll die indigene Bevölkerung über das geplante Projekt informieren und ihr im Gegensatz zum regulären Partizipationsprozess, in den die chilenische Gesellschaft eingebunden ist, zumindest formal die Möglichkeit geben, auf die Umweltverträglichkeitsprüfung Einfluss zu nehmen.18 Die Zustimmung zu den vorgeschlagenen Maßnahmen beziehungsweise zum Projekt ist jedoch immer klares Ziel einer Consulta Indígena. Aussagen und Forderungen indigener Gruppen, zum Beispiel nach Änderungen des Projektvorschlags, können, müssen aber nicht in die endgültige Entscheidung einfließen, die ohne Beteiligung der indigenen Bevölkerung getroffen wird. Da der tatsächliche Einfluss, den die indigene Bevölkerung über diesen Mechanismus auf die Ressourcennutzung nehmen kann, sehr begrenzt ist, wird die Consulta Indígena nicht nur von der indigenen Bevölkerung stark kritisiert.
 
        Auf die Spannungen und Auseinandersetzungen zwischen verschiedenen Mapuche-Gruppen und -Bewegungen und dem chilenischen Staat hatte das Abkommen 169 kaum positive Auswirkungen. Die mit dem Abkommen verbundenen Hoffnungen der Mapuche auf mehr Autonomie in den von ihnen bewohnten Gebieten wurden enttäuscht. Diese Frustration führte zu einem zusätzlichen Legitimationsverlust des chilenischen Staates, da die eigentlichen Anliegen, aber auch die Vorschläge und Ideen der indigenen Bevölkerung, sofern sie von den vorgeschlagenen Projekten abweichen, im Prozess keine Berücksichtigung finden.19
 
        SCHLUSS
 
        Die mit der Ratifizierung der Konvention 169 etablierten Partizipationsprozesse haben den Dialog zwischen Mapuche und chilenischem Staat, Unternehmer:innen und der chilenischen Gesellschaft bisher nicht gefördert. Der Einfluss der Mapuche auf Entscheidungsprozesse im Zusammenhang mit der Ressourcennutzung ist nach wie vor sehr gering, was die bestehenden Spannungen weiter verschärft, da die Mapuche ihre Position auf andere Weise zum Ausdruck bringen. Zwar hat das seit März 2022 regierende Linksbündnis unter Präsident Gabriel Boric einen anderen Umgang mit der Situation im Süden des Landes angekündigt. Doch auch diese Regierung reagierte kurz nach Amtsantritt auf die Auseinandersetzungen zwischen Forstunternehmen und Mapuche im Süden des Landes zunächst nur mit der Verhängung des Ausnahmezustands.20
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          Mapuche in Osorno bei den sozialen Protesten in Chile 2019 für eine Verfassungsreform
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        Mit der Ablehnung der neuen Verfassung im Referendum am 4. September 2022 wurde auch eine weitere Möglichkeit verworfen, einen neuen Umgang mit den Mapuche und der indigenen Bevölkerung zu etablieren. Die im neuen Verfassungstext formulierten Ideen zur Stärkung ihrer Rechte waren den Gegner:innen des Verfassungsentwurfs ein Dorn im Auge. Mit der Ablehnung wurde auch der Ruf nach der Verhängung des estado de sitio (Belagerungszustand) in der Region Araucanía lauter. Damit würden die Auseinandersetzungen in der Region einem Bürgerkrieg gleichgesetzt und die Region weiter militarisiert. Die Polarisierung zwischen den Mapuche, dem chilenischen Staat, aber auch den Forstunternehmen und der chilenischen Gesellschaft würde weiter verschärft. Forderungen der beteiligten Akteure nach einer Entmilitarisierung der roten Zone im Süden des Landes fallen hingegen nicht auf fruchtbaren Boden. Eine politische Lösung der festgefahrenen Situation wird damit immer schwieriger.
 
        Die Einrichtung einer Kommission für Frieden und Verständigung ist ein neuer Versuch, Antworten auf die Landfrage zu erarbeiten. Dazu werden seit März 2023 die Landforderungen der Mapuche systematisch aufgenommen mit dem Ziel, konkrete Mechanismen zur Landrückgabe zu entwickeln.21 Inwieweit diese Kommission und ihre Ergebnisse zu einem anderen Umgang mit der Deuda Histórica und der indigenen Bevölkerung beitragen können, bleibt abzuwarten.
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          ANNETTE RAMELSBERGER · TANJEV SCHULTZ
 
          WAS WIR WISSEN, WAS WIR NICHT WISSEN. DER RECHTSTERRORISMUS DES NSU
 
          Fünf Jahre nach dem Ende des NSU-Prozesses sind nach wie vor Fragen offen. Es ist gut belegt, dass der NSU für die Logistik des Lebens im Untergrund zahlreiche Helfer hatte. Weniger klar ist, wie viel diese jeweils über den NSU wussten und ob sie in Anschlagspläne eingeweiht waren.
 
        
 
         
          İBRAHIM ARSLAN · GAMZE KUBAŞIK · MADLYN SAUER · SEMIYA ŞIMŞEK
 
          RECLAIM AND REMEMBER. DIE NSU-TRIBUNALE ALS SOLIDARISCHE GERECHTIGKEITSPRAXIS
 
          Parallel zum Münchner NSU-Prozess formierte sich in Köln ein zivilgesellschaftliches Tribunal. Dieses bot den vom NSU-Terror Betroffenen eine solidarische Plattform, um Anerkennung und Gerechtigkeit einzuklagen, die Behörden und Gesellschaft ihnen verwehrten.
 
        
 
         
          HEIKE KLEFFNER
 
          „SZENETYPISCHE STRAFTATEN“. ZUR ROLLE DER SICHERHEITSBEHÖRDEN IM NSU-KOMPLEX
 
          Welche Verantwortung tragen die Institutionen der deutschen Sicherheitsarchitektur dafür, dass die beispiellose Mord- und Anschlagsserie des NSU weder verhindert oder gestoppt noch vollständig aufgeklärt wurde? Welche Lehren müssen daraus gezogen werden?
 
        
 
         
          JOHN PHILIPP THURN
 
          VERTRAUENSSCHUTZ UND STAATSWOHL? GRENZEN DER JURISTISCHEN AUFARBEITUNG IM NSU-KOMPLEX
 
          Der NSU-Prozess und mehrere parlamentarische Untersuchungsausschüsse haben zwar einiges erbracht, es offenbarten sich aber auch Grenzen dieser Verfahren. Neben der strafrechtlichen Verengung ist vor allem die mangelnde Kontrolle der Verfassungsschutzämter ein Problem.
 
        
 
         
          JULIANE KARAKAYALI · MASSIMO PERINELLI
 
          POSTMIGRANTISCHES GEDENKEN. SOLIDARISCHE PRAKTIKEN GEGEN INSTITUTIONELLEN RASSISMUS 
 
          Mit dem staatlichen Gedenken an die Opfer des NSU sind grundsätzliche Widersprüche verbunden. Eine wesentliche Herausforderung bei der Planung eines staatlich geförderten Dokumentationszentrums zum NSU-Komplex ist der unaufgearbeitete institutionelle Rassismus.
 
        
 
         
          SABINE HESS
 
          ZEUGNIS ABLEGEN UND GEHÖRT WERDEN. BETROFFENENPERSPEKTIVEN AUF EIN MÖGLICHES DOKUMENTATIONSZENTRUM ZUM NSU-KOMPLEX
 
          Lange waren die Angehörigen der NSU-Opfer die einzigen, die sich mit Nachdruck für eine schonungslose Aufklärung und ein würdiges Gedenken engagiert haben. Welche Ideen und Vorstellungen, welche Erwartungen haben sie mit Blick auf ein Dokumentationszentrum?
 
        
 
         
          JÖRG BUSCHMANN · DANA SCHLEGELMILCH · HANNAH ZIMMERMANN
 
          VIELSTIMMIG AUFARBEITEN. ZIVILGESELLSCHAFTLICHE PERSPEKTIVEN AUF EIN DOKUMENTATIONSZENTRUM ZUM NSU-KOMPLEX
 
          Der Aufarbeitung des NSU-Komplexes fehlt es an Kontinuität und Räumen. In Sachsen wird die Idee eines Dokumentationszentrums diskutiert, das Betroffenenperspektiven in den Mittelpunkt stellt, solidarische Allianzen stärkt und von der Zivilgesellschaft getragen wird.
 
        
 
      

       
        EDITORIAL
 
        Am 11. September 2000 erlag der 38-jährige Enver Şimşek den Schusswunden, die ihm zwei Tage zuvor die Rechtsterroristen des „Nationalsozialistischen Untergrunds“ (NSU) zugefügt hatten. Neun weitere Todesopfer folgten: Abdurrahim Özüdoğru (49) am 13. Juni 2001 in Nürnberg, Süleyman Taşköprü (31) am 27. Juni 2001 in Hamburg, Habil Kılıç (38) am 29. August 2001 in München, Mehmet Turgut (24) am 25. Februar 2004 in Rostock, İsmail Yaşar (50) am 9. Juni 2005 in Nürnberg, Theodoros Boulgarides (41) am 15. Juni 2005 in München, Mehmet Kubaşık (39) am 4. April 2006 in Dortmund, Halit Yozgat (21) am 6. April 2006 in Kassel sowie Michèle Kiesewetter (22) am 25. April 2007 in Heilbronn. Darüber hinaus wurden zahlreiche Menschen bei Sprengstoffanschlägen 1999 in Nürnberg sowie 2001 und 2004 in Köln verletzt.
 
        Was die Angehörigen der ersten neun Opfer zusätzlich traumatisierte, war der Umgang der Sicherheitsbehörden mit der Mordserie: Ein rassistisches Motiv wurde nicht in Betracht gezogen, stattdessen gegen die betroffenen Familien ermittelt. Dies änderte sich erst mit der Selbstenttarnung des NSU im November 2011 – obwohl Akteure aus rechtsextremen Netzwerken und dem Umfeld des NSU den Verfassungsschutzämtern seit Jahren als „Vertrauenspersonen“ berichtet hatten und die Gefährlichkeit der Szene bekannt war. Über ein Dutzend parlamentarische Untersuchungsausschüsse auf Bundes- und Landesebene haben sich seither mit dem NSU befasst, ebenso ein Strafprozess vor dem Oberlandesgericht München. Doch nach wie vor sind Fragen offen.
 
        Zudem hat die juristische Aufarbeitung Grenzen: Zwar wurden einige Beteiligte einer Strafe zugeführt, für eine umfassende gesellschaftliche Aufarbeitung bedarf es jedoch deutlich mehr. In ihrem Koalitionsvertrag haben die Regierungsparteien 2021 festgeschrieben, „die Errichtung eines Erinnerungsortes sowie eines Dokumentationszentrums für die Opfer des NSU“ zu unterstützen. Zivilgesellschaftliche Überlegungen und Vorarbeiten dazu gibt es schon seit Langem. Diese nicht zu übergehen und vor allem die Betroffenen einzubeziehen, wird für ein Gelingen entscheidend sein.
 
        Johannes Piepenbrink
 
      

       
        WAS WIR WISSEN, WAS WIR NICHT WISSEN
 
        Der Rechtsterrorismus des NSU
 
        Annette Ramelsberger · Tanjev Schultz
 
        Es ist der 4. November 2011, morgens um 9.25 Uhr, als der Eisenacher Rentner Egon Stutzke auf seinem Weg zum Einkaufen fast von zwei Radfahrern überfahren wird. Er beobachtet, wie sie an einem Wohnmobil halten, wie sich einer der beiden an dessen Steuer setzt, der andere routiniert die Fahrräder verstaut und sie dann mit quietschenden Reifen davonfahren. „V“ steht auf dem Nummernschild, für „Vogtland“. Als der Rentner aus dem Supermarkt herauskommt, sieht er eine Polizeistreife, die eine Frau befragt, ob sie zwei Radfahrer gesehen hätte. Die Frau schüttelt den Kopf, aber Stutzke sagt: „Ich hab’ sie gesehen.“ Da erfährt er von einem Überfall auf eine Sparkasse. „Oh Gott“, ruft der Rentner, „auch das noch“.01
 
        Was Stutzke noch nicht weiß: Er hat gerade die rechtsextreme Terrorgruppe NSU beobachtet – den „Nationalsozialistischen Untergrund“, der fast 13 Jahre lang mordend und raubend durch Deutschland gezogen ist und immer wieder unerkannt entkommen konnte. Die beiden Radfahrer waren Uwe Mundlos und Uwe Böhnhardt, zwei Neonazis aus Jena, die mit ihrer Gefährtin Beate Zschäpe untertauchten, als die Polizei am 26. Januar 1998 in ihrer Garage eine Bombenwerkstatt fand. Die drei lebten zunächst in Chemnitz und dann in Zwickau unter falscher Identität, als wären sie eine nette WG junger Leute. Das aber waren sie nicht. Sie waren die brutalste rechtsextreme Terrorgruppe, die Deutschland seit dem Ende des Zweiten Weltkriegs gesehen hatte.
 
        Der NSU ermordete von 2000 bis 2007 zehn Menschen – acht Männer mit türkischen und einen Mann mit griechischen Wurzeln sowie eine Polizistin aus Thüringen:
 
        Enver Şimşek, getötet in Nürnberg.
 
        Abdurrahim Özüdoğru, getötet in Nürnberg.
 
        Süleyman Taşköprü, getötet in Hamburg.
 
        Habil Kılıç, getötet in München.
 
        Mehmet Turgut, getötet in Rostock.
 
        İsmail Yaşar, getötet in Nürnberg.
 
        Theodoros Boulgarides, getötet in München.
 
        Mehmet Kubaşık, getötet in Dortmund.
 
        Halit Yozgat, getötet in Kassel.
 
        Michèle Kiesewetter, getötet in Heilbronn.
 
        Zusätzlich zu den Morden beging der NSU 15 Raubüberfälle. Die Neonazis schlugen und terrorisierten Bankangestellte und Kunden, einem jungen Mann schossen sie in den Bauch, einem Polizisten in den Kopf. Und sie legten drei Bomben, bei denen in Köln und Nürnberg Dutzende Menschen zum Teil schwer verletzt wurden. Das Ziel: Angst und Schrecken in der migrantischen Bevölkerung verbreiten, die die Anschläge schon frühzeitig als gezielte Angriffe auf sich erkannte. Nur hörte man diesen Menschen nicht zu. Ihren Wahrnehmungen und Warnungen wurde nicht geglaubt, weder von Behörden noch von Medien.02
 
        Viele Jahre lang brachte niemand im Sicherheitsapparat die Anschläge und Überfälle mit rechtem Terror in Verbindung. Und niemand folgte der Spur zu den Neonazis Böhnhardt, Mundlos und Zschäpe so weit, dass die drei festgenommen werden konnten. Die rechte Szene, die dem Trio beim Untertauchen geholfen hatte, hielt dicht. Polizei und Verfassungsschutz beteuerten noch Anfang und Mitte der 2000er Jahre, als der NSU bereits mehrere Morde verübt hatte, eine „braune RAF“ gebe es in Deutschland nicht.03
 
        Erst am 4. November 2011 enttarnt sich der NSU selbst. Die Polizei folgt dem Hinweis des Rentners Stutzke und findet abgestellt am Stadtrand von Eisenach ein weißes Wohnmobil. „Am Schafrain“ heißt die Straße, zwei Streifenpolizisten nähern sich. Dann fällt ein Schuss, und sie gehen hinter einem Müllcontainer in Deckung. Sie hören zwei weitere Schüsse. Kurz danach quillt Rauch aus dem Auto. Es brennt. Im Inneren haben sich Böhnhardt und Mundlos erschossen. Sie sahen offenbar keinen Ausweg mehr, noch einmal unerkannt zu entkommen. Bei früheren Taten hatten sie in aller Ruhe abgewartet, bis der Fluchtweg frei war.
 
        In Zwickau hört Beate Zschäpe an diesem Tag aufmerksam Radio. Sie weiß, dass ihre Männer wieder unterwegs sind, um Geld zu beschaffen. Das taten sie immer wieder, oft erbeuteten sie mehrere Zehntausend Euro. Aus dem Radio erfährt Zschäpe – so jedenfalls berichtet sie es später vor Gericht –, dass in Eisenach zwei Tote in einem Wohnmobil gefunden worden sind. Die drei Terroristen hatten offenbar besprochen, was in diesem Fall zu tun wäre. Zschäpe sollte in ihrer Wohnung Feuer legen, um alle Spuren zu vernichten. Anschließend sollte sie das bis dahin klandestine Werk des NSU in seiner ganzen Abgründigkeit offenbaren und die über Jahre vorbereiteten Bekennervideos verschicken, auf denen der NSU seine Opfer verhöhnte und die Trickfilmfigur Paulchen Panther die Attentate, die darin „Streiche“ genannt wurden, zynisch kommentieren ließ. Die Täter hatten ihre Opfer aus nächster Nähe fotografiert, als sie im Sterben lagen, und zeigten Bilder davon in diesem Video.
 
        Zschäpe schüttet einen Benzinkanister in der Wohnung aus, legt Feuer, wobei eine ältere Nachbarin in Lebensgefahr gerät, packt ihre Katzen und flieht aus dem Haus. Zuvor hat sie rasch noch die bereitliegenden, schon adressierten und frankierten Umschläge mit den Videos in einen Briefkasten geworfen. In den nächsten Tagen erfährt die Republik, wer der NSU war.
 
        Die Erkenntnis trifft das Land wie ein Schlag. Der Generalbundesanwalt übernimmt die Ermittlungen. Mehrere Verfassungsschutzchefs müssen im Laufe der folgenden Monate gehen. Bundeskanzlerin Angela Merkel nennt die Verbrechen des NSU eine „Schande für unser Land“ und verspricht den Angehörigen, alles zu tun, „um die Morde aufzuklären und die Helfershelfer und Hintermänner aufzudecken und alle Täter ihrer gerechten Strafe zuzuführen“.
 
        Nach dem Abschluss zahlreicher Untersuchungsausschüsse in Bund und Ländern und einem 438 Tage währenden Prozess vor dem Oberlandesgericht (OLG) München ist heute eines klar: Dieses Versprechen wurde nicht gehalten. Die Ermittler sind gescheitert an mauernden Zeugen, an der Verschwiegenheit der rechten Szene, aber auch an Beamten, die ihr Versagen vertuschten – bis dahin, dass ein Mitarbeiter im Bundesamt für Verfassungsschutz reihenweise Akten schredderte. Dennoch ist durch die Arbeit der Ausschüsse und des Gerichts vieles über den NSU bekannt geworden, was mittlerweile als gefestigte Erkenntnis gelten kann. Etliches, was an Verschwörungserzählungen rund um den NSU gesponnen wurde, ist entkräftet. Doch noch immer gibt es Unklarheiten und große Unsicherheiten.
 
        ENTSTEHUNG UND ABTAUCHEN
 
        Am Anfang waren da nur drei Jugendliche in Jena, die, wie so viele, von der Wendezeit 1989/90 gebeutelt waren. Die Eltern, verunsichert von den neuen Anforderungen, hatten genug mit sich zu tun. Die Kinder spürten, dass die alte Ordnung nicht mehr galt, die Polizei keine Autorität mehr hatte. Sie versuchten, mit maximaler Provokation auf sich aufmerksam zu machen. Mundlos, Böhnhardt und Zschäpe gingen in den frühen 1990er Jahren in einem Jugendklub in Jena-Winzerla ein und aus, in dem die Sozialarbeiter der rechten Szene wenig bis nichts entgegensetzten. Die drei radikalisierten sich und wurden zusehends militant. Mundlos und Böhnhardt zogen mit nachgemachten SA-Uniformen über das Gelände der Gedenkstätte Buchenwald. Sie und ihre Freunde hängten eine Puppe mit „Judenstern“ mit einem Strick um den Hals an einer Autobahnbrücke auf. Sie hinterließen eine Kiste mit Hakenkreuz und gefüllt mit zehn Gramm TNT vor dem Theater in Jena. Und sie verschickten Briefe mit Schwarzpulver.
 
        Was als Provokation begonnen hatte, wurde bald schrecklicher Ernst. Mit Gleichgesinnten bildete das Trio die „Kameradschaft Jena“, sie fuhren zu den Stammtischen des „Thüringer Heimatschutzes“, beteiligten sich an NPD-Aufmärschen. Die drei hatten Bewunderer im Jugendklub, galten als elitär und besonders. Mundlos war eher der ideologische Kopf der Gruppe, Böhnhardt eher die Faust. Zschäpe war zunächst mit Mundlos, dann mit Böhnhardt ein Paar und hielt das Trio zusammen. Von Mundlos ist bekannt, dass er sich in Briefen mit Kameraden schon vor dem Untertauchen über strategische Fragen austauschte – auch über die Bildung rechtsextremer Zellen, die aus dem Untergrund operieren sollten.
 
        Als die Polizei 1998 eine Garage durchsucht, die Zschäpe angemietet hat, ist der Zeitpunkt gekommen: Aufgrund schlechter Polizeiarbeit gelingt es Böhnhardt zu fliehen, bevor Beamte die halb fertigen Sprengsätze und die Nazipropaganda der Gruppe entdecken. Das Trio setzt sich nach Chemnitz ab, wo die drei von Freunden aus der rechtsextremen Szene beherbergt und versorgt werden. Weil sie befürchten, verraten zu werden, ziehen sie nach der Jahrtausendwende von Chemnitz nach Zwickau, erst in ein Mietshaus in der Polenzstraße, dann in eine Gartensiedlung am Rande der Stadt, in die Frühlingsstraße. Dort leben sie unter falschen Namen bis zu ihrer Selbstenttarnung.
 
        Zschäpe erklärte später vor Gericht, sie seien vor allem deshalb abgetaucht, weil Böhnhardt, der bereits eine Haftstrafe abgesessen hatte und in der Haft traumatische Erfahrungen gemacht haben soll, unter keinen Umständen noch einmal ins Gefängnis wollte. Das OLG München ging in seinem Urteil aber davon aus, dass die drei ohnehin vorgehabt hatten, Terrortaten aus dem Untergrund heraus zu begehen und die Durchsuchung nur als Anlass nahmen, jetzt ernst zu machen.
 
        Der sogenannte Untergrund war in Wahrheit oberirdisch, das Leben fand keineswegs nur im Verborgenen statt. Während ihrer Campingurlaube, unter anderem auf der Insel Fehmarn, gaben sich Zschäpe, Mundlos und Böhnhardt harmlos und schlossen Freundschaft mit einer Lehrerfamilie, die mit Rechtsextremismus nichts am Hut hatte und später aus allen Wolken fiel. Ein psychiatrischer Gutachter bestätigte Zschäpe Talent zur „Camouflage“. Dennoch bleibt bis heute unverständlich, warum die Sicherheitsbehörden das Trio in all den Jahren nicht gefunden und gestoppt haben. Vor allem in den ersten Jahren, als die drei in Chemnitz lebten, hätten die Behörden beste Chancen gehabt, die Terrorpläne zu vereiteln – zumal eine heiße Spur in die Stadt führte.04
 
        DIE ANSCHLAGSSERIE
 
        Am 26. Januar 1998 ist das Trio untergetaucht, bis zum ersten Bombenanschlag dauert es eineinhalb Jahre. Die Rechtsterroristen präparieren eine Taschenlampe mit Sprengstoff und legen sie in einer Kneipe in Nürnberg ab. Ein junger Mann wird verletzt. Dieser Anschlag wird erst während des Gerichtsprozesses als Tat des NSU erkannt.
 
        Der erste Mordanschlag ist am 9. September 2000: Die Neonazis überfallen den Blumenhändler Enver Şimşek an seinem Stand in Nürnberg. Kurz vor Weihnachten 2000 hinterlassen sie eine Bombe in einem Lebensmittelladen in Köln, der einer deutsch-iranischen Familie gehört. Die Bombe explodiert am 19. Januar 2001 und verletzt eine junge Frau lebensgefährlich. Die Mörder schlagen daraufhin in kürzeren Abständen zu: Am 13. Juni 2001 erschießen sie Abdurrahim Özüdoğru in Nürnberg in dessen Schneiderei, am 27. Juni 2001 ermorden sie den jungen Hamburger Süleyman Taşköprü in einem Obst- und Gemüsegeschäft. Nur zwei Monate später, am 29. August 2001, töten die Neonazis Habil Kılıç in einem Lebensmittelladen in München. Anschließend ist, abgesehen von Raubüberfällen, zweieinhalb Jahre scheinbar Ruhe. Warum? Man weiß es nicht.
 
        Am 25. Februar 2004 folgt der fünfte Mord, an Mehmet Turgut, einem jungen Mann, der in einem Dönerimbiss in Rostock arbeitet. Am 9. Juni 2004 deponieren die Terroristen eine Nagelbombe in der Keupstraße in Köln, in der viele Türken und Kurden wohnen und arbeiten. Mehr als 20 Personen werden verletzt, einige sehr schwer. Den sechsten Mord verübt der NSU am 9. Juni 2005 an İsmail Yaşar, einem Imbissbesitzer in Nürnberg. Nur sechs Tage später erschießen die Neonazis in München Theodoros Boulgarides, den Inhaber eines Schlüsseldienstes. Zehn Monate später töten sie zwei Menschen kurz hintereinander: den Kioskbesitzer Mehmet Kubaşık am 4. April 2006 in Dortmund und am 6. April Halit Yozgat, den jungen Betreiber eines Internetcafés in Kassel. Den letzten Mord begehen sie in Heilbronn: Am 25. April 2007 überfallen die Neonazis eine Polizeistreife, die gerade Pause macht. Die Polizistin Michèle Kiesewetter stirbt, ihr Kollege überlebt schwer verletzt.
 
        Unklar ist, warum die Mordserie hier endete. Ob die Täter befürchteten, wegen des Todes der Polizistin werde der Fahndungsdruck auf sie steigen oder ob es innerhalb der Gruppe Auseinandersetzungen über den Kurs und über die Frage gab, warum nach neun Opfern mit Migrationsgeschichte eine Polizistin ohne Migrationsgeschichte getötet wurde. Das 2011 verschickte Bekennervideo kündigte eine Fortsetzung der Anschläge an („Paulchens neue Streiche“). Nicht bekannt ist, ob es dafür konkrete Pläne gab. Denkbar ist auch, dass die Neonazis noch weitere Straftaten, vielleicht sogar Morde begangen haben, die ihnen bisher nicht zugerechnet worden sind. Auch Beate Zschäpe hält dies offenbar für möglich. „Vielleicht hat es ja dann gar nicht aufgehört“, sagte sie im Mai 2023 in einer Vernehmung vor dem Untersuchungsausschuss des Bayerischen Landtags, bei der sie erstmals nach ihrer Verurteilung 2018 ausführlich selbst über den NSU sprach.
 
        FOLGEN FÜR DIE BETROFFENEN FAMILIEN
 
        Für die Hinterbliebenen bedeuteten die Anschläge gleich zwei Tode: Erst starben ihre Väter, Brüder, Söhne. Dann starben sie den sozialen Tod. Da die Ermittlungen über Jahre hinweg vor allem den Hintergrund der Opfer ausleuchteten und nach Drogen, Spielsucht, Eheproblemen als Motiv gesucht wurde, gerieten die Toten und ihre Angehörigen in ein schiefes Licht. Die Familien wurden unter Verdacht gestellt und litten jahrelang unter dieser Stigmatisierung als vermeintlich „kriminell“ und irgendwie „selbst schuld“.05 Der Mutter eines Getöteten in München wurde nahegelegt, sie solle ihre Tochter von der Schule nehmen, damit nicht auch andere Kinder durch Anschläge aus ihrem „Milieu“ gefährdet würden. Zur Stigmatisierung trug nicht zuletzt der von vielen Medien verbreitete Begriff „Dönermorde“ bei, der nach der Selbstenttarnung des NSU von einer sprachkritischen Jury zum Unwort des Jahres gewählt wurde.06 Allerdings auch erst dann und nicht schon in den Jahren zuvor, als der Begriff noch verwendet wurde.
 
        İbrahim Arslan hat solche Dynamiken der Stigmatisierung und Diskriminierung, die in Reaktion auf rassistische Taten einsetzen und alles noch schlimmer machen, als „zweiten Anschlag“ bezeichnet.07 Im NSU-Fall hat sich dieser zweite Anschlag auf die Familien über viele Jahre erstreckt – und dies war ganz im Sinne der Neonazis, die sich am Leiden der Betroffenen und an den falschen Verdächtigungen ergötzen konnten. Abdul Kerim Şimşek, der Sohn des ersten Mordopfers, sagte im NSU-Prozess, er sei fast erleichtert gewesen, als er von den wahren Tätern erfuhr. Endlich sei die Last des Verdachts von ihm abgefallen.08
 
        Einige Angehörige hatten sich schon vor der Selbstenttarnung des NSU zusammengeschlossen und mit Demos auf ihre Situation hingewiesen. Die Mörder müssten Rechtsradikale sein, sagten sie. Die Familien stehen zum Teil noch heute miteinander in Kontakt. Ihr Kampf ist ein immerwährender: um die Erinnerung an die Toten und eine vollständige Aufklärung der Taten. Beispielhaft steht hier İsmail Yozgat, dessen 21 Jahre alter Sohn Halit vom NSU im Internetcafé erschossen wurde, kurz bevor der Vater den Laden betrat. Dort fand er seinen blutüberströmten Sohn, während ein Beamter des hessischen Verfassungsschutzes, der in dem Café gesessen und im Internet eine Flirtline besucht hatte, gerade verschwunden war und angeblich nichts von dem Mord mitbekommen haben will. Die Familie Yozgat kämpft seit Jahren um die Umbenennung einer Ausfallstraße in Kassel in Halit-Yozgat-Straße. Einen Halitplatz gibt es mittlerweile.
 
        Die Antworten auf ihre Fragen, die das Gericht gegeben hat, reichen vielen Angehörigen der NSU-Opfer nicht aus. Ayşe Yozgat, die Mutter von Halit, sagte am Ende des NSU-Prozesses: Das Gericht habe fleißig „wie Bienen gearbeitet, aber keinen Honig produziert“.09 In einem Radiogespräch, in dem Gamze Kubaşık über ihren ermordeten Vater sprach, erzählte sie, was für ein humorvoller und familienorientierter Mensch er war und dass sie noch immer Antworten auf ihre Fragen suche: „Warum mein Vater? (…) War er ein Zufallsopfer?“ Vieles sei nach dem NSU-Prozess weiterhin ungeklärt. „Ich möchte einfach nur Aufklärung und Gerechtigkeit für meinen Vater – und wenn unser Weg noch 20 Jahre dauert, 30 Jahre dauert.“10
 
        WER HALF DEM NSU?
 
        In den Überresten der abgebrannten Wohnung in Zwickau konnten die Ermittler noch eine Vielzahl von Notizen und Schriftstücken finden. Darunter Stadtpläne und Aufzeichnungen über lohnende Anschlagsziele; Notizen, ob jemand „zu alt“ sei für die Vorstellungen der Mörder und wie man am besten flüchten könnte. Zschäpe bestätigte bei ihrer Vernehmung vor dem Untersuchungsausschuss des Bayerischen Landtags, dass Böhnhardt und Mundlos gezielt nach türkischen Migranten als Opfer gesucht hatten. In den Dateien, mit denen die Terroristen ihr Bekennervideo vorbereiteten, wurden die Opfer allesamt (bis auf die Polizistin) als „Ali“ bezeichnet. Bereits 1998 hatten die Ermittler in der Garage der Neonazis ein menschenverachtendes Gedicht gefunden, in dem der Name „Ali“ pauschal für Türken verwendet wurde. Es ist plausibel anzunehmen, dass die Terroristen auch den gebürtigen Griechen Theodoros Boulgarides, den sie in München ermordeten, irrtümlich für einen Türken hielten.
 
        Aber waren Mundlos und Böhnhardt bei den Anschlägen wirklich nur zu zweit, während Zschäpe in der Wohnung die Stellung hielt? Die Anwälte der „Nebenkläger“, also der Familien der Opfer, gehen davon aus, dass der NSU Helfer vor Ort hatte, die Hinweise auf die Ziele gaben. Insbesondere in Dortmund, München und Nürnberg gibt es starke rechtsextreme Szenen, vor allem nach Nürnberg hatten die Terroristen Verbindungen – und es ist ja auffällig, dass in dieser Stadt drei der zehn Morde verübt wurden. Das Gericht geht in seinem Urteil indes davon aus, dass es keine Helfer gab, der NSU abgeschottet war, allein handelte und es darauf abgesehen hatte, willkürlich ausgesuchte türkische Männer umzubringen. Angesichts der vielen Zeit, die das Trio hatte, und der detaillierten Ausspähnotizen, die laut einem Handschriftenabgleich von Mundlos und Böhnhardt stammten, kann das schon möglich sein. Zweifel aber bleiben bis heute.
 
        Es ist gut belegt, dass der NSU mindestens für die Logistik und den alltäglichen Bedarf des Lebens im Untergrund zahlreiche Helferinnen und Helfer hatte. Weniger klar ist, wie viel diese jeweils über den NSU wussten und ob sie in die Anschlagspläne eingeweiht waren. Das OLG München geht in seinem Urteil davon aus, dass der Terrorgruppe nur Zschäpe, Mundlos und Böhnhardt angehörten. Vier weitere Männer wurden wegen Beihilfe oder Unterstützung verurteilt.
 
        Die Terroristen spannten andere ein, um Waffen und Mobiltelefone zu besorgen, Ausweise zu fälschen, Wohnungen und Fahrzeuge anzumieten. Zschäpe, Mundlos und Böhnhardt waren eingebettet in ein Umfeld, das rechtsradikale Reden für völlig „normal“ hielt und selbst der Szene zugeneigt war. So trank Zschäpe im Keller ihres Hauses in Zwickau gern mit Nachbarn einen Sekt – unter einem Hitler-Bild, das dort auf einem Fernseher stand.11 Die vielen Helfer, Freunde, Bekannte und Nachbarn beteuern heute, vom NSU und seinen Mordplänen hätten sie – natürlich – nichts gewusst.
 
        Gut belegt ist, dass das Trio in den ersten Monaten nach dem Abtauchen intensive Hilfe von der sächsischen „Blood and Honour“-Szene erhielt, einer international organisierten Neonazi-Vereinigung. Deren Mitglieder brachten die drei in Chemnitz unter und reichten sie von einem Helfer zum anderen weiter. Anfangs trafen sich auch noch die Eltern von Uwe Böhnhardt mit dem Trio – heimlich und ohne dass es die anderen Eltern oder die Fahnder erfuhren. Böhnhardts Eltern wollten die Untergetauchten überreden, sich zu stellen. Gleichzeitig unterstützten sie ihren Sohn und dessen Freunde mit Geld. Nach einiger Zeit brachen Mundlos, Böhnhardt und Zschäpe den Kontakt ab.
 
        Zu einem alten Freund aus Jena hielten sie hingegen über all die Jahre Kontakt: zu Holger Gerlach, der dem Trio seinen Pass und seinen Führerschein überließ und sich immer wieder zu „Systemchecks“ mit seinen Freunden traf, damit sie sich im Fall einer Polizeikontrolle nicht verplapperten. Er besorgte auch eine Krankenversicherungskarte für Zschäpe, damit sie zum Arzt gehen konnte. Gerlach ist einer der vier Männer, die im NSU-Prozess verurteilt wurden.
 
        Direkt beim Untertauchen half vor allem Ralf Wohlleben, ein ehemaliger NPD-Kader und überzeugter Rechtsextremist. Er besorgte die Tatwaffe, eine Česká-Pistole, die bei neun der zehn Morde zum Einsatz kam, und ließ sie von einem jungen Rechtsradikalen, Carsten Schultze, zu den Freunden nach Chemnitz bringen. Später sollen Wohlleben und Schultze keinen Kontakt mehr zum Trio gehabt haben, nachdem die drei nach Zwickau gezogen waren. Dort bekamen Zschäpe und ihre Männer dafür immer wieder Besuch von der Familie Eminger. Susann Eminger wurde Zschäpes beste Freundin und brachte ihre Kinder mit. André Eminger, ein schwer tätowierter Neonazi, machte Wocheneinkäufe. Er mietete zweimal Wohnmobile an, als Mundlos und Böhnhardt wieder auf eine ihrer Touren durch Deutschland gehen wollten. Eminger wurde unter anderem wegen Beihilfe zum versuchten Mord angeklagt, aber nur wegen Unterstützung einer terroristischen Vereinigung verurteilt. Das Gericht nahm ihm ab, dass er nichts von den Mordanschlägen gewusst habe.
 
        Über die Rolle anderer Freunde und mutmaßlicher Bekannter der Terroristen weiß man teilweise (zu) wenig. So haben Zeugen berichtet, Mundlos habe bei einem Neonazi aus Zwickau als Bauarbeiter gearbeitet und Zschäpe in dessen Laden für Szeneklamotten. Das stimme nicht, sagt Zschäpe. Im Prozess wurde es nicht wirklich überprüft. Die Szene-Größe, die die beiden beschäftigt haben soll, lebte mittlerweile als ehemaliger V-Mann in der Schweiz und wurde gar nicht erst als Zeuge geladen. Seine mindestens zwielichtige Rolle blieb auf beunruhigende Weise unaufgeklärt. Das gilt auch für andere V-Leute, also die geheimen Informanten des Verfassungsschutzes und der Polizei, von denen einige nachweislich Kontakt zu den Rechtsterroristen hatten und andere gehabt haben könnten. Nebenklageanwälte zeigten im Prozess, dass das Trio von bis zu 40 V-Leuten umstellt war – aber keiner führte die Ermittler zu den Mördern.12 Was genau sie wussten und wie die Behörden damit umgingen, ließ sich in den Untersuchungsausschüssen und in medialen Recherchen bis zu einem gewissen Grad klären – nur eben nicht vollständig.
 
        Einige Ermittlungen der Bundesanwaltschaft gegen einen Kreis von Helfern, darunter Susann Eminger, verliefen im Sand, nachdem sogar André Eminger, der dem Trio so nahegestanden hatte, nicht als Mitglied des NSU verurteilt worden war. Derzeit deutet auch nichts darauf hin, dass ein seit Jahren laufendes Verfahren gegen Unbekannt neue Erkenntnisse erbracht hätte, die zu neuen Anklagen führen würden. Das mag auch damit zusammenhängen, dass der NSU-Fall keine Priorität mehr für die Behörden hat.
 
        ERKENNTNISLÜCKEN
 
        Selbst die Taten an sich sind nicht vollständig aufgeklärt. Die Selbstenttarnung des NSU, der Brand in der Wohnung und der Suizid der beiden Männer sind zwar unstrittig. Viele Details wurden im fünf Jahre dauernden Prozess beleuchtet, Hunderte von Zeugen befragt, auch Beate Zschäpe hat den Ablauf weitgehend bestätigt. Was jedoch nicht klar ist: Wie kamen die Täter zu einem Dutzend Waffen? Wer hat sie ihnen geliefert? Der Weg der Česká-Pistole, mit der die Neonazis neun Menschen umbrachten, konnte vor Gericht weitgehend nachvollzogen werden, für viele der anderen Waffen des NSU gilt das jedoch nicht.
 
        Ebenso ist nicht restlos geklärt, wie die Täter auf ihre Opfer kamen und ob sie Helfer in den Städten hatten, in denen sie zuschlugen. Bestand der NSU tatsächlich nur aus drei Personen, wie das Gericht feststellte, oder war er eine größere Gruppe, wovon viele Nebenkläger überzeugt sind? Im Video, das Zschäpe verschickte, heißt es gleich zu Beginn, der NSU sei ein „Netzwerk von Kameraden“. War die Formulierung nur das Wunschdenken einer Dreierbande, die als kleine Zelle agierte? Oder war es der Hinweis auf einen Verbund militanter Neonazis, der bisher allenfalls in seinen Umrissen erkennbar geworden ist und womöglich über Deutschland hinausreichte und weitere Straftaten beging?13 Mittlerweile dient der NSU etlichen Rechtsextremisten als Referenz und Vorbild – etwa demjenigen, der seit August 2018 unter dem Kürzel „NSU 2.0“ zahlreiche Hass- und Drohschreiben verschickte.
 
        Dass die Terroristen zahlreiche Helfer hatten, ist erwiesen, auch wenn teilweise unklar ist, was genau und wie viel sie jeweils wussten und taten. In dem Zusammenhang können auch vermeintliche Details, über die man noch wenig weiß, wichtig sein, zum Beispiel: Wie ist zu erklären, dass Jahre vor der Selbstenttarnung des NSU in der rechtsextremen Szene Datenträger kursierten, auf denen ebenfalls von einem „Nationalsozialistischen Untergrund“ die Rede war? Ein V-Mann, der dem Verfassungsschutz dieses Material besorgt hatte, starb, bevor er dazu befragt werden konnte. Oder: Was genau machte Zschäpe, als sie nach der Brandstiftung in Zwickau vier Tage lang mit der Bahn durch die halbe Republik fuhr, bevor sie sich der Polizei stellte? Ihre Reiseroute, die sie unter anderem nach Halle an der Saale, Hannover und Bremen führte, konnte rekonstruiert werden. Unklar bleibt, ob und gegebenenfalls wen sie treffen wollte – oder tatsächlich getroffen hat. Seltsam ist auch, dass eine Versandtasche, in der eine Bekenner-DVD steckte, ohne Briefmarke in der Post der „Nürnberger Nachrichten“ gelandet sein soll. Zschäpe selbst will sie dort nicht eingeworfen haben.
 
        Auch etliche Details der Anschläge sind weiter unklar, zum Beispiel wie Mundlos und Böhnhardt die hochexplosive Nagelbombe von Zwickau nach Köln transportierten oder ob sie den Sprengsatz erst in Köln zusammenbauten. Teilweise rätselhaft bleibt der Mordanschlag in Heilbronn. Was trieb die Täter nach Heilbronn und zu einem riskanten Angriff auf zwei Beamte? War es tatsächlich (allein) der Wunsch, Polizeipistolen zu erbeuten, wie Zschäpe erklärte, und womöglich noch der ausgeprägte Hass auf die Polizei als solche? Und stehen die Beobachtungen von Zeugen, die damals mehr als zwei verdächtige Männer gesehen haben, wirklich in keinem Zusammenhang zu dem Anschlag?
 
        Noch weitere Fragen treiben nicht nur die Betroffenen um, sondern all jene, die seit Jahren zu dem Fall recherchieren: Wie viel die V-Leute wussten und ob es jenseits all der Ungereimtheiten und Skandale in Polizei und Verfassungsschutz, die ans Licht gekommen sind, noch mehr gibt, das im Argen lag und für die Aufklärung entscheidend (gewesen) wäre. Einzelne Vorgänge, wie die Schredder-Affäre im Verfassungsschutz oder der Aufenthalt eines Beamten am Tatort in Kassel, sind zwar bereits intensiv durchleuchtet worden, schmerzliche und womöglich gefährliche Wissenslücken aber sind geblieben.
 
        Manches ist unwiederbringlich verloren oder wird möglicherweise beharrlich verschwiegen. Und je mehr Jahre vergehen, desto eher verblassen die Erinnerungen wichtiger Zeugen und neue Erkenntnisse werden unwahrscheinlicher. Das ist allerdings kein Grund, einen Schlussstrich zu ziehen und die Aufklärungsarbeit einzustellen.14
 
        TÄTER UND HELFER HEUTE
 
        Uwe Mundlos und Uwe Böhnhardt sind tot. Beate Zschäpe wurde am 11. Juli 2018 als NSU-Mitglied und als Mittäterin bei allen Morden zu lebenslanger Haft verurteilt, obwohl sie an keinem Tatort selbst dabei gewesen sein soll. Das OLG betrachtete sie als unverzichtbaren Teil der Terrorzelle: Sie hatte die Tarnung aufrechterhalten und dafür gesorgt, dass die Männer nach ihren Anschlägen immer wieder in einen sicheren Hafen zurückkehren konnten. Zschäpe war während des Prozesses in der JVA Stadelheim in München untergebracht und wechselte anschließend in das sächsische Frauengefängnis in Chemnitz. Fünf Jahre später äußerte sie sich im Mai 2023 im Untersuchungsausschuss des Bayerischen Landtags zum ersten Mal wieder in der Öffentlichkeit: Sie sehe sich als Aussteigerin. Ihr Anwalt bestätigte, dass Zschäpe gerne an einem Aussteigerprogramm für Rechtsextremisten teilnehmen wolle. Juristen gehen davon aus, dass sie mit ihrer plötzlichen Offenheit vor allem das Ziel verfolgt, ihre Strafdauer zu verkürzen. Sie muss mindestens 15 Jahre in Haft bleiben, alles Weitere ist abhängig von der Einschätzung des Gerichts, ob sie geläutert ist.
 
        Der mutmaßlich engste Vertraute des Trios, André Eminger, befindet sich bereits seit Sommer 2022 im Aussteigerprogramm. Er hat sich seine großen Hetz-Tattoos übertätowieren lassen, zum Beispiel den Spruch „Die Jew Die“ („Stirb Jude stirb“), der jahrelang auf seinem Bauch stand. Angeblich habe sich Eminger, der sich noch bei der Urteilsverkündung von seinem Anwalt als „Nationalsozialist mit Haut und Haaren“ bezeichnen ließ, vom Rechtsextremismus abgewandt. Das OLG München glaubte ihm das und erließ ihm die restlichen zehn Monate seiner ohnehin kurzen Strafe von zweieinhalb Jahren.15
 
        Carsten Schultze, der die Tatwaffe für neun Morde überbracht hatte, war zu vier Jahren Jugendstrafe wegen Beihilfe zum Mord verurteilt worden, er hatte die Tat bereut und die Strafe angenommen. Er lebt heute unter anderem Namen an unbekanntem Ort. Holger Gerlach, der seinen Pass und Führerschein zur Verfügung gestellt hatte, segelte weitgehend unter dem öffentlichen Radar und hat seine Strafe von drei Jahren wegen Unterstützung einer terroristischen Vereinigung abgesessen. Er lebt bei Hannover. Der einzige, der sich neben Beate Zschäpe im Sommer 2023 noch in Haft befindet, ist Ralf Wohlleben, dem die Reststrafe nicht erlassen wurde. Er gilt in Teilen der rechten Szene als eine Art Märtyrer. Alle weiteren bekannten oder noch nicht bekannten Helfer des NSU sind ungeschoren davongekommen.
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        ESSAY
 
        RECLAIM AND REMEMBER
 
        Die NSU-Tribunale als solidarische Gerechtigkeitspraxis
 
        İbrahim Arslan · Gamze Kubaşık · Madlyn Sauer · Semiya Şimşek
 
        Dieser Artikel geht auf ein Gespräch zwischen İbrahim Arslan und Madlyn Sauer zurück, nachdem Sauers Buch „Wir klagen an!“ zu den NSU-Tribunalen im Dezember 2022 im Unrast-Verlag erschienen war und sich darin zu wenige Betroffenenperspektiven in Form von Gesprächs- und Interviewpartner*innen fanden.01 Es entwickelte sich die Idee, nochmals und entsprechend erweitert über die Tribunale zu schreiben. Gamze Kubaşık und Semiya Şimşek schlossen sich dem Vorhaben an – und so entstand dieser gemeinsame Text aus verschiedenen persönlichen Situiertheiten und Perspektiven auf die NSU-Tribunale.
 
        ***
 
        Es darf kein Vergessen geben. Ein einfacher Satz. Hinter ihm versammeln sich die Geschichten und Erfahrungen unzähliger Betroffener und Opfer rechter Gewalt. Als Hauptzeug*innen des Geschehenen müssen ihre Erinnerungen zur Erinnerung aller werden. Ein würdiges Gedenken an die Opfer, Überlebenden und Betroffenen ist eine gesamtgesellschaftliche Aufgabe. Ihre Namen, ihre Leben, ihre Träume und Wünsche bilden das Fundament unserer solidarischen Kämpfe für eine bessere Zukunft. Hierfür gilt es, die Erinnerung zurück zu erkämpfen: reclaim and remember.
 
        In Erinnerung an:
 
        Enver Şimşek,
 
        Abdurrahim Özüdoğru,
 
        Süleyman Taşköprü,
 
        Habil Kılıç,
 
        Mehmet Turgut,
 
        İsmail Yaşar,
 
        Theodoros Boulgarides,
 
        Mehmet Kubaşık,
 
        Halit Yozgat,
 
        Michèle Kiesewetter,
 
        Atilla Özer
 
        und die vielen Verletzten, Überlebenden und weiteren Betroffenen der drei NSU-Bombenanschläge in Nürnberg und Köln.
 
        WIR KLAGEN AN!
 
        Vom 17. bis 21. Mai 2017 berief das bundesweite Aktionsbündnis „NSU-Komplex auflösen“ sein erstes Tribunal für fünf Tage am Schauspiel Köln ein.02 Über 3000 solidarische Menschen kamen zusammen, um im Namen der Opfer und an der Seite der Angehörigen, Überlebenden und weiteren Betroffenen des NSU-Komplexes für die von Bundeskanzlerin Angela Merkel und vielen anderen Politiker*innen versprochene lückenlose Aufklärung der Verbrechen einzustehen. In direkter Nachbarschaft zur Kölner Keupstraße, an dem der „Nationalsozialistische Untergrund“ am 9. Juni 2004 einen Nagelbombenanschlag verübte, tagte das Tribunal nicht nur an einem der Tatorte des NSU-Terrors, sondern auch am Entstehungsort des Bündnisses selbst. Das Kölner Tribunal war Meilenstein und Ausdruck einer Gemeinschafts- und Vertrauensbildung, die fast ein Jahr nach der Selbstenttarnung des NSU im Herbst 2012 auf der Keupstraße begann. Die Film- und Veranstaltungsreihe des Kollektivs „Dostluk Sineması“ („Kino der Freundschaft“) im Frühjahr 2013 bildete darin einen Schlüsselmoment, denn aus dem Projekt ging Ende 2013 die Nachbarschaftsinitiative „Keupstraße ist überall“ hervor, die später das Kölner NSU-Tribunal maßgeblich mitorganisierte.03
 
        Parallel zum NSU-Prozess am Oberlandesgericht in München und nach zahlreichen parlamentarischen Untersuchungsausschüssen positionierte sich das zivilgesellschaftliche Tribunal als Gegenprozess aus Betroffenenperspektive und forderte mit seiner antirassistischen und antifaschistischen Vision der „Gesellschaft der Vielen“ einen gesamtgesellschaftlichen Wandel ein. Die NSU-Tribunale sind Teil einer weltweiten Geschichte und eine Praxis sozialer Bewegungen: Im Rahmen eines selbstorganisierten symbolischen Strafprozesses werden Verbrechen und systemisches Unrecht – begangen von Regierungen, Militär, Behörden und Unternehmen – öffentlich gegenhegemonial untersucht und moralisch angeklagt, um die Würde der Betroffenen wiederherzustellen und dadurch Gerechtigkeit zu üben.04 Sie konstituieren sich entweder, wenn Gerichte und Gesetze fehlen, um Gerechtigkeit zu üben, oder wenn Gerechtigkeit und politischer Wille fehlen, die vorhandenen Gesetze entsprechend anzuwenden und juristische Möglichkeiten der Strafaufarbeitung und Wiedergutmachung auszuschöpfen. Jedes zivilgesellschaftliche Tribunal ist in seinem spezifischen Kontext, in Form, Gestaltung und Organisierung, im selbstgegebenen Mandat und Ergebnis einzigartig.
 
        Ihren Anfang nahm diese spezifische Rechts- und Gerechtigkeitspraxis mit dem Internationalen Kriegsverbrechertribunal für Vietnam, das 1966 vom britischen Friedensaktivisten Bertrand Russell einberufen wurde, um die Verbrechen der USA und ihrer Verbündeten im Vietnamkrieg zu untersuchen. Seither wurden zahlreiche internationale peoples’ tribunals (Völkertribunale) organisiert, die der legalistischen Verfahrensweise des Vietnam-Tribunals folgen. Dazu zählen weitere Russell-Tribunale wie das Welttribunal für den Irak 2005, das Internationale Iran Tribunal 2012 sowie die insgesamt 52 Sitzungen des 1979 in Rom gegründeten Tribunale permanente dei Popoli, des Ständigen Völkertribunals. Daneben gibt es unzählige regionale und eher community-basierte Prozesse, in denen die Organisator*innen teils sehr kreative und innovative, künstlerische und aktivistische Formate und Praktiken des Bezeugens, Anerkennens, Anklagens, Erinnerns und Versammelns entwickeln. Zu ihnen gehören auch die vier NSU-Tribunale in Köln 2017, Mannheim 2018, Chemnitz und Zwickau 2019 sowie Nürnberg 2022.
 
        Treten klassischerweise Menschenrechtsverteidiger*innen und Rechtsanwält*innen als Initiator*innen in Erscheinung, wurden die NSU-Tribunale vornehmlich von Aktivist*innen aus autonomen antirassistischen und antifaschistischen Bewegungen sowie von politischen Bildner*innen, Kunst-, Theater- und Kulturschaffenden, Betroffenen und Angehörigen sowie Journalist*innen organisiert. Unter dem Dach des Aktionsbündnisses „NSU-Komplex auflösen“ kamen neben „Keupstraße ist überall“ verschiedene weitere Aufklärungs- und Erinnerungsinitiativen wie die „Initiative 6. April“ aus Kassel, „Das Schweigen durchbrechen“ aus Nürnberg, die „Ortsgruppe Jena“, der „Freundeskreis in Gedenken an die Brandanschläge in Mölln 1992“, die „Initiative zur Aufklärung des Mordes an Burak Bektas“ aus Berlin und die „Initiative in Gedenken an Oury Jalloh“ aus Dessau und Berlin zusammen. In ihrem gemeinsamen Kampf machten sie die jahrzehntelange und bis in die Gegenwart reichende Kontinuität rechter und rassistischer Gewalt in Deutschland sichtbar.
 
        Die Idee des Kölner NSU-Tribunals entstand im Frühjahr 2015, als sich für viele Aktivist*innen zeigte, dass der Münchner Gerichtsprozess das Versprechen von Bundeskanzlerin Angela Merkel, dass „alles“ getan werde, „um die Morde aufzuklären und die Helfershelfer und Hintermänner aufzudecken“,05 nicht einlösen wird. Schon der stickige und fensterlose Sitzungssaal A 101 war kein Ort, der den Betroffenen, von denen sich viele als Nebenkläger*innen engagierten, Anerkennung signalisierte.06 Ihr Wissen, ihre Erfahrungen, ihre Fragen und Forderungen bildeten die Basis des von ihren Anwält*innen entwickelten Gegennarrativs zur offiziellen Anklage eines vermeintlichen „isolierten Trios mit kleinem Unterstützerkreis“ der Bundesanwaltschaft. Alle Dimensionen staatlicher Gewalt wie die rassistisch-kriminalisierende Opfer-Täter-Umkehr der Polizei in den Ermittlungen zur „Česká-Mordserie“ und zu den Bombenanschlägen sowie alle Fragen nach der Verantwortung und Rolle der Geheimdienste im NSU-Netzwerk wurden vom Gericht als verfahrensirrelevant abgewiesen. Dabei ist bekannt, dass sich der vom NSU beabsichtigte Terror erst in der behördlichen und medialen Kriminalisierung der Betroffenen – der „Bombe nach der Bombe“07 vollends entfalten konnte.
 
        Somit brauchte es einen anderen öffentlichen Verhandlungsraum, ein Tribunal explizit für die Perspektiven der Betroffenen. Ihnen eine öffentliche Plattform zu schaffen, auf der sie selbstbestimmt und frei von Restriktionen ihr Wissen und ihre Geschichten teilen können, war Ausgangspunkt und Motivation der Bündnisarbeit. Die Organisator*innen gestalteten ihre Gegenposition zum Münchner Gericht nicht attackierend oder provozierend, sondern empathisch und empowernd. Sie stellten der staatlichen und gesellschaftlichen Ignoranz die Präsenz und Stärke solidarischer Beziehungen entgegen. Und so sprechen die NSU-Tribunale kein Recht, sondern praktizieren gemeinschaftlich Anerkennung und Gerechtigkeit. Offensiv, mutig und kreativ ließen die Organisator*innen konventionelle Vorstellungen von Tribunalen als Strafprozessen hinter sich und experimentierten mit neuen und inklusiveren Formen des Sprechens, Zuhörens und Verhandelns.
 
        BETROFFENENWISSEN UND BETROFFENENARBEIT
 
        Schon früh nach den Taten des NSU benannten die Betroffenen und die Opferangehörigen Nazis als Täter*innen und Rassismus als Motiv. Jahrelang wehrten sie sich gegen die Kriminalisierung und Stigmatisierung ihrer Familien durch Polizei, Medien und ihre sozialen Umfelder. Von diesen Kämpfen und Widerständen zeugen die beiden Trauermärsche „Kein 10. Opfer“ in Kassel und Dortmund, organisiert von den Familien Yozgat, Kubaşık und Şimşek.08 Bereits fünf Jahre vor der Selbstenttarnung des NSU trugen die rund 4000 Protestierenden aus den vornehmlich türkischen und kurdischen Communities großformatige Porträts aller neun Mordopfer auf die Straße und wiesen auf die Verbindung zwischen ihnen hin. Wie İsmail Yozgat, der Vater des am 6. April 2006 ermordeten Halit Yozgat, in seiner Kundgebungsrede in Kassel ausführte, waren alle neun Opfer selbstständige türkische, kurdische und griechische Kleinunternehmer mit eigenen oder familiären Migrationsbiografien. Die Familien Yozgat, Kubaşık und Şimşek forderten das Innenministerium auf, „endlich die Augen zu öffnen und die bittere Realität zu sehen“, die Trauer der Angehörigen zu hören, endlich das Morden zu beenden, die Täter*innen zu benennen und zur Rechenschaft zu ziehen.09 Die erhoffte Solidarität und Empathie blieben jedoch aus – und die Betroffenen weiterhin gesellschaftlich isoliert.
 
        Im Wissen um die Notwendigkeit und Kraft der Empathie und Solidarität rief das Kölner NSU-Tribunal rund ein Jahrzehnt später aus: „Zuhören ist eine politische Tat!“ Eine Tat, die im NSU-Komplex womöglich viele Morde und Anschläge hätte verhindern können. Der Akt des empathischen und aufrichtige Zuhörens war ein wichtiger Schritt, die Betroffenen als Hauptzeug*innen des Geschehen anzuerkennen und ihre Würde öffentlich wiederherzustellen.10 Ihr Betroffenenwissen machte die NSU-Tribunale zum zentralen Ausgangspunkt gemeinsamer Kämpfe gegen rechten Terror, Rassismus und Antisemitismus.11
 
        Das NSU-Tribunal in Köln wurde als gemeinsamer Raum des Trauerns, Erinnerns, Anklagens und des Engagements für eine bessere Zukunft geschaffen. Gamze Kubaşık, Semiya Şimşek, Osman und Okan Taşköprü, Gavriil Voulgaridis, Mandy Boulgarides, Mitat Özdemir, Öczan und Hasan Yıldırım, Abdulla Özkan, A.S., Mehmet O., Mitat Özdemir, Ali Demir, Meral Şahin, Esther Bejarano, İbrahim und Faruk Arslan, Melek Bektas, Gülüstan Avci, Zühal Bilir-Meier, Ibraimo Alberto, Mai-Phuong Kollath, Gianni Jovanovic, Saliou Diallo, Abou Jabbi, Sibel und Hasan Leyla, Esperanca Bunga, Serpil Unvar, Hayrettin Saraçoğlu, İsmet Tekin und Mollie Sharfman sind einige der Opferangehörigen, Überlebenden, Betroffenen und Zeitzeug*innen rassistischer, antisemitischer, gadjé-rassistischer und antimuslimischer Verbrechen, die auf den vier NSU-Tribunalen zusammenkamen und ihre Geschichten des Überlebens, des Verlustes und des Kampfes öffentlich teilten.
 
        Die fundamentale und mühsam aufgebaute bundesweite Vernetzung setzte sich nicht nur in den weiteren NSU-Tribunalen fort, sondern auch später in den solidarischen Zusammenkünften nach den Anschlägen in Halle an der Saale 2019 und Hanau 2020. Claims wie „Keupstraße ist überall“ leben in „Hanau ist überall“ fort.
 
        BEKLAGEN, ANKLAGEN, EINKLAGEN
 
        Der Dreiklang aus Beklagen, Anklagen und Einklagen bildet das dramaturgische Fundament aller NSU-Tribunale. Diese drei Klageformen sind mit verschiedenen Ideen von Gerechtigkeit verbunden, die sich in jeweils spezifischen Praktiken und Haltungen ausdrücken.
 
        Das Beklagen bietet Ruhe und einen Raum des gemeinsamen, solidarischen Trauerns und Erinnerns an jene Menschen, die von der rassistischen Gewalt getötet oder verletzt und traumatisiert wurden und deren Würde wiederhergestellt werden soll. Die Forderung nach Aufklärung und Konsequenzen findet sich in der Dimension des Anklagens: Täter*innen und Akteur*innen werden recherchiert und in einer Anklageschrift öffentlich verantwortlich gemacht. In einer fast schon gegensätzlichen Haltung bedeutet das Einklagen ein gegenseitiges Anerkennen und Empowern sowie ein – trotz aller Frustrationen, Schmerzen und Niederlagen – Würdigen und Zelebrieren des bereits Erreichten und Geschaffenen, der historisch gemeinsam erkämpften Migrationsgesellschaft.
 
        Die ausgerufene „Gesellschaft der Vielen“ wurde nicht als eine in der Ferne liegende Zukunft propagiert, sondern als sofort umsetzbare und praktische Idee, zu der jede*r im Kleinen und im Großen, im Alltäglichen und Besonderen beitragen kann. Hierfür wurde das Tribunal zu einem Forum für (post-)migrantisches, romanes, muslimisches, jüdisches und Schwarzes Wissen und zeigte die Gegenwart und Vielfalt heutiger antirassistischer und antifaschistischer Arbeit auf.
 
        Aus dieser Trias konzipierten die Organisator*innen ein kreatives Tribunalformat. Elemente von Völkertribunalen, Wahrheitskommissionen, Protestcamps, Gedenken und Mahnmälern, Werkstätten, Kongressen, Konzerten, Festivals, Ausstellungen, Theateraufführungen, Bildungs- und Diskursveranstaltungen und Aktionsformen wurden zu einem intensiven Programm verdichtet. Das öffentlich verfügbare Wissen und Material zum NSU-Komplex wurde zusammengetragen und im Sinne der Betroffenenperspektiven neu kuratiert. Das Programm des Kölner Tribunals war mit seinem bundesweiten Fokus auf den NSU-Komplex, rechten Terror und die Geschichte (post-)migrantischen Widerstands mit insgesamt 38 Veranstaltungen das aufwendigste. Das Mannheimer Tribunal konzentrierte sich auf das Rhein-Neckar-Gebiet, insbesondere auf antisemitische und antiromaistische Gewalt. Ein weiterer Fokus lag auf dem Urteil im NSU-Prozess, das im Juli 2018 verkündet wurde, auf das nur wenige Wochen später das erste Drohschreiben des „NSU 2.0“ an die Anwältin Seda Başay-Yıldız folgte, eine Nebenklageanwältin der Familie Şimşek. Im Chemnitzer Tribunal stand die Stärkung migrantischer, antirassistischer und antifaschistischer Perspektiven und Kämpfe in Ostdeutschland im Mittelpunkt. Das vierte NSU-Tribunal in Nürnberg verhandelte die Kontinuität rechten Terrors in Bayern, dem Bundesland, in dem allein fünf der NSU-Opfer gelebt haben.
 
        Höhepunkte bildeten, was bereits im Format des Tribunals angelegt ist, die öffentlichen Verlesungen der vorab ausformulierten Anklageschriften gegen insgesamt 130 Personen.12 Ihre Anklage übergaben die Organisator*innen der Öffentlichkeit mit der Aufforderung, diese fortzuschreiben und mitzutragen, denn für weitere Aufklärung einzustehen ist eine politische Notwendigkeit. Bis heute stellen sich immer noch viele Fragen zum NSU-Netzwerk, den Beihelfer*innen und Unterstützungsstrukturen an den Tatorten sowie zur Rolle der V-Personen der Abteilung Rechtsextremismus des Verfassungsschutzes im unmittelbaren Umfeld des NSU-Kerntrios. Auch eine Reihe von Abgründen in der Polizei- und Ermittlungsarbeit sind nicht zufriedenstellend geklärt.13
 
        Wie aktuell die Notwendigkeit nach wie vor ist, zeigte sich auch im bereits zum zweiten Mal verhinderten parlamentarischen Untersuchungsausschuss in Hamburg, den die Familie Taşköprü seit Jahren einfordert. Die Grünen-Politikerin Miriam Block bezahlte ihr Votum für die Einrichtung des Ausschusses im April 2023 mit der Enthebung von ihren Fraktionsämtern, weil sie den parteiinternen Kompromiss nicht mit ihrem Gewissen gegenüber der Familie Taşköprü vereinbaren konnte.14 Hamburg bleibt damit das einzige Tatort-Bundesland ohne eigenen Untersuchungsausschuss.
 
        ERINNERUNGSSOLIDARITÄT STATT OPFERKONKURRENZ
 
        Viele der Aufklärungs- und Erinnerungsinitiativen, die sich im Aktionsbündnis „NSU-Komplex auflösen“ zusammenschlossen, hatten sich nach der NSU-Selbstenttarnung an der Seite der Opfer- und Betroffenenfamilien gegründet, um die Wünsche der Familien für ein würdiges Erinnern zu unterstützen. Vielerorts wie in Köln, Hamburg, Kassel oder Rostock war das von Stadtpolitiker*innen öffentlich geäußerte Mitgefühl und Beileid schnell in Ignoranz und Verweigerung umgeschlagen, sobald sich die Betroffenen nicht mit oberflächlichen und sie erneut an den Rand drängenden Gedenk- und Erinnerungsakten abspeisen ließen.15 In Köln brauchte es einen siebenjährigen Kampf der Keupstraßen-Initiative, bis das Denkmal „Herkesin Meydanı – Platz für Alle“ im Juni 2021 als gesichert galt.16 Doch viele Gedenkwünsche der Betroffenen – etwa, die Holländische Straße in Kassel in Halitstraße umzubenennen – sind bis heute nicht umgesetzt.
 
        Die staatlichen und städtischen Erinnerungspolitiken im NSU-Komplex sind teilweise Paradebeispiele dafür, wie Praktiken der „Wiedergutmachung“ die Betroffenen erneut marginalisieren können, wenn das Gedenken im rückwärtsgewandten Wiederherstellungsmodus eines „Jetzt ist aber genug“ vollzogen wird. Immer wieder wird offizielle Anerkennung und Öffentlichkeit als „knappe Ressource“ gehandelt, die sich Opfer wie einen Kuchen teilen müssten.17 Dadurch erzeugen staatliche Institutionen Konkurrenzen unter den Betroffenen, indem sie Unrecht und Leid hierarchisieren und priorisieren und darin verschiedene Opfergruppen gegeneinander ausspielen, wodurch auch die bundesweite Betroffenenorganisierung erschwert wird.
 
        Der institutionellen Spaltungslogik – dem Gegenteil von Solidarität – setzten die NSU-Tribunale ihr vielstimmiges und wechselseitiges Erinnern entgegen, indem sie im Unterschiedlichen das Gemeinsame suchten und fanden.18 Und so erinnerten die NSU-Tribunale unter vielen anderen auch an Bahide Arslan, Yeliz Arslan, Ayşe Yılmaz, Burak Bektaş, Ramazan Avcı, Oury Jalloh, Walter Lübcke, Amadeu Antonio, Jorge Gomondai sowie an die vielen Opfer der rassistischen und antisemitischen Anschläge in Lübeck am 18. Januar 1996, in München am 22. Juli 2016, in Halle am 9. Oktober 2019 und Hanau am 19. Februar 2020.
 
         
          [image: Blick in den gefüllten Zuschauersaal des Schauspiels Köln, in dem zahlreiche Menschen selbstgemachte Schilder mit Parolen hochhalten. Am prominentesten ist der Schriftzug "Tribunal NSU-Komplex auflösen" zu erkennen.] 
          NSU-Tribunal im Schauspiel Köln, Mai 2017
 
          Quelle: Dörthe Boxberg/NSU-Komplex auflösen, 2017
 
        
 
        Inspiriert von den vielfältigen Praktiken des Erinnerns und Gedenkens, die auf den NSU-Tribunalen auf Panels und in Workshops geteilt wurden, gründeten sich bundesweit weitere Gruppen, die lokale Morde und Anschläge neu recherchierten, Kontakt zu den Familien und Betroffenen aufnahmen und erste öffentliche Gedenken veranstalteten. Der Anschlag im Münchner Olympia-Einkaufszentrum 2016 wurde erstmals auf dem Nürnberger NSU-Tribunal 2022 verhandelt. In einem Workshop kamen solidarische Menschen mit Hasan und Sybil Leyla, den Eltern des beim Anschlag ermordeten Can Leyla, zusammen und bereiteten ein Gedenken zum sechsten Jahrestag vor. Die Familie Leyla hat jahrelang für die offizielle Anerkennung des rassistischen Motivs gekämpft. Obwohl der Täter seine rassistische Gesinnung unter anderem in einem Manifest niederschrieb, wurde die Tat viele Jahre offiziell als Amoklauf eingestuft.19 Aus dem Zusammenkommen erwuchs die Initiative „München erinnern!“, die heute über einen eigenen Raum verfügt, prominent im Erdgeschoss des Münchener Rathauses.20
 
        SOLIDARISCH GEDACHT IST NICHT SOLIDARISCH GEMACHT
 
        Für die Betroffenen markierten die NSU-Tribunale Meilensteine – sie boten außergewöhnliche Orte des Vernetzens, des Aufklärens und des Erinnerns aus einer sonst vielfach übergangenen Perspektive. In der praktischen Zusammenarbeit waren sie jedoch auch mit internen Konflikten und Herausforderungen konfrontiert. Denn der Anspruch, ein Tribunal für Betroffene zu sein, ist kein geringer.
 
        In Köln wurden grundlegende Fragen darüber, wie zusammenzuarbeiten sei, zu einer Zerreißprobe, als Betroffene, Betroffeneninitiativen und BIPoCs (Black, Indigenous, People of Color) ein eigenes Tribunal auf dem Tribunal organisieren wollten, um den weißdominierten Umgang mit ihnen zu kritisieren. Schließlich einigten sich alle auf ein im Programm integriertes, geschütztes Betroffenenforum. Das Kölner Tribunal bot Raum für solch kritische Reflexionen und förderte das Verständnis für die Vielschichtigkeit und Komplexität der Thematik.
 
        Inspiriert von und aufbauend auf dem Kölner Tribunal fanden weitere Tribunale in Mannheim, Chemnitz und Nürnberg statt. Allerdings mit knapperen Vorbereitungszeiten, kleineren Budgets und Teams sowie insgesamt begrenzteren Möglichkeiten. Es blieben kaum Zeit und Raum für eine nachhaltige Gemeinschafts- und Vertrauensbildung mit den Betroffenen, die das Fundament des Kölner Tribunals gebildet hatte. Insbesondere in den Nachbereitungsprozessen der Tribunale fehlte es an angemessenen Möglichkeiten zur Reflexion sowie an Initiative, die begonnene Selbstorganisierung mit den Betroffenen auszubauen.
 
        Üblicherweise entfalten zivilgesellschaftliche Tribunale ihre politische Kraft, die öffentliche Meinungsbildung zu beeinflussen, maßgeblich durch Presse- und Öffentlichkeitsarbeit sowie durch Publikationen, weshalb sie auch als opinion tribunals, also Meinungstribunale, bezeichnet werden. Leider haben die Organisator*innen der NSU-Tribunale viele Chancen verpasst, ihre Wirksamkeit durch solche Maßnahmen zu gestalten. Bis heute gibt es seitens des Bündnisses keine offizielle Dokumentation der Tribunale.21
 
        Auch Nachbesprechungstreffen kamen zu kurz. Während auf das Kölner Tribunal eine bundesweit organisierte Nachbesprechung in Kassel folgte, fehlt bis heute ein solcher Reflexionsraum für das Nürnberger Tribunal. Dabei gibt es wichtige Kritikpunkte, etwa an der Organisation. Obwohl in Nürnberg so viele Betroffene rechter Gewalt zusammenkamen wie auf keinem NSU-Tribunal zuvor, gab es keine angemessene Betreuung der Betroffenen. Einige von ihnen fühlten sich alleingelassen und kehrten aufgrund von Unsicherheiten, Unbehagen und fehlender Kommunikation seitens der Veranstalter*innen frühzeitig ins Hotel zurück. In der Zusammenarbeit mit Betroffenen gibt es noch viel zu lernen, zu überdenken und wieder zu erlernen, denn oft ist solidarisch gedacht noch nicht solidarisch gemacht.
 
        Eine entscheidende Komponente ist die transparente und ehrliche Vermittlung der Ziele der NSU-Tribunale gegenüber den Betroffenen. Es ist wichtig zu klären, was die Tribunale erreichen wollen und können und wie sie ihre Ziele verwirklichen möchten. Obwohl die Tribunale bei vielen Betroffenen eine enthusiastische Stimmung erzeugten und neuen Mut und Hoffnung auf Aufklärung und Gerechtigkeit weckten, blieben am Ende viele von ihnen enttäuscht zurück. Diese Enttäuschung wurde durch den Eindruck verstärkt, dass sich einige ehemalige Organisator*innen aus Kunst, Theater, Wissenschaft und politischer Bildung in neuen beruflichen Positionen als Expertinnen zum NSU-Komplex positionierten. Es ist wünschenswert, dass engagierte Antirassist*innen, Antifaschist*innen und BIPoCs wichtige institutionelle Posten besetzen, wovon wiederum auch die Betroffenen profitieren können. Dennoch sollten diese „Karriere-Vorwürfe“ nicht ignoriert werden, da sie klassistische gesellschaftliche Verhältnisse und paternalistische Logiken und Strukturen in den sozialen Bewegungen widerspiegeln und aufzeigen.
 
        Es ist von großer Bedeutung, dass alle Beteiligten die Selbstreflexion und den Dialog suchen, um die Zusammenarbeit mit den Betroffenen kontinuierlich zu verbessern. Möchte man die Ziele der NSU-Tribunale erfolgreich verwirklichen und langfristige Veränderungen bewirkten, braucht es einen inklusiven, respektvollen und transformativen Ansatz.
 
        Die Organisator*innen der NSU-Tribunale haben mit Empathie und Kreativität einen Raum geschaffen, der die Perspektiven der Betroffenen in den Vordergrund gestellt und solidarische Gemeinschaften aufgebaut hat. Diese Tribunale waren ein wichtiger Schritt, um die Betroffenen zu stärken und rechte Gewalt anzuklagen. Allerdings sollten auch die Kritik und Herausforderungen, die die Tribunale erfahren haben, anerkannt und als Lernmöglichkeit für zukünftige Aktionen und Veranstaltungen betrachtet werden, um sie noch solidarischer zu gestalten. Durch gemeinsame Solidarität erreichen wir nachhaltige Veränderungen für eine gerechte, würdevolle und selbstbestimmte Gesellschaft für alle.
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        „SZENETYPISCHE STRAFTATEN“
 
        Zur Rolle der Sicherheitsbehörden im NSU-Komplex
 
        Heike Kleffner
 
        Als „beschämende Niederlage der deutschen Sicherheits- und Ermittlungsbehörden“ bezeichneten die Obleute des ersten NSU-Untersuchungsausschusses 2013 im Deutschen Bundestag die Tatsache, dass weder die Mord- und Anschlagsserie des Netzwerks des „Nationalsozialistischen Untergrunds“ (NSU) verhindert, noch die Täter ermittelt werden konnten.01 Ein Jahrzehnt liegt diese für Polizei, Justiz und Verfassungsschutzämter in Bund und Ländern verheerende Bilanz der Abgeordneten von CDU/CSU, SPD, Bündnis 90/Die Grünen, Die Linke und FDP nun zurück.
 
        Seitdem haben sich insgesamt 15 parlamentarische Untersuchungsausschüsse in Bund und fast allen Tatortländern der NSU-Mordserie mit der Arbeit von Polizei und Justiz im Zusammenhang mit dem NSU-Komplex sowie mit dem Handeln der Verfassungsschutzämter beschäftigt. Zuletzt legte der zweite Untersuchungsausschuss des Bayerischen Landtags im Juli 2023 seinen Abschlussbericht vor.02 In Mecklenburg-Vorpommern hat die Beweisaufnahme des zweiten NSU-Untersuchungsausschusses im Landtag im Januar 2023 begonnen.03 Im Mittelpunkt des öffentlichen und parlamentarischen Interesses stehen nach wie vor die Fragen: Welche Verantwortung tragen die Institutionen der Sicherheitsarchitektur dafür, dass die in der blutigen Geschichte des deutschen Rechtsterrorismus beispiellose Mord- und Anschlagsserie weder verhindert oder gestoppt noch vollständig aufgeklärt wurde? Welche Lehren müssen daraus gezogen werden? Und welche andauernden Nachwirkungen hat die Kette des staatlichen Versagens für die direkt Betroffenen des NSU-Terrors?
 
        ANHALTEND OFFENE FRAGEN
 
        Angesichts der Heterogenität und der fortschreitenden Diversifizierung von Täter:innen und Unterstützer:innen rechtsterroristischer Attentate und Netzwerke ist ein Rückblick auf die Rolle von Polizei, Justiz und Geheimdiensten dringend notwendig. Denn der NSU-Komplex ist kein abgeschlossenes Kapitel; bis heute quält es die Hinterbliebenen und Verletzten, dass Antworten auf ihre zentralen Fragen fehlen: Wie kam es dazu, dass ausgerechnet ihre Väter, ihre Brüder und Söhne, ihre Tochter ermordet wurden? Wer waren die Helfer:innen des NSU-Kerntrios an den Tatorten? Was wussten die Verfassungsschutzämter über das NSU-Netzwerk? Und wer übernimmt dafür die Verantwortung?
 
        Auch für die Ermittlungsbehörden ist der NSU-Komplex – zumindest formal – nicht abgeschlossen. Noch immer führt die Generalbundesanwaltschaft drei Ermittlungsverfahren wegen des Verdachts der Unterstützung einer terroristischen Vereinigung gegen vier namentlich bekannte Neonazis aus dem engsten Umfeld des NSU-Kerntrios.04 Darunter ist auch die Ehefrau von André Eminger, eine der engsten Vertrauten von Beate Zschäpe während des Jahrzehnts, in dem das Kerntrio in Zwickau lebte, von wo aus es den Terror plante. Auch ein sogenanntes Strukturermittlungsverfahren gegen „unbekannt“ wird beim Generalbundesanwalt in Karlsruhe weiterhin geführt. Zuletzt schien es, dass die Ermittlungsbehörden von einer kurzen Bemerkung in der Vernehmung von Beate Zschäpe durch Obleute des Bayerischen Untersuchungsausschusses in der Frauenhaftanstalt Chemnitz Ende Mai 2023 aufgeschreckt wurden. Auf die Frage nach den Gründen für ein Ende der bislang bekannten Mordserie nach dem Mord an der Polizistin Michèle Kiesewetter im April 2007 antwortete sie: „Aber vielleicht hat es ja dann gar nicht aufgehört und die haben das nachher einfach nicht mehr auf die DVD draufgemacht.“05
 
        Die Frage nach weiteren, bislang nicht dem NSU-Netzwerk zugeordneten Morden oder Anschlägen steht ohnehin schon seit der Aussage des geständigen NSU-Unterstützers Carsten S. im Prozess am Oberlandesgericht (OLG) München im Juni 2013 im Raum: Erst als der Angeklagte sein Wissen zum Sprengstoffattentat am 23. Juni 1999 auf die Pilsbar „Sonnenschein“ in Nürnberg preisgab, wurde dieser erste NSU-Anschlag überhaupt bei Bundeskriminalamt (BKA) und Bundesanwaltschaft bekannt. Der damals 18-jährige Mehmet O. war durch hochexplosiven Sprengstoff, der in einer Taschenlampe versteckt war, schwer verletzt worden. Bis zur Aussage von Carsten S. hatte kein Ermittler diesen Anschlag dem rechtsterroristischen Netzwerk zugeordnet.06 Die auf Verdächtigungen gegen das Opfer und dessen Freundeskreis fokussierten Ermittlungsansätze „Schutzgelderpressung“, „türkeistämmige Mafia“ und „Ausländerextremismus“, die die Nürnberger Polizei und Staatsanwaltschaft verfolgt hatten, sollten sich fortan wie ein roter Faden in allen weiteren Ermittlungen von Polizei und Justiz in der Mord- und Anschlagserie wiederholen. Mehmet O. beschrieb erstmals im Oktober 2022 im zweiten Bayerischen Untersuchungsausschuss öffentlich, wie dieser Ermittlungsansatz ihn stigmatisierte und dazu führte, dass er seine Heimatstadt Nürnberg schließlich traumatisiert verließ.07
 
        KRIMINALISIERUNG UND TÄTER-OPFER-UMKEHR
 
        Nach dem Tod des 38-jährigen Blumenhändlers Enver Şimşek am 11. September 2000, der zwei Tage zuvor auf der Ladefläche seines mobilen Blumenstands in Nürnberg durch fünf Schüsse unter anderem aus einer Pistole vom Typ „Česká 83“ schwer verletzt worden war, richtete sich der Verdacht der Mordkommission im Polizeipräsidium Nürnberg rasch gegen seine trauernde Witwe. Zunächst unterstellen die Ermittler:innen, Adile Şimşek habe gemeinsam mit ihrem Bruder ihren Ehemann aus Habgier ermordet. Dann behauptete die Mordkommission, der getötete Familienvater habe Verbindungen zum organisierten Drogenhandel gehabt – und begründete dies mit seinen beruflichen Fahrten in die Niederlande. Die Wohnung der Familie wurde durchsucht und observiert, das Telefon abgehört.08 Immer wieder musste Adile Şimşek zu Vernehmungen erscheinen; auch ihre 14-jährige Tochter Semiya wurde stundenlang und ohne erwachsene Begleitpersonen verhört. Derweil verbreiteten Lokalmedien ungeprüft die Ermittlungshypothesen weiter – und damit auch die Verdächtigungen gegen die Familie.
 
        Nach jedem der noch folgenden acht rassistischen NSU-Morde gerieten Adile und Semiya Şimşek wieder in den Fokus der Polizei. So auch nach den Morden am 39-jährigen Mehmet Kubaşık und am 21-jährigen Halit Yozgat am 4. und 6. April 2006 in Dortmund und Kassel: Im Dezember standen Ermittler der sogenannten Besonderen Aufbauorganisation (BAO) „Bosporus“, einer von Nürnberg aus geleiteten bundesweit agierenden Sonderkommission, wieder in der Wohnung der Familie Şimşek. Bei der „Befragung“ übersetzte die Tochter für ihre Mutter. Vier Wochen später wurden Adile Şimşek und ihre beiden Kinder erneut aufgesucht. Dieses Mal blieben die Beamten vier Stunden, wieder übersetzte Semiya Şimşek. Obwohl zu diesem Zeitpunkt längst eine zweite „Operative Fallanalyse“ des Bayerischen Landeskriminalamtes (LKA) vorlag, bei der Profiler „Türkenhass“ beziehungsweise „Fremdenfeindlichkeit“ als Tatmotiv vermuteten, stellten die Polizist:innen zum wiederholten Mal ausschließlich die bekannten Fragen zu Geschäftsbeziehungen von Enver Şimşek und dessen Freundes- und Bekanntenkreis. Adile und Semiya Şimşek blieben diesen Verdächtigungen über ein Jahrzehnt lang ausgesetzt – dabei gab es nie Hinweise darauf, dass Enver Şimşek in kriminelle Machenschaften verstrickt gewesen wäre. Ein rassistisches Motiv zogen weder Polizei noch Staatsanwaltschaft jemals ernsthaft in Erwägung. „Elf Jahre lang durften wir nicht einmal reinen Gewissens Opfer sein“, sagte Semiya Şimşek im Februar 2012 beim offiziellen Trauerakt der Bundesregierung.
 
        Von Anfang an, das betont Seda Başay-Yıldız, die Anwältin und Nebenklagevertreterin der Familie Şimşek, hätten sich die Ermittler von der Hypothese einer unbekannten kriminellen Organisation leiten lassen, die ihrer Vorstellung nach aus einem migrantischen Milieu heraus agierte. Wahlweise, und je nach Biografie, Beruf oder Aufenthaltsstatus der neun ermordeten Männer, sollte es sich dabei um eine „Blumenmafia“, „Dönermafia“, „Drogenmafia“ oder „Menschenschmugglerbande“, die kurdische PKK oder die „Türkische Hisbollah“ handeln. Um diesen Hypothesen nachzugehen, scheuten die Ermittler:innen der Sonderkommission „Halbmond“ und später der BAO „Bosporus“ keinen Aufwand: Nachdem der 24-jährige Kurde Mehmet Turgut am 25. Februar 2004 in einem Imbiss in Rostock-Toitenwinkel als fünftes Opfer der damals sogenannten Česká-Mordserie regelrecht hingerichtet worden war, reisten beispielsweise deutsche Polizeibeamte bis in den Herkunftsort seiner Familie in einer entlegenen kurdischen Provinz der Türkei. Dort vernahmen sie Geschwister, Eltern und auch entfernteste Verwandte. Die Fragen der Ermittler auf der Suche nach einer vermeintlichen kriminellen Organisation aus dem Drogen- oder Geldwäschemilieu stigmatisierten die Familie in ihrem sozialen Umfeld massiv, sodass sie schließlich ihr Heimatdorf verließ.
 
        Bestärkt wurden die Polizeibeamt:innen hingegen durch Verfassungsschutzämter, deren Abteilungen für Organisierte Kriminalität regelmäßig Gerüchte ihrer Informanten über vermeintlich kriminelle Aktivitäten im Umfeld der jeweiligen Mordopfer an die BAO „Bosporus“ weitergaben. Aber auch die Profiler des LKA Baden-Württemberg stärkten in einer dritten „Operativen Fallanalyse“ vom Winter 2007 diesen Ansatz. Die Spezialist:innen spekulierten darin über die Herkunft der Täter:innen: „Auch spricht der die Gruppe prägende rigide Ehrenkodex eher für eine Gruppierung im ost- bzw. südosteuropäischen Raum (nicht europäisch westlicher Hintergrund). (…) Vor dem Hintergrund, dass die Tötung von Menschen in unserem Kulturraum mit einem hohen Tabu belegt ist, ist abzuleiten, dass der Täter hinsichtlich seines Verhaltenssystems weit außerhalb des hiesigen Normen- und Wertesystems verortet ist“.09 Die Tatsache, dass die Hinterbliebenen keine brauchbaren Hinweise auf mögliche Täter lieferten, wurde von den Ermittlern mit der Existenz eines vermeintlich „milieutypischen Schweigekartells“ begründet.
 
        Im Juli 2006 etwa berichtete die „Berliner Zeitung“ über ein Gespräch mit Wolfgang Geier, dem damaligen Leiter der BAO „Bosporus“ beim Polizeipräsidium Nürnberg, der die Ermittlungen der einzelnen Mordkommissionen an den Tatorten koordinieren sollte. Geier sprach über seine Vermutung, „dass ihm bei den Befragungen nicht immer die Wahrheit gesagt werde. Oder nicht die ganze Wahrheit. Ich denke an Bekannte, Freunde und Verwandte der Opfer. Und ich bin mir nicht sicher, ob sie uns nichts sagen können oder nichts sagen wollen. Von dieser Seite kamen jedenfalls keine wichtigen Hinweise.“ Der „Berliner Zeitung“ zufolge sprach Geier von einer Parallelwelt, in die er geblickt habe und in der es kein Vertrauen zu den Behörden gebe. Vor einiger Zeit, so Geier, hätten die Ermittlungsbehörden die Belohnung für Hinweise von 30000 auf 300000 Euro erhöht und gehofft, dass sich selbst in kriminellen Organisationen jemand finde, der bei einer solchen Summe schwach würde. „Aber es blieb still.“10 Noch 2010 präsentierte der damalige BKA-Präsident Jörg Ziercke die sogenannte Česká-Mordserie bei einem Vortrag zur Organisierten Kriminalität als herausragendes Beispiel für einen ungelösten Fall aus diesem Kriminalitätsbereich.11
 
        ZWEIFELHAFTE METHODEN
 
        Die Ermittler:innen schreckten auch vor dem Einsatz verbotener Vernehmungsmethoden nicht zurück. Mehrere Hinterbliebene – darunter Adile Şimşek sowie Yvonne Boulgarides, die Witwe des am 15. Juni 2005 in München ermordeten Schlüsseldienstinhabers und siebten NSU-Mordopfers Theodoros Boulgarides – haben beschrieben, wie ihnen von den bayerischen Ermittlern Fotos einer ihnen unbekannten blonden Frau vorgelegt wurden. Dann seien sie mit der Behauptung konfrontiert worden, ihre ermordeten Ehemänner hätten ein außereheliches Verhältnis mit dieser Frau gehabt.12 Semiya Şimşek hat dies in erschütternden Details beschrieben: „Irgendwann erzählten sie uns, dass mein Vater noch eine zweite Familie gehabt hätte. Angeblich eine deutsche Frau – blond soll sie gewesen sein –, mit der er ebenfalls zwei Kinder hätte. Sie zeigten meiner Mutter sogar Fotos: Schauen Sie, Ihr Mann war mit dieser Frau zusammen. Auch diese bizarre Szene wiederholte sich, die Polizisten erzählten immer wieder, dass Vater andere Frauen hatte. Meine Mutter fiel darauf nicht herein, sie hat das nie geglaubt und antwortete: Wenn das stimmt, können seine anderen Kinder bei uns wohnen, und die Frau kann auch zu uns ziehen. Das sind dann auch meine Kinder, unser Haus ist ihr Haus. Die Polizei hat wohl einfach ausgetestet, wie wir reagieren. Einer von ihnen räumte lange nach einer dieser Vernehmungen ein, dass es nur ein Versuch war, reine Taktik. Er redete meiner Mutter zu, sie solle ihren Mann genauso in Erinnerung behalten, wie sie ihn kannte. Ihnen sei es nur darum gegangen, die Möglichkeiten abzuklopfen, sie zu verunsichern, herauszufinden, ob sie, mit solchen Behauptungen konfrontiert, etwas aussagt, das den Verdacht erhärtet.“13
 
        Yvonne Boulgarides reagierte – fünf Jahre und sechs Morde später – auf die „Hypothese“ der Ermittler, eifersüchtige Ehefrauen hätten in Serie ihre treulosen Ehemänner mit der immer gleichen Tatwaffe ermordet, mit zorniger Fassungslosigkeit. Auf die Unterstellung, sie selbst oder ein von ihr engagierter Killer hätte ihren griechischstämmigen Ehemann umgebracht, entgegnete sie: „Und damit es nicht auffällt, habe ich vorher sechs Türken ermordet?“14 Die Ermittler richteten auch hier ihren Tatverdacht lange Zeit gegen den Bruder des Ermordeten. Die damals 15-jährige Tochter vernahmen sie unmittelbar nach dem Tod des Vaters ohne Beistand einer erwachsenen Bezugsperson.15 Die Nebenklagevertreterin von Yvonne Boulgarides, die Anwältin Angelika Lex, stellte zu Beginn des Prozesses am OLG München im April 2013 fest: „Die Ermittlungsbehörden haben die Angehörigen nicht als Opfer von rassistischen Gewalttaten wahrgenommen, sondern sie kriminalisiert und diffamiert. Sie wurden als Beteiligte an kriminellen Machenschaften gesehen, die angeblich in organisierte Kriminalität, in Banden- und Rauschgiftgeschäfte, in Prostitution verstrickt waren. Nur weil im rassistischen Weltbild dieser Ermittler schlicht nicht vorkam, dass Menschen nichtdeutscher Herkunft Opfer rassistischer Gewalt werden.“16
 
        INSTITUTIONELLER RASSISMUS
 
        Knapp zehn Jahre später hat Nebenklagevertreterin Seda Başay-Yıldız vor dem NSU-Untersuchungsausschuss im Bayerischen Landtag nochmals betont: Verantwortlich für das Scheitern der Ermittlungsbehörden im NSU-Komplex sei der institutionelle Rassismus der Polizeibehörden, der die bürgerlichen Existenzen der Angehörigen der Mordopfer und der Überlebenden der Bombenattentate zerstört habe. Die Reaktion von Politiker:innen, damit würden Polizist:innen pauschal als Rassist:innen abgestempelt, kennt die Anwältin seit Jahren. Sie verweist dann unter anderem auf einen Parallelbericht für den UN-Ausschuss zur Beseitigung rassistischer Diskriminierung, in dem sie mit weiteren Nebenklagevertreter:innen, zivilgesellschaftlichen Organisationen, Wissenschaftler:innen und Einzelpersonen bereits 2015 festhielt: „Institutioneller Rassismus bedeutet nicht, dass notwendigerweise alle Personen, die in entsprechenden Institutionen arbeiten, persönlich rassistische Absichten verfolgen. Der Rassismus ist stattdessen oft in Routinen und Regelungen eingewoben, welche diese Diskriminierung erzeugen, ohne dass es den Beteiligten auffallen muss.“17 Institutioneller Rassismus sei somit – und hier wird die international gängige Definition der MacPherson-Kommission übernommen – „das kollektive Versagen einer Institution, die Menschen aufgrund ihrer Hautfarbe, Kultur oder ethnischen Herkunft nicht angemessen und professionell behandelt.“18 Auch wenn diese Definition international Anwendung findet, hält in Deutschland die Auseinandersetzung sowohl um den Begriff als auch um den konkreten Bezug zum NSU-Komplex an.19
 
        Viele der an den Ermittlungen zum NSU-Komplex beteiligten Polizist:innen und Staatsanwält:innen weisen die Analyse vehement zurück, dass institutioneller Rassismus und ein mangelndes Verständnis von Rechtsterrorismus ihnen den Weg zu Ermittlungserfolgen versperrt hätten. Im zweiten Bayerischen Untersuchungsausschuss sprach etwa Bundesanwalt Jochen Weingarten, der die Anklage am OLG München vertreten hatte, von einem objektiven Strafverfolgungsversagen, betonte aber, den einen Fehler in den Ermittlungen habe es nicht gegeben.20 Andere Ermittler:innen verweisen auf fehlende Bekennerschreiben zur Mordserie. Für eine massivere Abwehrhaltung steht exemplarisch die Zeugenaussage des inzwischen verstorbenen langjährigen Leiters der Münchener Mordkommission, Josef Wilfling, vor dem OLG München im Juli 2013: „Jetzt wollen wir mal bitte nicht so tun, als ob es keine türkische Drogenmafia gibt“, antwortete er sichtlich erregt auf die Kritik von Nebenklagevertreter:innen. Diese hatten Wilfling vorgeworfen, nach dem Mord an dem Münchner Gemüsehändler Habil Kılıç am 29. August 2001 seien die von ihm angeordneten Ermittlungsschritte von rassistischen Stereotypen, nicht aber von Fakten geleitet gewesen.21 Nach ähnlichen Aussagen von Polizist:innen im ersten Bayerischen NSU-Untersuchungsausschuss stellte eine Gruppe von Nebenklagevertreter:innen resigniert fest: „Ermittler, die noch nicht einmal Fehler in ihrer Polizeiarbeit zugeben können, können erst recht nicht erkennen, dass institutioneller Rassismus ein Grundübel für die Nichtaufklärung der Taten des NSU gewesen ist, geschweige denn über Konzepte nachzudenken, wie diese beseitigt werden könnten.“ Und sie mahnten: Mit solchen Mordermittlern werde es „auch in Zukunft schwierig werden, rechtsterroristische Taten aufzuklären.“22
 
        FAHRLÄSSIGE STRAFLOSIGKEIT
 
        Neben den Ermittlungen von Polizei und Justiz zur Mord-, Anschlags- und Banküberfallserie des NSU-Netzwerks stand auch die Strafverfolgung der Neonaziszene der 1990er Jahre im Mittelpunkt zahlreicher Untersuchungsausschüsse – schließlich war dies die Zeit, in der viele Rechtsextremisten politisiert und sozialisiert wurden. In ihren fraktionsübergreifenden Bewertungen kamen die Obleute des ersten Bundestagsuntersuchungsausschusses zu einem deutlichen Urteil: „Die frühen 1990er Jahre waren geprägt durch eine Welle rassistischer und neonazistischer Gewalttaten, insbesondere gegen Flüchtlinge und Migranten. Diese rassistisch motivierte Gewalt wurde in den neuen Bundesländern vielfach im öffentlichen Raum, vor den Augen zahlreicher – oftmals sympathisierender – Anwohner verübt, ohne dass staatliche Sicherheits- und Strafverfolgungsbehörden wirksam auf Seiten der Opfer eingriffen und effektiv und erkennbar gegen die Täterinnen und Täter vorgingen. Potenzielle Nachahmer und Sympathisanten der extremen Rechten konnten sich dadurch ermutigt und bestätigt fühlen.“23
 
        Dies gelte auch für das spätere NSU-Kerntrio und seine Unterstützer:innen aus dem „Thüringer Heimatschutz“ (THS), so die Obleute: „Der Ausschuss hat den Eindruck gewonnen, dass schleppend verlaufende polizeiliche Ermittlungen gegen Neonazi-Aktivisten mit darauf folgenden Einstellungen durch Staatsanwaltschaften oder Gerichte in den 1990er Jahren in Thüringen zum Alltag gehörten. Damit vermittelten sowohl die Polizei als auch Staatsanwaltschaften und Gerichte den Eindruck, dass rechtsextrem motivierte Straftaten nur halbherzig verfolgt würden und die Täter letztendlich kaum mit schwerwiegenden Konsequenzen zu rechnen hätten.“ Der Ausschuss sei daher zu der Überzeugung gekommen, „dass die Strafverfolgungsorgane in Thüringen damit die Radikalisierung innerhalb des ‚THS‘ und der mit ihm verbundenen Kameradschaften nicht ausreichend ernst genommen, die in diesem Zusammenhang verübten Straftaten nicht mit dem notwendigen Nachdruck verfolgt und geltendes Recht nicht konsequent angewendet haben. Dies hat sicherlich dazu beigetragen, dass das Trio und seine Unterstützer aus Thüringen davon ausgehen konnten, auch mit schweren Gewalttaten straffrei davon zu kommen.“24
 
        ROLLE DES VERFASSUNGSSCHUTZES
 
        Nicht minder drastisch ist das Urteil der parlamentarischen Untersuchungsausschüsse hinsichtlich der Rolle der Verfassungsschutzämter. Unter der Überschrift „Unterschätzung und Verharmlosung“ stellen die Obleute dem Bundesamt für Verfassungsschutz (BfV) in Köln sowie den Landesämtern (LfV) insbesondere in Thüringen, Sachsen und Brandenburg ein verheerendes Zeugnis aus: „Die Analyse der Verfassungsschutzbehörden in Bund und Ländern zur rechtsterroristischen Gefahr war falsch und grob verharmlosend.“25 Dass es in Deutschland so etwas wie rechtsterroristische Strukturen gebe, sei sowohl vom BfV als auch vom BKA im untersuchten Zeitraum stets bestritten worden.
 
        Beispielhaft für die Verharmlosung der seit Mitte der 1990er Jahre offensichtlichen Entwicklung der Neonazi-Netzwerke „Blood and Honour“, „Hammerskins“ und „Thüringer Heimatschutz“, in denen das NSU-Kerntrio und seine engsten Unterstützer:innen aktiv waren, stehen Aussagen des ehemaligen BfV-Vizepräsidenten und späteren Geheimdienstkoordinators der Bundesregierung, Klaus-Dieter Fritsche. Nachdem die Strafverfolger im Sommer 2003 einen von Aktivist:innen der neonazistischen „Kameradschaft Süd“ geplanten Sprengstoffanschlag mit 1,2 Kilogramm TNT auf die feierliche Grundsteinlegung für das Jüdische Gemeindezentrum in München verhindern konnten, fragten Journalist:innen das Bundesinnenministerium (BMI), ob der Verfassungsschutz die Entstehung einer „braunen RAF“ befürchte. Das BMI gab die Frage an das BfV weiter, dessen Vizepräsident Fritsche daraufhin schriftlich antwortete: „Bei einem Vergleich mit der RAF muss zumindest das wesentliche Merkmal dieser terroristischen Bestrebungen berücksichtigt werden. Die RAF führte ihren bewaffneten Kampf aus der Illegalität heraus. Das heißt, die Gruppe lebte unter falscher Identität, ausgestattet mit falschen Personaldokumenten und Fahrzeugdubletten in konspirativen Wohnungen. Dies erforderte ein hohes Know-how und ein Sympathisantenumfeld, das bereit war, den bewaffneten Kampf aus der Illegalität zu unterstützen. Zur Finanzierung dieses Kampfes wurden Raubüberfälle begangen. Absichten, einen Kampf aus der Illegalität heraus mit den damit verbundenen Umständen zu führen, sind in der rechten Szene nicht erkennbar. Es gibt derzeit auch keine Anhaltspunkte, dass eine solche Gruppe ein Umfeld finden würde, das ihr einen solchen Kampf ermöglicht. (…) In der Presse wird angeführt, dass es im Rechtsextremismus sehr wohl ein potentielles Unterstützerfeld gebe. Hierzu wird auf drei Bombenbauer aus Thüringen verwiesen, die seit mehreren Jahren ‚abgetaucht‘ seien und dabei sicherlich die Unterstützung Dritter erhalten hätten. Dem ist entgegenzuhalten, dass diese Personen auf der Flucht sind und – soweit erkennbar – seither keine Gewalttaten begangen haben. Deren Unterstützung ist daher nicht zu vergleichen mit der für einen bewaffneten Kampf aus der Illegalität.“26
 
        Zum Zeitpunkt dieser Einschätzung hatte das NSU-Netzwerk schon Enver Şimşek und Abdurrahim Özüdoğru in Nürnberg, Süleyman Taşköprü in Hamburg und Habil Kılıç in München ermordet und mehrere Banken überfallen. Das NSU-Kerntrio war seit seiner erfolgreichen Flucht vor der Polizei im Januar 1998 Dank der Hilfe von Wohnungs- und Fahrzeuganmietungen seiner Unterstützer:innen von Chemnitz nach Zwickau umgezogen und plante den Mord an Mehmet Turgut. Nach einer Spende aus einem der Raubüberfälle – übermittelt per Brief mit dem Absender „NSU“ – veröffentlichte der Neonazi-Rundbrief „Der Weisse Wolf“ in der Ausgabe 8/2002 den Hinweis: „Vielen Dank an den NSU, es hat Früchte getragen.“27
 
        Belastende Beispiele wie diese wurden in den Untersuchungsausschüssen zahlreich zusammengetragen. Nicht zuletzt waren Polizei und Geheimdienste nach mehreren Razzien mit Waffen- und Sprengstofffunden im gesamten Bundesgebiet sowie durch neonazistische V-Personen und Informant:innen über den steigenden Grad der Bewaffnung der Neonaziszene gut informiert.
 
        DAS V-LEUTE-SYSTEM
 
        Schon Mitte der 1990er Jahre beschwerte sich das BKA beim BMI über die exzessive Anwerbung von führenden Neonazis als V-Leute durch das Bundesamt und zahlreiche Landesämter für Verfassungsschutz. Die Strafverfolger beschrieben einen „Brandstifter-Effekt“: Die V-Leute würden mit dem Geld der Verfassungsschutzämter ihre Führungspositionen zementieren und sich gegenseitig zu immer militanteren Aktionen und Aufmärschen anstacheln, um so ihren Wert als „Quelle“ unter Beweis zu stellen und gleichzeitig die Neonazistrukturen weiter auszubauen. Weil V-Leute-Führer ihre jeweiligen Schützlinge im Vorfeld von Hausdurchsuchungen und anderen polizeilichen Maßnahmen warnten, würde die Arbeit der Strafverfolger zusätzlich erschwert.28
 
        Am Prinzip des „Quellenschutzes vor Strafverfolgung“ änderte sich jedoch nichts. Im Gegenteil: In seinem Plädoyer im NSU-Prozess vor dem OLG München beschrieb Gamze Kubaşıks Anwalt Sebastian Scharmer eindrücklich, dass zwischen 1994 und 2006 mindestens ein Dutzend Neonazis im Netzwerk der engen Unterstützer:innen des Kerntrios als V-Personen und Informant:innen von Verfassungsschutzämtern und Polizeien geführt wurden.29 Einige von ihnen – wie etwa Tino Brandt, der von 1994 bis 2001 dem Thüringischen LfV aus dem Führungskreis des „Thüringer Heimatschutzes“ berichtete – erhielten für die Informationen aus der Neonaziszene über 100000 Euro.
 
        In zahlreichen Beweisanträgen und Zeug:innenbefragungen im Prozess am OLG München ebenso wie in den Untersuchungsausschüssen, in Fernsehdokumentationen und Büchern steht daher vor allem eine Frage im Mittelpunkt: Was wussten die Geheimdienste des Bundes und der Länder durch die neonazistischen V-Leute im „Blood and Honour“-Netzwerk, in den thüringischen und sächsischen Kameradschaften und in den „Hammerskin“-Chaptern in Thüringen und Sachsen über die Unterstützung des mutmaßlichen NSU-Kerntrios durch polizei- und verfassungsschutzbekannte Neonazis in Thüringen, Chemnitz und Zwickau? Gab beziehungsweise gibt es V-Leute oder V-Mann-Führer, die Informationen über die Bewaffnung des NSU, dessen Raubüberfälle oder die rassistische Mord- und Anschlagsserie hatten? Und wenn ja, was ist mit diesem Wissen jeweils passiert? Haben neonazistische V-Leute – wie der Zwickauer Neonazi Ralf Marschner (V-Mann „Primus“ des BfV), der Thüringer „Blood and Honour“-Chef Marcel Degner (V-Mann „Hagel“ des Thüringer LfV) oder der Thüringer Neonazi Michael See (V-Mann „Tarif“ des BfV) – ihr Wissen verheimlicht und ihre V-Mann-Führer angelogen? Oder haben sie – wie Carsten Sczepanski (V-Mann „Piatto“ des LfV Brandenburg) oder Tino Brandt (V-Mann „Otto“ des LfV Thüringen) – den jeweiligen V-Mann-Führern Informationsbrocken zu den Aufenthaltsorten des gesuchten Neonazi-Trios geliefert, die dann in den Behörden entweder aufgrund der Verharmlosung von neonazistischen Terrorstrukturen falsch bewertet oder zu wenig beachtet wurden? Oder gab es daraufhin Geheimdienstmaßnahmen, die den Parlamenten und der Öffentlichkeit bisher vorenthalten wurden?
 
        Beispielhaft sei hier auf das umfassende Kapitel im Abschlussbericht des zweiten NSU-Untersuchungsausschusses des Bundestages zur Rolle von V-Mann Ralf Marschner alias „Primus“ in Zwickau verwiesen: Der damals 20-Jährige wurde 1992 vom BfV als V-Mann übernommen, nachdem seit 1991 gegen ihn wegen Rädelsführerschaft bei einem koordinierten Angriff von 100 Neonazis auf eine bewohnte Flüchtlingsunterkunft ermittelt wurde. Weder dieses noch eines der zahlreichen folgenden Ermittlungsverfahren führte je zu einer Verurteilung. So, wie es sein langjähriger V-Mann-Führer im Untersuchungsausschuss einschätzte, habe es sich nicht um „schwerwiegende“, sondern um „szenetypische Straftaten“ gehandelt. Marschner sei „eben ein typischer Vertreter der subkulturellen Skinhead-Szene mit allen Vor- und Nachteilen“ gewesen. Während seiner V-Mann-Tätigkeit bis 2002 produzierte und vertrieb „Primus“ mithilfe des Verfassungsschutzes neonazistische Musik und organisierte einschlägige Konzerte, bei denen rassistische Morde und die Shoah glorifiziert wurden.30 Schwerer noch als der Vorwurf der Unterstützung des NSU-Kerntrios durch deren zeitweilige Beschäftigung in seinen Läden beziehungsweise in dem von ihm betriebenen „Marschner Bauservice“ in Zwickau wiegt jedoch die bis heute nicht widerlegte Annahme, dass die Anmietungen von drei Mietautos durch den V-Mann zum jeweiligen Tatzeitpunkt der Ermordung von Abdurrahim Özüdoğru am 13. Juni 2001 in Nürnberg, Süleyman Taşköprü am 27. Juni 2001 in Hamburg und an Habil Kılıç am 29. August 2001 in München im Zusammenhang mit der rassistischen Mordserie standen. Denn für diese Morde des NSU-Netzwerks – als Uwe Mundlos und Uwe Böhnhardt nach Aussagen von Arbeitskollegen und dem damaligen Bauleiter für den „Marschner Bauservice“ in dessen Abrisskolonne bundesweit tätig waren – existieren, anders als bei den beiden Sprengstoffanschlägen des NSU-Netzwerks in Köln und den sieben weiteren Mordtaten, keine Autoanmietungen unter den bekannten Alias-Namen von Mundlos und Böhnhardt.31 Das Votum der Obleute aller Fraktionen zu Marschners Rolle als Unterstützer des NSU-Kerntrios fiel daher einhellig aus: „Der Untersuchungsausschuss geht (…) davon aus, dass M[arschner] Böhnhardt, Mundlos und Zschäpe kannte.“32
 
        BLOCKIERTE AUFKLÄRUNG
 
        Wie Verfassungsschutzbeamte unliebsame Informationen von und über V-Leute im Umfeld des NSU-Netzwerks den Prozessbeteiligten und der Öffentlichkeit vorenthielten und warum, hat der langjährige Referatsleiter im BfV mit dem Tarnnamen „Lothar Lingen“, der wenige Tage nach der Selbstenttarnung des NSU-Kerntrios zahlreiche V-Leute-Akten vernichten ließ, in einer Vernehmung beim Generalbundesanwalt beschrieben. Wörtlich sagte „Lingen“ in der Vernehmung, von der er wohl annahm, sie bliebe vertraulich: „Mir war bereits am 10./11. November 2011 völlig klar, dass sich die Öffentlichkeit sehr für die Quellenlage des BfV in Thüringen interessieren wird. Die bloße Bezifferung der seinerzeit in Thüringen vom BfV geführten Quellen mit acht, neun oder zehn Fällen hätte zu der – ja nun auch heute noch intensiv gestellten – Frage geführt, aus welchem Grunde die Verfassungsschutzbehörden über die terroristischen Aktivitäten der Drei [gemeint sind die NSU-Kernmitglieder] eigentlich nicht informiert gewesen sind. Die nackten Zahlen sprachen ja dafür, dass wir wussten, was da läuft, was aber ja nicht der Fall war. Und da habe ich mir gedacht, wenn der quantitative Aspekt, also die Anzahl unserer Quellen im Bereich des THS und in Thüringen nicht bekannt wird, dass dann die Frage, warum das BfV von nichts was gewusst hat, vielleicht gar nicht auftaucht.“33
 
        Und nicht zuletzt auch, weil die Anwesenheit des hessischen V-Mann-Führers Andreas Temme am Tatort zum Zeitpunkt des Mordes an Halit Yozgat am 6. April 2006 in Kassel nach unabhängigen Recherchen der britischen Wissenschaftler von „Forensic Architecture“ neu bewertet werden muss,34 werfen Nebenklagevertreter:innen und auch Parlamentarier:innen den Geheimdiensten eine Blockade der umfassenden Aufklärung vor, wie sie Bundeskanzlerin Angela Merkel den Hinterbliebenen und Überlebenden bei der zentralen Trauerfeier 2012 versprochen hatte.
 
        Das verlorene Vertrauen wirkt auch im Umgang mit späteren rechtsterroristischen Taten nach. So sprach Bundespräsident Frank-Walter Steinmeier im Februar 2021 in seiner Rede zum ersten Jahrestag des rassistischen Anschlags von Hanau mit Blick auf den Wunsch der Angehörigen nach umfassender Aufklärung von einer „Bringschuld des Staates“. Doch die vielen Aktenvernichtungen im NSU-Kontext, die verweigerten Informationen, die den Prozessbeteiligten und der Öffentlichkeit über Jahrzehnte mit dem Verweis auf „Quellenschutz“ entzogenen Informationen – wie etwa die NSU-Akten in Hessen – sprechen eine andere Sprache. Und sie schaffen Fakten.
 
         
          HEIKE KLEFFNER 
ist freie Journalistin und Geschäftsführerin des Verbands der Beratungsstellen für Betroffene rechter, rassistischer und antisemitischer Gewalt e.V. Sie war wissenschaftliche Referentin für die NSU-Untersuchungsausschüsse der Linksfraktion im Bundestag.
 
        
 
        ANMERKUNGEN
 
        01 Abschlussbericht des ersten NSU-Untersuchungsausschusses, Bundestagsdrucksache (BT-Drs.) 17/14600, 22.8.2013, S. 829, https://dserver.bundestag.de/btd/17/146/1714600.pdf.
 
        02 Vgl. Schlussbericht des zweiten NSU-Untersuchungsausschusses des Bayerischen Landtags, Drs. 18/29926, 10.7.2023, www.bayern.landtag.de/plon-webanzeige/dokumentanzeige?nr=29926&wp=18&format=pdf.
 
        03 Siehe www.landtag-mv.de/landtag/ausschuesse/untersuchungsausschuss-nsu.
 
        04 Vgl. Antwort der Bundesregierung auf eine Kleine Anfrage der Linksfraktion, BT-Drs. 20/3842, 5.10.2022.
 
        05 Wortprotokoll der 33. Sitzung des zweiten NSU-Untersuchungsausschusses des Bayerischen Landtags, 22.5.2023, S. 91, www.bayern.landtag.de/fileadmin/Internet_Dokumente/Sonstiges_A/Protokoll_Vernehmung_B-Zschäpe_VÖ_050723.pdf.
 
        06 Vgl. (nicht-amtliches) Protokoll 8. Verhandlungstag – 11. Juni 2013, www.nsu-watch.info/2013/06/protokoll-8-verhandlungstag-11-juni-2013.
 
        07 Vgl. Dominik Baur, Wunsch nach Entschuldigung, 24.10.2022, https://taz.de/!5887024.
 
        08 Vgl. Abschlussbericht (Anm. 1), S. 731.
 
        09 Ebd., S. 878.
 
        10 Hans-Manfred Jung, Neun Männer werden mit derselben Waffe erschossen. Seit Jahren sucht die Polizei den Täter – und findet einen verdächtigen Verfassungsschützer: Der Fall Bosporus, 15.7.2006, www.berliner-zeitung.de/-li.50145.
 
        11 Vgl. Abschlussbericht (Anm. 1), S. 843.
 
        12 Vgl. ebd., S. 731.
 
        13 Vgl. Semiya Şimşek, Schmerzliche Heimat. Deutschland und der Mord an meinem Vater, Hamburg 2013, S. 96.
 
        14 Zit. nach Jana Simon, Das zweite Trauma, 22.11.2012, www.zeit.de/2012/48/Opfer-NSU-Hinterbliebene.
 
        15 Vgl. Abschlussbericht (Anm. 1), S. 731f.
 
        16 Angelika Lex, Kein Vertrauensvorschuss für diesen Rechtsstaat in Sachen Aufklärung der NSU-Verbrechen!, in: Antonia von der Behrens (Hrsg.), Kein Schlusswort. Plädoyers im NSU-Prozess, Hamburg 2018, S. 21–24, hier S. 22f.
 
        17 Britta Schellenberg et al. (Red.), Institutioneller Rassismus am Beispiel des Falls der Terrorgruppe „Nationalsozialistischer Untergrund“ (NSU), Parallelbericht zum 19.–22. Staatenbericht der Bundesrepublik Deutschland an den UN-Ausschuss zur Beseitigung rassistischer Diskriminierung, Berlin 2015, S. 4.
 
        18 Zit. nach ebd., S. 5. Die MacPherson-Kommission untersuchte nach dem rassistisch motivierten Mord an dem Schwarzen Teenager Stephen Lawrence 1993 in London das Vorgehen der Ermittler und stellte institutionellen Rassismus als Ursache der 18 Jahre lang erfolglosen Ermittlungen fest.
 
        19 Vgl. Juliane Karakayalı, Kritische Rassismusforschung: Theorien, Konzepte, zentrale Befunde, in: Daniela Hunold/Tobias Singelnstein (Hrsg.), Rassismus in der Polizei, Wiesbaden 2022, S. 15–32.
 
        20 Zeugenaussage in der öffentlichen Sitzung vom 11.7.2022.
 
        21 Vgl. etwa Jasmin Menrad, Promi-Kommissar Wilfling auf der falschen Spur, 11.7.2013, www.stuttgarter-nachrichten.de/inhalt.nsu-prozess-promi-kommissar-wilfling-auf-der-falschen-spur.e113fbef-0104-4915-bb53-3f9f6a45acc8.html.
 
        22 Vgl. Presseerklärung von Nebenklagevertreter_innen zu den Äußerungen des NSU-Mordermittlers Wilfling, 13.10.2013, www.nsu-watch.info/2013/10/presseerklaerung-von-nebenklage-vertreter_innen-zu-den-aeusserungen-des-nsu-mordermittlers-wilfling.
 
        23 Abschlussbericht (Anm. 1), S. 844.
 
        24 Ebd., S. 846.
 
        25 Ebd., S. 853.
 
        26 Ebd., S. 229f.
 
        27 Ebd., S. 204.
 
        28 Vgl. ebd., S. 218f.
 
        29 Vgl. Sebastian Scharmer, Aufklärungsanspruch nicht erfüllt – ein Schlussstrich kann nicht gezogen werden, in: von der Behrens (Anm. 16), S. 63–102.
 
        30 Vgl. Abschlussbericht des zweiten NSU-Untersuchungsausschusses, BT-Drs. 18/12950, 23.6.2017, S. 340–494, S. 1104–1120, Zitate S. 461, S. 464.
 
        31 Vgl. ebd., S. 1119f.; Heike Kleffner, Die mörderische Gewalt der „Generation Terror“ und die Verdrängung ihrer Opfer aus dem kollektiven Gedächtnis, in: Onur Suzan Nobrega/Matthias Quent/Jonas Zipf (Hrsg.), Rassismus. Macht. Vergessen, Bielefeld 2021, S. 257–272.
 
        32 Abschlussbericht (Anm. 30), S. 1119.
 
        33 Ebd., S. 335.
 
        34 Vgl. Forensic Architecture, The Murder of Halit Yozgat, 2017, https://forensic-architecture.org/investigation/the-murder-of-halit-yozgat.
 
      

       
        VERTRAUENSSCHUTZ UND STAATSWOHL?
 
        Grenzen der juristischen Aufarbeitung im NSU-Komplex
 
        John Philipp Thurn
 
        Mit den Verbrechen des NSU haben sich seit 2012 über ein Dutzend parlamentarische Untersuchungsausschüsse in Bund und Ländern befasst, außerdem das Oberlandesgericht (OLG) München in einem der längsten Strafprozesse in der Geschichte der Bundesrepublik. Es ist also erheblicher Aufwand betrieben worden, um die rassistische Mord- und Anschlagsserie sowie die behördliche Mitverantwortung rechtsstaatlich aufzuarbeiten.
 
        Das vielzitierte Versprechen der damaligen Bundeskanzlerin Angela Merkel, dass „alles“ getan werde, „um die Morde aufzuklären und die Helfershelfer und Hintermänner aufzudecken und alle Täter ihrer gerechten Strafe zuzuführen“, kann dennoch nicht als eingelöst gelten. Die justizielle wie die parlamentarische Untersuchung des NSU-Komplexes haben zwar einiges erbracht. Aber beide rechtsstaatlichen Prozeduren sind, wie im Folgenden gezeigt wird, an eine Reihe von – teils strukturellen – Grenzen gestoßen. Nicht zuletzt wird es dabei um die Inlandsgeheimdienste und insbesondere ihren Einsatz von sogenannten Vertrauenspersonen („V-Leuten“) gehen.
 
        STRAFPROZESSUALE VERENGUNG
 
        Das Urteil des OLG München im Strafverfahren „gegen Beate Z.u.a. wegen Verdachts der Bildung einer terroristischen Vereinigung u.a. (NSU)“ ist inzwischen rechtskräftig. Als rechtsfehlerfrei bestätigt hat der Bundesgerichtshof 2021 die Verurteilung von Zschäpe als Mittäterin der Morde, ebenso die niedrige Strafe von zweieinhalb Jahren Haft gegen André Eminger, der insbesondere vom Vorwurf der Beihilfe zum versuchten Mord bezüglich des Sprengstoffanschlags in der Kölner Probsteigasse freigesprochen wurde. Strafrechtlich sind damit für die Taten des NSU insgesamt fünf Personen zur Verantwortung gezogen worden. Aber inwieweit hat der Münchner Prozess die Taten aufgeklärt und durch Gerechtigkeit zum Rechtsfrieden beigetragen?
 
        Um am Ende anzufangen: Die 2020 veröffentlichten schriftlichen Urteilsgründe bedeuteten eine Enttäuschung, nicht nur für die Hinterbliebenen der Mordopfer.01 Nebenklägerin Elif Kubaşık, die Witwe des 2006 in Dortmund ermordeten Mehmet Kubaşık, erklärte dazu: „Das Urteil ist sehr lang. Aber warum haben Sie dann nicht wenigstens aufgeschrieben, was diese Morde mit uns und unseren Familien angerichtet haben?“02 Gerade in einem derart historischen Strafverfahren hätte es für das Gericht nahegelegen, als Teil der Tat- und Schuldfrage auch die – zumindest für die Strafzumessung (§46 Strafgesetzbuch, StGB) relevanten – erwartbaren Verbrechensfolgen zu thematisieren, einschließlich der teils rassistisch geprägten polizeilichen Ermittlungen. Ungeklärt blieb in München für die Angehörigen die zentrale Frage, weswegen der NSU genau ihren Ehemann, Vater, Sohn oder Bruder tötete – und welche Unterstützung es an den Tatorten gab.03 Schon die mündliche Urteilsbegründung durch den Vorsitzenden Richter Manfred Götzl im Juli 2018 wurde wegen der niedrigen Strafen für Eminger und Ralf Wohlleben, den Beschaffer der Mordwaffe, von Nazis auf der Besuchertribüne im Gerichtssaal gefeiert.
 
        Weitgehend ausgeblendet hat der von 2013 bis 2018 dauernde Strafprozess an seinen über 400 Verhandlungstagen „die staatliche Mitverantwortung für die Entstehung des NSU-Netzwerks und für dessen langjährige ungestörte Terroraktivitäten sowie die rassistische Natur der Ermittlungen“.04 Dass die Strafjustiz den NSU als ein isoliertes Trio mit nur vier Unterstützern versteht, ist zum Teil durchaus dem Staatsschutzsenat des OLG vorzuwerfen: Das Gericht wollte weder das Ausmaß und damit die Gefährlichkeit der terroristischen Vereinigung (§129a StGB) aufklären – noch zumindest festhalten, dass im Strafverfahren über weitere Beteiligte des Nazi-Netzwerks beziehungsweise eine Verstrickung der Inlandsgeheimdienste nicht entschieden wurde. Stattdessen wurde in München die Geschichte des NSU so geschrieben, als hätte es die mindestens 30 bekannten sicherheitsbehördlichen „Quellen“ im Umfeld des Trios nicht gegeben.05 Sogar im eklatanten Fall des hauptamtlichen Verfassungsschutzmitarbeiters Andreas Temme erklärte das Gericht dessen Zeugenaussage, er habe die Ermordung von Halit Yozgat am 6. April 2006 in dessen Kasseler Internetcafé nicht mitbekommen, nicht für unglaubhaft – obwohl Temme zur Tatzeit anwesend war.06
 
        Die Aufklärung der Taten litt auch am teilweise auffallend geringen oder selektiven Erinnerungs- und Aussagevermögen nicht nur der meisten Zeug:innen aus dem NSU-Umfeld, sondern auch einiger der befragten Beamt:innen. Die Befragungstechnik des Vorsitzenden Götzl wirkte auf Beobachtende nicht immer zielführend; oft kamen Zeug:innen mit zweifelhaften bis erkennbar interessegeleiteten Aussagen davon, auch weil behördliche Akten zu ihnen nicht hinzugezogen wurden. Der Nebenklagevertreter Yavuz Narin erwähnte im Prozess, er werde „öfter gefragt, warum Zeugen aus der Szene hier vor Gericht so dreist und ungestraft lügen können“.07 Beispielsweise leugnete Marcel Degner, der ehemalige Chef des Neonazi-Netzwerks „Blood and Honour“ in Thüringen, seine langjährige Tätigkeit als Spitzel (Deckname „Hagel“) für den Verfassungsschutz. Gegen ihn wurde tatsächlich wegen der Falschaussage ermittelt. Letztlich konnte Degner in München nicht zur Sache befragt werden; Nebenklagevertreterin Antonia von der Behrens wies darauf hin, dass die Vernichtung der entsprechenden Akten durch den Verfassungsschutz dazu beigetragen habe.08
 
        ENTPOLITISIERUNG
 
        Das Strafverfahren ist auf die prozessuale Wahrheit ausgerichtet, nicht auf die vermeintlich absolute Wahrheit. Eine rechtsstaatliche Strafprozessordnung schützt nicht zuletzt die Rechte von Beschuldigten. Und ein Zeuge, der sich nicht erinnern will, kann nicht zu einer (verwertbaren) Aussage gezwungen werden. Wie es die Rechtshistorikerin und Medientheoretikerin Cornelia Vismann formulierte, „geht die Justiz mit den Bedingungen ihrer Wahrheitsproduktion offener um als andere Wahrheitsdiskurse. Während diese sich zur Bewahrheitung auf eine höhere Autorität berufen (Natur, Physik, Gott), stellt das Gericht in aller Offenheit aus, dass die Wahrheitsfindung den von ihm selbst gesetzten Regeln folgt“; damit wird die strafjustizielle Wahrheitsfindung in gewisser Weise „immun gegen jeden von außen herangetragenen Zweifel. Einer Relativierung durch andere Wahrheitsformen ist sie nicht zugänglich“.09
 
        Das bleibt theoretisch überzeugend, auch wenn es die parallele Aufarbeitung des NSU-Komplexes durch die parlamentarischen Untersuchungsausschüsse immerhin ermöglichte, Wissen aus anderen rechtsstaatlichen Verfahren (in denen es beispielsweise keine Angeklagten gibt) in den Gerichtssaal zu bringen. Darum bemühten sich einige engagierte Vertreter:innen der Nebenklage, die eine Vielzahl von Beweisanträgen zum NSU-Unterstützerkreis und zur Rolle der Geheimdienste stellten. Das OLG lehnte die meisten Anträge ab, ohne dass die Strafprozessordnung es dazu gezwungen hätte.
 
        Damit ist der Anfang des Münchner Verfahrens erreicht. Hauptverantwortlich für die Verengung und „künstliche Entpolitisierung“10 des Strafverfahrens war die Behörde des Generalbundesanwalts (GBA) mit ihren Ermittlungen und der auf wenige Personen beschränkten Anklage. Dass die staatsanwaltschaftliche Untersuchung die sogenannten Sicherheitsinteressen der Verfassungsschutzbehörden zu berücksichtigen hatte, diente hier erkennbar nicht der strafrechtlichen Wahrheitsfindung. Insbesondere scheint der GBA geheimdienstliche Vertrauenspersonen, also nach einer Verpflichtungserklärung entgeltlich für die Dienste tätige Privatpersonen (Spitzel) und deren hauptamtliche Führungspersonen weitgehend als Zeug:innen aus der Anklageschrift herausgehalten zu haben.11
 
        Einer Strafverfolgungsbehörde, zu deren historischem Erbe erwiesenermaßen Schwierigkeiten im Umgang mit rechtsradikalen Netzwerkstrukturen gehören,12 hätte ein anderes Vorgehen gut zu Gesicht gestanden. Auch das Beschleunigungsgebot, das zu einer zügigen Anklage der inhaftierten Beschuldigten verpflichtete, rechtfertigte dem Kasseler Rechts- und Politikwissenschaftler Maximilian Pichl zufolge jedenfalls nicht, während der mehrjährigen Hauptverhandlung kaum weiter zu ermitteln, Beweisanträgen aus der Nebenklage entgegenzutreten – und dann im Schlussplädoyer ohne entsprechende Untersuchungen zu behaupten, es habe nicht einmal „Anhaltspunkte für eine strafrechtliche Verstrickung von Angehörigen staatlicher Stellen“ gegeben (so Bundesanwalt Herbert Diemer).13 Kritik kam insoweit schon vom zweiten NSU-Untersuchungsausschuss des Bundestages 2017: Eine „breitere Ermittlungskonzeption“ wäre geboten gewesen, da nicht feststehe, dass es keine weiteren strafbaren Unterstützungsleistungen gegeben habe; bei der Ermordung der Polizistin Michèle Kiesewetter 2007 bestünden sogar „Anhaltspunkte dafür, dass an dem Geschehen weitere Personen beteiligt waren“.14 Weitere Anklagen scheint der GBA aber nicht mehr erheben zu wollen.
 
        Der Europäische Gerichtshofs für Menschenrechte (EGMR) in Strasbourg leitet aus Artikel 2 der Europäischen Menschenrechtskonvention eine Verpflichtung ab, bei – zumal rassistischen – Tötungsdelikten effektive staatliche Ermittlungsverfahren zu führen, gerade wenn es sicherheitsbehördliche Verwicklungen gibt.15 Bislang muss davon ausgegangen werden, dass „der EGMR die Aufklärung des NSU-Komplexes als unzureichend bewerten würde“.16
 
        GEHEIMNIS UND VERTRAUEN
 
        Zum Entstehen und ungehinderten Wirken des NSU hatten das Bundesamt für Verfassungsschutz (BfV) sowie die Landesverfassungsschutzämter (LfV), vor allem in Thüringen und Sachsen, beigetragen, die etwa durch die Bezahlung von V-Leuten wie Tino Brandt vom „Thüringer Heimatschutz“ jahrelang die rechte Szene mitfinanzierten. Dabei erschwerten sie nicht zuletzt auch polizeiliche Ermittlungen, weil sie ihre „Quellen“ schützen wollten. Beispielsweise setzte sich das zuständige LfV Thüringen bei Staatsanwaltschaft und Polizei gegen die Verfolgung von Brandt ein, warnte seine Eltern vor einer Telefonüberwachung und ihn selbst vor Hausdurchsuchungen. Bei Marcel Degner staunte die Polizei einmal, so die Worte des Journalisten Ronen Steinke, über eine „klinisch saubere“ Wohnung, nachdem ihn der stellvertretende Leiter des LfV Peter Nocken besucht hatte.17 Im Fall Andreas Temme bezeugten in München ein Verfassungsschützer und ein Kriminalbeamter, dass der damalige hessische Innenminister Volker Bouffier (CDU) 2006 durch eine pauschale Sperrerklärung die polizeiliche Befragung aller von Temme geführten Vertrauens- und Gewährspersonen verhindert hatte.18 Darunter war der Neonazi Benjamin Gärtner, mit dem Temme am Tag der Ermordung von Halit Yozgat mehrfach telefoniert hatte.19
 
        Von den konkurrierenden sicherheitsbehördlichen Systemlogiken setzte sich also häufig diejenige durch, die „Quellenschutz“ vor Strafverfolgung stellt. Grundlage dafür ist das Bundesverfassungsschutzgesetz (BVerfSchG), wonach beispielsweise die Datenübermittlung an Strafverfolgungsbehörden unterbleibt, „wenn überwiegende Sicherheitsinteressen dies erfordern“ (§23); zu den danach schützenswerten „Sicherheitsinteressen“ gehören nicht zuletzt die Methoden der geheimdienstlichen Arbeit.20 2015 erst wurde die staatsanwaltschaftliche Praxis legalisiert, unter bestimmten Voraussetzungen von der Verfolgung von V-Leuten wegen szenetypischer Straftaten abzusehen (§§9a, 9b BVerfSchG).
 
        Im NSU-Komplex wurde nun vielleicht deutlicher als je zuvor ersichtlich, wie das Wirken der Inlandsgeheimdienste es erschwert, politische Verbrechen rechtsstaatlich aufzuarbeiten. Ein krasser Fall ist dabei die „Operation Konfetti“ genannte Vernichtung von Akten zu V-Leuten des BfV unmittelbar nach der Selbstenttarnung des NSU im November 2011. Der verantwortliche Geheimdienstler mit dem Decknamen „Lothar Lingen“ gab nicht im Untersuchungsausschuss des Bundestages, wohl aber 2014 gegenüber dem GBA zu, dass er die Vernichtung absichtlich veranlasst hatte. Sein Motiv blieb unklar, nicht aufgeklärt werden konnten letztlich auch der Umfang oder gar der Inhalt der betreffenden Akten.21
 
        WER KONTROLLIERT WEN?
 
        Es gehört zur Natur der Inlandsgeheimdienste, dass ihre Praktiken nicht-öffentlich und daher gerichtlich schwer zu überprüfen sind. Schon die Auskunft darüber, welche personenbezogenen Daten der Verfassungsschutz gespeichert hat, muss vielfach in mühsamen und langwierigen Verwaltungsgerichtsverfahren erstritten werden.22 Gerichtlicher Rechtsschutz gegen Überwachung ist weitgehend ausgeschlossen, was kompensiert werden soll durch Einrichtungen wie das Parlamentarische Kontrollgremium und die sogenannte G 10-Kommission des Bundestages, die über Abhör-Anträge entscheidet. Ihre Mitglieder sind „politisch handverlesen“, mehrheitlich von den Regierungsfraktionen. Sie sollen mit wenig Personal die Arbeit riesiger Behörden überprüfen und unterliegen der Geheimhaltung.23
 
        Welche Möglichkeiten boten nun die parlamentarischen Untersuchungsausschüsse in Bundestag und Landtagen, um im NSU-Komplex insbesondere die Rolle des Verfassungsschutzes aufzuklären? Pichl versteht die parlamentarische Untersuchung als „politisch-juridische Arena“, die sowohl von „rechtsstaatlicher Aufklärung“ als auch vom parteipolitischen Ringen um „exekutiven Ordnungserhalt“ geprägt ist.24 Sie unterliegt besonderen staatsorganisationsrechtlichen Vorgaben: Im Föderalismus darf ein Parlament prinzipiell nur Sachverhalte untersuchen, für die der Bund oder das jeweilige Land auch zuständig sind; länderübergreifende Ermittlungen sind daher prekär – beispielsweise wenn ein Thüringischer Ausschuss den Mordfall von Heilbronn hinsichtlich der Verbindungen zwischen dem vermeintlichen Zufallsopfer und der rechten Szene untersucht. Zudem fehlt es den parlamentarischen Untersuchungen häufig auch an Personal und Zeit, um ihre Arbeit neben den übrigen Parlamentsaufgaben bis zum Ende der jeweiligen Legislaturperiode sinnvoll abzuschließen: Nach dem sogenannten Diskontinuitätsprinzip enden dann alle parlamentarischen Ausschüsse.25
 
        In den NSU-Untersuchungsausschüssen konnten sich einerseits „alle Parlamentarier als Aufklärer von Missständen in der Gesellschaft (…) inszenieren“.26 Zumindest in manchen Ausschüssen gelang es, dass die Abgeordneten über parteipolitische Grenzen hinweg zusammenarbeiteten. Andererseits waren die gesellschaftlichen Erwartungen auch besonders hoch, dass die strukturellen Missstände in Polizeibehörden und Geheimdiensten aufgeklärt würden, für die im Münchner Strafprozess kein Raum sein sollte.
 
        Grenzen der rechtsstaatlichen Aufarbeitung ergaben sich hier wiederum insbesondere aus dem Wirken des Verfassungsschutzes. Die erwähnten Aktenvernichtungen führten dazu, dass bei den – ohnehin seltenen – Vernehmungen von V-Leuten die Glaubhaftigkeit ihrer Angaben nicht anhand von amtlichen Unterlagen überprüft werden konnte.27 Befragte Beamt:innen erschienen oft unvorbereitet und nicht aufklärungsgewillt. Nicht nur der Journalist Dirk Laabs fragte sich: Warum „blockierten, logen und verzerrten Beamte die Wahrheit?“28 Teilweise versuchten Geheimdienste auch mit dem Argument des „Staatswohls“, Aussagegenehmigungen zu verweigern, etwa für BfV-Abteilungsleiterin Dinchen Franziska Büddefeld.29 Das Diskontinuitätsprinzip ermöglichte es den Behörden, bei der Herausgabe von Akten auf Zeit zu spielen; ein probates Mittel war es auch, einem Ausschuss kurz vor dessen Abschluss eine exzessive Menge an Akten zukommen zu lassen, für deren Auswertung die Zeit fehlte. Klagen von Parlamentarier:innen dagegen, dass ihr Beweiserhebungsrecht rechtswidrig beschränkt wurde, hätten erwartbar zu lange gedauert.
 
        Leider hat auch der Zweite Senat des Bundesverfassungsgerichts in einer Reihe von jüngeren Entscheidungen das parlamentarische Fragerecht in Bezug auf V-Leute eingeschränkt. Danach sind die Geheimdienste ein „Ausdruck der Grundentscheidung des Grundgesetzes für eine wehrhafte Demokratie, des Selbstbehauptungswillens des Rechtsstaates“30 und darf die Regierung Abgeordneten die Auskunft über den Einsatz verdeckter Quellen regelmäßig verweigern. Wenn Informationen zur geheimdienstlichen Arbeitsweise mit verdeckten Quellen offengelegt werden, sei grundsätzlich „die Funktionsfähigkeit der Nachrichtendienste und folglich das Staatswohl gefährdet“, bringt die Gießener Rechtswissenschaftlerin Jelena von Achenbach dieses etatistische Sicherheitsdenken auf den Punkt.31 Dabei wird einseitig der Regierung die Bestimmung des „Staatswohls“ überlassen, wozu, wie ihr Freiburger Fachkollege Benjamin Rusteberg kritisiert, offenbar nicht die „Sicherheit vor Exekutivbehörden“ gehört.32 Um Geheimdienste wirksam kontrollieren und gegebenenfalls die gesetzlichen Grundlagen ihrer Arbeit verändern zu können, wäre umgekehrt die parlamentarische Kenntnis der Behördenpraxis erforderlich. Der Zweite Senat des Bundesverfassungsgerichts scheint dagegen „Rechtsstaat und Demokratie der Effektivität der Nachrichtendienste unterzuordnen“.33
 
        STAATSSCHUTZ STATT VERFASSUNG?
 
        Die rechtsstaatliche Aufarbeitung des NSU-Komplexes hat es insgesamt kaum geschafft, das zerstörte Vertrauen in die staatlichen Institutionen bei den Betroffenen wiederherzustellen. So stellt Pichl in Anlehnung an den Pariser Soziologen Luc Boltanski die Frage, was staatliche Untersuchungen von Skandalen überhaupt leisten können, weil sie gesellschaftliche (Macht-)Verhältnisse nicht infrage stellen: Die Justiz kann Urteilssprüche über Einzelpersonen fällen, aber keine Systeme und Strukturen analysieren.34 Dort liege eine Aufgabe insbesondere der sozialwissenschaftlichen Forschung. Struktureller und institutioneller Rassismus bleiben selbstverständlich auch wichtige Themen für Medien und Zivilgesellschaft.
 
        Gerichten und Staatsanwaltschaften stellt sich im Umgang mit Geheimdiensten die Aufgabe, das Justizsystem vor Übergriffen einer vermeintlich extralegalen „Superexekutive“35 zu bewahren. Anstatt sich mit Agenten eines exekutivischen „Staatswohls“ zu identifizieren, haben sie die Verfassung und das Gesetz zu wahren.
 
        Ein wichtiges Ergebnis der parlamentarischen Untersuchungen sind demnach die umfangreichen Abschlussberichte voll von empirischem Material über die „Verselbständigungen des V-Leute-Systems und die problematischen Arbeitsweisen des Verfassungsschutzes“.36 Während von historischen Strafverfahren wie dem NSU-Prozess bislang leider keine offiziellen Protokolle oder Tonaufzeichnungen existieren, hinterließen die Ausschüsse „Archive für Staatskritik“, so Pichl.
 
        Der NSU-Komplex hat die alte bürgerrechtliche Frage wieder aufgeworfen, wie sich Inlandsgeheimdienste vereinbaren lassen mit Rechtsstaatlichkeit und Demokratie: Wird die Verfassung nicht besser geschützt, wenn allein die Polizeien politisch motivierte Gewalt zu verhindern suchen, während legale Aktivitäten von Parteien und anderen Gruppierungen, die wie die AfD eine fundamental andere Ordnung wollen, ohne heimliche Überwachungsmethoden erfasst werden?37 Das zentrale Problem der Verfassungsschutzbehörden ist dabei nicht die politische Grundhaltung von Teilen ihres Führungspersonals – auch wenn heutzutage noch ein Landesamtschef erzählt, dass der Antikommunismus „tief drin in unserer DNA“ stecke38 –, sondern es ist die strukturelle Eigenlogik des verdeckten Einsatzes von V-Leuten. Mit „Quellenschutz“ kann ein Inlandsgeheimdienst nahezu alles begründen, etwa dass die Strafverfolgung eines NS-Hauptverbrechers wie Alois Brunner erschwert wird.39
 
        Verfassungsrechtlich gehört der Spitzel-Einsatz von V-Leuten „zu den schwersten denkbaren informationellen Eingriffen in Grundrechte überhaupt“.40 In seiner grundlegenden Entscheidung zum Bayerischen Verfassungsschutzgesetz hat der liberalere Erste Senat des Bundesverfassungsgerichts kürzlich hervorgehoben, bei einem dauerhaften Einsatz könne „eine ursprünglich tatsächlich bestehende Vertrauensbeziehung durch staatliche Intervention einseitig heimlich gebrochen und in ein von Überwachung geprägtes Verhältnis verwandelt werden“.41 Unverständlich bleibt insofern, warum nicht Überwachungsmaßnahmen wie diese, die offenbar „um überhaupt zu funktionieren, der parlamentarischen Kontrolle entzogen werden müssen, schlicht verfassungswidrig sind“.42
 
        Angesichts der dokumentierten negativen Folgen, die der Einsatz von V-Leuten für die Verhinderung und die rechtsstaatliche Aufarbeitung der Taten des NSU hat, stellt sich auch politisch nicht zuletzt folgende Frage: Welche Erfolge dieser Praxis sind eigentlich nachweisbar – und warum wiegen sie schwerer?
 
        Mit dem absehbaren Ende der rechtsstaatlichen Verfahren zum NSU rückt zunehmend die Forschung in den Vordergrund. Die Bundesregierung will laut Koalitionsvertrag von 2021 „die weitere Aufarbeitung des NSU-Komplexes energisch voran[treiben]“ und dazu auch ein zentrales „Archiv zu Rechtsterrorismus“ schaffen: Hoffentlich kein weiteres Versprechen, an das noch in zehn Jahren erinnert wird.
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        ESSAY
 
        POSTMIGRANTISCHES GEDENKEN
 
        Solidarische Praktiken gegen institutionellen Rassismus
 
        Juliane Karakayalı · Massimo Perinelli
 
        „Dieses NSU-Trio soll nur fünf Mittäter gehabt haben. Aber für mich ist klar, es gab an den Tatorten Helfershelfer. Gegen die wird aber nicht ermittelt. Man will nicht gegen sie ermitteln. Und solange man gegen dieses Netzwerk nicht angeht, kommen wir nicht weiter.“
 
        (Semiya Şimşek, 2021)01
 
        „Die Bundeskanzlerin versprach: Wir tun alles, um aufzuklären, wir werden alles tun, um Helfershelfer zu finden. Ich habe ihr vertraut. Aber während Frau Merkel ihre Rede hielt, wurden landauf, landab Akten geschreddert.“
 
        (Nebenklageanwalt Mehmet Daimagüler, 2021)02
 
        „Seit 2011 wurde mir und meiner Familie Aufklärung versprochen: von der damaligen Bundeskanzlerin, vom Bundespräsidenten, von den Parlamenten. Ich will immer noch wissen, warum mein Vater, Mehmet Kubaşık, von Neonazis ermordet wurde. Wie wurde er ausgewählt? Wer war noch beteiligt? Hätte dieser Mord verhindert werden können? Was wussten die Verfassungsschutzämter?“
 
        (Gamze Kubaşık, 2022)03
 
        Kurz nach der Bundestagswahl 2021 bekundeten SPD, Bündnis 90/Die Grünen und FDP in ihrem Koalitionsvertrag ihre Unterstützung für die „Errichtung eines Erinnerungsortes sowie eines Dokumentationszentrums für die Opfer des NSU“.04 Die Bundeszentrale für politische Bildung hat dafür mehrere Expertisen in Auftrag gegeben, um eine Machbarkeitsstudie zu erstellen. Bereits 2019 hat die sächsische Regierungskoalition aus CDU, Bündnis 90/Die Grünen und SPD in ihrem Koalitionsvertrag die Schaffung eines Dokumentationszentrums zum NSU in Sachsen angekündigt. Hierfür liegt seit Mai 2023 eine Konzeptions- und Machbarkeitsstudie vor, die vom Dresdner Verein RAA Sachsen in Kooperation mit dem Chemnitzer Verein ASA-FF erarbeitet und unter anderem vom Sächsischen Staatsministerium der Justiz und für Demokratie, Europa und Gleichstellung finanziert wurde.05 Die darin enthaltenen Gedanken und Vorschläge zeugen von einer tiefen Kenntnis des NSU-Komplexes und einer großen Solidarität der Autor*innen mit den Angehörigen der durch den NSU Ermordeten und den Überlebenden der vielen Anschläge.
 
        Gleichwohl stellt sich die Frage, welche grundsätzlichen Widersprüche mit einem staatlichen Gedenken an die Opfer des NSU verbunden sind – insbesondere vor dem Hintergrund der mittlerweile über zehn Jahre währenden Auseinandersetzung mit dem NSU-Komplex und im Lichte der bereits vorhandenen Gedenkpraktiken, die vor allem durch Angehörige und Überlebende etabliert wurden. Im Wissen darum, dass sich viele der Angehörigen der Ermordeten ein solches Dokumentationszentrum wünschen und sich viele politisch Engagierte seit Langem dafür einsetzen, möchten wir in diesem Beitrag einige kritische Überlegungen dazu anstellen.
 
        Folgende Fragen sind dabei unsere Ausgangspunkte: Wie kann ein offizieller Gedenkort für die Opfer des sogenannten Nationalsozialistischen Untergrunds (NSU) eingerichtet werden, solange dessen Taten nicht umfassend aufgeklärt sind? Wie kann ein offizieller Gedenkort für die Opfer des NSU aussehen, wenn die institutionelle Dimension des NSU-Komplexes immer noch verschleiert wird? Wie kann von offizieller Seite ein Gedenkort gestaltet werden, wenn die Angehörigen des rechten Terrors immer noch um Aufklärung kämpfen und jedes Detail der Wahrheit mühselig erringen müssen, und zwar gegen behördliche Versuche, die eigene Verstrickung in den Komplex zu verschleiern und einen Schlussstrich zu ziehen? Wie kann ein zentrales Gedenken an die Opfer des NSU aussehen, wenn die Erfahrung rassistischen Terrors und des unzureichenden gesellschaftlichen Umgangs damit von so vielen Angegriffenen an so vielen anderen Orten wie Hanau, Halle an der Saale, München, Lübeck, Mölln, Solingen, Rostock-Lichtenhagen und Hoyerswerda geteilt wird? Wer gedenkt in einem solch offiziellen Raum wem und was? Wenn wir über ein Jahrzehnt nach der Selbstenttarnung des NSU und über zwei Jahrzehnte nach dem Beginn seines Terrors immer noch mitten in der Aufklärung der Taten sind – welches Ziel, welchen Zweck kann ein solches Gedenken haben?
 
        KEIN SCHLUSSSTRICH-GEDENKEN, SCHWEIGEN DURCHBRECHEN
 
        Gedenken steht in der Regel am Ende eines Prozesses. Es bedeutet zurückzublicken, aber auch einem Narrativ zu folgen, einer Erzählung über das, was geschehen ist. Wie die drei Eingangszitate zeigen, besteht diesbezüglich eine Diskrepanz: Die von Ermittlungsbehörden und Verfassungsschutz genährte und vom Oberlandesgericht München im NSU-Prozess festgehaltene Erzählung eines „isolierten Terrortrios“ ist für die Hinterbliebenen nicht hinnehmbar, da zu viele Fragen nach wie vor ungeklärt sind. Solange die Aufklärung der Mordtaten des NSU aber nicht abgeschlossen ist, besteht die Gefahr, dass an einem offiziellen Gedenkort auch das offizielle Narrativ der nur aus drei Personen bestehenden Terrorzelle festgeschrieben wird, die nun entweder tot oder verurteilt und im Gefängnis sind. Zum Gedenken an die Opfer gehört deshalb auch, dass ihr Tod bis heute weder strafrechtlich noch gesellschaftlich angemessen aufgearbeitet ist und eine Aufarbeitung von denen, die sie leisten könnten, aktiv be- oder gar verhindert wird: durch das Schreddern von Akten, den Schutz von V-Leuten, das unter Verschluss halten von Dokumenten oder die Verweigerung, Untersuchungsausschüsse einzurichten. Das ist die „offene Wunde, die nicht heilen will“, wie Nebenklageanwalt Mehmet Daimagüler diese verweigerte Aufklärung nennt.06
 
        Diese Wunde wird sich nicht allein durch Gedenken schließen lassen. Die Angehörigen der Ermordeten formulieren seit Jahren nicht nur Fragen bezüglich der vergangenen Taten, sondern auch Forderungen, die auf eine Zukunft gerichtet sind, in der rassistische Diskriminierung und die Angst vor Terror nicht mehr zum Alltag vieler migrantischer Communities gehören. Um das zu verwirklichen und diese gegenwärtige „Normalität“ zu durchbrechen, sind von Behörden und der Öffentlichkeit allerdings noch längst nicht ausreichend Konsequenzen aus dem NSU-Komplex gezogen worden. Ein Gedenken muss also immer auch den Abgrund der unaufgearbeiteten Dimension des NSU-Komplexes einschließen. Damit ist auch ein versöhnendes Gedenken unmöglich; vielmehr braucht es ein unversöhnliches Erinnern, um das Ziel – eine Gesellschaft ohne Rassismus – nicht aus den Augen zu verlieren. Es braucht vor allem ein Erinnern, in dem die Stimmen der Betroffenen Platz haben.
 
        Als sich der NSU im November 2011 selbst enttarnte, herrschte unter den Überlebenden und Angehörigen der Ermordeten ein Schweigen über das Erlebte. Was Medien in den Monaten und Jahren zuvor abwertend als „Mauer des Schweigens“ bezeichnet hatten,07 war Ergebnis einer zehnjährigen systematischen Opfer-Täter-Umkehr durch Ermittlungsbehörden, Politik und Medien. Alle Angehörigen erlebten jahrelange Verdächtigungen, Verunglimpfungen und stigmatisierende Vorverurteilungen; sie galten als die einzigen Verdächtigen und wurden pauschal und auf rassistische Weise zu „gefährlichen Fremden“ gemacht.
 
        Anfangs organisierten sich die Familien, forderten lautstark Aufklärung und eine Beendigung der Mordserie gegen Menschen aus ihren Communities. Sie demonstrierten, diskutierten und sagten laut und deutlich, was wir heute wissen, was aber keinerlei Echo erfuhr: Die Mörder müssen deutsche Neonazis sein, das Motiv für die Taten ist Rassismus. Dennoch wurde in all diesen Jahren kein Moment lang in die rechte Szene hinein ermittelt. Im Gegenteil: Die Sicherheitsbehörden beteuerten, es gebe keinen rechten Terror in diesem Land – und sendeten damit ein Signal an die Täter*innen, dass ihr Morden nicht nur keine Ermittlungen nach sich zog, sondern die rassistische Logik der Fremdmachung und Dämonisierung auch in Behörden verbreitet ist. Die Angriffe des NSU wurden dadurch noch verlängert und die betroffenen Familien in ihrer materiellen und gesellschaftlichen Existenz zusätzlich destabilisiert. Der anfängliche Kampfgeist der Menschen von der Keupstraße sowie der Familien Şimşek, Kubaşık, Yozgat und anderen erlosch; die Betroffenen wurden über Jahre zum Schweigen gebracht und gesellschaftlich isoliert.08
 
        Was wir heute über den NSU-Komplex wissen, ist Ergebnis einer mühseligen Wiedergewinnung der eigenen Stimme und der allmählichen Öffnung eines medialen und schließlich auch politischen Resonanzraums für das situierte Wissen09 der Betroffenen. Auf unzähligen Podien, in Workshops, Filmen, Radiobeiträgen, Büchern sowie in anderen Testimonials wurde die Opfer-Täter-Umkehr zurückgewiesen und wurden die Taten in den konkreten Kontexten verortet, in denen sie entstehen konnten, wo sie geschützt und verschleiert, verharmlost und ignoriert wurden. Dieser Kampf der Angehörigen und Betroffenen gemeinsam mit solidarischen Initiativen und Personen ist bis heute nicht abgeschlossen und daher ein „offener Prozess“. Es ist ein Kampf um Wahrheit, Ermächtigung, Aufklärung und Anerkennung. Gedenken, das wird hier deutlich, muss diesen Kampf der Betroffenen stärken, statt ihnen erneut das Heft der Handlungsmacht aus der Hand zu schlagen und ihre aktive Sprechposition zu untergraben. Das bedeutet, dass ein Gedenken an den NSU weder verstaatlicht, monopolisiert, objektiviert oder musealisiert werden darf, sondern sich an dem Wissen und den Bedürfnissen der Betroffenen auszurichten hat.
 
        INSTITUTIONELLER RASSISMUS UND GEDÄCHTNISTHEATER
 
        Neben dieser „offenen Wunde“, die von der behördlichen Nicht-Aufklärung gerissen wurde, sollte ein Gedenken auch die gesellschaftliche Dimension von rechtem Terror thematisieren. Denn rechter Terror ist ein extremer Ausdruck eines strukturellen Rassismus, von Ausbeutung, von Ausgrenzung, von Entrechtung. Er ist Teil einer umfassenden Gewalt, die Migrant*innen auf ihren untergeordneten Plätzen halten will.10
 
        Extrem rechter Terror kann nur verstanden werden, wenn er gesellschaftlich verortet wird. Am Beispiel des NSU lässt sich das exemplarisch aufzeigen: Die Täter*innen erlebten als Jugendliche, wie sich mit rassistischem Terror politischer Einfluss gewinnen ließ, als die damalige Bundesregierung 1993 als Antwort auf Angriffe auf Geflüchtete und Migrant*innen das Grundrecht auf Asyl einschränkte. Die staatliche Jugendarbeit in Ostdeutschland sah die rechten jugendlichen Täter*innen als Opfer der Verhältnisse und ließ sie nicht nur häufig gewähren, sondern stärkte sie überdies mit einem Aktionsprogramm der „akzeptierenden Jugendarbeit“. Im Ergebnis fielen zahllose Einrichtungen unter die Kontrolle rechter Strukturen, darunter auch der „Winzerclub“ in Jena-Winzerla, in denen sich die späteren Mitglieder des NSU organisierten. Als Opfer wählte der NSU (Nachfahren der) Arbeitsmigrant*innen aus der Türkei und Griechenland aus, die durch die deutsche Migrationspolitik als „Migrationsandere“ markiert und jahrzehntelang systematisch entrechtet waren.11 Trotz zahlreicher Hinweise auf die rechte Szene verdächtigte die Polizei über Jahre hinweg ausschließlich die Angehörigen der Ermordeten, bezichtigte sie wahlweise des „Ehrenmords“ oder des Drogenhandels und drangsalierte sie mit Verhören und falschen Behauptungen. Die meisten Medien übernahmen unkritisch die Deutungen der Polizei und berichteten mit rassistischem Vokabular über „Parallelgesellschaften“ und „Drogenmafia“.12
 
        Nur Tage nach der Selbstenttarnung des NSU ließ der Verfassungsschutz gezielt jene Akten schreddern, die seine Verstrickung in das Netzwerk des NSU dokumentierten, und erklärte bald, dass eine Aufklärung der Mordserie nicht so wichtig sei wie der Schutz seiner Quellen, die eventuell über die Mordserie Auskunft geben könnten.13 Während des NSU-Prozesses am Oberlandesgericht München wurde insbesondere durch die beteiligten Anwält*innen der Nebenklage darauf hingewiesen, wie wenig die Angehörigen der Ermordeten und ihre Perspektiven in den Abläufen vor Gericht berücksichtigt wurden.14
 
        Schon vor der Mordserie des NSU und auch danach hat es rassistische Anschläge gegeben, bei denen Menschen umgebracht wurden. Die Orte Mölln, Solingen, Lübeck, München, Halle an der Saale und Hanau stehen heute für die bekanntesten von ihnen.15 Und in allen Fällen gibt es Hinweise auf behördliches Versagen, auf institutionellen Rassismus und Antisemitismus: bei den Ermittlungen, im Umgang mit den Angehörigen, bei der strafrechtlichen Bewertung der Ereignisse und in der politischen Kommunikation. Die Überlebenden des Anschlags auf die Synagoge in Halle 2019 fühlten sich von der Polizei nicht wie Opfer eines Mordanschlags behandelt. Die Angehörigen der 2020 in Hanau Ermordeten rief man nachts in eine Turnhalle, wo ihnen die Namen der Todesopfer bekannt gegeben wurden – ohne psychologische Begleitung und ohne Informationen darüber, wo sich die Leichname befanden. Eine Gefährderansprache erhielten sie – nicht der rechtsextreme Vater des Täters.16 Wenn ein Gedenkort auch ein Lernort sein soll, dann ist gerade der institutionelle Rassismus der Gegenstand, mit dem wir uns dort beschäftigen sollten.
 
        Die Erfahrung zeigt allerdings, dass eine Auseinandersetzung mit dem institutionellen Rassismus in Formen des öffentlichen und offiziellen Gedenkens nur selten Platz findet. Es wird zwar der Opfer gedacht, aber die Dimensionen der rassistischen Gewalt, denen sie ausgesetzt waren und gegen die sich viele Angehörige immer noch – mal verzweifelt, mal entschlossen – zur Wehr setzen, werden ausgeblendet. So verkommt Gedenken zu einer distanzierten Draufschau, in der die Taten als furchtbare Einzelfälle, die Täter*innen als einsame Extremist*innen, die Betroffenen als passive Opfer und die Behörden, Institutionen und die Öffentlichkeit als hilflose Akteure in unbeteiligten Strukturen oder als fassungslose Zuschauer*innen dargestellt werden.
 
        Das führt regelmäßig dazu, dass sich Angehörige und Überlebende durch das offizielle Gedenken nicht gesehen und anerkannt fühlen. Die Familie Arslan aus Mölln etwa hat sich endgültig aus den offiziellen Gedenkfeierlichkeiten der Stadt zurückgezogen und organisiert seit 2013 ein eigenes Gedenken, die „Möllner Rede im Exil“, um an den Brandanschlag auf ihre Familie zu erinnern, bei dem im November 1992 drei Menschen getötet wurden. Nach dem Brandanschlag wurden die Angehörigen zunächst selbst verdächtigt, auch erhielten sie keine psychologische Hilfe, mussten in das Haus zurückziehen, in dem ihre Familienmitglieder gestorben waren, und Hunderte Solidaritätsbriefe aus dem ganzen Bundesgebiet wurden ihnen nicht zugestellt. Bei den Gedenkfeierlichkeiten erhielten sie kaum Gehör. İbrahim Arslan, Überlebender des Anschlags, erklärte wiederholt, er und seine Familie seien nicht mehr bereit, als Statisten an den Gedenkfeierlichkeiten teilzunehmen, sie seien vielmehr die Hauptzeug*innen des Geschehens.17
 
        Die Überlebenden des Nagelbombenanschlags in der Kölner Keupstraße 2004 mussten jahrelang mit der Stadt Köln um die Realisierung eines zugesagten Mahnmals ringen, das den Anschlag in angemessener Weise als Teil der Geschichte Köln-Mülheims repräsentieren soll – und bis zur tatsächlichen Umsetzung wird weitere Zeit vergehen. In Hanau kämpfen die Angehörigen der Ermordeten bis heute um einen würdigen Gedenkort. Am Gedenktag für die Opfer terroristischer Gewalt, zu dem die Bundesregierung am 11. März 2023 einlud, kamen anwesende Betroffene rechter Gewalt nicht zu Wort – einige der Eingeladenen vermuten, dass sich die Bundesregierung damit unliebsame Kritik ersparen wollte.18 All diese Erfahrungen stimmen einem offiziellen Gedenkort gegenüber skeptisch.
 
        Wie also kann institutioneller Rassismus, der überhaupt erst die Voraussetzung für extrem rechten Terror ist, in einem offiziellen Gedenken verortet werden? Wie kann darin zum Ausdruck gebracht werden, dass staatliche Einrichtungen in der Kritik stehen und nicht an der Seite der Betroffenen? Was kann aus den bisherigen Erfahrungen, aus der Spannung zwischen offiziellem Gedenken und Betroffenenwünschen gelernt werden? Die „Bombe nach der Bombe“, wie ein Überlebender die behördlichen Ermittlungen gegen die Opfer des NSU-Nagelbombenanschlags in der Keupstraße nannte, die den Alltag von Überlebenden und Angehörigen der durch rechten Terror Ermordeten bis heute so sehr erschwert, muss Teil des Gedenkens werden – hier setzt das gesellschaftliche Lernen über rechten Terror an.19
 
        Die Aussparung des institutionellen Rassismus führt dazu, dass die Angehörigen und Überlebenden nur benutzt werden, um der deutschen Gesellschaft auf Gedenkveranstaltungen zu versichern, dass sie den Rassismus verurteilt. Hier lässt sich in Anlehnung an die Kritik an staatlichen Gedenkveranstaltungen zur Shoah von einem „Gedächtnistheater“ sprechen. Diesen Begriff prägte der Soziologe Y. Michal Bodemann in den 1990er Jahren, aktuell werden diese Überlegungen von dem Publizisten Max Czollek unter dem Begriff des „Versöhnungstheaters“ aktualisiert.20 Beide kritisieren, dass Juden und Jüdinnen im staatlichen Gedenken zur Shoah nur die Rolle zukommt, die Wiedergutwerdung Deutschlands zu bestätigen. Sie sehen die Gefahr der staatlichen Vereinnahmung des Gedenkens, das auf einen Schlussstrich abzielt und im Akt einer Musealisierung die offenen Fragen und drängenden Forderungen behindert. Dem setzen sie die Haltung der Unversöhnlichkeit entgegen. Ein Dokumentationszentrum, das zur Bühne für ein Versöhnungstheater wird, erschwert den Aufklärungswillen der Betroffenen von rassistischer Gewalt. Aufklärung im NSU-Komplex bedeutet, gegen strukturellen und institutionellen Rassismus anzugehen.
 
        POSTMIGRANTISCHE WISSENSPRODUKTION UND SOLIDARITÄT
 
        Wie das gehen kann, zeigen zahlreiche lokale Gedenkinitiativen, die sich an den Orten der Gewalttaten zumeist unter aktiver Mitwirkung Angehöriger und Überlebender gegründet haben. Hier werden die Opfer als Personen sichtbar, mit Biografien, Plänen und Träumen. Dabei spielt auch die Realität der Einwanderung eine Rolle, in deren Geschichte der Kampf um Rechte beziehungsweise gegen systematische Entrechtung und Ausbeutung zentral ist. Hier wird nicht nur der Schmerz unschuldiger Opfer sichtbar, sondern auch ihre Wut auf die rassistischen Verhältnisse und ihre Entschlossenheit, den von ihnen errungenen Platz in dieser Gesellschaft zu verteidigen.21 Im dezentralen Gedenken hat das Klagen über den Verlust der Ermordeten genauso Platz wie das Anklagen der Verhältnisse, die ihren Tod ermöglicht haben, sowie das Einklagen einer (post-)migrantischen Gesellschaft, die unumkehrbar ist und auf Solidarität statt auf Ausgrenzung basiert.
 
        Im Rahmen des Gedenkens ist in solidarischen Zusammenschlüssen viel Material zusammengetragen worden, das zur Sichtbarmachung rassistischer Strukturen und zur Aufklärung einzelner Aspekte des NSU-Komplex beigetragen hat. Dieses Material gehört den migrantischen Communities, die es über Jahre gegen die Beharrungskräfte staatlicher Behörden und der Politik entwickeln mussten. Aus der Forderung, dass der Staat dieses Wissen anerkennen soll, kann daher nicht folgen, dass er sich dieses abgetrotzte Wissen als Besitz aneignen darf. Insofern stellt sich die Frage: Was soll in einem offiziellen Begegnungs- und Dokumentationszentrum ausgestellt werden, jenseits von dem, was dezentrale Gedenkinitiativen, Künstler*innen und Recherchegruppen bereits erarbeitet haben? Und was rechtfertigt es, dieses solidarisch erarbeitete Wissen, dass dezidiert gegen das staatliche Verschweigen zusammengetragen wurde, in ein offizielles Gedenken zu überführen?
 
        Dieselbe Frage stellt sich mit Blick auf das im Koalitionsvertrag angekündigte Bundesarchiv zum Rechtsterrorismus.22 Was könnte dieses Archiv enthalten, wenn doch ein Teil der relevanten Akten durch den Verfassungsschutz vernichtet wurde, ein weiterer Teil mit langen Sperrfristen versehen wurde und noch ein weiterer gemäß dem deutschen Archivgesetz ohnehin in den jeweiligen Behörden verbleiben muss?23 Was also soll dort archiviert werden – jenseits des Wissens, das antirassistische und antifaschistische Bewegungen gegen den vielfältigen Versuch der Leugnung, Bagatellisierung und Vertuschung rechtsextremen Terrors zusammengetragen haben?
 
        Der NSU-Komplex steht für eine umfassende strukturelle Gewalt gegen Migrant*innen. In der Auseinandersetzung damit kam es zu einer breiten zivilgesellschaftlichen Vernetzung, die in all ihren Aktivitäten die Perspektive der Betroffenen zum zentralen Bezugspunkt macht. Damit ist eine Diskursverschiebung gelungen: Während die Angehörigen der durch den NSU Ermordeten noch um die Wahrnehmung ihrer Erfahrungen und ihrer Toten ringen mussten, wurde die Praxis der Angehörigen in Hanau, die Namen und Gesichter ihrer ermordeten Angehörigen unter dem Hashtag #saytheirnames sichtbar zu machen, breit aufgegriffen. Hier zeigt sich eine neue Qualität des selbstbestimmten und kollektiven Gedenkens an die Opfer rassistischer Gewalt.
 
        Im Kampf um Aufklärung und Gerechtigkeit im NSU-Komplex hat sich ein gesellschaftlicher Resonanzraum geöffnet, den viele Betroffene anderer rassistischer Anschläge und Angriffe der 1980er und 1990er Jahre genutzt haben, um sich erstmals zu äußern. Endlich wurde ihnen zugehört und ihrem Wissen Bedeutung beigemessen. Es gründeten sich zahlreiche neue Initiativen wie die „Initiative 12. August“ in Merseburg, die „Initiative Amed Ahmad“ in Nordrhein-Westfalen, die „Initiative Duisburg 1984“, die Hamburger „Initiative zum Gedenken an Nguyễn Ngọc Châu und Đỗ Anh Lân“ und viele weitere. Gleichzeitig konnten schon bestehende Initiativen wie „Gedenken Mölln 1992“ oder die „Initiative Hafenstraße 96“ in Lübeck, aber auch „Diên Hông – Gemeinsam unter einem Dach“ aus Rostock-Lichtenhagen neue Aufmerksamkeit erreichen. Diese Initiativen unterstützen sich gegenseitig und beziehen sich in ihren Aktivitäten aufeinander. Neben lokalen Begegnungs- und Gedenkorten sind auf diese Weise gemeinsame, plurilokale Gedenkpraktiken entstanden: die erwähnte „Möllner Rede im Exil“, die jedes Jahr an einem anderen Ort von Betroffenen rassistischer Gewalt gehalten wird; die „NSU-Tribunale“, die bereits in Köln, Mannheim, Chemnitz, Zwickau und Nürnberg stattgefunden haben und Räume eröffnen, insbesondere lokale Erfahrungen mit rassistischem Terror aufzuarbeiten; das „Festival of Resilience“, das von jüdischen Überlebenden des Anschlags auf die Synagoge in Halle organisiert wird und rassistische und antisemitische Gewalt thematisiert. Diese und viele weitere Zusammenkünfte multidirektionalen Erinnerns setzen heute den Standard dafür, wie solidarisches Gedenken aussehen kann. Dabei geht es nicht nur um ein Gedenken an die Opfer des rassistischen Terrors, sondern auch darum, dass dieses Gedenken kollektiv von den Angehörigen und Überlebenden gestaltet wird. Diese Vernetzung ist zu einer starken Kraft im Kampf gegen den gesellschaftlichen Rassismus geworden.
 
        Für das zukünftige Gedenken lässt sich daraus vor allem ableiten, dass diese Kraft nicht durch eine erneute Vereinzelung der Akteur*innen zerstört werden darf. Vielmehr gilt es, an diese wegweisenden überlokalen und multidirektionalen Praktiken anzuschließen, diese sichtbar zu machen und zu stärken. Damit geht auch ein Gedenken an das massive Ausmaß und die historische Kontinuität rassistischer und antisemitischer Gewalt in Deutschland einher.
 
        ÜBER DAS GEDENKEN HINAUS
 
        Es lässt sich somit resümieren, dass ein offizieller Gedenkort, der das Gedenken an die Toten und die Aufarbeitung der institutionellen Ermöglichungsbedingungen des NSU-Komplexes vereinbaren soll, unter staatlicher Regie schwer vorstellbar ist. Zu schwer wiegen die Erfahrungen verweigerter Aufarbeitung, verweigerter Mitsprache der Angehörigen und Überlebenden und verweigerter Auseinandersetzung mit dem gesellschaftlichen Rassismus. Tatsächlich stellt sich ohnehin die Frage, wie realistisch ein solches Dokumentationszentrum überhaupt ist – bisher sind im Haushaltsplan keine Gelder dafür eingestellt. Das angekündigte Archiv zum Rechtsterrorismus, das unter anderem Materialien für Forschung und Aufarbeitung bereitstellen sollte, wurde bereits zu einem Webportal zusammengekürzt, das eher Material für die politische Bildung als für Aufklärung und Forschung bereithalten und vor allem das durch antirassistische und antifaschistische Initiativen längst verfügbar gemachte Wissen versammeln wird.24
 
        Dennoch ist das in Aussicht gestellte Dokumentationszentrum eine wichtige Forderung der Betroffenen des NSU-Terrors, und es wäre in erster Linie ihrem beharrlichen Engagement zu verdanken, wenn es überhaupt zustande kommt. Wesentliche Bestandteile ihrer Forderung sind jedoch auch die Anerkennung des migrantisch situierten Wissens der Betroffenen rassistischer Gewalt, das die Grundlage für jegliche Dokumentation bildet, sowie die Aufforderung, dieses Wissen in die politische Bildung einzuspeisen und sichtbar werden zu lassen. Hieran muss sich jede Form der Archivierung, der Dokumentation, des Gedenkens und der Aufklärung orientieren.
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        ZEUGNIS ABLEGEN UND GEHÖRT WERDEN
 
        Betroffenenperspektiven auf ein mögliches Dokumentationszentrum zum NSU-Komplex
 
        Sabine Hess
 
        „War der Holocaust konzipiert als ein Unternehmen, das nicht nur auf die Vernichtung der Menschenleben, sondern auch auf alle Spuren und Beweise ebendieser Auslöschung ausgerichtet war, so erscheint das Überlebenszeugnis, das die Opfer in Erinnerung ruft, wie ein Akt des Widerstands gegen die umfassende Vernichtung. (…) In den Schwierigkeiten der Opfer, ihre Erfahrungen sprachlich mitzuteilen und sich Gehör zu verschaffen, zeige sich noch die Spur der Vernichtung, die sie zuallererst zu Opfern gemacht hat.“01
 
        Wie dieses Zitat der Erkenntnisforscherin Sibylle Schmidt widerspiegelt, waren es die Überlebenszeugen des Holocaust selbst, die sich „von unten“ zunächst gegen eine Wand des Schweigens durchsetzen mussten, um mit Blick auf die NS-Vernichtungspolitik eine Erinnerungspraxis zu ermöglichen, die mittlerweile gesellschaftlich wohl etabliert ist. Heute sieht sich Deutschland mit seiner vielfältigen institutionellen Erinnerungslandschaft gern als „Erinnerungsweltmeister“,02 wobei die Kämpfe der Überlebenszeug*innen mit ihren Unterstützer*innen darin größtenteils überschrieben wurden.03
 
        Umso erstaunlicher ist es daher auf den ersten Blick, dass sich für die über 300 bekannten Todesopfer rassistischer Gewalt seit 1945 bislang keine nennenswerte gesellschaftliche und staatliche Erinnerungspraxis in der Bundesrepublik herausgebildet hat, trotz jahrzehntelangem Aktivismus von zivilgesellschaftlichen Initiativen und Betroffenen.04 Sie fordern seit den 1980er Jahren nicht nur die Aufklärung der Tathintergründe und ihre Kennzeichnung als rassistisch oder antisemitisch motivierte Gewalttaten, sondern auch eine würdige öffentliche Praxis der Trauer und Erinnerung an die Opfer und ihr Leben, wofür die Hinterbliebenen die wichtigsten Zeug*innen sind. Für eine gelungene Zeugenschaft bedarf es allerdings nicht nur eines „Sprechakts“, sondern immer auch eines „Hörakts“ – also Rezipient*innen, die Zuhören wollen und zeigen, dass es bei ihnen ankommt, sie es annehmen und bestenfalls Empathie bekunden.05
 
        In diesem Sinne spricht die Soziologin Leah Bassel von „politics of listening“ und legt dar, dass auch Zuhören eine politische Praxis ist.06 Während marginalisierte Gruppen häufig „politics of voice“ als Strategie des Sicht- und Hörbarwerdens betreiben, sind beim Zuhören vor allem die gesellschaftlich dominanten Gruppen gefragt: Denn ihr Nicht-Zuhören ist als politische Entscheidung zu verstehen; es gibt ihnen erhebliche „Macht, Zeugnisse zum Scheitern zu bringen“.07 So war es auch lange im Falle der Opfer und Angehörigen-Betroffenen08 der Mord- und Anschlagsserie des „Nationalsozialistischen Untergrunds“ (NSU), denen trotz erheblichen Aufwands, sichtbar zu werden und Gehör zu finden, über ein Jahrzehnt lang nicht zugehört wurde. Erst mit der Selbstenttarnung des NSU 2011 änderte sich dies ansatzweise.
 
        Nun soll es über diese Ansätze hinausgehen: 2021 haben sich die Regierungsparteien SPD, Bündnis 90/Die Grünen und FDP im Koalitionsvertrag darauf geeinigt, „die Errichtung eines Erinnerungsortes sowie eines Dokumentationszentrums für die Opfer des NSU“ zu unterstützen.09 Daraufhin hat die Bundeszentrale für politische Bildung im Herbst 2022 unter anderem mich angefragt, eine von drei Expertisen in Hinblick auf eine mögliche Realisierung eines derartigen Zentrums zu verfassen, und zwar im Sinne einer „bundesweiten Bestandsaufnahme von Aufarbeitungsaktivitäten und der Einbindung von Betroffenenperspektiven“.10
 
        Das Nachdenken über eine inklusive Erinnerungskultur im postnationalsozialistischen, postmigrantischen Deutschland steht indes erst am Anfang – haben die etablierten erinnerungspolitischen Akteure (Geschichtswissenschaft und -didaktik, Museen, Archive, Gedenkzentren) doch jene mörderische Geschichte des Rassismus nach 1945 sowie seine gesellschaftliche, institutionelle und kulturelle Strukturierung bislang weitgehend ignoriert.11 Die bisherigen Bemühungen beziehen sich dabei vor allem auf die „Integration“ der Einwanderungsgesellschaft in die etablierten Orte und weniger auf die lange Geschichte rassistischer Gewalt.12 In diesem Sinne sollte es in der Bestandsaufnahme nicht um die Erhebung eines „kollektiven Gedächtnisses“ gehen, sondern vielmehr um das migrantische Wissen und die Bedeutung der Zeugenschaft, um die counter stories, die bisher beschwiegen wurden und immer wieder mit dem Versuch konfrontiert sind, verunsichtbart und von der Bühne der Geschichte gestoßen zu werden.
 
        Im Folgenden werde ich einige Erkenntnisse aus der Expertise zusammenfassen. Auf Basis von Interviews mit sieben Angehörigen und Opfern des NSU-Komplexes werde ich skizzieren, welche Ideen und Vorstellungen diese im Laufe der Gespräche hinsichtlich eines möglichen Erinnerungsorts beziehungsweise Dokumentationszentrums formulieren – wie sich die Opfer und Angehörigen-Betroffenen selbst einen derartigen Ort vorstellen, für den es bislang in Deutschland kein Vorbild oder eine etablierte Erinnerungspraxis gibt. Zunächst aber soll es um den Hintergrund gehen: den langjährigen Kampf der Opfer und Angehörigen-Betroffenen um Zeugenschaft, ums Sich-Gehör-Verschaffen, der geprägt war von Rassismuserfahrungen, tiefen Enttäuschungen und einem immensen Vertrauensverlust in staatliche Institutionen.
 
        KAMPF UM ZEUGENSCHAFT
 
        „Man fühlt sich nicht respektiert. [Meine Mutter] hat auch einen Brief an [den damaligen Bundespräsidenten] Herrn Gauck geschrieben. Sie hat nie eine Antwort erhalten. Und dann bin ich bei dem Gedenktag so, und dann wird da von Zusammenhalt gesprochen. Dann wird davon gesprochen, dass man für einen da ist …“
 
        (Okan T.)
 
        Die Bestandsaufnahme bisheriger Aufarbeitungsaktivitäten des NSU-Komplexes zeigt sehr deutlich, dass es in erster Linie die Opfer und Angehörigen-Betroffenen selbst waren, die sich – über weite Strecken allein (gelassen) – kontinuierlich mit den rassistischen Anschlägen sowie dem behördlichen, medialen und gesellschaftlichen Umgang damit auseinandergesetzt haben. Bereits während der Mordserie, als Ermittlungsbehörden und Medien noch weitgehend einhellig eine „Täter-Opfer-Umkehr“ betrieben und die Angehörigen der Mordopfer öffentlichkeitswirksam zu Verdächtigen machten, wiesen die Hinterbliebenen auf den rassistischen Hintergrund der Taten hin. Auch nach der Selbstenttarnung des NSU, als die leitende Ermittlungsthese der „Dönermorde“ zusammenbrach, die gesellschaftliche Unterstützung zunahm und mit Barbara John regierungsamtlich eine Opferbeauftragte benannt wurde, waren es weiterhin vor allem die Opfer und Angehörigen-Betroffenen selbst, die nach einem Jahrzehnt des Überhört-Werdens und Nicht-ernst-genommen-Werdens eine lückenlose Aufklärung sowie ein würdevolles Betrauern und öffentliches Gedenken forderten.
 
        Viele haben immer wieder beredt Zeugnis abgelegt – als Einzelpersonen in brieflichen Eingaben, eigenen Publikationen, unzähligen Interviews für Theaterstücke, Filmen und Dokumentationen oder kollektiv im Rahmen politischer Anklagen wie den „Tribunalen NSU-Komplex auflösen“ oder verschiedener bildungspolitischer Tätigkeiten.13 So führen es auch Semiya Şimşek und Gamze Kubaşık, deren Väter 2000 und 2006 vom NSU ermordet wurden, im Gespräch aus:
 
        „Also, wir nutzen eigentlich alle Plattformen, seien es szenische Lesungen, Bücher schreiben, Veranstaltungen (…). Wir versuchen eigentlich alles zu machen, was möglich ist.“ Allerdings stellt Şimşek etwas später fest: „Du merkst, wir machen seit Jahren wichtige Arbeit. Aber uns fehlen die Räumlichkeiten und die finanziellen Mittel.“
 
        Die rassistische Botschaft der Taten, das klare Signal gegen die Realität der Einwanderungsgesellschaft, haben sie dabei immer klar benannt. Sie sollte den in Deutschland angekommenen migrantischen Kleinunternehmenden schlicht vermitteln: „Ihr seid hier nicht sicher!“, wie Gavriil Voulgaridis, dessen Bruder Theodoros Boulgarides 2005 vom NSU ermordet wurde, betont. Die zahlreichen parlamentarischen Untersuchungsausschüsse auf Bundes- und Landesebene sowie der fünfjährige Gerichtsprozess vor dem Münchner Oberlandesgericht ließen zentrale Fragen unbeantwortet, womit auch die eigene Bedrohungslage unklar ist. Für Voulgaridis mehr als eine Enttäuschung:
 
        „Und danach diese vier, fünf Jahre Gerichtsverfahren sind ein noch schöneres Märchen; nichts wurde verarbeitet, nichts wurde offenbart, nicht eine Antwort, alle Fragen sind noch offen – nichts! Man verkauft uns für dumm, man beleidigt uns noch. Für mich ist das eine Beleidigung.“
 
        An mangelndem Sprechen oder Zeugnis-Geben liegt es in diesem Falle – wie in vielen anderen bekannten Fällen rassistischer Morde – also nicht, dass sich bisher noch keine würdige gesellschaftliche Erinnerungspraxis oder staatlich-institutionelle Anerkennungspolitik herausgebildet hat. Zwar gibt es seit 2011 immer Einladungen zu offiziellen Gedenkveranstaltungen, und die ein oder andere Gedenktafel wurde enthüllt, doch hierbei fühlen sich die Hinterbliebenen bis heute in den allermeisten Fällen auf die Rolle als Statisten reduziert, nicht ernst genommen in ihrer Zeugenschaft, in ihrer Betroffenheit und ihren lebenspraktischen Problemlagen. Dabei bedeutet es für Opfer und Angehörige immer wieder einen immensen Kraftakt, einer Einladung zu folgen, sich mit der Geschichte auseinanderzusetzen und der Gefahr der Retraumatisierung zu begegnen:
 
        „Also diese Offenheit gegenüber diesen Einladungen ist bei den Betroffenen leider verloren gegangen. Weil, eine Einladung nach der anderen, immer wieder das gleiche hören, immer wieder die Frustration, die Verzweiflung von früher hochzubringen, um danach nichts im Gegenzug zu erhalten. Irgendwann stellst du dich quer, irgendwann möchtest du es nicht. Irgendwann belastet es dich, wie meine Mutter. Und dann sagst du dich davon ab, weil du darin keinen Sinn mehr siehst. Du möchtest nicht dahin gehen, dein Leid aufwirbeln lassen und dann wieder gehen. Um was erreicht zu haben? Gar nichts!“ (Okan T.)
 
        Semiya Şimşek berichtet, dass es immer wieder vorkommt, dass sie als Opfer-Angehörige noch nicht einmal wahrgenommen werden:
 
        „Also, nach zwölf Jahren habe ich immer noch das Gefühl, wir als Betroffene werden nicht ernst genommen, wenn bundesweit eine Gedenkveranstaltung organisiert wird und meine Mutter und mein Bruder nicht mal eingeladen sind, oder auf diesem (…) Einladungssystem nicht draufstehen.“
 
        Immerhin lässt sich auf kommunaler Ebene an den verschiedenen Tatorten seit einigen Jahren eine gewisse Etablierung einer Gedenkpolitik erkennen – auch hier meist erst nach intensivem Einsatz von Angehörigen und Initiativen vor Ort. Sie besteht vor allem aus Platz- oder Straßenumbenennungen, dem Anbringen von Gedenktafeln oder Gedenkstehlen sowie aus Gedenkveranstaltungen zum jeweiligen Jahrestag des dortigen Verbrechens. Dabei werden die Opfer und Angehörigen-Betroffenen auf unterschiedliche Art einbezogen, gehört und ernst genommen.14 Eine gelungene Erinnerungspraxis schildert Gamze Kubaşık für Dortmund:
 
        „Es ist in Dortmund vieles passiert. Also sofort nach der Selbstenttarnung war das tatsächlich so, dass der Oberbürgermeister sich bei uns gemeldet hat. (…) Der Stadtdirektor [hat] mit uns Kontakt aufgenommen (…) und ja, dass wir eigentlich immer diesen Kontakt zu denen danach hatten. Eine Gedenkstätte vor dem Kiosk kam auch tatsächlich von unserem damaligen Oberbürgermeister, und ihm war das sehr wichtig. Diese Gedenkstätte ist auch durch seinen Entwurf entstanden, wir wurden noch mal gefragt, und wir haben auch noch kleine Veränderungen gemacht.“
 
        Eigene Räume, finanzierte Strukturen im Sinne von Erinnerungs- und Dokumentationsorten, sowohl lokal als auch national, gibt es bisher nach nahezu zwei Jahrzehnten Kampf von Opfern und Angehörigen-Betroffenen zum NSU-Komplex und dem staatlichen Versagen jedoch nirgendwo. Vielmehr gibt es viel Enttäuschung, Frustration, Erschöpfung. Okan T. vergleicht die bestehende staatliche Praxis mit einem einmal gekochten und anschließend immer wieder aufgewärmten Gericht:
 
        „Du machst dir immer wieder dasselbe Essen warm (…). Und dieses Essen löst einfach nur Angst, Frustration und nicht wirklich Wut, aber (…) Verzweiflung aus. So immer wieder eine neue Einladung zu irgendeiner Veranstaltung zu bekommen, wo dann gesprochen wird, wo wir sitzen als Betroffene. Wir sind betroffen und müssen den Menschen zuhören, dass die für uns da sind, und wir bekommen gar nichts. Wir bekommen einen Kaffee und Kuchen danach und dürfen dann wieder nach Hause gehen.“
 
        Gavriil Voulgaridis hat dieser ständige Kampf, erst um die Anerkennung als Opfer einer rassistischen Gewalttat, dann um die Anerkennung seiner Zeugenschaft und konkreten Problemlagen krank und wütend gemacht, so berichtet er im Gespräch:
 
        „Die ersten Jahre waren noch okay. Man war jung, man hat das verarbeitet. Aber die letzten acht, neun, zehn Jahre kommt eins nach dem anderen mit meiner Gesundheit. Und mittlerweile ist es Wut, weil, es wird nichts besser. Wir müssen jahrelang mit dieser Geschichte kämpfen und ja, ich muss sagen, das hat mich krank gemacht. Und wie du mich hier siehst, geht es mir nicht so gut. Ja es ist Wut. (…) Am liebsten würden die [auch] sehen, dass wir dieses Land verlassen.“
 
        EIN HAUS DER ZEUGENSCHAFT
 
        „Wir wollen ja, die Familien wollen ja, dass es eine Geschichte unseres Landes wird. Und man solle sich doch gewiss sein, dass diese Geschichte ein Teil dieses Landes erst dann wird, wenn wir so einen Gedenk- oder einen zentralen Ort haben.“
 
        (Gamze Kubaşık)
 
        Angesichts der bislang nur marginal und nur unter großem Krafteinsatz von Opfern und Angehörigen-Betroffenen und ihren Unterstützer*innen herausgebildeten erinnerungspolitischen Landschaft und vor dem Hintergrund der langen deutschen Geschichte rassistischer Gewalt stellt sich die Frage, wie ein Erinnerungsort oder Dokumentationszentrum inhaltlich, organisatorisch aber auch gestalterisch aussehen könnte, oder besser: sollte. Auch wenn die Positionen der Gesprächspartner*innen bezüglich der Notwendigkeit der Errichtung eines möglichen „Dokumentationszentrums“ und seiner möglichen Ausgestaltung durchaus heterogen ausfallen, überrascht doch das generell eher positive Echo, wie es das folgende Zitat zum Ausdruck bringt:
 
        „Die Einrichtung eines Dokumentationszentrums ist eine gute Sache, ich meine, es kann dort zumindest ein Solidaritätszentrum entstehen. Es kann ein Zentrum sein, in dem Informationen darüber gesammelt werden, wie sich die Vorfälle zuvor entwickelt haben, wie sie sich in Zukunft entwickeln werden, wie man eingreifen kann, wenn man es wirklich ernsthaft tut.“ (Muhammet A.)
 
        Dabei formulieren die Interviewten vier wesentliche Funktionen beziehungsweise Dimensionen, die so ein Ort umfassen sollte: Erstens wünschen sich alle einen Raum zur (weiteren) Aufklärung der rassistischen Gewalt, der Hintergründe der Taten und Motive, des staatlichen Ermittlungsversagens und der Rolle der einzelnen Dienste, auch um ihre eigene Aufklärungsarbeit endlich sinnvoll und finanziert fortzusetzen. Zweitens verstehen alle Betroffenen unter Aufklärung nicht nur eine rückwärtsgewandte Tätigkeit, sondern vor allem eine in die Gesellschaft und in die Zukunft gerichtete; es sollte ein Ort sein, der zum Dialog einlädt und an dem präventive Bildungsarbeit geleistet wird, um eine Zukunft denkbar zu machen, die nicht von Rassismus geprägt ist. Drittens wünschen sich die meisten Gesprächspartner*innen einen Raum als genuinen „Erinnerungsort“ an das Leben ihrer ermordeten Angehörigen. Und viertens artikulieren die meisten das Bedürfnis, einen derartigen Ort als Versammlungsraum für die Opfer und Betroffenen selbst nutzen zu wollen, als einen Ort der Solidarität und Resilienz.
 
        Grundlegend sehen die Gesprächspartner*innen mit der Errichtung eines derartigen Zentrums die (späte, wiedergutmachende) Möglichkeit verbunden, dass die Geschichten der Opfer und Betroffenen von rassistischer Gewalt nicht verloren gehen, sondern als Teil der Geschichte dieses Landes auch einen Ort finden, wie es Gamze Kubaşık im obigen Zitat formuliert. Dabei legen sie in inhaltlicher wie struktureller Hinsicht Wert auf gewisse Mindeststandards und Ideen, was so ein Multifunktionsort leisten und wie er von Anfang an organisiert und strukturiert werden müsste.
 
        VON DEN BETROFFENEN AUSGEHEN
 
        „Im Zentrum des Gedenkens [müssen] die Opfer rassistischer Gewalt und Terror [stehen]. Aber das Zentrum sollte meiner Meinung nach mehr umfassen. Opfer jeglicher Art und die Konsequenzen beziehungsweise Folgen durch so eine Gewalt. Die Ausarbeitung psychischer Krankheiten wie zum Beispiel Traumata, die Weitergabe in der Familie und der Einfluss auf die Gesellschaft. (…) Den Namen finde ich auch nicht in Ordnung, wenn es dann NSU-Gedenkzentrum heißt. Weil dieser Name NSU einfach nur für die, ja, für die Rassisten steht und nicht für die Betroffenen.“
 
        (Okan T.)
 
        Alle Gesprächspartner*innen sind sich in diesem Punkt einig, dass nicht nur inhaltlich die Erfahrungen der Betroffenen rassistischer Gewalt im Zentrum der Auseinandersetzung stehen sollten. Sie diskutieren auch, ob der geplante Ort allein auf den NSU-Komplex fokussieren oder historisch kontextualisiert auch die lange Geschichte rassistischer Gewalt in den Blick nehmen sollte. Einigkeit besteht auch hinsichtlich der Einschätzung, dass nur die zentrale und frühzeitige Einbindung der Opfer und Angehörigen-Betroffenen garantieren kann, dass ihre Perspektive und ihr Wissen wirklich Struktur-gebend und entscheidend (im doppelten Sinne des Wortes!) zur Geltung kommen.
 
        Dabei deuten sie durchaus auf die Heterogenität der Gruppe von Opfern und Angehörigen hin, und dass sich viele aus Frustration und Erschöpfung zurückgezogen haben. Ferner verweisen sie auch auf die Problematik der Retraumatisierung gerade mit Blick auf die Situation der älteren Generation und direkter Angehöriger, die mit der Errichtung eines derartigen Ortes einhergeht:
 
        „Und du kommst zurück als Vater, siehst deinen Sohn sterben beziehungsweise tot auf dem Boden liegen. Da gehst du nicht in ein Zentrum und schaust es dir noch mal an, um in Tränen auszubrechen dort. Das vermeidest du als sehr stark leidender Mensch.“ (Okan T.)
 
        Zugleich wünschen sich alle, dass ein derartiger Ort nicht weit weg sein dürfe, sondern dort angesiedelt sein müsse, „wo die Migranten wohnen“, an den „Betroffenenorten“, „in denen es mehr Ungerechtigkeit und Ausländer gibt“, wie verschiedene Gesprächspartner*innen es formulieren. Diese starke Position bezüglich einer dezentralen Struktur und Verortung an den Tatorten der Morde und Anschläge ist nicht nur dem Wunsch geschuldet, dass es zu keiner Konkurrenz zwischen den „Betroffenenstädten“ kommen solle. Auch die älteren Opfer und Angehörigen sollten ein derartiges Zentrum einfach erreichen können, was gegen einen zentralen Gedenkort weit weg in Berlin oder Chemnitz spräche. Vielmehr entspringt diese Haltung auch dem klaren Verständnis der Botschaftswirkung der Taten, die explizit die migrantische Wohnbevölkerung treffen sollten. Insofern hätten derartige Zentren in den migrantischen Räumen auch eine Signalwirkung:
 
        „Meiner Meinung nach sollten solche Zentren in Gegenden angesiedelt werden, in denen es mehr Ungerechtigkeit und Ausländer gibt. Und das sollte man den Leuten persönlich erklären. Was für eine Funktion wird hier erfüllt? Nur Ausländer haben hier Ungerechtigkeiten erlitten, solche Vorfälle gab es hier schon früher. Von Generation zu Generation. Im Sinne von, früher gab es hier eine solche Organisation. Es gab solche Angriffe und Morde. Ein solches Zentrum, zum Beispiel, sollte nicht an einem abgelegenen Ort liegen, nicht nur auf dem Papier als ein NSU-Zentrum gegen Rassismus bestehen. Es muss aktiv sein.“ (Muhammet A.)
 
        Für eine dezentrale Struktur sprach ferner auch die stützende und fördernde Wirkung für die bereits stattfindende Aufklärungs- und Erinnerungsarbeit von Opfern und Angehörigen-Betroffenen und ihren Unterstützer*innen, die bislang weitestgehend ehrenamtlich und ohne große finanzielle und infrastrukturelle Förderung auskommen muss, wie es Gamze Kubaşık im Gespräch erklärt:
 
        „Also, es ist ja auch einer unserer Wünsche, in so einem Zentrum unsere Arbeit zu machen und den Menschen von uns zu berichten und über den NSU und seine Verbrechen zu sprechen. (…) Für die Betroffenenorte wäre dies noch mal viel leichter, wenn man so eine Räumlichkeit hat und ’ne finanzielle Unterstützung hat, ja.“
 
        In diesem Sinne machen alle Gesprächspartner*innen auch klar, dass die Perspektive der Betroffenen inhaltlich wie strukturell ins Zentrum zu stellen, eben auch bedeutet, diese adäquat institutionell und personell einzubinden, zu finanzieren und wenn nötig, weiter zu qualifizieren. Ebenfalls bedeutet dies, die Strukturen transparent so zu gestalten, dass die Opfer und Angehörigen-Betroffenen an den zentralen Entscheidungen adäquat beteiligt und in den Gremien repräsentiert sind.
 
        ORT DES GEDENKENS, DER POSITIVEN ERINNERUNG, DER SOLIDARITÄT UND RESILIENZ
 
        „Also, wir möchten eigentlich den Opfern ein Gesicht und ’ne Stimme geben, und das sollte auch in diesem Erinnerungsort einfach weiter funktionieren.“
 
        (Semiya Şimşek)
 
        Viele Betroffene denken beim Stichwort „Dokumentationszentrum/Erinnerungsort“ vor allem an einen Ort der Einkehr, der dem Leben ihrer ermordeten Angehörigen gewidmet ist. Die Menschen hinter den Mordopfern, so die Interviewten, sollen nicht in Vergessenheit geraten, und das Leben, das sie hatten, und ihre Persönlichkeit sollen weitergetragen werden.
 
        „Also, wenn jemand da reinkommt, ein Kind, und sieht Enver Şimşek, dass man so seinen Lebenslauf vielleicht beschreibt, was er gemacht hat, wie er nach Deutschland gekommen ist, was ihn überhaupt nach Deutschland geführt hat, was für ein Leben er hatte und wie er, wo er gearbeitet hat, was so seine Lebensabsichten seine Hobbys waren, zum Beispiel.“ (Semiya Şimşek)
 
        In den Zitaten spiegelt sich das Bedürfnis, einen ästhetisch wertvollen Ort zu schaffen, an dem sich die ermordeten Angehörigen ebenfalls wohlgefühlt hätten – einen Willkommensort, einen Ort der „Schönheit“ (Okan T.) und der „Wärme“ (Gamze Kubaşık), der etwas „Positives“ (Okan T.) ausstrahlt. Einen Gegen-Ort zur Gewalt der Rechtsterrorist*innen und der Kälte des institutionellen und gesellschaftlichen Rassismus, den die Familien miterleben mussten. So geht es vielen auch darum, einen solchen Ort mit positiven Symbolen ausschmücken zu wollen, die an das Leben der Ermordeten erinnern und nichts mit der hiesigen Gedenkstättenästhetik zu tun haben, sondern die herkunftskulturellen, familiären und persönlichen Symbole und Ästhetiken einbeziehen, wie ein Kirschbaum oder ein Stern. Einige der Angehörigen-Betroffenen könnten sich sogar vorstellen, unter den richtigen Voraussetzungen, wichtige persönliche Gegenstände dort auszustellen, wie es Semiya Şimşek sagt:
 
        „Oder weißt du, was auch sehr, sehr schön wäre, und ich glaube, das würde auch das erste Mal so irgendwie stattfinden (…), dass man so persönliche Dinge für die Leute, also für dieses Zentrum mitgibt, das muss natürlich sehr, sehr sicher sein, wie zum Beispiel ein Tesbih [eine Gebetskette] von meinem Vater, den er immer in der Hand hatte. Oder seine Armbanduhr, die immer an seinem Arm war, dass die Leute auch so persönliche [betont:] Dinge von denen sehen.“
 
        Angesichts der negativen Erfahrungen als Opfer und Angehörige-Betroffene, nicht nur über ein Jahrzehnt zu Täter(familie)n gemacht worden zu sein, sondern nach der Selbstenttarnung auch für eine würdige Erinnerungspraxis und Anerkennung der Leiden kämpfen zu müssen, geht es den meisten Gesprächspartner*innen auch darum, endlich einen Ort zu haben, um sich als Opfer und Angehörige-Betroffene des NSU-Komplexes und darüber hinaus in Ruhe treffen, austauschen, politisch vernetzten und sich hierdurch gegenseitig stärken zu können, wie es Okan T. beschreibt:
 
        „[Die vergangenen Jahre] haben vielen auch die Lebenskraft geraubt. Und, wie gesagt, ich würde mir sehr wünschen, dass man gut vernetzt ist mit den Betroffenen. Weil, letztendlich kann man sich nur gegenseitig positiv beeinflussen, sich Beistand zusprechen und auch Verständnis, weil, letztendlich kann man nur von den anderen Betroffenen auch Verständnis erfahren.“
 
        Mit einem zukünftigen Dokumentationszentrum verbinden die Überlebenden die Chance, dass sich Räumlichkeiten oder auch nur finanzielle Ressourcen wie Unterkunft, Reisegelder und Organisation für die Betroffenenvernetzung akquirieren lassen, worunter die bisherigen eigenorganisierten Vernetzungsinitiativen vielfach leiden, sodass Treffen immer wieder nicht zustande kommen:
 
        „Aber zum Beispiel jetzt demnächst in Berlin wird das leider nicht stattfinden; das kann man ja auch offen sagen: aus dem Grunde, weil der Initiative dort einfach das Geld fehlt (…) und da wäre das für die Betroffenenorte noch mal viel leichter, wenn man so eine Räumlichkeit und finanzielle Unterstützung hat.“ (Gamze Kubaşık)
 
        ORT DER AUFKLÄRUNG UND PRÄVENTION
 
        Angesichts der bis heute ausgebliebenen Aufklärung und der vielen offenen Fragen bezüglich Tatmotiv, Opferauswahl, Täter*innenstruktur, Verwicklung von Ermittlungsbehörden und Verfassungsschutzämtern sehen alle Gesprächspartner*innen mit einem derartigen „Dokumentationszentrum“ die Chance zur Aufklärung verbunden. Dabei ginge es zum einen darum, den rassistischen Hintergrund und die Botschaft der Taten gegen die Einwanderungsgesellschaft zu thematisieren:
 
        „Warum wollte denn dieses Trio vor allem türkischstämmige Bürger treffen? Was war es denn eigentlich für eine Nachricht an die Community der Türkischstämmigen? Das sollte vielleicht noch mal aufgegriffen werden, es gab ja eigentlich ’ne Botschaft, aber darum kümmert sich heutzutage niemand. Aber es muss ja ein Ziel gehabt haben. Abschreckung? War es vielleicht, ihr seid hier nicht erwünscht?“ (Gamze Kubaşık)
 
        Etwas anders gelagert erachtet es auch Gavriil Voulgaridis als wichtig, in einem solchen Ort über den Kontext der Einwanderung seiner Familie zu sprechen:
 
        „(…) und von unseren reichhaltigen Erfahrungen als zweite Generation der Gastarbeiterfamilie, das können wir doch gut kombinieren, was die jungen Menschen heutzutage nicht wissen. Die hören das und klar, ab und zu glaube ich auch, habe ich das Gefühl, dass die Generation heute diese Gastarbeitergeschichte ungern hört, dass wir Nichtdeutsche geholt worden sind, vertraglich geholt worden sind. Vielleicht irre ich mich da, ich möchte mich nicht zu weit aus dem Fenster lehnen, aber mein Gefühl ist, dass die heutige Gesellschaft das ein bisschen zu wenig thematisiert.“
 
        Zum anderen verbinden alle Gesprächspartner auch die Hoffnung, das „staatliche Versagen“ mit Blick auf seine Auswirkungen auf die Opfer und Angehörigen-Betroffenen schonungslos zur Sprache bringen zu können:
 
        „Also, es ist schon wichtig, dass man in diesem Dokumentationszentrum auch erfährt, was für staatliches Versagen man in diesem Land, in dem NSU-Fall hatte. Und wir haben das ja alles miterlebt und das hat uns dazu geführt, dass wir Familien dadurch auch kaputt gegangen sind. Und dass uns in der Zeit das Trauern auch so genommen wurde. Also nicht nur ich und Semiya sagen das, dass für uns die schlimmste Zeit vor der Enttarnung war, sondern alle anderen Familien sagen das auch. Und deswegen finde ich, dass es sehr, sehr wichtig ist, dass die Menschen erfahren, was für Pannen in unserem Land passiert sind.“ (Gamze Kubaşık)
 
        Und Semiya Şimşek ergänzt:
 
        „Aufklären! Und auch wirklich, auch wenn’s nicht aufgeklärt wurde, Pannen, dass man das auch aufrichtig da alles hinschreibt (…), das muss man vielleicht von Jahr zu Jahr machen und detailliert beschreiben, was alles da passiert ist, was wir gesagt haben.“
 
        Dabei geht es den Gesprächspartner*innen nicht nur um die von der damaligen Bundeskanzlerin Angela Merkel 2012 versprochene umfassende Aufklärung der Tathergänge und der Ermittlungsfehler, sondern auch um die Thematisierung der Ermöglichungsstrukturen, allen voran des institutionellen, staatlichen und gesellschaftlichen Rassismus. Hieran schließen viele die Zielvorstellung an, dass einem derartigen Zentrum vor allem eine in die Zukunft gerichtete gesellschaftliche Aufklärungsfunktion zukommt; dass ein Raum entstehen müsse, der einer engagierten Zivilgesellschaft zugutekommt, in dem eine präventive, antirassistische politische Bildungsarbeit praktiziert werden kann:
 
        „Das Gedenkzentrum sollte eine gewaltfreie und harmonische Zukunft äußern (…). Ja, also aufklären ist mir am wichtigsten (…) dass die Menschen aufgeklärt werden und dadurch auch vorgebeugt werden kann.“ (Okan T.)
 
        SCHLUSS
 
        Angesichts der bisherigen Erfahrungen mit staatlichen Institutionen, bei denen die Erwartung eines verbindlichen Umgangs auf Augenhöhe oftmals schwer enttäuscht wurde, sehen es alle Gesprächspartner*innen als unerlässlich an, dass sie als Opfer und Angehörige von Anfang an in die Diskussionsprozesse und Entscheidungsstrukturen zu einem derartigen Zentrum eingebunden werden und diese transparent gestaltet sind. Dies formulieren viele in dem Sinne, dass „ohne sie“ gleichbedeutend mit „gegen sie“ wäre:
 
        „Und Entscheidungen treffen, wo die Familien nicht involviert sind, dann nein, aber wenn wir wie heute natürlich auch gefragt werden: ‚Wie soll es denn aussehen? Was stellt ihr euch vor?‘, und wir auch ein Bestandteil von dem allem sind, dann natürlich sehr, sehr gerne, also unbedingt sogar, das wollen wir ja auch.“ (Gamze Kubaşık)
 
        Dabei fordern manche, nicht nur in die Entscheidungen einbezogen zu werden und die Mitarbeit finanziell angemessen honoriert zu bekommen, sondern auch eine gewisse Autonomie über Ausgaben und Programmgestaltung. Allerdings formulieren alle, dass sie nicht ein weiteres Mal enttäuscht werden wollen. Vielen macht es Mut, zwölf Jahre nach der Selbstenttarnung des NSU zu sehen, dass nun Schritte eingeleitet werden, die ihren jahrelangen Forderungen entsprechen. Die Hoffnung ist, dass die Realisierung dieser Forderungen nicht noch ein weiteres Jahrzehnt dauert, wie es dieser Dialog abschließend zum Ausdruck bringt:
 
        „Ich meine, wir haben doch so lange darauf gewartet, also, wir warten immer so lange darauf, und wir machen wichtige Arbeit. Und wir erwähnen ja auch immer wieder, vor allem ich sag es immer wieder: Ich möchte ein Ort für das alles, und jetzt hab ich so das Gefühl, ich weiß nicht.“ (Gamze Kubaşık)
 
        „Ich möchte nicht mehr enttäuscht werden.“ (Semiya Şimşek)
 
        Die Erfahrungen der vergangenen zwei Jahrzehnte mit Enttäuschungen und Vertrauensverlust zogen sich wie ein roter Faden durch unsere Interviews. Auch für die Bestandsaufnahme zur Einbindung von Betroffenenperspektiven in ein etwaiges zukünftiges Dokumentationszentrum beziehungsweise einen Erinnerungsort haben die Angehörigen wieder mit viel Kraft Zeugnis abgelegt und Ideen formuliert. Nun ist es an den politischen Verantwortlichen und Institutionen, diesen erneuten Einsatz für eine verspätete Aufarbeitung und Erinnerung nicht wieder (aktiv) scheitern zu lassen.
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        VIELSTIMMIG AUFARBEITEN
 
        Zivilgesellschaftliche Perspektiven auf ein Dokumentationszentrum zum NSU-Komplex
 
        Jörg Buschmann · Dana Schlegelmilch · Hannah Zimmermann
 
        Anfang Mai 2023 haben wir eine Konzeptions- und Machbarkeitsstudie für ein Dokumentationszentrum zum NSU-Komplex in Südwestsachsen vorgelegt.01 In den Erarbeitungsprozess wurden verschiedene Akteur*innen der NSU-Aufarbeitung und ihre jeweiligen Expertisen einbezogen. Den Rahmen bildete eine Kooperation zwischen den beiden Vereinen RAA Sachsen e.V. und ASA-FF e.V., die seit vielen Jahren in der Aufarbeitung des NSU-Komplexes in Sachsen aktiv sind. Im Folgenden werden wir darlegen, warum ein solches Dokumentationszentrum wichtig ist, wie sich die zivilgesellschaftliche Forderung danach entwickelt hat und einige Kernpunkte aus der Studie vorstellen.
 
        Wir schreiben aus einer zivilgesellschaftlichen Perspektive02 über den NSU-Komplex, weil sich darin eine ungebrochene Realität verdichtet: die Kontinuität rechtsterroristischer und rechter Gewalt in Deutschland und den auf vielen Ebenen unzureichenden gesellschaftlichen Umgang damit. Rechte Gewalt, also Gewalt zum Beispiel aus rassistischen oder antisemitischen Motiven, schädigt die Betroffenen, ihre Angehörigen und ihr gesellschaftliches Umfeld. Sie ist zugleich eine fundamentale Herausforderung für eine demokratische Gesellschaft als Ganzes. Denn sie zielt auf den Ausschluss bestimmter gesellschaftlicher Gruppen wegen einer behaupteten Ungleichwertigkeit und stellt so den offenen und inklusiven Charakter von Demokratie infrage. Die Antwort der „Dominanzgesellschaft“03 lässt jedoch oft zu wünschen übrig: Der Ausschluss wird nicht entschieden zurückgewiesen, häufig sogar verstärkt. Die Betroffenen geraten aus dem Blick oder werden gar zu Täter*innen gemacht.
 
        Im zeitlichen Verlauf des NSU-Komplexes spiegelt sich das deutlich wider. Nach der Ermordung von Halit Yozgat und Mehmet Kubaşık organisierten die Angehörigen und ihre Unterstützer*innen im Frühjahr 2006 Demonstrationen in Kassel und Dortmund. Unter der Losung „Kein 10. Opfer“ gedachten mehrere Tausend Menschen der Ermordeten und erinnerten an die sieben weiteren Opfer der sogenannten Česká-Mordserie Enver Şimşek, Abdurrahim Özüdoğru, Süleyman Taşköprü, Habil Kılıç, Mehmet Turgut, İsmail Yaşar und Theodoros Boulgarides. Die Redner*innen trugen Trauer, Verzweiflung und Wut in die Öffentlichkeit. Sie formulierten die Erwartung, dass die Ermittlungsbehörden die Täter*innen stoppen und der Mordserie ein Ende bereiten. Sie wiesen auf die entscheidende Leerstelle in den bisherigen Ermittlungen hin: „Alle Opfer sind Migranten, da ist doch ein rechtsextremistischer Hintergrund sehr einleuchtend.“04 Und sie verwahrten sich gegen den fortdauernden Ermittlungsfokus auf die Betroffenen selbst.
 
        Ihre Appelle fanden nicht die notwendige Resonanz. Die Mordserie mit der Česká-Pistole als Tatwaffe endete zwar nach dem Mord an Halit Yozgat. Das dafür verantwortliche rechtsterroristische Netzwerk tötete aber weiter: Im April 2007 erschoss der NSU die Polizistin Michèle Kiesewetter und verletzte einen weiteren Beamten schwer. Die Ermittlungen blieben erneut ergebnislos. Im Zuge einer gescheiterten Flucht nach einem Banküberfall bekannte sich der NSU zu zehn Morden und zwei Bombenanschlägen zwischen 2000 und 2007.05 Erst diese „Selbstenttarnung“, ein lang geplanter letzter Akt, ließ die Sicherheitsbehörden und auch die breite Öffentlichkeit erkennen, wer für die Mord- und Anschlagsserie verantwortlich war.
 
        Am 11. Juli 2018 verkündete das Oberlandesgericht (OLG) München das Urteil im NSU-Prozess. Die Hoffnung auf Aufklärung und Gerechtigkeit erfüllte der Richterspruch trotz eines fünfjährigen Mammutprozesses nicht, entscheidende Fragen blieben unbeantwortet. Ayşe Yozgat, Mutter von Halit, erklärte: „Sie haben wie Bienen gearbeitet, aber keinen Honig produziert.“06 Insbesondere die Rolle von Ermittlungs- und Verfassungsschutzbehörden wurde nicht kritisch hinterfragt. Für Unverständnis sorgten zudem der partielle Freispruch für den wohl langjährigsten NSU-Unterstützer und die verhältnismäßig milden Urteile für weitere Unterstützer. Und so bedarf selbst die Aufarbeitung des NSU-Komplexes kritischer Aufarbeitung.
 
        WARUM EIN DOKUMENTATIONSZENTRUM IN SACHSEN?
 
        „In unserem Land – in meinem Land – muss sich jeder frei entfalten können, unabhängig von Nationalität, Migrationshintergrund, Hautfarbe, Religion, Behinderung, Geschlecht oder sexueller Orientierung.“07 Mit diesen Worten forderte Semiya Şimşek stellvertretend für alle Opferfamilien auf der zentralen Gedenkveranstaltung der Bundesregierung 2012 eine umfassende Aufarbeitung und die Einlösung der Versprechen einer pluralistischen und menschenrechtsorientierten Demokratie. Während Bundeskanzlerin Angela Merkel zunächst vollumfängliche Aufklärung versprach, entwickelte sich der Umgang mit dem NSU-Komplex in den involvierten Kommunen unterschiedlich: Die Städte Nürnberg, München, Dortmund, Hamburg, Rostock, Heilbronn und Kassel formulierten bereits 2012 eine gemeinsame Erklärung08 und errichteten Mahnmale. Hingegen wurde in den Städten Jena, Chemnitz und Zwickau jahrelang ignoriert, dass mit dem Wissen um den NSU-Komplex auch eine Verantwortung zur beständigen Aufarbeitung und Erinnerung einhergeht.09
 
        Schon kurz nach der Selbstenttarnung des NSU wurde in Zwickau im Frühling 2012 von Stadtverwaltung, Landesregierung und Polizei gemeinsam entschieden, dass das Haus, in dem der NSU zuletzt gewohnt hatte, abgerissen werden soll. Der Abriss führte später zu kunstaktivistischen und erinnerungspolitischen Protestaktionen durch die Initiativen „Grass Lifter“ und „Sternendekorateure“ aus Zwickau. Der Kulturverein Alter Gasometer e.V. begründete die Zwickauer „Novembertage“ und schuf damit ein Format, das bis heute die Auseinandersetzung mit dem NSU und das Gedenken an seine Opfer fördert.
 
        Die Aufarbeitung des NSU-Komplexes in Sachsen wird seitdem maßgeblich von der Zivilgesellschaft vorangebracht: So gründeten sich mehrere Geschichtswerkstätten und ein Ableger des Watchblogs „NSU Watch“. Mit dem Theatertreffen „Unentdeckte Nachbarn“ wurden 2016 Theaterinszenierungen zum NSU-Komplex nach Chemnitz und Zwickau eingeladen; sie thematisierten die Perspektiven der Überlebenden und Hinterbliebenen beispielsweise in dem Stück „Die Lücke“. Zugleich veröffentlichte das Kulturbüro Sachsen e.V. 2017 die Broschüre „Unter den Teppich gekehrt – Das Unterstützungsnetzwerk des NSU in Sachsen“. 2019 wurde im Rahmen des Tribunals „NSU-Komplex auflösen“ in Zwickau für wenige Tage ein Interimsdokumentationszentrum errichtet. Außerdem erarbeitete das Projekt „Offener Prozess – NSU-Aufarbeitung in Sachsen“ des ASA-FF e.V. eine Ausstellung. Sie wurde im zehnten Jahr nach der Selbstenttarnung des NSU in Jena, Chemnitz und Berlin gezeigt und war Teil des bundesweiten Theaterprojektes „Kein Schlussstrich“.
 
        Die Diskussion über ein Dokumentationszentrum ist eng verknüpft mit dem langjährigen Fehlen eines Erinnerungsortes in Zwickau. Die Idee für ein Dokumentationszentrum zum NSU-Komplex entstand dort in zivilgesellschaftlichen Zusammenhängen bereits 2012: Denn mit Beginn des NSU-Prozesses vor dem OLG München und den Erkenntnissen aus dem ersten Bundestagsuntersuchungsausschuss 2013 wuchs das Wissen über die Rolle der Ermittlungs- und Sicherheitsbehörden und den strukturellen Rassismus im NSU-Komplex. Darüber hinaus wurde deutlich, dass Sachsen Dreh- und Angelpunkt im NSU-Komplex gewesen war. Für die sächsische Zivilgesellschaft stellten sich daher spezifische Fragen: Warum konnte in der eigenen Stadtgesellschaft eine rechtsterroristische Gruppe unerkannt leben? Wie war das Unterstützungsnetzwerk in Sachsen strukturiert? Und bis heute ist die Frage virulent, welche Aktivitäten die Protagonist*innen entfalten, nachdem sie weitgehend straflos aus dem NSU-Prozess hervorgegangen sind.
 
        Gleichzeitig ist das Thema Migration und die Anerkennung der postmigrantischen Realität in Sachsen nach wie vor umkämpft. Rechte Mobilisierungen, unter anderem seitens der AfD, zielen auf eine zunehmende gesellschaftliche Polarisierung.10 Sie können dabei an hohe Zustimmungsquoten zu rassistischen und extrem rechten Positionierungen anknüpfen.11 Auch auf kommunalpolitischer Ebene schlägt sich die Einflussnahme rechter Akteur*innen nieder: So sitzen im Zwickauer wie im Chemnitzer Stadtrat Personen, denen Verbindungen in das Unterstützungsnetzwerk des NSU nachgewiesen wurden.12
 
        Nicht zuletzt ist rechte und rassistische Gewalt in Sachsen ein Alltagsphänomen, wie auch die Statistik der Opferberatung Support des RAA Sachsen e.V. zeigt:13 Vor dem Hintergrund der „Baseballschlägerjahre“ der 1990er Jahre ist deutlich geworden, dass Erfahrungen mit rechter Gewalt seit Jahrzehnten zum Alltag von vielen Menschen in Sachsen gehören. Die Gewalt von rechtsterroristischen Gruppen wie „Revolution Chemnitz“ oder der „Gruppe Freital“ richtet sich vor allem gegen von Rassismus und Antisemitismus Betroffene, Geflüchtete, LGBTIQ-Personen, Politiker*innen und allgemein als „links“ gelesene Menschen. Dazu zählen auch jene, die sich in Sachsen für die Aufarbeitung des NSU-Komplexes und für das Gedenken an die Opfer einsetzen: So gab es am 7. November 2016 einen Anschlag auf das Chemnitzer Kulturzentrum Lokomov, in dem das Theatertreffen „Unentdeckte Nachbarn“ zum NSU-Komplex stattfand; zwei Tage später wurde die Installation „Gedenkbänke“ in Zwickau zerstört. Im Oktober 2019 sägten Unbekannte einen kurz zuvor gepflanzten Gedenkbaum für Enver Şimşek in Zwickau ab. Überregional wahrgenommen und auch gerichtlich verhandelt wurden die wiederholten Drohungen, die sich gegen die damalige Oberbürgermeisterin von Zwickau, Pia Findeiß (SPD), richteten.14
 
        Der junge Zwickauer Autor Jakob Springfeld hat in seinem Buch „Unter Nazis“ eindrücklich geschildert, wie sich diese Normalität rechter Gewalt auf den Lebensalltag engagierter Jugendlicher auswirkt.15 Er zeigt darin auch, dass Betroffene in Sachsen gleichzeitig mit einer Kultur der Nichtanerkennung dieser Erfahrung konfrontiert sind. Denn von behördlicher Seite wird immer wieder betont, die Verhältnisse in Sachsen seien nicht außergewöhnlich rechts oder gar gewaltvoll. Eben jene sächsischen Behörden haben strukturell keine Konsequenzen aus dem NSU-Komplex gezogen: Die sächsischen NSU-Untersuchungsausschüsse endeten jeweils mit eigenen Voten der Regierungen und der Opposition, wobei die Mehrheitsfraktionen die Behörden weitgehend entlasteten.
 
        AUF DEM WEG ZUR UMSETZUNG
 
        In enger Verbindung mit der Forderung der Opfer und Angehörigen, den NSU-Komplex umfassend aufzuklären, sowie vor dem spezifischen Hintergrund der Auseinandersetzung mit antidemokratischen Kräften entstand in der sächsischen Zivilgesellschaft die Forderung, ein Dokumentationszentrum zum NSU-Komplex zu schaffen. Seit sie 2012 erstmals erhoben wurde, hat sie immer mehr Befürworter*innen gewonnen, etwa Pia Findeiß und Bundestagsvizepräsidentin Petra Pau (Die Linke). 2019 verankerten die damaligen Oppositionsparteien im Sächsischen Landtag Bündnis 90/Die Grünen und Die Linke die Forderung nach dem Dokumentationszentrum in ihrem abweichenden Abschlussbericht zum zweiten sächsischen NSU-Untersuchungsausschuss. Nach der Landtagswahl im Herbst 2019 nahm die neue Regierungskoalition aus CDU, SPD und Bündnis 90/Die Grünen eine Unterstützungszusage in ihren Koalitionsvertrag auf. Dies ermöglichte es dem Verein RAA Sachsen gemeinsam mit dem Kooperationspartner ASA-FF e.V., das Projekt „Konzeption eines Dokumentationszentrums zum NSU-Komplex“ umzusetzen und im Mai 2023 die eingangs erwähnte Konzeptions- und Machbarkeitsstudie vorzulegen. Beide Vereine hatten bereits nach der Bundestagswahl 2021 mit zahlreichen Unterstützer*innen einen offenen Brief an die voraussichtlichen Regierungsparteien gerichtet und gefordert, dass auch im Koalitionsvertrag auf Bundesebene eine Unterstützungszusage aufgenommen wird.
 
        Tatsächlich fand die Forderung Eingang in den Vertrag zwischen SPD, Bündnis 90/Die Grünen und FDP: „Wir unterstützen die Errichtung eines Erinnerungsortes sowie eines Dokumentationszentrums für die Opfer des NSU.“ Seit 2022 ist die Bundeszentrale für Politische Bildung mit der Einholung von Expertisen und der Erarbeitung eines Gutachtens zum Dokumentationszentrum befasst. Damit hat die langjährige Forderung der Überlebenden und Angehörigen und des mit ihnen verbundenen Netzwerks, eine nachhaltige und abgesicherte Aufarbeitung zu ermöglichen, politische Verantwortungsträger*innen in Land und Bund erreicht und wird inzwischen durch staatliche Strukturen unterstützt.
 
        GELINGENSBEDINGUNGEN
 
        Die Institutionalisierung der Aufarbeitung des NSU-Komplexes kann nur erfolgreich sein, wenn sie sich der bestehenden Ausgangssituation gewahr ist. Dabei sind zwei grundsätzliche Feststellungen zentral:
 
        Erstens: Die Aufarbeitung des NSU-Komplexes wird seit 2011 bundesweit von einer basisdemokratischen Bewegung aus Betroffenen und Zivilgesellschaft getragen, die an unterschiedlichen Orten im Sinne eines dezentralen Netzwerks mit jeweils lokalspezifischer Ausprägung aktiv ist. Dieses gesellschaftliche Bündnis ist wissenschaftlich als herausragendes Merkmal aller Aufarbeitungsbemühungen analysiert worden;16 es ist als eine Demokratisierungsbewegung zu beschreiben, die innergesellschaftlich auf die Abschaffung eines demokratischen Missstands hinarbeitet.17
 
        Zweitens: Der Staat hingegen ist im NSU-Komplex so hochgradig belastet, dass seit 2012 insgesamt 15 parlamentarische Untersuchungsausschüsse auf Bundes- und Länderebene eingerichtet wurden, von denen zum jetzigen Zeitpunkt – mehr als zehn Jahre nach der Selbstenttarnung – noch immer einer arbeitet. Trotzdem ist weder in diesen noch im Rahmen des mehrjährigen juristischen Strafprozesses eine vollständige Aufklärung der staatlichen Rolle im NSU-Komplex gelungen. Daraus ergibt sich, dass eine Aufarbeitungsinstitution, die in einer rein staatlichen Sphäre gegründet würde, kaum Legitimität zuwachsen kann; sie erscheint zwangsläufig als „Versöhnungstheater“ mit Schuldentlastungsfunktion.18
 
        Vor diesem Hintergrund braucht es inhaltliche Mindestkriterien, die als grundsätzliche Kategorien darüber entscheiden, ob die Gründung eines Dokumentationszentrums als erfolgreich bewertet werden kann:
 
         
          	1.
 
          	
            Von der Gründung soll eine politische Signalwirkung für die Betroffenen ausgehen, sie sollen Anerkennung und Sichtbarkeit erfahren.

 
          	2.
 
          	
            Die Arbeit des Dokumentationszentrums muss politisch unabhängig sein.

 
          	3.
 
          	
            Entscheidungsgremien dürfen nicht nur durch politische Mandats- oder behördliche Amtsträger*innen besetzt werden, sondern müssen Betroffene und zivilgesellschaftliche Akteur*innen als gleichberechtigte Mitentscheider*innen berufen.

 
          	4.
 
          	
            Das Dokumentationszentrum muss sich selbst als gleichrangiger Teil innerhalb des Aufarbeitungsnetzwerks verstehen; es arbeitet nicht in Konkurrenz zu diesem, sondern soll es stärken.

 
        
 
        Zu den inhaltlichen Kriterien treten drei formale Bedingungen:
 
         
          	5.
 
          	
            Die Finanzierung der Arbeit des Dokumentationszentrums muss langfristig abgesichert sein.

 
          	6.
 
          	
            Dazu ist eine Einbindung in öffentliche Haushalte und die Bund-/Länderpolitik nötig.

 
          	7.
 
          	
            Schließlich braucht die Organisationsform die formellen Voraussetzungen dafür, überhaupt als Trägerstruktur von Institutionen in Bezug auf Personalaufbau, Verwaltung etc. sowie optional für die Vergabe von Fördermitteln geeignet zu sein.

 
        
 
        Nach Prüfung verschiedener institutioneller Modelle19 sind wir zu dem Schluss gekommen, dass nur eine Stiftung privaten Rechts alle genannten Kriterien erfüllen kann. Diese bietet zusätzlich weitere Chancen: Über das Dokumentationszentrum hinaus ist es möglich, sie als umfassendes Förderinstrument für das Gedenken und die Aufarbeitung des NSU-Komplexes sowie weiterer rechtsterroristischer Taten nach 1945 auszugestalten. Sie kann außerdem weitere Institutionen außerhalb von Sachsen aufbauen, sodass auch an anderen Orten mit Bezug zum NSU-Komplex Strukturen gefördert werden können.
 
        ORT DER VIELSTIMMIGKEIT
 
        Wie kann ein Ort konzipiert werden, der dem Auftrag einer umfassenden Aufklärung des NSU-Komplexes gerecht wird?
 
        Die Opfer und Betroffenen, mit denen wir sprechen konnten und deren Perspektiven mit der Künstlerin Ülkü Süngün in die Öffentlichkeit getragen wurden,20 haben konkrete Erwartungen an das Dokumentationszentrum. So etwa, dass die Struktur des Dokumentationszentrums Aufarbeitungsinitiativen und Begegnungsstätten deutschlandweit fördert, politische Bildungsarbeit insbesondere mit jungen Menschen und Beamt*innen in Polizei und Verwaltungsbehörden geleistet wird, die Perspektiven der Betroffenen in den Mittelpunkt gerückt werden und dabei insbesondere (institutioneller) Rassismus kontextualisiert wird. Ebenso wurde geäußert, dass das Engagement, die Vernetzung und die Weiterbildung von Betroffenen unterstützt und gefördert werden sollen. Mit dem Dokumentationszentrum solle ein Ort der Anerkennung und Würdigung der Lebensleistungen von Gast- und Vertragsarbeiter*innen etabliert werden. Statt Symbolpolitik brauche es zudem eine tatsächliche Verbesserung der Situation von Betroffenen.
 
        Um der Komplexität des NSU als gesellschaftliches Phänomen21 gerecht zu werden, schlagen wir in der Machbarkeitsstudie ein Sechs-Säulen-Konzept mit entsprechenden Fachbereichen vor:
 
         
          	die Assembly als Ort der Versammlung und Selbstorganisation von Betroffenen rechter, rassistischer und antisemitischer Gewalt,
 
          	der Ausstellungsbereich als musealer Wirkungsraum,
 
          	die Bildungs- und Vermittlungsarbeit,
 
          	der wissenschaftliche Forschungszweig,
 
          	das Archiv, die wissenschaftliche Sammlung und der Bibliotheksbereich,
 
          	der Digitale Raum als Ort der Bereitstellung von Wissen sowie der Erinnerung und Vernetzung.
 
        
 
        Mit dieser Struktur soll das Dokumentationszentrum Beteiligungsräume schaffen und solidarische Allianzen stärken, marginalisierte Perspektiven durch Kunst und Wissenschaft sichtbar machen, aufklären und erinnern, Forschung und Monitoring rechter Gewalt fördern sowie Wissen schaffen, vermitteln, archivalisch bewahren und zugänglich machen.
 
        Bei der Vorstellung der Machbarkeitsstudie wurde zudem von Betroffenen eingebracht, dass sie sich eine stärkere psychosoziale, medizinische und ökonomische Unterstützung durch den Staat und eine Etablierung entsprechender Angebote durch das Dokumentationszentrum wünschen. Die Auswahl der Arbeitsbereiche ergibt sich auch aus den Aufklärungsbemühungen verschiedener nichtstaatlicher Akteur*innen vor und nach der Selbstenttarnung des NSU. Zugleich hat der Staat durch seine Verwicklung und Versäumnisse im NSU-Komplex eine besondere Verantwortung. Dieser im Rahmen des Dokumentationszentrums gerecht zu werden, bedeutet zum einen, die Rehabilitierung der Opfer und Betroffenen des NSU-Komplexes finanziell zu unterstützen, sowie zum anderen die langfristige Förderung einer Trägerstruktur auf den Weg zu bringen und damit unabhängige wissenschaftliche und künstlerische Aufarbeitung, Archivierung, Forschung und Bildung zu gewährleisten.
 
        In der Machbarkeitsstudie schlagen wir als Antwort auf die Forderung „Kein Schlussstrich unter den NSU-Komplex!“ einen multiperspektivischen Ansatz vor: Interdisziplinäre Arbeitsbereiche und partizipative Ansätze sollen Vielstimmigkeit sicherstellen. Das Dokumentationszentrum soll viele Geschichten erzählen, um der Gefahr eines hegemonialen Narrativs entgegenzuwirken, wie es die Autorin Chimamanda Ngozi Adichie mit dem Ausdruck „the danger of the single story“ beschreibt.22 Es soll ein Ort sein, der viele Menschen berührt, informiert, vernetzt und zur Mitwirkung einlädt.
 
        Das Dokumentationszentrum sollte von Opfern und Betroffenen, Künstler*innen, politischen Bildner*innen und Wissenschaftler*innen gestaltet und mit Leben gefüllt werden und durch vielfältige und vielstimmige Angebote eine möglichst breite Öffentlichkeit erreichen. Ausstellungen, Forschungsaufenthalte internationaler Wissenschaftler*innen, Publikationen, politische Bildungsarbeit, kritische Stadtspaziergänge, Betroffenenvernetzungen, Zeitzeug*innenvorträge, ein Archiv, kontinuierliche Monitoringstrukturen rechter Gewalt, museale Angebote für Jugendliche, Theaterkooperationen, Weiterbildungsangebote für Polizei- und Verwaltungsbehörden und vieles mehr sollen das Dokumentationszentrum zu einem lebendigen Ort der Auseinandersetzung und Erinnerung machen.
 
        Dahinter steht die Vision, einen Ort zu schaffen, dessen Narrativ und Deutungshoheit von den Opfern und Betroffenen rechter, rassistischer und antisemitischer Gewalt geprägt wird und deren Beteiligung und kontinuierliche Mitbestimmung auf allen Ebenen der Planung, Umsetzung und im langfristigen Betrieb gewährleistet wird. In der Machbarkeitsstudie werden die notwendigen Grundlagen dafür beschrieben.
 
        AUSBLICK
 
        Mit der Konzeptions- und Machbarkeitsstudie liegt nunmehr ein detaillierter Vorschlag vor, wie die NSU-Aufarbeitung in Sachsen verstetigt werden kann. Zusätzlich wird mit der Rechtsform der Stiftung ein Modell empfohlen, das es ermöglicht, bundesweit Aufarbeitungsinitiativen zu stärken und miteinander zu vernetzen.
 
        Aus zivilgesellschaftlicher Perspektive braucht es stärkere Anstrengungen für eine NSU-Aufarbeitung in Sachsen, insbesondere mit Blick auf die staatlichen Einrichtungen und die Vermittlung in der Öffentlichkeit. Eine nennenswerte Verantwortungsübernahme durch die staatlichen Institutionen, gerade angesichts der eigenen Rolle im NSU-Komplex, ist lange Zeit ausgeblieben. Verantwortung übernommen haben hingegen zivilgesellschaftliche Initiativen, Teile der parlamentarischen Opposition und einzelne kommunale Verantwortliche. Sie haben hingeschaut, Wissen generiert, (selbst-)kritische Fragen gestellt und gesellschaftlich blinde Flecken in puncto rechter Gewalt und ihrer Ursachen thematisiert. Sie haben im stetigen Austausch mit bundesweiten Initiativen Ansätze entwickelt, um Konsequenzen aus dem NSU-Komplex zu ziehen. Der Fokus auf die Perspektiven der Betroffenen des NSU-Terrors und rechter Gewalt war und ist dabei essenziell – genauso wie die Anerkennung einer migrantischen ostdeutschen Realität und die Zurückdrängung der Neonazinetzwerke, mit deren Hilfe sich bereits der NSU formieren konnte.
 
        Aber auch auf bundesweiter Ebene gibt es mit Blick auf den NSU-Komplex Handlungsbedarf: Vor dem Hintergrund der historischen Kontinuität rechten Terrors in Deutschland braucht es mehr langfristig abgesicherte (psycho-)soziale und materielle Unterstützung für Hinterbliebene und Überlebende von Anschlägen, es braucht Ressourcen für die selbstorganisierte Vernetzung von Betroffenen rechter Gewalt, genauso wie für Bildungs- und Aufklärungsarbeit zum NSU-Komplex. Ansätze sind bereits in verschiedenen Städten zu erkennen – etwa in München mit dem Gedenkraum zum Anschlag im Olympia-Einkaufszentrum 2016, der von der Initiative „München Erinnern!“ betrieben wird, oder in Köln, wo der Initiative „Herkesin Meydanı“ seit Juni 2023 Räume in der Keupstraße zur Verfügung stehen. Damit solche Räume nicht allein von den kommunalen Möglichkeiten abhängig sind, sollten auch sie durch den Bund unterstützt werden, sofern es vor Ort gewünscht ist.
 
        In diesem Sinne versteht sich unsere Studie als Vorschlag: Ihre Empfehlungen sollen von den Akteur*innen der Aufarbeitungsbewegung kritisch gelesen und besprochen werden – und wenn sie auf Zustimmung treffen, im Sinne eines dezentralen Aufarbeitungsnetzwerks aufgegriffen werden. Ob und wie weit die vorgeschlagene Konzeption tatsächlich im politischen Feld Unterstützung findet, ist derzeit noch offen. Die Berücksichtigung in den Koalitionsverträgen in Sachsen und im Bund eröffnet zumindest eine Gelegenheit. Der nächste Schritt wäre eine Finanzierungsvereinbarung zur Errichtung der Trägerstruktur. Gleichzeitig zeigt das zähe Ringen um das Demokratiefördergesetz, dass auch wichtige Vorhaben nicht vor Verschleppung gefeit sind.
 
        Zwei an dieser Stelle bedenkenswerte Punkte für das Gelingen des Dokumentationszentrums hat Ülkü Süngün im Rahmen der Vorstellung der Studie benannt. Erstens: Es ist auf die Unterstützung und Akzeptanz durch die Betroffenen angewiesen, denn „sie legitimieren dieses Zentrum erst“. Und zweitens: Es ist kein Thema „für parteipolitische Schnellschüsse und Erfolge, die einer Legislaturperiodenlogik folgen“.23
 
        Dies umreißt das grundsätzliche Spannungsfeld, in dem sich das Dokumentationszentrum bewegt: Es braucht Anerkennung, woraus sich der Anspruch auf eine langfristige finanzielle Absicherung ableitet. Es braucht Unabhängigkeit, damit der kritische Blick (auch) auf die Rolle staatlicher Institutionen möglich wird. Und es braucht eine Einbettung, die dem dezentralen Aufarbeitungsnetzwerk gerecht wird.
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          KIRCHE UND ICH. SECHS STANDPUNKTE
 
          Das Thema Kirche ist breit gefächert, kontrovers, und birgt immer auch eine persönliche Dimension. Die sechs Standpunkte setzen genau hier an und verweisen auf Fragestellungen, die auch andere Menschen umtreiben.
 
        
 
         
          WOLFRAM KINZIG
 
          KIRCHEN IN DEUTSCHLAND. EIN HISTORISCHER ABRISS
 
          Seit der Reformation prägen die katholische und die evangelische Kirche das konfessionelle Bild in Deutschland. Beide Kirchen stehen in einem Zweckverhältnis zu den staatlichen Strukturen.
 
        
 
         
          HANS MICHAEL HEINIG
 
          PLURALISIERUNG – SÄKULARISIERUNG – EUROPÄISIERUNG. DYNAMIKEN IM VERHÄLTNIS VON STAAT UND KIRCHE
 
          Das Religionsverfassungsrecht ist zu großen Teilen über 100 Jahre alt. Es befindet sich, seit jeher, im Wandel. Heute beschäftigen neue Fallkonstellationen die Rechtsprechung und reagieren auf gesellschaftliche Veränderungen.
 
        
 
         
          SABINE ANDRESEN
 
          FÜR SCHULD UND VERSAGEN VERANTWORTUNG ÜBERNEHMEN. SEXUELLER KINDESMISSBRAUCH IN DER EVANGELISCHEN UND KATHOLISCHEN KIRCHE
 
          Die Aufarbeitung von sexuellem Missbrauch an Kindern und Jugendlichen im kirchlichen Kontext stellt eine vielschichtige Herausforderung dar. Die Opfer müssen oft weiterhin um die Anerkennung ihres Leids kämpfen.
 
        
 
         
          DANIEL DECKERS
 
          GEHORSAM UND GEWISSEN. EINE ERSTE BILANZ DES SYNODALEN WEGS
 
          Mit dem Verständigungsprozess des „Synodalen Wegs“ der katholischen Kirche sind unterschiedliche Reformvorhaben, Forderungen, Konflikte und Kompetenzfragen verbunden, die über Deutschland hinausgehen.
 
        
 
         
          MICHAEL GERMANN
 
          DIE FINANZIERUNG DER KIRCHEN IN DEUTSCHLAND. GEGENSTAND UND FAKTOR KIRCHLICHER FREIHEIT
 
          Die Kirchensteuer ist der größte Faktor bei der Finanzierung kirchlicher Aufgaben in Deutschland. Bei sinkenden Mitgliederzahlen ist mit einschneidenden Umstellungen im kirchlichen Leben zu rechnen.
 
        
 
         
          STEFANIE LIEB
 
          SAKRALRAUMTRANSFORMATION. ÜBERLEGUNGEN ZUR UMNUTZUNG VON KIRCHENBAUTEN
 
          Die Umnutzung von Kirchengebäuden bedeutet einen Strukturwandel, der nur als gesamtgesellschaftliche Aufgabe zu meistern ist. Dabei treffen Perspektiven aus Architektur, Theologie und Denkmalschutz aufeinander.
 
        
 
      

       
        EDITORIAL
 
        Historisch-politisch betrachtet, ist die deutsche Konfessionslandschaft seit der Reformation von Zersplitterung geprägt: Sie hat im 16. Jahrhundert zwei große christliche Kirchen hervorgebracht – die evangelische und die katholische. Aus der Geschichte heraus stehen die Kirchen in Deutschland in einem besonderen Verhältnis zum Staat. Trotz verfassungsrechtlicher Trennung bilden beide eine Art Zweckgemeinschaft. Sie kooperieren etwa bei der Ausgestaltung des Sozialwesens, der Staat gewährt kirchliche Feiertage und die Finanzämter treiben Kirchensteuern ein.
 
        Ein Widerspruch ist augenfällig: Einerseits sind die Kirchen wirkungsmächtige gesellschaftliche Akteurinnen, sei es in den Bereichen Wohlfahrt, Bildung, Medien oder Kultur. Zudem sind ihre Türme oft weithin sichtbar, und viele Städte werben mit ihren Sakralbauten als kulturelles Erbe und touristische Hotspots. Andererseits verlieren die Kirchen – öffentlich wie innergemeinschaftlich – an Rückhalt und Resonanz: Die Mitgliederzahlen schwinden rapide, Gemeinden altern und Riten und Ansprache scheinen zuweilen aus der Zeit gefallen. Nicht zuletzt hat die moralische Autorität der Institution, vor allem der katholischen Kirche, durch die schleppende Aufarbeitung von sexuellem Missbrauch an Kindern und Jugendlichen erheblich gelitten.
 
        Wofür steht Kirche in einem Land, in dem religiöse Pluralität längst der Regelfall ist? Was kann sie einer Gesellschaft bieten, die sich durch individualisierte Lebensentwürfe auszeichnet, Wertvorstellungen tagtäglich aushandelt und in der sich mehr als 40 Prozent als konfessionslos verstehen? Gewiss sind Kirchen Institutionen, die sich im Innern längst in tiefgreifenden Umbruchprozessen befinden, während ihre Fassaden Jahrhunderte alt sind. Dahinter liegen Räume, die ambivalent bleiben: einladende Räume für persönlichen Glauben und Spiritualität; dunkle Räume, in denen es zu Gewalt gekommen ist; Räume, aus denen Menschen aus unterschiedlichen Gründen ausgeschlossen sind; Räume, in denen Machtpolitik über ethische Integrität obsiegen kann; Räume, wo Menschen unterschiedlichster Herkunft zusammenkommen, interreligiöser Dialog stattfindet und tatkräftiges Engagement für die gesamte Gesellschaft wichtig ist; Räume, wo Reformvorhaben gewagt werden und wo Zukunft doch ungewiss ist.
 
        Martin Schiller
 
      

       
        KIRCHE UND ICH
 
        Sechs Standpunkte
 
        VERANTWORTUNG IN EINER VIELFÄLTIGER WERDENDEN GESELLSCHAFT
 
        Murat Kayman
 
        Zu meinen frühesten Kindheitserinnerungen gehören unsere Urlaubsfahrten in die Türkei. Die mehrtägige Autofahrt von Lübeck nach Istanbul war das alljährliche Abenteuer, das meine Eltern – getrieben durch Heimweh und Sehnsucht nach ihren Familien – auf sich nahmen. Die Rückfahrten erlebe ich selbst in meinen heutigen Erinnerungen als eine geraffte Zeit, die sich auf ein einziges Bild konzentriert: Auf der A 1 kurz vor Lübeck gibt es einen Moment, eigentlich nur einen Augenblick, den man verpasst, wenn man sich nicht ganz bewusst auf ihn freut. Die Fahrbahn führt dort über einen Hügel und in eine leichte, langgezogene Kurve. Und dann sieht man plötzlich die Stadtsilhouette Lübecks mit ihren „Sieben Türmen“ am Horizont. Diese Kirchen waren für mich das Bild meiner Heimat. Die Gewissheit, wieder zu Hause angekommen zu sein.
 
        Ich bin der Sohn türkischer Eltern. Ich bin als Muslim aufgewachsen, und bis heute ist mein muslimischer Glaube der zentrale Pfeiler meiner Persönlichkeit. Und doch wäre ich ein anderer Mensch, ein ärmerer, ein unvollständigerer Muslim, wenn es nicht diese Lübecker Kirchen in meinem Leben gegeben hätte. Ich bin meinen Eltern unendlich dankbar, dass sie sich nicht durch identitäre Ängste davon haben abhalten lassen, mir eine intensive Verbindung mit diesen Orten zu ermöglichen.
 
        Als kleiner Junge stand ich mit schwarzer Hose, weißem Hemd und roter Fliege im Dom zu Lübeck und war bis zu meinem Stimmbruch Teil des jährlichen Weihnachtskonzertes. Der hell erleuchtete Innenraum des Doms, die vollen Kirchenbänke, die überwältigende Orgelmusik – und in all dieser Pracht ich, ein kleiner Muslim, der „Es ist ein Ros entsprungen“ und „Macht hoch die Tür, die Tor macht weit, es kommt der Herr der Herrlichkeit“ mitsang. Herrlich. So empfand ich diese Momente im Lübecker Dom. Ich begann zu ahnen, wie ein gemeindliches Hochfest aussieht, was Tradition bedeuten und welche Kraft ein Gotteshaus ausstrahlen kann.
 
        Durch meine ganze Jugend hinweg habe ich die Lübecker Kirchen als Orte der Einladung und der Entdeckung wahrgenommen. Sie waren für mich Lernorte, die mich mit der Geschichte meiner Stadt und meines Landes verbunden haben. Der vollständig vernichtete Innenraum von St. Petri und die herabgestürzten, zerbrochenen Glocken am Boden des Südturmes von St. Marien waren für mich einprägsame Anlässe, mich mit dem Zweiten Weltkrieg zu beschäftigen. In der Herz-Jesu-Kirche habe ich die Lübecker Märtyrer Johannes Prassek, Eduard Müller, Hermann Lange und Karl Friedrich Stellbrink kennengelernt. Sie haben mich gelehrt, was individuelle Verantwortung bedeutet und dass institutionelles Versagen keine Entschuldigung sein kann.
 
        In der muslimischen Tradition heimisch, die auf Bilder und konkrete Vorstellungen des Göttlichen verzichtet, war die Symbolik in diesen Kirchen für mich die Begegnung mit einer Glaubenstradition, die meinen Glaubensvorstellungen ausdrücklich entgegensteht. Die Konfrontation mit dieser christlichen Symbolik hat meine Glaubensvorstellungen indes komplexer werden lassen. Als Muslim bin ich davon überzeugt, dass Gott schön ist und die Schönheit liebt. Aber das Leben ist nicht ausschließlich schön. Es konfrontiert jeden von uns auch mit Schmerz, Leid, Verlust und Tod. Als Muslim kann ich nicht daran glauben, dass Jesus gekreuzigt wurde und auferstanden ist. Dennoch erinnert mich sein Anblick am Kreuz, dem ich in jeder Kirche begegne, an diese Realität unseres Lebens. Die unterschiedlichen Varianten der Kreuzdarstellungen, die vielen differenzierten Gesichtsausdrücke der Jesusfiguren waren für mich Hilfestellungen, die komplexe Natur unseres menschlichen Bezugs zu Gott besser zu verstehen. Der schmerzverzerrte, leidende Blick gehört ebenso dazu wie das im Augenblick des Leidens hoffnungsvoll ruhende, auf Gott vertrauende Gesicht.
 
        Ich kann den Kern der christlichen Glaubensvorstellung im Hinblick auf die Natur Jesu nicht mitglauben. Aber ich kann die menschliche Herausforderung des Glaubens, die in dieser Christologie enthalten ist, nachempfinden. Und sie verleiht meinem muslimischen Glauben eine Tiefe und einen Reichtum, die ich ohne diese Erfahrung, die ich in Kirchenräumen gemacht habe, nicht spüren könnte. Diese Erfahrung macht sie zu meinen eigenen Räumen. Es sind nicht mehr nur fremde Kirchen. Es sind meine Kirchen.
 
        Diese Offenheit für eine Gotteserfahrung, die über den Rahmen des eigenen konfessionellen Glaubens – mit eben seinen ganz eigenen Dogmen und Selbstbeschränkungen – hinausgeht, habe ich in meinen Kirchen gelernt. Der Mönch Willigis Jäger hat dafür ein schönes gedankliches Bild gefunden, an das ich jedes Mal denken muss, wenn ich etwa in meiner Lübecker St. Marien-Kirche stehe und das Fenster mit dem „Totentanz“ betrachte. Und nun, im zehnten Jahr in meiner neuen Heimat in Köln, erlebe ich diesen Moment jedes Mal, wenn ich im Kölner Dom vor dem Richter-Fenster stehe: „Alle Religionen“, so Jäger, „sind Wege zur Erfahrung des Göttlichen, aber keine von ihnen kann behaupten, den einzigen Zugang zu ihm zu besitzen. Ich verdeutliche auch das gerne mit einem Bild: Religionen sind wie schöne bunte Kirchenfenster. Sie geben dem Licht, das durch sie hindurchscheint, eine bestimmte Struktur. Scheint kein Licht, sind sie dumpf und nichtssagend. Deshalb ist das Licht das eigentlich Entscheidende. Das Licht aber können wir mit unseren Augen nicht sehen. Licht macht sichtbar, ist selbst aber unsichtbar. Sichtbar wird es nur, wenn es in Farben zerlegt und strukturiert wird. Ebenso verhält es sich mit den Religionen im Blick auf das Göttliche. Sie verleihen dem Unfassbaren eine fassbare Struktur. Den Preis, den die Religionen dafür zu entrichten haben, ist die Reduktion des Göttlichen auf einen Ausschnitt seines Spektrums. Diesen Ausschnitt für das Ganze zu halten, wäre töricht. Ebenso töricht, wie zu glauben, das Glasfenster hätte eine eigene Leuchtkraft unabhängig von dem Licht, das es erhellt. Umgekehrt muss man aber auch sehen, dass sich das Licht in sein Spektrum brechen muss, wenn es nicht nur scheinen, sondern auch erscheinen will. Gott erscheint in den Religionen. Aber er ist in ihnen nie in der ganzen Fülle seines Lichts erfahrbar, wenn sie nicht offen sind für die Erfahrung.“01
 
        Meine Kirchen haben mich diese Offenheit für die Erfahrung der eigenen Unvollständigkeit und für die Wahrnehmung der vielen Ausschnitte des Göttlichen gelehrt. Diese Offenheit muss zukünftig in jede gesellschaftliche Richtung möglich werden.
 
        Um ein solches offenes gesellschaftliches Miteinander vorzudenken und vorzuleben, arbeitet die muslimische Alhambra Gesellschaft e.V., die ich 2017 mitgründen durfte, aktuell mit der Evangelischen Akademie der Pfalz zusammen, um die Idee einer gemeinsamen „Akademie der Religionen“ zu realisieren. Dabei geht es um die Frage, wie wir unsere unterschiedlichen religiösen Überzeugungen verbinden und gerade durch diese Verbindung für das Wohl unserer gesamten Gesellschaft wirksam werden lassen.
 
        Religion – gerade in unterschiedlicher konfessioneller Prägung – kann dadurch eine neue wichtige Bedeutung erlangen. Nicht mehr nur als Fundament einer exklusiven und damit auch immer exkludierenden Identität, sondern als Stützpfeiler eines zusammenführenden, eines verbindenden Gemeinschaftssinns, der über die Grenzen der verschiedenen konfessionellen Gemeinschaften hinaus den Rahmen einer ganz eigenen interkulturellen Beziehung definiert: den einer Gemeinschaft aller Mitgeschöpfe, verbunden in dem Wirken für das Wohl aller in unserer Gesellschaft. Dabei tragen unsere Kirchen mit ihren Traditionen und der Fülle ihrer spirituellen Bedeutung eine große Verantwortung für das Gelingen einer zunehmend vielfältiger werdenden Gesellschaft.
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        NICHTRELIGIÖSITÄT ALS NORMALFALL
 
        Henriette H.
 
        Andacht, Eucharistie, Fürbitten und Liturgie sind fremde Begriffe in meinen Ohren. Die Kirche spielt in meinem Leben kaum eine Rolle. Außer bei einem Kirchenbesuch auf einer Urlaubsreise oder durch die Berichterstattung in den Medien habe ich wenig Berührungspunkte. Dieser Essay ist ein seltener Moment, mich mit dem Thema Kirche auseinanderzusetzen.
 
        Meine Konfessionslosigkeit liegt größtenteils an meiner Sozialisierung. Ich bin in einer ostdeutschen, nichtreligiösen Familie und in einem entsprechenden Umfeld aufgewachsen. Religiöse Praktiken wie Taufen, Konfirmationen oder kirchliche Hochzeiten habe ich nur in Ausnahmen erlebt und kenne ich vor allem aus Erzählungen von Freundinnen und Freunden, deren Familien aus Westdeutschland stammen. Meine Schulfreundinnen und -freunde und ich haben den Eintritt ins Erwachsenenalter mit der Jugendweihe gefeiert. Hochzeiten werden vor allem im Standesamt geschlossen. Manchmal wird sich das Ja-Wort auch in der Kirche gegeben, weil der Rahmen feierlicher ist. Obwohl ich nur ein paar Jahre vor der Wende geboren wurde und den weitaus größeren Teil meines Lebens im geeinten Deutschland gelebt habe, prägen diese tradierten Familien- und Gesellschaftswerte auch heute meine Sicht auf die Welt und auf die Kirche.
 
        Um herauszufinden, woher das kommt, recherchiere ich im Internet. Schnell wird klar, dass meine Familie, meine Freundinnen und Freunde und ich kein Einzelfall sind. Im ehemaligen Osten herrscht eine Kultur der Konfessionslosigkeit. Das klingt ein wenig anarchisch, schießt es mir durch den Kopf. Drei Viertel der Bevölkerung fühlen sich keiner Glaubensrichtung zugehörig. Vielmehr ist Nichtreligiösität die Normalität. Das stimmt, denke ich mir. Wenn dann doch jemand religiös ist, empfinde ich das oft als überraschend. Die wenigen religiösen Menschen in meiner unmittelbaren Umgebung tragen ihre Kirchenzugehörigkeit nicht vor sich her. Oft wird darüber geschwiegen, weil Religion als Privatsache angesehen und teilweise als unmodern empfunden wird. Das deckt sich mit dem, was ich in Artikeln über die Kirche in Ostdeutschland lese.
 
        Ich lese weiter, dass die verbreitete Nichtreligiösität zu Beginn der DDR ganz und gar nicht der Normalfall war. Über 90 Prozent der Menschen ordneten sich nach dem Ende des Zweiten Weltkriegs auf dem späteren Gebiet der DDR einer Konfession zu, vor allem der evangelischen Landeskirchen und – mit einigem Abstand – der römisch-katholischen Kirche. Das änderte sich grundlegend in den folgenden 40 Jahren DDR, in denen die Entchristlichung aktiv betrieben wurde. Nach dem kommunistischen Weltbild wurde Religion als „Opium des Volkes“ kritisiert. Diesen Satz von Karl Marx kenne ich sehr gut. In der DDR gab es eine strikte Trennung zwischen Kirche und Staat. Die Regierungen haben aktiv den Einfluss der Kirchen begrenzt – nicht zuletzt, weil sie die einzig verbliebenen nichtstaatlichen Großorganisationen waren. Im Unterricht wurde ein atheistisches Weltbild gelehrt, und Religionsunterricht sowie religiöse Praktiken wurden an den Rand gedrängt und durch Rituale wie die Jugendweihe ersetzt. Kirchenvertreter und Gläubige waren staatlichen Repressionen ausgesetzt.
 
        Trotz der Ausgrenzung oder gerade deshalb, überlege ich, hat die Kirche bei der Friedlichen Revolution 1989/90 und beim Ende der DDR eine bedeutsame Rolle gespielt. Die Kirche wurde ein Ort für die Opposition, um sich zu treffen und zu beraten. Die Montags-Friedensgebete in Leipzig waren ein Bestandteil der Revolution, und Kirchenvertreter moderierten den Zentralen Runden Tisch, der das Ende der DDR besiegelte und den Neubeginn verhandelte. Trotz der allgemein positiv wahrgenommenen Rolle der Kirche in der Friedlichen Revolution wirkte der verbreitete Atheismus auch nach 1990 fort und kaum mehr Menschen traten der Kirche bei. Aber nicht nur in den neuen, sondern auch in den alten Bundesländern nahmen die Kirchenaustritte zu.
 
        Mit der heutigen Kirche assoziiere ich sehr unterschiedliche Dinge. Zum einen verbinde ich mit der Kirche eine Starre und fehlende Modernität, besonders wenn es um Ansichten zur Rolle der Frau in der Gesellschaft und in der Kirche, Abtreibungen und Homosexualität geht. Negativ stellt sich für mich die Kirche beim Thema sexueller Missbrauch dar. Die institutionelle Verfasstheit der Kirche kann zu Macht- und Abhängigkeitsverhältnissen zwischen Kirchenvertretern und Gläubigen führen, die die Entstehung von Missbrauch begünstigen. Erschreckend ist zudem, dass die Kirche den sexuellen Missbrauch nicht aufgedeckt, sondern sogar vertuscht hat – zum Teil bis heute. Die mangelnde Aufarbeitung schadet der Glaubwürdigkeit der Kirche. Daher ist es nicht verwunderlich, dass immer mehr Menschen aus der Kirche austreten.
 
        Zum anderen ist die Kirche eine Glaubensgemeinschaft, die Zusammengehörigkeit und Fürsorge schenkt. Sie ist ein Ort der Spiritualität, der Sinn stiftet und Gläubigen Halt gibt. Die Kirche bringt auch Menschen aus unterschiedlichen sozialen Schichten und Berufen zusammen und schafft dadurch gesellschaftlichen Zusammenhalt. Viele kirchliche Wohlfahrtsverbände und Organisationen wie die Caritas übernehmen wichtige gesellschaftliche Aufgaben dort, wo der Staat an seine Grenzen kommt. Diese Aspekte von Kirche bewundere ich.
 
        Die Zukunft der Kirche liegt meines Erachtens darin, sich der eigenen Vergangenheit ehrlich zu stellen, Strukturen und Ansichten zu modernisieren und die genannten positiven Aspekte zu stärken.
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        BERUFEN UM DER MENSCHEN WILLEN
 
        Markus Wippermann
 
        „Hey Kids, könnt ihr die Stöcke, die ihr gesammelt habt, nicht zu einem Kreuz zusammenlegen?“ Gottesdienste unter freiem Himmel, ob in ganz großen Gruppen bei Kirchentagen oder beim Zeltlager mit einer überschaubaren Gruppe: Solche Gottesdienste im Freien sprechen mich besonders an. Dort ist das Erleben der Gemeinschaft und auch der Natur noch mal ganz anders und intensiver. Im Grunde braucht es gar nicht die Gebäude aus Stein. Viel wichtiger sind die lebendigen Bausteine (1 Petrus 2,5). Wo diese zusammenkommen, baut sich Kirche auf.
 
        Kirche ist für mich zuallererst die Gemeinschaft der Glaubenden. Die Menschen, die Jesus Christus folgen wollen und an den dreifaltigen Gott glauben, von dem er Zeugnis abgelegt hat. So kann es im Grunde nur eine Kirche geben, eine Gemeinschaft der Glaubenden. Das entspricht ja auch dem Gebetswunsch Jesu, dass alle eins sind (Johannes 17,21). Die Kirche als Institution und in Konfessionen aufgegliedert ist Menschenwerk. In der von mir beschriebenen Kirche als große Glaubensgemeinschaft bin ich zu Hause, von klein auf. Ich durfte viele Erfahrungen machen, die mir einen lebendigen, dem Leben zugewandten Gott und Glauben aufgedeckt haben. Viele Menschen haben mir ihren Glauben in ihrem Alltag authentisch und ansteckend vorgelebt. Und mit vielen Menschen durfte ich besondere, glückliche Momente erleben – in Gottesdiensten, bei Großveranstaltungen wie Weltjugendtagen oder Ministrantenwallfahrten oder auch in Einzelgesprächen und -begleitungen.
 
        Die katholische Kirche als Institution ist leider sehr weit von der Lebenswirklichkeit der Menschen entfernt. Der Pfarrer vor Ort kennt, akzeptiert und begleitet seine Gemeindemitglieder als Personen in ihren Sorgen und Freuden. Die Kirchenleitung aber ist häufig auf Bestandswahrung bedacht und wenig innovationsfreudig. Der jungen Generation gegenüber herrscht eine große Skepsis. Partizipation und Gleichberechtigung werden klein geschrieben. Dagegen ist die evangelische Kirche demokratischer, direkter, lebensnaher verfasst. Doch auch sie wird von den Menschen unserer Tage oft in Geiselhaft mit ihren katholischen Geschwistern genommen – Fehler von Papst und Bischöfen führen dazu, dass auch ihre Mitglieder austreten wollen. Beide Kirchen leiden vor allem unter dem Desinteresse, das dem Glauben entgegengebracht wird. Die Menschen haben es heute scheinbar nicht mehr nötig, an einen Gott zu glauben und einer Kirche anzugehören. Zumindest aber das letztere.
 
        Zwölf Jahre habe ich mich als Priester in der katholischen Kirche mit viel Herzblut engagiert, gerade die Kinder- und Jugendarbeit lag mir am Herzen. Das, was ich in und mit lebendiger Gemeinde erfahren durfte, wollte ich auch anderen ermöglichen. Mit der Zeit fiel es mir jedoch immer schwerer, die Entscheidungen der Kirchenleitung gegenüber den Gemeindemitgliedern vor Ort zu vertreten. Als ich mich verliebte, war klar, dass die Wege sich trennen mussten. Den wenigsten katholischen Priestern ist es offiziell erlaubt, in einer Beziehung zu leben. So habe ich selbst erlebt, wie schnell die Rede von Mitbrüderlichkeit enden kann, manche sogenannten Mitbrüder nicht mal mehr auf Mails antworten und ein persönlicher Brief an den eigenen Bischof aus einer Abteilung der Verwaltung beantwortet wird. Aus den Gemeinden, in denen ich wirken durfte, habe ich fast ausnahmslos bestärkende und ermutigende Reaktionen erfahren. Das Kirchenvolk reagiert auf das Festhalten am Zölibat mit Kopfschütteln und Verärgerung. Zu arg und zahlreich sind die Verfehlungen von zölibatär Lebenden, auch in der Kirchenleitung!
 
        Nichtsdestotrotz sehe ich meine Berufung weiterhin darin, das Evangelium zu verkünden und Menschen in den verschiedenen Lebenslagen zu begleiten. Ich bin sehr froh und dankbar, dass die Evangelische Kirche von Westfalen mich als Pfarrer angestellt hat. So kann ich weiterhin die Arbeit verrichten, für die mein Herz schlägt und die ich für sehr wichtig und notwendig erachte. Die Menschen in meiner jetzigen Kirchengemeinde begegnen mir mit einer großen Offenheit. Ich möchte mit ihnen gemeinsam die Perspektive auf ein Leben in Fülle, das Jesus uns verheißen hat, im konkreten Alltag erfahren und umzusetzen versuchen. Konkret bedeutet das eine positive Sicht auf Sexualität, gleiche Behandlung von Menschen unterschiedlicher Geschlechter, unbedingter Einsatz für die Würde und Gottesebenbildlichkeit jedes menschlichen Lebens, verantwortungsvoller Umgang mit der Schöpfung und Stärkung des Friedens, unter dem eigenen Dach der Christenheit beginnend.
 
        Wichtig ist mir, mich selbst als Teil von Kirche zu verstehen. Sie ist nicht bloß eine mir fremd gegenüberstehende Größe. Sehr beeindruckend finde ich auch heute noch die Antwort, die Mutter Teresa von Kalkutta einmal einem Journalisten im Interview gab. Er fragte sie, was sich denn alles in der Kirche ändern müsse. Darauf entgegnete sie ihm: „Sie und ich.“ Umkehr ist ein Schlüsselwort in der Verkündigung des Wanderpredigers aus Nazareth. Umkehr gelingt nicht theoretisch, sondern im ganz konkreten Leben von dir und mir.
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        KEIN „WEIẞER JESUS“!
 
        Nathaly Kurtz
 
        Was Kirche für mich bedeutet, fällt mir nicht leicht zu beantworten. Trotz der für eine Theologiestudentin typischen Biografie: Angefangen bei der Kinderkirche, zu der mich meine Großmutter brachte, einer prägenden Konfirmationsunterrichtszeit, etlichen Jugendfreizeiten und Engagement in der kirchlichen Jugend, inklusive der Leitung von Kinder- und Mädchengruppen. Mein Verhältnis zur Kirche bleibt von Widersprüchen und Gleichzeitigkeiten geprägt. Nicht die Tatsache, dass ich trotz atheistischem Vater und katholischer Mutter Teil der Evangelischen Landeskirche bin, erzeugte bei mir ein fehlendes Zugehörigkeitsgefühl; es war mein Schwarzsein.
 
        Die Evangelischen Landeskirchen sind weiße Institutionen. Und obgleich in Kirche von Nächstenliebe und der Gemeinschaft aller in Christi gepredigt wird, ist und war die Institution für mich und meine BPoC-Geschwister (Black and Persons of Color) nicht immer ein sicherer Ort. Ein Ort, wo wir selbstverständlich willkommen geheißen werden, unsere Anwesenheit nicht in Frage gestellt wird und wir nicht zu Schmuck beziehungsweise zu einem Beweis vermeintlicher Weltoffenheit degradiert werden.
 
        Jahrelang dachte ich, mein Schicksal sei das einer Einzelkämpferin in dieser Institution. Doch dann kam das Jahr 2020, es war wie eine Zäsur: Es kam nicht nur eine weltweite Pandemie, auch mein persönliches Leben änderte sich, mit dem Umzug weg von Bonn, wo ich mehrere Jahre hochschulpolitisch aktiv war, unter anderem im AStA-Vorsitz. In den USA wurde George Floyd durch einen Polizisten ermordet, was zu den weltweiten Black-Lives-Matter-Protesten führte. Diese Protestbewegung wirkte auch in den Raum Kirche, und innerkirchliche antirassistische Stimmen wie Sarah Vecera und Quinton Ceasar wurden nun gehört.
 
        Im Spätsommer 2020 fand erstmals die Veranstaltung „Dear White Church“ statt, zu der auch ich eingeladen wurde. Zum ersten Mal hatte ich bei einer kirchlichen Veranstaltung das Gefühl, dass die Tragweite und Tiefe von rassistischen Strukturen in Gesellschaft und Kirche ernstgenommen wird. Zum ersten Mal herrschte das Bewusstsein, dass es eine kritische Auseinandersetzung über den Zusammenhang von Kolonialismus und Mission braucht. Diese erste „Dear White Church“-Tagung war ein Schlüsselmoment für mich, da ich zuvor mein politisch-aktivistisches Handeln getrennt von Kirche und Theologie gelebt hatte. Dort fand ich Menschen, mit denen ich nicht nur viele Ansichten teilte, sondern auch viele Erfahrungen. Das Gefühl, eine wirkliche Gemeinschaft gefunden zu haben, begleitet mich seitdem. Sarah Vecera, die ein fantastisches Buch mit dem Titel „Wie ist Jesus weiß geworden? – Mein Traum von einer Kirche ohne Rassismus“ geschrieben hat, ist es zu verdanken, dass es eine bundesweite Vernetzung von BPoC in Kirche gibt, die immer größer wird.
 
        Als ich mich im Studium mit Befreiungstheologien befasst habe, änderte sich ebenfalls mein Blick auf Kirche und Theologie. Die Überzeugung, dass G*tt parteiisch ist und auf der Seite der Armen und Unterdrückten steht, dass man sich aktiv aus ausbeuterischen und unterdrückerischen Verhältnissen befreien soll, statt auf endzeitliche Erlösung zu hoffen, das holte mich sofort ab. Dass sich Befreiungstheolog*innen oft marxistischer Analyse bedienen, überzeugte mich erst recht, und ein absolutes Highlight für mich war die Begegnung mit Gustavo Gutiérrez, dem Vater der Befreiungstheologie, im Rahmen einer Studienfahrt nach Lima/Peru. Im Befreiungstheologischen Netzwerk habe ich eine Community gefunden, mit der ich die Begeisterung für die Befreiungstheologie teilen kann, die als Fach an deutschen Universitäten eine eher marginale Rolle spielt. Dort habe ich Menschen kennengelernt, die sich zum Beispiel in der Kirchenasylbewegung engagieren. Kirchenasyl bietet Menschen Schutz vor Abschiebung, und die Bewegung setzt sich für ein humaneres Asylrecht ein. Ich habe anderthalb Jahre für Asyl in der Kirche Berlin-Brandenburg gearbeitet und miterlebt, welche Schrecklichkeiten und nicht nachvollziehbaren Entscheidungen das Leben von vielen Asylbewerber*innen bestimmt. Ich kann nur jede Kirchengemeinde dazu aufrufen, die Stellung und Macht, die Kirche gegenüber dem Staat hat, zum aktiven Schutz von Menschen zu nutzen.
 
        In Kirche sah und sehe ich das Potenzial, transformative Gerechtigkeit herzustellen und Raum für schwierige und schmerzhafte Momente und Gespräche zu ermöglichen. Da in der deutschen Kirchen- und Theologiewelt eine wirkliche fachliche und pädagogische Auseinandersetzung mit dem Thema Rassismus nicht zu finden war, habe ich 2022 eine dreijährige Weiterbildung zur Referentin des Programms „Sacred Conversations to End Racism“ bei der US-amerikanischen Kirche United Church of Christ (UCC) begonnen. Dieses Programm wurde von Velda Love konzipiert und erhebt den Anspruch, sich mit Rassismus und Marginalisierung sowohl historisch-politisch als auch theologisch-spirituell auseinanderzusetzen. Es soll ganzheitlich, dekolonisierend und communitybasiert wirken. Im Austausch mit den US-amerikanischen Glaubensgeschwistern stellte ich fest, dass meine Sprachfähigkeit über die eigene Religiosität und Spiritualität, trotz Theologiestudiums, noch ausbaufähig ist, von meiner Unsicherheit, spontan Gebete zu sprechen, gar nicht erst angefangen. Ich musste einen Widerspruch feststellen: „Philosophisch-theologische Verkopftheit“, die mich zum Theologiestudium gebracht hat, stand mir bei meiner eigenen gelebten Spiritualität häufig im Weg.
 
        Zum Symbol dessen, was ich an Kirche und Christentum kritisiere und ablehne, ist der „weiße Jesus“ geworden. Wenn mich dieser blondgelockte, blauäugige Mann vom Kreuz hängend leidend anblickt, denke ich oft an die Grausamkeiten, die im Namen ebendiesem, der ja für unsere Sünden gestorben ist und nun unser aller König sei, ausgeübt wurden. Macht und Unmenschlichkeit, die durch seinen Namen legitimiert wurden, und Imperien, die man in seinem Namen errichtete. Dieser „weiße Jesus“ steht dem radikalen jüdischen Wanderprediger gegenüber: Jemand, der sich den Unterdrückten und Ausgeschlossenen zuwandte und an der Peripherie des römischen Reichs, von ebendieser imperialen Macht exekutiert wurde.
 
        Was Theologie ist oder sein sollte, hat vielleicht niemand besser auf den Punkt gebracht als James H. Cone, der Begründer der Schwarzen Befreiungstheologie:
 
        „Theology is not a rational discourse about ultimative reality; it is also a prophetic word about the righteousness of God that must be spoken in clear, strong, and uncompromising language.“01
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        GEMEINDE ALS EINLADENDER, SICHERER RAUM
 
        Thomas Sonnhüter
 
        Meine Jugend war von Mobbing und Ausgrenzung geprägt, die Schule war für mich die Hölle auf Erden. Meine Freie evangelische Gemeinde kam mir dagegen vor wie ein Stück Himmel: Hier wurde ich nicht ausgelacht und nicht ausgegrenzt, hier wurde ich respektiert und geliebt. Erwachsene und Gleichaltrige fragten nach meiner Meinung, nahmen sich Zeit für mich und ließen mich Verantwortung übernehmen. Man hat mir von einem barmherzigen Gott erzählt, von Jesus, der mich bedingungslos liebt. Das half mir, auch mit den dunklen Gedanken umzugehen, über die ich als Jugendlicher mit niemandem reden wollte. Meine Gemeinde war jung und divers – Menschen mit unterschiedlichen Hintergründen und Prägungen, mit ganz verschiedenen Interessen, waren hier zusammen. Das war nicht immer einfach und glatt. Doch uns verband etwas, das mehr wiegt als gemeinsame Hobbys oder politische Ansichten: der gemeinsame Glaube an den dreieinen Gott. Dabei glaubten wir gar nicht alle genau gleich – auch die Gottesbeziehung der einzelnen Menschen war so unterschiedlich wie sie selbst. Ich wurde darin unterstützt, nicht einfach alles nachzumachen, sondern meinen eigenen Weg im Glauben zu gehen. Mit 17 Jahren wollte ich verbindlich dazugehören, ließ mich taufen und wurde Gemeindemitglied.
 
        Zu schön, um wahr zu sein? Mir ist bewusst, dass viele Menschen Kirche nicht positiv erleben, sondern ausgrenzend, einengend, missbräuchlich. Mit den Jahren habe ich selbst auch Verletzungen erlebt. Und auch ich habe Menschen verletzt. Ich glaube: Je näher man sich ist, desto eher kann so etwas passieren. Ich vergleiche Gemeinde daher gerne mit Familie: Familie kann der sicherste und schönste Ort der Welt sein – aber auch voller Streit und Gewalt. Romantisierung ist weder für Familie noch für Gemeinde hilfreich. Besser ehrlich und authentisch sein: Wir sind Menschen, wir machen Fehler und übernehmen Verantwortung – und wir stehen immer wieder auf und sind füreinander da.
 
        Ich darf als theologischer Laie mit meinen persönlichen Begabungen und Interessen mitarbeiten: Gottesdienste liturgisch gestalten, predigen, Menschen segnen, Gesprächsgruppen leiten, in der Gemeindeleitung mitarbeiten, unsere Gemeinde in überregionalen Gremien vertreten und vieles mehr. Ich bringe meine eigene Note ein und andere tun das auch. Wir versuchen das zu leben, was die Bibel „Priestertum aller Glaubenden“ nennt. Dennoch profitieren wir sehr von unseren Hauptamtlichen mit ihrer fundierten theologischen Ausbildung.
 
        Wir legen in meiner Freikirche Wert auf eine freiwillige Mitgliedschaft. Diese bewusste persönliche Entscheidung führt auch zu einer großen Verbundenheit. Die Ortsgemeinden sind eigenständig und dadurch sehr unterschiedlich. Einen hohen Stellenwert hat bei uns das persönliche Gewissen, was in einer Zeit der zunehmenden Polarisierung und dem Wunsch nach einfachen Antworten umso wichtiger ist und immer wieder verteidigt werden will.
 
        Ich wurde vor kurzem über Instagram gefragt, woran man eine „gute“ Gemeinde erkennt. Ausgehend von meinen oben beschriebenen Erfahrungen und Überlegungen habe ich es so formuliert: Eine gute Gemeinde ist – unabhängig von der Konfession – eine, in der das Evangelium gepredigt wird: Dass Gott uns Menschen liebt. Eine gute Gemeinde ist nicht perfekt – aber die Menschen ringen um den richtigen Umgang miteinander, geben nicht so schnell auf, lernen und verzeihen. Eine gute Gemeinde ist ein offener, einladender und sicherer Raum des Lebens und Glaubens – oder arbeitet daran, einer zu werden. Und sie ist ein Ort, an dem Verletzungen heilen dürfen.
 
        Meine Hoffnung ist, dass Kirche neben allem wichtigen sozialen und kulturellen Engagement auch als genau dieser Ort in die Gesellschaft hineinwirken kann: Ein Ort, an dem Grenzen zwischen Menschen überwunden werden und Versöhnung möglich wird.
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        ZWIEGESPALTEN
 
        Julia Eisele
 
        Wenn mich jemand fragt, wie ich zur Kirche stehe, bin ich zwiegespalten:
 
        Ich bin katholisch aufgewachsen und sozialisiert worden. Taufe, Kommunion und Firmung, all das habe ich mitgemacht. Mit meiner Familie war ich zwar nicht jede Woche, aber doch sehr regelmäßig in der Kirche und in den Kindergottesdiensten. Zusätzlich war ich auf einer erzbischöflichen Schule, und auch hier waren der Religionsunterricht und der monatliche Besuch des Schulgottesdienstes bis zum Abitur Pflichtprogramm. Kirche, der Glaube und die christlichen Werte waren damit von Anfang an ein Teil meines Lebens.
 
        Nach meiner Kommunion wurde ich Messdienerin, ging zu den wöchentlichen Gruppenstunden, war mehrmals im Monat als Messdienerin in der Kirche und fuhr auf Sommerlager und Herbstfahrten mit. In dieser Zeit lernte ich viele neue Leute kennen und knüpfte Kontakte, aus denen lebenslange Freundschaften entstanden sind. Mit 16 Jahren wurde ich dann selbst Leiterin, übernahm eine Gruppenstunde, plante Fahrten und Aktionen mit und entdeckte meine Begeisterung dafür. In einer Gruppe aktiv zu sein, die dieselben christlichen Werte vertritt wie ich, mit ihnen gemeinsam tolle Aktionen zu planen und durchzuführen, viele Kinder damit glücklich zu machen – das macht auch mich glücklich.
 
        Mit der Zeit engagierte ich mich mehr und lernte, was Jugendarbeit alles bedeutet und wie viele unterschiedliche Jugendverbände und -organisationen es eigentlich gibt. Auch wenn sich die Schwerpunkte ein wenig unterscheiden, gibt es eine große Gemeinsamkeit. Ziel ist es, dass Kinder und Jugendliche innerhalb der Verbände eine gute Zeit haben und gleichzeitig innerhalb der Gemeinschaft Werte wie Respekt, Gleichberechtigung, Demokratie, Selbstständigkeit, Freundschaft und den Glauben kennenlernen und erfahren.
 
        Leider sind die Werte, die in den Jugendverbänden bereits gelebt werden, in der katholischen Kirche in der Realität eher weniger vorhanden. Durch mein Engagement im Diözesanausschuss des BDKJ (Bund deutscher katholischer Jugend) im Erzbistum Köln kam ich zum ersten Mal aktiv und verstärkt mit überregionalen kirchlichen Themen und der Kirchenpolitik in Kontakt. Die Enthüllungen über den sexuellen Missbrauch in der Kirche haben mich erschüttert. Vor allem die Art und Weise, wie danach damit umgegangen wurde, hat mich sehr frustriert. Anstatt anständiger Aufarbeitung, Konsequenzen für die Täter und Solidarität mit den Opfern, gab es nur Schweigen und noch mehr Vertuschung, was für mich ein mehr als fragwürdiges Bild von der Moral in der Kirche gezeichnet hat. Dazu kommen die generell veralteten Strukturen und das längst nicht mehr zeitgemäße Weltbild, das die Kirche vertritt. All das wären eigentlich mehr als genug Gründe, der Kirche den Rücken zu kehren.
 
        Warum also tue ich es nicht?
 
        Weil Kirche für mich (zumindest die gelebte Kirche) viel mehr ist als nur Missbrauch und staubige Regeln. Ich bin noch in der Kirche, weil sie einen Ort für meinen Glauben und die Gemeinschaft bietet. Menschen mit denselben Werten kommen zusammen, um zu feiern. Ob an Feiertagen, Festen, in Krisenzeiten oder im ganz Alltäglichen: Die Kirche ist ein Ort des Zusammenkommens und der Begegnung. Dabei steht sie sich allerdings oft selbst im Weg.
 
        Verstaubte Ansichten, langjährige Mitglieder, die wegsterben und immer mehr Menschen, die aus der Kirche austreten, weil nichts getan wird, um diese Strukturen aufzubrechen und um die Institution attraktiver zu gestalten. Und dazu der Satz: „Das haben wir immer so gemacht“, sobald jemand neue Ideen hat.
 
        Der „klassische“ Gottesdienst in der Gemeinde ist meist eintönig, langweilig und nicht sonderlich ansprechend. Außer an Feiertagen zieht mich heute selten etwas in die Messe. Ich weiß allerdings, dass es auch anders sein kann: Auf Katholik*innentagen, bei Aktionen der Jugendverbände oder in Taizé habe ich schon an verschiedensten Arten von Gottesdiensten teilgenommen. Impulse, die zum Nachdenken anregen, mitreißende Predigten zu aktuellen Themen, Live-Bands oder generell einfach Lieder, die Lust zum Mitsingen machen. Es braucht nicht viel, um einen Gottesdienst zu einer ansprechenden Veranstaltung zu machen. Dabei sind Inhalt und Ablauf ja eigentlich derselbe wie im „klassischen“ Gottesdienst.
 
        Neben der Umgestaltung der Gottesdienste gibt es auch noch weitere Angebote und Möglichkeiten (abseits vom Kirchenbesuch), um durch den Glauben zusammenzukommen. Seien es Workshops, Diskussionen, spirituelle Impulse, gemeinsame Gebete oder andere Veranstaltungen, man muss nur mal etwas verändern und neue Möglichkeiten in Betracht ziehen. Ich bin froh, dass es in meiner Heimatgemeinde noch motivierte Menschen gibt, die sich trotz des ständigen Gegenwindes des Erzbistums und der Institution Kirche noch engagieren und neue, attraktivere Möglichkeiten des Zusammenkommens schaffen.
 
        Wenn die Kirche so weitermacht wie bisher, hat sie meiner Meinung nach in dieser Form keine lange Zukunft mehr. Es muss dringend auch von oben etwas getan werden, um die verstaubten Strukturen aufzubrechen und die Kirche wieder attraktiver zu gestalten. Dazu sollte sich die Kirche ein Beispiel an den engagierten Menschen in den Gemeinden vor Ort und ihren Jugendverbänden nehmen. Die aktuellen Grundlagen und Werte, die dort bereits gelebt werden, müssen von der Institution Kirche anerkannt, verinnerlicht und umgesetzt werden. Eine Weltkirche braucht Weltoffenheit.
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        KIRCHEN IN DEUTSCHLAND
 
        Ein historischer Abriss
 
        Wolfram Kinzig
 
        Im Master-Studiengang „Ecumenical Studies“ der Evangelisch-Theologischen Fakultät der Universität Bonn, an der ich Kirchengeschichte lehre, können Studierende aus der ganzen Welt etwas über die Vielfalt der Konfessionen und die Geschichte und Praxis der ökumenischen Bewegung erfahren. Wir beginnen das Studienjahr immer mit einer Einführung in die Kirchen in Deutschland – und ernten jedes Mal ungläubiges Kopfschütteln: Wie kann es sein, dass evangelische Christen in diesem Land ihre Konfession nicht selbst wählen können, sondern es von ihrem Wohnsitz abhängt, ob sie lutherisch, reformiert oder uniert sind? Studierende aus Ländern mit strenger Trennung von Staat und Kirche wundern sich außerdem darüber, warum man mit Taufe und erstem eigenem Einkommen kirchensteuerpflichtig wird und wieso der Staat diese Kirchensteuern einzieht, um sie dann der Kirche zu übergeben.
 
        ENTSTEHUNG DES KIRCHENSYSTEMS
 
        Um die Besonderheiten des kirchlichen Systems in Deutschland zu verstehen, muss man mehrere Jahrhunderte zurückgehen.01 Im Spätmittelalter war das Heilige Römische Reich durch das Erstarken von Partikulargewalten (zum Beispiel Reichsfürsten, Freie Reichsstädte) bei gleichzeitiger Schwächung der Zentralgewalt (Kaiser) faktisch in eine Vielzahl von Territorien zerfallen, die weitgehend eigenständig regiert wurden. Der territoriale Partikularismus verschärfte sich im Laufe des 16. Jahrhunderts durch die eingetretene konfessionelle Zersplitterung. Nunmehr gab es neben den „Altgläubigen“ (Katholiken) Lutheraner und Calvinisten (letztere auch „Reformierte“ genannt) sowie eine Reihe von kleineren konfessionellen Gruppen. Die Fürsten orientierten sich in ihrer Politik unter anderem an der Konfession, der sie selbst anhingen.
 
        Nachdem der Versuch der protestantischen Fürsten, die Reformation im gesamten Reich durchzusetzen, im Schmalkaldischen Krieg (1546–1547) endgültig gescheitert war, wurde schließlich im Augsburger Reichsabschied (auch Augsburger Religionsfrieden genannt) von 1555 die konfessionelle Spaltung Deutschlands in Katholiken und Lutheraner durch die Einführung des landesherrlichen Kirchenregiments zementiert (siehe Abbildung S. 14):02 Seither war im Wesentlichen das Bekenntnis der Fürsten für die Konfession ihrer Untertanen gemäß dem Prinzip „cuius regio eius religio“ ausschlaggebend. Religionsausübung wurde also noch nicht – wie im Gefolge des Pietismus und der Aufklärung üblich – als Herzens- oder Privatsache verstanden. Sie war vielmehr ein öffentlicher Akt, der entsprechenden rechtlichen Regelungen unterlag, die sich nunmehr im Rahmen des Religionsfriedens bewegen mussten. Dieses System wurde im Westfälischen Frieden von 1648 festgeschrieben, indem man die konfessionellen Grenzen im Reich unter Berücksichtigung auch der Reformierten endgültig fixierte. In den protestantischen Territorien war dabei nach dem Wegfall des traditionellen Kirchensystems der Fürst gleichzeitig der oberste Bischof (summus episcopus), dem die cura religionis, die Fürsorge für die jeweilige Landeskirche, oblag. In den katholischen Gebieten wurde die Kirche dagegen weiterhin in einem komplizierten Miteinander von Fürst, Episkopat und Papst regiert.
 
        Trotz aller politischen Umwälzungen und der grundlegenden territorialen Neuordnung, wie sie die napoleonische Herrschaft mit dem Ende des Heiligen Römischen Reiches 1806, der Wiener Kongress 1814/15 und die Gründung des Deutschen Reiches 1871 mit sich brachten, änderte sich an diesem rechtlichen Zustand nur wenig. Er blieb bis zum Zusammenbruch des Kaiserreichs im Ersten Weltkrieg und der Einführung der Weimarer Reichsverfassung im Jahre 1919 weitgehend bestehen.
 
        Allerdings wurde die konfessionelle Landkarte im 19. Jahrhundert noch unübersichtlicher: In einigen deutschen Staaten – entscheidend angestoßen durch den preußischen König Friedrich Wilhelm III. – wurden Unionen zwischen Reformierten und Lutheranern eingeführt, die sich aber nicht in ganz Deutschland durchsetzen konnten. Sie reichten von der reinen Verwaltungsunion, bei der Lutheraner und Reformierte durch eine gemeinsame Administration geleitet wurden, aber ansonsten ihre je eigenen gottesdienstlichen Formen und Bekenntnisse behielten (etwa in der Lippischen Landeskirche), bis hin zur Konsensus- oder Bekenntnisunion, die sich auf ein gemeinsames Glaubensdokument stützte (etwa in der Pfalz und in Baden). So sind derzeit 10 der 20 Kirchen der Evangelischen Kirche in Deutschland in der einen oder anderen Weise uniert. Faktisch entstand dadurch eine dritte, in der Praxis recht diffuse protestantische Konfession.
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          Konfessionsverteilung um 1555
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        Mehr noch: Mancherorts regte sich Widerstand gegen die Theologie der Aufklärung und die meist von oben verordneten Unionen. Es kam zu Abspaltungen, von denen heute die Evangelisch-altreformierte Kirche in Niedersachsen (EAK) und die Altlutheraner in Form der Selbständigen Evangelisch-Lutherischen Kirche (SELK) sowie kleinere Sonderkonfessionen noch existieren.03
 
        Während sich der strukturelle Rahmen des landesherrlichen Kirchenregiments auf protestantischer Seite wenig änderte, führten der Reichsdeputationshauptschluss von 1803 und der Wiener Kongress zu massiven Verschiebungen und Verlusten vor allem auf katholischer Seite. Im Zuge der sogenannten Säkularisation wurden die Fürstbistümer, in denen ein Bischof als Landesherr regierte, und die Fürstabteien abgeschafft, was einen einschneidenden Vermögensverlust zur Folge hatte. Hinzu kamen erhebliche kulturelle Zerstörungen durch Umwidmung oder Abriss von Kirchen- und Klostergebäuden sowie Zweckentfremdung und Verschleuderung von kirchlichem Eigentum. Außerdem verloren die Bischöfe dadurch politischen Einfluss im Reichstag und den politischen Vertretungen der einzelnen deutschen Staaten.
 
        Alles zusammengenommen hatte diese Entwicklung eine erhebliche Schwächung des Katholizismus in Deutschland zur Folge, die durch die Dominanz des überwiegend evangelischen Preußen im 19. Jahrhundert verstärkt wurde. Im sogenannten Kulturkampf versuchten die deutschen Staaten seit den 1860er Jahren den katholischen Einfluss generell und vor allem die Rom-Bindung des Episkopats zu beschränken. Diese Politik erwies sich als schwerer politischer Fehler und wurde in den 1880er Jahren aufgegeben, hatte aber unter anderem zur Folge, dass sich der Katholizismus in Form der Zentrumspartei politisch organisierte. Abgesehen davon waren die Katholiken in Deutschland durch die konservative Theologie der Päpste, die im Unfehlbarkeitsdogma auf dem I. Vatikanischen Konzil 1869/70 gipfelte, einer inneren Zerreißprobe ausgesetzt. Sie führte in den Jahren nach dem Konzil zur Abspaltung der Alt-katholischen Kirche, einer Episkopalkirche mit Frauenordination, die heute mit der anglikanischen Kirchenfamilie in Gemeinschaft steht.
 
        WEIMARER REPUBLIK UND NATIONALSOZIALISMUS
 
        In der Verfassung des Deutschen Reiches vom 11. August 1919 (Weimarer Reichsverfassung)04 kam das landesherrliche Kirchenregiment an sein Ende. In Artikel 137 wurde ausdrücklich festgelegt: „Es besteht keine Staatskirche.“ Die Kirchen galten nunmehr als „Religionsgesellschaften“ und unterlagen damit im Prinzip dem Vereinsrecht (Art. 124). Dennoch gab es eine Reihe von Sonderregelungen, die in den Artikeln 135–141 in einem eigenen Abschnitt „Religion und Religionsgesellschaften“ festgehalten wurden. Hierzu gehörten unter anderem:
 
         
          	die Verfassung der Religionsgesellschaften als Körperschaften des öffentlichen Rechts (Art. 137)
 
          	die Freiheit der Selbstverwaltung (Art. 137)
 
          	die Zusage der Glaubens- und der Gewissensfreiheit und das Recht zur ungestörten Religionsausübung unter Beteiligung der Religionsgesellschaften, auch im Heer, in Krankenhäusern, Gefängnissen und sonstigen öffentlichen Anstalten (Art. 135; 137; 140; 141)
 
          	die strikte Trennung von Religionszugehörigkeit und Genuss bürgerlicher und staatsbürgerlicher Rechte sowie Zulassung zu öffentlichen Ämtern (Art. 136)
 
          	das Recht zur Erhebung von Kirchensteuer (Art. 137)
 
          	das Recht auf Eigentum (Art. 138)
 
          	der Schutz des Sonntags und der staatlich anerkannten Feiertage (Art. 139).
 
        
 
        Der Religionsunterricht wurde an allen Schulen – mit Ausnahme der „bekenntnisfreien Schulen“ – als ordentliches Lehrfach „in Übereinstimmung mit den Grundsätzen der betreffenden Religionsgesellschaft“ unter Aufsicht des Staates eingeführt. Die theologischen Fakultäten an den Hochschulen blieben erhalten (Art. 149). Darüber hinaus erhielten die Religionsgesellschaften weiterhin Staatsleistungen, sofern sie hierauf durch Gesetz, Vertrag oder besondere Rechtstitel einen Anspruch hatten (Art. 138, 173). Sie ergaben sich unter anderem aus den Bestimmungen des Reichsdeputationshauptschlusses von 1803, denen zufolge den Kirchen für die entstandenen Verluste Ausgleichszahlungen zugesichert wurden. Die Ablösung dieser Zahlungen ist bis heute nicht gelungen. Die Artikel 136–139 und 141 der Weimarer Verfassung wurden 1949 in das Grundgesetz übernommen (Art. 140 GG).
 
        Der katholischen Kirche gelang es durch die neuen gesetzlichen Regelungen sowie durch eine geschickte Kirchenpolitik, ihre Selbstständigkeit zu behaupten und weiter auszubauen. Die rechtliche Sicherung der Beziehungen zwischen dem Heiligen Stuhl und dem Deutschen Reich wurde durch eine Reihe von Länderkonkordaten, vor allem aber durch das Reichskonkordat im Sommer 1933 besiegelt, das bereits in die Zeit des Nationalsozialismus fiel.
 
        Die mittlerweile eingetretenen politischen Veränderungen warfen indessen neue Probleme auf. Eugenio Pacelli, der als päpstlicher Nuntius und Kardinalstaatssekretär die Konkordate ausgehandelt hatte, blieb als Papst Pius XII. (1939–1958) in seiner äußeren Haltung zum NS-Regime umstritten. Dies darf aber nicht isoliert gesehen werden: Manche Bischöfe, allen voran der „Löwe von Münster“, Clemens August Graf von Galen, nutzten die erreichten Spielräume, um nachdrücklich gegen Maßnahmen des NS-Regimes zu protestieren. Der Münchener Kardinal Michael von Faulhaber entwarf die Enzyklika „Mit brennender Sorge“ (1937), in der Pius XI. (1922–1939) gegen die Machthaber in Deutschland seine Stimme erhob.
 
        Die evangelischen Landeskirchen sahen in der Weimarer Republik den kirchenpolitischen Entwicklungen zeitweise hilflos zu oder versuchten, in herkömmlicher Weise mit dem Staat zu paktieren. Zwar kam es zu einer Reihe von Kirchenverträgen zwischen mehreren evangelischen Landeskirchen und den deutschen Ländern, die – wie die katholischen Konkordate – bis heute Gültigkeit haben. Gleichzeitig begaben sich die evangelischen Kirchen aber in mehr oder weniger starke Abhängigkeit von den jeweils herrschenden politischen Mächten. Auf institutioneller Ebene gipfelte dies schließlich in der weitgehenden Unfähigkeit, dem nationalsozialistischen Gewaltstaat wirkungsvollen Widerstand zu leisten. Der oppositionellen „Bekennenden Kirche“ fehlten der Mut, die organisatorischen Möglichkeiten und der aktive Rückhalt in der Bevölkerung, um der Mitwirkungs- und Anpassungsstrategie der NS-treuen „Deutschen Christen“ Einhalt zu gebieten oder der systematischen Ermordung von Jüdinnen und Juden wirkungsvoll entgegenzutreten. Öffentliche Proteste, etwa durch die Berliner Studienrätin Elisabeth Schmitz oder den in Buchenwald hingerichteten Pfarrer Paul Schneider, oder gar die Mitwirkung an Attentats- und Umsturzplänen, wie etwa durch Dietrich Bonhoeffer, blieben die Ausnahme.
 
        Schon seit dem Ende des 18. Jahrhunderts wurde darüber hinaus in den evangelischen Kirchen stärker als im Katholizismus ein Entkirchlichungs-, ja Entchristianisierungsprozess erkennbar. Er lässt sich nicht nur an einer bis dahin unbekannten Distanz zur Institution Kirche, sondern auch an der steigenden Popularität atheistischer Positionen ablesen, die häufig sozialphilosophisch oder naturwissenschaftlich begründet wurden. Am drastischsten war die Situation in Berlin: Hier nahmen um 1850 lediglich etwa 16 Prozent der evangelischen Christen am Abendmahl teil. Als 1874 in Preußen die Zivilehe eingeführt wurde, fiel die kirchliche Trauung bei den verheirateten Paaren auf 20 Prozent; auch wurde nur noch die Hälfte der Kinder getauft.05
 
        Die Gründe für diesen zunehmenden Säkularisierungsprozess, der heute vielfach als Konsequenz der Aufklärung gesehen wird, sind vielschichtig. Hierzu zählen im 19. Jahrhundert neben Kostengründen (Gebühren für die Kasualien Taufe, Trauung und Bestattung) auch politische Faktoren. So löste die Nähe der Kirchen zu restaurativen und antiliberalen Kreisen innerhalb der Obrigkeiten insbesondere unter der Arbeiterschaft antikirchliche Reaktionen aus. Auch zeigte die Verelendung der Arbeiterschaft infolge der ungezügelten Industrialisierung ihre Wirkung: So vermochten die Kirchen auf die „soziale Frage“ nur unzureichende Antworten zu geben. Zugleich erschütterten Erkenntnisse in Theologie und Philosophie die Gewissheit in die historische Zuverlässigkeit der biblischen Schriften, und neue naturwissenschaftliche Einsichten – vor allem die Entstehung des Darwinismus – stellten die jahrhundertealten christlichen Erklärungsmuster für den Ursprung von Welt und Mensch infrage.
 
        STRUKTUR- UND ORIENTIERUNGSFRAGEN NACH 1945
 
        Der seit 1919 gehegte, aber in der Weimarer Republik nie verwirklichte Plan zur Bildung einer evangelischen Nationalkirche wurde 1933 völlig diskreditiert, als die Nationalsozialisten die Wahlen zu einer ersten Nationalsynode nutzten, um die Landeskirchen weitgehend gleichzuschalten. Nach 1945 wurde der Plan nicht wieder aufgenommen. Stattdessen knüpfte man an das alte landeskirchliche System an, das nunmehr durch einen Zusammenschluss auf nationaler Ebene, die „Evangelische Kirche in Deutschland“ (EKD), überwölbt wurde, der in seinem kirchlichen Selbstverständnis bis heute nicht endgültig geklärt ist.06 Damit wurde die konfessionelle und territoriale Zersplitterung der evangelischen Landeskirchen nicht überwunden.
 
        Die staatskirchenrechtlichen Entwicklungen in der DDR führten 1969 unter dem Druck der Verhältnisse zur Gründung des „Bundes der evangelischen Kirchen in der DDR“ (BEK) und somit zur faktischen Abspaltung der Kirchen in Ostdeutschland von der EKD. Nach der Wiedervereinigung löste sich der BEK 1991 auf, und die alten Verhältnisse wurden wiederhergestellt. Freilich hatten die Bemühungen um Entkirchlichung im real existierenden Sozialismus in der Bevölkerung tiefe Spuren hinterlassen, die bis heute nachwirken.
 
        In neuerer Zeit sind in den evangelischen Kirchen zunehmende Anzeichen dafür zu entdecken, dass man sich auf theologischer wie auf administrativer Ebene auf Gemeinsamkeiten besinnt. Schon seit den 1960er Jahren hatte es Bemühungen gegeben, in Lehrfragen zwischen den evangelischen Kirchen lutherischer und reformierter Tradition Übereinstimmung zu erzielen. Parallel dazu verpflichteten sich zahlreiche lutherische und reformierte Kirchen aus ganz Europa 1973 in Leuenberg bei Basel zur gegenseitigen Kanzel- und Abendmahlsgemeinschaft („Leuenberger Konkordie“). Daraus entstand die Gemeinschaft Evangelischer Kirchen in Europa (GEKE) mit derzeit 95 Mitgliedskirchen. Die lehrmäßigen Differenzen zwischen den Kirchen der Reformation dürfen seither als weitgehend überwunden gelten.
 
        Diese Rückbesinnung auf die reformatorischen Grundlagen bei gleichzeitiger theologischer Weiterarbeit, aber auch zunehmende finanzielle Probleme führten in Deutschland schließlich 2003 zur Entstehung der Union Evangelischer Kirchen (UEK) in der EKD mit derzeit 12 Mitgliedskirchen. Ihre Grundordnung basiert auf einem gemeinsamen Verständnis des Evangeliums und der Sakramente von Taufe und Abendmahl, weshalb sich die UEK – unbeschadet der fortdauernden kirchlichen Selbstständigkeit ihrer Mitglieder – als Kirche versteht und eine weitergehende Einheit der EKD anstrebt.
 
        Ob es dazu kommt, ist derzeit noch offen. Nicht zuletzt hat die verwirrende Zahl von Zusammenschlüssen auf unterschiedlichen Ebenen eine Kirchenbürokratie hervorgebracht, die ein erhebliches Beharrungsvermögen aufweist. Erste Anzeichen für eine Konzentration der Kräfte gab es etwa durch die Zusammenschlüsse der Kirchen in Berlin-Brandenburg und der schlesischen Oberlausitz 2004, der sächsischen und thüringischen Landeskirchen 2009 und dreier norddeutscher Kirchen 2012.
 
        Auf katholischer Seite steht der Fülle der evangelischen Kirchen ein weitgehend zentralistisches System gegenüber: Die 27 deutschen Bistümer sind in sieben Kirchenprovinzen gegliedert, mit den Erzdiözesen Bamberg, Berlin, Freiburg, Hamburg, Köln, München und Freising sowie Paderborn. Ihre Struktur ist durch das weltweit gültige Gesetzbuch der römisch-katholischen Kirche, den „Codex Iuris Canonici“ (CIC) von 1983, geordnet. Als nationales Koordinationsgremium fungiert seit 1965 die Deutsche Bischofskonferenz, die laut Statut „zum Studium und zur Förderung gemeinsamer pastoraler Aufgaben, zu gegenseitiger Beratung, zur notwendigen Koordinierung der kirchlichen Arbeit und zum gemeinsamen Erlass von Entscheidungen sowie zur Pflege der Verbindung zu anderen Bischofskonferenzen“ dient. Ihr steht das Zentralkomitee der deutschen Katholiken (ZdK) zur Seite, was sich gemäß Satzung als „Zusammenschluss von Vertreterinnen und Vertretern der Diözesanräte und der katholischen Verbände sowie von Institutionen des Laienapostolats und von weiteren Persönlichkeiten aus Kirche und Gesellschaft“ versteht. Kirchenrechtlich kommt dem ZdK allerdings lediglich eine beratende Funktion zu.
 
        Da die ostdeutschen Bischöfe nach dem Mauerbau nicht mehr an der Bischofskonferenz teilnehmen konnten, gab es in der DDR zeitweise eine separate „Berliner Ordinarienkonferenz“ (seit 1976 „Berliner Bischofskonferenz“); 1990 vereinigten sich beide Gremien wieder.
 
        Die Spannungen zwischen nationalkirchlichen und ultramontanen, also nach Rom ausgerichteten Tendenzen innerhalb des deutschen Katholizismus, die im 19. Jahrhundert die Beziehungen zu den deutschen Staaten erheblich belasteten, sind zwar nicht völlig verschwunden, aber doch deutlich abgeklungen. Gleichwohl muss man sich klar machen, dass die katholische Kirche seit jeher in viel stärkerem Maße supranational und global denkt als der Protestantismus. Insofern wird die Lage im deutschen Katholizismus oft durch Entwicklungen beeinflusst, die außerhalb der Landesgrenze ihren Ursprung haben.
 
        Auch das II. Vatikanische Konzil (1962–1965) reagierte auf globale Entwicklungen. Seine Einsichten und Ergebnisse hatten Auswirkungen auf die gesamte katholische Christenheit. In den Beschlüssen dieses Konzils wurde eine deutliche, so bisher nicht dagewesene Öffnung der katholischen Kirche zur Welt und zu den Chancen und Herausforderungen der modernen Zeit vollzogen.
 
        Für das Gros der Katholikinnen und Katholiken machte sich dies etwa durch die Liturgiereform bemerkbar. In deren Folge wurde die lateinische Messe weitgehend abgeschafft und die jeweilige Landessprache im Gottesdienst eingeführt. Die Reform brachte eine Abkehr vom Hochaltar und die Einführung des freistehenden „Volksaltars“ mit sich, an dem der Priester nunmehr die Messe zu den Gottesdienstbesuchern hingewandt zelebriert. Dadurch soll der Gemeinschaftscharakter stärker hervortreten. Außerdem wurde die Mitsprache von Laien gestärkt. Sie konnten nun in den neu eingerichteten (beratenden) Pfarrgemeinderäten und verstärkt auf anderen Ebenen der Kirchenadministration mitwirken, wodurch auch der Einfluss des ZdK zunahm. Darüber hinaus entspannte sich das Verhältnis zu den anderen Konfessionen und Religionen zunächst merklich, insbesondere zum Judentum.
 
        Diese Aufbruchsstimmung wurde indessen noch während der Amtszeit Papst Pauls VI. (1963–1978) durch weithin als konservativ empfundene Maßnahmen gedämpft. Dieser Trend sollte sich unter Pauls Nachfolgern Johannes Paul II. (1978–2005) und Benedikt XVI. (2005–2013) noch verstärken. Hierzu zählten unter anderem offizielle Verlautbarungen wie die Enzyklika Humanae Vitae (1968) Pauls VI., in der die Empfängnisverhütung durch Kontrazeptiva („Pille“) und jede Form von Abtreibung abgelehnt wurden. Diese Lehre bekräftigte Johannes Paul II. in seiner Enzyklika Evangelium Vitae (1995). Ebenso führte und führt die Besetzung von Bischofsstühlen mit konservativen Kirchenführern – wie etwa in Köln in den Jahren 1988 und 2014 – zu erheblichen Auseinandersetzungen in den betroffenen Diözesen. Schließlich sorgte die Wiederzulassung der lateinischen Messe in Ausnahmefällen nach dem Messbuch von 1962 durch Benedikt XVI. 2007 für erhebliche Unruhe unter deutschen Katholiken. Die damit einhergehende Wiederzulassung der Karfreitagsliturgie mit der problematischen „Fürbitte für die Juden“ (die 2008 überarbeitet wurde, aber umstritten blieb) trübte zudem das Verhältnis zum Judentum wieder ein.07
 
        Das katholisch-jüdische Verhältnis wurde Anfang 2009 einer weiteren Belastungsprobe unterzogen, als Benedikt XVI. die auch in Deutschland vertretene Priesterbruderschaft St. Pius X., deren Bischöfe 1988 exkommuniziert worden waren, wieder in die Sakramentsgemeinschaft aufnahm, obwohl führende Vertreter der Bruderschaft weiterhin offen antisemitische Ansichten vertraten.
 
        Im Pontifikat von Papst Franziskus (seit 2013) hat vor allem die sexuelle Gewalt an Kindern und Jugendlichen in kirchlichen Einrichtungen und durch kirchliche Amtsträger und deren schleppende Aufdeckung und Aufarbeitung für Verwerfungen gesorgt, die noch nicht abgetragen sind.08 In Deutschland führte dieser Umstand zur Einrichtung des „Synodalen Weges“, eines von Bischofskonferenz und ZdK gemeinsam getragenen Gesprächsprozesses, der im März 2023 mit einer Reihe von Beschlüssen und Texten seinen vorläufigen Abschluss fand. Derzeit ist die Einrichtung eines Synodalen Rates im Gespräch, der durch einen Ausschuss ab November 2023 vorbereitet werden soll.09
 
        Im ökumenischen Dialog mit dem Luthertum erfolgte 1999 mit der Unterzeichnung der „Gemeinsamen Erklärung zur Rechtfertigungslehre“10 zwischen Lutherischem Weltbund und katholischer Kirche ein wichtiger Schritt zur Überwindung der seit der Reformation strittigen dogmatischen Fragen. Seither sind aber die offiziellen ökumenischen Kontakte zwischen den Protestanten und Rom deutlich abgekühlt. So beharrt die katholische Seite auf ihrer Auffassung, die Kirchen der Reformation könnten nicht „Kirchen“ genannt werden, da sie „die apostolische Sukzession im Weihesakrament“ nicht besäßen und ihnen deshalb „ein wesentliches konstitutives Element des Kircheseins“ fehle.11 Die Anerkennung der Lehre von der apostolischen Sukzession in ihrer römischen Form, das heißt einschließlich der Vorrangstellung des Papstes als Nachfolger des Apostels Simon Petrus mit dem Anspruch auf höchste Lehrautorität in dogmatischen Fragen und die kirchliche Leitungsgewalt, ist den Protestanten schlechterdings unmöglich.
 
        Diese Vorbehalte aus Rom konnten auf nationaler Ebene durch die guten Kontakte zwischen EKD und Bischofskonferenz teilweise abgemildert werden. Sie belasten aber die ökumenischen Beziehungen bis hinunter auf die Gemeindeebene schwer.
 
        AKTUELLE HERAUSFORDERUNGEN
 
        Neben den „Großkirchen“ bestehen eine Reihe von christlichen Gemeinschaften, die man häufig unter dem unscharfen Begriff der „Freikirchen“ zusammenfasst. Zu ihnen zählen diejenigen Kirchen, die direkt oder indirekt aus der Reformation hervorgegangen sind (etwa Mennoniten, Baptisten) sowie Gemeinschaften, die sich neuen religiösen und spirituellen Aufbrüchen verdanken. Dazu zählen zum Beispiel die Methodisten, die Pfingstkirchen und die Freien evangelischen Gemeinden. Es gibt zudem evangelikale Gruppierungen, die auch innerhalb der evangelischen Landeskirchen aktiv sind, wie den Liebenzeller Gemeinschaftsverband. Die evangelikalen Christen sind in ihrer Gesamtheit überwiegend in der Evangelischen Allianz in Deutschland e.V. organisiert.
 
        Die im Einzelnen sehr unterschiedlichen Freikirchen sind oft durch eine Haltung gekennzeichnet, die die Bibel im Wortsinn als unbezweifelbar ansieht und der historisch-kritischen Bibelforschung, wie sie an theologischen Fakultäten betrieben wird, distanziert gegenübersteht. Einige Kirchen, wie etwa die Mennoniten, sind einem strengen Pazifismus verpflichtet und lehnen zum Beispiel den Dienst an der Waffe ab. Viele Gemeinschaften praktizieren eine Erwachsenentaufe. In Gruppen wie den Pfingstkirchen wird eine ausgeprägte Jesusfrömmigkeit gepflegt, die charismatische Züge trägt. Einige Gruppierungen lehnen die Evolutionslehre zugunsten des biblischen Schöpfungsberichts ab und pflegen ein konservatives Ehe- und Familienbild (sexuelle Enthaltsamkeit vor der Ehe; Ablehnung gleichgeschlechtlicher Lebensgemeinschaften).
 
        Insgesamt spielen die Freikirchen in Deutschland sowohl in Zahlen als auch in der öffentlichen Wahrnehmung eine untergeordnete Rolle. So haben derzeit (Stand 2022) der baptistische Bund Freier evangelischer Gemeinden knapp 74000, die Evangelisch-methodistische Kirche knapp 45000, der Bund Freikirchlicher Pfingstgemeinden knapp 65000 und die Freien evangelischen Gemeinden (Stand 2021) rund 42500 Mitglieder.12
 
        Diese Randständigkeit dürfte auch mit der geordneten Beziehung von Staat und „Großkirchen“ zu tun haben, von der bisher beide Seiten profitieren. So haben die großen Kirchen nach 1945 ihr diakonisches Netzwerk mit Kindergärten und -tagesstätten, Schulen, Krankenhäusern und weiteren Einrichtungen so stark ausgebaut, dass sie im sogenannten Dritten (Non-Profit-)Sektor die größten Arbeitgeber sind: Die evangelische Diakonie Deutschland hatte 2020 knapp 600000 Mitarbeitende, die katholische Caritas Deutschland rund 696000.13 Gleichzeitig erfolgt die Finanzierung heute überwiegend durch den Staat.
 
        Dieses symbiotische Verhältnis wird durch das Religionsverfassungsrecht (Staatskirchenrecht) geregelt.14 Es gerät allerdings durch den in den vergangenen Jahrzehnten zu beobachtenden und derzeit rasch zunehmenden Mitgliederschwund in den Kirchen unter Druck. Dabei handelt es sich im Grunde um kein neues Phänomen. Es äußerte sich im 19. Jahrhundert zunächst in den sinkenden Teilnahmezahlen im Gottesdienst und bei den Kasualien (Taufe, Trauung, Bestattung), bis sich ab den 1870er Jahren die Möglichkeit zum Kirchenaustritt eröffnete. Betrachtet man die Zahlen in der Weimarer Republik, der Bundesrepublik von 1945 bis 1989 und Gesamtdeutschland seit 1989,15 so ist deutlich zu erkennen, dass diese Entwicklung nicht linear verläuft. Sie weist vielmehr Austrittsspitzen auf, die vor allem in der Zeit unmittelbar nach dem Ersten Weltkrieg und der „Revolution von 1968“ (in Westdeutschland) liegen. Seit 2013 ist wiederum ein kontinuierlicher Anstieg von Kirchenaustritten zu beobachten, der sich seit 2021 nochmals deutlich beschleunigt hat und im vergangenen Jahr bei über 900000 Austritten lag (über 522000 katholisch, 380000 evangelisch),16 die mit Abstand höchste jemals gemessene Zahl. Ihnen standen 2021 nur 5570 (katholisch) und 18545 (evangelisch) Eintritte und Wiederaufnahmen gegenüber.17 Außerdem übersteigt die Zahl der Todesfälle die der Taufen beträchtlich. Damit gehörten Ende 2022 nur noch 19,2 Millionen Menschen einer evangelischen Landeskirche und 20,9 Millionen der katholischen Kirche an,18 was knapp 48 Prozent der Gesamtbevölkerung in Deutschland ausmacht.
 
        Dieser neueste Säkularisierungsschub dürfte nicht zuletzt durch zeitweise Kirchenschließungen während der Corona-Pandemie, den Missbrauchsskandal sowie den Vorwurf der Verschwendung von Kirchenfinanzen ausgelöst worden sein.19 Doch es kommen andere Faktoren hinzu, die den Schritt zum Austritt erleichtern: So kann man der Kirche heute fernbleiben, ohne – wie früher – soziale oder kirchendisziplinarische Konsequenzen fürchten zu müssen. Auch hat man in der Verkündigung die Drohung mit göttlicher Strafe zu Recht abgebaut. Zudem genügt ein Gang zum Amtsgericht, um die Kirchensteuer einzusparen, während gleichzeitig das Angebot an religiösen und spirituellen Alternativen kontinuierlich wächst. In Zeiten ökonomischer Krisen kommt der Kirchenaustritt dann nicht überraschend.
 
        Bislang ist nicht erkennbar, dass die Freikirchen davon erheblich profitieren könnten – im Gegenteil: Auch hier stagnieren die Zahlen oder sind rückläufig, wenn auch nicht in dem Ausmaß wie in den Großkirchen. Diese in Deutschland historisch einmalige Entwicklung stellt die Christenheit hierzulande vor erhebliche Herausforderungen, auf die sie noch keine tragfähigen Antworten gefunden hat.
 
        Aber dies wird auch Auswirkungen auf die deutsche Gesellschaft insgesamt haben: Durch die großflächige Zusammenlegung von Gemeinden kommt es schon jetzt zur Verringerung der Zahl der Gottesdienste und damit zur Aufgabe und zum Abriss von Kirchengebäuden, was Veränderungen im Städtebild, aber auch im dörflichen Brauchtum zur Folge hat.20 Die Kirchen können so als Begleiter in allen Lebensphasen nicht mehr uneingeschränkt zur Verfügung stehen. Der absehbare Rückzug aus ihren bisherigen diakonischen Tätigkeiten wird die öffentliche Hand mit erheblichen zusätzlichen Kosten belasten. Darüber hinaus werden die Kirchen auch ihre Aktivitäten als Kulturvermittler in Kunst und Musik sowie als Träger von Büchereien massiv einschränken müssen. Schließlich wird ihre Stimme als eine moralische Instanz in Krisensituationen immer weniger Gehör finden. Bei aller berechtigten Kritik am derzeitigen Erscheinungsbild der Institution Kirche hat die Gesellschaft die Tragweite dieser Entwicklungen für das Gemeinwesen insgesamt noch nicht erfasst.
 
         
          WOLFRAM KINZIG 
ist Professor für Kirchengeschichte an der Evangelisch-Theologischen Fakultät der Universität Bonn. kinzig@uni-bonn.de
 
        
 
        ANMERKUNGEN
 
        01 Die nachfolgenden Ausführungen sind eine aktualisierte und erweiterte Fassung von: Wolfram Kinzig, Kirche in Deutschland, in: Informationen zur politischen Bildung – Info aktuell 21/2009, S. 4–11.
 
        02 Für den Text des Reichsabschieds siehe etwa www.westfaelische-geschichte.de/que739.
 
        03 Zu den aktuellen Mitgliederzahlen siehe www.altreformiert.de/de und www.selk.de/index.php/strukturen-zahlen.
 
        04 Für die Verfassungstexte siehe etwa www.verfassungen.de/de19-33/verf19-i.htm.
 
        05 Vgl. Martin H. Jung, Der Protestantismus in Deutschland von 1815 bis 1870, Leipzig 2000, S. 117.
 
        06 In einem Faltblatt stellt sich die EKD als „eine Gemeinschaft von 20 konfessionell unterschiedlich geprägten Landeskirchen“ und als Vertretung der „Gemeinschaft der Gliedkirchen gegenüber Bund, Ländern, EU und Zivilgesellschaft“ vor. Siehe www.ekd.de/Was-tut-die-Evangelische-Kirche-in-Deutschland-12813.htm.
 
        07 Im Messbuch von 1962 hatte es geheißen, man bete für die Juden, dass Gott „den Schleier von ihren Herzen wegnehmen“ möge, „auf dass auch sie unsern Herrn Jesus Christus erkennen“. In der Fassung von 2008 wurde die Formulierung zwar abgemildert, aber nicht gänzlich gestrichen. Kritiker sehen hier eine Kontinuität der problematischen „Judenmission“, die dem jüdischen Glauben seine Anerkennung abspricht.
 
        08 Siehe dazu auch den Beitrag von Sabine Andresen in dieser Ausgabe (Anm. d. Red.).
 
        09 Vgl. Synodaler Ausschuss nimmt im November Arbeit auf, 4.4.2023, www.synodalerweg.de/service/aktuelles/meldung/synodaler-ausschuss-nimmt-im-november-arbeit-auf. Siehe dazu auch den Beitrag von Daniel Deckers in dieser Ausgabe (Anm. d. Red.).
 
        10 Online unter www.lutheranworld.org/sites/default/files/2019/documents/lutherischer_weltbund_gemeinsame_erklarung.pdf.
 
        11 Vgl. Kongregation für die Glaubenslehre, Antworten auf Fragen zu einigen Aspekten bezüglich der Lehre über die Kirche, 29.6.2007, www.vatican.va/roman_curia/congregations/cfaith/documents/rc_con_cfaith_doc_20070629_responsa-quaestiones_ge.html.
 
        12 Für die Mitglieder-Statistiken der genannten Freikirchen siehe Bund Evangelisch-Freikirchlicher Gemeinden, BEFG-Statistik: weniger Mitglieder bei steigenden Taufzahlen, 19.5.2023, www.befg.de/aktuelles-schwerpunkte/nachrichten/artikel/befg-statistik-2022-weniger-mitglieder-bei-steigenden-taufzahlen; Evangelisch-methodistische Kirche, Statistische Zahlen, 31.12.2022, www.emk.de/presse-informationen/statistische-zahlen; Bund Freikirchlicher Pfingstbewegungen, Statistiken und Zahlen zum Bund Freikirchlicher Pfingstgemeinden, www.bfp.de/de/statistiken-und-zahlen-zum-bfp; Freie evangelische Gemeinden, Mehr Gemeinden und steigende Gottesdienst-Reichweite in 2021, 10.11.2022, www.feg.de/gemeindestatistik-2021.
 
        13 Vgl. Diakonie Deutschland, Die Diakonie stellt sich vor, www.diakonie.de/auf-einen-blick; Deutscher Caritasverband, Millionenfache Hilfe – Die Caritas in Zahlen, www.caritas.de/diecaritas/wir-ueber-uns/die-caritas-in-zahlen/statistik.
 
        14 Siehe dazu auch den Beitrag von Hans Michael Heinig in dieser Ausgabe (Anm. d. Red.).
 
        15 Vgl. Antonius Liedhegener, Zeitreihen zu Konfessionszugehörigkeit und Kirchenbindung in Deutschland (1860–2019), 2020, www.liedhegener.info/?page_id=14.
 
        16 Vgl. Statistik-Dashboard Erzbistum Berlin, www.vdd.bistumsatlas.de/statistik; EKD, Zahl evangelischer Kirchenmitglieder sinkt erneut deutlich, 7.3.2023, www.ekd.de/zahl-evangelischer-kirchenmitglieder-sinkt-erneut-deutlich-77750.htm.
 
        17 Vgl. Deutsche Bischofskonferenz, Kirchliche Statistik, www.dbk.de/kirche-in-zahlen/kirchliche-statistik; EKD, Statistik der Evangelischen Kirche in Deutschland, www.ekd.de/statistik.
 
        18 Vgl. EKD (Anm. 17); Deutsche Bischofskonferenz, Katholiken weltweit und in Deutschland, www.dbk.de/katholische-kirche/katholiken.
 
        19 Vgl. dazu im Einzelnen Petra-Angela Ahrens, Kirchenaustritte seit 2018: Wege und Anlässe. Ergebnisse einer bundesweiten Repräsentativbefragung, Baden-Baden 2022.
 
        20 Vgl. hierzu auch den Beitrag von Stefanie Lieb in dieser Ausgabe (Anm. d. Red.).
 
      

       
        PLURALISIERUNG – SÄKULARISIERUNG – EUROPÄISIERUNG
 
        Dynamiken im Verhältnis von Staat und Kirche
 
        Hans Michael Heinig
 
        Wenig wirkt in Deutschland so stabil, wie das Verhältnis von Staat und Kirche. Den Eindruck könnte man zumindest gewinnen, wenn man nur die maßgeblichen Verfassungsbestimmungen betrachtet. Das Grundgesetz übernahm 1949 die relevanten Passagen aus der Weimarer Reichsverfassung von 1919 (Artikel 140 GG). Unser Religionsverfassungsrecht wurde also zu großen Teilen vor mehr als 100 Jahren formuliert.
 
        Aber schon gleich nach Inkrafttreten der Bonner Verfassung wusste man, dass nicht zwingend dasselbe gemeint ist, wenn „zwei Grundgesetze dasselbe sagen“.01 Der Kontext des Normtextes und die gesellschaftlichen Verhältnisse verändern sich. Auf beides reagiert das Recht: Rechtstexte werden anders interpretiert, neue Fallkonstellationen beschäftigen die Rechtsprechung, gewandelte normative Leitbilder prägen die Rechtspraxis. So unterliegen das politische System und die staatliche Verwaltung, Religionskulturen und kirchliche Organisationsformen, die gesellschaftlichen Moralvorstellungen und Idealbilder gelingenden sozialen Lebens fortwährenden, mehr oder weniger tiefgreifenden Wandlungen. Folglich transformiert sich unter der Hand trotz gleichlautender Verfassungsnormen auch das Verhältnis von Staat und Kirchen.
 
        RELIGIÖSE INDIVIDUALISIERUNG UND PLURALISIERUNG
 
        Nach 1945 wurde der Nationalsozialismus in weiten Teilen zunächst als eine säkularistische Verirrung gedeutet. Exemplarisch steht dafür das Stuttgarter Schuldbekenntnis der evangelischen Kirchen. Der Abfall vom christlichen Gottesglauben mündete, so das Zeitverständnis, im Zivilisationsbruch des Nationalsozialismus. Als probates Gegenmittel sah man eine christliche Tiefenimprägnierung der westdeutschen Nachkriegsgesellschaft durch eine erstarkte Volkskirche.02 Das christliche Naturrecht erfuhr eine Renaissance bis hin in die höchstgerichtliche Rechtsprechung.03 Die bundesdeutsche Lehre aus der NS-Zeit verzichtete also zunächst darauf, moderne Pluralismuskonzeptionen oder eine dezidiert individualistische Grundhaltung aufzunehmen. In dieser Fluchtlinie bewegte sich auch die Umdeutung der in das Grundgesetz übernommenen Weimarer Religionsnormen:04 Staat und Kirche begegneten sich, so die Vorstellung der sogenannten Koordinationslehre, auf Augenhöhe. Den Kirchen wurde ein quasi-souveräner Status zugestanden. Staat und Kirche hätten mit den gleichen „Untertanen“ zu tun und müssten sich deshalb koordinieren. Staatskirchenverträge und Konkordate wurden zum bevorzugten Handlungsinstrument, um die Beziehungen zwischen ihnen zu gestalten. Minderheitenreligionen und Weltanschauungen wurden weitgehend ignoriert. Im expandierenden Wohlfahrtsstaat wurde den kirchlichen Trägern breiter Entfaltungsraum eingeräumt. Auf einfachgesetzlicher Ebene bildeten sich zahlreiche Sonderklauseln in einer Vielzahl von Einzelfeldern heraus, vom Arbeitsrecht über das Bildungsrecht bis hin zum Denkmalschutzrecht, die der angesonnenen besonderen Stellung der Kirche Rechnung tragen sollten.
 
        Mitte der 1960er Jahre sollte dann der „koordinationsrechtliche Überschwang“05 enden. Es kam in der Rechtswissenschaft, in der gerichtlichen Spruchpraxis und im politischen Kräftespiel zu erheblichen Verschiebungen: Kirchenaustritte wurden erstmals zum Thema. Moderne Rechtstheorien gewannen gegenüber dem Naturrechtsdenken die Oberhand.06 Die Kirchen erschienen nicht mehr als staatsanaloge Sondermacht. Vielmehr betrachtete man sie als dem demokratischen Gesetzgeber unterworfene, zugleich verfassungsrechtlich in ihrer Unabhängigkeit geschützte und insoweit mit anderen Religions- und Weltanschauungsgemeinschaften vergleichbare Organisationen. Bezeichnend war die Titelgebung für die Staatsrechtslehrertagung 1967: Die Kirchen standen „unter dem Grundgesetz“, nicht über oder neben der Verfassung.07 Verfassungsrechtlich gesehen waren sie weniger Heilsanstalt oder Ordnungsmacht als vielmehr Produkt der religiösen Vereinigungsfreiheit ihrer Mitglieder.
 
        Doch ganz lassen wollte man von der Sonderstellung der Kirchen dann doch nicht. Immer wieder gab es Versuche, die Kirchen auf eine höhere Stufe zu stellen als andere Religions- und Weltanschauungsgemeinschaften. Die Rede war von „gestufter Parität“, in der das staatskirchliche Erbe und eine herausragende gesellschaftliche Bedeutung ins Feld geführt wurden, um weitreichende Ungleichbehandlungen zwischen den Kirchen und allen anderen Religions- und Weltanschauungsgemeinschaften zu rechtfertigen. Schnell machte das Bonmot Ernst-Wolfgang Böckenfördes Karriere, der freiheitliche Staat lebe von Voraussetzungen, die er selbst nicht garantiere könne.08 In der öffentlichen Wahrnehmung entwickelte sich daraus die Überzeugung, die Kirchen lieferten die Ethos-Ressourcen, auf die die moderne Demokratie angewiesen sei. Deshalb müsse der Staat die Kirchen finanziell fördern, mit ihnen bei der Wahrnehmung sozial- und kulturstaatlicher Aufgaben eng kooperieren und ihnen weitreichende Freiheitsräume zugestehen.
 
        Nach und nach verlor auch dieses die 1970er und 1980er Jahre prägende Paradigma an Überzeugungskraft. Zu stark wirkten die transformativen Kräfte der Pluralisierung und Individualisierung.09 Religionskulturen veränderten sich. Kirchliche Dogmen und Amtsträger verloren an der ihnen selbstverständlich zugesprochenen Autorität. Glauben wurde zwar nicht zur Privatsache, aber doch zu einer höchstpersönlichen Angelegenheit, die trotz kirchlicher Bindung Synkretismen aller Art und religiöse Patchwork-Identitäten ganz selbstverständlich einschließt. Zudem veränderte seit den 1960er Jahren Arbeitsmigration und später dann auch Fluchtmigration die religiöse Landschaft in Deutschland. Der Islam in seinen vielfältigen Ausprägungen gewann an Relevanz.
 
        Im Horizont solcher Entwicklungen kam es erneut zu einem grundlegenden Paradigmenwechsel in der Rechtswissenschaft und in der Spruchpraxis der Gerichte. Zunehmend wurde reflektiert, welch beachtliche Verschiebungen sich durch Prozesse der Individualisierung und Pluralisierung im Grundverständnis ergeben. Das beginnt bei der Bezeichnung des Rechtsgebietes: Aus dem „Staatskirchenrecht“ wurde das „Religionsverfassungsrecht“.10 Die Religionsfreiheit, zuvorderst in ihrer individual- und minderheitsschützenden Dimension, gewann gegenüber institutionell geprägten Bestimmungen an Bedeutung. Typische Anerkennungskämpfe in einer Migrationsgesellschaft, die nach ihrem vorherrschenden politischen Selbstverständnis lange Zeit kein Einwanderungsland sein wollte, wurden in gerichtlichen Foren ausgetragen:11 Kopftuchtragende Lehrerinnen, religiös begründete Schulbefreiungen oder das Schächten wurden zu intensiv und breit diskutierten Rechtsfällen. Die staatskirchenrechtliche „Schlacke“ der Bonner Republik wurde nach und nach abgetragen – und das zukunftsweisende pluralistische Grundanliegen der Weimarer Nationalversammlung quasi wiederentdeckt:12 Denn 1919 suchten maßgebliche politische Kräfte nach einer Verfassungsordnung für gleichsam imaginierte religionspluralistische Verhältnisse, die es damals faktisch nur in marginalen Ansätzen gab. Bewusst sprach die Weimarer Verfassung nicht von Kirchen, sondern von Religions- und Weltanschauungsgesellschaften. Alle Religionen sollten „gleicher Ehre sein“, hieß es damals. Man zielte auf ein Trennungsmodell, das sich von der französischen Laizität unterscheidet, indem es das bikonfessionelle Arrangement mit seinen Wurzeln bis hin zum Westfälischen Frieden von 1648 pluralitätsgerecht fortschreibt. Gleiche Rechte für alle Religions- und Weltanschauungsgemeinschaften in der freiheitsrechtlich geschützten Entfaltung und staatlichen Kooperation lautete der Grundgedanke, der doch bemerkenswert aktuell und zeitgerecht erscheint.
 
        SÄKULARISIERUNG
 
        „Säkularisierung“ gehört sicherlich zu den umstrittensten und vielschichtigsten Begriffen der politischen Ideengeschichte – jedenfalls, wenn man sie nicht mit „Säkularisation“, der staatlichen Enteignung von Kirchen, gleichsetzt. Säkularisierung meint vielmehr die durch Um- und Abbrüche bestimmte, komplizierte Überführung theologischer in „säkulare“ Denkungsarten.13 Geradezu klassisch ist der Streit, ob Säkularisierung eine radikale Zäsur bedeutet oder eine Transformation, Überschreibung oder Übersetzung theologischer Sinngehalte in „weltliche“ meint.
 
        Im Kontext religionsrechtlicher und -politischer Ordnungen spielt das nähere Verständnis von Religion eine zentrale Rolle: Wer Religion als etwas begreift, woran jemand „sein Herz hängt“, als diffusen Sinn und Geschmack für das Unendliche, kennt im Grunde keine Säkularisierung. Wenn man den Religionsbegriff nur weit genug anlegt, hat am Ende jeder irgendeine Art von belief system. Solchen Positionen stehen diametral diejenigen gegenüber, die bloß auf Kirchenzugehörigkeit oder die Observanz autoritativ wirkender religiöser Gebote schauen. Sie nehmen nur ein ganz bestimmtes Spektrum an Religionskulturen überhaupt wahr.
 
        Um beiden Extremen zu entgehen, ist es in der Religionssoziologie üblich, eine breite Facette an Indikatoren heranzuziehen, um Säkularisierungsprozesse zu erfassen.14 Dazu gehört die Institutionenbindung, die Teilnahme an religiös organisierten Riten und die Entwicklung der Mitgliederzahlen ebenso wie Verschiebungen in den individuellen und familiären Frömmigkeitspraktiken oder in den Bildern, die sich Menschen vom Transzendenten machen (Gottesbilder, transzendente Kräfte). In der Langzeitbeobachtung zeigen alle Indikatoren, konfessions- und religionsübergreifend, dass die Verweltlichung des sozialen Alltags, der Festkultur oder der biografischen Übergänge in neue Lebensphasen mit wachsender Geschwindigkeit zunimmt, wobei es sich jedoch nicht um einen linearen Prozess handelt.15
 
        Für die theoretischen Deutungen der religionsrechtlichen und -politischen Ordnung spielen Säkularisierungsprozesse vordergründig eine geringere Rolle als die beschriebenen Dynamiken der Pluralisierung und Individualisierung. Das mag auf den ersten Blick überraschen, ist die sozio-kulturelle Bedeutung der Säkularisierung doch enorm: Man vergleiche etwa die Religionslandschaft urbaner Räume oder östlicher Landstriche der 1920er Jahre mit der von heute, um eine Ahnung von den transformativen Kräften zu bekommen, die hier walten. Säkularisierungsprozesse betreffen Fragen individueller Lebensführung ebenso einschneidend wie die der gesamten Institutionenordnung.
 
        Aber das normative Spannungsfeld, in dem sich liberaldemokratische Verfassungsstaaten verorten, ist in Sachen Säkularisierung und Säkularität recht verlässlich fixiert: Die moderne Demokratie folgt in ihren Legitimationsmustern einer säkularen Logik, doch sie kann sich keiner säkularistischen Agenda verschreiben, ohne ihres freiheitlichen Charakters verlustig zu gehen. Wie gesellschaftliche Säkularisierungsprozesse dann bei der genauen Gestaltung der religionsrechtlichen und -politischen Ordnung verarbeitet werden, ist weitgehend den demokratietypischen Aushandlungsprozessen überlassen. Ob etwa freien (traditionell: religiösen) Wohlfahrtsverbänden ein gewisser Vorrang als Leistungsanbietern im Sozialstaat gelassen wird oder sie in scharfen Wettbewerb mit gewinnorientierten Konkurrenten gesetzt werden; ob der Reformationstag (Norddeutschland) oder der internationale Frauentag (Berlin) als gesetzlicher Feiertag anerkannt wird; ob Regierungsmitglieder als Gäste publikumswirksam an religiösen Feiern teilnehmen; wie religiöse Belange in der Bauplanung oder im Immissionsschutzrecht berücksichtigt werden; welches Gewicht kirchlichen Stellungnahmen zu Gesetzgebungsvorhaben zukommt. All das ist, auch wenn man diese Konstellationen jeweils verfassungsrechtlich durchbuchstabieren kann, zunächst einmal eine Frage politischer Opportunität und demokratischer Selbstverständigung.
 
        Schaut man sich die kirchlichen Perspektiven auf die Säkularität des liberalen Staates an, lassen sich wiederum drei Phasen ausmachen, mit Zäsuren in den 1960er und den 1990er Jahren: Zunächst hatten sich kirchliche Kreise nach 1945 teilweise noch schwer damit getan, dass sich demokratische politische Ordnungen ihrerseits radikal säkular begründen, nämlich mittels des Prinzips der Volkssouveränität. Weiterreichende Vorstellungen, nach denen der Staat etwa Bestandteil einer göttlichen Schöpfungsordnung ist, mögen Gläubige motivieren, loyale Staatsbürger zu sein. Als allgemeine Rechtfertigung staatlicher Machtausübung ist diese traditionelle theologische Vorstellung allerdings untauglich geworden. Auch eine Erwähnung Gottes in der Präambel des Grundgesetzes vermag daran nichts zu ändern. Der kirchlicherseits empfundene Säkularisierungsdruck wurde zunächst aber durch die christlich-bikonfessionelle Homogenität der Nachkriegsgesellschaft und die politisch eingeräumte Sonderstellung der Kirchen abgemildert.
 
        Bis Ende der 1960er Jahre kam es dann zu weitreichenden Prozessen der theologischen Aneignung liberaldemokratischen Gedankenguts in den politischen Ethiken beider Kirchen. Die katholische Weltkirche wandte sich mit dem Zweiten Vatikanischen Konzil der demokratischen Moderne zu. Die Evangelische Kirche in Deutschland brachte ihre Lernprozesse schließlich mit der sogenannten Demokratiedenkschrift auf den Punkt.16 Die Kirchen wurden, anders als in Weimar, maßgebliche intermediäre Stützen des Grundgesetzes, zu Orten demokratischer Bildung und vielfältigen zivilgesellschaftlichen Engagements. Bis in die 1980er Jahre schwang aber auch noch die Idee einer gewissen „Kulturschuld“ mit. Wiederum kristallisierten sich solche Vorstellungen um das oben zitierte Böckenförde-Diktum: Wenn der freiheitliche, säkularisierte Staat von Voraussetzungen lebt, die er selbst nicht garantieren kann, ist er denen, die über die nötigen Ethos-Ressourcen „verfügen“, zu Wohlwollen und Entgegenkommen verpflichtet. Versteht man Säkularisierung als Um- und Fortschreibung religiöser Denktraditionen, hat der säkularisierte Staat die (christliche) Religion gleichsam immer noch in seinem Rücken.
 
        Solche religionspolitischen Argumentationsstrategien zur Legitimation kirchlicher Privilegierung verloren im Zuge der oben beschriebenen Prozesse der Pluralisierung und Individualisierung nach und nach an Plausibilität. Mit forcierter Pluralisierung wächst die Sensibilität für Diskriminierungen, und zugleich gerät Tradition als Begründung für Ungleichbehandlung unter Verdacht. In dem Maße, in dem religiöse Interessen qualitativ und quantitativ an Gewicht verlieren, wächst auch die Wahrscheinlichkeit, dass sie in der demokratischen Gemeinwohlproduktion eine geringere Bedeutung spielen.
 
        Zugleich sind mit der Abschaffung der Staatskirche (Artikel 140 GG in Verbindung mit Artikel 137 Absatz 1 WRV) nicht nur Staatsreligionen, sondern auch antireligiöse Staatsweltanschauungen unterbunden. Staatliche Politik darf nicht zum gezielten „Treiber“ gesellschaftlicher Säkularisierung werden; auch eine säkulare demokratische Mehrheit darf keine weltanschaulich-säkularistischen Politiken verfolgen. Die säkularer werdende Gesellschaft wird nicht zu einer religionsfreien Zone. Das wollte Jürgen Habermas mit der Rede von der „postsäkularen Gesellschaft“ zum Ausdruck bringen.17 Die religiöse Option der Lebensführung wird weiterhin durch die Religionsfreiheit geschützt, und organisierte Religion bleibt ein wichtiger Faktor im öffentlichen Leben – zum Guten, etwa in Gestalt eines religiös motivierten Altruismus, wie zum Schlechten, etwa in Gestalt heiß laufender Religionskonflikte.
 
        EUROPÄISIERUNG
 
        Fortschreitende nationenübergreifende Verflechtungen bedingen nicht nur Prozesse religiöser Pluralisierung, sondern prägen auch eine Überformung des nationalen Religionsrechts durch das Recht der Europäischen Union (EU).18 Als gewichtiger Treiber der Europäisierung des deutschen religionsverfassungsrechtlichen Systems hat sich der Europäische Gerichtshof (EuGH) positioniert.
 
        Zwar wurde 2007 in das europäische Vertragswerk eigens eine Bestimmung aufgenommen, die verhindern sollte, dass die heterogenen religionsrechtlichen Systeme der Mitgliedstaaten direkt oder mittelbar europarechtlich harmonisiert werden (Art. 17 AEUV). Im 2000 erarbeiteten Grundrechtekatalog der EU sollten Klauseln Vorsorge treffen, dass die mitgliedstaatlichen Grundrechte, auch die vergleichsweise weit reichende Religionsfreiheit des Grundgesetzes, unbotmäßig durch die der EU verdrängt werden (Art. 51ff. EUGRCh). Doch wie diese Regularien genau zu verstehen sind und ob der EuGH mit ihnen politisch umsichtig und methodisch akribisch umzugehen weiß, darüber gehen die Expertenmeinungen weit auseinander.
 
        Im Detail erweisen sich die Dinge oft als tückisch kompliziert: So hat die EU eine dezidierte Kompetenz für Antidiskriminierungsmaßnahmen (Artikel 19 AEUV). Auf dieser Grundlage hat sie Regeln für das Arbeitsleben beschlossen, die auch kirchliche Arbeitgeber oder religiöse Arbeitnehmer betreffen. Der EuGH legt das Recht nun dergestalt aus, dass religiösen Interessen in der Abwägung mit kollidierenden Anliegen erkennbar weniger Bedeutung beigemessen wird, als man das in Deutschland gewöhnt ist: Unternehmerisch begründete Neutralitätsverpflichtungen obsiegen über das Interesse einer gläubigen Muslima, ein Kopftuch am Arbeitsplatz tragen zu dürfen.19 Die Kirchen wiederum dürfen bei der Personalauswahl ihre theologischen Vorstellungen einer „Dienstgemeinschaft“ nur noch mit erheblichen Einschränkungen umsetzen.20 Gerade beim kirchlichen Arbeitsrecht vermissen manche im EuGH die Sensibilität dafür, dass hier theologische Fragen des Kircheseins berührt werden und die Justiz in der Gefahr steht, säkularitätswidrig eigene religiöse Vorstellungen zugrunde zu legen. Das Bundesverfassungsgericht war sich dieser Problematik einer unbotmäßigen Richtertheologie immer allzu bewusst. Doch es wird inzwischen aus seiner prägenden Rolle für die religionsrechtliche Ordnung in Deutschland ein Stück weit verdrängt. Dazu trägt auch bei, dass der EuGH den Anwendungsbereich der EU-Grundrechte weit versteht. Hierdurch müssen herkömmliche Wertungen des deutschen Religionsverfassungsrechts zurücktreten, wenn ein Fall einen Anknüpfungspunkt zum Unionsrecht bietet.
 
        Schaut man sich die vom EuGH behandelten Fälle mit Religionsbezug in der Summe an, wird deutlich, welches Transformationspotenzial im Unionsrecht ungeachtet fehlender originärer EU-Kompetenzen für das Religionsrecht schlummert: Das Wettbewerbs- und Beihilferecht berührt die sozialstaatliche Leistungserbringung durch kirchliche Träger.21 Das Datenschutzrecht ist volleuropäisiert – mit potenziellen Folgen etwa für missionarische Tätigkeiten.22 Grundlegende Abwägungsentscheidungen im kirchlichen Arbeitsrecht in Deutschland wurden seitens des EuGH unter Verweis auf das EU-Antidiskriminierungsrecht revidiert.23
 
        Nun kann man die einzelnen Entscheidungen des EuGH, wenn nicht in jedem Aspekt der Begründung, so doch im Ergebnis, durchaus nachvollziehen. Für religiös geprägte Sachverhalte, für die Kirchen wie für andere religiöse Organisationen, besteht keine Bereichsausnahme im Unionsrecht. Sie werden wie viele andere Felder, etwa Sport oder Kultur zumindest mittelbar vom Europarecht erfasst, obwohl die Union für sie keine Gesetzeskompetenz hat. Die EU hat dabei immer schon Wert darauf gelegt, Ausnahmeklauseln eng zu verstehen und restriktiv anzuwenden, um eine einheitliche und möglichst effektive Geltung des Unionsrechts sicherzustellen. Dieses hat sich stark aus der Logik der Marktfreiheiten und des Binnenmarktprojektes heraus entwickelt, sodass es gleichsam in seiner DNA liegt, unternehmerischen Freiheiten höheres Gewicht beizumessen, als dies mitgliedstaatliche Verfassungsgerichte zu tun pflegen. Antidiskriminierungsfragen spielen im Unionsrecht über alle Politikfelder hinweg eine wichtigere Rolle als traditionell im deutschen Verfassungsrecht. Zudem ist das Unionsrecht als recht junge Rechtsordnung traditionsarm und gilt unmittelbar überstaatlich, weshalb es weit weniger als das mitgliedstaatliche Religionsrecht von historischen Pfadabhängigkeiten und spezifischen kollektiven Lernerfahrungen geprägt ist. Manche sehen darin auch eine Chance. Sie haben etwa die Interventionen des EuGH in Sachen kirchliches Arbeitsrecht als lange überfällig und geradezu befreiend erlebt.
 
        AUSBLICK
 
        Es spricht wenig dafür, dass die vorstehend aufgezeigten Dynamiken – Pluralisierung, Säkularisierung, Europäisierung – mit ihren Rückwirkungen auf die Praxis des deutschen Religionsrechts absehbar zum Erliegen kommen. Im Gegenteil: Die Großtrends zur Individualisierung auch des religiösen Lebens, zur migrationsbedingten Pluralisierung, zum religiösen Traditionsabbruch und zum Kirchenaustritt sowie zur europarechtlichen Überformung dürften sich eher noch verstärken. Gleichwohl hat die zwar im Detail fluide, in der Grundanlage aber doch religionsfreundliche, integrativ-kooperative Ordnung Bestand. Ein grundstürzender Systemwechsel hin zu scharfen Unterscheidungen zwischen einzelnen Religionskulturen, so eine typisch islamophob motivierte rechtspopulistische Forderung, oder zu einer streng laizistischen Ausrichtung, die Religion aus der Öffentlichkeit verdrängen will, ist absehbar nicht zu erwarten.
 
        Mindestens drei Indikatoren tragen diese Prognose: Erstens hat die Politik hat seit den 2000er Jahren einige Mühen aufgewandt, um islamische Organisationsstrukturen mit ihren Eigenheiten in das kooperative Arrangement zu integrieren. Damit sollte auch dem Eindruck eklatanter, den Status quo delegitimierender Ungleichbehandlung entgegengewirkt werden. Zweitens sind Mehrheiten für eine grundlegende Verfassungsreform nicht in Sicht. Nachdem drittens sukzessive das Ausmaß des sexuellen Missbrauchs Schutzbefohlener durch zumeist römisch-katholische Geistliche und dessen Jahrzehnte währende systematische Verschleierung durch Kirchenleitungen bekannt wurden, fanden sich kaum politische Stimmen, die eine grundlegende Modifikationen im Verhältnis von Staat und Kirchen forderten.24 Angesichts der Monstrosität der im Raum stehenden Vorwürfe ist dieses Verhalten nicht ganz einfach zu erklären. Mittelfristig und mittelbar könnte der Missbrauchsskandal zu einem Verlust staatskirchenrechtlicher Selbstverständlichkeiten beitragen. Harsche unmittelbare politische Sanktionen blieben aber aus.
 
        Druck zu merklichen Änderungen dürfte sich somit nicht etwa aus einer strategischen Neuausrichtung staatlicher Politik ergeben, sondern schlicht aus der Entwicklung kirchlicher Mitgliederzahlen und daraus folgender schrumpfender Finanzkraft. Sie wird die zivilgesellschaftliche Leistungsfähigkeit der Kirchen dramatisch einschränken. Die größte organisatorische Herausforderung der Kirchen in den nächsten 20 Jahren besteht schlicht darin, mit Anstand zu schrumpfen. Die Halbierung der Mitglieder und Einnahmen setzt sie einem alle organisatorischen Verästelungen erfassenden Stresstest aus, der für das Verhältnis zum Staat wie zu anderen Teilen der Gesellschaft nicht folgenlos bleiben kann. Was das auf längere Zeit für die Gestalt des deutschen Religionsrechts bedeutet, zeichnet sich momentan nicht mal in Ansätzen ab.
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        FÜR SCHULD UND VERSAGEN VERANTWORTUNG ÜBERNEHMEN
 
        Sexueller Kindesmissbrauch in der evangelischen und katholischen Kirche
 
        Sabine Andresen
 
        Lutz kam aus einem strengen katholischen Elternhaus. Ein Kaplan faszinierte den zehnjährigen Jungen, weil er so offen und unkompliziert war. Doch dann begannen die Umarmungen und schließlich, in einer Ferienfreizeit, die gewalttätigen sexuellen Übergriffe. „Und plötzlich ist er versetzt worden, dann war er weg. Ich habe versucht, die ganze Sache zu vergessen oder wegzuschieben.“01
 
        Nach ihrer Konfirmation blieb Johanna in der vom neuen Pastor geleiteten Jugendgruppe aktiv. Der verheiratete Pastor habe sich immer sehr progressiv gegeben und die Jugendliche mit Umarmungen, Liebeserklärungen und Küssen verwirrt. Über mehrere Jahre zog sich der sexuelle Missbrauch hin. „Heute weiß ich, dass es vor mir Mädchen gab, und ich weiß auch, wen er sich nach mir ausgesucht hat.“02
 
        Berichte über sexuellen Kindesmissbrauch, sexualisierte oder sexuelle Gewalt durch katholische und evangelische Geistliche in Gemeinden oder kirchlichen Einrichtungen erschüttern.03 Ausgerechnet in der Kirche wurden die Würde und Integrität der Jüngsten massiv verletzt, Täter und Täterinnen geschützt, vielfach in eine andere Gemeinde versetzt und bis heute wird dem Wunsch nach Aufklärung und Anerkennung erwachsener Betroffener nur zögerlich entsprochen. Das alles lässt viele Menschen an der geistlichen, moralischen und intellektuellen Autorität dieser Institution zweifeln. Auch innerhalb der Kirchen sind derzeit Verantwortliche angesichts der Ergebnisse aus Studien und Aufarbeitungsberichten schockiert. Die persönliche Erschütterung über sexuelle Gewalt und Versagen der Kirchen soll niemandem persönlich abgesprochen werden. Insgesamt zeugen die Berichte betroffener Menschen von einer Hartleibigkeit der Institution Kirche, der katholischen wie der evangelischen, im Umgang mit dem Wissen, wie wenig zum aktiven Schutz von Kindern und Jugendlichen unternommen wurde und mit welcher Missachtung Betroffene immer noch rechnen müssen.
 
        Die 2016 gegründete Unabhängige Kommission zur Aufarbeitung sexuellen Kindesmissbrauchs04 stellte vor diesem Hintergrund im Sommer 2018 ihr drittes Hearing unter den Titel „Kirchen und ihre Verantwortung zur Aufarbeitung sexuellen Kindesmissbrauchs“.05 Kommissionsmitglied Heiner Keupp rief beide Kirchen dazu auf, eine „offene und schonungslose Fehleranalyse“ zu betreiben.06 Er formulierte dies im Hinblick auf Priorisierung von Prävention und der Arbeit an einer besseren Zukunft, als zentrales Handlungsfeld beider Kirchen. Keupp forderte von beiden Kirchen eine aufrichtige Aufarbeitung.
 
        KERNAUFGABE PRÄVENTION
 
        In den zurückliegenden Jahren ist es zu zahlreichen Austritten evangelischer und katholischer Kirchenmitglieder gekommen. Diese „Abstimmung mit den Füßen“ sollte nicht darüber hinwegtäuschen, welch große Rolle beide Kirchen mit Caritas und Diakonie im Alltag von Familien spielen. Sie übernehmen tagtäglich Betreuungs-, Bildungs- und Erziehungsaufgaben. Im März 2022 wies die Statistik 9445 Kindertagesstätten und Horte in katholischer und 9278 Kindertagesstätten in evangelischer Trägerschaft aus. 2022 wurden in katholischen Einrichtungen 633023 Kinder, in evangelischen 591793 Kinder betreut.07 Von über 30000 Schulen in Deutschland sind 632 evangelische08 und 904 katholische Organisationen.09
 
        Der Ruf nach Prävention und Handlungswissen in Verdachtsfällen ist somit verständlich. Das Personal beider Kirchen und in allen Entscheidungs- und Handlungsbereichen muss im Kinder- und Jugendschutz professionell agieren können, und die Leitung von Einrichtungen ist verantwortlich, Qualifikation und Weiterbildung zu ermöglichen. Kinder und Jugendliche verbringen sehr viel Zeit außerhalb der Familie, und dies inzwischen bereits im Kleinkindalter. Um Gewalt zu verhindern und von Gewalt Betroffenen zu helfen, wird Verantwortung auf viele Schultern im Bereich Betreuung und Erziehung verteilt. Pädagogische Einrichtungen benötigen Schutzkonzepte, an deren Entwicklung auch Kinder und Jugendliche zu beteiligen sind.
 
        Die damit verbundenen Aufgaben insbesondere für die Kinder- und Jugendhilfe, zu denen auch die frühkindliche Betreuung, Bildung und Erziehung zählen, hat der Staat gesetzlich geregelt.10 Die Weiterentwicklung des Kinderschutzes resultiert aus der Einsicht, dass Staat, freie Träger, Fachwelt und Zivilgesellschaft hier häufig versagt haben. Die Bemühungen der beiden Kirchen um Prävention und Intervention sind folglich in diese gesamtgesellschaftlichen Initiativen einzuordnen.
 
        Eine Stärkung der Rechte von Kindern und Jugendlichen und ihres Schutzes ist auch ein Anliegen Gewaltbetroffener, die sich als Erwachsene an die Kirchen wenden. Doch es sind insbesondere ihre Berichte, die vor Augen führen, welche Bedeutung der beim Hearing 2018 angemahnten Fehleranalyse im Sinne der Aufarbeitung von Unrecht in den zurückliegenden Jahrzehnten zukommt. Sie kann zu einer fundierten Prävention beitragen.
 
        AUFARBEITUNG: ZUHÖREN UND ES-WISSEN-WOLLEN
 
        Doch Aufarbeitung ist keinesfalls ausschließlich ein Instrument gelingender Prävention. Die Forderung an beide Kirchen, sich ihrer Vergangenheit zu stellen, zielt auf die Veränderung von Haltung, Struktur, Kultur und Organisation. Sie erweist sich als berechtigter Anspruch derjenigen, denen Schutz und Integrität in der Kirche nicht gewährt wurde. Die Kommission formulierte dies als Recht auf Aufarbeitung für diejenigen, die in kirchlichen Einrichtungen von Gewalt betroffen waren, wie auch für jene, die in ihrer Herkunftsfamilie, in staatlichen Schulen, im Breiten- und Spitzensport, in Kliniken oder Kultureinrichtungen sexuelle Gewalt und Machtmissbrauch erleben mussten und deren Leid durch das Versagen staatlicher Jugendämter und des Straf- und Familiengerichtswesens verlängert wurde.
 
        Der Hinweis, dass doch die Familie der häufigste Tatort sei, taugt in diesem Zusammenhang nicht dafür, Fälle aus Schulen, Sportvereinen oder eben aus dem Kontext Kirche herunterzuspielen.11 Allzulange wurde gerade auch in beiden Kirchen insinuiert, es handle sich allenfalls um Einzelfälle. Die Erkenntnisse der Aufarbeitungskommission wie auch die der inzwischen vorliegenden Studien verdeutlichen Ausmaß der Gewalt, Gelegenheitsstrukturen und eine Kultur der Ignoranz gegenüber dem Leid der anvertrauten Kinder und Jugendlichen. Die Erfahrung lehrt, dass es anspruchsvoll ist und eine entschiedene Haltung von Führungskräften voraussetzt, den unabhängigen und kritischen Blick in die eigene düstere Vergangenheit zuzulassen, Täter und Täterinnen sowie Verantwortliche für aktiven Täterschutz zu identifizieren und zu einer offensiven Überwindung von Machtmissbrauch beizutragen. Unabhängige Aufarbeitung sexuellen Kindesmissbrauchs ist insofern unbequem und erzeugt Widerstand.
 
        Die Aufarbeitungskommission hat angesichts dessen eine Empfehlung für die Vorgehensweise von Aufarbeitung in Institutionen erarbeitet und 2019 veröffentlicht. Aufarbeitung, so das Empfehlungspapier, muss unabhängig sein. Sie soll aufdecken, in welcher Kultur sexueller Kindesmissbrauch stattgefunden hat, welche Strukturen dazu beigetragen haben und wer von den Taten gewusst, aber sie nicht oder spät unterbunden hat. Aufarbeitung soll sichtbar machen, ob es unter den Verantwortlichen zum Zeitpunkt des Missbrauchs eine Haltung gab, die Gewalt begünstigte, und klären, ob und warum sie vertuscht, verdrängt oder verschwiegen wurde. Aufarbeitung ist mit dem Anspruch verbunden, einen Beitrag zu Anerkennung von Leid zu leisten, auf Versorgungslücken für erwachsene Betroffene hinzuweisen und die Rechte von Kindern und Jugendlichen zu stärken. Zentral für jede Aufarbeitung ist die Beteiligung von Betroffenen. Dadurch wird den Kirchen Deutungsmacht aus der Hand genommen.12
 
        Im Zentrum stehen die Zeugnisse betroffener Menschen und weiterer Zeitzeug:innen, so auch beim Hearing der Kommission zur Verantwortung der Kirchen 2018. Zeugenschaft benötigt ein Auditorium, in dem zugehört und geglaubt wird. Dazu beizutragen, war unter anderem die Bitte an den katholischen Bischof von Trier, Stephan Ackermann, und die Hamburger evangelische Bischöfin Kirsten Fehrs. Vor einem Dialog mit Betroffenen geht es folglich darum, den Anspruch auf Deutungshoheit aufzugeben und die Berichte offen anzuhören. Daran anschließend stellen sich Fragen nach Schlussfolgerungen aus den Zeugnissen, nach möglichen Reformen und der Legitimität von Macht.
 
        Dies alles sind Vorgänge, die Zeit benötigen. Zeit erweist sich allerdings als eine für unabhängige, sorgfältige Aufarbeitung äußerst herausfordernde Kategorie. So besteht in Aufarbeitungsprojekten beispielsweise ein zeitintensiver Klärungsbedarf über Fragen der Veröffentlichung und zum Äußerungs- und Persönlichkeitsrecht. Doch viele Betroffene sind aus nachvollziehbaren Gründen ungeduldig. Ihr Leben kann durch die sexualisierte Gewalt stark geprägt sein, immer wieder hat sie die Reaktion von Vertreter:innen der Kirchen zurückgeworfen in ihrer individuellen Aufarbeitung. Sie berichten von vielen Lebensstationen des Wartens auf Antwort. Menschen lange warten zu lassen, sie hinzuhalten, ist eine Form der Machtausübung und wird als solche auch von den Betroffenen wahrgenommen. Lutz, aus dessen Bericht oben zitiert wird, hatte bei der katholischen Kirche einen „Antrag auf Anerkennung des Leids“ gestellt: „Lange hörte ich erst mal nichts.“13
 
        Die Aufarbeitung von Gelegenheitsstrukturen für Täter und Täterinnen verweist auf kontextübergreifende Phänomene. Dazu zählen ihre Strategien, die Reaktion von Dritten im Umfeld, die schwache soziale Position der Kinder und Jugendlichen, deren Bedürfnis nach Zuwendung in Lebenskrisen von Tätern und Täterinnen ausgenutzt wurde, sowie Erkenntnisse über die Bedeutung des Geheimhaltungsdrucks und über die Schuld- und Schamgefühle aufseiten des Kindes. Diese zu untersuchen ist wichtig, aber es geht darüber hinaus darum, das Spezifische in unterschiedlichen Tatkontexten in den Blick zu nehmen. Die Historikerin Birgit Aschmann formuliert dies für die katholische Kirche als Untersuchung der „katholischen Dunkelräume“. Analog dazu müssen auch die evangelischen Dunkelräume ausgeleuchtet werden.14
 
        ÖFFENTLICHKEIT UND AUSEINANDERSETZUNG
 
        Das Geschichtenportal der Aufarbeitungskommission dokumentiert, mit welcher Haltung Sportverbände, Familien, Schulen, aber auch die Kirchen Betroffenen begegnen.15 Die mediale Berichterstattung insbesondere über sexuellen Kindesmissbrauch in der katholischen Kirche motivierte Menschen, sich an die Aufarbeitungskommission zu wenden. Dies verdeutlicht das Zitat von Uwe, der durch einen katholischen Pfarrer sexuelle Gewalt erlitten hat:
 
        „Nachdem die Medien in letzter Zeit oft über sexuellen Missbrauch in der Kirche berichten, habe ich mich wieder mit dem Verdrängten beschäftigt und den Entschluss gefasst, meine Jahre des Missbrauchs zu erzählen. Heute muss man sich alles anhören und mir Glauben schenken.“16
 
        Ähnliches berichten Betroffene aus der evangelischen Kirche. Spätestens das Hearing 2018 hat vor Augen geführt, dass sexueller Kindesmissbrauch, seine Vertuschung und Verharmlosung sowie die Priorisierung des Institutionen- statt des Kinderschutzes in Deutschland keinesfalls nur die katholische Kirche betrifft. Frühzeitig haben sich auch Betroffene aus dem Tatkontext evangelische Kirche für vertrauliche Anhörungen bei der Kommission gemeldet.17
 
        Die katholische Kirche stand wegen der „Internationalisierung des Missbrauchsskandals“ bereits früher unter dem Druck einer Aufarbeitung, zuerst in Irland und den USA und seit 2010 dann auch deutlicher in Deutschland.18 Das Skandalöse von Macht- und Missbrauchsfällen in einer mit moralischer Reputation, Redlichkeit und Vertrauenswürdigkeit verbundenen Institution wurde folglich zunächst eher mit der katholischen Kirche in Verbindung gebracht. Dazu trugen auch Diskurse über die Tabuisierung von Sexualität, über Zölibat, Frauenfeindlichkeit und die Macht von Männern sowie über Klerikalismus und Hierarchie bei. Doch es zeigte sich, dass dies deutlich zu kurz griff und sich auch die evangelische Kirche dem stellen muss, was Heiner Keupp als Verantwortungsverweigerung charakterisierte: „Es reicht nicht, immer nur das zuzugeben und aufzuarbeiten, das von Betroffenen aufgedeckt wurde.“19
 
        Im Hinblick auf die katholische Kirche unterscheidet der Kirchenhistoriker Wilhelm Damberg drei Phasen, in denen es auf der internationalen Bühne um die öffentliche Thematisierung sexueller Gewalt ging: Zunächst die Aufarbeitung und Berichterstattung, dann finanzielle und andere Formen der Entschädigung der Opfer und schließlich staatliche Reaktionen.20 International nicht anders als in Deutschland kamen die ersten wesentlichen Impulse von Betroffenen. 1989 wurde die internationale Betroffenenorganisation Survivors Network of Those Abused by Priests (SNAP) gegründet, um gemeinsam Druck auf die Kirche ausüben und sich vernetzen zu können.21 Derartige Organisationen sind bis heute bedeutungsvoll, denn viele Betroffene machen die Erfahrung, dass ohne Druck die Institution nur schwer zum Handeln zu bewegen ist.
 
        Einige Jahre vor der Gründung von SNAP war der „Doyle Report“ erschienen, ein bis heute wichtiges Dokument, das aber zum Erscheinungszeitpunkt keine weitreichende Resonanz erfuhr.22 An diesem Bericht lässt sich ein typisches Muster des öffentlichen Umgangs mit früheren Veröffentlichungen über sexuellen Kindesmissbrauch verdeutlichen: Solange es ging, wurden sie von Kirche, Staat und Zivilgesellschaft übergangen. Ohne eine kritische, medial erzeugte Öffentlichkeit läuft die Forderung nach Aufarbeitung ins Leere. In den USA waren schließlich die Veröffentlichungen des „Boston Globe“ 2002 von großer Tragweite und lösten in der Folge auch eine Reihe gerichtlicher Verfahren aus.23
 
        Fälle von Ausbeutung, Erniedrigung und (sexueller) Gewalt, insbesondere in der Heimerziehung der katholischen Kirche, hatten ab den 1990er Jahren in Irland Aufmerksamkeit erhalten. Die in Auftrag gegebenen Untersuchungen und deren Berichtlegung, insbesondere der „Ryan Report“ von 2009, waren Vorbild für die Diskussion über die Einrichtung einer Aufarbeitungskommission in Deutschland.24 Für Irland erwies sich die Geste des Ministerpräsidenten Bertie Ahern im Jahr 1999 als wegweisend: Der Regierungschef übernahm Verantwortung für das Versagen des Staates, der die Kinder- und Jugendhilfe komplett der katholischen Kirche überlassen hatte. Dies ist ein Beispiel dafür, dass stets auch das Verhältnis von Kirche und Staat untersucht werden muss, um Verfahren der Entschädigung und Aufarbeitung von Gelegenheitsstrukturen für sexuellen Kindesmissbrauch einordnen zu können.
 
        Für die katholische Kirche in jedem einzelnen Land ist zweifellos die Positionierung des Vatikans von großer Bedeutung. Hierzu lassen sich nur die öffentlich zugänglichen Informationen aufführen – ein weiteres Problem bisheriger Aufarbeitung, auf das auch Wilhelm Damberg hinweist.25 Der Zugang zu Archiven und damit zu Akten und Dokumenten ist neben der Zeugenschaft unverzichtbar. Er bedarf in jedem Aufarbeitungsprojekt in beiden Kirchen der Klärung und vertragliche Aushandlung. Innerhalb der katholischen Kirche ist das Jahr 2001 ein Einschnitt, denn für die Fälle sexuellen Kindesmissbrauchs wurde seinerzeit eine Berichtspflicht an die Glaubenskongregation im Vatikan erlassen. Die jüngsten Aufarbeitungsberichte aus Deutschland, etwa aus dem Erzbistum Freiburg, haben allerdings ans Licht gebracht, dass sich zwei Erzbischöfe nicht daran gehalten und somit kanonisches Recht ignoriert haben.26
 
        In Deutschland gilt das Jahr 2010 als gesellschaftlicher Wendepunkt im Umgang mit sexuellem Kindesmissbrauch. Hierzu haben Betroffene wie Matthias Katsch und der damalige Leiter des Berliner Canisius-Kollegs, Pater Klaus Mertes SJ, beigetragen. 2018 wurde schließlich die sogenannte MHG-Studie veröffentlicht: Sie dokumentiert Fälle von 3677 betroffenen Kindern und 1670 Tätern innerhalb der katholischen Kirche.27 Die beteiligten Wissenschaftler:innen haben deutlich gemacht, dass dies keineswegs dem wahren Ausmaß entspricht, was die weiteren inzwischen veröffentlichten Aufarbeitungsstudien aus den Bistümern bestätigen. 2020 unterzeichnete der damalige Missbrauchsbeauftragte der Bundesregierung, Johannes-Wilhelm Rörig, mit der Deutschen Bischofskonferenz eine „Gemeinsame Erklärung“ zur Realisierung unabhängiger Aufarbeitung.28 Im Mai 2021 folgte eine weitere für die Ordensgemeinschaften.29
 
        Für die evangelische Kirche fehlt bislang eine auf Aufarbeitung konzentrierte Vereinbarung.30 2014 wurde der Schlussbericht der unabhängigen Kommission zur Aufarbeitung von Missbrauchsfällen im Gebiet der ehemaligen Nordelbischen Evangelisch-Lutherischen Kirche veröffentlicht.31 Ausgangspunkt dafür waren mehrere Fälle mit medialer Aufmerksamkeit, unter anderem ein Fall in Ahrensburg. Durch diese Untersuchung wurden weitere Fälle bekannt sowie Fehlverhalten im Umgang mit Tätern, Taten und Vertuschung. Der Bericht verweist auf spezifische Mythen und „Wahrnehmungsblockaden der Kirche“.32 Bereits in diesem Bericht wird zudem auf die Verstrickungen mit dem Sexual- und Sozialpädagogen Helmut Kentler als gefragtem Redner auf Kirchentagen oder mit dem Internatsleiter der Odenwaldschule, Gerald Becker, als Mitglied von EKD-Bildungsgremien verwiesen.33 Die evangelische Nordkirche reagierte mit einem 10-Punkte-Plan, welcher schwerpunktmäßig auf Prävention und Intervention fokussiert.34 Bischöfin Maria Jepsen trat in diesem Zusammenhang 2010 von ihrem Amt zurück. Diese Form persönlicher Verantwortung zog von ihren katholischen Kollegen erst 2023 der Osnabrücker Bischof Franz-Josef Bode.35
 
        Nach dem Hearing der Aufarbeitungskommission beschloss die Synode der EKD im November 2018 einen 11-Punkte-Plan.36 Im Zuge dessen wurde auch das umfangreiche interdisziplinäre Projekt „ForuM – Forschung zu sexualisierter Gewalt und anderen Missbrauchsformen in der evangelischen Kirche und Diakonie Deutschlands“ auf den Weg gebracht, dessen Ergebnisse Anfang 2024 vorgestellt werden sollen.37 Aus den bisherigen Untersuchungen zu Helmut Kentler, aber auch zur Odenwaldschule, ergeben sich weitere Anfragen an die evangelische Kirche.38 Hierzu gibt eine jüngst veröffentlichte Studie weitere Auskunft. Sie befasst sich mit der „Bedeutung von sexualpädagogischen Vorstellungen für die strukturelle Begünstigung von sexualisierter Gewalt im Raum der evangelischen Kirche“ und verdeutlicht weiteren Forschungs- und Aufarbeitungsbedarf.39
 
        MERKMALE VON KIRCHE ALS TATKONTEXT
 
        Birgit Aschmann plädiert für eine forschungsorientierte, interdisziplinäre Aufarbeitung.40 Interdisziplinarität und die Orientierung an den Berichten von Betroffenen haben sich bislang als erkenntnisreich erwiesen. In ihrer Auswertung von Zeugnissen Betroffener an die Aufarbeitungskommission hat die Erziehungswissenschaftlerin Marlene Kowalski aus einer professionstheoretischen Perspektive die Tatkontexte katholische und evangelische Kirche untersucht.41 Für die Fallstudie lagen die bis dahin eingegangenen Berichte vor. Dabei kamen zwei Drittel der Berichte aus der katholischen, ein Drittel aus der evangelischen Kirche. In der Studie werden Phänomene, die in beiden Kirchen relevant waren, aufgedeckt. So seien das Gebot des Nicht-Sprechen-Dürfens sowie das strategische Ausnutzen der geistlichen Autorität und kirchlicher Rituale in Berichten aus beiden Kirchen vorgekommen. Betroffene aus beiden Kirchen schildern zudem, wie ihr Glaube, der Gottesglaube des Kindes, gezielt instrumentalisiert wurde, sie veranschaulichen dadurch die große Verletzbarkeit eines Kindes in der Kirche.
 
        In der Fallstudie wird zudem das Verhältnis von Kirche und Herkunftsfamilie entschlüsselt, denn in welchem Maße der Pfarrer für die Eltern betroffener Kinder eine nicht zu hinterfragende Autoritätsperson war, hat auch die Modi von Sprechen und Schweigen geprägt. Täter beider Kirchen nutzten insbesondere prekäre familiäre Konstellationen aus, weil diese Kinder und Jugendliche besonders bedürftig nach Aufmerksamkeit und Zuwendung werden lassen. Für beide Kirchen wird herausgestellt, dass die Praxis einer Bagatellisierung verbreitet war und Übergriffe allenfalls als Einzelfälle anerkannt wurden.
 
        In beiden Kirchen gehört die Gemeinde zum konkreten Tatkontext, denn hier ergeben sich verschiedene Möglichkeiten des strategischen Annäherns an ein Kind. Doch die Analyse legt auch Unterschiede zwischen katholischen und evangelischen Dunkelräumen offen: In der katholischen Kirche ermöglicht der Ministrant:innendienst den Zugang zu jungen Kindern, in der evangelischen Kirche der Unterricht der Konfirmand:innen. Jugendliche, wie die oben zitierte Johanna, sind in einer Phase der Selbstzweifel und Orientierungssuche, sie sind zugleich begeisterungsfähig. Das wurde ausgenutzt.
 
        Solche Erkenntnisse auf der Basis von Betroffenenberichten geben Hinweise auf Merkmale und Gelegenheitsstrukturen, die eine religiöse Konnotation haben. Sie verdeutlichen, wie nötig ein differenzierter Blick ist und wie sehr es darauf ankommt, die jeweilige Dynamik zwischen dem Phänomen Religion und der jeweiligen Organisation einer Kirche zu untersuchen. Einseitige Hinweise auf zölibatäres Leben hier oder liberale Sexualpädagogik dort erklären nur wenig. Die zahlreichen Facetten von Macht und Missbrauch in beiden Kirchen sind aufzudecken und einer substanziellen Kritik zuzuführen.
 
        Unabhängige Aufarbeitung, der Zugang zu Archiven, die Möglichkeit der Zeugenschaft und echten Beteiligung von Betroffenen, die Veröffentlichung der Ergebnisse, Wiedergutmachung, Verantwortungsübernahme und der aufrichtige und entschiedene Wille zur Veränderung sind angesichts vorliegender Erkenntnisse das Gebot der Stunde. Auch Staat und Zivilgesellschaft haben eine Verantwortung dafür. Seit 2010 sind Betroffene immer wieder enttäuscht worden. Sie und andere stellen die Frage, ob die geforderte Fehleranalyse, die Aufarbeitung der „Dunkelräume“, den Kirchen aus der Hand genommen werden müsste.
 
        Auch ist die Sorge vielleicht nicht unbegründet, dass angesichts aktueller Krisen sexuelle Gewalt und die von ihr Betroffenen in den gesellschaftlichen und politischen „Dunkelräumen“ verschwinden und damit die Kirchen in ihrer Deutungshoheit über Recht und Unrecht erneut Oberwasser erhalten. Ich empfehle die Lektüre der Berichte von Betroffenen auf dem Geschichtenportal der Unabhängigen Kommission42 und erinnere abschließend noch einmal an die vielen Kinder und Jugendlichen hier und heute, die unter den Dächern beider Kirchen betreut werden. Ihr Schutz ist ohne unabhängige Aufarbeitung sexuellen Kindesmissbrauchs Makulatur.
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        GEHORSAM UND GEWISSEN
 
        Eine erste Bilanz des Synodalen Wegs
 
        Daniel Deckers
 
        An die Frühjahrs-Vollversammlung der Deutschen Bischofskonferenz (DBK) des Jahres 1999 erinnerte sich Reinhard Marx nur ungern. „Nie wieder Lingen“ – auf diese Formel hatte der damals 45 Jahre alte Geistliche das absehbare Ende des Streits unter den Bischöfen über Ausstieg oder Verbleib der katholischen Kirche in der gesetzlichen Schwangerschaftskonfliktberatung gebracht. Was war geschehen?
 
        In dem emsländischen Ort hatten sich die nach außen hin gerne geschlossen auftretenden Bischöfe so heftig gestritten wie noch nie. Eine Minderheit um den Kölner Kardinal Joachim Meisner und Erzbischof Johannes Dyba aus Fulda sahen die Zeit gekommen, den wiederholten Aufforderungen von Papst Johannes Paul II. und seinem Spiritus Rector Joseph Kardinal Ratzinger Folge zu leisten. Fortan sollten in kirchlichen Einrichtungen keine Bescheinigungen über eine Schwangerschaftskonfliktberatung mehr ausgestellt werden. Die Mehrheit unter Führung des Vorsitzenden der DBK, des Mainzer Bischofs Karl Lehmann, ahnte, dass sich die Geduld des Papstes und seiner Entourage mit den renitenten Bischöfen in Deutschland dem Ende zuneigte.
 
        Drei Jahre lang hatten Lehmann und seine Mitstreiter schriftlich und mündlich alle möglichen Argumente zugunsten eines Verbleibs vorgebracht, allen voran, dass mehrere tausend Frauen im Jahr trotz eines „Scheins“, der seit 1996 eine der Bedingungen für eine „rechtswidrige, aber straffreie“ Abtreibung war, nachweislich von einer Abtreibung Abstand nähmen. In Rom wurden die Bischöfe behandelt wie Schuljungen, wenn man ihnen überhaupt zuhörte. Denjenigen hingegen standen alle Türen offen, die den Konflikt unter den deutschen Bischöfen in den Vatikan getragen hatten und sich als Kämpfer gegen eine „Kultur des Todes“ des päpstlichen Wohlwollens sicher sein konnten.
 
        Wenige Monate nach der Frühjahrs-Vollversammlung 1999 verfügte der Papst das Ende der Mitwirkung der katholischen Kirche in der gesetzlichen Schwangerschaftskonfliktberatung. Alle Bischöfe gehorchten, die einen sofort, die anderen früher oder später. Ihr Gewissen zählte nichts mehr, Papsttreue stand am Ende über allem.
 
        Es schlug die Stunde der Laien. Aus der Mitte des Zentralkomitees der deutschen Katholiken (ZdK) heraus wurde unter seinem aus der DDR stammenden Präsidenten Hans-Joachim Meyer im Herbst 1999 Donum vitae gegründet. Als katholisch geprägte, aber kirchlich nicht anerkannte Organisation arbeitet sie bis heute nach dem Beratungskonzept, das das Bundesverfassungsgericht auch unter dem Einfluss der katholischen Kirche entwickelt hatte.01 Von kirchenspalterischen Tendenzen war damals die Rede, auch fehlte es nicht an Stimmen aus der „Weltkirche“, die die deutschen Katholiken des Verrats an Werten wie dem Lebensschutz und der Papsttreue bezichtigten.
 
        Nach dem Tod von Johannes Paul II. trat der Streit über die Konfliktberatung und die angebliche Staatshörigkeit der deutschen Katholiken allmählich in den Hintergrund. Doch noch unter Papst Benedikt XVI. (2005–2013), einst Joseph Kardinal Ratzinger, stieg keiner der Weihbischöfe zum Ortsbischof auf, der für den Verbleib in der Konfliktberatung eingetreten war. Marx, der 1999 aufseiten des Papstes gestanden hatte und für den Ausstieg gewesen war, wurde 2001 Bischof von Trier und sechs Jahre später Erzbischof von München und Freising.
 
        SEXUELLER MISSBRAUCH ALS AUSLÖSER
 
        Nie wieder Lingen? Zwanzig Jahre nach dem ungewohnt offenen Streit waren die annähernd siebzig katholischen Diözesan- und Weihbischöfe aus den 27 (Erz-)Bistümern abermals im Emsland zu Gast – und wieder sollte es hoch hergehen. Ein halbes Jahr zuvor hatten Wissenschaftler aus Mannheim, Heidelberg und Gießen die nach den Anfangsbuchstaben der drei Universitätsstädte benannte MHG-Studie über sexuellen Missbrauch in der katholischen Kirche in Deutschland veröffentlicht.02 Die Bischöfe selbst hatten sie in Auftrag gegeben, wie die US-amerikanischen viele Jahre zuvor beim John Jay College of Criminal Justice.03 Und wie in den Vereinigten Staaten, aber auch in dem von Missbrauchsenthüllungen unvorstellbaren Ausmaßes geschockten Irland, warf auch die MHG-Studie einen düsteren Schatten auf die Reputation der katholischen Kirche in Deutschland.
 
        Die Bischöfe mussten sich nicht länger nur ihre sattsam bekannte „moralische Lethargie“04 im Umgang mit Tätern und Betroffenen nachsagen lassen. Die Analyse tausender Personalakten hatte darüber hinaus zu erkennen gegeben, dass es in der Verfassung der Kirche angelegte, mithin systemische Ursachen dafür gab, dass Geistliche zu Tätern werden konnten. Derweil ging den Bischöfen und ihren leitenden Mitarbeitern, darunter nicht wenigen Laien, der Schutz der Institution trotzdem über alles.
 
        Doch welche Konsequenzen ziehen? Selbst nach den Enthüllungen über sexuelle Gewalt am renommierten Canisius-Kolleg der Jesuiten in Berlin hatte 2010 nicht die Stunde der Laien geschlagen. Für das ZdK unter Führung von Unionspolitikern wie Hans-Joachim Meyer (1997–2009), Alois Glück (2009–2015) und Thomas Sternberg (2015–2021) war sexuelle Gewalt in der Kirche kein Thema. Sich selbst als Teil der Institution Kirche zu sehen, in der Missbrauch auch in den im ZdK repräsentierten Sozial- und Jugendverbänden, im Bereich der Caritas oder der Geistlichen Gemeinschaften vorkommen könne, kam damals nur wenigen Mitgliedern des Zentralkomitees in den Sinn. Ebenso wenigen dämmerte es bis 2018, dass die Begünstigung von sexuellem Missbrauch in den kirchlichen Machtstrukturen selbst angelegt sein könnte und man schon deswegen auf Veränderungen dringen müsse, vor allem auf das Aufbrechen der männerbündischen Mentalitäten durch die Öffnung des Weiheamtes für Frauen.
 
        Andere Gründe für Reformen gab es für das ZdK zuhauf. Hatte der Vatikan im Verein mit der Bischofskonferenz nicht viele Voten der „Gemeinsamen Synode der Bistümer in der Bundesrepublik Deutschland“ in Würzburg (1972–1975) ignoriert, allen voran die Forderungen, das Amt des Diakons für Frauen zu öffnen und verheiratete Männer zu Priestern zu weihen?05 Hatte das ZdK seit den neunziger Jahren nicht immer wieder darauf gedrungen, auch andere Getaufte als nur Kleriker an der Bestellung der Bischöfe mitwirken zu lassen? Das schikanöse kirchliche Arbeitsrecht zu reformieren? Und war es nicht höchste Zeit, die Stigmatisierung von Lebensformen zu beenden, die mit den Maßgaben der lehramtlichen Biopolitik nicht zu vereinbaren waren?
 
        An Themen wie diesen hatte sich das ZdK über Jahrzehnte mehr oder weniger erfolglos abgearbeitet. Die Bischöfe gaben sich gerne machtlos, was mit den innerkirchlichen Machtverhältnissen während des langen Pontifikates von Johannes Paul II. (1978–2005) und seines Nachfolgers Benedikt XVI. erklärt wurde. Doch das vermeintliche „Nicht-Können“ war nicht selten eine Maskierung für das „Nicht-Wollen“. Niemand hätte einen Bischof daran hindern können, mit der Etablierung einer Verwaltungsgerichtsbarkeit für ein Minimum an Rechtskultur in der Kirche zu sorgen. Doch das Wohlwollen auch der gemeinhin als „liberal“ titulierten Bischöfe kam umso häufiger an seine Grenzen, je mehr sich das ZdK gerierte wie ein kirchlicher Gesamtbetriebsrat. Das entsprach insofern der Realität, als die Mehrheit der Mitglieder des Zentralkomitees, das im Revolutionsjahr 1848 mit dem Ziel gegründet worden war, Politik und Gesellschaft mit dem christlichen Ethos zu durchdringen, mittlerweile aus kirchlich besoldeten Laien bestand und nach wie vor besteht.
 
        AUFTAKT ZUM SYNODALEN WEG
 
        Nun aber kam nicht nur die MHG-Studie, sondern im Februar 2019 „wieder Lingen“: Nach mehreren Phasen ergebnislosen Beratens führte der anscheinend vom Saulus zum Paulus gewandelte Reinhard Kardinal Marx, der seit 2014 Vorsitzender der DBK war, wenige Minuten vor Ende der Frühjahrs-Vollversammlung handstreichartig einen Beschluss herbei, wonach die Bischöfe gemeinsam mit dem ZdK über Reformen beraten sollten.06 Die Laien ließen sich nicht lange bitten. Da aber bald auch alle kirchlichen Berufsgruppen ein Mitspracherecht reklamierten, wurde aus dem „Synodalen Weg“, wie das Projekt bald getauft wurde, eine Art Ständeversammlung mit weit mehr als 200 Mitgliedern. Nur Missbrauchsbetroffene waren nicht eingeladen. An sie hatten Bischöfe und Laien zu diesem Zeitpunkt nicht gedacht.
 
        Im Frühjahr 2019 nahmen vier „Vorbereitungsforen“ zu den Themenfeldern „Macht, Partizipation, Gewaltenteilung“, „Sexualmoral“, „Priesterliche Lebensform“ sowie „Frauen in Diensten und Ämtern der Kirche“ die Arbeit auf. Geleitet wurden sie paritätisch von je einem Mitglied der Bischofskonferenz und des ZdK, den Ton setzten indes kleine, gut organisierte Gruppen von Theologieprofessoren. Im Herbst 2019 wurden inhaltliche Konturen und der Zeitplan des Reformprojektes vorgelegt, Bischofskonferenz und ZdK stimmten zu.
 
        Ein Gutteil der Diözesanbischöfe schwankte zwischen Wohlwollen und Skepsis, eine Minderheit, darunter nicht wenige Weihbischöfe, gab sich misstrauisch bis offen ablehnend. Damit gestaltete sich die Stimmungslage wie seit Jahren üblich – allerdings mit dem Unterschied, dass viele Themen auf der Agenda standen, bei denen die Bischofskonferenz keine eigenen Entscheidungskompetenzen hatte. Wie also auf einem Feld agieren, das durch Festlegungen im Katechismus, durch Einlassungen von Päpsten und nicht zuletzt durch das weltweit geltende Kirchenrecht derart vermint war, dass Themen wie Frauenordination oder Homosexualität über Jahrzehnte einer Todeszone glichen? Konflikte mit dem Vatikan, aber auch mit vielen anderen der schon immer konservativen Bischofskonferenzen, etwa in den Vereinigten Staaten, waren somit vorprogrammiert. Die wenigen Kirchenrechtler, die das Projekt nicht von vorneherein stillschweigend abschrieben oder als „Potemkinsches Synodal-Dorf“ geißelten,07 boten eine Lösung an: Anstatt sich auf das aussichtslose Unterfangen einzulassen und das 1983 in Kraft gesetzte universalkirchliche Rechtsbuch in entscheidenden Teilen neu zu fassen, sollten sich die Bischöfe kollektiv verpflichten, die ihnen aufgrund „göttlichen Rechts“ zustehenden autokratischen Kompetenzen an mehr oder weniger demokratisch legitimierte Gremien zu delegieren und sich an deren Beschlüsse zu halten.
 
        Diesem Ansatz, so schien es schon zu Beginn der ersten Vollversammlung des Synodalen Wegs Anfang Februar 2020 in Frankfurt am Main, wollten viele Ortsbischöfe folgen, aber nicht alle. Das tat der guten Stimmung keinen Abbruch. In den beengten Räumlichkeiten des ehemaligen Dominikanerklosters saßen die weit mehr als zweihundert Synodalen wie einst in Würzburg in den siebziger Jahren alphabetisch gereiht. Bei so viel ungewohnter körperlicher Nähe war denn auch schnell vergessen, dass die Vorbereitungsphase entgegen dem in der Öffentlichkeit sorgsam gepflegten Bild unter keinem guten Stern gestanden hatte. Die Amtszeiten sowohl des langjährigen DBK-Sekretärs, Hans Langendörfer SJ, als auch seines Gegenübers im ZdK, Stefan Vesper, waren abgelaufen. Für beide waren Nachfolger nicht in Sicht. Somit war auch niemand da, der sich für den Erfolg oder Misserfolg des Projekts hätte verbürgen und für ein Maximum an prozeduraler Rationalität und organisatorischer Professionalität hätte sorgen müssen. Marx, der Initiator des Synodalen Wegs, war von seinen multiplen Funktionen als Erzbischof und Vorsitzender der Bischofskonferenz sowie als Mitglied des päpstlichen K-9-Beratungsgremiums und als Chefaufseher der Vatikanfinanzen absorbiert. Er hatte weder die Autorität noch hielt er es für das Gelingen des Reformprojektes für notwendig, unter den unwilligen „Mitbrüdern“, die sich um den Kölner Erzbischof Rainer Maria Kardinal Woelki scharten, zu werben. Auch im Vatikan war es um das Ansehen des teutonisch-robust auftretenden Kardinals nicht zum Besten bestellt.
 
        KRITIK AUS DEM VATIKAN
 
        Bewusste Missverständnisse und notorisch böswillige Interpretationen, wie sie im Vatikan gegenüber fast allem, was aus Deutschland kam, Tradition hatten, waren daher von Beginn an die Begleitmusik des Synodalen Wegs. Trotzdem hielt es die Bischofskonferenz nicht für nötig, die Spielräume ihrer oftmals deutschen Widersacher in der Kurie durch intensive und verbindliche Kommunikation so eng wie möglich zu machen. Als überflüssig galt auch die strukturelle Einbindung der Kirchen aus den west- und osteuropäischen Nachbarländern. Die Strategen des Weges hielten es scheinbar für ausreichend, „Beobachter“ zu den Sitzungen einzuladen, damit sie als Zaungäste einem Geschehen beiwohnen konnten, mit dem die Deutschen Geschichte schreiben wollten.
 
        Was Papst Franziskus von dem unkonventionellen Arrangement hielt, zeigte sich schon im Frühsommer 2019: nichts. Der sich gerne unkonventionell gebende Argentinier schrieb dem (katholischen) „pilgernden Volk Gottes“ hierzulande einen Brief. Die darin enthaltene Mahnung, sich vor Ort bitte schön der „Evangelisierung“ anzunehmen, war aber nicht nur ein Echo einer Minderheit der Bischöfe, die diesem Thema ein eigenes, fünftes Synodalforum widmen wollten. Der Papst, der große Teile der kirchlichen und weltlichen Öffentlichkeit mit hypermoralischen Tiraden gegen Kapitalismus und Klerikalismus für sich eingenommen hatte, verstand keinen Spaß, wenn sich Laien und Bischöfe in Deutschland verbündeten, um auf eigene Faust den unchristlichen Ausgeburten ebenjenes Klerikalismus zu Leibe zu rücken.
 
        Im Verein mit den Laien gab sich die Mehrheit der Bischöfe unbeeindruckt. In wohlgesetzten Worten ließ man den Papst schriftlich wissen, er habe das Anliegen nicht richtig verstanden. Würde man sich für die von ihm doch so geschätzte Evangelisierung nicht gerade dadurch einsetzen, indem man die lebens- und glaubensfeindlichen Strukturen und Mentalitäten in der katholischen Kirche beseitigte?
 
        Doch wie lange würde der Widerstand durchzuhalten sein? Und würden, wenn es wieder hart auf hart käme, nicht wieder viele Bischöfe den Gehorsam über ihr Gewissen obsiegen lassen?
 
        Der Kölner Kardinal Woelki eröffnete derweil eine andere Kampfzone. Noch bevor die erste Synodalversammlung zu Ende ging, wähnte sich der Rheinländer in einem „quasi protestantischen Kirchenparlament“. Woelki konnte bei seiner implizit auch anti-ökumenischen Tirade nicht nur den päpstlichen Botschafter Nikola Eterović in Berlin auf seiner Seite wissen. 2021 ätzte der Papst höchstselbst: „In Deutschland gibt es eine sehr gute evangelische Kirche. Wir brauchen nicht zwei davon.“08 Und weil er Woelki wohl bis zum Ende als Stachel im Fleisch des Synodalen Wegs brauchte, musste dieser für sein verheerendes Agieren im Zuge der Aufarbeitung der Missbrauchsfälle im Erzbistum Köln keine ernsthaften Konsequenzen seitens des Vatikans fürchten.
 
        Apropos protestantisch: Keine andere Kirche in Europa verfügt im Guten wie im Schlechten über so viel Erfahrung mit synodalen Strukturen wie die protestantische. Aber sich dieses Wissen etwa über Prozessdynamiken oder einen fairen Umgang mit Minderheiten in ökumenischer Verbundenheit anzueignen, hielten die Wortführer des Synodalen Wegs nicht für notwendig. Ebenso wenig waren die Vordenker des Reformprojektes dafür zu gewinnen, der ebenso legitimen wie unvermeidlichen Meinungsvielfalt unter den Synodalen durch die Möglichkeit differenzierter Zustimmung beziehungsweise Ablehnung einzelner Reformprojekte Rechnung zu tragen. Eine andere Methode als „Ganz oder gar nicht“ hätte es einer Minderheit aus Bischöfen und Laien schwerer gemacht, sich als Opfer einer robust agierenden Mehrheit zu fühlen, die sich auf der einzig richtigen Seite der Geschichte wähnte.
 
        FORDERUNGEN UND KONFLIKTE
 
        Eine grundstürzende Reform leitete die DBK derweil im Schatten des mit großem medialem Interesse bedachten Synodalen Wegs in die Wege: Das kirchliche Arbeitsrecht wurde im November 2021 vom Kopf auf die Füße gestellt. Nach der neuen „Grundordnung des kirchlichen Dienstes“, die von allen Diözesanbischöfen in Kraft gesetzt wurde, soll nicht mehr die persönliche Lebensführung in Übereinstimmung mit den biopolitischen Vorgaben der Kirche bei der Einstellung oder dem Verbleib der rund 800000 Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter im Raum der Kirche und ihrer Caritas den Ausschlag geben. Die „Katholizität“ einer Schule, eines Kindergartens oder eines Krankenhauses soll sich künftig vielmehr an deren christlichem Profil erweisen.
 
        Diese Umkehr der „katholischen“ Beweislast hin zu einem „institutionenorientierten“ Ansatz hatte sich seit einigen Jahren abgezeichnet. Doch wie viel Leid die Kirche bis zuletzt in Kauf genommen hatte, wurde in der Aktion „Out in Church“ deutlich. Mehrere hundert hauptamtliche, ehemalige und ehrenamtliche Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der katholischen Kirche in Deutschland gaben sich Anfang 2022 öffentlich als homosexuell oder auf andere Weise als nicht-heterosexuell zu erkennen. Von der großen Mehrheit der Mitglieder des Synodalen Wegs wurde diese Initiative enthusiastisch begrüßt.
 
        Auf dem Synodalen Weg schon früher sichtbar geworden waren indes die Betroffenen von sexuellem Missbrauch in der katholischen Kirche. Drei Sprecher des 2020 von der Bischofskonferenz eingerichteten Betroffenenbeirates erhielten zwar keinen Sitz mit Stimmrecht. Ihre Präsenz wie ihre Wortmeldungen verliehen den Reformen gleichwohl je länger, desto mehr jene Legitimation, auf die man anfangs glaubte verzichten zu können.
 
        Auf dem Weg verloren gegangen waren derweil indes nicht wenige andere Schrittmacher des Verständigungsprozesses. Kardinal Marx hatte sich 2020 angesichts ungewisser Aussichten auf eine Wiederwahl nach nur einer Amtszeit nicht wieder als Vorsitzender der Bischofskonferenz zur Verfügung gestellt. Seine Stelle im Präsidium des Synodalen Wegs nahm sein Nachfolger an der Spitze der DBK, der Limburger Bischof Georg Bätzing, ein. Thomas Sternberg hatte derweil das Amt des Präsidenten des ZdK mit dem der Kunststiftung NRW getauscht. An die Stelle des vormaligen CDU-Landespolitikers trat im November 2021 die pensionierte Caritas-Führungskraft Irme Stetter-Karp aus dem Bistum Rottenburg-Stuttgart.
 
        Trotzdem: Der Korb mit den Früchten des Reformprojektes, den die beiden gleichberechtigten Präsidenten im Februar 2023 präsentierten, war so voll, wie es 2019 kaum jemand zu hoffen gewagt hatte – zu groß war damals die Ungewissheit, ob die Mehrheit der Bischöfe diesmal bereit wäre, ihr Gewissen über den Gehorsam zu stellen. Anders als im Konflikt über die Schwangerenberatung waren die meisten auch dann standhaft geblieben, als der Druck seitens des Papstes und seiner Gefolgsleute fast übermächtig wurde.
 
        Seit dem ersten Brief des Papstes vom Juni 2019 hatte sich der Strom an direkten und indirekten Warnungen vor einem deutschen „Sonderweg“ und einem Zerwürfnis mit der „Weltkirche“ stetig verstärkt. Kardinäle und Bischöfe aus nahezu allen Kontinenten glaubten zu wissen, dass die Deutschen auf dem Weg seien, die Kirche zu spalten. Selbst ganze Bischofskonferenzen wie die „Nordische“ polemisierten gegen die DBK.
 
        Fruchtlos geblieben waren auch alle Bemühungen, die Protagonisten des Synodalen Wegs einschließlich der Mehrheit der deutschen Bischöfe mithilfe römischer Interventionen von ihrem „Irrweg“ als angebliche Geisterfahrer der Weltkirche abzubringen. Die Ankündigung einer „Weltsynode“ über das Thema Synodalität, mit der Papst Franziskus Freund wie Feind im Oktober 2021 überraschte, war der letzte Versuch, die Deutschen zu stoppen und gleichzeitig jeden weiteren Versuch im Keim zu ersticken, in einer Ortskirche ähnliche Wege zu bestreiten. Die Vorkämpfer der „deutschen Synode“ drehten ein weiteres Mal den Spieß um und erklärten sich ihrerseits zur Speerspitze von Synodalität in der Kirche.
 
        Lässt man die Enthaltungen außen vor, wurde mit Zweidrittelmehrheit die Einrichtung eines Synodalen Rates ab 2026 samt eines vorbereitenden Synodalen Ausschusses ab November 2023 beschlossen, der „als Beratungs- und Beschlussorgan über wesentliche Entwicklungen in Kirche und Gesellschaft“ beraten soll – und damit – entgegen anderslautenden Beteuerungen – die DBK wie auch das ZdK in ihrer bisherigen Form überflüssig machen dürfte.
 
        Auch sollen die Gläubigen künftig „an den Prozessen zur Bestellung des Diözesanbischofs adäquat beteiligt“ werden – an der Bestellung der Weihbischöfe offenkundig aber nicht. Dass diese geplante „Musterordnung“ kirchliches Recht bricht und staatskirchenrechtliche Verträge berührt, wurde in dem Beschluss souverän ignoriert. Über den Zölibat der Diözesanpriester heißt es, der Papst solle die Verbindung von Zulassung zur Weihe und Verpflichtung zur Ehelosigkeit durch die Weltsynode prüfen lassen. Vorab soll der Papst die Weihe von bewährten (verheirateten) Männern erlauben.
 
        Die Forderung nach einer Zulassung von Frauen zum Priesteramt war nur implizit erhoben worden – als ausdrückliches Votum hätte sie wohl die erforderliche Mehrheit verfehlt. Allerdings sollen sich die deutschen Bischöfe dafür einsetzen, dass Frauen in allen Teilkirchen, die dies wünschen, zum Diakonat zugelassen werden. Gleichfalls dem Papst vorgelegt werden soll eine sogenannte Partikularnorm, die es Laien und damit auch Frauen erlaubt, in der Eucharistiefeier zu predigen. Unabhängig vom Willen des Papstes sollen „zeitnah“ Segensfeiern für gleichgeschlechtliche Paare und wiederverheiratete Geschiedene eingeführt werden. Dem Papst wiederum empfohlen wird, eine „Neubewertung und Präzisierung von Homosexualität“ sowie Bisexualität als „Variante sexueller Präferenzstrukturen von Menschen“ vorzunehmen, wie es in einer im Juli 2023 verbreiteten Zusammenfassung der Ergebnisse des Synodalen Wegs heißt.
 
        Wie verhärtet die Fronten zwischen dem Vatikan und den als „deutsche Christen“ (so eine auf den Nationalsozialismus abhebende Anspielung des Schweizer Kurienkardinals Kurt Koch) perhorreszierten Bischöfen waren, zeigte sich beim turnusmäßigen Rapport der DBK im November 2022 in Rom. Ein „Gespräch“, in dem mehrere Kurienkardinäle die Beschlüsse des Synodalen Wegs als im Wesentlichen unvereinbar mit der Lehre und dem Recht der Kirche erklärten, mündete in eine derart vehemente Verteidigung des Projektes, dass der Papst zu einem am darauffolgenden Tag angesetzten Treffen mit der DBK nicht erschien.
 
        Wenige Woche später ließ Franziskus den Bischöfen in Deutschland verbieten, einen Synodalen Rat einzurichten. Wiederum fühlte sich die Mehrheit nicht zu Gehorsam verpflichtet. Sie ließ sich auch nicht aus dem Konzept bringen, als vier der Bischöfe sich Ende Juni 2023 weigerten, Mittel für die Finanzierung des mehr als siebzig (!) Mitglieder zählenden Synodalen Ausschusses bereitzustellen.
 
        UNGEWISSE PERSPEKTIVEN
 
        Wie lange die „Koalition der Willigen“ Bestand hat, wird sich weisen. Bei der anstehenden Neubesetzung mehrerer wichtiger Bischofsstühle dürfte der Papst wie weiland seine Vorgänger nach dem Konflikt über die Schwangerschaftskonfliktberatung versucht sein, Geistliche zu bevorzugen, die den Reformanliegen keine Sympathie entgegenbringen. Freilich ließe diese Strategie den Kreis der Kandidaten noch stärker schrumpfen. Der Bedarf an Persönlichkeiten, die auch nur formal für Leitungsaufgaben qualifiziert wären, ist in der katholischen Kirche auf allen Ebenen längst größer als das Angebot.
 
        Den Protagonisten des Synodalen Wegs müssten noch andere Entwicklungen zu denken geben. So hat das Reformprojekt die Entfremdung eines stetig wachsenden Teils der katholisch getauften Bürger in Deutschland von der Kirche nicht verlangsamt, geschweige denn gestoppt. Im Gegenteil: Im Jahr 2022 traten mehr als 522000 Katholiken aus ihrer Kirche aus – im „Missbrauchs-Jahr“ 2010 waren es „nur“ 180000 gewesen. Ein Ende dieser Entwicklung ist nicht abzusehen und womöglich durch noch so viele innerkirchliche Reformen nicht mehr zu bremsen.
 
        Zum Bild einer implodierenden Kirche gehört aber auch, dass man als Beobachter des Synodalen Wegs den Eindruck gewinnt, die Kirche bestehe zu fast hundert Prozent aus in Deutschland geborenen Männern und Frauen. Dabei haben in den Ballungsräumen, aber auch zunehmend im ländlichen Raum, mittlerweile mehr als ein Drittel der Katholiken einen Migrationshintergrund – je jünger, desto wahrscheinlicher. So verschieden dieser in Abhängigkeit von der Herkunft aus Mitteleuropa, aus Südeuropa, dem Balkan, aus Afrika oder Asien auch ist, so wenig sind die kulturellen und religiösen Einstellungen der katholisch geprägten Migranten mit denen der „altdeutschen“ Funktionseliten identisch. Die beiden (!) Repräsentanten der „Katholiken anderer Muttersprache“ in der Synodenvollversammlung machten darauf aufmerksam, dass die Reformemphase und Konfliktfreudigkeit des deutschen Mehrheitskatholizismus von den vielen konservativ geprägten Katholiken mit Migrationshintergrund nicht geteilt werden. Folgen für das Problembewusstsein der Protagonisten des Reformprojektes hatte dies indes nicht.
 
        Entsprechend überrascht waren die deutschen Teilnehmer des „kontinentalen Vorbereitungstreffens“ auf die Weltsynode, das im Februar 2023 Repräsentanten der Ortskirchen aus allen Teilen Europas in Prag zusammenführte. Mit ihren Reformwünschen stießen sie mehrheitlich auf zurückhaltende, wenn nicht schroff ablehnende Reaktionen. Entsprechend gedämpft sind denn auch die Erwartungen an die Weltsynode, die im Oktober 2023 eröffnet wird und zwölf Monate später mit einer weiteren Vollversammlung beendet werden soll. Würden die deutschen Beschlüsse den gut vierhundert Mitgliedern und Beobachtern aus aller Welt vorlegt, so fände wohl kaum einer eine Mehrheit, soweit er Fragen der Lehre und der Disziplin berührt.
 
        Zwar treibt Kritik an den Zulassungsbedingungen zum Weiheamt, der Stellung der Frau in der Kirche und am Missbrauch von Macht nicht allein Katholiken in Deutschland um. Doch wie realistisch ist die Vorstellung, dasjenige umstandslos zur universalen, für etwa 1,4 Milliarden Katholiken weltweit geltenden Norm zu erheben, von dem sich die Mehrheit der Katholiken hierzulande eine neue Gestalt von Kirche erhofft? Der Hinweis auf die Nicht-Vermittelbarkeit von Anliegen wie denen des Synodalen Wegs in den Kirchen des Globalen Südens kann jedoch kein Argument sein, um Reformprojekte per se als illegitim zu bezeichnen. Vielmehr wäre zu fragen, wie es um die Glaubwürdigkeit einer Kirche bestellt ist, in der sich Laien, Bischöfe oder auch Päpste mit Geschlechter- und Machtverhältnissen in Gesellschaften arrangieren, die von patriarchalen und/oder tribalistischen Logiken dominiert werden. Noch sinnvoller wäre es aber, einen Lösungsvorschlag pro tempore zu skizzieren. Als Frage formuliert: Könnte die Spannung zwischen Diversität und Identität nicht so aufgelöst werden, dass man sich gemeinsam über einen common ground verständigt, also über das, was als unveräußerlicher Teil einer gemeinsamen Identität gelten muss? Und gleichzeitig den Kirchen in den verschiedenen Kulturräumen jenen Freiraum zugesteht, der für eine christliche Zeitgenossenschaft erforderlich ist?
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        DIE FINANZIERUNG DER KIRCHEN IN DEUTSCHLAND
 
        Gegenstand und Faktor kirchlicher Freiheit
 
        Michael Germann
 
        Die Kirchen brauchen kein Geld, um Kirche zu sein. Für ihr Wirken unter den Menschen setzen sie aber notwendig Mittel ein, angefangen bei Wasser, Brot und Wein, und nicht endend bei Gebäuden, Kommunikationsmedien und Personal. Kirchliche Finanzen sind kein Selbstzweck, sondern Mittel zum Zweck, dem Auftrag der Kirche nachzugehen.
 
        Die beiden großen Kirchen in Deutschland wenden heute vergleichsweise umfangreiche Mittel für die Erfüllung ihrer Aufgaben auf. Wie viel Geld sie insgesamt einnehmen und ausgeben, ist vor allem deshalb schwer zu sagen, weil die kirchlichen Finanzen auf viele tausend grundsätzlich selbständige Haushalte verteilt sind. Das sind nämlich nicht nur die 27 römisch-katholischen Erzbistümer und Bistümer und die 20 evangelischen Landeskirchen, sondern auch die mehr als 12000 evangelischen Kirchengemeinden, die mehr als 9000 römisch-katholischen Pfarreien und zahlreiche weitere kirchliche sowie caritative beziehungsweise diakonische Rechtsträger.01 Eine zusammenfassende kirchliche Finanzstatistik ist eine Fleißarbeit, die nur im Abstand von einigen Jahren geleistet wird, in der evangelischen Kirche zuletzt auf dem Datenstand von 2014.02 Damals bewegte die evangelische Kirche – ohne die Diakonie – in der Summe knapp 12,3 Milliarden Euro.
 
        Davon gingen knapp acht Milliarden Euro (64,3 Prozent) in die kirchlichen Arbeitsfelder wie die allgemeine Gemeindearbeit und die zielgruppenbezogene Arbeit, vor allem mit Kindern und Jugendlichen (zusammen rund 1,7 Milliarden Euro), den Pfarrdienst (1,9 Milliarden Euro), Kirchenmusik (0,2 Milliarden Euro), Kindertagesstätten (2,8 Milliarden Euro), Bildungsarbeit (0,7 Milliarden Euro), Unterstützung diakonischer Arbeit (0,4 Milliarden Euro) und Entwicklungshilfe (0,2 Milliarden Euro). Die Leitung und Verwaltung kostete 1,1 Milliarden Euro, die Gebäudeunterhaltung 1,2 Milliarden. Die übrigen Ausgaben verteilten sich vor allem auf die finanzielle Vorsorge, die Kosten der Kirchensteuerverwaltung und den Betrieb von Friedhöfen.
 
        Auf der Einnahmenseite ist die Kirchensteuer mit 5,3 Milliarden Euro (43,1 Prozent) der bedeutendste Posten, gefolgt von der (Teil-)Refinanzierung der Kindertagesstätten (2,2 Milliarden Euro) und der Erfüllung anderer öffentlicher Aufgaben (1 Milliarde Euro) durch die öffentliche Hand, Vermögenserträgen wie Pacht, Miete und Zinsen (1,5 Milliarden Euro), Entgelten wie die Elternbeiträge für die Kindergärten (1 Milliarde Euro) und Rücklagenentnahmen (0,6 Milliarden Euro). Demgegenüber trugen die Spenden (0,34 Milliarden Euro) und die Staatsleistungsansprüche (0,27 Milliarden Euro) 2,8 Prozent und 2,2 Prozent zu den Einnahmen bei.
 
        Diese Zahlen stellen nur exemplarisch die Verhältnisse der evangelischen Kirche vor neun Jahren dar. Für die römisch-katholische Kirche und für die Folgejahre bis heute sind sicherlich andere Beträge einzusetzen. Die Verteilung der Ausgaben und Einnahmen dürfte sich jedoch kaum unterscheiden.
 
        Solche Haushaltszahlen sind ein grober Anhaltspunkt dafür, „wie reich“ die Kirchen sind. Weniger aussagekräftig wäre eine Summe des kirchlichen Vermögens. Darin müsste etwa auch das Eigentum an den Gebäuden bewertet werden, die die Kirchen überwiegend selbst nutzen. In den evangelischen Kirchen werden über 74000 Gebäude gezählt, unter ihnen rund 21000 Kirchengebäude.03 Deren Unterhaltung und Bewirtschaftung ist teuer, zumal mehr als drei Viertel von ihnen unter Denkmalschutz stehen. Die wirtschaftliche Wirkung des Kapital- und Immobilienvermögens auf den finanziellen Reichtum der Kirche ist daher annäherungsweise aus der Gegenüberstellung der erwähnten Vermögenserträge einerseits und der Ausgaben für den Gebäudeunterhalt andererseits abzulesen: 2014 standen 889 Millionen Euro an Erträgen 1,179 Milliarden Euro an Ausgaben gegenüber.
 
        Für die künftige Entwicklung der finanziellen Verhältnisse der Kirchen auf der Ausgabenseite schlagen die Verpflichtungen zur Versorgung der Pfarrer und Kirchenbeamten besonders zu Buche. Im Ruhestand erhalten sie ebenso wie staatliche Beamte grundsätzlich keine Rente aus der gesetzlichen Rentenversicherung, sondern Versorgungsbezüge aus dem kirchlichen Haushalt. Was die dafür vorgesehenen Pensionsrückstellungen decken soll, sieht aus wie ein üppiges Kapitalvermögen der Kirchen, ist aber zu den künftigen Versorgungspflichten ins Verhältnis zu setzen.04 Schuldenberge haben die Kirchen bisher nicht angehäuft. Das ist im Vergleich mit dem bekannten Stand der Staatsfinanzen bemerkenswert.
 
        BEDEUTUNG DER KIRCHENSTEUER FÜR DIE KIRCHENFINANZEN
 
        Hinsichtlich der Einnahmen hängen die Finanzen der Kirchen entscheidend an den Beiträgen ihrer Mitglieder in Gestalt der Kirchensteuer. Daran, dass der Anteil der Kirchensteuer fast die Hälfte der Einnahmen ausmacht, lässt sich nur ihre unmittelbare Bedeutung im Gesamtbild der kirchlichen Haushalte ablesen. Mittelbar hängt von ihr aber auch ab, dass die anderen Einnahmequellen ergiebig bleiben. Ihre Schlüsselstellung in den kirchlichen Finanzen zeichnet sich dadurch aus, dass sie im Gegensatz zu vielen anderen Einnahmen nicht an vorbestimmte Verwendungszwecke gebunden ist, sondern für alle kirchlichen Aufgaben eingesetzt werden kann. Die durchaus umfangreichen öffentlichen Mittel zur Refinanzierung der öffentlichen Aufgabe der Kinderbetreuung etwa können die Kirchen nur für ihre Kindergärten einsetzen, nicht für den Gemeindepfarrdienst.
 
        Die Kirchensteuer leisten die Kirchenmitglieder als Zuschlag zu ihrer Einkommensteuer. Wie die Höhe der Einkommensteuer bemisst sich also auch die Höhe der Kirchensteuer nach dem staatlichen Steuerrecht und dem zu versteuernden Einkommen. Ein großer Teil der Kirchenmitglieder trägt nicht zum Kirchensteueraufkommen bei, weil ihr Einkommen zu gering ist, um besteuert zu werden. Ein großer Teil des Kirchensteueraufkommens hängt davon ab, welches Einkommen eine kleine Minderheit der finanzkräftigsten Kirchenmitglieder hat – und von deren Willen, Kirchenmitglied zu bleiben. Hinter dem durchschnittlichen Kirchensteueraufkommen je Mitglied, in der evangelischen Kirche beispielsweise zuletzt 313,82 Euro im Jahr 2022,05 steht also eine beachtliche finanzielle Solidarleistung.
 
        Abgesehen von der Einkommens- und Steuerentwicklung insgesamt ist für die Zukunft der Kirchenfinanzen somit entscheidend, wie viele Kirchenmitglieder dazu beitragen können. Jeder weiß, dass deren Zahl seit Jahrzehnten sinkt. Vor allem geht die Zahl der Taufen zurück, durch die ein Mensch ja Kirchenmitglied wird. Das wiederum liegt nicht nur an dem steigenden Anteil der Eltern, die selbst nicht der Kirche angehören und denen es schon deshalb nicht einfällt, ihr Kind taufen zu lassen. Auch Eltern, die der Kirche angehören, sehen immer häufiger davon ab.
 
        Eine von der evangelischen und der römisch-katholischen Kirche gemeinsam in Auftrag gegebene Studie hat diese Entwicklungen in die Zukunft projiziert.06 Demnach wird sich die Zahl der Kirchenmitglieder bis 2060 gegenüber dem Stand von 2017 ungefähr halbieren. Schon in den ersten Jahren seit dieser Projektion ist die tatsächliche Entwicklung noch weiter nach unten abgewichen, weil in dieser Zeit der von vielen als unzureichend beurteilten Aufarbeitung sexualisierter Gewalt in der Kirche deutlich mehr Menschen den Kirchenaustritt erklärt haben, als zuvor angenommen. Eine Halbierung der Zahl der Kirchenmitglieder wird auch das Kirchensteueraufkommen – gemessen an der Kaufkraft – halbieren. Daraus folgt, dass die Finanzen der Kirche binnen einer Generation vieles von dem, was heute aus der Kirchensteuer ihrer Mitglieder bezahlt werden kann, nicht mehr tragen werden.
 
        RÜCKBLICK: VON DER PFRÜNDENWIRTSCHAFT ZUR KIRCHENSTEUER
 
        Die Finanzierung der Kirchen durch ihre Mitglieder in Form einer Steuer wurde im 19. und frühen 20. Jahrhundert eingeführt. Die Kirchensteuer war die Lösung, um die Finanzierung der Kirchen auf eine sichere Grundlage zu stellen. Denn die bis dahin über Jahrhunderte überwiegende Form der Finanzierung war dazu nicht mehr in der Lage. Sie hatte auf einem gewachsenen Gewirr von – grob gesagt – Vermögenserträgen, Zehntrechten und anderen Einkünften beruht. So hatte man etwa für den Lebensunterhalt eines Pfarrers oder die Instandhaltung eines Kirchengebäudes gesorgt, indem man einen Acker oder ein Waldstück stiftete und eine Abgabe aus deren Bewirtschaftung dem kirchlichen Bedarf widmete. Eine Bezeichnung dafür ist das Wort Pfründe, das heute sonst nur sprichwörtlich für eine bequeme, von keiner weiteren Mühe mehr abhängige Ausstattung mit Einkünften steht und gewöhnlich mit dem Attribut „fett“ verbunden wird. So fett waren die Pfründen der Kirchen im 19. Jahrhundert aber nicht mehr, dass sie ihre Funktion noch erfüllen konnten. Die Entwicklung des Wirtschaftslebens erlaubte es immer weniger, ein entsprechend aufwendiger werdendes kirchliches Leben überwiegend aus den Früchten agrarischer Produktion zu speisen.
 
        Außerdem hatten sich die mit dem modernen Staat gewachsenen Staatsfinanzen schon in den Jahrhunderten zuvor aus verschiedenen Anlässen und Gründen Kirchengut einverleibt und damit auch dessen Finanzierungsfunktion übernommen. Die umfangreichste Säkularisation kirchlichen Vermögens folgte einem der letzten Gesetze des Heiligen Römischen Reichs, dem Reichsdeputationshauptschluss von 1803. Er (über-)kompensierte die linksrheinischen Gebietsverluste der Fürsten an Frankreich dadurch, dass er ihnen Herrschaft, Territorium und Vermögen der aufgehobenen geistlichen Reichsstände zuschlug. Zudem überließ er ihnen auch das kirchliche Vermögen im eigenen Land zur „freien und vollen Disposition“, und zwar „sowohl zum Behuf des Aufwandes für Gottesdienst, Unterrichts- und anderer gemeinnützige Anstalten, als [auch] zur Erleichterung ihrer Finanzen“. Dabei traten die Staaten vielfach mit Dotationen für die entzogene Finanzbasis der Kirche ein. Diese trugen jedoch nur einen Teil des Bedarfs.
 
        In einem Staat, in dem alle Bürger derselben Kirche angehört hätten, wäre es nicht aufgefallen, wenn man den wachsenden Finanzbedarf der Kirche aus allgemeinen Steuermitteln gedeckt hätte. Doch die konfessionelle Homogenität der Territorien war vielerorts schon längst einem Nebeneinander zumindest der römisch-katholischen und der evangelischen Kirche gewichen. Die Kirchen wurden damit als „Religionsgesellschaften“, also Körperschaften verstanden und rechtlich verfasst, dementsprechend die Konfession der Bürger als Mitgliedschaft. Mit der allmählichen Anerkennung der Religionsfreiheit, letztlich bis zum Kirchenaustrittsrecht, wurde eine Inanspruchnahme der Bürger für die Finanzierung einer Religionsgemeinschaft, der sie nicht angehörten, als fragwürdig erkannt. Eine für die Finanzierung der Kirchen erforderliche Steuer wurde dementsprechend nicht allen Bürgern gemeinsam auferlegt, sondern jeweils den Mitgliedern der einzelnen Kirche. Teilweise wurde diese Finanzierungsform zuerst für die jüdischen Gemeinden geregelt, wo sie in das allgemeine Recht der Religionsgesellschaften integriert wurden, ohne dass man sie mit einer Finanzierung aus staatlichen Mitteln ausstatten wollte. So entwickelte sich die Kirchensteuer.
 
        TRENNUNG VON STAAT UND KIRCHE
 
        Die Kirchensteuer war somit einer der Beiträge zur Trennung der Finanzen von Kirche und Staat. Sie fügte sich gut ein in die Trennung von Staat und Kirche, wie dann die Weimarer Reichsverfassung von 1919 (WRV) sie vorschrieb. Die dafür entscheidenden Bestimmungen erklärt das Grundgesetz von 1949 (GG) zu seinem Bestandteil (Artikel 140 GG), sodass sie auch heute den geltenden verfassungsrechtlichen Rahmen für die Finanzen der Kirche bilden.
 
        Nach Artikel 137 Absatz 1 WRV „besteht keine Staatskirche“. Damit sind die Finanzen der Kirchen aus der Verantwortung des Staates entlassen. Der Staat hat nicht die Aufgabe, für solide Finanzen der Kirchen oder anderer Religions- sowie Weltanschauungsgemeinschaften zu sorgen. Wenn ein Wirtschaftsunternehmen in eine finanzielle Schieflage gerät, kann es vorkommen, dass der Staat fördernd einspringt, etwa um Arbeitsplätze zu erhalten, nachteilige Folgen für den Markt zu dämpfen oder andere öffentlichen Interessen zu wahren. Um die finanzielle Stabilität von Religions- und Weltanschauungsgemeinschaften darf sich der Staat nicht in der gleichen Weise kümmern. Erlaubt – unter Umständen sogar gleichheitsrechtlich geboten – ist dagegen eine Refinanzierung kirchlicher Tätigkeiten, die eine bestimmte öffentliche Aufgabe erfüllen, zum Beispiel die Kinderbetreuung in einem kirchlichen Kindergarten. Ihr Zweck ist die Erfüllung dieser bestimmten öffentlichen Aufgabe, wie sie auch durch nichtkirchliche Träger erfüllt wird, nicht aber eine davon unabhängige institutionelle Finanzierung der Kirche. Gleiches gilt für die Förderung kirchlicher Beiträge zu bestimmten Belangen des Gemeinwohls.07
 
        Die Finanzen der Kirchen gehen den Staat also grundsätzlich nichts an. Sie sind eine Angelegenheit der Kirchen; diese ordnen und verwalten sie gemäß Artikel 137 Absatz 3 Satz 1 WRV „selbständig innerhalb der Schranken des für alle geltenden Gesetzes“. Das darin gewährleistete Selbstbestimmungsrecht aller Religions- und Weltanschauungsgemeinschaften schützt die Freiheit der Kirchen zur Gestaltung ihres Finanzwesens, zur Entscheidung über ihre Einnahmen und Ausgaben, zur Entgegennahme von Zuwendungen, zur Anlage und Verwendung ihres Vermögens, auch zur finanziellen Inanspruchnahme ihrer Mitglieder.08 Es wird ergänzt durch einen besonderen Schutz des kirchlichen Vermögens in Artikel 138 Absatz 2 WRV.09
 
        Die „Schranken des für alle geltenden Gesetzes“ dürfen die Finanzen der Kirchen nicht anders regeln als die Finanzen anderer Rechtsträger, insbesondere nicht unter eine besondere staatliche Finanzaufsicht stellen. Außerdem müssen ihr Zweck und ihre Wirkung auf die Selbstbestimmung der Kirche, wie diese sie nach ihrem religiösen Selbstverständnis bewertet, in einem ausgewogenen Verhältnis stehen.
 
        Innerhalb der so gezogenen Schranken des für alle geltenden Gesetzes unterliegt es somit der Selbstbestimmung der Kirchen, welches Maß an Transparenz und Öffentlichkeit sie für ihre Finanzen pflegen und nach welchen Maßstäben sie die kirchliche Finanzverantwortung ordnen. Die evangelischen Kirchen legitimieren ihre Finanzen durch die synodale und presbyteriale Budgetverantwortung10 und sorgen mit der Öffentlichkeit der Haushaltspläne und einer weitergehenden Öffentlichkeitsarbeit für Transparenz.11 In der römisch-katholischen Kirche unterstehen die Finanzen der umfassenden Leitungsgewalt des Bischofs, in deren Rahmen verschiedene, aus gegebenem Anlass in jüngerer Zeit gründlich diskutierte Formen der Aufsicht und Kontrolle Platz haben.12
 
        Dabei machen die Kirchen für die Ordnung ihrer Finanzen von den öffentlich-rechtlichen Organisations- und Handlungsformen Gebrauch, die ihnen Artikel 137 Absatz 5 WRV mit der Rechtsform einer Körperschaft des öffentlichen Rechts bereitstellt.
 
        VERSTÄNDNIS UND AUSGESTALTUNG DER KIRCHENSTEUER
 
        Diese Rechtsform einer Körperschaft des öffentlichen Rechts gemäß Artikel 137 Absatz 5 WRV ist die Voraussetzung, unter der sodann Artikel 137 Absatz 6 WRV die so verfassten Religionsgemeinschaften „berechtigt, auf Grund der bürgerlichen Steuerlisten nach Maßgabe der landesrechtlichen Bestimmungen Steuern zu erheben“. Das ist die verfassungsrechtliche Grundlage der Kirchensteuer.13 Die Erhebung von Steuern durch öffentlich-rechtlich verfasste Religions- und Weltanschauungsgemeinschaften versteht man richtig als eine Heranziehung ihrer Mitglieder zu finanziellen Beiträgen in öffentlich-rechtlicher Form. Ohne das Besteuerungsrecht bliebe den Kirchen zur Finanzierung durch Mitgliederbeiträge nur eine Form, die entweder unverbindlich oder nicht durchsetzbar oder aber, wie privatrechtliche Vereinsbeiträge, auf eine Durchsetzung vor den staatlichen Gerichten angewiesen wäre. Das Besteuerungsrecht stellt den Kirchen die effektiveren Verfahren der staatlichen Verwaltungs- und Vollstreckungshilfe bereit.
 
        An die Stelle einer Besteuerung „auf Grund der bürgerlichen Steuerlisten“, die es nicht gibt und die daher sonst eigens für die steuererhebungsberechtigten Religions- und Weltanschauungsgemeinschaften erstellt werden müssten, setzt das staatliche Kirchensteuerrecht, wie erwähnt, eine Zuschlagsteuer zur staatlichen Lohn- und Einkommensteuer. Sie wird von den staatlichen Finanzämtern festgesetzt, eingezogen und an die betreffende Religionsgemeinschaft weitergeleitet. Das entspricht dem Sinn des Artikel 137 VI WRV und schont nicht nur den Regelungs- und Verwaltungsaufwand auf allen Seiten, sondern auch das Steuergeheimnis der Kirchenmitglieder: Die Religionsgemeinschaften erfahren nicht, welches Einkommen ihre Mitglieder zu versteuern haben, sondern bekommen das Kirchensteueraufkommen ihrer Mitglieder in einer Summe überwiesen. Die Hilfe der staatlichen Finanzämter vergüten die Religionsgemeinschaften mit einem pauschalen Anteil ihres Steueraufkommens. Mit der Anlehnung der Kirchensteuer an den staatlichen Steuertarif verzichten die Kirchen auf eine eigene Steuerpolitik. Im Gegenzug können sie immerhin auf eine Vermutung der Gerechtigkeit für die Lastenverteilung nach einem demokratisch legitimierten Maßstab steuerlicher Leistungsfähigkeit verweisen.
 
        Das Zusammenwirken zwischen staatlichem und kirchlichem Steuerrecht, staatlichen Finanzämtern und kirchlicher Verwaltung ist reich an Regelungsdetails und Einzelfragen, wirft aber keine grundsätzlichen Schwierigkeiten auf. Das in kirchlichen und außerkirchlichen Kreisen oft geäußerte Unbehagen mit der Kirchensteuer ist jedenfalls nicht mit verfassungsrechtlichen Zweifeln begründbar. Abgesehen davon, dass die Verfassung sie ausdrücklich vorsieht, entspricht sie in dem dargelegten Verständnis und in ihrer rechtspraktischen Ausgestaltung ganz der Trennung von Staat und Kirche und der Religionsfreiheit aller Steuerpflichtigen.
 
        STAATSLEISTUNGEN UND IHRE ABLÖSUNG
 
        Ein geringerer Anteil in den kirchlichen Finanzen, aber eine heute mindestens ebenso große öffentliche Aufmerksamkeit entfällt auf die Staatsleistungen an die Kirchen.14 Nach dem ersten Anschein sehen sie wie eine finanzielle Unterstützung der Kirchen durch die Bundesländer aus, denn diese zahlen sie nach vertraglicher Regelung als jährliche, dynamisierte Pauschalbeträge aus dem allgemeinen, steuerfinanzierten Staatshaushalt. Erst der Blick auf ihre Herkunft bringt zutage, dass es sich um die Kosten ungetilgter Altschulden des Staates handelt.
 
        Die Trennung von Staat und Kirche stellte der Weimarer Verfassung 1919 die Aufgabe, auch einen überaus unübersichtlichen Bestand an finanziellen Einzelrechtsverhältnissen zwischen den Ländern und den Kirchen zu entflechten. Sie waren zu großen Teilen Dotationen infolge der erwähnten historischen Vorgänge der Säkularisation kirchlichen Vermögens, die an die Stelle der Eigenmittel der Kirche getreten und mit der vermögensrechtlichen Verselbständigung der Kirche gegenüber dem Staat schon vor 1919 durch Gesetz, Vertrag oder andere Regelungen zu Rechtsansprüchen geworden waren. Die Weimarer Nationalversammlung wollte mehrheitlich die Trennung von Staat und Kirche nicht mit einer neuen Säkularisation belasten, sondern für beide Seiten möglichst wirtschaftlich neutral gestalten. Daher regelt Artikel 138 Absatz 1 WRV: „Die auf Gesetz, Vertrag oder besonderen Rechtstiteln beruhenden Staatsleistungen an die Religionsgesellschaften werden durch die Landesgesetzgebung abgelöst. Die Grundsätze hierfür stellt das Reich auf.“ Die darin also verfassungsrechtlich gebotene Ablösung bedeutet eine Aufhebung der Dauerleistungspflichten gegen einen Ersatz ihres wirtschaftlichen Wertes.
 
        Dazu ist es bis heute – über 100 Jahre später – noch nicht gekommen. Immerhin ist der wesentliche Entflechtungszweck des Ablösungsgebots schon dadurch erreicht worden, dass die von den Bundesländern mit den Kirchen geschlossenen Staatskirchenverträge die Staatsleistungen zu pauschalen Gesamtzuschüssen zusammenfassen. So sind die Staatskirchenverträge als neue Rechtsgrundlagen an die Stelle der alten getreten. Auf dieser Grundlage werden die Staatsleistungen weitergezahlt, weil anfangs das Reich, nach Inkorporation des Ablösungsgebots in das Grundgesetz der Bund seine Pflicht zur gesetzlichen Regelung der Ablösungsgrundsätze niemals erfüllt hat und die Landesgesetzgeber auch von der auch unabhängig davon bestehenden Möglichkeit einer einvernehmlichen Ablösung keinen Gebrauch gemacht haben. Die Landesgesetzgeber haben stets auf das Fehlen eines „Grundsätzegesetzes“ des Reichs und dann des Bundes verwiesen. Der Bundesgesetzgeber hat jahrzehntelang „keinen Handlungsbedarf“ erkannt. Die Verfassungswidrigkeit dieses bundesgesetzgeberischen Unterlassens ist nie verfassungsgerichtlich festgestellt worden, weil allein die Länder zur Einleitung eines darauf gerichteten Verfahrens berechtigt sind, aber selbst nicht daran interessiert waren, die Erfüllung des Ablösegebots durchzusetzen. Initiativen zum Erlass eines Grundsätzegesetzes sind zur Zeit der Weimarer Republik aus fiskalischen Gründen steckengeblieben und nach 1949 nicht wieder aufgenommen worden. Die langfristige Entlastung der Landeshaushalte – im Jahr 2022 waren in der Summe 600 Millionen Euro zu zahlen – nach einer bis dahin unangenehmen Mehrbelastung versprach zu wenig politisches Prestige. Das Fehlverständnis der Staatsleistungen als Ausdruck staatlichen Wohlwollens gegenüber den Kirchen oder als finanzielle Anerkennung ihres Wirkens stilisierte die Ablösung zum kulturkämpferischen Signal. So ließ man die Staatleistungen einfach weiterlaufen.
 
        Erst neuerdings macht die Politik Anstalten, das Ablösungsgebot ernst zu nehmen. Nach einer 2020 im Bundestag hinsichtlich des Handlungsbedarfs weitgehend einmütig debattierten, aber von der die Bundesregierung damals tragenden Mehrheit abgelehnten Gesetzesinitiative hat sich die nach der Bundestagswahl 2021 gebildete Koalition vorgenommen, „in einem Grundsätzegesetz im Dialog mit den Ländern und den Kirchen einen fairen Rahmen für die Ablösung der Staatsleistungen“ zu schaffen. Die Ablösung kann auf verschiedene Weise bewirkt werden.15 Die Tilgung der Ablösungsschuld in einer Einmalzahlung ist wirklichkeitsfern, weil ihr Umfang die Landeshaushalte überfordern dürfte. Die Staatsleistungen entsprechen wirtschaftlich einem Zins auf die Ablösungsschuld. Die Ablösungsschuld entspricht also einem Kapital, dessen Erträge die Höhe der jährlichen Staatsleistungen erreichen und zugleich die Ertragskraft des Kapitals erhalten. Die Tilgung dieses Kapitals ließe sich aber über die Zeit strecken, wenn man die Jahresleistung um einen Tilgungsanteil erhöhte. Wie bei der Leistung auf einen Kredit würde der Zinsanteil progressiv sinken und der Tilgungsanteil entsprechend progressiv wachsen. Dieser Zahlungsfluss ließe sich auch in Schuldverschreibungen abbilden, mit denen die Bundesländer die Ablösung in den allgemeinen Schuldendienst integrieren könnten und mit der Übertragung der Schuldverschreibungen auf die Kirchen als Ablösungsgläubiger das Verfassungsgebot aus Artikel 138 Absatz 1 WRV sofort erfüllt hätten.
 
        Bei der Ablösung der Staatsleistungen geht es um erhebliche Beträge für die Haushalte der Bundesländer und der staatsleistungsberechtigten Kirchen, wobei ihr Gewicht im Verhältnis zu den übrigen Finanzen über die Bundesländer und die Kirchen unterschiedlich verteilt ist. Umso wichtiger ist es, endlich eine verfassungsgemäße Regelung zu treffen. Nicht auf dem Spiel stehen hingegen die freiheits- und gemeinwohlförderlichen Kooperationsbeziehungen zwischen dem Staat und den Religionsgemeinschaften. Ihnen gegenüber ist die Ablösung der Staatsleistungen ebenso neutral wie gegenüber der zweckgebundenen Förderung und Refinanzierung des gemeinnützigen Wirkens von Religionsgemeinschaften aus öffentlichen Mitteln.
 
        PERSPEKTIVEN FÜR DIE FINANZIERUNG DER KIRCHEN
 
        Aus verschiedenen Beweggründen wird immer wieder darüber nachgedacht, ob die Finanzen der Kirchen in Deutschland nicht auf andere Füße gestellt werden sollten. Die Finanzierung aus Kirchensteuern wird oft als einzigartig im internationalen Vergleich dargestellt.16 Eine ähnliche Kirchenfinanzierung aus einer öffentlich-rechtlichen Abgabe kennen allerdings auch die Schweiz sowie die meisten skandinavischen Länder. In Österreich ist das unter der repressiven Kirchenpolitik der deutschen nationalsozialistischen Herrschaft eingeführte Kirchenbeitragssystem erhalten geblieben, das den Kirchen eine effektive Verwirklichung einer Mitgliederfinanzierung nach Leistungsfähigkeit erschwert.17 In einigen Ländern findet sich eine unmittelbare Finanzierung der Kirchen aus dem Staatshaushalt. Sie kommt unter der Trennung von Staat und Kirche in Deutschland nicht in Frage.
 
        Das sollte auch für die Finanzierung von Religionsgemeinschaften aus einer staatlichen Steuer gelten, über deren Verwendung für eine Religionsgemeinschaft oder einen anderen begünstigten Zweck die Steuerpflichtigen selbst bestimmen dürfen, wie etwa in Italien („otto per mille“). Sie erscheint manchen hierzulande besonders gut geeignet, um die verbindliche Heranziehung von Steuerpflichtigen zur Finanzierung von Religionsgemeinschaften durch Elemente der Freiwilligkeit aufzulockern. Sie löst die Finanzierung aber von der Mitgliedschaft in einer Religionsgemeinschaft. Die Kirchensteuerpflicht des einzelnen Mitglieds besteht gegenüber seiner Religionsgemeinschaft und wird durch diese begründet. Jedes Mitglied kann sich durch Erklärung des Austritts von ihr lösen. Im italienischen Modell tritt an ihre Stelle eine Verpflichtung gegenüber dem Staat zur Leistung einer Zwangsspende. Ihr kann sich kein Steuerpflichtiger entziehen; ohne Weiteres entziehen kann er sich aber der Inpflichtnahme durch seine eigene Religionsgemeinschaft, indem er seine Zwangsspende einem anderen Zweck widmet. Das unterläuft die bürgerliche Wirksamkeit finanzieller Pflichten aus der Mitgliedschaft und ist nur eine Variante der Kirchenfinanzierung aus dem Staatshaushalt, die der Trennung von Staat und Kirche nach Artikel 137 Absatz 1 WRV nicht entspricht.
 
        Die Umstellung der kirchlichen Finanzierung von der Kirchensteuer auf Spenden ist eine Option, die jeder zur Erhebung von Steuern berechtigten Religionsgemeinschaft freisteht. Eine Finanzierung der Kirchen aus Spenden findet sich insbesondere in Nordamerika. Es gibt zahlreiche kleinere Religionsgemeinschaften, die als Körperschaften des öffentlichen Rechts nach Artikel 137 Absatz 5 und 6 WRV zur Erhebung von Steuern berechtigt sind, doch von diesem Recht keinen Gebrauch machen. Das könnten auch die großen Kirchen tun, ohne dass Artikel 137 WRV geändert werden müsste. Das Aufkommen müsste dann allerdings von einer Spendenkultur getragen sein, wie sie sich in Nordamerika entwickelt hat. Mit einer Gestaltung des kirchlichen Lebens nach den Vorstellungen der jeweils finanzkräftigsten Mitglieder wäre zu rechnen.
 
        Gegenüber allen diesen Möglichkeiten zur Finanzierung der Kirche hebt sich die Kirchensteuer als eine relativ zum Mitgliederbestand effektive, staatsferne und gerechte Finanzierungsquelle ab. Der absehbar fortgesetzte Rückgang der Zahl der Kirchenmitglieder wird diese Finanzierungsquelle allerdings erheblich schwächer sprudeln lassen. Die Kirchen beginnen, sich darauf einzurichten.
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        SAKRALRAUMTRANSFORMATION
 
        Überlegungen zur Umnutzung von Kirchenbauten
 
        Stefanie Lieb
 
        Seit gut 30 Jahren liefert das Thema „Kirchenumnutzung“ in Deutschland nicht nur im innerkirchlichen Umfeld, sondern auch im gesamtgesellschaftlichen Kontext brisanten Zündstoff in der Debatte um den Erhalt und die Zukunft von Kirchengebäuden. Generell sind abgebrochene, stillgelegte, umgebaute oder umfunktionierte Kirchen „kein historisch neues Phänomen“01 und lassen sich in allen Bauepochen vom Mittelalter bis in die Moderne nachweisen. Besonders in den Phasen von Säkularisationsprozessen, wie während der Reformation im 16. Jahrhundert oder zu Beginn des 19. Jahrhunderts mit der Einführung des Reichsdeputationshauptschlusses02, sind jeweils vermehrt die Aufgabe und Umnutzung von Kirchenbauten feststellbar. So wurde beispielsweise im 16. Jahrhundert die Kapelle eines Augustinerinnen-Klosters in Lemgo zu einem Schulraum umgebaut und -genutzt; im 19. Jahrhundert funktionierte man beispielsweise das Kloster Dalheim (Lichtenau/Westfalen) komplett zu einem landwirtschaftlichen Betrieb um.03 Darüber hinaus zeigt sich, dass im gesamten Architekturbereich die Thematik der Multifunktionalität und Umnutzung keine Seltenheit ist, sondern eher ein „eingebautes“ Transformationspotenzial birgt, das je nach Bedarf abgerufen werden kann: Tempel werden zu Kirchen (Kathedrale in Syrakus), Industrieanlagen werden zu Museen (Zeche Zollverein in Essen) und Schlösser werden zu touristischen Hotspots (Schloss Neuschwanstein bei Füssen). Die Ursachen für eine Architekturumnutzung sind vielseitig, zumeist spielen ökonomische, ökologische sowie politisch-gesellschaftliche Gründe eine Rolle. Der mit der Transformation verbundene, oftmals bauliche Modernisierungsansatz geht von einem konservatorischen Erhalt der Gebäudesubstanz aus, einmal aus ressourcenschonenden Aspekten im Sinne einer Umbaukultur,04 und des Weiteren, um als Erinnerungskultur den historischen Symbolwert des Gebäudes und seines Genius Loci in die Gegenwart zu transferieren.05
 
        Für die letzten zwanzig Jahre muss man von einer erneuten Säkularisierungswelle bei Kirchenbauten sprechen, die nach wie vor ansteigt und deren Kipppunkt noch nicht abzusehen ist. Zwar waren 2012 beispielsweise lediglich rund 1,4 Prozent Kirchengebäude von Aufgabe, Abriss oder Umnutzung betroffen.06 Inzwischen, gut zehn Jahre später, ist dieser Anteil jedoch bereits auf 4 Prozent angestiegen.07 Bei einer Hochrechnung für die nächsten zehn Jahre würde man dann schon von fast 20 Prozent ausgehen müssen, was bedeuten würde, dass jede vierte bis fünfte Kirche nicht mehr in der Ursprungsnutzung als Gottesdienstraum Verwendung findet. Hinzu kommt der enorme Mitgliederschwund in beiden Kirchen, die damit einhergehenden reduzierten Kirchensteuereinnahmen sowie – in der katholischen Kirche – der extreme Priestermangel.08 Es müsste also langfristig von Kirche und Gesellschaft gemeinsam diskutiert und entschieden werden, inwieweit Kirchengebäude weiterhin als urbane Markierungen und Stätten von Religion und Kultur in Deutschland eine Chance haben und mit welchen Transformationsstrategien und -praktiken sich neue, sozial konnotierte Möglichkeitsräume umsetzen ließen.09
 
        NUTZUNGSENGFÜHRUNG VERSUS ZWECKFREIHEIT?
 
        Bei Kirchengebäuden wird, im Unterschied zu anderen Architekturgattungen, von einer relativen Nutzungsengführung ausgegangen: Sie wurden als religiöse Versammlungsstätte für den christlichen Gottesdienst errichtet und weisen entsprechende Besonderheiten der liturgischen Nutzung auf: Protestantische und katholische Kirchen haben im Außenbau zumeist einen Kirchturm mit Glocken, im Inneren immer eine Altarstellung (zumeist gen Osten ausgerichtet), einen Predigt- (Ambo, Kanzel) sowie einen Taufort (Taufkapelle, Taufbecken). Des Weiteren muss Platz für die zumeist sitzende Gottesdienstgemeinde vorhanden sein. Für den katholischen Kirchenraum kommen noch zwei weitere Sakramentsorte hinzu: der Tabernakel als Aufbewahrungsort der geweihten Hostien und der Beichtstuhl als Ort des Bußgesprächs.10 Diese Nutzungsengführung ist allerdings eher theologisch gesetzt und dient auch als Grundlage für eine mögliche Definition des „sakralen“ oder „heiligen“ Raumes. Diese hat sich besonders im 20. Jahrhundert herauskristallisiert und wird bis heute unter dem Begriff der „Domus Ecclesiae“ weiter diskutiert:11 Eine Kirche gilt dann als „sakral“, wenn die Funktion der „vierfachen Begegnung“ – mit dem transzendenten Gott, mit anderen Menschen, mit sich selbst, mit der Welt – in der liturgischen Feier und im Kirchenraum stattfinden kann.12
 
        In einem vermeintlichen Gegensatz dazu steht die Nutzungseinordnung für den Kirchenraum aus architektonischer Sicht als besonders „zweckfrei“, denn, anders als bei vergleichbaren Gebäudetypen, „beeinflusst die beabsichtigte Nutzung des Bauwerks (…) nicht unmittelbar seine Architektur“.13 Der Schweizer Nachkriegskirchenarchitekt Walter Maria Förderer hat ab den 1960er Jahren seine skulpturalen Betonkirchen als „Gebilde von hoher Zwecklosigkeit“ bezeichnet und wollte damit besonders den künstlerisch-gestalterischen Wert eines Sakralbaus charakterisieren, der vom Nutzenden auch als „zweckfreies“ Architekturerlebnis wahrgenommen werden kann.14 Im modernen Kirchenbau wurde dann wiederum versucht, diese Zweckfreiheit und „gebaute Leere“ theologisch zu untermauern. So stattete etwa Rudolf Schwarz den Chorraum seiner Fronleichnamskirche in Aachen mit leeren weißen Wänden aus und markierte damit die göttliche Sphäre im Kirchenraum, die eigentlich vom Menschen nicht gestaltet und betreten werden kann, in der Wahrnehmung dieser konzeptionierten Leere jedoch eine Gotteserfahrung ermögliche.15
 
        So scheint mit der Nutzungsdefinition, architektonischen Gestaltung und Deutung des Kirchenraums als sakralem Ort ein Paradoxon vorzuliegen, das einerseits die Engführung der gottesdienstlichen Nutzung beinhaltet und andererseits die gebaute Zweckfreiheit des „Anderen Ortes“ oder der „Heterotopie“16 proklamiert. Im ersten Fall wird eine „angemessene“ Umnutzung der Kirche theologisch problematisiert, im zweiten Fall wird das Umnutzungspotenzial eines Kirchengebäudes aufgrund seiner gestalterischen „Zweckfreiheit“ architektonisch regelrecht angeboten. Es sind also zunächst diese zwei unterschiedlichen Perspektiven von Theologie und Architektur auf die Thematik „Sakralraumtransformation“, die häufig zu Missverständnissen führen und den Konflikt entstehen lassen. Als dritter Player in der Debatte kommt bei einer Denkmalkirche nun noch die Denkmalpflege ins Spiel, die im Sinne des Erhalts von identitätsstiftendem baukulturellem Erbe die umgenutzte Kirche weiterhin äußerlich und innerlich als Sakralraum erkennbar belassen möchte.
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          Aachen, Fronleichnamskirche, Innen, Chor
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        Auch hier ergibt sich der Konflikt über die Nutzungsfrage: „Denkmalpfleger:innen bewerten eine Kirche von außen nach innen, nach der Stellung in der gebauten Gemeinschaft. Dem gegenüber blicken Theolog:innen von innen nach außen. Ein Gottesdienstraum wird durch seine geistliche Nutzung geadelt. Oder, in der Umkehrprobe: Eine entwidmete oder profanierte Kirche bleibt für die Inventarisator:innen eine Kirche, deren bauliche Kennzeichen zu schützen sind. Für die beiden großen christlichen Konfessionen hingegen verliert ein Gottesdienstraum – formell gesehen – seinen Wesenskern, sobald sich die Gemeinde von ihm verabschiedet.“17
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          Mönchengladbach, Kletterkirche. Beispiel für eine denkmalgerechte, reversible Umnutzung
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        BEGRIFFLICHKEITEN UND RECHTSLAGE
 
        Es mag sein, dass der bisherige konfliktreiche Diskurs über die Transformation von Kirchengebäuden bereits in einem unterschiedlichen Verständnis und einer differierenden Deutung der Begrifflichkeiten begründet liegt. Während man in der Architektur und der Denkmalpflege den Terminus „Umnutzung“ wertfrei und fachgerecht versteht, ist er für die Theologie in der Anwendung auf einen Kirchenraum nur schwer zu verifizieren. Hier spricht man lieber von einer „Neunutzung“, da die „Umnutzung“ bereits die „Endnutzung“, die Aufgabe als Sakralraum, und damit die Entwidmung suggeriere.18 Tatsächlich finden sich 2003 in den beiden ersten Richtlinien zum Umgang mit aufzugebenden Kirchengebäuden von katholischer und evangelischer Seite zu dieser Thematik noch recht radikale Ansichten: Der Abriss einer Kirche sei zwar eine „ultima ratio“, jedoch einer „unangemessenen Umnutzung“ (dazu zählt in der katholischen Kirche nach wie vor auch die Nutzung durch eine islamische Gemeinde!) vorzuziehen.19 Die Kirchen sehen sich selbst nach der Entwidmung eines Kirchenraums, der durch dieses liturgische Ritual zum „Profanbau“ degradiert wird, weiterhin in der Verantwortung, denn nach wie vor stehe das Kirchengebäude mit seinem zeichenhaften Äußeren für seinen ursprünglichen sakralen Zweck.20 Deshalb sei auch, selbst bei einem Verkauf des Gebäudes, nicht jede Art und Intensität der Nachnutzung möglich, da diese wiederum „die religiösen Gefühle“ der christlichen Gläubigen vor Ort verletzen könne.21 Auch an dieser Stelle zeichnet sich wieder ein Paradoxon ab: Einerseits wird die liturgische Entwidmung als säkularisierende „Entladung“, sakrale Aufgabe und „Freigabe“ zur Umnutzung durchgeführt, andererseits aber die dadurch möglichen Neunutzungen mit einem Transformationspotenzial für hybride synergetische Räume22 für Kirche und Gesellschaft nicht zugelassen. Selbst kirchenrechtlich wird dieser Umstand einer frühzeitigen Entwidmung des Kirchengebäudes eher kritisch gesehen: Es gäbe etliche Arten von Umnutzungen mit einer verbleibenden liturgischen Nutzung, etwa einer zusätzlichen kommunalen oder kulturellen Mitnutzung, sowie eine neue liturgische Nutzung wie das Kolumbarium, bei denen eine vorherige Profanierung zumindest kirchenrechtlich infrage gestellt werden könnte.23 Der Theologe und Kirchenrechtler Thomas Schüller stellt 2020 fest, dass „kirchenrechtlich sehr viel dafür“ spreche, „sehr zurückhaltend bei der Profanierung von Kirchen zu sein und doch gleichzeitig auf die konkreten Bedarfe bei dem Erhalt des Kirchengebäudes variable, hybride Nutzungskonzepte zu entwickeln.“24
 
        BEDROHT: NACHKRIEGSKIRCHEN
 
        Eine Bautengruppe innerhalb der etwa 45000 Kirchengebäude in Deutschland ist besonders von der Abwicklung betroffen: die Nachkriegskirchen, also Kirchen und Gemeindezentren, die im Zeitraum zwischen 1950 bis in die 1970er Jahre entstanden sind. Ihr Anteil am Gesamtkirchenbestand ist in manchen Regionen Deutschlands sehr hoch, so etwa in Nordrhein-Westfalen mit rund 2000 Objekten, einem Bundesland, das im Zweiten Weltkrieg stark von Zerstörung betroffen war und in dem viele Kirchen wiederaufgebaut und etliche neu errichtet wurden.25 Wir haben es hier (noch!) mit der höchsten quantitativen und qualitativen Dichte von Nachkriegskirchen weltweit zu tun. Dieses Alleinstellungsmerkmal wird immer wieder von der Denkmalpflege bei kirchlichen Gebäudeabwicklungsprozessen als Appell ins Spiel gebracht, verhallt aber häufig ungehört, solange die Nachkriegskirche nicht unter Denkmalschutz steht. Wenn der Denkmalstatus allerdings vorliegt, werden oft die notwendigen Sanierungs- und Umbaumaßnahmen, auch im Zuge einer geplanten Umnutzung, erschwert. Dies erscheint zunächst als ein Dilemma, lässt sich jedoch durch Kompromissbereitschaft und Kreativität aller Beteiligten meist doch lösen. Die „Abrisswut“ von Nachkriegskirchen in den 2000er Jahren, bei der das Bistum Essen mit einem radikalen Abwicklungsprogramm voranschritt26, ist nun einer größeren Sensibilität für den kunsthistorischen Wert dieser Gebäude gewichen. Dennoch macht sich oft, wenn für eine Kirchengemeinde die Transformation ihres Nachkriegsgebäudes aufgrund finanzieller Engpässe ansteht, große Ratlosigkeit bemerkbar, da vielfach die fachliche Expertise und Wertschätzung für diese modernen Bauten fehlt.27 In den letzten 15 Jahren lassen sich allerdings vermehrt Beispiele von hervorragend transformierten und umgebauten Nachkriegskirchen in ganz Deutschland anführen: beispielsweise die ehemalige katholische Kirche St. Ursula in Hürth bei Köln von Gottfried Böhm, die 2010 zu einer Kunstgalerie umgenutzt wurde;28 die evangelische Dornbuschkirche in Frankfurt am Main, die 2006 durch Rückbau einen verkleinerten Gottesdienstraum und einen zusätzlichen Außenraum erhielt;29 die Transformation der evangelischen Trinitatiskirche in Mannheim von Helmut Striffler zu einem Veranstaltungsort für Tanz seit 2015;30 die Gerhard-Uhlhorn-Kirche in Hannover, die bis 2019 unter Beibehalt der Sakralraum-Anmutung zu einem Studierendenwohnheim umgebaut wurde.31 Eine Hauptthese für den zukünftigen Umgang mit bedrohten Nachkriegskirchen könnte lauten, dass gerade diese mit ihrem großzügigen, klaren und „neutraleren“ Raumangebot auch aufwendigere Transformationen mit Umbau und einer liturgischen Teilnutzung ermöglichen.
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          Dornbusch-Kirche Frankfurt am Main; Rückbau des Kirchenraums und Gewinnung eines Kirch-/Spiel-Platzes
 
          Foto: Stefanie Lieb
 
        
 
        Als abschließendes Beispiel in diesem Kontext sei die ehemalige katholische Erlöserkirche in Aachen aufgeführt, die 2016 zu einem Kirchenkolumbarium umgenutzt wurde. Das große kubische Kirchengebäude von Johannes Viethen von 1970 stand aufgrund fehlender Gottesdienstbesuche zur Disposition, und die Kirchengemeinde war angehalten, ein ökonomisch tragfähiges Transformationsmodell für die nicht denkmalgeschützte Nachkriegskirche zu entwickeln. Sie entschied sich für das im Bistum Aachen inzwischen etablierte Konzept des Kirchenkolumbariums, eines Indoor-Friedhofs mit Urnengrabstätte.32 Das Architekturbüro Birk/Sommer entwarf für die rechtwinklige, nüchterne Kirchenhalle eine Binnenarchitektur aus fünf im Raum verteilten, zylinderförmigen Kapellen, die gleichzeitig die Urnenwände darstellen. Die ursprünglich sachliche Farbgebung der Materialien Beton und Backstein wurde durch die Farbtöne Gold und Schwarz in der Chorwand sowie an den Urnenkapellen zu einer feierlichen Wirkung aufgewertet. Insgesamt zeigt sich an diesem Beispiel einer transformierten Nachkriegskirche, wie ein Umbau unter Rücksichtnahme auf das Bestehende und mit der klaren Vision einer nachhaltigen, auch liturgischen Umnutzung gelingen kann.33
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          Ehemalige Erlöserkirche in Aachen, seit 2020 Columbarium St. Donatus
 
          Foto: Stefanie Lieb
 
        
 
        RESONANZRÄUME FÜR DIE GEGENWART
 
        Wir sollten neben der ganzen Ökonomie-gesteuerten Zukunftsplanung auch überlegen, wofür wir im Hier und Jetzt Kirchengebäude brauchen. Und diese Frage kann auch die Suche nach dem Stellenwert von christlicher beziehungsweise von Religion überhaupt in der heutigen deutschen Gesellschaft beinhalten. Wenn der Soziologe Hartmut Rosa in seiner jüngsten Schrift „Demokratie braucht Religion“34 mehr „Resonanzräume“ fordert, dann meint er damit zunächst soziale Refugien und Konstellationen, in die sich eine Gesellschaft im Krisenmodus zurückziehen kann, und in denen sie innehält und das Zuhören wieder erlernt. Die latente Krisensituation in Deutschland bezeichnet er als „rasenden Stillstand“:35 Die Gesellschaft sehe sich gezwungen, sich an einem ökonomischen Wachstumsideal auszurichten, verliere bei dieser ständigen Wachstumsbewegung aber den Sinn und verharre in der Krise. Es entstehe ein systematisches „Aggressionsverhältnis zur Welt“, weil die „To-do-Liste explodiert“ und der Burn-out an jeder Ecke lauert. Rosa analysiert diese Krise als eine gestörte Weltbeziehung und empfiehlt die bewusste Entschleunigung hin zu einem demokratisch-salomonischen Weltverhältnis des „hörenden Herzens“.36 Dem Anderen zuhören, sich mit dem Herzen auf den Anderen einlassen, sei ein Weg, um aus der Spirale des sinnlosen „rasenden Stillstands“ auszusteigen und einen Neuanfang zu ermöglichen. Die dafür notwendigen Resonanzräume findet Rosa in der Musik, in der Kunst und auch in der Religion. Letztere verfüge über entsprechende soziale und materiale Räume, in denen sich Resonanz ereignen könne: „Wenn Sie in eine Kirche gehen, gibt es dort nichts, was Sie sozusagen verfügbar machen können, was Sie unter Kontrolle bringen können. Der Aggressionsmodus findet da gar kein Ziel.“37 Rosa warnt aber auch, dass, wenn die Gesellschaft diese Form der Beziehungsmöglichkeit des Resonanzraumes vergesse oder verliere, sie endgültig als demokratisches Gemeinwesen „erledigt“ sei.38
 
        Die Kirchen selbst sind also angehalten, ihre Gebäude nicht ausschließlich unter immobilienwirtschaftlichen Aspekten zu bewerten, sondern sie auch als wichtige Resonanzräume für eine säkularisierte und pluralistische Gesellschaft anzusehen und weiterhin bereit zu stellen. Der Erhalt und die Transformation dieser kirchlichen Resonanzräume ist ein großer struktureller Wandlungsprozess, in etwa vergleichbar mit dem Strukturwandel in den 1980er Jahren im Ruhrgebiet, bei dem Industriebrachen und leerstehende Fabriken zur heute etablierten Industriekultur weiterentwickelt wurden. Zwei Handlungsstrategien erweisen sich dabei als hilfreich: zum einen die Erkenntnis, dass der Erhalt und die Umnutzung von Kirchen eine gesamtgesellschaftliche Aufgabe ist und entsprechend finanziell und strukturplanerisch gefördert werden muss. Und zweitens, dass die Transformation im Mikrokosmos starten sollte, also jeweils vor Ort, mit den dort lebenden Menschen und ihren Interessen und Bedürfnissen.39 Gute Beispiele finden sich in diesem Zusammenhang im Übrigen in Mittel- und Ostdeutschland, wo bei einem weitaus geringeren christlichen Anteil in der Bevölkerung ein hohes bürgerschaftliches Engagement für den Erhalt und die Transformation der „eigenen“ Kirche im Dorf oder Stadtviertel anzutreffen ist.40
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          Rettung und Weiterbau einer Kirchenruine zur Fahrradkirche in Markkleeberg-Zöbigker.
 
          Foto: Stefanie Lieb
 
        
 
        Last but not least wäre es auch ein zukunftsweisendes Zeichen, wenn Kirche und Gesellschaft Kirchengebäude neben der Aufrechterhaltung als Orte für Religion und Kultur auch als ikonische „Umbau-Gebäude“ im Sinne des Umweltschutzes kreativ umrüsten würden: Um die dringend notwendige Reduktion von CO2-Emissionen zu erreichen, sollte generell von jedem Abriss und Neubau im Baubereich abgesehen werden. Auf großen Kirchendachflächen lassen sich selbstverständlich Solarpanele anbringen, ohne dass es der „sakralen“ Wirkung einen Abbruch tut. Lediglich bei empfindlichen mittelalterlichen Dächern ist hier im denkmalpflegerischen Sinne Vorsicht geboten.
 
        In der Weiterführung von Hartmut Rosas Aufruf „Demokratie braucht Religion“ könnte man abschließend ergänzen: Eine demokratische Gesellschaft braucht ihre Resonanzräume, auch zum Beispiel in Form der vielzähligen Kirchenräume, die nach wie vor in Deutschland vorhanden sind. Es gilt jetzt ihre Potenziale zu entdecken und die notwendigen Transformationsprozesse zu wagen.
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          ÇIĞDEM AKYOL
 
          100 JAHRE REPUBLIK TÜRKEI. DEMOKRATIE MIT HÖHEN UND TIEFEN
 
          Atatürk gründete die Türkei als laizistische Republik und setzte die Modernisierung des Landes autoritär um. Auch Recep Tayyip Erdoğan, der 2023 erneut zum Staatspräsidenten gewählt wurde, ist für die einen ein autoritärer Herrscher, für die anderen ein Architekt der modernen Türkei.
 
        
 
         
          SEÇKIN SÖYLEMEZ
 
          TÜRKEIWAHLEN 2023 TRANSNATIONAL. EIN BLICK AUF DIE TÜRKEI UND DEUTSCHLAND
 
          Während Erdoğan und sein Parteienbündnis die Wahlen 2023 für sich gewonnen haben, zeigt sich eine Polarisierung der türkischen Wählerschaft. Die Auslandswahl in Deutschland unterliegt dabei einer besonderen Dynamik zwischen AKP-Treue und Desinteresse.
 
        
 
         
          KEMAL BOZAY
 
          DYNAMIKEN DES TÜRKISCHEN NATIONALISMUS
 
          Nationalismus ist tief in die politische Kultur der Türkei eingebettet. Als Säule des Kemalismus ist er Teil der Gründungsideologie der Republik Türkei. Doch auch weitere politische Akteure beziehen sich darauf, darunter Sozialdemokraten, Rechtsextreme und Islamisten.
 
        
 
         
          GÜLISTAN GÜRBEY
 
          DIE AUẞENPOLITIK DER „NEUEN TÜRKEI“. ZWISCHEN HEGEMONIALEM ANSPRUCH UND ANPASSUNGSDRUCK
 
          Die Türkei setzt in ihrer Außen- und Sicherheitspolitik auf strategische Autonomie, flexible Allianzen und einen Mix aus politischen und militärischen Mitteln, um ihre strategischen Ziele durchzusetzen. Die Beziehungen zum Westen sind dabei zweitrangig.
 
        
 
         
          GÜNTER SEUFERT
 
          VERFASSUNGSPOLITIK „TÜRKISCHER ART“. VERFASSUNGSÄNDERUNGEN ALS MITTEL DES MACHTGEWINNS UND MACHTERHALTS IN DER TÜRKEI
 
          Erdoğan will den türkischen Staat mittels einer neuen Verfassung umformen. Gesetze und Institutionen sollen der Identität des islamisch-konservativen Teils der Bevölkerung entsprechen. Zur Mobilisierung nutzt er Homophobie und den Topos der Zerstörung der Familie.
 
        
 
         
          EMINE UÇAK ERDOĞAN
 
          ZUR GESCHICHTE DER TÜRKISCHEN FRAUENBEWEGUNG
 
          Von kemalistisch bis religiös – die türkische Frauenbewegung ist äußerst heterogen. Frauengruppen agierten lange unabhängig voneinander, solidarisierten sich ab den 1990er Jahren aber zunehmend. Trotz erheblicher Widerstände konnten so Fortschritte erzielt werden.
 
        
 
         
          SUSANNE GÜSTEN
 
          SCHWIERIGER GEBURTSTAG. HUNDERT JAHRE NACH IHRER GRÜNDUNG IST DIE TÜRKEI EIN GESPALTENES LAND
 
          Zum hundertsten Jahrestag der Republik deutet sich kein politischer Kurswechsel in der Türkei an. Erdoğan hat das System auf seine Person zugeschnitten und trotz der verfehlten Wirtschaftspolitik weiß er weiterhin eine Mehrheit hinter sich.
 
        
 
      

       
        EDITORIAL
 
        Am 29. Oktober 2023 feiert die Republik Türkei ihr hundertjähriges Bestehen. Aus dem Osmanischen Reich hervorgegangen und im Unabhängigkeitskrieg hart erkämpft, hatte ihr Gründungsvater, Mustafa Kemal Atatürk, einen fortschrittlichen Staat nach westlichem Vorbild vor Augen. Mit einer Politik, die republikanische, nationalistische und laizistische Werte in den Vordergrund stellte, legte er den Grundstein für die rasche Entwicklung der jungen Republik. Doch dieser Weg war nicht frei von Rückschlägen: Regierungen zerbrachen oder wurden durch das Militär weggeputscht und die Gesellschaft erlitt vielfache soziale, kulturelle und religiöse Brüche, die auch gegenwärtig noch bestehen.
 
        Als Recep Tayyip Erdoğan mit seiner Partei für Gerechtigkeit und Entwicklung (AKP) 2002 die Parlamentswahlen gewann, weckte er Hoffnungen auf Stabilität und wirtschaftlichen Aufschwung. Anfangs noch als Muslim Democrat bezeichnet, wandte er sich als Minister- und Staatspräsident zunehmend einer autoritären Politik zu und begann, das Regierungssystem zu seinen Gunsten umzubauen. Obwohl das Ergebnis der jüngsten Präsidentschaftswahl nur knapp für Erdoğan ausfiel, konnte er bislang Mehrheiten hinter sich und die AKP vereinen. Die türkische Gesellschaft bleibt indes gespalten: Die einen sehen Erdoğan als Vertreter der gläubigen Bevölkerung und als Architekten einer modernen und starken Türkei, die ihre nationalen Interessen auch global durchsetzen kann. Andere bezeichnen ihn als machtversessenen Autokraten, der die Demokratie im Land mehr und mehr untergräbt.
 
        Zum hundertsten Geburtstag kann die Republik auf eine beeindruckende Geschichte zurückblicken. Dennoch sieht sie sich weiterhin mit erheblichen Herausforderungen konfrontiert, allem voran einer anhaltenden Wirtschaftskrise, innenpolitischen Spannungen und dem nach wie vor ungelösten Kurdenkonflikt. Während das politische System zunehmend auf die Person des Staatspräsidenten zugeschnitten ist, ist vielleicht unklarer denn je, in welche Richtung sich das Land in den kommenden hundert Jahren entwickeln wird – auch wenn Erdoğan eines Tages nicht mehr im Amt ist.
 
        Jacob Hirsch
 
      

       
        100 JAHRE REPUBLIK TÜRKEI
 
        Demokratie mit Höhen und Tiefen
 
        Çiğdem Akyol
 
        Entstanden aus einem untergegangenen Imperium, geboren aus dem Krieg, gewachsen trotz aller Krisen – das ist die heutige Republik Türkei (Türkiye Cumhuriyeti). Wenn die Republik am 29. Oktober 2023 ihr hundertjähriges Bestehen feiert, kann auf eine Erfolgsgeschichte mit einer beeindruckenden Bilanz zurückgeschaut werden. Bei der Staatsgründung hatte das Land 14 Millionen Einwohner, aktuell sind es rund 85 Millionen Menschen. Die Türkei gehört zu den großen Volkswirtschaften der Welt und lag 2022 auf Rang 19 der führenden Industrienationen.01 Doch bis es so weit kommen konnte, erlebte die Republik zahlreiche politische und gesellschaftliche Krisen, deren Auswirkungen immer noch spürbar sind. Zwar ist das Land demokratischer und freiheitlicher geworden, der autoritäre Zentralismus ist jedoch geblieben. Auch das Kräfteverhältnis hat sich verschoben: Die alte Elite ist in Bedrängnis geraten, die früher Drangsalierten sind seit über zwanzig Jahren an der Macht.
 
        REVOLUTIONEN, REFORMEN, ZWANG
 
        Begründer der modernen Türkei ist Mustafa Kemal Atatürk (1881–1938). Jedes Jahr am 10. November um 9:05 Uhr – dem Zeitpunkt seines Todes – ertönen in der ganzen Türkei Sirenen, und die Menschen halten eine Minute lang inne, um an ihn zu gedenken: an den Kriegshelden, den Schöpfer des neuen Nationalstaates, den ersten Staatspräsidenten der Republik. Noch immer erinnern landesweit Statuen, Denkmäler und Porträts an den Sohn eines einfachen Finanzbeamten. Die Unterschrift Atatürks ist ein beliebtes Motiv für Tätowierungen oder Aufkleber. Auch wenn die Verehrung teilweise abgenommen hat und die Figur mittlerweile durchaus umstritten ist, bleibt Atatürk der „Vater der Türken“.
 
        Als Führer der Nationalbewegung war Atatürk im sogenannten Türkischen Befreiungskrieg (Kurtuluş Savaşı) von 1919 bis 1923 gegen die Siegermächte des Ersten Weltkriegs als Gewinner hervorgegangen. Es gelang ihm, den von der Nationalbewegung scharf kritisierten Vertrag von Sèvres zu revidieren, in dem 1920, nach dem Ende des Osmanischen Reiches, die Grenzen der Türkei unter hohen Gebietsabtretungen neu definiert wurden. Gestärkt durch den Triumph verhandelte eine türkische Delegation mit den Siegermächten in der Schweizer Universitätsstadt Lausanne über ein größeres Territorium. Der am 24. Juli 1923 geschlossene Vertrag von Lausanne legt die bis in die Gegenwart geltenden Grenzen des türkischen Staatsgebietes fest. Für viele konservative Türken gilt der Vertrag als Schmach, da dieser unter anderem auch die Souveränität griechischer Inseln nahe der türkischen Küste festschreibt.
 
        Als die Republik am 29. Oktober 1923 ausgerufen wurde, feierten Atatürk und seine Anhänger den Vertrag als Erfolg. Es folgten umfängliche Modernisierungsmaßnahmen, die von einer urbanen Elite von oben herab diktiert wurden. Den Menschen wurde in Windeseile aus der neuen Hauptstadt Ankara eine neue nationale Identität übergestülpt – nicht mehr der Osten war entscheidend, der Westen war das Vorbild. Bereits am 1. November 1922 war das Sultanat aufgehoben worden, am 3. März 1924 wurde das Kalifat abgeschafft. Am selben Tag noch wurde das Präsidium für Religionsangelegenheiten, das Diyanet (Diyanet İşleri Başkanlığı), gegründet, eine staatliche Einrichtung zur Verwaltung religiöser Aktivitäten, die heute direkt dem Präsidenten unterstellt ist. Ebenfalls 1924 verabschiedete das Parlament eine neue Verfassung, welche jene von 1876 ersetzte. Ab 1925 galt das sogenannte Hutgesetz, das Männern das Tragen eines Fez verbot, stattdessen mussten sie fortan Hüte westlichen Stils tragen. 1926 folgte ein neues Zivilgesetzbuch, 1928 wurde schließlich der Islam als Staatsreligion aus der Verfassung gestrichen. 1929 wurde durch die Schriftreform das arabische durch das lateinische Alphabet ersetzt, 1934 folgte dann die Verpflichtung zur Annahme von Familiennamen. Zu diesem Zeitpunkt erhielt der Staatspräsident den Namen „Atatürk“. Nachdem bereits 1930 das kommunale Wahlrecht für Frauen eingeführt worden war, wurde es 1934 zum allgemeinen Frauenwahlrecht erweitert. 1937 wurde der Laizismus in der Verfassung verankert.02
 
        Als Atatürk am 10. November 1938 mit 57 Jahren starb, hinterließ er ein Land, das weitreichende Veränderungsprozesse durchlaufen hatte und die Demokratie noch lernen musste. Die enorme Modernisierung wurde zwar teilweise gewaltsam umgesetzt, doch trotz aller Kritik kann man sie rückblickend durchaus als einen beeindruckenden Erfolg bewerten. Denn die Republik Türkei war zum Zeitpunkt ihrer Gründung ein zutiefst armes und unterentwickeltes Land. Die forcierten Reformen ermöglichten es der Türkei, sich zu einem dynamischen Land zu entwickeln – trotz aller Rückschläge. „Alles in allem würde ich die kulturelle Revolution als eine Erfolgsgeschichte bezeichnen. Die Türkei hätte ohne ihn [Atatürk] nicht all die kulturellen und wissenschaftlichen Leistungen des Landes vollbracht“, sagt der Atatürk-Biograf Klaus Kreiser. „Ohne Atatürk würde es die heutige Türkei so nicht geben.“03
 
        GEBURTSFEHLER DER REPUBLIK
 
        Der Vertrag von Lausanne sollte Frieden bringen, doch für Millionen Menschen bedeutet er das Gegenteil. Denn in Lausanne wurde auch die Zwangsumsiedlung von mehr als eineinhalb Millionen Menschen besiegelt. Ein Großteil der griechisch-orthodoxen Bevölkerung musste Anatolien verlassen, und im Gegenzug mussten etliche Muslime Griechenland den Rücken kehren. Auch die Kurden waren die Verlierer von Lausanne, da durch den Vertrag die Hoffnung auf einen eigenen Staat zunichte gemacht wurde. War im Abkommen von Sèvres noch festgehalten, dass die Kurden in ihren Siedlungsgebieten im Osmanischen Reich Autonomie erhalten, war davon bei den Verhandlungen in der Schweiz keine Rede mehr. Die Alliierten legten eine Definition von Minderheiten zugrunde, die nur noch zwischen Muslimen und Nichtmuslimen unterschied. Seither ist die Geschichte der Kurden in der Republik von Diskriminierung und blutigen Auseinandersetzungen geprägt. Rund 15 Millionen Kurden leben derzeit in der Türkei. Sie bilden die größte ethnische Minderheit des Landes und mussten sich seit der Republikgründung einer Assimilationspolitik unterordnen. Alleine zwischen 1925 und 1938 kam es deswegen zu 21 Aufständen.04 Über Jahrzehnte wurde das „kurdische Problem“ von der Staatsführung weitgehend geleugnet, die Assimilationspolitik stattdessen fortgeführt. Eine politische Lösung versuchte in den 1980er Jahren der damalige Staats- und Ministerpräsident Turgut Özal zu erzielen, indem er beispielsweise 1988 den Gebrauch des Kurdischen bei Gefängnisbesuchen zuließ und 1991 mehr als Hunderttausend kurdische Flüchtlinge aus dem Irak über die Grenzen ins Land kommen ließ. Auch wenn der 1991 amtierende Ministerpräsident Süleyman Demirel den Südosten der Türkei als ein „Land der Kurden und Türken“ bezeichnete, konnte die Situation bis in die Gegenwart nicht befriedet werden.05 Der Konflikt ist immer wieder gewaltsam eskaliert. Seit 1984 kämpft die Arbeiterpartei Kurdistans (Partiya Karkerên Kurdistanê, PKK) mit Waffengewalt erst für einen kurdischen Staat, dann für ein Autonomiegebiet im Südosten der Türkei. Mittlerweile werden zwar weniger Territorialansprüche gestellt, dafür wird meist politische Gleichberechtigung gefordert. Die Türkei, die Europäische Union und die USA haben die PKK als Terrororganisation eingestuft. Der Konflikt zwischen der Guerilla und der türkischen Regierung hat bislang mehr als 40000 Menschenleben gekostet.06
 
        Im März 2013 erklärte die PKK eine Waffenruhe. Als sich die von der PKK unterstützten syrischen Kurden im Syrienkrieg Autonomiegebiete sicherten, sah Ankara jedoch die Einheit der Türkei durch das mögliche Entstehen eines Kurdenstaates an seiner Grenze gefährdet und begann Ende Juli 2015 damit, Lager der PKK im Irak zu bombardieren. Seitdem ist der Konflikt wieder entbrannt. Hinzu kam, dass bei der Parlamentswahl im Juni 2015 die prokurdische Demokratische Partei der Völker (Halkların Demokratik Partisi, HDP) den Einzug ins Parlament schaffte. Mit diesem Triumph verhinderte sie eine absolute Mehrheit der Partei für Gerechtigkeit und Entwicklung (Adalet ve Kalkınma Partisi, AKP) und zwang diese, einen Koalitionspartner zu suchen. Die Gespräche scheiterten, es kam zu Neuwahlen, aus denen die AKP als Siegerin hervorging. Ehemalige HDP-Spitzenfunktionäre wie Selahattin Demirtaş und Figen Yüksekdağ sitzen mittlerweile wegen Terrorismusvorwürfen in Haft – laut ihrer Partei jedoch aus politischen Gründen.
 
        INSTABILE KOALITIONEN UND PUTSCHENDE MILITÄRS
 
        Nach Atatürks Tod regierte von 1938 bis 1950 sein einstiger Weggefährte İsmet İnönü die Republik als „Nationaler Führer“ (Millî Şef). Das Einparteiensystem kam zu einem Ende, als 1950 Adnan Menderes von der Demokratischen Partei (Demokrat Parti, DP) als erster demokratisch gewählter Ministerpräsident an die Macht kam. 1960 wurde er nach drei Wahlsiegen vom Militär aus dem Amt geputscht und 1961 von der Junta hingerichtet. Auch in den Jahren 1971, 1980 und 1997 putschte beziehungsweise intervenierte das Militär erfolgreich und teilweise äußerst brutal. Die rasanten gesellschaftspolitischen Entwicklungen trugen zu ideologischen Radikalisierungen und damit zur politischen Instabilität bei, was wiederum die militärische Vormundschaft über zivildemokratische Angelegenheiten ermöglichte. Während die Militärs, die sich als Wächter von Atatürks Erbe betrachteten, die Politik überwachten, gab es vor allem in den 1970er Jahren Gewalt zwischen linken und rechten Gruppierungen auf den Straßen. Gleichzeitig gelang keine politischen Einigkeit.
 
        Alleine zwischen 1972 und 1980 wurden 16 Politiker mit einer Regierungsbildung beauftragt. Zwar schaffte es Turgut Özal, die Wirtschaft erfolgreich zu liberalisieren, indem er das Land wie ein Wirtschaftsunternehmen „managte“,07 doch der Aufschwung und die damit einhergehende Ruhe waren immer nur von kurzer Dauer. Phasen instabiler Koalitionsregierungen gehörten zum Alltag. Insgesamt gelten die 1990er Jahre als „verlorenes Jahrzehnt“. Das Land befand sich wirtschaftlich in einer dauerhaften Krise. Eine 2001 vom Dachverband der Türkischen Industrie- und Handelskammern (Türkiye Odalar ve Borsalar Birliği) veröffentlichte Studie kam zu dem Ergebnis, dass türkische Politiker in den 1990er Jahren rund 195 Milliarden US-Dollar verschwendet hatten – etwa die Summe des damaligen jährlichen Bruttoinlandsprodukts. Hätte es diese Verluste nicht gegeben, wäre die türkische Wirtschaft mutmaßlich um 9,2 Prozent pro Jahr gewachsen.08
 
        AUFSTIEG DES POLITISCHEN ISLAM
 
        Doch dann betrat ein Mann die Bühne, der nach Atatürk die prägendste politische Gestalt der Türkei wurde: Recep Tayyip Erdoğan. Geboren 1954 im Istanbuler Viertel Kasımpaşa, wuchs er in armen Verhältnissen auf. Sein Vater war Seemann, seine Mutter Hausfrau, Erdoğan musste als Kind Lebensmittel auf den Straßen verkaufen, um die Familie zu unterstützen. Schon früh engagierte er sich politisch. So trat er der 1972 gegründeten islamistischen Nationalen Heilspartei (Millî Selamet Partisi, MSP) von Necmettin Erbakan bei und wurde Vorsitzender des Istanbuler Jugendverbandes der Partei. Nachdem die MSP nach dem Militärputsch 1980 verboten worden war, wurde Erdoğan stellvertretender Vorsitzender der aus ihr hervorgegangenen Wohlfahrtspartei (Refah Partisi). 1994 wurde er trotz geringer Erfolgsaussichten zum Bürgermeister von Istanbul gewählt. Wegen seiner effizienten und volksnahen Amtsführung wurde er rasch so populär, dass selbst bürgerliche Schichten mit ihm sympathisierten. Der damit einhergehende Aufstieg des politischen Islam veranlasste die Justiz, gegen Erdoğan vorzugehen. Vor allem eine Rede war es, die den Verlauf von Erdoğans Leben verändern sollte – und damit auch die Zukunft der Türkei. Bei einer Kundgebung in der südöstlichen Stadt Siirt 1997 trug Erdoğan ein Gedicht des nationalistischen Kultursoziologen Ziya Gökalp (1874–1924) vor: „Unsere Minarette sind Bajonette und die Kuppeln unserer Moscheen Helme, so wie die Moscheen unsere Kasernen und die Gläubigen unsere Soldaten sind.“09 Nachdem schon im selben Jahr sein Mentor Erbakan auf Druck der Armee als Ministerpräsident zurückgetreten war, kam nun Erdoğan an die Reihe. In einem politischen Verfahren wurde er wegen Anstiftung zu religiösem Hass angeklagt, er musste für vier Monate ins Gefängnis und erhielt Politikverbot. Doch die Herabsetzung machte Erdoğan noch populärer. Bei einem Protestmarsch in Istanbul versicherten ihm mehr als 5000 Demonstranten ihre Unterstützung. „Befiehl uns zu sterben, wir werden sterben. Befiehl uns zu schießen, wir werden schießen“, riefen sie. Erdoğan beklagte, „wir leben in einem repressiven und totalitären System, das die Meinungs- und Pressefreiheit ebenso unterdrückt wie fast alle anderen Menschenrechte“, und prangerte die Inhaftierung von Journalisten und das Verbot von Parteien in der Türkei an.10 Nach seiner Haft veröffentlichte er sogar eine Langspielplatte mit dem Titel „Dieses Lied endet hier nicht“ („Bu Şarkı Burada Bitmez“). Enthalten waren ausgewählte Gedichte und ein Song. Laut Medienberichten war es mit einer Million verkauften Exemplaren das meistverkaufte Album des Jahres 1999.
 
        Rückblickend war Erdoğans Haftzeit ein prägendes Erlebnis, welches auch in der offiziellen Biografie auf seiner Webseite prominent erwähnt wird.11 Er verließ das Gefängnis mit verschärftem Groll gegen die Eliten, die seine Frömmigkeit offen verspotteten, sich über seine Herkunft aus der Arbeiterklasse lustig machten und versuchten, ihn aus dem politischen Establishment zu verbannen. Erdoğan erkannte während dieser Zeit auch, dass er mit einer islamisch-konservativen Partei stets das Eingreifen des Militärs würde fürchten müssen. Als es zum Zerwürfnis zwischen Erdoğan und Mitgliedern der Tugendpartei (Fazilet Partisi), der Nachfolgeorganisation der inzwischen verbotenen Wohlfahrtspartei kam, reichte eine Gruppe von Reformern unter Führung von Erdoğan im August 2001 beim Innenministerium die Gründungspapiere für die AKP ein. Als Parteisymbol wählten sie eine Glühbirne. Zwar dufte Erdoğan bei der Parlamentswahl im November 2002 wegen seiner Vorstrafe nicht kandidieren, doch war er das prägende Gesicht der AKP im Wahlkampf, die schließlich mit sensationellen 34,3 Prozent der Stimmen die Wahl gewann und die politische Instabilität im Land beendete. Zunächst bekleidete Erdoğans Parteifreund Abdullah Gül das Amt des Ministerpräsidenten, nach einer Verfassungsänderung übernahm dann Erdoğan im März 2003 den Posten. Er kündigte Reformen an, mit denen die bürgerlichen Rechte und Freiheiten, die Menschenrechte und der Rechtsstaat gestärkt werden sollten. Als Ziele seiner Wirtschaftspolitik nannte Erdoğan unter anderem stabiles Wachstum, Ausgabendisziplin, Schuldenabbau und die Senkung der Inflation. Der zuvor wegen religiösem Hass Verurteilte klang plötzlich wie ein Liberaler. Er respektierte die Rechte von Minderheiten und begann sogar Friedensgespräche mit der PKK. Er ließ Reformen umsetzen, die das Land so dringend brauchte, darunter die Abschaffung der Todesstrafe und die Zulassung kurdischer Medien. Erdoğans erste Amtsjahre werden von Beobachtern als eine Art Lehrzeit betrachtet, in der er sich darauf konzentrierte, das Vertrauen der Türken und der internationalen Gemeinschaft zu gewinnen.
 
        So verwundert es rückblickend nicht, dass Erdoğan die Parlamentswahlen 2007 und 2011 gewinnen konnte und fortan immer selbstbewusster auftrat. Es gelang ihm, den Staatsapparat immer mehr zu seinen eigenen Gunsten umzuformen. Er trieb gigantische Infrastrukturprojekte voran, die Wirtschaft wuchs. In Verfassungsreferenden 2007 und 2010 wurden die Rechte von Frauen, Kindern und Menschen mit Behinderung ausgebaut, allerdings festigten die Veränderungen zugleich auch die Macht der AKP und leiteten eine Ära des religiösen Konservatismus ein. Es war auch Erdoğans Engagement, die Türkei in den Klub der europäischen Nationen zu heben, das ihm als Argument dafür diente, die verfassungsmäßigen Beschränkungen seiner Macht aufzuheben. Um den EU-Beitritt der Türkei voranzutreiben, wurden Befugnisse des Militärs beschnitten und es der zivilen Kontrolle unterworfen. Im zweiten Jahrzehnt seiner Herrschaft riss Erdoğan dann verstärkt die Kontrolle über die Medien sowie staatliche Institutionen an sich und wurde immer intoleranter gegenüber Kritikern, was international vor allem während der Gezi-Proteste im Spätsommer 2013 deutlich wurde. Die Demonstrationen, die in Istanbul begannen, bevor sie sich über das ganze Land ausbreiteten, wurden mit einem brutalen Vorgehen der Sicherheitskräfte beantwortet. Dennoch wurde Erdoğan 2014 erstmals zum Präsidenten gewählt.
 
        Gleichzeitig wurden Glaube und Religion zu einem weiteren Vehikel, um die eigene Macht zu festigen. Zwar wandelte die Republik seit ihrer Gründung schon immer auf einem schmalen Grat zwischen Religion und Politik. Doch seit der Machtübernahme der AKP hat sich der staatlich geförderte Einfluss der Religion auf das gesellschaftliche Leben deutlich erweitert. Erdoğan hat sich zunehmend vom Laizismus verabschiedet. Besonders sichtbar wird dies an der umstrittenen Debatte um das Kopftuch. Wurde das Tuch von den Kemalisten aus dem öffentlichen Dienst und dem Bildungswesen verbannt, lockerte die AKP das Kopftuchverbot ab 2008 schrittweise und erlaubte die Verschleierung zunächst wieder an den Universitäten und Schulen, dann im öffentlichen Dienst, im Parlament und schließlich auch bei der Polizei und in der Armee. Dass zum hundertsten Geburtstag der Republik eine First Lady mit Kopftuch die Feierlichkeiten begleiten würde, hätte sich Atatürk wohl kaum vorstellen können. Zudem wurde unter der Herrschaft Erdoğans das Diyanet zu einem mächtigen politischen Akteur ausgebaut. Das 1924 gegründete Präsidium für Religionsangelegenheiten sollte nach dem Ende der osmanischen Herrschaft ein Vakuum füllen. Die Geistlichen waren seitdem Bedienstete der Regierung, Religion wurde dem Staat untergeordnet, Institutionen des Islam wurden in die Bürokratie eingebunden.12 Das Diyanet ist „nur“ für sunnitische Muslime zuständig, der sunnitische Islam wurde damit zum Staatsglauben aufgewertet. Nicht-Sunniten, von denen die Aleviten die größte Gruppe darstellen, wurden nicht durch das Diyanet vertreten und damit faktisch diskriminiert.13 In der Ära Erdoğan wurden der Haushalt der Behörde, ihre Verwaltungskapazitäten und ihre Aufgaben massiv ausgedehnt. Regierungspolitik und religiöse Themen wurden immer enger miteinander verzahnt. Zum Beispiel kam Ali Erbaş, Chef der Diyanet, im September 2021 zur Eröffnung eines neuen Dienstgebäudes des Obersten Berufungsgerichts und sprach dort öffentlich ein Gebet.14
 
        Dass Erdoğan am 28. Mai 2021 auf dem symbolträchtigen Taksim-Platz in Istanbul eine Moschee einweihte – auf den Tag genau acht Jahre nach dem Beginn der Gezi-Proteste –, sorgte für vergleichsweise wenig Aufregung. Von dieser Moschee, in der rund 4000 Menschen Platz haben, hatte Erdoğan bereits in den 1990er Jahren zu seiner Zeit als Bürgermeister von Istanbul geträumt. Seither überragt das Gotteshaus das Denkmal der Republik, das Akteure des Unabhängigkeitskrieges mit Atatürk in der Mitte darstellt und das bislang die Hauptattraktion des Platzes war.
 
        Im Juli 2016 geschah dann eine politische Katastrophe: Ein Putschversuch scheiterte – mit gravierenden Folgen bis in die Gegenwart. Nach offiziellen Angaben wurden in jener Nacht mehr als 250 Menschen getötet. Erdoğan machte den in den USA lebenden muslimischen Geistlichen Fethullah Gülen verantwortlich und ließ Zehntausende festnehmen. Mehr als 2500 Menschen wurden zu lebenslanger Haft verurteilt. Zehntausende in Justiz, Militär und Medien wurden entlassen. Es folgte ein zweijähriger Ausnahmezustand, in dem unter anderem kritische Medien geschlossen wurden. Erdoğan etablierte ein Präsidialsystem, das ihm noch größere Macht sichert, und verabschiedete sich mehr und mehr von Rechtsstaatlichkeit und einer wirksamen Gewaltenteilung.
 
        Trotz der desaströsen Inflation, dem verheerenden Erdbeben mit über 50000 Toten im türkisch-syrischen Grenzgebiet im Februar 2023 und einem Katastrophenmanagement, für das Ankara heftig kritisiert wurde, gelang Erdoğan im Mai 2023 die Wiederwahl – obwohl Meinungsumfragen seinen Herausforderer, den Chef der kemalistisch-sozialdemokratischen CHP, Kemal Kılıçdaroğlu, teils klar vorne gesehen hatten. Was dabei im Westen oftmals übersehen wird, ist die Tatsache, dass Erdoğan eine starke Bindung zum größten gesellschaftspolitischen Block der Türkei aufgebaut hat: den religiösen Konservativen. Seine Anhänger sehen in ihm den Verfechter der frommen anatolischen Massen, einen starken Mann, der die Religion wieder in den Mittelpunkt des öffentlichen Lebens gerückt hat, nachdem die türkische Bevölkerung jahrzehntelang von westlich orientierten kemalistischen Eliten regiert wurde – und es ist eine Tatsache, dass Erdoğan diesen gläubigen Menschen mehr Teilhabe ermöglicht hat. Zudem gewinnt er Zuspruch mit seiner Erzählung, dass er trotz der vielen Feinde im In- und Ausland die Türkei wieder groß gemacht habe. Das „Jahrhundert der Türkei“ war eines der zentralen Themen in Erdoğans letztem Wahlkampf. Er bezieht sich damit auf die anstehende Hundertjahrfeier der türkischen Republik, die auch für ihn von besonderer Bedeutung ist: Gegründet von einem Atheisten, der den Glauben kontrollieren wollte, lenkt nun er – ein konservativer Sunnit – das Land. Für die einen ist er ein machtgieriger, autoritärer Herrscher, für die anderen der Architekt einer modernen Türkei. Auf jeden Fall ist er nach seiner Wiederwahl nun weitere fünf Jahre im Amt. Damit wird er voraussichtlich ein Vierteljahrhundert ohne Unterbrechung an der Macht sein – länger als der Republikgründer Atatürk.
 
        AUẞENPOLITIK ZWISCHEN OST UND WEST
 
        Hatte Atatürk dem Land noch außenpolitische Neutralität verordnet, wurde dies mit dem Beginn des Mehrparteiensystems nicht mehr aufrechterhalten. Unter Adnan Menderes nahm Ankara 1950 am Koreakrieg teil. Die von Atatürk geforderte kulturelle Westorientierung wurde schließlich durch außenpolitische Bündnisse und Beitritte manifestiert: Seit 1945 ist das Land Mitglied der Vereinten Nationen, 1950 folgte die Mitgliedschaft im Europarat und 1952 der Nato-Beitritt. 1973 wurde die Türkei Gründungsmitglied der Organisation für Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa (OSZE). Der Wunsch, die Westorientierung durch einen EU-Beitritt voranzutreiben, besteht schon seit über vier Jahrzehnten. 1999 wurde das Land offizieller Beitrittskandidat der EU – bislang ergebnislos. Von Brüssel enttäuscht, hat sich Ankara außenpolitisch zunehmend vom Westen ab- und Asien und Russland zugewandt. Seit die Türkei unter einer massiven Wirtschaftskrise leidet, sind auch die wohlhabenden Staaten in der Nachbarregion als Geschäftspartner besonders interessant geworden.
 
        „Geografie ist Schicksal“, lautet eine Redewendung, die ganz besonders auf die Türkei zutrifft. Das Land erstreckt sich von Asien nach Europa und grenzt an Griechenland, Bulgarien, Georgien, Armenien, Aserbaidschan, Iran, Irak und an Syrien – eine Position, die Ankara für sich zu nutzen weiß. Denn trotz der eingefrorenen EU-Beitrittsgespräche ist die Türkei immer noch ein unverzichtbarer Akteur für die europäische Sicherheit und die europäischen Interessen. Das Land stellt die südöstliche Flanke der Nato dar und verfügt nach den USA über die zweitgrößte Armee innerhalb des Bündnisses.15 Insbesondere in der gegenwärtigen Situation des russischen Angriffskriegs auf die Ukraine, in der die Nato größtmögliche Geschlossenheit anstrebt, ist die Türkei ein wichtiger Bündnispartner. Auch deswegen kann Erdoğan in Bezug auf Russland eine Schaukelpolitik betreiben.
 
        Zwar verurteilt Ankara Russlands Vorgehen in der Ukraine, beteiligt sich aber als einziges Nato-Mitglied nicht an den Sanktionen. Gleichzeitig pflegt Erdoğan enge Beziehungen zum russischen Präsidenten Wladimir Putin, zumal die Türkei abhängig von russischen Rohstoffen ist. Die Türkei nimmt im russisch-ukrainischen Krieg zwar eine aktive, aber neutrale Position ein. Denn auch Kiew und Ankara sind wichtige Handelspartner und haben Abkommen und Vereinbarungen über Waffenverkäufe in Milliardenhöhe unterzeichnet. So setzt die Ukraine Kampfdrohnen ein, die von der Türkei noch vor Ausbruch des Krieges geliefert worden sind.
 
        Zu seinen Nachbarstaaten pflegt Erdoğan ein ambivalentes Verhältnis. Die Beziehungen der Türkei zu Ägypten, Saudi-Arabien und den Vereinigten Arabischen Emiraten hatten sich nach den Aufständen des Arabischen Frühlings 2011 verschlechtert, denn Ankara hatte zuvor die dortigen oppositionellen Kräfte unterstützt. Nachdem 2018 der saudische Journalist Jamal Khashoggi im saudi-arabischen Konsulat in Istanbul getötet worden war, waren die Beziehungen zu Riad zusätzlich belastet. Erdoğan beschuldigte „höchste Ebenen“ der saudischen Regierung, den Befehl dazu gegeben zu haben. Doch nachdem die Inflation nicht enden wollte, startete der Präsident 2021 eine diplomatische Offensive gegenüber den Nachbarstaaten, die zur Verbesserung der Beziehungen und zu Staatsbesuchen und Investitionsvereinbarungen für die türkische Wirtschaft führte. Im Juli 2023 unterzeichneten die Türkei und die Vereinigten Arabischen Emirate Verträge im Umfang von mehr als 50 Milliarden US-Dollar. Es handelte sich dabei um Abkommen beziehungsweise Absichtserklärungen für Erdbebenhilfen, Exportfinanzierung, Energie, Verteidigung und andere Branchen.16 Auch mit Saudi-Arabien wurden eine Reihe von Absichtserklärungen in verschiedenen Bereichen unterzeichnet. Zudem hat Erdoğan Ambitionen, die Türkei als einflussreiche Großmacht auf der geopolitischen Weltbühne zu platzieren. So wurde auf Erdoğans Geheiß auch das militärische Engagement Ankaras im Ausland ausgebaut. Unter anderem in Libyen, Katar und Somalia ist das Land ein wichtiger politischer, wirtschaftlicher und militärischer Akteur.
 
        FAZIT
 
        Auch wenn vieles an Erdoğans Außenpolitik wie ein chaotischer Zickzackkurs erscheinen mag, hat Ankara in seiner Regierungszeit konsequent drei grundlegende außenpolitische Ziele verfolgt: Macht, strategische Unabhängigkeit und Wohlstand. Angesichts der anhaltenden Wirtschaftskrise und der politischen Spaltung zeigt sich jedoch, dass die Regierung zum hundertjährigen Bestehen der Republik nicht allen ihren Zielen gerecht geworden ist. Wohin sich die Türkei in Zukunft bewegen mag – etwa in ihrer demokratischen Verfasstheit, ihren außenpolitischen Zielen oder in der Kurdenfrage –, bleibt abzuwarten. Sicher ist nur, dass das Land bisher alle Krisen meistern konnte. Auf eine bleierne Zeit folgte immer wieder ein demokratischer Fortschritt. So ist die Türkei eine Erfolgsgeschichte, trotz allem.
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        TÜRKEIWAHLEN 2023 TRANSNATIONAL
 
        Ein Blick auf die Türkei und Deutschland
 
        Seçkin Söylemez
 
        Spätestens als Recep Tayyip Erdoğan am Abend des 28. Mai den Balkon der AKP-Parteizentrale in Ankara betritt, steht fest, dass er für weitere fünf Jahre das Amt des Staatspräsidenten bekleiden wird. Seine anschließende Siegesrede vor einer jubelnden Menschenmenge unterscheidet sich jedoch stark von den Ansprachen der Vorjahre. Denn auch Erdoğan weiß in diesem Moment, dass seinem Wahlerfolg ein fader Beigeschmack anhaftet.
 
        Während seine Partei für Gerechtigkeit und Entwicklung (Adalet ve Kalkınma Partisi, AKP) bei den Parlamentswahlen am 14. Mai 2023 mit 35,6 Prozent das zweitschlechteste Ergebnis ihrer Geschichte eingefahren hatte, musste sich Erdoğan selbst einer Stichwahl stellen, die er mit 52,2 Prozent der Stimmen nur knapp für sich entscheiden konnte.01 Nach nunmehr 21 Jahren in der Regierungsverantwortung bedeutete dieses Ergebnis – trotz des schlussendlichen Wahlsieges der AKP-geführten Volksallianz bei den Parlamentswahlen mit 49,5 Prozent –, dass Erdoğan und seine Partei nicht mehr ohne Weiteres in der Lage sind, absolute Mehrheiten zu erreichen. Während der designierte Staatschef nach dem Vortrag eines Gedichts des türkischen Poeten Nihat Asya mit den Worten „Oh Gott, lass mein Land, das vom Islam durchdrungen ist, nicht ohne Muslime“02 unter Sprechchören die Bühne verließ, steuert die Türkei einer ungewissen Zukunft entgegen. Denn die Parlaments- und Präsidentschaftswahlen von 2023 – mit einer Wahlbeteiligung von 87,1 Prozent im ersten und 84,2 Prozent im zweiten Wahlgang der Präsidentschaftswahl – zeugen nicht nur von empfindlichen Verlusten für die islamisch-konservative AKP, sondern auch von einer starken Polarisierung der türkischen Gesellschaft. So lässt sich rückblickend festhalten, dass es weit weniger situative politische Inhalte gewesen sind, die den Ausgang der Wahlen bestimmten, als vielmehr die Logik einer Konfrontation zweier weltanschaulicher Lager, die die Gesellschaft der Türkei weiterhin entzweit.
 
        Doch auch außerhalb der Türkei polarisieren die Wahlen, denn seit einer Wahlrechtsreform 2012 besteht auch für Staatsbürger mit Wohnsitz im Ausland die Möglichkeit der Stimmabgabe. Laut der Hohen Wahlkommission (Yüksek Seçim Kurulu) beläuft sich die Zahl der exterritorial Stimmberechtigten auf 3,4 Millionen, was 5,3 Prozent der Gesamtwählerschaft entspricht. Die Bundesrepublik Deutschland stellt dabei mit knapp über 1,5 Millionen Wahlberechtigten den größten Auslandswahlkreis der Türkei dar. In der deutschen Debatte geht es in diesem Zusammenhang vor allem um die öffentliche Problematisierung des Wahlverhaltens der in Deutschland lebenden Türkeistämmigen. Ausschlaggebend sind dabei die bisherigen Wahlergebnisse, die durchweg klare Mehrheiten für den amtierenden Präsidenten und seine Partei demonstrieren. Beispielsweise stimmten 2017 im Rahmen des Verfassungsreferendums 63,1 Prozent der Wähler in Deutschland für die Einführung des Präsidialsystems, während es in der Türkei nur 51,4 Prozent waren. So kritisiert nicht nur die türkische Opposition, dass die AKP ihre Kontrolle über institutionelle Strukturen wie das Amt für Auslandstürken und den Moscheeverband DİTİB dazu nutzt, die Wählerschaft in Deutschland gezielt für sich zu vereinnahmen. Auch seitens der deutschen Innenpolitik stellt sich die Frage, inwiefern das Wahlverhalten von Teilen der türkeistämmigen Community als Zeichen einer politischen Außendurchdringung seitens Ankaras oder wachsender Desintegration gedeutet werden kann.03 Vor dem Hintergrund der Ergebnisse aus Deutschland, in denen sich mit 63,2 Prozent erneut eine überdurchschnittlich hohe Unterstützung für die AKP und mit 65,5 Prozent im ersten Wahlgang und 67,2 Prozent in der Stichwahl für Präsident Erdoğan zeigte, wird im Folgenden das Wahlverhalten in der Türkei und Deutschland rund um die jüngsten türkischen Parlaments- und Präsidentschaftswahlen analysiert.
 
        BÜNDNISBILDUNG UND WAHLKAMPFNARRATIVE
 
        Bereits seit seiner Zeit als Oberbürgermeister von Istanbul von 1994 bis 1998 zeichnet sich Erdoğan in seiner politischen Außenkommunikation immer wieder durch einen Hang zu historischen Querverweisen aus. Als der Präsident am 23. Januar 2023 die Vorziehung der für den 28. Juni angesetzten Parlaments- und Präsidentschaftswahlen auf den 14. Mai ankündigte, kann auch dieser Schritt im Sinne einer historisch rekursiven Logik verstanden werden. So markiert der 14. Mai 1950 mit den ersten freien Wahlen in der Geschichte der türkischen Republik vor allem den Sieg der Demokratischen Partei (Demokrat Parti) unter Adnan Menderes und das Ende der bis dahin geltenden kemalistischen Ein-Parteien-Herrschaft. Mit dieser strategischen Setzung entstand zu Beginn des Wahlkampfs 2023, parallel zum Narrativ des hundertjährigen Jubiläums der Staatsgründung unter Mustafa Kemal Atatürk 1923, eine konservative Gegenerzählung um die Absetzung der Republikanischen Volkspartei (Cumhuriyet Halk Partisi, CHP).
 
        Volksallianz
 
        Aus Sicht der AKP ging es im Vorfeld der Wahlen vor allem darum, ein mögliches Abwandern der konservativen Stammwählerschaft zur Opposition zu verhindern. In diesem Sinne begann auch die Bündnissuche der Regierungspartei zunächst im islamisch-konservativen Parteienspektrum. Das seit Februar 2018 von der AKP geführte Wahlbündnis04 Volksallianz (Cumhur İttifakı), bestehend aus der ultranationalistischen Partei der Nationalistischen Bewegung (Milliyetçi Hareket Partisi, MHP) und der Partei der Großen Einheit (Büyük Birlik Partisi), konnte zunächst die Neue Wohlfahrtspartei (Yeniden Refah Partisi, YRP) für sich gewinnen. Die Bündnispolitik der AKP ging mit der Zusicherung eigener Listenplätze an die potenziellen Unterstützerparteien einher. Auch wenn die Sperrklausel bereits 2022 – auf Drängen der MHP – von 10 auf 7 Prozent herabgesetzt wurde,05 garantierte die AKP ihren Partnern so einen sicheren Einzug in die Nationalversammlung. Eine ähnliche Taktik verfolgte die AKP im März, als sie Mitgliedern der Partei der Freien Sache (Hür Dava Partisi, Hüda Par) Abgeordnetenplätze zusagte. Obwohl Hüda Par als politischer Ableger der verbotenen kurdischen Hizbullah gilt und die Kooperation zunächst Missmut in Teilen der MHP hervorgerufen hatte, konnten interne Streitigkeiten durch die Präsidentschaftskandidatur Erdoğans überdeckt werden. Folgerichtig war der Wahlkampf der Volksallianz in vielerlei Hinsicht auf die Person des amtierenden Staatspräsidenten zugeschnitten, welcher sich als Garant innen- und außenpolitischer Stabilität präsentierte. Im Bewusstsein darüber, dass eben jene Stabilität ins Wanken geraten war, konzentrierten sich die öffentlichen Auftritte Erdoğans hauptsächlich auf die Verunglimpfung der Opposition. Seinen Einfluss auf die Medienlandschaft nutzend, setzte der Präsident dabei zum Beispiel auf eine Gleichsetzung der HDP-Nachfolgepartei Grüne Linke Partei (Yeşil Sol Parti, YSP) mit der kurdisch-separatistischen PKK und auf die Darstellung der CHP als Marionette türkeifeindlicher Außenmächte.
 
        Bündnis der Nation
 
        Dem gegenüber stand das ebenfalls seit 2018 existierende Bündnis der Nation (Millet İttifakı), das neben der CHP auch die Demokratische Partei (Demokrat Parti), die MHP-Abspaltung Gute Partei (İyi Parti, İYİ) und die islamisch-konservative Partei der Glückseligkeit (Saadet Partisi) vereint. Im Februar 2022 bildete sich mit dem sogenannten Tisch der Sechs (Altılı Masa) eine Erweiterung des Bündnisses um die Partei für Demokratie und Fortschritt (Demokrasi ve Atılım Partisi) unter dem ehemaligen AKP-Minister Ali Babacan und die Zukunftspartei (Gelecek Partisi) unter dem ehemaligen Ministerpräsidenten und AKP-Vorsitzenden Ahmet Davutoğlu. Die Zusammenarbeit mit ehemaligen AKP-Akteuren wurde im linken Flügel der CHP zwar offen kritisiert, konnte aber von der Parteiführung um Kemal Kılıçdaroğlu durchgesetzt werden. Dessen Präsidentschaftskandidatur hingegen führte Anfang März 2023 fast zum Zerfall des Bündnisses, nachdem sich die İYİ-Vorsitzende Meral Akşener gegen Kılıçdaroğlu ausgesprochen hatte. Die Krise konnte wenige Tage später nach Zugeständnissen hinsichtlich der Vergabe von Vizepräsidentenposten im Falle eines Wahlsiegs beigelegt werden. Obwohl die finale Zusammenstellung des Oppositionsbündnisses darauf abzielte, CHP-ferne Wählerschichten anzusprechen, zeichnete sich ihre Kampagnenführung zunächst durch einen klaren links-republikanischen Einschlag aus. Hierbei ging es in erster Linie um Themen wie Rückschritte bei der Rechtsstaatlichkeit unter der AKP und die verheerenden Folgen der von ihr praktizierten Vetternwirtschaft für die heimische Ökonomie. Ein Novum stellte dabei Kılıçdaroğlus Social-Media-Strategie dar: In Kurzvideos sprach der Oppositionskandidat verschiedene Alltagsthemen an, darunter auch seinen eigenen alevitischen Hintergrund. Das Video generierte binnen kürzester Zeit Aufrufe in Millionenhöhe.
 
        Bündnis für Arbeit und Freiheit
 
        Unterstützt wurde die Kandidatur Kılıçdaroğlus vom Bündnis für Arbeit und Freiheit (Emek ve Özgürlük İttifakı). Ursprünglich von der Demokratischen Partei der Völker (Halkların Demokratik Partisi, HDP) initiiert, übernahm aufgrund eines seit 2021 laufenden Verbotsverfahrens die YSP die Führung. Neben kleineren Mitgliedern wie der Partei der Arbeit (Emek Partisi), der Demokratischen Partei der Regionen (Demokratik Bölgeler Partisi), der Partei der Arbeiterbewegung (Emekçi Hareket Partisi), der Bürgerlichen Freiheitspartei (Toplumsal Özgürlük Partisi) und der Föderation Sozialistischer Versammlungen (Sosyalist Meclisler Federasyonu) war die sozialistische Arbeiterpartei der Türkei (Türkiye İşçi Partisi, TİP) dabei das wohl wichtigste Standbein des Linksbündnisses in den westlichen Metropolregionen.
 
        Ahnenbündnis
 
        Im klaren Kontrast dazu stand das rechtsnationale Ahnenbündnis (Ata İttifakı) unter der Führung des Ex-MHP- und İYİ-Abgeordneten Ümit Özdağ. Neben seiner Partei des Sieges (Zafer Partisi) gehörten dem Bündnis die Gerechtigkeitspartei (Adalet Partisi), die Heimatpartei (Ülkem Partisi) und die Türkei-Bündnis-Partei (Türkiye İttifakı Partisi) an. Obwohl der Zusammenschluss über keine gefestigten Wählerstrukturen verfügte, konnte das Bündnis mit einer populistisch-flüchtlingsfeindlichen Kampagne großen Einfluss auf das spätere Wahlkampfgeschehen erlangen. So verpasste das Ahnenbündnis zwar den Einzug ins Parlament, sein Präsidentschaftskandidat Zafer Oğan wurde jedoch zum „Königsmacher“ in der anschließenden Stichwahl, indem er seiner Wählerschaft eine Wahlempfehlung für einen der verbliebenen Kandidaten aussprach – letztlich für Erdoğan.
 
        Den vierten Präsidentschaftskandidaten stellte mit Muharrem İnce die von ihm gegründete Heimatpartei (Memleket Partisi). Als CHP-Präsidentschaftskandidat von 2018 startete er nach seinem Bruch mit Kılıçdaroğlu als Einzelkämpfer, zog seine Kandidatur jedoch drei Tage vor der Wahl zurück.
 
        INLANDSWAHLEN: KNAPPER SIEG IN ZWEI AKTEN
 
        Parlamentswahlen
 
        Bereits mit den ersten Hochrechnungen vom 14. Mai 2023 zeichnete sich ab, dass sich die Volksallianz die Parlamentsmehrheit sichern würde. Insgesamt erreichte sie 49,5 Prozent der Stimmen, was einen leichten Rückgang im Vergleich zu ihrem Ergebnis von 2018 mit 53,7 Prozent bedeutete. Obwohl die AKP mit 35,6 Prozent erneut als stärkste Partei aus den Wahlen hervorging, gelang es ihr lediglich, 268 Abgeordnetensitze zu sichern, von denen neun an Hüdar Par und YRP gingen. Damit erzielte die AKP ihr schlechtestes Ergebnis seit ihrer Antrittswahl 2002, als es ihr noch wegen des Scheiterns aller anderen angetretenen Parteien an der damals gültigen Sperrklausel von 10 Prozent – mit Ausnahme der CHP – gelang, mit einem Ergebnis von 34,3 Prozent 363 Abgeordnete nach Ankara zu schicken und sich so beinahe eine Zweidrittelmehrheit in der Nationalversammlung zu sichern.06 Die MHP verzeichnete bei der Mai-Wahl nur einen leichten Rückgang auf 10,1 Prozent, was den Verlust eines Parlamentssitzes zur Folge hatte. Die Auswertung der Ergebnisse zeigt, dass die AKP vor allem in westlichen Metropolregionen wie Antalya, Bursa, Izmir und Konya erhebliche Verluste hinnehmen musste. Gleiches gilt für konservativ-national geprägte Städte entlang der Schwarzmeerküste. Trotz eines leichten Rückgangs von knapp 4 Prozentpunkten für die Volksallianz blieb aber ein Großteil der Stammwählerschaft dem AKP-Bündnis treu.
 
        Das Bündnis der Nation konnte mit 35 Prozent einen knappen Anstieg um etwa einen Prozentpunkt verzeichnen. Dieser Zuwachs war hauptsächlich der CHP zu verdanken, die erneut als stärkste Kraft in den Küstenregionen des Westens herausstach. Die İYİ kam unter minimalen Verlusten auf 9,7 Prozent der Stimmen. Die Parteien der ehemaligen AKP-Minister, die Partei für Demokratie und Fortschritt und die Zukunftspartei, schafften es somit aber nicht, AKP-Stammwähler abzuwerben. Laut dem Politologen Kerem Öktem liegt es nahe, dass die weltanschauliche Distanz der AKP-Wähler zur CHP die Unterstützung konservativer Parteien innerhalb des Wahlbündnisses verhindert hat.07 Bemerkenswert ist, dass die CHP, nach ihrem Sieg bei den Kommunalwahlen 2019 in Ankara und Istanbul, bei den Wahlen 2023 in beiden Städten der AKP unterlag. In Istanbul gelang es der AKP sogar, einen Vorsprung von 8 Prozentpunkten gegenüber der Partei des amtierenden Oberbürgermeisters aufzubauen.
 
        Als dritte Allianz zog das linke Bündnis für Arbeit und Freiheit mit 10,6 Prozent ins Parlament ein. Die YSP erreichte dabei 8,8 Prozent, was einen Verlust von 2,9 Prozentpunkten gegenüber dem vorangegangenen HDP-Ergebnis bedeutet. Der Bündnispartner TİP konnte jedoch mit 1,7 Prozent einen Teil dieser Stimmen auffangen. Obwohl der wichtigste Wählerpool des Bündnisses weiterhin die mehrheitlich kurdisch bevölkerten ostanatolischen Provinzen bleiben, zeigte sich im Westen, dass im geringen Umfang Stimmen zur CHP abwanderten.
 
        In Bezug auf die Parlamentswahlen lässt sich damit Ähnliches konstatieren wie vor vier Jahren: Die Volatilität der Wähler blieb auf einem kaum beachtenswerten Niveau, sodass von einem bündnisübergreifenden Wählerverhalten nicht die Rede sein kann. Die 2,4 Prozent des ultranationalistischen Ahnenbündnisses zeigen derweil, dass die Position Özdağs – zumindest im Kontext der Parlamentswahlen – keine Alternative zu den großen Parteienbündnissen darstellte. Laut einer Analyse des Meinungsforschungsunternehmens Konda zeichnen die Wahlergebnisse somit erneut ein polarisiertes Bild der Türkei. In Städten mit dem höchsten sozioökonomischen Entwicklungsstand ist demnach die Neigung zum Bündnis der Nation stärker, während mit dem Absinken dieses Niveaus Stimmen für die Volksallianz zunehmen.08 Die Wahlergebnisse zeigen, dass das bereits in den 1970er Jahren durch den Soziologen Şerif Mardin beschriebene Zentrum-Peripherie-Gefälle09 zwischen städtischen und ländlichen Bevölkerungsteilen in der Türkei weiterhin wirkmächtig bleibt.
 
        Präsidentschaftswahlen
 
        Dieses Gefälle spiegelt sich auch im Kontext der Präsidentschaftswahlen wider, bei denen der rechtsnationale Kandidat Oğan mit einem Ergebnis von 5,2 Prozent die zweite Wahlkampfphase einläutete. Obwohl Erdoğan in der Endauszählung einen Stimmenanteil von 49,5 Prozent erreichte, musste er in Städten wie Istanbul mit 46,7 Prozent und Ankara mit 46 Prozent sensible Verluste hinnehmen. Der Handlungslogik folgend, dass die Zustimmung für Oğan in den Großstädten auf die dortige Sichtbarkeit von Geflüchteten zurückzuführen sei und es in der Stichwahl vor allem um die Gunst nationalistisch gesinnter Wähler gehe, wurde die zweite Wahlkampfphase durch den Umgang der Kandidaten mit der Migrationsfrage dominiert. Dieses Gelegenheitsfenster nutzend, folgte in den Tagen vor der Stichwahl ein reger Verhandlungsaustausch, bei dem Özdağ und Oğan eine unterschiedliche Strategie fuhren: So sprach sich Oğan am 22. Mai für die Wiederwahl Erdoğans aus, während Özdağ auf einer Pressekonferenz Kılıçdaroğlu die Unterstützung zusicherte.
 
        Letztendlich gewann Kılıçdaroğlu in der Stichwahl am 28. Mai lediglich 2,9 Prozentpunkte hinzu. Erdoğan konnte mit 52,2 Prozent aller Wahlstimmen somit zum dritten Mal in Folge die Präsidentschaftswahl für sich entscheiden. Die Ergebnisse verdeutlichen nicht nur, dass sich der Rückgang der Wahlbeteiligung vom ersten zum zweiten Wahlgang von rund 87 Prozent auf 84,2 Prozent zuungunsten des Oppositionskandidaten auswirkte, sondern auch, dass dessen Rechtsruck im Vorfeld der Stichwahl kurdische Wählergruppen verunsichert zu haben schien, was sich in Stimmenverlusten in den südöstlichen Provinzen widerspiegelte. Erdoğan konnte wiederum bei seiner Stammwählerschaft deutliche Mehrheiten erzielen – zum Beispiel in der Schwarzmeerregion mit 65 Prozent. Höhere Ergebnisse erreichte der Präsident lediglich in Auslandswahlkreisen, wo sich beispielsweise in Deutschland zwei Drittel der Wähler für Erdoğan aussprachen.
 
        AUSLANDSWAHLEN: ZWISCHEN REGIERUNGSTREUE UND DESINTERESSE
 
        Wie auch in den Jahren zuvor erwies sich Deutschland beim jüngsten Wahlgang als eine Hochburg Erdoğans und der AKP. Dabei unterschied sich die Kampagnenführung der Regierungspartei grundlegend von ihren Aktivitäten der Vorjahre. Ein zentraler Einschnitt ist dabei die seit dem 30. Juni 2017 geltende Richtlinie des Auswärtigen Amtes, nach der Wahlkampfveranstaltungen mit Beteiligung ausländischer Amtsträger nicht nur einer Genehmigungspflicht unterliegen, sondern grundsätzlich weniger als drei Monate vor dem Abstimmungstermin verboten sind.10 Während vor dem Verfassungsreferendum von 2017 noch mindestens 13 türkische Minister Deutschlandbesuche zu „ausschließlich oder teilweise nicht offiziellen Zwecken“11 unternahmen und Ankara 2018 auf eine Aufhebung des Wahlkampfverbotes drängte,12 verzichtete die AKP zuletzt auf einen personellen Auslandswahlkampf. Stattdessen stützt sie sich verstärkt auf ihren ab 2008 etablierten Diaspora-Diskurs.
 
        Ähnlich wie in der Türkei folgt die Regierung dabei einem national-religiösen Identitätsverständnis und konstruiert die türkeistämmige Community in Deutschland als „Geschwister“ im Ausland, die trotz politischer Schikanen und rassistischer Angriffe standhaft an ihrer nationalen und religiösen Herkunftsidentität festhalten. Erdoğan selbst stilisiert sich dabei zum Hüter dieses Identitätsbildes und wichtigen Vertreter der Diaspora.13 In konservativen Kreisen der türkeistämmigen Community, vor allem bei jenen mit Wurzeln in den türkischen AKP-Hochburgen, fand diese – wenn auch nur verbale – Wertschätzungspolitik deutlichen Anklang und kann als Nährboden späterer Wahlerfolge angesehen werden. Für die Opposition ist Deutschland damit von Anfang an ein schwieriges Terrain gewesen. Als am 27. April die Stimmabgabe begann, zeigte sich, dass sie auch hinsichtlich der Wählermobilisierung weit hinter der Volksallianz lag. So organisierten zum Beispiel AKP-nahe Akteure – meist in Kooperation mit lokalen Moscheevereinen – kostenlose Shuttle-Services zu Wahllokalen.
 
        Kurz nach dem Ende der Stimmabgabe am 9. Mai zeigte sich, dass die Wahlbeteiligung in Deutschland mit 48,7 Prozent zwar im Vergleich zu 2018 mit 44,6 Prozent zugenommen hatte, jedoch weiterhin unter der 50-Prozent-Marke geblieben war. Die AKP erhielt 50,5 Prozent der Stimmen. Dies bedeutet zwar eine Einbuße von 5 Prozentpunkten gegenüber 2018, die Volksallianz konnte dies jedoch durch das Ergebnis der YRP mit ihren 1,2 Prozent sowie das der MHP ausgleichen, die ihren Stimmenanteil von 8,4 auf 12,6 Prozent steigerte. Somit verblieben, wie auch in der Türkei, nahezu alle AKP-Verluste innerhalb des eigenen Bündnisses.
 
        Den verhältnismäßig größten Stimmenrückgang erlebte die YSP, die von ihren 14,8 Prozent 2018 auf 8,7 Prozent abstürzte. Teilweise wanderten diese Stimmen zur CHP ab, welche ihren Stimmenanteil von 15,6 Prozent 2018 auf 19,2 Prozent steigern konnte. Die übrigen Parteien verblieben dabei durchweg unter 5 Prozent. Das Wählerpotenzial der Volksallianz von 65 Prozent spiegelte sich derweil deckungsgleich im Stimmanteil Erdoğans im ersten Durchgang der Präsidentschaftswahl. Somit votierten knapp 475000 Personen in Deutschland für eine dritte Amtszeit des Präsidenten. Kılıçdaroğlu erreichte derweil 32,5 Prozent, wobei sich Oğans Stimmenanteil knapp über einem Prozent bewegte.
 
        Noch am Abend des Bekanntwerdens der Endergebnisse des ersten Wahlgangs verbreiteten sich in verschiedenen deutsch-türkischen Social-Media-Kanälen Aufrufe zur Mobilisierung für die Stichwahl zugunsten Erdoğans. Diese schnelle Reaktion ist ein Beweis dafür, dass die primär auf freiwilliger Mitarbeit basierenden Auslandsstrukturen der AKP eine hohe politische Handlungsbereitschaft zeigen. Am 20. Mai, als die Wahllokale in Deutschland für die Stichwahl öffneten, berichtete unter anderem der türkische Staatssender TRT von einem Rekordanstieg der Wahlbeteiligung.14 Bewahrheiten konnte sich diese Einschätzung nicht, denn mit dem Ende der Auslandsstimmabgabe am 24. Mai zeigte sich nur ein leichter Anstieg der Wahlbeteiligung auf 50 Prozent.
 
        Im zweiten Wahlgang konnte Erdoğan seinen Stimmanteil in Deutschland auf 67,2 Prozent steigern, während sein Gegenkandidat Kılıçdaroğlu mit 32,8 Prozent nahezu stagnierte. Die im Vergleich zur Türkei überproportional hohen Ergebnisse für Erdoğan sind derweil Ausgangspunkt einer Re-Intensivierung der innenpolitischen Debatten um die türkischen Auslandswahlen in Deutschland.
 
        AUSLANDSWAHLEN UND DEUTSCHE INTEGRATIONSDEBATTE
 
        Ausgehend von einem „Unverständnis“ gegenüber dem Mehrheitswahlverhalten der türkeistämmigen Community beziehungsweise der Frage, wie Personen aus einem freiheitlich-demokratischen Kontext heraus für ein zunehmend autoritäres Regime votieren können, entfaltete sich spätestens ab dem 14. Mai ein umfassender Diskurs um die türkischen Auslandswahlen. Während die Kritik an den politischen Entwicklungen in der Türkei, wie zum Beispiel an der Einschränkung bürgerlicher Freiheiten und der regelrechten Demontage der Rechtsstaatlichkeit, durchaus berechtigt sind, fußen die aus den Wahlergebnissen gezogenen integrationspolitischen Schlussfolgerungen zumeist auf entkontextualisierten und pauschalisierenden Interpretationslogiken.15
 
        Zunächst ist festzuhalten, dass die Konstruktion einer herkunftsorientierten Kollektivität unter den Türkeistämmigen in Deutschland im Widerspruch zur bisherigen Wahlbeteiligung steht. Diese lag in Deutschland stets unter der 50-Prozent-Marke, angefangen bei den Präsidentschaftswahlen von 2014 mit 8,2 Prozent über die Parlamentswahlen im Juni 2015 mit 34,4 Prozent und die anschließenden Neuwahlen im November mit 40,7 Prozent bis zu den Parlaments- und Präsidentschaftswahlen von 2018 mit 45,2 Prozent. Dabei ist zu berücksichtigen, dass nur die Hälfte der knapp drei Millionen in Deutschland lebenden Menschen mit familiären Wurzeln in der Türkei16 auch die türkische Staatsbürgerschaft besitzen und somit stimmberechtigt sind. Insofern repräsentieren die Wahlergebnisse lediglich die politische Neigung eines Viertels der gesamten türkeistämmigen Bevölkerung in Deutschland. Von diesen wiederum stimmten zuletzt gerade einmal 65 Prozent für Erdoğan beziehungsweise die aktuelle Regierungskonstellation.
 
        Verkürzt erscheint in diesem Kontext auch die Deutung, dass besonders viele junge Menschen in Deutschland in besonderer Weise mit Erdoğan sympathisieren. Zumindest auf Basis der Auslandswahlergebnisse lässt sich eine solche Annahme nur schwer bestätigen. So zeigt eine Anfrage der CHP an die Hohe Wahlkommission vom April 2023, dass die Anzahl der in Deutschland geborenen Wähler mit 209394 nur einen geringen Anteil der hiesigen Gesamtwählerschaft ausmacht.17 Faktisch besitzen damit über 85 Prozent der 1,5 Millionen türkeistämmigen registrierten Wähler in Deutschland eine unmittelbare Migrationserfahrung, wodurch sie, je nach Kontext, der ersten oder zweiten Migrationsgeneration zugerechnet werden können.
 
        Eine dritte Misskonzeption besteht in der weit verbreiteten Darstellung, dass eine Stimmabgabe für Erdoğan mit einer grundsätzlichen Ablehnung politischer Strukturen der deutschen Aufnahmegesellschaft einhergeht. Vielmehr zeigen die jüngsten Ergebnisse der Mehrthemenbefragung zur Integration und Partizipation türkeistämmiger Zugewanderter in Nordrhein-Westfalen des Essener Zentrums für Türkeistudien und Integrationsforschung, dass die Interessensvertretungsfunktion deutscher Institutionen jener der türkischen Regierung in nichts nachsteht. Die Befunde aus Nordrhein-Westfalen sind dabei nicht nur interessant, weil hier etwa ein Drittel der türkeistämmigen Bevölkerung Deutschlands lebt, sondern auch, weil die AKP in dortigen Wahllokalen zuletzt Zustimmungswerte von durchschnittlich 70 Prozent verzeichnete. So zeigen die Umfragewerte von 2019, dass Migrantenorganisationen und Bürgermeister aus Sicht türkeistämmiger Menschen in Nordrhein-Westfalen mit je 42 Prozent an erster Stelle stehen, wenn es um die Wahrung ihrer Interessen geht. Deutsche Parteien und die türkische Regierung rangieren mit je 39 Prozent auf dem dritten Platz. Im Vergleich zu den Befragungsergebnissen von 2017 lässt sich sogar ein Rückgang von 14 Prozentpunkten für den Stellenwert der türkischen Regierung innerhalb der türkeistämmigen Community Nordrhein-Westfalens erkennen. Weitaus wichtiger erscheint jedoch, dass die Zuweisung der Interessenvertretungsfunktion an die türkische Regierung nicht zwangsläufig im Widerspruch zum Vertrauen in deutsche Institutionen stehen muss. So konstatiert die Politikwissenschaftlerin Martina Sauer, dass Personen, die sich durch die türkische Regierung vertreten sehen, auch überdurchschnittlich häufig die Bundesregierung oder deutsche Parteien als wichtige Instanzen der Vertretung ihrer Interessen angeben.18 Entgegen der Annahme einer wachsenden Distanzierung türkeistämmiger Menschen von der „deutschen“ Gesellschaft und deren Institutionen zeigt sich damit vielmehr, dass die Realitäten türkeistämmigen Lebens in Deutschland durch transnationale Logiken geprägt sind, welche keinen strikten Trennungen zwischen Herkunfts- und Aufnahmegesellschaft folgen.
 
        FAZIT
 
        Als Erdoğan und die AKP im Vorfeld des Verfassungsreferendums vom 12. September 2010 – damals noch unter dem Label ihrer progressiv-demokratischen Agenda – die Etablierung liberal-demokratischer Elemente in der Türkei beschworen, wurden sie in Teilen des politikwissenschaftlichen Diskurses noch als sogenannte Muslim Democrats gefeiert.19 Knapp zehn Jahre später nutzt Erdoğan zwar immer noch den Begriff der Demokratie, sein politischer Kurs hingegen entfernt sich dabei immer weiter von einem liberalen Verständnis der Volkssouveränität. Auch im Zuge der jüngsten Wahlen geht es allem voran um den Machterhalt. Kennzeichnend hierfür ist nicht zuletzt die Fluidität der Argumentation Erdoğans im Wahlkampf. Während zunächst islamische Narrative dominierten, schaltete er im weiteren Verlauf kurzerhand auf ultranationalistische Positionen um. Auch scheint es seine Stammwählerschaft nicht zu irritieren, dass der Präsident, der der Opposition vorwirft, mit kurdischen Separatisten zu kooperieren, selbst dem nicht minder separatistischen Ableger der kurdischen Hizbullah ins Parlament verhilft.
 
        Der Rechtsruck der CHP hingegen bedeutete zwar einen leichten Stimmenzuwachs für den Oppositionsblock, aber auch einen immer deutlicher werdenden Bruch mit ihren sozialdemokratischen Prägungen der 1970er Jahre unter Bülent Ecevit. Damit verpasste Kılıçdaroğlu einmal mehr die Möglichkeit, einen überzeugenden Gegendiskurs links von AKP und MHP zu etablieren, sondern ließ sich auf das Spiel des Nationalismus ein. Der stille Sieger dieser Wahlen ist damit das rechtspolitische Lager, das sich insbesondere in der zweiten Wahlkampfphase als tonangebende Instanz etablieren konnte.
 
        In Deutschland wiederholt sich derweil die Geschichte. Erneut sind mit dem Ausgang der Auslandswahlen Debatten über Desintegration aufgekommen. Trotz der nunmehr 60-jährigen Geschichte türkeistämmigen Lebens in Deutschland stellt die pauschale Zuschreibung einer Herkunftsorientierung gegenüber türkeistämmigen Menschen weiterhin einen vitalen Mechanismus der mehrheitsgesellschaftlichen „Fremd“-Konstruktion dieser „Gruppe“ dar. Was dabei oft übersehen wird, sind die kontextuellen Bedingungen der Türkei-Wahlen in der Bundesrepublik. Denn weit wichtiger als das letztendliche Ergebnis sind die Beweggründe der hiesigen Wähler. Dies umfasst nicht nur die Frage, warum knapp ein Viertel der türkeistämmigen Bevölkerung in Deutschland für Erdoğan stimmt, sondern auch, warum ein Großteil der Menschen von ihrem Wahlrecht keinen Gebrauch macht oder sich bewusst gegen eine Stimmabgabe zugunsten der Regierung entscheidet.
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        DYNAMIKEN DES TÜRKISCHEN NATIONALISMUS
 
        Kemal Bozay
 
        Die jüngsten Präsidentschafts- und Parlamentswahlen im Mai 2023 markierten eine Verschärfung des türkischen Nationalismus und des politischen Islam in der Türkei. Gerade in den vergangenen zwei Jahrzehnten, unter der Regierung Recep Tayyip Erdoğans, haben sich nationalistische und autoritäre Grundgedanken, begleitet von neo-osmanischen Fantasien, tief in das soziale Gefüge und die politische Landschaft der Türkei eingeprägt.
 
        Die Ursprünge des türkischen Nationalismus gehen auf das frühe 20. Jahrhundert zurück, kurz vor dem Ende des Osmanischen Reiches. Während dieser Zeit propagierte die jungtürkische Bewegung die Vorstellung eines extremen Nationalismus. Eine bedeutende Figur in dieser Entwicklung war Mustafa Kemal Atatürk, der spätere Gründungsvater der türkischen Republik. Unter seiner Führung wurde die Ideologie des kemalistischen Staatsnationalismus etabliert, der gegenwärtig unter Erdoğan und seiner Partei für Gerechtigkeit und Entwicklung (Adalet ve Kalkınma Partisi, AKP) eine starke Demontage erlebt.
 
        HISTORISCHE ENTWICKLUNGEN
 
        In seiner mehr als sechshundert Jahre anhaltenden Geschichte durchlief das Osmanische Reich bedeutende ideologische Veränderungen, die seine Transformation wie seinen Niedergang stark beeinflussten. Während die religiöse Einheit unter dem Dach des Islam hergestellt war, blieb der Turkismus als Grundpfeiler des türkischen Nationalismus lange im Schatten, fand jedoch nach der Jungtürkischen Revolution von 1908 seinen institutionell-politischen Rahmen. Die einst dominierende Ideologie des Osmanismus, die auf einer multiethnischen und -religiösen Identität basierte, verlor mit der Zeit an Bedeutung. Der Niedergang des Osmanischen Reiches läutete eine neue Ära ein und ebnete gleichsam den Weg für die Verbreitung des Turkismus und des türkischen Nationalismus. Dessen Kern bestand zunächst darin, einen zentralisierten türkischen Staat zu gründen, der auf türkische Normen, Werte, Traditionen, Kultur und Erziehung basierte und von Türken dominiert werden sollte.01
 
        Unter dem Einfluss turkistischer Ideologien gründeten Mitglieder der jungtürkischen Bewegung 1908 den Türkischen Verein (Türk Derneği) und 1911 den Verein der Türkischen Heimat (Türk Yurdu Derneği), der 1912 in Türkisches Heim (Türk Ocağı) umbenannt wurde.02 In ihrer ideologischen Grundausrichtung strebte die turkistische Bewegung die Gründung eines „Großtürkischen Reiches“ an und verfolgte das Ziel, jene Länder zu erobern, in denen Turkvölker lebten, wie zum Beispiel auf dem Balkan und in Zentralasien. Um dies zu erreichen, beteiligte sich das Osmanische Reich unter der Führung der jungtürkischen Bewegung und ihrer ab 1913 turanistisch ausgerichteten Partei für Einheit und Fortschritt (İttihat ve Terakki Fırkası) am Ersten Weltkrieg an der Seite Deutschlands.
 
        Der Begriff „Turanismus“ wird dabei in zwei unterschiedlichen Bedeutungen genutzt: Einerseits wird er synonym zu „Panturkismus“03 im Sinne einer Vereinigung aller turksprachigen Völker verwendet. Andererseits beinhaltet er das „Streben nach einer Annäherung der ‚turanischen Völker‘“,04 zu denen noch weitere Volksgruppen zählen, beispielsweise die finno-ugrischen. Die erstmalige Verwendung des Begriffs erfolgte 1839 in Ungarn, das seinerzeit nach seiner Identität suchte und sich zwischen dem Pangermanismus und dem Panslawismus bewegte. Die grundlegende Idee hinter dem Turanismus war die Vorstellung, dass unter anderem das ungarische Volk, das finnische Volk und die Turkvölker ursprünglich aus demselben Stamm hervorgingen, der in einem Raum namens „Turanland“ gelebt haben soll. Dieses Territorium erstreckte sich vom Pazifik bis zur Wolga. Der Soziologe Ziya Gökalp vertrat dagegen eine andere Lesart des Turanismus, die eher dem Panturkismus entspricht. Seiner Vorstellung nach umfasste der Turanismus ausschließlich die sogenannten Oğuz-Türken, also die Türken in Anatolien sowie Aserbaidschaner, Tataren, Yakuten, Kirgisen, Usbeken und Kiptschaken. Hingegen schloss er Finnen, Mongolen und Magyaren aus seinem Turan-Konzept aus.05
 
        Die „turanistische Romantik“ im Osmanischen Reich wurde zunächst literarisch ausgedrückt, vor allem in Dramen und Gedichten. Doch innerhalb kürzester Zeit entwickelte sich diese romantische Strömung zu einer führenden Ideologie, die von der jungtürkischen Bewegung übernommen wurde. Vor allem in der jungtürkischen Partei sowie im Komitee für Einheit und Fortschritt setzten sich ab 1908 vermehrt autoritäre, nationalistische und panturkistische Ideologien durch. Als neue herrschende Elite im Osmanischen Reich, die während der Balkankriege (1912/13) eine Niederlage erlitten hatte, suchte sie nach einer Ideologie, die den damaligen nationalen Interessen entsprach – und fand sie in der aggressiv-expansiven Ideologie des Turanismus.
 
        In der Formulierung des Soziologen Eugen Lemberg kann der Turanismus als eine Ausprägung des Integralen Nationalismus betrachtet werden. Diesem geht in der Regel „eine Krise des nationalen Selbstbewusstseins voraus, eine außerordentliche Bedrohung von außen, eine wirkliche Gefahr für die nationale Existenz“.06 Dieses Phänomen tritt typischerweise auf, wenn eine Nation eine schwerwiegende politische und/oder militärische Niederlage erlitten hat, die ihr Selbstwertgefühl verletzt und in der Folge die für den Fortbestand der Nation unentbehrliche Integrationskraft schwinden lässt. Lemberg sieht diese Faktoren im Zustand des Osmanischen Reiches und der jungtürkischen Partei für Einheit und Fortschritt um 1912/13 bestätigt. Die Jungtürken, die mit dem Ziel der „Reichsrettung“ an die Macht gekommen waren, verloren innerhalb von sechs Jahren mehr Territorium als Sultan Abdülhamid II. in 30 Jahren, was ihr Selbstbewusstsein stark verletzte und sie immer mehr in das „turanistische Abenteuer“ drängte.
 
        Im Zuge dessen trat die regierende Partei für Einheit und Fortschritt mit dem Ziel in den Ersten Weltkrieg ein, die im Westen verlorengegangenen Gebiete durch eine Vereinigung aller Türken im „Land Turan“ im Osten zu kompensieren. Die nicht-türkischen Völker in diesem Raum stellten nach Auffassung der Machthaber allerdings ein Hindernis bei der Verwirklichung dieses Plans dar, weshalb sie schon während des Krieges mit der „Ausräumung“, „Ausrottung“ und Türkisierung anderer Völker begannen. So kam es während des Ersten Weltkrieges zum Völkermord an den Armeniern, der unter der Herrschaft der jungtürkischen Bewegung und des Komitees für Einheit und Fortschritt begangen wurde. Die Periode der Massaker und erzwungenen Todesmärsche gegen Armenierinnen und Armenier erstreckte sich hauptsächlich über die Jahre 1915 und 1916. Die geschätzte Opferzahl variiert je nach Quelle zwischen 300000 und über 1,5 Millionen Menschen.07 Der Historiker Edgar Hösch schreibt dazu: „Der Traum von der Errichtung eines nationalen Großreiches war nur auf Kosten der unmittelbaren Nachbarn zu verwirklichen und hat die Atmosphäre in den gegenseitigen Beziehungen vergiftet.“08
 
        Kulturnationalismus
 
        Einen großen politischen und konzeptionellen Einfluss auf den türkischen Nationalismus übte der Soziologe Ziya Gökalp (1876–1924) aus.09 Gökalp übernahm das Konzept der „organischen Gesellschaft“ von Émile Durkheim und übertrug es auf den Begriff „Nation“ im Osmanischen Reich. Demnach könne ein Staat nur dann fortbestehen, wenn er sich auf eine Nation stützt. So seien die Staaten, die sich anstelle einer nationalen Idee auf religiöse oder andere Elemente stützen, zum Zusammenbruch verurteilt. Anstelle einer Rettung des Osmanischen Reiches vertrat Gökalp die Auffassung, dass ein neues Staatskonzept auf der Grundlage der türkischen Nation als „organische Gesellschaft“ entwickelt werden sollte.10
 
        Seine wissenschaftlichen Arbeiten wurden stark beeinflusst von nationalen Bewegungen auf dem Balkan, Studien über Türken und die türkische Sprache und seiner Neigung zu Literaten und Historikern, die Ideen der kulturellen und sprachlichen Verwandtschaft beziehungsweise der Einheit der Turkvölker vertraten. Gökalp koppelte diesen „kulturellen Turkismus“ an die Idee der Einheit der Turkvölker und reicherte dieses Konzept politisch-ideologisch an. Im Rahmen des türkischen Nationsverständnisses wandelte er die unpolitische kulturelle Einheit (Kulturvolk) in eine politische Form (Staatlichkeit) um.
 
        Gökalp verstand die Nation als eine Gemeinschaft von Individuen, die in gleicher Weise erzogen wurden und deren Sprache, Religion, Moral und Ästhetik gemein sind. Weder „Rasse“, „Stamm“, „Geografie“, „Politik“ noch „individuelle Selbstentscheidung“ prägen den Inhalt jenes türkischen Nationalverständnisses. Von zentraler Bedeutung ist die Herausbildung einer Kultur, die einem Individuum von Kindheit an vermittelt wird.11
 
        Der Grund für Gökalps Anlehnung an das von Durkheim entwickelte Konzept der Kulturnation liegt in erster Linie an der Enttäuschung über die jahrelang vorherrschende Idee des Osmanismus.12 Entgegen der Auffassung Gökalps hat der Osmanismus die kulturell-ethnischen Identifikationsmerkmale der im Osmanischen Reich lebenden Ethnien verdrängt und das Hauptaugenmerk auf die gemeinsame Staatlichkeit gelegt. Zugleich hat Gökalp auch Gemeinsamkeiten zwischen der deutschen Zerrissenheit vor der Reichsgründung 1871 und der Zerrissenheit der Turkvölker erkannt. Wie einst die Deutschen durch gemeinsame Sprache und Kultur geeint worden waren, sollten nun auch die Türken den gleichen Weg gehen. Jedoch hat Gökalp die vielfältigen geografischen und kulturell-sprachlichen Differenzen der Turkvölker untereinander nicht berücksichtigt.
 
        Einen wichtigen Diskurs prägte Gökalp mit seinem 1918 erschienenen Buch „Türkisierung, Islamisierung, Modernisierung“ („Türkleşmek, İslamlaşmak, Muasırlaşmak“). Unter Berücksichtigung nationaler und religiöser Traditionen sowie westlicher Ideen entwickelte er darin eine Synthese zwischen turkistischen, osmanisch-islamischen und westlichen Bewegungen. Er wollte damit die Idee eines „zeitgenössischen islamischen Türkentums“13 festigen. Seine Synthese, die ideologisch auf Kernelementen von Islam und Türkentum fußte, sollte zugleich ein Konzept für die 1923 gegründete türkische Republik werden. Rückblickend kann man feststellen, dass Gökalps Ideen auch starken Einfluss auf das in den 1970er und 1980er Jahren entwickelte Konzept der Türkisch-islamischen Synthese (Türk-Islam Sentezi) gehabt haben.14 Deren Kerngedanke besteht darin, die Vorstellung der Untrennbarkeit von türkisch-nationalen und islamischen Bestandteilen in der türkischen Geschichte als Staatsauffassung zu manifestieren.
 
        Kemalistischer Nationalismus
 
        Nach dem Sieg der Türkischen Nationalbewegung im Befreiungskrieg wurde am 29. Oktober 1923 die souveräne Republik Türkei ausgerufen und Mustafa Kemal Atatürk zu ihrem ersten Staatspräsidenten gewählt. „Zu Anfang orientierte sich der kemalistische Staat nicht an irgendeinem ökonomischen, politischen oder ideologischen System. Der Kemalismus entwickelte sich erst mit der Verwirklichung der kemalistischen Reformen, etwa in der Mitte der Ära Atatürk, zu einer eigenen Ideologie.“15 Atatürk strebte danach, das Gesellschaftssystem grundlegend zu verändern. Seine Reformen basierten auf den aktiven Reformbestrebungen der osmanischen Tanzimat-Periode zwischen 1839 und 1876.16
 
        Atatürks Ziel bestand darin, die Türkei zu einer modernen, säkularen und westlich orientierten Nation zu entwickeln, die auf einer starken nationalen Einheit und Identität basiert. Seinen ideologischen Bezugsrahmen hatte das damals neugegründete Staatswesen in den sogenannten sechs Grundprinzipien, auf denen die späteren Reformen Atatürks beruhten und unter denen sich die Türkei entwickeln sollte: Reformismus, Republikanismus, Etatismus, Laizismus, Populismus und Nationalismus. Populismus bezieht sich, anders als die gegenwärtige Begriffsverwendung, hier auf das Prinzip der Einparteienherrschaft der von Atatürk gegründeten Republikanischen Volkspartei (Cumhuriyet Halk Partisi, CHP). Dagegen förderte sein Staatsnationalismus sowohl die nationale Unabhängigkeit der Türkei als auch die Vereinigung der darin lebenden Turkvölker. Andererseits wurde damit auch die Existenz von ethnischen Minoritäten wie Kurden oder Armeniern im Lande missachtet.17 Die türkische Sprache wurde zur Haupt- und Verwaltungssprache erklärt, und die Förderung der türkischen Kultur stand im Mittelpunkt der nationalen Politik Atatürks.
 
        Damit konnte sich der kemalistische Nationalismus als herrschende türkische Staatsauffassung etablieren. Das grundlegende Ziel Atatürks war die Errichtung eines homogenen Nationalstaates und eines gemeinsamen Nationalbewusstseins, geeint durch eine gefestigte kulturelle und nationale Identität.
 
        Völkischer Nationalismus
 
        Mit seinen radikal völkisch-nationalistischen Ansichten und als Vordenker der extremen Rechten in der Türkei gewann Hüseyin Nihâl Atsız (1905–1975) Anfang der 1930er Jahre ebenfalls Einfluss auf die politischen Bewegungen.18 Als Schriftsteller, Historiker, Dichter und Aktivist galt Atsız als einer der wichtigen Vertreter des Turanismus. Er glaubte an die Schaffung eines großtürkischen Reiches, das sich von Anatolien bis nach Zentralasien erstrecken sollte. Dabei vertrat er neben rassistischen Positionen eine homogene ethno-kulturelle Definition der türkisch-nationalen Identität und betonte die kulturelle und sprachliche Verbindung der Türken über geografische Grenzen hinweg.
 
        In seiner völkisch-nationalistischen Ideologie betonte Atsız nicht nur die türkische Kultur, sondern auch die türkische „Rasse“. Andere ethnische Gruppen sah er als minderwertig an. Diese Überzeugungen spiegelten sich in seinen Beiträgen und Gedichten wider, die er teilweise in von ihm selbst veröffentlichten Zeitschriften und Romanen publizierte.
 
        Als überzeugter Verfechter der Überlegenheit der türkischen „Rasse“ befürwortete Atsız den Turkismus als Vorstellung einer Überlegenheit des Türkentums über alle anderen Völker. Für seine rassistische Position wurde er 1945 im sogenannten Rassismus- und Turanismusverfahren angeklagt und wich in seiner Verteidigungsrede nicht von seiner Auffassung ab:
 
        „Ich sage es zum Schluss ganz offen: Turkismus ist Nationalismus. Rassismus und Turanismus gehören dazu. Entweder wird das Land sich auf diesen beiden Termini erheben oder untergehen. Rassismus und Turanismus widersprechen nicht der Verfassung. Da ich Rassist und Turanist bin, wird eine mögliche Verurteilung wegen Rassismus und Turanismus die größte Ehre meines Lebens darstellen.“19
 
        Atsız war zwar parteipolitisch nicht aktiv, wirkte aber in verschiedenen nationalistischen Bewegungen und Vereinen mit. Er pflegte enge Beziehungen zu dem 1997 verstorbenen Führer der Partei der Nationalistischen Bewegung (Milliyetçi Hareket Partisi, MHP), Alparslan Türkeş, mit dem er 1945 im Rahmen des Rassismus- und Turanismusverfahrens angeklagt wurde. Die Beziehungen brachen ab, als Türkeş das islamische Element in der MHP stärker betonte. Zuvor veröffentlichte er 1965 die „Neun-Strahlen-Doktrin“,20 in der er die Grundlagen und Ziele einer nationalistischen Türkei formulierte. Die wichtigste Bedeutung der Doktrin lag jedoch in der Festigung der Autorität von Türkeş. Die Politikwissenschaftler Karl Binswanger und Fethi Sipahioğlu stellen fest, dass „Diktion und Inhalt (…) in der Tat an Hitlers ‚Mein Kampf‘ erinnern“.21 Anfang 1969 gründete Türkeş schließlich die MHP als militantes Sammelbecken des Rechtsextremismus in der Türkei. Trotz des Bruchs mit Türkeş wird Atsız noch immer innerhalb extrem rechter Parteien und Bewegungen hochgeschätzt, und seine politischen Texte werden weiterhin verbreitet.
 
        GEGENWÄRTIGE FORMEN UND VERFLECHTUNGEN
 
        In der Türkei ist Nationalismus historisch verankert. Seit der Gründung der Republik bildet er als grundlegendes kemalistisches Prinzip eine tragende Säule der Staatspolitik. Daher wird der Nationalismus in der türkischen Öffentlichkeit und unter politischen Eliten bis heute überwiegend positiv gesehen. Im Folgenden soll der Versuch unternommen werden, die gegenwärtigen Formen des Nationalismus in der Türkei in fünf Typen zusammenzufassen.22 Diese verschiedenen Ausprägungen des Nationalismus sind nicht isoliert voneinander, es gibt spezifische Anknüpfungspunkte und fließende Übergänge zwischen ihnen. Durch die Verschmelzung zu einem nicht gefestigten, aber starken Konglomerat der Nationalismen werden einzelne nationalistische Ausprägungen mitunter von einem umfassenden Chauvinismus überlagert. Davon profitiert insbesondere der radikale Rechtsnationalismus, der versucht, an andere nationalistische Diskurse anzudocken.
 
        Kemalistischer Staatsnationalismus
 
        Der kemalistische Nationalismus stützt sich auf den Personenkult um Mustafa Kemal Atatürk und konzipiert den Nationalismus-Begriff im Rahmen der Diskurse um Aufklärung und Laizismus. Daher war der Hauptgegenstand des Atatürk-Nationalismus bislang der Staat, der diesem Konzept verpflichtet ist.23 Die Ausrichtung dieses Nationalismus schwankt zwischen einem Selbstverständnis als Staatsnation und als Kulturnation. Im „Normalzustand“ der Republik überwiegt die Idee der Staatsnation. Insbesondere in Krisensituationen kann jedoch leicht die Auffassung der Kulturnation dominieren.
 
        Die gegenwärtigen Entwicklungen zeigen, dass die kemalistischen Grundpfeiler seit der Machtübernahme von Erdoğan und seiner AKP schrittweise demontiert werden. Auch lässt sich eine enge Verflechtung zwischen Staatsnationalismus und dem islamischen Nationalismus beobachten. Gerade das Bündnis mit der rechtsextremistischen MHP führt dazu, dass die AKP in ihrer Rhetorik nationalistischer und auch verstärkt mit dem Konstrukt der Türkisch-islamischen Synthese agiert.
 
        Sozialdemokratischer Nationalismus
 
        Der sozialdemokratische Nationalismus kann als eine Blüte des offiziellen kemalistischen Staatsnationalismus angesehen werden. Der wichtigste Träger dieses Nationalismus-Konzepts ist die Republikanische Volkspartei CHP. Im Gegensatz zu anderen westeuropäischen sozialdemokratischen Parteien ist die CHP nicht aus der Geschichte der Arbeiterbewegung entstanden, sondern verkörperte seit der Republikgründung die Tradition einer Staatspartei. Bis in die 1990er Jahre bestand ihre soziale Basis aus Militärs, der Staatsbürokratie und der Intelligenz. Erst Anfang der 1970er Jahre erfolgte eine Hinwendung der CHP zu sozialdemokratischem Ideengut. Der türkischen Sozialdemokratie sind gegenwärtig Teile ihrer Anhänger- und Wählerschaft weggebrochen. Grund dafür war insbesondere die Koalition mit konservativ-nationalistischen Parteien Mitte der 1990er Jahre. Doch auch die Unterstützung für die Kriegspolitik in den kurdischen Gebieten und die gegenwärtig feindliche Politik gegenüber Geflüchteten waren dafür mitverantwortlich.
 
        Mit dem 2010 gewählten Vorsitzenden Kemal Kılıçdaroğlu hat die CHP einen politischen Richtungswechsel eingeschlagen, der elektorale Durchbruch blieb jedoch aus. Im Vorfeld der Wahlen 2018 gründete die CHP zusammen mit der Guten Partei (İyi Parti, İYİ), der Demokratischen Partei (Demokrat Parti), der Partei für Glückseligkeit (Saadet Partisi), der Partei für Demokratie und Fortschritt (Demokrasi ve Atılım Partisi) und der Zukunftspartei (Gelecek Partisi) das Bündnis der Nation (Millet İttifakı). Dieses zeigte sich als Zweckbündnis, das sowohl konservativ-nationale als auch rechtspopulistische und islamistische Parteien miteinbezog. Eine Spaltung erlitt die CHP durch ihren ehemaligen parlamentarischen Fraktionsvorsitzenden Muharrem İnce, der aus der Partei austrat und im Mai 2021 die Gründung der Heimatpartei (Memleket Partisi) bekanntgab. Die Heimatpartei ist der kemalistisch-nationalistischen Linie zuzuordnen und tritt größtenteils mit einer populistischen Rhetorik auf. Unbedeutend im sozialdemokratischen Lager blieb die Demokratische Linkspartei (Demokratik Sol Parti), die zwar von 1997 bis 2002 an der Regierung beteiligt war, aber bei den Parlamentswahlen 2015 unter einem Prozent blieb. Marginal bei den Wahlen blieb auch die links-nationalistische und prorussische Vaterlandspartei (Vatan Partisi). Unter Doğu Perinçek versteht sie sich als eurasische Bewegung, die einen antieuropäischen und antiamerikanischen Kurs verfolgt. Sie besteht als ultrakemalistische Partei besonders aus Angehörigen des Militärs.24
 
        Bürgerlich-liberaler Nationalismus
 
        Die bürgerlich-liberale Form des Nationalismus stützt sich auf die großstädtische Mittelklasse, Großunternehmer und die Besitzer von Medienmonopolen. Die Inszenierung und Idealisierung einer modernen, nach westlichem Vorbild entwickelten Lebensweise dominieren den liberalen Nationalismus. Dabei wird der Nationalstolz insbesondere aus der westlichen Lebensweise und der ökonomischen Leistung des Landes geschöpft.25
 
        Dieser kulturelle Essenzialismus, der auf der Verherrlichung dieser Lebensweise basiert, mündet in einer stark pro-westlichen Haltung. Die Protagonisten dieses sogenannten bürgerlich-liberalen Nationalismus sehen sich selbst als „Euro-Türken“, ihr Nationalstolz wird auf Verwestlichungsleistungen bezogen. Daher existiert im bürgerlich-liberalen Nationalismus nicht nur ein Klassismus gegenüber aus „unterentwickelten“ und „marginalisierten“ Teilen kommende Menschen, sondern beispielsweise auch ein verdeckter Rassismus gegenüber „unzivilisierten“ Kurden. Mit dem bürgerlich-liberalen Nationalismus hat sich die nationalistische Ideologie zu einem modernen städtischen Ideal entwickelt.
 
        Islamischer Nationalismus
 
        Der türkische Islam und seine unterschiedlichen Bewegungen sind im Kern nicht getrennt vom türkischen Nationalismus zu betrachten. Das Regionalmachtstreben des türkischen Nationalismus fasziniert auch den Islam und seine regionalen Bewegungen. Deren panislamische Losungen fußen auf dem Kernland Türkei, das als hegemoniales Zentrum der islamischen Welt angesehen wird. Die Glorifizierung der osmanischen Zeit, die gegenüber dem Republikanismus beziehungsweise Laizismus und dem geschichtlichen Verlauf des Turkismus hervorgehoben wird, spiegelt auch diese hegemoniale Utopie wider.
 
        Die Mystifizierung der ökonomischen Entwicklung und die Befürwortung einer autarken Nationalökonomie sind Aspekte des Nationalismus der AKP, aber auch der islamistischen SP und der Neuen Wohlfahrtspartei (Yeniden Refah Partisi). Bei den Parlamentswahlen 2018 und 2023 hat sich unter Vorhut der AKP die Volksallianz (Cumhur İttifakı) gebildet, die auch Ergebnis einer engen Koalition mit der rechtsextremen MHP und der nationalistisch-islamistischen Großen Einheitspartei (Büyük Birlik Partisi, BBP) ist.26
 
        Im islamischen Nationalismus zeigen sich nicht nur feindliche Positionen gegenüber Armeniern und Kurden, sondern auch antisemitische Haltungen und rassistische Einstellungen gegenüber nicht-muslimischen Minoritäten wie Aleviten, Aramäer, Christen oder Jesiden.
 
        Radikal turkistischer und rechter Nationalismus
 
        Der radikal turkistische und rechte Nationalismus hat in den vergangenen Jahren an Dynamik gewonnen. Dieser Typus stützt sich auf die historische rassistisch-panturkistische Ideologie und ist Sprössling des offiziellen Nationalismus in seiner radikal turkistischen und rechtsextremen Variante.27 Bislang wurde der turkistische und rechte Nationalismus stark von Parteien wie der MHP und der BBP vertreten. Ihre Mitglieder sind insbesondere unter dem Schlagwort „Graue Wölfe“ bekannt. Doch aufgrund ihrer Koalition mit der AKP sowie durch unterschiedliche Flügelkämpfe erlitt vor allem die MHP als Mutterpartei des türkischen Rechtsextremismus eine tiefe Spaltung. Das ideologische Fundament der MHP bilden gegenwärtig die Vision eines Großtürkischen Reiches (Turan) und der „idealistische Nationalismus“ (Ülkücülük), mit einem ausgeprägten Rassismus und Antisemitismus sowie einer antidemokratischen Grundhaltung. Nach dem Tod des MHP-Führers Türkeş 1997 übernahm Devlet Bahçeli die Parteispitze. Mit ihm begann eine Neustrukturierung der MHP – auch in ihrer Politik gegenüber der AKP unter Erdoğan. Die Annäherung Bahçelis an Erdoğan löste innerhalb der MHP große Widerstände aus, darunter den Austritt führender Köpfe wie Meral Akşener, Sinan Oğan, Ümit Özdağ und Koray Aydın. Unter Vorsitz von Akşener, die zwischen 1996 und 1997 auch Innenministerin der Türkei war, wurde im Oktober 2017 die İYİ gegründet, die derzeit mit 44 Abgeordneten im Parlament vertreten ist. Die İYİ ist eine konservativ-nationalistische Partei, die dem rechtspopulistischen Spektrum zugeordnet werden kann. Kurz nach Gründung der İYİ kam es zu einer erneuten Abspaltung unter Führung von Ümit Özdağ. Dieser gründete im August 2021 die Partei des Sieges (Zafer Partisi, ZP), die in ihrer Programmatik ein Bündel an rechtspopulistischen und völkisch-nationalen Auffassungen vertritt. Bekannt wurde Özdağ auch mit seiner nationalistischen Stimmungsmache gegen Geflüchtete in der Türkei.28 Die ZP hat im Vorfeld der Parlamentswahlen 2023 gemeinsam mit der Gerechtigkeitspartei (Adalet Partisi), der Partei unseres Landes (Ülkem Partisi) und der Partei des Türkei-Bündnisses (Türkiye İttıfakı Partisi) das Wahlbündnis Ahnenbündnis (Ata İttifakı) geschlossen, dessen Präsidentschaftskandidat der ehemalige MHP-Abgeordnete Sinan Oğan war. Im zweiten Wahlgang erklärte Oğan seine Unterstützung für Erdoğan, wogegen Özdağ zur Wahl von Kılıçdaroğlu aufrief.
 
        DIASPORA-NATIONALISMUS
 
        Nachdem die AKP in den 2000er Jahren als Wahlsiegerin hervorgegangen war, begann sie unter Führung von Ahmet Davutoğlu, von 2014 bis 2016 AKP-Vorsitzender und Ministerpräsident der Türkei, mit der Umsetzung eines aktiven Konzepts der türkischen „Diaspora-Politik“, das sich vor allem auf Deutschland und Westeuropa konzentrierte. Dieses Konzept baute auf Soft-Power-Strategien auf und verfolgte eine neue außenpolitische Vorgehensweise. AKP und MHP nutzten dabei gezielt ihre parlamentarische Mehrheit, um das Wahlgesetz zu ändern, um sogenannten Auslandstürk*innen zum ersten Mal die Möglichkeit zu geben, über die türkische Politik mitzuentscheiden, ohne dafür in die Türkei reisen zu müssen.29
 
        Die Wahlergebnisse von 2018 und 2023 haben gezeigt, dass die Mehrheit der türkeistämmigen Wähler*innen in Deutschland für Erdoğan und das Wahlbündnis von AKP und MHP gestimmt haben. Dabei erhielten Erdoğan und seine Volksallianz insgesamt 64,6 Prozent der Stimmen.30 Der entscheidende Faktor für die Wahlerfolge der AKP und der MHP in Deutschland war die politisch-religiöse Einflussnahme durch Lobbyorganisationen, Netzwerke und religiöse sowie ultranationalistische Dachverbände. Diese Organisationen trugen maßgeblich zur Vernetzung und Mobilisierung der Interessen von AKP und MHP hierzulande bei, im Sinne eines strategisch ausgerichteten Diaspora-Nationalismus.31 Dennoch lassen sich die Ursachen für diesen Diaspora-Nationalismus nicht ausschließlich durch die aktuellen Ergebnisse der türkischen Präsidentschafts- und Parlamentswahlen erklären.
 
        Neben den AKP-nahen Strukturen, wie der Union Internationaler Demokraten und Moscheegemeinden wie DİTİB oder die Islamische Gemeinschaft Milli Görüş, ist auch der Einfluss rechtsextremer türkischer Organisationen seit den 2000er Jahren stärker geworden. Mehr als 300 Vereine und Gemeinden sind bundesweit im Umfeld rechtsextremer und ultranationalistischer Dachverbände entstanden, die als Selbsthilfeorganisationen, Moscheegemeinden, Eltern- und Kulturvereine sowie Jugendorganisationen Einfluss auf das soziale Leben von Menschen mit Türkeibezug nehmen. In diesem Lager haben sich mit der Zeit rechtsextreme Dachverbände wie die Türk Federasyon, die Türkisch-Islamische Union Europa und die Europäisch-Türkische Union herausgebildet, die gegenwärtig in Deutschland etwa 18500 Mitglieder zählen.32 Sie haben sich zum Ziel gesetzt, das „Europäische Türkentum“ politisch zu mobilisieren und ihnen extrem rechte Ideologien nahezubringen.33 Im Sinne einer konsequenten Bekämpfung von Rechtsextremismus in Deutschland hat der Bundestag im November 2020 unter dem Motto „Nationalismus und Rassismus die Stirn bieten – Einfluss der Ülkücü-Bewegung zurückdrängen“ einem parteiübergreifenden Antrag der Fraktionen CDU/CSU, SPD, FDP und Bündnis 90/Die Grünen zugestimmt. Darin wurde eine Reihe von Maßnahmen der politischen Bildung und Aufklärung angekündigt, jedoch auch die Prüfung eines Verbots der Vereine der „Ülkücü“-Bewegung in Deutschland.34
 
        Fasst man diese Entwicklungen zusammen, wird deutlich, dass innerhalb der Migrationsgesellschaft ein Diaspora-Nationalismus herangewachsen ist. Dieses Phänomen geht auf vielfältige auslösende Faktoren zurück und stellt somit eine Herausforderung für die politische Bildung und ihre Institutionen dar.
 
        Zum 100. Jahrestag der Republikgründung ist es wichtig, die Komplexität des türkischen Nationalismus und seiner unterschiedlichen Formen zu begreifen und dabei einen kritischen Blick zu bewahren. Eng geknüpft an neo-osmanische und islamische Handlungsformen gewinnen nationalistische Ideen ein immer stärkeres Gewicht in der türkischen Gesellschaft. Bewertung und Umgang dieser Entwicklung erfordern weitere Analysen darüber, mit welchen Narrativen und Konstruktionen der türkische Nationalismus präsentiert wird und welchen Einfluss er auf die Gesellschaft, die Politik und die internationalen Beziehungen hat.
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        DIE AUẞENPOLITIK DER „NEUEN TÜRKEI“
 
        Zwischen hegemonialem Anspruch und Anpassungsdruck
 
        Gülistan Gürbey
 
        Präsident Recep Tayyip Erdoğan und seine seit November 2002 regierende Partei für Gerechtigkeit und Entwicklung (AKP) propagieren das „Jahrhundert der Türkei“01 und die „Neue Türkei“. Innenpolitisch wollen sie sich von der kemalistisch-säkularen „alten“ Türkei abgrenzen und das Land nach außen als neue Führungsmacht in der Region und als einen globalen Akteur definieren. Die strategische Vision für 2023, entwickelt anlässlich des bevorstehenden 100. Jahrestages der Gründung der türkischen Republik im Oktober 2023, sieht vor, dass die Türkei als eine liberale Präsidialdemokratie zu den zehn größten Volkswirtschaften der Welt aufsteigt, die Vollmitgliedschaft in der EU anstrebt und die Beziehungen zu den USA stärkt. Allerdings zeigt die aktuelle Lage das Gegenteil. Die Türkei kämpft mit einer Wirtschafts- und Währungskrise, und die Beziehungen zum Westen sind angespannt. In den vergangenen zehn Jahren hat die türkische Außenpolitik eine aggressivere und stärker militarisierte Ausrichtung angenommen. Nach seinem Wahlsieg im Mai 2023 kündigte Erdoğan jedoch an, die Beziehungen zum Westen zu stärken, außenpolitische Spannungen zu reduzieren und die Zusammenarbeit mit regionalen Nachbarn auszubauen. Dies unterstreicht die seit 2021 erkennbare Tendenz zur Abkehr von einer konfrontativen Außenpolitik.
 
        Im Folgenden soll ein kursorischer Überblick über die Außenpolitik der AKP-Regierung gegeben werden. Dabei sollen sowohl die strategischen Ziele und Antriebskräfte der türkischen Außenpolitik ermittelt als auch die aktive Einflussnahme in verschiedenen Regionen untersucht werden. Außerdem wird der Wandel in der Außenpolitik unter Berücksichtigung von internen und externen Faktoren skizziert.
 
        HEGEMONIE UND STRATEGISCHE AUTONOMIE
 
        Die konfrontative Außenpolitik der Türkei seit 2011 ist geprägt durch einen verstärkten militärischen Einsatz und die Besetzung fremder Territorien. Sie resultiert aus zwei Hauptmotivationen: erstens dem Streben nach mehr strategischer Autonomie in der Außen- und Sicherheitspolitik und zweitens der Nutzung der Außenpolitik für innenpolitische Ziele und die Konsolidierung der Macht. Die Türkei unter Erdoğan will außenpolitisch selbstständiger sein und die Abhängigkeit vom Westen – also von Nato, USA und EU – verringern, aber nicht vollständig brechen. Sie möchte gemäß eigenen Prioritäten und Zielen eigenmächtig entscheiden, mit wem sie Partnerschaften oder Allianzen eingeht und welche außen- und sicherheitspolitischen Mittel sie ergreift.
 
        Strategische Autonomie ist ein Mittel zur Stärkung der eigenen Handlungsfähigkeiten, um Außen- und Sicherheitspolitik zu gestalten und effektiv Einfluss zu nehmen. Sie ist eine Reaktion auf den Wandel der internationalen Nachkriegsordnung, der den Druck zur Anpassung außenpolitischer Strategien erhöht hat und eine stete Neubewertung der jeweiligen außen- und sicherheitspolitischen Lage und der Handlungsoptionen erfordert. Angesichts der Perzeption, dass globale Machtverschiebungen zu einem Rückzug des Westens, zur Schwächung bestehender multilateraler Institutionen und zur Entstehung neuer Machtzentren führen werden, betrachtet die Regierung Erdoğan strategische Autonomie als unverzichtbar. Denn diese ermöglicht es, flexibel auf geopolitische Herausforderungen zu reagieren und neu entstandene geopolitische Spielräume im Sinne der eigenen nationalen Interessen effektiv zu nutzen und Einflusssphären auszudehnen.
 
        Das Interesse an strategischer Autonomie ist jedoch nicht alleine das Ergebnis von äußeren Einflüssen, sondern wird auch von inneren Machtdynamiken, ideologischen Überzeugungen und strategischen Zielen geprägt. Es ist integraler Bestandteil des geostrategischen Konzepts der „strategischen Tiefe“,02 das vom ehemaligen türkischen Außen- und Premierminister Ahmet Davutoğlu entwickelt wurde und das als ideologische Grundlage für die Außenpolitik der Türkei dient. Das Konzept verfolgt eine proaktive und multidimensionale Ausrichtung der türkischen Außenpolitik, basierend auf neo-osmanischen und panislamischen Ideologien.03 Diese umfassen eine dezidierte Rückbesinnung auf die imperiale Größe des Osmanischen Reiches, aus der der Anspruch abgeleitet wird, den Machtradius der Türkei durch strategische Autonomie auf ehemals osmanisch beherrschte Gebiete auszudehnen, die für sie von strategischem und nationalem Interesse sind. Prioritäres Ziel ist es, die Türkei zu einer unumgehbaren Führungsmacht in den angrenzenden Regionen – inklusive Europa, Nordafrika, dem Mittelmeerraum, dem Kaukasus, Westasien und dem Nahen Osten – und zu einem globalen Akteur zu machen.04
 
        Auch gilt es, die Türkei als Wirtschafts- und Energiezentrum zu etablieren und als Energiedrehkreuz zu positionieren, um die strategische Dominanz in diesen Bereichen zu festigen, die Energiesicherheit durch eine Diversifizierung von Energiequellen und -routen zu erhöhen und wirtschaftliche Vorteile als Transitland zu erzielen. Die Versorgung mit Energie ist eine Achillesferse der Türkei. Angesichts eines Mangels an eigenen Energiereserven ist das Land darauf angewiesen, einen Großteil seines Energiebedarfs aus Russland, Iran und Aserbaidschan zu importieren.
 
        Unter Präsident Erdoğan sind der Anspruch, die Bereitschaft und die Fähigkeit zur Gestaltung der internationalen Politik deutlich gewachsen. Dies äußert sich in einem verstärkten Interesse an internationaler Präsenz, einer offensiveren Einflussnahme in internationalen Fragen, den Bestrebungen nach regionaler und globaler Macht, in der Auswahl außenpolitischer Mittel sowie im politischen Stil. Der ideologische Mix aus (Hyper-)Nationalismus, (Pan-)Islamismus und Neo-Osmanismus spiegelt sich in der Zusammensetzung des Regierungsblocks wider, der islamistische und ultranationalistische Kräfte vereint. Diese Regierungskonstellation ist eine treibende Kraft hinter den Großmachtambitionen der Türkei, sei es als Führungsmacht in der islamischen Welt oder unter den turksprachigen Völkern und Staaten. Die Rückbesinnung auf die imperiale Größe des Osmanischen Reiches enthält zugleich eine antiwestliche Komponente und äußert sich in der Vorstellung, dass externe Mächte, einschließlich des Westens, die Einheit der Türkei untergraben wollen und daher die nationale und territoriale Einheit des Landes in Gefahr sei. Dieses Narrativ speist sich aus der historischen Erfahrung des Zerfalls des Osmanischen Reiches und verursacht eine ambivalente Haltung gegenüber dem Westen. Erdoğan, aber auch Regierungsmitglieder bedienen sich dieses Narratives, um außenpolitisches Handeln zu legitimieren und innenpolitische Unterstützung zu generieren. Diesem Zweck dient auch Erdoğans Rhetorik, die hypernationalistisch, sunnitisch-islamistisch, neo-osmanisch, aber auch antikurdisch unterfüttert ist.
 
        POLITIKMIX UND FLUIDE ALLIANZEN
 
        Die Türkei verfolgt unter Erdoğan eine äußerst flexible Strategie zur Erreichung ihrer strategischen Ziele. Eckpfeiler sind eine Mischung aus einer fluiden Allianzenpolitik sowie politische und militärische Mittel, einschließlich einer wachsenden Bereitschaft zur militärischen Gewaltanwendung. Je nach Bedarf und Interessenlage sucht sie Allianzen mit verschiedenen Akteuren, wobei die Beziehungen zur EU und den Nato-Verbündeten zwischenzeitlich als zweitrangig betrachtet werden. Diese flexible Strategie ermöglicht es, die eigene Manövrierfähigkeit zu erweitern und die eigene Handlungsfähigkeit zu stärken.
 
        In den vergangenen 20 Jahren wurden die Grundlagen für aktive Einflussnahme und eine eigenständigere Außenpolitik institutionell gestärkt, insbesondere durch eine stark personalisierte Außen- und Sicherheitspolitik, die Aufwertung des türkischen Geheimdienstes und den Ausbau der Militärtechnik und der Rüstungsindustrie. Mit dem Übergang zum Präsidialsystem 2018 ist die Außen- und Sicherheitspolitik endgültig zur Domäne Erdoğans geworden, da sie nun primär von seinen Direktiven abhängig ist. Zudem ist die Loyalität zum Präsidenten zu einem entscheidenden Kriterium für die Rekrutierung von Personal geworden. Unter Hakan Fidan, einem engen Vertrauten Erdoğans und dem neuen Außenminister, wurden die operationellen Fähigkeiten und Kapazitäten des türkischen Geheimdienstes erheblich gestärkt. Dieser spielt eine Schlüsselrolle bei der Umsetzung strategischer Ziele und hat sich als operativer Wegbereiter in verschiedenen Konflikten erwiesen, darunter in Syrien, Libyen und Irakisch-Kurdistan. Diese geheimdienstlichen Einsätze trugen maßgeblich dazu bei, die Ausgangs- und Verhandlungsposition der Türkei erheblich zu stärken und eigene Interessen umzusetzen. In seiner Position als Geheimdienstchef spielte Fidan eine oft unsichtbare, aber äußerst einflussreiche Rolle bei den globalen Aktivitäten und strategischen Manövern der Türkei. Seine Ernennung zum Außenminister betont die enge Verknüpfung zwischen Geheimdiensttätigkeiten und politischer Führung und markiert einen bedeutenden Schritt in der türkischen Außenpolitik. Fidans umfangreiche Erfahrung in verschiedenen Bereichen verschafft der türkischen Außen- und Sicherheitspolitik einen Wettbewerbsvorteil. Gleichzeitig stellt seine Ernennung jedoch eine Herausforderung für westliche Partner dar, da sie auch die Dynamik der türkischen Außenpolitik verändert.
 
        In der Rüstungspolitik setzt die Regierung auf den permanenten und raschen Ausbau der Militärtechnologie und der Rüstungsindustrie, um die Entwicklung eigener Waffensysteme – Raketen, Panzer – und sogar eines eigenen Raumfahrtprogramms voranzutreiben. Auch sollen die operativen Fähigkeiten und Kapazitäten der Luft-, Land- und Seestreitkräfte gezielt gestärkt und die rüstungspolitische Abhängigkeit vom Westen reduziert werden.05 Besonders in der Drohnentechnologie erzielte die Türkei einen Durchbruch und erreichte Weltniveau.06 So werden türkische Drohnen auf vielen Kriegsschauplätzen erfolgreich eingesetzt, erprobt und kontinuierlich weiterentwickelt, unter anderem in Syrien oder Libyen, bei Erkundungen im Streit um umstrittene Erdgasvorkommen im östlichen Mittelmeer, aber auch in der Autonomen Region Kurdistan im Nordirak gegen die militante Arbeiterpartei Kurdistans (Partiya Karkerên Kurdistanê, PKK). Zusätzlich steigerte die Türkei ihre militärstrategischen Kapazitäten und Fähigkeiten durch den Ausbau von mehr als zehn Militärstützpunkten in verschiedenen Teilen der Welt, darunter in Albanien, Aserbaidschan, der Autonomen Region Kurdistan im Nordirak, Bosnien-Herzegowina, Katar, Kosovo, Mali, Nordzypern, Somalia und Sudan.
 
        REGIONALE EINFLUSSNAHME UND ZIELKONFLIKTE
 
        Unter Präsident Erdoğan dehnte sich der regionale Einflussbereich der Türkei erheblich aus. Die Regierung knüpfte an die proaktive und multidimensionale Außenpolitik an, die nach dem Ende des Kalten Krieges in der Amtszeit von Turgut Özal als Staatspräsident (1989–1993) begonnen hatte. Bis zum sogenannten Arabischen Frühling, den Protesten, die 2011 in der arabischen Welt gegen die dortigen autoritären Regime ausbrachen, nutzte die AKP-Regierung politische, wirtschaftliche, diplomatische und kulturelle Mittel als Soft Power, um ihren Einfluss im Nahen Osten, auf dem Balkan, im Kaukasus und in Afrika auszubauen. Geleitet vom Prinzip der sogenannten „Null-Problem-Politik“07 mit den Nachbarn sollte die Türkei durch eine konstruktive Politik in der Region und weltweit an Respekt gewinnen und daraus ihren internationalen Einfluss ziehen. So investierte die Regierung in die Verbesserung ihrer historisch angespannten Beziehungen zu Irak, Iran, Russland und Syrien und startete Initiativen zur Wiederaufnahme diplomatischer Beziehungen zu Armenien – die letztlich jedoch gescheitert sind. Sie agierte auch als Vermittlerin in verschiedenen Konflikten, darunter im Gaza-Krieg von 2008/09. Besonderes Augenmerk richtete die Regierung auf die Neuausrichtung ihrer Beziehungen zu Syrien, das zuvor als „Feind“ betrachtet wurde. Dies geschah vor allem in den Jahren 2003 bis 2009 durch militärische und wirtschaftliche Abkommen; 2004 wurde Visafreiheit eingeführt und 2009 eine Freihandelszone geschaffen. Syrien diente als wichtiges Tor zu den lukrativen Märkten Ägyptens, Jordaniens und der Golfstaaten. Diese Annäherung half auch dabei, die strategische Rivalität mit dem Iran einzudämmen und dessen Unterstützung für die kurdische PKK zu unterbinden, wodurch die Türkei ihre Kontrolle über die regionale Dimension der Kurdenfrage behielt. Die Bekämpfung der PKK, die Eindämmung kurdischer Selbstbestimmungsbestrebungen und die Verhinderung der Entstehung eines kurdischen Staates beziehungsweise kurdischer Autonomie sind traditionell wichtige Ziele der türkischen Außen- und Sicherheitspolitik, die bis heute durch Kontinuität unter Einsatz von militärischer Gewalt gekennzeichnet sind.
 
        Vor allem in Afrika, auf dem Balkan und in Zentralasien wurde die Türkei unter Erdoğan zu einem bedeutenden Akteur. Nach ihrer Machtübernahme 2002 weitete die Regierung im Laufe der Jahre ihr diplomatisches Netzwerk aus und erhöhte die Zahl der Flugverbindungen. Sie verfolgte eine umfassende Agenda, die von wirtschaftlicher Zusammenarbeit, Handel, Investitionen und Entwicklungshilfe über Gesundheitsdienste, Bildung, kulturelle Zusammenarbeit, religiöse und zivilgesellschaftliche Aktivitäten bis hin zu Rüstungs- und Militärkooperation reichte.08 Die einstige Verbündete, die islamisch-nationalistische Fethullah-Gülen-Bewegung09 unterstützte dabei die Regierung bis 2012 in diesen Regionen aktiv durch ihre vielfältigen Netzwerke. Mit dieser vielschichtigen Regionalpolitik bediente die Regierung die ökonomischen Interessen islamisch-konservativer Unternehmer in der Türkei – die sogenannten „Anatolischen Tiger“ –, diversifizierte ihre wirtschaftlichen und militärischen Beziehungen und präsentierte sich als regionaler wie globaler Akteur. Ab Mitte der 2000er Jahre baute die Regierung ihre Beziehungen zu den turksprachigen Staaten in Zentralasien, darunter Kasachstan, Kirgisistan, Tadschikistan, Turkmenistan und Usbekistan, insbesondere in den Bereichen Handel, Energie und Sicherheit aktiv aus. Strategisches Ziel ist es, eine türkische Einflusssphäre von der Adria bis nach China zu schaffen und die Gemeinschaft der Turkvölker unter türkischer Führung als Machtfaktor in Eurasien zu etablieren. Infolge dieser Kooperationen entstand 2009 der sogenannte Türkische Rat, der 2021 in Organisation der Turkstaaten umbenannt wurde. Mitglieder sind neben der Türkei Aserbaidschan, Kasachstan, Kirgisistan und Usbekistan, während Ungarn und Turkmenistan den Status als Beobachter haben.
 
        Die auf Soft Power setzende Außenpolitik der Regierung Erdoğan verlagerte sich im Zuge des Arabischen Frühlings 2011 und parallel zur innenpolitischen Autokratisierung immer mehr in Richtung einer aggressiven und konfrontativen Politik unter Einsatz von Hard Power. Die regionalen Entwicklungen – wie der Krieg in Syrien und der Kampf gegen den sogenannten Islamischen Staat (IS) – sowie die angesprochenen, ideologisch geleiteten neo-osmanisch-hegemonialen Machtprojektionen beförderten diesen Trend. Dies schlug sich auch in flexiblen Allianzen, insbesondere mit Russland, nieder, um einerseits konkrete geopolitische, wirtschaftliche, sicherheits- und energiepolitische Interessen verfolgen, andererseits aber auch darüber hinausreichende hegemoniale Machtambitionen durchsetzen zu können. So wurden nicht nur der Irak und Syrien, sondern auch Libyen, das östliche Mittelmeer und der aserbaidschanisch-armenische Konflikt in Bergkarabach Schauplätze, auf denen die Türkei ihre Interessen mit militärischen Mitteln durchzusetzen suchte.
 
        Im Syrien-Konflikt verfolgten Erdoğan und seine Regierung eine pro-islamisch-sunnitische und antikurdische Politik, um die regionale Vormachtstellung der Türkei zu stärken und mit den Folgen des Krieges umzugehen. Neben der Bewältigung der Flucht von rund vier Millionen Menschen in die Türkei war und ist es ein ausdrückliches Ziel, die Entstehung einer kurdischen Autonomie oder eines kurdischen Staates zu verhindern und entlang der türkisch-syrischen Grenze eine „kurdenfreie“ Sicherheitszone zu etablieren. In diesem Kontext bekämpft das türkische Militär dort auch die syrisch-kurdische Partei der Demokratischen Union (Partiya Yekîtiya Demokrat, PYD), die als Ableger der PKK in Syrien gilt, sowie deren bewaffneten Arm, die Volksverteidigungseinheiten (Yekîneyên Parastina Gel, YPG), und das von ihnen kontrollierte Selbstverwaltungsgebiet „Rojava“ (Kurdisch: Westkurdistan). Die USA unterstützen hingegen die YPG militärisch im Kampf gegen den IS, was ein Dorn im Auge Ankaras ist. Angesichts des russischen Eintritts in den Syrien-Krieg im September 2015 suchte Erdoğan schnell die Zusammenarbeit mit Russland und dem Iran, um seinen Handlungsspielraum im Konflikt zu erweitern und gleichzeitig Druck auf die USA auszuüben, damit diese ihre Unterstützung für die kurdische YPG beenden. Das türkische Militär marschierte gemeinsam mit ihren radikal-islamistischen und ultranationalistischen Milizen, der sogenannten Syrisch-Nationalen Armee, mehrmals völkerrechtswidrig in die kurdischen Gebiete in Nordsyrien ein und besetzte weite Gebiete, die seither als De-facto-Protektorate unter türkischer Hoheit und Verwaltung stehen und von ihren Söldnertruppen kontrolliert werden, etwa in der mehrheitlich kurdisch besiedelten Region Afrin, die infolge des völkerrechtswidrigen militärischen Einmarsches im März 2018 eingenommen wurde.10 Nicht zuletzt führte die energie- und rüstungspolitische Kooperation mit Russland, insbesondere der Kauf der russischen S-400 Raketensysteme im September 2017, zu einer Verschlechterung der Beziehungen zwischen der Türkei und den USA.
 
        Im Konflikt mit Griechenland und Zypern über die Ausbeutung von Erdgasfeldern und die Festlegung maritimer Interessensgebiete im östlichen Mittelmeer setzte die türkische Regierung seit der Entdeckung größerer Erdgasvorkommen Ende der 2000er Jahre auf eine Strategie der Eskalation, um den Einflussbereich der Türkei gemäß ihrer Militärdoktrin „Blaues Heimatland“ („Mavi Vatan“)11 als führende Seemacht im Schwarzen Meer, der Ägäis und im Mittelmeer auszudehnen. Diese Doktrin legt ebenfalls fest, dass die Türkei ihre nationalen Interessen in einer erweiterten Einflusszone einschließlich des Horns von Afrika und des Persischen Golfs, auch unter Einsatz militärischer Mittel, verfolgt. Die EU sah die Erdgasbohrungen in den umstrittenen Meeresgebieten, begleitet von Kriegsschiffen und die damit einhergehende Eskalation, wie zum Beispiel im Mai 2020, als eine militärische Provokation und reagierte mit Teilsanktionen, darunter Kürzungen von EU-Finanzmitteln und Sanktionen gegen Personen und Unternehmen, die an den Bohrungen beteiligt waren. Daraufhin drohte die Türkei, die Zusammenarbeit mit der EU in der Flüchtlingsfrage zu beenden, die seit der Flüchtlingsvereinbarung vom März 2016 besteht. Im März 2020 öffnete die Türkei für Flüchtlinge vorübergehend ihre Grenze zu Griechenland, was Griechenland und die EU unter erheblichen Druck setzte.
 
        In Libyen unterstützten Erdoğan und seine Regierung das international anerkannte Regime mit Waffenlieferungen und der Entsendung von pro-türkischen Söldnergruppen aus Syrien.12 Im November 2019 wurde ein umstrittenes bilaterales See- und Militärabkommen zwischen der Türkei und Libyen geschlossen.13 Dieses Abkommen, das von Griechenland, Zypern, Ägypten und der EU als völkerrechtswidrig angesehen wird, war eine Reaktion auf die Gründung des East Mediterranean Gas Forums durch Ägypten, Griechenland, Israel und Zypern im Januar 2019. Das bilaterale Abkommen sichert Libyen militärische Unterstützung zu und legt gleichzeitig eine gemeinsame exklusive Wirtschaftszone beider Staaten fest, die sich von der Türkei bis Nordafrika erstreckt. Auf diese Weise konnte Ankara einen erheblichen Teil des östlichen Mittelmeeres für sich beanspruchen, in dem reiche Erdgasvorkommen vermutet werden. Innerhalb dieses Seegebiets liegen aber auch griechische Inseln wie Karpathos, Kasos, Kreta und Rhodos.
 
        Im Bergkarabach-Konflikt leistete die türkische Regierung ihrem „Bruderstaat“ Aserbaidschan im Herbst 2020 militärische Unterstützung, unter anderem mit Drohnen und Söldnern. Aserbaidschan ist traditionell ein enger Verbündeter und wichtiger Erdöl- und Erdgaslieferant. Mithilfe der türkischen Unterstützung eroberte Aserbaidschan Bergkarabach zurück. Dieser Sieg schuf die Grundlage für die Verwirklichung des sogenannten Zangezur-Korridors.14 Diese Route verbindet die Türkei mit Aserbaidschan über armenisches Territorium und eröffnet die Möglichkeit, in Richtung Zentralasien und China zu expandieren. Sie verschafft der Türkei Zugang zu den Energieressourcen in der Kaspischen Region und ermöglicht es ihr, Europa direkt und ohne Umweg über Russland und Iran mit Energie zu versorgen.
 
        Die Folgen der militärischen Eskalationsstrategie und der neo-osmanischen Machtprojektionen sind zwiespältig. Einerseits konnte die türkische Regierung erheblichen Einfluss in der Region gewinnen und sich strategische Vorteile verschaffen. Andererseits führte diese Politik zu einer wachsenden Isolation der Türkei unter ihren unmittelbaren Nachbarn und westlichen Partnern. Mit sämtlichen Anrainerstaaten, darunter Ägypten, Griechenland, Israel, Saudi-Arabien und die Vereinigten Arabische Emirate, geriet die Regierung zunehmend in Konflikt, und der Westen wurde sogar mehr und mehr zum Feindbild und Hindernis auf dem Weg zur aufstrebenden Regionalmacht.
 
        Die gegenwärtig anhaltende Wirtschaftskrise und die Entwicklungen im regionalen Machtgefüge machten schließlich jedoch einen Kurswechsel erforderlich. Seit 2021 ist die Regierung bemüht, die belasteten Beziehungen zu ihren Nachbarländern wieder zu verbessern, um die Türkei in der sich neu ordnenden Region nicht weiter zu isolieren, insbesondere vor dem Hintergrund der seit 2020 gestärkten Allianzen zwischen Israel und den Golfstaaten. Gleichzeitig sucht die Türkei potenzielle Investoren aus Saudi-Arabien oder den Vereinigten Arabischen Emiraten, um die aktuelle Finanz- und Wirtschaftskrise zu bewältigen. Die Annäherung an das syrische Regime erfolgte auch vor dem Hintergrund einer wachsenden Bereitschaft in der Region, diplomatische Beziehungen mit dem wieder gestärkten Assad-Regime aufzunehmen, wie es beispielsweise 2021 die Vereinigten Arabischen Emirate und im Mai 2023 die Arabische Liga getan hatten.
 
        Nicht zuletzt konnte sich Präsident Erdoğan im Kontext des russischen Angriffskrieges auf die Ukraine seit Februar 2022 als starker Anführer auf der internationalen Bühne inszenieren. Er positionierte sich als unverzichtbarer Vermittler und trug gemeinsam mit den Vereinten Nationen erfolgreich zur Vermittlung des Getreideabkommens zwischen Russland und der Ukraine bei. Zugleich nutzte Erdoğan seine Vermittlerposition innerhalb der Nato als Druckmittel, indem er bis März 2023 den Beitritt Finnlands und bis Juli 2023 den Beitritt Schwedens blockierte. Ziel war es, kurdenpolitische und rüstungspolitische Zugeständnisse zu erzwingen, auch hinsichtlich der Lieferung von F-16-Kampfjets der USA an die Türkei. Auch wenn die westlichen Bündnispartner diese Vermittlerrolle unterstützen, sind die zentralen Probleme in den Beziehungen, die insbesondere durch den Kauf russischer S-400 Raketensysteme und die türkische Nichtbeteiligung an den Sanktionen gegen Russland entstanden sind, nicht überwunden.
 
        AUSBLICK
 
        Ob der aktuelle außenpolitische Kurs, der auf eine Neujustierung der konfrontativen Strategie in der Region und im Verhältnis zum Westen abzielt, vorübergehend ist oder nachhaltig sein wird, bleibt vorerst abzuwarten. Fakt ist jedoch, dass dieser Kurs auf den doppelten Anpassungsdruck zurückzuführen ist, der sowohl von regionalen als auch von inneren, insbesondere wirtschaftlichen Zwängen ausgeht. Die prekäre wirtschaftliche Lage ist eine Schwachstelle der Türkei und erfordert eine Verbesserung der angespannten Beziehungen, insbesondere zu westlichen Partnern. Allerdings bedeutet dies nicht zwangsläufig eine Abkehr von der bisherigen außenpolitischen Autonomie und den flexiblen Bündnissen, insbesondere jenem mit Russland. In einer instabilen multipolaren Weltordnung werden nach wie vor eigene strategische Interessen, geopolitische Positionierungen und Machtprojektionen das außenpolitische Handeln prägen, was zwangsläufig geopolitische Spannungen und außenpolitische Zielkonflikte mit sich bringen wird. Trotz der geostrategischen Bedeutung der Türkei als Schlüsselakteur in der von den USA angeführten Strategie zur Eindämmung von Russland und China sowie zur Verhinderung eines Bündnisses zwischen Russland, China und Iran dürften die Beziehungen zum Westen weiterhin kompliziert bleiben. Gleichzeitig eröffnet diese Strategie der Türkei Handlungsspielräume und stärkt ihre geopolitische Position. Präsident Erdoğan und seine Regierung werden weiterhin bestrebt sein, diese Spielräume maximal und autonom auszuschöpfen und gleichzeitig Spannungen mit dem Westen in einem kontrollierten Rahmen zu halten, um eine vollständige Entfremdung zu vermeiden.
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        VERFASSUNGSPOLITIK „TÜRKISCHER ART“
 
        Verfassungsänderungen als Mittel des Machtgewinns und Machterhalts in der Türkei
 
        Günter Seufert
 
        Wer gehofft hatte, die Türkei würde nach den Parlaments- und Präsidentschaftswahlen im Mai 2023 innenpolitisch in ruhigeres Fahrwasser gleiten, hat sich getäuscht. Zwar ist mit dem Sieg von Staatspräsident Recep Tayyip Erdoğan, seiner Partei für Gerechtigkeit und Entwicklung (Adalet ve Kalkınma Partisi, AKP) und ihres Bündnisses mit kleineren nationalistischen und islamistischen Parteien die Machtfrage wohl längerfristig geklärt. Denn das Bündnis der Opposition ist zerfallen und die Hauptoppositionspartei von einem gnadenlosen Richtungs- und Führungskampf gebeutelt. Trotzdem bläst die Regierungsfront weiter zur Attacke.
 
        Ihr Angriff ist auf zwei Ziele gerichtet: Kurzfristig möchte Erdoğan bei den für März 2024 angesetzten Kommunalwahlen die Rathäuser von Istanbul und Ankara sowie von Antalya, Adana und Mersin zurückerobern, die seine Partei bei den vorhergehenden Lokalwahlen 2019 verloren hat. Gegenwärtig werden fünf der sechs größten Städte der Türkei, ihre wirtschaftlichen, politischen und kulturellen Zentren, von Widersachern Erdoğans regiert. Dem soll ein Ende gesetzt werden. Trotzdem bläst die Regierungsfront weiter zur Attacke.
 
        Das zweite Ziel der Regierung ist längerfristig angelegt und von grundsätzlicher Art. Zum hundertsten Jahrestag der Republik am 29. Oktober 2023 will Erdoğan den institutionellen und politischen Umbau des Staates abschließen, den er – nach dem fehlgeschlagenen Putschversuch 201601 – mit der vollständigen Entmachtung des Militärs und 2018 mit der Einführung eines Präsidialsystems „türkischer Art“ begonnen hat.02
 
        Staatsgründer Kemal Atatürk hatte 1923 die Republik als strikt säkularen Staat organisiert. Atatürks Republik wurde von einer nach Europa ausgerichteten Elite regiert, die der frommen Mehrheit der Bevölkerung politisch, wirtschaftlich und kulturell sehr enge Grenzen setzte. Der heutige türkische Präsident will den Staat so umformen, dass dessen Gesetze und Institutionen die Weltsicht, die Sittlichkeit und die Moral, kurz die Identität des islamisch-konservativen Teils der Bevölkerung widerspiegeln.
 
        Formal soll dieses Ziel durch eine neue Verfassung erreicht werden. Um die dafür notwendige politische Dynamik herzustellen, hetzt die Regierung den frommen Teil der Gesellschaft gegen den säkularen auf und lässt es gleichzeitig zu, dass militante konservative Gruppen den säkularen Teil der Bevölkerung einschüchtern.
 
        HOMOPHOBIE ALS INSTRUMENT
 
        Ein Anzeichen dafür, wie weit dieser Prozess fortgeschritten ist, ist die Lage der LGBTI+ Community. Im Juni 2013 konnten in Istanbul noch fast 100000 Menschen unbehelligt an der jährlichen Pride-Parade teilnehmen. Im Juni 2023 dagegen war der zentrale Taksim-Platz zur Verhinderung der Pride weiträumig abgesperrt, bewacht von Tausenden Polizisten, darunter Abteilungen der Anti-Terror-Einheit, bestückt mit halbautomatischen Gewehren.
 
        In den vorangegangenen Monaten hatte der Präsident im Wahlkampf Homosexuelle und Transpersonen als zentrale Bedrohung für Nation und Staat gebrandmarkt und sie immer wieder in einem Atemzug mit der Arbeiterpartei Kurdistans (Partiya Karkerên Kurdistanê, PKK) und der Organisation des im US-Exil lebenden Predigers Fethullah Gülen genannt, die in der Türkei unter der Bezeichnung „FETÖ“ auf der Terrorliste steht.03 Bereits im Jahr davor war für Erdoğans damaligen Innenminister Süleyman Soylu die „Finanzierung der LGBTI+ Bewegung durch westliche Staaten“ ein noch gefährlicherer Vorstoß zur Schwächung und Zerstörung der Türkei als die von Soylu behauptete Unterstützung des Westens für die PKK und „FETÖ“.04 In der heißen Phase des Wahlkampfs übernahm Erdoğan diese Rhetorik und behauptete nun ebenfalls, die Bewegung sei ein weiteres Instrument globaler westlicher Unterminierung. Sie sei Gift für die Institution der Familie, die die Grundlage von Staat und Nation darstelle. Nur das Regierungslager schütze die türkische Familie. Alle anderen Parteien betrieben die Propaganda der Homosexuellen, weshalb die Wähler sich zwischen dem Schutz der Familie und der Parteinahme für „die Perversen“ entscheiden müssten.05
 
        Wie das Vorgehen gegen die Pride-Parade zeigt, ist die Kampagne gegen die LGBTI+ Community längerfristig angelegt und war nicht nur ein Mittel, um die Wahlen zu gewinnen. So nahm die Polizei in der ersten Juniwoche in Istanbul-Kadıköy vorübergehend Zuschauer des britischen Films „Pride“ von 2014 fest, der Solidaritätsaktionen von Homosexuellen mit streikenden Minenarbeitern zeigt. In diesem Zusammenhang stellte der Gouverneur Istanbuls, Davut Gül, auf Twitter klar, dass künftig keinerlei Aktivitäten mehr geduldet würden, die die Institution der Familie bedrohten.06
 
        Aggressivem Vorgehen islamistisch-nationalistischer Kreise begegnen die Behörden dagegen mit Unbekümmertheit, wenn nicht gar mit Wohlwollen. So konnte am 17. Juni 2023 in Izmir eine Gruppe von islamistischen und nationalistischen Aktivisten Homosexuelle und Transpersonen bedrohen, die sich im Garten der örtlichen Rechtsanwaltskammer versammelt hatten.07 Am 9. Juli versuchte in Istanbul-Fatih eine Gruppe agitierter Männer und Frauen, eine Ausstellung der Istanbuler Stadtverwaltung zu stürmen. Die Ausstellung, die die einhundertjährige Entwicklung der türkischen Kunst seit der Staatsgründung thematisierte, fördere Perversität und vertrage sich nicht mit der moralischen Textur der nationalen türkischen Kultur, so die Demonstranten.08 Tags darauf verteidigte der Fraktionssprecher der AKP im Istanbuler Stadtrat die Aktion. Die Ausstellung „störe das Empfinden des durchschnittlichen Türken und seiner Familie“.09 Mit ihr „werde Politik gemacht“, und sie „vertiefe die gesellschaftlichen Bruchlinien“. Sie sei nicht nur für den betreffenden Stadtteil untragbar, in dem eine besonders religiöse Atmosphäre herrsche. Vielmehr bilde Istanbul „mit all seinen materiellen und geistigen Schätzen eine Einheit, und wir [die Regierungspartei] sind im Namen unserer Nation entschlossen, diese Einheit zu schützen“. Das bedeutet, dass die Regierung das Monopol auf legale politische Betätigung beansprucht. Sie bestimmt, was den Türken Sitte und Moral sind, und ein besonderer kultureller Charakter Istanbuls gibt ihr das Recht, ihre Vorstellung von Sitte und Moral für die ganzen Stadt – und wohl auch für das Land – verpflichtend zu machen.
 
        Die übersteigerte Empörung über die LGBTI+ Community ist freilich nur ein Mittel dafür, eine Hegemonie konservativer Moral zu errichten, dadurch die Spielräume von Andersdenkenden einzuschränken und so die politische Herrschaft des Regierungslagers langfristig zu sichern.
 
        Ein weiterer Schauplatz der Auseinandersetzungen sind Konzerte und Festivals, besonders die Auftritte von Frauen. Seit die Sängerin Melek Mosso einen ihr zugesprochenen Preis allen Frauen widmete, die „in dieser Gesellschaft seit Jahrhunderten aufgrund ihres Frauseins (…) verurteilt, herumgestoßen und marginalisiert worden sind“,10 wurden nahezu alle ihre öffentlichen Auftritte verboten. Wegen einer missinterpretierten Textstelle in einem ihrer Lieder drohte Erdoğan der türkischen Pop-Ikone Sezen Aksu bereits 2022 damit, ihr die „Zunge auszureißen“,11 und die Sängerin Gülşen wurde wegen einer lockeren Bemerkung über religiöse Schulen zu einer Freiheitsstrafe auf Bewährung verurteilt.
 
        Ausgelöst durch Beschwerden konservativer Gruppen wurden seit dem Frühjahr 2022 eine ganze Reihe von Festivals und Freiluftkonzerten von AKP-Stadtverwaltungen oder Provinzgouverneuren der Zentralregierung verboten. Am 7. Juli 2021 schließlich forderte im westanatolischen Balıkesir eine „Zivilgesellschaftliche Plattform“, der unter anderem der konservative Unternehmerverein MÜSIAD angehört, ein generelles Verbot von Festivals und Popkonzerten in der bisherigen Form. Die Veranstaltungen verleiteten die Jugend dazu, „unsittliche und von der Religion verbotene Beziehungen“ zu knüpfen, weshalb die Zuschauer nach Geschlecht getrennt werden müssten.12
 
        Für die Regierungspartei eskalierte der neu ernannte Minister für Bildung und Erziehung, Yusuf Tekin, den Streit, indem er forderte, reine Mädchenschulen zu eröffnen. Dies entspreche dem Wunsch vieler Eltern und sei deshalb ein Schritt zu mehr Freiheit und Demokratie.13 Prompte Unterstützung erhielt der Minister von Mustafa Destici, Vorsitzender der radikalislamisch-nationalistischen Partei der Großen Einheit (Büyük Birlik Partisi), einem der Bündnispartner Erdoğans. Er forderte, nicht nur Schulen, sondern auch Universitäten und Krankenhäuser zu eröffnen, die Frauen vorbehalten sind. Kritiker solcher Vorstellungen erklärte er unumwunden zu „Feinden des Glaubens und der Religion“.14 Destici kann sich der Solidarität von zwei islamistischen Parteien sicher sein, die Erdoğan vor den Parlaments- und Präsidentschaftswahlen im Mai 2023 in sein Bündnis integriert hat – die Neue Wohlfahrtspartei (Yeniden Refah Partisi) und die prokurdische Partei der Freien Sache (Hür Dava Partisi), deren Abkürzung Hüda Par sich als „Partei Gottes“ lesen lässt. Beide verlangen Änderungen des Zivilgesetzbuchs zum „Schutz der Familie“, die sich zum Nachteil der Frauen auswirken würden. Die Hüda Par fordert, Ehebruch und Homosexualität unter Strafe zu stellen. Dies diene dem Erhalt der Menschheit und sei die „Erfüllung eines Menschenrechts“.15
 
        NEUE VERFASSUNGSKAMPAGNE 2023
 
        Vor Diskursen dieser Art sind die Ankündigungen des Regierungslagers zur Einführung einer neuen Verfassung zu verstehen. Erdoğans juristischer Chefberater, Mehmet Uçum, kündigte eine Verfassung an, die „dem Willen und den Forderungen des Volkes“ entspricht und nicht den Interessen der Eliten. Die neue Verfassung soll „sowohl individuelle als auch kollektive Rechte und Freiheiten“ garantieren und die „materielle und moralische Existenz des Staates“ schützen. Das „Volk“ soll ein Recht auf Gesetzesinitiativen haben und an juristischen Prozessen mitwirken können.16
 
        Wie für den Staatspräsidenten bildet „das Volk“ auch für Uçum eine in sich geschlossene sittlich-moralische Einheit. Diese Einheit steht in einem unüberbrückbaren Gegensatz zu den säkularen, „verwestlichten“ Eliten, die nicht länger als legitime politische Akteure zählen. Beteiligt sich ein so imaginiertes Volk an der Gesetzgebung und an der Urteilsfindung von Gerichten, wird die Gewaltenteilung ausgehebelt. Es braucht sie nicht mehr, denn alle staatlichen Institutionen sind vom selben Geist durchdrungen.
 
        Auch Devlet Bahçeli, der Vorsitzende der rechtsextremen Partei der Nationalistischen Bewegung (Milliyetçi Hareket Partisi, MHP) und Erdoğans wichtigster Bündnispartner, hält wenig von Gewaltenteilung. Er fordert ebenfalls eine neue Verfassung. Für ihn soll sie primär dazu dienen, die Kompetenzen des Verfassungsgerichts zu beschneiden. Denn den Verfassungsrichtern mangele es gegenwärtig an nationaler Gesinnung und an Liebe zum Vaterland.17
 
        Die größte Resonanz bei muslimisch-konservativen Wählern versprechen freilich Homophobie sowie der Topos von der Zerstörung der Familie, weshalb der Staatspräsident für die Notwendigkeit einer neuen Verfassung direkt auf diese Themen Bezug nimmt.18 Erdoğans Verfassungskampagne schmiedet die mittlerweile fünf Parteien des Regierungslagers zusammen und stellt gleichzeitig die drei religiös-konservativen Parteien,19 die zur Opposition zählen, vor eine Zerreißprobe. Gelingt es der Regierung, eine neue Verfassung durchzusetzen, wird sie die konservative Moral allgemeinverpflichtend machen und die Exekutive, die Legislative und die Judikative daran binden. Die Verfassung wird den legalen politischen Spielraum für die Opposition weiter einschränken und damit der Festigung der Macht der jetzigen Regierung dienen.
 
        Hinsichtlich der ideologischen Gesichtspunkte wäre eine Verfassungsänderung im Sinne Erdoğans eine dramatische Veränderung für die Türkei. Doch die Methode, Verfassungsänderungen als Mittel zur Festschreibung von Machtverhältnissen zu nutzen, ist in der Türkei seit Langem wohlbekannt.
 
        VERFASSUNGSÄNDERUNG 2017: PRÄSIDIALSYSTEM
 
        Mit seiner gegenwärtigen Initiative versucht Erdoğan nun bereits zum dritten Mal, das Instrument der Verfassungsänderung zur Konsolidierung und zum Ausbau seiner Macht zu nutzen. Die bisher letzten Schritte in diese Richtung waren seine Kampagne für die Einführung des Präsidialsystems und das für ihn erfolgreiche Verfassungsreferendum vom 16. April 2017. Schon damals stand der Widerspruch zwischen dem gläubigen Volk und einer ihm entfremdeten Elite im Mittelpunkt der Propaganda des Staatspräsidenten. Bereits in jenen Tagen behauptete Erdoğan, die Gewaltenteilung sei ein Mittel, das gläubige Volk von der Macht fernzuhalten. Die säkulare Elite schränke das Handeln der vom Volk gewählten konservativen Regierung ein und nutze dazu die von ihr gestaltete Verfassung, die von ihr gemachten Gesetze und die von ihr beherrschten Institutionen, primär das Militär und die Justiz. Die Lösung liege in der Einführung eines Präsidialsystems, in dem ein vom Volk direkt gewählter Präsident, der die Identität und die Anliegen des Volkes verkörpert, mit großer Machtfülle dem Volkswillen zum Durchbruch verhilft und so Demokratie schafft.20
 
        Die Realität des türkischen Präsidialsystems kommt diesem Modell erschreckend nahe. Durch den exzessiven Gebrauch von Verordnungen mit Gesetzeskraft unterminiert der Präsident das Gesetzgebungsmonopol des Parlaments. Das Budgetrecht der Abgeordneten und ihre Möglichkeiten zur Kontrolle der Regierung sind stark eingeschränkt. Der Staatspräsident hat direkten Einfluss auf die Zusammensetzung der höchsten Gerichte und auf den Rat der Richter und Staatsanwälte, der die Ernennung und Beförderung der Richterschaft bestimmt. Die Folge sind eine hochgradig politisierte Justiz und große Rechtsunsicherheit, die auch daher rührt, dass sich niedere Gerichte und staatliche Institutionen weigern, Entscheidungen des Verfassungsgerichts und des Europäischen Gerichtshofs für Menschenrechte umzusetzen. Der Staatspräsident ernennt ohne Mitwirkungsrechte anderer die oberen Ränge aller staatlichen Institutionen. Das hat zu einer Verschmelzung von Partei und Staatsapparat, zu großflächiger Korruption21 und zum Verlust von rechtsgebundenem und vorhersehbarem Handeln staatlicher Institutionen geführt. Die Zentralbank hat ihre Unabhängigkeit verloren, und die Angaben des Statistischen Amts gelten weithin als geschönt. Der Staatliche Rundfunkrat agiert als Kontrollinstrument im Sinne der Regierung, und der Hohe Wahlrat setzt sich in seinen Entscheidungen über explizit formulierte Vorschriften der Verfassung hinweg.22
 
        VERFASSUNGSÄNDERUNG 2007: DIREKTWAHL DES STAATSPRÄSIDENTEN
 
        Es waren die türkischen Generäle, die selbsternannten Hüter des türkischen Laizismus, die Erdoğan den Weg zum Präsidialsystem geebnet haben, freilich ohne es zu wollen. Im Vorfeld der Wahl des damaligen AKP-Außenministers Abdullah Gül zum Staatspräsidenten drohte der Generalstab im April 2007 mit dem Eingreifen der Armee. Die Republikanische Volkspartei (Cumhuriyet Halk Partisi, CHP), heute Oppositionsführerin, stellte sich damals bedingungslos hinter das Militär und unterstützte Großdemonstrationen, auf denen die Generäle aufgefordert wurden, die Macht zu übernehmen. Darüber hinaus focht die CHP die Wahl Güls vor dem Verfassungsgericht an. Dieses annullierte einen entscheidenden Wahlgang und interpretierte dabei die Statuten des Parlaments auf abenteuerliche Weise.
 
        Zwar galt Gül als ein gemäßigter Politiker, doch war er vorher prominent in der später verbotenen islamistischen Wohlfahrtspartei (Refah Partisi) tätig gewesen, und seine Frau trug Kopftuch. Die säkulare Elite geriet angesichts seiner Kandidatur in Panik. Denn bereits vor Einführung des Präsidialsystems war der Präsident in der Türkei mit weitreichenden Kompetenzen ausgestattet. Das Amt funktionierte als Scharnier zwischen der säkularen bürokratischen Elite und der Regierung, die in aller Regel von konservativen Parteien gestellt wurde. Die Präsidenten wurden vom Parlament gewählt und durften bei Amtsantritt keiner politischen Partei mehr angehören. All dies verhinderte, dass sie sich – wie später Erdoğan – zum Volkstribun entwickeln konnten.
 
        Im September 2007 gewann die AKP kurz nach der Krise angesetzte Neuwahlen mit 47 Prozent der abgegebenen Stimmen. Die Bürger honorierten ihren Widerstand gegen die Einmischung nicht legitimierter Kräfte wie der Militärführung und der hohen Gerichtsbarkeit in den politischen Prozess. Am 10. Oktober 2007 befürworteten in einem Referendum zur Verfassungsänderung 69 Prozent der Wähler, dass der Staatspräsident fortan vom Volk und nicht länger vom Parlament gewählt wird. Seitdem stand ein vom Volk direkt gewählter Präsident einer nur indirekt vom Parlament gewählten Regierung gegenüber. So ebnete der Wunsch der türkischen Gesellschaft nach mehr Demokratie den Weg zur heutigen Alleinherrschaft des Präsidenten.
 
        DAS MILITÄR UND DIE VERFASSUNGEN VON 1961 UND 1982
 
        In der Krise vom April 2007 zogen die CHP, die Militärführung und das Verfassungsgericht an einem Strang, denn in jenen Tagen teilten all diese Akteure die Ideologie des Kemalismus. Sie alle sahen „die religiösen reaktionären Kräfte“ als eine der beiden primären Bedrohungen23 für den modernen, säkularen türkischen Staat an.
 
        In den ersten Jahren der Republik waren europäisierte Offiziere prominent an der Gründung der CHP beteiligt, die das Land bis 1950 faktisch im Rahmen eines Einparteiensystems regierte und den Konservativen politische Rechte verweigerte. Doch nach dem Übergang zum Mehrparteiensystem 1948 setzte sich bei den Wahlen von 1950 mit großer Mehrheit die konservative Demokratische Partei (Demokrat Parti, DP) durch. Als die DP begann – ganz ähnlich wie heute Erdoğan –, die Nation ausschließlich konservativ zu denken und in ihrem Namen die politischen Freiheiten der Opposition einzuschränken, kam es am 27. Mai 1960 zu einem Putsch und das Militär übernahm zum ersten Mal die Macht.
 
        Unter der Ägide der Generäle erhielt die Türkei 1961 eine neue, modernere Verfassung. Ihr Hauptanliegen war es, die Rückkehr einer Politik à la DP zu verhindern, in der Demokratie auf die Herrschaft einer kulturellen beziehungsweise religiösen oder ethnischen Mehrheit reduziert ist. Um dies zu erreichen, stärkte die Verfassung von 1961 die Grundrechte der Bürger und ihre individuellen und kollektiven politischen Rechte. Gleichzeitig etablierte die Verfassung neue Institutionen, die das Handeln der Regierung und ihrer Parlamentsmehrheit aus normativer Perspektive kontrollieren sollten. Ein erster Schritt in diese Richtung war die Einführung eines Verfassungsgerichts. Ein zweiter war, dem Nationalen Sicherheitsrat (NSR) Verfassungsrang zu verleihen. Das Gremium setzte sich zu gleichen Teilen aus den Spitzen des Militärs und der gewählten Regierung zusammen und institutionalisierte auf diese Weise die Mitsprache des Militärs bei politischen Entscheidungen. So diente die neue Verfassung von 1961 dazu, die konservativen Kräfte einzuhegen und den Primat der europäisierten bürokratischen Elite aufrechtzuerhalten.
 
        Bereits zehn Jahre später, 1971, drängte das Militär erneut eine konservative Regierung zum Rücktritt und schränkte die 1961 gewährten Freiheiten wieder ein. Doch den größten Einschnitt markiert der Staatsstreich vom 12. September 1980 und die daraufhin erneut vom Militär bestimmte neue Verfassung von 1982. Sie machte die Generäle für die nächsten zwanzig Jahre – bis zum Amtsantritt der AKP 2003 – zu den letztendlich entscheidenden innen- und außenpolitischen Akteuren im Land.24 Im NSR hatte fortan die Militärführung die Mehrheit. Der Rat bekam das Recht, „die Sicherheitspolitik“ des Staates „zu bestimmen und umzusetzen“, und es gab schlicht kein Thema, das nicht darunterfiel. So war der NSR zuständig für „den Schutz der Existenz und der Unabhängigkeit des Staates, für die Einheit und Unteilbarkeit des Landes sowie für das Wohlergehen und die Sicherheit der Gesellschaft“. Sollte der NSR nach der Verfassung von 1961 dem Kabinett nur „Hilfestellung“ leisten und ihm seine Beschlüsse „mitteilen“, verpflichtete die Verfassung von 1982 das Kabinett darauf, die Beschlüsse des Rats „prioritär zu behandeln“.25 Der NSR erhielt außerdem ein eigenes Generalsekretariat, das die „sicherheitspolitischen“ Aspekte der Arbeit aller Ministerien überwachte und gegebenenfalls intervenierte.
 
        Die Rechte und Freiheiten der Bürger wurden massiv eingeschränkt. In der Präambel der Verfassung von 1982 – die den Rahmen für die Interpretation ihrer einzelnen Artikel bildet – hieß es, „dass keine Vorstellung und Überlegung Schutz genießt, die den nationalen türkischen Interessen, (…) der Unteilbarkeit des Staates und seines Landes, den historischen und moralischen Werten des Türkentums, dem Nationalismus Atatürks, seinen Prinzipien und Reformen und seinem Zivilisationsverständnis widerspricht“. Damit konnten alle politischen Rechte nur unter dem Vorbehalt ausgeübt werden, dass sie sich innerhalb dieser eng gesteckten und fast nach Belieben interpretierbaren ideologischen Vorgaben bewegten. Die Betonung des Türkentums und der unteilbaren Einheit des Staates sanktionierte jede Art von politischer Betätigung im Namen kurdischer Identität, und die Betonung der Atatürkschen Reformen und Prinzipien stellte Politik im Namen religiöser Überzeugungen unter Strafe.
 
        Erdoğan, so scheint es, will ausschließlich dem muslimisch-konservativen Teil der Bevölkerung die Grund- und Bürgerrechte zugestehen und betrachtet die Rechte der restlichen Gesellschaft als Verhandlungsmasse. Ein ganz ähnliches Verständnis fand sich bei der alten säkularen Elite. Sie erklärte ihr Ideal einer aufgeklärten, europäisierten und rein ethnisch-türkischen Nation zur gesellschaftlichen Realität und stellte die Rechte all jener, die nicht diesem Ideal entsprachen, zur Disposition. Solange dieser Kulturkampf anhält, bleibt wenig Raum für Kompromiss und für Konsens, für Rechtssicherheit und für Gewaltenteilung.
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        ZUR GESCHICHTE DER TÜRKISCHEN FRAUENBEWEGUNG
 
        Emine Uçak Erdoğan
 
        Die Frauenbewegung in der Türkei ist gegenwärtig eine der einflussreichsten sozialen Bewegungen des Landes. In der Zivilgesellschaftsforschung wird sie als besonders erfolgreich angesehen, nicht nur wegen ihres Aktivismus und ihrer Organisationsfähigkeit, sondern auch wegen ihres Pluralismus, ihrer Inklusivität und ihrer Fähigkeit, schnell zu handeln. Im Folgenden werden die historischen Entwicklungen der Frauenbewegung in der Türkei sowie deren Grundlagen und Errungenschaften bis in die Gegenwart untersucht. Während die muslimische Frauenbewegung hierbei einen Schwerpunkt bildet, werden auch aktuelle Herausforderungen für die Frauenbewegung betrachtet, die sich aus der Familienpolitik der türkischen Regierung ergeben.
 
        ANFÄNGE DER TÜRKISCHEN FRAUENBEWEGUNG
 
        Frauen führten in der letzten Phase des Osmanischen Reiches sowohl im schriftlichen als auch im politischen Bereich einen Kampf um ihre individuellen und gesellschaftlichen Rechte, der dem feministischen Aktivismus im heutigen Sinne sehr nahe kommt.01 Unter anderem gaben sie Zeitschriften und Zeitungen heraus und gründeten Frauenvereine. Vor allem das Engagement von Fatma Aliye (1862–1936) und Emine Semiye (1864–1944), den Töchtern von Ahmet Cevdet Pascha, einem berühmten Staatsmann und Juristen jener Zeit, ist bedeutend für die Vielfalt des Frauenkampfes jener Jahre. Während Fatma Aliye die erste weibliche Romanautorin ihrer Zeit war, führte Emine Semiye den Kampf in der politischen Arena.02
 
        Im Türkischen Bereiungskrieg von 1919 bis 1923 kämpften Frauen ebenfalls an der Front, engagierten sich aber auch weiterhin in der Gesellschaft: Im Zuge der neu entstehenden Republik wurde 1923 die Frauen-Volkspartei (Kadınlar Halk Fırkası) unter Nezihe Muhittin gegründet, um angesichts der gesellschaftlichen Umwälzungen die politische Repräsentanz und Partizipation von Frauen zu gewährleisten. Muhittin gilt als Mitbegründerin der modernen Frauenbewegung in der Türkei. Da die Partei nicht zu Wahlen zugelassen wurde, wurde die politsche Arbeit in dem neugegründeten Verein Türkische Frauenunion (Türk Kadınlar Birliği) fortgeführt.
 
        Im Zuge der Abschaffung des osmanischen Rechts erhielten Frauen neben bürgerlichen Rechten wie dem Recht auf Monogamie, Erbschaft und Scheidung 1930 das Wahlrecht bei Kommunalwahlen und 1934 das allgemeine Wahlrecht. Trotz dieser Reformen wurden weitere Forderungen insbesondere nach politischer Gleichberechtigung in dieser Zeit jedoch kaum akzeptiert. Die feministische Autorin Yaprak Zihnioğlu bezeichnet diese Zeit der Umwälzung, in der Frauen trotz aller Bemühungen keinen Platz in der politischen Arena einnehmen konnten, als „die Revolution ohne Frauen“.03 Şirin Tekeli, eine der wichtigsten Persönlichkeiten der türkischen Frauenbewegung, interpretiert die Folgezeit, die häufig als „Zeit des Schweigens“ bezeichnet wird, wie folgt:
 
        „Zwischen 1935 und 1975 kann man nicht mehr von einer Frauenbewegung sprechen. Frauen werden ermutigt, in Wohltätigkeitsvereinen zu arbeiten, und die offizielle These, dass ‚die türkischen Frauen dank Atatürk die westlichen Frauen überholt haben‘, verwandelt die Frauen schließlich in eine schweigende Mehrheit. Dennoch sind Frauen die überzeugtesten Befürworter des Säkularismus und des republikanischen Regimes in der Türkei. Während dieses langen Zeitraums bildet eine elitäre Minderheit von Frauen, die in den Genuss einer Universitätsausbildung und beruflicher Möglichkeiten kam, das ‚Schaufenster‘ der Türkei. Die große Masse der Frauen, die nicht solche Privilegien besitzt, arbeitet jedoch als unbezahlte Familienangestellte in der Landwirtschaft und wird ihrer Rechte auf Eigentum, Bildung, Einkommen und ihrer Sozialversicherungsansprüche beraubt, da es nicht gelingt, die patriarchalischen Traditionen zu durchbrechen. Frauen sind der am stärksten unterdrückte Teil der Gesellschaft.“04
 
        In den 1960er Jahren begannen Frauen, Präsenz in linken und in islamischen Kreisen zu zeigen, die sich gegen die kemalistische Ideologie richteten. Der 1975 gegründete Fortschrittliche Frauenverein (İlerici Kadınlar Derneği) ist eine der wichtigsten Organisationen in diesem Prozess. Doch erst in den 1980er Jahren, nach dem Militärputsch, konnte die Frauenbewegung ihr Wissen erweitern und den politischen Raum zunehmend für sich gewinnen:
 
        „Nach 1980 lernten die Frauen, allein zu überleben. Sie erkannten sich selbst als Individuen. Sie begannen, sexistische Strukturen zu kritisieren. Sie argumentierten, dass es keinen Zusammenhang zwischen der Gewalt gegen Frauen und ihrer Klassenzugehörigkeit gibt. Zunächst verschafften sie sich durch ihre Beiträge in Zeitungen und Zeitschriften Gehör. Später, im Jahr 1987, nachdem ein Gerichtsurteil die Gewalt gegen Frauen legitimiert hatte, veranstalteten Frauen Märsche und Kampagnen, um gegen die Gewalt an Frauen zu protestieren.“05
 
        Im Zuge dieser Entwicklungen wurde die Frauenbewegung in den 1980er Jahren zu einer starken Stimme mit klar artikulierten Forderungen. Etliche Frauenorganisatinen wurden gegründet, darunter die Frauenhausstiftung Lila Dach (Mor Çatı Sığınma Vakfı), die Stiftung für Solidarität unter Frauen (Kadın Dayanışma Vakfı), die Bibliothek für Frauenwerke (Kadın Eserleri Kütüphanesi), die Hauptstadt-Frauenplattform (Başkent Kadın Platformu) und der Verein zur Förderung von Frauen in der Politik (Kadın Adayları Destekleme).
 
        In den 1990er Jahren wurde die Frauenbewegung pluralistischer und inklusiver, indem sie diverse Aspekte des Frauseins einbezog. Die Solidarisierung von Frauen aus der kurdischen Frauenbewegung und der islamischen Bewegung mit der feministischen Bewegung sind wichtige Anzeichen dafür. Die Öffnung bedeutete zugleich eine Akzeptanz von Frauen innerhalb der Frauenbewegung, die nicht dem bei der Gründung der Republik konstruierten türkischen Frauenbild entsprechen. Nach der kemalistischen Auffassung galten Frauen als Schutzsymbole, die die Männer im Krieg unterstützen. Sie waren modern und säkular, aber dennoch mit der Aufgabe betraut, türkische und sunnitische Werte zu vermitteln.06 Die 1990er Jahre waren eine Zeit, in der die kurdischen und islamischen Bewegungen dieses Narrativ entsprechend ihrer jeweiligen Vorstellungen dekonstruierten.
 
        AUS MUSLIMISCHEN FRAUEN WERDEN MUSLIMISCHE FEMINISTINNEN
 
        Die islamische Bewegung in der Türkei ist eine Bewegung, die als Reaktion auf den öffentlichen Umgang mit Religion in der türkischen Republik entstand. Frauen, die nicht der offiziellen republikanischen Doktrin und einem unverschleierten, westlichen Profil entsprachen, leisteten viel für die Bewegung, die im Laufe der Zeit an Popularität und Macht dazugewann. Zwar wurden die größten Erfolge durch parteipolitische Aktivitäten erzielt, doch trugen auch Frauenzeitschriften und die Werke von Romanautorinnen zum Fortschritt bei. Şule Yüksel Şenlers Roman „Straße des Friedens“ („Huzur Sokağı“) von 1970, der über die Jahre in über hundert Auflagen erschienen ist und auch verfilmt wurde, gilt als das wichtigste Werk dieser Zeit.
 
        Die erste Gruppe, die explizit als muslimische Frauenbewegung bezeichnet werden kann, bestand aus muslimischen Studentinnen, die in den 1960er Jahren eine aktive Rolle in der islamisch orientierten Nationalen Heilspartei (Millî Selamet Partisi) spielten. Später waren sie besonders geprägt vom Aufstieg der islamischen Bewegung in den 1990er Jahren, dem Kampf gegen den Putsch vom 28. Febraur 1997 und gegen das anschließende Kopftuchverbot. Der Politikwissenschaftler Uygar Baltacı beschreibt den Prozess, der es der muslimischen Frauenbewegung ermöglichte, in die Öffentlichkeit zu treten, wie folgt:
 
        „Die Schaffung der muslimischen Frau[enbewegung] erfolgt durch junge religiöse Frauen, die seit kurzem die Universität besuchen, die studieren, Fragen stellen, geschickt sind, einen Beruf ausüben können, aber gleichzeitig religiös sind und an ihren Bräuchen und Traditionen festhalten. Diese jungen Frauen läuten eine neue Generation ein, indem sie sich weigern, wie ihre Mütter zu sein, die sowohl zu Hause von ihren Ehemännern als auch im gesellschaftlichen Leben von der genormten republikanischen Frau unterdrückt werden. In der Folgezeit verzichten diese jungen Frauen konsequent darauf, sich als Feministinnen zu definieren, und sagen: ‚Muslimische Frauen haben einen Namen.‘“07
 
        Die muslimische Frauenbewegung, die anfangs mit dem Kampf gegen das Kopftuchverbot beschäftigt war, wahrte zunächst eine gewisse Distanz zum Feminismus und zur feministischen Bewegung. Auch hier gibt es jedoch bemerkenswerte Einwände einiger bekannter Frauen. Die Soziologin Mualla Gülnaz etwa drückt ihre Gegenmeinung in einem Artikel in der Zeitschrift Birikim wie folgt aus:
 
        „[M]uslimische Frauen sollten sich von der Angst befreien, als ‚feministisch‘ bezeichnet zu werden, und um die Dilemmata der modernen Welt und des Menschen verstehen und Lösungen finden zu können, sollten sie über die neuen westlichen feministischen Entwicklungen informiert sein, die sich ständig in einem Hinterfragungs- und Erneuerungsprozess befinden, und sie sollten von dem Wissen ihrer weiblichen Mitmenschen profitieren, die als Frauen mit ähnlichen Problemen konfrontiert sind wie sie.“08
 
        Im Rahmen der muslimischen Frauenbewegung kam es zur Gründung autonomer zivilgesellschaftlicher Organisationen, die sich aus religiösen Frauen zusammensetzen, jedoch von politischen Parteien und den Strukturen von Glaubensgemeinschaften unabhängig sind. Der Hazar-Verein (Hazar Derneği) und die Hauptstadt-Frauenplattform (Başkent Kadın Platformu) beispielsweise teilen die Motivation, sowohl einen Raum für die strukturelle Organisation religiöser Frauen zu schaffen und ihrem Kampf gegen Unterdrückung innerhalb des laizistischen Systems eine Stimme zu geben als auch Aktivitäten im feministischen Bereich zu verwirklichen.
 
        Anfang der 2010er Jahre, insbesondere mit dem Ende des Kopftuchverbots, gründeten sich Initiativen wie Muslime gegen Gewalt an Frauen (Kadına Şiddete Karşı Müslümanlar, 2013), der Marmeladen-Blog (Reçel Blog, 2014), Frauen in Moscheen (Kadınlar Camilerde, 2017) und schließlich der Havle-Frauenverein (Havle Kadın Derneği, 2018). Obwohl sich diese Organisationen in ihrem Selbstbild als Feministinnen voneinander unterscheiden, zeigen sie strukturelle Gemeinsamkeiten, indem sie zwar überwiegend religöse Frauen ansprechen, sich gegenüber säkularen feministischen Strukturen und Gruppen aber keineswegs abschotten.09
 
        Die Gemeinsamkeiten rund um die Identität muslimischer Frauen lassen sich anhand der Geschichte des Marmeladen-Blogs nachvollziehen:
 
        „In dem Artikel, der damit endet, dass muslimische Frauen nur sich selbst repräsentieren wollen, (…) offenbaren die Marmeladen-Bloggerinnen, anstatt sich von Anfang an von anderen Feministinnen abzugrenzen, ihre Wut (…) und sehen die Auseinandersetzung mit der ‚Tradition‘ als vorrangiges Thema. Anstatt sich also an Feministinnen zu wenden, die anders sind als sie, und zu sagen, ‚wir sind Feministinnen, aber wir sind auch religiös‘, wenden sie sich an religiöse Frauen und sagen: ‚Wir sind auch religiös, aber wir sind Feministinnen.‘ Der Unterschied zwischen diesen beiden Versionen eröffnet einen sehr produktiven Raum für den Feminismus, denn es geht nicht darum, Feminismus und Religiosität zu vermischen, sondern die Religiosität aus einer feministischen Perspektive zu kritisieren.“10
 
        Mit dem Konzept des muslimischen Feminismus haben muslimische Frauen den Raum sichtbar gemacht, den sie innerhalb des Feminismus für sich eröffnet haben. Muslimische Feministinnen beziehungsweise der muslimische Feminismus machen als eine internationale Bewegung auf sich aufmerksam, die mittlerweile in vielen Teilen der Welt ihren Platz hat. In ihrem Buch „Islamische Feminismen“ von 2012 zeigt die Soziologin Zahra Ali die Vielfalt innerhalb dieser Strömung:
 
        „Im Mittelpunkt der konkurrierenden Meinungsverschiedenheiten des islamischen Feminismus steht die Frage nach dem Status der islamischen Quellen (Koran und Sunna) und, allgemeiner, nach ihrem Verhältnis zu den heiligen Texten. Es gibt drei Ansichten, die von der traditionellsten bis zur liberalsten reichen. Die erste, die wir als ‚traditionell reformistisch‘ bezeichnen, ist in jenen Kontexten am weitesten verbreitet, die erst viel später muslimisch wurden, und wird vermehrt von den Religionsgelehrten vertreten, die sich am meisten für Gleichberechtigung einsetzen. (…) Die zweite Sichtweise, die wir als ‚radikal reformistisch‘ bezeichnen, sieht sich als Erbe des reformistischen Denkens, zielt aber auf eine grundlegende Reform ab, die die Sozialwissenschaften in den Prozess der Ausarbeitung der islamischen Rechtsprechung zu Geschlechterfragen einbezieht. Die dritte Sichtweise, die als ‚liberal reformistisch‘ bezeichnet werden kann, ist unter Feministinnen aus dem muslimischen Kulturkreis am weitesten verbreitet, das heißt unter muslimischen Feministinnen, die nicht unbedingt eine Praxis im Sinne des Traditionalismus fordern, sondern als Angehörige der muslimischen Kultur und/oder Religion betrachtet werden, die innerhalb eines islamischen religiösen Rahmens sozialisiert wurden.“11
 
        Die muslimischen Frauenorganisationen, die nach den 2000er Jahren in der Türkei gegründet wurden, fallen meist unter die von Ali zuletzt genannte „liberal reformistische“ Kategorie. Beispielsweise betrachtet sich der 2018 gegründete Havle-Frauenverein als „erste muslimisch-feministische Frauenvereinigung der Türkei“, mit dem Ziel, „die Schwierigkeiten und Hindernisse zu bekämpfen, mit denen Frauen, insbesondere muslimische Frauen, in allen Bereichen ihres Lebens konfrontiert sind.“12
 
        In der wissenschaftlichen Auseinandersetzung mit dem islamischen Feminismus mangelt es dabei häufig an nuancierten Differenzierungen. Die Aktivistin Zehra Keleş meint, „[d]er größte Fehler, der in Diskussionen über den islamischen Feminismus in der Türkei gemacht wird, besteht darin, dass islamische Frauen, die nicht das patriarchalische Familienideal problematisieren, sich jedoch über die Grenzen der Familie hinaustretend um bestimmte Forderungen nach Rechten im öffentlichen Raum organisieren, als ‚de facto muslimische Feministinnen‘ betrachtet werden. Es darf nicht erwartet werden, dass diese Forderungen der muslimischen Frauen, die sich um den Kampf gegen das Kopftuchverbot herum mobilisieren, mit ihren Vorstellungen von Gleichberechtigung im privaten Bereich vereinbar sind. Ebenso besteht ein analytischer und politischer Unterschied zwischen denjenigen, die Ungleichheit als ein Verhältnis von Unterdrückendem/Unterdrücktem zwischen den beiden Geschlechtern verstehen (…) und denjenigen, die sie als eine gemeinsame Sünde des Kapitalismus, der Moderne und einer Art falschen islamischen Bewusstseins betrachten (…). Darüber hinaus ist die Zahl der muslimischen Frauen, die auf feministische Methoden und Diskurse zurückgreifen, sich aber dennoch nicht als muslimische Feministinnen definieren, recht hoch.“13
 
        In Diskussionen über Auffassung von und Umgang mit der Familie, der sexuellen Freiheit, der Heteronormativität, der Abtreibung und dem Kopftuch war weiterhin ein deutlicher Unterschied zwischen muslimischen Frauen und Feministinnen zu beobachten. Durch gemeinsame Aktivitäten verringerte sich die Distanz jedoch im Laufe der Zeit. Die 2008 gegründete Plattform „Wir setzen uns füreinander ein“ (Birbirimize Sahip Çıkıyoruz) ist eines der ersten und nachhaltigsten Beispiele für die gegenseitige Annäherung. Die Plattform begann mit einer Erklärung säkularer Feministinnen zur Unterstützung von Frauen mit Kopftuch im Zusammenhang mit dem damals geltenden Kopftuchverbot. Die in jenen Jahren vom Verein Amargi geführte Debatte, die nach dem Subjekt des Feminismus fragte, schaffte ebenfalls eine Basis für die Sichtbarkeit muslimischer Frauen innerhalb der feministischen Bewegung.
 
        Schließlich sei daran erinnert, dass die muslimische Frauenbewegung nicht auf muslimische Feministinnen beschränkt ist. Viele Vereine wie zum Beispiel die Aysit Stiftung, der Istanbul Frauenorganisationsverein (İstanbul Kadın Kuruluşları ve Kadın Derneği), der Hazar-Verein und der Verein der Juristinnen (Hukukçu Kadınlar Derneği) sind Organisationen, die von konservativen Frauen gegründet wurden, die ihre Arbeit im Bereich der Frauenrechte fortsetzen, sich aber nicht als „Feministinnen“ bezeichnen. Obwohl die Vertreterinnen einiger dieser Organisationen die Entscheidung kritisieren, aus der Istanbul-Konvention auszutreten – jenem 2014 inkraftgetretenen Übereinkommen des Europarates zur Verhütung und Bekämpfung von Gewalt gegen Frauen und häuslicher Gewalt –, stehen sie im Allgemeinen der Regierung nahe. Die stärkste regierungsnahe Organisation der muslimischen Frauenbewegung ist die Stiftung für Frauen und Demokratie (KADEM), in deren Vorstand sich die Tochter von Präsident Recep Tayyip Erdoğan, Sümeyye Erdoğan, befindet.
 
        Obwohl sich das Vorgehen muslimischer Feministinnen und regierungsnaher konservativer Institutionen völlig voneinander unterscheidet, bergen die gemeinsamen Ziele bemerkenswerte Potenziale. Gemeinsam ist beiden Gruppen, dass sie Zielscheiben von Gruppen mit einer patriarchalischen Sichtweise auf religiöse Fragen im Zusammenhang mit Frauen sind. Sowohl muslimische Feministinnen als auch konservative, regierungsnahe Frauenorganisationen wie KADEM sehen sich in den sozialen Medien ständig mit den negativen Reaktionen auf ihre Arbeit konfrontiert. Ihre Gegner behaupten, dass Äußerungen von Frauen zu sozialen Rollen, insbesondere zur Gleichberechtigung, zu einer Degeneration der Gesellschaft führen und junge Menschen dazu veranlassen, sich von religiösen Werten abzuwenden. Unter der Obhut der Regierung und regierungsnaher NGOs setzen sie ihre Lobbyarbeit gegen die Frauenbewegung fort.
 
        KOLLEKTIVE ERRUNGENSCHAFTEN
 
        Die Effekte der organisierten Frauenbewegung lassen sich an den Errungenschaften ablesen, die vor allem in der rechtlichen Dimension erzielt wurden und zu weitreichenden Veränderungen führten. An erster Stelle ist hier die offizielle Legalisierung der Abtreibung 1983 zu nennen. Unmittelbar nach dem Staatsstreich von 1980 war diese Entscheidung eine der Vorbotinnen des anstehenden Wandels.
 
        Auch die „Frauenpetition“ stellt einen wichtigen Wendepunkt dar.14 Am 7. März 1986 zogen Frauen mit etwa 3000 Unterschriften vor das türkische Parlament und riefen die Regierung dazu auf, die Forderungen der UN-Frauenrechtskonvention bezüglich einer Verhinderung jeder Form von Diskriminierung der Frau zu erfüllen. Der Marsch „Solidarität gegen häusliche Gewalt“ von 1987 sollte ebenfalls die Forderungen sichtbar machen und war die erste Massendemonstration nach dem Staatsstreich von 1980. Eine der bekanntesten Kampagnen der Frauenbewegung war die 1989 organisierte sogenannte Lila-Nadel-Kampagne. Darin wandten sich die Frauen gegen die Praxis der erzwungenen Jungfräulichkeitskontrolle, die in vielen Fällen zum Selbstmord führte. 1999 wurden ihre Bemühungen in Form eines Erlasses durch das Justizministerium belohnt, der der Praxis ein Ende setzte.15
 
        Eine weitere Wegmarke dieser Entwicklung war die positive Reaktion der 2002 erstmals regierenden AKP auf die Bemühungen der Frauen um eine Änderung des Zivil- und Strafgesetzbuches. In dieser Zeit wurde die Gleichstellung von Frauen in der Ehe in das Zivilgesetzbuch aufgenommen und die Bestimmungen über willkürliche Strafminderungen in Fällen von „Ehrenmorden“ wurden reformiert.16 Auch das Gesetz 6284, das Frauen seit 2012 rechtlichen Schutz vor häuslicher Gewalt einräumt und noch in der Gegenwart für erhebliche Debatten sorgt, ist ein Erfolg der organisierten Frauenbewegung. Die 2014 inkraftgetretene Istanbul-Konvention war ebenfalls eine wichtige Errungenschaft für eines der zentralen Anliegen der Frauenbewegung. Die erkämpften Erfolge sind jedoch immer wieder bedroht: So stieg die Türkei 2021 als bisher erstes Land aus der Istanbul-Konvention aus.
 
        FRAUENFEINDLICHE LOBBYS UND FAMILIENDISKURS
 
        Die AKP, die in ihrer Anfangszeit nicht nur in Bezug auf Frauen, sondern auch auf Probleme der Demokratisierung in der Türkei eine eher reformistische und partizipatorische Haltung vertrat, entwickelte in dem Maße, wie sie an Macht gewann, ein immer autoritäreres Auftreten. Auch die Frauenbewegung veränderte sich unter diesem Druck. Die Hauptachse des Wandels in der Frauenpolitik hat sich entlang des Begriffs der „Familie“ erstreckt. Als nach 2011 an der Regierungsbasis Diskussionen über eine Degeneration der Familienstruktur zunahmen, nahmen auch die Erklärungen und Maßnahmen der Regierungsspitze diese Kritik zunehmend auf. Infolgedessen wurden Strategien und Thesen entwickelt, die die natürliche Mutterrolle von Frauen betonten. Der Vorschlag, „mindestens drei Kinder“ zu zeugen, wurde beinahe zur offiziellen Staatsthese und ging auch auf die Basis über.
 
        Der diskursive Wandel führte im Laufe der Zeit auch zu einer Umgestaltung der öffentlichen Einrichtungen. 2011 wurde der offizielle Name des „Ministeriums für Frauen und Familie“ in „Ministerium für Familien- und Sozialpolitik“ geändert, was als das offensichtlichste Symbol für den politischen Wandel angesehen werden kann. Dieses „neue“ Ministerium, dessen Zielsetzung es nun war, eine Politik zum Schutz der familiären Werte umzusetzen, hat unter anderem Protokolle mit dem Präsidium für Religionsangelegenheiten unterzeichnet, um Maßnahmen zur Umsetzung dieses Ziels durchzuführen. Im Laufe der Zeit führte dieser Wandel zu einer Reihe von Praktiken, mit denen die Öffentlichkeit ihr Frauenbild auf die Familie hin ausrichtete und Frauen nur innerhalb der Familie als anerkanntes Subjekt betrachtete.17 Während die Rolle der Frau in der Gesellschaft und in der Familie durch die Politik festgelegt wurde, begannen in dieser Zeit auch die offenkundigen negativen Reaktion gegen diejenigen, die sich diesen Rollen widersetzten, insbesondere gegen feministische Gruppen. Die Frauenbewegung und die Feministinnen wurden von Vertretern der Regierung sowie regierungsnahen Medien als Personen diffamiert, deren Werte ihrer eigenen Gesellschaft fremd seien. Während die Regierung, deren Autoritarismus mit dem Übergang zum Präsidialsystem 2018 weiter zugenommen hat, Verbote für friedliche Demonstrationen verhängte, begann sie auch damit, verschiedene Restriktionen zu erlassen, um dem Aktivismus der Frauenbewegung entgegenzuwirken.
 
        Obwohl damit der Aktionsraum der Aktivistinnen eingeengt wurde, führte es zu einer Stärkung und Massenmobilisierung der Bewegung. Massenproteste von Hunderten von Frauenorganisationen und -institutionen sowie die zahlreichen Kampagnen und Aktionen von Einzelpersonen und Institutionen hemmten diese negativen Entwicklungen und wurden zu einer Kraft, die die Gesellschaft immer stärker sensibilisierte. Der Nachtmarsch, der seit dem 8. März 2013 jährlich am Weltfrauentag stattfindet, ist trotz aller Verbote und Verhinderungsmaßnahmen immer noch einer der größten Proteste im Land. Die Repressionsversuche der Regierung haben auch dazu geführt, dass die Zahl der Plattformen gestiegen ist, auf denen Frauen sich zusammentun. Die 2017 gegründete Initiative „Frauen Gemeinsam Stark“ (Kadınlar Birlikte Güçlü), der 2019 mit breiter Beteiligung organisierte Frauenkongress oder die 2020 durch die Teilnahme von Vertreterinnen von Verbänden aus verschiedenen Provinzen der Türkei gegründete „Grenzwert-Plattform“ (Eşik Platformu) sind nur einige davon.
 
        Einer der schärfsten Eingriffe der Regierung gegen die Frauenbewegung war sicher die Entscheidung, aus der 2011 von ihr selbst unterzeichneten Istanbul-Konvention auszutreten. Mittels eines Dekrets wurde das Übereinkommen in der Nacht zum 20. März 2021 von Präsident Erdoğan gekündigt. Auch wenn die Regierung sich dabei auf die hinreichende Existenz innerstaatlicher Gesetze über die Rechte der Frauen und den Schutz vor Gewalt berief, betrachtet die Frauenbewegung dies als großen Rückschritt. Ähnliches gilt für die jüngsten Debatten über das Gesetz 6284 zum Schutz der Familie und zur Verhinderung von Gewalt gegen Frauen. Nach dem Austritt aus der Istanbul-Konvention forderten die für ihre radikal-religiösen Ansätze bekannten Parteien Neue Wohlfahrtspartei (Yeniden Refah Partisi) und die Partei der Freien Sache (Hür Dava Partisi) im Vorfeld der Parlamentswahlen 2023, das Gesetz abzuschaffen, was noch mehr Unsicherheiten für Frauen bedeuten würde.
 
        ANSTELLE EINER SCHLUSSFOLGERUNG
 
        Sowohl die historische Entwicklung als auch die darin errungenen Erfolge, aber auch die ungebrochene Fortsetzung des Kampfes trotz aller Hindernisse demonstrieren, dass die Frauenbewegung in der Türkei die Struktur und die Widerstandsfähigkeit aufweist, um auch in Zukunft fortzubestehen.
 
        Das islamisch-konservative Parteienbündnis Volksallianz (Cumhur İttifakı), das seine Macht mit dem Präsidialsystem und Erdoğan als Präsidenten zentralisiert hat, versucht auf der einen Seite, die Frauenbewegung an den Rand der Gesellschaft zu drängen. Auf der anderen Seite gingen aus jenen Kreisen auch einige Frauengruppen hervor, die die feministische Politik mit Schweigen oder Loyalität unterstützen, ähnlich wie während der „Zeit des Schweigens“. Hinter dieser Loyalität steht der erfolgreiche Kampf gegen das Kopftuchverbot, das konservativ-religiöse Frauen jahrelang von vielen Grundrechten, insbesondere von der Bildung, und vom öffentlichen Leben ausgeschlossen hat.
 
        Die Nähe dieser Frauengruppen zur Regierung mag unter anderem dadurch begründet sein, dass diese von Zeit zu Zeit Frauen für (Spitzen-)Positionen ernennt, deren weibliche Besetzung bislang als kritisch galt, beispielsweise die erste Gouverneurin mit Kopftuch, die Präsidentin der Zentralbank oder die erste Admiralin.
 
        Indem die Regierung diese Frauengruppen an sich bindet und so von der Frauenbewegung fernhält, hat sie für sich eine Komfortzone geschaffen. Jedoch unterlässt sie es nicht, mit entsprechenden Agenden auf die Forderungen der antifeministischen Lobby zu reagieren, die die Revision von Gesetzen zu Frauenrechten unter dem Vorwand des Schutzes der Familie und des Schutzes moralischer Werte vorantreibt. Die jüngsten Äußerungen der Ministerin für Familie und Soziales, Mahinur Özdemir Göktaş, zur Befristung bislang unbefristeter Unterhaltszahlungen und gegen eine Überarbeitung des Gesetzes 6284 sowie die Aussage von Bildungsminister Yusuf Tekin über die Eröffnung von Mädchenschulen für Familien, die ihre Töchter nicht auf eine koedukative Schule schicken wollen,18 können als Zeichen dafür gewertet werden, dass die Thesen frauenfeindlicher patriarchalischer Gruppen auf höchster Staatsebene auf Akzeptanz und Resonanz stoßen.
 
        Trotz dieser Herausforderungen wird die türkische Gesellschaft allmählich sensibler für Frauenrechte. Die Gleichstellung der Geschlechter, die Prävention von Gewalt gegen Frauen und die Forderung nach mehr Teilhabe gehören bereits zu den wichtigsten gesellschaftspolitischen Themen in der Türkei. Auch wenn sie sich nicht zwingend als Feministinnen bezeichnen, unterstützen Frauen aus völlig unterschiedlichen ideologisch-kulturellen Hintergründen und sozioökonomischen Schichten die Bemühungen um eine gleichberechtigte Teilhabe und Repräsentanz von Frauen und engagieren sich auf verschiedenen Plattformen und in unterschiedlichen gesellschaftlichen Gruppen zu diesem Thema. Der Begriff der „Schwesternschaft“, der dabei häufig verwendet wird, bringt auch eine emotionale Verbundenheit zum Ausdruck.
 
        Die türkische Frauenbewegung betont bei jeder Gelegenheit, dass sie ihre Stärke aus einer inklusiven und pluralistischen Struktur bezieht. Wir reden hier von einer Bewegung, die den engen Raum verlässt, in den die Regierung sie gezwängt hat, und dabei das Potenzial besitzt, in dem Maße an Stärke zu gewinnen, wie sie Frauen mit unterschiedlichen Ansichten und Lebensstilen sowie institutionalisierte und nicht-institutionalisierte Strukturen einschließt. Der Slogan „Frauen sind gemeinsam stark“ soll daran erinnern, dass das Potenzial und die Stärke der Frauenbewegung in ihrer Vielfalt und Solidarität begründet liegen.
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        ESSAY
 
        SCHWIERIGER GEBURTSTAG
 
        Hundert Jahre nach ihrer Gründung ist die Türkei ein gespaltenes Land
 
        Susanne Güsten
 
        Nach Feiern ist Ismet nicht zumute. „Ich war so sicher, dass die abgewählt werden“, sagt der Istanbuler Finanzfachmann über die Regierung von Präsident Recep Tayyip Erdoğan. Ismet (Name geändert) ist 55, setzte bei der Präsidentschafts- und Parlamentswahl in der Türkei im Mai auf einen Sieg der Opposition und wurde wie fast jeder zweite Türke enttäuscht: Erdoğan siegte erneut und steht mindestens für fünf weitere Jahre an der Spitze des Staates. Für Wähler wie Ismet ist der anstehende hundertste Jahrestag der Republikgründung am 23. Oktober 2023 deshalb kein Freudentag – Erdoğan-Gegner wie er fühlen sich um ihr Land und ihre Identität betrogen.
 
        SPALTUNG ALS ERFOLGSREZEPT
 
        Seit 20 Jahren bestimmt der heute 69-jährige Erdoğan die Geschicke der Türkei, seit 2003 als Ministerpräsident und seit 2014 als Staatsoberhaupt. Er hat das Land stärker verändert als alle türkischen Politiker vor ihm, mit Ausnahme von Staatsgründer Mustafa Kemal Atatürk, der von 1923 bis zu seinem Tod 1938 Präsident war. In Erdoğans ersten Amtsjahren erlebte das Land einen vorher noch nie gesehenen Wirtschaftsaufschwung, der einer neuen Mittelschicht aus konservativ-muslimischen Türken zum Aufstieg verhalf. Unter seiner Regierung wurde die Türkei zur EU-Beitrittskandidatin und zum Mitglied der G20, der Gruppe der 20 größten Volkswirtschaften der Welt.
 
        Eines schaffte Erdoğan jedoch nicht – und wahrscheinlich wollte er es auch nicht schaffen: Er hat die Risse in der türkischen Gesellschaft in seinen zwei Jahrzehnten an der Macht nicht gekittet, sondern weiter vertieft. Heute stehen sich Fromme und Laizisten, türkische und kurdische Nationalisten, Anhänger des Westens und Befürworter einer Ausrichtung nach Nahost und Zentralasien so unversöhnlich gegenüber wie nie zuvor. „Das ist nicht mehr die Türkei, die ich kenne“, sagt ein Musiker, der mit seiner Familie auswandern will.
 
        In jedem Wahlkampf seit dem Regierungsantritt seiner Partei für Gerechtigkeit und Entwicklung (AKP) 2002 nutzte Erdoğan diese Konflikte für sich. Auch bei den Wahlen im Mai 2023 hatte er mit der Spalter-Methode Erfolg. In seinen Wahlkampfreden verdammte er die Oppositionsparteien als Landesverräter, die mit kurdischen Separatisten zusammenarbeiten und von Homosexuellen und Transsexuellen gelenkt würden. Er und die AKP seien dagegen die Garanten der Einheit und der traditionellen Werte der türkischen Familie.
 
        ERDBEBEN-VERSAGEN UND SCHLECHTE WIRTSCHAFT
 
        Erdoğans jüngster Wahlsieg – er erhielt in der Stichwahl für das Präsidentenamt 52,2 Prozent der Stimmen und damit deutlich mehr als sein Gegenkandidat Kemal Kılıçdaroğlu von der kemalistisch-sozialdemokratischen CHP mit 47,8 Prozent – war ein Paradebeispiel dafür, dass wirtschaftliche Rückschläge einem regierenden Politiker nicht automatisch zum Verhängnis werden müssen. Obwohl die Türkei, nicht zuletzt wegen Erdoğans Niedrigzinspolitik, unter hoher Inflation und einem rapiden Wertverlust der Türkischen Lira litt, konnte die Opposition ihn – in einem freilich insgesamt nicht fairen Wahlprozess – nicht besiegen.
 
        Umfragen zeigten, dass sich AKP-Wähler von den schweren Wirtschaftsproblemen vor der Wahl im Mai nicht in ihrem Glauben an ihren Anführer erschüttern ließen. Özer Sencar, der Leiter des Meinungsforschungsinstituts Metropoll, schrieb auf Twitter, rund 90 Prozent der AKP-Wähler seien sicher, dass die Regierung die wirtschaftliche Krise überwinden werde.01 Obwohl 60 Prozent der Gesamtwählerschaft der Wirtschaftspolitik der Regierung nicht vertrauten, reichte Erdoğan die Treue seiner Basis zum Sieg, vor allem, weil die Opposition die Wähler nicht von ihren Ansätzen überzeugen konnte. Metropoll ermittelte, dass 53 Prozent aller Wähler der Opposition die Lösung der Wirtschaftsprobleme ebenfalls nicht zutrauten.02
 
        Auch das anfängliche Versagen der Regierung bei der Hilfe nach dem Erdbeben vom 6. Februar 2023, das in der Türkei mehr als 50000 Menschen tötete und elf Provinzen in Südanatolien verwüstete, kostete Erdoğan nur relativ wenige Stimmen.
 
        Erdoğans Charisma war für den Wahlerfolg nicht unwichtig. Der Staatspräsident wird von seinen Anhängern vergöttert. Sie nennen ihn „reis“ – „Chef“ – und verehren ihn, weil er die Türkei in den 2000er Jahren aus einer tiefen Wirtschaftskrise führte, das Kopftuchverbot im öffentlichen Dienst abschaffte und den politischen Einfluss der Militärs beendete. Auch versteht es Erdoğan selbst nach mehr als 20 Jahren an der Macht, sich als Mann aus dem Volk zu präsentieren.
 
        MEISTER DER POLARISIERUNG
 
        Erdoğan ist in der AKP unumstritten und kultiviert sein Image als strenger Landesvater, der die Probleme der einfachen Leute kennt. Er wuchs im Istanbuler Arbeiterviertel Kasımpaşa als Sohn kleiner Leute auf und erlebte, wie fromme Muslime unter der damaligen Herrschaft der Laizisten benachteiligt wurden. Diese Erfahrung prägt ihn bis in die Gegenwart und formt seine Überzeugung, dass sich die Türken unter seiner Führung immer wieder gegen mächtige Gegenspieler im In- und Ausland durchsetzen müssen.
 
        Dabei hat sich Erdoğan eine pragmatische Beweglichkeit erhalten, die es ihm erlaubt, je nach Lage mit Kurden, Rechtsnationalisten, Islamisten, Militärs, der EU, arabischen Staaten oder Russland zusammenzuarbeiten. Derzeit bemüht er sich um ein Treffen mit dem syrischen Staatschef Baschar al-Assad, den er in den ersten Jahren des syrischen Bürgerkrieges mithilfe von Rebellengruppen stürzen wollte. Erdoğan setzt seine Frömmigkeit als Brücke zu seiner Anhängerschaft ein, ordnet seine religiösen Überzeugungen aber anderen Prioritäten unter, wenn es sein muss: „Ich würde selbst eine Moschee abreißen, um eine Straße zu bauen“, sagte er einmal.03
 
        Dieses Rezept verhalf Erdoğan zu spektakulären Erfolgen. Er gründete 2001 die AKP, die ein Jahr später die Regierung in Ankara übernahm und bis heute führt. Wirtschaftliche und politische Reformen ließen die Türkei international aufsteigen und bescherten den Bürgern einen bis dahin nicht gekannten Wohlstand. Seine zunehmende Intoleranz – seit seinem Amtsantritt als Staatschef im Jahr 2014 hat die Justiz fast 200000 Ermittlungsverfahren wegen des Verdachts auf Präsidentenbeleidigung eingeleitet – verschärfte jedoch das innenpolitische Klima. Nach dem Bruch seines Bündnisses mit der Bewegung des islamischen Predigers Fethullah Gülen entging Erdoğan 2016 nur knapp einem Staatsstreich, in dessen Folge er den Druck auf Andersdenkende noch weiter verstärkte. Seit 2018 regiert er als Chef eines Präsidialsystems, das ihm weitreichende Machtbefugnisse ohne wirksame Kontrolle durch andere Institutionen sichert.
 
        HILFREICHES PRÄSIDIALSYSTEM
 
        Erdoğan profitierte bei der Wahl zudem von strukturellen Vorteilen. So hat die AKP nach offiziellen Angaben rund elf Millionen Mitglieder und ist mit Abstand die stärkste politische Kraft in der Türkei. Das heißt, dass fast jeder Sechste der 64 Millionen Wähler des Landes Mitglied der Partei ist. Rechnet man die Familien der AKP-Mitglieder hinzu, verbreitert sich die Basis für die Regierungspartei noch weiter. Erdoğan verfügt damit über eine Stammwählerschaft, die für andere Parteien unerreichbar ist. Die zweitstärkste Kraft, die oppositionelle Republikanische Volkspartei CHP, hat knapp 1,4 Millionen Mitglieder. Alle anderen Parteien liegen unter der Millionengrenze.
 
        Das türkische Präsidialsystem, das ganz auf Erdoğan zugeschnitten ist, machte es der Opposition zusätzlich schwer. Erdoğan hat die AKP zu einer Staatspartei gemacht. Ihre Gefolgsleute sitzen in Bürokratie, Justiz und Medien, was sich im Wahlkampf bemerkbar machte: Provinz- und Stadtverwaltungen stellten öffentliche Ressourcen wie Busse für AKP-Veranstaltungen zur Verfügung oder verpflichteten ihre Beamten und Angestellten, an AKP-Kundgebungen teilzunehmen.
 
        Zudem profitiert Erdoğan von einem Großteil der türkischen Medien, weil viele Zeitungen und Fernsehsender im Besitz regierungsnaher Konzerne sind. Die öffentlichen Medien sind ohnehin auf Regierungslinie. Der auf dem Papier unabhängige staatliche Fernsehsender TRT widmete Erdoğan im April 2023 fast 33 Stunden Sendezeit – sein Herausforderer Kılıçdaroğlu kam auf 32 Minuten. Hohe Posten im Staatsapparat sind für Bewerber ohne Mitgliedschaft in der AKP oder enge Beziehungen zur Regierung kaum zu erreichen. Regierungsnahe Konzerne verdienen an öffentlichen Ausschreibungen.
 
        MUTLOSE UND ZERSTRITTENE OPPOSITION
 
        Trotz dieser Benachteiligungen waren viele Oppositionspolitiker und -wähler überzeugt, die Ära Erdoğan bei den Mai-Wahlen beenden zu können. Umso schwerer war der Schock für sie, als Erdoğan wieder siegte. Einen Neuanfang in den Reihen der Erdoğan-Gegner gab es jedoch nicht. Präsidentschaftskandidat Kılıçdaroğlu weigerte sich trotz seiner Niederlage, als Vorsitzender der CHP zurückzutreten. Auch die Vorsitzenden der anderen fünf Oppositionsparteien, die zusammen mit der CHP im Wahlkampf eine Allianz gebildet hatten, blieben auf ihren Posten. Führende Politiker aus diesem Sechs-Parteien-Bündnis deuteten an, dass der Block bei künftigen Wahlen nicht mehr gemeinsam antreten werde.
 
        Innerparteiliche Gegner von Kılıçdaroğlu fordern einen Generationenwechsel in der CHP, die einst von Atatürk gegründet wurde und das Land in den ersten drei Jahrzehnten nach Gründung der Republik dominierte, aber seit 1979 nicht mehr an einer Regierung beteiligt war. Kılıçdaroğlus Kritiker werfen ihm vor, alle Wahlen in den vergangenen Jahren verloren und bei seiner Präsidentschaftskandidatur seinen persönlichen Ehrgeiz über politische Klugheit gestellt zu haben. Ekrem İmamoğlu, der CHP-Bürgermeister von Istanbul, mit seinen 52 Jahren mehr als 20 Jahre jünger als der 74-jährige Kılıçdaroğlu, wurde zum Anführer der Partei-Rebellen.
 
        Erdoğan sieht İmamoğlu als potenziell gefährlichen Gegenspieler und setzte deshalb die regierungstreue Justiz auf ihn an, die drei Strafverfahren gegen den Bürgermeister eröffnete. Bei einer Verurteilung könnte İmamoğlu mit einem Politikverbot belegt und damit aus dem Verkehr gezogen werden.
 
        Das Interesse der Regierung an juristischen Schritten gegen İmamoğlu erklärt sich aus dem türkischen Wahlkalender: Im März 2024 werden die 64 Millionen Wähler ihre Kommunalparlamente und Bürgermeister neu bestimmen. Nur wenige Stunden nach seinem Wahlerfolg im Mai 2023 richtete Erdoğan den Blick auf die bevorstehenden Kommunalwahlen. Er rief die AKP auf, alles zu tun, um im März die Metropole Istanbul und die Hauptstadt Ankara zurückzuerobern. Beide Städte waren bei den Kommunalwahlen von 2019 an die Opposition gegangen – eine der schwersten Wahlniederlagen für Erdoğan in seiner Karriere. Nun will der Präsident diese Scharte wieder auswetzen. Die Mutlosigkeit und das Chaos bei den Oppositionsparteien verbessern seine Chancen.
 
        „JAHRHUNDERT DER TÜRKEI“
 
        Mit dem neuen Wahlsieg im Rücken konzentriert sich Erdoğan seit Mai darauf, die türkische Wirtschaft wieder flott zu bekommen. Er verabschiedete sich von seiner Niedrigzinspolitik, mit der er die Zentralbank in den vergangenen Jahren zu drastischen Zinssenkungen gezwungen hatte, um das Wachstum anzukurbeln. Die Auswirkungen der steigenden Inflation für die Normalverbraucher wollte er mit immer neuen Anhebungen des Mindestlohns ausgleichen. Nach der Wahl holte Erdoğan seinen ehemaligen Berater Mehmet Şimşek als Finanzminister wieder ins Kabinett; dieser ging sogleich daran, die Zinspolitik zu ändern. Erdoğan bemühte sich um Investitionen arabischer Staaten in die türkische Wirtschaft. Während einer Reise durch die reichen Golfstaaten erhielt er im Juli 2023 allein von den Vereinigten Arabischen Emiraten finanzielle Zusagen von mehr als 50 Milliarden Dollar.
 
        Gleichzeitig trieb der Präsident seinen Plan voran, das 21. Jahrhundert zum „Jahrhundert der Türkei“ zu machen. Seine Vision von einer starken Türkei, die mit Weltmächten wie China, Russland oder den USA auf Augenhöhe ist, hatte bereits den außenpolitischen Kern seines Wahlkampfs im Mai gebildet. Er präsentierte Drohnen, Kriegsschiffe und Elektroautos aus türkischer Produktion sowie neu entdeckte Erdgas- und Ölvorkommen als Grundlagen für das „Jahrhundert der Türkei“ – und sich selbst als den Mann, der das Land in diese goldene Zukunft führen kann. Die Taktik funktionierte erstaunlich gut, wie der Politikwissenschaftler und Türkei-Experte Selim Koru bilanzierte. Erdoğans Wähler wähnten sich in „der epischen Schlacht zwischen Gut und Böse“ auf der richtigen Seite. „Das ist eine Dosis purer Nationalismus direkt in die Vene.“04
 
        NATIONALISMUS MACHT NICHT SATT
 
        Allerdings macht Nationalismus nicht satt. Nach der Wahl im Mai beschleunigte sich die Talfahrt der Lira, weil die Zentralbank den Versuch aufgab, den Kurs der Währung mit Milliarden aus dem Staatshaushalt zu stützen, um Erdoğan politisch zu helfen. Die Devisenreserven des Landes schrumpften wegen dieser Ausgaben beträchtlich. Von Januar bis Juli 2023 verlor die türkische Währung fast 34 Prozent ihres Wertes gegenüber dem Euro; allein zwischen der Stichwahl um das Präsidentenamt am 28. Mai und Juli betrug der Verlust 29 Prozent.
 
        Finanzminister Şimşek hob mit Billigung Erdoğans die indirekten Steuern für eine ganze Reihe von Waren – von Benzin bis zu Handys – drastisch an, um wieder mehr Geld in die Staatskasse zu lenken. Şimşek brachte zudem die ehemalige Wall-Street-Bankerin Hafize Gaye Erkan an die Spitze der Zentralbank, um in- und ausländischen Investoren eine Rückkehr zu einer berechenbareren Finanzpolitik zu signalisieren. Unter Erkans Leitung änderte die Zentralbank ihren Kurs und hob die Leitzinsen zum ersten Mal seit zwei Jahren wieder an. Die Inflation ging zwar von ihrem Höchststand von über 80 Prozent im Herbst 2022 zurück, stieg bis Ende August aber wieder auf fast 60 Prozent an.05
 
        Viele junge Menschen sehen ihre Aussichten auf ein gutes Leben und einen guten Job schwinden, was in einem Land mit einem Altersdurchschnitt von rund 31 Jahren weitreichende Folgen haben kann. Eine Umfrage der Konrad-Adenauer-Stiftung unter 18- bis 25-jährigen Türken in 16 Provinzen der Türkei kam schon vor der Mai-Wahl zu dem Ergebnis, dass 81 Prozent der Menschen in dieser Altersgruppe die Wirtschaftspolitik der Regierung als erfolglos betrachten und sich gegen einen Abbau demokratischer Standards wenden. 63 Prozent der Befragten sagten, sie würden die Türkei verlassen, wenn sie könnten. Bei den Zielländern lag Deutschland mit 14,5 Prozent an der Spitze, gefolgt von den USA mit 13,8 Prozent und Großbritannien mit 9,8 Prozent.06
 
        SCHWÄCHEN DES SYSTEMS
 
        Die Hoffnungslosigkeit der jungen Generation weist auf eine Schwäche von Erdoğans Präsidialsystem hin. Der Staatspräsident richtet seine Politik an kurzfristigen Zielen wie der nächsten Wahl aus und vernachlässigt langfristige Perspektiven, Reformen und eine Stärkung unabhängiger Institutionen. Deshalb hat die Türkei viele ausländische Investoren verloren. Vor zehn Jahren besaßen Anleger außerhalb der Türkei rund ein Drittel der türkischen Staatsanleihen – 2020 waren es nur noch fünf Prozent.07
 
        Nach der Mai-Wahl versuchte Erdoğan die Quadratur des Kreises: Positive Signale an die Investoren sollten Anleger in die Türkei zurückholen, ohne die Grundlagen seines Regierungssystems zu ändern. Von einer „Zwickmühle“ sprach der Sozialwissenschaftler Yaşar Aydın. Die türkische Bauwirtschaft, die Exportbranche und die Verbraucher hätten vor der Wahl von niedrigen Zinsen und billigen Krediten profitiert, schreibt er. Das stelle Erdoğans Regierung nach der Wahl vor ein Dilemma: „Setzt sie weiterhin auf starkes Wachstum, drohen Inflationsspirale, Währungskrise oder gar Staatspleite. Kehrt sie zurück zu hohen Zinsen, strikter Haushaltsdisziplin und rigoroser Inflationsbekämpfung – unter Inkaufnahme von Wachstumseinbußen –, muss Erdoğan damit rechnen, dass sich nicht nur seine Wählerschaft von ihm abwendet, sondern auch sein Klientelnetzwerk.“08
 
        Auch außenpolitisch warf Erdoğans Kurs nach der Wahl Fragen nach der Berechenbarkeit der Türkei auf. Im Streit um die Aufnahme von Finnland und Schweden in die Nato hatte der Präsident im Frühjahr seinen westlichen Partnern sein Entgegenkommen signalisiert, indem er den Beitritt Finnlands vom türkischen Parlament ratifizieren ließ. Beim Nato-Gipfel in Vilnius im Juli 2023 gab er dann nach Angaben von Generalsekretär Jens Stoltenberg nach monatelangem Zögern auch grünes Licht für Schweden, relativierte diese Zusage aber, indem er die Zustimmung der Türkei zum schwedischen Beitritt von Fortschritten des türkischen EU-Beitrittsprozesses abhängig machte, bei dem seit Jahren Stillstand herrscht.
 
        Diese überraschenden Kehrtwenden dienten Erdoğan vor allem dazu, sich vor dem heimischen Publikum als Politiker zu präsentieren, der die Interessen der Türkei auf außenpolitischer Bühne energisch vertritt. Weil seine Regierung die großen Medien der Türkei auf ihrer Seite hat, braucht er keine Kritik an seinem Schlingerkurs zu befürchten.
 
        Im Ausland sieht es allerdings anders aus. EU-Politiker wiesen Erdoğans Junktim zwischen dem Nato-Beitritt Schwedens und einem türkischen EU-Beitritt empört zurück. Selbst Türkei-Experten wie Martin Erdmann, ein früherer deutscher Botschafter in Ankara, sind von Erdoğans Außenpolitik verwirrt. „Sie ist verstörend für Bündnispartner, und sie ist in Teilen erratisch“, sagte Erdmann. „Es ist eine Ad-hoc-Politik, oftmals nach Tagesverfassung oder Tagessituationen ausgerichtet.“09 Hinter Erdmanns Kritik steht die Einschätzung westlicher Beobachter, Erdoğan treffe seine Entscheidungen entweder allein oder in einem Kreis enger Berater ohne das Fachwissen von Ministerien oder anderer Institutionen, weshalb die türkische Politik seit der Einführung des Präsidialsystems 2018 immer unberechenbar werde.
 
        KAUM CHANCEN FÜR NEUANFANG IN DER KURDENPOLITIK
 
        Erdoğans politische Beweglichkeit erlaubte es ihm in den vergangenen Jahren, sich immer neue Bündnispartner zu suchen. In den ersten zehn Jahren seiner Regierungszeit arbeitete er mit der Bewegung um Fethullah Gülen zusammen, bis er sich 2013 mit dem Prediger überwarf. Anschließend suchte er die Nähe zu den politischen Vertretern der Kurden und ließ die AKP mit der kurdischen Demokratischen Partei der Völker (HDP) und indirekt mit der Terrororganisation Arbeiterpartei Kurdistans (PKK) über eine friedliche Beilegung des Kurdenkonflikts verhandeln. Im Februar 2015 verkündeten Politiker von AKP und HDP eine Vereinbarung, die eine Zusage der PKK einschloss, ihren 1984 begonnenen Kampf gegen Ankara aufzugeben.10
 
        Als die HDP bei den Parlamentswahlen wenige Monate später ein Rekordergebnis von 13 Prozent einfuhr, während die AKP mit 40,1 Prozent ihre Mehrheit in der Volksvertretung verlor, änderte Erdoğan seinen Kurs schlagartig. Angesichts einer Serie von Anschlägen und neuen Gefechten zwischen der PKK und den türkischen Sicherheitskräften präsentierte sich die AKP als Garant der Stabilität und erreichte bei einer vorgezogenen Neuwahl im November 2015 mit 49,5 Prozent wieder die absolute Mehrheit im Parlament; die HDP sackte auf 10,8 Prozent ab. Ein Jahr später wurde der HDP-Vorsitzende Selahattin Demirtaş verhaftet. Im Februar 2018 zementierte Erdoğan seinen neuen nationalistischen Kurs, indem er ein Bündnis zwischen der AKP und der rechtsradikalen Partei der Nationalistischen Bewegung (MHP) gründete. Bei dieser Allianz ist Erdoğan bis heute geblieben.
 
        Erdoğans Rechtsruck macht eine Rückkehr zu einem Versöhnungskurs in der Kurdenfrage sehr unwahrscheinlich. Der Präsident besteht auf Demirtaş Inhaftierung, obwohl der Europäische Gerichtshof für Menschenrechte seine Freilassung angeordnet hat. Zudem läuft vor dem Verfassungsgericht ein Verbotsverfahren gegen die HDP, das mit einem Politikverbot für fast 700 Politiker der Kurdenpartei enden könnte.11 Kurz vor den Wahlen im Mai wurden in der vorwiegend kurdischen Provinz Diyarbakır, einer Hochburg der HDP, fast 150 Rechtsanwälte, Politiker und Künstler unter dem Vorwurf festgenommen, die PKK unterstützt zu haben.12
 
        DISKUSSION ÜBER ERDOĞANS NACHFOLGE
 
        In der ersten Kabinettssitzung nach der Mai-Wahl sagte Erdoğan, er wolle eine neue Verfassung einführen und den Entwurf dafür ins Parlament einbringen lassen.13 Nach der derzeitigen Verfassung darf Erdoğan bei der nächsten Präsidentschaftswahl 2028 nicht mehr antreten; eine neue Verfassung könnte dieses Hindernis für ihn aus dem Weg räumen, wenn mit ihrem Inkrafttreten seine bisherigen Amtszeiten nicht gezählt werden. Allerdings verfügen AKP und MHP nicht über die nötige Mehrheit im Parlament, um die Verfassungsreform zu beschließen. Erdoğan braucht dafür die Unterstützung von Teilen der Opposition.
 
        Obwohl der Präsident mit den Vorbereitungen für eine Verfassung versucht, die Grundlagen für seinen Verbleib an der Spitze des Staates über 2028 hinaus zu schaffen, hat in der Türkei die Diskussion über einen Nachfolger für Erdoğan begonnen, die durch gesundheitliche Probleme des 69-jährigen angefacht wird. Im Wahlkampf im April erlitt Erdoğan während eines Live-Interviews im Fernsehen einen Schwächeanfall und musste in den Tagen darauf mehrere Termine absagen.
 
        Um Erdoğans Gesundheitszustand ranken sich seit Jahren Spekulationen, häufig befeuert vom Wunschdenken seiner Gegner. 2011 unterzog sich Erdoğan einer Darmoperation, dementierte aber Berichte über eine Krebserkrankung. Sechs Jahre später wurde ihm während des Gebets in einer Moschee schlecht, was er mit vorübergehenden Blutzuckerproblemen erklärte. 2021 schlief Erdoğan während einer Videobotschaft an seine Anhänger mitten im Satz ein. Kurz vorher musste er sich auf seine Frau Emine und einen Leibwächter stützen, als er eine Treppe hinunterging.
 
        Wegen Erdoğans Alter und Gesundheitszustand sei es unwahrscheinlich, dass der Präsident über 2028 hinaus im Amt bleiben werde, meint Selim Koru.14 Die Frage ist, was geschieht, wenn Erdoğan abtritt. In der AKP und in der Regierung ist alles auf ihn zugeschnitten, sodass sich bei einem Wechsel an der Partei- und Staatsspitze auch das Regierungssystem ändern könnte. In der AKP gibt es außer Erdoğan niemanden, der die verschiedenen Machtinteressen innerhalb der Partei ausbalancieren kann. In der Regierung trifft er als „reis“ alle wichtigen Entscheidungen.
 
        Koru weist allerdings darauf hin, dass das Präsidialsystem auch ohne Erdoğan weiter funktionieren könnte. „Wenn jemand anders reis wird, genießt sein Amt den Schutz der weitreichenden staatlichen Machtbefugnisse“, schreibt er. „Der Sicherheitsapparat, das Wohlfahrtsystem und das Medien-Monopol könnten sogar aus einem mittelmäßigen Politiker einen reis machen.“15 Der Personenkult um Erdoğan würde in diesem Fall auf den neuen Mann an der Spitze übertragen.
 
        Einer der Namen, die in Spekulationen über die Erdoğan-Nachfolge genannt werden, ist Selçuk Bayraktar. Er ist ein Schwiegersohn des Präsidenten und Chef des Kampfdrohnen-Herstellers Baykar, der wegen der militärischen Erfolge mit türkischen Drohnen in Libyen, im Kaukasus und in der Ukraine zu einem der wichtigsten Exporteure der türkischen Rüstungsindustrie geworden ist. Regierungsnahe Medien in der Türkei berichten auffällig häufig und in großer Aufmachung über Bayraktar. Die prominente Türkei-Expertin Amberin Zaman bestätigt, dass er als möglicher Erdoğan-Nachfolger gehandelt wird.16 Bayraktar selbst schließt eine politische Karriere nicht aus.17 Allerdings hat Bayraktar weder eine Hausmacht in der AKP noch Erfahrung als Politiker. Seine Chancen beruhen allein auf seiner verwandtschaftlichen Verbindung zu Erdoğan und auf seiner persönlichen Popularität.
 
        UNGEWISSE ZUKUNFT
 
        So fehlt es der Türkei im hundertsten Jahr ihres Bestehens trotz der langen Ära Erdoğan und des erneuten Wahlsieges des Präsidenten weiter an Stabilität. Die Nachfolgediskussion dürfte in den kommenden Jahren weiter in den Mittelpunkt rücken, besonders wenn Erdoğan neue Gesundheitsprobleme bekommen sollte. Die Schwächung der Institutionen unter Erdoğan bedeutet, dass es kein staatliches Gerüst gibt, das dem Land Halt geben kann, wenn das Ende seiner Zeit an der Macht absehbar wird. Die Opposition steckt nach ihrer jüngsten Niederlage ebenfalls in einer tiefen Krise. Für Deutschland und Europa ergibt sich daraus, dass die von Martin Erdmann beschriebene „Ad-hoc-Politik“ in den Beziehungen zum Westen auch in den kommenden Jahren weitergehen dürfte – mit oder ohne Erdoğan.
 
         
          SUSANNE GÜSTEN 
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          KATHARINA A. ZWEIG
 
          DROHT KI DEN MENSCHEN ZU ERSETZEN?
 
          Um die Frage nach der Ersetzbarkeit des Menschen durch KI zu beantworten, ist es hilfreich, sich die Technologie hinter den Systemen anzuschauen. Wozu sind maschinelles Lernen, neuronale Netze und generative KI imstande – und wozu nicht?
 
        
 
         
          RALF OTTE
 
          INTELLIGENZ UND BEWUSSTSEIN. ODER: IST KI WIRKLICH KI?
 
          KI ist hervorragend geeignet, um in einem künstlichen Datenraum zu agieren. Sie hat jedoch eklatante Schwächen in natürlicher Umgebung, denn Verständnis und Wahrnehmung werden nur simuliert. Gleichwohl schickt KI sich an, ein rudimentäres Bewusstsein zu erlangen.
 
        
 
         
          BERND CARSTEN STAHL
 
          GRAUZONEN ZWISCHEN NULL UND EINS. KI UND ETHIK
 
          Worin bestehen ethische Probleme in der KI? Was müssen wir beachten, wenn wir über Ethik in der KI sprechen? Und wie können damit verbundene Fragen bearbeitet werden? Statt nach einfachen Antworten zu suchen, sollte man KI als Teil eines komplexen Ökosystems sehen.
 
        
 
         
          THORSTEN THIEL
 
          KI UND DEMOKRATIE: ENTWICKLUNGSPFADE
 
          Welche Effekte hat die Verbreitung von KI auf die Struktur und Dynamik demokratischer Öffentlichkeit? Welche Möglichkeiten und Risiken ergeben sich für demokratisches Regieren? Und inwiefern verändert sich die Teilhabe von Bürgerinnen und Bürgern?
 
        
 
         
          HANNAH RUSCHEMEIER
 
          REGULIERUNG VON KI. ANSÄTZE, IDEEN, PLÄNE
 
          In der raschen Verbreitung von KI-Technologie manifestiert sich eine neue Form von Macht. KI-Regulierung ist deshalb die Regulierung von Macht und deshalb eine genuin rechtsstaatliche Frage. Wie ist der Entwurf für eine umfassende KI-Verordnung der EU zu bewerten?
 
        
 
         
          CHRISTIAN KELLERMANN · CORNELIUS MARKERT
 
          KI IN DER ARBEITSWELT
 
          In den vergangenen 200 Jahren hat sich die Produktivität im verarbeitenden Gewerbe dank des Einsatzes von Maschinen um ein Vielfaches gesteigert. Durch KI könnte die Automatisierung nun auch in die Domänen kognitiver Arbeit vordringen und neue Potenziale freisetzen.
 
        
 
         
          FLORIAN NUXOLL
 
          KI IN DER SCHULE
 
          KI bietet sowohl Lehrkräften als auch Schülerinnen und Schülern große Chancen, Lernprozesse zu optimieren. Die Rolle der Lehrkräfte bleibt dabei zentral: Eine Schule ohne Lehrer wird auch in Zukunft eine schlechte Schule sein – eine Schule ohne KI aber auch.
 
        
 
      

       
        EDITORIAL
 
        „Künstliche Intelligenz hilft gegen Waldbrände“, „KI könnte deutscher Wirtschaft Milliarden einbringen“, „Krebs: Künstliche Intelligenz erkennt schädliche Mutationen“, „Gewinnt KI den nächsten Krieg?“ Schlagzeilen wie diese sind jeden Tag zahlreich zu lesen. Und schon die kleine Auswahl zeigt, welche Bandbreite und welch hohe Erwartungen mit dem Thema Künstliche Intelligenz verbunden sind. Spätestens seit das Unternehmen OpenAI im November 2022 seinen Chatbot ChatGPT vorgestellt hat, der die Fähigkeiten von KI für viele direkt erlebbar macht, ist das Thema dauerhaft in einer breiten Öffentlichkeit angekommen.
 
        Wie so häufig in der langen Geschichte des technischen Fortschritts sind auch die Entwicklungen auf dem Feld der KI von großen Hoffnungen und mindestens ebenso großen Befürchtungen begleitet. Was tatsächlich neu ist: Erstmals fragen sich auch akademisch ausgebildete „Wissensarbeiter“, ob es ihre Jobs noch lange geben wird. Waren es früher körperlich anstrengende Arbeiten, die Menschen an Maschinen übertrugen, sind es heute Übersetzungen, Recherchen oder komplexe Analysen. Was viele dabei gleichermaßen fasziniert und gruselt, ist die Fähigkeit der KI, zu lernen und das erworbene Wissen direkt anzuwenden. In einer populären Vorstellung ist der Schritt zum „Erwachen“ der KI, zur Herausbildung eines eigenen Willens, dann nur noch ein kleiner.
 
        Dies mag eine dystopische Übertreibung sein. Doch auch ohne autonomes Bewusstsein ist KI ein mächtiges Instrument. Mit ihrer Hilfe lassen sich Bilder und Stimmen täuschend echt fälschen, was die Gefahr von Deep Fakes erhöht und damit dem demokratischen Diskurs empfindlich schaden kann. Auch können bestehende Vorurteile algorithmisch fortgeschrieben werden, was mit Blick auf predictive policing oder soziale Scoring-Verfahren höchst problematisch ist. Neben der politischen Regulierung ist es daher vor allem wichtig, den mündigen Umgang mit KI zu fördern. Ob Künstliche Intelligenz am Ende „Gutes“ oder „Schlechtes“ bewirkt, liegt in unseren eigenen Händen. Denn es ist die Maschine, die von uns lernt, nicht andersherum.
 
        Johannes Piepenbrink
 
      

       
        ESSAY
 
        DROHT KI DEN MENSCHEN ZU ERSETZEN?
 
        Katharina A. Zweig
 
        Es ist eine der Fragen, die KI-Expertinnen und -Experten am häufigsten hören: Wird Künstliche Intelligenz uns ersetzen? Und als Nächstes: Welche Arbeitsplätze werden wegfallen? Diese Fragen sind beileibe nicht neu und wurden schon früher mehrfach gestellt. Zu Beginn der 1980er Jahre versuchte man, Computer intelligent zu machen, indem man versuchte, ihnen die Welt zu erklären. Heraus kamen große Regelsysteme, zum Beispiel für Übersetzungen: Da gab es Systeme mit 50000 Regeln und riesigen Vokabellisten, die vorgaben, welches Wort wie zu übersetzen sei. Die Ergebnisse waren überraschend gut, und schon machten die Menschen sich Sorgen. Fantastischste Ideen kamen auf, wie in kurzer Zeit alles von Maschinen übernommen werden würde.
 
        Wenig später merkte man, dass die Systeme doch nicht so intelligent waren: Ein Programm übersetzte zum Beispiel den Satz „Wir packen das“ mit „Let’s pack it“ und den Satz „Das passt mir nicht in den Kram“ mit „That does not usually suit me in the stuff“. Es waren also insbesondere die figurativen Sätze, mit denen diese regelbasierten Systeme Schwierigkeiten hatten. Das größte Problem an den regelbasierten Systemen aber war ihre mangelnde Wartbarkeit: Wenn ein Fehler in der Übersetzung auftrat, war den Entwicklerteams einfach nicht mehr klar, an welcher Schraube sie drehen mussten, um ihn zu beheben.01 Um zu verstehen, ob sich die Situation heute grundlegend geändert hat, ist es hilfreich, sich die Technologie hinter den neuen KI-Systemen näher anzusehen.
 
        MASCHINELLES LERNEN
 
        Die neuen KI-Systeme, die wir seit den 2000er Jahren im Aufwind sehen, funktionieren grundlegend anders als die regelbasierten Systeme der 1980er Jahre: Sie nutzen Daten der Vergangenheit, um darin mit statistischen Methoden nach Mustern zu suchen, die man dann für die Zukunft verwenden kann. Diese Methoden nennt man maschinelles Lernen. Hier werden die Regeln, nach denen die Welt funktioniert, also nicht von uns Menschen vorgegeben, sondern die Maschine extrahiert sie mit statistischen Methoden aus Daten. Das hat zu der irritierenden Formulierung geführt, dass die Maschinen hier „selbst lernen“. Aber von einem „Selbst“, einem intendierten Lernen mit selbst gesteckten Zielen kann überhaupt nicht die Rede sein: Die Maschinen werden von Menschen programmiert. Sie bekommen eine Methode, die im Wesentlichen zählt, was wie oft in den vorliegenden Daten auftaucht. Die Methode legt auch fest, in welcher Form die gefundenen Muster oder Regeln gespeichert werden.
 
        Das lässt sich an einem einfachen Beispiel leicht nachvollziehen, dem Erstellen eines Entscheidungsbaums aus Daten. Als Leser oder Leserin haben Sie sicherlich schon Entscheidungsbäume gesehen: Man fängt oben an und an jeder Stelle gibt es eine Frage, deren Beantwortung dann entweder nach links oder rechts führt. Die Abbildung zeigt ein sehr simples Beispiel für einen Entscheidungsbaum beim Autokauf.
 
         
          Abbildung: Einfacher Entscheidungsbaum für einen Autokauf
 
          [image: Zu sehen sind fünf Textkästchen: Oben ein weißes mit der Frage „Ist das Auto den Preis wert?“ Darunter stehen zwei durch Linien mit dem oberen Kästchen verbundene Kästchen: rechts ein rotes mit dem Text „Nicht kaufen“, links ein weiteres weißes mit der Frage „Liegt der Preis in meinem Budget?“ An Letzteres schließen sich wiederum zwei Kästchen darunter an: rechts erneut ein rotes mit dem Text „Nicht kaufen“, links ein hellblaues mit dem Text „Kaufen“.

] 
          In jeder Zelle beantwortet man die Frage, beginnend in der obersten. Lautet die Antwort ja, geht man nach links, sonst nach rechts. In den Zellen ohne Frage steht die jeweilige Entscheidung.
 
          Quelle: eigene Darstellung
 
        
 
        Solche Bäume können automatisch aus Daten der Vergangenheit erstellt werden. Man könnte also eine Menge von Autokäufern und -käuferinnen beobachten und dabei Daten sammeln: Was kostet das Auto? Wo liegt das eigentliche Budget? Wo trifft der Wagen die Wunscheigenschaften? Wo weicht er davon ab? Daraus ließe sich mit statistischen Methoden ein Entscheidungsbaum erstellen, der vorhersagt, wann ein Käufer sich für einen Wagen entscheidet. Dies wiederum könnte Autofirmen helfen, festzustellen, wem man welchen Wagen zeigt.
 
        Wie funktioniert die Methode, die automatisiert aus Daten Entscheidungsbäume baut? Zunächst kann man feststellen, dass jede Frage die Menge an Daten in zwei Teilgruppen einteilt. Dabei wird versucht, in jedem Schritt diejenige Eigenschaft und die daraus resultierende Frage in den Daten zu finden, die am ehesten dafür sorgt, dass möglichst einheitliche Teilgruppen entstehen. So könnte beispielsweise die Frage „Liegt das Auto in meinem Budget?“ diejenige sein, die etwa zeigt, dass die Ja-Sager eher Käufer und die Nein-Sager eher Nicht-Käufer sind. Es könnte aber auch die Frage „Sind meine wichtigsten zwei Ansprüche an den Wagen gedeckt?“ sein, die am besten in zwei Gruppen einteilt, die jeweils relativ homogen sind. Das hängt von den Daten ab, und damit also vom Verhalten der Personen, die man ergründen will. Die Idee ist also, diejenige Frage zu finden, deren Beantwortung eine Teilgruppe mit vielen Käufern und eine Teilgruppe mit vielen Nicht-Käufern liefert. Im Wesentlichen geht man dafür einfach alle Möglichkeiten durch und misst, wie homogen die jeweiligen Teilgruppen wären, wenn man nach dieser oder jener Eigenschaft fragen würde.
 
        Zu diesem Zweck müssen die Entwickler der Methode eine Formel mitgeben, mit der die Homogenität der Teilgruppen bewertet werden kann. Dafür gibt es nun aber mindestens ein Dutzend Formeln, und jede dieser Formeln wird zu anderen Entscheidungsbäumen führen. Es gibt also keinen objektiven Weg, mit der der bestmögliche Entscheidungsbaum sicher berechnet werden kann. Wenn man die „beste“ Frage gefunden hat, macht man für jede Teilgruppe genau so weiter, bis man Teilgruppen gefunden hat, die so homogen sind, dass man das für ausreichend hält, um gute Entscheidungen zu treffen.
 
        Das Beispiel zeigt gut, wie aus Daten der Vergangenheit eine Menge von Regeln berechnet werden kann, um zukünftiges Verhalten vorherzusagen. Nicht so einfach zu verstehen ist allerdings die Interaktion zwischen den Daten und der Methode, die dazu führt, dass die eine oder andere Frage ganz oben steht. Tatsächlich gibt es über 20 Methoden, um Entscheidungsbäume aus Daten zu gewinnen, und jede käme zu sehr unterschiedlichen Ergebnissen, auch wenn sie auf denselben Daten beruhen. Das Beispiel zeigt zudem: Natürlich werden auch die Trainingsdaten vollständig vom Menschen definiert – keines der KI-Systeme geht selbstständig ins Internet und sucht sich Daten nach einem von ihr festgelegten Ziel zusammen. Und nicht zuletzt wird auch von Menschen festgelegt, nach welchen Kriterien die Qualität solcher Systeme bewertet wird: Das System wird dann so lange trainiert, bis es eine annehmbare Qualität erreicht hat.
 
        Bei diesem Prozess geht es nicht nur darum, immer mehr Daten zu sammeln. Man kann zum Beispiel auch mit den Eingabedaten herumspielen: Vielleicht führen Eigenschaften, die eine Käuferin an ihrem Auto sehen wollte, die aber bei einem Wagen nicht vorhanden sind, dazu, dass ihre Kaufbereitschaft sinkt, es sei denn, dass der Preis dann auch entsprechend sinkt. Man könnte also eine neue Eigenschaft aus den bekannten Daten berechnen, die vielleicht so aussieht: „Liegt der Preis bei Budget minus Anzahl der nicht getroffenen Eigenschaften mal 500 Euro?“ Das nennt man feature engineering, und hier sind die Möglichkeiten nur durch die menschliche Kreativität begrenzt. Solange also die Qualität eines solchen gelernten Modells noch nicht stimmt, können die Informatiker und Informatikerinnen jede Menge Knöpfchen und Hebelchen einstellen, um damit mehr Informationen aus den Daten herauszuholen.
 
        NEURONALE NETZE
 
        Das gilt insbesondere bei den sogenannten neuronalen Netzen. Diese greifen zurück auf etwas, das als Neuron bezeichnet wird. Das klingt durchaus biologisch und nah an dem, was Tiere tun. Es handelt sich allerdings um eine mathematische Formel. Diese bekommt sehr viele Eingangsdaten und berechnet daraus eine einzige Zahl. Das, was dann beim Training gelernt wird, sind die Gewichte, mit denen die jeweiligen Eingangsdaten bewertet werden.
 
        Wenn beispielsweise ein Bilderkennungssystem trainiert wird, bekommt jedes Neuron alle Pixel des Originalbildes als Zahlen präsentiert. Diese werden gewichtet, und daraus wird eine neue Zahl berechnet. Die Gewichte werden bei jedem Bild im Trainingsdatensatz so angepasst, dass eine korrekte Antwort wahrscheinlicher und eine inkorrekte Antwort weniger wahrscheinlich wird. Wenn die Maschine also im Training ein Bild eines Hundes bekommt, aber eine Pyramide „erkennt“, werden die Gewichte von allen Formeln (Neuronen) verändert, sodass sie beim nächsten Mal etwas wahrscheinlicher einen Hund erkennt.
 
        Mit sehr vielen Trainingsdaten und sehr vielen Trainingssessions können dabei Systeme entstehen, die tatsächlich mit einiger Verlässlichkeit Objekte auf Bildern erkennen können. Am besten werden diese neuronalen Netzwerke aber, wenn die Neuronen in Schichten angeordnet sind. Die erste Schicht bekommt dabei die Originalpixel zu sehen. Die zweite bekommt die Resultate der ersten Schicht zu sehen und verarbeitet die weiter. Die dritte Schicht bekommt die der zweiten und so weiter. Die letzte Schicht gibt dann die berechnete Antwort aus. Dadurch bestehen neuronale Netzwerke aus sehr vielen mathematischen Formeln mit einer großen Anzahl von Gewichten, die alle durch die Daten gelernt werden müssen. Auch hier gibt es wieder eine große Varianz an der genauen Form der mathematischen Gleichungen – niemand weiß so genau, welche Schicht an Neuronen am besten welche Form von Gleichungen verwenden soll. Solange die Qualität des Systems noch nicht stimmt, kann man aber an dem genauen Aufbau der Schichten arbeiten, und natürlich auch an der Form der Trainingsdaten und deren Menge und Qualität.
 
        Es gibt also auch hier keinen Weg, der Objektivität garantiert: Jede Entscheidung würde zu anderen Antworten führen. Damit stellt sich die Frage danach, wann KI-Systeme in ihren Berechnungen verlässlich und nachvollziehbar sind, denn nur dann könnten sie Menschen ersetzen.
 
        NACHVOLLZIEHBARKEIT
 
        Die neuen KI-Systeme durchlaufen damit grundsätzlich zwei Phasen: Eine Trainingsphase, in der mithilfe von durch Menschen ausgesuchte Daten der Vergangenheit mit einer statistischen Methode Regeln automatisch extrahiert und in einer bestimmten Form, einem sogenannten statistischen Modell, abgelegt werden. Dieses Modell kann ein Entscheidungsbaum sein oder ein neuronales Netzwerk. Die „Intelligenz“ liegt dabei in der Reihenfolge der gestellten Fragen beziehungsweise in den gelernten Gewichten der Formeln. In der zweiten Phase werden diese Regeln dann genutzt, um für eine neue Situation eine Entscheidung zu berechnen, oder einen Text zu schreiben, ein Bild zu pixeln oder eine Audiodatei herzustellen.
 
        Diese zweite Phase ist vollständig nachvollziehbar, da die neuen Eingabedaten das statistische Modell durchlaufen und sehr simple Berechnungen zum Ergebnis führen. Was uns diese Methoden aber nicht erlauben, ist, die Beweggründe für eine computergenerierte Entscheidung zu verstehen. Schließlich wurden nur statistische Auffälligkeiten in den Trainingsdaten gespeichert: Ob diese aber wirklich relevant oder nur eine sogenannte statistische Korrelation sind, also eine statistische Auffälligkeit, die für das zu verstehende Phänomen kausal keine Rolle spielt, kann uns keiner sagen. Die Maschinen sind in diesem Sinne black boxes, also undurchdringliche Systeme.
 
        Darin sind sie unseren Haustieren und selbst der Lieblingskollegin nicht ganz unähnlich: Am Ende können wir auch bei unserem Hund niemals vollständig vorhersagen, was er tun wird oder warum er etwas getan hat. Aber unsere jeweilige Intelligenz hat eine gemeinsame Basis, auf der wir aufbauen können – diese fehlt mit den Maschinen. Bei der Lieblingskollegin kommen weitere Aspekte hinzu, mit der wir ihre Entscheidungen nachvollziehen können: Unsere jeweilige Ausbildung hat Prozesse zur Verfügung gestellt, mit der Entscheidungen nachvollziehbar werden, und wir haben eine gemeinsame Sprache, um uns unsere Beweggründe für eine Entscheidung verständlich zu machen. Dass es dabei immer noch Lücken gibt und wir uns als Menschen selbst gar nicht immer sicher sind, warum wir etwas entschieden haben, und dies vielleicht nur im Nachhinein rationalisieren, sei einmal dahingestellt. Trotzdem bleibt uns diese gemeinsame Basis der Entscheidungsprozesse und Kommunikation über Entscheidungen, die bei KI-Systemen fehlen. Damit komme ich zu der eingangs gestellten Frage: Können KI-Systeme uns ersetzen?
 
        AUSTAUSCHBAR?
 
        Ich beantworte diese Frage zuerst für solche Systeme, die Entscheidungen treffen oder menschliche Entscheidungen durch Computerberechnungen unterstützen sollen. Damit eine Maschine uns in unseren Entscheidungen ersetzen kann, muss sie dies verlässlich tun können. Wir müssen uns also darauf verlassen können, dass sie in allen Situationen, in denen wir sie nutzen, das tut, was ein vernunftbegabter Mensch auch tun würde.
 
        Da wir den Prozess der Entscheidungsfindung, also die Frage, welche Eingabedaten warum wie bewertet werden, mit der Maschine nicht klären können, bleibt uns nur übrig, das Verhalten der Maschine in verschiedenen Situationen zu beobachten und zu bewerten. Das ist deutlich schlechter, als sich von einem Menschen erklären zu lassen, wie er zu seinem Handeln kommt, weil man dann immer nur eine Aussage über diejenigen Situationen treffen kann, in der man das Verhalten beobachtet hat. Der von einem Menschen dargelegte Entscheidungsprozess hingegen erlaubt es uns, zu bewerten, wie die Entscheidungen dieses Menschen in einer weiten Reihe von Situationen gefällt werden. Diese Einschränkung auf die reine Verlässlichkeitsüberprüfung von automatisierten Entscheidungen führt dazu, dass man – basierend auf der heutigen Technologie – KI-Systeme dort nicht einsetzen kann, wo man die Qualität von Entscheidungen nicht bewerten kann.
 
        Dies gilt etwa für sogenannte singuläre Entscheidungen, also solche, die keine historischen Vorbilder haben und in der die Auswirkungen von der genauen Ausgangssituation abhängen. Hierunter fallen fast alle politischen Entscheidungen, etwa in der Corona-Pandemie. Auch im Nachhinein können die Entscheidungen für oder gegen Lockdowns verschiedener Länder aufgrund der jeweils unterschiedlichen demografischen Situationen nur grob in ihrer Qualität bewertet werden. Denn es fehlt sowohl an Trainingsdaten, an Nachvollziehbarkeit (also Begründungen) als auch an einer Qualitätsüberprüfung der Verlässlichkeit. KI-Systeme können daher menschliche Entscheidungen hier prinzipiell nicht ersetzen.
 
        In der Politik geht es aber immer auch um Werturteile, wenn verschiedene, miteinander konkurrierende Maßnahmen bewertet werden sollen. Werturteile (judgments) sind solche, in denen sich Experten und Expertinnen nicht beliebig uneinig sein dürfen.02 Dazu gehören zum Beispiel Schulnoten: Es gibt keinen Algorithmus, der zu einer Note führt. Wir fordern als Gesellschaft aber trotzdem, dass das, was der eine Lehrer als „sehr gut“ bezeichnet, eine andere Lehrerin nicht als „durchgefallen“ bezeichnen sollte. Noten sollen eine Leistung bewerten, auf die man sich in gewissem Rahmen einigen kann. Eine starke Diskrepanz muss daher immer begründbar und für andere Experten nachvollziehbar sein. Da wir dem Computer hier keine Regeln vorgeben können und diese auch nicht von der Maschine für uns nachvollziehbar aus Daten herausgearbeitet werden können, kann die Maschine solche Werturteile ebenfalls nicht für uns fällen. Anders sieht es dort aus, wo das Verhalten der Maschine auf Zuverlässigkeit überprüft werden kann.
 
        Das geht oftmals dann, wenn die Maschine Risikoberechnungen anstellen soll. Sie teilt dann beispielsweise Versicherungsereignisse oder auch Menschen in verschiedene Risikoklassen. Später lässt sich dann nachrechnen, etwa bei Autoversicherungen, ob die Einteilung in eine Hochrisikoklasse gerechtfertigt war. Schwierig wird es dann, wenn die Klassifizierung die Zukunft verändert: Ein Mensch, der vor Gericht steht und dem eine Maschine ein hohes Risiko für Rückfälligkeit zuweist, wird unter Umständen eine höhere Gefängnisstrafe bekommen als eine Person, die nur ein niedriges Risiko zugewiesen bekommt. Durch die Gefängnisstrafe verändert sich aber die Aussicht, nach der Haft wieder eine Arbeit zu bekommen, was wiederum die Wahrscheinlichkeit für weitere Straftaten verändert. In solchen zukunftsverändernden Situationen kann also in der Zukunft nicht überprüft werden, wie gut die Entscheidung der Maschine war. Bei Risikoentscheidungen kann uns die Maschine also nur in ausgewählten Fällen ersetzen.
 
        Am einfachsten ist es, wenn die Maschine Fakten berechnet. Fakten sind Aussagen, die mit einer Methode intersubjektiv feststellbar sind. Intersubjektiv heißt hierbei, dass jeder Mensch, der der Methode folgt, auf dasselbe Ergebnis kommt. Das Ergebnis einer Maschine, die Schrauben auf Fehlerhaftigkeit prüft und aussortiert, kann jederzeit überprüft und auf seine Qualität hin bewertet werden. Faktenerkennende Maschinen können Menschen dann ersetzen, wenn ihre Qualität hoch genug ist.
 
        Damit kann für die Frage nach der Ersetzbarkeit von menschlichen Entscheidungen durch maschinelle Entscheidung die folgende Schlussfolgerung getroffen werden: Maschinen können uns basierend auf maschinellem Lernen grundsätzlich keine Begründung für ihre Entscheidungen geben. Daher können sie uns in unseren Entscheidungen nur dann ersetzen, wenn wir diese wenigstens auf Verlässlichkeit prüfen können. Dies ist nur bei faktischen Entscheidungen und in eingeschränkter Form bei Risikobewertungen der Fall. Werturteile und insbesondere singuläre Entscheidungen, wie sie in der Politik gang und gäbe sind, können nicht von Maschinen ersetzt werden.
 
        Daneben gibt es aber auch KI-Systeme, die etwas generieren – man nennt sie deshalb generative KI. Dazu gehören ChatGPT, das famose Sprachprogramm, das in der Lage ist, Texte zu schreiben, und MidJourney, das aus Beschreibungen Bilder generieren kann. Andere KI-Systeme können Videos produzieren, Audiodateien erstellen oder eine Übersetzung anfertigen. Auch hier können wir Verlässlichkeit nicht umfassend prüfen – zum einen, weil nicht klar ist, was „die beste Antwort“ jeweils wäre, zum anderen, weil es einfach viel zu viele Anwendungsmöglichkeiten gibt, die nicht alle systematisch getestet werden können. Aber was Menschen hier am meisten interessiert, ist die Frage: Wird die Maschine uns auch in unseren kreativen Tätigkeiten ersetzen?
 
        IST DIE MASCHINE KREATIV?
 
        Was bedeutet Kreativität? Im Wesentlichen geht es darum, aus einem Raum der Möglichkeiten etwas Neues zu schöpfen, das weder zu offensichtlich noch zu absurd ist. Menschen wollen von Kreativität überrascht werden, sie aber auch noch einordnen können. Das wirklich Neue darf sich vom Bekannten dabei nicht zu weit entfernen, es muss bei seinen Rezipienten noch verarbeitbar sein. Zu dieser grundlegenden Beobachtung kommt noch ein zeitlicher Aspekt hinzu: Was neu und kreativ ist, wird es in den folgenden Jahren nicht mehr sein. Wer von Salvador Dalís Darstellung der Zeit in Form von zerflossenen, verformten Uhren 1931 noch elektrisiert war, wird ähnliche Darstellungen schnell langweilig finden. Kreativität heißt also, den sich dynamisch veränderlichen sweetspot zu finden, den andere Menschen als kreativ empfinden.
 
        Dazu müsste eine Maschine verlässlich mit den neuesten Trends und Daten darüber, wie diese bei Menschen angekommen sind, trainiert werden. Das halte ich auch künftig für eher schwierig. Die Maschine kann helfen, neue Assoziationen herzustellen – auch auf eine für den Menschen überraschende Art und Weise. Das maschinelle Lernen beruht schließlich auf Assoziationsverfahren, es ist also nicht erstaunlich, dass dabei auch solche Assoziationen herauskommen, die uns überraschen, erheitern oder bestürzen. Es verhält sich jedoch eher so, als hätte man plötzlich Hunderte von Gesellen im ersten Lehrjahr: viele interessante Ideen, die aber noch nicht ganz da sind, wo man sie bräuchte.
 
        Menschen und menschliche Kreativität lassen sich daher auch in den nächsten Jahren nicht durch KI-Systeme ersetzen. Unbestritten ist aber, dass diejenigen Personen sehr viel schneller sein werden, die ihre Ideen computerverständlich formulieren können (sogenanntes prompt engineering) und aufbauend auf dessen Vorschlägen dann die wirklich kreativen Ideen ausarbeiten können. Sehr viel Bewegung wird es allerdings dort geben, wo die Ideen nicht wirklich kreativ sein müssen, sondern nur unterhaltsam oder sogar nur ein Wohlgefühl auslösen sollen: Wenn es etwa darum geht, beim Rezipienten Erinnerungen zu wecken. Ein neues Apfelkuchenrezept soll möglichst noch nach Großmutters Sonntagskuchen schmecken und nicht gleich ein dekonstruiertes Dessert werden.
 
        Das Fazit lautet damit: Die KI wird den Menschen bei Entscheidungen auf absehbare Zeit nur dort ersetzen, wo sie Fakten oder Risiken erkennen soll – und wo sie dies mit ausreichender Qualität und Schnelligkeit erledigt. Der Rest bleibt dem Menschen vorbehalten. Im Bereich Kreativität kann die Maschine Ideen dort ersetzen, wo es um Assoziationen geht, die nahe am Offensichtlichen sind. Wirklich kreativ können sie nicht werden, weil sie den feinen Unterschied zwischen Offensichtlichem und Absurdem nicht erkennen, den kreativen sweetspot nicht treffen können. Ganz sicher aber wird der Mensch, der die Möglichkeiten und Limitationen von KI-Systemen für seine Arbeit erkennt, diejenige Person ersetzen, die dies nicht tut.
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        INTELLIGENZ UND BEWUSSTSEIN
 
        Oder: Ist KI wirklich KI?
 
        Ralf Otte
 
        Ist KI wirklich KI? Diese Frage beschäftigt seit dem Aufkommen von ChatGPT immer mehr Menschen, auch viele, die sich bisher nicht so sehr um KI gekümmert haben. Und es stehen weitere Fragen im Raum: Wie intelligent ist eigentlich diese KI? Und kann sie uns gefährlich werden?
 
        Fachleute geben unterschiedliche Antworten darauf, denn der Begriff „Intelligenz“ ist etwas, das man nur schwer fassen kann. Intelligenz ist keine objektive Eigenschaft eines Systems. Man könnte meinen, seit Einführung eines Intelligenzquotienten (IQ) sei die Intelligenz von Systemen messbar oder zumindest vergleichbar. Das stimmt auf gewisse Weise auch, jedoch gilt das nur für die sogenannte rationale beziehungsweise kognitive Intelligenz von Menschen. Wie also kann man Intelligenz erklären? Meine Antwort darauf lautet: Intelligenz in allgemeinster Ausprägung ist die Möglichkeit eines Systems, auf Eingangssignale seiner Umgebung so mit Ausgangssignalen zu reagieren, dass der Eigennutzen des Systems in der weiteren Interaktion mit der Umgebung erhöht wird.
 
        Ein System kann dabei „alles“ sein. Wenn aber beispielsweise die Intelligenz von Tieren vermessen werden soll, nützen IQ-Tests nichts. Kein Tier besteht solche Tests, dennoch sind Tiere intelligent. Wir alle wissen das von unseren Haustieren. Und was wäre mit der Intelligenz von Pflanzen? Ein IQ-Test für Pflanzen, das klingt zu absurd. Und doch reden wir in der KI aktuell von Systemen, die in der „Hierarchie der Natur“ weit unterhalb der Pflanzen anzusiedeln sind, nämlich von unbelebten Systemen. KI-Systeme, jedenfalls die aktuellen, sind tote Maschinen, und diesen unterstellen wir eine Intelligenz. Das klingt eigentlich noch absurder als über die Intelligenz von Pflanzen zu diskutieren – und doch zeigt der Erfolg der heutigen KI, dass unbelebte Systeme durchaus intelligent sein können, oder erfolgreich so tun, als ob sie es wären.
 
        WAS BEDEUTET KI? EIN ÜBERBLICK
 
        Was bedeutet also Künstliche Intelligenz, und wie intelligent sind KI-Systeme? Um diese Frage präzise zu beantworten, sehen wir uns beide Begriffe getrennt an. Zuerst steht das Wort „künstlich“. Künstlich ist das Gegenteil von natürlich, es bedeutet „von Menschenhand gemacht“, also in einem Schöpfungsakt durch Menschen hergestellt. Im Rahmen der KI sind heutzutage physikalisch erzeugte Systeme gemeint. Damit kommen wir zur Einstufung der Intelligenz physikalischer Systeme:
 
         
          	Stufe 1: deduktive Intelligenz (mathematische, logische Intelligenz)
 
          	Stufe 2: induktive Intelligenz (lernende Intelligenz)
 
          	Stufe 3: kognitive Intelligenz (kombinierte deduktive und induktive Intelligenz)
 
          	Stufe 4: bewusste Intelligenz (wahrnehmende Intelligenz)
 
          	Stufe 5: selbstbewusste Intelligenz (selbstwahrnehmende Intelligenz)
 
        
 
        Für alle unbelebten Systeme – wie Computer oder Siliziumkristalle – enden spätestens mit Stufe 5 die möglichen Intelligenzstufen. In der Natur gibt es jedoch noch ganz andere Intelligenzformen. Es gibt Systeme, wir nennen sie lebende Systeme, die ihre Wahrnehmung (aus Stufe 4 und 5) auch noch qualitativ bewerten können, also feststellen können, ob eine Wahrnehmung für das eigene System positiv oder negativ ist. Der Schlüsselbegriff liegt im „Eigensystem“. Für physikalische Systeme ist ein solches „Gehört zu mir“ gar nicht definierbar, man kann einem Roboter einen Arm hinzufügen oder einen abbauen, er hat kein intrinsisches Eigenkonzept, womit ihm auch die evolutionäre Notwendigkeit einer inhärenten Qualifizierung von Wahrnehmungen fehlt.
 
        Anders ist das bei biologischen Systemen. Selbst bei einer einfachen Zelle ist klar, was zu ihr gehört und was nicht. Es ist daher naheliegend, dass biologische Zellen ihre Wahrnehmungen bewerten müssen, um zu erkennen, welche Umgebungszustände ihrem Eigensystem nützen und welche schaden. Für höhere Lebewesen nennen wir die Qualifizierung von Wahrnehmungen Gefühle. Solche Systeme haben naturgemäß weitere Intelligenzformen:
 
         
          	Stufe 6: fühlende Intelligenz (Wahrnehmungs-qualifizierende Intelligenz) 
 
          	Stufe 7: wollende Intelligenz (Wahrnehmungs-optimierende Intelligenz) 
 
          	Stufe 8: selbstbewusste, wollende Intelligenz (Selbstwahrnehmungs-optimierende Intelligenz)
 
        
 
        Neben den fühlenden Systemen (Stufe 6) wollen wir auch wollende Systeme (Stufe 7) unterscheiden, also Systeme mit inhärentem Willen. Es ist leicht einzusehen, dass Systeme, die ihre eigene Wahrnehmung als gut oder schlecht qualifizieren können, also Angst und Freude tatsächlich spüren, aus evolutionären Gründen einen Willen ausprägen müssen, um überhaupt in der Lage zu sein, in einen Zustand gelangen zu wollen, der vom System als positiv wahrgenommen wird. Für Systeme ohne Gefühle, also alle unbelebten Systeme, ist nicht erkennbar, warum sie einen inhärenten Willen haben sollten, denn sie haben entweder gar keine Wahrnehmung (heutige KI-Systeme) oder sie können ihre Wahrnehmung nicht qualifizieren (morgige KI-Systeme), haben also zu den Wahrnehmungen keinerlei Gefühle. Damit ist zum Beispiel auch klar: Ein physikalischer Computer wird niemals Schmerzen, Energiemangel oder Hunger verspüren.
 
        Wo steht die KI heute, wo steht beispielsweise ChatGPT? Um es gleich vorweg zu sagen: Die intelligentesten KI-Systeme, die wir heute bauen können, stehen auf Stufe 3. Es ist reine Science-Fiction, über KI-Systeme zu reden, die sich über die Menschheit erheben könnten und diese eventuell sogar auslöschen möchten, da sie feststellen, dass die Menschheit dem Planeten Erde schadet. Warum? Heutige KI-Systeme sind rein physikalische Systeme, ohne jeglichen Willen. Man könnte einen simulierten Willen als Zielfunktionen natürlich auf einem Stufe-3-System einprogrammieren, aber dann sind die Programmierer für diese neuen Zielfunktionen verantwortlich. Kein heutiges KI-System wird selbstständig Willensfunktionen entwickeln.
 
        Hersteller von hochentwickelten KI-Systemen nutzen die Ängste und Phantasien der Menschen jedoch geschickt aus, um zu vermitteln, ihre Systeme könnten sich verselbstständigen. Der Grund liegt im Wesentlichen in Haftungsfragen. Erlaubt man KI-Firmen derartige Ausflüchte und gesteht hochentwickelten KI-Systemen sogar Persönlichkeitsrechte zu,01 so könnten die Herstellerfirmen von verschiedenen Haftungen befreit werden. Eine elektronische Persönlichkeit könnte so etwas wie eine eigenständige juristische Person werden. Kein Mensch wäre dann juristisch verantwortlich, wenn eine KI verschiedene Waffensysteme ausprobieren oder grob fehlerhafte Medikamente auf den Markt bringen würde. Kommen wir nun zu den Detailbeschreibungen.
 
        INTELLIGENZ-STUFEN
 
        Stufe 1: Deduktive Intelligenz
 
        Die einfachste Art der Intelligenz wurde bereits als logische oder deduktive Intelligenz eingeführt. Technische Systeme wie Taschenrechner oder Computer können logische Ausdrücke korrekt bearbeiten. Letztlich kann man alle Ausdrücke der Aussagenlogik in einem Computer hinterlegen, und seine elektronischen Schaltkreise können darauf basierend logische Fragestellungen korrekt beantworten.
 
        Es ist einsichtig, dass ein System der Intelligenzstufe 1 in einer sich ständig ändernden Umgebung nicht lange überleben könnte. Betrachten wir dazu nur eine Fliege, die sich in ein Haus verirrt und dadurch einer für sie völlig neuen und letztlich feindlichen Umgebung ausgesetzt ist. Ein solches Insekt – mit seiner hart verdrahteten, instinktiven Stufe-1-Logik – wird mit aller Kraft gegen die Fensterscheiben anfliegen, bis es letztlich tot herunterfällt. Das liegt daran, dass die Fliege durch die Fensterscheibe hindurchsieht und nicht in der Lage ist, zu lernen, dass es dort dennoch keinen Durchgang gibt. Säugetiere lernen dies sehr schnell, Insekten können das nicht.
 
        Stufe 2: Induktive Intelligenz
 
        Lernen ist eine weitere Intelligenzform. Ändern sich die Umgebungsparameter für ein System, können lernende Systeme ihr Modell von der Umwelt neu justieren und sich so auch in einer geänderten Umgebung wieder adäquat (logisch korrekt) verhalten. Auch in der Technik kann man lernende KI-Systeme bauen. Natürlich entsteht im Rahmen der KI die Frage, ob die lernenden Systeme denn auch verstehen, was sie da lernen. Dies ist gegenwärtig klar zu verneinen. Die Semantik, das Verständnis, wird nur simuliert, aber teilweise so perfekt, dass Nutzer der Systeme annehmen könnten, ihre technischen Systeme verstünden, was sie machen oder sagen. Sie verstehen jedoch nichts davon. Das sollte man als Nutzer der KI wissen.
 
        Wir halten fest: Lernende Systeme können ihre Modelle von der Umgebung selbstständig so anpassen, dass sie beim nächsten Kontakt mit ihrer Umgebung ein besseres Input-Output-Verhalten zeigen. Die Umgebung für ein KI-System könnte ein digitales Computerprogramm sein, auf dessen Datenstrom das KI-System reagiert, aber im Fall von KI-Robotern auch eine natürliche Umgebung. Lernende Systeme heißen in der Fachsprache induktive Systeme. Da meistens auf digitalen Daten gelernt wird, entsteht das Fachgebiet des maschinellen Lernens. Zum maschinellen Lernen gehören symbolische Lernverfahren, etwa Entscheidungsbäume oder Assoziationsregeln, aber auch subsymbolische Lernverfahren wie die berühmten neuronalen Netze. Tiefe neuronale Netze, in der Fachsprache Deep-Learning-Systeme genannt, fallen in die Kategorie der lernenden Systeme. 90 Prozent aller heutigen KI-Anwendungen basieren auf Lernverfahren, zu nennen wären unter anderem Warenkorbanalysen, Scoring-Verfahren und alle Deep-Learning-Anwendungen des maschinellen Sehens und der Sprachverarbeitung, zum Beispiel die aktuellen Chatbots.
 
        Der Vorteil dieser Stufe-2-Systeme ist ihre universelle Anwendbarkeit: Denn sobald digitale Daten vorliegen, die irgendeine Funktion repräsentieren, kann die Funktion gelernt werden, und zwar immer. Dennoch sollte man verstehen, dass mit solchen Systemen zwar alles lernbar ist, was überhaupt gelernt werden kann, aber es ist eben nicht alles lernbar. Beispielsweise ist es nicht möglich, die Lottozahlen der nächsten Ziehung aus den Lottozahlen aller vorherigen Ziehungen zu lernen. Es ist einem KI-System auch nicht möglich, das Autofahren in einem Dorf zu erlernen und es am nächsten Tag in Paris anzuwenden. Denn Stufe-2-Systeme besitzen Schwierigkeiten im sogenannten Extrapolationsraum, also bei Anwendungen auf Zustände, die vorher in keinster Weise trainiert wurden. Das ist ein riesengroßes Problem der KI. Lernende KI-Systeme antworten im Extrapolationsraum sehr oft falsch.
 
        Stufe 3: Kognitive Intelligenz
 
        Seit über zehn Jahren ist es möglich, deduktive und induktive Verfahren in einem System zu vereinen. Solche Systeme nennt man kognitive Systeme; als Paradebeispiele gelten IBM Watson oder ChatGPT. Bei diesen Systemen werden logisches Schließen (Deduktion) und maschinelles Lernen (Induktion) vereint.
 
        Allgemeingültiges Wissen entsteht immer durch Deduktion, niemals durch Induktion. So können Kinder die allgemeingültigen Multiplikationsregeln niemals aus Übungsbeispielen selbst erlernen, von Genies mal abgesehen. Auch einer deduktiven KI kann man die allgemeinen Regeln der Multiplikation einprogrammieren, aber eine induktive KI – zum Beispiel ein Deep-Learning-Netzwerk – kann diese deduktiven Multiplikationsregeln niemals selbstständig durch Zahlenbeispiele herausfinden. Versteht man das nicht, wird man die prinzipiellen Mängel von ChatGPT nie begreifen. Induktive Verfahren generieren aus Beispieldaten zwar Wissen, aber erst die Verwendung dieses Wissens zur Erzeugung von deduktiv abgesicherten Regeln führt zu allgemein gültigen und korrekten Aussagen.
 
        Kognitive Systeme, die Induktion und Deduktion perfekt verknüpft haben, sind zur Kreativität fähig, denn Kreativität bedeutet, Lösungen fernab von vormals Gelerntem aufzuzeigen – etwas, was rein induktive Systeme nicht können.
 
        Auch heutige technische KI-Systeme können kreativ sein, allerdings nur fast. Bekannt geworden ist beispielsweise das Ölbild „Edmond de Belamy“, das durch eine KI erstellt wurde. Dieses KI-System hatte vorab Tausende Ölporträts „gesehen“ und konnte daraufhin eigene Ölporträts „malen“, also Ölbilder, die es vorher noch nicht gegeben hatte. An diesem Beispiel kann man auch die Schwachstellen der KI gegenüber Menschen erkennen: Ein solch trainiertes KI-System kann nun zwar Ölporträts malen, aber zum Beispiel keine Formel-1-Autos. Ein menschlicher Maler kann das. Ein Künstler, der sein Handwerk gelernt hat, kann extrapolieren, sein Handwerk also auf beliebige Kunstwerke erweitern. Eine KI kann das nicht. Hier fällt der Unterschied zwischen einer Simulation (von Kreativität) und dem Original (der echten Kreativität) bereits auf. Menschen sind echt kreativ, KI-Systeme pseudokreativ. Bis heute ist noch nichts wirklich Neues durch eine vollautonome KI entstanden, das auch funktioniert.
 
        Die fortschrittlichsten KI-Systeme des Jahres 2023 befinden sich auf Stufe 3. Wir nennen diese KI auch „KI der dritten Welle“ (nach der ersten Welle ab den 1950er und der zweiten ab den 1980er Jahren). Moderne Roboter, teilautonome Fahrzeuge und Chatbots besitzen die KI-Fähigkeit der Stufe 3, hohe kognitive (rationale) Intelligenz. Doch weiter kommen sie bislang nicht.
 
        Stufe 4: Bewusste Intelligenz
 
        Bisher erfolgte die Darstellung der Intelligenzstufen in aufsteigender Reihenfolge. Systeme der Stufe 3 sind intelligenter als die der Stufe 2 und diese wiederum intelligenter als die der Stufe 1. Diese drei Intelligenzstufen könnte man auf einer Geraden anordnen: der sogenannten rationalen Intelligenzachse. Intelligenz auf dieser Achse lässt sich vollständig mathematisieren und kann daher auf einem Computer erzeugt werden. Die nächste Intelligenzstufe, die Intelligenz mit Bewusstsein, hat einen völlig anderen Charakter.
 
        Die Ausführungen zu den weiteren Intelligenzformen sind kompliziert, denn Bewusstsein war Naturwissenschaftlern und Ingenieuren bisher suspekt. Durch Weiterentwicklungen der KI muss Bewusstsein in Technik und Naturwissenschaft aber berücksichtigt werden. Es gibt in der KI nämlich die These, dass sich bei immer höher werdender Intelligenz das Bewusstsein von selbst (emergent) einstellen könnte. Obwohl diese These auf den ersten Blick plausibel erscheint, so lässt sie sich bei einem Blick in die Natur nicht bestätigen. Hier erscheint plausibel, dass alle Lebewesen in irgendeiner Form ein Bewusstsein besitzen, Menschen ein menschliches, Tiere ein tierisches und sogar Pflanzen würde man ein Pflanzenbewusstsein zuerkennen.
 
        Bewusstsein in seiner primitivsten Form bedeutet Wahrnehmung. Oder präziser: Bewusstsein wird in seiner einfachsten Ausprägung definiert als (subjektive) Wahrnehmung innerer (mentaler) Zustände. Für höhere Lebewesen kann man sich ein Bewusstsein vorstellen und für Menschen ist es überzeugend: Unsere mentalen Zustände sind unsere inneren Bilder im Kopf, das subjektive Erleben von Schmerzen, Geräuschen, Farben. Wir Menschen haben ein reichhaltiges Innenleben. Fragt man sich als Ingenieur jedoch, wo und wie dieses geistige Innenleben codiert ist, stößt man auf größere Schwierigkeiten. Bis heute sind viele Fragen zur Natur des Bewusstseins ungelöst oder die Antworten darauf werden kontrovers diskutiert.
 
        Um die Problematik des Bewusstseins zu verstehen, nehmen wir als Beispiel das Hören von Musik. Hört ein Proband ein Musikstück, und versuchte ein Forscher, dieses Hören im Gehirn des Probanden zu vermessen, wäre er irritiert. Denn selbst dann, wenn er das Gehirn öffnen würde, um den auditiven Cortex, das Hörzentrum, Neuron für Neuron zu untersuchen, würde er nur elektrische Signale vorfinden. Kein Signal davon ist laut; im Gehirn des Probanden gibt es nur elektrische, also völlig tonlose Signale. Und doch hört ein Mensch Töne, wenn elektrische Signale in seinem auditiven Cortex kreisen. Wie kann das sein? Im Gehirngewebe sind es nur elektrische Signale, im Bewusstsein des Menschen jedoch akustische Töne. Wie und wo wird das umcodiert?
 
        Die Lösung des Problems besteht darin, das Bewusstsein als System zu begreifen, das mentale Zustände erzeugt und verarbeitet, während das Gehirngewebe ein System ist, das neuronale Zustände codiert. Gehirn und Bewusstsein sind zwar beides natürliche Phänomene, in ihrem „Substrat“ aber grundverschieden. Gehirnzustände werden physikalisch durch elektrische, magnetische und elektromagnetische Felder repräsentiert, die sich etwa durch Magnetresonanztomografen (MRT) messen lassen. Was aber ist mit den subjektiven Tönen, die der Proband hört? Was ist mit den „Daten“ im Bewusstsein? Neuere Arbeitsergebnisse geben mögliche Antworten.02
 
        Da Bewusstseinszustände bis heute – trotz aller Anstrengungen – nicht gemessen wurden, könnte man kontraintuitiv schlussfolgern, dass es sie gar nicht gibt oder aber – so die Arbeitshypothese – dass sie keine messbare (mathematisch: reellwertige) Energie besitzen. Keine messbare Energie heißt aber eben nicht unbedingt eine Energie von null. Es gibt ja nicht nur reellwertige Zahlen in der Mathematik, sondern auch sogenannte nicht-reellwertige (also komplexe und hyperkomplexe), mit denen natürliche Phänomene seit Jahren beschrieben werden. Bewusstseinszustände kann man physikalisch als Phänomene mit sogenannten nicht-reellwertigen (mathematisch: imaginären) Energiewerten verstehen. Entitäten mit imaginären Energien sind aus der Physik bereits bekannt. Bewusstsein könnte ein weiteres Phänomen von Prozessen mit imaginären Energien sein. Dies ist wohlgemerkt eine Hypothese, aber eine, mit der man die grundsätzliche Verschiedenartigkeit von Bewusstsein und Gehirngewebe erklären kann. Ob die mathematisch vorhergesagten Bewusstseinszustände auch eine physikalische Realität besitzen oder letztlich nur als Arbeitsmodell fungieren, muss durch Experimente geklärt werden. Unabhängig vom Ausgang derartiger Experimente: Für das hier beschriebene Vorgehen reicht das Arbeitsmodell „imaginärer Zustände zur Speicherung von Informationen“ bereits voll und ganz.
 
        Der Begriff „Bewusstsein“ ist an dieser Stelle vielleicht irreführend, denn Bewusstsein von Maschinen, Regenwürmern, Insekten oder anderen Tieren hat nicht viel mit unserem Bewusstsein gemein. Hier müssen wir also schärfer formulieren: Bewusstsein (unter rein technischen Aspekten) beschreibt die allgemeine Fähigkeit eines Systems, zusätzlich zu energetischen (mathematisch: reellwertigen) Zustandsspeicherungen auch nicht-energetische (mathematisch: nicht-reellwertige, imaginäre) Zustandsspeicherungen auszuprägen. Mit dieser Verallgemeinerung lassen sich Experimente zu imaginären Zuständen soweit „technisieren“, dass sie prüfbar sind. Zum Beispiel sagt das obige Arbeitsmodell nicht-lokale Korrelationen zwischen beliebig weit entfernten Quantencomputern voraus, die über imaginäre Zustände vermittelt werden.03
 
        Die Ausprägung innerer, imaginärer Zustände bei Empfang eines Reizes nennen wir Wahrnehmung. Menschen haben verschiedene Sinne dafür – sie können sehen, hören, riechen, schmecken und tasten. Computer können das alles nicht. Heutige Computer können nichts wahrnehmen, sie simulieren das nur, und hier zeigen Simulation und Original signifikante Unterschiede. Nur ein Beispiel: Ein Mensch sieht die Objekte der Umwelt nicht in seinem Gehirngewebe, also dort, wo sich die energetischen Repräsentationen aller Eingangssignale befinden, sondern er sieht sie überraschenderweise vor sich, in der Außenwelt. Ein Computer kann aus seinen Speichern nicht in die Welt „hinaussehen“, er besitzt nur die energetischen Repräsentationen in seinen Speicherzellen. Letztlich ist ein Computer also völlig blind, egal mit wie vielen Videokameras er verbunden ist.
 
        Man muss die Prozesse der Wahrnehmung jedoch nicht auf Lebewesen beschränken. Man kann sich sehr wohl vorstellen, dass auch physikalische Systeme imaginäre Zustände ausprägen können. Die Frage ist, ob die imaginären Zustände die Reize der Außenwelt hinreichend repräsentieren. Im Falle von Digitalcomputern kann man das ausschließen. Man benötigt eine bestimmte physikalische Komplexität, um aus den Imaginärzuständen ein „konsistentes Bewusstsein“ hervortreten zu lassen. Heutige Computer erzeugen jedoch immer nur eine mathematische Komplexität. Wenn KI-Systeme lernen, ändert sich die physikalische Komplexität der benutzen Systeme eben gerade nicht. Es ist wie ein großer Bluff: Die gesamte Intelligenz der heutigen KI wird nur in mathematischen Verfahren hinterlegt und nicht in der realen Welt, in der Physik. Das ist völlig kontraproduktiv für das Auftreten von Bewusstsein. Heute gibt es kein KI-System, das Bewusstsein besitzt.
 
        Damit entsteht eine große Verwirrung innerhalb der KI. Nicht besonders schlaue Regenwürmer haben ein Bewusstsein, hochintelligente Systeme wie ChatGPT oder der Chatbot Bard aber nicht. Intelligenz und Bewusstsein sind scheinbar unabhängig voneinander. Das macht die Situation kompliziert, da Stufe-4-Systeme eine bewusste Intelligenz besitzen, ihre rationale Intelligenz dennoch unter der Intelligenz von Stufe-3-Systemen liegen kann. Man kann die weiteren Intelligenzformen grafisch daher nicht mehr auf einer einzelnen Geraden abbilden, sondern benötigt stattdessen zwei zueinander senkrechte Achsen (x-Achse und y-Achse in der Abbildung).
 
         
          Abbildung: Intelligenzstufen und Intelligenzarten
 
          [image: Die Abbildung zeigt eine Grafik mit drei Achsen: Die senkrecht nach oben zeigende z-Achse steht für die fühlende Intelligenz (biologische KI: Stufe 6 und höher). Die horizontal nach rechts zeigende y-Achse steht für wahrnehmende Intelligenz (Maschinenbewusstsein, Stufe 4 und 5). Die schräg nach links unten zeigende x-Achse steht für die rationale Intelligenz (Vollständig mathematisierbare KI, Stufe 1, 2 und 3). Während Systeme wie Deep Learning und Kognitive KI (ChatGPT, AlphaZero) als Punkte nur auf der x-Achse verortet sind, braucht es zur Darstellung neuromorpher Systeme (Stufe 4) sowohl x-Achse als auch y-Achse. Die Punkte für Insekten (Stufe 7) und Menschen (Stufe 8) haben Bezüge zu allen drei Achsen, wobei der Mensch auf allen Achsen am weitesten ist.

] 
          Quelle: eigene Darstellung
 
        
 
        In der heutigen KI werden Denken und Lernen nur mathematisch simuliert, es wird nicht physikalisch gelernt. Ab Stufe-4-Systemen wird der Mangel von Computersimulationen nun eklatant. Wenn ein Computer ein Erdbeben simuliert, dann bebt nichts; wenn er Wasser simuliert, dann wird nichts nass; und wenn er Sehen simuliert, dann sieht er … nichts. Das ist ein Grund, warum vollautonome Systeme (Level 5) im Straßenverkehr niemals vollautonom fahren werden – sie sehen nichts, sie simulieren Sehen nur. Doch Wahrnehmung ist ein realer physikalischer Prozess, und gerade kein mathematischer. Warum ist dieser evidente Mangel bisher nicht aufgefallen? Einfach deshalb, weil Denken und Lernen sehr gut mathematisierbar sind. Daher sind sie perfekt simulierbar, und deshalb gab es bisher keinen Grund, zwischen Simulation und Original zu unterscheiden. Ab der Stufe 4, der wahrnehmenden Intelligenz, ist das jedoch anders.
 
        Will man KI-Systeme bauen, die wahrnehmen können, muss die Informationsverarbeitung physikalisch umgesetzt werden. Derartige Systeme gibt es, es sind die sogenannten neuromorphen Systeme. Neuromorphe Systeme bilden neuronale Netze physikalisch korrekt nach (und nicht mathematisch). Solche Systeme sind seit einigen Jahren verfügbar, beispielsweise das System BrainScaleS an der Universität Heidelberg oder Intels Loihi. Auch Quantencomputer sind wahrscheinlich zur Ausprägung imaginärer Prozesszustände geeignet. Das aktuelle Problem dieser beiden Systemtypen ist allerdings der große Aufwand der physikalischen Implementierung. Noch sind neuromorphe Systeme und Quantencomputer nicht sonderlich intelligent. KI-Systeme, die einen hohen rationalen IQ benötigen, wie beispielsweise ChatGPT, AlphaZero oder das frühere IBM Watson, sind digitale Systeme, bei denen die Intelligenz algorithmisch erzeugt wurde, weil das schlichtweg viel leichter zu realisieren ist. Diese Systeme können zwar kein Bewusstsein ausprägen, aber man braucht es dort auch nicht. Systeme mit Bewusstsein benötigt man erst, wenn reale Wahrnehmungsprozesse implementiert werden sollen, weil sich die Systeme in natürlicher Umgebung aufhalten sollen und nicht nur in digitalen Big-Data-Umgebungen. Die Zukunft der KI im Bereich des autonomen Fahrens und der mobilen Robotik liegt daher in neuromorphen Systemen.
 
        Stufe 5: Selbstbewusste Intelligenz
 
        Gibt es heutzutage technisch nicht. Ein Stufe-5-System ist ein System, das eine innere Wahrnehmung von sich selbst besitzt.
 
        Stufe 6: Fühlende Intelligenz
 
        Bisher wurden die Intelligenzprinzipien von physikalischen Systemen beschrieben. Der Mensch ist jedoch ein lebendes System. KI-Systeme – basierend auf lebendigen Zellen – sind derzeit noch im Experimentierstadium. Man kann zwar heute schon Gehirnzellen oder Pilze extrahieren, mit Elektronik versehen und nutzen, um gewisse Intelligenzaufgaben zu realisieren, aber all diese biologischen KI-Systeme haben (noch) eine niedrige rationale Intelligenz.
 
        Lebende Systeme besitzen wiederum eine neue Art der Intelligenz, die in der aktuellen Diskussion über KI viel zu kurz kommt: fühlende Intelligenz. Lebewesen sind sterblich. Ein Computer, selbst wenn er aus organischen Molekülen besteht, kann nicht sterben, er ist bereits tot. Anders ist das bei lebenden Systemen: Um den Tod zu vermeiden, der für ein System einen Maximalschaden bedeuten würde, müssen sie ihre Wahrnehmung qualitativ bewerten. Das heißt, ein lebendes System kann feststellen, ob eine Wahrnehmung für sich selbst positiv oder negativ ist.
 
        Fühlende Intelligenz ist also eine weitere Intelligenzeigenschaft. Es scheint auch hier keinen direkten Zusammenhang mit den vorherigen Intelligenzstufen zu geben. Man muss deshalb eine weitere Achse einführen, um die Unabhängigkeit der rationalen, der wahrnehmenden und der fühlenden Intelligenz mathematisch korrekt darzustellen (z-Achse in der Abbildung). In der sich ergebenden dreidimensionalen Grafik steht die x-Achse somit für die rationale Intelligenz, die y-Achse für die wahrnehmende und die z-Achse für die fühlende Intelligenz. Heutige KI-Systeme befinden sich in einer solchen Grafik explizit nur auf der x-Achse, sie haben keine Spur von wahrnehmender oder fühlender Intelligenz.
 
        In der Natur gibt es zahlreiche Stufe-6-Systeme, am ehesten würde man diese Systeme mit Pflanzen assoziieren. Technisch können wir so etwas nicht bauen, weil Menschen bis dato kein Leben im Labor erzeugen konnten. Annahmen, anorganisches Leben ließe sich synthetisieren,04 sind absurd, denn die Mindestvoraussetzung von Leben ist – wie bereits ausgeführt – das Vorhandensein eines Eigensystems. Anorganisches Leben ist daher ein Widerspruch in sich. Trotzdem kann man sich zukünftig Stufe-6-Systeme in der KI vorstellen. Manche KI-Forscher möchten KI-Verfahren mit vorhandenen biologischen Systemen, beispielsweise mit Pilzen, kombinieren. Dadurch werden sogenannte Transorganismen geschaffen, also lebende KI-Systeme, die weit über sich hinauswachsen könnten, wenn sie mit dem Internet oder mit neuartigen Aktoren verbunden wären. Das Problem dieses Ansatzes ist jedoch, dass diese Systeme möglicherweise eine innere Bewertung der Wahrnehmung vornehmen und vielleicht Angst oder Freude verspüren. Und wir wüssten es nicht, es entstünde eine völlig intransparente KI.
 
        Stufe 7: Wollende Intelligenz
 
        Stufe 7 sind wollende KI-Systeme mit der Möglichkeit der Ausprägung eines expliziten Willens. Diese Intelligenzstufe entspricht der Intelligenz von Tieren. Mittlerweile wird an wollenden KI-Systemen gearbeitet. Die US-Firma Neuralink experimentiert beispielsweise mit Affen, die per Gedankenkraft Pong spielen.05 Dieses Projekt zeigt gleichzeitig das Problem solcher Forschungen, da zahlreiche Affen an den Eingriffen bereits gestorben sind. Sollten die Tiere durch die Projekte Schmerz und Leid erfahren, könnten neben den ethischen Problemen erhebliche Risiken auftreten, wenn einem solchen KI-System weitreichende Handlungsspielräume eingeräumt würden. So wird ein biologisches KI-System, das Schmerz erfährt, alles tun, um den Schmerz zu vermeiden – und wir wissen nicht, wie weit es dafür gehen würde. Biologische KI (ab Stufe 7) ist daher ein no-go.
 
        Stufe 8: Selbstbewusste, wollende Intelligenz
 
        Seit einiger Zeit hören wir von transhumanistischen Bestrebungen, die den Menschen mit technischen Mitteln zu einem Cyborg weiterentwickeln wollen. Transhumanistische Veränderungen des Menschen würden eine erhebliche Gefahr bedeuten. Ähnlich riskant ist es aber bereits, aus menschlichen Zellen eine „Gehirn-KI“ in der Petrischale zu entwickeln.06 Niemand weiß, was die benutzten menschlichen Nervenzellen in ihrem Inneren fühlen und ob sie anfangen, sich gegen bestimmte Anwendungen zu wehren. Für die Gesellschaft gilt es, die transhumanistischen Risiken zu erkennen, damit diese durch kluge politische Entscheidungen eingegrenzt werden können.
 
        FAZIT
 
        Die Risiken der KI nehmen gerade exponentiell zu. Obwohl von der gegenwärtigen KI (Stufe 3) zwar keine inhärenten technischen Gefahren zu erwarten sind, da weder eine Singularität eintritt (bei der die KI die menschliche Intelligenz übertrifft), noch eine KI entsteht, die etwas will oder gar die Menschheit vernichten wollte, so sind bereits viele geplante Anwendungen riskant. Selbst mit den heutigen KI-Systemen können erhebliche Gefahren für Menschen auftreten, sei es durch Überwachungen, durch Social Scoring oder Profiling. Aufgrund der innewohnenden hohen Fehlbarkeit der KI-Systeme (ab Stufe 2) und aus Gründen der unveräußerlichen Menschenwürde müssen bereits die heutigen Systeme streng reguliert werden. Es darf keinen einzigen Einsatzfall geben, bei dem eine KI autonom in die Grundrechte von Menschen eingreift. Und doch ist die wirkliche Gefahr viel größer: Es ist durchaus denkbar, dass sich die Menschen irgendwann einer zwar nicht autonomen, aber überbordenden (Stufe-3-)Maschinenintelligenz unterordnen müssen, und letztlich eine inhumane Maschinenbürokratie entsteht (etwa durch social scoring, crime profiling, programmable money oder anderes mehr). Begründet werden könnte die implementierte Maschinenintelligenz innerhalb der Staatsbürokratie mit der hohen rationalen Intelligenz der KI-Systeme und – wie so oft – mit höheren gesellschaftlichen Zielen, denen sich der einzelne im Kollektiv unterzuordnen hat. Hier kann man nur hoffen, dass kluge Entscheidungsträger diese Gefahren erkennen und dieses Szenario verhindern.
 
        Ist die KI wirklich KI? Diese Frage kann klar mit „Ja“ beantwortet werden: Die KI ist wirklich KI, sie ist intelligent, und künstlich ist sie auch. Heutige Systeme sind physikalisch hergestellt und besitzen eine hohe rationale Intelligenz, auch wenn sie die Intelligenz der Deduktion, der Induktion und der Kognition nur simulieren. Ihr rationaler IQ liegt bei etwa 80, was bereits ziemlich hoch ist (der Durchschnittsmensch hat einen IQ von 100). Aber dennoch ist die Intelligenz der KI im Vergleich zur Intelligenz von Lebewesen gering. Der Grund ist, dass es neben rationaler (kognitiver) Intelligenz noch ganz andere Intelligenzformen gibt, die ein System zum Agieren in natürlichem Umfeld benötigt.
 
        Die heutige KI der dritten Welle ist vollständig mathematisierbar und hervorragend geeignet, um in einem künstlichen, digitalen Datenraum zu agieren. Diese KI ist im Raum möglicher Intelligenzen jedoch nur auf der x-Achse angesiedelt – damit sind ihre Stärken zu sehen, aber auch ihre eklatanten Schwächen. In natürlichem, analogem Umfeld besteht die heutige KI die Anforderungen in der Regel nicht.
 
        Aber die KI schickt sich an, in den nächsten Jahren rudimentäres Bewusstsein zu erlangen, natürlich nur mit einem primitiven, rein physikalischen Maschinenbewusstsein, das nichts mit einem menschlichen Bewusstsein gemein hat, außer den physikalischen Eigenschaften. Diese neue, vierte Stufe der KI wird durch neuromorphe Systeme und Quantencomputer geprägt sein. Solche Systeme werden der mobilen Robotik und dem autonomen Fahren neuen Auftrieb verleihen. Allerdings sollte der Einsatz von KI-Hardware politisch noch reguliert werden. Der diskutierte Entwurf des „AI Act“ der Europäischen Union bezieht sich bedauerlicherweise nur auf KI-Software, also auf Systeme der Stufe 1 bis 3. Aufpassen muss die Gesellschaft zudem bei allen transhumanistischen Bestrebungen, deren Risiken außer bei medizinischen Spezialanwendungen jedwede Chancen übersteigen.
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        GRAUZONEN ZWISCHEN NULL UND EINS
 
        KI und Ethik
 
        Bernd Carsten Stahl
 
        Ist es akzeptabel, wenn Studierende beim Verfassen von Hausarbeiten ChatGPT benutzen? Beuten die großen Internetfirmen ihre Kunden wirtschaftlich aus? Werden Roboter die Menschheit beherrschen oder gar ausrotten? Diese drei beispielhaften Fragen berühren sehr unterschiedliche Bereiche, aber sie haben gemeinsam, dass sie auf ethische Aspekte der Künstlichen Intelligenz verweisen. Solche Fragen werden zurzeit weitreichend diskutiert. Doch worin genau bestehen diese ethischen Probleme, warum sind sie relevant für KI, und was müssen wir beachten, wenn wir über die Ethik der KI sprechen? Und wie können oder sollen solche Fragen bearbeitet werden?
 
        In diesem Beitrag argumentiere ich, dass die Antworten auf solche Fragen nicht generell gegeben werden können, sondern in bestimmten Kontexten oder „Ökosystemen“ angegangen werden müssen. Dies liegt in der Natur der Begriffe „KI“ und „Ethik“, die beide zu vielschichtig sind, um eindeutige Problembeschreibungen oder gar Lösungen zu ermöglichen. Um dieses Argument zu entwickeln, beginne ich mit einer Einführung in die Konzepte der KI sowie in damit verbundene ethische Fragen. Darauf aufbauend argumentiere ich, dass es nicht „die KI“ ist, die Probleme bereitet, oder dass KI eindeutig vorhersagbare Konsequenzen hat, sondern bei der Identifizierung von ethischen Fragen sowie möglichen Antworten immer die soziotechnischen, politischen und ökonomischen Ökosysteme mitgedacht werden müssen, in deren Kontext diese Fragen aufgeworfen werden.
 
        KONZEPTE DER KI
 
        Es ist nicht einfach, KI zu definieren. Als der Begriff 1956 von den Mathematikern und Informatikern John McCarthy, Marvin Minsky, Nathaniel Rochester und Claude Shannon eingeführt wurde, gingen sie von der Annahme aus, dass es möglich wäre, Maschinen zu entwickeln, die „jeden Aspekt des Lernens oder jede andere Eigenschaft von Intelligenz“ simulieren können.01 Als Eigenschaften von Intelligenz führten sie die Verwendung von Sprache, die Bildung von Abstraktionen und Konzepten, das Lösen von Problemen, die bisher nur Menschen lösen konnten, und die Selbstverbesserung an.
 
        Daran anschließend und basierend auf eigenen Arbeiten schlage ich vor, drei Verwendungen des Begriffs KI zu unterscheiden, die auf verschiedene ethische Fragestellungen verweisen:02
 
         
          	maschinelles Lernen,
 
          	konvergierende soziotechnische Systeme und
 
          	Allgemeine KI oder Künstliche Allgemeine Intelligenz.
 
        
 
        Es ist dabei wichtig klarzustellen, dass dies keine definitive oder allgemein anerkannte Definition von KI ist, sondern vielmehr ein Versuch, verschiedene Aspekte der Verwendung des Begriffs herauszuarbeiten, die jeweils unterschiedliche Arten von ethischen Fragestellungen aufwerfen und somit auch unterschiedliche Lösungsansätze erfordern.
 
        Die drei Verständnisse von KI gehen jeweils mit einer Reihe von Eigenschaften einher, die sie für bestimmte ethische Fragestellungen relevant machen. Maschinelles Lernen etwa neigt dazu, undurchsichtig zu sein; das heißt, es ist schwer zu verstehen, was genau im System passiert.03 Daher kann es herausfordernd sein, die Ergebnisse von Systemen vorherzusagen. Zudem erfordern viele aktuelle Ansätze des maschinellen Lernens große Mengen an Daten für Schulungs- und Validierungszwecke.
 
        KI als konvergierende soziotechnische Systeme haben in der Regel einen technischen Kern, der typischerweise eine Form des maschinellen Lernens umfasst. Sie sind jedoch in breitere wirtschaftliche, politische und verwandte Systeme eingebettet und daher klar soziotechnischer Natur. Anwendungsbeispiele sind etwa selbstfahrende Autos oder Systeme zur Erkennung von Finanzbetrug. Diese soziotechnischen Systeme scheinen autonom zu funktionieren, das heißt, sie führen zu Ergebnissen, die Menschen auf verschiedene Weise beeinflussen und für die menschliche Verantwortung nicht zugeschrieben werden kann. Sie bestimmen mit, welche Handlungsoptionen Menschen haben und wahrnehmen können.
 
        Allgemeine KI, manchmal auch als „starke KI“ oder „Künstliche Allgemeine Intelligenz“ (artificial general intelligence, AGI) bezeichnet, steht für Systeme, die echte menschliche (oder andere höhere Säugetier-)Intelligenzniveaus aufweisen. Gegenwärtig gibt es kein Beispiel für funktionierende AGI, obwohl spekuliert wird, inwieweit aktuelle Arbeiten an großen Sprachmodellen die Kluft vom maschinellen Lernen zur AGI überbrücken könnten.04 AGI ist wichtig für die Diskussion über die Ethik der KI, da sie die Vorstellungskraft der Menschen anregt und Situationen von hoher ethischer Relevanz heraufbeschwört.
 
        ETHIK IN DER KI
 
        Die ethischen Fragestellungen der KI werden leidenschaftlich und kontrovers diskutiert. Auf ihrer grundlegendsten Ebene beschäftigt sich Ethik mit Gut und Böse, mit Richtig und Falsch. Ethische Betrachtungen können dazu genutzt werden, sehr unterschiedliche Phänomene zu beschreiben – angefangen von Intuitionen darüber, was als richtig und falsch eingeschätzt wird, oder allgemeinen Aussagen bis hin zu strukturierten Reflexionen darüber, wie Ansichten von Richtig und Falsch gerechtfertigt werden können.05 In der deutschen Philosophie findet man gelegentlich die Unterscheidung zwischen Moral, welche die gesellschaftlich allgemein anerkannten Werte an sich bezeichnet, und Ethik, womit die theoretische Reflexion darüber gemeint ist. Diese Differenzierung ist zwar nützlich, in der internationalen Diskussion über die Ethik der KI jedoch nicht weit verbreitet.
 
        Es gibt zahlreiche ethische Theorien, die von der philosophischen Ethik behandelt werden. Dazu gehören Tugendethik, pflichtbasierte Ansätze und Theorien, die sich auf die Konsequenzen von Handlungen konzentrieren, um nur einige prominente Beispiele zu nennen. Es gibt eine Vielzahl weiterer Ansätze, die auf KI angewendet werden können, wie die feministische Ethik der Fürsorge oder verschiedene religiös begründete Ethiken. Ein Großteil der aktuellen Diskussion über die Ethik der KI dreht sich darum, aus den verschiedenen Ansätzen allgemeine Grundsätze zu entwickeln. Eine weit zitierte Übersicht listet folgende ethische Grundsätze auf: Transparenz, Gerechtigkeit und Fairness, Nichtschädigung, Verantwortung, Privatsphäre, Wohltätigkeit, Freiheit und Autonomie, Vertrauen, Nachhaltigkeit sowie Würde und Solidarität.06 Jeder dieser Grundsätze setzt sich aus mehreren Komponenten zusammen. Transparenz bezieht sich zum Beispiel auf verwandte Konzepte wie Erklärbarkeit, Verständlichkeit, Interpretierbarkeit, Kommunikation und Offenlegung.
 
        Ein weiteres Beispiel sind die Ethikrichtlinien für vertrauenswürdige KI, die von der sogenannten Hochrangigen Expertengruppe für Künstliche Intelligenz beschrieben wurden.07 Die von der EU-Kommission 2018 eingesetzte Expertengruppe schlägt ein Rahmenwerk für vertrauenswürdige KI vor, das aus rechtskonformer, ethischer und robuster KI besteht. Dieses Rahmenwerk basiert auf vier ethischen Grundsätzen: Respektierung der menschlichen Autonomie, Vermeidung von Schäden, Fairness und Erklärbarkeit.
 
        Es ist leicht zu erkennen, warum dieser grundsatzbasierte Ansatz attraktiv ist, auch wenn er gelegentlich kritisiert wird:08 Er ist unabhängig von häufig umstrittenen ethischen Theorien. Die Grundsätze selbst sind im Allgemeinen nicht kontrovers, bieten also die Möglichkeit eines Konsenses. Aber was bedeutet dies in der Praxis? Welche Probleme ergeben sich, und wie kann mit ihnen umgegangen werden?
 
        CHANCEN UND RISIKEN
 
        Einer Diskussion der ethischen Aspekte der KI sollte vorangestellt werden, dass KI sowohl ethische Vorteile mit sich bringen als auch Probleme aufwerfen kann. Unter den Vorteilen haben die wirtschaftlichen Auswirkungen der KI vermutlich den höchsten Stellenwert. Der Einsatz von KI führt mutmaßlich zu höherer Effizienz und Produktivität. Dies sind ethische Werte, da sie wachsenden Wohlstand versprechen, der vielen Menschen ein besseres Leben ermöglicht und somit förderlich für das menschliche Gedeihen sein kann.
 
        KI bietet technische Möglichkeiten, die unmittelbare ethische Vorteile haben können. So ist KI in der Lage, riesige Datenmengen und -quellen zu analysieren, die Menschen allein nicht verarbeiten könnten. Sie kann Daten verknüpfen, Muster finden und Ergebnisse über verschiedene Bereiche und geografische Grenzen hinweg liefern. Darüber hinaus kann sie konsistenter sein als Menschen, sich rasch an veränderte Kontexte anpassen und Menschen von mühsamen oder sich wiederholenden Aufgaben befreien. All diese Dinge sind zweifellos von großem allgemeinen Nutzen. Die mögliche Reduzierung von Pendelzeiten im Nahverkehr oder die Erhöhung der Effektivität von E-Mail-Spam-Filtern sind nur zwei alltägliche Beispiele dafür, wie KI das Leben vieler Menschen erleichtern kann.
 
        Neben diesen Beispielen für zufällige Vorteile, die sich gewissermaßen als „Nebenwirkungen“ der technischen Entwicklungen ergeben, gibt es zunehmend Versuche, KI gezielt für ethische Zwecke zu nutzen. Dies geschieht derzeit unter dem Schlagwort „AI for Good“.09 Die Hauptherausforderung besteht dabei darin, zu definieren, was allgemein als (ethisch) gut zählt. Denn in einer pluralistischen Welt ist es nicht ungewöhnlich, dass oftmals keine Einigkeit darüber besteht, was gut ist oder warum etwas als gut gilt. Die Ansätze zur Verwirklichung von „AI for Good“ konzentrieren sich daher häufig auf etablierte moralische Ziele, etwa die allgemeinen Menschenrechte oder die 17 Ziele für nachhaltige Entwicklung der Vereinten Nationen (sustainable development goals, SDGs).10 Menschenrechte und Nachhaltigkeitsziele sind zwei Maßstäbe, die zur Bestimmung der ethischen Vorteile von KI herangezogen und mit den ethischen Bedenken kontrastiert werden können.
 
        Es gibt zahlreiche Veröffentlichungen, die sich mit den ethischen Herausforderungen durch KI auseinandersetzen. Sie stehen größtenteils in der Tradition einer langjährigen Diskussion über Ethik und KI in der Wissenschaft,11 behandeln das Thema aber zunehmend auch aus einer politischen Perspektive.12 Im Folgenden diskutiere ich ethische Fragen entlang der von mir vorgeschlagenen Kategorisierung der KI.
 
        Maschinelles Lernen
 
        Die erste Gruppe ethischer Fragestellungen ergibt sich aus den Merkmalen des maschinellen Lernens. Viele der maschinellen Lernverfahren, die zum aktuellen Erfolg der KI geführt haben, basieren auf künstlichen neuronalen Netzwerken. Diese sind gekennzeichnet von Undurchsichtigkeit, Unvorhersehbarkeit und einem Bedarf an großen Datensätzen für das Training der Technologien.
 
        Ein primäres und häufig zitiertes ethisches Problem, das sich daraus ergibt, ist das der Privatsphäre und des Datenschutzes. Privatsphäre und Datenschutz sind zwar nicht identisch,13 aber im Kontext der KI-Ethik kann Datenschutz als Mittel zur Sicherung der informationellen Privatsphäre verstanden werden. KI, die auf maschinellem Lernen basiert, birgt mehrere Risiken für den Datenschutz. Datenschutzbedenken sind direkt mit Fragen der Datensicherheit verknüpft. Die Cybersicherheit ist ein dauerhaftes Problem der Informations- und Kommunikationstechnologie, nicht nur der KI. KI-Systeme können jedoch neuen Arten von Sicherheitslücken ausgesetzt sein, etwa Modellvergiftungsangriffen.14 Bei diesen werden Trainingsdaten so verändert, dass das resultierende KI-Modell im Sinne des Angreifers modifiziert wird. Darüber hinaus können diese Systeme für neue Arten von Schwachstellen-Erkennung und -Ausnutzung verwendet werden. Datenschutz- und Datensicherheitsfragen weisen somit auf breitere Fragen der Verlässlichkeit von KI-Systemen hin. Während Verlässlichkeit eine Sorge für alle technischen Artefakte ist, bedeuten die Undurchsichtigkeit von maschinellem Lernen und ihre Unvorhersehbarkeit, dass traditionelle deterministische Testregime auf sie möglicherweise nicht anwendbar sind.
 
        Einige maschinelle Lernsysteme sind nicht transparent. Bei proprietären Systemen, also solchen, die nur auf Geräten des jeweiligen Herstellers funktionieren, kann die kommerzielle Vertraulichkeit von Algorithmen und Modellen die Transparenz weiter einschränken. „Transparenz“ ist selbst ein umstrittener Begriff, aber mangelnde Transparenz wirft Fragen nach der Verantwortlichkeit auf. Mangelnde Transparenz erschwert auch die Erkennung und Behandlung von Fragen der Voreingenommenheit und Diskriminierung. Voreingenommenheit ist eine viel zitierte ethische Frage im Zusammenhang mit KI. Eine zentrale Herausforderung besteht darin, dass maschinelle Lernsysteme, absichtlich oder unbeabsichtigt, bereits bestehende Vorurteile reproduzieren können.15
 
        Konvergierende soziotechnische Systeme
 
        Die zweite Gruppe ethischer Fragestellungen besteht aus solchen, die sich auf das beziehen, was ich als konvergierende soziotechnische Systeme bezeichne. Merkmale dieser Systeme sind Autonomie und soziale Auswirkungen einschließlich der Möglichkeit, dass menschliches Verhalten manipuliert wird.
 
        Die sich daraus ergebenden ethischen Probleme sind mit KI verbunden, aber nicht auf KI beschränkt: Sie werfen die breitere gesellschaftliche und politische Frage auf, wie große soziotechnische Systeme strukturiert und genutzt werden sollten. Sie können daher nicht isoliert von ihrer gesellschaftlichen Rolle betrachtet werden, und viele der ethischen Fragestellungen werden direkt durch die Art und Weise verursacht, wie die Gesellschaft mit diesen Technologien arbeitet. So hängen viele Fragen, die sich aus dem Leben in einer digitalen Welt ergeben, mit der Wirtschaft zusammen. Die prominenteste unter ihnen betrifft die möglichen Auswirkungen auf den Arbeitsmarkt. Es wird befürchtet, dass KI sich negativ auf die Beschäftigung auswirken könnte, obwohl der erwartete Effekt umstritten bleibt.16
 
        Eine zentrale Herausforderung ist zudem die Konzentration wirtschaftlicher (und implizit politischer) Macht. Die Abhängigkeit der aktuellen KI-Systeme von großen Rechenressourcen und massiven Datenmengen bedeutet, dass Organisationen, die solche Ressourcen besitzen oder Zugang dazu haben, besonders gut positioniert sind, um von KI zu profitieren. Die internationale Konzentration solcher wirtschaftlichen Macht bei den großen Technologieunternehmen ist nicht nur auf KI gestützt, aber KI-bezogene Technologien haben das Potenzial, das Problem zu verschärfen.17 Damit verbunden sind breitere gesellschaftliche Themen wie Machtbeziehungen und Machtasymmetrien. Wirtschaftliche Dominanz und die Gestaltung von Handlungsoptionen können einigen Akteuren große Macht verleihen, bis hin zu dem Punkt, an dem demokratische Prinzipien gefährdet sind. Dies ist nicht nur ein Problem neuer Formen von Überwachung, Manipulation und Autoritarismus. Unsere demokratischen Strukturen können ebenfalls durch die Schaffung des Überwachungskapitalismus untergraben werden.18
 
        Ein anderes wohlbekanntes ethisches Problem der Informations- und Kommunikationstechnologien kann sich durch KI verschärfen, nämlich das der digitalen Ausgrenzung. Durch die Bereitstellung oder den Entzug von Informationen gestalten die Technologien, die uns umgeben, den Raum möglicher Handlungen. Informations- und Kommunikationstechnik im Allgemeinen und KI im Besonderen können die Handlungsoptionen eines Menschen erscheinen oder verschwinden lassen, ohne dass dieser Mensch sich dessen bewusst ist. KI kann aber auch enorme Möglichkeiten eröffnen und Räume für Handlungen schaffen, die zuvor undenkbar waren, beispielsweise indem sie sehbehinderten Menschen das autonome Fahren von Fahrzeugen ermöglicht oder maßgeschneiderte medizinische Lösungen jenseits des derzeit Möglichen schafft.
 
        Der Verbesserung von Diagnosen und Behandlungen durch KI im Gesundheitswesen stehen jedoch auch Risiken und Nachteile gegenüber. Ein Beispiel sind Pflegetechnologien: Robotersysteme wurden lange als Möglichkeit zur Bewältigung der Herausforderungen des Pflegesektors vorgeschlagen, aber es gibt Bedenken, dass der menschliche Kontakt durch Technologie ersetzt werden könnte, was oft als grundlegendes ethisches Problem angesehen wird.
 
        Ein prominent diskutiertes Problem ist zudem die Verwendung von KI zur Schaffung autonomer Waffen. Während nachvollziehbar ist, dass das Ersetzen von menschlichen Soldaten durch Roboter, um das Leben der Soldaten zu retten, ein ethischer Vorteil sein könnte, gibt es zahlreiche Gegenargumente: angefangen bei praktischen Aspekten wie der Zuverlässigkeit solcher Systeme über politische Erwägungen wie die Frage, ob autonome Waffen die Schwelle zum Beginn von Kriegen senken würden, bis hin zu grundlegenden Gesichtspunkten wie Frage, ob es jemals angemessen sein kann, menschliche Leben auf der Grundlage von maschinellen Eingaben zu beurteilen.
 
        Künstliche Allgemeine Intelligenz
 
        Künstliche Allgemeine Intelligenz gibt es momentan zwar (noch) nicht, dennoch ist sie Gegenstand erheblicher ethischer Diskussionen. Ich bezeichne die damit verbundenen Fragestellungen als langfristig, da sie, wenn überhaupt, vermutlich nicht kurzfristig zu lösen sind. In der Diskussion über ethische Fragen der KI berücksichtige ich sie aus zwei Gründen dennoch. Erstens regen Fragen über AGI zum Nachdenken an, nicht nur in Fachkreisen, sondern auch in den Medien und in der Gesellschaft insgesamt, weil sie viele grundlegende Aspekte der Ethik und der Menschlichkeit berühren. Zweitens werfen einige dieser Fragen ein Licht auf praktische Probleme der aktuellen KI, weil sie zu einer klareren Reflexion über Schlüsselkonzepte wie Autonomie und Verantwortung sowie über die Rolle der Technologie in einer guten Gesellschaft zwingen.
 
        Die techno-optimistische Version von AGI besagt, dass es einen Zeitpunkt geben wird, an dem die KI ausreichend fortgeschritten ist, um sich selbst zu verbessern, und infolge einer positiven Rückkopplungsschleife der KI auf sich selbst eine Intelligenzexplosion – die Singularität – eintreten wird.19 Dies werde zur Entstehung von Superintelligenz führen.20 Eine solche wäre dann nicht nur in den meisten oder allen kognitiven Aufgaben besser als der Mensch, sondern auch in der Lage, ein Bewusstsein und Selbstbewusstsein zu entwickeln. Die Beiträger zu dieser Diskussion sind sich uneinig darüber, was als Nächstes passieren würde. Die superintelligente AGI könnte wohlwollend sein und das menschliche Leben verbessern, sie könnte die Menschen als Konkurrenten sehen und uns vernichten, oder sie könnte in einer anderen Bewusstseinssphäre existieren und die Menschheit größtenteils ignorieren.
 
        DER ÖKOSYSTEM-ANSATZ
 
        Schon dieser kurze und keineswegs erschöpfende Überblick zeigt, dass es eine Menge ethischer Aspekte gibt, die im Zusammenhang mit KI zu bedenken sind. Viele von ihnen sind umstritten und erzwingen trade-offs beziehungsweise schwierige Abwägungen von Vor- und Nachteilen, weil das eine nicht ohne das andere zu haben ist. So ermöglichen neuronale Netzwerke die automatische Erkennung von Mustern in Daten – da diese aber meist nicht transparent sind, werden auch Benachteiligung und Diskriminierung begünstigt. KI hat enormes ökonomisches Potenzial, aber die Wohlstandsvermehrung führt nicht automatisch zu gerechter Verteilung. Weiterhin sind die ethischen Grundlagen und Begriffe interpretationsbedürftig und oft nicht einfach anwendbar. Die Konsequenzen von Interventionen in KI sind typischerweise nicht leicht vorherzusehen. Und die Anzahl der Stakeholder im KI-Umfeld ist groß. Bei ihnen handelt es sich nicht nur Designer und Produzenten von KI, sondern auch um deren Nutzer, Verbraucher, staatliche Institutionen und zivilgesellschaftliche Organisationen aller Art.
 
        Es ist daher nicht verwunderlich, dass es zahlreiche Vorschläge gibt, die darauf abzielen, die ethischen Fragen der KI anzugehen. Sie umfassen staatliche und gesamtgesellschaftliche Interventionen, einschließlich Regulierung und Gesetzgebung. Der in Vorbereitung befindliche „AI Act“ der Europäischen Union ist ein prominentes Beispiel dafür. Weitere staatliche und internationale Ansätze setzen auf die spezifische Anwendung von Menschenrechten auf KI, die Schaffung neuer Institutionen sowie die Verabredung internationaler Koordination. Auch Firmen und andere private Organisationen können zur Bearbeitung ethischer Fragen im Zusammenhang mit KI beitragen – in ihren Strategien und Leitbildern oder auch in alltäglichen Prozessen, etwa zum Risikomanagement oder Datenschutz. Ebenso haben Einzelpersonen als Bürger oder Mitarbeiter vielschichtige Rollen bei der Lösung ethischer Problem der KI: Sie können unter anderem bei der Entwicklung von Standards oder deren Zertifizierung mitwirken, sich für die Umsetzung von bestehenden Richtlinien engagieren oder als Entwickler an Methodologien mitarbeiten oder sie einsetzen.
 
        Aufgrund der Mannigfaltigkeit und Komplexität der verschiedenen KI-Arten und der ethischen Fragen, die sie aufwerfen, ist nicht davon auszugehen, dass es eine klare Antwort gibt, wie diese Fragen zu behandeln oder zu lösen sind. Anstatt davon auszugehen, dass KI klar vorhersagbare Konsequenzen hat, die ethisch beurteilt und dann angegangen werden können, sollten wir KI anders verstehen: KI ist eine Gruppe von soziotechnischen Systemen, die in ökonomischen, sozialen und politischen Systemen integriert sind. Um diese Sichtweise widerzuspiegeln, wird häufig die Metapher des Ökosystems genutzt. Die Frage nach der Ethik der KI ist dann nicht mehr, was genau das ethische Problem ist und wie es zu lösen ist, sondern wie wir die verschiedenen KI-Ökosysteme formen und orchestrieren, um moralisch akzeptable und sozial wünschenswerte Zustände zu erreichen.
 
        Dieser Vorschlag mag auf den ersten Blick frustrierend erscheinen. Er erlaubt nämlich keine (einfachen) Antworten auf die Fragen, die ich zu Beginn dieses Artikels angeführt habe. So lässt sich in dieser Sichtweise nicht eindeutig beantworten, ob es ethisch vertretbar für Studierende ist, ChatGPT zu benutzen, ob die Marktmacht der Internetfirmen ethisch problematisch ist oder wie wir mit Fragen der AGI umgehen sollten. Allerdings sollte es uns nicht überraschen, dass es auf diese Fragen keine einfachen Antworten gibt, sondern sie kontextspezifisch beantwortet werden müssen. KI als Teil unterschiedlicher Ökosysteme zu sehen, erlaubt es, die spezifische Konstellation von Technologie, Anwendung und sozialem Kontext in den Vordergrund zu rücken. Dies kann dann zu einer detaillierteren Analyse der spezifischen ethischen Fragen führen, aufgrund derer darauf abgestimmte Lösungen gefunden werden können. Ein solcher kontextspezifischer Ansatz der Ethik von KI-Ökosystemen scheint mir daher zielführender zu sein als der Versuch, allgemeingültige Lösungen zu finden, die im Detail und in der Anwendung oft nicht passen.
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        KI UND DEMOKRATIE: ENTWICKLUNGSPFADE
 
        Thorsten Thiel
 
        Digitaltechnologische Entwicklungen haben den Ruf, in höchstem Maße disruptiv zu sein. Als radikale Technologien verbessern sie nicht nur bestehende Prozesse, sondern revolutionieren unseren Blick auf Ziele und Möglichkeiten gesellschaftlichen Handelns.01 So haben etwa das Internet, soziale Netzwerke oder Smartphones tiefe Veränderungen bewirkt, beispielsweise in der Art und Weise, wie wir Wissen organisieren und unser Handeln koordinieren oder wie unsere Wirtschaft funktioniert. Auch vor Politik und Demokratie macht der digitaltechnologisch getriebene Strukturwandel nicht Halt. So wird etwa seit der Ausbreitung des öffentlichen Internets in den 1990er Jahren mit wechselnden Thesen, aber immer hoher Dringlichkeit, Digitalisierung als Gefahr oder Chance für die Demokratie diskutiert.02
 
        Es ist insofern nicht überraschend, dass auch in den jüngsten Auseinandersetzungen um Künstliche Intelligenz, die seit dem öffentlichen Launch von ChatGPT Ende 2022 ein neues Level erreicht hat, die Auswirkungen auf Demokratie zum wichtigen Thema geworden sind. Anknüpfend an die virulente Kritik an sozialen Medien und deren Auswirkungen auf den demokratischen Diskurs stehen dabei insbesondere die Risiken von Manipulation und Desinformation im Blickpunkt. Die demokratischen Herausforderungen, die durch eine breite gesellschaftliche Einbettung von KI in unser Alltagsleben entstehen, sind aber vielschichtiger, weshalb im Folgenden ein Überblick über Entwicklungspfade gegeben wird, der aufschlüsselt, wie sich demokratische Prozesse und demokratische Öffentlichkeit im sich wandelnden soziotechnischen Kontext verändern könnten.
 
        NEUE DYNAMIK
 
        Künstliche Intelligenz ist nicht erst seit ChatGPT eine gesellschaftlich relevante Technologie. Genauer gesagt ist Künstliche Intelligenz überhaupt keine einzelne Technologie, sondern wird besser als eine kategoriale Bezeichnung für technologische Verfahren verstanden, die das Ziel haben, komplexe Probleme unabhängig und situationsgerecht zu lösen. Die Verfahren, mit denen dieses Ziel erreicht werden soll, sind dabei nur abstrakt von biologischen Fähigkeiten und Strukturen inspiriert. Künstliche Intelligenz unterscheidet sich von menschlicher Intelligenz auch dann, wenn bestimmte Leistungen oder Ergebnisse vergleichbar erscheinen. Zu analysieren ist daher, wie sich gesellschaftliche Kommunikationen und Prozesse ändern, wenn in ihr verschiedene Rationalitäten und Agenten zusammenwirken.03
 
        Seit Mitte des 20. Jahrhunderts lassen sich grob zwei Strategien unterscheiden, KI zu realisieren: Auf der einen Seite stehen Ansätze, die auf Klassifizierungen und der nach logischen Regeln operierenden Verarbeitung von Daten aufsetzen – sogenannte symbolische KI –, auf der anderen konnektionistische Verfahren, die auf maschinelles Lernen setzen und mittels neuronaler Netze versuchen, Probleme situationsgerechter zu analysieren, in Daten Muster und Wahrscheinlichkeiten zu bestimmen und diese Ergebnisse zu neuen Lösungen zu kombinieren.04
 
        Für den um 2010 einsetzenden und sich seitdem extrem beschleunigenden neuerlichen Aufschwung von KI sind insbesondere letztere Verfahren verantwortlich. Grundlegend für den Erfolg ist zum einen die Verfügbarkeit über enorm große Rechenkapazitäten, die zudem immer spezifischer für KI-Anwendungen ausgelegt werden; zum anderen der Zugriff auf riesige Datenmengen, die sich beispielsweise aus der Verlagerung und Vermessung von Alltagskommunikation in soziale Medien und die Allgegenwart von Sensoren und Kameras in Zeiten des mobilen Internets speist. Sichtbare Erfolge von KI-Verfahren – etwa durch Verbesserungen in den Bereichen Bilderkennung oder Übersetzungen – haben dann eine wirtschaftliche Dynamik ausgelöst, die wiederum verstärkend auf die Weiterentwicklung der Technologie wirkt.05 Große Sprachmodelle, die die Transformation von Text und anderen Medien erlauben, sind der jüngste Erfolg dieser Entwicklung. Sie resultieren in generativer KI, die die Mustererkennung analytischer Verfahren durch Vorhersagen und Rekombinationen fortschreibt und so neue Anwendungsfelder wie die Erzeugung von Text oder Videos erschließt.06
 
        Wie aber werden diese technologischen Veränderungen relevant für demokratische Prozesse? Wie immer in Untersuchungen, die sich der Schnittstelle von Technologie und Gesellschaft nähern, ist es wichtig, hier nicht die Technik zum alleinigen Akteur zu machen oder eine monolithische Logik aus ihr zu folgern. Untersucht werden muss vielmehr, wie die Konstellation, die aus der Verbindung von durch Technologie beförderten Handlungsmöglichkeiten, ökonomischen Anreizen, politischer Regulierung und gesellschaftlichen Nutzungspraktiken entsteht, in Bezug auf politische Kontexte Veränderungsimpulse erzeugt.07 Bezüglich der gegenwärtig dominanten Verfahren lohnt es sich dabei, drei Bereiche näher zu betrachten, in denen die fortgesetzte gesellschaftliche Adaption von KI-Anwendungen Impulse erzeugt, die die Art und Weise, wie wir Demokratie leben, betreffen. Der erste Bereich sind die Effekte auf die Struktur und Dynamik demokratischer Öffentlichkeit, die generative KI erzeugt. Der zweite Bereich betrifft den Einsatz von KI für die Zwecke des demokratischen Regierens. Drittens lohnt es sich, zu prüfen, inwiefern KI mittel- und langfristig die demokratische Teilhabe von Bürger*innen verändert.
 
        DEMOKRATISCHE ÖFFENTLICHKEIT
 
        Vor 2022 drehte sich die Diskussion um die Transformation demokratischer Öffentlichkeit durch KI-Verfahren hauptsächlich um den Einsatz von KI in der Moderation von Inhalten auf sozialen Netzwerken, worin eine Verstärkung bereits bekannter Probleme mit der strukturellen und strukturierenden Macht von Plattformen gesehen wurde.08 Die Nutzungserfahrung vieler Menschen mit generativer KI hat aber einen neuen Fokus gebracht: Der transformative Anstoß geht nun von der Senkung der Kosten für die Erstellung und Veränderung kommunikativer Produkte aus. Die Möglichkeit, Bilder, Videos oder Stimmen in Echtzeit und überzeugend zu erschaffen oder zu verändern, oder auf Knopfdruck Texte zu jedwedem Thema und in jedwedem Stil entstehen zu lassen, erzeugt ein öffentliches Bewusstsein für eine potenziell revolutionäre Veränderungsdynamik. Generative KI verändert dabei auch Informationsumgebungen jenseits individueller Handlungsmöglichkeiten: So erlauben die Verfahren, Information und Kommunikation viel stärker maßzuschneidern, wie das Beispiel digitaler Assistenten zeigt, die in natürlicher Sprache mit uns plaudern und Informationen kuratieren. Was also sind die erwartbaren Auswirkungen auf das Verhältnis von Öffentlichkeit und Demokratie?
 
        An erster Stelle steht die Befürchtung der epidemischen Zunahme von Desinformation. Generative KI ermöglicht sogenannte Deep Fakes, bei denen multimediale Inhalte wie Videos oder Tonaufnahmen erzeugt oder tiefgreifend verändert werden. Wie niedrigschwellig diese Form von Eingriffen ist, weiß jeder, der schon mal digitale Filter für Bilder oder Videos verwendet hat. Obwohl Manipulationen und Fälschungen immer schon Teil politischer Kommunikation waren, verschiebt generative KI hier die Gewichte: Viel mehr Akteure erhalten durch die Anwendungen die Möglichkeit, auch komplexe Medienarten schnell und täuschend echt zu verändern. Und gerade diesen Formaten wird ein besonders großer Einfluss auf den öffentlichen Diskurs zugeschrieben, da das, was wir sehen oder hören, oft einen größeren Eindruck macht, als das, was wir lesen. Die Manipulation solcher immersiven Medienformate gilt daher als subtil und tiefgreifend zugleich. Hinzu kommt, dass nicht nur die Qualität manipulativer Eingriffe steigt, sondern dass die neuen Möglichkeiten sich mit einem medialen Kontext verbinden, der ohnehin bereits als anfällig für Desinformation und Emotionalisierung gilt. Die Aufmerksamkeitsökonomie sozialer Medien mit ihren segmentierten Adressatengemeinschaften und hohem Erregungslevel ebenso wie die heute so wichtige Gruppenkommunikation in Messenger-Diensten macht es sowohl schwierig, Desinformationen zu entdecken, als auch diese dann erfolgreich zu kontern. Gerade strategisch agierende Akteure können daher durch generative KI profitieren und die entstehenden Potenziale ausnutzen, um etwa Radikalisierungsprozesse zu vertiefen.09
 
        Neben der gezielten Desinformation muss, zweitens, Misinformation zu den problematischen Auswirkungen von KI gezählt werden. Misinformation resultiert aus der immanenten Unzuverlässigkeit der angewandten Verfahren, die aus der Generierung neuer Inhalte durch die maschinelle Interpretation von Trainingsdaten erfolgt. Das heißt, mitunter „halluziniert“ generative KI – sie schafft Zusammenhänge, ohne dass diese zu prüfen oder zu belegen wären. Dies geschieht in einer überzeugenden Weise, da die Verfahren ja gerade darauf ausgerichtet sind, menschliche Erwartungen zu erfüllen und oftmals Vorurteile fortgeschrieben werden, die gesellschaftlich verbreitet und daher in die Trainingsdaten eingeschrieben sind. Auf dieses Phänomen reflektiert zu reagieren, setzt hohe Medienkompetenz voraus, da die Autorität der Information groß und die Möglichkeit ihrer Überprüfung gering ist. KI-erzeugte Inhalte nicht als sinnvolle, sondern als allein der Form nach passende Ergebnisse zu interpretieren, erfordert einen deutlichen Bruch mit bisherigen Rezeptionsgewohnheiten.10
 
        Wenn Desinformation und Misinformation in einer Gesellschaft zunehmen, ist dies bereits für sich eine Herausforderung für den demokratischen Diskurs. Die Basis, auf der sich Gesellschaften austauschen und über Kompromisse verhandeln, wird kleiner, Fragmentierung wahrscheinlicher. Trotzdem ist offen, inwiefern die durch KI erzeugte Mis- und Desinformation tatsächlich qualitativ so bedeutsam ist, wie im öffentlichen Diskurs häufig unterstellt – und ob nicht auch Möglichkeiten gesellschaftlichen Anpassens und Lernens stärker hervorgehoben werden müssten.11 Schließlich sind demokratische Öffentlichkeiten in Gesellschaften wie Deutschland stark verschachtelt, sie sind geprägt von einem pluralistischen Mediensystem, breiter politischer Bildung und einer Vielzahl von alternativen Kommunikationswegen. Die Möglichkeiten, Öffentlichkeit mittels digitaler Artefakte großflächig und nachhaltig zu manipulieren, sind somit begrenzt.12 Die Gefahr für den öffentlichen Diskurs ist insofern weniger die kurzfristige Manipulation, sondern eher die langfristige Erosion der (infra-)strukturellen Bedingungen demokratischer Öffentlichkeit. Generative KI kann zu dieser beitragen, da schon der Vorwurf der Manipulierbarkeit über Zeit den Effekt haben kann, dass medialer und öffentlicher Kommunikation weniger vertraut wird.13 Diese Gefahr wird zusätzlich dadurch verschärft, dass generative KI verändert, wie wir uns in den überbordenden Informationsumwelten unserer Gegenwart bewegen. Chatbots und Assistenzsysteme wie auch die Veränderung von Suchmaschinen – weg von der Darstellung einer Liste an Verweisen hin zu einer autoritativ ausformulierten Antwort – bedeuten, sofern sie sich durchsetzen, gravierende Veränderungen unserer Mediennutzung, was in zwei Hinsichten in Bezug auf Demokratie relevant werden könnte.
 
        Zum einen könnte die in der Forschung eigentlich schon länger angezweifelte Filterblasenhypothese neue Plausibilität bekommen. Diese besagt, dass algorithmische Verfahren, die Inhalte personalisieren, eine Vereinseitigung des Informationsangebots nach sich ziehen. Da Algorithmen selektieren, was wir ohnehin hören wollen, bewegten wir uns vorwiegend unter Gleichgesinnten, was demokratische Kompromisse und Perspektivwechsel erschwere.14 Obwohl diese These intuitiv plausibel und im öffentlichen Diskurs stark verbreitet ist, haben empirische Arbeiten die Existenz und die Effekte von Filterblasen stark relativiert.15 Generative KI könnte den für Suchmaschinen und soziale Netzwerke tendenziell widerlegten Argumenten aber neue Kraft verleihen, da die umfassende Vorstrukturierung der Kommunikation und das Verdecken von Komplexität durch gradlinige und direkte Antworten erneut als Vereinseitigung gedeutet werden könnte.
 
        Ebenso offen, aber potenziell bedenklich sind die Auswirkungen, die generative KI auf die Ökonomie von Medien und Journalismus haben wird. Hier ist unter anderem zu fragen, wie mit journalistischen Inhalten Geld verdient werden kann, wenn die Schnittstelle zur Interaktion mit den Leser*innen oder Konsument*innen noch mehr in von Technologiekonzernen kontrollierte Umgebungen abwandert. Eine weitere Frage ist, wie sich die Trennung von informierten Eliten und desinteressiertem Publikum unter dem Einfluss der Technologie verändert.16
 
        KI UND DEMOKRATISCHES REGIEREN
 
        Die breite gesellschaftliche Adaption von KI-Verfahren bringt auch jenseits von generativer KI und öffentlichem Diskurs eine Reihe neuer Herausforderungen mit sich. Ein Bereich, der besondere Aufmerksamkeit verdient, ist die Veränderung demokratischer Regierungspraxis durch assistierte oder gar automatisierte Entscheidungssysteme.17 Diese finden in Europa, aber auch weltweit immer mehr Verbreitung und werden selbst dann weiter ausgebaut, wenn sich in der Praxis zeigt, dass viele der bisher eingesetzten Systeme die in sie gesetzten Erwartungen nicht erfüllen.18
 
        Für den anhaltenden Boom verantwortlich sind die zugeschriebenen analytischen Fertigkeiten von auf Mustererkennung spezialisierten KI-Verfahren. Diese befeuern Datensammlung und Anwendungsentwicklung und erhöhen die Erwartungen an eine datenzentrierte und effektive Politik. Präzisere Analyse sowie der Einsatz von Vorhersagen und Simulationen sollen Schwächen repräsentativdemokratischer Verfahren ausgleichen, zu denen ein beschränkter Zeithorizont, fehlende Responsivität in dynamischen Situationen und eine zu ungenaue Anwendung von Steuerungsinstrumenten gezählt werden. KI-basierte Verfahren sollen Politik besser machen und dadurch die Output-Legitimation demokratischer Systeme erhöhen.19 Hierbei wird an eine ältere Vorstellung von Politik angeknüpft, die schon in Statistik und Bürokratie ihren Ausdruck fand, sich nun aber zunehmend von der Verwaltung bis zur Zielformulierung und Planung von Politik erstreckt.20
 
        Öffentliche Machtausübung setzt in demokratischen Staaten ein besonders hohes Maß an Kontrolle voraus: Sie ist an Grund- und Bürgerrechte gebunden, muss Standards von Gleichheit und Gerechtigkeit genügen und in einer Weise ausgeübt werden, dass die ihr Unterworfenen nicht nur nachvollziehen können, wie sie regiert werden, sondern auch wirkungsvoll gegen Missbrauch und Fehlentwicklungen opponieren können. Der zunehmende Einsatz von KI-Verfahren birgt hierbei zahlreiche Herausforderungen.21
 
        Mit Blick auf Grundrechte und Gleichheitsfragen liegt die Schwierigkeit in der Logik der Fortschreibung vergangener Muster, in denen eine Reproduktion von Macht- und Statusasymmetrien angelegt ist. Muster werden hier zu Regeln, die sich dann wieder selbst bestätigen, wie es aus Fällen von predicitive policing bis hin zur Administration von Gesundheitsleistungen bekannt ist.22 Verstärkend wirkt, dass KI oft dort zum Einsatz kommt, wo ein besonderer Kostendruck herrscht und administrative Ressourcen gespart oder mit geringen Kosten stark ausgeweitet werden sollen, etwa bei der Grenzüberwachung. Gerade in diesen Bereichen werden daher vulnerable Gruppen oft zum Gegenstand einer sie benachteiligenden Entscheidungsfindung.23
 
        Mit Blick auf demokratische Normen der Kontrolle und Rechenschaftspflicht kommt ein weiteres Problem hinzu: die opake technische Struktur der auf maschinellem Lernen beruhenden KI-Verfahren und der Umstand, dass politische Institutionen sich für deren Entwicklung und Betrieb stark von der Infrastruktur und den Leistungen privatwirtschaftlicher Akteure abhängig machen. Ohne klare Regelungen, die sicherstellen, dass Kontrolle und Rechenschaft praktisch möglich bleiben, untergraben KI-Verfahren demokratische Verfahrensgarantien.24
 
        Dies wird zusätzlich davon überlagert, dass datengetriebenes Entscheidungshandeln oft als in Spannung stehend zu demokratischer Selbstbestimmung konzipiert wird. Die Kritik ist hier, dass Demokratien durch das Setzen auf KI-Verfahren sich einer hierarchischen Logik unterwerfen, die Daten fetischisiert und darüber die Möglichkeit partizipatorischer Selbstbestimmung negiert.25 Ironischerweise geht eine solche Position aber selbst von einem starken technologischen Imperativ aus, in dem die Fähigkeit gesellschaftlichen Handelns und demokratischer Politisierung von vornherein geringschätzt wird und darüber verpasst wird, dass es gerade in Bezug auf technologische Steuerung immer wieder zu wirkungsvoller Politisierung kommt.26
 
        POLITISCHE PARTIZIPATION
 
        Werfen wir als Drittes einen Blick darauf, wie eine breite gesellschaftliche Aneignung von KI-Verfahren sich auf politische Teilhabe von Bürger*innen auswirken könnte. Verändert KI die Möglichkeiten und Modi politischer Partizipation? Antworten hierauf sind noch spekulativer als in den beiden zuvor betrachteten Feldern, was daran liegt, dass dies nicht nur von der Ausgestaltung der Anwendungen abhängt, sondern auch von der Anbindung und Akzeptanz im politischen System. Unterscheiden lassen sich zwei mögliche Richtungen – bottom-up und top-down – und eine Gegentendenz.
 
        Eine Top-down-Intensivierung bedeutet, dass seitens der Politik unter Rückgriff auf KI-Anwendungen der Austausch mit den Bürger*innen gezielt ausgebaut wird. Dies liegt allgemein auf der Linie einer zunehmend kommunikativ auftretenden Politik, und es entspricht der Erwartung, dass Digitalisierung direkte und unmittelbare Kommunikation befördert. KI-Anwendungen könnten etwa eingesetzt werden, um Politik stärker reaktions- und erklärungsfähig zu machen, wie es etwa durch Chatbots heute schon im Bereich der Verwaltung versucht wird. Dies könnte zum Beispiel auch in der Unterstützung regelmäßiger deliberativer Verfahren zwischen Politik und diffuser Bürgerschaft münden. KI-Anwendungen könnten hier Beteiligungsumgebungen strukturieren, die Zusammenführung komplexer Debatten erlauben und nachvollziehbar machen, wie bürgerschaftliche Beteiligung wirksam wird.27 Obwohl hier demokratische Potenziale zu erkennen sind, wird zu beobachten sein, inwiefern und von wem neue Beteiligungsmöglichkeiten genutzt werden und ob es sich um „echte“ Beteiligung oder eher um eine Form des Politmarketings handelt.
 
        Aus Bottom-up-Perspektive wird in den Blick genommen, wie KI-Anwendungen dazu beitragen, dass neue Formen zivilgesellschaftlicher Selbstorganisation möglich werden oder neue Protest- und Aktionsformen entstehen. Dass Digitalisierung transformative Effekte in Bezug auf politisches Handeln haben kann, ist gut erforscht.28 Aktuell zeichnen sich hier aber noch keine vergleichbaren Impulse für KI-Anwendungen ab, da auf politisches Handeln zugeschnittene Nutzungspraktiken noch wenig ausgeprägt sind und eher auf politische Bildung und Information zielen.
 
        Größer gedachte Vorschläge, die auf eine Umgestaltung des politischen Systems zielen, etwa indem sie den Einsatz von Bots als Agenten politischer Partizipation vorschlagen, sind selten und setzen eine demokratische Struktur voraus, die stärker direktdemokratisch orientiert ist.29 Wie bei der Top-down-Richtung wird auch bezüglich sich entwickelnder Bottom-up-Strukturen zudem kritisch zu fragen sein, inwiefern mehr Partizipationsmöglichkeiten gleiche Beteiligung fördern oder ob dadurch nicht eher bestehende Macht- und Ressourcenasymmetrien verstärkt werden.
 
        Neben der Schaffung von Partizipationsmöglichkeiten wird in der wissenschaftlichen Literatur auch über eine Gegentendenz spekuliert, für deren Relevanz es bereits stärkere empirische Anhaltspunkte gibt: nämlich, dass sich demokratische Politik künftig weniger an der expliziten politischen Partizipation als vielmehr am messbaren Verhalten der Bürger*innen orientiert.30 Diese Tendenz ist darauf zurückzuführen, dass in datenreichen Gesellschaften Politik versucht ist, sich stärker durch die Analyse von Bevölkerungseinstellungen zu legitimieren. Für eine solche Entwicklung spricht, dass in komplexen Gesellschaften aufwendige Partizipationsformen häufig als sowohl ineffektiv als auch ungerecht gelten, einfache Partizipationsformen wie periodische Wahlen aber die hohen Beteiligungserwartungen nicht erfüllen. Der Rückgriff auf indirekte Messungen reaktiviert daher ein demokratisches Versprechen, wie es früher bereits demoskopische Verfahren gaben, dass nämlich eine neutrale und umfassende Berücksichtigung der breiten Ansichten und Belange der Bürgerschaft gerade dann stattfindet, wenn man auf Beobachtung statt auf Aktivierung setzt.31 KI soll hier eine adäquate und stets aktuelle „Lesbarkeit“ der Bevölkerung herstellen, wobei zu fragen ist, ob damit nicht nur eine technokratische Depolitisierung befördert wird.
 
        AUSBLICK
 
        Die aufgezeigten potenziellen Entwicklungspfade demokratischer Praxis angesichts der zunehmenden gesellschaftlichen Einbettung von KI-Verfahren ergeben ein uneinheitliches und ambivalentes Bild. Künstliche Intelligenz ist nicht einfach eine rivalisierende Kraft zu demokratischen Prozessen, wie es populäre Kritiken nahelegen. Die transformative Wirkung der Entwicklung ist aber auch nicht nur begrenzt auf die wachsenden Möglichkeiten effektiver Manipulation. Es ist daher notwendig, die Verschlingung von KI-Technologien und demokratischen Entwicklungen kleinteiliger und mit Blick auf konkrete Dimensionen demokratischen Lebens nachzuvollziehen, um die Rekonfiguration der sich verschiebenden Handlungsmöglichkeiten von individuellen, staatlichen und privatwirtschaftlichen Akteuren besser zu verstehen.
 
        Neben der Analyse schärft sich so der Blick dafür, dass eine aktive politische Gestaltung der digitaltechnologischen Entwicklung möglich und aus demokratischer Sicht sogar naheliegend ist. Anders als in früheren Phasen der Digitalisierung, in denen ein liberaler Imperativ vorherrschte, der eine gesellschaftlich positive Entwicklung unterstellte, wenn man technologische Innovation nur frei walten ließe, ist für KI-Verfahren schon zum jetzigen Zeitpunkt deutlich, dass es eine Notwendigkeit demokratisch sensibler Regulierung gibt. Aktuelle Vorschläge fokussieren dabei hauptsächlich Anwendungsszenarien (etwa Gesichtserkennung oder Deep Fakes) und die Frage der Datengrundlage von KI (Datenschutz und Copyright). Aus demokratischer Sicht muss darüber hinaus aber auch verstärkt auf gesellschaftliche Mitbestimmungsmöglichkeiten geachtet werden – und zwar in Hinblick auf Entwicklung, Anwendung und Einsatz von KI. Dies erschöpft sich nicht in der einfachen Forderung nach Transparenz, sondern meint die Etablierung eingriffsfähiger Institutionen, die in der Lage sind, öffentliche Interessen und bürgerliche und demokratische Rechte auch gegen technische Möglichkeiten und ökonomische Anreize stark zu machen.
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        REGULIERUNG VON KI
 
        Ansätze, Ideen, Pläne
 
        Hannah Ruschemeier
 
        Künstliche Intelligenz ist komplex: Sie ist nützlich, und sie ist risikoreich, sie ist menschengemacht, aber für Menschen nicht immer nachvollziehbar. Vor allem ist KI eine Frage von Macht und ihre Regulierung daher eine genuin staatsrechtliche Angelegenheit.
 
        Das Feld der Regulierung von Künstlicher Intelligenz ist divers. Involviert sind verschiedene Institutionen, Regulierungsebenen und Regulierungsgegenstände. Bisher hat kein Land einen umfassenden Rechtsrahmen für KI erlassen, und es existiert kein völkerrechtlicher Vertrag, der einheitliche internationale Vorgaben schafft. KI-Regulierung ist aufgrund der unterschiedlichen Ansätze verschiedener Staaten, Staatenverbünde, nicht-staatlicher Organisationen und anderer Institutionen schon aufgrund der divergierenden Kompetenzen eher ein Flickenteppich als ein Puzzle, das sich zusammenfügt. Dennoch lassen sich übergreifende Gemeinsamkeiten, Unterschiede und Entwicklungslinien identifizieren.
 
        WARUM KI-REGULIERUNG?
 
        KI ist auf den ersten Blick kein außergewöhnlicher Regulierungsgegenstand: Insbesondere rechtliche Regulierung hat sich stets mit neuen technischen Entwicklungen, Unsicherheiten oder globalen Auswirkungen befasst, wie das Umwelt- und Technikrecht zeigen. Dennoch wächst das Bewusstsein dafür, dass die bisherigen Regeln auf verschiedenen Ebenen nicht ausreichen, um KI effektiv zu regulieren. Die Gründe dafür liegen im soziotechnischen Charakter und in der technischen Funktionsweise von KI sowie in der Systematik rechtlicher Regulierung. Übergeordnetes Regulierungsziel ist es, die entstehenden Risiken zu umschiffen, um die sich eröffnenden Chancen nutzen zu können.
 
        Recht reguliert nach Kriterien von Subjektivität und Individualität, menschlichen Entscheidungen, Haftung und Verantwortung, Schuld, Erklärbarkeit und Rechtssicherheit. KI hingegen operiert auf der Grundlage großer, zum Teil unübersichtlicher Datenmengen in opaken Entscheidungsstrukturen mit einer Vielzahl an Zwischenschritten und beteiligten Personen in Entwicklung, Vertrieb und Nutzung. KI ist zugleich keine rein technische Entwicklung, sondern eine soziotechnische – KI ist menschengemacht. Generative Modelle erzeugen Sprache, Bilder oder Videos auf der Grundlage von Texteingaben. Dazu gehören Sprachmodelle wie ChatGPT, welche die Wahrscheinlichkeit der Reihenfolge von Wörtern errechnen und dadurch Unterhaltungen simulieren können. Vorhersagemodelle der Wirtschaft, die Scoring-Werte berechnen, predictive maintenance (vorausschauende Wartung) in der Industrie oder die Analyse von Umweltdaten in der Forschung: All diese Modelle benötigen große Datenmengen, um trainiert und validiert zu werden. Diese Datengrundlagen wiederum werden von Menschen erzeugt, etwa durch die Nutzung digitaler Medientechnik.01 KI ist nicht „selbstlernend“, sie braucht den Menschen. Aber braucht der Mensch KI? Und wenn ja, in welchem Maß? Diese Frage ist für Regulierung hoch relevant.
 
        Für Regulierungsfragen sind KI-Systeme umso relevanter, je wahrscheinlicher ihre Verwendung Einfluss auf geschützte Rechtsgüter wie Grundrechte, demokratische Prozesse oder die öffentliche Sicherheit hat. Diese betroffenen Rechtsgüter sind nicht neu und nicht allein durch KI-Anwendungen gefährdet. Dennoch besteht ein nahezu globaler Konsens, dass neue Formen der Regulierung für KI notwendig sind. Allerdings brauchen wir weniger eine ständig neue Formulierung neuer digitaler Rechte als vielmehr effektive Instrumente, die bestehende Rechte und Schutzinteressen mit vorhandenen und neuen Mitteln schützen.
 
        Die von zahlreichen prominenten Stimmen insbesondere aus der Techbranche im Frühjahr 2023 angestoßene Forderung einer Entwicklungspause für KI zur Schaffung eines Regelwerks, ist indes eine marketingmotivierte Nebelkerze.02 Dort wird angeführt, dass KI Bewusstsein erlangen und die menschliche Zivilisation auslöschen könnte. Neben der Ironie, dass zahlreiche Unterzeichner:innen an der Entwicklung eben jener Modelle mitgewirkt haben, dessen Stopp sie nun fordern, kam dieser Aufruf zu einem Zeitpunkt, an dem ein großer Konkurrent, nämlich die Firma OpenAI, mit ChatGPT den Markt aufmischte. Zudem lenken solche Übertreibungen davon ab, dass bereits jetzt erhebliche Risiken durch KI bestehen und eine effektive Regulierung notwendig ist; eine entsprechende Beschränkung des Einsatzes von KI wurde hingegen nicht gefordert.
 
        KI-REGULIERUNG IST MACHTREGULIERUNG
 
        Als Regulierungsziele für KI werden häufig Fairness, Transparenz, Erklärbarkeit, Vertrauenswürdigkeit, Sicherheit, Grundrechtsschutz, Innovationsförderung genannt. Hinter diesen Bestrebungen, neue Regulierungsvorgaben für KI zu schaffen, steht aber mehr als diese zweifelsohne wünschenswerten Einzelziele, die sich primär aus der undurchsichtigen Funktionsweise von KI-Systemen begründen – denn Menschen können den Weg zum Output eines Systems nicht nachvollziehen, erklären oder verstehen. Tatsächlich manifestiert sich in der fortschreitenden Verbreitung von KI-Technologie eine neue Form von Macht. KI-Regulierung ist deshalb die Regulierung von Macht und damit eine rechtsstaatliche Frage, denn staatlich gesetztes Recht legitimiert und begrenzt Macht gleichermaßen.
 
        Die Machtdimension von KI speist sich aus unterschiedlichen Faktoren. Die zentralen Akteure der KI-Technologien, die den primären Anstoß für die rechtspolitische Diskussion über KI-Regulierung geben, sind zunächst global agierende Technologiefirmen. Die Entwicklung und Anwendung von KI ist zwar nicht auf die freie Wirtschaft beschränkt – Open-Source-Initiativen, NGOs, staatliche Institutionen und die Wissenschaft bespielen ebenfalls das KI-Feld –, dennoch sind die Technologien, die im öffentlichen Diskurs debattiert werden, primär solche, die von privatwirtschaftlichen Akteuren entwickelt und eingesetzt werden.03 Deshalb ist es wichtig, das Motiv des ökonomischen Profits dieser Akteure transparent zu machen. Auch wenn es keineswegs ausgeschlossen ist, dass viele Menschen von KI profitieren (können) oder dass es gemeinwohlorientierte Einsatzzwecke von KI gibt: Es entstehen Machtstrukturen, wenn Staaten für einen KI-Einsatz zwingend auf private Unternehmen angewiesen sind.
 
        Die Corona-Warn-App beispielsweise konnte nur über die App-Stores von Google und Apple erfolgreich ausgerollt werden.04 Des Weiteren verfügen diese privaten Akteure aufgrund ihrer technischen Möglichkeiten und ihrer extrem breiten Nutzer:innenbasis über eine erhebliche Daten- und Vorhersagemacht. ChatGPT funktioniert deswegen so gut, weil bei der Entwicklung nahezu das gesamte Internet nach öffentlich zugänglichen Informationen durchsucht und das Modell auf dieser Grundlage trainiert wurde.05 Google sammelt Daten über das Verhalten der Nutzer:innen seiner diversen Dienste, wodurch detaillierte Profile und Vorhersagen über Konsumvorlieben, aber auch höchst sensible Informationen wie Kreditwürdigkeit, sexuelle Orientierung oder Gesundheitszustand erstellt und an Werbekund:innen verkauft werden können.06 Meta (vormals Facebook) personalisiert seinen Algorithmus und damit die Anzeige von Inhalten und sammelt Daten in einem Ausmaß, das Nutzer:innen oft nicht bewusst ist.07 Diese Firmen schaffen somit „plattformisierte“ Infrastrukturen, die mit einer nahezu unbegrenzten Sammlung von Nutzungsdaten verbunden sind.
 
        Die Allgegenwärtigkeit dieser digitalen Prozesse und die zunehmende Verbreitung von KI haben zudem erkenntnistheoretische Auswirkungen: Wie werden Entscheidungen getroffen? Wie wird Wissen erzeugt? Sprachmodelle liefern eloquent klingende Antworten, produzieren aber auch viel Unsinn. Durch eine flächendeckende Nutzung solcher Systeme, beispielsweise im Falle einer Integration in alle Office-Anwendungen von Microsoft, wird es immer schwieriger, Phänomenen wie dem sogenannten automation bias (übermäßiges Vertrauen in maschinelle Entscheidungsvorschläge) zu entkommen.08 Die Geschäftsmodelle, Strukturen, soziotechnischen Interaktionen und nicht zuletzt ihre weite Verbreitung führen dazu, dass bisherige Regulierungsansätze nicht mehr in allen Fällen effektiv greifen. Beispielsweise wird im europäischen Digital Services Act (DSA, deutsch: Gesetz über digitale Dienste), der erst im November 2022 in Kraft getreten ist, KI nicht ausdrücklich genannt – die Verordnung soll aber ein sicheres und vertrauenswürdiges Online-Umfeld schaffen, das durch die Funktionsweise digitaler Plattformen gefährdet ist. Das betrifft somit auch die Nutzung von KI, etwa zur Anzeige und Moderation von Inhalten.
 
        Um den vielfältigen Machtfaktoren von KI zu begegnen und zugleich Innovationen zu ermöglichen, braucht es rechtliche Regelungen – denn wo Macht im Spiel ist, zeigt sich das Potenzial gesellschaftlicher Verbesserungen genauso wie die Gefahr des Missbrauchs. Nach dem Vorsorgeprinzip können bestimmte, besonders riskante Produkte und Verfahren, wenn sie wichtige Rechtsgüter bedrohen, einer gesetzlichen Regulierung unterworfen werden, um im Vorfeld Schäden zu verhindern. In Bezug auf KI stellt sich allerdings die Herausforderung, dass einige Auswirkungen schlecht, noch nicht oder gar nicht abschätzbar sind.
 
        REGULIERUNGSFORMEN
 
        Regulierung von KI hat verschiedene Formen: Klassische rechtliche Regulierung kann präventive Verbote, repressive Sanktionen oder Handlungsgebote formulieren, bestehende Vorschriften anwenden oder neue schaffen; ethische Vorschläge beziehen sich auf moralische Vorgaben, die aber zur Grundlage rechtlicher Regulierung werden können; technische Vorgaben wie Standardisierungsnormen erzeugen oft faktische Bindungen.
 
        KI ist eine Querschnittstechnologie, die in unterschiedlichsten Bereichen eingesetzt wird und dadurch auch verschiedene Rechtsgebiete berührt: Produktsicherheitsrecht, Verbraucherschutzrecht, Urheberrecht, Datenschutzrecht, Grundrechtsschutz, privates Haftungsrecht, strafrechtliche Zurechnungsfragen, Arbeitsrecht und weitere. KI wird keinesfalls in einem rechtsfreien Raum verwendet, der nun dringend neue Detailregelungen erfordert. Es muss deshalb, einerseits, sorgfältig geprüft werden, ob neue Rechtsvorgaben wirklich notwendig sind. Andererseits sollten Regulierungslücken geschlossen werden, wenn Regulierungsziele nicht mehr erreicht werden oder neu entstehen. Wichtig ist es zudem, die soziotechnische Funktionsweise und den stets menschengemachten Anwendungskontext von KI zu reflektieren und keine rein technikzentrierte Regulierung zu schaffen.
 
        In den vergangenen Jahren sind weltweit eine Vielzahl von Initiativen entstanden, um Werte und Grundsätze für die ethische Entwicklung und den Einsatz von KI zu definieren.09 Unverbindliche Empfehlungen, Strategiepapiere, soft law wie Leitlinien oder Absichtserklärungen sowie ethische Prinzipien sehen sich oft der Kritik ausgesetzt, ineffektiv zu sein, da sie eben nicht bindend sind und daher nicht zwangsweise durchgesetzt werden können. Im Feld der KI-Regulierung trifft dies zusammen mit der besonderen Machtstellung weniger zentraler Akteure, die sich dadurch Regulierung entziehen können. Bisher hat der private Sektor sämtliche Vorschläge weitestgehend ignoriert und aggressive Lobbyarbeit betrieben; dennoch wächst die Anzahl der Forschungsbeiträge zu den Themen Fairness, Verantwortung und Transparenz ins Unüberschaubare.10
 
        Nicht nur im Bereich von KI beeinflussen sich rechtsverbindliche Vorgaben und ethische Vorschläge gegenseitig als unterschiedliche Dimensionen von Normativität: Ethische Normen orientieren sich an rechtlicher Systematik, Recht übersetzt Ethik in vollziehbare Vorgaben. Die von der Europäischen Kommission eingesetzte unabhängige Hochrangige Expertengruppe für KI (HEG-KI) zum Beispiel hat 2019 in ihren Ethik-Leitlinien für eine vertrauenswürdige KI drei zentrale Kriterien formuliert, die alle KI-Systeme erfüllen sollten: Rechtmäßigkeit, Einhaltung ethischer Grundsätze und Robustheit. Auf nationaler Ebene hat die Datenethikkommission der Bundesregierung in ihrem Gutachten zu algorithmischen Systemen im selben Jahr einen risikoadaptierten Regulierungsansatz vorgeschlagen – also einen, bei der die Regulierungstiefe am Schädigungspotenzial ausgerichtet ist – der nun auf europäischer Ebene in ähnlicher Form umgesetzt wird.11 Darüber hinaus gibt es zunehmend Vorschläge, schwer fassbare Werte wie Fairness über Metriken und Schwellenwerte abzubilden, um sie umsetzbar zu machen.12 Die Übersetzbarkeit normativer Wertungen in numerische Maßstäbe aber ist von vornherein begrenzt.
 
        EUROPÄISCHE KI-REGULIERUNG
 
        In der EU werden seit Längerem verschiedene Regulierungsansätze diskutiert. Bereits 2018 wurde eine europäische KI-Strategie veröffentlicht sowie die HEG-KI eingesetzt. 2020 veröffentlichte die EU-Kommission das KI-Weißbuch, gefolgt von einer öffentlichen Konsultation.13 Im April 2021 legte die Kommission schließlich einen ersten umfassenden Verordnungsentwurf zur Regulierung von KI vor (KI-VO-E).14 Im laufenden Gesetzgebungsverfahren ist noch vieles an diesem „AI Act“ umstritten, Einigkeit besteht aber über die Systematik eines risikobasierten Regulierungsansatzes und die Schaffung eines horizontalen Rechtsrahmens, der für alle KI-Anwendungen gelten soll, nicht nur für einzelne Sektoren.
 
        KI-Systeme sollen in drei Kategorien klassifiziert werden: unannehmbares Risiko, hohes Risiko und geringes Risiko. Systeme mit minimalem Risiko wie Spamfilter für E-Mails sind kein Gegenstand der Regulierung. Systeme mit unannehmbarem Risiko wie manipulative KI, Social Scoring und biometrische Fernidentifizierung sind verboten, wobei es für Letztere weitgehendende Ausnahmen für Justiz- und Strafverfolgungsbehörden gibt.
 
        Der Schwerpunkt der Verordnung liegt auf Hochrisikosystemen. Zu den Anwendungsfeldern in diesem Bereich zählen zurzeit die Fallgruppen Biometrik, Bildung, Beschäftigung, Inanspruchnahme grundlegender privater und öffentlicher Dienste und Leistungen, Strafverfolgung, Migration, Asyl und Grenzkontrolle sowie Rechtspflege und demokratische Prozesse. Der KI-VO-E legt den Fokus auf die Hersteller:innen von KI, Nutzer:innen scheinen eine untergeordnete Rolle zu spielen. Es fehlen Betroffenenrechte oder Möglichkeiten zur öffentlichen Partizipation.15 Um die Überwachung der Verpflichtungen sicherzustellen, nimmt der Entwurf primär die Anbieter:innen des Systems in die Pflicht.
 
        Der Entwurf sieht zahlreiche allgemeine und spezielle Transparenzanforderungen vor. KI-Systeme mit hohem Risiko sind generell so zu konzipieren und zu entwickeln, dass ihre Funktionsweise hinreichend transparent ist, um Anbieter:innen und Nutzer:innen ein angemessenes Verständnis der Funktionsweise des Systems zu ermöglichen. Systeme, die mit natürlichen Personen interagieren, und Emotionserkennungssysteme müssen darüber informieren, dass KI eingesetzt wird. Deep Fakes, also manipulierte Bild- oder Toninhalte, müssen gekennzeichnet werden. Was ein „angemessenes Verständnis“ und was generell unter einer „ethischen und vertrauenswürdigen“ KI zu verstehen ist, wird im Normtext jedoch nicht beantwortet. Dies hängt auch mit der Rolle der Normierungsinstitutionen zusammen. Zentral ist hier die Zertifizierung von KI: Die Anforderungen an Hochrisikosysteme scheinen detailliert, ihre konkreten Maßstäbe werden aber maßgeblich auf harmonisierte Normen übertragen (etwa DIN-Normen), die von privaten Standardisierungsorganisationen erlassen werden.16 Obwohl nicht demokratisch legitimiert, kommt diesen Institutionen damit eine große Macht bei der Regulierungsgestaltung zu.
 
        Zur Umsetzung des KI-VO-E sollen die Mitgliedstaaten neue Aufsichtsbehörden schaffen oder die Verordnungsaufsicht an bestehende Institutionen delegieren. Die genauen Anforderungen, insbesondere die einer vollständigen Unabhängigkeit wie aus dem Datenschutzrecht bekannt, sind Gegenstand laufender Verhandlungen. Als neues regulatorisches Instrument auf Unionsebene sieht der KI-VO-E Reallabore vor (regulatory sandboxes), in denen innovative KI-Anwendungen in Zusammenarbeit mit der Aufsichtsbehörde für einen bestimmten Zeitraum getestet werden sollen.
 
        Neben der geplanten KI-Verordnung gibt es bereits Daten- und plattformbezogene EU-Gesetzgebung, die auch KI betrifft. Zentrales Regelwerk für die Verarbeitung personenbezogener Daten ist seit 2018 die europäische Datenschutzgrundverordnung (DSGVO), die zweifelsohne auch für KI gilt, wenn personenbezogene Daten verarbeitet werden. Hier bestehen allerdings ungelöste Probleme zwischen der regulatorischen Ausrichtung der DSGVO – etwa mit Blick auf Datenminimierung und Betroffenenrechte – und der Differenzierung zwischen verschiedenen Datenkategorien sowie der praktischen Durchsetzung.17 Bisher gibt es kein eigenes explizites Regelwerk für KI-Trainingsdaten.
 
        Auch die wichtigen Verordnungen des DSA und des Digital Markets Act (DMA) werden sich mittelbar auf den Einsatz von KI auswirken, insbesondere bei sozialen Plattformen. Der DSA fordert von sehr großen Anbieter:innen, systemische Risiken zu überwachen, schafft Transparenzvorgaben für Empfehlungssysteme und verbietet personenbezogene Werbung gegenüber Minderjährigen.18 Der DMA soll den Wettbewerb der Digitalwirtschaft in der EU schützen und reguliert besonders mächtige „Torwächter“-Firmen, die oft zugleich wichtige Akteure im KI-Bereich sind.
 
        WEITERE KI-REGULIERUNGEN
 
        Verschiedene Staaten setzen unterschiedliche Schwerpunkte bei der Regulierung von KI; herausgegriffen werden hier die USA und China, die oft als gegensätzliche Systeme zum europäischen Ansatz genannt werden.19 Den USA wurde lange ein gewisser Laissez-faire-Ansatz mit (zu) großem Vertrauen in die Selbstregulierung der Industrie nachgesagt, inzwischen sind jedoch zahlreiche politische Initiativen insbesondere im Hinblick auf Verbraucherschutz und gegen Monopolisierung angestoßen worden. Die sogenannte AI Bill of Rights,20 ein nicht bindendes Prinzipienpapier der aktuellen US-Regierung, ist eher darauf bedacht, die Entwicklung nationaler, branchenspezifischer Normen zu fördern als internationale Normen zu beeinflussen.
 
        China hat erhebliche Investitionen in KI getätigt und fördert aktiv die Entwicklung von KI-Technologien und deren Einsatz in allen Wirtschaftssektoren. Chinas Regulierungsansatz ist zum einen stark innovationsorientiert, mit Initiativen zur Förderung spezifischer Entwicklungen auf allen Ebenen der Regierung und der Industrie, und zum anderen gesellschaftlich orientiert, wobei die „soziale Stabilität“ (im Verständnis der Zentralregierung) Vorrang vor den Rechten der einzelnen Person hat.21 Dennoch sieht der aktuelle Gesetzesentwurf zum Teil schärfere Vorgaben für generative KI vor als der aktuelle Stand europäischer Regulierung, da beispielsweise für das Training generativer Modelle die Einwilligung betroffener Personen eingeholt werden soll – dies würde das Sammeln von Nutzerdaten auf Internetseiten (scraping) für Trainingszwecke untersagen.22
 
        Weitere Länder wie Brasilien und Kanada haben eigene Gesetzesentwürfe zur Regulierung von KI auf den Weg gebracht.23 Auf der Ebene internationaler Organisationen hat der Europarat Verhandlungen über eine KI-Konvention aufgenommen, die Staaten dazu verpflichten soll, bei Entwicklung und Einsatz von KI keine Menschenrechte zu verletzen.24
 
        SCHWIERIGKEITEN
 
        KI als Regulierungsobjekt direkt zu behandeln, ist komplex, da die Auffassungen davon, was KI eigentlich ist, nach wie vor auseinandergehen.25 Im ursprünglichen Bereich der KI, Informatik und Mathematik, wird der Begriff meist als Oberbegriff für verschiedene Anwendungen genutzt. Normative Regulierung hat zudem eine andere Perspektive als ein rein technisches Verständnis: Wichtig sind der Einsatzkontext und die dadurch betroffenen Schutzgüter und Interessen. Deswegen benennt nicht jede Regulierung mit KI-Bezug die Technologie unmittelbar – so etwa der DSA. Der KI-VO-E hingegen adressiert KI-Systeme explizit, definiert diese in der ersten Fassung aber so breit, dass praktisch jede Software darunterfällt.
 
        Kritik gibt es auch an der Verwendung des Begriffs „Intelligenz“, denn nicht einmal menschliche Intelligenz ist klar definiert. Wie kann es dann künstliche sein? Aus rechtlich-regulatorischer Sicht ist die Definition des Regelungsgegenstands essenziell, da sie den Anwendungsbereich der Regulierung festlegt. Zudem müssen Anforderungen an Rechtssicherheit, Präzision und Praktikabilität erfüllt sein. Aufgrund des breiten Spektrums an gesellschaftlichen Segmenten und an Wissenschaften, die entweder direkt oder indirekt von KI betroffen sind, führt jedoch jede Sichtweise zu einer eigenen Definition dessen, was KI ist und was sie für den jeweiligen Bereich bedeutet. Die Tatsache, dass weder die Computerwissenschaft noch die Informatik im KI-VO-E direkt erwähnt werden, zeigt, dass es keine allgemein anerkannte technische Definition dessen gibt, was KI ist oder sein könnte.
 
        Im weiteren Gesetzgebungsverfahren des KI-VO-E wurde die Definition mehrfach verändert; der Vorschlag des Europäischen Parlaments von Juni 2023 lautet: „[Ein KI-System ist] ein maschinengestütztes System, das so konzipiert ist, dass es mit unterschiedlichem Grad an Autonomie operieren kann und das für explizite oder implizite Ziele Ergebnisse wie Vorhersagen, Empfehlungen oder Entscheidungen hervorbringen kann, die das physische oder virtuelle Umfeld beeinflussen.“26 Auch diese Definition wirft Folgefragen auf, etwa was Autonomie bedeutet. Das Risikoprofil von KI-Systemen lässt sich daher nur aus dem Zusammenspiel zwischen der technischen Funktionalität und dem Anwendungskontext bestimmen. Deshalb ist der regulatorische Filter des KI-VO-E auch nicht die Definition von KI, sondern die Risikoeinstufung. KI-Regulierung funktioniert nur kontextbezogen.
 
        AUSBLICK
 
        Die populären generativen KI-Anwendungen wie ChatGPT, Modelle wie DALL-E oder Stable Diffusion, die aus Texteingaben Bilder generieren, stellen die Regulierung von KI vor weitere Herausforderungen. Denn diese Modelle können zu unterschiedlichsten Zwecken eingesetzt werden, deren Auswirkungen im Vorfeld nicht überschaubar sind. Die erforderliche Risikoabschätzung verkompliziert sich dadurch. Der Fokus sollte dabei nicht nur auf dem Regulierten, sondern auch auf den Regulierenden liegen: Der Aufbau von Expertise und regulatorischem Wissen ist dringend erforderlich. Ein Zusammenführen verschiedener Disziplinen und ein Dialog mit der Praxis sind unumgänglich. Risikobasierte Regulierung kann nicht alle Probleme lösen, nicht alle Auswirkungen lassen sich vorhersehen oder abschätzen. Die Machtstellung der beteiligten Akteure, auch staatlicher Institutionen, sowie die soziotechnischen Zusammenhänge und Auswirkungen sollten nicht aus dem Blick geraten. Rein technikbezogene schematische Lösungen werden der Komplexität von KI, Menschen, Gesellschaften und normativen Systemen nicht gerecht. Mehr Bildung, Digitalkompetenz und eine lebhafte öffentliche Debatte sind gefordert.
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        KI IN DER ARBEITSWELT
 
        Christian Kellermann · Cornelius Markert
 
        Seit dem Beginn der Industriellen Revolution vor rund 250 Jahren befinden wir uns in einer globalhistorischen Transformation unserer Arbeits- und Lebensweise. Technische Basis des enormen Produktivitätsgewinns war die Reorganisation menschlicher Arbeit durch Maschineneinsatz, vor allem in materiellen Produktionsprozessen durch den Einsatz von Arbeits- und Kraftmaschinen. Die Charakterisierung der Industrialisierung als Beginn des „Maschinenzeitalters“ trifft den Kern dieser Entwicklung.01
 
        Die kognitive Arbeit war davon lange ausgenommen. Mit der Digitalisierung hat sich dies geändert: Wir befinden uns heute am Beginn des „Zweiten Maschinenzeitalters“.02 Die Geschwindigkeit, mit der die digitale Technik unser Leben durchdringt, und ihre Leistungszuwächse sind beeindruckend; das Potenzial für Produktivitätsgewinne auch in kognitiven Arbeitskontexten ist sehr groß. Generative Künstliche Intelligenz spielt eine zunehmend bedeutende Rolle in diesem Prozess, da sie selbstständig neuartige Inhalte und Lösungen generieren kann und damit neue Arbeitsfelder einer (Teil-)Automatisierung zugänglich macht.
 
        Allerdings gibt es eine Diskrepanz zwischen den weiter wachsenden technischen Möglichkeiten der Digitalisierung und dem Verständnis, sie produktiv und im Sinne des Allgemeinwohls einzusetzen. Wir sind noch mitten im Prozess, die Chancen und Risiken der Technik zu verstehen und in der Arbeitswelt nutzbar zu machen. Die Auswirkungen auf die Verteilung von Arbeit, Zeit, Einkommen und die Qualität der Arbeit sind unsicher und hängen stark von politischen Entscheidungen ab. Es ist daher von zentraler Bedeutung, wie Politik und Wirtschaft die Entwicklung steuern und sicherstellen, dass die Vorteile der KI gerecht verteilt werden und die Qualität der Arbeit steigt.
 
        GESCHICHTE UND SYSTEMATIK DER (TEIL-)AUTOMATISIERUNG
 
        Um das Potenzial des KI-Einsatzes in der Arbeitswelt einschätzen zu können, ist es unabdingbar, die aktuellen Entwicklungen in den größeren Zusammenhang der vergangenen 200 Jahre zu stellen und die ökonomischen Rahmenbedingungen zu betrachten. Seit 1800 hat sich in Deutschland, den USA und im Vereinigten Königreich die Gütermenge, die in einer Arbeitsstunde produziert wird, in etwa verdreißigfacht.03 Anders ausgedrückt: Das Bruttoinlandsprodukt in diesen Ländern stieg je Arbeitsstunde von etwa 2,2 auf 76 US-Dollar (in konstanten Preisen von 2020 und zu Kaufkraftparitäten). Die Ausweitung des produktiven Potenzials menschlicher Arbeit war die Basis für Wohlstand und eine massive Arbeitszeitverkürzung. Der materielle Wohlstand stieg von weniger als 5000 Dollar Jahreseinkommen um 1800 auf heute 50000 bis 70000 Dollar pro Person.04 Die jährliche Erwerbsarbeitszeit sank von über 3000 Stunden im 19. Jahrhundert auf heute noch 1588 Stunden.05
 
        Nach dem Zweiten Weltkrieg hatte es zunächst eine rasante Expansionsphase gegeben, ab 1970 flachten die gesamtwirtschaftlichen Zuwachsraten jedoch wieder ab. Dies war unter anderem dadurch bedingt, dass die Technik des ersten Maschinenzeitalters vor allem im Bereich der materiellen Produktion anwendbar war, während die Automatisierung in vielen anderen Sektoren nicht möglich erschien, die deshalb ein geringeres Produktivitätswachstum aufwiesen.06 Nicht zuletzt die aufsehenerregenden Entwicklungen im Bereich der KI belegen: Mit der Digitalisierung gilt dies immer weniger. Die volle Entfaltung der Potenziale der Informations- und Kommunikationstechnik liegt allerdings noch vor uns.
 
        General purpose technologies (GPTs) wie KI benötigen eine gewisse Anlaufphase, bevor sie produktiv eingesetzt werden, da sie erhebliche ergänzende Investitionen, die Entwicklung komplementärer Technik und die Reorganisation von Prozessen, Betrieben und Geschäftsmodellen erfordern.07 Die Dampfmaschine als eine GPT des ersten Maschinenzeitalters hat fast 200 Jahre gebraucht, um von ersten Tüfteleien zum flächendeckenden produktiven Einsatz zu gelangen: Erst nach 1830 und damit 120 Jahre nach der ersten Anwendung der Dampfmaschine in englischen Kohleminen löste die Dampfkraft die Wasserkraft als wichtigste Energiequelle in Großbritannien ab – im Mutterland der Industrialisierung und dem Land mit den geringsten Energiekosten in Europa zu dieser Zeit.08 Ganz anders die Technik der Digitalisierung: Weltweit besitzen inzwischen rund 4,7 Milliarden Menschen ein Smartphone09 – dabei ist die Vorstellung des iPhone durch Apple gerade einmal 16 Jahre her.
 
        Auch hinsichtlich der Geschwindigkeit und Höhe der Leistungszuwächse unterscheiden sich die datenverarbeitenden Maschinen um mehrere Größenordnungen von den Arbeits- und Kraftmaschinen des ersten Maschinenzeitalters. Ein Jahrhundert nach der Einführung der ersten Web- und Spinnmaschinen hatte sich die Produktivität gegenüber der Handarbeit um etwas mehr als das Hundertfache gesteigert. In einer Arbeitsstunde konnten nun 1,2 Kilogramm Garn gesponnen werden anstelle von 8,1 Gramm in der Handarbeit, und 3,8 Meter statt 3 Zentimeter Stoff konnten gewebt werden. Bis heute, also etwas über 80 Jahre nach Konrad Zuses Rechner „Z2“, hat die Rechenleistung des Computers hingegen um den Faktor 1,5 Billiarden zugenommen, was ebenfalls die außergewöhnliche Dynamik der technischen Entwicklung im zweiten Maschinenzeitalter zeigt.10
 
        Im verarbeitenden Gewerbe, dem Kernsektor des ersten Maschinenzeitalters, stieg die Produktivität infolge des massenhaften Ersatzes menschlicher Arbeit durch Maschinen seit 1800 um etwa das Zweihundertfache. Aufgabe für Aufgabe, Tätigkeit für Tätigkeit, Beruf für Beruf wurde die Arbeit entlang der neuen technischen Möglichkeiten der Arbeits- und Kraftmaschinen reorganisiert, verstärkt seit etwa 1970/80 durch den wachsenden Druck zur Reorganisation durch die Finanzialisierung. Arbeitsmaschinen wie Drehbänke, Stanzen, Bohrer, Sägen, Hobel oder Pressen ersetzten große Teile manueller Arbeit. Kraftmaschinen wie zunächst Wind- und Wasserräder sowie die Dampfmaschine, später Elektro- und Verbrennungsmotoren, übernahmen den Antrieb der Maschinen. Hinzu kamen die Computer, die Teile der Kopfarbeit – Rechnen, Steuern, Kommunizieren – ersetzten und die produktiven Möglichkeiten weiter vergrößerten.
 
        Diese atemberaubende Produktivitätssteigerung führte nicht zu massenhafter, gesamtwirtschaftlicher Arbeitslosigkeit, wie zum Beispiel der Ökonom John Maynard Keynes befürchtete. Im Gegenteil: Die Beschäftigung in Deutschland hat in den vergangenen Jahren immer neue Rekordmarken erreicht, sowohl was die absolute Zahl der Erwerbstätigen als auch was den Anteil der Erwerbstätigen an der Gesamtbevölkerung betrifft. Die Nachfrage und damit die Arbeit haben sich in andere Sektoren verlagert, Tätigkeitsbilder verändern sich bis hin zum Wegfall alter und zur Entstehung neuer Berufe.
 
        Die Abbildung zeigt die Entwicklung der Bruttowertschöpfung pro Arbeitsstunde im verarbeitenden Gewerbe in Deutschland von 1900 bis 2021. In diesen 121 Jahren stieg sie von unter 2 Euro auf 64 Euro, seit 1960 um durchschnittlich jeweils knapp 10 Euro pro Jahrzehnt (Preise von 2022). Dabei stieg der Automatisierungsgrad immer weiter an. War während der 1950er Jahre Handarbeit mit Werkzeugen und Einzweckmaschinen in vielen Fabriken noch weit verbreitet, sind heute in Bereichen wie Presswerken Automatisierungsgrade jenseits der 90 Prozent keine Seltenheit.11 Die Wachstumsraten sind heute zwar niedriger als während des Nachkriegsbooms, dennoch wachsen Automatisierungsgrad und die Produktivität stetig weiter. Durch die Digitalisierung erschließen sich hier zusätzliche Potenziale. Übernahmen im ersten Maschinenzeitalter die Maschinen vor allem physische Tätigkeiten, können sie mit Computer, Internet und KI-Anwendungen zunehmend auch kognitive Funktionen übernehmen – von der Steuerung und Vernetzung über neue Anwendungen der vorausschauenden Wartung (predictive maintenance) bis hin zur Unterstützung von Planung, Konstruktion und Management. Der Endpunkt dieser Entwicklung ist die vollautomatische Fabrik, ein Traum der Automationspioniere der 1950er Jahre, der sich mit der damaligen Technik nicht realisieren ließ.12 Mit der neuen Technik des zweiten Maschinenzeitalters scheinen die damaligen Hindernisse nun zumindest prinzipiell überwindbar.
 
         
          Abbildung: Bruttowertschöpfung pro Arbeitsstunde im verarbeitenden Gewerbe in Deutschland (ohne DDR) 1900 bis 2021, in Euro (absolut)
 
          [image: Das Balkendiagramm mit Daten für 1900, 1929, 1960, 1970, 1980, 1990, 2000, 2010 und 2021 zeigt, dass die Produktivität im verarbeitenden Gewerbe in Deutschland seit 1900 stetig angestiegen ist.] 
          Quelle: IGZA, Matrix der Arbeit, Bd. 3: Kapitalistische Marktwirtschaft und Produktionsweise, Bonn 2023, auf Basis von Daten des Statistischen Bundesamtes, Inlandsproduktberechnung – Lange Reihen ab 1970, 2022 sowie The Conference Board, Total Economy Database, 2019.
 
        
 
        Vielen Berufen außerhalb des verarbeitenden Gewerbes fehlten bislang die Maschinen für eine Automatisierung. Dies wandelt sich mit der Digitalisierung, entsprechend besteht das Potenzial für eine vergleichbare Produktivitätsentwicklung auch in diesen Bereichen. Die Aufmerksamkeit, die KI-Anwendungen wie ChatGPT oder Midjourney erhalten, kommt nicht von ungefähr (GPT steht hier für generative pre-trained transformer). Sie führen vor Augen, wie einzelne Tätigkeiten menschlicher Arbeit im Bereich des Analysierens und Kommunizierens bis hin zu kreativen Tätigkeiten von Maschinen übernommen werden können. Allerdings ist die wissenschaftliche Datengrundlange zu den heutigen Automatisierungsgraden bislang noch dürftig, weshalb auch die Aussagekraft der Schätzungen zu zukünftigen Automationsgraden begrenzt ist.13
 
        ANFANG VOM ENDE DES PRODUKTIVITÄTSPARADOXES
 
        Trotz der Ausweitung der Möglichkeiten zur Automatisierung von Arbeit durch die Digitalisierung bleibt die Entwicklung der Produktivität bislang hinter den Erwartungen. Als einer der ersten stellte dies der Ökonom Robert Solow in den 1980er Jahren fest.14 Er hatte bereits 30 Jahre zuvor die zentrale Rolle von Technikentwicklung für Wirtschaftswachstum gezeigt.15 Das nach ihm benannte „Solow-Paradox“ beschreibt bis heute die scheinbare Entkopplung von Digitalisierung und Produktivitätswachstum und wirft einen langen Schatten auf die entsprechende ökonomische Auseinandersetzung. Mangelnde Messbarkeit digitaler Inputs oder Verzögerungseffekte zwischen Innovation, Entwicklung und betrieblicher Umsetzung sind einige Erklärungsansätze für Solows ungebrochene Aktualität.
 
        Ausgehend von der wirkmächtigen Studie der Arbeitsforscher Carl Benedict Frey und Michael A. Osbourne vor zehn Jahren stand lange Zeit das Szenario drohender Arbeitslosigkeit durch zunehmend menschenähnliche Fähigkeiten insbesondere beim maschinellen Lernen im Fokus der Debatte um die Zukunft der Arbeit.16 Nachdem diverse nachfolgende Studien zeigen konnten, dass ein solches Szenario unrealistisch ist, beruhigte sich die Debatte wieder – nicht zuletzt, weil sowohl die Entwicklung als auch die Umsetzung von KI zumindest in Deutschland weit hinter den Erwartungen zurückgeblieben ist. Auch wenn die Annahmen für ein solches Szenario methodisch anfechtbar sind, beschreiben sie doch einen möglichen Weg, um Beschäftigungseffekte ökonomisch zu schätzen. So werden sämtliche Tätigkeiten, die einen Beruf ausmachen, anhand ihrer Beschreibungen in Berufsdatenbanken mit den theoretischen Fähigkeiten von KI-Methoden abgeglichen. Auf diese Weise wurde ein hohes Substitutionspotenzial bei Arbeiten identifiziert, die einen großen Anteil an Routinetätigkeiten haben und relativ geringe Qualifikationen erfordern – woraus sich die Erwartungen an Produktivitätsschübe ableiteten.
 
        Die Schätzungen, dass in Industrieländern wie den USA oder Deutschland in den nächsten zwei Jahrzehnten bis zur Hälfte aller Jobs durch KI gefährdet sind, sind seitdem deutlich nach unten korrigiert worden. Neben der Methodenkritik an der analytischen Belastbarkeit von gängigen Tätigkeitsbeschreibungen in den verfügbaren Berufsdatenbanken wuchsen auch die Zweifel an „disruptiven“ Entwicklungsschritten in der KI-Forschung und deren universeller Anwendbarkeit in Unternehmen. Selbst Routineaufgaben, die nach den einschlägigen Modellierungen nunmehr automatisierbar seien, entpuppten sich in der Praxis als zu komplex, als dass eine KI diese voll übernehmen könnte. Schließlich sind auch einfache Tätigkeiten in komplexe Arbeitsprozesse integriert, die nicht einfach aufgebrochen und neu strukturiert werden können. Kontext ist wesentlich für Arbeit, egal welchen Komplexitätsgrad einzelne Tätigkeiten haben. Entsprechend sind deskriptive Bestandsaufnahmen einzelner Tätigkeiten notwendigerweise unterkomplex und erfassen nicht das kontextspezifische „Arbeitsvermögen“,17 dessen zugrundeliegendes Wissen nicht ohne Weiteres formalisierbar ist.18 Stattdessen muss eine Übertragung egal welcher Tätigkeit an ein KI-gesteuertes System so codiert werden, dass der gesamte Kontext repräsentiert ist, was aufwendig und voraussetzungsvoll ist.
 
        Relevanter als die Diskussion um Vollautomatisierung durch KI sind die komplementären Assistenzfunktionen datengesteuerter, selbstlernender Systeme. Mensch-Roboter-Kollaboration, Smart Glasses oder 3D-Druck beziehungsweise additive Fertigung sind zunehmend Teil der Arbeitsteilung. Assistenzsysteme verändern Tätigkeiten, ihre Zusammensetzung und Bedeutung für einen Beruf, die vorausgesetzten Qualifikationen sowie den Output von Arbeit. In den vergangenen zehn Jahren ist zu beobachten, dass die Nachfrage nach höherqualifizierten Jobs, die KI „ausgesetzt“ sind, gestiegen ist – relativ zu niedrigqualifizierten Jobs. Eine Erklärung dafür ist genau jene Komplementarität in der Mensch-Maschine-Kollaboration und in den Auswirkungen auf die Produktivität dieser Tätigkeiten.19
 
        An diesem Punkt setzt die aktuelle Debatte um KI und Arbeit an. Auslöser sind die neueren Entwicklungen bei generativen Sprachmodellen wie ChatGPT. Analog zur Debatte über die Auswirkungen von KI-Methoden auf Arbeit und Beschäftigung vor zehn Jahren sind etliche der veröffentlichten Szenarien zu den Effekten solcher KI-Modelle von der Annahme eines hohen Substitutionspotenzials auf dem Arbeitsmarkt geprägt: In Medienberichten wird auffällig häufig die Zahl von weltweit 300 Millionen Jobverlusten genannt.20 Wie zuvor werden Berufsdatenbanken und deren Tätigkeitsbeschreibungen als Datengrundlage für einen Abgleich für die Anwendungsmöglichkeiten der generativen KI herangezogen. Eine andere Berechnung kommt zu dem Schluss, dass rund 80 Prozent der Arbeitskräfte in den USA zu mindestens 10 Prozent ihrer Arbeitsaufgaben von der Einführung von generativer KI betroffen sein werden. Bei etwa 19 Prozent der Beschäftigten könnten bei mindestens 50 Prozent ihrer Aufgaben große Sprachmodelle zum Einsatz kommen und Teilaufgaben übernehmen, so die Annahme.21 Überwiegend betrifft der Einsatz jedoch Aufgaben, die mit höheren Einkommen korrelieren, was den zentralen Unterschied zur Debatte von vor zehn Jahren markiert.
 
        Lehrberufe, Medien- und PR-Berufe sowie Jobs im Management und in der Unterhaltungsindustrie, aber auch das Codieren landen ganz oben auf der Liste mit den höchsten Anteilen für eine Teilautomatisierung durch generative KI.22 Während diese wissensintensiven Berufe überwiegend von den neuen KI-Fähigkeiten profitieren und entsprechend produktiver werden dürften, weil zeitintensive Teilaufgaben automatisiert werden können, könnten vor allem Bürotätigkeiten und Kundenservice zu den Bereichen gehören, bei denen künftig die meisten Jobeinsparungen durch den KI-Einsatz stattfinden. Die Internationale Arbeitsorganisation (ILO) schätzt, dass ein Viertel aller Bürotätigkeiten durch Sprachmodelle erbracht werden könnte – mit der genderspezifischen Auswirkung, dass Frauen doppelt so stark von Automatisierung betroffen wären wie Männer.23
 
        Insgesamt steht in der Debatte der komplementäre, also der ergänzende Charakter der KI im Vordergrund – dergestalt dringt generative KI in die bislang kaum nennenswert automatisierbare Wissensarbeit vor, womit veritable Produktivitätssteigerungen in greifbare Nähe rücken. Je nach Adaptions- und Verbreitungsgrad der Technik wird der Effekt über eine Dauer von zehn Jahren mit einem jährlichen Produktivitätswachstum von bis zu 1,5 Prozent geschätzt.24 Generative KI kann für etliche Aufgaben wie Übersetzungen, Klassifizierungen, kreatives Schreiben oder auch Code-Generierung Teilaufgaben selbstständig übernehmen und entsprechend die notwendige Arbeitszeit reduzieren.
 
        Die exakte Größe des Produktivitätseffekts kennen wir heute noch nicht, aber die genannte Größenordnung ist angesichts der Automatisierungspotenziale durchaus realistisch. Konkrete Aussagen über Beschäftigungseffekte leiten sich daraus nicht ab, allerdings ergeben die genaueren Betrachtungen des KI-Einsatzes im Arbeitskontext ein Bild von der qualitativen Veränderung vieler Berufe.
 
        RÜCKENWIND FÜR GUTE ARBEIT UND PRODUKTIVITÄT
 
        Die Automatisierung hat mit den neuesten Entwicklungen bei den generativen Modellen im Feld der KI erkennbar zum Sprung in die Domänen der kognitiven Tätigkeiten angesetzt. Daraus ergeben sich umfassende Veränderungen von Berufsbildern, weil Aufgaben wegfallen, neu hinzukommen oder anders gewichtet werden und entsprechend neue Anforderungen an menschliche Qualifikationen mit sich bringen. Wie in der Vergangenheit werden etliche neue Berufe entstehen (2018 entfielen etwa 60 Prozent der Beschäftigung in den USA auf Berufe, die es in den 1940er Jahren noch gar nicht gab).25
 
        KI schafft neue Aufgaben, wovon zumindest in den vergangenen zehn Jahren vor allem Höherqualifizierte profitiert haben. Für geringer Qualifizierte trifft dies nicht im gleichen Maße zu, was zur Polarisierung von Einkommen und Aufstiegsmöglichkeiten beigetragen hat. Das hängt aber nicht nur mit einem unterschiedlichen technischen Potenzial zur Produktivitätssteigerung in Abhängigkeit von Qualifikationsstufen zusammen, sondern korrespondiert auch mit der ungleichzeitigen Einführung von KI in einzelnen Branchen und Betrieben. Insofern greift eine einseitige Konzentration auf Qualifikationsmaßnahmen zu kurz, um die möglichen Produktivitätseffekte zu heben.
 
        Vielmehr brauchen Beschäftigte, Selbstständige und Unternehmen zielgenauen industriepolitischen Rückenwind: von der digitalen Infrastruktur bis hin zur Technologieentwicklung und Anwendungsförderung. Die grundsätzliche Herausforderung ist längst erkannt, und diverse Maßnahmen wurden ergriffen, etwa im Rahmen der KI-Strategie der Bundesregierung. Der große Produktivitätssprung aber lässt noch auf sich warten. Ein Grund ist die Technik selbst. Die notwendige Kontrolle über sensible Daten behindert die breite Nutzung großer Sprachmodelle in vielen Unternehmenskontexten. Ferner sind die Modelle (noch) fehleranfällig. Auch Copyright-Fragen sind ungeklärt. Eine Maßnahme wäre folglich die Förderung eines Modells europäischer Machart, das datensparsam, kuratiert, multilingual und ressourcensparsam ist.26 Ein anderer Grund liegt in der notwendigen Vorlaufzeit, die die Anpassung der Geschäftsmodelle, der internen Abläufe und Organisation sowie die Entwicklung komplementärer Technik benötigen.
 
        Der Handlungsdruck ist in Deutschland besonders groß, weil die demografische Entwicklung arbeitseinsparenden Technikeinsatz notwendiger macht als anderswo. Der Mangel an Fachkräften wird von Unternehmen zu den zentralen Risiken ihrer wirtschaftlichen Aktivitäten gezählt. Der entsprechende Index erreichte in Deutschland in der Industrie zu Jahresbeginn 2023 ein neues Allzeithoch.27 Außerdem hängt die Innovationsgeschwindigkeit und -fähigkeit zunehmend vom KI-Einsatz ab. Das betrifft vor allem kleinere und mittlere Unternehmen sowie Selbstständige und erfordert die entsprechende Förderung von niedrigschwelligen Einsatzmöglichkeiten. Ein Schlüsselfaktor sind dabei die Beschäftigten, die natürlich auch die notwendigen Kompetenzen für die Arbeit mit KI benötigen, aber darüber hinaus für ihr gesamtes Tätigkeitsspektrum innerhalb des betrieblichen Arbeitskontextes den Blick dafür entwickeln müssen, wo welcher KI-Einsatz überhaupt funktional ist. Zentral ist die Erfassung der Komplexität eingefahrener Arbeitsabläufe – die Einführung von KI-Anwendungen ist oftmals zu technikgetrieben.
 
        Die noch relativ kurze Geschichte des soziotechnischen Verständnisses von Arbeit ist eine gute Grundlage für den Umgang mit neuen Entwicklungsschritten in der KI. Sie zeigt, wie Produktivität menschzentriert gesteigert werden kann, was im Fall von selbstlernender Technik bis hin zum Schritt der technischen Autonomie umso wichtiger ist. Human in the loop – das Training von KI durch Menschen – ist die Voraussetzung für human in control und erfordert ein ganzheitliches und dynamisches Regulierungsverständnis von Methoden und Anwendungen Künstlicher Intelligenz. Die absehbare mittelfristige demografische Entwicklung macht einen beschleunigten Technikeinsatz noch dringlicher, der einerseits monotone und belastende Tätigkeiten reduziert und die Arbeit als wichtigen Teil des Lebens aufwertet und andererseits ohne Sorge vor technikbedingter Arbeitslosigkeit die internationale Wettbewerbsfähigkeit der Wirtschaft steigert. Von der differenzierten Förderung und Regulierung hängt ab, ob das volle Produktivitätspotenzial freigesetzt werden kann und wie es sich konkret auf Arbeit auswirkt.
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        KI IN DER SCHULE
 
        Florian Nuxoll
 
        Schülerinnen und Schüler, Lehrkräfte und Eltern wurden schon häufig mit der Ankündigung konfrontiert, dass eine innovative Methode, eine fortschrittliche Technologie oder eine neue Schulform das Bildungssystem von Grund auf erneuern würde. Insbesondere die Einführung digitaler Technologien ging mit derlei Versprechungen einher. So titelte „Der Spiegel“ im November 1984: „Revolution im Unterricht – Computer wird Pflicht“. Im dazugehörigen Artikel wurde prophezeit, dass der Einsatz von Computern die gesamte Schullandschaft nachhaltig prägen werde.01 Eine Referendarin, die diesen Artikel damals möglicherweise las und sich auf die bevorstehende digitale Revolution im Bildungswesen freute, steht heute kurz vor der Pensionierung. Und obwohl sich in den zurückliegenden vier Jahrzehnten viel verändert hat, ist die viel beschworene digitale Revolution an deutschen Schulen ausgeblieben. Abgesehen von der Zeit der coronabedingten Schulschließungen war exzellenter Unterricht auch ohne digitale Technik möglich. Und wenn man die Ausstattung vieler deutscher Schulen in Bezug auf Hard- und Software sowie den Support betrachtet, war analoger Unterricht häufig nicht nur die bessere, sondern oft auch die einzige Alternative. Mit KI wird sich das ändern – von ihr ist tatsächlich eine Revolution zu erwarten.
 
        EINE REVOLUTION – ECHT JETZT!
 
        Der Einsatz digitaler Werkzeuge in Schulen ist für Lehrkräfte nach wie vor mit erheblichem Mehraufwand verbunden: Computerräume müssen im Voraus gebucht, Beamer transportiert und Programme mühsam installiert werden. Darüber hinaus trägt der Einsatz von Technologie in vielen Fällen bisher nur wenig zum Erwerb von Fachwissen und fachlichen Kompetenzen bei oder wirkt sich sogar negativ auf den Lernprozess aus.02 Für viele Lehrkräfte bedeutet der Technikeinsatz keine Erleichterung, sondern eine zusätzliche Belastung in ihrem ohnehin dicht gedrängten Arbeitsalltag. Künstliche Intelligenz könnte den Aufwand jedoch lohnenswert machen: Sie bietet nicht nur theoretische Vorteile, sondern Lösungen für Probleme und Herausforderungen, die alle schulischen Akteure seit Langem wahrnehmen.
 
        Zum Beispiel Umgang mit Heterogenität: Ein typisches Klassenzimmer mit 25 und mehr Schülerinnen und Schülern umfasst eine große Vielfalt an Lerngeschwindigkeiten, Fähigkeiten und Bedürfnissen. Eine Schülerin mag im Englischunterricht sofort verstehen, wie man eine Frage im Simple Past formuliert und verwendet, während eine andere noch Schwierigkeiten mit einfachen Aussagesätzen im Simple Present hat. Im Mathematikunterricht kann ein Schüler bereits in der Lage sein, Funktionen zu analysieren, während ein anderer noch an der schriftlichen Division scheitert. KI hat das Potenzial, den Unterricht so zu individualisieren, dass jede Schülerin und jeder Schüler genau die Herausforderung oder Unterstützung erhält, die sie oder er benötigt.
 
        Zum Beispiel knappe zeitliche Ressourcen: Korrekturen, Elterngespräche, Klassenfahrten sowie ein dichter und umfangreicher Lehrplan führen dazu, dass viele Lehrkräfte trotz ihres Engagements in der Regel nicht die Möglichkeit haben, jedem Lernenden regelmäßig individuelles Feedback zu geben. Dabei ist Feedback eine enorm wichtige Basis für wirksamen Unterricht und hat nachweislich signifikante positive Auswirkungen auf das Lernen, genauso wie das Üben.03 Doch auch die Wiederholung des Unterrichtsstoffs, die für nachhaltiges Lernen unerlässlich ist, kommt im Alltag häufig zu kurz.04 Hier kann KI entlasten: Durch die Automatisierung mancher Routineaufgaben können Lehrerinnen und Lehrer Zeit gewinnen, die sie nutzen können, um einen interaktiveren und kommunikativen Unterricht zu gestalten, ausführlicheres Feedback zu geben und mehr Raum für soziales Lernen zu schaffen.
 
        Ein weiterer Faktor, der die transformative Wirkung von KI im Bildungsbereich unterstreicht, ist die hohe Qualität der Antworten von textgenerierenden Sprachmodellen wie ChatGPT in Kombination mit ihrer leichten Verfügbarkeit für Lernende. Dies stellt das bestehende System infrage und macht ein „Weiter so“ im Bildungsbereich undenkbar. Bewährte Leistungskontrollen wie Fach- oder Seminararbeiten können nicht mehr valide bewertet werden, da KI-Systeme mittlerweile in der Lage sind, solche Texte selbstständig und in hoher Qualität zu erstellen. So meisterte zum Beispiel ChatGPT die bayerischen Abiturprüfungen bereits in mehreren Fächern.05 Diese neue Situation zwingt die Akteure im Bildungssystem dazu, rasch alternative Prüfungs- und Bewertungsmethoden zu entwickeln.
 
        KI IST NICHT GLEICH KI
 
        Wenn über den Einsatz von KI im Bildungsbereich gesprochen wird, muss zwischen generativer Künstlicher Intelligenz und intelligenten Tutorsystemen unterschieden werden. Obwohl beide Technologien auf KI basieren, haben sie unterschiedliche Anwendungsbereiche.
 
        Beispiele für generative KI-Systeme sind Modelle wie ChatGPT. Ihre Hauptfunktion besteht darin, Texte zu generieren, die wirken, als wären sie von Menschen geschrieben. Ihre Fähigkeiten reichen von der Beantwortung einfacher Fragen bis zur Erstellung komplexer Essays. Sie sind sogar in der Lage, scheinbar kreativen Input zu liefern und flexibel auf unerwartete Fragen oder Probleme zu reagieren. Es ist jedoch wichtig zu betonen, dass ihre Antworten auf den Daten basieren, mit denen sie trainiert wurden. Dies bedeutet, dass sie weder über ein tiefes Verständnis des Lerninhalts verfügen, noch in der Lage sind, auf die individuellen Lernbedürfnisse Lernender einzugehen.
 
        Intelligente Tutorsysteme (ITS) nutzen spezialisierte KI, um personalisiertes Lernen anzubieten. Sie simulieren die Erfahrung des Einzelunterrichts mit einem menschlichen Tutor. Ein ITS enthält ein Modell des zu lehrenden Fachgebiets, ein Modell des Lernenden und eine Lehrstrategie. Indem es den Lernfortschritt überwacht, kann es Defizite erkennen und gezielte Übungen oder Erklärungen anbieten, um Wissens- und Kompetenzlücken zu schließen. Darüber hinaus bieten ITS den Lernenden gezielte Anleitung und Feedback. Aufgrund ihres adaptiven Charakters können sie Lernpfade erstellen, die sich dem individuellen Fortschritt und den Bedürfnissen des Lernenden anpassen und so einen differenzierten Unterricht ermöglichen. Allerdings ist einschränkend anzumerken, dass es bislang nur wenige deutschsprachige Tutorsysteme gibt, die bereits echte Marktreife erlangt haben.06
 
        EINSATZ GENERATIVER KI AUS LEHRERSICHT
 
        Für Lehrkräfte eröffnen KI-Tools wie ChatGPT neue Möglichkeiten, um effizienter und effektiver zu arbeiten. Die Interaktion mit textgenerierenden KI-Systemen wird dabei am besten als Ko-Konstruktion betrachtet. Denn die von der KI erstellten Texte können unabhängig von ihrer Länge gelegentlich Fehler aufweisen, die von den Nutzenden korrigiert werden müssen. Die Qualität der KI-generierten Texte steigt insbesondere, wenn man in einen interaktiven Dialog mit dem System tritt und nicht nur isolierte Anweisungen gibt.
 
        Eine beeindruckende Fähigkeit von KI-Tools ist etwa, dass sie die Komplexität von Texten – und damit den Schwierigkeitsgrad von damit verbundenen Aufgaben – schnell anpassen können. Eine einfache Aufforderung (prompt) wie „Gib folgenden Text in einfacher Sprache wieder“ ermöglicht es, ohne großen Aufwand im Unterricht zu differenzieren. Dies veranschaulicht ein Beispiel, wie ein Textausschnitt aus dem Aufgabenpool des Instituts zur Qualitätsentwicklung im Bildungswesen für das Deutschabitur 202207 von ChatGPT bearbeitet wird. Als Ausgangstext dient hier ein Gastbeitrag der Ethnologin Irene Götz auf „Spiegel Online“:08
 
        Die Rolle von Sprache wird in unserer Gesellschaft diskriminiert. Dies gilt nicht nur für die unterschiedliche Kompetenz im Deutschen, die bereits in den Grundschulen für diejenigen Einwandererkinder, die aus sozial benachteiligten Familien stammen, den weiteren Bildungsweg vorsortiert. Sprache ist hier bereits im Vorschulalter ein soziales Distinktionsmerkmal, das angesichts der zu geringen Plätze für Kleinkinderbetreuung die Chancenungleichheit in Deutschland und die soziale Spaltung für die Zukunft von Generationen fortschreibt, und dies nicht erst, seitdem eine große Anzahl von geflüchteten Kindern und Jugendlichen im schulpflichtigen Alter Lehrer und Schulen vor neue Herausforderungen stellt.
 
        Nach der Vereinfachung durch ChatGPT liest sich der Text wie folgt:
 
        Sprache ist in unserer Gesellschaft ein wichtiges Thema. Manche Menschen werden wegen ihrer Sprache benachteiligt. Das betrifft vor allem Kinder von Zuwanderern aus armen Familien. Schon in der Grundschule kann die Sprache über den Bildungsweg entscheiden. Auch vor Schulbeginn ist die Sprache wichtig. Es gibt nicht genug Betreuungsplätze für kleine Kinder. Das erhöht die Ungleichheit in Deutschland. Viele geflüchtete Kinder und Jugendliche bringen zusätzliche Herausforderungen für Schulen und Lehrer.
 
        Diese Einsatzmöglichkeit ist auch im Fremdsprachenunterricht sinnvoll, wenn Texte mit wenigen Klicks an das Sprachniveau der einzelnen Lernenden angepasst werden können.
 
        Generative KI bietet auch wertvolle Unterstützung bei der Erstellung von Übungsaufgaben. Ein anschauliches Beispiel ist die Generierung von Textaufgaben im Mathematikunterricht. Durch den Einsatz von KI können effizient und ohne großen Mehraufwand maßgeschneiderte Aufgaben zu den unterschiedlichsten Themen erstellt werden. Während alle Schülerinnen und Schüler mit den gleichen Zahlen rechnen, können Kontext und Inhalt der Aufgaben an die individuellen Interessen der einzelnen Schülerinnen und Schüler angepasst werden. Dies beschleunigt nicht nur die Erstellung von Mathematikaufgaben, sondern kann auch in Fächern wie Englisch eingesetzt werden, um Übungen schneller und passgenauer zu gestalten. Ein Beispielprompt hierfür wäre etwa: Erstelle ein Aufgabenblatt, um im Englischunterricht der 7. Klasse den Unterschied zwischen dem Present Perfect und dem Simple Present zu üben.
 
        Während es relativ einfach sein kann, offene Aufgaben wie „Erörtere, ob Bargeld abgeschafft werden sollte“ zu formulieren, erfordert die Erstellung von qualitativ hochwertigen Musterantworten einen erheblichen Zeitaufwand. Gerade solche Mustertexte sind aber für den Lernprozess von großem Wert. Mit generativer KI kann eine Lehrkraft in wenigen Sekunden didaktisch wertvolle Antworttexte generieren, die die Schülerinnen und Schüler im Unterricht analysieren und als positive Beispiele nutzen können. Darüber hinaus kann das System dazu veranlasst werden, verschiedene Antworttexte auf unterschiedlichem Niveau zu produzieren. Die kritische Auseinandersetzung mit diesen Texten aktiviert Schülerinnen und Schüler kognitiv und hilft ihnen zu verstehen, welche Elemente eine überzeugende Argumentation ausmachen. Ein Beispielprompt hierfür wäre etwa: Schreibe drei Erörterungen zu der Fragestellung „Sollte Bargeld abgeschafft werden?“. Die erste Argumentation sollte einem Schüler der 9. Klasse ein „Sehr gut“ einbringen, die zweite sollte auf dem Niveau einer „2“ liegen und die dritte auf dem Niveau einer „4“.
 
        EINSATZ GENERATIVER KI AUS SCHÜLERSICHT
 
        Textgenerierende KI-Systeme sind nicht nur für Lehrende hilfreich, sondern auch für Lernende. So können sie zum Beispiel als Lernhilfe beziehungsweise Tutor eingesetzt werden, wenn eine Schülerin oder ein Schüler vor der Aufgabe steht, eine Erörterung zu schreiben. Sie oder er könnte sich dann an ChatGPT wenden und fragen, wie eine Erörterung aufgebaut sein sollte oder welche Argumente für oder gegen eine bestimmte These sprechen. Auf diese Weise fungiert die KI als interaktiver Leitfaden, der bei der Entwicklung einer überzeugenden Argumentation unterstützt und sogar (in der Regel korrekte) Fakten liefern kann, um die Argumente zu untermauern. Beispielprompt hierfür: Hilf mir eine Erörterung zu schreiben. Das Thema lautet „Sollte Bargeld abgeschafft werden?“ Nenne einige Argumente sowohl für als auch gegen die Abschaffung von Bargeld und gib mir Tipps, wie ich meine Argumentation strukturieren kann.
 
        Der Einsatz von KI birgt jedoch auch Gefahren für den Lernprozess. Wenn ein Schüler sich entscheidet, ChatGPT den gesamten Aufsatz schreiben zu lassen, und diesen ohne eigene Auseinandersetzung mit dem Thema abgibt, wird der eigentliche Lernprozess untergraben. Daher ist es wichtig, dass Lehrkräfte den Sinn hinter den Aufgaben erklären. Den Schülerinnen und Schülern muss vermittelt werden, dass es nicht in erster Linie um das fertige Produkt geht, sondern um den Lernprozess auf dem Weg dorthin. Das in einigen US-amerikanischen Klassenzimmern zu findende Motto be a learner not a finisher bringt diese Botschaft auf den Punkt. Dieser Ansatz stellt das Lernen und Verstehen von Konzepten über das Endprodukt und die rasche Erledigung von Aufgaben. In diesem Sinne sollten die Lernenden ermutigt werden, KI als ein Werkzeug zu sehen, das ihnen hilft, Konzepte zu verstehen und Fähigkeiten zu verbessern, und nicht nur als Möglichkeit, Aufgaben schneller zu erledigen.
 
        INTELLIGENTE TUTORSYSTEME
 
        Ein weiterer wichtiger Fortschritt, der durch den Einsatz von Künstlicher Intelligenz in der Bildung ermöglicht wird, sind intelligente Tutorsysteme. ITS verwenden Algorithmen, um den aktuellen Wissensstand und die Fähigkeiten eines Lernenden kontinuierlich zu analysieren und darauf aufbauend individuell zugeschnittene Lerninhalte bereitzustellen. Anstatt jeder Schülerin und jedem Schüler die gleichen Aufgaben zu geben, kann das System erkennen, in welchen Bereichen jemand Schwierigkeiten hat und gezielte Übungen oder Lernmaterialien anbieten, um genau diese Schwächen zu bearbeiten. Dies erleichtert es den Lehrkräften, ihre Schülerinnen und Schüler individuell zu fördern.
 
        Zugleich können Lehrerinnen und Lehrer mittels ITS jederzeit den Kompetenzstand ihrer Schülerinnen und Schüler abrufen. Das System sammelt kontinuierlich Daten über den Fortschritt, die Aktivität und die Leistung der Lernenden, wodurch Lehrkräfte sofort erkennen können, wer zusätzliche Unterstützung benötigt und wer bereits bereit ist, zum nächsten Thema oder zur nächsten Kompetenzstufe überzugehen. Dieser kontinuierliche Einblick hilft dabei, Unterricht effektiv zu planen und sicherzustellen, dass niemand zurückbleibt.
 
        Ein weiterer Vorteil von ITS ist die Möglichkeit, den Lernenden sofortiges und individuelles Feedback zu ihren Antworten und Lösungen zu geben. Anstatt darauf zu warten, dass eine Lehrkraft eine Arbeit korrigiert, können die Schülerinnen und Schüler sofort sehen, wo sie Fehler gemacht haben und welche Konzepte sie möglicherweise noch nicht vollständig verstanden haben. Dieses Feedback kann auch detaillierter und spezifischer sein, als es eine einzelne Lehrkraft in einer großen Klasse normalerweise geben kann.09
 
        Die individuelle Förderung, die durch ITS ermöglicht wird, verstärkt allerdings auch die Leistungsbandbreite innerhalb einer Klasse. Personalisierte Lernpfade, die genau auf die individuellen Stärken, Schwächen und Interessen zugeschnitten sind, führen dazu, dass leistungsstarke Schülerinnen und Schüler sehr große Lernfortschritte im Vergleich zu schwächeren machen können. Letztere profitieren zwar auch, aber nicht in gleichem Maße. Dies führt dazu, dass die Kluft zwischen leistungsstarken und leistungsschwachen Lernenden immer größer wird.
 
        Auch stellt sich die Frage nach dem Eigentum an den Daten. ITS sammeln und speichern große Mengen an Schülerdaten, einschließlich persönlicher Informationen, Lernfortschritte und Verhaltensdaten. Wem gehören diese Daten – den Nutzenden, der Bildungseinrichtung oder den Entwicklern des ITS? Dies ist besonders relevant, da der Besitz von und der Zugang zu Daten zu einem Lock-in-Effekt führen können. Dies bedeutet, dass Bildungseinrichtungen, die sich einmal für ein bestimmtes System entschieden haben, Schwierigkeiten haben können, zu einem anderen System zu wechseln, ohne den Zugang zu wichtigen Daten zu verlieren. Dies kann die Bildungseinrichtungen in eine Abhängigkeit von dem ITS-Anbieter bringen und ihre Wahlmöglichkeiten in der Zukunft einschränken. Es ist daher von entscheidender Bedeutung, dass von Anfang an klare Regeln für das Eigentum an und den Zugang zu Daten vereinbart werden.
 
        Ebenso sind der Schutz der erhobenen Daten und die Gewährleistung der Privatsphäre essenziell. Angesichts der Sensibilität von Schülerdaten ist es unerlässlich, strenge Sicherheitsmaßnahmen zu etablieren. Bildungseinrichtungen und ITS-Anbieter müssen gemeinsam sicherstellen, dass Datenverschlüsselung, regelmäßige Sicherheitsüberprüfungen und klare Zugriffsrichtlinien Standard sind. Darüber hinaus müssen sie sich an die sich ständig weiterentwickelnden Bedrohungen und Technologien anpassen, um den Schutz der Schülerdaten jederzeit zu gewährleisten. Es ist nicht nur eine technische, sondern auch eine ethische Verpflichtung, die Privatsphäre und Sicherheit der Lernenden zu respektieren und zu schützen.
 
        HERAUSFORDERUNGEN
 
        Die Vorteile des Einsatzes von KI im Bildungsbereich sind unbestritten. Mit diesen gehen jedoch auch neue Herausforderungen einher, die es sorgfältig zu berücksichtigen gilt.
 
        Neutralität: Generative KI-Modelle wie ChatGPT werfen zum Beispiel Fragen der Neutralität auf. Sollte eine KI neutral programmiert werden, um alle Inhalte zu produzieren, oder sollten bestimmte Inhalte zensiert werden? Ein Beispiel aus meinem Englischunterricht im Januar 2023 zeigt die Komplexität dieses Themas: Als eine Schülerin ChatGPT bat, ein positives Sonett über Donald Trump zu schreiben, erhielt sie eine ablehnende Antwort: „Es tut mir leid, aber ich kann diese Anfrage nicht erfüllen, da es gegen meine Programmierung verstößt, Inhalte zu produzieren, die meinen Fähigkeiten und Werten widersprechen. Gibt es sonst noch etwas, womit ich Ihnen helfen kann?“ Welcher Akteur aber ist legitimiert, diese moralischen Entscheidungen zu treffen?
 
        Zuverlässigkeit: Auch ist die Zuverlässigkeit der von der KI gelieferten Informationen nicht immer gewährleistet. Ein Beispiel ist die fiktive Anekdote aus Thomas Manns „Buddenbrooks“, die ChatGPT als Antwort auf eine Anfrage lieferte. Auf die Bitte, eine Diskussion über Schuluniformen mit einer Anekdote aus dem Roman zu beginnen, gab die KI folgende Antwort: „In Thomas Manns unvergesslichem Roman ‚Buddenbrooks‘ gibt es eine Szene, die mir für unsere Diskussion über Schuluniformen passend erscheint. Hanno, der schüchterne und introvertierte Sohn des Hauses, wird in einem neuen, teuren Anzug zur Schule geschickt. Dieser Anzug sollte eigentlich seine soziale Stellung unterstreichen und ihn zu einem angesehenen Mitglied der Gemeinschaft machen. Stattdessen wird er zur Zielscheibe von Spott und Hänseleien.“ Tatsächlich kommt die beschriebene Situation in dem Roman nicht vor, aber sie ist so geschickt beschrieben, dass jemand, der die „Buddenbrooks“ vor langer Zeit gelesen hat, sie glauben könnte. Auf die Nachfrage an ChatGPT, aus welchem Kapitel diese Szene stamme, antwortete das System: „Es tut mir leid für die Verwirrung, aber es gibt keine spezielle Szene in Thomas Manns ‚Buddenbrooks‘, in der Hanno in der Schule wegen seiner Kleidung gehänselt wird. Diese Anekdote war nur als metaphorisches Beispiel gedacht.“ Solche Fehlinformationen unterstreichen die Notwendigkeit, den Schülerinnen und Schülern beizubringen, Informationen kritisch zu prüfen.
 
        Desinformation: Die fortschreitende Entwicklung von KI-Technologien kann auch die Verbreitung von Fake News erleichtern, sei es durch gefälschte Texte, Audioaufnahmen, Bilder oder Videos. Solche Werkzeuge können das Vertrauen der Gesellschaft und die demokratische Ordnung gefährden. KI darf daher nicht nur als Werkzeug im Unterricht eingesetzt werden, sondern muss selbst zum Unterrichtsthema werden. Schülerinnen und Schüler sollten verstehen, was gefälscht werden kann, wer ein Interesse daran hat, Fake News zu verbreiten, und welchen Einfluss Desinformation auf unsere Gesellschaft hat. Nur so werden sie zu informierten und kritischen digitalen Bürgern, die die Technologien, die unser Leben prägen, verantwortungsvoll einsetzen können.
 
        Ungleichheiten: Eine weitere Herausforderung besteht darin, dass KI im Bildungsbereich bestehende Ungleichheiten verstärken kann. Hier spielen etwa Faktoren wie Zugang zu Technologie, Internetverbindung und Schulung im Umgang mit dem System eine Rolle. In Regionen oder Haushalten, in denen die notwendige Infrastruktur oder das technische Knowhow fehlen, können Schülerinnen und Schüler von den Vorteilen der KI abgeschnitten sein. Dadurch können sie gegenüber ihren besser ausgestatteten Altersgenossen ins Hintertreffen geraten. Es ist daher unbedingt sicherzustellen, dass alle den gleichen Zugang und die gleiche Unterstützung erhalten, damit sie von der KI profitieren können. Bildungseinrichtungen, politische Entscheidungsträger und Technologieanbieter müssen zusammenarbeiten, um diese Barrieren abzubauen und ein integratives Lernumfeld zu schaffen, in dem jede Schülerin und jeder Schüler die Möglichkeit hat, die Vorteile der KI in der Bildung voll auszuschöpfen.
 
        Abhängigkeit: Es besteht zudem die Gefahr, dass Lernende sich übermäßig von KI-Systemen abhängig machen, was ihr kritisches Denken und ihre Kreativität potenziell einschränken könnte. Es ist wichtig, ein Gleichgewicht zwischen der Nutzung von KI als Lernwerkzeug und der Gewährleistung der Entwicklung wesentlicher kognitiver und sozial-emotionaler Fähigkeiten der Schüler zu finden. Wenn Schüler ständig auf KI zurückgreifen, um Probleme zu lösen oder Antworten zu finden, könnten sie es vermeiden, eigene Lösungen zu entwickeln oder kreative Denkprozesse anzuwenden. Bildungseinrichtungen müssen Strategien entwickeln, um sicherzustellen, dass KI das kritische Denken der Schülerinnen und Schüler ergänzt und nicht ersetzt.
 
        Der Einsatz von KI im Unterricht kann sich in dieser Hinsicht auch auf die pädagogische Praxis auswirken. Es besteht die Gefahr einer übermäßigen Abhängigkeit von der Technologie, wodurch die Rolle des Lehrers geschwächt und der Schwerpunkt auf menschliche Interaktion und soziales Lernen verlagert werden könnte. Ein Klassenzimmer, das zu sehr auf Technologie ausgerichtet ist, könnte den Wert menschlicher Führung, Diskussion und kollektiver Problemlösung verringern. Wie die Vorteile der Technologie mit dem Wert menschlicher Anleitung und Unterweisung in Einklang zu bringen sind, ist daher auch ein Anliegen ethischer Überlegungen. Es ist wichtig, dass Lehrkräfte und Bildungseinrichtungen darüber nachdenken, wie KI am besten in den Unterricht integriert werden kann, ohne die menschlichen Aspekte des Lernens zu opfern.
 
        AUSBLICK
 
        Der Fortschritt im KI-Bereich vollzieht sich so rasant, dass sich kaum vorhersagen lässt, was in einigen Monaten geschweige denn Jahren möglich sein wird. Es ist daher schon heute an der Zeit, dass Bildungsakteure die neuen Technologien selbstbewusst und proaktiv ausprobieren, bewerten und verbessern. Es muss Raum für Experimente und Innovationen geben, um herauszufinden, wie KI am besten in den Unterricht integriert werden kann, um den Lernprozess zu optimieren, ohne den Menschen aus dem Zentrum des Geschehens zu verdrängen.
 
        Denn trotz aller technologischen Fortschritte kann es nicht das Hauptziel von Bildung sein, Schülerinnen und Schüler vor Bildschirmen zu isolieren, damit sie selbstständig Aufgaben erledigen. Vielmehr müssen das gemeinsame Lernen und die soziale Interaktion im Vordergrund stehen, auch wenn einzelne Aspekte des Lernprozesses mithilfe von KI individualisiert und optimiert werden können. Ebenso bleibt die Rolle der Lehrkräfte zentral. Eine Schule ohne Lehrerinnen und Lehrer wird auch in Zukunft eine schlechte Schule sein – eine Schule ohne KI aber auch.
 
        Deutschland steht im Kontext der schulischen Bildung vor zahlreichen Herausforderungen und Aufgaben – durch das Aufkommen leistungsfähiger KI-Werkzeuge sind nochmals neue hinzugekommen, die jedoch helfen könnten, manch älteres Problem zu lösen. Es gilt nun, diese Herausforderungen zügig und nachhaltig anzugehen. Historisch gesehen, zeichnet sich das deutsche Bildungssystem jedoch eher durch Beständigkeit und nicht unbedingt durch rasche Anpassungsfähigkeit aus. Im Zeitalter der KI ist nun aber Agilität gefragt, um sowohl die Potenziale der Technologie auszuschöpfen als auch die damit verbundenen Risiken einzudämmen.
 
        Eine gründliche Überprüfung des derzeitigen Bildungssystems ist hierfür unerlässlich. Dabei müssen wir uns fragen: Welche Inhalte und Kompetenzen behalten ihre Relevanz, welche kommen neu hinzu? Brauchen bestimmte Fächer in der neuen Bildungslandschaft mehr Ressourcen, während andere vielleicht weniger im Fokus stehen sollten? Wie sollten die Prüfungsformate der Zukunft aussehen, um den veränderten Lern- und Lehrbedingungen gerecht zu werden? Und vor allem: Wie kann sichergestellt werden, dass alle Lehrkräfte umfassend, praxisnah und fachspezifisch im Umgang mit KI geschult werden? Wenn diese drängenden Fragen nicht beantwortet und entsprechende Maßnahmen ergriffen werden, wird das deutsche Bildungssystem im internationalen Vergleich (noch stärker) ins Hintertreffen geraten. Die Weichen für eine zukunftsfähige Bildung müssen heute gestellt werden.
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        01 Vgl. Alarm in den Schulen: Die Computer kommen, in: Der Spiegel, 18.11.1984, S. 97–129.
 
        02 Vgl. Khadija Alhumaid, Four Ways Technology Has Negatively Changed Education, in: Journal of Educational and Social Research 4/2019, S. 10–20.
 
        03 Vgl. Ulrich Trautwein/Anne Sliwka/Alexandra Dehmel, Grundlagen für einen wirksamen Unterricht, Stuttgart 2018; John Hattie/Gregory C.R. Yates, Visible Learning and the Science of How We Learn, London–New York 2014.
 
        04 Vgl. Barbara Oakley/Beth Rogowski/Terrence J. Sejnowski, Uncommon Sense Teaching: Practical Insights in Brain Science to Help Students Learn, New York 2021.
 
        05 Allerdings im zweiten Anlauf: Eine vorherige ChatGPT-Version war noch durchgefallen. Vgl. Christian Schiffer/Philipp Gawlik, ChatGPT: So gut hat die KI das bayerische Abitur bestanden, 29.5.2023, www.br.de/nachrichten/netzwelt/chatgpt-ki-besteht-bayerisches-abitur-mit-bravour.
 
        06 Erste Erfahrungen haben Schulen unter anderem mit „Bettermarks“ für Mathematik gesammelt.
 
        07 Siehe www.iqb.hu-berlin.de/abitur/pools2022/deutsch.
 
        08 Irene Götz, Die sollen erst mal anständig Deutsch lernen!, 2.7.2016, www.spiegel.de/a-1098835.html.
 
        09 Die positiven Auswirkungen von individuellem Feedback hat auch die ICALL Research Group der Universität Tübingen nachgewiesen. Vgl. Detmar Meurers et al., Scaling Up Intervention Studies to Investigate Real-Life Foreign Language Learning in School, in: Annual Review of Applied Linguistics 39/2019, S. 161–188. Siehe auch http://icall-research.de.
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          SIMONE JUNG · VICTOR KEMPF
 
          KRISE UND KRITIK DES VERSTÄNDIGUNGSORIENTIERTEN DISKURSES
 
          Die zivile und produktive Streitlust, von der der verständigungsorientierte Diskurs zehrt, ist einem zunehmend unversöhnlichen Kulturkampf gewichen. Wie damit umzugehen ist, beantworten diskurstheoretische und radikaldemokratische Ansätze unterschiedlich.
 
        
 
         
          CRISTINA LAFONT
 
          DELIBERATIVE DEMOKRATIE NACH DER DIGITALEN TRANSFORMATION
 
          Der öffentliche politische Diskurs scheint sich, nicht zuletzt durch die digitale Transformation der Öffentlichkeit, immer weiter zu verschlechtern. Anstelle von Technokratie und Populismus braucht die liberale Demokratie neue Formen politischer Kommunikation.
 
        
 
         
          BERNHARD PÖRKSEN
 
          DIE REDAKTIONELLE GESELLSCHAFT. EINE KONKRETE UTOPIE FÜR DIE DIGITALE DISKURSKULTUR
 
          Die digitale Transformation der demokratischen Öffentlichkeit erfordert eine neue digitale Diskurskultur. Um zu ihr zu gelangen, braucht es eine publizistische Verantwortung sozialer Netzwerke, dialogischen Journalismus – und ein Schulfach „Medienmündigkeit“.
 
        
 
         
          ELIF ÖZMEN
 
          WISSENSCHAFTLICHE DISKURSKULTUR ZWISCHEN FREIHEIT UND POLITISIERUNG
 
          In der aktuellen Debatte um die Gefährdungen der Wissenschaftsfreiheit werden Einschränkungen der wissenschaftlichen Streit- und Debattenkultur und Verengungen von Denkräumen kritisiert. Was aber ist wissenschaftliche Diskurskultur eigentlich?
 
        
 
         
          RUTH WODAK
 
          RECHTSPOPULISTISCHE DISKURSVERSCHIEBUNGEN
 
          Die Wahlerfolge und Umfragehochs rechtspopulistischer Parteien haben zu einer wahrnehmbaren Verschiebung der öffentlichen Diskurse in liberalen Demokratien geführt. Wer dieser Diskursverschiebung wirksam begegnen will, sollte ihre Mechanismen kennen.
 
        
 
         
          MERON MENDEL
 
          IN DER KAMPFZONE. RASSISMUS, ANTISEMITISMUS UND DAS RINGEN UM DEUTUNGSHOHEIT
 
          Eigentlich sollte der Kampf gegen Antisemitismus mit jenem gegen Rassismus Hand in Hand gehen. Doch Opferkonkurrenzen, unterschiedliche Haltungen zum Nahostkonflikt und eine dominant gewordene Betroffenenperspektive erschweren eine Verständigung.
 
        
 
         
          RENÉ PFISTER ∙ ADRIAN DAUB
 
          CANCEL CULTURE REVISITED. ZWEI PERSPEKTIVEN
 
          Immer mehr Menschen scheinen das Gefühl zu haben, nicht mehr offen sagen zu können, was sie denken. Für eine lebendige, liberale Demokratie ist das eine große Gefahr. Aber ist es tatsächlich so, dass Meinungsfreiheit mehr und mehr eingeschränkt wird?
 
        
 
      

       
        EDITORIAL
 
        Miteinander reden zu können, ist nicht nur eine Voraussetzung für gelingende soziale Beziehungen im Privaten, sondern auch für das Funktionieren ganzer Gesellschaften. Insbesondere für pluralistische Demokratien ist es keineswegs gleichgültig, ob die unterschiedlichen gesellschaftlichen Gruppen miteinander kommunizieren können oder nicht. Wer Bürgerinnen und Bürger als zentrale Legitimationsinstanzen in der Demokratie begreift, muss voraussetzen, dass sie gemeinsam über ihre konkurrierenden Auffassungen von guter demokratischer Politik sprechen und streiten können – und bereit sind, sich gegebenenfalls vom besseren Argument der Gegenseite überzeugen zu lassen. Das zumindest ist die Grundidee des „herrschaftsfreien Diskurses“, wie ihn der Philosoph Jürgen Habermas weit über wissenschaftliche Kreise hinaus bekannt gemacht hat.
 
        Doch steht es um die demokratische Diskurskultur derzeit nicht zum Besten. Nicht nur scheinen es sich Teile der Gesellschaft in ihren jeweiligen Diskursblasen und Echokammern bequem gemacht zu haben, auch ganz grundsätzlich stellt sich die Frage nach dem Umgang mit Konflikten zwischen Meinungsfreiheit und diskriminierender Rede, dem vermeintlichen oder tatsächlichen „Canceln“ unliebsamer Positionen, der populistischen Infragestellung bislang geteilter Normen und Werte und der mitunter vorhandenen Sprachlosigkeit zwischen unterschiedlichen Gruppen in der Gesellschaft. Ob es angesichts des digitalen (Struktur-)Wandels der Öffentlichkeit und eines mutmaßlichen Verlustes an Verständigungsorientierung und Kompromissbereitschaft überhaupt eine Lösung für diese Probleme gibt, scheint völlig offen.
 
        Der vergleichende Blick auf die liberalen Demokratien des Westens zeigt, dass der Verlust von gesellschaftlicher Kommunikationsfähigkeit oft mit einem Verlust an demokratischer Qualität einhergeht. Tief gespaltene Gesellschaften sind meist keine gut funktionierenden Demokratien. Wer dem entgegenwirken will, wird kommunikative und andere Arten der Spaltung überwinden und dabei auch diejenigen einbeziehen müssen, die sich aus dem demokratischen Diskurs zu verabschieden drohen, rationalen Argumenten aber noch zugänglich sind. Im Gespräch zu bleiben ist, hier trifft das Wort tatsächlich einmal zu, alternativlos.
 
        Sascha Kneip
 
      

       
        KRISE UND KRITIK DES VERSTÄNDIGUNGSORIENTIERTEN DISKURSES
 
        Simone Jung · Victor Kempf
 
        Mit den tiefgreifenden medialen Transformationen und der Zuspitzung gesellschaftspolitischer Konflikte ist die Selbstsicherheit einer liberaldemokratischen Hegemonie infrage gestellt. Die Pluralität konfligierender Perspektiven und miteinander konkurrierender Hegemonien offenbart neue Kulturkämpfe, in denen die Ordnung der Kultur selbst zur Disposition steht. Diese Verschärfung der Konflikte ist nicht von den Entwicklungen der Digitalisierung zu trennen. Das Internet hat die Art und Weise, wie allgemeine Problemlagen sichtbar und Konflikte ausgehandelt werden, maßgeblich verändert. Vor allem die sozialen Medien haben neue Möglichkeiten der Partizipation etabliert. Sie haben eine Vielzahl von Gegen- und Teilöffentlichkeiten hervorgebracht und zu einer Pluralisierung der öffentlichen Debatten beigetragen.01 Getrieben von der Sorge um eine „Verrohung“ der Debattenkultur wird zugleich der Ruf nach einer rational geführten Diskussion jenseits von „Erregungskulturen“ lauter.02 Nicht wenige Beobachter:innen sprechen von einer Fragmentierung und Polarisierung des öffentlichen Raums, die durch die sozialen Medien massiv befördert würden und zur Bildung epistemischer „Filterblasen“ und „Echokammern“ führten.03
 
        Der angesichts dieser Entwicklungen erneut geforderte „verständigungsorientierte Diskurs“ hatte vor allem in den 1980er und 1990er Jahren Konjunktur. Mit dem Ende des Kalten Krieges und einer allgemeinen Liberalisierung des gesellschaftlichen Klimas schien die gesellschaftliche Verständigung über das Allgemeinwohl, bei aller Differenz in weltanschaulichen Fragen, immer mehr möglich. In dieser optimistischen Phase schien es realistisch, die Pluralität und Streitlust moderner Gesellschaften zu bewahren, ohne auf eine diskursiv erzielte und stets im Prozess befindliche Einigkeit zu verzichten. Die Differenzen, so der allgemeine Eindruck, ließen sich auf dem Wege der Diskussion friedlich ab- und ausgleichen.04
 
        Heute stellt sich die Situation anders dar: Die Differenzen haben sich teilweise so weit radikalisiert, dass ihre Vermittlung in weite Ferne rückt. Die zivile und produktive Streitlust, von der der verständigungsorientierte Diskurs zehrt, scheint einem zunehmend unversöhnlichen „Kulturkampf“ gewichen zu sein. Zwischen rechtspopulistischen Bewegungen und linken Identitätspolitiken prallen Weltdeutungen und Vorstellungen des sozialen Zusammenlebens aufeinander, die sich nicht auf Basis eines allgemein geteilten lebensweltlichen Grundverständnisses zusammenbringen lassen.05 Dasselbe zeigt sich etwa im Verhältnis zwischen Klimaaktivist:innen und den renitenten Verteidiger:innen „unseres Wohlstands“, allen wissenschaftlichen Evidenzen zum Trotz.
 
        Diese Tendenzen haben in den vergangenen Jahren zu unterschiedlichen Ansätzen geführt, wie mit dieser Verschärfung der Konflikte umzugehen ist und wie heute debattiert werden kann oder sollte. Dabei wird auf der einen Seite recht beharrlich am verständigungsorientierten Diskurs festgehalten. Erst kürzlich hat der ehemalige Bundestagspräsident Wolfgang Thierse (SPD) die identitätspolitisch aktiven Teile seiner Partei ermahnt, mehr Gemeinsinn walten zu lassen und die Verständigung mit der vermeintlichen Mehrheitsgesellschaft nicht zu verspielen. Das Verständigungsmotiv tritt hier konservativ zutage: Bestimmte Besonderheiten und partikulare Ansprüche – etwa Forderungen nach diversitätssensibler Sprache – sollen nicht zu laut werden, um ein scheinbar bewährtes gesellschaftliches Einverständnis nicht in Gefahr zu bringen. Konflikte sollen, so scheint es, ausgespart werden, um Konsens zu sichern.
 
        Demgegenüber hat sich in den vergangenen Jahren ein diskurspolitischer Ansatz herausgebildet, der sich vom Ziel einer Verständigung zwischen den politischen Lagern verabschiedet. Ein verständigungsorientierter Diskurs „mit Rechten“ sei gerade nicht zu suchen, sondern vielmehr zu vermeiden, so diese Position. Er würde „den Rechten eine Bühne bieten“ und ihre Perspektive dadurch bereits legitimieren. Anstelle einer Verständigungssuche im gemeinsamen Diskurs tritt die dezidierte symbolische Demarkierung in Form eines linksliberalen Cordon sanitair („Sperrgürtel“). Die eigene „kulturelle Hegemonie“ soll nicht in der diskursiven Auseinandersetzung verteidigt und erweitert werden, sondern durch metapolitische Eingriffe im Modus der schieren Selbstbehauptung. In der Diskursführung nähert man sich so der Rechten an und „framed“ mit strategisch eingesetzten Narrativen die öffentliche Debatte rhetorisch auf eine gewünschte Weise. Scheint dieser Ansatz auch offensiver, werden bei näherer Betrachtung aber auch hier Konflikte ausgespart, die unbearbeitet vor sich hin gären und sich an anderer Stelle gewaltvoll zu entladen drohen.
 
        Bevor über den gegenwärtigen Zustand der Öffentlichkeit und ihre Debattenkultur nachgedacht werden kann, soll zunächst das Modell des verständigungsorientierten Diskurses wie auch die Kritik daran skizziert werden. Vor allem poststrukturalistische Perspektiven haben seit den 1980er Jahren die Konsensorientierung des deliberativen Diskursmodells kritisiert und in ihrer Vorstellung von Demokratie den Dissens in den Vordergrund gerückt.
 
        VERSTÄNDIGUNGSORIENTIERTER DISKURS
 
        Das generelle Verständnis eines verständigungsorientierten Diskurses ist vor allem durch Jürgen Habermas’ Diskursethik geprägt, die besonders in Deutschland breiten Eingang in die politische Kultur gefunden hat. In seiner Theorie des kommunikativen Handelns geht Habermas von folgender Beobachtung aus: Die Gesellschaft reproduziert sich über ökonomische Zwänge und staatliche Machtausübung, bedarf jedoch für ihr Fortbestehen immer auch eines erheblichen Maßes an intersubjektiver Verständigung. In diesem Verständigungsprozess einigen sich die Gesellschaftsmitglieder auf Geltungsansprüche, das heißt, sie stimmen darüber überein, dass etwas der Fall ist (kognitiver Geltungsanspruch) oder ein Gebot besteht, dem man Achtung schenken soll (normativer Geltungsanspruch). Zudem tauschen sie Gefühlseindrücke aus, für die sie Authentizität beanspruchen (ästhetischer Geltungsanspruch). In der intersubjektiven Verständigung sind die unterschiedlichen Geltungsansprüche zumeist miteinander verschmolzen. Zudem werden sie im Alltag in der Regel naiv hingenommen, ohne selbst als solche hervorzutreten und hinterfragt zu werden.06
 
        Dies ändert sich, sobald ein Dissens entsteht. Dann kann die Kommunikation nicht länger im Modus alltäglicher Gewissheiten fortgesetzt werden, sondern muss auf die Ebene des Diskurses wechseln. Hier werden die zuvor unproblematischen Geltungsansprüche problematisiert und zum Gegenstand der gemeinsamen Erörterung gemacht. Im Diskurs werden Argumente vorgetragen, abgewogen, widerlegt und revidiert. Dies geschieht in der Absicht, den verloren gegangenen Konsens in reflektierter Form wiederherzustellen oder durch einen neuen und besseren Konsens zu ersetzen. Insofern ist der Diskurs als Ort des Streits trotzdem an Verständigung orientiert.07
 
        Diskurse können nach Habermas an den unterschiedlichsten Stellen im sozialen Gefüge entstehen. Sie können ganz nahbar aus alltäglichen Situationen heraus erwachsen, etwa im unspektakulären Tischgespräch daheim oder unter Freunden, das sich zur angeregten Diskussion steigert. Diskurse können aber auch in professionellen Kontexten aufkommen und sich dort verstetigen. Das geschieht meist fokussiert auf ein Sachgebiet und einen besonderen Typus von Geltungsansprüchen. So wird in wissenschaftlichen Diskursen die generelle Umstrittenheit von kognitiven Geltungsansprüchen methodisch kontrolliert auf Dauer gestellt und bearbeitet. Juristische Diskurse nehmen sich auf entsprechende Weise normativer Geltungsansprüche an, der Diskurs der Kunstkritik streitet ums Ästhetische.08
 
        Entscheidend dabei ist: Beim verständigungsorientierten Diskurs in einem habermasianischen Sinne handelt es sich um keinen geschlossenen, sondern einen offenen Prozess. Diskurse können ihre rationalisierende Funktion innerhalb der Gesellschaft nur dann erfüllen, wenn sich alle Betroffenen zwanglos an ihnen beteiligen können. Erst wenn alle Stimmen gehört und auf Augenhöhe abgewogen worden sind, erweist sich die Berechtigung eines strittig gewordenen Geltungsanspruchs. Diskurse haben für Habermas einen öffentlichen Charakter: Sie entgrenzen sich von ihren stets nur vorläufigen Rändern her. Sie beziehen Menschen mit ein, die zuvor noch nicht mitdiskutiert haben, gleichwohl aber von der verhandelten Sache und dem sozialen Zusammenhang betroffen sind.09 So expandiert idealerweise die Tischdiskussion in der Familie oder unter Freunden zum Salon oder zur Tischgesellschaft, in der die allgemeine Bedeutung der scheinbar privaten Thematik von möglichst vielen Seiten diskutiert wird. Aber auch die Ortsverbände politischer Parteien, der Stammtisch oder die spontan entstehenden Foren und Versammlungen sozialer Bewegungen sind Ausdruck davon, dass aus dem Alltag heraus entstehende Diskussionszusammenhänge ihre Kreise ziehen und sich verstetigen.
 
        All diese Teilöffentlichkeiten stehen wiederum in einem größeren Zusammenhang. Sie beanspruchen das, was sie für richtig befinden, in einem umfassenderen Diskurs zu profilieren und zu verteidigen. Das passiert etwa auf dem Wege journalistischer oder literarischer Publikationen und medialer Auftritte, sei es im klassischen Feuilleton, in Talkshows oder durch den Straßenprotest „on air“, der sich nicht in körperlicher Gestik erschöpft, sondern auch Aussagen, Ansprüche und Argumente transportiert. Wissenschaftliche, juristische und ästhetische Expertendiskurse stehen dem Laien zwar nicht in gleicher Weise offen. Aber auch ihre Erkenntnisse fließen in einen umfassenderen öffentlichen Diskurs ein und müssen sich dort einem allgemeinen Publikum gegenüber legitimieren, um wirkliche Autorität zu erlangen. Als Reflexionsform intersubjektiver Verständigung entstehen Diskurse überall in der Gesellschaft. Sie werden stets an Ort und Stelle entfacht, schließen sich aber in Habermas’ Augen am Ende des Tages zu einem universellen Diskurs zusammen, in dem sich die gesamte Gesellschaft begegnet und argumentativ darum streitet, was Einverständnis verdient.10
 
        RADIKALDEMOKRATISCHE KRITIK
 
        Neben diesem deliberativen Diskursmodell etablierte sich in den späten 1960er Jahren eine „poststrukturalistische“ Diskurstheorie, die vor allem vom französischen Philosophen Michel Foucault geprägt wurde. Poststrukturalistische Diskurstheorien beabsichtigen, die Exklusionseffekte moderner Vernunftvorstellungen zum Vorschein zu bringen, „z.B. den Ausschluss des Wahnsinns aus der vorherrschenden Kultur oder die Abwertung von Subjektivierungsformen, die sich bestehenden Geschlechtskategorien (wie ‚Mann‘ oder ‚Frau‘) nicht fügen“.11 Der hier zur Anwendung kommende Diskursbegriff meint einen sprachlich produzierten Sinnzusammenhang, der aus historisch variablen Machtverhältnissen hervorgeht und diese gleichzeitig reproduziert.12
 
        In dieser Denktradition haben sich seit den 1980er Jahren neue Strömungen in der Politischen Theorie ausgebildet, die als „radikaldemokratisch“ beschrieben und mit Autor:innen wie Jacques Derrida, Claude Lefort, Jacques Rancière, Ernesto Laclau und Chantal Mouffe verbunden werden. Entgegen deliberativer Konzepte, die sich am Ideal eines universellen und daher rationalen Konsenses in Bezug auf soziale und politische Fragen orientieren, stellen diese Ansätze den Dissens ins Zentrum ihres Demokratieverständnisses. Auch der verständigungsorientierte Diskurs im Sinne Habermas’ entsteht aus einem Dissens heraus. Radikaldemokratische Ansätze denken den Dissens jedoch grundlegender: Aus ihrer Sicht besteht der Dissens immer schon und lässt sich nicht durch einen Diskussionsprozess auflösen; es geht vielmehr um die Sichtbarmachung und Vertiefung von Dissens, den es nicht in einen Konsens zu überführen, sondern vielmehr auszuhalten gilt. Gegenüber Fortschrittserzählungen wird die Unvermeidlichkeit von Ausschlüssen behauptet, die immer wieder aufs Neue stattfinden und politische Auseinandersetzungen um das soziale Zusammenleben auslösen können. Konsens wird angesichts einer „fortdauernden Konfrontation“ als „vorübergehendes Resultat einer vorläufigen Hegemonie“ begriffen – „eine Stabilisierung von Macht, die immer auch eine Form von Exklusion mit sich bringt“ und diesbezüglich herausgefordert werden kann.13
 
        Zudem hegen radikaldemokratische Theorien einen weiten Begriff von Politik: Während zumindest politische Diskurse bei Habermas stärker um parlamentarische Entscheidungen und das politische System zentriert sind, zielt der politische Streit in radikaldemokratischen Ansätzen vor allem auf Praktiken und Institutionen jenseits des Staates ab. Von „radikaler“ Demokratie ist die Rede, weil „Demokratie als Lebensform einer gemeinsamen Verfügung über alles, was die Gemeinschaft betrifft, auf möglichst viele Bereiche des Lebens auszuweiten“ ist.14 In diesem Verständnis lässt sich Politik „nicht innerhalb der Grenzen einer Institution, eines gesellschaftlichen Teilsystems oder eines diskursiven Feldes einschließen, sondern fällt zusammen mit dem Kampf um die Ziehung dieser Grenzen“.15 Es ist der „Streit um das Dasein der Politik, durch den es Politik gibt“, wie Jacques Rancière schreibt.16 Diskurse beginnen in dieser Sichtweise nicht notwendigerweise über eine argumentative Auseinandersetzung, sondern darüber, dass sich marginalisierte oder abweichende Stimmen durch disruptive Praktiken der Verkörperung und der Versammlung überhaupt erst Gehör verschaffen und durch ihre Involvierung in das öffentliche Leben zu einer Vervielfachung an Sichtweisen und Themen in der politischen Debatte beitragen.
 
        Damit verbunden ist die Annahme, dass sich der demokratische Streit über die richtige Verfassung der politischen Gemeinschaft nicht durch universelle Normen und Rationalitätsstandards schlichten lässt.17 In einem postfundamentalistischen Verständnis wird weder Vernunft als „natürlich“ vorausgesetzt, noch können sich demokratische Gesellschaften jemals eine finale Form geben. Sowohl die Idee einer einheitlichen Vernunft als auch die Demokratie selbst sind demnach historisch-kontingent und resultieren aus einer machtvollen Durchsetzung bestimmter Normen, Werte und Weltanschauungen. Sie sind also Ergebnis der gesellschaftlichen Praxis selbst und müssen als solche immer wieder neu hergestellt und verteidigt werden. Aufgrund der Kontingenz einer jeden politischen Ordnung ist der Ort der Macht aus radikaldemokratischer Sicht „ein leerer Ort“,18 an dem fortwährend Kämpfe um die richtige Form geführt werden. Der Kampf um die Instituierung des Sozialen wird dann weniger als Gefahr oder Ausnahme begriffen, sondern als ein selbstverständlicher Teil des Politischen, in dem sich die Ordnung einer Gesellschaft immer wieder neu herstellt und fortlaufend modifiziert.19
 
        In diesem Zusammenhang ist das Konzept des „agonistischen Pluralismus“ von Chantal Mouffe aufschlussreich. Mit diesem normativen Demokratiemodell plädiert sie für die Bildung eines „agonistischen“ Forums, in dem „verschiedene hegemoniale politische Projekte miteinander konfrontiert werden könnten“.20 Ihr geht es darum, tiefliegende Antagonismen zu entfalten und im agonalen, also im kämpferisch-streitbaren Konflikt zwischen legitimen Gegner:innen auszuhandeln. Mit Ernesto Laclau geht sie davon aus, dass das Politische antagonistisch verfasst ist und sich in politischen Kämpfen über das soziale Zusammenleben immer wieder aktualisieren kann.21 Über die Normen und Werte, die uns als politisches Gemeinwesen zusammenhalten, kann aus dieser Sicht keine letztgültige Einigkeit erlangt werden. Der Antagonismus ist untilgbar und wird durch die Errichtung einer agonalen Ordnung nur vorübergehend „gezähmt“. Es wird eine Ordnung des politischen Wettkampfs (Agon) auf Basis eines „konflikthaften Konsenses“ geschaffen, die jedoch jederzeit infrage gestellt werden kann.22 Ein Beispiel hierfür ist der liberaldemokratische Grundkonsens gleicher Freiheit, den linke, sozialdemokratische, liberale und konservative Parteien unterschiedlich auslegen, aber gleichermaßen anerkennen. Allerdings kann dieser historisch eingespielte Konsens auch insgesamt zurückgewiesen werden – und der allem Politischen zugrundeliegende Antagonismus kehrt mit ganzer Wucht zurück.
 
        KULTURKAMPF ALS KONSTRUKTIVER STREIT?
 
        Chantal Mouffe ist davon überzeugt, dass eine Verneinung des Politischen in seiner antagonistischen Form die Gefahr birgt, dass anstelle eines Kampfes zwischen Gegner:innen ein Krieg zwischen Feind:innen ausgetragen wird.23 Der Antagonismus drohe sich dann gewaltsam etwa auf der Basis ethnisch, religiös oder nationalistisch begründeter Identitäten zu aktualisieren und „populare Kämpfe“ zu forcieren, wie sie sich angesichts eines erstarkenden Rechtspopulismus und Nationalismus gegenwärtig ereignen. Jenseits einer geteilten normativen Basis der politischen Auseinandersetzung prallen linksliberale und rechtspopulistische Kräfte unversöhnlich aufeinander. In Zeiten eines wieder entbrannten Kulturkampfes scheint erneut die Stunde des Politischen zu schlagen. Blickt man mit Mouffe auf die gegenwärtige Situation, so geht es darum, sich dieser Wiederkehr des Antagonismus mit aller Konsequenz zu stellen und aus der radikalen Umstrittenheit des Politischen heraus erneut eine agonale Ordnung des demokratischen Wettstreits herzustellen. Die liberaldemokratische Ordnung muss als Ganze ihre bisherige Hegemonie gegen rechtsgerichtete Gegenentwürfe durchsetzen und im Zuge dessen auch neu entwerfen.
 
        Folgt man Mouffes radikaldemokratischer Perspektive, so kann dies nicht in erster Linie auf dem Wege einer Diskussion geschehen, die im moralischen Register geführt wird. Das sei beispielsweise der Fall, wenn statt politischer Analyse und einer agonalen Auseinandersetzung mit dem Gegner eine moralische Verurteilung erfolgt und der Aufstieg des Rechtspopulismus eilfertig als „rechtsextrem“ etikettiert und damit ein Feindbild geschaffen werde.24 Über Sieg und Niederlage im Kampf um die kulturelle Hegemonie entscheiden für sie nicht zuletzt „affektive Kräfte, die am Ursprung der kollektiven Formen von Identifikation“ stehen.25 Das in dieser Hinsicht stärkere Lager kann mehr Menschen mobilisieren und setzt sich so gegenüber der Gegenseite durch. Liberale und linke Parteien wie auch soziale Bewegungen sollen den Kampf um die Herzen der Menschen aufnehmen und den populistischen Affekten der Rechten linkspopulistische Leidenschaften und Identifikationsmöglichkeiten entgegensetzen.
 
        Dieser Blick auf die heutigen Konfrontationen mag Betrübnis und Besorgnis hervorrufen, scheint aber empirisch zuzutreffen: Blickt man auf die artikulierten Normen und Werte, scheint jeder common ground zwischen linksliberalen und rechtspopulistischen Kreisen abwesend und ein verständigungsorientierter Diskurs somit kaum möglich. Wenn nationalistische und antimoderne Agitatoren den liberaldemokratischen Grundkonsens universeller Menschenrechte und gleicher Freiheiten nicht anders auslegen, sondern schlichtweg verneinen und durch eine hierarchische Welt- und Sozialordnung austauschen wollen, fehlt augenscheinlich die Grundlage, auf der agonal oder vernünftig gestritten werden kann.
 
        Aber vielleicht existiert diese gemeinsame Grundlage doch – allerdings auf einer anderen Ebene als jener der artikulierten Normen und Werte. Zwischen den „woken Kosmopoliten“ und den „rechtspopulistischen Bewahrern des Heartlands“ liegen Welten, legt man die explizite Weltanschauung zugrunde. Doch aus Sicht der deliberativen Demokratietheorie sind beide Milieus auch Teil eines gesellschaftlichen Zusammenhangs, der sie miteinander verbindet, und zwar in Form kommunikativer Beziehungen, die sich im Prinzip jederzeit zu Diskussionen entfachen lassen. Will man mit Jürgen Habermas die Möglichkeiten des verständigungsorientierten Diskurses ergründen, so muss man den Staat, die Schule und andere öffentliche Zonen des unausweichlichen Aufeinandertreffens der ansonsten politisch polarisierten Lebenswelten aufsuchen, genauso wie die private Familienfeier mit den in vielerlei Hinsicht entfernten Verwandten. Überall hier werden ständig Geltungsansprüche erhoben und anerkannt. Überall kann es zu ihrer Testung in Diskursen kommen, die nur deshalb hitzig beziehungsweise dissensual geführt werden, weil es in ihnen um Verständigung geht.
 
        Oft erlebt man die Blockade oder den Abbruch solcher Diskurse, oder es findet gar kein Austausch von Argumenten, wie leidenschaftlich auch immer, statt, sondern ein Aneinandervorbeireden, um die eigene Position zu wahren. Doch aus habermasianischer Perspektive bedeutet eine solche Situation kein Aufeinanderprallen genuin unvermittelbarer Welten in einem „grundlosen“ Kampf um die Hegemonie. Vielmehr erweist sie sich als Versuch der Diskursvermeidung, unternommen von jenen, die sich der Kritik nicht stellen können. Die Umwandlung einer bereits bestehenden kommunikativen Beziehung in den offenen und immer weiter ausgreifenden Diskurs wird blockiert, weil man die argumentative Austragung eines Konflikts vermeiden will.26 Folgt man dieser Deutung der gegenwärtigen Lage, so gilt es, diese ganz spezifische Konfliktscheu durch eine Politik des verständigungsorientierten Diskurses aufzuscheuchen. Dann muss es darum gehen, genau jene mit der Diskussion darüber, was wahr und richtig ist, zu konfrontieren, die sich durch „Lügenpresse“-Rufe und Verschwörungstheorien verpanzern und dieser Diskussion zu entziehen versuchen.
 
        Damit lassen sich zwei Weisen festhalten, wie der gegenwärtige Kulturkampf eingeordnet und angegangen werden kann: Mit Jürgen Habermas kann man von kommunikativen und oft konsensuellen Sozialbeziehungen ausgehen, die sich dem Anspruch nach zur offenen Diskussion transformieren lassen, wobei genau dies durch den Rückzug in Filterblasen und aggressive Abwehrschlachten blockiert wird. Der Konflikt ist stark, spitzt sich zu, wird aber gerade nicht im Diskurs ausgetragen, sondern gärt so weit vor sich hin, bis er sich schließlich gewaltsam entlädt. Der Ausweg hieraus läge darin, den verständigungsorientierten Diskurs mit dem politischen Widerpart zu forcieren. Ein solcher Diskurs verbindet beides: die Anerkennung des Anderen als Dialogpartner und die mitunter schonungslose Artikulation von Dissens, denn nur derjenige Geltungsanspruch verdient allgemeine Anerkennung, der alle Einwände und Vorwürfe übersteht. Der emphatische Konsensbegriff, der dem Ansatz des verständigungsorientierten Diskurses zugrunde liegt, stellt die politischen, sozialen und kulturellen Konflikte also gerade nicht still, wie es von radikaldemokratischer Seite behauptet wird, sondern stachelt sie an. Doch handelt es sich nach dieser Sichtweise um rational lösbare Konflikte, die historisch aufbrechen, aber nicht unbedingt immer schon am Grund aller politischen Ordnung bestehen.
 
        Im Unterschied dazu lässt sich mit Chantal Mouffe und anderen radikaldemokratischen Ansätzen ein unauflösbarer Antagonismus zwischen widerstreitenden Vorstellungen von Politik und Gesellschaft identifizieren, der nur unter gewissen, historisch günstigen Umständen ruhiggestellt und vorübergehend in einen Agonismus umgewandelt werden kann. Vor dieser Herausforderung stehen wir scheinbar heute erneut: Wie lässt sich die gegenwärtige Konfrontation zwischen letztlich unversöhnlichen Hegemonieprojekten doch zu einer agonistischen Auseinandersetzung zivilisieren? Auf dem Weg vom Antagonismus zum Agonismus stützt sich Mouffe nicht auf normative Vernunftstandards, die in kommunikativen Alltagspraktiken operieren, auch nicht auf Argumente und rationale Einsicht, aus der sich eine geteilte Basis ergeben würde. Stattdessen gerät die affektive Dimension in den Fokus: Bevor überhaupt wieder ein Streit geführt werden kann, der einem verständigungsorientierten Diskurs zumindest ähnelt, müssen Affekte und Identitäten durch rhetorische Praktiken generiert beziehungsweise politische Forderungen gestellt werden, die zur politischen Teilhabe mobilisieren und die unversöhnlichen Positionen miteinander in Konfrontation bringen. Die affektmobilisierende Wir/Sie-Beziehung als identitätsstiftende Kraft gilt es in dieser Hinsicht nicht zu überwinden oder zu verschleiern, sondern auf eine pluralistische Weise zu etablieren, sie öffentlich und zum Gegenstand politischer Debatte zu machen. Grundlage für die Schaffung eines agonalen Streitraums bildet der mitunter langwierige Prozess des Erkennens und Anerkennens der Andersheit des Anderen, auch wenn die Kontrahent:innen einsehen, dass es für den Konflikt keine rationale Lösung geben wird.27 Laut Mouffe ist es diese grundlegend antagonistische und affektpolitische Ebene, die konstitutiv für demokratische Politik ist und die Habermas und andere Vertreter:innen deliberativer Demokratie zu sehr vernachlässigen.
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        DELIBERATIVE DEMOKRATIE NACH DER DIGITALEN TRANSFORMATION
 
        Cristina Lafont
 
        Ein Symptom der aktuellen Krise der Demokratie ist der Qualitätsverlust des öffentlichen politischen Diskurses in demokratischen Gesellschaften. Die rapide Ausbreitung von Falschmeldungen, Desinformation, Fake News und Verschwörungstheorien führt zu einer zunehmenden Polarisierung und Fragmentierung der politischen Gemeinschaft. Diese Entwicklung ist besorgniserregend. Ohne eine Öffentlichkeit, die alle einschließt und so eine demokratische politische Kultur gewährleistet, ist die Zukunft der Demokratie ernsthaft bedroht.01
 
        Bürgerinnen und Bürger entwickeln, gerade auch in der Ausübung demokratischer Freiheitsrechte, unterschiedliche Interessen, Überzeugungen, Werte und politische Zielvorstellungen. Weil daraus politische Meinungsverschiedenheiten entstehen, sind verpflichtende politische Entscheidungen nur dann vertretbar, wenn die Bürger an politischen Debatten teilhaben können, um ihre Mitbürgerinnen und Mitbürger von der Angemessenheit der von ihnen befürworteten politischen Entscheidungen zu überzeugen – damit sie eine Entscheidung auch dann als zweckdienlich akzeptieren, wenn sie eigentlich eine andere bevorzugen würden. Im Gegensatz zu autoritären Regimen bemühen sich Demokratien darum, dass ihre Bürger die Gesetze, denen sie unterworfen sind, als vernünftig akzeptieren und aus eigenem Antrieb befolgen, anstatt sie zu blindem Gehorsam zu zwingen. Diese besondere Form der Freiheit ist untrennbar mit der Verpflichtung verbunden, alle, die dem Gesetz unterworfen sind, in die Diskussion, Beratung und Entscheidungsfindung einzubeziehen. Ein kollektiver politischer Wille in Bezug auf grundlegende politische Entscheidungen kann sich jedoch nur dann herausbilden, wenn die Bürger ausreichend mit Informationen versorgt werden und an umfassenden politischen Debatten teilhaben können.
 
        Da die digitale Revolution eine noch immer recht neue Entwicklung ist, wird über ihre Auswirkungen auf die Öffentlichkeit noch lebhaft diskutiert. Ein wichtiger Aspekt in diesen Debatten ist die Frage, ob die Gefahren für den öffentlichen Diskurs, die wir derzeit beobachten, auf spezielle Merkmale der digitalen Revolution und die Entstehung von Social-Media-Plattformen zurückzuführen sind oder ob die Störeffekte auf umfassenderen strukturellen Faktoren beruhen – etwa auf der wachsenden sozialen Ungleichheit aufgrund des seit Jahrzehnten währenden neoliberalen Kapitalismus, der daraus resultierenden Erosion der Solidarität und der Zunahme des „Überwachungskapitalismus“ (Shoshana Zuboff) – und durch die Digitalisierung einfach nur verstärkt werden.02 Bei dieser Frage ist das letzte Wort noch nicht gesprochen. Wir stehen noch immer am Beginn der digitalen Revolution, und die Fähigkeit der Gesellschaft, sich der Entwicklung anzupassen, hinkt dem hohen Tempo der technologischen Neuerungen, etwa auf dem Gebiet der Künstlichen Intelligenz, weit hinterher. Doch selbst wenn Social Media nicht die einzige Ursache für die gesellschaftliche Fragmentierung und Polarisierung und für die Verbreitung von Fehlinformationen wären, lässt sich kaum bestreiten, dass einige ihrer strukturellen Eigenschaften eine Bedrohung für eine gut informierte und inklusive Öffentlichkeit darstellen.
 
        GESCHÄFTSMODELL ONLINE-KOMMUNIKATION
 
        Das Geschäftsmodell der Social-Media-Plattformen basiert darauf, die Nutzerinnen und Nutzer durch Datenerfassung und algorithmische Personalisierung möglichst eng an sich zu binden. Dieses Modell hat zwei problematische Eigenschaften: Zum einen erleichtert die Vorauswahl der Inhalte aufgrund früherer Vorlieben der Nutzer die Bildung von Filterblasen und Echokammern – mit der Folge, dass diejenigen, die sich in erster Linie auf Social Media verlassen, so gut wie nie Informationen, Nachrichten oder Meinungen erhalten, die von ihrem Weltbild abweichen. Zum anderen verbreiten sich Inhalte in den sozialen Medien auf Grundlage von Algorithmen, die nicht auf den Wahrheitsgehalt abzielen, sondern auf eine maximale Nutzerbindung. Die Adressaten können oft gar nicht erkennen, ob die Meldungen in ihren Feeds zutreffen oder nicht, ob sie die Ansichten ihrer Mitbürgerinnen und Mitbürger oder von Trollen aus dem Ausland repräsentieren und ob sie von einer zuverlässigen Quelle oder einem Online-Bot mit Fake Account stammen. Diese Merkmale von Social Media verstärken nicht nur die Isolierung einzelner Gruppen und die Fragmentierung und Polarisierung der Gesellschaft, sondern fördern auch die Verbreitung von Fehlinformationen, Fake News und Verschwörungstheorien sowie die Manipulation von Wählerinnen und Wählern durch Micro-Targeting. Zusätzlich zu diesen bedrohlichen Entwicklungen erleben wir einen Bedeutungsverlust der traditionellen Medien, die idealerweise nach journalistischen Kriterien wie Unparteilichkeit, Wahrhaftigkeit und Verantwortlichkeit arbeiten.
 
        Schon im derzeitigen Medienumfeld ist es mühsam, sich zu informieren und dabei nicht mit Fake News, Falschmeldungen und Verschwörungstheorien konfrontiert zu werden; doch noch viel schwieriger ist es, die Meinungen anderer Menschen zu wichtigen politischen Fragen herauszufinden – vor allem jener, die eine andere Haltung als man selbst vertreten. Häufig kann man gar nicht genau sagen, ob die Ansichten, denen man begegnet, echte Meinungen widerspiegeln oder ob es sich um manipulierte Aussagen handelt, verbreitet von mächtigen Akteuren – etwa von politischen Kräften, Lobbyisten, Hackern, Internet-Bots oder Trollen anderer Staaten –, denen unverhältnismäßig viel Aufmerksamkeit zuteil wird, deren Interessen und Ansichten aber in keiner Weise die der Bürgerschaft repräsentieren. Sollte diese Entwicklung anhalten, wird zunehmend ungewiss werden, wie sich Bürgerinnen und Bürger in Zukunft ausreichend informieren sollen, um in eine sinnvolle Debatte mit ihren Mitbürgerinnen und Mitbürgern zu treten, selbst bei den grundlegendsten politischen Fragen. Es stellt sich daher die Frage, was man gegen diese negativen Auswirkungen unternehmen kann, bevor es zu spät ist. Hierzu gibt es zwei grundlegend verschiedene Ansätze.
 
        ANTIDEMOKRATISCHES DENKEN: POPULISMUS UND TECHNOKRATIE
 
        Wer der Meinung ist, dass diese Probleme ohnehin nicht behoben werden können – weil Bürgerinnen und Bürger zu ignorant beziehungsweise zu schlecht oder falsch informiert sind oder von den Eliten zu sehr manipuliert werden, um sich an einer richtigen politischen Debatte zu beteiligen und so Meinungsverschiedenheiten zu überwinden und angemessene politische Entscheidungen zu treffen –, der kann sich natürlich einfach dem Defätismus hingeben und die Entwicklung mit dem Argument akzeptieren, dass das Ideal einer deliberativen Demokratie für Gesellschaften wie unsere eben nicht geeignet sei. Diese Position nehmen zwei (miteinander unvereinbare) Alternativen zur demokratischen Inklusion ein, die in Krisenzeiten besonders gedeihen: Populismus und Technokratie.
 
        Die derzeitige Krise der Demokratie spiegelt diesen Trend. Nach vier Jahrzehnten neoliberaler, technokratischer Politik, die zur Finanzkrise von 2008 führte, nach Austeritätsmaßnahmen und einer massiven Verschärfung der Ungleichheit erleben derzeit fast alle demokratischen Gesellschaften einen populistischen Backlash. Populistische Parteien versprechen den Wählern, „dem wahren Volk“ die Kontrolle zurückzugeben, indem sie den Eliten und den von ihnen vermeintlich begünstigten Minderheiten Macht entziehen, und werden dafür gewählt. Im aktuellen politischen Klima scheint die Demokratie zwischen Technokratie und Populismus festzustecken, zwischen der Herrschaft der Experten und der Herrschaft der Straße; und Europa scheint gefangen zwischen EU-Technokratie und antieuropäischem Populismus.
 
        Populismus wie Technokratie locken Bürgerinnen und Bürger in eine Falle des antidemokratischen Denkens: Die von ihnen gewünschten Resultate lassen sich vermeintlich schneller erzielen, wenn ein Teil ihrer Mitbürger außen vor bleibt. Technokraten hoffen, dass sich Verbesserungen schneller einstellen, wenn politische Entscheidungen von Experten getroffen werden und die unwissende Bürgerschaft umgangen wird. Populisten erhoffen sich dasselbe vom „wahren Volk“ im Gegensatz zu den politischen Eliten. Bei allen Unterschieden haben die populistischen und technokratischen Angriffe auf die Demokratie also eines gemeinsam: Sie stellen die grundlegende demokratische Verpflichtung infrage, allen Bürgerinnen und Bürgern ein Mitspracherecht bei sämtlichen politischen Entscheidungen einzuräumen, die sie betreffen – und tragen insofern autokratische Züge.
 
        Dabei vergessen Populisten und Technokraten allerdings gleichermaßen, dass eine politische Gemeinschaft nicht besser sein kann als ihre Mitglieder. Die Bürger müssen von den politischen Entscheidungen, die sie betreffen, im Herzen und Denken überzeugt und bereit sein, „ihren Teil dazu beizutragen“, sonst werden sich die erhofften Verbesserungen nicht einstellen. Eine politische Gemeinschaft kann es sich nicht leisten, ihre Bürgerinnen und Bürger unwissend, falsch informiert, polarisiert oder manipuliert zu lassen. Denn unter derartigen Bedingungen gute Politik zu machen und vor allem gute Resultate zu erzielen, ist extrem unwahrscheinlich.03 Der Grund dafür ist einfach: Die Bürgerinnen und Bürger können zwar im politischen Prozess außen vor gelassen werden, wenn Entscheidungen gefällt werden, nicht jedoch, wenn Entscheidungen umgesetzt werden sollen. Damit die Ziele der Gesetzgebung erreicht werden können, müssen alle ihren Beitrag leisten. Man denke nur an die Maßnahmen zur Bekämpfung der Corona-Pandemie oder den Kampf gegen den Klimawandel: Damit derartige Maßnahmen Erfolg haben, müssen die Bürgerinnen und Bürger freiwillig mitziehen. Sie müssen bereit sein, ihr Verhalten zu ändern und Opfer zu bringen, müssen die Risiken akzeptieren und die negativen Auswirkungen dieser Maßnahmen auf ihren Alltag in Kauf nehmen. Dazu sind Bürgerinnen und Bürger aber nur bereit, wenn sie verstehen, warum genau diese Maßnahmen (und keine anderen) notwendig sind oder warum genau diese Kompromisse (und keine anderen) eingegangen werden sollen. Kurz gesagt, Bürgerinnen und Bürger werden ihren Beitrag nicht leisten, wenn ihnen nicht die Möglichkeit gegeben wurde, sich eine eigene Meinung zum Thema zu bilden. Sie müssen zu der Überzeugung gelangt sein, dass die Opfer, Risiken und negativen Auswirkungen, die mit den vorgeschlagenen Maßnahmen einhergehen, gerecht verteilt werden und notwendig und angemessen sind. Wenn die Bürger in öffentlichen Debatten nicht davon überzeugt werden können, ihr Verhalten zu ändern und ihren Beitrag zu leisten, werden die fraglichen politischen Maßnahmen schlicht nicht die gewünschten Ziele erreichen. In der Politik wie in der Familie müssen wir uns mit den Mitmenschen arrangieren, die um uns herum sind. Wir können uns unsere Mitbürger nicht einfach wegwünschen. Da eine Gesellschaft nicht besser sein kann als ihre Mitglieder, kann man entweder versuchen, im gegenseitigen Austausch das Denken und die Haltung derjenigen zu ändern, die anderer Meinung sind. Oder man kann versuchen, sie zu blindem Gehorsam zu zwingen. Das eine nennen wir Demokratie, das andere Autoritarismus. Eine dritte Möglichkeit gibt es nicht. Eine deliberative Demokratie ist keine Utopie, sondern schlicht Notwendigkeit und beruht auf der Erkenntnis, dass unsere Gesellschaften nicht „schneller“ vorankommen können, wenn sie ihre Bürger außen vor lassen. Die Bürgerinnen und Bürger müssen in der Lage sein, sich zu informieren und sich an umfassenden politischen Debatten zu beteiligen, damit sie sich mit den politischen Entscheidungen, denen sie unterworfen sind, identifizieren und diese als ihre eigenen anerkennen können. Damit bin ich bei der zweiten Möglichkeit angelangt, auf die aktuelle Demokratiekrise zu reagieren.
 
        GEGENWEHR: VERBESSERUNG DER DEMOKRATISCHEN QUALITÄT POLITISCHER ÖFFENTLICHKEIT
 
        Da Kapitulation keine Option ist, bleibt nur die Möglichkeit, sich den aktuellen Problemen zu stellen und nach Wegen zu suchen, mit denen man den negativen Auswirkungen der zunehmenden Fragmentierung und Polarisierung und der Verbreitung von Fehl- und Desinformation in der Öffentlichkeit entgegenwirken kann. An erster Stelle steht dabei die Notwendigkeit, die großen Social-Media-Plattformen so zu regulieren, dass ihre positiven Eigenschaften verstärkt und ihr zerstörerisches Potenzial neutralisiert wird. Allerdings sollte man sich – ohne die dringende Notwendigkeit einer angemessenen Regulierung in Abrede stellen zu wollen – darüber im Klaren sein, dass eine rein regulative Herangehensweise an dieses Problem ihre Grenzen hat.04
 
        Grenzen der Regulierung
 
        Natürlich müssen Bürgerinnen und Bürger verlangen, dass alle Medien, ob traditionell oder digitalisiert, für die Verbreitung von Des- oder Falschinformationen zur Verantwortung gezogen werden.05 Und tatsächlich werden Inhalte von den großen Social-Media-Plattformen ja routinemäßig moderiert und überprüft, trotz der wiederholten Versuche, jegliche Verantwortung für die auf ihren Plattformen verbreiteten Inhalte von sich zu weisen.06 Allerdings ist es alles andere als optimal, die Moderation von Inhalten der öffentlichen Meinungsbildung privaten Unternehmen zu überlassen. Andererseits bringt eine staatliche Regulierung ganz eigene Probleme mit sich. Abgesehen von der Gefahr staatlicher Zensur könnten Behörden oder Gerichte kaum die gewaltige Menge an Inhalten bewältigen, die von den Plattformen täglich entfernt werden, und den Nutzern gleichzeitig ordnungsgemäße Verfahren und die Möglichkeit garantieren, rechtliche Mittel einzulegen. Eine dritte Variante – die aber wiederum ihre eigenen Probleme birgt – bestünde darin, den Nutzern selbst die Möglichkeit zu geben, die Inhalte, die in ihren Feeds erscheinen, zu kontrollieren oder aus verschiedenen, gleichermaßen verfügbaren Optionen zu wählen. Wie die beste Lösung aussehen könnte, ist derzeit noch unklar. Die Situation ist komplex und entwickelt sich auch aufgrund der technologischen Innovationen ständig weiter.
 
        Die Regulierung der Online-Kommunikation umfasst jedoch noch ein tiefliegenderes Problem, denn die Gefahren, die durch Fragmentierung, Polarisierung oder Fehlinformation entstehen, sind kein rein digitales Phänomen. Die Fragmentierung und Selbstsegregation, die online stattfindet, scheint die Fragmentierung sozialer Netzwerke widerzuspiegeln, die sich aus den freien Entscheidungen der Bürger in ihrem Offline-Leben ergibt – etwa daraus, wo Menschen am liebsten wohnen, mit wem sie gerne sprechen, wofür sie sich engagieren oder welche Nachrichtenkanäle sie bevorzugen.07 Wenn das zutrifft, ist fraglich, ob eine Regulierung der Social-Media-Plattformen überhaupt Abhilfe schaffen kann.08 Und selbst wenn sich zeigen sollte, dass Social Media das Problem erheblich verschärfen, ist nicht klar, ob es einen Regulierungsmechanismus gibt, der mit den Freiheiten der Bürger vereinbar ist und die freiwillige Online-Selbstsegregation (und die daraus resultierende Fragmentierung und Polarisierung) verhindern kann – schließlich gibt es auch im Offline-Bereich keinen Mechanismus, der diese Form der Segregation verhindert, etwa bei der Nutzung traditioneller Medien oder der Entscheidung für bestimmte Stadtviertel oder Schulen.
 
        Das heißt, wenn es weitreichendere Gründe für Polarisierung, Fragmentierung und mangelnde Solidarität gibt – etwa die angesprochene außerordentliche Zunahme der Ungleichheit, die durch den neoliberalen Kapitalismus in den vergangenen Jahrzehnten verursacht wurde – und es sich folglich um kein reines Online-Phänomen handelt, sondern um etwas, das alle Aspekte der Gesellschaft sowohl online als auch offline durchdringt, wird eine Verbesserung der Regulierung der Online-Kommunikation nicht ausreichen, um eine integrative Öffentlichkeit zu erhalten. Wir brauchen zusätzliche Instrumente, um den negativen Auswirkungen von Fragmentierung und Polarisierung auf die politische Kommunikation entgegenzuwirken.
 
        Neue Formen der politischen Kommunikation
 
        Während wir nach Möglichkeiten suchen, Medien (online und offline) angemessen zu regulieren, um den aktuellen Bedrohungen entgegenzuwirken, könnte es hilfreich sein, neue Formen der politischen Kommunikation auszuprobieren, die sich besonders gut dazu eignen, Fragmentierung, Polarisierung und Fehlinformationen zu überwinden. Bürgerversammlungen und ähnlich deliberative Mini-Öffentlichkeiten wie Bürgerjurys oder Deliberationsforen liefern vielversprechende Ansätze.09 Die für diese deliberativen Foren charakteristische Inklusivität bietet den Teilnehmern das genaue Gegenteil einer Echokammer oder einer polarisierten politischen Debatte. Das macht sicher einen bedeutenden Teil ihrer Anziehungskraft aus, und zwar nicht nur bei den Organisatoren, sondern auch bei jenen Bürgerinnen und Bürgern, die bereits die Möglichkeit hatten, daran teilzunehmen. Allerdings gibt es die Tendenz, den potenziellen Nutzen dieser Innovationen ausschließlich aufgrund der positiven Erfahrungen zu bewerten, die sie den Beteiligten bieten, oder aufgrund der wertvollen Beiträge, die sie den politischen Institutionen liefern, die sie organisieren. Ohne diese Vorteile in Abrede stellen zu wollen, möchte ich mich hier jedoch auf die Pluspunkte konzentrieren, die deliberative Mini-Öffentlichkeiten nicht nur für die teilnehmenden Bürgerinnen und Bürger, sondern für die Öffentlichkeit insgesamt bieten könnten, wenn sie als Institutionen etabliert würden. Insbesondere möchte ich einige wichtige Beiträge hervorheben, die sie zur Erhaltung einer inklusiven politischen Öffentlichkeit leisten könnten.
 
        Die öffentliche politische Debatte wird meist von mächtigen politischen Akteuren dominiert, deren Interessen jedoch häufig von denen der Allgemeinheit abweichen. Wie bereits erwähnt, hat sich diese Situation mit der Verbreitung von Social Media noch verschlimmert, da diese die Bildung von Filterblasen und Echokammern fördern. Vor diesem Hintergrund ist es nicht verwunderlich, dass Wissenschaftlerinnen und Praktiker, die mit der Funktionsweise von Bürgerversammlungen und anderen deliberativen Mini-Öffentlichkeiten vertraut sind, von der Qualität der politischen Beratungen begeistert sind, die diese den Teilnehmern sowohl online als auch offline bieten.10 Mini-Öffentlichkeiten ermöglichen fundierte, qualitativ hochwertige Beratungen über wichtige politische Entscheidungen – durchgeführt von zufällig ausgewählten Bürgerinnen und Bürgern, die repräsentativ für die Wähler sind, die diese Entscheidungen betreffen werden. Tatsächlich sind die deliberativen Bedingungen, unter denen die Teilnehmer beraten und ihre Entscheidung treffen – Inklusion, Diversität, Zugang zu verlässlichen und ausgewogenen Informationen, Unabhängigkeit, Unparteilichkeit, Orientierung am öffentlichen Interesse –, in jeder Hinsicht das genaue Gegenteil von den Verhältnissen in den meisten Social-Media-Foren, die den Bürgern sonst zur Verfügung stehen. Es ist daher nachvollziehbar, dass sich immer mehr Bürgerinnen und Bürger, die mit der Funktionsweise von Mini-Öffentlichkeiten vertraut sind, zunehmend dafür begeistern. Würden deliberative Mini-Öffentlichkeiten für eine Vielzahl von Einsatzmöglichkeiten auf lokaler, nationaler und sogar transnationaler Ebene etabliert, könnten sie zu einer äußerst wertvollen Ressource für die gesamte Bürgerschaft werden, gerade in einer Zeit, in der die Möglichkeit zu integrativen und unparteiischen politischen Beratungen auf Grundlage fundierter Informationen kaum noch gegeben ist.
 
        MINI-ÖFFENTLICHKEITEN UND DEMOKRATIE
 
        Wie könnten Mini-Öffentlichkeiten dazu beitragen, die Inklusivität und die Qualität der Beratung im öffentlichen Diskurs zu verbessern?
 
        Zunächst einmal könnten sie wichtige Aufgaben übernehmen, die sich nicht allzu sehr von jenen unterscheiden, die die traditionellen Medien (früher) erfüllt haben. Wie bei den klassischen Medien würde auch ihr Beitrag nicht darin bestehen, den Bürgerinnen und Bürgern das Denken oder bestimmte Entscheidungen abzunehmen.11 Vielmehr würden sie die wichtigsten Argumente für und gegen die zur Diskussion stehenden politischen Maßnahmen für alle Bürgerinnen und Bürger besser zugänglich und verständlich machen.12 Das erreicht man etwa dadurch, dass Mini-Öffentlichkeiten irrelevante oder offenkundig manipulative Erwägungen herausfiltern, die einer öffentlichen Prüfung nicht standhalten können, und gleichzeitig die wichtigsten Informationen, mögliche Kompromisse und langfristige Folgen der verfügbaren Alternativen hervorheben und sie aus verschiedenen politischen Perspektiven bewerten, die bei den Bürgern einer politischen Gemeinschaft auf Resonanz stoßen.
 
        In dem Maße, in dem die zufällig ausgewählten Teilnehmerinnen und Teilnehmer ein Spiegelbild der gesamten Gesellschaft sind, werden die Gründe und Erwägungen, die sie zu ihren Urteilen veranlassen, mit hoher Wahrscheinlichkeit die gleichen sein wie die der übrigen Bürgerinnen und Bürger.13 Indem die Mini-Öffentlichkeiten die Erwägungen hervorheben, die für die Urteilsbildung zu einer bestimmten politische Frage besonders relevant sind, senken sie nicht nur die Kosten für die Beschaffung dieser Art von Informationen für die Öffentlichkeit, sondern trennen auch die „Spreu vom Weizen“. Das heißt: Die vielen verzerrenden Behauptungen, die strategisch eingesetzt werden, um zu verwirren, anstatt zu informieren, einer deliberativen Prüfung jedoch nicht standhalten, werden aussortiert.14 Indem sie die verfügbaren Argumente prüfen und ihren Mitbürgern nach sorgfältiger Abwägung ihre Urteile übermitteln, könnten Mini-Öffentlichkeiten so eine konstruktive Rolle bei der Strukturierung des öffentlichen Diskurses spielen. Sie könnten den Informationsfluss im öffentlichen Raum regulieren, indem sie das mühselige Sortieren von Argumenten übernehmen und die Begründungen für die daraus resultierenden Positionen präsentieren. Darüber hinaus sind Mini-Öffentlichkeiten aufgrund ihrer Inklusivität nicht nur in der Lage, für die gesamte Öffentlichkeit akzeptable Argumente zu identifizieren, sondern sie können auch dazu beitragen, die Anliegen von Randgruppen bekannt zu machen, die sonst bei den einflussreichsten politischen Akteuren kaum Gehör finden.
 
        In diesem Zusammenhang sollte man vielleicht hervorheben, dass Mini-Öffentlichkeiten so vielfältig sind wie die Bürger selbst und ihre Ansichten zu umstrittenen politischen Themen genauso heterogen sein können wie im Rest der Gesellschaft. Das macht sie aber nicht nutzlos. Im Gegenteil. Sie können dem Rest der Bürgerschaft wichtige Informationen zur Verfügung stellen, wenn ihre Überlegungen und Empfehlungen weithin zugänglich gemacht werden. Das Wissen um die Interessen, Werte und Argumentationslinien, die bei unseren Mitbürgerinnen und Mitbürgern in Bezug auf strittige politische Fragen auf Resonanz stoßen, ist gerade dann wichtig, wenn wir nicht einer Meinung sind. Denn wenn man die eigentlichen Ursachen für Streitereien und Meinungsverschiedenheiten zu bestimmten politischen Themen kennt – im Gegensatz zu den manipulativen Behauptungen und Pseudoargumenten, die ständig in der Öffentlichkeit kursieren –, weiß man auch, welche Art von Informationen, Belegen, Argumenten oder Gegenargumenten man den Mitbürgern liefern muss, um die öffentliche Debatte über diese Themen voranzubringen. Denn genau dazu sind die Bürgerinnen und Bürger in einer zunehmend fragmentierten und polarisierten Öffentlichkeit kaum noch in der Lage.
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        07 Vgl. Leila Hedayatifar et al., US Social Fragmentation at Multiple Scales, in: Journal of the Royal Society Interface 159/2019, https://doi.org/10.1098/rsif.2019.0509.
 
        08 Um erneut ein Beispiel aus den USA zu nennen: Aktuelle Studien zeigen, dass das Fernsehen und nicht die Social-Media-Plattformen die Hauptursache für eine parteipolitische Spaltung in den USA ist.
 
        09 In den 2000er Jahren wurden Bürgerversammlungen in den kanadischen Bundesstaaten British Columbia (2004) und Ontario (2006) und in den Niederlanden (2006) ins Leben gerufen, um Vorschläge für Wahlreformen zu diskutieren. Sie lieferten das Vorbild für spätere Versammlungen, die mit einem breiteren Mandat ausgestattet waren, etwa die irische Citizens’ Assembly (2016–2018), die sich mit verschiedenen Themen befasste, unter anderem auch mit der irischen Verfassung, oder der französische Bürgerrat zum Klimawandel (2019 und 2020), der über die Reduzierung der CO2-Emissionen in Frankreich um 40 Prozent diskutierte. Vgl. für einen guten Überblick Min Reuchamps/Julien Vrydagh/Yanina Welp (Hrsg.), Handbook of Citizens’ Assemblies, Berlin 2023.
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        12 Diese Informationen könnten den Bürgerinnen und Bürgern zur Verfügung gestellt werden, bevor sie bei Volksentscheiden oder Referenden über die betreffenden politischen Themen abstimmen. Ehrgeizigere Vorschläge sehen die Institutionalisierung von Bürgerversammlungen vor, um die Möglichkeiten der Bürger auszubauen, auch über die entsprechende Agenda mitzubestimmen. Diese Bürgerversammlungen würden die von den Bürgern eingereichten Initiativen prüfen und Empfehlungen an die Parlamente oder andere Stellen abgeben, die verpflichtet wären, die am höchsten eingestuften Optionen umzusetzen. Ich diskutiere verschiedene Vorschläge dieser Art in Cristina Lafont, Which Decision-Authority for Citizens’ Assemblies, in: Reuchamps/Vrydagh/Welp (Anm. 9), S. 47–57.
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        ESSAY
 
        DIE REDAKTIONELLE GESELLSCHAFT
 
        Eine konkrete Utopie für die digitale Diskurskultur
 
        Bernhard Pörksen
 
        Es ist ein dramatischer Moment im Leben von Jordi Mir, ein Augenblick im Affekt, als er am 7. Januar 2014 um kurz vor 12 Uhr aus seiner Wohnung auf die Straße blickt.01 Er sieht zwei Vermummte, die Maschinengewehre im Anschlag. Jordi Mir greift zum Handy, filmt, 42 Sekunden lang. Auf dem Boden liegt der Polizist Ahmed Merabet, der um Gnade flehend die Hände hebt. Dann fallen die Schüsse, die Merabet töten. Die beiden Attentäter, die kurz zuvor etliche Redakteure und Mitarbeiter des Satiremagazins „Charlie Hebdo“ erschossen haben, springen ins Auto und flüchten. Jordi Mir weiß nicht wirklich, was er gefilmt hat. Er denkt an einen Banküberfall, lädt wie in Trance das Video auf Facebook hoch und löscht es nur eine Viertelstunde später wieder, weil er doch ahnt, dass die Ad-hoc-Publikation keine gute Idee war. Aber da ist schon alles zu spät. Rasend schnell verbreiten sich die Bilder der Exekution. Jordi Mir hat den ikonischen Moment des Anschlags als reproduktionsfähiges Dokument geliefert.
 
        Keine Stunde später bringt das französische Fernsehen die Erschießung, dann folgt der Rest der Medienwelt, die Filmaufnahmen werden in sozialen Netzwerken geteilt, von Journalisten gestreut. Sie sind auf einmal überall. Der Bruder des Getöteten wird später vor die Kameras treten und sagen: „Wie könnt ihr es wagen, dieses Video zu senden? Ich habe seine Stimme gehört. Ich habe ihn erkannt. Ich habe gesehen, wie man ihn abgeschlachtet hat.“ Unter Journalisten entbrennt eine Debatte, ob man all dies zeigen darf, unverpixelt, in anonymisierter Form oder eben gar nicht. Sind die Bilder relevant, von öffentlichem Interesse, Dokumente einer Grausamkeit, die sonst nicht verstehbar wäre? Auch Jordir Mir wendet sich ein zweites Mal an die Öffentlichkeit. Er bittet die Familie des Getöteten um Verzeihung, nennt sein Handeln einen „dummen Reflex“, eine Idiotie, die ihm im Moment der Überforderung passiert ist.
 
        Man kann diese Szene als einen Hinweis verstehen, dass die Gesellschaft, wie der Journalist Friedemann Karig in einem klugen Essay schrieb, eine „Ethik des Teilens“ benötigt, eine sensible Moral des Users, der Inhalte eben nicht gedankenlos weiterleiten, Exekutionsbilder online stellen, womöglich Gerüchte verbreiten sollte.02 Tatsächlich ist die Verantwortung für die öffentliche Sphäre heute auch ins Lager derjenigen diffundiert, die einst „das Publikum“ genannt wurden. Und tatsächlich ist es auch eine Entscheidung der vernetzten Vielen, was aus der Öffentlichkeit wird. Ein gigantischer Pool aus Blutbildern und pulsierenden Hitlisten von immer lustigeren Katzenvideos? Eine Sphäre des Spektakels? Eine Manege für überdrehte Clowns und für diejenigen, die am lautesten brüllen und am effektivsten provozieren? Oder doch, wie der Philosoph Jürgen Habermas, der Doyen der Öffentlichkeitstheorie, hofft, eine Welt, in der „das Phänomen des eigentümlich zwanglosen Zwangs des besseren Arguments“03 noch Gültigkeit besitzt?
 
        Allerdings bedarf die Forderung nach einer Ethik des Teilens der Konkretion. Ihr fehlt es an einem übergreifenden Gerüst aus Werten, Prinzipien und konkreten Standards, die im Moment der Entscheidung die Reflexion leiten könnten. Ihr fehlt die institutionalisierbare Grundlage, denn sie kennt nur einen einzigen Adressaten, nämlich das Individuum, das postet, tweetet, kommentiert. Kurzum: Die individualistisch konzipierte Ethik des Teilens ist die falsche Antwort auf die richtige Frage, wie man publizistische Verantwortung in den Wirkungsnetzen des digitalen Zeitalters neu denken kann, wenn man selbst so unmittelbar und schnell, ein Smartphone in der Hand, vom Beobachter zum Beteiligten zu werden vermag, der vielleicht die entscheidenden Dokumente publiziert. Jordi Mir postet seinen Handyfilm auf Facebook, irgendwer leitet sein Video weiter, der klassische Journalismus reagiert, etablierte Fernsehsender publizieren, was bereits auf Facebook öffentlich war. Und alles explodiert in einem plötzlich aufschäumenden Aufmerksamkeitsexzess. In diesem Zusammenwirken zeigen sich wie unter einem Brennglas die Kraftzentren der digitalen Öffentlichkeit: das medienmächtige Publikum, der real existierende Journalismus mit seinem Sofort-Sendezwang und die Wirkmacht von Plattformen.
 
        In dieser Situation eines Medienumbruchs verbirgt sich ein noch unverstandener, in seiner Dimension kaum wirklich entzifferter Bildungsauftrag. Es reicht nicht, allein am Individuum, einer Ethik des Teilens oder, wie in der Medienpädagogik, an einem diffusen, politisch entkernten Konzept von Medienkompetenz anzusetzen, sondern es gilt, die Player der öffentlichen Welt insgesamt zu involvieren, den Einzelnen mit seinem Netzzugang genauso wie die Journalisten und diejenigen, die Informations- und Meinungsströme in sozialen Netzwerken lenken. Es geht, um eine Formulierung des Philosophen Carl Friedrich von Weizsäcker aufzugreifen, darum, „den Raum der Freiheit zu planen“ – also produktive und nützliche Maximen der kommunikativen und publizistischen Selbstkontrolle zu umschreiben, die umso wichtiger erscheinen, je wirkungsloser in einer vernetzten Welt die juristischen und institutionellen Kontrollmechanismen werden.04
 
        Die Grundfragen, auf die es ankommt, lauten: Wie kann man diesem Zusammenspiel alter und neuer Gatekeeper gerecht werden, die verschiedenen Akteure gleichermaßen in den Blick nehmen? Wie könnte ein verbindendes Wertegerüst aussehen, das das allgemeine Postulat mit konkreten Kategorien zur Einschätzung verbindet? Und wie verbindet man das Leitziel einer konkreten Normativität mit der nötigen Offenheit und jener liberalen Elastizität, die dem demokratischen Ideal der Mündigkeit angemessen ist, ihm erst seine Würde durch die individuelle Entfaltungs- und Gestaltungsmöglichkeit gibt? Die Antwort auf diese Fragen, die hier entfaltet wird, ist die Utopie der redaktionellen Gesellschaft.05 Sie taugt als Bildungsziel für die digitale Moderne und kann dabei helfen, die revolutionäre Öffnung des kommunikativen Raumes zu verarbeiten.
 
        Was ist mit dem Ausdruck gemeint? In einer redaktionellen Gesellschaft sind die Normen und Prinzipien eines ideal gedachten Journalismus zum selbstverständlichen Bestandteil der Allgemeinbildung geworden, so mein Definitionsvorschlag. Sie werden an Schulen, Universitäten und bürgernahen Journalistenschulen gelehrt. Sie taugen als Wertegerüst des öffentlichen Sprechens. Man muss diese Prinzipien nicht neu erfinden. Sie liegen in Form der handwerklichen Regeln und Maximen des journalistischen Arbeitens bereits vor. Denn was machen gute Journalisten? Sie prüfen, was sie publizieren, sie analysieren Quellen, sie recherchieren. Sie bemühen sich darum, die Blase eigener Vorurteile zu verlassen, und sind skeptisch gegenüber großen und kleinen Ideologien, den Interessen von Informanten und dem Spin raffinierter PR-Strategen. Sie folgen dem verständigungsorientierten Credo Audiatur et altera pars („man höre auch die andere Seite“), zeigen also idealerweise die nötige Portion Offenheit für andere Positionen und Argumente. Und schließlich gehört es zu ihren ureigenen Aufgaben, Machtmissbrauch und echte Skandale mit aller Entschiedenheit aufzudecken – und doch gleichzeitig die Persönlichkeitsrechte und die Unschuldsvermutung zu beachten, Pranger-Attacken und die kleinlich-mäkelnde Dauermoralisierung von unbedeutenden Grenzüberschreitungen zu vermeiden.
 
        Wie gesagt, das ist alles normativ gedacht. Und selbstverständlich muss man sofort hinzufügen, dass zu den Journalisten auch jene zählen, die Fotos von gerade Verunglückten organisieren („Witwenschütteln“), Prominente bespitzeln und im Wettlauf um die Sensation Biografien zerstören. Aber die Tatsache, dass es auch schlechte Journalisten gibt, ist noch kein Einwand, weil ein Ideal nicht schon durch seine Verletzung wertlos wird. Und man kann ergänzen, dass es in der gegenwärtigen Phase der Medienevolution, in der sich – einerseits – die Öffnung und – andererseits – die Refeudalisierung des Kommunikationsraumes durch Plattform-Giganten beobachten lässt, gerade den Energiestoß utopisch-idealistischer Überlegungen braucht. Dies gewiss nicht, weil diese schon punktgenau umgesetzt wären, sondern weil die Sollens-Forderungen als Katalysator von Diskurs und Debatte taugen. Aber wie ließe sich – jenseits von allgemeinen Prinzipien und Proklamationen – die Medienmündigkeit im Konkreten fördern? Ich möchte drei Vorschläge unterbreiten: In einem ersten Schritt beschreibe ich ein eigenes Schulfach als Labor der redaktionellen Gesellschaft, skizziere dann, wie sich das Verhältnis von Journalismus und Publikum anders und neu denken ließe und zeige schließlich, wie auch die Betreiber von Suchmaschinen und sozialen Netzwerken dazu gebracht werden könnten, sich ihrer publizistischen Verantwortung zu stellen.06
 
        EIN EIGENES SCHULFACH ALS LABOR
 
        Für die Erziehung zur Medienmündigkeit braucht es lange schon ein eigenes Schulfach; dieses lässt sich als eine Art Labor der redaktionellen Gesellschaft begreifen, als ein geschützter, aber doch von der aktuellen Medienwirklichkeit geprägter Raum, in dem die Mechanismen des Öffentlichen studiert werden können. Abseits privater Geschäftsinteressen, ohne Echtzeit-Hektik, aber in dem Versuch, die moralische Phantasie und das publizistische Vermögen aller Beteiligten zu schulen.
 
        Warum an den Schulen? Nun, die Laborsituation der Schule erlaubt den Kraftakt der reflektierten Distanznahme zu einer scheinbar naturwüchsig und alternativlos erscheinenden Wirklichkeit. Sie bietet vergleichsweise unabhängige Sphären einer relativen Freiheit für diejenigen, die faktisch schon längst in der digitalen Welt leben und eines Tages deren Zukunft bestimmen werden. Die Vernetzung und Digitalisierung in ihren persönlichen und gesellschaftlichen Folgen zu durchdenken, sie mit Blick auf die soziale Umwelt und die eigene kognitive Innenwelt zu begreifen, ihre Sozialverträglichkeit zu debattieren – das wäre so etwas wie der pädagogische Grundauftrag dieses neuen, unvermeidlich interdisziplinären Faches an der Schnittstelle von philosophischer Ethik, Sozialpsychologie, Medienwissenschaft und Informatik.
 
        Am Anfang stünde eine medientechnisch fundierte Entstehungsgeschichte der digitalen Welt, die offenbart, in welchem Maße der Medienwandel ökologisch wirkt, weil er – von der Nutzung der Schrift bis zur Erfindung von Druckerpresse, Radio, Film, Fernsehen oder eben des Computers – die Gesellschaft radikal transformiert und die Organisation des Wissens, den Charakter von Autorität und Wahrheit und die Formen des Diskurses verändert.07 Fortfahren ließe sich mit einer Machtanalyse der digitalen Welt, die zeigt, was Big Data, Quantified Self, die Plattform-Monopole von Facebook oder Google oder die Automatisierung der Arbeitswelt und die Vermessung des Menschen lebenspraktisch bedeuten, welche Wirklichkeiten Algorithmen erschaffen und wer überhaupt Anschluss hat an die Segnungen der digitalen Welt. Das dritte Großthema und Lernziel wäre eine erkenntniskritische Sensibilisierung durch eine Disziplin, die ich als angewandte Irrtumswissenschaft bezeichnen möchte. Sie verdankt ihre Illustrationsbeispiele und Grundeinsichten der sozialpsychologischen Literatur zum Gruppen- und Bestätigungsdenken, der kasuistischen Analyse von Fälschungen und Fehleinschätzungen, dem historischen und epistemologischen Studium von Vorurteilen, von Manipulation und Persuasion. Ein solches Studium der Irrtumswissenschaft vermittelt Wissen, das davon handelt, wie Wissen zustande kommt und wie fehlerhaft und manipulationsanfällig die Wahrnehmung des Einzelnen oder auch ganzer Gruppen und Gesellschaften potenziell sein kann. Schließlich wäre die Praxis des Mediengebrauchs in der digitalen Welt ein entscheidendes Thema. Hier ginge es um die Einschätzung der Verlässlichkeit und Objektivität von Quellen und um die konkreten Kriterien, die einen bei der Einordnung von mehr oder minder vertrauenswürdigen Informationen leiten können. Es ginge um die potenzielle Wirkung eigener Postings und Publikationen in den Wirkungsnetzen des Digitalen und die Macht raffiniert getarnter Werbung und Propaganda, die im Extremfall global zirkuliert. Und hier ginge es auch um die Ethik des eigenen Sprechens, die Spielregeln einer vernunftorientierten, um das bessere Argument ringenden Debatte, die enthemmende Wirkung der Anonymität beziehungsweise Pseudonymität, die konkreten Maßnahmen zur Sicherung der Privatsphäre, aber eben auch um den Schutz der eigenen Konzentrationsfähigkeit und der tiefen Aufmerksamkeit in Zeiten der Dauerablenkung und des Informationsbombardements.
 
        Eine vitale, demokratisch fundierte Öffentlichkeit – das wäre so etwas wie die treibende Grundeinsicht des neuen Schulfaches – braucht Achtsamkeit und Aufmerksamkeit. Sie ist nichts Natürliches und beständig Vorhandenes, sondern dynamisch, angreifbar und unvermeidlich im Spiel der Interessen und aggressiven Polarisierungen bedroht. Es könnte so, Schritt für Schritt, ein neues Verständnis der öffentlichen Sphäre entstehen – als dem geistigen Lebensraum einer Gesellschaft, der vor Missbrauch und Manipulation, vor Desinformation und intransparent agierenden Machtmonopolen geschützt werden muss.
 
        DIALOGISCHER JOURNALISMUS
 
        In der redaktionellen Gesellschaft der Zukunft braucht es einen neuen, weniger asymmetrisch organisierten Pakt zwischen den Journalisten und ihrem Publikum, ein großes Gespräch auf Augenhöhe, das die Uralt-Tugenden des Dialogs – Nahbarkeit und Berührbarkeit, echtes, nicht bloß strategisch oder geschäftlich motiviertes Interesse und wirkliches Zuhören, die Bereitschaft zum Perspektivwechsel – in moderne Formen überführt.08 Das Publikum ist aus Sicht des dialogischen Journalismus nicht mehr passiv, sondern Teilnehmer eines großen, niemals abgeschlossenen Gesprächs auf der Suche nach Wahrheit, Relevanz und Sinn. Es bestimmt die Agenda der Themen in direkter und unmittelbarer Weise mit und wird mitunter in Rechercheprozesse nach dem Muster des Crowdsourcing involviert.09 Das Grundprinzip: Das sogenannte Publikum wird zum Dialog- und Diskurspartner in einem Klima wechselseitiger Inspiration. Information gilt aus dieser Perspektive nicht mehr als statisch, Wissensentstehung wird prozesshaft gedacht, nicht als Ergebnis abschließender und ausschließender Verkündigung. Die professionelle Expertise des organisierten Journalismus verdankt sich damit nicht mehr allein einem Informations- und Wissensvorsprung, sondern der Kunstfertigkeit, mit der man Kommunikationsprozesse initiiert und schöpferische Dialoge moderiert und kuratiert. Es braucht – als Bedingung der Möglichkeit eines dialogischen Journalismus – heterogene Redaktionen, die die unterschiedlichen Wirklichkeiten eines Landes abbilden, Ombudsleute und Öffentlichkeitsredakteure, die Publikumsinteressen vertreten, eine auf Diversität setzende Personalpolitik der Medienunternehmen. Es müssen Personen mit Migrationsgeschichte in einer Redaktion sein, Nicht-Studierte, mehr Frauen und insgesamt Menschen mit tiefen biografischen Erfahrungen – auch, um eine allzu große weltanschauliche Homogenität, die Fokussierung auf eine urbane Mittelschicht, akademische oder elitäre Milieus zu vermeiden.
 
        Es gilt überdies, das klassische Gatekeeping des massenmedialen Zeitalters durch das Gatereporting zu ergänzen; der Journalismus der Zukunft muss neben der Vermittlung von Inhalten noch systematischer über die Prozesse ihres Zustandekommens informieren und offensiv für die eigenen Rationalitätskriterien werben.10 Was ist damit gemeint? Gatekeeping betreiben heißt, Informationen auszuwählen, sie überhaupt als relevant auszuzeichnen. Das ist die klassische, nach wie vor unverzichtbare Kernkompetenz in einer Zeit, in der Gerüchte und gefährlicher Nonsens blitzschnell zirkulieren. Gatereporting hingegen bedeutet, die eigenen Auswahlkriterien und Quellen, wann immer möglich, offen zu legen und sich um die Begründung von Relevanz, Stichhaltigkeit und Wahrheitsanspruch zu bemühen. Es reicht heute nicht mehr, nur zu verkünden, was man selbst für richtig und wichtig hält. Es ist an der Zeit, die Meta-Rezepte der Quellen- und Wissensüberprüfung sowie die etablierten Spielregeln der Faktenrecherche mitzuliefern. Man muss – in Redaktionsblogs, Foren, sozialen Netzwerken, durch Netztutorials, die Veröffentlichung von Rohmaterial – erklären und wieder erklären, warum man sagt, was man sagt, und auswählt, was man auswählt; man muss eigene Fehler und Grenzüberschreitungen transparent machen, Gefährdungen und Hindernisse der unabhängigen Gesellschaftsbeobachtung unerschrocken beschreiben und durch eigene Fortbildungsangebote und bürgernahe Journalistenschulen über die eigene Arbeit informieren.11 Das heißt: Die Selbstaufklärung über die Gesetze der eigenen Branche ist der unvermeidliche Zweitjob von Journalistinnen und Journalisten in einer redaktionellen Gesellschaft, die die Medienmündigkeit und die publizistische Verantwortung aller Beteiligten als Ziel kollektiver Anstrengungen begreift. Der kategorische Imperativ eines in dieser Weise verwandelten Journalismus, der auf das große Gespräch zielt, lautet: Begreife die eigene Kommunikation nie als Endpunkt, sondern immer als Anfang und Anstoß von Dialog und Diskurs.
 
        PLATTFORMRÄTE
 
        Soziale Netzwerke wie Facebook, Suchmaschinen wie Google und Mikrobloggingdienste wie Twitter (nun „X“) sind Zwitter- und Meta-Medien und agieren als solche in einem schwer definierbaren und noch schwerer sinnvoll regulierbaren Grau- und Grenzbereich. Wer sie als Medienunternehmen mit redaktioneller Verantwortung für sämtliche Beiträge auffasst, der macht den Fehler, ihnen implizit Zuständigkeiten für den Charakter von Einzeläußerungen anzutragen, die sie nicht besitzen – und vergrößert paradoxerweise, womöglich in dem Bestreben, ihren Einfluss zu begrenzen, ihre Macht. Wer sie als gänzlich neutrale Plattformen begreift, die doch nur unterschiedslos Kommunikation ermöglichen, der übersieht, dass ihre Betreiber sehr wohl – nur eben auf weitgehend intransparente Art und Weise – permanent redaktionelle Entscheidungen durch die algorithmische Filterung von Information treffen. Und er ignoriert, dass sie nicht nur, wie beispielsweise Facebook, Brustwarzen- und Penisbilder löschen, sondern auch im Falle von nationalen und internationalen Konflikten widersprüchlich agieren und Profile, Seiten und Inhalte nach eigenem Gutdünken sperren, während sie andere stehen lassen, weil dies ihren beziehungsweise den nordamerikanischen Vorstellungen von Meinungsfreiheit entspricht. Und er macht sich nicht ausreichend deutlich, dass die Plattform-Giganten der digitalen Zeit schon durch die schlichte Tatsache ihrer Marktmacht und die Kannibalisierung des Werbe- und Anzeigenmarktes die öffentliche Sphäre tiefgreifend verändern.
 
        Damit stellt sich das Problem, wie man in einer redaktionellen Gesellschaft Plattformen regulieren könnte, ohne in Richtung der Totalbevormundung (das wäre das eine Extrem) oder in Richtung eines allzu gleichgültigen Laisser-faire (das wäre das andere Extrem) abzustürzen. Dass es diese Regulierung braucht, ist offensichtlich, weil die Plattform-Betreiber gegenwärtig – je nach Belieben, politisch-juristischer Opportunität und aktuellem Anlass – verschiedene, einander widersprechende Positionen kombinieren: Mal treten sie als Subjekte in Erscheinung, die für sich das Recht auf freie Meinungsäußerung in Anspruch nehmen; dann wieder werden redaktionelle Entscheidungen bekannt, die willkürlich oder rein situativ begründet erscheinen.12 Und schließlich wählen sie, dies ist wohl die häufigste Reaktion, die „technokratische Pose“ (ein Ausdruck des Netzkritikers Evgeny Morozov), beanspruchen also Neutralität und tun so, als seien ihre Algorithmen gleichsam stumpf vor sich hin rechnende Gerechtigkeitsautomaten, die mechanisch und unterschiedslos Informationen sortieren. Dann heißt es vonseiten der Plattform-Betreiber beispielsweise, man produziere keine eigenen Inhalte beziehungsweise bilde lediglich Nutzerinteressen ab; man würde Computerwissenschaftler und Ingenieure beschäftigen und keine Journalisten; und es gebe keine redaktionellen Eingriffe von Menschen in den Fluss von Information – all dies sind Schutzbehauptungen, die in dieser Form und dieser Absolutheit nicht stimmen.13
 
        Die Lösung, die im Bemühen um allgemeine Medienmündigkeit naheliegt, besteht darin, dass man Filtertransparenz, die Offenlegung der Entscheidungspraxis und die Möglichkeit des allgemeinen Publikums, diskursiv auf diese Entscheidungspraxis Einfluss zu nehmen, befördern und notfalls auch gesetzlich erzwingen muss. Denn Medien (und eben auch medienähnliche Unternehmen oder Plattformen) müssen, wie die Philosophin Onora O’Neill formuliert, verfügbar und einschätzbar sein.14 Wir müssen wissen, wer auf welche Weise und mit welcher Agenda Informationen auswählt, personalisiert und gewichtet, womöglich Relevanz- und Realitätsverzerrungen programmiert, um dann zu entscheiden, wie wir diese Informationen einschätzen und ob wir uns ihnen aussetzen wollen.
 
        Wie ließe sich diese Einschätzungsfähigkeit steigern? Der Vorschlag, der hier unterbreitet wird, lautet: Plattformen müssen sich eigene, detailliert ausbuchstabierte Richtlinien und Ethikkodizes geben, die der öffentlichen Diskussion zugänglich sind. Sie brauchen in jedem einzelnen Land Ombudsgremien des Publikums. Sie benötigen Öffentlichkeitsredakteure, die den Dialog mit dem Publikum pflegen, die analog und digital erreichbar und zur sofortigen Reaktion im Falle von Beschwerden oder Kontroversen angehalten sind. Die Unternehmen selbst müssen in Transparenzberichten zur Beantwortung folgender Fragen verpflichtet werden: Wie wird durch die eigene Stellung im Markt die öffentliche Sphäre verändert? Welche publizistischen Effekte haben die eingesetzten Algorithmen, welche Tendenz und welche diskursiven Effekte begünstigen sie? Welche Werte sind ihnen eingeschrieben? Wie geht das Unternehmen mit Hasskommunikation, mit politischem und religiösem Extremismus und Beschwerden generell um? Welche Leitlinien verfolgt das Unternehmen im Kampf gegen Desinformation und im Umgang mit Propaganda, ideologischem oder religiös begründetem Fanatismus? Auf welche Weise bestimmt man die Grenzen der Meinungsfreiheit? Wer ist damit beauftragt, Inhalte zu kuratieren? In welche Prozesse der Informationsfilterung sind Menschen involviert, in welche nicht?
 
        Es liegt in der Logik eines Meta-Mediums und der hier unterbreiteten Vorschläge, dass diese Transparenzberichte wiederum von Ombudsgremien und unabhängigen Wissenschaftlern bewertet und diese Einschätzungen prominent auf der Plattform selbst kommuniziert und diskutiert werden sollten. Sinnvoll erschiene zu diesem Zweck ein eigener Plattformrat, eine neu zu gründende Institution als Anlaufstelle, Schiedsrichter und Korrekturinstanz von Fehlentscheidungen, die Diskurs- und Transparenzpflichten einfordert. Das hieße konkret: In einem solchen Plattformrat kämen Plattformbetreiber, Journalisten, Verleger, Wissenschaftler und Vertreter der verschiedenen gesellschaftlichen Gruppen zusammen; hier würden Beschwerden und Kritikpunkte diskutiert; hier würde man auf Debatten zur Transformation der digitalen Welt reagieren, Rügen oder Missbilligungen aussprechen oder Vorwürfe in Teilen oder zur Gänze zurückweisen. Die Debatten und die angebliche oder tatsächliche Verletzung von Standards müssten dann von den Plattformen selbst veröffentlicht und den Nutzern prominent zugänglich gemacht werden. Auf diese Weise würden – in einer Mischung aus Top-down- und Bottom-up-Verfahren – die allgemeinen Prinzipien der redaktionellen Gesellschaft Schritt für Schritt in Richtung einer eigenen Plattformethik konkretisiert, die überhaupt erst für das breite Publikum identifizierbar und transparent gemacht würde. Und es würde klarer, in welcher Ernsthaftigkeit man Leitwerte wie Wahrheits-, Diskurs- und Verständigungsorientierung respektiert, welches Relevanzkonzept man favorisiert und inwiefern man die eigenen Mitarbeiter für ethisch-moralische Leitfragen sensibilisiert.15
 
        Was wäre damit gewonnen? Die Antwort lautet: Damit würde die inzwischen gefährlich normal scheinende und seltsam natürlich wirkende Intransparenz der publizistischen Vorentscheidungen durch Plattform-Betreiber der allgemeinen Analyse und der öffentlichen Kritik zugänglich. Das Publikum würde auf diese Weise in die Lage versetzt, das bislang weitgehend unsichtbare, dem öffentlichen Diskurs entzogene redaktionelle Programm einzuschätzen und sich die Frage zu stellen, ob es selbst mit diesem einverstanden ist – oder doch die Plattform und den Anbieter wechseln sollte; eben dieser Wechsel zu Alternativplattformen ist ja möglich. Das hieße, allgemeiner betrachtet, dass man im Falle von Plattformen Transparenzpflichten und Meta-Prinzipien der Diskursorganisation durchsetzt, nicht jedoch eine spezielle Vorstellung von Wahrheit, Moral oder Meinungsfreiheit, weil einen dies, sieht man von klaren, offensichtlichen Rechtsverstößen einmal ab, auf die schiefe Bahn der Gesinnungsvorgabe gleiten lässt. Man greift also nicht direkt auf der Ebene der einzelnen Inhalte ein, aber steigert die Entscheidungsfreiheiten des Einzelnen, vergrößert seine Möglichkeiten der bewussten Auswahl; der Einzelne muss sich dann selbst ein Urteil bilden.
 
        AUSBLICK
 
        Dies alles bedeutet, einen langen, mühevollen Weg zu gehen. Aber eben erst diese Sisyphusarbeit der fortwährenden Auseinandersetzung ist den Idealen eines demokratischen Miteinanders in der redaktionellen Gesellschaft der Zukunft wirklich angemessen. Warum? Weil Bildungsanstrengungen dieser Art die Mündigkeit des anderen voraussetzen, ihn als selbstständiges Gegenüber betrachten – aus welchen Gründen sollte man sich sonst auch im Diskurs engagieren? Und weil erst durch die Bereitschaft zur fortwährenden Auseinandersetzung das große Gespräch über publizistische Verantwortung möglich wird, das die redaktionelle Gesellschaft der Zukunft auszeichnen könnte. Ein solches Plädoyer, das nicht auf ein statisches System aus Normen und Regeln zielt, weist ins Offene und will und braucht die Debatte, nicht die Ruhebank fester Wahrheiten und vermeintlich zeitloser Gewissheiten. Es setzt, eben darin besteht seine Schwäche, aber vielleicht auch seine Stärke und Attraktivität, schon in der Wahl der Mittel voraus, was es als Ziel erst zu erreichen gilt: die Autonomie und Selbstverantwortung des Menschen und seine Fähigkeit, mit anderen auf gute Weise in Freiheit zu leben.
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        WISSENSCHAFTLICHE DISKURSKULTUR ZWISCHEN FREIHEIT UND POLITISIERUNG
 
        Elif Özmen
 
        Das gesellschaftliche Vertrauen in die Wissenschaft ist gegenwärtig sehr hoch. So vertrauen 62 Prozent der Deutschen der Aussage- und Geltungskraft wissenschaftlicher Erkenntnisse „voll und ganz“; 69 Prozent finden, dass politische Entscheidungen durch wissenschaftliches Wissen getragen werden sollten; für ganze 60 Prozent gelten Hochschulprofessor:innen als besonders vertrauenswürdige Personen und Auskunftgeber (zum Vergleich: von Politiker:innen denken das gerade mal 17 Prozent, von Journalist:innen 32 Prozent der Befragten).01 Ein Grund für diese gesamtgesellschaftliche Anerkennung liegt in der relativen Unabhängigkeit der Wissenschaft und der Wissenschaftler:innen in Deutschland. Zwar ist mit den weltweiten Tendenzen der Entdemokratisierung und Autokratisierung in vielen Ländern auch ein Rückgang der Wissenschaftsfreiheit verbunden, doch für Deutschland gilt das nicht, wie der Spitzenplatz im Academic Freedom Index (AFI) nachdrücklich belegt. Gerade weil das AFI-Projekt verschiedene Dimensionen von Wissenschaftsfreiheit über einen langen Zeitraum in knapp 180 Ländern separat erhebt und miteinander vergleicht, kann dieses Ergebnis als besonders belastbar gelten.02
 
        Dennoch – und in einer gewissen Spannung zu diesen Index-Werten – gibt es eine anhaltende öffentliche Debatte um mutmaßliche Gefährdungen und Verletzungen der Wissenschaftsfreiheit, die zu gefühlten oder realen Einschränkungen der wissenschaftlichen Streit- und Debattenkultur und zu (Selbst-)Regulierungen der Frei- und Denkräume an Hochschulen, auf Konferenzen und in der Wissenschaftskommunikation führen würden. Als Belege gelten Verbotsforderungen, Boykott-Aufrufe, die Verhinderung von Veranstaltungen, Drohungen und Denunziationen gegenüber einzelnen Wissenschaftler:innen, die Sanktionierung von Begriffen (wie das „N-Wort“, Weiße, „Rasse“, Frauen*) und nicht-gendergerechter Sprache sowie die harsche Zurückweisung bestimmter Denktraditionen, Werke, Autor:innen und Inhalte aufgrund ihrer (angeblichen oder auch tatsächlichen) mangelhaften politischen oder moralischen Güte.03
 
        Es geht in dieser Debatte also nicht um die altbekannten Verletzungen der Wissenschaftsfreiheit durch staatliche Akteure und Eingriffe, sondern um „weichere“ Praktiken der gesellschaftlichen Einflussnahme, die allerdings mit harten Konsequenzen für die Betroffenen einhergehen können. Ebenso wie staatliche Kontrolle und Zensur würden diese (teil-)gesellschaftlichen Forderungen nach politischer Korrektheit, Trigger-Warnungen, Begriffs- und Sprachregelungen und die begleitende Kultur der Skandalisierung und des „Cancelns“ die Autonomie der Wissenschaftler:innen gefährden – und damit das Prosperieren der Wissenschaft im Ganzen. Als besonders perfide gilt, dass sich solche Versuche der politischen, moralischen und ideologischen Steuerung zwar außerwissenschaftlicher Leitnormen bedienen (wie Gleichstellung, Anti-Diskriminierung, Wiedergutmachung, Emanzipation, Gerechtigkeit), aber immer häufiger nicht „von außen“ kommen, sondern von Hochschulleitungen, Kolleg:innen und den Studierenden initiiert und durch wissenschaftliche Förderinstitutionen und Begutachtungs- und Publikationsprozesse gestützt werden.
 
        Wie immer man sich hier positioniert:04 Die Debatte um die Freiheit der Wissenschaft und ihre mutmaßlichen inneren Feinde ist auch eine Debatte über die Gelingensbedingungen der Wissenschaft als eine kollektive, kooperative und weitgehend selbstregulierende Tätigkeit, deren Freistellung von staatlicher Fremdbestimmung und Politisierung dem ungehinderten wissenschaftlichen Bemühen um Wahrheit dient.05
 
        FORMEN DER POLITISIERUNG DER WISSENSCHAFT
 
        Ohne die Freiheit von wissenschaftsfremden Einflussnahmen kann Wissenschaft die ihr eigentümlichen Ziele – die Ermittlung signifikanter Wahrheiten, das Verstehen, Erklären und Begründen natürlicher und lebensweltlicher Phänomene, die Entwicklung adäquater Theorien und darauf gründender praktischer Anwendungen – nicht zufriedenstellend realisieren. Daher herrscht gegenwärtig große Einigkeit darüber, dass die Freiheit der Wissenschaft, Forschung und Lehre schlechthin konstituierend ist für die Wissenschaft. Uneinigkeit besteht hingegen bezüglich der Frage, ob und welche „Politisierung“ der Wissenschaft zuträglich oder schädlich ist.
 
        Während der Corona-Pandemie hat sich gezeigt, dass Verschwörungserzählungen, „alternative“ Wahrheiten, Scharlatanerien und andere Querdenkereien das gesellschaftliche Vertrauen in wissenschaftliche Erkenntnisse und Kompetenzen unterminieren können.06 Es wurde aber auch deutlich, dass viele Bürger:innen und nicht wenige Akteure aus Politik und Medien schlichtweg unvertraut sind mit den Eigenarten der wissenschaftlichen Forschungs- und Diskurskultur. Die Gleichzeitigkeit von wissenschaftlichem Objektivitätsanspruch und wissenschaftlichen Unsicherheiten, Dissensen und Widersprüchen führte – und führt bei den Diskussionen um den Klimawandel regelmäßig – zu dem Eindruck, dass sich hinter wissenschaftlichen Positionen am Ende doch nur subjektive Interessen und Meinungen oder Ideologien verbergen. Zu einem solchen relativistischen und hegemonialen Bild von Wissenschaft tragen die faktische politische Instrumentalisierung der Wissenschaft, die Inszenierung von wissenschaftlicher Expertise sowie das eitel-willfährige „Hoflieferantentum“ mancher Wissenschaftler:innen in der Öffentlichkeit das Ihrige bei, sei es als Expertin, Funktionär, Talkshowgast, Politikberater oder Podcasterin.07
 
        Dabei sind solche Praktiken der Politisierung – der politischen Dienstbarmachung – von Wissenschaft weder neu, noch sollten sie besonders überraschen. Die Geschichte der Wissenschaften ist auch eine Geschichte der staatlichen Steuerung, politischen Zurichtung, Zensur und handfesten Repression. Zwar werden in freiheitlichen Demokratien akademische Freiheitsrechte garantiert, etwa indem der staatlichen Zensur und Gängelung von Forschung, Lehre und Publikationstätigkeit verfassungsrechtliche Grenzen gezogen sind. Aber das Recht der Freiheit der Wissenschaft, welches die wissenschaftliche Tätigkeit und wissenschaftliche Geltungsansprüche der staatlichen Verfügungsgewalt – und in diesem Sinne: der Politisierung – entzieht, ist seinerseits politisch. Mit der rechtlichen Normensetzung wird der gesamtgesellschaftlichen Anerkennung der wissenschaftlichen Erkenntnistätigkeit und der allgemeinen Wertschätzung der wissenschaftlichen Wissensform Ausdruck gegeben.
 
        Diese Version von Politisierung – der verfassungsrechtliche Auftrag zum Schutz und zur Förderung der Wissenschaft – flankiert die Gesellschaftsform, die seit einigen Jahrzehnten mit dem Schlagwort der „Wissensgesellschaft“ bezeichnet wird und mit dem die soziologischen, ökonomischen, aber auch die politischen und epistemischen Anforderungen des postindustriellen Zeitalters herausgestellt werden. In der Wissensgesellschaft gelten Wissensproduktion und Wissensorganisation als wertvollste gesellschaftliche Ressourcen, sodass alle kollektiven Handlungssphären – Wirtschaft, Recht, Technik, Bildung, aber allem voran Politik – durch Wissen dominiert werden (sollten). Wissenschaftlichem Wissen gebührt hierbei der Vorrang, nicht zuletzt, weil es gesichert und verbindlich, objektiv und vertrauenswürdig, öffentlich zugänglich und nachvollziehbar zu sein beansprucht.08
 
        Das Verhältnis zwischen Wissenschaft, Politik und Recht scheint in der demokratischen Wissensgesellschaft besonders eng zu sein, weil sich mit der Orientierung an wissenschaftlichem Wissen positive demokratische Erwartungen verbinden lassen, etwa an einen Zuwachs von Rationalisierung und Innovation, an die Etablierung evidenzbasierter Politik-Techniken, die eine verlässliche Quelle der Legitimation politischen Handelns bieten und zur politischen Stabilisierung beitragen. Wegen dieses engen Verhältnisses gibt es in freiheitlichen demokratischen Wissensgesellschaften eigentümliche Tendenzen zur Politisierung in dem Sinne, dass Wissenschaft als politisches Argument – oder umgekehrt: Politik als Erweiterung des wissenschaftlichen Tätigkeitsfeldes – benutzt wird. Diese Form der Politisierung wäre aber, ebenso wie die erstgenannte Form der illiberalen Zurichtung und Zensur von Wissenschaft, kritikwürdig, insofern die Sphären der Politik und der Wissenschaft in einer Weise vermischt werden, die weder der Politik noch der Wissenschaft dient. Auf der einen Seite droht eine Epistemisierung, eine „Verwissenschaftlichung“ der Politik, die sich letztlich als undemokratisch beziehungsweise unpolitisch herausstellt, gerade wenn und weil sie sich auf mutmaßlich alternativlose Evidenzen beruft.09 Auf der anderen Seite schadet diese politische Nähe der Wissenschaft, die sich nur zum Preis der Simplifizierung, Entfachlichung, Kompetenzüberschreitung und Unglaubwürdigkeit an dem öffentlich-politischen Wettbewerb der Ideen und Meinungen beteiligen, aber diesen schwerlich gewinnen kann. Wissenschaftliche Meinungen sind tatsächlich sehr eigentümliche, ja eigentlich gar keine Meinungen. Und die wissenschaftliche Diskurskultur unterscheidet sich in wichtigen Hinsichten von anderen öffentlichen Diskurspraktiken.
 
        WISSENSCHAFTSFREIHEIT UND WISSENSCHAFTSKULTUR
 
        Die aktuelle Debatte um die Gefährdungen der freien Wissenschaft und ihrer Streit- und Debattenkultur weist Parallelen zu einem anderen gesellschaftlichen Konfliktthema auf, nämlich den Gründen und Grenzen der Meinungsfreiheit. Mit Blick auf die deutsche Verfassungstradition mag das zunächst nicht verwundern; immerhin wird die Freiheit der Wissenschaft, Forschung und Lehre in ein und demselben Grundrechtsartikel verhandelt wie die Meinungsfreiheit (zudem die Presse-, Informations- und Kunstfreiheit). Diese Kommunikationsgrundrechte gehören wegen ihrer Bedeutung für die individuelle Persönlichkeitsentfaltung, die kollektive Verständigung und die demokratische Selbstbestimmung zum normativen Grundbestand freiheitlicher Demokratien.10
 
        Dennoch handelt es sich bei der Wissenschaftsfreiheit um ein spezifisches Recht, das in Artikel 5 Absatz 3 des Grundgesetzes als ein defensives und konstitutives Individualrecht ohne Gesetzesvorbehalt garantiert ist. Das heißt, dass Einschränkungen der Freiheit der Wissenschaft, Forschung und Lehre nur durch eine Kollision mit gleichwertigen Rechtsgütern begründet werden können, namentlich der Menschenwürde, dem Recht auf Leben, körperliche Unversehrtheit und Gesundheit oder dem Tier- und Umweltschutz.11 Wissenschaftsfreiheit ist kein Jedermann-Recht, sondern beschränkt auf Personen und Institutionen in wissenschaftlicher Forschung und Lehre.
 
        Grundsätzlich ist ihr Schutzbereich von Meinungen als subjektiven Werthaltungen unterschieden und auf sachgerechte Ernsthaftigkeit, Planmäßigkeit und Wahrheitsorientierung verpflichtet.12 Anders als wissenschaftliche Tatsachenbehauptungen haben Meinungen einen subjektiv-wertenden Charakter und lassen sich daher nicht als „wahr“ oder „falsch“ erweisen. Vielmehr lässt sich um Meinungen trefflich und endlos streiten; Meinungspluralismus und Meinungsdissense lassen sich nur teilweise rational auflösen. Das Jedermann-Recht der freien Meinungsäußerung und Meinungsverbreitung ist daher an keine epistemischen (oder moralischen, politischen, ästhetischen) Gütekriterien gebunden: „Auf den Wert, die Richtigkeit, die Vernünftigkeit der Äußerung kommt es nicht an“, auch nicht, „ob die Äußerung begründet oder grundlos, emotional oder rational ist, als wertvoll oder wertlos, gefährlich oder harmlos eingeschätzt wird.“13
 
        Es ist daher legitim, gegen jede Vernunft und Wirklichkeit darauf zu bestehen, dass „das meine Meinung ist“ und dass „man das doch wohl sagen darf“. Für die Meinungsbildung und Entscheidungsfindung in der demokratischen Öffentlichkeit erscheint die Vorstellung eines Wettbewerbs oder Marktplatzes der Ideen und Interessen durchaus passend – ebenso die Erwartung, dass sich dieser „geistige Kampf“ „notwendig ‚pluralistisch‘, (…) vor allem in Rede und Gegenrede vollzieht“.14 Die Frage, wie sich unter diesen Bedingungen im Rahmen von politischen Konflikten zivilisiert streiten und entscheiden lässt, ist die unumgängliche (und in Zeiten der Polarisierung und Polemisierung nicht leicht zu beantwortende) Frage nach den epistemischen und ethischen Grundlagen demokratischer Diskurskultur.15
 
        Für die Wissenschaft stößt die Vorstellung eines freien Marktes der Ideen oder eines Wettbewerbs der Meinungen allerdings an Grenzen, die durch die Eigentümlichkeit der Wissenschaft bestimmt werden. Die wissenschaftliche Suche nach Erkenntnis, Wahrheit und Verständnis der Natur und der menschlichen Lebenswelt wird, jedenfalls idealiter, nicht durch Angebot und Nachfrage, Werbung, Käufer- oder Wählergunst oder eine unsichtbare Hand angeleitet, sondern durch den kollektiven Verstand der Wissenschaftsgemeinschaft und das sozioepistemische Normengefüge der Wissenschaftskultur beziehungsweise des Wissenschaftsethos.16 Dieses umfasst eine Reihe von relativ unstrittigen epistemischen Werten (wie Eindeutigkeit, Genauigkeit, Klarheit, Kohärenz, Konsistenz, Überprüfbarkeit, Verlässlichkeit), zudem Begründungs- und Verfahrensregeln, Handlungsorientierungen, Tugenden, Rollenerwartungen sowie institutionalisierte Belohnungs- und Sanktionssysteme, die die Ausbildungs- und Qualifikationswege, Methodologien und Praktiken – darunter die Diskurskultur – der Wissenschaft anleiten. Bei allen disziplinären Unterschieden und fachlichen Differenzen zwischen den Einzelwissenschaften gibt es Gemeinsamkeiten, die nicht nur die internen Wissenschaftsprozesse und das Selbstverständnis der Wissenschaftler:innen normieren, sondern zugleich definieren, was überhaupt als (gute) wissenschaftliche Praxis gilt und wer als (gute) Wissenschaftler:in betrachtet werden kann.
 
        DAS ETHOS WISSENSCHAFTLICHER DISKUSSIONSKULTUR
 
        Während auf dem demokratischen Marktplatz der Meinungen reichlich viele Ideen und Interessen angeboten werden und auch reüssieren können (wie Klimawandel- und Corona-Leugnung, Verschwörungserzählungen, Kreationismus, Astrologie, Homöopathie), gilt für wissenschaftliche Ideen mit Blick auf das Ethos der Wissenschaft, dass grundlegende Rationalitätsstandards zu erfüllen sind. Diese dienen zugleich als Filter für solche unwissenschaftlichen Meinungen und Ideen. Die markttypische Annahme, dass im freien Wettbewerb die Nachfrage das Angebot und darüber auch den Preis regelt, erweist sich für das Ideal der Wissenschaft als unangemessen.17 Die Freiheit der Wissenschaft schließt die Freiheit ein, seinen eigenen Forschungsinteressen folgen zu können, ohne dabei ihre mutmaßliche Markt- oder Wettbewerbsfähigkeit berücksichtigen zu müssen. Und das gilt auch innerhalb der Wissenschaft, deren marktwirtschaftliche Zurichtung durch die zunehmende Ökonomisierung und Drittmittelfetischisierung eine reale Gefahr der Einschränkung von Forschungsfreiheit bedeutet.
 
        Dabei sind wissenschaftliche Meinungen gerade keine Meinungen im Sinne von Werthaltungen, sondern wahrheitsfähige Aussagen, die etwas behaupten, was objektiv – also auch unabhängig von einer subjektiven Stellungnahme – der Fall ist. In der Wissenschaft lässt sich gar nicht sinnvoll von „meiner Wahrheit“ sprechen oder auf „alternative Fakten“ verweisen; vielmehr muss man sich dem besseren Argument, der treffenden Kritik, den Evidenzen und Tatsachen beugen. Daher fallen Tatsachenbehauptungen auch nur dann unter den Schutz der Meinungsfreiheit, wenn und weil diese eine Voraussetzung der Bildung von Meinungen sind. Nicht geschützt sind hingegen unrichtige Informationen oder bewusst falsche Tatsachenbehauptungen, wie Lügen, Fake News oder wissentlich unwahre Informationsverbreitung18 – und zwar auch dann, wenn sie von Professor:innen vorgebracht werden.
 
        Allerdings darf es für die Gewährung der Wissenschaftsfreiheit keine Rolle spielen, ob die wissenschaftlichen Hypothesen, Überzeugungen, Standpunkte, Theorien oder Forschungsergebnisse „strittig“, unliebsam, unbequem oder reaktionär sind, unvernünftig, unbegründet oder abwegig erscheinen oder als beunruhigend, schockierend oder verletzend empfunden werden. Mindermeinungen sind ebenso geschützt wie irrige Forschungsansätze und fehlerhafte Ergebnisse, vorausgesetzt, „daß es sich dabei um Wissenschaft handelt; darunter fällt alles, was nach Inhalt und Form als ernsthafter Versuch zur Ermittlung von Wahrheit anzusehen ist“.19
 
        Die für die Wissenschaft charakteristische Pluralität von Forschungsansätzen und Evidenz-Verfahren, die ausgeprägte Debatten- und Fehlerkultur und die konstruktive Konkurrenz zwischen Wissenschaftler:innen sind somit ein fester Bestandteil des wissenschaftlichen Alltags. Das zeigt sich auch an den Besonderheiten der wissenschaftlichen Diskurskultur, deren Grundsätze sich aus dem Ethos der Wissenschaft erschließen lassen.20 Hierzu zählt etwa Universalismus als der allgemeine und objektive Geltungsanspruch wissenschaftlicher Aussagen. Er verpflichtet Wissenschaftler:innen, sich in wissenschaftlichen Diskursen ohne Rücksicht auf Personen, Status, Interessen und Machtverhältnisse ausschließlich durch Sachverhalte und Argumente leiten zu lassen.
 
        Ein weiteres epistemisches Prinzip ist Interesselosigkeit. Die wissenschaftliche Tätigkeit wird nicht durch die persönlichen Präferenzen, eigennützigen Motive und subjektiven Meinungen oder Werte der Wissenschaftler:innen bestimmt, sondern durch die methodisch angeleitete und systematisierte Suche nach Wahrheit, Erkenntnissen und Einsichten. Dabei wird von der individuellen Wissenschaftler:in eine Haltung der intellektuellen Redlichkeit, Unaufgeregtheit und Unparteilichkeit verlangt. Für wissenschaftliche Diskurse bedeutet das, persönliche (darunter auch politische und moralische) Leidenschaften, Wünsche und Präferenzen zurückzustellen. Positiv gewendet gebührt den anderen Wissenschaftler:innen und ihrer Forschungstätigkeit Respekt, insbesondere dann, wenn diese konträr zu den eigenen wissenschaftlichen Überzeugungen stehen.
 
        Ein drittes epistemisches Prinzip mit kommunikativen Wirkungen ist der organisierte Skeptizismus. Die Wahrheits- und Wirklichkeitsorientierung der Wissenschaft geht damit einher, dass wissenschaftliche Überzeugungen, Hypothesen, Methoden und Forschungsergebnisse keine Gewissheiten oder absoluten Wahrheiten darstellen, sondern regelmäßig mit Unsicherheiten, Unwissen, Verzerrungen, Fehlern und Irrtümern gerechnet werden muss. Daher stehen sie der wissenschaftlichen Kritik, Überprüfung und Revision – unter anderem in wissenschaftlichen Diskursen – jederzeit offen. Hierbei ist es völlig üblich und auch angemessen, die Gegenposition zu der eigenen vorwegzunehmen und mitzudenken. Unüblich ist es hingegen, wenn der eigenen Rede keine Gegenrede, Einwände oder Kritiken folgen.
 
        Schließlich ist auch Wahrhaftigkeit eine epistemisch-ethische Tugend: Die Auswahl und Präsentation der Probleme, Hypothesen und Mittel, die die Forschungstätigkeit der einzelnen Wissenschaftler:in leiten, ist von dieser gewissenhaft und ehrlich, sich und anderen gegenüber, vorzunehmen. Auch in wissenschaftlichen Diskursen gilt eine Wahrhaftigkeitspflicht: Lügen, „Bullshitting“ und Provokationen um der Provokation willen sind ebenso wie Diskursfurcht und Empörungslust als diskursive Laster zu betrachten.
 
        Diese Anfangsüberlegungen zur wissenschaftlichen Diskurskultur sind von dem Ideal der Wissenschaft, einem Ethos der Rationalität und einer geteilten akademischen Kultur geleitet. Dieses Ideal bietet überhaupt erst die normativen Voraussetzungen für die epistemischen Freiräume, auf die die reale Wissenschaft angewiesen ist und die nicht durch das Rechtsgut der Wissenschaftsfreiheit alleine garantiert und ausgestaltet werden können. Dem Ethos der Wissenschaft kommt dabei auch die Aufgabe zu, das normative Fundament zu sichern, auf dem sich der wissenschaftliche Disput, die harte argumentative Auseinandersetzung und auch der Streit um die richtige Position, These und Theorie konstruktiv entfalten können. Schließlich gilt: „Über gute Wissenschaft, Wahrheit oder Unwahrheit von Ergebnissen kann nur wissenschaftlich geurteilt werden.“21 Für diese Beurteilungen spielen wissenschaftliche Diskurse eine konstitutive Rolle, deren normative Grundsätze an eben jene Ethos-Normen anknüpfen können, die die Wissenschaftlichkeit der Wissenschaft definieren.
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        17 In Ländern wie den USA oder Großbritannien, in denen Wissenschaftsfreiheit unter das allgemeine Recht auf Meinungsfreiheit fällt, wird dagegen regelmäßig auf die Wissenschaft als marketplace of ideas verwiesen. Vielleicht sind die Debatten um academic freedom als freedom of speech in diesen Ländern auch deswegen so aufgeheizt und unversöhnlich, weil es hier deutlich schwerer als in der deutschen Tradition fällt, das Recht auf freie Rede von dem Recht auf freie wissenschaftliche Kommunikation qualitativ zu unterscheiden.
 
        18 Vgl. BVerfGE 61, 1 (8).
 
        19 BVerfGE 90, 1 (12).
 
        20 Ich orientiere mich bei den folgenden Überlegungen an den epistemischen und ethischen Prinzipien, die von Robert K. Merton und André Cournand als Teil des scientific ethos bzw. scientist’s code formuliert wurden, vgl. Merton (Anm. 16) und André Cournand/Michael Meyer, The Scientist’s Code, in: Minerva 14/1976, S. 79–96.
 
        21 BVerfGE 90, 1 (12).
 
      

       
        RECHTSPOPULISTISCHE DISKURSVERSCHIEBUNGEN
 
        Ruth Wodak
 
        Zurzeit mehren sich mit Blick auf den Aufstieg des Rechtspopulismus die Kassandrarufe in der Öffentlichkeit. Rechtspopulistische Parteien (im Weiteren RPP) gewinnen europaweit – und auch darüber hinaus – Wahlen und führen oft die Meinungsumfragen an. Das hat Auswirkungen auf den öffentlichen Diskurs. Das politische Spektrum rückt nach rechts, eine signifikante Diskursverschiebung ist wahrnehmbar. Themen, Argumente, Slogans, Rhetorik und Performance (also geschriebene, gesprochene und visuelle Texte über bestimmte Themen) von RPP01 werden akzeptabel und von – meist konservativen – Mainstreamparteien übernommen. Mit solchen Diskursverschiebungen gehen Prozesse der Normalisierung, des Mainstreamings und des democratic backsliding einher. Mehrere Voraussetzungen sind für das Gelingen dieser signifikanten Veränderungen relevant. Dazu zählen unter anderem: krisenhafte sozioökonomische globale und lokale Entwicklungen; völkisch-nativistische Ideologien und Narrative, die von RPP propagiert werden; die strategische Mediatisierung von Politik; und nicht zuletzt die Unterstützung der RPP durch konservative Parteien, die einen drohenden Machtverlust abzuwenden versuchen.02
 
        Dementsprechend warnen viele Politiker:innen sowohl auf EU- als auch auf nationaler Ebene sowie prominente Persönlichkeiten des öffentlichen Lebens vor einem europäischen (und sogar globalen) Abdriften in verstärkten (Ethno-)Nationalismus, illiberale Demokratie und Autoritarismus.03 Dies nicht zu Unrecht, gehen mit diesen Entwicklungen doch unter anderem systematische Verletzungen von Menschenrechten, internationalen Verträgen sowie Werten und Normen der Europäischen Union beziehungsweise der Vereinten Nationen einher.04 Lügen, demagogische Verhetzungen, Verschwörungsnarrative sowie Beleidigungen und Diffamierungen sorgen zwar für Empörung, bleiben jedoch meist ohne juristische Folgen und sind spätestens nach wenigen Tagen vergessen.05 Es scheint, als hätte man sich an die täglichen Provokationen und Skandale gewöhnt. Ein Normalisierungsprozess hat stattgefunden.
 
        Die beiden EU-Mitgliedstaaten, die häufig als Beispiele für diese Entwicklung herangezogen werden, sind Viktor Orbáns Ungarn und Jarosław Kaczyńskis Polen.06 Die offiziellen Reaktionen der EU sind zögerlich und folgen langsamen bürokratischen, institutionell festgelegten Verfahren.07 Gleichzeitig erzielt die AfD in Deutschland Erfolge bei Landtagswahlen, die rechtsextreme FPÖ steht in Österreich seit September 2022 in allen Meinungsumfragen an erster Stelle.08 In Schweden regiert eine konservative Koalition mit Unterstützung der ethno-nationalistischen Schwedendemokraten,09 in Frankreich bedroht Marine Le Pens Rassemblement National die Regierung von Emmanuel Macron.10 Giorgia Meloni, Vorsitzende der postfaschistischen Fratelli d’Italia, gewann 2022 die Wahlen in Italien und löste die Regierung von Mario Draghi ab,11 in Großbritannien regieren weiterhin jene Tories, die sämtliche Agenden der rechtspopulistischen UKIP in ihr Programm übernommen haben, vor allem die menschenrechtsfeindliche Migrations- und Asylpolitik – siehe nur den Slogan „Stop the boats“ und die Entscheidung, Geflüchtete trotz schlechter Menschenrechtslage nach Ruanda abzuschieben.12 Darüber hinaus bedroht eine mögliche Wiederwahl Donald Trumps 2024 in den USA sämtliche demokratischen Initiativen.
 
        Doch es gibt auch entgegengesetzte Entwicklungen: In Spanien verlor die rechtsradikale Partei Vox – trotz gegenteiliger Vorhersagen – bei den Parlamentswahlen 2023 massiv an Stimmen;13 in Israel demonstrierten bislang wöchentlich hunderttausende Menschen gegen die geplante Aushöhlung des Rechtsstaates durch die in Teilen rechtsextreme Regierung unter Benjamin Netanjahu.14 In Brasilien gewann der linksorientierte Luiz Inácio Lula da Silva die Wahlen gegen den rechtsextremen Jair Bolsanaro;15 in Dänemark, Luxemburg, Portugal, Deutschland, Irland, Belgien und Norwegen regieren Sozialdemokraten, Liberale und grüne Parteien in unterschiedlichen Koalitionszusammenhängen.
 
        Tatsächlich handelt es sich bei dieser – notwendigerweise verkürzt dargestellten – Momentaufnahme also nicht um eine generelle und ausschließliche Diskursverschiebung „nach rechts“, sondern um eine Polarisierung; um einen Kampf um Hegemonie verschiedener – zukunftsgerichteter wie rückwärtsgewandter – Diskurse, wobei der Mediatisierung dieser Diskurse eine entscheidende Rolle zukommt. Sowohl traditionelle Medien als auch Social-Media-Plattformen spielen eine große Rolle bei der Themensetzung und der Verbreitung rechtspopulistischer Themen und Argumente. Sie treiben das „Perpetuum mobile des Rechtspopulismus“ an.16 Immer neue Provokationen und Skandale lassen sich als Schlagzeilen gut verkaufen und verdrängen so andere wichtige Informationen. Die gegenseitige Abhängigkeit von RPP und Medien funktioniert letztlich als „ideologische Partnerschaft“.17
 
        INTERDISZIPLINÄRE ERKLÄRUNGSANSÄTZE
 
        Insgesamt setzen alle RPP auf nativistische Wir-Sie-Gegensätze und, je nach sozio-politischem und historischem Kontext, auf antimuslimische, antisemitische, antiziganistische oder homophobe Feindbilder. Solche Feindbilder fördern Ausgrenzung. Der Soziologe Wilhelm Heitmeyer listet in diesem Zusammenhang drei relevante Funktionen auf:18 die Auffüllung offener Themenräume (häufig basierend auf Desinformation und Diffamierung), die Verschiebung des Sagbaren sowie die Schaffung einer neuen diskursiven Normalität. Häufig unterstützt durch konservative Akteure, führt dies potenziell zu einem „autoritären Nationalradikalismus“. Die dabei auftretenden Eskalationsstufen sind laut Heitmeyer die folgenden: Es beginnt mit einem Provokationsgewinn in den Medien, schreitet voran mit einem Raumgewinn auf öffentlichen Plätzen sowie einem Räumungsgewinn (etwa infolge von Anschlägen auf Flüchtlingsunterkünfte) und endet mit einem Normalisierungsgewinn, der die demokratische Kultur aushöhlt.
 
        Häufig liegt diesen Phänomenen ein völkisch-nationaler Volksbegriff zugrunde, die Fiktion eines „homogenen Volkes“ – „Wir, die echten Deutschen, Österreicher, …“ gegenüber „den Anderen“. „Wir“ wird als gut, ehrlich und als Opfer imaginiert, die „Anderen“ als Lügner, Betrüger und als Täter. Personen, die keiner der beiden Gruppen zugeordnet werden, kommen nicht vor, der Diskurs verbleibt in einem einfachen manichäischen Schema. Die Gruppe der „Anderen“ besteht hingegen aus drei Untergruppen, die das „Wir“ bedrohen: „die da oben“ (die fiktive Elite), „die da draußen“ (die „Fremden“) sowie „die da unten“ (die „Schmarotzer“ oder sogar „Parasiten“, die Obdachlosen, Langzeitarbeitslosen oder Bettler).19 Die grundlegende Gegenüberstellung des „Wir“ und der „Anderen“ impliziert immer auch eine Kampagne „gegen uns“ – und nicht selten gehen solche Verschwörungsvorstellungen auf traditionelle antisemitische Muster zurück.20 Mit einem solchen Volksbegriff, wie er beispielsweise im Bild der FPÖ von einer „Festung Österreich“ zum Ausdruck kommt,21 wird die Mehrheit der Bevölkerung aus Prinzip ausgeschlossen, während zugleich auf eine – häufig revisionistische – „Blut-und-Boden-Ideologie“ angespielt wird.22 Alice Weidel, heute Co-Vorsitzende der AfD-Bundestagsfraktion und Co-Bundessprecherin ihrer Partei, sprach schon 2013 von „Verfassungsfeinden, von denen wir regiert werden. Diese Schweine sind nichts anderes als die Marionetten der Siegermächte des 2. Weltkriegs und haben die Aufgabe, das deutsche Volk klein zu halten, indem molekulare Bürgerkriege in den Ballungszentren durch Überfremdung induziert werden.“23
 
        Zudem instrumentalisieren rechtspopulistische Akteure Krisen, um ihre Vorschläge für eine immer strengere Ordnungspolitik zu legitimieren. Wie der Politikwissenschaftler Cas Mudde ausführt, „sind rechte Gruppen von ‚Sicherheit‘ besessen. (…) Fast jede politische Frage wird durch die Linse einer ‚Bedrohung der natürlichen Ordnung‘ wahrgenommen.“24 Das heißt nicht, dass sie Krisen aus dem Nichts kreieren; vielmehr greifen sie bestimmte Kontexte auf und geben solchen Phänomenen diskursiv eine spezifische Form, indem sie Krisen- und dystopische Szenarien konstruieren. Eine Politik mit der Angst, gepaart mit einer Rhetorik der Ausgrenzung, sind wesentliche Bestandteile eines Diskurses über Fremde innerhalb und außerhalb des „Volkskörpers“ beziehungsweise des Nationalstaates geworden.25 RPP stellen sich als „Retter des Abendlandes“ dar, die den Mann und die Frau von der Straße sowohl gegen „die da oben“ als auch gegen „die Anderen“ verteidigen. Sie bieten scheinbar einfache, klare Antworten auf alle genannten Ängste und Probleme, und zwar durch die Konstruktion von Sündenböcken – „Andere“, die anscheinend an „unseren“ aktuellen Leiden schuld sind. Häufig werden dafür traditionelle Feindbilder benutzt.
 
        Die „Flüchtlingskrise“ in Europa 2015/16 ist ein treffendes Beispiel einer solchen Krise, die von nativistischer Politik „kolonisiert“ wurde.26 In vielen Ländern wurden während dieser Zeit Ausländerfeindlichkeit und eine damit verbundene moral panic massiv angeheizt, nicht zuletzt durch RPP.27 Dies führte oft zu konkreten Ausgrenzungspraktiken, beispielsweise bei der Diskussion über Sozialleistungen für „Neuankömmlinge“, die in den Medien immer wieder als „illegale (illegitime) Migranten (Nutznießer)“ abgestempelt und damit kriminalisiert wurden und werden. Abgesehen von einer Normalisierung von RPP und deren Agenda kam es dadurch auch zu einem politisch-institutionellen „Mainstreaming der extremen Rechten“.28 Das bedeutet, dass sich mit diesen Prozessen nicht nur Normen verändern, sondern dass rechtspopulistische Akteure nun faktisch mit Akteuren aus der politischen Mitte zusammenarbeiten, indem sie ähnliche Agenden propagieren. In einer detaillierten qualitativen und quantitativen Diskursanalyse konnte eine solche Verquickung zum Beispiel für die Brexit-Kampagne im Einzelnen nachgewiesen werden.29
 
        Eine Analyse der Normalisierung des Rassismus in mittel- und osteuropäischen Ländern erlaubt es darüber hinaus, die verschiedenen Schritte nachzuvollziehen, mit denen antimuslimische und xenophobe Diskurse von Regierungen, hier von der Regierungspartei PiS in Polen seit Ende 2015, strategisch lanciert werden.30 Dabei werden kollektive Erinnerungen im Zusammenhang mit einem virulenten, traditionellen Antisemitismus herangezogen. Der Diskursforscher Michał Krzyżanowski unterscheidet hier zwischen drei Stufen: erstens der „Inszenierung“, mit der eine „diskursive Verschiebung“ in die Öffentlichkeit dringt; zweitens der „Graduierung“, die einerseits durch die Bewahrung alter bestehender Diskurse und andererseits die Integration neuer Elemente gekennzeichnet ist; und drittens der „Normalisierung“, wenn sich Normen tatsächlich geändert haben.31
 
        MEDIENSTRATEGIEN
 
        Die rechtspopulistische Medienstrategie knüpft an traditionelle Formen der Propaganda an und fungiert als Katalysator, als Instrument der Mobilisierung, Ablenkung und anschließend der Normalisierung. Einmal an der Macht, streben RPP zügig neue Gesetze an, mit denen sie kritisch-investigativen Journalismus verhindern oder unabhängige Medien gleich ganz schließen, wie es etwa Viktor Orbán in Ungarn oder Recep Tayyip Erdoğan in der Türkei getan haben. Andere konservative beziehungsweise rechtsnationale Politiker wie der ehemalige österreichische Bundeskanzler Sebastian Kurz implementieren eine Schritt-für-Schritt-Einflussnahme (Message Control) durch manipulierte Meinungsumfragen oder durch die Finanzierung von Inseraten, die ausschließlich unkritischen Medien vorbehalten blieben; kritische Medien hingegen werden ausgehungert.
 
        „Message Control“ impliziert die gezielte Auswahl von Informationen sowie die Inszenierung, das Wording und die Themensetzung in wöchentlichen Pressekonferenzen, Briefings, persönlichen Gesprächen und Interventionen, in sogenannten Hintergrundgesprächen, Whatsapp-Nachrichten und per SMS. Hiermit wird eine neue Medienlogik etabliert und normalisiert, die auf Günstlingswirtschaft und Klientelismus basiert.
 
        Die spezifische Kodierung besteht unter anderem aus Anspielungen auf den „gesunden Menschenverstand der Eingeweihten“,32 aus Euphemismen, die Krisen und diskriminierende Politiken verschleiern, und aus Argumentations- und Legitimationsstrategien, die nicht zu Rechtfertigendes rechtfertigen und Unaussprechliches aussprechen sollen. Außerdem gehört hierzu eine Strategie der „kalkulierten Ambivalenz“ – sie spricht gleichzeitig mit widersprüchlichen Aussagen unterschiedliche Zielgruppen an – und die schon genannte Strategie der Provokation. Der Kurz’sche Versuch in Österreich, Form und Inhalt von Nachrichten zu kontrollieren, steht dabei im Gegensatz zum Trumpismus in den USA, der jeglichen investigativen Journalismus delegitimiert, ohne explizit zu versuchen, ihn zu kontrollieren. Der ehemalige US-Präsident Donald Trump ist ein gutes Beispiel für den schon 1949 von Leo Löwenthal und Norbert Guterman beschriebenen „Agitator“, der Rechtsextreme unterstützt und Medienkanäle (im Falle Trumps: Breitbart, Fox News, aber auch Twitter) dazu nutzt, systematisch Desinformation zu verbreiten.33
 
        Rechtspopulistische Diskursverschiebungen dieser Art wirken aber nicht nur medial, sondern haben auch handfeste Auswirkungen auf die Qualität einer Demokratie, wie die Forschung zum democratic backsliding zeigt, die jene Prozesse untersucht, die der Demokratisierung entgegenwirken – von der allmählichen oder schrittweisen demokratischen Erosion34 bis hin zu massiven Autokratisierungstendenzen. Analysiert wurden in diesem Kontext etwa der Einfluss von RPP bei Wahlen,35 die Zunahme sozioökonomischer Brüche in der Gesellschaft36 oder Reaktionen auf demokratische Erosionen in nationalen und transnationalen Kontexten.37 Die Politikwissenschaftler Adam Holesch und Anna Kyriazi kommen nach einer Analyse der ungarisch-polnischen Allianz in den Gremien der EU – vor allem gegenüber gemeinsamen Beschlüssen der Europäischen Union – zu dem Schluss, dass „[d]ie aktuellen Trends der Zusammenarbeit und Unterstützung zwischen illiberalen Führern innerhalb der EU (Salvini, Le Pen) zeigen, wie wichtig es ist, die Interaktionen politischer Führung zu analysieren und deren Auswirkungen auf innenpolitische Entwicklungen, einschließlich der Verschlechterung der demokratischen Qualität. Da Ungarn und Polen als ‚Trendsetter‘ in der EU agieren, könnten sie eine Schlüsselrolle bei der Verbreitung des Konzepts des democratic backsliding unter Führern mit ähnlichen ideologischen Vorlieben und Ambitionen spielen.“38 Orbáns „soft-power“-Versuche in einigen Ländern des Balkans werden beispielhaft für diese Strategie angeführt.
 
        POLARISIERUNG UND DIALOGVERWEIGERUNG
 
        Die Attraktivität von RPP scheint also von zwei Faktoren abzuhängen: Einerseits sind sie in der Lage, Ressentiments und Protest zu mobilisieren; andererseits versprechen sie eine Art radikalen Wandel zur Lösung der Probleme, die sich aus der wirtschaftlichen, sozialen und kulturellen Transformation der postindustriellen westeuropäischen Gesellschaften und Volkswirtschaften ergeben. Die konkrete Politik des radikalen Wandels wird jedoch selten spezifiziert; sie besteht eher in vagen Versprechungen, zu einem Status quo ante zurückzukehren, einer „Retrotopia“.39
 
        Wir sind also mit einer Polarisierung konfrontiert, mit entgegengesetzten Narrativen und Diskurswelten. Die strategische Ablehnung demokratischer Routinen, garantierter verfassungsmäßiger Rechte (wie der Meinungs- und Pressefreiheit oder der Unabhängigkeit der Justiz), vereinbarter Geschäftsordnungen (etwa im Parlament) und von Gesprächsmaximen und Höflichkeitskonventionen erfüllt mehrere Funktionen: Sie soll erstens liberale demokratische Institutionen und garantierte Verfassungs- und Menschenrechte Schritt für Schritt untergraben; sie soll zweitens durch kontinuierliche Provokation und das Überschreiten von Tabus die Medien dominieren; sie will damit drittens getrennte und parallele Diskurswelten durch Desinformation schaffen; und sie soll viertens Menschen Identifikation und Anerkennung bieten, die sich von den sogenannten Eliten ungerecht behandelt, nicht angehört oder aufgrund gesellschaftlicher Konventionen der politischen Korrektheit diskriminiert fühlen.
 
        Das Programm der Rechtspopulisten und die damit verbundene Rhetorik sickern so mehr und mehr in den politischen Mainstream ein. Die „Grenzen des Sagbaren“ werden verschoben, Normen und Regeln der politischen Kultur durch ständige Provokationen überschritten und über die Medien verbreitet, von den Mainstream-Konservativen unterstützt („Populisierung des rechten Flügels“)40 und damit normalisiert. Diese Dynamik der „schamlosen Normalisierung“ trägt nicht zuletzt dazu bei, unter einflussreichen Politiker:innen ein Verhalten zu inszenieren, das bei ihren jeweiligen Anhänger:innen – oder sogar bei der breiteren Wählerschaft – als „authentisch“ ankommt. Ähnliche Muster der Skandalisierung und des Verfalls demokratischer Prozesse haben sich schon in der Vergangenheit identifizieren lassen, etwa in der italienischen Politik der 1990er Jahre unter der Regierung Silvio Berlusconis.41 Für die Zukunft der liberalen Demokratie und des öffentlichen Diskurses sind sie eine wahrnehmbare Bedrohung, die ernst genommen werden muss.
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        ESSAY
 
        IN DER KAMPFZONE
 
        Rassismus, Antisemitismus und das Ringen um Deutungshoheit
 
        Meron Mendel
 
        „Der Nahostkonflikt wird im Plenum gelöst.“ Unter diesem ironischen Titel habe ich im Frühling 2019 einen Diskussionsabend in der Bildungsstätte Anne Frank in Frankfurt am Main organisiert. Zu meiner Überraschung wurde die kleine Veranstaltung zum Skandal. Die „Jerusalem Post“ warnte vor unserer vermeintlich antiisraelischen Pro-BDS-Veranstaltung,01 da zu den geladenen Podiumsgästen auch der Journalist Daniel Bax zählte, den der „Jerusalem Post“-Autor als „Israelhasser“ beschrieb und mit dem Rechtsextremisten Udo Voigt und „Irans Mullah-Regime“ verglich. Schnell schlossen sich weitere Organisationen der Kritik an, vom Verein „I Like Israel“ in Frankfurt bis zum Simon Wiesenthal Center in Los Angeles, das sogar noch eins draufsetzte: Es forderte die Bildungsstätte auf, den Namen Anne Frank aus ihrem Namen zu streichen. Schließlich erhielt ich eine E-Mail vom damaligen Bürgermeister der Stadt Frankfurt mit der eindringlichen Aufforderung, Daniel Bax auszuladen.02
 
        OPFERKONKURRENZ: WO SOLIDARITÄT AN IHRE GRENZEN STÖẞT
 
        Man könnte sagen, dass diese Anekdote folgenlos blieb. Schließlich fand die Veranstaltung wie geplant statt – mit Daniel Bax und ohne Zwischenfälle. Allerdings wird hier ein Muster erkennbar, das sich in unterschiedlichen Ausprägungen im Kleinen wie im Großen immer häufiger wiederholt: Der Versuch, einer marginalisierten Gruppe gerecht zu werden, führt bei einer anderen marginalisierten Gruppe zu Verletzungen. Gerade Einrichtungen, die sich Toleranz und Vielfalt auf die Fahne schreiben und sich gleichermaßen gegen Antisemitismus und Rassismus einsetzen, bringt das in ein kaum lösbares Dilemma. Solange die Gegner Rechtsextremisten sind, wie bei dem antisemitischen Anschlag in Halle 2019 oder beim rassistischen Anschlag in Hanau 2020, gelingt es den Betroffenen von Antisemitismus und Rassismus meist, sich miteinander zu solidarisieren. Was aber, wenn die Ansprüche marginalisierter Gruppen miteinander in Konkurrenz geraten? Wenn eine kurdische Vereinigung den Ausschluss von nationalistischen türkischen Verbänden aus einer Veranstaltung fordert? Oder wenn eine Moscheegemeinde fordert, dass die Gay-Pride-Parade ihre Route ändern soll, damit sie nicht an den Moscheebesuchenden vorbeiführt? Und wie können antiisraelische Äußerungen eines schwarzen Philosophen kritisiert werden, ohne rassistische Argumentationen zu reproduzieren? Es geht dabei um mehr als eine „Opferkonkurrenz“ zwischen marginalisierten Gruppen. Vielmehr zeigt sich hier ein gesamtgesellschaftlicher Rahmen, der fast schon notwendig von handfesten Konflikten geprägt ist: Wer bekommt die begrenzten Gelder und Stellen, um an den Universitäten zu Rassismus, Antisemitismus, Holocaust oder Kolonialismus zu forschen? An wen fließen Entschädigungszahlungen für begangenes Unrecht? Wie sollen die Gelder, die Bezirke oder Kommunen für die Vergabe von Denkmälern im öffentlichen Raum zur Verfügung haben, verteilt werden? Für welche diskriminierten Gruppen werden Beauftragte auf Bundes- oder Landesebene berufen, und welches Gewicht bekommen dann deren Äußerungen? Und gegen welche Phänomene gruppenbezogener Menschenfeindlichkeit werden Programme in der Bildungsarbeit finanziert? Es sind diese Rahmenbedingungen, in denen sich (rassifizierte) Minderheiten bewegen müssen und in denen oft genug Konkurrenzverhältnisse entstehen.03
 
        VON DER MBEMBE-DEBATTE BIS ZUM DOCUMENTA-SKANDAL
 
        Ein besonders prominentes Beispiel für eine solche Opferkonkurrenz war die „Mbembe-Debatte“ 2020 um den kamerunischen Philosophen Achille Mbembe, der als Eröffnungsredner der Ruhrtriennale eingeladen war. Mbembe ist einer der internationalen Philosophie-Superstars, ausgezeichnet unter anderem mit dem Geschwister-Scholl-Preis 2015, und so hatte man mit ihm als Eröffnungsredner einen Coup gelandet. Die Begeisterung wurde jedoch nicht von allen geteilt. So forderten etwa der FDP-Politiker Lorenz Deutsch und der Beauftragte der Bundesregierung gegen Antisemitismus, Felix Klein, mit Verweis auf als antisemitisch gelesene Passagen in Texten des Philosophen dessen Ausladung. Begründet wurde dies auch mit der einige Monate zuvor vom Bundestag verabschiedeten Resolution, die die BDS-Bewegung als antisemitisch verurteilt und ihr staatliche oder staatlich geförderte Räume vorenthalten soll. Die Debatte nahm ihren erhitzten Lauf: Die Verteidiger Mbembes und dieser selbst interpretierten das Geschehen als rassistische Kampagne gegen ihn, die Postcolonial Studies und alles Außereuropäische; seine Kritiker wiederum fürchteten eine Verharmlosung des Antisemitismus, unangemessene Kritik an oder Hetze gegen Israel und einen Angriff auf die etablierte Erinnerungskultur. Letztlich hielt Achille Mbembe keine Eröffnungsrede, obwohl er nicht ausgeladen worden war: Die Corona-Pandemie führte 2020 zur Absage der Ruhrtriennale.
 
        Das hier erkennbare Muster ist das einer nicht unmittelbar plausiblen Konfrontation: Diejenigen, die wesentlich gegen Rassismus engagiert sind, stehen denjenigen gegenüber, die sich gegen Antisemitismus einsetzen. In dieser Gemengelage kann es dann beispielsweise dazu kommen, dass der Hinweis auf eine antisemitische Äußerung als rassistisch wahrgenommen wird. Oder es werden die in ihrer Breite heterogenen Postcolonial Studies pauschal als antisemitisch bezeichnet, womit sie aus dem legitimen Diskurs ausgeschlossen werden sollen.
 
        Während in der Mbembe-Debatte die Verbindung zwischen der BDS-Bewegung und einem prominenten postkolonialen Vordenker im Mittelpunkt stand, wurde etwa zwei Jahre später bei der Kunstausstellung Documenta Fifteen in Kassel die Problematik auf einer viel breiteren Ebene sichtbar. Was zu einer Art Sommermärchen für Kunstbegeisterte werden sollte („Make Friends, Not Art“), geriet zu einem der größten öffentlichen Skandale in der Geschichte des deutschen Kulturbetriebs. Im Zentrum der Kritik stand die Entscheidung der Organisatoren, dem indonesischen Kollektiv Ruangrupa die künstlerische Leitung der Documenta anzuvertrauen. Unter anderem wurde einem Mitglied des Kollektivs vorgehalten, den antiisraelischen Brief „Letter Against Apartheid“ unterschrieben zu haben.04 Auch hier standen schnell den Antisemitismusvorwürfen (gegen das Kollektiv) die Rassismusvorwürfe (gegen die Kritikerinnen und Kritiker) gegenüber. Das eine Lager sah in den Antisemitismusvorwürfen Belege für einen strukturellen Rassismus in der deutschen Gesellschaft und in der Kritik an der Documenta den Versuch, hausgemachten Antisemitismus auf andere abzuwälzen – und zwar ausgerechnet auf Menschen aus dem sogenannten Globalen Süden, vor allem aus muslimischen Ländern. Die Schriftstellerin Eva Menasse etwa beklagte, dass man sich in Deutschland über antisemitische „Wandteppiche aus Indonesien“ aufrege, während gleichzeitig die Statistik belege, wie viele antisemitische Straftaten Neonazis verübten.05 Auch das Künstlerkollektiv Ruangrupa selbst sah sich als Opfer einer „rassistischen Verleumdungskampagne“.06 Vom anderen Lager wurden die umstrittenen Kunstwerke als Beweise dafür angeführt, dass im Globalen Süden Israelhass und Antisemitismus allgegenwärtig seien. In der „Süddeutschen Zeitung“ wurde über die „Fetischisierung“ des Globalen Südens geraunt. Die „FAZ“ warf der Documenta „Dekolonisierungskunst“ vor, sie arbeite „mit der Moral – und als Reich des Bösen hat sie Israel identifiziert“.07
 
        Während sich die einen als Wächter der Kunstfreiheit verstanden, vertraten die anderen die Auffassung, es gehe hier um die letzte Verteidigungslinie vor dem eliminatorischen Antisemitismus, der den gesamten Kulturbetrieb zu dominieren drohe. Wie der Journalist Richard C. Schneider schrieb: „Solche ‚Kunst‘ kann töten. Sie hat getötet.“08 Über beide Positionen lässt sich trefflich streiten. Auffällig war, dass kaum jemand die Perspektive und die Sorge des jeweils anderen Lagers nachzuvollziehen versuchte.
 
        DER ELEFANT IM RAUM
 
        So unterschiedlich die Gründe für die Konkurrenzen im Einzelnen auch sind: Die Konflikte um Rassismuskritik auf der einen und Antisemitismuskritik auf der anderen Seite gehen fast immer auf Positionierungen zum Nahostkonflikt zurück. Ein Blick auf die zurückliegenden Kontroversen im Spannungsfeld zwischen Antisemitismus(vorwürfen) und Rassismus(vorwürfen) zeigt, dass der Auslöser in nahezu allen Fällen die unterschiedliche Bewertung des Israel-Palästina-Konflikts war. Von der Mbembe-Debatte bis zur Documenta, von der Kritik an der Aufführung des Theaterstücks „Vögel“ im Frühjahr 2023 in München bis hin zu den Protesten gegen die Deutschlandtour des Pink Floyd-Mitbegründers Roger Waters im Sommer 2023 treffen zwei Narrative immer wieder aufeinander (in denen „Juden“ und „Israelis“ übrigens oft strategisch synonym verwendet werden): Während radikale Kritiker den Staat Israel als Vorposten des imperialistischen und kolonialistischen Westens im Nahen Osten bezeichnen, betonen die Verteidiger Israels seine Funktion als Zufluchtsort für alle Juden vor antisemitischer Verfolgung. Hier treffen zwei Minderheitsperspektiven aufeinander, die schwer miteinander zu vereinbaren scheinen. Häufig geht es um die gleichen Vorwürfe: So wird behauptet, dass es schwierig sei, über den Antisemitismus im Globalen Süden oder unter Muslimen zu sprechen, da diese selbst von Rassismus betroffen sind. In der Konsequenz findet eine Thematisierung der Spezifika des Antisemitismus in postkolonialen, muslimischen und/oder migrantischen Milieus in vielen „linken“ Diskurszusammenhängen gar nicht erst statt. Stattdessen wird auf die Gefahr der Vereinnahmung von rechter Seite verwiesen. Und tatsächlich wird von „rechts“ ja immer wieder behauptet, dass es im Land von Luther und Hitler vor allem einen „importierten Antisemitismus“ gäbe, gegen alle historische und empirische Evidenz. Im Gegenzug wird dann das Ausmaß des Antisemitismus im Globalen Süden oder unter Muslimen vielerorts mit der Floskel verschleiert, es handele sich dabei um ein gesamtgesellschaftliches Problem.
 
        Sowohl in der Mbembe- als auch in der Documenta-Debatte lagen dem Streit unterschiedliche Auffassungen dessen zugrunde, wo die Grenze zwischen legitimer Kritik an Israel und israelbezogenem Antisemitismus liegt. Ein wichtiger Aspekt ist dabei die Frage, ob die BDS-Kampagne als antisemitisch anzusehen ist oder nicht. Befördert wurde der Streit darüber nicht zuletzt durch die Wirkung, die von der BDS-Resolution des Deutschen Bundestags im Mai 2019 ausging. Damals stimmte eine Mehrheit dem fraktionsübergreifenden Antrag „BDS-Bewegung entschlossen entgegentreten – Antisemitismus bekämpfen“ zu. Darin bekräftigt der Bundestag die entschlossene Ablehnung von Antisemitismus und begründet dies im Fall der BDS-Kampagne auch mit historischen Assoziationen, denn die „Aufrufe der Kampagne zum Boykott israelischer Künstlerinnen und Künstler sowie Aufkleber auf israelischen Handelsgütern, die vom Kauf abhalten sollen, erinnern (…) an die schrecklichste Phase der deutschen Geschichte. ‚Don’t Buy‘-Aufkleber der BDS-Bewegung auf israelischen Produkten wecken unweigerlich Assoziationen zu der NS-Parole ‚Kauft nicht bei Juden‘.“09 In der Konsequenz forderte der Bundestag Gemeinden und andere öffentliche Körperschaften dazu auf, Projekte, die BDS unterstützen, nicht zu fördern. Allerdings handelt es sich bei der Resolution um kein Gesetz, sondern um eine Willensbekundung des Deutschen Bundestages (und zwar dem der 19. Wahlperiode). Rechtlich folgt aus dem Beschluss zunächst einmal nichts; seine Umsetzung wurde mehrfach durch Verwaltungsgerichte als nicht verbindlich erklärt.10 Obwohl der Beschluss also rechtlich nicht bindend ist, hat er gleichwohl in den vergangenen Jahren wesentlich der Lagerbildung und der Verschärfung der Debatte Vorschub geleistet.
 
        BETROFFENENPERSPEKTIVEN
 
        Sowohl in der Mbembe- als auch in der Documenta-Debatte kämpften beide Lager für einen guten Zweck: die Bekämpfung von Antisemitismus beziehungsweise Rassismus. Trotzdem scheint die Kluft zwischen beiden Lagern nicht überbrückbar zu sein, was unter anderem damit zu tun hat, dass beide auf ähnliche Art und Weise agieren. Beiden Lagern geht es nicht um Verständigung, sondern darum, Deutungshoheit über den Diskurs zu gewinnen und ihre jeweiligen politischen Ziele zu erreichen, indem sie Vertreter der Gegenposition aus der Öffentlichkeit zu verbannen trachten. Beide Lager üben moralischen Druck auf die Politik und den Kulturbetrieb aus: Wer sich nicht vehement für BDS einsetzt, dem wird vorgeworfen, sich mit israelischen Menschenrechtsverletzungen gemein zu machen.11 Und wer sich nicht vehement gegen die BDS-Bewegung einsetzt, dem wird vorgehalten, mit Antisemiten zu paktieren. So bleibt in der öffentlichen Diskussion kaum Platz für Differenzierungen und individuelle Meinungen – oder auch nur der Raum, sich einer Positionierung (vorerst) zu enthalten. Wer sich zu Wort meldet, wird zur Solidarität mit der einen oder anderen Seite verpflichtet.
 
        Die Heftigkeit der Debatte zwischen Menschen, die Antisemitismus bekämpfen wollen, und denen, die gegen Rassismus sind, fällt nicht zufällig in eine Zeit, in der die deutsche Gesellschaft wie selten zuvor mit der Gleichberechtigung und der Mitsprache von religiösen und rassifizierten Minderheiten ringt. Ob gesellschaftlicher Zusammenhalt durch Homogenität oder durch Heterogenität gewährleistet wird, ist in seinen unterschiedlichen Facetten vermutlich noch nie so hitzig diskutiert worden wie heute. Denn obwohl Deutschland schon seit langem eine Migrationsgesellschaft ist, dauerte es bis Anfang des Jahrtausends, bis diese Realität auch wirklich politisch anerkannt wurde. Erst in den vergangenen Jahren, unter „postmigrantischen Bedingungen“ (Naika Foroutan), sind die gesellschaftlichen Verschiebungen für alle sichtbar geworden: Betroffene von Antisemitismus und Rassismus melden sich zunehmend zu Wort, fordern Sichtbarkeit und strukturelle Veränderungen ein und brechen selbstbewusst aus der ihnen zugeschriebenen Rolle im „Integrationstheater“ (Max Czollek) aus.
 
        Für Juden gelten die Proteste gegen die Aufführung des Stücks „Der Müll, die Stadt und der Tod“ von Rainer Werner Fassbinder 1985 auf der Bühne der Frankfurter Kammerspiele als ein Schlüsselmoment. Mitglieder der jüdischen Gemeinde hatten die Bühne besetzt und verhinderten, was sie „subventionierten Antisemitismus“ nannten. Der Protest richtete sich gegen die Hauptfigur des Stückes, einen jüdischen Immobilienspekulanten, den Fassbinder mit plakativen antisemitischen Klischees als „reichen Juden“ ausgestattet hatte: skrupellos, hinterlistig, sexbesessen, machtgierig. Fassbinder reproduzierte in seinem Stück eines der wirkmächtigsten und langlebigsten Vorurteile gegen Juden. Auch Betroffene von Rassismus melden sich inzwischen deutlicher zu Wort als in den ersten Jahrzehnten der Bundesrepublik. Nach den rechtsextremistischen Mordanschlägen in Mölln (1992) und Solingen (1993) fanden in ganz Deutschland Protestaktionen statt, in denen auch die Migranten-Communitys hör- und sichtbar wurden.12
 
        Vor allem aber in den vergangenen beiden Jahrzehnten ist vieles in Bewegung gekommen: Es geht um diskriminierungsfreie Sprache in Kinderbüchern, die richtige Bezeichnung von Minderheiten, um rassistische Polizeigewalt und fehlende Repräsentanz im Bundestag, den Medien und Unternehmensvorständen. Konzerne verpflichten sich zu Antirassismus-Seminaren, nach deutschen Kolonialherren benannte Straßen werden umbenannt, die Angehörigen der Opfer rassistischer und antisemitischer Morde klagen an, und Diversitäts- sowie Antisemitismusbeauftragte schießen scheinbar wie Pilze aus dem Boden. Die Errungenschaften der Kämpfe gegen Rassismus und Antisemitismus sind unübersehbar. Ein wichtiger Faktor sind dabei die sozialen Medien. Sie eröffnen jungen migrantischen und jüdischen Stimmen mehr Möglichkeiten, ihre Perspektiven und Forderungen zu kommunizieren. In Kampagnen wie #MeToo oder #SchauHin sowie während der Proteste rund um die Black-Lives-Matter-Bewegung im Frühjahr 2020 kamen sie zu Wort und haben ihre Diskriminierungserfahrungen sichtbar gemacht. Selbst der ursprünglich von Rechtsextremen initiierte Hashtag #JewishPrivilege wurde von Juden übernommen, um auf Antisemitismus aufmerksam zu machen. Doch so sehr die neuen Medien auch neue Möglichkeiten mit sich bringen, so sehr sind sie auch mit gefährlichen Dynamiken verbunden: mit Echokammern, Frontenbildung und schnellen Diffamierungen, die zur Selbstzerfleischung und Schwächung progressiver Gruppen führen, die in immer kleinere Mikromilieus zerfallen.13
 
        Dass marginalisierte Positionen sichtbarer werden, ist eine zweifellos positive Entwicklung. Gleichzeitig wird damit jedoch auch die Tendenz verstärkt, allein der subjektiven Perspektive die Deutungshoheit über gesellschaftliche Probleme und Herausforderungen zuzusprechen und so die kritische Gesellschaftsanalyse zu vernachlässigen. Rassismus und Antisemitismus, die in vielen Institutionen – von der Schule über die Polizei bis hin zum Kulturbetrieb – existieren, müssen jedoch auch strukturell bekämpft werden. Selbstverständlich haben diejenigen, die Antisemitismus und Rassismus im Alltag erfahren, hier oft notgedrungen andere Einblicke, ein anders situiertes Wissen. Allzu oft wird jedoch aus der Anerkennung der Betroffenenperspektive der falsche Schluss gezogen, dass Betroffenen aufgrund ihrer Sprecherposition immer recht gegeben werden müsste. Wenn eine Situation alleine deshalb als rassistisch oder antisemitisch bewertet wird, weil sich die betroffene Person verletzt fühlt, ist das falsch. Hier wird die subjektive Wahrnehmung zum alleinigen und entscheidenden Maßstab erhoben. Zum Respekt des Zuhörens gehört jedoch auch, Betroffenen zuzugestehen, dass sie falsch liegen können. Denn damit wird verdeutlicht, dass es nicht die eine Betroffenenperspektive und -position gibt – wie sollte das auch möglich sein angesichts der weiten politischen Differenzen, die natürlich auch unter Juden oder People of Color bestehen? Wer unabhängig vom Gesagten die Position von Betroffenen als die einzig moralisch legitime darstellt, nimmt sie genauso wenig ernst wie jene, die ihnen gleich den Mund verbieten wollen.
 
        Die Forderung nach einer stärkeren Beachtung der Betroffenenperspektive in der Beurteilung von Antisemitismus und Rassismus kann als Teil einer breiteren identitätspolitischen Entwicklung gesehen werden. Der Versuch, zu verstehen, wie Individuen und Gruppen benachteiligt oder unterdrückt werden, impliziert den Imperativ, den Betroffenen erst einmal zuzuhören. Aus diesem Imperativ, so der Politikwissenschaftler Jan-Werner Müller, können aber auch Kämpfe über die Frage entstehen, „wer in der Opferhierarchie am höchsten“ steht. In der Folge treten „kränkungskompetitive Repräsentanten verschiedener Gruppen“ auf, die allein für sich beanspruchen, über die Ansprüche auf Schutz urteilen zu können.14 Auf ein ähnliches Problem weist der Historiker Andreas Rödder hin: Wenn Betroffene aus ihrer Erfahrung von Benachteiligung und Unterlegenheit das Recht ableiten, allein über das Sagbare zu bestimmen, wird „der Kläger zugleich zum Richter“. Aus Rödders Sicht darf die „intersubjektiv nachvollziehbare Begründungspflicht“ nicht durch „persönliches Empfinden“ ersetzt werden.15 Andere Kritiker argumentieren, dass, wenn Betroffene zur moralischen Instanz im Diskurs werden, die Gefahr bestehe, dass biologische, ethnische und soziologische Merkmale über die inhaltliche Position eines Menschen gestellt werden und die soziale Position mit der politischen Position mechanistisch verbunden wird.16
 
        Natürlich hat jede Person oder Gruppe das Recht, gegen alles zu protestieren, was sie als anstößig empfindet. Der Imperativ, den Betroffenen zuzuhören, avanciert jedoch in aktuellen Debatten allzu oft zum alleinigen Maßstab, um sich eine Meinung zu bilden und ein Urteil zu fällen. Dabei profitieren doch gerade Minderheiten von den Freiheiten, die unsere liberale Demokratie garantiert. Der Preis dafür ist, dass wir als Individuen oder in unserer Zugehörigkeit zu (marginalisierten) Gruppen auch mit Sprache und Kunst konfrontiert werden können, die wir möglicherweise als verletzend empfinden. Die Forderung, jeden Trigger, alles, was irritierend oder schmerzhaft sein könnte, möglichst aus der Kultur und der öffentlichen Kommunikation zu verbannen, kann vom liberalen Staat nicht erfüllt werden. Die Betonung der Differenzen, der Marginalisierung der eigenen Position und der Status als Opfer (oder dessen Anwälte) darf nicht in selbstgerechte Forderungen nach Zensur und Sanktionen münden. Die Skandale von der Mbembe-Debatte bis zur Documenta zeigen, dass diese Logik längst den deutschen Kunst- und Kulturbetrieb in Geiselhaft genommen hat.
 
        Als auf der Documenta in Kassel antisemitische Motive im Werk „People’s Justice“ von Taring Padi zu sehen waren, wandte sich der Zentralrat der Juden an Kulturstaatsministerin Claudia Roth und bat sie, zu intervenieren; im Kulturausschuss des Bundestages forderte er, dass der Bund und das Land Hessen ein „Zugriffsrecht auf die handelnden Akteure“ der Documenta bekommen sollten. In diesem Punkt lag der Zentralrat falsch, denn das Recht auf Meinungsfreiheit schützt sogar antisemitische und rassistische Äußerungen. Und das Recht auf Kunstfreiheit schützt dementsprechend auch antisemitische und rassistische Kunstwerke – nicht vor öffentlicher Kritik, aber vor staatlichem Eingriff. „Das wirkt vor dem Hintergrund der deutschen Geschichte wie ein Skandal, aber es ist der Skandal einer liberalen Ordnung, die nicht alles rechtlich sanktioniert, was sie politisch verurteilt“, so der Verfassungsrechtler Christoph Möllers.17 Er leitet daraus ab, dass der Staat den Kulturinstitutionen keine Inhalte vorschreiben darf. Staatliche Stellen „dürfen nicht entscheiden, welche Stücke gespielt, welche Schauspieler besetzt, welche Personen zu Vorträgen eingeladen oder wessen Kunstwerke ausgestellt werden“.18
 
        WIRD DEUTSCHLAND DIE DOCUMENTA VERWINDEN?
 
        In seinem Jahresausblick 2023 hat mir der „Spiegel“ die Frage gestellt: „Wird Deutschland die Documenta verwinden?“19 Ich musste lange darüber nachdenken, was die Frage meint. Denn zu diesem Zeitpunkt waren die Kunstwerke in Kassel schon längst abgebaut, die Künstler aus Indonesien, Kuba, Marokko, von den Philippinen und aus Südafrika wieder abgereist. Doch gemeint war nicht die konkrete Ausstellung, sondern die mediale und gesellschaftliche Auseinandersetzung damit. Die Documenta ist zum Synonym für die Entgleisung der Debatte über Antisemitismus und Rassismus geworden, für das Unvermögen, darüber eine aufgeklärte Diskussion zu führen, für die Lagerbildung und für den Trend, sich in den eigenen Echokammern bequem einzurichten. Dabei geht es selten um die Interpretation und Beurteilung konkreter Fälle, sondern um pauschale Urteile, eindeutige Positionierungen und Machtdemonstrationen. Die Filterblasen bilden sich nicht nur in den sozialen Medien, sondern sie sind überall dort zu finden, wo sich Menschen in der eigenen Komfortzone verschanzen. Die Documenta „verwinden“ bedeutet erst einmal, kritisch auf diese Dynamik zu schauen und sich bereit zu erklären, nicht nur die eigenen Verletzungen zu beklagen, sondern andere Perspektiven zuzulassen. Ansonsten wird alles so bleiben, wie es ist. Weil es für alle so bequem ist.
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        Zwei Perspektiven
 
        Immer mehr Menschen scheinen das Gefühl zu haben, nicht mehr offen sagen zu können, was sie denken. Für eine lebendige Demokratie ist das eine große Gefahr. Aber ist es tatsächlich so, dass Meinungsfreiheit mehr und mehr unzulässig eingeschränkt wird? René Pfister und Adrian Daub blicken aus unterschiedlichen Perspektiven auf das gleiche Phänomen.
 
        WIE DIE MEINUNGSFREIHEIT ZUM PROBLEMFALL ERKLÄRT WIRD
 
        René Pfister
 
        Ist „Cancel Culture“ die größte Bedrohung für die Meinungsfreiheit, wie CDU-Chef Friedrich Merz glaubt? Oder geht es vielmehr um „moralische Panik“, die nur deshalb entfacht wird, um fortschrittliche Anliegen zu denunzieren, wie viele im progressiven Lager meinen?
 
        „Cancel Culture“ ist in erster Linie ein schillernder Begriff. Ich war in den vergangenen vier Jahren in den USA auf unzähligen Veranstaltungen der republikanischen Partei und ihrer Vorfeldorganisationen: auf Rallys von Donald Trump und seinen Getreuen, auf der CPAC-Konferenz, zu der jedes Jahr die glühendsten Anhänger der MAGA-Bewegung („Make America Great Again“) pilgern. Kaum ein Begriff ist dort häufiger zu hören als „Cancel Culture“ – zu der freilich für Trump-Anhänger schon der Umstand zählt, dass ihr Idol auf dem Wege einer demokratischen Wahl aus dem Amt befördert wurde.
 
        Es gibt Begriffe, die wegen ihres exzessiven Gebrauchs so diffus geworden sind, dass sie kaum noch zur Erklärung der Wirklichkeit taugen. „Cancel Culture“ gehört dazu. Aber heißt das im Umkehrschluss, dass die Klage völlig unberechtigt ist, wonach in den vergangenen Jahren die Debattenräume systematisch verengt wurden? Und ist es faktisch falsch, dass Menschen ihren Job verlieren, nur weil sie den Comment eines bestimmten Milieus verletzen? Ich glaube das nicht.
 
        VON EINZELFÄLLEN UND STRUKTUREN
 
        Beginnen wir mit ein paar einfachen Zahlen. Schaut man sich Umfragen zum Thema Meinungsfreiheit an, erkennt man in vielen Ländern der westlichen Welt einen einheitlichen Trend: Laut einer YouGov-Umfrage aus dem November 2021 erklären 57 Prozent der Briten, dass sie manchmal darauf verzichten, ihre Auffassung zu politischen oder sozialen Themen zu äußern, weil sie negative Konsequenzen fürchten. Im März 2022 veröffentlichte die „New York Times“ eine Erhebung, nach der 55 Prozent der US-Amerikaner im abgelaufenen Jahr schon einmal geschwiegen haben, weil sie harsche Kritik oder gar Vergeltung fürchteten.
 
        Im Sommer 2021 sorgte eine Umfrage des Meinungsforschungsinstituts Allensbach auch im linken Lager für ein kurzes Innehalten. Demnach glauben nur noch 45 Prozent der Deutschen, frei ihre politische Meinung äußern zu können. 44 Prozent widersprachen. Für einen kurzen Moment schien es so, als wurde eine Debatte in Gang kommen, ob es nicht ein Problem für die Demokratie sein könnte, wenn die Bürger nicht mehr offen artikulieren, was sie denken.
 
        Aber dann wurden solche Gedanken mit dem Argument beiseite gewischt, dass die Erhebung im Grunde gar keine Aussagekraft besitze. Denn die Frage der Allensbach-Forscher lautete: „Haben Sie das Gefühl, dass man heute in Deutschland seine politische Meinung frei sagen kann, oder ist es besser, vorsichtig zu sein?“ In einem Kommentar auf „Zeit Online“ hieß es, diese Frage ließe schon deshalb keinen Rückschluss auf die Meinungsfreiheit zu, weil Vorsicht immer angeraten sei, „allein aus Selbstschutz“. Mag sein. Das Problem ist nur, dass die Demokratie jedem die Möglichkeit lässt, Unmut und Protest anonym in der Wahlkabine zu artikulieren, wenn sie oder er das Gefühl hat, es nicht offen tun zu können.
 
        Die Debatte um Cancel Culture wird begleitet von einem paradoxen Phänomen: Selbst diejenigen, die den Begriff für rechtes Kampfvokabular halten, gestehen häufig zu, dass es unschöne Entwicklungen gebe, gerade an Universitäten und in Medienbetrieben in den USA, aber zunehmend auch in Deutschland. Auch im linken Lager mag heute kaum noch jemand verteidigen, dass James Bennet, der Meinungschef der „New York Times“, nur deshalb gefeuert wurde, weil er einen umstrittenen Kommentar eines republikanischen Senators abgedruckt hatte. Und wer kann im Ernst verstehen, warum die Alice-Salomon-Hochschule in Berlin im Januar 2018 beschloss, ein Gedicht von Eugen Gomringer von ihrer Fassade zu entfernen, dessen Zeilen kaum unschuldiger hätten sein können und das kurz zuvor noch als Klassiker der Konkreten Poesie gegolten hatte?
 
        Vorkommnisse wie diese werden gerne als Einzelfälle abgetan; als Übertreibungen, produziert von dogmatischen Professoren oder übereifrigen Studenten, die im jugendlichen Furor über das Ziel hinausgeschossen seien. Interessanterweise hört man solche Entschuldigungen vor allem von Leuten, die darin geschult sind, Gesellschaft und Staat auf „strukturellen Rassismus“ und „patriarchale Strukturen“ abzuklopfen – die sich also keineswegs mit der Begründung zufriedengeben würden, Diskriminierungen von Minderheiten seien das Ergebnis von individuellen Fehlleistungen. Und tatsächlich ergibt der Begriff des strukturellen Rassismus in manchen Fällen ja auch durchaus Sinn: Wer etwa will ernsthaft bestreiten, dass Gesetze, die darauf abzielen, schwarze Wähler im Süden der USA von der Wahlurne fernzuhalten, nicht das Ergebnis eines tiefsitzenden und systematisch organisierten Rassismus sind?
 
        Aber umgekehrt wäre es ebenso naiv, die wachsende Illiberalität im linken Lager als Verkettung bedauerlicher Einzelfälle zu begreifen. In den USA hat sich ab den Achtzigerjahren eine Denkschule etabliert, die stark von poststrukturalistischen Denkern wie Michel Foucault geprägt ist und die eine tiefe Skepsis gegen den liberalen Rechtsstaat und einen seiner wichtigsten Pfeiler hegt: die Meinungsfreiheit.
 
        CRITICAL RACE THEORY
 
        Der Impuls war auf den ersten Blick nachvollziehbar: Überall in der westlichen Welt zeigte sich im Laufe des 20. Jahrhunderts eine große Diskrepanz zwischen der formalen rechtlichen Gleichstellung ehemals unterdrückter Gruppen und ihrer realen Lage. Die USA hatten im Jahr 1920 mit dem 19. Zusatz zur US-Verfassung das Frauenwahlrecht eingeführt; 1963 verabschiedete der US-Kongress den Equal Pay Act, der Frauen gleiche Bezahlung für gleiche Arbeit gewähren sollte. Aber Frauen blieben dennoch häufig von Macht und Einfluss ausgeschlossen: 1984 war es das erste Mal überhaupt, dass eine Frau als Kandidatin für die Vizepräsidentschaft ernsthaft in Erwägung gezogen wurde – Geraldine Ferraro, die als Running Mate des demokratischen Kandidaten Walter Mondale antrat.
 
        Ähnlich enttäuschend sah die Bilanz für schwarze Amerikaner aus. Zwar war die Präsidentschaft des Demokraten Lyndon B. Johnson in den Sechzigerjahren auf den ersten Blick ein furioser Triumph der amerikanischen Bürgerrechtsbewegung: Der Civil Rights Act von 1964 verbot die Diskriminierung von Schwarzen in Restaurants, Kinos oder öffentlichen Verkehrsmitteln. Der Voting Rights Act von 1965 untersagte Analphabetismus-Tests, mit denen Schwarze von der Wahlurne ferngehalten wurden. Und der Fair Housing Act von 1968 sollte die Praxis des sogenannten Redlining beenden, mit der Afroamerikanern der Zugang zu Immobilienkrediten verwehrt wurde.
 
        Aber all diese Gesetze änderten nichts an der Tatsache, dass schwarze Amerikaner ärmer als weiße blieben und deutlich häufiger im Gefängnis landeten. Heute ist mehr als ein Drittel aller Häftlinge in den USA schwarz, während der Anteil der Afroamerikaner an der Gesamtbevölkerung 13 Prozent beträgt. Das mittlere Vermögen eines weißen Haushalts in den USA liegt bei 188000 Dollar und ist damit fast achtmal höher als das eines schwarzen. Die Frustration über den mangelnden Fortschritt veranlasste eine ganze Generation von Wissenschaftlern in den USA dazu, einen ganz neuen Blick auf ihr Land zu werfen, und brachte neue akademische Ideen und Disziplinen hervor, die einen starken aktivistischen Zug trugen.
 
        Im Januar 1980 erschien in der „Harvard Law Review“ ein Artikel, dessen sperriger Titel bald im eklatanten Widerspruch zu seiner Wirkung stehen sollte. Der Aufsatz trug die Überschrift „Brown v. Board of Education and the Interest Convergence Dilemma“. In ihm stellte der Bürgerrechtsanwalt Derrick Bell die These auf, dass die wohl wegweisendste Entscheidung des Supreme Courts zugunsten schwarzer Amerikaner nicht etwa von dem Wunsch getrieben gewesen sei, diesen Gleichberechtigung zu verschaffen. Vielmehr, so argumentierte Bell, habe das Gericht im Jahr 1954 vor allem deshalb die Rassentrennung an öffentlichen Schulen aufgehoben, weil das in jener Zeit im Interesse der weißen Mehrheitsgesellschaft gelegen habe. Bell hatte schon in früheren Texten die Meinung vertreten, dass nicht Moral und Gewissen weiße Amerikaner dazu antreibe, sich gegen die Diskriminierung ihrer Mitbürger zu wenden, sondern der schiere Eigennutz. Doch in dem 16-seitigen Aufsatz klingen alle Überlegungen an, die sein Werk ausmachen sollten: die Idee, dass Rassismus nicht nur in einzelnen Menschen steckt, sondern einen essenziellen Teil der amerikanischen Gesellschaft und ihrer politischen Institutionen bilde; die These, dass Rasse ein Konstrukt sei, um weiße Dominanz zu sichern; schließlich der Gedanke, dass Schwarze jeden Fortschritt gegen den erbitterten Widerstand eines weißen Machtkartells durchsetzen müssten.
 
        Bell war der erste schwarze Professor an der Harvard Law School, und er machte die elitäre Fakultät zur Keimzelle einer Theorie, die westliche Gesellschaften tiefgreifend verändern sollte. Wenn heute Angestellte von Amazon oder Unilever von ihren Chefs dazu aufgefordert werden, über ihre „weißen Privilegien“ zu reflektieren, wenn an Universitäten safe spaces für nichtweiße Studentinnen und Studenten eingerichtet werden, dann entspringt dies dem Gedankengebäude der Critical Race Theory, zu deren maßgeblichen Architekten Bell gehörte und die inzwischen in viele akademische Disziplinen eingesickert ist.
 
        Besonders kritisch sehen die Vertreter der Critical Race Theory die Redefreiheit, die in den USA im ersten Zusatzartikel der Verfassung garantiert ist. Wer verstehen will, warum an US-Universitäten heute schon kleinste sprachliche Grenzverletzungen für Proteststürme sorgen, der muss das Buch „Words That Wound“ lesen, das im Jahr 1993 erschienen ist und zu einem zentralen Text für die Etablierung einer neuen Ideologie der Empfindlichkeit wurde. In dem Buch wird der Versuch unternommen, die Grenzen der Meinungsfreiheit neu auszuloten, und zwar unter Zuhilfenahme der „Opferperspektive“. Die Jura-Professorin Mari J. Matsuda stellt in ihrem Buchbeitrag einen Kriterienkatalog auf, der festlegt, was künftig unter „Hate Speech“ zu fallen habe und geahndet werden müsse. Der eigentliche Clou ihrer Argumentation ist aber, dass nicht alle Menschen vor Hate Speech geschützt werden sollen, sondern nur „historically oppressed groups“ – im Falle der USA also insbesondere Afroamerikaner.
 
        Matsuda macht in ihrem Aufsatz gar kein Geheimnis daraus, dass sie sich auf juristisch sumpfiges Gelände wagt. Sie selbst spricht die Gefahr an, dass ihr Vorschlag eine Hexenjagd wie in den Fünfzigerjahren des vergangenen Jahrhunderts auslösen könnte. Damals verloren Hunderte Künstler, Schauspieler und Beamte ihren Job, weil ihnen eine heimliche Sympathie für kommunistische Gedanken nachgesagt wurde. „Wie kann man für die Zensur von rassistischen Hasskommentaren argumentieren, ohne eine neue Ära McCarthy heraufzubeschwören?“, fragt sie.
 
        Matsudas Antwort lautet, dass marxistische Ideen auch heute noch nicht generell abgelehnt würden, die Vorstellung einer unterlegenen Ethnie aber sehr wohl. Damit löst sie aber nicht das Problem, dass Zensur zur Definitionsfrage wird. Um nur ein Beispiel zu nennen: Fällt es schon unter Hate Speech, wenn jemand auf die Tatsache hinweist, dass in den USA schwarze Väter überdurchschnittlich häufig ihre Familien verlassen – was Barack Obama in seiner Rede zum Vatertag 2008 getan hat und ihm bald den Vorwurf eintrug, er bediene rassistische Klischees?
 
        ANGST VOR DER MEINUNGSFREIHEIT
 
        Die Idee, dass Meinungsfreiheit nur dazu diene, Machtverhältnisse zu zementieren, genießt in linken akademischen Kreisen immer noch eine große Popularität. Im Jahr 2018 erschien in der „Columbia Law Review“, einem der renommiertesten juristischen Fachblätter der westlichen Welt, ein Aufsatz mit dem Titel: „Kann freie Rede fortschrittlich sein?“ Der Autor heißt Louis Michael Seidman, Professor an der Washingtoner Georgetown University. Seine Antwort lautete schlicht und einfach: Nein.
 
        Seidman räumt zwar ein, dass unter bestimmten Umständen die Meinungsfreiheit dem Fortschritt dienen könne, den Seidman als Korrektur ungleicher Vermögensverhältnisse definiert und als „Abschaffung von Machtstrukturen, die auf Eigenschaften wie Ethnie, Nationalität, Geschlecht, Klasse und sexueller Orientierung basieren“. Aber solange in den USA der Kapitalismus herrsche, bleibe dies eine Illusion. „Weil die Möglichkeit, sich Gehör zu verschaffen, die gegenwärtige Wohlstandsverteilung widerspiegelt, bevorzugt die Meinungsfreiheit all jene, die an der Spitze der Machthierarchie stehen“, schreibt er. Es sei ärgerlich, dass viele Menschen, die sich dem Fortschritt verpflichtet fühlten, immer noch die „helle Fackel“ der Meinungsfreiheit vor sich hertrügen, klagt Seidman. Allerdings schreckt er vor dem entscheidenden Schritt zurück und rät von dem Versuch ab, das Recht auf Meinungsfreiheit in der US-Verfassung einzuschränken oder gar zu streichen – allerdings nur aus pragmatischen, nicht aus grundsätzlichen Erwägungen. Das Konzept der Meinungsfreiheit sei zu tief in der amerikanischen Rechtstradition verankert, schreibt er in der Zusammenfassung seines Essays: „Anstatt Energie mit dem nutzlosen Versuch zu verschwenden, die Tradition der verfassungsrechtlich garantierten Meinungsfreiheit zu beenden, sollten Linke besser daran arbeiten, ihre Ziele direkt zu erreichen.“
 
        Was das heißt, lässt sich seit einigen Jahren besonders gut an amerikanischen Universitäten beobachten. Für sie forderte Mari Matsuda in „Words That Wound“ ein besonders strenges Sprachreglement. In Matsudas Text klingt alles an, was später das Leben an den Universitäten radikal verändern sollte: die Idee, dass marginalisierte Gruppen besonders geschützt werden sollten und dass es die Aufgabe der Hochschulen sei, Studenten vor emotional aufwühlenden Situationen zu bewahren; der Gedanke, dass ein offener Diskurs und ein robuster Austausch von Meinungen Studenten nicht etwa auf das Leben vorbereite, sondern sie im Gegenteil traumatisiere; und die Auffassung, dass es das Recht der Studenten ist, diesen besonderen Schutz auch einzufordern.
 
        Die Wörter hatten damals noch keine Konjunktur – aber was Matsuda mit etablierte, war ein Trend, in dessen Folge sich amerikanische Universitäten mehr und mehr zu safe spaces wandelten, in denen ein offener Diskurs zur Gefahr erklärt wurde – und in denen die Forderung aufkam, Klassiker der Literatur nur noch nach der Ausgabe von trigger warnings zu lesen, um sensible Gemüter zu schonen. Ein Trend, der inzwischen auch in Deutschland angekommen ist, wie das Beispiel des WDR zeigt, der alte Shows des Komikers Otto Waalkes mit einem Warnhinweis versehen hat: „Das folgende Programm wird als Bestandteil der Programmgeschichte in seiner ursprünglichen Form gezeigt. Es enthält Passagen, die heute als diskriminierend betrachtet werden.“
 
        INTERSEKTIONALITÄT UND IDENTITÄT
 
        Eine tiefe Skepsis gegenüber den Prinzipien des liberalen Diskurses steckt auch in der Theorie der „Intersektionalität“, die die Juristin Kimberlé Crenshaw Ende der Achtzigerjahre in Grundzügen entwickelt und später in dem Aufsatz „Mapping The Margins: Intersectionality, Identity Politics and Violence against Women of Color“ weiter ausgeführt hat. Wie mächtig die Idee geworden ist, mag man an der Tatsache ablesen, dass die SPD mitten im Bundestagswahlkampf 2021 einen Tweet absetzte, in dem sich Kanzlerkandidat Olaf Scholz dazu bekannte, ein „intersektionaler Feminist“ zu sein – ein Begriff, der bis vor Kurzem nicht zwingend zum Repertoire einer Partei gehörte, die Wert darauf legt, auch von der Kassiererin im Supermarkt verstanden zu werden.
 
        Intersektionalität, so wie Crenshaw sie versteht, bedeutet erst einmal, dass Diskriminierung verschiedene Ebenen haben kann. Eine Frau mag im Beruf schlechter bezahlt werden als ein Mann – aber was, wenn diese Frau dazu noch schwarz ist? Oder lesbisch? Oder behindert? Crenshaws einfacher und zutreffender Gedanke ist, dass sich verschiedene Ausprägungen von Diskriminierung kreuzen und verstärken können.
 
        Ein Verzicht auf Identitätspolitik wäre in Crenshaws Augen die fahrlässige Aufgabe eines politischen Machtmittels; sie sei eine „Quelle von sozialer Ermächtigung“, wie sie schreibt. Das Bahnbrechende und Revolutionäre an Crenshaws Idee ist, dass sie das Fundament für eine ganz neue Form des politischen Aktivismus legt: Während das Anliegen der traditionellen Bürgerrechtsbewegung Gleichberechtigung war, stellt die Theorie der Intersektionalität Diskriminierung auf den Kopf. Sie wird zur Quelle von Sonder- und Spezialansprüchen, mit denen die Unterdrückten gegen ihre Unterdrücker vorgehen können.
 
        Gerade unter Feministinnen gilt Crenshaw als eine der einflussreichsten Theoretikerinnen der vergangenen Jahrzehnte. Aber ihre Theorie hat auch die Saat gelegt für einen Streit, der heute das ganze progressive Lager zu zerreißen droht. Denn wenn es eine Hierarchie der Diskriminierung gibt, dann treten die Opfer in Konkurrenz zueinander. Hat eine weiße, akademisch gebildete Frau noch das Recht, sich über eine ungerechte Bezahlung zu beklagen, wenn eine muslimische Migrantin mit Kopftuch schon auf dem Weg zur Arbeit rassistisch beschimpft wird? Darf sich eine heterosexuelle Frau über sexistische Sprüche auf der Straße beklagen, wenn Transfrauen ganz grundsätzlich das Recht abgesprochen wird, ein Leben gemäß ihrer Geschlechtsidentität zu führen?
 
        Die Theorie der Intersektionalität hat die Munition geliefert für einen Kampf, der heute die Frauenbewegung zutiefst spaltet. Frauenrechtlerinnen wie Betty Friedan in den USA oder Alice Schwarzer in Deutschland gelten intersektionalen Feministinnen inzwischen nicht mehr als Vorkämpferinnen gegen das Patriarchat, sondern als ignorante Interessenvertreterinnen einer privilegierten Schicht weißer Frauen. In ihrem Buch „The Trouble with White Women“ (2021) rechnet Kyla Schuller, Professorin für Gender Studies an der Rutgers University in New Jersey, gnadenlos mit den führenden weißen Feministinnen des 20. Jahrhunderts ab: „Ständig erweitert weißer Feminismus die Rechte und Möglichkeiten von weißen Frauen, indem er jene Menschen enteignet, die ohnehin schon am meisten unterdrückt sind. Er versucht, Frauen die Führung von Systemen zu übertragen, die den Planeten an den Rand eines ökologischen Kollapses geführt haben. (…) Weißer Feminismus hat dazu beigetragen, schwarzen Männern das Wahlrecht zu verweigern. Weißer Feminismus ist Diebstahl, der sich als Befreiung tarnt.“
 
        Kimberlé Crenshaw hatte schnell erkannt, dass ihre Theorie der Intersektionalität die Gefahr in sich trägt, einen Bürgerkrieg im progressiven Lager auszulösen. Sie hat deshalb schon früh dazu aufgerufen, dass Opfer von Diskriminierung ihre Wunden nicht gegeneinander ausspielen, sondern Koalitionen eingehen sollen. Das Buch von Schuller ist ein gutes Beispiel dafür, dass dies ein frommer Wunsch geblieben ist. Die Theorie der Intersektionalität wurde zum Fundament einer weltlichen Sekte; ursprünglich als Instrument zur Analyse der Gegenwart erdacht, geriet es zum Treiber einer Ideologie, die es erlaubt, jeden auszusortieren, der eine abweichende Meinung vertritt: Der schwarze Kapitalist fällt ebenso durchs Raster wie die weiße Frauenrechtlerin, die das Kopftuch für ein Zeichen der Unterdrückung hält. Die hispanische Katholikin, für die Abtreibung eine Sünde bedeutet, ist ebenso suspekt wie der Professor, der findet, asiatische Studenten sollten nicht zugunsten von schwarzen Studenten diskriminiert werden. Am Ende besteht das eigene Lager aus lauter Häretikern, die nicht auf dem Scheiterhaufen landen, wohl aber am Pranger der sozialen Medien.
 
        WAS NUN?
 
        Meine These ist: Linke Identitätspolitik schadet vor allem der politischen Mitte und dem aufgeklärten Lager. Sie hilft einem bestimmten politischen Milieu, sich selbst zu vergewissern und sich in der Meinung zu bestärken, mit einer höheren Moral ausgestattet zu sein. Die Dogmen und Glaubenssätze in dieser kleinen Blase aber sind so rigide, dass sie auf eine Mehrheit der Wählerinnen und Wähler abstoßend wirken – und zwar ganz unabhängig von Geschlecht und Hautfarbe.
 
        Jeder Demokrat in den USA, der sich gendersensibel ausdrücken möchte, nennt hispanische Amerikaner inzwischen nicht mehr „Latinos“, sondern „Latinx“ – von der New Yorker Kongressabgeordneten Alexandria Ocasio-Cortez bis zur ehemaligen demokratischen Präsidentschaftskandidatin Elizabeth Warren. Allerdings zeigt eine Umfrage des Pew-Instituts, dass nur drei Prozent der hispanischen Amerikaner den Begriff verwenden. Als Ruben Gallego, ein demokratischer Kongressabgeordneter aus Arizona, gefragt wurde, wie seine Partei Latinos für sich überzeugen könne, schrieb er: „First start by not using the term Latinx.“
 
        Wörter und Akronyme wie „Latinx“, „BIPoC“ (Black, Indigenous and People of Color) oder „Geflüchtete“ sollen inklusiv sein, um im Jargon des progressiven Milieus zu bleiben, aber sie sind eben auch ein Distinktionsmerkmal. Wer auf Twitter seine Pronomen („she/her“) angibt, arbeitet eher nicht bei Walmart an der Kasse. Der Glottisschlag ist in der Frühschicht einer Autofabrik eher selten zu hören. Die Sprache der Inklusion ist so gesehen auch ein Mittel, sich über den ungebildeten Pöbel zu erheben – und ein Weg, jene zu verdammen, die leider zu beschäftigt waren, die letzte Windung des progressiven Diskurses mitzubekommen. Barack Obama hat schon 2019 jenen „woken“ Hochmut beklagt, der sich unter jungen Akademikern breitmache. Bei einer Debatte mit linken Aktivisten sagte er: „Wenn ihr bloß mit Steinen werft, werdet ihr wahrscheinlich nicht weit kommen. Denn das ist zu einfach.“
 
        Es gehört zu den Eigenarten des identitätspolitischen Diskurses, dass er nur die Regeln für ein ganz bestimmtes Milieu setzt. In den USA gibt es schon seit Jahren das Phänomen, dass sich die Sprachwelten vollkommen voneinander entkoppelt haben. Während es an manchen Universitäten inzwischen schon ein Tabu ist, das „N-Wort“ auch nur abgekürzt in einem Text zu erwähnen, hat sich Donald Trump ein Universum geschaffen, in dem auch noch das platteste rassistische Klischee als Ausdruck einer gesunden Debattenkultur gefeiert wird. Es ist eine Entwicklung, die in Ansätzen auch in Deutschland Einzug gehalten hat. Wer, nur als Beispiel, mag verstehen, wenn die Berliner SPD-Chefin Franziska Giffey zum Weltfrauentag erklärt, sie setze sich für die Gleichstellung von Frauen ein – „unabhängig ihres Geschlechts“?
 
        Wenn man der Frage nachgeht, warum so viele Menschen das Gefühl haben, nicht mehr offen sagen zu können, was sie denken, liefert gerade die Transgender-Debatte eine gute Erklärung. Es gibt plausible Gründe, die bestehenden Regelungen für Transmenschen in Deutschland zu reformieren. Aber heißt dies im Umkehrschluss, dass die Idee, es gebe zwei biologische Geschlechter, ein unwissenschaftliches und patriarchales Konstrukt ist, von dem sich der Staat zu verabschieden hat? Häufig werden alle berechtigten Einwände gegen das von der Bundesregierung geplante Selbstbestimmungsgesetz pauschal mit dem Argument abgeschmettert, diese seien „transphob“. „trans Frauen sind Frauen. Punkt“, verkündete die SPD-Bundestagsfraktion, als das Selbstbestimmungsgesetz das Kabinett passierte – ein Ton, der offenbar jedem klar machen sollte, dass schon die Debatte über die geplante Regelung ein unbotmäßiger Akt sei.
 
        Die Frage ist, wohin das führen soll. Wenn sich in Deutschland Parteien daran gewöhnen, den politischen Diskurs mit moralischer Empörung zu ersticken, dann werden wir den Weg der politischen Polarisierung beschreiten, auf dem die USA schon sehr weit gekommen sind. Niemand bezweifelt, dass es in Deutschland ein robustes Engagement für Gleichberechtigung braucht. Aber wenn sich die Politik unreflektiert den Dogmen der Transgender-Bewegung oder dem Katechismus der Critical Race Theory unterwirft, werden sich viele Menschen gegängelt fühlen und Parteien zuwenden, deren Geschäftsmodell die Schamlosigkeit ist. Die Folge sind dann nicht offene Debatten, sondern politische Parallelwelten, die nicht mehr miteinander kommunizieren.
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        VON VERZERRTEN EVIDENZEN UND MORALISCHER PANIK
 
        Adrian Daub
 
        Alle Welt hat Angst vor Cancel Culture, aber jede Nation lebt diese Angst auf ihre Weise aus. Der russische Diskurs über „культура отмены“ ist nicht der brasilianische um „cultura do cancelamento“, der französische über „le wokisme“ hat wenig mit dem türkischen über „linç kültürü“ zu tun. Wenn man die Sorge um „die“ Cancel Culture also als Mediendiskurs thematisiert, muss man vorsichtig sein. Denn es hängt viel davon ab, wessen Medien gemeint sind.
 
        In meinem Buch „Cancel Culture Transfer“01 stelle ich die These auf, dass weder der Diskurs um „politische Korrektheit“ noch seine Neuauflage als Cancel Culture als neutrale Beschreibung der Wirklichkeit besonders triftig, dass beide als Medienphänomene aber äußerst interessant sind. Ein Text über political correctness oder Cancel Culture, der ein paar Anekdoten mit ein paar windschiefen historischen Vergleichen kombiniert, lehrt uns nicht eben viel über unsere Gegenwart. Aber er sagt unter Umständen einiges aus über Deutungshoheit in einer Gesellschaft, über historisch eingeübte Interpretationsmuster, über die Medienlandschaft, den Übergang zur digitalen Öffentlichkeit und das Verhältnis des jeweiligen Landes zu den USA.
 
        EVIDENZ UND INTERPRETATION
 
        Wenn man die Warnung vor Cancel Culture als Mediendiskurs analysiert, heißt das wohlgemerkt nicht, dass betreffende Vorfälle nicht existierten. Es meint vielmehr, dass ihnen eine falsche Bedeutung zugemessen wird. Dies erstens in dem Sinne, dass es weitaus weniger solcher Fälle gibt, als suggeriert wird – was die Frage nach sich zieht, warum gerade diese Vorkommnisse als besonders signifikante Probleme unserer Gegenwart an ein breites Lesepublikum herangetragen werden. Und zweitens in dem Sinne, dass sie unter der Schablone „Cancel Culture“ sozusagen präformiert in den öffentlichen Diskurs gelangen. Cancel Culture ist keine Tatsachenbeschreibung, sondern Interpretation.
 
        Was also existiert wirklich? Der Begriff „Cancel Culture“ ist in Online-Communities, vor allem unter afroamerikanischen Fangruppen entstanden. Ohne das Internet, insbesondere ohne Twitter, hätte er nicht die Reichweite erlangt, die er auch in den Traditionsmedien seit 2019 hat. In Bezug auf das Internet reagiert der Begriff auf durchaus Reales: jene häufig unguten Eigendynamiken von Online-Diskursen – die schnelle Reaktion, die leichtfertige Aburteilung, der „Pile-On“, in dem jeder einem bereits Zurechtgewiesenen noch den eigenen Senf dazugeben muss. Ob solche Verhaltensweisen in bestimmten Gruppen weiter verbreitet sind als in anderen, wage ich zu bezweifeln. Die Algorithmen Twitters und Facebooks prädispositionieren uns alle zu solchen Diskursverknappungen. Für eine Warnung vor Cancel Culture reicht aber diese spezifische Diskurspraxis noch nicht aus. Um als Cancel Culture durchzugehen, müssen spezifische ideologische Inhalte und spezifische Identitäten involviert sein.
 
        Vereinfacht könnte man sagen: Warnungen vor Cancel Culture sind vor allem Reaktionen auf zwei Hashtags: #MeToo und #BlackLivesMatter. Die Rede von der Cancel Culture trat 2019 ihren weltweiten Siegeszug an. Die erste Erwähnung in Frankreich dürfte in „Le Figaro“ gewesen sein, in einem Artikel aus dem Juli 2019, in dem es um den Regisseur Woody Allen als „Opfer der dort [in den USA] grassierenden Cancel Culture“ ging.02 Eine der ersten Erwähnungen des Ausdrucks in Deutschland findet sich in einem Artikel im Kulturteil der „Welt“ im Juli 2019, der sich mit dem Comedian Louis CK beschäftigte, der wegen sexueller Belästigung mehrerer Kolleginnen in Misskredit geraten war.03 Sorgen um Cancel Culture sind letztlich Sorgen um eine prise de parole, das öffentliche Sprechen vormals diskursiv marginalisierter Gruppen – aber eben eine prise de parole, die vornehmlich in den sozialen Netzwerken vonstattenging und weniger in den Traditionsmedien.
 
        Was es hingegen bereits seit Jahrzehnten gibt, ist ein auf Hochtouren laufendes Mini-Gewerbe in den USA, das Campus-Anekdoten weiterverbreitet und politisch auszuschlachten versucht. Stramm konservative Organisationen wie das Intercollegiate Studies Institute, Accuracy in Academia, Students for Academic Freedom oder Campuswatch mussten jahrzehntelang Anekdoten von echter oder vermeintlicher Zensurwut per Post einsammeln und in kleinauflagigen Magazinen verklappen.04 Cancel Culture ist so gesehen schlicht das, was passiert, wenn diese Infrastruktur auf Twitter trifft, sowohl als Vertriebsweg als auch als Anekdotenlieferant.
 
        BEDROHTE REDEFREIHEIT?
 
        Nicht nur dank dieser Organisationen gibt es in den USA seit den 1980er Jahren einen breiten Diskurs über die angeblich akut bedrohte Redefreiheit an amerikanischen Universitäten. Die Angst vor Cancel Culture aktiviert historisch eingeübte Interpretationsmuster, sowohl in den USA als auch in Deutschland. Man warnt uns seit fast vierzig Jahren in einem immer wieder aufgefrischten, aber merklich konstanten Vokabular und anhand eines immer wieder aktualisierten, aber strukturell äußerst ähnlich aufgebauten Anekdotenschatzes vor einer „neuen“ Zensur, einer „neuen“ Gedankenpolizei oder einem sich „nunmehr“ eintrübenden Diskursklima.
 
        Dabei handelt es sich einerseits in der Tat um einen diskursiven Transfer, in dem US-amerikanische Anekdoten, Begriffe und Situationen einigermaßen direkt übernommen werden. Andererseits geht es um eine Reaktivierung älterer, spezifisch deutscher Topoi, die nun, über die Bande USA gespielt, in einem neuen, politisch weniger eindeutig verortbaren Gewand auftreten. „Machen Sie sich des Rassismus, Sexismus und Klassismus schuldig?“, fragte etwa 1991 das „New York Magazine“ unter dem Titel „Are You Politically Correct?“ auf seiner Titelseite. In der „Neuen Zürcher Zeitung“ (NZZ) liest sich das 2021 dann so: „Wütende Denunziationen von scheinbar sexistischem oder rassistischem Verhalten, blitzartige Urteile und anschliessend scharfe Sanktionen gehören heute zum Rohstoff des globalen Medienbetriebs.“05
 
        Auch damals schon hieß es, politische Korrektheit („PC“) sei eine „totalitäre Ideologie“ und betreibe eine „Politik der Spaltung“. Und schuld daran waren schon damals – wie heute aus der Perspektive von Kritiker:innen wie Susan Neiman oder Yascha Mounk06 – die „Postmodernen“, allen voran der französische Philosoph Michel Foucault mit seiner Theorie vom Poststrukturalismus. Heute wird vor „Wokeness“, Intersektionalität und der Critical Race Theory gewarnt. „Sind Sie logozentrisch?“, fragte 1991 das „New York Magazine“ – die Anekdoten von damals gleichen denen von heute auf verblüffende Weise.
 
        Gleichzeitig zehrt die deutsche Rezeption von älteren Assoziationen, die mit den USA nichts zu tun haben, auf die man aber dank der US-amerikanischen Provenienz des Begriffes Cancel Culture nicht direkt Bezug nehmen muss, wenn man heute den „Tugendterror“ beklagt. Die Rede von den „Gutmenschen“ etwa etablierte sich in Deutschland schon in den 1980er Jahren unter Anti-68ern. Weiter ging es mit Martin Walsers Rede von „Moralkeulen“ und dem Diskurs als dem „andauernde[n] TÜV, der das Zugelassene etikettiert und den Rest tabuisiert“,07 mit Warnungen vor dem Tugendterror („Wer das Lager der PC in einem Punkt verläßt, wird sofort in das des Feindes eingewiesen“)08 oder mit der Diagnose, die freie Rede sei „von Tabus umstellt“ und in „quasireligiöser Manier“ würden „systematisch Denkbarrieren errichtet“.09 Es handelte sich hier in Teilen um ein Vokabular, das früher einmal offen anschlussfähig war an rechte Schlussstrichdebatten – das nun aber durch den ständigen Hinweis auf die angebliche Neuartigkeit der Bedrohung und den Verweis auf ihre vermeintlich US-amerikanische Herkunft wieder reüssieren kann.
 
        VERZERRUNGEN
 
        Inwiefern verzerrt die mediale Berichterstattung über Cancel Culture die Tatsachen? Eine erste Verzerrung ergibt sich oft schon daraus, dass Beschreibungen von Cancel Culture eher Warnungen vor ihr sind, die ihre implizite Dringlichkeit aus Trends ableiten, die empirisch so gar nicht gegeben sind. Wer von Cancel Culture spricht, tätigt gemeinhin nicht nur eine Aussage über das Hier und Jetzt. Vielmehr stellt der/die Betreffende einerseits eine Diagnose bezüglich jüngster Veränderungen an, trifft andererseits aber auch eine Vorhersage über die nahe Zukunft: Das Meinungsklima sei rauer geworden und drohe sich auch in der Zukunft weiter einzutrüben.
 
        So schreibt etwa der Journalist Jochen Bittner in der „Zeit“ über den Verfall der Meinungsfreiheit in den USA: „Gab es im Jahr 2001 noch zwei Vorfälle, bei denen Demonstranten versuchten, missliebige Sprecher vom Campus auszuladen oder ihre Vorträge zu stören, wurden es danach deutlich mehr: 2015/16 gab es 38 solcher Versuche.“10 Nicht die absoluten Zahlen sind hier Hauptträger der Warnung, sondern ihr angeblicher Anstieg. Der Psychologe Steven Pinker ging mit seiner Ko-Autorin Bertha Madras in einem Artikel im „Boston Globe“ ähnlich vor. Seine Diagnose: Die Amerikaner seien an ihren Universitäten irre geworden – „durch virale Videos von Professoren angeheizt, die gemobbt, beschimpft, zum Schweigen gebracht und manchmal angegriffen wurden“. Dieses Misstrauen den Universitäten gegenüber werde „durch einige alarmierende Zahlen bestätigt“. Pinker zählte zwischen 2014 und 2022 „114 Zensurvorfälle und 156 Entlassungen“ – „mehr als während der McCarthy-Ära.“11
 
        Die zweite Verzerrung ergibt sich aus einem Effekt, den der Soziologe Stanley Cohen in den 1970er Jahren als „Inventarphase“12 moralischer Paniken beschrieben hat: Wenn sich ein angeblich neues Problem Bahn bricht, ist die Versuchung groß, verschieden gelagerte Phänomene unter derselben Rubrik einzuordnen. Viele Artikel zu Cancel Culture präsentieren routinemäßig praktisch alles als Cancel Culture – von politisch motivierten Morden bis hin zum Versuch der IT-Abteilung einer Universität, das Wort „Sklave“ zu vermeiden. Ausladungsversuche gegenüber Wissenschaftlerinnen oder Autoren zählen dann genauso dazu wie tatsächlich erfolgte Ausladungen. Ob jemals eine ernsthafte Gefahr von solchen Versuchen für die öffentliche Debatte ausging, muss der/die betreffende Autor:in nicht erklären, denn es geht ja um die vermeintliche „Kultur“ des Cancelns, nicht um seine tatsächlichen Auswirkungen oder seine politische Durchschlagskraft.
 
        Dies hat einen dreifach verzerrenden Effekt: Erstens werden Dinge als Beweis für eine große Erzählung herangezogen, die sie bei genauerer Betrachtung gar nicht belegen. In dem zitierten Text von Steven Pinker und Bertha Madras etwa ist zu lesen, dass sechzig Prozent der 877 angeführten „Versuche, Wissenschaftler zu bestrafen, (…) zu tatsächlichen Sanktionen“ führten. Pinker und Madras ziehen für ihre Zählung eine Liste heran, in der alle Fälle aufgeführt sind, in denen ein/e Professor:in an den 6000 Bildungseinrichtungen der USA erklärt hat, er oder sie sei aus Gründen disziplinarrechtlich belangt worden, die der Wissenschaftsfreiheit zuwiderlaufen – die sogenannte FIRE-Liste der Foundation for Individual Rights in Education. Damit wird suggeriert, dass die aktuellen Fälle – wie in der McCarthy-Zeit – einer klaren ideologischen Stoßrichtung folgten: Was früher der Antikommunismus war, ist jetzt „Wokeness“. Dem ist aber natürlich nicht so. Gewiss: Auf der FIRE-Liste finden sich Professor:innen, die wegen abfälliger Kommentare über Black Lives Matter in die Defensive gerieten. Aber sie enthält auch linke Professor:innen, die aufgrund ihrer Unterstützung solcher Gruppierungen ins Visier rechter Gruppen gerieten. Sie enthält Professor:innen, die sich mit ihrem Dekanat überwarfen und von deren Fällen öffentlich niemand etwas mitbekommen hat. Und doch soll durch das Framing von Pinker und Madras (nach dem Professor:innen „gemobbt, beschimpft, zum Schweigen gebracht und manchmal angegriffen wurden“) eindeutig das Schreckgespenst junger, identitätspolitisch beseelter Menschen evoziert werden.
 
        Zweites machen Medien es in der „Inventarphase“ ihren Konsument:innen allzu leicht, den Anstieg in der Berichterstattung mit einem Anstieg der realen Verbreitung der zugrundeliegenden Zwischenfälle zu verwechseln. Wenn es im obigen Zitat von Jochen Bittner Zahlen gibt, die mit Vorsicht zu genießen sind, so sind das weniger die 38 Cancel-Versuche 2015/16, sondern eher die angeblichen zwei im Jahr 2001. Bittner hat diese Zahlen ebenfalls der Datenbank von FIRE entnommen, auf die auch Pinker zurückgriff. Diese beinhaltet in der Tat sehr wenige Einträge für das frühe einundzwanzigste Jahrhundert. Eine stichprobenhafte Expedition in diverse Pressearchive ergibt allerdings, dass natürlich schon damals mehr solcher Fälle vorlagen, als rückblickend gezählt und in die Datenbank aufgenommen wurden. Allerdings wurde seltener in den nationalen und internationalen Medien über solche Vorgänge berichtet. Damalige Vorfälle konnten weder auf Twitter verewigt noch als Fox-News-Clips bei Youtube unsterblich werden. Hier wirkt auch die allgemeine Amnesie in diesen Diskursen: Dass wir vor zehn, zwanzig oder dreißig Jahren schon ziemlich ähnlich über solche Phänomene geklagt haben, ist beim Klagen über die Gegenwart sehr schnell vergessen.
 
        Eine dritte Verzerrung ergibt sich daraus, dass bestimmte Leser-, Hörer und Zuschauerschaften, gerade auch in Deutschland, lange selektiv für solche Verschiebungen sensibilisiert wurden. Das heißt, einem Teil des Publikums wurde beigebracht, bei bestimmten Vorfällen, etwa der Störung eines Redners an einer Universität durch linke Student:innen, sehr viel genauer hinzuschauen und diesem Ereignis mehr Bedeutung beizumessen als einem zumindest auf den ersten Blick identisch gelagerten Fall, in dem es nicht um vermeintlich „woken Widerstand“ geht.
 
        Das ist die aufmerksamkeitsökonomische Dimension dieses Diskurses: Seine Währung und sein primäres Ziel heißen Aufmerksamkeit. In den allermeisten Texten, in denen vor politischer Korrektheit oder Cancel Culture gewarnt wird, steht am Ende keine politische Forderung (etwa nach einem Gesetz, das es zu verabschieden gälte), sondern ein moralischer Appell: „Lasst uns weiter genau hinschauen!“ – als ob wir alleine durch unsere obsessive Beschäftigung mit dem Thema schon einen Beitrag zur Besserung geleistet hätten. Dabei hat die wichtigste Meta-Botschaft dieser Diskussion vor allem mit der Frage zu tun, wer in unseren Medien und unserer Gesellschaft Aufmerksamkeit verdient und warum.
 
        MORALISCHE PANIK
 
        Es ist dieser Aspekt, der es mir angemessen erscheinen lässt, von der Angst vor Cancel Culture als „moralischer Panik“ zu sprechen. Es geht mir dabei nicht darum, den Warnern vor Cancel Culture gemäß eines heute beliebten Vorwurfs „Moralisierung“ vorzuwerfen. Es geht mir vielmehr darum, eine die Tatsachen verzerrende Wahrnehmung zu beschreiben, in der Aufmerksamkeit moralisiert wird. Der Begriff der moralischen Panik wurde in den 1970er Jahren durch den schon erwähnten britischen Soziologen Stanley Cohen geprägt.13 Gemeint waren damit Erregungen über auf den ersten Blick marginale, seltene, aber möglicherweise spektakuläre Ereignisse, von denen auf ein breites, sich immer weiter ausbreitendes Problem geschlossen wurde. All das geschah mit dem Grundtenor: Mit dieser eigentlich irrelevant erscheinenden Sache müssen Sie sich beschäftigen. Heute ist dies ein Grundmuster unserer medialen Realität. Der moralischen Panik liegen reale Begebenheiten zugrunde, und sie setzt da ein, wo die Relation, die Verhältnismäßigkeit der gesellschaftlichen Erregung mit der tatsächlichen Verbreitung der Trigger nicht mehr übereinstimmt.
 
        Wenn für ein angeblich massives gesellschaftliches Problem ein ums andere Mal dieselben Anekdoten ins Feld geführt werden, liegt der Verdacht nahe, dass es sich hierbei um moralische Panik handelt. Wenn über junge Menschen und ihre seltsamen Sitten zwar unentwegt gesprochen, die solchermaßen zum Problem erklärten jungen Menschen selbst aber mysteriöserweise nie (oder fast nie) zu Wort kommen, scheinen wir es ebenfalls mit moralischer Panik zu tun zu haben. Und wenn mit großer Atemlosigkeit eine Scheinnähe zwischen unterschiedlichen Phänomenen evoziert wird – wenn das betreffende Phänomen zwar eigentlich ganz weit weg ist, aber „jetzt auch hierher“ schwappt, in die amerikanischen Vorstädte, nach Europa, nach Deutschland –, dann ist die Frage durchaus legitim, wer aus welchen Gründen diese radikale Entgrenzung eigentlich marginaler und provinzieller Vorgänge vornimmt.
 
        Interessant ist, dass bei Warnungen vor Cancel Culture eigentlich immer dieselben zehn kanonischen Fälle angesprochen werden. Damit soll nota bene nicht verteidigt werden, was in diesen spezifischen Fällen passiert ist. Auffällig ist aber doch, dass das ständige Recycling der Beispiele selbst eine spezifische Sprache spricht, und zwar jenseits der jeweiligen Vorkommnisse. Denn mit dem angeblichen „Nicht-zu-Wort-Kommen“ ist es in Zeiten der Cancel Culture eine einigermaßen kuriose Sache: Dass einem Menschen, von dem gesagt wird (oder der von sich selber sagt), er sei „gecancelt“ worden, gemeinhin mehr Aufmerksamkeit zukommt als vorher, heißt einerseits nicht, dass es das Canceln nicht gegeben hat. Es zeigt andererseits aber doch, dass „Gecancelt-Werden“ nicht notwendigerweise mit einer „Unsichtbarmachung“ oder einem „Zum-Verstummen-Bringen“ einhergeht. Umgekehrt würde man annehmen, dass Menschen, die andere „canceln“ – die Chefankläger, die Robespierres unserer Zeit –, Mediendiskurse und die öffentliche Debatte dominieren. Doch das genaue Gegenteil ist der Fall: Wem Canceln vorgeworfen wird, der kommt im öffentlichen Diskurs über das Canceln kaum mehr vor.
 
        In den deutschen Medien hat in jüngerer Zeit zum Beispiel der Fall der britischen Philosophin Kathleen Stock von der University of Sussex Furore gemacht. Studierende warfen Stock transphobe Äußerungen und politischen Aktivismus vor, offene Briefe flogen hin und her, und am Schluss schmiss Kathleen Stock im Juli 2021 entnervt hin und gab ihre Professur auf. In den zwölf Monaten nach ihrem Abgang erschienen in deutschen Tageszeitungen 130 Artikel, die sich mit dem Fall beschäftigten, 24 davon allein in der „Welt“. Darunter waren Interviews mit der Philosophin, Rezensionen ihres Buches und natürlich Essays, die eine „Hetzjagd“ analysierten und beklagten, der Stock vonseiten der „Transgender-Aktivisten“ ausgesetzt gewesen sei. Hier solle, so der Tenor der Beiträge, eine Debatte abgewürgt werden.
 
        Die Debatte wurde in der Tat abgewürgt, nur war es nicht Stocks Position, die aus der Öffentlichkeit verschwand. Den 130 Artikeln, in denen Stock zu Wort kam, standen gerade einmal fünf Wortmeldungen prominenter Kritiker:innen ihrer Position gegenüber. Das ist teilweise dem Framing geschuldet, denn es ging ja um die „lesbische Philosophin“ einerseits und den anonymen „Twitter-Mob“ andererseits. Darüber hinaus aber scheint Cancel Culture aus Sicht der Kritiker:innen nicht Teil einer „echten“ Debatte, keine „echte“ Streitkultur zu sein – weshalb, sobald Cancel-Culture-Vokabular bemüht wird, auch nicht mehr über eine Debatte als Debatte und über einen Streit als Streit berichtet werden muss. Stattdessen tritt man die Flucht auf die Meta-Ebene an: Statt über die Debatte selbst und ihre Inhalte kann man über die angeblich wegbrechenden Bedingungen der Möglichkeit von Debatte sinnieren.
 
        Das ist mit dem Wort von der „moralischen Panik“ gemeint; es geht darum, wer wieviel Aufmerksamkeit erfährt und verdient. Denn einerseits geht es bei der Erregung über angeblich zensurwütige amerikanische College-Student:innen zwar häufig um jene jungen (und oft nichtweißen) Menschen in den USA, andererseits geht es aber gerade nicht um sie in dem Sinne, dass man sie zum Interview anriefe, um ihre Sicht der Dinge genauer zu verstehen. Diese Art der Sympathie wird im Sprachspiel der Cancel Culture nur dem Cancel-Opfer zuteil, das im Normalfall die Geschichte seiner cancellation als Solo vortragen darf.
 
        AUSBLICK
 
        Ein durchschnittlicher Warntext vor Cancel Culture beginnt fast immer mit Anekdoten, von denen dann auf ein größeres Ganzes geschlossen wird, um danach auf ein breiteres systemisches und kulturelles Problem zu verweisen – das sich eintrübende Diskursklima, einen neuen McCarthyismus von links und anderes mehr. In dem oben zitierten Text aus der NZZ etwa heißt es: „Die Auswahl der Fälle ist zufällig. Sie ließe sich beliebig verlängern.“14 Das ähnelt, wenn man ein wenig schielt, doch auffällig dem Modus der Vermittlung zwischen scheinbarem Einzelfall und der Diagnose eines patriarchalen oder rassistischen Systems, wie wir ihn bei #MeToo und Black Lives Matter sehen. Die Behauptung ist – rein formal – dieselbe wie im zitierten Text aus der NZZ: Diese Berichte ließen sich beliebig fortsetzen, diese Fälle sind keine Einzelfälle.
 
        Nun sind im Falle von Black Lives Matter und #MeToo die Vorwürfe sehr viel plausibler, die Fallzahlen deutlich höher und die Vermittlung zwischen Einzelfall und System weitaus besser belegt. Dennoch ist es ein interessantes Phänomen, dass Cancel-Culture-Stories das Format und die Rhetorik der genannten Bewegungen nachahmen und gleichzeitig vor ihnen warnen. Es handelt sich gewissermaßen um #MeToo für Menschen, die vor #MeToo Angst haben. Und es ist ein virales Phänomen für Menschen, die vor viralen Phänomenen Angst haben.
 
        Dabei geht es nicht nur um eine Kritik dieses Diskurses, sondern auch um seine Analyse. Denn unsere Sorgen um Diskursrinnen, Schweigespiralen und Filterblasen sind in hohem Maße interessant – gerade in Deutschland. In den USA ist die Angst vor Cancel Culture, Identitätspolitik und „Wokeness“ relativ leicht zu verorten. Es handelt sich um Deckbegriffe, mit denen stramm konservative Kräfte sich selbst die Erlaubnis geben, so mit unliebsamen Meinungen zu verfahren, wie man es den „Woken“ immer vorwarf. Nicht umsonst hat Ron DeSantis, Gouverneur von Florida, sich in seinem „Stop WOKE Act“ die linke, „woke“ Cancel Culture vorgeknöpft und dabei Forschungs- und Meinungsfreiheit massiv beschnitten.
 
        In Deutschland stellt sich die Sache weniger eindeutig dar. Vor allem beschäftigt sich der deutschsprachige Diskurs über Cancel Culture nicht nur mit sich selbst. Stattdessen hadert er mit Fragen von Provinzialismus und Weltbürgertum, deutscher Identität und Universalismus, Pluralismus und Leitkultur. Vor allem aber hadert er mit einer Welt, in der das Verhältnis zu den USA jene Selbstverständlichkeit eingebüßt hat, die es bis vor Kurzem noch hatte.
 
         
          ADRIAN DAUB 
ist Professor für vergleichende Literaturwissenschaft an der Stanford University. Sein Buch „Cancel Culture. Wie eine moralische Panik die Welt erfasst“ erschien 2022 im Suhrkamp Verlag. daub@stanford.edu
 
        
 
        ANMERKUNGEN
 
        01 Vgl. Adrian Daub, Cancel Culture Transfer. Wie eine moralische Panik die Welt erfasst, Berlin 2022.
 
        02 Vgl. Étienne Sorin/Maurin Picard, Seule l’Europe dit „I love you“ à Woody Allen, 13.6.2019, www.lefigaro.fr/cinema/seule-l-europe-dit-i-love-you-a-woody-allen-20190611.
 
        03 Vgl. Oliver Polak, Ich liebe Dich, Louis CK, 24.7.2019, www.welt.de/plus197375419.
 
        04 Vgl. Jane Mayer, Dark Money, New York 2016.
 
        05 Thomas Isler, Frömmlerische Raserei. Der Puritanismus lebt heute in „Cancel-Culture“ weiter, 8.5.2021, https://magazin.nzz.ch/ld.1624257.
 
        06 Vgl. z.B. Susan Neiman, Links ist nicht woke, München 2023; Yascha Mounk, Das große Experiment. Wie Diversität die Demokratie bedroht und bereichert, München 2022.
 
        07 Martin Walser, Über freie und unfreie Rede, 6.11.1994, www.spiegel.de/a-b4e89236-0002-0001-0000-000013684613.
 
        08 Dieter E. Zimmer, PC oder: Da hört die Gemütlichkeit auf, 4.10.1993, www.zeit.de/1993/43/pc-oder-da-hoert-die-gemuetlichkeit-auf.
 
        09 Heimo Schwilk, Tugendterror. Die Tyrannei der Gutmenschen, in: Ulrich Schacht/ders., Für eine Berliner Republik, München 1997, S. 61–64, hier S. 61.
 
        10 Jochen Bittner, Denkverbote helfen nicht gegen rechts, 14.11.2020, www.zeit.de/2020/47/populismus-donald-trump-usa-europa-denkverbote.
 
        11 Steven Pinker/Bertha Madras, New Faculty-Led Organization at Harvard Will Defend Academic Freedom, 12.4.2023, www.bostonglobe.com/2023/04/12/opinion/harvard-council-academic-freedom.
 
        12 Stanley Cohen, Folk Devils and Moral Panics, London 2001 [1972], S. 26.
 
        13 Vgl. ebd.
 
        14 Isler (Anm. 4).
 
      

       
        
 
        Herausgegeben von der
 
        Bundeszentrale für politische Bildung
 
        Adenauerallee 86, 53113 Bonn
 
        Redaktionsschluss dieser Ausgabe: 13. Oktober 2023
 
        REDAKTION
 
        Lorenz Abu Ayyash
 
        Anne-Sophie Friedel
 
        Jacob Hirsch (Volontär)
 
        Sascha Kneip (verantwortlich für diese Ausgabe)
 
        Johannes Piepenbrink
 
        Martin Schiller
 
        Hannah Stadler (Praktikantin)
 
        apuz@bpb.de
 
        www.bpb.de/apuz
 
        www.bpb.de/apuz-podcast
 
        twitter.com/APuZ_bpb
 
        Newsletter abonnieren: www.bpb.de/apuz-aktuell
 
        Einzelausgaben bestellen: www.bpb.de/shop/apuz
 
        GRAFISCHES KONZEPT
 
        Charlotte Cassel/Meiré und Meiré, Köln
 
        SATZ
 
        le-tex publishing services GmbH, Leipzig
 
        DRUCK
 
        Frankfurter Societäts-Druckerei GmbH & Co. KG, Mörfelden-Walldorf
 
        ABONNEMENT
 
        Aus Politik und Zeitgeschichte wird mit der Wochenzeitung Das Parlament ausgeliefert.
 
        Jahresabonnement 25,80 Euro; ermäßigt 13,80 Euro. Im Ausland zzgl. Versandkosten.
 
        Fazit Communication GmbH
 
        c/o Cover Service GmbH & Co. KG
 
        fazit-com@cover.services.de
 
        Die Veröffentlichungen in „Aus Politik und Zeitgeschichte“ sind keine Meinungsäußerungen der Bundeszentrale für politische Bildung (bpb). Für die inhaltlichen Aussagen tragen die Autorinnen und Autoren die Verantwortung. Beachten Sie bitte auch das weitere Print-, Online- und Veranstaltungsangebot der bpb, das weiterführende, ergänzende und kontroverse Standpunkte zum Thema bereithält.
 
        ISSN 0479-611 X
 
        
          [image: CC-Lizenz]
        
 
        Die Texte dieser Ausgabe stehen unter einer Creative Commons Lizenz vom Typ Namensnennung-Nicht Kommerziell-Keine Bearbeitung 4.0 International.
 
      

       
        
 
        [image: APuZ 46] 
      

       
        APuZ 46/2023 kurz gefasst
 
         
          BETTINA-JOHANNA KRINGS
 
          NEW WORK UND DIE ZUKUNFT DER ARBEIT
 
          Versteht man New Work als ein Konzept von Arbeits- und Lebensräumen, in denen Menschen die Tätigkeiten verrichten, die sie „wirklich wirklich“ tun wollen, dann ist damit die Aufforderung verbunden, das Konzept der modernen Erwerbsarbeit grundlegend zu hinterfragen.
 
        
 
         
          MICHAEL HOMBERG · MIRKO WINKELMANN
 
          HOME IS WHERE THE OFFICE IS. ZUR GESCHICHTE DER TELEARBEIT
 
          Das Arbeiten von zu Hause gilt heute als Kennzeichen neuer Lebens- und Arbeitsmodelle im Zeichen des digitalen und technologischen Wandels. Was in den vergangenen Jahren oft als „New Work“ beschrieben wurde, hat jedoch eine lange Vorgeschichte.
 
        
 
         
          HANS-JÜRGEN URBAN
 
          NEW WORK ZWISCHEN ENTGRENZUNG UND EMPOWERMENT
 
          Die digitalisierte sowie orts- und zeitflexible Arbeit trägt Rationalisierungs- und Humanisierungspotenziale in sich. Soll die Humanisierung der Arbeit ausgeschöpft werden, müssen neue Rechte der abhängigen Arbeit und arbeitspolitische Gestaltungskonzepte ineinandergreifen.
 
        
 
         
          GREGOR RITSCHEL
 
          PRAGMATISCHE ARBEITSMORAL? DIE SOCIAL-MEDIA-TRENDS QUIET QUITTING UND TANG PING
 
          Quiet Quitting und Tang Ping problematisieren die Arbeitskultur des karrieristischen Überengagements, das von der vagen Aussicht auf beruflichen Aufstieg getragen wird. Sie können als Symptom für die Nichteinlösung des New-Work-Versprechens verstanden werden.
 
        
 
         
          FRIEDERICKE HARDERING
 
          NEW-WORKISIERUNG VON ARBEIT. ZEITDIAGNOSE ZUM WANDEL DER ARBEITSWELT
 
          New Work hat sich in den vergangenen Jahren zu einem Versprechen auf eine bessere Arbeitswelt entwickelt. Inwieweit dieses Versprechen eingelöst werden kann, hängt von der jeweiligen Intention ab, mit der New-Work-Maßnahmen in Unternehmen eingeführt werden.
 
        
 
         
          SAMUEL GREEF · WOLFGANG SCHROEDER
 
          ENDE DER KOLLEKTIVEN INTERESSENVERTRETUNG? NEW WORK ALS HERAUSFORDERUNG FÜR GEWERKSCHAFTEN UND BETRIEBSRÄTE
 
          Hinter „New Work“ verbergen sich ambivalente Entwicklungen. Gewerkschaften und Betriebsräte sind notwendig, um diese moderne Arbeitswelt menschengerecht zu gestalten. Dafür muss sich die kollektive Interessenvertretung selbst an die veränderten Verhältnisse anpassen.
 
        
 
         
          JASON LEMBERG
 
          SELBSTVERWIRKLICHUNG IM BERUF. ZUR GESCHICHTE EINES MYTHOS
 
          Ein Großteil der Menschen sucht Sinn und Erfüllung im Beruf. In den aktuellen Debatten um Arbeit erscheint das Thema Selbstverwirklichung oft als neues Phänomen, als naive Fantasie der Millennials und der Generation Z – aber auch als arbeitsmarktpolitischer Irrweg.
 
        
 
      

       
        EDITORIAL
 
        „Das Ziel der Neuen Arbeit besteht nicht darin, die Menschen von der Arbeit zu befreien, sondern die Arbeit so zu transformieren, damit sie freie, selbstbestimmte, menschliche Wesen hervorbringt.“ So beschrieb der österreichisch-amerikanische Sozialphilosoph Frithjof Bergmann 2004 in „Neue Arbeit, neue Kultur“ sein einflussreiches New-Work-Konzept. Er entwickelte seine Vision einer modernen Arbeitswelt, nachdem er in den 1970er Jahren in Flint, Michigan, beobachtet hatte, wie viele Menschen in der Automobilindustrie durch computergestützte Automatisierung ihre Jobs verloren. Bergmanns Ansatz war seinerzeit ein Gegenentwurf zum kapitalistischen, aber auch zum kommunistischen Arbeitsmodell und führte zu einem Nachdenken über das System der Lohnarbeit und die Bedürfnisse von Arbeiterinnen und Arbeitern.
 
        Neue Aufmerksamkeit erhielt das New-Work-Konzept im Zuge der Corona-Pandemie, als sich die Arbeitswelt zwangsläufig radikal veränderte. Gleichwohl gibt es bis heute keine allgemein gültige Definition, was darunter zu verstehen ist. Häufig wird damit der Strukturwandel der Arbeit beschrieben, der nicht zuletzt durch den technologischen Fortschritt vorangetrieben wird. Dazu gehören neben flexiblen Arbeitsformen wie Homeoffice und Vier-Tage-Woche auch organisationskulturelle Aspekte wie flache Hierarchien und Selbstorganisation. Viele dieser Ansätze versprechen mehr räumliche und zeitliche Selbstbestimmung sowie größere Eigenverantwortung – Selbstverwirklichung geht damit jedoch nicht zwangsläufig einher.
 
        Dass gute Arbeit jene Arbeit ist, die man – in den Worten Bergmanns – „wirklich, wirklich will“, darüber besteht weitgehend Einigkeit. Doch welche Maßnahmen dafür notwendig sind, welche Auswirkungen sie auf die Beschäftigten haben und wo sie jenseits von herkömmlichen Bürotätigkeiten eingesetzt werden können, darüber gehen die Meinungen weit auseinander. So lässt sich unter dem Stichwort „New Work“ eine grundsätzliche Debatte darüber führen, wie die Zukunft der Arbeit aussehen kann und soll. Die Autorinnen und Autoren dieser Ausgabe, die diese Diskussion aufgreifen, wurden von der Redaktion im Rahmen eines Call for Papers aus zahlreichen Einsendungen ausgewählt.
 
        Lorenz Abu Ayyash
 
      

       
        NEW WORK UND DIE ZUKUNFT DER ARBEIT
 
        Bettina-Johanna Krings
 
        Die Auseinandersetzung mit dem Begriff „New Work“ führt tief in die Welt des Organisations- und Individualcoachings. Die dort zu findenden Beschreibungen und Kriterien beziehen sich allerdings nur noch bedingt auf die Ursprungsidee des Philosophen Frithjof Bergmann, der den Begriff und die soziale Bewegung von New Work in den 1970er Jahren ins Leben rief. Bergmann entwickelte das Konzept in Zeiten großer Umbrüche, als in der US-amerikanischen Autostadt Flint ein ganzer Industriezweig schloss, was viele Menschen in Arbeitslosigkeit, Existenzangst und ohne Lebensperspektive zurückließ. Aus der Kritik am vorherrschenden Modell der Lohnarbeit sollten neue Arbeitsformen entstehen, die auf den handwerklichen, geistigen und künstlerischen Fähigkeiten der Menschen aufbauen und die Möglichkeit eröffnen sollten, eigene Fähigkeiten zu entwickeln, zu fördern und in Arbeitsprojekten umzusetzen. Auf diese Weise sollten Beschäftigungsmodelle entstehen, die man „wirklich wirklich will“ und die somit die Selbstentfaltung der Beschäftigten erlauben.01 Eingebettet werden sollten diese neuen Arbeitsformen in technisch avancierte und gemeinschaftlich organisierte Lebens- und Produktionsformen, die den Menschen ein gutes Leben ermöglichen. Kurz: Der emanzipatorische Charakter der Arbeit wurde als Gegenkonzept zur Lohnarbeit in kapitalistisch organisierten Systemen entworfen. Bergmanns Ideen und Visionen führten weltweit zu einer sozialen und kulturellen Bewegung, die in sehr unterschiedlichen Initiativen umgesetzt und weitergedacht wurden.02
 
        Auch ohne Branchenzusammenbrüche wie in Flint in den 1970er Jahren ist die Arbeit seit Jahrzehnten weltweit im Umbruch. Die Digitalisierung, das Entstehen neuer Geschäftsfelder und Märkte, der demografische Wandel und nicht zuletzt die Corona-Pandemie haben zu einem ungeahnten Wandel der Arbeit geführt. Starre Arbeitszeiten sind Optionen des mobilen Arbeitens gewichen. Unternehmen und Gewerkschaften stehen vor der Herausforderung, diesen Umbruch zu gestalten.03 Gleichzeitig entstehen durch die Digitalisierung neue Arbeitsformen wie Plattformarbeit, die erhebliche Risiken für die Beschäftigten bergen. Die (monetäre) Kluft zwischen einfacher und qualifizierter Arbeit sowie zwischen formeller und informeller Arbeit hat sich deutlich vergrößert, was zu neuen Formen der Prekarisierung von Arbeit geführt hat.04
 
        In diesem Beitrag knüpfe ich an den Ursprungsgedanken von Bergmann an, das Konzept von New Work als einen weitreichenden Kulturwandel der Erwerbsarbeit zu deuten. Eine solche Perspektive stellt dezidiert die Bedürfnisse der arbeitenden Menschen in den Mittelpunkt. Diese Ausrichtung wurde in den vergangenen Jahren zwar auch im Rahmen der vielfältigen Debatten um die Digitalisierung der Arbeit in fast allen Branchen diskutiert. Allerdings, so meine These, wird nur ein kleiner Teil von New Work umgesetzt. In der Regel setzen die Konzepte bei den Beschäftigten an, ohne die gesellschaftlichen Rahmenbedingungen in den Blick zu nehmen. So sollen aus Sicht der Unternehmen im Rahmen von New Work verstärkt Kompetenzen der Beschäftigten entwickelt und ihre Motivation gefördert werden. Auf diese Weise soll die Bindung an das Unternehmen gestärkt und die Effizienz der Arbeitsprozesse erhöht werden. Diese Ziele werden heute auch von einem Großteil der jüngeren Erwerbstätigen eingefordert, was die Unternehmen – begünstigt durch die Personalknappheit in fast allen Branchen – unter einen enormen Handlungsdruck setzt.
 
        Die andere, noch weitgehend unausgefüllte Seite des Konzepts bezieht sich auf New Work als einen weitreichenden gesellschaftlichen Wandel von Arbeit. Versteht man New Work als ein Konzept von Arbeits- und Lebensräumen, in denen Menschen die Tätigkeiten verrichten, die sie „wirklich wirklich“ tun wollen, dann ist damit die Aufforderung verbunden, das Konzept der modernen Erwerbsarbeit grundlegend zu hinterfragen und neu zu denken. Dem komme ich im Folgenden nach und nehme New Work als normativen Orientierungsrahmen für die Zukunft der Arbeit in den Blick. Dabei zeichne ich die von Frithjof Bergmann entwickelten Prämissen von New Work nach. Darauf aufbauend werden ausgewählte Aspekte moderner Arbeitsverhältnisse diskutiert, die in kritischen Debatten über neue Formen der Erwerbsarbeit reflektiert werden. In einem kurzen Fazit werden Überlegungen zu New Work als Vision für die Zukunft der Arbeit vorgestellt.
 
        PATHOLOGIEN DER ERWERBSARBEIT
 
        Bergmanns Visionen von New Work wurzeln tief in der Kritik an einem auf Wachstum basierenden Wirtschaftsmodell, dessen negative Auswirkungen bis heute anhalten. Schon früh vergleicht er das Zerstörungspotenzial dieses Systems mit dem Bild eines Zuges, der nicht mehr zu stoppen ist.05 Diese Kritik schließt sowohl westlich-kapitalistische als auch kommunistisch geprägte Wirtschaftsformen ein. Seine Beschreibungen des auf fossilen Rohstoffen basierenden Wirtschaftssystems erscheinen aktueller denn je, wobei sich die Kollateralschäden dieses Systems bei Bergmann nicht nur auf die ökologischen Folgen beschränken. Mit seiner Kritik am Konzept der modernen Erwerbsarbeit zielt er auf die „Pathologie[n] des Lohnarbeitssystems“.06 Diese seien in den Ursprüngen des Lohnarbeitssystems selbst angelegt und hätten sich – unterbrochen von einer kurzen Phase allgemeiner Wohlstandsentwicklung – bis heute durchgesetzt.07 Mit Blick auf die US-amerikanischen Rahmenbedingungen der Erwerbsarbeit beschreibt er drei strukturelle Problembereiche moderner Arbeitskonzepte.08
 
         
          	Polarisierung von Armut und Reichtum im sozialen Gefüge: Damit ist zum einen die soziale Polarisierung im Hinblick auf den Zugang zu Erwerbsarbeit gemeint. Zum anderen beschreibt er die wachsende Zahl von working poor, also von Menschen, die ihren Lebensunterhalt nicht mehr mit einem einzigen Job bestreiten können. Mit dem Thema Polarisierung formuliert Bergmann auch einen zweiten Befund. Während auf der einen Seite die Armut zunehme, stiegen auf der anderen Seite die Anforderungen und der Druck in der Erwerbsarbeit stetig an, was zu stressbedingten Erkrankungen bei einem großen Teil der Beschäftigten führe. 
 
          	Kontinuierliche Automatisierung menschlicher Arbeit: Bergmann vermutete weltweit große Entlassungswellen, etwa in der privaten und öffentlichen Verwaltung sowie in der Industrie.09 Im Zusammenhang mit der Automatisierung von Arbeit beschäftigte er sich immer wieder mit der Frage, wie Produktivität in Arbeitsprozessen entsteht. So würden in der Industrie bestimmte Arbeitsabläufe automatisiert, andere aber nicht, was dazu führe, dass es junge Menschen gebe, die den ganzen Tag „eine Scheibe Hackfleisch zwischen zwei Brötchenhälften“ legten.10 Es sei wichtig, so Bergmann, über den Einsatz von Technik nachzudenken und darüber, ob Produktivität heute nicht viel stärker an der Qualität der Arbeit gemessen werden müsse.
 
          	Globalisierung von Produktions- und Arbeitsketten: Aus der verengten Sicht der Wirtschaftsakteure, so Bergmann, steht das Wort „global“ vor allem für den globalen Markt. Globalisierung sei verbunden mit neuen Geschäftsmodellen und den Folgen global organisierter Wertschöpfungsketten. Der Fokus auf die rasch wachsenden Handels- und Produktionsmöglichkeiten verstelle jedoch den Blick auf die negative Seite der Globalisierung, nämlich dass immer mehr Menschen auf der Suche nach Arbeit seien. Die weltweite Kapitalisierung von Sektoren wie der Landwirtschaft führe dazu, dass es nicht nur im Norden, sondern auch im globalen Süden immer schwieriger werde, von der Arbeit ein menschenwürdiges Leben zu führen. Auf der Suche nach Arbeit setzten sich große Migrationsströme in Bewegung. Diese wiesen auf die Alternativlosigkeit des Systems der Lohnarbeit hin, das weltweit immer mehr zur Existenzgrundlage der Menschen werde.11
 
        
 
        Für Bergmann überwiegen die strukturellen Probleme des historisch gewachsenen Lohnarbeitsverhältnisses in modernen Gesellschaften. Er plädiert dafür, dieses durch ein neues Verständnis von Arbeit zu ersetzen. New Work solle helfen, diesen Übergang vom System der Lohnarbeit zu einem intelligenteren und humaneren System der Arbeit zu vollziehen. Im Umkehrschluss bedeutet dies nicht die Abschaffung des Wirtschaftssystems, sondern dessen evolutionäre Weiterentwicklung.12 Vor diesem Hintergrund wurde und wird in zahlreichen New-Work-Zentren weltweit versucht, eine neue Arbeitskultur zu entwickeln. Das erste Zentrum für New Work entstand in Flint, weitere folgten mit dem Ziel, Bergmanns Ideen in die Praxis umzusetzen. Die dort gelebte Arbeitskultur setzt konsequent beim Individuum an und betont den Wandel von der Ausübung der Arbeit als existenzielle Notwendigkeit hin zur Ausübung der Arbeit als Berufung. Aus dieser Perspektive soll jeder Beschäftigte mit der Frage konfrontiert werden, was er oder sie „wirklich, wirklich“ tun will. Diese direkte Frage ist der Kern von New Work. Dieser Aufforderung zu folgen, fällt vielen Menschen nicht leicht, weil sie nie gelernt haben, nach ihren inneren Bedürfnissen zu leben. Dennoch sind viele ambitionierte Projekte entstanden, wie zum Beispiel in Vancouver, wo obdachlos gewordene Jugendliche auf den Dächern mehrerer Hochhäuser in der Innenstadt in sogenannten Bio-Blocks Gemüse anbauen.13
 
        NEW WORK ALS NEUE ARBEITSKULTUR
 
        Bergmann berichtet in seinen Büchern anschaulich von vielen Initiativen, in denen Menschen für sich neue Arbeitsinhalte entwickeln. Am Anfang stehen meist gesellschaftliche „Problemfälle“, die vom Arbeitsmarkt ausgeschlossen oder nie integriert wurden. Seien es arbeitslos gewordene Menschen, Jugendliche mit Drogenproblemen, Strafgefangene, die jede Hoffnung auf ein menschenwürdiges Leben verloren haben. Er erzählt aber auch von ehemals erfolgreich integrierten Menschen wie Bankern und Informatikerinnen aus dem Silicon Valley, die im Hamsterrad ihres Berufsalltags erfolglos, krank und schließlich aus dem Arbeitssystem herausgeschleudert wurden. Projekte in den USA, Europa und Osteuropa haben Bergmanns Erfahrungshorizont über die vielfältigen Ausprägungen des Lohnarbeitssystems erweitert und sein Wissen über die vielen Facetten von Arbeit bereichert.14 Vor dem Hintergrund dieser Erfahrungen entwickelte er die folgenden übergeordneten Ziele einer neuen Arbeitskultur.
 
         
          	Neue Formen des Wirtschaftens: Laut Bergmann ist die auf Massenproduktion ausgerichtete Wirtschaft so weit fortgeschritten, dass sie zu komplex, zu teuer und zu unökologisch geworden ist. Die Billigpreise der Produkte verschleiern die Externalisierung der Folgekosten wie Rohstoffabbau mit seinen ökologischen Folgen, die sozialen Probleme der Massenproduktion sowie die große Verschwendung der Produkte selbst. Er schlägt kleinere Produktionseinheiten wie regional eingebettete Werkstätten vor, in denen 30 bis 50 verschiedene Produkte, zum Beispiel Möbel, hergestellt werden. Grundlage wäre ein Netzwerk kleiner lokaler Produktionswerkstätten, die in die Vielfalt der Regionen eingebettet sind. 
 
          	Förderung und Integration avancierter Technologien: Obwohl viele der New-Work-Projekte in subsistenzwirtschaftlichen Strukturen angesiedelt sind, unterstützt Bergmann nachdrücklich das Ziel, fortschrittliche Technologien zu entwickeln und in neuen Arbeitsformen einzusetzen. So sind für ihn digitale Technologien per se geeignet, seine Vorstellungen von New Work umzusetzen. Er betrachtet digitale Technologien als Vernetzungsmöglichkeiten, die Hierarchien überflüssig machen und effizientere, horizontale Arbeitsstrukturen hervorbringen. Vergleichbar etwa mit der sozialen Bewegung rund um dezentrale Produktionsformen auf Basis von 3D-Druckern in den vergangenen Jahren sieht Bergmann den Verdienst der Nutzung digitaler Technologien darin, neue gemeinschaftliche und solidarische Nutzungsformen zu erproben. Damit sollen branchenübergreifend (neue) Arbeitszusammenhänge gefördert werden.
 
          	Veränderte Einstellung zur Arbeit: In den New-Work-Zentren sollen sich die Menschen auf die Suche nach einer Tätigkeit machen, die sie als etwas Schönes empfinden. Arbeit soll als Tätigkeit verstanden werden, die sie als Person stärkt. Die vielfältigen Formen des Tätigseins werden hier als Möglichkeit verstanden, sich aus starren gesellschaftlichen Strukturen zu befreien, sich selbst und seine Talente zu entdecken und zu entfalten. Hier grenzt Bergmann das Konzept dezidiert von modernen qualifizierten bis hochqualifizierten Arbeitsformen ab, bei denen diese Erwartungen (Engagement, Commitment) auch von den Arbeitgebern an die Beschäftigten herangetragen werden.15 New Work soll aber die Menschen ermächtigen, sie (wieder) in ihre eigene Lebendigkeit hineinführen und nicht nur ein „Zahlungsmittel“ für den Erhalt der eigenen Existenz sein.16 
 
        
 
        Alle drei Ziele nehmen in Bergmanns Werk einen hohen Stellenwert ein. Arbeit als Mittel zur Emanzipation wirkt allerdings in den Beschreibungen Bergmanns häufig idealisiert und wird der Vielfalt heutiger Arbeitsrealitäten kaum gerecht. Die Philosophin Lisa Herzog weist in diesem Zusammenhang auf zwei Aspekte hin, die Berücksichtigung finden sollten: Zum einen sollte Erwerbsarbeit für die Lebensgestaltung nicht überbetont werden. Vielfältige „Möglichkeiten zur Reduzierung von Arbeit und zur Effizienzsteigerung“ sollten auch zur „Schonung natürlicher Ressourcen“ genutzt werden.17 Zum anderen sollten arbeitspolitische Errungenschaften, die zu sichtbaren Verbesserungen der Lohnarbeit geführt haben, nicht außer Acht gelassen werden. So hat beispielsweise die Etablierung von industriellen Beziehungen – Beziehungen zwischen Unternehmensleitung und Beschäftigten beziehungsweise zwischen Arbeitgeberverbänden und Gewerkschaften –, Sozialversicherungen und betrieblicher Mitbestimmung im vergangenen Jahrhundert zu einer deutlichen Verbesserung der Arbeits- und Lebensbedingungen der Beschäftigten geführt.
 
        ERKENNEN UND GESTALTEN DER EIGENEN FREIHEIT
 
        Sowohl die negativen Auswirkungen des Wirtschaftssystems als auch die Herausforderungen, die sich aus den strukturellen Problemen der Lohnarbeit ergeben, sind zwar seit vielen Jahrzehnten Gegenstand der arbeitssoziologischen und sozialphilosophischen Forschung. Die Forschungsarbeiten von Frithjof Bergmann sind jedoch besonders eindrucksvoll. In der Sichtbarmachung von Einzelschicksalen liegt zweifellos das große Verdienst seiner Arbeit und der Arbeit der New-Work-Zentren. Einerseits zeigt er große Empathie für die Menschen, die durch das gesellschaftliche Raster der Erwerbsarbeit gefallen sind. Andererseits ist er empört über den unerschütterlichen Glauben dieser Menschen, „selbst schuld an ihrer Arbeitslosigkeit“ zu sein.18 Bergmanns Ansätze sind radikal und gesellschaftspolitisch aktuell. Sie verweisen auf den Ansatz der Selbstermächtigung und Emanzipation der Individuen in Arbeitsprozessen. Seine Kritik am gesellschaftlichen Konzept der Lohnarbeit, eingebettet in das kapitalistische System einer Wachstumslogik, wird seit Jahrzehnten in vielen wissenschaftlichen und öffentlichen Diskursen aufgegriffen und diskutiert.
 
        Weitgehender Konsens in den aktuellen Debatten ist die Annahme, dass auch in wohlfahrtsstaatlich organisierten Gesellschaften der Trickle-down-Effekt nicht (mehr) funktioniert. Dieser besagt, dass „wirtschaftliche Zuwächse von den wohlhabenden Schichten der Gesellschaft irgendwie zu den weniger Privilegierten ‚hinuntertröpfeln‘“.19 Die vergangenen Jahrzehnte machten jedoch zunehmend deutlich, dass gesellschaftliche Probleme nicht allein der Gestaltungsmacht der Märkte überlassen werden dürfen. Im Gegenteil: Spätestens die Pandemie, aber auch jüngere Krisen wie der Krieg in der Ukraine haben gezeigt, dass eine „demokratische Kontrolle der Wirtschafts- und Arbeitswelt“20 notwendig ist, die weit in die Arbeitswelt hineinreicht. An zwei Beispielen, der Automatisierung von Arbeitsprozessen und der Erweiterung des Arbeitsbegriffs, wird dies im Folgenden skizziert.
 
         
          	Automatisierung von Arbeitsprozessen: Die herausragende Rolle der technologischen Entwicklung im New-Work-Konzept entspricht den aktuellen (kritischen) Debatten um die Automatisierung von Arbeitsprozessen durch Digitalisierung und Künstliche Intelligenz.21 Auch in diesen Diskussionen werden digitale Technologien als zentrale Voraussetzung für den Fortschritt in Arbeitsbereichen wie der Produktion oder der Medizin gesehen. Zunehmend werden auch soziale und ethische Aspekte in die Gestaltung digitaler Technologien in Arbeitsumgebungen einbezogen. Vor allem Debatten über ethische Dimensionen, beispielsweise im Gesundheitswesen, müssen verstärkt geführt werden. Denn hier werden Entscheidungen darüber getroffen, ob sich digitale Technologien in einem System entwickeln, in dem die ökonomische Effizienz von Arbeitsprozessen und damit die Anpassungsbereitschaft der Menschen zum Maßstab wird, oder ob Ideen umgesetzt werden, bei denen die Qualität der Arbeit im Vordergrund steht.22
 
          	Neubewertung und Erweiterung des Arbeitsbegriffs: Die Diskussion um eine Neubewertung des Arbeitsbegriffs hat eine lange Tradition und erhielt im Zuge der Debatte um Postwachstumsgesellschaften neuen Auftrieb.23 Im Rahmen dieser Diskussionen gibt es viele Parallelen zum Konzept von New Work, etwa in der Debatte um den Sinn von Arbeit, Arbeit als „Vorsorgendes Wirtschaften“24 oder in Konzepten, die Arbeiten, Wirtschaften und Leben zusammenführen. Ihnen allen liegt die Annahme zugrunde, dass alle Tätigkeiten wie Fürsorgearbeit, Reproduktionsarbeit, künstlerische und gestalterische Arbeit als Arbeit zu verstehen sind. Darüber hinaus geht es auch um die Frage, wie Existenzsicherung, sozialstaatliche Absicherung und gesellschaftliche Teilhabe vom System der Lohnarbeit entkoppelt und in neue gesellschaftliche Lebens- und Arbeitsmodelle integriert werden können.
 
        
 
        Die Neubewertung von Arbeit, neue Formen der gesellschaftlichen Anerkennung von Arbeit, die Rückkehr zu kleineren, regionalen Produktionseinheiten oder die Umdeutung innovativer Technologien in Arbeitsprozessen, die einer „vorsorgenden“ Wirtschaftsweise dienen sollen, sind Themen, die seit Jahrzehnten in kritischen, wissenschaftlichen Debatten verhandelt werden.25 Sie basieren auf der Annahme, dass das „Erwerbsarbeitssystem umgebaut“ werden muss, um eine „gleichberechtigte Einbeziehung der Menschen in das Gemeinwesen“ zu ermöglichen.26 Vor diesen Forderungen stellt Bergmann seine Frage an die Menschen, was sie in ihrem Leben wirklich, wirklich tun wollen. Bei dieser Frage geht es um nichts weniger als um das individuelle Erkennen und Gestalten der eigenen Freiheit. Der Freiheitsbegriff des New-Work-Konzepts ist tief verwurzelt in den Freiheitsversprechen unserer Gegenwartsgesellschaft. New Work setzt zweifellos bei den Menschen an, um dieses Freiheitsversprechen Schritt für Schritt einzulösen, was auch als utopische Seite des Konzepts verstanden werden kann.
 
        SCHLUSS
 
        Geht man zu den Ursprüngen von New Work zurück, so fasst das folgende Zitat des Sozialphilosophen Oskar Negt die Grundgedanken gut zusammen:
 
        „Wir müssen ganz andere und reichhaltigere Formen der Arbeit entwickeln und fördern, in denen die Menschen sich in ihren Ansprüchen an Selbstverwirklichung wiedererkennen, weil sich ihre individuelle Tätigkeit gleichzeitig als verantwortungsbewusste Arbeit für das Gemeinwesen erweist.“27
 
        Bergmann hatte einen ganz anderen Adressatenkreis im Blick als heutige New-Work-Konzepte. Heute steht meist die Entfaltung des Individuums in Arbeitszusammenhängen im Vordergrund, meist aus der Perspektive der Unternehmen. Gerade in der Zeit nach der Pandemie werden große Anstrengungen unternommen, Arbeitswelten nach New-Work-Kriterien zu schaffen. Hier entstand und entsteht eine enorme Vielfalt dessen, was unter dem Label New Work firmiert. Individuelle Coaching-Strategien, Self-Assessments, digitale Tools werden in allen Branchen in Unternehmensstrategien umgesetzt, um die Motivation und Eigenverantwortung der Beschäftigten zu steigern. Gleichzeitig wird an der physischen Gestaltung der Arbeitsumgebung gearbeitet. „Neue und offene Arbeitswelten mit Rückzugs- und Spielmöglichkeiten“ sollen den Beschäftigten ein angenehmes Arbeitsklima ermöglichen.28 New Work steht weitgehend für intelligente Arbeitsbedingungen und flexibel nutzbare Arbeitswelten.
 
        Gleichzeitig kann der Blick auch auf neue, experimentelle Arbeitsformen gerichtet werden. Hier sind in den vergangenen Jahren zahlreiche sozialinnovative Start-ups entstanden, die unter dem Schlagwort „New Work“ neue Unternehmensmodelle erproben. Ein Ansatz versucht etwa, ganz im Sinne Bergmanns, die individuelle Entwicklung der Menschen zu fördern und mit den Unternehmenszielen in Einklang zu bringen. So beschreibt etwa die Aussage „New Work needs inner Work“29 die individuellen Entwicklungsprozesse, die Menschen durchlaufen, um in flexiblen und selbstorganisierten Teams gleichberechtigt zusammenzuarbeiten. Empathiefähigkeit, die Fähigkeit zur Selbstreflexion und die gemeinsame Entwicklung von Unternehmenszielen sind beispielsweise Eigenschaften, die hier in langsamen Prozessen gemeinsam erlernt werden. Aber, und hier schimmert doch wieder die ursprüngliche Idee von New Work durch, es werden auch Grundelemente guter (Selbst-)Führung wie Sinnstiftung, Wertschätzung, Vertrauen und Verantwortung erarbeitet, die individuell entwickelt und im Team zur Entfaltung gebracht werden sollen.30
 
        Das große Verdienst von New Work ist, dass es ein Konzept ist, das sich in der Praxis bewähren muss. Es ist kein theoretisches Konzept, das in der Kritik am Lohnarbeitssystem verharrt, sondern das sich an den Erfahrungen der Menschen messen lassen will. Lösungsstrategien orientieren sich an den Bedürfnissen der Menschen. Sie sind regional in Gemeinschaftsprojekten verankert und zielen darauf ab, das auszudrücken, was die Menschen wirklich wollen. Im Gegensatz zu heutigen Ansätzen wandte sich Bergmann explizit an Menschen, die bereits durch das gesellschaftliche Raster gefallen waren und kaum noch eine gesellschaftliche Perspektive hatten. Vor diesem Hintergrund entwickelte er Arbeitsutopien, die heute in vielfältiger Weise weiterentwickelt werden. Aber auch für die aktuellen New-Work-Ansätze ist es notwendig, die gesellschaftspolitische Dimension von New Work nicht aus den Augen zu verlieren. Nur wenn man bei New Work das Ganze im Blick behält, kann das Konzept realisiert werden und kreative normative Potenziale entfalten.
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        HOME IS WHERE THE OFFICE IS
 
        Zur Geschichte der Telearbeit
 
        Michael Homberg · Mirko Winkelmann
 
        Im Juli 1973 erprobte eine interdisziplinäre Forschergruppe um den ehemaligen Raketeningenieur Jack Nilles an der University of Southern California in Los Angeles in mehreren Feldversuchen ökonomische und ökologische Alternativen zur Büroarbeit. Dazu untersuchte die Gruppe die Möglichkeiten, die Computer und digitale Netzwerke boten, um neue Formen dezentralen Arbeitens zu etablieren. Möglich wurde dies durch Minicomputer in eigens eingerichteten Satellitenbüros, die über (Telefon-)Standleitungen mit den Großrechnern in den Zentralen der kooperierenden Unternehmen verbunden waren. Die Beschäftigten, zu Beginn vor allem Sachbearbeiter:innen in Banken und Versicherungen, konnten so wohnortnah arbeiten, statt täglich weite Strecken mit dem Auto zur Arbeit fahren zu müssen, was unter dem Eindruck der ersten Ölkrise 1973 zu einem dringlichen Anliegen wurde. Für diese Form der Substitution von Verkehr durch Telekommunikation wählte Nilles den Begriff „telecommuting“, also „Telependeln“.
 
        Nilles und sein Team nahmen in ihrer Studie viele zentrale Argumente vorweg, die den US-amerikanischen und auch den deutschen Diskurs über Telearbeit in der Folgezeit bestimmen sollten. Ursprünglich ging es ihnen um die Entlastung des Verkehrssystems und die Verringerung der Energieabhängigkeit der amerikanischen Wirtschaft. Darüber hinaus skizzierten sie aber bereits die verschiedenen sozioökonomischen Facetten der neuen Form der Arbeitsorganisation – von einer stärkeren Leistungskontrolle über mehr Autonomie bis hin zu einer besseren Vereinbarkeit von Beruf und Privatleben für die Beschäftigten. Insgesamt sah Nilles rosige Zeiten heraufziehen: „eine günstige Veränderung der Lebensqualität für den Einzelnen; eine Veränderung, die auf einer gesünderen Umwelt und einem stärkeren Gefühl der Identität mit seiner Gemeinde, seiner Familie und seinen Arbeitskollegen beruht“.01
 
        Bemerkenswert an dieser Episode sind vor allem zwei Punkte: erstens die zentrale Rolle, die Telearbeit speziell in der breiteren gesellschaftlichen Diskussion um die „Zukunft der Arbeit“ und vor allem um eine „Flexibilisierung“ der Arbeit in der Folgezeit einnahm. Zweitens die Beständigkeit der zentralen Argumente, die seit den 1970er Jahren immer wieder – und zum Teil bis heute – zu diesem Thema vorgebracht werden und in denen sich die Euphorien und Ängste des digitalen Zeitalters exemplarisch widerspiegeln.02
 
        Die kurze Geschichte der Telearbeit in der Bundesrepublik, die hier in Diskurs und Praxis beschrieben wird, soll dazu dienen, den mit dem schillernden Begriff „New Work“ bezeichneten Wandel der Erwerbsarbeit hin zu mehr Autonomie, Selbstbestimmung und Selbstverwirklichung als ein Feld umfassender Verhandlungen über die Zukunft der Arbeit darzustellen. An ihrem Beispiel wollen wir diskutieren, wie der Weg in die digitale Gesellschaft verlaufen ist und welche Akteure ihn geprägt haben.
 
        HEIMARBEIT: VON DER NORM ZUM NORMBRUCH
 
        Das Arbeiten von zu Hause war über viele Jahre nichts Neues gewesen. Im Gegenteil: Ob hohe Beamte, Richter, Ärzte oder auch Lehrer – gerade im (Bildungs-)Bürgertum gehörte es über Jahrhunderte hinweg zur Normalität, im heimischen Arbeitszimmer Fachliteratur zu studieren, Schriftstücke zu verfassen oder Korrespondenzen zu pflegen. Auch für Kaufleute und Handwerker war eine Trennung von Arbeits- und Wohnort eher selten; meistens befanden sich Geschäftszimmer oder Werkstatt, zusammen mit Warenlager und Wohnräumen, unter einem Dach.
 
        Mit dem Aufkommen der sozialen Frage zu Beginn des 19. Jahrhunderts wurde die Heimarbeit kritisch beäugt. Im Fokus standen hierbei aber nicht die bürgerlichen Schichten, sondern einfache Arbeiter:innen und landlose Bauern, die im Auftrag städtischer Händler im sogenannten Verlagssystem in ihren heimischen vier Wänden, in der Regel gegen Bereitstellung der Rohstoffe und per Stücklohn, Waren wie Tuch herstellten.03 Durch den Preisverfall bei diesen Produkten im Zuge der Industrialisierung war diese Art der dezentralen Erwerbstätigkeit bald nicht mehr einträglich.04 Ikonisch wurde das Elend der Heimarbeiter:innen im schlesischen Weberaufstand, dem eine entscheidende Rolle in der Vorgeschichte der politischen Umwälzungen von 1848 zukam. Noch um das Jahr 1900 wurde das Thema heiß diskutiert, nunmehr vor allem mit Blick auf die Beschäftigung von Frauen. Schon damals hieß es, es habe nur „selten (…) eine Frage mehr Staub aufgewirbelt, als die nach der Regelung der Heimarbeit.“05
 
        Die klassische Heimarbeit wurde damit für lange Zeit zum Sinnbild prekärer Beschäftigungsverhältnisse und auch zur Folie der ersten Diskussionen über Telearbeit in Deutschland. Mit dem Siegeszug der Fabriken, dem Entstehen von Büros und dezidierten Gewerbegebieten sowie dem Bedeutungsverlust des landwirtschaftlichen Sektors wurde die Trennung von Arbeits- und Wohnort für die meisten Berufszweige in den Industrieländern zwar allmählich zur Norm. Ganz verschwand die klassische Heimarbeit jedoch nicht. Als eher schlecht entlohnter und meist wenig sinnstiftender (Neben-)Erwerb, beispielsweise zur Herstellung von Christbaumschmuck oder Montage von Kugelschreibern, wurde sie über das gesamte 20. Jahrhundert hinweg weiter praktiziert. Der Anteil der Heimarbeiter:innen an der Gesamtzahl aller Erwerbstätigen sank indes weiter und lag 1980 bei gerade einmal 0,7 Prozent – also bei rund 148000 Heimarbeitnehmer:innen.06
 
        Das heimische Arbeitszimmer verschwand nach 1945 allerdings keineswegs – insbesondere nicht das von Lehrern, Journalisten oder Juristen. An der Schwelle der 1960er Jahre erprobten zudem auch einzelne Computerfirmen im angloamerikanischen Raum neue Modelle des Arbeitens von zu Hause: etwa 1957 Computations Inc. in Harvard, Massachusetts, oder 1962 Freelance International in Chesham, 40 km nördlich von London. Diese spezialisierten sich auf die Vermittlung von Programmierarbeiten. Angesichts der immensen Kosten und der schieren Größe der Elektronengehirne standen die Computer jedoch keineswegs in den Wohnungen der Angestellten. Vielmehr wurde der Code hier mit Stift auf Papier im heimischen Arbeitszimmer erstellt, dann postalisch an die Rechenzentren gesendet, wo er in Lochkarten gestanzt und schlussendlich in den Rechner eingegeben wurde.07
 
        Zugleich gab es bereits Mitte der 1960er Jahre erste praktische Versuche einer räumlichen Verlagerung von Erwerbsarbeit mittels neuer Computertechnik. In aller Regel war diese neue Heimarbeit eine Verlegenheitslösung, um etwa Programmiererinnen nach der Geburt eines Kindes im Betrieb zu behalten. Die Initiative für solche Arbeitsarrangements ging dabei in vielen Fällen von den Beschäftigten selbst aus.08 Die räumliche Flexibilisierung des Arbeitsortes ging schon in diesen Jahren mit der Lockerung von Regeln und Gewohnheiten im Bereich der Arbeitszeitorganisation einher, etwa mit dem Anstieg der Teilzeitarbeit, aber auch neuen, individuellen Arbeitszeitvereinbarungen. Diese sollten später auch die Auseinandersetzung um die elektronische Heimarbeit prägen.
 
        ELECTRONIC COTTAGES
 
        Das wichtigste Unterscheidungsmerkmal zwischen klassischer Heimarbeit und dem, was wir heute Telearbeit – im heimischen Homeoffice oder in Form der mobilen Remote Work – nennen, ist die verwendete Technik. Die Entwicklung der neuen Arbeitsarrangements war daher eng mit der Ausbreitung neuer digitaler Hardware verbunden, allen voran von Terminals und PCs. Neben der Miniaturisierung der Computertechnik durch Mikrochips spielte auch die Entwicklung der kommunikationstechnischen Infrastrukturen, das heißt der Datenverbindungen und -dienste, eine große Rolle.
 
        Dass die Geschichte des Telependelns – wie Nilles Experimente zeigen – Ende der 1970er Jahre in der Nähe des Silicon Valleys, der Heimstätte der Computer- und Halbleiterindustrie, ihren Ausgang nahm, mag daher kaum verwundern. Schon lange vor den ersten praktischen Versuchen war die Idee vernetzter Arbeitswelten über die amerikanische Westküste hinaus zum Gegenstand populärer Imaginationen geworden. Der Topos einer Dezentralisierung der Wirtschaft, der auch die gegenkulturell-libertären Vertreter:innen einer alternativen Ökonomie begeisterte,09 besaß im anglo-amerikanischen Raum eine längere Tradition. Die Medien zitierten diesen Topos gerne. So etwa das „New York Magazine“, das in seiner Titelstory „Home Is Where The Office Is“ ein schillerndes Bild des Arbeitens von zu Hause zeichnete.10
 
        Eine breitere Diskussion der Idee elektronisch vernetzter Gesellschaften setzte 1980 mit dem Erscheinen des globalen Bestsellers von Alvin und Heidi Tofflers „The Third Wave“ ein – auch in Deutschland. Das amerikanische Futurologenehepaar, das schon 1970 mit „The Future Shock“ für Aufsehen gesorgt und Begriffe wie die „Wegwerfgesellschaft“ geprägt hatte, beschrieb hierin den Weg von „der Industriegesellschaft zu einer humaneren Zivilisation“, so der Untertitel der deutschen Übersetzung.11
 
        Neben positiven Auswirkungen auf die Umwelt und hier insbesondere den Verkehr und Energieverbrauch, zu deren Erörterung sie ausgiebig auf die Studie von Nilles verwiesen, beleuchteten die Tofflers auch die sozialen Aspekte des Telecommutings. So bedeute die neue „Sesshaftigkeit“, wie sie schrieben, „weniger erzwungene Mobilität, weniger Stress für den einzelnen, weniger flüchtige zwischenmenschliche Beziehungen“.12 Bei ihnen avancierte die Telearbeit in den neuen „electronic cottages“ damit zu einem Kernelement der Lebens- und Arbeitswelten von Morgen.
 
        Werke der populären Zukunftsforschung wie „The Third Wave“ hatten auch in Deutschland im „Age of Uncertainty“ (John Kenneth Galbraith, 1977) der 1970er und 1980er Jahre, in denen apokalyptische Visionen etwa von den „Grenzen des Wachstums“ (Club of Rome, 1972) dem Image als Krisendekaden Ausdruck verliehen, eine große Reichweite.13 Eine genauere Betrachtung dieser Szenarien einer anbrechenden „postindustriellen Gesellschaft“ (Daniel Bell, 1973) zeigte indes, dass auch die sozialwissenschaftliche Forschung die neuen digitalen Technologien, trotz aller Ambivalenzen, wenigstens zu Beginn durchaus euphorisch herbeisehnte und als Schlüssel zur Gestaltung der „Zukünfte der Arbeit“ diskutierte.
 
        In der Bundesrepublik der 1970er Jahre skizzierten Intellektuelle wie der Kybernetiker Karl Steinbuch oder der Soziologe und Systemanalytiker Helmut Krauch Planungs- und Machbarkeitsvisionen aus dem Geiste des Computers.14 Bis zur Mitte der 1980er Jahre – vor allem vor dem Hintergrund des Orwell-Jahres 1984 – rückten dann die politischen, soziokulturellen und ökonomischen Belastungen und Bedrohungen durch den computergemachten Fortschritt stärker in den Fokus.15
 
        ARBEITSPLÄTZE UND KABELNETZE
 
        Anfang der 1980er Jahre schwappte die publizistische Welle des Telearbeitsdiskurses auch nach Europa und in die Bundesrepublik. Eine erste Studie im Auftrag des Bundesministeriums für Forschung und Technologie erörterte 1982 die „Auswahl, Eignung und Auswirkungen von informationstechnisch ausgestalteten Heimarbeitsplätzen“ – und noch im selben Jahr unternahm der Siemens-Konzern erste Versuche im Bereich der „autarken Texterfassung“. So begann, wenn auch etwas zeitversetzt, die Praxis des Telearbeitens auch in Deutschland. Für einen Modellversuch in Baden-Württemberg wurden in der Folge zwischen 1984 und 1986 insgesamt 21 häusliche Telearbeitsplätze eingerichtet. Primär sollte es darum gehen, einen neuen Datenübertragungsdienst, der unter dem Namen „Teletex“ von Siemens entwickelt wurde, zu erproben. Dieser bot die Möglichkeit, mittels elektronischer Speicherschreibmaschinen layout-getreue Texte zu versenden. Da im Bereich der Sekretariate und Schreibarbeiten vor allem Frauen für die Sachbearbeitung beschäftigt waren, waren die Teilnehmer des Versuchs ausnahmslos weiblich.16
 
        Der Modellversuch war in dieser Form prototypisch für die Einführung neuer Informations- und Kommunikationstechniken im Bürobereich. Angesichts des damaligen Entwicklungsstandes der Technik kamen für die Rationalisierung des Büros vor allem einfache Routinetätigkeiten infrage, die – eingedenk des allgemein stark geschlechtsspezifisch gegliederten Arbeitsmarktes dieser Jahre – mehrheitlich von Frauen verrichtet wurden.17
 
        Die Telearbeitsexperimente erregten von Beginn an die Gemüter.18 So rangen Politik, Konzerne sowie Arbeitgeber- und Arbeitnehmerverbände um die diskursive Deutung der Telearbeit. Dabei reichte das Spektrum von einer scharfen Ablehnung der elektronischen Heimarbeit, die insbesondere von den Gewerkschaften in Analogie zum historischen Heimarbeiterelend der schlesischen Weber des 19. Jahrhunderts gesehen wurde,19 bis hin zum Lobpreis als neue Form der persönlichen Entfaltung und Möglichkeit zur besseren Vereinbarkeit von Beruf und Familie. 1983 forderte die IG Metall gar ein Verbot der Telearbeit.20
 
        Die Kritiker der „elektronischen Heimarbeit“ – allen voran aus den Gewerkschaften – bemerkten, dass die Advokaten des Arbeitens von zu Hause, besonders in der christlich-liberalen Koalition unter Kanzler Helmut Kohl, in der zeitlichen und räumlichen Flexibilisierung der Arbeitswelten ein Werkzeug sähen, um eine neue konservative Sozial- und Familienpolitik ins Werk zu setzen. Für sie erschien der Vorstoß, Kind und Karriere zusammenzubringen, so vor allem als ein Mittel, die werktätigen Frauen (einmal mehr) ans Haus zu binden, und sie sahen darin die Perpetuierung überkommener Rollenbilder und die Förderung einer „neuen Mütterlichkeit“.21
 
        Bis in die 1990er Jahre wurden im Bundestag im Zusammenhang mit dieser Kontroverse engagierte Debatten über die Chancen und Risiken der neuen Technik, die Veränderung von Beschäftigungsverhältnissen, neue und alte Ungleichheitskonstellationen, Rollenbilder und Werte geführt. Trotz hitziger Auseinandersetzungen und weiterer, nun größerer Modellversuche, allen voran bei Unternehmen wie IBM22 oder der Telekom, blieb die viel diskutierte Verheißung vom mobilen Arbeiten aber ein Papiertiger.
 
        „NEW WORK“ IM HOMEOFFICE?
 
        Nur wenige Jahre später, um die Jahrtausendwende, sah der Blick auf Telearbeit schon ganz anders aus. Dies bezeugten auch die sich rapide verändernden politischen und gesellschaftlichen Diskurse über das digitale Zeitalter. Mit der zunehmenden Verbreitung der Technik veränderten sich auch die Haltungen zum Computer. So bauten viele Menschen in der Bundesrepublik über die wachsende Akzeptanz von PCs lange bestehende Berührungsängste gegenüber digitaler Technik ab. Noch 1985 nutzten einer Studie zufolge lediglich 5 Prozent der Haushalte in der Bundesrepublik einen Computer; dabei war auch die Akzeptanzrate für Telearbeit im europäischen Vergleich ausgesprochen gering: Von 10000 befragten Haushalten in Deutschland, Frankreich, Großbritannien und Italien interessierten sich in Deutschland lediglich etwas mehr als 8 Prozent der angestellten Beschäftigten für diese neue Arbeitsform.23 Allmählich wuchs die Zahl der installierten Computer und heimischen Internetanschlüsse, und bis 2000 besaßen bereits 47 Prozent der Haushalte einen PC. Um 2005 gab es rund 45 Millionen PCs in Deutschland, wobei rund 37,5 Millionen Nutzer:innen einen Internetzugang hatten.24
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        Mit der Normalisierung der Computernutzung ab dem Jahr 2000 verlor das Telearbeiten vielerorts sein schlechtes Image. Zwar blieben die Kritiker des zunehmenden Globalisierungs- und Flexibilisierungsdrucks auch weiter hörbar, doch lenkten sie, allen voran die Gewerkschaften, unter dem Eindruck des Dotcom-Hypes letztlich ein. In der Hochphase des positiven Blicks auf die Globalisierung banden sich große Erwartungen an die Auslagerung von Arbeitsprozessen, die Mobilisierung von Expertise und die neue, digitale Vernetzung von Arbeitsmärkten.25 Das Credo der Stunde lautete „Being digital“,26 und optimistische Prognosen aus den USA proklamierten, dass die durch digitale Technologien und allen voran durch das World Wide Web beschleunigte Vernetzung den Globus flach werden lasse – inklusive homogener Arbeitsbedingungen, Chancen und Löhne.27 Dabei zeitigte der digitale Wandel, gerade in globaler Perspektive, neue digitale Ungleichheiten und Risikokaskaden.28
 
        Die Nutzung der Arbeitsform Telearbeit blieb allerdings auch zu Beginn des 21. Jahrhunderts weiterhin zurückhaltend. Dabei waren es nun zunehmend auch die – mehrheitlich männlichen – besser bezahlten und hoch ausgebildeten leitenden Angestellten und Manager, die aus dem Versprechen der Telearbeit Kapital schlugen, zumal wenn es sich um alternierende Modelle des Pendelns zwischen Büro und heimischem Arbeitszimmer handelte.29 Umso stärker erwies sich die Corona-Pandemie 2020 als Zäsur, als binnen weniger Wochen die computergestützte Verlagerung des Arbeitens ins Homeoffice – und speziell der Einsatz digitaler Videokonferenz-Tools – in vielen Branchen vorübergehend zum Standard erhoben wurde.
 
        SCHLUSS
 
        Die langsame Verbreitung des Homeoffice in der Bundesrepublik bis ins 21. Jahrhundert spiegelt die weiten, verschlungenen Wege in die digitale Gesellschaft. So zeigt sich die kurze Geschichte der Telearbeit, insbesondere am Beispiel der Bundesrepublik, als widerständig gegenüber populären Revolutionsnarrativen, die den digitalen Wandel als disruptives Ereignis inszenieren.30 Vielmehr dauerte es, auch als die technischen Voraussetzungen einmal vorhanden waren, mehrere Dekaden, bis sich die digitale Technik verbreitete und nochmals länger, bis sie auch gesellschaftlich akzeptiert, beherrscht und großflächig eingesetzt wurde.31
 
        Die Dynamiken des Diskurses waren dabei von der realen Nutzungspraxis entkoppelt; so erschien die Telearbeitsdebatte gerade zu Beginn als Schauplatz überwiegend politischer und akademischer Auseinandersetzungen. Im deutschen Diskurs dominierte eingangs der 1980er Jahre die Rede von der „Computer-Heimarbeit“, die zeitgenössisch vor allem als neue Arbeitsform für Frauen angesehen wurde. Im Versprechen, Familie, Kind und Karriere zusammenzubringen, erschien sie wahlweise als Chance für mehr Emanzipation oder, in ihrer Tendenz zur verstärkten Flexibilisierung des Arbeitens, als Impulsgeber neuerer Formen einer digitalen Leistungskontrolle, die soziale und ökonomische Risiken nach sich zieht und rechtliche Regelungen nötig macht.32 Zugleich oszillierte der Diskurs von Beginn an zwischen der Vorstellung von Telearbeiter:innen als Akkordarbeiter:innen, die routinisierten Schreibtischarbeiten nachgingen, und dem Ideal zusehends hoch bezahlter, besser ausgebildeter Fachleute, die die neuen Freiheiten des mobilen Arbeitens und des Arbeitens von zu Hause genossen.
 
        In der Praxis blieb die digitale Technik am Arbeitsplatz ein durchaus ambivalentes Phänomen. Einerseits ermöglichte sie in vielen Fällen eine Autonomie, die im Anschluss an die Thesen der New-Work-Theoretiker auch als Sinnbild einer neuen Freiheit gesehen werden kann. Dabei entwickelte sich das Telearbeiten, als Arbeiten von zu Hause und später als mobiles Arbeiten, von einem Arbeitsarrangement, das keiner wollte, zu einer „Arbeit, die man wirklich, wirklich will“. Andererseits drängte die andauernde, ubiquitäre „Erreichbarkeit“ und „Konnektivität“ im 24/7-Kapitalismus die Arbeitnehmer:innen in neue Abhängigkeiten und Zwänge. Das Ideal des kreativen, flexiblen, eigenverantwortlichen und risikobewussten „unternehmerischen Selbst“ verkörperte die New Economy und ihren Trend zur „Entgrenzung“ der Arbeit, der sich auch als Folge des digitalen Wandels darstellte.33 So erscheinen die aktuellen Debatten um das digitale Zeitalter aus der Perspektive einer „Vorgeschichte der Gegenwart“ als Zielmarke einer längeren Konfliktgeschichte des Kapitalismus.
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        NEW WORK ZWISCHEN ENTGRENZUNG UND EMPOWERMENT
 
        Hans-Jürgen Urban
 
        Der Begriff „New Work“ ist in aller Munde. Dabei ist New Work kein exakt definierter Terminus technicus. Vielmehr kann er in der aktuellen Debatte als Chiffre für alles verstanden werden, was neu an der Arbeit der Zukunft sein oder vermutet wird, und zugleich für das, was neu sein soll. Somit findet New Work als analytischer, prognostischer und zugleich als normativer Begriff Anwendung.
 
        Begriffshistorisch geht der Terminus „New Work“ auf den Sozialphilosophen Frithjof Bergmann zurück.01 Er stellte ihn in das Zentrum seiner Anthropologie und Sozialtheorie. In dieser formulierte Bergmann das Zielbild einer befreiten (Erwerbs-)Arbeit, in der die Menschen nur das verrichten, „was sie wirklich, wirklich wollen.“02 Das Ziel der Neuen Arbeit bestehe nicht darin, „die Menschen von der Arbeit zu befreien, sondern die Arbeit so zu transformieren, damit sie freie, selbstbestimmte, menschliche Wesen hervorbringt.“03 Die Konzepte von New Work in den gegenwärtigen arbeitswissenschaftlichen und politischen Debatten haben sich zumeist vom sozialutopischen Gehalt der bergmannschen Ideen entfernt. Das Institut für angewandte Arbeitswissenschaft begreift New Work als einen „Sammelbegriff für Konzepte und Maßnahmen zur Gestaltung zukunftsfähiger, wertschöpfender und sinnstiftender Arbeit sowie deren Bedingungen und Umgebungen.“04 Die Fraunhofer-Gesellschaft definiert New Work als eine „erwerbsorientierte Arbeit mit einer Arbeitsweise, die durch ein hohes Maß an Virtualisierung von Arbeitsmitteln, Vernetzung von Personen, Flexibilisierung von Arbeitsorten, -zeiten und -inhalten gekennzeichnet ist.“05 Und die Bundesvereinigung der Deutschen Arbeitgeberverbände fordert unter dem Stichwort „New Work“ die Verkürzung der gesetzlich vorgeschriebenen Ruhezeiten zwischen Ende und Beginn der Arbeit, die Verschiebung der Höchstarbeitszeit auf die wöchentliche statt auf die tägliche Arbeitszeit sowie die Option, die Pflicht zur Aufzeichnung der Arbeitszeit auf die Beschäftigten delegieren zu können.06
 
        In den folgenden Ausführungen ist unter New Work oder Neuer Arbeit eine Erwerbsarbeit zu verstehen, die auf der Grundlage digitalisierter Arbeits- und Kommunikationsmittel an Orts- und Zeitflexibilität gewinnt und die sich oftmals in einer neuen, freilich interessenpolitisch umkämpften Arbeitskultur entwickelt. Dabei richtet sich der Blick aus der Interessenperspektive der abhängig Arbeitenden auf Möglichkeiten und Gefahren der Neuen Arbeit, um Elemente einer arbeitskraftzentrierten Gestaltungspolitik zu skizzieren. Im Vordergrund steht das Modell des Homeoffice als eine dominante Form digitalisierter und mobiler Arbeit. Homeoffice kann in der Sozialform der abhängigen Beschäftigung innerhalb der Arbeits- und Sozialverfassung, aber auch als soloselbstständige Arbeit im Rahmen von Click- und Crowdworking in der Plattformökonomie organisiert sein.
 
        VERWILDERUNG DER ARBEITSBEZIEHUNGEN
 
        Die folgenden Überlegungen beruhen auf der Diagnose, dass sich die Umbrüche in der Arbeit im Kontext der allgemeinen Veränderungsdynamiken des Gegenwartskapitalismus vollziehen.07 Vielfach diagnostizierte Restrukturierungs-, Digitalisierungs- und De-Lokalisierungsprozesse werden als Facetten des Übergangs vom nationalen Wohlfahrtsstaatskapitalismus zum globalen Finanzmarktkapitalismus gefasst. In der so eingeleiteten neuen Periode der Erwerbsarbeit bringen Digitalisierung und De-Lokalisierung soziale Arbeitskonflikte hervor, die sich außerhalb der Arbeits- und Sozialverfassung und ihren arbeits- und sozialrechtlichen Standards vollziehen; oder sie bewegen sich innerhalb der Arbeitsbeziehungen, unterlaufen aber etablierte Regeln zu Arbeitsbedingungen und Arbeitszeiten.
 
        Diese Entwicklung ist soziologisch als Verwilderung der Arbeitsbeziehungen beschrieben worden.08 Die Verwilderungsthese besagt, dass nicht die Technik, sondern machtbasierte Transformationskonflikte über die Entwicklungsrichtung von Arbeit und Arbeitsbeziehungen im kapitalistischen Formationswechsel entscheiden und dass diese Konflikte durch ökonomische und technologische Dynamiken sowie gesellschaftliche Kräfteverhältnisse geprägt werden. Dabei erzeugt die finanzmarktkapitalistische Restrukturierung mit ihrem Rentabilitäts- und Produktivitätsdruck ein ungünstiges Milieu für die Entfaltung der Humanisierungspotenziale, die der Digitalisierung der Arbeit durchaus innewohnen, etwa in Form von geringeren Arbeitsbelastungen und gesundheitlichen Verschleißerscheinungen oder von Qualifikationszuwächsen und Autonomiespielräumen.
 
        Die Verwilderungsanalyse richtet den Blick zum einen auf Beschäftigungsverhältnisse, die sich außerhalb der Institutionen der Arbeitsbeziehungen etablieren (externe Verwilderung). Typische Beispiele hierfür sind Click- und Crowdworking, die sich in der Sozialform der Soloselbstständigkeit in der digitalen Plattformökonomie entwickeln. Plattformarbeit kann als standardisierte Routinearbeit (zum Beispiel Textproduktion oder Datenauswertung bei Umfragen) oder als kreative Arbeit im Designbereich sowie beispielsweise als innovative IT-Arbeit geleistet werden. Die Auslagerung von Aufgaben durch Crowdsourcing und/oder die Überführung von Beschäftigten in den Status der Selbstständigkeit bedeutet die Verschiebung der Arbeits- und Sozialverfassung in andere Rechtsräume. Erhebliche Verschlechterungen wesentlicher Sozialstandards sind häufig die Folge.
 
        Die Verwilderungsanalyse erfasst aber auch soziale Konflikte, die sich innerhalb der institutionellen Arbeits- und Sozialverfassung und damit in Arbeitsverhältnissen mit einem gewissen arbeits-, tarif- und sozialrechtlichen Schutz abspielen (interne Verwilderung). Von besonderer Bedeutung sind hier Konflikte um die Regulierung von Leistungsbedingungen, den Schutz der psychischen Gesundheit und die Arbeitszeit. Gerade in diesen Bereichen prallen die Folgen verschärfter Produktivitätsvorgaben auf die gestiegenen Ansprüche der Beschäftigten nach Leistungsgerechtigkeit und sozialer Anerkennung. Mit dem Einsatz digitaler Arbeitsmittel verstärken sich, zum Teil differenziert nach Qualifikation und Arbeitssituation, die Belastungsfaktoren wie Arbeitsintensität, Zeitdruck und Anforderungsprofile. Digitaler oder technikbedingter Stress nehmen vor allem durch intensivierte und häufig gestörte Arbeit zu – dies umso mehr, je länger und flexibler die Arbeitszeiten sind.
 
        NEUE REGELN FÜR DIE NEUE ARBEITSWELT
 
        Es ist also davon auszugehen, dass die Verwilderung der Arbeitsbeziehungen die Aktivierung der humanisierungspolitischen Potenziale erschwert. Zugleich sind neue Gefahren für die Gesundheit und Lebensqualität der orts- und zeitflexibel Arbeitenden offensichtlich. Dabei spielt offenbar die Existenz oder das Fehlen von Schutz- und Partizipationsrechten der Betroffenen eine wichtige Rolle. „Nach aktuellem Forschungsstand ist (…) festzuhalten, dass Arbeit von zuhause ohne konkrete betriebliche Vereinbarungen mit durchschnittlich höheren Anforderungen und einem größeren Risiko der negativen Beanspruchungsfolgen einhergeht.“09 Mit Blick auf die Arbeit im Homeoffice lassen sich einige Konfliktachsen und -inhalte benennen, die für eine arbeitskraftzentrierte Regulierung von New Work wichtig sind.10
 
        Orts- und Zeitsouveränität
 
        Ein wesentliches Regulierungsziel sollte die Sicherung einer möglichst weitreichenden Orts- und Zeitsouveränität der Beschäftigten sein. Arbeitswissenschaftliche Forschungen zeigen, dass nicht das Homeoffice an sich, sondern vor allem die Entscheidungsbefugnis der Beschäftigten über Einsatz und Dauer des Homeoffice die Arbeitszufriedenheit erhöht.11 Sie zeigen zugleich, dass sich unfreiwillige Arbeit von zu Hause negativ auf die Beschäftigten auswirkt, da viele Beschäftigte nicht über die räumlichen Voraussetzungen, etwa ein geeignetes Arbeitszimmer, verfügen.12 Es zeigt sich, dass Selbstbestimmungsrechte für die Qualität von New Work von großer Bedeutung sind. Sie müssen etwa Wahlmöglichkeiten hinsichtlich der Häufigkeit und Dauer von Homeoffice-Arbeit umfassen, einschließlich des Rechts auf eine frei gewählte Rückkehr in den Betrieb. Sie können durch Ziehungsrechte abgesichert werden, die den Beschäftigten das Recht einräumen, den Arbeitsort innerhalb des Arbeitsverhältnisses möglichst flexibel und anlassbezogen sowie nach eigenen Bedürfnissen zu wählen.13 Da Kollisionen mit Ansprüchen der Arbeitgeber, aber auch anderer Beschäftigter absehbar sind, sollten Ziehungsrechte in kollektive Vereinbarungen wie Betriebsvereinbarungen und Tarifverträge eingebunden werden. Diese sollten in Mitbestimmungsverfahren unter Beteiligung von Beschäftigten, Betriebs- und Personalräten sowie Gewerkschaften vereinbart werden.
 
        Aber nicht nur der externe Arbeitsplatz, sondern auch die verbleibende Arbeit im Betrieb bedarf arbeitspolitischer Aufmerksamkeit. Nicht selten korrespondiert Homeoffice mit einer weitreichenden Neuorganisation der betrieblichen Büro- und Wissensarbeit. Begriffe wie Modern Workspaces oder -places, Desksharing und hybride Teams stehen für Konzepte des Raummanagements, in denen Arbeitsabläufe neu strukturiert und feste Arbeitsplätze abgeschafft werden. Diese Konzepte zielen darauf ab, neue Motivations- und Produktivitätspotenziale bei den Beschäftigten zu aktivieren, aber auch Miet- und Arbeitsmittelkosten zu senken. Für die Beschäftigten beginnt der Arbeitstag nicht selten mit der Suche nach einem geeigneten Arbeitsplatz im Betrieb. Arbeitsplatzsuche unter Zeitdruck, unzureichende ergonomische Ausstattung, Lärmbelastung in Großräumen und Störungen beim konzentrierten Arbeiten werden zu Gesundheitsrisiken mobiler Büroarbeit im Betrieb. Problemgerechte Raum- und Arbeitsorganisationskonzepte müssen diesen Risiken entgegenwirken.14
 
        Soziale Mindeststandards
 
        Die Sicherung sozialer Mindeststandards ist insbesondere bei der Soloselbstständigkeit auf und mit Onlineplattformen ein zentrales Regulierungsfeld. Dabei geht es um Rechte auf Entlohnung für geleistete Arbeit. Und zwar auch dann, wenn das Arbeitsangebot nicht oder nicht in vollem Umfang angenommen wird. Da diese Arbeit in der Regel auf der Basis von Werk- und Dienstverträgen geleistet wird, greifen arbeits- und sozialrechtliche Regelungen, die etwa Gegenstand des gewerkschaftlichen Rechtsschutzes sind, kaum.15 Auch deshalb sind die Kontakte zwischen Crowdworkern und Gewerkschaften bislang eher lose. Dennoch sind Aktivitäten der Annäherung zu beobachten. Zu diesen gehört etwa die Internetplattform www.faircrowdwork.org der IG Metall, auf der sich digitale Arbeiter:innen vernetzen und umfassende Beratung in sozialen Fragen erhalten können. Ziel dieses Kommunikations- und Kooperationsangebots ist es nicht zuletzt, der im Bereich Crowdwork weit verbreiteten sozialen Isolation entgegenzuwirken.
 
        Zur sozialen Absicherung selbstständiger Plattformarbeit könnte der Ausbau der Sozialversicherungssysteme zu Erwerbstätigenversicherungen mit Versicherungsschutz für alle Erwerbstätigen beitragen. Denkbar wären auch die Schaffung eines eigenen Rechtsraumes und der Aufbau einer neuen Institution. Diskussionswürdig sind Vorschläge zur Ergänzung der Sozialversicherungssysteme durch ein Modell der „Digitalen Sozialen Sicherheit“ (DSS). Es sieht vor, „direkt in die Plattformen einen digitalen Mechanismus zu implementieren, der mit jeder Beendigung eines Jobs einen bestimmten Prozentsatz des vereinbarten Entgelts auf das DSS-Konto des Plattformarbeiters überweist.“16 Dabei geht es um ein digitales System persönlicher Konten, auf denen sich die Beiträge aus allen Plattformaufträgen ansammeln könnten.
 
        Schutz vor Entgrenzung
 
        Zahlreiche Studien belegen bei orts- und zeitflexibler Arbeit einen starken Trend zur Entgrenzung der Arbeitszeit, zur Vermischung von Arbeits- und Lebenszeit und den damit verbundenen gesundheitlichen Belastungen.17 Zwar werden etwa die bessere Vereinbarkeit von Arbeit und Privatleben, der Wegfall von Pendelzeiten sowie größere Spielräume bei der selbstbestimmten Planung und Gestaltung der Arbeit als Vorteile der Arbeit von zu Hause geschätzt. Gleichzeitig werden im Homeoffice aber auch häufiger als sonst übergriffige Erreichbarkeitserwartungen von Vorgesetzten beklagt, und die Probleme, in der arbeitsfreien Zeit abzuschalten, nehmen zu.18 Von besonderer Bedeutung wären hier Vereinbarungen über Dauer, Lage und Verteilung der Arbeitszeit, das Recht des Arbeitgebers auf Erreichbarkeit sowie spiegelbildlich das Recht des Arbeitnehmers auf Nichterreichbarkeit. Dass dies nur auf der Grundlage einer entsprechenden Dokumentation der Arbeitszeiten möglich ist, sollte selbstverständlich sein.
 
        Darüber hinaus zeigen Erfahrungen aus der betrieblichen Praxis, dass Homeoffice mitunter nicht die Alternative zur Arbeit im Betrieb ist, sondern eine Form der Mehrarbeit nach Ende der regulären Arbeitszeit, um das anfallende Arbeitsvolumen bewältigen zu können. Auch hier ist darauf hinzuweisen, dass mögliche Gefährdungen durch orts- und zeitflexibles Arbeiten in die vom Arbeitgeber durchzuführende Gefährdungsbeurteilung (§5 ArbSchG) einzubeziehen sind. Dazu gehören physische und psychische Belastungsfaktoren ebenso wie Fragen der Arbeitszeit, der Arbeitsorganisation und der sozialen Beziehungen. Empirische Studien zur Verbreitung von Gesundheitsgefährdungen zeigen hier eklatante Defizite in den Betrieben.19 Ein Zustand, der weder juristisch noch arbeitspolitisch akzeptabel ist.
 
        ARBEITSPOLITISCHE FLANKIERUNG
 
        Die skizzierten Maßnahmen können dazu beitragen, das institutionelle Setting der Arbeitsbeziehungen auf die Potenziale und Risiken der Neuen Arbeit anzupassen. Eine gelingende Rechtssetzung allein garantiert aber noch nicht ihre Wirksamkeit. Arbeits- und Sozialrechte bedürfen auch arbeitsorganisatorischer und arbeitskultureller Flankierungen, wenn ihre Wahrnehmung nicht an der Realität kapitalistischer Rentabilitäts- und Produktivitätszwänge scheitern soll.
 
        Reale Arbeitsautonomie
 
        Die arbeitssoziologische Forschung verweist seit geraumer Zeit auf mitunter subtile, arbeitsorganisatorische oder unternehmenskulturelle Mechanismen der Verhaltensbeeinflussung der Beschäftigten. Mit Begriffen wie „indirekte Steuerung“,20 „interessierte Selbstgefährdung“21 oder „kontrollierte Autonomie“22 werden Methoden der Personalführung erfasst, die durch die Gestaltung der Rahmenbedingungen der Arbeit Einfluss auf die Wertorientierungen und Verhaltensweisen der Beschäftigten nehmen. Nicht die Anweisung der Vorgesetzten, sondern der an die Beschäftigten weitergegebene Markt- und Kundendruck erzwingt überlange oder überintensive Arbeitsleistungen. Oder die Beschäftigten werden über Unternehmenskulturen beziehungsweise Corporate Identity in Normmuster eingebunden, in denen ihre arbeitsinhaltlichen Ansprüche unternehmenskompatibel kanalisiert werden und Leistungsbereitschaft ohne Gegenleistung als Teil des betrieblichen Arbeitsethos erwartet wird. Erzwungen beziehungsweise erwartet wird ein extraproduktives Arbeitsverhalten, das die Arbeitsleistung über die arbeitsvertragliche Verpflichtung hinaus möglichst auf Dauer stellt.
 
        Auch in der neuen Arbeitswelt werden Unternehmen, die einem harten Marktwettbewerb ausgesetzt sind, dazu neigen, partizipative Elemente zur Kostensenkung oder Produktivitätssteigerung zu instrumentalisieren. Dabei werden etwa teilautonome Organisationsmodelle den Beschäftigten zusätzliche Aufgaben bei der Planung und Organisation von Arbeitsabläufen abverlangen, die für die Unternehmen entsprechende Planungs- und Organisationskosten senken, für die Beschäftigten aber mit zusätzlichen und unbezahlten Anstrengungen verbunden sind. Auch Maßnahmen zur Abflachung von Hierarchien und zur Eröffnung zusätzlicher Handlungsspielräume für Individuen und Teams in neuen agilen Arbeitsformen können neue Selbstbestimmungsräume eröffnen, sie können aber auch schnell auf Kosten- und Produktivitätsziele ausgerichtet und damit in ihren emanzipatorischen Potenzialen beschnitten werden. Es wird deutlich, dass die Realisierung von Selbstorganisation und Partizipation nicht allein durch positives Recht gesichert werden kann. Sie beruhen auf Voraussetzungen, die nur durch eine entsprechende Arbeitspolitik und revitalisierte Konzepte einer „Demokratisierung von Arbeit“ gesichert werden können.23
 
        Sinnstiftende Arbeitskulturen
 
        Dies gilt auch für die arbeitskraftzentrierte Sinnstiftung in der Arbeit. Neben hoher Orts- und Zeitflexibilität, agilen und projektbasierten Organisationsformen, veränderten Führungsstrukturen durch Enthierarchisierung und partizipativen Entscheidungsmechanismen spielen „Wertebasierung und Sinnstiftung durch Arbeit“ eine zentrale Rolle im New-Work-Konzept.24 Empirische Befunde zeigen jedoch, dass viele Unternehmen zwar auf orts- und zeitflexible Arbeit setzen, das Spannungsverhältnis zwischen stabilen Hierarchien und mehr Selbstorganisation aber vielfach keineswegs im Sinne der Beschäftigten auflösen. Von einer „dauerhaften Kraftanstrengung“ etwa in Richtung eines „coachenden, lateralen und unterstützenden Führungsverständnisses“ ist häufig wenig zu spüren.25 Es spricht einiges dafür, dass dem Ziel einer wertebasierten und sinnstiftenden Arbeit in der New-Work-Philosophie mehr Aufmerksamkeit geschenkt wird als in der unternehmerischen Praxis. Ohne einen nachhaltigen unternehmenskulturellen Paradigmenwechsel, der Räume für eine sinnstiftende Identifikation der Beschäftigten mit ihrer Arbeit eröffnet und stabilisiert, wird dieser Anspruch von New Work jedoch ins Leere laufen.
 
        Ressourcenbasiertes Empowerment
 
        Die gesetzliche Verpflichtung des Arbeitgebers, Gesundheitsgefährdungen auch bei mobiler Arbeit zu ermitteln, zu beurteilen und zu minimieren, steht außer Frage. Doch schon die Fragen, welche Ausstattungsstandards (bei Bildschirmen, Tastaturen oder etwa Headsets) einzuhalten sind, wie deren Umsetzung in der Privatwohnung überprüft wird und wer die Kosten trägt, erweisen sich häufig als Konfliktpunkte. Insbesondere die Überwachung der einschlägigen Arbeitsschutzvorschriften am Arbeitsplatz wird strukturell erschwert, wenn der Arbeitsort im Rahmen multilokaler Arbeit ständig wechselt. Eine zentrale Anforderung besteht darin, auf die „Unsichtbarkeiten“ des Arbeitsschutzes bei orts- und zeitflexibler Arbeit zu reagieren.26 Die betrieblichen Akteure, die für gesundheitsförderliche Arbeitsbedingungen verantwortlich sind, verlieren die Arbeitsplätze der Heimarbeiter aus dem Blick, und für diese sind die Maßnahmen des Arbeitsschutzes nicht präsent, weil sie ihnen für ihre Arbeitssituation und ihre Arbeitsbedürfnisse nicht angemessen erscheinen.
 
        Dieser arbeitsschutzpolitischen Sprachlosigkeit müssen die Arbeitsschutzakteure entgegentreten. Aufgrund des Fehlens entsprechender Kontrollmechanismen im Homeoffice sind nicht zuletzt die Beschäftigten selbst gefordert, drohende Schutzlücken zu vermeiden. Sie müssen zum Beispiel mithilfe arbeitswissenschaftlich abgesicherter Checklisten auf die Einhaltung von Arbeitszeit- und Ergonomiestandards achten und sind damit als Kontrolleure ihrer eigenen Arbeitsbedingungen gefordert. Die Fähigkeit zur Selbstorganisation und Selbstbeobachtung, kurz: Empowerment, wird zur Schlüsselressource. Allerdings unterscheiden sich arbeitskraftzentrierte Empowermentstrategien von rein psychologischen Ansätzen, die in Managementkonzepten häufig vorherrschen.27 Zum einen kann der Aufbau arbeitsbezogener Gesundheitskompetenz nur dann einen wirksamen Beitrag leisten, wenn er in „betriebliche Arbeitsbündnisse von Beschäftigten, Experten und Interessenvertretungen“ eingebunden ist, die das Zusammenspiel aus „wechselnden Arbeitssituationen, gesundheitlichen Wirkungen und Handlungswissen bezüglich der eigenen Arbeitstätigkeit analysieren und zielgenau Gestaltungsoptionen in der betrieblichen Organisationsentwicklung verankern.“28 Zum anderen ist er mit der Bereitstellung von zeitlichen und materiellen Ressourcen verbunden.29 Während psychologisches Empowerment am individuellen Erleben und Empfinden der Betroffenen ansetzt und durch positive Wahrnehmungen in der Arbeit die Leistungsbereitschaft und Unternehmenstreue stärken will, zielt ressourcenbasiertes Empowerment auf die Stärkung der Voraussetzungen für eine selbstbestimmte und kollektive Praxis und besteht auf der arbeitgeberseitigen Bereitstellung materieller Ressourcen und belastbarer Partizipations- und Mitbestimmungsrechte.
 
        AUSBLICK
 
        Vieles spricht dafür, dass Konflikte um reale Orts- und Zeitautonomie, gegen entgrenzte Arbeitszeiten und Leistungsanforderungen sowie um ressourcenbasiertes Empowerment Schlüsselkonflikte in der New-Work-Welt sein werden. Bei alledem werden die arbeitsinhaltlichen Ansprüche und sozialen Sinnbezüge, die gerade hochqualifizierte Beschäftigte in der Arbeit realisiert sehen wollen, mitschwingen. Dabei müssen soziale Rechte mit arbeitsorganisatorischen Gelingensbedingungen einhergehen. Letztlich geht es darum, das Versprechen einer gesundheitsförderlichen, selbstbestimmten und sinnerfüllten Arbeit, die der Idee von New Work entspringt, in die reale Arbeitswelt zu übertragen und gegen starke Rationalisierungs- und Ökonomisierungstendenzen durchzusetzen. Konflikte um New Work öffnen ein Politikfeld, das für betriebliche und gewerkschaftliche Interessenvertretungen Möglichkeiten und Fallstricke enthält. Gerade solidarische Gestaltungskonzepte müssen sich der Spaltungsdynamik bewusst sein, die einer Konzentration auf hochqualifizierte Wissensarbeit in den Unternehmen oder den Branchen der Digital- und Kreativwirtschaft innewohnt. Eine solche arbeitspolitische Engführung übersieht, dass die digitale Neuorganisation von Arbeit alle Bereiche der Arbeitsorganisation verändert. Auch in der unmittelbaren Produktion oder bei gering qualifizierter Arbeit steigen die Schutzbedürfnisse und Anforderungen an Gute Arbeit. Auch diese Bereiche müssen als arbeitspolitische Gestaltungsfelder bearbeitet werden.
 
        Zugleich eröffnet die Gestaltung von New Work den Interessenvertretungen einen Zugang zu den oft hochqualifizierten Belegschaftsteilen, die den Gewerkschaften traditionell eher distanziert gegenüberstehen. Die neuen digitalen Kommunikationswege ermöglichen schnelle und kostengünstige Formen der wechselseitigen Information und Kooperation. Und je stärker die Konflikte um die Regeln der Neuen Arbeit als partizipative Prozesse organisiert werden, desto eher entstehen belastbare Vertrauensbeziehungen, die die Grundlage für gemeinsames politisches Handeln bilden können. Die Hoffnung, dass der Kampf um Neue Arbeit einen Beitrag zur Revitalisierung der Gewerkschaften leisten kann, ist durchaus berechtigt.30 Eine Garantie dafür gibt es allerdings nicht.
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        PRAGMATISCHE ARBEITSMORAL?
 
        Die Social-Media-Trends Quiet Quitting und Tang Ping
 
        Gregor Ritschel
 
        Im Juli 2022 postete Zaid Kahn, ein Ingenieur aus New York, auf der Social-Media-Plattform TikTok ein nur wenige Sekunden langes Video mit sanfter Musik und positiven Alltagsszenen. Die aufgezeichnete Nachricht darin lautete: „Ich habe kürzlich von dem Begriff Quiet Quitting gehört. Dabei kündigt man nicht seinen Job, sondern verabschiedet sich von der Vorstellung, immer mehr zu leisten. Du erfüllst deine Pflichten, aber du löst dich von der Hustle-Kultur, die dir sagt, dass Arbeit dein Leben ist. Arbeit ist nicht dein Leben. Dein Wert als Person wird nicht durch deine produktive Leistung definiert.“01 Quiet Quitting bedeutet also nicht, wie man zunächst vermuten könnte, still und heimlich zu kündigen oder bereits einen anderen Job im Auge zu haben. Vielmehr bedeutet es, in seinem Lohnarbeitsverhältnis nicht mehr die Extrameile zu gehen, nicht mehr über die Belastungsgrenze hinaus zu gehen – sich also von der sogenannten Hustle-Kultur zu lösen.
 
        Der im deutschen Diskurs seit Langem bekannte Begriff der „stillen“ oder „inneren“ Kündigung schließt die Möglichkeit von Glück und Sinnerfüllung in der Arbeit tendenziell aus. Zudem wird der Begriff häufig als Vorstufe zur tatsächlichen Kündigung verstanden. Dies muss beim Quiet Quitting nicht der Fall sein. Hier geht es um die bewusste Kultivierung einer Abgrenzungshaltung gegenüber Überforderungen durch den Arbeitgeber oder durch strukturell entgrenzte Arbeitsroutinen. Im Folgenden wird gezeigt, dass sich diese Abgrenzungshaltung aus unterschiedlichen Quellen speisen kann. Dabei kann die Tätigkeit durchaus noch als sinnvoll und auch mit Freude besetzt empfunden werden.
 
        Quiet Quitting problematisiert zunächst die Arbeitskultur des karrieristischen Überengagements, das von der vagen Aussicht auf beruflichen Aufstieg getragen wird. Gleichzeitig kann der Social-Media-Trend auch als Symptom für die Nichteinlösung des New-Work-Versprechens verstanden werden. New Work verhieß einst die Aufhebung der Entfremdung der Arbeit durch die Wiederentdeckung und Einbindung intrinsischer Motivation. Die Idee des Konzepts bestand darin, die Arbeitsbedingungen so zu gestalten, dass man die Arbeit „wirklich, wirklich will“.02 Doch immer mehr Menschen ziehen es vor, sich den aktuellen Arbeitsbedingungen so weit wie möglich zu entziehen, und suchen ihren Sinn jenseits der Arbeitswelt. Die Versprechen der alten Arbeitskultur scheinen nicht mehr zu gelten. Das neue Arbeitsideal der Generationen Y und Z ist häufig eine Arbeit, die vor allem weniger Zeit in Anspruch nimmt.
 
        Zeitlicher Kontext für die Entstehung des Phänomens Quiet Quitting ist die sogenannte Great Resignation, die große Kündigungswelle in den Vereinigten Staaten in den Jahren der Corona-Pandemie 2021 und 2022. Auch in Deutschland blieb die vermeintliche Arbeitsmüdigkeit der jüngeren Generationen nicht unbemerkt und löste eine breite Debatte im Feuilleton aus. „Der Spiegel“ titelte am 27. Mai 2023: „Wir machen uns nicht mehr kaputt! Warum die Generation Z anders arbeiten will – und alle ansteckt“. Der Sozialwissenschaftler Klaus Hurrelmann hat in der „Zeit“ das neue Streben der Generation Z nach einer gelungenen Work-Life-Balance in digital entgrenzten Zeiten folgendermaßen beschrieben: „Wir reden hier von Menschen, die digital groß geworden sind. Sie wissen, dass man theoretisch 24 Stunden am Tag erreichbar ist, an sieben Tagen in der Woche. Sie fürchten, dass der Arbeitgeber permanent etwas fordern kann. Und sie haben große Angst, dass sie in einen Burn-out hineinrutschen. Denn viele von ihnen haben im Umfeld, manchmal sogar bei den eigenen Eltern, erlebt, wie schnell das geht. (…) Deswegen wollen sie nur noch so viel arbeiten, dass sie davon leben können. Sie wollen keine Überstunden machen, freitags früher gehen und an manchen Tagen gar nicht arbeiten. Viele aus den älteren Generationen der über 50-jährigen Babyboomer können das einfach nicht verstehen und finden diese Haltung unverschämt.“03 Hurrelmanns Perspektive auf das Phänomen ist meines Erachtens richtig, aber vermutlich in ihrer Erklärungskraft nicht umfassend, denn heute spielen neben generationsspezifischen Merkmalen oder arbeitskulturellen Einstellungen auch ökonomische Settings wie die Verteilung von Produktionsgewinnen eine Rolle bei der Erklärung des Phänomens Quiet Quitting.
 
        VORBILD BARTLEBY?
 
        Einige Beobachter dieses Trends meinen, in Hermann Melvilles literarischer Figur Bartleby („Bartleby der Schreiber“, 1853) mit seinem berühmten Ausspruch „I would prefer not to“ den Urvater der Quiet Quitter zu erkennen. Der Erzähler ist ein nicht namentlich genannter älterer Anwalt mit einem Büro an der Wall Street. Er beschäftigt Schreiber, die Dokumente von Hand abschreiben, darunter auch den verloren wirkenden Bartleby. Zunächst fertigt Bartleby mit großem Eifer hochwertige Abschriften an. Doch als er eines Tages vom Erzähler gebeten wird, bei der Korrektur eines Dokuments zu helfen, antwortet Bartleby: „Ich würde es lieber nicht tun“ – was bald zu seiner ständigen Antwort auf jede Anfrage wird. Verwirrt übernimmt der Erzähler selbst diese Aufgabe. Bartlebys höfliche Weigerungen häufen sich in den folgenden Wochen, bis er schließlich gar nichts mehr tut und nur noch aus dem Fenster starrt. Der wohlwollende Erzähler unternimmt noch mehrere vergebliche Versuche, mit Bartleby zu sprechen, der mittlerweile im Büro wohnt. Auch der Versuch, Bartleby gewaltsam aus der Kanzlei zu entfernen, scheitert, und selbst eine großzügige Abfindung lehnt Bartleby höflich ab. Am Ende sieht sich der Erzähler gezwungen, die Kanzlei zusammen mit den anderen Mitarbeitern zu verlassen. Seine Nachmieter lassen Bartleby von der Polizei ins Gefängnis werfen, wo er bald die Nahrungsaufnahme verweigert und stirbt.
 
        Folgt man Zahid Kahns Definition, ist Bartleby nicht der Urvater der Quiet Quitter, da es diesen nicht um eine völlige Arbeitsverweigerung geht. Sie mögen ihren Job, wollen aber nicht, dass er ihr Leben völlig dominiert und suchen nach einer gelungenen Work-Life-Balance. Was bleibt, ist die Rätselfrage, warum gerade in den vergangenen zwei Jahren so viele Menschen ihren Job gekündigt haben oder zu Quiet Quittern geworden sind. Angesichts zusätzlicher Aufgaben sagten auch sie ganz höflich „I would prefer not to“.
 
        ERSCHÖPFTE IDEALE
 
        Um Quiet Quitting zu beleuchten, lohnt sich ein Blick auf die US-amerikanische Arbeitskultur der 1980er und 1990er Jahre, in der die sogenannte Hustle-Kultur ihren Ursprung hat. Getragen wurde diese von der Sozialfigur der Yuppies und jener Aufstiegswilligen, die das Versprechen des Neoliberalismus zu ihrem Credo gemacht hatten. Für sie galt und gilt: „Work hard, play hard“. In diesem Setting leisten Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer mehr als vertraglich vereinbart. Sie arbeiten schneller, länger und jederzeit, vor allem seit der Erfindung von Handy und E-Mail. Treibende Kraft ist die Hoffnung, bei der nächsten Beförderungsrunde berücksichtigt zu werden. Man glaubt, seines Glückes Schmied zu sein und am Ende zu Geld und Anerkennung zu kommen. Für viele der heutigen Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer, die der Hustle-Kultur huldigen, gilt, dass sie auch in ihrer Freizeit an ihre Projekte denken, die sie voll und ganz in Beschlag nehmen. Diese Kultur bildet die Kontrastfolie des Quiet Quitting.
 
        Relevant für Quiet Quitting sind ebenso die Veränderungen der Arbeitswelt der vergangenen 30 Jahre. Insbesondere die Bewältigung der Corona-Pandemie hat zu einem Überdenken des Stellenwerts von Arbeit geführt. In dieser Ausnahmesituation, in der vor allem Care-Tätigkeiten ins Blickfeld gerieten, stellte sich die Frage, welche Tätigkeiten die Gesellschaft eigentlich tragen. Und manch einer fragte sich, ob er – in Anlehnung an das gleichnamige Buch von David Graeber – nicht in einem „Bullshit-Job“ arbeitete.
 
        In der Wissensgesellschaft haben sich die Tätigkeiten von der industriellen Produktion in die Büros verlagert. Auch das Management hat sich schleichend angepasst. Man ging zu einigen Prinzipien von New Work über. Starre Arbeitszeitregelungen wichen zunehmend flexiblen Arbeitszeiten. Anwesenheitspflichten wurden durch mobiles Arbeiten ersetzt. Und autoritäre Führungsformen machten flachen Hierarchien Platz. In Zeiten multipler Krisen sind lange Planungs- und Produktionszyklen überflüssig geworden. Stattdessen werden agile Arbeitsformen praktiziert, die einer zunehmend instabilen Welt angepasst sind. Man arbeitet mit Prototypen, holt sich laufend Feedback vom Kunden ein und absolviert jede Woche einen neuen Sprint mit einem selbst definierten Teilziel. Damit das funktioniert, braucht es ein ständiges Abgleichen, die Förderung der Kreativität der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter und auch eine Verlagerung der Steuerung von der Chefetage hin zur kollektiven Selbststeuerung. Man ist zwar angestellt, trägt aber auch Führungsverantwortung. In einer solchen agilen Arbeitswelt wird es immer schwieriger, am Feierabend einen mentalen Schlussstrich zu ziehen.
 
        Das einst emanzipatorische und kapitalismuskritische New-Work-Konzept, wie es Frithjof Bergmann entwarf und das beispielsweise zeitliche Freiräume jenseits der Lohnarbeit zur Entfaltung der eigenen Persönlichkeit vorsah, wird heute oft in eine Managementstrategie umgemünzt, die sich darauf beschränkt, Arbeitsplätze etwas attraktiver zu gestalten oder den Beschäftigten mehr Eigenverantwortung zu übertragen, um mehr Leistung aus ihnen herauszuholen. Dem ursprünglichen ganzheitlichen, an der Entwicklung der Persönlichkeit interessierten Ansatz Bergmanns wird dies oft nicht gerecht, wie Bergmann selbst noch vor einigen Jahren in einem Interview kritisierte.04
 
        Für das Verständnis von Quiet Quitting ist außerdem die Great Resignation von 2021 und 2022 in den USA von Bedeutung, bei der insgesamt fast 100 Millionen Menschen ihre Jobs kündigten.05 Als Beweggründe wurden vor allem schlechte Arbeitsbedingungen, gesundheitliche Bedenken, aber auch empfundene Sinnlosigkeit genannt. Konservative Stimmen beklagten eine vermeintliche Faulheit sowie falsche Anreize durch sozialstaatliche Leistungen in der Krise – oder sie verurteilten das Quiet Quitting moralisch als unerklärliche Verkommenheit der Jugend. Andere Kommentatoren wie Trevor Noah, ehemaliger Moderator der Daily Show, nahmen die Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer in Schutz, weil diese oft nicht mehr von ihrem Lohn leben könnten.06 Zeitgleich formierte sich auf Internetseiten wie „Reddit“ die Anti-Work-Bewegung. All dies geschieht vor dem Hintergrund der Verrentung der Babyboomer. Diese Trends verschärfen den Arbeitskräftemangel in vielen Bereichen. Damit wächst auch der Druck auf die Arbeitgeber, bessere Arbeitsbedingungen zu schaffen und höhere Löhne zu zahlen.
 
        Doch nicht jeder kann ad hoc den Arbeitgeber wechseln. Oft fehlt es an geeigneten Alternativen, sei es in zeitlicher, finanzieller, inhaltlicher oder örtlicher Hinsicht. Eine Kündigung ohne neuen Job ist riskant, vor allem in Krisenzeiten. In solchen Fällen kann zumindest an der Work-Life-Balance gearbeitet werden. Der Financial-Times-Kolumnist John Gapper kommentiert den Quiet-Quitting-Trend so: „Nach Jahrzehnten der zunehmenden Arbeitsintensität, der ausgedehnten Ziele und der Hustle-Kultur haben junge Arbeitnehmer eine effiziente Methode entwickelt, um sich zu wehren.“07 Das Problem der Arbeitgeber scheint ihm selbstverschuldet, da sie Arbeitsplätze ausgelagert und die Arbeitsplatzsicherheit eingeschränkt hätten. Dies habe dazu geführt, dass sich junge Arbeitnehmer nach Nebenjobs umsehen oder ihre eigenen kreativen Projekte entwickeln. Dadurch wird es wahrscheinlicher, dass sie ihren Job aufgeben und mehr Zeit und Energie für ihre eigenen Ideen aufwenden.08 Unter den gegebenen Bedingungen ist es oft durchaus rational, einen Job als „Standbein“ zu nutzen, der beispielsweise die Sozialversicherungen abdeckt, und daneben das „Spielbein“ zu pflegen, also den Nebenjob, in dem die eigentliche Freude am Schaffen liegt.
 
        TANG PING IN CHINA
 
        Die Erschöpfung, die viele junge Menschen mit den bisherigen Arbeitsidealen empfinden, ist nicht auf die westliche Welt beschränkt. Dies wird durch den chinesischen Social-Media-Trend „Tang Ping“ („Flach hinlegen“) deutlich. Nicht wenige Chinesinnen und Chinesen haben genug vom 996-System – Arbeit von 9 Uhr morgens bis 9 Uhr abends an sechs Tagen in der Woche. Sie machen sich keine Illusionen mehr über die Aufstiegschancen in einem bereits gesättigten Arbeitsmarkt mit hohem Konkurrenzdruck. Sie beginnen sich von der vorrangigen Arbeitsethik ihrer Elterngeneration zu distanzieren und tun dies mit den Ausdrücken „Tang Ping“ und „Bai Lan“ („es verrotten lassen“). Auch in China geht es darum, den hohen Druck in der Arbeitswelt kritisch zu hinterfragen.09
 
        Der Begriff „Tang Ping“ tauchte erstmals zu Beginn der Corona-Pandemie Anfang 2020 auf der Plattform „Weibo“ auf. Junge Chinesinnen und Chinesen tauschten sich dort unter dem Hashtag über ihre Erfahrungen im Arbeitsleben aus und erwogen immer häufiger, nur noch in Teilzeit zu arbeiten oder sich in abgelegene Tempel zurückzuziehen, um ihre Lebensentwürfe zu überdenken. Insbesondere wurde die Absurdität eines sich ständig verschärfenden Wettbewerbs beklagt. Die Idee, Lebensziele durch unermüdliche Arbeit zu erreichen, wurde infrage gestellt, da sie keine Zeit zum Leben oder gar zum Konsum lasse.10
 
        In China ist es die ständige Konkurrenz auf dem Arbeitsmarkt,11 der man sich entziehen will. Diese wird auch als Wolfskultur bezeichnet. Die Idee von Tang Ping besteht darin, nur so viel zu arbeiten, dass die Lebenshaltungskosten gedeckt sind. Ziel ist es, sich von gesellschaftlichen Zwängen zu befreien und einen gewissen Postmaterialismus zu leben. Dem chinesischen Soziologen Sun Liping zufolge konzentriert sich die Bewegung auf Chinesinnen und Chinesen, die es sich leisten können, weniger zu arbeiten – meist weil sie wohlhabende Eltern haben.12 Andere chinesische Kommentatoren stehen der Bewegung wohlwollender gegenüber und teilen die Kritik: Warum sich auf diese Arbeitsverhältnisse einlassen, wenn ein sozialer Aufstieg ohnehin kaum möglich ist?13 In China trifft derzeit in den Städten eine hohe Akademikerquote auf einen gesättigten Arbeitsmarkt. Staatschef Xi Jinping appelliert deshalb unter dem Motto „Esst die Bitterkeit“ an die Jugend, auch aufs Land zu ziehen und Jobs unterhalb ihres Qualifikationsniveaus anzunehmen.14 Perspektivisch wird der demografische Wandel in China sicherlich zu einer Stärkung der Erwerbsbevölkerung führen. Dennoch waren im April 2022 immer noch 16 Prozent der Chinesen zwischen 16 und 24 Jahren arbeitslos. Das Unbehagen der Jugend speist sich also einerseits aus der Arbeitslosigkeit und den enttäuschten Erwartungen angesichts mangelnder Aufstiegschancen bei den Erfolglosen, andererseits aus der Überarbeitung der Erfolgreichen.15 Eine Umverteilung der Arbeit könnte sich hier auf beiden Ebenen positiv auswirken.
 
        STAGNATION DER REALLÖHNE
 
        Die Entwicklung der Unzufriedenheit im Berufsleben in Deutschland wurde 2022 durch eine Forsa-Umfrage beleuchtet. Demnach stieg die Unzufriedenheit von 25 Prozent 2021 auf 37 Prozent 2022.16 Es wurden unterschiedliche Gründe für einen beabsichtigten Jobwechsel beziehungsweise für die Unzufriedenheit am Arbeitsplatz genannt: 28 Prozent der Unzufriedenen empfanden das Führungsverhalten als problematisch, 27 Prozent wünschten sich eine bessere Work-Life-Balance und 24 Prozent ein attraktiveres Arbeitsumfeld, während nur 19 Prozent finanzielle Anreize und 15 Prozent eine attraktivere Position als Grund für einen beabsichtigten Jobwechsel nannten.17
 
        Quiet Quitter achten besonders auf ihre Work-Life-Balance und vermeiden Überstunden. Betrachtet man in diesem Zusammenhang die Entwicklung der Überstunden in Deutschland im Zeitverlauf, so zeigt sich, dass die jährliche Überstundenquote 2000 bei rund 31 bezahlten und 28 unbezahlten Überstunden lag – 2020 waren es nur noch 14 bezahlte und 17 unbezahlte Überstunden.18
 
        Vielleicht sind es also nicht nur die Überstunden, die ein Quiet Quitting motivieren: Die Schlagzeilen sind seit Jahren geprägt von Managerboni und Meldungen über hohe Dividendenausschüttungen. Gleichzeitig belegen die Statistiken eine seit Jahrzehnten anhaltende Reallohnkrise, und die grassierende Inflation verschärft die Situation. Bis zur Corona-Pandemie und mit Ausnahme der Finanzkrise 2008 ist das Bruttoinlandsprodukt in den vergangenen 20 Jahren kontinuierlich gestiegen. Erst Ende 2022 und im ersten Quartal 2023 ist wieder ein leichter Rückgang zu verzeichnen. Grund dafür ist die inflationsbedingte Konsumzurückhaltung, die sich insbesondere in den Bereichen Nahrungsmittel, Bekleidung und Mobilität bemerkbar macht.19 Die Reallöhne hingegen sind 2022 gegenüber dem Vorjahr um 4 Prozent gesunken.20 Zwar sind sie in den vergangenen 20 Jahren im Durchschnitt stetig leicht gestiegen, doch hat sich die Schere zwischen Bruttoinlandsprodukt und Reallöhnen immer weiter geöffnet.
 
        Dass der nicht mehr vorhandene Aufopferungswille der jüngeren Generation ökonomische Gründe hat, lässt sich auch mit soziologischen Zeitdiagnosen stützen. Wurde die Bundesrepublik der Nachkriegszeit noch als „nivellierte Mittelstandsgesellschaft“ (Helmut Schelsky) bezeichnet – und sprach man später noch von einer Aufstiegsgesellschaft, in der zumindest alle Schichten wie in einem Fahrstuhl gemeinsam nach oben fuhren, auch wenn dabei Abstände erhalten blieben, so charakterisiert etwa der Soziologe Oliver Nachtwey die Gegenwart der Bundesrepublik als „Abstiegsgesellschaft“.21 Die Stellung in der Gesellschaft gleiche dabei eher einer abwärts fahrenden Rolltreppe, auf der man immer schneller laufen müsse, um nicht abzusteigen. Auch wird immer deutlicher, dass ein hoher sozialer Status eher erblich bedingt ist. Dies wird für eine Demokratie, in der das Leistungsideal nach wie vor hochgehalten wird, zunehmend zum Problem.22
 
        In nicht planbaren Krisenzeiten verschiebt sich der Fokus der jungen Erwerbstätigen auf das Hier und Jetzt, auf ihre Gesundheit, auf Familie und Freunde und auf soziale Aktivitäten. Hinzu kommt, dass für die Mehrheit der Beschäftigten (und nach wie vor insbesondere für Frauen) der Alltag jenseits der Lohnarbeit mit Betreuungs-, Pflege- und Erziehungsaufgaben ausgefüllt ist. Diese Aufgaben lassen häufig keine Überstunden zu. Schon die Norm der 40-Stunden-Woche ist hier schlicht zu hoch angesetzt. Zusammen mit dem Gender Pay Gap und der unsichtbaren Decke für Frauen und Minderheiten ist ein abgekühltes Verhältnis zur Lohnarbeit durchaus plausibel.
 
        LESS IS BEAUTIFUL
 
        Fasst man die Hintergründe von Quiet Quitting zusammen, so lassen sich zunächst zwei Ebenen unterscheiden. Betrachtet man die individuelle Bedürfnislage der Beschäftigten, so kann es punktuell an Wertschätzung oder Führungskompetenz in der Arbeitssituation mangeln. Auch fehlende Karriere- oder Gestaltungsmöglichkeiten können problematisch sein. Diese Umstände können aber angesichts der Abhängigkeit vom Job durchaus ausgehalten werden. Auf gesellschaftlicher Ebene ist die ausufernde Hustle-Kultur zu nennen, von der sich die Quiet Quitter abgrenzen wollen. Ihre Selbstbeschränkung kann als Reaktion auf die Entgrenzung der Arbeit verstanden werden.
 
        Quiet Quitting ist insgesamt als Einzelkämpferstrategie zu bewerten, insofern hier nicht der Weg einer gewerkschaftlichen Aktion zur Verbesserung der Arbeitsverhältnisse beschritten wird. Die Form der Kritik lässt sich damit erklären, dass in den USA, dem Ursprungsland des Trends, die Gewerkschaften zumindest in den vergangenen Jahrzehnten eher schwach waren, während es in China keine organisierte Zivilgesellschaft gibt. Die Generationen Y und Z sind aber nicht unsozial, sondern entdecken das Soziale neu, ebenso wie die drängenden globalen Probleme, die die Klimakrise mit sich bringt. Aufstieg durch Arbeit scheint aber immer weniger möglich oder gar attraktiv. So wird der sich immer schneller drehende Kreislauf von Produktion und Konsum angesichts globaler Grenzen zunehmend infrage gestellt. Gleichzeitig ist Wohneigentum in den Städten unbezahlbar geworden. Insofern wird immer häufiger darauf verzichtet, sich lebenslang mit Krediten zu belasten. Aktuell gibt es eine neue Knappheit auf dem Arbeitsmarkt, die den Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern eine bessere Verhandlungsposition verschafft, auch wenn die Reallöhne derzeit noch sinken. Das Quiet Quitting ist jedoch nur für nicht prekäre Arbeitssituationen geeignet. So sind beispielsweise Personen, deren Aufenthaltsstatus an den Arbeitsplatz gebunden ist, gezwungen, sich übermäßig zu engagieren.
 
        Quiet Quitting ist ein Symptom einer pragmatisch gewordenen Arbeitsmoral. Die sich herausbildende neue Arbeitskultur scheint sich weitgehend vom New-Work-Ideal des „wirklich, wirklich Wollens“ zu verabschieden. Gute Arbeit kann heute einfach weniger Arbeit bedeuten, beispielsweise in Form einer Vier-Tage-Woche. Die bisherigen Untersuchungen zeigen, dass die Beschäftigten damit zufriedener sind, weniger krank werden und auch die Produktion nicht sinkt.23 Derzeit wünschen sich rund 81 Prozent der Vollzeitbeschäftigten die Vier-Tage-Woche, die überwiegende Mehrheit in Verbindung mit vollem Lohnausgleich.24 In einer Gesellschaft, in der mehr Zeit zur Verfügung steht, könnten immer mehr Menschen neue kreative und soziale Tätigkeiten entdecken, die ihnen und der Gesellschaft guttun.25
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        NEW-WORKISIERUNG VON ARBEIT
 
        Zeitdiagnose zum Wandel der Arbeitswelt
 
        Friedericke Hardering
 
        Wer sich gegenwärtig mit dem Wandel der Arbeitswelt beschäftigt, kommt um das Schlagwort „New Work“ kaum herum. „New Work“ zählt wie „New Normal“ oder „Arbeit 4.0“ zu den Begriffen, die im Kontext der Corona-Pandemie Auftrieb erhalten haben und auf Wandlungstendenzen in der Arbeitswelt hindeuten. Unter New Work werden aktuell vor allem neue Formen der Arbeitsorganisation wie Homeoffice, neue Bürokonzepte, hybride Arbeit, Vier-Tage-Woche, Selbstorganisation, New Leadership oder agiles Arbeiten verstanden. Diese zeichnen sich insbesondere durch eine zeitliche und räumliche Flexibilisierung von Arbeit sowie neue Formen der Zusammenarbeit aus. Ursprünglich ist der Begriff „New Work“ durch Frithjof Bergmann geprägt, der 2004 in „Neue Arbeit, neue Kultur“ ein Konzept für eine andere Arbeitsgesellschaft entworfen hat.01 Ihm ging es darum, aufzuzeigen, wie sich Gesellschaften von der Fixierung auf Lohnarbeit lösen können. New Work umfasst daher neben organisationalen Gestaltungsansätzen auch die Idee einer anderen Arbeitswelt, in der Erwerbsarbeit neben anderen Tätigkeitsformen steht. Insgesamt handelt es sich um einen vielschichtigen Begriff, der verschiedene Ansätze der Arbeitsorganisation sowie ein neues Verständnis von Arbeit jenseits der Erwerbsarbeit einschließt und vielleicht gerade wegen seiner Vieldeutigkeit so populär werden konnte.
 
        Bei aller Unschärfe hat sich New Work in den vergangenen Jahren zu einem Versprechen einer besseren Arbeitswelt entwickelt, und es lässt sich gegenwärtig ein Prozess der „New-Workisierung“ von Arbeit beobachten. Mit der New-Workisierung von Arbeit wird die gegenwärtige Bedeutungszunahme der Idee des neuen Arbeitens bezeichnet. Dem Ruf nach New Work kann sich demnach kaum jemand entziehen, und als Folge der New-Workisierung ist New Work ist zu einer generalisierten Erwartungsstruktur in der Arbeitswelt geworden: wenn schon Arbeit, dann New Work. Die New-Workisierung ist Ausdruck der Überzeugung, dass altgediente Verfahrensweisen und Ansätze in der Arbeitswelt nicht länger wirksam sind. In diesem Kontext ist eine neue Welle organisationaler Transformationsprozesse entstanden.
 
        Betrachtet man gegenwärtige Definitionen von New Work, die auf mehr Selbstbestimmung und Sinnhaftigkeit der Arbeit zielen, so kann die New-Workisierung zunächst als Prozess der Verbesserung der Arbeitswelt gedeutet werden. Gleichzeitig impliziert die New-Workisierung eine problematische Überakzentuierung des Neuen. So werden in der Debatte einerseits frühere Entwicklungen in Richtung einer Neuen Arbeit kaum berücksichtigt. Damit wird die Kontinuität von New Work unterschätzt. Andererseits wird die positive Seite überhöht und die mit neuen Arbeitsformen einhergehende Zunahme von Belastungen und Konflikten teilweise ausgeblendet. Auch kann die verallgemeinerte Erwartungsstruktur, dass Arbeit nun allerorten New Work sein soll, zu einer Verwässerung des Konzeptes und Schwächung des transformatorischen Potenzials in Richtung gute Arbeit führen.
 
        Ziel dieses Beitrags ist es, die Ambivalenzen des Prozesses der New-Workisierung der Arbeit aufzuzeigen. Dazu wird zunächst der Begriff „New Work“ beleuchtet, der sowohl eine kapitalismuskritische Sicht auf Erwerbsarbeit und ein erweitertes Arbeitsverständnis als auch Hoffnungen auf einen Gestaltwandel von Arbeit in Organisationen umfasst. Anschließend wird gezeigt, dass viele der als New Work beschriebenen Maßnahmen weit weniger neu sind, als suggeriert wird. Um die aktuellen Veränderungen besser einordnen zu können, ist es hilfreich, sich die kritische Perspektive der Arbeitsforschung zu vergegenwärtigen. In einem nächsten Schritt werden die Ambivalenzen konkreter New-Work-Maßnahmen beleuchtet. Abschließend werden zwei Szenarien der New-Workisierung skizziert und Anregungen formuliert, wie die Diskussion um New Work versachlicht werden kann.
 
        Chancen für einen Bedeutungsgewinn von New Work ergeben sich vor allem dann, wenn Maßnahmen differenziert betrachtet werden, wenn New Work in Verbindung mit etablierten Gestaltungsansätzen von Arbeit gedacht wird und wenn sich die Debatte von der Erwerbsarbeitszentrierung löst und andere Tätigkeitsfelder einbezieht.
 
        VERSPRECHEN EINER BESSEREN ARBEITSWELT
 
        Der Bedeutungsgewinn von New Work fällt in eine Zeit, in der die Zukunft der Arbeit durch technologische Innovationen und einen weiteren Digitalisierungsschub neu verhandelt wird. Viele New-Work-Gestalter*innen nehmen an, dass durch veränderte Rahmenbedingungen wie die Klimakrise oder den Fachkräftemangel alte Gestaltungsansätze für Organisationen ausgedient haben. Ein grundlegend neues Verständnis von Arbeit sei notwendig. Diese Sichtweise findet sich insbesondere in Annahmen rund um das Thema Agilität, wo davon ausgegangen wird, dass die VUCA-Welt, die volatil, unsicher, komplex und mehrdeutig ist, alte Annahmen über die Arbeitswelt obsolet macht.02
 
        In dieser Gemengelage hat sich New Work als ein Versprechen entwickelt, Organisationen Angebote zu bieten, um innovativer zu werden und sich im globalen Wettbewerb behaupten zu können. So finden sich mittlerweile zahlreiche Leitfäden, Toolbooks und Empfehlungen, wie Organisationen durch New-Work-Ansätze transformiert werden können. Kern der heterogenen Definitionen von New Work sind neue Formen der Arbeitsorganisation, die durch räumliche und zeitliche Flexibilität sowie durch neue Führungskonzepte mehr Eigenverantwortung, Selbstorganisation, Autonomie und Sinnstiftung der Beschäftigten ermöglichen. Gleichzeitig wird mit New Work eine Steigerung der Innovationsfähigkeit und Produktivität verbunden. Die Ziele, die mit New-Work-Maßnahmen verbunden sind, können also sehr unterschiedlich sein: Mal liegt der Fokus stärker auf der Organisationsentwicklung, und es geht um die Gesundheit und das Sinnerleben der Beschäftigten, mal zielen die Maßnahmen eher darauf ab, die Wettbewerbsfähigkeit der Organisationen zu erhöhen.03 Je nach Zielsetzung können auch die Folgen für die Beschäftigten unterschiedlich sein und von einer tatsächlichen Verbesserung der Arbeitsqualität bis hin zu Arbeitsverdichtung und erhöhten Arbeitsbelastungen reichen. Inwieweit die Versprechen von New Work für eine bessere Arbeitswelt eingelöst werden können, hängt also wesentlich von der Intention ab, mit der die Maßnahmen eingeführt werden. Um ein klares Bild zu erhalten, ist daher eine differenzierte Betrachtung der Maßnahmen notwendig.
 
        Dies ist auch die Voraussetzung, um Tendenzen eines „New-Work-Washing“ zu erkennen. Kennzeichnend dafür ist, dass an die Rhetorik von New Work in einer humanistischen Tradition angeknüpft, tatsächlich aber eine andere Agenda verfolgt wird. New-Work-Washing ist kein gänzlich neues Phänomen: Bereits in den Debatten um einen „neuen Geist des Kapitalismus“ Anfang der 2000er Jahre wurde darauf verwiesen, wie positiv besetzte Begriffe wie „Selbstverwirklichung“, „Autonomie“, „Authentizität“ oder „Kreativität“, die eigentlich aus der Kapitalismuskritik stammen, nun im Kontext der Arbeitswelt genutzt werden, um als Motivationsgrundlage zu fungieren und eine positive Bezugnahme auf die Arbeitswelt zu ermöglichen.04 Die Begriffe dienen auch dazu, die neuen Unsicherheiten eines flexiblen Kapitalismus zu verdecken. Dieser Gedanke der Vereinnahmung von Kritik an der Arbeitswelt lässt sich auch auf New Work übertragen: Die von Frithjof Bergmann beschriebene Neue Arbeit steht ursprünglich in der Tradition kapitalismuskritischer Ansätze, die für eine Erweiterung des Arbeitsbegriffs plädieren. Bergmann ging es vor allem darum, den Begriff der Arbeit nicht nur auf Erwerbsarbeit zu beziehen, sondern auf andere Tätigkeitsfelder wie Subsistenzarbeit oder selbstständige Arbeit auszuweiten. Von dieser Idee ist in der Debatte um New-Work-Maßnahmen in Organisationen wenig übrig geblieben. So wird der einst kritische Begriff vereinnahmt und stellenweise als rhetorische Figur genutzt, um einen positiven Bezug zur Arbeit zu ermöglichen. New Work kann so zu einem Etikett verkommen und darüber hinaus das im Konzept angelegte transformative Potenzial für eine andere Arbeitswelt verlieren.
 
        NEUE UND ALTE KRITIK
 
        Vieles an New Work ist keineswegs so neu, wie der gegenwärtige Hype um das Thema suggeriert.05 In der Arbeitssoziologie wurde die Vergrößerung zeitlicher und räumlicher Gestaltungsspielräume schon seit den 1980er Jahren unter dem Stichwort „Flexibilisierung von Arbeit“ verhandelt.06 Diskutiert wurden neue Möglichkeiten der Arbeitsgestaltung wie Gleitzeit, aber auch Telearbeit und die Ausbildung atypischer oder prekärer Beschäftigungsformen. Eine weitere Entwicklung neben der Flexibilisierung von Arbeit ist die seinerzeit diagnostizierte Subjektivierung von Arbeit. Darunter wurde einerseits der Wunsch von Beschäftigten nach größerer innerer Beteiligung an der Arbeit verstanden, andererseits die erweiterte organisationale Indienstnahme subjektiver Fähigkeiten wie Kreativität und Selbststeuerungsfähigkeit.07 Viele Untersuchungen in dieser Tradition richten das Augenmerk auf die Ambivalenzen, die mit den neuen Flexibilisierungsmöglichkeiten und Subjektivierungserwartungen einhergehen: Demnach können die neuen Freiheiten im Kontext gestiegener betrieblicher Leistungserwartungen aufgezehrt werden und zur Selbstausbeutung führen.
 
        Zugespitzt wird dieser Gedanke in der These von der Entgrenzung der Arbeit. Hier wird davon ausgegangen, dass die altbekannten Trennlinien zwischen Arbeitswelt und Lebenswelt beziehungsweise zwischen Person und Arbeitskraft erodieren und dies als Teil einer neuen betrieblichen Rationalisierungsstrategie zu verstehen ist:08 Demnach wächst die Verantwortung der Beschäftigten für den Markterfolg, sie sollen selbst Lösungen für die gestiegenen Marktanforderungen finden. Dazu werden ihnen mehr Autonomie und Möglichkeiten zur Selbstorganisation angeboten. Diese Verantwortungsübernahme der Beschäftigten kommt auch in Konzepten des „Arbeitskraftunternehmers“ oder des „unternehmerischen Selbst“ zum Ausdruck, die die Erwartung an Beschäftige hervorheben, unternehmerisch zu handeln und ihren Alltag um die Arbeit herum zu organisieren.09
 
        Insgesamt werden die neuen Arbeitsformen in den bisherigen Debatten als ambivalent und widersprüchlich eingeschätzt, da die gewachsene Verantwortung den Einzelnen einerseits überfordern und überlasten kann,10 andererseits aber auch die Chance bietet, die eigene Persönlichkeit stärker in die Arbeit einzubringen. Im Unterschied zu früheren Debatten ist in der aktuellen öffentlichen Diskussion um New Work ein deutlich optimistischerer Ton zu vernehmen, der vor allem die Gestaltungschancen Neuer Arbeit und Flexibilisierung als Weg zu menschengerechter Arbeit herausstellt. Allerdings regt sich mittlerweile auch zunehmend Kritik an dieser allzu optimistischen Lesart.11 Für die weitere Diskussion um New Work ist es wichtig, sowohl die älteren als auch die jüngeren Kritiken nicht aus dem Blick zu verlieren.
 
        GELINGENDE HUMANISIERUNG DER ARBEITSWELT?
 
        Inwieweit tragen organisatorische Veränderungen unter dem Label „New Work“ tatsächlich zu einer Humanisierung der Arbeitswelt bei? Um die Vor- und Nachteile für Beschäftigte und Organisationen bestimmen zu können, müssen die Maßnahmen differenziert betrachtet werden, da sie sehr unterschiedlich sein können und von räumlichen und zeitlichen Flexibilisierungsprozessen bis hin zur Einführung von agiler Arbeit reichen. Inwieweit die Transformationen tatsächlich das Ziel einer verbesserten Arbeitsqualität erreichen, wird kritisch diskutiert.12
 
        Ein Beispiel ist das Homeoffice, das in den vergangenen Jahren vor allem durch die Corona-Pandemie massiv an Bedeutung gewonnen hat und oft als Inbegriff von New Work gesehen wird. Telearbeit gab es zwar schon früher und wurde bereits in den 1990er Jahren vereinzelt genutzt, aber erst mit den verbesserten technischen Möglichkeiten hat sich die Nutzungshäufigkeit verändert.13 Die Befunde zum Homeoffice sind heterogen: Homeoffice ist beliebt. Viele Beschäftigte wünschen sich die Möglichkeit, mehrere Tage in der Woche von zu Hause aus zu arbeiten. Darüber hinaus deuten Studien auf eine Verbesserung der Work-Life-Balance durch die flexible Zeiteinteilung und den Wegfall von Fahrzeiten zur Arbeit hin.14 Inwieweit Stress im Homeoffice zu- oder abnimmt, wird dagegen kontrovers diskutiert.15 Gerade in der Zeit der Pandemie erlebten Wissensarbeitende ein Gefühl der sozialen Isolation und des Gemeinschaftsverlustes, und trotz vielfältiger Strategien der Sinnfindung blieb die Antwort auf die Frage nach dem Warum der eigenen Arbeit teilweise unklar.16
 
        Aus Sorge um sinkende Produktivität ermutigen viele Unternehmen ihre Beschäftigten mittlerweile, wieder ins Büro zurückzukehren. Die Erfahrungen der vergangenen Jahre deuten darauf hin, dass hybrides Arbeiten, also die Kombination von Homeoffice und Büroarbeit, auch in Zukunft relevant sein wird. Auch wenn die Einführung von Homeoffice in vielen Unternehmen kein geradliniger Prozess war und die Reduktion von Belastungen eine fortwährende Aufgabe bleibt, liegt der Mehrwert vor allem in der erhöhten zeitlichen und räumlichen Autonomie der Beschäftigten, die ein wesentlicher Faktor für gesundes und zufriedenes Arbeiten ist.
 
        Ein weiteres Feld organisationaler New-Work-Transformationen sind Veränderungen von Hierarchiestrukturen, die Einführung neuer Führungskonzepte oder neue Formen der Selbstorganisation. Auf dem Weg zu New Work entstehen oft zunächst mehr Konflikte, Unsicherheiten und Belastungen. Neue Ansätze treffen auf etablierte Denk- und Handlungsmuster. Routinen geraten ins Wanken. Sei es bei der Einführung eines digitalen Kollaborationstools oder der Einführung soziokratischer Strukturen und Selbstorganisation.17 Die Chancen auf eine gelingende Transformation erhöhen sich, wenn Beschäftigte gut begleitet werden und Weiterbildung gefördert wird.18 Eine weitere Herausforderung besteht darin, dass mehr Selbstverantwortung, die ursprünglich dem Wunsch nach mehr Autonomie entspricht, in neue Zwänge und damit in Überforderung umschlagen kann. Anders als beim Thema Homeoffice, bei dem die Studienlage gut ist, gibt es für organisationale New-Work-Transformationen und die Einführung von Selbstorganisation weit weniger vergleichbare wissenschaftliche Befunde, dafür aber Fallstudien und Praxisberichte.19
 
        Ähnlich dürftig und anekdotisch war lange Zeit die Studienlage zum agilen Arbeiten, einer kollaborativen Arbeitsmethode, bei der Teams in kurzen Zeitzyklen eng zusammenarbeiten und durch regelmäßiges Feedback ihre Herangehensweisen anpassen. Agiles Arbeiten wurde ursprünglich vor allem im Bereich der Softwareentwicklung genutzt und prägt mittlerweile die Arbeitskultur in ganz unterschiedlichen Berufsfeldern und Branchen. Doch gerade in den vergangenen Jahren konnten Studien die positiven Auswirkungen agiler Praktiken auf die psychische Gesundheit durch geringere Arbeitsanforderungen und mehr Ressourcen sowie die positiven Effekte agilen Projektmanagements auf Leistung und Innovation nachweisen.20
 
        Ob Homeoffice, agiles Arbeiten oder neue Führungskonzepte: Mit Blick auf die wissenschaftliche Erforschung von New-Work-Maßnahmen zeigt sich ein sehr heterogenes Bild, und für viele von ihnen sind weitere empirische Untersuchungen notwendig, die Einblicke in Wirkmechanismen und Erfolgsfaktoren geben. Deutlich wird: New-Work-Ansätze können zu mehr Zufriedenheit und Gesundheit der Beschäftigten beitragen, sie können aber auch Belastungen, Arbeitsintensivierung und Konflikte fördern. Daher ist es wichtig, auch die Schattenseiten von Transformationsprozessen in den Blick zu nehmen, um ihnen adäquat durch Weiterbildungsmaßnahmen oder Belastungsreduktion begegnen zu können. Zudem ist – wie bei anderen organisationalen Transformationen auch – die Einbindung der Beschäftigten elementar: Fühlen sich Beschäftigte bei der Umsetzung nicht gut informiert oder übergangen, entstehen Konflikte, und auch gute Gestaltungsansätze können wirkungslos bleiben.
 
        NEW WORK ALS GESTALTUNGSCHANCE
 
        Die New-Workisierung der Arbeitswelt bietet erhebliche Chancen für eine Verbesserung der Arbeit. New-Work-Maßnahmen sind aber weder Allheilmittel noch Selbstläufer, es kommt letztlich immer auf die konkrete Ausgestaltung an. Größere Spielräume für eine flexible Arbeitsgestaltung, die von den Beschäftigten gewünscht werden, können mit neuen Gesundheitsrisiken einhergehen. Auch organisationale Veränderungsprozesse hin zu Neuer Arbeit verlaufen keineswegs geradlinig. Vielmehr kommt es zu Rückschlägen. Überforderung und Stressanstieg können die Folge sein. Ob sich am Ende eines Prozesses tatsächlich die angestrebten Verbesserungen einstellen, ist ungewiss. Inwieweit New Work tatsächlich zu mehr Autonomie und Sinnstiftung führt, hängt nicht nur von den flexiblen Möglichkeiten der Arbeitszeitgestaltung ab, sondern maßgeblich von den Leistungserwartungen im Unternehmen. Konterkarieren diese die Vorteile flexibler Arbeitsmöglichkeiten, können Arbeitsverdichtung, Erreichbarkeitserwartungen und unrealistische Zielvorgaben die neu gewonnenen Chancen untergraben.
 
        Für die Arbeitswelt lassen sich aus diesen Überlegungen ein optimistisches und ein pessimistisches Szenario der New-Workisierung ableiten: Im optimistischen Szenario gelingt die Umsetzung neuer Arbeitsformen. Negative Effekte, die in Umbruchsituationen entstehen, werden abgefedert, und die Beschäftigten werden adäquat weitergebildet. New Work trägt in diesem Szenario zu einer Humanisierung der Arbeitswelt bei.
 
        Anders sieht es im pessimistischen Szenario aus. Hier wird das Etikett „New Work“ vor allem dazu benutzt, Effizienzsteigerungen durchzusetzen und den Beschäftigten mehr Verantwortung für den Markterfolg zu übertragen. Die Folgen können weitere Arbeitsverdichtung, Überforderung und Erschöpfung sein. Psychische Belastungen können weiter zunehmen. Die Intensivierung digitaler Arbeit kann Entfremdung fördern und Beschäftigte im Homeoffice mehr und mehr isolieren. Gleichzeitig können durch die fortschreitende Digitalisierung und den vermehrten Einsatz von Künstlicher Intelligenz Unsicherheit und Angst vor Arbeitsplatzverlust bei den Beschäftigten zunehmen.
 
        In Teilen der Arbeitswelt zeigen sich die Schattenseiten der New-Workisierung bereits: im Bereich der Microworker, die als Selbstständige digitale Kleinstaufgaben bearbeiten, konkurrierend und isoliert um fragmentierte Aufgaben kämpfen und mit schlechten Arbeitsbedingungen konfrontiert sind. Oder im Bereich der hochqualifizierten Wissensarbeit, wo New-Work-Maßnahmen von oben über die Köpfe der Beschäftigten hinweg verordnet werden. Was aber braucht es, damit New Work zu einer wirklichen Verbesserung der Arbeitswelt führt?
 
        Stärken, Herausforderungen und Grundannahmen der Neuen Arbeit
 
        Die New-Workisierung der Arbeitswelt eröffnet neue Möglichkeitsräume für gute Arbeit. Dies gelingt jedoch nur, wenn auch die Schattenseiten aktueller Transformationsprozesse, also Ambivalenzen und Widersprüche, in die Debatte einbezogen werden. Auch die detaillierte Auseinandersetzung mit den wissenschaftlichen Befunden zu einzelnen New-Work-Maßnahmen und ihrer Wirksamkeit auf die Gesundheit oder Zufriedenheit der Beschäftigten ist ein wichtiger Baustein, um die Diskussion zu versachlichen. Für viele der neuen Maßnahmen ist es jedoch wichtig, sich zu vergegenwärtigen, dass es jenseits einer vermuteten Evidenz eben noch keine belastbaren Wirksamkeitsnachweise gibt.
 
        Zu einer adäquaten Einschätzung des Neuen gehört auch ein nüchterner Blick auf die Diskussion um die veränderten Arbeitsorientierungen der Generation Z, also die Generation der heutigen Berufsanfänger. In der medial zugespitzten Diskussion wird vor allem die Unterschiedlichkeit generationaler Vorstellungen betont. Gleichzeitig weist die Forschung darauf hin, dass sich die Wünsche der Beschäftigten verschiedener Generationen an eine gute und sinnstiftende Arbeit nur geringfügig unterscheiden.21 Es ist daher nicht zielführend, New-Work-Maßnahmen auf eine vermeintlich ganz andere Generation auszurichten. Wichtiger ist es, stereotype Vorstellungen abzubauen und sich an den Gemeinsamkeiten zu orientieren, die sich in den Erwartungen an die Arbeit zeigen.22
 
        New Work needs (good) Old Work
 
        Auch für New Work gilt: Neu ist nicht immer besser. Wesentliche Gestaltungsgrundsätze guter Arbeit sind seit Langem bekannt und haben sich im Laufe der Zeit kaum verändert. Hierzu zählen stabile und sichere Beschäftigungsverhältnisse, gute Arbeitsbedingungen, eine faire Bezahlung und gute Beziehungen zu Führungskräften und Kolleg*innen. Darüber hinaus tragen Autonomie, Zeitelastizität, eine sinnstiftende Aufgabe sowie Lern- und Entwicklungsmöglichkeiten dazu bei, dass Beschäftigte motiviert und gesund arbeiten können.23 Es kommt daher auf eine gute Kombination von alten und neuen Gestaltungsansätzen an. Dies bedeutet auch, dass neuere Ansätze wie die Vier-Tage-Woche wichtig sein können, um die zeitliche Flexibilität zu erhöhen, ohne dabei die Relevanz längst etablierter und verbreiteter Instrumente wie der Gleitzeit aus den Augen zu verlieren.
 
        Ganze Arbeit in den Blick nehmen
 
        New Work steht mit Bergmanns Überlegungen in der Tradition erweiterter Arbeitskonzepte.24 In dieser Tradition, die stark von den Bewegungen für Nachhaltigkeit und Geschlechtergerechtigkeit inspiriert ist, geht es um das Zusammenspiel von Erwerbsarbeit mit anderen Tätigkeitsformen wie Sorgearbeit, aber auch Freiwilligenarbeit und politischem und kulturellem Engagement.25 Die Arbeitswelt lässt sich nur verbessern, wenn es ein ehrliches Bild von dem gibt, was Menschen tagtäglich leisten, auch wenn diese Arbeit nicht bezahlt wird und teilweise unsichtbar bleibt. Dazu gehört auch die Frage: Welche Arbeit brauchen wir? Wo können wir sinnlose Arbeit vermeiden? Und wie können wir Arbeit nachhaltig gestalten? Ein Wandel hin zu einer menschengerechteren Arbeitswelt bedeutet immer, die ganze Arbeit in den Blick zu nehmen. Gegenwärtig kreist die Diskussion vielfach nur um Erwerbsarbeit, und Fragen der Sorgearbeit, aber auch alternative Perspektiven auf eine wünschenswerte Zukunft der Arbeit werden ausgeblendet. Damit die New-Work-Debatte einen produktiven Beitrag zur nachhaltigen Transformation der Arbeitswelt leisten kann, ist die (Wieder-)Einbindung erweiterter Arbeitskonzepte unabdingbar.
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        ENDE DER KOLLEKTIVEN INTERESSENVERTRETUNG?
 
        New Work als Herausforderung für Gewerkschaften und Betriebsräte
 
        Samuel Greef · Wolfgang Schroeder
 
        Der Begriff „New Work“ hat in den vergangenen fünf Jahren einen Boom erlebt. In Google Trends lagen die Spitzenwerte der Suchanfragen aus Deutschland zu New Work im Januar und August 2022. Im Vergleich zu den Jahren 2004 bis 2015 haben sich die Anfragen vervierfacht, im Vergleich zu 2019 verdoppelt. In dem Hype um New Work zeichnen Medien und Unternehmen das Bild einer modernen Arbeitswelt, die mit Grundwerten und positiven Gefühlen verbunden ist: Es geht um Freiheit, Flexibilität, Erfüllung, Selbstbestimmung und Spaß. Agiles und mobiles Arbeiten, Work-Life-Blending, Sofalandschaften und Kickertische sind nicht mehr nur ein Aushängeschild für Startups, sondern scheinbar für alle Unternehmen Teil des Kampfes um Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer – in Zeiten des demografischen Wandels, des Arbeitskräftemangels, großer Transformationsherausforderungen und multipler Krisen.
 
        Die empirisch feststellbaren Veränderungen der Arbeitsverhältnisse und -bedingungen sind jedoch nur ein Teil des Puzzles. Das ganze Bild erschließt sich erst, wenn man hinter die Fassade der schillernden Chiffren von New Work und der Arbeitswelt des digitalen Zeitalters blickt. Dann werden die Ambivalenzen sichtbar, die mit der vermeintlich neuen Normalität einhergehen – nämlich neue Unsicherheiten und Verwundbarkeiten. Diese zeigen sich besonders eindrücklich am Homeoffice und an der Plattformarbeit, die im Folgenden exemplarisch herangezogen werden.01 Nicht ohne Grund handelt es sich bei den Debatten um New Work zumeist um einen Chancen-Risiken-Diskurs. Damit ist gemeint, dass sowohl Gestaltungsnotwendigkeiten eröffnet werden als auch Gestaltungsmöglichkeiten und -perspektiven gefragt sind. Zusammenfassend lässt sich sagen, dass die Zukunft der Arbeit weder technologisch noch vertraglich eindeutig fixiert ist – die Entwicklungen verlaufen nicht deterministisch, sondern sind durch die beteiligten Akteure beeinflussbar.
 
        In der Arbeitswelt übernehmen Gewerkschaften und Betriebsräte02 – sofern vorhanden und handlungsfähig – unterschiedliche Funktionen, um die Interessen der Beschäftigten zu vertreten und Entwicklungen in ihrem Sinne zu beeinflussen. Überbetrieblich agieren die Gewerkschaften als Arbeitsmarkt-, Solidaritäts- und Politikakteure.03 Den Betriebsräten obliegt die betriebliche Mitbestimmung. Mit Blick auf die hinter New Work verborgenen Veränderungsprozesse wird in diesem Beitrag die Frage nach den Auswirkungen auf die kollektive Interessenvertretung und dem damit möglicherweise einhergehenden Funktionswandel gestellt. Welchen Herausforderungen stehen Gewerkschaften und Betriebsräten in diesem Kontext gegenüber? Wie gehen sie mit den neuen Anforderungen um? Und letztlich: Welche Perspektive ergibt sich daraus für die Zukunft der kollektiven Vertretung der Beschäftigteninteressen? Stehen wir vor dem Ende des etablierten Aus- und Verhandelns oder transformiert sich die kollektive Interessenvertretung für einen Ausgleich des Interessengegensatzes zwischen Kapital und Arbeit?
 
        AMBIVALENTER BEGRIFF
 
        Wenngleich die Aufmerksamkeit für den Begriff New Work erst in den vergangenen Jahren erheblich zugenommen hat, entstand er bereits vor einem halben Jahrhundert. Der österreichisch-US-amerikanische Sozialphilosoph Frithjof Bergmann, der den Begriff New Work in den 1970er Jahren prägte, tat dies aufgrund seiner Erfahrungen bei General Motors in Flint, Michigan. Vor dem Hintergrund der Jobverluste in einer tayloristisch getriebenen Automatisierung der Automobilindustrie stellte er sich die Frage, was dabei mit den Menschen passiert und wie deren neue Arbeit in Zukunft nicht nur aussehen könnte, sondern sollte. Die Freiheit der Arbeit war für ihn nicht nur durch Entscheidungs-, sondern auch durch Handlungsfreiheit gekennzeichnet.04 Unter diesen Eindrücken verfasste er 2004 sein Manifest „Neue Arbeit, neue Kultur“, in dem New Work für diejenige Arbeit steht, die ein Mensch „wirklich, wirklich will“ – wobei die Werte Freiheit, Selbstständigkeit und Teilhabe an der Gemeinschaft zentral seien. In seiner damaligen Konzeption einer modernen zukünftigen Arbeitswelt sollten innovative und smarte Technologien eingesetzt werden, um eine sinnvolle Arbeit zu gewährleisten, die gleichzeitig die Entwicklung eines lebendigeren, vollständigeren und stärkeren Menschen unterstützt.05 Im deutschen Kontext wurden die gleichen Aspekte von Arbeitswissenschaft und Gewerkschaften insbesondere in den Bemühungen um die sogenannte Humanisierung der Arbeitswelt seit den 1970er Jahren – und dann im staatlichen Forschungs- und Aktionsprogramm „Humanisierung des Arbeitslebens“ von 1974 bis 1989 – aufgegriffen,06 um Antworten für eine menschenwürdige Mitgestaltung der Umbrüche in der Produktion zu finden.
 
        Aus heutiger Perspektive sind diese Fragen aktueller denn je: Im Kontext der Digitalisierung werden erneut Rationalisierungs- und Automatisierungsdiskurse geführt. Diese läuten jedoch nicht, wie von einigen Akteuren proklamiert, das Ende der Arbeitsgesellschaft ein, sondern eröffnen neue Gestaltungsnotwendigkeiten und -chancen: Wie wollen wir in Zukunft arbeiten? Bergmanns normatives Verständnis von New Work spiegelt sich heute in den Konzepten der „Guten Arbeit“ im Sinne des Deutschen Gewerkschaftsbundes oder der „nachhaltigen menschengerechten Arbeit“, wie es der Rat der Arbeitswelt formuliert.07
 
        Wenn heute von New Work die Rede ist, dann geschieht dies meist verkürzt auf technologische Aspekte und eine vermeintlich schöne neue Arbeitswelt, die nicht mehr von hierarchischen und starren Arrangements, sondern von flachen Hierarchien, Flexibilität und Agilität geprägt ist. Sinnbildlich für diese Entwicklungen stehen das mobile Arbeiten und das Homeoffice. Diese spielen auch nach den pandemiebedingten Betriebsschließungen der Corona-Zeit eine deutlich größere Rolle als zuvor. 2022 arbeitete ein stabiler Anteil von 25 Prozent der Beschäftigten zumindest gelegentlich von zu Hause aus, während es vor der Pandemie nur 15 Prozent waren.08 Diese Form des mobilen, zeit- und ortsflexiblen Arbeitens wirkt sich sowohl auf die Arbeitsbedingungen der Beschäftigten im Homeoffice als auch im Unternehmen aus. Besprechungen finden zunehmend virtuell statt, Unternehmen verkleinern ihre Büroflächen oder führen Desksharing ein, bei dem sich Beschäftigte einen Schreibtisch reservieren oder einen freien Arbeitsplatz suchen müssen. Gleichzeitig entwickeln sich neue Open-Space- und Co-Working-Bürokonzepte, die eher an bunte Wohnlandschaften als an triste Büros erinnern.
 
        Der insbesondere durch die Digitalisierung vorangetriebene Wandel der Arbeitswelt findet nicht nur im Dienstleistungssektor statt – er macht auch vor den Werkstoren nicht halt. Beschäftigte in der Industrie nutzen verstärkt digital angereicherte Arbeitsmittel – vom smarten Handheld über Virtual-Reality-Brillen bis hin zu autonom und kollaborativ arbeitenden Robotern. In der Logistik sind automatische Routenplanung, digitale Empfangsbestätigungen oder GPS getrackte Fahrzeuge kaum wegzudenken.
 
        Digitale Arbeitsinstrumente bieten das Potenzial für Unterstützung und Entlastung. Flexiblere Möglichkeiten der Arbeitsgestaltung kommen der Autonomie und Selbstbestimmung der Beschäftigten entgegen. Diese Chancen für eine menschengerechtere Gestaltung der Arbeit stellen aber nur eine Seite der Medaille dar. Auf ihrer anderen Seite stehen die Risiken neuer digitaler Überwachungs- und Kontrollregime, die Selbstüberforderung, die zeitlich-räumliche Entgrenzung von Arbeit und die Ausweitung unregulierter Arbeitsverhältnisse wie Soloselbstständigkeit, Werkverträge oder Freiberuflichkeit.09 In Bezug auf New Work lassen sich drei zentrale Schlussfolgerungen ziehen: Erstens ist New Work ambivalent. Der Diskurs über Chancen und Risiken zeigt, dass New Work nicht automatisch auch „Good Work“ ist. Zweitens realisieren sich die Chancen für gute Arbeit nicht automatisch. Risiken muss aktiv begegnet werden – es besteht also Gestaltungsbedarf, damit aus New Work auch Good Work wird. Und drittens trifft die positive Gestaltungsperspektive auf eine geschwächte Gestaltungslandschaft. Die vorgesehenen kollektiven Akteure in den betrieblichen und überbetrieblichen Arenen der Arbeitsbeziehungen – Betriebsräte und Gewerkschaften – verlieren weiter an Einfluss.
 
        KOLLEKTIVE INTERESSENVERTRETUNG
 
        Das duale System der industriellen Beziehungen ist gekennzeichnet durch die gleichzeitige Trennung und Verkopplung von überbetrieblicher und betrieblicher Ebene der kollektiven Interessenvertretung.10 Grundgesetzlich abgesichert durch die Koalitionsfreiheit – das Recht von Arbeitnehmern und Arbeitgebern, sich zur Wahrung und Förderung der Arbeits- und Wirtschaftsbedingungen zusammenzuschließen – vertreten Gewerkschaften als freiwillige kollektive Zusammenschlüsse von Arbeitnehmern deren Interessen gegenüber Arbeitgebern, Politik und Öffentlichkeit. Während sie mit Arbeitgeberverbänden oder Unternehmen tarifvertraglich abgesicherte Arbeitsbedingungen aushandeln und in Arrangements zwischen Staat und Verbänden politischen Einfluss nehmen, gestalten Betriebsräte die Arbeitsorganisation auf betrieblicher Ebene mit. Die Kopplung von überbetrieblicher und betrieblicher Ebene erfolgt nicht nur über Betriebsräte, die sich in der gewerkschaftlichen Mitgliederwerbung, der Mobilisierung in Arbeitskämpfen und der Vermittlung von Forderungen, Beschlüssen oder Kompromissen engagieren.
 
        Im Zuge der Verbetrieblichung und Dezentralisierung der Tarifpolitik, zum Beispiel durch Haustarifverträge und Öffnungsklauseln im Flächentarifvertrag, sind die Bedeutung und die Aufgaben der Betriebsräte über ihre Fokussierung auf die Mitbestimmung in sozialen und wirtschaftlichen Angelegenheiten hinaus gewachsen.11 Dies gilt nicht in gleichem Maße für ihre zeitlichen und personellen Ressourcen. Einerseits bieten sich ihnen neue Möglichkeiten der beschäftigtenorientierten Mitgestaltung. Andererseits sind sie mit mehr Aufgaben, neuem Wissensbedarf und gestiegenen Kompetenzanforderungen sowie Erwartungen der Beschäftigten konfrontiert. Hier zeigt sich die umgekehrte Verkopplung der Arenen, indem die Gewerkschaften die betrieblichen Akteure direkt durch Weiterbildungsangebote oder indirekt durch gesetzliche Gestaltungsanforderungen unterstützen. Als System kommunizierender Röhren sind beide Ebenen und ihre Akteure von den New Work zugeschriebenen Entwicklungen in der Arbeitswelt betroffen.
 
        ÜBERBETRIEBLICHE EBENE
 
        Positiv betrachtet bieten die Debatten um New Work Ansatzpunkte für die Humanisierung der Arbeit und damit für gewerkschaftliche Forderungen, Ideen und Initiativen. So zeichnete sich für das Homeoffice bereits frühzeitig eine überbetriebliche Gestaltungsperspektive ab. Mit der Reform des Betriebsverfassungsgesetzes vom 18. Juni 2021 wurde diesem Anliegen Rechnung getragen und explizit ein Mitbestimmungsrecht bei der „Gestaltung von mobiler Arbeit, die mittels Informations- und Kommunikationstechnik erbracht wird“ eingeführt (§87 Abs. 1 Nr. 14 BetrVG). Die Gewerkschaften waren sich der Ambivalenz mobiler Arbeit schon früh bewusst und ergänzten den Diskurs um ein „Recht auf Homeoffice“ um den „Anspruch auf einen Arbeitsplatz im Betrieb“. Vor dem Hintergrund von Soloselbstständigkeit, fehlender sozialer Absicherung und teilweise prekären Arbeitsbedingungen in der Plattformökonomie haben sie sich ebenso frühzeitig mit eigenen Regulierungsvorstellungen, Gestaltungsbemühungen und politischen Forderungen in den Prozess eingebracht.12
 
        Über die politische Ebene hinaus bearbeiten die Gewerkschaften New Work auf tarifpolitischer Ebene. Bereits vor der Pandemie regelte etwa die IG Metall 2018 mit dem Tarifvertrag zum Mobilen Arbeiten Fragen der Ruhezeiten, der Freiwilligkeit oder der Aussetzung von Regelungen zu Nacht- und Wochenendzuschlägen außerhalb der regulären Spät- und Nachtarbeit.13 Den negativen Aspekten von Crowdwork in der Plattformökonomie versucht die IG Metall durch Informationen und Anreize zur Selbstorganisation sowie durch Beteiligung an Selbstregulierungsinitiativen zu begegnen.14
 
        Eine große Herausforderung für die Gewerkschaften besteht in der doppelten Problemlage von Mitglieder- und Durchsetzungsschwäche auf der einen Seite und der sogenannten Gegnerkrise – also der abnehmenden Gestaltungsmacht der Arbeitgeberverbände – auf der anderen Seite. Dies zeigt sich vor allem in Bereichen der für New Work besonders affinen Digitalwirtschaft sowie in der hochqualifizierten Dienstleistungsarbeit. Hier sind die Gewerkschaften mit Blick auf ihre Mitglieder schlecht aufgestellt und wenig durchsetzungsfähig. Insbesondere in der Plattformökonomie ist es schwierig, die Beschäftigten zu organisieren.15 Gleichzeitig stehen viele Unternehmen der Sozialpartnerschaft ablehnend gegenüber; sie halten sich von Arbeitgeberverbänden fern oder gehen nur Mitgliedschaften ohne Tarifbindung ein. Auch Praktiken wie Union Busting oder die Verhinderung von Betriebsräten kommen vor.
 
        Gewerkschaftsaverse (insbesondere hochqualifizierte) Beschäftigte und fehlende Zugänge zu Erwerbstätigen jenseits des Betriebs erschweren die Mitgliedergewinnung. Gleichzeitig müssen sich die Gewerkschaften auf veränderte Interessen und Erwartungen der Beschäftigten einstellen – etwa durch qualitative Tarifpolitik und partizipative Beteiligungsformate. Wenn sie weiterhin als status- und berufsunabhängige Branchengewerkschaften an ihrem integrativen Interessenverständnis festhalten wollen, sind sie gefordert, als Solidarorganisation Gemeinschaft und Zugehörigkeit unter widrigeren Umständen zu organisieren. Dabei müssen sie die Balance halten: Trotz einer stärkeren Berücksichtigung individueller Mitgliederinteressen und einer stärkeren Orientierung an selektiven Anreizen (Mitgliederlogik) dürfen sie nicht zu reinen Versicherungsbetrieben werden – denn das wäre das Ende der kollektiven Interessenvertretung, die einen solidarischen Interessenausgleich anstrebt und zugunsten der Durchsetzungsfähigkeit Interessen selektiert und aggregiert (Einflusslogik). Damit agieren sie in der neuen Arbeitswelt in einem verstärkten Spannungsverhältnis zwischen Mitglieder- und Einflusslogik.
 
        BETRIEBLICHE EBENE
 
        Infolge von Homeoffice und nicht direkt in die betrieblichen Prozesse eingebundenen Arbeitsverhältnissen (Werkverträge, Crowdwork) erodiert der Betrieb als sozialer und regulativer Ort. Wenn Beschäftigte selten oder gar nicht vor Ort arbeiten, fehlt nicht nur das soziale Miteinander – was von Beschäftigten, die nicht zu Hause arbeiten wollen, häufig als zentraler Grund genannt wird. Der kollegiale Austausch leidet und die Gelegenheiten, sich im Betrieb über den Weg zu laufen, fallen weg. Das kann für Betriebsräte bedeuten, dass sie seltener authentische Situationen vorfinden, um zu kommunizieren und ein offenes Ohr für die Stimmungen, Nöte und Interessen der Belegschaft zu haben. Ebenso besteht die Gefahr, dass Betriebsräte, die selbst im Homeoffice arbeiten, für die Beschäftigten nicht mehr direkt ansprechbar sind, weil die Tür zum Betriebsratsbüro verschlossen bleibt. Präsenz, Zugänglichkeit und Ansprechbarkeit müssen in virtuellen Kontexten nicht nur technisch ermöglicht, sondern auf allen Seiten neu vermittelt und gelernt werden.
 
        Die Ausweitung von Arbeitsverhältnissen jenseits abhängiger Beschäftigung stellt Betriebsräte vor eine weitere große Herausforderung: die fehlende Zuständigkeit. Werkvertragsnehmerinnen und -nehmer, Soloselbstständige und Freelancer fallen nicht unter die verbrieften Rechte der betrieblichen Mitbestimmung. Auch hier zeigt sich die wechselseitige Abhängigkeit der betrieblichen und überbetrieblichen Akteure. Eine Modernisierung des Betriebsverfassungsgesetzes, die den Realitäten der digitalisierten Arbeitswelt gerecht wird, muss von den Gewerkschaften als Akteure der politischen Interessenvertretung auf die gesetzgeberische Agenda gesetzt und gestaltet werden.
 
        Insgesamt bringen die betrieblichen Entwicklungen nicht nur Gestaltungsnotwendigkeiten, sondern auch Gestaltungsmöglichkeiten und damit Einflussperspektiven mit sich. Mit der Einführung neuer digitaler Tools gehen Möglichkeiten der Überwachung, Verhaltens- und Leistungskontrolle einher. Big-Data-Analysewerkzeuge im Personalmanagement ermöglichen die automatisierte Auswertung von Fehlzeiten oder der Nutzungsdauer von Software. Mobile Endgeräte und GPS ermöglichen das Tracking von Bewegungs- und Standortdaten. Damit stellen sich zentrale ethische Fragen im Umgang mit diesen Mitarbeiterdaten. Diese werden nicht nur durch die Datenschutzgrundverordnung und das Allgemeine Gleichbehandlungsgesetz geregelt. Betriebsräte sind über die mitbestimmungspflichtige „Einführung und Anwendung von technischen Einrichtungen, die dazu bestimmt sind, das Verhalten oder die Leistung der Arbeitnehmer zu überwachen“ (§87 Abs. 1 Nr. 6 BetrVG) direkt eingebunden. Während die Gewerkschaften entsprechende tarifliche Regelungen und gesetzliche Rahmenbedingungen aushandeln, können Betriebsräte den Wandel durch innovative Betriebsvereinbarungen begleiten und gestalten.
 
        Diesen Potenzialen für mehr Mitbestimmung stehen Gefahren der Überlastung und Überforderung gegenüber. Betriebsräte sollen die sozialen und wirtschaftlichen Interessen der Beschäftigten vertreten, die Gewerkschaften bei der Mitgliederwerbung und -mobilisierung unterstützen und im besten Fall die Innovationspotenziale der Belegschaft für den Erhalt der Wettbewerbsfähigkeit im Strukturwandel oder in der sozial-ökologischen Transformation heben. Nicht immer sind Betriebsräte gut genug aufgestellt, um diese Aufgaben adäquat wahrnehmen zu können. Wenn sich ihr Aufgabenspektrum im Zuge der Digitalisierung stark erweitert und Themen wie Algorithmen und Künstliche Intelligenz neue Kompetenzen und Wissen erfordern, wird dies von Betriebsräten als Herausforderung empfunden (siehe Abbildung), und es stellt sich die Frage nach einer angemessenen Ressourcenausstattung und notwendigen Weiterqualifizierungen. Betriebsräte agieren damit in einem verstärkten Spannungsverhältnis zwischen Einflussnahme und Überforderung.
 
         
          Abbildung: Auswirkung digitaler Transformation auf Betriebsratsarbeit
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Das Balkendiagramm zeigt, dass die Mehrheit der Betriebsräte die digitale Transformation als Herausforderung betrachtet.] 
          Anteil der Betriebsräte mit Antwort „absolut“ oder „überwiegend richtig“ in Prozent
 
          Quelle: Claudia Niewerth et al., Betriebsräte in der doppelten Transformation, Düsseldorf 2022, S. 57.
 
        
 
        SCHLUSS
 
        Oft wird mit einem Hype verbunden, dass er so schnell vorbei sein kann, wie er gekommen ist. Für New Work trifft diese Annahme nicht zu. Daran ändert auch die Tatsache nichts, dass es beispielsweise beim Thema Homeoffice auch einen Backlash von Unternehmen gibt, die ihre Beschäftigten zurück in die Firma beordern und eine Rückkehr zur Präsenzkultur anstreben. Jenseits dieser erwartbaren Versuche veränderungsaverser Organisationen steht der Übergang in ein neues Zeitalter außer Frage.
 
        Die Arbeitswelt des digitalen Zeitalters unterscheidet sich in vielerlei Hinsicht von der des Industriezeitalters. Transformative Wandlungsprozesse setzen kollektive Arbeitnehmerorganisationen grundsätzlich unter Anpassungsdruck, um ihrer Rolle als Interessenvertretung gerecht werden zu können. Die Gewerkschaften sind in der neuen Arbeitsarchitektur mit immer spezifischeren Interessen konfrontiert, die schwieriger zu organisieren sind. Gleichzeitig laufen sie Gefahr, auf die spezifischeren Interessen mit individuelleren Angeboten zu reagieren. Wenn sie die zunehmende Unsicherheit jedoch weniger kollektivvertraglich, sondern individualrechtlich abfedern, entwickeln sie sich zu Versicherungsbetrieben und belasten damit ihre solidarische Grundstruktur als kollektive Organisation. Betriebsräte laufen Gefahr, der Vielzahl neuer technischer, rechtlicher und psychischer Anforderungen nicht angemessen begegnen zu können, weil ihnen dafür die Ressourcen fehlen. Zugleich ergeben sich für die Gewerkschaften Chancen zur Unterstützung und Stärkung des Bündnisses in der dualen Interessenvertretung. Beide müssen sich also einerseits den neuen Bedingungen anpassen und sich damit selbst verändern. Andererseits verlaufen die Entwicklungen nicht deterministisch. Wohin sich die Arbeitswelt entwickelt, ist nicht vorherbestimmt, sondern gestaltbar. Transformationsherausforderungen und Einflusspotenziale treten somit gleichzeitig auf und verstärken die notwendige Anpassungsleistung auf Seiten der kollektiven Akteure.
 
        Für die weitere Entwicklung der Arbeitsbedingungen und -verhältnisse im digitalen Zeitalter ist die Handlungsfähigkeit von Gewerkschaften und Betriebsräten zentral für eine menschengerechte Gestaltung der Arbeitswelt. Vielfach findet eine einseitige, risikoblinde, selbstgebastelte und selektive Bezugnahme auf das Konzept New Work statt – als zeitlich und räumlich flexibles, spaßorientiertes Arbeiten in einer bunten, selbstgestalteten Welt des Work-Life-Blending. Diese verkürzte und einseitige Sicht blendet aus, dass New Work nicht automatisch Good Work ist. Die Gefahr entgrenzter, auf Selbstoptimierung und Selbstausbeutung basierender Arbeit in prekären Beschäftigungsverhältnissen bedarf einer umfassenden Gestaltung.
 
        Dabei eröffnet der vermehrte mitbestimmungspflichtige Einsatz von Algorithmen und Big Data auf betrieblicher Ebene neue Einflussmöglichkeiten für Betriebsräte. Allerdings steigen auch die Anforderungen an sie in Bezug auf Wissen, Kompetenzen und Ressourcen, sodass die Gefahr einer Überforderung besteht. Zudem erodiert mit der neuen mobilen Arbeitskultur nicht nur der Betrieb als sozialer Raum, sondern auch als etablierter Regulierungsanker – genauso wie der Arbeitnehmerstatus durch Soloselbstständigkeit und Werkverträge infrage gestellt wird. Dies fordert insbesondere die Gewerkschaften heraus – in einer Zeit, in der sie ohnehin seit Jahrzehnten durch Mitgliederschwund, Erosion der Flächentarifbindung und schwächelnde Arbeitgeberverbände unter Druck stehen.
 
        Menschengerechte New Work zu gewährleisten, erfordert Engagement auf allen Ebenen: von der betrieblichen über die überbetriebliche bis hin zur politischen Ebene. Die Gewerkschaften sind dabei in allen Funktionen – als Arbeitsmarktakteur, als politischer Akteur und als Solidaritätsakteur – gefordert, sodass weiterhin ein Ausgleich zwischen Einfluss- und Mitgliederlogik notwendig ist. Dies umfasst einen adäquaten gesetzlichen Rahmen, der entsprechende Kompetenzen und Verantwortlichkeiten auf überbetrieblicher und betrieblicher Ebene sicherstellt, sowie die notwendigen Ressourcen für die Akteure. Gewerkschaften und Betriebsräte müssen sich entsprechend aufstellen, um ihre Aufgaben in einer veränderten digitalen Arbeitswelt weiterhin wahrnehmen zu können. Die kollektive Interessenvertretung ist die Antwort auf den Gestaltungsbedarf der digitalen Transformation und damit der New Work – zugleich muss sie selbst transformiert werden, um den Gestaltungsanforderungen gerecht zu werden.
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        SELBSTVERWIRKLICHUNG IM BERUF
 
        Zur Geschichte eines Mythos
 
        Jason Lemberg
 
        Das Ideal der beruflichen Selbstverwirklichung ist allgegenwärtig. Obschon über die damit verbundenen Verheißungen oft nur mit deutlichen Einschränkungen gesprochen wird – so müssten wichtige Kriterien hinsichtlich der beruflichen Qualifikation und der biografischen Grundvoraussetzungen erfüllt sein –, ändere dies nichts an der Macht der damit verbundenen Bilder, Vorstellungen und Fantasien. Ganz im Gegenteil: Ein Großteil der Menschen sehnt sich nach einer erfüllenden Arbeit, und sagte nicht schon Konfuzius: „Wähle einen Beruf, den du liebst, und du brauchst keinen Tag in deinem Leben mehr zu arbeiten“?
 
        Das starke Bedürfnis nach Sinn und Erfüllung in der Arbeit findet seinen Ausdruck in zahlreichen Zeitungsartikeln, (Online-)Ratgebern und Reportagen. Dabei kommt es zu bemerkenswerten Überschneidungen mit zentralen Aspekten der arbeitspolitischen Debatte. Das betrifft die Berufsvorstellungen der sogenannten Generation Z der heute 20- bis 25-Jährigen ebenso wie den Fachkräftemangel oder den Boom der Coaching-Szene. Welche Rolle spielt dabei das Konzept der Selbstverwirklichung?
 
        Ein im März 2023 im „Südkurier“ veröffentlichter Artikel gibt sieben Tipps für die Suche nach dem „Traumjob“. Mit Blick auf die Motivation stellt die Autorin klar: „Den perfekten Job? Wollen doch eigentlich alle. Ganz besonders die Generation Z, die derzeit auf den Arbeitsmarkt strömt, strebt im Berufsleben nach Selbstverwirklichung.“01 Konzepte aus der Psychologie, Umfrageergebnisse und Zahlen aus der Marktforschung werden vorgestellt. Demnach gehe es um Selbsterkenntnis. Dabei helfe unter anderem das Gespräch mit Expert:innen. Es scheint, dass die Sinnsuche im Berufsleben vor allem junge Menschen betrifft.
 
        Dieser Eindruck verstärkt sich nach der Lektüre eines Artikels auf der Internetseite des Südwestrundfunks. Unter der Überschrift „Work smarter not harder“ wird nach der Arbeitseinstellung von Berufseinsteiger:innen gefragt. Das Streben nach Selbstverwirklichung führe immer wieder zu Irritationen, heißt es dort. So würde jungen Menschen mitunter vorgeworfen, faul oder unverschämt zu sein. Hierbei handele es sich aber um ein generationelles Missverständnis: „Es sind einfach andere Dinge, die die Gen Z motivieren. Umfragen zeigen beispielsweise, dass die Höhe des Gehalts und der Status ihnen nicht wichtig sind. Stattdessen geht es um Selbstverwirklichung, Spaß am Job, ein gutes Arbeitsklima sowie ein passendes Umfeld.“02
 
        Auch wenn die Autorin betont, dass dies keineswegs Rückschlüsse auf die Leistungsbereitschaft der jungen Menschen zulässt, scheint die vermeintliche Unlust einer ganzen Generation Ärger und auch Ängste auszulösen. Von einem Generationenkonflikt ist die Rede: Der Vorwurf der Faulheit steht im Raum. In einer Reportage von Radio Bremen unter dem Titel „Kein Bock auf Arbeit? Die Work-Life-Balance der Gen Z“ wird ein Sinneswandel festgestellt. Die berichtende Reporterin gesteht dabei, dass sie ebenfalls gerne weniger arbeiten würde. Allerdings führe dieser Wunsch zur Anschlussfrage: „Müssten wir nicht heute eher mehr arbeiten, um den Fachkräftemangel auszugleichen?“03
 
        Das Ideal der Selbstverwirklichung erscheint in der aktuellen Berichterstattung sowohl als neue Einstellung zur Arbeit, als naive Fantasie als auch als arbeitsmarktpolitischer Irrweg. Diese Vielfalt ist auffällig und erklärungsbedürftig. Die abwegige Gegenüberstellung der vermeintlichen Sinnsuche junger Menschen und des Fachkräftemangels lenkt dabei von konkreten Problemen der Arbeitswelt ab.
 
        Dass die berufliche Sinnsuche weder ein neues noch ein Phänomen junger Menschen ist, zeigt der Coaching-Markt. Mit immer größeren Zuwachsraten, die nicht zuletzt auf sehr niederschwellige Online-Angebote zurückzuführen sind, hat sich berufliches Coaching über alle Unternehmenshierarchien ausgebreitet. Expert:innen führen den zunehmenden Bedarf auf die Überforderung mit den aktuellen Entwicklungen der Arbeitswelt zurück. In jedem Fall verspricht der Markt hohe Wachstumsraten.04
 
        Offensichtlich ist die Suche nach Sinn weitverbreitet und kein Generationenphänomen. Auch die in der aktuellen Debatte immer wieder anzutreffende Gegenüberstellung von „faulen Berufseinsteiger:innen“ einerseits und „fleißigen Routiniers“ andererseits führt in die Irre. Sie verstellt den Blick auf arbeitswissenschaftliche Konzepte, die längst Praxis geworden sind. Denn das Streben vieler Menschen nach Sinn und Erfüllung ist von Unternehmen längst als produktiver Faktor erkannt worden. Unter dem Stichwort „Job Enrichment“ werden seit Jahren Modelle der wohldosierten Übertragung von „Freiheit“ und Verantwortung erprobt, die Beschäftigte zufriedener machen sollen.
 
        SELBSTVERWIRKLICHUNG ALS ZEITHISTORISCHER UNTERSUCHUNGSGEGENSTAND
 
        Bereits in den 1960er Jahren propagierte der US-amerikanische Psychologe und Arbeitswissenschaftler Frederick Herzberg seine Vorstellungen von glücklicher Arbeit: Demnach sind Arbeiter:innen produktiver, wenn sie eigenverantwortlich mit komplexen Tätigkeiten betraut werden. Aus dieser Annahme abgeleitete Modelle wurden von US-amerikanischen und bald auch deutschen Unternehmen getestet und für wirksam befunden.05
 
        Der Wandel der Arbeitswelt hatte einen besonderen wirtschaftlichen Hintergrund. Ab Mitte der 1970er Jahre zwang die Globalisierung die Unternehmen zu Kosteneinsparungen. Indem den Arbeiter:innen komplexere Tätigkeiten zugewiesen wurden, konnten Arbeitsplätze eingespart und durch die Übertragung von mehr Verantwortung Kontrollinstanzen abgebaut werden. Das sogenannte Job Enrichment sollte auch bei monotonen Tätigkeiten für Zufriedenheit sorgen: Verspätungen, Ungenauigkeiten, Krankenstände oder gar (stille) Kündigungen sollten so vermieden werden.06
 
        Das scheinbar unaufhaltsame Streben nach Freude an der Arbeit ist also weniger auf gelungene Selbstermächtigung als vielmehr auf wissenschaftlich fundierte und systematisch betriebene Beeinflussung zurückzuführen. Nicht Konfuzius, sondern unternehmerische Raffinesse stand demnach Pate bei der Durchsetzung eines Paradigmas der Arbeitsfreude. Wenn der Südwestrundfunk von „Selbstverwirklichung“ und „Spaß am Job“ spricht, bringt er die Motivationstheorie von Frederick Herzberg auf den Punkt. Obwohl dies bereits in den 1970er Jahren von Harry Bravermann nachgewiesen wurde und die Historikerin Sabine Donauer jüngst in einer Dissertation die entsprechende Dynamik herausgearbeitet hat, scheint der Zusammenhang von Freiheit und Selbstverwirklichung einerseits und Leistung und Ausbeutung andererseits nach wie vor zu irritieren.
 
        Das sagt auch etwas über die Geschichtswissenschaft aus. Denn die Geschichte der Arbeit wurde lange Zeit als Geschichte der Strukturen und Organisationen der weißen Arbeiterschaft geschrieben.07 Untersuchungen, die über das Jahr 1945 hinausgingen, waren selten.08 Dieses Feld wurde den Sozialwissenschaften überlassen, in denen das Spannungsverhältnis von Arbeitsfreude und Ausbeutung genauer untersucht wurde. Ulrich Bröcklings Arbeiten zum „unternehmerischen Selbst“ sowie Luc Boltanskis und Ève Chiapellos Untersuchungen zum modernen Kapitalismus haben zentrale Schauplätze der neuen Arbeitswelt analysiert.09
 
        Angesichts dieses sozialwissenschaftlichen Vorrangs ist die Bedeutung jener geschichtswissenschaftlichen Studien besonders hervorzuheben, die sich in jüngster Zeit unter dem Stichwort der „Humanisierung der Arbeit“10 sowie dem des „Wertewandels“11 der Arbeiter:innengeschichte widmen. Teils in Übereinstimmung, teils in kritischer, aber produktiver Auseinandersetzung mit dem zeithistorischen Konzept des „Strukturbruchs“,12 das ab 1970 einen politisch und sozial folgenreichen Niedergang traditioneller Industrien konstatiert, untersuchen sie die Bedeutung arbeitspolitischer Debatten, Initiativen und Programme in der Bundesrepublik. Dabei fällt allerdings eine gewisse Distanz – teilweise sogar Ablehnung – gegenüber sozialwissenschaftlichen Perspektiven auf.13 Neben diesen interdisziplinären Verständigungsschwierigkeiten konzentriert sich die Forschung bisher vor allem auf das Management.14 Während für dessen Entwicklung bereits Monografien vorliegen, ist die Perspektive der Arbeiter:innen seit 1970 noch nicht hinreichend ausgeleuchtet worden.15
 
        Im Folgenden sollen daher Vorstellungen beruflicher Selbstverwirklichung als zeithistorischer Untersuchungsgegenstand angesprochen werden. Vor dem Hintergrund der unternehmerischen Vorkehrungen seit den späten 1960er Jahren und angesichts der aktuellen Debatte um Entschleunigung – insbesondere seit der Corona-Pandemie – erscheint eine diesbezügliche Historisierung überfällig. Dabei stehen folgende Fragen im Vordergrund: Welche Aktualität, Akzeptanz und Attraktivität konnte die Idee der Selbstverwirklichung in der sich wandelnden Arbeitsgesellschaft entfalten? Wie erklären sich die Dynamik, die Anpassungsfähigkeit und letztlich die Langlebigkeit der damit verbundenen Vorstellungen – gerade angesichts der sozialen, ökonomischen und politischen Umbrüche der vergangenen Jahrzehnte? Um diesen Fragen nachzugehen, ist es aufschlussreich, sich die Ratgeberliteratur und vor allem Stellenanzeigen im Wandel der Zeit näher anzuschauen.
 
        SELBSTVERWIRKLICHUNGSSZENARIEN
 
        Ratgeberliteratur
 
        Das Genre der Ratgeberliteratur wurde bereits auf seinen kulturwissenschaftlichen Wert hin untersucht. So wurde schon in den 1980er Jahren auf ihre Eignung zur Rekonstruktion von Träumen und Idealen hingewiesen.16 Damals diskutierte die Amerikanistin Birgitta Koch-Linde die sogenannte Success-Literatur der USA der 1970er und 1980er Jahre. Mithilfe von Ratgebern lieferte sie eine kulturwissenschaftliche Analyse der US-amerikanischen Gesellschaft in der Hochzeit des Neoliberalismus.
 
        Einen anderen Ansatz verfolgte die Soziologin Stefanie Duttweiler in ihrer 2007 veröffentlichten Dissertation.17 Sie analysierte einen Bestand von 100 Büchern, die zwischen Ende der 1990er Jahre und 2004 erschienen sind und den Anspruch erheben, Ratschläge zum Glücklichwerden bereitzuhalten. In Anlehnung an Boltanski, Chiapello und Bröckling untersuchte die Autorin die in den Ratgebern angewandten Techniken und zeigte, dass die vorgestellten Glückskonzepte und Anleitungen sowohl hinsichtlich eines persönlichen Anspruchs („ich möchte glücklich sein“) als auch eines gesellschaftlichen Befehls („sei glücklich!“) gelesen werden können.
 
        Zwar geben, so Duttweiler, die Glücksratgeber vor, sich auf private Belange zu beziehen, doch die vorgeschlagenen Methoden sind als neoliberale Techniken der Selbstoptimierung zu lesen. Diese seien durch den modernen „Arbeitskraftunternehmer“, der sich durch die Bereitschaft auszeichnet, sein professionelles sowie sein privates Leben weitgehend zu verschmelzen, zu beherrschen.18 Man kann davon ausgehen, dass eine solche Lektüre einerseits die Bereitschaft verstärkte, Vorstellungen von Selbstverwirklichung im Beruf zu entwickeln, andererseits die Form, Priorität und Reichweite solcher Arbeitsträume beeinflusste.
 
        Anknüpfend an die Studien von Koch-Linde und Duttweiler könnten diese Ansprüche, Sehnsüchte und Bilder sowie die ihnen zugrundeliegenden Anleitungen, Belehrungen und Befehle im historischen Wandel untersucht werden: Welche Strategien werden präsentiert? Welches Selbst- und Fremdbild wird dadurch suggeriert?
 
        Stellenanzeigen
 
        Eine zweite Möglichkeit, den Vorstellungen von beruflicher Selbstverwirklichung auf die Spur zu kommen, sind Ausschreibungstexte: Welche Ideale von Arbeit werden in Anzeigen kommuniziert? Zwar handelt es sich dabei um einen indirekten Zugang – also um unternehmerische Vorstellungen von Selbstverwirklichungsidealen. Diese Quelle bietet jedoch den Vorteil der leichten Verfügbarkeit – für zahlreiche Berufsfelder, über den gesamten Untersuchungszeitraum und in Medien unterschiedlicher Reichweite.
 
        Sylvia Bendel hat sich bereits in den 1990er Jahren mit Stellenanzeigen beschäftigt. Die Sprachwissenschaftlerin wertete über 20000 Inserate aus Schweizer Zeitungen seit den 1950er Jahren maschinell nach besonders häufig verwendeten Begriffen aus.19 Dabei stellte sie eine zunehmende Professionalisierung der Texte fest. Unternehmen nutzten die Personalsuche auch zur Firmenwerbung. Gleichzeitig mit der rhetorischen Aufwertung stellte Bendel einen grundsätzlichen Wandel in der Haltung gegenüber den Adressat:innen fest: Potenzielle Arbeiter:innen wurden immer stärker in den Mittelpunkt gerückt.20 Demnach drehten sich die Ausschreibungen in den vergangenen Jahrzehnten offenbar verstärkt um deren Erwartungen, Hoffnungen und Wünsche. Dazu passt die zunehmend höflichere Formulierung der Anfragen – Kandidat:innen wurden „gebeten“, sich zu bewerben, ab den 1970er Jahren wurde ein „persönliches Gespräch“ in Aussicht gestellt. Die Unternehmen vermittelten ein Interesse am „Kennenlernen“ potenzieller Mitarbeiter:innen. Über allem stand der Appell an das „Lustgefühl“. Denn obwohl die Anzeigen immer länger, die Beschreibungen immer präziser wurden, sollte durch den Text das Bild der Freiheit, die Erwartung von beruflichem „Freiraum“, von Gestaltungsmöglichkeiten suggeriert werden.21 Das Geforderte sollte das Gewünschte, das Notwendige das Erhoffte sein. Bendel zufolge würden die „realen Machtverhältnisse“ hier „verschleiert“.22
 
        Während früher die Suche nach „fleißigen“ Arbeitskräften im Vordergrund stand, sind heute „dynamische“ Mitarbeiter:innen gefragt. Bendels quantitative Analyse zeigt eine regelrechte Konjunktur der Freude. Auch Begriffe wie „Bereitschaft“, „Faszination“ und „Wille“ nahmen in den Anzeigen drastisch zu.23 In Anlehnung an Bravermann wäre vor diesem Hintergrund nach der Zunahme immaterieller Werte zu fragen: Begeisterung, Spannung, Motivation, Flexibilität. Welchen Stellenwert nehmen solche Positionen ein, die dazu geeignet sind, Vorstellungen von selbstbestimmter Entfaltung im Berufsleben zu befördern?
 
        Welche Rolle solche Motive spielen, soll nachfolgend analysiert werden. Dabei wird davon ausgegangen, dass das Aufladen mit scheinbaren Sinngehalten bei niedrig dotierten Stellen auffälliger und damit leichter nachzuvollziehen ist als bei solchen, die dem Stelleninhaber wegen der größeren Komplexität und Eigenverantwortung von jeher mehr Freiraum eingestehen mussten. Aus diesem Grund wurden in einer Auswahl Positionen mit Bezug zum Verkauf im Angestelltenverhältnis erhoben, wie sie zwischen 1970 und 2010 in Regionalzeitungen ausgeschrieben wurden. Es wurden alle Verkaufsanzeigen in der jeweils ersten Samstagsausgabe der Monate Juni der Jahre 1970, 1980, 1990, 2000 und 2010 der „Frankfurter Neuen Presse“ erfasst und eine exemplarische Auswahl einer Feinanalyse unterzogen.
 
        Das Erscheinungsbild des Stellenmarktes ändert sich in dieser Zeit kaum. Stets bestimmen mehr oder weniger gleichförmige Kacheln das Bild. Die meisten Anzeigen bestehen dabei nur aus Text. Seltener sind Logos, Wappen oder Fotos integriert. Strukturiert werden die Anzeigen durch Titel, Untertitel und durch die Hervorhebung der gesuchten Stellen. Die Texte beschränkten sich 1970 zunächst auf die eigentliche Ausschreibung. Der Stil kann als selbstbewusst und locker, manchmal fast frech beschrieben werden.
 
        So warb der Versandhändler Neckermann unter der Überschrift „Erfolgreich sein“: „Können Sie mit Geld umgehen? Mit viel Geld! Für eine verantwortungsvolle Position innerhalb der Hauptkasse unserer Zentrale in Frankfurt suchen wir einen Mitarbeiter mit guten kaufmännischen und buchhalterischen Kenntnissen. Neben guter Bezahlung bieten wir viele andere Vorteile eines Großunternehmens. Hierüber und über die Möglichkeiten des Weiterkommens informieren wir Sie gern.“24 Das Unternehmen schlägt einen durchaus konkreten Handel vor. Ein ähnlicher Tonfall findet sich in einer weiteren Anzeige: „Wir suchen also ‚fertige‘ Mitarbeiter, solche, die wir nicht erst lange ‚aufbauen‘ müssen, die bereits Branchenerfahrung und Produktkenntnisse haben. Entsprechend wird Ihr Verdienst sein.“25
 
        In der hier untersuchten Auswahl vergrößert sich der vermittelte Gestaltungsspielraum bis 1980 nicht wesentlich. Weder die Suche nach „freundliche[n] und leistungsstarke[n] Mitarbeiter/innen“26 noch die nach solchen „mit guten Schreibmaschinenkenntnissen“27 lassen auf eine besondere Aufladung mit Sinngehalt schließen. Lediglich das Angebot der „selbstständige[n] Betreuung eines ausgewählten Kundenkreises“ deutet auf einen größeren Gestaltungsspielraum hin, der allerdings durch die folgende Aufzählung eingeschränkt wird: „Dazu gehören Telefonverkauf, Korrespondenz, Auftragsbearbeitung.“ Auch die Zusicherung einer „angemessene[n] Einarbeitung“,28 die sich in ähnlicher Weise auch an anderer Stelle findet, vermittelt eher das Bild von Struktur und Kontrolle als von Offenheit und Selbstbestimmung.
 
        Zehn Jahre später ist ein Nebeneinander von konkreten Angeboten und solchen, die zur Förderung von Verwirklichungsfantasien geeignet sind, erkennbar. So überrascht in der Stellenanzeige für eine Spielothek weniger der Wunsch nach einer Mitarbeiterin (sic!) mit „Laune, Charme & Schwung“ als die offen formulierte Frage dahinter: „Haben Sie Spaß am Umgang mit Menschen?“ Auch die im Gegenzug angebotenen „Interessante[n] Arbeitszeiten“ bleiben vage. Gleichzeitig wird allerdings mit der Möglichkeit eines „Dauerarbeitsplatzes“ geworben.29 Ein anderes Unternehmen wünscht sich „selbstständiges ziel- und ergebnisorientiertes Arbeiten“ sowie „Einsatzbereitschaft und Durchsetzungsvermögen“. Geboten wird „ein festes Arbeitsgebiet“, aber auch: „sehr gute Entwicklungsmöglichkeiten“.30
 
        Bis zum Jahr 2000 vollzieht sich ein grundlegender Wandel. Jetzt geht es um „hohe Einsatzbereitschaft, Flexibilität, Qualitätsbewußtsein und selbstständiges Arbeiten“. Ein Autohaus mit dem Motto „Immer in Bewegung“ sucht jemanden, der oder die als „Profi“ die Arbeitsabläufe „optimieren“ kann. Es sei eine „anspruchsvolle Aufgabe“. Im Gegenzug wird mit Begriffen gearbeitet, die auf konkrete Werte schließen lassen: Es wird ein sicherer Arbeitsplatz in einem „Familienunternehmen“ geboten. Andere Angaben betonen den Gestaltungsspielraum der Mitarbeiter:innen, das „leistungsgerechte Gehalt“ und den „vielseitige[n] Arbeitsplatz“. Der Gesamteindruck wird durch den in Aussicht gestellten Start in eine „neue Zukunft“ zusammengefasst.31
 
        Weitere zehn Jahre später lässt sich 2010 die Professionalisierung der Anzeigentexte unter der Überschrift „Exzellente Mitarbeiter sind so rar wie exzellenter Kaffee“ eindrucksvoll nachvollziehen. Eine junge Frau schaut den Leser an, während sie ihren Kaffee genießt. Erst nach einer Einleitung, in der auf eine „Trilogie aus Kapseln, Maschinen und Nespresso-Club“ hingewiesen wird, folgt die Stellenbeschreibung für die „Boutique“. Schon die Lektüre der Anzeige wird zum Erlebnis. Dementsprechend lautet die erste Aufgabe: „Mit Leidenschaft beraten und verkaufen“. Außerdem gilt es, für den „ausgezeichneten“ Eindruck des Geschäfts zu sorgen. Gefordert werden neben einer Ausbildung unter anderem ein „offenes Wesen“, „sichere[r] und gepflegte[r] Auftritt“ sowie „Zuverlässigkeit und Flexibilität“. Geboten werden „interessante Zukunftsperspektiven, vielfältige Entwicklungsmöglichkeiten und attraktive Konditionen“.32
 
        Das Unternehmen nutzt das Genre der Anzeige konsequent zur Selbstdarstellung. Eine Schlüsselrolle kommt dabei den Beschäftigten zu. Sie sollen nicht mehr für einen anonymen Großkonzern arbeiten, sondern in einer „Boutique“ beraten und verkaufen wollen. Es geht jetzt sowohl um „Leidenschaft“ als auch um „Flexibilität“: Interesse, Vielfältigkeit und Attraktivität. Der gebotene Rahmen wird nicht durch die Nennung konkreter Leistungen belastet, bleibt offen und wirkt dadurch umso exklusiver: Hier wird passgenau nach Selbstverwirklicher:innen gesucht.
 
        Die hier skizzierte Entwicklung setzt sich bis heute fort. Der Handel mit exklusiven, immateriellen Werten gehört ebenso dazu wie das emotionale Aufladen selbst nebensächlicher Verantwortlichkeiten. In der Zusammenschau wird deutlich: Anzeigen sind Werbung. Diese Feststellung mag trivial erscheinen, ist im Hinblick auf die hier interessierende Fragestellung aber von Bedeutung. In dem Maße, wie Unternehmen ihre Selbstdarstellung professionalisieren, produzieren sie immer vollkommenere Bilder von Arbeit. Bei weiteren Versuchen, Bilder und Träume von Arbeit zu entschlüsseln, sind diese werbetechnischen Fortschritte zu berücksichtigen.
 
        SCHLUSS
 
        Seit 1970 nehmen atypische Arbeitsverhältnisse in der Bundesrepublik zu.33 Auf deren erhebliches prekäres Potenzial ist bereits hingewiesen worden.34 Welchen Preis die Gesellschaft dafür politisch und sozial, jeder und jede Einzelne privat und gesundheitlich zu zahlen hat, wurde durch den erzwungenen Stillstand großer Teile des Arbeitslebens während der Corona-Pandemie deutlich. Vor diesem Hintergrund ist es nicht verwunderlich, dass die Debatte über Arbeit eine besondere Aktualität erlangt hat. Sie wird jedoch durch grundlegende Missverständnisse erschwert. Wie sonst ist es zu erklären, dass der „superglückliche“, sich in Selbstausbeutung verwirklichende „Malocher“35 derzeit gleichermaßen als karrieristisches Ideal, als unternehmerischer Geniestreich und als Verkörperung von Anmaßung und Faulheit gelten kann? In der aktuellen Berichterstattung überwiegt der Eindruck einer polarisierenden Projektion auf junge Menschen.
 
        Die hier skizzierten Zugänge verstehen sich als Annäherungen zur Historisierung von Idealen und Träumen beruflicher Selbstverwirklichung. Die methodischen Schwierigkeiten – etwa im Hinblick auf sich wandelnde Begrifflichkeiten – sind offensichtlich. Dennoch kann die historische Analyse dazu dienen, die Kommunikation vorgestellter Arbeitsrealitäten besser zu verstehen. Dabei zeigt sich, dass der Austausch immaterieller Güter – Leidenschaft, Flexibilität, Freude – immer wichtiger wird. Die Bereitschaft zur weitgehenden Verschmelzung emotionaler, sozialer und beruflicher Ausdrucksformen wird vorausgesetzt. Wie sehr es sich bei diesem Prozess um einen aktiven oder einen antizipativen Vorgang handelt, bedarf weiterer Forschung.
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          Der russische Angriffskrieg auf die Ukraine seit Februar 2022 hat die sicherheitspolitische Landkarte Europas dramatisch verändert. Das Verhalten der Nato ist in dieser Konfliktlage von besonderer Bedeutung. Die Ukraine fordert eine belastbare Beitrittsperspektive zum Bündnis.
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          Nach dem Ende des Kalten Kriegs stand die Nato vor einem Dilemma: Einerseits versprach eine Erweiterung nach Osten politisch-militärische Stärkung. Andererseits schienen Konflikte mit Russland absehbar. Das Handeln der Allianz war in diesem Kontext von Interessen geleitet.
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          In ihrem strategischen Konzept nimmt die Nato den indo-pazifischen Raum in den Blick. Diese Entwicklung geht auch einher mit dem geopolitischen Machtanspruch Chinas. Bevorzugte Nato-Partner sind Australien, Japan, Südkorea und Neuseeland.
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          Seit dem Ende des Kalten Kriegs haben sich die Sicherheitsherausforderungen auf dem afrikanischen Kontinent verändert. Die Wahrnehmung der Nato fällt gemischt aus. Zugleich bestehen verschiedene Ebenen der Zusammenarbeit, insbesondere mit der Afrikanischen Union.
 
        
 
         
          STORMY-ANNIKA MILDNER · LENNART NIENTIT
 
          ALTE PARTNER, NEUE ROLLEN? EIN BLICK AUF DEUTSCHLAND UND DIE USA
 
          Die von Olaf Scholz 2022 angekündigte „Zeitenwende“ hat bei den Nato-Partnern hohe Erwartungen geweckt. Vor allem die USA loben das deutsche Engagement für die Ukraine und setzen auf Multilateralismus. Werden die US-Wahlen 2024 diesen Kurs verändern?
 
        
 
      

       
        EDITORIAL
 
        Die kollektive Sicherheit ihrer Mitglieder gewährleisten, der Sowjetunion und ihren Verbündeten eine Allianz freiheitlicher Demokratien gegenüberstellen und auf militärische Abschreckung setzen – mit diesem Selbstverständnis wurde die North Atlantic Treaty Organization, der Nordatlantikpakt, am 4. April 1949 in Washington, D.C. gegründet. Mitglieder der ersten Stunde waren die USA, Kanada und zehn westeuropäische Staaten. Inmitten der Blockrivalität des Kalten Kriegs galt die Nato als Garant für militärische Stärke und Organ politisch-strategischer Vorausschau des Westens. Zugleich bewegt sie sich seit ihrer Gründung in einem Spannungsverhältnis: Sie verfügt einerseits über eine ausgeprägte Fähigkeit zur Integration sehr unterschiedlicher Mitgliedstaaten. Andererseits ringt sie mit der Aufgabe, divergierende Interessenlagen und Erwartungen innerhalb dieser Gemeinschaft produktiv auf einen Nenner zu bringen.
 
        Mit der Auflösung des Warschauer Pakts und dem Ende der UdSSR 1991 fand sich die Nato in einer Identitätssuche wieder. Kontroversen über ihren Auftrag, ihre Erweiterung und militärische Lastenteilung sollten fortan zum sicherheitspolitischen Grundrauschen gehören. Dennoch schaffte man Fakten: Nach den Terroranschlägen auf die USA am 11. September 2001 rief die Nato erstmalig in ihrer Geschichte den Bündnisfall aus. Durch Einsätze auf dem Balkan, in Afghanistan und auf dem afrikanischen Kontinent etablierte sie sich als globaler Sicherheitsakteur. Schließlich gewann sie an Größe: Das Bündnis umfasst derzeit 31 Mitgliedstaaten, viele von ihnen in Mittel-, Ost- und Südosteuropa.
 
        Wo steht die Allianz heute, vor ihrem 75. Gründungsjubiläum? Sie muss in einem krisenhaften Umfeld ihre Rolle neu definieren. Angesichts des russischen Angriffskriegs gegen die Ukraine bleibt Solidarität mit Kyjiw weiterhin geboten. Auch die innenpolitischen Entwicklungen in den USA werden entscheidend dafür sein, ob die Nato als multilaterales Bündnis zukunftsfähig bleibt.
 
        Martin Schiller
 
      

       
        NATO: RÜCKBLICK AUF EIN DREIVIERTELJAHRHUNDERT
 
        Karl-Heinz Kamp
 
        Die so oft totgesagte Nordatlantische Allianz präsentiert sich zu ihrem bald 75. Jubiläum in erstaunlich guter Verfassung, auch wenn die Tragödie des Kriegs gegen die Ukraine keine rechte Feierstimmung aufkommen lassen will. Das Prädikat des erfolgreichsten politisch-militärischen Bündnisses der neueren Geschichte ist nicht übertrieben, hat die Nato doch durch ständige Anpassung an neue sicherheitspolitische Anforderungen auf die Veränderungen der vergangenen Jahrzehnte reagiert und stets ihre eigene Relevanz bewahrt.01 Sie hat zum Ende des Ost-West-Konflikts ebenso beigetragen wie zum Aufbau einer gesamteuropäischen Sicherheitsordnung nach dem Ende des Kalten Kriegs. Als diese 2014 von einem revanchistischen Russland mit der Annexion der Krim eingerissen wurde, schwenkte die Nato auf ihre klassische Rolle als Verteidigungsallianz um, nicht ahnend allerdings, dass sie acht Jahre später mit einem russischen Angriffskrieg an ihrer Ostgrenze konfrontiert sein würde. Mit Moskaus Angriff auf die Ukraine im Februar 2022 fand das Bündnis endgültig zu seiner ursprünglichen Funktion als Garant der Sicherheit und territorialen Integrität ihrer Mitglieder gerade in Osteuropa zurück. Selbst wenn derzeit nicht absehbar ist, wann und mit welchen Ergebnissen Wladimir Putins brutaler Krieg gegen die Ukraine enden wird, so wird die Einhegung eines aggressiven Russlands eine zentrale Zukunftsaufgabe des Bündnisses bleiben. Darüber hinaus zeichnen sich bereits neue sicherheitspolitische Gefahren vor allem im asiatisch-pazifischen Raum ab, die eine handlungsfähige und geeinte Nordatlantische Allianz erfordern.
 
        EINE ERFOLGREICHE ALLIANZ
 
        Bis zum „Wendejahr“ 2014 haben Beobachter der Nato die Geschichte der Allianz gerne in drei Phasen eingeteilt.02 In einer ersten Phase, die von ihrer Gründung 1949 bis zum Fall der Berliner Mauer 1989 reichte, entwickelte sich das Bündnis vor allem zu einem Instrument westlicher Selbstbestimmung und Verteidigung. War sie bei ihrer Gründung noch ein loser Staatenbund ohne feste Strukturen und Gremien, so wurde 1951 das Amt des militärischen Oberbefehlshabers geschaffen (Supreme Allied Commander Europe – SACEUR) und 1952 die Position des Nato-Generalsekretärs.03 Die akute Bedrohung durch die Sowjetunion machte auch bald die Aufnahme (West-)Deutschlands in die Nato erforderlich, obgleich es erhebliche Vorbehalte gegen die gerade erst aus den Ruinen des „Dritten Reichs“ auferstandenen Bundesrepublik gab. Sie wurde aufgrund ihrer geostrategischen Lage zwischen Ost und West sogleich zum potenziellen Schlachtfeld einer militärischen Auseinandersetzung und entsprechend ausgerüstet. Streitkräfte aus Belgien, Dänemark, den Niederlanden, dem Vereinigten Königreich und den USA wurden entlang der innerdeutschen Grenze positioniert. Dies sollte nicht nur eine militärische Verteidigungsfähigkeit sichern, sondern war auch ein politisches Zeichen der Bündnissolidarität, wären doch im Falle eines sowjetischen Angriffs eine ganze Reihe von Nato-Mitgliedern von Anfang an in die Kampfhandlungen involviert gewesen.
 
        Gleichzeitig stationierten die USA zahlreiche Kernwaffen auf westdeutschem Boden, um der Idee der nuklearen Abschreckung Glaubwürdigkeit zu verleihen. Damit war die Nato anfangs vor allem eine militärische und auch eine nukleare Allianz, die aber mit dem zivilen Generalsekretär an der Spitze über eine klare politische Führung verfügte. Es ist deshalb auch kein Zufall, dass eine der größten internen Krisen der Nato in dieser Phase, nämlich der Streit um die Stationierung von atomaren Mittelstreckenwaffen in Europa Anfang der 1980er Jahre, eine nukleare Krise war.
 
        Der Mauerfall im November 1989 beendete diese erste Phase und warf sogleich die Frage auf, ob ein politisch-militärisches Bündnis fortbestehen könne, dessen ursprüngliche Begründung, nämlich die Bedrohung durch die Sowjetunion und ihre Verbündeten, weggefallen war.
 
        Diese Frage beantwortete sich aber von selbst, wurde das Ende des Kalten Kriegs doch rasch von zwei politischen Entwicklungen überlagert: zum einen die Krisen auf dem Balkan, die durch den Zerfall Jugoslawiens hervorgerufen wurden, und zum anderen das Drängen der neuen Demokratien in Osteuropa auf eine Einbeziehung in transatlantische Sicherheitsstrukturen, um nicht in einem sicherheitspolitischen Niemandsland zwischen Russland und der Nato zu enden. Beide Entwicklungen stellten die Nato vor die Herausforderung, zu einem Europa „whole and free and at peace“ beizutragen, so wie es der US-Präsident George H.W. Bush vor dem Mauerfall im Mai 1989 skizziert hatte.04
 
        Die Eruption von Bürgerkrieg und ethnischer Gewalt auf dem Balkan traf die meisten Nato-Staaten weitgehend unvorbereitet. Gerade für die Streitkräfte der europäischen Bündnismitglieder – mit Ausnahme Frankreichs und des Vereinigten Königreichs – galt nach wie vor die Losung, dass der „Ernstfall der Frieden“ sei und dass der Zweck des Militärs vor allem in der Abschreckung und damit in der eigenen physischen Präsenz liege. Ein realer Einsatz von Streitkräften war bislang eine theoretische Option gewesen, die es angesichts der nuklearen Vernichtungspotenziale in Ost und West in jedem Fall zu verhindern galt. Auch versteckten sich Länder wie Deutschland gern hinter der (falschen) Behauptung, dass der Nato-Vertrag ohnehin keine militärischen Operationen out of area, also außerhalb der Bündnisgrenzen, erlauben würde. Diese zögerliche Haltung ließ sich aber angesichts der zunehmenden Gewalt in Südosteuropa nicht durchhalten, und die Nato entsandte Ende 1995 unter dem Kürzel IFOR (Implementation Force) eine gemeinsame Streitmacht nach Bosnien und Herzegowina, um das ausgehandelte Friedensabkommen von Dayton zu überwachen.
 
        Vier Jahre später ging die Allianz über das rein militärische Krisenmanagement hinaus und führte ab März 1999 einen Krieg gegen Serbien, um die Gewalt im Kosovo zu beenden. Bemerkenswert war, dass die deutsche Beteiligung am Kosovo-Krieg unter einer Koalition von SPD und Bündnis 90/Die Grünen zustande kam, zwei Parteien, die einer Anwendung militärischer Gewalt überaus kritisch gegenüberstanden und sich nur unter Schmerzen zur Kriegsteilnahme durchringen konnten. Glücklicherweise endete der Krieg nach 78 Tagen mit der Kapitulation Serbiens, war es doch äußerst fraglich, wie lange die Nato noch den inneren Zusammenhalt zu einer Fortsetzung der Kämpfe aufgebracht hätte. Bis heute sind etwa 3800 Soldatinnen und Soldaten im Rahmen der Nato Kosovo Force (KFOR) in der Region stationiert, um ein Wiederaufflammen der Konflikte zwischen den Ethnien zu verhindern.
 
        Wesentlich weniger kontrovers gestaltete sich die Reaktion der Nato auf die zweite politische Notwendigkeit, nämlich die politische Transformation der Mitglieder des untergangenen Warschauer Pakts zu unterstützen und den demokratischen Staaten unter ihnen eine transatlantische Perspektive zu bieten. Dabei galt es, die Sicherheitsinteressen Russlands ebenso in Betracht zu ziehen, wie auch ein politisches Machtvakuum zwischen Russland und den Ostgrenzen der Nato zu vermeiden. Der 1988 ins Amt gekommene Nato-Generalsekretär und ehemalige deutsche Verteidigungsminister Manfred Wörner hatte diese Notwendigkeit als einer der ersten erkannt und im Bündnis vorangetrieben. Für ihn war die Nato die „Midwife of Change“05, die Geburtshelferin des Wandels, die in der Stabilisierung Ost- und Mitteleuropas eine geradezu historische Aufgabe hatte.
 
        Allerdings vollzog sich dieser Prozess nicht ohne allianzinterne Debatten. Der deutsche Verteidigungsminister Volker Rühe sprach sich bereits 1993 für die Aufnahme osteuropäischer Staaten aus – vor allem Polen, Ungarn und die Tschechische Republik.06 Damit stieß er aber anfangs nicht nur in London und Paris, sondern auch in Washington auf Kritik, wo man versuchte, russische Sorgen vor einem möglichen Ausgreifen der Nato in Richtung Osten zu zerstreuen. Deshalb dauerte es bis 1999, bis die ersten Neumitglieder aufgenommen wurden. Um die Zustimmung Moskaus zu erhalten, wurde 1997 eine sogenannte Grundakte zwischen Russland und der Nato unterzeichnet und gleichzeitig ein ständiger Nato-Russland Rat eingerichtet. Alle drei Schritte, die Zustimmung Moskaus, das Nato-Russland-Dokument und der Ständige Rat widerlegen die heute oft geäußerte Behauptung, die Nato habe mit der Aufnahme neuer Mitglieder die Sicherheitsinteressen Moskaus verletzt.
 
        Wenige Jahre später folgten in einer weiteren Erweiterungsrunde die drei baltischen Staaten sowie Bulgarien, Rumänien, Slowenien und die Slowakei. Parallel zur Aufnahme neuer Mitglieder etablierte die Nato enge Partnerschaften mit den Ländern, die nicht dem Bündnis beitreten konnten oder wollten, um die euro-atlantische Sicherheitszone auf eine möglichst breite Basis zu stellen.
 
        Mit den Anschlägen vom 11. September 2001 in New York begann die dritte Phase der Nato, in der sich die Allianz zu einem globalen Sicherheitsakteur entwickelte, der sich um die Stabilisierung von Krisenregionen fernab der eigenen Bündnisgrenzen bemühte. Dabei veränderte der Terrorangriff von al-Qaida die internationale Sicherheitslandschaft mindestens ebenso stark, wie zwölf Jahre zuvor das Ende des Kalten Kriegs. Das lag nicht allein an den hohen Opferzahlen des brutalen Terroraktes, sondern auch an der dramatischen Erkenntnis in den USA, dass eine kleine Gruppe mit begrenztem Organisationsgrad und noch begrenzteren Ressourcen in der Lage war, die größte Militär- und Wirtschaftsmacht der Welt in eine ernste Krise zu stoßen. Dies veränderte die US-Sicherheitspolitik ebenso wie das Selbstverständnis der Nato in den kommenden eineinhalb Dekaden.
 
        Zum ersten Mal in ihrer Geschichte rief die Allianz den Bündnisfall gemäß Artikel 5 des Nato-Vertrages aus und verpflichtete alle Mitglieder auf die Solidarität mit dem angegriffenen Staat – den Vereinigten Staaten von Amerika. Die Folge war eine internationale Militäroperation zum Sturz des Taliban-Regimes in Afghanistan, das den al-Qaida-Attentätern Schutz geboten hatte. Im August 2003 übernahm eine Nato-Schutztruppe (International Security Assistance Force, ISAF) die Führung dieser Operation, mit dem Ziel, Afghanistan zu stabilisieren und tragfähige Sicherheitsstrukturen aufzubauen. Anfangs widmete sich die Nato mit großer Euphorie dieser Aufgabe, sah sie sich doch zunehmend als globaler Sicherheitsakteur, der mögliche Gefährdungen weitab der eigenen Grenzen bekämpft. Emblematisch dafür wurde der Ausspruch des damaligen deutschen Verteidigungsministers Peter Struck, dass „die deutsche Sicherheit auch am Hindukusch verteidigt“ werde.07
 
        Es zeigte sich aber bald, wie schwierig die Umsetzung des Gedankens von Stabilitätsexport und Demokratisierung über weite Distanzen in Weltregionen ist, deren Gesellschaften von Stammesstrukturen geprägt sind und mit den vermeintlich segensreichen „westlichen“ Lebensmodellen nur wenig anfangen können oder wollen. Die Idee des Krisenmanagements durch Stabilitätsexport hielt sich noch eine Weile und so wundert es nur wenig, dass die Nato 2011 militärisch in Libyen eingriff, um das Regime des Diktators Muammar al-Gaddafi an einem Massenmord an der eigenen Bevölkerung zu hindern. Auch hier zeigten sich die Grenzen des militärischen Krisenmanagements. Obgleich die Operationen der Nato erfolgreich waren und letztlich zum Sturz des Gaddafi-Regimes beitrugen, konnte eine nachhaltige Stabilisierung des Landes nicht erreicht werden. Die libysche Bevölkerung und die Mächte in der Region, die anfangs das Eingreifen der Nato euphorisch begrüßt hatten, wandten sich bald ab und zerfielen in verschiedene Lager. Das Resultat ist ein bis heute andauernder Bürgerkrieg, in dem rivalisierende Gruppen von unterschiedlichen Staaten unterstützt werden.
 
        DAS VIERTE ZEITALTER DER NATO
 
        Folgt man der Einteilung der Nato-Geschichte in Phasen, dann befindet sich das Bündnis derzeit in Phase vier, die mit Russlands Annexion der Krim 2014 begann und mit Moskaus Angriff auf die Ukraine im Februar 2022 vollends zum Tragen kam. Hatte sich die Allianz zuvor mit politischer und militärischer Transformation oder mit militärischem Krisenmanagement befasst, so rückte ab 2014 wieder die Landes- und Bündnisverteidigung als Daseinszweck in den Vordergrund. Die Nordatlantische Allianz befand sich wieder in der Artikel-5-Welt, in einem sicherheitspolitischen Umfeld, in dem das Sicherheitsversprechen mit glaubwürdigen militärischen Fähigkeiten untermauert sein muss.
 
        Nach Russlands Besetzung der Krim reagierte die Nato rasch auf die russische Aggressionspolitik. Mit den Entscheidungen der Nato-Gipfeltreffen in Wales 2014 und Warschau 2016 stellte sich das Bündnis auf die neuen Erfordernisse ein und erhöhte die Schlagkraft ihrer militärischen Fähigkeiten. Die bereits 2002 aufgestellte Krisenreaktions-Streitmacht (Nato-Response-Force, NRF) wurde auf fast 40000 Soldaten erweitert und um eine 5000 Mann starke Schnelle Eingreiftruppe (Very High Readiness Joint Task Force) ergänzt. Diese Task Force ist in ständiger Bereitschaft und kann in wenigen Tagen in Marsch gesetzt werden. Unter dem Schlagwort Enhanced Forward Presence (EFP) standen seit 2017 vier gefechtsbereite Bataillone in Estland, Lettland, Litauen und Polen zur Verfügung – jedes von einem der vier großen Nato-Mitglieder USA, Kanada, dem Vereinigten Königreich und Deutschland bereitgestellt und mit den Truppen der Gastländer koordiniert.
 
        Zusätzlich zu den Truppenstationierungen hatte die Nato die Zahl der militärischen Übungen erhöht und an realistische Szenarien angepasst sowie neue Verteidigungspläne entwickelt. Auch wurden die institutionsinternen Entscheidungsprozesse gestrafft, sodass ein Bündnisbeschluss zum Einsatz der Schnellen Eingreiftruppe innerhalb von acht bis zwölf Stunden möglich wurde.08
 
        Selbst bei der nuklearen Abschreckung wurden Verbesserungen erreicht. Dies zeigte sich zunächst in einem neuen nuklearen „Mindset“ in allen Nato-Ländern: Man erzielte Einigkeit über die von Russland ausgehende nukleare Gefahr und vergegenwärtigte sich, dass die Nato eine „nukleare Allianz“ bleibt. Das war keinesfalls selbstverständlich, waren doch Kernwaffen in den zurückliegenden vier Jahrzehnten ein ständiger Streitpunkt in der Allianz. Auch wurden die Reaktionszeiten der nuklearfähigen Flugzeuge, die im Extremfall die in Europa stationierten amerikanischen Kernwaffen transportieren würden, erheblich verkürzt und in intensiven Übungen immer wieder getestet.
 
        Darüber hinaus kam die Nato dem Drängen der südlichen Mitgliedsländer nach und kümmerte sich im Rahmen ihrer Möglichkeiten um die Sicherheitsgefährdungen aus südlicher und südöstlicher Richtung. Wenn auch der von der Allianz gebrauchte Begriff des „360 Grad Ansatzes“ etwas übertrieben schien, so hat die Nato dennoch ihre Präsenz im Schwarzen Meer ausgebaut und Schritte gegenüber der globalen Gefahr des Terrorismus unternommen.
 
        So wichtig all diese Maßnahmen auch waren, so wurden sie von einigen Mitgliedstaaten nur halbherzig betrieben. Eine Erhöhung der Verteidigungshaushalte, die eine Realisierung der ambitionierten militärischen Planungen ermöglicht hätte, blieb in vielen Ländern aus. So verwundert es nicht, dass von den fünf entwickelten Verteidigungsplanungen für unterschiedliche Regionen des Bündnisses Streitkräfte für immer nur jeweils einen vorhanden waren – es hätte also kein zweiter Krisenschauplatz hinzukommen dürfen. Auch störten sich Mitgliedsländer wie Deutschland lange daran, dass in den neuen militärischen Planungen überhaupt Begriffe wie „Krise“ oder „Krieg“ vorkamen.
 
        DER TABUBRUCH
 
        Vermutlich war es auch diese Halbherzigkeit, die den russischen Präsidenten Putin zu dem Fehlurteil verleitete, von diesem uneinigen, verweichlichten und wenig verteidigungsbereiten Westen nur wenig befürchten zu müssen und einen brutalen Krieg gegen die Ukraine wagen zu können. Allerdings drehte sich die Stimmung nach Moskaus Angriff am 24. Februar 2022 in fast allen Nato-Staaten grundlegend und führte zu einer sicherheitspolitischen Zeitenwende. Gab sich nach 2014 noch der eine oder andere der Illusion hin, dass Sicherheit in Europa nur mit und nicht gegen Moskau erreicht werden könne, waren diesmal die Gefahren durch ein revanchistisches und gewaltbereites Russland für jeden zu erkennen.
 
        Die Reaktionen der westlichen Demokratien auf den russischen Tabubruch eines unbegründeten Angriffskriegs waren von einer Geschlossenheit, die Moskau mit Sicherheit nicht erwartet hatte. Trotz Russlands unverhohlenen Drohungen, Kernwaffen gegen jene einzusetzen, die der Ukraine beistehen, mobilisierten die Mitglieder der Nato, der EU oder der G7 gewaltige militärische und nicht-militärische Mittel. Selbst Deutschland, oft für seine Zögerlichkeit gescholten, setzte mit der „Zeitenwende“ ein Zeichen und entwickelte sich zum zweitgrößten Unterstützer der Ukraine nach den USA.
 
        Dass diese Entwicklung von heftigen politischen Debatten begleitet sein würde, verwundert nicht, wollte die Allianz bei aller Hilfe für die Ukraine doch eine Eskalation des Kriegs auf Nato-Gebiet vermeiden. Deshalb wurde von Anfang an klargestellt, dass es die Mitgliedstaaten des Bündnisses sind, welche die Ukraine mit militärischen Mitteln unterstützen und nicht die Nato als Institution. Aus diesem Grund findet die Koordination der Hilfe für die Ukraine nicht im Nato-Hauptquartier in Brüssel statt, sondern im sogenannten Ramstein-Format: Seit Beginn des Kriegs treffen sich alle Unterstützerstaaten (ob Nato-Mitglieder oder nicht) regelmäßig auf dem US-Stützpunkt in Ramstein, um die Waffenlieferungen für die Ukraine abzusprechen. Gleichzeitig überrascht die öffentliche Unterstützung, welche die Waffenlieferungen an die Ukraine, die Aufrechterhaltung der Sanktionen gegen Russland oder die Aufnahme ukrainischer Flüchtlinge nach wie vor in fast allen Nato-Staaten genießen. Auch hier hat Russland sich verschätzt, weil man wohl von einem raschen Zusammenbrechen der Front der Ukraine-Unterstützer ausgegangen war. Die Nato hat damit ihre Kohäsion und ihre Handlungsfähigkeit unter Beweis gestellt. Ob dies ausreicht, um Russland irgendwann zum Rückzug zu bewegen, ist noch nicht absehbar.
 
        Die deutlichsten Konsequenzen aus dem Krieg gegen die Ukraine gab es – von der Öffentlichkeit nur wenig beachtet – im militärischen Bereich der Nato. Zwar hatte man nach 2014 die Streitkräftepräsenz in Osteuropa erhöht, allerdings handelte es sich dabei um kleinere Einheiten oder militärische Kommandostellen, die der Logik der Abschreckung zufolge als „Stolperdraht“ dienen sollten. Würde der Stolperdraht durch einen russischen Angriff ausgelöst, sollten Verstärkungskräfte folgen, um den Angriff zurückzuschlagen. Nach dem Februar 2022 stellte die Nato vollends auf Verteidigung um, das heißt, es sollen – ähnlich wie an der innerdeutschen Grenze im Kalten Krieg – ausreichende militärische Kapazitäten dauerhaft an den Ostgrenzen des Bündnisses stationiert werden, um einer möglichen russischen Aggression von Anfang an standhalten zu können.
 
        Die Umsetzung dieser ambitionierten Pläne soll in den kommenden Jahren erfolgen und wird gewaltige finanzielle Anstrengungen von allen Mitgliedsländern erfordern. Folgerichtig haben sich die Nato-Staaten auf ihrem Gipfeltreffen in Vilnius im Juli 2023 darauf verpflichtet, die berühmten „Zwei Prozent“, also die Verteidigungsausgaben in Höhe von zwei Prozent des Brutto-Inlandsprodukts, nicht mehr als Obergrenze, sondern als Mindestbetrag zu betrachten. Ob es den Mitgliedsländern gelingen wird, deutlich höhere Verteidigungsausgaben gegenüber den Kosten etwa für Klimaschutz oder die Bekämpfung illegaler Migration innenpolitisch durchzusetzen, wird sich zeigen.
 
        KÜNFTIGE HERAUSFORDERUNGEN
 
        Auch wenn derzeit noch nicht absehbar ist, wann und zu welchen Bedingungen der Krieg gegen die Ukraine zu Ende gehen wird, so sind die künftigen sicherheitspolitischen Herausforderungen für die Nato schon vorgezeichnet.
 
        Die vordringliche Bedrohung für die Nato wird Russland bleiben, zumindest solange Wladimir Putin und seine Machtclique in Moskau regieren. Unklar bleibt allerdings, welchem Russland die Nato künftig gegenüberstehen wird. Internationale Sanktionen, erheblich schwindende Einkünfte aus Waffen- und Energieverkäufen und letztlich die Kosten des Kriegs selbst werden einen dramatischen wirtschaftlichen Niedergang Russlands zur Folge haben. Ob sich dieser Niedergang in einem politischen Machtwechsel, in einer womöglich noch aggressiveren Nachfolgeregierung oder einer schrittweisen Desintegration des Staats niederschlagen wird, ist nicht vorhersagbar. Jedes dieser Szenarien wird eine andere Strategie und Politik der Nato erfordern.
 
        Im unmittelbaren Zusammenhang mit der Russland-Frage stehen die Sicherheitsgarantien, welche die Nato und weitere westliche Staaten der Ukraine nach dem Ende der Kampfhandlungen gewähren müssen, um sich einer künftigen russischen Aggression entgegenzustellen. Aus Sicht der Ukraine kann ihre Sicherheit nur durch einen Nato-Beitritt und dem damit verbundenen Schutz der USA gewahrt werden. Dagegen gibt es im Bündnis aber erhebliche Vorbehalte, und es stehen sich letztlich zwei Positionen gegenüber. Gerade osteuropäische Länder wie Polen oder Rumänien fordern einen raschen Beitritt der Ukraine, nicht zuletzt um eine sichere Pufferzone zwischen der eigenen Ostgrenze und Russland zu schaffen. Zudem wird argumentiert, dass die Ukraine mit ihren verlustreichen Kämpfen auch die Freiheit des Westens verteidige und damit die Nato-Mitgliedschaft verdiene. Andere, wie etwa die USA, weisen darauf hin, dass eine Aufnahme der Ukraine letztlich die Fähigkeit erfordere, die Sicherheit der Ukraine an deren Ostgrenze militärisch zu verteidigen. Die Ukraine ist nach Russland der flächenmäßig größte Staat in Europa und ihre Ostgrenze liegt etwa 1300 Kilometer von der polnischen Grenze entfernt. Für eine Nato, die große Mühe hat, ausreichende Kapazitäten für die Verteidigung des bisherigen Bündnisgebiets aufzubauen, wäre dies eine Mammutaufgabe, die erneut mit gewaltigen Kosten verbunden wäre. Welche der beiden Positionen sich letztlich durchsetzt, wird auch davon abhängen, welches Russland man am Ende des Kriegs vorfindet.
 
        Allerdings ist dies nicht die einzige Zukunftsfrage für die Nato. Vor allem die USA warnen ihre Bündnispartner vor einer allzu eurozentrischen Betrachtungsweise und fordern einen Blick über den Tellerrand hinaus in den asiatisch-pazifischen Raum. Ein machtbewusstes und immer aggressiver auftretendes China stellt die westliche regelbasierte Weltordnung infrage und hat, anders als Russland, auch die wirtschaftlichen und militärischen Mittel dazu, entsprechend im eigenen Sinne zu handeln. Washington weist zu Recht darauf hin, dass dies nicht allein ein amerikanisches Problem sei, sondern dass etwa durch eine chinesische Aggression gegen Taiwan auch die vitalen Interessen Europas betroffen wären. Daraus folgern die USA, dass der Nato als sicherheitspolitischer Zusammenschluss der westlichen Demokratien auch eine Rolle in Südostasien zukommt.
 
        Die meisten Europäer haben das Problem mittlerweile erkannt und ihre Strategien gegenüber Beijing verändert. Galt vor Jahren noch der Leitsatz, dass China sowohl Partner, als auch Konkurrent und systemische Herausforderung sei, so hat sich mittlerweile der Dreiklang hin zum systemischen Rivalen verschoben. Allerdings zweifeln die meisten Europäer daran, dass die Nato ein wirksames Instrument im Umgang mit China sein könne. Schließlich sei sie die Nordatlantische Allianz und kein asiatisch-pazifisches Sicherheitsbündnis. Auch verfügen lediglich Frankreich und das Vereinigte Königreich über die militärischen Fähigkeiten, in dieser fernen Region effektiv zu agieren. Dennoch werden die Europäer die Wahrung ihrer Sicherheitsinteressen nicht allein den USA überlassen können, zumal US-Regierungen – nicht nur republikanische – immer weniger bereit sind, die Sicherheit Europas zu subventionieren.
 
        WASHINGTON ANTE PORTAS
 
        Ihren 75. Geburtstag wird die Nato mit einem Gipfel, also einem Treffen ihrer Staats- und Regierungschefs am 11. Juli 2024 in Washington, D.C. begehen. Für ausufernde Feierlichkeiten wird aber keine Zeit bleiben, müssen doch Antworten auf die oben genannten Fragen gefunden werden.
 
        Mit Blick auf Russland scheint es derzeit nur schlechte Optionen zu geben. Ein fortdauernder Krieg ist ebenso möglich wie ein Kollaps des Regimes. Auch eine nukleare Eskalation kann nicht grundsätzlich ausgeschlossen werden. Ob man die Nato-Mitgliedschaft der Ukraine befürwortet oder nicht – ein weiterer Aufschub wird in dieser Frage nicht mehr möglich sein. Wenn die Ukraine (noch) kein Mitglied werden kann, dann wird man über Sicherheitsgarantien nachdenken müssen, die weit über das hinausgehen, was bislang an Zusagen gegeben wurde.
 
        Ebenso duldet die angespannte Sicherheitslage im asiatisch-pazifischen Raum keinen Aufschub. Wenn die europäischen Nato-Mitglieder in dieser Region militärisch kaum handeln können und ihre Interessen weiterhin von den USA vertreten lassen, dann wird Washington künftig noch stärker auf eine faire Lastenteilung im Bündnis drängen. So könnten die Europäer deutlich mehr militärische Aufgaben in ihrer Nachbarschaft wahrnehmen und damit den USA die Möglichkeit geben, sich stärker auf Asien zu konzentrieren. Dies auszuhandeln wird eine der Zukunftsherausforderungen der Nato sein. Damit bleibt die Nordatlantische Allianz das, als was sie schon der ehemalige amerikanische Nato-Botschafter Harlan Cleveland 1970 beschrieben hat: „an organized controversy about who is going to do how much“.09
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        BAUSTELLE NATO
 
        Die westliche Sicherheitsgemeinschaft im Umbruch
 
        Simon Koschut
 
        Totgesagte leben bekanntlich länger. 2019 erklärte der französische Präsident Emmanuel Macron den Patienten Nato für „hirntot“.01 Derartige Abgesänge auf die Nato hörte man in der Vergangenheit häufig. Nach dem Ende des Ost-West-Konflikts prophezeiten viele Beobachter eine rasche Beisetzung der Nato auf dem Friedhof der Allianzen. Diese Annahme ist nicht unbegründet. Tatsächlich sterben die meisten Militärbündnisse früh: Bedrohungen von außen verschwinden, nationale Interessen divergieren, die Kosten werden zu belastend. Laut einer Studie des US-amerikanischen Thinktanks Brookings Institution beträgt die durchschnittliche Lebensdauer eines kollektiven Verteidigungsbündnisses nur etwa 15 Jahre.02 Auch die Gründungsmitglieder der transatlantischen Allianz hatten ursprünglich vorgesehen, den Nato-Vertrag nach zehn Jahren auslaufen zu lassen. Und doch ist die Nato – mit nun bald 75 Jahren – immer noch da, lebendig und munter. Wie konnte sich das Bündnis so lange behaupten? Ein wichtiger Grund hierfür liegt in der inneren Beschaffenheit der Organisation.
 
        Unterschiedliche nationale Interessen und das sich verändernde sicherheitspolitische Umfeld stellen seit jeher eine Herausforderung für den inneren Zusammenhalt der Nato dar. Das transatlantische Bündnis erlebte eine Reihe schwerwiegender Konflikte und Krisen unter seinen Mitgliedern, von der Suezkrise über den Rückzug Frankreichs aus der militärischen Infrastruktur der Nato bis zum Irakkrieg. Der Zusammenhalt des Bündnisses wurde in den vergangenen Jahren besonders auf die Probe gestellt. Die Trump-Administration war vom ersten Tag an von Ambivalenz, wenn nicht sogar offener Feindseligkeit gegenüber der transatlantischen Sicherheitsgemeinschaft geprägt. Der US-amerikanische Präsident nannte die Nato „obsolet“ und stellte offen die in Artikel 5 verankerte Kernverpflichtung der Nato infrage, die besagt, dass ein Angriff auf einen Verbündeten ein Angriff gegen alle ist.03 Er beschrieb die europäischen Verbündeten als „Feinde“, während er illiberale und autoritäre Staaten wie Russland und China umgarnte.04 Der russische Angriffskrieg gegen die Ukraine 2022 führte die Nato wieder zu mehr Geschlossenheit. Gleichzeitig entstanden durch die Aufnahmeanträge Schwedens und Finnlands neue Konflikte mit dem Mitgliedstaat Türkei.
 
        In diesem Beitrag wird sich sich mit der strategischen Entwicklung der Nato vor dem Hintergrund ihres institutionellen Wandels befasst. Er betont die innere Anpassungsfähigkeit des Bündnisses an sich verändernde sicherheitspolitische Landschaften und beleuchtet aktuelle Herausforderungen. Dabei gleicht die Nato einer „Baustelle“ mit einem soliden Fundament, deren Innenausbau stetig vorangetrieben wurde, die aber an der einen oder anderen Stelle auch sanierungsbedürftig ist.
 
        DAS FUNDAMENT: DIE VIER SÄULEN DER NATO
 
        Das Fundament der Nato lässt sich in vier Säulen aufteilen, die das institutionelle Gebäude der transatlantischen Allianz tragen.05 In diesem Vier-Säulen-Modell lässt sich die Nato als eine Gemeinschaft der Werte, Handlungen, Kommunikation und Emotionen beschreiben.
 
        Die Wertegemeinschaft bildet die erste tragende Säule der transatlantischen Sicherheitsgemeinschaft und basiert auf einem liberalen Wertekonsens. Die Gemeinschaft unterscheidet zwischen kollektiven Grundwerten und nationalen Interessen. Die Grundwerte, festgelegt im Washingtoner Vertrag von 1949, umfassen Demokratie, Freiheit, marktwirtschaftliche Zusammenarbeit und Rechtsstaatlichkeit. Diese gemeinsamen Werte stehen im Einklang mit den Zielen der Vereinten Nationen und betonen den Frieden unter seinen Mitgliedern als zentrales Ziel. Die Wertegemeinschaft schafft den Rahmen zur Aushandlung und Vereinbarkeit von Interessen auf friedliche Weise.
 
        Die zweite Säule der Handlungsgemeinschaft betont multilaterales Handeln und umfasst gemeinsame Handlungsnormen, die auf den Prinzipien Konsens und kollektive Verteidigung basieren. Konflikte innerhalb der Nato werden grundsätzlich friedlich und im Konsensverfahren gelöst, während Artikel 5 die Möglichkeit der kollektiven Gewaltausübung gegen äußere Angriffe im Rahmen der kollektiven Verteidigung vorsieht. Diese Entscheidung unterliegt sowohl dem Primat der Vereinten Nationen als auch der Souveränität der Mitgliedstaaten.06 Die Bereitschaft zur Ausübung militärischer Gewalt ist daher kein Automatismus, sondern muss immer wieder neu ausgehandelt werden.
 
        Die dritte Säule der transatlantischen Sicherheitsgemeinschaft unterstreicht die Bedeutung von Kommunikation und Konsultation. Die transatlantische Kommunikationsgemeinschaft dient zum einen dem Austausch von Interessen, Bedrohungsanalysen und Empfehlungen, um den Schutz des Bündnisgebiets zu gewährleisten. Zum anderen betont das Konsultationsgebot im Washingtoner Vertrag die Berücksichtigung der Interessen und Bedrohungswahrnehmung aller Bündnispartner, um Ausgleich und Ansprechbarkeit unter den Nato-Mitgliedern zu ermöglichen. Es geht also nicht nur um reinen Informationsaustausch, sondern um Deliberation.
 
        Die Nato hat viertens eine starke emotionale Bindung zwischen ihren Mitgliedern geschaffen.07 Gemeinsame Sicherheitsbelange setzen ein hohes Maß an Solidarität und Empathie voraus. Kollektive historische Erfahrungen, geteilte Werte und Bedrohungen haben dazu beigetragen, diese emotionale Säule zu formen. Militärische Kooperation, Übungen und gemeinsame Einsätze aber auch kollektive Traumata haben ein Geflecht persönlicher Beziehungen geschaffen. Insgesamt ist die Nato nicht nur institutionell und politisch, sondern auch emotional eine Gemeinschaft, die Vertrauen und Verlässlichkeit zwischen den Mitgliedstaaten schafft.
 
        DER INNENAUSBAU: STRATEGISCHE TRANSFORMATION UND INSTITUTIONELLER WANDEL
 
        Die Nato ist eine internationale Organisation, die auf einer intergouvernementalen Zusammenarbeit beruht und die einzige institutionelle Verbindung zwischen den USA und Europa. Trotz (oder gerade wegen) ihres ausgeprägten militärischen Charakters herrscht das Primat der Politik.08 Für ein Militärbündnis besitzt die Nato einen ungewöhnlich hohen Institutionalisierungsgrad. Den institutionellen Kern der Allianz macht der Nordatlantikrat (NAC) aus, in dem jedes Mitgliedsland mit einer Stimme vertreten ist. Der NAC trifft die alleinige Entscheidung über Militäreinsätze sowie die Ausrufung des Bündnisfalls. Aus institutioneller Sicht wohnt der Nato eine gewisse Trägheit inne. Die formellen Treffen und Abläufe sind fest vorgegeben. Meist schreiten die „großen“ Mitglieder der Nato-Quint (USA, Vereinigtes Königreich, Frankreich, Deutschland und Italien) voran, was mitunter von den „kleinen“ Staaten auch erwünscht ist. Entscheidungen im Nordatlantikrat werden einvernehmlich und ohne formale Abstimmung getroffen. Die Bündnispartner lösen Konflikte unter sich bilateral oder unter Vermittlung des Generalsekretariats. Neben den formellen Nato-Strukturen sind es daher vor allem informelle Strukturen, Gesprächskanäle und implizite Regeln, die das institutionelle Gefüge der Nato prägen. Der oftmals ritualisierte Charakter dieses Vorgehens stabilisiert die Nato, hemmt aber auch strategische Innovation.
 
        Die Nato, oder Nordatlantikpakt, wurde 1949 inmitten des Kalten Kriegs gegründet und hat im Laufe der Jahre eine beeindruckende Geschichte des institutionellen Wandels an die sich verändernden strategischen Herausforderungen erlebt. Die Allianz präsentierte sich nach außen als liberale Wertegemeinschaft, blieb aber nach innen mitunter flexibel. So gehörte das damals diktatorisch regierte Portugal wegen seiner strategisch wichtigen Militärbasen auf den Azoren zu den Gründungsmitgliedern. Von 1967 bis 1974 tolerierte das Bündnis eine griechische Militärdiktatur in seinen Reihen. Ursprünglich diente das Bündnis einem dreifachen Zweck, wie es der erste Generalsekretär der Nato, Lord Ismay, etwas undiplomatisch formulierte: „To keep the Americans in, the Russians out, and the Germans down“.09 Die Nato ist heute in erster Linie dem Schutz seiner Mitglieder vor äußeren Bedrohungen verpflichtet, wobei diese mittlerweile nicht nur Staaten, sondern auch transnationale Phänomene wie Terrorismus, Migration, Pandemien, Cyberkriege und Klimawandel umfassen und die Nato seit den Balkankriegen der 1990er Jahre auch außerhalb ihres Bündnisgebiets militärisch interveniert (out-of-area). Der „Innenausbau“ der Nato lässt sich in drei „Bauphasen“ unterteilen.
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        Aufbau- und Konsolidierungsphase: Von der Militärallianz zum politischen Bündnis
 
        Die Nato wurde gegründet, um die Sicherheit der westlichen Demokratien angesichts der Bedrohung durch die Sowjetunion und den ab 1955 bestehenden Warschauer Pakt zu gewährleisten. Ihre institutionellen Wurzeln gehen zurück auf den Brüsseler Pakt (der späteren Westeuropäischen Union) und die Atlantik-Charta, in der der damalige britische Premierminister Winston Churchill und sein US-amerikanischer Verbündeter Präsident Franklin D. Roosevelt ihre Vorstellungen einer Nachkriegsordnung skizzierten. Die Nato war von Beginn an ein von den USA dominiertes Militärbündnis und damit Teil globaler Hegemonialbestrebungen des Landes. Neben der Nato gründeten die USA damals weitere Militärbündnisse, wie den Bagdad-Pakt (CENTO), den Südostasienpakt (SEATO) oder das ANZUS-Abkommen mit Australien und Neuseeland, von denen heute keines mehr existiert.10 Es waren jedoch die Westeuropäer, die nach dem Ende des Zweiten Weltkriegs die USA (und Kanada) zur Gründung der Nato einluden, da sie den zunehmenden sowjetischen Einfluss in Europa fürchteten.11
 
        Das erste strategische Konzept von 1949 betonte die kollektive Verteidigung und Solidarität der Mitgliedstaaten: Ein Angriff auf ein Mitglied sollte als Angriff auf alle betrachtet werden. Die Nato setzte dabei auf nukleare Abschreckung, um einen bewaffneten Konflikt mit der Sowjetunion zu verhindern. Dem zu Grunde lag das Prinzip der massiven Vergeltung: jeder Angriff auf das Bündnisgebiet würde mit einem nuklearen Gegenschlag beantwortet. Allerdings weigerten sich die USA, europäischen Forderungen nach einer Verpflichtung zum militärischen Beistand nachzugeben, sollte ein Mitgliedsland angegriffen werden. Der US-Kongress befürchtete, in künftige europäische Kriege verwickelt zu werden. Die Beistandsverpflichtung in Artikel 5 des Nato-Vertrags wurde daher so formuliert, dass es jedem Land ermöglichen würde, andere Unterzeichnerstaaten mit Maßnahmen zu unterstützen, „die es für erforderlich erachtet“.12 Gleichzeitig lieferten die USA Waffen und stationierten Truppen in Westeuropa, um die Verteidigungsfähigkeit der Nato-Mitgliedstaaten zu gewährleisten. Zudem kam es zu einer verstärkten militärischen Integration innerhalb des Bündnisses.
 
        Der Koreakrieg und die deutsche Wiederbewaffnung gingen mit einer weiteren Institutionalisierung der Nato-Strukturen einher, etwa über die Schaffung einer integrierten Kommandostruktur unter einem gemeinsamen Kommandeur, dem Supreme Allied Commander Europe (SACEUR) sowie der Einrichtung eines dauerhaften militärischen Hauptquartiers. Die Mitgliedstaaten entsandten nun Ständige Vertreter – die sogenannten „Nato-Botschafter“ – die den nationalen Delegationen im Nato-Hauptquartier bis heute vorstehen und die Interessen der einzelnen Mitgliedstaaten vertreten sollen.
 
        1956 führte die Suezkrise zum offenen Bruch zwischen den Bündnispartnern USA, dem Vereinigten Königreich und Frankreich, dessen Auswirkungen bis heute in der Nato spürbar sind. Während das Vereinigte Königreich versprach, niemals wieder von der Seite der USA abzuweichen, kam Frankreich zur Erkenntnis, dass es weder dem Vereinigten Königreich bedingungslos vertrauen noch sich uneingeschränkt auf die Vereinigten Staaten verlassen sollte.
 
        In den 1960er Jahren erfolgte eine Anpassung der US-amerikanischen Nuklearstrategie. Die Kubakrise hatte deutlich gemacht, wie rasch sich die Supermächte an den Abgrund eines nuklearen Kriegs bewegt hatten. Zudem erschienen Ausmaß und Risiko eines solchen Kriegs kaum mehr beherrschbar, da sich die Anzahl sowohl der Atomwaffen als auch der Atommächte seit 1945 drastisch erhöht hatte. Mit der Weiterentwicklung von Nuklearwaffen und dem Wunsch nach zugeschnittenen Reaktionsoptionen wurde von den USA das Konzept der „Flexible Response“ (flexible Reaktion) entwickelt. 1967 wurde dieses Konzept zur offiziellen Verteidigungsstrategie der Allianz. Diese sah vor, auf äußere Angriffe mit einer breiteren Palette von Optionen zu reagieren, einschließlich konventioneller Streitkräfte. Dazu wurde ein Stufenplan entwickelt, der eine verhältnismäßige Eskalation militärischer Gegenmaßnahmen umfasste. Gleichzeitig begannen Entspannungsbemühungen, um die Konflikte zwischen Ost und West abzubauen.
 
        In dieser Zeit kam es zu institutionellen Spannungen innerhalb des Bündnisses. Im Zuge des Vietnamkrieges erhöhten die USA den Druck auf Europa, sich militärisch auch außerhalb des Bündnisgebiets zu engagieren. Dem erteilten die politisch und wirtschaftlich wiedererstarkten Europäer eine deutliche Absage und forderten umgekehrt mehr Mitsprache und Beteiligung innerhalb der Nato. Im Falle Frankreichs kam es zum offenen Bruch mit der Allianz, als der französische Präsident Charles de Gaulle seine Streitkräfte 1966 aus den integrierten militärischen Strukturen der Nato abzog und seine Bündnispartner buchstäblich vor die Tür setzte: Das Nato-Hauptquartier musste von Paris nach Brüssel verlegt werden. Dennoch blieb Frankreich Mitglied und trat 2009 schließlich wieder in die Militärstruktur ein.
 
        Im Zuge dieser inneren Konsolidierung entwickelte sich die Nato von einem rein militärischen Bündnis zu einer politischen Institution. Die Allianz sollte künftig stärker demokratischen Prinzipien folgen und es ihren Mitgliedern ermöglichen, gemeinsam in Angelegenheiten der Verteidigung und Sicherheit zu beraten und zu kooperieren. Ziel war es, gemeinsame Herausforderungen künftig besser zu bewältigen, Vertrauen aufzubauen und Konflikte unter den Verbündeten zu vermeiden. Zugleich wurde die Integration der Streitkräfte vorangebracht. So gründete die Nato 1966 den Militärausschuss. Dieser bildet das höchste militärische Gremium und besteht aus den Stabschefs aller Mitgliedstaaten. Aufgabe des Militärausschusses ist es, Maßnahmen und Empfehlungen zur gemeinsamen Verteidigung des Bündnisgebiets zu erarbeiten. Zudem entstand 1968 die sogenannte Eurogroup der europäischen Verteidigungsminister der Nato, um die Verteidigungspolitik unter den westeuropäischen Mitgliedern besser zu koordinieren und gegenüber den USA eine gemeinsame Position vertreten zu können. Dies konnte jedoch den ersten und bislang einzigen bewaffneten Konflikt zwischen zwei Nato-Staaten nicht verhindern. 1974 kam es zu einer kriegerischen Auseinandersetzung zwischen den Nato-Partnern Türkei und Griechenland, als griechische Putschisten auf Zypern eine Angliederung der Insel an Griechenland anstrebten. Daraufhin besetzten türkische Truppen den hauptsächlich von der türkischstämmigen Minderheit bewohnten Nordteil der Insel. Die Nato musste dabei zusehen, wie die Vereinten Nationen in dem Konflikt erfolgreich vermittelten.
 
        Selbstfindungsphase: Vom regionalen Verteidigungsbündnis zum globalen Sicherheitsakteur
 
        Das Ende des Ost-West-Konflikts führte zu einer tiefgreifenden Umgestaltung der Nato. Das Wegfallen des gemeinsamen Feindbilds erzeugte eine Sinn- und Legitimitätskrise. Im Zuge dessen suchte die Nato nach neuen Aufgaben. Diese fand sie in Form ethnischer Konflikte und Bürgerkriege außerhalb des Bündnisgebiets, beispielsweise in Bosnien und Herzegowina. Das strategische Konzept wurde 1991 grundlegend überarbeitet, um den veränderten geopolitischen Bedingungen gerecht zu werden. Mit dem Zusammenbruch der Sowjetunion wurde das militärische Personal der Allianz praktisch halbiert. Die Nato öffnete sich zugleich für ehemalige Warschauer-Pakt-Staaten. Die Territorialverteidigung des Bündnisgebiets stand nun nicht länger im Vordergrund. Stattdessen konzentrierte sich das Bündnis auf Aufgaben des internationalen Krisenmanagements in asymmetrischen Konflikten unter dem Mandat der Vereinten Nationen. Hierzu wurde die Combined Joint Task Force (CJTF) entwickelt. Die CJTF ist eine multinationale Militäreinheit, die aus verschiedenen Teilstreitkräften und Nationen zusammengesetzt ist und gemeinsam an einer bestimmten militärischen Aufgabe oder Operation arbeitet.
 
        Dem gingen intensive Debatten innerhalb des Bündnisses voraus, ob die Nato überhaupt außerhalb ihres Bündnisgebiets militärisch intervenieren dürfe und solle. Letztlich beendeten die USA diese Debatte, indem sie die Europäer vor die Wahl stellten: Entweder würde die Nato sich den neuen geopolitischen Herausforderungen anpassen oder schlicht irrelevant werden – „Nato will go out of area or out of business“, wie es der US-amerikanische Senator Richard Lugar auf den Punkt brachte.13 Die Balkankriege der 1990er Jahre führten den Europäern in dramatischer Weise vor Augen, dass sie ohne die USA politisch und militärisch nicht in der Lage waren, einen bewaffneten Konflikt vor ihrer eigenen Haustür zu lösen. Der Kosovoeinsatz, der sogar ohne Mandat der Vereinten Nationen durchgeführt wurde, führte zu teils heftigen Kontroversen innerhalb des Bündnisses.
 
        Die Nato entwickelte sich nach dem Kosovokrieg weiter zu einem globalen sicherheitspolitischen Akteur. Das strategische Konzept von 1999 betonte die Notwendigkeit von globalen Partnerschaften und internationaler Zusammenarbeit. Die Allianz bildete Sicherheitskräfte im Irak aus, leistete logistische Unterstützung für die Mission der Afrikanischen Union in Darfur, koordinierte die Tsunami-Hilfsmaßnahmen in Indonesien und unterstützte 2005 die humanitäre Hilfe in Pakistan während eines schweren Erdbebens. Nach den Anschlägen vom 11. September 2001 und der erstmaligen Ausrufung des Bündnisfalls nach Artikel 5 richtete sich die Aufmerksamkeit dann verstärkt auf den Kampf gegen den transnationalen Terrorismus. Die Nato begann, ihre Fähigkeiten zur Terrorismusbekämpfung und zur Stärkung der Cybersicherheit auszubauen. Zudem kam es auf dem Nato-Gipfel in Prag 2002 zu einer Kommandoreform, bei der die Nato Response Force (NRF) und das Allied Command Transformation (ACT) eingerichtet wurden. Diese institutionelle Reform diente der militärischen Transformation der Organisation hin zu einem global agierenden Sicherheitsakteur und sollte sie in die Lage versetzen, rasch auf unterschiedliche Krisensituationen und Bedrohungen in der Welt zu reagieren. Die Bilanz fällt allerdings eher ernüchternd aus. In Afghanistan übernahm die Nato 2003 die Führung der internationalen Sicherheitsunterstützungsmission (ISAF). Der Afghanistaneinsatz war von einer Vielzahl komplexer Probleme geprägt, darunter eine unübersichtliche Konfliktlage, unzureichende Governance, mangelnde Integration von lokalem Wissen, die Gegenreaktion und der Aufstand lokaler Kräfte, zivile Opfer, Schwierigkeiten bei der zivil-militärischen Zusammenarbeit, regionale geopolitische Interessen sowie eine fehlende Exit-Strategie. Folglich endete er 2021 in einem Fiasko.
 
        Eine der größten Krisen in der Geschichte des Bündnisses löste 2003 der Irakkrieg aus, als die meisten Nato-Partner den USA ihre Unterstützung verweigerten. Die USA versammelten stattdessen eine „Koalition der Willigen“ außerhalb der Nato-Strukturen und marschierten im Irak ein. Dieser Alleingang der USA hat der Nato enorm geschadet und belastete die Beziehungen zwischen den Bündnispartnern auf Jahre hin. Die Europäer beklagten eine Instrumentalisierung der Nato durch die USA für eigene nationale Interessen und forderten mehr europäische Eigenständigkeit. Obwohl die USA dies im Sinne eines fairen Lastenausgleichs grundsätzlich begrüßten, fürchtete Washington eine Abkoppelung der Europäer im Bündnis. Mit dem „Berlin-Plus-Abkommen“ wurde dieser Konflikt beigelegt. Mit der Vereinbarung zwischen der Nato und der Europäischen Union (EU), wurde es der EU zudem ermöglicht, die militärischen Mittel und Fähigkeiten der Nato für ihre eigenen Krisenbewältigungsoperationen zu nutzen.
 
        Rückbesinnungsphase: Zurück in die Zukunft des Kalten Kriegs
 
        Mit der Annexion der Krim durch Russland 2014 erfolgte die dritte strategische Neuausrichtung der Nato. Seitdem steht die territoriale Verteidigung des Bündnisgebiets wieder im Zentrum. Doch die militärischen Fähigkeiten und die Infrastruktur der Nato entsprechen – von wenigen Ausnahmen abgesehen – nicht mehr der Kernaufgabe, einen konventionellen Krieg in Europa führen zu können. Die militärischen Fähigkeiten und die logistische Infrastruktur auf dem Niveau des Kalten Kriegs wurden seit den 1990er Jahren auf ein Minimum reduziert oder in einigen Fällen sogar aufgelöst. Die Nato hatte aufgehört, Infrastrukturinformationen über europäische Brücken, Straßen und Tunnel zu sammeln, die für den Truppentransport zum Schutz ihrer Ostgrenzen von entscheidender Bedeutung sind. Auf dem Nato-Gipfel in Wales 2014 beschlossen die Staats- und Regierungschefs daher einen sogenannten Readiness Action Plan (RAP), um den Schutz des Bündnisgebiets zu verstärken. Im Rahmen des RAP gründeten die Nato-Mitglieder eine Very High Readiness Joint Task Force (VJTF), bestehend aus Land-, Luft-, See- und Spezialeinsatzkräften, die im polnischen Szczecin stationiert ist. Die Einrichtung der sogenannten „Speerspitze“ der Nato führte schließlich zur rotierenden Stationierung sogenannter Nato-Battlegroups in allen drei baltischen Staaten sowie in Polen im Rahmen der Enhanced Forward Presence (EFP).
 
        Zudem beschlossen die Mitgliedstaaten verbindlich künftig zwei Prozent ihres Bruttoinlandsprodukts für militärische Verteidigung auszugeben. Doch die schleppende Umsetzung dieses Beschlusses sorgte für Sprengkraft innerhalb des Bündnisses. Auf dem Nato-Gipfel in Brüssel 2018 drohte US-Präsident Donald Trump unverhohlen mit dem Austritt der USA aus dem Bündnis. Schließlich erhöhten die USA aber ihre Militärpräsenz in Osteuropa und steigerten ihre finanziellen Investitionen in die Sicherheitsinfrastruktur europäischer Nato-Staaten, um künftig Truppenverlegungen innerhalb Europas sowie den Schutz der östlichen Außengrenzen zu verbessern. Die Nato baute hierfür zwei neue Kommandozentren auf, eines in Norfolk (USA) und eines im deutschen Ulm. Die Zentren sind das Resultat einer erhöhten Bedrohungswahrnehmung gegenüber Russland und sollen Truppen- und Materialtransporten dienen sowie sensible Infrastruktur wie Internet- und Kommunikationsverbindungen im Atlantik absichern. Dies geschah vor allem auf Druck der USA, entsprach aber auch dem Wunsch vieler östlicher Nato-Mitglieder.
 
        Insgesamt spiegelt die Geschichte der Nato eine institutionelle Anpassung an sich verändernde strategische Herausforderungen wider. Das Aufgabenspektrum hat sich stark erweitert. Von der ursprünglichen kollektiven Verteidigung bis hin zur Bewältigung globaler Herausforderungen wie Terrorismus. Diese Fähigkeit zur Anpassung an die veränderte sicherheitspolitische Umgebung ist es, was die Nato ausmacht und was es ihr ermöglicht hat, als Sicherheitsinstitution fortzubestehen. Dass diese Anpassung zu einem erheblichen Teil den nationalen Interessen der USA Rechnung trägt, kann angesichts der hegemonialen Machtstellung der USA innerhalb des Bündnisses kaum überraschen. Dennoch konnten sich auch die Europäer in strategischen Fragen durchsetzen und – wie im Fall des Irakkriegs – eine Vereinnahmung der Nato durch die USA verhindern. Zudem profitieren die Europäer nach wie vor von den US-amerikanischen Sicherheitsgarantien. Die Nato bleibt daher auf absehbare Zeit die wichtigste Konstante der europäischen und globalen Sicherheitsarchitektur.
 
        DIE SANIERUNG: AKTUELLE INSTITUTIONELLE HERAUSFORDERUNGEN
 
        Die jüngsten Entwicklungen, einschließlich der anhaltenden Spannungen mit Russland, haben die Nato veranlasst, ihr strategisches Konzept abermals zu überarbeiten. Das aktuelle strategische Konzept von 2022 legt fest, dass auch hybride Bedrohungen und Cyberangriffe sowie Angriffe im Weltraum gegen einen oder mehrere Mitgliedstaaten den Bündnisfall nach Artikel 5 auslösen können. Russland wird darin erstmals seit dem Kalten Krieg wieder als „direkte Bedrohung“ gesehen, China immerhin als „Herausforderung“ bezeichnet.14
 
        Die entscheidende Frage ist, ob die aktuelle Bedrohung durch Russland künftig eine ähnliche Bindungswirkung erzeugen kann wie seinerzeit die Bedrohung durch die Sowjetunion. Der russische Angriffskrieg gegen die Ukraine hat innere Spannungen lediglich überdeckt, diese aber nicht gelöst. Aktuell steht die Nato vor einer Reihe von strategischen Herausforderungen, die ihre institutionelle Rolle, ihre militärischen Fähigkeiten und ihre politische Zusammenarbeit maßgeblich beeinflussen werden.
 
        Erstens muss sich die Nato an die sich verändernden globalen Machtstrukturen anpassen, einschließlich des Aufstiegs Chinas. Deutlich wurde dies im Abschlussdokument des jüngsten Nato-Gipfels in Vilnius 2023: „Die erklärten Ambitionen und die repressive Politik der Volksrepublik China stellen unsere Interessen, unsere Sicherheit und unsere Werte infrage“.15 In Vilnius waren daher auch globale Partner in Asien wie Australien, Neuseeland, Südkorea und Japan zugegen. Was das jedoch strategisch für das Bündnis konkret bedeutet, darüber sind sich die Nato-Staaten bislang noch uneins: Wie würde die Allianz auf eine chinesische Invasion in Taiwan reagieren? Die unterschiedliche Interessenlage im Bündnis könnte künftig zu wachsenden Spannungen führen. Während bereits seit Langem einige Stimmen in den USA eine globale Erweiterung der Nato in den pazifischen Raum fordern, drängen insbesondere die mittel- und osteuropäischen Länder auf den Ausbau der Abschreckungsfähigkeit in Europa.
 
        Zweitens haben viele Mitgliedstaaten nach wie vor Schwierigkeiten, das gemeinsame Ziel der Verteidigungsausgaben von zwei Prozent des Bruttoinlandsprodukts zu erreichen, wie es im Rahmen des Bündnisses 2014 vereinbart wurde. Dies führt zu Spannungen innerhalb der Allianz und zur Forderung nach einer gerechteren Verteilung der finanziellen Lasten. Dies kann die Fähigkeit der Nato beeinträchtigen, angemessen auf äußere Bedrohungen zu reagieren. Dabei müssen es nicht zwingend höhere Verteidigungsausgaben sein. Über die stärkere Integration militärischer Beschaffung und Produktion sowie die nationale Spezialisierung militärischer Kapazitäten ließe sich viel Geld einsparen.
 
        Drittens muss die Nato ihren inneren Zusammenhalt bewahren. Zwar hat sie durch den russischen Angriffskrieg gegen die Ukraine wieder zu alter Stärke gefunden. Doch diese Stärke ist zerbrechlich, wie die türkische Blockade gegen den Nato-Beitritt Schwedens und Finnlands gezeigt hat. Zudem steckt den Nato-Verbündeten immer noch der Schock der Trump-Jahre in den Knochen. Dieser könnte sich wiederholen, denn Trump bewirbt sich gerade erneut um die US-Präsidentschaft. Darüber hinaus schwindet bereits jetzt der Rückhalt für die Unterstützung der Ukraine innerhalb der Republikanischen Partei im US-Kongress. Aber auch in einigen europäischen Mitgliedstaaten wie Polen, Ungarn und der Slowakei bröckelt der Rückhalt.
 
        Schließlich darf die berechtigte strategische Rückbesinnung auf die Verteidigung des Bündnisgebiets nicht dazu führen, dass die Nato andere strategische Herausforderungen vernachlässigt. Die Bedrohung durch terroristische Gruppen und Instabilität in Regionen wie dem Nahen Osten und Nordafrika erfordern eine koordinierte Antwort der Nato-Mitglieder. Die Auswirkungen des Klimawandels können geopolitische Spannungen erhöhen und humanitäre Krisen auslösen, was die Allianz dazu veranlassen sollte, diese Aspekte weiterhin – im Rahmen des bewährten 360-Grad-Ansatzes – in ihre strategische Planung einzubeziehen. Die Nato muss dabei sicherstellen, dass ihre Handlungen und Entscheidungen im Einklang mit den demokratischen Werten stehen, auf denen sie basiert.
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        PERSPEKTIVEN AUF DAS NATO-UKRAINE-VERHÄLTNIS
 
        EIN BALANCEAKT
 
        Matthias Dembinski
 
        Die Debatte über den Platz der Ukraine in der westlichen Sicherheitsarchitektur ist voll entbrannt. Kann sie Sicherheit nur durch eine Mitgliedschaft in der Nato erreichen? Was wären die Bedingungen für die Aufnahme? Oder bleiben nur andere Formen von Sicherheitsgarantien, wie sie beispielsweise die Mitglieder der Gruppe der Sieben (G7) in Aussicht stellen?01 Ich argumentiere im Folgenden, dass die Abwägung zwischen Sicherheitsgewinnen und Verstrickungsrisiken über den Ausgang der Debatte entscheidet.
 
        Die Beziehungen zwischen der Nato und der Ukraine haben sich zwar seit Unterzeichnung der gemeinsamen Charta 1997 stetig enger gestaltet, die Aufnahme in das Bündnis galt dennoch als Fernziel. Dies ändert sich mit dem Krieg. Geht es nach der Mehrheit der Bevölkerungen und Expertenstimmen in Deutschland und im transatlantischen Raum, ist der Ausgang der Debatte durch die Ereignisse längst entschieden.02 Die Ukraine verteidige nicht nur ihre eigene Freiheit, sondern ebenso die des Westens. Ohne glaubwürdige Sicherheitsgarantien könne eine abermalige russische Aggression nicht nur die Ukraine, sondern ebenso Nato-Staaten treffen. Weil sich die ukrainische Sicherheit am verlässlichsten durch eine Aufnahme in die Nato garantieren lasse, liege dieser Schritt im unmittelbaren Interesse der Allianz. Zudem gebe es eine moralische Verpflichtung. Seit der Pariser Charta von 1990 habe sich der Westen durchgängig zum Prinzip der gleichen Souveränität und freien Bündniswahl bekannt. Die Nato habe der Ukraine schon auf dem Gipfel von Bukarest 2008 die Aufnahme versprochen, freilich ohne einen Termin zu nennen. Das Einstehen der ukrainischen Bürgerinnen und Bürger gegen die russische Aggression, für die eigene Freiheit und die europäischen Prinzipien verpflichtet zur Aufnahme.
 
        ZWISCHEN SICHERHEITSGEWINNEN UND VERSTRICKUNGSRISIKEN
 
        So überzeugend das Argument auf den ersten Blick sein mag, so groß sind die Fragezeichen. Sie hängen zusammen mit der ambivalenten Interessenlage der Nato-Mitglieder und den unsicheren Rahmenbedingungen, die über den Weg der Ukraine in die Allianz entscheiden. Die Interessenlage haben US-Präsident Biden, Bundeskanzler Scholz und andere westliche Staats- und Regierungschefs seit dem 24. Februar 2022 wiederholt klar gemacht.03 Sie werden die Ukraine solange wie nötig auch militärisch unterstützen, gleichzeitig aber sicherstellen, nicht in einen Krieg mit dem nuklear bewaffneten Russland hineingezogen zu werden. Es geht also um die Abwägung zwischen Sicherheitsgewinnen durch einen Beitritt der Ukraine zur Nato und damit zusammenhängenden Risiken der Verstrickung in den laufenden oder einen möglichen künftigen Krieg.
 
        Diese Ambivalenz erklärt die Beschlüsse des Nato-Gipfels in Vilnius im Juli 2023. Zwar fand das Werben der ukrainischen Regierung für einen Beginn der Beitrittsverhandlungen noch vor einem Ende des Kriegs Unterstützung bei vielen osteuropäischen und einigen westlichen Nato-Mitgliedern.04 Letztlich ging die Allianz aber nicht über den Beschluss des Gipfels von Bukarest 2008 hinaus. Sie wiederholte die Zusage einer Aufnahme der Ukraine, ohne den Weg zeitlich zu konkretisieren. Auch das Zugeständnis, dass kein „Membership Action Plan“ (MAP) nötig ist – eine Art begleitete Vorbereitung auf den Beitritt – blieb halbherzig. Denn die Nato besteht auf einen analogen Mechanismus. Sie wird im Rahmen eines „Annual National Programme“ nicht nur Fortschritte der ukrainischen Streitkräfte in Richtung Interoperabilität laufend überprüfen (die Fähigkeit verschiedener Systeme, zusammenzuarbeiten), sondern auch den Stand der Demokratie und Reformen des Sicherheitssektors. Substanziell neu ist lediglich die Einrichtung eines Nato-Ukraine-Rates, mit dem Kyjiw eine institutionelle Plattform für sein Werben um Mitgliedschaft erhält. Die Mitgliedschaft der Ukraine bleibt also auf der Tagesordnung.
 
        Dass die Aufnahme neuer Mitglieder zur Abwägung zwischen Sicherheitsgewinnen und Verstrickungsrisiken zwingt, ist wenig überraschend und von der klassischen Allianztheorie unter dem Stichwort des Dilemmas zwischen entrapment und abandonment diskutiert worden.05 Im Fall der Ukraine wären die Verstrickungsrisiken aber besonders groß. Ihre Aufnahme in die Nato stünde nicht in der Linie der bisherigen Erweiterungen. Die Aufnahme der mittel- und südosteuropäischen Länder ab 1999 sollte den Prozess der demokratischen Transformation absichern. Daher standen nicht Fragen der militärischen Sicherheit, Abschreckung und Verteidigungsfähigkeit im Zentrum des MAP, sondern demokratische Reformen und die zivile Kontrolle des Militärs. Zentral war zudem ein weiteres Beitrittskriterium, nämlich die Bereitschaft der Kandidatenländer, Konflikte mit Dritten im Vorfeld des Beitritts friedlich zu lösen. Die Vernachlässigung der Abschreckung und militärischen Sicherheit schlugen sich bis 2014 in einer paradoxen Doppelentwicklung nieder: Die Nato rückte immer näher an Russland heran und baute gleichzeitig die Strukturen der kollektiven Verteidigung immer weiter ab. Auch die Aufnahme Finnlands und potenziell Schwedens ist deutlich weniger risikobehaftet. Dort werden die Grenzen von Russland nicht infrage gestellt; die Verbündeten werden dort voraussichtlich keine Kampftruppen stationieren.
 
        In Vilnius sprach die Abwägung zwischen Sicherheitsgewinnen und Verstrickungsrisiken aus Sicht vieler Nato-Mitglieder für Zurückhaltung. Die Risiken schließen eine Aufnahme der Ukraine vor Ende des Kriegs kategorisch aus. Der zeitnahe Beginn von Beitrittsverhandlungen würde zwar den Westen nicht unmittelbar zur militärischen Unterstützung verpflichten. Gleichzeitig würde er der Ukraine aber auch nicht helfen. Stattdessen könnte er Putins Narrativ innenpolitisch Glaubwürdigkeit verleihen, Russland führe einen Abwehrkampf gegen Versuche des Westens, das Land als Großmacht auszuschalten. Weil unklar ist, wie die politische und militärische Lage und damit das Risiko einer Verwicklung nach dem Ende des Kriegs aussehen wird, wollte eine Mehrheit der Nato-Mitglieder in Vilnius vorzeitige Festlegungen vermeiden.
 
        UNSICHERE RAHMENBEDINGUNGEN
 
        Damit komme ich zu den Rahmenbedingungen der Aufnahme. Das künftige Engagement des Westens ist sicherlich eine Bedingung. Sie hängt nicht nur vom parteipolitischen Streit und dem Ausgang der Präsidentschaftswahl 2024 in den USA ab, sondern ebenso von politischen Konstellationen in europäischen Nato-Ländern. Die Vorbehalte Ungarns und der linkspopulistischen Wahlsieger in der Slowakei sowie der polnisch-ukrainische Streit um Getreidelieferungen unterstreichen, wie brüchig die Bereitschaft zur dauerhaften Unterstützung und zur Aufnahme der Ukraine in die Allianz ist. Eine andere Rahmenbedingung setzt der Ausgang des Kriegs. Auch wenn Prognosen unsicher sind und selbst ein Zusammenbruch der russischen Armee nicht auszuschließen ist, sind – Stand heute – zwei Szenarien eher unwahrscheinlich: ein russischer Sieg ebenso wie ein militärischer Sieg der Ukraine, der Moskau zur Anerkennung von Selenskyjs Friedensplan zwingen würde. Wahrscheinlicher erscheinen zwei andere Szenarien: Endet der Krieg mit einem politischen Kompromiss ähnlich dem, der im März 2022 in Istanbul diskutiert wurde, könnte die ukrainische Regierung als Gegenleistung für einen Rückzug Russlands aus den besetzten Gebieten einen Verzicht auf die Nato-Mitgliedschaft anbieten.06 Dann griffen nur bilaterale Sicherheitsgarantien wie sie die G7-Staaten in Form einer dauerhaften militärischen und wirtschaftlichen Unterstützung der Ukraine anbieten. Endet der Krieg wie in Korea 1953 mit einem Waffenstillstand, wäre die Ukraine geteilt, die Grenze umstritten, Russland ein potenzieller und gefährlicher Aggressor und die Ukraine vermutlich eine revisionistische Macht, die das Schicksal ihrer Mitbürgerinnen und Mitbürger in den besetzten Gebieten im Blick haben und auf Überwindung der Teilung drängen würde.
 
        Lässt sich unter diesen Voraussetzungen das Interesse an Sicherheit durch einen ukrainischen Nato-Beitritt überhaupt in Einklang bringen mit dem Interesse der Altmitglieder, die Verwicklung in einen möglichen künftigen Krieg zu vermeiden? Und wie könnte die Erweiterung so organisiert werden, dass sie die Sicherheit und Stabilität in der Region erhöht?
 
        PARALLELEN ZUM DEUTSCHEN NATO-BEITRITT
 
        Wie erwähnt, ließe die Beschlusslage der Allianz die Aufnahme einer geteilten und in Konflikte mit Russland verwickelten Ukraine nicht zu. Freilich könnte sich die Allianz über die eigenen Beschlüsse hinwegsetzen. Das oft diskutierte Vorbild hierfür wäre die Aufnahme des geteilten Deutschlands 1955.
 
        Tatsächlich lassen sich aus den Umständen des Nato-Beitritts der Bundesrepublik Deutschland Schlüsse für den möglichen Beitritt der Ukraine ziehen. Eine erste Gemeinsamkeit betrifft die geopolitische Brisanz. Der Verzicht auf die Neutralität Deutschlands damals und die Auflösung der Pufferzone heute hatten und hätten den gleichen Effekt: Nato und Sowjetunion damals beziehungsweise Russland heute standen und stünden sich in der Zentralregion der Konfrontation direkt gegenüber. Vermutlich würde sich Russland hier einerseits besonders bedroht fühlen, könnte andererseits weiterhin versuchen, Kontrolle über die Ukraine zu erlangen. Mit defensiver oder offensiver Absicht: Russland wird hier militärische Kräfte konzentrieren. Die zweite Gemeinsamkeit besteht im provisorischen und umstrittenen Status der Grenze und der Gefahr permanenter Grenzverletzungen mit erheblichem Eskalationspotenzial. In den 1950er Jahren reduzierten die Alliierten das mit der Aufnahme Westdeutschlands dramatisch erhöhte Risiko der Verstrickung mithilfe einer Doppelstrategie: Sie kontrollierten das neue Mitglied, und sie maximierten die Abschreckung. Sie verpflichteten Westdeutschland auf der Londoner Konferenz 1954 zu der Zusage, niemals militärische Gewalt einzusetzen, um das Ziel der Wiedervereinigung zu erreichen oder die bestehende Grenzziehung anzutasten.07 Materiell unterlegt war diese Zusage durch die Unterstellung der westdeutschen Streitkräfte unter die Kontrolle des Oberbefehlshabers der Nato (Supreme Allied Commander Europe, SACEUR). Zugleich stationierten die Alliierten Truppen sowie Atomwaffen an der Grenze. Damit nahmen sie zwar das hohe Risiko der Verstrickung im Fall eines Kriegs in Kauf, reduzierten aber die Kriegsgefahr.
 
        Ob heute im Fall einer Beendigung des Kriegs durch einen Waffenstillstand ähnliche Arrangements möglich sind oder wie funktionale Äquivalente aussehen könnten, ist noch kaum angedacht. Damit die ukrainische Nato-Mitgliedschaft nicht ein Fernziel bleibt, müssten die Ukraine und die Allianz Sicherheitsgewinne und Verstrickungsrisiken ausbalancieren. Wird die Ukraine ähnliche Verpflichtungen wie Deutschland in den 1950er Jahren zusagen, um so aus Sicht der Bündnispartner das Risiko der Verstrickung zu begrenzen? Und welche Verpflichtungen in Form der Stationierung von Truppen, Ausrüstungen und nuklearer Abschreckung würden die Bündnispartner eingehen, um Sicherheit zu gewähren? Die Antworten würden den Weg der Ukraine in die Nato erleichtern.
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          UNTERSTÜTZUNG BEIBEHALTEN ANSTATT ABWARTEN!
 
          Wojciech Michnik
 
          Es ist kein leichtes Unterfangen, die Zukunft der Beziehungen zwischen der Nato und der Ukraine zu skizzieren, denn diese Zukunft hängt von vielen Faktoren ab – vom inneren Zusammenhalt der Nato und ihren Unterstützungsmöglichkeiten für die Ukraine, von der ukrainischen Strategie Russland gegenüber, insbesondere während des Kriegs, und nicht zuletzt vom Ausgang des Kriegs selbst. Die Analyse der künftigen Beziehungen zwischen der Nato und der Ukraine, wie sie hier vorgelegt wird, beschränkt sich auf einen kurzen Zeitrahmen von zwei bis fünf Jahren. Dabei werden zwei miteinander verknüpfte Perspektiven dargestellt: Erstens die in der Nato vorherrschende Sichtweise und zweitens die regionale Perspektive der mittel- und osteuropäischen Nato-Mitgliedstaaten.
 
          VERTIEFUNG DER PARTNERSCHAFT
 
          Insbesondere während des Nato-Gipfels in Vilnius im Juli 2023 ließ sich ein Vorgeschmack auf die künftige Dynamik der Beziehungen zwischen der Nato und der Ukraine erahnen. Die ukrainischen Erwartungen stellten sich als weitaus höher heraus, als das Bündnis angenommen hatte. Es kam zu einem kurzfristigen Streit zwischen der Nato und der Ukraine über den Zeitplan und die Einzelheiten der künftigen Nato-Mitgliedschaft der Ukraine. Diese Meinungsverschiedenheit sollte jedoch nicht über eine wichtige Errungenschaft hinwegtäuschen, die für eine Vertiefung der Partnerschaft zwischen Nato und Ukraine steht und eine Mitgliedschaft Kyjiws im Bündnis wahrscheinlicher macht als je zuvor: Der Nato-Ukraine-Rat wurde ins Leben gerufen. Eine Stärkung erfuhren die Beziehungen außerdem dadurch, dass die Einladung an die Ukraine, dem Bündnis beizutreten, erneut bekräftigt wurde. Der Rat dient künftig als wichtige Plattform für Konsultationen, Entscheidungsfindung und Krisensitzungen zwischen den beiden Partnern.01 Die Frage der Zusammenarbeit der Nato mit der Ukraine und der Unterstützung Kyjiws durch das Bündnis im laufenden Krieg wird wahrscheinlich das zentrale Thema der Beziehungen sein, solange der Krieg andauert. Dem neu eingerichteten Rat scheint in diesem Zusammenhang große Bedeutung zuzukommen, da er als zuverlässige Plattform für die Förderung der Zusammenarbeit gedacht ist. In diesem Format kann die Zusammenarbeit zwischen der Ukraine und dem Bündnis zu echter Intensität kommen, vorausgesetzt natürlich, dass auf beiden Seiten der Wille zur Zusammenarbeit und das Verständnis für die Rolle und die Bedürfnisse des Rats vorhanden sind. Mit der Einrichtung des Rats erweitert die Ukraine ihre Möglichkeiten, die Nato in Sicherheitsfragen zu konsultieren, und sie kann sich besser mit dem Bündnis abstimmen und koordinieren.02
 
          Auch wenn der Nato-Gipfel in Vilnius die ukrainische Seite nicht zufriedengestellt haben mag, so darf das Ergebnis insbesondere auf kurze Sicht doch als Meilenstein gelten. Im Januar 2022 wäre eine enge Zusammenarbeit zwischen der Nato und der Ukraine noch undenkbar gewesen.03 Es gehört zur Ironie der Geschichte, dass die Einleitung der „militärischen Spezialoperation“ gegen die Ukraine am 24. Februar 2022 von Präsident Wladimir Putin offiziell unter anderem mit dem Versuch der Ukraine begründet wurde, sich den westlichen Institutionen, der Europäischen Union und der Nato anzunähern. Mit dem Einmarsch in die Ukraine und der Entfesselung eines ausgedehnten Kriegs beschleunigte Russland ausgerechnet diesen Prozess.04 Viele ihrer westlichen Verbündeten sind mit der Ukraine der Ansicht, dass sie ihren Platz in der Nato militärisch und moralisch verdient hat. In der Tat scheint die Mitgliedschaft im Bündnis, auch wenn sie keineswegs unmittelbar bevorsteht, greifbarer zu sein, als sie es noch vor Februar 2022 gewesen ist. Zur Enttäuschung der ukrainischen Regierungsvertreter wurde auf dem Nato-Gipfel in Vilnius jedoch kein klarer Zeitplan für den ukrainischen Beitritt festgelegt. Wie der politische Beobachter Stephen Sestanovich treffend feststellte, war das Bündnis nicht bereit, „die ukrainische Mitgliedschaft von einem Ziel in eine Realität zu verwandeln. (…) Deshalb wird sich der Erfolg des kommenden Gipfels daran messen lassen müssen, ob die Nato ihrer ständig wachsenden Unterstützung für die Ukraine genug Gewicht geben kann, um es sowohl dem Bündnis als auch Kyjiw zu ermöglichen, diesen Schritt als einen echten Meilenstein auf dem Weg zu einer dauerhaften Partnerschaft wahrzunehmen.“05
 
          DIE SICHTWEISE DER ÖSTLICHEN STAATEN
 
          Der russische Krieg in der Ukraine, der mit der Invasion und Annexion der Krim 2014 begann, veränderte die geopolitische Lage in Europa und die regionale Sicherheitslage grundlegend. In der Folge des Kriegs wurden die Sicherheitsbedrohungen in Mittel- und Osteuropa neu bewertet, was dementsprechende Reaktionen Russlands nach sich zog. Dies ist der Hintergrund, vor dem viele mittel- und osteuropäische Nato-Mitgliedstaaten, zum Beispiel die baltischen Staaten, Polen und Rumänien, die gegenwärtige internationale Politik beobachten, einschließlich möglicher Beziehungen zwischen der Nato und der Ukraine. Ihre politischen Maßnahmen und Reaktionen auf die russische Aggression sind nicht nur von der bestehenden regionalen Architektur beeinflusst, sondern zudem von ihrer jeweiligen „durchwachsenen“ Geschichte mit Russland.06
 
          Für die mittel- und osteuropäischen Nato-Mitgliedstaaten ist die Ukraine nicht nur ein Land, das am Rande Europas einen Unabhängigkeitskrieg führt, sondern auch eines, das sich den imperialen Ambitionen Russlands entgegenstellt, die leicht über die Ukraine selbst hinausgehen könnten. Aus der mittel- und osteuropäischen Perspektive heraus kann es ohne eine souveräne und unabhängige Ukraine keinen dauerhaften Frieden in Europa geben. Zu dieser Wahrnehmung trägt bei, dass es unterschiedliche Ansichten über das Ausmaß der Sicherheitsbedrohung gibt. In Polen und den benachbarten Frontstaaten geht man davon aus, dass die von Russland ausgehende Bedrohung in absehbarer Zeit nicht abnehmen wird. Führende Politiker in der Region haben immer wieder die Befürchtung geäußert, dass Putins Expansionsbestrebungen irgendwann auch sie treffen könnten. „Solange Putin an der Macht ist“ sagt die einflussreiche polnische Sicherheitsexpertin Justyna Gotkowska, „sehen wir selbst in einer Waffenruhe in der Ukraine immer nur eine Kampfpause und keine Einigung.“07
 
          Diese in der Region weit verbreitete Perspektive wird mit größter Wahrscheinlichkeit die Art und Weise prägen, wie sich diese Staaten die Beziehungen zwischen Nato und Ukraine vorstellen. Zunächst einmal werden die Nato-Frontstaaten engere Beziehungen zwischen der Nato und der Ukraine, einschließlich einer Vollmitgliedschaft Kyjiws im Bündnis, besonders vehement unterstützen. Selbst wenn eine Mitgliedschaft der Ukraine in absehbarer Zukunft, zumindest solange der Krieg andauert, nicht möglich ist, werden sich die Frontstaaten für eine vielseitige Unterstützung der Ukraine durch die Nato einsetzen. Für diese Staaten ist die Fähigkeit der Ukraine, sich gegen russische Aggressionen zu verteidigen, unmittelbar mit ihrer eigenen Verteidigungs- und Sicherheitspolitik zur Abschreckung Russlands verbunden. Diese Betrachtungsweise und dieser Ansatz werden keineswegs von allen Nato-Mitgliedstaaten geteilt. Es ist daher anzunehmen, dass dies in naher Zukunft zu Spaltungen und Streitigkeiten innerhalb des Bündnisses führen wird. Darüber hinaus gibt es selbst bei den treuesten Verbündeten der Ukraine in der Nato, wie etwa Polen, gewisse Anzeichen von „Kriegsmüdigkeit“, da sich innenpolitische Fragen gelegentlich gegen die bedingungslose Unterstützung der Ukraine durchsetzen. Der jüngste polnisch-ukrainische Streit über Getreide brachte dies deutlich zum Vorschein.08 Manche Streitpunkte und Probleme zwischen der Ukraine und ihren regionalen Partnern werden sicherlich erneut aufbrechen. Man kann sogar davon ausgehen, dass die Gräben zwischen der Ukraine und anderen mittel- und osteuropäischen Ländern umso tiefer werden, je länger der Krieg andauert. Und so sehr diese Risse und Probleme auch bereits laufende Diskussionen innerhalb der Nato oder der Europäischen Union beeinflussen mögen, ist es doch von immenser Bedeutung, dass sie in den Beziehungen zwischen der Nato und der Ukraine nicht überhandnehmen. Ein Zerwürfnis zwischen der Ukraine und ihren Nachbarstaaten würde die Position der Ukraine gegenüber der Nato definitiv schwächen und sich in der Folge negativ auf die euro-atlantische Sicherheit auswirken.
 
          Unabhängig davon, ob man eine Nato-Mitgliedschaft der Ukraine befürwortet oder nicht, lässt sich kaum ein anderes Verteidigungsbündnis in der Welt finden, das seine Mitgliedstaaten so erfolgreich vor ausländischen Angriffen geschützt hat. Die Nato bleibt auf lange Sicht die einzig brauchbare Sicherheitsorganisation im euro-atlantischen Raum, die in der Lage ist, der Ukraine soliden Schutz zu bieten. Von nur bilateralen Sicherheitsvereinbarungen einmal abgesehen ist die Nato daher wohl die einzige Sicherheitsoption für die Ukraine. Diese Tatsache scheint sowohl in Kyjiw als auch in den Nato-Frontstaaten gut verstanden worden zu sein. Die Frage ist: Wird diese Realität im gesamten Westen verstanden und akzeptiert werden?
 
          SCHLUSSFOLGERUNGEN
 
          In Bezug auf die Zukunft der Beziehungen zwischen der Nato und der Ukraine wird man, sobald eine grundlegende gemeinsame Sicherheitsagenda festgelegt ist, kurzfristig mehr von Kontinuität denn von Veränderung sprechen. Der außenpolitische Kurs der Ukraine wird sich wahrscheinlich kaum ändern. Gleiches gilt für die Nato. Das Bündnis versteht die geopolitische Bedeutung der Ukraine, denn eine unabhängige und souveräne Ukraine bleibt ein Schlüsselfaktor für die euro-atlantische Sicherheit. Aus demselben Grund wird jedoch auch die Haltung Russlands dieselbe bleiben, da Russland davon ausgeht, dass die Aufnahme der Ukraine in die Nato den Versuchen Moskaus, die Ukraine zu kontrollieren und zu unterwerfen, ein Ende setzen würde. Da die Beendigung des Kriegs eine Voraussetzung für den Beitritt der Ukraine zum Bündnis ist, sollten beide Seiten ihre Beziehungen auch unabhängig von den Aussichten auf eine ukrainische Nato-Mitgliedschaft betrachten. In einem kürzlich erschienenen Artikel in „The Economist“ wird zurecht davor gewarnt, dass zu viele Gespräche über die Ukraine von einem „Ende des Kriegs“ abhängig gemacht würden: „Betet für einen schnellen Sieg, aber rüstet euch für einen langen Kampf – und eine Ukraine, die trotzdem überleben und gedeihen kann.“09
 
          Mit Blick auf die Zukunft sollten sich das Bündnis und seine Mitgliedstaaten nicht zu sehr auf den Zeitpunkt und die Bedingungen für den Beitritt der Ukraine zur Nato konzentrieren, sondern vielmehr auf die Aufrechterhaltung der unerschütterlichen Unterstützung für eine unabhängige Ukraine. Es ist wenig sinnvoll, in Dauerschleifen das ohnehin offensichtliche Diktum zu wiederholen, die Ukraine könne der Nato erst nach Beendigung des Kriegs beitreten; die Verknüpfung der Mitgliedschaft der Ukraine mit dem Ende der Feindseligkeiten „erhöht möglicherweise die russischen Anreize zur Fortsetzung des Kriegs“.10 Wenn man die derzeitige russische Strategie richtig liest, führt Moskau einen Zermürbungskrieg und setzt möglicherweise darauf, dass die Ukraine früher oder später nicht mehr die Kosten des Kriegs tragen kann und die westlichen Partner die Geduld verlieren und ihre Unterstützung für die Ukraine einschränken. Diese vertrackte Situation wirft eine zwingende Frage auf, die nur wenige im Westen zu beantworten bereit sind: Ist die Ukraine in der Lage, den Krieg zu ihren Bedingungen zu beenden, indem sie allein kämpft, nur ausgestattet mit militärischer Ausrüstung aus dem Westen, während der Rest Europas am Rande steht und zusieht? Unabhängig davon, welche Antwort man auf diese Frage findet, lässt sich aus den komplexen Zusammenhängen des laufenden Kriegs herauslesen, dass die Zukunft der Beziehungen zwischen Nato und Ukraine auf kurze wie auf lange Sicht weniger davon abhängt, was nach Kriegsende passiert, sondern vielmehr davon, wie der Krieg überhaupt ausgeht.
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          AUF DEM WEG ZUR MITGLIEDSCHAFT?
 
          Olena Halushka · Iryna Krasnoshtan
 
          Seit Jahrzehnten setzt Russland in seiner Außenpolitik auf Einschüchterung, Erpressung und Krieg. Weder die wachsende wirtschaftliche Verflechtung mit Europa noch der Versuch einer diplomatischen Annäherung oder Appeasement-Politik haben dazu geführt, dass Russland zu einem friedlichen oder demokratischen Partner wurde. Im Gegenteil: Dass Russland nicht für seine Kriege zur Verantwortung gezogen wurde, etwa gegen Georgien 2008 oder die Ukraine 2014, hat den Weg zum Überfall auf die Ukraine im Februar 2022 geebnet. Angesichts des aktuellen russischen Angriffskriegs auf die Ukraine, dem größten seit dem Zweiten Weltkrieg, steht die Welt am Scheideweg. Entweder wird die internationale Ordnung wiederhergestellt, indem der Aggressor gestoppt und zur Rechenschaft gezogen wird. Oder die Praxis des vorherigen Jahrhunderts, die Grenzen unabhängiger Staaten mit Gewalt zu verschieben, wird zur neuen Normalität.
 
          Die Wiederherstellung eines nachhaltigen Friedens in Europa erfordert eine politische Neuausrichtung, da sich die bisherige Politik als ineffektiv erwiesen hat. Dazu gehört auch, sich über das De-facto-Vetorecht Russlands hinsichtlich einer Nato-Erweiterung hinwegzusetzen, das Russland nicht von einem Krieg abgeschreckt, sondern sogar dazu ermutigt hat. Die Aufnahme der Ukraine in die Nato war zu lange der politischen Maßgabe unterworfen, eine Provokation Russlands zu vermeiden, wodurch Ukraine wie Nato um ein für beide Seiten vorteilhaftes Bündnis gebracht wurden.
 
          NEUTRALITÄT UND APPEASEMENT ERMUTIGEN AGGRESSOREN
 
          Der Aufbau guter, belastbarer Beziehungen erfordert Anstrengungen auf beiden Seiten. Daran fehlte es vor der russischen Besetzung der Krim 2014 sowohl bei der Ukraine als auch der Nato. Die Schritte der Ukraine in Richtung Nato wurden im eigenen Land durch massive russische Propaganda untergraben. Gleichzeitig konzentrierten sich die Nato-Mitgliedstaaten auf die Einbindung der mitteleuropäischen und baltischen Staaten, wodurch die Ukraine an den Rand gedrängt wurde. Außerdem räumte man der Haltung Russlands Priorität ein.
 
          Nach dem Zusammenbruch der Sowjetunion musste die unabhängig gewordene Ukraine ihren Platz im internationalen Sicherheitsgefüge finden. Einerseits suchte sie nach externen Sicherheitsgarantien, zu denen auch die Mitgliedschaft in verschiedenen Bündnissen und Organisationen gehörte. Auf Druck der USA und Russlands verpflichtete sich die Ukraine 1994, auf ihr Atomwaffenarsenal, das drittgrößte weltweit, zu verzichten.01 Andererseits war sie durch die in der Unabhängigkeitserklärung von 1990 verankerte Absicht, ein neutrales Land zu werden, politisch eingeschränkt,02 auch wenn in der ukrainischen Verfassung von 1996 von Neutralität nicht mehr die Rede ist.
 
          Russland zögerte, die unabhängige Ukraine ziehen zu lassen. Für Spannungen sorgten etwa der Status der Krim und des Flottenstützpunkts Sewastopol, die Aufteilung der Schwarzmeerflotte und der Verlauf der Grenzen. Schon damals nutzte Russland politische und wirtschaftliche Druckmittel, Drohungen und Desinformation gegen die Ukraine.
 
          1992 begann die Ukraine mit der Nato zusammenzuarbeiten. 1994 trat sie der Partnerschaft für den Frieden bei, 1997 wurde die Nato-Ukraine-Charta unterzeichnet.03 2002 gab Präsident Kutschma offiziell die Absichten der Ukraine bekannt, die Mitgliedschaft in der Nato anzustreben. 2004 hieß es dann allerdings nur noch, man bemühe sich um eine intensive Zusammenarbeit mit der Allianz.
 
          Innenpolitisch wurde die ukrainische Gesellschaft durch eine aggressive Anti-Nato-Propaganda einer regelrechten Gehirnwäsche unterzogen. Ängste aus der Zeit nach dem Kalten Krieg wurden geschürt, zudem litt das Image der Nato unter den Attacken von Politikern wie Natalia Vitrenko oder Viktor Janukowitsch, die in russischer Abhängigkeit standen. 2006 kündigte die Kommunistische Partei die Bildung einer „Anti-Nato-Fraktion“ im Parlament an, und die Partei von Viktor Medwedtschuk drängte auf ein Referendum. Die ukrainische Regierung tat wenig, um den Nutzen einer Nato-Mitgliedschaft zu vermitteln.
 
          Die Nato wiederum konzentrierte sich in jener Zeit in erster Linie darauf, eine kalkulierbare Partnerschaft zu Russland aufzubauen. 2002 wurde der Nato-Russland-Rat eingerichtet,04 der als Forum für Konsultationen, Zusammenarbeit und eine gemeinsame Entscheidungsfindung dienen sollte und in dem Russland einen gleichberechtigten Sitz erhielt. Der Ukraine wurde dieser Status dagegen erst auf dem jüngsten Nato-Gipfel in Vilnius eingeräumt.
 
          Beim Nato-Gipfel 2008 in Bukarest blockierten die deutsche und die französische Regierung einen gemeinsamen Antrag des ukrainischen Präsidenten Juschtschenko, der Ministerpräsidentin Timoschenko und des Parlamentspräsidenten Jazenjuk für eine Aufnahme der Ukraine in den „Membership Action Plan“ (MAP). Die Bündnispartner einigten sich schließlich nur auf die vage Formulierung, die Ukraine werde in Zukunft Mitglied des Bündnisses werden und der MAP sei der nächste Schritt auf dem Weg dorthin. In den folgenden Jahren hielt die Nato ihre Zusage jedoch nicht ein und schuf damit einen fruchtbaren Boden für die wachsende Skepsis gegenüber der Allianz in der Ukraine.
 
          Darüber hinaus wurde der russische Einmarsch in Georgien 2008 vom Westen weitgehend fehlinterpretiert. Danach verstärkten sich dort die Bedenken, eine Annäherung an Georgien und auch an die Ukraine voranzutreiben, und man suchte nach Möglichkeiten, die Beziehungen zu Russland neu zu gestalten. Dazu gehörten der „Reset“ der US-Regierung unter Obama 2009 sowie das strategische Konzept der Nato von 2010,05 mit dem das Bündnis eine echte Partnerschaft mit Russland anstrebte. Man sprach sogar von einem gemeinsamen Raketenabwehrschild unter einem „Sicherheitsdach“ von Vancouver bis Wladiwostok.06 Doch die Versuche, das ohnehin schon aggressive Verhalten Russlands zu beschwichtigen, haben das Land nur in seinem Kurs bestärkt.
 
          Die westlichen Partner verkannten den strategischen Wert der Ukraine und zogen es vor, das russische De-facto-Veto gegen die Nato-Erweiterung zu akzeptieren. Der Ukraine ein positives Bild von der Nato zu vermitteln und sie bei der demokratischen Umgestaltung zu unterstützen, hatte für den Westen keine Priorität. So verfestigte sich in der ukrainischen Bevölkerung die Vorstellung, Blockfreiheit sei ein Garant für Sicherheit. Daher gab es 2010 auch keinen großen Aufschrei in der ukrainischen Gesellschaft, als das Parlament während der Präsidentschaft Janukowitschs ein Gesetz verabschiedete, das den blockfreien Status der Ukraine festlegte.
 
          Im Februar 2014 annektierte Russland dann die Krim, trotz der Neutralität der Ukraine und der geringen Unterstützung der Bevölkerung für einen Nato-Beitritt. Die sowohl von der Nato als auch von der Ukraine verfolgte Politik der Nichtprovokation und Beschwichtigung Russlands war damit auf ganzer Linie gescheitert.
 
          DER RUSSISCHE KRIEG GEGEN DIE UKRAINE
 
          Die Jahre 2014 bis 2022 markierten eine neue Ära der Zusammenarbeit zwischen der Ukraine und der Nato, die jedoch noch nicht zu einer echten Einbindung geführt hat.
 
          Die öffentliche Meinung in der Ukraine hat sich aufgrund der militärischen Aggression Russlands verändert. Die Befürwortung einer Nato-Mitgliedschaft stieg 2014 im Vergleich zu 2013 von 18 Prozent auf 47,8 Prozent. Durch den Angriff auf die gesamte Ukraine 2022 erreichte dieser Wert sogar 83 Prozent.
 
          Die Majdan-Proteste 2013 und 2014 („Revolution der Würde“) haben das Bewusstsein für Gerechtigkeit und Demokratisierung geschärft. Die Ukraine hat eine ehrgeizige Reformagenda auf den Weg gebracht, die unter anderem darauf abzielt, Korruption zu bekämpfen, Transparenz zu gewährleisten, den öffentlichen Dienst zu entschlacken und das Justiz- und Bankensystem zu reformieren. Im Februar 2019 beschloss das Parlament, die Integration der Ukraine in den Europäischen- und den Euro-Atlantischen Raum in der Verfassung zu verankern.
 
          Die Nato hat ihre Unterstützung für die Ukraine durch ein umfassendes Hilfspaket (Comprehensive Assistance Package, CAP), mehrere Treuhandfonds und Initiativen zum Kapazitätsaufbau erheblich verstärkt.07 2015 wurde die Präsenz der Nato durch die Eröffnung einer Vertretung auf dem Territorium der Ukraine aufgewertet.
 
          Die Ukraine verfügte also über einen Plan für die militärische Zusammenarbeit mit der Nato, dazu kamen bilaterale Ausbildungsvereinbarungen mit den USA, dem Vereinigten Königreich, mit Kanada und Litauen. Sie nahm regelmäßig an gemeinsamen multilateralen Übungen teil und richtete diese aus. Dennoch weigerte man sich stets, der Ukraine letale Waffen zu liefern, mit der Begründung, man wolle eine Eskalation vermeiden. Das änderte sich erst 2018 mit der Entscheidung der USA, Javelin-Panzerabwehrraketen zu liefern.08 2020 erhielt die Ukraine den Status eines „Enhanced Opportunities Partner“, der nicht nur erweiterte Beteiligungsmöglichkeiten an Nato-Manövern und Kooperationsprojekten erhält, sondern auch Zugang zum Operabilitätsinstrumentarium der Nato einschließlich Ausbildung, Informationsaustausch und Lagebeurteilungen.
 
          Auf dem Gipfel von Vilnius 2023 hoben die Bündnispartner den MAP als Bedingung für die Nato-Mitgliedschaft auf, sprachen der Ukraine jedoch keine politische Einladung aus und versäumten es, den euroatlantischen Weg der Ukraine konkret zu definieren.
 
          EINE WIEDERHOLUNG FRÜHERER FEHLER KÖNNEN WIR UNS NICHT LEISTEN
 
          Für die weitere Entwicklung der Beziehungen zwischen der Ukraine und der Nato gibt es im Grunde nur zwei Szenarien: Beitritt oder Nicht-Beitritt.
 
          Mit einer Aufnahme der Ukraine würde man Russland die Botschaft übermitteln, dass eine souveräne Nation frei entscheiden kann, wo sie hingehört, und dass Einflusssphären für immer der Vergangenheit angehören. Die Aufnahme wird sich auf das konzentrieren, was für die Nato und die Ukraine am besten ist, und künftige russische Aggressionsakte verhindern.
 
          Für die Ukraine ist die Nato-Mitgliedschaft die einzige kosteneffiziente und nachhaltige Sicherheitsgarantie, die mit der von der ukrainischen Bevölkerung geforderten Stärkung der Demokratie und inneren Reformen einhergeht. Die Allianz verfügt zudem über geeignete Instrumente, um die Reform des ukrainischen Sicherheits- und Verteidigungssektors zu beschleunigen. Während der Beitrittsgespräche kann sie als treibende Kraft für Reformen in der Ukraine fungieren.
 
          Angesichts der gewaltigen Herausforderungen beim Wiederaufbau der Ukraine nach dem Krieg bietet eine Nato-Mitgliedschaft auch die einzige glaubwürdige Garantie für Investoren, sich mittel- und langfristig in der Ukraine zu engagieren. Denn wer würde in dem Wissen investieren, dass seine Fabriken bald wieder zerstört werden könnten?
 
          Die Vorteile eines Beitritts der Ukraine für die Nato werden oft unterschätzt. Im strategischen Konzept der Nato von 2022 wird Russland als „die bedeutendste und unmittelbarste Bedrohung für die Sicherheit der Bündnispartner“ bezeichnet.09 Die Ukraine ist das einzige Land, das über direkte Erfahrungen im Kampf gegen eine russische Invasion verfügt. Davon kann die Nato in Hinblick auf Manöver, Ausbildung und die Entwicklung neuer Doktrinen profitieren. Die Ukraine verfügt über die zahlenmäßig größte Armee in Europa und wird die militärischen Kapazitäten des Bündnisses stärken, da sie eine vorgeschobene Verteidigungslinie bilden und so zur Sicherheit der mittel- und osteuropäischen Staaten beitragen kann. Darüber hinaus hat die Ukraine bereits bewiesen, dass sie einen zuverlässigen Beitrag zur transatlantischen Sicherheit leisten kann, weil sie bereits an vielen wichtigen Missionen unter Führung der Nato teilgenommen hat.
 
          Auch in den NATO-Mitgliedstaaten steht die Bevölkerung einer Aufnahme der Ukraine zunehmend aufgeschlossen gegenüber, obwohl der Meinungsumschwung nicht ganz so drastisch ausfällt wie in der Ukraine. Inzwischen haben bereits 25 Nato-Staaten Erklärungen unterzeichnet, in denen sie den künftigen Beitritt der Ukraine unterstützen.10
 
          Der Aufnahmeprozess könnte und sollte noch vor Kriegsende beginnen. Das Bündnis würde trotzdem nicht in die Kämpfe hineingezogen. Zwischen dem Antrag und der Vollmitgliedschaft liegt ein langer Weg, und die Beistandspflicht nach Artikel 5 des Nato-Vertrags gilt nur für Mitglieder. Wenn die Ukraine schließlich Mitglied der Nato ist, wird sie die Möglichkeit haben, die Kontrolle über ihr Hoheitsgebiet zurückzuerlangen. Außerdem zeigt die westdeutsche Nachkriegserfahrung, dass die Nato – sofern sie den politischen Willen dazu hat, einen Weg findet, ein Land aufzunehmen. So konnte die Bundesrepublik 1955 der Allianz beitreten, obwohl sie sich mit der DDR weiterhin in einer territorialen Konfliktsituation befand.
 
          Wenn die Nato die Annäherung an die Ukraine hinauszögert, sendet sie Russland ein Signal der Schwäche. Ironischerweise geben die Verbündeten mit ihrem Bemühen, eine Eskalation um jeden Preis zu vermeiden, grünes Licht für weitere Aggressionen nicht nur gegen die Ukraine, sondern auch gegen andere Staaten, die Russland als Teil seiner Einflusssphäre betrachtet. Einige von ihnen sind bereits Teil der Nato.
 
          Eine Nicht-Aufnahme würde die Ukraine zwingen, nach anderen glaubwürdigen Abschreckungsoptionen zu suchen, die jedoch sehr umfangreich und kostspielig wären, etwa eine weitere Militarisierung der ukrainischen Gesellschaft oder die Installation eines Luftabwehrsystems für die gesamte Ukraine. Ein Teil dieser Kosten würde auch auf den Schultern der Bündnispartner lasten, deren eigene Verteidigungsausgaben ebenfalls steigen würden.
 
          Das Fehlen wirksamer Sicherheitsgarantien wird Russlands langfristigem Ziel der Entvölkerung der Ukraine Vorschub leisten. Eineinhalb Jahre nach dem russischen Angriff auf die gesamte Ukraine liegt die Zahl der Geflüchteten nach Angaben des UNHCR bei über 6,29 Millionen Menschen. Dabei handelt es sich hauptsächlich um Frauen und Kinder. Laut UN planen 65 Prozent der Befragten, „eines Tages“ in die Ukraine zurückzukehren.11 Doch das ist nur bei einer stabilen Sicherheitslage und günstigen wirtschaftlichen Bedingungen möglich, was erhebliche Anstrengungen erfordert.
 
          Da die Ukraine über die größte kampferfahrene Armee in Europa verfügt, die Zustimmung der Bevölkerung zu einer Nato-Mitgliedschaft überwältigend ist und Reformen, Demokratie und Rechtsstaatlichkeit auf einem guten Weg sind, gibt es außer Angst keine wirklichen Argumente gegen den sofortigen Beginn eines Aufnahmeverfahrens der Ukraine. Nato-Generalsekretär Stoltenberg sagte kürzlich: „Ich verstehe die Sorgen, dass unsere Unterstützung der Ukraine das Risiko einer Eskalation in sich birgt, aber das Risiko verblasst, verglichen damit, dass wir Putin erlauben, diesen Krieg zu gewinnen.“12 Tatsächlich sollte Putin diesen Krieg verlieren. Ein Beitritt der Ukraine zur Nato wird eine der Säulen für nachhaltigen Frieden in Europa sein.
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        ZUM SCHEITERN VERURTEILT?
 
        Osterweiterung und die Beziehungen zu Russland
 
        Joshua Shifrinson
 
        Man hätte denken können, dass der Angriff Russlands gegen die Ukraine im Februar 2022 eine breite Debatte über die Nato-Erweiterung nach Mittel- und Osteuropa hätte lostreten müssen. Schließlich hatte die russische Führung im Vorfeld des Konflikts gegen einen möglichen Beitritt der Ukraine zum Bündnis lauthals protestiert. Und auch die Nato sah sich mit Schwierigkeiten konfrontiert, als der Konflikt schon im Gange war. Sie musste einen strategischen Umgang mit den Nato-Beitrittsbestrebungen der Ukraine finden, zugleich aber die innere Einheit wahren, die für die Unterstützung von Kyjiw trotz fehlender Mitgliedschaft nötig wurde. Außerdem musste sie sich mit den neu aufgekommenen Sorgen im Hinblick auf die Verteidigungsfähigkeiten des Bündnisses befassen. Angesichts all dessen wäre es für strategische Beobachter wohl angemessen, auszuwerten, ob und in welchem Maße sich die Nato-Erweiterung auf die Eskalation des Konflikts selbst und ganz allgemein auf die langfristigen Beziehungen zu Russland ausgewirkt, sie die Operationen des Bündnisses beeinflusst und die europäische Sicherheitspolitik geprägt hat.
 
        Diese Debatte bleibt verhalten. Westliche Politiker hängen mehrheitlich der Idee an, dass die Nato-Erweiterung ihren Wert zweifelsohne selbst bewiesen hat. Demzufolge habe das Bündnis nicht nur keine Rolle darin gespielt, Russland zu provozieren oder zu einer Konfliktsituation beizutragen, sondern seine Erweiterung habe sich vielmehr als wirksames Instrument gegen eine breitere russische Aggression erwiesen, ohne dass die Einheit der Verbündeten darunter gelitten hätte.01 Die Nato selbst verneint die Annahme, ihre Osterweiterung sei „eine Bedrohung für Russland“, mit dem Argument, sie sei „ein Verteidigungsbündnis“. Auch die Entscheidungsträger der Nato haben in der Vergangenheit beteuert – wie etwa Nato-Generalsekretär Jens Stoltenberg –, dass der Schritt nach Osten „ein großer Erfolg“ gewesen sei.02 Den Gedanken, dass die Erweiterung möglicherweise überdacht werden muss, lehnen viele führende Politiker im gesamten Bündnis ab.
 
        Der vorliegende Beitrag ist als partielles Korrektiv einer andauernden internationalen Debatte zu verstehen. Aufbauend auf eine mehr als zehnjährige Forschungstätigkeit über die Nato-Erweiterung nach dem Ende des Kalten Kriegs werde ich drei Thesen diskutieren. Erstens war es nicht so, als hätte kein Weg an der Osterweiterung vorbeigeführt. Die Entscheidung, die Erweiterung als einen Prozess mit offenem Ende zu begreifen, bereitete aber mit den Boden für die späteren Spannungen mit Moskau. Zweitens waren die Maßnahmen zur Gestaltung der Beziehungen zu Russland fast automatisch zum Scheitern verurteilt, weil die Nato ihre Bemühungen darauf konzentrierte, die negative Reaktion Moskaus auf die Erweiterung so gering wie möglich zu halten, anstatt sich mit dem Kern der russischen Bedenken auseinanderzusetzen. Schließlich vertrete ich die Auffassung, dass die Erweiterung im politischen Westen ein durchwachsenes strategisches Erbe hinterlassen hat, welches das Bündnis in den kommenden Jahren vor schwierige politisch-strategische Entscheidungen stellen wird.
 
        ZUSICHERUNGEN RICHTUNG OSTEN
 
        Die Nato-Erweiterung war nach dem Ende des Kalten Kriegs keineswegs vorgezeichnet. Das Bündnis selbst war 1949 gegründet worden, um den sowjetischen Expansionismus einzudämmen und gleichzeitig die (west-)deutsche Stärke in einer für die anderen westeuropäischen Staaten akzeptablen Weise einzubinden. Der Zusammenbruch der UdSSR zwischen den Jahren 1989 bis 1991 ließen die Nato scheinbar ohne Zweck zurück. In Verbindung mit Forderungen Anfang der 1990er Jahre nach der Schaffung neuer gesamteuropäischer Sicherheitsinstitutionen oder der Verankerung der europäischen Sicherheit in der späteren Europäischen Union (EU) fragten sich die politischen Entscheidungsträger auf beiden Seiten des Atlantiks, ob das Bündnis überhaupt Bestand haben würde. Drei Wendepunkte führten jedoch zu einer schrittweisen Erweiterung des Bündnisses nach Mittel- und Osteuropa.
 
        Der erste Wendepunkt ergab sich 1990 im Zuge der diplomatischen Bemühungen um die deutsche Einheit. Damals befürchteten die politischen Entscheidungsträger, insbesondere in den USA, dass die sowjetische Führung die Gelegenheit nutzen würde, um Westdeutschland aus der Nato herauszulocken und dem Bündnis „das Herz herauszureißen“.03 Dazu kam es nicht. Stattdessen führte die Entschlossenheit der amerikanischen Entscheidungsträger, in europäischen Sicherheitsfragen weiterhin aktiv zu bleiben, sowie das nach wie vor bestehende Interesse Westeuropas, in einer unbeständigen strategischen Lage die Beziehungen zu den USA aufrechtzuerhalten, zur Verhinderung einer Nato-Auflösung. Darüber hinaus wurde das vereinigte Deutschland ins Bündnis aufgenommen. Zuvor hatten US-amerikanische und westdeutsche Politiker der sowjetischen Führung auf diplomatischer Ebene zugesichert, dass die Eingliederung Gesamtdeutschlands keine weitere Ausdehnung des Bündnisses auf die ehemalige sowjetische Pufferzone nach sich ziehen würde.04 Da die sowjetische Macht – und damit auch die äußere Beschränkung für eine Nato-Erweiterung – zu schwinden begann, ließ die Tatsache, dass die Nato überlebt hatte, die Möglichkeit einer künftigen Erweiterung des Bündnisses zu.
 
        Zum zweiten Wendepunkt kam es zwischen 1992 und 1994, als die Administrationen unter den US-Präsidenten George H.W. Bush und Bill Clinton beschlossen, die Zusicherungen, die man Moskau 1990 gegeben hatte, zu vernachlässigen und den Vorstoß der Nato nach Mittel- und Osteuropa voranzutreiben. In dieser Entscheidung sahen zwei unterschiedliche politische Lager ihre Interessen vertreten.05 Die einen waren der Ansicht, dass die USA die Gelegenheit nutzen sollten, durch die Verbreitung freiheitlicher Grundsätze und Institutionen in den ehemals kommunistischen Ländern den Kurs der europäischen Politik zu verändern, und so aufkommenden realpolitischen Interessen entgegenzutreten. Für das andere Lager hingegen stand die Bewahrung des „unipolaren Moments“ der USA im Vordergrund. Dementsprechend sollten die Möglichkeiten Russlands, Deutschlands, der EU oder anderer Akteure begrenzt werden, selbst das Machtvakuum in Mittel- und Osteuropa auszunutzen, um ihren Einfluss geltend zu machen. Obwohl sich die Argumente unterschieden, konnten sich beide Gruppen auf den Gedanken verständigen, dass die Nato-Osterweiterung ein Weg war, diesen Bereich unter den Einfluss der USA zu bringen. Dabei kam ihnen zugute, dass ehemalige sowjetische Satellitenstaaten wie Polen und Ungarn ohnehin eine Nato-Mitgliedschaft anstrebten, um sich gegen die Unwägbarkeiten der Zeit nach dem Kalten Krieg einschließlich eines möglichen russischen Revisionismus abzusichern.06 Auch die alten Nato-Mitglieder hinterfragten die Politik der USA nicht, selbst als Clinton ankündigte, die Erweiterung sei nicht eine Frage „des Ob, sondern des Wann“.07 Unabhängig von den amerikanischen Interessen befürwortete auch eine Reihe führender Politiker der Nato-Staaten, wie etwa der deutsche Verteidigungsminister Volker Rühe, die Erweiterung des Bündnisses.08 Das Ergebnis war 1997 die Einladung an Polen, Ungarn und die Tschechische Republik, dem Bündnis beizutreten.
 
        Der dritte Wendepunkt folgte, als die Bündnispartner darüber diskutierten, ob die Erweiterung einen natürlichen Endpunkt habe. Dabei ging es um die Frage, ob das Bündnis seine Türen für alle Staaten öffnen sollte, die nach Ansicht der bestehenden Bündnispartner die Kriterien für die Nato-Mitgliedschaft erfüllten – am deutlichsten wurde dies in der Nato-Studie über die Erweiterung von 1995 dargelegt09 –, oder ob ein anderer Maßstab herangezogen werden sollte, um über das Wachstum des Bündnisses zu entscheiden.
 
        Die Meinungen gingen stark auseinander. Einerseits wurden die Forderungen der mittel- und osteuropäischen Staaten nach einer erneuten Erweiterung nach 1997 immer lauter. Viele Länder der Region, die bei der ersten Erweiterungsrunde leer ausgegangen waren, betrachteten die Nato immer noch als das wichtigste Instrument zur Gewährleistung ihrer Sicherheit, insbesondere gegenüber Russland. Die Argumente dafür, die Erweiterung gegen das Machtvakuum in Mittel- und Osteuropa und zur Stärkung freiheitlicher Reformen zu nutzen, galten nach wie vor. So kam es innerhalb und außerhalb des Bündnisses zu einem wachsenden politischen Konsens zugunsten einer Erweiterung ohne Einschränkungen.
 
        Dennoch war die strategische Sinnhaftigkeit der Politik der offenen Tür in Anbetracht der Ausgeprägtheit der ablehnenden russischen Haltung nicht ganz eindeutig. Schon vor der ersten Erweiterungsrunde brachten russische Entscheidungsträger klar zum Ausdruck, dass die Erweiterung den Einfluss Moskaus in Bereichen gefährdete, die die russische Führung – zu Recht oder zu Unrecht – als entscheidend für ihre Sicherheit ansah, was auch westliche Staats- und Regierungschefs erkannt hatten. Eine weitere Erweiterung würde die Vorbehalte Moskaus nur noch verstärken. Da sich die Nato nun schnell zur wichtigsten sicherheitspolitischen Institution Europas entwickelte, musste sich Russland außerdem mit der Aussicht abfinden, mehr und mehr von Grundsatzdebatten zur europäischen Sicherheit ausgeschlossen zu sein. Die ablehnende russische Haltung brachte seinerseits eine potenzielle Bruchstelle in der Nato zum Vorschein, die eine uneingeschränkte Erweiterung mit sich bringen könnte. Angesichts des Rückgangs militärischer Kapazitäten in Europa nach dem Ende des Kalten Kriegs und wachsender globaler Interessen der USA bestand die Gefahr, dass ein immer größer werdendes Bündnis nicht in der Lage sein würde, die Sicherheitsbedürfnisse seiner Mitglieder zu befriedigen, insbesondere für den Fall, dass Russland zu militärischen Mitteln greifen würde.
 
        Die Nato stand also Ende der 1990er Jahre vor einer Wahl. Das Bündnis konnte sich für eine Politik der offenen Tür entscheiden – der Preis dafür war ein möglicher Konflikt mit Russland und ein militärisch geschwächtes Bündnis, oder es konnte diese strategischen Herausforderungen umgehen, indem es die Bündnistür zufallen ließ. Der Beschluss fiel schnell. Trotz der Aufforderungen des Vereinigten Königreichs, Deutschlands und anderer, zumindest die Türschwelle der Nato gut im Blick zu behalten und bei der künftigen Erweiterung behutsam vorzugehen,10 führten der amerikanische Druck und die anhaltenden Forderungen der mittel- und osteuropäischen Staaten nach einer Nato-Mitgliedschaft dazu, dass das Bündnis der fortlaufenden Erweiterung Vorrang einräumte. Zwar zeigte man sich Russland gegenüber nicht völlig abweisend, und auch militärische Überlegungen wurden nicht gänzlich außer Acht gelassen. Nach 1997 entschied man über die Erweiterung jedoch in erster Linie danach, ob die bestehenden Bündnispartner der Auffassung waren, dass ein Nato-Beitrittskandidat die Mitgliedschaft verdiente – weitgehend unabhängig davon, wie sich die entsprechende Erweiterung auf die Beziehungen zu Moskau oder die militärische Schlagkraft des Bündnisses auswirken würde.
 
        Sobald diese Entscheidungen getroffen waren, bildeten sie die Grundlage für das anhaltende Streben der Nato Richtung Osten. Auf die erste Erweiterungsrunde folgte der „Urknall“ von 2004, als auf einen Schlag sieben weitere Staaten dem Bündnis beitraten.11 Weitere Erweiterungsrunden – darunter zwei unter der eigentlich gegen die Nato eingestellten Trump-Regierung – führten dazu, dass sich das Bündnis weiter nach Südosteuropa ausdehnte.12 Schließlich brachte der Krieg Russlands gegen die Ukraine 2022 Finnland in die Nato. Auch eine weitere Erweiterung ist möglich: Derzeit wartet Schweden auf die endgültige Zustimmung zum Beitritt, und das Bündnis bleibt gemäß der Bukarester Gipfelerklärung von 2008, dem Kommuniqué des Nato-Gipfels in Vilnius 2022 und den diesbezüglichen Erklärungen der politischen Entscheidungsträger der Nato-Staaten weiterhin bei seiner Zusage zum zeitlich nicht näher definierten Beitritt Georgiens und der Ukraine.
 
        DIE BEZIEHUNGEN ZWISCHEN DER NATO UND RUSSLAND
 
        Anfangsprobleme
 
        Wie erwähnt, stand die Entscheidung für eine Politik der offenen Tür im Widerspruch zu dem, was der russischen Führung 1990 seitens westlicher Politiker diplomatisch signalisiert worden war und was man allgemein als Interessen Russlands wahrnahm. Die russische Führung wies seinerzeit ausdrücklich auf die Probleme hin, welche die Nato-Erweiterung mit sich bringen würde. Sogar prowestliche Figuren wie der russische Präsident Boris Jelzin und Außenminister Andrei Kosyrew warnten davor, dass die Erweiterung Europa erneut spalten und den russischen Nationalismus anheizen würde.13 Diplomaten äußerten sich ähnlich. Darüber hinaus waren sich die westlichen Staats- und Regierungschefs selbst der strategischen Schwierigkeiten bewusst, die eine Erweiterung für Moskau mit sich bringen würde.
 
        Wie der stellvertretende US-Außenminister und Russlandexperte Strobe Talbott nach einem Treffen mit Kosyrew inmitten der frühen Erweiterungsdiskussionen feststellte, „kann ich mir gut vorstellen, dass es [Kosyrews] Albtraum ist, dass eine expandierende Nato einmal Bomben auf [den russischen Verbündeten] Serbien abwirft“: Russland wäre dann isoliert und mit einem politisch-militärischen Bündnis konfrontiert, auf das es wenig Einfluss nehmen kann, während dieses Moskaus Interessen bedroht.14
 
        Das Problem bestand also nicht nur in der geografischen Ausdehnung des Bündnisses. Vielmehr ging es auch darum, zu was ein erweitertes Bündnis tatsächlich fähig wäre, wie sich diese Maßnahmen auf die russischen Interessen auswirken könnten.15 Es war zu erwarten, dass sich die russische Führung im Zuge der Nato-Erweiterung für eine Begrenzung bei der Entsendung von Nato-Truppen in die neuen Mitgliedstaaten und für eine Vereinbarung über eine „Mitentscheidung“ in Fragen der europäischen Sicherheit einsetzen würde.16 Sicherlich waren die von Moskau vorgeschlagenen Lösungen für diese Problematik unrealistisch. Zugleich zeigten die Bedingungen deutlich, dass Russland am liebsten die Nato-Erweiterung komplett verhindern wollte, zumindest aber bestrebt war, die strategischen Folgen der Erweiterung zu begrenzen.
 
        Der Umgang der Nato mit Russland
 
        Bis zum gänzlichen Abbruch der bilateralen Beziehungen infolge des russischen Angriffs auf die Ukraine im Februar 2022 gingen die Bemühungen der Nato um die Gestaltung der Beziehungen zu Moskau im Wesentlichen am Kern der russischen Forderungen vorbei. Die Bemühungen der Nato konzentrierten sich weitestgehend darauf, die politischen Auswirkungen der Erweiterung auf Russland einzuhegen und gleichzeitig Moskaus offensichtliche Vorbehalte über die Erweiterung selbst zu nutzen, um Einfluss auf das russische Verhalten zu nehmen.17 Diese Bemühungen – die letztlich scheiterten – folgten drei verschiedenen Ansätzen:
 
        Der erste Ansatz umfasste Bemühungen zum Aufbau zwischenmenschlicher Beziehungen zwischen hochrangigen russischen und westlichen Politikern. Zu diesem Zweck investierten die US-Administrationen unter den Präsidenten Clinton, Bush und Obama Zeit und Energie in die Zusammenarbeit mit den russischen Präsidenten Wladimir Putin und Dmitri Medwedew und ihren Teams. Bill Clinton selbst traf Boris Jelzin im Zeitraum von 1993 bis 1999 ganze achtzehn Mal. Das Ziel dieser zwischenmenschlichen Kontakte bestand nicht einfach darin, die russische Seite kennenzulernen, sondern Vertrauen aufzubauen. So wollte man der russischen Führung begreiflich machen, dass die Nato keine Feindseligkeit gegenüber Moskau hege und die Erweiterung nicht als Bedrohung zu verstehen sei. Diese Initiative hätte man infrage stellen müssen. Schließlich sind die internationalen Beziehungen eher von staatlichen Interessen geleitet als von zwischenmenschlichen Kontakten und Absichtserklärungen. Nichtsdestotrotz waren die amerikanischen Bemühungen ernst gemeint.
 
        Der zweite Ansatz bestand darin, taktische Zugeständnisse an russische Sensibilitäten zu machen, in der Hoffnung, eine unmittelbare Krise in den Ost-West-Beziehungen zu verhindern. Zu diesem Zweck verschob die Clinton-Regierung die erste Erweiterungsrunde bis nach den russischen Präsidentschaftswahlen 1996, bei denen Jelzin einem starken nationalistischen Herausforderer gegenüberstand. In ähnlicher Weise veranlasste der russische Widerstand die Regierung Obama dazu, den Beschluss über die Stationierung von Raketenabwehrsystemen und eines Radarortungssystems für die Nato-Mitglieder Polen und Rumänien abzuändern.18 Der Kompromiss über die georgischen und ukrainischen Nato-Beitrittsbestrebungen, der auf dem Bukarester Gipfel 2008 erzielt wurde, schien einer ähnlichen Logik zu folgen, auch wenn nur wenige Einzelheiten bekannt sind. Damals beschlossen die USA, den Beitritt von Kyjiw und Tbilisi voranzutreiben. Um der ablehnenden Haltung Russlands entgegenzukommen, entschloss sich das Bündnis zu einem Kompromiss. Dieser hielt an der Erweiterung per se fest und kam gleichzeitig den russischen Sensibilitäten taktisch entgegen. In der Erklärung des Gipfels hieß es, die Nato begrüße „die euro-atlantischen Beitrittsbestrebungen der Ukraine und Georgiens“ und verspreche, „dass diese Länder Mitglieder der Nato werden“ – ohne jedoch einen Zeitplan oder ein Verfahren festzulegen, nach welchem die Mitgliedschaft tatsächlich erfolgen würde.19 Dieser Kompromiss konnte Russlands Bedenken gegen die Nato-Erweiterung um Teile der ehemaligen Sowjetunion nicht zerstreuen,20 aber das Bemühen, einen sofortigen Bruch mit Moskau zu vermeiden, war vorhanden.
 
        Der dritte Ansatz bezog sich auf den Versuch, sich in die russischen Entscheidungsprozesse einzubringen. Zwar waren die Nato-Mitglieder nicht bereit, der russischen Seite insofern entgegen zu kommen, sie direkt an der Entscheidungsfindung der Nato zu beteiligten, oder sich zu verpflichten, auf Truppenverlegungen nach Osteuropa zu verzichten. Dennoch entwickelte die Nato eine Reihe von Institutionen, die den russischen Interessen Rechnung tragen sollten. In der Nato-Russland-Grundakte wurde beispielsweise der Nato-Russland-Rat als institutioneller Mechanismus geschaffen, mittels dessen Moskau das Bündnis konsultieren und Bedenken hinsichtlich der Nato-Politik äußern konnte. In ähnlicher Absicht erklärte das Bündnis während der ersten Erweiterungsrunde, dass es „keine Intention, keinen Plan und keinen Anlass für die Stationierung von Kernwaffen“ in neuen Mitgliedstaaten habe.21
 
        Mit diesen Initiativen ging man zwar auf die russische Seite ein, doch viele politischen Entscheidungsträger der Nato-Staaten waren sich darüber im Klaren, dass diese Schritte nicht den russischen Erwartungen entsprachen. Strobe Talbott beispielsweise bezweifelte schon in den 1990er Jahren, ob Russland „mit den spezifischen Zugeständnissen, die die Nato zu machen bereit ist, leben können wird“.22 Tatsächlich wollte man eine aus Nato-Sicht problematische russische Politik einhegen. Die Konsultationen zwischen der Nato und Russland und die Entscheidungen über militärische Einsätze folgten den Interessen der Nato-Mitglieder. Ein feindliches Verhalten Russlands würde sehr wahrscheinlich zu einer Gegenreaktion der Nato führen. Wollte Russland also eine Isolierung von einer sich erweiternden Nato und eine Konfrontation vermeiden, war eine Anpassung an die Nato-Politik ratsam. Die Zusammenarbeit zwischen der Nato und Russland war so angelegt, dass sie Moskau davon abhielt, die Nato-Erweiterung infrage zu stellen.
 
        Versäumnisse und Scheitern
 
        Ganz gleich wie sie beabsichtigt waren, sind die Ansätze, die im Zuge der Nato-Erweiterung im Umgang mit Russland gewählt wurden, gescheitert – was sich auf tragische Weise im aktuellen Krieg zeigt. Dennoch sollten wir versuchen zu verstehen, warum die politischen Maßnahmen zur Gestaltung der Beziehungen mit Moskau gescheitert sind. Die Befürworter einer fortgesetzten Nato-Erweiterung führen – durchaus plausibel – die mangelnde Bereitschaft Russlands an, sich mit der Nato-Osterweiterung zu arrangieren, und verweisen auf eine toxische Form von russischem Nationalismus.23 An dieser Antwort ist sicherlich etwas Wahres dran, zugleich lässt sie jedoch die Frage offen, warum die Erweiterung für Moskau denn inakzeptabel war.
 
        Im Rückblick scheint die Antwort darin zu liegen, dass die Beziehungen zwischen der Nato und Russland von Anfang an auf eine Krise hinauslaufen mussten, da die Nato-Erweiterung den russischen Interessen zuwiderlief, die Möglichkeiten des Westens, auf russische Forderungen einzugehen, begrenzt waren, und Russland seine Anliegen nicht ausreichend geltend zu machen vermochte. So löste die Erweiterung eine sich langsam drehende Spirale der Unsicherheit in den Ost-West-Beziehungen aus.24 Die Schritte, die die Nato unternahm, um ihren Einfluss zu vergrößern und in die Politik in Mittel- und Osteuropa strukturierend einzugreifen, verschärften die russischen Vorbehalte gegenüber westlichen Ambitionen und gefährdeten gleichzeitig das, was Moskau als seine eigenen Interessen ansah. Das Handeln Moskaus wiederum befeuerte die Argumente für die Erweiterung, weil sie bei Nato-Mitgliedern und Nichtmitgliedern gleichermaßen Ängste schürte und die Nato zu weiterem Engagement in Mittel- und Osteuropa veranlasste. Diese Spirale führte schließlich dazu, dass sich die Haltung Moskaus verhärtete, dass die Bereitschaft des Westens, den russischen Forderungen entgegenzukommen, noch weiter sank, und dass jede Seite eine zunehmend kritische Haltung gegenüber der anderen einnahm. Die Bühne für eine Konfrontation war somit bereitet und brach sich schließlich in der Ukraine Bahn.25 Nachdem die Osterweiterung mit offenem Ende erst einmal begonnen hatte, machte allein schon die Struktur dieser Situation eine Krise wahrscheinlich. Nur eine Änderung der Nato-Politik und die Bereitschaft, den russischen Interessen entgegenzukommen durch den Verzicht einer weiteren Erweiterung des Bündnisses – oder aber ein russisches Nachgeben – hätten diese Entwicklung möglicherweise verhindern können.
 
        ERGEBNISSE UND LEHREN
 
        Wie steht es mit Rückblick auf die vergangenen drei Jahrzehnte um die Zukunft der Nato-Osterweiterung? Viele westliche Beobachter haben darauf eine klare Antwort. Für sie ist die Erweiterung durch und durch ein Gewinn, der Mittel- und Osteuropa Vorteile bringt und gleichzeitig zu einem stärkeren und widerstandsfähigeren Bündnis führt. Von der Erweiterung Abstand zu nehmen, insbesondere angesichts des russischen Verhaltens, würde bedeuten, ein wichtiges Instrument zur Förderung von Demokratie und zur Stärkung der regionalen Sicherheit aufzugeben und gleichzeitig einem Aggressor die Möglichkeit zu bieten, internationale Sicherheitsfragen in einer Weise zu diktieren, die die freiheitliche internationale Ordnung untergräbt. Folgt man dieser Logik, muss die Erweiterung in jedem Fall fortgesetzt werden.
 
        Dennoch sind die Folgen der Erweiterung aus meiner Sicht komplexer, als die Befürworter zugeben.26 Die Erweiterung bot den mittel- und osteuropäischen Staaten zwar durchaus mehr Sicherheit, einschließlich der amerikanischen Unterstützung durch Artikel 5 der Nato, als dies sonst der Fall gewesen wäre. Sie hat jedoch nicht die Sicherheitsprobleme mit Russland ausgeräumt, die ja zumindest dazu beigetragen haben, dass sich diese Staaten überhaupt um Schutz durch die Nato bemühten. Die Erweiterung könnte eine Krise mit Russland sogar eher wahrscheinlicher als unwahrscheinlicher gemacht haben, da sie das russische Unsicherheitsgefühl verschärfte, Moskaus Sicht auf die Nato als einen verlässlichen Partner untergrub und das Risiko erhöhte, dass sich eine russische Aggression zu einer bündnisweiten Krise ausweiten könnte. Der demokratische Rückschritt in Nato-Mitgliedstaaten wie Polen und Ungarn, die nach dem Ende des Kalten Kriegs beitraten, mag die Annahme widerlegen, dass die Erweiterung eine nachhaltige Festigung freiheitlicher Werte sichergestellt hat.
 
        Was die Bündnissolidarität anbelangt, so unterstreichen die Meinungsverschiedenheiten innerhalb des Bündnisses in Bezug auf Lastenteilung, Truppenentsendungen, Operationen außerhalb des Bündnisgebiets und – selbst wenn man davon ausgeht, dass viele Mitglieder nun Russland als den Hauptgegner des Bündnisses betrachten – die unterschiedliche Intensität der Bedrohungswahrnehmungen. Ein erweitertes Bündnis ist nicht zwangsläufig auch ein geschlossenes Bündnis. Durch die Erweiterung gibt es nun eine größere Anzahl an Staaten in der Nato, was die potenziellen Fähigkeiten und den Einfluss, den das Bündnis geltend machen kann, vergrößert hat. Dies allerdings um den Preis von ausgeprägter innerer Spaltung und zunehmend belastenden internen Debatten.
 
        Angesichts dieses Vermächtnisses steht die Nato heute wieder an einem Wendepunkt. Die Weigerung der Nato 2021/2022, den russischen Forderungen nach einem Verzicht auf den Beitritt der Ukraine nachzukommen, hat deutlich gemacht, dass die Bündnispartner nicht gewillt sind, ihre Entscheidungen in der Frage durch andere Akteure beeinflussen zu lassen. Der Abbruch der Nato-Russland-Beziehungen und die Hinwendung Moskaus zur Konfrontation bedeuten, dass die Erweiterung in den postsowjetischen Raum hinein nur dann fortgesetzt werden kann, wenn die Bündnispartner bereit sind, Krisen – oder Schlimmeres – mit Moskau zu riskieren, und dies in einer Zeit, in der es nur noch wenige diplomatische Möglichkeiten gibt, mit Russland in Austausch zu treten. Diese Entwicklungen verstärken sich im Übrigen selbst, da die Nato und Russland das Verhalten des jeweils anderen zunehmend als inhärent bedrohlich wahrnehmen.
 
        Nach drei Jahrzehnten ist klar, dass man nicht ohne Weiteres beides haben kann: die Nato-Osterweiterung und gefestigte Beziehungen zu Moskau. Sollte die Nato ihre Erweiterung fortsetzen, so kann sie dies nur tun, wenn sie bereit ist, die Sicherheitskosten und -risiken zu tragen, die mit der Abschreckung Russlands und möglicherweise mit einer direkten Konfrontation mit Russland verbunden sind. Es steht zu bezweifeln, ob ein solcher Kurs sinnvoll ist. Sollte sich die Nato hingegen dafür entscheiden, die Erweiterung aufzugeben, so wird sie den Zweck des Bündnisses neu formulieren und Moskau zugleich signalisieren müssen, dass die Erweiterung zwar an ein Ende gekommen sein mag, die bestehenden Verpflichtungen der Nato jedoch davon unberührt bleiben. In Anbetracht des politischen Kapitals, das in die Erweiterung gesteckt wurde, und der verhärteten Haltung Russlands gegen das Bündnis wird beides keine leichte Aufgabe sein.
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        NEUER FOKUS FERNOST
 
        Herausforderungen und Möglichkeiten für die Nato in der Region Asien-Pazifik
 
        Elisabeth I-Mi Suh
 
        Die Nato-Gipfel 2022 in Madrid und 2023 in Vilnius haben China wie auch Australien, Japan, Neuseeland und Südkorea ins Blickfeld der Mitgliedstaaten gerückt, während der Hauptfokus zweifelsohne auf Russlands Angriffskrieg in der Ukraine lag: Das neue strategische Konzept der Nato findet klare Worte in Bezug auf China, und die vier asiatisch-pazifischen Partnerländer waren mit ihren Regierungschefs auf beiden Gipfeln vertreten.
 
        Auch wenn diese beiden Entwicklungsstränge sich wohl über die nächsten Jahre verstetigen werden, steht kein Wandel hin zu einer „globalen Nato“ bevor. Stattdessen befasst sich die transatlantische Allianz wieder vermehrt mit der Erkenntnis, dass sich viele sicherheitspolitische Bedrohungen nicht geografisch eingrenzen lassen und globale Partnerschaften für deren Bewältigung relevant erscheinen. Neu ist, wie explizit man China als Herausforderung wahrnimmt und wie eng man sich mit den Partnern in der Asien-Pazifik-Region verbunden sieht. Hierbei sei jedoch betont, dass das eine mit dem anderen nur bedingt überlappt: Die Haltung und Strategie gegenüber China ist und bleibt ein schwieriges Unterfangen der Nato-Staaten untereinander, während die institutionalisierten Beziehungen zu Australien, Japan, Neuseeland und Südkorea weitaus älter, thematisch umfassender und konsensfähiger sind.
 
        KLÄRUNGSBEDARF: DIE NATO UND CHINA
 
        Die Rhetorik und öffentliche Haltung der Nato zu China haben sich in wenigen Jahren deutlich gewandelt. Das Joint Communiqué von 2019 erwähnte das Land erstmals in einem kurzen Satz, der den wachsenden Einfluss Beijings auf die internationale Politik als Quelle von Chancen und Herausforderungen beschreibt. Die Joint Communiqués von 2021, 2022 und 2023 sowie das strategische Konzept von 2022 sind dagegen explizit in der Benennung von Herausforderungen, die von China ausgehen. Zugleich wird die Bereitschaft zum Dialog und zur Zusammenarbeit mit der Volksrepublik betont.
 
        Ein ähnlich deutlicher Wandel lässt sich auch in der Rhetorik der Nato-Generalsekretäre erkennen: Anders Fogh Rasmussen setzte sich 2012 für einen aktiveren Dialog und Kooperation mit China im Kontext seiner Vision einer Nato ein, die „globally aware, globally connected and globally capable“ sein sollte.01 Demgegenüber argumentiert Jens Stoltenberg seit 2019, dass China an die Nato heranrücke und es somit eine klare strategische Haltung der Bündnispartner erfordere.02
 
        In der Tat zeigt dies den Konsens an, der sich innerhalb der Allianz zu etablieren scheint. Während Russland die zentrale Bedrohung für die Nato bleibt, zeichnet sich ab, dass China aufgrund seiner wirtschaftlichen und technologischen Stärke eine zunehmend bedeutende Rolle als Gestaltungsmacht spielen wird. Von der Volksrepublik geht zwar keine direkte militärische Gefahr aus, aber sie stellt die Nato vor eine Bandbreite von Herausforderungen für die langfristige ökonomische und politische Sicherheit, Stabilität und die Interessen ihrer Mitgliedstaaten.03 Chinas Investitionen in Technologieunternehmen und in kritische Infrastruktur in Europa bergen Risiken der direkten Einflussnahme. Sorgen bereiten auch Chinas Präsenz in der Arktis, in Afrika und im Mittleren Osten wie auch seine Aktivitäten im Cyber-, Informations- und Weltraum. Darüber hinaus gilt Chinas Partnerschaft mit Russland als Gefahrenquelle für die Nato, vor allem die militärische Zusammenarbeit wie auch im Tech-Bereich mit nicht-militärischen und militärischen Verwendungszwecken (dual-use technologies).04
 
        Allerdings wird es für die Nato eine kontinuierliche und schwierige Aufgabe bleiben, zwischen den transatlantischen Verbündeten eine gemeinsame Haltung gegenüber China zu koordinieren und umzusetzen. Die Vielfalt an Interessen und Politikansätzen unter den Mitgliedstaaten ist schlichtweg noch breiter als innerhalb der Europäischen Union und von prinzipiellen wie graduellen Unterschieden geprägt.05 Entsprechend breit ist auch das Spektrum an Vorschlägen aus Politik, Forschung und Zivilgesellschaft zum Umgang des Bündnisses mit China. Regelmäßige Erwähnung findet hier die Idee eines Nato-China-Rats als Format und Institutionalisierung für Dialog.06
 
        Auf der anderen Seite verhält sich China gegenüber der Nato zurückhaltend, wenn nicht ablehnend. Prägend sind hierfür das russische Narrativ über die Nato-Osterweiterung und die Wahrnehmung der Allianz als Instrument der sicherheitspolitischen Koalitionsbildung unter US-amerikanischer Führung.07 Trotz der ersten, tatsächlich negativen Erfahrung mit der Nato, nämlich der unbeabsichtigten Bombardierung der chinesischen Botschaft in Belgrad 1999, teilten China und die Nato gemeinsame Interessen in Afghanistan – etwa die Schaffung regionaler Stabilität und die Terrorismusbekämpfung.08 In den zurückliegenden Jahren scheint sich in Beijing jedoch die Befürchtung durchzusetzen, dass die USA die Nato als global agierende militärische Allianz ausbauen könnten.09 Ein potenzielles Nato-Verbindungsbüro in Japan könnte hierfür als Indiz verstanden werden.10 Zugleich sind diese Vorhaben im Kontext der Partnerschaften der Nato mit Australien, Japan, Neuseeland und Südkorea zu verstehen und diese asiatisch-pazifischen Partnerschaften haben eine umfassendere Entstehungsgeschichte und Ausrichtung als die Auseinandersetzung mit China.
 
        DIE NATO UND IHRE PARTNER IN ASIEN-PAZIFIK
 
        Das strategische Konzept der Nato benennt auch den Indo-Pazifik als bedeutende Region:11 Dortige Entwicklungen können direkten Einfluss auf Sicherheit und Stabilität im euro-atlantischen Raum nehmen. Dialog und Kooperation mit Partnern in der Region sollen entsprechend auf regionenübergreifende Herausforderungen reagieren und an gemeinsamen Sicherheitsinteressen ausgerichtet sein.12 Damit gewinnen die asiatisch-pazifischen Partnerschaften weiter an Bedeutung. Nach dem Ende des Kalten Kriegs begann die Nato mit Dialog- und Partnerschaftsprogrammen für Staaten außerhalb der transatlantischen Allianz. Beispiele hierfür sind „Partnership for Peace“ und der „Mediterranean Dialogue“, beide 1994, sowie die „Istanbul Cooperation Initiative“ seit 2004.13 Das Bündnis richtete zudem ein geografisch und thematisch breiter gefasstes Programm für „partners across the globe“ ein, wozu Afghanistan, Australien, Irak, Japan, die Mongolei, Neuseeland, Pakistan und Südkorea zählen. Von diesen globalen Partnern haben sich vor allem die Beziehungen zu Australien, Japan, Neuseeland und Südkorea institutionalisiert und weiterentwickelt: Auf dem Nato-Gipfel 2008 wurden „Tailored Cooperation Packages“ mit diesen vier Staaten auf den Weg gebracht. Darauf folgten jeweils Vereinbarungen, die „Joint Political Declarations“ und „Individual Partnership and Cooperation Progammes“ zwischen 2012 und 2014. Letztere überarbeiteten Australien, Japan und Südkorea im Juli 2023 zusammen mit der Nato hin zu „Individually Tailored Partnership Programmes“.
 
        Aufgrund ihrer geografischen Lage werden die Partnerschaften mit Australien, Japan, Neuseeland und Südkorea oft als Asien-Pazifik-Partnerschaften (AP4) zusammengefasst. Die AP4 eint einige weitere Gemeinsamkeiten: Alle trugen jeweils zur Nato-Mission in Afghanistan wie auch zur „Operation Ocean Shield“ am Horn von Afrika bei. Das gemeinsame militärische Engagement zur Einhegung sicherheitspolitischer Gefahren, ausgehend von nicht-staatlichen Akteuren, waren zentral für die Institutionalisierung der AP4. Zudem startete die Allianz 2014 die „Partnership Interoperability Initiative“ und spätere „Interoperability Platform“, um die Erfahrungen kombinierter militärischer Fähigkeiten und praktischer Zusammenarbeit mit den vier Partnerländern und anderen Staaten weiter zu fördern.14 Neben Interoperabilität spielt auch die praktische Kooperation in Bezug auf neue Technologien eine wichtige Rolle. Australien, Japan, Neuseeland und Südkorea nehmen darüber hinaus jeweils am „Science for Peace and Security Programme“ teil.15 Die AP4 überlappen sich auch bei prinzipiellen sicherheitspolitischen Interessen wie der Nichtverbreitung von Massenvernichtungswaffen sowie der Stabilität und Sicherheit des maritimen Raums, Cyberraums und Weltraums. Bezeichnenderweise gehen die meisten Bedrohungen für diese drei globalen Gemeinschaftsräume von China, Nordkorea und Russland aus.
 
        Im genauen Vergleich wird jedoch deutlich, dass die AP4 sich im bisherigen Umfang wie auch in den zukünftigen Möglichkeiten der konkreten Zusammenarbeit mit der Nato klar unterscheiden, was die folgenden Ausführungen verdeutlichen.
 
        Australien: Der aktive Partner
 
        Bereits 2004 wurde Australien von der Nato als „key contact partner“ bezeichnet, und der bilaterale Dialog ist seit 2005 formalisiert.16 Zusätzlich zum individuellen Kooperationsprogramm und der Teilnahme an der Interoperabilitätsplattform ist Australien ein „Enhanced Opportunities Partner“, was regelmäßige hochrangige Konsultationen ermöglicht, darunter die jährlichen strategischen Dialoge und weiteren Zugang zu militärischen Übungen und Informationen.17
 
        Unter den AP4 ist die Partnerschaft zwischen Australien und der Nato am aktivsten und umfangreichsten. Australiens geografische Lage und westliche Ausrichtung, damit einhergehende geteilte Sichtweisen und Interessen als auch die Fähigkeit und Bereitschaft zur militärischen Beteiligung prägen diese Partnerschaft. Bedingt durch seine Lage zwischen dem Indischen und Pazifischen Ozeanen hat Australien ein besonderes Interesse an maritimer Sicherheit und Stabilität in den angrenzenden Regionen. Nicht zuletzt deshalb verfügt das Land über Erfahrungen in der direkten multilateralen militärischen Zusammenarbeit, wie etwa in Ost-Timor 1999.18 Im Rahmen der Nato-Missionen in Afghanistan war Australien als Nicht-Mitglied durchweg aktiv beteiligt. Canberra entsendete beispielsweise zahlreiches militärisches und nicht-militärisches Personal und trug maßgeblich zum „Afghan National Army Trust Fund“ bei.19
 
        Australiens Außen- und Sicherheitspolitik bleibt zudem geprägt durch die Commonwealth-Mitgliedschaft und die militärische Allianz mit den USA. Neben der entsprechenden politischen Ausrichtung und Verbundenheit mit das Vereinigte Königreich und den Vereinigten Staaten sowie der geografischen und identitären Distanz zu Asien kann Australiens Unterstützung vergangener militärischer Nato-Operationen durchaus als Ausdruck verstanden werden, ein „guter“ und „westlicher“ Partner sein zu wollen.20 Mit Chinas Aufrüstung und dem Durchsetzen seiner Interessensansprüche, vor allem im Südchinesischen Meer, rückt die territoriale Verteidigung wieder in das Blickfeld australischer Sicherheitspolitik.21 Somit fokussiert sich Canberras prinzipielles Interesse an Interoperabilität und Zusammenarbeit mit der Nato auf das Ziel des eigenen militärischen Fähigkeitsaufbaus.22
 
        Das jüngst vereinbarte „2023–2026 Australia-Nato Individually Tailored Partnership Programme“ legt einen Schwerpunkt auf Festigung militärischer Interoperabilität, Aufbau militärischer wie auch technologischer und wissenschaftlicher Fähigkeiten. Als Themen für Konsultationen werden unter anderem Rüstungskontrolle, Abrüstung und Nichtverbreitung, neue und disruptive Technologien, Weltraum- und Cybersicherheit genannt.23 Bemerkenswert ist zudem Australiens Bereitschaft zu militärischer Unterstützung der Nato-Mission im Irak, der „Operation Sea Guardian“ im Mittelmeer und der Ukraine im Angriffskrieg Russlands.24
 
        Zu erwähnen ist schließlich auch, dass Australien in enger Koordination mit den USA regelmäßig großflächige und multinationale Militärübungen abhält, an denen sich Nato-Staaten wie Deutschland, Frankreich und das Vereinigte Königreich und Staaten aus der Indo-Pazifik-Region, darunter Japan, Südkorea und Neuseeland beteiligen.
 
        Japan: Der verlässliche Partner
 
        Sieht man von Australiens Commonwealth-Mitgliedschaft ab, verfügt Japan über die längsten Beziehungen zur Nato. Japans Unterstützung zur Stabilisierung des Westbalkans sorgte während der 1990er Jahre für erste Kontakte und Koordinierung mit der Allianz.25
 
        Prinzipiell sind Japan und die Nato einfache Partner: Aufgrund seiner Lage im Norden Ostasiens sieht sich Japan direkten Herausforderungen durch China, Nordkorea sowie Russland ausgesetzt. Sein langjähriges Bündnis mit den USA und die Beherbergung wichtiger Militärstützpunkte bilden das Fundament für ein hohes Maß an Interoperabilität und Verlässlichkeit. Entsprechend wurde Japan auch als Standort eines potenziellen Verbindungsbüros der Nato in Asien-Pazifik diskutiert.26 Politisch versteht sich Japan als klar „westlich orientiert“ und zieht als Teil der G7 mit sechs Nato-Staaten, inklusive enger Koordinierung mit der EU und dem Bündnis, an einem Strang.27 Im sicherheitspolitischen Diskurs verweist Japan regelmäßig auf die Verbundenheit unterschiedlicher Weltregionen, etwa über den Indo-Pazifik-Begriff 2007 oder die Warnung 2022, dass „Ukraine today may be East Asia tomorrow“.28
 
        Seit geraumer Zeit versteht Tokio die Nato als einen politischen und operationellen Partner, als eine weitere Möglichkeit der Zusammenarbeit mit den USA und als Schule multilateraler Kooperation.29 Doch anders als im Fall Australiens lag der Fokus bei Japans Beiträgen zu Nato-Operationen etwa in Afghanistan und Irak auf nicht-militärischer oder indirekter militärischer Unterstützung. Das Prinzip der militärischen Zurückhaltung und die Fokussierung auf „Selbstverteidigung“ in Japans Außen- und Sicherheitspolitik der Nachkriegszeit wird auch in Zukunft prägend sein. Gleichzeitig triggerten die militärischen Aktivitäten Chinas, Nordkoreas und Russlands erst graduell und seit 2022 dann unverkennbar auch Tokios Investitionen in den Aufbau nationaler militärischer Fähigkeiten.30
 
        Das „2023–2026 Japan-Nato Individually Tailored Partnership Programme“ listet 16 Felder der praktischen Zusammenarbeit auf. Interoperabilität bleibt ein wichtiger Bestandteil und Ziel der Kooperation. Besonderes Interesse gilt aber auch dem Wissens- und Fähigkeitsaufbau bezüglich Cybersicherheit, neuen Technologien und maritimer Sicherheit. Zu diesem Zweck nimmt Japan an Aktivitäten des „Nato Cooperative Cyber Defence Centre of Excellence“ und der „Nato Science and Technology Organization“ teil. Schließlich hat Japan einen Verbindungsoffizier zum „Nato Maritime Command“ entsendet und beteiligt sich an Marineübungen der Allianz.31
 
        Südkorea: Der besondere Partner
 
        Zeitlich ähnlich wie Australien nahmen Südkorea und die Nato ihren Dialog 2005 auf. Vergleichbar wie im Fall Japans beförderte Südkoreas Unterstützung der Nato-Operationen in Afghanistan und im Irak die Formalisierung einer Partnerschaft mit der Allianz. Diese zeichnet sich zugleich durch gewisse Alleinstellungsmerkmale aus.
 
        Zum einen ist Südkoreas Außen- und Sicherheitspolitik relativ wechselhaft in ihren Ansätzen. Zwar bleiben die Allianz mit den USA und der Wunsch nach Austausch mit europäischen Partnern die zentralen Grundsätze. Gleichzeitig vertreten progressiv orientierte Regierungen in Seoul aber meist versöhnlichere Sichtweisen gegenüber Nordkorea, China und Russland.32 Konservative Regierungen schlagen dagegen konfrontativere Töne an und fördern den Ausbau sicherheitspolitischer Kooperation mit den USA wie auch mit Japan. Im Hinblick auf die Nato bevorzugen progressive Regierungen oft praktische Kooperation, beispielsweise Interoperabilität während des Einsatzes in Afghanistan oder Rüstungskooperation mit der „Nato Support and Procurement Agency“.33 Konservative Regierungen suchen hingegen die internationale Bühne, um einen Schulterschluss gegenüber den Sicherheitsbedrohungen in Europa und Asien-Pazifik zu präsentieren. 2022, das erste Amtsjahr des derzeitigen konservativen Präsidenten Yoon Suk Yeol, bot hierfür verschiedene Gelegenheiten.34
 
        Zum anderen liegt Südkoreas sicherheitspolitische Priorität auf Nordkorea und dem Abwenden eines erneuten Kriegs auf der koreanischen Halbinsel.35 China und Russland sind vergleichsweise keine direkten Gefahren, sondern könnten notwendige Gesprächspartner für eine Einhegung der Spannungen mit Nordkorea sein. Auch wenn konservative Regierungen in Seoul eine konfrontativere Haltung gegenüber China sowie ein außenpolitisch global orientiertes Korea betonen, so bleibt die Priorität, nicht komplett in einen Konflikt mit China hineingezogen zu werden und für einen Konflikt mit Nordkorea gewappnet zu sein.36
 
        Besondere Möglichkeiten für die Partnerschaft mit der Nato bieten Südkoreas technologischer Fortschritt und die Rüstungsindustrie.37 Durch die enge militärische Verflechtung und Allianz mit den USA ist zudem ein hohes Maß an Interoperabilität gegeben. Südkorea kann somit dabei unterstützen, die Rüstungsbestände der Nato-Staaten aufzufüllen ohne dabei in direkte kommerzielle Konkurrenz mit den USA zu geraten.38 In der Tat scheint dies ein großes beidseitiges Interesse zu sein.
 
        Darüber hinaus listet das „2023–2026 ROK-Nato Individually Tailored Partnership Programme“ elf Felder der Zusammenarbeit. Neben Interoperabilität und militärischem Fähigkeitsaufbau spielen vor allem der Austausch und die Zusammenarbeit bezüglich der Nichtverbreitung von Massenvernichtungswaffen und der Abwehr von biologischen, chemischen, nuklearen und radioaktiven Bedrohungen wie auch bezüglich neuer disruptiver Technologien und Cybersicherheit eine besondere Rolle. Wie Japan nimmt auch Südkorea an Marineübungen und Aktivitäten des „Nato Cooperative Cyber Defence Centre of Excellence“ teil und will die praktische Kooperation im Bereich Cybersicherheit und Informationsaustausch voranbringen.39
 
        Neuseeland: Der bescheidene Partner
 
        Australien und Neuseeland nahmen beide auf der Basis besonderer Vereinbarungen mit dem Vereinigten Königreich an der Nato-geführten Stabilisierungsmission SFOR in Bosnien und Herzegowina teil.40 Der direkte politische Dialog zwischen Neuseeland und der Allianz wurde dann ab 2001 institutionalisiert. Wie auch bei den anderen AP4 entwickelte sich die Partnerschaft mit der Beteiligung an den Nato-Missionen in Afghanistan, „Operation Ocean Shield“ und „Operation Active Endeavour“ im Mittelmeer weiter.41 Im Unterschied zu den anderen AP4 gilt allerdings noch immer das „Individual Partnership and Cooperation Programme“ von 2012. Die Verhandlungen über ein „Individually Tailored Partnership Programme“ zwischen Neuseeland und der Nato laufen.42 Während Wellington das beständige Interesse an einer engen Partnerschaft mit dem Bündnis betont, bleibt abzuwarten, ob es „nur“ ein Weiterführen und Konkretisieren oder auch ein inhaltlicher Ausbau der Partnerschaft sein wird.
 
        Neuseelands Außen- und Sicherheitspolitik ist in vielerlei Hinsicht besonders. Seit dem Austritt des Landes aus der trilateralen Allianz mit Australien und den USA (ANZUS) 1986, gilt zwar offiziell nur Australien als Verbündeter, doch auch die Commonwealth-Mitgliedschaft und langjährige Beteiligung an der engen nachrichtendienstlichen Zusammenarbeit mit Australien, dem Vereinigte Königreich, Kanada und den USA („Five Eyes“) geben die sicherheitspolitische Ausrichtung Neuseelands vor. Allerdings bemüht sich Wellington um eine „unabhängige“ Sicherheitspolitik:43 Es teilt die prinzipiellen Werte und Interessen der Nato, vor allem in Bezug auf maritime Sicherheit und Nichtverbreitung von Massenvernichtungswaffen. In diesem Sinne sieht Neuseeland klaren Nutzen in Interoperabilität und Fähigkeitsaufbau in Partnerschaft mit der Allianz. Gleichzeitig warnt Wellington regelmäßig vor weiteren geopolitischen Konfliktentwicklungen und übermäßiger Militarisierung.
 
        Zwei weitere Grundsätze unterscheiden Neuseeland von den anderen AP4 und prägen die laufende Überarbeitung seiner Partnerschaft mit der Nato: Neuseeland sieht die eigene nationale Sicherheit nicht durch militärische, sondern in erster Linie durch „nicht-traditionelle“ Bedrohungen wie etwa den Klimawandel gefährdet. Neben dem außenpolitischen Fokus auf Handel und der Bedeutung guter wirtschaftlicher Beziehungen zu China verfügt Neuseeland über begrenzte militärische Fähigkeiten, die es nur bedingt gewillt ist einzusetzen und auszubauen.44
 
        FAZIT: KEIN PARADIGMENWECHSEL
 
        So unterschiedlich die AP4 sind, so überlappen sich doch grundlegende Werte und Interessen untereinander und mit der Nato. Priorität haben der Einsatz für einen regelbasierten Umgang zwischen Staaten wie auch für die Sicherheit der drei globalen Gemeinschaftsräume des maritimen, Cyber- und Weltraums. Auch wenn die meisten diesbezüglichen Herausforderungen von China, Nordkorea und Russland ausgehen, so wollen weder die Nato noch ihre vier asiatisch-pazifischen Partner die Situation unnötig verschärfen. Entsprechend besteht kein Interesse an einer militärischen Präsenz der Allianz in der Region. Überlegungen drehen sich stattdessen darum, wie die Zusammenarbeit mit den AP4 konstruktiv und pragmatisch ausgebaut werden kann, beispielsweise durch eine diplomatische Präsenz in Japan für die Vereinfachung des Dialogs und Informationsaustauschs mit der Nato.
 
        Es gilt hierbei zu vermeiden, nicht nur China, Nordkorea und Russland zu weiteren Gegenreaktionen herauszufordern, sondern auch andere Staaten in der Region zu verschrecken. Das strategische Konzept der Nato lässt die Partnerschaften mit weiteren Staaten im Indo-Pazifik theoretisch offen.45 Doch es ist fraglich, ob wichtige regionale Staaten wie Indien oder Singapur diesen Schritt in Betracht ziehen würden: Gemeinsames Interesse an maritimer Sicherheit, Cybersicherheit und dem Austausch zu neuen Technologien besteht durchaus. Interoperabilität wäre von Nutzen, gleichzeitig aber auch ein schwieriges Unterfangen. Selbst wenn Erfahrungen gemeinsamer Operationen wie „Operation Ocean Shield“ am Horn von Afrika existieren, so ist Indiens Haltung gegenüber der Nato eher von Vorsicht geprägt.46 Indiens Außen- und Sicherheitspolitik steht in der Tradition des „Non-Alignment Movement“,47 die Haltung gegenüber China ist ambivalent, und mit Russland besteht eine langjährige Rüstungskooperation. Geopolitisch strebt Neu Delhi nach „strategischer Unabhängigkeit“.48 Auch Singapur und andere südostasiatische Staaten unterstützten die Nato-Missionen in Afghanistan und arbeiten beispielsweise mit den USA militärisch zusammen. Eine konkrete Partnerschaft mit der Nato würde jedoch der gemeinsamen südostasiatischen Haltung von Inklusion und Balance vis-à-vis jedoch China widersprechen.49
 
        Die Nato hätte entsprechend mehr Einfluss, wenn sie Klarheit herstellt: Die transatlantische Allianz hat kein Interesse daran, den Indo-Pazifik zu dominieren und selbst zu gestalten, sondern die Staaten in der Region in ihren Gestaltungsfähigkeiten – wo gewollt – zu unterstützen. Der Fokus auf Fähigkeitsaufbau passt zum Umfang und Interesse der AP4, sowie er auch regionalen Bedürfnissen entgegenkommen würde. Hierfür bräuchte es keine neuen formalen Partnerschaften, sondern konkrete Dialog- und Trainingsangebote, beispielsweise zu Fragen der maritimen Sicherheit, die gemeinsam mit den AP4 und bestehenden multilateralen Foren umgesetzt werden könnten. Solche Angebote würden verdeutlichen, dass die transatlantische Allianz nicht zu einer „globalen Nato“ mutieren will, sondern dass die Herausforderungen des 21. Jahrhunderts transregionalen Austausch und Zusammenarbeit erfordern.
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        ZWISCHEN ANNÄHERUNG UND MISSTRAUEN
 
        Die Nato aus panafrikanischer Perspektive
 
        Anita Kiamba
 
        Die Nato wurde 1949 gegründet, um den Frieden in Europa zu sichern und der ideologischen, wirtschaftlichen und territorialen Expansion der Sowjetunion entgegenzuwirken. Sie verstand sich als kollektives Verteidigungsbündnis im Kalten Krieg, mit dem man die Sicherheit ihrer Mitglieder gewährleisten und sie vor Bedrohungen schützen wollte, die in ihrer Wahrnehmung in erster Linie von der UdSSR und den Mitgliedern des Warschauer Pakts ausgingen.01 Während der Warschauer Pakt 1991 aufgelöst wurde, existiert die Nato bis heute fort und ist nicht nur innerhalb, sondern auch außerhalb Europas präsent. Der Kreis ihrer Mitglieder hat sich im Lauf der Zeit erweitert, sodass nun auch unter anderem Staaten aus dem ehemaligen sowjetischen Einflussbereich unter dem Dach der kollektiven Verteidigung Platz finden.02 Die wachsende Zahl der Nato-Mitglieder trägt aktuellen Entwicklungen Rechnung, die den Frieden und die Sicherheit in Europa03 und anderen Regionen bedrohen. Mit dem Prinzip des gegenseitigen Beistands trägt die Nato mittelbar auch zur regionalen und internationalen Stabilität bei.
 
        In der Vergangenheit war die Allianz bei verschiedenen Einsätzen außerhalb des Bündnisgebiets aktiv, von denen sich einige mit regionalen Friedensmissionen und friedensfördernden Operationen deckten.04 So war die Nato in Afrika maßgeblich an der Unterstützung der Operationen der Afrikanischen Union am Horn von Afrika beteiligt. Infolge des Somalia-Konflikts und der Präsenz der Terrorgruppe Al Shabab, die von Somalia auf benachbarte und relativ friedliche Staaten wie Kenia übergreift, handelt es sich hier bis heute um eine der sicherheitspolitisch instabilsten Regionen auf dem Kontinent. Eine weitere Mission der Nato in der Region bestand beispielsweise in der Sicherung der Meerenge von Bab al-Mandab, die das Rote Meer mit dem Golf von Aden verbindet.
 
        Ungeachtet der zahlreichen internationalen Operationen der Nato fallen die Meinungen über ihren derzeitigen Zweck und ihre Grenzen sehr unterschiedlich aus. Vor allem die Bedeutung der Allianz in einem sich wandelnden globalen Umfeld birgt Diskussionsstoff. Anders als früher, als die Daseinsberechtigung von Bündnissen durch die politisch-militärische Logik des Kalten Kriegs vorgegeben war, neigen Staaten heute zum unilateralen Handeln. Man fragt sich also, ob die Nato in einem globalen Umfeld funktionieren kann, in dem Anarchie die Norm ist. Außerdem steht zur Debatte, ob sie mit dem Ansatz, Sicherheitsbedrohungen außerhalb des eigenen Bündnisgebiets zu begegnen, die von Mitgliedern anderer Bündnisse oder kriegführenden Staaten ausgehen, bestehen wird. Dass die Allianz mit ihrer regionalen Ausrichtung auf Europa und Nordamerika zur Förderung des Friedens und der Sicherheit auf dem afrikanischen Kontinent beitragen kann, wird ebenfalls angezweifelt.05
 
        TRADITION DER BLOCKFREIHEIT UND GEOPOLITISCHE VERORTUNG AFRIKAS
 
        Die Prinzipien der „Guten Nachbarschaft“ (bon voisinage) bilden die ethische Grundlage für die Interaktion von Staaten in einem komplexen Sicherheitssystem.06 Darüber hinaus führte die Mitgliedschaft afrikanischer Staaten in der Bewegung der Blockfreien Staaten (Non-Aligned Movement) nach der afro-asiatischen Konferenz von Bandung 1955 dazu, dass sich die Region während des Kalten Kriegs nicht eindeutig mit einer der beiden Supermächte verbündete.07 Überall in Afrika gab es Länder, die im Kontext der Dekolonisierung als sogenannte Ankerstaaten entweder mit den USA oder der Sowjetunion ein engeres Verhältnis pflegten. Sie wurden als „befreundete Nationen“ wahrgenommen, das heißt, als Nationen, die mit der jeweiligen Supermacht und ihren Verbündeten zusammenarbeiteten und sie unterstützten. Auf diese Weise ließen sich die afrikanischen Staaten ideologisch, politisch, wirtschaftlich und gesellschaftlich als Unterstützer einer der beiden Parteien kennzeichnen. Im Gegenzug konnten sie beispielsweise über den Zugang zu europäischen Märkten verhandeln und erhielten militärische Unterstützung. Mit dem Ende des Kalten Kriegs lockerte sich auch die Bindung der afrikanischen Staaten an internationale Bündnisse. „Afrikanische Lösungen für afrikanische Probleme“ wurde zum neuen Mantra.08 Dies ging einher mit umfangreichen organisatorischen und systemischen Reformen. Beispielsweise wurde die seit 1963 bestehende Organisation für Afrikanische Einheit (OAU) 2002 zur Afrikanischen Union (AU) umgewandelt. Seit ihrer Gründung befasst sich diese Organisation mit bestehenden und neuen bewaffneten Konflikten in der Region und setzt sich für Frieden und Sicherheit ein, um ein für die regionale Entwicklung zuträgliches Umfeld zu schaffen.
 
        Im Allgemeinen praktizieren Staaten, regionale und internationale Organisationen das Prinzip der Anerkennung,09 um ihre Bedeutung und Außenwahrnehmung zu festigen und die Ziele ihrer Außen- und Verteidigungspolitik aufeinander abzustimmen. Zu diesem Zweck werden Staaten auch bestimmten Regionen und Teilregionen zugeordnet. Von innen betrachtet bekräftigen Staaten ihre Zugehörigkeit zu einer Region meist aufgrund von geografischer Verortung, erstens durch Identifikation mit bestimmten kulturellen Merkmalen,10 zweitens durch die Mitgliedschaft in subregionalen oder regionalen Organisationen. In der Wahrnehmung externer Beobachter wird Afrika bekanntlich in Subsahara-Afrika (SSA) und den Maghreb (Nordafrika) unterteilt, der andere sozio-politische und sozio-kulturelle Merkmale als die SSA-Region aufweist. Dies ist nicht nur ein Beispiel für die Zuschreibung einer Subregion von außen, sondern auch für eine Region, die sich vom Rest Afrikas auch sicherheitspolitisch unterscheidet, obwohl sie geografisch in Afrika liegt und ihre Staaten Mitglieder der AU sind. Dieser Widerspruch wird auch in der Beteiligung an bilateralen oder multilateralen Initiativen und Engagements auf dem Kontinent erkennbar. Im Rahmen des Nato-Mittelmeerdialogs mit Partnerstaaten werden zum Beispiel Algerien, Ägypten, Mauretanien, Marokko und Tunesien berücksichtigt.11 Sie gelten für die Nato als Teil des Mittelmeerraums, liegen aber zugleich in Afrika.
 
        Blickt man auf Afrika südlich der Sahara, ist die Zuordnung von Ländern zur SSA-Region oft durch nicht-afrikanische Akteure erfolgt und gilt etwa als Grundlage für Interventionen multilateraler Institutionen wie der Europäischen Union (EU) oder einzelner Staaten. Die SSA-Region, aber auch Afrika als Kontinent insgesamt, erfahren dabei unterschiedliche Zuschreibungsmuster,12 die von soziologischen, ethnokulturellen und sprachlichen bis hin zu ethnischen Merkmalen reichen. Manche von ihnen sind auch durch die koloniale Geschichte geprägt. So wurden beispielsweise politische Interventionsansätze in Bezug auf anglophone, frankophone und lusophone afrikanische Länder und deren sprachliche und politische Systeme formuliert; eine Kategorisierung, die früher von europäischen Nationen verwendet wurde, um ihr Engagement in Afrika zu definieren.
 
        AFRIKANISCHE FRIEDENS- UND SICHERHEITSARCHITEKTUR
 
        Mit dem Ende der Apartheid in Südafrika hatte die OAU 1994 ein bedeutendes Gründungsziel erreicht. Nach der Umwandlung der OAU in die AU wurde in ihrem Mandat und in ihren Zielen die Notwendigkeit gesehen, verschiedene Kooperationsbereiche zu erweitern. Mit der Einrichtung der „African Peace and Security Architecture“ (APSA) der AU, wurde die Aufmerksamkeit auf regionale Initiativen für Frieden und Sicherheit in der Region gelenkt.
 
        Die APSA stützt sich auf fünf Säulen: den Friedens- und Sicherheitsrat der AU, den Rat der Weisen, das kontinentale Frühwarnsystem, die afrikanische Bereitschaftstruppe und den Friedensfonds. Darüber hinaus arbeitet die AU bei der Bewältigung von Konflikten auf regionaler Ebene mit den Regionalen Wirtschaftsgemeinschaften (Regional Economic Communities, RECs) und den Regionalen Mechanismen (RM) zusammen, zum Beispiel mit der Ostafrikanischen Gemeinschaft (EAC), der Westafrikanischen Wirtschaftsgemeinschaft (ECOWAS), der Entwicklungsgemeinschaft des Südlichen Afrika (SADC) oder der Zwischenstaatlichen Entwicklungsbehörde (IGAD). Für politische Fragen verfügt die AU über das Panafrikanische Parlament, das mit nichtstaatlichen Akteuren oder zivilgesellschaftlichen Organisationen zusammenarbeitet, um Frieden und Sicherheit zu fördern.
 
        Nach dem Ende des Kalten Kriegs begann Afrika ebenso wie andere Regionen des internationalen Systems, sich auf neue Sicherheitsbedrohungen einzustellen. Insbesondere für SSA lassen sich hier politische Instabilität und Binnenkonflikte nennen. In einigen Fällen hatte die politische Instabilität zu wachsenden subregionalen und inneren Konflikten geführt, vorangetrieben von bewaffneten Gruppen, die nach politischer Anerkennung strebten und Druck auf die amtierenden Regierungen ausübten, um an der Verteilung der meist knappen Ressourcen beteiligt zu werden. In dieser Gemengelage fand der Ruf „Afrikanische Lösungen für afrikanische Probleme“ in SSA breite Zustimmung.
 
        Blickt man auf die Region in dieser Zeit, ist der Begriff der „Sicherheitsdilemmata“ des Politikwissenschaftlers Mohammed Ayoob und seine Beschreibung der Sicherheitslage als eine Situation, in der Bedrohungen eher von innen als von außen kommen, zutreffend.13 Der Völkermord in Ruanda 1994, die Epizentren westafrikanischer Konflikte in Liberia und Sierra Leone, die inneren Konflikte und die Zersplitterung im Sudan, die zur Unabhängigkeit des Südsudan führten, der langwierige Konflikt in der Demokratischen Republik Kongo oder auch die politische Instabilität in Somalia zeigten zugleich: Die Region SSA musste und muss umfassende Maßnahmen ergreifen, um die Herausforderungen für Frieden und Sicherheit zu bewältigen.
 
        In Fällen, in denen der Frieden nicht gewahrt werden konnte, leiteten die AU oder die RECs friedensunterstützende Maßnahmen ein und weiteten gleichzeitig ihr Mandat auf Friedenskonsolidierung aus. Zu den erwähnenswerten AU-Missionen gehören die Mission in Somalia (AMISOM), in Burundi (AMIB) und im Südsudan (AMISS). Die AU nahm auch ihr Mandat zur Förderung von Demokratiemaßnahmen wahr, insbesondere in Ländern, in denen es zu Staatsstreichen kam, von Gabun und Niger bis zum Sudan und Guinea.
 
        Seit der Eskalation regionaler Konflikte in Afrika in den 1990er Jahren wurde immer wieder über Mittel und Wege diskutiert, diese Konflikte zu verhindern und zu bewältigen, die oft auch auf den ganzen Staat oder die Nachbarländer übergriffen. Dabei erwiesen sich die subregionalen Organisationen in Hinblick auf Konfliktbewältigung in dieser Zeit oft als unfähig. Das hat sich mittlerweile geändert. Fast alle diese Organisationen sind zugleich RECs und haben sich im Laufe der Zeit dahingehend entwickelt, dass sie über Kapazitäten verfügen, um bewaffnete Konflikte beizulegen, einen drohenden Konflikt zu unterbinden oder die Eskalation eines laufenden Konflikts zu verhindern. Entsprechend sehen sich auch heute die Staaten in den Subregionen zunehmend veranlasst, im Sicherheitsbereich zusammenzuarbeiten. Diese Notwendigkeit wird zusätzlich durch den Wunsch der verschiedenen regionalen Akteure befördert, Konflikte zu lösen und eine Atmosphäre des Friedens und der Stabilität zu schaffen, um die wirtschaftliche Entwicklung nicht zu gefährden. Diese Mechanismen sind außerdem so konzipiert, dass Staaten ebenso wie subregionale, regionale und überregionale Organisationen gezielt reagieren können. Eines der Hauptorgane der AU ist beispielsweise der Friedens- und Sicherheitsrat (Peace and Security Council, PSC). Der PSC wird als „kollektives Sicherheits- und Frühwarnarrangement“ bezeichnet, das eine „effiziente Reaktion auf Konflikte und Krisen“ ermöglichen soll.14 Wie schon die OAU seinerzeit verfügt die AU über ein kontinentales Frühwarnsystem (Continental Early Warning System, CEWS) mit einem Beobachtungs- und Überwachungszentrum am Hauptsitz der AU (Addis Abeba), das die Aufgabe hat, Vorfälle und Ereignisse zu überwachen, die zu bewaffneten Konflikten führen könnten.
 
        SICHERHEITSPOLITISCHE ROLLE DER NATO IN AFRIKA
 
        Nato und AU als Partner
 
        Die früheren Millenniums-Entwicklungsziele der Vereinten Nationen (Millennium Development Goals, MDGs) beziehungsweise die aktuellen Ziele für nachhaltige Entwicklung (Sustainable Development Goals, SDGs)15 halten Entwicklungsländer dazu an, den Zusammenhang zwischen Sicherheit und stabilem Frieden zu berücksichtigen. Dementsprechend beziehen sich afrikanische Staaten ebenso wie die Staaten in anderen Entwicklungsregionen wie Asien, im Pazifikraum und Lateinamerika zunehmend auf die SDGs, wenn sie sich mit eigenen Sicherheitszielen befassen. Die Priorisierung dieser Bedürfnisse hat Einfluss auf die Partnerschaften, die afrikanische Länder mit anderen regionalen Sicherheitsorganisationen unterhalten. Mittlerweile geht man davon aus, dass der Umgang mit Bedrohungen nicht mehr ausschließlich in der Verantwortung eines einzelnen Staats liegt,16 vielmehr erfordert die zunehmende Bedrohung durch asymmetrische Konflikte und nichtstaatliche Akteure die Zusammenarbeit zwischen unterschiedlichen Partnern.
 
        2020 definierten die Nato und die AU verschiedene Felder der Zusammenarbeit, darunter Ausbildung und Unterstützung, strukturelle Hilfe und operative Unterstützung in Bereichen, die die AU als vorrangig eingestuft hat.17 Zu den Feldern, die die Nato ausbauen will, gehören der Aufbau von AU-Kapazitäten und die Verbesserung der Sichtbarkeit der Nato durch eine politische Partnerschaft, was sich etwa in der Unterzeichnung eines Abkommens im November 2019 zur Stärkung der Zusammenarbeit niederschlug.18 Zugleich unterhalten die AU-Mitgliedstaaten bereits bilaterale Beziehungen zu bestimmten Nato-Mitgliedern und sind auch mit multilateralen Institutionen wie der EU partnerschaftlich verbunden, etwa in Form von Programmen zur Stärkung der Demokratisierung und einer verantwortungsvollen Staatsführung. Das Risiko, dass es hier zu Doppelungen kommt, ist real. Bei der politischen Unterstützung afrikanischer Länder durch die Nato muss zukünftig geklärt werden, in welchem Umfang Kapazitäten neu aufgebaut und Unterstützung geleistet wird und ob es sich um eine multilaterale Unterstützung handelt, ob die Unterstützung auf der Grundlage der EU-AU-Unterstützung erfolgt oder ob sie bilateral ist. Schließlich kommt es auch auf die Unterstützung derer an, die in den jeweiligen Ländern innenpolitisch Verantwortung tragen.
 
        Multilaterales Engagement
 
        Die Nato ist ein Bündnis, das dem gemeinsamen Schutz seiner Mitglieder dient und damit einhergehend das Ziel weltweiter politischer Sicherheit und Stabilität verfolgt. Die Förderung von Frieden und Sicherheit mit militärischen Mitteln ist nach den Erfahrungen der beiden Weltkriege ein Eckpfeiler für die euro-atlantische Stabilität geworden. Im Gegensatz dazu bestand für die afrikanischen Länder keine unmittelbare Notwendigkeit, Bündnisse zu schließen. Der Vorläufer der AU, die OAU, vertrat die Grundsätze der friedlichen Beilegung von Konflikten und der Nichteinmischung in die Innenpolitik von Staaten sowie die Achtung der Grenzen beziehungsweise der territorialen Unverletzlichkeit.19 Trotz dieser Grundsätze kam und kommt es in Teilen Afrikas immer wieder zu Kriegen. Da die Nato in der Vergangenheit und auch gegenwärtig mit inner- und zwischenstaatlichen Konflikten in Europa konfrontiert ist, sind ihre Erfahrungen prinzipiell aufschlussreich für andere Weltregionen. Das Nato-Verbindungsbüro am AU-Hauptsitz bietet etwa Unterstützung in Bereichen wie Politik, Frieden und Sicherheit. Darüber hinaus ist die Nato dazu übergegangen, dass ihre Mitglieder nach dem Rotationsprinzip diplomatische und militärische Beziehungen stellvertretend für die Allianz zur AU unterhalten.
 
        Die AU erhält weiterhin bilaterale Unterstützung durch ihre Verbündeten, von denen einige Nato-Mitglieder sind, zum Beispiel Frankreich, den USA und dem Vereinigten Königreich. Zu dieser bilateralen Unterstützung kommt die multilaterale Unterstützung durch die Allianz selbst hinzu. So leistete die Nato beispielsweise 2005 finanzielle und logistische Unterstützung für die Mission der AU im Sudan (AMIS) sowie 2007 für die Mission in Somalia (AMISOM) und später für die AU-Übergangsregierung in Somalia 2022. Luft- und Seetransport sind nicht nur für die Nato von strategischer Bedeutung, sondern auch für die anhaltenden Bemühungen der AU, die selbstgesteckten Ziele und Zeitvorgaben zu erreichen.20
 
        Zur Unterstützung der AU bietet die Nato die Teilnahme an Lehrgängen ihres Schulungs- und Ausbildungszentrums in Oberammergau und ihrer Militärakademie in Rom an. Obwohl es in Afrika eine Reihe von militärischen Ausbildungszentren, Militärschulen und nationalen Militärakademien gibt, bieten die Nato-Einrichtungen den Mitgliedstaaten der AU die Möglichkeit, gemeinsame Schwerpunkte bei der Ausbildung zu ermitteln. Zudem erhalten die AU-Mitgliedstaaten Einblicke in alternative Perspektiven zu Sicherheitsfragen. Aufgrund der unterschiedlichen Bedingungen in Afrika gibt es spezielle Kurse für die REC, die bei der Förderung von Frieden und Sicherheit auf regionaler Ebene eine bedeutende Rolle spielen. Gerade auf dieser Ebene sind regionale Wirtschaftsgemeinschaften wie ECOWAS, SADC oder EAC in der Lage, spezifische Sicherheitsbedrohungen zu erkennen, zu bewerten und auf sie zu reagieren. Eine erfolgreiche Bewältigung neuer Konflikte ist nur möglich, wenn die REC und die AU entsprechend darauf vorbereitet sind.21 Deshalb hat die AU die Nato um Unterstützung gebeten, um sicherzustellen, dass die Logistikbasis der Afrikanischen Bereitschaftstruppe in Doula (Kamerun) voll einsatzfähig ist.
 
        Um dem Aufbau von neuen Kapazitäten Priorität einzuräumen, arbeiten die AU und die Nato weiterhin in verschiedenen Bereichen zusammen, die für eine Friedenssicherung von entscheidender Bedeutung sind. So fördert die Nato beispielsweise den Wissensaustausch in Bereichen wie dem maritimen Sektor, dem Informations- und Technologiesektor, dem Finanzsektor und dem Planungsmanagement, einschließlich Logistik und Personal.
 
        Politische Wahrnehmung
 
        Wenn sich die Nato mit aktuellen sicherheitspolitischen Gemengelagen auseinandersetzt, muss sie auch die spezifischen Herausforderungen auf dem afrikanischen Kontinent berücksichtigen. Das bilaterale Engagement von Staaten wie China, Russland und Indien bietet afrikanischen Ländern die Möglichkeit, militärische Ausrüstung zu erwerben und gemeinsame Übungen durchzuführen, sowie die Aussicht auf kontinuierliche Unterstützung. Die Zusammenarbeit der SSA-Region mit Verbündeten wie Russland und China könnte sich nachteilig auf die bilaterale und multilaterale Zusammenarbeit mit der Nato und ihren Mitgliedern auswirken. Da die Nato Russland und China als potenzielle Bedrohung ihrer Interessen vor Ort ansieht, haben deren wachsende Präsenz und zunehmender Einfluss in der Region die Dynamik an der politischen Front verändert. Zugleich werden jährliche Gipfeltreffen mit Russland und China von den Staaten der SSA-Region begrüßt, da sich beide nicht in die Innenpolitik einmischen. In Afrika nimmt man Russland und China als Staaten wahr, die in der Lage sind, sich in wichtigen Fragen zu engagieren und gleichzeitig den gegenseitigen Respekt auf politischer Ebene zu wahren. Obwohl die AU ihrer Verbindung zur Nato in vielen Bereichen – einschließlich der Demokratieförderung – Priorität einräumt, arbeitet sie in anderen Feldern mit Russland und China zusammen.
 
        Die AU vertritt die Position, dass bei der Bewältigung von Streitigkeiten und Konflikten grundsätzlich friedensorientierte Methoden eingesetzt werden sollten. Die Anwendung von Gewalt, sofern nicht provoziert, wird dagegen als letztmögliches Mittel und als Angriff auf die territoriale Integrität und Souveränität eines Landes betrachtet. Vor diesem Hintergrund war aus Sicht der AU der Internationale Militäreinsatz in Libyen 2011 und die damit verbundene Nato-Operation „Unified Protector“ problematisch. Da es sich bei Libyen um einen AU-Mitgliedstaat handelte, hätte man es bevorzugt, wenn anstelle der militärischen Intervention ausländischer Streitkräfte, in diesem Fall von Nato-Staaten geführt, das Rahmenwerk der AU für Frieden und Sicherheit zur Anwendung gekommen wäre. Entsprechend argumentierten AU und die SSA-Staaten, dass die Intervention nicht gerechtfertigt gewesen sei und unerwünschte Konsequenzen nach sich gezogen habe.22 Die Intervention von Nato-Staaten 2011 hat andererseits gezeigt, dass man seitens des Westens kein Vertrauen in die afrikanischen institutionellen Mechanismen der Entscheidungsfindung und Maßnahmen hat. Dabei sei angemerkt, dass die Entscheidungskapazitäten der AU auf gegenseitigem Respekt beruhen und man keine Möglichkeit sah, Muammar Gaddafi als libysches Staatsoberhaupt unter Druck zu setzen. Die Nato-Mitglieder wiederum hatten kein ernsthaftes Interesse an einer afrikanischen Lösung, als sie Gaddafi ins Visier nahmen. Schließlich zeigte die Intervention auch, dass aus dem Kreis der Nato-Staaten auf internationaler Ebene militärischen Ansätzen gegenüber friedensorientierten Lösungen oft Vorrang gegeben wird. Dieser Ansatz hat sich an anderer Stelle auch bewährt: So kann man die Nato-Operation „Ocean Shield“ von 2009 bis 2016 vor der Küste Somalias als Erfolg bezeichnen, wo die Bedrohung durch Piraterie von Erdöltransporten inklusive Geiselnahmen von Schiffsbesatzungen ein virulentes Problem war. Die Operation hat nicht nur die Sicherheit in der Meerenge erhöht, sondern hat auch die illegale Finanzierung bewaffneter und terroristischer Gruppen eingeschränkt.
 
        REFORMVORHABEN
 
        Derzeit ist unter den SSA-Staaten eine verstärkte Bekräftigung von Reformvorhaben zu beobachten, die auch die Intensität und den Umfang der Beziehungen zwischen SSA und Nato und ihren Mitgliedern bestimmen dürfte. AU-Initiativen wie etwa die „Agenda 2063“ oder „Silencing the Guns 2020“ sollen einen Fahrplan für die weitere Entwicklung und mehr Sicherheit auf dem afrikanischen Kontinent bieten.23 Im Umgang mit dem verfassungswidrigen Regierungswechsel 2023 in Gabun und den Bürgerkriegen in der erweiterten Sahelzone, einschließlich im Sudan, sowie mit internen Konflikten in einigen Staaten der Region der Großen Afrikanischen Seen könnte möglicherweise eine Unterstützung durch die Nato von Vorteil sein. Anstelle eines bilateralen Engagements von Nato-Mitgliedern wie Frankreich sollte sich die Allianz darum bemühen, der afrikanischen Seite zu vermitteln, dass sie für dauerhaften Frieden und Sicherheit eintreten will. Die Rolle der Nato könnte beispielsweise See- und Lufttransporte sowie logistische Unterstützung in Kamerun umfassen, das in unmittelbarer Nähe zu den von Bürgerkrieg betroffenen Ländern liegt.
 
        Die SSA-Staaten und der afrikanische Kontinent insgesamt sind auf panafrikanische Werte und Strategien ausgerichtet.24 Demokratische Staatsführung ist Teil der SSA-Reformagenda für eine dynamische politische Öffentlichkeit. Auch die Erfahrung der Nato bei der Förderung demokratischer Prinzipien wäre für die SSA-Staaten, die durchaus Unterstützung bei politischen Reformen benötigen, sicher von großem Nutzen. In diesem Zusammenhang sollte man jedoch klarstellen, dass die SSA-Staaten im Mittelpunkt der Reformagenda stehen müssen, im Gegensatz zu früheren bilateralen Erfahrungen. Im Gegenzug sollten die SSA-Länder internationale Entwicklungsinitiativen nicht zu stark politisch aufladen, da dies faktisch oft zu Entwicklungsrückschritten führt. Man sollte sie in diesem Fall nicht als Einmischung in interne Angelegenheiten verstehen, sondern eher als Konsolidierung universeller demokratischer Grundsätze.
 
        Neben dem Aufbau von Kapazitäten und logistischer Unterstützung kann die SSA-Region auch etwas über die komplizierte Lastenverteilung25 auf kontinentaler und subregionaler Ebene lernen. Die Aushandlung von Lastenverteilung für regionale Vorhaben stellt für diese Staaten eine nennenswerte Herausforderung dar. Oft sind in den öffentlichen Haushalten nur minimale Beträge dafür vorgesehen, Staaten sind miteinander verfeindet, und es bestehen unterschiedliche Prioritäten bei der Bewertung der Sicherheits- und Bedrohungslagen. Zugleich bestehen in den SSA-Ländern viele gemeinsame Interessen und Bedrohungen, die einen finanziellen und militärischen Beitrag erfordern, der für die Verhinderung und Eindämmung von bewaffneten Konflikten von Bedeutung ist. Diese gemeinsamen Interessen sollten stärker wiegen als die genannten Hemmnisse.
 
        Schließlich herrscht in den SSA-Staaten der Eindruck vor, dass die Nato bestrebt sei, ihren Einfluss im südlichen Afrika auszubauen, um der offensichtlichen Anziehungskraft Chinas, Russlands und Indiens entgegenzuwirken. In der von den SSA-Staaten angestrebten neuen internationalen Ordnung ist Afrika nicht untätiger Partner, der Unterstützung und Führung von außen benötigt, sondern man versteht sich als selbstbestimmter Akteur mit gemeinsamen Interessen. Expansionismus, ob er nun vom Osten, Westen, Norden oder Süden ausgeht, steht daher im Widerspruch zu den derzeitigen afrikanischen Vorstellungen.
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        ALTE PARTNER, NEUE ROLLEN?
 
        Ein Blick auf Deutschland und die USA
 
        Stormy-Annika Mildner · Lennart Nientit
 
        „Deutschland kommt jetzt die wesentliche Aufgabe zu, als einer der Hauptgaranten für die Sicherheit in Europa Verantwortung zu übernehmen, indem wir in unsere Streitkräfte investieren, die europäische Rüstungsindustrie stärken, unsere militärische Präsenz an der Nato-Ostflanke erhöhen und die ukrainischen Streitkräfte ausbilden und ausrüsten,“ führte der deutsche Bundeskanzler Olaf Scholz im Dezember 2022 in dem außenpolitischen Magazin „Foreign Affairs“ aus.01 In dem Artikel mit dem Titel „Die globale Zeitenwende“ schrieb er unter anderem, dass Deutschland zukünftig danach streben werde „ein Garant europäischer Sicherheit zu werden, so wie es unsere Verbündeten von uns erwarten“. Damit reagierte Scholz auf die sich massiv gewandelte sicherheitspolitische Lage.
 
        Im Februar 2022 hatte der großangelegte Militärangriff Russlands gegen die Ukraine die Welt erschüttert. Seitdem ist die sicherheitspolitische Ordnung der Post-1989-Ära ins Wanken geraten, und kurz vor dem 75. Geburtstag der Nato scheint eine Neugestaltung der europäischen Sicherheitsarchitektur unumgänglich. Deutschland hat mit seiner „Zeitenwende“ einen Prozess zur Neuausrichtung seiner Außen- und Sicherheitspolitik eingeleitet und muss nun, als bevölkerungsreichstes und wirtschaftlich stärkstes Land der EU, eine europäische Führungsrolle übernehmen – eine Führungsrolle wie sie seit Jahren sowohl von europäischen als auch transatlantischen Partnern eingefordert wird.
 
        Die Bundesregierung kündigte an, deutlich mehr in Verteidigung zu investieren. Nicht nur wolle sie in Zukunft das von der Nato festgelegte Ziel von zwei Prozent des Bruttoinlandsproduktes (BIP) in Verteidigungsausgaben erreichen.02 Zudem wurde von der Ampel-Koalition ein 100 Milliarden Euro umfassendes, schuldenfinanziertes Sondervermögen aufgesetzt. Besonders deutlich zeigt sich die Zeitenwende in der Unterstützung der Ukraine. Anfangs zögerte die Bundesregierung noch, militärische Güter zu liefern, da sie eine Eskalation des Kriegs mit Russland befürchtete. Mittlerweile belaufen sich die deutschen Hilfen auf rund 24 Milliarden Euro. Dies beinhaltet sowohl Waffenlieferungen als auch humanitäre Unterstützung.03
 
        Laut Olaf Scholz werden für die Bewältigung zukünftiger Herausforderungen die transatlantischen Beziehungen „zentral“ sein. In seinem „Foreign Affairs“-Beitrag betonte er, dass das transatlantische Bündnis nach der großangelegten russischen Invasion der Ukraine „stärker als je zuvor“ sei. Dies findet sich auch in der neuen Sicherheitsstrategie, die die Bundesregierung im Sommer 2023 vorgelegt hat.04 Darin wird „die Festigung der transatlantischen Allianz und der engen und vertrauensvollen Partnerschaft mit den Vereinigten Staaten von Amerika“ als ein wichtiges Interesse Deutschlands identifiziert. Auch die Nato spielt eine zentrale Rolle in der Sicherheitsstrategie der Bundesregierung: „Glaubwürdige Abschreckungs- und Verteidigungsfähigkeit im transatlantischen Bündnis der Nato ist das unverzichtbare Fundament deutscher, europäischer und transatlantischer Sicherheit. Die Nato ist oberste Garantin für den Schutz vor militärischen Bedrohungen.“
 
        Nach vier schwierigen Jahren während der US-Präsidentschaft von Donald Trump, die durch zahlreiche Konflikte geprägt waren, erlaubte die Wahl von Joe Biden einen Neustart in den transatlantischen Beziehungen. Während des Besuchs von Olaf Scholz in Washington, D.C. Anfang März 2023 bedankte sich Biden für die „profunde“ Unterstützung Deutschlands in der Ukraine-Frage: „Ich möchte Ihnen für Ihre starke und beständige Führung danken. Ich meine das aufrichtig. Sie hat einen großen Unterschied gemacht.“05
 
        Doch sind die transatlantischen Beziehungen wirklich so stark, wie sie der Bundeskanzler beschreibt? Ist die Zeitenwende aus US-amerikanischer Sicht ausreichend, und kommt sie rechtzeitig und schnell genug?
 
        VON OBAMA ÜBER TRUMP ZU BIDEN
 
        Die deutsch-amerikanischen Beziehungen zeichnen sich seit Jahrzehnten durch ein starkes Fundament gemeinsamer Werte, Traditionen, Interessen und Ziele aus. Gleichwohl sind die Beziehungen nie frei von Konflikten. Während ihrer 16-jährigen Amtszeit, die vier US-Präsidenten umspannte – George W. Bush, Barack Obama, Donald Trump und Joe Biden – musste Bundeskanzlerin Angela Merkel mehrere Krisen und Konflikte meistern.
 
        Dabei zeichnete sich Merkels Führung durch eine gewisse Kontinuität und pragmatische Herangehensweise an die transatlantischen Beziehungen aus. Sie befürwortete konsequent einen multilateralen Ansatz in der deutschen Außen- und Sicherheitspolitik: Sie setzte sich für vertiefte Integration innerhalb der EU und der Nato ein und förderte die Zusammenarbeit in multilateralen Organisationen wie den Vereinten Nationen und der Organisation für Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa (OSZE). Merkel spielte auch eine wichtige Rolle in informellen internationalen Foren wie der G7, G20 oder dem Normandie-Format zwischen Deutschland, Frankreich, Russland und der Ukraine.06
 
        Mit dieser klaren multilateralen Haltung grenzte sie sich mitunter von anderen westlichen Staatschefs ab. Zum Beispiel verteidigte sie 2019 die Nato nachdrücklich gegen verbale Attacken des französischen Präsidenten Emmanuel Macron. Dieser hatte die Organisation kurz vor ihrem 70. Geburtstag als „hirntot“ bezeichnet und den USA vorgeworfen, kein verlässlicher Partner mehr für Europa zu sein. Merkel reagierte darauf, indem sie die transatlantische Partnerschaft als „unabdingbar“ für die Sicherheit Europas bezeichnete.07
 
        Präsident Obama (2009–2017)
 
        Während der Präsidentschaft von Barack Obama arbeiteten die transatlantischen Partner eng zusammen, um die Nato an neue Sicherheitsbedrohungen anzupassen. Dazu gehörten Bereiche wie Cybersecurity, Terrorismusbekämpfung und Rüstungskontrolle.08 Deutschland war darüber hinaus Teil der E3/EU+3-Gruppe (China, Frankreich, Deutschland, Russland, das Vereinigte Königreich und die Vereinigten Staaten), die Verhandlungen mit dem Iran führten, die 2015 zur Unterzeichnung des „Joint Comprehensive Plan of Action“ (JCPOA) führten.09
 
        Allerdings gab es auch immer wieder Spannungen zwischen den beiden Ländern. Im Zuge der Abhöraffäre um den US-Geheimdienst National Security Agency (NSA) 2013 ging viel Vertrauen im deutsch-amerikanischen Verhältnis verloren. Nach Russlands Invasion der Krim und der Ostukraine 2014 befürworteten die USA härtere Sanktionen gegen Russland und warnten vor einer zu großen Abhängigkeit von Russland in Energiefragen. Deutschland war aufgrund seiner engen Beziehungen mit Russland hingegen über die wirtschaftlichen Auswirkungen der Sanktionen besorgt.
 
        Ein stetiger Zankapfel waren die Verteidigungsausgaben der europäischen Nato-Staaten – insbesondere Deutschlands. Obama drängte wiederholt darauf, dass die Mitglieder der Allianz ihre Verteidigungsausgaben erhöhen und das Ziel von zwei Prozent des BIP erreichen. Ein weiteres wichtiges Thema war der Afghanistan-Konflikt. Deutschland beteiligte sich seit 2003 an der Nato-geführten ISAF-Mission (International Security Assistance Force). In der deutschen Öffentlichkeit war der Einsatz umstritten. 2014 hielten lediglich 35 Prozent der Bevölkerung das deutsche Engagement für „sinnvoll“, während nur 27 Prozent der Aussage zustimmten, dass der Aufwand für den Einsatz gerechtfertigt sei.10
 
        Präsident Trump (2017–2021)
 
        Während der Präsidentschaft von Donald Trump kühlten sich die Beziehungen zwischen den USA und Deutschland spürbar ab. 2018 verhängte Trump Sonderzölle auf Stahl und Aluminium aus Europa mit dem Argument, dass diese eine Bedrohung für die nationale Sicherheit Amerikas darstellten. Die Europäische Union reagierte ihrerseits mit Zöllen auf US-Waren.11
 
        Schon vor seinem Amtsantritt äußerte sich Trump kritisch gegenüber der Nato. So bezeichnete er das Bündnis beispielsweise als „obsolet“.12 Die Sorgen der Bündnispartner wurden bei seinem ersten Nato-Gipfel im Mai 2017 noch verstärkt, als er sich weigerte, sich zur gegenseitigen Unterstützung gemäß Artikel 5 des Nordatlantikvertrags zu verpflichten.13 Trump kritisierte die als zu gering angesehenen Verteidigungsausgaben der europäischen Nato-Mitglieder, aber auch die wirtschaftliche Abhängigkeit Deutschlands von Russland. Vor der UN-Generalversammlung in New York bezeichnete er Deutschland in diesem Zusammenhang als „Gefangenen Russlands“.14
 
        Auch die Ankündigung, US-Truppen aus Deutschland abzuziehen und einen Teil von ihnen nach Polen zu verlegen, war ein brisantes Thema, das das langfristige Engagement der USA für die Sicherheit Europas infrage stellte.15 Die 70. Gründungsfeier der Nato 2019 war daher von Pessimismus geprägt.
 
        Präsident Biden (seit 2021)
 
        Gleich nach Amtsantritt arbeitete Präsident Biden intensiv daran, die Beziehungen zwischen den USA und ihren internationalen Partnern zu stärken. Bei der Münchner Sicherheitskonferenz im Februar 2021 bekannte er sich zur Nato und den transatlantischen Beziehungen. Die USA stünden zum Bündnis und zur Beistandspflicht in Artikel 5.16 Gleichzeitig betonte er jedoch auch die Notwendigkeit einer gerechteren Lastenteilung.
 
        Ein wichtiges Thema für Biden, das bereits während der Amtszeit von Trump an Bedeutung für die transatlantischen Beziehungen gewonnen hatte, ist China. Obwohl Biden in vielen Bereichen eine Abkehr von der Außenpolitik seines Vorgängers vollzog, setzte er den Konfrontationskurs mit der Volksrepublik fort, gerade auch in Fragen von Menschenrechten und Sicherheit.17 Dies führte innerhalb der Nato zu Spannungen, da nicht alle europäischen Länder eine derart harte Linie gegenüber China unterstützen. Insbesondere Deutschland äußerte Bedenken. Trotzdem spricht die neueste Version des strategischen Konzepts deutlich von China als Herausforderung für „Interessen, Sicherheit und Werte“ des Bündnisses. Außerdem kritisiert die Nato die chinesischen Versuche, „die auf Regeln basierende internationale Ordnung zu untergraben“.18
 
        Zweifel an der Verlässlichkeit der USA als Bündnispartner entstanden im Rahmen der Gründung des trilateralen Militärbündnisses zwischen Australien, dem Vereinigten Königreich und den USA 2021 (AUKUS). Frankreich, das Australien mit Diesel-U-Booten beliefern sollte, wurde von den USA und dem Vereinigten Königreich überboten, die nun ihrerseits das pazifische Land mit nuklearbetrieben U-Booten beliefern. Frankreich entstand dadurch ein Schaden in Milliardenhöhe. Der chaotische Abzug der US-Truppen aus Afghanistan markierte einen weiteren Rückschlag in den transatlantischen Beziehungen. Europäische Verbündete äußerten Besorgnis über die einseitigen Entscheidungen der USA.
 
        TRANSATLANTISCHE BEZIEHUNGEN IN DER ZEITENWENDE
 
        Seit dem Beginn der großangelegten russischen Invasion ist die Ukraine in den Mittelpunkt der sicherheitspolitischen Beziehungen zwischen den USA und Deutschland gerückt. Die USA haben zweifellos eine herausragende Rolle in der Unterstützung des Landes eingenommen und sind mit insgesamt zugesagten 113 Milliarden US-Dollar der größte Einzelunterstützer der Ukraine.19 Die Ukraine Security Assistance Initiative (USAI) der USA hat eine breite Palette militärischer Ausrüstung in beträchtlichem Umfang bereitgestellt. Dazu gehörten unbemannte Luftfahrzeuge, Ausrüstung zur Abwehr russischer Drohnen, elektronische Kriegsführungserkennung und Munition. Darüber hinaus haben die USA ein umfangreiches Sicherheitsunterstützungspaket für die Ukraine geschnürt, das Luftüberwachungsradare und Panzerabwehrwaffen einschließt. Zusätzlich zur militärischen Unterstützung leisten die USA auch durch die Bereitstellung von Geheimdienstinformationen und Satellitenaufnahmen einen beachtlichen Beitrag. Im Bereich der humanitären Hilfe haben die USA rund 9,9 Milliarden US-Dollar zur Verfügung gestellt, um dringende Bedürfnisse im Gesundheitswesen, Bildungswesen und bei Notdiensten in der Ukraine zu unterstützen. Sie haben außerdem dazu beigetragen, die Energieinfrastruktur des Landes zu stärken, indem sie nötige Ausrüstung und Generatoren geliefert haben.20
 
        Deutschland befand sich zu Beginn der großangelegten russischen Invasion in einer komplexen Lage. Aufgrund der Sorge vor einer Eskalation und der Ausbreitung des Kriegs zögerte die Bundesrepublik anfänglich, die Ukraine mit schweren Waffen zu unterstützen. Erst unter internationalen Druck entschied sie sich, militärische Güter zu liefern. Deutschland hat im Verlauf des Jahres 2022 seine Position entscheidend angepasst und eine wesentliche Rolle bei der Unterstützung der Ukraine eingenommen. Neben humanitärer Hilfe stattete Deutschland die Ukraine auch mit schwerer Ausrüstung aus, darunter Raketenwerfer, selbstfahrende Haubitzen, Flugabwehrgeschütze, gepanzerte Fahrzeuge, Luftverteidigungssysteme und schließlich auch Kampfpanzer. Deutsche Bundeswehr-Standorte dienten darüber hinaus als Orte für die Ausbildung ukrainischer Soldaten. Gleichzeitig ergriff Deutschland eine Vielzahl von Maßnahmen, um seine Energieabhängigkeit von Russland zu reduzieren.
 
        Die transatlantische Dimension der deutschen Waffenlieferungen wurde besonders bei der Debatte über die Lieferung von Kampfpanzern im Januar 2023 deutlich. Deutschland stimmte der Lieferung seiner Leopard-2-Panzer nur unter der Bedingung zu, dass die USA gleichzeitig M1-Abrams-Panzer an die Ukraine liefern würden. Obwohl dies anfangs Unstimmigkeiten in der Nato und den USA auslöste, lenkte die US-Seite schließlich ein, und Deutschland lieferte Leopard-Panzer an die Ukraine.21
 
        WIE DIE DEUTSCHE ZEITENWENDE IN DEN USA ANKOMMT
 
        Seit der Zeitenwende-Rede von Olaf Scholz schaut die Welt auf Deutschland und beobachtet genau, ob die Bundesregierung ihrem Anspruch, mehr Verantwortung innerhalb der Nato zu übernehmen, gerecht wird.
 
        Amy Gutmann, die US-Botschafterin in Deutschland, lobte in einer Rede die Entscheidung Deutschlands, seine Streitkräfte zu stärken, als „kühn und historisch“.22 Sie betonte, dass die modernisierten Fähigkeiten der Bundesrepublik einen Beitrag zum Erhalt der internationalen regelbasierten Ordnung leisten würden. Auch US-Außenminister Anthony Blinken drückte seine Anerkennung aus. Er betonte, dass Deutschland einer der größten Unterstützer der Ukraine sei und wichtige Hilfeleistungen, einschließlich der Lieferung schwerer Waffen, geleistet habe. Er bezeichnete Deutschland in diesem Zusammenhang als einen starken Partner und eine wichtige Führungsnation.23
 
        Nicht alle in den USA teilen jedoch diese Meinung. Der republikanische Senator J.D. Vance aus Ohio, der dem ehemaligen US-Präsidenten Donald Trump politisch nahesteht, kritisierte beispielsweise Deutschlands Engagement und bezeichnete es als unzureichend. Er nannte die deutsche Energiepolitik der vergangenen Jahre „idiotisch“ und bezeichnete die Verteidigungspolitik als schwach und als Belastung für US-Steuerzahler.24 Sein Parteifreund Senator Mike Lee aus Utah äußerte ähnliche Bedenken und warf den Nato-Verbündeten vor, die USA auszunutzen und nicht verteidigungsbezogenen Ausgaben auf Kosten der USA zu finanzieren.25
 
        Diese unterschiedlichen Einschätzungen verweisen auf eine wachsende Kluft innerhalb der US-Außenpolitik. Sie sind Ausdruck einer zunehmenden Frustration einiger Republikaner über die Rollenverteilung innerhalb der Nato im Allgemeinen und mit dem sicherheitspolitischen Engagement von Deutschland und einigen anderen europäischen Partnern im Speziellen. Die unterschiedlichen Ansichten der Demokraten und Republikaner spiegeln darüber hinaus auch die unterschiedlichen Auffassungen über die Rolle der USA in der Weltpolitik wider. Während die Demokraten unter Präsident Biden weiterhin an einem internationalistischen Ansatz festhalten, hat die Republikanische Partei unter dem Druck des sogenannten MAGA-Flügels („Make America Great Again“) von Ex-Präsident Trump einen eher isolationistischen Kurs eingeschlagen.
 
        Auch in der US-Bevölkerung wird diese Spaltung deutlich. Laut Umfragen des Pew Research Centers sind 60 Prozent der Demokraten der Meinung, dass es für die Zukunft des Landes am besten ist, sich weiterhin in der Weltpolitik zu engagieren. Bei den Republikanern vertritt eine überwältigende Mehrheit von 71 Prozent die Meinung, dass sich die USA stärker auf inländische Angelegenheiten konzentrieren sollten. Die meisten Amerikaner haben eine positive Einstellung zur Nato: 62 Prozent äußerten sich positiv, während 35 Prozent eine negative Meinung über die Organisation haben. Auch hier gibt es allerdings Unterschiede entlang von Parteilinien: Bei Demokraten und den Demokraten nahestehenden Wählern liegt der Anteil bei 76 Prozent, bei Republikanern und der „Grand Old Party“ nahestehenden Personen nur bei 49 Prozent.26
 
        DIE US-WAHLEN UND DAS „DANACH“
 
        Die transatlantischen Beziehungen sind zurzeit so gut wie seit Jahren nicht mehr. Russlands Krieg gegen die Ukraine hat die Nato wiederbelebt. Von „hirntot“, inneren Zerwürfnissen oder einer Erosion ist keine Rede mehr. Ob sich dieser positive Trend jedoch fortsetzt, bleibt abzuwarten.
 
        Jenseits des Atlantiks wird dies nicht zuletzt vom Ausgang der nächsten Präsidentschafts- und Kongresswahlen 2024 abhängen. Bei den Demokraten gilt die Nominierung des amtierenden Präsidenten Joe Biden als so gut wie sicher. Sollte er das Rennen um das Weiße Haus gewinnen, würde dies mit hoher Wahrscheinlichkeit eine gewisse Kontinuität in der US-Politik bedeuten. Biden dürfte sich auch in einer zweiten Amtszeit für eine Festigung der Beziehungen zwischen den USA und Europa einsetzen und multilaterale Ansätze zur Konfliktlösung priorisieren. Die Fortsetzung der Hilfslieferungen an die Ukraine wäre unter ihm deutlich wahrscheinlicher als unter einem republikanischen Präsidenten. Allerdings wird auch Biden stärker unter Druck geraten, je länger der Krieg andauert. Entsprechend lauter dürften die Forderungen an die Bündnispartner – gerade auch Deutschland – werden, sich noch stärker an der sicherheitspolitischen Lastenverteilung zu beteiligen und ihre Verteidigungsausgaben zu steigern. Zudem dürfte auch unter einer zweiten Biden-Administration der Blick immer mehr nach Asien gerichtet sein. Die EU wird ein wichtiger Partner bleiben – aber nicht der einzige, um neue sicherheitspolitische Bedrohungen zu meistern.
 
        Der Sieg eines Republikanischen Kandidaten – insbesondere, wenn es sich um eine Rückkehr von Trump handeln würde – könnte dahingegen erhebliche Veränderungen in der US-Politik zur Folge haben. Nicht nur Trump, sondern auch andere Republikanische Anwärter auf die Präsidentschaftskandidatur haben sich kritisch zur Nato geäußert. So beispielsweise der Unternehmer Vivek Ramaswamy, der den Nato-Beitritt der Ukraine ablehnt und dem Militärbündnis eine „internationalistische Agenda“ vorwirft.27 Solche Ansichten finden sich besonders im Trump-nahen Flügel der Republikaner. Die sogenannten MAGA-Vertreter stehen außenpolitische Interventionen zur Verteidigung von Demokratie und Freiheit kritisch gegenüber. In Bezug auf die Unterstützung der Ukraine warnen Teile der Republikanischen Partei vor einer erneuten Verstrickung der USA in einen „never-ending war“.28 Dass die Republikanische Partei nicht geschlossen hinter der Unterstützung der Ukraine steht, wurde jüngst während der Verhandlungen über den Bundeshaushalt deutlich. Nachdem sich die Republikaner und Demokraten Anfang Oktober 2023 auf einen Übergangshaushalt verständigt und so in letzter Minute einen government shutdown verhindert hatten, sicherte Biden der Ukraine die Unterstützung der USA zu und forderte den Kongress auf, möglichst rasch neue Hilfen für Kyjiw zu beschließen. Mit dem internen Machtkampf in der Republikanischen Partei um den Posten des Sprechers des Repräsentantenhauses war der Kongress Ende Oktober jedoch zeitweise gelähmt. Neue Hilfspakete konnten zu diesem Zeitpunkt daher nicht beschlossen werden.
 
        Deutschland dürfte, unabhängig vom Ergebnis der US-Wahlen, weiterhin bestrebt sein, seine Rolle in der Nato zu stärken und seine nationalen Sicherheitsfähigkeiten auszubauen. Umfragen deuten auf eine gewisse Unterstützung in der deutschen Bevölkerung hin. So gibt eine Mehrheit von 54 Prozent an, Vertrauen in die Nato zu haben.29 45 Prozent befürworten darüber hinaus das Zwei-Prozent Ziel, nur 18 Prozent lehnen es ab.30 Wie beherzt die Bundesregierung zukünftig vorgehen wird, bleibt jedoch ebenfalls abzuwarten.
 
        Sicher ist: die transatlantische Partnerschaft wird auch in Zukunft von entscheidender Bedeutung für die Sicherheit und Stabilität in Europa und der Welt sein. Deutschland und die USA werden zwangsläufig eng zusammenarbeiten müssen, um gemeinsame Herausforderungen wie Russlands Invasion in der Ukraine, den Aufstieg der Volksrepublik China und den globalen Klimawandel zu meistern. Die Zukunft der deutsch-amerikanischen Beziehungen und der Nato wird von der Fähigkeit beider Seiten abhängen, gemeinsame Interessen und Ziele zu definieren und in konkrete bi- und multilaterale Zusammenarbeit zu übersetzen. Dabei müssen trotz eventueller politischer Differenzen auch neue Formen der Kooperation entwickelt werden. Potenzial dafür bieten beispielsweise die Bereiche Cybersicherheit, Konfliktprävention und Krisenmanagement.
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          BEATE RUDOLF
 
          DIE ALLGEMEINE ERKLÄRUNG DER MENSCHENRECHTE. GRUNDLAGE UND MOTOR DES MENSCHENRECHTSSCHUTZES
 
          Auch 75 Jahre nach ihrer Verabschiedung hat die Allgemeine Erklärung der Menschenrechte nichts von ihrer Bedeutung eingebüßt. In Zeiten einer zunehmenden Infragestellung von Menschenrechten sind sie als Rechtspflichten und moralische Pflichten wichtiger denn je.
 
        
 
         
          NAHED SAMOUR
 
          ZUR POSTKOLONIALEN KRITIK DER MENSCHENRECHTE
 
          Auch aus postkolonialer Perspektive wird die universelle Geltung der Menschenrechte nicht infrage gestellt. Allerdings versteht sich die postkoloniale Kritik dezidiert machtkritisch und hinterfragt koloniale westliche Menschenrechtsnarrative und Doppelstandards.
 
        
 
         
          SILKE VOẞ-KYECK
 
          VON UNIVERSALITÄT UND MACHT. DER UN-MENSCHENRECHTSRAT ALS HÜTER DER MENSCHENRECHTE
 
          Im UN-Menschenrechtssystem bestreiten viele Staaten immer offener die universelle Geltung der Menschenrechte und bedrohen die Zivilgesellschaft. Dennoch setzen Aktivisten und Opfer ihre Hoffnungen auf dieses System, zu dem es absehbar keine Alternative gibt.
 
        
 
         
          MICHAEL KRENNERICH
 
          WER DEN MÄCHTIGEN QUE(E)R KOMMT …. VERFOLGUNG UND SCHUTZ VON MENSCHENRECHTSVERTEIDIGER*INNEN
 
          Weltweit begeben sich Menschen in Gefahr, die sich für die Menschenrechte einsetzen. In der Öffentlichkeit ist noch zu wenig bekannt, was Menschenrechtsverteidiger tun, wie sie verfolgt werden und welche Maßnahmen zu ihrem Schutz bislang ergriffen wurden.
 
        
 
         
          MARKUS KRAJEWSKI
 
          WIRTSCHAFT UND MENSCHENRECHTE. REGELUNGSINSTRUMENTE ZWISCHEN RECHT UND MORAL
 
          Weder auf nationaler noch auf internationaler Ebene sind derzeit Bestrebungen zur unmittelbaren Bindung von Unternehmen an Menschenrechte zu erkennen. Stattdessen begründen vor allem nationale Gesetze unternehmerische Pflichten zum Menschenrechtsschutz.
 
        
 
         
          FELIX EKARDT
 
          MENSCHENRECHTE IN DER KLIMAKRISE. ZUM KLIMABESCHLUSS DES BUNDESVERFASSUNGSGERICHTS
 
          Das Bundesverfassungsgericht hat mit seinem Klimabeschluss eine epochale Entscheidung gefällt, die deutlich macht, dass ein „Menschenrecht auf Umwelt- und Klimaschutz“ bereits in der geltenden Rechtsordnung inkorporiert ist. Gleichwohl bleiben Desiderate und Lücken.
 
        
 
      

       
        EDITORIAL
 
        „Alle Menschen sind frei und gleich an Würde und Rechten geboren. Sie sind mit Vernunft und Gewissen begabt und sollen einander im Geiste der Brüderlichkeit begegnen.“ So steht es in Artikel 1 der Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte, die am 10. Dezember 1948 von der Generalversammlung der Vereinten Nationen verkündet wurde. Die seinerzeit bei acht Enthaltungen einstimmig angenommenen Prinzipien definieren bis heute den Kern dessen, was Menschen einander moralisch schulden und was Staaten zu schützen verpflichtet sind: die Gleichheit, Freiheit und Würde jedes Menschen, das Recht auf Leben, das Verbot von Diskriminierung und Folter, politische Partizipations- und Abwehrrechte gegen den Staat – und auch das Recht auf Freizügigkeit und Asyl. An diese umfassenden Grundrechte und -pflichten wird jedes Jahr erinnert, wenn am 10. Dezember der „Tag der Menschenrechte“ begangen wird.
 
        Um die faktische Geltung der Menschenrechte steht es jedoch auch 75 Jahre nach Verabschiedung der Allgemeinen Menschenrechtserklärung nicht zum Besten. Zwar haben ihre Grundsätze und die mit ihnen formulierten Ansprüche nichts von ihrer Strahlkraft verloren, doch sind sie in weiten Teilen der Welt bloß hehre Versprechen geblieben. Tagtäglich wird das Recht auf Leben in zahllosen Kriegen und Gewaltakten auf elementare Weise verletzt, das Recht auf Bildung und soziale Sicherheit ignoriert oder schon der Wunsch nach Inanspruchnahme der verbrieften Rechte von staatlichen Stellen missachtet oder gar strafrechtlich verfolgt. Vor allem autokratisch regierte Staaten ziehen zunehmend die Universalität der Menschenrechte in Zweifel und enthalten ihren Bevölkerungen diese elementaren Rechte vor.
 
        Ist die Menschenrechtserklärung also das Papier nicht wert, auf das sie 1948 – nach der Erfahrung zweier Weltkriege und des Holocausts – geschrieben wurde? Wer diese Frage bejaht, verkennt den Wert, den auch rechtlich nicht bindende Akte haben: Die Allgemeine Erklärung der Menschenrechte fordert von jenen eine Rechtfertigung ein, die gegen Menschenrechte verstoßen, und gibt jenen eine starke Legitimation, die sich auf sie berufen. Das mag im Falle massiver Menschenrechtsverletzungen nicht viel sein. Und doch ist es oft das Einzige, auf das sich die Hoffnungen der Opfer solcher Verletzungen stützen können.
 
        Sascha Kneip
 
      

       
        DIE ALLGEMEINE ERKLÄRUNG DER MENSCHENRECHTE
 
        Grundlage und Motor des Menschenrechtsschutzes
 
        Beate Rudolf
 
        Am 10. Dezember 1948 verkündete die Generalversammlung der Vereinten Nationen feierlich die Allgemeine Erklärung der Menschenrechte (AEMR). Sie sollte den Staaten der Welt als gemeinsame Richtschnur dienen, da – so die Präambel – „die Anerkennung der angeborenen Würde und der gleichen und unveräußerlichen Rechte aller Mitglieder der Gemeinschaft der Menschen die Grundlage von Freiheit, Gerechtigkeit und Frieden in der Welt bildet“. 75 Jahre später hat die Erklärung nichts von ihrer Bedeutung verloren. Sie ist nach wie vor der zentrale politische Maßstab für das Handeln aller Staaten, sie ist Motor für die rechtliche Anerkennung von Menschenrechten weltweit, und sie ist in aller Welt Grundlage für die Forderung nach ihrer Verwirklichung.
 
        Jeder Mensch hat Menschenrechte, überall. Das erscheint heute selbstverständlich. Schließlich bezeugen nicht allein die Allgemeine Erklärung der Menschenrechte, sondern auch zahlreiche Menschenrechtsverträge und einzelstaatliche Verfassungen wie das deutsche Grundgesetz die weltweite Geltung der Menschenrechte. In der Wirklichkeit sind Menschenrechte jedoch keine Selbstverständlichkeit. Sie werden weltweit massiv verletzt, und es werden die Stimmen lauter, die die Menschenrechte rundweg ablehnen. Zum 75. Jahrestag der Allgemeinen Erklärung wird deutlicher denn je, dass die Menschenrechte immer wieder bekräftigt und behauptet werden müssen – überall in der Welt und auch hierzulande.
 
        GRUNDSÄTZE
 
        Zwischen 1947 und 1948 formulierten Menschen aus aller Welt, verschiedenster Herkunft, Kultur, Religion und philosophischer Tradition die Allgemeine Erklärung. Bewusst vermieden sie jede ausdrückliche Anknüpfung an diese Religionen, Philosophien oder Traditionen, um den weltweiten Geltungsanspruch der Erklärung zu stärken. Der erste Entwurf wurde von einer 18-köpfigen Arbeitsgruppe der UN-Menschenrechtskommission unter dem Vorsitz von Eleanor Roosevelt erarbeitet. Nach Kommentierung durch die damaligen Mitgliedstaaten der Vereinten Nationen wurde der endgültige Text im Dezember 1948 in Paris feierlich angenommen.
 
        Die Allgemeine Erklärung bekräftigt, dass die Menschenrechte universell sind: Sie gelten für alle Menschen, weil sie Menschen sind, und sie gelten jederzeit und überall. Dies bringen die Worte ihres ersten Artikels zum Ausdruck: „Alle Menschen sind frei und gleich an Rechten und Würde geboren.“
 
        Die Erklärung umfasst alle Kategorien von Menschenrechten: Sie proklamiert die bürgerlichen und politischen Menschenrechte – etwa die Meinungs-, Versammlungs- und Vereinigungsfreiheit, die Religions- und Weltanschauungsfreiheit, das Recht von Staatsbürgern auf politische Partizipation, das Recht auf Ehe und Familie, auf Eigentum, auf Asyl sowie das Recht, Rechte zu haben. Gerade in den beiden letztgenannten Rechten zeigt sich besonders, dass die Allgemeine Erklärung unter dem Eindruck der Menschheitsverbrechen des nationalsozialistischen Deutschlands entstand und auch eine Reaktion auf diese ist. Die Allgemeine Erklärung proklamiert ferner wirtschaftliche, soziale und kulturelle Rechte, etwa das Recht auf Bildung, auf Gesundheit, auf Wohnen und Nahrung sowie das Recht, zu arbeiten, und Rechte in der Arbeit. Zudem verbietet sie Diskriminierung, insbesondere aufgrund rassistischer Zuschreibungen, des Geschlechts oder der Religion.
 
        Die Allgemeine Erklärung der Menschenrechte wurde als Resolution der UN-Generalversammlung von den damals 58 UN-Mitgliedstaaten verabschiedet, ohne Gegenstimme, bei acht Enthaltungen.01 Allerdings fehlten damals große Teile der noch kolonial beherrschten Welt. Doch bereits 1955 bekannten sich auf der Konferenz von Bandung die Vertreter von 29 unabhängig gewordenen Staaten zu den Menschenrechten und verwiesen auf die Allgemeine Erklärung als gemeinsame Richtschnur.02 Seitdem und bis heute beziehen sich zahllose Resolutionen der Generalversammlung und des Menschenrechtsrats der Vereinten Nationen auf die Allgemeine Erklärung und bekräftigen sie damit immer wieder aufs Neue. 1993 erneuerten die Staaten der Welt gemeinsam auf der Wiener Weltkonferenz über Menschenrechte ihr Bekenntnis zu den in der Allgemeinen Erklärung niedergelegten Menschenrechten.03
 
        Die Allgemeine Erklärung der Menschenrechte wird als kopernikanische Wende des Völkerrechts angesehen: Sie erkennt an, dass jeder Mensch Rechte gegen den Staat hat. Im Mittelpunkt der internationalen Ordnung steht daher nicht länger der Staat, sondern der Mensch. Denn wie sie in der Präambel betont: Ohne Anerkennung der gleichen Menschenwürde und der unveräußerlichen Menschenrechte aller Menschen gibt es keine Freiheit, keine Gerechtigkeit und keinen Frieden in der Welt. Das deutsche Grundgesetz übernimmt dies in Artikel 1 Absatz 2 mit ähnlichen Worten und unterstreicht die „unverletzlichen und unveräußerlichen Menschenrechte als Grundlage jeder menschlichen Gemeinschaft, des Friedens und der Gerechtigkeit in der Welt“.
 
        MENSCHENRECHTE: ZENTRALE KONZEPTE
 
        Die Grundidee der Menschenrechte ist so einfach wie kraftvoll: Jeder Mensch hat aufgrund seines Menschseins Rechte gegen den Staat. Diese Rechte, die Menschenrechte, ermöglichen ein selbstbestimmtes Leben. Niemand, auch und gerade der Staat nicht, ist berechtigt, einem Menschen vorzuschreiben, welchen Zweck sein Leben hat oder was ein gutes Leben ist. Vielmehr hat jeder Mensch ein Recht darauf, seinem Leben selbst einen Sinn zu geben. Das ist der Kern der Menschenwürde, in der die Menschenrechte wurzeln.04 Die Menschenrechte bewahren den Freiheitsbereich, der für ein selbstbestimmtes Leben nötig ist, und sichern, wie die Präambel der Allgemeinen Erklärung formuliert, die „Freiheit von Furcht und Not“.
 
        Die Menschenrechte sind nicht vom Staat verliehen, sondern liegen dem Staat voraus. Sie zu achten, zu schützen und zu gewährleisten, ist der zentrale Zweck und die verbindliche Aufgabe eines jeden Staates. Denn der Staat ist um des Menschen willen da, nicht der Mensch um des Staates willen, wie es der Herrenchiemseer Entwurf für das Grundgesetz so treffend formulierte.05 Staatliche Souveränität ist deshalb nicht absolut, sondern stets menschenrechtlich gebunden. Die Menschenrechte sind verbindlicher Maßstab und Grenze für den Staat, da dieser die Machtmittel hat, um Menschenrechte zu verletzen – und zugleich auch die Mittel, um sie zu schützen. Menschenwürde muss man sich auch nicht verdienen; sie wohnt dem Menschsein inne. Folglich sind die Menschenrechte auch nicht von einem bestimmten vorherigen Verhalten abhängig; insbesondere setzen sie nicht voraus, dass man Pflichten gegenüber dem Staat erfüllt oder die Menschenrechte anderer geachtet hat. Dies macht Artikel 29 der Erklärung deutlich, der klar trennt zwischen den moralischen Pflichten gegen die Gemeinschaft (Absatz 1) und den Gründen, aus denen Menschenrechte eingeschränkt werden dürfen (Absatz 2).06 Daher hat auch der schlimmste Verbrecher dieselben Menschenrechte wie ein rechtstreuer Mensch. Da die Menschenrechte aus der Menschenwürde fließen, sind sie schließlich auch nicht von der Staatsangehörigkeit abhängig.07
 
        Menschenrechte verlangen, dass Politik, Verwaltung und Gerichte sich an ihnen ausrichten. Sie werden zur Bewährungsprobe für den Staat, wo es um den Schutz der Schwachen oder der Ausgeschlossenen geht, wo die Tyrannei der Mehrheit droht oder Machtmissbrauch der Exekutive, oder wo tatsächliche oder behauptete Gemeininteressen mit individuellen Rechten kollidieren.
 
        MOTOR DER MENSCHENRECHTE
 
        Die Allgemeine Erklärung der Menschenrechte ist rechtlich nicht bindend. Das hat ihrer Wirkung jedoch keinen Abbruch getan. Sie bildet den unangefochtenen Maßstab für den Schutz der Menschenrechte weltweit. Sie gab den Anstoß dafür, Menschenrechte in nationalen Verfassungen, darunter dem Grundgesetz, und in internationalen Verträgen verbindlich festzuschreiben. Neben den neun UN-Menschenrechtsverträgen (hierzu sogleich) existieren heute weitere Menschenrechtsverträge für den (nord- und süd-)amerikanischen Kontinent, für Europa und für Afrika, über deren Einhaltung regionale Menschenrechtsgerichtshöfe wachen. Für Europa ist dies die Europäische Menschenrechtskonvention mit dem Europäischen Gerichtshof für Menschenrechte in Straßburg.08 Mit ihren verbindlichen Urteilen sind sie die stärksten Mechanismen und Akteure zur internationalen Durchsetzung der Menschenrechte.
 
        Von zentraler Bedeutung für den internationalen Menschenrechtsschutz sind der Internationale Pakt über bürgerliche und politische Rechte (Zivilpakt) und der Internationale Pakt über wirtschaftliche, soziale und kulturelle Rechte (Sozialpakt) von 1966. Zusammen mit der Allgemeinen Erklärung werden sie oft als „internationale Menschenrechtscharta“ bezeichnet. Die beiden Weltpakte machen für ihre Vertragsparteien die in der Allgemeinen Erklärung proklamierten Rechte rechtsverbindlich.09 Für die Rechtsanwendung besonders bedeutsam ist: Die Weltpakte konkretisieren die Maßstäbe für die Beschränkung von Menschenrechten. Die Allgemeine Erklärung enthielt noch eine sehr generelle Beschränkungsklausel (Artikel 29 Absatz 2 AEMR). Danach sind solche Einschränkungen der Rechte zulässig, die die Achtung der Rechte anderer sichern und „den gerechten Anforderungen der Moral, der öffentlichen Ordnung und des allgemeinen Wohles in einer demokratischen Gesellschaft“ genügen (siehe Anmerkung 6). Hingegen enthält der Zivilpakt für jedes einzelne Recht spezifische Schrankenregelungen und stellt klar, dass im Falle eines öffentlichen Notstands, etwa eines bewaffneten Angriffs auf den Staat oder einer Pandemie, Menschenrechte nur unter engen Voraussetzungen vorübergehend außer Kraft gesetzt werden dürfen – und manche Rechte nach Artikel 4 des Zivilpakts gar nicht eingeschränkt werden dürfen.
 
        Die Aufspaltung des Menschenrechtskatalogs der Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte in zwei Verträge war den politisch-ideologischen Gräben in der Zeit der Ost-West-Konfrontation geschuldet. Während der politische Westen die bürgerlichen und politischen Rechte propagierte, betonte der Ostblock soziale Menschenrechte – die er freilich nicht als individuelle Ansprüche gegen den Staat verstand, sondern als staatliche Instrumente, um die „sozialistische Persönlichkeit“ zu formen. Erst in der Wiener Weltkonferenz für Menschenrechte 1993 wurde dieser Graben überwunden, indem die Staaten die Unteilbarkeit, Interdependenz und Wechselbezüglichkeit aller Menschenrechte anerkannten. Denn die wirtschaftlichen, sozialen und kulturellen Menschenrechte sichern die Voraussetzungen für die Ausübung der bürgerlichen und politischen Rechte: das Überleben, das menschenwürdige Leben sowie – durch das Recht auf Bildung, einschließlich der Menschenrechtsbildung – die Entfaltung der Persönlichkeit und die Fähigkeit, die eigenen Rechte zu kennen und einzufordern. Ohne sie können Menschen ihre bürgerlichen und politischen Rechte gar nicht erst wahrnehmen. Umgekehrt sichern die bürgerlichen und politischen Rechte, dass Menschen von ihren wirtschaftlichen, sozialen und kulturellen Menschenrechten Gebrauch machen können, also in den Bereichen Arbeit, Wohnen, soziale Sicherung, Bildung und Kultur ihr Leben gestalten können – und damit Akteure sind und nicht bloß Adressaten staatlicher Maßnahmen und Regelungen.
 
        Weitere UN-Menschenrechtsverträge betrafen rassistische Diskriminierung (1965), die Diskriminierung von Frauen (1979), die Menschenrechte von Kindern (1989), von Menschen mit Behinderungen (2006) und von Wanderarbeitnehmern (1990) sowie das Verbot von Folter (1984) und gewaltsamem Verschwindenlassen (2010).10 Die Verträge benennen die Verletzungen, die Menschen als Angehörige der genannten Gruppen oder in den spezifischen Situationen typischerweise erfahren haben, und sie schreiben den Staaten vor, dass und wie sie solche Verletzungen verhindern, beenden, beseitigen und sanktionieren müssen. Sie konkretisieren also die in der internationalen Menschenrechtscharta niedergelegten Menschenrechte um des besseren Menschenrechtsschutzes willen. Nicht zuletzt deshalb gibt es heute auch Diskussionen über einen Vertrag über die Menschenrechte Älterer und über die menschenrechtlichen Verpflichtungen privater Wirtschaftsunternehmen. Die Kämpfe um weitere notwendige Konkretisierungen stehen aber noch am Anfang. Das gilt etwa für die Rechte von Lesben, Schwulen, bisexuellen, trans- und intergeschlechtlichen, queeren und nicht-binären Personen (LSBTIQ+), zu denen unabhängige Experten der Vereinten Nationen seit 2016 arbeiten,11 oder für das 2022 von der UN-Generalversammlung anerkannte Recht auf saubere, gesunde und nachhaltige Umwelt.12
 
        Die Allgemeine Erklärung stieß auch wichtige inhaltliche und institutionelle Entwicklungen des Menschenrechtsschutzes an. So enthalten alle UN-Menschenrechtsverträge Regelungen für eine Überwachung durch unabhängige Expertengremien („Vertragsausschüsse“). Sie überprüfen regelmäßig den Stand der Umsetzung anhand von Berichten der einzelnen Vertragsstaaten, der Zivilgesellschaft und der unabhängigen Nationalen Menschenrechtsinstitution eines Landes („Staatenberichtsverfahren“). Zusätzlich können einzelne Betroffene vor den meisten Vertragsausschüssen eine Individualbeschwerde erheben. In diesem gerichtsähnlichen Verfahren wird überprüft, ob ein Staat in einem konkreten Fall Menschenrechte verletzt hat. Diese unabhängige Umsetzungskontrolle ergänzt die innerstaatliche Kontrolle durch Gerichte und Beschwerdestellen. Dabei ist das Individualbeschwerdeverfahren der stärkste Ausdruck der kopernikanischen Wende des Völkerrechts, weil einzelne Menschen auf internationaler Ebene dem Staat auf Augenhöhe entgegentreten, wenn sie die Einhaltung ihrer Rechte einfordern.
 
        Die Allgemeine Erklärung hat mit der Aufnahme von bürgerlichen und politischen Menschenrechten sowie wirtschaftlichen, sozialen und kulturellen Menschenrechten auch Impulse für das Verständnis der Menschenrechte gegeben. UN-Vertragsausschüsse und Wissenschaft haben seit den 1990er Jahren die Unteilbarkeit aller Menschenrechte ernst genommen und konzeptionell in einen Dreiklang von staatlichen Pflichten übersetzt, der für alle Menschenrechte gilt. Diese „Pflichtentrias“ umfasst die Pflichten, Menschenrechte zu achten, zu schützen und zu gewährleisten. Die Achtungspflicht bezeichnet die Pflicht aller Staatsorgane, durch ihr eigenes Handeln oder Unterlassen Menschenrechte nicht zu verletzen. Dementsprechend dürfen etwa Behörden Verdächtige nicht misshandeln. Die Schutzpflicht verlangt vom Staat, gegen Menschenrechtsverletzungen durch Privatpersonen einzuschreiten, beispielsweise Misshandlungen strafrechtlich zu sanktionieren. Die Pflicht, Menschenrechte zu gewährleisten, erlegt es dem Staat zudem auf, einen Rahmen für die wirksame Ausübung von Menschenrechten zu schaffen, etwa der misshandelten Person Zugang zu Gericht zu ermöglichen, um Schadensersatz einklagen zu können. In gleicher Weise wirkt die Pflichtentrias für wirtschaftliche, soziale und kulturelle Rechte. So verbietet es die Achtungspflicht dem Staat, Menschen das Arbeiten zu untersagen, wenn er nicht zugleich dafür sorgt, dass ihr Lebensunterhalt auf andere Weise gesichert ist. Aufgrund der Schutzpflicht ist der Staat auch gehalten, Menschen davor zu schützen, dass private Arbeitgeber sie willkürlich entlassen. Die Gewährleistungspflicht verlangt vom Staat, den Arbeitsmarkt und Unterstützungsstrukturen für Arbeitssuchende so auszugestalten, dass jeder Mensch die Möglichkeit hat, seinen Lebensunterhalt durch Arbeit zu erwirtschaften.
 
        MENSCHENRECHTE ALS WESTLICHES KONZEPT?
 
        Immer wieder wurden und werden die Menschenrechte als Rechte des Individuums gegen den Staat als „westliches Konzept“ kritisiert und damit ihre Universalität infrage gestellt. Dazu trug zum einen die ideologisch begründete und – wie gezeigt – falsche Kontrastierung von bürgerlichen und politischen Rechten einerseits und wirtschaftlichen, sozialen und kulturellen Rechten andererseits bei, die sich mit dem Beginn des Kalten Krieges ausbreitete. Sie blieb auch während der anschließenden Phasen der friedlichen Koexistenz und der Entspannungspolitik bestehen, spiegelt sie doch unterschiedliche Staatsverständnisse und Konzeptionen von legitimer Herrschaft wider. Hinzu kam und kommt bis heute die Erzählung von der westlich geprägten Erarbeitung der Allgemeinen Erklärung, die – historisch unzutreffend – eine gerade Linie von der Magna Carta über die amerikanische Unabhängigkeitserklärung und die französische Erklärung der Menschen- und Bürgerrechte zur Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte zieht und damit die bürgerlichen und politischen Rechte als die „ursprünglichen“ Menschenrechte qualifiziert. Dieses Narrativ blendet die unterschiedlichen philosophischen und religiösen Perspektiven aus, die im Redaktionsausschuss der Menschenrechtskommission vertreten waren, und kann die Aufnahme wirtschaftlicher, sozialer und kultureller Rechte nicht erklären. Vielmehr war und ist gerade der Verzicht auf solche Anknüpfungen ein zentraler Grund für die Erfolgsgeschichte der Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte. Mit der Menschenwürde hatten die Mütter und Väter der Allgemeinen Erklärung vielmehr eine länder- und kulturenübergreifende Grundlage für die Menschenrechte gefunden, die bis heute nichts von ihrer Wirkkraft verloren hat.13
 
        Mit dem Ende des Ostblocks verschob sich die Begründung für den behaupteten „westlichen“ Charakter der Allgemeinen Erklärung. In den 1990er Jahren versuchten autoritäre Staaten, unter dem Schlagwort der „asiatischen Werte“ das Konzept der kulturellen Relativität der Menschenrechte als Gegenentwurf zu einem universalistischen Menschenrechtsverständnis zu etablieren.14 Danach sollen bei der Bestimmung von Inhalt und Grenzen der Menschenrechte die kulturellen Traditionen jedes einzelnen Landes entscheidend sein, also lokale religiöse, politische und rechtliche Praktiken. Das „asiatische“ Verständnis sei, so wurde postuliert, nicht individualistisch, sondern stelle die Gemeinschaft in den Vordergrund. Dieses Argumentationsmuster konnte sich international nicht durchsetzen und beruht auf unzutreffenden Prämissen. Schon die Behauptung einer einheitlichen Kultur in einem Staat ist falsch. Denn Kulturen wandeln sich stetig, und innerhalb von (kulturellen) Gemeinschaften gibt es immer Minderheiten, die hegemoniale Herrschaftsstrukturen kritisieren und zu überwinden suchen. Genau dies ist menschenrechtlich geschützt. Bei genauer Betrachtung versteckt sich hinter der Berufung auf kulturelle Traditionen also das, wogegen Menschenrechte schützen: Missbrauch von Macht durch die Herrschenden.
 
        Die postkoloniale Kritik an den Menschenrechten, die insbesondere von Denker*innen und Aktivist*innen aus dem Globalen Süden seit der Jahrtausendwende formuliert wird, rückt ins Zentrum, dass „westliche“ Staaten, der Globale Norden, oftmals die Menschenrechte zur Legitimation von politischer Einmischung und von militärischen Interventionen instrumentalisieren. Mit der Differenzierung zwischen „entwickelt“ und „unterentwickelt“ und der daraus hergeleiteten Hilfsbedürftigkeit des Globalen Südens würden die Länder des Globalen Nordens die Legitimierungsstrategie von Kolonialismus als Rettungsmission reproduzieren und damit die eigenen wirtschaftlichen und geopolitischen Interessen verbergen.15 Im Kern der postkolonialen Kritik an den Menschenrechten steht also die opportunistische Berufung auf Menschenrechte durch „den Westen“. Die inhaltliche Berechtigung dieser Kritik zeigt sich deutlich, wenn Staaten des Globalen Nordens Menschenrechtsverletzungen mit zweierlei Maß messen, abhängig davon, ob ein befreundeter Staat sie begangen hat oder ein nicht befreundeter. Zwar handeln auch Staaten aus anderen Weltregionen so, doch verlieren nur diejenigen Staaten ihre Glaubwürdigkeit, die sich als die Heimat der Menschenrechte geben. Diese Haltung drückt sich etwa in dem affirmativ gebrauchten Narrativ von den Menschenrechten als „westlichen Werten“ aus, das bei Politiker*innen aus dem Globalen Norden beliebt ist. Ironischerweise leugnen sie damit zugleich die Universalität der Menschenrechte und untergraben deren Fundament.
 
        INFRAGESTELLUNGEN DER MENSCHENRECHTE HEUTE
 
        Unabhängig von dieser Kritik an den Menschenrechten ist zu konstatieren: Auch in der Praxis waren Menschenrechte nie selbstverständlich. Seit 1948 wurde über Inhalt und Reichweite von Menschenrechten in den Gremien der UNO und innerhalb von Staaten gestritten. Massive und systematische Verletzungen von Menschenrechten waren verbreitet. Aber stets war dies von einem – zumindest verbalen – Bekenntnis zu den Menschenrechten begleitet. Gegenwärtig ist in der Welt, auch in Deutschland, etwas Neues zu beobachten: Die Idee und das Fundament der Menschenrechte werden offen angegriffen, und Regierungen oder politische Bewegungen propagieren andere Konzepte. Am deutlichsten wird dies in dem Ansatz, den die chinesische Regierung seit einigen Jahren verfolgt: die Umdeutung der Menschenrechte von individuellen Rechten in rein zwischenstaatliche Kooperationspflichten. Mit der propagierten Zielsetzung, die Selektivität und Politisierung des UN-Menschenrechtsrates zu überwinden, warb China für „gegenseitig vorteilhafte Kooperation“, also den bloßen Austausch guter Praxisbeispiele in den UN. Eine kritische Auseinandersetzung mit der Menschenrechtslage in einzelnen Staaten ist mit diesem Konzept unvereinbar; das Individuum als Rechtsträger verschwindet.
 
        Zu den weiteren Konzepten, die die Menschenrechte unterminieren, gehört etwa ein verabsolutiertes Verständnis staatlicher Souveränität, wonach jedes Mittel zum Schutz des Staates einschließlich seiner Grenzen und seiner – oft völkisch verstandenen – Bevölkerung zulässig ist. Eng verbunden damit sind Vorstellungen einer absoluten Volksherrschaft, die frei ist von menschenrechtlichen Bindungen. Menschenrechtsfeinde sehen sich als die Vertreter des „wahren Volkes“ und leugnen damit das gleiche Recht aller Staatsbürger*innen auf politische Partizipation. Sie lehnen zugleich eine internationale gerichtliche Kontrolle über die Einhaltung menschenrechtlicher Verpflichtungen ab und diffamieren sie als Entscheidungen „ausländischer Gerichte“, obwohl diesen Menschenrechtsgerichtshöfen immer auch ein*e Richter*in angehört, den oder die dieser Staat vorgeschlagen hat.
 
        Auch durch kulturalistische Konzepte und nationalistische oder völkische Ideologien sind Menschenrechte zunehmend bedroht. Diese propagieren die Ungleichheit von Menschen, indem sie ihre Ungleichbehandlung fordern, Gruppen durch Zuschreibungen von Eigenschaften konstruieren und abwerten oder indem sie sie zu Sündenböcken machen und Hass und Gewalt schüren, um Menschen auszugrenzen, zu vertreiben oder gar zu töten. Antisemitismus, antimuslimischer Rassismus, Antiziganismus und Rassismus gegen Schwarze Menschen sind die am weitesten verbreiteten Ideologien der Ungleichheit. Um das Fundament der Menschenrechte zu unterminieren, werden die Menschheitsverbrechen heruntergespielt oder gar geleugnet, die Auslöser für die Annahme der Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte waren.
 
        Mit solchen Ideologien der Ungleichheit verwandt sind Ideologien, die es als Aufgabe des Staates ansehen, „traditionelle Werte“ zu verteidigen. Sie richten sich zumeist gegen LSBTIQ+-Personen und deren Rechte. Hierzu gehört auch die „Anti-Gender“-Bewegung, die die grundlegende Erkenntnis der UN-Frauenrechtskonvention ablehnt, wonach die Diskriminierung von Frauen ganz überwiegend nicht auf dem biologischen Geschlecht (sex) beruht, sondern auf dem sozialen Geschlecht (gender), also auf geschlechterstereotypen Zuschreibungen und Erwartungen.16 Damit verbunden sind Bestrebungen, die wirksame Bekämpfung von Gewalt gegen Frauen zu verhindern, etwa durch Ablehnung der Istanbul-Konvention des Europarats17 und das Propagieren von Rechten „der Familie“, um männliche Vorherrschaft aufrechtzuerhalten.
 
        Gegen solche Bestrebungen, die Grundlagen der Menschenrechte zu beseitigen, braucht es starke Institutionen, die dazu beitragen, dass der Staat seine menschenrechtlichen Bindungen ernst nimmt. Das bedeutet in erster Linie, dass die Parlamente, Regierungen und Gerichte die Menschenrechte zum Maßstab ihrer Entscheidungen machen und hierfür auch in der Bevölkerung werben müssen. Dazu gehört auch, Menschenrechte in der politischen Debatte differenziert zu diskutieren und im gesellschaftlichen Miteinander durch ihre Anwendung zu bekräftigen. Unverzichtbar sind hierfür unabhängige Medien, Medienvielfalt, eine engagierte Zivilgesellschaft und kritische Kunstschaffende, die sich solidarisch für die Rechte anderer einsetzen. Es ist nicht überraschend, dass Autokraten und Populisten gerade diese Akteure attackieren und ihre Menschenrechte missachten.
 
        Zentrales Instrument, um die Achtung und Verwirklichung der Menschenrechte durch den Staat zu fördern, ist Menschenrechtsbildung. Alle Staatsgewalt ist menschenrechtlich gebunden; deshalb müssen alle staatlichen Akteure mit den menschenrechtlichen Verpflichtungen in ihrem Tätigkeitsfeld vertraut sein und imstande sein, sie anzuwenden. Zugleich braucht es eine Kultur der Menschenrechte, also eine Bevölkerung, die die Beachtung der Menschenrechte vom Staat einfordert und deren Mitglieder im Sinne von Artikel 1 der Allgemeinen Erklärung „einander im Geiste der Solidarität begegnen“. Dafür muss Menschenrechtsbildung den Maßstäben der UN-Erklärung über Menschenrechtsbildung und -training von 2011 entsprechen.18 Dazu gehört insbesondere, dass nicht allein Wissen vermittelt wird, sondern auch und gerade die kritische Auseinandersetzung mit den menschenrechtlichen Werten gefördert wird, sodass Menschen die Chance haben, sie freiwillig als eigene moralische Handlungsmaximen anzunehmen („Lernen über Menschenrechte“). Menschenrechtsbildung muss zudem dazu befähigen, sich für die eigenen Rechte und solidarisch für die Rechte anderer einzusetzen („Lernen für Menschenrechte“). Dies gelingt nur, wenn das Lernumfeld selbst von der Achtung der Menschenrechte geprägt ist („Lernen durch Menschenrechte“).
 
        Die Allgemeine Erklärung der Menschenrechte ist deshalb auch nach 75 Jahren noch wichtig. Sie erinnert daran: Menschenrechte sind die Grundlage des friedlichen Miteinanders in einer Gesellschaft. Deshalb muss der Staat die Menschenrechte aller Menschen in seinem Herrschaftsbereich sichern, und deshalb sind Menschenrechte in unser aller ureigenem Interesse. Die Allgemeine Erklärung bestärkt uns darin, von allen Staatsorganen, von Politik und Parteien Menschenrechte einzufordern. Sie stärkt uns darin, die Menschenrechte im Alltag zu leben, indem wir Abwertung, Ausgrenzung und Hass klar entgegentreten, Menschen als Individuen wahrnehmen und einander als Menschen mit gleicher Würde und gleichen Rechten achten.
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        ANMERKUNGEN
 
        01 Enthalten haben sich seinerzeit die ČSSR, Jugoslawien, Polen, Saudi-Arabien, Südafrika, die UdSSR, die Ukrainische SSR und die Weißrussische SSR. Den Sitz Chinas hatte zum damaligen Zeitpunkt Taiwan inne. Zwei Staaten blieben der Abstimmung fern.
 
        02 Vgl. Final Communiqué of the Asian-African Conference, Held at Bandung from 18th to 24th April 1955, S. 5–6, https://bandungspirit.org/IMG/pdf/anri-bandung_conference-final_communique.pdf.
 
        03 Vgl. Vienna Declaration and Programme of Action, 25.6.1993, www.ohchr.org/sites/default/files/vienna.pdf.
 
        04 Vgl. Heiner Bielefeldt, Menschenwürde. Der Grund der Menschenrechte, Berlin 2008, www.institut-fuer-menschenrechte.de/fileadmin/Redaktion/Publikationen/studie_menschenwuerde_2008.pdf.
 
        05 Vgl. „Chiemseer Entwurf“. Grundgesetz für einen Bund deutscher Länder, Artikel 1, www.verfassungen.de/de49/chiemseerentwurf48.htm.
 
        06 Im Wortlaut des Artikels 29 AEMR: „1. Jeder Mensch hat Pflichten gegenüber der Gemeinschaft, in der allein die freie und volle Entfaltung der eigenen Persönlichkeit möglich ist. 2. Jeder Mensch ist bei der Ausübung der eigenen Rechte und Freiheiten nur den Beschränkungen unterworfen, die das Gesetz ausschließlich zu dem Zweck vorsieht, die Anerkennung und Achtung der Rechte und Freiheiten anderer zu sichern und den gerechten Anforderungen der Moral, der öffentlichen Ordnung und des allgemeinen Wohles in einer demokratischen Gesellschaft zu genügen. 3. Diese Rechte und Freiheiten dürfen in keinem Fall im Widerspruch zu den Zielen und Grundsätzen der Vereinten Nationen ausgeübt werden.“
 
        07 Einzige Ausnahme ist das aktive und passive Wahlrecht (Art. 25 AEMR), das – im Einklang mit dem Staatsbegriff des Völkerrechts – nur Rechte der Angehörigen des jeweiligen Staatsvolkes umfasst.
 
        08 Für die Afrikanische Union (AU): Afrikanische Charta der Rechte der Menschen und Völker von 1981 und Afrikanischer Gerichtshof für Menschenrechte und Rechte der Völker mit Sitz in Arusha, Tansania. Für die Organisation amerikanischer Staaten (OAS): Amerikanische Menschenrechtskonvention von 1969 und Inter-Amerikanischer Gerichtshof für Menschenrechte mit Sitz in San José, Costa Rica.
 
        09 Nicht aufgenommen wurden das Recht auf Eigentum und das Recht auf Asyl.
 
        10 Alle Verträge in deutscher Sprache finden sich unter www.institut-fuer-menschenrechte.de/menschenrechtsschutz/deutschland-im-menschenrechtsschutzsystem/vereinte-nationen/vereinte-nationen-menschenrechtsabkommen.
 
        11 Alle Berichte der unabhängigen Experten Vitit Muntarbhorn (2016–2017), Victor Madrigal-Borloz (2018–2023) und Graeme Reid (seit 2023) finden sich unter www.ohchr.org/en/special-procedures/ie-sexual-orientation-and-gender-identity.
 
        12 Vgl. Resolution 76/300 der UN-Generalversammlung vom 28.7.2022, https://digitallibrary.un.org/record/3983329/files/A_RES_76_300-EN.pdf.
 
        13 Vgl. etwa Hans Joas, Die Sakralität der Person. Eine neue Genealogie der Menschenrechte, Berlin 2011.
 
        14 Vgl. Katrin Kinzelbach, „Asian Values“ Versus „Western Values“: A False Dichotomy, in: Jan Eckel/Daniel Stahl (Hrsg.), Embattled Visions. Human Rights Since 1990, Göttingen 2022, S. 185–206.
 
        15 Vgl. María do Mar Castro Varela/Nikita Dhawan, Die Universalität der Menschenrechte überdenken, in: APuZ 20/2020, S. 33–38.
 
        16 Eingehend hierzu Patricia Schulz/Ruth Halperin-Kaddari/Beate Rudolf, Introduction, in: dies./Marsha A. Freeman (Hrsg.), The UN Convention on the Elimination of All Forms of Discrimination against Women and Its Optional Protocol. A Commentary, Oxford 20222, S. 1–60.
 
        17 Übereinkommen des Europarates zur Verhütung und Bekämpfung von Gewalt gegen Frauen und häuslicher Gewalt, 11.5.2011, https://rm.coe.int/1680462535.
 
        18 Vgl. Erklärung der Vereinten Nationen über Menschenrechtsbildung und -training, Resolution 66/137 der UN-Generalversammlung vom 19.12.2011, www.institut-fuer-menschenrechte.de/fileadmin/Redaktion/PDF/Menschenrechtsbildung/Erklaerung_der_Vereinten_Nationen_ueber_Menschenrechtsbildung_und_training.pdf.
 
      

       
        ZUR POSTKOLONIALEN KRITIK DER MENSCHENRECHTE
 
        Nahed Samour
 
        Nationalstaaten und die internationale Staatengemeinschaft sind rechtlich verpflichtet, Menschenrechte zu achten, zu schützen und zu gewähren. Auch die postkoloniale Perspektive hält an der Bedeutung der Menschenrechte weltweit fest, um Menschen gegen mächtige Interessen – von Staaten und Individuen, aber auch von Unternehmen und Banken – im Globalen Norden wie im Globalen Süden zu schützen. Allerdings ist die postkoloniale Kritik zugleich einer Machtkritik verpflichtet. Sie hinterfragt also auch die Art und Weise, wie Menschenrechte mitunter zur Machtausübung einiger auf Kosten anderer eingesetzt werden. Und sie interessiert sich dafür, inwiefern rechtliche Regelungen, Normen und Doktrinen, die das Völkerrecht inklusive seiner Menschenrechtsnormen prägen, zu Unterwerfung und Fremdherrschaft politischer oder wirtschaftlicher Art führen.01 Als Machtkritik prangert sie weltweite Ungleichheiten an, es geht ihr insofern um Missstände, die „den größten Teil der Welt“02 charakterisieren. Das Postkoloniale ist also nicht eine ausschließlich geografische Kategorie, sondern vor allem eine machtkritische, die auch die Frage der Menschenrechte umfasst.
 
        Diese postkoloniale Perspektive auf Menschenrechte erwächst aus der Analyse, dass das koloniale Erbe und die Interessen von Großmächten die Funktionsweise des internationalen Rechts nach wie vor strukturieren. Gleichwohl setzen die sozialen, ökonomischen und indigenen Bewegungen und Aktivist*innen des Globalen Südens weiterhin ihre Hoffnung in die Menschenrechte – und fordern, das emanzipatorische Potenzial dieser Rechte auch tatsächlich auszuschöpfen. Die „postkoloniale Frage“ lautet also: Wie können Menschenrechte genutzt werden, um auch den Interessen der Vulnerablen und Marginalisierten, insbesondere der Menschen des Globalen Südens, gerecht zu werden? Und wie können die Menschenrechte aus der Perspektive des Globalen Südens verstanden werden?03
 
        POSTKOLONIALE PERSPEKTIVE
 
        Die Vorläufer der modernen Menschenrechte werden häufig in der US-amerikanischen und französischen Revolution verortet, deren Prinzipien nach dem Zweiten Weltkrieg und den Verbrechen der nationalsozialistischen Herrschaft mit der Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte, dem Internationalen Pakt für bürgerliche und politische Rechte sowie dem Internationalen Pakt für wirtschaftliche, soziale und kulturelle Rechte universale Geltung und Verbindlichkeit erhielten.04 Gegen dieses „westlich“ zentrierte Narrativ, das eben vor allem westliche Ereignisse und Errungenschaften in den Vordergrund stellt, ohne etwa die Verbrechen des Kolonialismus zu thematisieren, wendet sich die postkoloniale Kritik. Stattdessen wird danach gefragt, wie Menschenrechte tatsächlich universelle Geltung finden können.
 
        Für die postkoloniale Kritik der Menschenrechte ist daher erstens eine historische Betrachtung von Menschenrechten relevant, die nicht nur Ereignisse in Europa und Nordamerika registriert. Die „Entdeckung“ Amerikas, die Ausbreitung des europäischen Imperialismus über Asien und Afrika, die beiden Weltkriege, die Ausgestaltung der Mandats- und Treuhandsysteme als Fremdherrschaft, die Phase der Entkolonialisierung, die Öl- und Schuldenkrisen der 1970er Jahre, die Etablierung des Neoliberalismus in den 1980er und 1990er Jahren und der lange „Krieg gegen den Terror“ – all dies sind Ereignisse, die postkoloniale Kritik als Machtkritik geformt haben, und zwar nicht nur bezogen auf westlich-europäische Herrschaft, sondern zum Beispiel auch mit Bezug auf das chinesische Kaiserreich oder den sowjetisch-russischen Kolonialismus. Diese erweiterte historische Betrachtung erlaubt auch eine Auseinandersetzung darüber, wie internationale Normen und institutionelle Praktiken zu bestimmten Zeiten mithilfe bestimmter Akteure – Staaten, Unternehmen, internationale Gerichte, aber auch soziale Bewegungen, Indigene und Menschenrechtsaktivist*innen – entstanden sind und sich entwickelt haben. Damit weicht die postkoloniale Perspektive ab von einem formalistischen Blick auf Menschenrechte, nach dem diese einzig durch Staaten entwickelt werden. Vielmehr bezieht sie sich auf subalterne Personen, Ideen und Geschichten – Positionen, die nicht hegemonial und dominant sind und über keinen Macht- und Militärapparat verfügen, um Menschenrechte durchzusetzen.05
 
        Eine postkoloniale Kritik der Menschenrechte beschäftigt sich zweitens immer auch damit, koloniale Elemente im derzeitigen Völkerrecht herauszuarbeiten, die zur Unterwerfung und Unterdrückung der Völker des Globalen Südens geführt haben und immer noch führen.06 Sie hinterfragt das europäische Narrativ der vermeintlichen Neutralität und Universalität der Menschenrechte07 und verweist darauf, dass Menschenrechte und Völkerrecht auch aus den Erfahrungen von Kolonialismus, Sklaverei und Krieg entstanden sind, ohne dieses dunkle Vermächtnis in Gänze abschütteln zu können.08 Das Völkerrecht ist auch auf Kosten kolonisierter Nationen und indigener Gemeinschaften entstanden; und bis heute werden diese Menschen und Orte in der globalen Politik an den Rand gedrängt oder ausgegrenzt.09
 
        Eine Auseinandersetzung mit der kolonialen Geschichte der Menschenrechte offenbart oft hierarchisierte, manchmal sogar rassifizierte Rechtspraktiken10 und ihre verheerenden Folgen für den Globalen Süden bis heute. Dabei herrscht häufig das Verständnis vor, dass die Entkolonialisierung abgeschlossen sei, dass Rasse als rechtliche Kategorie und die von ihr unterstützte „zivilisatorische Mission“ als unglückliche Merkmale des 19. Jahrhunderts längst aus dem System verbannt worden seien.11 Zu dieser Auseinandersetzung gehört auch die Frage, wie Menschenrechte international normiert und instrumentalisiert werden, beispielsweise, um Staaten und Gesellschaften als zivilisiert oder unzivilisiert, entwickelt oder unterentwickelt, souverän oder okkupiert zu klassifizieren. Wenn im Namen von Menschen- oder Frauenrechten, Demokratie und Rechtsstaat oder Entwicklung und Humanitarismus militärische Interventionen gerechtfertigt werden, die selbst massive Menschenrechtsverletzungen mit sich bringen und Staaten und Gesellschaften auf lange Zeit vom „Westen“ abhängig machen,12 dann bleibt das emanzipatorische Potenzial und der Gleichheitsanspruch der Menschenrechte unausgeschöpft.
 
        Die postkoloniale Perspektive betont drittens, dass der Globale Süden nicht nur Adressat von Menschenrechten ist, sondern selbst eine reiche Tradition an Menschenrechten hat, die allerdings zu selten anerkannt wird. Bei der Formulierung von Menschenrechten wird oft verdrängt, dass sich diese aus verschiedenen religiösen und kulturellen Traditionen speisen, die auch von nicht-westlichen Gesellschaften geprägt wurden und die universelle Bedeutung für alle Menschen gewinnen können. Wenn Menschenrechte nicht nur eine westliche Idee sein sollen, müssen sie auch mit Erfahrungen und Einsichten anderer Gesellschaften gefüllt werden. Zu solch neuen Perspektiven auf Menschenrechte gehören beispielsweise das Recht auf Entwicklung,13 das Recht auf Ernährung14 oder auch die UN-Erklärung über die Rechte indigener Völker,15 die aber zum Beispiel von der deutschen Regierung noch immer für weitgehend unverbindlich gehalten wird.16
 
        Die postkoloniale Kritik untersucht schließlich viertens das Verhältnis zwischen Menschenrechten und politischer Ökonomie. Zwar versteht auch sie Menschenrechte zunächst in ihrer Schutzfunktion für eine Person gegenüber einem Staat, aber für sie ist menschenrechtlich beispielsweise auch relevant, wenn Regelungen des internationalen Handels- und Investitionsrechts von Menschenrechtsverpflichtungen ausgenommen werden, die enorme Auswirkungen auf das tägliche Leben der Menschen im Globalen Süden (aber auch im Globalen Norden) haben. Postkoloniale Kritik betont die verheerenden Konsequenzen der wirtschaftlichen Ausgestaltung der Globalisierung und zeigt, dass die derzeit geltenden Menschenrechtsnormen ein System der politischen Ökonomie begünstigen, das massive Umweltschäden verursacht und zu anhaltender Verelendung führt.
 
        Insgesamt will die postkoloniale Kritik zeigen, dass mit der derzeitigen Ausgestaltung des internationalen Menschenrechtssystems Ungleichheiten verstärkt werden, anstatt darauf hinzuwirken, die Kontrolle über die eigenen Ressourcen wiederzuerlangen und den Nutzen für die lokalen Gesellschaften zu maximieren.17 Wichtig aber ist: Die postkoloniale Kritik als machtkritische Position richtet sich nicht ausschließlich gegen westliche Staaten, sondern zunehmend auch gegen Staaten des Globalen Südens selbst – insbesondere gegen solche, die illegitime und menschenrechtsverletzende Herrschaftsmuster aufrechterhalten.
 
        „RESPONSIBILITY TO PROTECT“
 
        Ein Beispiel, wie vor dem Hintergrund des Menschenrechtsschutzes neue rechtliche Instrumente geschaffen werden, die aus postkolonialer Sicht im Verdacht stehen, koloniale Muster wiederzubeleben und dem Menschenrechtsschutz zuwiderzulaufen, ist das Instrument der „Responsibility to Protect“ (R2P), das politische und/oder militärische Interventionen in Ländern mit massiven Menschenrechtsverletzungen ermöglichen soll. Aus der Beschäftigung mit Kriegen und Genoziden wie denen im ehemaligen Jugoslawien (Bosnien) oder Ruanda erwuchsen Argumente für humanitäre Interventionen,18 obwohl diese Praxis keine ausdrückliche Rechtfertigung in der UN-Charta findet.
 
        Die Vereinten Nationen verstanden R2P als „entstehende Norm“, die die Unterstützung von Staaten beim Aufbau von Kapazitäten zum Schutz ihrer Bevölkerung vor Völkermord, Kriegsverbrechen, ethnischen Säuberungen und Verbrechen gegen die Menschlichkeit zum Ziel hatte und als Hilfe für Staaten gedacht war, die wegen massiver Krisen und Konflikte auseinanderzubrechen drohten.19 Eingesetzt wurde das Instrument bisher im Sudan (2006), in Kenia (2007), der Elfenbeinküste (2011), Libyen (2011), der Zentralafrikanischen Republik (2013), der Demokratischen Republik Kongo (2013) und Mali (2013). Zu den besonders kontroversen Fällen gehört Libyen: Die Resolution 1973 des UN-Sicherheitsrates genehmigte Maßnahmen nach Kapitel VII der UN-Charta zum Schutz der Zivilbevölkerung in Libyen und ermächtigte die Mitgliedstaaten, alle erforderlichen Maßnahmen zum Schutz der Zivilbevölkerung in Libyen zu ergreifen. Zudem wurden mit ihr eine Flugverbotszone über dem libyschen Luftraum eingerichtet sowie ein Waffenembargo verhängt.20 Nach Verabschiedung der Resolution begann die Nato mit einer umfassenden Militärintervention, was auf Kritik insbesondere der BRICS-Staaten (Brasilien, Russland, Indien, China und Südafrika) traf. Diese warfen der westlichen Militärallianz vor, R2P zu nutzen, um einen Regimewechsel herbeizuführen. Tatsächlich unterstützten die Nato-Staaten offen jene Rebellen, die gegen die damalige Regierung Muammar al-Gaddafis kämpften. Heute warnt die Unabhängige Untersuchungskommission der Vereinten Nationen zu Libyen vor einer sich immer weiter verschlechternden Menschenrechtslage im Land; aus ihrer Sicht gibt es Grund zu der Annahme, dass eine Vielzahl von Kriegsverbrechen und Verbrechen gegen die Menschlichkeit von staatlichen Sicherheitskräften und bewaffneten Milizen begangen werden, die damals mit Nato-Unterstützung an die Macht kamen.21
 
        Die Kritik, dass es bei R2P nicht um Menschenrechtsschutz gehe, sondern um das Forcieren von Regimewechseln, wird durch die postkoloniale Perspektive gestützt.22 Unter anderem deshalb kam R2P beispielsweise in Syrien nicht zur Anwendung: Trotz der verheerenden Menschenrechtslage bestand weitverbreitet Skepsis darüber, ob die USA und ihre militärischen Partner R2P nur zum Schutz der Zivilbevölkerung anwenden würden – oder ob es ihnen auch um die Gestaltung der zukünftigen staatlichen und gesellschaftlichen Ordnung gehen würde. Zwar wurde R2P danach noch in anderen Fällen angewandt – zum Teil auch mit Unterstützung der BRICS-Staaten –, nichtsdestotrotz scheint sich die Idee des „Menschenrechtsschutzes durch Militärinterventionen“ mehr und mehr überlebt zu haben.
 
        INTERNATIONALES VÖLKERSTRAFRECHT
 
        Menschenrechte und Menschenrechtsverbrechen werden seit 2002 zunehmend auch vor dem Internationalen Strafgerichtshof (IStGH) verhandelt.23 Der IStGH ist befugt, Einzelpersonen wegen Völkermordes, Verbrechen gegen die Menschlichkeit, Verbrechen der Aggression und Kriegsverbrechen strafrechtlich zu verfolgen. Ihm gingen internationale Ad-hoc-Tribunale wie das Internationale Straftribunal für das ehemalige Jugoslawien (ICTY), das Internationale Straftribunal für Ruanda (ICTR) oder auch das von den Vereinten Nationen gestützte Rote-Khmer-Tribunal in Kambodscha voraus. Der IStGH soll als ständiges Gericht Menschenrechtsverbrechen weltweit ahnden können, wenn dies von der jeweiligen nationalen Gerichtsbarkeit verweigert wird.
 
        Allerdings: Bis 2023 hat der Internationale Strafgerichtshof 51 Personen angeklagt, von denen die meisten entweder schwarz und/oder arabisch-afrikanisch und muslimisch waren,24 was ihm die Kritik eingebracht hat, in seiner Auswahl der Fälle von Menschenrechtsverbrechen rassistisch zu agieren.25 Diskurse über „afrikanische Warlords“ oder „barbarische Muslime“ haben, so die Kritiker, dazu geführt, dass „schwarze Schuld“ am Internationalen Strafgerichtshof in den Vordergrund gerückt ist, während „weiße Schuld“ minimiert wurde.26 Als ein „selektives politisches Instrument“27 habe es der Gerichtshof bisher versäumt, diese postkoloniale Kritik zu adressieren. Die Verfolgung von Menschenrechtsverletzungen in Afrika und anderen Teilen des Globalen Südens durch den IStGH habe „absichtlich (…) das riesige Ausmaß (…) internationaler Verbrechen in anderen Teilen der Welt verdeckt“.28 Argumentiert wird auch, dass der vermeintliche Einsatz für Menschenrechte durch eine internationale Strafrechtsordnung die weltweiten Ungleichheiten und Asymmetrien in Bezug auf Macht und Reichtum aufrechterhalte, wenn er nicht sogar ein Mittel zur fortgesetzten Unterwerfung sei: Westliche Großmächte kämen hier nur als Beschützer von Menschenrechten und als Vollstrecker von Gerechtigkeit vor, nicht aber als Täter von Menschenrechtsverletzungen.29 Koloniale und imperiale Vermächtnisse gedeihen so weiter, weil nicht zuletzt politischer und finanzieller Druck westlicher Staaten darüber entscheidet, in welchen Teilen der Welt Menschenrechtsverbrechen ignoriert und in welchen sie geahndet werden. Damit wird nicht nur eine Kultur der Straflosigkeit vor allem für westliche Staaten aufrechterhalten, sondern auch die internationale Rechtsordnung insgesamt gefährdet. Individuen und Institutionen aus dem Globalen Norden fühlen sich dazu berufen, in Ländern des Globalen Südens Entwicklungs-, Aufklärungs- oder Hilfsarbeit zum Thema Menschenrechte zu leisten, übergehen dabei aber ihr eigenes Zutun zu diesen Menschenrechtsverletzungen.30 Die Untätigkeit des IStGH in Bezug auf Menschenrechtsverbrechen während der Kriege im Irak und in Afghanistan ist hier nur ein Beispiel von vielen.31 Zwar hat der Chefankläger des IStGH, Karim Khan, mittlerweile angekündigt, die zuvor ausgesetzte Untersuchung zu Afghanistan wieder aufzunehmen, allerdings unter einem Vorbehalt: Die Untersuchung werde sich nicht auf das Verhalten der Vereinigten Staaten und ihrer Verbündeten, einschließlich der von den USA unterstützten früheren afghanischen Regierung, erstrecken, obwohl diese wohl Verbrechen begangen haben, die direkt in die Zuständigkeit des Gerichts fallen. Stattdessen werde man sich ausschließlich auf Verbrechen konzentrieren, die von den Taliban und dem Islamischen Staat Khorasan (IS-K) begangen wurden.32 Es ist diese Form der doppelten Standards im Bereich der Menschenrechte, die von der postkolonialen Kritik besonders angeprangert wird.
 
        MENSCHENRECHTE UND WIRTSCHAFT
 
        Eine postkoloniale Kritik der Menschenrechte setzt sich auch mit den Kräften der Globalisierung und der neoliberalen politischen Ökonomie auseinander, vor allem in den Bereichen Umwelt, Handel, Finanzen und Investitionen.33 Das gilt insbesondere dort, wo Menschenrechtsfragen in internationalen Handels- und Investitionsregelungen ausgeklammert werden. Aus der Sicht postkolonialer Wissenschaftler*innen bleibt das internationale Recht im westlichen „Rassenkapitalismus“ (racial capitalism) verwurzelt, also in einer systematischen Ausbeutung nicht-weißer Personen durch Unternehmen im Globalen Norden sowie zunehmend auch des Globalen Südens.34 Einerseits herrsche im internationalen Recht eine „rassistische Skepsis“ vor, ob nicht-weiße Gesellschaften überhaupt gleichberechtigt in die globale Wirtschafts- und Rechtsordnung integriert werden könnten; andererseits werde Inklusion in die globale Wirtschaft als wünschenswert und möglich angesehen, wenn sie sich der kapitalistischen Moderne und ihren zum Teil erniedrigenden und entmenschlichenden Arbeitsweisen füge.35
 
        Kritik richtet sich auch an den Internationalen Währungsfonds, die Weltbank und die Welthandelsorganisation (WTO).36 Das Recht der WTO zum Beispiel spiegelt einige der wichtigsten Interessen der schwächeren Länder des Globalen Südens nicht wider, auch wenn dort grundsätzlich ökonomisch und politisch schwächere Länder gegen mächtige Staaten im Rahmen des WTO-Streitbeilegungssystems vorgehen können. Das System der bilateralen Investitionsverträge etwa ist in mehrfacher Hinsicht unausgewogen. Da faktisch einer Vielzahl von Ländern des Globalen Südens die Ressourcen fehlen, um ein ökonomisches Gleichgewicht aufzubauen, werden die auf dem Papier vorhandenen Rechte in der Praxis nur selten ausgeübt. Darüber hinaus geben bilaterale Investitionsabkommen Unternehmen zwar die Möglichkeit, Staaten nach internationalem Recht zu verklagen. Sie erlauben es jedoch nicht, Unternehmen nach internationalem Recht zu verklagen, selbst wenn diese in Menschenrechtsverletzungen verwickelt waren.37
 
        Menschenrechtsaktivist*innen im Globalen Süden kommen daher immer mehr zu dem Schluss, dass sie gegen die Handels- und Investitionsregeln, wie sie vor allem von westlichen Staaten vertreten werden, kaum etwas ausrichten können.38 Politiken und Praktiken, die früher mit Intervention und Imperialismus verbunden waren, haben sich aus dieser Perspektive reproduziert; die vermeintlich „neue Weltordnung“ führt weiterhin zu Unterordnungsverhältnissen, und es werden lediglich neue Argumente vorgebracht, um die alten imperialen Praktiken der Intervention zu rechtfertigen. Der unzureichende Umgang mit Menschenrechtsverletzungen durch große Unternehmen trifft aber nicht nur den Globalen Süden, sondern wird mittlerweile auch im Globalen Norden als Problem wahrgenommen.39
 
        POSTKOLONIALE HOFFNUNGEN
 
        Menschenrechte versprechen Schutz vor Autokratie, Diskriminierung und Unterdrückung ganzer Bevölkerungen und auch Schutz für religiöse, ethnische und sexuelle Minderheiten. Trotz der gewichtigen und anhaltenden Kritik, dass Menschenrechte mitunter zum Spielball mächtiger Staaten und Wirtschaftsinteressen werden, bleiben sie für viele soziale Bewegungen des Globalen Südens wichtige Instrumentarien gegen Unterdrückung und Fremdherrschaft.40 Deswegen nehmen sowohl die Weiterentwicklung von Menschenrechten als auch die Kritik an ihnen im postkolonialen Denken einen so großen Raum ein.41 Menschenrechte bleiben damit ein gewichtiges Instrument, um sich sowohl vor der Entrechtung durch westliche Interessen als auch durch postkoloniale Staaten selbst zu schützen. Dazu gehören daher auch Überlegungen, wie Menschenrechte weiterentwickelt werden können, damit nicht nur den marginalisierten Stimmen des Globalen Südens mehr Gehör verschafft werden kann, sondern auch den Stimmen innerhalb des Globalen Südens, etwa Frauen, Indigenen oder Mitgliedern der LGBTIQ*-Community.42 Auch die postkoloniale Kritik hält an der universellen Geltung der Menschenrechte fest. Nur weigert sie sich, einzig die westlichen Narrative als universelle Standards zu akzeptieren. Die Anfechtung der Position des Westens als „Fundament und Hauptakteur der internationalen Ordnung, der Moral und des Wissens“43 öffnet die Tür für die Erkundung der Handlungsfähigkeit anderer Regionen. Das ist es, worum es der postkolonialen Perspektive vor allem geht.
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        VON UNIVERSALITÄT UND MACHT
 
        Der UN-Menschenrechtsrat als Hüter der Menschenrechte
 
        Silke Voß-Kyeck
 
        Als im Oktober 2023 ein Teil der Sitze im UN-Menschenrechtsrat turnusgemäß neu besetzt werden musste, kandidierten 17 Staaten für 15 zu vergebende Plätze.01 Elf von ihnen bekräftigten bei einer Anhörung im Vorfeld die Wichtigkeit der Menschenrechte, für deren Schutz sie sich im Rahmen ihrer Mitgliedschaft einsetzen wollten. Auf konkrete Fragen antworteten die meisten allerdings ausweichend oder einschränkend. Gleichzeitig bescheinigten ihnen die ausrichtenden NGOs dieser inzwischen etablierten Wahlveranstaltung teils erhebliche Defizite in der eigenen Menschenrechtsbilanz und der Kooperation mit den UN-Menschenrechtsinstitutionen.02 Sechs weitere Staaten blieben der zivilgesellschaftlichen Wahlveranstaltung fern, darunter China, Russland und Burundi. Die Staaten wollten Mitglied in einem Gremium werden, dessen Kritik sich die meisten von ihnen keinesfalls aussetzen wollen – und dessen Instrumente einige prinzipiell ablehnen.
 
        Diese Begebenheit steht beispielhaft für zahlreiche politische und institutionelle Probleme, die mit dem UN-Menschenrechtssystem assoziiert werden, und für Herausforderungen, mit denen Staaten und ihre Zivilgesellschaften konfrontiert sind. In der öffentlichen Wahrnehmung hierzulande steht dabei meist die Frage im Vordergrund, wer überhaupt Mitglied im Menschenrechtsrat sein dürfe. Staaten mit großen Menschenrechtsdefiziten aus dem Gremium auszuschließen, scheint auf den ersten Blick naheliegend. Bei genauerer Betrachtung sind die Herausforderungen jedoch sehr viel komplexer.
 
        75 Jahre nach Verabschiedung der Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte (AEMR) und 30 Jahre nach der Wiener Weltmenschenrechtskonferenz zählt „Universalität“ zu den häufigsten Wörtern in Resolutionen des Menschenrechtsrates. Sie ist Grundlage aller UN-Menschenrechtsabkommen, von denen die meisten Staaten mehr als zehn völkerrechtlich bindend ratifiziert haben. Dennoch wird die Debatte um die Universalität der Menschenrechte nach wie vor geführt. Einzelne Staaten oder Staatengruppen bestreiten seit geraumer Zeit immer offener, dass Menschenrechte überall und für alle Menschen gelten. Häufig verweisen sie dabei auf kulturelle Unterschiede, traditionelle Werte oder religiöse Vorbehalte.
 
        Gefährlich für das internationale Menschenrechtssystem wird dieser Diskurs dann, wenn er mit gezielt destruktiven Initiativen und Maßnahmen einhergeht. Häufig sind vorgeblich kulturelle Besonderheiten nur das argumentative Mittel, um den etablierten Menschenrechtsschutz generell zu unterminieren. Regierungen und Machthaber verweisen vor allem dann auf vermeintlich übergeordnete Notwendigkeiten, Ideologien oder religiöse Traditionen, wenn sie angesichts der mangelhaften Umsetzung ihrer eigenen menschenrechtlichen Verpflichtungen oder gar von ihnen zu verantwortenden Menschenrechtsverletzungen unter Legitimationsdruck geraten. Bestrebungen, die international anerkannten Menschenrechte zu relativieren, gehen fast ausschließlich von Regierenden aus, deren prioritäres Interesse der eigene Machterhalt ist und die zu diesem Zweck Freiheiten einschränken und demokratische Institutionen systematisch aushöhlen. Dies bedeutet nach innen Definitionsmacht des autoritären Staates und seiner Eliten über gesellschaftliche Werte mittels Repressionen gegen Menschenrechtsaktivist*innen und unabhängige Medien sowie schwindende Handlungsräume für die Zivilgesellschaft. Außenpolitisch zieht es vor allem eine demonstrative Betonung staatlicher Souveränität nach sich und die Zurückweisung „westlicher“ Hegemonie und vermeintlich neokolonialer Ansprüche.
 
        CHINAS ROLLE
 
        Die Volksrepublik China ist in den vergangenen Jahren zum unbestrittenen Meister dieser menschenrechtsfeindlichen – und lange unterschätzten – Form der Diplomatie im UN-Menschenrechtsrat geworden.
 
        Das bereits 1991 von der chinesischen Regierung formulierte Menschenrechtsverständnis03 ist kaum bis gar nicht vereinbar mit der im UN-Menschenrechtssystem fest verankerten Bereitschaft der Staaten, die Umsetzung ihrer internationalen Verpflichtungen unter Beteiligung der Zivilgesellschaft gegenseitiger beziehungsweise institutioneller Überprüfung zu unterziehen. Zentrale Elemente des chinesischen Verständnisses sind staatliche Souveränität statt Rechenschaftspflicht, Nichteinmischung statt unabhängige Berichterstattung und ökonomische Entwicklung als oberste Priorität und Voraussetzung für Menschenrechte statt menschenrechtsbasierte Entwicklung zur Verwirklichung aller Menschenrechte. Zivilgesellschaftliche Beteiligung ist aus dieser Perspektive weder erforderlich noch erwünscht; der souveräne Staat entscheidet allein über die Geltung und Umsetzung von Menschenrechten.
 
        Chinas destruktive Menschenrechtsdiplomatie ist nicht über Nacht über die UN hereingebrochen. Schon früh gab es warnende Stimmen und genügend Anzeichen, nicht zuletzt die chinesische Verhandlungsposition bei der Gründung des Menschenrechtsrates 2006. Spätestens mit Beginn der Präsidentschaft Xi Jinpings 2013 ist Chinas Politik in den UN nicht mehr nur darauf ausgerichtet, die eigenen Menschenrechtsverletzungen im Land jeder Beobachtung und Kritik zu entziehen. Vielmehr geht es immer offensiver auch darum, mit Resolutionen, Narrativen, Personalpolitik und – wo nötig – Drohungen das UN-Menschenrechtssystem durch eine neue normative und institutionelle Menschenrechtsordnung chinesischer Prägung zu ersetzen. Hinter vermeintlich harmlosen Begriffen und Initiativen verbirgt sich erhebliche Sprengkraft für die multilaterale Ordnung im Allgemeinen und das UN-Menschenrechtssystem im Besonderen.
 
        Ab 2017 fanden diese Positionen und Narrative auch Eingang in diverse Resolutionen des UN-Menschenrechtsrates, womit sie sukzessive durch die Vereinten Nationen legitimiert werden. Die 2018 erstmals eingebrachte Resolution zur „Kooperation zum beiderseitigen Vorteil im Menschenrechtsbereich“ („Mutually-beneficial cooperation in the field of human rights“) etwa bekräftigt, dass menschenrechtliche Angelegenheiten ausschließlich zwischen souveränen Staaten beziehungsweise Regierungen be- und verhandelt werden sollen; dabei geht es nicht um den bestmöglichen Schutz der Rechte von Individuen, sondern um den größtmöglichen Vorteil der beteiligten Staaten.
 
        Neben dieser aktiven Strategie zur Legitimierung eigener Positionen ist die vehemente Abwehr von Kritik auch weiterhin zentrales Element der chinesischen Menschenrechtsdiplomatie, wie zuletzt im Sommer 2022 beim Umgang mit dem Bericht des Hochkommissariats für Menschenrechte (OHCHR) zur Menschenrechtssituation in Xinjiang.04 Es wird gezielt politischer oder ökonomischer Druck auf Diplomat*innen ausgeübt, OHCHR-Mitarbeiter*innen werden eingeschüchtert und Aktivist*innen bedroht, die Akkreditierung von chinakritischen NGOs blockiert. Auch in den Debatten des Menschenrechtsrates selbst werden Ton und Inhalt der Angriffe gegen kritische Delegationen und Sonderberichterstatter*innen unschöner, ohne dass chinesische Diplomat*innen es dabei mit den Fakten allzu genau nehmen.
 
        RUSSLAND UND WEITERE PROBLEMATISCHE AKTEURE
 
        Russland gilt im Menschenrechtsrat eher als Störer denn als Stratege, richtet aber dennoch beachtlichen Schaden an. Dabei wird in Genf das fortgesetzt, was in Russland selbst seit Jahren zu beobachten ist: Mit zunehmender Härte wird gegen Nichtregierungsorganisationen, Menschenrechtsverteidiger*innen, Journalist*innen und andere unabhängige Stimmen vorgegangen. Mit Gesetzen, Organisationsverboten, strafrechtlichen Verfahren und nicht zuletzt physischer Gewalt soll in Russland jegliche Kritik an der Regierung verhindert werden.05 Im UN-Menschenrechtsrat versucht die russische Regierung seit Langem, die zivilgesellschaftlichen Beteiligungsmöglichkeiten einzuschränken, etwa durch Blockaden bei der Akkreditierung von NGOs oder mit entsprechenden Formulierungen in UN-Resolutionen und Erklärungen, welche die Anerkennung der Rolle von Menschenrechtsverteidiger*innen verhindern sollen. Auch die Unabhängigkeit der UN-Sonderberichterstatter*innen ist der russischen Regierung schon lange ein Dorn im Auge.
 
        Thematisch setzt die russische Regierung alles daran, die staatliche Deutungshoheit über Familienpolitik und private Lebensformen von LGBTIQ-Personen zu sichern. Neben früheren eigenen Resolutionen zu „traditionellen Werten“ tut sich Russland vor allem mit unzähligen (und meist abgelehnten) Änderungsanträgen zu Resolutionen in diesem Kontext hervor, die nicht mit anerkannten Menschenrechtsstandards vereinbar sind. Sekundiert von Ägypten, Saudi-Arabien, Pakistan und anderen geht es darum, vermeintlich umstrittene Begriffe aus den Texten zu entfernen. Dies betrifft etwa die Rechte von Frauen und Mädchen, sexuelle und reproduktive Rechte, Zwangs- und Kinderehen, vermeidbare Müttersterblichkeit oder Menschenrechte im Kontext von HIV/AIDS. Besonders massiv ist der Widerstand gegen das Mandat des Sonderberichterstatters zu sexueller Orientierung und Geschlechtsidentität.
 
        China und Russland sind aber keineswegs die einzigen Staaten, die am Fundament des UN-Menschenrechtssystems graben. Zur Kerngruppe der Staaten, deren Regierungen aus prinzipiellen politischen Überzeugungen auf Souveränität und Nichteinmischung beharren und kein Interesse daran haben, die Menschenrechtsverletzungen in ihrem Land von anderen kritisieren zu lassen, gehören etwa auch Venezuela, Belarus, Kuba, Iran und Ägypten. Unter den Staaten der sogenannten Like-Minded-Group (LMDC) – rund 50 Entwicklungsländern mit teils besorgniserregender Menschenrechtsbilanz und häufig autoritären Regierungen – hat sich China als demonstrativer Anwalt der Interessen von Entwicklungsländern eine verlässliche, mehr oder weniger abhängige Unterstützerschaft aufgebaut. In Verhandlungen und Debatten finden sich stets Diplomat*innen aus diesen Ländern, die souverän die chinesische Propagandasprache beherrschen.
 
        Eine zentrale Rolle spielt zudem Pakistan, das die Organisation für Islamische Zusammenarbeit (OIC) im Menschenrechtsrat koordiniert und insbesondere die Unabhängigkeit der Sonderberichterstatter*innen immer wieder einzuschränken versucht. Menschenrechtsverletzungen an Muslim*innen wie den Rohingya oder den Kaschmiris werden zwar verurteilt, aber Kritik an der gewalttätigen Unterdrückung der muslimischen Uigur*innen in Xinjiang würde die wirtschaftlichen und sicherheitspolitischen Vorteile riskieren, die sich Pakistan von Beijing erhofft. Verweise auf sexuelle und reproduktive Rechte oder Rechte von LGBTIQ-Menschen werden, wo und wann immer möglich, aus Resolutionen gestrichen.
 
        ZIVILGESELLSCHAFTLICHE MITWIRKUNG
 
        Über die inhaltlichen Diskurse hinaus wird das UN-Menschenrechtssystem auch durch Angriffe auf die zivilgesellschaftliche Beteiligung sowie die finanziellen Ressourcen des Systems beschädigt. Die Verhinderung von Kritik und die Relativierung international anerkannter Menschenrechtsstandards unter Verweis auf Kultur, traditionelle Werte, Entwicklungsnotwendigkeiten und anderes mehr finden sich vor allem bei autoritären oder gar diktatorischen Regierungen. Zivilgesellschaftliche Akteure weltweit stellen diesem relativistischen Diskurs immer wieder die universelle Geltung der unteilbaren Menschenrechte entgegen, und genau deshalb sind viele Staaten bestrebt, sie den UN-Menschenrechtsgremien so fern wie möglich zu halten. Doch die Beteiligungsmöglichkeiten der Zivilgesellgesellschaft im Menschenrechtsrat sind für das UN-System einzigartig: Mit offiziellem Konsultativstatus dürfen NGOs und Menschenrechtsaktivist*innen Stellungnahmen einreichen, haben Rederecht und Zugang zu allen Räumen, in denen Menschenrechtsrat und Arbeitsgruppen tagen, und dürfen Parallelveranstaltungen durchführen. NGO-Eingaben zum regelmäßigen Länderüberprüfungsverfahren (Universal Periodic Review, UPR) sind konstitutiver Bestandteil des Prozesses. Dies sind entscheidende Instrumente, um den von Menschenrechtsverletzungen Betroffenen Gehör zu verschaffen – und genau deshalb werden vonseiten mancher Staaten Akkreditierungen blockiert oder Zugänge unter Verweis auf Sicherheitsbedenken verweigert. Mitunter sind Aktivist*innen auch Drohungen oder gar Übergriffen ausgesetzt. Der sogenannte Reprisals Report des UN-Generalsekretärs06 dokumentiert jährlich Repressionen gegen Personen und Organisationen, die mit UN-Vertreter*innen und -Institutionen zusammenarbeiten (wollen).
 
        (KEIN) GELD FÜR MENSCHENRECHTE
 
        Ein überaus wirksames Mittel, das UN-Menschenrechtssystem auszubremsen, ist die Verweigerung der notwendigen finanziellen und personellen Ressourcen. Die chronische Unterfinanzierung haben die Menschenrechtsgremien im Allgemeinen und die Vertragsausschüsse im Besonderen in existenzgefährdende Schwierigkeiten gebracht. China als inzwischen zweitgrößter Beitragszahler zum regulären UN-Budget hat beträchtlichen Einfluss auf die Budgetverhandlungen im dafür zuständigen 5. Ausschuss der Generalversammlung. Insbesondere die Budgets für das OHCHR und die Menschenrechtsmandate der Friedensmissionen, aber auch andere menschenrechtsrelevante Initiativen, werden erfolgreich begrenzt oder gar reduziert. Russland ist dabei meist verlässlicher Partner, weitere Staaten helfen gerne mit.
 
        Die Arbeit des Menschenrechtsrates wie auch der Vertragsausschüsse, die über die Umsetzung der UN-Menschenrechtsabkommen wachen, wird aus dem Budget des OHCHR finanziert. Obwohl die Menschenrechte ausweislich der Charta eine der drei Säulen der Vereinten Nationen sind, werden weniger als fünf Prozent der Ressourcen in diese Säule investiert. Nur rund ein Drittel des OHCHR-Budgets kommt aus dem regulären UN-Haushalt, zwei Drittel stammen aus freiwilligen, häufig zweckgebundenen und wenig berechenbaren Beiträgen von einzelnen Staaten. Weniger als 20 Prozent der lokalen und regionalen OHCHR-Büros erhalten eine Finanzierung aus dem regulären UN-Budget. Das UN-Menschenrechtssystem mit seinen kontinuierlich wachsenden, von den Staaten beschlossenen Aufgaben ist seit Jahren unterfinanziert. Länderbesuche von Sonderberichterstatter*innen sind deshalb auf maximal zwei pro Jahr beschränkt, und die Vertragsausschüsse können nur einen Teil der vorgesehenen Sitzungen im Jahr durchführen,07 weshalb manche Staatenüberprüfung auf Jahre hinaus aufgeschoben werden muss.
 
        Die Folge sind Schutzlücken für viele Opfer von Menschenrechtsverletzungen. Hochkommissar Volker Türk mahnte im Juni 2023, es bedürfe einer Verdoppelung des Budgets, damit das OHCHR seinem Mandat und den berechtigten Erwartungen der von Menschenrechtsverletzungen Betroffenen gerecht werden könne.08
 
        WAS ALSO TUN?
 
        Angesichts dieser zweifellos düsteren Umstände in Defätismus zu verfallen, kann nicht die Lösung sein. Die Entwicklung des UN-Menschenrechtssystems war in den vergangenen 75 Jahren wiederholt von Rückschlägen und Krisen gekennzeichnet. Menschenrechte müssen stets aufs Neue erkämpft werden. Dabei gilt es, sich auch der Erfolge immer wieder zu vergewissern.
 
        Hierzu gehören beispielsweise die 1993 von der Wiener Weltmenschenrechtskonferenz beschlossene Erklärung und das entsprechende Aktionsprogramm.09 Darin bekräftigten die Staaten die Universalität und Unteilbarkeit der Menschenrechte und schufen das Amt des Hohen Kommissars für Menschenrechte, dessen Büro neben Koordination und Dokumentation auch menschenrechtliche Unterstützung vor Ort leistet. Auf den Weg gebracht wurden zudem Nationale Menschenrechtsinstitutionen, die inzwischen in über 100 Ländern – trotz mancher Defizite – die Menschenrechte fördern.
 
        Ein Erfolg ist durchaus auch die Gründung des Menschenrechtsrates selbst, der die diskreditierte Menschenrechtskommission ersetzte, aber dank viel zivilgesellschaftlicher Lobbyarbeit bewährte Elemente beibehielt, etwa das System der Sonderberichterstatter und Arbeitsgruppen („Special Procedures“), die Möglichkeit zur Befassung mit gravierenden Menschenrechtssituationen in einzelnen Ländern oder den Zugang für NGOs. Gleichzeitig wurde dem berechtigten Vorwurf der Selektivität mit dem angesprochenen UPR-Verfahren begegnet, dem sich seither alle 193 Mitgliedstaaten der UN ausnahmslos unterziehen müssen: einer Überprüfung der Menschenrechtssituation in jedem Land, nach den gleichen Spielregeln, öffentlich und auf der Grundlage von Staatenberichten, der Dokumentationen der UN-Menschenrechtsgremien sowie der Stellungnahmen von Nationalen Menschenrechtsinstitutionen und der Zivilgesellschaft. Ziel des UPR-Verfahrens ist es, vor Ort Verbesserungen der Menschenrechtslage zu bewirken.
 
        Tatsächlich hat sich bis heute kein Staat dieser Überprüfung entzogen, auch wenn das Verfahren in Genf wahrlich nicht frei ist von ritualisierten Bekenntnissen. Das regelmäßige Prüfverfahren hat einen unschätzbaren Fundus öffentlich verfügbarer Dokumente zur Menschenrechtslage geschaffen, hinter dem sich kein Staat mehr verstecken kann. Vor allem ist es beeindruckend, was sich in vielen Ländern unter maßgeblicher Mitwirkung der Zivilgesellschaft entwickelt hat. In Österreich wurde beispielsweise 2015 eine Reform der Gefängnisbedingungen auf den Weg gebracht. In Südkorea wurde 2013 die Vergewaltigung in der Ehe unter Strafe gestellt.10 Kanada verabschiedete eine nationale Strategie zum Recht auf Wohnen und 2019 ein entsprechendes Gesetz. Das jordanische Parlament beschloss 2021 ein Gesetz gegen Menschenhandel.11 Zwar ist es kaum möglich, solche Entwicklungen unmittelbar auf den UPR-Prozess zurückzuführen; meist ist es eine Kombination von mehreren Faktoren, die zusammenwirken. Aber in vielen Fällen hat eben doch der UPR einen entscheidenden Unterschied gemacht.
 
        Positiv hervorzuheben ist schließlich auch, dass die vom Menschenrechtsrat in den vergangenen Jahren eingesetzten Mechanismen zunehmend auch mandatiert sind, schwere Menschenrechtsverletzungen im Hinblick auf eine zukünftige völkerstrafrechtliche Aufarbeitung zu dokumentieren. Dies gilt beispielsweise für den Untersuchungsmechanismus zu Myanmar, die Expertengruppe zu Nicaragua, die Untersuchungskommission zur Ukraine, das Monitoring- und Rechenschaftsprojekt des OHCHR zu Sri Lanka, den designierten Experten des Hochkommissars für den Sudan oder den Sonderberichterstatter zu Afghanistan.
 
        Diese Mandate verkörpern die berechtigte Erwartung, dass sie (neben Monitoring und Dokumentation) den Opfern auf internationaler Ebene Gehör verschaffen, wenn andere Wege kaum noch möglich sind. Den Ausschlag für das im Oktober 2022 beschlossene Sonderberichterstatter-Mandat zu Russland gab auch die Tatsache, dass es nach dem Ausschluss Russlands aus dem Europarat und seinem Nichterscheinen vor dem UN-Menschenrechtsausschuss praktisch keine regionale und internationale Menschenrechtsinstitution mehr gibt, an die sich die Menschen und vor allem die kritische Zivilgesellschaft in Russland wenden können.
 
        UNIVERSALITÄT GLAUBWÜRDIG VERTEIDIGEN
 
        Neben der unmittelbaren Reaktion auf schwere Menschenrechtskrisen und der Sicherstellung der notwendigen Ressourcen ist die beständige Bekräftigung der universellen Geltung der Menschenrechte in Wort und Tat wohl derzeit die dringlichste Aufgabe im UN-Menschenrechtssystem. Dabei darf es nicht darum gehen, für alle Staaten und Gesellschaften eine Gleichförmigkeit – noch dazu nach „westlichem Vorbild“ – zu postulieren. Universalität bedeutet eben nicht Uniformität. Kern des Universalitätsdiskurses ist die angeborene gleiche Würde eines jeden Menschen, wie sie in der AEMR formuliert wurde und Grundlage der menschenrechtlichen Normsetzung ist. Bei der Ausgestaltung des rechtlichen Schutzes und im Prozess der gesellschaftlichen Anerkennung der Menschenrechte hingegen gibt es eine Vielfalt der Wege, die anerkannt und zugestanden werden muss. Dabei ist es von elementarer Bedeutung, dass in dieser Debatte vor allem diejenigen zu Wort kommen, die sich in ihren jeweiligen Ländern für die Menschenrechte engagieren. Der Hochkommissar für Menschenrechte sagte 2023 in der Debatte um die harschen Restriktionen zivilgesellschaftlicher Handlungsräume, dass, hätte er nur eine Botschaft an jede*n einzelne*n Regierungschef*in, es diese wäre: „Hören Sie den (…) Opfern und Menschenrechtsverteidigern zu. Diese Menschen haben (…) etwas zu sagen, das Sie hören müssen.“12
 
        Um das System für den Menschenrechtsschutz zu erhalten und zu stärken, braucht es überregionale Bündnisse von Staaten, die sich für eine konsequente Benennung von Menschenrechtsverletzungen einsetzen und sich den zunehmenden Angriffen auf etablierte Menschenrechtsnormen und -instrumente entgegenstellen. Die Menschenrechtsfeinde überall können weniger Schaden anrichten, wenn andere sich diesen Angriffen widersetzen.
 
        Dabei sind die westlichen Staaten keinesfalls über alle menschenrechtlichen Zweifel erhaben,13 und längst nicht immer kann ihrem Handeln im Menschenrechtsrat die wünschenswerte Glaubwürdigkeit attestiert werden. Wenn etwa berechtigte Bedürfnisse von Staaten des Globalen Südens nicht gehört werden (wollen), wenn Verantwortung für Kolonialismus und seine bleibenden Wirkungen verweigert, aus Gründen der Staatsräson Doppelstandards bedient oder gar Menschenrechte als Variable westlicher Machtpolitik benutzt werden, ist das den dringend notwendigen Bündnissen gegen die Erosion menschenrechtlicher Standards wahrlich nicht zuträglich. Glaubwürdiges Agieren im Menschenrechtsrat setzt voraus, den Dialog auf Augenhöhe zu führen und dabei einzugestehen, dass auch im eigenen Land die Umsetzung der menschenrechtlichen Verpflichtungen nicht vollkommen ist.
 
        Die europäischen Staaten werden dem vor allem dann nicht gerecht, wenn es um die Themen Migration und Rassismus geht. Der Sonderberichterstatter zu Migration dokumentierte in den vergangenen Jahren immer wieder, wie infolge inhumaner und rechtswidriger Praktiken zur Abwehr von Flüchtlingen an den Grenzen Menschen auf der Flucht misshandelt werden oder gar zu Tode kommen. Auch die frühere Hochkommissarin richtete mehrfach sehr deutliche Worte explizit an die EU, die wiederum aus ihrer Abneigung gegen progressivere Beschlüsse keinen Hehl macht. Im Juli 2023 etwa war es für (zu) viele Staaten inakzeptabel, in die Resolution zu den Menschenrechten von Migrant*innen Kritik an Pushbacks aufzunehmen. Auch die intensiven zivilgesellschaftlichen Bemühungen, einen auch vom Sonderberichterstatter geforderten Monitoringmechanismus zu Menschenrechtsverletzungen und Todesfällen an internationalen Grenzen zu etablieren, fanden erwartbar keinen Eingang in die Resolution.14
 
        Ein weiteres Beispiel für misslungene Vertrauens- und Bündnisbildung waren die Nein-Stimmen westlicher Staaten zur Anti-Rassismus-Resolution während der 51. Ratstagung, in der es auch um die Diskriminierung und den unverhältnismäßigen Einsatz von Gewalt gegen afrikanische Migrant*innen oder Migrant*innen afrikanischen Ursprungs im Grenzschutz und Migrationsmanagement geht. Mit der prinzipiellen Ablehnung der Resolution wegen der enthaltenen Referenzen zur Durban-Erklärung15 wird ohne Not über wichtige Anliegen insbesondere afrikanischer Staaten hinweggegangen, auf die man für Mehrheiten gegen menschenrechtsfeindliche Initiativen doch dringend angewiesen ist.
 
        Schließlich sei darauf hingewiesen, dass die Einschränkung von Menschenrechten unter Verweis auf Sicherheitsinteressen und terroristische Bedrohungen nach dem 11. September 2001 in erheblichem Ausmaß von demokratischen Staaten bedient worden ist und Eingriffe in bürgerliche und politische Rechte mit vielfältigen Bedrohungsszenarien begründet wurden. Nicht zuletzt nach diesem Vorbild werden heute in Staaten auf der ganzen Welt Menschenrechtsverletzungen mit „nationaler Sicherheit“ gerechtfertigt.
 
        AUSBLICK
 
        Angesichts dieser komplexen Herausforderungen sollte deutlich geworden sein, dass die wohlfeile Forderung nach Verbannung der „Menschenrechtsschurken“ aus dem Menschenrechtsrat keine Lösung bietet. Der UN-Menschenrechtsrat ist ein originär politisches Gremium, dessen Mitglieder nach regionaler Sitzverteilung gewählt werden. Sie sind keine unabhängigen Expert*innen, sondern von ihren Regierungen entsandtes diplomatisches Personal. Die Hürden für die Mitgliedschaft im UN-Menschenrechtsrat wurden bei seiner Gründung 2006 zumindest formal angehoben: Mitglieder sollen höchsten Menschenrechtsansprüchen gerecht werden und mit dem Rat uneingeschränkt zusammenarbeiten. Dank der beständigen Arbeit von NGOs müssen sich die Kandidaten zumindest öffentlich an diesen weichen Kriterien messen lassen. Russland immerhin wurde im Oktober 2023 nicht in den Rat gewählt, weil ein anderes Land der Regionalgruppe für eine Gegenkandidatur gewonnen werden konnte und westliche Staaten intensiv gegen eine russische Mitgliedschaft demarchierten. Dies ist aber eher die Ausnahme als die Regel.
 
        Sowohl in der Zusammensetzung des Menschenrechtsrates als auch in seiner Arbeitsweise kommt das grundsätzliche Dilemma des UN-Menschenrechtsschutzes zum Ausdruck. Die Mitgliedstaaten müssen einerseits kooperieren, verfolgen andererseits aber zwangsläufig nationale Interessen. Für Resolutionen des Menschenrechtsrates sind politische Mehrheiten, idealerweise sogar Einstimmigkeit erforderlich. Nur so besteht eine Chance, dass die Beschlüsse und Empfehlungen tatsächlich umgesetzt werden. Das auf Kooperation ausgerichtete Instrumentarium des Gremiums würde keinen Sinn ergeben, wenn nur die „Guten“ im Rat über die „Bösen“ außerhalb des Rates richten würden. Menschenrechtsaktivist*innen und Opfer aus aller Welt setzen ihre Hoffnungen auf dieses System, zu dem es absehbar keine Alternative gibt.
 
         
          SILKE VOẞ-KYECK 
beobachtet und analysiert für das Forum Menschenrechte die Entwicklungen im UN-Menschenrechtsrat. Sie ist wissenschaftliche Mitarbeiterin im Deutschen Institut für Menschenrechte. silke.voss-kyeck@posteo.de
 
        
 
        ANMERKUNGEN
 
        01 In nur zwei von fünf Regionalgruppen gab es mehr Kandidaten als Plätze. Der Menschenrechtsrat hat insgesamt 47 Mitglieder, die von der Generalversammlung für drei Jahre gewählt werden. 13 Sitze sind für afrikanische Staaten vorgesehen, 13 für asiatische und pazifische, 8 für lateinamerikanische und karibische, 6 für osteuropäische und 7 für westeuropäische und andere Staaten. Vgl. www.bmz.de/de/service/lexikon/un-menschenrechtsrat-60654.
 
        02 Vgl. die Video-Aufzeichnung der Veranstaltung des International Service for Human Rights (ISHR) und Amnesty International unter https://ishr.ch/latest-updates/hrc-elections-2023-states-pledge-to-keep-council-relevant-inclusive-and-able-to-respond-to-crises.
 
        03 Vgl. Information Office of the State Council of the People’s Republic of China, White Paper „Human Rights in China“, Beijing 1991, www.china.org.cn/e-white/7/index.htm.
 
        04 Vgl. OHCHR Assessment of Human Rights Concerns in the Xinjiang Uyghur Autonomous Region, People’s Republic of China, 31.8.2022, www.ohchr.org/en/documents/country-reports/ohchr-assessment-human-rights-concerns-xinjiang-uyghur-autonomous-region.
 
        05 Siehe beispielhaft den Report von Human Rights Watch unter www.hrw.org/world-report/2022/country-chapters/russia.
 
        06 Vgl. Report of the Secretary General, Cooperation with the United Nations, Its Representatives and Mechanisms in the Field of Human Rights, A/HRC/54/61, 21.8.2023, www.ohchr.org/en/documents/reports/ahrc5461-cooperation-united-nations-its-representatives-and-mechanisms-field.
 
        07 Vgl. Report of the Co-Facilitators on the Process of the Consideration of the State of the UN Human Rights Treaty Body System, 14.9.2020, para 10, www.un.org/pga/74/wp-content/uploads/sites/99/2020/09/2HRTB-Summary-report.pdf.
 
        08 Vgl. „We Need to Double Our Budget“ – High Commissioner Volker Türk, Statement, 14.6.2023, www.ohchr.org/en/statements/2023/06/we-need-double-our-budget-high-commissioner-volker-turk.
 
        09 Vgl. Deutsches Institut für Menschenrechte, „Bringing Human Rights Home“ – 30 Jahre Wiener Weltkonferenz für Menschenrechte, 20.6.2023, www.institut-fuer-menschenrechte.de/aktuelles/detail/bringing-human-rights-home-30-jahre-wiener-weltkonferenz-fuer-menschenrechte.
 
        10 Vgl. UPR Info, The Butterfly Effect. Spreading Good Practices of UPR Implementation, 10.11.2016, https://upr-info.org/en/news/butterfly-effect-spreading-good-practices-upr-implementation.
 
        11 Diese und weitere Beispiele in dies., Beyond Reporting. Transformational Changes on the Ground, Genf 2022, www.upr-info.org/sites/default/files/general-document/2022-07/Beyond%20Reporting-EN-Web.pdf.
 
        12 Vgl. Global Update: High Commissioner Outlines Concerns In Over 40 Countries, Statement, 7.3.2023, www.ohchr.org/en/statements-and-speeches/2023/03/global-update-high-commissioner-outlines-concerns-over-40-countries.
 
        13 Gemeint sind in diesem Kontext die Mitglieder der westlichen Regionalgruppe (Group of Western European and Other States, WEOG).
 
        14 Vgl. die Petition von 237 NGOs: International Service for Human Rights, The Human Rights Council Should Urgently Respond to Grave Human Rights Violations at International Borders, 19.6.2023, https://ishr.ch/latest-updates/hrc-should-urgently-respond-to-the-global-pattern-of-deaths-torture-and-other-grave-human-rights-violations-at-international-borders.
 
        15 Vgl. Abschlusserklärung der UN-Weltkonferenz gegen Rassismus, Durban 2001, www.un.org/depts/german/conf/ac189-12.pdf.
 
      

       
        WER DEN MÄCHTIGEN QUE(E)R KOMMT …
 
        Verfolgung und Schutz von Menschenrechtsverteidiger*innen
 
        Michael Krennerich
 
        „Jeder Mensch hat das Recht, einzeln wie auch in Gemeinschaft mit anderen, den Schutz und die Verwirklichung der Menschenrechte und Grundfreiheiten auf nationaler wie auch auf internationaler Ebene zu fördern und darauf hinzuwirken.“ So lautet Artikel 1 der UN-Deklaration zu Menschenrechtsverteidiger*innen, welche die UN-Vollversammlung anlässlich des 50. Jahrestages der Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte im Dezember 1998 verabschiedete.01 Die ausdrückliche Anerkennung dieses Rechts vor 25 Jahren war bitter nötig. Weltweit begeben sich Menschen in Gefahr, die sich für die Menschenrechte einsetzen. Oft werden sie diffamiert, kriminalisiert und verfolgt. Viele verbüßen, wie die iranische Frauenrechtlerin und diesjährige Friedensnobelpreisträgerin Narges Mohammadi, lange Haftstrafen aufgrund ihres Engagements. Manche bezahlen ihren Einsatz mit dem Leben.
 
        WER SIND MENSCHENRECHTSVERTEIDIGER*INNEN?
 
        „Human rights defenders“ – übersetzt: Menschenrechtsverteidiger*innen (MRV) – bezeichnen im Sprachgebrauch der Vereinten Nationen alle jene Menschen, die sich einzeln oder gemeinsam mit anderen friedlich für Menschenrechte einsetzen. Um MRV zu sein, bedarf es keiner besonderen Qualifikation. Jeder Mensch kann Verteidiger*in der Menschenrechte sein.02 Alleine die Anerkennung von und das friedliche Engagement für universelle Menschenrechte zählen. Am sichtbarsten sind MRV zwar als Aktivist*innen von Menschenrechtsorganisationen, aber dies ist keine Bedingung. MRV können beispielsweise Angehörige oder Rechtsanwält*innen sein, die sich für willkürlich verhaftete oder verurteilte Menschen einsetzen, oder Journalist*innen und Blogger*innen, die menschenrechtliche Missstände aufdecken und kritisieren. Es können Arbeiter*innen sein, die gegen menschenunwürdige Arbeitsbedingungen protestieren, oder Campesinos oder Indigene, die sich gegen Landvertreibungen und Umweltzerstörung wehren. Überall gibt es Menschen, die sich gegen Unterdrückung, Verfolgung und Diskriminierung zur Wehr setzen, sei es, weil sie selbst davon betroffen sind, oder sei es, weil sie sich mit den Betroffenen solidarisieren. Dabei spielt es keine Rolle, ob der gesellschaftliche Einsatz für Menschenrechte auf lokaler, nationaler oder globaler Ebene stattfindet und welche Menschenrechte in den Blick genommen werden.
 
        Das Spektrum umfasst die gesamte Palette bürgerlicher und politischer Menschenrechte, von der Abschaffung der Todesstrafe und dem Verbot der Folter über den Schutz vor willkürlicher Verhaftung und dem Recht auf ein faires Gerichtsverfahren bis hin zur Versammlungs-, Vereinigungs-, Meinungs- und Religionsfreiheit. Ebenso bekämpfen MRV die vielfältigen Formen von Diskriminierung und Rassismus. Viele treten für die Rechte einzelner Bevölkerungsgruppen ein, etwa für Menschen mit Behinderung, Kinder, Frauen, LGBTIQ+ oder ethnische Minderheiten. Stark zugenommen hat in den vergangenen Jahrzehnten auch die Zahl all jener Menschen, die sich für die Umsetzung wirtschaftlicher, sozialer und kultureller Menschenrechte stark machen. Darunter fallen etwa die Rechte auf menschenwürdige Arbeitsbedingungen, soziale Sicherheit, Gesundheit, Nahrung, Wohnen, Wasser und Sanitärversorgung, Bildung sowie die kulturellen Rechte von Minderheiten. Zusehends anerkannt wird auch, dass Menschen, die sich für Umweltrechte und Klimagerechtigkeit einsetzen, sogenannte environmental defenders, ebenfalls Menschenrechte verteidigen können. Dasselbe gilt für migrant defenders hinsichtlich der Einforderung und Verteidigung der Rechte von geflüchteten Menschen. Selbst der Kampf gegen endemische Korruption kann darunterfallen, da diese die gleichberechtigte Nutzung der Menschenrechte unterminiert.
 
        WAS TUN MENSCHENRECHTSVERTEIDIGER*INNEN?
 
        MRV können als Einzelpersonen handeln, wenn sie zum Beispiel im Alltag Ausgrenzung und Diskriminierung entgegentreten, in den sozialen Medien Missstände anprangern oder Betroffenen von Menschenrechtsverletzungen helfen. Oft sind sie jedoch in lokalen Initiativen und nichtstaatlichen Organisationen (NGOs) organisiert und/oder wirken in sozialen Bewegungen mit. Dabei tun sich vielfältige Handlungsfelder auf.
 
        Am sichtbarsten sind Proteste und Kampagnen gegen drohende oder bestehende Menschenrechtsverletzungen, die ihrerseits wiederum vielfältige Formen annehmen können: von einfachen Flugblättern über Online-Aktivismus bis hin zu Mahnwachen, Lichterketten, Prozessionen, Massendemonstrationen und anderem mehr. Auch künstlerische Proteste (Graffiti, Protestsongs, Performances) gehören dazu. Hinzu kommt ein weites Feld symbolischer Aktionen. Darunter fällt beispielsweise das Tragen bestimmter Farben, wie es einst die „Madres de la Plaza de Mayo“ mit ihren weißen Kopftüchern in Argentinien oder später die „Damen in Weiß“ in Kuba praktizierten. Mitunter begehen MRV auch gezielt Tabubrüche, wie etwa im Falle protestierender Frauen im Iran, die ihre Haare abschneiden oder in der Öffentlichkeit das Kopftuch ablegen. Letzteres steht im Iran unter Strafe – so wie viele andere Protestformen, die in funktionierenden Demokratien legal und legitim sein sollten, in Autokratien aber verboten sind und unterbunden werden.
 
        Menschenrechtsaktivismus beschränkt sich aber nicht nur auf öffentlichkeitswirksame Proteste. Wichtig ist auch, die Menschenrechtslage systematisch zu beobachten und Menschenrechtsverletzungen zu dokumentieren, wie dies etliche NGOs tun. Auch Menschenrechtsbildung ist in diesem Zusammenhang wichtig, darüber hinaus geht es um die Stärkung der Organisations- und Handlungsfähigkeit von MRV und um das menschenrechtliche Empowerment der in ihren Rechten verletzten oder bedrohten Bevölkerungsgruppen, damit diese ihre Rechte wirksam einfordern können. Dies schließt juristischen Beistand ein, um Betroffene darin zu unterstützen, bestehende nationale wie internationale Klage- und Beschwerdemöglichkeiten auszuschöpfen, um gegen Menschenrechtsverletzungen vorzugehen. Auch andere Kontrollverfahren (Berichte, Untersuchungen) werden von MRV genutzt, um menschenrechtliche Anliegen vorzubringen, etwa in Form von „Schattenberichten“ an internationale Menschenrechtsausschüsse.
 
        Weiterhin gehört der Schutz von Menschen vor staatlicher Verfolgung zu den „klassischen“ Handlungsfeldern der Menschenrechtsarbeit. Angesichts repressiver Gesetze und Praktiken sehen sich viele MRV dazu gezwungen, sowohl Fremd- als auch Eigenschutz zu betreiben und sich gegen bürokratische Schikanen, Schmutzkampagnen und strafrechtliche Anzeigen zur Wehr zu setzen, was nicht nur viel Zeit und Energie kostet, sondern oft auch eine große psychische Belastung darstellt. Zudem bieten – oft spezialisierte – NGOs Unterstützung für Betroffene von massiven Menschenrechtsverletzungen an, etwa für Folteropfer oder Betroffene von Menschenhandel. Schließlich wirken MRV auch bei der Dokumentation von Menschenrechtsverbrechen der Vergangenheit mit. Die 1989 in Russland gegründete und dort inzwischen aufgelöste Menschenrechtsorganisation Memorial mit ihrem Schwerpunkt auf der historischen Aufarbeitung politischer Gewaltherrschaft ist hierfür ein prominentes Beispiel.03
 
        IM VISIER DER MÄCHTIGEN
 
        Menschenrechtsverteidiger*innen, die sich für ihre eigenen Rechte oder die Rechte anderer einsetzen, sind ein treibender Motor des weltweiten Menschenrechtsschutzes.04 Doch wer sich in einem kritisch-emanzipatorischen Sinne für die Menschenrechte stark macht, stellt Machtverhältnisse und traditionelle Gesellschaftsverhältnisse infrage und provoziert Gegenreaktionen. Berührt das Menschenrechtsengagement die Wertvorstellungen und vor allem die Interessen mächtiger Akteure in Politik, Militär, Wirtschaft und Gesellschaft, können MRV massiv gefährdet sein.
 
        Gerade Autokraten reagieren in Wort und Tat zumeist scharf auf menschenrechtliche Kritik. Um diese zu unterbinden, werden zivilgesellschaftliche Handlungsräume eingeschränkt und MRV etwa als „Nestbeschmutzer“ und „Handlanger des Auslands“ diffamiert oder als „Unruhestifter“, „Terroristen“ und „Staatsfeinde“ kriminalisiert und verfolgt. Der Atlas der Zivilgesellschaft, den das Hilfswerk Brot für die Welt jährlich auf Grundlage des CIVICUS-Monitors erstellt,05 weist für 2023 allein 26 Länder aus, in denen die zivilgesellschaftlichen Handlungsräume geschlossen sind, und weitere 50 Länder, in denen sie stark eingeschränkt sind. In diesen totalitär oder autoritär regierten Staaten wird öffentliche – zumal menschenrechtliche – Kritik an der Regierung von vornherein unterbunden oder ist ein hochgefährliches Unterfangen. Im euroasiatischen Raum gehören etwa Aserbaidschan, Belarus und Russland sowie etliche zentralasiatische Autokratien zu diesen Ländern, allen voran Tadschikistan, Turkmenistan und Usbekistan.
 
        Zu diesen 76 Staaten kommen weltweit weitere 40 Länder hinzu, in denen die Regierenden und ihre Unterstützergruppen kritische zivilgesellschaftliche Organisationen zu zersetzen versuchen, etwa indem sie diese überwachen, bürokratisch schikanieren und öffentlich verleumden. Auch in diesen Ländern werden MRV von Regierenden, regimeloyalen Medien und mitunter großen Teilen der Gesellschaft als Personen diffamiert, welche die innere Ordnung gefährden, das Ansehen des Landes beschädigen, dessen Entwicklung behindern und/oder das Geschäft des Auslands betreiben. So sind MRV in vielen – nicht nur offen autokratisch regierten – Ländern mit einem nationalistischen Gegendiskurs konfrontiert, der die Legitimität ihres Engagements infrage stellt und gegenüber dem Ausland auf die Nichteinmischung in innere Angelegenheiten pocht. Innerhalb der EU ist dies bislang am deutlichsten in Polen und Ungarn der Fall. Aber auch die Hassreden von Rechtspopulisten in anderen Ländern Europas und der Welt sind hier Grund zur Besorgnis.
 
        BREITE REPRESSIONSPALETTE
 
        Die Repressionen, die vor allem in Autokratien zur Anwendung kommen, sind breit gefächert. Sie reichen von Bedrohungen, Diffamierungen und Verleumdungen über bürokratische Schikanen, fingierte Anschuldigungen und strafrechtliche Verfolgung bis hin zu gewaltsamer Unterdrückung. Betroffen sind zunächst politische Rechte wie die Vereinigungs-, Versammlungs- und Meinungsfreiheit, da öffentliche Regime- und Menschenrechtskritik zum Verstummen gebracht werden soll. Darüber hinaus betrifft die Repression aber etwa auch die Rechte auf Leben und Gesundheit, auf Freiheit und Sicherheit, auf Privatsphäre und Schutz der Familie, auf Arbeit und Bildung oder auch auf kulturelle Teilhabe.
 
        Repression ist dabei ein zweischneidiges Schwert: Einerseits kann die Erfahrung mit staatlicher Unterdrückung mobilisierend wirken, wenn sich die Menschen in Auseinandersetzung mit dem Staat über Gewaltexzesse empören – und gleichzeitig das Regime die Proteste nicht im Keim zu ersticken oder zu unterdrücken vermag. Andererseits lehren uns die Erfahrungen mit den vielzitierten „shrinking spaces for civil society“,06 wie schwierig es infolge von Repression sein kann, dass zivilgesellschaftliche Gruppen sich überhaupt organisieren können. Als Voraussetzung für das – zumal menschenrechtliche – Wirken der Zivilgesellschaft wird daher ein Mindestmaß an gesellschaftlichen Freiräumen erachtet.
 
         
          Repressionsrepertoire gegen Menschenrechtsverteidiger*innen
 
                 
                	 
                  REPRESSIONSMITTEL
  
                	 
                  BEISPIELE
  
  
                	 
                  Diffamierung und Kriminalisierung
  
                	 
                  Öffentliche Beleidigungen und Verleumdungen, Fake News (etwa bei öffentlichen Auftritten, in sozialen Medien), verbale Kriminalisierung
  
  
                	 
                  Wirtschaftliche und soziale Sanktionen
  
                	 
                  Drohende oder tatsächliche Strafzahlungen, Arbeitsplatzverlust, eingeschränkter Bildungszugang (auch der Kinder), Diskriminierung beim Zugang zu staatlichen Leistungen, Beschlagnahmung von Eigentum
  
  
                	 
                  Bürokratische Restriktionen
  
                	 
                  Rigide, willkürlich gehandhabte Vorschriften zur Registrierung von NGOs und zur Anmeldung von Demonstrationen, Medienkontrolle und selektive Vergabe von Sendelizenzen, restriktive Visa-Vergabe, schikanöse Finanz- und Arbeitsschutz-Prüfungen
  
  
                	 
                  Gesetzliche Restriktionen
  
                	 
                  Gesetzliche Einschränkungen der Vereinigungs-, Versammlungs- und Meinungsfreiheit, restriktive NGO- und Mediengesetze, weitreichende Antiterrorismusgesetze, Instrumentalisierung des Ausnahmezustands
  
  
                	 
                  Freiheitsentzug und Strafverfolgung
  
                	 
                  Hausarrest, Inhaftierung (ohne Anklage und Gerichtsverfahren), restriktive oder vage Strafrechtsnormen (von Beleidigung bis Terrorismus), fingierte Anklagen, Verurteilungen ohne rechtsstaatliche Garantien, unverhältnismäßig hohes Strafmaß
  
  
                	 
                  Physische Verfolgung (außergesetzlich)
  
                	 
                  Gewalt- und Morddrohungen, physische und sexuelle Gewalt, gewaltsame Vertreibungen, Verschleppungen, „Verschwindenlassen“, Folter und Misshandlung, selektiver Mord, Massenmord, Genozid
  
  
          
 
          Quelle: eigene Zusammenstellung
 
        
 
        Selbst wenn es zeitweise zu Massenprotesten kommt, können der Veränderungsglaube und die vermeintliche Sicherheit in der Masse trügerisch sein. Jüngere Beispiele in Venezuela (2018/19), Nicaragua (2018/19), Hongkong (2019/20), Belarus (2020), Myanmar (2021) und möglicherweise auch im Iran (2022/23) veranschaulichen, wie selbst große Massenproteste erfolglos bleiben, ausklingen und repressiv zum Verstummen gebracht werden können. So kann infolge von Repression die Mobilisierungskraft von Protestbewegungen schwinden, wenn sich die Menschen damit dauerhaft einem Risiko ausgesetzt sehen. Um den Verfolgungsdruck zu vermindern, lassen sich zwar menschenrechtliche Proteste mitunter kreativ an repressive Bedingungen anpassen. Doch angesichts der Gefahren nehmen viele Menschen von politischen Aktionen Abstand und ziehen sich kurzfristig oder dauerhaft ins Private zurück. Andere setzen sich ins Ausland ab. Wiederum andere radikalisieren sich womöglich.
 
        Während systematische physische Verfolgung sowie willkürliche Haft und Strafverfolgung durch eine politische Justiz zu Recht große internationale Aufmerksamkeit erfahren, sei der Blick auch auf gesetzliche und bürokratische Restriktionen gerichtet, die auf subtilere Weise Regime- und Menschenrechtskritik zu unterbinden suchen. Einen regelrechten Boom weltweit erlebten vor allem in den 2010er Jahren restriktive NGO-Gesetze,07 mit denen die ausländische Finanzierung im Inland tätiger NGOs und/oder die politische Arbeit von NGOs eingeschränkt oder unterbunden wurde. Pate stand dafür die NGO-Gesetzgebung in Russland. Aber auch weitere gesetzliche und bürokratische Regelungen dien(t)en Autokraten dazu, unliebsame Vereinigungen nicht zuzulassen, zu „disziplinieren“ oder zu verbieten sowie unbequeme Personen „aus dem Verkehr zu ziehen“.
 
        Da die Eingriffe in die Rechte der Betroffenen oft mit vorderhand legitimen Zwecken – wie etwa der Aufrechterhaltung der öffentlichen Ordnung oder der Bekämpfung von Separatismus und Terrorismus – gerechtfertigt werden, besteht die menschenrechtsdogmatische Herausforderung darin, zu zeigen, dass und inwiefern solche Eingriffe nicht mehr rechtsstaatlichen Prinzipien genügen, weil die Ziele und Mittel keiner freiheitlichen Verhältnismäßigkeitsprüfung standhalten. Um vordergründigen Rechtfertigungen von Autokraten etwas entgegenhalten zu können, reicht es nicht aus, lediglich auf die Eingriffe in Menschenrechte hinzuweisen; da die allermeisten Menschenrechte nicht absolut gelten, muss auch gezeigt werden, dass illegitim und unverhältnismäßig in die Menschenrechte eingegriffen wird. Solche Verhältnismäßigkeitsprüfungen sind selbstverständlich auch in Demokratien nötig, denn auch hier kann es zu Menschenrechtsverletzungen kommen. Rechtsstaatlich bedenkliche Eingriffe im großen Stil in die Vereinigungs-, Versammlungs- oder Meinungsfreiheit etwa sind ein deutliches Zeichen für eine Autokratisierung des politischen Systems. In Indien, der „weltweit größten Demokratie“, hat sich die Lage für MRV in diesen Bereichen zuletzt erheblich verschärft.
 
        INSTITUTIONALISIERUNG DES SCHUTZES
 
        Die internationale Staatengemeinschaft hat sich zum Schutz von Menschenrechtsverteidiger*innen verpflichtet. Die eingangs erwähnte UN-Erklärung über MRV von 1998 war hier ein Meilenstein. Sie ruft die Staaten dazu auf, MRV „vor jeder Gewalt, Bedrohung, Vergeltung, tatsächlicher oder rechtlicher Diskriminierung, jedem Druck sowie vor jeglichen anderen Willkürhandlungen“ zu schützen (Artikel 12 Absatz 2). Zwei Jahre später setzte die damalige UN-Menschenrechtskommission die erste UN-Sonderberichterstatterin zur Lage der MRV ein. Nach Hina Jalini (Pakistan, 2000–2008), Margaret Sekaggya (Uganda, 2008–2014) und Michel Forst (Frankreich, 2014–2020) ist Mary Lawlor (Republik Irland), die Gründerin von Front Line Defenders, nun die vierte UN-Sonderberichterstatter*in, die sich für die Umsetzung der UN-Erklärung stark macht und thematische und länderbezogene Berichte über die Gefährdung von MRV erstellt.08 Seit 2010 veröffentlicht zudem der UN-Generalsekretär jährlich Berichte darüber, welche Regierungen Menschen, die mit UN-Menschenrechtsinstitutionen zusammenarbeiten (wollen), behindern, einschüchtern und verfolgen.09 Wegweisend war zudem 2016 die Resolution des UN-Menschenrechtsrates zum Schutz von MRV, die sich für wirtschaftliche, soziale und kulturelle Rechte einsetzen.
 
        Auf regionaler Ebene nahm die Organisation Amerikanischer Staaten (OAS) 1999 erstmals eine Resolution zu MRV an und setzte 2001 einen entsprechenden Arbeitsbereich ein, der 2011 in ein Berichterstattungsbüro zur Lage der MRV überführt wurde. Die Afrikanische Kommission für Menschenrechte wiederum verabschiedete seit 2004 mehrere Resolutionen zum Schutz von MRV in Afrika und ernannte 2005 erstmals einen Sonderberichterstatter, dem 2020 eine Unterstützergruppe beiseitegestellt wurde. Auch die Organisation für Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa (OSZE) nahm sich des Themas an, schuf 2007 eine Kontaktstelle für MRV beim Büro für demokratische Institutionen und Menschenrechte (ODIHR) und erarbeitete 2014 – auf Drängen zivilgesellschaftlicher Organisationen – Leitlinien zum Schutz von MRV in der OSZE-Region, die 57 Staaten in Europa, Zentralasien und Nordamerika umfasst. Auch verfügt die OSZE seit 2015 über Leitlinien zum Recht auf Vereinigungsfreiheit, die sie gemeinsam mit dem – seit Russlands Ausschluss im März 2022 – 46 Staaten umfassenden Europarat, dem „Hüter der europäischen Menschenrechtsverträge“, entwickelt hat.
 
        Die Leitlinien der Europäischen Union zum Schutz von MRV von 2004, die 2008 überarbeitet wurden, richten das Augenmerk hingegen auf die Menschenrechtsaußenpolitik gegenüber sogenannten Drittstaaten. Sie geben den Auslandsvertretungen der EU und der EU-Mitgliedstaaten praktische Anregungen zum Schutz von MRV an die Hand und fordern die Unterstützung entsprechender UN- und regionaler Schutzmechanismen ein. Die Umsetzung der Leitlinien ist Bestandteil des Strategischen Rahmenplans der EU für Menschenrechte und Demokratie (2012) und der darauf aufsetzenden Aktionspläne (2012–2014, 2015–2019, 2020–2024). Doch schon lange wird kritisiert, dass die Leitlinien zu wenig bekannt sind und nicht hinreichend in Wert gesetzt werden.
 
        Bezeichnenderweise forderte das Europäische Parlament in seiner Entschließung zum Menschenrechts-Jahresbericht 2022 alle EU-Delegationen auf, die ordnungsgemäße Umsetzung der Leitlinien sicherzustellen und MRV stärker zu unterstützen. Konkret fordert es von den EU-Delegationen unter anderem, „Fälle von Unterdrückung und Verfolgung von Menschenrechtsaktivisten, der demokratischen Opposition und von Bürgerrechtlern bei den staatlichen Behörden zur Sprache zu bringen und, wenn die betroffenen Personen in Haft sind, ihre Situation zu überwachen, sie im Gefängnis zu besuchen, an ihren Gerichtsverfahren teilzunehmen und ihre Fälle in den Menschenrechtsdialogen, die die Union mit den betreffenden Ländern führt, zur Sprache zu bringen“. Offenbar geschieht dies aus Sicht des Parlaments zu wenig. Auch mahnt das Europäische Parlament eine engere Zusammenarbeit zwischen den EU-Delegationen, den Botschaften der EU-Mitgliedstaaten und der Zivilgesellschaft an.10 Seitens der EU-Mitgliedstaaten erfordert die Umsetzung der Leitlinien ebenfalls ein klares politisches Commitment, menschenrechtlich gut geschultes Personal und entsprechende Anlaufstellen – Bedingungen, die in den jeweiligen Botschaften, auch in den deutschen, in unterschiedlichem Maße gegeben sind.
 
        SCHUTZPROGRAMME
 
        Weltweit und innerhalb der Europäischen Union gibt es eine Vielzahl und Vielfalt an Schutzprogrammen für MRV. Diese werden häufig von NGOs getragen, nicht selten mittels öffentlicher Projektgelder. Mit dem „EU-Mechanismus für Menschenrechtsverteidiger“ steht beispielsweise ein eigenes Programm zur Verfügung, um MRV weltweit zu unterstützen. Es wird über ProtectDefenders.eu, ein Konsortium von 12 NGOs, verwaltet und konnte Eigenangaben zufolge in den ersten beiden Phasen des Programms (2015–2022) mit 35 Millionen Euro insgesamt 58000 MRV und ihre Angehörigen in 120 Ländern unterstützen. Die Unterstützung reicht von direkten Förderungen von Personen, Gruppen und Organisationen über sichere Unterbringungen, Schulungen und Capacity-Building bis hin zu „Outreach-“ und „Advocacy-Aktivitäten“. Die dritte Phase (2022–2027) startete mit 30 Millionen Euro, finanziert über das 1,5 Milliarden Euro starke Global Europe Human Rights and Democracy Programme (2022–2027), das darüber hinaus viele Menschenrechtsbereiche fördert, die auch MRV zugutekommen. Weiterhin gibt es einen EU Emergency Fund for Human Rights Defenders at Risk, der von der EU direkt verwaltet wird und kleinere emergency grants an MRV vergibt. 1600 MRV und ihre Angehörigen in 100 Ländern sollen so zwischen 2014 und 2022 unterstützt worden sein.11
 
        In Deutschland besteht mit der 2020 gegründeten Elisabeth-Selbert-Initiative ein vom Auswärtigen Amt in Kooperation mit dem Institut für Auslandsbeziehungen (ifa) aufgestelltes Schutzprogramm, das MRV einen temporären Aufenthalt in Deutschland oder innerhalb der Herkunftsregion ermöglicht. Es ergänzt vier weitere öffentlich geförderte Schutzprogramme für gefährdete Wissenschaftler*innen, Studierende, Kulturschaffende und Journalist*innen.12 Darüber hinaus hat sich die Bundesregierung in ihrem Aktionsplan Menschenrechte 2023–2024 unter anderem vorgenommen, zivilgesellschaftliche Handlungsräume, auch online, zu schaffen und zu erhalten sowie die Arbeit von MRV und Friedensaktivist*innen zu fördern.13 Der Deutsche Bundestag wiederum betreibt seit 2003 die interfraktionelle Initiative „Parlamentarier schützen Parlamentarier“.
 
        In vielen weiteren Ländern haben zivilgesellschaftliche Organisationen, Stiftungen, Städte, Parlamente sowie Regional- oder Zentralregierungen teils eigenständig, teils kooperierend Schutzprogramme für MRV aufgelegt. Auch wurden in manchen Staaten eigens nationale Gesetze zum Schutz von MRV verabschiedet. Allerdings sind diese kein Garant für einen guten Schutz. In den lateinamerikanischen Staaten Brasilien, Guatemala, Honduras, Kolumbien und Mexiko beispielsweise sind entsprechende Gesetze oder Programme eher ein Anzeichen für ein anhaltendes Problem als dessen Lösung, gehören sie doch zu den gefährlichsten Ländern für MRV.
 
        ERFOLGSGESCHICHTEN UND SOLIDARITÄT
 
        So wichtig es ist, die Probleme von MRV zu beschreiben, so wichtig ist es auch, Erfolgsgeschichten zu erzählen, die sich überall auf der Welt ereignen. Die gegenwärtige UN-Sonderberichterstatterin zu MRV veröffentlichte aus diesem Grund jüngst einen Bericht, der 25 Jahre nach der Verabschiedung der eingangs erwähnten UN-Erklärung zu MRV auf solche Erfolge hinweist.14 Sie berichtet von erfolgreichen Fällen, in denen Menschenrechtsverteidiger*innen Gerechtigkeit erfuhren, sowie von Gesetzesänderungen, die trotz aller Widerstände erwirkt wurden, gerade auch von Frauenrechtler*innen und LGBTIQ+-Aktivist*innen. Für manche MRV und ihre Organisationen ist das reine Überleben und Fortbestehen bereits ein Erfolg. Exemplarisch sei hier nur der mutige Einsatz für Frauenrechte im Iran genannt.
 
        Dabei wird aber eines deutlich: Menschenrechtliche Erfolge stellen sich nicht über Nacht ein. Sie sind Ergebnis langwieriger und hartnäckiger Bemühungen, ein Problembewusstsein für menschenrechtliche Missstände zu schaffen und auf deren Behebung zu drängen – und dies unter oft widrigen und gefährlichen Bedingungen, die MRV ein hohes Maß an Resilienz abverlangen. Wer daher leichtfertig die Menschenrechte als ein rein westliches Produkt abtut, wird den vielen Menschen weltweit nicht gerecht, die in ihren Ländern unter großen Gefahren gegen Ausgrenzung, Unterdrückung und Verfolgung aufbegehren und sich dabei ausdrücklich oder in der Sache auf Menschenrechte beziehen.
 
        Die vielen engagierten MRV gilt es daher zu würdigen und solidarisch zu unterstützen, und zwar ohne sie zu bevormunden oder ihnen gar versehentlich zu schaden. Durch Diffamierungskampagnen und NGO-Gesetze, die sich gegen die ausländische Unterstützung von MRV richten, wird dies zwar erschwert. Doch das für den Menschenrechtsschutz so wichtige Band zwischen den MRV vor Ort und der internationalen Menschenrechtsgemeinschaft, das viele repressive Regierungen zu kappen versuchen, gilt es unbedingt zu bewahren oder auch erst zu knüpfen. Internationale Sichtbarkeit und öffentliche Kampagnen entfalten zwar nicht immer, aber doch oft eine schützende Wirkung für MRV15 und verdeutlichen diesen zugleich, dass sie in ihrem Engagement für die Menschenrechte nicht alleine gelassen werden. Auch gilt es, sich gemeinsam denjenigen Kräften in Politik, Wirtschaft und Gesellschaft entgegenzustellen, die etablierte Menschenrechtsstandards infrage stellen und menschenrechtliche Forderungen abzuwehren versuchen. Wie die Unterstützung der MRV vor Ort aussehen soll, ist dabei eng mit den Betroffenen abzustimmen. Neben strategischem Denken ist auch hier die „Kunst des emphatischen Zuhörens“16 gefragt.
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        WIRTSCHAFT UND MENSCHENRECHTE
 
        Regelungsinstrumente zwischen Recht und Moral
 
        Markus Krajewski
 
        Wirtschaft und Menschenrechte erscheinen auf den ersten Blick als Gegensatz oder gar Widerspruch: auf der einen Seite das an Profitmaximierung orientierte Handeln privater Akteure, auf der anderen Seite fundamentale Rechte Einzelner gegenüber staatlicher Willkür. Liest man die Allgemeine Erklärung der Menschenrechte (AEMR) jedoch aufmerksam (und bis zum Ende), erkennt man, dass den Müttern und Vätern dieser Erklärung bereits vor 75 Jahren klar war, dass Menschenrechte und wirtschaftliches Handeln in einem engen und komplexen Verhältnis zueinander stehen. So garantiert Artikel 23 AEMR unter anderem das Recht auf angemessene und befriedigende Arbeitsbedingungen, auf gleichen Lohn für gleiche Arbeit sowie das Recht, sich gewerkschaftlich zu organisieren. Artikel 24 AEMR statuiert ein Recht auf Arbeitszeitbegrenzung und Urlaub. Diese Rechte betreffen das Verhältnis von Arbeitenden und Unternehmen und sind damit eindeutig wirtschaftsbezogen. Das in Artikel 25 AEMR verankerte Recht auf einen angemessenen Lebensstandard setzt vielerorts voraus, dass Unternehmen in Arbeitsplätze investieren. Damit wird deutlich: Wirtschaftliche Tätigkeiten können Menschenrechte vielfältig positiv und negativ beeinflussen.
 
        Gleichwohl stellen sich mit Blick auf das Themenfeld Wirtschaft und Menschenrechte fundamentale Fragen: Sind private Unternehmen an Menschenrechte gebunden? Welche Pflichten ergeben sich aus den Menschenrechten für Staaten und Unternehmen bezüglich wirtschaftlicher Tätigkeiten? Inwieweit kann die Forderung, dass Unternehmen Menschenrechte achten müssen, auf verbindliches Recht gestützt werden? Und in welchem Verhältnis stehen rechtliche Pflichten von Unternehmen zu bloß moralischen Erwartungen?
 
        MENSCHENRECHTSVERLETZUNGEN IN GLOBALEN PRODUKTIONSZUSAMMENHÄNGEN
 
        Für viele politische Akteure, zivilgesellschaftliche Gruppen und wissenschaftliche Beobachter*innen steht der Einsturz des Rana Plaza Fabrikgebäudes in Bangladesch im April 2013, bei dem 1135 Menschen starben und über 2500 verletzt wurden, symbolisch für schwerste Menschenrechtsverletzungen, die mit den globalen Wertschöpfungsketten und Produktionszusammenhängen verbunden sind. In dem Gebäude wurden Textilien für westliche Modefirmen wie Primark, Mango, KiK oder C&A zu Bedingungen produziert, die dem Recht auf sichere Arbeitsbedingungen und faire Löhne widersprachen. Die Preis- und Einkaufspolitiken der globalen Textilmarken waren hiermit eng verknüpft, wenn sie nicht sogar wesentlich zu den schlechten Arbeitsbedingungen beigetragen hatten.01
 
        Rana Plaza ist kein Einzelfall: Kinderarbeit in den Kobaltminen der Demokratischen Republik Kongo, die Verletzung von Arbeitnehmerrechten in Kolumbien, die Verseuchung ganzer Landstriche durch Ölverschmutzungen in Nigeria oder Vertreibungen von indigenen Völkern wegen Bergbauarbeiten oder des Baus von Wind- und Wasserkraftwerken machen deutlich, dass globale Wirtschaftsaktivitäten zu schweren Menschenrechtsverletzungen führen können. Das gilt auch für Deutschland und Europa. Ausbeuterische und sklavereiähnliche Arbeitsverhältnisse finden sich auch in der Landwirtschaft, im Baugewerbe oder in der Fleischindustrie.
 
        In all diesen Fällen wird immer wieder gefragt, ob und in welchem Umfang Wirtschaftsunternehmen an völkerrechtlich verankerte Menschenrechte gebunden sind, welche Anforderungen sich aus den internationalen Menschenrechten an das Verhalten von Unternehmen und staatliche Regulierung ergeben und wie betroffenen Menschen Zugang zu wirksamem Rechtsschutz und anderen Abhilfemaßnahmen gewährt werden kann. Dabei sind die Diskussionen und die entsprechenden Forderungen nicht neu: Bereits zum 50. Jahrestag der Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte schrieb der US-amerikanische Völkerrechtler und Menschenrechtsexperte Louis Henkin unter Bezugnahme auf die Präambel der AEMR, die jeden Einzelnen und alle Organe der Gesellschaft („every individual and every organ of society“) auffordert, die Achtung der Menschenrechte zu fördern: „Every individual and every organ of society excludes no one, no company, no market, no cyberspace. The Universal Declaration applies to them all.“02 Die Regelungen der AEMR adressieren also nicht nur Individuen oder Regierungen, sondern auch Unternehmen und Märkte. Aber meinte Henkin damit tatsächlich den geltenden Rechtszustand? Oder stellte er eher eine normative, moralische Forderung auf? Die Frage, wie weit verbindliches Recht geht und was vielleicht „nur“ moralische Forderung ist, prägt den Diskurs zum Thema Menschenrechte und Wirtschaft bis heute.03
 
        GRUNDLAGEN DES INTERNATIONALEN MENSCHENRECHTSSCHUTZES
 
        Internationale Menschenrechte sind völkerrechtlich verbürgte individuelle und teilweise kollektive Rechte, die dem Menschen kraft seines Menschseins zustehen und die grundsätzlich und in erster Linie die Staaten verpflichten.04 Die Staaten sind Vertragsparteien der globalen und regionalen Menschenrechtsabkommen und Adressaten des völkerrechtlichen Gewohnheitsrechts. Die menschenrechtlichen Staatenpflichten umfassen die staatliche Achtungs- beziehungsweise Respektierungspflicht (obligation to respect), die Staaten direkte Eingriffe in und Einschränkungen der Menschenrechte untersagt; die staatliche Schutzpflicht (obligation to protect), die legislative, administrative und judikative Maßnahmen zum Schutz der Menschenrechte vor Verletzungen durch Dritte, also auch Unternehmen, erfordert; und die Gewährleistungspflicht (obligation to fulfil), die Leistungen zur Erfüllung menschenrechtlicher Ansprüche umfasst. Für das Themenfeld Wirtschaft und Menschenrechte folgt daraus zunächst, dass Staaten verpflichtet sind, das Handeln von Unternehmen zu regulieren und entsprechende Regeln auch durchzusetzen.
 
        Nicht-staatliche Akteure, insbesondere privatwirtschaftliche Unternehmen, können nur dann völkerrechtliche Rechte und Pflichten haben, wenn diese ihnen kraft Völkerrechts verliehen werden.05 Anders als etwa beim Völkerstrafrecht, das Pflichten für Individuen begründet, fehlt es an einer entsprechenden Vertragspraxis oder einem Gewohnheitsrecht für die Bindung von nicht-staatlichen Akteuren an Menschenrechte. Daher sind Unternehmen nicht unmittelbar an völkerrechtlich verbindliche Menschenrechte gebunden. Eine Bindung von Privatpersonen an völkerrechtliche Standards kann daher nur durch innerstaatliches Straf-, Zivil- oder Verwaltungsrecht erfolgen.
 
        Dabei hat es nicht an Versuchen gemangelt, verbindliche Normen für Unternehmen zu begründen. Diese sind bislang jedoch gescheitert. So entwickelte die United Nations Commission on Transnational Corporations in den 1970er und 1980er Jahren einen „Code of Conduct on Transnational Corporations“, der jedoch von den Industriestaaten abgelehnt und nach 1990 nicht weiterverfolgt wurde. Das gleiche Schicksal ereilte die „Draft Norms on the Responsibilities of Transnational Corporations with regard to Human Rights“, einen Entwurf der Subcommission on the Promotion and Protection of Human Rights aus dem Jahre 2003. Hier waren es die USA und die Europäische Union, die den Vorschlag ablehnten.06
 
        VN-LEITPRINZIPIEN: STAATENPFLICHTEN UND UNTERNEHMENSVERANTWORTUNG
 
        Nach dem Scheitern der „Draft Norms“ beauftragte VN-Generalsekretär Kofi Annan den Harvard-Professor John Ruggie als seinen Sonderbeauftragten, sich des Themas anzunehmen und bestehende Formen der Staatenpraxis und der Unternehmensstandards im Bereich Menschenrechte und Unternehmen herauszuarbeiten. Zwischen 2005 und 2011 entwickelte Ruggie das Rahmenwerk „Protect, Respect and Remedy“, in enger Konsultation mit Staaten, Unternehmen und Zivilgesellschaft. Ausdrückliches Ziel war nicht die Schaffung neuer Normen, sondern die Konkretisierung bestehender Regeln und Standards. Der Menschenrechtsrat nahm Ruggies Rahmenwerk 2011 als Leitprinzipien der Vereinten Nationen für Wirtschaft und Menschenrechte an.07 Diese VN-Leitprinzipien sind seitdem Rahmen und Hauptreferenz im wissenschaftlichen und politischen Diskurs im Themenfeld Wirtschaft und Menschenrechte. Sie umfassen drei Säulen: die staatliche Pflicht zum Schutz der Menschenrechte, die unternehmerische Verantwortung für die Respektierung der Menschenrechte und Standards zur Gewährung von Abhilfe und Rechtsschutz.
 
        Die unternehmerische Verantwortung zur Achtung der Menschenrechte erfordert, dass Unternehmen „es vermeiden, durch ihre eigene Tätigkeit nachteilige Auswirkungen auf die Menschenrechte zu verursachen oder dazu beizutragen und diesen Auswirkungen begegnen, wenn sie auftreten“, und dass sie „bemüht sind, negative Auswirkungen auf die Menschenrechte zu verhüten oder zu mindern, die auf Grund einer Geschäftsbeziehung mit ihrer Geschäftstätigkeit, ihren Produkten oder Dienstleistungen unmittelbar verbunden sind, selbst wenn sie nicht zu diesen Auswirkungen beitragen“.08 Zentrales Instrument hierfür ist die menschenrechtliche Sorgfaltspflicht. Unternehmen sollen nachteilige menschenrechtliche Auswirkungen ihrer Tätigkeiten ermitteln, diese verhüten und mildern sowie Rechenschaft darüber ablegen, wie sie den negativen Auswirkungen begegnen.09
 
        Als unverbindliches Rahmenwerk müssen die VN-Leitprinzipien in staatliches Recht sowie in politisches und unternehmerisches Handeln umgesetzt werden. Sie sind die Grundlage für Nationale Aktionspläne (NAP) im Bereich Wirtschaft und Menschenrechte, gesetzliche Berichtspflichten (die zum Beispiel in der CSR-Richtlinie der EU niedergelegt sind), unternehmenseigene Richtlinien und Standards, internationales „soft law“ (etwa in den Standards anderer internationaler Organisationen10) und für nationale Gesetze wie das deutsche Lieferkettensorgfaltspflichtengesetz (LkSG).
 
        ZIVILRECHTLICHE KLAGEN GEGEN UNTERNEHMEN
 
        Opfer von Menschenrechtsverletzungen haben wiederholt versucht, internationale Konzerne oder global tätige Unternehmen in den Ländern, in denen sich deren Hauptunternehmenssitze befinden, auf Schadensersatz zu verklagen. So haben pakistanische Textilarbeiter*innen das deutsche Unternehmen KiK wegen einer Brandkatastrophe in Pakistan vor einem deutschen Gericht verklagt.11 Angehörige des Volks der Ogoni sind gegen den Ölkonzern Shell in den USA, Großbritannien und den Niederlanden vorgegangen.12
 
        Mit diesen Klagen wollen die von einer Menschenrechtsverletzung betroffenen Personen das hauptverantwortliche Unternehmen an seinem Sitz in Haftung nehmen, da der Rechtsschutz in den Heimatländern der Opfer hierfür oft nicht ausreicht. Zugleich soll der Beitrag der globalen Konzerne zu Menschenrechtsverletzungen weltweit deutlich gemacht werden. Neben einem Ersatz erlittener Schäden geht es den Kläger*innen meist auch darum, Unternehmen zukünftig zu sorgfältigerem Handeln zu zwingen.
 
        Klagen gegen Unternehmen wegen Menschenrechtsverletzungen stehen jedoch vor zahlreichen Problemen: Zunächst ist es mit hohem Aufwand und Kosten verbunden, sich an Gerichte in Europa oder den USA zu wenden. Zudem ist es oft schwierig zu begründen, warum gerade diese Gerichte für den Fall zuständig sein sollen und welches Recht zur Anwendung kommen soll; häufig kommt das Recht jenes Staates zum Zuge, in dem die Rechtsverletzung stattgefunden hat. Schließlich stehen praktische rechtliche Probleme im Raum: Die Klage gegen KiK beispielsweise wurde abgewiesen, weil die Ansprüche zu spät geltend gemacht wurden und verjährt waren. Und was ein grundsätzliches Problem ist: Klagen gegen Unternehmen wegen Menschenrechtsverletzungen können immer nur einen konkreten Fall behandeln, nachdem es bereits zu einer Verletzung gekommen ist. Vor diesem Hintergrund ist nicht zu erwarten, dass sich aus der gerichtlichen Bearbeitung von Menschenrechtsklagen gegen Unternehmen in absehbarer Zeit ein globaler Standard unternehmerischer Pflichten ergeben wird.
 
        SORGFALTSPFLICHTENGESETZE
 
        Während bislang auf völkerrechtlicher Ebene keine verbindlichen menschenrechtlichen Pflichten oder Normen für Unternehmen entwickelt wurden, haben einige Staaten mittlerweile nationale Gesetze verabschiedet, die versuchen, den Anspruch der VN-Leitprinzipien in verbindliches Recht zu gießen und so menschenrechtliche Sorgfaltspflichten für Unternehmen zu begründen. Die entsprechenden Gesetze gelten dabei in der Regel für im jeweiligen Regelungsstaat ansässige oder dort wirtschaftlich tätige Unternehmen mit Blick auf ihren eigenen Geschäftsbereich und in Bezug auf ihre Wertschöpfungskette oder ihre Geschäftsbeziehungen im In- und Ausland.
 
        In der Praxis kann zwischen Gesetzen unterschieden werden, die vor allem Transparenzanforderungen aufstellen und von den Unternehmen bestimmte Berichtspflichten einfordern, und Gesetzen, die umfängliche Sorgfaltspflichten verlangen. Zur ersten Gruppe gehören zum Beispiel der US-amerikanische Dodd-Frank Act, der unter anderem Unternehmen, die „Konfliktmineralien“ verwenden, Dokumentations- und Publizitätsverpflichtungen auferlegt, der britische Modern Slavery Act, der Transparenz bezüglich moderner Sklaverei in der Lieferkette verlangt, und die CSR-Berichterstattungsrichtline der EU, die bestimmte große Unternehmen verpflichtet, Konzepte zur Bewältigung von Risiken in Bezug auf Umwelt, Arbeitnehmerbelange, soziale Belange, Menschenrechte und Korruption darzulegen. Zur zweiten Gruppe gehören die 2017 verabschiedete französische Loi de Vigilance, das norwegische Transparenzgesetz von 2021 und das im gleichen Jahr verabschiedete deutsche Lieferkettensorgfaltspflichtengesetz.13
 
        Das LkSG gilt seit dem 1. Januar 2023 für in Deutschland registrierte Unternehmen und ihre Tochtergesellschaften mit mehr als 3000 Beschäftigen und ab dem 1. Januar 2024 für Unternehmen mit mehr als 1000 Beschäftigten.14 Wie alle anderen Sorgfaltspflichtengesetze begründet auch das LkSG keine unmittelbare Bindung von Unternehmen an Menschenrechte, sondern verpflichtet sie zu menschenrechtlicher und umweltbezogener Sorgfalt im Sinne der VN-Leitprinzipien. Die Sorgfaltspflichten nach dem LkSG beziehen sich auf die in den beiden Internationalen Pakten über bürgerliche und politische beziehungsweise wirtschaftliche, soziale und kulturelle Menschenrechte von 1966 und in acht ILO-Konventionen verankerten Menschenrechte. Hinzu kommen Standards aus drei globalen Umweltübereinkommen. Das LkSG verlangt, dass die von ihm erfassten Unternehmen Risiken für die geschützten Menschenrechte und Umweltstandards, die sich aus ihrer Tätigkeit oder ihrer Lieferkette ergeben, bewerten und gegebenenfalls mit konkreten Präventions- und Abhilfemaßnahmen reagieren. Außerdem sieht es die Einrichtung eines Beschwerdemechanismus sowie Berichts- und Dokumentationspflichten vor.
 
        Die Einhaltung des LkSG wird durch das Bundesamt für Wirtschaft und Ausfuhrkontrolle (BAFA) überwacht, das über umfangreiche administrative Kompetenzen verfügt und bei Nichteinhaltung des Gesetzes hohe Bußgelder verhängen kann. Das BAFA soll die Unternehmen auch durch Handreichungen und Informationen bei der Berichterstattung unterstützen. Eine zivilrechtliche Haftung auf der Grundlage des LkSG selbst schließt das Gesetz jedoch aus. Dieser Ausschluss erfasst jedoch keine Klagen, die auf einer anderen rechtlichen Grundlage, insbesondere dem allgemeinen Deliktsrecht, erhoben werden können.
 
        In eine ähnliche Richtung wie das LkSG zielt auch der Vorschlag der EU-Kommission für eine Richtlinie zur Regelung von Sorgfaltspflichten von Unternehmen im Hinblick auf Nachhaltigkeit vom März 2022,15 über den gegenwärtig in Rat und Parlament verhandelt wird. Die Richtlinie soll spätestens im ersten Quartal 2024 verabschiedet werden, sie muss dann allerdings noch in nationales Recht der Mitgliedstaaten übertragen werden. In Deutschland dürfte diese Umsetzung auf eine Reform des LkSG hinauslaufen, da die Richtlinie nach derzeitigem Stand mehr Unternehmen erfassen, weitere Umweltpflichten aufnehmen und auch eine zivilrechtliche Haftung vorsehen könnte.
 
        Zwar ist allgemein anerkannt, dass Staaten berechtigt sind, zum Schutz der Menschenrechte gesetzliche Pflichten für Unternehmen zu begründen, die nach ihrem Recht inkorporiert oder auf ihrem Territorium tätig sind. Es wird jedoch kontrovers darüber diskutiert, ob sich aus den internationalen Menschenrechten eine staatliche Pflicht zur Regulierung von Wirtschaftsaktivitäten ableiten lässt, die sich negativ auf Menschenrechte außerhalb des eigenen Territoriums auswirken.16 Während die VN-Leitprinzipien dies offen lassen, haben einige Ausschüsse, die zur Überwachung von globalen Menschenrechtsabkommen eingesetzt wurden, eine derartige Pflicht bereits angenommen. So hat zum Beispiel der Ausschuss für wirtschaftliche, soziale und kulturelle Rechte in seiner Allgemeinen Bemerkung Nr. 24 aus dem Jahre 2017 festgehalten, dass die Vertragsstaaten Unternehmen verpflichten sollten, ihr Bestmögliches zu tun, um sicherzustellen, dass ihre ausländischen Niederlassungen oder Zulieferer die Menschenrechte achten. Konkret sollen Unternehmen verpflichtet werden, menschenrechtliche Sorgfalt walten zu lassen, um die Missachtung von Menschenrechten zu identifizieren, zu verhüten und gegebenenfalls darauf zu reagieren.17
 
        VERBINDLICHE VÖLKERRECHTLICHE REGELUNGEN
 
        Nicht alle Staaten waren mit dem Ergebnis des Ruggie-Prozesses und den VN-Leitprinzipien zufrieden. Bereits drei Jahre nach deren Verabschiedung starteten Ecuador und Südafrika sowie weitere Staaten des Globalen Südens eine neue Initiative im Menschenrechtsrat mit dem Ziel, ein rechtsverbindliches Instrument zur Regelung der Aktivitäten von multinationalen Unternehmen zu schaffen. Die entsprechende Resolution des Menschenrechtsrats18 wurde von den USA, der EU und allen anderen Industriestaaten abgelehnt, erreichte aber dennoch eine Mehrheit. Auf dieser Grundlage wurde eine zwischenstaatliche Arbeitsgruppe unter dem Vorsitz von Ecuador eingesetzt, die den Auftrag erhielt, einen entsprechenden Vertragstext auszuarbeiten. Gegen den Widerstand vieler Industriestaaten führte diese Arbeitsgruppe zunächst Konsultationen unter Einbeziehung der Zivilgesellschaft durch und begann dann im Jahre 2018 damit, konkrete Textentwürfe auszuarbeiten.
 
        Dabei zeigte sich schnell, dass in der Staatengemeinschaft kein Konsens für die Schaffung direkt verbindlicher Regeln für Unternehmen bestand. Stattdessen fokussierten sich die Textentwürfe auf Verpflichtungen für Staaten zum Schutz von Opfern von Menschenrechtsverletzungen, zur Regulierung von Unternehmen, zur Gewährung von Abhilfe und insbesondere zum Zugang zu effektivem Rechtsschutz sowie zur Vereinbarkeit von Handels- und Investitionsabkommen mit Menschenrechten.
 
        Der im Juli 2023 veröffentlichte vierte Entwurf für ein rechtsverbindliches Instrument19 war Grundlage der Verhandlungen während der 9. Sitzung der Arbeitsgruppe Ende Oktober 2023. Gegenüber der Fassung von 2021 hat sich der Text nicht mehr grundlegend geändert, wurde aber an vielen Stellen verbessert und geglättet. Gleichwohl dürfte jedoch auch dieser Entwurf noch nicht zu einem Durchbruch in den Verhandlungen führen. Zwar haben sich die USA und die EU jüngst grundsätzlich offener gegenüber einem verbindlichen Rechtsinstrument gezeigt. Es bestehen aber weiterhin fundamentale Gegensätze: So favorisieren einige Staaten des Globalen Nordens – wenn auch noch hinter vorgehaltener Hand – ein Abkommen, das keine konkreten Normen enthält, sondern nur einen allgemeinen Rahmen setzt und weitgehend den Stand der VN-Leitprinzipien wiedergeben würde. Das lehnen viele Staaten des Globalen Südens und große Teile der Zivilgesellschaft jedoch vehement ab.
 
        Die weitere Entwicklung wird auch vom Verhalten der EU abhängen, die zwar seit einigen Jahren die Verhandlungen begleitet, sich bislang jedoch noch nicht auf ein Verhandlungsmandat einigen konnte. Es wird sich zeigen, ob die Europäer nach der Verabschiedung der geplanten EU-Sorgfaltspflichtenrichtlinie ein größeres Interesse an dem Prozess haben werden, um „ihren“ Standard international durchzusetzen.20
 
        Der aktuelle Textentwurf bleibt deutlich hinter dem zurück, was sich viele Staaten des Globalen Südens und zivilgesellschaftliche Gruppen bei Verabschiedung des Mandats für die Arbeitsgruppe erhofft hatten und erreicht erst recht nicht das Ambitionsniveau des Code of Conduct oder der „Draft Norms“, die jeweils auch echte Unternehmenspflichten begründet hätten. Dennoch wäre die Schaffung eines internationalen rechtsverbindlichen Instruments ein wichtiger Schritt in die richtige Richtung. Er würde – anders als nationale Sorgfaltspflichtengesetze – auf einem internationalen Konsens beruhen und insofern keine einseitige Maßnahme darstellen. Er könnte zudem den Zugang zu Abhilfe und Rechtsschutz stärker in den Fokus rücken und damit den Ansatz der Sorgfaltspflichtengesetze ergänzen. Schließlich könnte er auch dazu beitragen, die Beeinträchtigung des Menschenrechtsschutzes durch internationale Handels- und Investitionsabkommen zu verringern.
 
        Ein verbindliches Rechtsinstrument würde jedoch auch nicht von sich aus wirken, sondern müsste von den Staaten in nationales Recht und staatliche Politik umgesetzt werden. Ob ein solches Instrument zu einer tatsächlichen Verbesserung des Menschenrechtsschutzes beitragen kann, hängt maßgeblich von seiner effektiven Umsetzung ab – und davon, ob es Akteure in lokalen Kämpfen und Auseinandersetzungen um den Schutz der Menschenrechte unterstützt und stärkt.
 
        WIRTSCHAFT UND MENSCHENRECHTE – GEGENSATZ ODER WACHSENDE KONGRUENZ?
 
        Zusammenfassend lässt sich festhalten, dass aktuell weder auf nationaler noch auf internationaler Ebene Bestrebungen zur unmittelbaren Bindung von Unternehmen an Menschenrechte zu erkennen sind. Stattdessen setzt sich in Europa und potenziell auch weltweit immer mehr der Ansatz durch, dass unternehmerische Pflichten zum Schutz der Menschenrechte in erster Linie durch staatliche Gesetze begründet werden. Diesem Modell folgt auch der auf internationaler Ebene derzeit verhandelte völkerrechtliche Vertrag zu Wirtschaft und Menschenrechten. Der in diesen Rechtsinstrumenten zum Ausdruck kommende Regelungsansatz folgt dem klassischen völkerrechtlichen System der Menschenrechte: Diese entfalten grundsätzlich nur Bindungswirkung für Staaten, die jedoch in Ausübung der staatlichen Schutzpflicht verpflichtet sind, unternehmerisches und wirtschaftliches Handeln zu regulieren und effektive Möglichkeiten der Überwachung durch staatliche Behörden und Gerichte vorzusehen.
 
        Ergänzt werden die staatlichen Regelungen durch internationale Regelwerke wie die VN-Leitprinzipien, unternehmerische Standards und die entsprechende Auslegung globaler und regionaler Menschenrechtsabkommen. Auf diese Weise bildet sich ein transnationales und pluralistisches Regime zur Regulierung unternehmerischer Tätigkeit in Bezug auf die Menschenrechte heraus. Es ist transnational, da es nationales Recht, EU-Recht, Völkerrecht, unverbindliche Richtlinien und Unternehmensstandards umfasst; und es ist pluralistisch, weil die verschiedenen Instrumente nebeneinander stehen – und nicht zwingend in einem Hierarchieverhältnis. Die Instrumente verstärken sich wechselseitig, können jedoch auch zu Konflikten und Rechtsunsicherheiten führen.
 
        Die Entwicklung der vergangenen Jahre zeigt, dass Wirtschaft und Menschenrechte zwar oft im Gegensatz zueinander stehen, dass durch effektive staatliche Regelungen und eine menschenrechtsbeachtende Unternehmenspraxis jedoch dazu beigetragen werden kann, dass die Logik der Wirtschaft und die Logik der Menschenrechte stärker in Einklang gebracht werden. Bis sich tatsächliche Veränderungen ergeben, die sich positiv auf betroffene Rechteinhaber*innen auswirken, dürfte jedoch noch einige Zeit vergehen. Auch die Wiederholung von Katastrophen ähnlich des Rana-Plaza-Unglücks kann keinesfalls ausgeschlossen werden. Indes fällt die rechtliche Bewertung staatlicher und unternehmerischer Pflichten heute eindeutiger aus als noch 2013.
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        MENSCHENRECHTE IN DER KLIMAKRISE
 
        Zum Klimabeschluss des Bundesverfassungsgerichts
 
        Felix Ekardt
 
        Während sich politische Akteure weltweit mit ihren Maßnahmen bislang nur bedingt in Richtung einer Einhaltung der im Pariser Klimaabkommen anvisierten 1,5-Grad-Grenze in Bezug auf den globalen Temperaturanstieg bewegen, erinnern mehr und mehr oberste Gerichte01 die demokratischen Mehrheiten an die Klimakatastrophe.02 Der Klimabeschluss des Bundesverfassungsgerichts (BVerfG) vom 24.3.2021, publiziert am 29.4.2021, liefert dafür nun ein deutsches Exempel.03 Die Entscheidung wird global wahrgenommen, und sie dürfte die bislang weitestgehende höchstrichterliche Klima-Entscheidung überhaupt sein. Grund genug, sie im Folgenden exemplarisch zu analysieren, um zu veranschaulichen, wie sich Klimakrise und Menschenrechte – und auch die Demokratie – zueinander verhalten. Dabei wird deutlich werden, dass es kein explizites „Menschenrecht auf Umwelt- und Klimaschutz“ braucht. Ein solches Recht ist indirekt schon lange Teil der Rechtsordnung.
 
        Die BVerfG-Entscheidung erging 2021 auf vier Verfassungsbeschwerden hin, deren erste 2018 vom Solarenergie Förderverein Deutschland (SFV) initiiert, finanziert und gemeinsam mit Einzelklägern wie dem früheren christdemokratischen Bundestagsabgeordneten Josef Göppel sowie dem Bund für Umwelt und Naturschutz (BUND) eingelegt wurde. Zusammen mit meiner Kollegin Franziska Heß habe ich die Klage in Karlsruhe vertreten, vorbereitet wurde sie seit 2010 durch einige Rechtsgutachten, die auf meiner Habilitationsschrift beruhten.04 Nachdem die Verfassungsbeschwerde im August 2019 vom BVerfG zur Entscheidung angenommen worden war, traten weitere Kläger hinzu: Im Januar 2020 legten unter anderem Fridays-for-Future-Aktive Verfassungsbeschwerde ein, unterstützt von weiteren Umweltverbänden.
 
        ERKENNTNISSE DES KARLSRUHER BESCHLUSSES
 
        Eine grundsätzliche Folge der ersten in Deutschland erfolgreichen Verfassungsklage auf mehr Umweltschutz ist, dass die Klimapolitik ambitionierter werden muss – in einem Land, dessen Pro-Kopf-Emissionen immer noch zu den höchsten der Welt zählen. Der deutsche Gesetzgeber muss das für die Einhaltung des Pariser Klimaziels nach den Berechnungen des Intergovernmental Panel on Climate Change (IPCC) verbleibende Treibhausgasbudget fair zwischen den Generationen verteilen. Ferner muss das Parlament – und nicht die Regierung – die wesentlichen klimapolitischen Entscheidungen selbst treffen.
 
        Klimaschutz und Klimaneutralität sind laut BVerfG grundrechtlich sowie durch das Staatsziel Umweltschutz aus Artikel 20a GG geboten. Der grundrechtliche Gegenstand umfasst den gesamten Schutz der elementaren Freiheitsvoraussetzungen; explizit anerkannt werden als Grundrechtsgüter in puncto Klimaschutz das Recht auf Leben und Gesundheit, tendenziell wohl auch ein ökologisches Existenzminimum. Den Grundrechten wird dabei eine intertemporale und global-grenzüberschreitende Wirkung zugesprochen. Eine explizite Begründung dafür gibt das BVerfG nicht; das wichtigste Argument liegt insoweit darin, dass die grundrechtliche Freiheit dort wirken soll, wo ihr Gefahr droht – und diese droht heute, anders als vor Jahrhunderten, eben oft über große Entfernungen und Zeiträume hinweg.
 
        Das höchste deutsche Gericht folgt zudem dem mit der Verfassungsbeschwerde angebotenen Ansatz, nach Grenzen des gesetzgeberischen Abwägungsspielraumes zwischen der Freiheit der Produzierenden und Konsumierenden „zur Klimainanspruchnahme“ einerseits und dem Schutz aller Menschen andererseits zu fragen, bei deren Überschreiten es eine parlamentarische Nachbesserungspflicht annimmt. Dabei argumentiert das BVerfG zutreffend, dass es beim Klimaschutz um die Freiheitsrechte insgesamt geht, und zwar in zwei konträren Hinsichten: Sowohl der Klimawandel als auch der Klimaschutz können für die Freiheit beeinträchtigend sein (doppelte Freiheitsgefährdung). In beiderlei Hinsichten sind daher Grenzen des gesetzgeberischen Abwägungsspielraumes zu prüfen.
 
        Für den Aspekt des „Freiheitsschutzes vor dem Klimawandel“ lagen dem Gericht drei Argumente vor: erstens eine Argumentation über das Recht auf die elementaren Freiheitsvoraussetzungen Leben, Gesundheit und Existenzminimum als Schutzrechte; zweitens eine Argumentation über die gleichen Grundrechte als Abwehrrechte gegen einen staatlich zugelassenen Klimawandel; drittens eine Argumentation über die Freiheit insgesamt in Verbindung mit dem Staatsziel Umweltschutz.
 
        Das Gericht folgte – in eigener Diktion – der ersten und der dritten Linie. Jedoch ist das Ergebnis jeweils, dass die Klimapolitik zwar als schwach kritisiert, verfassungsrechtlich aber noch für vertretbar gehalten wird. Denn der Gesetzgeber habe, so das Gericht, einen weitreichenden Konkretisierungsspielraum hinsichtlich des gebotenen Umweltschutzniveaus, wenngleich er ein einmal gewähltes Schutzniveau nicht einfach wieder abändern kann. Trotz des Konkretisierungsspielraumes erkennt das BVerfG aber die völkerrechtliche Verbindlichkeit der politischen Einigung auf das Paris-Ziel als globales Klimaziel an – und zwar mit dem Bemühen der Begrenzung auf möglichst 1,5 Grad und nicht bloß „weit unter 2 Grad“ oder gar direkt 2 Grad Celsius. Dabei lässt das Gericht als Konkretisierung des Artikels 20a GG scheinbar auch die Grenze von weit unter 2 Grad (noch) genügen, „scharf gestellt“ wird die Klimaschutzverpflichtung aber durch ein viertes Argument: das dem Schutz der Freiheitsrechte insgesamt entnommene Gebot, die Freiheitschancen über die Zeit hinweg fair auszubalancieren. Das habe der Gesetzgeber bislang nicht getan, so die Karlsruher Richterinnen und Richter, weil er nicht hinreichend berücksichtigt habe, dass die nach bisheriger politischer Planung nötige überstürzte Klimapolitik nach 2030 massiv freiheitsgefährdend wirkt. Diese Unterscheidung zwischen dem „Schutz vor dem Klimawandel“ und dem „Schutz vor der Klimapolitik“ bleibt bislang in den Analysen zum BVerfG-Beschluss weitgehend unthematisiert.
 
        Laut Bundesverfassungsgericht muss die Politik ihren Entscheidungen außerdem den aktuellen Stand der empirisch-wissenschaftlichen – etwa klimawissenschaftlichen – Erkenntnisse zugrunde legen. Das bedeutet, dass die empirischen Tatsachen sorgfältig ermittelt werden müssen, auch wenn diesbezüglich Lücken bestehen; ferner muss die künftige Entwicklung der Erkenntnisse weiter beobachtet und auf dieser Basis gegebenenfalls neu politisch entschieden werden. Derartige Tatsachenerhebungsregeln hatte das BVerfG in der Vergangenheit eher vage und nur vereinzelt konkreter geltend gemacht.
 
        Darüber hinaus wird der Sache nach nunmehr das Vorsorgeprinzip auch auf die Grundrechte angewendet. Es kommt also nicht allein darauf an, ob hier und heute Grundrechte der Beschwerdeführenden bereits verletzt sind; es sind auch kumulative, unsichere und langfristige Grundrechtsbeeinträchtigungen denkbar. Dies ist überzeugend, weil die Grundrechte bei drohenden irreversiblen Schäden sonst leerlaufen würden. Genau das erkennt auch das BVerfG; im Schrifttum wird das Vorsorgeprinzip ansonsten meist objektivrechtlich gelesen und Normen wie Artikel 20a GG oder Artikel 191 des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Union (AEUV) allein zugeordnet. Eine Grundrechtsbetroffenheit besteht folgerichtig laut BVerfG – anders als bislang – auch dann, wenn, wie beim Klimawandel, sehr viele betroffen sind. Der Diskurs zur Kausalität im Klimaschutz aus der internationalen Arena wird damit nicht aufgenommen. Ebenso wird die Diskussion zur Zurechnung nicht adressiert, indem eine gesetzgeberische Verpflichtung zum Handeln unabhängig davon statuiert wird, ob andere Staaten ebenfalls handeln; Klimaschutz sei ein international anzugehendes Anliegen, woran alle Staaten mitwirken müssten.
 
        MISSVERSTÄNDNISSE ÜBER FREIHEIT UND DEMOKRATIE
 
        Der Beschluss des Bundesverfassungsgerichts ist zweifellos epochal. Dennoch können erhebliche Kritikpunkte formuliert werden. Wegen der bislang fehlenden Thematisierung der Unterscheidung „Schutz vor dem Klimawandel“ vs. „Schutz vor der Klimapolitik“ wird dabei eine zentrale Schieflage des Beschlusses kaum beachtet: Anders, als es das BVerfG insinuiert, ist der politisch hingenommene oder begünstigte Klimawandel die größere Gefahr für die Freiheit und ihre Voraussetzungen als eine radikale Klimapolitik. Man denke nur daran, dass der Klimawandel die Nahrungs- und Wasserversorgung in Teilen der Welt prekär werden lässt und große Naturkatastrophen wahrscheinlicher macht, die große Migrationsbewegungen, Kriege und Bürgerkriege zur Folge haben könnten. Nach konservativen Schätzungen droht außerdem die Bewältigung der Folgen des Nichthandelns um rund das Fünffache teurer zu werden als eine konsequente Klimapolitik.
 
        So kommt es in der BVerfG-Entscheidung zu einem eigenartigen Kompromiss, getragen von dem eher misslungenen Versuch, den demokratischen Spielraum von Parlamenten nicht zu sehr einzuengen: Einerseits gibt es jetzt einen in der grundrechtlichen Figur der intertemporalen Freiheitssicherung einschließlich des Staatsziels Umweltschutz fundierten Anspruch auf mehr Klimaschutz, der gleichzeitig für den konkreten Fall nur als Anspruch auf Abwehr einer künftigen überstürzten Klimapolitik bejaht wird, also in Gestalt einer abwehrrechtlichen Konstruktion angenommen wird. Andererseits wird die restriktive Lehre von der Schutzdimension der Grundrechte beibehalten, ohne die in der Beschwerdeschrift ausführlich thematisierte Kritik daran überhaupt zu diskutieren. Stattdessen werden im Beschluss letztlich eigene restriktive Urteile zur schutzrechtlichen Dimension der Grundrechte wiederholt. Wenn schon abwehrrechtlich argumentiert wird, hätte es nahegelegen, den mangelnden Klimaschutz – der etwa im Falle der Zuteilung von Emissionszertifikaten oder der Genehmigung von Kohlekraftwerken und Tagebauen explizit auf ein staatliches Tun rückführbar ist – als abwehrrechtliches Problem zu diskutieren. Stattdessen erscheint beim BVerfG, wie geschildert, die zunächst verzögerte und später dann absehbar radikal schnelle Emissionsreduktion als das Problem, das letztlich die Verfassungswidrigkeit der Klimapolitik auslöst.
 
        Damit bleibt tendenziell der Blick darauf verstellt, dass das Grundgesetz die abwehrende und die schützende Dimension in Artikel 1 Absatz 1 Satz 2 GG und in Artikel 2 Absatz 1 GG bei Menschenwürde und Freiheitsschutz – ähnlich wie in den Artikeln 1 und 52 Absatz 1 der EU-Grundrechtecharta – als gleichrangig anspricht und deshalb für die vom BVerfG seit Jahrzehnten gepflegte diminuierende Sicht auf Schutzrechte gegenüber den Abwehrrechten vielleicht gar keine Grundlage besteht. Ferner wird immer noch außer Betracht gelassen, dass es bei Schutzklagen nicht um einen „Anspruch auf Gesetzgebung“ gehen muss. Es kann vielmehr – wie bei Abwehrklagen – ebenfalls allein darum gehen, durch eine gerichtliche Feststellung eine äußere Grenze zu ziehen – also ein „so jedenfalls nicht“ zu erwirken und nicht ein „tu genau das“. Unter dem Gesichtspunkt der demokratischen Gewaltenteilung unterscheiden sich der Grundrechtsschutz gegen den Staat (Abwehrdimension) und der Grundrechtsschutz gegen die Mitbürger durch den Staat (Schutzdimension) daher unter Umständen gar nicht. Die Rolle eines Verfassungsgerichts ist in jedem Fall die gleiche: Seine Aufgabe ist nicht, konkrete Maßnahmen vorzugeben, sondern die Grenzen gesetzgeberischer Abwägungsspielräume festzulegen und deren Einhaltung einzufordern.
 
        Zugleich entsteht so eine merkwürdige Disbalance der BVerfG-Entscheidung, wenn das Gericht beim Schutz gegen den Klimawandel (im Unterschied zum Schutz gegen eine überstürzte Klimapolitik) den Artikel 20a GG – wenngleich unter der Überschrift des Freiheitsschutzes insgesamt – stark betont, gleichzeitig aber selbst das wenig ambitionierte bisherige deutsche Klimaschutzgesetz als noch mit dem Grundgesetz vereinbar ansieht. Dass Artikel 20a GG praktisch wenig Durchschlagskraft entwickelt und weitgehend der gesetzgeberischen Konkretisierung überlassen wird, ist freilich durchaus konsequent. Denn Staatsziele sind konturenärmer als die Grundrechte.
 
        MISSVERSTÄNDNISSE ÜBER PARIS-ZIEL UND IPCC-BUDGET
 
        Das BVerfG erkennt die (jedenfalls Völkerrechts-)Verbindlichkeit der politischen Einigung auf das Paris-Ziel als globales Klimaziel an, und zwar mit dem Bemühen der Begrenzung auf möglichst 1,5 Grad. Zugleich liest es dieses Bemühen als den Gesetzgeber selbst bindende Konkretisierung des menschenrechtlichen Klimaschutzniveaus. Das Gericht erkennt insoweit zutreffend, dass Artikel 2 Absatz 1 des Paris-Abkommens nicht nur von „2 Grad“ spricht, sondern dass die Staaten versuchen müssen, das 1,5-Grad-Ziel einzuhalten, wie es sich aus dem Wortlaut des Abkommens ergibt. Das BVerfG greift zur Konkretisierung den Ansatz des IPCC und – darauf aufbauend – des Sachverständigenrats für Umweltfragen der Bundesregierung (SRU) auf, die ein Quantum für die Einhaltung der 1,5-Grad-Grenze in Gestalt eines Treibhausgasbudgets berechnen.
 
        Die Schwächen des IPCC-Budgets, das als Ergebnis eines Konsensgremiums mit optimistischen Annahmen etwa zur Klimasensitivität und zu Kipppunkten arbeitet, werden vom BVerfG dabei übergangen; es wird lediglich recht generisch darauf verwiesen, dass das Budget zu hoch oder vielleicht auch zu niedrig kalkuliert sein könnte, auch wenn das BVerfG, wie erwähnt, in der Entscheidung stärker als früher darauf verweist, dass die Politik wissenschaftliche Erkenntnisse sorgfältig berücksichtigen müsse.
 
        Ebenso übergangen werden rechtliche Kritikpunkte am IPCC-Budget, das ja als Konkretisierung einer Rechtsnorm gedacht ist, nämlich des erwähnten Artikels 2 Absatz 1 des Paris-Abkommens. Diese Norm ist rechtsverbindlich, wie das Gericht selbst voraussetzt, wenn es die Norm als die verbindliche Konkretisierung des Klimaziels seitens der Politik anspricht (dass dies zutrifft, ergibt sich etwa aus Artikel 3 und 4 Absatz 1 des Abkommens). Dann aber genügt es nicht, die 1,5 Grad nur mit 67 oder gar nur 50 Prozent Wahrscheinlichkeit anzustreben, wie es der IPCC traditionell tut – mit einer höher angesetzten Wahrscheinlichkeit wäre das Budget schon heute bei null oder gar deutlich überschritten –, und sogar einen zwischenzeitlichen overshoot über diese Grenze einzukalkulieren. Dann genügt es im Übrigen auch nicht, nur 1,75 Grad anzustreben, wie es die vom BVerfG rezipierte SRU-Berechnung tut (der SRU liefert zugleich eine weitere Berechnung für 1,5 Grad, indes nur mit 50 Prozent Einhaltungswahrscheinlichkeit). Denn wenn Artikel 2 Absatz 1 des Paris-Abkommens „Anstrengungen“ zur Einhaltung von 1,5 Grad Celsius vorschreibt, muss genau dieses Ziel einzuhalten versucht werden. Sich auf die einleitend von der Vorschrift vorgegebenen „weit unter 2 Grad“ zu beschränken, genügt nicht, denn dann wäre das Normieren der Anstrengungen erkennbar sinnlos. Überdies formuliert das BVerfG deutlich, dass sich die Politik nicht auf die in ihrer technischen Machbarkeit und verfassungsrechtlichen Haltbarkeit zweifelhaften Geoengineering-Ansätze verlassen darf; dass damit das IPCC-Budget hinfällig wird, stellt das BVerfG indes nicht klar, sondern arbeitet selbst weiter mit diesem Budget, anstatt anhand der eben genannten Kritikpunkte nur ein deutlich kleineres Budget zu akzeptieren.
 
        Was das bedeuten würde, wird an einem einfachen Beispiel deutlich: Allein schon die Korrektur der Einhaltungswahrscheinlichkeit der Treibhausgasreduktion auf 83 Prozent würde das verbleibende globale Budget rechnerisch um fast die Hälfte reduzieren, nämlich auf 300 Gigatonnen CO2-Äquivalent (GtCO2) global ab dem 1.1.2020. Bei einem Pro-Kopf-Ansatz würde das für Deutschland, das ein Hundertstel der Weltbevölkerung stellt, ein verbleibendes Budget von 3 GtCO2 bedeuten, das angesichts des jährlichen Verbrauchs in Deutschland bereits Ende 2023 in Gänze aufgebraucht wäre.
 
        Das Budget verkleinert sich weiter, wenn man eine noch höhere Wahrscheinlichkeit verlangt oder andere Probleme angeht, etwa das Basisjahr oder die gegebenenfalls gebotene Ungleichverteilung des Budgets zugunsten der Länder des Globalen Südens. So bezieht sich Artikel 2 Absatz 1 des Paris-Abkommens rechtlich gesehen und nach seinem Wortlaut auf den Vergleich zum vorindustriellen Niveau. Für diesen Vergleich kann man aber nicht, wie es die vom IPCC zugrunde gelegten naturwissenschaftlichen Studien tun, als Basisjahr ein Jahr in der zweiten Hälfte des 19. Jahrhunderts wählen. Denn die Industrialisierung begann schrittweise schon ab etwa 1750 – woran der Umstand nichts ändert, dass für die ersten hundert Jahre der Industrialisierung nur Schätzungen und keine Messdaten vorliegen. Das alte IPCC-Budget genügt deshalb dem Paris-Abkommen nicht. Noch weiter verkleinernd wirkt es, wenn man – wie durch Artikel 2 Absatz 1 zumindest impliziert – einen temporären overshoot ausschließt und vorsichtigere Annahmen bei empirischen Aspekten wie den Kipppunkten oder der Klimasensitivität trifft, etwa, weil neue naturwissenschaftliche Erkenntnisse, die vom Gesetzgeber ja sorgfältig zu berücksichtigen sind, einen noch schnelleren und mit noch dramatischeren Folgen voranschreitenden Klimawandel immer sicherer nachweisen.
 
        Hinzu tritt die Frage, ob man jedem Menschen (möglicherweise auch weltweit) am gegebenenfalls verbleibenden Emissionsbudget einen gleichen Anteil zusprechen muss oder nicht. Einerseits ist bei Verteilungsfragen in liberalen Demokratien regelmäßig keine strikte Gleichverteilung geboten, andererseits könnte es bei Emissionen Argumente für eine zumindest grundsätzlich ungefähre Gleichverteilung über längere Zeiträume hinweg geben. Das BVerfG weist ferner zutreffend darauf hin, dass die Regelungen des Pariser Abkommens eher für eine ungleiche Verteilung zulasten der Industriestaaten sprechen. Hinter diesen Normen steht letztlich eine Berücksichtigung von Leistungsfähigkeit und historischer Verursachung; bezieht man dies ein, wäre das deutsche oder europäische Budget bereits in der Vergangenheit erschöpft gewesen, respektive würde heute eine Verpflichtung bestehen, im Ausgleich für das eigene, bereits überzeichnete Budget massiv an Emissionsreduktionen außerhalb Europas mitzuwirken.
 
        Mit alledem kann man konstatieren: Nimmt das BVerfG seine eigenen Parameter ernst – Pflicht zur sorgfältigen Tatsachenermittlung, Budget-Gedanke, zumindest völkerrechtliche Verbindlichkeit der 1,5-Grad-Grenze und daran geknüpfte völkerrechtsfreundliche Auslegung des Grundgesetzes, Notwendigkeit einer Budget-Ungleichverteilung im Verhältnis zum Globalen Süden –, müsste eine konsequente Lektüre seines Beschlusses zu einem deutlich kleineren beziehungsweise heute bereits überzeichneten Budget führen.
 
        FOLGEN: SCHUTZNIVEAU UND MAẞNAHMEN
 
        Die weitreichende Wirkung des BVerfG-Beschlusses adressiert die öffentliche Gewalt insgesamt und alle seine Staatsgewalten – und somit nicht nur den Gesetzgeber, sondern auch die Verwaltung und die Rechtsprechung. Sie alle haben das Ziel der Klimaneutralität respektive den intertemporalen Freiheitsschutz anzustreben. Die Wirkungen binden den Bundesgesetzgeber und die Bundesregierung ebenso wie die Landesgesetzgeber, Landesregierungen und nachgeordneten Behörden, die Kommunalverwaltungen und auch die Gerichte – und indirekt wirken sie auch auf EU-Ebene.
 
        Hinsichtlich des Schutzniveaus wurde, ausgehend von der doppelten Freiheitsgefährdung, gezeigt, dass eine klimaverfassungsrechtliche Verpflichtung auf ein ambitioniertes Treibhausgasbudget besteht, verbunden mit der Verpflichtung, Planungshorizonte und Planungssicherheit herzustellen, Tatsachengrundlagen sorgfältig zu ermitteln und den Parlamentsvorbehalt zu wahren. Dabei muss die Gesetzgebung gerade die Tatsachenlage immer wieder sorgfältig überprüfen und auch berücksichtigen, dass nicht nur die Kritik am IPCC-Budget als solche, sondern auch die Argumente für eine global ungleiche Verteilung des verbleibenden Budgets entlang von Leistungsfähigkeit und historischer Verursachung für ein wesentlich kleineres Budget sprechen. All dies ergibt sich auch infolge einer völkerrechtsfreundlichen Interpretation einer liberal-demokratischen Verfassung wie des Grundgesetzes im Lichte eines (adäquat verstandenen) Artikels 2 Absatz 1 des Paris-Abkommens.
 
        In Bezug auf konkrete Maßnahmen hat der Beschluss ebenfalls Implikationen, denn ohne sie gibt es keinen Klimaschutz, auch wenn das BVerfG dies nicht direkt thematisiert. Man wird zwar in der Regel keine konkrete Maßnahme verfassungsgerichtlich einklagen können. Es lässt sich jedoch durchaus gerichtlich überprüfen, inwieweit sich die vom Gesetzgeber real getroffenen Maßnahmen in jenen Grenzen bewegen, die sich durch die Festlegungen zum Schutzniveau, die Notwendigkeit von Planungshorizonten, einen planbaren Übergang zur Postfossilität sowie die Verpflichtung zur sorgfältigen Tatsachenermittlung ergeben. Das bedeutet zugleich auch, dass im einfachen Recht bei Interpretationsspielräumen eine verfassungskonforme – also mit der jetzt zum Klimaschutz gefundenen Linie kompatible – Interpretation gefunden werden muss. Ferner muss sich auf Gesetzgebungsebene die Wahl der politisch-rechtlichen Steuerungsinstrumente so ausrichten, dass das Schutzniveau real erreicht werden kann und dass die Tatsachen über die Wirkung verschiedener Steuerungsansätze sorgfältig ermittelt und berücksichtigt werden. Zunächst noch unabhängig von der konkreten Instrumentenwahl werden Gesetzgebung und Rechtsanwendung nicht umhinkommen, auf ein phasing-out aus den fossilen Brennstoffen in sämtlichen Sektoren (Strom, Wärme, Mobilität, Agrarsektor, Zement, Kunststoffe und anderes mehr) sowie eine stark reduzierte Nutztierhaltung zu setzen und ergänzend einige Emissionskompensationen vorzusehen. Im Sinne einer Berücksichtigung der kompetenziellen Lage wie auch der Tatsachenlage hinsichtlich der Wirksamkeit verschiedener Ebenen muss die Bundesregierung vor allem auf EU-Ebene auf wirksame Lösungen drängen.
 
        Das Bundesverfassungsgericht hat betont: Deutschland muss beim Klimaschutz international aktiver werden und darf sich nicht darauf berufen, dass auch andere untätig sind. Eine Begründung – jenseits dessen, dass einseitige Untätigkeit auch eine Untätigkeit anderer Staaten wahrscheinlicher macht – wird in der Entscheidung nur in Ansätzen genannt, sie liegt aber auf der Hand: Erstens ist das Klimaproblem nicht allein in Deutschland lösbar, sondern es ist globaler Natur. Zweitens droht eine rein nationale Klimapolitik sektorale und räumliche Verlagerungseffekte auszulösen (das Stichwort „Carbon Leakage“, die Verlagerung von Kohlenstoffdioxidemissionen in Drittstaaten, benennt dessen räumliche Komponente), die ökologisch kontraproduktiv wären und wegen sich parallel dazu ergebender wirtschaftlicher Nachteile in puncto Wettbewerbsfähigkeit die Akzeptanz des Klimaschutzes insgesamt untergraben könnten. Eine EU-Klimapolitik könnte zwar zumindest ins außereuropäische Ausland ebenfalls Verlagerungseffekte auslösen. Diese können auf EU-Ebene wegen der dort liegenden Zollkompetenz jedoch durch ein CO2-Grenzausgleichssystem („Border Adjustments“) vermieden werden. Drittens ist eine rein nationale Klimapolitik aufgrund der besonderen Rolle der EU schon rein rechtlich unmöglich, weil ein Großteil der Emissionen EU-rechtlich präformiert oder gar vollständig reguliert ist, etwa im EU-Emissionshandel.
 
        Mindestens fraglich ist, ob der Gesetzgeber – nicht nur insgesamt, sondern auch in Bezug auf Einzelmaßnahmen – sein einmal gefundenes Schutzniveau durch neue Maßnahmen unterlaufen darf. Ebenso denkbar ist, dass einzelne Steuerungsansätze, die großflächig die Klimawende massiv behindern, als solche verfassungswidrig sind, etwa der großmaßstäbliche Einstieg in die Flüssiggasbeschaffung. Bei unklarer Tatsachenlage hat der Gesetzgeber eine Einschätzungsprärogative, die ihn allerdings nicht von einer Pflicht zur sorgfältigen Tatsachenermittlung und weiterer Beobachtung der Sachlage – und sodann gegebenenfalls einer Anpassung seines Steuerungsinstrumentariums – entbindet.
 
        Das Gesagte legt nahe, dass sowohl zum Schutzniveau als auch zu den Rahmenbedingungen wirksamer Maßnahmen im beschriebenen Sinne weitere Prozesse vor dem BVerfG denkbar und absehbar sind. Gleiches gilt für den Europäischen Gerichtshof für Menschenrechte – der zuständig ist für das gesamte geografische Europa und bei dem aktuell mehrere Klimaklagen anhängig sind – sowie weitere Verfassungsgerichte. Auch der Europäische Gerichtshof als oberstes EU-Gericht wird, selbst wenn er sein enges Verständnis der Nichtigkeitsklage nach Artikel 263 Absatz 4 AEUV weiterverfolgt, im Wege von Vorabentscheidungsverfahren absehbar vor der Frage stehen, ob er dem EU-Primärrecht eine ähnliche Interpretation verleiht, wie sie vorliegend dargelegt wurde – was insofern nahe läge, als auch das EU-Primärrecht eine liberal-demokratische Verfassungsordnung konstituiert. Auch der UN-Menschenrechtsrat hat 2021 eine (unverbindliche) Resolution angenommen, nach der es künftig ein Recht auf eine saubere Umwelt gebe. Angesichts des unklaren Inhalts eines solchen Rechts und des gleichzeitig recht klar benennbaren Gehalts traditionell anerkannter Menschenrechte in puncto Klima ist der Sinn eines solchen Vorstoßes freilich zweifelhaft.
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        ANMERKUNGEN
 
        01 Zu Fällen weltweit siehe die Datenbank des Sabin Center for Climate Change Law der Columbia Law School unter https://climatecasechart.com.
 
        02 Vgl. ausführlicher zum gesamten Inhalt dieses Beitrags und mit zahlreichen Nachweisen Felix Ekardt et al., Judikative als Motor des Klimaschutzes? Bedeutung und Auswirkungen der Klimaklagen, Umweltbundesamt, Dessau-Roßlau 2023, www.umweltbundesamt.de/publikationen/judikative-als-motor-des-klimaschutzes.
 
        03 Vgl. BVerfGE 157, 30.
 
        04 Vgl. Felix Ekardt, Theorie der Nachhaltigkeit. Ethische, rechtliche, politische und transformative Zugänge, Baden-Baden 20214; kürzer und aktueller die englische Fassung: ders., Sustainability. Transformation, Governance, Ethics, Law, Dordrecht 2020.
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          GERHARD MATZIG
 
          DÜRFEN DIE DENN ALLES?! DER E-SCOOTER ALS VERSPRECHEN UND MENETEKEL
 
          In vielen Großstädten sind E-Roller immer beliebter und zugleich immer unbeliebter geworden. Einen Beitrag zur Mobilitätswende leisten sie nicht. Bisweilen dienen sie aber offenbar als Sündenböcke für vieles, was im städtischen Verkehr ohnehin schiefläuft.
 
        
 
         
          ANDREAS KNIE
 
          DEUTSCHLANDS WEG IN DIE AUTOMOBILGESELLSCHAFT. VERKEHRSPOLITIK IM SCHATTEN DES NS
 
          Die entscheidenden Grundlagen für die autozentrierte deutsche Verkehrspolitik wurden im Nationalsozialismus gelegt. Trotz völlig geänderter Umstände setzt sich die Bevorzugung des Autos bis heute fort. Dies begrenzt auch den Gestaltungsspielraum auf kommunaler Ebene.
 
        
 
         
          ANNE KLEIN-HITPAẞ · LISA RUHRORT
 
          URBANE VERKEHRSWENDE. DIE DRÄNGENDSTEN PROBLEME UND WICHTIGSTEN LÖSUNGSANSÄTZE
 
          Städte spielen eine zentrale Rolle bei der Reduktion klimaschädlicher Emissionen im Verkehr. Es gibt durchaus Lösungsansätze für eine Mobilitätswende, doch es braucht auch den politischen Willen, ausreichende Mittel in den Ausbau von ÖPNV und Radverkehr zu lenken.
 
        
 
         
          PATRICIA FEIERTAG · CHRISTIAN HOLZ-RAU · JOACHIM SCHEINER · ISABELLE WACHTER · KARSTEN ZIMMERMANN
 
          VON VORREITERN UND NACHZÜGLERN. WAS BEDEUTET GUTE KOMMUNALE VERKEHRSPOLITIK?
 
          Ein Städtevergleich zeigt, dass die Verlagerung vom Auto auf den ÖPNV, Rad- und Fußverkehr durch kluge politische Steuerung möglich ist. Der Blick sollte jedoch nicht nur auf den innerstädtischen Verkehr gerichtet werden, sondern auch auf den regionalen Pendlerverkehr.
 
        
 
         
          MELANIE HERGET
 
          DIE BESTE ALTERNATIVE ZUM AUTO IST … DAS AUTO? DIE VERKEHRSWENDE IN LÄNDLICHEN RÄUMEN
 
          Die Bausteine für eine Verkehrswende sind zwar in urbanen und ländlichen Räumen grundsätzlich gleich, aber die konkrete Ausgestaltung unterscheidet sich. Für eine zukunftsfähige Mobilität braucht es andere Rahmenbedingungen sowie neue Wege der ÖPNV-Finanzierung.
 
        
 
         
          ANKE KLÄVER · KATHARINA GÖTTING
 
          DIE MOBILITÄTSWENDE MODERIEREN. GELINGENSBEDINGUNGEN FÜR DEMOKRATISCHE AUSHANDLUNG AUF KOMMUNALER EBENE
 
          Die Mobilitätswende geht in Städten mit Verteilungs- und Identitätskonflikten einher. Es ist deshalb unerlässlich, die jeweils Betroffenen demokratisch einzubinden, zugleich aber auch den Zweck und die Grenzen der Beteiligung klar zu kommunizieren und Dissens zuzulassen.
 
        
 
      

       
        EDITORIAL
 
        Wäre der deutsche Verkehrssektor ein Auto, dürfte er sich nicht beschweren, wenn sich hinter ihm ein hupender Stau gebildet hätte – oder vielmehr ein klingelnder Fahrradkorso. Denn auf dem Weg zur Klimaneutralität, zu der sich Deutschland gesetzlich verpflichtet hat, ist der Verkehrssektor einer der großen Bremser. Bis 2030 sollen die jährlichen Treibhausgasemissionen gegenüber dem Referenzjahr 1990 um 65 Prozent sinken. Während andere Sektoren wie Energie, Industrie oder Landwirtschaft durchaus Fortschritte machen, bleibt der CO2-Ausstoß im Verkehr konstant hoch. Dass sich in Sachen Verkehrs- beziehungsweise Mobilitätswende buchstäblich mehr bewegen muss, wenn man die selbst gesteckten Ziele erreichen will, steht außer Frage.
 
        Vielerorts wird bereits an dieser Wende gearbeitet, und weil jede und jeder auf Mobilität angewiesen ist, sind Veränderungen in diesem Bereich unmittelbar spürbar. Zentrale Bestandteile der Verkehrspolitik vollziehen sich im Lokalen, in der direkten Nachbarschaft: etwa, wenn eine neue Buslinie in Betrieb genommen wird, die Preise für Anwohnerparkplätze steigen oder eine Lücke im Radverkehrsnetz geschlossen wird. Weil es dabei nie allein um das persönliche Fortkommen, sondern immer auch um handfeste Verteilungsfragen geht (Wem „gehört“ der öffentliche Raum?), ist lokale Verkehrspolitik häufig extrem konfliktbehaftet. Umso wichtiger ist es, die Bevölkerung „mitzunehmen“ und einen demokratischen Ausgleich gegensätzlicher Interessen zu ermöglichen.
 
        Die notwendigen Schritte hin zu einer emissionsärmeren Mobilität sind seit Langem bekannt: Es bedarf eines deutlich besseren und erschwinglichen Angebots im öffentlichen Personennahverkehr sowie eines umfangreichen Ausbaus der Fahrradwegeinfrastruktur, um die über Jahrzehnte eingeübte und politisch geförderte Dominanz des Autos – und insbesondere des Verbrenners – zu überwinden. Wichtig ist aber auch die Erkenntnis, dass „der Verkehrssektor“ wir alle mit unserem Mobilitätsverhalten sind: Hinter uns hupt’s und klingelt’s – es ist an der Zeit, in die Gänge zu kommen.
 
        Johannes Piepenbrink
 
      

       
        ESSAY
 
        DÜRFEN DIE DENN ALLES?!
 
        Der E-Scooter als Versprechen und Menetekel
 
        Gerhard Matzig
 
        Die Technikgeschichte der Mobilität hat inzwischen unzählige Möglichkeiten hervorgebracht, um von A nach B zu gelangen, und dies auf immer schnellere Weise. Fünfeinhalb Jahrtausende nach der Erfindung des Rades dauerte Goethes berühmte „Italienische Reise“ am Ende des 18. Jahrhunderts von Karlsbad nach Rom, die Tour ist gut 1200 Kilometer lang, fast zwei Monate. Auch ohne Unterbrechungen hätte er mit der damals üblichen Kutsche rund zwei Wochen gebraucht. Der Routenplaner sagt aktuell für diese Strecke etwa 14 Auto-Stunden voraus. Oder denken wir an die kaum weniger sagenhafte „Reise um die Erde in 80 Tagen“ nach dem Roman von Jules Verne aus dem späten 19. Jahrhundert – ein Jahrhundert später, 1995, brauchte eine Concorde für die Weltumrundung exakt 31 Stunden, 27 Minuten und 49 Sekunden. Der Mensch der Gegenwart ist ein enorm beschleunigtes Wesen mit immer größerer Reichweite. Dynamik, nicht Statik, ist seine Natur.
 
        Das gilt auch für hoffnungsfrohe Dynamiker wie den ehemaligen Bundesverkehrsminister Andreas Scheuer. Den E-Scooter feierte er kurz vor dessen Zulassung 2019 euphorisiert als „echte Alternative zum Auto“. So kann man sich täuschen. Um aber auf Goethe zurückzukommen: Jeder Winkel der Erde ist inzwischen erschlossen. Das neue Reiseziel für Leute, die schon alles kennen, dürfte der Mars sein. Der Weltraumtourismus könnte sich in absehbarer Zeit an dem Punkt befinden, an dem Goethe seine Italien-Sehnsucht noch als „Verwegenheit“ dem Tagebuch anvertraute – lange bevor der vom Massentourismus erzeugte Dauerstau am Brenner zur zivilisatorischen Gewohnheit wurde. Überhaupt das Unterwegssein: Kaum etwas anderes wurde in der Moderne ähnlich rasant beschleunigt. Nichts hat ganze Gesellschaften vergleichbar stark verändert. Es ist kein Wunder, dass Menschen die Mobilität immer wieder neu gestalten. Beamen im „Enterprise“-Stil scheitert zwar an den Gesetzen der Physik – und transkontinentale Flüge dürften technologisch sowie ökonomisch ausgereizt sein (ganz zu schweigen von der Ökologie), aber vor allem die urbane Mikromobilität ist inzwischen so artenreich geprägt von Segways, Hoverboards, Monowheels und anderen oft elektrifizierten Kleinstfahrzeugen, wie man das Fauna und Flora nur wünschen kann.
 
        Städte bestehen aus Immobilien, das Unterwegssein darin ist aber zur Feier einer ausdifferenzierten Mobilität geworden. Wobei man sich speziell beim E-Roller fragen kann, ob er womöglich der Partygast ist, der alle nervt und trotzdem nicht mehr verschwinden will. Gewiss gibt es wenig schmeichelhafte wissenschaftliche Studien zu Ökologie, Funktionalität und gesellschaftlicher Akzeptanz des Elektro-Scooters. Aber für das neue Asterix-Heft hat es trotzdem gereicht: In Band 40 („Die weiße Iris“) hat es zumindest ein Urahn des elektrifizierten Tretrollers geschafft – nicht als reine Verheißung allerdings, sondern als Reizthema, als Mittelding aus Smartness und Ärgernis. Im Comic dient der aktuellen E-Roller-Ambivalenz eine zeichenhaft versimpelte und doch pointiert vielsagende Sprechblase aus dem Mund eines Galliers: „Die mit ihren Tretkarren glauben, sie dürften alles!“
 
        Diesen Satz kann man als Formel der allgemeinen Mobilitätskonflikte auch der Gegenwart deuten. Man muss nur einen beliebigen anderen Verkehrsträger einsetzen, dann lautet der Satz beispielsweise so: „Die mit ihren SUVs (in Pinneberg) glauben, sie dürften alles!“ Oder so: „Die mit ihren Lastenrädern (in München-Schwabing) glauben, sie dürften alles!“ Womöglich wurde auch Goethe seinerzeit zwischen Sterzing und Verona nachgerufen: „Die mit ihren Postkutschen glauben …“ Dieser komischen und insofern auch comic-gerechten Klischeehaftigkeit steht die ausufernde Komplexität alter und neuer Mobilitätsformen gegenüber – so wie dem „die“ aus dem Reich fiktionaler Sprechblasen ein „wir“ in der Realität gegenübersteht. In einer Zeit der Raumverknappung sind Konflikte um die begrenzte Ressource „öffentlicher Raum“ nicht verwunderlich, sondern programmiert.
 
        LÄSSIGKEIT UND ANARCHIE
 
        Im November 2023 hat die Unfallforschung der Versicherer (UDV) darüber informiert, dass Verkehrsteilnehmer die Stimmung auf deutschen Straßen als immer aggressiver wahrnehmen.01 Dafür gibt es unterschiedliche Gründe. Ein Motiv könnte darin liegen, dass in einer Ära am Übergang vom Ideal der „autogerechten Stadt“ der Nachkriegsmoderne hin zu einem postmodernen Polypol, das aus vielen verschiedenen Mobilitätsangeboten besteht, die Mobilität als gesellschaftliche Absprache neu ausgehandelt wird. Dabei entsteht Transformationsstress für alle Beteiligten. Der Raum der Stadt ist endlich. Wenn sich diesen Raum immer mehr und immer unterschiedlicher motivierte Verkehrsteilnehmer teilen, kommt es notwendigerweise zu Verteilungskonkurrenz.
 
        Hinzu kommt die Ideologie. Sie ist immer wieder erschütternd. Zwar sind die meisten Menschen je nach Notwendigkeit temporär immer wieder anders unterwegs – also etwa als Autofahrer, als Bahnfahrer, als Fluggast, als Radler, als Fußgänger oder auch als E-Scooter-Pilot –, aber dennoch ergeben sich Konflikte zwischen Systemanhängern, die man nur noch als Fundamentalisten beschreiben kann. Schon die bisher vor allem im 20. Jahrhundert ausformulierten Strukturen von Bahn, öffentlichem Personennahverkehr, Auto, Fahrrad und Fußgänger kommen sich wechselseitig immer häufiger in die Quere. Was früher ein Stadt-Land-Antagonismus war, ist inzwischen auch ein Fahrrad-Auto-Antagonismus. Der E-Roller, als Massenphänomen ein Kind des 21. Jahrhunderts, hat diese Gemengelage noch einmal drastisch verkompliziert. Jeder neue Verkehrsteilnehmer macht deutlich, dass schon die Konkurrenzen der etablierten Systeme nie wirklich gelöst wurden.
 
        Tja, denkt man sich zur Asterix-Lektüre im Biergarten am Chinesischen Turm in München, wo man bei schönster Herbstsonne regelrechten E-Roller-Geschwadern ausgesetzt ist, genauso ist es doch auch: Die mit ihren Elektro-Tretkarren glauben, sie dürften alles! Was allerdings nicht im Sinne der Gartensatzung beziehungsweise der Landschaftsschutzverordnung ist, die ein generelles Verbot für Kraftfahrzeuge in Parkanlagen vorsieht. Dazu gehören auch E-Scooter. Nur die Scooteria weiß das offenbar nicht. Die Lässigkeit des Vehikels passt, muss man sich eingestehen, nicht so recht zu Worten wie Satzung und Verordnung. Das eine ist ein fluides Lebensgefühl, das andere markiert den Schutzraum von Menschen, die auch ein Reservat des Nicht-Angesagtseins zu schätzen wissen.
 
        Um auf die Frage zurückzukommen, ob man die gelegentlich anzutreffende Anarchie des E-Roller-Daseins eher umarmen oder verfluchen soll: Zu sehen sind im neuen Asterix-Band die bekannten Gallier. Asterix, Obelix, Majestix und Idefix erreichen gerade Lutetia. Das ist der antike Name des heutigen Paris. Unterwegs sind Asterix und seine Freunde nach betagter Väter Sitte mit einem zweirädrigen Eselkarren. Asterix sagt: „Lutetia! Endlich …“ Obelix will wissen: „Wo siehst du das Schild?“ Darauf Asterix: „Dafür brauche ich kein Schild.“ Ihm genügt der Stau auf der Römerstraße Richtung Zentrum, um zu erkennen, wo er ist. Der Stau kann ja nur Paris anzeigen. In Frankreich wie überall sonst ist die Hauptstadt zugleich ein Hauptgenerator insbesondere des automobilen Stillstands. Auch die Gallier, Zaubertrank hin oder her, sitzen erstmal fest in einer Wolke aus Verdruss und guten, also mit vielen Ausrufezeichen bewehrten Ratschlägen, die an die UDV-Aggro-Studie aus Berlin denken lassen: „So fahr doooch!“ „Na los! Fahr zuuuhu!“
 
        Übrigens werden auch die heutigen Klimakleber („Da vorn hat sich einer festgeleimt!“) und diverse Bahnverspätungen „aufgrund von Wildschweinen auf der Strecke“ thematisiert. Aus dem Kurzschluss unserer modernen Epoche mit dem Asterix-Jahr 50 vor Christus bezieht der Comic seine Komik. Und so taucht eben auch der E-Scooter-Urahn auf, wenn auch noch ohne elektrifizierten Antrieb. Die, die mit ihren Tretkarren glauben, sie dürften alles, müssen ihre Roller noch nach Kinderart selbst bewegen. Ansonsten sehen die Fahrzeuge unseren heutigen Scootern konstruktiv verblüffend ähnlich – wenn auch aus Holz und Steinrollen bestehend.
 
        ERSTE ENDSTATION PARIS
 
        Nur am Rande: Als „Autoped“ wurde schon am Beginn des 20. Jahrhunderts eine Konstruktion aus zwei Rädern, Trittbrett, Lenkstange und Motor beschrieben. Als Erfinder dieses Vorläufers unserer E-Roller gilt Arthur Hugo Cecil Gibson. 1915 erhielt er ein Patent dafür. Seit den Zwanzigerjahren, die man auch als Roaring Twenties kennt, insofern zu Recht, knatterten die „Motor-Vehikel für Millionen“ erst durch US-amerikanische, später auch durch europäische Städte. Die Flugpionierin Amelia Earhart promotete den Roller in Annoncen so: „In Zukunft muss niemand mehr laufen.“ Dennoch verschwand die Erfindung – um heute als erster Untoter der Mobilitätsgeschichte in elektrifiziert-veloziferischer Gestalt sein Unwesen zu treiben.
 
        Auch deshalb hat Paris nach einer Bürgerbefragung im Frühjahr 2023 als eine der ersten europäischen Großstädte die über die vergangenen Jahre einerseits immer beliebter und paradoxerweise zugleich auch immer unbeliebter gewordenen Leihroller verboten. Paris ist zuvor eine der ersten Kapitalen gewesen, in denen E-Scooter zugelassen wurden. Seit dem 1. September sind die Trottinettes, wie die Roller auf Französisch genannt werden, nach einer nur fünfjährigen Karriere rund um den Eiffelturm untersagt. Es hat sich ausgetrippelt – „trottiner“ heißt trippeln, trappeln, schleichen. Wobei das Ende der Scooter in Paris nicht gerade schleichend erfolgte.
 
        Die Frankreich-Korrespondentin der „Süddeutschen Zeitung“, Kathrin Müller-Lancé, beschreibt den erstaunlichen Karriereknick der Trottinettes so: „Damals, im Juni 2018, war das Versprechen groß. In einer Viertelstunde an der Seine entlang vom Louvre zum Eiffelturm cruisen. Sich vom Sacré Coeur aus den Hügeln des Montmartre runterrollen lassen. Am Canal Saint Martin von Café zu Café fahren. Und das alles ohne die stickige Metro oder vollgequetschte Busse. Paris war eine der ersten europäischen Großstädte, die die E-Scooter einführten. Nun ist Paris die erste von ihnen, die die Leihroller (…) verbieten will.“02
 
        Die erwähnte Bürgerbefragung erbrachte eine signifikante Mehrheit für das Verbot: 89 Prozent. Wobei sich an dem – rechtlich nicht bindenden – Votum auch nur knapp acht Prozent der in die Wählerlisten eingetragenen Einwohner beteiligten. Weil sich die Pariser Bürgermeisterin Anne Hidalgo dennoch an den Mehrheitsbeschluss halten will, sind inzwischen auf Pariser Stadtgebiet nur noch private E-Roller erlaubt. Der Elektro-Scooter, ein emblematisches Vehikel der zeitgemäßen Sharing Economy, ist weg. Was nicht alle Menschen schade finden, wie Müller-Lancé erzählt: „In Paris war der Scooter, den meistens jüngere Menschen als touristisches Freizeit-Gadget, also vor allem zum Spaß benutzt haben, eher ein Ärgernis für viele Einwohner.“ Das erklärt die Abstimmung, die soziologisch zu einem Wut-Referendum einer mehrheitlich älteren Generation wurde.
 
        Wobei man die Argumente der Pariser und Pariserinnen gut nachvollziehen kann. Vor allem das Free-Floating, also das spontane Abstellen der Geräte ohne feste Parkplätze, funktionierte laut Müller-Lancé „nicht so wirklich“. Die SZ-Korrespondentin weiter: „Die Roller standen quer auf den Bürgersteigen, steckten in Büschen und wurden reihenweise voller Algen aus der Seine gefischt.“ Wohin sie von erzürnten Stadtbewohnern immer öfter befördert wurden.
 
        Auch aus anderen Städten und Ländern kennt man hasserfüllte Bilder von E-Scootern, die in Bäumen hängen, aus Stadtflüssen wie Wracks ragen oder von Lichtmasten baumeln – wie etwas Inkriminiertes, das der Volkszorn gern gelyncht sähe. In Berlin hat ein Mann einen E-Roller sogar von einer Brücke auf die Fahrbahn geworfen, was zu einem Beinahe-Unfall und zu Ermittlungen der Mordkommission führte. Oft ist aus der ursprünglichen Begeisterung für diese Form der Mobilität ein im Extremfall auch selbst krimineller Furor gegen Fahrer, Verleiher und Vehikel geworden.
 
        Die Bürgermeisterin von Paris verkörpert die widersprüchliche Rezeption zwischen Zustimmung und Abwehrverhalten in Personalunion. Im Sommer 2018, als die Leihroller für Paris zugelassen wurden, war Hidalgo noch zuversichtlich, sprach vom „Reichtum der geteilten Mobilität“ und versah einen entsprechenden Tweet auf Twitter-heißt-jetzt-X mit einem Roller-Emoji. Fünf Jahre später sagt sie: „Das ist ein Chaos … meine Idee ist, dass wir damit aufhören.“ In vielen anderen Ländern und Städten wird auf ähnliche Weise eine Art Kollektiv-Pro-und-Contra diskutiert, das nicht nur Geschäftsmodelle, sondern vor allem auch die Frage nach einer zeitgemäßen urbanen Mobilität berührt.
 
        CRASHKÖNIG ODER SÜNDENBOCK?
 
        Gegen die E-Roller, die einmal das Versprechen auf einfach und digital zu organisierende Mobilität im städtischen Kontext zu geben schienen, spricht die Unfallstatistik: Nach Angaben des Statistischen Bundesamtes verletzten sich 2022 mehr als 8000 Menschen bei Unfällen mit E-Scootern, es gab 49 Prozent mehr Unfälle als im Jahr davor. Die Gefährdungstendenz bei Elektrokleinstfahrzeugen, wie die Scooter im Beamtendeutsch heißen, ist eindeutig.
 
        Zugelassen sind E-Scooter im deutschen Straßenverkehr seit Sommer 2019. Die relativ hohe Unfallgefahr bestätigen auch aktuelle Zahlen vom Gesamtverband der Deutschen Versicherungswirtschaft (GDV). „Der Spiegel“ spricht in diesem Zusammenhang vom E-Roller als „Crashkönig“, und der GDV-Geschäftsführer führt aus: „Gelegenheitsfahrer sind im Schnitt jünger, nutzen fast ausschließlich Leihscooter für Fahrten in ihrer Freizeit und fahren öfter auf dem Gehweg.“03 Das erlaubte Mindestalter beträgt 14 Jahre. Eine Helmpflicht gibt es, wie beim Fahrrad auch, nicht. Davon abgesehen: Nicht die privaten Scooter sind ausweislich der Statistik das Problem, sondern eher die Verleihmodelle von Anbietern wie Tier, Lime oder Bolt.
 
        Unfallforscher sehen neben der oft geringen Erfahrung im Umgang mit E-Scootern auch ein grundsätzliches Problem: Es gibt für diese Vehikel schlicht keine eigenen Fahrspuren. Deshalb gelten für die Roller ähnliche Regeln wie für Fahrräder, wenn keine Radwege, Radfahrstreifen oder Fahrradstraßen zur Verfügung stehen: Sie fahren auf der Straße. Das heißt: Im Grunde passen die E-Scooter nirgendwo so richtig hin. Auf der Straße sind sie mit einer Höchstgeschwindigkeit von 20 km/h zu langsam, für den Bürgersteig zu schnell – und auf dem Radweg ist es auch ohne die Scooteria schon viel zu voll.
 
        Genau dieses Argument lassen die Befürworter der E-Roller nicht gelten. Denn auf diese Weise würde man die Fahrzeuge zu Sündenböcken machen für vieles, was in den städtischen Verkehrsplanungen ohnehin schieflaufe. Das bezieht sich vor allem auf den Platzmangel für alles, was kein Auto ist. Würde man mehr Platz für alternative Verkehrssysteme schaffen, so könnte auch der E-Scooter seinen Platz finden, heißt es. Und im Übrigen würden auch Fußgänger, Fahrradfahrer und Autofahrer täglich irgendwelche Verkehrsregeln missachten – nicht das Vehikel sei daher das Problem, sondern diejenigen, die gegen Regeln verstoßen. Wie bei anderen Entwicklungsschüben der Mobilität müsse man den korrekten Umgang damit erst kulturell verankern.
 
        Außerdem, um bei den üblichen Pro-Argumenten zu bleiben: E-Roller machen keinen Lärm und verpesten die Luft nicht – batteriebetrieben werden sie landläufig der Öko-Fraktion im Reich der Mobilität zugerechnet. Dem widerspricht allerdings das Umweltbundesamt (UBA): „Elektrische Tretroller, wie sie aktuell vor allem in Innenstädten zum Verleih angeboten werden, sind zurzeit kein Umweltgewinn: Erste Studien zeigen, dass sie oft den umweltfreundlicheren Fuß- und Radverkehr ersetzen.“04 Erst Autofahrten, die durch E-Scooter ersetzt werden, würden das Öko-Potenzial der Roller entfalten – aber so weit ist Deutschland noch lange nicht.
 
        Eine Umfrage aus dem Frühjahr 2023 kommt denn auch zu diesem Ergebnis: 70 Prozent der repräsentativ Befragten halten E-Scooter „für ein Ärgernis“, nur 13 Prozent sehen darin ein „nützliches Zusatzangebot“. Und die Frage, ob E-Scooter einen Beitrag zur Verkehrswende leisten, wird von 78 Prozent klar mit „nein“ beantwortet.05 Die UBA-Studie liefert zum Gefühl das Argument: „E-Scooter dienen vor allem Freizeitzwecken.“ Und weiter: „Als Leihfahrzeug in Innenstädten, wo ÖPNV-Netze gut ausgebaut sind und kurze Wege zu Fuß und mit dem Fahrrad zurückgelegt werden, bringen die Roller eher Nachteile für die Umwelt mit sich. Sie laufen Gefahr, als zusätzliche Mobilitätsform bestehende Infrastruktur für das Zufußgehen und Fahrradfahren unattraktiver zu machen.“06
 
        AUSGECRUIST?
 
        Der smarte Scooter hat wenige Jahre nach seiner Einführung in Deutschland ein massives Imageproblem. Eigentlich traut man nur einem Monstertruck in der Fußgängerzone, der vom Terminator gefahren wird, noch üblere Sympathiewerte zu. Hinzu kommt, dass das Motiv der unentwegten Beschleunigung an Strahlkraft verloren haben könnte. Der Fortschrittsglaube der Moderne war ja noch eine feine Sache. Die Zukunft war vertrauenswürdig. Das Motiv der Stromlinie wurde verwendet in Architektur und Design, das Motiv der Beschleunigung wurde verwendet in der Philosophie und Poetik der Futuristen sowie in der Malerei. Die Moderne gab Gummi. Es war das Lebensgefühl einer Epoche: schneller, schneller, schneller. Ein Rennwagen galt mehr als die Nike von Samothrake. Roy Lichtenstein illustrierte das große Wroaaaar. Literatur, Pop und Film mussten möglichst „Außer Atem“ sein (Godard, Belmondo, 1960). Man bejahte die Atemlosigkeit, denn die Zukunft schien für alle Menschen ein besseres Leben bereitzuhalten. Besser früher dort ankommen, als zu spät.
 
        Genau dieses Versprechen fehlt jetzt. Der Fortschrittsepoche ist der Fortschrittsglaube abhandengekommen. Aber dennoch: Als der Strom aufkam, glaubten manche an den Weltuntergang. Als das Auto aufkam, glaubten manche an den Weltuntergang. Als die Kryptowährung aufkam, glaubten manche an den Weltuntergang. Als der E-Scooter aufkam … Wer weiß also, manchmal sind es ja auch die Totgesagten, die länger leben. Genauso gut kann es sein, dass die Elektrovariante des Patents aus dem Jahr 1915 das Schicksal des Hüpfballs in den Sechzigerjahren oder der Sprungfedern in den Fünfzigerjahren teilt – und als seltsame Mode irgendwann nur noch von der Futurismus-Sehnsucht der Vergangenheit erzählt.
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        DEUTSCHLANDS WEG IN DIE AUTOMOBILGESELLSCHAFT
 
        Verkehrspolitik im Schatten des NS
 
        Andreas Knie
 
        Wer die fast 50 Millionen Autos auf Deutschlands Straßen sieht, an den ehrfürchtigen Umgang der Politiker mit den Repräsentanten der deutschen Automobilindustrie denkt und nicht versteht, warum Deutschland kein generelles Tempolimit auf Autobahnen kennt, der muss glauben, dass den Deutschen die Liebe zum Automobil in den Genen liegt. Dem ist aber nicht so. Entgegen landläufiger Meinung ist Deutschland lange kein Autoland gewesen. Die heutige Dominanz des Autos ist das Ergebnis eines willentlich eingeleiteten Prozesses. Die Grundbedingungen für die Popularisierung des Autos in Deutschland wurden zwischen 1933 und 1939 politisch geschaffen – sie ließen sich damit auch politisch wieder verändern.
 
        Der Eindruck von der ewig tiefen Liebe der Deutschen zum Auto wurde auch von den Überlieferungen der Technikgeschichte befeuert. Die auf Heldengeschichten spezialisierte Erzähltradition hob immer wieder einzelne Personen wie Gottlieb Daimler, Carl Benz oder Rudolf Diesel als Pioniere und Autoerfinder hervor. Sicherlich haben deutsche Ingenieure die Automobiltechnik mit wegweisenden Beiträgen insbesondere beim Antrieb bereichert. Aber dass das Auto in Deutschland erfunden worden und es immer schon populär gewesen wäre, stimmt einfach nicht.01
 
        Als der eigentliche „Erfinder“ des Autos gilt Emil Jellinek. Der Geschäftsmann, der Anfang des 20. Jahrhunderts als österreichisch-ungarischer Konsul in Nizza lebte, diktierte den damaligen Ingenieuren und Technikern seine Vorstellung von einer modernen Fahrmaschine in die Konstruktionspläne. Der so entstandene „Mercedes“ – benannt nach der Tochter Jellineks – gilt gemeinhin als erstes richtiges Auto, das nicht mehr wie eine Pferdedroschke ohne Pferde aussah. Der handgefertigte Rennwagen wurde in geringer Stückzahl teuer verkauft. Zu den ersten Absatzmärkten gehörten daher die Länder, wo die Schönen und Reichen der damaligen Welt ihre Rennwettbewerbe und Repräsentationsfahrten absolvierten, also vor allem Frankreich, Italien und England. Erst als die Ford Motor Company 1913 die moderne Fließbandproduktion im Automobilbau einführte, entwickelte sich zunächst in den USA und später in Europa so etwas wie ein Massenmarkt.
 
        In Deutschland blieb das Auto auch nach dem Ersten Weltkrieg eher rar, 1925 betrug der gesamte Bestand an Personenkraftwagen gerade einmal 100000 Einheiten, von denen die allermeisten als Taxen zugelassen waren. Deutsche Hersteller verstanden sich in erster Linie als Manufakturen für Sonderwünsche betuchter Kunden mit geringen Stückzahlen. Nach der Weltwirtschaftskrise ab 1929 gerieten sie alle in ökonomische Schieflagen. Das größte Unternehmen Opel hatte die Eigentümerfamilie schon zwei Jahre vorher an General Motors verkauft, die sächsischen Hersteller Horch, Audi, DKW und Wanderer mussten unter Druck der Kapitalgeber zur Auto Union fusionieren, und Daimler-Benz wurde unter der Regie des beherrschenden Mehrheitsaktionärs Deutsche Bank in großen Teilen eingemottet. In Fachkreisen wurde 1931 darüber debattiert, ob der Automobilstandort Deutschland bald Geschichte sein könnte.02
 
        Allerdings galt auch in Deutschland das Auto als Ikone und ein Lieblingsobjekt der Moderne in Kunst, Kultur und Architektur. Menschen, die sich modern und mondän gaben, besaßen ein Automobil und fuhren selbst. Die Riege der Selbstfahrenden reichte von Bert Brecht über Leni Riefenstahl bis zu Max Schmeling. Bis dato bewegten sich die Automobilisten mehrheitlich als betuliche Herrenfahrer, das heißt, dass ein Chauffeur das Fahrzeug lenkte und in aller Regel auch die umfangreichen Wartungs- und Servicearbeiten erledigte. Für das gemeine Volk blieb das Auto ein unerreichbarer Luxus.03
 
        Die wenigen Autos gaben auch keine Begründung für einen aufwendigen Ausbau der Straßeninfrastruktur ab. Überregionale Straßen von guter Qualität gab es wenige, die Regeln der Benutzung zwischen den einzelnen Ländern und Städten war völlig unterschiedlich und unübersichtlich: Mal durfte links, dann in einer anderen Stadt wieder rechts gefahren werden, mal wurde die Geschwindigkeit streng reguliert, mal galt praktisch freie Fahrt. Bereits damals gab es Lobbyverbände, die einen Ausbau der Infrastruktur forderten, aber bei den Reichsregierungen der Weimarer Republik kein Gehör fanden. Das Auto war in der Zwischenkriegszeit in Deutschland zwar das Lieblingsobjekt weniger Betuchter, aber es hatte keinerlei verkehrswirtschaftliche Bedeutung.04
 
        FÖRDERPROGRAMM DER NATIONALSOZIALISTEN
 
        Es war den Nationalsozialisten vorbehalten, dies zu ändern. Die NSDAP fokussierte sich früh auf technikbegeisterte junge Menschen und unterhielt im Unterschied zu anderen Parteien ab 1934 ein eigenes „Amt für Technik“ – eine Parteidienststelle, die 1936 in „Hauptamt für Technik“ umbenannt wurde. Gemeinsam mit der „Reichsverwaltung des Nationalsozialistischen Bundes deutscher Technik“ fungierte es als Herausgeber der Monatszeitschrift „Die Deutsche Technik – Technopolitische Zeitschrift der Architekten, Chemiker, Ingenieure, Techniker“. Darin wurde ausgiebig über Fragen des Straßenbaus und der Automobiltechnik debattiert, was den Diskurs über moderne Technikfragen weit über die Parteigrenzen hinaus prägte.05
 
        Zwar war es Zufall, dass der soeben zum Reichskanzler ernannte Adolf Hitler im Februar 1933 statt des erkrankten Reichspräsidenten Paul von Hindenburg die Eröffnung der Internationalen Automobil- und Motorrad-Ausstellung in Berlin eröffnete, seine Rede selbst war es aber keineswegs. Vielmehr war sie eine strategisch platzierte Ansage: Die Nationalsozialisten setzten zukünftig auf das Auto als zentrales Verkehrsmittel und begründeten daraus vor allen Dingen ein sozialpolitisches Programm. Hitler wollte das Auto populär und für alle Haushalte in Deutschland verfügbar machen. Das entsprechende Autopopularisierungsprogramm war umfassend und folgenreich: Neben der Reichsgaragenordnung von 1939, in der festgelegt wurde, dass für alle privaten und öffentlichen Bauten eine jeweils genau definierte Zahl von Stellflächen vorgehalten werden musste, war es die in der Reichsverkehrsordnung von 1934 erstmals einheitliche Definition der Verkehrsregeln mit einer eindeutigen Festlegung der Dominanz des Kraftwagens, deren Folgen bis heute nachwirken. Dem Auto gehörten jetzt die Straßen – Fuhrwerke, Fußgänger und Radfahrer hatten zu verschwinden oder durften sich lediglich am Rand aufhalten. Darüber hinaus gab es keine Geschwindigkeitsbegrenzung mehr. Diese Regelung wurde allerdings nach 1939 in Vorbereitung auf den nationalsozialistischen Vernichtungsfeldzug wieder kassiert.06
 
        Aber damit nicht genug: Bis zum Ende der NS-Herrschaft wurden knapp 4000 Kilometer Reichsautobahn fertiggestellt. Dabei gab es praktisch keine Autos – der Gesamtbestand war zwar kräftig gestiegen, war aber mit rund 441000 Pkw 1935 und 700000 Pkw 1938 immer noch verschwindend gering. Daher blieben die neuen Straßen weitgehend leer, sie hatten auch keinerlei militärische Bedeutung, sondern waren eine reine Demonstration des Willens, das Auto als Zukunftstechnologie zu positionieren. Kein anderes Land verfügte in dieser Zeit über ein ähnlich großes Netz an „Nur-Autostraßen“.
 
        Gebaut wurden diese Straßen von der Deutschen Reichsbahn. Das damals größte Unternehmen der Welt mit rund einer Million Beschäftigten war in der Lage, die entsprechende logistische Vorleistung für den schnellen Bau bereitzustellen. Die Reichsbahn verfolgte mit diesem Engagement ursprünglich ganz eigene Ziele. Schon Ende der 1920er Jahre war nämlich der Lastkraftwagen zu einem Konkurrenten der Bahn geworden, der ihre Monopolstellung im Güterverkehr gefährdete. Immer mehr Frachtaufträge gingen an die private Konkurrenz abseits der Schiene. Die Reichsbahnleitung nahm daher die Pläne privater Lobbyorganisationen aus der Bau-, Zement- und Asphaltindustrie zum Anlass, mit der neuen Reichsregierung den Bau der Fernstraßen voranzutreiben, um die Herrschaft über den Güterverkehr zurückzugewinnen. Analog zur Schiene beabsichtigte die Reichsbahn, durch die Kontrolle der neuen Straßen den Zugang sowie die Mengen- und Preisgerüste der Lastkraftwagen mitzubestimmen. Allerdings ging der Plan nicht auf, weil die Nationalsozialisten eine Gebührenordnung für den neuen Straßentyp ablehnten. Die Partei, vor allen Dingen aber Fritz Todt, der von Hitler eingesetzte „Generalinspektor für das deutsche Straßenwesen“, hatte sich gegenüber dem Verkehrsministerium und der Reichsbahn mit der Idee einer frei verfügbaren und für alle nutzbaren Straße durchgesetzt. Dies ist umso bemerkenswerter, da die Reichsbahn immer noch eine Macht im Staat war und Generaldirektor Julius Dorpmüller ab 1937 sogar in Personalunion als Reichsverkehrsminister amtierte. Die Reichsbahn hatte damit selbst entscheidende Vorleistungen für den späteren Siegeszug der Autos geschaffen.07
 
        Das Autoprogramm der Nationalsozialisten verfügte aber über weitere Elemente: Es brauchte ja noch das passende Fahrzeug. Die Angebotspalette der deutschen Hersteller war für eine Massenmotorisierung nicht geeignet. Die Autos waren viel zu teuer und das Produktionsprogramm auf Einzelfertigung spezialisiert. Hitler ließ verkünden, er wünsche sich für eine durchschnittliche deutsche Familie ein Auto, das Platz für vier Personen haben und nicht mehr als 1000 Reichsmark kosten solle. Als sich die deutschen Hersteller weigerten, ein solches Fahrzeug zu produzieren, wurde Ferdinand Porsche beauftragt, das Fahrzeug und die dafür notwendig Fabrik zu entwickeln. Porsche war Anfang der 1930er Jahre bei Daimler als Vorstand abgesetzt worden und erlebte mit einem kleinen Konstruktionsbüro in dieser Zeit eher die Schattenseiten des Geschäfts. Das Geld für die Entwicklung und den Bau der Fabrik kam diesmal nicht von der Reichsbahn, sondern aus dem geraubten Vermögen der Gewerkschaften. Parallel wurde ein staatliches Ansparprogramm für das neue Auto aufgesetzt, an dem rund 300000 Familien teilnahmen, die zwar später kein Fahrzeug erhalten sollten – aber die Idee des Volksautos war in den Köpfen platziert. Der Traum vom eigenen Wagen als ein wichtiges Element vom privaten Glück gewann an Substanz.08
 
        KATAPULTSTART NACH DEM KRIEG
 
        Mit dem 1939 losgetretenen Vernichtungskrieg sabotierten die Nationalsozialisten die Entwicklung ihrer eigenen Verkehrspolitik, doch die Fundamente einer Automobilgesellschaft waren gelegt. Nach dem Ende des Zweiten Weltkriegs konnte Deutschland daher einen Katapultstart in die Autozukunft hinlegen. Zwar ging der Bestand in ganz Deutschland (Ost und West) 1950 auf etwas mehr als 500000 Pkw zurück, aber die wichtigsten Ingredienzien für den Beginn der Massenmotorisierung waren bereitgestellt.
 
        So verfing das Auto als Teil des staatlichen Glücksversprechens nun auch in Deutschland, selbst wenn es noch bis in die 1970er Jahre dauern sollte, bis sich Familien mit Durchschnittseinkommen tatsächlich einen eigenen Wagen leisten konnten. Das Volkswagenwerk entwickelte sich zu Europas modernster Produktionsstätte, in der alle Voraussetzungen für eine Massenproduktion nach US-amerikanischem Vorbild gegeben waren. Mit Heinrich Nordhoff konnte ein bereits bei Opel in Brandenburg mit der amerikanischen Produktionsphilosophie vertrauter Kenner als Vorstandschef engagiert werden. Die britischen und amerikanischen Besatzungsmächte unterstützten das Hochfahren der Produktion sogar noch, während die Sowjetunion in Thüringen und Sachsen ganze Automobilfabriken im ehemaligen automobilen Kernland demontierte und damit die Unterschiede in der Industriestruktur zwischen Ost und West deutlich vergrößerte.
 
        Die Benutzung der Straße blieb in der Bundesrepublik einheitlich so geregelt: Das Auto hatte überall Vorfahrt, und die Idee, weder inner- noch außerorts eine Begrenzung der maximal zulässigen Höchstgeschwindigkeit einzuführen, sollte 1951 wieder aufgegriffen werden. Erst 1955 – nach insgesamt mehr als 70000 Verkehrstoten in nur fünf Jahren – wurde für Ortschaften die zulässige Höchstgeschwindigkeit wieder begrenzt. Auf den Autobahnen wirken die Spuren der NS-Politik dagegen bis heute nach. Die von den Nationalsozialisten errichteten knapp 4000 Kilometer Autobahn waren kaum zerstört und konnten fortan genutzt werden. Wirkungsvoll inszenierte Fotos waren durchaus als Aufforderung zum Fahren zu lesen. Aus heutiger Sicht sticht vor allen Dingen die große Leere der Straße hervor. Die Autobahnen entwickelten gewissermaßen eine eigene Ästhetik und boten den wenigen Kraftfahrenden beinahe paradiesische Verhältnisse, die literarisch und filmisch aufgenommen und verbreitet wurden, um den Traum vom eigenen Wagen mit eindrücklichen Bildern zu unterlegen.
 
        Für die vielfach zerstörten Zentren größerer Städte lagen bereits Vorplanungen für den Wiederaufbau vor. Schon im Oktober 1943 war unter Generalinspekteur Albert Speer ein Wiederaufbaustab gebildet worden, der eine Entflechtung der alten Stadtstrukturen zugunsten einer funktionalen Gliederung vorsah. Nach Kriegsende konnten Stadtplaner unmittelbar daran anknüpfen. Besonders eindrucksvoll entfaltete sich diese Kontinuität in Hannover durch den damaligen Baustadtrat Rudolf Hillebrecht, der – wie fast alle seiner damaligen Kollegen – vom Aufbaustab Speer praktisch direkt in die Nachkriegsstadtplanung einstieg. Zwar war die Zurichtung der Städte zu Transitzonen keine genuin nationalsozialistische Idee, aber die NS-Planer hatten konkrete Vorarbeiten für die praktische Umsetzung geleistet, die dann in West- und Ostdeutschland adaptiert werden konnten und die Grundlage für das schufen, was heute „autogerechte Stadtplanung“ genannt wird.
 
        Obgleich die Zahl der Kraftfahrzeuge in den 1940er Jahren niedrig geblieben war, waren die Voraussetzungen für die Massenmotorisierung somit bereits geschaffen, das Auto fest in der mentalen Struktur verankert. Zwar konnten sich nur wenige ein Fahrzeug leisten, aber dass sich dies ändern würde, davon waren alle gesellschaftlichen Kräfte der Nachkriegszeit überzeugt. Ein besonders anschauliches Beispiel dafür ist die Entscheidung des des Westberliner Senats von 1953: Auf Betreiben des städtischen Verkehrsunternehmens BVG wurde entschieden, zukünftig keine Straßenbahnen mehr zu bauen und das noch vorhandene Netz mit der Begründung abzureißen, die Stadt müsse schneller werden. Dem Auto würde auch in Form von Bussen die Zukunft gehören, und der schienengebundene öffentliche Verkehr sollte als U-Bahn unter die Erde verschwinden. Zu dieser Zeit gab es allerdings auch in Berlin noch sehr wenige private Autos, und die Straßenbahn – oder wie die Berliner damals immer noch sagten: „die Elektrische“ – transportierte rund zwei Drittel aller Fahrgäste. Es war also eine Wette auf die Zukunft, die aber offenbar alle gerne eingingen, weshalb schon mal kräftig auf Vorrat für irgendwann kommende Autos gebaut wurde. Deutschland unterzog sich damit selbst einer Art Crashkurs in Sachen Automobilgesellschaft. Die bereits aus anderen Ländern bekannten Maßnahmen wurden übernommen, aber – typisch deutsch – noch konsequenter und kompromissloser umgesetzt.
 
        STEUERLICHE UND RECHTLICHE VORFAHRT
 
        Obwohl der Gesamtbestand an Kraftfahrzeugen in Deutschland Anfang der 1950er Jahre erstmals die Millionengrenze überstieg, blieb die Dynamik weiter hinter den Erwartungen zurück und rief zahlreiche Ideen für eine Autoförderung auf den Plan. Der Historiker Dietmar Klenke, der das Standardwerk über die bundesdeutsche Nachkriegsverkehrspolitik verfasst hat, sieht das Jahr 1957 als den – heute würde man sagen – Kipppunkt in der Popularisierung des Autos.09 Denn trotz der genannten rechtlichen, planerischen und infrastrukturellen Vorbereitungen blieben der Erwerb und der Betrieb von Kraftfahrzeugen für den überwiegenden Teil der Bevölkerung schlichtweg zu teuer.
 
        1957 trat daher eine Reihe von fiskalpolitischen Maßnahmen in Kraft, die allein dem Zweck dienten, den Absatz von privaten und gewerblichen Pkw anzukurbeln. „Unter anderem konnten Privatpersonen berufsbedingte Fahrten mit einem Kilometersatz von der Einkommensteuer absetzen, der deutlich über den eigentlichen Betriebskosten lag. Die Mineralölsteuer, die heutige Energiesteuer, die seit 1939 auf Benzin und Dieselverkäufe erhoben wird, wurde zweckgebunden: Die daraus generierten Einnahmen durften nun nur noch zum Bau und Erhalt von Bundesstraßen eingesetzt werden. Umfang und Wirkung dieses steuerlichen Anreizprogramms für die Massenmotorisierung sind kaum zu überschätzen. (…) Damit war ein sich selbst beschleunigender Regelkreislauf in Gang gesetzt: Mehr Steuern bedeuteten mehr Geld für Infrastruktur, damit stieg die Attraktivität von PS-starken Autos mit einem höheren Kraftstoffverbrauch, der wiederum durch höhere Steuern mehr Geld für die automobile Infrastruktur in die Kassen spülte.“10
 
        Die Maßnahmen wirkten, und der dringend erwünschte Absatz begann hochzuschnellen. 1959 betrug der Gesamtbestand bereits mehr als 3,5 Millionen Pkw, und erstmals war so etwas wie eine breite Sichtbarkeit gegeben. Allerdings fehlte neben der fiskalischen und infrastrukturellen Förderung noch ein entscheidender Baustein, der für die Popularisierung von großer Bedeutung sein sollte.
 
        Zu dieser Zeit galt noch die Reichsgaragenordnung, die in Form von Stellplatzverordnungen – wie viele andere Gesetze und Verordnungen aus der NS-Zeit – praktisch bruchlos übernommen worden war. Die Bevorratung von Kfz-Stellflächen ging dabei von der Voraussetzung aus, dass die Fahrzeuge alle auf privaten Abstellflächen geparkt wurden. Das Parken auf öffentlichen Flächen war schlicht verboten. Allerdings stieg mit dem steigenden Bestand auch die Not an Parkflächen. Insbesondere die Zahl gewerblich zugelassener Fahrzeuge wuchs rasch. 1960 betrug der Bestand schon 4,5 Millionen Pkw, 1965 wurden fast 10 Millionen Wagen gezählt.
 
        Ein Bremer Kaufmann sah sich unter diesen Umständen nicht mehr in der Lage, seinen Geschäftswagen auf einem privaten Stellplatz unterzubringen und blieb einfach auf der Straße stehen. Er parkte seinen Lieferwagen also unter einer Laterne und wurde prompt vom Bremer Senat mit einer entsprechenden Ordnungsstrafe belegt. Aber der Kaufmann gab nicht auf, leistete sozusagen Widerstand und besetzte einfach weiterhin den öffentlichen Raum mit seinem Fahrzeug und war damit nicht alleine. Der anschließende Rechtsstreit zog sich über Jahre hin und endete erst 1966 mit einem richtungweisenden Urteil des Bundesverwaltungsgerichtes. Weil das Urteil eindrücklich demonstriert, wie die verkehrspolitischen Präferenzen damals gesetzt wurden, soll es im Folgenden etwas ausführlicher zitiert werden.11
 
        In seiner Urteilsbegründung führte das Gericht aus: „In einer stürmischen Entwicklung seit Anfang der fünfziger Jahre ist das Automobil in der Bundesrepublik bei einem am 1. Juli 1963 erreichten Stand der Motorisierung von acht Einwohnern je Pkw und weiterer, sprunghafter Zunahme zu einem Gebrauchsgegenstand aller Bevölkerungskreise geworden.“ Nach dieser Zustandsbeschreibung stellte das Gericht ebenso zutreffend fest: „Diese Entwicklung hat der Staat nicht nur geduldet, sondern gefördert. Schon im Vorspruch der Reichsstraßenverkehrsordnung von 1934 heißt es: ‚Die Förderung des Kraftfahrzeugs ist das Ziel, dem auch diese Ordnung dienen soll.‘ (…) In der Bundesgesetzgebung ist insbesondere die steuerliche Berücksichtigung der Kosten des Arbeitnehmers zur Benutzung eines eigenen Kraftfahrzeugs für Fahrten zwischen Wohnung und Arbeitsstätte als Werbungskosten ein allgemein bekannter Ausdruck dieser Förderung.“ Das Gericht erkannte auch, dass dies durchaus mit Problemen verbunden war: „Mit der Zunahme des Kraftfahrzeugverkehrs hat aber der Straßenbau und hat insbesondere der Bau von Garagen und Einstellplätzen nicht Schritt halten können, den die Reichsgaragenordnung vom 17. Februar 1939 (RGBl. I S. 219) in der Fassung vom 13. September 1944 (RArbBl. I S. 325) zur Entlastung der öffentlichen Verkehrsflächen von ruhenden Kraftfahrzeugen vorsieht. Die – unausweichliche – Folge ist, dass ein großer Teil der motorisierten Verkehrsteilnehmer praktisch gezwungen ist, öffentliche Straßen zum Dauerparken als ‚Laternengarage‘ zu benutzen. Jeder Blick in die Verkehrswirklichkeit der Gemeinden in der Bundesrepublik bestätigt dies als tägliches Erfahrungsbild. Damit erweist sich das Abstellen von Kraftfahrzeugen über Nacht sowie an Sonn- und Feiertagen an öffentlichen Straßen als grundsätzlich den Verkehrsbedürfnissen entsprechend und damit als grundsätzlich verkehrsüblich und gemeinverträglich.“12
 
        Das Gericht stellte also eindeutig fest, dass die Förderung des Autos als ein Staatsziel zu verstehen sei, dass es dafür aber nicht ausreichend private Stellflächen gebe und es durchaus als Teil des Gemeinwohls anzusehen sei, wenn Fahrzeuge auch öffentlich geparkt werden können. Im Weiteren führte das Gericht noch aus, dass es den Kommunen sehr wohl überlassen bleibe, Einzelheiten zu regeln und auch die Optionen des Parkens einzuschränken. Grundsätzlich aber war damit klargestellt: Es gibt ein Recht auf öffentliches Parken. Das Gericht relativierte einleitend zwar selbst, dass die Fragen des „Gemeinverträglichen“ in einem zeitlichen Kontext stehen und das dieses Urteil sozusagen einen Zeitstempel trägt. Aber auch unter völlig geänderten Umständen gibt es bis heute keinerlei Revision dieses Urteils, der 1966 verkündete Richterspruch gilt weiterhin.
 
        Mit dieser höchstrichterlichen Feststellung, dass auch der öffentliche Raum zum Parken privater Autos grundsätzlich zur Verfügung stehen muss, war für die Autoförderung ein weiteres Hemmnis weggeräumt. Im weiteren Lauf der Jahre stiegen die Zulassungen dann auch rasant an, und der Bestand wuchs deutlich. 1970 waren bereits 14 Millionen Pkw in ganz Deutschland angemeldet.
 
        VERKEHRSPOLITIK IN DER TRADITIONSFALLE
 
        Für den hier zu verhandelnden Kontext ist interessant, dass das Bundesverwaltungsgericht 1966 praktisch ohne mit der Wimper zu zucken sein Urteil mit der NS-Gesetzgebung begründete. Das Gericht bestätigte die politische Entscheidung aus dem Jahr 1934 und machte diese zur Maxime der eigenen Rechtsprechung. Damit wurde höchstrichterlich festgestellt, dass Grundlagen der autozentrierten Verkehrspolitik aus der NS-Diktatur stammen und dass diese weiterhin zu achten sind. Die Nationalsozialisten hatten den damals vorherrschenden Zeitgeist der Moderne zu einem konsistenten Programm verdichtet und das gegenüber seinen Nachbarländern deutlich rückständigere Deutschland an die Spitze der Massenmotorisierung geschoben. Der Katapultstart des Autoverkehrs nach dem Zweiten Weltkrieg war nur möglich, weil die rechtlichen, wirtschaftlichen, infrastrukturellen und kulturellen Grundlagen bereits politisch definiert waren und das Auto bereits in der NS-Zeit zum Verkehrsmittel der Zukunft bestimmt worden war.
 
        Die Frage ist aber, warum sich die politisch Verantwortlichen bis heute an diese Entscheidungen gebunden fühlen. Auch die vom Bundesrat im Herbst 2023 vorerst gestoppte Reform des Straßenverkehrsgesetzes weicht im Kern nicht davon ab: Das Auto hat weiterhin Vorfahrt. Die Weigerung, ein generelles Tempolimit auf Autobahnen einzuführen, setzt die Tradition aus den 1930er Jahren fort. Auch die Optionen für eine kommunale Verkehrswende im Sinne einer Neuverteilung des öffentlichen Raumes sind durch den Fortbestand dieser Tradition sehr begrenzt. Ein Eingriff in die rechtlich garantierte Vorfahrt des Autofahrens ist offenbar nur dann zulässig, wenn Gefahrenstellen zu beseitigen sind und es bereits Unfälle gegeben hat: Die Straßenverkehrsordnung kennt bis heute keine prospektive oder vorsorgende Verkehrspolitik, die Gefahren erst gar nicht entstehen lässt, sondern lässt wirksame Regulierung nur zu, wenn es bereits zu Toten und Verletzten gekommen ist.13
 
        Eine Interpretation könnte sein, dass Deutschland auch im Jahr 2024 noch dabei ist, den vermeintlichen Modernisierungsrückstand bei der Motorisierung nachzuholen und auch immer noch dem Ziel folgt, möglichst viele Autos zuzulassen, denen alle erdenklichen Privilegien eingeräumt werden. Hier wäre dann ein Blick über die Grenzen Deutschlands sinnvoll, denn andernorts ist der Abschied vom Gedanken, dass private Autos auf öffentlichem Grund in den Städten abgestellt werden können, längst eingeläutet. Ob es die skandinavischen Staaten oder die Beneluxländer, Städte in Frankreich, Spanien oder sogar an der US-amerikanischen Ostküste sind: Der Raum wird neu verteilt, das private Auto ist nur noch ein kleiner Teil einer viel größeren Geschichte in der Zukunft der lebenswerten Städte.
 
        Möglicherweise ist der Unwillen zu Veränderungen auch deshalb so groß, weil die deutsche Autoindustrie im Windschatten der ausgesprochen autofreundlichen Verkehrspolitik ab Mitte der 1930er Jahre von einem fragilen Gebilde zu einem stählernen Koloss werden konnte, dem keine Steine in den Weg gelegt werden, um nicht in den Verdacht zu geraten, Wohlstand und wirtschaftliche Prosperität zu gefährden. Im Ergebnis ist der aktuelle Verkehrszustand jedoch ein selbst gemachter, der mit Mut und Gestaltungswillen auch verändert werden könnte.
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        URBANE VERKEHRSWENDE
 
        Die drängendsten Probleme und wichtigsten Lösungsansätze
 
        Anne Klein-Hitpaß · Lisa Ruhrort
 
        Eine sich zuspitzende Klima- und Ressourcenkrise, die zunehmende Alterung der Gesellschaft mit einem wachsenden Mangel an Fachkräften, die Digitalisierung sowie neue Antriebstechnologien im Fahrzeugbereich werden sowohl auf der Seite des Verkehrsangebots als auch auf der Seite der Verkehrsnachfrage zu großen Veränderungen führen. So fasste unlängst der Wissenschaftliche Beirat beim Bundesminister für Digitales und Verkehr in einer Stellungnahme die aktuellen Herausforderungen im Bereich der Mobilität zusammen.01 Diese Entwicklungen erfordern eine weitreichende Transformation von Gesellschaft und Industrie, von Städten und Gemeinden sowie auch unseres Verkehrssystems. Die erforderliche Verkehrswende ist sowohl in den Städten als auch auf dem Land eine drängende – und wie sich zeigt, auch konflikthafte – Aufgabe.
 
        Zu den drängendsten Problemen in den Städten gehört gegenwärtig das Erfordernis von Klimaschutz und Klimaanpassung. Städte spielen eine zentrale Rolle bei der Reduktion klimaschädlicher Emissionen im Verkehr und müssen zugleich den urbanen Lebensraum auch unter veränderten klimatischen Bedingungen als lebenswert erhalten. Daneben kämpfen viele Städte mit verkehrlichen Probleme wie einer überlasteten Infrastruktur sowohl im motorisierten Individualverkehr (MIV) als auch im öffentlichen Personennahverkehr (ÖPNV). Dies geht mit negativen Auswirkungen auf die städtische Umwelt, aber auch auf die Verkehrssicherheit sowie Lebens- und Aufenthaltsqualität einher.
 
        Das Ziel einer Verkehrswende umfasst sowohl eine großflächige Verlagerung auf umweltschonende Verkehrsträger sowie die Vermeidung von unnötigem Verkehr bei gleichbleibender Mobilität. Hinzu kommt der Umstieg auf klimaneutrale Fahrzeugantriebe, die auf Basis erneuerbarer Energien genutzt werden. Bei der Umsetzung dieser Strategien sind Städte bedeutende Akteure. Verkehr sollte dabei nicht als isoliertes System gedacht werden. Der Verkehr ist vielmehr ein zentraler Treiber, der in der Vergangenheit das Gesicht der Städte mit geformt und beeinflusst hat. Eine Mobilitätswende ist somit eine zwingende Voraussetzung dafür, dass Städte in Zukunft funktionsfähig, klimagerecht und lebenswert bleiben.
 
        Aktuell werden die Debatten über das Erfordernis einer Verkehrswende vor allem in den Städten geführt. Dort sind einerseits die Probleme drängender – eine steigende Anzahl von Autos und Pendler:innen konkurriert mit Stadtbewohner:innen, mit Radfahrenden und Fußgänger:innen um begrenzte Flächen. Die in diesem Zusammenhang propagierten Leitbilder wie das Narrativ der „lebenswerten Stadt“ oder Konzepte wie die „15 Minuten Stadt“ beziehen sich auf städtische Zukunftsvisionen und die Lebenswirklichkeiten von Stadtbewohner:innen. Maßnahmen zur Reduzierung des MIV sowie zur Verbesserung der Nahmobilität vollziehen sich räumlich sogar noch fokussierter auf die Innenstädte. Hier sind in größeren Städten und Metropolen erste erfolgreiche Ansätze erkennbar, wie beispielsweise etablierte Mobilitätsalternativen zum privaten Pkw, wie Car- und Bikesharing-Angebote oder die Einführung von Maßnahmen zur Parkraumbewirtschaftung bei gleichzeitigem Radwegeausbau.
 
        Perspektivisch ist die Verkehrswende jedoch eine Herausforderung für Stadt und Land. Die räumlichen Verflechtungen überspannen in vielen Regionen urbane und ländliche Gebiete. Im Alltag bewegen sich viele Menschen täglich zwischen diesen Räumen – sei es als Pendler:innen, zum Einkaufen, Sport oder für die Pflege sozialer Beziehungen. Strategien für eine Mobilitätswende müssen perspektivisch auch für diese Zielgruppen überzeugend sein.
 
        Zwar gibt es keine Blaupause für eine Strategie der Mobilitätswende, die auf alle Raumtypen und Nutzungsgruppen gleichermaßen passt. Dennoch gibt es eine Reihe von Handlungsansätzen für eine Veränderung des Mobilitätsverhaltens und der systemischen Voraussetzungen für Mobilität, die sich bewährt haben und die skaliert werden können. Im Folgenden werden wir zunächst die drängendsten Probleme aufzeigen, die durch eine Mobilitätswende zu adressieren sind. Der Fokus liegt dabei auf den urbanen Räumen. Anschließend widmen wir uns den wichtigsten Handlungsansätzen, mit denen Städte dem Ziel einer nachhaltigen Mobilität näher kommen können: Dazu gehören vor allem die Neugestaltung von öffentlichen Räumen, der Ausbau von attraktiven Alternativen im öffentlichen Verkehr sowie die Schaffung sicherer Infrastrukturen für den Radverkehr. Abschließend richten wir den Blick auf Weichenstellungen jenseits von Infrastrukturen und Angeboten und enden mit einem Ausblick auf die Realisierungschancen einer Mobilitätswende.
 
        HERAUSFORDERUNGEN
 
        Eine der größten Herausforderungen im Verkehrssektor liegt im Bereich des Klimaschutzes: Kein anderer Sektor ist so weit entfernt von dem deutschen Klimaziel, die Treibhausgasemissionen in erforderlichem Ausmaß zu senken, wie der Verkehr. Sieht man von den Effekten der Corona-Pandemie ab, sind die Verkehrsemissionen in den vergangenen 25 Jahren kaum gesunken. Während fast alle anderen Sektoren Einsparungen verzeichnen können, werden im Verkehrssektor die fahrzeugtechnischen Effizienzgewinne durch eine nach wie vor wachsende (abzüglich des Pandemie-Effekts) Verkehrsleistung aufgezehrt.02
 
        Auch wenn Klimaschutz eine globale Aufgabe ist, die urbane wie ländliche Regionen betrifft, herrscht weitgehend Einigkeit darüber, dass insbesondere die Städte einen Beitrag zur Erreichung der Klimaschutzziele leisten müssen. Vor allem für die Verlagerung und Vermeidung von Verkehr werden in den urbanen Räumen die größten Potenziale gesehen: In Städten ist eine Mobilität jenseits des privaten Pkw wesentlich leichter umsetzbar als auf dem Land.03 Daher sind hier auch die größten Anstrengungen erforderlich. Bisher geht der Trend jedoch eher in die entgegengesetzte Richtung. So werden Jahr für Jahr mehr Autos zugelassen – selbst in Städten mit einem starken Umweltverbund (also umweltfreundlichen Verkehrsmitteln) beziehungsweise Alternativen zum MIV wächst die Anzahl der Fahrzeuge.04 Dabei steigen die Entfernungen, die Menschen täglich zurücklegen, während die Anzahl der Wege konstant bleibt. Unsere Lebensstile werden also immer entfernungsintensiver. Das Auto ist hierbei ein zentraler Treiber: Wer ein Auto besitzt, fährt längere Strecken (Abbildung).05
 
          
          [image: Das horizontale Balkendiagramm zeigt die durchschnittliche Tagesstrecke von Personen, unterteilt nach benutzten Verkehrsmitteln, Pkw-Besitz und Wohnort (urban oder ländlich). Dabei ist zu erkennen, dass Autobesitzer insgesamt größere Strecken zurücklegen als Leute, die kein Auto besitzen, und Landbewohner mehr Auto fahren als Stadtbewohner.] 
          Quelle: BMDV (Hrsg.), Mobilität in Deutschland − MiD, Ergebnisbericht, Bonn 2018 (MiD 2017)
 
        
 
        Die weiter zunehmende Motorisierung vollzieht sich in den Städten mit negativen Auswirkungen auf den öffentlichen Raum und die Aufenthaltsqualität. Autos nehmen mehr und mehr Platz in Anspruch, parken auf Gehwegen oder halten in zweiter Reihe.06 Sie dominieren vielfach das Bild unserer Innenstädte und beanspruchen Platz im Übermaß. Der städtische Raum kann mit der Anzahl der Autos nicht mitwachsen, mit der Folge zunehmender Flächenkonkurrenzen und negativen Auswirkungen auf die Verkehrssicherheit. Jeder fünfte innerörtliche Unfall mit Personenschaden, bei denen Fußgänger:innen oder Radfahrende beteiligt sind, steht im Zusammenhang mit parkenden Autos.07
 
        Dabei ist der öffentliche Raum ein knappes Gut, mit hohem Wert für die Allgemeinheit – und von großem Nutzen für Maßnahmen zur Klimaanpassung. Die heute schon zu beobachtende Zunahme von Extremwetterereignissen mit zum Teil gravierenden Auswirkungen auf kommunale Infrastrukturen erfordern Anpassungsmaßnahmen. Hierfür werden Flächen benötigt, beispielsweise für die Begrünung und Verschattung von Straßenzügen, die Entsiegelung sowie weitere Maßnahmen auf dem Weg zur „Schwammstadt“. Statt öffentliche Stellplatzflächen fast kostenfrei für private Kraftfahrzeuge zu reservieren, die in Hitzesommern ganze Straßenzüge zusätzlich aufheizen, könnten diese Flächen für erforderliche Anpassungsstrategien genutzt werden, oder aber auch für den Umweltverbund, beispielsweise für Busspuren, Radwege oder ein attraktives Fußwegenetz.08
 
        Was gleichzeitig zu beobachten ist: Der Dominanz des Autos zum Trotz ist das Verkehrsangebot vieler Städte in den vergangenen Jahren vielfältiger und multimodaler geworden. Der Radverkehr hat beispielsweise deutlich zugenommen. Sharing-Möglichkeiten wie Car- und Bikesharing differenzieren sich aus, zu den Angeboten gehören mancherorts Flotten von Lastenrädern oder E-Bikes, zusätzlich ergänzen E-Scooter die Mobilitätsoptionen. Auch der ÖPNV wird vielerorts durch flexible On-Demand-Angebote ergänzt. Jedoch brauchen auch diese Mobilitätsformen Flächen im öffentlichen Raum, wodurch sich damit verbundene Konflikte weiter verschärfen.
 
        In jüngerer Zeit wird darüber hinaus auch die soziale Dimension von Mobilität zunehmend kritisch diskutiert: Wie kann sichergestellt werden, dass auch in Zukunft möglichst alle sozialen Gruppen in der Stadt mobil sein können? Hierbei gilt es, Zielkonflikte zu bearbeiten – etwa zwischen den Interessen der Innenstadtbewohner:innen, die öffentliche Räume verstärkt als Bereiche für aktive Mobilität sowie als Lebensraum beanspruchen, und den Interessen der Menschen, die außerhalb der Innenstadt wohnen und arbeiten und das Auto für ihre tägliche Mobilität nutzen. Das Ziel, Mobilität ohne eigenes Auto zu ermöglichen, erscheint in jedem Fall als Grundvoraussetzung für gesellschaftliche Teilhabe aller Menschen, da nicht alle Zugang zu einem Auto haben. Wie dieses Ziel jedoch auszugestalten ist, bleibt Gegenstand kontroverser gesellschaftlicher Debatten.
 
        LÖSUNGSANSÄTZE
 
        Diese Diskrepanz zu überwinden, ist eine der drängendsten Aufgaben von Politik und Stadtplanung. Eine stärker integrierte Planung, die auf die Vermeidung von Verkehr ausgerichtet ist, ist eine Grundvoraussetzung nachhaltiger Mobilitätsentwicklung. Mehr als bisher muss der Verkehr im Zusammenspiel mit anderen Handlungsfeldern, etwa der Raum- und Siedlungsplanung, der Freiraumplanung oder der sozialen Gestaltung von Stadtquartieren gedacht werden. Ziel muss es sein, kompakte Stadtstrukturen zu schaffen beziehungsweise zu erhalten und zugleich öffentliche (Straßen-)Bereiche als Lebensräume für unterschiedliche Nutzungen besser zu erschließen.09 Konkret betrifft das zum Beispiel die Planung autoreduzierter Quartiere, in denen weniger oder keine Parkplätze je Wohneinheit vorgesehen werden (Stichwort Stellplatzschlüssel). Es betrifft aber beispielsweise auch die Frage, wie vermehrt verkehrsberuhigte Bereiche mit hoher Aufenthaltsqualität geschaffen werden können, die zugleich der Klimaanpassung dienen, wie zum Beispiel die „Superblocks“ in Barcelona oder die „Mini-Hollands“ in London.
 
        Ein wesentliches Instrument, um attraktive Städte mit lebenswerten und multifunktionalen öffentlichen Räumen zu schaffen, ist ein „stadtverträgliches Geschwindigkeitsniveau im Kfz-Verkehr“, das Straßen wesentlich sicherer, leiser und die Luft sauberer macht.10 Gemeinsam mit den kommunalen Spitzenverbänden, dem Deutschen Städtetag und dem Deutschen Städte- und Gemeindebund, fordern inzwischen über 1000 deutsche Kommunen in einer „Initiative Lebenswerte Städte“ mit einer Petition einen straßenverkehrsrechtlichen Rahmen, der es ihnen ermöglicht, „Tempo 30 als verkehrlich, sozial, ökologische und baukulturell angemessene Höchstgeschwindigkeit dort anzuordnen, wo sie es für sinnvoll erachten – auch für ganze Straßenzüge im Hauptverkehrsstraßennetz“.11
 
        Die in diesem Zusammenhang vielfach postulierte Sorge, die Leistungsfähigkeit des Verkehrs würde durch Tempo 30 oder andere Maßnahmen der Verkehrsberuhigung eingeschränkt, lässt sich empirisch leicht ausräumen: In zahlreichen nationalen und internationalen Verkehrsprojekten wurde nachgewiesen, dass Maßnahmen zur Verkehrsberuhigung nicht im befürchteten Verkehrskollaps enden, sondern – im Gegenteil – den Verkehr spürbar entlasten. Das Kfz-Verkehrsaufkommen verringert sich insgesamt, es kommt quasi zu einer „Verpuffung“ oder auch traffic evaporation, wie dieses Phänomen im internationalen Diskurs genannt wird.12
 
        Eine weitere Grundvoraussetzung für das Gelingen der Verkehrswende betrifft die gesellschaftlich geteilten Leitbilder und Visionen für die Stadt der Zukunft, in die die Verkehrs-, Quartiers- und Umbauprojekte einzubetten sind. Vielfach kennt die Bevölkerung die entsprechenden Leitbilder und Visionen bisher nicht. Maßnahmen zur Umgestaltung von Straßenräumen werden dann eher als Einzelmaßnahmen wahrgenommen, deren kurzfristige Nebenwirkungen – nämlich gewohnte Nutzungsmuster zu verändern – in den Vordergrund treten. Bisher scheinen Visionen einer Stadt mit weniger Autoverkehr stark diejenigen anzusprechen, die in hoch verdichteten Innenstadtbereichen leben. Dies spiegelt sich etwa in den Ergebnissen der Wiederholungswahl zum Abgeordnetenhaus in Berlin 2023 wider: In allen Innenstadtbezirken konnten die Grünen, die mit Verkehrswendeprojekten in den Wahlkampf gezogen waren, gute Ergebnisse erzielen, während in den Außenbezirken die CDU gut abschnitt, die mit einem verkehrswendekritischen Wahlprogramm angetreten war. Um einer solchen Polarisierung entgegenzuwirken, gilt es in Zukunft, in der Kommunikation die positiven (Neben-)Effekte (Co-Benefits) einer nachhaltigen Mobilität noch stärker herauszuarbeiten und diskursiv zu vermitteln. Dazu gehört insbesondere der Gesundheitsschutz: Inzwischen sind etwa die positiven gesundheitlichen Effekte des Radfahrens medizinisch gut belegt und könnten in einer Diskussion um „gesunde“ Städte eine prominentere Rolle spielen. Auch die positiven sozialen Effekte einer guten Erreichbarkeit von Zielen durch Menschen ohne Auto können zukünftig noch besser vermittelt werden.
 
        Neben diesen grundsätzlichen Ansatzpunkten lassen sich drei Handlungsfelder benennen, die in den kommenden Jahren für eine Transformation urbaner Mobilität von herausragender Bedeutung sein werden: die Neuordnung des städtischen Parkens, der Ausbau des ÖPNV und der Ausbau des Radverkehrs.
 
        Städtisches Parken
 
        Das erste Handlungsfeld betrifft die Neuordnung des städtischen Parkens. Aus jahrzehntelanger Forschung ist klar, dass tiefgreifende Veränderungen des Mobilitätsverhaltens nur mit einer Kombination aus Push- und Pull-Maßnahmen erreicht werden können – also durch Maßnahmen, die einen entweder „unangenehm schubsen“ (zum Beispiel Gebühren) oder „attraktiv anziehen“ (zum Beispiel ein besseres Angebot). Soziotechnische Systeme wie der Verkehr zeichnen sich durch ein hohes Maß an Pfadabhängigkeit aus. Ein Beispiel ist die ständig wachsende Zahl an Pkw, die in Deutschland zugelassen sind. In einem bestehenden System sind die regulatorischen und infrastrukturellen Bedingungen so beschaffen, dass sie die dominante technische Lösung, in diesem Fall das private Auto, begünstigen, sodass es als das attraktivste Verkehrsmittel erscheint.
 
        Die regulatorischen Rahmenbedingungen des Parkens bieten hierfür ein gutes Beispiel: Über Jahrzehnte wurden die Städte so umgestaltet, dass möglichst viel Platz für das Abstellen von Autos geschaffen wurde. Das Parken war bisher in weiten Teilen einer überwiegenden Anzahl von Städten kostenfrei oder es wurden so geringe Gebühren erhoben, dass andere Mobilitätsoptionen wie der ÖPNV im Vergleich teuer erschienen. Der öffentliche Raum wird so stark durch das Auto dominiert, dass andere Nutzungen erschwert werden. Hierin liegt ein Schlüssel für eine Veränderung des urbanen Verkehrssystems. Wenn mehr öffentliche Räume für andere Nutzungen, wie etwa Stadtgrün, Spielmöglichkeiten, Raum für Sport und Bewegung inklusive des Fahrradfahrens, zur Verfügung gestellt werden, können die Alternativen zum Auto wesentlich attraktiver werden.
 
        Diese Bedeutung wird von den Städten zunehmend wahrgenommen und mündet in einer vermehrten Umsetzung und wachsenden Bedeutung von Maßnahmen zur Parkraumbewirtschaftung. Mittlerweile ist sie ein etabliertes Instrument, das hilft, Verkehr besser zu steuern und zu mehr Flächengerechtigkeit beizutragen. Verallgemeinernd kann man sagen, dass sich seit einigen Jahren alle größeren Städte mehr oder weniger ambitioniert dem Thema Parkraummanagement widmen, sei es vorrangig durch die Einrichtung von Anwohnerparkzonen, die Parkraumbewirtschaftung in den Innenstädten oder auch „nur“ im Rahmen von temporären Verkehrsversuchen.
 
        Von der neuen Möglichkeit, die Parkgebühren für Anwohnende deutlich zu erhöhen, machen die deutschen Städte in unterschiedlichem Maße Gebrauch. Insgesamt ist jedoch für die weit überwiegende Zahl der Städte weiterhin zu konstatieren, dass das Parken noch vergleichsweise günstig, in vielen Fällen sogar kostenfrei ist – oder anders ausgedrückt: noch nicht den Wert des öffentlichen Raumes widerspiegelt. Dort, wo die Städte Preise für das Anwohnerparken signifikant erhöht haben, ist zu beobachten, dass vermehrt private Stellplätze wie Garagen oder Hinterhöfe genutzt und so öffentliche Flächen entlastet wurden.13
 
        Öffentlicher Personennahverkehr
 
        Das zweite zentrale Handlungsfeld, das in den kommenden Jahren über das Gelingen der Verkehrswende mitentscheidet, betrifft den Ausbau des ÖPNV. Verschiedene Szenarien legen nahe, dass es notwendig ist, die Verkehrsleistung im ÖPNV mittelfristig zu verdoppeln, will man die Klimaschutzziele erreichen. Dies erfordert eine flächendeckende Angebotsoffensive, um die ÖPNV-Nutzung wesentlich attraktiver zu machen. Neben dem Ausbau des Angebots und mehr Kapazitäten im Nahverkehr bedarf es zusätzlicher und moderner Fahrzeuge sowie in weniger dicht besiedelten Regionen bedarfsgerechter Verkehrsangebote, die jenseits der Hauptachsen ohne festen Fahrplan und Fahrtroute nach Bedarf zur Verfügung stehen und damit helfen, Umstiege zu vermeiden.14 Ein Beispiel hierfür ist das „sprinti“-Angebot in der Region Hannover: ein On-Demand-Verkehr zum ÖPNV-Tarif, der in allen Umlandgemeinden der Region verkehrt und der die Anbindung mit öffentlichen Verkehrsmitteln jenseits der Hauptachsen deutlich verbessert.15 Die Attraktivität und die Zuverlässigkeit der Angebote sind entscheidend, soll der öffentliche Verkehr seine vielfach postulierte Anforderung, dass „Rückgrat der Verkehrswende“ zu sein, erfüllen.
 
        Eine besondere Rolle spielen hier die Pendelwege, die in den Ballungsräumen einen erheblichen Teil der Verkehrsleistung ausmachen. Jeder vierte zurückgelegte Weg und mehr als ein Drittel der zurückgelegten Kilometer sind beruflich bedingt. Allein die Wege von und zur Arbeit machen 16 Prozent aller Wege und 21 Prozent der Verkehrsleistung aus. Dies sind zumeist Distanzen über 15 Kilometer, bei denen der Autoverkehrsanteil bisher bei rund 80 Prozent liegt.16 Der Besetzungsgrad, also die Zahl der jeweils mitfahrenden Passagiere, ist auf diesen Wegen mit durchschnittlich 1,2 zudem besonders niedrig, was zu höheren Pro-Kopf-Emissionen führt. Die Einführung des Deutschlandtickets war dahingehend ein Schritt in die richtige Richtung, indem das Problem komplizierter Tarife und uneinheitlicher Vertriebswege überraschend schnell gelöst wurde. Zugleich steht das Ticket aber auch für das bisher ungelöste Problem, wie der notwendige Ausbau des ÖPNV-Angebots zukunftssicher finanziert werden kann. Im Streit zwischen Bund und Ländern um die Weiterfinanzierung des Tickets zeigt sich, dass keine klare Verantwortungszuschreibung für diese Aufgabe besteht.
 
        Neben dem Ausbau des klassischen Linienverkehrs braucht es zudem attraktive Zusatzbausteine, die den ÖPNV auch jenseits der urbanen Kernbereiche zu einer echten Alternative für breitere Kundengruppen machen können. Dazu gehören flächendeckende On-Demand-Verkehre ebenso wie Bike- und Carsharing-Angebote, die über die Innenstädte hinausreichen. So plant zum Beispiel der Münchner Verkehrsverbund aktuell eine Ausschreibung eines Bikesharing-Angebots für das gesamte Verbundgebiet. Dieser notwenige Ausbau eines multioptionalen Nahverkehrssystems wird jedoch absehbar mit hohen Kosten verbunden sein. Hier stellt sich, wie auch bei der Finanzierung des Deutschlandtickets, die Frage, inwieweit der politische Wille vorhanden ist, ausreichende Mittel in das ÖPNV-System zu lenken, um die Ziele einer klimafreundlichen Mobilität zu erreichen.
 
        Fahrradverkehr
 
        Das dritte zentrale Handlungsfeld, dass für die urbane Mobilitätswende von herausragender Bedeutung ist, ist der Ausbau des Radverkehrs. Das Fahrrad spielt eine entscheidende Rolle für nachhaltige städtische Verkehrssysteme und für die urbane Verkehrswende. Radverkehr ist nicht nur leise und günstig, sondern auch platzsparend und gesundheitsfördernd. Zusammen mit dem Fußverkehr ist der Radverkehr die umwelt- und klimaschonendste Art der Fortbewegung. Durch einen konsequenten Ausbau einer attraktiven Infrastruktur kann der Anteil des Radverkehrs signifikant gesteigert werden, wie nicht nur der Blick in die Niederlande zeigt. Die empirischen Befunde sind eindeutig: Dort, wo die Radinfrastruktur gepflegt und ausgebaut wird, erhöht sich der Anteil des Radverkehrs am Verkehrsmittelmix. Entsprechend ist die Bedeutung des Fahrrads in den vergangenen Jahren auch in Deutschland deutlich gestiegen. Mit dem Rad werden nicht nur immer mehr Wege, sondern immer auch größere Distanzen zurückgelegt.17
 
        Bei allen positiven Befunden ist jedoch auch festzustellen, dass der Zuwachs des Radverkehrs in der Vergangenheit oft nicht wegen, sondern trotz der vorhandenen Radinfrastruktur erfolgt ist. Hier vollzieht sich ein Wandel: Der Bund investiert heute mehr Mittel in den Radverkehr als je zuvor. Die Städte treiben den Ausbau ihrer Radinfrastruktur stark voran. Wird das Radfahren in Zukunft weiter durch einen angemessenen Bau einer sicheren Radinfrastruktur gefördert, ist davon auszugehen, dass der Radverkehr weiter an Bedeutung gewinnen wird. Dafür ist eine angebotsorientierte Infrastruktur mit lückenlosen Radverkehrsnetzen notwendig.
 
        Der Blick ins Nachbarland Niederlande zeigt darüber hinaus, dass Radfahren nicht nur eine Option für den verdichteten urbanen Bereich, sondern – nicht nur dank der E-Bikes – auch für den Pendlerverkehr geeignet ist. Hierfür braucht es jedoch attraktive Radwegenetze sowie Radschnellwege, die auch über Gemeindegrenzen hinweg Städte mit dem Stadtrand oder Umlandgemeinden miteinander verbinden. Die Niederlande können ebenfalls als Vorbild dienen, wenn es um die Verknüpfung des öffentlichen Verkehrs und insbesondere des Schienenverkehrs mit dem Radverkehr geht: Attraktive und sichere Radabstellanlagen an Bahnhöfen sind dort Standard. Fahrradverleihsysteme ergänzen das System, indem sie insbesondere am Zielort eine praktische Option für die „letzte Meile“ bieten.
 
        JENSEITS VON INFRASTRUKTUR UND ANGEBOTEN
 
        Die Transformation des urbanen Verkehrssystems lässt sich also durchaus konkret skizzieren – es gibt jedoch vielfältige Hindernisse, die der Umsetzung einer umfassenden Strategie der Mobilitätswende entgegenstehen. Im Bereich des ÖPNV geht es vor allem um finanzielle Hürden, etwa um Fragen der Angebotsfinanzierung. Bei der Einführung von Maßnahmen zur Parkraumbewirtschaftung sowie beim Ausbau der Fahrradinfrastruktur geht es um Fragen der Flächenverteilung und der gesellschaftlichen Akzeptanz. Hier entstehen unvermeidlich Konflikte, da bisherige Nutzungen, Routinen und auch Privilegien – meist von Pkw-Nutzenden – gestört oder entzogen werden. Die Umsetzung der Maßnahmen berührt Verteilungsfragen, die Konflikte und bisweilen lautstarke Proteste hervorrufen. Dennoch gilt: Nur mit einer integrierten „Push- und Pull-Strategie“ können relevante Verkehrsverlagerungen erreicht werden und städtische Verkehrssysteme zukunftsfähig umgebaut werden. Viele Städte haben sich in den vergangenen Jahren auf den Weg gemacht, solche Strategien umzusetzen – mit unterschiedlichem Erfolg: Während etwa Hannover stringent eine Verkehrspolitik zur Reduzierung des Autoverkehrs verfolgt, erlebte Berlin mit den Neuwahlen 2023 einen verkehrspolitischen Richtungswechsel, der wieder stärker die Interessen der Autofahrenden priorisiert.
 
        Aktuell erscheint die Mobilitätswende vom politischen Diskurs wenig begünstigt – sowohl auf Bundesebene als auch in vielen Städten. Die dabei zutage tretenden Konflikte sollten jedoch nicht als Scheitern wahrgenommen werden. Veränderungen rufen Widerstände hervor. Wie Beispiele zeigen, legen sich diese jedoch oftmals nach der Umsetzung. Konflikte sollten dazu genutzt werden, den Diskurs zu suchen und über die städtischen Zielvorstellungen und Visionen in den Dialog zu treten.
 
        Jenseits von Infrastrukturmaßnahmen und neuen Angeboten gibt es jedoch Weichenstellungen, die eine Transformation in Richtung nachhaltiger Mobilität beschleunigen könnten. Ein zentraler Ansatzpunkt wäre die Neugestaltung und Beschleunigung kommunaler Planungsprozesse: Die vielfach noch hierarchische Organisation von Kommunalverwaltungen mit ihren linearen Abläufen erschwert ein agiles Projektmanagement, das für eine schnellere Umsetzung erforderlich ist. Die Planung und Umsetzung von kommunalen Verkehrswendemaßnahmen, beispielsweise ein flächendeckendes Parkraummanagement oder der Ausbau eines Radwegenetzes, nimmt – aller Dringlichkeit zum Trotz – in den Kommunen oft noch zu viel Zeit in Anspruch. Die Beschleunigung und auch die effiziente Umsetzung von Planungsprozessen sind daher dringend geboten. Einige Städte machen aktuell schon vor, wie sich durch agile Projektstrukturen Planung und Umsetzung etwa von Fahrradstraßen (Hannover) oder Fahrradschutzstreifen (Berlin) deutlich beschleunigen lassen. Der Erfolg beschleunigter kommunaler Verwaltungsprozesse liegt, so zeigen mehrere Untersuchungen des Deutschen Instituts für Urbanistik, vor allem in vier Punkten:
 
        Erstens können kommunalpolitische Grundsatzbeschlüsse und Rahmenverträge für Beschaffungen Abstimmungsschleifen reduzieren, aufwändige Vergaben erleichtern und so den Zeitaufwand reduzieren.
 
        Zweitens können in agilen Projekteinheiten Prozesse rascher und effektiver bearbeitet werden. Zentral dabei ist, dass wesentliche Verwaltungsstellen in Projekteinheiten zusammenarbeiten, die über ausreichend Entscheidungsbefugnisse verfügen und Prozessschritte parallel und nicht hintereinander bearbeiten.
 
        Drittens und gerade in Zeiten zunehmenden Fachkräftemangels relevant: Fachkräfte werden auf die Kernaufgaben konzentriert. Befragungen in Kommunen haben gezeigt, dass Personal in spezialisierten Aufgabenbereichen zu oft mit fachfremden Aufgaben betraut sind. So beschäftigen sich beispielsweise für den Radwegebau eingestellte Ingenieure mit Fragen von Kommunikation und Bürgerbeteiligung. Diese Aufgaben sollten innerhalb der Verwaltung delegiert oder an Spezialist:innen vergeben werden.
 
        Viertens können digitale Anwendungen zu mehr Transparenz und zu effektiveren Abläufen führen. Dazu gehören beispielsweise ein internes Datenmanagement sowie abteilungsübergreifende Planungstools.18
 
        Durch die Einführung solcher Strukturen können, sofern die politische Unterstützung gewährleistet ist, notwendige Maßnahmen zur Priorisierung umweltschonender Verkehrsträger wesentlich schneller umgesetzt werden. Solche Prozessinnovationen erhöhen die Wahrscheinlichkeit, dass ein Umbau in Richtung eines klimaneutralen urbanen Mobilitätssystems gelingt.
 
        Um dies zu ermöglichen, spielt nicht zuletzt die Bundesebene eine wichtige Rolle. Die Bundesregierung hat im Herbst 2023 eine Reform des Straßenverkehrsgesetzes auf den Weg gebracht. Diese soll den Handlungsspielraum der Kommunen für die Gestaltung des Verkehrs erweitern, indem umwelt- und klimabezogene Ziele sowie städtebauliche Belange explizit neben das Ziel der „Sicherheit und Ordnung des Verkehrs“ treten sollen. Darüber hinaus sieht die Reform unter anderem Erleichterungen bei der Einführung von Parkraumbewirtschaftungsmaßnahmen und der Anordnung von Tempo-30-Zonen vor. Durch diese Änderungen würden den Kommunen Gestaltungsmöglichkeiten gegeben, die sie für den Umbau städtischer Verkehrssysteme dringend benötigen. Der vom Deutschen Bundestag verabschiedete Gesetzesentwurf wurde allerdings im November 2023 vom Bundesrat als zu weitgehend abgelehnt.19 Dieses Ergebnis ist aus Sicht vieler Städte, Gemeinden und Landkreise enttäuschend. Durch das vorläufige Scheitern der Reform sind die Handlungsspielräume der Kommunen weiterhin stark eingeschränkt. Der Rückenwind, den sie für den notwendigen Transformationsprozess benötigen, bleibt ihnen vorerst verwehrt. An der Notwendigkeit einer Reform des Straßenverkehrsgesetzes hat sich jedoch nichts geändert, um auf kommunaler Ebene die Weichen für eine nachhaltige Mobilität zu stellen und bisherige Hindernisse auf diesem Weg abzubauen. Das Erfordernis einer Verkehrswende ist so dringend wie zuvor.
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        VON VORREITERN UND NACHZÜGLERN
 
        Was bedeutet gute kommunale Verkehrspolitik?
 
        Patricia Feiertag · Christian Holz-Rau · Joachim Scheiner · Isabelle Wachter · Karsten Zimmermann
 
        Den Städten wird bei der viel diskutierten Verkehrswende häufig eine tragende Rolle zugesprochen. Tatsächlich haben sich viele Kommunen in den vergangenen Jahren auf den Weg gemacht, ihre Verkehrsplanung nicht mehr primär auf den Ausbau der Straßennetze für einen schnellen, flüssigen Autoverkehr auszurichten, sondern alle Verkehrsträger sowie Stadtentwicklung und Verkehr integriert zu betrachten. Der Grund: Die hohe Motorisierung und Pkw-Nutzung sorgen für Belastungen durch Lärm, Abgase, klimaschädliche Emissionen, Probleme der Verkehrssicherheit und hohen Flächenbedarf.
 
        Nachhaltigere Mobilität bedeutet demgegenüber Verkehrsvermeidung durch kürzere und weniger Wege, Verkehrsverlagerung auf umweltverträglichere Verkehrsträger, leisere, sicherere und sparsamere Abwicklung des Verkehrs sowie klimaneutrale Antriebe und Fahrzeugproduktion. Auf kommunaler Ebene sind die Maßnahmen besonders darauf ausgerichtet, den Verkehr auf Fuß-, Rad- und öffentlichen Personennahverkehr (ÖPNV) zu verlagern, nicht zuletzt um die Lebensqualität vor Ort zu steigern.
 
        Im Folgenden diskutieren wir die Möglichkeiten und Grenzen kommunaler Verkehrspolitik. Was können Kommunen erreichen? Wo enden kommunale Handlungsfähigkeit und Wirksamkeit lokaler Programme? Wodurch zeichnen sich jene Kommunen aus, die verkehrspolitische Erfolge verzeichnen? Welche Unterstützung durch andere Ebenen wie Bund, Länder oder Europäische Union benötigen die Kommunen? Wir stützen uns hierfür auf eine Analyse der Verkehrspolitik in zehn deutschen Kommunen.01 Dabei können Vorreiter- und Nachzüglerstädte unterschieden werden. Vorreiter haben oft früh mit Reformen begonnen und betreiben eine konsequente Politik über einen langen Zeitraum hinweg. Nachzügler haben Weichenstellungen im Sinne einer nachhaltigen Verkehrspolitik vorgenommen, treffen aber bei der Umsetzung auf Widerstände. In der Realität erweist sich eine solch griffige Kategorisierung selbstverständlich als Vereinfachung – Städte können von Vorreitern zu Nachzüglern werden und umgekehrt. Sie können auch in einzelnen Sektoren Vorreiter sein (zum Beispiel beim Radverkehr), in anderen Sektoren aber Nachzügler (zum Beispiel beim ÖPNV).02
 
        ZIELSETZUNGEN KOMMUNALER VERKEHRSPOLITIK
 
        Wenn wir von guter Verkehrspolitik sprechen, stellt sich zunächst die Frage, welche verkehrspolitischen Ziele sich die Kommunen selbst setzen und wie diese zustande kommen. Viele Städte haben Mobilitätskonzepte oder Verkehrsentwicklungspläne beziehungsweise Sustainable Urban Mobility Plans im Sinne der Europäischen Kommission verabschiedet, in denen ihre Ziele formuliert und mit Maßnahmen hinterlegt sind. Üblicherweise wird dafür ein externes Planungsbüro beauftragt, das den Plan erarbeitet, den Erstellungsprozess moderiert und für Entwurf und Redaktion zuständig ist. Die Zielsetzungen sind somit vom aktuellen fachlichen Diskurs in der Verkehrsplanung beeinflusst, werden aber an die Gegebenheiten der jeweiligen Stadt angepasst. Die Kommunalpolitik beauftragt die Mobilitätskonzepte, ist in den Bearbeitungsprozess eingebunden, beschließt die Konzepte und geht eine entsprechende Selbstverpflichtung ein. Eine verbindliche Umsetzung ist damit jedoch nicht unbedingt verbunden.
 
        In diesem Prozess können einzelne Projekte wie die Ausweitung des Parkraummanagements kommunalpolitisch sehr kontrovers sein. Mitunter wird die Ausrichtung der Verkehrspolitik auch zur parteipolitischen Profilierung genutzt. Gerade dann sind interfraktionelle Arbeitskreise und Verkehrsausschüsse der Stadträte Mittel, um sich über die Ausrichtung der Verkehrspolitik zu verständigen. Darüber hinaus ist es inzwischen Standard, die Stadtgesellschaft in einen partizipativen Prozess einzubeziehen und Ziele gemeinsam zu formulieren. Eingebunden werden unter anderem ortsansässige Verbände, Vereine und Lobbygruppen wie der Allgemeine Deutsche Fahrrad-Club, die Organisatoren von Radentscheiden, Handelskammern und Einzelhändler, die sich in vielen Städten durch kritische Positionen und konstruktive Beiträge sowie mit Sachverstand einbringen.
 
        Die Rahmenbedingungen für die Zielsetzungen der kommunalen Verkehrspolitik ergeben sich darüber hinaus – mehr oder weniger direkt – aus den Zielsetzungen anderer Ebenen. Im Bundes-Klimaschutzgesetz ist die Treibhausgasneutralität bis 2045 verankert. Daraus ergibt sich die Notwendigkeit, auch im Verkehrssektor Emissionen einzusparen. Das Umweltbundesamt prognostiziert jedoch eine deutliche Überschreitung des CO2-Budgets des Verkehrssektors bis 2030.03 Um dies auszugleichen, müsste in den Folgejahren umso stärker eingespart werden. Die Städte setzen sich teils noch ambitioniertere Ziele zur Klimaneutralität. So will etwa Mannheim bis 2030 klimaneutral werden, Wuppertal bis 2035.
 
        Neben dem Klimaschutz gibt es bei der Luftreinhaltung und dem Schutz der Bevölkerung vor Lärmemissionen europäische Vorgaben mit entsprechenden Grenzwerten. Auf kommunaler Ebene besteht die Verpflichtung, Luftreinhaltungs- und Lärmaktionspläne aufzustellen und kontinuierlich fortzuschreiben. Darin sind viele Maßnahmen enthalten, die auch einer nachhaltigen Verkehrspolitik dienen. So hat etwa die EU-Luftqualitätsrichtlinie Impulse gesetzt, weil bei Überschreitung der Grenzwerte Fahrverbote für Autos drohen.04
 
        Auch aufgrund dieser einheitlichen Vorgaben und Rahmenbedingungen gehen die Strategien, Handlungsfelder und Zielsetzungen in vielen neueren kommunalen Mobilitätskonzepten in eine ähnliche Richtung. Die Verkehrsverlagerung auf den Umweltverbund, also den Fuß-, Rad- und öffentlichen Verkehr, ist zentral, auch weil hier die lokalen Handlungsmöglichkeiten größer sind als beispielsweise bei Antriebstechnologien. Der Schwerpunkt liegt auf dem Personenverkehr. Der Güter- und Wirtschaftsverkehr wird dagegen kaum behandelt. Mobilität für alle zu erhalten und zu ermöglichen, ist aus Gründen der Teilhabe ein soziales Ziel.05 Daher geht es in den kommunalen Zielsetzungen kaum darum, die Wege im Personenverkehr zu reduzieren, sondern es wird angestrebt, den Verkehr auf den Umweltverbund zu verlagern und verträglicher für Mensch und Umwelt zu gestalten. Gesundheit und Lebensqualität vor Ort sind für die Bevölkerung direkt erlebbar und können auch individuell motivieren, das eigene Verkehrsverhalten umzustellen. Denn ohne ein verändertes Verkehrsverhalten sind die Ziele nicht zu erreichen.
 
        ERFOLG MESSEN UND NACHSTEUERN
 
        Alle im Projekt WiVer untersuchten Pläne formulieren explizit oder implizit das strategische Ziel, den motorisierten Individualverkehr (MIV) zu reduzieren.06 Zur Quantifizierung der Ziele wird häufig der sogenannte Modal Split verwendet, also der Anteil der Verkehrsmittel an den Wegen der Wohnbevölkerung. Dabei bleiben sowohl die (zunehmenden) einpendelnden Verkehre als auch die (ebenfalls zunehmenden) zurückgelegten Wegelängen unberücksichtigt, was zu verzerrten Resultaten führt.
 
        Insgesamt ist auffällig, dass den Zielen der kommunalen Mobilitätskonzepte häufig quantitative Indikatoren für die Erfolgsmessung fehlen. Konkrete Ziele gibt es teils zur Sicherheit im Radverkehr, die sich auf die Unfälle mit Personenschäden und die Anzahl der Unfallstellen beziehen. Mancherorts werden zusätzlich operative Ziele beschlossen, etwa zur Länge neuer Radrouten oder Fahrradstraßen. Klare Ziele mit kontinuierlich messbaren oder ohnehin verfügbaren Indikatoren sowie zeitlich eng getaktete Zwischenziele sind aber die Voraussetzung einer Nachsteuerung, die bei strategischen und langfristigen Plänen eine Selbstverständlichkeit sein sollte. Bisher begleiten die Städte ihre verkehrspolitischen Ziele und Konzepte jedoch nur vereinzelt oder unvollständig über Umsetzungsberichte. Eine Wirkungsevaluation im engeren Sinne beschränkt sich eher auf Modellprojekte und geförderte Maßnahmen, bei denen dies vom Mittelgeber eingefordert wird. Eine systematische Evaluation, also die Kontrolle der Erfolge und Misserfolge der strategischen Mobilitätskonzepte, findet sich kaum.
 
        Ein regelmäßiges Nachsteuern wäre durch gestufte Zielformulierungen und programmiertes Entscheiden zu erreichen. Gemeint ist zum einen die Festlegung und regelmäßige Überprüfung von Zwischenetappen bei den Zielwerten, zum anderen eine regelmäßige Wiedervorlage von Entscheidungen, etwa zu Parkgebühren. Dazu ein Beispiel: Die Ticketpreise im ÖPNV werden jährlich kommunalpolitisch beraten. Meist erfolgt eine Erhöhung aufgrund von Lohnsteigerungen oder der Verteuerung der Energie. Anders jedoch bei den Parkgebühren, die in vielen Städten über Jahre, teils sogar Jahrzehnte stabil bleiben. So geht die Schere zwischen den Kosten für eine Einzelfahrt mit Bus oder S-Bahn und einem Parkticket immer weiter auseinander und wirkt als wachsender zusätzlicher Anreiz für die Benutzung des Autos. Vermieden werden könnte dies durch eine programmierte Steigerung der Parkgebühren, die höher als die Preissteigerung im ÖPNV ausfallen sollte.
 
        Zudem wäre eine schrittweise Budgetierung von Stellplätzen außerhalb von Parkhäusern und Parkplätzen sinnvoll: Mit reduzierter Anzahl der Stellplätze im öffentlichen Raum verringert sich auch die (Attraktivität für die) Nutzung des Autos. Wenn diese schrittweisen Anpassungen programmiert sind, schafft dies Erwartungsstabilität und Planungssicherheit, auch für diejenigen, die sich Gedanken über den nächsten Autokauf machen.
 
        PULL: ANGEBOTSVERBESSERUNG ALS MITTEL DER WAHL
 
        Ab den 1950er Jahren ging der Straßenausbau für den Pkw- und Lkw-Verkehr mit einem Abbau des ÖPNV-Angebots – vor allem von Straßenbahnen – und Verschlechterungen für Fuß- und Radverkehr einher: Für beide wurde es zunehmend enger und unsicherer. Ab den 1960er Jahren wurden in den Verdichtungsräumen ergänzend zum Straßenausbau jedoch auch zusätzliche Angebote im öffentlichen Nahverkehr geschaffen, etwa durch S- und U-Bahnen oder Park-and-Ride-Anlagen. Die S- und U-Bahn-Systeme konnten allerdings die Dichte der früheren Straßenbahnnetze nicht erreichen. Der Fokus auf den Umweltverbund aus Fuß-, Rad- und öffentlichem Verkehr sowie auf intermodale Mobilitätsangebote hat seither stetig zugenommen – bei weiter steigender Motorisierung und Nutzung von Pkw und Lkw. Die Bandbreite der Maßnahmen zur Angebotsverbesserung ist in den heutigen Mobilitätskonzepten groß und umfasst in der Regel alle drei Bereiche des Umweltverbunds, wenn auch je nach Stadt und örtlichen Gegebenheiten mit unterschiedlicher Schwerpunktsetzung.
 
        Bei der aktuellen Verkehrsnachfrage und -entwicklung gibt es deutliche Unterschiede zwischen den Städten, die durch das Verkehrsangebot beeinflusst werden. Das bessere Angebot zeigt sich durch engere Takte und günstigere regionale Tarife im ÖPNV, den Ausbau von S-Bahn- und Schnellbahnsystemen, weniger Lücken im Radverkehrsnetz und höheren Standards bei aktuellen Vorhaben. Tatsächlich besitzt die Bevölkerung in Vorreiterstädten weniger Autos und nutzt den MIV sowohl als Fahrerin als auch als Mitfahrer seltener als die Bevölkerung anderer Städte mit ähnlicher Größe und Topografie.07 Dabei zeigen sich Unterschiede, die auf politische Prioritäten zurückzuführen sind: So sind Darmstadt und Bonn Städte, in denen im Vergleich zu anderen Städten mehr Wege zu Fuß und mit dem ÖPNV zurückgelegt werden, dafür aber weniger Fahrrad gefahren wird. Umgekehrt werden in der sehr fahrradaffinen Stadt Münster weniger Wege zu Fuß und mit dem ÖPNV zurückgelegt. In Freiburg im Breisgau ist die Wegehäufigkeit zu Fuß und mit dem ÖPNV besonders hoch. In allen diesen Vorreiterstädten beobachten wir eine größere Offenheit für die Erprobung neuer Möglichkeiten, eine engere Verzahnung zwischen Vorhaben der Stadtentwicklung und der Verkehrsplanung und ein höheres Tempo der Veränderungen.
 
        Der Umbau von Straßenräumen und der Ausbau des ÖPNV sind kostenintensiv und können von den Kommunen nicht allein finanziert werden. Es gibt bereits ein breites Spektrum an Förderprogrammen von Ländern, Bund und EU. Allerdings bringt die aktuelle Förderpraxis sachliche und administrative Hindernisse mit sich. Dazu gehören kurze Antragsfristen, Programmüberschneidungen, Personalmangel in den Städten und kaum strategische Ausrichtung. Fehlende Fachkräfte sind ein wesentlicher Engpass bei der Planung und Umsetzung von Maßnahmen. Dabei sind gerade in kleineren Städten die Kapazitäten knapp, um ein Scouting nach passenden Fördermitteln zu betreiben, Anträge zu schreiben und die geforderten Zeitrahmen einzuhalten.
 
        Eine bessere Programmierung der Fördermittel im Sinne von Verlässlichkeit, Kontinuität, Integration und Berücksichtigung der lokalen Kontexte wäre wichtig, zum Beispiel im Rahmen eines Bund-Länder-Programms zur verkehrlichen Sanierung von Quartieren, Städten und Regionen, das ähnlich der Städtebauförderung funktionieren könnte. Ziel wäre die Beseitigung von verkehrlichen Funktionsdefiziten. Die Vorteile der Prinzipien der Städtebauförderung liegen auf der Hand – etwa die anteilige Finanzierung durch die drei Ebenen Kommune, Land und Bund (gegebenenfalls ergänzt um EU-Mittel), die Notwendigkeit von integrierten Konzepten, die Einbindung der Stakeholder, die Evaluationspflicht sowie die Kontinuität.
 
        Eine besondere Konjunktur hat derzeit der Ausbau der Radinfrastruktur. Der Anstoß dafür kommt zum Teil aus der radfahrenden Bevölkerung, die sich mit Engagement und Fachkompetenz dafür einsetzt und durch lokale Radentscheide Druck aufbaut. Hierbei geht es vor allem um den Ausbau der Radwege, aber auch um ausreichende und sichere Stellplätze. Der Ausbau der Radwegeinfrastruktur ist ein langjähriger Prozess. Viele Städte, die heute ein hohes Radverkehrsaufkommen aufweisen, zeichnen sich durch eine jahrzehntelange Förderung des Radverkehrs aus. Wichtig ist dabei ein möglichst lückenloses Wegenetz mit ausreichender Breite und guten Sichtbeziehungen, das, anders als etwa in den Niederlanden, in den meisten deutschen Großstädten fehlt. Für den Neubau von Radwegen und den Umbau von Straßenräumen stehen Förderprogramme zur Verfügung, aus denen die Städte Mittel bekommen können. Aber auch die bestehenden Wege müssen in ihrer Qualität erhalten werden, etwa durch aufgefrischte Markierungen und Straßenbeläge. Für diese Aufgaben gilt es, trotz Eigenfinanzierung durch die Kommunen und geringerer Öffentlichkeitswirksamkeit ausreichend Gelder im Haushalt bereitzustellen.
 
        Fahrradstraßen etablieren sich zunehmend in deutschen Städten. Erste Versuche gab es bereits ab 1978 in Bremen, 1997 wurden sie in die Straßenverkehrsordnung (StVO) aufgenommen, und seit 2020 können auch zusammenhängende Fahrradzonen, vergleichbar mit Tempo-30-Zonen für Autos, ausgewiesen werden.08 Das Prinzip ist, dass der Radverkehr statt auf abgetrennten Radstreifen oder Radwegen auf der Fahrbahn geführt wird und dort Vorrang hat.09 Reine Fahrradstraßen mit Fahrverbot für den motorisierten Verkehr gibt es in Deutschland kaum, und auch die Beschränkung des Autoverkehrs auf Anwohnerinnen und Anwohner findet selten statt, obwohl dies nach StVO eigentlich die Regel sein sollte. Radverkehr und motorisierter Verkehr teilen sich somit die Fahrradstraßen. Immer mehr Städte weisen Fahrradstraßen aus, teils auf lokale Initiative von Bezirksvertretungen in den Stadtteilen. Bislang entstehen aber oft nur einzelne Straßen mit geringer Gesamtlänge.
 
        Die Stadt Bonn hat 2012 auf Initiative von Bürgerinnen und Bürgern ein Fahrradstraßenkonzept beschlossen, das ein größeres zusammenhängendes Netz mit einer Gesamtlänge von gut 50 Kilometern vorsieht und seither schrittweise umgesetzt wird. Der Ausbau verläuft jedoch schleppend, sodass sich 2020 ein Radentscheid gründete, um dem Thema mehr Dringlichkeit zu verleihen. Fahrradstraßen ersetzen allerdings keine verkehrssicheren und komfortablen Radverkehrsanlagen im Straßennetz insgesamt, insbesondere an Hauptverkehrsstraßen.
 
        PUSH: OHNE EINSCHRÄNKUNG GEHT ES NICHT
 
        Durch zusätzliche Angebote für den Umweltverbund allein lassen sich die von den Städten gesetzten und die bundespolitisch verankerten Ziele für den Verkehr nicht erreichen. Zu einer kohärenten Verkehrspolitik gehört das Verknüpfen der Angebotsverbesserungen mit Push-Maßnahmen. Gemeint sind Einschränkungen für den MIV, die ihn dort, wo es Alternativen gibt, im Vergleich unattraktiver machen, sodass weniger Wege mit dem Auto zurückgelegt werden. Bei Push-Maßnahmen kann es sich um Tempolimits, schmalere oder weniger Fahrspuren, Durchfahrtsbeschränkungen, Reduzierung von Parkmöglichkeiten oder um zusätzliche Kosten handeln. Aufgrund der Flächenkonkurrenzen im Siedlungsbestand sind Verbesserungen für den Fuß- und Radverkehr oftmals nicht ohne Reduzierung der Flächen für den motorisierten Verkehr zu erreichen.
 
        Außerdem gilt: Abgestimmte Konzepte, die Pull- und Push-Maßnahmen verknüpfen, sind notwendig, um die durch bessere Angebote erzielten Verlagerungseffekte nicht wieder zunichte zu machen. Andernfalls können Angebotsverbesserungen auch unerwünschte Folgen haben. So verlagert zum Beispiel die Förderung des Radverkehrs vor allem relativ kurze MIV-Fahrten in den innenstadtnahen Bereichen mit geringer Pkw-Geschwindigkeit und/oder mit Parkraumknappheit auf das Fahrrad und schafft damit umgekehrt „neue“ MIV-Kapazitäten im Straßennetz. Diese „neuen“ Kapazitäten werden sich aber ohne ein Gegensteuern erneut mit Autos füllen – und das gerade über längere Strecken, für die der verbesserte Fuß- und Radverkehr eben keine Alternative ist.
 
        Bereits in den 1980er Jahren begannen erste Kommunen, Angebotsverbesserungen für den Umweltverbund mit Einschränkungen des MIV zu verbinden. Diese Maßnahmen waren jedoch kommunalpolitisch hoch umstritten und sind es bis heute. Bund und Länder sowie manche Städte verfolgen weiterhin eine Politik des parallelen Ausbaus. Die Auswertung von Ratsentscheidungen in Kommunen zeigt,10 dass nach wie vor Pull-Maßnahmen für den Radverkehr und den ÖPNV überwiegen. Der Anteil der Push-Maßnahmen ist sowohl an den Vorgängen insgesamt als auch an den angenommenen Anträgen sehr niedrig. Viele Anträge zu Push-Maßnahmen werden vertagt oder abgelehnt. „Zu jedem Pull ein Push“ ist also längst noch nicht im Mainstream der kommunalen Verkehrspolitik angekommen. Diskutiert werden vor allem Geschwindigkeitsbegrenzungen, etwa Tempo 30 als einheitliches Limit für den MIV in Städten, sowie restriktivere Parkregelungen.
 
        Im Vergleich zu Angebotsverbesserungen verursachen Push-Maßnahmen kaum Kosten und können teils sogar Einnahmen generieren, wenn über Gebühren gesteuert wird. Die Herausforderung besteht darin, die kommunalpolitische Mehrheit und Akzeptanz in der Stadtgesellschaft zu organisieren. Interventionen, die das gewohnte Verhalten einschränken, benötigen eine gute Begründung für die Politik und die Öffentlichkeit. Frühzeitige Kommunikation ist von zentraler Bedeutung. In Münster wurde beispielsweise der Umbau von Fahrradstraßen im Kommunalwahlkampf 2020 gestoppt. Im darauffolgenden Jahr konnte eine Akzeptanz für sie jedoch mit mehr Zeit für Beteiligung und Bürgerinformation geschaffen werden.
 
        Auch temporäre Maßnahmen und Testphasen helfen, umstrittene Eingriffe ergebnisoffen zu erproben, die Sorge vor negativen Wirkungen – Verkehrschaos, Nachteile für den Einzelhandel – zu mindern, positive Effekte spürbar zu machen und bei Bedarf nachzusteuern. In Mailand werden etwa mit dem Programm „Piazze Aperte“ durch temporäre Interventionen mit Farbe und Mobiliar Flächen, die sonst vom MIV genutzt werden, zu öffentlichen Räumen mit Aufenthaltsqualität umgestaltet und getestet, wie diese von den Nachbarschaften angenommen werden.
 
        ERFOLG IST LOKAL BEGRENZT
 
        Die Bevölkerung von Vorreiterstädten wie Freiburg im Breisgau oder Münster nutzt seltener den MIV als die Bevölkerung von Städten mit ähnlichen Rahmenbedingungen. Besonders groß sind diese Unterschiede bei den kurzen Wegen, die überwiegend innerhalb der Städte zurückgelegt werden. Werden die besonders langen und besonders klimaschädlichen (über-)regionalen Wege mit dem MIV in der Betrachtung berücksichtigt, verwischen dagegen die Unterschiede zwischen Vorreitern und Nachzüglern.11 Dies verdeutlicht die Grenzen lokaler Verkehrspolitik.
 
        Darüber hinaus weisen die meisten als Vorreiter bekannten Städte wie Freiburg, Münster oder Karlsruhe einen Überschuss an Arbeits- und Ausbildungsplätzen sowie Versorgungsangeboten auf.12 Entsprechend sind die Wege der Stadtbevölkerung häufig kurz, und auf kurzen Wegen ist die Attraktivität des Autos geringer sowie die Wettbewerbsfähigkeit des Umweltverbundes höher. Im Umland dominiert dagegen das Auto. Dies gilt sowohl für den einpendelnden Verkehr aus dem Umland als auch für die auspendelnde Bevölkerung der Städte. So wurden in der Fahrradstadt Kopenhagen von 1978 bis 2019 im Innenstadtbereich immer weniger Autos und immer mehr Fahrräder gezählt, während am Stadtrand die Zahl der Autos stetig zunahm.13 Die Verkehrsverlagerung im Stadtzentrum trifft also auf eine Zunahme des MIV am Stadtrand. Sie begünstigt diese unter Umständen sogar: Mehr Menschen entscheiden sich, mit dem Auto in die Städte zu fahren, wenn dort durch Verlagerung von Verkehren auf das Rad oder den ÖPNV die Straßen weniger überfüllt sind und es einfacher ist, einen Stellplatz zu finden. Einige Städte verhindern dies durch autofreie Zonen (Paris), City-Maut (London), deutlich höhere Parkgebühren in der Innenstadt (Amsterdam) oder durch eine auf die gesamte Stadt ausgedehnte Parkraumbewirtschaftung (Zürich). In den meisten Städten wird jedoch über weit weniger einschneidende, eher punktuelle Maßnahmen verhandelt.
 
        REGIONALE VERKEHRSPOLITIK
 
        Viele Wege führen über Gemeindegrenzen – sei es zum Einkaufen, zum Arbeiten oder in der Freizeit. Mehr als die Hälfte aller Erwerbstätigen in Deutschland verlassen zum Arbeiten ihre Wohnortgemeinde. Mit dem Auto fällt das kaum auf – es gibt ein zusammenhängendes Straßennetz. Mit dem Bus oder dem Rad sind diese Grenzen dagegen oft deutlich spürbarer. Die Gestaltung des ÖPNV, was etwa Taktung, Zahl und Längen der Linien angeht, oder der Radwege weist aufgrund kommunaler Zuständigkeiten an den Gemeindegrenzen Brüche auf. Für eine Verkehrswende ist es aber notwendig, dass auch für (über-)regionale Wege der Radverkehr und insbesondere der ÖPNV attraktive(re) Alternativen zum MIV bieten. Dazu bedarf es einer regionalen Verkehrspolitik.
 
        Diese war lange Zeit nur schemenhaft erkennbar. Es tut sich aber etwas auf der regionalen Ebene: bei den Tarifen durch verbundübergreifende, kilometergenau abgerechnete Tickets und natürlich durch das Deutschlandticket. Regionale Radschnellwege und andere Radverkehrsrouten werden zunehmend für Alltagswege und nicht nur für Tourismus und Naherholung entwickelt, seitdem Pedelecs und E-Bikes das Radfahren auf längeren Wegen attraktiver machen.
 
        Die Ausdehnung der Aktionsräume von der lokalen auf die regionale Ebene zeigt sich auch in Ansätzen der interkommunalen Kooperation über den Schienenpersonennahverkehr hinaus. Im Ruhrgebiet arbeitet beispielsweise der Regionalverband Ruhr daran, gemeinsam mit dem Verkehrsverbund Rhein-Ruhr die kommunalen Nahverkehrspläne zu synchronisieren. Ein weiteres Beispiel ist das Integrierte Verkehrs- und Mobilitätsmanagement Region Frankfurt Rhein-Main.14 Stärker instrumentell orientiert ist das Integrierte Regionale Mobilitätskonzept für den sogenannten Kooperationsraum zwischen Rhein und Wupper.15
 
        In den meisten Fällen beziehen sich regionale Abstimmungsprozesse jedoch auf Einzelprojekte in Zusammenhang mit gemeinsam akquirierten Fördermitteln, oft für einzelne Verkehrsverbindungen. Eine kommunal übergreifende, regionale Verkehrsplanung ist eher die Ausnahme als die Regel. Die Länder können hierfür durch Gesetze Standards setzen und ihre Förderung an entsprechende Kriterien binden. Ein Vorbild hierfür könnte die Agglomerationspolitik der Schweiz sein, bei der stadtregionale Kooperation eine Voraussetzung für die Förderung von Projekten nachhaltiger Verkehrspolitik durch Mittel des Bundes ist – etwa für Velorouten.16 Erwähnenswert sind auch Städtenetzwerke wie das Zukunftsnetz Mobilität Nordrhein-Westfalen, das Städte zusammenbringt und interkommunale Entwicklungs- und Lernprozesse initiiert. Auf bundesweiter Ebene leistet dies das Deutsche Institut für Urbanistik.
 
        FAZIT: ZWISCHEN ERMUNTERUNG UND ÜBERFORDERUNG
 
        Auf der lokalen Ebene ruhen viele Hoffnungen, was die Umsetzung einer Verkehrswende hin zu umweltfreundlichen Verkehrsträgern angeht. Der Städtevergleich im Projekt WiVer zeigt, dass eine Verlagerung von Wegen auf den Umweltverbund durch eine gute, mutige und innovative Verkehrspolitik möglich ist. Städte können in Hinblick auf Lärm, Luftqualität, Gesundheit und Gestaltung des öffentlichen Raums viel erreichen und so die Lebens- und Aufenthaltsqualität verbessern, gerade in Bereichen mit hoher Dichte und hohen Nutzungskonflikten. Damit die Erfolge durch Verkehrsverlagerungen bestehen bleiben, sind zum einen Einschränkungen der Kapazitäten für den MIV innerhalb der Städte notwendig, zum anderen regionale Angebote für Park and Ride, ÖPNV und Rad.
 
        Die Akzeptanz von Einschränkungen zu erreichen, bleibt anspruchsvoll, auch wenn eine Veränderung von Teilen der Bevölkerung eingefordert wird. Bei der Umsetzung hilft es, eine ideologische Aufladung zu vermeiden, stadtweite Standards zu setzen, etwa für Fahrradstraßen, und Gesamtkonzepte zu erarbeiten, zum Beispiel für das Parkraummanagement. Ebenso wichtig ist es, die einzelnen Maßnahmen gut zu kommunizieren und die Wirkung bei umfassenden Einschränkungen durch zeitlich begrenzte Versuche mit Möglichkeit zum Nachsteuern zu testen.
 
        Für den Klimaschutz sind jedoch die langen Distanzen entscheidender, nicht die kurzen innerstädtischen Wege. Zu beobachten ist, dass insgesamt die zurückgelegten Entfernungen zunehmen. Um Pendelwege und andere Wege über kommunale Grenzen hinweg zu adressieren, braucht es eine regionale Verkehrspolitik. Zudem sind auch Bund und Länder als Bauherren in der Pflicht: Ein Kapazitätsausbau der regionalen und überregionalen Straßennetze belastet die Städte. Die Verkehrspolitik des Bundes und der Länder sollte daher konsequent auf die Förderung des öffentlichen Verkehrs und des nichtmotorisierten Verkehrs ausgerichtet werden.
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        DIE BESTE ALTERNATIVE ZUM AUTO IST … DAS AUTO?
 
        Die Verkehrswende in ländlichen Räumen
 
        Melanie Herget
 
        Die meisten auf dem Land lebenden Menschen sind zufrieden mit ihrer Wohnsituation, ja, selbst mit der Erreichbarkeit und Verfügbarkeit von Dienstleistungen und Einrichtungen vor Ort.01 Solange ein Pkw zur Verfügung steht, sind auch in ländlichen Räumen wichtige Einrichtungen wie Supermärkte, Schulen und medizinische Versorgungseinrichtungen innerhalb von 15 bis 20 Minuten zu erreichen.02 Personen ohne Auto haben in ländlichen Regionen hingegen einen deutlich kleineren Aktionsradius und legen nur halb so viele Kilometer pro Tag zurück wie Personen mit Auto.03 Kein Wunder, dass für Landbewohnerinnen und Landbewohner das Auto wichtiger ist als der öffentliche Verkehr und bis zu 70 Prozent aller Alltagswege (in Großstädten nur 38 Prozent) mit dem Auto zurückgelegt werden:04 In Großstädten befinden sich mehr Ziele in fuß- und fahrradgeeigneter Entfernung, und es gibt ein dichtes Netz an öffentlichen Verkehrsangeboten.
 
        Fragt man Leute, die auf dem Land leben, was sie täten, wenn sie sich keinen eigenen Pkw mehr leisten könnten, so würde nur ein kleiner Teil direkt einen Umzug erwägen.05 Was hingegen immer wieder als Alternative zum eigenen Auto genannt wird, ist: das Auto – und zwar das Auto der Verwandten oder Nachbarn. Warum ist das so? Dafür ist sowohl ein historischer als auch ein biografischer Blick auf die Mobilität in ländlichen Räumen aufschlussreich.
 
        Historisch betrachtet gab es in den ländlichen Räumen Deutschlands in der Vergangenheit tatsächlich weniger Pkw-Besitz und kürzere Alltagswege als in den Großstädten sowie ein deutlich engmaschigeres Schienenverkehrsnetz als heute.06 Dass heute vielerorts schlechte ÖPNV- und Radwegenetz in ländlichen Räumen ist Folge technischer und sozioökonomischer Entwicklungen sowie verkehrspolitischer Entscheidungen: „Verkehr näht zusammen, was in zunehmend spezialisierten und fragmentierten gesellschaftlichen Teilsystemen raumzeitlich auseinanderfällt.“07 Deutschland hatte in den vergangenen Jahrzehnten den Fokus auf eine flächendeckende Pkw-Nutzung gelegt – während etwa die Niederlande besonders stark den Radverkehr förderten und die Schweiz das Schienen- und Busnetz.
 
        Biografisch betrachtet lernen Menschen in ländlichen Räumen heute den ÖPNV vor allem durch den Schulbus kennen und werden bereits früh mit den Einschränkungen eines nicht umfassend vorhandenen ÖPNV-Systems konfrontiert.08 Da die meisten Schulen zeitgleich beginnen, müssen die Kinder und Jugendlichen in einem engen Zeitfenster befördert werden; zu allen anderen Tageszeiten besteht deutlich weniger Transportbedarf. Der Aufgabenträger muss nun diese maximalen Nachfragespitzen abdecken und zugleich dafür sorgen, dass den restlichen Tag über nicht mehr Fahrzeuge als nötig herumstehen. Das führt zu maximal gefüllten Bussen mit wenig Fahrkomfort. Zudem muss der Schulbus gerade in ländlichen Räumen oft lange Strecken zurücklegen, mit unvermeidbaren Umwegen. Kinder und Jugendliche merken frühzeitig, wie groß der Fahrzeitunterschied zwischen Schulbus und Auto ist, und empfinden es oft als Befreiung, wenn sie alt genug sind, um selbstbestimmt mit Mofa oder Auto fahren zu können.
 
        Das Auto ist unter den aktuellen Bedingungen in Deutschland – mit einem dichten, kostenlos benutzbaren Straßennetz sowie durchweg günstigen Parkmöglichkeiten – eine universelle Komplettlösung für alle Anlässe und Wegelängen. Dagegen bieten andere Verkehrsangebote nur für bestimmte Wege einen Vorteil: das Fahrrad für Kurzstrecken, Zug und Bus auf eng getakteten Schnellstrecken. Diese „Spezialisten“ müssen sich also möglichst gut gegenseitig ergänzen und aufeinander abgestimmt werden – so wie ein Puzzle –, um eine echte Alternative zum Auto zu bieten. Die Übergänge zwischen den Puzzleteilen sind dabei mögliche Störungsquellen, bei denen die realen wie die erwarteten Wartezeiten sowie die objektive wie die subjektiv empfundene Sicherheit eine große Rolle spielen.
 
        Der Umweltverbund, wie die Gruppe der umweltverträglichen Verkehrsmittel genannt wird, kann unter den aktuellen Bedingungen nicht attraktiver sein als der Pkw. Gleichwohl bedeutet das nicht, dass außer einer Antriebswende in Richtung Elektromobilität nichts weiter zu tun wäre. Zum einen hat der ÖPNV in ländlichen Räumen längst nicht (mehr) die Qualität, die er haben könnte. Zudem fehlen oft noch weitere, den ÖPNV ergänzende Puzzleteile sowie eine integrierte Planung. Und schließlich gilt es, die Rahmenbedingungen so zu verändern, dass die Nutzung des Umweltverbunds für die Bevölkerung naheliegend, bequem und kostengünstig wird, während die ökologischen und sozialen Kosten der Auto-Nutzung deutlicher spürbar werden müssen. Auf all diese Punkte werde ich im Folgenden nacheinander eingehen.
 
        SCHNELLER, FLEXIBLER, EINHEITLICHER: ÖPNV STÄRKEN
 
        Um mehr Menschen für die Nutzung des ÖPNV zu gewinnen, darf das öffentliche Verkehrsangebot nicht deutlich schlechter sein als das private Auto. Dafür gilt es, eine Lösung für die Mobilität vor Ort zu entwickeln, die den Linienverkehr auf Hauptachsen mindestens im Stundentakt sicherstellt und die Flächen zwischen den Achsen mit flexiblen Zubringern anbindet.09 Bahnhöfe und zentrale Haltestellen sollten als „Mobilstationen“ ausreichend Park-and-Ride- und Bike-and-Ride-Angebote mit Lademöglichkeiten bereithalten.
 
        Die Stärke des ÖPNV ist die wirtschaftlich effiziente und umweltfreundliche Bündelung von räumlich und zeitlich paralleler Verkehrsnachfrage. Diese Stärke kommt jedoch in dünnbesiedelten Räumen nur auf den Hauptachsen und zum Teil bei der Schülerbeförderung zum Tragen. Ein attraktiver ÖPNV, der über die reine Schülerbeförderung hinausgeht, kann jedoch gerade in ländlichen Räumen nicht ohne öffentliche Zuschüsse finanziert werden. Im Zuge der Klimaschutzdebatte der vergangenen Jahre haben Bund und Länder ihre Finanzierungsvereinbarungen reformiert, was größere finanzielle Spielräume eröffnet. So haben Brandenburg, Niedersachsen und Baden-Württemberg etwa Programme für ein landesbedeutsames10 Busliniennetz aufgelegt.11 Der Vorteil: Durch Schnellbuslinien lassen sich zügigere Direktverbindungen herstellen und Zuständigkeitsgrenzen der einzelnen Landkreise überschreiten; sie passen damit deutlich besser zu den realen Verkehrsverflechtungen.
 
        Um ein ÖPNV-Mindestangebot aufrechtzuerhalten, sind ferner auch flexible ÖPNV-Angebotsformen wie Rufbusse und Anrufsammeltaxis unverzichtbar. Die Anfänge dafür reichen in Deutschland rund 40 Jahre zurück.12 Dabei werden in der Regel Kleinbusse oder Pkw eingesetzt, die nur nach Voranmeldung fahren. Dies ermöglicht ein zeitlich engmaschigeres Fahrtangebot und zusätzliche Bedarfshaltestellen oder gar Haustürbedienung. Europaweit gibt es dafür verschiedene erfolgreiche Beispiele.13 Flexible Verkehre haben im Vergleich zum Linienbus geringere Kosten pro Kilometer, aber sehr hohe Kosten pro Fahrgast.14 Hier gilt es, den Zuschussbedarf im Blick zu behalten und den regional passenden und wirtschaftlich vertretbaren Mix aus Linienverkehr und flexiblen Bedienformen zu finden.15 Um Konflikte mit dem Taxi- und Mietwagengewerbe zu verhindern, sollten diese frühzeitig einbezogen werden. Allerdings wird es in ländlichen Räumen schwieriger, Taxiunternehmen für derlei Modelle zu gewinnen, sodass etliche Verkehrsunternehmen ihre flexiblen Angebote selbst erbringen oder Sozialdienste einbinden, die Kleinbusflotten vorhalten.16
 
        Bislang führen ungleiche kommunale Ausgangssituationen und Prioritätensetzungen zu großen Unterschieden im ÖPNV-Angebot.17 Um dem Ziel der Gleichwertigkeit der Lebensverhältnisse näherzukommen, wären räumlich differenzierte Vorgaben für eine ÖPNV-Mindestbedienung sinnvoll.18 Die Forschungsgesellschaft für Straßen- und Verkehrswesen empfiehlt zum Beispiel bei Bushaltestellen in ländlichen Räumen Einzugsbereiche zwischen 300 Metern und 700 Metern.19 Für viele ist jedoch bereits ein Abstand von 300 oder 400 Metern zu groß, um als „Hausanschluss“ empfunden zu werden.20 Gerade für ältere, mobilitätseingeschränkte Personen ist schon der Weg zur Haltestelle oftmals eine Hürde. Erste Vorschläge für Mindestbedienstandards gibt es bereits, doch eine gesetzliche Regelung steht noch aus.
 
        ALTERNATIVEN AUFBAUEN
 
        Alternative Angebotsformen wie Car-, Bike- oder Ridesharing unterliegen in der Regel nicht dem Personenbeförderungsgesetz, weil der Fahrgast entweder selbst fährt oder das Angebot unentgeltlich ist beziehungsweise das Entgelt die Betriebskosten nicht übersteigt. Im Gegensatz zum ÖPNV gibt es hier durchweg keine Beförderungsgarantie – die gewünschte Fahrt findet nur statt, wenn ein entsprechendes Verkehrsmittel verfügbar oder eine relevante Mitfahrgelegenheit vorhanden ist.21
 
        Carsharing mit flexiblen Rückgabeorten gibt es derzeit nur in einigen deutschen Großstädten. In ländlichen Räumen funktioniert es meist nur mit festen Stationen, in Form von kleinen Vereinen sowie kommunalen oder betrieblichen Fahrzeugflotten, die außerhalb des Dienstgebrauchs auch Privaten zur Ausleihe offenstehen.22
 
        Bikesharing mit flexiblen Rückgabeorten gibt es bislang nur in wenigen ländlichen Tourismusregionen (zum Beispiel auf Usedom); stärker verbreitet ist der traditionelle Fahrradverleih.23 Bewährt haben sich kostenlose Pedelec-Testzeiträume für ÖPNV-Abonnenten24 und der Verleih von Lastenfahrrädern und Fahrradanhängern als Kaufentscheidungshilfe oder für unregelmäßige größere Transporte.25
 
        Ridesharing, also öffentliche Mitfahrvermittlung, scheitert oft daran, in kurzer Zeit eine kritische Masse an Fahrtanbietern und Mitfahrenden zum Mitmachen gewinnen zu müssen.26 Schon rein rechnerisch ist die notwendige räumlich-zeitliche Deckung von Mitnahmeangeboten und Mitfahrwünschen ein Problem.27 Hinzu kommen weitere Hürden: die geringe Bereitschaft, das eigene Auto für eine Mitnahme von Dritten zu öffnen, überhaupt mit unbekannten Menschen in einem Pkw zu sitzen; die Anforderungen des Personenbeförderungsgesetzes an eine in den ÖPNV integrierte Personenbeförderung, wodurch private Mitnahmefahrten nicht ohne Weiteres einbezogen werden können; zudem die Frage, ob bereits das Betreiben einer digitalen Vermittlungsplattform einer Genehmigung bedarf.28
 
        Soziale Fahrdienste werden von einer sozialen Institution wie dem Deutschen Roten Kreuz oder einzelnen Vereinen angeboten, meist für bestimmte Personengruppen mit Mobilitätseinschränkungen und für konkrete Fahrtzwecke wie den Besuch des Wochenmarkts („Marktbus“). Sie fahren in der Regel zum Nulltarif oder gegen einen kleinen Beitrag; oft bilden Spenden oder Sponsorenverträge einen Großteil der Einnahmen.29 Wichtig ist, dass sie nicht parallel zum regulären ÖPNV fahren, sondern gezielt Lücken schließen.
 
        DURCH INTEGRIERTE PLANUNG VERKEHR VERMEIDEN
 
        Um die Distanzen in ländlichen Räumen zu verringern, sind dezentrale Versorgungsstrukturen und mobile Dienstleistungen ein wichtiger Baustein.30 Deutschland hat dafür mit dem langjährigen Planungsleitbild der „dezentralen Konzentration“ grundsätzlich gute Voraussetzungen.
 
        Der anhaltende Wachstumstrend im Online-Handel führt allerdings zu Verlagerungen von Wegen im Personenverkehr hin zu zusätzlichen Wegen im Güterverkehr – vor allem, solange mehrere Anbieter bei der Zustellung hart miteinander konkurrieren. Hier sind stärker als bislang neue Formen der Zusammenarbeit zwischen den Anbietern gefragt. Die Forschungsergebnisse zur Umweltwirkung von Online-Shopping im Vergleich zum traditionellen Einkauf zeigen ein facettenreiches Bild: Im Schnitt verursacht ein Lieferdienst weniger CO2-Emissionen als eine Einkaufsfahrt mit dem Auto.31 Allerdings variiert der CO2-Ausstoß pro Fahrt deutlich, je nachdem, ob Einzelwege oder Wegeketten zurückgelegt werden, ob ein Auto oder der Bus genutzt wird und ob der Einkauf bereits beim ersten Mal erfolgreich war. Lieferverkehr ist am ökologischsten, wenn die Produkte aus dem Nahbereich stammen, größere Mengen auf einmal geliefert werden, die Lieferung gleich beim ersten Anfahren übergeben werden kann und später keine Retoure anfällt.32 Um Fehlzustellungen zu reduzieren und die Wegelänge für Rückgaben zu verringern, können stationäre oder mobile – von den Zustellern möglichst gemeinsam genutzte – „Mikro-Depots“ ein Ansatz sein, was zudem den Einsatz von Lastenfahrrädern oder fußläufigen Transporthilfen für die Zustellung unterstützt.33
 
        Es empfiehlt sich, nicht nur Personen- und Güterverkehr gemeinsam zu planen, sondern auch Verkehrsangebote und Versorgungsstandorte aufeinander abzustimmen.34 So sollten keine Bau- und Gewerbegebiete mehr geplant werden, die nur mit dem Auto zu erreichen sind.35 Weitere Bausteine einer integrierten Raum- und Verkehrsplanung sind dann zum Beispiel Direktvermarktung und Dorfläden, Mehrfunktionshäuser, Telemedizin sowie die Förderung von Telearbeit, Homeoffice und Coworking-Räumen. Allerdings ist gerade für Telemedizin und Telearbeit ein leistungsfähiges Mobilfunk- und Breitbandnetz erforderlich. Ferner zeigen Analysen aus der Schweiz einen Zusammenhang zwischen Telearbeit und einer geringeren Anzahl beruflicher Wege, aber auch einen Zusammenhang zwischen Telearbeit und einer längeren Gesamtwegelänge pro Woche.36 Es gilt daher, mögliche Rebound-Effekte im Auge zu behalten.37
 
        Die Verkehrsforscher Christian Holz-Rau und Joachim Scheiner haben zudem plausibel dargelegt, dass eine integrierte Raum- und Verkehrsplanung zwar vor Ort zu mehr Aufenthaltsqualität und mehr Teilhabemöglichkeiten für Personen ohne Auto führen kann, die stark gestiegenen Wegelängen jedoch vor allem auf solche gesellschaftliche Veränderungen zurückzuführen sind, die mehrheitlich positiv bewertet werden und sich nicht einfach zurückdrehen lassen – etwa allgemein steigende Einkommen, höhere Bildungsabschlüsse, die höhere Erwerbsquote von Frauen und anderes mehr.38
 
        ÖPNV FINANZIEREN – ZENTRALE UND AKTUELLE HERAUSFORDERUNG
 
        Die Unterfinanzierung des ÖPNV hat bereits zu einem deutlichen Rückgang des Angebotes geführt.39 Auch der laufende Erhalt und Betrieb der Verkehrsinfrastruktur ist seit Längerem unterfinanziert.40 Die Aufgabenteilung zwischen Bund, Ländern und Kommunen hat sich allerdings grundsätzlich bewährt, auch wenn die verschiedenen Finanzierungswege der öffentlichen Hand ein komplexes Gesamtbild ergeben.41
 
        Nach Artikel 106a des Grundgesetzes steht den Ländern für den ÖPNV als Teil der Daseinsvorsorge ein Betrag aus dem Steueraufkommen des Bundes zu, der über die im Regionalisierungsgesetz definierten Regionalisierungsmittel an die Länder weitergegeben wird.42
 
        Das Gesetz über Finanzhilfen des Bundes zur Verbesserung der Verkehrsverhältnisse der Gemeinden (GVFG) trat 1971 in Kraft. Durch das GVFG werden die Länder und Gemeinden am Mineralölsteueraufkommen des Bundes beteiligt. Das GVFG wurde 2019/20 deutlich aufgestockt und der Förderkatalog erweitert. So ist auch die Reaktivierung von Schienenstrecken förderfähig und wird in einigen Bundesländern bereits geprüft.43
 
        Der finanzielle Beitrag der kommunalen Aufgabenträger für den ÖPNV ist bereits seit 1993 rückläufig. Hatten die Kommunen 1993 etwa 4,5 Milliarden Euro für die ÖPNV-Finanzierung ausgegeben, so waren es 2012 nur noch 3,2 Milliarden Euro.44 Die Gründe sind vielfältig: Neben fehlenden eigenen Einnahmequellen und der Abhängigkeit von Landeszuweisungen spielt vor allem der geringere Defizitausgleich durch die sinkenden Gewinne der Energiesparte kommunaler Unternehmen eine bedeutende Rolle. Der ÖPNV steht als freiwillige Leistung in der Priorität hinter den kommunalen Pflichtaufgaben und in Konkurrenz zu weiteren freiwilligen Leistungen. Daher wird diskutiert, den ÖPNV als Pflichtaufgabe der kommunalen Selbstverwaltung zu verankern, um die Ziele der Daseinsvorsorge und die Umwelt- und Klimaschutzziele zu erreichen. Dafür ist dann erforderlich, den Kommunen auch die entsprechenden Finanzmittel für die Pflichtaufgabe ÖPNV zur Verfügung zu stellen beziehungsweise ihnen den rechtlichen Rahmen für eigene Finanzierungsinstrumente zu bieten.
 
        Der Anteil der Nutzerfinanzierung im ÖPNV ist zwischen 1993 und 2012 kontinuierlich gestiegen.45 Dies hängt im Wesentlichen mit mäßigen Fahrgastzuwächsen vor allem im Schienenpersonennahverkehr und überproportional gestiegenen Fahrpreisen zusammen: Der Anstieg der Fahrpreise war zwischen 2000 und 2018 mehr als doppelt so hoch wie der Preisanstieg für Kauf und Unterhaltung von Kraftfahrzeugen.46 Da sich jedoch die ÖPNV-Angebotsdichte in vielen Gemeinden nicht wesentlich verbessert hat, dürfte die Zahlungsbereitschaft für die ÖPNV-Nutzung bei vielen Kundengruppen weitgehend ausgeschöpft sein.
 
        Doch auch „ÖPNV zum Nulltarif“ scheint nicht im größeren Umfang zu einer Verlagerung vom Pkw auf den ÖPNV zu führen: „Ein Nulltarif im ÖPNV führt zu einer erheblichen Steigerung der Fahrgastnachfrage, die im Wesentlichen durch verlagerte Wege zu Fuß und mit dem Fahrrad sowie durch induzierten Verkehr verursacht wird. (…) Die Auswirkungen von Preisänderungen im ÖPNV auf die Nachfrage im motorisierten Individualverkehr (MIV) sind gering; ÖPNV-ferne Gruppen werden auch bei erheblichen Preissenkungen allein nur in geringem Maße zur Verkehrsverlagerung angeregt.“47 Wesentlich wirksamer als ein pauschaler Nulltarif sind Preissenkungen für Seltennutzer und Gelegenheitskunden, da diese im Vergleich zu den ÖPNV-affinen Häufignutzern ein deutlich höheres Verlagerungspotenzial von Pkw-Fahrten aufweisen und darüber hinaus bei Preisänderungen stärker reagieren.48 Positive Beispiele sind Bahncard-Modelle im Nahverkehr sowie nutzungsabhängige Anreizmodelle, die auf E-Ticketing-Systemen basieren.49
 
        NEUE FINANZIERUNGSWEGE WAGEN
 
        Autofahrerinnen und Autofahrer tragen bislang nur in geringem Maße zur Finanzierung der Verkehrsinfrastruktur bei.50 Die Diskussion über die ÖPNV-Finanzierung sollte daher nicht isoliert, sondern gemeinsam mit der Finanzierung des Verkehrs insgesamt geführt werden. Schließlich erzeugt der motorisierte Individualverkehr externe Kosten in Höhe von etwa 110 Milliarden Euro pro Jahr in Deutschland, die von der Allgemeinheit getragen werden.51 Eine Anrechnung der externen Verkehrskosten würde nicht nur zu zusätzlichen Einnahmen führen, die unter anderem für die ÖPNV-Finanzierung genutzt werden könnten, sondern auch die Verkehrsziel- und Verkehrsmittelwahl positiv im Sinne geringerer umwelt- und klimaschädlicher Emissionen beeinflussen. Hierfür wären etwa eine Pkw-Maut im gesamten deutschen Straßennetz, die Ausweitung der Parkraumbewirtschaftung und die Einführung einer Verkehrserzeugungsabgabe auf kommunaler Ebene geeignete Schritte.52
 
        Insbesondere Modelle der Nutznießerfinanzierung sind als weitere Säule neben der Haushalts- und der Nutzerfinanzierung zu prüfen.53 Nutznießer sind Personen und Institutionen, die durch das Vorhalten des ÖPNV einen indirekten Vorteil haben, zum Beispiel Arbeitgeber und Immobilienbesitzer. Während im Ausland unterschiedliche Instrumente der Nutznießerfinanzierung etabliert sind – etwa die Nahverkehrsabgabe in Frankreich oder die Dienstgeberabgabe in Wien –, fehlt in Deutschland ein entsprechender Rechtsrahmen.54 Eine Ausnahme bildet das Parkraummanagement. Allerdings muss jede Reglementierung des Parkens im öffentlichen Straßenraum bislang verkehrsrechtlich begründet werden; allein aus Gründen des Klimaschutzes oder der Einnahmenerzielung ist dies derzeit nicht möglich.55
 
        MIT BEDACHT BEWEGEN
 
        Um die Klimaschutzanforderungen auch in ländlichen Räumen zu bewältigen und dabei soziale Härtefälle und Spaltungen zu vermeiden, ist es wichtig, das Puzzle des Umweltverbunds auszubauen. Ein Mindest-Puzzle an Pkw-Alternativen muss bereits existieren, ehe eine deutliche Verteuerung der Pkw-Nutzung stattfindet. Es gilt zu verhindern, dass Klimaschutz und soziale Teilhabe gegeneinander ausgespielt werden und am Ende beide Bereiche ausgebremst werden. Die Bausteine für eine zukunftsfähige Mobilität sind dabei an sich unabhängig vom Raumtyp, doch die genaue Ausgestaltung und Umsetzung unterscheidet sich zwischen urbanen und ländlichen Räumen (Abbildung).
 
          
          [image: In vier Spalten sind "Bausteine zukunftsfähiger Mobilität" aufgeführt: "Pooling/Bündeln", "Sharing/Teilen", "Aktive Mobilität" sowie "Verkehrsvermeidung". Darunter sind jeweils Beispiele für die Bausteine jeweils für "Urban" und "Ländlich" angegeben. Für "Pooling/Bündeln" etwa U-Bahn für den urbanen Bereich und Schnellbusse für den ländlichen Bereich.] 
          Quelle: eigene Darstellung
 
        
 
        Ein substanzieller Angebotsausbau dürfte allerdings nur durch eine Aufstockung und Reform der ÖPNV-Finanzierung machbar sein – ein verkehrspolitisch durchaus schwieriges Pflaster, wie bereits das Deutschlandticket zeigt. Ein Ausbau von landesbedeutsamen Schnellbusnetzen ist zwar planungsseitig rascher zu realisieren als der Deutschlandtakt im Schienenfernverkehr und die Reaktivierung von Schienenstrecken im Nahverkehr, stößt jedoch auf einen zunehmenden Mangel an Fahrpersonal. Das betrifft auch die Schienenersatzverkehre, die parallel für die Schienensanierung benötigt werden. Hier könnten autonom fahrende Kleinbusse und Carsharing-Fahrzeuge irgendwann vielleicht Alternativen ermöglichen. Durch den Einsatz autonomer Fahrzeuge entfiele auch ein Großteil der Kosten für Fahrpersonal, sodass attraktivere Angebote bei gleichem Finanzeinsatz möglich wären.56 Dabei ist jedoch eine große Spannweite an Auswirkungen denkbar, von einer deutlichen Verbesserung bis hin zu massiven Verschlechterungen der verkehrlichen, städtebaulichen und sozialen Verhältnisse sowie der Umweltsituation – dafür braucht es Regulierungsinstrumente, um Risiken zu minimieren und Chancen zu nutzen.57
 
        In den Fällen, in denen es auch in Zukunft nicht ohne (eigenes) Auto geht, sollte das Auto möglichst ressourcensparend betrieben werden. Um auch die Fahrkompetenz älterer Menschen, die eine besonders große Personengruppe in ländlichen Räumen ausmachen, länger zu erhalten, sind zum Beispiel Fahrtrainings, Mobilitätsberatungen, Gesundheitschecks und Fahrassistenzsysteme eine sinnvolle Ergänzung.58 Beispiele für die Kopplung von Elektromobilität mit erneuerbaren Energien in ländlichen Räumen gibt es bereits,59 zudem eine Vielzahl an Handlungsleitfäden für elektromobiles Carsharing.60 In ländlichen Räumen dürfte der Aufbau zusätzlicher Ladeinfrastrukturen deutlich einfacher werden als in den Städten, wo der begrenzte öffentliche Raum für sehr unterschiedliche Zwecke genutzt und auch eingefordert wird. Um kurzfristig eine Antriebswende im Verkehr zu erreichen, sind insbesondere Flottenbetreiber gefragt – zum Beispiel die öffentliche Hand, Unternehmen, Carsharing- und Taxibetriebe –, da dort hohe Jahresfahrleistungen erreicht werden und andere Fahrzeuge oder Verkehrsmittel zum Ausgleich etwaiger Reichweitenbeschränkungen zur Verfügung stehen.61
 
        Insgesamt wird der Druck der Klimaschutzverpflichtungen weiter steigen. Eine Internalisierung der externen Verkehrskosten rückt damit verstärkt auf die politische Agenda. Neue Antriebs-, Speicher- und Sensortechnologien bieten neue Möglichkeiten. Sie erfordern jedoch auch gesetzgeberische Anpassungen: Ohne sorgfältig gestaltete Rahmenbedingungen kann sowohl die Digitalisierung als auch die Fahrzeug-Automatisierung zu einer Zunahme des klimaschädlichen motorisierten Individualverkehrs auf Kosten der öffentlichen Verkehre führen sowie zu mehr Zersiedlung, Flächenverbrauch und Verkehrsleistung – nicht nur, aber auch in ländlichen Räumen.
 
        Allerdings wird gerade in ländlichen Räumen das Puzzle aus Pkw-Alternativen nur in wenigen Fällen genauso oder gar schneller und flexibler als das Auto sein können. Das Paradigma „schneller-flexibler-arbeitsteiliger“ ist schließlich die eigentliche Ursache hinter der starken räumlichen Expansion und des Verkehrswachstums der zurückliegenden Jahrzehnte.62 Eine tragfähige Verkehrswende in ländlichen Räumen benötigt daher auch eine Abkehr von diesem Wachstumscredo und ein neues Leitbild: eine bewusste Handlungsauswahl statt hektischem Multitasking, eine gemeinschaftlichere Nutzung von Fahrzeugen und Gebäuden, eine nahräumlichere Versorgung – die unvermeidlich mit geringerer Produkt- und Dienstleistungsvielfalt einhergeht – und insgesamt ein bescheidenerer Lebensstil.
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        DIE MOBILITÄTSWENDE MODERIEREN
 
        Gelingensbedingungen für demokratische Aushandlung auf kommunaler Ebene
 
        Anke Kläver · Katharina Götting
 
        Es ist allgemein bekannt, dass im Verkehrssektor in Deutschland noch immer viel zu große Mengen Kohlenstoffdioxid ausgestoßen werden und es einer Mobilitätswende bedarf, um das im Bundes-Klimaschutzgesetz verankerte Ziel der Klimaneutralität bis 2045 zu erreichen. Die Reduktion von Treibhausgasen ist zudem in einigen Landesgesetzen festgeschrieben, etwa im Berliner Klimaschutz- und Energiewendegesetz. Demnach verpflichtet sich die Hauptstadt bis 2045 zu einer Reduktion um 95 Prozent im Vergleich zum Referenzjahr 1990.01
 
        Nimmt man diese Ziele ernst, kann es in den urbanen Zentren jedoch nicht allein darum gehen, durch Elektrifizierung von Antrieben CO2-Emissionen zu reduzieren; zusätzlich bedarf es einer Neuaufteilung des öffentlichen Raumes. Gemeint ist damit die Umwidmung von Flächen, die bislang hauptsächlich von Autos und anderen Kraftfahrzeugen in Anspruch genommen werden, zu Räumen für aktive Mobilität, also Fahrradfahren und Zufußgehen, Freizeitnutzung und urbanes Grün. Das Berliner Mobilitätsgesetz, das 2018 vom Berliner Abgeordnetenhaus verabschiedet wurde, sieht etwa den Ausbau geschützter Radwege und Radinfrastruktur vor – vor allem auch, um unter dem Leitbild „Vision Zero“ die Zahl der Verkehrsopfer langfristig auf ein Minimum zu reduzieren.02 Doch nicht nur in Berlin werden die Forderungen nach mehr Flächengerechtigkeit immer lauter und der Bedarf an demokratischer lokaler Aushandlung der daraus erwachsenden Konflikte immer größer.
 
        Im Folgenden gehen wir den Fragen nach, welche theoretischen Ansätze es zur demokratischen Bearbeitung dieser Konflikte gibt und wie der Sprung von der Theorie in die Praxis gelingen kann. Zunächst aber werfen wir einen Blick darauf, warum das Thema urbane Mobilität überhaupt so großes Konfliktpotenzial birgt.
 
        KONFLIKTE UM NEUVERTEILUNG
 
        Der begrenzte öffentliche Raum, vor allem in urbanen Räumen, führt zu Verteilungskonflikten. Es geht im Wesentlichen darum, wie viel Fläche für welche Zwecke genutzt werden und für wen sie zugänglich sein sollte.03 Hierbei treffen verschiedene Vorstellungen aufeinander. Zudem stellt sich in diesen Verteilungskonflikten die Frage nach der Verteilung von Kosten und Nutzen im Zuge der Umgestaltung. Steigende Kosten betreffen insbesondere Menschen, die bislang vorwiegend mit dem Auto unterwegs waren und dieses kostengünstig im öffentlichen Raum abstellen konnten. Sie werden vielerorts etwa durch erhöhte Parkgebühren finanziell stärker belastet als zuvor.
 
        Darüber hinaus entstehen sogenannte Verhaltenskosten, die sich etwa in längeren Parkplatzsuchen, wahrgenommenen Komforteinbußen und eingeschränkter Flexibilität äußern. Diese erhöhten (Verhaltens-)Kosten können oftmals auch als Verlust von bisherigen Privilegien wahrgenommen werden. Da Menschen zur Verlustaversion neigen, gewichten sie diesen Verlust höher als mögliche Gewinne.04 Für die Umgestaltung von Flächen bedeutet das: Egal wie oft die Vorteile einer autoärmeren Stadt für die Gesundheit, die Lebensqualität, die Umwelt und anderes mehr betont werden – der Verlust der Privilegien scheint im öffentlichen Diskurs stärker ins Gewicht zu fallen.
 
        Unabhängig vom Verkehrsmittel entstehen durch die Umgestaltung außerdem vermeintliche Kosten durch Nebeneffekte. So befürchten Anwohner*innen oftmals erhöhten Freizeitlärm (statt Verkehrslärm) sowie die Zunahme von Vandalismus und ein vermehrtes Müllaufkommen etwa durch nächtlichen Aufenthalt von Jugendlichen.05 Auch die Sorge vor einer beschleunigten Gentrifizierung ist an vielen urbanen Orten verbreitet.
 
        Des Weiteren werden im Kontext der Neuverteilung von Flächen unterschiedliche Werte, Interessen und Zielvorstellungen deutlich. Diese Unterschiede können sowohl zwischen Gruppen als auch Einzelpersonen auftreten – seien es die involvierten Akteur*innen aus der Politik und Verwaltung oder jene aus zivilgesellschaftlichen Initiativen.06 Die Politikwissenschaftlerin Anke Borcherding wirft an dieser Stelle die Frage nach unterschiedlichem kulturellem Kapital als Grund für Konflikte zwischen Akteur*innen auf.07 Zusätzlich können widersprüchliche Erwartungen, die mit verschiedenen sozialen Identitäten verbunden sind, zu Konflikten führen: etwa, wenn Personen einerseits als Arbeitnehmer*innen auf das Auto angewiesen sind und entsprechende Nutzungseinschränkungen ablehnen, andererseits aber als Anwohner*innen Veränderungen in der Nachbarschaft unterstützen, um beispielsweise mehr Grünflächen zu schaffen. Ein ähnlicher Effekt tritt auf, wenn Menschen sich aufgrund ihrer sozialen Identität als Radfahrer*innen für eine sichere und gegen eine nur autogerechte Infrastruktur einsetzen, gleichzeitig aber durch die Aufwertung ihrer Nachbarschaft Sorgen vor Gentrifizierung haben.
 
        DEN RICHTIGEN RAHMEN FINDEN
 
        Angesichts der Konflikte, die mit der Umverteilung der Flächen einhergehen können, ist es wenig verwunderlich, dass sich viele kommunale Verwaltungen von einem rein technokratischen, von oben nach unten ausgerichteten Planungsverständnis abgewendet haben.08 Sowohl in Bundes- als auch in Landesgesetzen wird betont, wie wichtig es ist, die Planung inklusiver zu gestalten. So sieht auch das Berliner Mobilitätsgesetz Beteiligungsformate zur Erhöhung der Transparenz und Akzeptanz vor. Dabei sollen die von staatlichen Akteur*innen organisierten Beteiligungsverfahren „die Interessen aller in Berlin lebenden Menschen“ unabhängig von soziodemografischen Variablen und dem Mobilitätsverhalten „in die Verfahren eingebracht und berücksichtigt werden“.09 Es soll eine Mobilitätswende für alle und mit allen gestaltet werden, in der Wissen und Erfahrungen von Bevölkerung und Planer*innen einbezogen werden. So wird in Berlin im Rahmen der Mobilitätswende eine Reihe an unterschiedlichen Beteiligungsformaten eingesetzt. Diese reichen von Informationsveranstaltungen über Diskussionsrunden und runden Tischen bis zu Online-Beteiligungsmöglichkeiten und aufsuchenden Beteiligungsformaten.
 
        Idealtypische Beteiligungsprozesse haben viele Kriterien zu erfüllen, um als fair wahrgenommen zu werden. Dazu gehören unter anderem Transparenz, Unparteilichkeit und Neutralität der Moderierenden, Mitgestaltung von Verfahrensabläufen und Offenheit der Entscheidungen.10 Werden Kriterien davon nicht erfüllt, kann die Motivation zur weiteren Teilnahme an Beteiligungsverfahren schwinden. So zeigt eine Interviewstudie zu einem umgestalteten Platz in Berlin beispielsweise, dass sich manche Befragte mehr Transparenz und Informationen gewünscht hätten und sie die Moderierenden nicht als unparteiisch und neutral wahrgenommen haben.11 Für die Offenheit der Entscheidungen ist es deshalb sehr wichtig, eine klare und verständliche Definition von Beteiligung zu vermitteln sowie deutlich zu kommunizieren, welchem Zweck die Beteiligung dient und wo ihre Grenzen liegen. Denn der Begriff „Beteiligung“ kann unterschiedlich interpretiert werden – sowohl seitens der kommunalpolitischen Akteur*innen als auch der Bürger*innen – und daher bisweilen falsche Erwartungen wecken. Oftmals wird auch nicht klar genug kommuniziert oder verstanden, zu welchem Zweck die Beteiligung stattfindet. So kann es vorkommen, dass ein Beteiligungsverfahren zur Gestaltung von Parkplätzen oder eines verkehrsberuhigten öffentlichen Platzes eingeleitet wird, aber einige Anwohner*innen eigentlich über die viel grundlegendere Frage abstimmen möchten, ob überhaupt Parkplätze umgestaltet und Plätze verkehrsberuhigt werden sollten.
 
        Weitere Kriterien für faire Beteiligung sind Niederschwelligkeit von Veranstaltungen, zeitpunktunabhängige Kompetenzentwicklung sowie Unterstützung bei der Mitsprache. Diese haben einen besonderen Einfluss darauf, wer an Beteiligungsformaten teilnimmt und wer nicht.12
 
        WER NIMMT (NICHT) TEIL?
 
        Mit dem Civic-Voluntarism-Modell haben der Politikwissenschaftler Sidney Verba und Kolleg*innen einen strukturierten Erklärungsansatz entworfen, der aufzeigt, was Menschen dazu motiviert oder daran hindert, an Beteiligungsformaten teilzunehmen.13 Zunächst nennen sie die Ressourcen, die Menschen brauchen, um an klassischen Beteiligungsformaten teilnehmen oder politisch aktiv werden zu können: genügend Zeit, Einkommen und gesellschaftliche Kompetenzen. So zeigt sich, dass Teilhabe am politischen und gesellschaftlichen Leben positiv korreliert mit der Verfügbarkeit von Zeit und materiellen und sozialen Ressourcen (also Einkommen und Bildung), die in eher heterogen geprägten urbanen Räumen ungleich verteilt sind.14
 
        Weitere Einflussfaktoren auf die Teilnahme an Beteiligungsformaten sind unter dem Begriff „psychologisches Engagement“ oder auch „Motivation“ zusammengefasst. Dazu zählen politisches Interesse und politische Wirksamkeit. Politische Wirksamkeit beschreibt hier die Überzeugung, dass man etwas bewirken kann, wenn man an Beteiligungsformaten teilnimmt oder sich engagiert.15 Demnach verringert sich die Wahrscheinlichkeit, an Beteiligungsformaten teilzunehmen, wenn das politische Kompetenzbewusstsein (internale politische Wirksamkeit) gering oder das Gefühl, von politischen Entscheidungsträger*innen gehört und gesehen zu werden (externale politische Wirksamkeit), nicht gegeben ist. Umgekehrt erhöht sich die Wahrscheinlichkeit zur Beteiligung, wenn beides gegeben ist.
 
        Mit der externalen politischen Wirksamkeit geht auch das Vertrauen in lokale Akteur*innen einher,16 die entweder die Flächenumgestaltung oder die Beteiligungsformate organisieren. Haben Menschen wenig Vertrauen in die Akteur*innen, sinkt die Bereitschaft, teilzunehmen. Zudem spielt es eine Rolle, ob Menschen schon Erfahrungen mit Beteiligungsformaten gemacht haben. Hier kumulieren nun die Einflussfaktoren und verstärken sich gegebenenfalls: Menschen, denen es aufgrund ihrer Ressourcen leicht fällt, sich zu beteiligen, sammeln mehr Erfahrungen und sind immer wieder präsent. Allerdings können Menschen durch eine Teilnahme auch frustriert werden, wenn sie etwa das Gefühl haben, dass die Beteiligungsformate nicht neutral und transparent genug sind oder ihre Perspektive nicht ausreichend gehört wurde. In diesen Fällen verringert sich die Wahrscheinlichkeit, erneut an Beteiligungsformaten teilzunehmen.17
 
        Auch die soziale Vernetzung spielt in dem Civic-Voluntarism-Modell eine entscheidende Rolle. So kann es hilfreich für die Teilnahme sein, dass Menschen bereits in Vereinen, (Nachbarschafts-)Initiativen, Gemeinden oder ähnlichen Gruppen aktiv und vernetzt sind und darüber an relevante Informationen zu Beteiligungsformaten kommen. Ein „sozialer Aufruf“ zur Teilnahme an Beteiligungsformaten kann ebenfalls von Familienangehörigen, Freund*innen oder Nachbar*innen ausgehen.18 Gleichzeitig kann es passieren, dass Erfahrungen des sozialen Netzwerkes übernommen werden und diese die Wahrnehmungen und Erwartungen an Partizipationsformate beeinflussen. Insbesondere negative Erfahrungen mit Beteiligung des sozialen Netzwerkes können dazu führen, dass Menschen abgeschreckt sind, ihre Zeit und Energie in solche Formate zu stecken.19
 
        THEORETISCHE DISKURSANSÄTZE
 
        Neben diesen Beteiligungshürden, die nicht nur im Kontext der Mobilitätswende auftreten, stellt sich grundsätzlich die Frage, wie in pluralistischen Demokratien, in denen die Bürger*innen die zentrale Legitimationsinstanz sind, die Verständigung zwischen den verschiedenen gesellschaftlichen Gruppen gelingen kann. Dabei verstehen wir demokratische Verständigung als Benennung dessen sowie Diskurs und Streit darüber, was sich wie ändern sollte. In der Wissenschaft haben sich verschiedene theoretische Ansätze für den Umgang mit divergierenden Perspektiven in Planungsprozessen herauskristallisiert. Hierbei wird vor allem zwischen dem konsensual-deliberativen und dem konfliktorientiert-agonistischen Ansatz unterschieden.20 Beide Ansätze haben ihren Ursprung in der Unzufriedenheit mit Top-down- und technokratischen Planungsprinzipien.
 
        Der konsensual-deliberative Ansatz beruht auf der Diskursethik des Philosophen Jürgen Habermas.21 Demnach fungiert der rationale Diskurs, der gleichberechtigte Austausch vernünftiger Argumente, als universelles Prinzip, um soziale und politische Fragen demokratisch und frei von Zwängen zu lösen. Der Theorie nach erreichen Beteiligte aus verschiedenen sozialen Gruppen, die von der zu verhandelnden Sache – hier einem Planungsprozess – betroffen sind, in einem machtfreien Raum nach bestimmten Regeln und Gütekriterien eine Einigung.22 In der Praxis scheitert dieser Ansatz jedoch häufig – zum einen an den im Civic-Voluntarism-Model beschriebenen Hürden, zum anderen an der fehlenden gemeinsamen Lebensrealität der verschiedenen Gruppen. Unter welchen Umständen man lebt, unterscheidet sich teilweise so stark, dass es oftmals an geteilten Werten, Weltanschauungen und Annahmen fehlt.23 Dies äußert sich beispielhaft darin, wenn Menschen, die das hegemoniale Narrativ der „urbanen Nachhaltigkeit“ proklamieren, Räume schaffen möchten, in denen die Wünsche und Perspektiven aller Berücksichtigung finden sollen, um eine „gemeinsame Vision“ zu erschaffen und umzusetzen. Was an einigen Orten aufgrund einer gemeinsamen Lebensrealität zu funktionieren scheint, führt an anderen Orten jedoch zu vehementer Oppositionsbildung.24
 
        Der zweite Ansatz für die demokratische Verständigung ist die konfliktorientierte-agonistische Diskurstheorie. Dem verständigungsorientierten Diskursmodell von Habermas entgegen hat zunächst der Philosoph Michel Foucault den durch Machtverhältnisse herrschenden Exklusionseffekt moderner Gesellschaften in Diskursen betont, worin ihm später unter anderem Ernesto Laclau und Chantal Mouffe folgten.25 Dieser Ansatz stellt den Dissens ins Zentrum. Denn einen Dissens, so die Theorie, gibt es bereits vor dem Diskurs und tritt nicht als Ergebnis von Diskursen über Planungsprozesse auf. Daher ist es unmöglich und nicht gewünscht, durch Diskussionsprozesse den Dissens vollständig aufzulösen. Vielmehr zielen diese Prozesse darauf ab, den Dissens sichtbar zu machen und zu vertiefen.26 Es geht also nicht darum, den Dissens in einen Konsens zu überführen, sondern ihn auszuhalten. Das bedeutet, dass auch Emotionen berücksichtigt werden: Ängste, Sorgen und Wut, die zutage treten, sollten nicht ignoriert oder vermieden, sondern sichtbar gemacht werden. Entsprechend gilt es, Räume dafür bereitzustellen.
 
        In dieser Hinsicht befürwortet Mouffe einen „agonistischen Pluralismus“ und setzt sich für die Schaffung agonistischer Foren ein. In diesen Foren könnten „verschiedene hegemoniale politische Projekte miteinander konfrontiert werden“.27 Doch egal auf welche Art und Weise dies geschieht – solche Prozesse brauchen Zeit, handelt es sich doch um „langwierige Prozess[e] des Erkennens und Anerkennens der Andersheit des Anderen“.28 Mouffe und Laclau betonen darüber hinaus, dass sich politische Kämpfe über das soziale Zusammenleben immer wieder aktualisieren, da das Politische an sich antagonistisch sei.29 Zu einem konfliktlosen Zusammenleben wird es also nie kommen, erst recht nicht im öffentlichen Raum. Gleichzeitig aber wird in diesem Ansatz die Legitimität von Kontroversen anerkannt.
 
        VON DER THEORIE ZUR PRAXIS
 
        Für die Praxis ist es zunächst einmal eine wichtige Aufgabe, strukturelle Hürden zur Beteiligung durch organisatorische Ausgestaltung der Formate abzubauen, zum Beispiel durch einkommensbezogene Vergütung für die Teilnahme an Beteiligungsformaten, Kinderbetreuung, unterschiedliche Zeitfenster, Übersetzungen von Einladungstexten und Partizipationsveranstaltungen und anderes mehr. Eine Möglichkeit kann es auch sein, Menschen in bereits bestehenden sozialen Gruppen (Sportverein, Chor, Schulklassen) zu besuchen und Themen zur Diskussion vorzuschlagen. Oftmals teilen Menschen dort bereits ähnliche Erfahrungen, Werte und Normen, sodass das Gelingen deliberativer Formate in diesen Settings wahrscheinlicher erscheint. In diesen Zusammenhängen können Menschen mitunter größeres politisches Interesse, größere interne politische Wirksamkeit und verschiedene Diskurskompetenzen entwickeln. Dadurch können sie ermutigt werden, sich auch außerhalb der Gruppen Gehör zu verschaffen. Im besten Fall führt das dazu, dass langfristig auch die externale politische Wirksamkeitserwartung zunimmt.
 
        Ebenso ist es möglich, dass sich hierdurch eine starke soziale Identität oder sogar eine politisierte Identität entwickelt, das heißt, dass Menschen sich mit den Normen und mobilitätspolitischen Zielen dieser Gruppe stärker identifizieren und „leidenschaftlich“ dafür eintreten, so wie es Mouffe konzipiert. Auch können sich auf den ersten Blick unterschiedliche soziale Gruppen zusammenschließen, wenn sie sich mit gemeinsamen übergeordneten Zielen bezüglich der Mobilitätswende identifizieren können.30
 
        In der lokalen Mobilitätswende prägen vor allem zwei Narrative den Diskurs: zum einen die jahrzehntelang politisch, institutionell, ökonomisch und kulturell geförderte Hegemonie des Automobils und der „autogerechten Stadt“;31 zum anderen das Narrativ der „urbanen Nachhaltigkeit“, das mit der Forderung nach einem infrastrukturellen Ausbau aktiver Mobilitätsformen wie Radfahren oder zu Fuß gehen verbunden ist und meist den Part der Gegenhegemonie einnimmt. Sobald jedoch Umgestaltungen politisch beschlossen sind und gegebenenfalls Beteiligungsformate eingeleitet werden, wird häufig die ökologisch geprägte urbane Nachhaltigkeit zum vorherrschenden Narrativ – was wiederum von Bürger*innen herausgefordert wird, die sich darin nicht wiederfinden können, weil sie beruflich oder aus körperlichen Gründen aufs Auto angewiesen sind. So formen diese zuvor nicht mitgedachten Menschen wiederum neue Gruppen und politisierte Identitäten, die nun ihrerseits zur Gegenhegemonie werden.
 
        Diese starken sozialen Identitäten, unterschiedlichen Narrative und Ziele der Gruppen treffen dann, sofern diese über die entsprechenden Ressourcen verfügen, in agonistischen Räumen aufeinander – sei es in klassischen oder sozialen Medien, auf Demonstrationen auf der Straße, bei öffentlichen Versammlungen oder auf Online-Beteiligungsplattformen. Dabei kann es passieren, dass manche Gruppen dennoch nicht sichtbar werden – und dies auch gar nicht wollen –, und ihren Frust und Ärger stattdessen in halböffentliche oder private Räume tragen, die vom öffentlichen Diskurs nicht wahrgenommen werden (etwa Gespräche in Kneipen, im Supermarkt, im Familienkreis).
 
        Organisierte Beteiligungsformate können durch (anonymen) Chataustausch mit gegensätzlichen Perspektiven oder – wenn es der Kontext erlaubt – Eins-zu-eins-Gesprächen von Menschen mit gegensätzlichen Meinungen ergänzt werden, um einer zu starken Polarisierung entgegenzuwirken.32 Bei diesen Formaten kann der Einsatz von sogenannten systemischen Fragen hilfreich sein. So können Gesprächspartner*innen zum Beispiel Verschlimmerungsfragen stellen („Wie würdest du es finden, wenn alle Radfahrenden aufs Auto umsteigen und du noch länger im Stau stehst?“), zirkuläre Fragen („Wie finden deine Kinder/deine Eltern/deine Kolleg*innen die Umgestaltung?“) oder Fragen nach Ausnahmen („Gefällt dir denn auch etwas an dieser Umgestaltung?“). Dabei ist es wichtig zu betonen, dass kein Konsens erreicht werden muss, sondern widersprüchliche Perspektiven gleichberechtigt gegenüberstehen bleiben können.
 
        Auch wenn der Dissens beziehungsweise die Konflikthaftigkeit anerkannt wird, sollte es letztendlich für alle Beteiligten immer die Möglichkeit geben, sich für einige Momente von den (polarisierten) starken sozialen Identitäten zu lösen und die Orte, Namen und Funktionen, die einem vermeintlich zugewiesen wurden, zu verlassen.33 Das heißt einerseits, die wahrgenommene Autoabhängigkeit zu hinterfragen, und andererseits, das ökologisch geprägte Narrativ der urbanen Nachhaltigkeit zu reflektieren. Darauf aufbauend gilt es, die eigenen Bedürfnisse – zum Beispiel nach Schulweg- oder Jobsicherheit, Freiheit, Komfort, Teilhabe oder Naturverbundenheit – wieder mehr in den Mittelpunkt zu stellen und gemeinsam Strategien zu entwickeln, wie diese jenseits der festgefahrenen Narrative von der autogerechten Stadt oder der urbanen Nachhaltigkeit erfüllt werden können.
 
        Um diese zeitweise „Des-Identifikation“34 zu unterstützen, braucht es neben erlebbaren infrastrukturellen Veränderungen auch soziale Unterstützungsangebote wie etwa „Sorgentelefone“, Ansprechpartner*innen vor Ort und Mediator*innen, die als neutral beziehungsweise allparteilich wahrgenommen werden. Zusätzlich können öffentliche (künstlerische) Räume und Aktionen sinnvoll sein, um negative Emotionen, die mit Veränderungen einhergehen, sichtbar zu machen, anzuerkennen und gemeinsam individuelle und kollektive Coping-Strategien zu entwickeln.
 
        Insgesamt lässt sich festhalten, dass demokratische Verständigung in der lokalen Mobilitätswende trotz vieler theoretischer Überlegungen und praktischer Methoden noch relativ am Anfang zu stehen scheint – vor allem, da sie bislang vorwiegend in institutionalisierten Räumen gedacht und umgesetzt wird. Demokratische Verständigung lässt sich – basierend auf Erfahrungs- und theoretischem Wissen – nur durch stetiges Reflektieren und Experimentieren weiterentwickeln. Dafür bleibt zu hoffen, dass alle Akteur*innen und Bürger*innen offen dafür sind und bleiben, uns aktuell noch unbekannte Formen der Beteiligung auszuprobieren und anzuerkennen.
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